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Arbeitfinoiuits. 

I.  AUgemexner  Arbeiterschuta. 

1.  Ki uderscUutz.  Die  gewerbli<lie  Kimierarbeit  im  Deutschen 
Reiche  unterlag  bisher  deu  eiDbchiftgij^en  BoBtimmungen  der  Geweibe- 
ordniuig  und  den  snr  Aneftlfarttiig  und  auf  Orund  der  Gewerbeordnuiig 
erlassenen  Bekanntmachungen  und  Veorordnungen.  Auf  Grund  dieser 
Normpn  H  irfen  Kinder  unter  13  JaLren  nicht  besdiäfili^r  werden  in 
Fabriken ,  Hüttenwerken ,  auf  Zimmerplatzon  und  anderen  Rauh<>fen, 
Weisen,  in  solchen  Ziegeleien,  welche  nicht  bloss  vorübergehend  oder  in 
geriogwn  Umksigß  betrieben  werden,  Bergverken,  Salinen»  Anfbereitung»- 
anstalten  und  unterirdisch  betriebenen  Brüchen  und  Gruben.  Diese  Be- 
stimmung gilt  auch  für  nichtfabriksm&ssige  Betriebe  (Werkstätten),  in 
welchen  durch  elementare  Kraft  (Dampf,  Wind,  Wasser,  Gas,  Luft, 
Elektrizität)  bewegte  Triebwerke  nicht  Mobs  vorübergehend  zur  \'erwen- 
duag  kosuaen,  doch  ist  der  Bnndearat  befugt,  Ausnahmen  hiervon  zu  ge- 
statten. Von  dieser  Befugnis  ist  indessen  in  der  Bekanntmachung  vom 
9.  Juli  1f''H>  kein  Gebrauch  gemacht  worden. 

Durch  Kaiserliche  Verordnung  sut  Zustimmung  des  Bimdesrates  kann 
das  Verbot  andi  aof  andere  WerkatUten  sowie  auf  Bauten  (mit  Aus- 
nahme deijemgea,  wo  nur  Familienangehörige  beschftfttgt  werden)  aus- 
fredehnt  werden.  Diewe  Erweiterung  des  Kinder.^irhutzcs  erfolgte  durch 
§  2  Ab55.  1  der  Verordnun^r  ynm  Hl.  Mai  18^7  für  WerkstAtten  zur  An- 
fertigung von  M&nner-  und  ivuubeukleidem,  Frauen-  und  Kinderkleidung» 
sowie  Ton  weisser  und  bunter  Wftsche  im  Groteo,  mit  Ausnahme  da* 
Werkstätten,  wo  der  Betrieb  nur  gelegentlitih  ausgeübt  oder  wo  nur  An* 
gehörige  oder  nur  gelegentlioh  dem  Gewerbe  nic^t  angehörige  Personen 
beschäitigt  werden. 

In  den  vorgenannten  Betrieben  dürfen  auch  Kinder  über  13  Jahren 
nur  dann  beschftftagt  werden,  wenn  sie  niofat  mehr  sdiiulpfliditig  sind. 

Bis  mm  Alter  von  14  Jahren  dürfen  Kinder  nicht  besohJkltagt  werden 

in  gewerblichen  Anlagen,  in  welchen  unter  Verwendung  von  weis.sera  Phosphor 
Zündhölzer  hergestellt  werden.  Endlich  wurde  durch  zahlreiche  Verord- 
nungen des  Bundesrates  die  Be^chiftigung  von  Kindern  unter  14  Jahren 
in  eiaer  Beihs  von  gesuidbeitagefthriioben  Betrieben,  besw.  in  gesnnd- 
heitsgefthrlichen  oder  sonst  ungeeigneten  Besdiiftignngen  verboten. 
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Eine  im  .Taltre  1H!»8  Uber  die  gewerbliche  Kinderarbeit  ausserlisilb 
der  Fabriken  und  der  diesen  gleichstehenden  Anlagen  dnrphjretiilu  10  amt- 
liche Erhebung  ergab,  dass  von  den  532  283  von  der  Erhebung  erfati&ten 
Kindern  etwft  die  Hfttfte  (57,G4  Proz.)  in  der  Indusfrie  t&tig  war,  nahezu 
ein  Drittel  m  u  i  als  Austräger.  Ausfahrer,  Lftufbursdieti  oder  Laufmadchen 
ji^Pziililt.  4,Ub  l'joz.  wurden  im  GaKtwirtv'«ir<^WPrl»e.  B,l'ii  Proz.  im  Tlamlels- 
gewerbe,  0,51  Proz.  im  Verkehrsgeworbe  vorgefunden.  ( Vierteijahrshefte 
zur  .Statistik  des  Deutschen  Meiches,  TJOU,  Heft  2,  S.  97  ff.} 

Nach  den  Ergebniasen  dieser  Erhebung  sind  Kinder  nicht  nur  bei 
Arbeiten  ermittelt  worden,  die  wegen  der  damit  verbundenen  Anstrengung 
für  Kinder  nn»reeip^et  sind,  die  Kinderarbeit  war  vielmehr  auch  in  ge- 
äundheitsgeflELhrlichen  Betrieben  vertreten.  Auch  die  Dauer  und  die  zeit- 
liche Lage  der  Beschftftigung  unterlag  inabeeondere  in  der  Hausindustrie 
hftu6g  erheblichen  Bedenken.  So  war  in  Preussen  für  110()82  Kinder 
41  Prox.  der  überhaupt  beschäftigten  —  eine  mehr  als  3-8tündige 
tii;:li<  he  BeHehäfri<rnng^<dauer  festgestellt  worden,  und  zwar  wurden  55  933 
Kinder  (50,54  Proz.j  sechsmal,  und  7021  (^6,89  Proz.;  siebenmal  in  der 
Woche,  also  auch  Sonntags,  zu  einer  mehr  als  S-stttndigen  Arbeit  heran- 
gezogen. Dass  unter  den  „mehr  als  S-stündigen**  auch  6-  und  6-.stiindige 
Arbeitszeiten  in  nicht  unbeträchtlichfr  Zahl  vertreten  waren,  <larf  ohne' 
weitere.^  angenommen  werden.  (Motivenbericht  zum  Entwürfe  eines  Ge- 
setzes, betr.  Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben,  Beichstagsdrucksache 
No.  567,  8.  9.)  So  waren  in  Mecklenburg-Strelits  von  den  62  (unter  218) 
mehr  als  3  Stunden  Iiesc  liiiftirrten  Kindern  16  (25,8  Proz.)  5  Stunden  und 
9  (14,5  Proz.  i  n  Stuiidou  r;^<xlifli  tiirig.  Daneben  wurde  atis  der  thüringischen 
Hausindustrie  von  Arbeitsi/.eiten  bis  zu  lO-stündiger  täglicher  Dauer  be- 
richtet. Dass  die  Beschäftigung  vielmals  su  einer  ungeeigneten  Zeit  statt- 
fand, kann  sdiou  mit  Rücksicht  auf  die  sahlreiehen  Kind(>r,  die  beim 
Austragen  und  bei  sonst i^^eu  Botengängen  mr*rij-ens  in  allcM-  Frühe  und 
spät  abends  tätig  sein  mustiTcn.  nicht  bc/weifelt  werden.  Endlich  ist  auch 
gegenüber  einigen  günstigeren  Wahrnehmungen  mehrfach  eine  Beein- 
trächtigung der  körperlichen  und  geistigen  Entwiokelung  der  Kinder  als 
Folge  ihrer  übermässigen  Beschftftigung  festgestellt  wordHii.  Eine  Unter- 
stützung finden  die  Erhobungsergebnissc  in  den  von  der  Kommission  für 
Arbeiterstatistik  gemachten  Feststellungen  über  die  Arbeitsverhältnisse  in 
den  offenen  Verkaufsstellen  und  in  den  Gast-  und  Schankwirtschaften, 
vor  allem  aber  in  jenen  der  Jahresberichte  der  Gewerbeaulisiohtsbeamten 
über  eine  übermässige  gewerbliche  Kinderbeschllftiirimg. 

Dan  nunmehr  erflosfene,  am  1.  Januar  1904  in  Kraft  tretende  Ge- 
setz vom  HO.  März  1903  will  keine  Aenderuug  in  den  bisher  schon  be- 
stehenden reichsrechtlichai  Beschrftnkmigeii  der  Kinderarbeit  eintreten 
lassen,  vielmehr  sollen  die  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  ergftnaend 
neben  dit^  bereits  bostohenden  Rechtsgrundsfitze  treten.  Die  hauptsftch- 
lichsteu  dieser  BosrimmunjLren  sind  die  lolgenden  ; 

1)  Schutzgebiet.  Die  Ke^-^elung  erstreckt  sich  auf  die  Beschäfti- 
gung von  Kindern  in  den  im  Sinne  der  Gewerbeordnung  als  gewerblich 
ansusehenden  Betrieben  mit  Einschluss  der  Hausindustrie,  doch 
mit  der  Abweichung,  dass  sie  nicht  das  Vorhandensein  eines  gewerblichen 

Arbfir-vertrage?  tind  auf  Seite  des  Kindes  nicht  die  Eigenschaft  eines 
gewerblichen  Arbeiters  voraussetzt.    Die  Beschäftigung  von  Kindera  in 
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det-  Landwirtschaft  and  zo  h&aslicheii  Dieoadeistanf^  unterliegt  dem 

Gesetze  nicht. 

2)  Begnti  „Kind*'.  AU  Kinder  im  8iune  den  Gesetze»  gelten  Knaben 
und  Madehen  unter  13  Jahren,  sowie  solche  Knaben  und  Mädchen  Aber 

13  JaLn  ii.   w  clfthe  noch  zum  Besuche  der  Tolksscbule  verpflichtet  sin<l. 

Die  rntf  i-scheiduni:  in  lei  Beschfttti^ung  ei«i:eiier  oder  fremder  Kindor 
führt  das  Gesetz  in  jedem  seiner  Punkte  durch:  als  ..ei^^ene  Kiinier"' 
gelten:  Kinder,  die  mit  demjenigen,  der  sie  beschäftigt,  oder  mit  deäscu 
Ehegatten  bis  zum  dritten  Grade  verwandt  sind;  Kinder,  die  von  dem- 
jenigen,  der  sie  beschäftigt,  oder  deinen  Elhegatten  an  Kinde^^~t:ttt  an- 
;ienr>minfrt  odfr  bpvormnndpt  sititl :  Kinder,  die  doTiiieniirf^n,  weicher  sie 
zugleich  mit  Kindern  der  vorgenannten  zwei  Kate;i;or!rii  beschäftigt,  zur 
gesetzlichen  Zwangserziehung  tlberwiesen  wurden ;  Kinder,  die  zum  Haus- 
stande desjenigen,  der  sie  beschäftigt,  gehören.  Kinder,  welche  hiemach 
nicht  als  eigene  Kinder  anzusehen  sind,  gelten  als  „fremde  Kinder'^ 

3 )  B  e  s  c  h  ä  f  t  i  ^'  n  n  <i  V  e  r  b  ' 1 1  ti iid  B  e  s  c  h  r  ä  n  k  u  n  2^  d  e  r  A  r  b  e  i  t  s- 
zeit.  ai  Industrie.  Bei  Bantoii  aller  Ai  t,  im  Betriebe  derjenigen  Ziegeleien 
und  über  Tage  betriebenen  Bruche  und  (trüben,  aul  welche  die  Bestim- 
mungen der  134 — ld9b  der  Gew^erbeordnung  keine  Anwendung  finden, 
beim  iSteinklojtfen,  im  Schomsteinfegergewerbe,  in  den  mit  dem  Kpcditions- 
geschl^ft  verbundenen  Fnhrwerksbotricbpn.  hr-ini  Mi-^<liei)  iiij<1  ^falilon  von 
Farben,  bei  Arbeiten  in  Kollereien  und  in  den  in  einer  besonderen  Anlage 
zum  Gesetze  angeführten  Industrien  dürfen  weder  fremde  noch  eigene 
Kinder  beschäftigt  werden. 

In  Betrieben,  in  welchen  durch  elementare  Kraft  bewegte  Triebwerke 
piflit  h\of*^  vorübergehend  zur  Vprwpndnnfr  kommen,  und  in  welchen  die 
Verwendung  fremder  Kinder  bisher  schon  verboten  war,  dürfen  nunmehr 
auch  eigene  Kinder  nicht  besdiäftigt  werden. 

In  Werkstätten,  sofern  für  diese  kein  absolutes  Beschäftigungsverbot 
Y'f  -^tcht.  im  Handelsgewerbe  und  im  Verkehrsgewerbe  ist  die  Beschaff iiTting 
iremder  Kinder  vor  dem  zui  iic  kgelegten  12,,  eigener  Kinder  vor  dem 
zurückgelegten  10.  Alterwjahre  verboten. 

Verboten  ist  die  Beschäftigung  fremder  Kinder  bis  zum  12.,  eigener 
bis  zum  10.  Ältersjahre  in  der  Zeit  zwischen  8  Uhr  abends  und  8  TJhr 
morgens,  wie  auch  vor  dem  Vormittas^sniirrrrielito.  Beidon  KatOL'oj-ien  ist 
mittags  eine  2-stündige  Pause  zu  geben,  für  beide  darf  am  NaciiraiTta«Te 
die  Beschäftigung  erst  eine  Stunde  nach  beendetem  Unterrichte  eriulgen. 

Bs  ist  verlöten,  fremde  Kinder  länger  als  3  Stunden  und  während 
der  Sdinlferien  länger  als  4  Stunden  täglich  zu  beschäftigen. 

Abweichend  von  den  vorstehenden  Bestimmungen  ist  es  verboten, 
eigene  Kinder  unter  12  Jahren  fsonst  10  Jahren)  in  der  Wohnung  bezw. 
Werkstätte  filr  Dritte  zu  beschäftigen. 

Zur  Erleichterung  der  DurditUhnmg  ist  dem  Bundesrate  die  Er- 
inrichtiirung  erteilt  worden,  während  der  ersten  '2  Jahre  narh  dem  lukrait- 
treten  des  Gesetzes,  eventuell  auch  nach  Ablaui'  von  2  Jahren,  Ausnahmou 
zu  gestatten. 

Ohne  Unterschied,  ob  es  sich  um  eigene  oder  fremde  Kinder  handelt, 

dürfen  Kinder  b)  bei  theatralischen  oder  sonstigen  öffentlichen  Schau- 
stellungen nicht  beschäftigt  werden ;  dürfen  c)  im  Betriebe  der  (last-  und 
Schankwirtschaften  Kinder  unter  12  Jahren  überhaupt  nicht  und  Mädchen 
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aucli  narh  ztirürkirelegtem  12.  bis  7.nm  13.  Altei-sjahre,  be/A\ .  bi^  zur 
Absolvierimg;  der  Volksschule,  nicht  zur  Bedienung  der  Gaste  verwendet 
werden.  Für  eigene  Kinder  kann  in  Ortüchaiten  mit  weniger  al»  2ü(lKl)  Ein- 
wohnern, in  welchen  in  Qastwirtechaften  in  der  Regel  ausschlieeRlioh  zur 
Familie  des  Wirtes  gehörige  Personen  beeobiftigt  werden,  narli  Anhdnmg 
der  sYlnilbehörde  Boitens  der  nntoren  Verwaltosgebehörde  Aufnahme  ge- 
stattet werden. 

d)  Beim  Austragen  von  Waren  und  bei  sonstigen  Botengaugen  ist 
die  BeschSftignng  fremder  Kinder  unter  12  Jahren  verboten,  eigener 

Kiiiilcr  nur  dann  verboten,  wenn  es  sich  um  .Anstiagen  von  Zeitungen, 
Milcii  oder  Backwaren  handelt,  und  die  Kinder  iabei  für  Dritto  Im- 
schftttigt  werden.  Im  tibrigen  iat  die  Beschäftigung  eigener  Kinder 
beim  Äusiragen  von  Waren  und  bei  eonstigen  Botengangen  gestattet. 
Die  Beschäftigung  fremder  Kinder  beim  Austragen  und  bei  Botengängen 
unterliegt  den  gli  i(li<Mi  Bcstiininnngen  wie  ihre  Beschäftigung  in  der 
Industrie,  wobei  7aiv  Krleichterung  der  Durchführim::  des  (»osetzes  der 
tmteren  Verwaltungsbehörde  das  Recht  zusteht,  nach  Anhörung  des  Schul- 
rates zn  gestatten,  dass  die  Beschäftigung  von  Kindern  über  12  Jahren 
bereits  von  6 Uhr  morgens  an  und  vor  dem  Vormittagsunterrichte 
stattfindet. 

1    S  n  n  n  t  fi  ^■s  f  n  h  p.     An  Sonn-  nnrl  FfiortHir'^n  im  Sinuf  l"  'r>a 

der  trewerbeordnung  ddrten  fremde  Kinder  überhauut  nicht,  eigene  Kmdor 
im  Betriebe  von  Werkstätten,  im  Handels-  und  im  Verkehrsgewerbe  nicht 
beschftftigt  werden.  Gesetslich  sugelassen  ist  indessen  die  Beschäftigung 
freindor  Kinder  an  iSonii-  und  Feiertagen  beim  Austragen  von  Waren  und 
bei  Borongängon,  sofern  sie  die  Dauer  von  2  Srnnden  nicht  (iberschreitet, 
nicht  Uber  1  ülu"  nachmittags  dauert  und  weder  innerhalb  der  letzten 
halben  Stunde  vor  Beginn  des  Haupt gottesdienstes  noch  wfthrend  desselben 
stattfindet. 

.")  Durch  füll  rung  und  Kontrolle.  2ar  administrativen  Durch- 
führung Ii-  -Otzes  werden  die  Arbeitgeber  verpfliclitrt,  für  ']p>\o<  ho* 
schältigte  Kinci  eine  ihnen  nach  erfolgter  Anzeige  von  der  Ortspolizei- 
behürde  ssu  übergebende  Arbeitskarte  zu  verlangen,  ohne  deren  Besitz  die 
Beschäftigung  des  Kindes  nicht  gestattet  ist.  Die  Aufsicht  über  die 
Dunhfiilimng  des  Gesetzes  liegt  den  Gowerbeaufsichtsbemuten  im  Sinne 
de'-'  IB'-'b  der  Geworbeordnung  ob,  sofern  nicht  dur*  Ii  ikindosrats- 
beschiuss  uder  durch  die  Landesregierungen  rlic  Aufsicht  anderweitig  ge- 
regelt wird.  Indessen  dürfen  in  Privatwohnungon,  in  welchen  ausschliess- 
lich eigene  Kinder  beschäftigt  werden,  Kevisionen  während  der  Xachtzeit 
nur  dann  statttinden,  wenn  Tutsachen  vorliegen,  welche  den  Verdacht  der 
nächtlichen  Beschäftigung  dieser  Kinder  begrtiuden. 

2.  Arbeitsnachweis.    Der  §  165  d<'>   Polizeistrafgesetzes  des 

Kaiitnn^  Basel- Stadt  bestimmte,  dass  mit  Geldbusse  bis  zum  Beti-fiir«? 
von  *2'Mt  Fr<.  lu  stiatt  wird,  wer  den  Inrrh  Opsptz  oder  Verordnung  er- 
las.senen  B«'.^nlnuiuugen  über  Stellenvenuittlnng  für  Dienstboten  zuwi<ler 
handelt.  In  Ausftthmng  dieser  Gesetzesbestimmung  hat  dann  der  Regiernngs- 
rat  am  in.  Dezember  1SS7  eine  \'erordnung  über  Stolleuvennittlnng  iilr 
Dienstboten  erlasson.  rl:o  hputp  tu  cli  in  Kraft  steht,  und  dif  im  m-o^pi:»- 
liclifii  die  nachfolgenden  Bestimmungen  enthält  :  Zum  Betriebe  eines 
Stcllenvermittlungsgeschäl'tes  für  Dienstboten  aller  Art,  aucli  Kellner  und 
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Kellnerinnen,  bedarf  e^<  einer  pnlizeili«  lien  Bowülio^ungr,  die  nur  an  im 
Kantone  domizilierte,  gur  beleumdete  FerHoneu  erteilt  wird.  Die  yteileu- 
vermittler  sind  zur  Fühnmg  von  GescliäftsbUcheru  nach  polizeilicher  \'or- 
«cfarift  OBd  unter  polizeilicher  Aufisiclit  verpflichtet.  Ffli*  die  ISatschftdigung 
flurer  Lieistungen  haben  sie  sich  nach  einem  vom  Polizeidepartement  zu 
genehmigenden  Gobfihreatarife  sa  richten,  dessen  Ans&tze  nicht  Über- 
schritten werden  dürfen. 

In  letzter  Zeit  sind  Vorfälle  zur  Kenntnis  der  Behtfrden  gelangt,  aus 
denen  sich  ergibt,  dass  ein  wirksamer  gesetzlicher  Schutz  nicht  bloss  im 
Interesse  der  Diensthotfn,  snndem  auch  anderer  Stellon^iH  h»  iider,  nament- 
\\fh  solcher  in  kaufmännischen  Betrieben,  wiltischenswert  w  ilre.  Bei  einer 
Reihe  von  MiBsbräuchen  fehlte  der  Behörde  die  genügende  gesetzliche 
Handhabe,  weil  einerseits  die  strafgesetzlichen  Bestimmungen  betr.  Betrag 
nicht  anwendbar  waren,  andererseits  die  SteDenvermittlungstntigkeit  der  in 
Betracht  kommenden  Vermittler  nicht  als  unter  don  nf  ^n  iff  der  |)oIizeiIich 
kontrollierbaren  Vennittlungsgeschäfte  fallend  angesehen  werden  konnte. 

Duich  Gesetz  vom  26.  M&rz  ltK)3  wurden  nun  im  §  1(j5  des  Polizei- 
strafgesetees  die  Worte  „für  Dienstboten"  gestlichen,  so  dass  dieser  Para- 
-lajli  niinitieln  auf  Stellenvermittlungageschäfte  jeder  Art  Anwendung 
tindet.  Die  bi-li»  lijre  jresetzliche  Limitierung  der  Bu.«<se  auf  2(K>  Frs.  im 
Maximum  wurde  beseitigt,  um  damit  der  Behörde  die  Möglichkeit  zu 
geben,  in  besonders  ernsten  FftUen  die  im  §  7  des  Polizeistrafgesetze»  fQr 
Polizeittbertretnngen  allgemein  fe.stgesetzte  Maximalbnsse  von  SiK)  Frs.  in 
Anwendung  bringen  zu  können.  Der  Erlass  einer  auf  dem  neuen  Para- 
graphen des  Polizeistrafgesetzes  basierenden  Verordnung  über  den  Qeschftfts- 
beti-ieb  der  Stellenvermittler  stoht  Itevor. 

Im  Kanton  Aargau  wm-de  durch  die  am  1.  Juli  11K)'S  in  Kraft 
tretende  Verordnung  vom  17.  M&rz  1908  ein  kantonales  Arbeitsamt  mit 

dem  Hauptsitze  in  Aarau  und  Filialen  in  den  einzelnen  Bezirken  des 
Kant.ifiM  orri(lit«t.  Das  Arbeitsamt,  dessen  au.^scliliesslirho  Aiif^Mlie  im 
Ausgleiche  von  Nachfrage  und  Augebot  auf  dem  Gebiete  des  Arbeits- 
marktes  besteht,  bildet  ein  Glied  der  auf  Chmnd  des  Gesetzes  vom 
21.  August  1895  errichteten  Verwaltung  für  die  Naturalverpflegong,  deren 
Anfsichtskommission  gleichzeitig  mit  der  Errichtunfr  des  Arbeitsamtes  tun 
f»  ^fitglieder  vermehrt  wird.  Vor.  Hiesen  werden  je  *2  aus  pAjtjielvor- 
vorschlUgen  des  aargauischen  Handwerker-  und  Gewerbe  verband  es,  der 
aargauischen  landwirtschaftlichen  Geeellschaft  und  des  Verbände»  der 
aargauischen  GFrütli-  und  Arbeitervereine  gewfthlt.  Die  Kosten  doi-  Er- 
richtunc  und  Unterhalt nn::  d(^s  AiVifit-amtPs-  wnrdrrt  von  dr^ii  Goinrindpn 
getragen  und  auf  diose  im  Vcrbältni.sse  zu  ihrer  Steuerkraft  aufgeteilt ; 
der  Kanton  leistet  zur  Deckung  dieser  Kosten  einen  Beitrag  von  30  Proz. 
Der  Ausgleich  des  Arbeitsmarktes  unter  den  Bezirken  wird  durch  die 
Zentraisteile  in  Aarau  besorgt,  dieser  steht  auch  das  Recht  zu,  einen  Aiis- 
gleich  fiber  die  Grenzen  de?»  Kantnii^  hinaus  zu  vermitteln.  Ans  dpr  Ver- 
bindung des  Arbeitsamtes  mit  der  kantonalen  Naturalverpliegung  ergibt 
sich,  dass  alle,  die  auf  die  Naturalverptiogung  Anspruch  erheben,  als  beim 
Arbeitsamte  angemeldete  Arbeitsuchende  angesehen  werden. 

Die  AmtslokalitÄten  der  Bezirksfilialen,  die  von  den  Gemeinden  zur 
Verf(i|LfiinL'  /n  f«tellen,  zu  möblieren,  zu  beheizen,  zu  belfur-hten  und  mit  den 
Bureauutensilieu  zu  vergehen  »ind,  sollen  von  den  Lokalitäten  der  Polizei- 
bureaus  getrennt  sein. 
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3.  W  oi-k  s t  ä 1 1  e  n  h  ygi  en  e.  Eine  Vrrordnnii«:::  des  Staatssekretärs 
von  Gro.s&britanuien  vom  4.  Februar  liiOö  enthält  Bestinmxuugeu  über 
die  Anlage  von  Abtritten  in  Fabrib^anlagen. 

4.  Arbeiterwübnaug»für»orge.  Durch  Verordnung  vom 
7.  Januar  1903  wurde  der  15.  Januar  1908  als  der  Tag  festgesetzt,  an 
dem  im  Groftsherxogtum  Hessen  die  Gesetze  Über  die  LandeBkreditkaeee 

vom  T.August  1902  um]  über  die  Woliiiniigsfilrsorge  fCir  Minderbemittelte 
vom  7.  August  1{«)2  (Bull.  I,  S.  XL  VI  11,  502—505)  in  Kraft  treten  s^oIIpti, 
Die  Ergebnisse  der  in  Hessen  dur<  hgetühi-teu  legislatorischen  Arbeit  auf 
dem  Gebiete  der  WohnungefUr»orge  besteben  nunmebr  in  den  Gesetzen 
über  die  öffentlichen  Sj  1 1  as.sen,  über  die  Errichtung  einer  Hypotheken- 
bank, über  die  Lande^kreditkasse,  über  die  Wolinun^'sfürsorge  für  Minder- 
bemittelte und  im  Gesetze  über  die  Wohnungsin.spektion.  Der  innere 
Zusununeuhang  dieser  Gesetze  ist  darin  gegeben,  dass  es  zunächst  der 
Regelung  der  Rechtsverb&ltnisse  der  öffentlichen  Sparkassen  und  der  Eiv 
miiglichung  ihrer  Beteilipuui:  am  Geschäftsbetriebe  der  Hypothekenbank 
hnlmt'to.  riiii  di''  L;t7i(leskre(iirkas«sP  vr>n  der  Pflifht  dor  BcfricMlIt-t-iiiia-  dcf 
privaten  Hypothekeukreditbedürtnisses  zu  befreien  und  ihr  neue  Aufgaben 
zuzuweisen,  unter  denen  die  Wohnungsfüisorge  für  Minderbeniittelto  beson- 
ders bervorra^. 

In  den   österreichischen   Eeicbsländern    erflossen  unter  dem 

7.  Januar  und  dem  IM.  FpLriüir  19(>3  zwei  Ausführungsviu  oi  duungen  zum 
Gesetze  vom  s,  Juli  J9»»2,  betr.  Vergünstigung  der  Geb'Aude  mit  gesunden 
und  billigen  Arbeit civvohnungen  (vgl.  Bull.  1,  S.  XXi,  399  iY.). 

TL  Bemflioiier  Axbelteraoihati. 

1.  Bergbau.  Die  am  1.  April  190.^  in  [Kraft  tretende  Bekanut- 
madbujag  des  Bundesrates,  betr.  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter 
auf  Steinkohlenbergwerken  in  Preussen,  Baden  tmd  Elsass- Loth- 
ringen, vriiii  24.  März  UM13,  weicht  von  der  Bekanntmachung  vom 
1.  i^ebruar  an  d^ren  Stelle  sie  tritt,  in  folgenden  Pnnkten  ab: 

1)  Die  Besthnnmiiiren  der  BekHimtmachuni:  vom  1.  i'ebnmr  1895 
galten  für  das  gesamte  lieichsgebiet,  die  der  Bekanntmachung  vom 
24.  M&rz  1908  erstrecken  sich  lediglich  auf  Preussen,  Baden  und  Elsass^ 
Lothringen.  .Somit  ist  die  durch  die  Bekanntmachung  gegebene  Möglich« 
keit  der  Beschäftigung  Ju£rcndli(  lif-i  anf  Grund  anderer  Bcdin<jungen,  als 
die  in  der  Gewerbeordnung  cnthaiteneu,  in  alleu  anderen  Bundesstaaten 
nicht  mehr  gegeben. 

2  *  Bei  Pestsetzung  der  Dauer  der  Arheitsschiehten  wurde  diesmal 
atisdru(  l<lj(  Ii  liRrvorgehoben,  dass  keine  Schiebt  einschliesslich  der 
Pauben  iilny^er  als  8  Stunden  dauern  dürfe. 

8)  Die  Dauer  der  den  jugendlichen  Arbeitern  zwischen  je  -zwei  Arbeits- 
schichten  zu  gewährenden  Rixhezeit  wurde  von  12  auf  15  Stunden  erhobt; 
neu  hinzugekommen  ist  die  Bestimmung,  dass  die  den  Arbeitsschichten 
an  Tagen  vor  Sonn-  und  Festtagen  vorausgehende  und  die  den  ArLeits- 
schichten  an  den  md'  S<  nn-  und  Festtage  folgenden  Tagen  folgende  Auhe- 
zeir  13  iStundcn  botragen  dürte. 

Die  übrigen  Bestimmungen  der  Bekanntmachung  stimmen  wörtlich 
mit  jenen  vom  1.  Februar  1^5  ttberein. 
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'1.  Textilindustrie.    Die  reichsdeutscho  Beknnntmachiint; ,  betr. 

Ht <(\iäftiirtin:r  jui^endlicher  Arbeiter  bfi  der  Bearbeitung:  v-ii  Faser- 
st«>Iieu,  Tierhaarea,  Abfällen  oder  Tjuuipeii,  vom  '27.  Februar  1{M>H,  ent- 
hält die  gleichen  Bestiimnungeu ,  die  den  Inhalt  der  Bekanntmachung, 
betr.  die  Beaclülftigung  jugendlicher  Arbeiter  in  Hecbelrftumen  u.  dgl.^ 
vom  29.  April  1802,  bildeten,  und  geht  über  diese  lediglich  in  dem  Punkte 
hinau.'*,  dass  auch  die  Räume,  in  welchen  Maschinen  zum  Oeffnen,  Lockeni, 
Zei-kleinern  etc.  von  Tierhaaren,  sowie  Kämue,  iu  welchen  Tierhaai-e  dui'clr 
Handarbeit  entetftabt  oder  gelockert  werden,  dem  durch  die  Bekannt- 
macbong  aosgesprochenen  Verbote  der  BesckAftigiing  jugendlicher  Arbeiter 
nnterliegen. 

3.  Oummi Warenindustrie.   Die  Bekanntmachung  vom  21.  Juli 

1S88,  betr.  die  Besch&ftij^ung  von  Arbeiterinnen  und  juirrndlichen  Ar- 
beitern in  Otnnmiwarnnfahrikon  im  Dent^^chen  Reiche  enthielt  ledijr- 
lich  die  BeHtimmung ,  dass  die  Beschättigung  dieser  Arbeiterkategorien 
bei  der  Anfertigung'  sogenannter  FrAservativB  und  anderer  zu  gleidiem 
Zwecke  dienenden  ( regenetftnde  in  Fabriken  untersagt  .sei. 

Rei  den  im  Bundesrate  gepflnt^-onfüi  Erörtpriniirr-ii  über  die  An.sdehntm<j;^ 
der  :tuf  rrrnnd  des  ij  139a  der  (iou  orbeordnung  für  Fabriken  erlassenen 
Bestimmun«jeu  auf  die  Werkstätten  mit  Motorbetiüeb  ist  auch  die  Aus- 
dehnung der  Bestimmungen  der  vorgenannten  Bekanntmachung  auf  die 
der  Anfertigung  von  Oummi  waren  dienenden  Motorwerkstätten  in  Vnr- 
Sfbla^'  irebracht  worden.  Uelier  die  y'  rvp'irli.vkt'it  und  DurrhffihrV»arkeit 
dieser  Erweiterung  der  »Schutzbestimmuugen  wurden  im  Laufe  des  Jahres 
1902  seitens  der  Regierungen  der  deutscheu  Bundesstaaten  Erhebungen 
veranstaltet  (vgl.  Bulletin,  Bd.  I,  S.  397).  Zur  gleichen  Zeit  wurden 
auch  Erhebungen  ttber  die  Frage  angeordnet,  ob  eine  Erweiterung  der 
8chutzvorH<:hriften  aus  sittlichen  Rücksicliten  wünschenswert  orscheine 
(Vgl.  Jahresberichte  der  preuseischen  (iewerbeaulsichtsbeamten  19CM.), 
a  112;  1901,  8.  44). 

Die  nunmehr  auf  Grund  dieser  Eirhebnngen  erlassene  Bekanntmachung, 
betr.  den  Betrieb  von  .\nla^en  zur  Herstellung  von  Präservativs,  Sielier- 
heit.'«])es8arien ,  Suspensorien  u,  dgl.,  vom  HO.  Januar  10<>3.  geht  nach 
d  Richtungen  hin  Uber  die  Bestimmungen  der  Bekanntmachimg  vom 
21.  Juli  1888  hinaas: 

1)  Erweiterung  des  0eltangskreise8.  Die  Bekanntmachung 
Vf  *in  '21.  Juli  erstreckte  sich  lediglidl  auf  fabrikmassige  Betriebe,  die  vom 
30.  Januar  1903  auf  alle  Räume,  in  welchen  Präservativs,  Sicherheits- 
peeearieu  und  andere  zu  ähnlichen  Zwecken  dienende  Oegenet&ude  ange- 
fertigt und  vopadkt  werden. 

2)  Erhöhung  des  Schntealters.  Das  Verbot  der  Beschäftigung 
männlicher  Jugendlicher  erstreckte  sich  in  der  Bekanntmachung  vom 
21.  .Tnli  1R88  auf  Jugendliche  im  Sinne  des  i>  13.t  der  Gewerbt^Mr.lnnni;^ 
(Arbeiter  bis  zum  IH.  Altersjahre).  Durch  die  Bekanntmachung  vom 
30.  Janaar  1903  wird  das  Zulassungsalter  ftir  diese  Arbeiterkategorie  auf 
18  Jahre  festgesstat. 

3)  Erweiterung  des  gasohQtsten  Gebietes.  Die  Bekannt- 
machung vom  21.  Juli  1H8S  enthielt  lediglich  Bestimmungen  hinsichtlich 
der  r??^TTrie,  in  welchen  Präservativs  etc.  hergestellt  werden :  die 
Bekanntmachung  vom  30.  Januar  liH>3  dehnt  diese  Bestimmung  auch  auf 
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die  Röume  aus,  in  welfhen  Hiesp  Gfi.'^'iistftndo  verjtapkt  werd^Mi  'ind 
enthalt  ferner  das  Verbot  der  Beschäftigung  von  ju^'eutJ liehen  Arbeitera 
und  Arbeiterinnen  iin  Alter  von  unt^r  21  Jahren  in  iiäumen,  in  welchen 
Suspensorien  hergestellt  oder  verpackt  werden.  In  diesen  Riumen 
sollen  endlich  entweder  nur  Arbeiterinnen  oder  nur  Arbeiter  beschäftigt 
werden^  und  den  Arbeiterkatoirorien,  deren  Beschäftigung  verboten  ist,  ist 
auch  der  Zutritt  zu  diesen  Käumen  nicht  gestattet. 

Durch  Bekanntmaehong  des  Bundesrates  vom  1.  April  1908  wurde 
diese  Bekanntmachung  dahin  erj^zt,  das»  auf  jugendliche  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  unter  21  Jahren,  welche  bereits  im  Mär/.  inOü  bei  der  An- 
ferti;^ninw^  oder  Verpackung  von  Suspensnricn  boschäfti;:t  w  ai'en ,  auch 
fernerliiu  die  Bestimuiung  (Bekanntmachung  vom  30.  Januar  1903,  §  2 
Abs.  2),  wonach  diesen  Arbeiteikategorien  der  Zutritt  zu  den  der  An- 
fertigung oder  Verpackung  von  Suspensorien  dienenden  Räumen  verboten 
sei,  keinr  Anwendung  findet. 

Beide  Bekanntmachungen  treten  mit  dem  1.  April  iiHJ'd  in  Kratt. 
Zu  ihrer  n&lieren  Erläuterung  für  die  preussischen  Gewerbeaufsichts- 
beamten dient  der  Brlasa  des  preassisdien  Hinisters  für  Handel  und  Ge- 
werbe vom  11.  Februar  1908.  • 

4.  Gesu  inlli e i  tsgef&hliche  InduHtri  en.  In  Belgien  wurden 
durch  einen  Koxiigli*  hon  Erlass  mm  2.  Februar  1903  die  Hanf-,  Flachs- 
eti.  -Schwingbetriebe  in  das  Verzeichnis  der  geÜkhrlicheu,  gesundheits- 
schädlichen und  lästigen  Betriebe  eingereiht. 

In  Grossbritannien  soll  der  Staatssekretär,  nach  Section  81  der 
Factory  and  Workshop  Act,  1!M')1,  vor  Erlass  von  besonderen  Be^^emeots 
ffir  f^inzfilne,  gesundheitsgeftlhrliclie  Industrien,  Entwürfe  dieser  Reglements 
zur  Kenntnis  der  Interessenten  bringen,  und  falls  von  Seite  der  letzteren 
gegen  einzefaie  Bestimmungen  des  Eeglementsentwurfes  Einspruch  erhoben 
wird,  so  soll  durch  einen  vom  Staatssekretär  zu  ernennenden  Kommissar 
eine  mit  einem  Vorhöre  der  Anspruch  erhebenden  Personen  verbundene 
Untersnchimg  der  Einwände  stattfinden.  Durch  Verordnimg  des  Staats- 
sekretärs vom  5.  Februai'  lifOS  wijd  der  administrative  Gang  de»  Ver- 
fahrens bei  diesen  Untersuchungen  geregelt. 

b.  Staatliche  Marinebetriebe.  Die  Erfahrungen,  die  mit  der 
probeweisen  Einführung;  des  8-stttndigen  Arbeitstages  in  der  kleinwi 

Hafenkesselschmiede  iti  Tmilon  imd  in  der  Direktion  der  Hafenartillerie 
in  Lorient  Tv^l,  Bulletin,  Bd.  I,  8.  LVI  und  (150^  erzielt  worden  sind, 
veranlassten  den  französischen  Marineminister,  mit  .  Erlass  vom 
7.  Januar  1908  den  Achtstundentag  in  allen  staatlichen  Harinebetriebsii 
definitiv  als  Nonnalarbeitsseit  einsuftlhren. 

6.  Handels«  und  Verkehrsgewerbe.  Die  deutsehe  See- 
mannsordnung vom  2.  Juni  1002  (vgL  Bdl.,  Bd.  I,  8.  301)  entfailt  in 
§  52,  Abs.  I,  die  grundsfttziliche  BeHtimmnng :  „In  allen  FäIIcu.  in  welchen 
ein  Schiff  mehr  als  2  Jahre  auswärts  verweilt,  tritt  fUr  den  seit  mehr 
als  2  Jahre  im  IMenste  befindUdiSB  Sduffinnaiui  eine  Sb'hj^hung  der 
Heuer  ein,  ^^  enn  diese  nach  Zeit  bedungen  ist.''  In  Abs.  2  des  gletehen 
i<  52  wird  sodann  unter  3  Xumraem  fiir  die  verschiedenen  Dienstgrade 
(  8ehitr<jtingcn.  Leichtmatr"seii  und  fibrig©  Schiffsmannschaft  i  näher  be- 
stimmt, in  welcher  Weise  sich  die  Heuer  erhöht  Dabei  war  als  Zeitpunkt, 
zu  welchem  die  Heuererhl^ang  aun  ersten  Male  eintritt,  unter  No.  1 
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(Schiffäjungeiij  und  No.  3  (übrij^e  .SeljiliVniuiiiischaft)  det-  Beginn  des  dritten 
Jalires,  unter  Ko.  2  (Leichtmatiotieu)  dagegen  der  Bogmn  des  zweiten 
Stiaew  angegeben.  Diese  letstere  BeBtiinmtmg  stand  im  Widersprnclie 
mit  dem  im  Abs.  I  des  §  52  aufgestellten  Grundsatze,  welcher  die  Heuer- 
erhöhung ausdrückluli  von  einem  mehr  als  2-j}lhri«ren  Verweilen  des 
Schiffes  auswärts  und  von  einem  mindestens  2-j&hrigen  Dienste  des 
Sdiiffsmannra  aof  dem  Schiffe  abhftngig  macht.  Die  Beseitigung  dieses 
inneren  Widerspruches  erschien  dem  Bundesrate,  cur  Vermeidung  von 
Zwf'ifflM  bei  der  llamlhahTiuir  <lor  Seemannns<inlnunff,  norli  vor  dorn  In- 
kraittreten  der  letzteren  wun- '  henswert.  Va-  braciite  unter  dorn  13.  März 
li)03  eine  Novelle  znv  ^eemauiihiürdnung  im  Reichstage  ein,  die  am  18.  März 
in  dritter  Lesnng  angenommen  und  am  2S.  Mftrz  1905  promulgiert  vurde. 
Art.  1  der  Novelle  stellt  den  §  52,  Abs.  II,  2  der  Seemannsordnnng  richtig, 
in'lem  an  Strlle  „des  zweitrn  .Talires"  <]ie  Worte:  „des  dritten  Jahres'* 
eingefügt  wurden.  Die  Novelle  tritt  gleichzeitig  mit  der  Seemanns- 
ordnung  am  1.  April  1ÖI)3  in  ELraft. 

Aasaer  der  erwähnten  Novelle  tritt  ebenfalls  gleichzeitig  mit  der  See- 
mannsordnung die  Bekenntmachimg  des  Bundesrates  vom  13.  M&rs  ld03| 
be^.  das-  Strafverfahren  vor  den  Seemannsämtem,  in  Kraft. 

Für  Preussen  erliess  der  Minister  fiir  Handel  und  Gewerbe  zur 
Ausführung  der  Seemannsordnung  unter  dem  13.  Marz  1U03  eine  interne 
Dienstanweisung  fttr  die  preaesisdien  Musterungsbehörden,  die  gleichzeitig 
mit  der  Sof mannsordnung  in  Kraft  tritt,  und  unter  dem  6.  März  1908 
auf  G'i  :  I  <ies  §  5  des  Gesetzes  v<»m  2.  Juni  UH>2,  betr.  die  Stellen- 
vermittlung für  Schitfsleute  ivgl.  Bull.,  Bd.  I,  S,  3H()},  Vorschrilten  fiber 
den  Umfang  der  Befugnisse  und  Verpflichtungen,  sowie  über  den  Ge- 
sdilltsbetrieb  der  Stellenvermittler  für  Schiffslente. 

Die  Bestimmungen  der  letztgenannten  Vorscbriften  entsprechen  im 
wesentlichen  den  einsrldftgigen  Bestimmungen  des  yreupsisrhen  Ministerial- 
erlasses  vom  10.  August  1901,  betr.  Vorschriften  über  den  Umfang  der 
Befugnisse  tmd  Verpflichtungen,  sowie  fiber  den  Geschäftsbetrieb  der  Ge- 
sindevermieter und  Stellen  Vermittler  (Min.-Bl.,  1901,  S.  184),  wei<^en  in- 
dessen von  denselben  in  folgenden  Punkten  ab : 

1)  Die  im  Erlasse  vom  10.  Anjrust  IW>1.  Art.  7,  den  Gesindever- 
mietern tmd  Stelleuveimittlern  aufgebundene  \  erptlichtung,  sorglMtige 
Ibrkondigungen  Aber  die  Dtenstverhftltnisse  der  Dienstberecbtigten  und 
der  zur  Dienstleistnng  Verpflichteten  einzuziehen,  bestellt  für  die  Stellen* 

Vermittler  für  Schiffslente  niclit. 

2)  Die  Bestimmung,  d;iss  der  Stellenvermitt  1er  die  Vermitthmgsgebühr 
zurückzuzahlen  hat,  weuu  er  einem  Dieustberechiigten  gegenüber  die  Ge- 
wahr fOr  bestimmte  Eigenschaften  des  zur  Dienstleistung  Verpflichteten 
ttbemahm  oder  dem  zur  Dienstleistung  Verpflichteten  bestimmte  Eigen- 
schaften der  ihm  zugewiesenen  Stellung  zusicherte,  und  die  Unrichtigkeit 
seiner  Angaben,  bezw.  Zusicherungen  sich  nachträglich  herausstellt,  wurde 
in  die  Vorsdiriften  Uber  den  Geschäftsbetrieb  der  Stellenvermittler  für 
Schiffslente  nicht  flbemommen, 

3)  Die  Gesindevennieter  und  Stellenvennittler,  die  ihr  Gewerbe  auf 
Grnnd  des  §  34  der  Geweibeordnnng  und  des  Erlasses  vom  10.  August 
lifiJi  ausüben,  sind  (Art.  15  des  Erlasses)  zur  Beherbergung  von  stellung- 
fluchenden  Personen  befugt,  sofern  nur  fbr  die  Untwbringung  geeignete 
Rftnme  vorbanden  sind,  wobei  immerhin  von  der  Ortspolizeibehörde  diese 
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Befugniö  jederzeit  ohne  Angabe  von  Gi  ünden  entzogen  werden  darf;  den 
Stellenvermittleni  für  Sdu&leute  ist  es  dagegen  verboten,  sei  es  selbst, 
sei  es  durch  ihre  Stellvertreter,  ihr  Hilfspersonal  fulor  ihre  Familien- 
nngehttrigeu,  Wohn-  und  Schlafstellen  zu  vermipton.  Eb  ist  ihnen  ferner, 
im  (Gegensätze  zu  den  Gesindevermietern,  verboten,  Handel  mit  Aua- 
rUstuugsgegeuständen  und  daa  Geschäft  eines  Geldwecbslers  oder  Pfand- 
leihers  su  betreiben. 

4)  Das  den  Gesindevermietern  schlechterdings  verbotene  Aufsuchen 
von  Auftragen  ausserhalb  ihrer  Geschäftsräume  kann  den  Stellenvermitt- 
lem  für  Schiffsleute  durch  die  Polizeibehörde  gestattet  werden. 

In  den  Osterreicbiscben  Beiohslftndern  erfloss  unter  dem 
2.  Febr.  1 9(  )8  eine  Ausführungsverordnimg  zum  Gesetze  vom  28.  Juli  1902, 
betr.  die  Regel  Uli  <\ev  ArbeitsverhältniFsse  bei  den  Begiebauten  von  Bisen- 
bahnen ^vgi.  BuU.,  Bd.  I,  8.  LX,  405  0.) 

H*  QewetbaluBpektiloiL 

In  Frankreich  wurde  durch  Erlass  vom  7.  Januar  1903  die  Zu- 
sammensetzung der  Klassieningskommtssion  für  den  GFewerbeiospektions- 

dienst  einer  Aenderung  unterworfen.  Diese  Kommission  besteht  gegeji wartig 
ans  dem  \"nrstaiide  der  Gewerbeinsijektinn,  11  inspecteurs  ilivisionnaires, 
und  H  weiteren  Mitgliedern,  die  für  die  Dauer  eines  Jahres  au.<i  dem 
Kreise  der  dem  oberen  Ai'beitsrate  angehörenden  Arbeiter  durch  einen 
Ministerialerlass  bezeicbnet  werden. 

nL  Bnaneten. 

Für  den  4.  April  1903  wurde  durch  den  preussischen  Minister 
der  öffentli«  hen  Arbeiten  eine  Konferenz  zur  Besprechung  der  Massnahmen 

zur  BeschrUnkunfr  '1er  Wumikrnnkheit  oinbernfen. 

In  Oesterreich  ( Reichsrat ,^  1  il n derj  haben  sich  zahlreiche  industrielle 
und  gewerbliche  Vereinigungen  wegen  ^er  Reform  des  Oewerbegerichtes 
in  Wien,  sowie  wegen  Aenderung  einzelner  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung in  Petitionen  an  das  Justizministerium  gewendet.  Infolgedessen 
veranlasst  das  Justizministerium  eine  informative  Besprechung  der  Ver- 
trauensmänner dieser  Verbände,  zu  welcher  auch  Vertreter  der  Gemeinde 
Wien  und  der  beteiligten  Ministerien  eingeladen  werden,  und  weldie  am 
30,  MBns  1903  stattfinden  soll.  Dieser  Konferenz  soll  vor  Fassung  defini- 
tiver Kntsrbeidnnf]:i''n  ancli  eine  Einvenialjino  dei'  Delei:ierten  dei-  Arbeiter- 
scliat'i  über  den  ^Uichen  Oefrenstand  l'Mli.'eii,  um  unter  Berticksichti^nn^ 
der  Erlttluuugeu  und  Wünsche  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu 
allseitig  befriedigenden  Vorsoblftgen  zu  gelangen.  (Wiener  Zeitung, 
10.  Mftn  1908). 

In  Frankreich  wurde  durch  Erlass  vom  26.  Januar  1903  eine 
aus  Regierungsvertretem  und  Parlamentariern  bestebende  Kommission 
eingesetzt,  der  die  Aufgabe  obliegt,  die  Schwierigkeiten  festzustellen,  die 
der  DurchfiHbrung  des  Unfallversicherungsgesetses  vom  9.  April  1898  in 
den  gewerblidien  Betrieben  der  Strafanstalten  und  Krankenhäuser  ent> 
gegenstehen. 
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Arbeitenehnts. 

L  AllgemeiiMr  ArbeitendhutK 

1.  l'ranen-  and  Kinderarbeit.   Ein  Bvndschreiben  des  bel- 

glBchen  Ministers  für  Industrie  und  Arboit  an  die  Provinzgouyemeure 
vom  5.  Februar  li>03  fordert  diese  auf,  Jon  Bürgenneisteru  die  «gesetz- 
lichen Bestimmungea  über  die  Verabiol^nitijr  yon  Arbeitsbüchern  an  die 
geschützten  Arbeiterkategorien  in  Erinneruii<^  /.u.  briugeu  und  wendet  sich 
inebesondere  gegen  die  missbiilachliolie  Verabfolgung  dieser  Arbeitsbücher 
in  blanco,  die  geeignet  ist,  das  betrfigerische  AosfUllen  der  Altersmbrik 
der  Arbeitsbücher  ssu  fördern. 

2.  Submissionsarbeiten.  Ein  württembergischer  Erlass 
vom  19.  Januar  1903  enthält  „Bestimmungen  über  die  Vergebung  von 
Arbeiten  und  Lieferungen"  seitens  des  württembergischen  Ministeriums 
der  aaswirtigen  Angelegenheiten,  Abteilung  für  die  Verkehrsanetalten, 
und  der  Ministmen  des  Innern  und  der  Finanzen.  Auf  Ornnd  der  in 
diesen  Bestimmen  gren  enthaltenen  Arbeiterschutz  Vorschriften  sollen : 

1)  die  Kostenvoranschläge  sich  mit  dem  Stande  der  Aibeitslöime  in 
Uebereinwtitnmung  befinden; 

2)  fär  die  AusfEihnmg  der  Arbeiten  und  Lieferungen  aasreichend  eu 
bemessende  Fristen  bewilligt  werden,  nnd  es  ist  bei  Bestimmung  diesf  r 
ITristen  und  bei  der  Wahl  des  Zeit]mnkte.s  der  Ver^^ebuii^^,  soweit  die 
Verhältnisse  es  gestatten,  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  die  Arbeiten 
ganz  oder  teilweise  wälu^nd  der  gescb&ftBstillen  Zeit  (Arbeitslosigkeit) 
aasgeführt  werden  können. 

H)  Von  der  BeriScksichtigung  bei  der  Zuschlagserteilnnf:^  sind  solche 
Angebote  ausgeschlossen,  welche  von  Unternehmern  ausgehen,  in  deren 
Betrieben  eine  über  das  übliche  Mass  erheblich  hinausgehende  Arbeitszeit 
eingdialten  wird  oder  die  Löhne  hinter  den  in  dem  Gewerbszweig  sonst 
liblichen  Durchschnittslöhnen  erheblich  zurückstehen. 

4)  Iii  die  nach  erlblgter  Zttschlaffserteilunj»  zu  errichtende  srhriftliche 
Urkunde  ist  die  Bestimmung  aui'zimehmen,  dass  der  Unternehmer  an  die 
von  ihm  angegebenen  Arb«tsl(flme  und  Arbeitszeiten,  oder,  soweit  Tarif- 
gemeinschaften  oder  ähnliche  Vereinbarungen  zwischen  den  Verbinden 
der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  bestehen,  an  die  in  diesen  festgestellten 
Arbeitebedingungen  gebunden  sei. 
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5)  Der  die  Arbeit  vergebenden  Verwaltung  ist  in  der  schriftlichen 
Vertragsurkunde  das  Recht  vorzubehalten,  in  geeigneter  Weise  die  Aus- 
führung der  beduDgeneu  Aibeiten  auf  dea  Werken,  in  den  Werkstätten, 
auf  den  Arbeitsplfttsen  u.  0.  w.  zu  überwadieii,  und  es  soll  sioli  inabe- 
sondere bei  Bauarbeiten  diese  Ueberwachung  aoch  darauf  erstrecken,  dasa 
der  Unternehmer  seinp  Vrrhiriilliclikeitoii  n.tis  dpm  Arbpitsvertrnfre  iregen- 
über  den  von  ihm  beächäftigten  Handwerkern  und  Arbeitern  pünktlich 
ertülit. 

3.  K  oal i  t  i  0T1  srech  t.  In  don  Niederlanden,  wo  der  Eisen- 
bsdmbetrieb  sich  in  den  Händen  \  011  zwei  konzessionierten  Gesellschaften 
befindet,  welche  der  An&icht  dar  Regierung  unterworfen  sind  nnd  mit  ihr 
in  enger  Berührung  stehen,  brach  am  81.  Januar  1!>()8,  der  Eisenbahn- 
direkt  ir>n  irJlnzlirli  unerwartet,  ein  Ausstand  des  EisenLalinpersonals  aus, 
welcher  den  Jba»en bahnverkehr  in  einem  bedeutenden  Teile  des  Landes 
lahm  legte. 

Seinem  Ursprünge  nach  war  es  ein  dolidaritfttsansstand :  in  Amsterdam 
wurde  die  Beförderung  von  Waggons  mit  Gütern  für  Finnen  im  Hafen- 

tranfipnrtbetriebe,  deren  Arbeitet  die  Arbeit  ein^^eslent  hatten,  verweiirert. 
Zweitelsohne  jedoch  hätte  der  Ausstand  nicht  derart  an  l^rafang  ge- 
wonnen, wenn  nicht  das  Eiseubahnpersoual  seit  lange  Beschwerden  sach- 
lieher  Art  gehabt  h&tte,  welchen  entgegenzukonuien  die  Direktionen  nicht 
gesinnt  waren. 

EbPTisn  unerwartet  als  der  Ausstand  eingetreten  war,  ebenso  selmell 
nahm  derselbe  wiederum  ein  Ende,  ohne  das«  das  Personal  auf  Bewilligung 
von  Forderungen,  die  die  Arbeitsbedingungen  betreffen,  bestanden  bfttte. 
Die  Hauptbediii-iiui:  des  Friedensschlusses  war,  dass  die  Direktionen  eine 
fTT-nssi'  (Ti'werkscliat'rsr.rganisati'fn,  welche  sie  air/iierkennen  stefs  sich  ge- 
weigert iiatten,  jetzt  mit  der  Zusage  anerkannten,  fernerhin  iiber  Re- 
öchwcrden  seitens  des  Personals  mit  derselben  vorhandeln  zu  wollen. 
Hinznznftlgen  ist^  dass  es  zwar  bei  diesem  Eisenbahnausstande  sn  keinerlei 
tätlichen  Ausschreitungen  gekommen  ist,  dass  solche  aber  bei  Arbeitet- 
einstellun^ren ,  welebe  in  nnderen  Betrieben  demselben  vorangegangen 
waren,  wiederholt  stattgeluiiden  hatten. 

Bisher  enthielt  das  Stratge.setz  nur  eine  einzige  Bestimmung,  welche 
n.  a.  auf  Ausst&ndige  Bezug  hatte:  Art.  284  bedroht  mit  Gefitognis  von 
höchstens  9  Jfonaten  oder  Geldstrafe  von  höchstens  300  Gulden  denjenigen, 
welcher  einen  AndereTi  d  iri  h  Oewalf  oii*M-  Drohung  mit  Gewalt  wider- 
rechtlich nötigt,  etwas  zu  tun,  zu  unterliisson  oder  zu  dulden. 

Die  obengenannten  Ereignisse  veranlassten  nun  die  Regierung,  drei 
Gesetzratwürfe  einzubringen. 

In  dem  ersten  wurden  Kredite  verlangt  für  Errichtung  einer  Mili- 

t  a r  e  i  s  e  u  b  a  h  n  a  b  t  e  i  1  u  n  g,  um,  abgesehen  von  Kriegszeiten,  unter  ausser- 
gewöhnlichen  Umständen  den  Fortgang  des  Eisenbahnverkehrs  bis  zu  einer 

gewissen  Höhe  sichern  zu  können. 

Der  zweite  Entwurf  bezweckte  die  Einsetzung  einer  Enquete- 
kommission,  welche,  mit  weitgehenden  Befugnissen  die  Bechtsver- 
h&Itnisse  und  die  Ai  Vioitsbedingungen  des  Eisenbahnpersonals  zu  unter- 
suchen und  eveTitiiell  zu  deren  zweckmSssiger  Aenderung  und  deren  6e- 

währleistnnr:  \'nis(  Idii^ro  machen  sollte. 

Der  dritte  Entwurf  endlich  war  eine  Strafgesetzbuchnovello, 
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welche,  nicht  auf  Vorkommnisse  im  Eiflenbitbnbebiebe  sioh  beaohrftiikMid) 

folgende  Bc-^timninnpcri  ontluelt: 

I.  „Wer  einen  AniiLi  ji  diuvii  Behindertuig,  Beiä^stigting  oder  An- 
wendong  von  Mittehi,  die  gt-t- i^uet  sind,  Furclit  zu  erregen,  widerrechtlich 
nOti^t,  tttwM  SU  ton,  su  unterlasBen  oder  ca  dulden,  wird  mit  OeftngniB 
Iiis  höchstens  3  Monate  oder  mit  Geldstrafe  bis  höchstens  KX)  Gulden 
bestraft.  Wird  das  Verbrechen  von  zwei  oder  mehr  vereinif^teii  Personen 
begangen,  so  kann  GeiUngnis  bis  höchstens  6  Monaten  oder  Geldstrafe 
bis  höchstens  200  Gulden  verhftngt  werden." 

Ausserdem  wurde  dem  Richter  die  Befuguis  zuerkannt,  bei  Verur- 
teilung al."^  Zuf^atxstrafe  den  Verlust  des  aktiven  und  passiven  Wahlrechts 
au8ärasj>rechen. 

n.  „Ein  Boamter  nder  irgend  ein  anderer  in  irg^end  einem  ölleutlichen 
Dienste  oder  im  öUuiiilicheii  Eifteubahubetriebe  dauernd  oder  zeilweise  in 
Arbeit  Angestellter,  welcher,  mit  der  Absieht,  StOnmg  im  Dienste  oder  im 
Verkehr  zu  veraDlassen,  es  unterlftsst  oder,  auf  rr  (  hf  lic-h  erteilte  Aufforderung, 
verweiger  t,  Arbeit  zu  leisten,  wozu  er  ansdriicklirli  «Mler  krafr  seines  Dienr=(t- 
verhältnLsses  verpflichtet  ist,  wird  mit  Gefängnis  bis  höchstens  6  Mo- 
naten oder  Geldstrafe  bis  höchstem!  300  Gulden  bestraft.  V^enn  zwei  oder 
mehr  Personen  infolge  von  Verschwörung  das  Verbrechen  begehen, 
werden  die  Schuldigen  sowie  die  Anführer  oder  Anstifter  der  Vor- 
«^wörung  mit  GefUn;,mis  bis  höchstens  4  Jaliren  bestraft." 

Weiterhin  wurde  besüuuut:  1)  dass,  bei  Erreichung  der  bezeichneten 
Absicht,  die  Gefängnisstrafe  auf  hödistens  1  resp.  höchstens  6  Jahre 
festsnsetzen  sei; 

2)  dns?  anch  liier  Entziehung  des  aktiven  und  passiven  Wahlrechts 
als  Hirafverschärfung  verhän;:;!  werden  könne. 

Den  Motiven  dieser  iSualgesetzbuchsnovelle  sei  Nachstehendes  ent- 
nommen: 

1)  Die  Erfalinintr  liabe  gezeij^t ,  dass  auch  andere  Formen  von 
NötifTinf?.  nls  durch  Gewalt  oder  Drohun«;  mit  Gcw  alt,  \ urknmmen,  ^vplr•he 
in  so  hohem  Grade  widerrechtlich  die  persönliche  Freiheit  verletzen,  das« 
di^elbcn  nicht  zugelassen  werden  könuen. 

Jedoch  braucht  nicht  notwendig  jegliche  wirtschaftliche  Nötigung,  etwas 
SU  tun,  zu  unterlassen  oder  zu  dulden,  als  strafbar  behandelt  zu  werden, 
wenn  auch  darin  eine  unrechtmässige  Verletzung  der  persönlichen  Freili*  It 
vorliegt.  Strafe  ist  ein  „ultimum  remedium";  ein  Mittel,  welches  bloss 
dann  angewendet  werden  darf,  dann  aber  auch  angewendet  werden  soll, 
wenn  die  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Rechtsordnung  dies  erheischt. 
Demgemä«»  treffe  die  vi ir;:oschlageno  Rr>?;timmnng  nur  solche  widerrecht- 
liche Nötigung,  welche  durch  Behinderun;:,  durch  Belästigung  oder  durch 
Verwendung  von  Mitteln,  um  Fiucht  zu  erregen,  sich  offenbart. 

2)  Das  Strafgesetsbuch  enthalte  swar  eine  Reihe  von  „Amtsvsr- 
brechen",  schweige  aber  sonderbarerweise  von  dem  schwersten  Amtsdelikt, 
der  Pflichtverletzung  des  Beamten.  T^nd  zwar  niclit  nur  wenn  dies  ohne 
böse  Absicht  und  individuell  statthndet,  sondern  auch  wenn  sie  direkt 
gegen  die  öffentliche  Ordnung  und  gegen  die  Autorität  des  Staates  sich 
wendet  oder  den  Charakter  kollektiver  Dienstverweigerung  annimmt.  Dies 
dürfe  nicht  so  bh^bon.  Pie  B-diörde,  welche  dazu  berufen  ist,  die  Rechts* 
Ordnung  zu  handhaben,  die  Jlecht«»geinein«irhaft  in  stand  zu  halten  und 
deren   Wohlergehen  zu  fördern,  darf  nicht  gestatten,  dass  diejenigen, 
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welfilie  fireiwillig  die  Pflicht  der  Mitwirkung  zu  diMMm  Zwecke  auf  sich 

genommen,  die  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  erschweren,  ja  unmöglich  zu 
machen  snohen.  Darum  ist  es  nicht  nur  Hecht,  sondern  Pflicht,  Dienst- 
▼erweigeruug  von  Beamten,  welche  Störung  des  regelmässigen  Fortgaiiget» 
der  behördlichen  T&ti^eit  beewecken,  m  verhüten  und  sich  mit  Straf- 
bestünmungen  dagegen  zu  waflnen. 

Die  Vorliige  geht  insofern  einen  Schritt  weiter  und  unterwirft  die 
,.ini  öffentlichen  F.i.senbahnljetriebe  ange.stellten  Arbeiter''  denselben  Straf- 
besi  itmumigeu  wie  die  Beamten,  natürlich  aber  nur  unter  den  in  der  Vor- 
lage enthaltenen  Bedingungen  der  Strafbarkeit.  Recfatmftssiges  Einstelion 
der  Arbeit  bleibt,  wie  auch  unrechtmässiges,  unbehelligt;  verboten  \\  ir  1 
ausschliesslich  die  unrechUn&ssige  Arbeitseinstellung  im  Eisenbsdinverkehr. 

Nachfolgende  Erwägungen  haben  dazu  geführt.  Jeder  freiwillige 
Kontraktsbruch  ist  an  sich  Unrecht;  um  so  grösseres  Unrecht,  je  nach- 
dem geflissentlich  Treulosigkeit  und  böse  Absicht  dabei  «ne  grössere  Rolle 
spielen.  Die  Behörde  nun  ist  kraft  ihrer  Aufgabe  unwidersprechlich 
jirinzipiell  befugt,  jedes  T'nrecht  zu  strafen  :  um  so  mehr  ein  solches  Un- 
recht, einen  solchen  Kontraktsbruch,  welche  jener  Aufgabe  klar  wider- 
streben. Jedoch  geziemt  es  sich  nur  solchen  Kontraktsbruch  strafbar  zu 
stellen  und  demnach  als  Verbrechen  zu  stempeln,  welcher  der  obrigkeit- 
lichen Aufgabe  in  so  ecnster  Weise  widerstrebt,  dass  dadurch  die  Er- 
füllung derselben  in  grosse  Gefahr  gebracht  wird.  T'nd  das  ist  hier  der 
Fall.  Ein  geordneter,  sicherer  und  ungestörter  Eisoubahnverkolir  gehüit 
in  kaum  geringerem.  J^Iassc  alä  eine  geoiduete  Polizei  uud  wemghtens 
ebenso  selur  als  ein  regelmässiger  Fost^  und  Telegraphendienst  sm  den 
unerlässlichen  Lebensbedingungen  der  heutigen  Gesellschaft.  Wer  ab- 
sichtlich diesen  Verkehr  zu  stören  MU<^'ht,  vergreift  sich  an  der  (T(>sellschat't. 
Kontraktsbruch  mit  diesem  Zwecke,  auf  diesem  Pelde  obrigkeitlicher 
Tätigkeit,  möge  scheinbar  bloss  Wortbruch  gegen  den  Arbeitgeber  sein, 
in  Wirklichkeit  \ind  vor  allem  sei  es  grobe  Pflichtverletsung  gegen  die 
ganze  Gemeinschaft. 

Der  erste  der  obengenannten  drei  Gesetzentwürfe  wurde  von  der 
Zweiten  Kammer  mit  allen  gegen  fi  ''snzialdemokratische''  Stimmen,  von 
der  Ersten  Kammer  einstimmig  augeuommeu.  Ebenso  von  beideu  Kammern 
der  Generalstaaten  der  sweite  Gesetsentwurf. 

Hingegen  erhob  sich  gegen  die  Vorlage  der  StrafgesetsbnchnoTelle 
wie    im  I^de  so  auch  bei  den  Kommisdonsberatongen  der  Zweiten 

Kammer  vielseitige  Opi)esition. 

Während  die  Kegienmgsmajorität  diet?e  X'orlage  als  vollkommen  ge- 
reclitfertigt  und  den  Tatsachen  gegenüber  dringend  nötig  verteidigte, 
wenn  sie  sieh  auch  bereit  erklärte  (und  die  Bereitwilligkeit  der  Regierung 
als  selbstverständlich  voratissetste),  sachlicher  Kritik  bei  der  Redaktion 
möglichst  entgegen  zu  kommen,  wurde  die  Vorlage  nicht  nur  von  sozial- 
demokrati. scher  Seite,  sondern  auch  von  den  verschiedenen  freisinnigen 
Parteien  nachdrücklich  bekämpft-,  von  letzteren  Parteien  jedoch  unter  Be- 
tonung praktischer  und  opportunistischer  neben  prinsipiellen  Grdnden. 
Sowohl  infolge  dieser  0|ipo8ition  als  des  Einlenkens  der  Regierung  selbst 
und  ihrer  Majorität  gelangten  vor  allem  die  lu^prünglichen  Entwürfe  aus 
den  Koiumissioueu  in  bedeutend  abgeänderter  Gestalt  zur  öflTentiichen  Be- 
ratung.   Wie  weit  diese  Abtnderungen  reichten,  möge  man  ersehen  aus 
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einer  Vergleichung  des  oben  Mitgeteilten  mit  dem  im  Bulletin"  (Bd. 
S.  176:  abgeilnickten  Wortlaute  des  Gesetzes.  ScLliossHch  wurde  dieser 
erste  Teil  der  Vorlage  von  der  Zweiten  Kammer  mit  allen  gegen  die  6  sozial- 
demokratischen Stimmen  genehmigt.  Sodann  erfuhr  zwar  die  Fassung  des 
ursprünglichen  sweiten  ^twnrfes  keine  eingreifende  Abänderung,  dodi 
wurde  auf  Grund  des  Art.  27  des  Eisenbahngesetzes  ^)  ein  königlicher 
Erlass  publiziert,  welchen  wir  hiernach  ebenfalls  zum  Abdruck  bringen. 
Derselbe  sollte  diejenigen  befriedigen,  welche  exze}>tionellcn  Strat'bcstim- 
mungen  gegen  EiäenbahnangesteUte  nur  dann  beistimmen  zu  können  erklärt 
hatten,  wenn  gleichseitig  deren  Reditsverhiltnis  gesichert  nnd  ihnen  billige 
ArbeitBbedingungen  gewährleistet  würden. 

Jener  Erlass  befriedigte  die  verschiedenen  liberalen  (Inippen,  nicht 
aber  die  treisinnig-demokratische  Partei,  welche  demnach  mit  der  sozial- 
•demokratisdien  Seeoi  swiaten  Teil  der  Vorlage  und  dem  entsprechend 
auch  dem  ganzen  Gesetzentwurf  beizustimmen  sidh  weigerte.  Bei  der 
Schlussabstimmung  am  9.  April  wurde  die  Vorlage  von  der  Zweiten 
Kammer  mit  81  gegen  14  Stimmen,  zwei  Tage  später  von  der  Ersten 
einstimmig  genehmigt.  Und  so  wurde  dieselbe  zum  Gesetz  vom  11.  April  1903. 

4.  Wohnungsfflrsorge.  Ein  an  die  Kreishauptmannschaften  ge- 
richteter Erlass  des  sächsischen  Ministeriums  des  Innern  vom  31.  März 
1903,  betr.  das  Wohnungswesen,  fasst  die  Ergebnisse  der  Berichte  ro> 
flammen,  die  durch  die  Kreishauptmannschaften  über  das  WohnungsweswQ 
erstattet  worden  sind  untl  stellt  folgende  positiven  Zielpunkte  auf,  die 
seitens  der  Kreishauptmauiischaften  gefördert  werden  sollen : 

1)  Durchführung  einer  wirksamen  Wohnungsauisicht  a;if  Grund  der 
§§168  nnd  164  des  sacbaieclien  BaugesetseB; 

2)  JPtfrdening  der  Errichtung  der  Kleinwohnungen  durch  die  Arbeit- 
geber; 

3)  Unterstützung  fler  auf  Selbsthilfe  in  der  Wohnungsfrage  gerichteten 
Bestrebungen  der  verbcbiedeneu  \  ereine  und  tatkräftige  Mitarbeit  der 
Gemeinden,  und  zwar: 

a)  durch  Errichtung  von  Kleinwohnungen  durch  die  Gemeinden; 
b)  durch  Unterstützung  der  Bauvereine  durch  die  Gemeinden,  insbesondere 
mittelst  Abgabe  billigen  Baulandes  an  dieselben;  c)  Unterstützung  und 
Pdrderung  gemeinnüt^ger  Bauuntemelmiungen  durch  die  Gemeinden  in 
der  gleichen  Weise,  wie  sie  den  gemeinnützigen  Bauvercinen  gewfthrt  wird ; 
d)  Erleichterung  des  Verkehrs  nach  den  Aussenbeeirken  der  grossen  Ge- 
meinden. 

4)  Erstattung  von  statistisch  belegten  Berichten  über  die  Burch- 
fdhning  dieses  IHassee  alle  3  Jahre. 

Zum  hessischen  Gesetze,  betr.  die  WobnungsfUreorge  für  Minder- 
bemittelte (vgl.  Bull.,  Bd.  I,  S.  XLVm,  5t)2— 505,  Bd.  H,  S.  VI,  20 
und  136)  wurde  unter  dem  21.  Frbniar  eine  Atisführungsvernrdnung  er- 
lassen, durch  welche:  1)  die  Bildung  und  der  Geschäftskreis  der  Laudes- 
wohnungsinspektion,  2)  der  Gang  des  Verfahrens  bei  Gesuchen  um  Dar- 
lehen aus  der  Landesfareditkasse  und  3)  das  Zwangsyerfahren  gegen  Ge- 
meinden einer  fiegelung  unterzogen  wurde. 


1)  An.  27  luutct:   „Durch  kgl.  Krliu»  wird  geregelt:  imd  was  ferner  aar 

flkbernng  der  Ausübung  der  EUcnbahndienstc  und  d«S  geithrtnitn  Verkdin  auf  den 
BMobahnen  kraft  dicees  Geeetaes  Torroacfareiben  ist.'* 
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In  den  österreichischen  RoiohsratBlSiidern  erfloBson  unter  dem 

7.  — 21.  April  1903  drei  Durchftihningsverordnuns^pn  für  rion  politischeTi  Be- 
zirk Freistadt  iu  Schlesien  und  für  die  Krouländer  Crürz  und  Gradiska 
und  Qtüizien  und  Lodomeridn,  txxm  G«8etse  Tom  8.  Juli  1902,  betr.  Be- 
gtioBtigungen  für  Gebäude  mit  gesunden  und  billigon  Arbeiterwohnnngttn 
(vgl.  Bull,  Bd.  I,  S.  XXI,  3J)9,  Bd.  II,  S.  VT,  20).  In  diesen  Verordnungen 
wird  der  Maxiiualprozentsatz  der  Verzinsung  solcher  Gebäude  mit  ö*/^  Froz. 
festgesetzt. 

IL  Berufliober  Arbeitersobuti. 

1.  Elektrische  Stationen.  In  Gr  08  s  b  r  i  t  a  n  n  i  en  wurden 
durrh  2  Verordnungen  'lo>5  Staatssekretärs  vom  11.  Mär/  1903  Aus- 
nahmebestimmungen erlassen  für  die  auf  elektrischou  Stationen  beschäftigten 
jugendlichen  Arbeiter.  Die  erste  dieser  Verordnungen  gestattet,  nach 
Hassgabe  der  Sektion  40  (4)  der  Factory  and  Workshop  Aet,  1901, 
den  jugendlichen  ArV  ri  die  Verlegung  der  fttr  dio  !Ma]i1/.eiten  be- 
stimmten Pausen  aul  beiirbige  Tagesstundon  und  den  Aufenthalt  in  den 
Arbeitsräumen  während  der  Arbeitspausen ;  die  zweite  Verordnung  ge- 
stattet nach  Massgabe  der  Sektion  Ö4  (,4)  der  Factor^  and  Workshop 
Act,  1901,  die  Nachtarbeit  der  auf  elektrischen  Stationen  bescbftfilgten 
Jugendlichen.  Beide  Verordnungen  stellen  gleichlautende  BediTi;:^ungen 
auf,  die  erfüllt  sein  mfissen,  wenn  die  Ausualmieu  fiir  einen  Betrieb  iu 
Xraft  treten  sollen.  Dioso  Bedingungen  bctretleu  die  Temperatur  der 
Arbeitsrtlume  und  das  Vorhandensein  angemessener  Schlafgelegenheit^. 
Beide  Verordnungen,  die  am  1.  April  19i»8  in  Kraft  treten,  machen  end- 
lich die  für  Jugendliche  gewährten  Ansnaliinon  davon  ahhfingio;,  dass 
diese  Jugendlichen  nicht  selbständig  arbeiten,  vielmehr  lediglich  zur 
Unterstützung  von  zur  gleichen  Zeit  arbeitenden  erwachsenen  Ai-beiteru 
angestellt  sind. 

2.  Chornische  und  gefährliche  Industrien.  Die  Einrichtung 
und  der  Betrieb  von  Anlagen  cor' Anfertigung  von  Zündhölsem  unter  Ver- 
wendung von  weissem  Phosphor  unterlag  bisher  im  Deutschen  Reiche 

den   Rt  >timmungen  der  am  11.  Juli  18S4  .»rstnials  erlassenen,  unter  dem 

8.  Juli  I  H9B  erneiuM  tan  Bekanntmachung  des  Bundesrates  (  R..G.B1.  S.  209  i 
und  den  Bestimmungen  des  fieichsgeset/.cs,  betr.  die  Anfertigung  und  die 
Verzollimg  von  ZOndhaizem  vom  13.  Mai  1884  (R.a.Bl.  8.  49). 

Analog  der  Regelung  dieses  Industriezweiges  in  ausserdeutschen 
Staaten  sollten  diese  Bestimmungen  erzielen: 

1)  Den  h.  snn  jpivii  Si  Imtz  der  jugendlichen  Arbeiter,  die  nicht  bei 
den  besonder'«  gel'ährlichen  Arbeiten,  beim  Tunken  und  in  den  Trocken- 
stuben beschäftigt  werden  dürfen;  beim  Einfülieu  und  bei  der  ersten 
Verpackung  ist  jedoch  nur  die  Beschftftignng  von  Kindern  verboten. 

2)  Eine  vollständige  Trennung  der  gesundheitsschädlichen  Betriebe 
von  den  woniger  gefährlichen  und  von  allen  Wr»hn-  und  Geschäftsräumen. 
Es  soll  verhindert  worden,  dass  giftige  (iaso  aus  den  ersteren  in  die 
letzteren  übertreten,  damit  wenigstens  die  mit  weniger  gefährlichen  Ar- 
beiten beschäftigten  Leute  nach  Möglichkeit  geschützt  sind. 

3)  Hohe  Arbeitsräume  für  die  gelUhrlicheu  Betriebe  und  somit  fiir 
jeden  Arbeiter  einen  erheblichen  Luftraum,  damit  die  entstehenden  Dämpfe 
eine  möglichst  starke  V'erdünAung  erleiden,  die  durch  Ventilation  weiter 
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gesteigert  werden  soll.  F«r  die  Abfilllränme  ist  für  Deutschland  ein 
^Linimalluftrauin  für  den  einzplnon  Arbeiter  mit  l'>  cbm  vAr*?esrhrif»bpin. 

Um  das  bei  hoher  Temperatur  eintretende  starke  Verdampfon  der 
TunkmaMe  zu  verhindern,  ist  fOr  die  Trockenkammer  eine  Maximal- 

iemperatur  von  36^  C  vorgeschrieben. 

4)  FenfTsiclierheit  '1er  besonders  feuergellUn-lichon  Betriebsrflnme. 

öl  Reinlichkeit  der  Arbeitsräume,  sowohl  durch  täglülie  Kemigting 
der  Fussböden,  als  durch  halbjährliche  Erneuerung  des  Wandanstrichs. 

6)  Gelegenheit  für  die  Arbeiter  ssur  Reinigung.  Die  Beschmntzuug 
der  Tageskleider  soll  durch  das  Tragen  besonderer  Arbeitskleider  vor- 
mieden werden,  damit  nicht  durch  'len  Kleidern  anhaftende  blasse  eine 
Verschlechterung  der  Luft  in  den  Wohnungen  stattlindet  nnd  etwa  anch 
Familienmitglieder  erkranken.  Das  ebenfalls  angeordnete  besoudero  Auf- 
bewahren der  Arbeitskleider  in  abgesonderten  Behftltern  soll  das  Be- 
schmutzen der  Tageskleider  veilundem.  Es  sollen  ferner  ausreichende 
W  iscbgelegenheiten  vorhanden  sein,  damit  die  Arbeiter  sich  mr  den 
Pausen  und  vor  dem  Nachhausegeheu  waschen  und  den  Mund  spülen 
können. 

7  ;  Verbot  des  Essens  und  Trinkens  in  den  Arbeitsrftnmen  nnd  vor 

dem  Umkleiden  und  Reini<:^en. 

8i  Aerzt liehe  Untersuchung^  der  Arbeiter  vor  dem  Eintritt  in  die 
Fabrik  und  periodische  Untersuchungen  wählend  der  Beschäftigung,  Ver- 
bot der  Beechftftigung  erkrankter  Arbeiter  nnd  der  Einstellimg  von  Personen 
als  Arbeiter,  die  der  Gefahr,  an  Phosphomekrose  zu  erkranken,  in  erheb- 
lichem Masse  aupj^esetzt  sind. 

9)  Anmeldepflicht  bei  eintretenden  Nekroseerkrankun^en. 

Die  fast  überall  mit  der  W^irksamkeit  derartiger  vorbeugender  Mass- 
regeln gemachten  Erfahrungen  fanden  auch  im  Deutschen  Reiche  ihie  Be- 
stätigung :  die  vorbengenden  MaMregefai  konnten  die  Nekroseerkrankungen 
imter  den  mit  weissem  Phosphor  in  Berührnn;.'  kommemlen  Arbeitern  nicht 
beseitigen.  Im  Zeiträume  vom  Jahre  ISMl  bis  einschlies.slich  1898  sind 
52  Fälle  von  Nekroseerkrankungen  bekannt  geworden.  In  den  folgenden 
Jahren  worden  ftr  das  Jahr  1899:  9,  fttr  das  Jahr  1900:  7,  fiOr  das  Jahr 
1901 :  10  NekrosefUle  in  den  Jahresberichten  der  Gewerbeaufsichtsbeamten 
gemeldet. 

DasB  indessen  nielit  alle  Erkrankungen  an  Phr)s)ih<n-nokri ise  amtlich 
gemeldet  werden,  dafür  zeugen  die  Mitteilungen  in  den  Juhresborii^hten 
der  Gewerbeanfsiehtsbeamten  ftbr  das  Jahr  1899,  Bd.  II,  S.  423,  und  für 
das  Jahr  1901,  Bd.  lU,  6,  S,  88, 

Ausfüh'lirhe  Mitteilnni^en  über  die  ans  der  Literatur  bekannt  ge- 
wordenen NekrosetUlle  in  Deutschland  tindon  sich  in  dem  der  Delegierten- 
Versammlung  der  internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiter- 
scbuts  (Cdln,  September  1902)  erstatteten  Berichte  des  Regierungsrates 
Dr.  Hölzer  (vgl.  femer:  Schriften  der  intern.  Vereinigung  für  gesetzl. 
Arbeifersrluitz,  No.  2.  Verhandlnngsberieht  der  zweiten  Generalversammlung 
des  Komitees  der  internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiter- 
schots,  Jena  1902,  8.  33  S.,  nnd  Bull,  des  Int.  Arb.-Amts,  Bd.  I,  S.  569). 

Diese  Tatsachen,  die  su  wiederholten  ]\ralMn  Gegenstand  der  Verhand- 
lungen dos  Reichstatres  waren  vgl.  Bull..  H  l.  T,  S.  09  und  189),  ver- 
anlassten die  verbündeten  lve;j[ierun^en.  unter  dem  15.  November  l'.X'S 
dem  Beichstage  den  Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  Phosphorzündwareu 
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vorzulegen  (Wortlaut  des  Entwurfes  vgl.  Bull.,  Bd.  I,  S.  675).  Nach  der 
in  der  Sitzung  dea  Eeichfitages  vom  29.  Januar  ldU3  stattgefuudenen 
eraten  Ber»tiug  wurde  der  Entwurf  dner  Kommission  ttberwieeen  nnd 
auf  Gnmd  des  Berichtes  derselben  vom  Reichstage  in  unveränderter 
Fassung  am  22.  April  n»03  In  zweiter  und  am  27.  Ajiril  1903  in  dritter 
Lesung  angenommen  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  48,  49  und  iS.  126). 

Folgendes  sind  die  hanptsächlich.sten  Bestinimtnigon  des  Gesetzes: 
I.  Verbot  der  gewerblichen  Verwendung.   Zur  Herstellung 
von  Zündhölzern  und  anderen  Zündwaren,  mit  alleiniger  Ausnahme  der 
Bur  EntiQndung  von  Qmbensidierlieitslampen  dienenden  Zflndbftnder,  darf 
weisser  oder  gelber  Phosphor  nidit  verwendet  werden. 

lieber  den  Umfang  des  Gebietes,  euf  welches  dieses  Verbot  An- 
wendung üudet,  gibt  die  nachfolgende,  nach  Erhebungen  aus  dem  Jahre 
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II.  Entschädiguugsfrage.  a)  Direkte  £u tüchftdiguug. 
Der  bundesrfttlidie  Gesetzentwurf  enthielt  keinerlei  Bestimmungen  hin- 
sichtlich einer  event.  Entschädigung  der  durch  das  Verbot  der  Verwendung' 

des  weissen  oder  gelben  Phosphors  betroffenen  T?«  sitzcr  der  zur  Z(ind- 
hölzchenfabrikation  unter  Vorwendung  dio?^es  .'^tortos  emgerichteten  irewerb- 
lichen  Anlagen.  Ein  Autrag  auf  eine  derartige  Entschädigung,  nach  dem 
Vorbilde  der  an  die  Unternehmer  bei  Erlass  des  Süssetoffgesetzes  (vgl. 
Bull.,  Bd,  I,  S.  XXXIII  und  384)  ausgerichteten  Entschftdigangf  wurde 
vorerst  wahrend  der  Kommissionsberatungon,  dann  bei  der  sweiten  Lesong 
des  Gesetzes  gestellt,  beide  Male  indessen  abgelehnt. 

Ueber  die  Gründe  dieser  Ablehnung  berichtet  der  Kommissionsboricht : 
„Es  sei  nicht  ohne  Bedeutang,  dass  der  Oesetsentwurf  die  Fabrikation 
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Ton  Phosphorzfinf^hfilzem  erst  vom  1.  Januar  1907  an  verbieten  wolle,  so 
da^  die  f  abrikanteu,  abweichend  von  dem  sofort  wirkbam  gewordenen 
Verbot  der  SttssBtofflfabrikation,  noch  längere  Zeit  ihre  jetEige  Fabrikation 
fortsetzen  und  sich  den  ge&nderten  VerhftltniflBen  allmählich  anpassen 
könnten.  Es  komme  atich  in  Betracht,  dass  es  sich  l»  i  der  Fabrikation 
von  PhosphorzUndhöizem  um  eine  Fabrikation  handle,  die  von  der  Kon- 
kurrenz anderer  Ztindbdlzer  immer  mehr  bedrängt  weu*de;  das  Verhältnis 
von  FhosphorzündhObsem  m  Schwedischen,  welches  eich  noch  vor  wenigen 
Jahren  die  Wagschale  gehalten  habe,  stelle  sich  jetzt  so,  dass  die  Fabri- 
kation von  Schwedischen  etwa  8  Millionen  Umsatz  im  Jahre  habe,  die 
von  Phosphorzüudhölzem  nur  noch  6*/^  Millionen,  wobei  allerdings  anzu- 
erkennen sei,  dasSf  absolut  genommen,  die  Fabrikation  von  Phosphor- 
hölzern  in  der  letzten  Zeit  wieder  einen  kleinen  F  tschritt  an  verzeichnen 
habe,  der  wohl  von  einem  Absatz  inn  Ausland  herkomme." 

„Kegiernngsseitig  wurde  die  Aufstellung  einei-  Entschihlifjuntrspflicht 
bekämpft.  Von  einer  E.xpropriation  könne  keine  Rede  sein.  Es  handle 
flieh  um  ein  Verbot  ans  sanitären  QrOnden  mit  gleichzeitiger  Zurverfügung- 
fltellnng  einer  Ersatzzündmasse.  Daher  bedürfe  es  keiner  Entschädigung. 
Der  finanzielle  Gesichtsp  n'kt  sei  für  die  Re^iomnoren  niclit  cnt.'^cheidend, 
.sondern  der  prinzipielle  Gesichtspunkt,  wonach  für  die  Fortführung  der 
Arbeiterschutzgesetzgebung  ein  schweres  Hemmnis  entstehen  würde,  wenn 
bei  solchen  Massregeln  Entsch&digungsansprttohe  sugebiUigt  würden." 

„Ans  dtf  Kommission  wurde  diesen  Ausffihmngen  der  Kegierungsver- 
treter  von  mehreren  Seiten  zngestimmt.  Von  einigen  Mitgliedern  wurde 
beigefügt,  die  Fabrikanten  könnten  sich  nicht  beschweren,  dass  die  giftige, 
diä  Arbeiter  schwer  schädigende  Fabrikationsweise  verboten  würde;  sie 
sollten  Iroh  sein,  dass  sie  nicht  schon  längst,  wie  hätte  geschehen  sollen» 
verboten  sei." 

Die  gleichen  Gesichtspunkte  waren  auch  für  die  Ablehnung  des  Ent- 
schädigungsantrages in  der  zweiten  Lesung  im  Plenum  des  Reichstages 
entsdieidend. 

b)  Indirekte  Entschädigung.   Sämtliche  Zflndhölser  bedingen 

eine  ^fas.se,  welche  die  Flamme  von  dem  Zündstoff  auf  das  Holz  über- 
trügt ;  als  solche  wird  allgemein  entweder  Paraffin  oder  Schwefe!  ver- 
wendet. Zum  ParaiBnieren  eignet  sich  nur  weiches  Holz,  in.sbe.soudere 
das  im  Dentsciien  Reiche  nur  seltMi  vorkommende  Aspenhobs,  wogegen 
zum  Schwefeln  auch  das  harte  oder  harzreiche  Holz  der  Nadelbäume  ver^ 
wendet  werden  kann.  Der  zur  Atifertignng  von  Sthwefelhöl^^crn  ver- 
wendete Holzdraht  aus  Nadelhölzern  wird  zum  grossen  Teile  von  Haus- 
industiieilen  in  den  waldreichen  Gebirgen  Deutschlands  durcii  Hobeln 
hergestellt,  während  die  snr  Anfertigung  von  sogenannten  schwedischen 
Sicherheit^zündhöizem  verwendeten  Holzstabchen  des  weichen  Aspenholzes 
nicht  durch  Hobeln,  sondern  eventuell  dnrch  Abschaben  vom  Stamme 
mittels  scharfen  Messel  s  und  durch  Zerkleinern  der  so  gewonnenen  Pour- 
niere  gewonnen  werden. 

Mit  Kücksicht  anf  die  kldnen  Zttndholsfabrikanten,  die  nicht  über 
die  Mittel  verfügen,  um  zur  Fabrikation  schwedischer  Zündhölzchen  über- 
gehen ZTT  können  (nach  dem  Kommissionsboriohte  erfordere  die  Einrichtung 
des  kleinsten  maschinellen  Betriebes  für  Öicherheitszündboizer,  der  eine 
volle  Ausnutzung  der  Anlage  gestatte  —  nnd  diese  sei  notwendig,  um 
konknrrensftliig  an  bleib«i  —  ein  Kapital  von  etwa  80000  M.),  sowie 
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mit  T^iicksicht  auf  die  vielen  Hausinduptriellen,  welche  in  den  Gebirgs- 
gegenden den  Holzdraht  hobeln,  Schachteln  u.  s.  w.  aniertigen,  somit  von 
der  Sühwefelholziiidustrie  leben,  hat  sich  die  Edichsregienrng  für  den  Fall, 
daas  das  Gesetz  verabschiedet  werde,  den  Erwerb  einer  Zflndmasee  ohne 
weissen  Phosphor  gesichert,  die  bei  der  Fübrikation  von  Schwefelhölzern 
ans  inländischem  Holzdrahte  verwen'ler  werden  kann  mid  >ifh  sohrm  be- 
währt hat.  Diese  von  dem  Ziiodholzfabrikanten  Q.  Schwiening  erfundene 
ZOndmawe  ist  ihrer  genauen  Zoflammensetanng  nach  noeh  nicht  bekannt. 
Die  in  der  Patentschrift  vom  22.  Dez.  1898  Patent  No.  80  203  angegebene 
Zusnmmensetzuriir  i.^t  zm  Vervollkommnung  der  Zündhölzer  im  Laufe  der 
Jahre  abgeändert  worden.  Doch  weiss  man.  dass  sie  uugiftigen  roten 
Phosphor  und  chlorsaaree  Kall  als  Zdndsubstanzou  enthält. 

Das  von  den  verbtfndeten  Regierungen  zu  erwerbende  Patent  dieser 
Zttndmaase  wird  allen  deutschen  Unternehmern,  welche  bisher  Weissphos- 
phorzUndhfilzcr  hergestellt  habfn,  zur  VerwertUTirr  in  ihren  'leutsdien  ^^o- 
werblichen  Anlagen  freigegeben  werden.  Diese  rnrerDeliiner  werdeji  ;iucb 
auf  Wunsch  nach  Massgabe  der  hierüber  mit  dem  Fabrikanten  Schwiening 
getroffenen  Vereinbarungen  von  diesem  in  die  Bereitung  und  Handhabang 
der  Zündmasse  unterwiesen  werden. 

in.  Verbot  des  Verkaufes  und  der  Einfuhr.  Die  unter 
Verwendung  von  weissem  oder  gelbem  Phosphor  hergestellten  Zündwaron 
dürfen  weder  gewerbsmässig  in  den  V^erkehr  gebracht,  noch  zum  Zwecke 
gewerblicher  Verwendung  in  das  Zollinland  eingeftthrt  werden.  Mit  dem 
Verbote  der  Fabrikation  dieser  ZOndhöhschen  hört  selbstverstftndlich  auch 
ihre  Ausfuhr  auf. 

Ueber  die  handelspoliiisrhr  Bedentiin<i  dieser  Massnahme  cfobon  die 
nachfolgenden,  dem  Motiveuberichie  zum  Gesetzentwurfe  (Drucks.  Xo.  755) 
entnommenen  Ausftthmngen  Auskunft: 

Vor  dem  Jahre  1884  waren  in  Deutschland  87  Zündholzfabriken  mit 
etwa  5(>f)0  unmittelbar  Lei  der  Fabrikation  beschäfti^^^f en  Arbeitcm,  narh 
den  Erhebungen  des  Jahres  181'li  nur  noch  80  Fabriken  mit  1888  Ar- 
beitern im  Betriebe.  Von  der  Gesanuutproduktion  wtirden  vor  1884  ein 
Viertel  bis  ein  Fünftel,  im  Jahre  1883  etwa  2  270(XKJ  kg  ZttndhOlzer  vor- 
nehmlich nach  England,  den  Niederlanden,  Belgien,  der  Schweiz,  Portugal, 
Opsterreich-T^n^arii,  Kns^land,  llumftnien,  Südamerika,  Südafrika,  China, 
Japan  uud  Java  ausgeführt,  von  denen  der  bei  weitem  grüsste  Teil  in 
Weissphosphonsündhölsem  bestand.  Im  Jahre  1901  belief  sich  der  Export 
nur  noch  auf  1  7G3  20O  1^  im  Werte  v  n  nt  wa  741000  M.  oder  auf  etwa 
ein  Zwaii/iix^ifl  der  Gesamtproduktion  im  Werte  von  14  120<km)  ^I.,  und 
die  Ausfuhr  an  Weissphosphorzüudhölzeru  blieb  hinter  derjenigen  an 
Sicherheitszündhölzem  nicht  unerheblich  zuiück.  Dieser  Rückgang  der 
Ausfuhr  von  Weissphosphorzflndhölsem  ist  darauf  surttckzufahren,  dass 
die  Schweiz  und  die  Niederlande  nneh  dem  Beispiele  Dänemarks  die  Hei'- 
Stellung  und  die  Einfuhr-  von  Weissphosphorzfindhölzern  inzwischen  ^•er- 
boten,  andere  Staaten,  wie  z.  B.  Frankreich,  <.>esterreich-Ungani,  Kuss- 
land, Italien,  Spanien,  Portugal,  llumäuien  u.  a.,  die  Einfuhr  durch 
Monopole  unmöglich  gemacht  oder  durch  Zölle  sehr  erschwert  haben. 
Zudem  ist  der  Markt  in  Südamerika,  Südafrika,  Ostindien  und  China  an 
die  japani.sche  Konkurrenz  vi  il  ire?!  jreirnngen. 

Auch  im  Inland  ist  der  Bedarf  an  Weissphosphorzündhölzorn  gegen  jfj'Uher 
geringer  geworden.  Wfthrend  vor  dem  Jahre  1884  von  114000  Millionen. 
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Gesamtproduktion  HSOTH)  Millionen  ndor  L'twa  drei  Viertel  der  Prodiiktiun 
Weisdphosphürzilndhüizer  waren,  sind  nach  einer  Angabe  vom  (»ktober  IH'JU 
in  dem  Organe  des  Vereins  Deutscher  Zündwarenfabrikanten  (So.  331  der 
„Zeitschrift  für  Zflndwarenfabrikation")  su  dieeer  Zeit  von  90000  Millionen 
Zündhölzern  nur  noch  3H(KX)  Millionen  oder  etwa  «wei  Fttnftel  der  Pro- 
duktion Weis«»phnsphnrzündhülzor  gewesen. 

r\^.  Inkrafttreten  des  Gesetzen.  Entsprechend  don  Anträgen 
des  unverändert  angenommenen  Jiegierungsentwurfes  tritt  da«  Gesetz,  so- 
weit es  sich  nm  das  Verbot  der  Fabrikation  und  der  Einfuhr  aus  dem 
Auslände  luuidelt,  am  1.  Jan.  liHM.  in  seinem  den  gewerbsmässigen  Vor- 
kauf im  Inlando  behandelnden  Alischnitte  mit  d.  ni  1.  .Tamiai-  IltOS  in 
Kraft.  Zwei  Anträge,  von  welchen  der  eine  die  Verkürzung  dieser  Fristen 
bis  zum  1.  Januar  1904  bozw.  11)05,  dei  zweite  deren  Hinausschiebung 
bis  anf  den  1.  Jannar  1910  besw.  1911  bezwedktef  wurden  in  der  zweiten 
Beratung  vom  SeidiBtage  abgelehnt. 

V.  Busse  n.  Die  Strafbestimmungen  füi-  Zu  w  id erhandln n:.'eii  gegen  die 
Voi-sr]irii'i(Mi  des  Gesetzes  (Geldbuj'se  bis  ?.n  2' •< >  M.  bei  rorslltzliclipr.  bis  7.n 
150  M.  bei  fahrlässiger  Uebertretung;  sind  den  Bestimmungen  im  §  4  des  Ge- 
setses  Tom  13.  Ifai  1^4  nnd  im  §  7  des  Süssstoifgesetzes  vom  7.  Jtdi  1902 
(R.G.Bl.  S.  253)  nachgebildet.  Dabei  ist  auch  in  Abweichung  von  den 
V< ax-liriffen  der  40,  42  des  Straf;;eser7.buclies  die  Einziehung  der 
Gerätschaften,  wekhe  der  verbnTswidrigen  Herstellung  dienen,  sowie  der 
verbotswidrig  hergestelltou,  eingeiuiiiten  oder  in  Vorkehr  gebrachten 
Gegensttnde  in  üebereinstimmnng  mit  den  Vorsduiften  des  Qeeetses  vom 
18.  Mai  1884  obligatorisch  vorgesehen. 

Anf  dem  Wege  snr  Einschrftnkang  der  Bleiweissverwendung 
erfolgten  nunmehr  anch  in  Belgien  die  ersten  Sdnittc.  die  sich  im 
wesentlichen  an  die  analoge  Aktion  der  französiselien  A'erwaltung  (vgl. 
Bull.,  Bd.  I.  8.  VT.  XXXIV,  LI,  28,  29,  434,  513;  anlehnen. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1902  richtete  der  Brüsseler  Vorband  dar 
Halergewerkschaften  eine  Petition  an  den  Bürgermeistor  und  die  SchötTen 
von  Molenbeek -Saint^eatt,  in  welcher  um  den  Erlass  eines  Verbotes  der 

Bleiweissverwendung  bei  kommunalen  Arbeiten  gebeten  wurde.  Die  Ver^ 
bandskammer  der  Malermeister  in  Brüssel  nn  1  Vororten  stimmte  dieser 
Eingabe  zu.  Sie  wurde  durch  den  Gouverneur  von  Brabant  dem  Land- 
wirtschaftsminister  unterbreitet,  mit  einem  Begleitschreiben  des  Gouvemetirs, 

in  welchem  ans<^reführt  wurde:  .,Der  zur  Abgabe  einer  Heinnngsftusseruug 

über  dif'se  Eini-^abe  auf^'efr'rderte  G»  ineiiidorat  erklJlrte,  da^s,  wie  sehr  im 
Prinziji  er  mit  der  in  der  Eingrabe  aufgestellten  Forderung  einverstanden  sei, 
er  dennoch  der  Ansicht  sein  müsse,  dass  ein  vereinzeltes  Gouioinduverbot, 
das  nidit  aach  gleichseitig  im  ganzen  Lande  in  Oeltung  stünde,  nicht 
allein  unwirksam  wäre ,  sondern  anch  eine  Erschwerung  der  Arbeits- 
bedingunjren  der  l'ikalen  Unf eniobmer  narli  sich  zöiie.  Es  sei  eine  allf^e- 
mein  gültige  Regelung  dieser  Präge  notwendig,  die  vorerst  dem  Conseil 
superieui*  d'hygiöne  publique  zur  Prüfung  vorzulegen  sei." 

Diese  Materialien  wröden  nnter  dem  5.  April  1902  seitens  des  Land« 
wirtschaftsministers  dem  Conseil  superieur  zur  Begutachtung  vorgelegt, 
Filter  <lem  2.  Juni  1f*02  erhielt  der  ^^^n'?eil  eine  Ztipclirifr  des  Bürger- 
lijeisters  und  der  Öchötfen  von  Schaerbeek  folgenden  Inlialts :  „Wir  haben 
die  Ehre,  Ihnen  mitsateilen,  dass  unser  Gemeinderat  in  der  Sitzung  vom 
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18.  Mai  fl.  J.  den  Beschluss  gefasst  liat,  es  tJoUn  bei  alien  kommunalen 
Arbeiten  an  Stelle  von  Bleiweitis  da«  Zinkweiss  verwendet  werden.  Bevor 
wir  diue  Bestimniiiiig  in  die  Bedingnishefbe  ftlr  kfinftige  Arbeitsvergebuugen 
anfiddunen,  bitten  wir  Sie,  uns  Hu-  Gutachten  fiber  diese  aus  hygieniaclien 
und  humanitären  Gründen  zu  erp^roifende  Massregel  abzugeben.  ' 

Der  Conseil  snpt'rieur  d'hygitnie  j)ubli(iue  betraute  mit  der  Prüfung 
dieser  Fragen  eine  aus  5  Mitgliedern  bestehende  Kommiääion  und  gelangte 
auf  Grand  dee  ilun  von  di«eer  Kommission  erstatteten  Berichtes  in  seiner 
Sitmn^'  vom  31.  Juli  1902  zu  folgenden  Beschhis.sen  i'vfcl.  Emploi  de  la 
ceruse,  Axi^i  du  Conseil  snpei'ieur  d'liygi^ne  publique,  adopte  en  seance 
du  31  juillet  ltM>2,  sui*  lerapport  d'une  commission  coinpose  de  MM.  Vergote, 
Präsident,  Deparre,  Blas,  Vleminokx  et  Aruylants,  rapporteor) :  „Es  ist  vom 
hygienischen  Getiditspunkte  ans  äusserst  wünschenswert,  dass  bei  allen 
Malerarbeiten  das  Bleiweiss  durch  andere,  unschädliche  Stoffe  ersetzt  werde. 

„Der  Conseil  ist  der  Ansicht,  dass  dieser  Wunsch  Terwiridicht  werden 

könnte. 

„Er  drückt  den  Wun.sch  aus,  es  möchte  seitena  der  üüentlichen  Ver- 
waltungen in  die  Bedingnishefte  die  Bestimmung  aufgenommen  werden, 
wodurch  es  den  Malermeistern  verboten  sei,  Bleiweiss  zu  verwenden. 

„Was  die  Privatindustrie  betrifft,  so  ermächtigt  das  Gesetz  vom  2.  Juli 
1899  die  Rej^ierung,  ,fur  die  gewerblichen  und  kaufmännischen  Unter- 
nehmungen, deren  Betrieb  mit  Gefahien  verbunden  ist,  Vorschriften  zur 
Sicherung  der  Gesundheit  der  Arbeiter  sn  «iassen*. 

„Da  die  Bleiweisnverwendung  im  Malergewerbe  einen  gesundheits- 
.scliädliclien  Charakter  hat  und  geeignet  ist,  auf  die  Gesundheit  der  dabei 
beschäftigten  Arbeiter  ungiiu.stig  einzuwirken,  lenkt  der  Conseil  die  Aui- 
merksamkeit  der  Regierung  at^  die  Frage,  ob  es  nidit  am  Platse  wäre, 
eine  auf  Grund  des  angeAUirten  Gesetzes  zu  erlassende  Verordnung  aus- 
zuarbeiten, die.  wenn  sie  aru  li  kein  Vorbot  der  Blciw  eissverwendung  ent- 
hielte, doch  wenigstens  diese  Verwendung  im  Malergewerbe  einer  Begelung 
unierzöge 

„Diese  Verordnung  hfttte  Bestimmungen  su  enthalten,  wonach  die  Ver* 
Wendung  von  Bleiweiss  nur  in  Form  einer  flüssigen  Masse  erfolgen  dürfte, 

wonach  es  femer  verboten  w&re,  das  Schaben  und  Abbimsen  von  Bleiweiss- 
farben  im  trot  kenen  Verfahren  vorzunehmen,  und  wonach  endlich  V'orsichts- 
massregelii  hygienischer  Natur  zu  treffen  wären,  zum  Zwecke  des  Schutzes 
der  Arbeiter  vor  direkter  Berührung  mit  dem  Giftstoffe. 

„Diese  Verordnung  sollte  nur  den  Charakter  einer  trausitorischen  Mass- 
nahme hallen,  in  Erwartung,  dass  ihr  ein  absolutes  Verbot  der  Bleiweiss- 
Verwendung  nachfolgt." 

Bisher  haben  zwei  bclgii^che  Ministerien  im  Kähmen  ihrer  admini- 
strativen Kompetenzen  dem  Wunsch  des  Conseil  superienr  d'hygiene  pu- 
blique Folge  geleistet.  Durch  Kundschreiben  vom  29.  November  1902 
ordnete  der  Justizminister  an.  dass  kiird't  ii:liiii  bei  Arlicifen  t'iir  die  staat- 
lichen Gefängnisse,  seien  diese  in  Kegie  ausgeführt  oder  an  Private  ver- 
geben, Bleiweiss  nicht  verwendet  werden  dürfe.  Der  Kiiegsminister 
ordnete  durch  Erlass  vom  7.  Dezember  1902  das  Gleiche  für  alle  Milit&r- 
bauten  an.  In  beiden  Erla.ssen  wird  die  Ersetzung  de.«s  Bleiweisses  durch 
Zinkweiss  verlangt.    Ausserdem  ordnete  der  Kriegsminister  im  gleichen 

1)  VergL  BnlL.  Bd.  I,  8.  XXXIV  tmd  434. 
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Erlasse  an,  es  soTln  versuchsweise  zur  Zubereitung  der  von  der  Artillerie 
verweudoton  I  aruen  xmd  Ueberzüge  au  Stelle  von  Bleiweiss  Zinkweiää  in 
Gebrauch  genommen  werden. 

Kin  Erlass  des  preussischen  Ministers  fflr  Handel  und  Gewerbe 
vom  28.  Mär%  VJO'd  lasst  die  Ergebnisse  einer  durch  Erlass  vom  (j.  August 
1901  angeordneten  ErheVnng  Uber  die  Beschaffenheit  der  Arbeitarftume  in 
Fleischergewerbe  dahin  zusammen,  dass  zwar  mancherlei  und  zum  Teil 
erheblicbe  ^Ilssstände  festgestellt  worden  sind,  da^s  aber  die  Beseitigung 
dieser  Missstände  dnrch  zweckm&söige  JTassregeln  erzielt  werden  könnte, 
ohne  dass  es  notwendig  wäre,  auf  Grund  des  §  I2üü  Abs.  1  der  Ge- 
werbeordnung Vorechrüten  m  erkiesMi.  Die  Regierungspräsidenten  und 
der  Polizeipräsident  von  Berlin  werden  aufgefordert,  der  Beseitigung  dieser 
Misstände  ihre  Auftnerksamkeit  rn/nwenden  und  die  Polizeibehnrden  zu 
diesem  Zwecke  zum  nachdrücklichen  (iebrauche  der  gesetzlichen  Befug- 
nisse anzuhalten. 

3.  Baugewerbe.  Im  Herzogtum  8  a  c  h  s  e  n  -  ( ■  o  b  u  r  g  -  G  o  t  h  a 
wurde  unter  dem  4.  März  1903  auf  Grund  des  §  12<>e  Abs.  2  der  ileichs- 
^werbeordnnng,  der  §§  113 — 117  des  Gewerbe-  und  des  §  40  des  Bau- 
TJnfallversichMtmgageBetiea,  unter  Mitwirkung  des  Vorstandes  der  thtirin- 
gipchen  BaugewerksbenifsigennFiHenFichaft,  eine  Verordnung  zum  Schutze  der 
bei  Bauten  beschäftigten  Personen  erlassen.  Öie  enthält  Bestimmungen : 
1)  über  Gerüste,  Leitern  und  Geräte,  2)  ttber  Abbrucharbeiten,  3)  Uber 
Bangraben  und  Ausschachtungen,  4)  ttber  Lanftreppen,  5)  über  den  Ab* 
schluss  und  die  Ueberdeckung  der  Oeffnungen,  6)  Uber  das  Aufbringen 
der  Balken,  7)  über  das  Sandstreuen,  über  den  Abschluss  nicht  ge- 
ntigend  erleuchteter  Baustellen,  9)  über  Schutzgerüste,  10)  über  Sicher- 
heitegürtel, 11)  ttber  Vorsichtemassregeln  beim  Einsteigen  in  Schachte, 
12)  über  Abhalten  von  Zugluft^  13}  über  Coaksfeuer,  14)  über  Aborte, 
IT),  über  üriterkunftsrflume  nnd  Baubuden,  HPi  über  dpii  Scliutz  der  Ar- 
beiterinnen und  jugendli<'heu  Arbeiter,  17)  über  Trinkwasser  und  die  Ver- 
abreichuug  geistiger  Getränke,  18)  über  die  Kontrolle  und  Verantwortlich- 
keit, 19)  über  den  Anschlag  der  Schntsbestkomungen  an  der  Baustelle, 
20)  über  die  zulässigen  Ausnahmen  und.  die  Bussen, -21)  endlif  b  Bostim- 
mtingen  ttber  die  Zolftssigkeit  des  Erlasses  weitei^ehender  ortspoUzeiücher 
Vorschriften. 

4.  Gast-  und  Sch  a  nk  wi  r t  s c b  a f  t  s  ge  we rbe.  In  Ausführung 
des  Postulates  in  Art.  84  der  Kantonsvertassung  vom  Jahre  1885  hat  der 
Grosse  Rat  des  Kantons  Aargau  im  Jahre  1897  ein  Wirtschaftsgesetz 
angenommen,  welches  'indessen  im  Herbst  des  genannten  Jahree  vom  Volke 
varwotfen  '<(vurde.  Ein  zweites,  am  2.  März  19<i3  vom  Grossen  Hate  an- 
genomm«»nes  Gesetz  wurde  durch  die  am  2ß.  A]tril  \90?,  stattgefundene 
Volksabstimmung  genehmigt  und  soll  nunmehr  nach  erf  olgter  Annahme 
vom  Begierongsrate  in  Volkug  gesetzt  werden. 

Die  in  diesem  ■  Gesetse  «ifhaltenen  Bestimmungen  sum  Schutze  des 
Personals  der  Ga.st-  und  Schankwirtschaften  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  179) 
weichen  von  den  Bestimmungen  der  bisherigen  Gesetzgebung  in  folgenden 

Paukten  ab: 

I)  Neu  ist  die  Bestimmung,  dass  ein  Wirtschaftspatent  keinem  Auf- 
seher einer  Fabrik  oder  eines  Baugesch&ftes  yerliehen  werden  darf; 
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2)  die  Polizeistliad«  wurde  von  11  auf  12  Uhr  nachts  verlogt; 

3i  die  Bostiinmunp,  das8  an  Sonn-  nncl  Festtagen  die  Wirtschaften 
..wahrend  des  JNlorgengottesdiensteö"  geschlossen  bleiben  sollen,  wurde 
dahin  präciäiert,  dai^s  an  solchen  Tagen  alle  Wirtschaften  bis  10  ühr 
morgens  geschlossen  zu  halten  sind; 

4)  neu  ist  das  Verbot  der  Beschäftigung  von  Kellnerinnen,  die  das 
18.  Altersjahr  noch  nirht  vollendeten  nnd  die  Bestimmtirir.  dass  das  T>ir>nst- 
personal  aui"  einen  wöchentlichen  Freihalbtag  Anspruch  hat,  wovon  min- 
destens 12  in  jedem  Jahre  auf  Sonntage  fallen  mitssen. 

4 

6.  Verkohrsarbeiten.  Durch  Erlass  des  preussischen  Mi- 
nisters der  öfPentlidien  Arbeiten  vom  28.  Februar  1908  wurden  die  Bahn- 
bediensteten, auf  welche  die  „Bestimmungen  über  die  Beillhigung  der 

Eiseubahnbotriebsbeamten"  Anwendung  finden,  den  von  den  beteiligten 
Bundesregierungen  vereinbarten,  gemeinsamen  „Bestimmungen  über  die 
plaumässige  Dienst-  und  Ruhezeit  der  Eisenbahubeamten"  unterstellt. 
Biese  Bestimmungen  stellen  folgende  Nonnen  auf: 

1)  Die  Dauer  einer  Bienstschicht  darf  unter  keinen  Umständen  mehr 

als  1*»  Stunden  betragen; 

2  im  Nai htiliensti'  darf  kein  Bediensteter  mehr  als  7  Nftchte  hinter» 
einander  bescliäliigt  werden; 

3)  jedem  Bediensteten  sind  monatlich  mindestens  zwei  Ruhetage, 
auf  Nebenbahnen  bei  einfachen  Betriebsverh&Itnissen  eventuell  nur  ein 
Enhetag  zu  gewähren,  die  mindestens  24  Stunden  dauern  und  möglichst 
auf  Sonntage  zu  verlegen  sind. 

Zill"  Au^fuhrnnc^  df^r  S  e em  a n  n s  o r  d  n  n  n  wnrden  von  den  pr'^tia- 
sischen  iMiiiisterien  ties  Innern,  für  Handel  und  Gewerbe  zwei  Bekannt- 
machungen erlassen,  von  welchen  die  eine,  vom  -1.  A\ml  1ÜU3,  die  Re- 
gierungsprilstdenten  als  die  „höhere  Verwaltungsbehörde"  im  Sinne  dea 
§  2  des  Reiehsgesetzes  vom  2.  Juni  1902,  betr.  die  Stellenvermittelung 
für  SchifTsleiif f.  bozoirhnet.  die  zweite,  vom  27.  Mürz  t!")3.  Fnrmtilare 
für  lieuerschenie,  Heuerbücher  und  AbrechuungsbUcher  bekannt  gibt. 

in.  Arbefttsverwaltoiig. 

Dureh  einen  Erlass  vom  14.  März  IHOH  die  Zusammensetzun«r 

des  französischen  Couseil  Superieur  du  travail  einer  Aeudoruug  unter- 
worfen. Bieser  Conseil  bestand  bisher,  gemSss  den  Beetimmungen  der 
Erlasse  vom  1.  September  1890  und  vom  20.  Oktober  IJXX),  ans  66  Mit- 
gliedern, die  fo1ir«  rid('rmassen  verti.Mlf  waren:  22  ^''o^trpto^  der  Unternehrnpr  ; 
22  Vertreter  der  Arbeiter;  3  SonaiiMen;  .5  Deputierte;  4  vom  Minister 
ernannte  Mitglieder;  10  Virilmitglieder,  und  zwar:  der  Präsident  der 
Pariser  Handelskammer,  der  Schatssmeister  der  Kammer  der  Arbeiter- 
produktionsgenossenschafton,  der  Vizepräsident  der  mini-^sion  der  Pariser 
Arbeitsbörso,  der  PHlsident  des  Pariser  Opmeinderates,  dor  Generaldirektor 
der  Staatsmanufakturen,  ein  vom  Minister  der  öifentlichen  Arbeiten  zu 
ernennender  liGnifiterialdirektor,  der  Direktor  der  Btaatseisenbahnen,  der 
vom  Handelsminister  zu  ernennende  Direktor  des  technischen  Unterrichts- 
wesens, der  Ai iM'i'^direktor  oder  .<«  in  ^'ertreter,  der  Direktor  der  Ver- 
sicherunga-  und  Fiirsorgeabteilunf_'  im  Ilainlfl-^rninisteriiim. 

Kach  der  nun  erfolgten  Neuregelung  wird  der  höhere  Arbeitsbeirat 
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wo»  65  Mitgliedeni  beetelieii,  die  folgen darmMsen  verteilt  werden:  26  Ver- 
treter der  Unternehmer;  26Yertreter  der  Arbeiter;  3  Senatoren;  5  Deputierte; 

2  vom  Handel.«niiniHtpr  zn  ernonnfiule  Mitglieder  i  Gelelii  tc'i :  3  Virilmitglieder, 
und  zwar :  ein  Mitglied  der  Tanser  Haodeiskammer,  ein  Mitglied  des  Ver- 
bendes der  Arbeitsbflrseu  und  ein  Mitglied  der  Kammer  der  Arbeiter- 
prod uktionsgenossenscbaften. 

Die  bisher  dem  Beirate  als  Mitglieder  angehörenden  drei  Abteilungs- 
vorstftnde  im  Handelsminist eri um.  der  Arbeitsdirektor,  der  Direktor  der 
Abteilung  für  Versicherung  und  Fürsorge  und  der  Direktor  des  technischen 
Unterrichteweeens  nehmen  nadi  den  BeBfimmnngen  des  neuen  Erlasses  an 
den  Arbeiten  des  Beirates  als  Kommissare  bezw.  Vertreter  des  Handels- 
miniRterf;  mit  beratender  Stimme,  ilme  Stimmrecht,  teil.  AiLsserdein  stellt  es 
jedem  anderen  Ministr r  frei,  bei  Beratung  von  Fmgen,  die  sein  Departement 
betreffen,  seinerseits  ebenfailö  Kominissare  zu  den  Sitzungen  zu  delegieren. 

Die  Permanenzkommission  des  höheren  Arbeits beirates  bestand  bisher^ 
aaeh  den  Bestimmtmgen  dee  Art.  17  des  Erlasses  vom  2.  Septonber  1899, 
ans  21  Mitgliedern,  und  t^'ar:  7  Arbeitern,  7  Unternehmern,  1  Senator, 

1  Deputierten,  die  vnm  Beirate  selbst  ans  der  TJeilie  seiner  Mif^'-lieder 
gewählt  wurden,  lemer  5  V^irilmitgliedern :  dem  Präsidenton  der  Pariser 
Handelskammer,  dem  Schatraneister  der  Kammer  der  Arbeiterprodnktions- 
genossenschoften,  dem  Vizepresidenten  der  Kommission  der  Pariser  Arbeits- 
b'irse,  dem  Arbeitsdirektor  im  Handelsministerinm  und  dem  Direktor 
der  AbteibmiT  ffir  Versichernng  und  Fürsorfre. 

Durch  Art.  17  des  Erlasses  vom  14.  !\[jirz  wurde  die  Zahl  der 

Mitglieder  der  Permanen^dcommissicu  von  21  aui  Iii  reduziert.  Diese 
Kommission  besteht  nunmehr  aus  16  Mitgliedern  (7  Unternehmern,  7  Ar- 
beitern, 1  Senator,  1  Deputierten),  die  vom  Beirate  selbst  aus  der  Reihe 
seiner  MitM'lieder  «:^e"\vahlt  werden  nnd  ;\  Viriliiiit;^'b'edern  :  dem  Vertreter  der 
Pariser  Handelskammer,  dem  Vertreter  der  Kammer  der  Arbeiterproduktions- 
genoflsenschafteu  und  dem  Vertreter  der  Arbeitebörsen. 

TV.  ^oqjBMtmL 

Im  Dentschen  Reiche  hat  die  Stein-  und  Kohlenfallkommission 
anfangs  April  WOB  gesagt.  In  der  Sitzung  wurde  berichtet  üb^  die  Studien- 
reise von  Miti^'liedern  der  Kommission  nach  Grossbritannien,  Frankreich, 
Belgien.  Oesterreich  und  Sachsen  zum  Studium  der  Massnahmen  gegen 
Stein-  und  Kohlenfoll.  Femer  wurde  berichtet  über  die  in  den  einzelnen 
prenssuchen  Bezirken  auf  einer  Reihe  Ton  Oruben  in  den  letzten  2  Jahren 
angestellton  Versuche  mit  neuen  Abbau«  und  Ausbaumethoden  und  mit 
der  Azetylenbeleiichtung.  In  der  Erörterung  hierüber  wurde  Hllseiti«.'  an- 
erkannt, dasrf  es  dringend  erwünscht  sei.  diese  Versuche,  insbosoudero  die 
mit  dem  Spülversatzverfahren  und  dem  systematischen  Ausbau,  die 
nach  den  bisherigen  Er&hrungen  geeignet  erscheinen,  die  Qefahr  von 
Stein-  und  Kohlenfall  zu  vermindern,  in  umfangreichem  Messe  weiter  fort- 
zusetzen. Nach  Ablanf  von  etwa  2  .lahren  gedenkt  die  Kommissinn  so- 
dann wieder  zusammenzutreten,  um  aul  Grund  der  bis  dahin  vorliegenden 
Ergebnisse  der  Versuche  und  dw  sonstigen  im  Ihlande  und  Auslande  ge- 
machten Erfahrungen  endgiltige  Massnahmen  zur  Verhtttong  von  Stein- 
tmd  KohleniaU  in  VorsdJag  au  bringen. 


i^iij  u^-cd  by  Google 


—  XXVI  — 


Seitens  des  deutschen  Kais.  Statistischen  Amtes,  Abteilung  für 
Arbeitsstatistik,  ist  an  die  kaTifmtonischan  Verbftnde  und  Vereine  folgender 
Fragebogen  rersaiulj  wortleu  : 

1)  \Vievi6l  Prinzipale  und  wieviel  Geliilieu  gehören  dem  Vereine  an? 

2)  Wieviel  Prinsipale  und  wieviel  Gehilfen  gehören  vom.  Veratand  des 
Vereins  ? 

S^i  Winviel  von  den  Prinzipalen  nnd  Gelulfen  zu  1  und  2  ^elu'iren 
Kontoren  und  kautmanni sehen  Betrieben  an,  die  nicht  mit  odenen  Verkaufs- 
atellen verbunden  sind? 

4)  Liegen  Tatsachen  dafür  vor,  daas  in  solchen  Kontoren  und  Be- 
trieben  die  gegenwärtig  übliche  tÄgliche  Arbeitszeit  der  Handlungsgehilfen 
und  Handlungslehrlingo  nachteilige  Folgen  hat  nnd  welche  Folgen,  ins- 
besondere für  L«ehrlinge  Uber  und  unter  lü  Jahren  und  für  das  weibliche 
Personal?  Bildet  die  Arbeitszeit  ein  Hmdemis  fUr  den  Besnoh  der  Fort- 
bildungsschulen ? 

5'1  Treten  solclie  nacliTeili^^en  Foli^en  der  ta^^diclien  Arbeit.^zeit  in  ein- 
zelnen Beschäftigungsarten  ein  und  in  welchen  und  worin  haben  sie  ihren 
Grund  Y 

6)  Haben  sich  besondere  HissstSnde  bei  der  Regelung  der  Mitta^- 
pause  in  Betrioben  mit  geteilter  Arbeitsaeit  ergeben  nnd  welche?  Gegebenen- 
falls in  welchen  Geschäft^z-weigeu  ? 

7)  Haben  sich  besondere  Missstönde  bei  der  Leistung  von  Ueber- 
stnnden  gezeigt?  Stehen  den  Ueberstunden  zumeist  in  anderen  Teilen  des 
Jahres  Ermftasigtmgen  der  regdmftssigen  Arbeitszeit  gegenüber? 

8)  Wie  sind  die  Fragen  4  bis  7  für  die  in  Kontoren  und  kauf- 
m&nuiächou  Betrioben,  wel«  he  nicht  mit  offenen  Verkaufsstellen  verbunden 
sind,  angestellten  Geschäft.sdiener,  Packer,  Marktholfer,  Hausdiener  etc. 
an  beantworten? 

9)  Erscheint  eine  bestimmte  alL'eineine  Regelung  der  Arbeitszeit  ge- 
boten und  dnrt-hführbar  ai  für  alle  Betriebe,  b)  für  einzelne  Arten  vnn 
Betrieben,  c:  fiir  einzelne  Bescliilfti^nnfrsarten.  nnd  welche  Regelun;,'? 
Oder  welche  Bedenken  sprechen  gegen  eine  solche  Regelung?  (Anmerkung: 
Pausen  sind  in  die  Arbeitsseit  nidit  einsurechnen.) 

10)  Inwiefern  sind  für  den  Fall  einer  gesotzlichen  Beschränkung  der 
Arbeit  ;'r.-r  Ausnahmen  von  <lGr  re<relmas«;if:en  Arbeitszeit  zuzulassen  a'  für 
alle  Hetiiebe,  b)  für  einzelne  Arten  von  Betrieben,  c)  für  einzelne  Be- 
schäftigungsarten, und  zwar  für  wieviel  Tage  im  Jahre  und  für  wieviel 
Standen  t&güch? 

11)  Wenn  eine  Beschränkung  der  Arbeitszeit  eintreten  soll,  empfiehlt 
OS  sich  dann,  für  die  Arbeitszeit  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  unter  16  Jahren 
—  oder  bis  zu  welchem  Alter  sonst  —  eine  kürzere  Dauer  festzusetzen 
als  für  die  der  übrigen  Gehilfen?    Wenn  ja,  welche  Dauer? 

12)  Wenn  eine  Beschränkung  der  Arbeitsaeit  für  erwachsene  Gehilfen 
nicht  eintreten  !>o]l,  ist  es  dann  doch  erwünsnht  und  durchtulubar,  die 
Arbeitszeit  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  unter  Iti  Jahren  oder  bis  zu  einer 
anderen  Altersgrenze  zu  beschränken?   Wenn  ja,  auf  welche  Dauer? 

13)  Erscheint  die  Anordnung  geboten  und  durchlührbar,  und  zwar 
a)  für  alle  Betriebe,  b)  fUr  einselne  Arten  von  Betrieben,  o)  für  einselne 

Beschäftigungsarten,  dass  den  Gehilfen  nnd  Lehrlingen  in  Betrieben  mit 
geteilter  Arbeitszeit  eine  bestimmte  Mittagspause  zu  p^ewahren  ist  und  in 
welcher  Dauer?    Wenn  nicht,  welche  Bedenken  stehen  entgegen? 
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14)  Hat  die  Bestimmung  iu  §  106b  Abs.  2  der  Gewerbeordnung  zu 
Unzutrflcrliclikeiten  Veranlassung  gegeben  und  zn  welchen?  B^jabendon- 
f&Us  :  welche  Aenderung  erscheint  geboten  und  durchtührbar  ? 

15)  Wie  sind  die  Prägen  9  bis  14  Itwttglidi  der  GeediSflgdiener, 
Packer  etc.  zu  beantworteii? 

Bas  Kaiserliche  Statistische  Amt  hat  für  eine  Anzahl  grösserer  Städte 
des  Keiches  eine  Zusammenstellnnfi  der  in  diesen  Stfldten  etwa  bestehenden 
grundsätzlichen  Bestimmunjien  über  Xotstandsnrbeiten  in  Anssi(  Iii  ge- 
nommen und  hat  zu  die^^em  Zwecke  eine  UmtVage  an  57  Städte  im  Heiche 
geriditet.  Gleichseitig  mit  dieser  Anfrage  sind  die  Stftdte  gebeten  worden, 
libw  die  im  Winter  1902/08  beschlossenen  Kotetandsarbeiten  Mitteilung 
zn  machen.  Die  Ergebnisse  dieser  Erhebungen  worden  im  „Beiohsarbeit»- 
blatt'*,  No.  1,  S.  18  zur  Darstellung  gebracht. 

Zur  gleichen  Zeit  veranstaltete  das  Kais.  Statistische  Amt  bei  67 
grosseren  Stftdten  des  Beidies  eine  Erhebung  Uber  die  allgemeinen  und 
besonderen  Dienstvorschriften  für  die  städtischen  Arbeiter  (Arbeits- 
ordnungen etc.)  und  frrundsätzlichen  Bestinimungen  über  Submissionen  auf 
städtische  Arbeiten  und  Lieferungen.  Eine  provisorische  Darstellung  der 
Ergebnisse  befindet  sich  im  „Reichsarbeitsblatf,  No.  1,  S.  27. 

Der  jjreussisclie  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  richtete  unter 
dem  15.  April  1903  einen-Brlass  an  die  Begienmgspräsidenten,  in  welchem 
diese  ersncbt  werden,  eine  dem  Erlasse  beiliegende  „Uebersicht  über  die 
Ausdehnung  des  Versiclieningszwangs  gemäss  '2  R.V.G.  seit  dem  In- 
krafttreten des  Gesetzes  vom  1").  Juni  1883"  auszulüllen,  um  so  einen 
Ueberblick  über  die  AnsfUhrung  des  G^e8et^e8  zn  ermöglichen. 

Der  belgische  Conseil  superieur  du  travail  hielt  um  21.  Juni  1U()2, 
8.  Jnli  1902,  14.  Oktober  1902,  28.  Oktober  1902,  4.  November  1902, 

18.  November  1902,  2.  Dezember  1902,  9.  Dezember  1902,  23.  November 
I9n2  und  -7.  Januar  1003  Sitzungen  ab,  auf  deren  Tairesordnun«^  Be- 
ratung von  Kutwiirten  kr.nigliclier  Eida^se,  betr.  die  Reglementierung  ge- 
wisser in  das  Verzeichnis  der  gefährlichen,  gesundheitsschädlichen  und 
listigen  Betriebe  nicht  aufgenommenen  Industriesweige  stand.  Das  Er- 
gebnis der  Beratungen  bilden  die  Entwürfe  zweier  kgl.  Erlasse,  die  im 
vorliegenden  Hefte  des  „Bulletin",  S.  li>2,  auszugsweise  zum  Abdrucke 
gelangten. 

Das  französische  Arbeitsamt  veranstaltet  eine  Enquete  über  die 
Frage  der  Arbeitslosenversicherung  und  die  bisher  auf  diesem  Gebiete  im 
In«  und  Auslände  unternommenen  Versuche.  Die  Ergebnisse  dieser  Er- 
hebung sollen  der  im  November  d.  .1.  zusammentretenden  Session  des 
Conseil  sup4rienre  du  travail  vorgelegt  werden. 

Die  britische  Alien  Immigration  Commission  hat  am  IJ),,  2H.  und 
2(1.  Februar,  dann  am  6.,  9.,  16.,  19.,  23.,  2ü.  und  30.  Mäiz  iu  London 
weitere  Sitzungen  abgehalten. 

Da  die  im  Jahre  1901  in  Italien  eingesetzte  königliche  Kommission 
zui-  Untei-suchung  der  Berufekrankheiten  der  Industriearbeiter  wegen 
Mangels  an  Material  aber  Umfang,  Ursachen  und  Natur  derartiger  Krank- 
heiten ihrer  Aufgabe  nur  in  geringem  T^mfan-ro  i^ererht  werden  k(»nute, 
hat  das  Ministerium  i'i\r  Handel  und  Gewerbe  nuuaif-lir  beschlossen,  eine 
bezügliche  En(iueto  zu  veranstalten.    Zu  diesem  Behule  richtet  das  Mini- 
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sterinm  Pi'n  Rnndsclirftibmi  an  die  Medizinalhehörden,  städtischen  Sanitäts- 
koinmissionen,  an  die  Besitztsr,  Diiekioreu  und  Aerzte  der  iudiistriellen 
Betriebe,  au  die  Direktionen  der  Krankeuliftuser,  an  die  Rrankenunter- 
sttttsimgsvereme  der  Arbeiter,  Kooperatiygenoesensdiafteiif  Arbeiterkammem 
etc.,  in  welchem  alle  diese  genannten  Faktoren  um  Mithilfe  bei  der  vor- 
znnehmfinflf^rt  Enquete  orf^urht  werden.  F<ir  jede  einzelne  Industriegruppe 
ist  ein  besonderer  Fragebogen  ausgearbeitet.  Ea  sind  dies  zwölf  ver- 
schiedene Gruppen;  unter  ihnen  befinden  sich  auch  Landarbeiter.  Die 
gestellten  Fragen  zerfallen  in  zwei  Gruppen ;  die  erste  nmfasst  die  Fragen 
nach  der  Art  der  Industrie,  den  hygienischen  Bedingungen,  unter  denen 
der  Betrieb  freftlhrt  wird,  den  Arbeitsmethoden,  der  Arbeitszeit,  der  Höhe 
des  Lohnes  und  nach  der  allgemeinen  Lebenshaltung  der  betreffenden 
Arbeitergruppe.  Die  «weite  Qruppe  umfasst  die  Fragen  nach  Art  der 
Krankheiten,  welche  in  den  betreffenden  Berufen  yorheiTSchend  sind,  deren 
H&ufigkeit  und  deren  Ursachen. 

Einer  Eingabe  des  Bureaus  der  internationulen  Vereinigung  fbr  ge- 
setzlichen  Arbeiterschntz  Folfj;e  irebend .  boschloss  das  italienische 
Handelsministerium  eine  Erliebuug  Uber  die  gesundheitsgeiähriichen  In- 
dustrien, insbesondere  diejenigen,  die  Bleifivben  oder  weissen  Phosphor 
erzengen  oder  verwenden,  zu  veranstalten. 
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Axbcitendiuti. 

I.  Angemebiw  Arbeiteradhnts. 

1.  Frauen-  und  Kinderschutz,  LebrlingSBchutK.  Durch 
Erlass  dea  preassiseben  Hinistera  filr  Handel  und  Gewerbe  vom 
25.  Mai  1903  wurde  eine  seiteilfl  der  Begieroogsprtaidenteii  beew.  des 

Polizeipräsidenten  von  Berlin  vorzunehmende  Erhebunfr  an{j;eordnet,  von 
deren  Ergebnissen  es  abhängen  poH,  inwieweit  von  der  dem  Bundesrate 
durch  Art.  14  Abä.  1  des  KiuderschutzgesetzeB  erteilten  Befugnis,  Au^i- 
von  den  Beetimnitingen  der  §§  12  und  18  des  genannten  Oeaetses 
zuzulassen,  Gebrauch  gemacht  werden  soll,  um.  insbesondere  den  hau8> 
industriellen  Betrieben  das  Einleben  in  die  neuen  gesetzlichen  Vorschriften 
zu  erleiclatern  und  ihnen  die  eribrderlit  lie  Zeit  zu  gewähren,  damit  sie  die 
viel&di  Tiotwen«3i^  wttdenden  Aendenmgüu  in  der  Betriebeweise  ^Imftb- 
lidi  durchfuhren  können. 

Hinsichtlich  der  Grundsätze,  die  bei  diesen  Erhebungen  und  alsilann 
bei  Ausarbeitung  der  bis  spätestens  1,  August  1903  zu  erstattenden  Be- 
richte und  Yorschläge  beobachtet  werden  sollen,  enthält  der  Erlass  fol- 
gende Wegleitmig: 

1)  Tür  Werkstätten  mit  Motorbetrieb  sollen  grundsätzlich  keine  Aus- 
nahmen, in  ganr  besonderen  Fällen  nur  Ausnahmen  iunerlialh  der  durch 
§  14  Abs.  2  Ratz  1  des  Kinderschutzgesetzes  gezogeneu  Rahmen  in  Aus- 
sicht genoomien  werden; 

2)  die  event.  Ansnahman  ftr  Werkatfttten,  in  denen  die  Beechftftagang 
von  Kindern  nicht  nach  §  12  dea  Qesetiee  verboten  ist,  sollen  grundsftta- 
lich  daran  festhalten, 

a)  dass  solche  Aubuahmen  fUr  die  Beschäftigung  von  Kindern  unter 
10  Jaaren  tnnlidist  nur  fOr  solche  Hausindustrien  in  Aneaidit  genommen 
werden,  in  welcben  die  Kinder  mit  besondera  leiohten  nnd  ikrem  Alter 
angemessenen  Arbeiten  beschäftigt  werden,  und 

b)  dass  auch  nach  Erlass  der  Ausnahme  weder  die  Beschäftigung  von 
Kindern  im  Alter  unter  8  Jahren,  noch  die  Beschäftigung  von  Kindern 
in  der  Zeit  swisohen  8  Ubr  abends  und  8  ühr  morgens  möglich  sei; 

8)  es  ist  unter  allen  Umstanden  von  der  Erteilung  von  Ausnabmen 
an  solclie  Werkstätten  abzuseilen,  in  welchen  die  zur  Herstellung  von 
Zigarren  eriorderliehen  Verrichtungen  oder  das  Sortieren  von  Zigarren 
vorgenommen  wird. 

Ja  einem  an  den  „Regierungspräsidenten  zu  K."  gerichteten  Erlasse 
vom  14.  März  11*03,  betr.  <lie  zulässige  Zahl  von  Lehrlingen,  gibt  der 
prenasisohe  Minister  filr  Handel  und  Gewerbe  eine  auth^tisohe  Inter- 
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pretation  de«  %  180  der  Gewerbeordnung,  kraft  dessen  den  Handwerks- 
kammern hezw.  ZwangsinnunfTPTi  das  Recht  zusteht,  VorBchriften  über  die 
zulässifrc  Zahl  von  l.ohrlin<:^on  zu  erlassen,  unweit  durch  doa  Bundesrat 
oder  die  Laudeszeutraibehörde  auf  Gruiid  des  §  128  Abs.  2  der  Gewerbe- 
ordnang  aoldie  Vorsdkrifben  mcht  erlassen  worden  sind.  Hierbei  wird 
grundsätzlieh  festgestellt,  dass  derartige  Voradirifben  nioht  allgemein  und 
übereinstimmend  für  alle  Handwnrke  eines  Be7irkeH,  Rondern  mir  für 
einzelne  (iewerbezweige  getroften  werden  können,  und  dass  dio  Voraus- 
setzung zu  ihrem  Erlass  nur  für  solche  Handwerkszweige  vorliegt,  in  denen 
im  weiter«!  Umfang  eine  übermässige,  die  Ansbildnng  des  gewerblicliMi' 
Nachwuchses  gefährdende  Lehrlingshaltung  vorzukommen  pflegt. 

Nur  zur  Bekämpfung  des  eben  erwähnten  Missstandes  dürfen  snlche 
Vorschriften  erlassen  werden,  insbesondere  dürfen  sie  aber  nicht  darauf 
abzielen,  mit  Rflcksicht  auf  kttnfbige  Wettbewerbsrerhaltniese  den  Nach- 
wuchs in  einzelnen  Gewerben  zu  verringwn. 

Tnter  Aufhebung  des  Erlasse«^  vom  15.  Fobniur  IRTH  wurden  durch 
Veroninun«;  vom  19.  Februar  1!«)."}  die  Eestimniun^'en  des  britischen 
Fabrik-  und  VVerkstüttengesetzes,  IBOl,  Art.  68,  71,  über  den  Kinder- 
scbolbesnoh,  nrnimehr  vollinhaltlioh  ak  fttr  Irland  verbindlich  erklftrt. 

Zorn  i  talionis  eben  G^sets  ttber  Frauen-  tmd  Kinderarbmt  vom 

19.  Juni  1902  (Bull.,  Bd.  I,  S.  XLT— XT.V  und  S.  548)  ist  unter  dem 
29.  Januar  1903  eine  VollziehunjTf Verordnung  bekannt  rrofxebon  worden,  der 
unter  dem  Mai  ll^OH  ein  erläuterndes  Rundschreiben  des  Handels- 
ministers  an  die  königl.  Prftfekten  und  Unterprftfekten  nnd  an  die  Frftsi- 
denten  der  Handelskammern  folgte. 

Von  prundslltzlichei"  Be'leutnn;,''  ist  die  in  der  Vollziehungsverordnung 
ei-folgte  Definition  der  Be^ritle  ..Fabrik  oder  Werkatätte"  als  ..jeder  Ort, 
wo  gewerbliche  Handarbeit  mit  Hille  mechanischer  Motoren  geleistet 
wird",  oder,  wenn  keine  Motoren  in  Verwendung  stehen,  jeder  Ort^ 
an  welchem  ,,gewöhnli<^  mehr  als  5  Arbeiter,  ohne  Rücksicht  auf  Alter 
nnd  (Te^chlnrlit,  freTncinsaTn  nrh^^pn".  Als  ..Banarboiten"  definiert  die  Ver- 
ordnung jene  Arbeiten,  „welche  die  Errichtung,  Ausbesserung,  Instand- 
haltung und  Bestanrierung  öffentlicher  und  privater  Gebäude  zum  Gregen- 
stande  ]laben'^  Alle  Arbeiter  in  Stollen  werden  als  Bergarbeiter  anga- 
sebMl,  Arbeiter  in  Torfgruben  als  Arbeiter  in  Brüchen. 

Art.  '2  und  3  der  Verordnung  regeln  die  Art  der  Erstattunir  der  in 
Art.  3  dos  Gesetzes  vorgesehenen  Anzeigen,  Art.  4  und  5  enthalten  die 
nftberen  Bestimmungen  Aber  die  Arbeitsbttoher,  Art.  6 — 10  regeln  die 
gesetslidi  vorgeschriebenen  ärztlichen  Unter.suchnngen  der  Kinder,  Jugend- 
lichen und  Frniien.  Ai1.  11-14  entliillt  die  Verzeichnis^r  .frr-PTiiL'f^n  In- 
«iustricTi.  in  welchen  die  Vorweudun;:  mindorjührii^er  i'raueii  und  von 
Kindern  unbedingt  verboten  ist,  und  derjenigen,  in  welchen  diese  Arbeiter- 
kategorien nnr  bei  Beachtung  bestimmter  Vorsiehtsmassregeln  beschAftigt 
werden  dflrfen,  nnd  die  Bestimmung,  dass  es  auch  während  der  Arbeits- 
pfinfen  Frauen  und  Kindern  nicht  gestattet  sein  s'  H  ^\ch  in  den  Räumen 
aufzuhalten,  in  welchen  sie  nicht  beschäftigt  werden  dürt'en.  Art.  lö 
ordnet  den  Anschlag  von  Tafeln  an,  die  Angaben  ttber  die  Arbeitsseit 
nnd  die  Rubepauscn  der  im  Betriebe  beschäftigten  gesehtttzten  Arbeiter- 
kategorion  enthält,  und  bestimmt,  dass  Untcrbreclnmgon,  die  weniger  als 
15  Minuten  dauern,  nicht  als  Ruhepausen  angeselion  werden  dürfen. 
Art.  16 — 17  enthalten  die  hygienischen  Anforderungen,  die  an  die  Arbeits- 
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und  Xebenräume,  die  Speisesäle,  Stillräume,  Schlafsäle  und  Aborte  gestellt 
werden,  Art.  1 8  regelt  das  Verfahren  bei  Genehmigung  der  Arbeitsordnung, 
Art.  19 — 22  präzisieren  die  Rechte  und  Pflichten  der  Inspektoren,  Art.  23 
bestimmt  die  Höhe  der  Bussen,  Art.  24  den  Inhalt  der  Berichte,  die 
durch  den  Minister  für  Ackerbau,  Handel  und  Gewerbe  über  die  Durch- 
führung und  die  Wirkungen  des  Gesetzes  in  dreijährigen  Zwischenräumen 
dem  Parlamente  zu  erstatten  sind. 

2.  Jugendliche  Arbeiter,  Nachtarbeit  der  — ,  Auf 
Gmnd  des  Art.  54  A1)h.  4  der  Factory  and  Workshop  Act,  11)01 
(Bull.,  Bd.  T,  S.  ni,  30  f!".)  und  unier  ^dciclizeitit;or  Auflicbiin::;  der  Ver- 
orduunj.,^en  vom  IG.  Novembor  1895  uud  vom  22.  Au^u.st  l'-HTl  (Bull.,  Bd.  I, 
S,  XLIX  imd  527)  erfloss  unter  dem  4.  Mai  1903  in  Grossbritannien 
eine  Verordnung  (Bull.,  Bd.  II,  S.  260),  durch  welche  von  dem  Grundsatze 
des  Verbotes  der  Nachtarbeit  für  jugendliche  Arbeiter  für  eine  Reihe  der 
Industrien  Ausnahmen  statuiert  worden  sind.  Diese  Ausnahmen  gelten  für 
Betriebe  mit  Reverberier-  und  Regenerieröfen  mit  ununterbrochenem  Feuer, 
für  Hutzuckerraffinerien,  für  Blech-  und  Drahtgalvanisierungsanstalten,  für 
die  Oxydationsabteilungen  der  Schmelzhütten,  für  Porzellanfabriken  und 
für  die  Blei-  und  Zinkspurwerke.  Die  Nachtarbeit  der  Jugendlichen 
unterliegt  den  im  Gesetze  festgelegten  Beschränkungen.  Die  Verordnung 
trat  mit  dem  1.  Juni  1903  in  Kraft. 

3.  Aus  Wanderungsgesetzgebung.  Durch  Gesetz  vom  24.0k- 
tober  1902  (Bull.,  Bd.  II,  S.  261)  wurde  das  indische  Au.swanderungs- 
gesetz  vom  Jahre  1883  durch  einen  neuen  Abschnitt  ergänzt,  durch 
welchen  indische  Eingeborene,  die  zum  Zwecke  der  Uebemahme  einer  der 
in  §  107  des  Gesetzes  aufgeführten  Arbeiten  Indien  auf  dem  Seewege 
verlassen,  geschützt  werden.  Personen,  welche  indische  Eingeboreue  für 
eine  dieser  Arbeiten  anwerben,  müssen  bei  der  Lokalbehörde  um  Erlaubnis 
einkommen,  dabei  die  Anzahl  der  angeworbenen  Personen,  den  Bestimmungs- 
ort, die  Art  und  die  Bedingungen  der  Arbeit  und  des  Transportes  und 
den  Inhalt  der  abgeschlossenen  Arbeitsverträge  beilegen ;  erst  nach  Prü- 
fung dieser  Tatsachen  entscheidet  die  Lokalbehörde,  ob  si)lchen  Einge- 
borenen die  Erlaubnis  zum  Verlassen  Indiens  erteilt  werden  soll.  Für 
jeden  Eingeborenen ,  der  ohne  Erlaubnisschein  zur  Abreise  von  Indien 
veranlasst  würde,  bezahlt,  auch  bei  blossem  Versuch  einer  solchen  Veran- 
lassung, der  Werber  eine  Busse  von  250  Rupien. 

4.  Arbeitsvermittlung.  Ein  baj^erischer  Erlass  vom  30.  April 
1903  weist  auf  die  Tätigkeit  der  gemeindlichen  Arbeitsämter  im  Jahre  1902 
hin  und  empfiehlt  den  königl.  Regierungen,  Abteilung  für  Landwirtschaft^ 
Gewerbe  und  Handel,  die  Arbeitsnachweisanstalten  nachdrücklichst  zu 
fördern.  Insbesondere  soll  die  Forderung  in  der  Wei.se  erfolgfon,  dass 
1)  die  landwirtsi  haf'tlichen  Kreise  auf  die  Arbeitsämter  aufniei  ksam  ge- 
macht  werden;  2i  die  Distriktsräte  /aw  Vn\f^rHUi\/.nu<^  dor  Arheir.^vermitr- 
Jungstatigkeit  angehalten  werden;  3)  der  Anschluss  der  Arbeitsnachweise 
der  Innunt^on  an  die  Gemeindearbeitsilmter  aii;,^estrel)t  wird:  4)  die  Auf- 
merksamkeit der  Stellenvermittlung  für  die  y.ur  Entlassung  ^elan':;enden 
Resorvi.sten  zugewendet  wird;  5)  die  Kreiskonferenzen  der  Arbeitsamter 
unter  Zuzif  liunir  aller  hierfür  i^eeiizneten  KrL'ifie  forrt'esetzt  und  unterstützt 
wen]  QU. 

5.  W  o  h  n  u  n  ff  s  f  ü  r  8  0  r  ff  e.    Zur  Verbesserung  der  Wohnunsrsverhält- 
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nisfle  von  Arbeitern,  die  in  staatlichen  Betrieben  beschäftigt  sind,  towie 
derjenigen  von  gering  besoldeten  Staatsbeamten  wurde  in  Preussen  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  IB.  Atjgust  18i)5  durch  Gesetz  vom  4.  Mai  lf>03 
ein  weiterer  Betrag  von  12  Millionen  M.  bewilligt  (Bull.,  Bd.  I,  S.  XIV 
und  287,  Bd.  II,  S.  60,  51  und  282). 

Soweit  dieser  Betrag  fUr  die  Herstellung  staatseigener  Mietwohnungen 
für  die  Bediensteten  nnd  unteren  und  mittleren  Beamten  der  Staatseisen- 
bahnverwaltung  verwendet  werden  soll,  treten  hierfür  die  im  Erlasse  des 
Hinisters  der  öffentlichen  Arbeiten  vom  22.  Januar  1903  enthaltenen 
„Qnmdsfttae  für  die  An&tellung  Ton  Entworfen  und  die  AnBftfanmg  von 
Mietwohnhftoaem  ftlr  Arbeiter,  untere  und  mitüea«  Beamte*'  in  Kraft. 

n.  B«niflioher  ArbettenolratB. 

1.  Landwirtschaft.  In  Madras  tritt  an  Stelle  der  bisher 
geltenden  Workmana  Breaeh  of  Gontract  Act,  1859,  das  (}eaets  vom 

Jahre  1903  ziu-  Regelung  der  Arbeitsbodingtmgen  in  den  Plantagen. 
Seine  Inkraftsetzung  soll  successive  und  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses 
für  die  einzelneu  Lokalbezirke  erfolgen.  Das  Gesetz,  das  sich  in  seinen 
wesentlichen  Punkten  an  das  „Assam  Labour  and  Emigration  Act,  1901 
(BtilL,  Bd.  I,  S.  V  und  44  ff.)  anlehnt,  fordert  aehrifUiehen  Abschlusa  der 
Arbeitsvertitge ,  deren  Daner  mit  einem  Jahre  im  Maximum  limitiert 
wird,  sieht  in  einer  der  Assamgesetzgebnng  analogen  Weise  die  sofortige 
Aufhebung  des  Arbeitsvertrages  ohne  Entschädigung  an  den  Unternehmer 
in  allen  Fallen  vor,  in  welchen  der  Vertrag  selbst  oder  die  Form  seines 
Absr  liliisses  in  einer  für  den  Arbeiter  ungünstigen  Weise  von  den  gesetz* 
liehen  Bes< Inimnngen  abweiclit ,  und  verj^fliolitet  den  Unternehmer  zur 
Zahlung  einer  Untallentsehfldigung  in  der  Höhe  des  monatlichen  Lohnes, 
falls  durch  den  Friedensrichter  konstatiert  wird,  dass  der  Unfall  Arbeits- 
nnfUiigkeit  zur  Folge  bat  und  durch  Naohlftssigkeit  des  ühtemehmers 
verursacht  wurde.  Das  Gesetz  enthält  ferner  Bestimmungen  hygienischer 
und  sanitärer  Natur  r.um  Schutze  des  Tjebens  und  der  Gesnndlieit  der 
auf  den  landwirtschaftlichen  Arbeitspläfzen  beschäftigten  Arbeiter  und 
regelt  die  Formen  der  Arbeitsvermittlung  und  der  Arbeitertransporte.  Die 
im  Assamgesetze  enthaltenen  Bestimmungen  Uber  den  Mazimalarbeitstag 
und  die  Miniuallohnraten  wm'den  in  das  Madrasgesetz  nicht  übernommen, 
dagegen  den  Lokaherwaltungsbehörden  day  Kenht  verliehen,  Vorschriften 
zu  erlassen  über  feststehende,  in  jeden  Arbeitsvertrag  aufzunehmende 
Bestimmungen,  die  sich  event.  auch  auf  Arbeitsdauer  und  Lohnhohe  er- 
strecken können. 

Zum  Scliutze  der  boi  der  Arbeit  auf  den  i  t  a  I  i  e  n  i  s  c  h  o  n  Reij^feldern 
beschäftigten  Arboitt?r  erHosw  unter  dem  '28.  Ajiril  II'OH  ein  Zirkular  des 
Ministers  des  Innern  an  die  Präfekten,  in  weichem  diese  aufgefordert 
werden,  auf  eine  Revision  der  lokalen  Arbeitsreglements  im  Sinne  einer 
energischen  Bekämpfung  der  Malariagefahr  hinzuwirken.  Diese  Be- 
kämpfung soll  insbep<-ndore  durch  Liefei'ung  hinreichender  Mengen  gut-en 
Trinkwassers,  durch  ti^ewährung  entj^prechender,  gegen  Innekten  möglichst 
geschützter  Unterkunftsräume  imd  durch  Ueberlassung  einer  geeigneten 
Fnssbekleidung  erfolgen.  Ausserdem  soll  die  Arbeit  von  Kindern  im 
Alter  von  unter  13  Jahren  künftighin  unterbleiben  m  !  die  ASrbeitSMit 
auch  der  erwachsenen  Arbeiter  frühestens  eine  Stunde  na(  Ii  Sonnenaufgang 
beginnen  und  spätestens  eine  Stunde  vor  Sonnenuntergang  enden.  Ajisser- 
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*  dem  soUen  di«  Frtfdkten  auf  die  Frovinsial-  und  Konunmialverwaltuiigeii 

im  Sinne  einer  energisrlion  Durchführung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  2.  November  liHJl  und  der  SuütfttsgeseUe  einwirken  (Boll.,  Bd.  II, 
S.  282). 

2.  Bergbau.   In  GroBsbritanniexi  wurde  als  Verordxkimg  vom 

24.  April  1903  ein  Nachtrag  zur  Verordnung  vom  20.  Dezember  1902 
(Bull.,  Bd.  I,  S.  LIX  und  654)  erlassen,  wodurch  die  Verwendung  einer 
Ansahl  weiterer  Sprengstoffe  den  Bestimmungen  der  letztgenannten  Ver- 
ordnung untemteUt  winde. 

3.  Chemische  Industrie.   Die  Oiltigkeitsdaaer  der  in  §  7  der 

reich sdeutschen  Bekanntmachung,  betr.  die  Einrichtung  und  den 
Betrieb  der  Bleifarben-  und  Bleizuckerfahnken,  vom  8.  Juli  1893  (R.G.Bl. 
8.  213)  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Beschäftigung  von  Ar- 
beiterinnen und  jugendlicheu  Arbeitern,  die  entsprechend  dem  §  139  a 
Abs.  6  der  Gewerbeordnung  ftlr  die  Zeit  bis  smn  1.  Mai  19C^  besdirtiikt 
war,  wurde  durch  Bekanntmachung  vom  24.  April  1903  (Bull.,  Bd.  II, 
8.  225)  bis  zum  1.  Jnli  1903  verlängert.  Unter  dem  26.  Mai  1903  orfloss 
sodann  eine  neue  „Bekanntmachung,  betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb 
der  Anlegen  inr  HersteUnng  von  Bleifarben  mid  anderen  Bleiprodnkten*' 
(Bell.,  Bd.  n,  S.  226)  der  unter  dem  6.  Juni  1903  (Bull.,  Bd.  n,  S.  240) 
eine  p  r  e  u  8  I  s  c  h  e  Ausftihrunf^sverordnunp  des  Ministers  für  Randcl  und 
Gewerbe  tolgte.  Die  letzterwähnte  Bekanntmachung  tritt  an  Stelle  der 
Bekanntmachung  vom  8.  Juli  1893  (24.  April  19i.>3). 

Die  Bekanntinachmig  vom  26.  Mai  1908  beswedct  1)  eine  Erweite- 
rung und  schärfere  Begrenzung   des  Geltongsgoblotes  der  Vorschriften. 

Der  Verordnung  vom  8.  Juli  1893  waren  lediglich  die  Bleifarben- 
nnd  BleizAickerfabriken  unterstellt  :  zum  Teil  in  effektiver  Erweiterung 
des  Geltungsgebietes ,  zum  Teil  zur  Erleichterung  der  administrativen 
DordiflÜuning  der  Vorschriften  beseiehnet  die  Beitanntniadinng  vom 
26.  Mai  1903  als  ihr  unterstehend  folgende  Industriezweige:  „alle  An- 
lagen,  in  denen  Bleifarben  oder  andern  chemische  Bleiprodnkte  (Bleiweiss, 
Bleichromat,  Masaikot,  Glätte.  Mennige,  Bleisuperoxyd,  Pattinsonsches 
Bleiweiss,  Gasseier  Oelb,  englisches  (Hlb,  Jodblei,  Bleisueker  n.  s.  w.) 
oder  bleilialtige  Farbengemische  als  Hanpt-  oder  Nebenprodukt  hergestellt 
werden".  Auch  Erd-,  Mineral-  und  Buntfarbenfahriken.  in  welchen  Blei- 
farben hergestellt  oder  zur  Mischunn:  mit  bleifroieu  Farben  verwendet 
werden,  wurden  den  Bestimmungen  rier  Bekanntmachung  imterstellt  Be- 
triebe, in  welchen  die  fertig  bezogenen  Bleifarben  mit  Oel  oder  Fimis 
angerieben  werden,  wurden  in  den  Geltungsbereich  der  Vorschriften  ein- 
bezogen, dagegen  nicht  einbo70f»;en  die  Botriehe  der  Maler,  Anstreicher, 
Lackierer  n.  s.  w.,  in  welchen  die  im  frockenon  Zustande  fertig  bezogenen 
ßleiiarben  zur  Eigenverweuduug  des  Betriebes^  mit  Oel  oder  Firnis  an* 
gerieben  oder  mit  anderen  Farbstoffen  gemischt  werden.  Völlig  ausge- 
8c]4oB8en  sind  die  Bleihfitten,  für  die  der  Erlass  besonderer  Vorschriften 
in  Aussicht  genommen  ist. 

2}  Die  Bekanntmachung  bezweckt  femer  eine  Verkürzung  der  Hrx  hst- 
daoer  der  sollasigen  Arbeitsseit.  Nach  §  9  der  Bekanntmachung  vom 
8.  Jnli  1893  war  in  den  Bleifarben-  and  Bleizudkerfabriken  «lie  Arbeits- 
seit mit  12  Stunden  täglich  im  Maximum  normiert.  Nachdem  indessen 
in  der  Mehrzahl  der  in  Frage  kommenden  Betriebe  die  lOstiindige  Arbeits- 
dauer eingeführt  worden  war,  reduziert  §  12  Abs.  4  der  Bekanntmachung 
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vom  25.  Mai  1*J0H  die  Maximalarbeitszeit  ffir  alle  dieser  Bekanntmachung 
untei-atehenden  Betriebe  von  12  auf  10  Stunden.  Ausserdem  wird  (§  12, 
Abs.  1  und  2)  die  t&gUche  Arbeitsdauer  der  mit  dem  Beschicken  und 
ISntleeren  der  Kanimem,  mit  dem  Verpacken  trockener  Bleiprodukte,  so- 
fern dies  nicht  mittels  staubfreier  Packmaschinen  erfolgt,  und  der  mit 
dem  f^chliessen  der  Fässer  beschäftigten  Arbeiter  mit  8  Stunden  im 
Maximum  normiert.  Diese  Arbeit  muss  bei  über  6  ätündiger  Dauer  durch 
mindeetena  8  einstttndige  Pausen  unterbrochen  werdm.  PeraMien  unter 
18  Jahren  werden  von  den  genannten  Arbeiten  grondsAtsUdi  ausge* 
»chlnason. 

'6)  Die  meist  gefUhrdeteu  Arbeiterkate^n:)iien  werden  einem  ver- 
schärften Schutze  unterworfen.  Da  orfahrungsgemftss  eine  Keihe  von 
Bleiweissfabriken  som  Beschicken  und  Kntleeren  der  Oaydierkammem  un- 
geschulte,  lediglich  für  diese  Verrichtungen  angenommene  Arbeiter  ver- 
wendet, die  infoirre  der  Unkenntnis  der  Gefahren  des  Betriebes  denselben 
in  besonders  hohem  Grade  ausgesetzt  sind,  legt  die  Bekanntmachung  dem 
Arbeitgeber  die  Pflicht  au^  mit  den  fraglichen  Verrichtungen  nur  solche 
Personen  zu  besdi&ftigen,  die  mit  den  ^fahren  derselben  vertraut  sind. 
Sie  verpflichtet  femer  den  Arbeitgeber  (§  17  Abs.  4),  den  mit  dem  Ent- 
leeren der  Kammcru  beschäftigten  Personen  t!lfjlirh  nach  Beendigung  dieser 
Arbeit,  den  übrigen  Bieiarbeitern  zweimal  wödientlich,  und  zwar  inner- 
halb der  Arbeitsseit,  (Gelegenheit  zum  Baden  ku  geben ;  sie  enthftlt  femer 
Bestimmungen  über  die  Sicherung  der  Benutzung  der  Badegelegenheit 
(§  20  Abs.  1  No.  6)  und  über  die  Ueberwaohung  der  Reinlichkeit  der 
Arbeiter  f§  20  Abs.  2  Satz  2). 

Endlich  enthält  die  Bekanntmachung  Vorschriften  über  die  allgemeinen 
Anforderungen,  die  an  die  Beschaffenheit  und  Einrichtung  des  Arbeits- 
raumes zu  stellen  sind  und  Anordnungen  von  Schutsmassregeln  für  die 
eini^elneti  "\''errichtungen  innerhnlli  des  Bet riebsvorfranfres. 

Die  Verordnung  tritt  für  diejenigen  Betriebe,  die  bereits  den  Be- 
stimmungen der  Bekanntmachung  vom  8.  Juli  1893  unterstanden,  mit 
dem  1.  Juli  1903  in  Kraft,  ftir  edle  anderen  Betriebe  ein  Jahr  spftter. 

Hinsichtlich  der  in  §  24  der  Bekanntmachung  vorgesehenen,  durch 
die  höheren  Verwaltungnbehttrden  zu  frowillirenden  Ausnahmsfristen  be- 
stimmt der  preusttische  Eriass  vom  (5.  Juni  lUuö,  dass  solche  nicht  über 
die  Grenzen  des  nachweislichen  Bedttr&isses  und  auch  dann  nur  fttr  ganz 
kurze  Z^t  gewfthrt  werden  sollen,  deren  spätere  Verlängerung  davon  ab- 
banr^if;^  7.U  machen  sein  wird,  nl»  die  Zwischenzeit  zur  tatkrilfti^^en  Pörde- 
run;:  dei  baulichen  Veränderungen  und  der  Bestellung  neuer  Einrichtungen 
ausgenutzt  wurde. 

Durch  konigl.  Erlamt  vom  28.  Mai  1903  wurden  in  Belgien  die 
Acetonfabriken  in  das  Verzeichnis  der  gefthrlidien,  gesundheitssch&dlichen 
und  lästigen  Betriebe  aufgenommen. 

4.  Papierindustrie.  Die  Bestimmung  der  belgischen  Ver- 
ordnung vom  26.  Dezember  1892,  betr.  die  Papierfabrikation,  die  sich 
bisher  auf  die  Papierfabrikation  im  engeren  Sinne  des  Wortes  („fabrication 

du  papier  proprement  dite")  erstreckten,  wurden  durch  den  königl.  £rlass 
vom  31.  März  lOon  iBull.,  Rrl.  TT.  S.  25 I  i  auf  alle  dem  Gesetze  vom 
IB.  Dezember  IS!*;»  unterstehenden  Arbditerkategorien  ans;4edehnt,  die 
luji  den  nachiolgüiidon  Vorrichtungen  beschWtigt  sind :  dem  Kochen  der 
ersten  Hasse,  der  Herstellung  des  Halbstoffes,  dem  Bleichen,  Peinmaclien, 
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der  Herstellung  der  Blätter,  d«ni  Preflseo,  Befsochten,  Beschneideii  imd 

Durcklücheii  des  Pajiiers. 

5.  Lederindustrie.  Art.  n  Abs.  2  der  beli'i^^chen  Verordnung 
vom  19.  Februar  1895,  beti.  die  BeHcliälügung  von  irauen  und  Kindern 
bei  der  Zuri<Ataiig  TOD  Hasen- imd  Eamncheiidfolleii  enthielt  das  ausnahmslose 
Verbot  der  Beschlftigunn:  von  Kindern  und  Jugendlichen  tmter  16  .Tahion 
in  allen  Bf»rrieben,  in  welchen  Hasen-  und  KaniMch^^nfello  vor  dem  Zube- 
reiten verarbeitet  werden,  sowie  beim  Tragen,  Ausklopfen  und  Schneiden 
der  Feile  nach  dem  Zubereiten. 

Durch  Kgt  Erlaas  Toin  81.  Hftrs  1898  (Boll.,  Bd.  II,  S.  260)  wurde 
dieses  Verbot  insofern  aufgehoben,  als  es  gestattet  wurde,  Kindern  vom 
14.  Alter«! jähre  an  beim  Feinzerschneiden  und  Keinigen  der  noch  nicht 
zubereiteten  Felle  zu  verwenden,  wenn  diese  Arbeiten,  unter  Ausschluss 
jeder  anderweitigen  Behamdliing  der  Felle,  in  abgesondert  liegenden  oder 
sonstwie  gegen  Ausdünstungen  und  gesundheitssohftdliohen  Staub  geschflts- 
ten  B&umen  stattfinden. 

6.  Industrie  der  Holz-  und  Schnitzstoffe.  Durch  E^rlass 
vom  15.  April  1002  f^BiilL,  Bd.  I,  S.  253)  wurde  in  Preussen  eine 
Erhebung  Uber  die  Krankheitserscheinungen  in  Mübelpolierereien  ange- 
ordnet. Durch  Erlass  des  Ministers  ftlr  Handel  und  Gewerbe  vom  1.  Hai 
1903  wurde  nunmehr  bekannt  gegeben,  die  vorerwähnte  Eiliebung  hfttte 
ergeben,  „dass  bei  den  ^löbelpnlierem  Krkranknnn;en  der  Augen,  welche 
auf  die  Polierarbeit  an  sieli  zuiMickzutiiliren  wi'iren,  last  gar  nicht,  ekzera- 
artige  Erkrankungen  au  Händen  und  Armen  nur  sehr  selten  beobachtet 
worden  sind**. 

Angesichts  dieses  Ergebnissee  der  Erhebungen  wurde  von  der  Ein- 
leitung eines  Verfahrens  zn  Krlass  einei  Bundesratsverordnung  auf  Grund 
des  §  120e  der  Gewerbeordnung  abgesehen,  dageppn  den  Regierungs- 
präsidenten die  EUm&chtiguiig  zur  Anordnung  geeigneter  polizeilicher 
Masaregeln  erteilt  tmd  den  Gewerbeaufsichtsbeamten  die  Zuwendung  ihrer 
besonderen  Aufmerksamkeit  hinsichtlich  der  Ausstattung  der  Polierwerk- 
stätten mit  ordnungsmassigen  Wa.^cheinrichtungen,  warmem  Wasser  und 
Seife,  und  einer  ausreichenden  Lultemeuerimg  in  diesen  Käumen  em- 
pfohlen. 

Ein  an  die  Grossherzogl.  Fabrikinsj.ektion  gerichteter  badi  scher 
Erlass  vom  .10.  A]»ril  1903  weist  die  Fabiikln.-^iiektnren  an.  den  Werk- 
stätten der  Tapezierf  r ,  Polsterer  etc.  besr.ndere  Aul'niei  ksamkeit  zuzu- 
wenden und  den  vui iiaadenen  Misastäudeu  aul  Gruud  des  §  12*>d  der 
Gewerbeordnung  entgegenzuwirken. 

In  Belgien  wurde  durch  Kgl.  Erlass  vom  21.  April  19()H  der  Art.  6 
'ie>  Kgl.  Erlaffes  vom  19.  Februar  1895  dahin  abgeändert,  da.ss  das  Ver- 
bot der  Beschäftigung  von  Kindern  und  Jugendlichen  in  den  Holzsäge- 
tiumen  auf  alle  Bftume  ausgedehnt  wurde,  in  weldian  Maschinen  aar 
Hokbearbeitong  verwendet  werden,  sofern  diese  Maschinen  geeignet  sind, 
das  Leben  oder  die  Gesundheit  zu  geiUirden« 

7.  Industrie  der  Nahrung»-  und  Genussmittel.    Die  in 
11  der  Bekanntmachuii;,'    lös  Reicliskanzler.'»,  betr.  die  Einrichtung  und 

den  Betrieb  der  zur  Aulertigtmg  von  Zigarren  bestiuuuten  Anlagen,  vom 
H.  Juli  1893  (It.G.Bl.  S.  21B)  enthaltenen  Bestimmimgen  zum  Schutae  von 
Arbeiterinnen   und  jugendlichen  Arbeitern   waren  in  ihrer  zeitlichen 
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(ieltungsdauer ,  entsprechend  der  Beatimmuug  des  §  ld9a  Abs.  ö  der 
Gewerbeordnung,  für  die  2Mt  bis  som  1,  Mai  1908  beschrftnM.  Darob 
Bekanntmaobong  vom  24.  April  190S  (BaU^  BdL  II,  S.  225)  wurde  ange- 
ordnet, das3  di«06  Sphtttebeatiimwnngeii  bis  zum  1.  Mai  1908  in  Kraft 

bleiben  sollen. 

Auf  Grund  der  Ergebnisse  der  durch  £rlass  vom  6.  August  1901 
angeordneten  ErHebimg  über  die  EHnrichtang  nnd  die  Beediaffenlieit  der 

Arbeitsräume  des  Fleischergewerbes  sah  sich  der  preussische  Minister 
für  TTaiidol  und  Gewerbe  Teranlasst,  im  Erlasse  vom  28.  MUrz  1903  die 
Ro^ierungspra.sideiiten  aufzufordern,  ihre  Aufmerkf^anikeit  den  Missstäuden 
in  den  Aibeiti^räumeii  der  f  leischereien  zuzuwenden  und  die  ihnen  uuter- 
etellten  PoliseibeliQrden  anzuhalten,  daas  sie  sor  Beseitigang  dieser  Miae- 
et&nde  aus  den  ihnen  geeetslieh  amstehenden  Befbgnissea  nachdrücklich 
Gebrauch  machen. 

In  Braunschweig  wurden  durch  Bekanntmachung  de»  8t«iats- 
minieteriams  yom  17.  April  1903  Vorsdmften  Uber  die  Einrichtung  und 
den  Beineb  von  Bäckereien  und  Konditoreien  erlassen.  Die  Vorschriften 
erstrecken  sich  auf  die  Beschaffenheit,  den  Luftgehalt  und  die  Luft- 
emeuemnp  der  ArbeitsrRnme,  auf  die  Beschatfenheit  der  Bedürfnisanstalten, 
die  Beschaü'enheit  der  t:^chlafr&ume  der  Gehilfen  und  Lehrlinge;  sie  ent- 
halten femer  das  Verbot  der  Beschäftigung  von  Personen,  welche  mit 
ansteckenden  oder  ekelerregenden  Krankheiten  behaftet  sind  und  treffen 
Anordnungen  zur  Sicherung  der  Reinlichkeit  im  Arbeitshetriebe. 

Durch  königl.  Rrlass  vom  11.  April  1903  Bull.,  Bd.  II,  S.  251) 
wurden  in  Belgien  diejenigen  Butterfabriken,  die  mindesteiiä  1000  1 
MUch  tSgüch  ▼erarbeiten,  in  die  Klasse  IB  der  geAhrliohen,  gesündheits- 
schädlichen  und  Ustigen  Betriebe  eingereiht. 

In  Belgien  vrnrden  durch  kfiniffl.  Erlas«f  vom  23.  Mai  1 9r».'J  die 
Fruchtkonservenlabnken  den  aui  die  gefährlichen,  gesundheitt^ächädlichen 
nnd  Iftstigen  Betrieben  anwendbaren  ^esotzlidien  Bestimmungen  miterstellt. 

8.  Bekleidungsindustrie.  In  Gr  o ss bri  t  a  ti  ui  e  u  crfloss  unter 
dem  22.  April  1903  eine  Veroidnnng  (Bull.,  Bd.  II,  S.  257),  durch  welche 

die  Bestimmungen  des  §  116  der  Pactory  and  Work.shop  Act,  1901  für 

die  Fabriknt in?i  von  Filzbüten  in  einerWei.se  ab^'eilndert  wird,  die  jedem 
Stückarbeiter  ermöglichen  soll,  sich  selbst  die  Höhe  des  auf  ihn  entfallen- 
den Lohnes  auszurechnen. 

d.  U  a  n  d  e  1 8  g  e  w  e  r  b  e.  Nachdem  in  Lübeck  von  2488  Inhabern 
offener  Verkaufsstellen  in  der  Stadt  LObeck  und  deren  Vorstädten  1184 
den  Antrag  auf  Einfflhmng  des  Achtuhr-LadenschlusRes  stellten,  wurde, 
nach  Durchführung  des  in  der  Bekanntmachung  des  Bundesrates  vom 
2B.  Januar  1902  (Bull.,  Bd.  I,  S.  X  und  133)  vorgesehenen  Verfahrens 
und  auf  Gnmd  des  §  139  f  Abs.  2  der  Gewerbeordnung  durch  eine  mit 
dem*  1.  Mai  19C^  in  Kraft  getretene  Bekanntmachnng  des  Senates  Tom 
27.  April  1903  die  Anordnung  getroffen,  dass  die  offenen  Verkau&stellen, 
mit  Au.snahme  des  Sonnabends,  von  8  Uhr  an  geschlossen  sa  halten  sind. 

10.  V »' r k  e  h  r  f  pre  w  p r  b  e.  Zur  Ausführung  der  SeemnnTtMordT-nng 
wurden  im  Deutlichen  Üeiche  unter  dem  IB.  .Tuni  1903  drei  Bekannt- 
machungen des  Bundesrates  erlassen,  in  weichen  für  tiie  Kau iiahrtei schüfe 
die  Besetsung  mit  Kapitftnen  nnd  SchifEsoffizieren  nnd  die  DreiteUnng  des 
Wachdienstes  einer  besonderen  Regelung  nntersogen  wird,  und  ferner  die 
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Geltung  mehrerer  Bestimmung^«!!  der  Seemannsordnnng  für  Fahrzeuge  von 
weniger  als  800  Kubikmeter  Bruttoraumgehalt,  welche  in  der  KUstenfahrt 
bteelofligt  wad,  für  LoatyMlit«!!  und  für  Hochseefischereifahrzeuge  von 
wvdgfit  aIb  SOO  KnbikmAtor  Bmttoniungelialt  au^^oben  wurde. 

Bin  Erlass  des  reichsdeutHchen  Staatssekretärs  des  Reichspost^ 
amtes  vom  24.  Dezember  1902  f'BulL,  Bd.  IT.  S.  231)  Leliandelt  die  Mass- 
nahmen Kur  Vorbeugaug  der  Gel'ahr  der  Bleivergiftung  für  Telegraphen-' 
arbeiter,  die  mit  dem  Einziehen  unbewehrter  Telegraphen-  uud  FeruH^^rech- 
kabel  beachftftigt  sund.  Eine  von  den  Oberpostdirektionen  yenmstaltete 
Eliiebltllg  und  gleichzeitig  vennlasste  Meinungsäusserungen  mehrerer  Kabel- 
fabriken ergaben,  dass  eine  unmittelbare  Gefahr  mit  der  Handhabung  der 
Bleikabel  nicht  verbunden  ist,  dass  aber  bei  ungeeignetem  Verhalten  (ier 
Arbeiter  Schädigungen  ihrer  Gesundheit  keineswegs  au^gesciiloubeu  aind. 

Der  Eilew  oidnet  eine  Seihe  von  BeinlichkeitsmaeBregeln  als  aicheistes 
Mittel  zur  Bekämpfong  der  Bleivergiftungsgefahr  an  und  stellt  eine  zwe(&- 
dieDÜr-lie  Ergänsung  der  UnfallverhtttiuigsvorBGhriften  war  Arbeitsordnnng 
in  Austiicht. 

Dvordi  Verordnung  vom  6.  Juni  1908,  die  mit  dem  1.  Jnli  1908  in 

Kraft  tritt,  ordnete  der  Senat  von  Hamburg  auf  Grund  des  §  120e 
Abs.  2  der  Goworbeorduung  an,  dass  Lowohrite  FlussfuLrzouge  mit  Ge- 
iksseu  auszurüsten  sind,  welche  Trinkwasser  in  einer  für  die  Besatzung 
ausreichenden  Menge  aufzube'waiiren  geeignet  sein  sollen ;  dem  Unternehmer 
liegt  die  Pflicht  ob,  Air  die  Fällung  dieser  Qeftsae  mit  gutem  Trinkwasser 
in  genügender  Menge  Sorge  zu  tragen. 

Fflr  den  Geschäftsbetrieb  der  Stellenvermittler  für  Schiffsleute  im 
hamburgischen  Staatsgebiete,  die  bisher  den  Bestimmungen  der  .Aoi" 
Schriften  für  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesindevermieter  und  Stellen- 
▼ennittler«,  vom  80.  April  1902  (Bull.,  Bd.  I,  8.  XIV  und  357)  unter- 
standen, wurden  unter  dem  23.  Ifftn  1903  besondere,  den  Neubestimmungen 
des  Gesetzes  betr.  die  Stellenvermittlnng  fflr  Schiffsleute,  vom  2.  Juni 
1902  (Bull.,  Bd-  I,  8.  XXX Vil  und  38Uj  angepasste  Vorschriften  (BuU., 
Bd.  n,  8.  247)  erlasjsen. 

Diese  Vorschriften  entsprechen  im  wesentlichen  den  Bestimmungen  * 
der  an   dieser  Stelle  bereits  analysierten   jiroussisrhen  Vr>r3chriften  fiber 
den  ITmfang  der  Befugnisse  und  VerpÜichtungen  sowie  (iber  den  GescliAt't:^- 
betrieb  der  SteUen vermittler  für  Schiffsleute,  vom  6.  März  1903  i^BuU., 
Bd.  n,  S.  IX  und  16),  weichen  indessen  von  diesen  in  drei  Punkten  ab: 

1  Zu  den  audi  in  den  preussischen  Vor^^chriften  §  8  enthaltenen 
Bestimmungen,  wonach  die  Stellenvermittler  kein  Zurückbehaltungs-  oder 
Pfandrecht  an  den  bei  Anlass  der  Stellenvermittlung  in  ihren  Besitz  ge- 
langten Gegenständen  ausüben  dürfen,  tritt  in  Hambiu*g  die  weitere  aus- 
drUddiofae  Eridftrung  hinzu,  dass  dieses  ZurUckb^altungsrecht  sich  ins- 
bseondere  auf  die  Seefahrtsbücher,  eldescheine  und  sonstigen  Legitimations- 
papiere  der  Stellesnchenden  nicht  erstrecken  darf. 

2}  Die  preussischen  Vorschriften  verbieten  den  Stellenvermiitlern, 
deren  Stellvertretern  und  ihrem  IKHspersonale  die  Ausflbung  der  in  §  10 
namhafit  gemachten  Gewerbe  Gast-  und  Schankwirtschaften,  Vermietung 
von  Wohn-  und  Schlafstellen,  Handel  mit  geisti^ren  Getranken,  mit  Aus- 
rüstungsgegenständen,  Pt'andleih- uml  \Vechslergescl);itteji,  etc.  i ;  ergänzend 
tritt  in  den  hamborgischen  Vorschriften  §  16  die  Bestimmung  hinzu, 
wonndi  dw  Stellenvermittler  mit  Gewerbetreibenden  der  vorbeseichneten 
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Art  auch  nicht  derrrestalt  in  Vorbindnng  treten  'larf,  dass  <»r  sich  für  die 
Ausübung  seiner  Vermittlertatigkeit  von  ihnen  Vergütungen  irgend  weicher 
Art  gewfthren  oder  versprecshen  Itaat. 

S)  HiDsichtlieh.  dor  Zahhmg  der  in  ihr6r  Hohe  «iner  behördlichen 
Genehmigung  unterliegenden  Geljübren  bestimraen  die  hambui'gischeu  Vor- 
schriften, dass  dieselben  je  zur  Hallte  \  oin  Heeder  und  vom  Schitfsmanne 
zu  zahlen  sind,  dasa  entgegenstehende  Verein baiungen  zu  Ungunsten  des 
SdiiffismaosM  nichtig  sind,  nnd  dus  der  Ansprach  des  Stellenvennittlen 
auf  die  vom  Reeder  za  zahlende  H&lfte  erlischt,  wenn  der  Schiffsmann 
seinen  Dienst  nicht  zur  fpstf^esotzton  Zeit  antritt. 

Die  Vorschriften  tratt'ii   mit  dem  1.  April   1  !•<>;}  in  Kraft. 

Ii.  Beherbergung  und  Erqtiickung.  Die  Aufang  Juni  1  iMJ'd 
neu  erlassenen  preussischen  „amtlichen  Grandsätze  für  die  Vergebung 
und  Verwaltnng  von  BahnwirtaGhaften**  enthalten  die  Bestinunnng:  „Die 
Wirtschaftsführunfj  ist  in  geeigneter  "\Veisfi  zu  beaufsichtigen.  Hierbei  ist 
zugleich  den  Bedin^nrgon,  iiritei-  denen  die  Gastw irtsgeliilfen  angestellt 
sind,  Aufmerksamkeit  zu  schenken  und  nötigenfalls  auf  \  erbesserung  der 
Bedingungen  hinsawirken.*^ 

In  Bayern  erfloss  unter  dem  4.  Juni  1903  ein  Erlasa  des  Staats^ 
minist (Tinm.^  dt's  Innern,  betr.  den  Znstand  der  j^eu  erblichen  Küclien. 
durch  weichen  eine  Eingabe,  des  Vei  baudeH  deutsclier  KTm  Iic  vom  31.  März 
1900  ihre  Erledigung  fand.  Die  Kammern  des  Innern  der  künigl.  Ke- 
gierang  werden  dorch  diesen  Erlass  angewiesen,  den  gewerblichen  Kttchen 
von  nun  an  besondere  Aufnierkhamkeit  zuzuwenden,  den  flabei  ea  Tsge 
tretenden  Missständen  auf  Grund  dos  4^  120d  der  Gewerbeordnung  ent- 
gegenzutreten, und  insbesondere  die  in  baulicher  und  gesundheitlicher 
Hinsicht  auf  Grund  des  §  33  Abs.  2  Ziöbr  2  der  Gewerbeordnung  an 
die  Besdiaffenheit  der  Oast-  und  Schankwirtschaften  zn  stellenden  An- 
forderangen  künftighin  audi  auf  deren  Kttchenrtkume  zu  erstrecken. 

m.  Gewerbeaulbiclit  and  ArbeitoTerwaltong. 

•  Durch  königl.  Erlass  vom  30.  April  1903  wurde  in  Spanien  die 
Organisation  eines  Institutes  für  Sozialrefnrm  anfreordnef.  das  dem  Mini- 
sterium des  Innern  angegliedert  werden  und  aus  30  Mitgliedern  bestehen 
soll,  von  welohen  18  durch  die  Begierong  zu  emenneu,  je  6  durch  die 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  zu  wählen  sind.  Als  Aufgabe  des  Institutes 
wird  bezeichnet  :  <1ie  Vorbereitung  der  ArbeitsgesetzpebnTi;^.  die  f  h-^'anisation 
und  die  Ueberwachung  der  Ausführung  der  sozialstatistischen  Ai'beiteUi 
die  rördorung  der  sozialpolitischen  Aktionen  der  Regierung. 

Zum  italienischen  Gesetze,  betr.  die  Errichtung  eines  Arbeits- 
amtes, vom  29.  Juni  1908  (Bull.,  Bd.  I,  S.  LH  und  653  ff.)  wurde  ein 
drtrch   königl.   Erla>=s   vom  Januar  1903  genehmigtes  Ausf^dmuigS^ 

reglement  bekannt  gegeben  (^BuU.,  Bd.  II,  S.  276). 

Das  Reglement  bestimmt  zun&chst  den  Umkreis  der  Gegeustftnde  und 
Fragen,  auf  welche  sich  die  Studien  und  Untersuchungen  des  Arbeitsamtes 
erstrecken  sollen.  Die  Ergebnisse  dieser  Untersuchungen  sollen  derart 
zur  Darstellung  gelangen,  dass  die  italienischen  Verhnltnisso  mit  ienen  der 
italienischeu  Auswanderuugsgebiete  verglichen  werden  können.  In  Art.  3 
werden  jährliche,  dem  Parlamente  zu  erstattende  Beridite  Uber  die  Tätig- 
keit des  Amtes  in  Aussicht  genommen,  Art.  4  gibt  dem  Arbeitsamte  die 
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Erm&ohtiguug  des  direkten  Verkehrs  mit  Behörden,  Verb&nden,  etc.,  in 

Art.  5,  Cy  und  7  wird  die  Art  der  ot^'eutlichea  Bekanntmachong  der  Ar- 
beiten des  Amtes  j^eregolt  und  der  Inhalt  des  vom  Amte  monatlieli  lierans- 
zugebeudeu  BulletiuH  detailliert  vorp:Pzf»irhnet.    Art.  8  ff,  entlüllt  Bostim- 
tiiungen  über  das  Verfahren  bei  Wahl  der  Mitglieder  des  Oberen  Arbeits- 
ratea,  Uber  die  Einberufiing  seiner  Seseioneii,  Uber  die  Organisation  und 
den  Kompetenzenkreis  des  st&ndigen  Komitees  des  Arbeitärates  und  über 
die  an  die  Mit^^lieder  des  Rates  oder  des  Komitees  su  gewährenden  Eeise- 
unterstützungen  und  Diäten. 

Im  Kanton  Aargau  erliess  die  Direktion  dea  Innern  unter  dem 
7.  Joni  1903  ein  Rnndsdireiben  an  die  Beiirksftmter  mit  der  Anfforderang, 

der  T&tigkeit  der  Oemeindefabrikauf^eher  vermehrte  Aufmerksamkeit  ra 

schenken.  Nach  den  §§  2  und  8  der  kantonalen  Viillziehunrjsvprordnun^ 
zu  den  Bundesgesetzen,  beti*.  die  Arbeit  ixi  den  Fabriken  und  die  Halt- 
ptlicht,  vom  28.  September  1888,  ist  die  spezielle  Kontrolle  tlber  den 
Vollzog  der  Bestimmangen  dieser  Bnndesgesetse  den  Gemeinder&ten  ttber« 
tragen.  Das  Rundschreiben  der  Direktion  des  Innern  konstatiert :  ,,Die 
Prnfnn;^  der  Berichte  pro  1902  und  der  periodischen  l^apporte  des  eidt;;. 
Fabrikinspektorates  hat  ergeben,  dass  die  Kontrolltätigkeit  der  Gemeinde- 
fabrikan&eber  vielerorts  trots  der  wenig  umfangreichen  Aufgabe  eine 
mangelbafte  ist  und  dass  gar  oft  nicht  einmal  die  Torgeschriebenen  Be> 
lichte  erstattet  werden." 

Das  Rundschreiben  erinnert  daran,  dass  die  nach  ij  11  der  Vol!- 
ziehuugs Verordnungen  von  den  Gemeinden  ernannten  Fabnkauiseher  und 
Haftpffiektbeamte  verpfliditet  sind,  aber  ihre  Amtstätigkeit  und  ihre  Wahr- 
nehmungen al^ährlich  auf  den  15.  Januar  an  das  Bezirksamt  Bericht  SU 
erstatten  2c  und  §  8d),  und  dieses  liinwiederum  bis  zum  31,  Januar 
einen  Bericht  an  die  Direktion  des  Innei-n  über  das  Fabrikwesen  (§  4) 
und  einen  au  die  iSiaatsanwaltschait  über  das  iiaitpflichtwesen  erstatten 
soll.  Eine  genaue  Befolguug  dieser  Grundsätze  wird  nunmehr  verlangt 
and  den  Bezirksbeamten  aufgetragen,  ihren  Jahresberichten  die  der  G-e- 
meindebeamten  beizulegen. 

VF*  MoqmiB/tmu 

Die  Abteilung  Itir  Arbeitsstatistik  im  deutschen  kaiserlichen  stati- 

Htischen  Amte  veranstaltet  eine  Erliebnn;?  über  die  «^eirenwflrtii^  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  für  ganze  Gewerbe,  sei  es  auch  an  ein- 
zelnen Pötzen  oder  für  grossere  Bezirke,  bestehenden  Tarifverträge. 

Die  Ergebnisse  der  durch  den  p r eu es i sehen  Erlass  des  Ministers 

für  Handel  und  Gewerbe  vom  22.  Februar  li^Ol  angeordneten  Erhebung 
..iiber  die  zur  Zeit  im  Woliniinf^swesen  der  minder  bemittelten  Be\ülkfrungs- 
klassen  Preussenn  herrschenden  Missstände'*  sind  im  III.  Viei  teljahrsheft 
des  42.  Jahrgangs  (1002;  der  „Zeit&chr.  d.  kgl.  preussischeu  statistischen 
Bureaus",  in  einer  Abhandlung  des  Oberregiemngsrates  Evert:  „Zur 
Wohnungsfrage  in  Preussen''  veröffentlidit  worden. 

Der  zum  Zwecke  der  Vfirbereitung  von  Finriehtnngen  für  eine  Arbeits- 
losen« tatistik  vom  ständigen  österreichischen  Arbeitsbeirato  gewählte 
Ausschuss  trat  am  22.  Jimi  1908  zur  konstituierenden  Sitzung  zusammen. 

In  Belgien  wurde  durch  ktlnigl.  Erlass  vom  10.  März  11)03,  zu 
dessen  Aorftthrung  ein  Ministerialerlass  vom  30.  April  1903  folgte,  eine 
Kommission  eingesetzt,  zum  Studium  der  Massnahmen,  die  ergriöeu 
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werden  könnten,  um  die  Häufigkeit  der  UnäUle  bei  den  in  H&fen  be- 
schäftigten Arbeiter  zu  reduzieren. 

Mit  dem  1.  April  1904  tritt  in  Frankreich  die  Bestimmung  des 
Ali:.  1  Abs.  3  des  Gesetzes  Milleraud-Colliard  vom  30.  März  1903  in 
Kraft,  wonaeh  die  Arbeitedauer  in  gemisditeii  Betrieben  10  Stunden 
tftglich  betragen  solle.  Eine  Anzahl  von  ündoBtriellen  hat  nun  dem 
Handelsministerium  daliiiigclionde  VrtrsnhlÄge  gemacht,  es  möcht«  durch 
eine  Revision  des  Gesetzes  gestattet  werden,  an  den  ersten  5  Tagen  der 
WochOi  anstatt  10,  11  Standen  arbeiten  za  lassen,  bei  gleichseitiger  An- 
ordnung des  durchgängigen  Schlusses  dieser  Betriebe  am  Sonnabend 
mlttaps.  Das  Handelsininisterinrn  beanftrafTtp  die  Fabrikinspektoren  mit 
Erhebinif^on  ül)er  die  Möglichkeit  und  die  Wirkungen  eines  Arbeits- 
verbotes am  ISaiuHtagnachmittage.  Der  Verband  der  französischen  Arbeits- 
börsen  hat  sich  gegen  diese  Vorschlftge  ausgesprochen. 

Ib.  GroBsbritannien  hat  die  Alien  Lnmigraticm  GoMmissiom  am  2., 
27.  und  SO.  Ajnil,  4.,  14.  und  21,  Mai  weitere  Sitsungen  abgehalten. 

Femer  wurde  in  Grossbritannien  unter  dem  30.  Mai  1908  aine 
köni;^].  KoTnmis.sion  eingesetst^  „to  inquire  into  the  subject  of  trade  disputes 
and  trade  combinations". 


ArbeitervardcheniDg  ün  ersten  Halbjslire  1908. 

I,  XiwBkeiLyflMiathmaiig. 

Die  in  „Bulletin",  Bd.  II,  S.  125  ff.  nach  den  Be.«chltlssen  des  Reichs- 
tages  in  dritter  Beratung  mitgeilte  l^ovelle  zum  Krankenversicherungs- 

jreset/  wurde  vom  Bunde.srate  in  der  Sitzung  vom  18.  Mai  1908  <ronehmigt 
und  als  „Gesetz,  betr.  weitere  Abänderungen  dofi  Krankenversicherungs- 
gesetases**.  Vom  25.  Hai  1908  im  Reichsgesetsblatt  No.  28,  1903, 
8.  283  bekanntgegeben. 

Die  Xmelle  brinijt  nach  fünf  Seiten  hin  eine  Aenderun^j  der  Be- 
stimmungen des  schon  durch  das  Gesetz  vom  dO.  Juni  ''TJ.O.Bl. 
S.  332)  abgeänderten  Kraukenversicherungsgesetzes  in  der  Fassuug  vom 
10.  April  1892  (B.G.B1.  S.  417):  sie  bedeutet  eine  Erweiterung  des 
Kreises  der  versicherungspflichtigen  Personen,  eine  Ausfüllung  der  Zeit- 
lürko,  welche  zwisrhen  der  Kranken-  und  Tiivalidenversichorunpf  bestand, 
eine  allgemeine  Auüdehuuug  der  Wöchneriniienuuterstlltzimg,  eine  Beseiti- 
gung der  jeder  wirksamen  Bekämpfung  der  Verbreitung  von  Geschlechts- 
krankheitm  hinderlichen  Bestimmungen  des  Krankenversicherongsgesetses 
und  endlidi  eine  teilweise  Neuregelung  des  Veriiftltnisses  swiMhen  den 
Krankenkassen  und  den  Verwaltungsbehörden. 

I.  Erweiterung  des  Kreises  der  Versicherungspflich- 
tigen, n)  Nach  den  Bestimmungen  des  §  1  Abs.  4  des  Krankenversiche- 
rungsgerte rzoü  waren  Handlungsgehilfen  und  Lehrlinge  nur  dann  versiche- 
rungspflichtig, sofern  die  ihnen  nach  Art  60  des  Handelsgesetabuidiss  an- 
stehenden Rechte  (Fortsahlung  des  Gehalts  beaw.  Verpflegung  fhr  die 
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Bauer  von  Wochen  bei  Erkrankung^i  durch  \  ertrag  au%ehobeii  waren 
Seitens  der  verscbiedeneii  Handlung^gehiitenorganisationen  wuide  »eit 
Ungern  dairauf  hingewiesen,  daas  diese  Aufnahme  fnr  die  Handlungsgehilfen 
von  Nachteil  sei,  da  eine  6wöchentliehe  Gehaltszahlung  keinen  ßniata  fttr 
eine  IBwöchentliche  freie  Verpflej^ung  und  freie  ärztliche  Behandlung 
bilde.  Durch  die  vom  Reichätage  beschlossene  Ausdehnung  (ier  Kranken- 
kassen-Pflichtleistung von  13  auf  26  Wochen  (siehe  weiter  uuteu  sub  11} 
wftre  diesee  Verhiltnis  noch  weiter  m  Ungonaten  der  Handlungsgehilfen 
verschoben  worden.  Die  in  §  2  Abs.  1  ZifFer6  des  Krankenversicherungs- 
gesetzes  den  Gemeinden  nnd  weiteren  Kommunalverbanden  gegebene  Er- 
mächtigung, durch  statutarische  Bestimmung  für  ihren  Bezirk  oder  Teile 
deaaelben  die  Versieherongspflicht  auf  die  naeh  §  1  Abs.  4  des  Geeetaes 
nicht  versicherungspflichtigen  Kuidlungsgelulfen  mit  einem  Jahreagehalt 
bi?  zu  20(X)  M.  und  -Lehrlinge  auszudehnen,  reichte  nicht  hin,  x\m  in 
durchgreifender  ^^'f'i8Q  die  rechtliche  Benac-hteiligung  der  Handlungs- 
gehilfen wettzmuachon :  es  waren  nur  ruud  150  Gemeinden  im  Deutschen 
Reiche,  die  dnroh  ortastatotarisdie  Kegelung  den  BUmdlnngsgehilfen  die 
Vorteile  clei  obligatorischen  Krankenversicherang  sogute  kommen  Hessen. 
Durch  die  in  Art.  I,  I  und  II  der  Novelle  vorgenommene  Streichung  der 
§  1  Abs.  4  und  §  2  Abs.  1  Ziffer  IS  des  Krankenversicheruugsgesetzes 
wurde  nun  die  Versicherungspflicht  auf  sämtliche  Handlungsgehilfeo  aus- 
gedehnt, wodnrdi  die  Zahl  der  krankenveraiohenuigspflichtigen  Pearaonen 
(im  Jahre  1900  z&hlten  die  deutschen  Krankenkassen  rund  9,5  Millionen 
Mitglieder)  eine  Steigerung  um  rund  3(K)Ü(M)  Handlungsgehilfen  erfuhr. 

b)  Hinsichtlich  der  geplanten  weiteren  Ausdehnung  der  Kranken- 
versicherungspflicht sei  an  dieser  Stelle  Folgende.«!  mitgeteilt. 

Im  Jahie  l^üO  unterlagen  rund  lH,i^  Millionen  Augestelke  und  Ar- 
beiter der  Uniallversicherung ;  im  selben  Jahre  wurden  für  rund  12,1  Milli- 
onen Arbeiter  Beitrage  aur  Invaliditäts-  nnd  Alteraversidiening  gezahlt, 

während,  wie  bereits  erwähnt,  die  Krankenkassen  zur  gleichen  Zeit  nur 
rund  9,6  Millionen  Mitglieder  zählten.  Dieser  Unterschied  rührt  vor  allem 
daher,  dass  die  Masse  der  Heimarbeiter,  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  des 
Gesindes  nnd  der  Dienstboten  noeh  ansserhalb  der  KrankenTersicherungs- 
pflicht  steht  Diese  Tat^^ache  veranlasste  einzelne  Mitglieder  der  XXTT. 
Kommission  aniiisslich  der  Vorberatimg  des  Novellenentwurfes  den  Antrag 
zu  stelleii,  es  sei  die  Kiankenveraiclierungspflicht,  ausser  mit  Han<llungs- 
gehilfen  und  -Lehrlinge,  auf  die  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Be- 
trieben, sowie  die  als  Gesmde  besdi&flkigten  Arbeiter,  soweit  sie  nicht 
einer  gleichwertigen  landesgesetzlichen  Krankenversicherangspflicht  unter« 
liegen,  reichsgesetzlich  auszudehnen. 

Dieser  Antrag  wurde  abgelehnt,  im  wesentlichen  infolge  der  im  l'le- 
num  des  B^ichstages  abgegebenen  Eikl&i'ung  des  Staatssekretärs  des 
Innem:  durch  die  vorgelegte  Novelle,  die  nur  eine  Etappe  bilde,  werde 
der  bevorstehenden  Gesamtrevision  des  Get^etzes  nicht  präjudiziert,  die 
Abstellt  einer  solchen  Gesanitrevision  sei  nicht  nur  \'(>rhanden,  sondern 
ihre  Ausfühnmg  werde  auch  in  ernster  Weise  \orbereitet. 

Im  Verlaufe  der  Debatte  wurden  sodann  folgende  Erklärungen  zu 
Protokoll  gegeben : 

1)  Seitens  eines  Bundesratsvertreters:  „Das  Beichsamt  des  innem 
ist  bereit,  eine  Umfrage  an  sämtliche  Bondesregierungen  ergehen  zu  lassen. 
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um  festBOStellen,  inwieweit  eind  Binbeuehmit;  liindlicher  Arbeitar  in  die 

reichsposptzliclio  Kraiikenvpr?5ichemTip:,  nnd  inwieweit  eine  Krankenver- 
Hicheniuji;  des  stildiiscliou  uud  ländlichen  Uesindes  bisher  erfolgt  ist,  sowie 
welche  Eilahruugeu  iu  beiderlei  Hinsicht  vorliegen.  Daä  Ergebnis  der 
Umfrage  wird  snr  Kenntnis  des  Reichstags  gebradit  werden'^. 

2)  Seitens  des  Bandesratsbevolka  ächtigten  für  Preu.ssen  (zugleich 
Numens  des  Tieichsamtes  des  Innern):  .,Die  köniiil.  prtMissische  Regierung 
beabsichtigt,  die  schon  im  (ranjre  befindliche  Vniiirljeit  für  eine  eingebende 
Kevision  des  Krankenversiclierungsgesetzes  ttinlichst  zu  fördern". 

3j  Seitens  des  Bundesratsbevoihuäthiigieü  für  Sachsen :  „Die  kimigl. 
sftcbsische  Regierung  sieht  der  wünsdienswerten  eingehenden  Revision  der 

Krankenversicherung  seit  längerer  Zeit  entgegen.  Zu  welchem  Zeitpunkte 
freilich  der  Herr  Reichskanzler  bezw.  das  Reichsamt  des  Innern  in  der 
Lage  sein  werden,  den  verbitndeten  Hegierungen  eine  bezügliche  Vorlage 
zu  unterbreiten,  vermag  ich  nicht  anzugeben''. 

Aehnliche  Erkl&rungen  geben  die  BundesraiebevoUmftditigten  fOr 
4)  Bayern^  5)  Warttemberg  und  6}  Baden  ab. 

Der  Reichstag  präcisierte  seiner  Stellung  zur  Frage  einer  weiteren 
Ausdehnung  der  Kiankenversicherungspflicht  durch  Annalmie  der  im 
„Bulletin".  Bd.  II,  S.  181,  sab  I  veröäeutlichten,  von  der  Konunisäioix 

vorgeselila;_'enen  Resolutionen. 

IL  Ausdulnnin^r  '1  c  r  K  r  a  n  k  c  n  u  n  t  e  r  .'^  t  fi  t  z  u  n  Ans  Anla>.s 
der  Vorhandlungen  über  den  Entwurf  des  Invalidenversicherungsgesetze.s 
vom  13.  Juli  18ü9  ist  eingehend  erörtei-t  worden,  in  welcher  Weise  am 
sweckmftsaigsten  die  zeitliche  Verbindung  der  Kranken-  mit  der  Invaiiden- 
versicherung  herzustellen  sei  (vergl.  zum  Nachfolgenden  die  Begründung 
sum  Gesetzent würfe  vom  l*K  Februar  1903,  Reichstagsdnicks.,  No.  870, 
S.  6  ä.).  Nach  §  10  dieses  Entwurfes  (=  §  1(>  des  Invaliden versicherungs- 
gesetses)  erholt  Invalidenrente  auch  derjenige  nicht  dauernd  erwerbsnn- 
fkhigc  Versicherte,  welcher  während  2<)  Wochen  ununterbrochen  ervverb.s- 
uufähig  gewesen  ist ,  für  die  weitere  Dauer  seiner  Erwerhsnnfilhigkeit. 
Durch  diese  Bestimmung  wurde  die  Frist,  nach  deren  Ablauf  Invaliden- 
rente beansprucht  werden  kann,  von  einem  Jahre  auf  2G  Wochen  herab- 
gesetzt. Enxrogen  wurde  aber  damals  auch  die  Frage,  ob  man  die  Frist 
^r  den  Beginn  der  Invalidenrente  nicht  schon  mit  dem  Ablaufe  der  ge- 
setzlicheTi  Ki  ankeiiunterstiit7,tinL'''^danor  von  13  Wochen  beginnen  lassen 
könne.  Kui  Antiag,  welcher  diese  Erweiterung  der  Invalidenversicherung 
einzufühlen  bezweckte,  ist  jedoch  abgelehnt  worden.  Das  Ergebnis  der 
damaligen  Erörterung  ging  vielmehr  dahin,  dass  die  Rente  bis  lur 
2G.  Woche  als  Kranken-  und  nicht  als  Invalidenrente  zu  behandeln  SM, 
und  dass  demgcmäss  die  Krankenkassen  und  nicht  flie  Versicherungs- 
anstalten als  die  geeigneten  Träger  der  Füisorge  für  den  Zeitiaum  vom 
Beginne  der  14.  bis  zum  Ende  der  26.  Woche  anerkannt  wurden.  Der 
Reichstag  gnl),  unter  Ablehnung  anderweiter  Wünsche,  diesem  Gedanken 
durch  die  liesolution  Ausdruck:  \ .  i  Ininh  f  cn  Regierungen  zu  ersuchen, 

dem  Reichstag  eine  Novelle  zum  Krankenversiehernn^rsgesetze  vorzulegen, 
durch  welche  iu  dessen  Jj  U  Abs.  2  die  Worte:  „mit  Ablauf  der  13.  Woche" 
durch  die  Worte:  „mit  Ablauf  der  26.  Woche*'  ersetzt  und  die  ent- 
sprechenden Abänderungen  der  damit  zusammenb&ngenden  Bestimmungen 
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kierbeigefährt  würden"  (vgl  DtcicIes.  No.  870,  S.  70;  stenogr.  Berichte, 
1898/1900.      Anlageband,  8.  1721  ff.). 

Die  Durclifiihrunrr  dipfiPS  vom  Reichsfar!:p  nnjsfrPfprnrhenen  T'nstiilaTt\<; 
konnte  umso  oher  ohne  Re<i0nken  gewng-t  werden,  als  heute  bereits,  ohne 
gesetzlichen  Zwang,  eine  grosse  Anzahl  deutscher  Krankenkassen  ihre 
Leistungen  freiwillig  ttber  die  geeetilichen  Anfordenmgea  hinaus  erhöhten: 

£e  gingen  ttber  die  geeetiliehen  Mindesleistiingen  hinaus: 

1R79  1899 
hinaichUich  der  Höhe  dee  Kraokeogddee  Kassen  605  Kawwn 

„        ,.  UntontütsiiDgMiaaer         850     „      952  „ 

Die  Novelle  vom  25.  Mai  1903  erhSht  ntm^  dem  Wunsche  des  Reichs- 
tages vollständig  entsprechend,    die  Unterstfitzinigsjifliclit   der  Kranken- 

ka:5peri  diiroliträiifrifr  von  13  auf  2^  W'ocheii.  Das  \'erhiiltiiis  z\vij*chen 
Krankenkassen  und  den  Beruf s-ienossenschai ton  v.-^irde  'larch  diese  Neu- 
bestiinmung  in  keinerlei  Weise  abgeändert.  In  iLiikrankiingsliÜlen,  welche 
dnrdi  einen  nach  den  Reiehsgesetzen  ttber  Unfallversicfaerung  zu  ent- 
scbftdigenden  Unfall  hM*beigeftthrt  Wttrden,  sind  die  Berufsgenossenschaften 
verpflichtet,  f^jilUestens  vom  BernnTie  der  14.  Woche  nach  Eintritt  des 
Unfalles  das  Heilverfahren  ani  ihre  Kosten  zu  übernehmen  und  dorn  Ver- 
lezten  Rente  zu  gewähren.  An  dieser  Verpflichtung  der  Berufsgenossen- 
schaften wird  durdi  die  Ausdehnung  der  üntersttttsmngspflicht  der  Kranken- 
kassen von  13  auf  26  Wochen  nichts  goilndert.  Eine  ähnliche  Rechts- 
lage, wie  si«  hiemach  kfinfti«;  eintreten  wird,  nämlich  das  Neboneinander- 
bestehen  von  FürsorgepHichten  der  Krankenkassen  und  Berufsgenossen- 
schaften, war  schon  bisher  da  vorhanden,  wo  Krankenkassen  freiwillig 
die  Unterstfltsungsdauer  über  18  Wochen  hinaus  verlängert  haben.  Für 
di»'  Vorsi(  l;erten  bietet  diese  Peclitsla^'e  den  Vorteil,  da.ss  Fälle,  in  welrlion 
die  Fiirsorgepfiicht  der  Krankenkasse  beendet  und  diejenifre  der  Ikiufs- 
genossenschaft  noch  nicht  festgestellt  ist,  sich  wesentlicii  xermindern, 
wahrscheinlich  völlig  aufhören  werden.  Denn  die  Verpflichtung  der 
Krankenkassen  zur  QewShmn«,'  der  Unterstützung  wird  nicht  durch  die 
Annahme  auffrelioben .  das«  liie  ErwerbsunfVdii^dieit  durch  einen  Unfall 
herbeigeführt  worden  sei:  Hat  kfinftig  hiernach  eine  Krankenkasse  Unter- 
stützung für  die  Zeit  vom  Beginne  der  14.  Woche  nach  Eintritt  des 
Unfalls  geleistet,  so  steht  ihr  der  in  den  UnfaHversicberungsgeseteen  ge- 
ordnete Ersatzanspruch  gegen  die  Beroisgenossenschaft  zu  25  des  Öe- 
werbe-Unfallversicherungsgesetzea ,  §  30  des  Unfall versichernnysigesetzes 
filr  Land-  unil  Forstwirtschaft,  §  9  des  Bati-Unlallversicherung.sgesetzes, 
§  29  des  See-Unfallversicherungsgesotzos,  vgl.  Drucks.,  No.  870,  8.  9). 

Lediglich  nach  einer  prinzipiellen  Seite  hin  wiu*den  die  Beziehungen 

zwischen  KrankenkaSBe  und  Bemfsgenossenschaft  einer  formell  neuen 
RegelunfT  unterzogen.  Xachd« m  ans  den  §>?  15  und  25  des  Gewerbo- 
unfallversicherungsf?esetzes  Zweifei  hergeleitet  worden  sind,  ob  der  Wort- 
laut dieser  Paragraphen  der  gesetzgeberischen  Absicht  entsprechend  ge- 
wählt ist,  den  Hinterbliebenen  von  Unfallverletzten  nicht  ein  doppeltes 
Sterbegeld,  nftmlich  von  der  Krankenkasse  und  von  der  Berufsgenossen- 
schaft zu  irfwährcn,  wurde  Tiimmrlir  durch  die  Xn-elle  .\rt,  IX  Abs.  i; 
der  Wnrtlaut  des  §  20  des  Kranken versiclieruugsgeseizes  dahin  klarge- 
stellt, dass  die  Berufsgenosseuschaften  füi*  das  Sterbegeld  gemäss  §  15 
des  Gewerbeunfallversicherungsgesetzes  haften  und  dass  die  Kasse  bis 
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snr  Hälfte  ^)  dos  von  ihr  gewahrten  Sterbegeldes  durch  Ueberweisung  des 
auf  Grund  des  Unt'allver.sichertinfxsge';r'»-/.cs  zu  g'ew&hreadeik  Sterbegeldes 
seitena  der  Berufsgeuossenschalt  EraaU  zu  leisten  ist. 

in.  Wöchnerinnenffir sorge.  Nach  §  2(>  Abs.  1  Ziffer  !?  des 
Krankenversicherongsgefietzes  waren  die  Krankenkassen  verpflichtet,  an 
Wödbneriimea  eine  üntersttttsnng  in  der  Höhe  des  Krankengeldes  auf  die 
Dauer  von  mindestens  4  Wochen  nach  ihrer  Niederkonft,  und  soweit  deren 

Beschäfti^'inig  nach  Bostimmung'en  der  Gowerbeordntin«^  für  eine  läugore 
Zeit  untorsa«;!  ist,  auch  für  diese  Zeit  zu  gewähren^).  Ergänzend  treten 
die  Bestimmungen  des  §  21  Abs.  1  Ziüer  4  hinzu,  wonach  die  Wöchne- 
rinnenvntwBtOtcimg  allgemein  bis  anf  6  Wochen  freiwillig  ansgedehnt 
werden  kann,  also  nicht  nur  fUr  diejenigen  Wöchnerinnen,  denen  während 
6  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  die  Beschäftigung  durch  die  Gewerbe- 
ordnung verbot;en  ist.  Diese  bisherige  Ausnahme  wird  durch  die  Novelle 
nunmelu-  zur  Regel  gemacht. 

IV.  Unterstützung  der  Geschlechtskranken.  Durch  §  6a 
Abs.  1  Ziffer  2  und  §  26a  Abs.  2  Ziffer  2,  des  ErankenTendcherangs- 

gesetzes  war  den  Eassenvorst^^den  besw.  Gemeindebehörden  das  Hecht 
erteilt  worden,  statutarisch  zu  bestimmen,  dass  Kassenmitglicdem,  wehhö 
sich  eine  Krankheit  „durch  Trunkftllligkeit  oder  geschlechtliche  Aus- 
schweifungen' zugezogen  haben,  für  diese  KiauJvheit  das  statutenmäßige 
Krankengeld  gar  nicht  oder  nor  teilweise  %a  gewähren  ist.  Diese  Be- 
stimmungen haben,  nach  den  Ausführungen  des  Motivenberichtes,  „sur 
T'^nterd rückung  der  Geschlechtskranklieiten  nicht  nur  nicht  beigetragen, 
sondern  oft  vielmehr  zur  Verschleppung  geschlechtlicher  Erkrank\ingen 
gelahrt.  Insbesondere  ist  die  zu  ihrer  wirksamen  Bekämpfung  nötige  An- 
stalt» behandlang  meistens  unterblieben,  weil  die  Krankenkasse  bei  freier 
ärztlicher  Behandlung  ohne  die  bisher  oft  ausgeschlossene  Krankengeld- 
zahlung finanziell  weniger  zu  leisten  brauchte  als  bei  der  Anstaltsbehand- 
lung". Durch  Art  V  Abs.  1  und  Art.  XII  Abs.  1  der  Novelle,  werden 
in  den  6a  imd  26a  des  Gtesetses  die  Worte  „durch  Tmnkflllligkeit 
oder  ges ( hie chtliohe  Ausschweifungen"  durch  die  Worte  .,oder  durch 
Trunkfälligkeit"  ersetzt.  Damit  sind  die  zu  Ungunsten  der  (resc  hlechtn- 
kranken  bestellenden  Au^•nahmel)estimmungen  beseitiir^  und  es  iht  eine 
Gleichstellung  derselben  mit  den  übrigen  Krauken  bezüglich  der  ihnen  zu 
gewfthrenden  Leistungen  durchgefiQhrt.  Aneh  anf  diesem  Gebiete  stellt  die 
Novelle  eine  Anpassung  der  Krankenversicherung  an  die  gesamte  tibrige 
'kutsche  Versicherung^ ;je<»ctzf;ebnng  dar,  da  für  die  Invalidenversicherung 
durch  §  '60  Abs.  4  des  Gesetzes  vom  13.  Juli  1899  die  Bestimmung  des 
§  17  Abs.  3  des  Invaliden-  und  Altersversicherung»gesetzes  vom  22.  Juni 
1889,  nach  welcher  die  Daner  einer  durch  geschleditliche  Aussdiweifhngett 
eruorbeno  Krankheit  nicht  als  Beitragszeit  in  Anwendung  zu  bringen 
war,  beseitigt  worden  ist,  und  nach  den  Bestimmungen  der  neuen  äee- 

1)  Der  im  BoU.,  Bd.  IT,  8.  197  {Art.  I  No.  IX),  10.  Zeile  too  oben  b^ndlidie 

Wortlaut:  ..ist  der  Kasse  bis  ziir  Hi"ihr  rlf*";  von  ihr  gewflbrten  Sterbegeldes"  bcmht  auf 
einem  Druckfehler  der  Publikutimi  di  r  Nnveile  nach  den  B«:ticlilüäseu  dea  Beicluttages  in 
dritter  Bcratuug.  Es  i»t  offiziell  1«  kuimt  i^^ben  worden,  den  u  Stelle  der  Worte  .«Int 
siur  Höhe"  zu  lesen  ist:  „bis  siur  Hälfte". 

1)  §  137  Abs.  5  der  Oowerbeorduuug  lautot:  „Wöchnerinnen  dfiifen  wthrend  4  WodM» 
naeli  ihrer  Niederkunft  üliciliaiij)!  nicht  uiul  «uhrt'ml  der  folgend«-«  2  Wochen  nur  be- 
schäftigt werden,  wenn  dua  Zeuguii»  einen  approbierten  Arztes  dies  für  zulibsig  erkl&rt". 
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VKumsordnuiig  die  f ttraorgepflicht  des  Reedern  für  d«n  cvkrankteii  See» 

mann  nicht,  wie  es  §  r)('>  der  SeemannsordiitiriL'  vom  27.  Dezember  1872 
vorschreibt,  in  die  PsUle  .sy[)hilitischer  Erki-ankung  einjrefsrhlossen  wird. 

Anlässlich  der  Vorbereitung  des  Entwurfes  der  Novelle  im  Bundes- 
rate vorde  seitens  des  bayerischeii  BondesratsberoUrnftchtigten  der  Antrag 
gestellt,  es  seien  in  den  einschl&gigen  Paragraphen  nicht  nur  die  Worte 
^durch  <i;eschlec]it liehe  Ausschweifungen",  sondern  auch  die  „diirdi  Tnmk- 
f&llifrkeit   zu   streichen   iv<^'l.   Drucke«.   No.  93G.   S.  Dio  hayeriscbe 

Regierung  ist  zu  die^jer  Antragstelluug  duick  übereiustimmeude  BescblUsäO 
der  heiden  Kammern  des  bayerischen  Landtages  veranlasst  worden,  da 
man  es  in  Bayern  als  eine  T^ngerechtigkeit  empfand,  dass  die  Kranken- 
kassen bezw.  die  Gemeindekrankenkassenversicherungen  auch  von  Trunk- 
fUlligen  die  Krankenkassen beiträge  erhoben,  die  Kraiikenhau.sverj>liegung 
aber,  welche  denselben  im  Bedürfnisfalle  gewährt  werden  müsse,  sich 
gleichwohl  von  der  Heimatsgemeinde  eraetxen  lassen.  Diese  Ersatdeistung 
trifft  meist  das  platte  Land,  wftbrend  den  Stildten  die  Krankenkassen'» 
beiträge  zugute  kommen. 

Der  Vorschlag  des  bayerischen  Bundcsratsbevolimächtigten  wurde  vom 
Bundesrate  abgetönt,  dagegen  während  der  Beratung  in  der  XXII.  Kom- 
mission von  einem  Kommissionsmitgliede  wieder  aufgenommen  und  nach 
erf^ilgter  Ablehnung  in  fler  Kommission  im  l'lenmn  des  Reichstages  'Ahr^i- 
mals  eingebracht,  um  endlich  auch  hier  abgelehnt  zxi  werden  (Druckj?. 
No.  936,  S.  14  fi".,  Bull.,  Bd.  II,  S.  183,  m,  7,  S.  18i,  Antrag  Dr.  Esche). 
Es  wurde  ausgeführt,  der  Gtesetsgeber  sei  bei  Schaffung  dieser  Ausnahme- 
bestimmui^  filr  TrunHMlige  vom  Gesichtspunkte  einer  Schuld  des  Ein- 
zelnen an<!o:egani'en.  Dieser  Gesiclitspunkt  müsse  wigfallcn,  da  es  im 
Widerspruch  »tehe  mit  den  entsprechenden  Bestimmungen  der  Invaliden- 
und  Unfallvereicherungsgesetze,  welche  eine  solche  Strafe  nicht  oder  nicht 
mehr  kennen.  Soweit  die  TninkfftDigkeit  eine  Schuld  in  sich  schliesse, 
müsse  das  Strafgesetz  einsetzen  und  nicht  die  Versieh«  !  ungsgesetzgebung. 
Es  wnido  iernei-  hervnrrrehoben,  dass  ..^■^elfach  die  als  freie  Hilfskasseu 
gegründeten  Schwindeikasseu  diese  Bestimmung  benutzten,  um  durch  Auf- 
nahme von  aOen  mOgliöhen  Fallen  im  Statnt  sidi  ihren  Verpflichtungen 
gegen  die  Mitglieder,  und  zwar  nicht  nur  die  wirklich  Trunkflllligen,  2U 
entziehen".  DagCi^cn  wnirde.  nel)cn  der  Bedeutung  der  finanziellen  Trag- 
weite einer  eventuellen  Unterstützungspflicht  der  Kiankenkassen  l'iunk- 
fMligen  gegenüber,  hervorgehoben,  dass,  wenn  bei  Geschlechtskrankheiten 
ein  Öffentliches  Literese,  dUe  Krankheit  schnell  sn  heilen  und  damit  ihrer 
Verbreitung  zu  steuern,  anerkannt  werden  miisse,  so  i  i  Hos  bei  Trunk- 
f^lligkeit  in  nicht  annähernd  gleidicm  blasse  der  Fall.  Hier  sei  eine  auf 
ihr  beruhende  Krankheit  sehr  selten  ohne  eigenes  Vcrschnlden.  Wer  auf 
die  Moral  Gewicht  lege,  müsse  zu  dem  Gnmdsatz  kommen,  dass  die  Folgen 
der  zu  tragen  habe,  der  sich  gegen  sie  verfehle. 

ad  H — IV.  Finanzielles.  Durch  die  Ausdehnung  der  Kranken- 
unterstützung von  13  auf  20  Wochen,  und  die  Ausdehnung  der  Unter- 
ptfitmng  für  Schwangere  bezw.  auf  Geschlechtskranke  erw'achsen  den 
Krankenkassen  Mehi-aasgaben,  für  deren  Beitrag  gesetzlich  Sorge  getragen 
werden  mlfsste.  Indessen  war  es  von  vornherein  sicher,  dass  diese  l'inan- 
jdenmg  mit  keinen  grösseren  Schwierigkeiten  verbunden  sein  könnte,  da 
vc'T  Erlass  der  Xovelle  bereits  eine  grosse  Anzahl  von  Kassen  ihre  Unter- 
stützuugsleisttmgen  über  das  gesetzlich  vorgeschriebene  Mass  ausdehnte, 
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ohne  das  ^a-serzliche  Maximum  der  Beitragshülie  zu  überschreiten.  Es  ist 
f!ics  aus  der  folgenden  Tabelle  ersichtlich  (vgL  Vierteyahrshefte  fttr  Sta- 
tistik des  Deutschen  Keicbes,  190(;),  I.  Heft). 

Von  454«  Urtskrankenkassen  erhoben: 


Beiträge  in  Prozent 
des  Lohnes 

Zahl  der  Eawen 
1897  1899 

Diirch;^clini(t  liehe 
MitgUederzahl  1897 

bis  zu  IVt 

lVt-2 

2  •-2V, 

27,-3 

3  -3V. 
3V.-4V, 

202  209 
120ß  1195 

}  2736  {  2820 
167}  404{  399 

301,5 
4S1.4 
806;^ 
1114,6 
1549,6 
1207^ 

Von  den  4548  Kassen  im  Jahre  1897  und  4623  Kassen  im  Jahi  o  1899 
hatten  850  bezw.  952  die  rntnrstfitzungsdauer  freiw  illi«;  über  die  Frist  von 
13  Wochen  ausgedehnt.  Nach  der  versicherungsuiathematischen  Kalkulation 
in  der  „Denkschrift  über  die  Kosten  der  im  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr. 
wdter«  Abänderungen  des  Erankenveraicherungsgesetzes  vorgesehenen 
Mehrleistungen'"  (Drucks.  No.  870),  ergibt  sich  infolge  der  Ausdehnung  der 
Krankenunteistüf /.ungskassen  eine  Belasf iin<^'serliohun^  der  Kassen  um 
9,8 — 10  Proz.  Für  die  Gemeindekraukeuveiaicherung  berechnet  sich  diese 
Erhöhung  der  jährlichen  Belastung  im  Durchschnitte  für  ein  Mitglied  auf 
1,47  M.j  so  dass  der  Wochenbeitrag  des  Versicherten  und  Arbeitgebers 
zusammen  im  Durchschnitt  nur  um  rund  3  Pfg.  hinaufzusetzen  wäre.  Es 
treten  hinzu  die  durch  die  Ausdehnung  der  Wöchnerinnenunterstützung 
von  der  4.  bis  zur  G.  W^oche  nach  der  Niederkunft  entöteheuden  Koäteu, 
die  0,7 — 0,8  der  Gesamtbelastung  ausmachen  könnten,  und  die  Kosten  der 
Gewährung  von  Krankengeld  an  Geschlechtskranke.  Zur  Deckung  dieser 
^ri'Lrausgaben  wie  auch  zur  Schaffung  eines  aus  den  in  d<-r  vorgenannten 
Denkschrift  entwickelten  Gründen  wünschenswert  erscheinenden  Sicher- 
heitszuschiages,  wurde  den  Kassen  das  Kecht  gewährt,  die  Mitglieds- 
beiträge von  2  auf  8,  besw.  von  8  auf  4  Proz.  des  ortsttblichen  Tage« 
lohnes  zu  erhöhen.  Ergänzend  trat  hinzu  eine  Xeubesf immung,  Art.  VU, 
Abs.  i  und  5,  wonnch  im  Fnllr'.  das«  sich  dauernde  Uebersrhnsse  der 
Einnahme  aus  Beiträgen  über  die  Au.sgaben  ergeben  sollten,  dann  nach 
Ansammliuig  eines  Reservefonds  im  Betrage  der  durchschnittlichen  Jahres- 
ausgabe der  letzten  B  Jahre  die  Gemeinde  zu  beschliessen  hat,  ob  eine 
Herabsetzung  der  Beitr&ge  oder  eine  Erweiterung  der  Üntersttltzungen 
eintreten  soll. 

V.  V  e  r  w  H 1 1  u  n  gs  j)  o  1  i  t  i  s  c  h  e  Massnahmen.  Die  Nr.velle  ent- 
hält eine  lieihe  verwaltung.spolitischer  Massnahmen,  die  aus  der  nach- 
folgenden. Zusaiunaensteliung  ersichtlich  sind: 

a)  Vor  der  Festsetzung  des  Betrages  des  ortsttblichen  Tagelohnes 
werden  neben  der  Gemeindebehörde  künftig  auch  Vertreter  der  Arbeit- 
geber und  Versioberunfrspflirlttigen  zur  Begi^tnohturtg  herangezniren. 

b)  Finanziellen  »Schädigungen  der  Kasse  und  der  Versicherten  durch 
wilUrtlrlich  oder  unredlich  handelnde  Kassenoi^ane  soll  vorgebeugt  werden. 

c)  Die  Vorschriften  fiber  Uebertragung,  Verpfandung,  Pfändung  und 
AufreclinuML'^  der  Unterstützungsansprüche  werden  den  in  der  reichsgesetz- 
lichon  Invalidenversicherung  und  Unfallversicherung  geltenden  Bestim- 
mungen angepasst. 
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d)  Die  BrmteaDBprilche  ans  §  57  Abs.  6  und  §  57a  Abs.  4  des 

KnnkenTersicberimgsgesetzes  werden  zulänglicher  geregelt. 

e)  Der  Sonderstellung  der  berggesetzlichen  Knappschaftä vereine  wird 
durch  Aufnahme  von  Art.  I  No.  XXTTT  und  Art  IV  Abs.  2  Bechnung 
getragen. 

f)  Die  ftar  die  ünterstlltsungsbereciitigten  günstigeren  Bsstimmnngon 

des  Entwurfes  sollen  auch  auf  die  bei  seinem  Inkrafttreten  noch  nieht 
beendeten  Unterstützungen  Anwendunt;  finden. 

Im  übri^'en  tritt  das  Gesetz,  soweit  es  Bich  um  die  zw  seiner  Durch- 
führung uotweudigbu  Miiäsn ahmen  handelt,  in  alle  übrigen  »einer  Punkte 
mit  dem  1.  Jannar  1904  in  Kraft 

Zar  Bnrehfttkrang  dieses  Gesetses  eifloss  in  Freassen  unter  dem 
30.  Mai  1903  eine  VolkiehnngsveFordnnng,  in  welcher  insbesondere  die 

Grundsätze  auseinandergesetzt  werden,  die  bei  Vornahme  der  durch  die 
Novelle  notig  werdenden  Aenderung-en  der  Statuten  der  Orts-,  Betriebs-, 
Bau-  und  Tnnnngskassen  sowie  der  eingeschriebenen  und  auf  landesrecht- 
Ucher  Vorschrift  berahendeii  HÜ&kassen  beobachtet  werden  sollen. 

n.  Unftll-  und  ünTalldltitsrefeloheKniig. 

Seiteub  da^  lleichsversicherungsamtes  sind  die  nachfolgen- 
den, yon  den  Berufsgeuossenschaften  erlassenen  Unfallverhütungsvorschiiflben 
genehmigt  worden: 

Datum  der  Genehmigung:         Erlassende  Berufsgcn os.'^enschaft: 

1)  11.  November  1902  Nordöstliche  Eisen-  und  Stahl-BerufsgeuoHäcuscfaaft* 

2)  14.  November  1902  Südwestdeulsche  Holz-Berufsgenosäcn^chaft. 

3)  2().  November  r.H»2  "NrugdflmrL'ischo  ]'>:uip  \verks-Beruf8gcno8»ens<liaft. 

4)  22.  Deacember  1902  Bheioisch-Westfähsche  Teztii-BeniJugienoeseQachaft. 

5)  10.  Janmv  1903  Bheii)j8Ch-Wfl6tfiaiiBclw  Hfltten-  nnd  Walzwerks- 

Ben  1  f .~  ^'cn  o^senschaft. 

6)  12.  Marz  1903  tiee-Berutt<^nos«enschaft:  1)  für  Damptcr,  2)  für 

Hegelscmfifei 

Zur  AnsfOhrang  des  reichsdentschen  SeennfaUversicheningS' 
geaetzes  (R.G31.  ez  1900,  S.  716)  erflossen  unter  dem  5.  ^lärz  19(i3 

Kwei  Erlasse  des  preussischen  Ministois  für  TTandol  und  Goworho.  ffir 
Landwirtschaft,  Domänen  und  l'orsten  und  des  Ministors  des  Innern 
{Boll.,  Bd.  n,  S.  13),  die  von  swei  Bekanntmachungen  des  Reichsversiche- 
rungsamtes vom  23.  Januar  1908  (Beil.,  Bd.  II,  S.  14,  15)  begleitet  sind. 
Die  Erlasse,  bezw.  die  Bekanntmachungen  regeln:  1)  das  Verfahren  bei 
der  Ermittlung  <Ier  versicherungspflichtigen  Personen;  2)  die  Frage  der 
Vei'teilung  der  Beiträge  zwii>chen  die  Unternehmer  und  die  weiteren 
KonuntinaiverbKnde  unter  gleidizeitiger  authentischer  Interpretation  der 
Begritfe  „Konuniinalverband'*  nnd  „weiterer  Kommunal  verband''  im  Sinne 
des  ReeunfallversichernnfT^^esetzes ;  3)  das  Verfaliten  bei  <lor  Einziehung 
der  Beiträ^'o  seitens  der  beaiiftrafrten  Kreis-e  fnler  Gemeinden,  und  ent- 
halten 4;  Bestimmungen  nach  Mastjgabe  welcher  die  vom  Keichsversicho- 
fimgsamte  festgesetsten  Beiträge  zu  entrichten  sind. 

Flir  Prenssen  werden  durch  einen  gemeinsamen  Erlass  des  Ministers 

des  Innern  und  des  Ministers  f(ir  Handel  und  Gewerbe  vom  5.  Juni  1903 
t'BuO.,  Bd.  n,  S.  240)  auf  Grund  des  §  148  Abs.  5  des  Invulido]!- 
veisioheniQgsgesetzes  die  Aufsicbtsbefugniase  der  Versicherungäau^^talteu. 
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gegenttber  den  JBmzugsstellen,  die  von  den  VersichenuigBaiistBlten  nicht 
selbst  eiiigeriehtet  smd,  einer  fiegelong  nnteraegen. 

Zur  Auäftihrung  des  Reicbsgesetses  vom  18.  Juni  1901,  betr.  den 
ToIIzuij:  des  Rei(  hsunfallversicherungsgesetzes  für  Beamte  und  Personen 
des  Öoldatenstandes  (Bull.,  Bd.  I,  S.  385  und  502)  erfloss  in  Württem- 
berg unter  dem  23.  Dezember  1902  ein  AusfObrungsgosete  nnd  unter  dem 
gleichen  Datum  eine  Aosftdimngsverordnnng.  Für  das  Grossherzogtom 
Hessen  erfloss  unter  dem  24.  Dezember  1902  ebenfalls  ein  AnsfUbrungs- 
gesetz  zum  vorerwähnten  B-eichagesetze  (Bull.,  Bd.  II,  8.  20). 

In  F  r  a  11  k  r  i  (•  h  soll  nach  Art.  R4  dos  Finanzgesetzes  vom  31.  ISfärz 
1903  jedes  Jahr  eine  Position  im  Betrage  von  1  Million  Frcs,  im  Budget 
au%euommon  werden,  die  zimi  Zwecke  der  Erhöhung  der  auf  Grund  des 
Ghesetses  vom  29.  Juni  1894,  betr.  die  Hilf 8-  nnd  Pensionakassen  der 
Bergarboüor,  zu  gewährenden  Renten  verwendet  werden  soll.  Das  Gl<esets 
bestimmt,  dass  ein  Dritteil  dieses  Betrßf^es  zu  der  im  Urgesetze  vor- 
gesehenen Erhöhung  der  regulären  Kenten,  zwei  Dritteile  zur  Auswerfung 
ansserordentlidier  Renten  odw  eur  Erhöhung  der  gesetaliehen  Renten 
über  die  normale  Höhe  in  besonders  gearteten  Fällen  venrendet  werden 
soll  und  regelt  den  Gang  des  bei  Qewfthrung  dieser  Renten  sn  verfolgen- 
den administrativen  Verfahrens. 

Tn  Luxemburg  erfloss  in  der  Zeit  vom  '23.  .Tnnuar  bis  zum 
23.  April  1U03  eine  Reihe  von  Reglements  und  internen  Dienstanweisungen 
zur  Durchführung  des  Unfall  Versicherungsgesetzes  vom  5.  April  1901 
(Bnll.,  Bd.  I,  S.  XX  und  298  ff.).   Insbesondere  wnrde  durch  den  Erlass 

vom  4.  April  1903  das  Statut  der  neugebildeten  Unfallversicherungs- 
jrenosfäensolmft  genehmigt.  Der  Erlass  sehliesst  sich  in  allen  wesentlichen 
Punkten  IUI  die  Or^anisaiion  der  deutscheu  Bernfsgenossenschaften  an. 

Hinsichtlich  der  Invalidenvorsorguug  des  Personals  der  schweize- 
rischen Bundesbahnen  fasste  der  Verwaltungsi-at  in  seiner  Sitzung  vom 
23.  April  190S  einen  Beschlnss  (ygl.  Buü.,  Bd.  II,  8,  178),  wonach  den 
durch  Kranklieit,  Alter  oder  einen  nicht  haftpflichtigen  Unfall  betrofl^enon, 
seit  mehr  als  15  Jahren  im  Eipenbahndienste  stehenden  Arbeitern  für  den 
Fall  de»  Nichthinrcichens  der  durch  die  Statuten  der  Krankenkassen  vor- 
gesehenen Unterstatzungeu  ein  weiterer  Betrag  von  1,60  Pres,  tftglich 
zugewiesen  werden  soll.  Die  finanzielle  Deckung  erfolgt  dmrch  Anfaahme 
einer  entsprechenden  Position  in  das  Betriehsbudget. 


Druckfchlerberichtigung. 

Tm  „Bulletin  des  Internationalen  Arbcituuntes",  Bd.  II,  No.  -k,  5,  bitten  wir  die 
zwei  nach.stchcnd  angenierkten  Dmckfdiler  berichtigen  zu  wollen: 

i:?.  XIV,  dritte  Zeile  von  unten:  statt  „die  unprfinglichen Entwürfe^  ist  tn  Ismo 
„der  erste  Teil  des  uri^^ininglichcn  Entwürfe»". 

S.  XV,  fünfte  Zeile  von  oben:  statt  ,#weilen  Entwoxfes'*  ist  sn  leaen:  »miteo 
Teiles  des  EutwurfeB". 
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Arbeitmehnti. 

I.  Allgemeiner  Arbeitersobats. 

1.  Pabrik-  und  WerkatattenKOsetze.  Zum  New-Yorker 
Gesetz  vom  13.  Mai  1897  (Wortlaut  im  ,,Bulletm  of  thc  Department  of 
Labor",  Bd.  III,  1898,  S.  258  ff.j  wurde  unter  dem  24.  April  1903  eine 
Novelle  erlaaaen  (Buäl^  Bd.  II,  8.  364)  durdi  welche  die  Beetinunungen 
aW  Frauen-  und  Xinderarbeit  in  den  nachfolgenden  Punkten  abge&ndert 
werden  : 

a)  DaB  Gesetz  von  1897  bei-timuito,  dass  die  Ai  beit^dauer  der  Jut^t  nd- 
lieben  beider  Geschlechter  bis  zum  zui ückgelegten  IG.  Alterajahre  und  die 
der  Arbeiterinnen  bis  nun  zurackgole^rt^n  21.  Altersjahre  im  Haximnin 
60  Stunden  wöchentlich  oder  10  Stunden  tflglich  betragen  dttrfe;  nach  der 
Neuregelung  von  1003  lileil»t  die  Arbfitsdntirr  der  Arbeiterinnen  itn  Alror 
von  IG — 21  Jahre  unverändert,  die  Arbeit  der  Jugendlichen  wird  dagegen 
auf  ein  Maximum  von  53  Stunden  wöchentlich  oder  9  Stunden  täglich 
reduziert» 

1.  Die  nach  den  Bestimmnngen  des  Ce-rfzos  von  1897  allgemein  er- 
teilte Befugnis,  Kinder  im  Alter  von  12  — 14  .Jahren  während  der  Schul- 
ferien zu  beschäftigen,  wird  derart  eingeachränkt,  daiäs  diese  Befugniö 
nunmehr  nur  den  in  Dörfern  und  Stftdlen  der  8.  Klasse  gelegenen  Be- 
trieben zusteht. 

ei  Es  werden  «renaii  der  Ganfx  des  Verfahrens  bei  Aus.stellung  von  Ar- 
beit«fh}iip;keifsznTi^Tii.s8en  für  Kindt  r  geregelt  und  die  Dokumente  bezeichnet, 
aul  Grund  welcher  ein  solches  Zeugnis  ausgestellt  werden  darf. 

d)  Die  DurchMirung  der  gesetzlichen  Nenbestinunungen  liegt  den 
Lokalbehörden  ob;  das  Gesetz  trat  mit  dem  1.  Oktober  1903  in  Kraft. 

Zur  Erg&naung  des  vorstehenden  Gesetzet?  trat  mit  dem  I.September 
1903  ein  Gesetz  vom  8.  A].nl  \md  in  Kraft  (Bull.,  Bd.  IT,  S.  3G(»  ,  welches 
die  New-Yorkor  Kinderschutzgesetzgebung  durch  Axifstellun^  der  Be- 
stimmungen über  die  Verwendung  von  Kindern  im  Sti-assenlmndel  in 
8tftdten  I.  Klasse  dahin  erweitert,  dass  es: 

a)  ftlr  Knaben  im  Alter  unter  10,  und  für  Mädchen  im  Alter  unter 
1^  Jaliren  verboten  ist,  auf  Strassen  oder  öffentlichen  Fl&tzen  Zeitungen 
feilzubif  ten.  und 

b)  Knaben  im  Alter  zwischen  10  und  14  Jahren  nur  dann  gestattet 
ist,  Strassenhandel  mit  Zeitungen  an  betreiben,  wenn  sie  im  Besitae  einer 
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besonderen  Bewilli<7iing  sind,  ftlr  die  die  AussteUungsbedingiingea  gosets* 
lieb  festgelegt  wuideu. 

Forner  wurde,  durch  Gresetz  vom  7.  Mai  1903  (verj^I.  Bull.,  Bd.  IT. 
S.  309)  das  New-Yorker  Schulgesetz  im  Sinne  eines  obligatoris^chen 
Besucbes  des  FortbüdnogsuntarrichtM  för  Knaben  im  Altar  von  14  bis 

16  Jahren  abgeändert,  die  Kontrolle  Uber  den  Schulbesuch,  die  bisher  den 

Gerichtsbehörden  oblag,  minrnelir  aucli  den  I'olizeibeliörden  zm^pv.  i'osen. 
Die  Unternehmer  werdt  ii  verpiiiclitet,  beim  Einstellon  jngendlioher  Arbeiter 
im  Alter  zwischen  14  und  IG  Jahren  den  Nachweis  zu  verlangen,  dass  da» 
ZU  besdiftftigende  Kind  den  Sehnlbeendi  absolviert  hat,  „oder  leichte  eng- 
lische Prosa  lesen  nnd  schreiben  könne,  und  die  Grundregeln  des  Rech- 
nens könnt".  Dieses  Gesetz  bildet  die  Ausfiihi  urifr  einer  Novelle  zum 
Arbeitögesetze  vom  15.  April  lf)03  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  in  welcher 

die  Fübrung  einer  Liste  der  beschäftigten  KLinder  angeordnet  wird,  und 
die  Bestimmung  enthalten  ist,  dass  in  dieser  Liste  rechtmässig  nur  Kinder 
eingetragen  werden  dürfen,  die  sich  im  Besitze  eines  TOn  der  LokalbehOrde 
auszustelleiidf'n  Altf^stcs  boflndfn:  dif>s<»s  Attf»st  kann  nur  Kindern  aufire- 
stellt  werden,  die  den  Anforderungen  des  Schulgesetzes  nachgekommen 
sind  oder  nachkommen. 

Zur  Ausführung  dos  italienischen  Gesetzes  vom  19.  Juni  1902, 
betr.  die  Hegelang  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  (ygl.  Bull.,  Bd.  I,  S. 

41 — 46  und  8.  638 — 553)  sind  ausser  der  bereits  besprochenen  Voll- 
ziehungsverordnnnfr  vom  29.  Januar  19<)B  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  30  und 
S.  269}  unter  dem  18.  Juli  1902,  dem  21.  Mai  19(J3  und  dem  13.  Juni 
1903  Erlasse  erflossen  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  40(>),  um  dmch  Vermittlung 
der  Prftfekten  nnd  Handelskammern  bei  den  Industriellen  dahin  su  wirken, 
dass  sie,  um  spatere  Sf rrnii^'^on  und  Schwierigkeiten  zu  vermeiden,  schon 
vr»r_  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  unterlassen  mögen,  Kinder  im  Alter 
unter  10  Jahren  neu  einzustelleu,  und  solche  im  Alter  unter  15  Jahren 
zur  Nachtarbeit  au  verwenden. 

Ein  Rundschreiben  vom  22.  Juni  IdOS  (Bull.,  Bd.  II,  S.  401)  regelt 
den  Gang  des  Verfahrens  bei  den  durch  das  Gesetz  in  tw  on  lii:  ^XQ" 
mnrbt.  II  Annu  l'bingen  der  Botrirbc  dio  Frauen  und  Kinder  beschiit>i;_ren, 
an  die  Verwaltungsbehörden,  während  ein  am  Tage  des  Inkrafttretens  dn.-ü 
Gesetzes,  1.  Juli  1903,  erla.sscnes  Rundschreiben  (vergl.  Bull.,  Bd.  LL, 
S.  401)  die  Ausnahmen  feststellt,  die  bei  der  Durchftlhnmg  des  Gesetses 
2U  gewähren  sind.  Diese  Ausnahmen  gehen  im  wesentlichen  dahin  :  a)  Elg 
ist  bis  niif  woitoro?  gestartet,  dass  Kinder  im  Alter  von  l!i  1."  .Taliren 
beim  Transport  des  Erzes  in  den  unter  Tage  liegenden  Verbindungsgäugen 
«wischen  den  Ansgrabeplfttzen  und  den  Mündungen  der  Schwefelgruben  in 
Sisüien  ünd  beim  Entleeren  nnd  Füllen  der  Sehwefolhochöfen  beschäftigt 
werden,  sofern  sie  dabei  schon  am  Tuge  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes 
beschäftigt  waren,  und  gleichzeitig  den  Untrrnrbmern  die  Verplliehtung 
auferlegt,  solche  Kinder  baldmöglichst  durch  andere  zu  ersetzen,  b)  Die 
gesetzlich  vorgeschriebene  l  Vg-stdndigc  Dauer  der  Pause  bei  Nadit- 
arVifit  wird  filr  die  Banmwoll-  und  Flooksoidespinnereien  auf  die  Dauer 
eiiiHi  lialben  Stunde  reduzier*,  c)  Fdr  die  in  den  kSeidenspinneicien  beim 
Aulwnif'hen  der  Oocons  an  den  Wasserbecken  beschäftigten  Arbeiterinnen 
im  Alter  unter  15  Jahren,  die  „aus  technischen  Gründen  und  alter  Ge- 
wohnheit gemftss"  ihre  Arbeit  fkllher  aufnehmen  mttssen  nnd  erst  spater 
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anfhOren  ktfanea  als  alle  sonstigen  Arbeiterinnen,  wurde  die  (^esamtdaaer 

der  Rxihepausen  von  2  auf  iVj  Stunden  reduziert,  wodurch  die  Arbeite- 
rinnen bei  einer  Präseiizdanpr  von  12 'A,  Sfundon  rinp  täü'liche  Ai))eirs- 
zeit  von  11  Stunden  haben,  dl  })cn  Betneben  der  Öeidenindustrie  wurde 
die  Ermächtigung  erteilt,  wahrend  der  Zeit  des  Ablösens  der  Seiden- 
spmnerpnppen  den  wifcbentlichen  Ruhetag  nicht  aUen  Arbeiterinnen  gleichr 
leitig  an  einem  l'age  su  gewähren,  xm  so  wftbrend  dieser  Zeit  eine 
nnonterbroehene  Arbeit  za  ermdglichen. 

2.  Kinderschnts.   In  Grossbritannien  hat  das  Geeets  Uber 

die  BeBchäfti<:iing  von  Kindern  voni  l  t.  August  1903  diejenigen  Wtin.sohe} 
■welohp  durch  die  Enqueten  von  1895  und  1901  sich  alf»  *rere<*htfertigt  er- 
wiesen, verwirklicht.  Das  neue  Gesetz  ergänzt  den  Kinderschutz  der 
Fabriks-  und  Werkstättengesetzgebung,  indem  es  die  MögUchkeit  des  Ver- 
hotee  der  Kinderarbeit  in  einer  Beihe  nngesehütater  6.eschftl%igiing8gebiete 
sehafft  und  in  gewissen  Gebieten  sie  direkt  verbietet.  Bisher  {ralten 
nphf»n  den  Bergwerks-,  Fabriks-  und  8<.'hulgesot7fn  noch  zum  Schutze 
der  Kamiufegerlehriiuge  die  Chimney  Sweepers  and  Chimnoy  Regulation 
acts,  1840  nnd  1864;  das  Verbot  der  Verwendong  von  jungen  Personen 
in  Lftden  nnd  Warenhftnsem  nach  Verrichtung  ihrer  Fabriksarboit  in  der 
Shop  Hours  Act  1892  art.  3  :  endlich  erflossen  zur  Regelung  der  Kinderarbeit 
im  Strassenhandel  und  bei  »SchaustellnTiiyen  die  Prevention  of  Cnieltv  to 
Childreu  Act,  vom  17.  August  1894:  und  die  Dangerous  Performances  Acts 
1879  nnd  1897.  Die  Bestimmungen  dieser  Spezialvorsehriften  werden 
verallgemeinert,  zugleich  aber  den  Lokalbehörden  unter  Vorbehalt  der 
0erif'hmiL:n!i^r  (Inrcli  dio  Zentralbehörde  das  Tverht  /nin  Erlnnse  verachärl'ter 
Schutzbestiramungen  erteilt.  In  Bezug  aui  die  Kegülung  des  Zulassungs- 
alters und  der  Dauer  der  Arbeitszeit  aller  Kinder  (ausgenommen  in  Berg- 
werken, Fabriken  nnd  Werkstätten)  erhalten  die  LokalbehOrden  volle 
Autonomie  unter  Vorbehalt  staatlicher  Genehmignng;  sie  dürfen  femer 
noch  nicht  lö-jährigen  Personen  den  Strasserdmndel  verbieten|  ihn  konzes- 
sionieren und  die  gesamte  Hausiorpoli/.ei  au.siiben. 

Neben  diesen,  dem  Opüousrechte  der  Lokalbehürdon  Spielraum  ge- 
wihrenden  Vorschriften  werden  neue  allgemeine  Kinderschntsbestim- 
mungen  f  r^assen  : 

I  i  Die  NurhtiulK'it  9  Uhr  abends  bis  i\  Uhr  inorfrons,  cvent.  inner- 
halb oiii^«  von  der  Lokalbehörde  anders  su  bestimmenden  Zeitraumes)  ist 
allen  Kindern  verboten. 

2.  Der  Strassenhandel  (der  Verkauf  von  ZMtungen,  Zfindhökern, 
Blumen  etc.),  das  Spielen,  Singen,  Schaustellungen  gegen  Entgelt,  das 
Sti*'felputzen  und  ähnlii  li»  Resrhäftigungen  in  Strassen  oder  auf  öffent- 
lichen Plätzen  ist  Kindern  unter  11  Jahren  verboten. 

3j  Konzessionen  für  da»  Abrichten  von  Kindern  und  für  ihr  Auf- 
treten in  Theatern,  Zirkussen,  Vergnügungslokalen  dürfen  nur  au  über 
10-jährigo  (statt  wie  früher:  an  über  T-jährige,  Prevention  of  Cmelty  to 
Children  Act.  1^94  art.  3)  erteilt  werden. 

4)  Kinder,  die  in  Fabriken  nach  dem  Halbzeitsystem  verwendet 
werden,  dtlrflni  bei  anderen  gewerblichen  Verrichtungen  nicht  verwendet 
▼erden. 

5)  Das  Heben,  Trap-on  xmd  F-a-thewegen  von  Lasten,  das  ein  Kind 
schädigen  kann,  seine  Verwendung  bei  Verrichtungen,  die  semem  Leben, 
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seiner  Q«6imdheit  oder  Elrziehnng:  schaden  kGDiien,  sind  verboten.  Sobald 

die  Lokalbehörde  ein  von  einem  approbierten  Ärzte  ausgestelltes  Zetignis 
über  dir-  Gefahr  «ler  Aiboit  für  ein  Kind  seinem  Arboit^^^obcr  ilbersendet 
hat,  hat  en  bei  einem  späteren  gerichtlichen  Verfahren  Beweiskral't» 

Der  Vollzug  des  Gesetzes  liegt,  waä  die  Fabrikskinder  nnd  das 
Heben  Ton  Lasten  and  gefUirliche  Verrichtungen  betrifft,  in  den  Händen 
der  Fabriks-  und  Berginspektoren,  sonst  in  jenen  der  Beamten  der  Lokal- 
behörden (Gemeinde-,  DiMtriktp-,  Grafschaftwrat(»\  Der  Friedensrichter, 
bei  welchem  ein  solcher  Beamter  über  gesetzwidrige  Verwendung  von 
Kindern  in  einem  Gebbude  oder  anderem  Platze  Klage  fttbrt,  kann  be- 
stimmen, dass  binnen  48  Stunden  in  diesen  Baimi  ein/.iulriu^ron  und  Er- 
hebungen zu  pflegen  poien.  Die  Weigerung  iles  Kinlasses  wird  mit  bis 
20  £  Busse  belcfrt.  Kr^nbt  sich  eine  Zuwiderhandlung,  so  belffrr  das 
Gesetz  die  ischuldigeu  Personen  (Arbeitgeber,  Eltern,  Vormünder;  mit 
Busse  bis  eu  40  ah.,  im  Wiederholungsfalle  bis  zu  5  die  unter 
16-jährigen  bei  unerlaubtem  Strassen handel  mit  bis  20  sh.,  event.  bis 
5  £;  sind  es  Kinder,  so  knruieii  sie  entweder  in  oine  Zwjxnffs- 
bessenangsruisfalt  freschickt  oder  unter  die  Obhut  von  Privatpersonen, 
welche  deren  Erziehung  bis  zum  Iti.  Lebensjahre  verbürgen,  gestellt 
werden.  Die  Vorspiegelung  eines  höheren  Lebensalters  wird  an  den 
Eltern  mit  bis  40  sh.  gestraft.  Der  Faktor  oder  Werkmeister  ein f^s  T'nter- 
nehmers  ist  ebenso  slrafti^ IhV'.  als  u  ilrr»  or  der  Uiitf^rnflunor.  nud  iiio<*er 
kann  sich  stets  durch  deuKachwois,  dass  er  <1pi  Lebertretung  fernstehe  und 
durch  Nennung  der  Person,  welche  sie  begangen  hat,  von  der  StrafHlllig- 
keit  beireien. 

Das  neue  Kinderschutzgesetz  regelt,  wie  ersichtlich,  auch  die  Nacht- 
und  gesundheitsschädliche  Kinderbeschäftigunir  in  der  Heitiiarbeit.  Es 
bezieht  sich  niciit  auf  Kinderarbeit  iji  Schulen  und  in  konzessionierten 
Besserungs-  und  Erziehungsanstalten. 

3.  Berufslehre.  Ein  spanischer  Erlass  vom  22.  September  1903 
eröffiiet  einen  Kredit  für  die  Entsendung  von  100  Arbeitern  ins  Ausland 

zum  Zwecke  der  Ausbildung  in  ausländischen  gewerblichen  Betrieben. 
Vgl.  auch  unter:  BoniH.  Arbeiterschutz,  Textilindustrie,  Frankreich. 

1.  OpfffTitlirlir  Arh.'ifen.  Durcl»  Gesotz  vr<m  10.  ^U\r/  irt()3 
(Bull.,  Bd.  11,  üäTj  winde  in  Californien  für  alle  Staatsarbeiten, 
seien  sie  nun  in  eigener  Kegie  ausgeführt  oder  auf  dem  Wege  der  Sub- 
mission vergeben,  der  8'StUndige  Arbeitstag  eingeführt. 

5.  Lohnsicherung.  Ein  Kew-Yorker  Gesetz  vom  7.  Mai  1903 
(v^l.  BalL,  Bd.  n,  S.  368)  ändert  die  Civilprozessordnung  hitisi.  Ltlich  der 
Pflmdiaip'sruiwnnhmen  und  E.xekutionen  mit  der  Tendenz  einer  besseren 
Sichetung  der  Forderungen  aus  einem  Arbeitsverhältnis. 

K  o  a  1  i  t  i  0  n  8  r  e  r  b  t.  Ein  c  a  1  i  f  o  r  n  i  s  <•  h  e  s  Crp^pt  z  v<  »in  2' \  Mflrz 
{BnU.f  Bd.  II,  S.  ööi))  stellt  fest,  dass  die  Ausübung  des  ivoaJitions- 
rechtes,  sofern  dabei  Zwang,  Gewalt  oder  Drohungen  nicht  in  Anwendung 
kommen,  in  keinerlei  Weise  strafbar  ist  und  insbesondere  nicht  den  Be* 
Stimmungen  der  Gos^tze  über  Verschwörung  unterliegt.  Vgl.  auch  unter 
„berull.  Arbeiferschutz'*,  Verkehrsgowerbe,  Victoria. 

7.  Arbeitsnachweis.  In  Californifn  sind  fbiroh  Go^ietz  v^iu 
12.  Februar  11*03  (vgl.  BuU.,  Bd.  II,  S.  35ü)  Bestimmungen  über  den 
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Betrieb  privater  Arboitsuacliwoisburftatis  crlassoa  worden,  durch  wolche 
die  Führung  von  Rogisteiu  angeordnet  und  Grundsätze  iunsichtUch.  der 
Erhebung  von  Aiböiiüru  aufgestellt  werden. 

Ein  weiteres  californisches  Gesetz  vom  20.  März  1^03  i^Bull., 
Bd.  n,  8.  859)  beatimmtf  dass  es  verboten  ist,  hei  Anwerbung  von  Ar- 
beitern unwahre  Angaben  Uber  die  Arbeitsbedingungen  oder  über  be- 
stehende Snoiks  und  Sperren  zu  machen  und  belogt  die  UebtMtretung 
dieser  Bestimmung  mit  einer  Geldstrale  bis  zu  1000  $  oder  mit  Gei^uguis 
bis  zu  einem  Jftkre. 

Nachdem  im  Kanton  Basel-Stadt  durch  Gesets  vom  26.  Mttrs  1908 

(vgl.  Bull .  m.  II,  S.  IV  und  36)  der  §  165  des  Polizeistrafgeeetowa  dahin 
ab^^tiuilMir  wurde,  dass  die  darin  entbaltonen  Strafbestiramungen  nicht 
allein  iür  t^teUungsvermitthinjTHi^oschafte  l'iLr  Dienstboten,  sondern  j"ur 
solche  ^eder  Art"  gelten,  eriio.sü  unter  dem  8.  Juli  1!K>3  eine  Verordnung 
über  gewerbsmässige  Stellenvermittlung  (vgl.  Bull.,  Bd,  II,  S.  416),  die 
mit  dem  I.  Januar  1904  in  Kraft  tritt,  unter  gleichzeitiger  Aofhebong 
der  bis  daliin  in  Oeltunir  stehoiidfii  Von irdnun;:-  fiber  die  Stellenvermitte- 
lung für  Dienstboten  vom  10.  Dezember  iHhT.  Die  neue  Verordnung  ent- 
hält Bestimmungen  über  die  erforderlichen  Voraussetzungen  zur  Zulassung 
zum  Betriebe  eines  Stellenvermittlimgsgesdiftftes ,  Über  die  Art  der  zu 
führenden  Bücher,  gegen  unlautere  Inserate,  Reklamen,  Pn  .spekte  etc., 
über  die  Höhe  der  Einschreibegebühr,  die  höchstens  50  cts.  betragen  darf, 
uixd  die  Höhe  der  Vermittlimgdgebühren,  deren  Maximum  mit  10  Proz. 
des  MonatslohneB  fixiert  wird;  die  Verordnung  enthalt  femer  Bestim- 
mnngen  zum  Schutze  der  Stellang8U(;honden  gegen  Uebervorteilung  beim 
Gewähren  von  Kost  nnd  Wohnung  dur(;li  die  Stellonvennitfler  nnd  solche 
über  die  Höhe  der  durch  die  Steileavermittler  zu  ieiatendea  lieaikaution. 

8.  Einwanderungsgesetzgebung.  Die  bestehende  Einwande- 
rungsgesetzgebung der  Vereinigten  Staaten  wtirde  durch  ein  Gesetz 
vom  3.  März  1903  (vgl  Bull.,  Bd.  II,  8.  350)  koditiziert  und  in  einigen 
Punkten  abgeftndert. 

Dur<  1)  das  zitierte  Gesetz  wurde  zuerst  die  Kopfsteuer  für  jode  in 
die  Vereini:rfen  Staaten  einwandernde  Pers-nn  von  1  $  auf  2  $  erhöht; 
diese  Kopfsteuer  soll  von  nun  an  nicht  wie  bisher  nur  von  den  auf  dem 
Wasserwege  Ankommenden,  sondern  auch  von  den  uüttols  einer  Eisen- 
bahn oder  sonstiger  Transportmittel  in  das  Staatsgebiet  der  Union  Ein- 
tratenden eingehoben  werden.  Befreit  von  der  Entrichtung  dieser  Steuer 
»ind  die  auf  der  Durchreise  durch  die  Ver,  Staaten  befindlichen,  sowie 
jene  Ausländer,  welche  die  Ver.  Staaten  schon  früher  betreten  und  die 
Steuer  bereits  entrichtet  haben,  später  aber  von  einem  Teile  des  Unions- 
gebietes in  einen  anderen  sich  begeben  und  hierbei  vorübergehend  benach- 
bartes fremdes  Staatsgebiet  durcli reisen  müssen,  endlich  ^e  Staatsange- 
llörig*»n  von  Cuha,  Mexiko  und  Cana  ia. 

Ein  weiteres  Amendement  des  neuen  Gesetzes  bezieht  sich  auf  das 
Einwanderungsverbot. 

Nach  den  bisher  geltenden  Gesetzen  war  die  Einwanderung,  abgesehen 
von  den  chinesisi-lien  Arbeitern,  verwehrt:  Personen,  ^velche  zur  Vorrich- 
tunir  von  Arbeiten  und  Dienstleistungen  in  den  \'er.  Staaton  vorher  im 
Auslände  direkt  oder  stillschweigend  gedungen  worden  waren;  Schwach- 
SLonigea  und  Geisteskranken;  Mittellosen  und  solchen  Personen,  welche 


Digitized  by  Google 


—  LIV  ^ 


vorausfiohtlich  der  OelToiit lichkeit  znr  Laat  fallen  werden;  ferner  den  mit 
ekelonegeudeu  oder  gelälirlichen  auHteckeuden  Krauklieiteu  Behafteten  ^ 
Personen,  welche  wegen  eines  VerbrechenB  oder  eines  entehrendeii  Vei^ 
gehens  Temrteilt  worden  »ind ;  Polygamisten  und  schliesslicli  allen  jenen 
Personen,  deren  "Reise  oder  Ueberfalirt  mit  dem  Oelde  einea  anderen  be- 
zahlt wui-den,  «otern  nicht  durch  besondere  Untersuchung  der  beistimmte 
und  genügende  Nachweis  erbracht  wird,  dass  der  betreffende  Einwanderer 
nicht  SU  den  genannten,  von  der  Einwanderung  ausgeediloBBenen  Personen, 
gdiört. 

Durch  dicso  BeRtimirmiiiren  sollten  jedoch  Personen,  wolche  in  doa 
Vereinigten  Staaten  leben,  nicht  verhindert  werden,  nach  Massgabe  be- 
sonderer, vom  BundesBchatKsekretftr  zu  erlassenden  Vorsdiriften  Ver- 
wandte oder  Freunde  zu  sich  kommen  zu  lassen,  soweit  diese  nicht  zur 
£ateg;orie  der  von  der  Kin^n-anderunpr  !m?fjr>chln!4sencn  Personen  freh'iren. 

I)as  Verbot  der  Einwandenmg  erätrecklr  siih  w  riter  keinesfalls  auf" 
Personen ,  welche  wegen  eines  politischeu  Deliktes  verui-teilt  worden, 
waren,  wenn  auch  die  Gesetze  ih^s  Heimatlandes,  oder  der  Geriditshof, 
welcher  die  Verurteilung  aussprach,  das  Delikt  als  ein  entehrendes  be- 
zeichnete. 

Den  bisher  von  der  Einwandeining  ausgeschlossenen  Kategorien  von 
Personen  fügt  nun  das  neue  Gesetz  noch  hinzu  Epilektiker  und  Per- 
sonen, welche  innerhalb  der  letzten  6  Jahre  geisteskrank  waren,  sowie 

Individuen,  welche  ir^eii  l  einmal  zwei  oder  mehrere  Anfälle  von  Geistes- 
krankheit erlitten  haben,  fenier  fiowfrbsmiissi^rf  Bettler,  Anarchisten  oder 
Personen,  welche  den  gewaltsamen  Umsturz  der  IJegierungsform  der  Ver- 
einigten Staaten  oder  einer  Staatsordnung  überhaupt,  sowie  die  Ennordnung^ 
staatlicher  Funktionftre  gutheiasen  oder  anraten,  endlieh  solche  Individuen^ 
welche  innerhalb  eines  Jahres  vor  ihrer  Bewerbnrfr  um  die  Einwande- 
nin^;sbewilligung  aus  dem  Grunde  deportiert  worden  sind,  weil  sie  zur 
Verrichtung  von  Arbeiten  oder  Ditiiistleistungen  im  «Staatsgebiet*)  der  Union 
angeworben  oder  gedungen  worden  waren. 

Die  dritte  durch  das  neue  Einwanderungagosetz  herbeigof%dirte  Aende- 
rung  bezieht  sich  auf  die  Etickbefördcrung  der  von  der  Einwanderung 
Ausgeschlossenen  in  ihre  Heimat,  l>ie  früheren  Gesetze  bestimmten  dies- 
bezüglich, dass  Ausländer,  welche  die  Vereinigten  Staaten  im  Wider* 
sprudle  mit  den  geltenden  Vorschrijften  betreten  haben,  auf  Kosten  des* 
jenigen  rückbefördert  werden  können,  der  die  Einwanderung  ermöglicht 
hat.  Ist  eine  derartige  KtickbefrirHoning  nicht  möglich,  dann  fallen  die 
Kouten  zu  Lasten  der  Vereinigten  »Staaten.  Einwanderer,  welche  innerhalb 
eines  Jahres  nach  ihrer  Ankunft  in  der  Union  der  OeffentUdikeit  aus 
Gründen  zur  Lust  fallen,  die  schon  vor  ihrer  Landung  bestanden  haben, 
waren  gleichfalls  in  ihre  fleimat  zurückzusenden.  Der  Zeitraum,  inner- 
halb dessen  die  vorgenannten  Personen  in  ihre  Heimat  rückbefördert 
werden  können,  wird  nunmehr  durch  das  neue  Gesetz  von  einem  auf 
zwei  Jahre  verlkngert  und  ausserdem  bestimmt,  dass  der  Bundesschatz- 
sekretftr  befugt  sei,  Ausländer,  welche  sich  nachweislich  im  Wider- 
Bjiruche  mit  dern  Gesetze  in  den  Vereinigten  Staaten  aufhalten,  innerhalb 
B  Jahre  nach  ihrer  Ankunil  in  Gewahrsam  nehmen  und  in  ihr  Herkunfts- 
land zurück  transportieren  zu  lassen. 

Das  Einwandeiungsgesetz  des  Cap  der  guten  Hoffnung  vom 
22.  Dezember  1902  (BulL,  Bd.  II,  8.  389)  verbietet  die  Einwanderung 
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von  Personen,  die  a)  des  Lesens  und  Schreibena  in  einer  europäischen 
Sprtäiche  unkundig  sind;  b)  wegen  Mangel  an  Existenzmitteln  dem  Staat© 
voraussichtliuh  zur  Last  fallen  dürften;  c)  wegen  eines  der  im  Gesetze 
namh&ft  gemachten  Verbrechena  vorbestrafk  sind;  d)  irrsinmg  sind; 
«)  FrOdtitaiarte ;  f)  sonst  als  verdätlitiL'  be/oicluieTe  Personen.  Die  Ein- 
wanderung enrnpa,is(.'Ler  DienstLotfui.  hunKvii-tschatVlicher  und  indust ricllor 
sowie  Grnbenarbeiter  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  sie  schon  bei  doi'  Kiii- 
wanderung  im  Besitze  eines  Arbeilsverti'ages  gegen  „entsprechenden  Lohn"" 
and  ftlr  eine  „entaprechende  ZeitdAner**  Bich  befinden. 

Zu  diesem  GeaetaEe  aind  unter  dem  4.  Eebraar  190S  administrative 
Auafithrangsbeatiminnngen  erlassen  worden. 

H.  Beruflicher  Arbeiterschutz. 

1.  Bergbau.  Zur  Bekämpfung  der  Wurmkrankheit  (vgl.  Bull,, 
Bd.  II,  S.  X  u.  302)  erlioss  unter  dem  13.  Juli  1003  eine  Bergpolizei- 
verordnung  des  Oberbergamtes  Dortmund  (vgL  Bull.,  Bd.  II,  8.  828). 
Die  Verordnung  bezweckt:  1)  genaue  Feststellung  des  Umfanges  der 
Wnrmkrankheit  auf  dem  Wc<re  dei-  DurehfUhrunfr  cinor  firztlichen  Unter- 
äuchoug  von  zu  mindest  2U  Proz.  der  unterirdischen  Belegschaft  einer 
jeden  selbständigen  Schachtanlage;  2)  Sicherung  gegen  die  Weiterver- 
braitung  der  Krankheit  durch  wiederholte  ftratlicüto  Untersuehungeu  ^^t* 
licher  neu  einzustellenden  Arbeiter  und  durch  Entfernung  aller  derjenigen 
Bergleute  von  der  Arbeit  unter  Tage,  bei  welchen  die  ärztliche  Untor- 
suchung  die  Wurmkrankheit  konstatiert  hat,  letzteres  aber  nur  mit  der 
fiinsdirftnknng,  dass  das  Verbot  der  unterirdischen  Beschttitigung  solcher 
Arbeiter  nur  -soweit  platzgreift,  daaa  die  gesamte  Belegschaft  dadurch  um 
nieht  mehr  als  15  Proz.  gescbwRcht  wird. 

Df>r  in  §  23  des  englischen  Kohlenbergwerkgesetzes  von  1887 
au^estelite  Grundsatz,  dass  niemand  ein  Zeugnis  der  BeiUhiguug  für  die 
St^e  eines  Betriebsleiters  oder  eines  ünterbetriebsleiters  erlangen  könne, 
der  nicht  eine  wenigstens  fünfjährige  praktische  Erfahrung  im  Bergwesen, 
besitzt,  wnrdf'  dnrcli  eine  Nnvcllo  vom  30.  Juni  1003  'v^r].  Bull..  BrJ,  TT, 

5.  375)  dahin  abgeändert,  dass  von  diesem  Grundsätze  A usuahinei)  gogen- 
tlber  Personen  zulässig  sind,  die  nur  3  Jahre  im  Bergwctjon  praktisch 
tfttig  waren,  sich  aber  im  Boitze  eines  Diploms  Uber  den  mindestens 
sweijahrigen  Besuch  einer  der  vom  Staatssekretftr  zu  beseichnenden  Hoch* 
schale  befinden. 

Ausserdem   wurde  in  Grossbritannien  durch  Voroiduung  vom 

6.  September  1908  (vergl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  389)  die  Verordnung  vom  20.  De- 
zember 1902  (vergl.  Bull.,  Bd.  I,  S.  LIX  und  654),  betr.  die  Verwendung 

T^'n  f  pronj^stofTen  in  Kohlenbergu  eikon.  daliin  nlmerüidcrf ,  dass  in  das 
Ver2;eiehnis  der  Sprengstoffe .  deren  Benutzung  beim  Kohlenlier;ibau  ge- 
stattet ist.  ein  weiterer  S{iren^'sroff,  „Negro-Powder",  aufgenommen  wurde. 

2.  Metallindustrie.  Ein  New- Yorker  Gesetz  vom  12.  Mai 
1903  (BuH,  Bd.  n,  S.  372)  verbietet  die  Verwendung  von  Kindern  und 
mftnnlichen  JngendHchen  im  Alter  bis  au  18  Jahren  und  von  IVauen  über- 
haupt bei  den  mit  Schmirgel  oder  sonstigen  Poliennitteln  auszuf)lhrenden 
Arbeiten  an  unodien  Metallen  oder  Iridium. 

Ein  Erlass  des  britischen  Staatssekretärs  vom  19.  Juni  1003 
(vergl.  Bull.,  Bd.  n,  8.  387)  regelt  die  Arbeitsbedingimgen  in  den  nicht 
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mafichinoll  betriebenen  Feilcnhauereien.  Der  Erla>s  entl^t  Böstimmunijeii 
fibor  die  Beschatfenliiit  der  Arbeitstische,  das  Miuclestmass  der  Luft- 
räume pro  Arbeitstisch.  Fussböden,  Ventilation,  Wasclu'orrichtuus^en ,  die 
Woissung  und  Reinigung  der  Wände,  Fussböden  und  Bänke  und  das 
Verbot,  die  Feilenhanerei  in  Rftuinen  m  betreiben,  die  als  Wohn-,  vSpeise» 
oder  Schlafrftume  dienen. 

Ein  weitf^rer  Erlass  des  Staatssekretärs  vom  14.  Jnli  10O4  .Idinf  *lio 
aul  (irund  dos  §  50  der  Factorv  and  Workshop  Act,  lUOl,  den  englischen 
läsen-  und  Stahlgiessereien  erteilte  Ausnahmeermächtigung,  die  Mahlzeits- 
pansen  an  ▼erachiedenen  Tagesstunden  su  gewähren  nnd  den  Arbeitern 
während  derselben  den  Aufenthalt  im  Betriebe  sa  gestatten,  auf  die 
gleichen  Industriezweige  in  Schottland  aus. 

9.  Chemische  und  gesundheitsgeffthrliche  Industrie. 
Ein  preussischer  M inist«nia!f-rln3s  vom  3.  August  1903  (vorgl.  Bull,, 
Bd.  II,  S.  322)  weist  die  Keglerungspräsidenten  an,  in  ihren  Bezii'kou  auf 
dem  Wege  von  Polixeiverordnnngeu  auf  Grund  der  Bestimmungen  des 
§  120c  Abs.  2  der  0«werbeordnang  SicherheitSTorscliriften  fttr  Beuan- 
wäschereien  und  ähnliche  Botriebe  zu  erlassen.  Dem  Erlasse  liegen  die 
Grundzitiro  solcher  Polizr-ivcrordnungen  bf»i. 

Ein  hessischer  Erlass  vom  12.  .hiiii  (vergl.  Bull.,   Iii.  II, 

a.  336}  erfloss  zur  Ausfiihrung  der  Bekanntmachung  des  Beichskanzlers 
vom  26.  Mai  1908,  die  Errichtung  und  den  Betrieb  von  Anlagen  für  Her- 
stelhmg  von  Bleifarben  und  anderen  Bleiprodukten  betr.  (veri^^l.  Bull., 
Bd.  II,  S.  XXXTTT  und  225,  LMn\  "Dia  An^r'ilirunfrsvornrdnnnn;  i;iUr  einen 
Teil  des  Motivenberichtes  zur  Bokanutmachung  dos  Roichskauzlors  wieder 
und  enthftlt  insbesondere  Bestimmungen  über  die  Ait  der  Austuhi  ung  der 
in  der  Bekanntmachung  vorgesehenen  Ausni^imen  und  Uebergangsfristen. 

Die  Zubereitung  von  Kollo  lium  wurde  in  B  e  1  gi  eu  durch  königl.  Erlass 
vom  14.  Juli  1903  (vergl.  Bull..  B I.  IT.  S.  Mi  t  ;  den  Bestiinmtmirf'n  der 
Gesetze  über  ge£^'liche,  ;gesiindhoit.sscliädÜche  und  lästige  Betriebe 
unterstellt. 

Ebenso  wurde  durch  königl.  Erlass  vom  30.  Juli  19f^  (vergl.  BulL, 
Bd.  II,  S.  345)  die  Fabrikation   von   Kasein   und  Müdisfture   den  Be- 

stimmunjron  desselben  Gesetzes  nntorworfon. 

In  Luxemburg  erfloss  unter  dem  15.  Jimi  litt  1:5  ein  Gesotz,  betr. 
die  Sicherheit  und  die  Gesundheit  der  in  i\ibnk-  und  gewerblichen  Be- 
trieben beschäftigten  Arbeiter  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  8.  403),  durch  welches 
die  Betrierung  ennächtigt  wii'd,  im  Wege  grossh,  Beschlflsse  oder  im  W  ege 
der  bedingten  Bctrlebsgonehmigung  anrli  für  solche  Industrien  Bestim- 
mungen zur  Wahrung  der  Gesundheit  und  Sicherheit  der  Arbeiter  zu  ei*- 
lassen,  die  nicht  zu  den  gefUirlichen,  gesundheitsschädlichen  und  lästigen 
Betrieben  gohöreu.  Der  Grundsatz  entspricht  dem  des  belgischen  Ge- 
setzes vom  2.  Juli  1899  „roncernant  la  securite  et  la  santß  dos  ouvriers 
employes  dans  los  entroprises  industrielles  ot  commerciales,  dont  Texidoi- 
tation  presento  des  dangers,  mcme  lorsqu'elles  ue  üout  pas  cla^tjees  commo 
dangereuses,  insalubres  on  incommodes". 

Ein  Erla.ss  des  Staatsrates  von  Neuenburg  vom  7.  August  1908 
(vgl.  B  ill..  Bd.  II,  S.  416)  stellt  Massregoln  fi  ir  diejenigen  Berufe  auf,  in 
welchen  Blei  und  B 1  e  i  v  e  r  b  i  n  d  u  n  o  n  verwendet  worden.  Der  Erlass 
enthält  Bestimmungen  über  die  Pflege  der  Uoinlichkeit  des  Arbeiters  und 
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der  Arbeitsstätten,  über  die  Kleidung  der  Arbeiter  etc.,  entlrillt  das  Ver- 
bot, innerhalb  dei"  Arbeitsranme  ps-^en,  r.n  trinken,  7.n  rauchen,  zu 
öciinupten  oder  Tabak  zu  kauen,  ferner  da;*  Verbot,  Bieiweiss  in  einem 
anderen  als  verriebeneu  Zustande  zu  verreiben,  ferner  verboten,  Bleipra- 
purate  direkt  mit  den  Hftnden  su  berühren  ttnd  die  Bletaostrtehe  im 
trockenen  Verfahren  abnisdiaben,  zu  sdUeifen  oder  abzubimsen.  Der 
Erlass  entspricht  in  seinen  Normen  im  wesentlichen  dem  fi  aiizilsisolien 
Erlasse  vom  18.  Juli  1902  (vgl.  Bull.,  Bd  I,  S.  XXXIV  u.  4:il  . 

4,  T  e  X  t  i  1  i  n  il  u  s  t  i  e.  Durch  Könii;!.  Krlass  vom  14.  Juli  -  v(:l. 
Bull.,  Bd.  II,  6.344^  wurde  in  Belgien  die  Fabrikation  der  Kuu^iuseide 
unter  Be&utstmg  von  Kollodinm  den  Bestimmungen  der  Gesetze  Uber  ge> 
fkhrliche,  gesundheitsschädliche  und  lästige  Betriebe  untcisfrllt. 

Ein  f  r  r\  n'/o  s  i  s  f  h  0  Gesetz  vom  5.  Juli  1003  (vgl.  Bull.,  Bd.  ff, 
S.  373  i  bestimmt,  dass  in  den  Elementarschulen  derjenigen  UoparteMients, 
in  welchen  die  Herstellung  von  Spitzen  verbreitet  ist,  und  ebenso  in  den 
Volkaschullehrerinnenseminaren  dieser  Departements  der  Unterricht  in  der 
vSpitzenklöppelei  einzuführen  sei,  und  dass  ferner  in  den  Zentren  der 
»Spitzenindiistrie  Unterrichtskurse  und  Meisterwerkstätten  zur  Ausbildung 
der  Arbeiterinnen  und  Musterzeichnern  emchtet  werden. 

5.  Papierindustrie.  Die  in  Art.  40  dos  englischen  l'actory 
and  Workshop  Act  gewährten  Ausnahmou  hinsichtlich  der  Arbeitszeit  er- 
wachsener Arbeiterinnen  werden  durch  Erlass  des  Staatssekretärs  vom 
18.  Juni  1908  (vgl  Bull.,  Bd.  U,  S.  B87)  als  auf  die  Fabriken  und  Werk- 
stätten anwendbar  erkUirt,  in  welchen  Weiknachts-  und  Neujahrskarten 
hergestellt  werden. 

1).  Industrie  der  Xalirntiirs-  nnd  O  e  n  n 's  m  i  1 1  o  1.  T  Jeher  das 
die  Werkstatthygiene  in  duu  ßäckoreieu  F  r  a  ti  k  r  e  i  c  Ii  s  berührende 
Oesets  vom  11.  Juli  1903  vergl  unter:  8.  Handelsgewerbe. 

7.  Baugewerbe.  Ein  preussischer Ministerialerlass vom24.  Juli 
1003  (BulLf  Bd.  II,  S.  321)  beauftragt  die  Beamten  der  Baupolizei,  in 

allen  Fällen,  wo  nicht  ausreichende  baupolizeiliche  Schutzvorselu'iften  vor- 
handen sind,  die  Kontrolle  auf  die  Durchführung  der  Unfall verhütungs- 
vors>ohriftea  der  Berufsgenosseascliafieu  zu  richten,  die  UeberUetuugen 
dieser  Vorsdiriften  auf  Grund  des  §  367  des  Reichsstrafgesetsbuches  zu 
ahnden  and  bei  erheblichen  Verstössen  Anzeige  an  die  Amtsanwaltschaft 
«a  erstatten. 

In  Califoriiien  wurdo  durch  Oe-setz  vom  10.  März  1003  (vgl.  Bull., 
Bd.  II,  S.  358)  bestimmt,  dass  wer  bei  Bauten  wissentlich  oder  aus  Fahr- 
lässigkeit unsichere  oder  ungeeignete  Gerttste,  Winden,  Leitern,  Seile  etc. 
enichtet  oder  liefert,  die  Inspektioast&tigkeit  der  Baupolizei  hindert  oder 
derc'n  Anordnungen  mi^^fachtet,  sich  oines  Vergehens  schuldig;  infflit. 

Die  durch  Kriass  vom  4.  Juli  1002  für  Maiu"er-  und  Dachdockei'- 
arbeiter  in  Frankreich  gemachten  Ausnahmen  von  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  Uber  Arbeitsdaner  und  wöchentlichen  Kuhetag  wurden 
durch  Eil.iss  v  in  14.  August  1003  (vgl  BuD.,  Bd.  II,  S,  374)  auf  alle 
Aossonarbeiter  bei  Bauten  ausgedehnt. 

Handelagewerbe.  Die  Sachsen-Coburg-Gothaisf^he 
Ausl'ilht  unirsvorordnnnfr  zur  0-ewerbeordnung,  vom  18.  März  180'J  wurde 
duich  Verordnung  vom  15.  September  1003  (Bull.,  Bd.  II,  :S.  330j  dahin 


Digitized  by  Google 


-  Lvin  - 


erfjanzt,  dass  es  den  Stadtiftton  Tind  Magisti  ar*«Ti  der  dem  Staar.yministerinm 
unuiitteibar  unterstellten  Städte  zuätehen  noü,  unter  Wahrung  der  Vor- 
admften  dea  §  105  Abs.  2  der  Gewerheordnxuig  die  Stunde  festEostolleiiy 
während  welcher  die  Beschäftigung  der  GMiilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter 
im  Handekgewerbe  stattfinden  darf. 

Eine  Kundmachung  der  nieder  österreichischen  Stattbalterei 
vom  12.  Juli  1903  fvd-  Bnll.,  Bd.  II.  S.  342)  enthält  Neubesthnmunfren 
zur  Regelung  dei  Snimragsarbeit  im  Handelsgeworbe.  Nach  der  dadurch 
geschaffenen  gegeuwüiiigen  Rechtslage  ist  jede  Sonntagsaibeit,  und  zwai- 
sowoUl  der  Ladenverlcaaf  als  anch  Eontorarbeit  im  Gebiete  der  Stadt 
Wien  an  Sonntagen  verboten,  mit  Ausnahme  der  Sonntage  zwischen  dem 
17.  und  dem  24.  Dezember  und  femer  mit  Ausnahme  de"  den  Bestim- 
mungen der  neuen  Kundmachung  nicht  unterstehenden  Lebensmittelhandeis, 
des  Kleinverschleisses  gebrannter  geistiger  GetrAnke  und  des  Zeitungs- 
▼ersdileisses ;  endlich  dürfen  auch  Reisebureaus  an  Sonntagen  in  der  Zeit 
awipchen  9  und  1 1  Ilir  vormittag.s  in  Rptrieb  stehen. 

Für  einige  weilereu  Gemeinden  Niederösterreichs  wird  die  für  die 
Betriebe  des  Handelsgowerbes  an  Sonntagen  zulä^ige  Zeit  zwischen  6  Uhr 
morgMis  und  12  Uhr  mittags  festgesetat. 

In  Californien  wurde  durob  eine  Novelle  Tom  12.  Febmar  190B 
(Bull.,  Bd.  n,  S.  357)  die  schon  durch  das  Geseta  yom  6.  Febmar  1889 

den  Unternehmern  auferlegte  Verpilichtung,  den  weiblichen  Angestellten 
Sitzgelegenheit  /u  gewähren,  dahin  präzisiert,  das»  für  je  drei  Angestellte 

ein  Stull  1  verfügbar  sein  müKse. 

AiL,  1  des  französ ist  heu  Gesetzes  vom  12.  Juui  iSi>ii,  betr.  die 
hygienischen  und  Sicherheitsmassnahmen  zum  Schutze  der  Arbeiter  in  ge- 
werblichen Betrieben,  bestimmte,  dass  diesem  Gesetze  Gewerbebetriebe, 
Fabriken,  Hütf cnwerke,  SclnflTfwerften  und  Werkstätten  aller  Art  siun» 
ihren  Nebenbetrieben,  doch  mit  Ausschluss  der  Hausindustrie,  unterstelieu. 
Die  Vorteile  des  Gesetzes  waren  demnaeh  den  nachfolgenden  Arbeiter- 
kategorien vorenthalten : 

1)  Den  landwirtschaftlichen  Arbeitern ; 

2)  den  Dienstboten  und  dem  Han>"pTs;inde ; 

3)  den  Strassen-,  Eisenbahn-  und  Damptschitfahrts-Transportarbeitem; 

4)  den  BureauHngostollten : 

5)  den  Handelsangentelltcn : 

fi)  den  Arbeitern  der  Kleinbetriebe  der  In<liisfiie  der  Nahrnrifrs-  und 
Gornssmittcl  ''Br^'t-  mid  /nrkprbiinkereien ,  Scliweinemotzgereien ,  Ke- 
siauraiiLs;,  in  weiclieu  kein«  Kraituiaschineu  in  Verwendung  stehen; 

7)  endlich  den  Arbeitern  der  HauRindustrie. 

Was  insbesondere  die  Arbeiter  der  Kleinbetriebe  der  Industrie  der 
Nahrun<.'s-  und  Oennssmittel  betri/Tt,  so  hat  der  Staatsrat  in  zwei  Gut- 
achten, vom  29.  Juni  18*J3  und  vom  22.  Mai  1894,  seiner  Ansicht  in  dem 
Sinne  Ausdruck  gegeben,  dass  diese  Betriebe  nicht  als  gewerbliche  Be- 
triebe angesehen  werden  können,  dass  sie  vielmehr  eine  Verwandtschaft 
mit  dem  Handelsgewerbe  haben. 

In  einem  im  .Taiinar  lf'02  abgegebenen  Gutachten  ^Voeux  du  conseil 
superieur  du  travail  sur  1  extension  de  la  loi  du  12  Juiu  18U3,  vgl.  Boll, 
de  POffice  du  Travail,  tome  IX,  1^2,  p.  91  suiv.)  stellte  sieh  der  obere 
Arbeitsbeirat  auf  den  direkt  entgegeogeseteten  Standpunkt:  er  erklftTte^ 
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die  ge%veT bliche  Xatiir  der  sogenannten  Betriebe  sei  hinlänglich  durch  die 
Tatsache  erhärtet,  dass  diese  Betrieb«  sstoffliche  Veränderungen  znr  Auf- 
gabe haben;  der  obere  Ai-beitsbeiiat  konnte  sich  ausserdem  auf  die  weitere 
Tatsache  bernfeD,  daes  bis  zur  Abgabe  des  Ontaehtens  des  Staatsrates 
vom  Jahre  1894  diese  Betriebe  regelmässig  von  den  Gewerbeaufsichts- 
beamten  inspiziert  wurden,  und  dass  in  den  Jahrcsberichton  der  Gfn\  orbe- 
isitpektoren  zu  wiederholten  Malen  der  ungünstige  hygienische  Zustand 
dieser  Betriebe  festgestellt  worden  war,  und  zwar  ebenso  hinsichtlich  der 
Arbeitarftnme  selbst,  als  auch  hinsichtlich  der  den  Arbeitern  und  Lehr- 
lingen zur  Unterkunft  dienenden  Räume.  So  hat  denn  auch  schon  der 
Abg.  Waddington  in  seinem  der  Deputiertenkammer  unter  dem  13.  De- 
zember 1887  vorgelegten  Berichte  über  den  Entwurf,  der  unter  dem 
2.  November  1892  Gesetzeskraft  erhielt,  festgestellt,  dass  die  schwersten 
Mis-sbiiluche  in  den  Kramläden  und  Magazinen  vorkommen,  in  weldien 
die  Fabrikation  und  Arbeit  mit  dem  Verkaofe  und  Handel  snsammen- 
i'ailen. 

Diese  Anschauungen  hinsichtlich  der  hygienischen  Zustände  in  Be- 
ineben dieser  Art  wurden  dnreh  die  Erge^tsse  des  Tom  iranzdsischen 
Arbeitsamte  veranstalteten,  im  Jahre  1893  veröffentlichten  Erhebung  (vgl. 
„La  petite  industrie,  solaires,  duree  du  travail,  tome  ler,  l'alimentation 
i  Paris,  1  vol.  in  8«  de  '6v>Ü  p.,  Paris  1893)  bestätigt. 

Die  Kreisinspektoren,  die  im  Laufe  des  Jahres  1899  aufgefordert 
wurden,  Gutachten  Uber  die  event  Anwendimg  der  Gesetse  von  1892  und 
1893  abzugeben,  hatten  zwar  einzelne  Bedenken  gegen  die  Unterstellung 
dieser  Betriebe  nnter  i^üratliche  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  18^*2, 
sprachen  aich  dagegen  uneingeschränkt  für  die  Unterstellung  unter  das 
Gesetz  TOn  1898  aus. 

Der  Inspektor  des  ersten  Kreises  (Paris)  erklärt,  dass  „in  den 
Bäckereien  und  Schweinemetzgcreien  die  Küchen  und  Arbeitsräume  häufig 
vom  hyfripuischen  Gesichtspunkte  aus  äusserst  ungünstig  einirerirhtet  sind, 
dasrt  insbesondere  die  Ventilation  nicht  hinreichend  ist  unti  dass  keine 
SicherbeitsTorkebrungen  för  den  Fall  einer  Feuersbrunst  Torhanden  sind." 

Im  8.  Kreise  (Bordeau.v)  haben  die  Inspektoren  eine  Erhebung 
über  die  hygienischen  Zustände  in  den  Brotbäckereien  veranstaltet.  Der 
Bericht  über  diese  Erhebung  stellt  fest,  dass  „fast  alle  Bäckereien  in 
Kellereien  untergebracht  und  schlecht  ventiliert  sind.  Viele  Bftckereien 
haben  keine  Aborte  und  es  müssen  infolgedessen  die  Exkremente  auf 
den  Fussboden  abgelagert  werden.  Die  Lehrlinge  der  Bäckereien  und 
der  Gastwirtschaften  müssen  ihr  Bett  in  der  Bei-^el  mit  einem  zweiten 
Lehrling  oder  einem  Arbeiter  teilen.  Die  Schlafräume  sind  meistens  sehr 
klein.  Wir  fanden^,  heisst  m  im  Berichte,  „SchlafrAume,  die  nur  6 — 7  m 
FUehe  und  einen  Luftraum  von  10  qm  aufwiesen.'* 

Der  conseil  snperieur  du  travail  betont  in  seinem  Berichte  'a.  a.  0., 
S.  92j,  dass  es  ungerochttertigt  wäre,  diese  Beobachtimgcn  der  Inspektoren 
zu  generalisieren;  andererseits  reichen  indessen  die  Ergebnisse  der  ver- 
sastalteten  Erhebungen  hin,  um  die  Notwendigkeit  des  Einschreitens  gegen 
Zostände  zu  rechtfertigen,  die  in  gleich  hohem  Grade  der  öffentlichen 
Gesundheit  wie  den  Arbeitern  selbst  sclindlicli  sind. 

Ein  solches  Einschreiten  wurde  von  den  beteiligten  Arbeitern  energisch 
gefordert.  Vom  Jalu  e  1895  an  sind  solche  Forderungen  auf  der  Tages- 
ordmmg.   La  Jahre  1898  wurde  eine  dahinsidende,  mit  über  28000 
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Untorachriften  bedeckte  Petition  dem  Parlamente  überreicht.  Endlich 
verlangte  ein  im  Jahre  1900  in  Paris  abgehaltener  Kongress,  an  \\  elciiem 
28  (Jewerkschatton  der  Bäcker,  Konditoren  und  Köche  teilaahmea,  die 
Untorstellung  Uires  Berufes  unter  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
Jahre  1H98. 

Was  nun  die  Handelsmagazinn  tni  l  Ki  linil.lden  betrifft,  so  sin<1  es 
insbesondere  die  ungünstigen  Wohnungsverhäl misse  der  beim  Unternehmer 
wohnenden  Angeatellteu,  ferner  die  imxureicheude  Ventilation  der  Lager< 
rftome  und  Eontore  und  der  in  den  Ijagerränmen  sich  entwickelnde  Staub, 
die  den  Handlungsgehilfen  den  meisten  Anlaß  zu  Klageführung  geben. 

Infolge  all  dieser  Tatsachen  ordnete  das  Handelsniitiisrci  ium  im  Laufe 
des  Monats  Juni  l^tJHJ  an,  d&aa  die  Frage  der  Unterstnllnng  der  vorer- 
wähnten Betriebe  unter  die  Bestinunungon  des  Gesetzes  vom  12.  Juni  1803 
auf  die  Tagesordnung  der  1901 -Session  des  höheren  Arbeitebeirates  ge- 
stellt würde. 

Das  Resultat  der  durch  die  ständige  Kommission  des  iiöheren  Aibeits- 
beiratoH  veranstalteten  Erhebung  und  der  im  Anschlusüe  an  diese  Er- 
hebung stattgehabten  Binyemahme  der  Auskunftspersonen  l&^st  sich  dahin 
2usanunenfa.ssen,  dass  die  in  ler  Industrie  der  Xahrungs»  und  Genussmittel 
und  im  Handelsgo\vorl)0  beschäftigten  Arbeiter  den  gesetzlichen  iSchutz 
als  im  höchsten  Grade  notwendigen  erklarpii,  während  andererseits  die 
Unternehmer  keinen  grundsätzlichen  Widerspruch  gegen  die  Unterstellung 
ihrer  Betriebe  unter  die  Bestimmungen  des  Gtesetzes  vom  Jahre  189d  er- 
heben.  Sie  protestierten  zwar  gegen  die  Verallgemeinerung  der  vor^ 
erwähnten  bedatiernswerton  Tatsachen,  zi^iirt 'n  -iph  iiTlc^^eij  l)er*Mt,  die 
zum  Schutze  des  hel)ens  und  der  QTesuudheit  ihrer  Arbeiter  erforderlichen 
Massnahmen  zu  befolgen. 

Auf  Grund  dieser  Ergebnisse  hat  dann  der  höhere  Arbeitsbeirat  fast 
einstimmig  den  Beschluss  gefasst,  es  seien  die  Bestimmungen  des  Oesetses 
vom  Jahre  1803  auf  die  vorgodaclit cn  Industtion  auszudelmeti,  und  es 
ueieu  ferner  in  d-As  Gesetz  Bestimmungen  über  die  Schlafräume  der  bei 
den  Unternehmern  wohnenden  Arbeiter  aufzunehmen.  Nachdem  dieser 
Beschluss  der  Departementskommission  vorgelegt  und  von  dieser  zustimmend 
begutachtet  wurde,  legte  das  Handelsministerium  unter  dorn  16.  Januar 
19« rJ  Ptnen  entsprechenden  Ge-rt/Ant wurf  vor  '  Wortlaut  d*»s  Entwurfes 
8.  Bull.,  Bd.  I,  S.  195,  parlamentarisciie  Arbeitea  ö.  Frauenarbeit,  Bd.  I, 
No.  56,  Bd.  II,  No.  20,  50  und  66),  der  vom  Senate  am  16.  Juni  1903, 
von  der  Deputiertenkammor  am  25.  Juni  10O3  angenommen  und  als  Ge- 
setz vom  11.  .Tili  [>r  luiflgiert  wurde  ivgl.  Bull.,  Bil,  II,  8.  373). 

Gegeuiiber  dem  bishei'igeu  H.echtäzu.stande  stellt  das  Gesetz  folgende 
AeuJerungen  dar: 

a)  Erweiterung  des  Geltungskreises.  Neu  unterstellt  werden 
den  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  18J»3  die  gewerblichen  Kflchen, 
K'  Ii  rräumo,  La<leiig<'scli:itte,  KramlH'leTi.  Bureaux  und  Spedit inn^nnter- 
nehmuugenj  ferner  winl  bestimmt,  dass  sämtliche  Gewerbebotriol)e  dem 
Gesetz  unterstehen,  öffentliche  und  private  Werke,  weltliche  und  religiöse 
Anstalten,  und  zwar  auch  dann,  wenn  sie  der  Berufslehre  dienen  oder 
einen  Woliltätigkeitscharakter  haben. 

h  Krlrih's  administrativer  B  es  t  i  m  in  n  n  ge  n.  Die  im  Art.  3 
enthaltetio  Ermächtigung  der  öffentlichen  Verwalumg  zum  Erlasse  von 
Sonderbestimmuugen,  wurde  1)  dahin  erweitert,  dass  solche  Bestimmungen 
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nunmehr  auch  hinsichtlich  der  Beschaffenheit  der  Schlafräume,  und  das« 
2)  Sonderbestimmungen  für  einzelne  Berufskategorien  (bisher  nur  für  ein- 
zelne Industriezweige)  erlassen  werden  dürfen. 

c)  Inspektion  der  Staatsbetriebe.  1)  Die  in  Art.  4  des  Oe- 
eetzea  den  Gewerbeinspektoren  erteilte  Ermächtigung,  jederzeit  alle  Ärbeits- 
ränmc  tu  botrf-ton.  un'rd  für  (liejciiij^'pn  Staat>l)etrif"be  auf^ieb'ilien,  für 
welche  'lies  im  Interesse  'lor  LandeHvertei<iiL'"n  -jeboten  er.scheint.  — 
2)  Die  BeMtimmuugen  der  Art,  5 — 0  und  Ii;  i  1,  in  welchen  der  Gang 
des  Verfahrens  bei  Feststellung  von  Qesetsttbertretnngen  durch  die  Jn- 
pektioncn  geregelt  wird,  werden  für  die  Staatebetriebe  ausser  Kraft  ge> 
setzt  und  ilie  Tii.spoktnren  anjrowif^sfii,  die  vn?i  -'iTif  i'  in  Staatsbeliiflißn 
festgestellten  Ge.'^etzesübertreiuijgeu  lediglich  zur  Xeiiutuis  dea  Handels- 
minister zu  bringen,  der  alles  Weitere  veranlassen  soll. 

Das  Gesets  tritt  sofort  in  Kraft. 

9.  V'erk  ehr  sge  werbe.  Das  preußische  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten  hat  unter  dem  15.  September  1908  Vorschriften,  betr.  die 

Einrichtung  von  Kantinen  fiir  Eisenbahn  bedienstet  e,  f  rlassen  (Bnll.,  Bd,  II, 
8.  32^1,  in  der  Absicht,  dadurch  a)  den  Bediensteten  Geleprenheit  zw  einer 
zwerk  mäßigen,  ihren  wirtschaftlichen  Verhältnissen  angemessenen  Ver- 
pflcguiig  zu  sichern;  b)  die  Herstellung  von  geeigneten  Räumen  ztu*  Auf- 
vkmang  und  Verzehmng  der  mitgebrachten  Speisen  xn  f&rden;  c)  gegen 
den  uum&ssigen  Alkoholgenuss  anzukftmpfen;  d)  die  Bedingungen  zu 
fixieren,  unter  welchen  von  einer  Pacht  der  Kantinen  an  die  Kgh  Eisen- 
bahndirektionen abzusehen  ist. 

Eine  Verfügung  der  Generaldirektion  der  bayerischen  Staats- 
eisenbahnen  vom  11.  Juli  1903  vgl  Bull.,  Bd.  I,  S.  ör.2;  Bd.  II,  S.  820) 
stellt  Bestimmungen  auf  über  die  Errichtung  und  'l'iiri;^:kt  it  dt  i  Aiheircr- 
aiisschüsse :  a)  des  Werkstftttedienstps ,  h  '  d(»r  luiprägniei  luigsanstalten, 
c)  des  Betriebsdienstes  und  d)  des  Balinunteihaltungsdienstcs  und  Xoi-men 
über  das  Verfahren  bei  der  Wahl  der  Arbeiterausscbttsse. 

In  Belgien  wurden  durch  königl.  Erlass  vom  7.  Jnli  1908  (vgl. 

Bull..  Bd.  TT,  S.  343)  die  Eemisen  für  Automobile,  Motoi-fahrräder  und 
8nn<tif,'e  mit  Explosionsmotoren  versehene  Fahr^onife  den  Be.stimmunijfn 
des  Gesetzes  über  gefährliche,  gesundheitsschädliche  und  lastige  Betriebe 
mitentent» 

Zum  amerikanischen  Bnndesgesetse  für  Columbia  vom  2.  M&rs 

1893.  zur  Förderung  der  Sicherheit  von  Angestellten  und  Reisenden  in 
Eisenbahnen,  ist  unter  dem  13.  "März  r."i3  eine  X^vd^p  (vergl.  EnII., 
Bd.  n,  S.  365)  erlassen,  die  eine  Heihe  technischer  Anordnungen  über  die 
Handhabung  der  Brem.sen  enthalt  und  die  mit  dem  1.  September  UK)3  in 
Kraft  trat. 

Bin  New  Yorker  Gesets  vom  6.  Mai  19C®  (Bali,  Bd.  IT,  S.  3f?7) 
ordnet  an,  dass  die  Blattformen  der  Strassenbahnwagen  in  den  Gemeinden 
New  York,  Manhattan  und  Brooklyn  in  der  Zeit  vom  1.  Dezember  bis 
31.  Uftrs  sum  Schutse  des  Ftthrerpersonals  gegen  die  Unbilden  der  Witte- 
mng  fiberdeckt  und  von  allen  Seiten  geschlossen  bezw.  verglast  sein 
sollen.  Das  Gesetz  tritt  für  alle  von  nun  an  zu  Ttauenden  Strassenbahnen 
mit  dem  Tage  sfiner  Veröffentlichung  in  Kraft,  für  alle  übrigen  .Strassen- 
bahnen mit  dem  1.  Dezember  1Ö04,  doch  soll  den  Gesellschaften  eine 
Uebergangssett  bis  zum  1.  Desember  1906  gewährt  werden. 
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Ein  ;\HaL:i^^F's.  mit  dem  1.  September  1904  in  Kraft  tretendes  Gosets 
vom  7.  Mai  1903  (Bull.,  Bd.  II,  S.  368;  enthalt  die  -leichfMi  Restimmangwi 
für  die  Snassenbahnen  in  den  Grafschaften  Albany  und  Kensselaer. 

Unter  dem  22.  >fai  1903  ist  in  Victoria  ein  Gesetz,  betr.  den 
Streik  der  Eisenbahaaiigeatellten  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  398)  erlassen 
worden,  Ueber  die  Vorgeschichte  (tieses  Gesetzes  berichtet  ein  Bericht 
des  französischen  Generalkonsuls  in  Sydney  fvgl.  Bulletin  de  l*0£fice  da 
Travail,  10.  .lahr-y.,  Xo.  R,  S.  iX7  ff.^  >  iluendermas-^en : 

Die  Regierung  des  Staates  Victoria  hat  bohuis  Erzielung  von  Erspar- 
nissMi  heim  Betriebe  der  Staatseisenbabnen  eine  Beibe  von  MaBsnahmea 
ergriffen;  insbesondere  hat  sie  das  Personal  der  Eisenbahnen  redusiert 
und  Aenderungen  an  den  Zeiteinteilungsplänen  und  den  Gehaltsordnungen 
vorgenommen.  Zum  Proteste  gegen  diese  Aktion  vereinigten  sich  die 
Gewerkschaften  der  Mechaniker,  der  Heizer  und  der  sonstigen  Eiseubahn- 
arbeiter  und  grOndeten  zu  diesem  Zwecke  in  Melbourne  einen  Gewerk« 
achaftsverband,  unter  dem  Namen  ..Tin dos  Council  Hall". 

Die  Regierung  hat  die.>en  ^'ci  l)an  1  vei  boten  mit  der  Motivierung,  sie 
erkenne  zwar  die  Gewerkvereiue  an,  könne  e.^  aber  nicht  gestatten  ,  dass 
die  Staatsangostellten  eine  allgemeine  Organisation  politischen  Charakters 
schaffen.  Die  Gewerkvereine  ftigten  eich  diesem  Verbote  nicht.  Am 
4.  und  5.  Mai  1903  fanden  zwischen  dem  Premierminister  und  den  Dele- 
♦rierren  der  Gewerkvereiue  Bes]iiei  liirn^''p!!i  ^statt,  und  taf»'?  daranf  hnt  der 
Generaldirektor  der  Staatseiseubahnen  eine  Kundmachung  veröffentlicht 
des  Inhalts,  dass  die  Mitglieder  derjenigen  Gewerkvereiue,  die  bis  zum 
12.  Mai  aus  der  Trades  Council  Hall  nicht  ausgetreten  sein  werden,  sich 
als  ihrer  Stellung  enthoben  anzusehen  haben.  Zu  gloicher  Zeit  hat  der 
Ministerrnr  hesrhlo.ssen,  auf  d^n  13.  Mai  das  Parlament  einzubr rufen. 

In  emem  am  Abend  des  8.  Mai  aul'gesetzten  Briefe  tadelte  der 
Sekretftr  des  Gewerkyereines  der  Heizer  und  Mechaniker  die  Regierung, 
weil  sie  das  Parlament  einberufen  habe,  erklRrte,  dass  Über  die  Legalit&t 
der  Handliuigsweise  des  Ministerrates  die  ordentlichen  Gerichte  zu  entscheiden 
habf>n  werden,  und  fügte  hinzu,  dass,  falls  den  Arbeit^orn  nicht  .sofort 
Satislaktion  gegeben  wird,  um  Mitternacht  ein  Streik  ausbrechen  werde. 

In  diesem  Augenblicke  betrug  der  Reservefonds  der  vereinigten  Ge* 
werkvereine  1  767  500  frcs.  und  die  Vereine  zählten  auf  tatkräftige  Unter- 
stUt/niiLT  der  Berufsgenossen  in  don  anderen  Staaten. 

Der  Streik  brach  auch  tatsJlchlich  aus,  der  Eisenbahnverkehr  wurde 
aber  dadurch  nur  partiell  unterbrochen,  weil  ein  grosser  Teil  der  Streiken- 
den ersetst  werden  konnte. 

Am  13.  Mai  legte  das  Ministerium  dem  Parlamente  einen  Gesotzes- 
entwurf  vor,  durch  welchen  rlin  Strriks  der  im  Staatsdienste  «fch-MideTi  Ai- 
beiler  verboten  werden  sollten  und  worin  für  die  Uobertretunff  dieses 
Verbotes  strenge  Strafen  vorgesehen  waren.  Ziu*  allgemeinen  Ueberraschung 
richteten  indessen  die  streikenden  Arbeiter  eine  Petition  an  den  Premier- 
minisier,  in  welcher  sin,  oluie  irgend  welche  Beiiiuguiigen  /a  ^1  ollen,  um 
Wiedoreinstellung  zur  Arbeit  baten.  Der  Besehluss,  diese  Petition  abzu- 
senden, wurde  nicht  in  einer  allgemeinen  Versammlung  der  Streikenden, 
sondern  in  einer  Versammlung  der  Geschäftsführer  gefasst,  in  welcher  der 
Fuhrer  der  Opposition,  Sir  Alix  Peacock,  darauf  Inn  wies,  dass,  falls  der 
vom  Ministerium  vorgelegte  Gesetzentwurf  vom  Parlamente  aTiiienommrn 
würde,  die  Streikenden  dadurch  in  eine  Oppositionsstelluug  gegenüber  dem 
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Parlamente  kämen;  ein  \'orsuch  der  Cxewerkticijaftstülii-er ,  durch  einen 
Delegierten  mit  d«iii  IGnisterinm  Unterhandltmgen  anzuknüpfen,  wurde 
dimli  den  Premierminister  abgelehnt,  der  auf  einer  bedingtmgsloeen  ünter- 
werfhug  der  Streikenden  beharrte. 

In  dem  Briefwechsel  zwischen  dem  Premierminister  und  den  Gowerk- 
ächaftsfilhrern  wurde  festgesetzt,  dnss  die  Arbeiter,  die  in  den  Dienst  der 
Staatseisenbahnen  wieder  eintreten,  nicht  BGtglieder  der  Gewerkschaften 
bleiben  dürfen,  die  der  Trades  Union  Hall  angehören ;  die  Re^enmg  hat 
sicli  ferner  Jas  TJpclit  «jewalirt,  je  nach  d<^ti  Bedfh'fnissen  Aendert!nL''en  an 
den  Bestiiamuiif:<'ii  übor  Alter«re«ite  und  (.traritikation  vorzmiehmen.  und 
keine  Verpflichtung  übernommen,  alle  Streikenden  wieder  einzustellen,  weil 
sie  eine  Reduktion  des  Personals  nach  wie  vor  för  notwendig  hftlt  und 
alle  diejenigen  Arbeiter  beibehalten  will,  die  während  des  Streiks  einge- 
.stellt  wurden.  Bei  Wieiloi  finsifllnn;^  der  Streikenden  soll  denen  der  Vor- 
zug gegeben  werden,  die  sich  wählend  des  Streiks  keinerlei  Gewalttätig- 
keiten zu  Schulden  kommen  Hessen. 

Nadidem  die  StreikMiden  non  bedingungslos  um  ihre  Wiedereinstellung 
gebeten  haben,  hat  das  Ministerium  den  ersten  Gesetzentwtirf  zui'ück- 
gezogen  und  einen  anderen  dem  Parlamente  vorgelegt,  der  die  Streiks  im 
Staatseisenbahnbetriebe  verbietet,  dagegen  die  strengen  Straf  bestimmungen 
des  ersten  Ehitwurfes  nicht  mehr  enthftlt.  Dieser  Entwurf  ist  sodann  vom 
Parlamente  angenommen  worden  und  als  Gesetz  vom  22.  Mai  1908  in 
Kraft  gütroteu.    Scin*^  TTaii|ifbostimnnini:en  sind  die  folgenden: 

Im  EisenbahudieuHte  beschäftigte  Personen,  die  am  Streik  toilnnlimon, 
gehen  eo  ipso  ihrer  Stellung  verlustig  und  verlieren  alle  Anrechte  auf 
Pi^mien,  Altersrenten  etc.  Der  Bisenbatmyerwaltung  steht  das  Recht  zu, 
nach  Bedarf,  und  soweit  sie  es  fbr  zweckmässig  hält,  die  auf  diesem 
Wego  aTis  dem  Eii^^enbahndienr'te  aTisgeschiedpiMMi  Personen  wieder  einzu- 
stellen und  ihnen,  ganz  oder  teilweise,  die  Rechte,  deren  sie  verlustig  ge- 
gangen sind,  wieder  zu  verleilien.  Die  Streikenden  sollen  in  erster  Linie 
dnrdi  solche  Arbeiter  eraetst  werden,  die  der  am  8.  Mai  durch  die  Regie- 
rung an  die  Mechaniker,  Heiser  etc.  gerichteten  Aufforderung,  in  Arbeit  zu 
treten,  nachgekommen  sind. 

Die  Eisenbahnverwaltuug  kann  fVir  die  infolge  des  Streiks  eingetretenen 
Verspätungen  nicht  yerantwortlich  gemacht  werden. 

Das  Gesetz  hat  rttckwirkende  Kraft  und  ist  auf  alle  IlÜle  anwend- 
bar, die  sich  seit  dem  7.  Mai  1903  ereignet  haben. 

In  den  Niederlanden  erfloss  unter  dem  81.  Juli  1908  ein  mit  dem 

1.  Auflast  d.  J.  in  Kraft  tretender  Ministerialerlass  (vergl.  Boll.  Bd.  II, 
S.  4*14,,  durch  welchen.  vnr![\nti;^'  fiir  die  Dauer  eines  Jahres,  die  Dienst- 
ordnung für  das  Personal  der  Staatsbahnon  einer  Aenderung  uuterwoi-feu 
^rird.  Zu  gleicher  Zeit  sind  seitens  der  Begiemng  analoge  Erlasse  der 
holländischen  Eisenbahngesellschaft  und  der  niederlftndischen  Zentralbahn- 
geselLschaft  geno]uni>;t  w.irden. 

Die  Erlasse  enthalten  aLusfiihrliche  Bestimmungen  über  die  Voraus- 
setzung und  die  Zulässigkeit  der  Suspendierung  im  Interesse  des  Dienstes, 
regeln  die  Organisation  und  bestimmen  den  Kompetensenkreis  der  Schieds- 
gerichte, bezeichnen  den  Weg,  auf  w  el<  hem  die  Wünsche  und  Beschwerden 
des  Personals  zur  Kenntnis  der  Diiektion  zu  Vvriiifreii  ^ind  und  entlialti-n 
in  einem  Anhange  das  Schema  für  die  Einteilung  dos  Personals  in  d  Gruppen. 
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Znrn  sc h  w e  i  z er i s  (  h  r  Ji  Buiidesgesetze,  betr.  die  Arboitszoit  beim 
Bota-iebe  der  Eisenbahnen  und  anderen  Verkehrsanstal len  vom  1».  Dezember  ^ 

1902  (vergl.  Boll.,  Bd.  L,  S.  IX  und  671)  ist  unter  dem  28.  September 

1 903  eine  bundesratliche  Vollziehuilgsverordnung  erflossen  ( vergl,  BulL,  Bd.  IT,  , 
S.  401)).    Dun  li     r  ^.  Tf  i  i  rfhinn«,'  werden  die  nachfolgenden  Funkte  einer 
ausführlicheren  lie^^uluug  unterzogen. 

a)  E»  wird  angeordnet,  daß  alle  Stellen,  bei  welchen  eine  normale 
Arbeitszeit  oder  Dienstbereitscbaft  oder  vorwiegende  Beschäftigung  im  Be- 
triebsdienste notwendig  ist,  mit  dem  Ge.setze  unterstehenden  Personen  zu 
besetzen  sind:  diese  Bestimmung  gilt  womöglich  auch  für  Stollvortretnngen. 

b)  Als  Uienstbereit8chaft  8uU  die  Zeit  von  Beginn  bis  iSchluss  eines  Tages- 
dienstes,  als  wirklidie  Arbeitszeit  gelten,  während  welcher  das  Personal 
für  den  Dienst  der  Unternehmung  in  Anspruch  genommen  ist,  einsc  hlio'^s- 
lieh  jeder  Besi ]iariit.'iiii<_^  Lei  IlilfsaiLciten,  sowie  der  Gang  oder  die  Fahrt 
von  einer  Arbciisstollo  zur  amlom  im  Laufe  der  1  JieiistHchichten.  Die  in 
Art.  2  des  Gtjsotzos  vom  15.  Dezember  1902  dem  Bundesrate  erteilte  Er- 
mächtigung, wenn  besondere  Verhältnisse  es  notwendig  erscheinen  lassen, 
die  wirkliche  tägliche  ll-sttindige  Arbeitszeit  zu  kürzen,  wurde  in  der 
Weise  ausgeführt,  dass  dor  Bundesrat  in  Art.  8  der  Vollziehungsverord- 
uung  den  Kontrakt  aufgestellt  hat,  es  sei  im  Allgemeinen  bei  der  Zutei- 
lung der  Arbeitszeit  auf  die  köi-perliche  und  geistige  Beanspruchung 
Rücksicht  zu  nehmen,  es  solle  bei  besonders  anstrengendem  Dienst  eine 
Kürzung  der  Arbeitszeit  eintreten  und  «War  namentlich  bei  den  Personen, 
w-elche  sicherheitsdienstlirhe  Funktionen  misfilxn,  Andfiorseita  soll,  falls 
bei  grossen  Zugs-  oder  Kursverspatuugen  Ueberschreitungcn  der  gesetz- 
lichen Mazimalarbeitszeit  und  Dienstbereitschaft  unvenneidlich  sind,  die 
dadurch  bedingte  Ueberzeitarbeit  durch  geringere  Beanspruchnngen  inner- 
halb der  unmittelbar  darauff  ^L'e uden   drei  Tage    ausgeglichen  werden. 

c)  Die  Arbeitszeit  ist  derart  oinzuteilpn,  dass  eine  ununterbrnrhene  Arbeit.s- 
dauer  von  mehr  als  C  Stunden  und  ebenso  die  Vorteilung  der  Arbeitszeit 
in  mehr  als  4  Abschnitte  vermieden  werde,  d)  HinsichtUdb  der  Vollziehung 
der  speziellen  Schutzbestimmungen  für  weibliche  Angestellte  wird  bestimmt, 
dass  zu  flrri  FraKPiispprsnnon .  die  in  der  Zeit  zwischen  11  Uhr  abends 
und  4  Uhr  morgens  nicht  beschaliigt  werden  dürfen,  auch  die  Einuehme- 
rinnen  in  den  grösseren  Bahnhöfen  gehören,  und  femer,  dass  Wöchnerinnen 
vor  und  nach  der  Niederkunft  während  6  Wochen  im  Bahndienste  nicht 
beschäftigt  werden  dürfen,  und  dass  davon  mindestens  4  Wodien  auf  die 
Zeit  nach  der  Xicdorknnft  zu  entfallfu  haben. 

dj  Von  den  gesetzlich  dem  Personal  gewährten  Buheragen  sollen 
jährlich  mindestens  36  zum  voraus  zugeteilt  werden,  wobei  Abstände 
von  mehr  als  14  Tagen  nach  Möglichkeit  zu  vermeiden  sind.  Ebenso  ist 
zu  Beginn  des  Jahres  der  Zeitraum  ^les  zu  gcwJlhrenden  Urlaubes  anzu- 
weisen, und  zwar  derart,  dass  alle  abwechselnd  ihren  Urlaub  während 
der  verschiedenen  Jahreszeiten  erhalten.  Der  Best  der  Ruhetage  ist  mit 
mfiglichBter  Berficksichtigung  der  Wünsche  des  Personals  zu  verteilen; 
als  Grundsatz  int  zu  beachten,  dass  zwischen  den  einzelnen  Ruhesonntagen 
keine  grösseren  Alist;'iTi<ie  als  \  rn  lirW  hsten??  5  Wi  chen  vorkommen,  wobei 
die  kantonalen  Feiertage  den  Sonntagen  gleirhgehalton  werden  sollen. 
Bei  Eheleuten,  welche  beide  im  Dienst  einer  Vcrkehrsanstalt  stehen,  sollen 
die  gewährten  17  Freisonntage  und  die  übrigen  dienstfreien  Tage  für  beide 
Ehehälften  zusammenfallen.    Den  nicht  regelmässig  beschäfk^en  Hilfe- 
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angeetellten  ist  auf  je  6  auleinuuder  lolgeade  Arbeitstage  ein  RnheUkg 
«ämgebeti,  der  mindestens  ein  Mal  im  Laufe  von  8  Wochen  auf  einen 
8<nmtag  fallen  soll. 

e)  Ausserdem  enthält  die  Vollziehungsverordnung  Bestimmungen  über 
die  Unterkunttslokale  für  das  Bahnunterhaltungspersonal,  über  die  Schlaf- 
r&ume  etc.  {Art.  22 — 25)  und  in  den  Art.  26 — 32  Bestimmungen  über  die 
technische  BordifUirung  der  Anordnungen,  dieFOhrung  der  EontroUlisten, 
Tagebücher,  DiensttabeUen  und  RuhetagsTeneichnuse.  Die  Verordnung 
trat  mit  dem  1.  Oktober  1903  in  Kraft. 

Eine  zweite  bundosriltliche  Vollziehungsverordnung  vom  !>.  Oktober 
1903  (vgl.  Bull.,  Bd.  il,  S.  413;  regelt  die  Arbeitsverhältnisse  des  Per- 
eonels  der  echweizerisdien  Nebenbahnen.  Sie  tritt  mit  dem  1.  November 
1908  nnd  an  Stelle  der  bisher  in  Geltung  stehenden  Yolhdebimgsvorordniing 
vom  13.  Mai  1003  in  Kraft  (vgl.  Bull.,  Bd.  I,  S.  XVII  und  317).  Die 
neue  Vollziehungsverordnung  stellt  als  Norm  auf,  dass  die  Bestimmungen 
dee  Arbeitsgesetzes  vom  19.  Desember  1902  nnd  der  vorstehend  behan- 
delten VolkiehnngsTerordnmig  vom  22.  September  1908  auch  für  die 
Nebenbahnen  gelten  sollen,  statuiert  aberftlr  die  letzteren  die  nadifolgenden 
Abweichxmgen : 

a)  Die  Arbeitszeit  darf  auf  12  Stunden  täglich  ausgedehnt  werden, 
sofern  sie  nur  an  3  aufeinander  folgenden  Tagen  83  Standen  nicht  ttber- 
schreitet, 

h)  Für  (las  fahrende  Personal  der  Drahtseilbahnen  darf  die  znsammen- 
bänirendp  Ruhe|iause  auf  9  Stunden  reduziert  und  die  Dienstbereitschaft 
demnach  auf  15  Stunden  täglich  ausgedehnt  werden. 

c)  Sofern  die  Gesamtzahl  der  auf  der  Linie  verkehrenden  Ztfge  nidit 
mehr  als  14  täglich  beträgt  und  die  8>,  bezw.  9-stündige  Ruhe  gewahrt 
bleibt,  darf  die  Dienstbereit.schaft  der  Srhrnnkcnw;\rterinnen  1"  Stunden, 
nnd  wenn  eine  Dienstwohnung  in  der  Nähe  des  Postens  angewiesen  ist, 
16  Stunden  betragen. 

d)  Die  ununterbrocheae  Bnheeeit  darf  auf  8  Standen  berabgesetat 
weiden,  sofern  nur  die  Ruhezeit  in  8-tägigem  Durchschnitte  nicht  unter 
10  bezw,  9  Stunden  .'^inkt,  und  es  darf  deinentsprechend  die  Dienstbereit- 
schaft auf  16  Stunden  täglich  erhöht  werden,  sofern  sie  nur  im  3-tägigen 
Pnrchflchnitte  nicht  ttber  14  besw.  16  Stunden  hinausgeht. 

e)  Auf  Posten  von  Wärtern  und  Wärterinnen,  bei  denen  der  Zu^ 
verkehr  sicli  nicht  Über  mehr  als  16  Stunden  eines  Taj  ^^-  '»rstreckt,  darf 
tmter  den  im  Art.  1  Abs,  5  der  Verordnung  genauer  feütgesto)ltf^n  Be- 
dingungen der  Posteninhaber  die  Besorgung  des  Dienstes  einem  umzigen 
AblOser  ttbertragen. 

f)  Falls  die  Gestaltung  des  Fahrplanes  die  Gewährung  einer  ein- 
stündit,^en  Pmiso  nicht  gestattet  und  die  Boistellung  eines  Ablösers  mit 
besonderen  Schwierigkeiten  verbunden  ist,  darf  die  um  die  Mitte  rler 
Arbeitszeit  zu  gewährende  einstündige  Pause  in  zwei  Teilen  gewährt 
worden. 

g)  Falls  Ablöser  von  anderen  Stationen  herbeirrezogen  werden  mtlssen, 
dürfen  die  dienstfreien  Tage  au.snahmsweiso  um  4  Stunden  gekürzt  werden, 
wogegen  aber  eine  entsprechende  Verlängerung  anderer  oder  Zuweisung 
neuer  dienstfreier  Tage  gewährt  werden  muas. 

h)  Vfkr  das  fahrende  Personal  der  städtischen  Strassenbahnen  darf 
die         der  auf  einen  Sonntag  fallenden  Ruhetage  anf  12—18  furo  Jahr 
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hdral>ge0et2t  werden;  fttr  das  ffthrende  Personal  aller  sonstigeoi  Neben» 

bahnen  dürfen  die  Freisonntage  nur  ausnahmsweise  in  Abständen  von 
höcht^trns  H  W^u  hon  aufoinaiidcr  folgen,  ho  dass  diesem  Personal  die  ge- 
setziicii  festgelegten  17  Sonntage  jährlich  gewährt  werden  müssen.  Den 
Angestelltein  der  Sakonbalinen  und  dtta  Saieonangestellten  der  sonstigen 
Nebenbahnen  ist  eine  ihrer  ÄnsteUungsdaner  entsprechende  Ansah!  von 
Ruhetagen  zu  gewähren,  da;r;e|ren  finden  «lie  gesof zlichen  Bestimranngon 
über  die  Gewährung  de»  T'rlauljs  auf  diese  Kategorien  von  Angestellten 
keiiic  Anwendung.    (Vgl.  auch  uuLür;  Einigungsämter  und  Schied8gericht.e.) 

10.  Beherbergung  und  Erquickung.  Zur  reichsdeutschen  Be- 
kanntmachung vom  23.  Januar  VJOS,  betr.  die  Beschftftiguug  von  Gehilfen 
und  Lehrlingen  in  Gast-  nnd  Sohankwirtsdiaften  (vgl.  Boll.,  Bd.  I,  8.  10, 
131,  148,  251,  398),  ist  unter  dem  81.  August  1903  auch  in  Mecklenburg- 
Strelit2  eine  Vollziehungsvorordnung  erflossen  (Bull.,  Bd.  II,  S.  .S37\ 

Das  Wirtschaftsgesetz  des  Kantons  Schaffhausen  vom  21.  April 
1903  (vgl.  Bull.,  Bd.  8.  416)  enthalt  in  Art.  19  Bestimmungen  zum 
Schutze  des  Wirtschaftspersonals.  Neben  einem  allgemein  gehaltenen  Ver^ 
boto  der  lilierm'Assifrrn  Anstrengung  de.s  Personals  en{]i<'\]r  das  Gesetz  das 
Verbot  der  Beschäftigung  von  Madchen  im  Alter  unter  18  Jahren,  sofern 
sie  nicht  zur  Familie  des  Wirts  gehören  und  gibt  dem  Personal  An- 
spruch auf  einen  halben  freien  Tag  in  der  Woche,  der  mindestens  ein- 
mal im  Monat  auf  einen  Sonntag  fallen  muss. 

11.  Gesinde.  Für  das  Reichsland  Elsass-Loth ringen  wurde 
durch  Gesetz  vom  26.  Juli  1!)03  eine  mit  dem  1.  Oktober  1903  in  Kraft 
tretende  Gesindeordnnni^  erlassen. 

Der  Landesaussclin.ss  hat  in  der  20.  Session  (Sitzung  vom  5.  April 
1900,  Sitzungsberichte  S.  666  ff.,  vgl.  die  Begründung  zum  Entwurf  eines 
Gesetzes,  betr.  die  Rechts vei  hältnisse  der  Dienstboten,  30.  Session,  1903, 
Xo.  3,  S.  IT.,  passim")  <]*'n  B--srbluss  ir«'fasst,  die  T?ef.M*erung  zu  ersuchen, 
in  der  niichsteu  Session  deu  Entwurt  eines  Gesetzes  vorzulegen,  in  welchem 
das  Gcsiuderecht  landesrechtlich  geregelt  wird.  Dabei  möge  unter  Ab- 
standnahme yon  einer  Bestrafung  des  Eontraktbruehes  die  EiinfiBhmng  von 
Arbeitsbüchern  fttr  Dienstboten  und  landwirtschaftliche  Arbeiter,  sowie 
entsprechende  BestimTnnnfren  über  das  Recht  der  Zunicklialtting  des  Dienst- 
lohns, das  Recht  der  Aufrechnung  von  Elrsatzansprüchen  i^»  gen  die  Lohn- 
forderung  und  über  die  Vertragsdauer,  sowie  die  Kündigungsfristen  vor- 
gesehen werden. 

In  gleicher  Weise  hatte  sich  schon  vorher  auch  der  Landwirtschafts- 
i-at  von  Elsass  -  Lothringen  (Sossion  1899,  1?>.  Tairung,  Verhandlungen 
S.  199  fi*.  und  S.  249)  für  den  Erlass  einer  Gesindeorduung  ausgesprochen. 

Das  bis  zum  1.  Januar  1900  in  Elsass-Lothringen  gültig  gewesene 
bürgerliche  R^cht  kannte  ein  besonderes  Gesinderecht  nicht.  Nach  dem 
Co'le  civil  ist  \-ielmohr,  wie  nach  den  GrundsiU/en  des  löniischen  Rechtes, 
für  das  Gesindeverhältnis  lediglich  der  zwischen  den  heidf^i  Teilen  ge- 
schlossene Dienstmietevertrag  massgebend  (Art.  1780,  17bi,  2271  if.;. 

Auf  einem  anderen  Standpunkte  steht  das  Bttrgerliche  G^esetzboch. 
Zunächst  hat  es  in  den  Bestimmungen  tiber  den  Dienstvertrag  (§  Cll — 
f)Bn'i  in  Bezug  auf  den  Schutz  der  in  die  IninsHche  Gemeinschaft  des 
Dienstgebers  aufgenommenen  Personen  eine  Reihe  von  moralischen  Ver- 
pflichtungen zu  erzwingbaren  Rechtspflichteu  gestaltet,  so  vor  allem  die 
Fürsorge  in  ErkranknngsfUlen,  dann  die  BüdDBiohtnahme  auf  die  Oesnnd- 
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heit,  die  Sittlichkeit  imd  .die  Keligion  des  Dienstleistenden  bei  der  Au- 
ordnimg  des  BiMuitos  und  bei  der  Gewllining  von  Unterkunft  nnd  Ver- 

pflegang.  Zn^wh  soUten  im  Sinne  des  Bürgerlichen  Gesetebaohes 
Dienstverhältnisse,  welche  mit  Rücksicht  luif  ihre  sozialf^  B«"'(lfMittin<^  oder 
andere  Eigentümlichkeiten  einer  besonderen  licgolung  bedürftig  erscheinen, 
der  Spezialgesetzgebung  überlassen  bleiben.  Wie  das  Dienstverhältnis 
der  gewerblidien  Arbiter,  der  Handlungsgebilfen,  der  Mannsi^sit  aof 
Seeschiffen,  Binnenschiffen  und  Fltfasen  durch  besondere  Reichsgosetze  ge- 
regelt ist,  wie  ferner  die  landesgesetzliche  Regelung  des  Dienstvorhält- 
niäses  der  Bergarbeiter  unberührt  geblieben  ist,  so  hat  Art.  95  des  Ein* 
ftknngsgesetaes  nun  Bürgerlichen  Gesetsboch  der  Landesgeeetzgebnng 
auch  die  Vorschriften  über  das  Oeeindereeht  der  Landesgesetzgebung  vor- 
behalten, dabei  aber  eine  Reihe  von  Bestünmongen  des  Bttigerlichen  Oe- 
•etzbnches  iür  bindend  erklart. 

Der  faniilieurechtliche  Charakter  der  Gesindeverhältnisiiie  ist  zwar  in 
ISIflasB-Lotliringen  nnier  der  Herrschaft  des  franiösischen  Rechtes  snrftek- 
getreten,  tatsächlich  aber  nie  völlig  erloschen.  Polizeiliche  Vorschriften, 
80  die  Verordnxinprf'n  ffir  die  .Stadt  Strassburg  vom  14.  Juni  181G,  IS.  Mai 
1839  und  28.  Dezember  versuchten  die  Lücke  der  privatrechtlichen 

Vorschriften  in  dieser  Richtung  auszufüllen,  wobei  sie  indessen,  nach  dem 
Motirenberichte,  „in  Widerspmdi  mit  der  bestehenden  G^esetsgebung  traten^. 
Die  Tendenz  der  neuen  Gesindeordnung  geht  dahin,  ,^bett  der  familien» 
rechtlichen  Gleichstellung  beider  Teile  die  Rechtsfolgen  verweigerter  Ver- 
tragserfüllung in  einer  den  Bedürfnissen  dos  praktischen  Lebens  ent- 
qnecbenden  Weise  zu  regeht".  Die  Gesindeordnung  enth&lt  in  den  §§  1 
bis  10  privatrechtliche  Bestimmungen  über  das  Qeainderecht ,  in  den 
11  — 17  polizeiliche  Vorschriften,  die  als  Vorschriften  öffentlich-recht- 
hcher  Xatur  vom  Bürgerlichen  Gesetzbuch  unabhängig  sind  nnd  sich  dem 
vom  Landesausschusse  gefassten  Beschlüsse  gemäss  im  wesentliclien  auf 
die  obligatorische  Einftthrong  eines  Dienstbuches  fitr  Personen,  die  ein 
dauerndes  Qesindeverhältnis  eingehen,  l)eschränkt.  Von  der  Aufiiahme 
von  Bestimmungen  llbcr  die  Bestrafung  des  Koutrakthmclies,  sowie  von 
der  Erteilung  der  von  maiiclien  üesindeordnungon  gowslhrten  polizeilichen 
Befugnis,  vertragswidrig  aus  dem  Dienste  geschiedene  Dienstboten  zurück- 
süf&hren,  ist  abgesehen  wordexL 

IL  XfnigangBftmter  und  Sohiedsgeriohte. 

Zur  SehHöhtong  von  Streitigkeitenzwischen  den  Bahnverwaltimgen  nnd 
den  EisenbahnangesteUten,  die  zum  Ausbrach  einer  Ansc^Mnrang  oder  eines 

Streiks  führen  konnten  wurden  in  Can  ada  durch  Gesetz  vom  10.  Juli  1903 
(vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  3f)4)  obHgatori.sche  Schiedsgerichte  eingerichtet.  Die 
Gerichte,  deren  Verhandlungen  stets  die  Einberufung  eines  Vermittlungs- 
hommissars  vorausgehen  soU,  haben  das  Recht,  Zeugen  vorsnladen,  in 
die  Bücher  der  Gesellschaften  Einblick  zu  nehmen ;  die  von  ihnen  ge- 
füllten Urteile  sind  für  beide  Teile  verbindlich.  Der  Jurisdiktion  der 
Schiedsgerichte  unterliegt  auch  die  Verwaltung  der  beiden  staatlichen 
Eiaenbahnlinien.  Die  Urteile  sollen  in  der  Laboiu-  Gazette  veröffentlicht 
und  in  die  Jahresberichte  des  Arbeitsdepartements  nnd  des  General- 
gonvenieurs  sn^enonunen  werden.  Eine  A|^ellation  gegen  diese  Urteile 
ist  unznUssig. 
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jjju  AilMifalf  Mwittmig» 

Ein  £rla8s  dea  preussischen  Mimsterti  für  Handel  und  Gewerbe 
Tom  3.  Juni  1908  (Tgl.  Bull.,  Bd.  II.,  S.  822)  weist  die  Gewerbeinepektonn 

an,  regelmässig  nach  Fcststellong  der  Jahresbericht«  die  Zahl  der  in  ihren 
Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  sofort  und  direkt  dem  Kaiserlidiein,  Sta- 
tistischen Amte  mitzuteilen. 

Für  das  8 panische  Institut  für  Sozialreform  (vgl.  Bull.,  Bd.  II, 
S,  XXXVIII  und  252)  iat  unter  dem  lö.  August  1903  ein  Verwaltungs- 
xeglement  erlassen  worden  (vgl.  BolL,  Bd.  II,  S.  845).  Das  l^utatat 
wild  in  drei  Sektionen  eingeteilt,  für  deren  erste  die  Mitglieder  durch, 
das  Ministerium  des  Innern,  für  die  zweite  durch  das  Justizministerium 
ernannt  und  für  die  dritte  durch  Unternehmer  und  Aibeit«r  gewählt 
werden.  Es  werden  dem  Institute  drei  Gruppen  von  Arbeiten  zugewiesen ; 
a)  Vorbereitung  der  sodalpolitiBdien  Gtesetsgehuag;  b)  die  Lupektion; 
c)  die  Arbeitsstatistik ;  die  Leitung  der  Arbeiten  liegt  einem  Generalsekre« 
tariate  ob,  m  dessen  UnterstUtKung  nach  Bedarf  technische  Kommissionen 
eingesetzt  werden  sollen. 

Sin  weiterer  Kffnigl  Erlaes  vom  24.  August  1903  (vgl.  Bull.,  Bd  H, 
S.  845)  schafft  die  Organisationshaais  fbr  die  su  errichtenden  lokalen  Aua* 
schlisse  filr  Sozialrefonn. 
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Arbeiterschutz. 

I.  APgemeineg  Arbeitflndluils. 

1.  Fabrik-  und  Werket&t ten gesots e.    Dm*  kuitoiiale 

Aargauische  ArbeiteriimeBfichutzgesetz  vom  26.  Mai  lf)03  wurde 
in  <\pr  Volksahstimmung  vom  8.  November  IDo.S  itiif  22()53  gegen 
7öUÖ  Sümmen  augeuonmieii  (vgl.  Bulletin,  Bd.  I,  ib^.  102,  472,  691). 
Die  bauptsAchlieheiL  BeBtinmungen  dieeee  Gesetsses  wnrden  bereits  auf 
Grand  des  Vorschlages  der  Orossratskommission  vom  13.  Juli  1901  in 
der  synojit Ischen  IJehersicht  der  .stliwoizcnschen  kiuitonalen  Arbeiterinnen- 
schutziresetzes  Darntellung  gebracht  (Bull.,  Bd.  I,  nach  S.  48()),  Gof^en- 
über  jenem  Entwürfe  weist  das  Gesetz  einzelne  Abänderungen  auf,  die  in 
der  nachfolgenden  Anal3r8e  der  Hanptbestimmongen  anm  Anedmck  kommen : 

a)  Es  nnteratehen  dem  Gesetze  nicht  allein  die  „gegen  Lohn",  sondern  auch 
die  <re£ren  „sonstige  Ent>  •hiv^  j^  nitr"  in  gewerblichen  Betrieben  tätigen  Ar- 
beilen im  on.  b)  Die  Betriebe^  in  welchen  geschützte  Arbeiterinnen  be- 
schäftigt werden,  sind  anzeigepflichtig,  und  es  wird  über  dieselben  von  den 
BezirksSinterB  beiw.  der  Regierungsdtrektion  ein  Yenseidmis  geföhrt. 
Gegen  die  Unterstellungsbeschlüsse  der  Rogierungsdirektion  ist  ein  Rekurs 
an  den  Regierungsrat  zulässig,  c)  Die  Dauer  der  täglichen  Arheitsxeif,  die 
bei  der  ersten  Lesung  des  Gesetzes,  nach  Analogie  des  Züricher  Arbeite- 
rinnenschntagesetaea,  mit  10  Standen  fixiert  worden  war,  wurde  hei  der 
aweiten  Lesung  wiedei  auf  1 1  Stunden  erhöbt,  unter  gleicfaaeitiger  Et  gän- 
znng;  des  §  4  durch  die  Bes?tiiimnng,  dass  sofern  die  eidp'pnössische  Gesetz- 
gebung den  11-stündigen  Arbeitstag  herabsetzt,  eine  <:lei(he  Herabsetzung 
ipso  jure  auch  für  die  Arbeitszeit  der  dem  kanionalen  Arbeiterinnenschutz- 
gesetae  unterstellten  Betriebe  eintreten  wird.  DAerxeüarMt  wird  durcb 
das  Besirksamt,  in  besonders  dringenden  Fällen  durdi  die  Gemeinde- 
beamten Tinter  Anzeige  an  das  Bezirksamt,  bis  znr  Daner  von  2  Wochen, 
darüber  hinaus  durch  die  Regierungsdirektion  bewilligt.  Sie  darf  nicht 
länger  als  2  Standen  täglich  und  nicht  über  10  Uhr  abends  dauern.  Das 
Maximum  der  Ueberseit  betr&gt  2  Monate  innerhalb  12  Monaten.  M&dcben 
unter  18  Jahren  und  Schwangere  sind  von  der  L^eberzeitarbeit  ausge- 
schlossen. Ueberzeitarbeit  soll  mit  einem  Zuschlage  von  25  Proz.  ent- 
lohnt werden,  d)  Der  IVöchnermnenschutx  weicht  von  dem  der  anderen 
kantonalen  ÄrbeiterschutEgesetEe  ab,  indem  a)  hochschwangeren  Personen 
jederzeit  auf  blosse  Anzeige  hin  gestattet  ist  die  Ai  beit  einzustellen,  und 

b)  der  Wiedereintritt  in  die  Arbeit  an  den  Nachweis  geknttpft  ist»  dasa 
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seit  der  Niederkunft  mindestens  6  Wochen  verflossen  sind,  e)  Die  Lohn- 
xahlung  soll  in  Fristen  von  htfchstens  14  Tagen  in  klingender  Müne«  erfolgen  ; 
aie  darf  weder  an  Sonnabenden  noch  an  Sonntagen  stattfinden.  Lohnab- 
züge f(ir  Miete,  Tloiiii;L^nii<^,  Heizung  etc.  siiul  verbotpn :  hei  Lohnabziijren 
für  Arbeitsmaterial  darf  dieses  nur  zum  Selbötkostenpreise  berechnet 
werden,  Dekompte  und  Abzüge  iür  VerHicheruug  sind  nur  auf  Grund  eines 
gegenseitigen  EinveretftndnisseB  asolAssig,  ersteres  nnr  in  der  Höhe  dea 
durchschnittlichen  W'ocheulohnes ;  Bussen  aind  Überhaupt  nioht  zulftssig. 
f  Die  Arboitsdatier  der  woifilirlien  AngesteUfm  in  Ladenffcsrhäffm  und  in 
Gast-  und  Schankwirtschaftm  wird  durch  die  gesetzliche  iiegelung  (1 1 
Stunden)  nicht  bertilirt;  doch  ist  den  ersteren  in  jedem  Falle  eine  un- 
unterbrochene Nachtmlie  von  mindestens  10  Stunden,  den  letzteren  eine 
solche  von  mindestens  8  Stunden  zu  gewähren.  Ferner  ist  diesen  Kategorien 
von  Angestellten  einmal  im  Monat  ein  Sonntag  freizugeben,  an  don  übrigen 
Sonntagen  soll  ihnen  der  Kirchenbesuch  ermöglicht  werden,  und  für  die- 
jenigen Sonntage,  an  denen  sie  mit  Rücksicht  aof  den  Geschftf^sbetrieb 
beschäftigt  werden,  ist  ihnen  während  der  Woche  ein  halber  freier  Tag 
zu  gewähren.  Das  Gesetz  enthält  ferner  die  iibliclien  Vorschri pen  xur 
Sicfterun;;  des  Lebens,  der  Gcsitndhetf  und  der  Sitilichkeit  der  Arbeit ei  innen ; 
es  ist  in  allen  Betrieben,  auf  welche  Anwendung  iiudet,  öfientlich  anzu- 
achloffm  und  soll  durch  die  Regierungsdirektion  unter  Znhilfeikahme  der 
kantonalen  Organe  der  Fabrikpolisei  durohgefOhrt  werden. 

J..  iv  1  ii  d  e  r  8  c  h  u  t  z.  Zum  deutschen  Jünderschuiügesetzo  vom  30.  März 
1908  (vgl.  Bull. ,  Bd.  II,  S.  IC  und  S,  Iff.)  ist  am  Sa  Nov.  190S  eine  p  r  e  u  8  s  i> 
sehe  Vollziehungsverordnung  erlassen  worden  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  XXIX, 
28n  uriil  491).  Die  Verordnung  enthält  unter  A,  1— ^5  Anweisimg  darüber, 
welche  preussischen Behörden  als  „obere"  und  „untere  Verwaltungsbehörde*', 
als  „Schulaufsichtabehörde'*,  „Gemeindebehörde",  „Polizeibehörde"  und 
„OrtspoliseibehOrde**  im  Sinne  des  ReichsgesetKes  geltra  sollen,  unter  B,7 
die  Anweisungen  für  Ausführung  des  §  6  Abs.  2,  §  9  Abs.  2  und 
15  des  Reichsgesetzes  über  die  Znlassimg  von  Ausnahmen  für  die  Be- 
schäftigung bei  öffentlichen  theatralischen  Vorstellungen  und  anderen  öffent- 
lichen Schaustellungen,  unter  C,  8  die  Ausführung  m  §  8  Abs.  2,  §  9 
Abs.  B  und  §  17  Abs.  1  über  die  Zulassung  von  Ausnahmen  für  die  Be- 
scliiiftiun-ng  von  Kindern  beim  Austragen  von  Waren  tind  hei  stuistigen 
nnteugäugen.  Das  G»  setz  bestinunt,  dass  zu  derartigen  Beschältigungon 
fremde  Kinder  im  Alter  von  über  12  Jahren  bezw.  eigene  Kinder  in 
diesem  Alter  Air  Rechnung  Dritter  nicht  in  der  Zeit  sswischen  6  Uhr 
abends  und  8  Uhr  morgens  verwendet  werden  dürfen.  Durch  die  Voll- 
ziehungsverordnnn;r  wird  mm  den  xmteren  Verwaltnn^'sbelir-rden  die  Befugnis 
eingeräumt,  allgemein  oder  für  einzelne  Qewerbszwcige  f  Ur  die  Zeit  bis  zum 
31.  Dez.  1905  Ausnahmen  von  dieser  Bestimmung  in  der  Richtung  zu  ge- 
währen, dass  die  vorerwähnten  Kinderkategorien  beim  Austragen  von 
Waren  und  sonstigen  Botengängen  schon  von  Oy,  Uhr  morgens  an  be- 
schäftigt werden  dürfen,  jedoch  mit  der  Eiiisrhrftnkung,  dass  diese  Be- 
schtUtigung,  sofern  sie  vor  dem  Voi-mittagsuuterridite  statttindet,  nicht 
länger  als  1  Stunde  dauern  darf,  und  dass  an  Sonn-  und  Festtagen  hier- 
bei die  Bestimmungen  des  §  9  Abs.  3  des  Gesetzes  zu  beachten  sind, 
wnnacb  an  die«en  Tap'en  die  Beschält ignn;.'  nicht  in  der  letzten  halben 
Stunde  vor  Beginn  des  Hauptgottesdieastes  und  nicht  wäluend  deseelben 
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«tnttiiiiden  darf.  Abschnitt  D,  9 — 10  der  Verordnung,  regelt  das  Ver- 
fahren und  dio  Formah'tftten  bei  der  in  §  10  des  Gesetzes  vorgesehenen 
Anzeige  im  Falle  der  Beschäftigung  fremder  Kinder.  Abschnitt  F,  22 
behandelt  die  Onmdeatse,  nnch  welchen  Vei  der  Zvlassnng  von  Ansnahmen 
hinsichtlich  der  BeachRftignpg  eigener  Kinder  im  Betriebe  von  Ghtst-  nnd 
Seil  an  k  wirtschaften  zu  verfahren  ist  GninJsiltzlich  soll  dabei  das  ziirfick- 
gelegt©  10.  Altersjahr  al§  die  unterste  Grenze  «reiten,  nnd  Kinder,  die 
dieses  Alter  noch  nicht  erreichten,  in  keinem  Falle,  auch  nicht  in  Orten 
mit  weniger  ab  20000  Einwohnern,  sur  Bedienung  von  GNtoten  sugeUssen 
werden.  Abschnitt  G,  22—26  regelt  die  im  §  20  des  Gesetzes  vorge- 
sehen*»n  fioli^eiüchen  Verfugunjren ,  Abschnitt  H,  2(1 — 32  die  Aufsicht. 
Letztere  soll  durch  die  Ortapolizeibehörde  wahrgenommen  werden;  dem 
Oewerbeau&icbtsbeamten  ist  stets  die  Einsicht  in  die  zu  diesem  Zwecke 
gefiüirten  Venseichniese  eto.  za  gewfthren. 

In  Dänemark  erfloss  unter  dem  1.  Nov.  1902  auf  Ghrund  des  §  4 
Abs.  2  des  Gesetzes  vom  12.  April  1880  eine  Verordnunj?  des  Justiz- 
ministers  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  510),  in  welcher  die  verschiedenen  Maschinen- 
arten  einielir  anfgefohrt  werden,  bei  welchen  die  Beach&ftigung  von  Kindern 
nnd  Jugendlidien  im  Alter  von  nnter  16  Jahren  verboten  ist. 

Zr\m  englischen  KinderschutzgCfetze  vnm  14.  Angias't  l!)(t3  irixl. 
Bull..  Bd.  II,  S.  LI  und  375  ff.")  wurde  tmter  dem  11.  Nov.  li'OH  oine 
Ausfühlungsverordnung  erlassen  i^vgl.  iiuU.,  Bd.  II,  S.  520),  durch  welche 
das  Verfaluren  nnd  die  Pormalitftten  \m  der  Publikation  der  auf  Grund 
des  (Seeetzes  erlassenen  Erg&nzungsbestinunungen  feetgesetit  werden. 

3.  Arbeitshygiene.   Eine  im  Jnni  1908  erlassene  Verordnung  der 

köiiigl.  Amtshauptmannschaft  Grimma  in  Sachsen  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  4{»8) 
richtet  sich  gegen  die  weitere  Ausbreitung  der  Wnrmkrankheit,  deren  Ein- 
schleppung nach  Sachsen  durch  Ziegeleiarbeiter,  namentlich  Lipper,  aus  den 
Provinzen  Rheinland  und  Westfalen,  forner  aus  Oberscldesien,  Ungarn, 
Siebenbflrgen  und  Belgien  zu  befürchten  ist,  da  die  Ziegeleien  besonders 
gflnstige  Bedingungen  fitr  die  Verbreitung  der  Krankheit  bieten. 

Die  Verfügung  der  Amtshauptmannfrhaft  Grimma  ordnet  an,  tdass  die 
m»  den  vorgenannten  Laudgebieten  kommenden  Arbeiter  nur  dann  zur 
Arbeit  eingestellt  werden  dtlrfen,  wenn  sie  sich  durch  ein  ftnstlicbes 
ZeugniK  darüber  ausweisen  können,  dass  sie  mit  der  Wurmkranklioit  nicht 
behaftet  sind ;  sie  verpflichtet  ferner-  die  riiternehmer.  die  Namen  der  neu- 
eingestellten,  ebenso  wie  die  der  zurückgewiesenen  Arbeiter,  unter  Beilage 
der  ärztlichen  Zeugnisse  der  Ortsbehörde  bekannt  zu  geben,  im  Betriebe 
fbr  gutes  Trinkwasser,  die  nötigen  Wascheinriditungen  und  ordnungsge- 
mässe Abortsanlagen  zu  sorgen,  nnd  ein  „Merkblatt"  in  mehreren  Exem- 
plaren in  der  Ziegelei  ans7:nhan<^en.  Dieses  der  Vorfügung  beili«  tuende 
„Merkblatt"  enthält  eine  Darstellung'  rles  Wesens  und  des  Verlaufes  der 
Krankheit  und  Regeln  zur  Verhütung  einer  Ansteckung. 

Durch  Erlass  vom  17.  Januar  1902  (yg\.  Bull.,  Bd.  II,  8.  516)  wurde 
in  England  auf  Grimd  der  Factory  and  Workshop  Act  1901  der  Minimal- 
luftgehalt der  AVerkstätten,  die  nachts  als  Schiafiilume  benutzt  werden, 

von  250  auf  4<.)0  Kubikfuss  pro  Person  erhöht. 

Ein  weiterer  en^^li  scher  Erlass  vom  4.  Februar  liM)2  (vgl.  BulL, 
Bd.  II,  Ö.  517)  ordnet  an,  dass  in  Textilfabriken,  ausser  in  Baumwoll- 
webereien, in  welchen  der  Feuchtigkeitsgehalt  der  Luft  künstlich  erhöht 
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wird,  dio  VeutilationsTorrichtungeu  mindeBtem.  600  KubikfiiBfi  friacher  Luft 

pro  ArbBiter  und  Stunden  liefern  müssen. 

Durch  einen  englischen  Erlatä«  vom  26.  März  1902  (vgl.  Bull., 
Bd.  n,  8.  617)  wurden  endlieh  die  Elektrusitatswerkstatten,  Appreturwerk- 
stätten, Spiteenfabriken  und  Spitzenmagazine  von  der  Befolgung  der  Sektion  1 
der  Factory  and  Workshop  Act  1001  (sanitäre  Verbftltnisso  in  Fabriken 
und  Werkstätten  I  dispensiert,  sofern  in  diesen  Betrieben  ein  Luftraum 
von  mindeöteuß  2600  Kubikfuss  auf  die  Person  entMlt.  Der  Dispens 
wird  Air  diejenigen  Betriebe  aufgehoben,  in  welchen  der  Fabrikinepektor 
Hangel  an  Reinlichkeit  konstatierte  und  die  innerhalb  2  Monaten  nach 
diest'r  Feetstellung  den  Anordnungen  des  Inspektors  keine  Folge  gegeben 
haben. 

4.  üeff  entliche  und  Konzessionsarbeit  o.  n.  Ein  Gesetz  von 
Britisch-Columbia  vom  4.  Mai  1903,  betr.  Beschäftigung  bei  Ar- 
beiten, die  auf  Grund  von  durch  Gesetz  gewahrten  Eonzeeaionen  ausge- 
ftthrt  werden  (yg^.  Bull.,  Bd.  n,  S.  522),  stellt  den  Grundsatz  auf,  daas 
bei  allen  Arbeiten  (Brticken-,  Eisenbahn-,  Telegraphen-,  Hafen-,  Wegebau 
etc.),  die  auf  Grund  einer  Konzession  ausgeführt  werden,  kein  Arbeiter 
beschai'tigt  werden  darf,  der  nicht  dieses  Gesetz  in  einer  europäischen 
Sprache  lesen  kann. 

5.  Arbeitsnachweis.  Vom  Ministerium  füi-  Elsass-Lothringen 
wurden  unter  dem  21.  Jnli  1903  Vondiriften  erlassen  (vgl.  Bull.,  Bd.  II, 
8.  500),  betr.  die  Einrichtung  eines  Verbindungsdienstes  zwischen  den 
Arbeit snachweisanstalten  im  Tlcichshincie.  Diese  Vorschriften,  die  eine 
Zeutraiiäsierung  des  Arbeitsnachweisdionstcs  anstreben,  regeln  den  Verkehr, 
auch  den  direkten  telephonischen  Verkehr  zwischen  den  einzelnen  An- 
stalten, ordnen  die  Aufstellung  und  wöohentlidie  Versendung  von  Vakana' 
listen  an  ^I*  T.andeszentrale  für  Arbeitsnachweis  in  Strassburg  an,  die  wieder 
ihrerseits  diese  Listen  den  einzelnen  Anstalten  und  ausserdem  andpr^n, 
in  Abschnitt  II,  4  bezeichneten  Stellen  übermitteln  soll.  Ks  werden 
jährliche  Zusammenkünfte  der  Verwalter  der  Arbeitsnachweisanstalten  vor- 
gesehen und  Bestimmung  tlber  die  Aufteilung  und  Aufbringung  der  Kosten 
getroffen. 

Der  Gros.se  Rat  de.s  Kantons  Basel- Stadt  hat  am  12.  November 
1903  einen  Beschiuss  angenommen,  wonach  der  §  2  des  Gesetzes  vom 
10.  IlÜTz  1892,  betr.  das  (iffentlicbe  Nachweisbiireau,  eine  AlMbiderung 
erfährt.  An  Stelle  der  bisher  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  er- 
hobenen Vermittlungsgebühren  tritt  nunmehr,  soweit  diese  im  Kanton 
wohnhaft  sind,  GebührenfVeiheit  ein ;  für  die  a\iHnerha]b  des  Kantons 
wohnhaften  soll  eine  mässige  Gebühr  beibehalten  werden,  doch  wurde 
dem  Begierungsrate  die  Bel^is  erteilt,  auf  Antrag  der  Kommission  die 
Gtoibtthrenfreiheit  auch  auf  weitere  Kreise  anssudehnen. 

6.  Wohnnngsfttrsorge.    Arbeiterwohnungsgesetze.  Die 

"Wohnungsgesetzgebung  Grossbrita  n  n  i  o  n  s  hat  durch  das  Gesetz  vom 
14.  August  1903  (8.  '3H0)  eine  wesentliche  Erweitenmg  erfahren.  Das  Gpsetz. 
ist  aus  den  Beratungen  des  parlamentari.-;chon  Ausschusses  zur  Beratimg 
der  Mittel,  durch  welche  die  durch  Deuiolierungen  obdachlos  gewordenen 
Arbeiter  wieder  sni  Wohnungen  kommen  k(}nnen^  hervorgegangen  (vgl. 
Boll.,  Bd.  I,  S.  196,  881,  564).  Die  geltenden  Wohnirngsgesetse,  das  Haupt- 
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vom  18.  August  1890  und  daB  Zusatzgesets  vom  8.  August  1900 

latten  xwar  den  Lokalvenvaltougskörpern  Kompetenzen  znr  Expropriation 
gesundheittiächädlicher  Bauten,  und  zum  Bodenerwerb  eingeräumt.  In- 
dessen machten  diese  von  diesen  Befugnissen  nur  zögernd  Gebrauch,  da 
flowoU  die  G«fo]ir  einor  finaiudellaii  Uebarlastung  als  die  Umstiadlichkeit 
des  Verfahrens  sie  abschreckte.  Die  finanziellen  Schwierigkeiten  waren 
die  folgenden:  da«"  Sanitätsgesetz  von  1805  schrieb  vor,  dass  kommunale 
Baoanleihen  binnen  60  Jahren  zu  tilgen  seien,  und  dass  ihr  Betrag  samt 
dem  Saldo  aUer  auseteheBden  Gtomemdeschulden  den  steuerbaren  Gebiude- 
wert  zweier  Jahre  nicht  überschreiten  dürfe.  Das  neue  Gesetz  erweitert 
nun  die  Tilgungsfrist  der  Bainmleihen  auf  HO  Jahre  und  erklärt,  >lass  die 
im  banittttägesetze  gezogene  Yerschuldungsgreuze  fUr  derartige  Bauanleiheu 
nicht  in  Betracht  falle. 

Die  Kweite  Neuerung  beeteht  in  der  Bestimmung,  dass  bei  jedem 
durch  Erlass  oder  Gesetz  vorgenommenen  Landerwerb,  mag  dieser  auf 
Vertrag  oder  Expropriation  beruhen,  die  Erworber  stüdtisclier.  von  80  oder 
mehr  Personen  der  Arbeiterklasse  bewohnten  Liegensclmften  deren  Eigen- 
tum nicht  antreten  dürfen,  bevor  das  Lokalregieruugbamt  einen  Plan  ge- 
billigt hat,  durch  welchen  fUr  die  Wiederbehausnng  dieser  Arbeiter  ge- 
sorgt wird.  Dieser  Plan  hat  auch  die  Zahl  deijeBigen  Arbeiter  zu  be- 
rücksichtigen, die  im  Hinblick  auf  den  Neiierwerb  in  den  letzten  5  Jahren 
zu  übersiedeln  gezwungen  Mrurden.  Die  von  den  Unternehmern  der  neuen 
Arbaiterwolmungen  abgeschlossenen  Hietsvertrage  haben  durcli  25  Jahre 
den  Vermerk  zu  tragen,  dass  die  Vennietung  nur  an  Personen  der  Ar- 
beitsklasse  zu  erfolgen  habe;  die  Regioi-nng  kann  von  ihnen  Kauiions- 
stellung  sowie  die  Einhaltung  bestimmter  ßaubedingungen  verlangen  und 
bereits  genehmigte  ah&ndem.  Die  Strafe  gegen  Zuwiderhandlungeu  be- 
tragt 600  £. 

Lokalbehörden  gegenüber,  welche  auf  Vorstellung  der  Sanit&tsbeamten 
eich  weigern,  für  die  Verbesserung  der  WoIinnngj'Tinstilnde  Vorschläge  zu 
erstatten,  erhält  femer  die  Hegierung  die  neue  Kompetenz,  sie  zur  Vor- 
lage eines  solchen  Projektes  eventuell  durch  Gerichtsbefehl  zu  zwingen. 
Wenn  auf  die  Aufforderung  von  Steuerträgern  der  Sanitfttsbeamte  sich 
weigert,  der  Lokalbehtfrde  solche  Vorstelliuagen  zu  machen,  so  haben  12 
oder  mehr  Steuerzahler  das  Kecht,  bei  der  BiOgierung  gegen  Sicherung 
der  Kosten  Berufung  emzuiegen. 

Bas  VOTfahren  wird  vereinfacht:  Nach  §  7  des  Hauptgesetees  waren 
dnrdi  3  Wochen  im  September,  Oktober  oder  November  die  Baupl&ne  in 
einem  Lokalblatte  zn  vorüffentlichen  und  in  dem  der  Bekanntmachung 
folgenden  Monat  Mieter  und  Vermieter  von  der  geplanten  Enteignung  in 
Kenntnis  zu  setzen  und  um  ihxe  Einwendungen  zu  betragen.  Die  Be- 
«chrftahrmg  auf  jene  S  Monate  entftllt  nun;  ebeiauBO  bedarf  die  provisorische 
Genehmigung  der  Regierung  nicht  mehr  in  allen  Fallen  der  Bestätigung 
iurrhs  Parlament ;  diese  entfÄUt,  wenn  keine  Zwangsenteignnng  stattfindet 
oder  Einwendungen  gegen  diese  ziu-ückgezogen  worden  sind;  im  Falle 
solcher  Einwendungen  kann  die  B.egierung  Abänderungen  an  dem  von  ihr 
genehmigten  Bauplane  vornehmen.  Die  gerichtlidie  Delogienmgsordre  an 
Eigentümer  von  Hansern  mit  menschenunwürdigen  Wohnungen  bedarf  keiner 
vorlier^^änrrio:en  Mitteilung  durch  die  Lokalbehörde;  wenn  der  Erlös  des  Bau- 
materials die  Kosten  des  Abbruches  solcher  Häuser  nicht  deckt,  kann  der 
Eigentümer  auf  Becknng  des  Beetes  dvilreohiUch  belangt  werden.  Der  Neu- 
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liaupliiti  l  ii  auchr  sich  nicli!  w  ie  früher  darauf  zu  be^chrilnken,  die  notweiiiiiifeü 
Wolinmigen  herzuatollon,  sondern  es  kann  hiermit  auch  ein  weitgebeuderer 
Landerwerb  für  Spiolplüize  und  andere  den  Mietern  nützlichen  Zwecke, 
sowie  die  Vorsorge  för  Kauflftden  verbunden  werden.  Die  Klausel,  daas 
bei  Beginn  des  Mietsvertrages  die  Wohnung  in  einem  ffir  menschliche 
Wohnzworke  f;;pf>i£rneten  Zustande  übergeben  wurde,  kann  nicht  durch 
Vertrag  au8geschlos«en  werden.  In  §  12e  der  Anlage  (S.  386)  enthalt 
das  Gesotz  eine  Definition  BegrifTea  „ArbeiterklaHse"  im  Sinne  des 
Wohnungsgeaetzes. 

n.  Beruflicher  ArbeiterschutB. 

1.  Fischerei.  Durch  Erla.S'^  vom  81.  Oktober  1!»0H  hat  der 
preussische  Minister  für  Handel  und  (iewerbe  den  beteiligten  Kegie- 
rungspräsidenten  mitgeteilt,  dass  die  Ergebnisse  der  durch  Erlaas  vom 
13.  Juni  1902  (vgl.  Bull.,  Bd.  I,  8.  392)  eingeleiteten  Enqa6t6  Uber  die 
BesellftfUgung  von  Arbeiterinnen  in  Fisch rftuchereien  dem  Reichskanzler 
keinen  grenügenden  Anla.sH  gegeben  haben,  um  zu  Onnsten  der  Fisch- 
räuchereien Ausnahmen  von  den  Vorschriften  des  §  l'öl  der  Gewerbeord- 
nung über  die  Daner  und  die  Beendigung  der  täglichen  Arbeitszeit  der 
erwachsenen  Arbeiterinnen  gemäss  §  139  a  der  Gewerbeordnung  durch 
den  Bundesrat  lierboizuführon. 

Durch  Gesotz  vom  14.  Fcbmar  liK)2  fvgl.  Bull,  Bd.  II,  8.  5in 
wurde  hinsichtlich  der  Lohnzahlung  der  beim  Fisch-  oder  Walfischfang 
in  Island  beschäftigten  Arbeiter  und  Angestellten  angeordnet,  dass  der 
Lohn  nur  in  Bargeld  ausgesahlt  werden  dUrfe,  es  eei  denn,  dass  ein  Teil 
des  Fischfangertrages  vereinbart  worden  ist. 

'2.  Bergbau.  Für  die  Kolonie  Wes  t  au  s  tralien  ist  unter  dem 
19.  Febi-nai-  ein  Kolilcnhoi-^^'wtM-ksiroselz  f>rla,ssen  worden,  dessen  Be- 

stimmungen im  wesentlichen  die  nachfoigonden  aind : 

a)  BcscMßigungsverhoi.  Von  der  Beöcliäftigung  in  Bergwerken  aind 
Kinder  im  Alter  unter  14  Jahren  und  Frauen  völlig  ansgescUossea ; 
mftnnliche  Jugendliche  im  Alter  swis(&en  14  und  18  Ja&en  dürfen  weder 
b(=»im  Fin  nii  l  Ausfällen  der  Karren,  noch  sur  Bedienung  der  Bremsen 
verwendet  werden. 

b)  Arbeitsdauer.  Bei  allen  Arbeiten  unter  Tag»  und  bei  allen 
Arbeiten  an  motorisch  betriebenen  Haschinen,  ohne  Rticksidit  darauf,  ob 
diese  zum  Betriebe  des  Bergwerkes  oder  zur  Bearbeitung  der  Produkte 
dos.selben  dienen,  darf  die  effektive  Arboiti^auer  8  ätuoden  täglich  und 
48  Stunden  wöchentlich  nicht  über.steigeu. 

c>  Lohnxahlimg.  Der  Lohn  muss  in  Bargeld  und  darf  niobt  in 
Oa.^r-  und  Schankwirtschafben  ausbezahlt  werden.  Bei  Akkordarbeit  ist 
der  Lohnansatz  nach  dem  EfiVktivgowicht  der  uefnrdfrfpn  Kohle  vor  dorn 
Sieben  und  Was<'hen  zu  berechnen.  Das  unter  dein  Xamen  ..Standard 
weight  System"  bekanufe  L oh n ber och nuug.s verfahren  wird  verboten.  Andere 
als  die  im  Gesetze  vorgesehenen  Lohnberechnungsverfahren  ddifen  nur 
Bergwerken,  die  weniger  als  20  Arbeiter  beschäftigen,  auf  Grund  eines 
besnuderon,  an  den  Minister  zu  riclitenden  Gesuches  irestattot  worden. 
Die  Anstellung  von  Wägekoutrolleuren  durch  die  x\i  b(Mter  wird  gestattet 
und  deren  Stellung  und  Kompetenzen  gesetzlich  festgelegt. 


i^ij  u^cd  by  Google 


-  LXXV  ~ 

Das  Gesetz  regelt  lerner  unter  Aulehuuug  au  das  Fabrik-  und 
Werkstftttengesetz  die  Kompetenzen  der  Bergwerksimpektorm  und  e)  das 
Verfahren  bei  TJnßBm  in  Bergwerken,  f)  Es  eielit  den  Erkss  von  Au»' 
fuhrungsbestimmungen  durch  den  Gouverneur  vor;  g)  es  stellt  die  Grund- 
sätze fest,  die  beim  Erlasse  der  für  obligatorisfli  erklärten  ^rietfoon/z/^/n^w 
zu  beachten  tdnd,  insbesondere  auch  hioBichtlich  der  Eindussnahme  der 
Arbeiter  anf  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung,  die  in  jedem  Falle,  auch 
bei  jeder  Abftndening,  der  Oen^migong  des  iDistrikteinspektors  bedarf. 

Ein  königl.  BesohlilBS  vom  16.  März  lOOÄ  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  8.  545) 
7.r}r  Ansfflhrung  des  niederländischen  Gesetzes  vom  5.  Mai  IHSy 
übernimmt  das  schon  in  der  Verordnung  vom  21.  Januar  1897  enihiiltene 
Verbot  der  Beschäftigung  von  Arbeitern  im  Alter  unter  16  Jaiii-eii  und 
von  Frauen  unter  Tage. 

'6.  Industrio  der  Steine  und  Erden.  Die  reichsdeutsche 
Bekanntmachung  des  ReidiskanKlers  vom  18.  Oktober  1898,  betr.  die  Be- 

sdiÄftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Ziegeleien, 
deren  Gültigkeitsdauer  mit  dem  1.  Januar  lOOl  abln  in,  ist  durch  eine 
Bekanntmachung  vom  15.  November  15>(>3  (vgl.  Bull.,  Üd.  II,  S.  487)  er- 
setat  iKTorden.  Durch  diese  Bekanntmachung  werden  nunmehr  die  Aus- 
nabmen  von  den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  $  136  Abs.  d 
fZehnstundentag  fiir  Jugendliche),  §  137  Abs.  2  (Elfstun  ^  i  *  igj  au  Vor- 
abenden der  Sonn-  und  Feiertage,  Zehnstundentag  für  Arbeiterinnen)  und 
§  ISU  Abs.  1,  137  Abs.  1  (Verbot  der  Nachtarbeit  für  Jugendliche  und 
Arbeiterinnen)  aufgehoben,  die  bisher  zu  Gunsten,  derjenigen  Ziegeleion, 
iu  denen  das  F  amen  der  Ziogelstcino  auf  die  Zeit  von  Mitte  Mftrz  bia 
Mitte  November  beschränkt  ist,  in  Kraft  standen. 

Der  niederländische  königl.  Beschluss  vom  16.  März  1903  (vgl. 
Bf.llrriTi.  Bd.  II,  S.  545)  bestimmt  in  Artikel  15.  welche  Verrichtungen 
in  Ziegeleien  für  Jugendliche  und  Frauen  verboten  sind.  Durch  einen 
kOnigl.  Beechluss  vom  4.  November  WüA  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  8.  549) 
wurde  dieser  Art.  15  nach  zwei  Seiten  hin  abgeftndert:  a)  dahin,  dass  daa 
Verzeichnis  der  verbotenen  Verridif ungen  vom  16.  März  1003  kleinere 
Verschiebimgen  erfuhr,  und  b)  dahin,  dass  von  dem  im  Beschlüsse  vnm 
16.  Mfti-z  1903  ausnahmslos  aufgestellten  Beschäftiguugsverbote  nunmehr 
Ausnahmen  sugelaseen  werden,  für  welche  die  Voraussetzungen  durch  den 
BeschluKs  vom  4.  November  1903  festgestellt  werden  (vgl.  auch  unter 
„AUg.  Arbeiterschuts",  1,  Sachsen). 

4.  Chemische  und  gesuudheitsgeffthrliche  Industrien. 
B(  1-  §  1.")  «I(>r  r  0  i  c  Ii  s  d  e  u  t  s  c  h  e  n  Bekanntmachung  vom  25.  April  1899, 
^j<  rr.  die  Eiurichtung  und  den  Betrieb  gewerblicJier  Anlagen,  in  denen 
Tliüma.sschlacko  gemahlen  oder  Thomasschlackeumehl  gelagert  wird,  be- 
stimmt, dass  die  Besehiitigung  der  Arbeiter,  welche  beim  Zerkleinem 
oder  Mahlen  der  Thomaaschlacke,  sowie  beim  Abf^len,  Lagern  oder  Ver- 
laden des  Thomasschlackenmehls  verwendet  werden,  die  T^iuier  von  lo 
Stunden  täglich  nicht  überschreiten  dart  und  dass  zwischen  den  Arbeits- 
iftunden  Pausen  von  einer  Gesamtdauer  von  2  Stunden  gew&hrt  werden 
mfissen,  wovon  eine  Pause  mindestens  1  Stunde  dauern  soU. 

Durch  die  Bekanntmachung  vom  15.  November  ll>03  (vgl.  Bull., 
Bd.  n,  S.  488)  wurde  dieser  '§  15  dahin  abgeftndert,  dass  sofern  die 
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Arbeiter  täglich  nicht  länger  ahs  7  Stundeu  beschäftigt  werden,  und  so- 
fern die  Dauer  ihrer  durch  eine  Pause  nicht  unterbrochenen  Arbeitsseit. 
4  Stunden  nicht  tiberschreitet,  nur  die  eine  Pause  Yon  mindestens  ein* 
stttndiger  Dauer  gewährt  zu  werden  braucht. 

Ein  prenssischor  Erlass  vom  21.  Oktober  IdOS  enthalt  als  Bei- 
lage technische  VorschriiYen  fiir  die  Anlage  und  den  Betrieb  von  Pikrin- 
sfturefabriken  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  489). 

Ein  belgischer  Erlass  vom  17.  Juni  1902  (ygl.  Bull.,  Bd.  II,  6.  5071 
bestiranit ,  dass  die  medizinischen  Fe«itstpllungen  und  Erklilruncfon ,  «lit^ 
gesetzlich  tür  die  gesundheit^gefUhrlichen  und  lästigt  n  Betriebe  vorge- 
schiieben  sind,  durch  Aerzte  vorgenommen  werden  aolleu,  die  hierfür  durch 
das  Miniatmum  für  Industrie  und  Arbeit  bestellt  wurden,  und  setzt  die 
Verpflichtungen  fest,  die  den  dergestalt  bestallten  Aencten  obliegen. 

Ein  Rundschreiben  des  britischen  Herne  Office  vom  Oktober  IBOS 
(vgl.  Rull,,  Bd.  n,  S.  519)  enthält  Unfall v^rhntungs Vorschriften  für  dip 
Destillation  von  Teer  und  Darstellung  von  Naphta,  Breunöl,  Kreosot  und 
Pech. 

In  den  Niederlanden  i^t  unter  dem  16.  Mftrs  1903  eine  Aus- 

fillu'inii^^verordniniir  znm  Art.  4  d<^s  .Xibeitsgeset^es  vom  5.  Mai  1889 
venitFentlicht  worden  (v^rl.  Bull.,  Bd.  TT  8.  .")45V  Durch  diese  Ausführungs- 
verordnting  werden  die  Arbeirsräume  in  den  get^Lhrlichen  oder  geaundheits- 
sch&dlichen  Betrieben  in  7  Kategorien  (A — G)  eingeteilt,  und  es  werden 
sodann:  1)  die  Bedingungen  fest^'esetzt,  unter  welchen  die  Beschäftigung 
vnn  Kiiidoni,  .Tui^rTidlichen  und  Frauen  in  dpn  einzelnen  dieser  Kategorien 
gestattet  sein  snll  und  2)  diejenigen  Kategonen  bezeichnet,  in  welchen 
die  Beschäftigung  von  Kindern,  Jugendlichen  und  Frauen  Uberhaupt  ver» 
boten  ist.  Der  Brlass  enthftlt  femer  allgemeine  Bestinunnngen  sor 
Sanierung  dieser  Betriebe  und  zur  Verminderung  der  Betriebsgefahren. 
Be?<ondors  sei  hervorgehoben,  dass  der  Erlass  nicht  allein  die  einschlägigen 
Arbeitsverhältnisse  in  der  Industrie,  sondern  auch  die  des  Bergbaubetriebes 
regelt  (vgl.  auch  sub  „Bergbau''). 

5.  Textilinduatrio.  Durch  Erlass  vom  4.  Novombrr  ]r>03  teilt 
der  preussiscLe  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  den  Regierungspräsi- 
denten mit,  dass  die  Bekanntmachung  des  Bundesrates  vom  8.  Dezember 
1H93,  betr.  die  Xachmittagspauson  der  in  den  Spinnereien  beschäftigten 
jugendlichen  Arbeiter.  dcroTi  OrltuTi^^sdauer  mit  dem  1.  Januar  1904  er- 
lischt, nicht  mehr  erneuert  werden  wird.  Es  treten  somit  vom  1.  Januar 
1904  an  für  alle  Spinnereien  die  Bestimmungen  des  §  läti  Abs.  1  der 
Gewerbeordnung  in  Kraft  und  es  muss  auch  an  Sonnabenden  und  an 
Vorabenden  von  Feiertagen  den  jugendlichen  Arbeitern  die  durch  die  Ge- 
werbeordnung vorgeschriebene  Nachmittagspauso  gewährt  werden  (vgL  auch 
unter  „Allg.  Arbeiterschutz",  1,  Gross britaanieu). 

().  In dus  t r  i e  d  er  X ah  r  u n gs- un  d  G  en  u  s smitte  1.  Zurreichs- 
deutsfhen  Bekanntmnrhnnrr  dr's  Reichskanzlers  vom  26.  Ajiril  lSf)0 
betr.  den  Betrieb  von  Geii  eidt  iniüilen,  ist  durch  die  Bekanntmachung  vom 
15.  November  1903  (vgl.  Bull.,  Bd.  II.  S.  488)  eine  Eirg&nzungsbestimmung 
erlassen  worden,  wonach  der  Wortlaut  der  Bekanntmachung  vom  26.  Apzu 
1899  an  einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  auf  einer  Tafel  atisgehftngt 
werden  soll. 
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I>iirch  em«n  Erlass  des  StMtsaekrttftra  vom  29.  Oktober  190S  (^gl. 

Boll.,  Bd.  II,  S.  520)  wurde  die  am  9.  Juni  VJ02  für  Irland  erlasee&e 

BekaiiTitiiiHf1mn£r,  betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jngend- 
liehen  ^Vi  beiteni  in  Milcbmeiei  eien  (vgl.  Bull..  Bd.  I,  S.  XXXIII,  44(-H,  auf 
ganz  Grossbritannien  ausgedehnt.  Die  Bestimmungen  der  Bekannt- 
madrattg  vom  9.  Jani  1902  blieben  im  gansen  nnverftnderi,  bis  auf  die 
eine,  in  welcher  die  Sonntagsarbeit  von  Arbeiterinnen  'und  jugendlichen 
Arbeitern  in  solchen  Mik bmeiereirn  trcrogelt  wird,  die  von  den  durch  dio 
BekanatmachuDg  gew  ährten  Ausnahmen  keinen  Gebrauch  macheu.  Wahrend 
die  Bekanntmachung  vom  9.  Jmii  1902  für  diese  S^tegorie  eine  Sonntags- 
arbeit  in  der  Dauer  \  ii  3  Stunden,  und  zwar  von  b— 0  l^hr  morgens, 
zalässt,  wird  «hirch  den  Erlass  vom  23.  Dktober  liM)P,  die  Verlegung  dieser 
3  Arbeitsstunden  in  irgend  eine  Zeit  zwischen  6  Uhr  morgens  und  7  Uhr 
abends  gestattet. 

7.  Polygraphische  Gewerbe.  Ein  auf  Zeitungt>druckerf>ien  sich 
erstreckender  englischer  Eilass  vom  6.  Februar  ldü2  (vgl.  Bull., 
Bd.  n,  S.  517)  gestattet  dies^  Betrieben,  die  nach  der  Factor}'  and 

Workshop  Act,  H>01  auf  den  Samstag  entfallende  kürzere  Arbeitszeit  auf 

einen  RTidercn  Wochonta er  verlegen,  jedoch  nur  ..für  <  inii^e  *  ,Tii-4  nd- 
licbc.  \ind  unter  der  Bedingung,  dass  oinf  T.istc  der  .J ugenUli*  hmi.  für 
welche  diese  Verlegung  der  geküi  zten  Arbeitszeit  erfolgte,  im  Bot  riebe 
anshftngt. 

8.  Verkehrsgewerbe.  Zum  Gesetze  von  Britisch-Columbia 
vom  dl.  Augnst  1900,  betr.  die  lisdengoschflfte,  wurde  unter  dem  21.  Juni 

1902  eine  Novelle  erlassen  (vgl.  Bull.,  Bd.  II.  S.  521).  Der  §  3  des  Ge- 
setzes von  IfXtO  räumte  den  städtischen  Behörden  «las  Recht  ein.  auf 
administrativem  Wege  zu  bestimmen,  dass  wahrend  ilan  ganzen  Jahres 
oder  zu  bestimmten  Tagen  alle  Ladengeschäfte  oder  eine  bestimmte 
Kategorie  der  Ladengeschftfte  zu  bestimmten  Stunden  geschlossen  werden 
sollen.  Diu-ch  die  Novelle  vom  21.  Juni  1[H)2  erhalt  dieser  §  3  eine 
präzisere  Fasi^nnff,  indem  den  stadtisrhcn  Behörden  in  detaillierterer  Weise 
die  Kompetenzen  zur  Bestimmung  des  Ladenschlusses  und  zwar  mit  der 
Unterscbeidong  der  Fest-  und  der  Wochentage  bezeichnet  werden. 

0.  Be  h  e  r  b  e  r  jr  u  n  tf  und  B  e  \v  i  f  t  u  ii  g.  Ein  in  orstei-  Linie  an  die 
Kegierongspräsidenten  in  der  Hheinprovinz ,  dann  aber  auch  zur  ent- 
sprechenwMi  Beachtung  an  die  übrigen  Regierungsprftsidenten  und  an  den 
Pnli/celprSsidenten  in  Berlin  gerichteter  Erlass  des  preussischen  Mini.sters 
des  Innern  und  de.s  ^finister.s  für  TTaiidtd  \ind  Gewerbe  vom  3<^.  .Ttmi  1903, 
botr.  l\nhepau.sen  für  die  Angestellten  in  Gast-  und  Schankwirt.H«  hal'teu 
(vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  488)  stellt  fest,  dass  durch  die  Vorschrift  über  die 
Oewfthrung  der  24-stflndigen  Ruhezeiten  nach  Ziff.  4  Abs.  1  und  2  der 
BundesratsvertHidnung  vom  23.  Januar  ltM)2  (vgl.  Bull.,  Bd.  I,  8.  X  und 
131/  nur  die  gewerbliche  Besi  hnftigung  der  Angestellten  geregelt  winl 
und  demnach  für  die  UnterueLnier  die  Verpflichtung  besteht,  die  Ange- 
stellten wählend  dieser  Kuhezeiteii  nicht  zu  gewerblicher  Arbeit  heran- 
snziehen;  dass  aber  die  Befugnis  des  Prinsipals,  für  die  seiner  Haue- 
^enossenschaf^  angehörende  Angestellten  die  im  Interesse  der  Hausordnung 
erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen,  durch  die  erwilhnt«  Be'jtimmung 
der  Bondesratsverordnung  vom  23.  Januar  IdOB  nicht  bcriilu  t  wird,  so- 
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fern  nur  den  Angestellten  dadurch  der  Genura  der  freien  Tage  nicht  iin- 
mdgUeh  gemacht  vird. 

10.  Verkehr.  Eine  Verordnung  dea  britiaohen  Board  of  Trade 
▼cm  8.  August  li)02  (vgl.  Boll.,  Bd.  II,  8.618)  enthftlt  Un&Uverhfltungs- 

Vorschriften  für  Eisenbahnangestellte. 

Ein  köni<?1.  Erlaus  vom  7.  Mai  1903  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  54J>i  re^relt 
die  Sonn-  und  Feiei  lagsruhe  der  Angestellten  im  Post-  und  Telegraphen- 
dienste  in  Portugal.  Der  Erlaaa  sichert  im  Effekte  den  Angestellten 
dieser  Dienatsweige  an  Sonntagen  und  an  den  im  Art.  1  des  Erlasse« 
namhaft  gemachtfiii  FfM'erta^'on  eino  nmintorbrncheiie  Dif nstrulio  von  1  THir 
nachinitta:^«  nji ;  oiiio  Auöuahmo  liiervon  bikleii  die  mit  der  Leerung  dar 
Zentral brieilcajitdn,  mit  der  Expedition  der  Feileisen  betrauten  Angestellten 
und  die  Angestellten  der  Telegraphenbnreeux  mit  annnterbro<^ener  Ex- 
pedition. Hinsichtlich  dieser  Beamten-  und  Angestelltenkategorien  be- 
.stimmt  der  Erlans,  os  solle  an  Sonn-  und  Feiertagen,  ohne  Anndeiun','  de.s 
Diensiplane.s  nach  aussen,  der  Dienst  so  oingerichtot  werden,  daas  die 
Mehrzahl  der  betretfenden  Angestellten  der  Ruhe  gemessen  kann,  und 
dass  diese  Rnhe  nach  und  nach  allen  augute  komme. 

Zum  sehweiaerischen  Bundesgesetz,  betr.  die  Arbeitszeit  beim 
Betrieb  der  Ei'ionbahnon  und  anderer  Verkehrsanstalten,  vom  19.  Dezember 
(vgl.  Bull.,  Bd.  I,  S.  TiX,  «571  — »;73~i,  zu  welchem  unter  dem  22. 
September  Um  und  5).  Oktober  11)03.  {vgl  Bull.,  Bd.  II,  S.  LXIV, 
409 — 415)  je  eine  Ausfahrungsverordnung  fflr  die  Haupt*  und  Neben» 
bahnen  erlassen  wurde,  erfloss  unter  dem  UK  November  19U3  eine  dritte 
Vollziehungsverordnnng  in  Bezug  auf  den  Telegraphen-  und  Tc!e|)liond)on8t 
(vgl.  Btdl.,  Bd.  11,  r)H2).  Die  Verordnung  bezeichnet  zuerst  diejenigen 
Beamten-,  Angestelltou-  und  Arbeiteikategorien,  auf  welche  die  Bestim- 
mungen des  Oesetaee  vom  19.  Desember  1902  Anwendung  finden,  ,und 
bestimmt,  dass  die  Dauer  der  wirkliehen  Arbeitszeit  in  der  Regel  nicht 
fibor  1<>.  dift  Dauer  dor  DiAnstbftroitschaft  nicht  fib^r  15  und  die  D.'iner 
der  imuntorbrochenen  iiidiezeit  nicht  unter  y  Stunden  pro  Tag  betragen 
solle.  Als  Nachtarbeit  gilt  jede  Arbeit  in  der  Zeit  zwischen  11  Uhr 
abends  und  7  Uhr  morgens,  die  mit  einem  Lohnauachlage  von  26  Pros, 
honoriert  wird.  Von  den  Kuhetagen  aollen  mindestens  17  auf  Sonntage 
fallen,  der  Rest  wird  als  Urlaub  gewahrt,  und  zwar  zur  Hälfte  im  Fnili- 
jahr,  zui-  Hälfte  im  Herbst«  Endlich  enthält  die  Verordnung  Bestimmungen 
Uber  die  Anlage  und  Führung  der  zur  Dnrchflihmng  und  Kontrolle  not- 
wendigen Register  und  Formulare,  und  hebt  mit  dem  1.  Januar  1904, 
als  dem  Datum  ihres  Inkrafttretens,  dio  Geltung  der  Verordnungen  vom 
28.  April  ISya  und  vom  21.  Juli  1891  aiü". 

in.  Arbeitsverwaltung. 

Dnn-li  einen  Beschluss  der  Legislative  von  Massachusetts  vom 
5.  Juni  J1J03  (vgl.  Bull,,  Bd.  11,  8,  515)  soll  durch  den  Gouverneur  eine 
etftndige,  aus  5  Mitgliedern,  darunter  mindestens  einem  Arbeitgeber  und  einem 

Arbeitnehmer  bestehende  Kommission  eingesetzt  werden,  die  eine  begut- 

achtondf  tiiid  \  1 'rboraf onde  Funktinn  Ihmhi  Frlrisso  von  Gp^f^tret»  nnä  Vor- 
ordnungen, durch  welche  die  Beziehungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern geregelt  werden,  austtben  soll. 
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Sün  russisoher  MinUtariftkrlaM  vom  80.  Mai  1903  (vgl.  Boll., 

B^.  IT.  S.  551)  regelt  das  Verhftltnis  zwisehATi  Apt  Fabrikinspektion  einer- 
seit8|  dem  Finanzmi&isteriuin  und  dem  Ministerium  des  Innern  andererseits. 
D«r  Eirlass  stellt  sich  teilweise  als  ein  Akt  zur  Durohftüinmg  des  kaiserl. 
lüuiifMtoe  Tom  26.  Februar  1908,  betr.  die  Dezentralisatioik  der  Innern 
Verwaltung  dar,  teilweise  als  vorläutiger  Abschluss  der  zwischen  den 
beiden  Ministerien  seit  längerer  Zelt  schon  über  diese  Frage  geführten. 
Unterhandlungen.  Eine  definitive  Regelung  soll,  wie  im  Eingang  des  Er- 
laseee  feetgestellt  wird,  im  gesetBliehen  Wege  erfolgen. 

Im  Finanzministerium  wird  ein  besonderes  Zentralorgan  für  Industrie- 
Angelegenheiten  errifhret,  dem  die  olierste  Leitung  des  Fabrikiiispektions- 
(liensfes  obliegt.  Dio  Ernennung'  der  Fabrikinspektoren  erfolgt  diimh  das 
!<  inauzministerium  mit  Zustimmung  der  dem  Ministerium  des  Innern  unter- 
stahenden  GonTemenre  oder  anderer  Vertreter  der  administratiTeii  Gewalt. 
"DtM  Finanzministerium  erlftest  mit  dem  Ministerium  des  Innern  gemein- 
same Instruktionen  für  die  Fabrikinspektoren,  die  unter  der  Leitun«:  des 
Oouverneurs  amtieren  und  von  diesem  ebenfalls  Instruktion  erhalten. 
Die  Urlaubserteilung  an  die  Inspektoren  bis  zur  Dauer  von  14  Tagen  ist 
ijache  der  Gouveraeare,  die  auch  berechtigt  sind,  von  den  Inspektoren 
«inmalige  oder  periodische  Berichte  za  verlangen,  und  femer  in  keinen 
Aufsclmb  duldenden  Fülküi  die  Anordnungen  des  Faltrikiiispekrionspernionals 
unter  gleichzeitiger  Berichterstattung  an  das  Finanzministerium  abzuändern 
«der  anfsnheben. 

Eiu  russisches  Gesetz  vom  10.  Juni  1903  (vgl.  Bull.,  Bd.  II.  S.  562) 
flGhafft  die  geeetsliche  Basis  zur  Bbrichtong  von  Arbeiterausschtbasen 

(„Ael testen").  Mit  behördlicher  Genehmigung  und  mit  Genehmigung  der 
BetI•i('b^^!eitunf»:  dflrfon  die  Arbeiter  der  ^cwerbüclien  Il(?triebe  kategorien- 
weise .,Aelte8te"  wählen,  um  durch  die^e  mit  der  Fabrikleitung  und  den 
Behörden  Unterhandlungen  über  die  Arbeitsverhältnisse  und  die  Aasfttli- 
rang  des  Arbeitsvertrages  su  fthren*  Die  gewählten  and  von  der  Betriebe- 
leitung bestätigten  Aeltesten  können  Versammlungen  der  von  ihnen  ver- 
tretenen Arbeiterkatei^orien  ynir  Besprechung^  ihrer  Angelegenheiten  einberufen 
und  auch  untereinander  zu  Beratungen  zusammentreten.  Aelteste,  die  ihre 
Aufgaben  nidit  erfHUen,  ktfnnen  vom  Gonvemeiir  ihres  Amtes  enthoben 
werden, 

IV.  SnquetesL 

Vom  österreichischen  k.  k.  arbeifsstati-itischen  Amte  sind  die 
Ergebnisse  zweier  im  Jahi-e  1898  und  19u2/iyu8  veranstalteten  P^rliobun^jen 
über  die  Lage  der  Wächter  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbakneu,  und 
ttber  die  Arbeitsaeit  in  Handebbetrieben  mit  Ausschluss  des  Detailwaren- 
liaiuiels  herausgegeben  worden. 

Boxeh  einen  Beeohluss  der  Legislative  vom  4.  Novembe  r  1!»03  wurde 
-das  arbeitsstatistische  Amt  von  Massachusetts  beauftragt,  die  En  icbt  nn^ 
iinentgeltlicher  Arbeitsnachweisämter  zu  erwägen  und  der  nächsten  gesetz- 
gebenden Versammlung  sowohl  tlber  die  Errichtung  und  den  Betrieb  solcher 
Arbeitsnachweisimter  in  anderen  Staaten  und  Lftndem  zu  berichten,  als 
«aoh  gedgnete  VorschlBge  ftlr  die  Ejrridhtnng  solcher  Aemter  im  Common- 
wealth vortobringen. 
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Die  Ergebnisse  der  vom  französisch  e  n  höheren  Arbeitsbeirar  v^i  an- 
stalteteii  Erhebung  liber  die  « frganisationen  zur  Versicherung  gegen  die 
wirt8chaitliehen  folgeu  der  Arbeitslosigkeit  liegen  nuiuuehr  m  einem  von 
dieeem  Baiarate  herausgegebonen  Bande:  „Lea  euases  de  chomege"  vor. 

üeber  zwei  weitere,  von  demselben  Beirate  veranstaltete  Erhebungen 
liegen  ebenfalls  nunmelir  die  Bericbto  vor,  und  zwar:  Enquete  et  '^of^-timents 
8ur  le  delai-conge"  und  „La  reglementation  du  travaii  dans  les  eutrepriae» 
de  transport." 

Das  Departement  des  Innern  des  Kantons  Basel-Htadt  veranstaltet 
eine  Enquete  ttber  die  ArbeitsTerliftltnisse  im  Bftckergewerbe,  insbesondere 

Uber  die  Fragen,  ob  die  Arbeits-  und  Schlafr&xmie  einer  besonderen  sani« 

tarischen  Kontrolle  bfib'irfen  und  ob  dir  Dauer  der  Arbeitszeit  gesotzlich 
zu  regeln  «ei.  Da«  statisti.sche  Amt  des  Kantons  hat  femer  an  die  staat- 
liche Arbeitslosenkommission  über  „die  Arbeitslosigkeit  in  Basel  im  Winter 
1902/1908<*  Bericht  erstattet. 
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Bulletin 

dM 

Inleinationalen  Arbeitsamtes, 

Arbeiterschutz. 
I.  Allgemeinar  ArbeteMimta. 

I.Kinderarbeit.  Durch  §  14  Abs.  1  desdenteehenO^et«»  betr. 

Kinderarbeit  in  ge\verbli(  1ipi>  Betrieben  vom  30.  März  1903  (Bull.,  Bd.  II, 
S.  I  ff.  und  1  ff.)  wurde  dor  Bundesrat  ermnchtipTt,  für  die  ersten  2  Jahre 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzen  von  dem  in  ^  12  und  13  aus- 
gesprochenen Verbote  der  Beschäftigung  eigener  Kinder  Anenahmen  zu- 
tnlassen. 

Aid  Grund  einer  «Imch  die  Bundesstaaten  über  die  XotwoiiiHt^keit 
solciier  AnsTiahraen  für  die  einzoltien  Betriebe  veranstaUeToü  Erliohimg 
(BulL,  Bd.  II,  tl.  XXIX  uiid23G;  erüofjs  uuumelir  unter  dem  17.  Dezember 
190S  ein  Brlaas  des  Bandesrates,  betr.  Auanahmen  von  den  Vorschriften 
der  §^  12  nnd  18  Abs.  1  de.s  Einderschutzgesetzes  (Bull.,  Bd.  II,  8.  591). 
Der  Erlass  f^estattet:  1)  dass  in  der  Bandweberei  des  prenssischen 
Begierungsbezirkes  Düsseldorf  und  in  der  Band-  und  Stnitweberei  den 
badischen  Kreises  Waldshnt  eigene  Kinder  mit  dem  Spulen,  aach  mittelst 
durch  elementare  Kraflb  betriebener  Spulmaschinen,  bis  zum  31.  Desember 
1905  beschäftigt  werden,  vorausgesetzt,  dass  sie  am  1.  Januar  1904  das 
10.  Altersiahr  vollendet  haben,  dass  ferner  Wohnung  und  Werkntiltte  in 
demselben  Hause  sich  bednden  und  in  der  Werkstätte  nicht  mehr  als 
drei  Webstflhle  betrieben  werden,  und  dass  endlich  die  gesetsliohen  Be- 
stinunnngen  ttber  die  Pausen  befolgt  werden ;  2)  da.ss  in  87  in  einem  be- 
sonderen Verzeichnisse  namhaft  gemachten  Industriezweigen  und  in  den 
Betrieben,  die  in  demselben  Vor/eichniHso  für  jt^jon  der  Industriezweige 
augegeben  sind,  eigene  Kiuder  uttler  lu  Jahren  beschäftigt  werden  dürfen, 
vorausgesetxt,  dass  sie  am  1.  Januar  1904  das  8.  Aliersjahr  vollendet 
haben,  und  dass  in  den  Werkstätten,  in  welchen  sie  beschäftigt  werden, 
dnrcli  elementare  Kraft  bewegte  Triebwerke  bloss  vorübergehend  aar  Vei*- 
weudung  kommen. 

Durch  einen  weiteren  Erlass  vom  17.  Dezember  1903  (Bull.,  Bd.  II, 
8.  591)  hat  der  Bundesrat  auf  Grund  des  §  4  Abs.  2  des  Kindersobutz- 
gesetzes  an  dem,  dem  Gesetze  anliegenden  Verzeichnisse  der  Werkst&tten, 
in  welchen  Kinder  nicht  beschäftigt  werden  dürfen  (Bull.,  Bd.  II.  S.  (\) 
eioe  Abl^derung  vorgenommen.  Das  Vorbot  der  Beschäftigung  von 
Kindern  in  Werkstätten,  „in  denen  Blei,  Kupier,  Zink  oder  Legierungen 
dieser  Metalle  bearbeitet  oder  verarbeitet  werden",  wurde  dahin  ein- 
:To?chr5nkt,  dass  sich  niclit  auf  Werkstatten  erstreckt,  „in  denen  aus- 
schliesslich eigene  Kindor  und  diese  lediglich  mit  Sortieren  und  Zusammen- 
setzen von  Uhrenbestandteilen  beschäftigt  werden''. 
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Dor  preassischen  Aasführangsverordnung  zum  Kinderschaisgeset^e 

<Bull.  Bd,  II,  S.  LXX  und  491)  sind  nunmehr  gefolgt  eine  bayerische 
Bekanntmachung  vom  20.  Dezember  1903  und  eine  Bekanntmachung  des 
hamburgischen  Senats  vom  '60.  Oktober  1903,  letztere  begleitet  von 
einem  Erlasse  der  Oberschnlbefaffrde  vom  November  1^)8  und  einer  Be- 
kanntmachung  der  PolizeibehtJr  le  vom  29.  Deeember  1903  (BulL,  Bd.  II, 
8.508,  (^01 — r;03  .  Dio  bayerisclio  Bekanntmachung  enthlUt  nntor  anderem  die 
Bezeichnung  derjenigen  bayeiusclien  Rehfirden,  die  als  höhore  Verwaltuiigt»- 
behörden",  „untere  Venvaltungöbfshörde ' ,  „Schulauisicht.sbehürde  und 
„OemeindebebOrde**  im  Siiiiie  des  Kinderoebutegesetees  aa  verstehen  sind ; 
sie  enthalt  ferner  Anweisungen  fUr  die  unteren  Verwaltungsbehörden 
hinsichtlicli  der  ihnen  £^esetzlich  zustehenden  Rechte  zui*  Gewährung 
von  AuHiialimeu  vom  Verbote  der  Beschäftigung  von  Kindern  (vgl.  §  (», 
Abs.  2,  §  8  Abs.  2,  §  9  Abs.  2  u.  3,  §  15  und  §  17  Ab«.  1  des  Gosetzes) ; 
femer  Bestimmungen  über  die  Verseiciinisse  der  fremde  Kinder  bescbftfti- 
genden  Betriebe,  sodann  Uber  die  Ausstellung  von  Arbeitskarten ;  sie 
regelt  die  Erlassunj^  von  Anprahmen  hiiisiehtlich  der  Besehäftigiin^  eigener 
Kinder  im  Betriebe  von  Gast-  und  Schankwirtschaften,  gemäss  dem  Gnmd- 
eatae,  daas  dabei  in  keinem  Falle  tinter  das  Alter  von  10  Jahren  herab- 
gegangen werden  soll:  es  wird  der  Erlass  der  auf  Grund  des  §  2o  des 
Gesetzes  zulässigen  pnli/piHr  bnn  Vt>rfüguii;j;en  geregelt  und  endlich  werden 
den  mit  der  Aufsicht  in  erster  T.iiiie  betrauten  Ortapolizeibehörden  die  ent- 
sprechenden Anweisungen  erteilt.  Die  bamburgische  Bekanntmachung 
des  Senates  vom  90.  Oktober  1903  enth&lt  lediglich  die  Beaeiehnnng  der 
hamburgischen  „höheren",  ..unteren",  „Schulaufsich ts-"  und  „Gemeinde- 
behörde" im  Sinne  des  KeichsgesetzeS;  während  die  weitere  Ausführung 
der  Gesetze  in  der  Bekanntmachung  der  PnliTieibehörde  vom  2y.  Dezember 
1903  enthalten  ist.  In  dieser  Bekanntmachung  wird  auch  auf  Grund  de» 
§  8  Abs.  2  des  Beicbsgesetses  eine  Ansnahme  insofern  statniert,  dass  bis 
zum  1.  April  1904  Ober  11  Jahre  alte  Kinder  beim  Austragen  von 
Zeitungen,  Backwaren  und  Milch  bereits  von  Thr  morgens  an  und  vor 
dem  Vormittagsunterricht  beschäftigt  werden  dürfen. 

Durch  §  1  Abs.  2  des  dftnisehen  Oesetses  vom  11.  April  1901, 
betr.  die  Arbeit  in  Fabriken  und  damit  gleichgestellten  Betrieben  (Bnll., 
Bd.  I,  S.  IV  und  13  ff.)  wurde  bestimmt,  dass  flir  solche  Gewerbszweige, 
die  dem  Ooset/e  narh  §  1  Abs.  1  nicht  unterfstehen,  auf  Vorschlag  eines 
Gemeindevorstandes  durch  eine  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern, 
nadi  Einholung  einer  Erklftrung  des  Arbeitsrates,  die  Verwendung  von 
Kindern,  welche  die  Schule  ncch  nicht  g&nslicb  absolviert  haben,  en'wr  Jr  r 
eingeschränkt  oder  gänzlich  verboten  werden  kann  in  ^  ^ass  dif  Ver- 
wendung von  Personen,  die  zwar  die  ;:esctzlifhe  S(lin![itii("}it  abstdviert, 
aber  noch  nicht  das  18.  Altersjahr  vollendet  haben,  in  dem  Umfang  ein- 
geschr&nkt  werden  kann,  der  fttr  die  Gesundheit  oder  Sittlichkeit  der 
Betreffenden  notwendig  erscheint. 

Auf  Grund  dieser  n^esetzHchen  KrniilchtijL'unf::  hat  die  Gemeinde  Knpen- 
bagen  unter  dem  2i3.  Mai  1903  eine  vom  Ministerium  des  Innern  ge- 
nehmigte Bekanntmachung  zur  Einschränkung  der  Arbeit  von  Kindern 
und  Jugendlichen  in  den  dem  Gesetze  vom  23.  Hai  1908  nicht  unter- 
stehenden Betrieben  erlassen  (Bull.,  Bd.  II,  S.  644). 

Die  Bekrinntmaehuufr  erntreckt  pich:  1)  auf  das  Vertragen  von  Milch, 
Brot,  Gebäck  oder  Zeitungen  auf  Kechnung  von  Händlern ;  2)  auf  die 
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Be«!ch^lftig^^n;r  beiui  Kegelspiel  xmd  in  Wirtschaften,  bei  Karouasels  und 
Schi*3i*t»buden  ;  '6)  auJ  die  BeschStrigimg  ausser  dem  Hatise  Al'füllon  vf^n 

Flaäcb&ubier  oder  Petroleum;  4)  auf  die  Beschikitiguug  iiu  üandulsgewerbe 
b«i  anderen  Personen  als  den  Eltern  des  Kindes. 

Die  Regelung  erstreckt  sich  nach  drei  Seiten  liin :  1)  für  Kinder  unter 
1*2  Jahren  ist  die  Beschftfti^'nn^^  in  den  vorgenannten  Berufszwei ixeti 
vuUig  verboten;  2)  für  solche  im  Alter  Uber  12  Jahren  ist  sie  gestattet, 
jedoch  nicbt  vor  0  Uhr  morgens,  nicht  nach  8  Uhr  abends  und  nicht 
iBnger  als  6  Stunden  tftglidi,  mit  i^echloss  einer  ViBtilndigen  Ruhe- 
pause, und  nur  anter  der  VorausBetzung,  dass  diese  Kinder  ein  ftnetlichen 
Tauglichkpitszentfni«  besitzen  tnid  daf«s  die  Beschäftigung  weHlfr  wRhrend 
des  obligatoriädien  tJchul-  oder  Heiigionsunterrichts,  noch  wahrend  der 
dem  ÜBterriclkte  nnmittelbar  vorangehenden  2'/r  Stunden,  noch  endlich 
an.  Sonn-  oder  Festtagen  stattfindet;  letztere  Sinschrftnknng  berieht  sieh 
nicht  auf  das  Austragen  von  Brot,  GebSck  und  Zeitungen ;  3)  Jugend- 
liche bis  zum  zurUckgeleirten  18.  Altersjahre  dürfen  im  Handelsgewerbe 
nicht  sor  Nachtarbeit  herangezogen  werden,  mit  Ausnahme  der  den  Sonn- 
nnd  Festtagen  yoraiiBgehenden  Abende  und  der  14  Tage  vor  Weihnachten. 
Die  Bekanntmachung  trat  mit  dem  i.  August  VJOS  in  Kraft. 

In  Illinois  bestimnif  das  Ge.setz  vom  15.  Mai  ü'On  Bull.,  Bd.  II, 
S.  648),  dass  kein  Kind  unter  15  Jahren  in  irgend  einem  Betriebe  des 
öastwirtschaftsgewerbea,  in  welchem  alkoholische  Getränke  aut^geschenkt 
werden,  in  einem  kanfinftnnischen  Betriebe,  als  Liftjnnge,  Ansl&ofer,  femer 
in  Fsbciken  und  Werkstfttten,  Ladengeschäften,  Bureaux,  Hotels,  Waren- 
hRu<>em  oder  als  Kegeljuiige  oder  Fulirmann  heschiirf  i^'t  w  erden  dari".  T>ie  Be- 
schäftigung von  Kindern  bei  anderen  Verrichtuiigou  ist  nur  während  der 
Schulferien  gestattet,  doch  nicht  vor  7  Uhr  morgens  und  nicht  nach  6  Uhr 
abends  und  nicht  Itager  als  8  Stunden  tft|^eh. 

Kinder  im  Alter  zwischen  14  und  16  Jaliren  dürfen  nicht  zwischen 
7  Uhr  abends  und  7  Uhr  morgens  und  nicht  IHnger  als  8  Stunden  täglich 
beschättigt  werden.  Die  Beschäftigung  dieser  Kinder  bei  bestinunteu,  im 
§  11  des  Gesetzes  aufgeführten  Verrichtnngen  ist  yerboten.  GmndsfttB» 
lieh  ist  femer  jede  Beschäftigung  von  Mftdchen  im  Alter  unter  16  Jahren 
bei  allen  solchen  Arbeiten,  die  ein  ununterbrochenes  Stehen  ▼erlangen, 
verboten. 

In  New  Jersey  wurden  die  im  Gesetze  von  1883  enthalteneu  An- 
aAtae  au  einem  Kinderschntse  dnroh  nwei  Oesetae  von  1908  (BtdI.,  Bd.  II, 
S.  658)  derart  auBgebaut,  dass  nunmehr  die  Besehiffcigung  von  Kindern 
im  Alter  nnter  14  Jahren  in  Fabriken,  Bergwerken  und  WerkstAtten 

schlechterdings  verboten  ist. 

Hinsichtlich  der  Kinderarbeit  bestimmt  in  North  Carolina  das 
Oasets  vom  9.  Mftm  1908,  dass  Kinder  unter  12  Jahren  überhaupt  nicht 
beschäftigt  werden  dürfen  und  dass  die  Arbeit.sdauer  der  Jugendlichen 
im  Alter  zwischen  12  und  18  Jahren  66  Stunden  wöchentlich  nicht  Uber- 
steigen dart  (Bull.,  Bd.  II  Ö.  659). 

Das  Kinderschntsgeseta  von  Wisconsin  von  1903  (BulL,  Bd,  II, 
S.  661)  verbietet  grundsätzlich  die  Beschftftigun«^'  von  Kindern  unter 
13  Jahren  in  Fabriken,  Werkstäfton,  Minen,  aul  Jve.^elbaliuen,  in  Bai.s 
oder  Biergärten;  in  anderen  Goworbozwoigen  dürfen  Kinder  im  Alter 
zwischen  12  und  14  Jahren  während  der  Schulferien  zur  Arbeit  nur  dann 
herangezogen  werden,  wenn  sie  mit  einem  von  der  Behörde  ausgestellten 
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Erlaubnisscheine  \  ersehen  sind  ;dieser  Erlaubnindiein  ist  auch  Voraussetzung 
für  die  Beschäftigung  aller  Kinder  im  Alter  zwischen  14  und  16  Jahren 
(vgl.  auch  unter  „Berufl.  Arbeiterschutz",  Verkeiirsge werbe,  Wisconsin). 

Das  Geltangsgebiet  der  fransOsiechen  EindemiiutzgesetEe  yom 
7.  Dexember  1874  und  vom  19.  April  1898  wurde  durch  Verfmlniuig  vom 
II.  Dezember  190.3  auf  Algier  ausgedehnt  (BaU.,  Bd.  II,  669;  vergL  audi 
BaU.,  Bd.  I,  ä.  VU  und  158  ff.). 

2.  Arbeitszeit.  In  North-Carolina  wurde  durch  Gesetz  vom 
9.  März  1903  (Bull.,  Bd.  II,  8.  «59)  bestimmt,  dass,  falls  keine  ander- 
weitigen vertraglichen  Abmachungen  vorliegen,  66  Stunden  als  Arbeite- 
woche  angesehen  werden  sollen. 

Dnroh  Gesetz  von  1903  (Bull.,  Bd.  II,  S.  645)  wurde  in  Californien 
der  S-stflndige  Arbeitstag  für  die  bei  ö  f  f  e  n  1 1  i  c  Ii  e  n  Arbeiten  beschäftigten 
Arbeiter  und  Angesteliten  eingeführt,  durch  Gesetz  vom  7.  April  liHJS 
(BulL  Bd.,  11,  8.  647)  die  gleiche  Arbeiisdauer  für  die  bei  üdentiichen 
Arbeiten  besohftftigten  Arbeiter  der  Stadt  Wilmington  im  Staate  Dela- 
ware (vgl.  auch  unter  „Berufl.  Arbeiterachuti^  Metallarbeiter,  Connec* 
ticnt;  Verkelirsgewerbe,  Minnesota). 

Nach  Sektion  49  des  britischen  Fabrik-  und  Werkstättengesetzes, 
1901,  darf  in  bestimmten,  in  der  U.  Beilage  des  Gesetzes  aufgeführten 
Nichttextilindttstrien  die  Arbeitszeit  der  Frauen  an  90  Tagrai  im  Jahre,  mit 
Ausnahme  des  Samstags,  auf  die  Zeit  zwischen  6  Uhr  morgens  und  8  Vhr 
abends,  oder  zwischen  7  Uhr  morgens  und  9  Uhr  abends,  odor  endlich 
zwischen  8  Uhr  morgens  und  10  Uhr  abends  verlegt  werden,  vorausgeseUt, 
dass  den  so  beschäftigten  Frauen  Rtihepansen  im  G^samtansmasse  von 
mindestens  2  Stunden  gewährt  werden  und  dass  diese  XJeberschreitung 
der  normalen  Arbeitszeit  nicht  an  melir  als  an  3  Tagen  im  Laufe  einer 
Woche  statthndet.  Abs.  3  der  Sektion  4;<  gibt  dann  dem  Staatssekretär 
die  Ermächtigung,  diese  Ausnahmebestiramungeu  auch  auf  weitere  In- 
dustrien anszud^nen.  Von  diesor  flkmftohtigung  wnrde  dnreh  Erlass  vom 
29.  Dezember  1903  (BulL,  Bd.  II,  S.  678)  für  eine  Reihe  im  Erlasse  auf- 
geführter Industriezweige  Gebranch  gemacht  und  die  neue  Bestimmung 
hinzugefügt,  dass  in  den  .\rbeit.s räumen  in  solchem  Falle  der  Ueberzeit 
ein  Luftraum  von  40(">  Kubikfuisri  vorhanden  sein  murine. 

3.  Werks  tatteuhygiene.  In  Connecticut  wurde  durch  Ge- 
setz vom  29.  April  1908  (Bull.,  Bd.  II,  S.  646)  die  Verwendung  geftrbtefti 
gerippten  oder  mattierten  Glases  für  Fabrikfenster  verboten. 

Ein  Oesetz  von  1003  (Bull.,  IM.  11,  S.  662)  ordnet  die  Einrichtung 
von  Klosetts  iii  allen  Fabriken  des  Staates  Wisconsin  au.  die  mehr  als 
8  Arbeiter  beächäftigeu,  und  zwai-  je  ein  Klosett  für  20  Arbeiter. 

Bin  Erlass  des  britischen  Staatssekretftrs  vom  2.  November  1908 
(Bull,,  Bd.  II.  8.  669)  dispensiert  eine  Reihe  in  einer  Anlage  aufgezählter 
Industriezweige  von  der  durch  da.s  Fabrik-  und  Werkstättengesetz.  1901. 
aulerlegten  Verptiichtung  zum  periodischen  Woisseln  der  Arbeitsräurao, 
vorausgesetzt,  dass  diese  Betriebe  bestimmten  Anforderungen,  die  im  Erlast 
ansgesproehen  werden,  und  die  den  Luftraum  und  die  allgemeine  Reinlich* 
keitspflege  betreffen,  nachkommen. 

Ein  niederländischer  kgl.  Beschlusg  vom  16.  März  J!h»8  (vgl. 
Bull.  Bd.  II,  S.  685)  zur  Ergänzung  des  kgl.  Beschlusses  vom  7.  Dezember  1896 
«ilhilt  Vorschriften  gewerbehygieniselMr  Natur,  die  nunmehr  auch  auf  eine 
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Reihe  von  Itidustrion  ausgedehnt  werden,  welche  dem  kgl.  Beschlüsse 
vom  7.  Dezember  18UG  uidit  uiitergtauden  (vgl.  auch  unter  „Berufl.  Ar- 
beiterschutz   Bergbau,  Illinois). 

3.  Lohnzahlung,  Lohnsicherang,  Lohnpi ftndung.  Ein 
Erlaas  des  preassi sehen  IfiniBteriamB  der  öffentlidieii  Arbeiten  vom 
15.  September  1903  (BuU.,  Bd.  n,  S.  596)  Ändert  den  §  11  der  aU> 

gemeinen  Vertragsbodiiigiitif:^en  für  die  Ausführung  von  8taat<?bautcn  im 
Sinne  der  Gewübrung  einer  grösseren  Koiitrollmöglichkoit  für  die  arbeitsver- 
gebeude  Behörde  über  die  Verträge  und  die  Gettchäilägebarung  der  Unter- 
nehmer mit  ihren  Lieferanten  auf  der  einen,  den  Handwerkmn  nnd  Arbeitern  anf 
der  anderen  Seite  zmn  Zwecke  einer  besseren  Sicherung  der  Forderungen 
der  Handwerker  und  der  Löhne  der  Arbeiter.  Durch  Erlass  vom 
22.  Dezember  IMS  (Bull.,  Bd.  II,  S.  595)  hat  das  Minibteriuni  für  Handel 
und  Gewerbe  angeordnet,  dass  der  vorerwähnte  Eilass  des  Ministeriums 
der  Offentlidien  Arbeiten  auch  bei  Arbeitsvergebungen  im  Bereiche  der 
Handels-  und  Gewerbeverwaltung  zu  befolgen  sei. 

Ueber  Lohnpföndung  hat  Connecticut  unter  dem  15.  Mai  1903 
(BulL,  Bd.       S.  64ti)  ein  Gesetz  erlassen. 

Illinois  hat  dnrch  Gesetz  rom  14.  Hai  1903  (Bull.,  Bd.  II,  8.  648) 
die  volle  Aussahlnng  der  Löhne  am  Lohntage  angeordnet  nnd  alle  ander- 
weitigen Vertrage  für  unzulässig  erklart. 

Das  Gesetz  von  Missouri  vom  23.  Marz  Um  (Bull.,  Bd.  TT,  S.  666) 
ordnet  die  Lohnzahlung  in  gesetzlicher  Münze  und  in  Zwischen  räumen 
von  höchstens  15  Tagen  f&r  Bergwerke  nnd  Steinbruche  an. 

Die  Regelung  der  Akkordarbeit  und  der  Erspamisprftmien  in  den 
französischen  staatlichen  Pulver-  und  Salpeterfabriken  l)ilden  den 
Gegenstand  eines  Rundschreibens  des  Kinegsministers  vom  29.  August  1903 
(BuU.,  Bd.  n,  S.  664).  Die  detaillierten  Ausführungen  dieses  Rundschreibens 
haben  den  Zweck,  m  yerhindem,  dass  die  Arbeiter  dieser  staatlichen 
Betriebe  durch  Akkordarbeit  in  der  Höhe  ihrer  Lolmbetrftge  gesch&digt 
werden.  Den  gleichen  Zweck  verfolgt  ein  zweites  Rundschreiben  des 
Kriegaministers  vom  8.  November  19Ua  (Bull.,  Bd.  Hj  S.  668;  betreffend 
die  Arbmter  der  staatUchen  Artilleriewerkstfttten. 

Zum  Schweiz.  Bundesgesetz  über  die  Arbeit  in  den  Fabriken  ist  im 
Kanton  Tessin  ivgl.  Bull.,  Bd.  TT,  S.  001)  unter  dorn  25.  November  IfKB 
eine  Ausführungsverordnung  erflossen,  dir  lio  Lohnzahlung  und  das  Bussen- 
wesen den  bundesgesetzlichen  Bestimmungen  üntsprechond  regelt  (vgl.  auch 
nnter  yJiwtxB.  Arbeitersdkntz**,  Verkehrsgewerbe,  Missouri). 

5.  Eoalitionsrecht.  Zur  Sicherung  des  Koalitionsrechts  wurden  in 
Californien  (BnlL,  Bd.  II,  S.  645)  und  in  Uinnesota  (Gesetz  vom 

21.  April  1903,  Bnll.,  Bd.  II,  S.  665)  gesetzliche  Vorkehrungen  getrofTen. 
In  Californien  setzt  das  Gesetz  ausdriicklicli  fest,  dass  die  auf  ..\'er- 
f'-chwörung"  angesetzten  Straf  bestimmun  gen  auf  Streikende  niclit  amvondbar 
sind;  das  Gesetz  von  Minnesota  verbietet,  die  Austeilung  einer  Pereon  mit 
Bflcksieht  auf  ihre  frühere  Beteiligung  an  einem  Streike  sa  hintertreiben 
oder  zu  verhindern.  Li  Kansas  trat  hinzu  das  Oesets  von  1903  (vgl. 
Bull.,  Bd.  H,  651)  Btmi  Schatze  der  Arbeiter  gegen  politische  Beein- 
flussung. 

Das  französische  Gesetz  betr.  die  Amnestie  für  alle  aus  Anlasa 
von  Streiks  begangenen  GesetzesObertretungen,  zu  welchen  der  Entwurf 
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durch  den  Abg.  Paul  Constans  am  1.  Jtili  1!»nL',  unmittelbar  nach  dem 
gi'ossen  Bergarbeiterstroik,  in  der  Kammer  emgübracsht  und  von  dieser 
am  5.  Dezember  1902  angenommen  wurde,  fand  am  8.  Dezember  1903 
auch  die  Zustimmong  des  Senates  und  wurde  unter  dem  30.  Desember  190B, 
als  sofort  in  Kraft  tretend,  promulgiert  (Boll.,  Bd.  II,  S.  663). 

6.  0  offen  t  Ii  che  Arbeiten.  (Vgl.  unter  „Allg.  ArbeiterscliatK*^, 
Arbeitszeit,  Oalifornien  und  Delaware;  LohnsaUiiiiig,  Prenssen.) 

7.  Einwanderung.    Das  Sinwanderungsgesets  von  Britisch- 

Columbia  vom  4.  Hai  1903  (vgl  Bull,  Bd.  II,  a  680)  schliesst  von  der 

Eni\vandornn<^  allo  Personen  aus,  die  nicht  im  stände  sind,  in  irgend 
einer  eiirupiki sehen  Sjirache  ein  Gesuch  an  den  Gouvenieui-  um  Gestattun^ 
der  Eiuwaiiderang  äeibständig  auizut^etzeu  oder  ein  ihnen  von  den  Beamten 
vorgelegtes,  in  i^er  Muttersprache  abgefasstes  Schriftstttck  zu  lesen* 

IL  BeruClioiher  ArbeitersohntB. 

1.  Tierzucht  und  Fischerei.  Die  BeschAftigung  von  Frauen 
im  Alter  über  18  Jahren  nach  10  T'hr  Abends  ztim  Rpiosscn  der  Uorin^e 
wurde  in  den  Niederlanden  durch  oirien  Beschhiss  v<mi  18.  März  liUYd 
(Bull.,  Bd.  II,  S.  üSÜ)  einer  Neuregeluug  lUiterwori'eu.  Ed  werden  die  Ge- 
meinden aufgeführt,  in  welchen  diese  Naditarbeit  ttbei'haupt  gestattet  ist, 
nebst  Anf.'aben  für  jede  Gemeinde  darüber,  in  welchen  Monaten  und  bis 
zu  welcher  Stmilo  der  Naclit  die  Arbeit  gestattet  ist,  und  wie  oft  im 
Jahre  eine  i^rau  für  Nachtarbeit  herangezogen  werden  darf,  ürundsatziich 
dari'  die  Aibeit  nach  10  Uhr  Abends  dann  nieht  fortgesetzt  werden, 
wenn  die  Frau  von  6—10  Uhr  Abends  ununterbrodien  gearbeitet  hat,  die 
Nachtarbeit  darf  sich  forner  in  keiner  Gemeinde  über  2  Uhr  Nachts  aus- 
dehnen, und  keine  Frau  darf  innerhalb  24  Stunden  länger  als  8  Stunden 
arbeiten.  Endlich  muss  nach  jeder  Nachtarbeit  der  Arbeiterin  eine  uu- 
unterbrochene  7-stttndige  Buheseit  gewahrt  werden.  Ausserdem  enthalt 
der  Beschluas  allgemeine  hjgionische  Vorschriften,  Vorschriften  zuin 
Srlnit/e  schwangerer  Frauen,  und  Bestimmungen  snr  Sicherung  der  Durch- 
führung. 

2.  Bergbau.  Ein  Gesetz  von  Illinois  (Bull,  Bd.  II,  S,  648)  spricht 
die  Verpflichtung  zur  Errichtung  von  Waschräumen  für  Grubenarbeiter  aus. 

3.  Industrie  der  Steine  und  Erden.  Bui-ch  Erlass  vom 
2.  Dezember  1903  wurden  in  Belgien  die  Betriebe,  in  welchen  Muffel- 
öfen zur  Emaillierung  von  Toukacheln  aufgestellt  sind,  unter  die  gefthr- 
liehen,  gesundheitsschädlichen  und  lästigen  Betriebe  eingereiht. 

3.  Industrie  der  Steine  und  Erden.  Durch  die  Entscheidungen 

vom  Dezember  1001  „jid  vom  28.  November  1903  (Bull.,  Bd.  II,  S.  G7H\ 
der  hierfür  ein^oaotzten  Öpezial  Schiedsfrnnchte  wurde  die  Verwendung 
von  Bleiglasuren  bei  der  Fabrikation  von  irdenen  und  Porzellangeschirren 
in  Grossbritannien  einer  gesetzlichen  Neuregelung  unterwotfen. 

Es  ist  der  Grund.satz  auf<.:e.sr)  11t  worden,  das.>4  keine  Glssnren  ver- 
wendet werden  diirfen,  die,  nach  einem  in  der  Entscheidung  genau  präzi- 
sierten IJnter.suchuugsverfahren,  an  eine  verdüimre  Lösung  von  Chlor- 
wassersfntf  mehi*  als  5  Proz.  ihres  Trocken j^ewichtes  als  lösliche  Bleiverbin- 
dung abgeben. 
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Unternehmer,  die  sich  diesem  Verbote  nicht  fugen  wollen,  sind  nach 
wie  yor  berechtigt,  aaoh  andere  Glamren  zn  verwenden,  mfleseo  dann  aber 
eine  enteprechende  Brkl&nmg  dem  Fabrikinspekior  snateUen  and  sind 

fernei'  verpflichtet,  monatliche  Untersuchunppri  Ilirer  Arbeiter  diirch  Amts- 
ftrzto  zn  veranlaHsen  iintl  durch  Anschlag  einer  in  ihror  Form  vnrj^eschriebenen 
£rkiärung  im  Betriebe  »ich  verpflichten,  1)  Arbeitern,  die  durch  den  unter- 
mdienden  Amtaarat  ven  der  Arb^t  suspendiert  worden,  60  Plrot,  Aurea  Lohnea 
ao  lange  auaansahlen,  bis  sie  anderweitige  Arbeit  gefanden  haben;  2)  den 
Hinterbliebenen  solchnr  Arbeiter,  die  iinierlüilb  1»  ^lonnton  nach  ihrer  Siis- 
pendierung  an  ('in(>r  RloivoTfriftung  oder  don  Folgen  oiuer  Bleivergiftung 
sterben,  eine  >Suuime  auszuzahlen,  die  dem  Betrage  des  Lohneinkonunens 
der  letzten  3  Jahre  dann  gleichkommen  aoU,  wenn  die  Angehörigen  voll« 
ntftndig  auf  das  Lohneinkonunen  der  Verstorbenen  angewiesen  waren  und 
entsprechend  niedriger,  wenn  diese  Voraassetsong  nur  nun  Teile  antraf. 

4.  Mf  tallverarbeitung.    In  Connecticut  ordnet  ein  Oesetz 

vom  n.  Milrz  UK)3  (BnU..  B-l.  IT,  S.  t;47'  an,  dass  dio  Aiboitsilaner  der 
Arbeiter  in  S^lnnclzhUtteu  und  in  allen  anderen  Betrieben,  in  denen  «Inn 
Kesten  und  liaiimieren  von  Arsen  \org6nommen  wird,  8  Stimden  täglich 
nicht  ttberschreiton  darf. 

6.  Chemische  nnd  gesandheitsschftdliche  Industrie. 
Durch  kgl.  Erlass  vom  31.  Oktober  1903  (Bull.,  Bd.  II,  S.  «43)  wurden 

in  B  e  1  i  e  n  die  Fabi-ikcn,  in  w  elclirMi  Kani|i!"<'r  auf  sy ntliel ischem  Wege 
dtirrh  indirekte  Oxydation  dfr  Terpentiuessenz  gewonnen  wird,  unter  die 
gefährlichen,  gesundheitsschädlichen  und  lästige»  Betriebe  eingereiht. 

Ueber  den  Betrieb  von  gewerblichen  Anlagen  mit  Schmirgelrftdem 
sind  in  Massachusetts  durch  Gesetz  vom  26.  Juni  1903  (Bult,  Bd*  II, 
S.  653;  werkstattenhygienisclio  Vorschriften  erlassen  worden. 

Für  die  bleiiselien  Prozesse  in  Akkumulatorenfabriken  enthalt  ein 
Erlass  des  britischen  Staatssekretärs  vom  21.  November  1903  (Bull., 
Bd.  n,  8.  670)  Vorschriften  zum  Schatze  der  bei  diesen  Prozessen  beechftf- 
tigten  Personen,  insbesondere  zur  Verhütung  von  Bleivergiftungen. 

Ferner  wurden  vom  b  r  i  t  i  c  h  e  n  Staatssekretär  im  N'n\-eiiiber  Ittn;^ 
(^Buil.,  Bd.  n,  S.  676)  Vorschriften  erlassen  zum  iSchutze  der  Gesundheit 
der  Arbeiter  in  Betrieben,  in  denen  Bronzierungsarbeiten  oder  das  Ent- 
fernen des  Bronzsstanbea  yorgenommen  werden. 

6.  Textilindustrie.  -Bin  Erlass  des  ungarischen  Handels- 

ministers  Yom  2.  Dezember  1903  (BulL,  Bd.  II,  S.  682)  enth&lt  Vor- 
schriften zum  Schutze  der  mit  dw  Verarbeitung  von  Pferde-,  Binder-  und 
Schwemehaaieu  beschäftigten  Arbeiter« 

7.  Indu.strie  <ier  Xahrungs-  und  Genussmittel,  Diiich 
Erlass  vom  HO.  Dezember  1903  (Bull.,  Bd.  II,  S.  67R^  wurde  in  England 
das  Mindestmass  dos  Luftraumes  in  unterirdischen  Backräumen  von  250 
auf  500  KubikfusB  pro  Person  erhöht,  und  för  die  ttbrigen  Backhftaser 
von  250  auf  400  Kubikfoss  pro  Person  fflr  die  Zeit  7on  9  Uhr  Abends 
bis  t>  Uhr  Margens. 

Einer  Eingabe  des  Zentralkomitees  der  schweizerischen  Müilergewerk- 
schaften  Folge  gebend,  welches  nm  ein  Verbot  der  Verwendung  der 
135  kg-8ftoke  in  HuUen  petitionierte  mit  der  Motivierung,  dass  den 
Arbeitern  durch  daa  Tragen  der  Sftdce  dauernde  Nachteile,  wie  Ver- 
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ki-ümmimgen  der  Wirbelsäule  und  Brüche  entsteben,  bat  der  s  c  h  w  e  i  z  e- 
risclio  Bundesrat,  gestützt  auf  ein  gemeinsame»  Gntachten  der  Fabrik- 
inbpektion  (Bundesblatt,  1903,  Bd.  V,  S.  3GI  IF.)  und  die  Ergebnisse  einer 
am  5.  Oktober  1903  in  Bern  abgehaltenen  gemeim^amen  Konferenz  des  Zentral« 
komitees  der  schweie.  Gewerkechaften,  des  Verbandes  echweiB.  Haller,  der 
6etreideb($r8e  Zürich,  des  eidg.  Oberkriegskommissariates  und  der  eid^'. 
Fabrikinspektoren,  unter  dem  24.Dezember  J  903  einen  Beschluss  gefasst  (Bull., 
Bd.  II,  8.  691),  auf  Grund  de&sen  den  der  eidg.  Fabrik-  und  Hattptlicht- 
gesetzgebung  tuateriteheuden  Hflhlai  und  LagerlUUweni  und  den  dem 
Bunde  angehörenden,  dieser  Gesetzgebung  nicht  unterstehenden  Betrieben, 
vom  1.  Juli  1906  an  vorboton  sein  soll,  Getreidelastcn  von  mehr  a}<. 
100  kg  Nettogewicht  durch  je  einen  einzelnen  Arbeiter  von  Hand  beben 
oder  tragen  zu  lassen. 

8.  Bekleidungsgewerbe.  .Sektion  1 1  ti  des  englischen  Fabrik- 
und  WerkstHttengesetzes,  1901,  präzisiert  fUr  eine  Beihe  von  Teztü- 
industrien  die  Art  der  Bekanntgabe  der  Lohnberedmungsmethoden  und  gibt 
in  Abs.  5  dem  Staatssekretär  die  Ermächtigung,  diese  Bestimmungen  auf 
andere  Industrien  auszudehnen.  Durch  Erlass  vom  6.  Januar  l!Hi."5  Rull., 
Bd.  II,  S.  439}  wurden  nun  diese  Bestimmungen  auf  Fabriken  und  Werk- 
stätten, in  denen  Kleiderkonfektion  grossbetriebsrnftssig  hergestellt  wird  ond 
durch  Erlass  vom  17.  Dezember  1903  auf  alle  anderen  Betriebe  der 
Bekleidungeindustrie,  mit  Ausnahme  der  Stofffabriken,  ausgedehnt. 

9.  Baugewerbe.  Eine  h  amburgisch  e  Senats  Verordnung  vom 
2:^.  Dezember  lODH  (Bull.,  Bd.  II,  S,  604)  enthält  Vorschläge  zum  Schutze 
der  Arbeiter  auf  Bauten.  Sie  ordnet  das  Anbringen  eines  zweiten  Schutz- 
daches bei  OeriSsten  an,  falls  das  fiber  der  Strasse  zum  Sehutee  des 
öffentliclien  Verkehrs  angebrachte  Schutzdach  zur  Einriditung  von  Auf* 
enthaltsräumon  oder  zur  Lagerung  von  Materialien  benutzt  wird. 

Zur  Sicherung  des  Lebens  der  Bauarbeiter  bestimmt  ein  Oe?etz  von 
Indiana  vom  3.  Jklärz  1903  (Bull.,  Bd.  II,  S.  G50),  dass  beim  Bau  von  drei- 
und  mehrstöckigen  GelAuden  provisorische  Fussböden  «wischen  den  ein* 
seinen  Stockwerken  gelegt  werden  sollen. 

10.  Polygraphische  Gewerbe.  Durch  Erlaw  des  un- 
garischen Handelsministers  vom  3.  Oktober  1903  (Bull.,  Bd.  U,  S.  681') 
wurden  die  Betriebe  der  polygraphischen  Industrie  der  (Jewerbeinspektion 

unterstellt. 

11.  Handeisge  w  er  he.  In  Minnesota  wurde  durch  (rospt/  vom 
21.  April  1903  (vgl.  Buü.,  Bd.  II,  S.  656)  die  Ausübung  des  iiaadehä- 
gewerbes  an  Sonntagen  verboten.  - 

12.  Verkehrsgewerbe.  In  Connecticut  ordnet  ein  Oesetz  rem 
11.  Mai  1908  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  646)  die  Umfriedigung  derStrassen- 
bahnen  an. 

In  Massachusetts  ist  unter  dem  5.  Mai  1903  (Bull.,  Bd.  II. 
S.  652)  ein  Gesetz  erllossen ,  das  den  Versuch  darstellt ,  die  Besetzung 
der  Stellen  und  die  Beförderung  der  Beamten  der  Eisenbahnverwaltungen 

dem  Einflüsse  der  Politiker  und  dem  höherer  Staatsbeamten  zu  entziehoo. 

Hinsir  htlirh  der  Arbeitszeit  der  Lokomotivführer  bestimmt  ein  Gesetz 
von  Minnesota  vom  19.  März  1903  (Bull.,  Bd.  II,  S.  654),  dass  die- 
selbe nicht  länger  als  14  Stunden  ohne  Pause  betragen  darf,  und  dass 
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jeder  Dieustbereitscbatt  eine  B-stUadige  auuaterbrooliene  Ruhepause  Toraus- 
geheu  soll. 

InHiflBoiiTi  ei-floss  unter  dem  28.  Febrnsr  1903  (Bull.,  Bd.  H,  8. 656) 
ein  Qesets,  durch  welches  die  Eisenbahnverwaltangen  verpflichtet  werden, 
den  Lohn  an  ihre  ADgesteilten  mmdeeteiui  einmal  in  80  Tagen  in  geseta- 

lieber  Mtlnze  auszuzahlen. 

In  Wisconsin  wurde  durch  Gesetz  von  1903  (Buil.  Bd.  II,  S.  662) 
die  Anstellung  von  Mädchen  unter  18  Jahren  als  Botinnen  und  Aus- 
Iftnfermnen  dea  Telegraphen'  und  Telephondienstes  verboten. 

nz.  Bchfedageriohte. 

In  Nen  Beel  and  wnrde  am  20.  November  1903  ein  Geeets  zur  Ab- 

änderung  des  Indiistrial  Concfliation  and  Arbitration  Act  1900  erlasnen 
(Bull.,  Bd.  IT,  S.  679).  Durch  dieses  Abanderungsgef^et?:  wird  im  §  2  dem 
Hegistrar  der  auf  Grund  des  Hauptgesetzes  zu  registrierenden  Berufs- 
vereine  ein  Stellvertreter  beigegeben  und  unterstellt.  §  3  bestimmt  den 
nngdhtttderteii  Fortgang  von  Verhandhingen  vor  emem  ^ignngsamt  oder 
dem  Qeriehtshof  trotz  allf^lligen  Wechsels  eines  Mitgliedes  einer  dieser 
Körperschaften.  Absatz  2  des  §  87  des  Gesetzes  von  1900  erteilte  dem  Ge- 
richtshöfe die  Kompetenz,  einen  Schiedsspruch  auch  auf  in  anderen  Distrikten 
ab  dem  der  Streitsache  aasieeige  Bertdbvereine,  Unternehmen  oder  Föde- 
rationen von  solchen  aussadehnen.  Voraussetznog  einer  solchen  Ausdehnung 
war.  dass  1")  die  Produkte  des  dem  Schiedssprüche  nnterstellten  Geschäftes 
mit  denen  der  Geschäfte  eines  anderen  Distriktes  konkurrieren  nnd  '2i  eine 
Majorität  von  Unternehmer-  und  Arbeitervereinen  des  betr.  Berufs  dem 
8<^edssprudie  nnterstehe.  Diese  Kompetenz  des  Gerichtshofes  wird  durch 
das  Abänderungsgesetz  dahin  erweitert,  dass  der  Gerichtshof  auch  Trade 
T'nions  eines  anderen  Distriktes,  die  nicht  besonders  auf  Gnind  des  Industrial 
Conciliation  and  Arbitratiou  Act  1900  reg'istriert  und  dadurch  zu  „Industrial 
Uniona"  (Berufsveroineu»  wurden,  au  eiueu  Öchiedssprucii  binden  kann 
und  die  anter  2)  genannte  Voraassetnmg  wegAllt.  Nadi  §  5  wird  jeder 
Vereacih,  während  der  G«Itungsperiode  eines  Scfaiedssprachee  einen  solchen 
hinfÄlli^  zn  machen,  als  eine  Zip.videT]:;iti  ]liir<ir  gegren  diesen  Schieds^-^pmch 
angesehen  und  bestraft.  Ebenso  wird  ein  Unternehmer  wegen  Bruchs 
eines  Schiedsspruches  bestred't,  wenn  er  einen  Arbeiter  seiner  Zugehörigkeit 
zu  einem  Beriifsverein  halber  oder  darom  en^tast,  weil  dieser  Arbeiter 
die  Vorteile  eines  Schiedsspruches,  Erlasses  oder  einer  Vereinbarung  zu 
gemessen  berechtigt  ist.  §  7  ernennt  die  auf  Grund  des  Fabrik^jesetzes 
von  1901  (the  factories  act,  1901 J  ernannten  Inspektoren  und  die  auf 
Gmad  des  Kohlengmbengesetzes  von  1891  (coal  mines  act,  1891)  und  des 
GrabengeeetEes  von  1898  (the  mining  act,  1898)  ernannten  Grubeninspektoren 
zu  Inspektoren  flir  Schiedssprüche  und  erteilt  ihnen  die  durch  §  des 
Fabrikgesetzes  von  1901  (the  factories  act,  1901)  den  Fabrikinspektoren 
übertragenen  Kompetenzen. 

XV.  AiMtsiverwaltong. 

Em  Landesgesetz  fiii-  das  Königreich  Böhmen  vom  29.  März  1908 
(vgl.  Boll.,  Bd.  n,  S.  680)  bestimmt,  dass  die  Natnralverpfiegungsstationen 
cngleiek  als  Anstalten  füt  allgemeine^  unentgeltliche  Arbeits-  nnd  Dienst* 
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vermittlüii;;  wirken  Hoilen  und  setzt  die  OrgamsatioQ  dieees  Wirkun^^ 
kroises  der  Naturalverpfiegungäätationen  fe&t. 

üeber  Arbeitsvermittlun«;,  insbesondere  unenl^eltlichen  Arbeits- 
üAchweis  erflosaen  in  den  Ver.  Staaten  die  nachfolgenden.  GeBetze :  Cali- 
foruien,  Get*e»z  von  i;»03  Bull.,  IM.  II,  S.  646),  Connecticut.  Ge- 
setz vom  14.  April  l!t't8  Bull.,  Bi.  II,  S.  64Ü),  Illinois,  Gejietz  vom 
11.  Mai  iy03  (Bull.,  Bd.  II,  .S.  (;47j,  Maine,  Gesetz  vom  Ii».  Marz  11)03 
(Bull.,  Bd.  n,  S.  652)  und  Wisconsin,  Gesetz  von  1903  (Boll.,  Bd.  n, 
S.  r»G8i.  Ery^iUizend  tritt  für  Californien  das  Gesetz  von  1903  hiasu 
(ßull..  Br}.  II.  S.  f;i5\  borr.  dns  V. •r.'5pir»:,'elti  von  falschen  Tatsaclicn  liin- 
öicbtlich  der  Ai  Im  itsbedinguugen  beim  Abscliluss  von  Arbeitsverträgen 
and  bei  Ausübung  des  Stellennachweisgewerbes. 

Zur  Ot^nisation  und  sum  Äuebsn  der  Fabrikei&epektion  wurden 
in  den  Ver,  Staaten  folgende  Gesetze  erlassen:  in  Connecticut  das 
Gesetz  vom  12.  Mai  lüO.H  (Bn\l,  Bd.  Tl.  S.  fvin\  ferner  für  Spezialzwecke 
in  Indiana  das  Gesetz  vom  21.  f  ebruar  1^03  (BulL,  Bd.  II,  S.  6öÜ),  in 
Kansas  das  Oesets  von  1908  (Bull.,  Bd.  II,  S.  652)  und  in  Missouri 
die  Gesetze  vom  4.  und  13.  April  1J)03  (Bull.,  Bd.  II,  S.  057);  das  Ge- 
setz von  Indiana  erstreckt  sich  auf  <1io  Inspekti  ui  von  Transportmitteln 
zu  Wasser,  das  von  Kansas  auf  dio  in>pektion  der  Masse  und  Gewichte 
beim  Bergbau,  da»  von  Missouri  auf  den  gesamten  Bergbaubetrieb. 

Ausserdem  wurde  inPennsylvanien  durch  GeseU  vom  1 4.  April  1903 
(Bull.,  Bd.  II,  S.  660)  ein  Grubendepartement  eingerichtet. 

Diu*ch  einen  Erlass  des  General f;i;nnvf«rneurs  vom  17.  Oktober  1903 
(Bull.,  Bd.  11,  S.  aal)  wurde  in  Al;^erien  ein  A rbeitsboirat  cini^esetzt, 
als  dessen  Aulgaben  die  Ueberwaciiuiig  der  Duichlührung  der  Arbeiter- 
Bchutsgesetssgebung,  das  Studium  der  Arbeitsbedingungen  und  der  Arbeiter- 
Verhältnisse  und  das  Studium  der  Beziehungen  zwischen  den  Unternehmern 
und  den  Arbeitern  bezeichnet  wurden.  Der  Beirat  setzt  sicli  ans  1t  Mit- 
gliedern zusammen,  von  welchen  6  durch  die  Handelskammern  und  die 
Arbeitsbörsen  gewftldt,  7  vom  Gouverneur  aus  der  Keihe  der  Verwaltuogs* 
beamten  ernannt  werden;  der  (^avemeur  fahrt  das  Priaidium.  Nach 
dem  Vorbilde  des  französischen  Arbeitsrates  (Bull.,  Bd.  II,  S.  XXIV  und 
168  ü\)  ist  die  Bildung  einer  ständigen  Subkommisson,  der  die  Durchführung 
der  Erhebungen  etc.  zufielen,  in  Aussicht  genommen. 

Die  Organisation  des  niederlftndiBchsn  IhspektioDsdienstee  hat 
durch  Beschluss  vom  24.  April  1903  (Bull.,  Bd.  II,  S.  688)  sine  Neu- 
regelung  erfahren. 

ArbeiterTersicheniiig  im  zweiten  Halbjahre  1903. 
(Xebst  Nachtragen  für  1902  und  1.  Halbjahr  1903.) 

I.  EnuiksiiTsirsiclisniiig'« 

Zur  Novelle  zum    deutschen   Krankenversicherungsgesets  vom 

2b,  Mai  1903  (Bull.,  Bd.  II,  S.  XL  ff.  u.  125  ff.  )  ist  unter  dem  2.  No- 
vember (Bull.,  Bd,  IT,  S.  -I>^7  eine  Bekanntmachung  des  Bundes- 
rates erlassen  worden,  wonach  diejenigen  Vorschriften  der  Novelle,  welche 
eine  Aenderung  der  vorgesclu-iebenen  Mindestleistungen  enthalten,  fUr  die 

1)  VeigL  „BulleUn'S  Bd.  1,  R  XVIII  ff.  und  LXII  ff.,  Bd.  II.  &  XL  ff. 
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preussischen  Elnappschaftskasa«!!  fiirat  cu  «inem  spfttArMi  SSsitpoiikt  als 

dem  1.  Januar  1004  in  Kraft  treten. 

Von  den  Biindesstatiten  haben  bisher  Preussen,  Bayern  und  Württöm- 
i>erg  Autii'ühruugdverürdiiungeu  zur  Krau kenkaääemio volle  erlassen. 

Die  preassiBclie  Ausftiliniiigsv^rdiiang  vom  8.  Juni  1908  (BuU., 
Bd.  II,  S.  321)  regelt  die  Kekurse  gegen  die  Entscheidungen  der 
Au£Bichtsbeli'">rden,  und  setzt  den  Bezirksansschuss  als  Reknrsinstanz  ein. 

Ein  weiterer  Erlass  des  preussischeu  Miuiöters  liir  Handel  und 
Gewerbe  vom  28.  Dezember  1908  (Bull.,  Bd.  U,  B.  597)  bestimmt,  in 
SrgftnznDg  des  Erlasses  vom  80.  Mai  1 9()3,  betr.  Äusf tibrung  der  £ranken- 
kassonnovelle  (vgl.  Bull.,  Bd.  II,  S.  XLVII  und  2P)7\  dass  als  untere  Ver- 
waltungsbehi'^rde"  im  Sinne  dor  Novelle  (Bull.,  Bd.  11,  Ö.  XL  und  125), 
soweit  Knappschaftskassen  in  Frage  kommen  (§  74  Abs.  3),  die  Bergrevier- 
beamten anzusehen  sind. 

Endlich  ordnete  ein  Erlass  des  jireussischen  Xriegsministerianui 
vr>:n  M.  August  190.3  rBull.,  Bd.  II,  S.  325)  diejenigen  Massnahmen 
an,  >i:e  notwendig  sind,  um  dio  Nenbpstimmnnpren  der  XoNeUo  für  die 
krankueitsveräicherten  Personen  der  Militärverwaltung  zur  Durchführung 
zu  bringen. 

In  Bayern  ist  an  den  §§  42  und  45  der  Novelle  unter  dem  17.  De- 
zember 1903  ein  Gesetz  kundgemacht  worden  «'Bull.,  Bd.  II,  8.  507), 
durch  welches  der  Instanzengang  bei  Beschwerden  gegen  Entscheidungen 
der  Aufsichtsbehörde  festgestellt  wird. 

Endlidi  enthilt  die  Verftlgang  des  wttrttembergisohen  Mini- 
Sterinms  des  Inneren  vom  17.  Juli  1!K:)3  (Bull.,  Bd.  II,  S.  335)  Bestini- 
muntren:  1)  darüber,  in  welcher  Weise  den  Vertretern  der  beteiligten 
Arbeitgeber  und  der  beteiligten  \  ersicherungsphichtigen  Gelegenlieit  zu 
einer  Aeuaeerong  im  Sinns  den  §  8  dea  Gesetzes  su  geben  ist;  2)  Uber 
die  Anlage  der  Krankenkasaengelder  und  3)  über  die  Handhabung  der 
durch  §  42  des  Gesetaes  den  Au&iohtabehörden  der  Krankenkaaae  ein- 
geräumten Befii  firnisse. 

Zum  u  n  g  a  r  i  s  c  h  e  n  Hüf^kassengesetz,  Gesetzesartikel  XVI  ex  1900, 
ist  nnter  dem  26.  Juni  1902  (Bull.,  Bd.  II,  8.  581)  eine  Novelle  kund- 
gemacht  worden.  Sie  entluilt  Bestimmungen  über  die  ZttlSssigkeit  und 
die  Ausgabe  mebrerer  Biiclilein  für  ein  ^Tirirlled,  die  Beptimmnng.  das.s 
Mitglieder,  die  125  Jahre  lani:  Beitrage  gezahlt  hatten,  von  der  Verpflich- 
tung zur  Zahlung  weiterer  Beiträge  enthoben  werden ,  ferner  den 
neuen  Qrondsata,  daas  na&llbetroffen«  Kitglieder  dea  Becht  habMi, 
sich  den  Gesamtbetrag  ihrer  Einzahlungen  obne  Varzinanng,  aber  auch 
ohne  Abzng  für  die  getraf:renen  Risken  auszahlen  zu  lassen,  die  Er- 
mächtigung der  Zentraldirektion ,  in  besonderen  Fallen  ausserordent- 
liche Unterstützungen  bis  aar  Höhe  von  SOO  £ronen  zu  gewähren;  ferner 
aehafft  die  Novelle  die  Möglichkeit  der  Mitversiehertuig  der  Familien« 
angehörigen,  schafft  eine  besondere  Gruppe,  mit  besonders  berechneten 
Prämien,  für  '^nlehe,  die  im  Alter  zwischen  14  und  5(^  Jahren  der  Kai^sc 
beitreten,  und  eine  weitere  besondere  Gruppe  einer  allgemeinen  treiwilligeu 
Versicherongi  der  jedermann  ohne  Untersdiied  dea  Alters  und  des  Oe- 
seble«  litea  beitreten  kann.  Endlich  gibt  die  Novelle  die  Möglichkeit  der 
Versicliemrg  landwirtscliaftli«  her  .Arbeiter  nnd  unterwirft  die  an  land- 
wirtschaftlichen Maschinen  beschäftigten  Arbeiter  dem  Versicherungs^ 
zwange. 
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n.  UnÜBkllveraiohenuig  und  Haftpfli«ditiMet«gebung. 

Seitens  des  deutsch  en  Keich8versir]icrunj.''samtcs  sind  die  nacL- 
fol^'oudeu,  von  den  Benifs^zeuossenschafteu  erlasseneii  Uni'allverbütuugs- 
vorscliriften  genehmigt  worden : 

Dftt u Dl  d er 

Genehmigung       ErlaBsende  Berufsgenoasenecheft  Bulletin 

1)  ft.  Mai  1903        Müllorei-Berufsgenoflaenschaft  II.,  S.  .^1 

2)  10.  Nov.  1903       FuhrwerkB-Berufegenoflsensclrnft  II.,  S.  604 

3)  11.  Nov.  19IB       Privatbahn-Berufsgenoiaenftcbaft  IL,  S.  60b 

4)  30.  Nov.  1903       Schmiede- BerufsgenORftenschaft  IL,  ni9 

5)  5.  Dez.  1903       Molkerei-,  Brenoerei-  und  bLarkeiiiduoirie-liei  ule-      IL,  5>.  (j2<) 

genofleenachjift 

Nach  langjftluigein  parlameiitarischeii  Arbeiten  ist  in  Belgien  das 

Arbeiteninfallversichenuigsgesetz  unter  dem  24.  Dezember   1!K>3  (Bull., 
Bd.   II,  S.  ♦>32,    vergl.  ferner  Pult,  du  Comite  peimaneut  du  congres 
international  des  accideuts  du  tiavail  et  des  assurances  sociales,  1^3, 
.No.  8,  8.  383  ff.)  kandgemacht  worden. 

L  Der  erete  Entwurf  eines  soldien  Geeetzee,  der  der  Kammer  vom 

Minister  Nyssen.s  am  26.  April  1808  vorgelegt  worden  war^  fiel  mit  dmr 

Auflösung  des  Parlaments  am  7.  Mai  IfHX)  dahin.  Ein  neuer,  von  den 
Ministern  Surmont  de  Vnlsberghe  und  Smot  de  Naeyer  eingebrachter 
Entwurf  gelangte  am  12.  März  lUUl  an  die  Kammer,  deren  Section  cen- 
trale durch  den  Dep.  Van deempntte  einen  grflndlichen  und  nmfaseenden 
Beridit  ausarbeiten  Hess.  Naciidem  noch  von  der  Regierung  eini;L,'e  Amen- 
dement«? einfjejü^anü^en  waren,  fand  vnm  2^.  Januar  bis  zum  27.  Februar 
VJ03  die  Generaldebatte  des  Entwurfs  duich  die  Kammer  statt;  die  hier 
gestellten  Anträge  wurden  einer  Spezialkommission  überwiesen.  Vom 
6.  Mai  bie  sum  8.  Juli  fUbrte  eodann  die  Kammer  die  artikelweise  Be- 
ratung durch  und  am  16.  Juli  nahm  sie  nach  kurzer  zweiter  Lesung  mit 
71  Stimmen  bei  57  Enlhalttinpen  (Las  Gesetz  an.  Nachdem  dann  noch 
der  8enat  in  seiner  Wintersession  seine  Zustiuimung  gegeben  hatte,  wurde 
das  Gesetz  unterm  24.  Dezember  1903  kundgemacht. 

II.  Anwendbarkeit  den  (ioset/.es.  Vorauj^setztinp:  der  .\n- 
wendbarkcit  ist,  dass  der  Unfall  in  einem  dem  Gesetze  unterstellten  Be- 
triebe erfolgt  ist)  daas  der  Unfall  sich  als  Betriebsunfall  darstellt  und  dass 
der  Verletzte  Arbeiter  im  SLone  des  Gesetaes  ist. 

1)  Unterstellte  Betriebe.  Der  Kegierungsentwurf  hatte  die  generelle 
BeHtiinruiiTitr  vnrpresehen.  es  sollten  ausnahraslns  alle  industriellen  Betriebe 
dem  Gesetze  unterstellt  werden  und  dann  noch  diejenigen  landwirtschaft- 
lichen und  Handelsbetriebe,  welche  Maschinen  verwenden,  die  durch  an- 
dere als  menschliche  Kraft  getrieben  werden.  Die  Kammer  schrünktd 
jedrich  Jene  fjenerelle  Umschreibung  ein  und  bestiiuuite  Art.  ii,  es  seien 
einmal  eine  Leihe  taxativ  anffrezflhlter,  besonders  gefährlicher  industrieller 
Unternehmungen,  deren  Auswahl  und  Benennung  im  Anschluss  an  die 
belgische  Berufsstatlstik  vom  Jahre  1896  erfolgte,  ohne  Rücksicht  auf 
Arbeiterzahl,  etc.  dem  Gesetze  zu  unterstellen,  und  dunii  <::erierell  solche 
industrielle  RetrieV»e.  die  entweder  I^anipf,  Luft,  Gas  oder  Eh'kf riziti\t 
von  bestimmter  Spannung  verwenden,  oder  die  ihr©  Maschinen  dureb 
andere  als  menschliGhe  Kraft  betreiben  oder  die  mindestens  5  Arbeiter 
beschftftigen.   Bezttglicb  der  landwirtschaftlichMi  und  kommerziellen  Be- 
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triebe  wiirde  hingegen  der  Regieningsentviirf  delim  erweitert,  dass  dem 

Qesetze  allgemein  diejenigen  Betriebe  unterstehen  sollen,  welche  3,  resp. 

5  Arbeiter  beschäftigen.  Ausserdem  können  jederzeit  dnroh  königliche 
Verfügung  dem  Ge.setze  Betriebe  unterstellt  werden,  die  einen  geftüir- 
lichen  Charakter  tragen  und  von  der  Norm  des  Art.  2  noch  nicht  ge- 
troffen sind. 

Ob  ein  Unternehmen  ein  öffentliches  oder  ein  privates  sei|  ist  ffir 
die  Fraise  der  ünterst^Uung  irrelevant. 

steht  jedem  Unternehmer,  dessen  Betrieb  nicht  unter  Art.  2  f^t, 
frei,  Bich  dnrdi  einfkdhe  Erklftning  beim  Friedensrichteramt  dem  Gesetxe 
za  unterstellen. 

2  Betriebsnnftlle  sind  solche,  die  dem  Arbeiter  wilhrond  und  durch 
AxLsfuhmug  des  Arbeitsvertrages  zustossen;  bei  nacbgewiesünem  zeitlichem 
Zusammenhang  wird  der  kausale  Zusammenhang  präsumiert. 

8)  Dem  Gesetse  sind  onterstellt  die  sftmtliohen  Arbeiter,  deren 
Dienstverhältnis  vom  Ges.  v.  10.  März  1900  betr.  den  Dienstvertrag  be<- 
herrscht  wird;  dann  die  Angestellten,  die  den  nämlichen  Gefahren  aus- 
gesetzt sind  wie  die  Arbeiter  nnd  nicht  mehr  als  240f>  frcs.  Jahresein- 
kommen haben;  endlich  die  Lehrlinge.  Vorschläge  auf  Ausdehuuug 
dieses  Kreises  von  Personen  sind  abgewiesen  worden. 

HL  Verschulden  des  Verletsten  and  des  Unternehmers 
&I]t  nicht  in  Betracht,  gleichgültig,  ob  es  sich  um  culpa  levis  oder  culpa 

lata  handelt.  Die  heftige  Oppo.sition  gegen  diese,  dem  Regiorungs- 
anrrage  entsprochende  Bestimmung  verhingfo,  dass  bei  scliwerom  oder 
doch  bei  uuenischuld barem  Verschulden  des  Verletzten  der  Ausprucli  auf 
XSntsehftdigung  dahinfalle;  oder  es  sollte  doch  wenigstens  in  Analogie 
mit  dem  französischen  Gesetze  in  solehen  Fftllen  der  Schadenersatz  redu> 
ziert  werden.  Keiner  dieser  Anträge  vermochte  jedoch  durchzudringen, 
und  so  steht  da»  Gesetz  ganz  auf  dem  Boden  des  Kasualprinzips. 

Auch  das  Vei-schulden  des  Unternehmers  ist  irrelevant;  selbst  bei 
grobem  Verschulden  seinerseits  haftet  er  nicht  nach  den  oneroseren  Nor- 
men  des  gemeinen  bOrgerlichen  Rechts,  sondern  nur  im  Rahmen  dieses 
Gesetzes. 

Einzig  die  absichtliche  Verursachung  eines  Unfälle«  mi  von  £intiu8.s 
auf  die  Eraatnxfticbt.  Liegt  die  Absicht  beim  Verletzten,  so  verliert  dieser 
jeden  Anspruch,  liegt  sie  beim  Unternehmer,  so  haftet  dieser  nach  den 
strengtiren  Normen  des  bürgerlichen  Rechts  (Art.  21  u.  22), 

IV.  Umfang  des  Schadenersatzes. 

1 )  Bei  der  Bemessung  des  Ersatzes  für  die  Erwerbsunfähigkeit 
<iing  der  Regiernngsentwurf  von  einer  Teilung  des  Unfallrisikos  aus,  das 
Hui'  dem  Arbeitsverträge  und  daher  auch  auf  den  beiden  Teilen  dieses 
Vertrages  zu  gleichen  Teilen  mhew  Der  Ansatz  sur  Bemessung  des  Biv 
satses  für  den  Erwerbsansfall  wurde  dementsprechend  auf  50  Proz.  des 
Erwerhs  tesrirosptzt  (Art.  4),  entgegen  einem  Antrag  Denis  auf  66  Proz., 
der  davon  ausging,  dass  die  Unfallgetahr  in  der  modernen  Produktions- 
weise ruhe,  und  der  auch  eine  spätere  ünihkation  der  europäischen  Ge- 
setze auf  der  Basis  d»  deutschen  Oesetzes  ins  Auge  fasste,  entgegen 
auch  einem  Antrage  Deströe  und  Vandervelde  auf  75  Proz. 

Der  Regienmirsentwnrf  hatte  dem  Verletzten  einp  viersrehutägigf» 
Karenzzeit  auferlegen  woUen.  Die  Sectiou  centrale  wollte  ihrerseits  auch 
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nur  solche  Unftile  entschädigen,  die  eine  mehr  als  vierzehntftgige  Erwerbs- 
uni)\]iio:keit  zur  Folge  haben,  wollte  dann  aber  rückwirkend  die  Entachä- 
digung  schon  vom  Tage  nach  dem  Unlalle  an  berechnen.  Diese  Modi- 
fikation lehnte  die  Kegierung  ab,  reduzierte  aber  die  absolute  Karenzzeit 
auf  sieben  Tage.  In  letsterer  Beziehung  folgte  die  Kammer  der  Be> 
gierung,  verband  aber  damit  jene  Kodifikation  der  Section  oentralef  eo 
dass  nun  jede  Erworbsunfhhifjk^'it  von  mehr  als  einer  Woche  wn  dem 
dem  Unfälle  folgenden  Tage  an  entschädigt  wird. 

Bezüglich  der  durch  den  Unfall  verursachten  Arzt-  und  Ansueikosteu 
hatte  der  Begierongeentworf  keinerlei  Entachidigong  ▼oigesehen.  Nadi« 
dem  aber  dieser  Mangel  in  der  Generaldebatte  scharf  gerügt  worden  war, 
sciilu^  tlio  Rp£jierung  den  jfitzifrnn  Art.  6  vor,  laut  wnlchem  der  Unter- 
nehmer für  diese  Kosten  aufzukommen  hat.  Ein  Antrag  Destree,  dem 
Unternehmer  auch  die  Spitalkosten  (frais  d'hospitalisation)  aufzuerlegen, 
wurde  in  der  ernten  Lesung  angenommen,  in  der  zweiten  aber  wieder 
verworfnn.  Prinzipien  best.  lit  freie  Ar/.twnhl.  Wenn  jedoch  der  Unter- 
nehmer einen  ärztlichen  oder  pharnm/nutischeu  Dienst  zu  eigenen  Lasten 
einrichtet,  so  ist  der  Verletzte  gebunden. 

2)  Wenn  der  Uniall  den  Tod  des  Arbeiters  verursaefat  hat,  so  er- 
halten die  EOinterlassenen  eine  Knpitalsumme  im  Werte  einer  Leibreute 
im  Betrago  von  ^10  Prn/,.  des  Jahreslohne.s,  Der  Ref^ipnmn^sentwui  i"  u  ollte 
nur  auf  'Jf)  Pro/,,  rip^  Jalireseinkommens  abstellen  und  die  ü;an/.e  Ent- 
schädigung in  die  Li  bmassc  des  Verunglückten  einwerfen ;  sie  wäre  dann 
wie  die  übrige  Hinterlassenschaft  nach  den  Normen  des  Erbrechts  und 
des  ehelichen  Güten-echts  unter  die  Hinterbliebenen  verteilt  worden. 
Section  centrale  und  Kammer  wandten  sich  einstitnmiir  jrt'jren  diesen 
Vorschlag,  da  er  die  Zwecke  der  Haftpflirlitijreset/.^rebuijg  durchaus  vor- 
kenne. Die  endliche  Fassung  des  Gesetzes!  gibt  den  Anspruch  den  Kin- 
dern nnd  dem  überlebenden  Ehegatten,  und  eventuell  den  Orosslrindem, 
Brfidem  und  Schwentem  des  Getöteten,  wenn  dieser  ihr  Emfthror  war. 
Ein  prinzipieller  Antrag,  der  dahin  ging,  die  Entschädigung  nncli  dem 
Umfange  der  hinterlassenen  Familie  zu  bemessen,  wurde  von  Regierung 
und  Kammer  abgelehnt,  da  sich  auch  der  Lohn  des  Arbeiters  nicht  nach 
dem  Umfange  seiner  Familie  richte.  Der  Ansäte  von  25  Pros,  wurde 
hingegen  auf  30  Proz.  erhöht. 

Die  Verteilung  der  Entsrhftdigung  zwisehen  dem  überlebenden  Ehe- 
gatten und  den  i^Liudern  ditieriert,  je  nachdem  zwei  und  mehr  oder  weniger 
als  zwei  Kinder  vorhanden  sind;  in  jenem  Falle  erhftlt  der  Ehegatte  '/^, 
in  diesem  ^/^  zugewiesen. 

Die  Hinterlassenea  erhalten  femer  76  free.  Begräbniskosten. 

V.Art  des  Schadenersatzes.  Die  regelmässige  Entüchädi- 
gungsform  ist  die  Bentensahhmg,  und  zwar  mnd  die  Teilbeträge  &kr  vor- 
übergehende Erwerbsunfähigkeit  in  den  üblichen  Lohninsten,  diejenigen 
für  dauernde  Erwerbsunfähigkeit,  sowie  die  Hinterlassenenrenten  viertel- 
jährlich zahlbar  (Art.  12). 

Der  Verletzte  oder  seine  Rechtsnachfolger  dürfen  jedoch  verlangen, 
dass  ümen  hOdistens  ein  Drittel  des  Leibrentenwertes  in  Kapital  verab- 
olgt  werde  (Art.  7).  Wenn  die  jährliche  Rente  den  Betrag  von  60  free, 
nicht  erreichen  würde,  kann  der  Richter  auf  Vi  Hangen  nller  Beteiligten 
hin  verfügen,  dass  der  Wert  der  ganzen  Rente  iu  Kapital  ausgewiesen  werde. 
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VI.  Versicherung  gegen  die  Folgen  der  Haftpflieht.  Triger  der 

HaftpiUoht  iet  der  UntemehiDer.  Alle  Anträge,  die  auf  eine  obligatorische 

VerBicheninif  hinzielten,  wurden  von  der  Kammer  nli^xolohnt  und  dem 
Unternehmer  lediglich  lreii:estellt  und  emjdbhlen,  sich  durch  Abschlusn 
ein^  Versicherungsvertrages  mit  einer  zugelassenen  VersicherungsgeseU- 
Bch&ft  oder  einer  UnfaUkaeBe  Unteme^er  toU  vnd  gans  von  seinen 
Pflichten  zu  befroion.  Die  Kammer  hatte  in  erster  Lesang  einem  Antrage 
Clccmputt«  folgend  die  Versichcrnn£:;s^eöellschaften  ausgeschlossen  und  nur 
die  nach  Vorbild  der  deutschen  Berufsgenossenschaften  organisierten  Un- 
fallkassen zum  Versicheruugsgeschafte  zulassen  wollen ;  in  zweiter  Lesung 
verlieas  sie  jedoch  auf  Voten  von  Delbeke  nnd  Woeste  hin  diesen  Stand- 
punkt wieder  (Art.  10  u.  17). 

Die  allfremefn*^  Ersparnis-  und  Alterskasse  ist  errnfK  htif*,  den  Ab- 
schluss  von  UnfallversicheruDgsvertrftgen  in  ihren  Geschäitskjeis  aufzu- 
nehmen (Art.  35). 

VII.  Sicherstellung  der  Renten.  Der  Unternehmer  ist  ver- 
pflichtet, den  Wort  der  von  ihm  an  den  Verletzten  zu  entrichtenden 
R«nt€  bei  einem  Renteninstitut  in  Kapital  anzulegen,  oder  bei  der  De- 
positen- oder  der  Allgem.  Ersparnis-  und  Alterskasse  durch  Hinterlage 
von  Titeln  zu  decken,  oder  durch  eine  Hypothek  oder  eine  Kaution  sicher- 
sQsteUen  (Art.  16).  Von  dieser  Verpflichtung  ist  er  jedoch  befreit^  wenn 
er  nachzuweisen  vermag^  dass  er  versichert  ist. 

Während  es  nun  der  T^egrieningsentwurf  bei  diesen  Bestimmungen 
hatte  bewenden  lassen,  verlangte  die  Section  centrale  (iarantien  dafür, 
dass  von  nichtVersicherten  Unternehmern  die  Kenten  auch  wirklich  ge- 
deckt werden  konnten.  Die  Regierang  beantragte  daher  in  der  GenenJ- 
debatte  die  Errichtung  eines  besonderen  Oarantiefonds,  der  aus  Beitrftgen 
nichtversicherter  Unternehmer  zu  speisen  wSre  und  der  dann  bei  Zahlungs- 
unfähigkeit eines  Unternehmers  einzusprin^ren  hi'itte.  Die  Kanuner  accep- 
tierte  diese  obligatorische  Versicherung  gegen  die  Zahlungsunl^higkeit 
nnd  schuf  dadnrdi  einen  Zustand,  der  sidb  von  der  obligatorischen  Ver- 
sicherung gegen  die  Folgen  der  Haftpflicht  mit  freier  Wahl  des  Ver^ 
sicherers  tatsächlich  nur  wenig  unterscheidet  (Art.  20). 

Vin.  Heranziehung  der  Gesellschaften  auf  G  e  e  n  s  e  i  t  i  g  - 
keit.  Unternehmer  und  Versicherer  können  mit  Gessellschaften  auf  Ge- 
genseitigkeit (^Krankenkassen)  abmachen,  dass  diese  die  Leistung  der 
nach  diesem  Gesetse  sn  entrichtenden  Entschädigung  an  ihre  ItGtglieder 

für  die  erste  Zeit  (bis  sn  einem  ballten  Jahre)  übernehmen,  vorausgesetzt, 
dass  der  Unternehmer  resp.  der  Versicherer  mindestens  einen  Dritteil  des 
Mitglied  er  boitrages  übernimmt  und  dass  die  betr.  Kasse  iliren  Mit^diedern 
dieselben  Entschädigungen  entrichtet,  die  sie  nach  diesem  Gesetze  bei 
Unfallverletsungen  eihalten  (Art.  11). 

IX.  Streitigkeiten  aus  diesem  Qesetse  bis  su  einem  Streitwerte 
von  800  Area,  ent^eidet  endgültig  der  Friedensrichter  des  Besirks,  in 
dem  sich  der  Unfall  ereignete;  ist  der  Streitwert  ein  höherer,  SO  kann 
nach  den  Nonnen  des  Zivil prozessrechts  appelliert  worden. 

Die  Statuten  der  Unfallkassen  der  Unternehmer  können  bestimmen, 
dass  an  SteUe  des  Friedensriehtera  eine  Schiedskommission  «u  treten  hat, 
die  aus  einem  Oeriditsrat  als  PMddenten  und  einer  gleich  grossen  An- 
saU  üntemehmer  und  Arbeiter  smsammengesetat  ist  (Art  26). 
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Bei  der  Beratung  des  Gesetzes  war  man  allseitig  geneigt,  für  die 

ftns  diesem  Gesetze  entstehenden  Streitigkiüten  besoudoro  Gewerbegerichte 
zu  erricliteu;  die  Durchfuluimg  dieses  Gedaukeus  scheiterte  aber  an  der 
Verfassung» bestimmung,  dass  keine  auaserordeutlichen  Gerichte  errichtet 
werden  dUrfea. 

X.  Kommissinn  für  B  e  t  r  i  e  bs  u  n  f  äll  o.  Die  Durt-hfühning  des 
administrativen  Teiles  diese«  Gesetze«  koiuint  dem  Industrie-  und  Arbeits- 
ministerium zu.  Als  konsultative  Behörde  ist  ihm  eine  aas  11  Mitgliedern 
sosammeiigesetste  Ooiniiii89io&  fllr  Betriebsnnf&Ue  beigegeben,  die  in  allen 
wichtigen  Fragen  ihr  Gutachten  abzugeben  hat. 

Die  Novelle  vom  15.  Mai  ItK».-?  Bull..  Bd.  II,  8.  507)  zum  däni- 
schen Gesetz  vom  7.  Januar  i&Jti,  betr.  die  Versicherung  der  Arbeiter 
gegen  die  Folgen  von  Unfidlen  entbilt:  1)  eine  Reihe  verwaltnngsteoh- 
nischer  Massnahmen,  die  sum  Zwecke  haben,  die  Festsetzung  der  Tage- 
gelder bis  spätestens  zum  Ablauf  der  13.  Woche  nach  dem  Unfälle,  2'  die 
Verpflichtung  des  Unternehmers,  dem  Unfallbetroffenen  bei  der  Ordnung 
der  Tagegeld  Verhältnisse  möglichst  Hilfe  zu  leisten  j  3)  die  Bestimmung, 
dass  die  Unterlassung  der  UnfaUanaeige  doreh  den  ünternehnier  in  keinerlei 
Weise  die  Erhebun>(  von  Ansprächen  durch  den  Unfall  betroffenen  ver- 
hindern soll;  4  Bestimmungen  über  die  Stellung  der  Haftpflicht  Versiche- 
rungsgesellschaften im  Verhältnis  zwischen  dem  Unternehmer  und  dem 
Unfallbetroffeuen ;  5)  endlich  eine  Neuregelung  der  Gebühren  für  ärzt- 
liche Zeugnisse. 

Im  dänischen  Arbeiterversicherungsrate  wurde  durch  Verordnung 
vom  25.  Februar  1902  (Bull.,  Bd.  IT,  8.  510)  eine  besomlero  Abteilnn<; 
zur  Behandlun«!  der  auf  (Jiund  des  (iesetzes  vom  3.  .Vpril  Jl'on,  betr.  die 
Unfallversicherung  dänischer  Fischer,  zu  erledigenden  Fälle  errichtet. 

Ein  spanischer  Erlass  vom  14.  Juni  1902  (BulL,  Bd.  II,  8.518) 
enthält  die  Grunds&tze,  nach  welchen  die  Unfallentschädigung  im  Todes- 
fälle dann  zu  verteilen  ist,  wenn  neben  der  Witwe  Kinder  aua  zweiter 
und  aus  erster  Ehe  verbleiben. 

Ein  spanisches  Reglement  vom  8.  Juli  lUü3  (Bull.,  Bd.  II,  8.  511) 
stellt  die  GrundsKtse  auf,  nach  wel<^er  die  partielle  Verminderung  der 
Arbeitsnibigkeit  festzustellen  ist. 

Ii  den  Ver.  Staaten  sind  einige  neue  Haftpflichtgesetze  erlassen 
worden. 

In  Californien  wurde  durch  Oeseta  vom  20.  Mftrz  1908  (BalL, 
Bd.  n,  8.  858)  der  Grundsatz  aufgestellt,  dass  der  Unternehmer  nur 

dann  verpflichtet  ist,  seine  .Angestellten  für  einen  infolge  der  gewerblichen 
Betriobs*^efahren  oder  durch  NachlaH«^if,'keit  einer  anderen  Person  herboi- 
gefuhrten  Unfall  zu  entschädigen,  wenn  die  den  Schaden  herbeiführende 
Nachlässigkeit  in  der  Austtbong  ^er  Pflicht  geschah,  oder  wenn  der 
Unternehmer  bei  der  Auswahl  seines  Angestellten  die  gewöhnliche  Sorgfalt 
nicht  beachtet  hat. 

Zwei  Gesetze  von  (Connecticut  vom  !J.  Juni  UMIS  und  vom 
18.  Juni  1903  (Bull.,  Bd.  II,  S.  647)  regeln  die  Prozessführung  bei 
Körperverletzungen,  die  au  Ha£^>flichtansprQehen  filhren. 

In  Illinois  wurde  unter  dem  18.  Mai  1908  (Bull.,  Bd.  II,  S.  648) 
ein  Gesetz  erlassen,  durch  welches  die  Haftpflichtansprfkho  der  Hinter- 
bliebenen bei  TodestUUen  ini'olge  von  Fahrlässigkeit  bestimmt  werden. 
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Dureh  QwaU  vom  1.  Wkn  1902  (Ball.,  Bd.  II,  8.  872)  ward«  in 
Porto  Bico  die  H«ftpfllolit  eingoAthrt. 

Zum  Haftpflichtgesetze  von  Neusüdwales  vom  18.  Oktolnr  1900 
IST  unter  dem  3.  Oktober  1902  (Bull.,  Bd.  II,  S.  523)  eine  Novelle  er- 
flossen.  Die  Novelle  bringt  folgende  Aeudcrangen :  1)  der  bisher  erst 
nach  AVIuif  tob.  8  Wochen  eintretende  Anspruch  auf  Beaug  von  Tage- 
geldern tritt  nmunehr  ohne  Karenz,  unmittelbar  nach  dem  Unfall  ein; 
2)  mit  dem  Augenblicke  des  Inkrafttretens  der  Novelle  (1.  April  1908) 
findet  dag  Gesetz  auch  auf  die  Landarbeiter  Anwendung. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  29.  Juni  19U3  (Bull.,  Bd.  II,  S.  5321  vor- 
gecommeuen  Modifikationen  des  italienischen  Arbeiterunfaliversiche- 
mngsgesetses  vom  17.  Ißkrz  1898  betreffen  in  der  Hanptaaehe  die  Höbe 
der  Unfällen tsch'cldigungen.  Die  für  den  Fall  dauernder  und  voUatftndiger 
Arbeitsunf^igkeit  zu  loistnn  le  eininaliife  Entschüdi^unp^  wird  auf  den 
aechsfachen  fbisher  fünffach ou  •  Jahrosarbeit.svordienat  erhöht,  und  zwar 
darf  dieselbe,  im  Gregensatse  zu  dem  alteu  Gesetze,  nicht  weniger  als 
3000  Lire  betragen.  Im  Falle  dauernder  teüweieer  Invalidit&t  bel&nft 
aidi  die  Abfertigung  auf  den  sechsfachen  (bisher  ebenfalls  fünffachen), 
dem  'rrade  der  Invalidit&t  entsprocliendon  Teil  des  jährlichen  Lohnein- 
kommens ;  das  Minimum  beziffert  sich  hier  auf  5(X)  Lire.  Bei  zeitweiliger 
vollständiger  Arbeitsunfähigkeit  erhalt  der  Betroffene  während  der  ganzen 
Baaer  der  ArbeitsnnfUiigkeit  eine  Entscbftdigungsrente  im  Amimaese  des 
halben  Lohnes:  die  im  Geaetie  vom  Jahre  1808  enthaltene  Bestimmung, 
da.««'  die  EntschädiguriL''  f'vst  vom  sechsten,  >]om  Fnfnl!  folgenden  Tage  an 
zu  laufen  hat,  entfallt  lu  der  Novelle.  Dio  im  !•  alle  zeitweiliger  teilweiser 
Invalidität  zu  leistende  Beute,  welche  mit  der  Hälfte  jenes  Betrages  au 
bemessen  ist,  am  welche  der  Lobn  reduziert  wird,  hat  ebenfalls  sofort  au 
beginnen. 

Bei  tödlichem  Ausgange  eines  Unfalh  s  betragt  die  Entschädigung  da.s 
Pdnlfache  des  Jahresarbeitsverdienstes  und  die  Novelle  enthalt  Neu- 
beetimmung  Aber  den  VerteilungsschlOssel  dieser  Entschädigung  an  die 
IQnterbliebenen. 

In  Norwegen  wurde  durch  Erlass  vom  25.  Oktobw  1902  (Bull., 
Bd.  II,  S.  54rf  die  Eiuteil-niG:  der  Gefahrenklassen,  im  Sinne  des  §  13 
des  Arbeiterunfallveraicheruugsgesetzeö  vom  23.  Juli  1894,  einer  Neu- 
regelung unter  \Türfeu. 

In  den  Niederlanden  ist  in  den  Jahren  1902/08  eine  Beihe  kgl. 
Erlasse  erflossen  (Bull.,  Bd.  II,  S.  542  ff.  und  8.  688),  die  alle  mit  dem 

Inkrafttreten  und  der  Durchführung  des  Arbeiterunfallversicherungsgesetaes 
von  UM»1  zusammenhänger«.  Biese  Erlasse  behandeln:  1)  die  Organination 
der  Eeicliäveräichertingsbauk,  2)  die  Einteilung  der  Berufe  in  Gefaliren- 
Unssen,  3)  die  Frftmientarife,  4)  die  Berechnung  des  Kapttalwertes  der 
Pensionen  und  Entschädigungen,  5)  die  Anwendung  des  Unfall  versieh  e- 
rung.'jgesetzes  auf  staatliche  Betriebe ;  6)  die  Behandlung  der  im  Auslande 
Unfallverletzten;  7)  die  Organisation  der  Berufungskammem,  8)  endlich 
eine  Reihe  administrativer  und  technischer  Fragen. 

Das  mit  dem  1./14.  Januar  1904  in  E.raft  tretende  russische  Haft- 
pfliebtgeseta  vooi  22.  Juni  1908  (Bull.,  Bd.  II,  8.  654,  femer  Bulletin  du 
OomitA  permanent  da  oongr^s  international  den  accidents  du  ti-avail  et 
de»  a.ssnrances  Sociales,  1908,  No.  4,  p.  ö2ö  ff.)  bringt  in  JElussland  den 
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Grandsatz  der  absolaten  gewtrblichen  Haftpäickt  sar  gesetBlicJieii  An> 

erkennuDg. 

'  Bis  zum  Erlasse  dieses  Gesetzes  gab  es  in  Russland  kein  eigentliches 
allgemeines  Haftpflichigesets,  sondern  blos  ein  Sondergesetz  ftlr  dsn  Bisen- 
bahn-  und  Dainpfer\'erkehr  und  eine  ganz  allgemein  gehaltene  Bestimmunj^ 

}iinsichtlioh  landwirtf^chaftlicher  Arbeiter.  Es  mussten  sich  demnach  so- 
wohl Arbeiter  als  Ao-beitgebei-  bei  Entschädigung  von  Unfkllen  die  Hand- 
habung der  allgemeaneu  gesetaeliehen  Bestinmrangen  über  EOrperverletnmg^ 
gefallen  lassen  (vgl.  Zacher,  Die  Arbeitervei-sicherung  im  Auslande,  He£^ 
IX,  Die  Arbeiterversichenmg  in  Russland,  Berlin,  1899,  S.  3  ff.).  Diese 
gesetzlichen  Betitimmnnjrpn  sind  im  Band  X,  Teil  I  der  Sammlung  der 
Gesetze  enthalten,  stammen  au»  dem  Jahre  1851  und  entscheiden,  ob  die 
Schuld  des  Arbeitgebers  an  dem  Unfall  eine  strafreehtlieh  verfolgbare 
Handlung  darstellti  oder  ob  bloss  eine  Schuld  im  sivilreehtlidien  Sinne 
vorliegt. 

Nach  Art,  *M1  wnv  ierjenige,  welcher  eine  straffällige  Handlung  vor- 
sätzlich oder  laijriassig  begangen  bat,  verpflichtet,  allen  hierdurch  un- 
mittelbar entstandenen  Sehaden  zu  ersetsen.  Falls  jedoeb  feststeht,  dass 
die  strafbare  Handlung  mit  der  Absicht  begangen  worden  war,  dem  ^  er 

letzten  einen  vermögensrechtlichen  Schaden  rnznfögen,  so  sollte  der  Schul- 
dige nach  Art.  645  auch  für  den  mittelbar  eingetretenen  Schaden  ein« 
stehen. 

Insbesondere  war  der  Sdiuldige  verpflichtet ,  den  Hinterbliebenen 

eines  Getöteten,  falls  dieselben  selbst  nicht  genügende  Mittel  zu  ihrem 

Unterhalt  l)ef?a.'Jsen,  «inen  ausreichenden  Unterhalt  verabfolgen.  Ausser- 
dem war  er  verpflichtet,  den  Hinterbliebenen  die  Kosten  der  versuchten 
Heilung,  der  Beerdigung,  sowie  des  Unterhalts  des  Getöteten  bis  zu  deäseu 
Ableben  zu  ersetsen« 

Bei  Körperverletzungen  sollte  der  Schuldige  die  Heilungs-  und  Unter- 
haltskosten  ftlr  den  Verletzten  und  seine  Familie  bis  zur  völligen  Wieder- 
herstellung desselben  leisten  und  eine  unverheiratete  Person  bei  Entstellung 
ihres  Gesichts  durdi  eine  Verletzung  bis  zu  ihrer  Verebelidiung  unter- 
halten. 

Ausser  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  der  Fabrikbesitzer  in 
allen  P&ilen,  wo  dem  „verantwortlichen  Fabrikleiter"  eine  Fahrl&ssig:- 
keit  zur  Last  gelegt  werden  konnte,  konnte  auch  auf  Grund  von  zivil- 
reditlicfaen,  durch  £e  lex  Aquilia  beeinflussten  Gesetzen  eine  HsB^fliobt 
des  Arbeitgebers  fUr  Tod  oder  EOrperverletsung  des  Arbeiters  festge- 
stellt werden. 

Auf  Grund  der  Artikel  574  und  tJSl  den  X.  Bandes,  T.  T,  der  Samm- 
lung der  Gesetze,  welche  den  Satz  autHtellen,  dass  jedermann  den  von 
ihm  durch  seine  Handlungen  oder  UnterlassungMi  vemrsaditen  Schaden 
ersetsen  innss,  hat  die  Oerichtspraxis  allmlhlidi  folgende  Grundsatae  auf- 
gestellt. 

Der  Arbeitgeber  hattet  nicht  bloss  für  seine  eigenen  Handlungen . 
sondern  auch  für  die  Handlungen  und  Unterlassungen  seiner  Untergebenen, 
falls  dieselben  als  Ursachen  eines  Unfslls  erscheinen. 

Zeitweilig  ging  die  Geriohtqvaus  noch  weiter,  indem  sie  den  Arbeit* 

gebem  die  Verantwortung  für  das  ..professionelle  T^i^lko",  „unvermeidliche 
Betriebs-  oder  Beiiifsgefahr"  auferlegte.  In  letzter  Zeit  war  diese  Ge- 
richtspraxis infolge  ihrer  Unvereinbarkeit  mit  dem  Art.  647  des  X.  Bandes 
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T.  I  ft,  0.  („ein  Schaden^  welcher  ohne  jegUohe  UnroTsiohtigkeit  dM 
B«tr«ffeiidaii  entatanden  ist,  nnterliegt  kainor  Bntsehidii^g'*)  Augegeben 

worden. 

Was  den  Uratang  der  Entschädigung  betrirt> ,  so  bostand  dieselbe 
nach  feststehender  Gerichtspraxis  bei  vollständigem  Veriuat  der  Erworbs- 
fkhigkett  in  einer  Leibrente  im  Betrage  des  yollen  ArbeitSTerdienatea  des 
Unfallbetroffenen  im  letzten  Jahre  und  bei  teilweisem  Veriuat  der  Er* 
werbsfkhigkeit  in  einem  prozentualen  Anfell  derjenigen  Rente,  welclie  ihm 
für  den  Fall  des  vollständifjeu  Verlustes  der  ErwerbHftlhi<^keit  zu^^estauden 
hätte.  Personen,  welchen  das  Recht  zum  Bezüge  einer  Leibrente  zustand, 
MUn  an  Stelle  dieser  Bente  die  Ausaahtiuig  einea  Kapitale  beanaprndien, 
▼obei  die  Leibrente  ganz  onabli&ngig  vom  Alter  dea  Ünfallbetroffenea  mit 
10  maltipliziert  wurde. 

Hinsichtlich  des  Umfanges  der  Entschädigung  von  Hinterbliebenen 
d«  Getöteten  hatte  sich  eine  feste  Praxis  nicht  herausgebildet.  Dagegen 
Staad  fest,  daaa  der  fttr  acboldig  erkannte  Arbeitgeber  dem  Verletaten  die 
Heilangskosten  zu  er:?etzen  hatte,  sowie  dass  er  für  den  Fall  vorüber- 
gehen ler  Erw^rii  ii  f^higkeit  des  Verletzten  dessen  Lohn  bia  aar  Wieder- 
iierstellung  der  Gesundheit  zu  zahlen  hatte. 

Wir  stellen  diesem  Rechtszuatande  den  durch  das  neue  Gesetz  ge- 
«ebaffenen  gegenttbOT. 

Das  Oeaeta  iat  auf  alle  russischen  Arbeiter  anwendbar,  die  in 
einem  d^r  Gewerbeordnung  oder  dem  Borggesetze  unterstehenden  Betriebe 
beschäftigt  siad  und  deren  Einkommen  den  Betrag  von  1500  Rubel  j&lu-< 
Geb  nicht  flbwsteigt. 

Attagenommen  bleiben  von  den  Besttmmangen  des  Gesetzes:  1)  die 
Arbeiter  der  staatlichen  Betriebe:  2;  die  .\rbniter  der  Eisen-  und  Staats- 
bihhpn  und  der  Werkst&ttenbetriebe  derselben;  S)  die  landwirtschaftlichen 
Ai-beiter. 

Der  Haftpflichtanaprncb  wird  durch  jeden  Unfall  begründet, 

nder  durch  die  Arbeit  im  Betriebe  verursacht  wurde,  oder  sich  aus  Anlaaa 
der  Arbeit  ereignete".  Der  Arbeiter  ist  nicht  ver  pflichtet,  ein  Verschulden 
des  Unternehmers  oder  dessen  Vertreters  nachzuweisen,  vielmehr  iat  der 
Unternehmer  in  allen  Fällen  haftpflichtig,  ausser  dass  er  den  Nachweis 
für  das  Vorliegen  eines  der  nachfolgenden  4  AnanahmsftkUe  erbringt,  die 
seine  Haftpflicht  aufheben:  Ii  der  Fall  der  absichtlichen  HerbeifUhmDg 
des'  Unfalls  durch  den  Unfallverletzten.  2'  der  Fall  einer  groben  Fahr- 
lässigkeit auf  8eite  des  Unfallverletzten,  3i  der  Fall  der  Verschuldung  des 
Unfalls  durch  einen  ausserhalb  des  Betriebes  stehenden  Dritten,  4)  der 
Fall  höherer  Gtewalt. 

Die  Entschädigung,  auf  die  der  Unfallverletzte  Anapruch  hat,  zerfallt 
in  irei  Teile  :  l)  die  Kosten  der  ärztlichen  Behandlung,  2)  die  Begräbnis- 
kosten, 3;  Baren tschädigang  im  eigentlichen  Sinne  de-s  Wortes.  Die  Kosten 
der  ärztlichen  Behandlung  werden  nadi  den  Verpflegungskosten  der  Orts- 
Hoepitftler  bereohnet,  die  Begräbniskosten  worden  mit  15  Babel  fttr  Arbeiter 
im  Alter  unter  15  Jahren  und  mit  30  Bubel  für  über  15-jähri^e  festgestzt. 
An  eitr'^iitlich'm  Barentschädin^nn^en  erhält  der  Unfallverletzte  während  der 
ärztlichen  Behandlung  ausser  den  Kosten  derselben  die  üälfte  des  Tage- 
lohnes ;  im  Falle  dauernder  partieller  Hinderung  der  Brvrerbsfthigkeit  eine 
dieser  Uindemag  eotapreohende  Bente,  die  aber  keineafalla  des  Jahres- 
einkommens erreichen  darf;  im  Falle  danemder  yollstftndiger  Erverba- 
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unftlhigkeit  Vs  des  bisherigen  Jahreseinkommens;  im  Todesfalle  wird  den 
HioterbliebeDen  eine  Eente  im  Betrage  von  des  Jahreseinkommeut»  aus- 
gwetat»  wovon  Wittwe,  V«         li,        Kkidern  und  7« 

direktan  ABoendenten,  Bindern  and  Schwestorn  rakommt,  stets  unter  der 
Voraussetzung,  dass  diese  Hinterbliebenen  bei  dem  Unfälle  ganz  oder 
teilweise  auf  den  Verstorbenen  angewiesen  waren.  Die  Rente  und  Ent- 
schädigung sind  entweder  durch  den  Untemeiuner  oder  durch  die  H&l'l- 
pfliditren^oherungsgeflellschftft  in  monatiichen  B«t«n  nrlnunerendo  nbllwr 
nnd  nicht  pfiLidbar.  Die  Rente  kann  ferner,  nedi  aen  im  GeaetEe  eellMt 
enthaltenen  Grundsätzen,  kapitalisiert  werden. 

Weiteie  Bestimmungen  des  Gesetzes  behandeln  die  Unfallanzeigen, 
das  Verfahren  bei  der  amtlichen  Uuialiontersuchung ,  die  Stellung  der 
Aerete  bei  dieser  Untersnelinng  and  die  Garantien  Ar  Zahlung  der  Renten 
und  Kiiti^cliädigungen. 

Durch  Kgl.  Erlass  vom  13.  Juni  1902  (Bull.,  Bd.  II,  S.  662'  wurde 
das  Datum  des  Inkrafttretens  do?^  schwedischen  Unfallgesetzes  vom 
6.  Juli  1901  (Bull.,  Bd.  I,  b.  XXIi  und  307  Ii'.)  auf  den  1.  Januar  190» 
feetgeaetit. 


Va»  Arbeiterschutz Gesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten  m 

den  Jahren  1901  nnd  1902^). 

Vorbemerkung.  Wir  geben  im  Nachfolgenden  eine  summarische 
Uebersicht  der  Arbeitorßchntzgeset?:gebung  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika für  die  Jahre  1901  und  1902  (vgl.  „Bulletin'*,  Bd.  H,  S.  27). 

L  Allgemeiner  ArbelteiMiniti. 

1.  Werkfltättenhygiene. 

a)  ÄügmuiiinB  Vcraekr^^  bett.  MnnUchkeü  und  «mitän  BuchaffenheiL 
Ohio:  Ges.  v.  2.  Mai  1902  (B.  I,  648)  Pennsylvania:  Gee.  v.  29.  Mai  1901 
(B.  n,  162.  4);  West- Virginia:  Gee.  v.  16.  Febmar  1901  (B.  II,  167.  61. 

b)  Wasch-  und  VmMd&rSmu.  Michigan:  Ges.  v.  13.  Mai  1!>01  B. 
T,  23.  1);  New  York:  Ges.  v.  19.  April  1901  (B.  I  155.  3);  Pennsylvania: 
Ges.  V.  29.  Mai  1901  (B.  II,  162.  4);  Weat-Virginia :  nor  ftir 'Frauen, 
Ges.  V.  16.  Febi-uai-  1901  (B.  II,  167,  5). 

c)  Aborte.  Für  die  Geschlechter  getrennt,  Iowa:  Ges.  v.  11.  April 
1903  (B.  I,  626.  8);  Michigan:  Gee.  v.  18.  Mai  1901  (B.  I,  23.  1):  New 
York:  Ges.  v.  19.  April  IWl  (B.  I,  155.  3);  Ohio:  Ges.  v.  2.  Mai  1902 
(B.  I,  G43i:  rennsylvania:  Om.  v.  2!».  Mai  inoi  (B,  II,  162.  4);  West- 
Virginia:  Ges.  v.  16.  Februar  1901  (B.  II,  l*w.  5). 

d)  Exhaustoren  bei  stauberxeugenden  Maschinen.  California:  Ges.  v. 
28.  März  1901  (B.  I,  23.  7);  Iowa:  Ges.  v.  11.  April  1902  (B.  I,  625.  3*; 
Michigan:  Ges.  v.  13.  Mai  1901  (B.  I,  23.  1). 

e)  Verbot  farbiger  die  Attgm  acftädigertd^  Fensterscheiben,  Connecticut : 
Ges.  V.  29.  Mai  1901  (B.  I,  270.  8). 


1)  B.  =  BaUetin  da  Intanalbnalai  ArbettHuutas,  B.DX.  ~  BuUetia  oi  the  Dcpurtment 

of  Labor,  Washington. 
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f)  V&rabreiehimg  «of»  IVtnJbuxwMr.    MasaachuBetts :  Oes.  v.  18.  April 

1902  (B.  n,  150.  1). 

g)  Spezuämrsdir^im  für  hesttmnUe  ßeinebe.  bauiULre  Vorsclirifteii, 
UntenteUiuig  unter  ilie  FabrikmBpdttion.  Connaotieat:  Biekereiea.  Gw. 
V.  29.  Mai  1901  (R  I,  268.  fi);  Indiana:  Bftckerei«!,  Konditoreien  tind 
ünternehmun^n  zur  Erzeugung  bezw.  Konservienmir  von  Nahrungsmitteln. 
(ha.  V.  28.  Februar  1901  (B.  II,  29.  2);  MasgachuBOtts :  B&ckereien,  Ges. 
?.  21.  Mai  1902  (B.  II,  169.  2);  New  York:  W&öcbereien.  Ges.  v.  22. 
Apiü  1901  (B.  1, 166.  6);  PeniwylTeai» :  Backenten.  Gee.  y.  4.  April  1901 
(B.  n,  162.  1). 

2.  VnfalWerhfltang. 

a)  AiifisSgß,  SÜegeit,  Thibnmnm»  Iowa:  Oes.  11.  April  1902  (B.  n, 
168.  5);  If aasachuaetts :  Ges.  v.  28.  Mai  1901  (B.  I,  680.  6);  Michigan: 
Ges.  V.  13.  Mai  1901  (B.  I,  23.  1);  Minnesota:  Ges.  v.  10.  Aprü  1901 
{B.D Jj.  Vin,  1381);  Ohio:  Ges.  v.  2.  Mai  1902  (Bd.  I,  644.  2);  Pennsyl- 
vania: Gea.  V.  29.  Mai  1901  (B.  II,  162.  4);  Rhode  Isknd:  Ges.  y. 
22.  Nov.  1901  (B.  n,  163.  S)  und  8.  April  1903  (R  168.  4);  Weat- 
Virginia:  Ges.  v.  16.  Februar  1901  (B.  II,  167.  5). 

b  Dampßessei  Florida:  Ges.  v.  30.  Mai  1901  (B.  II,  28.  2);  New 
York:  Ges.  v.  13.  Mai  1901  (B.  I,  lö7.  8);  Ohio:  Ges.  v.  13.  Mftrz  1901 
(B.  n,  161.  1),  29.  Aprü  1902  (B.D.L.  VIII,  428);  Pennsylvania:  Gee. 
T.  29.  Ifw  1901  (B.  n,  162.4);  Ariaona:  Gea.  v.  1.  Sept.  1901  (B.  II, 
27.  2). 

o)  JVolmia^Ai^  M  FtmngtfUkr,  Iowa:  Qea.  v.  8.  April  1902  (B.  n, 

158.  6);  Michigan:  Gea.  v.  18.  Mai  1901  (B.  I,  '23  Vr,  Missouri:  Gea.  v. 
27.  Marz  1901  (B.  n,  31.  2);  Ohio:  Ges.  v.  1.  Mai  1802  (B.  I,  644.  2); 
Pennsylvania:  Ges.  v.  29.  Mai  1901  (B  II,  162). 

3.  Heimarbeit. 

JAxenrm  xwr  Brxeugtmg  beaiwnmier  Oegmtstände  durch  Heimarbeii.  Mary- 
land :  Ges.  V.  27.  M&ra  1902  (B.  I,  627);  Michigan:  Ges.  v.  13.  Mai  1901 
(B.  I,  23.  1);  Wieconain:  Gea.  v.  27.  April  1901  (B.  II,  167.  1). 

4.  Arbeitsvertrag. 

Alabama:  Ges.  v.  1.  März  1901  (B.DX.  VI,  1207;:  Ges.  v.  27.  Fe- 
bruar 1901  (BJ>X.  VI,  1208);  California:  2  Gea.  v.  16.  Mira  1901  (B.  I, 
22.  8,  4);  Conneotieat:  Ges.  17.  Mai  1901  (B.  I,  267.  1);  Georgia: 
Ges.  v.  17.  Dez.  1901  (B.  II,  157.  2);  Indiana:  Ges.  v.  11.  Marz  1901 
(B.  n,  30  Di;  New  York:  Ges.  v,  5.  März  1902  (B.D.L.  Vm,  413); 
North  Caroima:  Ges.  v.  23.  Januar  1901  (B.D.L.  VII,  662);  Ges.  v.  14. 
M&n  1901  (B  II,  33);  Porto-Eioo:  Qaa.  v.  1.  Mtos  1902  (B.  n,  872.  4); 
United  States:  Ges.  v.  1.  Februar  1901,  28.  Febmar  1901  und  8.  Mira 
1901  (BJ>X.  VI,  1022). 

5.  Arbeitanachweia. 

a)  önenisfdäieher,  öffentlicher  ArbeUana^weia.  Connecticut:  Ges.  v. 
29.  Mai  1901  (B.  I,  270.  4);  Kansas:  Ges.  v.  29.  März  1901  (B.  IT,  30. 
2);  Maryland:  Ges.  v.  8.  Aprü  1902  (B.  n,  169.  3);  Ohio:  Ges.  v. 
29.  April  1902  (B.  I,  643);  W^est  Virginia:  Ges.  v.  16.  Febr.  1901 
(B.  n,  167.  4);  Wiaoonam:  Gea.  7.  14.  Mai  1901  (B.  I,  26.  7). 


Digitized  by  Google 


-   CII  — 


b)  Konxeasionierung  privater  Arbeitsnachweise.  Distr.  of  Columbia:  Ges. 
V.  1.  Juli  1902  (B.V.L.  VITT,  175 1:  Idaho:  Ges.  v.  11.  März  1901 
(B.  II.  29.  2):  New  Hampshire:  Ges.  v.  17.  Ma«  1901  (B.  U,  lÖÜ.  1); 
Wißcon.sin,  Gea.  v.  14.  Mai  1901  (B.  1,  26.  7). 

6.  Arbeitszeit: 

a)  Bei  öfßnüiciien  Arbeiten  und  Submijssionen.  Ausnahmen :  bei 
i^^Iementarereiguisseu,  zu  Kiiegszeiteu,  bei  Verteidigungs-  uxid  audereo 
ttffinitlichen  ^aten  und  bei  l«iidwirtsduiftlieh«n  i^beiten :  Califonua: 
8  Stunden.  Ges.  v.  16.  u.  23.  Uftrz  1901  (B.  I,  22  u.  23.  4u.  8);  Distr. 
of  Columbia:  8  Stundeu.  Ges.  v.  3.  Marz  1901  (B.D.L.  VI.  1008);  Minne 
sota:  S  Stunden.  Ges.  v.  13.  April  1901  (B.  II.  1  fU).  8) ;  Missouri :  8  Stunden  bei 
Strasseuarbeiten.  Ges.  v.  20.  März  1901  (B.  ii,  31.  3);  Montana:  8  Stunden 
bei  Strassenarbeiteii.  Oes.  v.  11.  Mbs  1901  (B.  n,  32.  1);  New  Mexiko: 
SStonden.  Ges.  y.  18.  M&rz  1901  (B.  H;  160) ;  Porto  Rico :  8  Stundeiii  Ges. 

V.  1.  Marz  1902  fB.  II,  372.  7) ;  Tenneasee  r  8  Stunden  bei  Strassen  arbeiten. 
Ges.  V.  10.  April  1901  (ß.  II,  lö4.  1);  United  J^tivates :  Ges.  v.  3.  Marz 
1901  u.  17.  Juni  1902  (B.D.L.  VI,  1008),  (ß.  11,  157.  2);  Utah: 
8  Stunden.   Qee.  v.  U.  Hin  1901  (B.       166^  1). 

b)  BbÜ  Eit&fMmm.  Colorado:  nach  IB-stttndiger  Dienstleistung  10 
Standen  Ruhe.    Ges.  v.  19.  Febr.   lf)01  (B.  II,  28.  3);  Louisiana:  10 

von  24  innerhalb  12  einander  folgenden  Stunden  bei  Strassenbaliuon.  Ges. 
\*.  S.  Juli  1902,  (B.  II,  159.  1):  Khode  Island:  K)  von  24  innerhalb  12 
einander  folironden  Stunden,  Ges.  v.  4.  April  1902  (B.  II,  1G3.  Oi. 

c)  Beim  Bergbau,  Missouri:  8  {Stunden.  Ges.  v.  23.  Marz  1901  (B.  1, 
424.  4);  Montana:  8  Stunden  für  Untertagarbeiten  im  Bergbau  und  in 
Sehmelz-  und  Eonaentrierwerken.   0es.     2.  Febr.  1901  (B.  II,  32.  1). 

d)  In  Massachusetts  ist  durch  Geseta  v.  19.  Juni  1902  (B.  II,  159. 
8)  eine  Kommission  zur  Erzielung  einer  einheittichen  Aiditstnndengesets- 
^bung  in  den  Yer.*  Staaten  eingesetat  worden. 

7.  Arbeitspansen. 

Pom»  xum  Einnehmen  der  Mütagsmahlxeii.  Micliigan  :  45  Minuten. 
Ges.  V.  13.  Mai  1901  (B.  I,  23.  1);  Pennsylvania:  4d  Minuten.  Oes.  v. 
29.  Mai  1901  (B.  II,  1G2.  4> 

8.  Sonn-  und  Feiertagsruhe, 

a)  Verbot  der  Sonnt agsarhcii.  California:  Ges.  v.  1(5.  Marz  IPdl 
(B.  I,  22.  3);  Oregon,  Ausdehnung  auf  Barbiere.  Gesetz  vom  11.  Febr. 
1901  (B.  II,  162.  1). 

b)  Bewül^ung  der  Sonntagsarbeit.  Massachusetts:  fur  Schahputzer 
bis  11  Uhr  vorm.   Qee.  ▼.  21.  Febr.  1901  (B.  I,  273). 

c)  Fbiertaff».    District  of  Columbia:  Ges.  v.  3.  Mftrs  1901  (BJ>.L. 

VI,  1018);  Delaware:  Ges.  v.  7.  März  1901  (B.D.L.  VII,  645);  Ken- 
tucky: Ges.  V.  17.  März  1902  (B.  II,  168.  2);  North  CaroUna:  Ges.  v. 
23.  Jan.  1901  (B.D.L.  VU,  662). 

9.  Lohnzahlung,  Lohnpfändung  und  Lohnschu  f  z. 

a"  Lohnxnhhmg.  Arizona :  Lohnanweisnuf^en  sind  jederzeit  in  Geld 
oder  Waren  nach  Wahl  des  Inhabers  einzulösen.    Gea.  v.  1.  Sept.  1901 ; 
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(B.II,  27.  4i;  Arkansas:  in  barem  Oelde.  Ge§.  V.  23.  Mai  1901  (B.  II, 
27i :  Calitbniia  :  Kaution  der  Kontralieiiten  tfir  staatliche  Arbeiten  haftet 
a.  a.  für  Löhne;  Vorzug  dor  T^nhnforderungeii.  Gen.  v.  8.  März  1901  (B.D.L. 
VI,  1001);  Verbot  der  Auszahlung  von  Löhnen  in  Wirtschaften  etc.  Ges.  v. 

28.  Ms»  1901  (B.  I.  23,  6) ;  Colorado:  alle  1&  Tag«, ,  EiMnbahngesell- 
Schäften  emmal  monatlich.  Ges.  v.  10.  April  1901  (B.  II,  28.  1);  Geor- 
gia: Zahlung  an  die  Witwen  venstorbener  Arbeiter  r^es.  v.  18.  Dez.  1901 
(ß.  II,  lö7.  1);  Hawaii:  Verbot  der  Ab?;l3f?p  nv.d  Zurückhaitungen.  Ges. 

V.  24.  April  1901  (B.  II,  29.  2);  Indiana:  Kaution  der  Unternehmer 
fifiTantliclier  Amelioratioiiabatiteii  hi^fbei  u.  a.  für  Lohne;  Anweiaimgaii  sind 
jederzeit  einzulösen.  Ges.  v.  11,  Mftrz  1901  (B.  II»  29.  4);  Maryland: 
monatliche  Zahlungen  in  gesetzlicher  Wahrung.  Ges.  v.  19.  April  1902 
{B.  I,  629);  Massachusetts:  wöchentliche  Zahlung.  Ges.  v,  6.  Juni  1902 
(B.  I,  632.  9);  Missouri:  alle  15  Tage  iüi'  die  bis  zum  5.  vorhergehenden 
Tag©  geleistete  Arbeit  Ges.  20.  Msrz  1901  (B.  I,  424  2);  Montana: 
gesetzliche  Währung :  Anweisungen  sind  jederzeit  einzulösen.  Oes.  V. 
7.  >rarz  1001  (B.II,  32.  4);  Pennsylvania;  Abschätzung  nicht  eingelöster 
Anweisungen.  Ges.  v.  24.  Juni  lüUl  \^B.  II,  163.  8);  South  Carolina: 
Anweisungen  sind  nur  erlaubt,  wenn  ohne  Abzug  einlösbar,  Verpflichtung 
d«s  Ausstellers  rar  Binlasinig.  Ges.  20.  Febmar  1901  (B.  n,  164.  4); 
Texas:  Lohnanweisungen  sind  jederzeit  in  Geld  oder  Waren  nach  Wahl 
des  Inhabers  eLoznlösen.  Ges.  v.  18.  April  1901  (B.  IT,  164.  4^1:  Vermont: 
Einlösani;  von  Anweisungen  zum  vollen  Wert  in  gesetzlicher  Währung. 
Ges.  V.  12.  Bes.  1902  (B.  n,  373.  2). 

b)  Befreiung  von  det  BBtehlagruUme*   Alabama:  25  DoUars.  Gee. 

2.  März  1901  (B.D.L.  VI,  1211);  Califomia:  Lohn  für  30  Arbeitstage 
vorder  E.xekutinn.  Ges.  v.  22.  Februar  1901  (B.D.L  VIT,  999);  Distr. 
of  Columbia  :     KKJ  Dollar.s   pro  Monat.      Ges.  v.  3.  März   1901  (B.D.L. 

VI,  1009;:  Delaware:  90  Proz.  Ges.  v.  19.  Februar  1901  (B.  I,  418); 
Georgia:  100  Dollars  nach  dem  Tode  eines  Arbeiters.  Ges.  v.  18.  Des. 
19fH  (B.  n,  157);  Illinois:  15  Dollars  pro  Woche.  Ges.  v.  11.  Mai  1901 
(B.  I,  421,  .H) ;  Kentucky :  Ausserhalb  Kentucky  verdiente  Löhne.  Ges. 
V.  17.  März  19i>2  iB.  II,  15S.  3);  Maine:  20  Dollars  pro  Monat.  Ges. 
V.  21.  März  1901  (B.  II,  31.  1;;  Oregon:  Lohn  fiii*  30  Arbeitstage  vor 
der  Bxekation.  Ges.  v.  13.  Febroar  1901  (B.  n,  162.  2):  Rhode  Island: 
10  Dolla».  Oes.  v.  28.  März  1901  (B.  II,  163.  2);  Washington:  100 
Dollars.    Ges.  v.  18.  M&rz  1901  (B.DX.  Vtl,  1023). 

c)  Schutz  der  Löhne  verheirateter  Frauen.    Distr.  of  Columbia:  Ges.  v. 

3.  März  1901  (B.D.L.  YL  1009);  :^ew  York:  Ges.  v.  2.  Aprü  1902 
(BJ)X.  Vm,  415). 

10.  Schutz  des  K  i    f  n  t  u  ni  .«s. 

Befreiung  ideinen  Eigmiums  von  der  BeseiUagrtainne.  California :  Ges.  \'. 
2S.  Februar  1901  (B.  I,  23.  1);  Hawaü:  Ges.  v.  24.  April  1901  (B.  II, 

29.  1);  New  Jersey:  Ges.  v.  20.  März  1901  (B,n,  32);  New  York:  Ges. 
V.  15.  März  1901  (B.  U,  32,  1);  North  Dakota:  Ges.  v.  27.  Februar  1901 
fB.  n,  m.  2);  Ges.  v.  12.  März  1901  (B.  II,  33.  2);  Virginia:  Ges.  v. 
2S.  Dez.  1901  (B.  D.  L.  Vm,  435).    Ges.  v,  1902  (B.  II,  166.  14). 

11.  Retentionsrecht. 

Georgia:  Ges.  v.  16.  Dez.  1901  (B.II|  157.  3);  North  Dakota:  Ges. 
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V.  8.  März  1901  (B.  n,  334);  Ohio:  Ges.  v.  18.  April  1902  (B,  H,  161. 
3);  Go8.  V,  12.  Mai  1902  (B.  H,  161.  7). 

12.  Eloalitionarecht. 

Schul»  iet  Ommkmnimmarkm  (tnd»  union  labet).   Alabama:  0«b. 

V.  1.  Märs5  1901  (B.D.L.  VL  1210);  California:  Ges.  v.  16,  Märe  1901 
(B.  I,  22.  3);  Florida:  Ges.  v.  29.  Mai  1901  fB.  II.  28.  1);  New  York : 
Ges.  V.  5.  M&rz  1902  (B.  H,  160.  2);  Ohio:  Ge»-  v.  9.  Mai  1902  (B.  II, 
161.  6);  Oregon;  Ges.  v.  27.  Febr.  1901  (B.  II,  162.  5);  Pennsylvania; 
G«a  V,  2.  Hai  1901       II,  162.  2);  West  Virgixiia:  Oes.     28.  Febr. 

1901  (B.  n,  167.  1). 

13.  Ein-  und  Aus  w  ü  n  i  erung. 

Georgia:  Gebühren  bei  Erteilung  von  LiTienzen  an  Vermittler.  Ge?^.  v. 
m.  Dex.   1902  (B.  II,  3ö9;;  United  Ötates;  Ghiueaeu.  Ges.  v.  29.  April 

1902  (B.  n,  157.  1). 

14.  Oeffentliche  Arbeiten  und  Submissionen. 

a)  Arbeitslohn.  California :  Verbot  von  Zurückhaltungen.  Ges.  v. 
16.  März  1901  (B.  I,  22.  4);  Indiana:  MinimaUohn  für  ungelernte  Arbeiter: 
20  Cents  pro  Stunde.    Ges.  v.  9.  Mar«  1901  (B.  II,  29.  3). 

b)  Arbeitsxeit.  California:  8  Stunden.  Ges.  v.  16.  und  23.  M&rz  1901 
(B.  I,  22  und  28.  4  und  8);  Distr.  of  Columbia.'  8  Standen.   Ges.  v. 

3.  März  1901  (B.D.L.  VI.  1(308);  Minnesota:  8  Stunden.  Oes.  v, 
13.  April  1901  (B.  n,  160.  3);  Missouri:  8  Stunden  bpi  Strassenarbeiten. 
Ge.s.  V.  26.  März  HXil  (B.  TT,  31.  H):  Montana:  8  Stunden  bei  Strassen - 
ax  beiten.  Gea.  v.  11.  Marz  1901  (Ü.  ii,  32.  1);  NewMeadco:  8  Stunden. 
Oes.  18.  Hftrs  1901  (B.  II,  160);  Porto  Rico:  8  Standen.  Oes.  1.  Hins 
1902  (B.  n,  372.  7);  Tennessee:  8  Stunden  bei  Strassenarbeiten.  Ges.  v. 
10.  April  1901  (B.  IT.  164.  1);  United  States:  8  Stunden.  Ges.  v.  3.  Marz 
1901  und  17.  Juni  1902  (BJ).L.  VI.  1008.  B.  U,  157.  2);  Utah; 
9  Stunden.    Ges.  v.  14.  Marz  1901  (B.  H,  165.  1). 

o)   Verbot  dm-  Beschäftigung  von  Attaiandem.  California:    Ges.  v. 

28.  HS»  1901  (B.  I,  23.  8);  New  York:  Oes.  10.  April  1902  (B.  I, 

2:^.  8  i;  Porto  Rioo:  BeTorsngiing  Einheimiseher.  Oes.  v.  1.  Hin  1902 
(B.  II,  87.  2.  7). 

15.  Arbeitervohnnngsfttrsorge. 

In  California  ist  allgemein  verboten,  Zimmer  als  Schlut-  oder  Wohn- 
rftnme  sa  yennieten,  oder  sa  bentttsen,  die  nicht  mindestens  einen  Lnft* 

räum  von  500  TCubikfuss  (ca.  1 7  cbm*)  für  jeden  Bewohner  aufweisen.  Ges. 
v.  16.  März  1!>01  (B.  I,  22.  3).  Tu  rVnmecticnt  hat  jer^pr  Arbeitgeber, 
der  Arbeitern  Gebäude  oder  Unterkünfte  als  Wohnung  beistellt,  binnen 
72  Stunden  nach  Bezug  dieser  Wohntingen  die  Sanitfttsbehtfrde  zur  In- 
spektion einsnladen.  Diese  Lispektion  hat  innerhalb  5  Tagen  stattso&iden. 
Ges.  V.  17.  Mai  1901  (B.  I,  267.  1).  In  New  Jersey  ist  verboten.  7  mmer 
zu  benfitzen,  die  nicht  mindestens  einen  Luftraum  von  400  Kubikfusa  für 
jeden  Erwachsenen  und  150  Kubikfuss  für  jedes  Sand  unter  12  Jahreu 
aniweisen.   Oes.  v.  8.  April.  1902  (B.  II,  360.  1). 
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16.  Sehat«  der  Stimm  fr  ei  he  it. 

Alabama:  Ges.  v.  4.  März  1901  (B.D.L.  VI,  1212);  OeHfomie:  Gee. 
16.  M&rz  1901   (B.  I,  22.  4);  Florida:  Ges.  v.  22.  Mai  1901   (B.  I, 
420.  2);  Kansas:  Ges.  v.  22.  Miliz  IKOl   (B.  II,  30.      ;  Massachusetts: 
Ges.  V.  8.  Mai  1902  (B.  I,  6;;  Porto  Bico;  Ges.  v.  1.  März  1902 

(B.       872.  2). 

17.  S  t  r  ä  11  i  11  g  8  a  r  b  e  i  t. 

Alabama:  Ges.  v.  5.  März  ÜKtl  iB.D.L.  VI,  1212):  California:  Ges. 
V.  16.  M&rz  1901  (B.  I,  22.  4);  21.  März  1901  (B.D.L.  VI,  1002);  Colorado: 
Gee.  V.  11.  April  1901  (B.  II,  28.  4);  Distr.  of  Goltunbie:  Oes.     8.  KSrs 

1901  (B.I)X.  VI,  1009);  Indiana:  Ges.  v.  15.  März  1901  (B.  II,  30.  9); 
Massachnsetts :  Ges.  v.  5.  März  1901,  iB.D.L.  VII,  New  York:  Ges. 
V.  19ni  (B.D.L.  VII.  194);  North  Dakota :  Ges.  v.  2.  lebruar  IKOl  (B.II, 
33.  3^;  South  Carolina:  Ges.  v.  19.  Februar  IbOl   (B.  II,  163.  1},  Ges. 

21.  Febraar  1901  (BJ).L  VH,  1818). 

IL  WtmtfOi'  und  Kliid«CMliiit& 
A.  Frauenarbeit. 

1.  Arbeitsyerbot 

a)  In  Bergwerken.  Maryland:  Ges.  v.  24.  Mftra  1902  (B.  II,  159.  1); 

Misi^ouri  :  Op«.  v.  22.  Marz  1901  (B.  I,  424.  3). 

b)  In  Barrooms,  Vermont;  Ges.  v.  11.  Dez.  1902  ^B.  II,  373.  1). 

2.  Arbeitsaeit. 

a)  Ms  XU  21  Jahren.  Michigan:  60  Stunden  wtfGhentUofa,  10  Stunden 
tägUch,  Ges.  T.  13.  Mai  1901  (B.  I,  23.  1). 

b)  Ohne  AUersgrenxe.  Louisiana :  60  Stunden  wöchentlich,  10  Stunden 
tägUch  in  Fabriken,  Warenhäusern.  Telephon-  oder  Tnlf^frraphenbureaux, 
Konfekt i(>n.sgeschäften  and  anderen  gewerblichen  Betrieben.  Ges.  v.  24.  Juli 

1902  (B.  I,  626.  1);  Kaaaaelineetta :  D8  Stunden  wOehentlidi  in  Handels- 
geechftften  nnd  Oaetwirtaebaften  (Dez.  ausgenommen),  Anschlag  betr.  Ar- 
beitszeit, -pau.sen  etc.  Ges.  v.  6.  Marz  IH'M  (B.  I,  630.  1);  da.s.selbe  in 
gewerblichen  Betrieben,  Ges.  v.  3,  Juni  1902  (B.  I,  635.  24);  Penn.s\  Ivania: 
60  Standen  wöchentlich,  12  Stunden  täglich  in  Bäckereien.  Ges.  v.  4.  April 
1901  (B.  n,  162.  1);  daaeelbe  in  Fabriken,  Werketfttten,  Wtochereien, 
Reinigungsanstalten,  Druckereien  und  Handelsgeschäften.  Ges.  v.  29.  Mai 
1901  (B.  n,  162.  4);  Ehode  Island:  58  Stunden  wöchentlifh,  10  Stunden 
t&f^lich  in  gewerblichen  Betrieben;  Anschlag  betr.  Arbeitszeit,  -pausen  etc. 
Getj.  V.  4.  April  1902  (B.  II,  163.  5);  Washington:  10  Stunden  in  Fabriken, 
Werkst&tten,  HandelBgeschftffcen,  Wtoohereien,  Hoteb  und  Gaetwirtacbalten, 
Gee.      11.  Min  1901  ^.  II,  166.  8.) 

3.  Hy  g  i  e  n  e. 

a)  Süxe  für  weibliehe  AngesUlUe.  Illinois;  Ges.  v.  10.  Mai  1901  (B.  I, 
420.  1);  Kansas:  Ges.      1.  Mai  1901  (Bd.  II,  80.  3);  Pennsylvania: 

Ges.  V.  29.  Mai  1901  (B.  II,  162.  4);  Washington:  Ges.  v.  11.  Marz 
1901  (B.  n,  166.  3);  West  Virginia:  Ges.  v.  16.  Februar  1901  (B.  H, 
167.  5);  Wyoming:  Ges.  v.  13.  Februar  1901  (B.  U,  167). 
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b)  Wasch-  und  Umkleideräume.  Michigan:  Ges.  v.  13.  Mai  1901  (B.  I, 
28.  1);  New  York:  Ges.  v.  9.  April  1901  fB.  I,  155.  3);  Pennsvlvanla : 
Ges.  V.  29.  Mai  19<>l  (B.  II,  162,  4);  West  Virginia:  Ge«.  v.  16.  Februar 

1901  (B.  n,  167.  5). 

c)  AborU  (für  die  Geschlechter  getxeimt).   Iowa:  Ges.  v.  11.  April 

1902  (B.  I,  626.  8);  Mioliigui:  Gm.  t.  IS.  Mai  1901  (B.  I,  23.  1);  N«v 

York  (Ges.  v.  9.  April  1901  (B.  I,  155.  3);  Ohio:  Ges.  v.  2.  Mai  1902 
(B.  I,  CAS);  Pennsylvania:  Oes  v.  29.  Mai  l'K)]  (B.  II,  161.  4);  West 
Virginia:  Ges.  v.  16.  Februar  1901  (B.  II,  167.  5). 

4.  Lohnschutz. 

Schutz  des  Lohnrft  rerheirateter  Praueti.  Distr.  of  Columbia:  Ges.  v. 
3.  Mftrz  1901  (B.U.L.  VI,  1009);  New  York:  Ges.  v.  2.  April  1902 
(B.  n,  161.  4). 

B.  Arbeit  der  Jogendlichen  und  der  Kinder. 

1.  Ar beits verbot. 

a)  Bis  zu  12  Jahren.  California:  in  Fabriken,  Werkstätten  und  Kauf- 
lÄden.  Ges.  v.  23.  Marz  1901  (B.  I,  22.  5)  ;  Marvluiid :  in  Ber^rworkeu. 
Ges.  V.  24.  Mftrz  1902  (B.  II,  159.  1);  Miasouii;  lu  Bei^jwerkeu.  Gea.  v. 
22.  Mftrz  1901  (B.  I,  424.  8);  Nev  Hampdiire:  jede  Lohnarbeit.  Oes.  t. 
7.  Hm  1901  (B.  n,  160.  2); 

b)  Bis  XU  13  Jahren.  Pennsylyania :  in  Fabriken,  Werkstätten,  Wäache- 
reion,  Ddk  kereien,  lieinigunprsanstalton  und  Kauflä(ioii,  Oos,  v.  29.  Mai 

1901  {ü.  11,  162.  4);  Rhode  Island,  ausser  in  den  Ferien.  Ges.  v.  4.  April 

1902  (B.  n,  lea.  7); 

c)  Bw  X»  14  Mkren^  Galifomia:  in  ^^esundheitBSch&dlieheii  oder  lebene- 
gefUirlichen  Berufon,  als  Seiltänzer,  Akrobaten,  Reiter,  Sanger,  Masihnnten, 

Bettler,  Hausierer,  sowie  zu  unsittlichen  und  tiLseönen  Zwecken.  Ges.  v. 
1(>.  März  lUOl  (B.  I,  22.  4);  Kentucky:  in  Fabriken,  Werkstätron  und 
Bergwerken,  eH  sei  denn,  dasa  Eltern  (bezw.  Vormünder)  und  Graischafte- 
richter  echriftHoh  in  die  Beacfaifbigung  einwilligen,  Ges.  y.  12.  Ifirs  1902 
(B.  II,  158.  1);  Maryland:  in  Bergwerken,  wenn  der  betr.  Knabe  nicht 
lesen  und  schroihen  kann.  Ges.  v.  24.  MiUz  inri2  .'B.  II,  150.  I  V  in 
Fabriken,  es  sei  denn,  dass  das  Kind  einzige  IStütze  einer  verwitweten 
Mutter,  eines  kranken  Vaters,  oder  auf  seinen  Verdieast  selb.Ht  angewiesen 
ist  Oes.  V.  11.  April  1902  (BJ>.L.  Vm,  410);  Hiohigan:  in  Fabriken, 
Hotel»  und  Kaufladen.  Ges.  v.  13.  Mai  1901  (B.  I,  23.  1);  ICiasonri:  in 
Bergwerken  für  Knaben,  die  nicht  lesen  und  schreiben  können.  Ges.  v. 
22.  Marz  1901  (B.  I,  424.  3);  New  Hampslure:  jede  w&hrend  des  Schul- 
jahres, Ges.  V.  7.  Marz  1901  (B.  H,  160.  2);  Ohio:  in  Fabriken,  Werk- 
stätten nnd  gewerblichen  Betrieben;  jede  Beech&ftigung  wfthrend  der  Schal* 
zeit.  Ges.  v.  12.  Mai  1902  (B.  II,  161.  8);  Soutli  Dakota:  für  Kinder 
von  S  bis  14  Jahren  wahrend  der  TTnten'rhtssttinden  der  öffentlii  hen  Schulen, 
wenn  sie  nicht  von  ihren  Eltern  oder  Vormündern  beschäftigt  werden  oder 
ein  Zertifikat  Qber  mindestens  12-wOcfaentIichen  jährlichen  Suhulonterricht 
beibringen.  Gea.  v.  5.  M&rx  1901  (B.  164);  Tenneeaee:  in  fkbriken, 
Werkstätten  und  Bergwerken.  Ges.  v.  10.  April  1901  (B.  II,  164.  2); 

d:  Bis  XU  15  Jahren.  Rhode  Island:  es  sei  denn,  dass  ein  Zertifikat 
über  Alter,  Geburtsdatea  und  Kenntnis  des  Lesens  und  Schreibens  vorliegt, 
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Ges.  T.  4.  April  1902  i^B.  II,  5j,  West  Virginia:  zu  ölfeiitlichen  Pro- 

aiikuoneu  gvuaiaätiächer  Art,  uiitiittliclieii  oder  gesundheitäsch&dlicheu  Be- 
scfaftftiguugoD ,  AnfMithalt  oder  BMehftftigung  in  B<»^UaB  mid  Uttt«r> 
haltungslokalen,  in  denen  alkoholische  Getrtnke  au^geaehfiiikt  werden.  Gm. 
V.  16.  Febniar  1901  (B.  II,  167.  3); 

e)  Bis  XU  16  Jahren.  Califoraia:  in  Fabriken,  Werkstätten  und  Kauf- 
laden, PH  denn,  dass  ein  Verzeichnis  der  h>etr.  Jugendlichen  und  Zerti- 
ükate  über  Alter  und  Geburtsort  jedes  einzelnen  vorliegen.  Ges.  v.  23.  März 
1901  (B.  I,  22.  5);  Connectiont:  in  Fabriken,  Werkst&ttaak  nnd  KaufÜkden, 
es  Bei  denn,  dass  Zertifikate  vorliegen,  denen  zufolge  die  betr.  Jngendliehen 
über  14  Jahre  alt  sind.  Ges.  v.  3.  Juni  1901  (B.  I,  272.  5);  Maryland: 
2um  Herumreichen  alkoholischer  Go tränke,  in  Brauereien  oder  Verfüll- 
betrieben,  in  denen  alkoholische  Getränke  zum  Kaufe  zubereitet  oder  vor- 
kauft  werden.  Ges.  8.  April  1902  (B.  II,  169.  5);  Mioliigan:  ee  sei 
denn,  dass  ein  Zertifikat  über  Alter,  Geburtsdaten  und  Kenntnis  des  Lesens 
und  Schreibens  vorliegt,  in  Fabriken  und  Werkstätten  zu  gesundheits- 
schädlichen, die  körperliche  Sicherheit  oder  Moral  geliLhrdonden  Arbeiten, 
Ge&  V.  13.  Mai  1901  (B.  I,  23.  1);  New  Hampshire:  es  sei  denn,  dass 
ain  Zertifikat  ttber  Alter,  Geburtsdaten  und  Kenntnis  des  Lesens  und 
Sdneibeiis  Torliegt.  Ges.  v.  7.  März  1901  (B.  II,  160.  2);  Ohio:  es  sei 
denn,  dass  ein  Zertifikat  über  Alter,  Geburtsdaten  und  Kenntnis  dos  Lesens 
ücd  Schreibens  vorliegt,  oder  die  betr.  Pcrsrn  eine  Sclmle  besucht.  G^^s. 
V.  12.  Mai  1901  (B.  II,  Itil.  8);  Pennyylvama :  13-  bis  16-jährige;  es  sei 
denn,  dass  ein  Zertifikat  Uber  Alter,  Oebortsdaten  nnd  Kenntnis  des  Lesens 
und  Schreibens  vorliegt,  sowie  beim  Reinigen  von  in  Gang  befindliohen 
Maschinen.  Ges.  v.  29.  Mai  1901  (B.  II,  162.  4);  West  Virginia:  zum 
Betteln,  Singen  und  Musizieren  auf  öffentlioheu  Straflseu.  Gee.  v.  15.  Febr. 
1901  (B.  n,  167.  3); 

i)  Bis  XU  18  Jahren.  California:  flir  Telephongesellschaften,  Personen 
und  Geeellsohafteo,  die  gewerblich  Depesdien  nnd  andere  Sendungen  aus- 
tragen, als  Anstrtger  in  Bordelle,  Varietes  und  andere  Orte  von  schlechtem 

Rufe.  Ges.  V.  16.  Marz  1901  (B.  I,  22.  4):  Mas.sachusetts :  zur  Herstellung 
gesundheitsgeüüirlicher  Öauren.  Ges.  v.  20.  Marz  1901  (B.  I,  637.  44):  14-  bis 
IB-jahrige,  wenn  sie  nicht  lesen  und  schreiben  können  oder  eine  Tag-  oder 
Abendsdinle  besneben.  Oes.  18.  Mftns  1902  (B.  I,  696.  35);  Michigan: 
zur  Reinigung  von  in  Gang  befindlichen  Maschinen.  Gea.  v.  13.  Mai  1901 
(B.  I,  23.  1);  New  Hampshire:  für  Minderjährige,  die  nicht  lesen  und 
schrf  ibf^n  können  und  keine  Tages-  oder  Altendschule  besuchen  Ges.  v. 
7.  Miiiz  1901  (B.  il,  IGO.  2);  Pennsylvania;  zur  Teilnahme  au  iheater- 
aoffUimngen,  gymnastischen,  Gesangs-  nnd  ninsikalischen  Produktionen. 
Ges.  V.  16.  Mai  1901  (B.  U,  162.  3);  Rhode  Island:  ee  sei  denn,  dass 
ein  Verzeichnis  der  Namen,  Geburtsorte,  Alter  nnd  Wohnorte  aller  Minder- 
jÄhrigen  gefllhrt  werde.  Ges.  vom  12.  Mai  1902  (B.D.L.  VIII,  428 1 : 

g)  Bis  XU  21  Jahren.  Vermont:  in  Barrooms.  Ges.  v.  11.  Des.  1902 
(B.  n,  373.  1). 

2.  Arbeitszeit. 

a)  Bis  XU  16  Jahren.  California  :  Anschlag  betr.  Arbeitszeit,  -pausen  etc. 
Ge«.  V.  23.  Marz  1901  (B.  I,  22.  5);  Illinois;  60  Stunden  wöchentlich, 
10  Stunden  tAglich,  Ges.      10.  Mai  1901  (B.  I,  420.  1);  Michigan :  Von 
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14  bis  16  Jahreu  von  7  Uhr  morgens  bis  6  Uhr  abends  in  Fabriken  und 
Werkstätten.  (10  Stunden  wöclientlich  und  10  Stunden  täglich  in  Kauf« 
laden,  (ieä.  v.  13.  Mai  lUOl  (B.  I,  23.  1);  Porto  R'^-n  :  0  Stunden  täg- 
lich, 3  vormittags,  3  uachmitti^  in  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen 
Betrieben.  Qea.  v.  25.  Februar  1902  (B.  II,  872.  1);  Bliode  iBlaad: 
58  Stunden  wöchentlich,  10  Stnndeii  tS^^ieli  in  gewerblichen  Betrieben. 
Anschlag  betr.  Arbeitaseit,  -pauaen  etc.  Qea  4b  Afwil  1902  (B.  Q, 
163.  5). 

b)  Bis  XU  18  Jahren.  California :  9  Stunden  tiit^'lirh.  Ges.  v.  23.  März 
1901  (B.  I,  22.  5);  Louisiana:  bU  iStunden  wöchentlich,  10  Stunden  tAg- 
lich  in  Fabriken,  Warenbftaaem,  Werkstätten,  Telephon»  oder  Telegraphen- 
bureaus, Konfektion.sgesch&ften  und  andern  gewerblichen  Betrieben.  Ges. 

24.  Juli  1902  .  B.  I,  62«.  1);  Massachusett.s :  68  Stunden  vröchentlicli. 
10  Stunden  til^'lich  in  Handelsgeschäften  und  Ga.stwirt.scliaftou  (Dezember 
auagenommenj,  Anschlag  betr.  Arbeitszeit,  -pausen  etc.    Ges.  v.  6.  März 

1901  (B.  I,  680.  1);  daseeibe  in  gewerblichen  Betrieben.  Gee.  v.  8.  Joni 

1902  (B.  I,  635.  24):  Michigan:  60  Stunden  wöchentlich  in  Fabriken. 
Ges.  V.  13.  Mai  1901  (B.  I,  23.  1-  Olno :  55  Stunden  wöchentlicli, 
10  Stunden  täglich  zwischen  6  Uhr  mor^rens  und  7  T'hr  abcnd.s,  Anschlag 
betr.  Arbeitszeit,  -pausen  etc.    (res.  v.  12.  Mai  li>(>'J  (ß.  II,  1<)1.  8). 

c)  Bis  VoUjahrigkeä.  Pennsylvania :  60  Stunden  wöchentlich,  i  2  Stun- 
den täglich  in  Bäckereien.  Oes.  v.  4.  April  1901  (B.  IX,  162.  1);  in  Fa- 
briken, Werkat&tten,  Wäschereien,  Reinignngsanstalteo,  Dnidcerwen  und 
in  HandeiflgeechUNwn.   Gee.  y.  29.  Hai  1901  (B.  II,  162.  4).] 

m.  Bemfliober  Arbeitenohnta. 

1.  Bergbau. 

a)  InapekHon.  Alabama:  Gee.  v.  27.  Februar  1901  (BJ)X.  VI,  1908); 
4.  Man  1901  (B.D.L.  VT,  1211:  .->,  Miir/.  1901  (B.D.L.  VI,  1212); 
Illinois:  Ges.  v.  11.  Mai  1901  (B.  II,  29.  2):  Indiana.  Oes.  v.  11.  März 

1901  (B.  II,  30.  6)j  Iowa:  Ges.  v.  25.  März  19u2  (B.  U,  158.  2  u.  3); 
Kansas :  Ges.  v.  8.  M&n  1901  (B.  II,  30.  5) ;  Maryland :  Ges.  v.  24.  März 

1902  (B.  H,  159,  1);  Missouri:  Ges.  v.  27.  Mira  1901  (B.  I,  426.  5); 
Montana:  Ges.  v.  18.  März  1901  (B.  II,  32.  2);  Pennsylvania:  Ges.  v. 
8.  Juni  1901  (B.  II,  163.  7);  Tennossno :  Oos.  v.  5.  Fobrnar  1901  fB.  I, 
24.  1);  Utah:  Ges.  v.  14.  März  1901  ^B.  U,  165.  6);  West  Virginia: 
Ges.  y.  20.  Februar  1901  (B.  H,  167.  7);  Gee.  v.  21.  Pebraar  1901 
(B.  n,  167.  8);  Wisconsin:  Ges.  v.  1.  Juli  1902  (BJ)X.  Vm,  202). 

b)  Lahmakking»  Indiana:  Ges.  v.  11.  Mftra  1901  (B.  II,  8a  8); 
Kentucky:  Gee.  v.  21.  Mftn  1902  (B.  II,  16a  6). 

o)  Arbeiiaverbot,  a)  Frauen:  Marvland  :  Ges.  v.  24.  M&ns  1902  (B.  II, 
169.  1);  Missouri:  Ges.  v.  22.  März  iVn  Ii.  T,  424.  3).  b)  Kinder:  bi.«*  zu 
12  Jahren:  Maryland:  Ges.  v.  24.  März  1902  (B.  II,  159.  1>:  Mis.souri  : 
Ges.  v.  22.  März  1901  (B.  I,  22,  5);  bis  zu  14  Jahren;  Kentucky:  Ges. 

12.  Mftrs  1902  (B.  II,  168.  1);  Maryland:  wenn  der  betr.  Knabe  nicht 
lesen  und  schreiben  kann;  Missouri:  wenn  der  betr.  Knabe  nicht  lesen 
und  schreiben  kann:  Ges.  v.  22.  März  1901  (B.  I,  424.  8);  Tennessee: 
Oes.  V.  10.  Aprü  1901  (B.  II,  164,  2). 
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d)  ArbeltsxeiL  Kitaoiiri:  8  Stunden.  Q«s.  v.  23.  M&rz  1901  >B.  I, 
424.  4);  Montana:  8  Stunden.    Ges.  v.  2.  Febniar  1901  (B.  II,  82.  1). 

ei  Unfaliverhütung.  Indiana:  Gos.  v.  H.  Mürz  1901  (B.  II,  30.  7); 
Iowa  :  Ges.  v.  11.  April  ld02  (B.  II,  158.  4):  Mi.s«ouri :  Ges.  v.  22.  Mftrz 
1^01  iß  I,  424.  3),  27.  MÄra  1901  ^B.  I,  42b.  t>;;  Ohio:  Ges.  v.  3.  April 
1902  (B.  n,  161.  9);  Oregon:  Ges.  v.  26.  Febniar  1901  (B.  D;  162.  4); 
Penusvlvania:  Ges.  v.  29.  Mai  1901  (B.  162.  5);  Utah:  Ges.  v.  25. 
Mära  1901  (B.  II,  165.  7  a.  8). 

f)  Wägungm,  Arkansas:  Ges.  v.  19.  April  1901  (B.D.L;  VU,  865); 
Colorado:  Ges.  v.  30.  April  1901  (B.D.L.  VIT,  867):  Montana:  Ges.  v. 

19.  Februar  1901  (B.  II,  32.  3);  West  Virginia:  Ges.  v.  28.  Februai- 
1901  (B.  n,  167.  6). 

g)  QuaUfikaiion  von  Grubenarbeitern.  Mi»souri :  Ges.  v.  12.  M&rz 
1901  (B.  I,  641.  1);  Tennessee:  Gea.  v.  22.  April  1901  (B.  II,  164.  4). 

h)  Versicherung.    Maryland:  Ges.  v.  8.  April  1902  (B,  II,  159.  4). 
2.  Metallverarbeitung. 

H 11  f «  r  h  m  i  e  d  e.  I¥üfungen.  Ohio :  Ges.  v.  9.  Mai  1902  (B.DJj.  VIII, 
424;;  Washington:  Ges.  v.  11.  M&ra  1901  (B.  II,  166.  2). 

Bleiarbeiter.  Prüfungen.  Ijouisiaoa :  Ges.  v.  3.  Juli  1 902 
(B.  n,  159.  2i;  Michigan:  Gps.  v.  f!.  .Juni  1901  (B.  II,  31);  Xelnaska: 
Gee.  V.  29.  März  1901  (B.  II,  32);  New  Hampshire:  Ges.  v.  22.  März 
1901  (B.  n,  160.3);  Pennsylvania:  Ges.  v.  7.  Juni  1901  (B.  II,  162.  6); 
Porto  Bioo:  Ges.  v.  1.  Mftra  1903  (B.  II,  878.  8);  Virginia:  Ges.  v. 
28.  Marz  1902  (B.  U,  166.  4);  Washington:  Ges.  8.  Hars  1901 
(B.  n,  166.  1). 

8.  BekleidnngS'  und  Beinignngsgewerbew 

Barbiere.  Prüfungen,  California:  Ges.  v.  20.  Februar  1901  (B.D,L. 
VI,  396);  Connertinit:  Ges.  v.  17.  Juni  K«)l  (B.  II,  28.  2i.  Delaware: 
Ges.  V.  9.  Mftrz  1901  (B.  II,  2M):  Kentucky:  Ges.  v.  21.  März  1902  (B.  II. 
15b.  ö);  Missouri:  Ges.  v.  22.  M&rz  lUOl"  (B.  II,  31.  1);  Nebra.ska :  Ges. 
V.  80.  Hl»  1901  (BDX.  VIII,  661);  North  Dakota:  Gea.  2.  llAra 
im\  (B.  n,  88.  1);  Washington:  Ges.  v.  la  H&ia  1901  (fi.D.L.  VII, 
1828). 

4.  Baugewerbe. 

Massachusetts:  Ges.  v.  20.  M&rs  1901  (B.  I,  680.  8);  Wisconsin: 
Gee.  V.  2.  Mai  1901  (B.  I,  26.  5,. 

Strass  enbahnor.  Colorado :  Ges.  v.  2f».  April  ÜKH  (B.  II,  28.  5); 
L»ouiüiaua;  Ges.  v.  Ö.  Juli  1902  (B.  II,  159.  1);  North  Caroliutt;  Ges.  v. 
16.  Mira  1901  (B.  I,  431);  Ohio:  Ges.  4.  April  1902  (B.D.L.  VII,  432); 
Oregnu:  Ges.  v.  25.  Februar  1901  (B.II,  162.3);  South  Carolina:  Ges.  v. 

20.  Febniar  1901  (B.  II,  164.  8) ;  26.  Februar  1902  (B.  II,  373);  Tenhesaee : 

5.  Verkehrsgewerbe. 

Eisenbahner.  Colorado:  Ges.  v.  ID.  Februar  1901  (B.  II,  28.  3); 
Ohio:  Ges.  v.  2.  Mai  1902  (B.D.L.  VHI,  424);  10.  Mai  1902  (B.DX. 
VIH,  426);  12.  Mai  1902  (B.  K,  161.  9). 
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Ges.  V.  22.  April  1901  (B.  I,  25.  4);  Utah:  Ges.  v.  14.  M&rz  1901  iB. 
II,  165.  3);  Washington;  Ges.  v.  16.  M&rz  1901  (B.  II,  166.  5):  West 
VirgiDia:  Gm.      18.  Februar  1901  (B.  IE,  167,  2). 

IV.  Arbeitsrerwaltcmg. 

1.  Arbeitsstatistis  che  Aemter.  Califoniia :  Ges.  v.  20.  Februar 
1901  (B.  I,  21.  1);  Iowa:  Ges.  v.  11.  April  1902  (B.  U,  157.  1);  Ken- 
tucky: Gea.  V.  17.  Mftnt  1902  (B.  n,  158.  4):  New  York:  Gas.  v.  7.  Fa- 
l)niar  1901  (B.  I,  164.  1):  Ohio:  Ges.  v.  29.  April  1902  (B.  ^  64S.  1): 
Utah:  Ges.  r.  U.  Marz  1901  (B.  II,  IPiö.  Ii;  Virginia:  Ges.  v.  1902  (B. 
II,  166,  1);  Washington:  Ges.  v.  16.  März  1901  (B,  II,  166.  4). 

2.  A  rbeits  ins  p  ekt  i  on. 

California:  Ges.  v.  20.  Februar  1901  (B.  1,  21.  1);  Indiana:  Ges.  v. 
26.  Februar  1901  (B.  II,  29.  1);  Iowa:  Ges.  v.  11.  April  1902  {B.  El, 
157.  1);  Maryland:  Ges.  v.  27.  MSn  1902  (B.  I,  627.  1):  MaasadiiisdttB: 
Oes.  T.  21.  Mai  1902  (B.  II,  159.  2);  Michigan:  Ges.  v.  13.  Mai  1901 
(B.  I,  23.  I);  Missouri:  Ges.  v.  17.  AprU  1901  iB.  I,  642.  2);  Ne\r  Jersev: 
Ges.  V.  24.  April  1002  'B.  II,  Bf>o.  2);  Ohio:  Ges.  v.  12.  Mai  lVHr2  "b. 
II,  161.  dj;  Pennsylvania;  Geö.  v.  J!».  Mai  lUOl  (B.  II,  162.  4);  Rhode 
lalaDd:  Ges.  t.  29.  Januar  1901  (B.  H,  163.  14);  Weat-Vii^inia;  Ges.  v. 
16.  Februar  1901  (B.  II,  167.  5);  Wiaconam:  Gea.  14.  Mai  1901  (B. 
n,  167.  2). 

3.  Schiedsgerichte  und  Einignngsämter. 

Idaho:  Ges.  v.  12.  März  1901  (B.  II,  29.  1);  Illinois:  Ge.s.  v. 
11.  Mai  1901  (B.  I,  421.  2);  Massachusetts:  Ges.  v.  5.  Juni  1902  (B.  1, 
632.  9);  Missouri:  Ges.  v.  7.  März  1901  (B.  I,  422.  1);  Utah:  Ge».  v. 
14  Man  1901  (B.  n,  165.  5.). 

V.  Haftpflicht  nnd  Veraiohenmg. 

Arizona:  Ges.  v.  19.  April  1901  (B.  n,  27.  1);  Colorado:  Ges.  v. 
28.  März  1901  (B.  II,  28.  2);  Connecticut:  Ges.  v.  17.  Juni  1901  (B.  I, 
273.  6);  Indiana:  Ges.  v.  11.  Mira  1901  (B.  II,  30.  5);  Maryland:  Ges. 

1.  April  1902  (B.  n,  169.  2);  New  York:  Gea.  v.  15.  April  1902  (B.  I, 
429.  3);  Ohio:  Ges.  v.  4  April  1902  (B.  I,  645),  6.  Mai  1902  (B. 
161.  1);  Porto  Rico:  Ges.  v.  1.  März  1902  (B.  H,  372.  3t:  Sonth  Caro- 
lina: Ges.  V.  20.  Februar  1901  (B.  II,  164.  3);  Virginia:  Ges.  v.  1902 
<B.  n»  166.  1),  27.  mn  1902  (B.  H,  166.  3). 
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i.  Gesetze  und  Verordnungen« 

I.  Allemagiie.  Oeutsdies  Reich. 

a)  ßeiclisgeäetze  und  Ferordnungen  de&«Biuidearate8. 
L  Ctoflete  mr  Abiaderong  dar  Beomaimscwdiiiiiig.  Vom  23.  Uftrz 

Art.  1.  Die  Vorschntt  im  52  Ab.  2  Xo.  2  der  Seemannsordnimg 
vom  2.  Juni  1902  (R.G.Bl.  S.  175)  erhält  folgende  iassung; 

2)  der  Leichtmatrose  erli&lt  mit  Begiim  des  dritten  Jahres  die  in  der 
IfiisterroUe  bestimmte  Heuer  der  Volhnatrosen  und  mit  Beginn  des  vierten 

Jahres  ein  Fünftel  derselben  mehr  an  ITeupi-. 

Art.  2.  Diese?  Gesetz  tritt  gloichzeitig  mit  der  boemaunsorduung 
vom  2.  Jtmi  1W2  in  Kialt. 

2.  Gesetz  betr.  Einderarbeit  in  gewerblioheii  Betrieben.  Vom 

3iA  März  1908. 

I.  Einleitende  B  o  s  t  i  lu  m  u  ii  g  c  u. 

§  1.  Auf  die  Beschäftigung  von  Kindern  in  Betrieben,  welche  als 
gewerbliche  im  Sinne  der  Oewerbeordnnng  anzusehen  sind,  finden  neben 
den  bestehenden  reicharechtlu  lion  ^'  nx  In  iften  die  folgenden  Bestimmungen 
Anwendung,  und  zwar  auf  die  I'esf  liiit't  i^^ijnfr  fremder  Kinder  die  4 
bis  11,  auf  die  Beschäftigung  eigener  Kinder  die  §§  12  bin  17. 

§  2.  Kinder  im  Sinne  dieses  Ctosetaes.  Als  Eüider  im  Sinne  dieses 
6esot7.e.s  gelten  Knaben  und  Mftddien  unter  18  Jahren  sowie  solche  Knaben 
und  Mädchen  über  13  Jahre,  welche  noch  cum  Besuche  der  Volksschule 
verjiflii  htet  sind. 

§  '6.  Eigene,  fremde  Kinder.  Im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  als 
eigene  Kinder: 

1)  Kinder,  die  mit  demjenigen,  welcher  sie  beschäftigt,  oder  mit  dessen 

Ehegatten  bis  zum  dritten  Grade  verwandt  sind, 

2)  Kinder,  die  von  demjenigen,  welcher  sie  beschäftigt,  oder  dessen 
Khegatten  au  Kindesstatt  angenommen  oder  bevormundet  sind, 

8)  Kinder,  die  demjenigen,  weldier  sie  zugleich  mit  Kindern  der  unter 
1  und  2  bezeichneten  Aa-t  besc  lüvftigt,  zur  gesetzlichen  Zwangsendehnng 
(Plirsorgeerziehung)  überwiesen  sind, 

sofern  die  Kinder  zu  dem  Hausutande  desjenigen  gehören,  welcher  sie 
beschäftigt. 


Kindr>r,  welche  hiernach  nicht  als  eigene  Kinder  anauBohen  sind, 
gelten  ab  tremde  Kinder. 

Die  Vorschrifben  Uber  die  BeeolAftigung  ei<;euer  Kinder  gelten  taiä 
för  die  Beechftitigiuig  von  Kindern,  welche  in  der  Wohnung  oder  Werk- 

st&tte  einor  Person,  zu  dor  sie  in  einem  der  in  AVjs.  1  bezeichneten  Ver- 
billtnis»e  stelieu  and  zu  deren  Hausstände  sie  gehören,  für  Dritte  beschftf- 
tigt  werden. 

n.  Beschftf ti g  u  ng  fremder  Kinder. 

§  4.  VerbotfMM'  BeschftftigungMarten.  Bei  Bauten  aller  Art,  im  Be- 
triebe derjenigen  Ziegeleien  und  Ub(»i  Ta^o  betriebenen  Brüche  und  Gnibeu, 
anf  wclfhe  die  Bestimmuns^-en  der  134  bis  139b  der  Gewerbeordnung 
keine  Anwendung  linden,  und  der  iu  dorn  anliegenden  Verzeiclinis  auf- 
geführten Werkst&tfcen,  sowie  beim  Steinklopfen,  im  Schomsteinfegerge  werbe, 
in  dem  mit  dem  iSpeditionsgeschftft  verbundenen  Fulirwerksbetriebe,  beim 
Misrlion  imd  Mahlen  von  Farben,  beim  Arbeiten  in  Kellereien  dürfen  Kinder 
nicht  besi  hilft  igt  werden. 

Der  Bundesrat  ist  ermächtigt,  weitere  ungeeignete  BeHchäitiguiigeü 
za  untersagen  und  das  Verseichnis  abzuftndem.  Die  beechloesenen  Ab- 
änderungen sind  durch  das  Reichsgesetzblatt  zu  Teröffentlicben  und  dem 
TJf(i(  hstaf^f»  sofort  oder,  wenn  derselbe  nicht  versammelt  ist,  bei  seinen 
nächsten  Zu.sammentntre  zur  Kenntnisnahme  vorzulegen. 

ij  5.  Beschäftigung  im  Betriebe  von  Werkstätten,  im  Haudelsge werbe 
und  in  Verkehrsgewerben.  Im  Betriebe  von  Werkst&tten  (§  18),  in  denen 
die  B'jschilftignng  von  Kindern  nicht  nach  ij  4  verboten  ist,  im  Handels- 
geworbo  inöb  Abs.  2,  3  dur  (lowtM  benr  lnnng)  \md  in  Verkehrsgewerben 
(§  Ktöi  Abs.  1  a.  a.  0.)  dürfen  Kinder  unter  12  Jahi-en  nicht  beschäftigt 
werden. 

Die  Beschftftigung  von  Kindern  Uber  12  Jahren  darf  nicht  in  der  Zeit 

zwischen  8  Uhr  abend.s  und  8  Uhr  morgens  und  nicht  vor  dem  Vormittags- 
untenichto  stattfinden.  Sie  darf  nicht  länger  als  3  iStnnrlen  imd  während 
den  von  der  zuständigen  Behörde  bestimmten  Schulferien  nickt  länger  als 
4  Stunden  täglich  dauern.  Um  Mittag  ist  den  Kindern  eine  mindestens 
2-stOndige  Pause  zu  gewähren.  Am  Nachmittag  darf  die  Beadkftftigung 
erst  1  Stunde  nach  beendet em  Unterricht  beginnen. 

§  n.  Beschäftigung:  bei  "(fentlichen  theatralischen  Vorstellungen  und 
anderen  otfentlichen  Schaustellungen.  Bei  öffentlichen  theatralischen  Vor- 
stellungen und  anderen  ö£Pentlidben  Schaustellung^  dürfen  Kinder  nicAt 
beschäftigt  wer  len. 

Bei  solchen  Vorstellun<^en  und  Schaustellungen,  liai  denen  ein  Imheres 
Interesse  der  Kunst  oder  Wissenschaft  obwaltet,  kann  die  untere  Verwal- 
tungsbehörde nach  Anhüning  der  Schulaufsichtsbehürde  Ausnahmen  zulassen. 

§  7.  Beschäftigung  im  Betriebe  von  Gast-  und  Schankwirtachaften. 
Im  Betriebe  von  Gast-  und  Schankwirtschaften  dürfen  Kinder  unter  12 
Jahren  überlian]it  nicht  und  ^riulclien  (§  2;  niclir  Ijei  dor  Bedienunc:  der 
Gäste  beschäftigt  werden.  Im  übrigen  finden  auf  die  BoschiUtiLrnn;:  von 
Kindern  Uber  12  Jahre  die  Bestimmungen  des  §  5  Abs.  2  Anwendung. 

§  8.  Beschäftigung  beim  Austragen  von  Waren  und  bei  sonstigen 
Botengingen.  Auf  die  Beschäftigung  von  Kindern  beim  Austragen  von 
Waren  und  bei  sonsti^ren  Botenq^Jln^jen  in  den  in  §§  4  bis  7  bezeichneten 
und  in  anderen  gewerblichen  Betrieben  finden  die  Bestimmungen  des  §  ö 
entsprechende  Anwendung. 
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Für  die  enteil  2  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Geset/.es  kann 
die  untere  Venvalturn^behürde  nnnh  Anliönin^'  der  Schuluufsiehtsbehörde 
für  ihren  Bezirk  oder  Teile  desselben  allgemein  oder  für  einzelne  Gewerbs- 
sweige  gestatten,  dass  die  Beschäftigung  von  Kindern  Uber  12  Jahren 
bweits  von  6V^  Uhr  morgens  an  und  vor  dem  Vormittagsunterrichte 
«taftfindet;  jedoch  darf  sie  ^or  dem  Vormittagsantenrichte  nidit  Iftager 
als  1  Stunde  danem. 

§  9.  äonntagsrohe.  An  iSonn-  und  -fe>jjttagen  (§  105a  Abs.  2  der 
Oewerbeordnnng)  dttrfen  Kinder,  vorbehaltlich  uar  Bestimmungen  in  Ah».  2, 
3,  nicht  beschäftigt  werden. 

Für  die  öffentlichen  theatralischen  Vorstellungen  und  sonstigen  öffent- 
lichen Schanstellungen  bevMidet  es  auch  an  Sonn»  und  Testtagen  bei  den 
Be-^timmungen  des  §  6. 

Fttr  das  Austragen  von  Waren  sowie  ftlr  sonstige  Botengänge  bewen- 
ilet  es  bei  den  Bestimmungen  des  §  8.  Jedoch  darf  an  Sonn-  und  Fest- 
taj^en  die  BescliiU'tii,nin<;  ilie  Dauer  von  2  Stuiulen  nicht  tiberschreiten  und 
sich  nicht  über  1  L'hr  nachiiiittags  erstrecken;  auch  darf  sie  nicht  in  der 
letzten  halben  Stunde  vor  Beginn  doH  Hauptgottesdienstes  und  nicht 
wihrend  desselben  stattfinden. 

§  10.  Anseige.  Sollen  Kinder  beschäftigt  werden,  so  hat  der  Arbeit* 
geber  vor  dein  Be<iinne  der  Bei^chäftigiirifr  <\cv  Ortsjioli/.oibehörde  eine 
schrif*li>he  Anzeige  zu  machen.  In  der  Aii/.eiire  sind  die  Betriebsst&tts 
des  Arbeitgebers  sowie  die  Art  den  Betriebes  anzugeben. 

Die  Bestimmung  des  Abs.  1  findet  keine  Anwendung  auf  eine  bloss 
gelegentliche  Beschäftigung  mit  einzelnen  DienstleiHtungon. 

§  11.  Arbeitskarte.  Dio  Beschäfti^tmir  eines  Kindes  ist  nicht  ge- 
startet, wenn  dem  Arbeitgeber  nicht  zuvor  für  dasselbe  eine  Arbeitskarte 
«ingehändigt  ist.  Diese  Bestimmung  findet  keine  Anwendung  auf  eine 
U<»8  gelegentlidie  Beschäftigung  mit  einseinen  Dienstieistungen. 

Die  Arbeitskarten  werden  auf  Antrag  oder  mit  Znstimmimg  des  ge- 
»«»♦•/lichen  Vertreters  durch  die  Ort.'JiM i1izeil)ehörde  desjenigen  Ortes,  an 
we. ehern  das  Kind  zuletzt  seinen  dauernden  Aufenthaltsort  gehabt  hat, 
kosten«  und  stempelfrei  ausgestellt;  ist  die  Erklärung  des  gesetzlichen 
Vertreters  nicht  zu  beschafPen,  so  kann  die  Gemeindebehörde  die  Zustim- 
mung ergänzen.  Die  Karten  haben  den  Xamen,  Tag  und  Jahr  der  Geburt 
de-  Kindes  sowie  den  Namen,  titand  und  letzten  Wohnort  des  gesetzlichen 
Vertreters  zu  enthalten. 

Der  Arbeitgeber  hat  die  Arbeitdcarte  zu  verwahren,  auf  amtliches 
Verlangen  TOTStüegen  und  nach  rechtmässiger  Lösung  des  Arbeitsverbblt- 
nisses  dem  gesetzliflinn  Vertreter  wieder  aiiszidiändigen.  Ist  die  Wohnung 
des  gesetzlichen  Vcrrinrers  nieht  zti  (uniitteln,  erfnlirt  die  Atishl\ndigung 
der  Arbeitskarte  an  die  im  Abs.  2  bezei<'huete  UrtapoHzeibehorde. 

Die  Bestimmungen  des  §  4  des  Oewerbegei  ichtsgesetzes  vom  29.  Sept. 
I9ni  (R.G.B1.  S.  353)  Uber  die  Zuständigkeit  der  Gewerbogerichte  für 
Streitigkeiten  hinsichtlich  der  Arbeitsbücher  finden  entsprechende  Anwendung. 
TIT.  B  e  s  (  Ii  äft  i  £rn  ng  eigener  Kinder. 

§  12.  Verbotene  Be.schäftigungsarten.  In  Betrieben,  in  denen  ge- 
iDäss  §  4  fremde  Kinder  nicht  beschäftigt  werden  dilrfen,  sowie  in  Werk- 
•titten,  in  welchen  durch  elementare  Knft  (Dampf,  Wind,  Wasser,  Gas, 
Luft,  illektrizität  u.  s.  w.)  bewegte  Triebwerke  nirht  bloss  vorübergehend 
zur  V^erwendung  kommen,  ist  auch  die  Beschäftigimg  eigener  Kinder 
untersagt,  1* 
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§   13.    Beschäftigung  im  Betriebe  von  Werkstätten,   im  Handels- 
gewerbe  und  in  Vorkclirs^rewerhen.    Im   Betriebe  von  Werkstätten,  in 
denf^n  die  Be^chaft  in;uiig  von  Kindern  nicht  nach  §  12  verboten  ist^  im 
Handelsgewerbe  und  in  Verkehrsgewerben  dürfen  eigene  Kinder  unter  i 
10  Jahren  überhanpt  nicht,  eigene  Kinder  ttber  10  Jahre  nicht  in  der  | 
Zeit  zwischen  H  Uhr  abends  und  8  Uhr  mor^^eiis  und  iii(  ht  vor  dem  Vor- 
mittagsnnterriclit  Vioschaff iixt  wcrJnn.    T'in  ^fittai:  ist   (ion  Kindern  eine 
mindestens  2-stünüigö  Pa.»'  ".^'«u  irew  iihn  ii.     Am  Kachniitrage  darf  die  i 
Beschält igung  erst  1  Stui^äe  nach  beendetem  Unterricht  beginnen.  i 

Eigene  Kinder  nntei*  12  Jahren  dürfen  in  der  Wohnung  oder  Werk-  | 
stfttto  einer  Person,  zu  der  sie  in  einem  der  im  §  B  Abe.  1  beseicfaneten 
Verhältnisse  stehen,  für  Dritte  nicht  beschält ii^t  Wehrden, 

An  Sonn-  und  Festtagen  dürfen  auch  eigene  Kinder  im  BeUiebe  vmi  j 
Werkstätten  und  im  Handelsgewerbe,  sowie  im  Verkehrsgewerbc  nicht  '< 
beschäftigt  werden. 

14.  Besondere  Befugnisse  des  Bundf  si  ats.  Der  Bundesrat  ist  er»  j 
mftcliti^t,  für  die  ersten  2  Jahre  nach  dem  Inki-afrticten  dieses  Gesetzes  j 
tur  einzelne  Arten  der  im  §  12  bezeichneten  Werkstätten,  in  denen  dmxli 
elementare  Kraft  bewegte  Triebwerke  nicht  bloss  vorübergeliend  zurVer»  ' 
wendnng  kommen,  und  der  im  §  13  Abs.  1  bezeichneten  WerkstHtten  \ 
Ausnahmen  von  den  daselbst  vorgesehenen  Bestimmungen  zuzulassen. 

Nach  Ablauf  dieser  Zeit  kann  der  Bundesrat  für  einzelne  Arten  der 
im  i?  12  bezeichneten  Werkstätten  mit  Mororbetrieb  die  Beacbältigung 
eigener  Kinder  nach  Ifassgabe  der  Bestimmungen  im  §  18  Abs.  1  unter 
der  Bedingung  gestatten,  (Ia.ss  die  Kinder  nicht  an  den  durch  die  Trieb- 
kraft bewegten  Maschinen  beschäftigt  werden  dürfen.  Auch  kann  tler 
Bundesrat  für  einzelne  Arten  der  im  13  Abs.  1  bezeiclmeten  Werk- 
stätten Ausnahmen  von  dem  Verbote  der  Beschäftigung  von  Kindern 
unter  10  Jahren  zulassen,  sofern  die  Kinder  mit  besonders  leichten  und 
ihi-em  Alter  angemessenen  Arbeiten  bescliiift  ii^t  werden;  die  Beschftftigun^ 
darf  nicht  in  der  Zeit  zwischen  H  T'ln  abends  und  8  Uhi-  inorrrons  .statt- 
finden; lim  Mittag''  ist  den  Kindern  eine  uiindestens  2-stündigo  l'au.^e  zn 
gewähren,  am  Nachmittage  darf  die  Beschäftigung  erst  1  Stunde  nach 
beendetem  Unterrichte  beginnen.  Die  Ausnahmebestimmungen  kennen 
aUgemein  oder  für  einzelne  Bezirke  erlassen  werden.  , 

§  IT).  BeschaftigunL'^  bei  öffentlirlien  theatralischen  V(Vi  >te1bnifren  und 
anderen  ötlentlichcn  .Schaustellungen.  Auf  die  BeschiUtigung  eigener 
Kinder  bei  ollentlichen  theatralischen  Vorstellungen  und  anderen  oäent- 
lichen  Schaustellungen  finden  die  Bestimmungen  des  §  6  Anwendung. 

ij  U).  Beschäftigung  im  Betriel)o  von  Gast-  und  von  S<^an]cwirt- 
Schäften.  Im  Betriebe  von  Gast-  und  von  Schankwirtschaften  dürfen 
Kinder  unter  12  .Jahren  überhaupt  nicht  und  Mädchen  (§  2)  nicht  bei 
der  Bedienung  der  Gäste  beschäftigt  werden.  Die  untere  Verwaltungs- 
behörde ist  befugt,  nach  Anhörung  der  8chulaufsichtsbehörde  in  Orten, 
welche  i;arh  der  jeweilig  letzten  Volkszählung  weniger  als  20 (W  Ein- 
wnlmer  haben,  für  Betriebe,  in  welchen  in  der  Ho;.t!  arj<?sclilies-<lich  zur 
ifamilie  dos  Arbeitgebers  gehörige  Personen  beschält  igt  werden,  Aus- 
nahmen zuzulassen.  Im  übrigen  finden  auf  die  Beschäftigung  Ton  eigenen 
Kindern  die  Bestimmungen  des  §  13  Abs.  1  Anwendung, 

§  17.  Beschäftigung  beim  Austragen  von  Waren  und  bei  son.stigen 
Botengängen.    Auf  die  Beschäftigung  beim  Austragen  von  Zeitungen, 
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IGlch  tind  Backwaren  ünden  die  Bestimmungen  im  §  8,  9  Abs.  8  dann 
Anwenduntr.  wpnn  die  Kinder  füi-  Dritte  beschälfti^rt  wenlen. 

Im  übrigen  iat  die  Beschilftiirun^'  \  on  eigenen  KinJern  boiiu  Aus- 
tragen von  Waren  und  bei  äonsiigeu  Botengängen  gestattet.  Durch 
PoUzeiTerordniulgen  der  zum  Erlasse  solcher  berechtigten  Behörden  kann 
die  Beadkftfbigang  beaohrftnkt  werden. 

IV.  Gemeinsame  Bestimmungen. 

§  18.  Werkstätten  im  Sinne  de»  Gesetze.s.  Als  Werkstätten  gelten 
neben  den  W^erkstätten  im  Sinne  des  4j  105b  Abs,  1  der  Gewerbeordnung 
auch  Bäume,  die  zum  Schlafen,  Wohnen  oder  Kochen  dienen,  wenn  darin 
gewerbliche  Arbeit  verrichtet  wird,  sowie  im  Freien  gelegene  gewerbliche 
Arbeitsstellou. 

^  10.  Aljwr'icliiiniz;^  von  dor  i^osptzlicliHn  Zeit.  Betraft  iler  Unter- 
solii.  il  zwischen  dor  ^^--cseTzlichcii  Zeit  und  der  Ortszeit  mehr  als  eine 
Viertelstunde,  ao  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde  bezüglich  der  in 
diesCTi  Gesetze  vorgesehenen  Bestimmungen  Uber  Anfang  und  finde  der 
xulftssigen  täglichen  Arbeitszeit  für  ihren  Bezirk  oder  einzelne  Teile  des- 
selben Abweichungen  von  der  Vorschrift  über  die  gesetzliche  Zeit  in 
Deutschland  -Gesetz  vom  12.  März  R.C.BI..  S.  9H)  zulassen.  Die 

Abweichungen  dürfen  nicht  mehr  als  eine  halbe  Stiuide  betragen.  Die 
gesetslichen  Bestimmungen  Uber  die  sulftssige  Dauer  der  Beschftftigang 
bleiben  iiiiberührf. 

§  '2*1  rjosondere  polizeiliche  Befugnisse.  Die  zuständigen  Polizei- 
behörden können  im  Wege  der  \  erffifjung  eine  nach  den  vorstehenden 
Bestimmungen  zulä.s.sige  Beschäftigung,  sofern  dabei  erhebliche  Missstände 
ZQ  Tage  getreten  sind,  auf  Antrag  oder  nach  Anhörung  der  Schulauf- 
sichtsbehörden für  einzelne  Kinder  einschränken  oder  untersagen,  sowie, 
wenn  für  das  Kind  eine  Arbeitskarte  erteilt  ist  i§  11),  diese  entziehen 
und  die  Erteilung  emer  neuen  Arbeitskarte  verweigern. 

Die  zustftndigen  Polizeibehörden  sind  femer  befugt,  zur  Beseitigung 
etheblicher,  die  Sittlichkeit  gefährdender  Misastände  im  Wege  der  Ver- 
fügung für  einzelne  Gast-  und  Schankwirtschaften  die  Beschäftigung  von 
Kindern  weiter  einzuschränken  nder  zu  untersapren. 

§  21.  Aufsicht.  Insoweit  nicht  durch  Bundesratsbeschhiss  oder 
durch  die  Landesregierungen  die  Aufsicht  anderweitig  geregelt  ist,  liu<ien 
die  Bestimmungen  des  §  189b  der  Gewerbeordnung  Anwendung. 

In  Privatwohnungen ,    in  denen  ausschliesslich  eigene  Kinder  be- 

Sfhaftigt  werden,  dürfen  Kevisionen  während  der  Xachtzeit  nur  statt- 
hüden,  wenn  Tatsachen  vorliegen ,  welche  den  Verdacht  der  Nacht- 
boöchäftigung  dieser  Kinder  begründen. 

§  22.  Zuständige  Behörden.  Welche  Behörden  in  jedem  Bundes- 
staat unter  der  Bezeichnung:  höhere  Verwaltungsbehörde,  Schulaufsichta- 
boh<'irde,  Geineindehehörde,  Orf-^p  iliz(>iliehr,rdr>  zn  verstehen  sind,  wird  von 
der  Zentralbehörde  des  Bande.sstaates  bekarmt  gemacht, 

iV.  S  traf  bestimmti  it  L'f' n. 
^  22.    Mit  Geldstrafe  bis  zu  2(XX}  M.  wird  bestraft,  wer  den      4 — 8 
sn  widerhandelt. 

Im  Falle  gewohnheitsmftssiger  Zuwiderhandlung  kann  auf  Gef^ngnis^ 
strafe  bis  zu      Monaten  erknnnt  werden. 

Der  §  75  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  liudet  Auwendung. 


21.  Geldstrafe  bis  zn  *Mh)  M.  wird  b«>straft : 

1)  wer  dem  ^  d  zuwider  Kindern  an  Sonn-  und  Festtagen  Beochif- 
tigung  gibt; 

2)  wer  den  tnf  Gmnd  de«  §  20  hinsichtlich  der  Beschftftigimg  fremder 

Kinder  endgültig  ergarfreuen  Verffi^imgen  zuwiderhandelt. 

Im  Falle  gewohnheitsm&saiger  Zuwiderhandlung  kann  auf  Haft  er^ 
kannt  werden. 

§  25.   ICit  Geldstrafe  bis  m  150  U.  wird  besfa-aft: 

1)  wer  den  §§  12—16,  §  17  Abs.  1  niwiderhaadelt ; 

2)  wer  den  auf  Grund  des  §  20  hinsichtlich  der  Beschäftigung  eigener 
Kinder  endgültig  ergangenen  Verfüpmfjen  oder  den  auf  Grund  des  §  17 
Abs.  2  erlassenen  Vort^chrifteu  zuwiderhandelt. 

Im  Falle  gewohnheitsmassiger  Zowiderhandlmig  kann  auf  Haft  er* 
kannt  werden. 

2().  Mit  (Ir- Irl  strafe  bis  zu  flO  M.  werden  Arbeitgeber  bestraft, 
weif  Iie  es  unterlassen,  den  durch  §  10  für  sie  begründeten  VerpäichtungeD 
nachzukommen. 

§  27.   Uit  Geldstrafe  bis  zu  20  M.  wird  beetraft: 

1)  wer  entgegen  der  Bestimmung  des  §  11  Abs.  1  ein  Sand  in  Be* 

Schüftigung  tiimint  oHor  boliült; 

2)  wer  der  Bestimmung  des  §  11  Abü.  '6  in  Ansehung  der  Arbeits- 
karten zuwiderhandelt. 

§  28.  Die  StrafverfoljTung  der  im  §  24  bezeichneten  Vergehen  ver' 
jShrt  binnen  3  Monaten. 

Die  Bestimmungen  des  §  151  der  Gewerbeordnung  tioden 


S  -• 


Anwendung. 

VI.  Schlussb  est  immun  gen. 

%  90.  Die  vofstdieiiden  i^stimmungen  stehen  weitergehenden  landea- 
rechtlichen  Beschrftnkungen  der  Beschftftignng  von  Kindern  in  gewerb- 

licdien  Betrieben  nicht  entgegen. 

§  31.    Das  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1^4  in  Kraft. 
Anlage. 


Gruppe 
der 
Gewerbe- 
statistik 


Bezeichnung  der  Werkstätteo 


IV. 


V. 


WerkstAtten  zur  Anfertigung  von  Schieferwaren,  Schiefertafdn  uiid 

(IrifMii.  mit  Ausnahnif  vnn  WerkstÄttr-n,  in  «lom  n  InligÜrh  da.-  FilrU-n. 
l'.cniHleQ  und  ikikleben,  fowie  die  Verpackimg  von  Griffeln  und  das 
I  :irb<>n,  Liniieren  und  Eiorahmeu  von  ediiefertafdn  erifblgt. 

Wcrkptftttcn  <]r-r  Sfcinnirtzen,  Steinhauer. 

Werkstätten  der  .Steiubohrer,  -Schleifer  oiitjr  -poiier«>r. 

Kalkbrennereien,  Gipsbrennereien. 

Werkstätten  der  Töpfer. 

Werkstätten  der  GWbläeer,  -atzer,  -schldfer  oder  -mattierer,  mit  Aus- 
nahme der  Werkstätten  der  Glasbläser,  in  denen  auaBcfalieealkih  tot  <kr 

Lampe  geblasen  wird. 
S  pi  egfU  )el  egereien. 

W  erKstättcn,  in  denen  Gegenstände  auf  pnlvanifichcni  Wege  durch 
goldi'u,  Verftilbcm,  Vernickeln  u.  dergl.  mit  Metallüberzügen  verseben 
werden  oder  in  denen  Gegenstinde  auf  galvanoplastischem  Wege  her- 

gei«trl!t  wrrdeii. 

WerkBtüUtüu,  in  deuen  JHei-  und  Zinnspicl waren  bemalt  tverdeu. 
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Gruppe 

der 
Gewer  be- 
etatutik 


Bezeichnung  der  Wcrk^ütiea 


V*      Blei-,  Zink-,  Zinn-,  Eof-  uii(l  (  it'lliLri(SBerdeQ  imd  ttmstig^sMeUdlgtC 
Werkstätten  der  Gürtler  und  bronzeuro. 
Werkstätten,  in  denen  Blei,  Kupfer,  Zink  oder  I^gierungeo  dioMT  Metnlle 

i     bearbeitet  cxler  verarbeitet  werden. 

MetÄllBohlcif freien  und  -polierereien, 
i  Feilenhauen-icn. 
Vl.j  i  Harniachnjaiherflen,  Bleinntjiiinfereien. 

j  Werki^tätten.  in  denen  QnLvk>ill)er  verwandt  wird. 
Vn.     Werk.^tiitteM  /.ur  Herstellung  von   Ezplo6iv«tolfen,  FenerwerkskOrpcni, 
ZOndhÖlzem  und  soo«tigeo  Zündwaren. 
I  Abd6ckefin6n . 

IX.   '  Werkf'iätien.  in  denen  Gt-^^puBte,  Gewebe  u.  deigL  mitteh  chemiiclMr 
Agentien  gebleicht  werden. 
FiroBKien. 
j  Lun)^>en8orticrereien. 
XI.    I  Fellcinsalzereien,  Gerbereien. 

Werketfitten  nur  Verfertigung  von  Gummis  Ontfikpcfeha-  und  Kautadmk- 
waren. 

Werkstätten  zur  Verfertigung  von  Polaterwaien. 
Rosshajirnpii)  I  MTcien . 
XII.     Werkstätten  der  PerlmuttcrverarbeitnDg. 

Ha«r^  nnd  BcnBtensnrichtereien.   BGnten*  imd  Ffnadnuttberden,  aofeni 
mit  ansländiscbcni  tierigchen  Matetial  gearbeitet  wird. 
Xill .    j  FIei>thejeien. 
XIV.   I  1  lasen  haar«chneiderMai. 

BettfcdernrciniptTipäaiiHtnlton. 
Chemische  WnbeliHiics lallen. 

XV.     Werkstitten  der  Abtler  und  Anstreicher. 


3.  Bekanntmachung  betreffend  den  Betrieb  von  Anlagen  zur  Her- 
■tellong  von  Präservatin»  Sieherheitopeasarien,  Suspensorien  und  der* 
^dolieii.   Vom  SO.  Januar  1903. 

Auf  Grund  des  §  120e  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat 

folgende  Vorschriften  erlassen: 

§  1,  In  Käumen,  in  welchen  PrÄ»ervativ8,  Sicherheitsjiessanen  und 
andere  zu  llmlichen  Zwecken  dienende  Gegenstände  angefertigt  und  ver- 
packt werden,  darf  Arbeitern  unter  18  Jahren  und  Arbeiterinnen  eine 

Beschäftigung  nicht  gewährt  und  der  Aufenthalt  nicht  gestattet  werden. 

§  2.  In  Räumen,  in  welehen  Su.HpPTisorieTi  angefertigt  oder  verpackt 
werden,  darf  entweder  nui-  männlichen  Arbeitern  oder  nur  Arbeiterinnen 
eine  Beachtftigting  gewShrt  und  der  Aufenthalt  gestattet  werden. 

Jugendlichen  Arbeitern  sowie  Arbeiterinnen  unter  21  Jahren  darf 
der  Zutritt  zu  solchen  Bäumen  nicht  get^^tattet  werden. 

§  3.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  am  I.  April  ir'<»3  in 
Kraft  und  an  die  Stelle  der  durch  die  Bekanntmachung  des  Keichskanzlers 
vom  21.  .TnÜ  1888  CR.G.B!.,  S.  219)  verkflndeten  Bestimmung. 

4.  Bekaontmacbung,  betrefifend  die  Beschäftigung  jogendUoher  Ar- 
lMit«r  bei  der  Bearbeitong  von  VftaerstofiTen,  Tterhaaren,  AblftUen  oder 
Xnaptn.   Vom  27.  Februar  1903. 

I.  In  Hcchelräumen,  in  Eäumen,  in  welchen  Maschinen  zum  Oetfnen, 
Lockern,  Zerkleinern,  EntatKuben,  Anfetteu  oder  Mengen  von  rohen  oder 
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abgenutzten  Faserstoffen,  von  Tierhaaren,  von  Abfällen  oder  Lumpen  im 

Betriebe  sind,  sowie  in  Räumen,  in  wolchon  Tierbaare  durcb  Handarbeit 
entstäubt  oder  frelnckcrt  i^^^^efacht)  werden,  darf  jugendlicbeii  Arbeitern 
während  des  Betriebes  eine  Beschäftigung  nicht  gewährt  und  em  Aufent- 
halt nicht  gestattet  werden.  Die  Karden  (Krempel)  fiir  Wolle  nnd  Bamn- 
wolle  fallen  unter  die  vorstehende  Bestimmang  nitlii. 

II.  In  Betrieben  mit  Räumen  dpr  unter  I  Abs.  1  fallenden  Art  muss 
in  den  Räumen,  in  welchen  ju<:endliche  Arbeiter  boscbätrigt  werden,  ausser 
der  in  den  Fabriken  nach  §  13b  Abs.  2  der  Gewerbeordnung  und  in  deü 
Werkstätten  nach  Ziffer  6  und  15  der  Bekanntmachang  vom  18.  Jnli  1900 
(B.G.B1.,  8.  5nn  auszuhängenden  Tafel  eine  sweite  Tafel  aasgehängt 
werden,  welche  in  denrlicher  Schrift  die  Be^'timmn^^!:on  unter  I  wiedergibt. 

III.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  für  die  Dauer  von  10  Jahren 
Gültigkeit.  Sie  treten  am  1.  Juli  1^03  in  Kraft  und  an  die  Stelle  der 
durch  die  Bekanntmachang  des  Beidiskanslers  vom  29.  April  1892  ver- 
ktlndeten  Bestimmangen. 

6.  BekMuitinaohniig,  betrafBrnd  das  Stnl^etlUiMii  vor  dmk  Sae- 
maniirfwifgiu  Vom  13.  Wsrz  1908. 

Auf  Grund  de«  §  123  Abs.  4  der  Seemannsordnung  vom  2.  Juni  1902 
(R.G.Bl.,  S.  175)  hat  der  Bundesrat  die  nachstehende  Verordnung  be- 
schlossen : 

§  1.  Die  Einleitung  des  Su-afverfahrens  auf  Grund  des  §  122  der 
Seemannsordnung  erfolgt  unheschadet  der  Vorschriften  der  §§  5,  12  dieser 

Verordnung  durch  Beschluss  des  Sewnannsamts. 

§  2.  Tri  den  Fällen,  in  welchen  die  Entsclieidung  unter  Zuziehung 
von  Beisitzern  ergeht  5  Abs.  2  der  Seemannsordnung),  steht  die  Be- 
schlussfassung Uber  die  Einleitung  des  Strafverfahrens  dem  Vorsitzenden 
SU.  Der  Vorsitsende  hat  auch  die  Obliegenheiten,  welche  in  den  8,  4, 
6,  7,  15,  1<)  dieser  V'erordnung  dem  Seemannsamto  zugewiesen  sind. 

i<  3.  Der  Bescbluss  über  die  Einleitun:^  les  Strafverfalirens  (§  1)  ist 
zu  den  Akten  des  Seemannsamts  zu  bringen.  Er  soll  die  Be/.eiclmnng  des 
Angeschuldigten,  des  Schitios  und  dos  Heimatshafens,  in  Ermangelung 
eines  solchen  des  Begtsterhafens,  der  strafbaren  Handlung,  der  verletzten 
Strafvorschrift,  der  etwaigen  Beweismittel  sowie  gegebenen  Falles  des 
Antragstellers  entlialten. 

§  4.  Der  Einloii ungsbeseliluss  ist  dem  Anq-eschuMi^ren  zuzustellen 
(§  lüi.  Der  Augeschuldigte  ist  zur  niundliuhen  \'erhiiudlung  vor  dem 
Seemannsamte  schriftlich  mit  der  Aufforderung  zu  laden,  die  zu  seiner 
Verteidigimg  dienenden  Beweismittel  mit  zor  Stelle  zu  bringon  oder  dem 
S^etnannsamte  so  /eini;  anzuzeigen,  dass  sie  zum  Termine  für  die  münd- 
lieho  Verhajidlung  horbeigeschatrt  werden  können.  Die  Ladung  muss 
ferner  die  Eröffnung  enthalten,  dass  im  Falle  des  Ausbleibens  des  An- 
geschuldigten in  seiner  Abwesenheit  g^n  ihn  verhandelt  werden  könne 
(§  1^ 

Ist  der  Atiges(diu1di:rt<?  auf  d<^ni  Seematnisamt  anwesend,  so  kann  die 
Ladung  durch  mündliche  Bestellung  ersetzt  werden. 

§  5.  Ist  der  Angeschuldigte  auf  dem  Seemannsamt  anwesend  mid 
stehen  der  mflndlichen  Verhandlung  Hindemisse  nicht  entgegen,  so  kann 
sofort  ohne  voigiingigen  Einleitungsbeschhiss  (§  1)  in  die  Verhandlong 
eingetreten  werden. 
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^  0.    Der  Angeschuldigte  kann  nioh  in  jeder  Lage  des  Verfahrens 

de.s  Beisfandes  eines  Verteidi^^ers  bedienen.  Das  Sef^mannsanit  kann  Per- 
sonen, die  nicht  Rerht'^auwälte  sind,  als  Verteidiger  zurückweisen.  Hat 
das  Seemaunsamt  seinen  Sitz  ausserhalb  des  Reichsgebiets,  so  ist  die 
Zulassung  eines  Verteidigers  von  dem  Ennessen  des  Seemannsamts  ab- 
hÄngig. 

§  7.  Der  Termin  zur  mündlichen  Verham-llnnL^  ist  iiir.;2:lich>t  nahe 
anzuset:>;cn.  Das  Seemannsamt  hat  die  eriorderiicheu  Beweismittel  herbei- 
zuschatieu, 

§  8.  Die  sur  Bntscheidimg  isugezogenen  Beisitzer  des  Seemannsamts 
sindf  falls  dies  nicht  bereits  bei  ihrer  Bestellung  ein  für  allemal  geschehen 
ist.  von  dorn  Yors'ü/.andcM  auf  die  Erfüllung  der  Oblisgsnheiten  ihres 

Amtes  eidlich  zu  verptiichen, 

§  i>.  Die  Leitung  der  mtludlicheu  Verhandliuig,  die  Vornohmuug  des 
Angeschuldigten  sowie  die  Aufiiahme  des  Beweises  erfolgt,  wenn  unter 

Zuziehung  von  Beisitzern  verhandelt  wird,  durch  den  Vorsitsenden.  Der 

Vrtrsi «-Trend Iiat  dfii  f^'  i<' t/f m  auf  Verlangen  zu  gestatten,  an  dir»  znr 
Vornehmung  erschienenen  Per.sonen  Fragen  zu  stellen.  Ungeeignete  oder 
nicht  zur  Sache  gehörige  Fragen  kann  der  Vorsitzende  zurückweisen. 

§  10.  In  der  mündlichen  Verhandlung  ist  der  Angeschuldigte  über 
die  ihm  zur  Last  gelegte  strafl).iro  Handlung  zu  vernehmen.  Soweit  er- 
forderlirli,  ist  der  Tatbestand  durch  Bewfli.saufnahme  festzustellen.  Nach 
deren  Abschiuss  ist  dem  Angeschuldigten  das  Wort  zu  seinen  Aus- 
ffihrongeii  und  Anträgen  zu  erteilen. 

§  11.  Ist  der  Angeschuldigte  gehöriger  Ladung  ungeachtet  nicht  er« 
schienen,  so  kann  in  seiner  Abwesenheit  gegen  ihn  verhandelt  werden. 
Da.s  Seemaniisamt  kann  jedoch  das  per.sönliche  Ersclioinon  dos  Ange- 
schuldigten anordnen  und  ihn  im  Wege  polizeilichen  Zwanges  vozfiihien 
lassen. 

§  12.    Madit  sich  in  der  mündlichen  Verhandlimg  ein  Kapitän  oder 

Schiffsmann  einer  Zuu  nli  rliandlnni:  LTf^iron  §  1  lö  der  Seemnnn-;nidnung 
8chuldi|^,  so  kann  die  Fe>r>rr/img  einer  Strafe  wegen  dieser  ZuwiHoi-- 
haudluiig  ohne  Einlcirung  eines  besonderen  Verfahrens  tj;  l;  erfolgen. 
Der  Zuwiderhandelnde  ist  jedoch  zuvor  auf  das  Strafbare  seines  Ver- 
haltens hinzuweisen;  auch  ist  ihm  zur  Erklftrung  darflber  Gelegenheit  zu 
geben. 

§  18.  Die  mündliche  Verhandlung  schliesst  mit  dem  Erlasse  des 
Bescheids.  Wird  unter  Zuziehung  von  Beisitzern  verhandelt,  so  wird  der 
Bescheid  mit  Stimmenmehrheit  festgestellt 

Der  Bescheid  muss  auf  Festsetzung  einer  Strafe,  Fi  olsprechnng  oder 
Eii»stellung  des  Verfahrens  lauten.  Dif^  Einstellung  des  \  erfahrens  ist 
zu  beschliessen,  wenn  sich  herausstellt,  da.ss  es  an  dem  erforderlichen 
Strafantrage  fohlt  oder  wenn  der  Strafantrag  zurückgenommen  wird. 

Dem  Angeschuldigten,  gegen  welchen  eine  Strafe  festgesetzt  wird, 
sind  die  baren  Auslagen  dos  Verfahrens  aufzuerlegen. 

Der  Zeitpunkt  der  Verkündigung  und  der  Zustellung  des  ßesdieids 
ist  zu  den  Akten  zu  vermerken. 

§  14.  Ueber  die  mündliche  Verhandlung  vor  dem  Seemannsamt  ist 
ein  Protokoll  aufzunehmen,  welches  die  Xaincn  der  an  der  Verhandlung 
Beteiligten  enthalten,  den  Gang  und  die  Ergebnisse  der  Verhandlung, 
insbesondere  auch  der  Vemehmuiigeu,  im  wesentliclien  wiedergeben  und 
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die  Entscheidung  im  Wortlaut  anftihren  masB.  Die  ProtokoUfBhnmg  ist,, 
sofern  sie  nicht  durch  (len  leitenden  Beamten  erfol<^t,  einem  vereidigen 
Protokollführer  oder  einem  Beisitzer  das  Seeinaunsamts  zu  übertragen. 
Das  Protokoll  ist  von  dem  leitenden  Beamten  und,  sofern  es  von  einem 
andtt^  geftihrt  wird,  auch  yon  diesem  xa  unteraeiehiieD. 

§  15.  Tr&gt  der  Angeschuldigte  gegen  den  Bescheid  auf  gerichtlich» 
Eiitscheidunpr  an,  sc  liaf  das  Reemannsamt  den  Zeitpunkt  des  EintraTiore« 
de»  Antrags  zu  vermerken  und  ohne  Kücksicht  darauf,  ob  die  Trist  ge- 
wählt ist,  die  Akten  der  Staatsanwaltschaft  bei  dem  für  die  weitere  Ver- 
handlung «tBtftndigen  Gerichte  vorsulegen. 

§  16.  Die  Zustellungen  im  Verfahren  vor  dem  Seemannsamt  erfolgen, 
wenn  dieses  seinen  Sitz  im  Reichsgebiete  hat,  nach  den  Vorschriften  der 
Civilprozessordnung  über  die  Zustellungen  von  Amt»  wegen  (§§  208 — 212 
C.P.O.)  mit  der  Matsägube,  dass  die  Obliegenheiten  des  Vorsitsenden  des 
ProBessgerichts  nnd  des  Gerichtsschreibers  von  dem  Seemannsamte  wahxw 
genommen  werden,  und  dass  die  Zustellosg  auch  durch  einen  Beamten  des 
8eeuiannsamts  vollzogen  werden  kann. 

Hat  das  Seemaunsamt  seinen  Sitz  in  einem  Schutzgebiete,  so  erfolgen 
die  ZusteUungen  nach  den  in  dem  Schutzgebiete  för  ZusteUungen  in 
bürgerlichen  Eechtsstreitigkeiten  geltenden  Vorschriften  mit  der  Ma«sgabe^ 
dass  <lie  Oblie^^eidioiten  «Icr  bei  der  Zns-tellung  mitwirkenden  Beamten 
von  dem  Seemannsamte  wahrarennnimeri  werden. 

Hat  das  Seemaniisamt  seinen  Sitz  im  Aunlande,  so  erfoliren  die  Zu- 
stellungen au  Per.sonen  im  Auslände  nach  den  für  Zustellungen  durch  die 
Konsuln  geltenden  Vorschriflen  mit  der  Massgabe,  dass  das  Seraiannsamt 
bei  Zustellungen  ausserhalb  seines  Besirkes  die  erforderlichen  Ersuchnngs- 
yf'hreibeTi  tilnsst.  Znsl elluiigen  an  Personen  im  Reichsgebiet  erfoliren 
durch  die  (-rorichtsvollzieher :  der  §  1^2  des  (Tericht.sverfassungsgeöerzes 
findet  entsprechende  Anwendung.  Zustellungen  an  Personen  in  den  Schuti- 
gebieten  erfolgen  durch  Ersuchen  der  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit 
ennKchtigton  Beamten. 

Die  Zustellung  kann  auch  durch  Aushändigung  des  Schriftstücks 
gegen  einen  Empfangsschein  deijenigen  Pei*son  erfolgen,  für  welche  das 
Schriftstück  bestimmt  ist. 

§  17.    Diese  Verordnung  tritt  am  1.  April  1903  in  Kraft. 

6.  Bekanntmachung,  betreffend  die  Beschäftigung  jugendlloiheir  Aiw 
beiter  auf  SteinkolüeiilMigwerken  in  Freossen,  Baden  und  Umm- 

lothringen.    Vom  21.  Mörz  1903. 

Auf  Orund  des  §  130a  der  Gewerbeordnimg  hat  der  Bundesrat  die 
nachstehenden  Bestimmungen,  hetr.  die  Boschaftiirnnff  jugendlicher  Ar- 
beiter auf  Steinkohlenbergwerken  in  Preusi:en,  Baden  und  Elsaj>ö-Lothringen, 
erlassen : 

I.  In  Preussen,  Baden  und  Elsass-LotJiringen  dürfen  auf  Steinkohlen- 
bei-j_'-\verken,  deren  Betrieb  auf  S-i^tfindiV«'  S<lii<]itrii  (.'iiif^eriiliTot  ist,  Ijei 
der  BeschSltijiunir  derjenigen  jugendlichen  Aibeiter  mäiniUclit  n  (ios(  Iderhts 
übej'  14  Jahre,  welche  über  Tage  mit  den  unmittelbar  mit  der  i'öiderung 
der  Kohlen  zusammenh&ngenden  Arbeiten  beschAftigt  sind,  die  Beschrftn- 
kungen  des  §  136  Abs.  1,  2  der  Gewerbeordnung  mit  folgenden  Mass« 
gaben  ausser  Anwendung  bleiben : 

1}  Die  Beschäftigung  darf  nicht  vor  5  Uhr  morgens  beginnen  und, 
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"WO  in  zwei  Tagesstiiicliieu  gearbeitet  wjrd,  uubt  nach  11  I  hr  abends 
aekliessen;  keine  Schicht  darf  einschliesslich  der  Paueen  länger  al8  8 
Stunden  dauern. 

Die  Beschiftagimg  darf  am  Tage  vor  Sonn-  und  Festtagen  nm  4  I^r 
TOnrfreTis  beginnen  und,  wo  in  zwei  Tafresschichteil  gearbeitet  wird,  ftm 

nächsten  Werktag  um  1  Uhr  nachts  sichJipsseii. 

2)  Zwischen  zwei  Arbeitsschichteu  muss  den  jugendlichen  Arbeitern 
eine  Rnhecett  von  mindestens  15  Stunden  gewilfft  werden.    Die  den 

ArbeitAschichten  an  Tagen  vor  Sonn*  und  Festtagen  vorausgehende  und 

die  den  Arbeirsschicliton  an  Tagen   nach   Sonn-  nnd  Festtagen  folgende 

Biuhezeir  nmss  inindestens  13  Stunden  dauern. 

3  t  is(  lien  den  Arbeitsstunden  müssen  den  jugendli(  hen  Arbeitern 
au  jedem  Arbeitstag  eine  oder  mehrere  Pausen  in  der  Gebauitdauer  von 
mindestens  einer  Stunde  gewfthrt  werden ;  von  diesen  müssen  2  mindestens 
je  eine  Viertelstunde  oder  3  mindestens  je  10  Minuten  be  tragen.  Während 
der  Pansen  darf  den  jugendlichen  Arbeitern  eine  Be&ch&ftigung  im  Be- 
triebe nicht  gesTattef  werden. 

II.  Auf  iSteinkohlenbergwerken  dürfen  jugendli(  lie  Arbeiter  männlichen 
QesdilechtB  über  14  Jahre  in  höchstens  6-^tündigen  Schichten  unter 
Wegfall  der  im  §  186  Abs.  1  Sats  3  der  Gewerbeordnung  vorgeschrie- 
benen Pause  mit  ihren  Kräften  angemessenen  Arbeiten  über  Tage  be- 
schäftigt werden,  sofern  die  Art  des  Betriebes  an  sich  Unterbrechungen 
der  Beschäftigung  mit  sich  bringt. 

Wegen  des  Beginnes  und  des  Schlusses  dieser  Beschäftigung  und 
wegen  der  zwischen  zwei  Ai  beitssehichten  zu  gewährenden  Buhezeit  gelten 
die  Bestiinmnngen  unter  I.  Zitl'ei-  1  und  2. 

Iii.  In  der  bei  T  und  II  bezeichneten  Art  dürfen  jugendli'lie  Arbeiter 
nur  beschäftigt  werde«,  wenn  durch  das  Zeugnis  eines  von  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  zur  Ausstellung  solcher  Zeugnisse  ermächtigten  Arztes 
nadigewiesen  ist,  dass  die  körperliche  Entwiekelung  des  Arbeiters  die  ttlr 
denselben  in  Aussicht  genommene  und  genau  anzugebende  Beschäftigung 
auf  dem  Werke  ohne  nefahr  für  seine  Oesundheit  zid!^«st.  This  ni/tlifhe 
Zeugnis  ist  vor  Beginn  der  Beschäftigung  dem  Arbeitgeber  auszuhändigen, 
welcher  es  zu  verwahien,  auf  amtliches  Verlangen  vorzulegen  und  bei  Be- 
endigung des  Arbeitsverhältnisses  dem  jugendlichen  Arbeiter  bezw.  desFcn 
gesetzlichem  Vertreter  wieder  auszuhändigen  hat. 

TV.  Auf  Arbeitsstellen,  wo  jugendliche  Arbeiter  nach  Mas>;gnbe  «1er 
Vorschriften  unter  I,  II  und  III  bes^chäftigt  werden.  nuT^s  neben  der  nach 
§  138  Abs.  2  der  Gewerbeordnung  auszuhängende  Tatel  eine  zweite  Tafel 
ausgehängt  werden,  welche  in  deutlicher  Schrift  die  Bestimmungen  unter 
I,  fi  und  in  wiedergibt. 

Dil-  höhere  Verwaltnngsbciiörde  kann  einzelne  BeTriel.e .  in  denen 
jn^'eii'ilirhe  Arbeiter  nach  Massgabe  der  \'orschritfen  unter  1  bcf-ohäftigt 
werden,  aut  Antrag  von  der  Angabe  des  Beginnes  und  Kndes  der  Pausen 
in  der  nach  §  138  der  Oewerbeordnnng  zu  erstattenden  Anzeige  und  von 
der  entsprechenden  Angabe  in  dem  Aushange  fUr  solche  im  einzelnen 
nfirnlmft  zn  machende  Bes<.l)iU"ti:_'in^:rsz'\veip'e  entbiudfn,  bf^i  denen  nach 
der  Art  der  Arbeit  regelmii-si;^  namiestt-ns  ArbeiisunTerbrechungen  vun 
der  unter  I  Ziffer  3  bestimmieu  l>auer  eintreten.  Die.se  schriftlich  zu  er- 
teilende Genebmigtmg  ist  jederzeit  wideiTuflich. 
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Die  höhere  Verwaltungsbehörde  hat  über  die  Botriebe,  die  auf  Örund 
der  Bestimmung  im  vorstehenden  Absätze  von  der  Angabe  des  Beginnes 
und  Eudes  der  Pausen  iu  der  nach  138  der  Gewerbeordnung  zu  er- 
stftttanden  Anzeige  und  von  der  entsprechenden  Angabe  in  dem  Aushange 
entbunden  worden  sind,  nach  dem  anliegenden  Muster  ein  Verzeichnis  zu 
führen.  Fiin  Auszug  ans*  liesem  Vorzeii  linisae,  der  das  abgelaufene  Kalen<ler- 
jahr  umfasst,  ist  bis  /.um  1.  Februar  jedes  Jahres  durch  die  Landes- 
Zontntibehörde  dem  Heichükanzler  voi'zulegen. 

y.  Die  vorstehenden  Beetimmungen  haben  fflr  10  Jahre  Gttlttgkeit. 

Sie  treten  am  1.  April  1903  in  Kraft  und  an  Stelle  der  dun  h  die 
Bekaiintmadinrip  des  Heichskanalers  vom  1.  Tebruar  18^6  (R.G.BL,  S,  5) 
verköndoten  Beätünmungeu. 

Verzeiebnii 

derjernjicn  Bplriflii',  woUIk'  auf  (^nm<l  der  Vor-chrift  iiutor  IV.  Abs.  2  der  lie.-.ti!n- 
inungcti  über  die  B^chäftigung  ju8;cDdUcher  Arbeiter  auf  tsteiukohlenberffwerkcn  vou 
det  Angabe  des  Bwinna  und  Endes  der  Paoflen  in  der  nach  §  138  der  Gewcrbefjrd- 
nung  SU  mti^feeiideii  Aosdge  und  rnn  der  ( ritsprechenden  Angabe  in  dem  Autthaog 

entbunrtPtt  wonlen  m\d. 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

Lau- 
fende 
No. 

a)  Name  d<« 
Bergwerkes; 

b)  Attbicbts- 
besirk 

Beschäftigungs- 

«weige,  für 
welche  die  Au^- 
oahme  gc«tati€t 
ist 

Datum 
der  Auft- 

iiiihiin- 

i>ewil- 

hgung 

Zahl  der  jugendlichen 
Arbeiter  (im  Jahres- 
durch .•*<  h ii i  t te ) ,  welche 
iu  der  bei  3  augegebeuen 
Weise  beechftftigt  w^en 

Bemer- 
kungen 

1 

1 

j 

7  Bekanntmach nng,  betreffend  den  Betrieb  von  AnIngen  ziir  Her- 
stellung vou  Präservativ,  Sicherheitspessarieu,  Suspeusoriea  und  der- 
gleichen.   Vom  1.  April  1003. 

Auf  Grund  des  §  120e  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  be* 
schlössen : 

Der  §  2  Abs.  2  der  durch  die  Boknrmtmai  liunL''  des  IJeirhskniizlers 
vom  30.  Januar  1903  (R.G.Bl.  S.  3j  verkündeten  Bestimmungen,  betreffend 
den  Betrieb  von  Anlagen  zui-  Herstclhing  von  Prtlservatifa,  Sicherheits- 
pcs^^arien,  Suspensorien  und  dergleichen,  erhftlt  folgenden  Zusatz: 

„Auf  jugendliche  Arbf'if*'i  -md  .\rbeiterinnen  unter  21  Jahren,  welche 
bereits  im  Mftiz  1M03  boi  der  Anfertitr'intr  '  di  i  Verpackung  von  S  ispeu- 
tiorien  be.schäftigt  waren,  lindet  diese  Bestimmung  keine  Anwendung.  In 
den  R&mnen,  in  denen  solche  Per5iOneti  fernerhin  beschäl'tigt  werden,  ist 
ein  Verzeichnis  ans/.uhangen,  welches  deren  Namen  enth&tt  und  vou  der 
Ortspoiizeibeh^rde  zn  beglaubigen  i.st." 

b)  €N»8etze  aud  Verardnuugeu  der  BaudesstHHteu. 
1«  Königreidk  FrensseiL 

L  Brlaaa  des  Kinisters  für  Hsadel  tmd  Ctoverbe  an  die  Begtonuga- 
prSflldenteii  und  den  PoUseiprlflideiLten  In  Berlin  vom  U.  Febraar  1008, 

betr.  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  u.  s.  w.  in  Anlagen  zur  Her- 
stellung von  Präservativs  u.  s.  w.    i  Ministeriaiblatt  der  Handels-  und 

CTewerljbvciwaltun';,  No.  4,  S.  47.) 
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2.  Erlass  des  mniBten  der  Afltontlioheii  Arbeiten,  des  Ministers  für 

Handel  und  Gewerbe,  des  PinanzminiRtcrg  Tind  des  Ministers  dos 
Innern  an  die  RegieriingRprns; deuten  vom  27  Februar  1903,  betr. 
Schatz  der  Baohandwerker  gegen  Krankheit  und  Unfälle.  i,Miniätorial> 
blatt  der  Handels-  nnd  Gewerbeverwalttuijsr«  8.  75.) 

3.  Briass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe,  des  Ministers  fOr 
Lmdivlrtsolisft,  DomSaeii  und  Vörsten  und  des  Mbdsters  des  lonem 

an  die  Oberpräeidenten  in  Königsberg,  Danzig,  Stettin,  Hannover  und 
Schleswig  vom  5.  März  1903  betr.  Unfallversicherung  im  Kleinbetriebe 
der  Seescbiilahrt  und  in  der  See-  imd  Küatonüscherei. 

XacliHteliend  lassen  wir  Eurer  Exzellenz  je  einen  Abdruck  der  von 
QU»  und  vom  lieichäversiciierunj^äamto  zur  Auäl'ührung  des  Abschnitts  IX 
des  See-Unfallversicberungsgesetses  (R.G.B1.,  19(y>,  S.  71  ß)  erlassenen  Be- 
kanntmachungen mit  dem  Ersuclien  zugelien,  unverzüglich  die  unter  IV 
unserer  Bekanntmachung  bezeichneten  AnordiiTin<ren  -/n  treffen  und  ilurcli 
die  Amtsblätter  der  Königlichen  liegierungeu  zu  veiüttentlichen  ^Anlage  A 
n.  B).    Wir  bemerken  dam  in  einxelneo: 

1)  Zu  ermitteln  ist  jede  im  Laufe  des  verflossenen  Jahres  als  erwerbs- 
t&tig  beschäftigt  gewesene  Person  der  im  4;  152  des  Gesetzes  bezeichneten 

Art  olme  Riicksicht  auf  die  Dauer  ihrer  BeschJlftigung.  Bei  der  Knnitte- 
hiug  ist  Hill  h  den  anliegenden,  vom  Keicbsversirhmm^rsnmte  zussininienire- 
stellten  Grundsätzen  (Anlage  C;  zu  verfuhren.  Bis  aut  weiteres  haben  die 
Eimittelungen  alljährlich  stattKofinden. 

2  i  Den  Erhebungen  über  die  Zahl  der  in  Frage  k  in  menden  Personen 
ist  ein  Fnrmidar  zu  Onmde  vn  legen,  dessen  nähere  Einrichtung  Eure 
Exzellenz  nach  Benehmen  mit  uem  Provinzialverband  anordnen  wollen. 
Auf  Grund  der  Nachweisungeu  wollen  Eure  Exzellenz  die  Zahl  der  er- 
mittelten Personen  dem  Provinzialverband  und  der  See-Berufsgenossenschaft 
mitteilen  und  etwaigen  Wünschen  über  die  Form  der  Mitteilung  oder  über 
die  Ucberlasstmg  weiteren  ^fMterinls  tunli.list  mrsprochpn. 

.'i  Nach  §  163  des  Gesetzes  tallon  die  Beiträge  zur  Hadio  den 
weiteren  Kommunalvorbändon  zur  Last,  wahrend  die  andere  Hälfte  von 
dem  Unternehmer  der  nach  §  152  des  Gesetzes  versicherten  Betriebe  zu 
tragen  ist.  Dem  weiteren  Komm  im  al  verband  ist  nach  Vorschrift  des  Ge- 
setzes die  Bci^timmung  dnnllicr  liln  i  lassen,  ob  die  Einziehung  duirli  \  er- 
mittel ung  der  Kreise  oder  der  einzelnen  Gemeinden  erfolgen  soll.  Die 
Kntschliessuug,  auf  deren  baldiges  Zustandekomm^  Eure  Exzellenz  hin- 
wirken wollen,  ist  fUr  die  Frage  von  Bedeutung,  ob  die  Kreise  od«*  die 
Gemeinden  die  Hälfte  der  auf  die  Unternehmer  entfallenden  Beiträge  aus 
pigencn  ^fittelr;  hAs-treiten  können  und  ob  die  Kreise  oder  die  Gemeinden 
für  uneinziehbare  Beitrage  haften.  Dabei  ist  es  den  Kreisen  oder  Ge- 
neinden gestattet,  nur  einen  Teil  der  auf  die  Unternehmer  entfallenden 
Beiträge  unterzu verteilen,  z.  B.  nur  die  grusseren  I^ntenielimer  mit  Bei- 
trägen heranzuziehen  und  die  ärmeren  Unlenichmer  frei  zu  lns>eri  Tn 
diesem  Falle  darf  aber  der  aui  die  zuletzt  geunnuton  Unternehmer  eiir- 
lallende  Anteil  nicht  auf  die  übrigen  Unternehmer  mitvorteilt  werden, 
vielmehr  mnss  der  Kreis  oder  die  Gemeinde  die  Beitr&ge  i)ir  die  frei- 
gelassenen Unternehmer  aus  eigenen  ^finfln  bestreiten.  Beschlüsse  der 
Kreise  und  Gemeindon  wogen  Uebernahme  der  Beiträge  der  Unternehmer 
aaf  eigene  Mittel  bedüri'en  nach  ausdiücklicher  Vorschrift  des  Gesetzes 
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der  Geuehmigung  der  Kommunalaufsichtsbeliörde.  Sofern  eine  soldie 
Ueljerualime  nicht  stattfindet,  können  dir  Kroise  oder  Gemeinden  be- 
st immen,  dass  liie  Unternehmer  einen  Wechsel  in  der  Person  desjenigen, 
fUr  dessen  Bechnimg  der  Betrieb  erfolgt,  binnen  einer  nfther  zn  be- 
zeichnenden Frist  dem  Landrat  oder  dem  Gemeindevni  stand  anzeigen 
müsHen,  widrigenfalls  der  bisherige  Unternehmer  nach  Massgabe  des  §  62 
dea  Gesetzes  für  die  Beiträge  haftet. 

4)  Die  mit  der  Einziehung  der  Beiträge  beauftragten  Kreise  oder 
Gemeinden  haben  jedem  Unternehmer  eine  schriftliche  Mitteilung  Qber  den 
auf  ihn  entfallenden  Beitrag  zuzastollon.  In  die  ICitteilmig  ist  der  Ver- 
merk aui'znnohraen,  dass  gegen  die  Heranziehung  zu  den  Briträ^on  inner- 
halb zweier  Woohen  nach  der  Zustellunfr  die  Boschwerde.  die  jiidoch  nur 
auf  die  Behauptung  gestützt  werden  könne,  dass  eine  Verpflichtung  zur 
Entrichtung  von  Beiträgen  nicht  vorliege,  an  das  Reichsversicherangsamt 
zugelassen  sei  und  dass  andere  aus  der  Heranziehung  zu  Beiträgen  abge> 
leitete  Bpsch\verileu  innerhall)  zweif'i-  Wnrhpn  nach  der  Zasrellung  an  die 
Kommunalaufsichtsbehördo   zu  richten  seien,  wohhe  endgültig  entscheide. 

Der  weiter©  Kommunal  verband  bestimmt  den  Zeitpunkt  für  die  Ab- 
lieferang der  durch  die  Kreise  oder  Gemeinden  eingezogenen  Beiträge 
an  ihn. 

.'>)  Ueber  die  Durchfiiln  uni^  <1tM  Vcr^irhornng  wollou  Eure  Exzollpnz 
bis  zum  1 .  Juli  d.  Js.  an  micii,  »leu  Minister  für  Handel  und  Gewerbe, 
berichten  und  dem  Berichte  4  Abdrücke  Ihrer  Anordnungen  sowie  eine 
Nachweisung  der  Zahl  der  in  den  einzelnen  Gemeinden  im  Beiirke  des 
Provinssialverbandei»  ermittelten  versicherungspflichtigen  Personen  beifügen. 

Anlage  A. 

Bekanntmachung  des  Miai^^ters  fttr  Ilatidel  und  Gewerbe,  dM 
Miiiifters  für  Landwirtschaft,  Domänon  nnd  i'oraten  und  des  Ministers 
des  Innern,  vom  5.  März  1903,  zur  Ausführung  des  Abschnitts  IX  des 
See-UnfUlversicherungsgesetzGS.  (R.G.Bi.,  19(K>,  S.  716.) 

I.  Weitere  Kommunal  verbände  im  Sinne  der  ^  162,  163  des 
Gesetzes  sind  die  Kommnnalverhando  der  Provinzen  Ost-  und  West- 
p,-^'i<^sen,  Pommern,  Hannover  und  Schleswig-Holstein  sowie  die  Gemeinde 
Helgoland. 

II.  Als  Kommunal  verbände  im  Sinne  des  §  163  Abs.  1  des 
Gesetzes  gelten  die  Stadt«  und  Landkreise  im  Bezirke  der  unter  I  be- 
zeichnet ou  Provinzialverbände. 

III.  Die  weiteren  Kommunalverbilnde  haben  die  auf  nie  entfallenden 
Üoiträge  .für  das  jedesmal  vertiotäsenc  Kalenderjahr  alljährlich  bia  zum 
1.  April  des  folgenden  Jahres  —  fdr  das  Jahr  1902  bis  zum  1.  Juli  1903 
—  au  die  Versicherungsanstalt  der  See^Berufsgenossenschaft  in  Hamburg 
abzuführeil. 

TV.  Die  näheren  Anordniuigeu  über  das  Verfahren  bei  Ennittelung 
der  tiir  die  BeitragspHu  lit  massgebenden  Zahl  der  erwerbstätigen  Per.sonen 
der  im  §  152  des  Gesetzes  bezeichneten  Art  werden  von  dem  Ober- 
präsidenten getroffen. 

Anlage  B. 

Bekanntmachung  des  Reiohsverslcheningsamtes  vomSft.  Janoar  1900. 

Auf  Grund  dos  >j  1<)*2  Abs.  1  des  See-Unfallversicherungsgesotzes  vom 
30.  Juni  lü(K)  werden  die  Beiträge  /.tu-  Deckung  der  Enächädigimgüla^ten, 
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velch©  durcli  'lie  Ausdehuuu*^  der  Unfallversiclicrnni;  auf  die  Kleiiibeti  iebö 
der  Sees<-!iiff'ahrt  und  auf  die  Soo-  und  KüsteutiHcherei  (§§  152  if.  deg 
iJee-UuiaiiversicheruBgögesetzes)  erwaclisen,  wie  folgt,  festgesetzt: 

Allj&hrlich  ist  ftlr  jede  erwerbstätige  Person  ^  welche  im  vorher* 
gegangeneu  Jahre  im  Gebiet  eines  Küstenbezirke  umfassenden  u  eiteren 
Koininunalverhandes  in  einem  Betriebe  der  im  §  152  des  See-Untallver- 
siclierungsgesetzes  bezeichaeteu  Art  beschäftigt  gewesen  ist,  ein  Beitrag 
voii  7  M.  zu  entrichten. 

Anlage  C. 

Stunminenstellang  der  Grundsatse,  welche  für  die  Bimittelnng  der 
tk  der  BflikaimtmMihvQg  vom  28.  Janiiir  1908  bweitolmeten  Penonen 

masi^bend  sind  0> 

I.  Der  vom  Reichs versicherungaamt  festgesetzte  Beitrag  ist  in  erster 
Linie  zu  entrichten  für  alle  Personen,  die  zur  Besatzung  eines  üee- 
fiüehereifahrzeugcs  gehören. 

a)  Zur  Besatzung  eines  Fahrzeuges  sind  alle  im  Dienste  des  Unter- 
nehmet^  stehenden  Personen  zn  rechnen,  die  auf  ilem  Fahr/onc^e  selbst 
zu  Sciiitfszwceken  tlltig  sind.  Die  Anstellung  auf  dem  Schitfe  braucht 
keine  dauernde  zu  sein.  Jedoch  ist  kein  Beitrag  zu  entrichten  für  Per- 
sonen, die  nor  gelegentlich  nnd  vorObergehend  auf  einem  Fischereifahr- 
MQge  tätig  sind.  Um  Ungleichmässigkeiten,  die  in  dieser  Besiehung  Platz 
greifen  könnten,  zu  vermeiden,  sind  alle  Personen,  die  insgesamt  nicht 
mehr  als  2  Wochen  im  Jahre  aut"  dem  Fahrzeu^j^e  tiltig  sind,  für  <iie  Bqi- 
tragserhebung  ausser  Betracht  zu  lassen.  Auch  fiir  Personen,  die  zwar  in 
einem  Fischereibetriebe,  jedoch  nicht  „auf  dem  Fahrseoge"  Verwendung 
finden,  ist  kein  Beitrag  zu  entrichten.  Beiträge  sind  da:;ei(en  auch  für 
«olche  7.nr  Besatzung  gehörende  Personen  r.n  entrichten,  lie  zu  dem  Be- 
Iriebsuntemehmer  in  verwandtschaftlichen  Beziehungen  stehen,  selbst  wenn 
iie  für  ihre  Tätigkeit  eine  Vergütung  nicht  erhalten. 

b)  In  Betradit  kommt  die  Besatzung  aller  Seefiachereifahrzeuge  ohne 
Rücksicht  auf  Grösse,  Bauart,  Gattung  und  Art  der  Fortbewegung  (Dampf, 
sonstige  Maschinenkraft.  Se^;©!  men^chlirhe  Kiäfte  AnFJ^renommen  ist 
allein  die  Besatzung  der  Hochseetischerei-Uampfer  nnd  der  llenngslogger. 

c)  Seefischereifahrzeuge  im  Sinne  dieser  Bestimmung  sind  alle 
Fifichereifahrzenge,  die  auMohliesslioh  oder  doch  vorzugsweise  verkehren 
entweder 

1)  auf  den  eigentlichen  SeegewUssern  ausserhalb  der  Grenzen,  die 
dm'ch  §  1  der  zum  §  25  des  Flaggengesetzes  vom  22.  Juni  iW9  er- 
lassenen AnafUhrnngsbestimmungen  vom  10.  November  1899  (Gentralblatt 
fllr  das  Deutsche  Reich,  S.  3^)  festgesetzt  sind,  oder 

2)  auf  den  Buchten,  Haffen  oder  Watten  der  See  oder 

3)  auf  den  :<onstifren  mit  der  See  in  Verbindung  stehenden  Gewilssorn 
(Strom-  und  Flussmttndungen)  innerhalb  der  vom  Bundesrat  duich  Be- 
Bchluss  vom  13.  Juni  IS^l  xmd  vom  8.  Juli  1902  bestimmten  Grenzen 
(zu  vergleichen  Gentralblatt  für  das  Deuts«  lie  Reich,  1!H)1.  S.  2ä0,  und 
1^^2,  S.  234,  abgedruckt  in  den  Amtlichen  Nachrichten  des  B^V.A.,  1901, 
S,  449,  und  1902,  S.  Ö93). 


1}  IHe  Grundsätze,  deren  «infMhwer  Gestaltnn;,:  Besonderheiten  <loi-  y.u  herück- 

R^htljpnden  ppsetalichen  Bestimmungen  entgegenstehen,  haben  nur  für  die  Frage  der  Bei- 
tragiierbebang  Bedeotong,  sind  aber  nicht  auch  durchweg  für  die  Abgrenzung  deä  Kreiües 
der  «nlKlildigiiagBbefeolit^lten  Pcmmen  masagtbeod. 


r' 
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II.  Der  Beitrag  ist  ferner  711  entrichten  für  Personen,  woldic  ?nr 
Besatzung  (zu  vergleichen  Zitier  ia)  kleiner  Seefahr  zeuge  gehören, 
die  anderen  Zwecken  als  der  Fischerei  dienen,  falls  die  Fahr- 
senge 

a;  nicht  mehr  als  50  obm  Raumgohalt  fassen. 

nicht  auf  die  Fortbewegung  durcb  Dampf  oder  Maftchiiieokraft  ein- 

gerichtet  sind, 
c)  nicht  Zubehör  einen  grösseren  Fahmseug«  sind, 
und  vorausgesetzt  ferner, 

dass  die  Gewässer,  auf  denen  die  Fahrzeuge  ausschliesslich  oder  doch 
tiberwif^^oTid  verkehren,  Seegewftsser  im  Sinne  der  Ziffer  I  c  1  oder 
I  c  2  sind. 

Nicht  dagegen  kommt  hier  —  im  Oegensats  sn  den  unter  I  aufge- 
führten Personen  —  in  Betracht  die  Besatzung  solcher  Fahrzeuge,  die 
ausschliesslich  oder  doch  überwiegend  auf  Gewässern  der  unter  I  C  3  be- 
zeichneten Art  (Strom-  und  Flussiuündungon )  verkehren. 

Im  übrigen  ist  es  unerheblich,  ob  das  Seefabrzeug,  zu  dessen  Be- 
satzuDg  die  erwerbstätige  Person  gehört,  offen  oder  gedeckt  ist,  ob  es 
auf  Fortbewegung  durch  Segel  oder  nur  durch  Menschenkraft  eingerichtet 
ist,  und  ob  es  dem  Erwerbe  oder  anderen  Zwecken  (Sport,  Vergnügen 
U.  8.  w.j  dient. 

in.  Beiträge  sind  aiicli  zu  entridiren  lür  jeden  Unternehmer  der 
Fischerei-  und  Schiffabrtsbetriebe  der  unter  I  und  II  bezeichneten  Art, 
vorausgesetzt,  dass  er 

I  i  7UV  Pr<;tt-/ifii^  drs  Fahrzeugs  geliört.  nlso  selbst  das  Fahrzeug  be- 
dient oder  aui  ihm  den  Fischtang  botreibt,  ierner 

2)  bei  dem  Betriebe  regelmässig  keinen  oder  nicht  mehr  als  2  Lohn- 
arbeiter beschftftigt,  und 

die  Fisc  herei  oder  Schiffahrt  zu  Erwerb.szwecken,  nicht  zu  anderen 
Zwecken  t Sport,  Vergnügen  n.  s.  w.)  betreibt. 

ly.  Für  die  Eh  o  fr  an  ist  ein  Beitrag  mir  als  Mitnntcrnehmerin,  also 
nur  dann  zu  entrichten,  wenn  sie  zur  Besatzung  des  Fahrzeugs  gehört, 
indem  sie  auf  dem  Fiüirzeug  an  der  Bedienung  desselben  oder  an  dem 

Fischfänge  teilnimmt. 

Für  jede  der  hiernach  in  Betracht  kommenden  Personen  ist  der  fest- 
gesetzte BotraLT  V'-r.  demjenigen  weiteren  Kommunalverbande  zu  entrichten, 
in  dessen  Bezirk  der  Botrieb,  in  dorn  die  Person  beschäftigt  ist,  ihien 
Sitz  hat. 

Füi-  jode  Person  ist  der  Betrag  nur  einmal  zu  entrichten,  mag  sie 
auch  für  mm'Ih  •■;■<■•  15.  r  1  iflj^nr.trrrirlnrir-i-  rj^tio-  sein.  AVenn  im  letzteren 
Falle  die  Tl.  ti  irli^nnternehiaei  nach  dem  Sitze  ihres  Betriebs  verschiedenen 
weiteren  Kuminiinalverbänden  ungehöron,  so  ist  der  Beitaag  dort  zu  ent- 
richten, wo  die  erwerbstätige  Person  ihren  Wohnsitz  oder  in  Ermangelung 
eines  solchen  ihren  dauernden  Aufenthalt  hat. 

4.  Tonohitften  des  MliiiBtera  ffir  Handel  und  Gewerbe  über  den 

Umfang  der  Beftignisse  und  Verpflichtungen  sowie  ftber  den  Oe« 
acliäftsbetrieb  der  Stellenvermittler  f&r  Sohiff^leute.   Vom  <>.  ^lärz  1 903. 

Auf  Grund  des  5  des  (Tcsotzois,  V)etretl'cnd  die  Stollenvermittelung 
für  Schitisleute,  vom  2.  Juni  l!Hf_>  iK.G.Bl.,  S.  210)  und  <les  §  38  der 
Gewerbeordnung  wird  (Iber  den  Umfang  der  Befugnisse  und  Verpflichtungen 
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sowie  über  den  Geschäftsbetrieb  der  gewerbsmissigeii  StellenTennittler 

ftr  Schiffsleute  fol^^^PTides  bestiinint  : 

1^  Wer  das  Gewerbe  eines»  SieilenvennittlerH  für  SrliilVsleute  betreibt. 
i£t  verptlichtet,  Geschäftsbücher  nach  den  beigefügten  Formularen  A  und  B 
m  ftlhren.  Die  Bücher  mftesen  danerbafl;  gebunden  nnd  mit  fortlaufenden 
Seitenzahlen  versehen  sein;  sie  sind  vor  ihrer  Ingeln  nnfthme  von  der 
Ortspr.Ü/eibeiiüi^fe  nnter  Beglaubi|rnn^  der  Soitonzalil  abzn^fpmppln.  In 
den  Bilchoiu  dürteii  weder  Rasuren  vorgeuoinnipn.  nofh  Kiiitra;iuuireii 
uuletietbch  gemacht  werden,  auch  düifen  die  Biiclier  weder  ganz  nocii 
teilweise  vemichtet  werden. 

2)  Die  dem  Stellenvermittler  erteilten  Aufträge  sind  im  Laufe  des 
Tages,  nn  ^vol(•llom  sie  eingehen,  in  der  Koihonfnln-f)  des  Einpranir'^  nnter 
fortlaufenden  Nummern  vollständig  einzutragen.  Auch  sind  die  Krledi-^tm- 
der  Aufträge  und  die  erfolgten  Zahlungen  neben  der  ersten  Eintragung 
in  den  entsprechenden  Spalten  im  Laufe  des  Tages,  an  welchem  der  Ani- 
trag  erledig  wird  oder  die  Zahlung  eingeht,  zu  vermerken.  Für  die  ord- 
nnTi^STTia<»s!fre  Führung  der  GeK<häftsb('uh(M-  ist  iler  Stellenvermittler  aufli 
dann  persönlich  verantwortlich,  wenn  er  sie  einem  Dritten  übertragen  hat. 

Alle  Eintragungen  müssen  in  deutscher  Sprache  bewirkt  werden. 

d)  Gesdiiftsblldier,  welche  nicht  mehr  benntst  werden  sollen,  sind 
anter  Angabe  des  Datums  abzuschliessen,  der  Oi  tspolizeibehörde  zur  Be- 
stfttignng  des  Absclilusses  vorzulegen  nnH  sodann  10  Jahre  aufzubewahren. 
Nach  dem  Abschlüsse  dürten  weitere  Eintragungen  nicht  mehr  gemacht  werden . 

Dasselbe  gilt,  wenn  der  Gesch&ftsbetrieb  eingestellt  wird. 

4)  Die  StellenTennittler  sind  Terpflichtet,  ihren  Familiennamen  und 
mindestens  einen  ausgeschriebenen  Vornamen  mit  dem  Zusatz  „Stellen- 
veiinittler  für  Schiffsleute"  in  deutlich  lesbarer  Schrift  an  der  Strassen- 
seite  des  Hauses  auf,  über  oder  neben  dem  Hauseingang  und  am  Eingange 
m  den  OeschäftsTtumen  ansnbringen. 

5)  Die  SteUenyermittler  haben  alle  Anzeigen  in  den  Zeitungen.  An- 
=chf5fren,  Reklaniezetteln  und  dor^rleiclieii  mit  der  genanen  Anira))e  des 
Geachäftslokals,  ihreiu  Vor-  und  Faimliennamen  und  der  in  Zitier  4  an- 
geordneten Bezeichnung  zu  versehen.  Wahrheitswidrige  Angaben  über 
die  Zahl  der  offenen  Stellen  und  der  stellungsuchenden  Personen  sowie 
die  Anwendung  der  Beseichnnng  „konzessioniert**  oder  ähnlicher  Be- 
zeichnungen sind  verboten. 

(ij  Steiienvermittler,  die  ihr  Gewerbe  durch  einen  Stellvertreter  aus- 
üben wollen,  bedürfen  dazu  für  joden  Stellvertreter  der  Genehmigung  der 
höheren  Verwaltungsbehörde.  Die  Besdiftftignng  von  Hilfspersonal  (G^- 
httlfen.  Lehrlinge,  Agenten)  einschlie.sslich  der  Familienangehörigen  ist  nur 
mit  EHiiubjiis  der  Orts[iolizeibelirirde  ^''esrottet.  "Dioe  Frlaulnii--  darf  nTir 
fiir  solche  Personen  errcilt  werden,  die  für  den  Geschätrsbetrieb  die  er- 
forderliche Zuverlässigkeit  besitzen ;  sie  kann  jederzeit  ohne  Angabe  von 
Chünden  widerrufen  werden. 

7)  Die  Stellenvermittler  dürfen  Personen,  die  sich  nicht  im  Besitz 
^■inAs  nrdnnngsmässig  ausgestellten  und  auHfrefüllten  Seefalirfsbuchs  be- 
finden, mb-r  welche  nieht  die  zur  llobernahme  von  Schiti.sdienöten  er- 
forderUche  Zustimmung  des  gesetzlichen  Vertreters  (§  7  der  Seemanns- 
flidnung  vom  2.  Juni  1902)  nachweisen  können,  keine  Dienstleistung 
gew{diren. 

8)  Der  Steiienvermittler  darf  ein  Zurttckbehaltungs-  oder  Pfandrecht 
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iiu  Gegenstftnden,  welche  bei  Anlass  der  StelleiiTenaittelting  in  aeiaen 

Besitz  f^'clangt  sinrl,  ui(-ht  au-.fibpn. 

Er  hat  »ich  jeder  EiTiwirkmiir  aul'  kSchitfsieute  dahin,  (iiiss  diese  ihre 
Stellung  mit  einer  audöieu  vertauschen,  zu  enthalten.  Ebenso  ist  ihm 
jede  Emwirkimg  auf  Reeder  und  deren  Vertreter  wegen  "Rntlanwnug  Ton 
Soluffsletiten  untersagt. 

0)  Der  Stellen  vermittler  darf  einer  Person,  von  \velphpT  pr  wissen 
oder  den  Umständen  nach  anuehmen  muss,  dat^  sie  noch  einem  anderen 
Dienstberechtigten  verpflichtet  ist,  für  die  Zeit  ihrer  Verpflichtung  eine 
SteUe  nicht  vermitteln. 

10)  Den  Stellen  Vermittlern,  deren  Stellvertretern  und  ihrem  Hilfs- 
personal einKchliesslicli  dor  FamiHenanfrehfiri<ron  i^^t,  sofern  nicht  eine  Ans- 
nahme  zugelassen  isr,  untersagt,  entweder  selbst  oder  durch  andere  ge- 
werbsmässig Wohn-  und  Schla^tellen  m  vermieten,  Gastwirtsdiaft, 
Sdiankwirtechaft,  Kleinhandel  mit  geistigen  Getr&nken,  Handel  mit  Aus- 
rttetungsgegenständen  für  Schiflfsleiite  und  das  Gesöhftft  eines  Geldwechslers 
oder  Pfandleihers  zu  betreiben.  Auch  darf  der  Geschäftsbetrieb  weder  in 
Räumen,  die  der  Gast-  oder  Nchankwirtachaft  dienen,  noch  in  Bäumen, 
die  mit  soldken  Rftumen  im  Zusammenliange  stehen,  betrüben  werden. 

Den  Stellenvermittlem,  deren  Stellvertretern  und  ihrem  HihEspersonal 
einschliesslich  der  Familienanjreli''ritj;on  ist  dns  Atifsuclicn  von  Auftragen 
anaserhalb  ihrer  (rpscliafTsriliinie  und  jode  Geschäftstätigkeit  auf  öffent- 
lichen Wegen,  Strassen,  Waasei-strasseu,  Plätzen  oder  anderen  ölientlichen 
Orten  (Seemannsamt,  Schankstiiben,  Vergnügungsorteii,  offenen  Lidm, 
Bahnhöfen,  Eisenbahnstigea  u.  s.  w.)  nur  mit  Genehmigung  der  Poliaei- 
behörde  gestattet. 

11)  Neben  den  Gebühren  dürfen  Nebenkosten  nicht  bereclmet  werden. 
Die  Erstattung  barer  Auslagen  darl"  nur  insoweit  gefordert  worden,  al.s 
ihre  Verwendung  für  die  Stellenvermittelung  auf  Verlangen  des  Auftrag- 
gebers erfolgt  ist  und  narli gewiesen  werden  kann. 

Oebtihien  und  sonstige  Vergütungen  mit  Ansiuilnne  der  baren  Aus- 
lagen dürten  nur  nach  Erledigung  des  Auftrags  erhoben  werden;  ins- 
besondere ist  die  Erhebiuig  eines  Eiuschreibegelds  bei  Aimahme  des  Auf- 
trags verboten. 

12)  Die  Polizeibehörden  und  ihre  Organe  sind  befugt,  in  den  Ge- 
schäftsbetrieb des  Stellenvermittler?«  jederzeit  Eini^icht  r.n  nehmen.  Die 
Stellen  Vermittler  sind  verpflichtet,  den  Beamten  jederzeit  den  Zutritt  EU 
allen  für  den  Geschäftsbetrieb  bestimmten  Räumlichkeiten  zu  gestatten, 
ihnen  die  Geschftftsbtlcher  auf  Verlangen  auch  im  Dienstraome  der  Poliaei- 
behörde  vorzulegen  und  jede  nber  den  GescbKftsbetrieb  verlangte  Auskunfit 
wahrheitsgetreu  zu  erteilen. 

13)  Jede  Verlegung  des  Geschäftslokals  und  die  Einstellung  des  Ge- 
sehlftsbetriebs  ist  der  PoliEeibehörde  sofort  anzuzeigen. 

14  Diese  Vorschriften  treten  am  1.  April  1908  in  Kraft.  Die  in 
Gebrauch  befindlichen  Geschäftsbücher  dürfen  bis  zu  ihrem  AbschlnsBe 
(Ziffer  3),  längstens  aber  bis  zum  1.  .Januar  I0(l4  benutzt  werden. 

15)  Ein  Abdruck  dieser  Vorschriften  ist  jedem  im  Gebrauche  be- 
findlichen QeschAftabuohe  vorzuheften,  ausserdem  sind  ein  Abdruck  sowie 
die  auf  Grund  des  §  4  des  Qeeetzes  vom  2.  Juni  1002  (R.G3l.y  8.  215) 
erlassenen  Taxen  in  grosser  Schrift  in  den  Geschftftsrilumen  am  Eingan^^ 
auszuhängen 
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5.  Dienstanweisung  für  die  preilMiMdi«li  MnatenuigBbehorden  vom 
21.  März  1903,  zur  Ausfohrung  der  Seemannsordnung  vom  2.  Juni  1&02 
(Beilage  zu  Ko,  b  des  Ministerialblattes  der  Handels-  und  Gewerbe- 
verwaltuug) : 

1.  Errichtimg  mid  Zusammensetzung  der  MustemngsbehOrden  (1 — 4). 

II.  Seefahrtsbuch    ') — 13). 

III.  Musteruiijjf  il4  IHi. 

IV.  fc>(m«tigo  Geschätte  der  Mn.siei  luigiltehortle  (4ü — b2). 

EOnigraoh  Wlirttsmberg. 

Gesetz  betr.  die  UnMlfürsorge  für  BeMllte.  Vom  23.  Dezember 
Iftoi    (Eegienmgsblatt  für  das  Königreich  Württemberg,  No.  36,  1902^ 

Voriiiguug  HäxntUchcr  Ministerien  vom  23.  Dezember  1902,  betr.  den 
VoIlEog  des  Beicbe^ünfBllfÜrsorg^esetBes  für  Beamte  und  für  Personen 

des  Soldatenstandee  vom  18.  Juni  1801,  sowie  dos  Landeegeeetzets, 
bete,  die  UnfallfQrsorge  für  Beamte  vom  23.  Dezember  1902.  (Re- 
gierungsblatt für*  das  Königreich  \V  lirttemberg,  No.  3G,  19<>2,  »S. 

8.  Gronlieraostiuii  HonnL 

OeeetB,  die  Tfixsoige  fOr  Beamte  infolge  Ton  Betrlebsonf&llen  betr. 
Tom  21.  Dezember  1902.  (Grossb.  Hess,  Hegienmgsbl.,  Ko.  81  ex  1902, 

Vcrofdnuug,  das  lulcrnftt roten  der  Gesetze,  die  'L:indeskreciitkfissc 
betreffend,  vom  6.  August  iüü2  und  die  Wohnungaiüraorge  iiir  Minder- 
bemittelte belrefltend,  vom  7.  August  1902.   Vom  7.  Januar  1908. 

Einziger  Paragraph.  Die  Gesetze,  die  Landeskroditkasse  betreffend, 
vom  7.  An<rn:<;t  1902  und  die  Wolmuiigsfürsorge  für  Minderbemittelte '  t 
betretlend,  vom  7.  August  1902,  treten  mit  dem  15.  Januar  1U03  in  Kraft. 

o)  Vom  BelehsTenleheriuigsaiiit  genehmigte  UnfallrerhfltuDgs- 

Torsehrllten. 

1.  AbgelBderte  UnüdlTerhfitiiiigsverafditifteii  dsi  Magdebuxgisoheik 

Baugewerks-Berufsgenossensohaft    Vom   Reichsversicherimgsamt  am 

20.  Xoveuiber  15)02  gon,  Inni-*. 

An  die  ätelle  der  bisherigen  ünfailverhütuuesvorscbriften  vom  ib.  Öeptemb^ 
1891  treten  vom  1.  Januar  1903  ab  die  nadutdienifen  Bestimmtuagen : 

A.  Für  Betriebsiohaber,  Bei:  ieb.i  u  Unternehmer  und  Selbstversicherte, 

aj  Im  allgemeinen. 

§  1.  In  den  Gcschäftsrfiumen  der  GenosHcngchaftsmitgUeder  und  der  K^cban- 
untemehmer,  auf  nllrm  Neubauten,  grötffprnn  II»  iifiraturhaiitcn,  Zimmerplätzen,  \Verk- 
fetütten,  Fabriken  und  Kegiebauten  sollen  die  na<iheteheDdeii  Bestimmungen,  in  Plakat- 
form gedruckt,  zu  jedermanns  Einsicht  anshSngOL 

2.  Ktktungen,  sowohl  stehende  wie  nängende,  oder  auch  auf  sogenanntfii 
Auslegern  befindliche,  müssen  nach  fachmännfechen  Grundsätzen  und  dem  joilcsmaligieti 
Zw»xke  (-iit sprechend ,  also  auch  in  ^-^(■nügender  Festigkeit  im«!  llrrite  hergericDtCt 
werden  und  t>ind  nach  Jeder  fiichtuug  hin  gegen  Ausweichen  zu  schützen. 

§  3.  Für  die  Btandgerfiste  wird  bestimmt,  dass  dieselben  in  folgender  Weise 
hergeiitellt  werden : 

Ii  Diu  ätandbäume  (Aufrichter;  ^md  mit  Neigung  nach  der  zu  berüsteodeii 
Bnnfront  aiifsnstellen,  am  nntereo  Ende  durch  Eingraben  in  die  Erde,  Verzapfen  oder 
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Verklammern  auf  Holzuntcrlagen  fSchwelleu)  oder  iu  sonst  geeigneter  Weise  zu  be> 
iefttiKen  und  aui»serdem  bei  mehrere  Geschoss  hohen  GeriLiten  in  den  verschiedenen 
0«Bchosahöhen  nach  dem  Innern  des  Gebäude«  zu  noch  besonders  gegen  Au.s-  uiul 
Abweichen  /.u  sichorii. 

2)  Die  horizontal  an  den  Standbäumea  aozubrin^ndi^n  sogenaonten  ötreich« 
«langen  (Anbinder)  od«*  Planken  «idd  ia  enter  BefiMtigung  tragfühig  mit  den  ^end- 
bäumen  zu  verbinden  und  zwar  die  Anbiader  mittdtt  Haafeeiien  oder  Kiaendraht,  die 
Planken  durch  gate  Nagelung. 

Bei  allen  Gerüsten  vorstehender  Art,  von  welcJien  aiir;  gemauert  wird  oder  Werk- 
-tücke  versetzt  werden,  sind  dip  Aubinder  oder  Planken  aup-äerdcm  durch  unter- 
genagelte  Knaggen,  Eis-cuklaiumern  oder  Steifhölzer  besonder»  zw  inUer-iUiUen. 

Andere,  gleiche  Sicherheit  bietende  Befestigungsarteu,  wie  durch  Ketten,  Draht- 
«dle  oder  ah  solide  bekannte  sogenannte  Oerüethalter,  sind  durch  obige  Vorscturiften 
nicht  ausge^cblotmen. 

Ik-i  (lernj^ten  sind  die  Taue,  Prabtsolli«  n<l.  r  Ketten  an  den  Standbaumcn  (durch 
starke  >ägel,  Haken  oder  Klammern)  eaiH{trechend  gegen  Herabrutachen  zu  aichem. 

Alle  verling^nngen  (Aa^ifropfer)  der  Htandbiiume  elod  mit  letzteren  nnf  min- 
destens 1/^  m  fünge  Bicher  m  moinden  und  durdi  Klammem  oder  untergenagdte 
Knaggen  /.u  unterHtützen. 

'5)  Die  StreichMangen  oder  Planken  sind,  wenn  die  Geeoho^'»höhen  nicht  ein  ge- 
ringere« Mass  benötigen,  mindestens  in  .")  zu  5  ra  Höhe  übereinander  und  in  horizon- 
taler ganzer  Längennusdehnung  so  lange  fest  zu  belassen,  bis  durch  das  Abrüsten 
eine  Wcijiiahiue  liLsihiL't  wird. 

4)  G^en  Längen-  und  ädtenverschiebun^en  sind  genügend  starke  Verscliwertangen 
<Diagoiial-v«etrebiingen)  anxnhringen  nnd  bis  sor  Abrnertang  daran  m.  belenen. 

5)  Falls  Ija=fen  von  lOfvi  _  Centner  und  mehr  zn  hel>en  sind,  mfiseen 
hierfür  Gerüste,  welche  der  r.elasiuiifr  entsprechen,  hergestellt  vvrrdiin. 

§  4.  Hängegcrflste  und  r^otrenannte  Fahrstühle  sind  möglichst  zu  verm^den  nnd 
<liirfen  im  allgemeinen  nur  l)oi  Artieiteo  an  Kirch-  und  ^olichen  Türmen,  sowie  iMi 
Darapfschornsteinen  verwendet  werden. 

§  ö.  I^itergerüste  sind  niu*  znhi-^ig  bei  Anstreicher-  und  Maler-,  sowie  Maurer- 
Aepantunurbeitea  mit  gana  geringem  Materialbedarf  besw.  bei  ganz  leichten  Bepentur- 
arbeiten  anderer  ftnihandwerker. 

L<i(reelife  Leitergerüste  sind  an  der  der  ft.lirmdt  front  ab^t  svendeten  Seirc  mit 
einer  Brustwehr  zu  versehen.  Die  dazu  verwendeten  Leitern  mü^a  eingebohrte  oder 
eingestemmte  Sprossen  haben.  Audi  müssen  Leitetgerüste  mit  durchgehend  anzu- 
bringenden Dlaeonalverstrebungcn  versehen  wcnlen,  wdcbe  ihrer  Linge  entspiechend 
stark  und  nnudestens  1"»  cm  breit  sein  müssen. 

I>t  «  in  »»olchcfi  Gerüst  auf  einem  unebenen  oder  abschfissigen  Tenmin  anfzuüteUen, 
so  sind  zur  Ausgleichung  der  Terrain versdhiedenheiten  als  Unterlagen  nur  quadratische 
Holz-  oder  Eisenplattcn  zu  verwenden. 
\  <).    Die  Netzrieget  müssen  aus  einstieligem,  gut^-m  gesunden  Holze  bestehen. 

'  §  7.   Die  Gerüstbretter  müssen  besäumt  sein  und  eine  der  Belastung  ent8prechen<le 

Starke  besitzen  bezw.  genügend  unterstützt  werden. 

A!Ir-  (lerü>tl)ödcn  in  Höb-^idafe  von  mclir  als  n  m  !nii~-pn  mit  aufreoht- 
stehemitin  Bordbrettern  zum  .Schutze  gegen  herubtalletides  Muteiial  und  /um  BcJiuUje 
der  Arbeiter  mit  einer  Brustwehr  versehen  sein. 

Das  Heraufbringeo  von  BanmateriaUen  darf  nur  durch  geeignete  Arbeiter  vor- 
genommen werden. 

{}  9.  Die  Gerfistlettern  müssen  mind(-*tens  1  ra  senkrei'ht  ;4euiessen  über  den 
Austritt  hervorragen,  was  bei  nicht  genügender  Länge  derselben  durch  anzunagelnde 
Latten  zu  bewirlren  ist. 

Bi'i  verhältnismässio;  w>It  v(ni  cinandn-  lii  genden  Leiter-.Stütynunkrrri  -inil  i]ip 
Leitern  ^egeu  das  Durchbiegen  und  seitliche  .Schwanken  abzusteifen  ouer  abziisc  hworten. 

Leito^nge  dürfen,  wenn  irgend  möglich,  nicht  so  Qberdnander  liegen,  dass 
herunterfallende  Gr:r''n.«t;inde  den  unteren  Leitergtuig  treffen  können,  bezw.  ist  der- 
i»elbe  hiergegen  zu  8chütz<'n. 

{}  10.    Das  zu  verwendende  Binde-,  Winde-  und  Hebezeug  darf  nicht  durch  (ie- 
brauch  oder  Wifterungsverhfiltnis-^e  schadhaft  geworden  sein;  länger  stehende  Gerüste 
müssen  von     zu  .3  Monaten  auf  ihre  Festigkeit  unter.iucht  werden.   Mit  Hanfs-cileu 
•  de  r  dergleichen  gebundene  (i>  riist' .  welche  den  Winter  über  gestanden,  miisi?ett  im 
I  Frühjahr  neu  oachgebunden  werden. 

Ih  Benutzen  ausser  den  Heraiellem  der  Gerüste  andere  Penionen  diefielben 
zu  ihren  Zwecken,  so  hal>fn  si.  ^irli  MÜi-r  vi n  der  Haltbarkeit  und  Vollständigkeit 
zu  überzeugen,  sowie  die  Gerüste  noch  Bedürfnis  zu  ergänzen. 
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§  12.  Nach  jedeui  Sturmwind  sind  die  Gerüste  auf  ihre  Fetitigkdt  zu  prüfen, 
etwaige  Lockerungen  sofort  7.u  beseitigen. 

§  13.  Bei  allen  Neu-  und  Umbauten  sind  die  Balkenlagt-n,  aurh  die  des  Kellers, 
tiofort  nadi  ihrer  Verlegung,  jedenfalls  aber,  bevor  die  Umfaseungsmauem  Ip  m  über 
Oberkant6>BAlkeiiIage  fifilier  gefülnt  od«r  aar  Dadivwband  «u^wtellt  ial»  mt  Ein- 
adiub  zu  versehen. 

Sofern  dies  nicht  möglich  ist,  müssen  die  Balkenlagen  mit  Brettern  von  genügen- 
iler  ."starke  so  dicht  abgedeckt  werden,  dass  ein  Durchmllen  von  Material  verhintiert 
wird.  Die  gleiclie  V<»M^ft.  gilt  für  die  eisemen  Balkailageu,  welche  mcht  sofort 
eingewdlbt,  Detoniert  oder  mit  eiiter  anderen  festen  Decke  Torecben  werden. 

Trepijen-  oder  »onpti^re  Offfniingen  in  Gebäuden,  als  Lichtschächte.  Aufzüge 
und  dergleichen,  »owie  zur  Lt  hernölbung  bestimmte  Räume  sind  hinreichend  mit 
featem  firuatgelSnder  eiMufriedigen  oder  mit  Brettern  fest  und  sicher  absndeckcn. 

Diese  ifruütwrhren,  sowie  säiuthche  Abdeckungen  müssen,  so  lange  der  Bau  im 
lietriebe  ist,  bia  zur  luantjriffualune  der  Herstellung  der  endgiltigen  Decken  an  ihrem 
Platze  verbleiben. 

Bei  öffentlichen  Bauten  und  Regiebauten  hat  die  Behörde  oder  deren  Bauleitung 
bezw.  der  Bauherr  für  Abdeckung  etc.  der  Mkenlagen  tn  sorgen,  bei  allen  ubrigeo 
Bauten  dcrjenifie.  wt  it  licr  oherham  der  nalkenla^r-  arbeiten  lässt. 

Die  Aut^rÜHtuug  von  Beioudeckeu,  Gewölben  imd  Bögen  darf  nicht  vor  geuügen- 
«1er  Erhärtung  derselben  geschehen;  bei  Ausrüstung  von  GewAlbol  und  Bögen  aus- 
Backstein  i>t  darauf  /u  achten,  dass  das  an^erfisiete  Gewölbe  etc.  sidi  an  gcnügcml 
feste  Widerlatei"  aidehnt. 

^  14.  Kalkgruben  sind  mit  hinreichend  festem  Bruatgdinder  dncufriedigea  oder» 
soweit  der  Betrieb  es  zulAsst,  mit  Brettern  zuzudecken. 

Für  diese  Schutzvorriditung  haben  diejenigen  Betriebsnntemdimer  Borge  za 
tiag^«  deren  Arbeiter  die  Kalkgnd)en  benutzen. 

§  15.  Wahrend  des  Vericgeni»  der  Balken  oder  des  Aufüiellens  der  Dachvcrbaudo 
hölxer  bat  je<le  Besdififiigung  unterhalb  derselben  zu  ruhen,  wenn  nicht  oberhalb  der 
A^bcit^.■~t^lle  die  im  ;J  1  :rbi  >(  hricbcnc  Ahd<i  kunp  vorhanden  ist. 

Bewundere  t>orgiaii  i.st  aut  das  EinbiiHieu  der  aufzuziehenden  Hölzer,  oamentiich 
aber  darauf  zu  verwenden,  daes  ein  Ausrutschen  der  Hölzer  oder  T-trSger  aus  dem 
EinechlagetHU  oder  der  Kette  vermieden  wird. 

Wo  ein  Autwinden  von  Bauhölzern  oder  T-trägern  erforderlirli  ist,  nniss  hierzu 
ein  besonderer  Richlebaum,  Krahn  oder  Aueleger  verwendet  wi  rden. 

Beim  Eichten  von  Gebäuden  und  Dachvabänden  dürfen  nur  solche  Penouea 
beschäftig  werden,  weldie  berufsmässig  gewohnt  sind,  auf  Bauten  zu  arbeiten.  Es 
dürfen  lucht  mehr  Fersoni  n  ilahei  Ii« -i  h;tltif.'t  werden,  als  nach  fachmännisi  heni  I'rteil 
tatsächlich  noiig  sind.  Aueserge wuüjiijche  Trinkgelegenheiten  wahrend  der  Ari^eits- 
dauer  dürfen  nicht  gegeben  werden. 

Die  an  der  ArlK'itswinde  beschäftigten  Per-H>nen  dürfen  nienutls  liircki  unter  der 
Aufzugstelle  stehen.  Ks  ist  htreng  zu  verbieten,  das«  die  Windevurrichiuugen  zum 
Hodbziehen  oder  Herablassen  von  Personen  benutzt  werden. 

§  16.  Das  Arbeiten  und  der  l&ngere  Auienthait  in  geschlossenen  Batunen  mit 
offenem  Ooaksfeuer  ist  verboten. 

Jj  17.  Dil«  Abbrei  lu  n  von  Gebäuden  und  Gebäudeteilen,  najnentlich  das  I'iii- 
werfeu  ganzer  Wände,  Schornsteine  und  dergleichen  darf  nur  unter  gewisseuhaiter 
■adiyerständiger  Aufsicht  und  mit  Beobachtung  idler  möglichen  Vorsicntsmassregelik 
fliaitfindrn. 

Vorjitebende  Nagelspitzcn  ^si^ld  bei  ai^gehroclienen  Holztdldi  und  Rübtungeu 
durch  Umschlagen  o^  Herauezicheu  der  Nagel  sofort  zu  b.  st  itigr  n. 

§  Ib.  Gräben  und  Baugruben  mössen  g^tigoid  schräge  BötMJiungen  haben  und 
gut  abgesteift  werden. 

§  19.  Neben  voriiandcnen  nebäuden  niml  die  neuen  Fundamente  und  besonders 
der  dazu  nötige  Bodenaushub  stückweise  auszuführen,  wenn  die  Nachbwgebäuüe 
weniger  tief  als  der  Neubau  fundamenttert  sind. 

.Tfxle  Arbeit  an  oder  in  Neubauten  oder  denen  ähnlichen  Ausbauten  i^t 
nur  bei  Tageälicht  oder  genügend  hellem  künstlichen  Licht  auszuführen.  Besonden» 
sind  dann  die  Leitergange,  Laufbahnen  und  dergleichen  bell  zu  erleuchten. 

b)  Im  be-iionden  n. 

1.  l-"ür  Bauklempncr-,  Dachdecker-,  Bauglai-er-,  Maler-  und  dergleichen  Arbeit«ii, 
sowie  für  Maurer-  imd  Zimmerarbeiten  ol>erhalb  de«  l)aches. 
S  21.    ]l>'\  steilen  —  einu « -i  lialten  oder  .-cliuii  eiiiL'fb  •  kt»  n      Dächern  mit  mehr 
als  ö6  Grad  Neigung  (aLo  c-teüer  al^  sogenannte  Drittel-i>acherj  mürben  die  darauf 
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ArWitcnden,  hoferu  sie  ohne  Küstiing,  z.  B.  Bockrüstung,  arbeitea,  stete  durch  emen 
^ichcrheiir^Kürt«  !  an  einem  Tau  beiestiet  werden.  I)a88elbe  mim  geschehen  htim 
Tleinigcn  cier  Däi-hor  von  Bclinee,  bd  verleguiip  oder  lii-f^aratur  acv  Dachrinnon. 
wfciiu  eiu  Herantreteii  bis  dicht  an  die  Traufkanie  Lrforderlich  wird  und  ebenso  bei 

Smz  flachen  Dächern,  wenn  das  abzudeckende  Hauptgieiiiiit  bei  öner  togenannten 
ttika  tiefer  liegt  als  die  Oberkante  der  Frontwand. 

Reparaturen  an  alten  Dächern  dürfen  nur  von  aufgelegten  sicheren  J^iterii  un» 
voigenommcn  werden. 

§  22.  Neneindeckunff,  Beparaturen  und  Reinigen  von  Dachrinnen,  Ulaadächem 
and  OberKcbtfanstera  dfihfen  nnr  yon  gut  abgedeckten  Gerüsten  oder  von  mditf  be- 
fpr-ti^'ttn  Leitern  an  vnrgenoramen  werden.  Im  letzteren  Falle  müssen  die  «lainit 
Beschäftigten  elHii.so,  wie  §  21  besagt,  durch  einen  Sicherheitsgürtel  am  Tau  gegen 
Hinabfallen  gesichert,  »ein. 

ij  23.  Maler  f'nh'Ti  bezfiglicli  ihrer  nangeriirife  die  vi ir-.(plien(ion  Restimimingen 
gleichfalls  zu  bm-htm,  auch  (jcrii'>te  über  '>  ni  li(K'h  tiuhniiiiuiMh  herzustellen. 

II.  Für  Brunnotjbuucr. 
I^eseitigung  der  schlechten  Luft.  §  24.  Vor  dein  Einfahren  oder  Einsteigen  in 
den  Brunnen  muss,  ohne  Rücksicht  auf  seine  grössere  oder  geringere  Tiefe,  festgestellt 
w^erden,  dsAs  sich  in  demseiben  keine  schlechte  Luft  befindet.  Dasselbe  i^cschieht  am 
einfacheten  durch  langsames  Hinablassen  eines  offenen,  favennenden  Liimtes,  weiches 
in  schlechter  Luft  erlischt. 

Wenn  keine  Liift[)iinij)en  (kKt  Ventilatoren  mit  den  iiöiiu:eii  Seh];ituh<  ii  oder 
Röhren  zur  titclle  »ind,  um  im  Brunnen  eine  Luftströmung  zur  Verdrängung  der 
schlechten  Lnft  zu  erzeugen,  so  kann  dieses  durch  Eingiemen  von  hdsseni  Wasser 
et  -eluhen  oder  aneh  dadurch,  dass  man  ein  Bund  brennende?;  Strnh  o<ler  einen  Eimer 
luit  ungelöschtem  Kalk,  welcher  vorher  mit  Wasser  bt'go.-»eii  wird,  hinablässt. 

§  25.  Brunnenschächte  dürfen  in  losem  Erdbotlen  und  Gerolle  nur  mit  genügeo- 
dw  Böschunir  bi.-  zu       m  Tiefe  ohne  Aussc  hnliing  und  Absteifung  abgeteuft  werden. 

Ob  und  wieweit  ein  Brunnen  mit  rumleni  Querschiiitl  in  festem  Boden  ohne 
Schalung  ausgeschachtet  werden  kann,  inu-.>  der  Beurteilung  de?*  betreffenden  Brunnen- 
bauers uberlassen  bleiboi  und  ist  es  daher  unbedingt  erfonlerlich,  daes  in  Abwesen- 
heit dessdhen  die  Arbeiten  in  dem  Bmnnenkessel  von  einem  fadbmännisch  ausgebil- 
deten Arlx'ifer  ausfrefuhrt  he/.w.  beauf.-iehtitrt  werden. 

Eine  Zuziehung  von  Unkundigen  bei  Brunnenarbeiten  in  der  Erde  i^t  verboten. 
$  26.  IMe  Zurücknahme  der  Aasschalung  und  Absteifung  eines  Brunnen-chachtes 
darf  nur  nach  vorheriger  Au«manerung  des  nefreffenden  FchacbtteUs  und  nach  min- 
destens teilwt'iäer  Hintertülluug  des  Brunnenkörjier-*  ge-chehen. 

Winch  Vorrichtungen  und  Werbseoge.  §  2..  Die  zur  Förderung  von  Boden  und 
dergleichen  dienenden  Windetaue  mGssen  mit  Doppelhaken,  beziehentlich  die  Schöpf- 
mäte  unmittdbw  and  onanslOslich  mit  den  i^en  verknüpft  und  die  Winden  mit 
Bperrvorrichtnogen  veiMlien  sein. 

in.  Für  St<-inl  TÜi  fp  .  Zii  Li  !'''  ti,  Kalkbrennereien,  j^trar~,-enb:duil»(  triebe,  Fuliruerke, 
HolzbearbeiLujigsaiistalten  mit  Maschinenbetrieb  und  andere  >i  eben  betriebe. 

28.  Für  alle  der  Magdeburgischen  Baugewerks-Berufsgenoesenachaft  als  Nebeo- 
betriebe  angehörenden  (iewcrbe  gelten  die  Unfallverhütnng^svorschriften  derjenigen 
Bcrttfs{^ossenBchafteo,  welchen  diese  Betriebe  angehören  würd^i,  wenn  sie  Uaupt- 
beibriebe  waren. 

Im  einzelnen  gelten  die  UnfallverliiUunp^-vorschriften 

der  Steinbruchs-Berufsgenoesenschait  iur  Stein-  und  Kalkbrüche,  Sand-  und 
ESeagrahen,  Gewinnung  von  Gips-  und  Kalksteinen,  sowie  Brennereien  derselbeo, 
Bfiengangffll,  SeilVmhnen  in  vorgenannten  Nebenbetrieben  und  Zementwnrenfabriken, 
der  ZÜ^elei-IkrufsgenosHeuf chaft  für  Ziegeleien,  Lehm-  und  Tongrul)en, 
der  Strassen-  und  Kleinbahn-Berufsgenos^^enschaft  für  Stnutsenbumen, 
der  Fnhrwerks-JBemfsKnossenachaft  für  Fuhrwerksbetriebe, 
der  Norddeutschen  Holz-6«rttfeg«noKS«nscbaft  fiir  Tischlereien  and  Hob:- 
bsarbeituneBbetriebe, 

der  Kordwestlichen  bezw.  der  .Säcli!si«eh-'J  hüringi.''ehen  Ki.sen-  und  Stahi-Berufs- 
nDOesensefaaft  för  Schlosserei,  Schiffsbau  in  Eisen,  Wartung  und  Bedienung  von 
Uttopfkesseln,  Antriebs-  und  Arbeitsma.whinen.  l>rr^rhnias(  hinen  etc., 
der  Töpferei-Berufsgenossenschaft  für  Tojpfereien  eie., 
der  Müllerei-Berufsgenossenschaft  för  Mtmlenbetriebe, 

der  Norddeotachen  MetaU-Bemfsgenossenschaft  für  Gürtlercien  und  Kupfer- 
edmiieden, 
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der  Tiefhau-BerufsgenosBöawjhÄft  für  Schacht-,  Chaussee-  und  Uferbefesti^ngs- 

der  Lagerci-Borufdgeuociaeuächait  für  Baamaterialieu-,  Holz-  uud  Kohleuluuid- 
Inngen  etc., 

i\oT    Br^rufKgcQOMflnadiafl  der  Ghanisclieii  Indnatriel  für  Dachpappen-  mid 

Wagen  fet  t- Fabrikeu , 

der  KlbKchiffahrts-Berufegenoflseoflchaft  ffir  Bagj^creicn. 

Es  ipt  Pfliclit  fiiu>  jtdcii  Unternehmers  von  Betrieben  der  genannten  Art,  für 
die  Beschaffung  uml  deii  j\.u.sliang  der  einschlägigen  Unfallverhütungsvorschriften  selbst 
Sorge  7.U  tragen. 

Dieselben  sind  vom  unterzeichneten  GenosseDichaftevonUuuie  kostenlos  zu  bezieho;!. 
c.  Anefuhrunni*  und  8tnifbflsttmmnnK«n. 

ij  29.  Für  Au-  auf  Grund  dieser  ,,riif;ill\ ( TliiUuimn\ (trschrifli'n"  <i  i  r  l  iil  h 
werdenden  Aeudcruugcn  an  den  BetriebHeinricbtuugeu  wird  den  Betriebsunieruehuierii 
dne  Fnat  vott  dm  Monaten,  vom  Tage  des  Inknntretcna  dieser  Vorschrilten  an  ge- 
rechnet, gewährt.  Auf  Antrag  des  1%  trifb^iintrrnrhmen«  ist  der  GenOSeSIMChafts> 
vorstand  nerechtict,  die>«e  Frißt  entsprechend  zu  verliinL'^m, 

§  30.  Die  Unfallvcrhütung!^vort<^chriften  werden  ji-<i< m  l'x  triebsinhaber  in  je  3 
Exemplaren  in  Plakat-  und  in  Buchfonu.uncntgcltUch  übetHondt.  Weitere  Exemplare 
sind  in  der  erforderlichen  Anzahl  durch  den  Genofiscnschaftsvorstand  unentgeltlich 
zu  beziehen. 

Die  Betriebsinhaber  sind  Yerpflichtet,  je  1  Exemplar  der  Uofallvcrbütungs- 
voracbriften  fn  Buchform  ihren  aufsiditefuliranaett  PoUeren,  WerkfObreni,  VonatMiteni 

u.  >.  w.  au.~/iihäiidiL'-cn  ttiMl  ^inrl  letztere  zu  vcrpfltditeD,  die  VcrBicherten  auf  die 
i^tren^e  lM.*fol>ruiig  die-ner  \'i>r?cliriften  hinzuweirsen. 

jj  .>1.  (ienossenhehaftj^mitglicder,  weh'lie  den  Unfailverhütungsvon^^-hriften  zu- 
widerhandeln, kilmii  ii  mit  einer  (iiii!>f nife  bifi  zu  Inki  M.  belegt  wenlrn  (xler  mit 
ihren  Betrieben  in  riiif  höhere  Gel uLi tu klafl«e  eingescluiui  oder,  falls  HicU  ilit!  Betriebe 
bereits  in  der  höch-ten  Gefahrenkla.-<»<c  befinden,  mit  ZuHchlägcn  bis  zum  doppelten 
Betrage  ihrer  Beitrüge  belegt  werden.  ({$  112  Abä.  1  Ziffer  1  und  §  116  des  Uewerbe- 
UnfallverBichermigsgesctzeiä  vom  30.  Juni  \W0.) 

T'ii'i  riii'hmer,  welche  nirhf  ^Tit!»lie<ler  dn  Bcnif^ijenossen-chafr  sind,  alx  r  in 
«lert-n  l>czirke  Bauarbeiten  ausführen  (l^gicbauunteru<tfimer)  und  Seibatverücherte 
w(  r<i.  II  bei  Zuwiderhandeln  ercgen  vorstehende  ünfallverhätungsvorschriften  mit  Zu- 
-t  liläi:i  II  bi.s  zum  doppelten  r.firairc  der  Prämie  oder,  sofern  es  >ieli  um  P.auarheiten 
von  niilit  mehr  als  U-tägiger  Dauer  26  lit.  b  de«  Bau-UnfcülvcrsicheruDg&gesetzed) 
handelt,  nüt  Cichhtrafen  bis  zu  100  M.  belegt  (§  40  Ziffer  l  des  Bau-UnfaUverrichs- 
rungsgesetzefi  vom  80.  Juni  liMX).) 

B.  Für  Arbeiter  und  Betriebe beamtc. 

vi  32.  Beim  \uil)au  von  (lerimten  haben  diejenigen,  welche  das  Gerüst  herstellen, 
ganz  besonders  darauf  zu  achten,  dass 

1>  beim  Belegen  der  RflsthsUer  mit  Rnstbrcttem  so^annte  Wipp^  oder  Fallen 
vennieden  werden  und  da--  i  in  TT-  rabfalli  ii  von  Materialjen  möglich.*t  verhindert  wird; 

2)  di*' Cterfistlcitern  w^ier  uiiieii  noch  »«itlich  abrutschen  (xler  oben  übcr^chla^u 
kAnnen ; 

:',)  \mm  Atif-t rollen  imd  Abnehmen  grOescror  Gerüste  keine  Holzpantoffel  ge- 
tragen werden  ilurkn. 

;^     i  und  'j4  lauten  wie  die       I  und  .'). 

ji  3Ö,  Nach  jedem  i5tarmwin^  t^ind  die  Gerüste  auf  ihre  Fertigkeit  zu  prQfen. 
Rtvaige  Lnckeningen  sind  sofort  zu  beseitigen,  anderenfnll«  ist  der  Betriebsleitung 
hiervon  -itfdrt  AnzeiL'e  zu  i  r-tat (-n. 

{}  W.  ( iegenntünde  dürfcu  nur  nach  voraitg^anKencm  lauten  WaruuuKsruf  uud 
erst  dann  heraljpeworfen  werden,  nachdem  man  sid»  die  Uebmcugung  verscnafft  hat, 
dst»!^  für  die  l  'ntr  tr-iclicnden  keine  Gefahr  vorlie^^f. 

Jj  i>7.  Alle  auf  d(Mn  Ban  iK-findlichen  ( ngenstüuile  .-in<l  der  iMa^tiiumung  der- 
selben entsprechend  7u  verwenden  nnd  <iiirfen  nur  ordnnng^mä'^Kig  in  Gebrauch  ge- 
nommen wtrdf  n,  nanietillicli  wird  bestimmt,  da-^s  unter  allen  Um-fämlt  ii  vermtcdnn  werde: 

])  Helxzeutre  nnt  eine«  {^rii-scre  als  die  zidässjtre  Belastung  iu  Aii.-.pinch  zu  nehmen; 

i)  (»erüi<te  ül>ormä.'«sif:  zu  belasten,  ber^f)n(lcrs  durch  Aufbringnng  (iriisserer  MasseD 
Alaiorialirn,  haupituichlich  vor  und  nach  der  r^lmii««igen  Arbeitszeit; 

durch  aas  Abwerfen  Ton  Baumaterialien  auf  die  Gfernste,  sowie  durch  Ab- 
«prin'ren  von  Prr-  n n  auf  niedriiier  gele^rene  ( Jeriiste.  dieselben  irnri  ttig  zu  er-ichüttern  ; 

l>  ihi.^  eigenmiichliLfr'  Fortnehmen  von  Ger  ühlbrt?tlern,  Lauf  bahnen,  £;chutzdächero 
und  >on-Ugen  öicherheir^ Vorrichtungen; 

'*))  der  unnötige  Aufenthalt  unter  den  Geruslon. 
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3B  lauiet  wie  $t  Id,  letzter  Abrata. 

39.   Werkzeuge  noA  IbudüneiiteOe,  Stfifhdber  und  derglcidien  miiAsen  gut 

und  zweckentaprecbeoil  horgericht«t  sein  nn\]  all*-  nidit  beCntigten  Gkigeustäod^  wo 
crfordarlich,  geg^'n  ein  Hfrabfalleu  gescbüUl  weriieu. 

§  40i  Vor  <iel)rauch  hat  der  damit  bcauftn^tc  Polier,  Geselle  oder  Arbeiter 
«ein  Au^Dmerk  darauf  zu  richten,  daas  dir  zur  ^  iTwondung  konimfiulen  Gerüst- 
nnd  Steifhölzer,  Bretter,  Leitern,  Bindezeug,  Tauvvcrk  nuböl  deü  IHöckeu  oder  Kolleo, 
Wintkn  und  dergleichen,  sowie  sämtliche  Handwerkszeuge  sich  im  zweckeut^^precheo- 
<ien  Zaataade  be&ideii.  Gctteiutiiide  dieeer  Art,  welche  die  vorbeB^chneten  Eigen - 
«durften  nicbt  beritEen,  dürrai  bei  dgener  Verantwertlichkeit  weder  in  Gebrauch  go- 
aommen,  noch  darf  dazu  <iio  Vi'r!inIa.-,-^untr  gegeben  werden. 

^  Verstehende  Nagebpitzeo  niind  durch  Ümschlagen  oder  Herausziehen  Botort  zu 


§  41.  Beim  Aufwinden  oder  Auf fahri.'n  von  nalken  und  anderen  Verbandhölzern, 
sowie  sonstigem  Baumaterial  haben  sitli  die  Ltutc,  welche  zur  Handhabung  der 
Öchwenkleine  angestellt  sisd,  BO  tnfimitellen,  da^ns  sie  bd  etwaigem  Bruch  dee  Winde- 
tone»  nicht  zu  Scnaden  kommen  können ;  beeonderK  haben  sie  za  TermeideD}  xwiachen 
dem  listen  lagernden  aufzuwindenden  Materialc  zu  stehen. 

Es  ist  -itrHiig  verboten,  IVr.-oncn  hoch/.uwiiidf'u  oder  licriint'crzuhu';<en, 
S  42.  Bei  Gktteiä  bezw.  Frostwetter  müssen  die  Geriiatbretter,  Leitern  und 
Laufbahnen  und  dncleichan  vor  dem  Betreten  mit  äand  bestreut  werden,  dasselbe 
rnuBs  mit  den  oberen  Mauerflichen  beim  Aufbringen  von  Balkenlagen  und  dergleichen 
geachehen. 

§  43.  Nach  oin^etretencr  Dunkelheit  dürfen  nirht  Itcb  uchtetc  Kruunc  auf  Banten 
nur  mit  einer  peeignttt  n  Beleuchtung,  die  gegen  das  X't'rliischeii  ilurcb  Wind  g.  strhprt 
i<«t,  betreten  werden.  Während  die  Arbeit  ndit,  ist  der  Aufeulhali  auf  den  Bau^ielleti 
ohne  be!K>nderen  Anftrag  des  Arbeitgebern  oder  seineB  Vertreters  den  Arbeiten  nicht 
geatattet. 

9  44.  Das  Arbeiten  nnd  der  längere  Aufenthalt  in  gCMMossenen  Räumen  mit 

Oiffenem  Coaksfeuer  ist  verboten. 

§  45.  D&i  Arbeitern  und  Betricbebcamten  wird  l>et»ondern  zur  Pflicht  gemacht, 
die  ihnen  von  ihren  Arbeitgebern  und  sonstigen  Vorgesetzten  aufgetragenen  Vorsicht^- 
iiias«»rf^eln  7.n  beobachten  und  die  iibergebenen  Geräte,  als  Tain .  Ijeitem  nnd  der- 
Klttcbeo,  zur  rficherung  g^<;a  Unfälle  in  j?eeigneter  Weise  zu  benutzen. 

Arbeitern,  welche  an  Fallsucht  leiil*  ii  oder  angetrunken  sind,  ist  der  Aufenthalt 
auf  der  Baustelle  strengstens  Tcrboten.  Darüber,  ob  ein  derartiger  Fall  vorliegt,  ent- 
»scheidet  der  Arbeitgeber  oder  dessen  Vertreter. 

§  4G.  I'.etrielwl)eamte  und  Arbeiter,  welche  den  vor-i.  Jieriden  T'nfjdiv.  rliütungs- 
Toisduriften  zuwiderhandeln,  könneo,'  auch  ohne  daea  dadurch  schon  ein  Unfall  herbei- 
geführt wurde,  gemifls  $  112  Abs.  1  S^fer  2  des  Oewerbe-ünfaUversichmingsgesetEes 
vom  30.  Juni  lOO'  mit  Ctoldstrafen  bi-  zu  (>  M.  lu  legt  werden. 

Diese  Straten  fbe^sea  in  «br  Krankenkasse,  vvtlcher  der  zu  ihrer  Zahlung  Ver- 
tlflichtete  zur  Zeit  der  Zuwiderhandlung  angehorte  oder,  wenn  er  keiner  Kranken- 
Ka»sc  angehörte,  in  die  Xa--e  der  t  ",enieiii  l<  - Krankenversicherung  de»  Be»chäftigung}i<- 
ort«.        ir»4  Abs.  1  dei»  GtäwerU-UaiaUveröicherungsgcsetzejj.) 

Die  Fortsetzung  der  Geldstrafen  erfolgt  durch  den  Vorstand  der  Innung»-, 
Betriebe-  (Fabrik-)  oder  BanloankenkaMe  oder,  wenn  eine  solche  für  den  Betrieb  nicht 
«rricfaret  ist,  dnroi  die  OrtspolizabefaArde. 

Gegen  ilie  Verfügung  i>t  innerhall»  zweier  Wochen  narh  der  Znstelbing  »Up 
Beschwerde  an  die  der  Krankenkae^  oder  der  Ort«iH>lizeibchördc  vorgesetzte  Auf- 
»i^tah^BidesnliBsig.  (§  116 des Gewerbe>ün{allvenichemngBg08etMS  vom 30.  Jnni  190tK) 

2. 1.  Haolitng  m  den  abge&ndeite&  ITiifkllTerhlltitngBTOEsehriften  der 

Bheinisch-Westfalischen  Hütten-  und  Walzwerks-Berufsgenossenschaft. 

Beschlossf'ii  in  der  Genossenschattsversiinimluii«:  zu  Düsseldorf  aiu  LH.  Sr-  - 
Tomber  10U2.  Vom  BeichsversicherungHamte  am  10.  Jauaar  L'ja'd  ye- 
uehmigt. 

§  9a.  Fremdsprachige  Arbeiter  dttrfen  in  den  Betrieben  der  Bi«- 
rafsgenossenschaft  nur  beachitfiigt  werden,  wenn  sie  genügend  Dentsr  b 
vorstehen  und  Deutncb  sprechen  können,  um  mündHche  Anwei.siui*ron  ihrer 
deutschen  Vorgesetzten  und  Mitteihiiii:eu  ihi-er  Mitarbeiter  richtig  aufzu- 
fassen,  sowie  um  die  in  doutscher  Sprache  erlassenen  Unfallverhütunijs- 
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vorschntten ,  Tabiiii-  unri  Arbeitsordnungen  und  etwaige  polizeHLcbe  Ad- 
ordnungen  verstehen  zn  küimen. 

FAmdsprachige  Arbeiter,  weldie  schon  am  Tage  der  Bekaimtmadiiuig 
dieser  Nachtragsbestimmung  iu  den  Betrieben  der  Bernfsgenossenschaft 
beschäfriirt  äind,  unterliegen  dieser  BeBtimmnng  erst  nach  Ablauf  ven 
6  Monaten. 

II  Aiitricha.  OMterreicli. 

(Die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Lftnder.) 

1.  Verordnung  des  Ifinisterinms  der  Ftnanaen  und  des  Innern  im 

Einvernehmen  mit  den  Minjateriea  der  Jnstia,  des  Handels,  der  Eisen* 
bahnen  und  des  Ackerbaues,  vom  7.  Januar  1903,  betreffend  Begün- 
stigungen für  Gebäude  mit  gesunden  und  billigen  Arbeiterwohnungen. 

II.  Stück.  T?.0  Rl.  Xo.  fi. 

2.  Veroi  fimmgen  des  Minisicnums  den  Innern  und  der  hhtianzen 
vom  13.  Februar  1003,  mit  welchen  iu  DurcbliÜLruug  des  Gesetze»  vom 
6.  JaU  1902  (R.G.BI  No.  144^,  betreflbnd  Begünstigungen  fOr  Oebftnde 

mit  gesunden  imd  bUligen  Ai  beiterwohnungen,  der  Mazimalprozcntaats 

dfi  Versdnsung  solcher  Gebäude  für  BuckowiriB,  Istrien,  Kärnten, 
Oesten  cich  ob  und  unter  der  £nns,  Schlesien,  Steiermark,  Triest,  Vot^ 
arlberg  festgesetzt  wird.    XVTTT.  Sfihk.  R.G.Bl.  X...  41-  ön. 

3.  Vprordiinnp;  des  Bisenbahnminiöteriums  vom  2.  Februar  ir»03, 
womit  Bestuximuugou  behu&  Dorchführung  des  Gesetses  vom  2ö.  Juli 
1002  No.  158),  betrefftad  die  Begeliang  des  ArbeitsrerhSltniMea 
der  bei  Begiebauten  von  Eisenbahnen  und  in  den  Hilfsanstalten  der- 
selben verwendeten  Arbeiter  getroffen  werden.    XI.  Stüeic,  K.GBl. 

III.  Belgique.  Belgien. 

Arröte  royal,  en  date  dn  2.  f^vrier  1903,  jiortant 
modiiication  au  classement  des  ateliers  de  teillage  de 
chanore,  de  lin  c-tr.  parmi  les  e tabl issements  danger enx, 

insalubros  o  u  i  n  c  n  m  m  o  d  e  s. 

Königlicher  Erlass  vom  2.  Februar  lüO;j,  betr.  die  Abänderung'  in 
der  Einreibung  Haut-,  Flachs-  etc.  Schwingbetriebe  im  Verseichnisse 
der  gefShrlicfaen»  gesundheitsschftdliolien  nnd  listigen  Betrlebd. 

Art.  1.    Die  Bubriken:  Hanf,  Leinen  etc.    (Schwingen  in  grossem 

von)  Sollen  in  der  dem  Kfri.  Erlasse  vom  31,  Mai  1887  beigefügten  Liste 

IblgendeniiHsx  n  nbjTeftndert  werden: 

Bezeicho  ung:  Klatt^e:  Uebclstand: 

Hanf,  Flachs  etc.  (Borten  von) 
11  l'x  irif  ho  ohne  nir^harii-' he  Kraft 
und  mil  uuüdesteOH  ä  >eh\viiiL'iiiaschinen        2  © 
.    2)  Botriel)«  mit  mechanis"  Im  r  Kraft: 

A.  Betriebe  mit  weniger  als  5  Schwing* 
masehinen  2  © 

B.  Betriebe  mit  5  und  mehr  Schwing- 
maecbineii  I B 

Art.  2.  Der  Minister  filr  Industrie  und  Arbeit  itt  mit  der  Durch- 
führung des  Erlasses  betraut. 


Ijirin,  Staub,  Feuer^gefahr. 
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IV.  Dänemark.  Dänemark. 

Loy  om  AlderdomBunderstottelse  til  vaerdige  traen« 

gen  de  uden  fcr  F  a  f  t  i  -  v  a  e  s  e  n  e  r ,  23,  Maj  1902, 

GesetB  Tom  23.  Mai  1902,  betr.  die  Altorsunteretützung  für  würdige 
Hüfabedürftigo  aiUMrhalb  der  Anuenpliege.    ^Vgl.  „Bulletin-,  Bd.  I, 

8.  Lay,  Wortlaut  des  Oesetzea  bei  Zacher,  Die  Arbeiterversidbei ung  im 
AnalaDde,  Heft  la,  Berlin  1908,  8.  68.) 

Lot  at  2  3.  Maj  l!i 02  omAendr Inger  iLoveue  at  U.  de  April 
1891  og  7.  de  April  om  Aid erd omaunderstotelse  til 

vaerdige  traengende  nden  for  FattigTaesenet. 

Geeets  vom  28.  Mb!  1902,  betr.  Abfindemsgen  der  Geeetae  vom 

9.  April  1^1  und  vom  7,  April  1699  über  Altersunteratütaung  für 
würdige  Hil&l>edürltige  ausserhalb  der  Armenpflege.  (Wortlaut  des 
Geeetcee  bei  Zacher,  a.  a.  0.  8.  61.) 

|V.  Etats-Unis  d'Amerique.  Yer.  Staaten  von  Amerika'). 

1.  Act,  approved  April  19,  1901,  concerniug  Hability 
of  employera  for  acta  of  emplorees. 

Gesetz  vom  19.  April  1901,  betr.  Haftpflicht  der  Untemebmer  f6r 
Haadlnngen  der  Angeatellten.   B.D.L.  VII,  1127. 

2.  Act,  approved  September  1,  1901,  coDcerning  unsafe 

m onn  f     f  nteam  in  ii«-ilers, 

Geseta  vom  1.  September  1901,  betr.  gefährliche]  Dampfineugen  in 
Dampfkesseln.   B.D.L.  VIT.  1127. 

3.  Act,  approved  .September  1,  lüUl,  coucerningo  f  le  n  c  e  s 
of  railroad  employee». 

Geseta  TOm  L  SeptemiMr  1801,  betr.  Verletsungen  dordi  Biaen* 
bahnangeateUte.  BJ>.L.  VII,  1127. 

4.  Act,  approved  September  1 ,  1901,  concerninji;  pay- 
msnt  of  wages. 

Gesetz  vom  1.  September  1801,  betr.  Aniwahlnng  von  Löhnen, 

B.D.L.  Vil,  1127, 

2.  Arkansas. 

Act,  approved  May  23,  1901,  concerning  payment  of 

wages. 

Geseta  vom  28.  Mai  1901,  betr.  Auszahlung  von  Löhnen.  B.DX. 
m  886. 


1)  Annierkung  der  Kedaktioo.  In  diesem  und  d<u  fulgc-tidou  Hoffen  werden  aach* 
trtglich  die  Titel  der  in  df>n  Jnhrt^n  IfiOl  und  1002  in  den  Vereinigten  Staitteu  erlassenen 
Arbeitcrschatzgeset/e  aufgeführt,  mit  Hinweis  auf  Hund  und  Seite  des  ..Balletin  of  the 
r>epartjneiit  of  Labor"  (Washington),  in  welchem  der  Wortlaut  der  (;e^iel^o  zu  finden  ift. 
Sobtld  die  GeseUgebvng  der  Jahre  1901  und  1002  vollftiindig  vorliegt,  wird  eine  zuMuumeo- 
fMMsde  Analyie  der  BefldiPinirogm  in  der  Einleitung  gegeben  werden. 
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3.  Colorado. 

1.  Aot,  approved  April  10,  1901,  coneerning  payment 

O  f  W  a  ET  <* "  -    s  p  m  i  III  o  n  t  1 1  1  >    p  n  \-  -  i '  ;i  . 

Gesetz  vom  10.  Apnl  1901,  betr.  Aussahlung  von  Iiöhnea  —  halb- 
monatlicher Zahltag.    KD.L.  Ml,  86«. 

*2.  Act,  approved  March  28,  Itlül,  cuncerningemployerö' 
liabilit.v. 

OesetB  Tom  38.  IGn  1901,  betr.  Haftpflidht.   B.D.L.  Vn,  867. 

3.  Act,  Hpproved  Febi  uary  10,  1901,  conccrniiig  liours 
oflabor  of  railroad  employees. 

Oesetz  vom  19.  Februar  1001,  betr.  Arbeftflstimdeii  Ton  Bisenbalm« 
arbeltera.   BJ>.L.  VU,  mi, 

4.  Act,  approved  April  11,  1901,  coneerning  convict 

labor. 

Gesotz  vom  LL  Aprü  1901,  betr.  Sträflingsarbeit.  B.D.L.  VII, 

5.  Act,  approved  April  29,  1901,  conerning  protection 

0  f  s  t  T-  e  r-  T  T-  n  n  w  a  y  e  m  p  1  o  y  e  e  s. 

Gesetz  vom  29.  April  1901,  betr.  Schutz  von  Strassenbahnangestellten. 
BJ>.L.  vn,  868. 

4.  Connecticut 

1.  Act,  ap  pro  vod  Apri  1         1001,  c  n  n     r  ning  didcharge  d 

8  0 1  d  i  o  r  s  o  t  c,  p  m  f>  1  n  \  ('  d  in  public  b u  i '  d  i  n  ir  s. 

Gesetz  vom  19.  Aprü  1901,  betr.  entlassene  in  ofileutliohen  Ge- 
linden angestellte  Soldaten.    B.D.I^.  VII,  503. 

2.  Ä  rf .  a  p ))  r  o  V  0  d  J  ii  n  e  17,  1  y  Ü 1 ,  c  o  n  c  e  r  u  i  n  g  e  x  a  m  i  u  a  1 1  o  u  , 
liceusiij^  etc.  ol  barbers. 

Qesets  vom  17.  Juni  1901,  betr.  Frflftmg*  Idaeos  eta  für  Bafblere. 
B.D.L.  VII,  506. 

5.  Delaware^ 

Act,  approved  March  0,  10  01,  coneerning  exainination 
licensing.  etc.  of  barbers. 

Gesetz  vom  9.  Man  1901,  betr.  Prfiftuig,  Uieni  eto.  fOr  BarbiM«. 
B.D.L.  VII,  643. 

6.  Florida. 

1.  Act,  approvedMay  2  0,  1001,  cunceruing  trude-marka 
of  trade  miions. 

Gesetz  vom  29.  Hai  1901,  betr.  Sobutnnarken  von  Gewerksohafton. 
B.D.L.  Vil,  t)4ö. 

2.  A  et,  approved  May  SO,  1901 ,  coneerning  exami  n  a  t  i  on, 

1  i  c  e  II  s  i  n     etc.  of  s tat ionary  engin eer.<;  —  inspection  of  st  eam 

b  O il  r»  r  - 

Gesetz  vom  30.  Mai  1901,  betr.  Prüfung,  Lizenz  eto.  fOr  ständige 
Mechaniker  —  Inspektion  von  DampfkesBeln.   B.D.L.  VII,  648. 
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7.  Eawaä. 

1.  Act,  approved  April  24,  IJIOI,  concemiug  exemption 
irom  execntion. 

Qesets  vom  M,  April  1901,  betr.  Anntilimeii  TOn  PfSadunsen. 

BJ).T..  VII,  869. 

2.  Act.  approved  Apri  1  24,  1 901 ,  Gonceming  protection 
of  w.iees  Hup  to  In  borers. 

Gesets  vom  24.  April  1801,  betx.  Schutz  von  schuldigen  Arbeits» 
UShnen.   B.D.L.  VH,  869. 

8.  Idaho. 

1.  Act,  approved  March  12,  lUOl,  couceruiug  iabor 
commiHsi  on. 

Gesets  ▼om  IS.  Min  1901«  betr.  Kssetzmis  einer  Aibeitskommission 

(sor  Schlichtung  von  Arbeitskonflikten).   B.D.L.  VII,  1128. 

2.  Act,  approved  March  11, 1901,  concerning  eniployment 

»gencios. 

Gesetz  vom  11.  März  1901,  betr.  Arbeittmachweisämter.  B.D.L. 
VII,  1131. 

9.  llimoiH. 

1 .  Art,  a  p  p  r  o  V  e  d  M  a  y  11,  1901,  c  o  n  c  e  r  i  i  i  u  g  »  o  1  d  i  e  r  t}  a  Q  d 
äailort«  granted  p eddlers'  license  without  fee. 

Qeeets  Tom  IL  Ibi  1901,  betr.  imentgeltlicihe  Sansierbewilligiiiig 
fOr  entlassene  Soldaten  nnd  Seelmite.  B.D.L.  TII,  650. 

2.  Act,  approved  May  1  1  ,  1901,  concerning  mine  regn- 

1 R  1  i  n  T)  >;  .   i  11  s  ]•>  ort!  -  ^  v   f  *  f    ,  ' 

Gesetz  vom  IL  Hiai  1901,  betr.  Grabenbestimmangen  -  Inspektion 
et«.    OeL    BJ).L.  VU,  650. 

10.  Indiana. 

1.  Act,  approved  February  26,  1901,  concerning  in- 
* p  o  c  t  i  o  n  r.  f  f  a  P  t  o  r  i  e  s. 

GesetB  vom  26.  Febraar  1901  betr.  FabnUnspektton.  B.D.L.  VII, 
1132. 

*J.  Act,  approved  February  28,  1901,  couceroing  in- 
tepection  f>f  bakeries,  etc. 

Oesets  'vom  39.  Februar  1901  betr.  Inspektion  von  BlUdcw^en  etc. 
B,D.L.  Vn,  1182. 

3.  Act,   approved  March  9,  1901,  concerning  rate  of 

Gesetz  vom  9.  Märs  1901  betr.  Lohnsätse  bei  öffentlichen  Arbeiten. 

ÜX'.L.  VII,  1133. 

4.  A  c  t ,  approved  March  11,  1901,  c  o  n  c  o  r  n  i  ii  g  p  r  o  t  e  c  t  i  o  n 
of  wage»  of  laborers  on  public  works  —  contractors'  bonds. 

Geseta  vom  IL  MMn  1901  betr.  Sohats  von.  IiÖlmen  der  bei  (tütot- 
lichen  Arbeiten  beschäftigten  Arbeiter.  Stellnng  TOn  Bicherbeiten  dnroh 
die  Kontralienten.   B.D.L.  VII,  1133. 
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Tr&>  Act,  appro V e  1  March  11,  1901,  concerning  contracts 

of  employees  wai\  iui,^  ri^ht  to  dama<^e». 

Gesetz  vom  IL  März  1901  botr.  kontraktlichen  Verzicht  TOn  An* 
gestellten  auf  Bntachädiguiigsrechte.    B.D.L.  VXl,  liö4. 

6.  Act,approved  tf  arch  11, 1901 ,  concerning  inspection 

o  f  m  j  n  p  H 

Gesetz  vom  IL  März  1801  betr.  Qmbeniiispektion.  B.D.L.  VII,  1 

7.  Act,  approved  March  11,  1901,  concerning  mine  re> 

gulatioTiM        tise  of  explosives. 

Gesetz  vom  11.  März  1901  betr.  Grubenbestürnnungen  —  Gebrauch 
von  Explosivstoffen.    B.JJ.L  VII,  1185. 

Act.  approved  March  11,  190].  concerning  ])uyrnent 
for  asäi^nment  of  wages  of  coal  mine  employees  in  checka, 
tick  et  s.  etc. 

Gesotz  vom  11.  Miurz  1901  betr.  Auszahlung  von  Ijölmeu  an  Kohlen» 
gmbenarbeiter  in  Form  von  Anweiaiingen  ete.   B.D.Ii.  VII,  1185. 

y.  Act,  approved  Ma  r  <  h  lö,  IBOl,  coucorniug  marking 
and  sale  of  convicts-mado  goads. 

Gesetz  vom  15.  März  1901  betr.  Bezeichnung  und  Verkauf  von 
dwoli  StrSningsarbflit  heiseateUten  Frodiikton.   B.DX.  VII,  1196. 

11.  KtMIWlf! 

1.  Act,  approved  March  2*2,  lÖül,  concerning  railroad 
emplojees-voting. 

Gtoiets  Tom  92.  Min  1901  betr.  Abitintnumg  ▼on  im  Aoalaiule 
beOndlloheii  BisenbilmarbeitenL  B,D.L.  VII,  870. 

2.  Act,  approved  March  2  9,  1901,  concerning  free  pu- 
blic employment  officea. 

Oeaeti  vom  29.  März  1901,  betr.  Errichtung 
naohweisSmtem.   B.D.L.  Vn,  871. 

S.  Act,  approved  May  1,  1901,  concerning  seats  of 
female  employees. 

Gesetz  vom  1.  Kai  1901,  betr.  Bitie  Ar  welblidhe  Angeetelltflw 

BJ>.L.  vn,  87*2. 

4,  Act,  approved  May  1,  concerning  wage.s  preferred. 

Gesets  Tom  L  Hai  1901  betr.  Voisiigareoht  Ton  Lffhmm.  BJ>X. 
vn,  872. 

5.  Act,  approved  M  a  i  c  h  8 ,  i  H  u  1 ,  c  o  u  c  e  r  n  i  u  g  mine  r  e  g  u  • 
lations  —  Ventilation  —  inspection. 

Gtoeets  vom  8.  XSrz  1901  betr.  QnibeiiTonaiudften  —  VentHatiOB 
—  Inspektion.   B.D.L.  Vn,  873. 
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1.  Act,  appro\'ed  March  21 ,  19<»1)  concerningexemption 
O  {  w  n  jr  f     f  r  n  m  g  a  r  n  i  s  Ii  m  e  n  t, 

GeaeU  vom  21.  Mlts  1801  betar.  LohnbeBOhlagnahm«.  B.D.L.  VII,  t>52. 

2.  Act,  approved  March  22,  1901,  conceming  peddlers 
and  hawkers  —  aoldiera  and  aailors  granted  for  licensa 

without  tee. 

Oeaets  vom  22.  MSn  1801  betr.  Hausierer  und  fliegende  Buch- 
händler —  nnentfeltUohe  Uiens  Ifir  Boldaten  und  fleoleiite.  B.D.L. 

Vn,  662. 

13.  IflllflftClllllWttB 

1.  Act,  approved  March  1901,  concarning  convict 
labor. 

Qeaete  vom  5.  Wib  1801  betr.  SMflüigaarbeit.   B.D.L.  VU,  185. 

*2.  Act,  approved  May  28,  1901,  concerning  kidnapping. 
Gesets  vom  28w  Xai  1801  betr.  Meneoiheimiib.   B.DX.  VH,  187. 

S.  Act,  approvdd  Jone  6,  1901,  concerning  free  text- 
bftoka  in  public  schools. 

Geaetz  vom  6  Juni  1901  betar.  anentgeltliche  Lehrmittel  in  öfibnt- 
üohen  Schulen.   BJ).L.  VU,  187. 

4.  A(  t.  approved  June  6,  1901,  concerning  conatruction 
of  foundries  etc. 

Geseta  vom  6.  Juni  1901  betr.  die  Konstruktion  von  Giessereien. 
BJ).L.  vn,  188. 

14.  Michigan. 

Act,  Hpproved  Jane  1901,  concerning  examination, 
iicensini'    f  t  (  .  nf  plumbers. 

Gestez  vom  6.  Juni  1901,  betr.  Prnftmg,  Lizenz  etc.  von  Blei< 
«baitem.   BJ>Ji.  VH,  1140. 

1.  Act,  approved  March  22, 1901,  concerning  examination, 

lice  n  s  i  n  jj-  ,     f         f  Ii  ;\  r  "^1    r  s. 

Gesetz  vom  22.  Mäiz  1901»  betr.  Prüfung,  Lizenz  etc.  für  Barbiere. 

BD.L.  VII,  662. 

2.  Act.  approved  March  27,  19U1,  concerning,  fire 
escapes  on  factories,  etc. 

Geiets  vom  27.  Min  1801,  betr.  ICHawnahmen  bei  Fenerauebmoh 
in  nbriken.  BJ>.L.  VII,  652. 

3.  Act,  approved  March  26,  lU(tl,  concerning  houra  of 
labor  on  public  roada. 

Geaete  vom  26.  März  1901,  betr.  Arbeltestimdeii  bei  Arbeit  an 
öOlnitlioheii  Stnueen.   fi.D.L.  VII,  659. 
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16.  MoutaiUL 

1.  2  acts,  approved  Pebrnary  2  and  March  1  1 ,  Con- 
cor n  i  n     h  n  u  r  s  o  f  I  a  b  < »  r. 

Gesetze  vom  2.  Februar  and  IL  Ml»  1901,  betr.  ArbeitaseiU 

B.D.I..  Vir,  874. 

2.  Act.  ap pro ved  March  18,  lüül,  concerning  inspactioi!, 
etc.  Ol'  min  8  8. 

GeaetE  vom  18.  lOn  1001,  betr.  Gambeninspektioii  eto.  B.D.L. 
VII,  874. 

3.  Act,  approved  Pebruary  lU,  1901  concerning  weigh* 
ing  coal  at  mines. 

Gtosetz  vom  19.  Februar  1901»  betr.  das  Abwigen  ▼on  KoUen  jn 
Gruben.   B.D,L.  Vn,  878. 

4.  Actf  approved  March  7,  1901,  concerning  paymeat 

of  \v  ;i  ir  e  s. 

Gesetz  vom  7.  Mäns  1901,  betr.  Auszahlung  vou  Lohnen.  B.D.L. 
vn,  876. 

17.  Nebraska. 

A  c  t,  appro  ved  ^Farr  Ii  2w,  1901,  con ceming ex amin ation, 
licensiiifr  eti-.  nf  )ilninlM>rs. 

Gesetz  vom  Zö.  Marz  1901,  butx.  Prüfung,  Lizenz  etc.  für  Biei- 
arbeiter.  B.D.L.  Vn,  f>59. 

18.  New  Jersey. 

Art,  a)i))rovcd  March  20,  1 90 1 ,  concerning  attachmeikta 

—  «  x  r'  Tn  p  t  i  o  11  f  r  o  m  c  v    <■  n  i  i  n  n. 

Gesetz  vom  20.  März  1901,  betr.  Beschiuguahuio  von  Mobüien. 
B.D,L.  VII,  661. 

19.  New  York. 

1.  Act,  approved  March  15,  lUOl,  coiiceruingexemptiott 
froui  execution. 

CtosetB  vom  16.  mra  1901,  betr.  Ausnahmen  von  Pflindungen> 
B.D.L.  VII,  190. 

2.  Act,  approved  April  18,  1901,  concerning  convict 
1  a  b  0  r. 

Gesets  vom  1&  April  1901,  betr.  Sträflingsarbeit.  B.D.L.  191. 

3.  Act,  approved  April  22,  1901,  concerning  employ* 
ment  nf  \v.>men  ainl  i  liildren. 

Gesetz  vom  22.  April  1901,  betr.  Frauen-  u.  Kinderarbeit.  B.DX. 

VIT,  lUl.- 

4.  Act  of  1901  amending  the  Chartor  of  Greater  Ner 
York  concerning  ins]  <  '  t  i  an  of  <  -  •  am  boilers.  <  t  < . 

Gesetz  vom  Jnhro  1901  mr  Abänderung  der  Verlesung  von 
Greater  New  Yoric,  betr.  Inspektion  von  Dampfkesseln  eto.  B.D.L. 
VII,  101/92. 
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5.  Act  of  19 ni  amending  the  Charter  nf  Orearer  Xew 
York  concerning  couvict  laboar  —  inmates  of  houses  of 

correction.  etc. 

Gesetz  vom  Jahre  1901  zur  Abänderung  der  Ver&ssung  von 
Gieater  Vew  YoA,  betr.  Btrilffingsarbeit  ~  Lumen  Ton  Beeeerunge- 
■oet^tten.  B.DX.  VÜ,  194. 

20.  North  Carolina. 

Act,  approyed  Hareh  14,  1901,  concerning  employrnent 

oflabor  —  previons  cnntract. 

OeeetB  vom  14.  Min  1901,  betr.  Vartzagsbroob.  BJD.L.  VU,  662. 

21.  North  Dakota. 

1.  Act,  apprnved  ^rarch  2,  1901,  conoeming  licensing, 

ex  a  lai  n  a  1 1  o  ri  ,  etc.  n  f  b  a  r  b  e  r  s. 

Qesets  vom  2.  Mäns  1901,  betr.  Lisenz,  Pröftmg  etc.  für  Barbiero» 

B.D.L.  VII,  877. 

2.  2  Acts,  approv^a  February  27  and  March  12,  1901, 
concernin^  exemption  from  execution,  etc. 

Gesetze  vom  27.  Februar  u.  12.  März  1801,  betr.  Ausnahme  von 
Xfi&dwig.  BJ).L.  Vn,  878. 

3.  Act,  approved  February  2,  li*01,  concerning  twine 
and  cordage  plant  at  penitentiarj  —  convict  labor. 

Geeets  TOm  9.  Februar  1901,  betr.  die  Verwertnog  der  Bdhniir-  n. 
Timnaschinea    In    BeeserangMOiatalten   —  StiriUlngMirbeiL  BJ>.L. 

vn,  880. 

4.  Act,  approved  March  8,  1901,  concerning  farm  labo- 
rarg' 1  ien  8. 

Gesetz  vom  8.  Min  1901,  betr.  IiOhnpfkuidreoibte  der  Landarbeiter. 

BD.L.  Ml,  87U. 


VI.  France.  Frankeich. 

1.  Der r et  dn  7  janvier  lf>0  3,  modifiant  la  comj)ositioii 
dela  commission  de  classement  desiuspecteursdatravail. 
{B.  d.  rO.  d.  T..  No.  1,  S.  57.) 

Vmsdnung  vom  7.  Jmxmt  1908,  betr.  Ablnderang  der  gimammm» 
■etBong  der  KlasaierangakommlBeion  fOr  den  Gewerbeinepektlonfldienst. 

2.  Circulaire  du  Ministrede  laMarine,  en  date  da7jan- 
vier  1903,  adreas^e  anx  vice-amiraux,  commandants  en 

clief,  prefets  maritimes,  directenra  des  ätabliasements  de 

la  Marine  hors  des  ports,  au  sxajet  de  l'extension  de  la 
journee  de  huit  heares  4  tous  iea  arsenauz  et  Etablissements 
hoTs  des  ports. 

Aibcitmcbutx.  3 
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Bundschroibon  des  MarinemiDisters  vom  7.  Januar  1903  an  die 
Vizeadmirale,  Chcfkommandanten,  Hafenprafekten  und  Direktoren  der 
ausaerhalb  der  Hafen  goldenen  Marinebetriebe,  betr.  die  Ausdehnung 
dm  8-stfindigen  Arbettvtagee  »Qf  alle  Aisenale  und  soastigen  Miriiie- 
batviebe. 

Meine  Herreu  I  In  Anbetracht  der  sehr  zufriedenstellemlon  Ergebnisse, 
zu  welchen  die  vcrsnchs\vpisr>  "Rinführunir  des  8-stündigen  Äibfitsra^f^;*  iii 
der  kleinen  Hafenkesselschmiede  in  Tonion  und  in  der  Dhcktinii  der 
Hafenartillerie  in  Lorient  führte,  habe  ich  den  Besohl  usus  gefasst,  diene 
Arbeitszeit  auf  sUe  HafeBarsenale  und  auf  alle  aonstigeii  ausserhalb  der 
Hafen  (gelegenen  Marinebetriebe  aussudehnen. 

Um  alle  diejenigen  Wirkungen  zu  erzielen,  die  man  von  dieser  Masr*- 
reirel  erwarten  darf,  ist  es  notwendig,  dam  das  mit  der  Leitung  der 
Arbeiter  und  mit  der  Beaui'sichtig^ung  der  Werkstätten  betraute  Teri^uai 
am  Anfang  und  b«im  Bnde  der  Arbeit  anwesend  sei. 

Ich  zähle  darauf,  dass  Sie  bemOht  sein  werden,  mit  allen  innerhalb 
Ihres  Kompetenzenkreises  Eegenden  Mitteln  die  Durchführung  dieser  fie- 
form  7.n  orlfMclitprn. 

Sie  wollten  auch  die  (inte  habprt.  mii-  srv  bald  als  moglicJi  eveiit. 
Vorachlage  zu  unterbreiten,  deren  Durclilühriaig  Ihnen  insbesondere  iiii 
Interesse  der  Arbeiter  nützlich  erschiene. 

Diese  meine  Verfügung  tritt  mit  dem  15.  Januar  1908  in  Kraft. 

3.  Circulaire  du  President  du  Co n seil,  Miuistre  de 
rinterieur,  en  date  du  12  janvier  190B,  snr  la  legalite 
des  svndicats  de  cantonniers. 

Rundschrelben  des  Ministerpräsidenten,  des  Ministers  des  Innern, 

vom  12.  Jnnuar  1003,  betr.  die  rechtliche  Zulässigkeit  der  gewerkschaft- 
liciien  Organisation  der  Chausseewärter.    (Bull,  de  i'O.  d.  T.,  S. 

•1.  A  r  r  e  t  e  du  2  j  a  n  v  i  e  r  1  ^  ü  3  i  n  s  t  i  t  n  ;i  n  t  u  n  e  c  o  m  ni  i  s  s  i  on 
chargeo  d'etudior  1 s  d  i  f  f  i  r  n  1  r  t- ?^  relatives  ä  1 '  a  p  p  1  i  c  a  t  i  oii 
de  la  loi  du  Üavril  ihi'H  aux  accideutu  du  travail  surveuu6 
dans  les  etablissemeiits  p^nitentiaires  ou  dans  les  6t«- 
blissements  hospitaliers. 

XrlasB  vom  96.  Januar  1003,  betr.  die  Einsetzung  einer  KommiMton 

zur  Untersuchmig  der  Schwicrigkoiten  bei  der  AnwondTing  des  Gesetzes 
vom  9.  April  1898  auf  die  Aibeitsunfälle  in  den  Betrieben  der  Straf« 

anstalLeu  und  Xiunkonhäusor. 

Art.  1.  Im  Ministeriuut  für  Handel  und  Gewerbe,  Post-  und  Telö- 
graphenwesen  wird  eine  Kommission  eingesetzt,  der  die  Aufgabe  obliegt, 

die  Schwierigkeiten  zu  untersuchen,  die  der  Anwendung  des  Gesetzes  vom 
U.  April  1S9H  niif  die  Arbeitsunfälle  in  dem  Betriebe  der  Strafanstalten 
tuld  Kraiikt'iihäiLser  entgegenstehen. 

Axt,  2.  Diese  Kommission  soll  aus  20  Mitgliedern  bestehen,  und  zwar: 
1)  aus  4  Mitgliedern  des  Parlamentes;  2)  ans  8  Mitgliedern,  die  vom 
Minister  für  Handel  und  Gewerbe,  und  8)  aus  8  Mitgliedern,  die  Tom 
Minister  des  Innern  zu  ernennen  sind. 

1 1  Vgl.  „HuJlctio",  Bd.  l,  ä.  650. 
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VH.  Grande-Bretagne.  Groeebritamiien. 

1.  Rules,  dated  February  5,  1903,  uiade  hy  the  Secretary 
of  State  under  section  81  of  the  Factory  and  Workshop 
Act,  1901,  for  the  conduct  of  inqniries  held  in  pursuance 
of  that  section  with  rogard  to  any  draft  regulatlons  for 
*iangerous  trade s. 

Verordnungen  des  Staatesekretärs  vom  5.  Febr.  1903»  erlassen  aul 
Gnmd  dos  $  61  des  Flabriks-  und  WorkstitteiigeaetMe  von  leoi,  mr 
Wegleitnng  für  die  auf  Grund  dieses  Paragraphen  vorzunehmenden 
Untersuchungen  über  den  Erlass  von  Spesialreglements  über  gefiUu> 
Hohe  luduetrieu.    Statutory  Kuies  and  Ordei-s,  1903,  No.  84. 

1)  Die  üntenmdkimg  soll  stattfinden:  va  der  Zeit,  wann,  und  an  dem 
Ort  wo  der  vom  StaatssekretRr  dazu  bezeichnete  BevoUm&chtigte  (in  diesen 
Verordnungen  Kommissar  genannt)  es  anordnet,  und  dieser  soll  mindestens 
ü  Wochen  vorher  Ort  und  Zeit  allen  denjenigen,  welche  beim  Staats- 
sekretär irgend  welche  Einwendungen  gegen  die  Spesüalreglements  erhoben 
haben,  briefiidi  bekannt  geben  oder  bekannt  geben  lassen;  immerhin  soll 
der  Nichtempfang  einer  solchen  Bekanntgabe  die  Untersuchung  weder 
ungültig  marhen  norh  deren  Vertagung  nach  sicli  ziehen. 

2)  Der  Kommissar  darf  die  Untersuchung,  nach  seinem  Ennessen, 
Jeweüen  vertagen  und  vertagte  iSitzongeu  an  jedem  Ort  abhalten,  den  er 
in  Rttcksicht  auf  diejenigen  Personen,  welche  gegen  die  Speziabeglements 
^Einspruch  erhoben  haben,  für  geeignet  erachtet. 

3)  Der  Kommissar  tiaif  -iie  be/üglich  der  lieiheufoli^e,  in  welcher 
die  Spezialrt<xlements  utui  die  diiixe^'en  erhobenen  Kinwendun^^eii  /u  be- 
lücksicliiigen  sind,  nötigen  Anordnungen  treti'en,  sowie  bezüglicli  des  Ver- 
fahrens, nach  welchem  die  zur  Untersuchung  erscheinenden  Parteien  ab- 
zohdren  sind. 

4"  Sollte  jemand,  welcher  ^'es,'en  die  Spozialregloiueuts,  nach  Vor- 
schriften des  §  8(1,  keine  Einwendimgen  gemacht  hat,  verlangen,  bei  der 
Untersuchung  verhört  zu  werden,  so  kann  ihn  der  Kommissär  ersuchen, 
seine  Einwendung,  nach  Vorschrift  des  §  80  (2),  schriftlich  darzulegen. 

5)  Wenn  der  Koiümissftr  tindet,  dass  bei  einer  Untersuchung  von  ver- 
schiedenen Per^'onen  dieselben  Einwendungen  ireniacht  werHpu.  kann 
er  diejenige  Person,  welche  seines  Erachtens  die  grosste  Zahl  von  Be- 
»chwerdefKhrem  TSitritt,  zur  Torlage  der,  eventuell  Beweisftthrung  über 
die  beaflglichen  Einwendungen  bezeichnen. 

2.  The  Sanitary  Accommodation  Order  of  4th  Fobruary 
1908. 

Verordnung  vom  4.  Febr.  1009  betr.  Sanitltseinriolitiaigeii.  Statutory 

Kules  and  Orders,  1903,  No. 

1)  In  Fabriken  oder  Werkstatten  in  denen  weibliche  l'ersonen  be- 
schJlftigt  werden  oder  verkdiren,  soll  für  je  25  Personen  mindestens  ein 
Klosett  vorhanden  sein.  In  Fabriken  oder  Werkstätten,  in  denen  männ- 
liche Personen  beschäftigt  werden  oder  verkehren,  soll  für  je  25  Personen 
mindestens  ein  Klosett  vorlmnden  sein,  mit  der  Massgabe,  dass : 

aj  in  Fabriken  oder  Werkstätten,  in  denen  die  Anzahl  der  beachäftig- 
ten  männlichen  Personen  100  übersteigt,  und  wo  für  genügende  Pissoirs 
gesorgt  ist,  soll  für  je  25  der  ersten  100  Personen  ein  Klosett  und  fUr  je 
40  der  übrigen  Angestellten  ein  ferneres  Klosett  genügen: 
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b)  in  Fabriken  oder  Workstätten,  in  denen  die  Zahl  der  mftimlichen 
Angestellten  bOO  überstei^^T,  und  wo  der  Eezirksfabrikinspöktnr  scbriftlirh 
bescheinigt,  das»  durch  ein  Kontrollsystew  oder  auf  andere  Art  gehörige 
Aufsicht  und  Kontrolle  bezüglich  der  Benutzung  der  Klosetts  von  speziell 
SU  diesem  Zwecke  angestellten  Beamten  ausgetlbt  wird,  soU  filr  je  60 
männliche  Angestellte  ein  Klosett  nebst  den  vorgesdirielMuiai  Pissoirs  ge> 
ntlgen. 

Bei  Anrechnung  der  diu-ch  diese  Verordnung  vorgeschriebenen  Anzahl 
Klosetts  soll  audi  eine  kleinere  Zakl  Personen  als  26,  40  oder  60,  je  nach 
dem  Fall,  als  26,  40  oder  60  gerechnet  werden. 

2)  Die  Abtritte  sollen  in  reinlichem  Zustand  gehalten  werden,  ge- 

ntigond  ventiliert,  hell  und  mit  den  Arbeitsrüumen  in  keiner  direkten 
Verbindimti  nein,  sdiiriern  von  denselben  durch  einen  externen  <><ioi-  ^nit 
ventiliei'leu  Zwiücheuiüum  getrennt  «ein,  dagegen :  iu  Werkstätteu,  welche 
vor  dem  1.  Januar  1908  in  Betrieb  waren  und  derart  ventiliert  sind,  dass 
von  den  Abtritten  keine  Ausdünstungen  in  die  Arbeitsiäume  diingm 
können,  ist  ein  ventilierter  Zwischenraum  nicht  vorgeschrieben. 

B""  Jeder  Abtritt  soll  unter  Dach  nnd  abfre>(  Idos^'en  und,  falls  fiir 
weibliche  Personen  bestimmt,  soll  jedes  der  Klosetts  mit  einer  gut  ver- 
schliessbareu  Türe  versehen  sein. 

4)  Die  Abtritte  in  Fabriken  und  Werkstätten  sollen  derart  einge» 
richtet  und  unterhalten  sein.   lass  de  fUr  alle  darin  beschäftigten  Per' 

soncn  zu  jeder  Arbeitezeit  leicht  zugänglich  sind. 

5)  Wo  Personen  beiderlei  Geschlechtes  be>chliftio;t  werden,  sollen  die 
für  ein  Geschlecht  bestimmten  Klosetts  so  eingerichtet  sein,  dass  das 
Innere,  selbst  bei  offener  Türe,  von  Personen  des  anderen  Geschlechtes, 
weder  von  den  Arbeitsräumen  aus,  noch  beim  Vorbeigehen  sii^tbar  ist 
und,  falls  die  Klosetts  fllr  das  eine  Gcsehlecht  an  solche  für  das  andere 
Geschlecht  anstossen,  sollen  deren  Zniränge  abgetrennt  sein, 

6)  Diese  Verordnun«,'  tritt  in  Kraft  am  1.  Juli  liK)3. 

7)  Diese  Verordnung  darf  zitiert  werden  als  die  Sauitäts-Einrichtungs- 
Verordnung  vom  4.  Febr.  190S. 

VIII.  Suisse.  Sehweiz. 

b)  Kantone. 

Kanton*  Basel-Stadt 

OesetB  betreffend  ▲enderuno'  des  PolMstmlkeeetBes.  Vom  26.  Märe 

1903. 

Der  Grosse  Rat  des  Kantons  Basel-Stadt  auf  Antrag  des  Begienings> 

rates  boschliesst : 

§  ltJ5  des  Pülizeistrafgesetzes  (heu  eilend  Uobertretungen  iu  Bezug 
auf  Dienstbotenverhaltnisse)  wird  aufgohobeu. 

§  166  bis  erhalt  als  §  165,  mit  der  Ueberschriftt :  „Uobertretungen 
in  Bezug  auf  Stellenvermittlung'^  folgende  Fassung: 

Wer  den  durch  Gesetz  oder  Verordnung  erlassenen  Bostinunungen 
Uber  Stellenvermittlung]  zuwiderhandelt,  wird  mit  Geldbusse  bestraft. 
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Kaaton  ÄBtgaxL 

Vexwdnimg  betreffend  die  staatlidhe  ArbeitsTennittlung.  Vom 
1*1.  KArx  1903. 

Der  "Regieriinesrat  de?  Kantonü  Aargaii,  in  Vollziohunfr  fl'  r  ^t'  1  'i  und  7  des 
Oesetzes  betreffend  Verpflegung  bedürftiger  Durchreisender  vom  21.  Augubt  1895,  ver- 
onünett 

I.  Organisation.  §  1.  Zinn  Zwwko  dos  Au-l'1' iL'hes  von  Kachfragc  nn  l 
An^bot  üu  Oebiete  dee  Arbeitsmarkleg  wird  ein  kantonales  Arbeitaamt  in  Aarau  luit 
Fimlen  in  jedem  Besirk  errichtet.  Die  Benutzung  dieser  staatlichen  ArbdtB- 
vcrmittlunpr-^^trnpn  ist  uneil%eltJk]it  ciDe  VeqiflichtaDg  in  civilrechtüchem  £Uiine  über- 
nehmen dieHellx  n  nicht. 

§  2.  Die  staatliche  Arbeitsvermittlung  bildet  ein  Glied  der  Verwaltung  für  die 
Natnndverpflcgung.  Mit  Rücksicht  auf  diesen  Zuwach»  wird  die  kantonale  Aufsichts- 
kommission für  die  Naturalverpflcgung  um  6  Mitglieder  erweitert,  von  denen  je  2  aus 
3I)op{>fI  vorschlagen  des  aargauischen  Handwerk  er-  und  Gewcrbovorbandos,  der  aar- 

guiischea  koawirtMhAftlichen  Oesellscbaft  und  des  VcaiMuidea  der  aargiauischai 
Hidi-  und  Arbdtarrareine  gewählt  wivden. 

§  3.  Der  VorRtcher  de»<  kantonalen  Arbcit..«anit.c*,  sowie  die  Inhaber  der  f^tellen 
für  Arbeiu^ Vermittlung  in  den  Bezirken  (Filialen)  werden  von  der  kantonalen  Auf- 
8icht8kommis.oion  gewählt,  ^volche  Behörde  auch  deren  Entediidigiuig  unter  Vor« 
bebalt  der  Gonehn)igung  des  Rieienmgsrates  fp«t«5ptzt. 

§  4.  Für  das  kantonale  ArDeitsamt,  sowie  nach  Bedürfnis  auch  für  die  Arbcits- 
TermitUungsstellen  in  den  Bezirken,  haben  die  Einwohnergemeinden  der  betreffenden 
Orte  fjieeignetie,  von  der  Polizei  getrennte  Amteloknlitäten  zur  Verfi^gung  zu  etellen, 
dleednen  zu  mdbli^^n,  zu  beheizen  und  zn  beieachten,  eowie  mit  den  erfordcriidien 
Burcaubr-dürfnissen  zn  versehen.  Hänitliebe  Kontrollen,  Fonnnlare  und  DnicksadMm 
liefert  die  Verwaltung  der  Naturalverpflegung. 

Die  Kosten  des  Arbeitsnachweises  eollen  von  eämtUchen  Gemeinden  des  Kantone 
nach  Verhältnis  ihrer  Stenerkrnft  getragen  werden.  Der  StMit  leistet  «nch  an  diese 
Kosten  einen  Beitrag  von  30  l'roz. 

n.  Von  den  Arbeitgebern.  §  5.  Der  Arbdtgeber,  welcher  für  «dnen  Bederf 

an  Arbeitskräften  die  fitaatliene  Arheitf^vennittlnnp  in  An-^pruch  nehmen  will,  hat  pich 
bierfflr  beim  ArbeiUiamt  oder  bei  einer  Filiale  de>s<'ll>en  anzumelden.  i>ie  Anmeldung 
<ier  Vakanz  gilt  für  die  Dauer  von  6  Tagen ;  die  Frist  L>eginnt  mit  dem  auf  die  An- 
meldung folgenden  Tage  zu  l;uifi  n.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  der  Aibeils- 
•vermittlungssttjUe  cofort  Keiinims  zu  geben,  wenn  die  ungemeluete  Vakanz  durch  die 
vollzogene  Arbeitsvermittlung  oder  durch  eine  anderweitige  Besetzung  erloscht  n  ist. 

Von  der  staatlichen  Arbeitsvermittlung  können  di^enigen  Aroeitgeber,  welche 
«dl  dm  Vorsdiriflen  dieser  Verordnung  nicht  unterneihen,  zeitweilig  oder  dauernd 
nuegfMchlossen  werden. 

III.  Von  den  A  rbei  f  s  u  cheiid  cn.  §  6.  Die  Arbeitsuchenden  hab«!  sich  zur 
Arbeitsvermittlung  persönlich  bei  den  Arbeitsvermittlungsstellen  einzufinden.  Sie  er- 
halten Auskunft  üter  die  näheren  und  weiteren  Arbeitsvakanzen,  und  es  vollzieht  sich, 
wenn  immer  mö|^ich  sofort,  die  Arbeitsvennittiujig  in  Form  der  Uebergabe  eines 
Aonreisee  zn  Händen  des  Arbeitgeben  an  den  Arbeitsudienden. 

§  7.  Als  Arbeitsuchende  sind  auch  alle  diejenigen,  welche  auf  die  Natural- 
verpflegung Ansprach  erheben,  zu  betrachten.  Diet»elben  sind  zur  Annahme  von 
Beruft»-  oder  anderer  Arbeit  verpflichtet;  eine  Ausnahme  ist  nur  znlfissig,  wenn  durch 
triftige  Gründe  die  rmnögliehkeit,  Arbeit  anznnehmen,  dargetan  werden  kann.  Die 
Anmeldung  bei  der  Arl)eitsv(<rniittlung88telle  geschieht  durch  die  Organe  der  Natiiral- 
veipfl^ung.  Passanten  der  Naturalverpflegung,  welche  angewiesene  Arbeit  zurü<  k- 
weisen  oder  den  erhaltenen  Aufträgen  zur  Arbeitsübemahme  nicht  nachkommen,  sind 
von  der  Wohltat  der  Naturalverpflegung  AusznschUeeeen  und  der  Polizei  zu  fiber* 
weisen. 

IV.  Die  Stellen  für  Arbeitsvermittlung.  §  ^.  Die  Stellen  für  Arbeits- 
vermittlung sind  mit  Ausnahme  der  Sonn-  und  Feiertage  täglich  zu  bestimmten 
^tiiti'len  geöffnet.  Doi'  Nähere  hierüber,  sowie  über  den  Qeechäftsgnng  überhaupt,  be- 
stimmt das  Beglernent. 

$  9.  Die  angemeldeten  ArbeitsTakanzen  werden  auf  der  Arbeitsremrittlungsstelle 
in  eitle  Kontrolle  eingetragen.  In  derselben  Knntrnllr  wird  spätrr  von  der  durch 
Arbeitsanweisung  oder  dunäi  Fristablauf  erfolgten  Erledigung  Notiz  genommen. 
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8  10.  Den  Arbtiu-udienden  ißt  auf  Grund  ihrer  Auftweifi.c  über  die  berufliche 
Befihigung  die  nötige  Auskunft  äber  die  VakanEen  und  bd  Arbeitfluinahme  ein  Aus- 
weis zu  Han-loii  tlr-i  Arbeitgebers  zu  frteilen. 

Bezüglich  der  von  der  Natural  Verpflegung  aiigeiueldeten  Arbeitfisuchcuden  (§  7) 
trifft  die  ArbeitsvermittlungMtelle  die  erforderUchen  Verfügungen  und  jribt  davon, 
sowie  von  allfälligen  Zuwiderhandlungen  gq^en  dieselben,  der  Naturalverpflegung8> 
f>tatioD  Kenntnis. 

1!.  Das  kantonale  Arhfisamt  verniittt-lt  den  Ausgleich  dess  Arl)eit8markte8 
unter  (lau  Bezirken  und,  wenn  oötig,  auch  nach  au>:i>^r'n.  l>a»belbe  empfängt  von  den 
Filhüen  mnidettene  swdmal  in  der  Woche  die  K^pp<jrtc  über  die  nnerledigtaa 
Vakanzen,  stellt  die?;elben  zusammen  und  teilt  die  Li.«*te  nebst  den  von  anderen 
Arbeitsverraittlungsaufttalten  cinlanpfndi  ii  Verzeichnissen  sofort  den  sämtlichen  Arbeits- 
Tennittlungtistellen  mit. 

12.  Dpmi  \  r-tchcr  des  kantonalen  Arbeitsamtes  liegt  die  Leitung  imd  Be- 
aufhiehtigung  der  J  liialen  ob.  Ueber  den  Gang  der  Anstalt  erstattet  er  an  die  Anf- 
eidb.t8kommie8ion  die  erforderlichen  periodiscln  ii  und  .lalin.-berit  hte. 

V.  Sächlusabestimmung.  §  13.  Vortehende  Verordnung  soll  durch  die  Ue- 
Retzesnammlung  bekannt  gemacht  werden.  Sie  tritt  mit  d<»n  1*  Juli  1903  in  Kraft. 
Durch  dieselbe  wird  die  Verordnung  betreffend  die  Arbdtsverinittlttng  für  bed&ftige 
Durchreisende  vom  28.  Mai  1807  aufgehoben. 


iL  Parlamentarische  Arbeiten,  welche  den 

Arbeiterschutz  betreffen'). 

I.  Allemagne.   Deutsches  Reich. 

[Keich  und  Einzelj?taaten.] 
Vom  1.  Januar  bi.s  31.  Marz  l'.H)'6. 

1.  Arbeiterinnen^  s.  a.  unter  Gewerbeordnung  und  jugendliche 

Arbeiter. 

Reich.  254.  Sitzung  des  Heichstage.s  vom  9.  Febrnar  1903,  8ten. 
Plpot.  8.  7781,  Erklärung  des  Staatssekretärä  des  Innern: 

-Es  ist  darauf  hingewiesen,  dass  man  den  .\rbeiterHchiitz  l»<i  uns  vielleicht  in 
iihnliciier  Wei.«e  rcgclu  sollte,  wie  dies  in  einem  franzifeischeu  CitascU  gcechchen  sei, 
indem  dort  die  verechiedenen  Gewerbe  aufgeführt  sind  und  demnächst  bei  jedem  Ge- 
werbe hinzngefügt  wird,  welche  Arbeiteiichutzbestiiumuu^cn  im  einzelnen  für  uie 
gelten.  Einen  ähnlichen  Terfofgen  anch  wir  gegenwärtig  in  Bezug  anf  jugend« 
luh.'  .\rlifitcr  und  ;nif  Frauen.  Wir  >  rwiiucii,  ob  nicht  jugendliche  .\rlM'itor  und 
Frauen  von  ge\\i^>i n  gefiUirlicheu  und  gfe*uudheit«i»chädlichen  Betrieben  ganz  autizu- 
(<chli(><r^cti  sind.  I  >ii-  \^crhandlung('n  in  dieser  Beziehung  sind  noch  nicht  at>geecMoeeeil  i 
ich  kann  deshalb  auch  ein  endgfdtiges  Urteil  zur  SacFio  noch  ni(  ht  i\I)p  l>en.'' 

Ölen.  I*röt.  S.  7782,  Erklärung  des  8taatä.sekrGtär!5  de.s  Innern; 

^Es  ist  Toi^ten  mitgeteilt,  ein  Ärbeitseber  in  der  Ftorinz  habe  aieh  dahin 
peäi!«f«prt,  die  Lrhohunp,  die  »eitens  dcj*  Herrn  Reichskanzlers,  beziehentlich  des 
Ileichiiaintti  des  Innern  über  die  Arbeitszeit  der  Frauen  angestellt  sei  •  >,  wäre  nicht  sso 
ernst  gemeint,  sie  »vi  nur  eine  Art  Kulishi  ,  man  habe  an  der  betreffenden  8il-1Io  des 
Reich«-  _'r>,r  nicht  die  ern»tr  Absicht,  eine  Vorkürrunp  der  Arbeitszeit  der  I  raiien 
herbt  izuiuhren.  . .  .  [Indesaen  ist  jene!  Aeu.fseruu^  nicht  gefallen,  und  je*ler,  der  den 
Erhwe,  den  ich  ins  Land  geschickt  habe,  liest,  wie  ich  um  Ihnen  jetst  Toigeissen 


1)  I>ic  itxhia  voiii  alplialHUi.sihen  J?ohlji|Kwoi"V  iu  (  )  angegebenen  Ziftera  weiaen  auf 
die  fortlaufendf'ti  Niiramem  hin,  unter  welchen  in  den  Tenageheiulea  Heften  dcs  „Bulletins** 
über  denselben  <.u->;en.<!tnnd  berichtet  worden  ist. 

2)  Vcrgl.  liuU.,  Bd.  I,  S.  XVD. 
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ba\i( .  luum  ehrlicbenvL'Lbc  sagen,  das«  in  dift«em  ErlHs«  auch  niclii  die  Spur  eioeu 
Anhalte  f&r  ingend  jemand  liegt,  um  anziiiHlmirii,  wir  hätten  beabsichtigt,  hier  nur 
eine  Kulisse  vorrtiscliicbori  lunT  nicht  t  iiK  ehrliche  Erhebung  anzustellen. " 

2öij.  Sitzung  des  Heichstagea,  JSten.  Prot.  S.  ;  2ci(>.  fcJiizuiig  vom 
17.  Februar  1908,  Steii.  Prot.  8.  7968. 

78.  Bericht  der  Kommission  für  die  Petitionen,  betr.  Erweiternng 
•  1er  gesetzlichen  Schutzbestimmungen  für  Arbeiterinnen  (Drucks.  No.  Ö30). 
Antrag  der  Kommission : 

die  Pelitiüu  II,  No.  1077  de«  Fräulein  Ottilie  Baader  und  (ienossinnen  betreffs 
Aii>d*'hnuDg  des  Arbeiterinnenschutze«  etc.")  dem  Herrn  Reich- k-anzh  r  al-  Mate  rial  zu 
fiberweieen,  bestIgUcb  letzten  Punktes:  Gewährung  dm  aktiven  und  passiven  Wahl- 
redhtB  zu  den  Gewerbqceriditen,  zur  Tagesordnung  überzugehen. 

258.  Sit/.un<i:  des  HeichHtages  vom-  16.  Mftrz  1903,  Sten.  Pi'ot 
S.  8680  ff.    Annahme  des  Antrages. 

Preiisaen.  Erhiss  <]pri  Ministers  fir  Handel  und  Gewei-br  an  die 
Regieningöpr&sidentcii  und  den  l*oiizeipiü.sideulen  in  Berlin,  vum  5.  Januar 
11KI3,  betr.  £r]iebuiigeu  aber  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  in  Meiereien 
u.  8.  w.  (Ministerialblatt  der  Handels-  und  Oewerbeverwaltung,  No.  1,  8.  4). 

2.  Arbeitslosenuntersttttsung  s.  unter  Arbeitsnachweis. 

S.  Arbeitsnachweis  (Bd.  I,  8,  9,  10,  76,  84). 

Reich.  Mündlicher  Bericht  der  Kommission  für  die  Petitionen,  betr. 
Verhitaatlichiing  des  Arbeitsnachweises  und  der  Arbeitslosenunterstützung 
\Diiickj*.  2s o.  H8t>;. 

Der  Reiehstag  tvoile  beachlteeeen:  die  Petition  II,  Na  imä05  der;  VereinB  der 
deutschen  Kaufleute  in  Berlin,  Ix  tr.  die  V«  rsfmitlichunp  de-  Arbcitariachwi'tHf'-!  und 
der  Arbeitslnacnunterötützung,  durih  eleu  BcttliJu.-s  dt's  Rc*tcli£.uigej?  vom  U.  Januar 
1902  über  du-  \<ui  den  Abgeordneten  Roef^iclce  (Dessau),  Dr.  Pachnicke  u.  Gen.  be- 
antragte Resolution  (No.  438  der  Drucksachf;n)  für  erle^ligt  zu  erklären. 

2hü,  bitzuiig  dos  Iteichatage-s  vom  IG.  März  lliU3,  Sten.  l'rot.  J>.  HOtKi. 
Annahme  des  Antrages. 

4.  Bauarbeiter  schlitz  i^Bd.  1,  IH,  t;r)i. 

Reich.    266.  Sitzung  des  Reich^t-ages  vom  11.  Februar  1902,  titen, 

Prot.  S.  7S41,  IHVJ,  ErklRnuig  des  Staatssekrotrus  des  Innei  ii : 

«Die  Vorstinde  der  Sektion  VIII  der  rheinisch-weetfiUischen  und  der  Sek- 
tion fv  der  nordSetlidien  Banberufsgenoesenschaft  haben  rieh  trotz  dei»  Vorhaltens 

dt-  Rf  ichsvrrsIcheniiig-iHintes,  durch  berufsmiissisxr  n.anitt  ii  <li<'  KunirDlIr  ih  v  l'auten 
zu  üben,  hierzu  bisher  nicht  bereit  erklärt;  äie  Iialteu  daran  le-si,  da>^»  dte  Kontrolle 
aadl  durch  ehrenamtliche  Organe  ausgeführt  werden  könne.  Ich  mus-s  aber  doch 
feststellen,  dass  da--  Reichsversii  herungBamt  der  Aii-irht  i-t.  <la--  die  bisheriL'i'  Anzahl 
der  Baukontroileure  nicht  ausreicht.    Das  lieichsversicberungHamt  Int  vielmehr  der 

3)  Eine  Petition,  die  Erwritcriiiif.'  dr-r  l;i'>i-i /lirln-n  S<  ]iul/.ln-tiniiiuinirt'n  flu  A  rlH  ileriimen 
betrt-Ueutl,  wurde  vou  Fräulein  Ottilie  Baader  in  Ucrliu  und  Miidcn-u  hiaaeu  im  Aiiffragi; 
«uer  grOraeren  Anxahl  öffentlicher  Frauenvenuimmliragen  in  gnur.  Deutschland  dem  Kei<;hs. 
tage  übersandl.  Die  Pitfnlinni'ii  hahfii  ihre  Fordeniniieii  in  folueudtm  Sftlzpii  f"nnnlien: 
1)  Absolute*«  Verbot  <kt  NuL-hUirUt^il  für  Arbeiterinneu.  J)  Verbot  der  Vtiwcndiuig  von  Ai'« 
Iteiterinueu  bei  allen  Besehäfligungxartcji.  welehe  dem  wcibliflion  Öi-ganiümu?«  be^ondem 
M;bädlicb  üind.  3)  Einführung  des  geseUlivhen  Achtstundentages  für  Arbeiterinnen.  4)  Frei- 
gabe des  Sonnabend-Nachmittags  für  die  Arbelterinnen.  5)  .iufrcehtorliflltimß  der  ^'esetslleh 
fe»tgi;Icgt«!n  S^  liutzzeH  für  ^■|■\^  <  rli.staiigf  Schwangere  und  Wi.k-hiic  riiui*  u  \  :<u  5  NV  n  Iir  ii 
Twr  bis  ti  Woobeo  nach  der  Niederkunft.  Beseitigung  der  Auiojahuicbewilliguugcn  zu 
frabenr  Wiedenutfrahme  der  Arbeh  auf  Grand  eines  ftraüiehen  Zengnines.  Erhöhung  des 
Krankengrlibs  für  S'ebwriinfcrc  bezw.  "Wöchnerinnen  auf  ili»  \nll.  Höhr  .!<-^  thinh-i^hnilt- 
liehen  Tagelöhner.  Ausdehnung  der  gesetzlicheu  Scliul^be»tiianmn^i  li  auf  die  Haus- 
indastrie.  7)  Anstellung,'  weiblicher  Fabrikins|)ckt<>rcn.  8)  Sichci-^tclhins  völliger  Koalitions- 
freili'It  frii  die  Arliciterinnen.  9)  AktiTcs  und  passim  Wahlrecht  der  Arbeiterinnen  m 
den  (.tewcrbegerichten. 
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Anseht,  ü&tyt)  diusc  Zahl  bedeuicnd  gröäöür  sein  müi^stc,  und  drängt  fortcesotzt  auf 
die  Berufagenoflsenschaften,  du»  sie  sich  eDtschilcBsen,  eine  ^n-ussere  Anzald  VCM  Bau> 
aufniciitfibeamten  anzustellen ;  ein  Zwaugsrccht  liut  das  Rcich.sversicherung?iamt  indis^ 
nicht.  Was  die  KoutroUe  der  rolizeibehörden  betrifft,  so  habe  ich  mich  fortge-seut 
mit  den  verbündeten  K^enmgen  in  Verbindung  gehalten,  um  darauf  hinzuwirken, 
daaa  diese  Kontrolle  der  Uauteii  eme  schärfere  »ein  mögek  Wae  epesieli  die  Kontrolle 
in  Bauern  bataüfL  ao  hat  di«  bamriadie  Regierung  nch  daliiii  miinaert,  da»  die 
neu  eingericihtete  BankontZüUe  IriKier  im  aligemeinen  zur  Zufricdeäieit  wirke." 

Preu»sen.  Haus  der  Abgeordneten,  V.  Session  190S,  Drucks. 
No.  32,  Autrag  Dr.  Hirsch  u.  Gen.: 

Dw  Haus  der  Abgeordneten  woOe  beschliesBen :  die  Königliche  Staatsregiecting 
Zn  ersuchen,  einen  Gesetzentwurf  zur  "Regelung  des  Bauarbeit€r^^  hL:tzes,  namontlicE 
sum  Zwecke  wirksamorer  Unfall-  und  Krankheiteverhötuiig,  baldmöglichst  vorzulegen. 

Drucks.  No.  64,  Antrag  Schwartze  n.  Gen.: 

Da«  Haus  der  Abgeordneten  woUc-  bfschlios-en :  den  Antra*;  des  Abg.  Dr.  Hir.-cb 
(Berlin),  Dracka.  üo.  3^  in  folgender  Faseung  anzunehmen:  die  Königliche  Staata- 
regierung  zu  ennchen,  im  Wege  der  Gesetzgebung  oder  der  Yaordnnng  (§  I20e  der 
Gewerb^rdnung)  einen  wirk.sameren  Schutz  der  Ikuarbdtcr  zu  sichern. 

Begrüuduu;^'  dos  Antr;i;^'PH  Xo.  82  und  Debatte  und  No.  64,  8R.  Sitzung 
des  Hauüeä  der  Abgeordnoteu  vom  1.  März  1903,  8ten.  Prot.  JS,  2402  ti. 
Antrag  No.  32  wird  zurflckgozogeu,  Antrag  N^o.  64  in  der  nachfolgenden 
Fas.sung  (Drucks.  No.  70)  angenommen: 

Das  Haus  der  Abgeoidnetm  wolle  beschliessen :  die  Königliche  Staatsr^ening 
zu  ersuchen,  einen  Geertsentwurf  zur  Begeluujg  des  Bauarbeitenchutzes,  namentlich 
warn  Zwecke  wizkaamerer  Unfall-  und  Kraakhettsverhütmig,  baldmfiglichat  Tonalegm. 

6.  Bergbau,  Scibuts  der  Arbeiter  im  — ,  s.  a.  unter  Wurmkrankheit 

(Bd,  T,  15,  (UJ). 

Reich.  2()(),  Sitziiu;^  des  Koi(listages  vom  17.  Februar  UM »3,  sten. 
Prot.  8.  um  ä.j  7y76;  29ü.  Sitzung  vom  23.  März  U>Ü3,  Sten.  Prot. 
8.  8849. 

Preussen.  Haus  der  AbgeordnetWt  26.  Sitzung  Tom  20.  Februar 
1908,  Sten.  Prot.  S.  1715  ff. 

ti.  Be  r  u  f  s  V e  re  ine  (Bd.  I,  16). 

Reich.    Reichstag,  Drucks.  No.  848,  Antrag'  Gröber  u.  Gen.: 

I>er  Rf•ich^tag  wolle  bcschlii-ssen :  den  ITcrrn  Koichskanzler  zn  ersuchen,  in  der 
uäch^nicti  8c.o.-ion  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  durdi  deu  die  Rechtsfähigkeit  von 
Berufs  vereinen  auf  der  Grundlage  dci;  Bürgerlichen  Gesetzbuches  geregelt  wird. 
Th'irl;-;.  X  1.  "^l!",  Ai'ti"a<;  Uoe-^ndce,  Paflmicki»  ti.  (ioii.: 
Der  RcichtÄg  wolle  beschliosfn :  die  verbündeten  R^erungeu  zu  ersuchen,  einen 
Geeetxentwurf  vorzulegen,  durch  welchen  den  im  §  152^  der  Kachsgewcrbeordnung 
erwähnten  Vcreiuiguugcn  ((Towerkschaft<;n)  und  sonstigen  zur  Wahrnehmung  von 
BeruttiintcrüKijeu  gt^ründeten  Vereinen  gestattet  wird,  ihre  Bestrebungen  zum  Zwecke 
der  Verbfisserung  der  Lage  der  Arbeit«-  auch  auf  Veränderung«»  &  Geeeligebnng 
zu  richten. 

BegräJidiuig  und  Debatte;  253.  Sitzung;  des  Reichstages  vom  7.  Februar 
1903,  Sten.  Prot.  S.  7763  ff.;  254.  Sitzung  vom  9.  Februar  1908,  Sten. 
Prot.  S.  77J»7,  7800;  356,  Sitzmi-  vom  11.  Februar  1003,  Sten.  Prot. 
S.  7S5():  257.  Sitzun<r  vom  12.  Februar  10O3,  Sten.  Prot.  S.  7Sti7.  7S98; 
258.  Sitzun«;  vcm  13.  Februar  1M03,  Sten.  Prot.  S.  7II22;  2iÄK  Sitzung 
vom  17.  Februar  1!JÜ3,  Steu.  Prot.  S.  7007;  291.  Sitzung  vom  24.  März 
1903,  Sten.  Prot.  S.  89(4.  Annahme  der  Anträge  Grober  u.  Gen.  und 
Roesicke  u.  Gon. 

1<»2.  Bericht  dor  K  «mim^sifm  für  diV*  Petitionen  'Dnuks.  Xo,  72n)^ 
betr.  Ella.-**»  eines  Gcbotzes  über  die  eingetragenen  Berul'svereine,  Antrag 
der  Kommission: 
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T>er  Reichstag  woHe  l)ebchl i essen :  die  Petitionen  II,  Nn.  !119  und  222."  imi  Er- 
lasB  eiucä  Keich^ge^äetzeei,  betr.  diu  eiu|^ütragcuexi  Berufsvereiiie,  dem  Herrn  ßcicli»- 
kMUder  zur  Berüdcsichtigung  zu  übenraiMlL 

285.  Sitzung  des  Reichstages  Tom  16.  M&ns  lim,  Ston.  Prot.  3.  8693. 
Annahme  des  Antrages. 

7.  Chorsänger,  Eechtsv^erhältnisse  der  — . 

Reich.  112.  Bericht  der  Kommiäaion  für  die  Petitionen  (Drucks. 
No*  817),  betr.  Regelung  der  Rechtsverhftltiüsse  der  Chorsänger,  Anlrog 
der  KoinmissioD : 

Der  Reichstag  wolle  beschliet^ften :  die  Petition  TI,  No.  llGSr/)  des  Allgemeinen 
Deutschen  Chorsäugerverbandes  zu  Frankfurt  a.  M.  'j,  bttr.  Regelung  der  Rechtsver- 
Mltniaee  der  Cfaonuger,  dem  Herrn  Refdulcuizler  zur  Erwägung  zu  überweisen. 

26i>.  Sitznng  des  Reichstages  vom  27,  Februar  1003,  Sten,  Prot. 

t>.  8245.    Annahme  des  Antrages. 

S.  Gast- und  ^Schankwirtschat'teu  (Bd.  I,  25,  7ü).  Bandearatä- 
verordnung. 

248.  Sitzung  des  Beichstages  vom  81.  Jannar  19()8,  Sten.  Prot, 
fcj.  7617,  Erklärung  des  Staatssekretärs  des  Innern: 

»Die  Erkenntnisse,  die  zu  der  Verordnung,  betr.  den  Schutz  der  Gastwirts- 

S;hilfeo,  in  neuerer  Zeit  ergangen  sind,  bringen,  wenn  sie  in  der  obersten  Instanz 
echtsinraft  erlangen  sollten,  unsere  ganze  sozial[M:)li(isrhe  (ie.-et/,gebung  in  ('.efuhr. . . . 
1^  Bdchsgcricbt  hat  aber  zu  ähnlichen  Bestimmung^  der  Ucwcrbeordtiung  weseut- 
licfa  anden,  ja  in  gerade  entoegengesetztem  Sene  eriumt..  .  .  (Aus  seinen  jSrfceont- 
nLä!»en  zu  §  137  Abs.  1,  §  137  Abs.  3  und  §  139c  Abs.  7  der  Gewerbeordnung)  er- 

Ebt  sich  ganz  klar,  dass  das  Reichsgericht  auf  dem  Standpunkt  steht,  es  handle  sich 
er  um  eme  Vorschrift  des  Öffentlichen  Beehts,  wdche  nicbt  ergangen  ist  zum  Vorteil 
eines  einzelnen  Imlivithnims,  sondern  welche  ergangen  \ft  zum  Schutze  einer  ganzen 
Oesellschaftsklaäse,  und  «liu^s  diese  Vorschrift  des  uÜeuilichen  Rocht«,  wie  überhaupt 
jede  Vorschrift  des  Öffentlichtm  Rechts,  nicht  durch  ein  pactum  privatum,  durch  einen 
Privatvertrag,  abgeändert  werden  dürfe.** 

Debatte;  254.  Sitzung  dos  Reichstages  vom  U.  Februar  11K)3,  Sten. 
Prot.  S.  7796;  266.  Sitsnng  vom  11.  Februar  19C)3,  Sten.  Prot.  S.  7857; 
257.  Sitzung  vom  12.  Februar  1903,  Ston.  Prot.  S.  78! i.^. 

101.  Berieht  der  Kommission  filr  Petitionen  (Drucks.  Xo.  7o2),  betr. 
Ausdehnung  der  iur  den  Beti'ieb  von  Gast-  und  Schaukwirtschaften  geiten- 
dwL  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  auf  die  Privat-  und  Fremden- 
penBiouen,  .Vntrag  der  KonunUision : 

Der  Reichstag  wolle  bcschliessen :  über  die  Pciition  II,  No.  1I.')G.')I  d'>  Inter- 
nationalen Vereins  der  Gasthofs bcsitzer  zu  Köln,  belr.  Ausdehnung  der  für  eleu  üetricb 
von  Gast-  und  Schankwirtachaften  geltenden  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  auf 
die  Privat-  und  Fremden pensionen,  zur  Tagewnlnung  überzugehen. 

26y.  Sitzung  des  Reichstages  vom  27.  Februar  1Ü03,  Sten.  Prot. 
8.  8244.    Annaiune  dee  Antrages. 

Mündlicher  Bericht  der  Kommission  für  die  P«  tirion,  betr.  Regelung 
der  ArbeitsverhAltnisse  der  Kellnerinnen  (Drucks.  No.  ö2ö) : 

1)  FordernnRcn  der  Petition  ;  1)  Gesefasliche  Regelung  der  Kfindiguugcii ;  2)  Beseitigung 

der  Proben  im  Sonn-  und  Ftici t!i.;iii,  s-  wlc  abeud-*  vor  innl  nach  den  Vorstellungen; 
3)  Verbot  der  AtUHlehnung  der  Proben  über  mittngs  1  Uhr,  sofern  uiclit  eine  2-stüudi^ 
ütttagsjunue  eingefühlt  ist;  4)  die  BiMchrinknag  der  täglichen  BeschAfiigungsaeit  Buf 
b  Stunden ;  5)  Zala9.«UDg  von  Gehidt-ttb/iigon  als  Strafen  fiir  dienstlich«»  Vcrpchen  in  nur  ganz 
4feringer  Höhe;  Ü)  ZuI.isfiudi;;  des  onientiicheit  Keehtsweyei'  bei  Hut'iiigli'-ii^n ;  7)  V*»rlK>t 
▼on  Vertruj^bestiininilDgeu ,  nach  welchen  die  Chorsilnger  gezwungen  sind,  die  Kis^miut» 
auf  eigene  Kosten  anzuschaffen;  8)  P^otsohiUligung  für  Teilnalime  an  den  Proben  vor  U«- 
giim  der  SpieI<«ai«on ;  9)  Kntnkenuntcr^tützuug  nach  Masstrabe  der  Bestimmunsen  litt 
Handelsgesetz;  10)  Unterstellung  des  Chorsüui;' ri»  i -unals  uuti  i  ilir  stautliclie  Alten»«  Uad 
lavalideDvetBiclienuig,  sowie  oater  die  Uofidl-  und  Krauikenver^icberung. 
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Der  K«ichftmg  wolle  beachliesäen;  die  Petition  11.  üo.  31öü  dea  Verdös  Münchener 
Kellnerinnen,  betr.  ^etsllehe  Keg«>lQnfr  der  ArbettsrerhiltniMe  der  ReUneriimen*), 

dem  Herrn  Keichskanzlrr  al.-  Mat»  rial  /u  üUrwdiien,  bezüglich  der  irf  fonli  rten  Ein- 
fflhning  einer  2-jälmgen  Lehrzeit  jedoch  über  dieselbe  zur  'lagesordnung  überzugehen. 

27t).  Sitzung  des  Keichstages  vom  2H.  Februar  190H,  Sren.  Prot. 
S.  H273— 8274.    Annahme  des  Äntragee. 

■  K  (f   f&ngnisarbe  i  t  /Bd.  I.  1 

Hüicli.     Koirht'.iir.  r>n"  ks.  7H7,  Rosolutinii  Aniiechr  n.  (toü.  : 

Der  BeichtiUg  wolle  beschlicKseti :  den  -Herrn  Keicliakauzltr  /u  ensuclieji, 
baldigst  ein  Ciesctz  vorzulegen,  durch  wdehes  untersagt  wird,  in  »len  Straf-,  Ver- 
f<orirungs-  un«l  Ilfrtchäftij^jngf»anstaUcn,  die  nn«  öfff^ntlichen  Mitteln  unterstützt  werden, 
aiulcre  gewerbliche  Arbeiten  als  solche  für  Kechiiung  des  Reichet*,  der  (Staaten  und 
Kommunen  auszuführen. 
•2HU.  Sitzun<r  (ie<  l^niclista;.'Os  mm  1»;.  Januar  ISiOd,  »Steu.  Pror. 
8-  7Hr)4—  7H62.    Aldülintuij^  der  Rosulution. 

1<».  Gewerbeaufsicht  (Bd.  1,  21,  57,  IV). 
R  ei  eil.  Reichst  a;;.  Drucks.  No.  847,  Antrag  Albi'echt  u.  Gen.: 
l)er  Reichttag  wolle  be»<chlie»i*en:  die  verbündeten  Regierungen  zu  crBUchen.  ildti 
Reichstage  alsbald  einen  GebeUentwurf  vorzulegen,  dorch  welchen  an  Stelle  der  iiu 
6  139b  der  Reich^pewerbeordnung  bestimmten  Beamten  und  l4mde>polizelbetonlni 
BetriehsnuffiicIil-1"  liörden  nach  folprnrleri  Gnind^ätzou  errichtet  werdi  n  :  Die  Aufeicht 
erhtreckt  liich  auf  ülle  Rctriebe  im  Ciewcrbe,  einschließlich  der  Heuaarlieit,  Handel, 
Verkehr,  Bergbau,  Land-  und  Forstwirtschaft,  Fischerei  und  Schiffahrt.  Sie  wild 
einer  Reichs-ZentralanfnichtÄbehörde  übertragen,  wel(hr  dieselbe  nach  Inspektioiin- 
bezirken  zu  organisieren  bat.  In  den  InspcKtionHbezirkea  wird  die  Hciricb.-^aufsicbt 
von  Refcliobcamten  und  Beigeordneten  gemeiMHani  ausgeübt  mit  dem  Recht,  ihre  An- 
ordnungen zwangsweise  durchzuführen.  Die  Beigeordneten  sind  aut  Grund  eines  ail- 

fetncincn,  gleichen,  direkten  und  geheimen  Wiöiliwht«  von  d«»  HtlfRpenmiea  aller 
letricbe  zti  wähl«  ii.  Wi  ihlidic  T.i  anjte  und  Beigci  irilm  ic  -ind  ♦•nts|.ri  rhi  iul  der  Zahl 
der  in  den  Betrieben  beschüftigten  weiblichen  Hilfspersonen  anzustellen  bezw.  zu 
wfihlen. 

Be<ri  tindun^^  und  Debatte  :  2'».:$.  Sitzung  des  Reiclistages  vom  7.  Februar 
1;m>,S,  Steil.  Prot.  S.  7704  tl. ;  2ri4.  Sitzunc^  v.m  !>.  Februar  li»<»3  Steii. 
Prot.  8.  7782,  77:»S;  257.  Sitzung  vom  12.  Februar  1903,  Steii.  Prot. 
S.  7861),  787»;,  7HH7 ;  259.  Siteung  vom  14.  Febiiiar  U»03,  Sten.  Prot. 
8.  7ü8i»;  20n.  Sitzung  vom  17.  Februar  ItMlS,  Sten.  Prot.  S.  7974;  .291. 
Sitzung  vom  24.  Mftrs  19(^,  Sten.  Prot.  S.  S{HH.  Ablehnung  der  Resolution. 

11.  G  e  w  e  r  b e  o  r d  n  u  n    ,  Abftndenmg  der    -  'Bd.  1,  23). 

Reichstag'.  l>ruck»ache  No.  84ä,  Antrag  Frhr.  Heyl  zu  Herrns- 
heim, Triuiboru  u.  Gen. : 

Der  Reiefasti^;  wolle  heschlieseen:  den  Herrn  Bektnkanzler  zu  enudmi,  dem 
Rru  hr^tugc  alnbald  einen  Go^<  t/l  tlt^vorf  vorzulegen,  wonach  der  Titel  VII  der  Gewerbe 

unliiung  wie  folgt  abgciindcri  \Mr<l: 

1)  Der  §  IH")  Absatz  3  erhiiii  tutgendc  Fat*r*ung:  .hinge  I^eute  zwisdien  14  und 
18  .Jahren  dürfen  in  Fabriken  nicht  läiii:*  r  ;d~  Ii»  Siimdrn  1»  ^chäfliut  norden. 

2i  Der  137  Absaty,  2  erhält  folgi  udr  l'a.>--uug:  Die  Be^ciuiltigung  von  Arbeite- 
rinnen über  i 8  Jahren  darf  die  Dauer  von  1"  Siun<len,  an  den  VoralMiiacn  der  Sonn' 
und  Festtage  die  Dauer  von  U  Stunden  nicht  überschreiten. 

3)  Hinter  den  Jj  1.Ü7  wird  ein  geschaltet  t  g  137a.  Jugendlichen  Arbeitern  und  Ar- 
beiterinnen darf  Arbeit  nach  ilan^ie  nicht  r/i Lieben  werden. 

4l  Dem  ^  13!>a  Abesatz  1  wird  hinzugefügt:  5.  für  bestimmte  Industriezweige 
Ausnahmen  von  den  Bestimnumgen  den  ^  I.J7a  zuzulassen. 

r>,  Im  ^  14<j  Abi^atz  1  Ziffer  2  werden  die  Worte:  135  bis  137»  enetst  durch 
die  Worte        135  bi»  137a". 

Debatte:  253.  Sitzung  des  Reichstages  vom  7.  Februar  1908,  8t«n. 
Pl-ot.  S.  7745,  7752:  254.  Sitzung  vom  9.  Febr.  1903,  Sten.  Prot.  8.  7786  ff., 

•J.i  VeiKl.  BulJ.,  JUl,  I.  ö.  352. 
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"'^♦l:  250.  8it2un^'  vom  11.  Febr.  ]}t<>M.  StPn.  Prot.  S.  7S50,  7851,  7855: 

257.  Sitzung  vom  12.  Frbr.  1903.  Sten.  Prot.  S.  78«H,  788t>,  7S8fi.  7S!)7  ; 

258.  Sitzung  vom  }  '6.  Febr.  1U03,  Sten.  Prot.  ö.  7yl5;  291.  Siizuug  vom 
24.  Mftn  1908,  St«n.  Ftot.  S.  8904,  Annalime  der  Resolution. 

128.  Bericht  der  Kommission  für  die  Petitionen,  Drucks.  No,  887, 
betr.  Abandernnfr  dpr  f'r ri beordnung.    Antrag  der  Kommission: 

Der  Keiehi^tag  wullc  1 1  rhlip«<*en :  die  rttitioii  II,  No.  10059;{  des  Zentral- 
vor>taiulf«!  desi  deutschen  Werkiiifi-torv( rluuide.H  zu  L)üsscldorf '),  die  Abänderung  der 
Ci«werbeordnung  betr.,  dem  Utrrn  lieichskanzler  als  Material  zu  überweisen. 

2«5.  Sitzung  des  Keichstages  voiu  lü.  März;  1903,  Sten.  Pr<»t.  S.  8696, 
Annahme  des  Antrags. 

12.  HauU  luugsgehilfeuschutz  (JBd.  I,  29,  68). 

Reich.  113.  Bericht  der  Kommission  füi*  Petitionen,  betr.  Abänderung 
der  Gewerbeordnung  hinsichtlich  der  Bestimmungen  über  die  Ruhepansen 
der  Ari;re<^tellten  und  den  Neunuhrladenschluss,  Drucksache  Ko.  818.  An- 
trag fier  KonimiHsion  : 

Der  Reichstag  wolle  beschlies^cn :  die  rfctJiioiien  II,  No.  73ii^,  742L1,  74LM,  7425, 
7426.  7.5»}1,  9903,  9929.  11146,  11223,  12474,  90444,  100034,  lir>6'>S,  11GS()4,  lir>s60, 
117  240,  und  117  290*},  die  Aenderungen  der  Gewerbeordnung  hin-siehtlich  der  Bestim- 
mungen flb«r  den  NeunuhrladenschluHH  and  die  Ruhezeit  der  Angefltelltrn  betreffend, 
•ibntlu  h  «Irm  Herrn  Reichskanzler  al«  Material  zu  überwei-^i  u. 

26i'.  Sitzung  des  Reichstages  vom  27.  Febr.  1903,  Sten.  Prot.  S.  824Ö, 
Annahme  des  Antrages. 

Einbeziehung  der  Handliuigsgehilfen  in  die  Krankenversicherung,  26(^. 
Sitsung  des  Reichstages  vom  27.  Febr.  1903,  Sten.  Prot.  8.  8269. 

13.  Jugendliche  Arbeiter,  s.  a.  unter  Gewerbeordnung. 

Reich.  94.  Bericht  der  Kommis.^ii  n  für  die  Petitionen  (Dnick.sache 
No.  »»95  ,  betr.  Aenderung  der  GewerlKci «Iniiiiu  liinsiditlicli  der  Bestiin- 
mungeu  über  die  Beschältigung  jugendlicher  Arbeiter;  Autrag  der  Kom- 
mission : 


'i  r>it  ' ;<^Morber)rdniinL'  —  m»  winl  in  iIit  Pciition  iiusj.H'fulirt  —  enthalte  IJestiiii- 
inungcn,  wtliiiO  die  Peteat«u  iiIn  MisHstiuuic  f>iii]>fini]<-ii,  wuil  dun-li  »ie  Bctfiebübeamtc, 
Werktnel-K-r  und  aliiilifhe  Angestt41ic  iiirlit  nur  jfc  m  hruli^,  aondern  MrvH  iwhl echter  gestellt 
vsrden,  nis  di«  sn*tiu\  gleicb>tcbcoUeu  Haudiuiig>gobilfcu. 

Der  §  t.^3c  bestimme  unter  No.'4,  t\nm  l>»-i  den  in  Titel  Illb  ^'ciiaiinten  Poraonen  im 
KninkheiU-fallc  die  vertraglich  vfreitibarton  Bi'zükc  um  dt nji-uigcii  }{ctr:iR  ««kürzt  wcrdfu, 
welcher  den  belreffenden  Penonen  aus  einer  auf  Grund  gesetzlicher  Verpflichtaug  bestehen- 
den  Kraiikenvei«idienuig  oder  Unfallvenddienini^  mkontntt.  —  Ffir  da«  HilfeperaoDal  im 
ITaiidf-!>i.'<  w (  ihr  «'i  dagegen  l)cs*tjiiiiii1  wivnlcn,  t3:i.s-  ilii  Pi-wäbnten  He/ügt*  nicht  gekfinii 
wenlcu  dürfen  un<l  entgegenstehende  .-\buisiebuugoii  ktiue  Crültigkoit  hiith-n. 

Noch  whftrfer  trete  die  Zuriiek^oi/.ung  dfr'  \Vci  knu'i>tri>liiiuh>  in  §  l'.V.it  »U-r  (  Jt-wei  be« 
fnlnunir  hervor,  der  •!< m  §  74  des  iliindt-lstrost-izlnichfrs  nacbgtbildi-t  \V4ird<-n  sei.  Leidir 
bab«'  man  e>  al>gclebui.  ilie  Voi-scbrift  <h>s  ij  7"»  tW^  Hiin»i<l>g«'sf(zbiu'bi>s  auf  ilie  /n  Un- 
({Un.'iteD   di'r  WoritmeiKtcr   festg<>>ctzt«'n   Konkurrcnzvcibotc  anzuu •'ndi-ii.     Nach   den  jctat 

gf'lteoden  Be»tiiimrangcn  könne  der  Arbeitgeber  dem  Werkmeister  und  ßetriebitbciimten 
gegenüber  die  KonkarrcnzklaiiBel  nneh  tliinn  rur  Anwendnnp  briiigiMi.  wenn  dureh  sein 

i-ii."  II' ~  ImMi  ti  oder  eine  Küiuliu-inj  meinerseits  i  uiilitigen   (inuid   da-    Iii' n-t- 

vcrhältuiji  gclüei  wird,  wAhreud  bei  deu  lliindlungsgebilfeu  dcruj'tige  Veretnbarun^eu  uull 
und  nlehtii;  wSren. 

Anf  !i  lüi-  Beinel(ml)oanUen  und  \Vi  i  ktm  r  \  i  rdi<'nten  aber  'Ifn  S- Imtz  de>  (ii-sef/- 
gebt'r>.  uiid  e^  wilix-  ein  Akt  tia'*gl<'ielifiitl<-i  (n uthiigkeit.  wenn  (iitsei  iit'aiutenkla»«e  die 
^ejcii<-n  Rwbte  eingerfluint  wüi*deu.  wie  sie  die  llan<ilnng>g»-liilfen  bereits  getiies-en. 

f>er  Keiebftiig  möge  daher  flueh  dem  Werkmeister  tind  J{<  trii<bsheamten  dtm  erbetenen 
ge^et/lieben  Schutz  zubilligen,  die!<e]l>en  fll<^i  mit  den  Han<ilungsgeiiilfen  gleicb:»tellea  und 
m  dlJ-^eni  Zwe<^ke  eine  ent.spreebende  KrL'änzung  lier  ( iewerbeordnuug  in  KrwKgnng  »ehf'iU 
2)  Vei^l.  Bull.,  Bd.  1,  ».  116,  214,  340,  470,  äö4,  705. 
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Der  Reichstag  wolle  bedchlieaaeu:  über  die  i*etitioD  II,  No.  7412  de;!  Verbandes 
der  Vereine  deuti>icner  Molkereibeunten,  BeBitxer  und  Fiditer  in  Bonxlau,  betr.  Ab- 
änderung der  Geworbeordnung  hinsichtlich  der  B'vttiniiiQDgeti  fiber  die  Bescfaiftigiiiig 
jugendliaier  Arbeiter,  zur  Tagesordnung  überzugehen. 

269.  Sitzung  des  Reichstagen  vom  27.  Febr.  1903,  Steo.  Prot  8.  8244, 
Annahme  des  ^träges. 

14.  Kaufmannsgerichte  (Bd.  I,  47). 

Reich.  Steu.  Prot.  S.  8S15  ff.,  Erklärung  des  Staatssekretärs  des 
Innern  in  der  290.  Sitzung  des  Keichstagos  vom  23.  März  li>ü3: 

„Der  Qeeeteentwuif  betr.  die  Kanfinannageriehte  ist  in  der  Ftene  —  per  oefu 

vcröffentb'cht  worden;  dip  Veröffentlichung  ist  aber,  soweit  ich  mich  erinnere, 
iIiirthiin.H  korrekt  gewesen.  Im  Bunde4>rat  sind  aber  die  AiisiiJht^n  über  das  in  der 
Vorlage  dt  s  H<  rrn  BdchskanzlerH  eingeschlagene  Verfahren  au^smrdentüch  geteilt. 
Ein  Teil  <lor  Regierungen  «teht  auf  dem  Siaiidpuukt  der  Vorlage,  ein  nicht  iiix-rheb- 
lichtir  Teil  aber  der  Radierungen  Bteht  der  Vurhige  ablehnend  gegenüber  und  neigt 
sich  mehr  der  Angliedemng  an  die  Amtsgerichte  zu.  Ich  habe  bweits  bei  früherer 
Gelegenheit  darauf  hingewieaa),  dase  der  Weg,  ein  beschieuoijjtee  eummarisches  Ver- 
fahren anzuführen  für  alle  Rechbtansnrficlie  ans  dem  ArbettevertniTt  sdir  yiri  fnr 
sich  hat,  das«  aber  ein  wlcho^  Vorfann-ii  selbstverständlich  auch  mit  crh.lilichoa 
finanziellen  Opfern  verbunden  sein  würde.  In  diesem  Stadium  de»  WitierisirdtÄ  der 
Meinungen  befindet  sich  noch  jetat  der  Gesetzentwurf  iui  liundesrat.  Bei  der  Ge- 
schäftälagc  des  ffauaea  scheint  es  mir  allerdirirrs  höchst  unwahrscheirdich,  da—  der 
Bundesrat  sitih  noch  so  zeitig  schlüssig  macht  n  wi  rrle,  um  das-  Gesetz  in  diesem  hoben 
Hanee  noch  verabt^chieden  zu  können  .  .  .  lUNhiuei  t  habe  ich  die  Bewegung  im  Lande, 
die  auch  die  Konkurrcnzklansel  der  Jurisdiktion  der  Gewerb^eriditc  unterwerfen 
will.  Die  Entscheidung  der  Konkurrenzklauscl  ist  eine  so  schwierige,  häufig  eine 
technische,  l  itif  Ent«*heiduD,ir.  <lie  meinem  J'rachtms  nur  von  troschulten  Jurist'  ii  ge- 
troffen werden  kann ;  man  iK>llte  deshalb  die  Konkurrenzklausel  nicht  der  Entecheiduiig 
der  Gewerb^erichte  unterwerfen,  sondeni  beeeer  bd  den  ordentlieben  Oericbten  be- 
lassen. .  .  .  Ich  kann  abfr  andererseits  zugestehen,  da.ss  mir  luitwürfo  v  n  Verträtren 
zwischen  Handlungsgehilfen  und  Prinzipalen  in  Bezuj^  auf  die  Aubübung  der  Kon- 
kurrenzklausel  vorgelegt  worden  sind,  die  allerdings  die  anderwoite  Verwendung  der 
Arbeii-kTHft  eines  Ilandlungsgchilfcn  in  einer  Weise  und  für  einen  Zeitraum  l)C8rhränken, 
die  unter  keinen  Umstünden  gerechtfertigt  sein  dürlten.  Ich  hufte,  dass  solche  Ver- 
träge, wie  ich  sie  gesehen  habe,  doch  nur  sehr  seltene  Au:-nahmen  bilden.  Teilweise 
kann  ich  sagen,  hatten  die  Vortrü^  geradezu  einen  Inhalt,  der  gegen  die  guten  bitten 
ymniJBiBgt  .  .  .  "Die  Kofitenfrage  tntt  nicht  bo  stark  bei  der  Begründung  selbständiger 
Kaurnianns<icnchte  hervor,  sondern  si<-  wird  vielmehr  erst  wichtig  l)ei  der  Anlehnung 
der  Gericht«  au  das  Amtsgericht,  denn  die  Auglicderuug  an  die  Amtflgerichte  hatte 
bii^her  zur  selbstverstfindlichen  Vorauseetzong  ein  wesentlich  beeddeunigtefi  und  ver- 
einfachtes Verfahren  für  alle  Forderungen  a»?  dem  Arbeitsvertrag  —  jedenfalls  die 
idealste  Lösung  der  Frage  ~  und  gleichzeitig:  euie  wcticntliche  KaHtcnermässigung, 
und,  mciRe  Hemo,  das<  <:eun n  eine  weBentliaie  Ermässigiutg  der  Kasten  unter  den 
gegenwärtigen  finanziellen  Verhältntf>6en  ernste  Betlenken  vorli^en,  ich  meine,  das 
dürfte  verstfindlich  sein.  Ich  hoffe  aber,  dass  die  widerstreitenden  Auffassungen  im 
Bundesrat  bis  aar  nlichaten  Tagung  des  Htüchntags  eine  befriedigende  LOsung  finden 
werden.'* 

Preiissen.  Zweite  Beratung  de»  Staatshau»iialti>ctat:j,  Justizverwal- 
tung, Debatte  über  den  Entwurf  der  Kaufmannsgerichte,  21.  8itznng  des 
Hauses  dei  Abgeordneten  vom  14.  Febr.  1903,  Sten.  Prot.  8.  1861  ff. 

15.  Kolincrinnen  s.  Gast-  und  Schankwirtschaften. 
Kinderarbeit  iBd.  I,  ;{2,  'S.  HO). 

Reicii.  Zweite  Beratini;^  des  Entwurles  eines  (Tcsefros  ))orr.  Kinder- 
arbeit in  gewcrblicheu  Betrieben  ^j,  21<;.  Sitzung  des  Keich.srages  vom 
29.  Jan.  1908,  Sten.  Prot.  S.  7645  fT.;  248.  Sitzung  vom  31.  Jan.  19<«, 
8ten.  Prot.  S.  7B92  ff.   Annahme  dos  Entwurfes  in  zweitei-  Beratung, 

Zustinimenstellnng  des  Entwurfes  eines  GoaetzeH,  betr.  Kinderarbeit 

1)  Wortlaut  de»  Entwurf« :  BnU.,  Bd.  I,  8.  3-2.<>. 
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in  ge\vpil)I:<  lioii  Botrioben,  nach  den  Beschlttssen  des  Betchstages  in  sw^itor 

Beratung,  Druoksacho  Xo.  837. 

Ab&ncieruugi»auträge  zur  dritten  Beratung. 

Antrag  Gnf  v.  Bernsf orff  (Lauenbur^)  u.  Gen.  (Drncks.  No.  840) : 

Der  Roii  h-»tap  wolle  bcs<hlie88en:  a)  im  §  15  hinter  (lern  erf^ten  Satz  folgenden 
ueuen  batz  hinzuzuf flgen :  Die  untere  VerwaltuD^behörde  ist  befugt,  nach  Anhörung 
der  Schulaufsichtsbehörde  in  Orten,  weiche  nach  der  jeweilig  letzten  Vdlrezfihlung 
weniger  ab  20000  Einwohner  hahen,  für  Betriebe,  in  welchen  in  <ler  K^;el  ausschliess- 
lich zur  Faniilie  des  Arbeitgeberä  gehörige  rerhoncu  beschäftigt  werden,  Ausnahm«) 
znsnliisten ;  b)  In  demselben  §  15  ini  Schlusssaize  dit  Worte  „flbv  12  Jähret*  so  etrciclien. 

Antrajt^  Trimborn  xi.  Gori.  fDnirks.  Xn.  842); 

Der  Reichstag  wolle  beschliessen :  im  §  3  Absatz  1  die  Ziffer  3  wie  iulgt  zu 
fasaen:  3)  „Kinder,  die  demjenigen,  irdcher  sie  zugleidi  mit  Kindern  der  unter  1  (xler  2 
bczcirhneten  Art  beechäftigt,  zur  geeetiUchen  zwangMndduuig  (Füiaocgpenieliiuiif) 

überwiesen  sind." 

Dritte  Beratung.  290.  SitKung  des  Reichstages  vom  23.  Kara  1908, 
Stou  Prot.  S.  8832—8837.  Annahme  dor  Antrftge  Trimborn  ond  Bemstorff, 

und  (le^!  «ranzen  EntwTirfps  in  rlritter  Boratnnir. 

Entwnui  eines  Gesetzes,  betr.  Kiiiderari)eit  in  gewerblichen  Betrieben. 
Naclf  den  Beschlüesen  des  Reichstages  in  dritter  Beratung.  Drucks.  No.  929. 

Gesetz  vom  SO.  März  1903,  betr.  Kinderarbeit  in  gewerblichen  Be- 
trieben, H.  „Bulletin Bd.  II,  8.  1  ff. 

Annahme  der  Rosnlntionen  dor  XIX.  Kommission: 

Der  Keichstag  wolle  beschliesseu : 

1)  den  Herrn  Reichdiansler  so  ersuchen,  zum  Zwecke  von  Erhebungen 
Aber  den  Umfang  und  die  Ai-t  der  T.ohnbe.schäftigung  von  Kindern  im 
HaTishaho  (Aufwartung,  Kinderpfiepe  u.  dgl.)  sowio  in  der  Laii<l\virT.-ohaft 
und  deren  Xebenbetrieben,  ihre  Grfinde,  ihre  Vorzüge  und  Geialiroii,  ins- 
besondere für  Gesundheit  und  .Sittlichkeit,  sowie  die  Wege  zweckmässiger 
Bekämpfung  dieser  Gefahren  mit  den  Landesregierungen  in  Verbindung 
xn  treten  nu  1  die  Ergebnisse  der  vorgenommenen  Erbebungen  dem  Reichs- 
tage mitzuf  oiloii ; 

2)  die  zu  dem Gt  setzonf wnrt'  botr.  Kiiulorarboit  otnrroiraiiironon  Petiti'Uien 
durch  die  Bei<chlu.ssi'u.scjuiig  zu  Ueui  Geyetzcutw  url  für  crkdigt  zu  erachten. 

17.  Koalitionsrecht  (Bd.  I,  34)  der  Eiscnbahuarbeiter. 
Reich.    273.  Sitsnng  des  Reichstages  vom  4.  Marz  1903,  Sten.  Prot. 
8.  8872  ff. 

Fr  missen.  28.  Sitzung  des  Hauses  der  Abg.  vom  28.  Febr.  1903, 
bten.  Prot.  S.  1826  ff. 

Wttrttemberg.  Drucks.  No.  172,  Anfrage  des  Abg.  Keil  u.  Gen., 
betr.  die  Ausübung  des  Koalitionsrecliti  s  : 

I?t  di<?  K.  J^t<int«!rcpiening  b«  reit,  Au:^kunft  dariili«  r  7u  geben,  ob  sie  im  Bundes- 
rat für  eine  Vervollt.tÄmügung  des  j;  lö:{  der  Gewerbeurdnunj»  in  dem  Sinne  einzu- 
treten gewillt  ist,  dass  jeder,  der  durch  Erschwenmg  der  Arbeitsgelegenheit,  Gewair, 
Drohung  oder  Verbot  einen  anderen  an  der  Aut^übung  des  in  §  152  der  Gewerbeord- 
nung gcwihrldsteten  KoaUtiiniR'edits  verhindert,  bestraft  wird? 

102.  Sitzung  der  Kaumier  der  Abg.  vom  14.  Febr.  HK)3,  Diskussion, 
8ten.  Prot.  S.  3361  ff. ;  1 58.  Sitzung  vom  17.Febr.  1908, Sten. Prot.  S.  3885  ff. 

Antrag  des  Abg.  Keil  u.  Gen. : 

Die  Karanier  der  Abgeordneten  wolle  beschliessen :  Ein  Schutz  Um  nach  §  152 

der  Gewerbcurdninig  für  ihv  I)eut^che  Reii  h  oder  nach  dem  württemb*  rjris*  lu  n  Ver- 
tin?rfcht  den  Arbeitern  und  Unternehmern  zustehenden  Rechts  der  Vereinigung  nach 
der  Richtung,  da^s  jede  Rinderung  in  dtf  Ansübnne  desadben  durch  Gewalt,  Drohung 
oder  Verbot  unter  Strafe  gf^^teHt  wird,  ist  notwenfiip. 

Die  K.  Staatsregierung  wird  ersucht,  im  Buiidti^rat  für  einen  soleben  -ichulz 
dnzatrefen. 
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Ant! 'Ii  --  A1)l'.  Scliickliarilt  u.  Gei!.  : 

Die  Kuuimer  der  Abgeordneten  ersucht  die  K.  Ötaatisr^ieruug,  für  den  Schatz 
de«  Koalitionsrechts  der  Arbeiter  anf  Glrund  der  Gewerbeor&nng  wm  des  w&ttem- 
bergischen  Vcreinsrechti*  tätig  zu  «ein. 

Begründung  uud  Debatte,  Sten.  Prot.  S.  34(.»t)  tf.  Ölen.  Prot.  fc>.  3412, 
Antrag  des  Vizeprftsidenten  der  Kammer : 

Die  Anträge  Keil  und  Qenos^eu,  nowic  Scbickhardt  uu<I  Gojio!«seii  der  Jnatis« 
ge8etMebung>kommi8«ion  zur  Begutachtung  und  Elerichterstattung  zu  überweisen. 

Besciiiusslassung ;  Sten.  Prot.  S.  3117,  Ablehnung  des  Antrage»  de*» 
VüseprHsidenteii  and  des  Antrages  des  Abg.  Keil  u.  (Hn.,  Annahme  den 
Antrages  Schickhardt  n.  Gen. 

18.  Konfektionsindustrie,  Lage  der  Arbeiterinnen  in  der  — 

(Bd.  T.  71). 

Koifh.  Buntlesralsverorduung  s.  Bull.,  Bd.  I,  S.  fiOö.  Debatt*»  : 
SitznuiT  des  Keichstanfes  vom  13.  Febr.  19o'i  Sten.  Prot.  S.  7"Jl(>,  T!t r2. 

P  r  e  u  8  s  e  n.  Erlass  de.s  Ministers  1  ur  Handel  und  Gewerbe  an  die 
Kegierongsprftsidenten  und  den  Poliseiprftsidenten  von  Berlin  Tom  31.  I>e- 
zember  1902,  betr.  Ausdehnung  der       185  ff.  der  Gewerbeordnung  aaf 

Massp-escliili'tt-  l'iir  I);imon-  und  KiiiderklcidtM-verfertiL'^iüii:  : 

Ks  \!*{  aiiij;*'n-gi  wi»nipii,  den  ErlanA  einer  Kaie.  Wrordnung  gemäi*«  §  154  Abs.  4 
a.  a.  O.  in  die  Wi-^v  zu  leiten,  welche  folgende  Abänderungen  aer  Verordnung  &ber 
die  Kleider-  und  NVäschekonfckrion  zum  GegtMistaruic  li.ilx  n  würde. 

Zunächst  wünlc  die  Einleitung  des?  i  wie  folgt  abzuändern  sein: 
Auf  WorlcAtätten,  in  welchen  die  Anfertigung  oder  Bearbeitung  von  Männer^ 
und  Knabeukleidem  (Röcken,  Uosen,  Wcxten,  Mänteln  und  deiiglacheD)  und  von 
weisser  und  bunter  Wische  im  grossen  erfolgt  ( Kleider-  und  Wfischekonfektion)  sowie 
auf  Werkstätten,  in  woUthcn  Frauen»  und  Kinderkleidung  (Mäntel,  Blcidcr,  Umbinge 
tind  dergleichen)  angefertigt  oder  bearbeitet  werden,  finden  u.  s.  w. 

Femer  wäre  infolge  dieaer  Aoidening  der  Ziffer  2  de«  s  folgende  Flsssnng 
zu  geben: 

2)  auf  Werk»tätten  für  <lie  Anfertigung  oder  lienrbeiluug  von  Müuner-  uud 
Knabenkleidern  (§  1)  und  von  weisser  und  btuitcr  Wäsche,  in  wekben  die  Herst elliing 
oder  Bearbtttong  von  Waren  der  Kleider-  und  Wäschekorifektion  nur  gelegentlich  erfolget. 

Vor  meiner  Entschlie»*sung  hierüber  ersuche  ich  Sic,  mir  binnen  i  Monaten  nach 
Auhürutig  «Icr  ( iewerbe-Aufsichtsbeaiuten  zu  berichten,  oh  auch  im  dortigen  B^irk 
ein  Bedürfnit<  nach  einer  Ergänzung  der  jetzigen  BestimmuDgea  hervorgetxeten  iat, 
ob  die  oben  mitgeteilte  Fassung  der  in  Auisicnt  geDommenen  neuen  Bestinunungen 
swedontoig  encneint,  und  welche  etwaigm  Abän&ungen  Sie  für  geboten  halten. 

19.  Krankenversicherung  (Bd.  I,  37). 

Reich.    Drucks.  Xo.         Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  weitere  Ab- 
änderungen des  Krankenversicherungsgesetzes  (Wortlaut  s.  Bull.,  Bd.  U 
S.  51). 

269.  Sitzung  des  Reichst age.s  vom  27.  Febr.  1903,  Sten.  Prot  8.8245  if. 
Erste  Beratung  des  Entwurfes.    Ueberweisung  des  Ihktwurfes  an  eine 

Kommis.sion  von  21  Mit <^]ie<lprn  zur  X'urljeratunir. 

HO.  Ik'i  iciiT  der  Kommission  t'iii-  die  Petitionen,  Drucks.  Xn.  ');V2  :  ..Die 
Petitionen  II,  Xo.  IMil,  11  747,  11  lÜH,  1248ti,  und  12  4«1,  die  Abänderung 
des  Krankenversicherungsgesetzes  betr.*),  dem  Herrn  Reichskanzler  als 
Material  zu  Überweisen.** 


1)  Drin  i;'Mili-t;i_'<'  -iii<l  't  Fotitionen  zugcgiiugea,  welche  Voix-hliige  bezüglich  der 
Altäii'l' iiniL-        Kl .ink>  M\ I  I -ii'lit'rungHgeseties  enthalten. 

1.  .7«. um.  II,  No.  7:io7.  per  j.'e-'ehÄftsführende  Au>-<hii»  der  froicn  VerehiigJUJs;  von 
Kmnkenkiifisfii  iin  Gl■os^hol■7.ogtum  II«-- t-n  hittet,  bei  der  bivi>i>u>hcnilen  Abänderung  Jes 
(H'sftzr-  die  H»rs«-hliis>o  der  am  23.  Jiitii  l^'oi  zu  Heppeubchn  a.  II.  stattgehabten  IX.  ordent- 
lichen Gcneralvenanunlung  der  geoaunten  Vereinigung  zu  beriicksichtigen. 
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Gf-onautrag  des  Abg.  Wattendorrt',  die  I'etitionen  der  zur  Vorberatung 
der  KraokeiiTersicheniDgsiio volle  eingesetzten  XXII.  Kommission  z\x  ttber- 

weiseu. 

270.  Sitzong  des  Reichstages  vom  2a  Febr.  19(13,  Sten.  Prot.  S.  8277. 
Annahme  des  Antrai^  Wattendorff. 

20.  LohozAjilungsbUcher. 

Reich.  Mttndlicher  Bericht  der  Petitiooskommissioa  des  Reichstags, 

II.  Juuni.  II,  No.  111J7.  I)«'r  Verein  für  NiiHii In  ilkiiixle  in  Riidi-liftil  lici  J^rodtJU 
beantrag,   da-*«   Kninkpnv<T^iclicnings);e*>«'iz    «lahin    Ht>Kuai)>i<  i  ti     (l.i.v-    <len  KninkcnkuMieil 

1)  ge«t«tlet  Wörde,  NüturheilkundiKe  zur  liehHudluug  kntnker  KiLs.HenniitgliotU-r  zi]/uli(>>en  ; 

2)  das*  Rwht  /.uge5>r;ujdeii  «etile,  ihre  Ai-rzle  mi  oin/.»>telIen,  wie  -»ie  es  im  Inler«>x>e  der 
-Mitirlicler  für  mit  tx-finden,  die  freie  Aerztewahl  idso  nielit  g«>>etzlieh  festzulegen  ;  .'!)  wi'ui^clit 
die  Ptftitiun.  e*  den  Kraiikeiikaf«(>n  möfjlichst  zq  erleichUsrn,  !*ich  zu  zentnkli.sieren ;  4)  die 
Errichtung  vmi  Betriebiilcnuilcenkii<>i«»n  ptCMCtslich  m  verhii^n:  r>)  das  Recht  der  8e11i!«t> 
Terwullung  in  vollen  Unifung'^  fl'ii  Kniiiki-rik:i->eu  zu  grwälirrn  Im  /w.  xm  crliHlt'  ii. 

Iii.  Journ.  II,  X".  1116"^  (die  Forderungen  d«">  Huri<ie!*  deuiM-iier  Frauenvereiue  ». 
Boll.,  Bd.  I.  S.  2.M). 

IV.  Joutii.  II  N'i.  T'l"«".  Oer  Vii|->tand  iler  ..Neuen  Ma^ehinenbauerkrankcnkit-v^i' 
(Fahrikkn."«M>)  zu  liciHu  in;  Auftrage  einer  iuis>eri>rdontliehen  (ieneralver>animlung  dier^er 
Knulkenka»^e  heantnigt  in  luer  J'etition  vom  4.  Jiuiuur  \9**2,  durch  ein  (i<«?etz  klar- 
snvtellen :  daiw  der  §  67h  der  Nuvell«  zum  KrankeDventicherungsgcocts  lediglich  aui  deq  im 
§  Hin  nnceipr'\H*nm  Fall  Anwendiui|r  finde;  initbnond^t^  aht^r  nicht  auf  die  Karaen,  w^ehe 
Vor  de  II  I'i  li--  .Ii  -  Kl  ■  i;keMver><ielieni t/'  -  :uif<W\iii'I  'Ii-  ilniii  tl-  Im-I'  Ii>  nden  Rechts 
ni*  gKUniiiis^imv  B<;tricb>ki*ankeukii».M;u  für  mehrere  Belriclie  errichlcl  wftnlen  ?iind. 

V.  Joum.  II,  No.  12481.  Der  Atti«<ehiii««  der  ehristlichen  Ge«rerkwhaften  Berlins  nber- 
.-enilet  naehMeliende  Vi.r-rlil.tire,  »elelie  eine  jun  10.  '>!<tnhf>r  ISiOl  stattgehabte  Vei~;iniin- 
luu^  der  genannten  G«  werk.xeliaflen  beiütfli<'li  der  .\tiiiiideruiiK  <le^  Krankwiver>ichi  rung>i- 
gaeH/K»  dem  Reieh^tuge  unterbreitet:  1)  .Xusdehiuinjr  der  rntersuitzungsji.'lii'lit  ttif  die  Dauer 
▼on  minderten.«  20  Wochen;  2)  Erweiterung  der  XCr^iclieningspflieht  uuf  uUe  Pcrsotien, 
welch«»  dpr  Alterx-  nnd  [nraliditfitsTen*iehemng  unterließen;  3)  Qewtibning  von  fi-eieni  Arzt 
und  freier  Mtnlizin  an  die  Familienani;eh<irigen  der  Kitv^-enmitglioder ;  4)  Krh/diung  «ler  ge- 
>i4<txlicheu  Mindeslleistnag  ^wohl  für  die  Erkrankten,  aLi  auch  für  deren  Familien,  wenn 
«isierfr  in  einer  Heihimtalt  verpflegt  werden;  5)  Vereinljning  aller  f>rta-,  Betriebe*.  Bau-, 
Inutinif--  i  h\  Kr;uiki>ukas»en  zu  >  itiiieitliehen  Orts-  Im'Zh  .  Ki  i  i-kr.'iukenkif«f*en  mit  Bi  zirks- 
einteiliinj.'.  towie  Veraa.<«t»Itunu  einheitlieher  Ki:»ukheit^'»iati«tikeu ;  ti)  Kiofühning  von  ü 
B<Mtnic<klas.ten  nadi  der  dun-hselintttliehen  IlOhe  der  .\rl>eitKltthDe,  wie  bei  der  .Mter>-  und 
Invaliditai.Hver-iebenuitf ;  7)  Bi-^eiiivting  der  l'iitcr-i  Ih  iduiiu'  von  vci-Hiehcrungspfli(  ht!<,'f>n 
und  -berechtigten  Ka-<>>enmitglieib-rn  und  Herlwifüla uiij:  irleielier  Kassenbedinifungen  für 
alle  Venicberteu ;        freie   Arztwaltl   mit   «Icr  gebotenen  Hesehninkuni;  auf  bestimmte  Be- 

»tikut  womie  mit  Einsdürflnkiuigeii  für  SimnlauUa  und  xonsiiitce  Ffllle;  i>)  Zula^uuff  von 
weihlichen  Aenten,  tob  Zahntechnikern  und  unter  ffewiasen  VorauKHettunpfen  vnn  Heil» 

;.'ehilfen  und  Vertretern  iM-.  nd-  t er  IIi  ilnirili  Hlefi  :  tili  Bereehtiirnn;.'  /in  Kri  i<  htung  eigener 
KrmukenkasHeo* Apotheken,  liejiw.  beh(>rUIielic  Fetitüctzung  wesentlich  cnnib.«igter  .Xrzneitaxen 
für  EhmkenkaMieDmitf^edor ;  11)  Kinführung  von  Sehiäügeriehlen,  mAfrlichst  im  AnschlusH 
Mii  die  t  M  \i  i  rbei;erieht*',  zur  Krle<litning  von  Stn  iiiirkciten  /.w  iseben  Kraiikeukiu»»en  u!id 
AerzK-ii.  Iwzw.  A|)ntheken ;  12j  Bt-seiiipnit,'  der  Hereehtigunu'  zur  Kürzuntr  des  Kruitkeu- 
geldei»  bei  r<'lHM-vei>iiehernBgen  und  zur  Knisiehuog  der  rufiillzula-je  l>ei  l)oj>j>elvei>iehe. 
runden:  KJi  Heninziebun<;  solcher  Betriebe  zn  austsergewöhnlieheii  lieitrftgen,  den^i  Arbeiter 
infob^'c  erhöhter  Krankheit.-gefahr  den  KnuikbeitMlureh-ichnin  forttrei-etzt  nher-teigen ;  14) 
KosLseizunir  einer  Entseh}4digungs|iflieht  für  Berufsirenos-ensehaflen.  (ieineinden  oder  .*"!tnalcn 
ZU  den  Kurkwlen  für  Unfallverletzte;  15>  Vcriwi  für  Arbeitgeber,  die  8elb$tverbichenjug 
der  Arbeiter  in  einer  IIiUaka!»e  rar  Bedingunir  des  ArhdtMeintrittn*  zti  machen;  101  Zu- 
hisHunir  de?-  Ileehtswege»  gegen  Verfü);un>fen  und  I'-(itM"heiduni;en  «ler  .\Hfsieht.sb4'hönle  mit 
dem  K«iclu)verHich<inuig')unt  als  oberster  luslanz :  17 1  Festlialtung  der  bisherigen  Beiirau's- 
4|Uote  für  Arbeitgeber  nnd  Arbeitnehmer  mit  Beibebaltun^L'  der  bisherigen  Form  der  Sidbsi- 
Verwaltung;  1*^»  Abwrlir  ilb  i  Itc -tn  'mngen  auf  Erweiterung  «ler  Befuirnisse  der  Aufsiebts- 
bdiörtlen.  da  r'ich  die»ellHiU  al»  durchaus  zulünglieh  erwiesen  haben;  10.  Ablehnung  de-« 
Verlangens,  die  Knmkenkastien  an'  die  (ieineindcverwaltungen  anzuschliessen  und  durch 
letztere  die  Kassenvonit^endcn  un<l  Burcaubeamten  wählen  zu  la»M«n;  2Qt  Erhaltung  der 
flilbkaftten  ab  gleüdibercditigte  Tri4{er  der  Krankenrer^iebcning  und  swar  «o  lange,  ab 
die  Beiri«ba-.  Ban«,  ImiwigH-  «tc.  Knuikenkjiaiteii  bestehen  bleiben. 
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betr.  Abänderung  der  Gewerbeordnung  (Drucks.  No.  780).  Antrag  der 
Kommission : 

Der  K^ichstag  wolle  befichliesssen :  über  die  Petitif)noii  IT,  No.  100403  ff.  w^en 
Abänderung  der  Gewerbeordnung  hinsichtlich  tles  Prinzipal  an  träges  ,,Au.-i8cheidung  der 
Lohnzahhmfjsbücher  aus  der  Gefwerbeordnung"  zur  Tagesordnung  überzugehen, 

hinsichtlich  der  Erlei<  htonnig  der  Führung  der  Lohnzalihingsbücher  in  Bezug 
auf  die  l'ntt^rzeidinung  der  Loh  nein  tragvuigen  dieselben  dem  ilerrn  Reichskanzler  als 
libterial  zu  übenraisen. 

L>i;f»  Sitznncr  d(  s  Reichstages  vom  27.  Febr.  1903,  Sten,  Prot.  S.  8244, 

Aniiahliio  des  Aiirruires. 

21.  M  a  X  i  ni  ii  1  a  r  b  e  i  t  s  2  e  i  t. 

Reich.  Reichstag,  Drucks.  No.  847,  Antrag  Albrecht  u.  (ien. : 
Der  Reicbftlag  wolle  MMldieMwn:  die  Tcrfo&ideteii  Regierungen  zn  enndhen,  dem 
Tleichstagp  al-bald  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  durch  den  die  regelmilssige  täglicho 
Maximalarbeitäxeit  für  alle  im  Lehr-,  Arbeits-  und  Dienstverhältnis  im  Gewerbe, 
Indiufarie-,  Handels-  und  Verlndinweeen  beschäftigten  Personen  vorläufig  auf  10  Sttmden 
festeeeetzt  und  innerhalb  gei^ilieh  «i  bestimme&der  Fristen  auf  8  Ötnndea  ver- 
kÖnt  wird. 

Drucks.  No.  858,  Antrag  Sttftsel,  Br.  Freiherr  v.  Bertling,  Dr.  Hitse, 

Trinibnrn  : 

Der  Reichstag  wolle  beBcblieeaen :  die  Terbündeten  Begienuima  su  osucbai,  in 
die  Oewerbeordnmig  die  Batimmting  anfrondimen,  wonaen  für  die  dendben  unter» 
stellten  Betriebe  die  r^elmässige  Maximalarbeitazeit  10  Stunden  beträgt. 

Debatte.  25i3.  ^Sitzung  des  Reichstages  vom  7.  Febr.  1!K)8,  Sten. 
Prot.  8.  7759,  77(J0  Ü\;  254.  Sitzung  vom  9.  Febr.  1903,  Sten.  Prot.  S.  7798  ; 
256.  Sitsong  vom  11.  Febr.  1908,  Sten.  Prot.  8.  7850,  7855;  257.  Sitsnns 
vom  12.  Febr.  1903,  Sten.  Prot.  S.  7868,  7874,  7897;  258.  ^üy.xmg  vom 
18.  Febr.  1!)0B,  Sten.  Prot.  S.  7901;  2r)0.  Sitzun<:  vom  14.  Febr.  1903, 
Sten.  Prot.  S.  7939;  2(;0.  Sitznnir  vom  17.  Febr.  1903,  S.  7J>67 ;  291. 
Sitzung  vom  24.  März  1903,  Ablehnung  des  Antrages  Albrecht  und  des 
Antrages  Statsel  u.  Qen. 

22.  Nachtarbeit,  gewerbliche  (Bd.  I,  40). 

Keicb.  115.  Bericht  der  Kommission  Air  die  Petitionen  (Brucks. 
No.  820),  betr.  die  Einschrünkong  der  gewerblichen  Nachtarbeit.  Antrag 

der  Kf>niiiiissii>n  : 

Der  Pfichstag  wolle  l)et*chliee8eu :  die  Petition  II,  No.  TOlü  des  Zentralrates  der 
dentschen  ( If  werk  vereine  zu  Berlin,  1)  bezüglich  des  unbedingten  Verbot*  der  Nacht- 
arbf'it  der  Kinder  unter  14  .Tahren  und  der  Arlwiterinnen  jeden  Altern.  2]  bezüglich 
des  Verbot«  bezw.  der  Beschrankung  der  Nachtarbeit  jugendlich«'r  Arbeiter  auch 
hetreffB  der  Dauer  der  Nachtschicht  oem  Herrn  KcicliskanzTcr  zur  P>wägiuig, 

dagegen  3)  besiiglich  der  F.inffihning  obli^torischer  Wechselschichten  und  der 
8-etfindigen  Maxhnaldatier  der  Nachtarbeit  andh  fßr  die  erwachßenen  männlichen  Ar- 
beiter und  t)  Vn'zÜL'licli  iliT  ni.'iL'-lichsten  ErweitenUtt  dr-^  ( b'lt iiiiu-Iirreichrt  der  ^c.-ot/- 
Uchen  Bt^tinimungcn  gegen  die  Nachtarbeit  aof  ancMre  gewerbliche  Arbeit,  namentlich 
auf  die  Hausindustrie,  und  tunlichst  auf  die  Bewirtnngs-  und  Verkehrsgeweibe  dem 
Herrn  Reichfikanzler  als  Matrrial  zu  uberweii«en. 

285.  Sitzung  dns  iieich.slages  vom  lü.  Mäiz  1903,  Sten.  Prot.  S.  8695, 
Annahme  des  Antrages. 

23.  P  h  o  8  p  Ii  ü  r  z  ü  n  <1  w  a  r  e  n ,  Entwui  l'  eines  Gesetzes  betr.  —  * ) 
(Bd.  I,  64,  81). 

Reich.    Erste  Beratun-r,  246.  Sitzun«,'  de»  Reich.stages  vom  29.  Jan. 
Sten.  Prot.  S.  7534  tf.    Ueberweisung  des  Entwurfes  an  eine  Kom- 

mi.s.sion  von  21  Mitgliedern. 


1)  WorOant  des  Entwurfes  s.  Ball.,  Bd.  I,  8.  675. 
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Bericht  der  XXX  KommiBsioii  nir  Vorberataiig  des  Entwurfes  eines 
OesetMe  betr.  Phosphonflndwaren,  Drucks.  No.  923. 

24.  R  eichsarbeitsamt  (Bd.  I,  42,  55,  63). 

Reich.  110.  Bericlit  lior  Kommissinn  dir  'lie  Petitionen  'Diiicks. 
No.  815),  betr.  die  Erriciitung  eines  Reichsarbeitsamtes.  Antrag  der 
Kommi.ssioii  : 

Der  Reichstag  wolle  beschlieftsen :  ülur  rlie  pptition  II,  No.  lf)0r)35  des  Orts- 
Tcreins  Müg<'!n  i.  S.  vom  Gf^werkvertiii  der  iltut.-*chf'n  ATnpchiiienbau-  und  Metall- 
arbeiter, diu  Errichluug  eiiit^  Ueichgarbetteaujt«4  betr.,  zur  Tagesordouiig  überzugehen. 

285.  Sitzung  des  Beichstages  vom  16.  Man  1903,  Sten.  Prot.  8.  8694, 
Annahme  des  Antrages. 

2'h  I^uhetap  ffir  das  technische  Btthiienjicrsorial. 

Reich.  III.  Berieht  der  Kommission  für  Petitionen  (Drucks.  No.  816), 
Aütrag  der  Kommission : 

Der  Reichstag  wolle  beeciiliesficii :  «lic  Petition  II,  No.  96374  de«  techninoh^ 
Brihnen}>er80tiul.H  ueutschtaiuls  < )  um  Einführung:  oinr?!  gesetzlichen  wöchentlichen 
ßulietagcs  für  die  tcthnischon  Bühnenarbeiter  dem  H<  iTn  li^chskanzler  zur  Erwägung 
n  fiberweigen. 

Sitzun^r  des  Reidistages  vom  27.  l'ebruar  1903,  Sten.  Prot 

tJ.  8245,  Annahme  des  Antrages. 

26.  Seemannsordnung,  Abänderung  der  —  (Bd.  I,  60). 
Reich.   Drucks.  Ko.  901,  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Ab&nderung 
der  Seemaxunsordnung. 

Erste  Tind  zweite  Beratung:  2^5.  5^itsuug  des  Reichstages  vom 
16.  Miuz  l'Jtt.S,  8ten.  Prot.  S.  8(;69— 8»i77. 

Aliträge  ziu'  zweiten  Beratung:  Antrag  Molkeubuhr  (Brucks.  No.  {H)5): 

Der  BeichBta^  wolle  beschlie^Hcn:  1)  in  §  50  Abs.  1  Ziffer  1  die  Worte  „3  Mo- 
naten'' durch  die  Worte  „26  Wochen^  zu  ereet7.en;  2)  in  §  61  Abs.  2  das  Wort  „dber^ 
wi^end"  durch  das  Wort  „teUweiaei"  zu  ersetzen. 

Antrag  Dr.  Hersfeld: 

T>er  Roii'hstag  wolle  betjchlie»*t»en :  Der  Art.  Ib  der  Seemannsordnung  wird  femer, 
wie  folgt,  abgeändert:  1)  im  §  59  der  iSecmannftordnung  vom  2.  Juni  UK)2  (R.G.BI. 
8.  175)  ist  zu  setzen:  in  Ab^.  1  Ziffer  1  statt  ,ß  Monaten"  „26  Wochen";  Abs.  l 
Ziffer  2  statt  „3  Monaten"  „26  Wochen«';  in  Abs.  4  vorletste  Zeile  statt  „3 Monaten" 
„2ü  W  ochen". 

Ablehnung  der  Antrftge  Molkenbuhr  und  Herzfeld  in  zweiter  Be> 

ratnn^^ 

Dritte  Beratung:  286.  Sitsung  des  Beichstages  vom  18.  März  1U03, 
Sten.  Prot,  S.  8702—8706. 

Zur  dritten  Beratung:  Antrag  Albrecht  n.  Gen.  (Drucks.  No.  907): 

Der  Reichstag  wolle  beschlies^en:  I)  hinter  Artikel  1  als  Artikel  la  einzufügen: 
in  §  61  Abs.  2  der  Seemannsordnung  dem  zweiten  Satz  folgende  Fassung  zu  geben: 
Jet  er  ▼«'heiratet,  oder  hat  er  Kinder  im  Alter  von  unt^  15  Jahren  zu  ernähren, 
oder  hat  er,  füll«  keine  dieser  1  <  i  1  n  Vomuggetzungen  zutrifft,  andere  Anpehnrige, 
deren  Unterhalt  er  bisher  ganz  u<l<  r  toihveis?e  bestritten  hat,  m>  ist  ein  Viertel  der 
Heuer  zu  zahlen";  2)  als  Artikel  Ih  einzufügen :  §  137  erhalt  ah  Aha.  2  folgenden 
Zueatz:  „Sind  in  einer  vor  dem  1.  April  1903  ausgefertigten  Musterrolle  Bestimmungen 
enthalten,  durch  welche  Vorschriften  dieses  Gesetzes  abge<^ndert  sind,  deren  anaer« 
weitige  Vereinbarung  nicht  ausdrückiieli  zugelassen  ist  (jj  1  Alts.  2),  so  treten  vom 
1.  Aptil  1903  ab  an  deren  Stelle  ohne  weiteres  die  Vorschriften  diese«  Gesetzes." 

Ablehnung  des  Antrages  Albrecht  u.  Gen.,  Annahme  des  Entwurfes 
des  Bundesrates. 

Gesetz  zur  Abänderung  der  Seemannsordnung  vom  23.  Mftrz  1903 
«Text  des  Gesetzes,  Boll.,  Bd.  II,  S.  1). 

1)  Wortbat  der  PetUos  s.  Boll.,  Bd.  I,  8.  230. 
AibiilOTdiutti  4 
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27.  Textilindustrie,  Schutz  der  Aiiiciter  in  der  — . 

E,eich.  127.  Bericht  der  Kommission  für  die  Petitionen  (Drucks. 
No.  888),  betr.  die  EinAllirung  der  lO-etttndigen  MaximfilarbeitSEeit  in  der 
TeottiUnduBtr  io.    Antrag  der  Kommission: 

Der  Reichstag  wolle  beAchliee^eu:  die  Petitionen  II,  "So.  Ilötiöö  vom  DeutAcben 
Textilarlieiten'erband  und  II,  No.  117  084  von  den  chriatUchen  Gewerkschaften  in 
Eupen  dem  Herrn  Reictu«luinzl(>r  zur  Berücksichtigung;  zu  empfehlen,  sofern  in  ihnen 
Terumgt  wird  die  AawlduiuDK  der  MittagMMUiiie  auf  IV,  Btundeo,  da«  Verbot  des 
Anfenuuüta  in  den  Befrielwnnimen  der  Fabrik  wilirendf  der  Mittagamnise,  die  obli- 
ftAtoriBche  E^fflhnin^  der  ArI)ci(eraar^.scTui>se .  die  oblifratnrische  Elnführunp;  von 
Arbeiterkammem,  und  zur  Erwägung,  soferu  in  iliuen  verlangt  wird  die  Einfüihrung 
des  10-ätündi|rcn  MaximalarbeitAtagee  auiutchlirsHlich  der  Pausen,  «owie  dsB  gjIniJiche 
Verbot  der  Nachtarbeit  zwirschen  iU>eii<ls  8  Uhr  und  morgens  i>  TTÜr, 

Gej^enantiag  des  Abg.  Dasbach  (J^rucks.  Xo.  9()t)f: 

Der  Beidietag  wolle  beflchliemen :  die  Petition  II,  No.  115  Cö5  vom  Deutächea 
Ti'\til:irl>pitcrvpr!)iiti(]  imd  die  Petition  II,  Nd.  llTClSl  von  den  christlichen  Gewerk- 
-sK±atteu  in  Eupco  dem  Herrn  Eeiuhskaozler  zur  Berücksiobtigung  zu  empfehlen. 

285.  Sitsnng  des  ReichstageB  vom  16.  SIftrs  1903,  Sten.  Prot. 
8.  8696  S.f  Annahme  des  Antrages  des  Abg.  Dasbach. 

28.  Wohnungsfrage  (Bd.  I,  25,  33,  78,  74). 

Reich.   Reichstag,  Dmeks.  No.  852,  Antrag  des  Abg.  Dr.  Jaeger 

u.  Gen. : 

l)<'r  Kdchstap  wolle  bettchliefl»*en ;  In  Krwägunp.  das»  die  Wohnungsverhältnisw 
der  njiniiiTbrniiitclten  Ik'\(»lktrung  im  Deutschen  lu  ichc,  lt<-sonder8  in  den  städtischen 
und  industriellen  Bezirken,  in  Bezug  auf  Get»aiidh.cit  und  äittlichJiceit  Maaar^jeln  de» 
Bdcfaes  oder  der  Efoxektaaten  dringend  erhdachen,  die  Terbündeten  Re^erunsen  xa 
erHuchen,  dem  Reichstatrc  znnj  Beginne  der  nächsten  Session  eine  TVlicrsicht  iiber  die 
CiCbt  tz).'«  biiii^B-  und  Ver\valtiiiigsma«8regeln  vurzulegen,  welche  im  Keiche  und  in  den 
i  n  .  Ih  n  I^umdesstaaten  zur  Regelung  dee  WohnwcBens  und  zur  Förderung  des 
Wohnuagsbaue««  für  «he  ininderl>en)ittehen  Kla^seu  getroffen  «^ind,  Terbundeo  mit  Mit* 
teilungen  über  die  Eriolge  und  Wirkungen  dieser  Maaaregeln. 

Begründung  und  Debatte :  255.  Stteung  des  Reichstages  vom  10.  Fe> 
bruar  1903,  Steti.  Prot.  S.  7S23  tV. :  250.  .Sitzung  vom  11.  Februar  1^03. 
Sten.  Pt-nt.  S.  TH-17,  7850,  7St;i:  257.  Sitzung  vom  12.  Februar  DH.Ki, 
Sten.  Prot.  y.  7887,  7898;  250.  Sitzung  vom  14.  Februar  1903,  Öteu. 
Prot.  S.  7946;  260.  Sitzung  vom  17.  Februar  1903,  Sten.  Prot  8.  7967; 
291.  Sitzung  vom  25.  Mftrs  1903,  Sten.  Prot.  8.  8904,  Annahme  des 
Antrages  Jaeger  u.  Gen. 

Kap.  10  Tit.  1  des  aus.sorordentliclien  Etats  des  lieithen : 

Zur  Förfierung  der  Herstellung  geeigneter  Kleinwohnungen  für  Arbeiter  und 
gering  besoldete  Beamte  in  den  Betrieben  und  Verwaltungen  oes  Reiche«  durch  Ge- 
währung von  Dwlehen  an  Private  und  an  gemeinnützige  Unternehmungen  (Baavermne, 
Battgeno««en6ehaften,  BangeRenacfasften  u.  a.),  sowie  sum  ErwM'be  geeigneten  Bau- 

gelfindrs  zur  Iler^li  Ihni^'  =;oleher  Wohmiimen: 

a)  für  die  Gesamtheit  aller  Bundeeätaateii  2400000  M. 

b)  fOr  die  Bnndeestsatfln  mit  Aumchloas  von  Bayern  u.  Württemberg  IflOQOOO  „ 

Die  wirkliche  Geaamtau^gabe  wird  nach  dem  Verhältnitfee  dar  voratebeodea  Etata- 
ans&tce  auf  die  GeroeinacUifteii  zu  a  und  b  vertdlt. 

286.  Sitzung  des  Reichstages  vom  18.  Mto  lOoa,  Sten.  Prot.  S.  8712, 
Annahme  der  Po^<ition  in  7^ve!ter  Beratung,   in  dritter  Beratung  in  der 

291.  Sitzung  des  Koiel  -i  a;.', \  i  rn  24.  IMHrz  1903. 

Preusaen.  Entwurf  umus  Gesetzes,  botr.  die  Bewilligung  weiterer 
Staatsmittel  zur  Verbesserung  der  WohntmgsverhAltnisse  von  Arbeitern, 

die  in  staatlirl.  n  [{(Mi  ielM  n  beschäftigt  sind,  und  von  gering  besoldeten 
Staatsbeamten.    Haus  der  Abgeordneten,  V.  Session  190IJ,  Drin  ks.  X  >.  51. 
37.  «Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  5.  Härz  1903,  Sten. 
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Prot  S.  2515  ff.  Erste  und  zweite  Beratung  des  Gesetzentwurfes  und 
B«r»tnng  der  Denkschrift  tiber  die  ÄmAUiiimg  der  GesetBe,  betr.  die 

Bewilligung  von  Staatsmitteln  zur  Verbesseniug  der  WohnungsverhftltiiiBge 

\on  Albeitern,  die  in  staatliclien  Betrieben  beHchäfrigt  sind,  und  von  ge- 
ring besoldeten  Staatsbeamten  vom  13.  Anprust  18^5,  vom  2,  Juli  1898, 
vom  23.  August  1899,  vom  9.  Juii  19<)U  und  vom  16.  Apnl  1902.  Di-ucks. 
"So.  51.   Verweienng  des  GesetzentwmfoB  an  die  Bndgetkouuniaeioii. 

56.  Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  80.  März  1903.  Mündl. 
Bericht  der  Budgetkommission  (  Drucks.  No.  1  TT  ,  Debatte,  Sten.  Prot.  f>.  1099. 
57.  Sitzung  de«  Hauses  der  Aber..  Annahme  des  Ent^mrfes,  Sten.  Prot. 
S.  4147.    7.  Biizuiig  des  Herrenliaudes,  Sten.  Prot.  8.  il3fi\ 

Sachsen- Meiningen.  113.  Sitzung  des  Landtages  vom  6.  De- 
sember  1!>02,  Prot.  S.  646,  Initiativantrag: 

Der  Landtag  wollt*  befichliee*en :  Es  wird  dit?  Rogicnmp  onncht,  der  FVapc  der 
Schaffung  einer  VVolmuDgBaufsicht  näher  zu  treten  und  dem  Landtag  geeignete  Mass- 
nahmeD  ▼ocmsehlagon. 

Annahme  des  Antrages,  S.  655. 

29.  Wu r m krank heit  im  BuhrkohleDrevier. 

Reif  Ii.    -*')().  Sitzung  des  T^pich.stajres  vom  27.  Fobmar  IHOB,  R*on 
Prot.  S.  797'J  U'.,  7978;    265.  Sitzung  vom  23.  Februar  1903,  Drucks. 
Ko.  866,  Antrag  Sachse  n.  Gen.: 

Der  Reichstiu^  wolle  beschliessen :  den  Herrn  Beichskanzler  zu  er(<uchcn,  dor  iui 
BuhrkfllileDrerier  berdts  beeteheaden  Kommiflsioo  zur  BdüLmpfung  der  gefabrdiobea- 
den,  zum  Schaden  auch  der  OesanitbeTAIkemDg  sUak  mo  sich  greifend«)  Wmtn- 
krankheit  unter  den  Bertli uti  n  (,.Au88chubs  zur  Bekämpfung  der  Wurmkrnnkhoit" 
genannt;,  wiBsenechafUiche  Kräfte  und  Mittel  des  Beiohes  zur  Yerfüeung  zu  stellen 
vüd  dem  Baic3k«tag  Qber  die  getroffenoa  Mawunahmen  und  dcno  Emlg  fieridit  m 
entatten. 

Begründung  und  Debatte:  Sten.  Prot.  S.  8142  ff.,  291.  Sitzung  vom 
24.  M&TE  1903,  Sten.  Prot.  S.  8905,  Ablehnung  des  Antrages. 

Freu  säen.  25.  and  26.  Sitzung  dee  Hauaee  der  Al^.,  Sten.  Prot« 
8.  1675  flP.,  16dOff.,  1706,  1710. 

Batwurf  dnea  Gtaaetiea,  betr.  weitere  AblndenmgeiL  dea  Exanken- 
▼ecaldheinnigageaetBeaL 

Artikel  1. 

Das  Krankenversicherungagesetz  wird,  wie  folgt,  abgeändert : 
I.  In  §  3  werden  die  Worte:  „für  13  Wochen*^  durch  die  Worte: 
„ffir  26  Wochen'*  eraetat. 

H.  Der  §  6  Abs.  2  erhftlt  folgende  Faaanng: 

„Die  Krankenunteratützung  endet  spätestens  mit  dem  Ablauf  der 
26.  Woche  nach  Beginn  der  Krankheit,  im  Falle  der  Erwerbsunf^igkeit 
apfttestena  mit  dem  Ablauf  der  26.  Woche  nach  Beginn  dea  Krankengeld- 
bezuges.  Endet  der  Bezug  des  Krankengeldea  erst  nach  Ablauf  der 
26,  Woche  nach  Bp<^niin  der  Kranklmit,  so  endet  mit  dem  Bozuiio  dos 
Krankengeldes  zu<rl(Mch  auch  der  Ansprach  auf  die  im  Abs.  I  unter  Ziffer 
I  bezeichneten  Leistungen." 

in.  Im  §  6a  Abs.  I  werden  nnter  Ziffer  2  die  Worte:  „durch  Trank- 
f&lligkeit  oder  geschlechtliche  Au88ch\v  eifuu^reri  *  durch  die  Worte:  „oder 
dur<  }i  TnmkiUl}i;jkeit  ''  ersetzt,  ebendaaelbat  wird  die  Vorachrift  unter 
Äifier  8,  wie  folgt,  abgeändert: 

„3)  dass  Versicherten,  welche  von  der  Gemeinde  die  Krankeuunter- 
attttaöng  nnimterbrochen  oder  im  Laufe  ainea  Zeitrauma  von  12  Monaten 
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für  26  Wochen  bezogen  haben,  bei  Eintritt  eines  neuen  Unterstatsnings- 
falles,  sofern  dieser  durch  die  u;lciohe  nicht  gehobene  Krankheitsursach« 

veranln'SHt  worden  ist,  im  Laufe  der  nächsten  \2  Mnnate  Krankeniinteir- 
ßtütziing  nur  für  die  Gesamtdauer  von  *2H  Wochen  zu  gewähren  ist.** 

IV.  Der  erste  Satz  des  §  8  erhiiit  Itdgeude  Fassung: 

„Der  Betrag  des  ortsüblichen  Tagelohnes  gewöhnlicher  Tagearbeiter 

wird,  nach  Anhörung  der  Gemeindebehörde,  und  nachdem  Vertretern  der 

b'  i '  ilii^ten  Arbeitgeber  xirid  Vr rsicliiTton  ( ieli-^^Piihoit  zti  feiner  Aeusserung 
gegaljen  worden  ist,  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  testgesetzt  und 
durch  das  für  ihre  amtlichen  Bekanntmachungen  bestimmte  Blatt  ver- 
öffentlicht." 

V.  Im  §  10  Abs.  1  werden  die  Worte:  „2  Fjrozenf*  darcb  die  Worte: 

„24  von  Tausend"  ersetzt. 

VI.  Im  §  13  Abs.  1  werden  die  Worte:  „2  rrozeut''  durch  die 
Worte:  „24  von  Tausend''  ersetzt, 

VII.  Im  §  20  Ab8.   1  Ziffer  2  werden  die  Worte:  ^Mindestens 

4  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft,  und  soweit  ihie  Beschäftigung  nach 
den  Bestimmungen  der  (iewerbeordnung  für  eine  längere  Zeit  untersagt 
ist,  für  diese  Zeit"  dui*ch  die  Wort© :  „Ü  Wochen  nach  ihrer  Niederkunff* 
ersetzt. 

Der  §  20  erhält  als  fUnften  Absatz  folirenden  Zasatz: 
,,In  den  FililoTi,  in  welchen  auf  Grund  der  Keichsgosetze  über  Unfall- 
versicherung gleichfalls  ein  Anspruch  auf  Sterbegeld  begründ^^t  i-st,  ist  der 
Xasse  bis  zui*  Ilöhc  des  von  ihr  gewährton  Slerbcgoldes  durch  IJeber- 
Weisung  des  auf  Grand  der  Unfallversicherangsgesetze  zu  gewährenden 
Sterbegeldes  Ersatz  zu  leisten." 

\  TII.  Im  §  21  Abs.  1  wird  die  Vorschrift  nntei  Ziffer  1,  wie  folgt, 
abgeändert : 

„1)  Die  Dauer  der  Krankenuuterstützung  kann  aul'  einen  längercu 
Zeitraum  als  26  Wochen  bis  zu  einem  Jahre  fe.^tgesetzt  werden.*' 
Ebenda.selbst  llUlt  die  Vorschrift  unter  Ziffer  4  fort. 

IX.  Im  §  2*i  Abs.  1  werden  die  Worte:  „13  Wochen**  durch  die 
Worte:  ,,20  Wochen"  ersetzt, 

X.  Im  §  26a  Abs.  2  werden  unter  Ziffer  2  die  Worte:  „durch  Trank- 
ftlligkeit  oder  geschlechtliche  Ausschweifungen"  durch  die  Worte:  „oder 
durch  Trunkfälligkeit"  ersetzt,  ebendaselbst  wird  die  Vorschrift  unter 
Zilfor  3,  wie  fol^^t,  abgeändert: 

„3^  dass  Mitgliedern,  welche  von  dieser  Krankenkasse  eine  Krankeuunter- 
stützung  timinterbrochen  oder  im  Laufe  eines  Zeitraums  von  12  Monaten 
filr  26  Wochen  he/.o}i;eu  haben,  bei  Eintritt  eines  neuen  UntersttttzungS' 
falles,  sofern  dieser  durch  die  gleiche,  nicht  gehobene  Kranklieitstirsach*' 
vfTMiilnsst  worden  ist,  im  Laufe  der  nächsten  12  Monate  Krankeiitnifer- 
stütztuig  nur  im  gesetzlichen  Mindestbetrage  {^jj  20)  und  nur  für  die  üe- 
samtdauer  von  26  Wochen  zu  gewähren  ist." 

XI.  Im  ersten  Absätze  des  ^  81  \\  erden  die  Worte  „2  Prozent"  durch 
die  Worte:  „24  von  Tausend"  und  im  zweiten  Absätze  desselben  Para- 
grajiben  die  Worte:  „ä  Prozent"  durch  die  W^orte:  „Ö6  von  Tausend'* 
ersetzt. 

Xn.  Der  §  S4a  erh&lt  als  dritten  Absatz  folgenden  Zusatz: 

„Personen,  welche  unflÜlig  zum  Amte  eines  Schöffen  sind  (§§  81.  •'»- 
dl  -  c.'erichtsverfassunjisgcsctzes I.  iiiifr!!!  \vr  1. 1  in  den  Vorstand^  noch  td«» 
Kcchniuigs-  oder  Rassenfuhrer  bcrulbn  werden." 
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XIII.  Der  §  85  erhält  als  dritten  Absatz  folo;pnden  Zusatz: 

„Der  Vorsitzende  den  Vorstaudes  bat  Besjchlüuse  der  Kassonorgane, 
welche  gegen  die  gesetzlichen  oder  statutarischen  Vorsdmften  Verstössen, 
durch  Beriebt  an  die  Anfsicbtsb*  Ii  i  de  unter  Angabe  der  GrUnde  mit  auf- 
schiebender Witktmfr  7.n  beanstantien." 

XIV.  PiM-  42  erhalt  als  4.  und  5.  AVi^atz  f.>]::c»ndo  Ziis-nt/.r-:  „Wordon 
binsicbtlieh  eines  Vorstandsmitgliedes,  eines  liechnungs-  odti  Kasson- 
rohrers  Tatsacben  bekannt,  welche  dessen  Berufung  ausscblitisseu  oder 
welche  sich  als  grobe  Ffliohtverletxung  dai-stellen,  so  ist  der  Betreffende, 
Dschdem  ihm  trad  dem  Kassen  vorstand  Ctelogenheit  zur  Aeusserung  ge- 
geben worden  ist,  durch  die  Ai)['<i(htsl)ehiir'!f>  seines  Amtes  zu  entheben. 

Die  Entscheidung  der  Autstchtsbehorde  kann  binnen  4  Wochen  nach 
der  Zustellung  derselben  im  Wege  des  Verwaltungsstreitrerfahrens^  wo 
ein  solches  nicht  besteht,  im  Wege  des  Rekurses 'nach  Massgabe  der  Vor- 
schriften der  20,  21  der  Gewerbeordnung  angefochten  werden.  Die 
Anfechtung  hat  keine  aufschiebende  Wirkung." 

XV.  Im  §  47  .Albs.  1  Ziffer  2  werden  die  Worte:  „3  Prozent"  durch 

die  Worte:  „30  von  Tausend"  ersetzt. 

XVI.  An  Stelle  des  §  56  Abs.  2  treten  uls  §  5G  Abs.  2,  3,  4  folgende 
Bestimmungen: 

„Die  Uebertragung  der  dem  Unterstützungsborerhtigten  zustehenden 
Ansprüche  auf  Dritte  sowie  deren  Verpfandung  oder  PiUndung  hat  nur 
iüüoweit  rechtliche  Wirkung,  als  sie  erfolgt: 

1)  zur  Deckung  eines  Vorschusses,  welcher  dem  Berechtigten  auf 
seine  Ansprüche  vor  Anweisung  der  Unterstützung  von  dem  Betriebs- 
untemelimer  oder  einem  Organ  der  Kasse  oder  dem  Mitglied  eines  solchen 
Organs  gegeben  worden  ist. 

2)  zur  Deckung  der  im  §  böU  Abs.  4  der  C.P.O.  bezeichneten 
Forderungen, 

3)  zur  Deckung  von  Forderungen  der  nach  §  57  ersatzberechtigten 
Gemeinden  und  Armenverbände  sowie  der  an  deren  Stelle  getretenen 

Betriebsunternehmer  und  Kassen, 

4^  zur  Deckung  der  nach  76c,  76d  den  Trägern  der  reichsgesetz- 
lichen Unfallversicherung  und  der  nach  §  18  des  Invalidenversichemnge- 
gesetzes  den  Versicherungsanstalten  zustehenden  Krankengpldfr.iderungen, 

IM''  Aii-pi-iiclio  diirfen  nur  auf  Ers;iT/fi.i  .lorungen  für  I'i  iiten.  Sterbe- 
gelder und  Entschädigungen,  welche  auf  Grund  der  TJcichsgcsetxr  iiber 
Unfall  versieh  entng  oder  in  den  Fallen  des  §  57  Abs.  4  des  Kranken- 
versicherungsgesetses  bezogen  sind,  auf  geschuldete  Eintrittsgelder  und 
Beiträge  und  auf  die  von  den  Organen  der  Kassen  veriiftngten  Geldstrafen 
aul'gerechnf»t  werden. 

Ausnahmsweise  darf  der  Berechtigte  den  Anspruch  ganz  oder  zum 
Teil  auf  andere  übertragen,  sofern  dies  von  der  unteren  Verwaltungs- 
behörde genehmigt  wird." 

XVn.  Der  §  57  Abs.  5  erhalt  am  Schlüsse  den  Zusats :  „sofern  nicht 

höhere  Aufwendungen  nachgewiesen  werden.*' 

XVIII.  Der  i>  57a  Abs.  4  erhalt  sun  Srhlusse  den  Zusatz:  „sofern 
nicht  höhere  Aufwendungen  nachgewiesen  werden." 

XTX.  Im  §  65  Abs.  2  worden  die  Worte;  „3  Prozent"  durch  die 
Worte :  „36  von  Tausend  *  ersetzt. 
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ZX.  Der  §  74  Abs.  3  erhalt  folgende  Fasenng: 

„Die  Vorschriften  des  §  20  Abs.  5,  §  26  Abs.  1  und  Abs.  2  Satz  1, 
§  56  Ab«.  2 — 4,  §  »(Ja  und  §  57a  fiuden  auch  auf  Knappschaftskassen 
Anwendung,  und  zwar  die  Vorsehriftom  des  §  56  Ah^.  2  —  4  auch 
hiutiicbtlieb  aller  den  Knappschaitskassen  berggesetzlich  obliegenden 
Leistungen." 

Artikel  2. 

Auf  Anspr(icbo  auf  Grund  des  Krankenversicherungsgesotzes,  wel(  Ije 
zur  Zeit  dos  völligen  Inkrafttretens  dicsp^;  Gosotzps  mif  (iiuiid  'iei  bLs 
dabin  geltenden  Vorschiü'tcu  nicht  beendet  sind  oder  sein  wurden,  huden 
die  Bestinunuogen  dieses  Gesetzes  Anwendung,  sofero  diese  für  die  Ver- 
sicherten günstiger  sind. 

Artikel  3. 

Dieses  Gesetz  tritt,'  soweit  es  sich  um  die  zu  seiner  Durchführung 
notwendigen  Massnahmen  handelt,  sofort,  im  ührigen  mit  dem  1.  Juli 
1903  in  Kraft. 

II.  Autriche.  Oesterreich. 

[Ii  eichäratäläuder.  j 

59.  A  p  o  t  h  o  k  e  r  <r  e  w  e  r  b  e. 

Antrag  Sylvester,  bf  tr.  dio  liegülung  des  A|mt}?ekergewerbes.  Beil. 
1682  A.H.  Zuweisung  an  den  Ausschusa  216.  Sitzung  A.H.  vom  10,  März 
1903. 

60.  Erwerbs-  und  Wirtschsftsgenossenschaften  (10,  88). 

Dringlicbkeitsantrag  Fiedler,  betr.  den  ■nfricLf  des  volkswirtschaft- 
lichen Au«Hr}iii'>"jes  ilber  den  Horrerihatisbescliluss.  betr.  die  Revision  der 
Erwerbs-  imd  Wirtschaftsgenos-t  n-chalten  und  anderer  Vereine.  Beil.  1358 
A.H.  Erste  Lesung  205.  Sitzimg  A.H.  vom  27.  Februar  1903.  Zweite 
und  dritte  Lesung  206.  Sitzung  A.H.  vom  3.  Mftrz  1903. 

61.  Hausierhandel  (18,  1 

TT''"! ciiliiius :  Krste  T.estiriL''  'i^^  I{eschluss<'s  i\c^  A  h^'^enrdneti'nhaases 
(Boil,  ISii  li.H.).  .Hl.  Sitzuni^  H.H.  vom  22.  Januar  11K)2.  Zuweisung  an 
die  volkswiitschalilich«  Kommission. 

III.  France.  Frankreich. 

A.  U  e  b  e  r  s  i  e  h  t  nach  dem  Stande  vom  1.  Januar  1903. 
1.  Altersversicherung,  allgemeine. 

a)  Senatssi tsung  vom  20.  Jan.  1808,  Vorlage  eines  Gesetzentwurfe« 
des  Senators  Strauss,  betr.  die  obligatorische  Unterstützung  von  Greisen 

tind  Invaliden  (Doc.  pari.  Xo.  I<),  J.  (_).,  iS.  !>).  .Senatssitzung  vom  11.  Febr. 
m!»S,  Bericht  des  Senatorn  8aiiiard.  Senatssitzung  vom  24.  Febr.  i8lf8, 
EinUeten. 

b)  Senatssitzung  vom  11.  Jan.  ]901|  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes 
des  Senators  Labrousse.  betr.  die  Organisation  der  obligatorischen  rnter- 
-'Hr/nng  von  armen  Blinden  in  Frankreich  und  Algerien  iDoc.  pari.  X  .. 

J.  U.,  S.  131).  Senatssitziuig  vom  1'  ATilrz  1!M)1,  summarischer  Bericht 
dcA  Senators  Bataille  ^^Doc.  ^jarl,  Xo.  1;>1,  J.  0.,  8.  238;. 

c)  Sitzung  der  Depntiertenkammer  vom  12.  Jnni  1902,  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  der  Abgg.  Emile  Aey  und  liachiöze,  betr.  die  Unter- 
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Bcatsong  yon  Ghreisen,  Invaliden  und  unbeilbaien  ELranken  (Doc.  pari. 
So.  66,  J.  0.,  S.  606). 

d)  Sitzung  der  DeputierteDkammer  vom  23.  Juni  1902,  Vorlage  emcn 
Gesetzentwurfes  des  Abp-.  Bienvenu  Martin,  betr.  die  Unterstützung  von 
Greisen,  Invaliden  und  unheilbaren  Kranken  (Doc.  pari.  No.  118,  J.  O., 
8.  586). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  7.  Juli  1902,  snmmarischer  Be- 
richt des  Abg.  Emile  Bey  aber  c)  tmd  d)  (Doc.  pari.  No.  322,  J.  0.,  8. 746). 

2.  Alters versicbernng  ftlr  Bergleute. 

a)  Sitsung  der  3>epntiei'tenkammer  Tom  14.  Okt.  1902,  Vorlege  eines 

Gesetzentwui-fes  des  Abg.  Basly,  betr.  die  Altersrersicherimg  der  Berg« 
leute  (Doc.  pari.  No.  309,  J.  ().,  S.  f\l). 

b)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  24.  Okt.  JDOi,  Vorlage  eines 
GesetsEentwttrfes  des  Abg..  de  Ramel,  betr.  die  Bildung  eines  allgemeinen 
Fonds  zum  Zwecke  der  Erhöhung  der  Altersrenten  der  Bergleute  und 
betr.  die  Uebergaogsbestimmongen  (Doc.  pari.  No.  374,  J.  0.,  8.  167), 
Eintreten. 

c)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  24.  Okt.  ll>02,  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Lasies,  betr.  die  Altersversicfaemng  der  Berg- 
leute (Doc.  pari.  Xo.  376,  J.  0.,  S.  170),  Eintreten. 

dl  Sirznn^  ilf-i'  Df] iiiriertenkammer  vom  H.  T)('/..  I!'n2,  Vorlairf!  cinn«? 
Gesetzentwurfes  durch  den  Minister  der  iiflTentliehen  Arbeiten  und  den 
Finanzminister,  betr.  die  Eröfinung  eines  ausserordentlichen  Kredites  im 
Betrage  von  1 000000  frcs.  zum  Zwecke  der  ErhShung  der  Altersrenten 
der  Beigleute. 

3.  Altersversicherung  der  Angestellten  und  Arbeiter  der  Im- 

primerie  Nationale. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  4.  Juli  1902,  Vorlage  eines  Ge- 
setzentwurfes des  Abg.  Jules  Coutaut,  beu-.  die  Reorganisation  der  Ki  anken- 
▼ersicherangskasse  des  Personals  der  Lmprimerie  Nationale  (Doc.  pari. 
"Ko.  2]2,  3.  0.,  S.  72).  Sitzung  <lfM  Deputiertenkammer  vom  1.  Dea.  1902, 
Bericht  des  Abg.  Deche  (Doc,  pari.  N  ".  r»;!."),  J.  0.,  vS.  4Hrij. 

Altersversicherung  der  Eisenbahnarbeiter  s.  Eiseubabnaibeiter. 

4.  Arbeitsbedingungen  erwachsener  Männer,  Kegelung  der  — . 
Sitzung  der  Dej)utiertenkaimner  vom   IJ.  Juli  Vm-la^'n  eines 

Geeetzentwurfeä  des  Abg.  Dron,  betr.  die  Regelung  der  Arbeitsbediugnngou 
erwachsener  minnlieher  Arbeiter  in  gewerblichen  Betrieben  (Doc.  pari. 
JCo.  296,  J.  0.,  8,  777).    Sitzung  der  Dejaitiertenkammer  vom  23.  Okt.  • 
1^^<*2.  Bununartscher  Bericht  des  Abg.  Morel  (Doc.  pari.  No.  366,  J.  O., 
S.  IBL^j. 

.5.  A  r  b  e  i  t  s  b  e  i  r  ä  t  e. 

Senat säitüuns:  vom  29.  Mftrz  19(>1,  Vorlat^e  eines  GesetxentAvurfe.s  dos 
Senators  Beranger,  betr.  die  Enicbtung  von  Arbeitsbeiräten  (Doc,  pari. 
No.  198,  J.  O.,  8.  269).  Senatssitsung  vom  4.  Juni  1901,  summarischer 
Bericht  de«  Senators  Gomot  (Doc.  j)arl.  No.  224,  .T.  O.,  S.  2Sri.  Senats- 
sitzuD»  vom  IS.  Juni  .  Kiütrotnn.    Senaf-sitznnL'  vom        Dez.  19<H, 

Bericht  des  Senators  Jb'raucis  Charmes  (Doc.  pari,  No.  4»J2,  J.  ü.,  S.  402). 
Senatssitzung  vom  6.,  7.,  11.  und  18.  Nov.  1902,  erste  Beratung,  Annahme, 
vom  5.  Dez.  1902,  Annahme  in  zweiter  Beratung. 
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6.  Arbeitsdauer  erwachsener  M&nner. 

Sitzung  der  Deputierten kammor  vom  14.  Okt.  1902,  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  dos  Abg.  Milloraii'].  iietr.  die  Abänderung  des  Art.  1 
Abs.  1  des  Gesetzes  vom  9.  8ept,  1  »4H  (Doc.  pari.  No.  324,  J.  0.,  S.  8<Jj. 

7.  Arbeitsdan  er  iiii-  Franen  und  Jugendliche. 

a)  Sitzimg  der  IJeputiertenkammer  vom  10.  Juni  1902,  Vorlage  eines 
Gesetasentworfee  des  Abg.  Sudietet,  betr.  die  Abändenmg  des  Art.  1  des 
Gesetzes  vom  9,  Sept.  1H48,  des  Art.  8  des  Gesetzes  vom  2.  und  3.  Nov. 
1892  und  des  Art.  1  uikI  2  des  Gesetzes  vom  .HO.  Milrz  1900  rDoc.  j.arl. 
No.  7,  J.  ().,  S.  773;.  Sity.nng  der  Deputiertenkammer  vom  2<K  Okt.  UH>2. 
sunimarisciier  Bericht  des  Abg.  Morel  (Doc.  pari.  No.  202,  J.  0.,  S.  110). 
Sitzung  der  Depatierteiikaiiiiner  Tom  21.  Nov.  1902,  Eintreten. 

b)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  Vom  26.  Juni  1902,  Vorlage  eines 
Gesetzentw^irfes  des  Abg.  Rudelle,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  vom 
30.  iMarz  ILtni)  (Doc.  pnrl.  No.  152,  J.  O.,  S.  Or.0\  Sitzung  der  Depu- 
tierteiikitmmer  vom  3.  Juli  1902,  summarischer  Bericht  des  Abg.  Congy 
(Doc.  pari.  No.  202,  J.  O.,  S,  716). 

8.  Arbeitsdauer  in  Bergwerken. 

a)  Sitzung  der  Dciititieitoiikainn  er  vom  29.  M!\f7  1 9(X),  Vorlage  eines 
Gpsef /eilt Wurfes  des  Abg.  Basly,  betr.  den  8-stündigen  Maximalarbeiustag 
in  Bergwerken  (Doc.  pari.  No.  1564,  J.  0.,  S.  78Ü).  Sitzung  der  Depu- 
tiertenkammer  vom  12.  Dez.  1901,  Beriebt  des  Abg.  Odilon-Barrot  (Doc. 
pari.  No.  2827,  J.  O,,  S.  2(»9).  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom 
29.  Jan.  und  5.  Febr.  1902,  Eintreten,  Diskussion,  Annahme  des  Ent- 
wurfes. Ueberweisung  an  den  Senat  am  6.  Febr.  ldO'2  (Doc.  pari.  No.  d9, 
J.  0.,  S.  82). 

b)  Senatssitsiing  vom  20.  Fabr.  1902,  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes 

I     Sr natoi*8  Darbot,  betr.  die  Arbeitsdauer  in  den  Bergwerken  und  die 

Vorhinderung  des  Bergarbeiterausstandes  durcb  «  Ine  Vereinii^unn;  von 
Kapital  und  Arbeit  (Doc.  pari.  Xn.  07,  J.  0.,  S.  Il3j.  Senatssitzimg  vom 
17.  März  1902,  summarischer  Bericht  des  Senators  Gommot  (Doc.  pari. 
No.  164,  J.  0.,  8.  367).  Senat^^sitzung  vom  12.  Juni  1902,  Eintreten. 
Senatssitzung  vom  17.  Juni  1Ü02,  Ucberw  eisung  des  Entwurfes  an  die 
mit  der  Vorbereit ut);!^  des  von  'ler  Dr^pntierteukammor  angenommenen  Ge- 
setzentwurfes, betr.  .1(11  s  >rui)<lit:*  11  j\rbeitstag,  betraute  Kommission. 

9.  Arbeitslosenversicherung. 

a)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  19.  Juni  1902,  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Charles  Dumont,  betr.  die  Versichwtmg  der  die 

Vorteile  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898  geniosseudon  Arbeiter  gegen 
Tjolin Verluste  infolge  einer  durch  Brand  in  den  Fabriken,  Laden  oder  Ar- 
beitsplätzen veruisachten  Arbeitslosigkeit  (Doc.  pari.  No.  99,  J.  ü.,  S.  58<»). 

b)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  18.  Nov.  1902,  Vorlage  eines 
Gcset/.entwui*fes  des  Abg.  Jules  Coutant,  betr.  die  Auferlegung  einer  pro 
Pferdekraft  zu  erhebenden  Steuer  auf  die  motorischen  Kraftmaschinen,  aus 
dpien  Erträgnissen  eine  nationale  Versicherungskas.se  gegen  ArbeitsInsiEr- 
keit  zu  gründen  und  zu  speisen  wäre  (Doc.  pari.  No.  458,  J.  0.,  S.  2U'dj. 

c)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  24.  Nov.  1902,  Vorlage  eines 
Gesetzentwuries  des  Abg.  Dev^ze,  betr.  die  Erötfimng  eines  einmaligen 
Kredites  im  Betrage  von  Rf^MXK)  frcs.,  zum  Zwecke  der  IJnferstütznn;:  ler 
arbeitslosen  Bergleute  im  Becken  von  Gard  (Doc.  pari.  No,  481,  J.  0., 
S.  308). 
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lO.  Arbeitsnacliweia. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  8.  Nov.  1898,  Vorlage  eines 
(resfitTientwTirfes  des  Abg.  Coutant.  betr.  den  Ai-hoit-cnacliwcis  uiui  die 
Stellenvermittelung  für  alle  Arbeiter  und  Angestellten,  ohue  Lnter.schied 
des  Geschlechts  und  des  BeAfs  (Doc,  pari.  No.  328,  J.  0.,  S.  158). 
Sitzung  der  Depntiertenkainmer  vom  15.  Dez.  1899,  Bericht  des  Abg. 
Georges  Berrv  über  diesen  Entwittf  (Doc.  pari.  No.  1289,  .1.  0.,  S.  848). 
Sitzuusr  der  Deputiertoükammer  vom  15..  22.  nnd  29.  Nov.  19(M»,  Dis- 
kussion und  Annahme  des  Eutwurte.s.  Ueberweisnng  an  den  Senat  am 
80.  3fov.  1900  (Doc,  pari.  No.  383,  J.  0.,  S.  776).  Senatssitzuug  vom 
22.  "Sov.  1901.  Beriebt  des  Senators  Escperfc-Bezan^on  (Doc.  pari.  No.  419, 
T.  (  S.  411).  Sitzung  der  Depntiertenkammer  vom  10.  Dez.  1901, 
XacbtraL'^'bfTicht  des  Senators  Prevet  (Doc.  pari.  No.  448.  .T.  <>.,  S.  IHf»). 
Senatößitzung  vom  28.  und  30.  Jan.  1902,  Eintreten,  Diskussion  und  An- 
aabme  mit  Modifikatioiien.  Ueberweisung  an  die  Kammer  am  12.  Juni 
1902  (Doc.  pari.  No.  47,  J.  0.,  S.  496). 

11.  Arbeitsvertrag. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  l<i.  Juni  1902,  Vorlage  eines 
Gesetzentw  urfes  des  Ahß,.  Mirrann.  betr.  die  SI<  liri  nriir  ;,'erechtGr  Ent- 
schädigungen an  diejenigen  Lohnarbeiter,  die  inlulge  einer  Delegation  als 
VertrauensmÄnner  ihrer  Arbeitsgenossen  gemassregelt  wurden  [Doc.  pari. 
No.  66,  J.  O.,  8.  530).  Sitemig  der  DeputierteDkammer  vom  7.  Nov.  1902. 
SummariBchcr  Bericht  des  Abg.  Louis  Martin  tlber  diesen  E)ntwmrf  (Doc. 
pari.  No.  428,  J.  ().,  S.  21."\ 

12.  Bergarbeiterdelegierte. 

Sitzung  der  Deputierteukammer  vom  21.  März  1899,  Vorlage  eines 
OesetzentwitirfeB  des  Abg.  Basly,  betr.  die  Abftndemng  des  Gesetzes  vom 
Juli  1890  über  die  Delegierten  der  Bergarbeiter  zur  Sicli^M  iwi^r  der 
Gruben  (Doc.  pari.  N'i.  S3n.  .T.  0.,  S,  !)40).  Sitzung  der  Deputiertenkammer 
vom  22.  Fpbr.  IfHtfi,  Hnichr  dps  Abg.  Kose  Doc.  pari.  No.  1153,  J.  ()., 
S.  5.">Ü  /.  Sitzung  dav  Deputiertenkammer  vom  2n.  Juni  1901,  Nachtragsbericht 
des  Abg.  Roae  (Doc.  pari.  No.  2454,  J.  O.,  S.  615).  Sitzung  der  Deputierten- 
kammer  vom  5.  Juli  1901,  Annahme  des  Entwurfes.  Ueberweisung  an 
den  Senat  am  6.  Juli  1901  (Doc.  pari.  No.  385,  J.  0.,  S.  368). 

13.  B 1  e  i  w  e  i  s  s  V  e  r  w  e  n  d  u  n  g. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  3u.  Ukt.  1902,  Vorlage  eines 
Gasetsenturarfes  des  Handetsministers,  betr.  die  Verwendung  von  Blei- 
verbindungen bei  Malerarbeiten  (Doc.  pari.  No.  401 ,  J.  O. ,  S.  201). 
Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  28.  Nov.  1902,  Bericht  des  Abg. 
J.  L.  Breton  (Doc.  pari,  No.  515,  J.  O.,  S.  409). 

14.  Einigungs-  und  Schiedsgerichte. 

&)  Senatssitzung  vom  19.  Juni  1899,  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes 
des  Senators  Magnien,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  vom  27.  De». 
1892,  im  Sinne  obligatorischer  Einigungs-  und  Schiedsgerichte  bei  Kollektiv« 
Streitigkeiten  zwischen  den  Unteniehmern  und  Arbeitern  im  Bergbaugowerbe 
(Doc.  pari.  No.  174,  J.  0.,  S.  Uli.  S.natssitznng  vom  2!^  .!nni  18;)9, 
summarischer  Bericht  des  Senators  Magnien  (Doc.  pari.  No.  195,  J.  0., 
S.  424).    Senatssitzung  vom  3.  Juli  1899,  Eintreten* 

b)  Sitsung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Okt.  1902,  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Millerand,  betr.  das  schiedsgerichtliche  Verfahren 
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bei  Konflikten  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  (Doc.  pari.  No.  32d, 

J.  0.,  S.  75). 

In.  E  i  s  f' n  L  a  Ii  II  a  r  b  0  i  t  e  r ,  Ec^n^hinfr  der  Arbeiti'bpdiTig'iinfrfn  fler  — . 
Sitzung  <ler  Depuüertonkammer  vom  28.  Juli  IHl>4,  Vorlage  eme» 
Gesetzentwurfes  der  Abg.  De^cubes  und  G«n.,  betr.  die  öfifeutliche  Sicher- 
heit in  den  Betrieben  der  Eisenbahnen  und  die  Lage  der  Itfaschinisten 
nnd  Heizer  (Doc.  purl,  Xo.  8JI5,  J.  ().,  8.  105),  Ueberweisung  des  Ent- 
wurfes an  die  Arbeitskommis.'^ion.  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom 
21.  Dez.,  Bericlit  des  Abg.  Deacubes  (Doc.  pai  l.  No.  17(.)0,  J.  0.,  S.  1627). 

b)  Sitzong  der  Depotiertenkammer  vom  26.  N^ov.  1897,  Vorlage  einos 
Gesetzentwurfes  des  Ministers  der  öHentlichen  Arbeiten  Tnrrel,  betr.  die 
öffentliche  Sicherheit  in  den  Betrieben  der  Ei.senbahnm  nnd  die  T.age  der 
Maschinisten  nnd  Hrizer  (Doc.  pari.  No.  2847,  J.  Ü.,  S.  22ö).  Ueber- 
weihuug  an  die  Arbeii.Hkuniniission. 

c)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  30.  Nov.  1897,  Vorlage 
eines  Gesetz«  jirwurf es  der  Abg.  Berteaux  nnd  Gen.,  betr.  die  Lage  der 
^fa-rhinisten,  Heizer  und  sonstigen  Eisenbahnarbeiter  (Doc.  parL  No.  2853, 
J.        8.  231).    IJeberweisung  an  die  Arbeitskommi.ssion. 

Neu  betitelt:  Kntwurt  eines  Gesetzes  betr.  die  Regelung  der  Arbeits- 
bedin<2:ungen  der  Maschinisten,  Heizer  nnd  sonntigen  Eisenbahnarbeiter 
und  die  Altersversicherung  des  Personals  der  französischen  P'iseji'bahnen. 

Sitzung  dm  Depnf itiltidiamraer  vom  2.  'De/..  1 807,  Nachtragsbericht 
des  Ahff  Descubes  über  a  i,  bi  und  c)  (Doc.  pari.  i\o.  2^«)0,  J.  D.,  S.  237).  Sitzung 
vom  17.  Dez.  1H07,  Eintreten,  Diskussion,  Annahme.  Ucbervveisung  an  den 
Senat  am  21.  Des.  1897  (Doc.  pari.  No.  79,  J.  O.,  S.  757).  Senats- 
sitzung vom  25.  Febr.  UMll,  Bericht  des  Senators  .lules  Godin  (Doc. 
pari.  Xo.  Hf).  .T.  (>..  S.  UMI,.  Sitzung  vom  30.,  31.  Mai.  4.,  G.  und  7.  Juni 
10(11,  Eintreten,  r>islvussion  und  Annahme  mit  Mociitikationen.  Ueber- 
weisung  an  die  De])utiert6nkammer  am  12.  Juni  löOl  (Doc,  pari.  No.  2-412, 
J.  <>.,  S.  507).  Sitsnng  der  Deputiertenkammer  vom  12.  Juni  1901,  Be- 
richt des  Abjr.  Rose  Doc.  pari.  Xo.  2557,  J.  O.,  S.  750).  Sitzung  vom 
14.  Xov.  UH)1,  Xachtragsbericht  des  Abg.  Rose  (Doc.  pari.  Xo.  275<ij 
J.  ().,  8.  7l>;,  Diskussion.  Vorlage  eines  Gegenentwuri'os  des  Abg.  Berteaax, 
Annahme  des  Gegenentwurfes  nnd  einer  Besolution  des  Abg.  Zeva^s, 
IJeberweisung  an  den  Senat  am  16.  Nov.  1901  (Doc.  pari.  No.  409, 
J.  O.,  8,  300:.  Senatssitzung  vom  11.  Marz  10O2,  Bericht  des  Senators 
Juios  Godin  :Doc.  pari.  Xo.  123,  J.  0.  S.  !M7  . 

d)  Senatssitzung  vom  22.  Nov.  10(X),  \  oriage  eines  Gesetzentwurfes 
des  Senators  Mciie.«ttier,  betr.  die  Arbeitsbedingangen  nnd  die  Alters- 
vorsiclierun«;  des  Personals  der  französischen  Eisenbahnen  (Doc.  pari. 
No.  357,  J.  O.,  S.  740). 

1  < ).  G  c  w  e  r  b  e  g  e  r  i  <■  h  t  p . 

a  j  Sitzung  der  Depui  iei  tcnkammer  vom  H,  Nov.  1S!»8,  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  der  Abg.  Paul  Beaurogard  und  Lauues  de  Moutebello, 
beti'.  die  Beform  der  Gewerbegertchte  (Doc.  pari.  No.  324,  J.  O.,  S.  230). 

bi  Sitzung  der  Deputiertenkammoi-  vom  14.  Xov.  1808,  Vorlage  eines 
GestMzentwurfcs  des  Abg.  Dutroix.  betr.  Revision  der  Gesetzgebung  Uber 
Gewerbegerichte  i^Doc.  pari.  Xo.  350,  J.  O.,  S.  280). 

Ueberweisung  von  a)  und  b)  an  die  Arbeitskommission.  Sitzung  der 
Dei)utiertenkammer  vom  9.  Mai  1899,  Bericht  des  Abg.  Dutreix  (Ooo,  pari. 
No.  931,  J.  O.,  S.  1563).    Sitzung  vom  11.,  12.  und  14.  Febr.,  Eintreten, 
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DlskuBHion  uud  Aiiiiahme.  Ueberweisuiig  aii  tleu  Senat  am  25.  Febr.  11)01 
(Doc.  pari.  No.  88,  J.  O.,  8.  196). 

c)  Senatssitz  Ulli;  vom  Id.  Juni  KK)2,  Vorlage  vlnp-i  Gesetzentwurfes 
den  SnnaTors  ('.stielet,  botr.  dio  T'^iiterstrlliintr  <lcr  Hmultlstriliilfen  der 
Kechtspreciiuug  nach  gemeinem  Recht,  unter  gleiciizeitiger  Aulhebung  des 
Abs.  1  des  Art.  G34  des  Handelsgosetzbuclies  (Doc  pari.  Xo.  272,  J.  O,, 
8.  435).    UeWveismig  an  die  KommiBsion  für  Gewerbegeridite. 

Senatssitzung  vom  4.  Des.  1902,  Btt-icht  doB  Senators  Savary  über 
b,  c  (Doc.  pari.  No.  372). 

1 7.  G  e  \\-  e  r  k  »»c  h  Q  f  T  t'  n . 

a)  Senatssitzung  vom  Ju.  .luli  JH*»8,  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes 
des  Senators  Barthe,  betr.  die  Abänderung  des  Art.  7  des  GewerkscLafts- 
^etzes  vom  21.  Hftn  1884  (Doc.  pari  No.  260,  J.  0.,  8.  583). 

b)  Senatssitzong  vom  22.  Jnni  1894,  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes 

des  Senators  Barthe,  betr.  die  ErgänzuuL'  'b  s  Gt  u  oi  ks(  liafts^frt^cf-zfs  vom 
21.  März  1884  durch  Stiafbeatimmungen  bei  Lobertretung  des  Art.  3 
di^es  Gesetzes. 

Senatesitzung  vom  9.  Juli  1894,  Bericht  des  Senators  B^ranger 
(Doc.  pari.  No.  9,  J.  0.,  S.  188). 

c:  Sitzunt'  'Irr  TV-j/iitieitfiikammer  vom  3.  .Tuli  ll*f)2.  Vorlage  einns 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Lemiie,  betr.  die  Abänderung  und  iLrgänzung 
des  Gewerkschaftögesetzoß  vom  21.  MUrz  1804. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Okt.  1902,  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Dejeant.  .  In^tr.  die  Ausdehnung  der  Vorteile 
des  G>  w  eikschaftsgosetzes  vom  21.  März  1894  auf  alle  Lohnarbeiter 
(Doc.  pari.  No.  313,  .T.  O.,  S.  Ö2}. 

d)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Okt  lü(»2,  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Millwand,  betr.  die  Abänderung  des  Gewerk- 
ecbaftsgesetzes  vom  21.  Mftrz  1884  (Doc.  pari.  No.  322,  J.  0.,  S.  74). 

18.  Gewinnbeteiligung. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  18.  Nov.  1902,  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Emeat  Koche,  betr.  die  Gewinnbeteiligung  für 
alle  Bergarbeiter. 

Ift.  II  i  ]  1  s  k  a  s  .=!  e  n  ,  ircL'ensciti^-e. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  11.  Nov.  ir>n2,  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Gauthier  (von  Clagnj},  betr.  die  Abänderung 
des  Art.  28  des  Gesetzes  vom  1.  April  1898  über  die  gegenseitigen  Hilf»- 
kassen  (Doc.  pari.  No.  447,  J.  O.,  S.  282). 

20.  H\'giene  und  Sicherheit. 

Sitzung  der  Doim?  iortenkammer  vom  10.  Jan.  1{»02,  Vorlage  eines 
Gf-^ot/enf \viufV"i  des  ilandelsniinieiters,  b<"'tr.  die  Abänderung  do^;  Gesetzes 
vom  12,  Juni  18J>3  über  die  hygienischen  und  Sicherheitsvorkehrung«ni  in 
gewerblichen  Betrieben  [Doc.  pari.  Ni».  2875,  J.  Ü.,  S.  11).  Sitzung  der 
Deputiertenkammer  vom  29.  Jan.  1902,  Bericht  des  Abg.  Groussier  (Doo. 
pari.  No.  2nni,  J,  O,,  S.  102).  Sitzung  der  Deputierte nkainmer  vom 
0.  Fe1)r.  i:f<  >2.  Eintreten.  Debatte,  Annahme  des  Entwurfes.  L'eberweisung 
au  den  Senat  am  13.  Febr,  1902  (Doc.  pari.  No.  .')<  ),  J.  U.,  S.  98;.  Senats- 
sitzuug  vom  3.  März  1902,  Bericht  des  Senators  Strsuss  (Doc  pari.  No.  101, 
J.  0.,  S.  147). 
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21.  Eoalitionsrecht  der  Arbeiter  in  Staate-  und  Eisenbahn- 
betrieben. 

Senatssitzung  vom  21.  Dez.  181)4,  Yorla<:o  oino--  G^^setzentwurfes  des 
Senators  Cordelet,  betr.  das  Verbot  der  Knnlii  i.  ncn  zum  Zwpt  ke  der  Ar- 
beitseiustellung  in  Staats-  mid  EisenbalmlHü rieben  (Doc,  ])arl.  No.  58, 
J.  O.,  B.  247).  SenatBBitzung  vom  21.  Jan.  1B96,  eummarischer  Bericht 
dea  Senators  Marquis  (Doc.  pari.  No.  7,  J.  O.,  S.  3i.  Senat ssitzung  vom 
8.  Fel>r.  181>5,  Eintreten.  Senatssit/ung  vom  10.  Juni  1H!»5,  Bericht  des 
Sonatnrsi  Demole  Doc.  pari.  Kn.  121,  J.  ().,  S.  3H'<).  Senatssitzung  vom 
3.  und  4.  Febr.  181i(j,  erste  Beratung;  vom  14.  Febi;.  ISiJU,  zweite  Be- 
ratungy  Annahme  dee  Entwnrfes.  Ueberwei^ung  an  die  Deputiertenkammer 
am  2ü.  Juni  IS'JS  ^J)oc.  j.arl.  No.  77,  J.  O.,  S.  117(»;i.  Neu  betitelt:  Ent- 
wurf eines  GosoT/rs  brtr.  die  Abändeiung  der  .\rt.  41  4  und  415  <]*■>  '^^ti-af- 
gesetzbudieh.  Neuerliche  L'eberweisuiig  an  die  De|iutiertenkammer  am 
12.  Juni  1902  (Doc.  pari.  No.  HG,  J.  ().,  8.  492). 

22.  Lehr  vertrag. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Ueberwachung  der  durch  private 
Wohttätigkeitsanstalten  geleiteten  gewerblichen  Betriol  <  ,  Art.  4.  Der 
Depuf  iortf-tikammni-  iti  der  Sitzung  vom  21.  f^^kt.  1002  durch  den  Minister 
des  TTsiifii  u  vorgelegt  i  l)oc.  |»arl.  No.  361,  J.  U.  Ö.  124). 

23.  Lo  h  n  a  n  sp r  u  c  h  verheiratotMr  Fraiien. 

a)  Sitzung  der  Deputiertenkanimcr  vom  9.  Juii  ls!M,  Vorlage  eines 
Gkisetxentwui-fes  des  Abg.  Goirand,  betr.  die  Sicherung  des  Lohngenusses 
an  verheiratete  Frauen  (Doc.  pari.  No.  801,  J.  O.,  S.  1133).  Sitzung  der 
Deputiertenkammer  vom  20.  Dez.  18!M,  sunmiarischer  Bericht  des  Abg. 
T.  Goujon  über  diesen  Entwurf  (Doc.  i.arl  No.  1(){)4,  J.  O.,  S.  2233). 

b)  Sitzung  der  Deputiertenkammor  vom  i).  JuJi  1894,  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  L.  Jonrdan,  betr.  den  Schutz  der  Frauen  gegen 
gewisse  Missbrftuche  der  eheherrlichen  Gewalt  (Doc.  pari.  No.  8ü3,  J.  O., 

EruHiMiung  einer  Spe/.ialkonimission  in  dr^-  Sir/.'uig  vom  14.  Febr.  1805. 
Sitzung  der  Deputierteukammer  vom  14.  Nov.  1S})5,  Vorlage  des  Kom- 
missionsberichtes durch  den  Abg.  Goirand  (Doc.  pari.  No.  1609,  J.  0., 
8.  1472).  Sit/.mi-  der  Dcputiertenkanimer  vom  27.  Febr.  1896,  Eintreten, 
Berat'niLr  mid  Annahme  (J.  ().,  S.  313).  l'eberweisung  an  den  Senat  am 
2.  Mörz  i8t»r.  (Doc.  pari.  No.  47,  J.  0.,  S.  117;. 

24.  L  o  h  n  j)  f  a  n  d  n  n  :r. 

aj  Sitzung  der  Dfputiertonkammer  vom  25.  Nov.  1H1<7,  Vorlage  eines 
Geset4sentwiirfes  des  Abg.  Basly,  betr.  die  Abftnderung  des  Gesetoes  vom 
12.  Jan.  I8H5  über  die  Pllindung  der  Löhne  und  geringer  Besoldungen 

(Doc.  pari.  No.  2840,  J.  (>.,  S.  157). 

b)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  10.  Dez.  1807,  Vorlage  eines 
(Gesetzentwurfs  des  Abg.  Odilon-Barrot^  betr.  die  Ergänzung  des  Gesetzes 
vom  12.  Jan.  1895  über  die  Pftndung  der  Löhne  und  geringer  Besoldungen 
(Doc.  pari.  No.  2888.  J.  O.,  S.  282). 

r  Sii/unir  der  Deputiertenkammor  vom  13.  Jan.  18!»S.  Vorlage  eines 
(iesftzentwurles  des  Abg.  Plfr-hf^n,  betr.  die  Abftnderung  dr-^  Gt  setzes  vom 
12.  Jan.  1805  über  die  l'lundung  der  Löhne  und  geringer  Besoldungen 
(Doc.  pari.  No.  2949,  J.  O.,  S.  1). 

üeberweisung  aller  Anträge  an  die  Arbeitskommission.    Sitsnng  der 
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DepuÜetrtenkammer  vom  21.  Mftn  1898,  Vorlage  des  Berichtes  des  Abg. 
EiOse  (Doc.  pari.  No.  8181,  J.  O.,  8.  875).  Sitzung  der  Deputierteukammer 

vom  1.  April  181>8,  Eintreten,  Diskussion  und  Annahme.  Uoberweisung 
an  den  Senat  am  4.  April  189S  (Doc.  pari.  No.  218.  J.  O..  8.  '557  ;.  Senats- 
sitzung  vom  Ii).  Nov.  lUOl,  Bericiit  des  Öeiiaturä  Chovet  (Doc.  pari.  No. 
411,  J.  0.,  8.  391).  SenatssitJEungen  vom  6.,  18.,  20.  und  25.  Nov.  1902, 
«rste  Beratung.  Üeberweisung  an  eine  Konmtission  mit  einem  Gegen- 
entwürfe  des  Senators  Savary. 

25.  Lohnzahlung. 

Sitzung'  der  Dej)n?iertenkammer  vom  21>.  Mai  1890,  Entwurf  eines 
Get4eT7.es  des  Abg.  i-'enoui,  betr.  die  Arbeitsordnung  i  Doc,  pari.  No.  591  f. 
öitzung  der  Deputiertenkammer  vom  ü.  Juli  1892,  summarischer  Bericht 
des  Abg.  Saint-Rome  über  diesen  Geaetsentwurf  (Doc.  pari.  No.  2262, 
J.  0.,  S.  1537).  Sitzungen  der  Depntiertenkammer  vom  4.  und  5.  Nov. 
1892.  BcBchluss  des  Einfrrtens.  Diskussion  und  Annahme.  Uoborweisting 
des  Jiintwurfes  au  den  Sonat  am  U'.  Nov.  1892  (Doc.  pari.  No.  15,  J.  0., 
8.  501).  Senatssitzuiig  vom  2C).  Juli  1893,  Bericht  des  Senators  Maxime 
Lecomte  (Doc.  pari.  No.  304).  Senatssitzung  vom  17.  Mftrz  1894,  Nach- 
tragsbericht des  Senators  Maxime  Lecomte  (Doc.  pari.  Nr.  62,  J.  O.,  S.  lOßj. 
SenatHsitzung  vom  24.  April  18!>4.  Annahme  des  Entwurfes  mit  Äfoditi- 
kationen.  20.  Juni  1898,  Üeberweisung  an  die  Kammer  unter  dem  neuen 
Titel:  Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  die  Lohnzahlung  (Doc.  )>arl.  No.  72, 
.T.  U..  S.  1169i.  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  22.  Nov.  1898, 
Bericht  des  Abg.  Dubio!  über  diesen  Entwurf  (Doc.  pari.  No.  40!»,  J.  ()., 
S.  312).  Sitzuniren  der  Doputiertenkammer  vom  (J.  und  8.  jypT.  1898, 
Diskussion  und  Annahme  mit  Modilikatioueu  (Doc.  pari.  No.  35.^,  J.  ()., 
S.  6C>3).  18.  Dez.  1898,  Üeberweisung  an  den  Senat  (Doc.  pari.  No.  358, 
J.  0.,  S.  603).  Senatssitwing  vom  24,  Dez.  1901,  Bericht  de.s  Senators 
Ma.xime  Lecomte  'V><x\  j)arl,  No.  484,  J.  ().,  S.  r)7'2  .  Senatssitznngen 
vom  17.  Jan..  f».  Eebr.,  <>.  Nov.,  6.  Dez.  iJK)2,  erste  Beratung,  Verschiebung 
auf  eine  s|i;itere  Sitzung. 

26.  Nationale  Arbeit,  Schutz  der  ~. 

a)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  16.  Juni  1902,  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Emile  Chauvin,  betr.  den  Schutz  der  nationalen 

Arbeit  'Doc.  pail.  No.  71,  J.  0..  S.  538).  Sitzung  der  Deputiertonkammer 
vom  1.  Dez.  HKD2,  Eintreten,  Ueberweistin^j  an  die  Arbeitskommission. 

b)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Okt.  1Ö02,  Vorlage  eines 
Oesetzentwurfes  des  Abg.  Grosjean,  betr.  den  Schutz  der  nationalen  Arbeit 
gegenüber  der  ausländischen  Konkurrenz  (Doc.  pari.  Nr.  812,  J.  O.,  S.  <U). 
Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  17.  Xov.  1902,  stnnmarisdher  Bericht 
des  Abg.  Dubuisson  (Doc.  pari.  Nn.  118.  .T.  O..  S.  282  . 

c)  Sitzung  der  Deputierteukammer  vom  i.  Dez.  1902,  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Jules  Content,  betr.  die  Löhne  der  auslftndischen 
Arbeiter  (Doc.  pari.  No.  529,  J.  O.,  S.  428),  Eintreten,  Üeberweisung  an 
die  Arbeitskommission. 

27.  Ruhetag,  wöchentlicher. 

Sitznnf^  der  Depntifrtenkammer  vom  <i.  April  1900,  Vorlage  eines 
(Teseizentwurfes  des  Abg.  Zevaes,  betr.  den  wöchentlichen  Ruhetag  der 
Angosteliten  in  I^engMchttfken  und  kaufmlnniBchen  Unternehmungen 
(Doe.  parL  No.  1592,  J.  0.,  S.  798).    Sitzung  der  Deputiertenkammer 
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▼om  16.  Januar  r.><>2,  summarischer  Bericht  des  Ab^.  Georges  Berty 

(Doc.  pari.  No.  2SS1.  .T.  O.,  S.  *2n).  Sitzung  der  Deputic  rtonkammer  vom 
27.  ]\larz  H><^*2.  Kiiitreten,  Diskussion,  Annahme  des  Entwurfes.  Ueber- 
weisung  uu  Jon  Senat  am  28,  März  1IX)2  (Doc  pari.  No.  233,  J.  O.,  Ö.  409). 

28.  S  t  r  e  i  k  a  m  n  e  s  t  i  e. 

a)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  1.  Juli  li>02,  Vorlage  eines 
Geeetsentwurfefi  des  Abg.  Paul  Gonstans,  betr.  die  Strsikamntttie  i^Doc. 
pari.  No.  184,  J.  O.,  S.  703).  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  7.  Nov. 

19(>2,  Eintreten. 

bi  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  21.  Nov.  HM>2,  Vorla;rf  eines 
Gesctzeutwurtes  de»  Abg.  La»icH,  betr.  die  Streikamnentie  (Doc.  pari.  No. 
480,  J.  O.,  8.  830),  Eintreten. 

Sitxung  der  Deputiertenkammer  vom  3.  Dez.  1902,  Bericht  des  Abg. 

Lamendin  (Doc.  pari.  No.  5<5<r.  SirznriLr  der  DeputiertenknmiriPr  vom 
5.  Dez.  ilHi2,  Diskussion  und  Annahme.  Ueberweisuug  an  den  Senat  am 
Ü.  Dez.  11H)2  (Doc.  pari.  No.  885 j. 

2ü.  U n i'a  1 1  r  a  u  lenz  ahl ung  au  Arbeiter  in  Staatsbetrieben. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  80.  Okt.  1902,  Vorlage  eines 
G^esetaentwurfes  des  Abg.  Mirman,  betr.  die  Eröffiiuog  eines  Kredites  im 
Betrage  von  KXXKKI  frcs.  zum  Zwecke  der  Ausrichtung  der  im  Orsetzo 
vom  *).  April  18L)H  vorgesehenen  ( 'nfallrenten  an  diejenigen  staatlichen 
Arbeiter,  die  seit  dem  1.  Juni  1891)  von  UnlUlleu  betroüen  wurden  und 
die  Wohltaten  des  Gesetzes  vom  9.  Juni  1863,  betr.  die  Zivilpensionen, 
nicht  geniessen  (Doc.  pari.  No.  407,  J.  O.,  S.  ^5). 

80.  Unfall  Versicherung  staatlicher  Arbeiter. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  t.  Deat.  1902,  Vorlage  eines  Ge« 

setzentw  iiifes  des  Aber.  Mi?*man,  betr.  drn  Erlassj  A'on  Ausfnhrnnn'sbe>tini- 
mungen  zum  l'nfallversicherungsgesotz  vom  H.  April  1898  hinsiehilicli  der 
Unfallversicherung  der  staatlichen  Arbeiter  (Doc.  pari.  No.  537,  J.  0., 
S.  433). 

31.  Unfallversicherung  fUr  kaufmftnnische  Angestellte. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  10.  Juni  1002,  Vorla^M>  eines 
Gosotzentwurfos  des  Abg.  Mirman,  betr.  die  T'ntcrsfellung  sämtlicher  kauf- 
männischen Betriebe  unter  das  l'nfallvefsicherungsrresetz  vom  9.  Ajn-il  181»H 
i^Doc.  pari.  No.  9,  J.  0.,  S.  454y.  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom 
30.  Juni  1902,  summarischer  Bericht  des  Abg.  Dubuisson  (Doc.  pari  No, 
160,  J,  O,,  8.  688). 

82.  Versicherung  der  Bergarbeiterdelegierten. 

Sitzun«;  der  Deputiertenkammer  vom  27.  Febr.  18!>5,  Vorlage  eines 
Gesetzentwurff"*  fies  Ab;r.  Ba«!y.  betr.  die  Untorstellnnji  der  Bergarbeiter- 
delegierten unter  die  Bestinunungen  des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1894, 
Eintreten.  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  SO.  Mftrz  1805,  Bericht 
des  Aliu'  Lacombe  (Doc  pari.  No.  12(;(>,  J.  O.,  8.  347).  Sitzung  der 
Dei»utiertcnkamnior  vom  21.  Dez.  189,",  Annahme  des  Entwurfes.  TTeber- 
weisun^  an  den  Senat  am  23.  Dez.  1895  iDoc.  pari.  No.  (i2,  J.  O.,  S.  546). 
Senat«sitzung  vom  14.  Dez.  189G,  Bericht  des  Senators  Felix  Martin  i^Doc. 
pari.  No.  45,  J.  O.,  8.  896).  Senatssitzung  vom  2.  Febr.  1897,  Eiotreten, 
Diskussion,  Annahme  mit  Modifikationen.  Ueberweisung  an  die  Deputierten- 
kammer unter  dem  Titel:  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Anteilnahme 
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der  Bergarbeiterdelegiei  ten  au  deu  Ki-aukeu-  und  HiiiHkassen  der  Berg- 
arbeiter. Neaerlidie  Ueberweisong  an  die  Depatiertenkammer  au  12.  Juni 

1902  (Doc.  pari.  No.  39,  J.  0.,  S.  494). 

n3.  Yolkshaus  i  Palais  rln  travail). 

Sitäsung  der  Deputiertenkauimer  vom  7.  .Tnli  1!><>2,  Vnrla^^e  oines 
Geüetaentwurfes  durch  den  Haudeläminister,  betr.  die  Eroiluuag  emeH 
auseerordentlichen  Kredites  im  Betrage  von  300000  fircs.  eum  Zwecke 
»lei  Subventionierung  der  Tollend ungsarbeiten  am  Volkshause  und  zur 
Einrii  htimrr  der  R&ume,  die  für  die  Arbeitergenossenschaften  und  Gewerk- 
schatten  bestimmt  Mind  (T)nr.  pari.  No.  265,  J.  O.,  S.  16'6). 

34.  W  ü  h  n  u  n  ^'  0  n  ,  billige. 

Senatssitzung  vom  13.  Jan.  1902,  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes  des 
Senators  Stranss,  betr.  die  Abftndening  des  Gesetzes  Aber  die  billigen 

"Wohnungen  vom  3.  Nnv.  1894  (Doc.  pari.  Xo.  42,  J.  0.,  S.  94).  Senate- 
sitzuDg  vom  27.  Febr.  Berifht    rlo^^  Senatons  Huguet  (Doc.  parL 

2^o.  98,  J.  0.,  S.  14(;).    SenutSiiiuuug  v  »m  12.  Juni  19(>2,  Eintreten. 

B.  Parlamentarische  Arbf'iten  in  den  Monaten  Januar  und 

Februar  1903. 

35.  Altersversicherung  der  Bergarbeiter  (2d). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  Tom  13.  Febr.  1903,  Vorlage  des 
Berichtes  der  Badgetkonunis.<)iou  über  den  Gesetzen tvv'urf,  betr.  die  Br« 
böhung  der  Altersrenten  der  Bergarbeiter  (Doc.  pari.  No.  756). 

36.  A  r  b  e  i  t  s  b  e  i  r  a  t  e  (5). 

Sitzung  der  Dt  jnniertenkammer  vom  15.  Jan.  Vorlage  des 

vom  Senat  angeuomnieuen  Gesetzen twuif es,  betr.  Arbeitsboiräte. 

37.  Arbeitsnachweis  (10). 

a)  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  15.  Jan.  1903,  Vorlage  eines 

0*'Sf  tzeiitwurfes  dfs  Abi(.  Georges  Berry,  betr.  den  Arbcitsiiacbweis  für 
Angestellte  und  Arbeiter  beider  Geschlechter  und  aller  Bernte  (Doc.  pari. 
No.  G4G). 

b)  Sitzung  der  Depntiertenkammer  vom  26.  Jan.  1903,  Vorlage  eines 

Gesetzentwurfes  des  Abg.  Jules  Coutant,  betr.  den  Arbeitsnachweis  für 
Angestellte  und  Arbeiter  beider  Geschlechter  und  aller  Berufe  (Doc.  pari. 
No.  701). 

38.  Bergwerksbetrieb. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  15.  Jan.  1903,  Vorlage  eines 

Oesetzentwurfes  des  Abg.  Paul  Constans,  betr.  die  Annullierung  sämt- 
licher Vertrj1rr<>,  durch  welche  das  Nutionaleigentum  an  Bergwerken  prf^ifts- 
gegeben  wurde,  und  deu  Betrieb  der  Bergwerke  durch  die  darin  beschäf- 
tigten Arbeiter  (Doc.  pari  No.  650). 

39.  Freiheit  der  Arbeit. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  21.  Febr.  1003,  Vorlage  eines 
Gesetzentwarfes  des  Abg.  Grousseau,  betr.  den  Schutz  der  Freiheit  der 
Arbeit. 

40.  Geffthrliche,  gesundheitsschädliche  und  Iftstige  Be- 
triebe. 

Sitznn^'  der  Deputiertenl\;Lnimcr  mm  IH.  Febr.  1?'03,  Vorlage  eiiies 
Geserzontuurlos  des  Abg.  Chantemps,  betr.  die  Revision  der  Gesetz- 
gebung über  gefährliche,  gesundheitsschädliche  und  lästige  Betriebe  (Doc. 
parJ.  No.  754). 
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41.  Gewerkschaften  (17). 

Sitzung  dor  Dej'iu  u  rrenkammer  vom  26.  Jan.  1908,  Vorlage  eines 

Gpspt'/ont Wurfes  des  Ali<^.  Vaillant,   boti'.  die  AVirmderung  des  Gewerk- 

schaltsi^^eset^eH  vom  21,  Marz;  i<sb4  ^^Uoc.  pari.  ^o.  7U3). 

42.  Hygiene  und  Sicherheit  (2(V). 

Seüatsüitzuug  vom  3.  Tebr.  lÜUä,  erste  Beratung  des  von  der  DepQ- 
tiertenkammer  angcnonmietten  GesetzentwixrfeS)  betr.  die  Abftnderung  dee 
(t( -Ltzes  Tom  12.  Juni  IHllH  über  die  hygienischen  und  Sicherheitsvor« 
k>  lii  ini^'on  in  gewerblichen  Betrieben.    Verschiebung  auf  eine  'spätere 

Sitzung.  * 

43.  Kodifikation  des  A  r  b  (m  t  e  r  sc  h  n  t  •/ p 

a}  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  15,  Jan.  ll«U3,  Vorlage  eine» 
Geäetzentwurfes  des  Abg.  Dejeante,  betr.  die  Kodifikation  des  Arbeiter» 

schuldes. 

bj  Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  l.ö.  Jan.  19l)3,  Vorlage  eines 
Resolntionseiitwurfes  des  Abg.  Ch.  BrnniVt.  durch  welchen  die  Regierung 
aufgefordert  wird,  den  Kammern  den  Entwui-f  eines  Arb6iU»g6tietj^;bucheü 
Vorsttiegen  (Doc.  pari.  No.  642). 

44.  Lehr  vertrag. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  28.  Jan.  1903,  Vorlage  eines 

Ge.vet/.entwurfes  des  Abg.  £ugerand,  betr.  den  Lehrvertrag  in  der  Spitzen- 

klöpp(^^■i    Doc.  pari.  üo.  714). 

4."!.  'I'  I-  u  r  k  s  V  s  t  0  m. 

Sitzung  dor  Dti  ur ici i<  iikammor  vom  20.  .Tan.  1903,  Vorlage  eines 
GoscLzeutwm-fes  de»  Abg.  Jules  Cuutant,  betr.  das  absolute  Verbot  des 
direkten  oder  indirekten  Verkaufes  von  Nahrungsmitteln  und  eonstigen 
Gel)rauch8geg6nstftttden  an  die  Arbeiter  durch  die  Unternehmer  (Doc.  perl. 
No.  684). 

IV.  Norvege.  Norwegen. 

G  e  ft  i  II  d  e  o  r  d  n  u  n  g. 

31.  Mai  1898,  Boschluss  des  Storting,  die  Regierung  einzuladen,  dea 
Entwurf  einer  neuen  Oesindeordnung  vorzulegen. 

Juni  189!>,  Einsetzung  einer  Regierungskommission. 

2o.  März  1902,  Bericht  der  Kommission  mit  Gesetzentwurf. 

Forslag,  til  lov  om  husbond  og  tjener  afgivet  af  en  af  jostits-departe» 
mentet  nedsat  komite. 

Wortlaut  dc8  Entwurfes. 

§  1.  Derjenige,  der  nodh  nicht  da8  IS.  Lebensjahr  vollendet  hat.  ist  nicht  durch 
eiiiPTi  Vertracr.  durch  vvolchfn  rr  nhne  ZustiinmTinp  »eine«  Vaters,  »eiiitr  ^tntter  oder 
seincsi  VorniunUt;-  eiin  Sielluiig  hU  DieiiKtUuU.'  annimmt,  gebunden.  Jedudi  wird  der- 
jenige, der  einmal  unter  aumlrücklicher  oder  »Iii bchwei gentler  Zustimmung  eine  gl«llung 
angenommen  hat,  durch  einen  neuen  Vertrag  gebunden,  wenn  &  sich  nicht  für  längere 
Zeit  alt>  ein  Jahr  verpflichtet  und  der  Dienst  nicht  unter  Bedingungtiu  eiu^e^angcn 
wird,  welche  hini^ichtlich  der  Art  der  Arbeit,  der  Ekitirickelnng  uiM  Fibigkat  0« 
Dieot»tbotvn  unbillig  Hind. 

§  3.  Jeder  DienrttlK)te,  der  konfirmiert  ist  oder  das  Ki.  Lcbennjabr  vollendet  hat, 
soll  mit  einem  Dienstbuch  vorschon  sein,  in  <lcm  der  vollständige  Name,  der  (irlmrts- 
ort  und  Geburtstag  des  Dien^tboteo  angaben  ist.  Der  Dieoetbote  kann  auch  ver« 
hmgen,  das»  eine  Abschrift  der  ßdiulentlfi8t>ungs/eucnt60e  m  das  Dienstbodi  au^ 
nommen  wird.  (DieM»  Dienstbücher  werden  von  den  GästlichsD  au8giiBteUt.J 
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§  7.  Der  Herr  soll  seinen  Dienatbotcn  mit  Achtung  nnd  riUksicht.ivoU  be- 
handeln wnd  überhaupt  so  viel  wie  möglich  für  sein  Wohl  sorpren.  >iachuirb€it  soll 
f  r  nicht  ohne  gültige  Vcranlai^siing  dem  Dieiü^tboten  auferlegen  ;  gc*!chieht  es,  so  soll 
der  Dieostbote  als  Ersatz  die  nOügiß  Jäuhe  während  des  Tag^ea  haben.  J>er  Herr  boU 
Midi  niebt  in  flbennSimiger  Weira  dem  Diraatboten  Arbeit  wShrend  der  Sonn-  and 
Festtage  auferlegen 

9.  Oer  Herr  dem  Dienstboten  eine  angeuieBsene  Freizeit  gewähren,  so  daaa 
er  dem  Gotteedianst  bawohnoi»  für  adne  eigenen  Angelegenheiten  sorgen  und  an  er> 
laubten  Zrrs trenn n gen  teilnehmen  kann.  Dero  Dienstboten  gebühren  ausserdem,  wenn 
nichts  anderes  verabredet  ist,  zusammenhängendo  jährliche  Ferien  von  wenigstens 
7  Tagen  für  jedes  volle  Jahr,  das  er  bei  dem  Herrn  dient.  [Mangels  besondeicr 
Ueberanknnlt  entachddet  dw  Heir,  wann  don  Dienstboten  Freizeit  und  Ferien  ge- 
wihrt  werden  aoHen,  jedoeh  ist  dsba  die  Ortesitte  und  der  Brauch  zu  berücksichtigen.] 

i;  10.  Der  Herr  *oU  dafür  sorgen,  dass  das  Schlafzimmer  den  gesundlieit liehen 
Anfordenugen  entspricht.  Der  Dienstbote  kann  ein  eigenes  Kaobtli^ger  fordern. 
Ifiinnlidie  und  weibliche  Dienstboten  sollen  nicht  ein  gemwnaamee  Schirfrimmer  haben. 

§  13.  Der  Diener  soll  seine  Arbeit  flcifsig  und  treu  und  in  nngemessener  Weise 
aufführen  und  im  übrigen  in  seinem  ganzen  verhalten  dm  Wohl  seiner  iiern>clmft 
tttdeoL  Ebenso  ist  er  verpflichtet,  sich  der  Hausordnung  anzupassen.  Hat  sich  ein 
Diener  in  einer  bestimmten  Eigenschaft  oder  zu  einer  bestiniinten  Art  von  Arlx  it  ver- 
dungen, so  ist  er  dennoch,  wenn  es  die  Verhältnisse  erfordern,  wie  z.  B.  in  der  Ernte- 
zeit, liei  Krankheitsfällen  oder  wilhrend  der  Freizeit  der  anderen  INeDStbOteD,  W* 
pflichtet,  auch  andere  notwendiffe  Arbeiten  auszuführen. 

|(  16.  Ans  besonders  wicntigen  Orfinden  kann  jede  Futei  die  Anßieibnng  des 
Vertrages  verlangen ,  bevor  die  Dienstzeit  abgelaufen  ist.  selb-t  wenn  nichts  der 
anderen  Partei  zur  Last  fällt.  Ob  solche  Gründe  vorliegen,  wie  sehneli  die  Authebung 
des  Vertragea  verlangt  werden  kann,  und  die  ökonouu-^dien  Folgen  der  Aufhebung 
rlr^>e1ben  werden  oangde  beaonderer  Uebereinkunft  durch  Entechadong  des  Gericht» 
(eh  tget;  teilt. 

$  17.  Der  Herr  kann  die  Annahme  desjenk^en  Dienstboten  verweigom,  welcher 
während  der  Daner  des  letztoi  Jahres  vor  dem  Dienstantritt  ein  beBonders  schlechtes 
Verhalten  gezeigt  hat,  das  der  Herr  bei  dem  Vert ragsabschlus»  nicht  kannte.  Aus 
demselben  Grunde  kann  der  Herr,  anch  wenn  <ler  Dienst  schon  angetreten  ist,  während 
der  ersten  3  Monate  ohne  Kündigung  den  Vertrag  aufheben,  falls  er  vor  dem  Dienst- 
antritt Ton  dem  Verhalten  keine  Kenntnis  hatte. 

§  1S\  Ohne  Kündigung  kann  der  Herr  den  Vertrag  aufheben,  wenn  der  Dienst- 
bote in  wichtigeren  Dingen,  z.  B.  durch  unvorsichtige»  Umgehen  mit  Feuer,  nach- 
lässige  Behandutng  von  Kindern  oder  schlechte  Pflege  der  Tiere,  eane  Pflichten  ver- 
abeinmt  odej-  sonst  ein  schlechtes  Verhalten  zeigt. 

§  lU.  Der  Dienstbote  kann  sich  weigtrii,  deu  Dienst  anzutreten,  wenn  der  Herr 
während  der  Dauer  des  letzten  Jahres  vor  dem  Dienstantritt  ein  besonders  schlechtes 
Verhalten  seseigt  hat,  das  der  Dienstbote  bei  dem  VertraKBabscfaloss  nicht  kannte. 
Ana  demselben  tSninde  kann  der  Dienstbot«,  andi  wenn  er  den  Dienet  aaoetreten  hat, 
während  der  ersten  3  Monate  ohne  Kündigung  ilen  Vertrag  auflieben,  uüle  er  tot 
ileni  Dienstantritt  von  dem  Verhalten  keine  Kenntnis  hatte. 

§  20.  Ohne  Kündigung  kann  der  Dienstbote  den  Vertag  aufheben,  wenn  der 
Herr  in  wichtigeren  Dingen,  z.  B.  dadurch,  «lass  er  ihm  einen  unztireielK  iiden  Vnfpiit- 
haltsrauni  anweist,  oder  dadurch,  diiss  er  uutcrliisst,  den  geschuldeten  Lohn  zu  zuliien, 
seine  Pflichten  rembsiomt  oder  aonst  ein  sdüechtea  Ver&slten  aeigt 

Das  weibtiche  Mitglied  der  Konmussion  hat  sich  nicht  in  allen  Punkten  dem 
Votum  ihnr  nlichen  Kollegen  anschliesi^en  könneu.  Sie  fordert  eine  Be-tiiumimg, 
dass  kein  Handgeld  gegeben  werden  darf,  und  wünscht  ausserdem,  dass  die  1(>— ^ 
Atß  Entwurfes  irarch  folgende  konkreter  gefasstoi  Vorschriften  ersetzt  werden : 

S  16.  Htirbt  jemand  voti  der  Herrschaft  und  wird  der  Hanshalt  (xler  der  Be- 
trieb infolge  davon  wesentlich  einge&clirüiiki  oder  gar  aufgclo.Ht,  so  kauu  der  Diener 
ioneriialb  zweier  Wochen  nach  dem  Todesfall  mit  2-monatlicher  Frist  gekündigt 
werden,  falls  eine  längere  Dienstzeit  verabredet  war.  Einschränkung  oder  Auflösung 
eine#<  Betriebes,  verursacht  durch  Konturs,  durch  Verkauf  des  Gutes  oder  des  Ge- 
-chäfts,  ferner  Verlegung  den  ^V■ohnsitzes  nach  einer  anderen  Gegend  des  Landes, 
gibt  dem  Hausherrn  oder  maem  Bechtsnachfolger  dasselbe  Becht. 

S  17.  Wenn  ein  Diener  beweisen  kann,  dass  ICnmkheit  oder  Tod  seiner  Eltern 
oder  seiner  Kinder  seine  An\ve8eTihcit  absolut  jir>t wendig  macht,  kann  er  den  Dienst 
verlassen,  sobald  die  Herrschaft  andere  Hilfe  bekommen  kann.  Andere,  unbedingt 
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nrinsMide  Gründe,  wie  Heirat,  die  Uebemahme  eines  Hofes  oder  dae»  GeBchäfta,  geben 
dem  Diener,  wo  eine  längere  Dienotzdi  verabredet  war,  das  Recht,  den  Dienet  mit 

S^monatlicha*  Frist  uuf/.ukündi^on. 

Sf  18.  Der  Uerr  kann  die  Annahme  demjenigen  Dienstboten  verweigern,  der  in 
eteten  Jahre  vor  dem  Dienstantritt  in  einem  früheren  Dienst  sich  einer  slnf- 
han  ri  TTaiidhing  Fchuldig  pcmncht  hat,  die  dein  Herrn  liei  Eingehung  de«  Vertrage»* 
nicht  bekannt  war.  Aeluilicii  icann  der  Herr  »icli  weigern,  dnen  Diener  anzunehmen 
oder  an  behalten,  der  die  besonderen,  fOr  Ausübung  des  Dienstes  notwendigen  Fähig- 
keiten oder  Kcuntni8.»e  nicht  bositzt,  wenn  er  bei  Kinpehunp  des  Vortrapi'^  aindrück- 
lich  erklärt  hat,  im  Be>-itz  denselben  zu  «ein  oder,  wenn  der  Diener  in  einem  /.ustande 
ist,  der  ihn  unfähig  zum  Dienst  macht. 

§  19.  £in  Dienstbote  i»nn  sich  weigern,  <mien  Dienst  anzutreten,  wenn  der  Herr 
im  Lrafe  des  letzten  Jahres  vor  dem  Dienstantritt  als  DtenstlieiT  ein  strafbans  Ver> 
halten  juTc/eitrt  hat,  da.s  dem  Diener  bei  Einphunj:  drsi  Vertrages  nicht  bekannt  war, 
oder  wenn  beim  Dienstantritt  klar  wird,  aass  der  Dienst  imter  Bedingungen  statt- 
&kden  muHs,  die  das  Leben,  die  Gesundheit,  die  Ehre  oder  das  Eigentum  des  Dieoers 
in  Gefahr  bringen  k<">nnp. 

§  20.  Ohne  Kündigung  kann  der  Herr  den  Vertrag  aufheben,  wenn  der  Diener 
in  wichtigen  Dingen  neinc  Pffiditeii  verabeiumt  oder  im  übrigen  ein  sdüechtes  Ver- 
halten im  Diennt  zeigt,  z.  B.  wenn  er  sich  einer  nachlässigen  Bcnandluni^  von  Kindern, 
schlechter  Pflege  der  Tiere,  unvorsichtigen  Umgehcns  mit  Feuer  scilulmg  macht  oder 
wenn  er  trotz  Warnung  dos  Nachu  aul;^erhall)  d(s  Hauses  über  die  festgesetzte  oder 
billige  Zeit  hinaus  bleibt  oder  wenn  er  in  seinem  Zimmer  fremde  Personen  aufnimmt 
oder  wenn  er  sich  des  Trankes  oder  anderen  ungebührlichen  Bendmiens  schuldig 
macht. 

§  21.  Ohne  Kündigung  kann  der  Dienstbote  den  Vertrag  aufheben,  wenn  der 
Herr  'in  wichtigeren  Punkten,  z.  B.  dadurch,  dass  er  den  gesdbuldeten  Lohn  nicht 
ftu-TLhlt,  ihm  nicht  hinlängliche«  Essen  oder  einen  nnpeme«senrn  Sehlafmuni  g»»- 
wuiiri,  seine  Verpflichtungen  verabsäumt  oder  im  übrigen  durch  rohes«,  brutales  oder 
unsittliches  Betnigen  ein  sdüechtes  oder  strafbares  Veirnalten  nigti 

Gesetzentwurf  über  eingetragene  Bomflivereine,  sowie  Vwmittelllllg 

und  Siduedsgerichte  bei  Arbeitskonflikten. 
§  I.  Wer  in  ungebühiiu hem  Masse  sucht: 

1)  Jemand  daran  zu  hindern,  iigeod  einen  Bemfsveveui  ZVL  gränden  oder  an  der 
GrOnduns  eines  solchen  teilzunehmen,  oder 

2)  3nfliiss  zu  üben  auf  jemandes  fäntritt  als  BGtglied  oder  Verbleiben  ak 

solche««  in  einem  eingetragenen  Berufe  verein  oder  auf  seine  Teilnahme  an  s-ilchom 
Verdn,  oder  an  solchem  Einflussüben  mitwirkt,  wird  bestraft  gemäss  §  105  des  all- 
gemeinen bürgerlichen  Strafgesetzbuches. 

In  dem8el1>cu  ^Ti >  -  wird  bestraft,  wer  durch  Arbeitsverträge  oder  durch  Bestim- 
mungen in  Arbeitskgntrakieu  oder  Keglementj«  sucht,  einen  T^ntergeordn^en  daran  zu 
hindern,  ausserhalb  der  Arbeitszeit  einen  Berufsverein  zu  gründen  oder  an  dertirfin" 
dung  eines  solchen  teilzunehmen,  oder  Kinfluss  auf  seine  Teilnuhrae  an  einem  mJchcn 
Verein,  wie  in  So.  2  genannt,  ausserhalb  der  Arbelt>>zcit  zu  iii>en  sucht  oder  an  äol- 
chem  Einflussüben  mitwirkt. 

L2.  Unter  Berufivereio  wird  in  diesem  GesetK  ein  jeder  Ver^  von  Arbeitern 
rbeitgebern  oder  dn  jeder  VertNmd  solcher  Vereine  vorstanden,  der  som  Zwodt 
hat,  auf  gesetzlichem  Wege  die  fachlichen  Interessen  der  Mitglii?der  zu  fördern. 

§  H.  Da«  /.unständige  Regierungsdepartement  hat  ein  ll^ister  über  die  Berufs- 
vereine zu  führen,  welche  sich  zur  Aufnahme  in  die  Register  melden  (eingctragoie 
Berufsvereino).  Der  ArriTieldimg  soll  ein  Exemplar  der  Statuten  des  Vereins  beigeffigt 
sein.   Nähere  Beetiiumungeu  ül>er  die  Führung  des  Registeri^  gibt  der  König. 

Die  Eintragung  in  das  Register  kann  nur  dann  versagt  werden,  wenn  der  betr. 
Berufsverein  früher  registriert  gewesen,  aber  auf  ürund  des  §  20  wieder  aus  dem  Be- 
gister  gestrichen  wurde. 

Eine  jede  Eintragung  oder  Streichung  aue  dem  Register  wird  sofort  seitens  dca 
Departements  dem  betreffenden  Berufsverein  mitgeteilt  und  ist  ausserdem  in  dem 
omnellen  Publikationsorauoi  bekannt  tu  j^eben. 

§  1.  Werden  die  Statuten  eines  emgetragenen  Berufs  Vereins  geändert,  so  hat 
der  Vorstand  des  Vereins  spätestens  innerhalb  l  J  Tagen  die  N'eränderuug  dem  betr. 
Begierungsdepartement  anzuzeigen. 

§  5.  Kein  Mitglied!  eines  registrierten  Berufs  Vereins  kann  gültig  au«  dem  Verein 
austreten,  es  sei  deim,  dass  es  mindestens  einen  Monat  im  voraus  seinen  Austritt  aus 
dem  Verein  dem  Vorstände  angeseigt  bat. 
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Pi !  An  tritt  t  l  ilit  jedoch  ohne  Einflus-s  auf  die  Verpflichtung  «Iw  Austreti  nden, 
sich  nach  eiaeiu  güitijKeü  Y^gleich  oder  gültigen  Schiedsgenchtsurteu  zu  höhten,  wekks 
«af  Grund  di«M»  GesetM»  dn|;^angeu  l^w.  gesprochen  mirden  «nUaalldl  ebras 
Konflikte,  der  vor  seinem  Austritto  aus  dem  Venin  eatatanden  mur  und  an  weldiein 
der  Verein  als  Partei  beteiligt  gewtajeu. 

Ein  jeder  Vertrag,  der  zu  diesem  Paragraphen  in  Widerspruch  steht,  ist  ungültig. 

§  n.  Ein  eingetragener  Berufsverein  hat  sich  in  keinen  Konflikt  zu  niisehcn,  der 
wicht  da*?  Arbeitsverhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  betrifft  und  dalx  i  Mit- 
4[^ieder  des  Vereins  seiltet  berührt. 

if^det  dei  Verein  sich  voaulaaBt,  in  einen  Konflikt  einzugreifen,  so  hat  der 
Veran  ala  Partei,  an  SuUe  Miner  vom  KonlUkt  berfifarten  Mitglieder,  an&ntvetea. 
DeaKn  Eniacheidong  bleibt  in  «oldwui  Falle  bindend  fOr  dk  ■nmtUdien  ICigUeder 
■de»  Voeins. 

Wfihicod  des  Konflikte  wird  der  Verain  durch  seinen  Vontand  oder  durch  einen 

•dazu  crnnnntrn  Ausechuss  repräsentiert. 

§  7.  Eiu  jeder  Konflikt,  während  dessen  ein  eingetragener  Berufs  verein  nh 
Partei  im  Sinne  des  §  (>  auftritt,  ist  einer  Schiedsgeriditoyermittelung  in  Uelx  reiu- 
«tänunnug  mit  diesem  Gesetz  zu  antrieben.  Bevor  derVennch,  den  Konflikt  durch 
Vsmittefun^  beizulegen,  al»  geodieitert  angesehen  wettlen  kann,  darf  kdne  der  Par- 
tam  beMhbessen,  eine  Arbettsi-iiisU<Ilun^  uuf  Grund  dieses  KouFIikts  vorzunehmen. 

§  &  Findet  ein  eingetragener  Berufs  verein  sich  manla.s8t,  iu  einen  im  §  6  or- 
'wihnten  Konflikt  einangmfeD,  m»  hat  der  VerdnaToretand  re.-in.  der  im  H  genannte 
Au^schnss  «ofort  die  Gegenpartei  aufzufordern,  «len  Konflikt  der  sehn  ^1- r'ichtliclK'n 
Vermittelung  zu  unterbreiten,  bollteu  «.lion  von  der  Gegenpartei  «lies bezügliche 
bindende  Vorschläge  hierzu  gemacht  Msiu,  so  ist  der  Vorstand  res».  AusschusB  Ter- 

5 fliehtet,  diese  pofort  an;iruncDni< n  Sowohl  die  Aniforderong  als  die  Milteilnng  Ton 
eren  Annahme  siud  tychxütlich  /.u  umehen. 

Ist  bei  einem  solchen  Konflikt  die  G^npartei  ein  nicht  eingetragener  Bcrufs- 
vecein.  so  hat  diese  Partei  auch  die  obeuj^nanate  Verpüichtung,  die  Beil^Dg  des 
Konflikts  durch  SchiedsgeriditBTemiitiehing  anzubieten  resp.  gemachtes  AngeboT  an- 
zunehmw.  Besteht  eine  solche  Pjirt<i  aiin  inelireren  IVrsoiien,  so  haben  Ver- 
trauensmänner zu  wählen,  welchen  es  obliegt,  die  in  diesem  Paragraphen  Kcnamiten 
VerpfUchtungoQ  zu  erfüllen  and  mit  bindender  Wirkung  für  alle  zu  meser  Partei  ge- 
hQienden  Personen  ihre  Interessen  während  des  Konflikts  wahrzunehmen. 

^  9.  Die  schiedsgerichtliche  \'ertnittelung  wird  vorgeuumuien  inaerhalb  der 
Gemeinde,  in  w^dehw  die  Arbeitfistätt<  liegt,  und  von  einem  Vcrmittelungsrat,  be- 
stehend aus  einem  vom  Gcracindevorstand  gewählten  festen  Mitglied,  weichet«  ab 
<Jbmann  des  Rates  fungiert  und  aus  zwei  andern  Mitgliedern,  die  von  den  jeweiligen 
Parteaen  gewählt  werden  in  der  Weise,  das«  jede  Partei  ein  Mitglied  wählt. 

Pie  Wahl  des  festen  Mitgliedes  sowie  seines  Ersatzmanues  für  das  kommende 
J'abr  ist  vor  Ausgang  des  Monats  Dezember  des  laufenden  Kalendenahres  in  jeder 
Kommune  vorzunebmeu.    Kein  Bewohner  der  (Jemeinde  kann  die  Wahl  ablehnen, 
»ei  denn,  dass  er  für  da:^  unmittelbar  voran ire^u^ene  Jahr  ^n  u-ählt  gewesen. 
Jede  Partei  hat  dem  von  ihr  gewählten  Mitglied  eine  Eutschfi  ligung  für  ><eine 
Taf  L'Krir  zu  gewähren  wwie  seine  eventuellen  Iveisekosten  zurfiekzuirst.'itteu.  Die 
Eui.-eLu,digung  des  Obmanue»  wird  vom  ü^meindevorstand  für  jede  einzelne  Sache 
festgesetzt  und  aus  kommunalen  Mitteln  bestritten.  Erwachsen  iliin  Beiflekosten,  so 
aind  diese  in  dorselben  Weise  zurückzuerstatten. 

BerShrt  der  Konflikt  mehrere  Arbeitsstätten,  welche  sich  innerhalb  yerschiedener 
CTemeinden  befinden,  so  kann  das  zuständige  Rt^gierung^Hdeparteincnt  bestimmen,  in 
welcher  Kommune  die  schiedsgerichtliche  Vermittelung  vorzunehmen  ist,  imd  in 
wdebam  Masse  die  erwadisenden  Kosten  auf  die  Terscmedenen  Gemeinden  zu  vw> 
Sailen  sind. 

SlO.  Die  Wahl  der  Parteicu  von  Mitglitxiern  zum  Vernüitehuigsrat  hui  iaaer- 
Tagen,  nachdem  Einwillipung  zu  der  schiedsgerichtlichen  Vermittelung  erfolgt 
i«t,  zu  geschehen,  und  int  dem  Oliinann  des  Vermittelungsrats  das  Wahlrcsultat  sofort 
mitzuteUeu.  Dieser  hat  dann  innerhall)  24  Stunden  eine  Vergleichssitzung  einzube- 
rufen, die  möglichst  bald  abzuhalten  ist  an  einer  für  alle  möglichst  bequemen  Stelle, 
«owia  in  eingeMhiiebenem  Brief  den  übrigen  Mitgliedern  des  Rates,  sowie  den  streitenden 
Fvteien  Nadiridit  ziÄommen  zu  fassen  €be»  Ort  und  Zeit,  wo  die  äitznng  abge- 
iMlten  wird. 

Lokale  zu  den  Sitzungen  sind  von  der  Kommune  zu  beschaffen. 
§  11.   Vor  dem  Vermittelungsrat  hat  jede  der  Parteien  mit  einer  oder  mehreren, 
<loch  nicht  vher  drei,  beauftragten  P^nsonen,  wovon  jedoch  keine  Anwalt  sein  darf, 
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zu  erscheinen.  Unterlägst  es  einrr  drr  Bevollmächtigten,  zur  Klärunp  der  Sache  bei- 
zutraK^n,  so  hat  der  Rat  die  betreffende  Partei  aufzufordern,  innerhalb  einer  vom 
Rat  be»tiiiHiiirii  kurzen  Fri?t,  die  in  der  Regel  drei  Tage  nicht  überschreiten  darf^ 
dem  Mimt'tl  übzuhdfcn.  Wird  der  Auffordenine  nicht  Folge  geleistet,  oder  hat  eine 
der  Parteien  ihr  Erscheinen  untcrla»Nsen,  hat  der  Rat,  fofern  nicht  genügende  Ent- 
schuldigung der  Unterlassung  erbracht  wird,  die  Sache  abzuweisen.  Von  der  Ab- 
wcuimg:  gibt  der  Obmann  sowohl  den  Paitden  aU  dem  in  Betracht  kommenden 
StantHKiTokaten  Mshriftiidie  MitteUung. 

I<t  f  iiic  der  Partei» n  eine  einzelne  Pers-on,  eo  kann  »ie,  anstatt  wich  durch  dnm 
BeTOllniruht igten  vertreten  zu  lassen,  persönlich  vor  dem  Rat  erscheinen. 

12.  Der  Vermittelune.■^rat  kann,  wenn  er  eine  Zeugenvernehmung  ffir  not- 
wendig eracJitet,  celbst  alle  Beweise  aufnehmen,  die  innerhalr»  (](^  Kccht,«kreis»-s  vor- 
banden, in  welchem  der  Bat  seinen  Wohnsitz  hat.  Zu  solcher  Beweisaufnahme  hat 
der  Obmann  des  B«te«  die  Farteien  boonders  emzabemfm.  Die  Einbemfnnf^  hat 

spateptens  am  Alx  ixl  vorher  zu  crfojcren. 

Soll  Zeugenvernehniiing  Btatttindcu,  ho  hat  der  Obmann  des  \iiiu»  die  Zeugen 
spätestens  am  Abend  vorher  zu  bestellen.  Die  Vernehmung  der  Zeugen  erfolgt  duidt 
den  Obmann.  Kidesleistun^'  findet  nicht  -«tatt.  Hinsichtlich  der  Pflicht  der  Zeugen, 
zu  erscheinen  und  Bich  zu  erklären,  gilt  dasselbe,  wiw  in  bürgerlichen  Sachen  bestimmt 
tot,  doch  derm&^Hen,  dass  vorangegangene  Vergleichsvermittelung  nicht  notwendig  iitt 
und  dae*  der  Vermittelungurat  kein  Strafmandat  ausfertigen  kann. 

§  13.  E»  obliegt  dem  Verujitleiunghrat,  nach  bester  Fähigkeit  einen  Vergleich 
zwtocben  den  Parteien  borbeisufQhren  zu  suchen.  Der  Vergleich  ist  nicht  eher  er- 
rädit  anzusdien,  bevor  er  auadrücklich  auch  die  Zeit  angiebt«  fär  weiche  er  bindend 
sein  »oU. 

Die  Verhandlung  vor  dem  Vermittelnngsraf  i^t  mündlich  imd  uini  hinter  vcr- 
schloasenen  Türen  geführt.  Sie  wird  vom  Obmann  geleitet  unter  Mitwirkung  der 
fibrigen  Mitglieder  aes  Rates.  Die  Enbwhridnngen  deii  VermittelnngsrateB  worden, 
sofern  nichts  En firoL-^rriL'efietztes  bestimmt  i>t,  mit  allgemeiner  Stimiiienniohrheit  gefa«8t. 
Enthält  eine  Entscheidung  irgend  einen  Auftrag  an  die  Parteien,  so  soll  stet«  die 
Zeit  angefeben  werden,  bis  sn  wdcher  der  Anfing  erledigt  sein  mm. 

Da.-^  Protokoll  dps  Vemiittclungsrat**,  für  welches  die  Kommune  die  Konten  /n 
tragen  hat  und  das  von  der  Behörde  zu  autorisieren  ist,  wird  vom  Obmann  getührt 
nnd  aufbewahrt.  Im  Protokoll  sind  Zrit  und  Ort  einer  jeden  ^txnng  zu  yermerken, 
sowie:  die  Namen  sämtlicher  Erschienenen,  ein  jeder  den  Parteien  gegeltener  Auftrag, 
eine  jede  Abweisung  der  Sache  und  .-chliehslich  der  Wortlaut  eines  jeden  eingegangenen 
Vergleich:«.  Das  Protokoll  i^t  von  allen  Mitgliedern  dcB  Batea  an  nntarschreibcn.  Der 
letztere  Teil  feingegangene  Vergleiche)  ist  desgleichen  von  den  erschienenen  Bevoll- 
mächtigten der  Parteien  zu  unterzeichnen.  Die  Ausaagen  der  Zeugen  sind  nur  dann 
im  Protokoll  ZU  Termerken,  wenn  der  Verdacht  entetebt,  »ie  kflonten  so  StrafantrfgeB 
führen. 

Wird  ein  Verridch  erradit,  so  hat  der  Obmann  jeder  der  Parteien  eine  be- 
glaubigte Abschrift  des  Vergleichs  zu  übermitteln.  Wird  kein  Vergleich  erreicht,  ist 
die  Sache  abzuweisen.  Von  der  statLgefundeuen  Abweisung  hat  der  Obmann  jeder 
der  Ptuteien  «diriftlichen  Beecheid  sukommen  sa  laasen. 

§  M.  VÄn  Konflikt,  in  welchem  ein  eingetragener  Berufsverein  Partei  i-t,  k.'Uin, 
wenn  Vermittelung  veigeblich  versucht  wurde,  mit  Zustimmung  beider  Parteien  einem 
Schiedsgoridit  cor  Entacheidnng  unterbreitet  werden  in   uebcrrinetimmung  mit 

diesen  1  Ocisetz. 

Wird  der  Konflikt  einem  S<  hiedsgericht  unterbreitet,  so  ist  im  Fidle  der  Arbeits- 
niederlegung die  Arbeit  sofort  aufzunehmen.  Nachdem  der  Konflikt  einem  Schieds- 
gericht unterbreitet  ist,  darf  keine  der  Parteien  beschliesscn,  eine  Einstellung  der 
Arbeit  vorzunehmen,  bevor  der  Versuch,  durch  Schiedsgericht  den  Konflikt  beizulegen, 
als  gescheitert  angesehen  werden  kann. 

§  15.  Das  ua  vorhergehenden  Paragraphen  erwähnte  Schiedsgericht  besteht  aus 
5  Mitgliedern,  von  denen  jede  der  Parteien  2  wählt.  Das  fünfte  Mitglied,  das  als  Ob- 
mann derJ  Schiedsgerichts  fungiert,  wird  vom  zuständigen  Regiening^departement 
ernannt  und  uiu^s  im  Besitz  der  für  Richter  vorgeschriebenen  Eigenschaften  sein. 

Die  Wahl  der  Schiedsgericht 8m itglieder  durch  die  Parteien  soll  vor  Ablauf  de» 
dritten  Tages,  nnchdcm  die  Einwilligung  zu  einer  BeilegiinL'  des  Konflikt»  durch 
Schiedsgericht  eri<ilirt  ist,  dem  Obmann  de»»  Vermittelungi-rate^  mitgeteilt  sein,  welcher 
wiederum  unverzügnch  dem  zuständigen  Regierung8de}>artement  die  SacJie  einSEUsendsD 
hat,  mit  Vorschlag  zur  Wahl  des  Obmannes  des  Schiedsgerichts. 
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Die  Ernenuuiiff  des  Obmannes  h*i  darauf  baldmöglichst  su  erfolcen,  spätestens 
jedodi  yor  Ablauf  des  aditan  Taj^es,  nadbdon  das  D«paTtement  die  8a(£e  erhalten  hat. 

Die  Parteien  haben  je<le  für  sich  den  von  ihnen  ^'cwählten  Mitgliedern  eine  Ent- 
schädigung für  ihre  Tätigkeit  zu  gewähren,  .^uwie  die  evcuU  entstehenden  Beisekosteo 
zurückzuerstatten.  Die  Bntsdddigung  des  Obmannes  für  seine  Tätigkeit  Allt  dem 
zuständigen  R€gierungs<lepartetiient  z\i.  Im  Falle  der  Rei-?e  kommt  inni  auf  Kosten 
«1er  Staat«luu>8C  die  dicblx-züglu-ho  Plntiichädigung  zu,  die  für  Unter-Richter  bestimmt  ist. 

S  16.  Innerhalb  24  Stunden,  nachdem  die  EroeDDong  ihm  roitgcteilt  wurde,  hat 
der  (>bmann  des  Schiedsgerichts  eine  Gerichtssitsung  einzuberufen,  die  baldmöglichst 
«stattzufinden  hat  an  möglichst  beauemer  Stelle.  Die  Anzage  der  Zeit  der  Sitzung 
hat  er  -sowohl  drii  ülirigen  Mitgliedflni  des  Sdiiedi|serichts  ab  4k»  FarteiM  per  md- 
g&^üu:iebenen  Brief  zuzustellen. 

Die  Koeten  ffir  die  Lokale  sn  den  SehiedRgeriditeeitzimgen  werden  an«  der 
Staatskasse  bestritten. 

Die  in  den  p  11  und  12  gegebenen  liegein  fitiden  ent«prci-hcndc  Anwendung 
4tnf  das  Schieds^näit,  jedodi  mit  der  Abändmug,  dass  die  vcniommenen  Zeugen  m 
Tenidigen  sind  in  Uebereinstimmnng  mit  dem,  was  in  bürgerlichen  Sachen  gilt. 

landet  daj<  Gericht  es  wünschenewert,  eine  Keweisaufnahme  zu  veranstalten,  die 
«B^aelbflt  nicht  vornehmen  kann,  so  steht  ihm  da»  Rec!ht  zu,  den  zuständigen  Richter 
imt  einer  soldiea  BeweiMuifDahme  au  beauftragen.  Die  Aatfonleruiig  hierzu  soU  be* 
stimmte  An^ben  Ober  die  gewünschten  Beweise  enthalten. 

Der  Richter  hat  baldniög-lichst  von  Amts  wctriMi  die  notwcndiire  Beweisaufnahme 
vorzunehmen.  Die  Ladung  zu  d^  Beweisaufnahme  hat  mit  derscllM  u  Frist  zu  erfolgeui 
wie  me  I6r  Affentlidie  Strafsaelieo  bestimmt  ist.  Vorangegangene  Vergleichsvennitte- 
lung  ist  nicht  notwendig,  ebensowenig  wie  dio  Anzeige  den  Parteien  mit  einer 
beetininiteii  Friht  zuzustellen  ist,  es  sei  denn,  dass  es  ausdrücklich  verlangt  wird. 
l>Drch  die  Beweisaufnahme  erwaehaen  keine  Kosten. 

§  17.  Die  Verhandlung  vor  dem  Schiedsgericht  ist  eine  mundliche  und  wird 
TOD  dem  Obmann  geleitet  in  dem  Masse,  wie  sie  zur  Aufklärung  der  Bache  dienlich 
erachtet  wird.  Einsnruch  gegen  die  Verhandlungsleitung  des  Obmannes  wird  vom 
Schiedsgericht  entscliiedeo.  Das  Schiedsgericht  entscheidet  selbst  darüber,  ob  die 
Veriiandlnng  eine  OffenHidie  «ein  eoll  oder  nidit 

Da-  Protokoll  dc<  Schie<isL'erichts  wird  von  der  Staat^*kasse  bezahlt  uml  ist  von 
<ler  Uberbehörde  für  die  eüizelue  Sache  zu  übernehmen.  Eh  wird  vom  Obmann  des 
Schiedsgerichts  geführt.  In  den  Protokollen  ist  Zeit  und  Stelle  einer  jeden  Sitzunp, 
die  Nainrii  »ämtlicher  Erschienenen,  die  Behauptungen  der  Parteien,  sowie  eine  jeae 
von»  ."^ehiedsge^icht  getroffene  Entscheidung  zu  vermerken.  Die  Protokolle  sind  von 
Amtlichen  Mitirliedem  des  Schiedsgerichts  zu  un terzeich noi.  Hiniichtlidi  chff  Attf- 
jaeichDung  der  Zeugenansaamn  gilt,  waa  im  S  13  bestimmt  ist. 

^  Nach  Abechlnss  der  Bache  hat  der  Onmaiin  die  Protokolle  dem  znstindigen 
Segierung^departement  zur  Aufbewahrung  einzusenden. 

§  Ib.  Die  Entscheidungen  des  ischiedsgerichta  werden  nach  freier  Ent«<chlicssung 
auf  der  Grundlage  einer  gewiaienbaften  Prüfung  der  Einlagen  der  Parteien  getroffen. 
Die  Entscheidung^cn  werrlen,  wenn  niditB  Entf^engeeetstes  bestimmt  ist,  mit  allge» 
meiner  Stimmenmehrheit  gefaset. 

Enthält  dne  Entschddung  einen  Auftrag  an  die  Parteien,  so  hat  das  Scfaieds* 
.gericht  stets  eine  bestimmte  Fnst  zur  Erfüllung  des  Auftrages  festzusetzen. 

Entscheidet  da.t  Schiedsgericht  über  den  eingebrachten  Konflikt,  so  hat  es  gldch- 
zeilig  den  Ztitrauni  auzuj^eben,  für  welchen  die  Ent.scheidung  bindend  ist.  Der  Ob- 
mann hat  den  Parteien  eine  Abei^ift  der  getroffenen  Entscheidung  zuzustellen. 

Das  Sdiiedi^^clit  bestimmt  sdbst,  ob  den  getroffenen  Entscneidnngen  die  Be> 

Jprflndungen  beizugeben  sind. 

§  19.  Die  von  den  Parteien  gewählten  Mitgüeder  des  Verinitleluiigsratä  äowie 
•des  Schicdageriehts  sind  hinsichtlich  der  Aiisfibung  ihrer  Tfitigkeit  als  amtliehe  Ver- 

tnnenspersonen  anzusehen. 

§  20.  Ein  eingetragener  Berufsverein  kann  von  dem  zuständigen  Regierungs- 
^Cftartement  aus  dem  Raster  gestrichen  werden,  wenn  der  Verein: 

1)  selbst  seine  Streichung  verlangt  oder  im  Widerspruch  mit  seinen  Statuten 
handdt,  oder 

2)  ts  nnterlüs.st,  die  im  ^  1  vor<reschricbcue  Anmeldung  vorzunehmen,  oder 

Sj  sich  unberechtigt  in  einen  Konflikt  mischt  oder  trotz  der  Bestimmungen  in 
den  99  7  oder  14  eine  Arbeitsniederlegung  besdiliesst  oder  es  nnterlisst,  die  ebige> 

•teilte  Arbfif  wie<ler  aufzunehmen,  oder 

4)  während  eines  Konfliktes  es  unterlä^wt,  was  in  den     Ü,  10  oder  15  zur  Her- 
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beifiihrang  von  VerniiltelaDg  oder  echiedKgcrichtUcber  Ent^cbeidiuu;  ihm  auferlegt 
wird,  Torsmuliinen  oder  dumh  sein  Yeriialtai  die  Absage  eine»  sollen  Urteils,  wd- 

^es  im  5}  11  vergleichsweise  §  16  erwähnt  wird,  vemnla.-st,  oder 

ä)  es  iinterlasst,  einem  vor  dem  Vermittelungsrat  cing^ngenen  gültigen  Ver- 
trage reflp.  einer  vom  Schiedsgericht  getroffenen  gültigen  Entscheicmng  nachzucommca. 

§  21.  Der  Versuch,  einen  Konflikt  durch  Vennitteiiiiig  oder  Schiedageridil  bn- 
zulegen,  ist  als  ^«wheitert  anzusehen,  wenn 

1)  die  A 11  Morlf-nin^,  den  Koniflikl  durch  Vermiltrlung  bfizulc-pcn,  ni<sbt  TOT 
Ablauf  von  4ö  ötuudea,  uacbdem  sie  erfolgt  ist,  angenommen  wurde,  oder 

2)  die  EmenniiDg  des  Obmannei  zvm  Schied^ericht  nidit  vor  Ablauf  der  fan 
I  15  festgesetzten  Frist  ^^ocbthoti  Ivoniitc  oder 

3)  wenn  eine  dr-r  Parteien  t»  uuterlüii^t  vorzuuehmcii,  was  ihr  iijich  dfii  ^  8, 
10  oder  15  zur  Herl)eiführung  einer  Vermittelung  oder  Hchieclegericht-enUscheiäung 
obliegt,  oder  durch  ihr  Verhalten  eine  Absage  eines  solchen  Urteils,  das  im  §  11 
bezw.  5}  16  genannt  wird,  herbeiführt,  oder 

4,1  ein  Vergleich  nicht  herbeigeführt  wurde  vor  Ablauf  der  dritten  Woche,  ge- 
rechnet vom  Tage  der  ersten  Vergleichsiützung,  od&e  wenn  eine  schiedsgerichtliche 
Entpcheiduiip  iiidit  getroffen  werden  konnte,  vor  Ablanf  der  dritten  Woche,  gerechnet 
vom  Tage  der  Krnrnnung  des  Obmannf?-  df#*  Schiedsgerichts;  Jotloch  i^oll.  wenn  der 
Vermittelungsrat  bezw.  das  Schiedsgericht  darin  einstimmig  beechlicsst,  diese  Vxist 
tun  hddistens  14  Ti^  verlingert  werden  kSnnen. 

riiterliis>=t  es  eine  der  Partdeti,  einem  vor  dein  Venulttelnngiarat  eingegangprirn 
Vergleich  oder  einer  vom  Schiedsgericht  getrüffenen  EntßcheiUuBg  des  Konuikts  nach- 
sokominen,  so  Aeht  der  anderen  rartei  der  Beschluss  auf  Nicderf^ing  der  Arbeit  zu. 

^  2-'.  \Vird  bei  einem  soldien,  im  §  6  Absate  2  erw&hnten  Konilikt  es  unter- 
lut-sen,  entweder 

1)  vor  Ablauf  der  im  §  21  Ahsat/.  1  angegebenen  Zeit  einer  Allffoidenng,  den 
Konflikt  durch  Vermittelvo^  beilegen  zu  lassen,  oder 

2)  den  Bestirnnrangen  in  den  ^  7  oder  14  betreffend  Wirteetsnng  oder  Wieder- 
aufnähme  der  Arli^it  nachzukommen,  oder 

3)  das.  wan  in  den  §ij  H,  ]()  oder  15  zur  Herbeiführung  von  Vermittelung  otler 
fidlledsgericntlicher  Ents«  iieidun^'  vorgeschrieben  ist,  Torzundamen,  oder 

4)  einem  vor  dem  Vcrmitteliingsrat  cint'eimnp-f'T'Ti  cn'iltii't  n  Vergleich  rxl'  r  rinpr 
vom  Schiedijgericlit  getroffenen  gütigen  Eni^cheiüung  naciuukommen,  oder  wird  la. 
solchen  Unterlassungen  mitgewirkt,  so  ist  der  Schttldige  mit  Qddslnifo  an  bestrate 
oder  mit  Haft  bis  zu  3  Monaten. 

In  demselben  Masse  wird  derjenige  bestraft,  welcher  eine  Absage  eines  im  $  11 
bezw.  §  IG  erwähnten  l'rteils  veraidasst,  oder  der  es  unterliisst.  ^ich  nach  einem  vor 
dem  Vennittelungsrat  eiogegaogencn  gültigen  Veigläch  od«:  einer  vom  Schiedsg^ncht 
vetroffaien  gültigen  BntsduBdnDg  eines  Käiflikts  an  richten,  wddur  anC  GnuMTdiffcs 
ne<^erze>  in  einer  für  ihn  bindenden  Weise  entschiederi  rdcn  ist.  Demselben  Straf- 
mass verfällt  auch,  wer  zu  solchen  Unterlassungen  mitwirkt. 

§  23.  Der  Kunig  kann  auf  Grnnd  eine«  emgcgangencn  diesbezüglichen  Antrages 
bestimmen,  dass  dieses  Gesetz  auch  auf  in  n  Verein  (jder  Verband  von  Vereinen, 
bctitehcnd  aus  andern  Personen  als  im  ^  j  genannt  sind,  Anwendung  findet,  wenn 
betreffender  Verein  oder  Verband  die  FOrdemng  der  aachlicben  Interessen  der  IG^ 
gUeder  zum  Zweck  hat. 

§  24.  Dieses  Oeseta  tritt  in  Kraft  gleichaeit^  mit  dem  allgemeinen  bfirgorlicha 
8tvafgesets> 

V.  Pays-Bas.  Niederlande^). 

(Januar  bis  Marz  1908.) 

117.  Arbeiter. 

Arbeitemot  auf  dem  Lande  durch  zeitweise  Anewandernng.  VerhandL 
I.  K..  Session  iyu2-19()3,  S.  187,  231. 

118.  Arbeitsvertrag'   <^H.  S!>  . 

Verbandl  1.  K.,  Session  1ÖÜ2-11X)3,  ö.  127,  149. 

1)  AbkürziniKen.   1.  K.      erste  KanuDer;  II.  K.  —  zweite  Kammer;  Verbsadl. 

SteDographi^che^s  Protokoll  d<  r  Hitjiung  (HandclingcD  Tsn  de  BtsAcn  Ocnenal);  BeiL 

Beilagen  zu  den  stvaographi»chen  Protokollen. 
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no. Gewerbeimterricht  m.  70,  !)7), 

Entwicklung  des  Qewerbeuntemchts.  Verbaudi.  I.  K.,  Session  1902- 

1903,  S.  130,  152. 

120.  Phoaphorstreichhölzergesetz  lilOl  (18,  49,  59). 
Oesetzentwurf  betr.  AbftndfTnng  des  10.  Artikels  dieses  Gesetzes. 

I  Bestimmung  betr.  zur  Einfuhr  angebotene  Streichhölzer).  Der  II.  K.  vor- 
gelegt am  2.  JanuftT  1908.  Bis  jetzt  unerledigt.  II.  K.,  Semion  1902- 
190S,  Bea.  104,  No.  1—8. 

121.  Sonntagsruhe  des  Eisenbahnpersonals  (50,  73,  109). 
Verhandl.  I.  E.,  Seeeion  1902-^9(^,  S.  227,  228,  239. 

—  BeBchr&nhnng  d«r  Anisahl  der  am  Sonntag  fahrenden  Zflge.  Vev^ 
faaadl  I.  K.,  Semion  1902-1902,  S.  187,  161. 

122.  Streiks  (112). 

Erffrterong  der  Streikpoeten-Vereardnong  in  Amsterdam.  Verhandl. 
I.  K.,  Session  1902-1908,  S.  207,  209—210;  H.  E.,  Session  1902-1903, 

S.  r»3R  975. 

—  Schutz  von  Arbeitswilligen  in  Streikfällen.  Verhandl.  I.  K., 
Session  1902-1908,  S.  127,  160. 

In  der  Sitaung  der  U.  E.  vom  25.  Februar  sind  vom  Minister  des 

Innern  drei  Gesetzentwürfe  eingebracht  worden :  I.  Entwurf  eines  Gesetzes 
betr.  ErfirSnzun^  und  Abänderung  des  Straff^esetzbnches ;  Verhandl,  II.  K,, 
Session  19<.>2-1908,  S.  926,  BeiL  No.  125.  II.  Entwurf  eines  Gesetzes, 
betr.  die  Bildimg  einer  militftnsdMi  Eisenbahnbrigade ;  Verhandl  II.  K, 
Sessioin  1902-1906,  Beil.  No.  126.  III.  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die 
Einsetxnnp  einer  staatlichen  Enquetekommis.sion  znr  Untersuchung  rler 
RechtKverhältiüsse  und  Arbeitsbedingungen  des  Eiseubahnpersonals ;  Ver- 
handl. II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  No.  127. 

123.  ünfallversichernnfr.''i:esotz         CA,  1131 

Ausdehnung  des  Gesetzes  auf  landwirtschaftliche  und  Fischerei- Arbeiter, 
Verhandl.  I.  K,  Session  1902-1903,  S.  121,  143. 

—  PeststeUmig  der  von  den  Arbeitgebern  an  die  Reidisversioherungs- 
bank  SU  zahlenden  Prämien.  Verhandl.  L  K.,  Session  1902-1908,  S.  181,  168. 

VI.  8ui88e.  Schweiz. 

a)  Bund« 

Arbeitsnachweis  nnd  Schntx  gegen  anverschuldete 
Arbeitslosigkeit. 

„Das  vorhandene  Material  zum  Postulate  betr.  ArV^  •tsnacliweis  nnd 
Schutz  «re^^en  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  wurde  vom  Departement  im 
Verlaufe  des  Jahres  in  einem  durch  den  Bundesrat  der  Bundesversammlung 
vorEolegenden  Berichte  verarbeitet.  Dieser  soll  im  Jahre  1908  zum  Ab- 
Bchluss  gebracht  werden." 

Bericht  des  Schweiz.  Industriedepartements  über  seine  Geschäfts- 
flihrung  im  Jahre  1902,  „Schweiz.  Bundesblatt*',  No.  12,  1903,  S.  31.) 
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b)  lumtone. 
XantoiL  Biiel4Mt 

1 .  A  r  b  e  i  r  >  n  a  c  h  w  e  i  s. 

itai.-vchlag  imd  GedeLzeseiiiwuH"  vom  31,  Januar,  betr.  Abänderung 
des  §  165  des  Polizeistrafgesetses  (Erweiterung  der  VoiBchrifiten  in  Beza^ 
auf  Stellenvermittlung;).  Dradcs.  No.  1354,  Dem  Grossen  Rate  vorgelegt 
am  12  Febr  1903  .Angenommen  tu  der  Sitsong  vom  26.  März  1909, 
vgl.  „Bulletin  ',  Bd.  11,  ö.  3(». 

2.  Bftckereien,  Schute  der  Arbeiter  in  — . 

Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  27.  Jan.  19()3.  Behandlung  der 
Motion  \\'assilieff  (Wortlaut  8.  Bull.,  Bd.  I,  ä.  567).  Antrag  des  Ee- 
gieiamgsrateb : 

„Der  GrMse  Rat,  in  Erwägung,  dass  der  Begierungsrat  mit  einer 
PrQfong  der  Frage,  ob  die  Schlafr&ume  der  mit  ihren  Arbeitgebern  in 

gemeinnamem  Haushalt  lebenden  Arbeiter  und  Dienstboten  und  die 
ArboitHrftume  der  Bäckereien  einer  besonderen  sanitären  Kontrolle,  und 
ob  die  Arbeitszeit  in  den  Bäckereien  einer  gesetzlichen  Regelung  bedürfen, 
wkon  beediaftigt  ist,  schreitet  ttber  den  Antrag  des  Herrn  Dr.  Waasilieff 
U.  Kons,  zur  Tagesonlnung." 

Diskussion.    Dr.  Wassilieff  u.  Kons,  ziehen  ihre  Motion  zurttdc. 

8.  Bleiweiss. 

Am  8.  Jan.  1908  wird  ein  Bericht  der  Petitionskommiesion  Ober 
eine  Eingabe  des  Malerfach  vereine»,  betr.  das  Verbot  der  Verwendung 

von  BJeiweis^,  iIhih  Bureau  <lvs  Orf^sson  TJates  übergeben.  Die  I'etitiou 
wün^f  litf',  «lass  iler  Kanton  Ba.sel-Statit  Srhrirre  gegen  die  \'eru  eudun«^ 
des  Bleiweisses  iui  Malerberufe  tue,  und  erklärt,  dass  dies  nur  ge»cbeheu 
könne  durch  ein  g&nzliches  Verwendungsverbot.  Die  Petitionskonunission 
ist  einstimmig  dei-  Ansicht,  das8  die  Frage  geprüft  werden  soUe,  und  be> 
anti-a^rt  "loniirnninss.  es  sei  'lie  7'etifion  dem  Repriernngsrate  y.n  fiher- 
\vei8seu,  mit  dem  Auirag,  »iei.seibe  möge  die  Frage  untersuchen  und  dem 
Grossen  Rate  über  das  Resultat  Heiner  Erhebungen  Bericht  erstatten. 

Sitzung  des  Grossen  Rates  vom  12.  Febr.  1908.  Der  Begienmgsrat 
erklärt  sich  mit  einer  Ueberweisung  im  Sinne  des  Antrages  der  Petitions- 
kommission einverstanden.    Annahme  des  Antrages. 

Kanton  Waadt 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  den  Schutz  der  dem  Bundes- 
g e 8 0  t  / e  über  die  Arbeit  in  Fabriken  vom  '23.  r z  1877 
nicht  unterstehenden  Arbeiter,  Arbeiterinnen  und  Ange- 
stellten.   Vom  Staatsrate  dem  Grossen  Rate  vorgelegt,  Mftrz  1903. 
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III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 
ausgehenden  Kongressbeschlüsse  und  Eingaben 
betr.  den  Arbeitorschutz. 

I.  Allgemeiner  Arbei  terschu  tz. 

1.  Bpes'-lutinii  .los  Ausschusses  der  Ge.sellscluift  für  soziale  Refonn. 

2.  Eingabe  des  Zentral  verbanden  deutscher  industrieller. 

3.  £iugabe  des  Dortmunder  Gewerbegerichtes. 

4.  Resolatioiieii  des  Kongreeses  des  ostfranzösischen  Gewerkschafts- 
verbandes. 

IL  Beraflicher  Arbeiterschnts. 

1.  Bergbau. 

Resolutionen  der   VIII.  Generalversammlung  des  GtowerkTereins 
christlicher  Bergarbeiter  Deutscbiandn. 

2.  Glasindustrie. 

Resolution  des  XI.  Kongresse»  der  belgischen  Ligue  d^mocrati^ue. 
d.  Chemische  luduätrie. 

Beschluss  des  Verbandes  der  Arbeiterschaft  der  Papier-,  der  che- 
misehen  und  der  OummiinduBtrie  Oesterreichs. 
4.  Bekleidungsgewerbe. 

Beschlasse  der  Konferenz  der  Militär-  und  LiefernngsBchneider. . 
6.  Baue:e wer be. 

Resolutionen  des  11.  deutschen  Bauarbeitenichut;^kongresäes. 

6.  Haiidelsgewerbe. 

a— g>  Beschlüsse,  Eingaben  etc.  zum  Gesetsentworfe,  betr.  Kauf- 
uuiiiii>;^eri(  litc ,  des  deutschen  Handelstages,  dos  Vereins  für 
Handlungskdinmis  \  r.n  1S58,  des  Verbandes  deutscher  Handlungs- 
gehilfen, des  V  erbandes  kanfm!\nnischer  Vereine,  des  Allgemeiiif  ii 
deutschen  Buchhandlungsgehilienverbandes,  des  deut-schnatioualeu 
Handlnngsgehüfenverbaades,  des  Verbandes  katholischer  kauf- 
männischer Vereinigungen  Deutschlands ,  des  Zentralverbande.<^ 
der  Handlungsgehilfen  und  -^^ohilfinnen  Deutschlands,  der  All- 
•remeinen  Vereinigung  deutscher  Bm  lihandlung-sgehilfen. 

h~j)  Resolution  und  Eingaben  des  Verbandes  deutscher  Handlungs- 
gehilfen. 

k  u.  1)  Eingaben  des  Verbandes  katholischer  kanfinftnnisoher  Ver- 
einigungen Deutschland.s. 

7.  B e  h  e  r  b  e rgu n gs -  und  Erq u i ck n n      ^'e  w er  b e. 
Petitioji  des  Verbandes  deutscher  Gaatwirtsgohill'eu. 

8.  Staatsarbeiter. 

Resolution  des  XI.  Kongresses  der  belgischen  Ligue  dämocratique. 

m.  Haftpfl  icht  und  Versicherung  (mit  Einschiuss  der  Fra^^eu 
der  Arbeitslosenveimchemng). 

1.  Resolution  des  Zentralverbandes  deutscher  Industrieller. 

2.  Resolution  des  II.  allgemeinen  deutschen  Krankenkassen-Kongresses« 
^  Eesoltttioaen  des  deutschen  Aerztetages. 
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4.  Erklännigeu  d<»*t  deutschen  Handelst«»?!«. 

5.  Eingrabe  de»  dourHchnationalen  Haiidltnigsgehilfeuyerbandetj. 

G.  Petition  der  Allgemeiuen  Vei-eisigung  deutsdier  Bucbhandlungg- 
gehilfeii 

7.  LeitBfttze  zur  Pendons-  und  Hmterbliebenen-Vffiraicheroiig  der 

Privatangestellten. 

H.  Hesoiutiou  des  XI.  Kongresses  der  belgischen  Ligue  democratique. 
9.  Resolutionen  des  Kongrewea  doB  MtfraiusStifloheii  GewerluchiiilB- 

verbandes. 

10.  Resolution  der  Konferenz  der  Literessenten  der  Altersversidienmig 

in  England. 

11.  Kesolution  der  englischen  Konferenz  über  die  Ai-beitslosonärage. 

L  Allgemeliier  Arbeitersohnti. 

I.  Kesolution  des  Ausschusseä  dei*  Gesellschaft  für  soziale 
Beform,  gefasst  in  der  Sitzung  vom  12.  Mftrz  190S. 

Der  AuBschiiss   orklftrt  die  Herabsetzung  der  f&e  JVauen  gesetzlich 

zulässigen  Arlioitszeit  von  1 1  auf  10  Stunden  für  unerlässlich  und  mit 
Rücksicht  auf  die  Erfahrungen  des  In-  und  Auslandes,  sowie  auf  den 
jetzigen  Stand  der  Arbeitszeit  in  Deutschland  für  alsbald  ausführbar.  Er 
behilt  sich  im  Übrigen  den  definitiven  Beschlnss  einer  Resolntion  bis  nach 
Eingang  der  von  der  Reichsre^'iorung  über  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
der  Frauen  gefor-lt  -irri  T'crirlite  der  Gewerbeaufsichtsheamtoti  vor,  um  sich 
dann  auch  über  liie  i'rugen  der  I'elHTarbeit,  des  früheren  Arbeitss(  Idtisses 
an  den  V  orabenden  der  8onn-  und  l'eiertago,  der  Bemessung  der  Pausen, 
des  besonderen  Schatzes  der  Wöchnerinnen  nnd  der  Oewftiirung  einer 
Uebergangsfrist  anszus]  i  et  Iien.  Bestiglich  der  Ausdehnung  den  Schutz- 
alters  der  jugendlichen  Aibt  ifer  vom  Iß.  auf  das  18.  Lebensjahr  behält 
sich  der  Ausschuss  eine  Bnschlussfassung  bis  nach  Beendigung  noch  er- 
forderlicher Vorarbeiten  vor. 

2.  Der  Z  eu  tral  verband  deutscher  Industrieller  richtete  am 
14.  Februar  eine  Eingabe  an  den  Bundesrat,  in  welcher  folgendes  ausge> 

fuhrt  wird :  „Nachdem  durch  Bestimmung  des  Herrn  Reichskanzlers  vom 
28.  April  19f  >'2  die  frühere  K'-^mmission  für  Arbeiterstatistik,  welche  einen 
mehr  dilettantisc  iieii  Charalctf  i  tni;:,  zu  einem  , Beirate  für  Arbeiterstatistik' 
im  Kttit^ei Hellen  .Statistischen  Amte  geworden  ist,  ist  diesem  Beirate  die 
offizielle  Aufgabe  zugefallen,  das  Kaiserliche  Statistische  Amt  bei  seine» 
Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterstatistik  zu  unterstützen.  .  .  .  iSeine 
Arbeit  wird  verruTitlich  keine  rein  wissenschaftliche  bleiV)en,  sondern 
zum  Teil  ebenfalls  zu  gesetzgeberischen  Vorschlugen  verdichten,  von  denen 
das  Wohl  der  produktiven  Stände  wesentlich  berührt  werden  wird.  .  .  . 
In  seiner  heutigen  Zusammensetzung  besteht  der  Beirat  aus  12  Nicht- 
fachleuten  und  8  Unternehmern.  8  Vertreter  des  Reiches  und  der  vor- 
bnrideten  Regierungen,  ein  Professor,  ein  Aintsgerichtsrat,  ein  Schneider 
und  ein  Sozialdemokrat  werden,  wo  es  sich  um  sozialpolitische  Vorschläge 
handelt,  vermutlich  eine  geschlossene  Mehrheit  bilden,  welcher  die  3  Unter- 
nehmer,  6w  Rittergutsbesitzer  Bauermeister,  der  Lidustrielle  Freiherr 
He\  1  zu  Herrnsheim  und  Fabrikbesitzer  Dr.  Schmidt-Elberfeld,  als  ver- 
schwindende ^finderheit  frejrenüberstehen.  Diese  Zusammensetzung  ersclit-n  • 
kaum  geeignet,  die  praktische  fachmännische  Erl'ahrung  im  Beirate  Uir 


Digitized  by  Google 


-  76  — 


Avlieiterstatistik  in  entsprechender  Weise  zur  Geltung  kommen  zu  lassen, 
nnd  ilas  irehorsamst  unterzeichnete  Direktorium  gestattet  sich  daher,  an 
einen  Hohen  Bundesrat  die  ergebenste  Bitte  zu  richten,  bei  den  beim  Be- 
ginn  der  nftchsten  Legislaturperiode  beveratebenden  Netternenmiiigeii  der 
7  Mit^liodoi  des  Beiräte«,  welche  der  Hohe  Bundesrat  y.u  omcnnen  hat, 
uiul  hc'i  den  fomeren  NonernenTinnf^'Pn  nicht  mehr  nnsschliesslich  Staat«- 
b«aiutQ  zu  Mitgliedern  zu  wählen,  sondern  auch  praktische  Vertreter  des 
Untemehmertumä,  inäonderheit  aus  dem  Kreise  der  Industrie,  als  Mit- 
glieder in  den  Beirat  für  Arbeiterstatistik  an  entsenden.  Auf  diesem 
W^ege  Hesse  sich  der  Beirat  am  ergiebigsten  mit  dem  praktischen  Leben 
in  Fiililun»,'  halten  nnd  könnte  am  sichersten  dazn  dienen,  dem  Kaiser- 
lichen StatisttJ^chen  AiiUe,  dns  dip  terhnisf^))''  EiTT-icht  in  die  BenrbeiTniiir 
des  Matej  ials  verkörpert,  em  wertvoller  [  l  a  l.r  i.-,t  litir  Beistand  zu  werden." 

3.  Eingabe  des  Dortmunder  Gewerbegerichts  vom  1.  Mai 
1902  an  den  Reichstag: 

Das  Gewerbe^'ei  icht  Dortmnnd-Stadt  hat  in  der  Sitmng  vom  18.  April 
1902  folgenden  Bosclilnss  gefas.«it  : 

Das  (rewerbetrericht  Dortmun<l-Sf adt  richtet  an  deu  lieichstag  und 
an  den  Bundesrat  das  Ersuchen,  durch  den  Erlass  eines  Keichsgesetzes 
reranlassen  sn  wollen,  dass  der  §  3  des  Oeeetses  betreffend  die  Gewerbe- 
gerichte vom  29.  Juli  1890  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom 
29.  September  IfOl  folgenden  Zusatz  erhiilt: 

„Als  Arbeiter  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gelten  an(  Ii  gewerbliche  Ar- 
beiter, welche  im  Betriebe  von  Eisenbahnnntemehuiungen  beschäftigt  sind." 

Das  Gewerbegeridit  Dortmund-Stadt  ftlhrt  als  Gründe  dieses  Be- 
sdÜQSses  an,  einerseits,  ,,da8S  in  d  i  Rechtsprechung  und  in  der  Kechts- 
anslegung  bis  jetzt  die  Fraire,  ob  die  Rechtsstreiti<;keiten  ^gewerblicher 
Arbeiter,  die  im  Betriebe  von  Eiseubahnuntemehmungen  beschäftigt  sind, 
gegen  ihre  Arbeitgeber  durch  die  Gewerbegerichte  oder  die  ordentlichen 
Gerichte  zu  entscheiden  sind,  eine  sehr  verschiedene  Entscheidimg  und 
Beurteilung  gefunden  hat",  anderei-seits,  „dass  erhebliche  rechtliche  oder 
praktische  Bedenken,  die  cffdachten  "Reditsstreitigkeiten  der  Rechtsprechung 
der  Gewerhegerichte  zu  unterwerfen,  nicht  vorliegen,  dass  vielmehr  es 
durchaus  angezeigt  erscheint,  den  im  Betriebe  der  Eisenbahnnntemehmnngen 
b«Bchlfligten  Arbeitern  die  Vcnteile,  dass  ihre  Becbtsstreitigkeiten  durch 
die  Gewerbegerichte  entschieden  werden,  anzuwenden''. 

4,  Resolutionen  des  am  25. — 27.  Dezember  10<  i'2  in  Nancy  abgehaltenen 
K  0  n  ;i  r  e  s  s  e  s  des  o  s  t  f  r  a  n  z  ö  s  i  s  c  h  e  n  G  e  w  e  r  k  s  c  h  a  f  t   v  e  r  b  a  n  d  e  s. 

Der  Koncrress  wünscht:  1)  dass  das  Gesetz  Millerand-( Jolliard  aus- 
gedehnt werde  auf  alle  Lohnarbeiter  und  Arbeiterinnen;  2j  dass  es  er- 
gänzt werde  durch  Kinimallohntarife,  die  filr  jeden  Distrikt  besonders 
durch  eine  gemischte,  aas  Unternehmern  und  gewerkschaftlich  organisierten 
Arbeitern  bestehende  Kommissinn  auf  Grund  der  lokalen  Kosten  des 
Lebensunterhaltes  festgestellt  werden ;  3)  dass  das  Gesetz  durch  sehr 
strenge  Strafbestimmungen  verA'ollstSndifrt  werde. 

n.  Beruflicher  Ar b  eitersohuta. 

1.  Bergbau. 

Kesolutionen  der  am  8,  Februar  1903  in  Dortmund  abgehaltenen 
Vm.  Generalveraamxnlung  des  Gewerkvereins  christlicher  Berg- 
arbeiter Deatschlands: 
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Dif  Bergarbeiter  warten  noch  immer  auf  die  re;^erungsseitig 
bereits  in  Aussicht  gestellte  Reform  des  Tit^eis  7  des  ailgemeinea 
Berggesetzes  betr,  die  Kiiapj^schaftsvereme.  Der  vom  Hiiiistoiiun  fOn 
Handel  und  Gewerbe  im  Jahre  1900  ausgearbeitete  provieoris(Ae  Entwurf 
ftlr  die  Abänderung  des  7,  Titels  des  Berggesetzes,  zu  dem  auch  unser 
Gewerkverein  Yerbt^sseruugsanti'ftge  eingereicht  hat^  ist  leider  bis  heute 
noch  nicht  dem  Landtage  zur  Beratung  vorgelegt. 

Von  einer  wetteren  Reform  des  Berggesetzes,  für  welche  echon  bei 
Schaffung  der  Berggeeetamoyelle  vom  Jahre  1891  zahlreiche  Abgeordnete 
eintraten,  verlautet  erst  rocht  nichts.  Der  (rewerkvereiii  hat  /n  ilieser 
Reform  eine  Reihe  von  Anträgen  gestellt  und  diese  s.  Z,  in  einer  beson- 
deren Denkschrift  eingehend  begründet.  In  diesen  Anti*ägeu  wiu-de 
gefordert: 

1)  eine  achtstündige  Schicht  unter  Tage,  einachlieaslich  Ein-  und 

Ausfahrt : 

2)  ilie  Beseitigung  jeglicher  Frauenarbeit  auf  Bergwerken  und  deren 
Nebenaiiiagen  \ 

3)  ein  gesetsliches  Verbot  der  Arbeit  unter  Tage  fUr  jugendliche 
Arbeiter  unter  1(>  Jahren; 

4)  «rPHPtzlirhe  Restimmunfren  über  Einrichtung  obliirat<)i-ischer  Arheite;-- 
ausschüsse  aut  allen  Betrieben  mit  mehr  als  20  Arbeitern,  welche  die 
Freiheit  der  Wahl  und  eine  gedeihliche  Wirksamkeit  der  Ausschüsse 
gewfthrleisten ; 

5)  zur  Unterstütsung  der  Königl.  Berginapektoren  sind  diesen  Hilfs- 
kontrolhniro  beizugeben  ans  den  Kreisen  der  Belegschaftsmitglieder,  welche 
in  gelieimer  Wahl  alle  3  Jahie  von  den  Arbeitern  des  Betriebes  zu 
w&hlen  sind ; 

ß)  durch  das  Berggesetz  muss  dafür  gesorgt  werden,  dass  nur  solche 

Arbeiter  als  Hauer  tätig  sind,  welche  die  Arbeit  .selbst,  die  Gefahren  des 
Bergbaues  und  die  berErpolizeilichen  ^'erordnr^ngen  hinreichend  kennen. 

Angesichts  der  von  Jahi'  zu  Jahr  \\  achseudeu  Mitgliederzahl  und  der 
steigenden  Bedeutung  unseres  Oewerkvereins  wie  der  Arbeiterbemfevereine 
überhaupt  fordert  die  Generalversanunluug  des  Gewerk Vereins  christlicher 
Bergarbeiter  die  baldige  Ke^'eUni^  der  Rechtsverhältnisse  der  Berufs- 
vereine, Sie  sieht  in  der  \'eileihung  von  Korporationsrechten  an  Beruf»- 
vereiue  einen  wesentlichen  Fortschritt  zum  Schutze  und  zur  freien  Eat- 
wickelung  derselben,  vorausgesetzt,  dass  die  hemmenden  landespolizeilicfaen 
Vorschriften  der  Vereinsgesetze  fttr  die  Berufsvereine  ausser  &aft  gesetst 
werden. 

Insbesondere  muss  die  Kinreichung  der  Mitgliederlisten  fortfallen  und 
die  Einreichimg  der  Statuten,  der  Listen  der  \  ui  ätaudsmiiglieder,  sowie 
die  behördliche  üeberwachnng  der  Vereinsversanunlnngen  als  genügend 
erachtet  werden. 

Den  Berufs  vereinen  miiss  ferner  flie  freie  \'erfiigung  fiber  alles  Ver- 
mögen zu  jedem  Zwecke  im  Rahmen  der  Statuten  gesichert  bleiben. 

Sodaim  ist  den  über  14  Jahren  alten  Personen  beiderlei  Geschlechts, 
sobald  sie  irgendwelche  Berufearbeit  verrichten,  der  freie  Zusammenschluss 
in  gemein.same  Benifsoiganisationen  für  die  verschiedenen  Gruppen  au 
ormöglichen. 

Resolution  betreffend  Arbeüskainmern.  In  den  kaiserliehen  Februar- 
Erlassen  des  Jahres  l<Si)ü  sind  gesetzliche  Be.stimmuugeu   in  Aussicht 
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i;o<stollt.    w  eic  he   es   den   Arbeitern    emiöglichen   sollen,    ihre  Wünsche 
und  Beschwer- Icn  in  froier  nn<l  friedlicher  Weine  sowohl  ^'egenüber  den 
Arbeitgebern  hIh  audi  gegenüber  den  Organen  der  Kegierung  zum  Aus- 
draek  sa  bringen.    Famend  ftnf  diesen  Brlassen  haben  Abgeordnete  der 
verscbiedeneten  Parteien  und  sozialen  Vereinigungen  wiederholt  die  Ein- 
richtung von  Arlifirskaramem  für  die  Grossindustrie  Viefiirw Artet.  Diese 
ArbeitHkniTimern  könnten  sich  {jlifdt^rn  in  lokale  und  Bezii  kskammein  und 
in  einem  Heichsarbeitsamt  ihre  zentrale  Verbindung  hndeu.  Vermittelst 
!»oIcher  Arbeitekunmem  wtlrden  die  Industriearbeiter  in  die  Lage  ▼ersetzt, 
bei   den  Genieindevertret untren.    Polizeibehörden,    Bezirks-   und  Reichs- 
re^fienmiren  unwohl  wie  au<  h  i:ei:entlber  freien  sozialen  un<l  \\  ii  Tsrliaftlichen 
Vereini*rungen  alle  die  Arbeiter  interessierenden  Forderungen  zu  vertreten. 
Da  sich  die  gutachtliche  und  schiedsrichterliche  Tätigkeit  der  Berggewerbe- 
gerichte anf  die  Fragen  des  Arbeits-  nnd  Lohnverhftltnisses  besdirftnkt 
nnd  narurL'eniftss  besdirftnken  muss,  haben  anch  die  Bergarbeiter  an  dem 
Z'.tf TandekoniTJipn  von  Arbpitskammern  ein  wesentliches  Interesse  nnd  ver- 
einigen sich  mit  anderen  Organisationen  in  der  Forderang  nach  baldiger 
Errichtung  derartiger  Kammern. 

Die  Generalversammlong  erachtet  es  für  absolut  nötig,  durch  berg- 
polizeiliche  Bestimmungen  die  Hechte  der  Ortsäliesten  und  Haun  ;:enau  zu 
pt*ftxJs»!eren.  damit  ilnipn  anch  inöglii  ii  ist.  <ii  n  ihnen  id»lio;_M--iHlpii  l*fiichten 
nachzukommen,  für  deren  Erfüllung  sie  moralisch  und  strafrechtlich  verant- 
wortiidi  gemacht  werden.  Zu  dem  Zwecke  ist  den  OrtsAhesten  und 
Hauern  das  Recht  einsurAumen^  bindende  Befehle  an  die  ihrer  Anfmcht 
xmd  fiirsorge  unterstellten  Arbeitskameraden  zu  erteilen  und  eventuell 
disziplinarische  Massnahmen  7M  er;Ln"citen. 

Die  Generalversammlung  eracLiöt  die  bisherigen  bergpolizeilichen  Be- 
stinmiTingen  über  die  Heranbildung  der  Bergarbeiter  nicht  filr  genügend, 
da  sie  keine  GewRhr  dafür  leisten,  dass  namentlich  die  Lehrhauer  auf 
all'-n  Gruben  redirzr  itir;^  ein  Jahr  unter  Aufsicht  ein*  s  Ibstandiiren  Hauers 
oder  Ortsält' .'^teii  zur  \'t'nichtung  von  Hauerarbeiten  herangez^ifren  bezw. 
zugelassen  werden.  Daher  wäre  ein  bestimmter  Lehrgang  für  die  Bergarbeiter 
anznordnen,  etwa  dahin,  dass  der  jugendliche  Bergmann  vor  vollendetem 
•21.  Lebensjahr  ein  Jahr  zu  geringeren  bergmännischen  Arbeiten,  wie  die 
der  Pf(  r  ieri eibcr.  Bremser  und  .Schlepi'Pr  pinsclilip>-li'  Ii  Gedin<,'eschlepper) 
und  tiaiiach  ein  Jahr  zu  den  Arbeiten  der  Lehrhauer  (2.  Hauer/  heran- 
gezogen werden  muss  und  leiztero  Arbeiten  unter  ständiger  Aufsicht  eines 
Halbstündigen  Ortsftltesten  oder  1.  Hauers  zu  verrichten  hat.  Bei  Arbeitern, 
die  in  späterem  Alter,  nachdem  21.  Lebensjahr,  die  Bergarbeit  aufnehmen, 
raüsste  der  Lehrgang  mit  der  Bosc haftigung  als  Gedinpres<lile['[it  i  lieirinnPTi. 
Des  weiteren  wäre  anzuordnen,  dass  einheitliche  Abkehrscheine  odei" 
-bücher  eingeführt  werden  und  in  denselben  bei  etwaigem  Arbeitswechsel 
die  Zeit  der  1%tigkeit  einzutragen  ist,  welche  die  Peraon  in  den  letzten 
3  Monaten  als  Schlepper,  Gedingeschlepper,  Lehrhauer  (2.  Hauer)  und 
selbständisrer  1.  Hauer  oder  OrtsUltester  verrirhtet  hat.  Dabei  wäre  die 
Person,  die  Uber  ein  Jahr  Arbeiten  als  Gedingeschlepper  verrichtet  hat, 
als  Lehrhaner  zu  bezeidmen. 

Die  Heranziehung  von  Arbeiterdelegierten  zur  Bergwerksinspektion 
in  England,  Frankreich  und  Belgien,  sowie  in  Bayern,  Sachsen  und  auch 
neuerdings  axif  den  staatlichen  Gniben  im  Saarrevie:  lässt  <l;e  General- 
versammiung  erwarten,  dass  diese  Forderung  der  Bergarbeiter  ehestens 
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i'nv  den  ^'anzen  Ber<rl»au  «lurcli  Gesetz  oder  htMirii'.lizeiliche  Anordnung 
(lurchneiuhi  t  wird.  Anerkannt  werden  iTin«s,  »hiss  die  }Ji,T:;worksiTis])ektion 
durch  die  Emiüluung  der  königlichen  Emlahrer  be.sser  geworden  ist,  doch 
kann  sie  nicht  als  vollkommen  und  genügend  ansgebaut  erachtet  werden, 
so  dass  von  der  vorfrenannten  Fordernng  nicht  abgegangen  werden  kann. 

Nach  ^'o-ptzliclier  Einführung  von  frei^ewillitten  Arbeiteranssrhfissen 
auf  den  Bergwerken  sind  von  diesen  ans  der  Mitte  ihrer  Mitglieder  die 
^Vrbeiterver treter  zur  Bergwerksiuapektiuu  /u  wählen  bezw.  zu  delegieren, 
wie  dies  auf  den  Gruben  des  Saarreviers  geschehen  soU,  und  sind  die 
Dienste  dori^elben  als  Hilfskontrolleure  ans  Staatsmitteln  bezw.  solchen 
der  Bergbehörde  su  Tergttten.  ' 

2^  ObumduaiHe. 

Resolution  des  am  14.  und  15.  September  1902  in  Möns  abgehaltenen 

XI.  Kongresses  der  belgischen  Liguo  il  e  m  o er a t i q  u e. 

1)  In  Anbetracht  der  Resultate,  die  die  belgische  Gewerbeinspektion, 
wo  sie  genn^pnd  nusgebaut  ist,  ergibt, 

in  Anbetracht  des  uo^uläoglichen  Emfiussos  der  Geworbeinöpektiou 
aaf  die  Glashtltten,  was  Folge  der  Tatsache  ist,  dass  die  Ueberwachung 
der  Durchftlhrung  aller  Gesetze  und  Verordnungen  in  einem  ausserordent- 
lich grossen  und  industriereiehen  Bezirke  einem  oiiizi^'f^n  Inspektor  obliegt, 

in  Anbetracht  der  i:iiii>ri^^en,  von  den  Arboilorn  ebenso  wie  von  den 
Uuteruehmern  anerkaunieu  Tätigkeit  der  Arbeiter-Inspektoren  iju  den  Berg- 
weHcen, 

in  Anbetracht  der  bedeutenden  Dienste,  die  in  Glashütton  durch 
Ai'beiter-Insjioktorcn  ^^eleisfet  wprden  kiiunlen,  insbesondere  dureli  Fest- 
stellung der  Tatbestände  bei  den  fast  täglich  vorkommenden  Arbeits- 
Unfällen  und  durch  Ueberwachung  der  Durchführung  der  hygienischen 
Massregeln, 

in  Anbetracht  endlich  der  minimalen  Kosten,  mit  welchen  die  Er- 
richtung srilrhcr  SfelltinL'on  fiir  den  Staut  verbunden  ist, 
drückt  der  Kongress  den  Wunsch  aus: 

a)  es  solle  durch  die  Regierung  mindestens  noch  ein  Inspektor  auge- 
stellt werden  und  vor  allem  fUr  die  Glashütten  ein  Arbeiter-Inspektor, 
und  zwar  ein  Glasarbeiter  oder  gewesener  Glasarbeiter,  der  allen  hinsicht- 
lich der  Kompetenz,  der  Unparteilichkeit  und  der  Mässigung  an  einen 
Molcheu  Beamten  zu  stellenden  Anforderungen  entspräche; 

b)  es  sollen  die  der  Ligue  d^moeratique  angeharenden  Abgeordneten 
und  Senatoren  für  die  Errichtung  dieser  Beamtongen  wirken. 

2  i  In  Anbetracht  der  physischen,  aittüelien  und  intellektnollon  Vor- 
teile, die  eine  geset/liehe,  oKdigatorische,  gut  durchgeftihrte  Sonntagsruhe 
füi"  die  Arbeiter  zur  Folge  hat, 

in  Anbetracht  der  Vorteile,  die  die  Sonntagsrahe  insbesondere  fttr  die 
Glasarbeiter  sur  Folge  h&tte, 

in  AnbPtracht  dos  in  dnn  Kreisen  der  Glasarbeiter  herrschenden 
inteusiven  Wunsches  nach  Durchfiihrung  dieser  Ketorm. 

in  Anbetracht  der  Tatsache,  dass,  soweit  die  Fensterglasfabrikation  in 
Betracht  kommt,  die  Sonntagsruhe  ohne  weiteres  und  ohne  irgend  welche 
Xachteüe,  sei  es  für  die  Arbeiter,  sei  es  für  die  Unternehmer,  durdi« 
geführt  worden  k'innte, 

druckt  der  Koagress  den  Wunsch  aua,  es  solle  für  die  Feosterglas- 
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fabrika+i  Ti  -W^  Soniita^'sruhe  m  IihM  ;ils  möglich  gesetzlich  eiugofulut  an<l 
über  die  Kiuiüliruii;,'  <ler  Srtniita;j;srnlir  in  den  anderen  Zwpi^en  <i<M-  G-las- 
iiidustrie  eine  gründliche  Liiierstuchimg  veranstaltet  werden,  zum  Zwecke 
der  leichteeten  und  praktisdiBten  BurclifUhraiig  dieser  Reform. 

3)  la  Anbetracht  der  Bestimmungen  der  Art.  6,  7  und  H  des  kgl. 
Erlasses  vom  21.  8eptembor  einerseits,  andererseits  in  Anbetracht 

der  notorischen  UnzttlängHchkeit  der  hygienischeu  Mattöregein  in  einer 
grossen  Anzahl  von  Glasilaschenfabriken, 

in  Anbetrseht  der  noch  sehr  häufigen  Fftlle  Ton  Uebertretung  der 
Art  2  und  6  des  Oesetses  vom  13.  Des«n1>er  IBSD,  l^etr.  die  Arbeit  von 
Frauen.  .Tn«rendlir]ion  und  Kindern  in  frewerblichen  Betrieben  und  des 
kgl.  Erlasses  vom  '6i.  Dezember  lii^'I,  betr.  die  Nachtarbeit  in  Glaa- 
flaechenfabriken, 

in  Anbetracht  der  häufigen  Uebertretungen  des  Art.  5  des  Gesetses 
über  den  Arbeitsvertrag  und  des  Art.  11  des  Gesetses  Uber  die  Werk- 

stüttennrdnungen, 

drückt  der  Kongresä  den  Wunsch  uns,  es  mögen  zum  Zwecke  der 
Duehfahrmig  der  Bestimmungen  der  vorgenannten  Gesetse  und  Verord- 
nungen alle  zulässigen  Massnahmen  ergriffen  werden,  es  mögen  insbesondere 
zu  diesem  Zwecke  Arbeiter-Inspektoren  ernannt  werden,  deren  Ernennung 
durch  den  oberen  Arbeitsrat  zu  erfolgen  hätte. 

3.  CAsmMcAs  Induthrie. 

Der  Verband  der  Arbeiterschaft  der  Papier-,  der  chemischen 

und  C» u  m m  i  i  n  d  u s t r  i  e  Oesterreichs  hat  beschlossen,  die  sosialdemo* 
kratischen  Mitglie  ler  dos  Abgeordnetenhauses  nm  Einbrin^nng  des  nach- 
folgenden Greaetzentwurles  betr.  Phosphorzündwaren  zu  ersuchen : 

§  1.  Weisser  oder  gelber  Phosphor  darf  zur  Herstellung  von  ZUud- 
bolswn  und  anderen  Zttndwaren  nicht  verwendet  werden. 

ZUndwaren,  die  unter  Verwendung  von  weissem  oder  gelbem  Phosphor 
herjffestellt  sind,  dürfen  nicht  gewerbsmässig  feilgehalten,  verkauft  oder 
sonst  in  den  Verkehr  gebracht  werden. 

Züudwareu  der  bezeichneten  Art  dttrfen  zum  Zwecke  gewerblicher 
Verwendung  nicht  in  das  Zollinland  eingeftihrt  werden. 

§  2.  Wer  eine  Zündwarenfabrik  errichten  will,  hat  um  die  Be- 
willigung hierzu  bei  der  Gewerbehf>rde  rrster  In>!tanz  anzusuchen. 

Zur  Erlangung  der  Bewilligung  für  die  Fabrikation  ist  die  Eini'eichung 
detaillierter  Pläne  der  Betriebiräume,  eine  Darstellung  der  Fabrikations- 
weise xind  der  Zusammensetzung  der  Zünd-  und  Anstrichmasson,  die  An- 
gabe der  zu  verwendenden  toclmisilien  Einrichtuni^on  nnd  iler  in  .Aussicht 
genommenen  Veriiackungs-  nnd  Transportweise  des  Fabrikates  erforderlich. 

Zündhölzchen  dürfen  nur  in  solchen  Paketen  oder  Schachteln  in  den 
Amdel  gebracht  werden,  welche  die  Firma  oder  Fabrikationsmarke  des 
(der)  Produzenten  tragen.  Alle  Zündwarenerzeuger  sind  verpflichtet,  die 
von  ihnen  verwendeten  Fabiikationsmarken  der  Gewerbebehörde  erster 
Ins  ranz  anzuzeigen. 

§  3.  Die  Aufsichtsbeamteu  haben  jederzeit  Zutritt  zu  alloji  Käumeu, 
TOD  denen  erwartet  werden  kann,  dass  sie  der  gesetswidrigen  Fabrikation 
Ton  Zttndwaren  dienen. 

§  4.  Der  Handelst n;i  *^oi-  wird  erniil(  litigt,  im  Einvernehmen  mit 
dem  Alinister  des  Innern  und  dem  i^'inanzminister  Eezepte  neuer  Her- 
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Btellungsverlabren,  welche  für  Gesundheit,  und  Sicherheit  der  Arbeiter  in 
Ztfndwarenfabriken  und  des  Fmblikomfl  besondere  Gewahr  bieteni  sit  er- 
werben und  den  Fabrikanten  cur  Verfügung  zn  stellen. 

§  5.  Wer  den  Vorschriften  die.ses  CJesetzes  vorsätzlich  zuwider- 
handelt, wird  mit  OeMstiafo  his  zu  2000  Er.,  im  Wiederholungsfälle  mit 
Arrest  bis  zu  3  Monareu  beötraft. 

Ist  die  Handlung  aus  Fahrlässigkeit  begangen  worden,  so  tritt  Geld- 
strafe bis  zu  160  Er.  ein. 

Neben  der  Strafe  ist  auf  Einziehung  der  verbotswidrig  hergestellten, 
einfr*'f"hrt«»n  oder  in  Verkehr  gebra(]itf>n  Ge£feTi stände,  sowie  bei  verbots- 
widriger Herstellung  auf  die  Einziehung  der  dazu  dienenden  Gerätschaften 
zu  erkennen,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Verurteilten  gehören  oder  mdblL 

Ist  die  Verfolgung  oder  die  Verurteilung  einw  besttnunten  Person 
nicht  ausführbar,  so  ist  auf  die  Einziehung  selbständig  zu  erkennen, 

§  G.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  ein  Jahr  nach  ihrer 
Kundmachung  in  Kraft. 

4.  Bekkidunffsgewerhe* 

Beschlüsse  der  am  8.  und  9.  Februar  in  Berlin  abgehaltenen  Kon- 
ferenz der  Militär-  und  Lieferungsschneider. 

Die  Konferenz  fordert  —  unbeschadet  der  grundsätzlichen  Forderung 
der  Beseitigung  des  Submissionswesens  und  Ausführung  der  uffcnrlifhen 
Arbeiten  in  Refrie  der  staatlichen  und  kommunalen  KfSrpfrsrhaften  —  vom 
Reiche,  den  Einzelstaaten  und  Gemeinden,  dass  sie  bei  der  Yergebuo^ 
von  Schneiderarbeiten  folgende  Bestimmungen  in  die  LieferungsverMge 
anfiiehmen  : 

1;  Die  Uf  liri  iiehmer  von  S(  luioidcrarbeiten  sind  verpfficliter.  flip  über- 
Di  iuDirnt  Ii  Ai  l  eiten  in  eigenen,  allen  Anforderungen  der  modernen  Hygiene 
cuttipiecbenden  und  der  Gewerbeinspektiou  unterstehenden  Werkstätten 
hersteUen  zu  lassen. 

2)  Als  Norm  der  Entlohnung  gelton  die  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  vereinbai ten  Lohntarife,  welche  die  Behördrn  \(>r  Erteilnnir 
des  Zuschlages  einzufordern  haben.  Wo  solche  Vereinbarungen  nicLi  be- 
stehen, sind  die  Behörden  verpflichtet,  vor  Vergebung  ihrer  Arbeiten  eine 
zu  gleichen  Teflen  aus  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  bestehende  Kom- 
mission zusammenzuberufen,  welche  die  Aufgabe  hat,  die  Lohn-  und  Ar- 
beitsbedingungen festzusetzen,  jedoch  dürfen  Lohne  nicht  untet  <1<  m  orts- 
üblichen Tagelohu  normiert  werden.  Für  Ueberzeitarbeit,  die  nm  in  ganz 
dringenden  Fftllen  stattfinden  darf,  muss  eine  Extraentsdi&diguug  gewfthrt 
werden.  Die  Lohnzahlungen  haben  vöchentlioh  zu  erfolgen  und  mllseen 
mit  ScMuss  der  normalen  Arbeitszeit  beendet  sein. 

3)  Die  Uebemebmer  sind  verpfliclitPt.  jrenane  Lolinlisten  zu  führen 
imd  sie  den  die  Arbeit  vergebenden  Behörden  sowie  dem  Gewerbeinspektor 
jederzeit  auf  Verlangen  vorzulegen. 

4)  Die  tägliche  Arbeitszeit  darf  fttr  erwachsene  mftnnliche  Arbdter 
Stunden  und  für  jugeii(lli(  lie  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  8  Stunden 

nicht  übersteigen.  An  Sonualif^iiden  und  den  Vorabenden  der  «resetzlichen 
Feiertage  darf  nur  8  rosp,  7  ^:»tunden  gearbeitet  werden.  JSonntagsarbeit 
ist  zu  untersagen. 

5)  S&mtliche  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  sind  zur  Kranken-,  UniaU-, 
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Alters-  und  Invalidenversicherung  anzumelden  und  ist  der  Uobemehmar 
zur  Zahlung  der  auf  ihn  entfallenden  Beitrage  verpflichtet. 

6;  Bei  Weitervergebung  öüeutlicher  Arbeiten  au  Subunternehmer 
ist  der  erste  Uebemehmer  fD^  alle  yon  ihm  den  Behörden  gegenüber  ein« 
l^gangenen  Verpflichtungen  haftbar. 

7)  Die  zum  Schutze  der  Arbeiter  und  ArLoitorinnen  erlassenen  Be- 
stimmungen sind  in  deutlicher,  lesbarer  Scljiitt  in  allen  Eftumen  u.  s.  w., 
wo  solche  Arbeiten  angefertigt  werden,  an  sichtbarer  Stelle  anzuschlagen. 

8)  Die  Behörden  haben  die  AuafOhruug  der  Schntzbestimmungen  streng 
zu  überwachen  und  etwaige  Uebertretungen  mit  wirksamen  Strafen  au 
ftbndCT> 

5,  Baugewerbe, 

Besolniionen  des  am  2y.,  30.  und  81.  März  li>03  in  Berlin  abge- 
haltenen II.  deutschen  Bauarbeitersohutskongrefises. 

I.  Resolution  betr.  Forderungen  des  Bauarbeiterschutzes. 

In  Erwägung,  da.ss  der  derzeitige  Stand  der  Unfallstatistik  der  Ban- 
ge werkä-Beriif^enossenschaiten  und  die  Krauken-  und  Sterbestatistiken 
der  Krankenkassen  den  Beweis  erbracht  haben,  dass  die  von  der  Reiclis- 
regierang  und  den  Begierungen  der  Bundesstaaten  innerhalb  der  leisten 
Jahre  durchgeführten  Massnahmen  zur  Erweiterung  der  Unfallverhütung 
und  des  sittlich-sanitilren  Schutzes  der  Arbeiter  bei  Bauausführungen  in 
keiner  Weise  genügen  und  den  Forderungen  eines  wirklichen  Arbeiter- 
schutzes nicht  entsprechen; 

in  weiterer  Erwägung,  dass  auch  die  geringfiigigoi  behürdliclien  und 
berufsgenossenschaftlichen  Schutzvorschriften  bei  der  Unzulänglichkeit  der 
üblichen  amtlichen  Ueberwachung  der  Bauausführungen  nicht  zur  Geltung 
kommen  können; 

und  in  fernerer  Erwägung,  dass  die  behördlichen  Massnahmen  von 

dem  willkürlichen  Ermessen  der  Regierungen  und  der  Gemeinden  aViluingig 
sind,  fordert  der  am  29.  Hirz  in  Berlin  tagende  Bauarbeiterschatzken- 

gres8  : 

Die  Keichsregieruug  möge  in  allernächster  Zeit  dem  Reichstage  ein 
Beichs-Bauarbeitersdratagesets  vorlegen,  worin  die  Unf^verhtttnng  nach 
folgenden  Normen  zu  regeln  ist: 

Es  -;ind  Xm  inah  orr-cln  ifton  7n  erln^sen  für  Sirliei'heitsvorrichtungen 
bei  Abbruchsarbeilen,  bei  Aus.sclmchtung  der  Baugruben  für  Hoch-  und 
Tiefbauten,  für  Berüsten,  Herstellung  der  Transportwoge,  Auf-  und  Ausbau 
jeglicher  Bauteni  sowie  auch  bei  Arbeiten  auf  Zimmerpl&tzen  und  bei 
Zimmexmrbeiten  unter  Berücksichtigung  ihrer  Eigeiiheiten  und  des  su  den- 
selben zu  verwendenden  Materialj^. 

bj  Die  Bauherren  und  Unttjrnehmer  sowie  auch  die  Inhaber  von 
Zimmerplätzen  nnd  solchen  fiolzplätzen,  die  snr  Anfertigimg  von  Zimmer« 
arbeiten  benutst  werden,  sind  gemeinsam  zu  verpflichten,  bei  allen  I^eu- 
und  grösseren  Umbauten,  sowie  auf  Zinniierplätzen  und  solchen  Holzplätzen, 
die  zur  Anfertigiing  von  Zimniei  ai beiten  benutzt  werden.  Ankleide-, 
Wasch-  und  Essräume  zur  unentgeltlichen  Benutzung  zu  stellen  j  des- 
gleichen der  Gesundheit  nnd  Sittlichkeit  entsprechende  Aborte  in  ge- 
nügender Zfilil. 

ci  Die  Bauherren  und  Unteraehmer  sind  in  solidarischer  Haftung  fro- 
balten,  bei  dem  inneren  Ausbau  der  Neu-  und  Umbauten  während  des 

Arbdteradbots.  Ij 
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Winterhalbjahres  die  TOr-  und  Fenster  itTnungen  ho  zu  schliessen,  dass  die 
Innenarbeiti  T  f^e^'fin  die  so  freSTindheitsschadliche  Zti^'Iuft  schätzt  sind  ; 
offene  Kokssieuer  zum  Austrocknen  und  Erw&rmen  der  Baiiteu  dürfen  nicht 
in  Auwendung  kommen.  Bei  allen  Maleiv  und  Austricharbeiten  ist  der 
Gebrauch  bleihaltiger  Farben  zn  verbieten. 

d)  Die  Unternehmer  oder  die  verantwortlichen  Bauleiter  siuil  zu  yer- 
pflichten,  den  Arbeitern  atif  BmitoTi.  Ti<>\z-j  Zimmer-  und  Werkplfttzen 
gutes  Trink  wri?5S0T  zur  V(n-tui,niiig  zu  st  ollen. 

ei  Bif  ;:;eif<:flT(!  rcboi'wachun;;-  der  vorbezeichneten  Banansfuhningen 
hat  durch  behördliche  mit  dem  Baubetriebe  vollständig  vertraute  Beamte 
zu  erfolgen,  mit  der  Maesgabe,  dass  diesen  Beamten  in  allen  grösseren 
Stftdten  und  in  aus  kleineren  Orten  ))oli?.eilich  abgegrenzten  Besirken  prak- 
ti.sch  erfahrene  Arbeiter  als  Baukon trt '11  eure  zur  Seite  irf^freben  werden. 
Diese  Kontrolleure  sind  von  den  in  Betraclit  kommenden  Bauarbeitern  zu 
wählen  und  vom  Staat  oder  der  Gemeinde  zu  besolden.  Die  Wahl  dieser 
Ai'beiterkontroUeure  erfolgt  nach  dem  Modus  der  OewerbegeriditswaUeii, 
mit  der  Massgabe,  dass  alle  vol^'fthrigen  bangewerblichen  Arbeiter  wahl- 
berechtigt sind. 

f)  In  dem  Gesotz  muss  weiter  aufjresjMochen  werden,  dass  die  Ver- 
ti'eter  der  Baugewerks-Berufsgenossenschalten  gemeinsam  mit  den  Ver- 
tretern der  in  Betracht  kommenden  Arbeiter  verpflichtet  sind,  ftlr  ihren 
Bezirk  die  zwecks  Uni'all Verhütung  gesetzUch  festgelegten  \<  riualvor- 
scliriften  nach  iglichkeit  so  zn  präzisieren,  dass  sie  auf  alle  Fälle  an 
wendbar  sind;  temer,  dass  die  bezeichneten  Vertreter  alle  zwei  Jahre,  im 
Kottaile  zu  einem  frUiieren  Zeitjjunkte,  zu  eventuellen  Ergänzungen  oder 
zur  Formulierung  notwendiger  Abweichungen  von  den  Normalvorschriflien 
zusammenzutreten  haben,  und  schliesslidi,  dass  zu  allen  diesbezüglii Leu 
BoratuiiS^PTi  die  Bauafifsiclit.sbeantten  und  Bauarbeiterkontrolleure  des  Be- 
zirks lini/,u;^ezogeu  und  die  Guta(  hten  der.-^elben  gehurt  werden  nifi«:sen, 
sowie  auch,  dass  die  Regierungen  der  einzelnen  Bundesstaaten  oder  die 
obere  Verwaltungsbehörde  des  Bezirks  die  zu  stände  gekommenen  Be- 
Bchlttsse  alsbald  zu  veröffentlichen  haben,  wodurdi  sie  Gesetzeskraft  er- 
langen. 

g)  Die  Wahl  der  hier  in  Betracht  kommenden  Arbeitervertreter  er- 
folgt nach  dem  Modus  der  Oewerbegerichtswahlen ,  mit  der  Massgabe, 
dass  alle  volljährigen  baugewerblichen  Arbeiter  des  in  Frage  kommenden 
Bezirks  wahlliei  ( ( litigt  sind. 

hr  Die  Banaufsichtsbehörden  der  oin/elnon  Bundesstaaten  oder  des  Ver 
w&ltungsbezirks  haben  alljährlioh  einen  Bericht  über  ihre  Tätigkeit  und 
Wahrnehmungen  zur  6ffent1ichen  Kenntnisnahme  herauszugeben.   Die  zn- 
st&ndigen  Behörden  haben  die  Pflicht,  diese  Bericlite  sowie  auch  S<dLntz- 
vorschriften  den  in  Betracht  kommenden  Gewerkschaftsbl&ttem  mitzuteilen. 

n.  Resolution,  betr.  Submissionswesen  und  Lehrklansel. 

In  Erwägung,  dass  im  Submissionsvertahren  vielfaeli  TVoisangebote 
ffiamat  hr  werden,  die  eine  richtige  Kalkulation  der  Geschäftslage,  insbe- 
sondere der  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse,  völlig  vermissen  lassen; 

in  weiterer  Erwägung,  dass  in  den  vorbezeichneten  F&Uen  die  Ueber- 
nehmer  der  Arbeiten  und  Lieferungen  fast  immer  das  Bestreben  haben, 
um  auf  ihre  Kosten  zu  kommen,  die  Löhne  der  Arbeiter  ZU  drflcken  nnd 
die  Arbeitsbedingungen  aligemein  zu  verschlechtern; 
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and  in  fernerer  Envägung,  dasB  den  Verwaltungsbehörden  des  Reiches, 
der  Bundesstaaten  und  der  Kominnnen  die  Pflicht  ztiirfwiosnn  ^Vorr^en  mnsp, 
mit  gutem  Beispiel  voranzugehen  und  bei  der  Ausführung  von  öffentlichen 
Arbeiten  jede  von  den  Unternehmern  beabsichtigte  Verschlechterung  der 
Lohn-  und  Arbeitebedingimgen  su  verhindern,  fordert  der  Kongress: 

1)  Die  bauenden  Behörden  sind  seitens  der  in  Betracht  kommenden 
Faktoren  zu  verflnlaf>?«en,  dio  öfTontlirlieii  Eanton  in  eigener  Rofiip  anszn- 
Itthren.  Bei  der  Regelung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  sind  die 
Banarbeitororganisationen  gutachtlich  zu  hören.  In  keinem  Falle  darf  mit 
dem  Lohn  unter  das  von  den  betreffenden  Oewerkachaften  festgeeetite 
Minimum  herabgegaogen,  ebensowenig  darf  die  Arbeitsseit  tiberschritten 
werden. 

2)  Soweit  das  Submissionsverfahren  sich  zur  Zeit  noch  nicht  umgehen 
llsst^  oder  soweit  sonst  Arbeiten  und  Lieferungen  an  Unternehmer  ver- 
gebt werden,  sind  die  Behörden  verpflichtet,  in  die  Submissionsbe- 
dingungen lind  I.iof«  rtugsvertrftge  folgende  Elaasel  au&nnehmen  und  znr 

Geltung  zu  brin^'cn  : 

,Der  Unternehmer  ist  verptlichtet,  etwaige  durch  TaritVerträge  test- 
gelegte Lohn-  nnd  Arbeitsbedingungen  genau  innesuhalten,  oder,  wenn 
Vertrage  diesei-  Art  nicht  bestehen,  die  von  den  in  Betracht  kommenden 
Arbeitern  irf^fnrdprten  nnd  all^'t  mein  durchgeführten  Arbeitsbedingongen 
als  rechtsverbindlich  tui-  sich  anzuerkennen.' 

3}  Tauchen  Meinuug.sverschiedenheiien  über  die  allgemein  üblichen 
Lohn-  nnd  Arbeitsbedingungen  auf,  so  hat  die  Baubehörde  ein  Gutachten 
der  in  Betracht  kommenden  Arbeitervertreter  besw.  Arbeiterkorporationen 
sinzuforflem. 

Der  XI.  Bauarbeiterschutz-Kongress  fordert  die  Bauarbeiter  alier 
Branchen  bezw.  alle  Bauarbeiterorganisationen  dringend  auf,  für  die  prak- 
tische Durcfafbhrung  der  Lohnklaneel  recht  eneiigisch  t&tig  su  sein. 

m.  Resolution  betr.  Verbot  der  Verwendung  bleihaltiger  Farbm. 

In  Erwägung  der  grossen  Gefahren  an  Leben  und  Gesundhoit,  welchen 
em  grosser  Teil  der  bang*»werbli<'hen  Arbeiter,  speziell  die  Maler,  An- 
streicher, Lackierei-  imd  Tünchet,  bei  Verwendung  der  giftigen  Bleifarben, 
auHgesetat  sind,  fordern  die  Belegierten  des  II.  Bauarbeiterschutx-Eon- 
gresses,  dass  seitens  der  Reicharegierung  nnd  der  cinzelnon  Landes- 
regioningen  entsprechende  Verordnungen  zum  St  Imtze  dei-  im  Maler-  und 
Lakierergewerbe  boschäftig^ton  Personen  erlassen  werden. 

Der  II.  Bauarbeiterschutz-Kongress  erhebt  die  von  den  Arbeitern  des 
Ibtlv-  und  Lackierergewerbes  gestellte  Forderung:  , Verbot  der  Verwen- 
düng  aller  bleihaltigen  Farben',  zu  der  seinigen  und  versprechen  die  an- 
wesenden Delegierten  dos  fTc^^J^mten  Banirowerbes,  alle  Versuche  dieser 
auch  im  Interesse  des  Gemeinwohls  liegenden  Bestrebungen  tatkräftigst  zu 
unterstützen. 

IV.  Besolntion  betr.  Schuta  der  Strassenbauarbeiter. 

Der  n.  Bauarbeiterschutz-Kongress  erhebt  Widerspruch  dagegen, 
'la«s  von  dem  Wenigen,  das  bis  jofzt  lilnsii  litlidi  do-s  «janitaren  Arbeiter- 
sctiutzes  im  Baugewerbe  im  Verordnangswugo  geächatlon  worden  ist,  die 
Arbeiter  des  Strassonbaues  noch  ausgenommen  werden,  wie  dies  in  der 
Verordnung  des  Berliner  Polizeiprftsidiums  geschehen  ist. 

Der  Kongress  giebt  im  Gegenteil  seiner  Ueberseugung  dahin  Aus- 
dnick,  dass  die  Arbeiterschaft  der  Strassenbaugewerbe  des  sanitären 
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Scbntees  in  demsolben  Hasse  bedürftig  ist,  wie  die  Arbeitemduift  aller 
fibrigen  Baaberufe. 

6.  EamUi^ewerbB. 

a— g)  Fordenmgen  zoni  Entwtirfe  eines  Gesetzes  betr.  Kaufmanns- 
gerichte,  vgl.  BoU.,  Bd.  II,  S.  44. 

n)  Der  Deutsche  Handelstag  gab  am   19.  Hftrz  folgende  Br- 

klftrung  ab : 

Der  Deutsche  flandelstag  erklärt,  daas  das  Bedürttüö  uacii  einer 
schleiiiiigen  und  billigen  Rechtaprechuug  allen  Bcvölkorungsklassen  ge- 
meinsam ist.  Dieses  Bedürfnis  ist  darcb  eine  Verbesserung  des  amta- 
gerichtlichen  Verfahrens  zu  befriedigen,  nicht  aber  durch  Schaffimg  von 
SondergeiiehtoT7,  dotirn  erliolilirlit^  Intoro^sen  der  allgemeinen  RechtspHege 
und  des  sozialen  Friedens  entgegenstehen. 

Soll  gleichwohl  ein  Sondergericht  zur  Entscheidung  von  ^treitigkeifeen 
aus  dem  kaufmännischen  Dienst-  und  Lehrrerh&ltnis  geschaffen  werden^ 
80  muss 

1)  eine  Angliederung  an  die  Amts^rf  ri«  hte  mitfr  Verein&chung,  Be- 
bchleunigung  und  VerbilUgung  des  Verfahrens  ertblgen, 

2)  für  die  Wahl  der  Beisitzer  ein  Verfahren  unter  slnngemftsser  An- 
wendung der  für  die  Wahl  der  Schöffen  beistehenden  Vorschrifben  (§§  36  ff. 

des  Gerichtsverfassungsg^esetzes)  eingeführt  werden. 

Zu  einzelnen  Bestimmnn«rpn  de.s  dem  Bundesrat  vorliegenden  Entwurfs 
eines  Gesetzes,  betrettend  Kaufmannsgerichte,  wäre  folgen dermasseu  Sioi- 
Inng  ru  nehmen: 

Zu  §  3  Abs.  1.  Es  ist  ausser  Zweifel  zu  stellen,  dass  die  Katif- 
raannsgf>rif'hte  /nstilndig  bleiben,  wenn  Recht>;ii;trlif  »Il'^t  an  dio  Stille  O'^r 
an  der  Streitigkeit  beteiligton  selbständigen  Kaufleute,  Handlungsgehilieu 
oder  Haudlungslehrlingo  ti'eten. 

Zu  §  3  Abs.  2.  Streitigkeiten  über  Ansprache  aus  einer  Verein- 
barung, durch  welche  der  Handlungsgehilfe  oder  Hundlungslehrling  für 
die  Zfit  na*^1i  Brf^ndiirung  des  Dienst-  udor  Lehrverli.'ntni^^sos  in  seiner  ge- 
\V('i Muhen  Tiiri;ikf  it  beschränkt  winl,  sollen  zur  Zuständigkeit  der  Kauf- 
mann sgerithte  gehören,  wenn  beide  Parteien  es  beantragen. 

Zu  §  18  (§  31  des  GewerbegerichtsgesetKes).  Becbtsanwftlte  und 
Personen,  welche  das  Verhandeln  vor  Gericht  geschäftsmässig  botreiben, 
sollen  als  Pio/essbovoihnächtigte  oder  Beistände  vor  dem  Kaufioaanns» 
geridit  zugelasi^eu  werden. 

Zu  §  18  (§  55  des  Gewerbegerichtsgesetses).  Die  Berufung  soll  nur 
sulftssig  Min,  wenn  der  Wert  des  Streitgegenstandes  den  Betrag  von  300 
(statt  100)  M.  iilteisteigt. 

Zu  §  14.  Das  Kanfmannsgericbt  soll  nicht  zu  Gutachten  verpflichtet 
oder  zu  Anträgen  berechtigt  sein. 

Der  erste  Absats  der  vom  Deutschen  Handelstag  abgegebenen  Er- 
klftrung  entspricht  einem  mit  sehr  grosser  Mehrheit  angenommenen  An- 
trage der  Handelskammern  zu  Düsseldorf,  DnisVnirf^,  Bochum, 
^fülheim  a.  d.  K..  Hamburg,  Heidenheim.  \'om  zweiten  Absatz 
au  entspricht  die  Erklärung  dem  vom  Ausschuss  am  J  7.  März  beschlossenen 
Bntwnrf.  Absatz  1  dieses  Entwurfes  hatte  folgenden  Wortlaut:  „Die 
SchaffuiiL'^  *  iiics  nonoj»  Snndergerichts  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten 
aus  dem  kaufmännischen  Dienst-  und  Lehrverhältnis  ist  abzulehnen,  da 
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kein  Bedürfnis  dafür  vorhanden  ist  iind  erhebliche  IntoroKsen  der  allge- 
meinen Rechtspflege  und  des  sri/ialen  Friedens  ent<:egenstehen."  Ein 
Gegenantrag  der  Handelskammern  zu  Köln,  Frankfurt».  M.,  M  i  n  d  e  u, 
BraDdenbvrg:  „Der  Deutsche  Handolstag  erklärt  sich  fUr  die  Er- 
richtung  kanfmftimischer  Schiedsgerichte"  wurde  mit  229  gegen  42  Stimmen 
abgelehnt. 

Ein  zu  §  2  von  der  Handelnkammor  zu  Jvrefold  gestellter  ATitrag: 
„Beachrankung  der  Zu^itfindigkeit  auf  Streitigkeiten,  ilyren  Gegenstand  die 
Summe  von  1000  M.  nicht  übersteigt,  unter  Ausdehnung  des  Gesetses  auf 
alle  Handelsangcstollto  (ausgenommen  Apotheker)  ohne  Rücksicht  anf  die 
flöhe  ihres  Gehalts"  wurde  ali^alelmt. 

Zu  §  13  31  ilf  -  Geworbegerichtsgeset/esi  ia^'  folgender  Zusatz- 
antrag der  Handelskammer  zu  Caaöel  vor:  „Die  Anwalt skosten  sind  nicht 
▼on  der  unterliegenden  Partei,  sondern  von  dem  Teil,  der  den  Anwalt 
stellt  bat,  za  Ixagen."  Der  Antrag  wurde  gegen  wenige  Stimmen  ab- 
gelehnt. 

bj  In  einer  am  1.  März  1903  in  Berlin  abgehaltenen  gemeinsamen 
Sit^mij  stellten  der  Verein  ttir  H a n d  1  un gs k o  m m i s  von  1  S  H  ,  der 
Verband  deutscher  Handlungsgehilfen,  der  Deutsche  Ver- 
band kaufmftnnischer  Vereine  und  der  Allgemeine  deutsche 
Buchh  a n d  1  u  n  g  s  g  c  h  i  1  f  e  n  -  V  e  r  b  a  n  d  folgende  Ab&nderungsantrftge 
zum  Entwürfe  eines  Gesetzes  betr.  Kaufmannsgerichte: 

I  i  Beisetzung  des  Amtes  des  Vorsitzenden  durch  einen  zum  Hichter- 
amte  befähigten  Juristen ; 

2)  Ausdehnung  der  persönlichen  ZustSndigkeit  der  Kaufmannsgerichte 
auf  alle  Handlungsgehilfen  (und  Lehrlinge),  zum  mindesten  aber  auf  alle 
Handlungsgehilfen,  dio  nicht  mrhi-  als  .'f H lO  M.  jrilirli(.Ii.  >  Hf-balt  lie/iehen; 

3)  Ausdehnung  der  sachlichen  Zuständigkeit  der  Kaulmannsgerichte 
auf  alle  Sti'eitigkeiten  aua  dem  Dienst-  oder  Lehrvorhältnisse,  einschliess- 
lich der  Konknrrenzklausel ; 

4)  Verbot  jeder  Vereinbarung,  die  die  Zuständigkeit  der  Kaufmanns- 
gerichte  durch  Schieds\ <  i  träL^o  ans-i  lili«'-;st  <'<\e-r  beeinträclit  i^rt  : 

5)  Zulässigkeit  der  Berufung  erst  bei  Streitgegenständen  im  Werte 
von  31X>  M.  und  darüber ; 

6)  Herabsetzung  der  Altersgrenze  fitlr  das  aktive  Wahlrecht  auf  21, 
f&T  da»  passive  Wahlrecht  auf  2.")  .Tahre.  Einräumung  des  aktiven  und 
p«H«jivpn  WahlTCrhts  horfMts  nach  einjährigem  Aufenthalte,  besw.  nach 
einjähriger  Beschäftigung  am  Orte; 

7)  EinnOglichung  der  Inanspruchnahme  der  Kauimannsgerichte  auch 
ftr  Handlungsgehilfen,  die  an  Orten  mit  weniger  als  20000  Einwohnern 
beschäftigt  sind,  durch  Bildung  von  Kaufmannsgerichtsbezirken; 

S^i  Aufstellung  der  AVahllistoTi  vr«n  Amt?  wegen; 

9)  Zulässigkeit  der  Anrnüing  des  Ka-uliiiannsgerichts  als  Eiuiguagsumt. 

(1  Fordprnngen  in  einer  Eingabe  des  Deut  s  c  h  n  a  t  i  o  n  a  I  e  n  H  a  u  d  - 
I  ungs g  e  h  i  1 1  e  n  V  er  b  a n  de .H  an  den  Bundesrat  vom  15.  Januar  1903, 
som  Gesetzentwurf  betr.  die  Errichtung  von  Kaufmannsgerichten : 

1)  Die  Gerichte  müssen  überall  obligatftrisch  eingerichtet  werden; 

2)  ihre  Wirksamkeit  mnss  auf  nllf  Hainllnngsgehüfen  und  Lehrlinge 
ohne  Unterschied  des  Gehalts  erstreckt  werden; 

3)  für  Streitigkeiten  aus  Konkiurenzklauseln  oder  Konventionalstrafen 
müssen  die  Kaafmannsgerichte  zustftndig  sein ; 
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4  <]io  Zuständigkeit  dieser  Uericbte  darf  nicht  durch  Vertrftge  aus- 
geschlüöseu  werden ; 

5)  das  aktive  Wahliecht  muBa  &uf  das  21.,  das  paäüive  Wahlrecht 
auf  das  25.  Lebensjahr  festgesetzt  werden; 

(})  bei  dem  WaUverfahren  soll  der  Orundsats  der  Listenwahl  aufge- 
stellt werden; 

7)  die  J3eruluii^.sgi  enze  darf  er8t  bei  einem  W  ertgegeustande  von 
500,  mindmtens  jedoch  800  M.  festgesetzt  wffl^mi; 

H)  den  Kaufmannsgerichten  muss  die  Befugnis  erteilt  werden,  auch 

als  Einigun^.sanit  zu  wirken ; 

f^»  die  brrrutachtende  Tätigkeit  dieser  Gerichte  ist  auf  alle  handels- 

gericlit liehen  Fragen  auyzudelinen. 

d)  T.eit.>-lUze  des  Verbandes  doiifsclior  Handlungsgehilfen 
zum  Entwuiie  eine^.  G*^set/es  betr.  Kuulmanus^ericlite. 

I)  Vorerst  niusi*  das  Kaufmannisgericht  allen  Handlungsgehilfen  zu  gute  kommen, 
nicht  bloss  den  AngestelMeji  mit  einem  Einkommen  von  einschliepslich  B^KKt  M. 
Wenn  e^  ein  berechtistes  Ziel  iui«eFer  socialen  Entwickelung  ist,  die  iksrufggenoaseu 
durch  OrKsniDation  oder  gemdnsame  EinTirhtung  der  Otsetsgebung  und  VerWaltiin^ 
zusanmienzuschlic.-soii.  ^^^  schallt  dir  im  r.iitwiirf  auf^rcsfcllto  S'rln  ■ilun^f  o'mc  künst- 
liche Schranke  ;£wiH(  hen  StandesgenoK-^en  und  arbeitet  dem  berufsgcnosscnscliaftlichcD 
Gedankoi  entgegen.  Wir  fordern  zu  dem  gemeinmunen  Bedit,  das  alle  Handlunits- 
gehilfen  verbindet,  das  gemein^nnir  Ocricht. 

Wir  stellen  aber  die^e  l  ordt-rung,  ein  gemeint^anu^  Kauiuiaiiiisgericht  für  alle 
Handlungsgehilfen,  auch  deshalb  auf,  weil  die  Gefahr  tegcnpätzlicher  Kntjicheidungen 
In  derselben  Frage  de«  HandlungegehilfenrechtB  geradezu  gefördert  wini,  wenn  für 
einen  Teil  der  Handltmgsgebilfcn  das  Kaulmannegericht,  für  einen  anderen  das  Land- 
und  Anit-LTLriclit  Kct  ht  spretlün.  Auch  aus  diesm  Grunde  moMen  alle  HandlungB- 
gehilfcn  dem  Kaufaiaunsgiericht  unterstehen. 

2)  Ais  ein  venentlicber  Mangel  der  Vorlage  ist  es  dann  zu  betrachten,  das«  der 
Vorsitzen'le  kt  in  Jurist  zn  sein  braucht.  Der  §  des  Fntwnrfs,  der  von  den  Kr- 
fordernissen  handelt,  fordert  den  Juristen  nicht.  Ferner  ist  nach  if  7  Abs.  3  am  Orte 
eines  Gewerbegerichts  in  der  Begol  dessen  Vorsitzender  und  Stellvertreter  zugleich 
zimi  Vor.-iitzenden  des  Kaufmannsgeriehts  zn  boirllin.  Iirr  Gi  wer  berieh  ter  und  s«  in 
Btell vertrel(!r  braueheu  nach  dem  Gewerbegcrith(r-gi>cU  lücliL  Juristen  zu  sein  und 
sind  es  auch  in  einzelnen  Orten  Deutsehlands  nicht '). 

Auch  die  Munateschrift  des  \' erbendes  deutBchec  Gewerbegerichte,  ^Das  Gewerbe- 
gerichi'^,  betont  die  Notwendigkeit,  dsM  ein  jurintitch  geechmto'  Vonntzender  nd)en 
den  s;ii')i\ir-t;iiMliL':i  ii  Beisitzern  niituirko. 

In  dieser  Monatsr^chrift,  Jahrg.  l'AU,  JSo.  b,  heisst  eas  hierzu:  ^Ist  aber  der  Vor- 
sitzende des  Gerichts  ein  l4de,  der  von  der  Juristerei  auch  nicht  eiiuual  angekränkelt 
ist,  so  wird  sehr  häufig,  und  7wnr  optinin  fide,  nicht  das  geltende  Ri^lit  angewendet, 
sondern  einfach  nun  dem  sozialen  Milieu  der  Mehrheit  des  Richlerkoliegiums  heraus 
Reeht  geschaffen  werden.  Jede»  llaudwerk  will  erlernt  sein,  auch  das  Jurisleiihand- 
werk.*  Dieselbe  Anschauung  vertritt  in  der  wertvollen  Verbandsbeilagc  (bearbeitet 
▼on  der  Archiwerwaltun^  »les  Verbandes)  zur  Monal«Bchrift  ^Das  (Jewerbegericht" 
der  lieigeonlni  ic  }I.>rr  lunil  Wolff  (Die  Statuten  der  deutht  hi  n  Gewerbegerichte, 
S.  209  und  300) :  »Es  ist  die  Frage  zu  erörtern,  ob  es  zweckmäü^ig  sei,  das«  reichus* 
gesetzlich  vorgeschrietien  oder  doch  in  der  Praxis  so  gehandhabt  werde,  dass  ein  Jurist 
X^orsitzender  sei.  Die  Aufgaben  de«  Vorsitzenden  sind  wesentlich  zweierlei:  einmal 
die  Vermittelnng,  leilweitie  Auj-söhnung  zwischen  den  wirtschaftlichen  (TegenMit/.t"D, 
die  die  Zusammensetzung  der  IJeisitzer  als  Arbeitgeber  und  ArU'itnehmer  mit  sich 
bringt;  sodann  die  I'rozessleitun*r  mid  7>j;änznnnr  der  Fachbeisitzer  durch  dif  ntht- 
liehen  Kenntnisse.  In  erster  Tlin.-^irlu  t,(ii(l  juristische  8j>ezialkenntniRse  nicht  er- 
forderlich, in  letzter  Hinsi  lit  jr.loch  sehr  erwünscht;  nach  meiner  Erfahrung  tauchen 
Fr^en  auf,  deren  rechtlicher  Charakter  im  Gebiete  des  jweitiven  Bechts  nur  dciu 
JnrMten  erkennbar  ist  und  zu  deren  Losung  nur  dt»*  Jurist  in  der  Lage  ist,  wenn 
anders  das  Gewerbegericfat  auf  die  Dauer  sein  Ansehen  als  ,Gerichi*  erhalten  wUl.** 


1)  Nach  dem  Entwürfe  küuute  ein  Fabrikiiut,  ein  gewerblicher  Arbeiter  (Gcmciude- 
ratkmit^ied)  VonitieDder  werden  v.  s. 
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Dazu  kommt,  fla?s  der  N'orsiUende,  der  imch  dorn  Entwurf  mit  Kcclit  weder 
Priii?.ipal,  noch  Gehilfe,  liotli  Lehrling  eeio  darf,  zwitschen  deu  btideti  durch  die  Bei- 
git^er  vertrctcDCD  Ständou  die  unparteiische  Inetaaz  sein  mW.  Dic^e  unparteiische 
Instanz  bringt  am  beteten  der  juriKtiech  geschulte  Beamte  als  Vori*itzendf  r  zur  (  Jeltiuig 

3)  Die  Berufungä«umme  des  Entwurfs  ist  mit  100  M.  in  Anlehnung  an  das  ge- 
werbegerichtliche Verfahren  zu  tief  gegriffen.  Nach  der  übereinntimmenden  Forderung 
aller  kaufmänniachen  Voreiiiigaiigen  müsaen  die  KaufmanDsserichte  in  erster  und 
JeCcter  Instanz  in  allen  Btedtigkeiten  bis  zur  Wertbdlie  von  30(f Bf.,  am  besten  500  M., 
eotBcheidcn. 

Das»  es  sich  in  Handlung8gehilfenprozes»en  meist  um  höhere  Werte  handelt  ab 
bei  Prozei<.sen  von  Gewerbegeh d^n,  erkennt  auch  die  B^ründung  de«  Entwurfs  an. 
„Die  Kündiirunps-  und  LohnzahlungHpriodon"  —  heiü^t  e«  dort  —  „**ind  in  der  Regel 
bei  den  lIaudluüg^gthil{eu  läneer  beuic^beu  al»  bei  <1en  gewerblichen  Arbeitejn,  ao 
da*B  bei  ihren  Ansprüchen  der  Wert  des  f^treitgegenstandos  häufiger  den  Betrag  von 
300  HL  übersteigt  und  somit  die  Zuständigkeit  dec  Landgerichte,  der  AnwaitaBwane 
nnd  eine  entsprechende  Stei«:eruiig  der  Profewikosten  gegeben  sind."  Der  Entwurf 
folgert  hieraus,  da»*«  Kaufinannsireriehto  mit  einem  einfaeh«'n,  schleunigen,  billigen 
Verfahren  unter  Zuziehung  von  aach verstandigen  Beisitzern  notwendig  seien,  um  inner- 
halb  gewi»^  Wertgrenzen  die  ZnstSndigkeit  der  Landgerichte  «lazuechliessen.  Aber 
dieselbe  I'etmehtTing  führt  dazu,  die  landgerichl liehe  Henifnngsinstanz  bis  zu  einem 
höheren  Betrag  auszu8chliei»0eu,  als  die«  l>f'itn  gewerblichen  Arbeiter  geticlichen  i»t. 

4)  Im  Gegensatz  zum  Entwarf,  di  r  auch  hier  dem  Muster  des  gcwerbi  (gericht- 
lichen Verfahren»  gefolgt  ist,  muss  das  Kaufnuuinagericbt  sodann  Mm  für  Vertiige 
uait  Kon kurrenzk lausei  sachlich  zuKtäudig  t^ein. 

Diese  Verträge  bringen  grosse  Gefahren  für  das  Fortkommen  der  Handelsange- 
ateUten.  Die  Kommisaion  für  Arbeiterstatistik  hat  die  J£oakurreozktausei  als  unbiUig 
bezdduet  Sie  erkannte  an : 

dasK  die  Konkurrenzklausel  nieht  seiton  in  den  Aii'^tellnngHverfragen  der  Ifatidlungs- 

Sehilfen  in  offenen  Ladengeschäften  sich  findet  und  ihrem  Inhalte  nach  in  hohem 
laas  geeignet  ist,  das  Fortkommen  und  adbat  die  Bzfeteoz  des  Handlungsgehilfen 
zu  erbchwerrn,  Ja  biiiiahe  unmöglich  zu  machen. 

Unser  Verband  und  andere  kaufmännische  Vereine  haben,  leider  ohne  Erfolg, 
SU  wiederholten  Malen  das  gesetzliche  Vorbot  dieser  Verträge  gefordert. 

In  jedem  Falle  müssen  wir  verlangen,  dass  über  die  Zulüssigkcit  des  einzelnen 
Voirags  mit  KonkurrenzklauHcI  die  mit  sachverständigen  Beisitzern  besetzten  Kauf- 
mnnnsgcrichte  zu  entseheiden  haben. 

5)  Im  Gegensatz  zu  den  Bestiiumungeu  des  Entwurfs  müsste  dann  die  Alters- 
grenze beim  Wanlrecht  entsprechend  den  VeniAltnissen  dea  Kaufjoannsetandea  niedriger 
als  beim  ( 'f  \\  rrl  .-gerieht  ?cm.  Die  Durchschnitt.-bildung  der  Kanflonte  ist  wie  die 
HandcLokanuner  m  Frankfurt  a.  M.  hervorgeholten  hat  —  grösser  alä  die  der  ge- 
werblichen Arbeiter. 

Die  Hl  rabsetzung  der  Altersgrenze  enijifieldt  !»ich  aber  auch  deshalb,  weil  der 
Ötaud  der  Handlungtipehilfen  weniger  Glieder  /.äiill  als  der  der  gewerblichen  Arbeiter, 
tmd  somit  bei  Festhält ung  der  Altcnsgrenze  des  GewerbegerichtÄgeseizes  der  Kreis  der 
Wähler  und  zum  Beisitzeramt  Berechtigten  zu  klein  aushiÜen  würde.  Kach  den  Feel- 
atellungen  des  Dentschen  Verbandes  kaufmfinniacher  Vereine  wären  dann  69  Proz.  der 
männlichen  Geli:If'  :i  n!  ht  wahiltar  nnd  .öl  Proz.  nicht  wahUu  reclitigt.  Tlierliei  \vnr(ie 
das  Erfordernis  längerer  Wohnung  oder  Beschäftigung  im  (ienehtsbezirk  noch  gar 
nicht  berücksichtigt. 

Da  der  Dent.'^ehe  nnt  25  Jahren  zum  Reielistag  wahlberiH  htigt  i.-t,  so  wurde  sich 
«üe«e  Alten5«Uife  auch  als  Voraussetzung  für  die  Wüblltark>  it  als  l'.ei-i(zer  empfehlen. 
Dw  Mündigkcit.Halter ,  an  das  das  Bürgerliche  (Jc^eizluRh  di<  Ker  ht.stolge  uneiu- 
refx'hränkter  Verpfln  htungsfähigkeit  knüpft,  eignet  eich  auch  als  Bedingung  für  das 
iJitive  Wahbrecht  zum  K'aufinannseericht. 

6)  Um  eine  mögheliHt  grosj^e  \\'altll)eteiligung  zu  erzielen,  ist  gesetzlit  h  festzulegen, 
dasa  die  Gemeinde  von  Amts  w^en,  wie  bei  den  politischen  WaQen,  die  Wählerlisten 
anstellt. 

Die-  rflieht  der  .Vnnn  IduDg  ZUT  WShleriiete  bringt  Tide  SAnmige  (mit  und  ohne 
Irrnndl  um  da^  \Vahlrecht. 

Die  Krintndle  der  Wahllisten  kann,  wie  bei  den  politischen  Wahlra,  innerhalb 
liestimmtcr  Frist  durch  öffentliche  Auslegung  geschehen. 

1 )  Unser  Vorschlag,  die  8chied^gerichte  d^n  Amtsgericht«!  anzagliedeni,  WoUte  i&r 
jedes  Schiedsgericikt  den  jnristisdien  Vonütsenden  sichero. 
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7)  Das  Verehren  nach  den  Gnind8ätzen  der  Verbal  tniswabl  ist  im  GeMtc  tel* 
Eulegen,  es  darf  nicht  nur  dem  Oitsstatut  überlassen  bleiben. 

8)  Die  §§  (12  —  71  ilciH  <  n  wcrbegericüt«ge»etz€8,  betr.  die  Tätigkeit  des  Gcrii  hts  als 
füuigungsanit,  finden  auf  daa  Veriahrea  vor  den  KaufmanOBgoichten  tiutsprechäid« 
Anwendung.  (§13  des  Entwurfs.) 

{))  S<^ie<li*vprtrncfc.  durch  wolche  die  Zuständigkeit  den  Fvanfmannsgerichts  für 
künftige  Streitigkeit«!)  au.sga^cblotiiitm  wird,  Hind  nicht  reditAwirksam.  (£kt(wurf  §  4 
Abi^.  2.)  Bonift  könnte  ei^  vorkommen,  da«a  man  i!K>lche  private  SchieaQgeridite  mit 
Ton  einer  Seite  abhängigen  Vorsitzenden  and  Bdaitsem  besetst& 

e)  Der  Verband  katholischer  kaufmännischer  Vereini- 

gun«;eu  Deutschlands  richtete  am  20.  Februar  folgende  Abänderungs- 
Vf^TschliiL'f'  zum  Gesetzentwnrf.  hotreffend  Kaufmanusijerichtf»,  an  den  Bnn- 
dest  at  und  überreichte  dieselben  am  24.  Februar  dem  Deutschen  Handeld- 
tag  Bur  Unterstützung : 

Zn  §  2  {persönliche  ZustAndigkeit).     ,,Derse1be  wird  dahin  abge« 

Ämlt  i  t,  dass  die  Nichtanwendbarkeit  der  Vorschriften  diese.«?  Gesetzes  nur 
für  'lie  in  Apotheken  beschäftigten  Gehilffn  und  Lehrlir^o  bpstr-Ijcii  bleibt, 
Deujgeraass  ist  der  erste  Teil  dieses  Paragraphen  bis  zu  dem  Worte 
,ßovvie'  einschliesslich  zu  streichen."  -  Zm-  Begründung  wird  ausgeführt; 
„Dw  Oewerbegerichtegesetz  siebt  als  Oehaltsgrenze  Älr  die  Inanspraob* 
nähme -der  Qewerbegerichte  «in roh  gewerbliche  Arbeiter  den  Betrag  von 
2f)(H)  M.  vor.  Dpnijr''L'"f'iuilK  r  diiiTtc  der  für  die  Tnanaipnichnahme  dor 
Kaidmanusgeritlue  vorgesehene  Betrag  von  30(X>  M.  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen in  keiner  Weise  entsprechen.  —  Zudem  werden,  was  weit 
schwerer  ins  Gewicht  Allt,  dnrch  diese  Bestimmung  swei  Klassen  von 
Handlungsgehilfen  geschaffen,  die  bestehende  Gleichberechtigung  derselben 
vor  dem  Geset/.e  wird  durchbrochen,  was  dem  sozialen  Frieden  sicherlich 
nicht  dienlich  »ein  kann.  Atich  kann  es  leicht  geschehen,  dass  dasselbe 
Becht  eine  verschiedenartige  Auslegung  erfthrt,  wenn  es  bei  so  yerschieden 
gearteten  Gerichten  zur  Anwendung  gelangt." 

Zu  §  3  Abs.  2  (Konkurrenzklausel).  „Im  zweiten  Absatz  sollen  die 
W'^rte  .Streitigkeiten  über'  und  , gehören  nicht  zur  Zuständigkeit  der 
Kaufmannsgerichte'  gestrichen,  der  Absatz  mit  Ziffer  6  bezeichnet  und  mit 
dem  ersten  Absatz  zusammengezogen  werden.**  —  Zur  Begrflndung  heisst 
es:  „Wenn  irgendwo,  so  ersdieint  es  uns  ^riudo  hierbei  angebracht,  daw 
derartiLr*'  J^ti  ritigkeiten  unter  Zuziehung  von  Fachleuten  entschieden  werden. 
Denn  hier  handelt  es  sich  mfhr  und  öfter  als  sonst  irgendwo  um  die 
richtige  Beurteilung  der  Eigenart  eines  bestimmten  Geschäftszweiges  oder 
fachmännischer  Gebr&uche  und  Anschauungen.  Daher  sind  auch  die  ordent- 
lichen Gf  irljt«'  häufig  gezwungen,  bei  Entscheidung  solcher  Streitfälle 
kaufnininii-(  bi'  SacliverstriTidige  hinzuzuziehen.  Da  zudem  der  Fiit\\  Nif  <b> 
Ansprüche  auf  Zahlung  einer  Vertragsstrale  den  Kaufmannsgericiiten  unter- 
stellt, diese  Strafen  aber  mit  dem  Konkurreuzverbot  in  den  Vorträgen 
sehr  oft  eng  miteinander  verbunden  sind,  so  dtirfben  ans  dem  Umstände, 
da.<*9  beide  Fragen  vor  verschieilenen  Gerichten  zust&ndig  sein  sollen,  oft 
recht  erhf^hlit  lip  .Scliwiei  igkeiteu  erwachsen.  —  Wir  sind  daher  dr-r  An- 
sicht, dass  gerade  die  Ansprüche,  welche  aus  Konkurrenzklau.-^oln  gelteud 
gemacht  werden,  in  allererster  Linie  von  den  Kaufmaunsgerichten  ent* 
schieden  werden  mftssen.*' 

Zu  §  4  (vertragliche  Ausschlie.ssung  der  Zuständigkeit).  „Der  zweite 
Absatz  enthalt  folgende  Fassung:  ..Verträge,  durch  wolcho  <lit-  Zuständig- 
keit der  Kaufmauuägerichte  für  künftige  Streitigkeiten  ausgeschlossen  wird, 
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Bind  nichtig.**   —  Begründet  wird  der  Antrag,  wie  folgt :    „In  einer  in 
Berlin  kürzlich  iibirohaltenen  Versammlnng  ist  7,Tita<je  getreten,  dans  schon 
heute  vielfach  in  grösseren  Gfschaiten  sogenannte  , Hausgerichte'  bestehen, 
die  von  Chefs  und  Angeätellten  zusammengesetzt  sind  und  zu  deren  An- 
erkexmong  imter  AnaschlusB  der  Anruftmg  der  ordentlichen  Gerichte  eich 
die  Angestellten  verpflichten  müssen.    Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  solchen 
Privatirerichten  nicht  jenes  für  das  ötfontlit  he  Rechtsbewusstsein  unbedingt 
notwendige  Mass  von  Vertrauen  entgegengebracht  werden  kann,  wie  den 
mit  amtlichem  Charakter  umkleideten  Kai:^ann8gerichten.    Und  vielleicht 
nicht  ganz  mit  Unrecht.    Denn  der  Vorsitzende  eines  solchen  Gerichtee 
würde  doch  M'ohl  meistens  von  dem  Firmeninhaber  allein  bestimmt  und 
event.  von  diesem  für  seine  Tätigkeit  entlohnt  werden.    Nach  dem  Ent- 
wurf wäre  es  auch  nicht  unziüässig,  wenn  beide  in  einem  verwandtschaft- 
lichen Verl^ltnie  an  einander  stehen." 

Zu  §  9  (paseiyes  Wahlrecht).  „Die  Worte  ^das  ganze  Jahr  hindurch 
Noder  zn  gewissen  Zeiten  des  Jahres'  sind  zu  streiften.  Zu  Abs.  1  ist 
hinzuzufügen:  .Diesollifn  inüs-^en  das  25.  Lebensjahr  vollendet  und  min- 
destens 1  Jahr  im  Bezirk  des  betr.  Kaufmanns^t  i  i(  lites  gewohnt  haben 
oder  beschäftigt  gewesen  sein*."  —  Die  Begründung  sagt:  „Es  erscheint 
uns  wttnschenswert,  dass  nnr  solche  selbstftndigen  Kaufleute  das  Amt  eines 
Beisitzers  bekleiden  sollen,  welche  mindestens  einen  Handlungsgehilfen 
oder  Lehrling  regelmässig  beschäfti^'pii.  im  Go:^misn</'  zn  dem  Entwurf, 
welcher  auch  eine  zeitweise  Beschäftigung  vorsieht.  Im  übrigen  halten 
wir  für  die  Beisitzer,  sowohl  Prinzipale  wie  Gehilien,  das  vollendete 
25.  Lebensjahr  für  nnerlAsslich,  aber  auch  fSr  genügrad,  indem  wir  einer- 
seits der  Meinung  sind,  dass  der  Mit  w  iikung  an  der  Rechtsprechung  die- 
>f-lbe  Bedeutung  zukommt  wie  der  Ausiihiuiü:  dof^  iiolil isclien  "Wahlrechts, 
andererseits  aber  in  Betracht  ziehen,  dass  das  bezeicliueto  Lebensalter 
sogar  die  W&hlbftrkeit  in  den  Beichstag  schon  ermöglicht.  Ausserd«ai 
dtlrfke  hei  Festsetzung  eines  höheren  Alters  der  Kreis  deijenigen  Handlungs- 
gehilfen, welche  zum  Beisitzeramt  berechtigt  sein  würden,  häuHg  zu  klein 
an>fiillen.  Die  andere  Forderung,  dass  nur  solche  Prinzipale  und  Gehilfen 
wählbar  sein  sollen ,  welche  wenigstens  1  Jahr  im  Bezirk  des  betr. 
KaufmannsgericfateB  gewohnt  haben  oder  beschäftigt  gewesen  sind,  stützt 
sich  .  .  .  darauf,  dass  an  vorf;<hiedenen  Handolspli\tzen  oft  recht  ver- 
schiedene Einrichtun^ren  und  Gebräuche  bostohen.  ■  Ime  deren  genaue  K  imt- 
nis  eine  gerechte  Beurteilung  entstehender  Streitigkeiten  vielfach  geradezu 
unmöglich  ist.'' 

Zu  §  10  (aktives  Wahlrecht).    „Das  Becfat  zur  Teilnahme  an  den 
Wahlen  soll  bereits  mit  der  Vollendung  des  21.  Lebensjahres  gegeben 
sein.    —   Femer  soll  das  Wort  ,und*  sowie  das   Wort  .isr'  hinter  .be- 
sch&ftii;t'  ■^ostriclu  ii  und  hinter  dem  letzteren  Worte  oingosciuilt«  t  werden 
,und  in  der  von  der  Verwaltungsbehörde  aufzustellcudou  und  mijidestens 
14  Tage  vor  der  Wahl  {öffentlich  aufzulegenden  Liste  eingetragen  ist. 
Einsprüche  gegen   die  Richtigkeit  der  Liste  sind  spätestens  .'3  vor 
der  Wahl  bei  der  Vci  waltxmgsbehöt  de  an/ulirinrjori'."       Tu  iloi-  Begrünfhing 
heisst  es:   „Die  Herabsetzung  der  Aitersgreuze  für  die  Gewährunj.'  de^* 
aktiven  Wahlrechts  halten  wii-  ....  deshalb  für  wünschenswert,  um, 
namentlich  auch  bei  den  jüngeren  Handlungsgehilfen,  das  Interesse  für 
die  Standeegerichte  und  das  Vertrauen  zu   denselben  zu  erhalten.  Da 
Haodltmg^gehilfen  unstreitig  einen  besseren  Bildungsgang  durchmachen  als 
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geweibliclie  Arbeiter,  80  werden  sie  in  dem  gciiiinnreii  Alter  für  diese 
WahJangeIe<:enheiten  Urteilskraft  genug  besitzen.  Zu  berückiuditigen  ist 
dabei  hauptsächlich  tinch^  dass  die  Oäiilfen  unter  25  Jahren  die  Mehr- 
zahl aller  Handlangegehilfeu  überhaiii»t  ausiuachpn.  —  Von  der  Ver- 
waltungsbehörde snll  rine  T.isto  der  ^Vahlberr chtipteti  aiiA,'»>tt']It  worilon. 
um  jedem  Missbrau«  h  'Irs  W'alihechtes  zu  begegnen.  Auch  düilte  liie 
Toünaiiiije  an  den  Waiilr-n  einen  breiteren  Boden  gewinnen,  wenn  man 
den  Wählern  nicht  die  Pflicht  der  Helbetanmeldnng  auferlegt.*^ 

Zu  §  12  Abs.  2  (Amr.sdauer  der  Beisitzer  bei  Gehaltssteigenmg  über 
3ü(X>  M.)  wird  durch  die  boantra;:t.   Abänderung  dfs  ij  2  liinf^llig. 

Zu  §  13  (§  55  des  Gewerbegerichtsgesetzes;.  ,,Dor.selbe  soll  folgenden 
Zusatz  erhalten:  jedoch  mit  der  Mansgabe,  dass  die  Berufung  nur  zulässig 
ist,  wenn  der  Wert  des  Streitgegenstandes  in  erster  Instanz  den  Betrag 
von  5<X>  M.  übersteigt'."  —  Zur  Begründung  wird  ausgeführt:  „Die  Mog- 
lif  likoit  der  Berufung  kann  leicht  als  Verschleppungsmittel  heinitzt  werden, 
wodurch  der  HauptwerL  der  Iseueiurichtung,  die  {Schnelligkeit  de«  Ver- 
fahrens, beeinträchtigt  wird.  WsJirend  übrigens  beim  Arbeiter  100  H. 
eine  wirklich  hoch  gegriffene  Grenze  für  die  Berufungssumme  darstelleo, 
wird  es  sich  beim  Kaufnumu  um  mindestens  einen  Monatsgehalt  han<Iehi. 
vielfach  aber  auch  um  die  Frage,  ob  eine  sofoitigo  oder  eine  iiii  nntlif  he 
bezw.  die  gesetzliche  Kündigung  am  Platze  war.  Daraus  können  8omit 
b&uiig  Oehaltsforderungen  bis  zu  4*/,  Monaten  entstehen  und  dürfte  daher 
die  Bertifungssunmie  von  500  M.  das  richtige  Verhältnis  zwischen  Ge- 
werbegericht lind  Kaufuianusgericht  darstellen." 

Zu  i?  15  (fintschoidun<r  dnich  don  Ciomeiiiflovorstcherk  ..Diosff 
folgende  Fassung  erhalten:  ,Ist  ein  zuständiges  Kautinannsgericht  nidii 
vorhanden,  so  kann  die  höhere  Verwaltungsbehörde  zur  vorläufigen  Ent' 
Scheidung  von  Streitigkeiten  der  im  §  3,  Abs.  1—6  bezeichneten  Art  für 
einen  nder  TTiphrei  f>  Orte  Srhi»  il^niHnncr  ernennen.  Gegen  die  Ent-*  lu  iduug 
ist  inneihalb  14  Tagen  Klage  bei  doui  vou  der  hüheren  Veisvaltungs- 
behörde  zu  bestimmenden  Kaufmanns^ericht  zuläs.sig.  —  Die  Vorschriften 
des  §  76  Abs.  2  ^,  77 — 80  des  Gewerbegerichtsgesetzes  finden  sinn- 
gemässe Anwendung*.**  —  In  lIci  Begründung  heisst  es:  ^^as  im  Entwurf 
vorgoschlnireiK-  Verfahren  vor  dem  (Temeiiidev^  i^ii  hoi-  \v\vr\  \vn]\]  uiit  IJci  bt 
viellach  Bedenken  erregen,  da  die  hierfür  in  Beiruclil  kumnieuden  i'er- 
soneu  mit  den  einschlägigen  Verhältnissen  nicht  nur  meist  wenig  oder  gar 
nicht  bekannt  sein,  sondern  ihnen  oftmals  auch  die  nötigen  juristiscfae» 
Kenntnisse  und  vielfach  vielleicht  sogar  eine  genügende  Allgemeinbildung 
fehlen  düilron.  Df*jr;'0(ronüber  erscheint  die  Ernennung  von  Schiedsmännern 
durch  <lie  Verwaltungsbehörde,  wozu  in  erster  Linie  Kaufleute  herange- 
zogen werden  müssten,  zweckmässi»:er." 

f  ^  Eingabe  des  Z  e  u  t  r  a  1  v  e  r  b  n  n  d  e  s  der  H  a  n  d  1  u  u  g  s  g  e  h  i  i  1  e  n 
und  -gehilf innen  Deutschlands  vom  Januar  1 1»( \'6  an  den  Bundesrat 
und  an  den  Reichstag. 

Den  hohen  ^efctz^rebcndcn  Körperschaften  dt  >  Deutlichen  Reiches  erlaubt  pich 
der  Vontand  im  Auftrage  der  letzten  Generalven^amuilung  deo  Verbaodes  vom  19.  Mai 
1902  zu  dem  Gesetzentwurf,  betr.  Kaufmanni^^rerichte,  nachfttdiende  Wünitehe  der  Ge- 
hilfen-chaft  im  Ilaiiilt  I-j.  wctIh;  zu  unfi  rlirriin). 

Die  Wohltat  i!«  r  Kaulniatuisgcriciiiöliai  kt  iL  MiUie  nicht  nur  einem  Teil  der  Ge- 
hilfen, denen  in  >i:itlttn  mit  mehr  als  2()()tN»  Einwohnern,  gewfihrleifitot  wcrd«'n, 
Kondrrn  allen  Handlunfrspcliilff  ii  nin!  -lohrliii^'iii  im  pnn7on  Dt  uUKihen  Reiche  ohne 
Ausuuiime.   Gerade  diu  Geiiilten  in  den  kleuicren  Orlen  sind  von  ihren  Prinzipalen 
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weit  abhanEi|jer  ah  rlio  der  Grospstäthe ;  b\<-  sind  beim  Verlasseu  einer  Ptflliinfr 
Gründen,  die  tine  Khi^c  nach  sich  ziehen,  luci-t  gezwungen,  pich  zu  ihrem  weitt  ren 
Forlkommen  nach  einer  prösHcren  8tadt  zu  wenden,  una  bedürfen  deshalb  zur  \'er- 
folguug  ihrer  Ansprüche  gans  besonders  einer  schneileu  fiechtahilfe,  wie  sie  durch  die 
Kaufmanne^erichte  ge»^chaffen  werden  soll. 

Es  j^oUte  d»  •^h.ilb  die  Einrichtung  von  Kaufmaun^gerichton  für  das  ganze  Reich 
obltgatoriseh  gemacht  werden,  wobei  nach  dem  Vorbilde  des  Uewcrbegerichtsgeeetze» 
die  Wirksamkeit  der  etnzdnen  Gerichte  nadi  Bedarf  aaf  mehrere  Gründen  oder 
grössere  Bezirke  aiißgrdchnt  werden  könnte.  Er«!  dir  Sfhaffiin^  •  intr  Itirlcenlnsen 
Kaufmannegerichtiäbarkt  ii  id.*  r  das  ^'unzc  Beich,  gleich  der  Organiftaliuu  der  Amta- 
gcrichte,  würde  dem  nein  ii  (ie-i  i/  vollen  aoaialen  Wert  Terleihen  und  die  ungeteilte 
ZUhliniiiHing  der  GehiIferl^(•hafI  linden  kfinnen. 

Dringend  notwendig  i,-t  die  Au(*dehianig  der  nachlichcn  /ustSndigkeit  der  Kauf- 
luann^genchte  auf  Streitigkeiten  über  eine  Konventionalstrafe  und  ulwr  dne  Kon- 
karrenzklausel,  die  fär  den  FaJI  bedungen  sind,  d«M  der  Uftudiuugsgehilie  nach 
Beendigung  des  lyienstTerbliltiusmB  ein  aotphps  \m  anderen  Prinnpalen  dng<dit  oder 

ein  ('i;.'t  Tit.-  (  ie-rliäff  ftriclilet. 

Beim  ÄbK'hluää  von  Dieniitvertrügen  mit  KoukurrcnzklauHol  int  au^nahmtilos  die 
wirtM-haftliche  Oberroacht  des  Prinzipals  fiber  den  stenensuchenden  G^ehilfen  die 
Ursache  fiir  letztrrrn,  pich  einer  Eriä<  lnvprnng  f-einr«  ^]^;■^((  rrn  F(irikr«n)nifns  zu  unter- 
werfen.        iDi  deshalb  uultegrcillich,  we>>halb  nach  deni  l.niwuri  den  Kautmiumti- 

Serii  hten.  die  doch  in  en>ter  Reihe  eine  Einrichtung  für  die  wirtschaftlich  Schwächeren 
arstellen,  die  Aburieihing  von  ^Streitigkeiten  über  die  Konkurrenzklausd  entz<>gen 
werden  soll.  Gerade  <lie  Aburteilung  dieser  Streitigkeiten  erfordert  eine  Instanz,  in 
der  nt  bell  dm  Interet^wn  der  Prinzipale  die  di  r  (iehilfen  fachgenulsis  gewahrt  werden, 
soll  ihr  Entscheid  von  den  Gehilfen  als  ein  uuiMUleiiM-her  aiigeseheu  werden.  i>ie 
Kunkurrenzklauael  ist  für  die  Gebilfenediaft  ein  so  wichtiger  Bestandteil  des  im  $  1 
dcji  Entwurf?*  gcnanntm  kauliuänni-eln n  Pien-1  \ ei liült ni-scs,  (\hk>^  ihre  Herftn-lr.-iiiii: 
aua  der  Zuständigkeit  der  Kautuianiit<gericUte  al^  ein  srhwcres  linrccht,  als  eine  tiurch- 
aoa  einseitige  Interef«enwahrung  der  (icHctzgebung  für  die  Prinzipale  betrachtet  werden 
iTTi^^te.  Das  Vertrauen  der  Gehilfenschaft  in  <U<'  riiparteilii-Jikeit  der  Gesetzgebung 
würde  durch  die  Aus>;chlie>ieung  der  KonkurrcnzklautseJ  aufs  schwerste  erscnüttcrt 
wertlen. 

Mit  Entschiedenheit  bekimpit  werden  muas  auch  die  weitere  Durchlöcherung 
des  Ckaetzee,  die  nach  jii  4  Ab«.  2  des  Entwnrfifi  ennftgUcht  iH.  Dh  Kaufmann»» 

gcrichle  niÜKHcn  /winirend  für  alle  -<  in,  und  wir  wiin-ichen  deshalb  Verbot  jeder  Ver- 
einbarung, die  die  Zuständigkeit  aui>HchliecBt  oder  kciutricbtigt. 

Die  CkmeinBamkeit  des  Vort^itzenden  und  >'ciner  Stdlvertreter,  sowie  der  Oienst- 
einrinhtnngen  vorhandener  Gewerbegerichte  mit  den  Kaufmnnn>-.rmi  hten  sollte  überall 
da.  wo  erhtere  beistehen,  zwingend  aeiu.  Die  »ich  darau»  ergckuidcu  Vorteile  esiud  in 
der  ^t3^r&Ddung''  des  Entwurfs  so  übenseugend  dargestellt  dass  es  unerklirlich  er- 
acheint,  warum  trotzdem  Au.<^nahmen  zugelasnen  werden  «ollen. 

Die  Wahl  der  Beihitzer  sollte  auf  einen  gfnetzlich  fc*!tgel(>gten  Zeitraum,  und 
zwar  von  2  Jahren,  (rfolgen.  Diese  Amt^idauer  ii*t  nach  den  Erfahrungen  auf  anderen 
Gebieten  der  sozialen  GeKetcgebung  aJa  eine  den  Bedürfnissen  der  Wählej-  wie  der 
Gewählten  angepaßte  tn  betrachten. 

Der  Aui»«<  n!ii.--  der  weiMidu  ri  Anges-tclltf  n  von  den  Wahle  n  ert^cbcint  uns  al« 
dne  durch  nichtig  b^Eründeit  l  jigert^htigkeit,  pgcn  die  wir  im  iNamen  der  weiblichen 
Jiitglieder  unseres  verbände^,  wie  der  w(Mblichen  AngeHtclltcn  ülierhanpt,  Protest  er- 
heben .  Die  Kifahrungen  mir  dem  Gesetz  über  die  Knuikenversieherung,  in  dem  den 
weiblichen  Mitglitdem  der  i\tu^t>eu  das  Wahlrecht  wie  di<  \\  ahlfiihigkcil  zugesprochen 
eind.  können  nur  ab  vorteilhaft  bezeichnet  wenien.  Wie  sfdien  die  weiblichen  Ange- 
stellten im  Handeis«werbe,  deren  Zahl  bereits  jetzt  erheblich  iti  und  die  weit  schneller 
steigt  als  die  S&ui  der  minnlidien  Gdbilfen,  Vertrauen  su  bemflicben  Gerichten 
faasen,  auf  deren  Gei^taltung  sie  keinerlei  Eintlnss  haben,  bei  dei<  ii  IN  i  lit.-|>ri  <  hang 
sie  nicht  mitwirken  können.  Dabei  i»iad  in  den  Grot>stitädtcn  not  iliren  iia/nren,^ 
Warmhäuseni,  Konsumvereinen  und  FUialge«ichäften,  die  fast  durcbgänirig  weibliche 
Angtsfdite  bescliäftigen,  die  Sin  ill^'^keiten  derselben  zahlreich  und  er!  inlern  /u  dir  r 
Aburteilung  eine  Kenntnis  der  Verhähnihfc  in  diesen  Geschäften,  die  zweitellos  am 
dogebeodsten  von  dort  titigen  weiblichen  Angestellten  erwori>en  wird.  Dass  sich 
unter  diesen  ebenpio  vielo  zum  Amt  eines  Ik'isitzer»  geeignete  Personen  finden  loaaen, 
wie  unter  den  männlichen  Gehilfen,  können  wir  nach  unseren  Erfahrungen  auf  das 
bestimmteste  versichern.  Die  Frau  als  Handlungsgellilfin  ist  sowohl  im  Ilandels- 
feeeÄsbuch  wie  im  Krankenversicheningsgeeetz  dem  Manne  gleichgestellt,  detdialb  darf 
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wohl  die  Forderung  ihrer  Qleichberechtigung  im  Uesets,  betr.  KjiufnuuinBgtfichte,  nur 

slU  rci'ht  und  billig  bpzofrhnot  werden. 

Die  im  Kiilwiirl  für  die  Wahlen  fcstpiMt/tcn  Altor^irrctizon  r-Uul  iin>or*T  Mrirmng 
jiach  bei  weitem  zu  hoch  und  in  dieser  Hcihe  völlig  ungerechtfertigt.  Dai>  Waliln^-ht, 
wie  im  Gewerbegericht^geeetz,  ao  die  Erreichung  des  25.  I/obensjahres  lu  knüpfen,  ist 
t»chon  dp=ha!li  \<rf«Iilf,  weil  dn«  Dnrchsclmittsalter  dvr  TIandlungsgehilfon  weit  nifd- 
riger  iht  als  dati  dir  gewerblichen  ArlnUer  und  dc!«halb  bei  der  Feststellung  der  ge- 
nannten Altersgrenze  nur  ein  bcRchränkter  Teil  der  Ciehilfen  an  den  Wahlen  teil- 
nehmen könnte.  Wir  wünschen  die  AlterBgrenze  auf  21  Jahre  fef^tgesetzt.  War 
volljährig  und  damit  prozensfähig,  sowie  verfügungsberechtigt  ist,  sollte  auch  wahl- 
berechtigt und  wählbar  sein.  Die  zu  Beisitzern  geeigneten  Personen  aus  der  Gehilfen- 
schaft vorzo»chlageD  und  zu  wählen,  sollte  nicht  durch  daa  Geaetc  unnötig  erschwert 
werden.  Reftteht  hierfür  eine  Altenfgrenze  von  90  Jahren,  m  dürfte  hm  dem  dmch- 
schiiitilich  jiiiij^iTrii  Alter  der  Gehilft'n><-haff  nicht  «elten  (ler  Fnll  rintn  ton.  da--  .  ine 
Wahl  inaugi  l.^  getigneier  Personen  nicht  zu  Stande  kommt.  Die  Hcrabttetzuog  der 
im  Etitwurf  vorgesehenen  Altcr^igrenze  iat  deshalb  schon  im  Interesse  der  Durdi* 
führbarkcit  d<  <  d  -i  (/r-  ilringend  ir^  ^fitf^n. 

Die  ullgtaiifiiif,  ^wulgeude  Vurfechreibung  der  VerhiUtniswahl  ist  l>oi  dem  Vor- 
handensein zahlreicher  starker  Verbände  unter  den  PHnsipalen  und  Gehilfen  ein 
(lebot  der  Gerechtigkeit,  damit  die  verschiedenen  Intoresaenjgjuppcn  bei  der  Teilnahme 
an  den  sozialpolitischen  Aufgaben  der  Kanfmannsgerichte  die  ihnen  Kukoromende  Ver- 
tretung findrri.  Die  Krf:diriiiigcn  mit  dem  Gewer begerichtstfcsetz  haln-ii  gelehrt,  dji«« 
mit  der  fakultativen  Verhiütuii»wahi  nichui  erreicht  wird ;  sollen  ihre  Vorteile  den  Ge- 
richten zu  gute  kommen,  so  rouss  die  YerfafiltniHwahl  vorgpt^chrieben  werden,  ebensn 
dif  Beschränkung  der  h^tirnninbgnbe  auf  Vorr-rhlnirr^listent  die  bis  in  einem  im  Statut 
lestgeüetzten  Zeitpunkt  vor  d»  r  WjüiI  einzureichen  sind. 

Gans  unzulänglich  erscfi«  int  die  im  Entwurf  vorgC5«ehene,  dem  (4ewerbe}4^frichts* 
ge«etz  entnommene  Ilüfio  der  l)«»rufiinjr«=ttmnir  von  KK)  M.  Die  Tatsachen,  da^s  gp- 
werbliche  Arl)oittr  durchgängig  W(Mlicnluhn,  ilandlungsgehilien  durchgängig  Monats- 
gehalt beziehen,  eri*tere  einer  Kündigungsfrist  von  14  Tagen  unterstehen,  die  noch 
dazu  rerkürzt  oder  ganz  ausgeschlossen  werden  kann,  letztere  einer  Kundigaiiffsfrist 
Too  6  Wochen,  mindestens  von  einem  Monat,  sollten  genügen,  um  die  Notwenrngkeit 
verschieden (T  Ki  iri  Iihil:  /u  In  weisen.  Wenn  es  in  der  ,,Ileg:ründiinu:"  de-  EntwurfB 
heisst,  dst^B  in  den  Leiiensvc^rbältuissen  der  Handlungsgehilfen  höhere  Betrüge  als 
ITN)  M.  schon  we»>entliche  Bedeutung  besitzen,  so  ist  nnsCires  £ra<:htens  damit  die 
Notwendigkeit  der  Erhöhung  der  Renifiinirssiimme  begründet,  nicht  uher  ilire  Uei- 
beJbaltung.  Die  Höhe  des  Htreitgegenstamici?  bei  Klagen  der  HandlungsgiJiiUeu  über- 
steigt fa»i  immer  U)OM.  Soll  deshalb  die  Einfülurung  von  Kai)fmann.'<gerichton  nicht 
eine  S<*hcinrefnrni  «ein,  die  dem  Frinziiial  dm-h  immer  wieder  ermöglicht,  den  (.rehilfen 
zu  einem  langwierigen,  kostspieligen  I^rozens  vor  dem  I^ndgoricht  zu  zwingen,  so  ist 
die  Ft^tsctzung  der  lierufungssummc  auf  mindestens  TM)  M.  durehaua  notwendig. 

Doas  selbst  eine  Hcrufuugssnmme  von  3ü0  M.  noch  ungenügend  wäre,  beweist 
ebenfalls  die  „B^ündnng**  da*  BntwnrCs.  Bs  hHsst  dort  in  Bezug  anf  die  Not- 
wrndip-keit,  eine  schleunige  und  liilliL'e  )'( ditsprei  litiufr  für  die  riandlm  -  ^  hilfen  zu 
selüilfen,  sehr  richtig:  „Ferner  sind  die  Handlungsgehilfen  zum  grmm  n  icil  bei  ihreo 
Grhalt> Verhältnissen  nicht  in  der  LsLf^e,  die  im  ordentlichen  (  ieric  ht-verfiliren  ent* 
•ätrln  ruli  n  Pr>>ze«<-  unrl  Anwaltskosicn  zu  bestreit^en,  T'.iinial  die  Kiimlijrtinps-  und 
Li>lui/,ahlijiiiii.£«-riotit:ii  in  der  Ke^l  bei  ihnen  länger  l>eaif!«sen  sind  als*  bei  den  ge* 
werblichen  Aroeitern,  so  das^*  bei  ihren  Ansprüchen  der  Wert  des  Strcit^egenstimded 
häuf^er  den  Betrat  von  3(>)  M.  übersteigt,  und  somit  die  Zuständigkeit  der  Land- 
gerirate,  der  Anwaltszwang  und  eine  ent^«prc<-hende  Steigerung  der  Prozesskosten  ge- 
geben sind." 

Eine  Tätigkeit  der  Kauf  mau  u.^gcrichte  als  Einiglingsamt  ist  im  Entwurf  nicht 
vorgesehen.  \Vir  halten  es  für  zweckrafissig.  die  den  Gewerbegerichten  Terlidienen 
Befugnisse  der  02  73  df<  (iwerlirfrerii  lit-irr-f  tre-s  auch  den  Künfniannsgericht^n 
zu  übertragen,  (tes-el/e  wenlen  niihl  lür  \V'«Hlit.n  und  Monate  gemacht.  Zweifello» 
ist,  dasH  die  Eiitwickelung  zum  (»rossbetrieb  auch  im  Handelsgewerl>e  Kiesen fortschritte 
macht  und  damit  zugleich  die  Ardiitnfung  zahlreicher  Angestellter  in  einzelnen  Be- 
trieben. Dieser  Zustand  wird  ebenso  wie  in  der  Industrie  dazu  führen,  daw  die 
Handelsange:<lellten  durch  die  Koalition  in  der  einen  oder  anderen  Weise  f^influs*  auf 
die  Arbeitsbedingungen  zu  erlangen  trachten.  Entstehen  dabei  Differenzen  mit  den 
Frinzipalen,  so  wird  das  Ein/rrcifen  des  Kaufmannsgerichts  als  Einigungsamt  Ebenso 
aweckniri--iir  trnd  -efrrn'^reieli  wirken,  wie  das  der  (enverbeL^erielite.  Deshalb  empfiehlt 
es  sich,  die  Bestimmungen  über  da£  Einigungsamt  auch  in  das  Gesetz,  betr.  die 
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Kaofmannsgerichte,  aafoioehnien,  auch  wann  ein  dringende»  Bedttrfois  daiu  augen- 
blicklich noch  nicht  TonulicKen  scheint. 

Wir  geben  um  der  Hoffnung  hin,  <las^  unsere  in  Vonstehendoin  gcäuHfierteu 
"Wünsche  um  fo  mehr  Gehör  und  Berück»ichtiguu^^  finden  werden,  ab  sie  geäuM^, 
beratpn  und  fostgeetcllt  sind  aoMiditieMltdi  von  mannliefaen  und  weiblichen  Oehilfea 
dr?  Hanf?elf»^eweri'fs.  T'n-«  re  IVtition  darf  dr-^<halh  (Ion  Anspruch  frlirbon,  als  eine 
eachvcfi^tändiee  und  unbeeiufluBi<tc  Aousserung  aus  den  Kreisen  der  Gehilfenschaft  des 
Haodelegewerbet  angesehen  m  werden. 

g)  Petition  dee  ZentralTorstandes  der  Allgemeinen  Vereiniguu^ 
deutscher  B  u  c  h  h  a  n  d  1  u  n  g  s    •  I    Ifen  au  den  Keichstag« 

An  den  Hnhr-n  T?eiolistiiir  riclitot  der  Zeiitralvorsf :irirl  dor  fi^er  1  ODO 
Mitglieder  zählenden  AUg,  V'ereiuiguug  iltMitscher  ]?uf'l>lian(llui)i:s;:ebilfen 
das  dringende  Ersuchen,  ein  hoher  Reichstag  wolle  bei  Beratung  des  Ge- 
eetsentwnrfee  betreffend  die  Eanfinannsgericlite 

1)  den  §  2  {Streichen,  resp.  so  gestalten,  dass  das  Gesetz  auf  alle 
diejenigen  ohup  Aiisnahme  Anwendung  findet,  die  unter  den  Abschnitt  6 
des  Handelsgesetzbuclie»  lallen; 

2)  den  2.  Absatz  des  §  ü  gauzlich  ablelmeu,  weil  gerade  Streitigkeiten 
MS  den  Konknrrenzklauseln  sehr  hftufig  sind  und  bei  diesen  eine  schnelle, 
billige  und  snrliverständige  Entscheidung  ebenso  sehr  im  Interesse  der 
Handlnnirsüpliilfeu  liegt,  wie  hr-\  den  (ihrigen  Streitigkeiten,  die  aus  dem 
kautmänm»chen  Dienstverhältnis  entstehen; 

3)  die  Bestimmungen  bezüglich  des  Wahlalters  so  sii  gestalten,  dass 
das  aktive  Wahlrecht  mit  dem  21.,  das  passive  mit  dem  25.  Ijebensjahr 
beginnt,  da  sonst  einerseits  die  Zahl  der  Wählbaren,  namentlich  in  klei- 
neren Orten,  bedenklii  Ii  oiniroschränkt,  und  anderersoits  bei  den  jiniirfn  en 
Handlungsgehilfen  das  Vertrauen  zu  den  Kauimannsgerichten  geschwächt 
werden  würde; 

4)  den  §  4  Absatz  2  dos  Entwurfes  als  übertiilssig  und  direkt  schäd- 
lich gänzlich  Jiblehnon,  ila  die  Zulassung  einer  Ausschliessung  der  Kauf- 
mannsgerichte  geeignet  ist,  den  ganzen  Zweck  des  G^etzes  illusorisch  zu 
xuacLen ; 

5)  die  Bemfungssomme  von  1(K>  M.  auf  500  erhöhen. 

Die  dem  Gewerbegerichtsgesets  entnommene  Hohe  der  Beruiungssumme 
von  l'K)  M.  «Mitsjtricht  ganz  und  irar  nidit  den  völlig  anders  gearteten 
Gehalts  Verhältnissen  der  Handliuii:  üoliiliVn.  Diese  iSumme  dürfte  in  fast 
allen  Fallen  überschjitten  weideu,  und  da  die  Brinzipalität  als  der  wirt- 
scbaftlicb  stärkere  Teil  stets  geneigt  sein  wird,  als  verlierende  Partei 
Berufung  einzulegen,  so  würde  dadurch  bei  Pestsetzung  der  Berufnngs- 
snmme  auf  KK)  M.  nur  eine  Instanz  mehr  geschaffen  und  die  Reclits- 
tindnng  noch  mehr  verlangsamt,  statt  beschleunigt  werden.  Sollte  die 
Berufungssumme  auf  KM)  M.  festgesetzt  werden,  so  erachten  wir  es  im 
Interesse  der  Handlungsgehilfen  für  vorteilhafter,  wenn  der  ganze  Entwurf 
vorläufig  zu  Fall  kommt. 

Wir  erwarten  daher  von  einem  Hohen  Ren  listag  eingehende  Prüfung 
und  möglichste  Beriieksichtigung  unserer  Wu!is(  he. 

h)  Resolution  der  am  29,  März  liH)3  in  Leipzig  abgehaltenen  21.  nrdont- 
lichen  Generalversammlung  des  Verbandes  Deutscher  II  a  u  d  1  u  u  g  s  - 
gehilfen: 

Der  Verband  Deutscher  Handlungsgehilfen  erklärt  für  eiforderlich, 
da^s  gemäss  der  vom  Keichstage  angenninmenen  T?e<nlntion  Hertling  (1807) 
Handeisiuspektoren  nach  dem  Muster  der  bewährten  üewerbeiuspektoren 
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<  L'-  fülirt  werdet].  Ei*  erwartet  von  Handelsinspektoren  die  notwendig© 
!•  la^urge  liir  gleiclini;\ssige  UurcbliLhiimg  der  zu  gimateu  dm  Angestellteu 
und  Prinzipale  gotroöeneii  SchatsbestimmuDgeu,  Uuterstfitoung  beider  Teile 
mit  Rat  und  Tat,  Vertretung  der  Interessen  der  Angestellten  im  Sinne 
der  keieerlichen  Erlasse  und  Vermittelmig  zwischen  Prinzipalen  und  Hand- 
1ungs<;ehilfe?!.  auf  deren  Zusammenwirken  die  gedeilüiche  Entwickeiung 
deti  Handels  beruht. 

Zu  Handelmnspektoren  sind  Eanilente  m  ernennen. 

i)  Eingabe  dos  Verbände»*  deutaciior  Haudiungsgehilteu 
au  das  lieiclisamt  des  Innern : 

Gelegwtück  der  Beratmigen,  die  im  Jahre  1899  in  der  16.  Reichs» 
tagskommission  über  Abänderung  der  Qewerbeordiumg  stattfanden,  wurde 
von  einem  Koiuiuissionsmitglicd  ein  Antrag  auf  Abänderung  des  §  105b 
gestellt,  uiu  eine  Erweilorung  der  iSonntagsruhe  herbeizuführen. 

Damal.'j  i'rklarto  der  Vertroter  der  li^gieruug  nadi  dem  Kommisäiouä- 
bericht  (Drucksachen  des  Keichstags  No.  3f)3,  1898-1899): 

Btvor  an  Acnderungen  und  Erweiterungen  der  Soniifagsruhe-Bestimmungen 
horaoKctretea  werden  könne,  seien  umtanerciche  Erhebungen  über  die  Notwendigkeit 
und  ZweckniäKsigkeit  lier  angeregten  Aenfferungen  erfurdenidh.  Auch  sei  m  durc^ot 
nicht  anpängiir,  die  Acmli'niiiL'^i'ii  von  runkl  zu  Punkt  vnr7uiirhnif'ri,  je  iiachdnn  hie 
und  da  Kiageu  und  \^  üuf^che  mehr  txler  vvetiiger  Icbbatt  vorgebracht  würden,  wnuern 
eft  mmw  dann  das  gesamte  Gebiet  der  Sonntsgsruhe-BeBtimmttngen  einheitlieh  auf 
acine  ReTiaion.shedürftigkoii  nachgeprüft  werden. 

Der  Komuiissinnsl)ericht  enthält  dauu  weiter  die  Stelle: 

Im  Annchluss  an  <lie«e  Ausführungen  gab  der  Vertreter  der  verl)ündetcn  Re- 
gierungen die  Zusiehcruiitr.  dai>8  Krhebungen  über  die  Reviplonsbedilrfiiukeit  der 
bonntHgsnjhe-Besthnmuiijft  ji  in  die  Wege  geleitet  werden  sollten,  nach  dt-rtu  Abscblus« 
dein  iieicb>tage  ein  tut  sprechender  Q^tzentwurf  zugehen  würde. 

Seitdem  haben  die  eitiL'^eleiterrri  Erhebungen  über  die  Aibcits/c it  in 
nicht  /ti  dfenen  Verkaulsstellon  gehörenden  Kontoren  die  Notwendiglieit 
und  JUogiichkeit  der  vollen  8ouutagsruhe  für  die  in  derartigen  Kontoren 
Angestellten  bewiesen. 

Auch  für  den  Detailhandel  ist  die  Behauptung  anfnistellen,  dass  die 
Zeit  der  vfslb?n  Soniitagsiidic  gekommen  ist.  Um  nun  /Av•i^^^heIl  dem  hen- 
tigeu  Jiechtszustaud  und  dem  der  vollen  Sonntagsruhe  einen  Uebcrgaug 
an  schaffen,  der  allen  Interessenten  das  allm&hliche  Sicheingewölmen  in 
andere  Verb&ltnis»e  ermöglicht,  richten  wir  an  das  Hohe  Beichsamt  die 
ei'gebenste  Bitte ; 

das  Reiehsruut  wolle  die  if§  l<>5b — lo.öe  der  Keichsgewerbeordnung 
in  folgender  iiiehtung  einer  Abäudenmg  uuter;&iohea : 

1)  Abschaffung  der  Sonntagsarbeit  in  den  Kontoren  des  Orosehandels. 

2)  Im  Kleinhandel  a)  Verbot  der  8onntag.sarbeit  und  Ladenscfaloss 

an  den  ersten  Feiertagen ;  b)  Beschränkung  der  Arbeitsdanor  mif  die  Zeit 
bis  12  Uhr  mittags  mit  Ven  ingernnL''  der  i>  zulässigen  Ai  hoitssiimden. 

lij  Beseitigung  aller  Ausnahmen  von  der  Sonntag.sruhe,  abgesehen 
von  den  in  §  105c  genannten. 

U  e  L'  r  ü  n  d  ii  ii  tr.  Zu  1 . 
Die  Erhebungen  über  die  Arbeit.-*zeii  (ier  Ange^tdilen  in  Kontoren,  die  nicht  zu 
offenen  Verkautr<Ktollen  gehören  ( Drueknachcn  der  Konuni^i^ion  für  ArbotemiaUHtik, 
Erhelmnu*:™  Nu.  XI),  huix  n  !)ewie!«on,  das«  schon  hi  uti'  die  i:k>rmtag!*arbeit  in  <i(r 
Mehrzahl  dtr  ivontore  nicht  mehr  besteht,  „.\rbeit  au  Sduo-  und  Fe«ttaeen  kununt 
nur  noch  in  ;^:{,(>;{  Proz.  aller  Betrieb  vor,  die  2\i\h7  Pr-iuien  =■  S'i.iiS  Proz.  aller 
unter  die  Erhebung  fallenden  AQgesiellt<^iii  beschäftigen.  Zur  idonntagrtarl)cit  heran- 
gezogen werden  in  dieeen  Botnebcu  iui^geisanit  löbu3  Pcri^ouoa  —  64,09  Proz.  des 
Personals.'* 
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l)ie  Sonntatrsarbeit  findet  sich  alf*o  nur  ia  dor  Minderheit  der  Kontore;  hier 
allerdiDg»  besteiien  gra«0e  Miaastände.  Lkx  Beeudi  des  Ootteadieoates  ist  nicht  adlea 
HandelsaDgeäteliten,  sondern  87^  Pjnz.  des  sor  8cnuit«gBarbeit  herangezogenen  Per» 

e-inal>  ernii^lieht.  Erheblicho  Abweichungen  von  diesem  ProzeutAatz  zeigen  nntncnt- 
lich  der  Buch-  und  Mu.sikalienhandel  (55,73  Proz.),  sowie  die  Papier-  und  Leder- 
industrie {Ibr'fS  bezw.  71^  Proz.). 

Die  Mehrzahl  dr-F  Persdiuils,  welches  ül>crhaupt  zur  Sonnta^nrheit  herangezofi^n 
wird,  hat  Siiriiitjitr-*<li('ust  au  luehr  ak  der  Hälfte  der  Sonntage,  von  den  158<)3  nat:h 
den  Erhebmigf  II  an  di^n  Tagen  beschäftigten  Personen  xuitten  5359  =  33,1*  Proz. 
■o  mehr  alt»  ^6  Sonntagen  des  Jahres,  ()81H)  ^  43,(i  Proz.  an  allen  Sonntagen  Dienst. 

WähTend  also  in  der  Minderzahl  der  Kontore  im  Groeshandel  bekLagens werte 
Misf^ständc  -  zum  Teil  ^eircii  (  Jeist  und  Buchstaben  des  (te>et7.e.-<  —  bestehen,  halt 
mau  in  der  weit  überwi^euden  Zweidritielm^heit  der  Kontore  die  Sonntagrarbeik 
f9r  durehaoa  6beiflü»«g. 

In  Fninktnrt  a.  M..  Offonhaeh.  t^tuttgart  und  Dresden  ist  die  Sonnta^rsHrheif  im 
GnxMshandel  im  wesentlichen  durch  ötalut  uuter»agi,  in  mehreren  anderen  Städten 
eingeschränkt,  aber  die  Fille  der  atatutariachen  Beat&inkung  find  doch  in  erheblicher 
Minderheit. 

Da.>*  uniuiUelbar  gcectzUche  Verbot  der  Sonntagsarbeit  im  Grosshandel  ist  also 
ebenso  möglich  als  notwendig. 

Za  2tk  (absolute  tionntagarahe  am  eraten  Weihnachta-,  Oater- 
iind  PftnfBtfelertag). 

Die  (ievrerheordtmn^  hat  in  ^  lOö  Abs.  2  in  vollkommen  klarer  Fassung  das 
absolute  Verbot  der  Arbeit  im  Uandclsgewerbe  für  den  er^<ten  Weihnachta-,  Oster- 
und  Pfingi«tfeiertag  ausg(»prochcn.      lOöb  Abs.  2  laatet: 

,.Im  Handelrigewerbe  dürfen  Gehilfen,  I>ihr!ini^  und  Arbeiter  am  ersten  Weih- 
nachtd-.  Oster-  und  Pfingstfeiertag  überhan|)i  nicht,  im  übugeu  an  Sonn-  und  Feat- 
tagen  nicht  länger  als  5  Stunden  oeschafti^n  werden."' 

Auch  die  Ent^tehtinpieeK-hichtc  des  Gesetzes  beweist,  dass  in  dieser  Beatimraung 
ein  abeolutet«  Verbot  vnrhe^t.  Als  im  deutnchen  Reichstag  über  das  Gesetz  verhan- 
delt wurde,  standen  in  zweiter  und  dritter  Lesung  Anträge  des  Reiehstagsabg^etirdneten 
Gtttfleiach  zur  Verhandlung,  die  nur  deshalb  gestellt  waren,  weil  nach  Ansicht  dea 
ADtragatellen  §  105b  Ahe.  2  Satz  1  daa  abeolule  Verbot  der  Arbeit  fBr  diese  drei 
Tage  enthielt. 

Auch  der  Handclsmiuister  v.  Berlepsch  und  alle  Abgeordneten,  die  sich  zu  den 
Anträgen  äu»>serteu,  waren  dieser  Uebcrzeugung.  Staat.-^minister  v.  Berlepsch  führte 
damaU  aus,  dass  der  erste  Satz  des  §  Atis.  2  ,,ein  abr^oliite?'  Verbot  der  Beschäf- 

tigung am  ersten  Weihnachta-,  Oster-  iina  iMiiiratfeiertag  au?>|jricht".  Dr.  Schädler 
eÄlärte:  „Ich  meine,  wenn  diese  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  im  Handelsgewerbo 
in  Torbespnx±ener  Weise  das  f^ce  Jahr  in  Anspruch  genommen  sind,  sollen  ihnen 
wenigstens  diese  3  Tage  nicht  audi  noch  Twbittert  und  ^nommen  werden". 

In  der  I^eich^ita^r'■■-itzung  vom  5.  Mai  1801  kennzeichnete  der  ()ber-(aat8an«'alt 
Dr.  Hartmann  die  Bestimmung  mit  den  Worten :  „Die  drei  hohen  Feiertage  ganz  trei." 

Mit  diesem  absoluten  Verbot  der  Sonntag^arbdt  am  ersten  Weihnacht«-,  Og^ter* 
und  Pf in^r-'tf eiertag  steht  es  aber  in  W  id«  r.-.|iruch,  wenn  pun  doch  auf  Grand  von 
§  l()5e  au  diesen  Tagen  Arbeit  zugeltt.'iMen  wird. 

Es  ist  infolge  dieser  unrichtigen  Praxis  notwendig,  den  Satz  1  des  §  105b  Abs.  2 
dahin  authentisc-h  <  urch  Gesetz  zu  interpretieren,  dass  die  Arbeit  am  ersten  Weih- 
nacht«-, Oster-  und  Pfingstfeierlag  absolut  unzulässig  ist  und  die  Laden  g<»uhloüsen 
SU  halten  sind.    i(r.()   5j  IIa.) 

b)  Zwölfuhr-Schl uss. 

Die  Entsldinngsgeschidite  des  Oesetxes  beweist  auch,  dass  damals  die  Regierung 

und  die  Kcirhstajr-angeordncten  der  feston  Ueberzeugung  waren,  dass  die  Gemeinden 
und  erwettmen  koraniunalverbändo  von  der  im  (besetz  geootenen  MögUchkeit  Gebrauch 
machen  würden,  die  Sonntagsarbeit  durch  Statut  weiter  xu  beachiänken  oder  ganz  zu 
Vxiti^en.  Insbesondere  wurde  mehrfach  die  £Srwaürta&g  aosgesprodtea,  dass  der 
S</uiitagDachroittag  arbeittslrei  bleiben  solle. 

Im  Reichstage  erklärte  damals  der  Handelsminister  v.  Berlepsch  |5.  Mai  1891): 
wDas  Bcheae  ich  mich  nicht  zu  wiederiioieo,  dass  meines  Crachteoa  alle  die  Behörden, 
die  die  Aufgabe  haben,  den  §  XQöh  anszofnnren,  verpftichtet  sind,  unter  Berückaidi- 
tigung  der  zwiiufi  ri  !« n  örtlichen  Verhältnisse  das  iM(><:Ii(  h-te  za  Inn,  um  die  Arbat 
der  Handlungsgehilfen  an  Sonntagnachmittagen  zu  beseitigen  ,  •  « 

Wenn  man,  meine  Herren,  einen  Paragraphen  in  das  Oesets  aufnimmt,  so  legt 
mau  sich  doch  sweifdloe  die  Verpfliditung  auf,  ihn  aussufilhreD.  Der  Zweck  des 
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Gesetz«»  ist«  den  BancUuoeHgehilfai  dne  möglichfll  auBsahntshMe  Bonotagsrobe  xa 
geben,  und  infol^  seiner  Bestininraiigeii  weraeo  nidit  irar  in  FkeaMed,  aoudm  io 
allen  Biindcttstaaten  die  ßchürdcii  »i(£  bemfiben,  den  $  lOßb  nach  MiSgüdikeit  aucb 
zur  Wirklichkeit  werden  zu  iaBsen." 

In  deni  Erläse,  den  in  Preuf*»en  am  IB.  November  1891  der  Handelsminieter  und 
die  ]^IiniRtcr  für  innere  Und  gdsUidie  Angel^^eobeiltti  an  die  Obennfaideotai  ricbte» 
ten,  hiess      u.  a.: 

^Damit  den  in  Hetracht  komnicnden  Pdsonen  eine  wirkliche  Sonn ta||Miihe»lMl 
werde,  wird  der  Beginn  der  zulässigen  Beucha ftigungszcit  möglichi^t  früh  und  das 
Ende  derselben  derart  fentzuHctzen  »du,  dann  der  grössere  Teil  des  Nachmittags  und 
deT  Al>fii<i  frri  blcihoii  .  .  .'' 

mBcI  der  Beratung  der  Gewerbenoveile  im  KcicbsUigo  herrschte  aUgcnieinc  Uebcr- 
einstimmung  darftber,  da»  in  den  meisten  gnWtseren  Städten  eine  fiber  die  gesetzliche 
Regfliiii^r  liinausgeliendr  ^^onnfrlphnl^f'  ohnf  l»rt  ititrächtigiinp:  der  Handelsgewcrbc  und 
ohne  Wien  für  das  l'ubiikum  gewährt  werden  kuune  uud  cipe  dabingphcude  Ik-ge- 
Inng  nicht  nur  in  den  Kreisen  der  Handlnngsgehllfen,  sondern  iiuch  von  vielen 
selbständigen  Gewerbetreibendni  gewünscht  wpffle.  Die  statJitari.-chf  Regelung  der 
bonntagsruhe  im  Handeli*gewerL»e  wird  dt*liulli  den  grösseren  Gemeinden,  insbtsondere 
den  Stadtkreisen  dringlichst  anzuempfehlen  sein." 

Während  der  Debatte  am  lü.  und  11.  Februar  1^3  im  Rdcbatage  über  die 
Aimftthrungs Verordnungen  erklirte  Staatsminister  ▼.  Berlepsch: 

.,All(  r-  da-,  riiriric  Htm  ti,  i-t  ein  Ausdruck  dafür,  dass  der  Reich^tHp  die  A\>- 
eicht  hatte,  die  Bestimmungen  der  tk>nntagsruhe  soweit  zur  Durchfühnmg  zu  bringen, 
daae  den  Handinngfigdiilfen  ein  freier  8(>nntagn  ach  mittag  gewährt  werde." 

Diese  Frwartnnp-  hat  sich  njrhi  crfüIU.  virluiehr  fintUTi  wir  in  einzelnen  Städten 
Sountagnarbi  it  bi»  in  die  Abendj^Uiiiduu  hinein,  wenngleich  iu  l'reus.-en  der  Zwciuhr- 
Schluss  i\w  IL<>gel  bildet. 

Die  Verschiedenheit  in  der  Feststellung  der  ^^unntagsarbeitsstundeD  an  oft  nahe 
beieinanderliegenden  Orten  und  für  die  einzelnen  Geschäftszweige  an  demselben  Ort« 
hat  eine  bunte  Mannigfaltigkeit  und  damit  eine  Rcchtsunsichcrheit  über  die  bestehen- 
dben  Be^timmungea  hervorgebracht.  Die  V^erordnuniisen  der  JBebörden  über  die  Ver 
kaufeseiioi  sind  so  umfangreidi  und  kompliziert,  dass  es  dem  Publikum  uomSgÜch 
ist,  »ic  im  Gedächtnis  zu  !>ohultcn. 

Alle  diese  Schwierigkeiten  werden  l>e^i  iiigt  o<lcr  doch  gemildert,  wenn  ein  ein- 
heitlicher Lndensebluhs  em^etührt  wird.  Auch  die  SO  notwendige  Eontrolle,  die 
gleichzeitig  dem  Schutze  der  Angestellten  wie  des  geset^^es-  uud  pflicbttieoeii  Gewbfite' 
Inhabers  dient,  würde  hierdurch  erheblich  erleichtert  werden. 

Wir  ersuchen  deshalb,  nachdem  iti  den  vergangenen  10  Jahren  die  Hoffnunwn 
auf  eine  etatutarische  Einführung  eines  arltciisfreien  8onntagnachraittagp  nicht  eriuUt 
worden  sind,  um  rdchsgesetslich«  Festlegung  dos  Zwölfuhr^bchlusses. 

Zu  Endlich  ist  bei  der  l]nt^t^•lmn^r  des  Gesetzes  auch  die  Erwartung  ausge- 
sprochen worden,  dass  die  A  u  s  n  a  h  ni  c  n  von  der  Begel  der  teilweise  eingeführten 
bbnntaprahe  möglichst  zu  bescbrfinken  seien. 

Wie  fler  Hiindelsniinister  v.  Berlepsch  mit  Recht  in  den  angeführten  Worten 
hervorgeh<»i)cn  hat,  folgt  für  den  Gesetzgeber  au»  der  Auit*Leilung  einer  Gesctzcsrqfel 
die  Pflicht»  sie  auch  durehsuführen. 

Ausnahmen  müssen  also  nach  Möglichkeit  Ausnahmen  bleil)en. 

Auch  in  dem  erwähnten  preussischen  Erlass  findet  sich  diese  Ajischauung  aoi- 
ge>pr(X!hcu : 

„Wir  heuterken  hierzu"  —  sagt  der  Erlass  mit  Rücksicht  auf  die  Ausoabmea  io 
lOSe  Abs.  1  —  »dass  die  im  §  lL»e  Abs.  1  vorgesdienen  Ausnahmen  toq  dem  Vcf^ 

ote  der  Sontitap^arbeit  naeh  der  Abzieht  des  (Ieset/.e>  und  dem  Wortlaute  d(s  Ein- 
ganges dieses  raragraphen  nur  m  sulciieu  Fällen  zu  gewahren  sein  werden,  in  denen 
nicht  lediglich  BcHjuentlichkcitarückaicht^  in  Frage  stehen,  sondern  dringende  Gründe 
die  Zulassung  der  Ausnahmen  von  dem  gesetalidaen  Verbote  erforderlich  cncheiDea 

lassen." 

Dabei  besteht  für  die  Ausnahmen  des  ij  lOöe  Abs.  1  —  wie  für  die  des  8  \Oöh 
Abs,  2  —  im  Geschäft^verkelu:  kein  Bedürfnis,  etwa  aus|^nomraen  die  letzte  Woche 
vor  Weihnachten.  Das  Pnblilram  hat  sich  derart  an  die  regelmässige  Vcrkaofneit 
gewöhnt  —  vor  allem,  wo  Av.  einheitlich  fpf^tg«  le^f  i-t  -  da>f  es  «ie  Ausnahnie- 
sonntago  nicht  in  Erinnerung  behält.  Die  Läden  bleiben  an  solchen  bonntagen  der 
Besel  nach  leer,  so  dass  die  Ladcmohabcr  sich  unnütze  Koeten  venimdieD  und  vor-  i 
ziehen,  die  T.fulen  uu^.-<erhalb  der  dem  Publikum  bekannten  rcgehniaaigeii  Oeadiift** 
/*it  iiberhaupt  nicht  zu  öffnen. 
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Bo  schreibt  der  „Konfektinnar^'  über  die  am  Sonntag  vor  PfingBtan  1901  in 
Fr&nkfurt  a.  M.  gemachten  Erfahrungen: 

JBrfalmingMeiniaB  war  der  Sonntag  vor  Pfingsten  für  nnaer  Detailgeadiftfi  ein 

!<oeenannter  .sroldpnpr"  c^wp^en,  und  natürlich  machten  die  Lnd«>ninhHt>f>r  von  der 
behördlichen  Kriaubnis,  welche  diesen  Tag  ab  AuHuahme  für  den  Vcrkaui  bis  abends 
7  Uhr  freigab,  ausgiebig  Gebrauch.  Aber  die  Umsätze  blieben  fast  durcherw  hinter 
denen  im  Vorjahre  zurück,  da  das  Pablikom  sich  daran  gewölmt  hatte»  eeme  Ein- 
kinfe  in  der  Woche  zn  machen." 

Dieea  tienrChnnng  des  Pablikums  gilt  es  nicht  zu  schwächen,  sondern  zu  erhalten 
und  zu  fördern,  indem  die  Ausnahmen  in  §  lO.'b  Abx.  2  etwa  mit  Ausnahme  der 
acht  Tage  vor  Weihnachten  beseitig  werden  und  die  Anweuduug  des  §  105e  auf  das 
Handnllgeirerbe,  für  das  er  seinem  Wesen  nach  gar  nicht  bestimmt  ist,  verboten  wird. 

Wenn  im  Engroeaeechaft  volle  Sonntairsnihp  hrrr^cht,  die  Au^nahmetage  im 
Kleinhandel  bin  auf  S  lOSc  wegf^efallcu  äiud,  uiui  die  Sonntagsruhe  auch  am  Sonntag- 
nachmittag Ix-^teht,  dann  wird  sich  das  Bewusstsein  der  segensreichen  Wirkungen  der 
Sonntagsruhe  bald  anch  bei  der  immer  sich  vemünderadai  Zahl  der  Genier 

der  8onnta«rube  verln^t^,  und  so  wird  am  sichersten  die  Einffihrung  der  vdlen 
SMOtngnruft  vorbereitet  werden. 

Unser  deutsche  Volk  bedarf  ihrer  bei  »Hnem  rastlosen  Si  haffen  dringend,  wenn 
mne  Kräfte  nicht  erlahmen  i»oUen.  Zugleich  aber  bedeutet  der  freie  Sonntag  eine 
Nenbelebnng  der  »ittlichen  MicfailB,  VW  allem  der  Familie^  die  di«  Grundlage  euiea 
geBunden  völkslebeoa  ist. 

Ana  alkn  dieaen  GrOoden  hitUn  wlr>  nnaevenYonchUgen'aaryerbeaaerung  der 
Sonotagsnihe  die  Cokntfttinng  dea  Hoben  BeiAeawtea  sn  eehenken. 
■ 

j)  Eingabe  des  Verbandes  Deutscher  Handlungsgehilfen 
an  das  Beichsamt  des  Innern,  betr.  die  Ansnahmen  von  LadenschluaB  und 
Uindeetnihezeit : 

Das      ich  samt  wolle  auf  Aufhebung  der  Anmahmen  ans  §  139d 

No.  3  und  i5  JH'Je  Abs.  2  No.  2  und  3  liinwirkon. 

Im  übrifren  haben  wir  vorläufig  gegen  onu'  massvoUe  Ausdehnung  der 
Arbeitszeit  acht  Tage  vor  Weihnachten  nichu  einzuwenden.  Doch  muss 
der  Weihnacbtebeiligabend  ftlr  den  Handlnngsgehilfen  von  der  Ansdehnung 
frei  bleiben. 

Begründung:  Schon  bei  Entstehung  der  Gewerbenevelle  vom 
30.  Juni  liKX)  vsTirde  der  Grundsatz  ausgesprochen,  das?^  die  Ausnahmen 
vom  Ladenschluss  und  der  Mindestruhezeit  zu  beschränken  seien. 

Die  Motive  zum  Entwuii  der  Gewerbenovelle  iiihrteu  in  dieser  Be- 
selimig  aus :  i^Bie  vorgeschlagene  Begrenzung  der  Zahl  dieser  Tage  dttrfte 
ans  dem  Gmnde  genügen,  weil  nach  dem  Ergebnisse  der  Erhebungen 

bereit«  gegenwartig  in  der  Mehrheit  der  offenen  Yorkanfsstellon  —  cin- 
»ichliesslich  der  Weihnachtszeit  —  ein  erweiterter  Geschäftsverkehr  (nun 
an  weniger  als  30  Tagen  vorkommt'*,  und  der  Kcichstagsabgeordnete 
Mllncb-Ferber,  der  in  der  Kommission  eine  einflussreiche  Tätigkeit  enU 
faltet  hat,  erklttrte  ausdrücklich:  »Ton  noch  veiteron  Ausnahmen  ist  man 
abgegangen,  weil  solche  die  ganze  Idee  und  die  Durclilllhrung  des  Ge- 
setzes einfach  illnsorisrh  machen  würden,  und  man  hnt  nicht  die  Absicht, 
einen  ij  1  zu  schaffen,  der  durch  §  2  wieder  auigchobeu  wird.'* 

Der  Staatssekretär  Qtb£  v.  Posadowsky  führte  damals  im  Beichstage 
aus,  dass  der  Oesetsgeber  spftter  in  der  Ausdehnung  der  Ruhezeit  weiter- 
gehen könne,  sobald  sich  die  Ladeninhaber  und  das  Publikum  an  den 

neuen  Zustand  gewöhnt  hatten : 

..Ich  kann  mich  dahin  rfstlmieren,  dass  es  der  orsto  Versuch  ist,  und 
dass  es  politisch  und  takti.scb  klug  ist,  diesen  Versuch  so  zu  machen,  dass 
ArbdMlwii.  7 
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die  Gewerbetreibenden  loyal  die  Absicht  \dea  Gesetzgebers >  ausführen  uml 
JaH?^,  wenn  eine  solche  Bestiiumnnf;^  besteht  und  sich  die  Beteiligten  dar- 
auf eingerichtet  haben,  es  dann  keinetiwegb  ausgeachlos^en  'mt,  im  Wege 
der  Gesetzgebung  weitersugehea." 

Uittlerweile  haben  sich  nun  Gescbftftsinhaber  und  Publikum  derart 

an  den  Neunuhr-Ladenschluss  gewähnt,  dass  an  Tagen,  wo  die  Läden 
Iftnger  als  bis  !*  T  in  {^O'iflfnct  werden  rliii  fen,  ein  längerer  Gesi  hifts- 
verkehr  nicht  statttiudet.  Vielniohr  schliosst  die  Mehrzahl  der  Geschäfts- 
inhaber auch  an  diesen  Tagen  die  Läden  um  !)  oder  B  Uhr,  und  wo  Laden 
anenahmeweise  getfffiiet  sind,  fehlen  die  Kftnfer,  da  sich  das  Publikum 
heute  daran  gew^ihnt  hat,  die  Einkäufe  vor  0  Uhr  zu  erledigen.  Die  Zn- 
lässigkeit,  die  Läden  länger  nls  bis  !>  T'ln  ffen  zu  halten,  entspricht  so 
wenig  einem  vorhandenen  Bedürfnis,  das-s  Geschäftsinhaber  und  Publikum 
die  Aiisnahmetage  oft  gar  nicht  in  Erinnerung  behalten. 

Die  „Berliner  Kanuüakturwarenzeitung"  schrieb  s.  B. :  „Der  1,  Oktober 
war  woU  als  Quartalserster  einer  der  im  Neunuhr^Ladenschluss  verge- 
sehenen Ausnahmetage,  an  denen  die  Läden  bis  10  Uhr  geöffnet  bleiben 
dürfen.  Xm-  wenige  Geschäfte  aber  mögen  dies  gewiisst  haben,  denn  nur 
wenige,  wie  z.  B.  die  Warenhäuser  der  Firma  Jandorf  &  Co.,  waren  ge- 
dffnet.  Die  freigegebenen  Tage  mttssten  jedesmal  onmiitelbar  vorher  dw 
Laden  iiiliabem  und  dem  Publikum  bekannt  gegeben  werden,  denn  die  ein- 
maligf  Bekanntmafhnnir  sämtlicher  Zehnuhr-Lndctischlns-^rai^r'  am  Anfange 
de«  Jahres  Ubr  keine  t'iir  das  ^'an^e  Jahr  ausreichende  W'irktuifr  ans  '!). 
Die  wenigsten  Ladeninhaber  sind  sich  de»  Privilegs  bewusst,  und  was  das 
wi<ditig8(e  ist,  das  kaufende  Publikum,  ohne  das  der  offene  tiaden  auch 
nidits  nutzt,  bleibt  zu  Hause  (!)." 

Als  in  Berlin  die  Kommissionen  des  Deutschen  HaiMk'lsta^e-<  hetr. 
Sozialpolitik  nnd  Kleiidiandel  über  ilie«'  Frage  berieten,  wurde  ^^erale 
von  kleinhändlerischer  Seite  aus  bt;toui,  die  Auäuahmetage  hätten  gar 
nieht  die  grosse  Bedeutung,  die  man  ihnen  zuschreibe.  Das  Publikum 
habe  sich  an  den  frfiheren  Ladenschluss  gewöhnt,  .so  dass  die  Läden  viel- 
fneh  let-r  ^eien,  wenn  sie  an  den  .\nsnahmetatren  länger  geöffnet  bleiben. 
Manche  Ladeninhaber  schlössen  darrun  an  dmi  jiolizeilich  zugestaudeneo 
Ausnahmetagen  zui*  gleichen  Zeit,  wie  gewöhnlich. 

Fflr  die  Ausnahmetage  —  abgesehen  von  den  genannten  Fallen  — 
besteht  heute  im  GesdiKftelebon  kein  Bedfiifois  mehr,  so  dass  es  an  der 
Zeit  ist,  ..im  "Wege  der  Gesetzgebung  weiterzugeben,  da  sich  die  Be- 
teiligten auf  den  Ladenschiusa  und  die  gesetzliche  Ruhezeit  eingerichtet 
haben". 

Wir  geben  uns  deshalb  der  Erwartung  hin,  dass  das  Hohe  Beiehs- 

amt  des  Innern  auf  eine  Aufhebung  der  Ausnahmetage  in  der  von  ui» 
gewünschten  Auadehnung  hinwirken  wird. 

k)  Der  Verband  katholischer  kaufmftnnisoher  Vereini« 

gungen  Deutschlands  hat  in  einer  Eingabe  vom  22.  November  H»<>*2 
beim  Reichstag  beantragt,  der.selbe  möge  die  Sonntagsruhe  im  Handel.-*- 
gewerbe,  wie  sie  zur  Zeit  im  §  105b  Abs.  2  der  Gewerbeordnung  gegebeu 
sei,  dahin  regeln,  dass  ftlr  alle  kaofmftmiischen  Betriebe,  die  nidit  sum 
Kleinhandel  gehören  (Bank-,  BngroS'  nnd  Fabrikgeschäfte  etc.),  die 
v?slli^'r  "-^  Mintafr^^rnhe  ein;:eftthrt  werde.  In  der  Begründung  dieser  Ein- 
gabe wird  ausgeführt,  dass  es  in  der  Absicht  des  GesetsEgebers  gelegen 
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babe,  die  Arbeiteeeit  an  9oim>  und  Feiertagen  Aber  die  geeetasliehe  Htfebst- 

aahl  von  5  Stunden  hinaus  unter  Mifwirkung  der  Gemeindebehörden  noch 
weiter  einztiscliränlceii.  Diese  Absicht  sei  bisher  mir  sehr  imvollknimnen 
erreicht,  indem  nur  verschwindend  wenige  Orte  die  Beschäftigung  auch 
unter  6  Standen  feetgeeetet  hfttten.  Demgegenttber  aber  bitten  andere 
Orte  aof  Grund  des  §  105e  mit  Znstimmnng  der  böberen  Verwaltnngs« 
behörde  die  Arbeitszeit  noch  über  5  Stunden  hinaus  ausgedehnt.  Es  trete 
hinzu,  dass  zahlreiche  Orte,  namentlich  in  Sachsen  und  Bayern,  die  Arbeits- 
jjtunden  s<>  gelegt  hätten,  dass  diese  bis  in  den  späten  Nadunittag  dauerten. 
Verecbiedentlidi  ftnden  sieb  dieselben  mit  mehrfaeben  Unterbrec&nngen  ttber 
den  ganzen  Tag  verteilt,  so  dass  von  der  beabsichtigten  Sonntagämbe  so 
_gTit  wie  nichts  nbri>r  bleibe.  Gegenüber  der  Fordeniii«;  einer  all<remeinen 
Erweiterung'  der  Sonntagsruhe  im  Handelsi,'e\verbe  worde  auf  die  (tc- 
wohnheit  des  grossen  Publikums  hingewiesen,  sich  die  notwendigen  Lebens- 
bedftifiiisse  erst  im  Angenblicke  des  Gebrancbs  zu  besorgen.  'Die  Möglich- 
keit und  Durchfühi'barkeit  der  Ausdehnun-r  der  Sonntagsruhe  im  Gross- 
handelsbetriebe stehe  ausser  allem  Zweifel,  werde  auch  dunli  die  Ver- 
hältnisse in  Enghuid  und  X'irdaiuerika,  wo  allgemeine  Sonntagsruhe  ein- 
geführt sei,  bewieacu.  Für  den  Grosshaudel  seien  irgendwelche  Ausnahmen 
„tar  Befriedigung  täglidier  oder  an  diesen  Tagen  besonders  hervortretender 
.Bedürfnisse  der  BevOlkenmg'*  nicbt  notwendig. 

Die  Handelskanmiem  zu  Bannen  (22.  1.»,  B i  c  1  e  fei d  f <».  2. K  Bonn 
(7.  2.^,  Dessau  (26.  1.),  Limburg  (19,  l.i,  Minden  {20.  1.),  Miihl- 
liausen  i.  Th.  (Petitionsbericht  des  Reichstags),  Münster  (5.  2.j, 
Oldenburg  (11.  2.),  Scbweidnits  (21.  1.),  Thorn  (31.  1.),  Trier 
(17.  1.)  lehnten  die  Unterstützung  dieser  Eingabe  ab.  —  Bannen  wies 
•darauf  hin,  dass  diut  nur  im  Speditions^resrhSl're  ein  durchaus  notu  endiger 
Sauntagsdienst  bestehe.  —  Münster  tagte  hiu^u,  dass  im  Grosshandels- 
gevverbe  des  dortigen  Beairks  eine  Bescbäftigung  des  Personals  nnr  in 
geringem  Umfange  stattfinde.  In  den  Bankgeschäften  werde  mit  Aus« 
nähme  einiger  kleinerer  Banken  in  Landstädten  an  Sonntagen  nicht  ge- 
arbeitet, in  den  übrigen  Handelszweigen  beschränke  sich  die  Beschäftigung 
<ies  Personals  meistens  auf  die  kurze  Zeit,  welche  dazu  erforderlich  sei, 
eilige  Korrespondenzen  und  Aufträge  zu  erledigen,  oder  mit  den  Reisenden, 
welche  im  Laufe  der  Woche  auf  der  Route  gewesen  seien,  Biicksprache 
zu  nehmen.  Die  zulassiire  B-fstfindige  Beschäftigunpr^zeit  werde,  soweit  der 
Handelskammer  bekannt  geworden  sei,  nur  ausnahmsweise  suisgenutzr.  in 
der  Regel  betrage  sie  höchstens  2  Stunden,  in  vielen  Fällen  nur  —  1 
Stunde,  so  dass  sowobl  die  Erfüllung  der  kircblicben  Pflichten,  wie  auch 
eine  [ausreichende  Erholung  am  Sonntage  dem  Personal  überall  ermög- 
licht sei. 

Ii  Der  Verband  katholischer  k  a  u  f  m  ft  n  ti  i  s  r  h  o  r  Vereini- 
i^ungeu  Deutschlands  erklärte  in  einer  am  8n.  Dezember  1902  dem 
Reichstag  Uberreichten  Eingabe  es  für  notwendig,  dass  im  Handelsgewerbe 
Inspektionen  eingerichtet  und  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Gewerbein- 
«pektionen  mit  Befugnissen  ausgestattet  würden,  die  geeignet  seien,  Miss- 
•^tsnde  im  Handelsgewerbe  bezw.  in  der  Beschäftigung'  von  An<}:estellten  und 
Lehrlingen  aufzudecken  und  solche  zu  verhüten.  Die  dafür  anzasteilenden 
Beamten  sollten  möglidist  ans  dem  Handlnngsgehilfenstande  hervorge- 
l^angen  sein.  —  In  der  Begrflndung  dieser  Eingabe  heisst  es :  „Es  wird 
bkaSg  geklagt,  dass  den  Gesetsen  [betr.  Sonntagsruhe,  Ladenschluss- 
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Stande,  Sitzgelegenheit  etc.]  die  gebührende  Beachtung  versagt  werde, 
nicht  allein,  weil  die  Orts-  und .  Polizeibehörden  schon  mit  der  Ueber- 
wachung  der  Ausführung  der  übrigen  Gesetze  allgemeiner  Natur  so  sehr 
in  Ansprndi  g«noiiimen  dnd,  dae«  flie  diesen  spenellen  VerbftltniBsen  keine 
hinreichende  Aufmerksamkeit  schenken  können,  sondern  vor  allem  auch 
deshalb,  weil  dieselben  die  zur  richti^,'en  Anwendung  der  in  Betracht 
kommenden  Schutzfre-^et/e  notwendigen  rf1rr  wünschenswerten  Kenntnisse 
der  einschlägigen  \  erhilltnisse  und  Aii.sciiauungen  nicht  in  genügendem 
Hasse  beeitsen  und  aneh  nicht  besitzen  können.  —  £e  ist  nicht  su  be- 
fürchten, dass  durch  die  Einrichtung  solcher  Handelsinspektionen  das  be- 
stehende gute  Einveniehmf>n  zwischen  den  Prinzipalen  und  den  Handlnngs- 
gehillen  gestört  oder  das  Handelsgewerbe  in  nngebfihrlicher  Weise  belästigt 
werden  würde.  Das  beweisen  wohl  am  deutlichsten  die  mit  den  Gewerbe- 
inspektionen gemachten  EHahrungen.  .  .  Dieselbe  Erfahrung  wird  ohne 
Zweifel  mit  den  Handelsinspektionen  gemacht  werden.  .  .  .  Der  Handlnngs-  . 
gehilfe  wird  sich  [v>v*  M"'^>^'^tnnr!f>  vorliegen]  v.-r>h.]  ^elten  entschliessen 
können,  die  unge^^etzlichen  Zustünde  zur  Kenntnis  der  Behörden  zu  bringen^ 
selbst  dann  nicht,  wenn  er  aus  der  belarefTenden  Stellung  ausscheidet,  weil 
er  ee  schent,  den  Üblen  Bnf  eines  Dentmaianten  anf  sidb  zu  lad«i.  Dem 
wäre  durch  Schaffung  von  Hardelsinspektionen  abgeholiSm,  —  Dieselben 
würden  aber  niclit  allein  zum  »Schutze  der  Handlungsgehilfen  dienen, 
sondern  auch  nach  der  anderen  Seite  wohltätig  wirken,  indem  unbe- 
rechtigte Klagen  sofortige  Zurückweisung  erfllhren  und  in  aweifelhaften 
Fällen  Hat,  Auskunft  und  Belehrung  bei  ihnen  eingeholt  werden  könnte. . . . 
Dem  Handlungsgehilfenstande  aber  wäre  dadurch  ausserdem  noch  dauernd 
eine  unparteiische  Vertretung  bei  der  Regierung  geschaffen,  wodurch 
letztere  über  alle  Verhältnisse  desselben  fortlaufend  unterrichtet  sein  würde. 
—  Dass  die  betreffenden  Beamten  möglichat  aus  dem  Stande  der  Handlungs- 
gehilfen hervorgehen  sollen,  empfiehlt  sich  hauptsächlich  deshalb,  weil 
diese  mit  den  Verhillf nissen  des  Kaufmannsstandes  an^  ihrer  eigenen 
TiUigkoit  vollkommen  vertraut  sind  und  somit  ein  sachlicheres  Urteil  ab- 
zugeben vermügoii,  als»  rem  theoretisch  herangebildete  Beamte." 

Die  Unterstützung  dieser  Eingabe  wurde  abgelehnt  von  den  Handels- 
kammern ZU  Barmen  (22.  1.),  Bielefeld  (6.  2.),  Bonn  (7.  2.),  Dessau 
(2G.  1.)»  Limburg  (19.  1.),  Minden  (20.  1.),  Mühlhausen  i.  Th. 
(Petitionsverzeichni«  des  Reichstags),  Münster  (5.  2.),  Oldenburg 
(11.  2.),  Schweidnitz  (21.  1.),  Thorn  (31.  1.),  Trier  (17.  1.).  — 
Bannen  begründete  die  Ablehnung  mit  dem  Hinweis  auf  die  Belästigung^ 
welche  ftlr  die  davon  betroffenen  Geschftfte  hervorgerufen  werde.  — 
Münster  sprach  sich  dahin  aus,  dass  nach  den  Verhältnissf^i;  im  Be- 
zirke der  Handelskammer  ein  Bedürfnis  für  die  Einnchtun"  m  Ich  er  ln- 
spektionen nicht  anerkannt  werden  könne,  da  die  vorhandenen  Ueber- 
wachnngsorgane  die  Beobadhtung  der  den  Handel  betreffenden  Beetim> 
mun^rii  ler  Gewerbeordnung  besflgUch  der  Sonntagsruhe,  Ladenschlns»- 
stunde,  Ruhezeit  der  Angestellten  und  Beschaffung  von  Sitzgelegenheiten 
ausreichend  fiberwachen  könnten  und  be.<»ondere  technische  Kenntnisse 
wie  sie  von  den  Beamten  der  Gewerbeinspektionen  beansprucht  würden, 
nicht  erforderlich  seien.  Wenn  die  Forderung,  dass  die  betreffenden 
Beamten  möglichst  ans  dem  Stande  der  Handlungsgehilfen  hervorgehen 
sollten,  damit  bpgriindet  werde,  dass  diese  mit  den  VerliJlltnissen  des 
£aafraanusstandes  aus  ihrer  eigenen  Tätigkeit  vollkommen  vertraut  seien 
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uud  äomit  eiu  sachlicheres  Urteil  abzogeben  vetiii(tditeii  ah«  rein  theoretisoh 

vorpebiMete  Beaintp  so  sei  dem  zu  <»rwidern,  dass  an  sich,  wenn  mau 
überhaupt  die  Aüüteiiimg  aus  dem  Kaut'mannsstaude  ©Etnommener  Beaiutou 
fftr  zweckmAssig  halte,  aadh  die  Prinzipale  mit  den  Verhaltnii^seu  des 
Kaufinannsstandes  b^annt  za  sain  pflegton  und  daher  wohl  ebenso  wie 
Handlungsgehilfen  zur  Uebernahme  dieser  Funktionen  geeignet  sein  würden, 
falls  man  nicht  von  der  zurflrkzuweisenden  Annahme  anstehe,  dass  eine 
unparteiiaclie  lieber  wach  iiug  der  Vorschriften  nur  durch  Angehörige  des 
HandlnngsgehüfenstandeB  enntfglicht  wftre. 

7.  Befterbergunga-  und  Erquiekungsyewerbe, 

Petition  des  Verbandes.  dtMitscher  G  as  t  w  i  r  f  s  g  e  h  i  l  f  e  n 
an  den  Bnndesrat,  die  Ausleerung  der  Bundpsratsvemrdnunfr  vom  2H.  Januar 
1902  über  die  Regelung  der  Arbeitszeit  lui  Gast-  uud  Schankwirtschafts- 
gewerbe beireffend : 

Die  Bandesratsverordnung  über  die  Beschäftigung  von  Oehilfen  und 
L.dirlin^en  im  Gastwirt8gewerbe  vom  21.  Januar  1902  bestimmt  im 
Artikel  4,  Abs.  1  : 

„Au  Stelle  einer  der  nach  Ziffer  1  zu  gewährenden  ununterbrochenen 
Ruhezeiten  iat  den  Gehilfen  und  Lehrlingen  mindeetens  in  jeder  dritten 
Woche  einmal  eine  nnnnterbrodiene  von  mindeatona  24  Stunden  zn  ge- 
w&hren." 

Dieser  Wortlaut  ist  seitens  des  Schötfengerichts  von  Hirschberg  i.  Schi., 
«owie  in  zweiter  Instanz  vom  Hirechberger  Landgericht  und  endÜich  vom 
Oberlandesgerieht  Brealau  als  Bevisionsinstanz  dahin  ansgelegt  worden, 

der  Gastwirt  seinem,  unter  die  Bundesratsverordnimg  fallenden  Per- 
sonal die  24-stündige  Ruhezeit  wohl  zn  *rewähren  habe,  dass  dieses  aber 
freiwillig  darauf  Verzicht  leisten  könne.  Diese  Auslegung  der  V^erordnung 
hat  in  vielen  Stftdten,  so  in  Berlin,  Hagdeborg,  Erfurt,  Braunschweig, 
Gera  A.  seitens  der  dortigen  Gmchte  Nachahmung  gefunden.  In  allen 
diesen  Fällen  haben  die  Gastwirte,  rlie  we<^en  Umgehung'  «les  Artikels  4 
der  Verordnnn^^  angeklagt  waren,  einen  iVeisprtich  oizieit,  weil  die  als 
Zeugen  vernommenen  Angestellten  bekundeten,  da^<s  t^ie  „freiwillig"  auf 
die  24-etflndige  Ruhezeit  verziehtet  httten. 

Es  ist  ohne  weiteree  klar,  dass,  wenn  lidi^e  Auslegung  der  Verordnung 
in  Kraft  bleibt,  die  7,nm  Wohle  der  Gehilfen  im  Gastwirts-o^eu-erbe  er- 
lassenen Bestimmunn^en  für  dieselben  keinerlei  Wert  mehi*  haben,  weil  bei 
der  weitgehenden  Abhängigkeit  der  Angestellten  im  Gastwirtsgewerbe 
von  ihren  Arbeitgebern,  die  ersteren  es  in  keinem  Falle  wagen  werden, 
den  diesbeztiglichen  Wünschen  der  Prinzipale  Widerstand  entgegenzusetzen. 
Die  Unterzeiehneten  gestatten  sich  deshalb  da«  Ersuchen  zu  stellen,  der 
Hohe  Bundesrat  mv<j;p  durch  einen  Nachtrag  zur  Bundosratsverordnung 
oder  in  einer  ihm  geeignet  erscheinenden  Weise  klar  zum  Ausdruck 
bringen,  dass  die  in  Frage  stehende  Verordnung  zwingendes  Recht  ist. 

Die  Petenten  gehen  dabei  von  der  Auffassung  aus,  dass  der  Hohe 
Bundesrat  bei  dem  Erlass  der  Verordnuntr  eine  andere  Deutung  als  die 
eben  bezeichnete  auch  nicht  geben  wollte.  Diese  uusere  AuÖ'assuug  liudet 
ihre  Stütze  zunftdist  in  der  Gewerbeordnung.  Der  §  105c  der  Geweirbe- 
Ordnung  bestimmt  ausdrücklich,  dass  der  §  105b  auf  das  Ghwtwirtsgewerbe 
keine  Anwendung  findet.  Die  Ruhezeiten  im  Gastwirtsgewerbe  sollten 
nach  den  Ausflihrungen  des  derzeitigen  Handelsmiuisters  Herrn  von  Ber- 
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lepsch,  je  nach  den  Üebultateu  tier  voizujK'limendeii  Krbebungeii,  ein^-r 
besonderen  Regelung  vorbehalten  bleiben.  Die  Sonntagsruhe  ist  zwingen- 
dea  Recht,  die  als  Ersatz  der  Sonntagsnihe  gewährleistete  24-stfüidige 
Huhezeit  im  GKistwirtsgewerbe,  die  hier  nur  alle  2  besw.  3  Wochen  i-'m- 
rritt,  muss  d<^mnach  unseres  Erachtens  ebenfalls  als  zwingendes  Recht 
angesehen  weitten. 

Auch  die  Kommiääion  für  Arbeiterstatistik  hat,  wie  au»  den  Drack- 
saehen  der  Kommission  hervorgeht,  nur  an  eine  obligatorische  EinAlhnuig- 
bezw.  DurchfQhning  der  gesetzlichen  Bestimmungen  gedacht.  Ausser  durch 
difi  «!;anze  Fraoestellunj^'  bei  den  schriftlichen  inul  mündlichen  Kilipl)np^en 
ist  das  im  besonderen  erkennbar  im  Protokoll  über  die  Verhandlungen 
der  Kommission  fär  Arbeiterstatistik  vom  13.  Juni  1900,  S.  15,  wo  es- 
heisst,  dass  die  statistischen  Anfiiahmen  gemacht  worden  seien,  um  er- 
messen zu  können,  welche  Aenderung  in  den  bestehenden  Verhältnissen 
die  obligatorische  Einführung  voller  freier  Tage  haben  würde.  Aiif  S. 
desselben  Protokolls  wird  berichtet,  dass  zwei  bestimmte  Anträge  eines 
Kommissionsmitgliedes  bezwecken  sollen,  ^die  dnrch  die  Gewerbeordnung 
für  jugendliche  und  w  e iiiliche  Arbeiter  in  Fabriken  festgesetzte  Maximal- 
arbeitszeit anch  für  das  Gast-  und  SchankwirtschafUtgewerbe  vorzuschreiben". 

Das,  was  das  A ibeiterschutzgesetz  für  Industrieai  lieiter  \>t,  sollte 
also  das  zu  schaiiende  „»Spezialgesetz"  he/iehentlich  die  1  in ndesrats Verord- 
nung für  die  Angestellten  im  Gastwirtsgewerbe  sein ;  das  Aibeiterschutz- 
gesetz  aber  kann  dnrch  Privatrertrag  nicht  ansgeschaltet  werden. 

Der  §  I20e  Abs.  3  der  Gewerbeordnung  i<  r  speziell  die  Unterlage 
für  die  Bundesiatsverordnnng  bildet,  hat  flirrenden  Wra-tlaut: 

„Durch  Beschluss  des  Bundesrats  können  für  solche  Gewerbe,  in 
welchen  durch  ttbenuässige  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  die  Gesundheit 
der  Arbeit«:  gefilhrdet  wird,  Daner,  Beginn  und  Ende  der  zalRseigen 
täglichen  Arbeitszeit  und  der  zu  gewahrenden  Pausen  vorgeschrieben  und 
die  :;nr  Dtnchführung  dieser  Vorschriften  erforderlichen  Anordnungen  er- 
lassen werden." 

Die  Unterzeichneten  glauben  nicht  fehl  zu  gehen  in  der  Annahme, 
dass,  wenn  der  Hohe  Bundesrat  aus  den  Erhebungen  die  Uebei/.eugung 

gewonnen  hatte,  dass  die  Dauer  der  Arbeitszeit  im  Gastwirtsgewerb©  nicht 
eine  übermä.ssige  ist  und  die  Gesundheit  der  Arbeiter  dnrch  diepelho  nicht 
gefährdet  wird,  er  von  diesem  seinem  Kechte  keinen  Gebraut h  gemacht, 
eine  Verordnung  also  nicht  erlassen  haben  würde.  Die  jahrelangen  Unter- 
suchungen, die  reiflichsten  Ekw&gungen,  die  sich,  wie  wir  geni  anerkennen, 
bei  der  Eiirenarr  des  Gastwiitsgew erbes  notwendig  macliten,  ehe  zum  Er- 
laus <resetziicher  Bestimmungen  geschritten  werden  k'mnte,  wären  sicher- 
lich nicht  notwendig  gewesen,  wenn  deren  Befolgung  durch  „freie  Ueber- 
einkunft"  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  ausgeschaltet  werden 
dürfte. 

Gerade  um  die  obli<;atr>ris('lie  Dtirt bführung  und  allgemeine  Einzeln'»  <j 
der  Verordnung  zu  ermöglichen,  ging,  wie  aus  den  Ansführungen  des  Ilerin 
Btaatssekietärs  Grafen  von  Posadowsky  in  der  Reichstagssitzung  vom 
81.  Januar  1902  (131.  Sitzung,  St.  6.  S.8811  B.  fP.)  hervorgebt,  der  Hohe 
Bundesrat  über  das  notwendigste  Mass  und  über  das,  was  allgemein  auch 
unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  für  durchftiirbar  eraditet  wurde, 
nicht  hinaus. 

Auch  aus  dem  Wortlaut  anderer  fthnlicher  Gesetzesvorschriften  und 
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Verordxiuiigeu  erwei»«t  aich  die  Haltlosigkeit  des  obigen  Urteile,  denn  an 
einer  gaius«n  R«Uie  anderer  Stellen  der  Gewerbeordnung  wird  Ton  „Ge- 
wehren" von  Bnbezeiten  gesprochen.  Im  §  l<)5b  heisst  es,  dass  Arbeiter 
an  Festtagen  nicht  beäcbftftigt  werden  dürfen:  soihum  iiLer  folj^^t  die  A\if- 
z&hlung  der  ,.zu  gewährenden"  Hukejseiteu,  genau  wie  in  unserer  Buudes- 
ratsverordnung. 

Die  Gewerbeordnung  nnd  eonstige  anf  Grund  der  Gewerbeordnung 

erlassenen  Verordnungen  enthalten  noch  an  verschiedenen  Stellen  den 
gleichen  Wortlaut  wip  unsere  Biindesratsverordnung.  So  sagt  z.  B.  Art.  2a 
der  ^Ausfuhrungsbestinunungen  des  Bundesiuts  über  die  BeHchät'tigunf^ 
von  jugendlichen  Arbeitern  und  von  Arbeiterinnen  in  Werkstätten  mit 
Hotorbetrieb'*  in  Punkt  5:  Zwiedien  den  Arbeitsstunden  mnss  den  Ai'- 
beiterinnen  eine  mindestens  einstündi^e  Mittagspause  gewährt  werden. 

l>ie  Anf^letrimg  des  Breslauer  (^lirr  I  -lü  lpsgericlits  würde  nnvh  tV\e 
Bftckerei Verordnung,  die  nun  bereits  sea  dem  1.  Juli  1896  in  Kratt  ist, 
SD  einem  Teil  anlheben,  denn  andi  hier  findet  sich  der  Passus :  ^ . .  Zwi- 
schen Ewei  Arbeiteschichten  müsste  den  Gehilfen  eine  Ruheseit  von  min- 
destens 8  Stunden  gewahrt  werden.*' 

Pas  Reichsgericht  hat  sich  in  einer  Keihe  von  Entscheiden  in  Gegen- 
satz zu  den  Urteilen  der  schlesischen  Gerichtshöfe  gestellt,  so  u.  a.  in 
einem  Falle»  wo  ein  kanfinftnnischw  Unternehmer  seinem  Personal  eine 
..angemessene"  Mittagspause  nicht  gewährt  hatte.  Es  war  dort  durch 
Privatvertrag  vereinbart  W'iden,  dass  eine  Rolche  Pausf  ülif-i linnj»t  niclit 
^stattfinden  solle.  Das  wurde  vom  ReichsirfM-i«  bt  als  unstatthaft  bezeichnet, 
^denn  die  durch  das  Gesetz  bezweckt«  Wohlfahrt  der  Gehilfen  verlaugt, 
dass  diese  die  Mittagspause  nicht  nur  machen  dürfen,  sondern  auch 
machen  sollen,  und  dass  sie  durch  die  Bereitwilligkeit  dt  f=  nverbe- 
treibcnden,  die  den  ('eliilfV'n  nadi  dem  Ge.-^eiz  niclit  iuif/ut'ilf  i^fiidon  Dienste 
•^ich  von  ihnen  leisten  zu  lassen,  zum  \%']  zl(  ht  aui  die  Mirtagspause  und 
zu  deren  Abkürzung  oder  Unterbrechung  mit  den  daraus  sich  möglichei- 
weise  ergebenden  Nachteilen  für  ihre  Gesundheit  verfahrt  werden'^ 

Der  §  139c  der  Gewerbeordnung,  welcher  die  Ruhezeiten  der  Ange- 
stellten in  den  offenen  Verkaufsstellen  regelt,  spricht  ebenfalls  nur  von 
^gewahren". 

Schliesslich  sei  noch  auf  den  Artikel  1,  Abs.  8  der  Bnndesratsverord- 
nuD^  flir  das  Gast-  und  Schankwirtschaftsgewerbe  selbst  hingewiesen, 
welcher  lautet : 

..Die  höhere  VerwaUnngs1>»^1i'>"1.-  ist  befugt,  in  Bade-  nnd  anderen 
Karorten  die  Ruhezeit  für  die  Geluhen  und  Lehrlinge  über  IH  Jahren  in 
Gastwirtschaften  während  der  Saison,  jedoch  nicht  Uber  eine  Daner  von 
8  Monaten,  bis  auf  7  Stunden  herabinisetsen.    Neben  dieser  Bohezeit 

mliBsen  täglich,  abgesehen  von  den  Mahlzeiten,  Ruhepausen  in  der  Ge- 

eamtdauer  von  mindestens  2  Stunden  £cwfthrt  werden." 

W^ürde  der  Entscheid  des  Breslauer  Gerichtshofs  in  Geltnnfr  bleiben, 
so  würde  der  Fall  eintreten  können,  dass  in  Badeorten  die  iluhezeit  ftir 
die  Ctohilfen  tmd  Lehrlinge  ttber  16  Jahren  während  der  Dauer  von 
8  Monaten  auf  7  Stunden  herabgesetzt  wird,  während  auf  der  anderen 
*^eite  die  2  Stunden  Kuliopause,  welrhe  der  Hoho  Bundesrat  in  ■solchem 
Falle  den  Gehilfen  ..gewUhrt",  d.  h.  gesichert  wissen  will,  durch  Privat- 
vertrag entzogen  würde. 

In  allen  den  angezogenen  Gesetzesbestinunungen  imd  Verordnungen 
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iBt  das  Wort  „gewahren**  stets  als  swiiigendes  Bedit  TerstsiMleii  und  sa- 

gewandt  worden,  und  die  Unterzeiduieteii  hoffen  deshalb  suTersichtlich, 

dass  der  Hohe  Bundesrat  die  ^'eei^neten  Massnahmen  treffen  werde,  das^s 
auch  den  Gehilfen  im  Gastwirtügewerbt^  dio  Wr^hltaten  des  Gesetzes  nicht 
durch  eine  dem  Wortlaut  und  dem  Geiste  der  Verordnung  widersprechende 
Oeeetsesauslegung  verlustig  gehen. 

Li  fthxdicher  Weise  sind  durdi  Auslegungen  einselner  Qeriohte,  wie 
z.  B.  in  Gera  und  Magdeburg,  die  am  Büffet  besolülftigten  Personen  von 

den  AN'ohltaten  der  Bundesrat«verordnung  ausgeschlossen  worden.  Die- 
selben sind  als  „selbständige  Unternehmer"  und  deshalb  nicht  unter  die 
Verordnung;  fallende  Personen  bezeichnet  worden. 

Denigogenttber  gestatten  wir  uns,  kurz  folgendes  einznwenden: 
Der  Herr  Staatssekretär  des  Innern,  Staatsniinister  Dr.  Graf  v.  Posa* 
dowsky-Wehner,  erklärte  in  der  Sitzung  des  deutschen  Reichstags  vom 
Hl.  Jannar  ^m2  HSl.  Sitzung,  St.  B.  S.  3812  B.  ff.)  ausdrücklich:  .  .  nud 
eudli(  h  siiid  durch  die  Verordnung  alle  die  Personen,  die  am  Büffet  be- 
Hchätt  igt  sind,  mit  einbesogen**.  Femer  ist  darauf  hinsuweisen,  dass  die 
Erhebungen  der  Kommission  fttr  Äi'beiterstatistik  sioh  mit  auf  die  ana 
Büffet  täti<ron  Personen  erst  rockten,  diese  auch  nach  der  AulTassunL^ 

df<ir  Erenannten  Kommission  zu  den  f!i<;i'ntlichon  (Tewerbei^ehilfeu  und  nicht 
wie  die  Hausdiener  u.  s.  w.  zu  dem  Hillspersuual  gehören.  Es  entsprich) 
dies  auch  der  allgemeinen  ^Rechtslage;  die  beseidineten  Personen  unter- 
stehen Gewerbegerichten  und  auch  dem  Krankenversicherungsgesets. 

Li  der  Praxis  I  i     u  die  Dinge  so,  dass  eine  solche  Auslegung  zu 

den  gr»>sston  Wiitl'u  Veranlassung  geben  mnss,  weil  sie  js^eeigriet  ist,  der 
Umgehung  der  Verordnung  neue  Wege  zu  zeigen.  Zuuächht  hat  in  vielen 
PäUou,  namentlich  in  kleineren  Proviuzialhotels,  der  Oberkellner  zugleich 
das  Bier,  Wein,  Zigarren  etc.  „auf  Bechnung'',  er  ist  also  der  Buffetier. 
Aber  selbst  in  solchen  Fallen,  wo  der  Buffetier  die  Tätigkeit  eines  Kell- 
ners nicht  mit  ausiibt,  kann  er  als  selbständiger  Unternehmer  nicht  an- 
gesehen werden.  Er  hat  seine  Waren  vom  Wirt  zu  entnehmen,  dai'f  nm- 
die  7on  diesem  vorgeschriebenen  Waren  zu  den  ebenfalls  yon  ihm  fest- 
gesetzten Preisen  auf  dessen  Rechnung  und  Verantwortlichkeit  verkaufen. 
Der  Buffetier  wird  in  der  Regel  zu  einem  Teil  durch  einen  festen  Lohn 
entschädigt,  zum  andern  Teil  wird  ihm  aus  dem  Bierumsatz  ein  bestimm- 
tes Einkommen  gesichert.  Es  handelt  sich  also  nur  nm  eine  veränderte 
Foim  der  Lohnxahlung,  wie  beim  Kommissionsreisenden  an  Stelle  des 
festen  Gehalts  bestimmte  Prozente  am  Warenumsatz  treten. 

Der  Buffetier  erhält  auch  in  keinem  Fall  eine  besondere  Schank- 
k'^nzos-^ion.  diese  wird  immer  nur  dem  Inhaber  der  Srlmnkwirtscliaft 
gegeben.  Aucii  die  Rechtsprechung  im  Strafprozess  steht  im  Gegensatz 
zu  dieser  Auffassung,  denn  es  sind  wiederholt  Buffetiers  wegen  Unter- 
Hchlagung  bestraft  worden,  wenn  sie  nicht  in  der  Lage  waren,  dem  Gast- 
wirt die  von  diesem  erhaltenen  Waren  richtig  abzurechnen.  Würden  die 
Buffr'tici's  ;ds  srdbstäniliijc  Unternehmer  angesehen,  so  könnte  der  Gastwirt 
das  Dehzit  des  Buttetiers  nur  aut  zivilrechtlichem  Wege  einklagen.  Die 
Mamsells,  welche  Brötchen,  Liköre  etc.  verkaufen,  sowie  die  Piocolos,  die 
auf  den  Bahnhöfen  Bier,  Likür,  Wttrstcfaen  etc.  zum  Verkaufe  ausbieten, 
\vären  dann  konseqnenterweise  ebenfalls  als  selbständige  Unternehmer  tu 
betracliten. 
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Aus  diebeu  wenigen  Beispielen  ist  ersichtlich,  zu  weichon  Konsequenzen 
es  führen  mui^s,  wenn  die  am  Bulfet  beHohftftip^teii  Personen  nicht  als  G-e- 
hilfeu  im  Sinne  der  Bundesrauverordnung  angesehen  werden  bolltöit. 

Die  Untaneiehnetem  «rsachen  deshalb  einen  Hohen  Bundesrat  ganz 
■ergebensty  «ach  diesen  letsteren  Punkt  einer  geneigtesten  Berücksichtigung 
tn  nnterächen. 

8,  SlaaimarMter, 

Resolution  des  am  14.  und  15.  September  1902  in  Möns  abgehaltenen 
XI.  Kongresses  der  belgischen  Ligue  d^mocratiqne. 

V  Das  verfassun^jsmässi^'  f^owährlelsfete  Koalitionsrecht  ist  auch  den 
Sraatsai  heitern,  inuerhalb  inr  durch  die  Interessen  der  Allgemeinheit  be- 
^iiügteij  Grenzen,  zu  gewäiirou. 

2)  Es  ist  den  Staatsarbeitem  das  Recht  zn  geben,  eine  Forderung  in 
Form  von  Wünschen  direkt  den  kompetenten  Behönien  su  unterbreiten. 

H  Fjh  sollte  für  die  £isenbahnarbeiter  ein  Einigungs-  und  Schieds- 
gencht  errichtet  werden. 

4;  Die  Maxima  und  Minima  der  Lohne  der  Staatäarbeiter,  lusbedon- 
dere  der  bei  gefUirlichen  Arbeiten  besdUlftigten,  sollen  erhöht  werden. 

5)  Far  gelernte  Arbeiter  sollen  Lohntarife  festgesetst  werden,  unter 
deren  Sätj'en  die  Entlohnung  UTi;"il;issig  sein  snllte. 

6)  Eine  regelmässige  Lohuerhuiiung  soll  alle  ö  Jahre  l'Ur  alle  Arbeiter, 
die  ihre  Au%abe  gehörig  erfüllten,  statthaben. 

7)  Ein  Arbeite,  der  nach  einer  Probeseit  und  nadi  günstigem  Aus- 
falle der  arztlichen  Untersuchung  in  einem  Staatshetriebe  eingestellt  worden 
ist,  soll  als  dauernd  angestellt  anztisehen  sein  und  nur  beim  Vorhanden' 
tiein  gewichtiger  Gründe  entlassen  werden  dtlrfen. 

8)  Die  Verwaltung  der  Rentenkasse  der  staallitihen  Arbeiter  soll  aus 
8  dordi  den  Ifinister  bu  ernennenden  und  aus  6  durch  die  der  Kasse  an- 
gehörenden Arbeiter  zu  wählenden  Arbeitern  bestehen. 

9)  Den  der  Kasse  anfjohöronden  Arbeitern  soll  ein  Rechtsanspruch  auf 
die  Unterstiltzungdn  zustehen  und  die  ärztliche  Hilfe  soll  im  ganzen 
KOnigreicfa  einheitlich  geregelt  werden. 

KV)  Die  niedrigen  Renten-  sollen  eine  allgemeine  Erhöhung  erfahreil 
und  keine  soll  weniger  als  H^m;)  t'vrs.  jährlich  betragen. 

11)  Die  von  den  'leu  Htaatsdieiisr  veilasseiKlen  Arbeitern  an  die 
Hentenkasse  geleisteten  Zahlungen  sollen  in  ein  ileutenbüchlein  eingetragen 
werden^  das  auf  ihren  Namen  von  der  allgemeinen  Bentenkasse  aussu- 
•tellen  ist. 

HL  Haftpflioht  und  Versicherung 

(mit  Einschluss  der  Fragen  der  Arbeitslosenversicherung). 

1.  Resolution  des  am  17.  Hftrz  1903  in  Berlin  abgehaltenen  Delegierten- 
tÄges  des  Zentralverbandes  deutscher  Industrieller: 

..Der  Zentralverband  deutscher  Industrieller  ist  einvorstanden  mit  den 
ueaeu  Vergünstigungen,  welche  die  Novelle  zum  Krankeidtassengesetz  (vgl. 
B'ill.,  Bd.  II,  S.  öi)  den  Versicherten  bietet;  er  billigt  insbesondere  die 
Ausdehnung  der  Krankenunterstützung  von  13  auf  26  Wochen,  die  Ver- 
längerung der  ünterstOtzungzeit  der  ti  niunen  von  4  auf  K  Wochen 
und  die  Einbeziehung  der  (^chlechtskrauken  in  die  Pflege  der  Kranken- 
Juissen. 
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Der  Zentralvei baucl  eriiebt  jedoch  eutschie  !oren  Einspruch  gegen  die 
gesetzliche  Regelung  diesei*  Punkte  ohne  gleicii zeitige  Vornahme  der  von 
ihm  imd  weiten  anderen  VoUcBkrasen  für  dringend  notwendig  erachteten 
weiteren  Relbnnen  des  KraukenkassengesetzeB. 

Als  aolcher  Reform  Lodiirftig  erachtet  der  Zentralverbiiml  die  durch 
ihre  Organisation  der  sozialdemokratischen  Agitation  völlig  ausgeliefertm 
freien  Eülfskassen  und  Ortskrankenkassen  und  das  Verhiiltnis  der  Kianken- 
kassen  m  den  Aersten  und  Apotheken. 

Oegon  die  £rledigang  der  jetzt  vorliegenden  Novelle  erhebt  der 
Zentralverbnnd  daher  Einspruch  in  der  bestimmten  Voraussicht,  dass  dun  h 
die  vorweggenommene  Gewährung  der  bedeutungsvollsten,  von  den  \  er- 
sichorteu  erstrebten  Vorteile,  also  ohne  gleichzeitige  Vornahme  der  not- 
wendigen, im  Intereaee  der  Volksgeanndheit,  des  soaialen  Friedoia  und 
damit  der  AUg«neinbeit  liegenden  weiteren  organischen  Beformen  diese 
nicht  mehr  zu  erreichen  sein  wlirdcn  wegen  des  dann  picher  m  er- 
wartenden Widerstandes  seitens  des  sozialdemokratischen  Teiles  der  ge- 
werblichen Arbeiterschaft  und  daher  auch  seitens  starker  Parteien  im 
fieidietage." 

2.  IN'.s()lutioneu  des  am  15.  und  KS.  März  1903  in  Berlin  abgehalteuea 
n.  al  Igemeinen  dentschen  Krankenkassen-Kongresses. 

Die  Novelle  der  Regierung  zum  Krankenversichemngsgesetz  (  vgl.  Bull, 
Bd.  n,  8.  51)  sieht  einige  Erhöhungen  der  Leistungen  an  die  Vei-sicherten 
vor,  deren  Kostendeckung  aber  unter  Vernachlässigung  aller  andern  Wege- 
(Zentralisation,  Beseitigung  der  Lasten  für  die  Unfallversic  lierung,  lieiclis- 
zuschuss,  Errichtung  eigener  Apotlieken  etc.)  lediglich  den  Versicherten  und 
deren  Arbeitgebern  aufgebürdet  ist.  Da  femer  der  gi  üssteTeil  der  berechtigten 
dringlichen,  der  Begierung  so  oft  unterbreiteten  Forderungen  der  Kranken- 
kassen Deutschlands  völli^r  unberücksichtigt  gtbliiben  ist,  und  da  die 
geringen  Verbesserungen  mit  einer  wesentlichen  Einschränkung  und  Be- 
einträclitigujig  der  Selbstverwaltung,  dieses  Grundpfeilers  der  gedeihlichen 
Entwicklung  des  ErankenversicberungswesenS}  erkauft  werd«n  sollen,  er^ 
klftrt  der  Kongress  diese  Vorlage  der  Regierung  für  unannehmbar.  Wenn 
die  auf  Bescln!\nkiiiig  der  Selbstverwaltung  gerichteten  BestimmungNl 
nicht  gestrichen  werden,  lehnt  der  Kongiess  die  Vorlage  ab. 

Der  Kongress  hält  es  für  durchaus  notwendig,  dass  gesetzliche  Be- 
stimmungen geschaffen  werden,  welche  der  Krankenkasse  hezw.  den 
Erankenkassenveirb&nden  gestatten,  eigene  Apotheken  su  errichten,  welche 
es  ihnen  aber  zum  mindc^ftMi  gcstattf»n,  solche  Arrneien,  welche  von  den 
Apotheken  im  Handverkauf  al>gpg('ben  werden,  direkt  an  die  Mitglieder 
auf  Grond  ftrstlicher  Verordnungen  zu  liefern.  Wir  fordern  Kotnmunali- 
siening  der  Apotheken  und,  bis  das  erreicht  ist,  die  Bmchtung  eigener 
Apotheken  durch  die  Krankenkassen. 

Per  Kongress  hält  eine  Vcrsr  hnielzung  der  gesamten  Kranken- 
versicherung im  Interesse  der  Versicherten  für  geboten.  Durch  eine 
solche  würde  eine  viel  schnellere  und  suiriedenstellendere  Fürsorge  Atr 
den  Kranken  und  Invaliden  herbeizuführen  sein,  auch  würden  sich  die 
Verwaltungskosten  ven  ingem.  Zur  Durchführung  der  Witwen-,  Waisen- 
und  Arbeitslosenunterstützung  würde  durch  eine  solche  Vereinigung  eine 
sehr  geeignete  Organisation  geschaffen.  Der  Kongress  h&lt  aber  eine 
solche  Vertichmelzung  nur  dann  für  annehmbar,  wenn  dabei  die  Selbst- 
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vens  altimg  durch  Versicherte  und  Arbeitp-eber.  wie  sie  bei  don  nr  ^  un'sier- 
ten  Krankenka^pen  fregenwartig  gegeben,  nicht  an^^etastet  wird.  Kme  er- 
8priei«iiliche  Soziaiiei'orm  ist  nur  dann  zu  erzielen,  wenn  bei  deren  Durch- 
fthnmg  diejenigen,  fBr  welche  sie  gegeben,  den  wesentlichen  Einflnss 
beben.  E.m  muss  daher  der  lebhafteste  Protest  dagegen  erhoben  werden, 
dft!«H  jedHi-  Fnrtsrliritt  auf  sozialpnlitischem  Gebiet  mit  Bin&chrftnkang  der 
Selbf^tverwalnniir  erkauft  werden  soll. 

im  weiteren  Verlaufe  nahm  der  Koii^ress  folgende  Anträge  an: 

1)  Die  Auedehnung  der  Vereicheruugspdicht  anf  aUe  gegen  Lohn  und 
Gehalt  beech&ftigten  Personen,  sowie  «nf  -^e  selbstftndbgeii  Gewerbe» 
treibenden,  fsofem  das  Jahreseinkommen  3000  M,  nicht  übersteigt,  ferner 
auf  MilitÄrpersonen,  wenn  sie  in  einem  versicherungspflichtigen  Betriebe 
gegen  Lohn  oder  Gehalt  beschäftigt  werden.  2)  Bei  Festsetzung  des  orts- 
flUidien  Tagelohnes  sind  die  Gemeindebehörden  und  Vertreter  der  Arbeit» 
geber  wie  der  VerHicherten  heranzuziehen  und  es  sind  als  Minimum  2  H. 
fiir  miinnliche  Erwachsene  und  1,50  M.  für  alle  übrigen  Versicberten  zu 
tordern. 

3.  Resolutionen  der  am  7.  März  1903  in  Berlin  abgehaltenen  aosser- 
ordentlicben  Versammlung  des  deut  sehen  Aerztetages: 

I  i  Der  ausserordentUclie  deutsche  Aerztetii^  stellt  mit  Bedanern  fest, 
dass  im  Entwürfe  eines  Gesetzes  über  weitere  Abänderungen  des  Kranken- 
versicherungsgesetzes  den  langjährigen,  einmütigen  und  durchaus  spruch- 
reifen Forderangen  der  dentsdi^  Aencte  wiederum  nicht  Rechnung  ge- 
tragen worden  ist,  obwohl  der  deutsche  Aerztevereinsbund  seit  Bestehen 
des  Krankenversichernnfrj'gesetzps  nieht  naebgelassen  hat,  auf  die  Schä- 
digungen hinzuweisen,  die  aus  diesem  Gesetze  sowohl  für  den  ärztlichen 
Stand,  wie  für  die  Versicherten  erwachsen  sind.  Um  die  ans  diejuer  Sach- 
Uge  drohenden  Gefahr«i  ahanwenden,  richtet  der  dentsehe  Aerztetag  an 
die  Reichsregierung  und  an  den  Beichstag  die  Aufforderung,  die  in  der 
DeiikscLrift  des  deutschen  Aerztevereinpbnndes  an  den  Bundesrat  begrün- 
deten Wünsche  der  deutschen  Aerzte  nach  Anhörung  von  ärztlichen  Sach* 
verstladigen  an  bera<Uchtigen. 

2)  In  Hinblick  auf  die  bisher  frachtlosen  Versuche,  die  Beidisregierung 
zur  Berück-sichtigung  der  ärztlichen  Forderun^'en  zu  voranlaspen.  ruft  <ler 
deut.'^rhe  Aerztetag  die  deutschen  Aerzte  auf,  bis  zur  zutriedeustelienden 
Lösung  der  Kassen  arztfrage  in  festem  Zusammenschluss  die  Mittel  der 
Selbsthilfe  nachdraddich  anzuwenden. 

4.  Der  Deutsche  Handelstag  gab  am  IB.  Jklärz  folgende  Er- 
klärung ab : 

„Der  Deutsche  Handelstag  stimmt  dem  vom  Bundesrat  beschlossenen 
und  dem  Reichstag  am  19.  Februar  1908  vorgelegten  Entwurf  eines  Ge- 
setzes, betreffend  weitere  AbBndemngen  des  Erankenversicherungsge- 
setees,  zu." 

Gleich/eiTi^  wurde  auf  Antrag  der  HanUelskan^mer  zu  Oftenbach 
beschlossen,  zu  §  öO  des  Krankenversicherungsgesetzes  eine  Aeuderung 
zu  beantragen,  wonach  die  Inanspruchnahme  des  Arbeitgebers  filr  Nicht- 
anmeldung  einer  Lohnänderung  für  eine  angemeldete  versicherungspflichtige 

Person  im  Unterstüt/ungsfalle  derselben  seitens  der  Oemeindekrankenver- 
«icherung  oder  einer  Ki'ankenkasse  auf  den  Mehrbetrag  zwischen  der 


Digitized  by  Google 


—   106  — 


Unterstützung  der  höheren  Vereicheningsklasse  und  derjenigen  der  Lohn- 
klasse, für  welche  die  Beitrage  gezahlt  worden  sind,  beschränkt  wirl. 

Der  DeutHche  Handels  tag  gab  am,  Mftrs  folgende  Erklärung 
«b:  „In  Erwägung, 

1)  dasB  die  durch  §  84  des  Oewerbe^Unfallversicherungsgesetsea  vom 
3(J.  Juni  1900  eingeführten  Bestinmkimgeii,  durch  weifte  die  Reserve- 
fonds der  {gewerblichen  Bpnifs<renr»s.sensch;if{en  um  mehr  als  4iMt 
Mill.  M.  erhöht  werden  soIIöh,  die  Industrie  und  insbeiK>adere  das 
Kleingewerbe  schwer  belasten, 

2)  dass  ein  BedUrfbis  für  diese  ErhiShang  in  keiner  Weifte  nadi- 
gewiesen  ist, 

3)  dass  dui(li  die  Fesflej^tin«;  dieser  (Felder  gewalti<^e  Kapitalien  der 
produktiven  Verwertung  innerhalb  der  Industrie  entzogen  werden 
und  dieser  Missstand  um  so  schwerer  ins  Gewicht  i^Ut,  als  cur 
Zeit  die  Lidustrie  eich  ohnehin  in  wirtschaftlich  ungünstiger  Lage 

befindet, 

4)  dass  der  anirebliche  Zweck  dieser  Erhöhung  auf  dem  bezeichneten 
Wege  nicht  erreicht  werden  kann,  da  die  Elrhöhung  der  Keserve- 
fonds  die  einzelnen  Berufs^nossensehaften  in  sehr  verschiedener 
Weise  triift  und  die  anzusammelnden  Betr&ge  in  gar  keinem  V«^ 
hältnis  zn  den  Renten  Verpflichtungen  stellen, 

spricht  sieh  der  Deutsche  Handelstag  dahin  aus,  dass  jene  Bestimmungen 
so  bald  wie  möglich  aufgehoben  und  durch  solche  Bestimmungen  ersetzt 
werden,  die  eine  weitere  Erhöhung  der  Reservefonds  der  gewerbUdiea 
Berufsgenossenschaften  aber  das  im  §  18  des  Unfallversicherungsgesetxea 
vom  6.  Juli  1884  festgesetste  Mass  hinaus  ausschliessen." 

6.  Eingabe  des  Deutschnationalen  Handlungsgehilfeover« 

bandes  an  den  Keichstai;.  Derselbe  unterbreitet  die  Bitte,  dem  Ar> 
tikel  1  der  Novelle  zum  Krankenversicherungsgesetze  einfügen  zu  wollen : 

„Im  1  des  Krankenversicherung9ge3et7.es  wird  der  „'nnze  Absatz  4, 
im  §  2  die  Ziffer  5  gestrichen  und  i;j  Ib  Ziffer  3  folgeiidennassen  zu 
fassen:  Die  Ortakrankenkassen  sollen  in  der  Regel  für  die  in  einem  Ge> 
werbsxweige,  einer  Besch&ftigungsart  oder  in  einer  Betriebeart  besehif* 
tigten  Personen  enichtet  werden." 

Zur  Begründung  wird  ausgeführt:  Die  Ausdehnung  des  reichsgesetz- 
lichen  Krankenversicherungszwanges  auf  Handlungsgehilfen  und  Lehrling«, 
die  mit  der  Streichung  des  Abs.  4  des  §  1  des  Gesetses  Uber  die  Kranken- 
versicherung eintreten  würde,  erwartet  man  in  den  beteiligten  Kreisen 
"seit  luiigein  sehnsüchtig,  weil  damit  einer  l;l>tiiz  empfundenen  Unsicherheit 
ein  Ende  gemacht  wiird^.  Die  Handlungsgehilfen  wechseln  häufiLr  den 
Aufenthaltsort,  sie  hetinden  sich  heute  in  einem  Orte,  der  den  Kraukoa- 
versicherungAswang  ortsstatutarisch  eingefährt  hat,  nach  einem  Monat  viel- 
leicht in  einem  Orte  ohne  Versicherungszwang.  In  letaterem  ist  die 
X'ersirherungspflicht  dann  an  bestimmte  Bediii:,'nnL''en  ireknfipft  i  1  Abs.  4 
dos  Krankenversicherungsgesefzes),  die  vielen  Prinzipalen  und  Handlung?»- 
gehilieu  nicht  bekannt  sirui.  Hierzu  kommt,  dass  auch  die  Ortskrankeü- 
kasaen  sich  oft  nicht  klar  darüber  sind,  ob  Handlungsgehilfen  and  Lehr> 
linge  bei  ihnen  versichenmgspHichtig  sind  oder  nicht,  oder  sie  U.:^n 
veniiT'^trMis  keinen  Wert  darauf,  di>  -  In  ;*Timmt  festzustellen,  so  d:i->  iie 
\  ersicherung  in  vielen  Fällen  unterbleibt.    Dass  die  Vorteile  emer  be- 
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f^tandi^'pi)  \*ersichemn^.  die  nicht  durch  Wegzug  nach  einem  anderen 
Orte  erlischt,  bei  den  Handlnnfrsgehill'eu  erkannt  werdeu,  beweist  die  »tarke 
Inanspruchnahme  der  kauiiuiUiui^clien  Hilfskassen,  die  die  Vorteile  der 
Freizügigkeit  bieten.  Schon  in  der  KraakenversicherungenoTeUe  vom 
Jahre  1890  war  die  Aosdelinuig  des  KrankenversichenuigszwangeB  anf  die 
HandlnnfTsgehilfen  vorgesehen.  Leider  wnrdon  in  der  dritten  Lesung  des 
Gesetzes  diejenigen  Handhingsgehilfen  ausgeschlossen,  die  infolge  gesetz- 
licher Kündigungsii'ibt  bei  Erkrankungen  ü  Wochen  Gehuit  healeheu,  und 
die  Ansdelmung  des  Zwanges  auf  alle  Handlungsgehilfen  and  Lehrlinge, 
die  weniger  als  200()  M,  Gehalt  beziehen,  den  Gemeinden  durch  Orts- 
statnt fiberlassen.  Von  diesem  Rechte  haben  bis  lieuto  etwa  150  StÄdte 
Gebranch  gemacht.  Nur  die  Einführung  des  rcichsgesetzlichen  Zwanges 
kann  den  Handlungsgehilfen  die  Segnungen  des  Krankenversicheruugs- 
geeetaee  allgemein  bringen. 

ICan  rechnet  in  weiten  Kreisen  so  bestimmt  auf  seine  EJinftihrung, 
da.«s  einzelne  Gemeindebehörden  die  Ausdehnung  der  Versichernngspflicht 
auf  die  Handlungsgehilfen  mit  dem  Hinweise  auf  den  in  naher  Aussicht 
atehanden  reichsgesetzlichen  Zwang  unterlassen  haben. 

Die  jetzige  Famung  des  Abs.  3  im  §  16  hat  eine  abweichende  Aus- 
legung in  verschiedenen  Bundesstaaten  zur  Folge  gehabt.  In  PreoBsen 
i-t  die  Regierung  der  Ansicht,  dass  die  Ortskiankenkassen  mir  (i\r 
alle  Personen  eines  Gewerbszweiges  errichtet  werden  dürlen,  nichr  aber 
für  einzelne  Beschäftigungsarten  eines  Gewerbszweiges.  Insbesondere 
soll  daher  die  Errichtung  besonderer  Kassen  fOr  „Handlnngsgebilfen  nnd 
Lehrlinge'^  statt  einer  Kaase  für  „kaufrnftnniache  Betriebe",  welche  ausser 
jeneTi  auch  Handlungsdiener,  LanfVjnrschen  nnd  andere  Personen  umfasst, 
nicht  zulässig  sein.  Andererseits  haben  süddeutsche  Staaten  sich  diese 
Ansicht  nicht  zu  eigen  gemacht ;  es  bestehen  z.  B.  in  München,  Stuttgart, 
Karlsrohe  besondere  Krankenkassen  für  Handlungsgehilfen.  Die  £rwerbs> 
Verhältnisse  sind  bei  Handlungsgehilfen  doch  wesentlich  andere  als  bei 
flexi  im  Tage-  oder  Worhenlohn  stehenden  Hilfsarbeitern  des  Handels- 
gewerbes, weshalb  eine  höhere  Leistung  der  Krankenkasse,  der  auch  ent- 
sprechend höhere  Beitr^e  gegenübergestellt  werden  können,  durchaus 
wteschenswert  und  nötig  i^sdieint.  Dieser  Znstand  kann  jedoch  nur 
herbeigeftihrt  werden  durch  die  Errichttmg  besonderer  Ortskrajikenkassen 
ffir  Handlungsgehilfen  und  Lehrlinge.  Um  nun  eine  gloichmÄssige  An- 
wendung des  Abs.  3  des  §  16  des  KrankenTersicherungsgesetzes  in  allen 
Bondesstaaten  herbeiauftlven,  befürworten  wir  eine  entsprechende  Ein- 
schaltung in  den  Wortlaut  des  Gesetses,  die  die  bestehenden  Zweifel  an 
seiner  Auslegung  beseitigen  wfirde. 

Die  Postulate  dieser  und  der  Eingabe  sub  II,  (n,  o)  (S.  85),  werden 
in  einer  von  Hamburg,  den  24.  Februar  1903  datierten  Petition  von  der 
Zentralverwaltung  des  Deutschnationalen  Handlungsgehilfenverbandes  aus- 
{Irlich  begründet 

6.  Petition  des  Zentralvorstandes  der  Allgemeinen  V erjeinigun'g 
deutscher  Bnchhandlungsgehilfen  an  den  Eeichstag. 

An  den  Hohen  Bdchstag  richtet  der  Zentralvorstand  der  ttber  1600 

Mitglieder  zahlenden  Allg.  Vereinigung  dentscher  Buchhandlnngsgehilftn 

das  dringende  Ersuchen,  bei  Beratung  der  Novelle  zum  Krankenversichenings- 
geeeu  den  §  1  Abs.  4  dahin  abzuändern,  dass  der  Versicherungsswaug 
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anfalle  Uandiun^ägehilten  uud  -lehrliuge  chue  Kücküiclit  auf  die  ver- 
einbarte Kündigungsfrist  ausgedehnt  wii*d. 

Eb  ist  im  Interesse  der  deutschen  Handlungsgehilfen  dringend  ge< 
boten,  dass  der  Versicherongszwsng  ftlr  dieselben  all  •remein  aosgesprocheD 

wn'H.  xvtV  di<»«i  sehnn  in  der  Novelle  von  IHlt'J  ^"-eiilant  war,  Tind  erhnffen 
wir  daher  zuversichtlich,  dass  ein  Hoher  Keichstag  unj*er  Ersuchen  uicht 
nnberücksiehti^t  lassen  wird, 

7.  Leitsätze,  lictr,  die  Pensioua-  und  Hin terbliebonen- Versicherung  lier 
Privatangestellteu,  angenommen  durch  die  Delegiertenversammlimg 
von  24  Verbänden  1). 

,.Die  am  1.  März  190S  in  Berlin  abgehaltene  Vortreto! -Tagung 
<1  e  n  t  s  (•  lic  r  P I  i  V  a  t  !\  n  s  t  e  1 1 1  en  botont  auf  das  entschiedenste  iUe 
Notwendigkeit  einer  ausieicheuden  Pensions-  uud  Hmterbiiebeneuversorgung 
fltir  den  Stand  der  PrivatangesteUteu.  Sie  geht  dabei  von  der  üeber- 
jsengnng  aus,  dass  dieser  nicht  mehr  lediglich  ein  Durchgangsstadium  su 
spätBrer  Selbständigkeit  ist,  sondeni  sich  in  steigendem  Masso  zu  eiuem 
abf^esch lösten en,  dauernd  abhängiixem  Berufskreis  umbildet,  und  das«?  die 
bestehenden  Peaiiioutteim-ichtungen  eiuerseitti  in  ihren  Leistuugeu  unzu- 
reichend sind,  andererseits  nur  eine  im  VerhiUtois  sar  Gesamtheit  ftusserat 
geringe  Anzahl  von  StundesangehOrigcn  umfassen.  Gana  besonders  gilt 
das  von  den  Geschäftspt  nsinnskassen,  bei  denen  vielfach  noch  eine  Reihe 
weiterer  Bedenken  ins  Gewicht  tUllt  (Unsicherheit  bei  Konkursen,  Hem- 
mu])g  der  Fieizügigkeit,  kein  Kechtsauspruch  aiit  die  Kenten  und  keine 
fintschAdigung  bei  Aufgabe  der  Bentenansprttche  im  Falle  eines  Stellen- 
Wechsels .. 

Auch  iHc  .staatlifhü  InvaliMenvoi sielioninir  entspricht  in  ihrem  heutigen 
Umfange  den  Voriiältnisseii  der  Privataugestellten  in  keiner  Weise,  da  sie 

1)  keine  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  trifft; 

2)  nur  die  Einkommensschichten  bis  zu  2000  M.  umfasst; 

3)  die  Altersgrenze  von  70  Jahren  ntu*  in  verschwindend«!  Ausnahme- 
iUUei  1  e  n  e  i  e  1 1 1  w  i  i-d ; 

4}  die  Angestellten  in  jüngeren  Jahren,  in  denen  sie  versicheriuigs- 
püichtig  sind,  nur  einer  geringen  Invaliditätsgefahr  unterworfen  sind, 
wfthrend  sie  in  späterer  Zeit,  wo  die  Gefifthr  der  ErwerbsunfUiigkeit  steigt, 
vielfach  wegen  Ueberschreitung  der  Gehaltsgrense  aus  der  Versicherongs- 
pflicht  ausgeschieden  sind  ; 

5y  das  Invaliditätsrisiko  der  Privataugestellteu  ungleich  geringer  ist 
als  das  der  gewerblichen  Arbeiter; 

6)  die  geringe  Höhe  der  Benten  eine  der  Lebenshaltung  der  Frivat- 
angestellten  nicht  entsprechende  Fürsorge  bedeutet. 


1)  Dcut-scIiUiiUoiiiile)  H.ui(lluLij:-j;'  liilffiivt  ilcuid,  Verkuid  doutscher  llaudluugagehilfeu, 
Uentürher  Privijtbcaiiitcnverein,  Dent><  lu  i  W'i  i  knu  isterverband.  Deutscher  Teohnikcrvcrband. 
DeutHcber  Groben-  unil  FabrikbcamtoivcrbaoU,  Verband  katholiüober  k»ofmftnnt»cfaer  Ver- 
mut,  Verband  i«im>n(ler  Kattfl«ate  Dentsehland«,  KanftaimiiMdter  Verband  für  weiUiehe 
Angestellte,  Vcrf  ln  d«  r  deufatchcn  K.mflonto,  All^'onuMnc  Vorcinii^iin.:  i  itsclu-r  RuoLliaH'!- 
luQgagebüfeu,  DeutMsher  Bankbeamteuvorein,  Verband  deutscher  Bureau beouiteii,  Deutscher 
Brannmeisterbiind,  Deulicher  Faktorenband,  ßJÜft.  dentsoher  PriTVlMdinllelirerTerrin,  T^entnl» 
v<T(*in  der  I.and\x  irTs<'hnff<})ermiten.  Vnrlcind  dfr  laodM'irtschaftlicheu  Bürcaubo.imten,  Vorhin 
jutigci  Kjiufkule  v<jii  läerlüj,  Nfreiu  der  ilypothekenbHDkl»enrnt4>n  Berlin,  Katholiscii-k»iufni. 
Hilfsverein  Koiikordia  Berlin,  Berliner  Fiiktorenvcrtin,  AI  lg.  deutscher  (iürtnerrerein, 
Deatsober  ApothekerTerein,  Aiicbeuer  und  Kölner  Kouuniwioueu  für  die  «taaÜicbe  Pensioo»- 
Tvnichening  der  Privntangestellten. 


Digitized  by  Google 


—  III  — 


Indem  die  Vertreter>T«gtuig  den  Anschluss  an  die  staatliche  Ver- 

sichenmg  gewahrt  wissen  will^  unterbreitet  sie  folgende  Leitsätze  den 
\erb&nden  der  Privatang^estellten  zur  Erörterun'» : 

1)  Ks  ist  die  Schaifiiiig  einer  besonderen  Kasseneiui  ichtuug  für  die 
FdTatangestellten  gemäss  §  10  des  InvsJidenversieherangsgesetses  erfor- 
derlidi.  Dieselbe  hat  ftlr  die  von  ihr  gewährten  Alters-  nnd  Invaliden- 
renten, «ow^eit  sie  sich  im  Rahmen  der  gesetzlichen  Bestimmungen  halten, 
den  KoichszTischuss  in  Anspruch  zu  nehmon  i'§  8  Abs.  2  I.-V.-G.\  richtet 
indessen  daneben  eigene  Gehaltskla«(sen  mit  erhöhten  Leistungen  und 
Renten  ein. 

2)  Diese  Gehaltsklassen  sollen  si<^  avif  alle  Privatangestellten  ohne 
UnterHchied  dei  Gehaltshühe  erstrecken  nnd  Alters-,  Invaliden-^  Witwen- 
und  Waisenrenten  «rewäliroti. 

3j  Die  Einzahlungen  »ollen  im  Verhältnis  zu  den  Gehahsbezügen 
Strien.  -  Die  Prämien  sind  von  Arbeitgebern  nnd  Angestellten  sn  gleichen 
Teilen  zu  entrichten. 

4'i  Das  Hecht  der  Selbstversicherung  in  den  liiiclisten  (Ichaltsklasscn 
»»•  me  daa  der  Weiter\'ersicherung  für  selbständig  werdende  Angestellte 
muss  den  Versicherten  gewahi-t  bleiben. 

5)  Das  HeUverfahren  der  Landearersicheningsanstalten  hat  die  Pensions- 
«nstalt  für  Privatangestellte  ebeafalls  auszuüben. 

6)  Angestellte,  die  bei  einer  vom  Reichsaufsir htsamt  für  die  privaten 
Versicherungen  zugelassenen  Kasse  versichert  sind,  sind  von  der  Zugehörig- 
keit zur  staatlichen  Pensionsanstalt  befreit,  sofern  jene  Kasse  die  Mindest- 
leistungen der  staatlichen  Anstalt  erfUlt. 

Die  Vertreter-Tagung  setzt  einen  Ausschuss  ein,  der  eine  Reihe 
weiterer  in  FraL'p  kommen<ler  Gp-^iftitsiiünkfe  zu  kläron  und  die  Er-^cbnisse 
«einer  Beratungen  zusammen  mit  den  iieute  aufgestellten  Leitsätzen  einer 
sp&teren  Vertreter-Tagung  sämtlicher  Verbände  zur  endgiltigen  Beschluss- 
fumxng  zn  onterbreiten  bat." 

Ferner  schlössen  sich  die  vertretenen  Verbände  und  Vereine  zu  einem 
Oesamtausschns!^  deutscher  Privatangestellt^nverbände  für  die  staatliche 
Pensiona-  und  Hinterbliebenenversicherung  zusammen.  Einem  geschäfts- 
filbrenden  Atusehnsse  wnrde  aufgetragen,  folgende  Gesichtspunkte  einer 
Klirong  entgegenzofOhren : 

1)  Abgrenzung  und  Bestimmung  des  Begriffs  ,.Privatanfrestpllter '. 

2^  Wie  wird  die  besondere  Kasseneinrichtung  der  Privatangestellten 
gagründet  ? 

3)  Sünbesiehung  der  gering  besoldeten  Angestellten. 

4}  Nähere  Vorschläge  über  Alteragrense,  Warteseit}  Htfhe  der  Bei- 
trilge  und  Renten,  Stellenlo.sen-UnterstfitTinnrr. 

Ol  Ausarbeitung'  eines  Fragebogens  für  eine  oinheirliche  Verbands- 
«itatistik,  wofür  Vorschläge  des  Reichsamts  des  Inuarn  einzuholen  sind. 

6)  Staatliche  Statistik  der  Versiehemngsleisttmgen  und  -bezflge  der 
I'tiyatang^tellten. 

7)  Festsetzung  der  Rechtsansprüche  auf  die  Renten  der  Gesch&fte- 
peusionskassen. 

8.  Resolutionen  des  am  14.  und  1").  September  1!H)2  in  Möns  abj^e- 
liaiteiieii  XI.  Kongresses  der  belgischen  1 .  i  g  u  e  d  e  m  o «.  r  a  t  i  <|  ti  e. 

In  Erwägung,  dass  ftlr  diejenigen  Arbeiterkategorien,  die  heute  schon  , 
dm  Untersitttzungskaasen  angehören,  insbesondere  flir  die  Koblenbergleute 


Digitized  by  Google 


—   112  — 


und  für  die  in  Stenii»  lic  hon  beschäftigten  Ai  beitei*,  die  Frage  der  Arbeiter- 
versicherung durch  Auiiahnie  des  Unfallversicherungsgesetzes  leicht  und 
definitiv  gelöst  werden  kdnnte, 

in  Erwilgun«;,  das::;  die  Unternebmer  hente  schon  BeitrSge  an  die 
Arbeiterhilfekansen  Ipisfen, 

in  Ervv&gung,  dass  auch  die  Aibeiter  bereit  sind,  au  der  Auibringong 
der  Mittel  dieser  Kassen  teilzunehmen, 

in  Erwftgnng,  dass  so  orgsnisierte  Kassen  als  walire  Gegenseitigkeits- 
kassen  Anspruch  auf  die  im  Gesetse  vom  10.  Mai  1900  festgesetste  staat- 
liche Unterstützung  hätten, 

in  Erwägung,  dass  dieses  System  sehr  wohl  mit  der  Existenz  der 
Individualbüchlein  vereinbar  wäre,  und  dass  fUr  Arbeiter,  die  heote  schon 
im  Alter  von  etwa  80  Jahren  stehen,  ein  Uebergangsver&hren  eingefähit 
werden  könnte: 

erklTitt  rior  Knnfjrc'ss,  r]a<!s  es  Ant'tjnbe  dei-  Gcsetz^^'cbun}^-  i^st,  dio  Fniire 
der  Arbeiter\  ersi(  horung,  insbesondore  für  die  vorhin  genannten  Arbeiter- 
kategorien, aul  dem  Wege  der  obligatorischen  Beteiligung  der  Unternehmer, 
der  Arbeiter  nnd  des  Staates  zu  lösen,  imd  fordert  die  katholischen  Depn- 
tierten  der  interessierten  Becken  auf,  die  DurdiAlhTung  dieser  wichtigen 
Kelbrm  energisch  zu  fordern. 

U.  Resolutionen  des  am  25. — 27.  Dezember  15^)2  in  Nanes  abge- 
haltenen Kongresses  des  ostfransösiscben  Gewerkschafts- 
verbandes. 

1)  Grundsatz  der  Altersversicherung.  In  Erwftgtmg,  dass 
das  Eecht  zu  leben  für  jedes  menschliche  Wesmi  <rpsifhert  sein  sollt*», 
dass  aber  in  der  heutigen  Geselkchaft  altersschwache  Arbeiter,  die 
wihrend  langer  Jahre  die  ReiehtOmer  der  Gesellsehafb  prodomerten,  ge- 
zwungen sind  sn  betteln,  wenn  sie  nicht  Hangers  sterben  wollen ; 

in  RrwSornTitr,  dnss  dio  nosolls(  haft  verpflichtet  sein  sollte,  denjenigen 
Itrrr  Mitglieder  hillreich  beizustehen,  die  nicht  im  stände  sind,  ihre  £e- 
duitnisse  selbst  zu  befi-ieiiigen ; 

erkllrt  der  Kongress,  dass  es  notwendig  ist,  eine  Altersrentenkaase 
fftr  alle  Lohnarbeiter,  ohne  Untersdiied  der  Nationalitftt,  zn  errichten. 

2)  Altersgrenze.   Li  Erwftgnng,  dass  die  in  dem  den  Kammern 

gegenwärtig  vorliegenden  Gesetzentwürfe  in  Aussicht  genommene  Alters- 
grenze von  f?5  Jahren  zu  hoch  ist,  da  nur  ein  sehr  kleiner  Teil  der  in- 
dustriellen Arbeiterschaft  dieses  Alter  erreicht,  erklärt  der  Kongress,  da^>8 
diese  Altersgrenze  anf  60  Jahre  ermftssigt  werden  sollte. 

Für  diejenigen  Bemfe,  die  dvarek  die  Wissenschaft  als  besonders  ge- 
sundbritssrhndlir-h  anerkannt  sind,  soll  die  Altersgrenze  noch  weiter 
reduziert  werden. 

8)  BotrafT  dnr  A  1  ter  s  r  e  n  t  o,.  In  Er\vl\gnnrr,  dass  dor  in  doni  den 
Kammern  gegenwärtig  vorhegende  (iesetzentwurfe  in  Aussicht  genoumiene 
Betrag  der  Altersrente  «itsehiedMi  tmznreichend  ist,  erklärt  der  Kongress, 
dass  es  notwendig  sei,  die  Altersrente  mit  730  fircs.  jfthrlich  im  IfiwTniiMn 
zu  fixieren,  dass  femer  in  Krankheitsfällen  1,50  frcs.  täglich  für  die  be- 
sonderen Krankheitsspesen  hiir/ntreten  müsste,  und  dass  endlich  im  Falle 
des  Todes  des  Rentners  die  Hälfte  seiner  Kente  an  die  hinterlassenen, 
weniger  als  18  Jshre  alten  Kinder  nachgezahlt  werden  sollte. 
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4)  Die  Einkünfte  der  Altersrentenkasse.  In  Erwftgongy 
dass  dpr  in  der  kajutalis-tisclicn  Gesellschalt.?^nrdniin^  an  den  Arbeiter  aus- 
gezalilte  Lotui  nur  einen  Teil  der  durch  ihn  produzit  i  tcn  Werlo  darstellt, 
und  dasa  dieser  Lohn  nicht  einmal  zur  Bestreituug  der  Kosten  des 
nackten  Lebens  hinreicht; 

in  Erwägung,  dass  jede  den  Unternehmern  auferlegte  Beitrags- 
leistnrifrs[if!icht  die  Tendenz  haben  würde,  die  Löhne  weiter  zu  drücken; 

erklärt  der  Kougress,  das«  weder  den  Arbeitern  noch  den  Arbeit- 
gebern die  Pflicht  eur  Leistung  Ton  Beiträgen  an  die  Altersrentenkasse 
auferlegt  werden  sollte,  dass  vielmehr  die  Mittel  zur  Speisung  derselben 
seitens  der  öffentlirhen  Gewalten  aufgebracht  werden  sollten,  und  zwar  anf 
folgenden  Wegpn  : 

1)  Aufhebung  der  Erbberechtigung  in  der  Seitenlinie  und  Besteuerung 
aller  Erbschaften  im  Betrage  von  über  8000  £rcs.; 

2)  Aufhebung  de8  Kultnsbudgets ; 
3'  Aufhebung  dos  Senates; 

4)  Reduzierung  aller  Boamtonpensionen  anf  25(M)  frcs.  im  Maximum; 

5)  Beseitigung  aller  als  nicht  notwendig  auerkannten  Beamtungen; 

6)  ih'nfitihrung  einer  progressiven  Einkommensteuer; 

7)  Einführung  eines  staatlichen  Monopols  für  die  Lebens-,  Unfall- 
und  Feuerversicherung. 

Der  Kongress  erklfu  t : 

1)  dass  das  Unfallv  ersicherungsgesetz  vom  9.  April  1898,  mit  Novelle 
vom  22,  M&rz  1902  (vgl.  Wortlaut:  „Bulletin«,  Bd.  I,  S.  273)  auf  alle 
Lohnarbeiter  ohne  Untersc^ed  des  Berufes,  des  Geschlechtes  und  der 

Nationalitat  ausgedehnt  werden  sollte; 

2)  T^ebortrctnii^'en  des  Gesetzes  sollen  mit  strengen  Strafen  belebt 
werden,  und  zwar:  a)  25 — 1(X)  frcs.  für  die  erste  Uebertretung ;  b)  ÖUO 
bis  1000  frcs.  für  die  ssweite  Uebertretung ;  c)  1000  frcs.  im  Minimum  und 
3^6  Monate  6ordii<:iiis  ohne  Strafaufsdinb  ftir  die  die  dritte  Uebertretung; 

3'  die  t.'\;_di(  ht;  Entschädigung  soll  vom  ersten  Tage  nach  dem  Unfall 
an,  mit  Einächlusä  der  Sonn-  und  Feiertage,  zur  Ausssdiiung  kommen,  und 
es  soll 

4)  der  Betrag  dieser  Entschädigung  nach  dem  durchschnittlichen 

Jahreslohne  des  Arbeiters  derart  berechnt  r  \\  f'!  d(  n,  dass  die  Höhe  der 
Entschädigung  dem  L<  Inio  «^l^idkkommt;  die  Entschädigung  soll  wöchent^ 

lieh  zur  Ati><zabbuifi;  gelangen; 

5)  alleu  Verunglückten  soll  von  liechiw  wegen  Kechtsbeistand  gewährt 
werden ; 

6)  die  sub  4  in  ihrer  Höhe  festgesetzton  Entschftdigungsbeträge  sollen 
such  während  der  gerirli(li(.lieii  Verliandlungcn  zur  Aus/alduiif:  i:olanfren; 

7)  die  sub  2  vorgeseheueu  Strafen  sollen  auch  in  allen  diesen  i'iüien 
verhängt  werden,  in  welchen  festgestellt  ist,  dass  der  Unternehmer  oder 
Betriebsleiter  die  Ausgaben  für  die  Unfallversicbenuig  durdi  Lohnabzüge 
deckt : 

8|  die  in  Art.  4  Al)s.  1  des  Gesetzes  vom  1*.  April  1898  dem  I^nter- 
nehmer  auferlegten  Verptiichtuugen  sollen  auch  dann  verbindlich  bleiben, 
wenn  der  Un&llverletzte  den  Arzt  frei  wfthlte. 

Abs.  2  des  Art.  4  ist  zu  streichen, 

9)  Alle  bei  Brüchen  oder  ähnlichen  Fällen  notwendigen  chirurgischen 
Apparate  snileu  Stets  auf  Kosten  des  Unternehmers  angeschaift  werden. 

Arbdtcxtclititz.  3 
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10}  In  allen  Fabriken  und  Werkstätten  soll  das  Qeeetz  an  einer 
leicht  sngftDgHclien  Stelle  angeschlagen  werden. 

10.  Resolation  (Geseteentwnrf)  der  am  7.  Febmar  1908  in  Birmingham 
abgehaltenen  Kunfnenz  der  Interessenten  der  Altersver- 
sich erun  fr  in  Kn<:laud. 

§  1.  Vom  ].  Oktober  1903  ab  wird  die  iSciiatzkaiiiiuer  jeUeni  briti- 
sclieii  Uiiteitau,  Hei  er  inänDlichea  oder  weiblichen  Gescliiechu»,  der  sick 
in  der  vorgeschriebenen  Weise  darum  bewirbt  und  nadiweist,  daas  er 
nicht  weniger  als  66  Jahre  alt  ist^  eine  wöchentliche  Bente  von  5  Schilling 
3f/:  zuhlen.  Ausgenommen  sind  die  Personen,  die  a1  arisserliailt  <!i\s 
vereinigten  Königreiches  wohnen,  b)  auwseriiaib  det»  vereinigten  K'trny 
reiches  geboren  wurden  und  weniger  als  20  Jahre  in  diesem  sich  auif- 
gehalten,  wenn  sie  den  Ansprach  auf  Rente  erheben,  o)  unter  poli- 
zeilicher Ueberwachiin^'^  stehen  oder  d)  bei  der  Verurteilung  eines  Ver- 
brechens zum  Vorlu!-1e  der  Honte  verurteilt  .sind. 

§  2.  Jeder,  der  aul  Uruud  dieses  Gesetzes  eine  liente  beansprucht,  soll 
a)  sich  an  den  Standesbeamten  seines  Beaiikes  wenden,  entweder  in  BMwn 
oder  im  Falle  seiner  körperlichen  Un&higkeit  in  der  vorgeschriebenen  und 
beglaubigten  Form,  alsdann  b)  an  den  obersten  Standesbeamten  des  Bezirkes 
in  der  gleichen  Weise  tuid  c)  soll  dann  von  diesen,  wenn  sie  die  Be- 
rechtigung seiner  Auspriich©  anerkennen ,  zusammen  mit  einem  Kenteu- 
qnittungsbuche  einen  beglaubigten  Berechtigimgsausweis  erhalten,  des  In- 
halts, dass  ci-  als  ein  genügend  berechtigter  Altersrentner  anerkannt  ist 

§  3.  Jeder  BowerI>t-r,  drii  der  nerfchtiguii^'saii^weis  vom  Standes- 
beamten verweigert  worden  isr,  kann  Bomlung  bei  dem  Vorsitzenden  den 
Graischaftsrates  der  Grafschalt,  bei  dem  Bürgermeister  oder  Überbüiger- 
meister  der  Stadt,  in  der  er  wohnt,  einigen.  Die  Entscheidung  des 
vorgenannten  Vorsitsenden ,  fitirgermeisters  oder  OberbOrgermeisters  ist 
endgültig. 

§  4.  Der  Altersrentner  erhält,  wenn  er  an  dem  vori^esi  lii  iebeuen 
Tage  an  dem  seiner  Wohnung  zunächst  liegenden  Geldpostamte  erscheint, 
bei  Vorzeigung  seines  Berechtigungsausweises  und  des  Quittnngsbuches 
seine  wöchentliche  Rente.  Die  Rente  kann  einem  Vertreter  des  Be- 
reclitigten  nur  gezahlt  werden,  wenn  dieser  zusammen  mit  dem  Reir'hti- 
gungsausweise  und  dem  Quittungsbuche  ein  von  einem  daxu  berechtigten 
Arzte  beglaubigtes  Krankheitszeuguis  oder  bei  rechtmässiger  Abwesenheit 
von  Hanse  ein  Zeugnis  darüber  beibringt,  das  von  einem  lOtgliede  eines 
Grafschaftsrates,  einem  Stadt-  oder  Gemeindeverordneten  bej^aubltit  ist. 

§  5.  Wenn  der  Altersreiitner  der  Arincnverwalttnipr  zur  Last  ikllt 
eines  Ai'beitshauses,  Armenbob^'itaies  oder  Irrenhauses,  .so  wird  seine  Rente 
der  Armenverwaltung  gezahlt,  die  ftlr  seine  Erhaltung  verantwortlich  ist, 
für  die  Zeit,  wfthrend  der  er  unter  ihrer  Fürsorge  verbleibt. 

<».  Wenn  ein  Altersrentner  wegen  eines  Verbrechens  verurteilt 
wird,  verliert  er  seine  Bente,  a )  wenn  er  im  Gefängnis  sitzt,  für  die  Dauer 
der  Haft  oder  b)  wenn  keine  Einkerkerung  erfolgt,  für  die  Zeit,  die  dar 
verurteilende  Gerichtshof  bestimmt. 

§  7.  Dieses  Gesetz  soll  in  febereinstimmung  mit  den  von  dem 
Ministerium  des  Innern  zu  erlassenden  Beglements  gehandhabt  werden, 
jedoch  stots  unter  dei'  Voraussetzung,  dass,  wo  immer  die  TTntfrstützuufi 
der  Lokalbehürden  nötig  ist,  der  Beistand  dos  Grafschaftsrates,  Stadti'ates, 
Ortsvorstandes  oder  gleicher  Instanzen  anzurufen  ist. 
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11.  Die  vom  2ö.  Jj'ebruar  bis  1.  März  liK)3  in  8heltield  abgolialtone 
„National  Gonference**  ttb«r  die  Arbeit^loseniiage  nahm  iulgeude 
RMolationai  an: 

1)  Es  jfit  ein  Gesach  dem  Premienninister  eiiiBureicheii,  in  welchem 

derfielbe  ersucht  werden  snll,  eine  De]niitatinji  von  Koiilorcnzbettüli^ffon 
zu  emplangen,  um  ihm  die  diijigeude  i^otwendigkeit  oacbstebender  Vor- 
^jchläge  vorzubringen:  . 

a)  dass  eine  beeondere  Abteümig  des  Industriedepartemente  (board 
of  trade)  eingesetzt  werde,  urelobe  die  wiederkehrenden  Perioden  der 
Depression  mul  Not  zu  verfol<reTi,  die  Zoii  hen  des  nahenden  Arbcit;^- 
mangels  zu  beobachten  und  anzuzei<j:cn,  ilie  Statistik  dos  Geworbe- 
und  Industriedepartements  zu  ergänzen,  Auskuuil  betr.  Oiie,  wo  Arbeit 
SU  vergeben  ist,  ea  ermitteln  und  zu  verbreiten,  bei  Austeilung  vob  Arbeit 
an  solche  Personen,  welche  es  am  nötigsten  haben,  behilflich  zu  sein  und 
vor  allem  ein  Mitte!  für  die  provisorische  nnf]  fortdauernde  Verwendung 
der  unbeschäftigten  Arbeitskr&i'te  der  Nation  ausüudig  zu  machen  und  zu 
befördern  hat; 

b)  daes  die  Begiemng  die  nötige  GFeeetagebnng  sogleidi  einführe  und 

andere  gehörige  Schritte  tue,  um  den  Arbeitslosen  Beschftftigung  zu  \  er- 
schaffen,  indem  sie  den  VorschlSjjen  der  Royal  Commission  on  tlio  Pi»rt 
of  London  nachkommt ;  durch  Gewähren  von  Anleihen  und,  auf  Verlangen 
dar  betreffenden  Ortabehttrden,  noch  weitere  Konzessionen 
nun  Anlegen  von  Dörfern  in  der  Nfthe  von  Qrossst&dteo, 
Bum  Bauen  von  Strassen  und  anderen  Verkehrswegen  awisdien  Ghross- 

städten  und  Dörfern, 
zum  Wiedererlangen  von  Ktlstenstrichen, 

mm  Einforsten,  Grflnden  oder  Ausntttsen  von  L&ndereien  und  Ar> 

beitskolonien 

erteilt,  oder  dass  sie  den  ArhcitRloson  sonstifro  nützliche  Beschäftigung 
verschafft,  und  dass  die  Arbeitszeit  auf  4B  Stunden  wöchentlich  b«^ 
schränkt  werde; 

c)  dass,  in  Uebereinetimmung  mit  dem  Vorschlag  des  Parlaments 

(Unterhauskommission)  von  1895,  betr.  Not  durch  Arbeitsmangel,  Aufsü  litS' 
behörden  bnards  of  guardians)  ennSrhtitrf  worden,  nm  den  Arbeitslosen 
üntersttitzung  während  bestimmter  l'eri'  fien  der  Gewerbedepression  zn 
zu  verabfolgen,  ohne  daos  die  Empiunger  das  Stimmrecht  und  sonssti^e 
Privilegien  dadurch  einbüssen; 

d)  dass  alle  schon  vorgesehenen  Arbeiten  in  Bezug  auf  Militär,  Flotte, 
Post  Tind  sonstige  von  dem  i^taat  zu  errichtenden  und  unterhaltenden 
öffentlichen  Gebäude,  Anlagen  etc.  so  bald  als  möglich  in  Angritf  ge- 
nommen und  so  viele  Arbeiter  als  möglich  dabei  beschäftigt  werden. 

2)  Es  sollen  städtische  und  andere  Ortsbehörden  sofort  emstlich 
ersucht  werden,  folgende  ^lassregeln  zu  treffen,  um  das  durch  Arbeitslosig- 
keit vertirsaehte  Elend  zu  bekämpfen : 

a;  indem  sie  alle  schon  vorgesehenen  Arbeiten  beschleunigen  und 
80  viele  Arbeite  als  möglich  bei  den  schon  in  Angriff  genommenen  Unter- 
nehmungen anstellen; 

b)  indem  sie  Pläne  vornehmen  (1)  für  die  Entwässerung  und  Be- 
bauung von  Küstenstrichen  und  sonst  unbebautem  Land,  (2)  für  das  Nieder- 
reisseu  von  engen,  schlecht  beleumdeten  Gassen  (slums)  und  fiir  das  Unter- 
bringen deren  Bewohner  in  Dörfern  nahe  den  Städten  oder  sonst  irgendwo, 

8* 


Digitized  by  Google 


—  116  - 


(3)  für  das  Vornolimon  der  vielen  Bnflf»ren  nrtentlichen  Arbeiten,  welcbo 
für  die  Gesundheit  und  Wohifahrt  der  Gemeinde  nötig  sind; 

o)  durch  Gründen  von  PUcierongsbnrwuix  für  Arbaiter  (labonr  r»- 
gistration  ofiices)^  welche  beauftragt  werden,  die  Anzahl  der  Arbeits- 
lo.sen  und  deren  Be.schäftigung  miiglichst  genau  zu  ermitteln  und  sieh  mit 
den  vorstehenden  Behörden  (central  government)  gemeinschaftlich  zu 
bemühen,  nützliche  Arbeit  füi*  die  Arbeitslosen  ausäodig  zu  macheu,  und 

d)  durch  Eröffnen  von  städtiachen  Schutzhfltien  filir  die  ünbesehiftigten 
lU  Zeiten  der  aussergewöhnlichen  Not,  und  indem  sie  sich,  wenn  nötig, 
an  den  Ortsrcgionnighirat  wenden,  am  dessen  G^fM^^imigung  ffir  die  nötigen 
Ausgaben  zu  erlangen. 
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56.  Die  I>age  der  Brauereiarbeiter  in  München  im  Jahre  UK)l.  Bearbeitet  im 
Anftrage  de«  Deutscheu  Br  auer  Verbandes  von  G.  Mauerer.  39  S.  München 
Ou  J.  Birk  dt  Co. 

Bringmann,  A.  G^ehichto  der  deutsehen  Zimniorerhewepnng.  Heransgeg. 
im  Auftrage  des  Zentralverbandes  der  Zimuierleute  und  verwaudten 
Berafsganoesan  Den  tach  lande.  Sieb«  Bringnumn. 

58.  XV.  Jahresherioht  des  Schweizerischen  Lit  hopraphenbundes, 
om^BaeiKl  die  Zeit  vom  1.  Jan.  bis  31.  Dez.  1902.  Erstattet  vom  Zentralvorstand 
Baad  an  Baadan  der  Ifitgliedflr.  32  S.  Baad  im. 
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r>0.  R<fhciiscli;ift-«l)erirlit  ühtr  den  ViTliaml  d cvi  t  scher  Handlungs- 
gehiltcu  zu  Leipzig  vum  Jahre  iU02.    40  b.    Leipzig  IWL 

60.  EÜDgabc  des  Verbandes  de«  Personals  schweizer.  Transport- 
anstaltf  n  an  die  Gen« niliiirektion  der  schweizer.  Bundesbahnen*  28  8.  BuaVXä, 

tu.  EIii^üIk!  des  Verbandes  des  Personals  schweizer.  Tran^port- 
aubtalteu,  des  schweizer.  Zugper.Honal  Vereins,  der  Arbeiieruaiun 
schweizer.  Transportanstalten  und  der  Vertrauensmänner- Kommission 
der  BeamleD,  Angeateillea  und  Arbeiter  der  Qotthardbahn  «n  die 
Direhtion  der  GotUuurdtHÜm  vom  14.  Oes.  190ä.  12  B. 

(52.  Antwort.    L>'  S, 
m.  Kephk.   23  Ö. 

tu.  Jahresbericht  des  Zcntralvorstande«  in  Basel  über  die  TüUgkeit  des  Verein« 
schweizcriHcher.  EUenbftho-  and  üampfechiffanceeteUteik  pro  1902. 
23  Ö.  Boigdorf,  im 

in.  Mrate  Pabllkatlonmi  «ineUanintoalgen  O&arBktera. 

66.  Ab*Tberg.  Die  Strikea  und  ihre  Bechtsfolgen.  VIXI  u.  120  p.  Zürich  im. 
Dies. 

Otfh  Adler,  Prof.  Dr.  G.  Ueber  die  £pocben  der  deutschen  Handwerkerpolitik. 
I,  Die  städtische  Handwerkcnxilitik  im  Mittelalter.  II.  Die  Handwerkerpoütik 
im  Zeitalter  des  territorialen  Fürstentums.  III.  Die  Handwerkerpolitik  im  Zdt- 
alter  der  Gewerbefreiheit  I  \'.  l  >i<'  iiinun«rsfrenndliche  HamhvcrkerpoJitik  der 
Of>geuwart,   V.  Das  nächste  Ziel.    i<Jt»  6.   Jena  llMjS.   G.  Fiftcher. 

67.  .\inu8,  Dr.   Siehe  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik. 

68.  Beck,  Dr.  H.  Lohn-  und  Arboit.^verhältni— i  in  der  deutmhen  MaHdümii- 
iiidustrie  am  Anspinpo  'hn  19.  Jahrhnnili  rts.   hn  s.lcn   1!>0_'.  O.  V.  Böhmcrt. 

69.  Benz,  G.    Der  ireie  .Samstagnachmittag.  32  S.   Bmei  ii,H.*l.  Fr.  Reinhanlt. 

70.  BlauBtein,  Dr.  A.  Die  Entstrhung^  der  gewerkschaftlichen  Arl>eiterbewegung 
iin  Dtutschen  Sattlergowfrlx^'.  VI  u.  I  i?  S.  Fntötehiin;j^  der  Gewerksohaftfl- 
beweguug  1860—1672.  Verlaut  der  Gewerkschaf tebeweigunK  1872 — 1878.  Wicdcr- 
«nraduD  der  Gewerkscihafiabcwegung  und  Entiriekeiiuig  Dia  aar  OrQodung  des 
Zentralverbatides  1878—1889.  ScUiue.  TObingen  nnd  Leipdg  1902.  J.  C.  &  llolir. 
M.  4.50. 

71.  Blocher,  Dr.  H.,  und  Landmann,  Dr.  J.    Die  Bclastong  des  Arbeiter* 

budgi  t>  <]urch  den  Alkobolgeniis.'^.  F.iuv  sozialstati^ti^che  Studie  auf  dem  GSdiieto 
der  Alkoholfragc.   M  S.    Ba«el  ItMKi.    Fr.  Reinhardt.    M.  1.-  . 

72.  Blum,  L.  Lcs  congr?»  ouvriers  et  socialiste«  fran9ais.  I.  1876 — 1885.  Une 
brochnre  in  16".    Frs.  0.50. 

73.  —  II.  1886— 19ÜÜ.  Une  brochore  in  10».  Frs.  Ö.5U.  Paris,  äoci^t^  nouvelle 
de  Ubtairie  d'^dition. 

74.  B&hmert,  Prof.  V.    Die  Gewinnbctcili^ing  der  Arbeitndimer  in  Deut^chUiHl^ 

Oesierrnirh  nnd  dr-r  Srhwpiz.  [Enthält  f'inzi  llif-schreibungen  von  42  dent^i^hrn 
und  12  schweizerischen  Gcwinnbeteiiigungsversuchen.J  Dresden  1902. 0.  V.  Biihmert. 
JUL  d.~~» 

75.  Bpurguin,  M.  De  l'applicatjon  dos  loin  ouvri^re8  aux  ouvriers  et  eniploy*^  de 
ri:taL  Ck>uförences  iaitcs  ü  l'Ecole  profe««ionueUe  sup^eare  des  Postas  et  I<^iß- 
graphes.  Paris,  Rousseau,  1!K)2.   180  p.  in  8^  Fn.  3. 

76.  Braun,  Dr.  H.  (Heraus<:cber).  Archiv  für  sozüde  Gesetzgebung  und  Statistilc 
XVII.  1  u.  2.  25  !  S.  Dann  :  SMiul.art  .  Prof.  Dr.  W.  Berul  und  Besitz.  -  S.  21. 
Schul  er,  Dr.  F.  Die  kevision  d«üs  schweizerischen  Fabrikgesetzes.  —  S.  Wi. 
V  ander  Velde,  Prof.  Dr.  E.  Die  Rückicehr  nach  dem  Lande.  -  112  S.  Man- 

f^oldt,  Dr.  K'.  von.  Ein  f'*  f'>ninirf»gramm  für  die  Wohuungtf-  «n'l  Ansiwllunp*- 
rape  in  DciiL-schland.  S.  1 27.  l-lesch,  Dr.  K.  Der  Gc?<etzeniwurf  betr.  Kauf- 
manns<!;crichte.  -  S.  l.'K  Lindem  an  n  ,  Dr.  H.  ( ii  >-  i/wiberische  Fortschritte  auf 
dorn  Gebiete  de«  Wohnungswesens.  —  S.14U.  Jay,  Prof.  K.  Die  Arbeitebedinguageo 
bei  Vergebungen  öffentlicher  Arbeiten  in  Frankreich,  ti,  161—179.  O  r a  b  er ,  Dr.  iL 
Der  neue  Astendchische  Gesetzentwurf  nir  Hintanhaltung  der  Ttunkstteht. 
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'Id,  1902.   42  8.   M.  1.-  . 
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8.184—102.  Huberich,  Dr.  Ch.  H.   Die  amenkanische 
gebang  des  Jahres  1901.  8.  199—204.  Berlin  190S.  C.  HeTmaiui. 

77.  Bringmftnn,  A.  Greschichte  der  deutschen  Zimmercrbewt^Tig.  Herausgegeben 
im  Auftrage  des  Zentralverbandes  der  Zimmerleute  und  verwandten  Ikrufsgenosaen 
Deuttchlanda.  XI-4(>i  S  T  Die  Zünfte  der  Zimnierleut*^-.  II.  Die  Entwicke- 
lang der  Zimmarfli.  IIL  Die  Gründung  der  modernen  Qewerkscbaiten  in  Deutsoh- 
laod diixchdiepolitiMlie AiMterbewegung.  Brana,Dr.A.  Die BocialdeiDoknti« 
und  die  GewerkBchaften.  Anlagen.  Btuttgut,  1903.  J.  H.  W.  Diete,  Nadit 

78.  F>.T  dnitz,  Dr.  G.    Vergleichende  Studien  über  Prtri  1  sf  itistik  und  Betriebe- 

k.riu.  ii  der  enjrlischen  Textilindustrie.    Jena  1902,  I  it^^iicr.    U3  S.    M.  2.50. 

7^.  Bunzel,  Dr.  J.  Studien  zux  Sozial-  und  Wirtschaftspolitik  Uuirarne.  Leinajr 
IfiOe.  Dnncker  A  Humfalot.  e  r-e 

90»  Damaj^rhke,  A.,  und  Rössier,  Dr.  H.  Der  Kampf  geeen  die  Wohnungsnot. 
Uemusg^ben  vom  Verein  Beichswohnungsgesetz.  23  15.  Franklurt  a.  M.  19(J3. 
Verein 

81.  Dammer,  Dr.  O.  Huidbiich  der  Arbeiterwohllidiit.  1.  Bd.  Stuttgart  ISOS. 
F.  Eokeu 

S2.  Demeur,  M.  Actidents  du  travail.  F\Twt*«<  (ritique  du  projet  de  loi  amcnd^ 
par  la  eection  centrale.  120  p.  I.  Dce  indetnniteä.  II.  Des  garanties  et  de  l'aseu- 
nmce.  III.  De  la  reeponsabilit^  civile.  IV.  Des  d^aralione  d'acddents  et  de 
la  joridiction.  V.  Dispoeitioiie  fiscales.  VI.  Dispoeitiona  g6n6raies  et  diapo- 
sitaons  traneitoirea.  Tamine»  IS08.  C.  Ductüot-Boulin. 

83.  Di  et  se,  H.  O.  Die  EnrerbefiUiigkeit  des  weiMfehep^  Geichledito  in^Deotech- 

iand,  mit  besonderer  Be  ~  *  ■  "  •  .  — 

frage.    Posen,  Reiifeld 

üi,  Döbler,  Kapitän  a.  D.   biehe  l:khriften  des  Vereinf«  für  äozialpoUtik. 

86.  Drevdorff ,  B.  ESn  deatadiee  BeiduwrbeitMunl  Geachiclile  und  Organisation 

der  Arbeiterstatistik  im  In-  und  Ausland.  VI  u.  168  S.  Leipzic,  Jiüi  f^thunke, 
1902.  M.  4.—.  Volkswirtschaftliche  imd  wirtscbaftsgeschichuicne  Abhandlungen. 
HflnraagqgdMn  von  WiUielin  Btieda.  Heft  3. 

80.  Duge,  fblIeQiiidetcr.  Bielie  Bchriften  des  Verebia  ttr  BorfeipoMtik. 

87.  Eckert,  H.  Der  moderne  Arbeitsnachwds ,  seine  Entwickelung,  sein  g%en- 
wäiti^  Stand  und  aeine  Yorteilfi;  Ldpeig»  1902.  H.  Klaaing.  IV— 106  S. 

8B.  Er is mann,  Prof.  Dr.  F.  Wae  reratehen  wir  unter  kommnnaler  SoualpolitikT 

SeparaUibdruck  aus  dem  Schweizerischen  Zentralblatt  für  Stiuit.i-  und  (letneinde- 
verwaltung  No.  21,  22  und  23  [Jahrg.  2]  vom  8.  und  22.  Januar  und  vom 
5.  Febmar  1902.  26  B.  ZOricfa,  Art  LisUtat  Oidl  FOsfüi. 

89.  Flour  de  St.  Genie.  La  Pronri6t6  runde  en  Fraaeei  Fuis,  Armand  Colin, 

1902.    XVIlI-445  p. 

90.  Frennd,  Dr.  jur.  Materialieo  zur  Fnge  dar  ArbeitaloeenverBichemng.  32  8. 
Berlin  1903.  C  Heymann. 

91.  GbiOf  P.  Lea  demitees  agitatiou»  agrairee  dane  lltaUe  dn  nord.  54  p.  Paria 
1908.  A.  BOU880IO. 

92.  Grünberg,  Prof.  Dr.  K.  Bauten  atif  fremdem  ('nind.  Fin  Beitrag  zur  Wür- 
digung des  Erbbauredite«.  bchriften  der  österr.  Gcsellt^chaft  für  Arbeiterschutz. 
Iv.  Heft.  96  a  Wien  1903.  Frans  Denticke. 

93.  Hey  mann,  Dr.  W.  Pndctiache  Vorschläge  zur  Richtigstellung  der  deutschen 
Krankeokasaeoatatistik.  Für  den  Verband  der  Aerztc  Deutschlands  zur  Wahmng 
ihro-  wirtschaftlichen  Interessen  bearbeitet.  Eingeleitet  von  Dr.  L.  Pfdffer  sen. 
35  &  Leipeig  1908.  O.  BegA.  H.  2.25. 

ijjA.  Huber.  Der  schweizerische  Buchhandel.  Sonderabdruck  aus  dem  HandwÖrtcr- 
boch  der  Schweiz.  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung  hrg.,  von  Prof. 
Dr.  jur.  N.  Beicheabeig  [Bd.  1,  Liefg.  20].  15  8.  a  Bern,  C.  BtniBenegger,  1903. 
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9B.  Bunold,  G.  Die  Vork-ilc  <Icr  In^alidenverMchf  rung.  Zum  praktiflchen  Oebnildl 

für  Versichertc.  m  H.   Berlin  l'.t03.  A.  W.  Hayü's  Eriken. 

96.  Jastrow,  Dr.  J.  äozialpoUtik  ood  VerwaltungHwieseoBchaft.  Aufsätze  n.  Ab- 
handlgn.  1.  Bd.  Arbeitomarkt  ood  ArbeitmachwdR.  Gewerbogeriehteiuid  EiniguDga- 

ämter.  XIV  u.  548  ö.  Berlin,  G.  Reimer,  vm.  M.  10. 

97.  Knapp,  Dr.  Th.  Gesammelte  BeiUä^  zur  Bechte-  und  Wirtscbaftsgeecbichte 
Tornemnilidi  des  dontBchen  BaneniatandeB.  TAbingeo,  Laopp,       XU  n.  486  B. 

98.  Enieke,  Dr.  med.  Die  KaHneoar/tfrege  und  dae  öffentlidie  GflBandheiteweBe& 

in  ße7.ieliiing  7.u  der  so^intpolitisrhcn  (Metagebang.  74  B.  Berlin  19C8>  Verlag 

der  Aibfciter\ crsor^unfr,   A.  Troaehel. 

99.  Kraft,  Prof.  Dr.  M.  Da»  System  der  techniHcheii  Arbeit.  I.  Die  ethischen 
Grundlagen  der  technischen  Arlxi»  1  •  S.  1.  Kultur  und  technische  Arl>eit. 
2.  Ethik.  3.  Der  Zweck.  4.  Das  Zweckubiekt  ö.  Daa  Mittel.  U.  Die  Ethik  der 
Arbeit.  7.  Die  Ethik  der  Maschine.  8.  Die  Ethik  de«  EapitalB.  9.  Die  Ethik 
de-  \virts(  linftlichen  I>ohngeset7.es.  10.  Die  Ethik  der  Hygiene-  und  Wohlfahrts- 
einrichtuugcn.  11.  Die  Ethik  der  tochni«chen  Untersuchung.  12.  Die  Miziale 
Fnwe.  13.  Die  Erziehung  den  Ingenieurs.  14.  Die  Erziehung  des  IMmikers. 
15.  Die  ethischen  Pflichten  des  Ingenieurs.  16.  Literatur.  II.  IHr  wirtschaft- 
lichen Grundlagen  der  technischen  .\rbeiL  —  Ö.  446  1.  Der  Zwet^k  der  Einzd- 
und  Volkswirtschaft.    2.  Die  Guter  und  OQterträgcr.    3.  Der  Güterkrei.^lauf. 

4.  Die  Gütcrherft 'Hunt,'.  T).  Die  Giiterv erteil ung.  6.  Die  Volkswirt-i  huft^ixilitik. 
7.  Djis  Einkommen  liir  licchl  und  Sicherheit.  8.  Die  wirtschat flieht  n  l'llichten 
den  Ingenieurs.  9.  Literatur.  III.  Die  Recht»<grundlagen  der  tichnischcn  Arbeit, 
—  8.  tiö4  1.  Der  Zireck  dea  poeitiven  Hechtes.  2.  Die  Quellen  der  positiven 
Rechtsnormen.  3.  Der  Staat  and  seine  Auf^be.  4.  Die  EinteUan^,  Bnbjekt  nnd 
Objekt  des  positiven  "Rix-hts.  5.  Die  Entsteliun«r  und  Erlöschung  pa^^itiver  Rn  htc 
6.  Die  Anwendung  und  Au«l^ung  der  {»ositiven  Rechtsnormen.  7.  Die  lit-ehta- 
pflicht.  8.  D.-w  Privntrecht  9.  Das  öffentliche  Recht  10.  Die  licchlspf lichten 
de.-*  Ingenieur.  11.  Literatur.  IV.  Die  technischen  Grundlagen  der  lecanisehen 
Arbeit.  1.  Der  Hegriff  der  te<;linHehen  Arbeit.  —  986  S.  2.  Der  Zweck  der  tech- 
nischen Arbeit.  3.  Die  An:d\>i'  drr  twhnisehen  Arbeit.   4.  Das  SubstanzgcfCta. 

5.  Die  Materie.  6.  Dan  Material.  7.  Die  Energie.  8.  Die  Zeit  und  der  Raum. 
9.  Die  Mawrte  der  Materie,  Enerijie.  Zeit  und  des  Raunw».  10.  Die  Wechsel- 
wirkung viHi  Mafcrit^  lind  Fiktl'H'  in  Zeil  unil  Raiiiiu  11.  Die  Leitung  der 
Wechisclwirkuug  von  Materie  und  Energie  m  Zeit  uud  Kaum.  12.  Die  technisch- 
trtw«enschaftlidie  Bdiermchung  der  tedmischen  Grundlagen.  13.  Die  staatUdie 
toi'hni-rhe  T'phprwnfhung  der  technischen  .\rheit.  M.  Die  technischen  Pflichten 
des  Ingenieurs,   iö.  Literatur.        St'hluÜwnit.  I^eipzig  15)02.  A.  Felix,  M.  22. — 

100.  Krr. vwieki,  L.  Kwestya  rolna.  (Die  Agrarfrage.)  Der  Umschwung  in  der 
Nahfungsniittelproduktion  in  dcr2.  Hftlfte  des  1%  Jiluliaiiderts.  407  B.  War- 
schau 1SK)3.   W'issensch.  Verlag. 

101.  Labbro,  V.  I  siudicati  industriali  dal  puuto  di  viüta  eoonomico  e  sociale: 
dissertaaione.  Torioo,  ArtigianelU,  1902.  lOB  p. 

103.  Landmann,  Dr.  J.,  und  Blocher,  Dr.  H.  Die  Belastung  des  Artteiterbudgets 

durch  «len  AlkohoIt;rtiii->.  I'inr  ■iozinl-'tatisiiHche  Studie  auf  dem  Gebiete  der 
Alkohol  frage.   .')  l  S.    l)a.-cl  r.lu,i.    l'r.  l\i  inhard.   M.  1.— 

103.  i^auterburg,  O.  Christentum,  Arbcilerscbaft  uud  soziale  Frage.  32  S.  Basel 
1902.  Ft.  Bonbardti 

104.  Liger,  L.  La  protection  des  enfaiit^  employ^  dans  les  pnifesaions  ambulantes 

et  thealmles.  132  p.  Paris  1!H)2.   A  Rousseau. 

105w  Lipinski,  B.  Das  Recht  im  gewerblichen  ArbeitsvcrhältuÜL  Rearbeitet  auf 
Grund  des  Bürgeri.  Gesetzbach«,  der  Kdcb^igewerbeordnung,  Verordnungen  dce 

l'.niid<  -r.nt-  und  df^r  Fnf ><de'idtnigen  der  Gf'wi  rhr  irrrichtc  -owie  der  des  it<.»ichs- 
gerichts.  Inhalt:  Der  .\ri>eil« vertrag.  Hepnn  des  Ariwiis Verhältnisses.  Der  In- 
balt  des  Arbeitsvertrages.  Geseluifts-  und  Belriel>sgeheimni»«e.  Soziale  Fürsorge. 
Jnji;endliche  Arbeiter.  Frauenarbeit.  Maximalarl)eitstag  männlicher  .\rhritcr. 
Arljciliizcil  in  uffejieu  Verkaufsstellen.  Gewerbeaufsicht  I^ie  Sonotagr^iirLieiL. 
Fidmkarbeit.  Der  Lohn.  LQsung  des  ArbeitsTerhiltnisses.  Kündigungaleee  £ol> 
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lüssung.  Kündiguuplo^c  Aufgabe  der  Arbeit.  WidlticeGrijDd&  StillAciiweigende 
Fortf»etzung  der  Arbeit.  Zeugnis.  Koiikiirrenzklaufteh  Da«  Rechtsvcrliättins  der 
Werkmeister.  Kechtsverhäitoi«  der  iielirlinga  2ü9  ä.  Leipzig  1Ü03.  Ii.  iJpiui^kt, 

106.  MacroBty,  H.  W.,  &  A.  Siehe  Schriften  des  Veraiii«  für  Bocialpolitik. 

107.  Mauerer,  G.  Die  Li\s^.  der  Rmiiertiarixitor  in  München  im  Jahre  IJe- 
«rbdtefc  im  Auftrage  des  Deutauheu  Brauer- Verband««.  39  S.  München  o.  J. 
Birk  A  Co. 

108.  !\r(  i^tcr,  Dr.  K.  Siehe  Schriften  des  Vereins  für  Sosialpotitik. 

lOÖ.  X'  isst  r.  Dr.  E.  J.  Die  wirtÄcliaftliche  Entwickliuiii.  L.nfre  und  Leistungsfähig- 
kiit  vtju  Handel,  Gpworbe  und  iuduf<Lrie  im  Tiezirke  dtir  Handelskammer  zu 
Pots<lam  (in  seinem  Umfange  bis  zum  Jahre  HiÖI)  [enthält  eine  Statistik  der  Ver- 
dienste der  in  der  Zi^cl-,  Schneidern ühl-,  Brau-  und  Bekieidnngttinduütrie  be- 
«cbäftigtcn  Personen].  Bearbeitet  im  Auftrage  der  Handdfikaromcr  auf  Grund 
■DtlieheD  und  privaten  8tatiHii)^choti  Materials. 

110.  Neiiwirth,  Dr.  L.  Zur  Frage  der  Erfon^i  huii<r  <1<  s  Umfangea  der  Arbeitaloaig- 
keit.   21  S.   Graz  iyü3.   Verlags buchhandL  „i^tyria", 

111.  Pappenheim,  Prof.  Dr.  M.  8i^e  Schnflen  des  Vereins  für  Socialpolitilc. 

112.  Poersch,  B.,  Vorbamlssckrotrir.  Dif  Bi  wogung  der  »tüdti-clicii  Arliritt-r  1900 
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L  Gesetze  und  Verordnungen. 

I.  Alhmagne.  Deutsches  Reich. 

1.  Oesets  bfllrefitend  Phosi^MsOiid-wiMn.    (Nach  den  BeschlttBMn 

des  Reichst aijes  in  drittel-  Beratnii<j.) 

§  i.  Weisser  oder  ^^elber  PlioHphor  dar!'  zur  Hei-«teliuiig  von  Zünd- 
hökern  oder  anderen  Zündwai'en  nicht  verwendet  werden. 

Zündwaren,  die  unter  Verwendung  von  weiesem  oder  gelbem  Pbo^Hor 
hergestellt  sind,  dürfen  nicht  gewerbsniftssäg  feilgebftlten,  verkatilt  oder 
Wüst  in  Verkehr  gebracht  werden. 

Zündwaren  der  bezeichneten  Art  diirleii  zum  Zwecke  gewerblichei' 
A'erÄeudung  nicht  in  das  Zolliulaud  eingeführt  werden. 

Die  vorstehenden  Beetunnrangen  finden  auf  Zflndbftnder,  die  ssnr  Ent^ 
afindung  von  Gruben-Sicherheitslampen  dienen,  keine  Anwendung. 

2.    Wer  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  yors&tzlich  ssuwiderhandelt, 
wird  mit  Geldstiafe  bis  zu  2LHJ0  Mark  beslrait. 

Ist  die  Handlung  aus  Fahrlässigkeit  begangen  worden,  so  tritt  Geld- 
strafe bis  ZQ  160  Mark  ein. 

Neben  der  Strafe  ist  auf  Einziehung  der  verbotswidrig  hergestellten, 
emEefilhrten  nder  in  Verkehr  'jeVirachron  Gegenstände  sowie  bei  verbots- 
widriger Herstellung  auf  die  Einziehung  der  dazu  dienenden  Gerätschaften 
m  erkennen,  ohne  Unterschied,  ob  sie  den  Verurteilten  gehOrea  oder  nicht, 
li^t  die  Verfolgung  oder  Verurteilung  einer  bestimmten  Person  nicht  ans« 
ftlhrbar,  so  ist  auf  die  Einziehung  selbständig  zu  etkeiinen. 

4$  3.  Die  Vorschriften  des  §  1  Abs.  2  treten  am  1.  Januar  1908, 
im  übrigen  tritt  das  Gesetz  am  1.  Januar  1J)07  in  Kiat't. 

2.  Oesetz,  betreffend  weitere  Abänderungen  des  Krankenversiohe- 
fongsgesetzee.  (Nach  den  Beschlüssen  des  Keichstags  in  dritter  Beratung.) 

Artikel  I. 

Das  KrankenTersicherongsgesets  wird  wie  folgt  abgeftndert: 

I.  Im  §  1  ist  der  vierte  Absatz  zu  streichen. 

II.  Im  §  2  Abs.  1  ist  die  Ziffer  5  zu  streichen. 

m.  Der  §3  erhiilt  folgende  Fassung :  „Personen  des  Öoldatenstandes 
^^ie  solche  in  Betrieben  oder  im  Dienste  des  Keichs,  eines  Staates  oder 
-'^^iQunmialverbaades  beschäftigte  Personen,  welche  dem  Reiche,  Staate 
<^Cr  Kommnnalverbande  gegenüber  in  Erankheits&Uen  Anspruch  anf  Fort* 
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scfthluug  des  Gehalts  oder  des  Lohnfifi  oder  auf  eino  rlen  Bestimmungen 
Hp-^  i'>  entsprpfhf>nde  Untei'stiit^nn;^  mindestens  t'fir  1 H  W'iu  lion  nacli  aer 
Erkrankung  und  bei  Fortdauer  der  Erkrankung  für  weitere  13  Wochen 
Anspruch  auf  diese  Unterstützung  oder  auf  Gehalt,  Pension,  Wartegeld 
oder  fthnliehe  Beattge  mindestens  im  andertbalbfachen  Betrage  des  Kranken- 
geldes haben,  sind  von  der  Versicherungspflicht  ansgen  iiunen.  ' 

IV.  Der  §  (>  Abs.  '2  orhälf  folgende  Fasf^uni.:; ;  „Die  KnuikoiiTinTr-r- 
stntztm;!  endet  spätestens  mit  dem  Ablaufe  der  2<).  Woehf»  nucii  Beginn 
des  Krankcngoldbezuges.  Endet  der  Bezug  des  Krankengeldes  erst  nach 
Ablauf  der  26.  'Wo<^e  nach  dem  Beginne  der  Krankheit^  so  endet  mit 
dem  Bezüge  des  Krankengeldes  sogleich  auch  der  Anspruch  auf  die  im 
Abs.  1  unter  Ziffer  1  bfizoulinoton  Tjcistunjrpn. 

V.  Im  sij  Oa  Abs.  1  wonlon  unter  Zitfei  2  die  Worte :  „durch  Trunk- 
fälligkeit  oder  geschlechtliche  Ausschweifungen"  dui'cb  die  Worte:  „oder 
durch  TmnkfllLlligkeit*'  wsetst;  ebendaselbst  wird  die  Vorschrift  unter 
Ziffer  3  wie  folgt  abgeändert: 

.,3)  dass  Versicherten,  welche  von  der  Gemeinde  die  Krankenunter- 
stützung ununterbrochen  oder  im  Laufe  eines  Zeitraums  von  12  Monaten 
für  26  Wochen  bezogen  haben,  bei  Eintiitt  eines  neuen  Unterstützungs- 
faUsi  sofern  dieser  durch  die  gleiche  nicht  gehobene  Krankheitsnrsadie 
veranlasst  worden  ist,  im  Laufe  der  nächsten  12  Konate  Krankenunter- 
stfitzung  nur  für  die  CfeRammtdauer  von  IB  Wochen  zu  jxewfthren  ist." 

Im  Abs.  1  daselbst  wird  unter  Ziifer  6  am  Schlosse  hinzugefügt: 
„Bie  auf  Grund  dieser  Bestimmung  abgeschlossenen  Verträge  sind  der 
Au&ichtsbehörde  mitzuteilen." 

Im  Abs.  2  daselbst  wird  statt  der  Worte :  „zu  zwanzig  Mark"  gesetzt : 
„zum  dreifachen  Betrage  des  täglichen  Kraukengeldes  für  jeden  einzelnen 
Uebertretungsf  all*'' . 

VI.  Der  erste  Satz  des  §  8  erhält  folgende  Fassung:  „Der  Betrag 
des  ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher  Tagearbeiter  wird,  nach  An- 
hömn;E^  der  GeineindolielKirde  und  nui-lidein  Vertretern  der  beteiüiitPn 
Arbeitsgeber  und  der  beteiligten  V'ersicheniiitr-sittiichti^'en  Gelegenheit  zu 
einer  Aeusserung  gegeben  worden  ist,  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
festgesetzt  und  durch  das  för  ihre  amtlichen  Bekanntmachungen  bestimmte 
Blatt  veröffentlicht.'* 

VII.  Im  §  10  Abs.  l  werden  die  Worte:  „zwei  Prosent**  durch  die 
Worte  „drei  Prozent*'  ersetzt. 

Der  Abs.  2  ebendaselbst  erhält  folgenden  Zusatz:  „Solauge  Beiträge 
Uber  swei  Prosent  des  ortsttblichen  Tagelohns  erhoben  werden,  findet  eine 
Attckerstattung  von  Vorschüssen  nicht  statt." 

Die  ersten  beiden  Sätze  ä<'s  §  10  Abs.  3  da.'^elbsf  werden  ersetzt  wie 
folgt:  „Ergeben  sich  ans  den  Jahresabschlüssen  dauernd  Ueberschüsse  der 
Einnahmen  ans  Beiträgen  über  die  Ausgaben,  so  hat  nach  Ansammlung 
eines  Reservefonds  im  Betrage  der  durchschnittlichen  Jahresausgabe  der 
letzten  drei  Jahre  die  Gemeinde  zu  beschliessen,  ob  eine  Herabsetzung 
der  Beiti  äge  oder  eine  Erhöhung  oder  Erweiterung  der  Untexsttttzongen 
eintreten  soll." 

VJUÜL  Im  §  18  Abs.  1  worden  die  Worte :  „vwel  Prosent*^  durch  die 
Worte:  v^drei  Prosent"  ersetzt. 

IX  Im  §  20  Abs.  1  Ziffer  \  wird  das  Wort  „drei''  erseUt  durch 

das  Wort  „vier^^ 
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Ebendaselbst  in  Ziffer  2  werden  die  Worte :  „miudestene  vier  Wochea 
nach  ihrer  Xiederknnft,  und  soweit  ihre  Beschäftigung  nach  den  Bestim- 
mungen djer  Gewerbeordnung  für  eine  längere  Zeit  untersagt  ist,  für  diese 
Zeit"  durch  die  Wörter   „sechs-  Wichen  nach  ihrer  Tsipdnrkmift"  ersetzt. 

Im  Abs.  2  daselbst  wird  das  Wort  „vier''  durch  das  Wort  „iilnf* 
ersetzt. 

Der  §  20  erhrilt  als  fünften  Absats  folgenden  Zusatz  :  .,In  den  Fällen, 
in  welrhcn  auf  Grund  der  Reichsgesetze  Uber  Unfallversicherung  gleich- 
falls ein  Anspruch  auf  Steibogold  begründet  ist,  ist  der  Kasse  bis  zur 
Höhe  des  von  ihr  gewährten  Sterbegeldes  durch  Ueberweisung  des  aut 
Gmnd  der  ünfaUversieherungsgesetse  zu  gew&hrenden  Sterbegeldes  Ersats 
leisten." 

X.  Im  21  Abs.  1  wird  die  Vors<  Lnft  unter  Ziffer  1  wie  folgt  ab- 
geändert: .,1)  I>ie  Dauer  der  Krankenunterstützung  kann  auf  einen 
längeren  Zeitraum  als  sechsundzvvanzig  Wochen  bis  zu  einem  Jahre  fest* 
gesetzt  werden.** 

Ebendaselbst  wird  folgende  neue  Ziffer  2a  eingefügt :  „2a)  Neben 
freier  Kuv  uml  Vei  jiflejrunr:  in  einem  Krankenhause  kaim.  t'dls  der  Unter- 
gebrachte Angehörige  hat,  deren  Unterhalt  bisher  aus  .seiiiüm  Arbeitsver- 
dienst bestritten  wurde,  ein  Krankengeld  bis  zur  Höhe  des  durchBchnitt- 
Uchen  Tagelohnes  (§  20)  bewilligt  werden." 

Daselbst  wird  in  Ziffer  3  statt  „Achtel"  gesetzt :  „Viertel**, 

Die  Ziflr?»r  4  daselbst  wird  wie  folgt  gefasst:  .A)  Schwangeren,  welche 
mind^tens  sechs  Monate  der  Kasse  angehören,  kann  eine  der  Wüchne- 
rinnenonterstatsnng  gleicäie  Unterstützung  wegen  der  durch  die  Schwanger- 
«chaft  Terarsachten  Erwerbsonfllhigkeit  bis  zur  Gesamtdauer  von  sechs 
Wochen  gewährt  werden.  Auch  kann  freie  Gewährung  der  erforderlichen 
Hebammendienste  und  freie  ärztliche  Behandlung  der  Schwangerschafts- 
beschwerden beschlossen  Averden." 

In  Ziffer  5  daselbst  fallen  die  Worte  ^im  Falle  der  Entbindung  *  fort. 

Die  Ziffer  6  daselbst  erhält  vor  dem  letzten  Wort  „werden"  folgenden 
Zusatz:  „auch  kann  ein  Mindestbetrag  von  fünfzig  Mark  festgesetzt 

XI.  Im  §  2(1  AhA.  1  werden  die  Worte;  „dreizehn  Wochen''  durch 
die  Worte  :  ..sechsnndzwanzig  Wochen'*  ersetzt. 

XII.  Im  §  26a  Abs.  2  werden  unter  Ziffer  2  die  Worte:  „durch 
TnmkfUligkeit  oder  geschlechtliche  Ausschweifungen'*  dnrch  die  Worte: 
^oder  durch  Trunkfälligkeit"  ersetzt. 

In  Ziffer  *2a  daselbst  werden  die  Worte:  ,.7U  7.wan7A<s  Mark'*  ersetzt 
durch  die  Worte:  „zum  dreifachen  Betrage  des  täglichen  Kraixkeugeldes 
für  jeden  einzelnen  Uebertretungsfall". 

Der  Ziffer  2b  daselbst  wird  folgender  Schlusssatz  hinzugefügt :  „die 
auf  Grund  dieser  Bestimmung  abgeschlossenen  Vertrftge  sind  der  Aufsichts- 
behörde (§  44)  mitzuteilen*' ; 

ebendaselbst  wird  die  Vorschrift  unter  Zitfer  ö  wie  folgt  abgeändert: 
„8)  dass  Mitgliedern,  welche  von  dieser  Krankenkasse  eine  Krankenunter- 
stQtznng  unnnterbrocdien  oder  im  Laufe  eines  Zeitraumes  von  zw6lf  Mo- 
naten für  8echflundzwanzi<;  Wochen  bezof^^en  hahen,  bei  Eintritt  eines  neuen 
Unterstützungsfalles,  sofern  dieser  durch  die  gleiche  nichr  gehobene  iLrank- 
heitsursache  veranlasst  worden  ist,  im  Laufe  der  nächsteu  zwölf  Monate 
KrukenunterBtfltzung  nur  im  gesetzlichen  Mindestbetrage  (§  2t))  imd  nur 
^  die  Oesan&tdaner  von  dreizehn  Wochen  sn  gewahren  ist,"^ 

9* 
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In  Ziffer  6  daselbst  wird  das  Wort :  „vier^  ersetzt  durch  das  Wort : 

Xm.  Im  ersten  AbHatze  des  §  31  werden  die  Worte:  ,.7wei  Pro- 
zent" durch  die  Worte:  „drei  Prozent"  und  im  zweiten  Absat/.e  desselben 
Paragraphen  die  Worte:  „drei  Prozent"  durch  die  Worte:  „vier  Prozent** 
ersetzt. 

XIV.  Der  §  35  erhält  als  dritten  Absatz  folgenden  Zusatz:  „Der 
Vorsitzende  def?  Vorstandes  hat  Beschlüj^se  der  Kassenortrane,  wolfh«^  geg^n 
die  irosetzlii  hen  oder  statuturischen  Voi-schriften  Verstössen,  unter  Angabe 
der  Gründe  mit  aufschiebender  Wirkung  zu  beanstanden.  Die  Beanstandung 
erfolgt  mittels  Berichts  an  die  An&tehtsbehtfrde.'* 

XV.  Der  §  42  erhalt  als  vierten,  fünften  nnd  sechsten  Abeatx  fol- 
gende Zusätze : 

„Ist  ein  Vorstandsmitglied,  ein  Keolmtings-  oder  Kassenlührer  infolge 
gerichtlicher  Anordnung  in  der  Verfügung  über  sein  Vermögen  bescluänkt^ 
oder  ist  gegen  eine  dieser  Personen  anf  Verlust  der  Fähigkeit  zor  Be- 
kleidung öffentlicher  Aemter  oder  auf  Verlust  der  blirgerlicheiL  Ehrenrechte 
erkannt  oder  werden  hinsichtlich  einer  dieser  Personen  Tatsachen  bekannr, 
welche  sich  als  j.'robe  Verletzung  der  Amtspflichten  in  Bezug  auf  die 
KassenfUhnmg  darstellen,  so  kann  der  Betretieude,  nachdem  ihm  und  dem 
KassenTorstande  Getegenheit  snr  Aeussernng  gegeben  worden  ist,  dnrch 
die  Aufaichtsbeliürdo  seinee  Amtes  enthoben  werden. 

Ist  sreoren  ein  Vorstandsmitirlied,  einen  Rechnnnjrs-  oder  Kassenfiilirer 
das  Hauptverfahren  wegen  eines  Verbrechens  oder  Veri^^elicns  eiöllVier, 
das  die  Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehremechte  oder  der  ITühigkeit  zur 
Bekleidung  Öffentlicher  Aemter  snr  Folge  haben  kann,  so  kaxm  der  Be- 
treffende bis  zur  Beendigung  des  Strafverfahrens  dnrch  die  AnfsiGhts- 
behörde  seines  Amtes  enthoben  werden. 

Die  Entscheidung  der  Aui'sichtsbehürde  kann  binnen  vier  Wochen 
nach  der  Zustellung  derselben  auf  dem  im  §  58  Abs.  3  Satz  2  bezeich- 
neten Wege  angefochten  werden.  Die  Anfechtung  hat  keine  au&chiebende 
Wirkung." 

XVI.  Dem  1F»  wird  folgender  Zusatz  als  Absatz  tl  hinzugefttgt : 
,,Die  von  der  Aufsichtsbehörde-  auf  Grund  des  Abs.  1  oder  des  Ab».  & 
getroffenen  Anordnnngen  kennen  von  dem  Vorstande  oder  der  Oeneral- 
versammlnng  der  Kaaae  oder  von  dem  durch  die  Anordnung  betroffenen 
Vorstandsmitglied  binnen  vier  Wochen  nach  der  Zustellung  auf  dem  im 
4?  24  bezeichneten  Wege  angefochten  werden,  sofern  die  Anfechtung  dar- 
auf gefitützt  wird,  dass  die  getroffene  Anordnung  rechtlich  nicht  begrtiudet 
und  die  Kasse  oder  das  Vorstandsmitglied  durdi  die  Anwdnimg  in  einem 
Rechte  verletzt  oder  mit  einer  rechtlich  nicht  begründeten  Verbindlich- 
keit belastet  sei.'' 

XVII.  Im  §  47  Abs.  1  Ziffer  2  werden  die  Worte:  „drei  Prozent- 
flurch  die  Worte :  „vier  Prozent"  ersetzt. 

XVUl.  Im  §  54  Abs.  2  Ziffer  1  wird  das  Wort:  „vier<*  ersetzt  durch 
das  Wort  „ftinf"'. 

XIX.  An  Stelle  des  §  56  Abs.  2  treten  als  !^  5^1  Abs.  2.  3,  4 
folgende  Bestimmungen :  „Die  üeboi  tratrnng  der  dem  Unterstützungs- 
berechtigten zustehenden  Ansprüche  anl  Dritte  sowie  die  VerpfUnduug 
oder  Pßlndung  hat  nur  insoweit  redhtliche  Wirkting,  als  sie  eifolgt: 

1)  zur  Deckung  eines  Vorschusses,  welcher  dem  Bereditigten  anf 
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seine  Ansprüche  vor  Anweisung  der  Unterstützung  von  dem  Arbeitgeber 
oder  ßinein  Or;^ane  der  Kasse  oder  dem  MitgUed  eines  solchen  Orgens 

^gegeben  worden  ist; 

2)  zur  Deckung  der  im  §  850  Abs.  4  der  Zivilprozessordnuug  be- 
zeichneten Fordemiigen. 

Die  Ansprüche  dürfen  auf  geschuldete  Eintrittsgelder  und  Beiträge, 
■auf  flrezalilte  Vorschüsse,  auf  zu  Unrecht  gezahlte  Untcrsfützungsbetranfe 
und  auf  die  von  den  Organen  der  Kassen  verhängten  Geldstrafen  auf- 
gerechnet werden.  Die  Ansprüche  dflrfen  femer  aufgerechnet  werden  auf 
Ersatzforderungen  für  Betrftge,  welche  der  Untei^tützongsberechtigte  in 
den  Fallen  des  §  57  Abs.  4  oder  auf  Grund  der  Reichsgesetze  über  Un- 
fallversicherung bezogen,  aber  an  die  Kassse  zu  erstatton  hat:  Ansj>rnrhe 
Äuf  Ki'aukengeld  dürfen  jedoch  nur  bis  zur  Häitte  aufgerechnet  werden. 

Ausnahmsweise  darf  der  Bereditigte  den  Anspruch  gans  oder  zam 
Teil  auf  andere  übertragen,  sofern  dies  von  der  unteren  Verwaltungs- 
behörde genehmigt  wird." 

XX.  Der  §  57  Abs.  5  erhält  am  »Schlüsse  den  Zusatz:  ,,8ofem  nicht 
höhere  Äulsveudungen  nachgewiesen  werden." 

XXI.  Der  §  57a  Abs.  4  erhftit  am  Schlüsse  den  Znsatsr  „sofern 
nicht  hühere  Anfwendungen  nachgewiesen  werden.*' 

XXII.  Im  i>  ♦!.")  ALs.  2  worden  die  Worte;  „drei  Proatent"  durch  die 
Worte;  ,  \-'('r  Prozent"  ersetzt. 

XXili.  Der  §  74  Abs.  3  erhält  folgende  Fassung :  ,,Die  Vorschriften 
•des  §  20  Abs.  5,  §  26  Abs.  1  und  Abs.  2  Sats  1,  §  56  Abs.  2  bis  4, 
•§  66a  und  §  57a  finden  atuli  auf  Knappschaftskassen  Anwendung,  und 
'/war  lie  Yfir.-ichriften  des  §  56  Abs.  2  bis  4  aiu  h  hinsichtlich  aller  den 
Kjia|ipsichaft.skas,-^ftn  berggesetzlich  obliegenden  Leistmi^'en.  ' 

XXIV.  Der  §  76  wird  wie  folgt  gefasst;  „Die  Bestimmungen  des 
§  20  Abs.  5,  §  57,  §  58  Abs.  2  finden  auf  die  im  §  75  bezeichneten 
Hilfskassen  Anwendung." 

Artikel  II. 

In  dem  Gesetze  vom  5.  Mai  1886,  betr.  die  Unfall-  und  Kranken- 
versicherim;:  der  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäfti^'ten 
Personen  (K.Or.Bl.  S.  iäJj,  werden  in  §  136  Abs.  1,  §  137  Abs.  1  ZiÖer  2 
die  Worte  „dreisdm  Wodien'*  durch  die  Worte  „sechsundswanzig  Wochen" 
enetst. 

Artikel  HI. 

In  T'ntersf iitzuii^'sfallen,  bei  welchen  7Jir  Zeit  des  völligen  Inkraft- 
tretens dieses  Üesetzes  die  Dauer  der  Unterstützung  nach  den  bisher 
geltenden  Vorschriften  noch  nicht  beendet  ist,  finden  von  diesem  Zeit- 
pimkt  ab  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  Anwendung,  sofern  diese  fttr 
den  ünterstützungsbereditigten  günstiger  sind. 

Artikel  IV. 

Dieses  Gesetz  tritt,  soweit  e.s  sich  um  die  zu  seiner  Durchführung 
iiAt\vr>ndi^ren  ^lassnahmcn  handelt,  sofort,  im  übrigen  mit  dem  1.  Januar 

lim  in  Kratt. 

Insoweit  Knappschaftskassen  in  Frage  kommen,  kann  mit  Zustimmung 
des  Sundesrats  durch  Kaiserliche  Verordnung  ein  spftterer  Zeitpunkt  für 
das  Inkrafttreten  von  Vorschriften  dieses  Gesetzes  in  einzelnen  Bundes* 
Staaten  oder  im  Reichsgebiete  bestimmt  werden. 
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Sofern  bis  zum  Inkrafttreton  dieses  Gesetzes  die  Statuten  einer 
Krankenkasse  die  nach  demselben  erforderliclieii  Abänderungen  nicht 
rechtzeitig  erfahren  sollten,  werden  diese  Abänderungen  durch  die  Auf- 
sichtsbehörde mit  rechtsverbindlicher  Wirkung  von  Amts  wegen  voUaogeo. 

Die  auf  Grund  des  ;^  Tr>a  des  Krankenvenacherangsgesetses  den 
Hilfs>kas«pn  ausgestellten  Be.scheiniL'^nii^Tn  verlieren  am  1.  Jamiar  IfT'l 
ilire  Gültigkeit,  sofern  sie  nicht  nach  der  Verkündung  dieses  Gesetze*  von 
neuem  erteilt  worden  sind. 

b)  besetze  and^VerordDoogen  der  BnodeMtaaten. 

1.  ESnigmch  Freonen. 

1.  Brlass  des  UiiiiBten  der  öflteitliOheii  Arboiteii  Tom  2&  V^tanur 
1808,  betreflTrn  1  Bostimmimgen  über  die  Dienet-  und  Bixheseit  der  B»- 
dieoeteten  im  Eisenbahnbetrieb. 

Die  von  den  beteiligten  Bundesregiennigen  vereinbarten  „Bestimmungen 
über  die  planmilssigo  Dienst-  und  Kuhezeit  der  Eisenbahnbeamteu"  (Erlass 
vom  5.  Januar  1900,  E.V.B1.  S.  7)  gelten  für  die  Bediensteten,  anf  welche- 
die  ^Bestimmungen  über  die  BefUiigung  der  Eisenbahnbetriebsbeamten*^ 
Anwendung'  findeTi. 

Bei  der  Xiegolung  der  dienstlichen  Inanspruchnahme  der  übrigen 
mittleren  and  unteren  Beamten,  Hilfsbedi^steten  und  Arbeiter  sind,  un- 
beschadet der  im  einzelnen  f%lr  Abfertigiings-,  Bureau-  und  Kanzleibeamte, 
sowie  für  die  Bahnunterhaltungs-  und  Werkstättenarbeiter  getroffenen  be- 
sonderen Anordnungen,  fol^'f  ride  Yor>;rhnfren  zu  beachten  : 

1)  Die  Dauer  einer  Diensischiciii  beniisst  sich  nacii  dem  Grade  der 
an  die  einzelnen  Bediensteten  zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  der 
L&nge  und  der  Zahl  der  in  der  Schicht  liegenden  Pausen.  Sie  darf  unter 
keinen  FinstHndon  mehr  als  Iß  Stunden  betragen.  Schichten  von  solcher 
Ausdelimui^^  sind  nur  ztda<si:r.  wenn  sie  keine  ange^;t)enL'to  Tätigkeit  er- 
i'ordern  und  rcgelmäijsig  diuch  längere  Pausen  unterbrochen  werden,  die 
<Tet  von' jeder  Besdiftfiigung  sind. 

2)  Bei  uiiuni(rV>rochenom  Dienst  odei- beim  Hinein  reichen  des  Dienstes 
in  die  Xaclii/cit  ist  l'Or  den  Wechsel  im  Tag-  ttnd  2S'aclitdi(-n<t  zn  snT^e^^. 
Im  Na(-]ttdiensTo  darf  kein  Bediensteter  mehr  als  7  Nächte  hintereinander 
bc^schäftigt  werden. 

8)  Jedem  Bediensteten  sind  monatlich  mindestens  zwei  Ruhetage  zu 
gewähren :  nur  bei  einfachen  Betriebsverhältnissen,  wie  namentlich  anf 
Nebenbahnen,  kann  ihre  Zahl  auf  einen  im  Monnt  einfrrst  hr  ankt  werden. 
Die  Kuhetagc  tvou  Dienst  und  Dienstbereitschalt  freie  Zeiträume  von 
mindestens  24  Stunden)  sind  möglichst  auf  die  Sonntage  zu  verlegen; 
sonst  finden  die  Bestimmungen  über  die  Ermöglichung  des  Kirchenbeeuches 
(E.V.B1,  1900  S.  11g)  Anwendung. 

Etwa  hiermit  in  Widerspmcli  stehende  Diensteinteiiungen  sind  bis 
zum  1.  Jnü  d.  .T.  yn  beriehti^rn. 

2.  Erlass  des  Ministers  tür  Handel  und  Ge\v  (  i  l^e  vom  27.  M;irz  in03, 
betreuend  Formular  liir  Heuerschoin,  Heuerbuch  und  Abrechnungsbuch. 

Nach  §  27  der  Seemannsordnung  vom  2.  Juni  1902  ist  dem  Schiffs- 
nianne  bei  der  Anlieuerung  ein  von  dem  Kapitän  oder  dem  Vertreter  der 

Beederei  imterschriebener  Ausweis  Jleaerschein)  zu  ire^'f^n,  über  des^^en 
Ijjhalt  nähere  Anordnungen  getroilen  sind.    Des  weiteren  ist  nach  §  49 
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Abs.  2  jedem  8chiffsmaun  auf  Verlangen  ein  besonderes;  Heuerbuch  zu 
übergreben  und  darin  die  vordiente  Heuer,  der  verdiente  Ueberstundenlohn, 
süwie  jede  auf  die  Heuer  des  Inhabers  geleistete  Zahlung  einzutragen. 
In  dem  Henerbacb  ist  dem  Sdiiffaniaime  vor  der  Abmusterung  sein  Gesamt- 
guthaben  zn  berechnen.  Bin  Kapitän,  der  es  untcrlässt,  bei  dor  An« 
heuenin  fr  d.m  SchifTsinanne  rlen  vorfreschriebenen  Heuerx  hein  eiiizuliitndigen 
rvder  für  die  KilVilluiiir  dor  in  §  J'.'  i\.  n.  T).  vnrpeHehonen  Obliegenheiten 
tSf>rge  zu  tragen,  maclit  sich  natL  ^  114  Zitier  2  und  8  a,  a.  0.  strafbar, 
Tür  die  Auefertigung  des  Henerscheine  und  ftir  Anfertigung  des 
Heuerbuchs  ist  den  Seeschiffahrtskreisen  die  Verwendung  der  beiden  an- 
Jieg'^r.df  ti.  im  Reichsamte  dt  <  Innern  aufgestellten  Formulare  zu  emj)fehlon. 

Zugleich    wollen    »Sie    die   Seeschiffahrtskreise   darauf  aufmerksam 
machen,  dass  nach  §  49  Abs.  1  a.  a.  0.  der  Kapitän  vor  Autritt  der 
Reise  ein  Abrechnungsbuch  anzulegen  bat,  in  welchem  die  verdiente  Heuer 
lind  der  verdiente  IJeberstundenlobn  in  regelmässigen  Zeitalwcbnitten  zu 
berechnen  und  fdlo  auf  die  Heuer  geleisteten  Zahlungen  einzutragen  sind, 
ausserdem  aber  auch  von  dem  iSchiffsmanu  über  den  Empfang  jeder  Zah- 
lnn|^  zu  quittieren  ist.    Ich  habe  davon  abgesehen^  für  das  Abrechnungs- 
buch ein  bestimmtes  Formular  au  empfehlen,  da  ich  s.  Z.  nicht  zu  über- 
>ehen  vermag,  ob  oder  inwieweit  ein  solches  für  grössere  und  für  kleinere 
Fahrzeuge,  bei  längeren  und  bei  kurzen  Fahrten  c?*  if  buiassig  zweckmässig 
erscheint.    Die  beteiligten  Kreise  sind  indessen  darauf  hinzuweisen,  dass 
in  Hamburg  ein  derartiges  Abrechnungsbuch  bereits  eingef^Ihrt  worden  ist. 

3.  Erlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  KegieruugB- 
pTKaidonten  und  den  FoliBefpritoidenten  von  Berlin  betreffend  Arbeits» 
iftmne  der  Fleischereien.    Vom  28.  MiVrz  1008. 

Nadi  den  Berichten,  die  mir  auf  Grund  des  Erla.sses  vom  <>.  Aii<.Mist 
liJOI  ^^Min.-Bl.  1901  S.  193;  erstattet  worden  pind,  haben  die  Einrichtung 
und  die  Beschaffenheit  der  Arbeitsräume  des  Fleischergewerbes  in  den 
meisten  Regierungsbezirken  bei  der  neuerdings  ausgeführten  Prüfung 
mancherlei  und  ztun  Teil  erhebliche  MissstHnde  erkennen  lassen.  Wie 
diese  Berichte  des  weitpron  erkennen  lassen,  sind  jedoch  fast  überall  be- 
reits zweckmässige  Massregehi  ergriffen  worden,  um  eine  Beseitigung 
dieser  Hissstftnde  herbeisuAlhren.  Zu  diesem  Zwecke  gcmiiss  i<  120e 
Abs.  1  der  Gewerbeordnung  Vorschriften  des  Bundesrates  in  die  Wege 
zu  leiten  od"  r  selbst  gemäss  Abs.  '2  a.  a.  O.  solche  7u  treffen,  halte  ich 
deshalb  nicht  liir  crffiderlich,  zumal  da  ein  derartiger  Voischlag  sich 
auch  in  den  B(  rl<  liien  nur  ganz  vereinzelt  findet.  Dagegen  er.suche  ich 
Sie,  der  Beseitigung  dieser  Hissstftnde  fortgesetzt  Ihre  Aufmerksamkeit 
niznwenden  und  die  Ihnen  unterstellten  Polizeibehörden  anzuhalten,  dass 
sif  711  dir  sein  Zwecke  von  ihren  gesetzlichen  Befugnissen  nachdrücklich 
Gebrauch  machen. 

4.  Bekanntmachung:  der  Minister  des  Innern  und  für  Handel  nnd 
Gewerbe  sur  Ausführung  des  ^  2  des  Beichsgesetzes»  betreffend  die 
SteUemrernutteliuig  ftlr  SchiflUente,  Tom  2.  Juni  190S  (B.G.B1.  8.  215). 

Vmii  4.  Aj.ril  i;i(»3. 

Zur  Ausffihrung  des  §  2  des  BeichsgosetzP'-.  1  ^tr.  die  Stellen venuitto- 
Inv'j  ffir  Srhiffslcute,  vom  2.  Juni  lii02  (R.G.B1.  fc>.  '21  y),  bestimmen  wir 
hiermit  tolgende»: 

Unter  der  Bezeichnung  „hiibere  Verwaltungsbehörde^*  ist  derRegiemngs- 
ptüsident  zu  verstehen. 
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2.  KOnigreick  Sachsen. 

Erlass  des  Ministeriama  des  Innern  rom  9h  lOtes  1908  sn  die 
SrelfllMiiptuuuuiBölitften,  betr.  das  Wohmmgiweaen. 

I.  AU  Gejiainterpr'bniß  der  Berichte,  welche  auf  die  Verordnune;oii  vom  21.  Märe 
1809,  29.  April  19i<l  und  12.  Februar  1902  —  No.  299,  309  und  (iü  II  K  —  ers^tattet 
worden  Bind,  und  <ler  soii-tig<  ti  Unterlagen  läset  «ich  leider  nicht  verkennen,  dans  im 
Wohnungswesen  df  r  m Inder Dcniitt^lten  KIii"'*ii  «'rhoblitlR-  Mif^sötruult'  weit  verbreitet 
wind.  Vielfat^h  fehlt  »-^^  an  kleinen  Wohnungen.  c>der  sind  die  vorbaudeiiLa  an  sich 
ungenügend,  überfüllt  oder  zu  teuer.  Als  verhaltnismäseig  zu  teuer  wird  hierbei  eine 
VV^ohnung  erachtet  werden  müssen,  auf  wdfihe  der  Inhaber  mehr  als  ein  Sechstel  seiiiei 
Einkommens  zu  verausgaben  lui  Die  Mirastinde  treten  in  den  3  OroBMtadtoi 
Dre.-*<l(  ii,  lA  \\y/.\<:  uixl  t'hemuitz  am  schärfsten  hervor,  im  iibri;r<  n  bestätigte  die  rntor- 
sudbuug  auf»  neue,  da^  WohnungsmiiMständc  »ich  nicht  auf  Grüübi^tädte  boachränkeu. 
AuBMT  in  Plauen  finden  sie  sich  auch  in  Mittelstfidten,  w^ic  Freiberg  und  MeisMO, 
aber  auch  in  Klrin-tädlfn,  wie  Biu-bholz  und  sopnr  in  Strchla,  daiipl)«n  in  gewerbe- 
reichen Vororten  vun  Dreodon,  Leipzig  und  l'lauen,  sowie  in  gfwcrb>Toicheu  Aiuto- 
hauptmann^chaftcn,  wie  die  Amtehauptmanuschaft  Annabeqg:  Auch  Bezirke  roa  länd* 
lichem  Charakter,  wie  die  Amt^hauptmannschaften  Kamenz  und  Marienberg,  wf»»>K?n 
bei  Armut  der  Bevölkerung  entsprechende  mangelhafte  Beschaffenheit  der  Wohniui^^eii 
auf.  Es  haben  femer  nicht  liln^~  Fabrikarbeiter,  sondern  auch  Ziegeleiarbeiter,  ferner 
iandwirtachaftUche  Arbeiter  ^zum  Tal  in  sogenannten  DreechoMusern)  untor  un|;e* 
niigcnden  Wohnungen  zn  leiden.  Zählt  man  die  BevdlkernnsMÜffern  der  stidtischett 
iinu  iuntsliiiiiptniannscliaftlichcn  !?ezirke  zii.-anunen,  für  welrnc  Mi^^sstände  horli'htet 
worden  sind,  ><)  nhilit  mau  nach  der  Wtlliäzähluug  vou  liMA)  auch  bei  »ehr  mä^^sigeni 
Ansatz  der  Ikv.irkc,  welche  nur  zum  Teil  ungünstig  sind,  ein  (iebict,  welchem  moir 
als  die  Hälfte  aller  Untertanen  de«  Königreichs  zählt.  Allerdings  sind  die  vorhandenen 
Uebdstämle  keineswegs  ülicrall  gleich  stark,  auch  werden  in  emigcn  Städten  die  Woh- 
nun^s Verhältnisse  als  gute  bezeichnet.  Ferner  wird  eine  Besserung  der  Wohnung*- 
verhaltniase  in  dieser  oder  |ener  Kichtung  für  verschiedene  slidtische  wie  amtahaupt- 
mann^chaftltche  Bezirke  benchtet.  findlidi  ist  günstig,  dass  in  einzelnen  Bezirken  die 
AHn  ittT  zahlreich  Hauslr^il/cr  -ind,  so  dass  im  ganzen  Lande  die  Ziüil  der  auf  ein 
Haus  cutfallcuden  Bewohner  nicht  :>eihr  hoch  ist.  Dies  vermag  aber  das  unerfreuliche 
Gesamtbild  nicht  zu  ändern,  so  dass  das  im  Eingang  der  Mmisteiialverordnung  vom 
30.  Septenibnr  ]*^'M'>  ittreits  ausgesprochene  ungünstige  nÜLTmeinc  Urteil  über  die 
WohjiungsverhäJuii-ftc  auch  gegenwärtig  noch  ncine  voUe  (tckung  hat. 

II.  Es  bedarf  keiner  nämrai  Darlegung,  dnss  diese  Verhältnisse,  ob  sie  aus 
neuerer  oder  älterer  Zeit  stamnien,  der  Besserung  be<lürfcn,  und  dieses  Bedürfnis  wird 
sogar  vielfach  als  ein  dringendes  anerkannt  werden  müssen.  Denn  in  dem  .Masse  als 
die  Wohnungsverhältnissc  uugenügend  sind,  wird  die  allgenjeine  körperliche  I^eiHtungs- 
und  Widerstandsfähigkeit  geHchwächt,  der  Atisbruch  CKler  die  Verbreitung  gowitfser 
schwerer  Krankheiten,  insb^ondere  von  Typhus,  Schwindsucht  und  Sfphilis  gefördert, 
Sittlichkeit  lind  Zufriedenheit  untergraben,  di»  p  tstige -\usbildunp  iinterl>und(  ri.  damit 
aber  auch  das  wirtschaftliche  Fortkomuirj;  der.  einzelnen  und  die  ailgeineine  N'oiks- 
Wohlfahrt  i^^Shrdet  und  eesehSdigt. 

Nun  winl  zwar  vott)  mugcsetz  ein  iK'di  ihü^  ln  r  Einfltit.^  nuf  d:u?  Wohnuntr-weseö 
insbesondere  in  dir  Ki<  htuug  erwartet  wtjU''n  kriimc-n,  da>s  die  übermässige  hautiche 
Ausnutzung  des  (Jrund  und  Bodens  mehr  als  bi-hrr  unterbleibt.  Auch  i-t  g«;uügende 
Freiheit  für  eine  förderliche  Handhabung  des  Auanahmebewilligungsrerht«8  vorhanden 
(zu  vergl.  Ministerialverordnung  vom  5.  Juli  1900  —  No.  878  II  K  — ).  Einer  Ab- 
imdinuiL'  o-li  r  Erwciteruni:  der  <  n iz.gebung  bedarf  es  daher  zunäch-t  nioht,  was 
aber  im  iibrigen  bisher  zur  Vcrbcascrung  der  WohuungsverhiUtiiisse  geschehen  ist^  ge- 
nfigt  keineswegs. 

III.  In  cr-tfr  Linie  ist  eine  wirksanie  Wohnungsaufsieht  durchzuführen,  -\iich 
lüur  bietet  das  Bftuge*etz  in  deinen  jj^j  HiH  unt!  M'4  gesetzliche  Grundlagen,  und  hat 
das  Ministerium  in  seiner  Verordnung  vom  21*.  Amil  19C)1  borsits  die  Gemdndeo  mit 
mehr  als  2'Hyyj  Einwohnern  7iir  IVriehtung  von  \\'i.hnungsordnungen  veranlasst.  Be- 
<lHuerlieherxveise  ist  aber  noch  luinier  die  Ncurrgtlung  der  Wohnungsaufsicht  durch 
\\'Mlinungsor<lnung  in  den  Gross-  und  Mittelstädten  erst  in  der  Bildung  begriffen, 
aber  bei  weitem  noch  nicht  durchgeführt.  Bisher  sind  Wohnungsordnungen  nur  in 
Bautzen,  Reichonbsch,  Falkenstpin,  Oimmitsehau  und  Penig  in  Kraft  getret«».  Ins- 
bf-sonderi-  -ind  aii' Ii  dir'  (  Iim-- -fädl''  noch  im  Kiirk-iaiid,  denn  aiu  h  Drr"~- 
deuer  NVohnung.-;urdnuug  ist  in  ihrem  wichtigsten,  die  Untervermietung  regelnden 
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Teil  noch  nicht  in  Kitft  geträ«n.  Die  KreishsapUuADiiachaftuii  werdeo  daher  ange- 
-wiewn,  Sorg«  daMr  sn  tragen,  dus  der  Verordntinf  vom  29.  April  1901  baldigst  uacii> 

ee^Riigt'u  werdf,  wo  diee  noch  nicht  geschehen  ist.  Auch  vir  !  in  volkreichen  Go- 
nieinden  unter  ÜUUUO  Einwohiwa  zu  erwägen  sein,  ul>  ein  liedüriui»  zur  Einführung 
«ncT  «tSndigen  Wolmiingsaufgicht  vorliegt,  wie  in  der  Regel  bei  grösseren  stadtiM^en 
Vororten  anzuerkennen  eein  wird.  Jedenfalls  wird  in  üllen  Gemeinden,  in  welchen 
dtth  ächlafgängerweeen  stark  ausgebildet  ist,  durch  iSchiafsteUenordoungea  Gesund- 
hett  u£td  Sutlidikeit  tunlichst  zu  schützen  sein,  wie  dies  benits  dntdi  die  Ministarial* 
Verordnung  voin  22.  Februar  1888  eingeleitet  worden  ist 

IV.  Die  WohnungeauFsicht  mam  versagen,  wenn  an  sieh  genügende  Wohnungen 
überhaupt  fehlen  oder  zu  teuer  sind,  .\lsdunn  ist  es  nicht  miiglich,  die  Bewohnung 
ungenügender  Woboangen  oder  die  Wohnungsüberfülluug  mit  all  ihren  nachtdligen 
Fol  zn  vobüidcni.  Wo  überall  dies  der  Flül  bt,  ist  dfe  vermdirte  Hantdlung 
befriedigender  und  billiger  Kleinwohnungen  anzustreben.  Hierbei  kann  es  -ich  salbet- 
verstandlich  uieht  darum  handeln,  etwa  dns  IVivatbauunternehmertum  zu  verdrängen. 
Das  Ziel  kann  nur  sein,  die  mjd  ihm  gelasseoen  LQcken  auszufüllen  und  dundl 
f^chaffung  eines  Mitbewerties  fördemd  axd  den  freien  Wettbewerb  des  WohnangB- 
niarktcs  einzuwirken. 

1)  An  erster  Stelle  kommt  die  Errichtung  von  Kleinwohnungen  durch  Arbflii- 
seber  in  Betracht  Durchgängig  erfolgt  die  Erstellung  im  wobiveratandenen  eigenen 
Interesfie  des  Arbeitgebers,  um  dem  Betrieb  ständige  Arbeiter  zu  sichern  oder  ihn  flber- 
hanpt  zu  ermöglichen,  wenn  wie  Itci  Spinnereien,  I?crgwerken,  Ziegeleien  die  Ort- 
.•<baiien  eutfemt  sind.  Das  Wohnen  im  Hause  des  Arbeitgebers  ist  zwar  vielfach 
l)eim  Arbeiterstande  nicht  bdfdlt,  weil  das  Oeföhl  der  Abhängigkeit  verstärkt  wird. 
Wenn  aber  die  Wohnungen  gut  nnd  nicht  etwa  in  der  Miel-  ixler  flausordntJng 
■drückende  Bestimmungen  enthaUleu  »iud,  braucht  diuse-s  GefühUbedeakeii  nicht  den 
Ausschlag  zu  geben  und  wird  erfahrungsmässig  durch  gleichn)äst<ig  billiges  und  wohl- 
wollendes Verhalten  des  Arbeilgebers  oft  überwunden  werden  können.  Wo  ein  patri- 
archalisches Verhältnis  herrscht  oder  angestrebt  wird,  wirkt  die  Wohnungserstelluug 
vorzüglich.  Die  von  Arbeitgebern  eingerichteten  Wohnungen  .~ind  meist  gut  und 
billiger  als  ortsüblich.  Indessen  sind  hiervon,  sowohl  für  Industrie-  wie  Ziegelei-  und 
ianowirtschaftliche  Arbeiter  Anamdimen  zu  beklagen,  so  dass  anöh  in  Bezug  auf  die 
von  Arbeitgebern  eingerichteten  W^ohnungeu  eine  behördliche  Aufsicht  nicht  zu  um- 
gehen ist  In  den  Städten  ge^^chieht  die  Gewährung  von  Wohnung  durch  den  Ar- 
beitgeber nur  selten,  in  den  <  i n >!^?»>städten  so  gut  wie  g:ir  nicJbt,  in  zahlreichen  Mittel- 
■«tädtcn  ül)crhatipt  nicht.  Viel  hänfitrer  ist  -ie  an-^serhalli  der  Städte,  obgleich  auch 
liier  zwischen  gleichartigen  und  beiiach harten  Ik-j^irkcn  grosse  Verschiedenheiten 
bestehen.  Trotzdem  die  Zahl  der  Arbeiterwohnungen,  die  von  gewerblichen  Arbeit- 
gebern im  Königreich  erstellt  worden  sind,  auf  rimd  iiäOO— 4(XK;  geschätzt  werden 
raon,  ist  diese  Zahl,  wie  der  Vergleich  mit  anderen  Teilen  des  Deutschen  Rdches  er- 
tribt.  verhälliii.-ni:i.-sig  nicht  sehr  bedeutend  Die  Erstellung  vnu  Wohnungen  für 
landwirtschaftliche  Arbeiter  zeigt  ilieselbcu  grossen  VeriHJücdenheiten  wie  für  jgß- 
werbliche.  Wahrend  verhiltnismissig  viel  in  einigen  Bezirken  gesHjhieht,  geschieht  in 
.mdcren  wenig  oder  nii-hts.  so  das-  (las  0  <amtergebni»  nicht  senr  gü listig  ist.  Durch- 
gehend!- erlulgi  die  Erstellung  auch  nur  durch  Rittergüter,  andere  tiuter  »ind  nur  in 
ganz  Verschwindendem  Masse  l>eteiligt. 

2)  DieeiirentlicheSelböthilfe  der  Minderbemittelten  hat  in  der  Wohnung-sfragc  keinen 
|5ro!«5en  Firfulg  aufzuweisen,  wenn  auch  einige  derartige  Vereine  im  Lande  oestelu-n.  Es 
ist  auch  kein  Wunder  und  wiederholt  sich  überall,  dsu^j*  Hain  »  reine  von  Unbemittelten, 
die  ledifilidi  auf  die  ekeuen  Geldmittel  und  Leistungen  der  Mitglieder  angewiesen  sind, 
bei  der  Schwierigkeit  der  Sache  und  dem  erfbrderlicnen  Geldaufwand  nur  sehr  schwer 
pe<I.  ihen  können.  Nur  die  Bearntenvereine,  von  den*  n  v  d'tch  zur  Zeit,  soviel  brk-.niuit. 
noch  kein  einziger  im  Lande  besteht,  machen  eine  glückliche  Ausnahme,  indem  sie 
TOn  vornherein  günstigere  Aussichten  haben,  da  auch  geringer  bemittelte  Beamte  über 
pTrt«.«ere  Coseliriit-gewaiidiheit  Tind  >:esirherie  Kin nahmen  verfügen,  wie  auch  die  ander- 
wärts gemachten  be4tchten->werten  Erfahrungen  anzeigen.  Abgesehen  hiervon,  hat  die 
SelbstbllfSe  im  Kleinwohiningswesen  ini  allgemeinen  nur  dann  sichere  .Vussicht  auf  Er- 
folcr,  wenn  sie  von  der  Gemeinnützigkeit  unterstützt  wird,  die  durch  Förderung  dei- 
Sdljsthilfe,  wie  durch  selbständiges  Vorgehen  den  grössten  Nutzen  schaffen  kann  m»cl 
ein  weites  Feld  segensreichster  l'etiitiguug  findet.  Iiier  i-t  wenigstens  in  Dre.Hloii  und 
oMnentlich  in  Ldpzig,  wo  ein  ausseronlentlich  fruchtbarer  gemeinnütziger  Sinn  rn 
Tufamen  ist»  Bedentsames  geleistet. 

3)  Als  diejenige  Stelle,  welche  zu  einer  positiven  Wohniincr-fürsorge  am  meisten 
in  der  Lage  und  veranlasst  ist,  muss  die  Gemeinde  augeschen  werden.   Seitens  der 
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(temeinden  ist  durch  unmittelbare  Erstellung  von  Wohnungen  oder  Gewährting  toh 
billigen  Darlehen  oder  billigem  Baulami  Vfifber  nur  vereinzelt  nml  im  allgemeinen  un- 
zureichend etwas  geicheheii.  Die  zahlreichen  Oeiueinden,  in  denen  WohnungsuU«»> 
stiiMle  hemchen,  werden  rieh  bei  gewissenhafter  WQrdigung  der  «nseerordentlidien 

Betleutung  dieser  Fratre  der  Pflicht  nicht  läntrer  ontzioiieii  Rönnen,  mehr  jil<  bi.shrr 
zu  tun.  Bestimmte  Anweisungen  lausen  fiif,ii  zwar  nicht  erteilen.  E«  entspricht  viel- 
mehr ilcr  Natur  der  ^ache,  das»  die  örtlichen  Bedürfnisse  und  Verhältnisse  massgebend 
sind,  und  der  Selbfitverwnltiin^'^  hierin  ihr  «Müpn^tt  r;  Gelnct  erhalten  werden  muss.  Ab- 
gesehen von  der  Horgfältigti»  lieachtung  und  Bfiiuuuiig  aller  im  Baugosetz  gegebenen 
einschlagend»  II  lkstimmungcn  wird  jedoch  in»  allgemeinen  folgende«  zu  gelton  haben: 

a)  ^N  ährend  zu  der  Henteilun^  von  Kleinwohnungen  von  Gemeinde  w^en  für 
die  Allgemeinheit,  mit  welcher  nbng<«as  mdirMre  deutsche  Btfidte  erfolgreich  vorp^. 
gangen  sind,  nur  au8nahm^\v(  i^c  zu  vorschrciff  n  sein  wird,  wt  rdt  ii  häiiflL'  dlf  (U^ 
meindeHi  insbesondere  die  grösseren  btadtgemeinden  durch  Erstellung  gesunder  und 
KWeckmfissiger  Wohnungen  zu  tunlichst  billigen  Mietpreisen  für  ihre  geringer  besol- 
deten Angr.«tf'!ltr'n  und  dif  von  ihnen  stiindip- lirschäfti^tfii  Arhcitt  r  Al>hilfc  zu  -chafff  r» 
haben.  Hierbei  wie  überhaupt  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  da»i-  itUe  Veruuhrujig  dt-» 
Wohnungeangebotes  nicht  bloss  den  unmittell>ar  beteiligten,  Sönnern  weiteren  Kreisen 
zu  gute  kommt.  Bei  der  Besetzung  der  Wohnungen  wird  allenling»  tunlidist  darauf 
Bedacht  zu  nehmen  sein,  dass  nicht  Personen,  die  in  einem  unmittelbaren  dienstlichen 
I'eber-  o<lcr  Unterordnungsverhaltnis-t'  -tehen,  in  einer  ITausgemeinschaft  vereinigt 
w«:den;  doch  wird  sich  diese  zur  Venueidung  von  Unzuträglichkeiteo  erwünschte 
Rücksicht  oft  unschwer  beachten  lassen. 

b  Bauvereinen,  wie  gemeinnüt/ip  ii  T"iit<  nir  !imuni:*Mi  aller  Art,  die  sich  auf  B- - 
schallung  gesunder  und  preiswünliger  Kleinwohnungen  rieht«»,  werden,  wie  die  Ik'- 
hörden  überhaupt,  die  <jemdnden  nach  den)  Masse  des  Bedürfnisses  und  ihrer  Mittel 
ie<le  mögliche  Förderung  angodeihen  lassen  müssen.  Hierbei  wird  e«  nicht  auf  die 
rechtliche  Form  des  Vereins  wler  der  l'nteriiehmiing,  wohl  aber  darauf  ankon»men, 
dasa ausschliesslich  gemeinnützige  Wohnungszwecke  verfolgt  werden,  und  dass  sai/iuiL'" 
gemass  inMbesoudere  die  etwa  an  Gesellschiüter  zu  verteilende  Dividende  auf  höchstens 
4  Proz.  ihrer  Anteile  besphrankt,  auch  (repellsrhaftem  für  den  Fall  der  AnflSsnng  der 
Gcselis<-haft  nicht  iik  Ih-  hU  der  Nennwert  ihror  Anteile  zugesichert,  <Ii  r  rtwaipo  Rest 
des  (jleseUschaftsvermögcns  aber  für  geiiieiDuüizige  Zwecke  vorbehalten  wird.  Die  Be- 
strebungen derartiger  Vereine  und  Üntemehnningen  vermögen  die  Gemeinden  schon 
«ladurch  zu  unterstützen,  dass  such-  niul  fnchkuudiger  liat,  f^nww  unTr-r  T^ni-i::nden 
noch  eine  darüber  hinausgehentlc  tuiige  Mitwirkung  von  Gemeiiidfbtaiuicn  unentgelt- 
lich zur  V«4ügung  gestellt  wird.  Weiter  kann  Nachlass  oiler  Ermässigung  von  Anlieger- 
beitrugen, wie  von  baupolizeilichen  Koslen  (§  17Ö  de«  Bau^esetzcs)  erfolcen.  Insbe- 
sondere kann  die  Gemeinde  entweder  von  Fall  zu  Fall  die  Ermässigung  der  Anlieger- 
leistungen gewähr<-ii  odi  r  -i<  durch  ürtsgesetz  (i;  52)  von  vonherein  fe>tset7.en.  iki 
dem  erheblichen  Kapitalaufwand,  weleiie  Bauuntemehmungen  erfordern,  ist  die  Ge- 
währung billiger  Darl«^ne  eines  der  weeentlichst«n  Hilfemittel,  namentlidi  gegenüber 
ArbeiterbaugenosKcnsrhiiften,  die  meist  nur  >  in  rintros  ripcnc-  Knjiital  aulzubringen 
vermögen.  Die  Kniiithille  kann  auch  dadurch  crtt)igen,  dass  die  Gemeinden  selbst 
Geschäftsanteile  oder  Aktien  zeichnen  und  eine  Bürgschaft  übernehmen.  Die  Ueber* 
Schüsse  von  Gemeindesparkassen  finden  für  derartige  Zwecke  eine  besonders  geeignete 
Verwendung. 

c)  Eine  vorzugliche  Hilfe  wird  die  Gewährung  von  billigem  Bauland  sein.  Wie 
nun  ausreichender,  ja  reichlicher  eigener  Grundbesitz  schon  für  die  Gemeindezweckc 
im  engeren  8inne  unentbehrlich  ist,  da  andcrenfiüls  die  Besdiaffnng  des  Baugrundes 

für  urnn  iiidlichc  ricli-iuilf  aller  Art  .-rliwieri^  zu  scm  pflegt  und  lx»i  mangelnder  Vor- 
aussicht die  Gemeinde  mit  unverhaltnisinässigen  Opfern  Mästet,  so  ist  auch  eine 
wirksame  Wohnungspolitik  der  Gemeinden  ohne  geftunde  Bo<lenix>litik  nicht  nniglidi. 
(ierade  in  dir-fT  Beziehung  fehlt  es  noch  vielfaeli  an  der  richtigen  Einf^icht.  r)ie  im 
Wohnungswesen  herrschenuen  Missstiiiidt  bal>en,  wenigstens  soweit  et»  «ich  um  grö»*»ere 
und  namentlich  aufstrebende  Gemeinden  handelt,  eine  Haimt<]uelle  in  der  ungesunden, 
übermässigen  und  oft  mit  unlauteren  .Mitteln  arbdten<ien  iJoden-  und  Bauspekulatiou. 
Diese  8pek'ulation  in  den  .Schranken  des  berechtigten  Erwerbs  Verkehrs  zu  halten,  gibt 
e*  aber  Icein  besseres  Mittel,  als  wenn  die  (Jenieinde  an(  b  auf  dem  (Jrundstücksmarkt. 
den  ihr  gebührenden  Einflnss  in  müssi^nder  Bichtung  ausübt.  Die  Gemeinden  werden 
dabo-  nach  dem  Masse  der  Möglichkeit  ihren  Grundbesitz  rechtzeitig  zu  vennebK» 
strelien,  anden r^  if-  -idi  jiht  r  «iavur  Iiiiten  !nii--r[i.  naeli  rein  kanf iiiännischen  Grund- 
siitzeu  mit  ihrem  Grundbesitz  Handel  zu  treiUn  und  lediglich  einen  Verniögenseewinn 
zu  suchiOi,  der  höheren  Zwecken  nachzuetdien  hat.  In  der  Segel  werden  (Oe  Ge- 
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meiDdcn  ihren  Gnindbwii /  f<-t zuhalten  haben  und  nur  dann  unbedenklich  veräu^aern 
können,  wenn  eine  besondere  Liewähr  dafür  gegeben  ist,  dass  der  veräusserte  Grand 
und  BcMlen  der  Spekulation  daaerad  entzogen  bleibt.  ^rk>lohe  Gewähr  kann  in  der 
Katur  der  bache,  wie  bei  VCTiuMenin^  an  eine  gemeinnützige  UntemebmoDg,  gelegen 
tdn  oder  anch  dnrch  besondere  B«!inguniren,  wie  Restellung  eine«  Verkauisrechtee 
f^ler  einer  ^iclicrheit  geschaffen  wndi  ii.  Welche^  Vortrehen  im  Einzelfalle  am  geeig- 
netesten ist,  muf>R  der  wohlmeiüeoden  Entachlieflsuug  der  Gemeinden  überlassen  bleiben. 
Kar  darauf  ist  noch  hinzuweisen,  dam  namentlich  gegcnfiber  gemeinnfitxieen  Stiftungen 
und  Vereinen  durch  l'eberlaH.auritr  finf-s  anirr'meeisen  aupgestflltrtm  Erhnanrf chls  rU-ni 
Intere^e  der  (üenicindc  wie  des  Erwerbers  oft  gleichniäs^ig  wird  ge<lient  werden 
können. 

Auch  ist  pieht  ausigf*chlos.i.en,  d»««  nach  1?(  finden  ähnliche  Vergün^tipiinErcn, 
wie  «ie  gemeinnützigen  Bauvereiuen  oder  Liitemehniungeu  gewährt  werden,  auch  Unter- 
nehmern zageetaDden  werdeoi  welche  gute  und  beBonden»  praewerte  Kletnwohnuiigen 
herstellen. 

d)  Endlich  darf  andi  die  tunlidute  Erldchtemng  des  Verkciin  nach  den  Aniwen« 

Ijczirkcn  L'ru>-<r<T  f ifiiniiiden,  und  zwar  nicht  l>Ioss  mit  Rürk>irht  auf  Arbfirpr, 
«<ondern  auch  auf  Angestellte  und  Gewerbetreibende  aller  Art,  ßowie  aut  {Schulkinder, 
nicht  atlwer  acht  celaMcn  werden.  Hat  die  Gemeinde,  was  in  vielfacher  Beziehung 
ale  angeroej'sen  unn  pmfjti.-cht  bezeichnet  werden  musB.  die  Stransr iil»:ihntn  ^cll-t  im 
Belitz,  so  wird  da»  Ertbrderliche  unmitt»  li>ar  vpranlaspt  werden  k(jniien.  Bif»  «lahm 
wird  auf  die  Inhaber  des  Strasgenbahiiln  irif  1 » s  tunlicljs-t  einzu^viiki  n.  auch  bei  Er* 
teiluAg  neuer  Gendbmigungen  eine  entsprechende  auMlruckliche  Bestimmung  elncu> 
f^etzen  f«ein. 

V.  T)ip  vurhainlriifn  Mi.--sr;ni(]c  körmeu  w(<i<  r  mit  riru  m  fechlnge  noch  durch 
ein  Mittel  beseitigt,  rudern  nur  im  Laufe  der  Zeit  und  nur  durch  Bemühungen  ge- 
mildert werden,  wddie  bd  allem  Kielbewu««tsein  und  inneren  Zusammenhang  doch 

KlHnarbt  it  <]rT  vrrsrhiedenrii  Stollrn  Mt  ibfn  rnii--f  n.  Wie  an  der  Wohnungsfrage  alle 
S^tände  bits  herauf  in  d»;u  Mitt^  luland  lebhaft  beteiligt  eiind,  wird  auch  das  notwendige 
Znsammenwirken  imi  so  gedeihlicher  sein,  je  mehr  sich  die  Ueberzeugtmg  befestigt, 
da^ss  auf  d» m  GcViit  t.-  <!es  Wohnung?=we«ei)n  wirtschaftliche,  konfessionelle  (xler  partei- 
politipcbe  Ct|:tii>atzc  irgend  welcher  An  die  zum  Wohle  des  Vaterlandc«  notwendige 
gemeinsame  Arbeit  nicht  zu  hindern  brauchen. 

Das  Ministehuju  verkennt  nicht,  dass  im  Wege  der  behördhchen  Verfügung  sich 
nur  etnigm  wird  erreielien  {«gsm.  Hauptaufgabe  der  BehSrden  jeder  Ordnung  wird 
(lühtr  anch  ,-fiii,  die  richti).'!'  Kin-^ifht  von  der  Be^lrntnng  der  Wollllnn<.■^fr:l^rl^  lin- F.r- 
kfcütuiiis  der  gegebenen  Mittel  und  den  guten  W  illen  zur  Abhiüe  allenihiUben  zu 
stärken.  Während  die  Gemeinden  allgemein  zu  vi  rsiändiiren  sin«!,  können  den  Ar- 
l)eitgcbern,  der  geno*eens( hafdichcn  Belbstliilfc  und  der  (leinrinniit/iL'kcit  fclbs^tvcr- 
»^tändlich  in  der  Hauptf*a<  lio  nur  Anregungen  und  gegebenen  lall**  liat.-cidäge  erteilt 
werden,  deren  Nutzen  wet^entlich  mit  davon  abhängen  wird,  dass  sie  in  der  richtigen 
Art,  zur  richtigen  Zeit  tmd  unt^  sorgfältiger  Beriickt»ichtigung  des  für  die  Beteiligten 
praktisdi  Möglichen  und  Wünschenswerten  erfolgen. 

Die  Krkenntnis  <icr  vdrhandcni-n  Mis^-laiidc  ist  der  erste  Schritt  zur  P>e---eriing. 
Die  Behörden  jeder  Ordnung  wollen  ßieh  daher  die  zuverlässige  und  Idrtgesetzte  Er- 
mittelung der  WohnnngsrerBUtnifSe  angelegen  «ein  lassen.  Insbesondere  sollten  volk* 
reiche  Gemeinden  die  Pflege  einer  fnrinlirlien  Wohminir-^f-fntifitik  nicht  vernachlässigen. 
Ueber  den  Stand  de»  Wuhnungswe^enft  wiin.-eht  dim  Ministerium  in  Zukunft  alle 
3  .lahre,  jedcK'h  beginnend  am  1.  Oktober  r."  il.  \on  den  Aratshauptmaniischaften  und 
i^tadträteii  mit  revidierter  »Stiidteordnung  regelmässig  lieridit  /n  erhalten.  In  den  Be- 
richten, welche  von  den  Kreifhauptroannschaften  zusuaimen/iifassen  und  guta<'htlich 
vorzutragen  sind,  ist  darzulegen,  ob  und  welche  Missstände  vorhanden  sind,  insbe- 
sondere ob  es  an  kleinen  Wobnungen  fehlt,  ob  die  vorhandenen  ungenügend,  überfüllt 
oder  ZQ  teuer  sind,  worauf  die  Missstande  znrQrkKnffibren,  hiebesondere  ob  ungesunde 
Boden-  oder  Baiisiiekidation  vorhaii<!eii.  .-nwie  welelie  A!(hilf>nia--reL'c!n  eriiriffen 
wler  zu  empfehlen  sind,  pci  e»  im  Wege  der  Bau-  und  W'ohnungspoJi/.ei  mlvt 
der  positiven  WohnimgsfOrsorge,  insbesondere  in  welcher  Weise  im  einzelnen  diesi  r 
VrrnrrJiaing  nachgegangen  worden  ist.  Bei  dieser  Gelegenheit  will  das  Mini>r.  riura 
auf  die  Uebersiehten,  welche  die  kurz  über  alle  Gebiete  der  Sozialjiolitik  berichtende 
W'ochenschrift  „Soziale  Praxis-'  auch  in  der  Wohnungsfrage  gi>)t,  sowie  die  ausführ- 
iichen  Darlegungen  der  einklagenden  Fragen  in  der  kürzlich  g^ründeten  „Zeitschriit 
für  Wohnungswesen*  verwoiBen. 

Hiernach  wolle  die  Kreisliaiipintaiin>ehaft  die  V*  rhälf  nis>e  des  r!ei:iernn|:s]i(zirki  s 
eorgiältig  prüfen  und  fortdauernd  im  Auge  behalten,  die  Arotshauptmanuschaften  und 
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die  btadirate  der  Jstädte  mit  revidierta-  Städteordnung,  die  aicb  mit  deu  Fabrikinspek- 
Ikmea  und  Berirkaintoii  sa  vecoehmen  haben  weram,  nicht  bloss  mit  allgemetner, 
hotiflern  mich  gcgebencnfallB  mit  beBondenr  Anveiaang  vendm  ood  «UenUuubea  das 

Erfonierliche  vorkdiren. 

3.  Königreich  Württemberg. 

Verfügung  der  k.  Ministerien  der  auswärtigen  Angelegenheiten, 
Abteilung  für  die  Verkehrsanstalten,  des  Innern  and  der  Finaozeu, 
betreffend  die  Vergebung  voa  Arbelten  nnd  Ueltoraogen  in  den  De- 
partemente der  attBvSrtigen  Angelegenheiten  (Abteünng  fOr  die  Ver- 
kelirsaiutalten)^  des  Innern  und  der  Finanaen.   Vom  19. 'Januar  1908. 

4.  Grossherzogtum  Hessen. 

Verordnung,  die  Auslüilirung  des  Oesetzes  über  die  Wolinungs- 
fOraorge  fOr  ICnderbemittelte  vom  7.  Augnat  10Q8  betrefltend,  vom 

24.  Februar  imi    v -1   Bull.,  Bd.  I,  8.  r^o'ij 

I.  Bildung  und  Gcscbaf tskreis  der  Laudcswohnung^iof^pekf  ion. 
■§  1.   Für  diw  Gebiet  des  Giwsherzogtum«  wird  eine  unserem  MittiöU;rium  di-^ 
Innern  unti-rsichoiide  T.umles\^ olinuiiL'^r'iiispcktion  «reliildi  t.  tlcren  Dienstobliegenheiten 
bis  auf  weiteres  von  dem  Laodcäwohuimgsinspcktor  mit  dem  Amtaaitee  ia  ItermsUdi 
wahrzundiinen  Rind. 

§  2.  r  Lande>i\vohnun^!*in3pektor  ii^t  der  Ahtoiltinjr  für  Landn'irtschaft,  Haivid 
und  (iewerl)e  unseres  Ministcnums  des  Innern  beigegeben  und  wird  von  deren  Vur- 
sitzendeiu  beeidigt. 

Die  gcnuiiute  Ministerialabteilung  leitet  und  beaufsichtigt  die  TatiL,'k«'it  df^  T.:ind«- 
wohnungsinspeklors,  regelt  seinen  Geschäftsverkehr  mit  Behörden  uii  i  l*n\aii::i  und 
bandhabt  die  Disziplin  über  denselben  LTi-müß  §  (>  der  Verordnung  vom  J7.  Januar 
likio,  die  Aufhebung  der  oberen  landwirtüchaftlicheu  Behörde  und  die  Bildung  einer 
MinnterialabtdlttDg  ffir  Landwirtschaft,  Handd  und  Gewerbe  im  HiniMteriuro  des 
lonem  betreffend  (Reg.-Bl.  S.  13')). 

g  3.  Knt-s|>reehend  der  durch  das  \Vohnungstijrsargej;cset/,  von  dem  ?!>iaai  iiij^r- 
mmiuienen  Auigal>f,',  die  Erbauung  von  gesunden  und  preiswerten  Wohnungen  für 
Mimli  rbeniitleltc  -icli»»r  zu  stellen,  hat  der  I;;iii<lo^uohrmn<:-iii:-peklor  ab  Organ  der 
staatlichen  Wohlfahrtspflege  im  allgemeiutu  die  zur  Erfüllung  dieser  Aufjrabe 
geeigneten  Maasregeln  im  Rahmen  des  (leselzes  anzuregen  und  zu  unterstützen. 

Hei  seiner  Tätigkeit  hat  er  zu  beachten,  da.ss  Zweck  des  WohnuiLgBfüiw>n;i(^;es6tseB 
w«ler  die  den»  Arraenrecht  angehörige  liesrhaffung  von  Unterkunft  für  Obdacbfose, 
noch  i?»  ii>tcr  Linie  die  bereit-  'liirch  das  Wohnungsaufsichtsgesetz  vom  1.  Juli  1S'J3 

g^r^cltc  polizeiliche  Verhütung  der  mielwäsien  BenuUung  ungesunder  oder  die 
ittlichkeit  gefährdender  Wohnungtu»  oder  BchlafotcUen  ist. 

In  liesonden  rii  Masse  ist  von  ilim  I.arn!  -wcthnungsiiisprktnr  zu  berücksichtigen, 
da-i»  die  Frage  di.^  Ik'durfnif*«er?  nach  Wuhnuugt  n  für  Mindi  rliemittrlte,  wie  diejenige 
der  swedcmissigsten  Art  der  Ahhülfe  nach  <len  örtlichen  \'< rhalinisson  beantwortet 
werden  inn«s(>n.  Er  hat  deshalb  stet.s  darauf  be«lacht  zu  sein,  sich  der  vorständnis- 
vollen  MiLwirkuii^  der  örtlich  zuständigen  Behörden  und  der  etwa  vurlaaudtjueu  geinein- 
nütsigen  Bauvereinc  zu  versichern  (Art.  12  Abs.  1  de-i  Gesetzes). 

fi  4.  Der  iAndeswohnungMinspcktor  hat  insbesondere  fokende  OblicgenheiteD:^ 
i>  Die  Errichtung  gesunder  und  billif»er  Wohnungen  tör  Minderbemittelte  in 
Stadt  und  T.imd  iiLirli  M;v---ralir  dr>  Bedürfnis-!  -  in  L'et  i_Lnic(.-r  M'cise,  namentlich  l>ri 
Arbeitgebern  und  i\jbeitn«'hiiHrii,  bei  Gemeinden  und  kotniuunalen  VerbändeJi  aü-  ^ 
zurren  tmd  diese  sowohl  wi'  'jcnieinnützige  Vereinigungen  und  sonstige  Interessentai 
in  allen  auf  VerhesT^erniiL'  di  r  W'uhnunir«;'.  erhältnisse  Minderbemittelter  gerichteten  Be- 
strebungen mit  Hat  und  l  ai  zu  iniU-r.-^Lut/,*  u ; 

2)  die  Gründung  gemeinnütziger  BaugenosseuM  hat  h  u  oder  sonstiger  VereinigiliHpB 
zum  Zwe4;ke  gemeinnütziger  Bautätigkeit  nach  Ma»i^gabe  des  BedttnniBsos  anzuregen 
und  zu  fördern; 

3i  die  auf  Grund  des  WoIiinniL'^-riir  ■  irL'egesetzeH  bei  dem  Ministerium  des  InneTO 
eingehendeu  (tcsuchc  um  Darlehen  aus  der  Landeskreditkasae  za  begutachten; 

4)  t)ei  der  l>lierwachung  der  Verwendung  dieser  Darkben  und  der  ErffiUuiig 
der  hierüber  br-stebendcn  gesetirliehen  und  vertragMOlSssigen  VoTSchriftea  mitzuwirken 
(Art.  3  Abä.  1,  Art.  G,  7  und  h  de»  Gesetzes); 
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5)  in  dem  Zwangsverfahren  g^en  Gemdiidcfi  (Art.  5  Abs.  2  ff.  d«s  GeMtces)  als 
Sacbverittandi^r  Gutnchten  abzugeben,  und 

6i  $«tatietieche  Nachwei«e  auf  allen  Gebieten  des  Wohnungswcaeua  zu  bc^^chaffen 
und  über  die  sich  ergebenden  Fnipcn.  sowie  über  die  eigene  Tätigkeit  narh  näherer 
Anweiauiig  der  im  §  3  genannten  MiaisteriAlabteilang  alijährlich  derselben  äoen  Jahres- 
iMficht  zu  a!9tatten. 

§  5.  Die  dem  Landeswohnnnj^inepektor  aufgetragene  Rataertalnng  hat  meh 
namentlich  auch  auf  die  zweckmäßige  Ausgestaltunp  der  örtlichen  Wohnunp«- 


1.  Juli  IS!  »3  eingerichtet  worde    n  1 

Nnchdem  durch  Art.  10  des  VVohnungsfürsorgegeeetzcR  die  Vorschriften  de»  vor- 
genannten Gesetzcü  auf  alle  Gemeinden  des  L^dc«  auaigedehnt  worden  aind,  ist 
weniestens  fflr  die  grösseren  Gemeinden  die  Einrichtung  von  örtlichen  Wohnunge- 
inspStioD«!  anzustreben.  Die  Organisation  der  letzteren  bleibt  der  Beaselung  nach 
den  örtlichen  Verhältniseen  überlassen,  es  ist  jedoch  flberall  darauf  zn  s^en,  dass  in 
erster  Linie  zu  Wohnung8in6i)i'ktoren  tunlich>t  mit  besonderer  Sachkenntiiih  aus- 
geetatlete  Peiaonen  (Aerzte,  Architekten  etc.)  bestellt  werden.  Untergeordnete  Polizei- 
omne  sinci  als  Wolinungsinepektofen  nnr  aomahmewase  fflr  kleinere  Gemeinden 
ndWig. 


männer  in  G»^nieinden  für  erforderlich,  in  denen  Wohnungsinspektionen  nicht  bestellt 
sind  oder  gemeinnützige  I^auvereine  nicht  haben  gründet  werden  können,  so  hat  er 
wt^eii  BcKttllung  solcher  VcrtraueiisiriHiuier  seiner  vorgesetzten  Dienstbehörde  Vorlage 
ZU  machen. 

Die  Auswahl  und  Bestellung:  der  Vertraueosmänner  erfolgt  iu  Gemeinden,  auf 
wdcfae  die  Stidteordnnng  Anwendung  findet,  dnrch  die  Bürgermeistereien,  für  nlle 

AWgen  Gemeinden  durch  die  Kreisäinler. 

§  7.  Die  Untentfitzung  bereits  bestehender  odor  neu  zu  gründender  ^pemeiii- 
nfitziger  BauTereine  ist,  neben  der  Förderung  durch  den  ZentralTerein  fOr  Emchtnng 
billi^ar  Wohnungen,  auf  freiten  ihr  Gemeinden  als  der  berufensten  TrägerinriMi  1  r 
B^trebungen  zur  Verbesserung  des  Kleinwohnangswesens,  und  auf  selten  der  weiteren 
KommunuverUnde  in  jeder  wTeise  anxQstreiben . 

Dicj^o  Unterstüt7Aing  kann  dailurch  erfolgen,  d;\i<>-  die  Gemeinden  oder  weiteren 
Kommunalverbäode  einem  Bauvereine  für  seine  Tätigkeit  die  unentgeltliche  Mitwirkung 
ihrer  Banbeamten  snr  Verfügung  stellen,  das«  sie  Anteilscheine  des  Vereins  über- 
nehmen, ihm  Vergünstigungen  bei  der  Verzin  i.ii-  und  Tilgung  der  aufgenommenen 
Baudarlehen  bewilligen,  so^e  Baudarh'hen  h^jHDihekenfref  gewähren,  dem  Verein 
billiges  Baugehitvle  zu  Eigentum  o^h'r  in  der  I'orm  des  Erbbaurechts  oder  in  sonst 
jtnchdienlicher  P^orni  iiberiasspn,  oder  die  Rcitraj^pkosten  für  Uersteilang  von  Strassen, 
Kanälen  u.  s.  w.  ganz  oder  teilweise  selbst  zu  übernehmen. 

Für  welche  dieser  Massregdn  der  Landeswohnungsinspektor  als  Förderer  und 
Beirat  der  gemeinnätzirai  Bauvereine  einzutreten  für  richtig  hält,  liat  er  nach  den 
Umständen  des  fönzeliOles  zu  erwägen. 

?i  8.  Der  I>andeswohnun^inspektor  ist  befugt,  in  Ausübung  seiner  Amtstätigkeit 
die  unter  Zuhilfenahme  von  DarleJwn  ans  öffenuicben  Mitteln  erbauten  Wohnungen 
/,u  betreten  und  zu  besichtigen. 

Innerhalb  ihrer  Zui^tundigkeit  haben  alle  Behörden  den  LandeswohuungsinsiKjktor 
bd  der  Ausübung  seiner  Amtstätigkeit  zu  unterstützen.  Insbesondere  sind  die  Folizd* 
behOrden,  die  Geenndheitsbeftinteh  und  die  aJs  Wohnnngsinspelrtoren  hestditen  Per- 
-■onen  yrrpflichtet,  dem  Landeswohnungsinspektor  auf  I^suchen  über  die  von  ihnen 
Reinachten  Wahrnehmungen  Auttkunft  m  erteilen,  ihm  Einsicht  in  die  auf  Grund  dt  r 
Ziffer  V  der  Anweisung  zur  Ausführung  des  Mietwohn ungsgesetces  zu  führenden 
Register  zu  gewahren  und  ihn  an  der  Boichtigung  von  Mietwohnungen  und  Schlaf- 
stellen teilnemnen  zu  lassen. 

9.  Die  dem  Lnndflswdinnnninspdctor  als  etlndigem  Scfariftführar  des  Emst 


übenden  Geschäfte  hat  er  nach  den  von  der  inj  2  oben  genannten  Ministerialabteiluug 
und  dem  VeicinsToretand  zu  Teminbsienden  VorschrifleQ  zn  «riedigen. 

^  10.  Der  T.an  if^wohnnngsinspekt^^r  hat  für  auswärtige  Diensfge>chafte  An- 
>^pruch  auf  Tagegelder  und  Keisekoeten  nach  den  Vorschrift^  der  Verordnung  vom 
x  September  1879  (Reg.-BL  S.631)  und  wird  den  in  §3  Ziffer  5  daselbst  aufgefOhrten 
Beamten  cingereilit. 


:es  vom 
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IL  Gesuche  um  Darlehen  aun  der  LandenkrcditkaaBe  (Art.  4  des 

Woh  n  ungsf  ü  rhorgeecsptz rs(.  • 
§  11.   Au.s  clem  von  einer  Gemeinde  unter  Vermittelung  des  Kreisamtä  und  tuil 
desHen  gatachtlicher  AeuBMruns  bei  dem  MinMterium  des  InDero  einsureicbendea 
GeBQche  nm  ein  Wohnonrndiirtohen  aus  der  LandeskreditlnuMe  (Art  4  den  Gesetzes) 

mu88  hervorgehen  l:i>  l)arlehen  nur  zum  Zw.ckc  «lor  Erwcrbmi^  von  naiiLTi^lände 
2U  Wohnungen  für  Minderb«niUelte  odor  «um  Zwecke  der  Bauaustühmng  oder  für 
beides  nachgesucht  wird,  sowie  ob  die  Gmeiode  selbst  zum  Wobnungi^bau  sn  schreit«! 
n  lnr  rin>  1  >  irl*  heu  an  «ne  gemeiDDÜtnge  VeraniguDg  (Art.  5  des  Gesettes)  wdtcr^ 
zugeben  beiili-ichtigt. 

Dom  Gesuche  »iud  die  8cino  Prüfung  ennfigUcbetidcn  Eoetenansdibige  und  Püne, 
letztere  in  der  für  Bau^uche  allgemein  vorgeschriebenen  Grösse  und  Auaetattung, 
beizuschliessen.  Ebenso  jst  bei  beabsichtigter  Weitergabe  des  Darlehens  an  eine  geraein- 
nül7.it;p  Vi  rcinigung  <l:i^  init  dieser  nacli  Art.  7  de«  Gesetzes  gftroffono  Abkinniii'  U 
Torzuiegea,  aus  dem  uoter  anderen  auch  ersichtlich  sein  muss,  ob  ¥on  der  Bootimuiung 
des  Art.  6  des  Gesetzes  Gebrauch  gemacht  werdon  soll  oder  nfdit. 

Die  P.<  triitachtunL,'  des  Dar!»  hen>c:o.-i]rh>  hat  sich  nrJ  lie  Zwti^kmäiisigkeit  des 
lJutcruchmeii'-.  «Iii.'  Hitliiigkeit  und  Vulktändigkeit  der  dem  Gesuch  beigefügten  Unter- 
lagen, ferner  gegebenen  f"allo*  auf  die  Wahrung  der  Vorschriften  de^  Art.  6  Abs.  2 
und  Art.  7  Ab«.  1  und  die  Anwendung  des  Art.  8  dos  Gt^jetzes  sowie  darauf  711  rr- 
.-streckeu,  ob  die  Voraussetzungen  etwa  nachgesuchter  Vergüufitigungen  gemäss  An.  i 
des  Gesetzes  TorliMren. 

III.  Zwangsverfahren  gegen  Gemeinden. 

§  12.  Der  Antrag  auf  ISinleitung  des  Zwangsverfehiens  gegen  dne  Gemdnd» 
(Art.  6  Abs.  2  des  (»esctzos)  ist  an  das  Krcisamf  zu  richten  m  l  Iiat  alles  dasjenige 
anzugeben,  was  geeignet  ist,  nachzuweisen,  dass  ein  auf  andere  VV^eise  nicht  zu  be- 
«eitigender  Mangel  an  Wohnungen  für  Minderbemittelte  in  der  Gemeinde  vorliegt.  Im 
übrigen  finden  auf  den  Inhalt  und  die  Anla^'en  des  Gesuchs  die  Vor8chrift.eti  de>  vor- 
stehenden §  11  Abs.  1  und  2  siougemäääe  Anwendung.  Kostenvoranächlägc  und  Pläne 
sind  in  doppelter  Ausfertigung  einsuieichen. 

5.  Herzogtum  SaoliMii-Gobiiiig^tba. 

Verordamig  betr.  Votsohriften  zum  Sohntee  der  bei  Bauten  be> 
aoh&ftigten  Personen.    Vom  4.  März  1903. 

Auf  Grund  de.s  §  I2(le  Abs.  2  der  Kpichsgewerbf^nnlnung  in  der 
lledaktion  vom  2G.  Juli  19(X)  (R.G.Bl.  Ö.  871),  sowie  <ler  §{?  113—117 
des  Gewerbe-  und  des  §  40  des  Ban-Unfallversicherungsgodetzes  in  der 
Fassung  der  Bekanntmachung  vom  6.  Juli  1900  (R.0.BL  No.  29»  8.  673  ff.) 
werden  nach  Anhörun-i:  des  Vorstandes  der  thüringiseheii  Baugewerks- 
l)enifsn;eno,ssen8chal'l  zum  Sclmtzo  der  bei  Bauten  beschäftigten  Personen 
die  uachstehenden  Vnrsdi ritten  eil.i.ss«m: 

Gerüste,  Leitern  und  Geräte.  §  1.  Alle  bei  der  Herstellung 
von  G^rttsten  zur  Verwendung  kommenden  Materialien  und  Gerttachaften, 

inHl)('>'>iidero  Gerüst  und  Steifhölzer,  Bretter,  Leitern,  Bindezeug,  Tan« 
wri  k  nebst  Flas('liAn7fi£::en,  Hollen,  Winden,  Aufzugsmaschinen,  mttasen  sich 
in  gutem,  gebrauchst^äbigem  Zustande  befinden. 

§  2.  Rüstungen,  sowohl  stehende  wie  hängende  oder  auch  aut'  sog. 
Auslegern  befindliche,  mttssen  nach  fadunftnnischen  Gnmds&tsen  und  dem 
jeweiligen  Zwecke  entsprechend  in  genügender  Festigkeit  hergesteUt  werden; 
hierbei  darf  mir  jr'ites«.  gMundes  Material  verwendet  werden. 

§  3.  Dio  GerustHtünder  nicht  abgebundener  Gerüste  für  Maurer, 
Steinmetzen  und  Zimmerleute  müssen  mit  Neigung  nach  der  zu  berüsten- 
den  Front  in  die  Erde  eingegraben  oder  auf  Holzonterlagen  (Schwellen) 
eicher  und  unverrückbar  befestigt  werden. 

Femer  müssen  die  Gerüste  mit  den  nötigen  Streichstangen  versehen 
und  «letztere  bei  stärkerer  Belastung  ausser  der  Befestigung  mit  Binde» 
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sdttg  nooh  daroh  onter-^euagelte  Knagu^en,  Eisenklammern  oder  Steiflidlzer 
unterstützt  werden. 

Bei  leu'htei)  TUncher^erfisteii  ist  das  Ciugraben  der  Gerflststangen 
oder  Leitern  in  den  Bodeti  nichi  oi  tVn  ilerlich. 

Aus  Leitern  zusauimeugebauto  Tiinchergerüste,  welche  uui'  bei  ge- 
ringen Belastungen  verwendet  werden  dürfen,  sind  lotrecht  anfsostellen 
tind  in  jedem  Stockwerk  und  am  oberen  Ende  sicher  mit  den  Gebäuden 
zu  verbinden.  Bei  ihnen  können  dio  watrorochton  Leitern  als  Streich- 
ötangen  gelten,  wenn  sie  durchgeheu  und  mit  den  öt&ndem  durch  Binde- 
werk  fest  verbunden  sind. 

Unter  jedem  Gterttst,  dessen  unterste  Arbeitslage  httker  als  4  m  Ober 
dem  Terrain  liegt|  muss  zum  Schutze  der  Arbeiter  ein  dicht  abgedecktes 
Uutergerü.st  in  einem  Abst  t  I  von  mindestens  2  m  ttber  dem  Terrain  aQ<> 
gebracht  bezw.  belassen  werden. 

§  4.  Die  zum  Oerttstbelage  verwendeten  Bretter  müssen  eine  ilirer 
Belastung  entsprechende  StArke  haben,  femer  mttssen  sie  dicht  aneinander 
und  80  gelegt  werden,  daas  das  sog.  Wippen  (Aufschnappen)  der  Bretter 
auagCBclilossen  if^t. 

Alle  Gerüstgeschosse,  auf  weichen  gearbeitet  wird,  »iud,  um  den  Ab- 
iturs von  Hens^Mn  sowie  das  Abifallen  von  Baumaterialien  und  Wei^- 
aengeu  zu  verhindern,  mit  gehörig  befestigten  Brustwehren  und  an  den 
Bretterbelag  dicht  anschliessenden  Bortbretteni  zu  versehen. . 

§  5.  Gegen  Langen-  und  SeitenverHchiebungen  der  Geniste  müssen 
genügend  starke  Verschwartungen  ^Diagonaiverstrebungen)  angebracht 
werden. 

J5  6,  Die  Genist-  und  Steigleitern  müssen  eine  ihrem  Zwecke  ent- 
sprechende Festigkeit  und  Konstruktir.n  haben.  Die  Bäume  wie  Spros.sen 
müssen  aus  gesundem  Holze  bestehen  und  nach  ihrer  Aulstelhiii;^-  so  be- 
festigt werden,  dass  sie  weder  unten  abrutschen,  noch  oben  überschlagen 
oder  aoBweichen  kSnnen.  Ferner  mfiasen  die  Leitern  den  Aostritt  ent- 
sprechend überragen  und  bei  verhältnismftssig  weit  voneinander  liegenden 
GerüstgeschoHsen  gegen  das  Duiciibiegen  und  seitliche  Schwanken  feet, 
eventuell  kreuzweise,  abgesteift  werden. 

Die  Leitergünge  sind  so  anzulegen,  d&ss  die  von  einer  Leiter  herab« 
fallenden  G^enstftnde  den  darunter  liegenden  Leitergang  nicht  treffen 
können. 

Zweiseitige  Malerleitern  und  Treppen-  odor  Srnffnlpitoin  müssen  mit 
einer  solchen  Vorrichtung  gegen  unzeitiges  Auäeinandergeheu  versehen  sein, 
daas  nach  ihrer  Aufstellung  das  Ausrutschen  unmöglich  gemacht  ist. 

§  7.  All«  Teüe  des  Charttstes,  das  dasa  verwendete  Bindezeug,  dann 
die  An&ngsvorrichtungen  mit  ihrem  Tauwerk  und  sonstigem  Zubehör  mttssen 

in  entsprechenden  Zwischenräumen  sorgfältig  nntorsucht  werden. 

Ungleichmässige  und  übermässige  Belastungen  der  Gerüste  sind  unter 
allen  Umständen  zu  verhindern.  Den  Arbeitern  ist  jede  eigenmächtige 
Aeoderong  an  den  Oerttaten,  inabesondere  das  Herausnehmen  von  Klammem, 
fidlxem,  das  Entfomen  von  Schntabrettem  und  Dielen,  zu  verbieten. 

Es  ist  Sorge  zu  tragen,  dass  beim  Abbruch  der  Gerüste  und  beim 
Entfernen  von  Absteifungen  ein  unnützes  Verweilen  von  Arbeitern  unter 
ihnen  nicht  stattfindet.  Personen,  welche  als  Epileptiker  oder  als  mit 
Schwindel  behaftet  bekannt  sind,  dürfen  zu  Arbeiten  auf  Gherflsten  nicht 
verwendet  werden. 
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4j  H.  HÄnpe^'cn'i.sit»^  ^Gerüste,  welche  an  Flaschenzilgen  horal)lifliitren> 
dürfen  nur  in  AnsnahmetäUen  rnit  bpfsondcror  pnlizeilichor  Genehmi<;uiig 
nach  Prüfung  und  bei  dauernder  Aufsicht  durch  einen  ijachverst&ndigen 
verwendet  werden. 

Abbrncharbeiten.  §  9.  Beim  Abbruch  alter  Gebäude  darf 
ein  Tjnwr-rfen  ganzer  Wilndo,  Schornsteine  oder  sonstiger  Gebäudeteile 
rmi  l)ci  besonderen  Verhältnissen  unter  gewissenhafter  Aufsieht  und  mit 
Beobachtung  aller  Vorsichtsmaasregeln  erfolgen.  Für  die  entsprechende 
Absteifung  von  Banwerken,  weldie  durch  den  Abbrueh  anstoasender  Bau- 
teile ihre  Stütze  verlieren,  ist  Sorge  zu  tragen. 

Bei  allen  Bauten,  besonders  abftr  beim  Abbruch  von  Gebäuden,  mü.ssen 
durch  Besprengen  und  andere  «reeignete  Vorsichtsraassregeln  Belästigungen 
durch  Staub  möglichst  vermieden  werden.  Namentlich  darf  trockener 
Bauschutt  nirgends  frei  heruntergeworfen  und  nur  innerhalb  der  Baustelle 
besw.  des  Bauzaunes  gelagert,  auch  auf  der  Straase  nicht  in  Haufen  zu- 
sammen^'etragen  werdett|  wenn  nicht  durch  Beaprengen  dem  Verwehen 
begegnet  wird. 

Baugruben  und  Ausschacbtu ngen.  ^  \0.  Baugruben,  Brunnen 
und  Gr&ben  mttssen,  sofern  es  die  Art  des  Bodens  erfordert,  genügend 

schrilge  Böschung  erhalten  oder  unter  Verwendung  haltbarer  Materialien 
in  ausreichender  Stärke  gut  ab^^esteift  werden.  Neben  vorhandenen  Strassen 
und  Bauwerken  sind  die  neuen  Fundamente  und  der  hierzu  nötige  Bau- 
grubenaudtu)  mit  beaonderer  Vordcht  und  nur  nach  Vornahme  der  nötigen 
Absteifungen  ausaufähren.  Insbesondere  hat  dies  bei  Legung  der  Fun- 
«laineute,  soweit  es  zur  Sicherung  des  Nacfabargeb&udea  erforderlich  ist, 
in  kurzen  Strecken  zu  geschehen. 

§  11.  Zu  Ausschachtungen,  deren  Herstellung  bei  nicht  sachgem&sser 
Ausftihmng  mit  Gefahr  für  die  Arbeiter  vorbundea  ist,  sowie  an  Ver- 
fUllungen  von  Ausschachtungen  unter  Beseitigung  der  Absteifungen  dürfen 
nur  fachmännisch  ausgebildete  Arbeiter  verwendet  werden. 

Lauft reppen.  §  12.  T>aut>reppen  sind  mit  l--«^»!!! «/enden  (Jner- 
leiston  zu  versehen  und  in  einer  aolchen  Breit«  anzulegen,  dass  sie  da*» 
Ausweichen  zweier  Personen  gestatten ;  ausserdem  ist  beiderseits  ein  festes 
Gelinder  anzubringen.  Sie  müssen  in  Höhe  jeder  Arbeitslage  ein  Podest 
zum  Ausruhen  der  mit  dem  Materialtransport  beschsftigten  Personen  er- 
halten . 

Absehluss  und  U  e b e r d e ck u  n g  der  Oeffnungen.  §13.  Alle 
Oeffninigen  in  den  Balkenlagen  und  Gewölbedeckeo,  insbesondere  der 
Treppen,  der  Lichtsehachte  und  Aufzüge,  sowie  Kalkgruben  und  andere 
beim  Verkehre  der  Bauarbeiter  in  Betracht  kommende  Vertiefungen  der 
Baustelle  sind  mit  hinr»  ichend  festem  Brustgeländer  einzufriedigen  oder 
mit  Brettern  fest  zu  überdecken.  Alle  Balkenlagen,  auf  oder  über  weiclien 
gearbeitet  wird,  müssen  an  den  Stellen,  an  welchen  gearbeitet  wird  und 
an  denen  Arbeiter  zu  verkehren  haben,  mit  Brettern  von  ausreichender 
St&rke  abgf  <]('r]<t  wenlen. 

Alle  Ift  nutzten  Eingänge  zum  Gebäude,  welche  nicht  durch  Geriist<^ 
oder  Abdeckungen  geschützt  sind,  müssen  mit  sicheren  Schutzdächern  vei- 
sehen  werden. 

A  u  f  b  r  i  n  e  n  d  r  Balkon.  §  14.  "Während  des  Aufbringens 
<  Aufziehens  I  der  Balken,  der  Verbandhölzer  und  anderer  schwerer  Bau- 
materialien, sowie  während  des  liichtens  von  rachwerksgebftadeu  hat, 
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wenn  nicht  genügende  Vorkehrung  zur  Sicherlieit  getroffen  iat,  jede  Be- 
sehaftigung  unter  diesen  ArbeitastelleE  sa  ruheiL 

San  dB  treuen.  §  15.  Bei  Glatteis  und  Frostwetter  sind  die  Ge- 
rtistbrettpr.  Treppen  und  LanfljahneTi,  soweit  sie  von  Mcnsrlicn  betreten 
werden,  mit  Sand  zu  bestreuen ;  «lasöelbe  muss  an  den  oberen  Mauer- 
flftcben  beim  Aufbringen  von  Balkenlagen,  Eisenschienen  u.  dergl.  ge- 
schehen. 

Abschlnss  nicht  genügend  erleuchteter  Baustellen. 
§  16.  Das  Betreten  von  nicht  genügend  erleuchteten  Rohbauten  ist  den 
Arbeitern  nach  £intritt  der  Dunkelheit  zu  untersagen  und,  soweit  tonlich, 
durch  AbeohlieBsen  der  Zugftnge  za  verliindeni. 

Schntzgerltste.  §  17.  Bei  allen  Arbeiten,  bei  denen  eine  eriieb- 
Uche  Gefahr  des  Absturzes  bmdiftftigter  Personen  oder  das  Herunterfallen 
von  Bauteilen  nnd  Werksengen  besteht,  sind  eigene  SdintsgertlBte  an- 
zubringen. 

Sind  die  letzteren  lediglich  zum  Schutze  der  unterhalb  arbeitenden 
Personen,  dagegen  nicht  für  den  Verkehr  von  solchen  bestinimt^  so  sollen 
sie  so  konetnüert  werden,  dass  sie  nicht  ohne  weiteres  betreten  werden 

kdnnen. 

S  1  c  h  o  r  h  0  i  t  s  ;4  ti  r  te  1.  §  18.  Ziir  Austuhrung  von  Ai  beiten  an  steilen 
Dächern  und  au  anderen  gefährlicbeu  Gebäudestellen  sind,  sofern  hierzu 
nicht  genügend  sichere  Schntsgerttste  hergestellt  sind,  Siclierheitsgürtel 
und  starke  Leinen  yorrfttig  zu  halten  und  die  Arbeiter  anf  deren  G^ebrandi 
streng  hinzuweisen. 

Vorsichtsmassregelu  beim  Einsteigen  in  Schachte. 
§  19.  Vor  dem  Einfahren  oder  Einsteigen  in  Brunnenschächte,  Abort- 
gmben  n.  dergl.  ist  festsustellen,  dass  in  ihnen  keine  das  Leben  ge- 
fthrdende  Luft  (gefthrliche  Gase)  vorhanden  ist,  oder  aber  fittr  deren  Be» 
«eitignnfr  Sorge  zu  tragen. 

Abhaltung  von  Zugluft  §  20.  Die  im  Innern  von  Gebäuden, 
insbesondere  von  Nenbanten,  beschäftigten  Bauarbeiter  sind,  soweit  es 
nach  Art  der  Arbeit  veranlasst  ist,  wahrend  der  kalten  Jahreszeit  durch 
Fenster,  Türen  oder  anderen  genügenden  provisorischen  Verschluss  der 
Oe^nnngen  gegen  Lnftxug  und  sonstige  schädliche  Witterungseinflusae  zu 
schützen. 

Coaksfener.  §  21.  In  Räumen,  in  denen  offene  Coaks-  oder 
Sohlenfener  ohne  vollständige  Ableitang  der  entstehenden  Gase  brennen, 
darf  nicht  gearbeitet  werden. 

Solche  Räume  sind  gegen  anflere,  in  denen  gearbeitet  wird,  möglichst 
dicht  abzufichliessen  und  dürten  nur  für  kurze  Zeit  im  Bedürtnisfalle  be- 
treten werden. 

Aborte.  §  22.  Bei  allen  Bauten  sind  den  Arbeitern  geeignete,  für 
die  Gesclilec-hter  getrennte  Aborte  von  ansreichender  Anzahl  zur  Ver- 
fügung zu  stellen. 

Zu  diesem  Zwecke  hergestellte  Aborte  müssen  mit  dichtem  Dach  ver- 
sehen, dnnsh  Oeffhnngen  gut  erhellt  nnd  derart  eingeriditet  sein,  dass  von 
aussen  nicht  hineingesehen  werden  kann*  Sie  sind  mit  wasserdichten, 
gehörig  oft  zn  entleerenden  SammelgefAssen  anszTistatten.  Letztere  müssen 
mit  Sitz-  und  Stossbrett  verdeckt  und  nürigenfails  desinfiziert  werden. 

Unterkunfts  räume.  §23.  Bei  allen  Bauten,  bei  denen  mehr  als 
10  Arbeiter  gleidisaitig  besehftftigt  werden,  sollen  aar  Benntanng  während 
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der  Arbeitspausen  an;_'eiiies8en6f  iiksbesoiidere  gentigend  grorae^  helle  ond 

gp^^cn  die  rnliilflen  <]er  Witterung  gesrhflt^tP  Unterlcnnftsrilnme  mit  ans- 
reicbeuder  Sitzgelegeuiieit  zur  Veifügung  gestellt  und  stets  in  reinlichem 
Zustande  gehalten  werden. 

Schütz  der  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeiter. 

§  24.  Werden  Arbeiterinnen  oder  Arbeiter  unter  18  Jahren  beschäftigt, 
so  sind  bei  der  EinriclittinL'  des  Baups  nnd  bei  Regelung  des  Betriebes 
diejeni;jcn  besonderen  Kncksichton  auf  Ctesundheit  und  Sittlichkeit  zu 
nehmen,  welche  durch  das  Geschlecht  und  das  Alter  dieser  Arbeiter  ge- 
boten sind. 

Trinkwasser.  §  25.  Für  gutes  Trinkwasser  und  passende  Trink- 
geftsse  ist  Sorpr©  7ai  trajren. 

Verabreichung  geistiger  Getränke.  §  26,  Die  Verab- 
reichung von  Bier  und  anderen  geistigen  Getränken  auf  der  Baustelle 
wahrend  der  Arbeitsseit  ist  za  nntensagen.  Betrunkenen  Arbeitern  ist 
das  Betreten  der  Bansteile  oder  das  Fortsetzen  der  Arbeit  daselbst  nicht 
zu  gestatten. 

Verantwortlichkeit.  §  27.  Verantwortlich  für  die  Beachtung 
obiger  Vorschriften  ist  znnftchst  der  Bauherr,  wenn  dieser  selbst  die  Bau> 
leitung  übemonunen  hat,  andernfalls  der  mit  der  Baaansftihrang  betraute 

Bauunternehmer  oder  Bauhandwerker. 

Die  vorgenannten  Personen  können  jedoch  die  ihnen  liiernach  nblio^eade 
FüJ'sorge  einer  geeigneten  Person  übertragen,  welche  während  der  -Arbeits- 
zeit beständig  auf  dem  Baue  anwesend  ist.  Diese  Person,  welche  ans  der 
Zahl  der  dort  beschäftigten  Arbeiter  genommen  werden  kann,  ist  der  Dau- 
poHzeibeh'irde  anztizeiiren  nnd  von  dieser,  falls  ihr  fregen  die  Wahl  kein 
Bedenken  beigeht,  durch  Handschlag  zu  veiptlif  Ilten.  Ist  die  Banpolizei- 
behörde  nicht  gleichzeitig  die  Ortsbehorde,  ho  kann  sie  die  letztere  mit 
Vornahme  der  Verpflichtung  beauftragen.  Bei  allen  grtSsseren  und 
schwierigeren  Bauten  oder  wemi  der  Bauherr  bozw.  der  mit  der  Bau- 
ansffilnnn!^  betraute  Bauunternehmer  nder  Bauhandwerker  sich  säumig 
oder  uiitähig  zeigt,  die  ihm  obliegenden  \'erpflichtungen  zu  erfüllen,  kann 
die  Baupolizeibehörde  die  Bestellung  eiueei  solchen  Bauaufsehers  anordnen, 
und  wenn  dieser  Anordnung  nicht  entsprochen  wird,  ihn  auf  Kosten  des 
Banheirn  selbst  bestellen. 

.A n t' Verlangen  der  Banpolis^eibehörde  ist  der  Bananffeher  7:11  entlassen, 
wenn  er  sich  bei  Erfüllung  seiner  Pflichten  unftlhig  oder  unzuverlässig  erweist. 

§  28.  Ist  ein  solcher  verpflichteter  Bauaufseher  bestellt,  so  bleibt 
der  Bauherr  bezw.  der  mit  der  Bauausftihrung  betraute  Baunntemehmer 
oder  Bauhandwerker  neben  diesem  noch  insoweit  verantwortlich,  als  er 
die  von  ihm  selbst  wahrgenommenen  oder  ihm  vom  Banaufseher  gemeldeten 
Uebelstandc  nicht  beseitigt  oder  es  unterlässt,  die  hierzu  erforderlichen 
lUtteA  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Ausübung  der  Kontrolle.  §  29.  Abgesehen  von  der  durch 
die  Organe  der  Baupolizeibohörde  (Beziiksverwaltungsbehörde)  auszuüben- 
den Kontrolle  iil>er  die  Einhaltunir  der  allgemeinen  baupolizeilichen  Be- 
stimmungen, der  be.suriders  getrotienen  baupolizeilichen  Anordnungen  und 
der  in  gegenwärtiger  Verordnung  enthaltenen  Schutzvorschriften  ist  die 
Durchführung  der  letzteren  von  Ortsbaukonunissionen  zu  Überwachen, 
welche  in  den  StiVlten  sowie  in  den  Tjandgomeinden  mit  stärker  ent- 
wickelter Bautätigkeit  zix  bilden  sind,    lieber  das  Bestehen  eines  Bedürf- 
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niiises  zur  Bildung  einer  solehen.  Kommission  in  Iftndlicheii  Gemetnden  ist 

«rfoTderlichenfalls  im  Instanzenwege  zu  entscheiden. 

Die  Ortssbaukommission  besteht  in  den  Städten  aus  oinrni  Mitgliede 
des  Stadtrate  bezw.  Magistrats  oder  einem  sachverständigen  Üuamten  dieser 
B«liOrde,  in  den  Laiidg«m6ind«ii  ans  d«m  Gemeindevorstaiide  und  anssefr* 
dem  aas  zwei  bauverstftndigeii  Kitgliedeni,  von  denen  das  eine  axis  dem 
Kreise  der  Arbeitgeber  von  diesen,  das  andere  aus  dem  Kreise  der  Arbeit- 
nelimer  durch  letztere  zu  wählen  ist. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Wahl  der  Mitglieder  der  Orts- 
bankommissionen  nnd  die  ihnen  ans  der  Gemeindekasse  fOr  ihre  Tätigkeit 
zu  gewahrende  Vergütung  werden  durch  Ortsstatut  ^-^etroffen.  Das  Gleiche 
gilt,  unbeschadet  der  gosctzlirhon  Vnrfsclinften  fibor  die  VerpOichtimg  zur 
Erstattung  von  Auslagen,  in  betreti  der  Bestimmungen  Uber  den  Ersatz 
dieser  Vergfitnng  dnrcfa  die  Bauherren. 

§  SO.  Die  Mitglieder  der  Ortsbaukonunission  haben  die  in  ihrem 
Bezirke  stattfindenden  Bauausführungen  einer  fortgesetzten  eingehenden 
Kontrolle  zu  unterziehen:  sie  sind  Tei^j^sflichtet,  die  scldeunigc  Abstellung 
aller  dabei  von  ihnen  waluirenoimuciien  oder  sonst  zu  ihrer  Keuutois  ge- 
kommenen Zuwiderhandlungen  ^^^^egen  baupolizeiliche  Vorsduiften  und  An- 
ordnungen sowie  die  Beseitigiuii:  der  das  Leben,  die  Gesundheit  oder  die 
Sittlichkeit  gefilhrdenden  Zustilndo  durcli  Benehmen  mit  dem  verantwort- 
lichen Bauleiter,  nötigenfalls  durch  Anzeige  bei  der  Eauiioli/eibehörde,  auf 
kiirzestom  "Wege  herbeizuführen.  Kommt  der  Bauleiter  den  zur  Abstellung 
Ton  VerstSssen  gegen  die  baupolizeilichen  Schutzvorschriften  erteilten  An- 
weisungen der  Ortshaukommission  nidit  alsbald  nach,  so  hat  letstere  bei 
Gefahr  im  Verzuge  die  Fortsetzung  der  vorschriftswidrigen  BauausDihmng 
zu  untert^airen. 

Die  baupolizeiliche  Tätigkeit  der  Ortsbaukommission  unterliegt  der 
An£richt  der  Baupolizeibehffrde. 

Anschlag  an  der  Baustelle.  §  Sl.  Die  gegenwärtigen  Vor- 
schriften müssen  auf  jeder  Baustelle,  wo  refrelTTiflsRifj  mehr  als  10  Arbeiter 
beschäftigt  werden,  an  einem  leicht  zugänglichen  Orte  sichtbar  angebracht 
werden. 

Ebenso  ist  bei  allen  Neubauten,  (^sseren  Umbauten  und  Abbruchen 

an  leicht  sichtbarer  Stelle  ein  Anschlag  anzubringen,  welcher  den  Stand, 
den  Familiennamen  nnd  weniL'Btenj*  einen  ausgeschriebenen  Vornamen 
sowie  den  Wohnort  oder  die  eingetragene  Firma  nebst  Niederlassungsort 
des  Bauherrn  und  Bauleiters,  desgleiohea  Kamen  und  Wohnort  der  Ver- 
trauensminner  der  beteiligten  Berufsgenossenschaften  in  deutlich  lesbarer 
und  unverwischbarer  Schrift  enthalten  nn;ss. 

Strafbestimmnnfi.  §  32.  Zuwiderhandlungen  ^'e!£:;en  die  vor- 
stehenden Vorschriften  werden,  soweit  sie  nicht  anderweit  unter  Strafe 
gestellt  sind  (vergl.  insbesondere  §§  222,  230,  330,  367  Z.  12,  14  des 
Reichsstra^esetzbuches),  an  den  im  §  25  genannten  verantwortlichen 
Personen  nach  §  147  Abs.  1  Z.  4  der  Geu  erbeoi  dnnng  geahndet. 

Dispensation,  ;J3.  Die  Baupolizeibehördo  kann  bei  dem  Vor- 
handensein besonderer  Verhältnisse,  namentlich  bei  einfacheren  Bauten  auf 
dem  Lande,  von  einzelnen  BestinimuQgen  der  vorstehenden  Vorschriften 
.dispensitfeii. 

Weitergehende  or  tsp  ol  i  /  e  i  1  i  c  h  e  Vorschriften.  §  31. 
Der  Erlass  weiterfrehender  ortspolizeilicher  Vorschritten  nach  Masfigabe 
des  bestehenden  Bedürfiiisses  bleibt  vorbehalten.  -.r^ 
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e)  Yom  ReldisTmlelienmgsaint  genehmigte  UnCidlTeiiL&tUDgi- 

Torschriften. 

L  Erster  Nadbtrag  zu  den  Un&Uveilifitiingsvorschriften  für  die  17ord- 
östliche  Eisen-  and  Statü  -  BorufsgeDossenschaft  Vom  üeiohsveraiche- 
rirngsamte  am  11.  November  1LK)2  geuehmigt. 

I.  Absckoitt  A. 
AiisfltdmingsbeetimmimgQn.  §  2  arhftlt  folgende  Fassung: 
Die  UnfallverhUtungsvorsdinnen  werden  von  dem  Genossenschafts- 
vorstande don  Belriobsimternehmern  unentgeltlich  in  Plakatform  geliefert 
und  «ind  in  don  Betrieben  an  einer  geeigneten,  während  der  Arbeitszeit 
allen  Arbeitern  zugängiiciien  Stelle  auszuhängen.  Ausserdem  ist  jedem 
Arbeiter  vor  Aufnahme  dor  Arbeit  ein  vom  GtonoBsenschaftsvorstande 
gleichfalls  unentgeltlich  zu  Hefei  n  ies,  in  Taschenformat  gedraektea  Ebcemplar 
der  für  die  Arbeiter  erlassfiien  rnfalK »M  liiltungSVOrBcluiften  gegen  Bchrifb* 
liehe  Empfangsbescheinitrung  auszuhändigen. 

II.  Abschnitt  B.  Vorschriften  iür  Arbeitgeber. 
Straf bestimmungen.  §  02  erhält  folgende  Fassung: 
GktnosBenflchaftsmitglieder,  welche  den  AnsfUhrangsbestimmangeQ  oder 
den  vorstehenden,  unter  den  §§  5—01  enthaltenen  ünfallverhtttungsvor- 
Hcbriften  zuwiderhandeln,  können  duich  ilon  riennst^ensrlinftsvorstand  tnit 
emer  Geldstrafe  bis  zu  1(MK>  M.  belegt  oder  mit  ihren  Betrieben  in  eine 
höhere  Gefahrenklasse  eingeschätzt  oder,  falls  sich  die  letzteren  bereits 
in  der  höchsten  Gefahrenklasse  befinden,  mit  Znsehl&gen  bis  zum  doppelten 
Betrag  ihrer  Beiträge  belegt  werden.  (§  112  Absatz  1  Ziffer  1  osd 
§116  des  Gewerbe-Unfallversicherungsgöset'/es  mm  80.  Juni  liKX).) 

in.    Abschnitt  C.    Vorschriiten  für  Arbeiter. 
Straf  bestimmungen.    §  100  erhält  folgende  Fassung: 
Gegen  versicherte  Personen,  welche  den  allgemeinen,  sowie  den  fElr 

einzelne  Betrit  l»-abtoilungen  erlassenen  Unfallverhütungsvorschriften  fär 
Arheirer  xn\vi(lerlianil»'lii,  ndni*  welelio  die  angebracliten  Schntzvorriclitunfren 
\md  \  Ol  haiKicneii  .Schutzmassnahtucn  nieht  henutzcn,  dieselben  niieisl)rauchen, 
beseitigen  uder  absichtlich  beschädigen,  kuuu  auf  Antrag  dos  Geuossen- 
schaffcsvorstandes  durch  den  Vorstand  der  Betriebs'  (Fabrik*)  Krankenkasse 
oder,  wenn  eine  solche  für  den  Betrieb  nicht  errichtet  ist,  durch  die  Orts- 
polizeilx'hörde  eine  Geldstrafe  bis  zu  M.  festgesetzt  werden.  "Diese 
Strafe  tiiesst  in  die  Krankenkasse,  welcher  der  zu  ihrer  Zahlung  Vrr- 
pfliclitete  zur  Zeit  der  Zuwiderhandlung  angehört  oder,  wenn  er  keiner 
Krankenkasse  angehört,  in  die  Kasse  der  GemeindekrankenversicberaDg 
des  Beschäftigungsortes.  (Vgl.  §  112  Absata  1  Ziffer  2,  §  HC  und  §  154 
Absatz  1  des  Gewerbe-Unfailversicherungsgesetees  vom  30.  Juni  19ciO.) 

9.  Aligdhiderte  UnfUlvedifltaiigBVoraobiifteii  dm  SftdwwtdeiitMlieB 

Hoiz-Beroftgenossensohaft.  Vom  Reichsversicherangsamt  am  14.  No- 
vember id02  genehmigt. 

I.  riir  netriebsunternehmcr, 
A.  Allgetneioc  VorHchrifteu. 
§  1.  Alle  baiiliclioii  Anlagen  sind  ihren  Zwecken  cntKprcchend  einzurichten  nm\ 
iMilend  in  bau-  und  betnebsücberem  Zustande  su  erhalten.  Im  besondere  mÖMen 
alle  Fniebaden,  Trapp^,  W«ge  und  Bampen,  sowie  Arbdts-  nnd  soDstlge  Plitas  in 
Innern  und  im  Fn  ini  iiuterhalb  des  Betriebsbanues,  wo  Arfaoitsr  verehren,  io  girtw 
ZiMtaude  erhalten  werden. 


Digitized  by  Google 


—  146  " 

§  2.  Die  FuBsböden  müssen  in  gutem  Zustande  erhalten  werden.  Entstehende 
TInebenlieiten  und  Glätten  sind  zu  beseitigen.  Der  Fnmbodeu  darf  nicht  schwuiken, 
toforn  cin6  Gefahr,  namentlich  für       .Muxhiuetiarbcitcr,  tlaiuit  verbunden  ist. 

§  3.  Bei  Glatteid  siud  alle  Gän^^  Treppen,  Zugänge  und  Weee  innerhalb  und 
in  der  NShe  der  Bcftriebegebiiide  mit  einer  das  Amgleitai  Terliindemden  Maiwe  (Band, 
Asche  etc.  —  ^tliriüchl  tiu.-:ge«chIossen  — )  zu  boj^trciicn,  auch  von  Ki«  und  ^?chnee  SU 
xetnigeo.   lii?besondere  ^ilt  dies  für  die  Wa-^scrnulstuben  und  ihre  Zugänge. 

^  4.  Gallerien,  Speicher,  feste  Uebt  rcrängc-  und  Treppenöffnungen  «ina  mindestene 
TOn  einer  Stite  mit  einem  (Jeländer  tind  mit  Fussiciste  zu  versehen. 

Laiifbretter  und  Luulplaaken  u)ü.-:sen  eine  genügende  Breite  besitzen  und  so 
stark  untl  derart  unter-tützt  sein,  da^s  beim  Betreten  oder  Befahren  ein  Kippen  und 
ndeeere  Schwankungen  venmeden  werden;  soweit  ala  angängig,  ist  von  Qeiändem 
Gebrauch  zu  madien. 

?  .'.  I>eitern  müssen  in  lietriehs-^icherem  Zuj^tand  erbalteii  und  L'e^a-n  dag 
Kutschen  sorgsam  eet«ichcrt  werden.  Für  Transmissionsleitern  sind  Haken  xum  £in- 
hängen  an  die  WeUen  erforderlich.  Das  /usammenbinden  von  Leitern  und  das  Ao- 
Jcgien  denelben  an  unsicheren  btellen  ist  v(rl toten. 

Wo  ein  Abrutiichen  der  Leiter  zu  beiürchten  ist,  muss  sie  während  ihrer  Be- 
nutzung von  cineni  Arbeiter  unten  lortgehalten  werden. 

Leitern,  welche  zu  Aufmauerungen,  ßpeidiem,  Lnkeil  u.  e.  w.  führen,  müssen 
über  die  Oberkante  der  zu  besteigenden  Stellen  lünanangen,  falb  nicht  eine  andere  Vor- 
richtung eine  genügende  Sicho&it  für  das  Besteigen  udA  Verlaaaeo  der  Torerwähnten 
Anfmanerungeo  etc.  bietet. 

§  6.  Alle  K«fSbrtiehen  Stdlen  in  und  hei  den  BetridMMilagon,  die  Treppen, 
KeM  t  Cn  t  Ti  T/:ken,  Aufzüge  und  dergleichen  sind  derart  SU  verwahran,  dase  si« 
den  \'ersieherten  keine  Unfallgefalir  l)ieten. 

?J  7.  Alle  Arbcitsstätt«'!!  und  Gänge  mü.^!*en  während  der  Betriebezeit  genügend 
belt  irh*  t  sein.    Aborte  dürfen  keine  Gefahr  des  Hineinfftllens*  eine*  Me^^<•lH  I^  bieten. 

2  ^.  Für  Reinbchkcit  au  den  Arbciti^stellcn  und  m  den  sonstigen  liuumen  ist 
Sorge  zu  tragen. 

Auf  ReinUchkeit  der  Aborte  it<t  besonders  au  halten. 
'*.  Die  Maschinen,  Werkzeuge,  Hilfswericzenge  und  üteniflien  dürfen  dem 
Arbeiter  dureh  wahrnehmbar  mangelhafte  ncschaffeiiheit  kfini'  ftcfalir  bei  ihn'tii  Ce- 
brauch  bieten.   Bezügliche  Anzeigen  de^  Pmon&b  sind  mit  tuulich^ter  BetH:hleunigung 
an  erledigen. 

§  ItJ.  Die  Maschinen-  und  .XrbeiKTnnme  müi^rten  mindestens  ein  Mal  wix  hent- 
Uch  gründlich  gereinigt  werden.  Die  hierfür  nötige  Zeit  ist  den  Arbeitern  während 
des  Stillstandes  d>  r  ^^schinen  innerhalb  der  Arbeitzeit  zu  ^ben. 

§  11.  Die  Vorrichtungen,  welche  zum  Schutz  der  Arbeiter  dienen,  müssen  stets 
in  gutem  Zustande  erhalten  bleiben;  überhaupt  müssen  die  Betriebs  Unternehmer  oder 
deren  \'ertreter  dauernd  dafür  besorgt  bleiben,  dass  die  ver-i<  herten  Personen  im  stände 
sind,  die  für  letztere  ^tenden  Unfallverbütungsvorschriftcn  zu  befolgen. 

§  12.  Vom  Bfltnebe  sind  alle  Arbeiter  ausznschliesfen,  weldie,  soweit  dem  Unter- 
nehmer und  dem  Aufsichtsjiersonal  bekannt  ist,  an  Fallsucht,  Krämpfen,  Ohnmächten 
leiden  oder  aus  sonstigen  Gründen  nicht  iaimer  zurechnungsfähig  uder  zuverlässig  er- 
aeheinen. 

Das  Betreten  der  Arbcit«räuni<"  dunh  Retrunkeni-  ir-t  nicht  zu  dulden.  Sowohl 
dem  Aufsichtspersonal,  ai»  auch  jedem  Arbeiter  i.-?t  die  l'flicbl  aufzuerlegen,  Betrunkene 
und  Unbefugte  (auch  Kinder)  aus  den  Arbeit«räumen  zu  weinen  und  erforderlieben- 
hdls  zu  entfernen.  Jede  Störung  <h>s  Per^ionals.  namentlich  der  Maschinenarbeita*, 
soll  möglichst  vermieden  werden.  Schwerhörige  Personen  dflrfen  insbesondere  auf 
Bihnanschlussgeleisen  oder  Ix'iin  IIolz|Miltern  nielit  Inx-häftigt  werden. 

An  den  auf  einen  Sonutsf  oder  einen  anderweitigen  Ruhetag  fol^ndcn  Arbeits- 
tigen  hat  das  AufeichtsperMind  besonders  auf  das  OTdnuogsmissige  Inbetriebeetscn 
Uncl  Bedienen  der  MflÄchinen  zu  achten. 

Das  Holenlassen  von  alkoholhaltig!  n  (it  triuiken  wahrend  der  Arbeitszeit  ist 
wboten. 

§  13.  Be-ünders  sehwere  und  gefährliche  Arbeiten  dürfen  nur  solchen  Personen 
übertrsgen  werden,  welche  die  damit  verbundene  Gefahr  kennen  und  ihr  augenschein- 
fich  gewachsen  sind. 

§  14.  Aetzende  oder  aiftig  wirkende  Chemikalien  dürfen  zur  Vermeidung  von 
VoiredisduDgen  nur  unter  Venwhiuss  mit  entsprechender  Aufschrift  auf  rotem  Zettel 

Terrd.'  i;  in  den  Ai  Im  ii ^räumen  und  Magazinen  aufbewahrt  wenlen. 

g  15.   Beim  Kochen  von  Asphalt,  Teer,  Pech,  Oel  imd  derartigen  Öubstanzea 
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miUB  da»  Ueberlaufea  des  Gefäsainhaltcs  vemueden  werden  and  ein  passender  Deckel 
eteta  cur  Hand  sein,  um  das  Hereiitechlagen  der  Flamme  in  das  Gefäss  zu  verhiudera. 
Das  Kochen  von  Warhn  für  Schreinereizwecku  ist  verboten. 

§  Itk  Den  AugenrerletzuDgea  leicht  ausgesetzten  Arbeitern  sind  von  den  Be- 
triebBunternehmern  uoentgeltlidt  SchutzmaskeD  oder  Sdiutebrillen  icn  vcmabfolgen  und 
ist  auf  deren  I?ctuitzung  streng  zu  achlrn. 

§  17.  Jede  nicht  den  Zwecken  dw  Betuebas  dienende  Tätijg;keit  in  den  Üe- 
tridwciomen  ist  verboten.  In<>be8ondere  gilt  dies  von  ArbeitsTeimclLtangen  an  Ma- 
ediinen,  welche  ohne  auHilrürklicht'  KrlauTuii.s  des  FietriL-bsuntcrnehmcrs  oder  Peines 
btellvertrcterB  von  den  Arbeitern  für  ihre  eigeue  Hecluiuiig  widcrrecbtlicli  vorgeiioimiieu 
woden  sollen. 

§  *18.  Lehrlinge  und  jugendliche  Arbeiter  unter  17  Jahren,  auch  Arbeiteiiimea 
dürfen  an  Kreissägen,  AbrichthobelmaM^neD,  Fräsen  and  ab  Einleger  an  Drmdi- 

maschinen  nicht  br,-tliüfti«rt  wtnirn.  ITw  Verwendutiir  von  Arl>eitfrn  vom  10.  Jahre 
ab  als  Auszieher  an  KreisHügcu  ixlar  aU  Abnebuicr  an  UobeimaHchinea  i^t  zuiaaaig. 
Ohne  besondere,  ununterbrochene  Aufsicht  und  Anleitang  ist  die  Verwendung  von 
Personon  unt^T  17  Jahren  auch  um  Hand-  und  Gatteraigen  sowie  an  Hobelinaaäiinen 
uiil  oder  ohiie  selb^^ttätigen  Vorschub  verboten. 

§  10.  Für  jeden  Arbeiter  mus«  die  zur  gefahrloeen  Verrichtung  seiner  Arbeit 
erforderliche  Bodenflächc  und  der  Verkehrsbercich  darüber  und  daneben  vorhanden  sdn. 

§  20.  An  laufenden  Getrieben  sind  iijelbstöicr  anzubringen.  Diejenigen  Getriebe, 
bei  denen  die  Anl>riiigiing  von  Selbatdlem  nicht  tunlich  ist,  dfirfen  nvr  wihreod  des 
StUlstaades  geschmiert  werden. 

§  2t.  Die  sämtlichen  blanken  etromffihrenden  Teile  der  elektrisdien  Betriebs* 
niotoren  sind  mit  i.solierenden  Schutzk asten  derart  zu  umgeben,  dasa  das  Berühren 
der  blanken  Teiie  während  der  Stromleitung  uusge^chloiveu  ist  und  namentlich  bej 
den  £in8chalt€Htcllcu  nur  der  Handgriff  des  Hebeln  hervorragt. 

§  22.  Bei  rintn  lenden  rnfälleii  itit  den  Verletzten  j(m'  mögliche  9achgemä>sc 
Hilfe  durch  Anleguni;  eincü  Nütvi-rbandes  und  dergleichen  leisten  zu  lassen  und  fiir 
schleunigste  Herbeiscnaffung  ärztlicher  Hilfe  Sorge  zu  tragen.  Das  notwendigste  Ver- 
bÄndüinaterial  ist  in  den  B^eben  stets  bereit  ta  halten  und  zum  Schuts  gegen  Ver- 
unreinigung durch  Staub,  schmutzige  Hände  u.  s.  w.  an  geeigneten  BteUeD  in  be- 
sonderen mit  rotem  Kreu/o  l)ezeichneten  Kasten  oder  Schränken  aufzubewahren.  Es 
ist  darauf  zu  halten,  das»,  iK>lange  eine  offene  Wunde  nicht  wenigstejis  verbanden  ist« 
der  Verletete  die  Arbat  unterbricht. 

B.  Dampfkessel. 

§  23.  Bei  jeder  Kcseelanlage  ist  die  Dieustvorbchiilt  fiir  Ket»cielwärtcr  an  ge- 
eigneter Stelle  anzui^chlagen  und  in  lesbarem  Zustande  zu  erhalten. 

Bei  beweglichen  Dainpfketfiseln  ist  die  Dienstvorschrift  dem  Kesselrevisionsbuch 
anzuheften  und  ein  weiteren  Exemplar  dem  Kesselwüu^  auszuhändigen.  Den  Auf» 
Sichtsbeamten  der  Berufsgenooeenschaft  iat  anf  Verlangen  die  Einsicht  in  das  Kesael- 
revisionsbuch  zu  gestatten. 

§  24.  Wamerstandsi^lfiser  sind  mit  Schutzhüleen  sa  Teceehan,  wddin  die  Be- 
obachtnngi  ii  d<-  Witsser^tandr^^  nicht  ))ecinträchtigen  lind  bahn  Brach  des  Qlaiea  das 
Wasser  mutrlich.st  nicht  nacii  vorne  durchlassen. 

Das  M;uiometer  des  Kesscis  und  der  Wasserstandszeiger  müssen  gut  beleuchtet 
und  vom  Wärterntande  au.s  leiclif       beobachten  sein. 

§  2ö.  Der  Kes-selwärtcr  tlati  jacht  mit  Arbeiten  beauftragt  werden,  welche  die 
notwendige  Aufmerksamkeit  von  der  Bedienung  des  Kessels  ablenken. 

§  2Ü.  Das  Kcssdmauerwerk  ist  zur  Vernindoung  des  Herabstörzens  too  Per- 
sonen mit  einem  Gelinder  zu  veiMihen. 

Im  Kesselhaus  und  auf  dem  Keasel  adbst  dürfen  keine  Qeganatinde  (Holt 
u.  s.  w.)  aufgestapelt  werden. 

C.  Kraftmaschinen. 

27.  Die  Dampfmaschinen,  Gas  oder  snnsticron  IMotore,  die  Wasserräder, 
Turbinen  und  Dam[)fktiSHel  sind  in  ctnoui  ubge.-K)nderten  Räume  aufzustellen,  dessen 
Betreten  Unbefugten  mittdst  Antfichlags  „Verbotener  l.in^'ang"  zu  tmtersagen  ist  Ala 
rnbeftiprt<»r  gilt  jeder,  mit  Elinschluss  sämtlicher  im  Betrieb  beschäftigter  Personen, 
der  uichi  diu  au.sdrückliche  Erlaubnis  zur  Betretung  der  Räume  von  zuständiger  Seite 
erhalten  hat. 

Bofem  eine  Kraftmaschine  nicht  in  einem  besonderen  Baum  aufgestellt  wird 
oder  mit  der  betroffenden  Arbatsmafichine  ein  Ganzes  Inldet,  ist  sie  durdi  ein  festes 

Geländer  von  den  Arbeit-räumen  üb -n^  hliesscn. 

§  28.  Das  Anlaosen  und  Abhielieu  der  Kraftmaschinen  muss  durch  ein  m  allen 
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Bethebßraumcn  hörbaree,  bestimmtos  Zeichen  angekündigt  werden  können.  Zwiechea 
dem  Signal  und  dem  AnUmlen  der  M^^Hi"*"  soll  mimieateiu  «ine  Minute  gewnrlet 
werden. 

§  29.    Znr  selbttSndimn  Bedieniing  von  KraltiiMMbiiwa  nnd  Dampfkeeeeln 

«ipd  nur  erwaeh.'^ono  nmnnliche,  mit  dem  Dioiftte  vevtMMlte,  lUTeiUange  Penoneu 

nicht  uiitfT  Ib  Jahren  zuzuliu-son. 

?  M".  BIxplosionsmottirc  n  i  <  iai*-,  Petroleum-,  Benzinmotoren  u.  dgl.)  über  3  Pferde» 
kriifte  dürfe  n  nicht  mit  unbewnffiictcr  Hutd,  soodein  müssea  duioi  eine  gefahrloee 
Audreiivurrichtu'n^  ani^triebeu  werden. 

^  31.  Alle  im  YerkehrBbcrciche  liegenden  gefährlichen  Tdle  an  den  Kraft- 
maschinen sind  zu  schützen,  in^beraondere  sind  Kurl^l-,  Lenketangen  und  diirchrreheude 
Kolbenstangen  sowie  Bchwungräder  mit  eweckent^prechenden  Eiofricdigunguu  oder 
8<^utzhülleii  zu  vorsehen. 

§  32.    Hei  Wassermotoren  müssen  die  Fallen  stets  gut  schlieeseo. 
I^t  h&  obenchligigcn  Wa»8errädeim  die  Falle  unmittelbar  über  den  Wasserrad- 
Schaufeln  gelagert,  so  ist  eine  Sielierun^  (LcfTlaiif)  mindestens  1  m  vor  dem  Wasser- 
rad anzuordnen,  durch  «lerer!  Ocffneu  Uaü  Wasser  bei  f>tillätehendem  Waüöerrad  abge- 
leitet wird. 

Der  Schmierätand  und  der  Gang  in  der  Waasenadstabe  sind  mit  starkem  Qe> 
läoder  und  mit  FuKnleisten  zu  umgeben. 

Beim  Ausbessern  und  Wiedergangbarinaehen,  beim  L<><cis(n  und  Reinigen  der 
Wasserräder  sowie  beim  Ausbessem  der  Kamiuräder  ist  für  eine  gute  Absteifung  der 
Wasser^  oder  KammrBder  an  sorgen.  Dtese  Arbeiten  dürfen  ohne  beao^äero  Üeber- 
waebtmg  oioht  auageffihrt  werden. 

D.  Transmissionen. 

§  33.  Die  im  Verkehrsbereich  der  Arbeiter  befindlichen  Bchwungreder,  Trana- 
niis^ionen,  RiemenselieiUen,  Riemen,  gezahnten  (lefriehc  ete.,  alle  ptoggendcn  und  sich 
drehenden  Teile  von  Arbeit.^uuwchinen  (z.  H.  bei  Gatter-  und  Fournicrsägen,  Stoss- 
hobelu)  sind,  soweit  sie  nicht  für  die  Bearbeitung  des  Materials  frei  blcil^  müssen» 
mit  wirksam  schützenden  £infriedigung;en  von  ausreichender  Stärke  zu  versehen. 

%  34.  Die  an  bewegten  Transmissionateilen  vorstehenden  Schrauben,  Bolzen  und 
Eeflköpfe  sind  Ol)eralI  zu  Ijesriiitren  oder  nmd  einzukapsehi. 

§  35.  Das  Flickeu  und  Au.sbet^scrn  der  Treibriemen,  waiircud  dieselben  auf  d^ 
ktuf^iden  TkaoBmiseionswellen  und  Ktemenscheiben  liegen,  ebemo  dna  Anftegen  nnd 
Abwerfen  TOD  BiemeD  mit  unbewaffneter  Hand  während  des  Betriebes  Jet  streng 

verbiilen. 

Lehrhn^en  und  weiblichen  Personen,  sowie  jugeudlidien  Arbeitern  unter  17  Jahren 
dürfen  derartige  Arbeiten  überhaupt  nicht  übertragen  werden. 

§  3(i.  Für  abgeworfene  Riemen  und  Seile  müs.«en,  falls  t>iu  nicht  ^ranz  entfernt 
werden.  Tr.^ger  (DecKenhaken,  Wellenhülsen  oder  dergl.)  so  angeonlnet  sein,  das«  die 
Kiemen  oder  tieUe  mit  bewegten  Teilen  der  Wellenlätung  nicht  in  fierührung  kommen 
IcOnnen. 

^  37.  Unter  den  Seil-  und  Ketti ntrieben  sind,  soweit  Personen  unter  denselben 
verki^iren,  Fangvorrichtungen  {Schutzleitern  oder  Netzei  anzubringen. 

§  38.  Die  Transmission  ist,  soweit  e^  die  Betriebs-  und  baulichen  \'(  rhiiltnisse 
gestatten  oiler  Ausrückvorrichtungen  (I-eer-eheiben)  für  die  Maoehinen  nicht  vorlianden 
sind,  *.ü  einzurichten,  dass  sie  in  jedem  ArbdUsrauni  «eibsiüudig  still  gestellt  ncrdea 
kann.  Wo  eine  solche  Einrichtung  sich  nicht  anbringen  läset,  ist  in  den  einzelnen 
Arbeitsräumen  eine  äignalvoirichtuns  anzubringen,  mittelst  welcher  nach  der  nächst 
gelegenen  Ansrückstdte  hin  ein  Zeidien  zum  Btillstellen  der  T^smiasion  oder  der 
AruanaBchlne  gegeben  werden  kann. 

E.  Arbeitsmaschinen, 
a)  Im  Allgemeinen.  §  39.  Alle  Arbeitsmaschinen  müssen  mit  sicher  wirkenden 
Ausrückern  veti^ehen  sscin.   Die  Ausruckong  mofls  Tom  Standort  des  Arbeiters  jeder- 
zeit leicht  bewirkt  werden  können. 

§  40.  Zur  Bedienung  und  Instandhaltung  von  Kreissägen,  AbrichthobehnascfaineDf 
Fräsen,  nobeltiijuschinen,  Band-  und  Clattersügen  sind  nur  solche  Arbeiter  zuzniaasen, 
von  deren  Saehkeiintnis,  Uebung  und  Zuverlässigkeit  sich  die  Betriebsleitung^  über- 
zeug hat.  Kreissägen,  Fräsen  und  AbricJithobelmaßchinen  dürfen  nur  von  den  be- 
sonaen  dafür  bestimmten  ständigen  Maschinenarbeitem  seUwtäudig  bedient  werden. 
Ud)er  die  Beschäftigung  jugendlicher  und  irabUcher  Personra  an  solchen  Mnachinen 
sidie  §  18. 

§  41.  Das  Vorschieben  der  Hölzer  an  Maschinen  mit  der  Brust  und  dem  Bauch 
ist  Terboteu. 
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Zwischen  dem  Tri^werk  im  Erdgesdion  der  BigmOhlen  dfirfen  kcineriei 
Maechinen,  Srhleif^tcine  etc.  lictriebfn  wi>r<lpn. 

§  42.  lUihu  HoIm  Id,  Früiica  von  Brettern,  Dielen,  überhaupt  von  Holchea  G^en- 
ständen,  die  länger  ^iod  als  der  Arbeitetisch,  musä  hinten  und  vorne  ffir  amreichende 
UoterHtützung  de«  Arbeitgßtückes  geborgt  »ein  (Böcke  mit  Bollen). 

§  43.  Schmirgclschciben  müssen  ausserhalb  der  Schleifetelle  mit  entsprechend 
■terkeii  Schulzbügitn  zum  Auffangen  von  Sprengstücken  umgeben  sein. 

Bas  Aü^paanen  von  Scbmirgelscheiben  und  Schletfatäuen  aui  die  Wellen  von 
Miuldiinen,  die  nidit  faSerKo  bestimmt  «ind,  wie  KreüMSgen,  Bandeigen,*  Drehbinke  etc., 
wie  auch  atif  Truii-mis!^ion-i«-ellon  ist  verboten. 

Die  Auf-^t(  lluiig  vuu  bchlcifsteinen  vor  Feiu rstoUen,  Heizöfen  etc.  und  vor 
Durchgängen  ist  veri>oten. 

L44.   Nichtglatte  und  unnindo  Srhleifeteine  dürfi n  nicfit  verwendet  worden, 
^leifsteine,  welche  dauernd  im  Wasser  laufen  umi  also  aucli  beim  Öullbtand 
mit  dem  unteren  Teile  sich  im  Wa-sser  befinden,  sind  nicht  gestattet.   Zur  Wa^er- 
zuführuog  i«t  über  dem  Btein  eine  TropfTorrichtong  anzuordnen,  welche  «eher  abg»> 
stellt  weraen  kann. 

§  45.  Sofern  mit  Anlassen  einer  Arbeitsina.ichine  eine  Gefahr  für  dritte  Per- 
sonen, welche  die  Inbetriebsetzung  nicht  wahrnebmeo  können,  v^bunden  ii^t,  z.  B. 
dorch  das  Ingan^tzen  einer  Gattersäge,  wovon  der  im  TriebwerKsraum  daa  Bchmieren 
besorgende  Arl)eiter  nicht  unterrichtet  i?t ,  so  mm»  ein  dcmsdben  ventindlielieB» 
deutlich  hdrbart»>  Zeichen,  z.  B.  mit  der  Glocke,  gegeben  werden. 

b)  Kreissägen.  §  1<5.  Kreissägen  ohne  selosttätigen  Vorschub ,  wdcfae  ziutt 
Schneiden  von  naricn  nnd  weichen  Hölzern  in  der  Längsrichtung,  also  zum  Brctter- 
saumen,  LuitLiit!cbu«.iden,  Trennen  von  Dielen  u.  s.  w.  benützt  werden,  müssen  mit 
äcliutzhaube,  Spaltkeil  und  Verkleidung  unter  dem  Tisch  versehen  sein. 

Bei  Tiflchlcrkrcissägcn,  dwen  Sägeblatter  nicht  mehr  als  Ö  cm  fib«r  die  Tisch- 
platte Tonitehen.  genügt  Verldeiduiig  unter  dem  Tbch,  jedoch  iat  aladann  Vonom 
zu  treffen,  dass  zurfidEgeschteudcite  flotsatficke  durch  eine  Bdintawand  aicfaer  aiil> 
gefangen  werd<  n. 

Kreissägen  mit  sdbsttätigem  Vorschub  mfisspri  mit  einem  starken  metallenen 
Prhiitzflecki  r  oti«  r  liülzernen  St  hiitzhreft  vor  der  Säg'e,  anssierdera  mit  dnem  fSpalt- 
keil  hinter  der  Sage  und  mit  einer  Verkleidung  unter  dem  Tisch  versehen  sein.  Bei 
SfMÜtkrvisaägen  gefügt  die  Vorwendung  eines  Spaltkeils. 

Kreissägen  zum  Querschneiden  von  harten  und  weichen  Hölzern,  insbesondere 
von  Brennholzsclieitern  müssen  entweder  mit  einer  die  hintere  Blatthälftc  vollständig 
umschliesscnden  V(  rklciihinj/  oder  mit  Srhutzhaube  und  Spaltkeil,  ferner  mit  Xct- 
kleiduDg  unter  dem  Tisch  und  mit  einem  Vorschubechlitteo  mit  Haltvorhcbtting  ver- 
adien seia. 

Am  Boden  laufende  Kreissägen,  denen  dji.s  Holz  dnrch  pclh?ttätigen  Vor><chnh 
zugeführt  wird,  niiis.siii  mit  einer  Einfriedigung  (Barriere)  mit  ausreicncnder  Stärke 
und  mit  Spaltkeilen  versehen  sein. 

§  47.  Die  Si-hutzhauben,  Spaltkeile  und  Verkleidungen  mflsseti  folgenden  Be- 
dingungen entsprechen : 

Die  Schutzhnubc  mti—  da.-*  Sägeblatt,  soweit  es  die  Dicke  des  in  Arbeit  befind- 
lichen Holzes  zuiässt,  oberhalb  des  Laufes  der  Säge  bedecken  und  während  des  Be- 
triebes festsitzen.  Sie  muss  aus  genügend  starkem  Eisen  hergestellt  werden  und  den 
Blick  auf  den  Schnitt  gestatten. 

Die  Stellvorrichtung  der  Schutzhaubo  mu«8  so  beschaffen  sein,  dass  sie  Mich 
während  des  Ganges  der  Säge  ra^ch  und  sidher  nach  der  Dicke  des  zu  bearbdtendeo 
Holzes  auf  un<l  ai»  Ix-wt-'/t  werden  kann. 

l>er  Spallkeil  inus«  .~o  einzu.sttüeu  ^ein,  da**»  »eine  ."^chueidc  vom  Zahnkranz 
höchstens  10  nun  entfernt  ist  und  seine  höchste  Stolle  nicht  mehr  als  20  mm  unter 
dem  höchsten  Punkte  des  Sägeblattes  liegt.  Er  darf  sidi  nieht  mit  der  St>hut7.haube 
auf  und  ab  bewecen,  sondern  mu^s  für  sich,  je  nach  dem  Durchmesser  des  einzu- 
spannen<]en  Sägeblattes ,  wateUbar  sein.  Sdne  Breite  muss  genügenden  Widerstand 
gegen  Verbieten  bieten. 

Die  Vencleidungcn  unter  der  Tischplatte  müssen  so  angdiracht  sein,  dass  jede 
Berührung:  des  Kreissägenblattcs  unterhall»  <le-^  Tische«  unni«">jrlich  ist.  Der  innere 
Abstand  der  Verkleidungen  von  einander  darf  nicht  mehr  als  höchstens  10  cm  be- 
tragen, der  Zahnkranz  des  Sägeblattes  muss  von  der  Schutaverkleidnng  mindeatena 
5  cm  ül)erm!rt  wmlen. 

§  48.  Zum  i^Ängsschnitt  bc.<^>ndcrs  eingerichtete  Sägeblätter  dSrfen  nicht  zum 
Querschnitt  und  umgekehrt  zum  Querscshnitt  besonders  dngeridktelft  Sägeblätter  nidii 
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um  L&iwßachmtt  Tenrendet  werden.  Auf  Sägeblätter  mit  ungaeehiiiikten  gsndeo 
Zlhnen  ruidet  diese  Bestimmung  keine  Anwendung. 

Die  Vcrweiulunn;  rissiger  Sägrblatter  ist  verbolBD,   Aiwgielmmcbte  KrciaBige* 

blätter  sind  aus  den  Betriel^titätten  zu  entfernen. 

Rundhölzer,  Scheiter,  Knüppel,  Stangen  u.  dcrgl.  Hdlaer  m&wen  den  Sägen  be- 
festigt oder  mt<-liauisfb  ziigt'führt  wrTiJen. 

§  49.  Die  AuföLelluug  dep  ."^ägers  au  Tischkreiasägen  hat  möglichst  nel>en  statt 
TOT  dein  Tiych  zu  erfolgen. 

§  50.  Dil'  Arbeiten  an  Kreissägen  ini  Freien  sind  einzustellen,  soimM  (?efahr 
durch  Steifwerden  der  Hände  für  deu  ^Ixbeitcr  entsteht.  Die  Bcuützuiig  vuu  Haud- 
aehuhen  ist  verboten. 

e)  Gattersägen.  ^  öl.  Die  Stetzen  dar  Qattenägeo  sind  mit  schfitnodeo  Ein- 
friecligungen  Ton  ausrachender  Starke  zu  vendien.  Fvr  Verriegelungsvamchtuiig  der 
Gattersägen  i*t  zu  sorgen. 

An  Horton talgattcrn  ist  mn  uui^cren  Ende  des  Gatterrahmens  ein  Fangbü^l 
anzubringen. 

Zum  Ein-  und  Aushängen  oder  Schärfen  der  Sägen  sind,  wenn  diefe  Arbeiten 
in  der  höchsten  Stellung  des  Gatterrahroens  vorgenommen  werden,  Sicherheit« Vor- 
kehrungen g^^  das  ADwfirtBbewegen  ni  treffen.  Schwungrad  and  Kurbel  der 
Gattersägen  sind  einzufriedigen. 

d)  rendelsägen.  §  'i2.  Der  ganze  obere  Teil  des  Sägel>lattee  ist  bis  zur  Schnitt- 
biQbe  (Unterkante  der  Spannbacken)  zu  \xTkleidcn. 

An  freihänflenden  Pendelsageo  ist  der  hintere  Teil  des  Sägeblattes  auf  beiden 
Sdteii  KU  veildeidai,  so  d«M  dne  Berührung  wSbrMid  des  Betriel^  hinter  dem  Tisch, 
unmöglich  ist. 

Die  Pendekage  muss  mit  selbsttätiger  Kuckt^chwingung  versehen  sein. 

Der  untere  Teil  des  Sigebtattes  ist  in  der  Buhestellung  auf  beiden  Seiten  su 

verkleiden. 

e)  Nuts%eu.  l  i.  Der  untere  Teil  der  Nutsägea  itit  derart  zu  verkleiden, 
daB8  eine  f^ruhrun^  des  Sägeblattes  während  des  Betriebes  ausgeschlossen  ist. 

I)  Maschinen  in  Korkstopfenfitbrikoi.  §  54.  JOer  freie  Xeu  der  in  Korkstopfen- 
fiibräen  zur  Verwendung  küNumcnden  kieiBfligamtigen  Ibadiinai  iit  ndt  8<&atB- 
hnube  von  dereelboi  KonstruktÜM»,  wie  solche  in  den  §§  46  nnd  47  beschrieben  igt, 
zu  verHeheu. 

g)  Abrichthobel-  und  Eehlmaschinen.  §  56.  Der  nicht  benutzte  Teii  der  Messer* 
spalte  hinter  dem  Anschlag  ist  zn  verderken. 

Falls  nicht  mit  ZuführungMade  gearbeitet  wird,  ist  beim  Hobeln  die  Messer- 
spatte,  soweit  es  die  Didce  des  uolses  suMsat,  mit  einem  Terstdlbuen  SchutsbQgel 
tu  Terdecken. 

Beim  Kehlen  von  Leisten  ist  ein  Druckapparat  zu  yerwenden. 

h)  Fräsmaschinen,  i;  ")(;.  f^ofern  im  Fräsmaschinen  ohne  Ansehlag,  oline  Xluppcn 
und  ohne  Zuföhmogswalzen  gearbeitet  wird,  ist  möglichst  oberhalb  des  Fräsers  au 
der  Friumpindei  eine  über  den  Fräser  faiiuiUBreidiende,  glatt  abgedrdit«  Behutssdittbe 

Blit  durchiirochener  Fläche  oder  eine  feststehende  Sehiitzhaube  iinzubringcn. 

i)  BandsägeT^.  §  r»7.  Der  zum  Schneiden  nicht  benut^zte  Teil  de.s  Sägeblattes 
aoiwie  die  über  und  unter  dem  Tisch  gehende  Bandsägenscheibe  ist  zu  verkleiden. 

Die  Arbeiten  an  liaudsägen  im  Freien  sind  einzustellen,  sobald  Gefahr  durch 
ßtettwerden  der  Hiiude  für  deu  Arbeiter  entsteht.  Die  Benützung  vou  iiaudschuhen 
ist  Tttboten» 

F.  Aufzüge  (Fahrstühle)  und  Hebezeuge. 
§  58.  Jeder  Aufng  musa  mit  sicher  wirkenden  Fang-  und  Bremsvonnciitnngen 

und  einem  selbsttätigen,  auf  der  Winde  angel»rnehten  und  von  dem  Gestänge  oder 
Leokseii  unabhängigen  Absteller  für  hüchet«  uad  tiefste  Stellung  der  Fördcrschale 
vetsehen  sein. 

Jede  Förderpchale  mnss  an  den  Seifen,  welehe  keine  Zugangsöffnungen  enthalten, 
mit  Wänden  oder  Giiierwerk,  dessen  Oeüuungen  nicht  meiu*  als  2  cm  weit  sind,  um- 
geben sein.  Bei  Aufzügen  mit  Personenbeförderung  ist  die  FOrderschale  in  gleiefaer 
Weise  nach  oben  durch  ein  Dach  abzudecken. 

Die  P^ahn  der  Förderschale  muss  in  ihrer  ganzen  Höhe  ailsdtig  mit  festen 
Wänden  und  Gittern  umschlossen  sein.  In  Trcppenhäusem  oder  offenen  Magpritten 
ist  dsg^en  eine  Einfriedigung  nicht  unter  2  m  zulässig. 

f  59.  Sehacfatzugänge  sind  mit  Türen  zu  msehen,  welche  sich  nur  dann  öffnen 
lassen,  wenn  die  Ftirdcrstliale  an  der  Türe  steht,  andererseits  duf  die  Förderscluüe 
nicht  bew^  werden  können,  solange  die  Türe  geöftnet  ist. 
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Lichtöffuungeu  iu  Schaciiieti  tiiid  mit  cagma^chigem,  mit  dem  Schacht  iuueu 
b&ndig  geben  dem  Qitter  sn  TerHehcn. 

§  60.  Bei  Lastenanfzüccn  mit  Pcr.-onenbeförderong  muss  auseerdem  die  Stpuerung 
ijuierhalb  des  Fahrstuhiüchuclu«  licgeu  und  muss  die  Fahrt  stet»  durch  eiuen  ver- 
«DtWortiicheD  Führer  geleitet  werden. 

§  (31.  Zur  Bedienung  de«  Fahrstuhle»  sind  nur  solche  zuverlässige  PersoneD 
über  17  Jahren  zuzulassen,  die  über  die  Handhabung  der  {Steuerung  genau  unter- 
wiesen  •^'inil. 

§  ()2.  Jode  FahrsMihianlage  iat  ia  allen  ihren  Teilen  mifideeten«  eimual  jährlich 
einj^eud  su  untenttdieii  nnd  auf  ihre  Tmgfähigkdt  vnd  ridiere  Wirkeamkat  zti 

priiien.  Diese  Prüfung  hat  mit  dorn  l'  ^-fm  hen  der  ziilils.sipcn  ^^rös-lon  Belastung  tn 
erfolgen.  Den  Sicherheitavorrichtungtii,  Ketten,  Seileu  iuki  (iurieu  sowie  dcreo  Be- 
festigungen ist  hierbei  eine  besondere  AufriuTicsamkeit  zu  i^chcukeu. 

§  b3.  An  jedem  Zugänge  txm  FaikC8tublech«cht  aind  folgende  AuiacfarifteD  an* 
zubringGO : 

1.  Achtung I  Fahrstuhl! 

2.  Firma  des  Uerstellcrs, 
dw  Jahr  der  Anfertigung, 

4,  If-fztcr  Priifnn^^>-t;l^^. 

5.  zulässige  grösste  Belastung  iu  Kilogramm. 

^  Bei  PersonenauMigen  ist  auaeädem  die  grOeate  solieeigie  Personeozahl  ein* 
echliesslich  des  Führers  anzti^'^brn. 

Lastenaufzüge  sind  durcii  dit'.  Aufschrift  „Personenbefürderuug  verboten"  kcninJicb 
an  machen. 

§  G4.  Bei  Hebezeugen,  auch  Fawwiuden,  mit  Kurbelantrieb,  eind  eicher  wirkende 
Sperrvorrichtungen  anzubringen. 

Dio  zum  uikI  lirwt^eii  von  I^asteo  benfitaten  Ketten  etc.  nnd  in  betriebe* 

eichercm  Zustande  zu  erhalten. 

G.  Lade-  und  (^ihrwerksbetrieb. 

Ii  f)5.  Da?  Entladen  von  Ei^enbidm-Laiiirlmlzwagen  hat  stets  unter  Anwendung 
aller  U.'kaniiieu  und  üblichen  bicherheiL--\tjrkehrungeu  zu  erfolgen.  Insbesondere  ist 
vor  dem  Lösen  der  Kippstangen  an  Eisenbahnwaggona  die  L^ulung  nuitekt  Ketten 
und  H}iarnit>eJigein  siebter  <ib/iibinden.  (£b  luusa  auMV  för  jeden  8uiemei  eine  Kette 
und  ein  .Spunnoengel  zur  Hand  sein.) 

§  GO.  Es  ist  anzuordnen,  dass  das  Entladen,  das  13ewegen  und  das  Aufstapeln 
von  Ue«wui8tändea  aller  Art  derart  geschieht,  daes  das  die  üürbeiter  bedroiieude  Ab- 
ndlen,  ÜmetüRen  und  AuaeinandemUen  derselben  verhindert  ndrd. 

Zum  Stammbola>Atil-  und  Abladen  mlimen  etet»  mindeeteoa  2  Arbeiter  ver- 
wendet werden. 

§  67.  Als  Fuhrleate  dfirfen  nur  des  Fabrens  kundige,  anTerliasige  Pcr^nen 

nicht  nnter  IS  Jahren  vrrwcndet  werden.  Jodes  Fuhrwerk  muss  mit  einer  sicher 
wirkenden  Brems-  und  Beleuehtungsvorrichtung  und  mit  Unterschlagshölzerii  (8perr- 
bengeln)  versehen  sein.  Angeschirrte  bissige  Pferde  sind  mit  Maulkörben  zu  ver- 
sehen. Notorische  Schlager  müssen  in  den  btänden  als  eolcbe  beseidinet  und  där&n 
im  Betriebe  nicht  verwenaet  w«den. 

§  (j8.  Lriicrn  nnd  Laiif|ilatik«:'n,  in^^bc-onderc  solclu',  die  vom  St-hiff  auf  die 
Kaimauer  und  die  Böächuui;en  führen,  dürfen  nicht  allzustark  schwanken  und  inüasen 
eine  angemessene  Breite  haben 

U.  Bürsten-  und  Pinselmachercicn  wie  Kosshaarspinncreien. 

8  69.  In  diesen  Betrieben  ist  für  möglichst  ausgiebige  Staiibaljsaußung  und 
Wascngelegenhcit  für  die  Arlniiter  Sorge  zu  tragen  %  Ausserdem  ist  in  cmn  Werk- 
stätten, iu  welchen  Ilaare  behandelt  werden,  für  Aufstellung  von  Gefäsaen  sum  wiA" 
samen  Fliegenfan^  Sorge  zu  tragen. 

§  70.   In  Werkstätten,  in  «lencn  nicht  desinfizierte  Haare  verarbeitet  werden,  ist 
den  Arbeitern  eine  besondere  Arbeitskleidung  zur  Verfügung  xu  stellen,  die  in  der 
betreffenden  Werkstatt  verbleiben  moaa  nnd  nicht  mit  nadi  Hanae  flcnommen  wcrdeo 
darf.  Zur  Aufbewahrung  dieser  Kleider  «ind  den  Arbeitcin  auantcEeade,  veta eblieaa 
bare  Schranke  anzuweisen. 

J.  Ausführungs-  und  Strafbestlmmiingen. 

§  71.  Die  Betriebaonternehmer  haben  darflber  wa  wi^mq  oder  durch  ihr  Aiif> 


1)  Siehe  hienrcgeo  im  übrigen  «Iii-  )><  tr.  HafcnpoIizciToronlnun^* n. 

2)  \ergl,  die  auf  diese  Betriebe  lie»iigUcho  Bekanntmachung  des  Beiehatkaualen  ▼wn 
S2.  Oktober  1003  (BciehsgesetabLitt  1902,  B.  269). 
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sichtepenonal  daräber  wachen  xa  iaaeea,  daM  die  Uniallvediätiuig^vondurift«  Mitma 
der  Tcnidierten  Penonen  in  allen  Teilen  befolgt  werden. 

v?  72.  Tu  jedem  Arbcit^raunie  tht^  Botnrl>f,s  And  an  Icit'lit  hichthari^r  Stelle  aamt- 
Uche  UufaUverhütujigHVürBchhftcn  durch  Fiakatanflcblag  bekaimt  zu  machen. 

§  73.  NabeDbcSnebe  aind  den  vonttehcndcn  alltrcmelnan:  flowia  den  beaonderan 
VorFL-liriften  unterworfen,  welche  von  denjeui{?cn  BeruftgeDn<;>cnf!chaftcn  crla-.^cn  siud, 
denen  ^ie  angehören  würden,  wenn  »ie  nicht  Nebenbetrieb  de^  zur  CieuossonBchiiit  ge- 
hörigen Hauptbetriebes  wiren.  Auf  Verlangen  werden  dem  Betricbsunteniehnier  die 
betreffenden  UnCaUverhütnngsvonchhfteo  vom  GenoeeenechaftaTontaDd  imentgeltlidi 
geliefert. 

§  71.  Die  vorstehenden  Uniallverhütiini^svorschriften  für  Betriebaunternehiuer 
treten  mit  dem  Tiwe  der  Bekaantoiachung  dieser  Vocachrüten  im  Oenoesenächaftä- 
organ  und  aowdt  tm  sidi  auf  dfe  Hentetlang  von  nenen  Einrichtungen  in  beateheoden 
Betrieben  boaaelien,  iBnerhnib  einer  FHat  Ton  3  Monaten  rnibh  dleeer  Bekanntmachang 
in  Kraft. 

§  75.  Zuwiderhandelnde  werden  mit  Geldstrafen  bU  zu  1000  M,  oder  mit  der 
Einschätzung:  ihrer  BeirielH'  in  eine  höhere  Gefahrenklasse  oder,  futl>  •^tch  die  letzteren 
bereitH  in  der  höchsten  Geiaiircakiawe  befinden,  mit  Zuschlägen  hin  zum  doppelten 
Betrag  ihrer  Beiträge  belegt. 

I>ie  höhere  Emschätzung  beaw.  der  Zuachlag  werden  vom  GenoBHcnschafb^vor- 
«taade  zunächst  für  ein  Beehnnngsjahr  festgesetzt  und  können  gegen  Unternehmer, 
weiche  alsdann  üin n  Verpfluhtnniren  nach  1 — 71  nicht  ^enii.;t  haben,  auf  die 
Dauer  eines  ferneren  licchnung^jahres  erstreckt  werden.  (Vgl  §  112  Aba.  I  ZifL  1 
und  §  110  dea  Oewerbe^Unfallvenicbeningsge^^etaea  vom  30.  Juni  1000.) 

II.  Für  versicherte  PerBonen. 
A.  Allgemeine  Vorschriften. 
§  1.  Jede  versicherte  Person  ist  verpflichtet,  die  nachstehenden  Unfallverhutanga- 

vonchriften  piinktlieh  zn  befoV'en. 

S  2.  Jeder  Meister  uud  Arbeiter  hat  die  niieht,  alle  Personen,  welche  ihnen 
tax  EUlfa  oder  Unterweisung  beigegeben  aind,  insbesondere  Lehrlinge  und  jugendliche 
Arbc'itf^r,  nnf  ilie  mit  ihn  r  Rc-^ehafticrnnf?  verbtindem  ii  Gefahren  aufmerksam  zu  mnrhen 
und  iliirauf  zu  achten,  das»  die  gi^'benen  Verhaltuug&massregeln  seitens  der  ihnen 
nnterHtellten  Personen  genau  b^l^  werden. 

§  3.  Jeder  Arbeiter  hat  vor  aer  Benutzunff  von  Werkzeugen,  Goräten,  Apparaten 
und  maadiindlen  Einriditungen  diese  sowie  die  oabei  angebrachten  SdiutzvDiricntanmn 
daraufhin  zu  prüfen,  ob  dieselben  nich  in  ordnunirsnifi-^i^'ciu  Zustande  befinden.  Sorem 
diee  nicht  der  Fall  ist,  hat  er  sofort  seinem  Vorgesetzten  davon  Anzeige  zu  machen. 

§  4.  Die  Berührung  von  Maschinen  und  sonstigen  Einrichtungen  des  Betriebea 
•eitene  solcher  Arbeiter,  die  nicht  ausdrücklich  hierfür  angt-wtcilt  sina,  is-t  verbnteu. 

§  5.   Lehrlinge  und  jugendliche  Arbeiter  unter  17  Jahren,  auch  Arbeiterinnen, 
dürfen  an  KraisaSgen,  Abridithohehna-Hchineu,  Fräßen  und  ala  Einleger  an  Dra»ch- 
maBchlnen  nicht  beschäftigt  werden.    Die  Verwendung  von  Arbeitern  vom  lö.  Jahr 
ab  als  Ausziehcr  ai:i  Kreist^ägen  oder  Abnehmer  an  Hobelmai>chincu  ist  zulässig.  Ohne 
besondere,  ununterbnx^hene  .\ufsiiht  und  Anleitung  ist  die  Verwendung  von  Personen 
unter  17  Jahren  auch  au  Band-  und  Gattersägen  sowie  au  Hobelmaschinen  mit  aelbat- 
tätigem  Vorsdrab  oder  ohne  solchen  verboten. 

§  0.  Die  Arbeitsgeräte  und  S  hatzvorrichtungcu  sind  nur  zu  dem  Zwecke,  für 
den  sie  bestimmt  sind,  zu  benutzen.  Der  Mif<-braiich,  «lio  eiiren mächtige  Beseitigung 
und  die  afastchtliciae  BescbSdigun^  oder  auch  Mi  litt» nut/nn«:  der  vorhandenen  Sicher» 
heitevorTTchtungen  und  vnrpppchriibenen  Schutzmittel  i-t  f>trafbar. 

Jede  nicht  den  Zwecken  des  Betriebes  dienende  läiigkeit  —  auch  jede  Zänkerei, 
Neckerei,  Spielern  nnd  aooatiga  mntwillige  Handlung  —  wddier  Axt  sie  sein  möge, 
i«t  verboten. 

§  7.  Arbeiter,  welche  an  FaUsneht,  Krämpfen,  Ohnmacfatont  leiden  oder  aus 

fonsl!|rcu  Gründen  nicht  immer  zureehnunjrsfähig  oder  zuverlässig--  i  rscheiiH-n,  dürfen 
&ich  au  Maschinen  nicht  beschäftigen  und  in  Maschinenräumen  nicht  aufhalten. 

Wer  an  solchen  nicht  in  die  Augen  fallenden  körperlichen  Schwächen  imd  Ge- 
brechen lei(b.'t,  IbI  verpflichtet,  dem  Arbeitgeber  o<ler  seinem  Stellvertreter  hiervon 
Kenntnis  zu  geben,  hoferu  er  mit  einer  solchen  Arbeit  beuuUragt  werden  soll,  die  ihn 
cioer  besonderen  Gefahr  aussetzt. 

§  S.  Betrunkene  Arbeiter  dürfen  die  Arbeitaatätten  weder  betreten,  noch  sich 
dort  aulhalteu. 

Jeder  Arbeiter  ist  verpfliclitet.  Betrunkene  nnd  T'nl».-fugte  (auch  Kinder)  aoa  den 
Arbdtsrinmen  niuaiiweisen  und  crforderUchenfalla  daraus  zu  entfernen. 
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§  9.  Di»  Uol6iila«8ea  «ikohoÜiaitiger  Getränke  während  der  Arbeitszeit  ist 
rerboten. 

§  10.  Drti^  Aiisruhon  und  Schlafen  an  Feuerstellen,  auf  Oefon  K' -^^clmaueningen, 
Dächern  und  (.»urüstcu  ^owie  in  unmittelbarer  Nähe  von  Triebwerken,  Gruben  und 
Qeleiaen  oder  an  sonstigen,  Leben  und  GL-^undheit  bedrohenden  Orten  ist  verboten. 

§  11.  Das  Alt-  und  Anletrcn  sowie  das  Aufbewahren  von  Kleid ungsstik-ken  io 
uiunittelbarrT  Niüie  bewegter  Triebwerke  und  Maschinen  ist  verboten.  Ks  darf  nur 
an  den  hierfür  bestimmten  Orten  vorgenommen  werden. 

§  12.  Das  Betreleo  anderer  Werkstätten  und  ArbdtapUtse,  aU  dcdenigen,  in  und 
«nf  wdehen  der  ArbiNter  regelmässig  bc^häftigt  ist,  ist  nur  zu  dienswehon  Zwedccn 
oder  im  Auftrage  ein  es  Vorgc«etztoa  gestattet. 

^  13.  In  den  Arbeitsräumen  und  auf  den  Arbeitsplätzen  dürfen  die  Ari^eiter 
nur  die  ihnen  zugewiesenen  Verkehrswege,  Ein-  und  Au<^:inge  benutzen. 

§  11.  I^iterii,  Ixi  denen  ein  Abrutschen  dureh  ihre  Hauart  cxler  Befcj^tipunj» 
nicht  ausgeschlossen  ist,  dürfen  nur  bestiegen  werden,  wenn  sie  von  einem  zweiten 
Arbeiter  gehalten  werden.  Das  Beskdgen  von  fiftttenrcnen  ohne  LeStern  oder  Treppen 
ist  verboten. 

Die  Arbeiter  dflrfen  die  ihnen  überwiesenen  Leitern  nur  zu  den  Zwecken  ver- 
wenden, für  welche  sie  bestimmt  sind. 

Die  Benutzung  schadhafter  oder  dem  Zwecke  nicht  entsprocheudw  Leitern  ist 
twboCen. 

§  ITi.   Das  Bauchen  in  den  Betriebsräumen  ist  streng  verboten. 

§  16.  Arbdter,  welche  bei  Ausübung  ihrer  Arbeit  der  Gefalir  einer  Aagen- 
verletzung  besonders  ausgesetzt  sind,  sind  verpflichtet,  Schutzbrillen  und  SchnbEmasKen 
geeigneter  Art  zu  tra^ien. 

§  17.  Der  Verletzte  hat  über  jede  im  Betriebe  erhaltrae  Verletzung,  auch  der 
tuibedeutettdateo,  dem  Vorgesetzten  sofort  Anzeige  za  erstatten  beriehnngsweiBe  für 
Anzeige  zu  sorgen. 

Der  iVrbeiter  hat  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  jede  Wunde,  wenn  sie  ihm  auch 
noch  so  geringfOgig  erscheint,  so^rt  gereinigt  und  gegen  das  Eindringen  von  Staub 

und  sonstigen  Unreinlichkeiten  gestrhützt  wird. 

Solange  die  Wunde  nicht  verbunden  i.st,  hat  der  Verletzte  die  Arbeit  zu  unter- 
brechen. 

§  18.  Beim  Abeisen  und  Beinigen  sowie  beim  Wiedergangbannacheu  und  Aua« 
bessern  von  WasseiTädem  und  ihrer  Kammrider  sind  diese  gut  abznstsifen.  Ohne 

Aufsicht  dürfen  diese  Arbeiten  nieht  vorirenomnim  werden. 

§  19.  Blanke  elektrische  Lcitimgsdrähte  und  Apmrate  diuien  nicht  berührt  oder 
mitdnander  verbunden  werden.  Das  Eäneeblagen  TonNigdn  io  derNihe  dektrisdur 
Lntungen  ist  dalier  verboten. 

Das  Aus-  und  Einschalten  elektrischer  Stroiakreisc  darf  nur  von  den  damit  be- 
auftragten Personen  ausgeführt  werden.  Das  Ausschalten  der  Glühlampen  hat  nur 
am  ßcnalter  zu  erfol^n;  das  Zurückschrauben  d«r  Glasbirnen  ist  verboten. 

§  20.  Den  Arbeitf^m  ist  verbotm,  TnHtandsetzungen  an  den  dektrisdien  Ldtungeji, 
Elektromotoren  und  Fa>-ungen  der  Glülilatnni  ii  seilet  auszuführen,  sowie  die  KohTen- 
halter  der  Bogcnüuupen  zu  verstellen,  die  Glühlampen  aus  ihren  Fassungen  zu  ent- 
fernen und  aurcb  neue  zu  ersetzen.  Jeder  Mangel  an  den  Leitungen,  Aussdudlem, 
Sicherun ^ren,  Eiektromotoien,  Lampen  o.  s.  w.  fet  vielmehr  sofort  dem  VorgeBetcten 
anzuzeigen. 

Vor  dem  Reinigen  der  eldctriachen  Lampen  von  Stanb  smd  die  Birnen  auf  ihnn 

festen  Sitz  zu  prüfen. 

§  21.  Die  von  den  einzelnen  Arbeitern  benutzten  Laternen,  Gasflammen,  elek- 
trischen und  anderen  LiamjMri  sind  beim  Verlassen  der  Arbeit  sorgfältig  zu  löschen 
bezw.  abzustellen.  Das  Oeifoen  und  ächliessen  der  Hauptgaidiähne  ist  nur  den  damit 
beanltn^^ten  Personen  gestattet. 

B.  Maschinisten  und  Ifcizer. 
§  22.    Die  bestehenden,  im  Kesselhaus  ausgehängten  Dienstvorschriften  ffir 
Kesselwärter  (Heizer)  sind  genau  zu  befolgen. 

i;  23.  Der  Dampfmtischinenwärta  hat  vor  dem  Andrehen  des  Schwungrades  der 
Dampfmaifchine  das  DampfeinströmiingsventU  zu  schUewen  und  die  vwJiMideDen 

Zylinderhähne  zu  öffnen. 

§  24.    Ehe  die  Dampfmaschinen.  Turliinen,  Wassenider,  Gas-  und  sonstige 

Kraftina.-chinen  In  (lang  pesetzt  werden,  hat  der  Maschinenwärter  ein  jedem  Arbeiter 
verständlichtf»  Signal  mit  der  Glocke  oder  Daiiipfpteife  zu  geben,  welches  in  allen 
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Bäumen,  in  welchen  MotorbeCrieb  stattfiDdet,  gut  pehört  werden  kann.  Zwischen  dem 
Signal  tmd  dem  Aolasaea  der  Maschine  aoU  mindcstciid  eine  Jldjnute  gewartet  werdea. 

C  Miwdiipenarbeiter  im  allgemeiiien. 

§  25.  Die  an  Maschinen  zu|;ela8senen  und  beschäftigten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
Jiabflo  aoliegende  Kleidung  sowie  fcst8itzendes  Schuhzwg  zu  tragen.  Insbesondere  ist 
diflMii  FenKncn  das  Tragen  nicht  anliegender  Scbänea,  weiter  Aermel,  flatternde 
Hab»tücher,  Schleifen  und  Bänder  etc.  unt^-rsagt.  ArfaMterinnen  dürfien  weder  offene 
Haare  noch  lang  herunterhängende  Zönfe  tragen. 

^  26.  Jeder  Arbeiter  ut  verpOichtet,  etwa  von  ihm  wahr^nommene  fie> 
?childi<riingon  oder  sonstige  «nffsllsnde  finehflinnDgen  an  den  Betriebeeinridttnngeii 
sofort  anzuzeigen. 

Joder  mit  der  Bedienung  einer  Maschine  beanftiBgte  Arbeiter  hat  dieselbe,  soweit 
sie  nicht  selbsttätig  arbetteti  ansaer  Betrieb  an  setzen,  sobald  er  seinen  Arbettaplate 

verlässt. 

jj  27.  Da.<  Srhmioron  licwcgtcr  Maschinenteile,  ferner  das  Putzen  und  Reinigen, 
sowie  das  Anziehen  der  Keile  und  Schrauben  an  gefahrdrohraden  Maschinentälen 
wihrend  des  Betriebes  ist  Vorboten. 

Je  nat-b  Bedürfnis,  aber  wenij^stens  einmal  w«"rhentlich,  hat  der  Arbeiter  während 
des  Stillstandes  seine  Maschine  nebet  Zuk>ehör  gtündiich  zu  reinigen  un<l  zu  schmieren 
nnd  auf  ihre  Betriebsfähigiceit  zu  prüfen. 

^  28.  Div  Fliiketi  und  AuHliossern  der  Treibriemen,  wälircnd  dieselben  aof 
laufeüden  Tra.üsuiijioiou8vvellen  und  Kiemenscheiben  liegen,  ist  verboten. 

Dm  Auflegen  und  Abwerfen  von  Biemen  mit  nnhewaffoflter  Hand  während  des 
Betriebes  ist  streng  verboten. 

Treibriemen,  welche  ausser  Betrieb  gesetzt  werden,  sind  an  Haken  an  der  Decke 
aufzuhängen  oder  sonstwie  von  der  Wdlc  abzuhalten.  Zum  Rieraenabwcrfen  und 
-Auflegen  benutzte  Stangen  oder  besondere  BiemenauÜeger  müssen  seitlidi  vom 
Körper  gcJialten  werden  und  lang  genug  sdn,  damit  ihr  unteres  E2nde  w&hrend  der 
Haadhat  »ongen  nie  dem  Arbeiter  Ins  zur  Höhe  des  Unterleihcs  kommen  kann. 

{  29*  Die  Öchiciftlache  der  i^k^hleifstdne  und  dergl.  ist  stets  glatt  und  rund 
laafeod  an  erhalten,  die  Vmlage  ist  mAglidist  didit  an  «un  Stein  heranzurfidcen. 

D.  Ereissager,  QattersSger,  Hobler,  Fräser. 

§  90.  Kreissigen,  FrSsen  und  Abriehthobelmaschinen  dürfen  nur  von  den  be- 
Sonden  di^ffr  bestimmten  ständigen  Maschinenarbeiten!  selbständig  bedient  werden. 
Ueber  die  Besichäftigung  jugendlicher  und  weiblicher  i\'rsonen  siehe  § 
§  31.   Das  VorBc^eben  der  Hölzer  an  Maschinen  mit  der  Brust  oder  dem  Bauch 
ist  verboten. 

§  32.  Der  Säger  hut  sieh  bei  der  Bedienong  der  Kreiasige  mO^ehst  nidit  vor, 
sondern  neben  dem  Tisch  aufzustellen. 

Das  Setcan  oder  Stellen  aof  in  Gang  befindliche  Jüaachinen  oder  Maechimm teile 

ist  ?erhoten. 

§  33.  Die  Ar) leiten  an  Kreissägen  uud  Bandsägen  im  Freien  sind  einzustellen, 
sobald  Gef ab r  durch  Stdf werden  derUinde  für  den  Arbriter  entsteht^  DieBenntsung 
TOQ  Handschuhen  ist  verboten. 

§  34w  Kreissäge- Arbeiter  haben  den  ihnen  anr  Bennintng  überwiesenen  Spdtkeil 

so  einzu.stellen,  dass  seine  Schneide  vom  Zahnkranz  höi  hstcns  10  mm  entfernt  ist  und 
seiiie  höchste  Stelle  nicht  mehr  als  20  mm  unter  dem  höchsten  Punkte  des  8äge- 
blaltffi  liegt. 

Dio  hchutzhaube  ist  soweit  herabzulassen,  dass  mindestes  der  obwe  Lauf  der 
Sagzähue  bedeckt  ist,  sofern  die  Dicke  des  Hobses  dies  zulässt. 

><  :','>.  Auf  I^ngschnittkreissägen  dürfen  Hölzer  unter  1  m  und  schmale,  weniger 
als  5  cm  breite  Abeconitte  nicht  nut  unbewaffoeter  Hand  am  Sigblatt  vorbeigefflort 
werden. 

§  36.  Zum  LangBschnitt  besonders  eingerichtete  Sägeblätter  ilürfen  nicht  zum 
Querschnitt  imd  umgdcehrt  zum  Querschnitt  oesonders  eingerichtete  Säseblättor  nicht 
zum  Längsschnitt  Terwendet  werden.  Anf  SfigebUtter  nut  ungeschrinkten  geraden 
Zihaen  fmdet  dift^e  T^r*timmi'.ng  keine  Anwendung. 

Die  Verwendung  rissiger  ;Sügeblätter  ist  verboten.  Ausgebrauchte  Kreissäge- 
Uättcr  sind  aus  den  fietrieb»stätten  zu  entfernen. 

Runrlhoher,  Scheiter,  Knüp]>el,  iStangen  n.  dcrgU  H51xer  müssen  den  Ijigen  be- 
festigt oder  ni^üianisch  zugeführt  werden. 

J}  V.  Vor  Einrückung  der  Gattersäge  hat  sich  der  im  oberen  Stock  de  r  8ägo 
befindliche  Arbeiter  an  fibenengen,  ijass  hierdurch  im  Erdgeschoss  niemand  gefährdet 
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wird.  Dfr  im  Enlfieh^c-h(i?>  mit  Sclunirroii  oder  Nachsehen  der  Ln^rr  etc.  Bf^'h-if^-^''^ 
hat  die  loUeirielMetzung  des  Gatters  durch  Verweoduag  dee  bteckers  zu  verbiuüern. 

DaB  Sitzen  auf  dem  Stamm  oder  das  Niedmliidteii  deaaeiben  von  Hand  «ilwend 
des  Schnitts  ist  verboten. 

Gegen  uuljeab>«ichtigte*i  Niedergehen  des  Gatters  ist  (i}is.>?oll)o  abzustoifen. 

§  38.  Nach  erfolgter  Eiu^pannung  der  Hobel-  und  Kchlmo^srr  nifisson  <leren 
fiefeetigungsechraubeo,  oachdem  die  Messer  einige  Minuteo  gearbätel  haben,  auf  ihren 
festen  Bits  nachgeprüft  weiden. 

Ohne  Druckvonichtimg  dürfen  Leisten  nof  der  Abtichtmasehine  nicht  gekehlt 
werdt'ii. 

P'iiUs  nicht  mit  Zuführungslado  gearbeitet  wird,  ist  iM-im  Hobeln  der  Schutzbfig^ 
soweit  hcralizulHssfii.  ,ils  die.-'  die  Dic-ke  des  zu  l»f'ar]>pitpnd(n  Holzc-s  zAiliisst. 

Der  liiutcr  deiu  Ausclilag  der  Abrichtraaßciiiue  belegene,  nicht  benutzte  Teil  de« 
Messerschlitzes  ist  abzudecken. 

§  39.  }^ofern  an  Fräsmaschinen  ohne  Anschlag,  ohne  Kluppen  und  ohne  Zu- 
ftthrunpwalzen  gearbeitet  wird,  ist  möglichst  oberhalb  des  Fräsers  an  der  Frasspiodet 
eine  über  <lfn  J-"ru-er  Iii n ausreichende,  glatt  al>pfdrelite  S<:hutzscheibe  mit  InirGb* 
brocheuer  Fläche  oder  eine  festst^ende  ^khutzbaube  anzubringen. 

£.  Arbeiter  an  FahvBtfihlen  und  Hebesengen« 

^  40.  Die  am  iSchachtznt'nng  angegebene  grOsste  znlSnlgn  Bebstong  darf  in 
keinem  Falle  überschritten  wiTdeu. 

Ungleichmä&sig  und  ordnungswidrig  belastete  Fahrstfibls  oder  Aufottge  mSssoi 
bis  zur  Bascitigiiii).'^  der  Miiiigi'l  stillpN-toflt  werden. 

§  41.  Fahrbiühlc  für  I^-isti  iitrauriport  dürfen  von  Personen  nur  zum  Zwecke  der 
Untersuchung  und  Instandhaltung  befahren  werden. 

§  42.  FahrstOhle  mit  Fersoneobefdrderaog  dürfen  nar  von  solchen  Femonea 
bedient  werden,  die  auadrüdkMch  für  diesen  Dienst  bestimmt  süid. 

^  SB.  Die  Arbeiten  im  Hubknas  der  Erahnen  sowie  das  Betraten  des  HnbkreiMs 
ist  verboten. 

§  44.  Beim  Aufwinden  der  Last  mittelst  Hebeaengm  mnsa  die  6peirklinke  stets 

im  Sperrrad  liegen. 

Unter  einer  frei&chwebendi  n  f^a^t  ist  jeder  Aufenthalt  und  Verkehr  von  Personen 
verboten. 

F.  Fuhrleute,  Verlader  und  Rangierer. 

§  45.  Die  Bremsvorrichtungen  und  Unterschlagshölzcr  (Sperrbengel)  sind  ge- 
gebenenfalls TU  bniutzcn. 

Daa  Anziehen  der  Bremse  vom  Wagen  aus  mit  der  Peitsche,  dem  Fuss  oder  bei 
heral)bfingendem  Oberkörper  ist  verboten. 

Bei  Langbolsfnhrwerk  ist  nach  Beendigung  der  Rntladwng  der  Drdiachemel  fest* 
zustellen. 

Das  J'nhrwerk  ist  während  der  Dunkelheit  zu  beleuchten* 
Die  Fuhrleute  dürfen  während  der  Fahrt  nicht  schlafen. 
Bissigen  Tieren  ist  im  Zuge  ein  Maulkorb  anzulegen. 

Da«  Sitzen  auf  dem  Vorderteile  dch  Wagens,  »o  dasi?  die  Beine  in  der  Luft 
schweben  oder  auf  die  Deichsel  gestellt  werden,  ebenso  das  Sitzen  auf  der  Deächseli 
dem  Langbaum  oder  anf  der  lisst  eines  ho^lieladencn  Wagens  ist  Terboten. 

Jcnie-i  Stellen  auf  dem  Wagen  während  der  F^lirt,  andi  beim  Veredbieben  der 

selben,  ist  verlwiten. 

IBdm  Abwärtsfahren  ist  stets  die  Bremse  zu  benützen. 

Auf-  und  A1>-teiL'en  während  der  £«w^;ang  der  Wagen  kt  —  abgesehen  von 

Fällen  dringcndu  tiduhr  —  verboten. 

Jeder  Wagenführer  soll  die  Zügel  in  der  Hand  halten. 

Die  Fuhrleute  dürfen  ihr  Fohrwerk  nur  dann  verhisBen,  wenn  SicherheitsmasS' 

regeln  gegen  das  Durchgehen  der  Zugtiere  getroffen  sind. 

§  4H.  Als  Fuhrleute  dürfen  nur  des  Fahrens  kundige,  zuverlässige  Per^^oncn 
nicht  unter  18  Jahren  verwendet  werden.  Das  Entladen  von  Eiscnbahn-Langhok- 
WBgen  hat  stets  unter  Anwendung  aller  bekannten  und  (iblidien  8icb«'heitAvorkehmngen 

zu  erfolgen.  Insb« -nndcro  i-t  vor  dem  Lö-^en  der  Kippstanpen  an  Eisen b.alinwagirons 
die  Ladung  mittelst  KtHtt  n  und  bpauubengcla  sicher  abzubinden.  (Es  muss  daher  für 
jerlen  Schemel  eine  Kette  und  ein  Kpannbengel  zur  Hand  sein.)  Zum  Stammhols* 
Auf-  und  Abladen  müssen  stets  mindestens  2  Arl)eiter  verwendet  werden. 

1;  47.  Auf  Bahnansi'hlussgelrisen  dürfen  Wagen  nur  von  den  damit  besonders 
beauftragten  Personen  an-  oder  abgekuppelt  und  nur  auf  deren  Geheiss  .•mlcho  be«ei:t 
werden.  Das  Stehen  oder  Beiteo  auf  den  Puffern  der  Eisenbahnwagen  ist  verbotau 
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G.  Biintenarbeiteir. 

8  48.  Je<1er  Arbeiter  soll  seine  Fingcmäcel  kurz  gMchnitten  Jialteo,  am  An- 
sammlung von  Schmntz  unter  denselben  zu  verhüten. 

Vor  (lern  Vf-rla-iscn  der  Arbeitsstätten  haben  tieh  die  Bfinteilirb6it€r  tOtgßttUt 
Gesicht  und  Uände  mit  Seife  zu  reiaigen. 

Fenwr  haben  die  Atbeiter  mr  i^twit  in  den  Werkstatten,  in  weldien  ittebt  dos- 
infizirrte  Haarn  behandelt  werden,  die  ihnen  zur  Verfücrnnc  get;tellteD  AlbateUeider 
zu  benutzen,  die  nicht  mit  nach  HauBe  genommen  werden  dürfen. 

H.  8trafbeBtimnran«n. 

ü  49.  Versicherte  Porsoin  n.  welche  den  UnfallverhOtnn^'svorschriftcn  zuwider- 
handeln oder  welche  die  an&;cbraehtcn  Schutzvorrichtungen  nicht  benutzen,  miss- 
bfmdien  oder  mutwillig  besebSdigen,  Icftnnen  mit  einer  Gddstmfe  bis  zu  6  M.  belegt 
werden. 

Die  Festsetzung  dieser  Geldstrafe  erfoigt  durch  den  Vdrstand  der  Betriebs- 
(Fabrik-)KrankenkaMie  oder,  wenn  eine  solche  für  den  Betrieb  nicht  errichtet  ist,  dordi 
die  OrtäpoUzeibdIidrde.  Die  Strafgelder  fliesscn  in  die  Krankenkasse,  wel<:her  der  rnr 
Zahlung  Verpflichtete  angehört  hat  oder,  wenn  er  seiner  Zeit  keiner  Krankenkasse 
angehört  hat,  in  die  Kasse  ihr  (leiueindekrankenversicherunj!:  <Ifs  Hoschäftiguni^sort«. 
(VgL  §  1J2  AbB.  1  Ziff.  2,  ^  116  und  §  154  Abe.  1  des  Gewerbe-UnfaUvenichenmgB. 
geeetcee  vom  30.  Juni  1900.) 

r>io  vor-itohpndtii  ITnfallverhütiiiiE^vorschriften  für  die  versicherten  Prrsonen 
treten  mit  dem  Ti^e  der  ßekanutmaciiung  im  Genoesenschaftsorgan  an  die  Stelle  der 
VotBchriiten  Tom  22.  Angnat  1868. 

U.  Aiitrii:li6.  Oesterreich. 

(Die  im  Beidurate  Tertreteaeii  Kfinigreidie  und  Lftnder.) 

Verordniuigieii,  mit  welohen  in  BorobfObnuig  des  Oesetsee  toiil 

8.  Jnli  1902,  betr.  Begfiiisl%uigen  für  Gelände  mit  gosimden  und 
billigen  ArbeiterwohTinngon,  der  Maxiinalprozontsfitz  der  Verzinsung  • 
solcher  Gebäude  festgesetzt  wird:  für  den  politischen  Bezirk  Frei- 
stadt in  Sdhieslen,  R.G.Bl.  XXX.  8tück,  Xo.  81,  ausgegeben  am  7.  April 
1903;  für  GOn  und  Gradiskft,  ebd.  XXI.  Stück,  No.  82,  ausgegeben  tun 
11.  April  1903;  für  Galizien  iind  Lodomerien,  ebd.  XXXV.  Stück,  No.  89, 
aasgegeben  am  21.  April  li^Od.    (Durchaus  höchstens  b^j^  Proz.) 

III.  Belgique.  Belgien. 

1.  Circulaire  dti  Ministre  de  la  Justice,  en  date  du  29 
novembre  190  2,  aux  commissionH  admirtistiatives  des  pri- 
BOns  du  Koyaniiift.  c  o  n  n  e  r  ti  a  ii  f  reinplni  de  1  a  («^riise. 

Bundschreiben  des  Justiaministers  an  die  staatliehen  Gefängnis- 
▼orwaltnngskonuniasloneQ,  vom  29.  Noyember  1002,  betreSbnd  die 
Bleitreiasvwwendiug. 

Der  höhere  Beirat  Hir  Hygiene  hatte  vor  kuTEem  den  Wunsch  ge-> 
fias.sort,  es  möchte  seitens  der  fiffont liehen  Verwaltnn<ren  bei  Vergebung 
von  Malerarbeiten  in  die  Bedingiiishette  die  Bestimmung  autgononunen 
werden,  wonaoh  es  verboten  sei,  bei  Ansftihrung  dieser  Arbeiten  Bleiweias 
En  verwenden,  da  die  Verwendung  desselben  der  Arbeit  einen  gesundheits« 
schädlichen  Charakter  verleilkt  und  Gefabren  für  die  Gesundheit  der  Ar- 
beiter zur  Polge  hat. 

Im  Einverständnis  mit  dem  Landwirtschaftäminister  habe  ich  den 
B«schlttB8  gefasst,  anzuordnen,  dase  bei  Vergebung  der  Arbeiten  seitens 
des  JuatizministeriuniB  die  vorerw&hnte  Bestimmung  in  die  Bedingnishefta 
ani^enommen  werden  soll. 
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Infolgedessen  darf  von  nun  nn  niir  Zinkweiss  verwend«t  wfirdoii|  imd 
zwar  ebortsn  boi  den  zu  ver;iebenden  als  aach  bei  den  in  eigener  Begie 
»uszuführeuclen  offentlichon  Arbeiten. 

Ich  bitte  Sie,  dieses  dem  Direktor  des  uater  Ihrer  Verwaltung 
stehenden  Qefilngmssee  sur  Kenntoianalune  nnd  cur  Befolgung  mitsnteUen. 

2.  Circulaire  du  Ministre  do  l'Industrie  et  du  Travail, 
en  date  du  5  fevrier  1903,  aux  go u verneurs  de  province, 
concernant  le  travail  des  enfants. 

Bondflohreibein  des  Ißnistera  f6r  Indiutxie  und  Arbeit  an  die 
ProvinsiAlgouvenieiire,  vom  fi.  F^bniar  1008,  bstreHteid  die  Biidonwbeft 

Herr  Gouverneur  I 
Infolge  der  durch  die  np\verbeiiis|i(  ktoren  konstatierten  häufi^zen  ^Iis^^- 
bräucbe  sehe  ich  mich  veranlasst,  Sie  /u  bitten,  durch  Veröffentlichung  im 
„M^orial  adminiBtratif"  die  Gemeindeverwaltungen  Ihrer  Provins  daran 
an  erinnern,  dass  sie  vc  i  pilic  htet  sind,  bei  Verabfolgong  der  in  Art.  10  dee 
Oes'Otzos  vom  l^?.  Dc/cmber  bftr.  diA  Frauen-  und  Kinderarbeit  in 

gewerblichen  Betrieben,  vorgesehenen  Arbeitabücher  die  nachiblgenden 
Bestimmungen  zu  beachten : 

1)  Entsprechend  den  Bestimmnngen  des  Art.  2  des  angeführten  Qe> 
aetzes,  wonach  Kinder  im  Alter  unter  12  Jahren  zur  Arbeit  absolut  nicht 
?;np:elassf»Ti  worder  dtirfen,  dürfen  aucli  Arbeitsbücher  an  Kinder  unter 
diesem  Alter  in  keiuein  Falle  verabfolgt  werden. 

2)  Die  Gemeindebehörden  sind  verpflichtet,  an  Kinder  im  Alter  von 
12 — 16  Jahren,  und  an  Arbeiterinnen  hn  Alter  von  16 — 21  Jahren,  die 
in  ihrer  Gemeinde  wohnhaft  sind,  oder,  falls  der  ständige  Wohnsitz  nicht 
festgestellt  werden  kann,  in  ihrer  Gemeinde  sich  aufhalten,  die  Arbeits- 
bücher unentgeltlich  zu  verabfolgen.  Wenn  die  Gemeindebehörden  den 
an  sie  gelangenden  G^esnchen  um  Verabfolgung  soldier  Arbeitsbficher  nicht 
nadikonunen,  so  machen  sie  sich  eines  um  so  schwereren  Vergehens  schuldig, 
als  sie  dadurch  ebenso  die  Arbeitgeber  als  auch  die  Eltern  bezw.  Vor- 
münder der  geschützten  Personen  den  Folgen  einer  Gesetzesübertretung 
aussetzen.  Die  Aiboitsbiichor  sind  in  allen  grösseren  Buchdruckareien  des 
Landes  käuflich. 

S)  Die  Arbeitsbücher  sind  entsprechend  den  Bestimmungen  des  kgl. 
Erlasses  vom  24.  De/ember  180O  auszustellen.  I'ie  Angaben  —  insbeson- 
dere Namen.  Voriinmen,  Geschlecht  und  Oeburtsdatuiu  —  sollen  den  Ein- 
tragungen im  Zivilstandsregister  entsprechen,  und  die  Unterschrift  des 
Bürgermeisters  hat  den  Zweck,  diese  Uebereinstinunung  zu  bestfttigen. 
Die  Bür^'ormeister,  die  die  Verabfolgung  nicht  ausgefüllteo*,  mit  ihrer  oder 
ihres  Vertreters  Unterschrift  versehenen  Arbeit sbficher  gestatten  oder 
tolerieren,  leisten  dadurch  Mi.'^sbräuchen  Vorschub  und  ei'schweren  die 
Kontrolitittigkeit  der  Gowerbeinspektion. 

Insbesondere  soll  in  jedem  Buche  das  Geburtsdatum  genau  eingetragen 
werden,  um  eine  Fälsehung  dieser  Angabe  zu  vermeiden,  da  die  Gewerbe- 
ins|)ektoren  sehr  häufig  noch  lie  Tatsache  konstatieren,  dass  zum  Zwecke 
der  Entzieinxng  von  noch  im  .Schutzalter  stehenden  Personen  dem  gesetz- 
lichen Schutze  derartige  Fülschimgeu  vorgenommen  werden. 

Derartige  FAlschungen  werden,  nach  d«r  Beehtsprechting  des  Eaasatioas* 
gerichtshoff^s,  mit  den  in  den  §§206  AT.  des  Strai^gesetsbntdies  Vorgesehenen 
strengen  Strafen  belegt. 
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IV.  EUris-Unis  d'Ameriqiie.  Ver.  Staaten  von  Amerika'). 

ft)  ünionigMetigAliiiif. 

1.  Act,  approyed  April  29,  1902,  concerning  ezclusioo 
of  Chiuese  laborers  —  Island  territory. 

OesetB  vom  29.  April  1902  betr.  den  AoMOhliiM  [ohiikeBisoher  A»> 
beiter  —  Inselgebiet.    B.D.L.  Vni,  201. 

2.  Act,  approved  June  17,  1902,  rnncerning  Irrigation 
Works  —  liours  of  labor  —  Mongolian  la>>nj  or<. 

Gesets  vom  17.  Juni  1902  betr.  Bewässerungäarbeiten  —  Arbeits- 
«tODden  —  monfloUwfli«  Arbeit«.   BJ).L.  Vm,  202. 

'6.  Act,  approveii  July  1,  1902,  concerning  miue  regu- 
lations. 

Clecets  vom  L  Juli  1008  b«lr.  QmbwrüOKitiittsiL  B.DX.  Vm,  202. 

4.  Act,  approved  July  1,  1902,  concerning  Fhilippine 
Islands  —  slave  labor. 

Gesetz  vom  1.  Jtüi  1902  betr.  die  FhU^pinen  —  .Verbot  der 
fikiavenarbeit.   B.D.L.  VIII,  202. 

b)  Gesetzgebung  der  Bundesstaaten. 
1  Georgia. 

1.  Act,  a])proved  December  18,  1901,  concerning  wage« 
dne  deceased  employees  of  corporations. 

OeMti  TOm  18.  Dezember  1901  betr.  Lohne,  die  verstorbenen  An- 
geetellteiL  Tom  Geaellaohaften  gesobnldet  werden.    B.D.L,  VIII,  176. 

2.  Act,  approved  December  17,  1!h>1,  concerning  con;- 

tr a r- 1  -  t"  <-  m  j  >  1  - 1  v  in  o  ti  t  —  i  ii  *  <•  ;•  f  o  r  P  n  c  c  ]> ;    t  Ii  i  «•  d  [ .  a  r  t  i  o 

Gesetz  vom  17.  Dezember  1001  betr.  den  Arbeitsvertrag  —  Ver- 
mitiiuiig  Dritier.    B.D.L.  VUI,  ITH. 

3.  Act,  approved  December  16,  1901,  concerning  laborers' 
liens  —  hauling  logs,  luraber,  etc. 

Gesete  vom  in.  Desember  1001  betr.  Betentionüreobt  der  Arbeiter. 
B.D.L.  VUI,  176, 

2.  Iowa. 

1.  Act,  approved  April  11,  1901,  concerning  commis« 
tioner  of  labor  statistics  —  duties,  etc. 

Oeeeta  vom  11.  Apitt  1901  betr.  die  Aii4;aben  des  Arbeitaetatistiken. 
Bi).L.  Vm,  891. 


1)  Anmerkung  der  Redaktion.  In  diesem  und  den  folgenden  Heften  weiden  naoh- 
triglich  die  Titel  der  in  den  Jahren  1901  und  1902  in  den  Vereinigten  Staaten  erlaaeenen 
Arln-it«r»chutzgf»etze  uufgeführt.  mit  Hiuwt  is  .mf  Huiul  un<i  Seite  de«  „Bulletin  of  the 
I>e{MLrtinent  ol  Labor"  (Washington),  in  welchem  der  Wortlaut  der  GesetM  tu  finden  ist. 
Snbdd  die  OcMtzgcbung  der  Jahre  1901  and  1902  vollatliidig  vorliegt,  wird  eine  inaammeii* 
f;ts«enrii  Atiidyse  der  Beftimmnngeu  in  der  Einleitung  gegeben  werden. 

Arbeitmcbtttx.  ]  \ 
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2.  Act,  approved  March  25,  l'J02,  conceming  mine  r«- 

g  u  1  H  r  i  I  ■  Ji  s       f  V  n  ir;  i  TT  ;i  t  i  n  n  a  n  il  I  i  c  p  m    '       n  f  ui  i  Ii  e  i  n  s  p  e  r  t  - .  I- 

GeHctz  %  Olli  25.  Marz  1902  betr.  Grubenvorschrifteil  —  PrüAing  und 
Lizenz  von  Grubciimspekioren,    Ji.D.L.  391. 

3.  Act,  approved  March  26,  1902,  conceruing  miue  re- 
gulations  —  inspection. 

Geaeti  vom  25.  K&n  1003  betr.  Ombmvondhrifteii  —  Xnapektton. 
BJ).L.  Ym,  392. 

4.  Act,  approved  April  11,  1902,  ooocerning  mine  rc- 
galations  —  Bhot  ezaminera. 

Gesetz  vom  II.  Aprfl  1008  betr.  Qan^beakYOKBdbxUtm  —  floMaw 
pröfer.   B.D.L.  VUI,  392. 

5.  Act,  approved  April  11,  190fi,  concerning  factories, 

Workshops,  r«^'"    —  safefy  a  p  pl  i  an  c  o    ,  j  n  q  y.  p  r  t ;  o  ri ,  ^tc. 

GesetB  vom  Ii.  Apiil  1902  betr.  Fabriken,  Werkstätten  etc.  — 
8i<äierheit8voi^dhrungcn,  Inspoktion  eto.    B.DX.  Vm,  392. 

6.  A<  t,  approved  April  8,  1902,  concerning  fire  escapes 
on  factories,  etc. 

OesetB  vom  8.  April  1800  betr.  Feuersgefohr  in  Fabriken  eto. 
BJ).L,  vm,  393. 

3.  Kentucky. 

1.  Act,  approved  March  12,  1902,  concerning  emplo^'- 
m  e  n  t  o  f  c  h  i  M  r  e  n  —  a    e  Ii  m  i  t . 

OesetB  vom  12.  Mäis  1902  betr.  Kinderarbeit  —  Altersgrenze. 
B.D.L.  vm,  394. 

2.  Act,  approved  Marc  Ii  17,  lf>n2,  o  on  cernin  l'  l»b.)r  dar. 
Geeeta  vom  17.  März  1902  betr.  FeetsetBung  eines  Arbeitstagee 

(Feiertag].    B.D.L.  Vm,  394. 

3.  Act,  appro vfid  March  1  7,  1 1)02,  oonceming  exemption 
fr|oin  garnishment,  etc.  —  wages. 

OeeetB  vom  17.  März  1902  betr.  IfOhnpfändong.    BJ>.L.  Vm,  394. 

4.  Act,  approved  March  17,  19  02,  concerning  bnre an  of 
agriculture,  labor,  and  statistics  —  labor  inspector. 

GeeetB  vom  17.  März  1002  betr.  das  Amt  für  Ackerbau,  Arbeit  nnd 
Sfeaitletik  —  Xtnenniuig  eines  Arbeftainepektozs.   BJ>.L.  Vm,  394. 

5.  Act,  approved  March  21,  lü02,  concerning  examin" 
ation,  licensing,  etc.,  of  barbers. 

Gesetz  vom  2L  HSn  190S  betr.  FrOfling,  Uaens  eto.  von  BeclileraL 
B.D.L.  Vm,  396. 

6.  Act,  approved  March  21,  1902,  concerning  payment 
of  wages  o£  miners  in  cash  —  semimonthly  pay-day. 

GoBotz  vom  2L  März  1902  betr.  Auszahlung  von  Löhnen  an  Gräbel^ 
arbeiter  in  bar  —  halbmonatUidier  Zahltag.   B.D.L.  Vm,  397. 
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1.  Act,  approved  July  8,  1902,  ooncerning  hours  of 
Iftbor  on  street-railwaya. 

Gesetz  vom  8.  JvU  19CRI  betr.  ArbettMtimdea  la  8tnM8«iibilin«n. 

B.D.L.  VIII,  398. 

2.  Act,  r  e  c  e  i  V  0  d  In  t  h  e  o  f  f  i  c  e  o  f  t  h  e  S  e  c  r  e  t  a  r  y  n  f  8  t  a  t  e 
July  3,  1902,  coucerning  examination,  liceuüiug,  etc.  of 
plumber  6. 

Gesell  vom  8.  JnU  1002  betr.  Frftfting,  Utchs  eto.  von  Bleiarbettem. 

BD.L.  Vm,  398. 

5.  Kaiylamd. 

1.  Aot,  approved  March  24,  1902,  conoerning  rnine  re* 

gulatiotis  and  ins]>p(  r  or 

Gesetz  vom  24.  März  1902  betr.  Grubenvorsohiiften  nnd  Inapektioa. 

B.D.L.  Vm,  400. 

2.  Act,  approvod  April  1,  1902,  coucerning  liability  of 
«mployers  for  injuries  to  empl' yees  —  cooperative  inaur* 
«aoe  fand. 

Gesetz  vom  1.  April  1002  betr.  Haftpflicht  der  Unternehmer  für 
Verletzungen  der  Angestellten  —  gemein  »am  er  VeraioiienuigafoiKL 

B.D.L.  \T:n,  400. 

3.  Act,  approved  April  8,  1UU2,  conceruing  free  public 
employment  offices. 

Oeeets  vom  8.  AP*Ü  1902  betr.  die  Errlohtong  eines  nnentgfeltliohen 
MbntUohen  ArbeftnuMbweinintes.  B.D.L.  Vm,  408. 

4.  Act,  appreved  April  8,  1902,  conoerning  miners*  co- 

0  p  R  r  a  t  i  \  e  i  n  s  u  r  a  n  c  e  f  n  ii  d . 

Gesetz  vom  8.  April  1902  betr.  gemeinsame  Versidierungafonda 

von  Grubenarbeitern.    B.D.L.  VIII,  408. 

5.  Act,  approved  April  8,  11)02,  coucerning  employmeut 
ofchildren.   

OeMU  TOm  6.  Apttt  1908  betr.  Elnderarbetfc.   B.D.L.  Vm,  409. 

6.  Massachusetts. 

1.  Act,  approved  April  18,1902,  concerning  pure  drink- 
ing  water  to  be  supplied  employees  during  working  hours. 

CtoselB  Tom  18.  April  1908  betr.  die  Verabreioluiiig  von  reinma 
THnkwasser  an  die  Arbeiter  wlbrend  der  ArbeitastiiiideiL  B.D.L, 
VUI,  411. 

2.  Act,  approved  May  21,  1902,  concerning  regulation 

1  n  8  p  e  c  t  i  o  n  ,  etc.  o  f  b  a  k  o  r  i  o  s. 

Oeseta  vom  21.  Mai  1902  betr.  Begelung,  Inspektion  eto.  von 
Biflikereien.   B.D.L.  Vm,  411. 

3.  Act,  approved  June  19,  1902,  conoerning  eight-Lour 
laws'Commission  to  promote  uniformity  of  legislation. 

Gesetz  vom  19.  Joni  1902  botr.  Aohtstondengcsctze-Kommission 
aur  Bcaielaiig  einer  einheitliolien  Gesetsgebnng.   B.D.L.  Vin,  413. 

11* 
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7.  MilinfiMla. 

1.  Actf  approved  April  6,  1901,  concerniag  repayment 

O  £  a  *3  V  a  n  c  e  8  m  a  d  e  b  y  p  tti  |  •  1  n  ^  »■  t-  s 

Gesetz  vom  6.  April  1001  betr.  Bückzahlung  von  doroh  Unter- 

nelimei  gemachten  VorschüsBen.    B.D.L.  VII,  1142. 

2.  Act,  approvedAprillü,1901f  concerniug  anti-trust- 
act  labor  organiEations  azempt. 

Oaaete  vom  10.  April  1901  betr.  den  AnaeoMme  der  Arbeiterorga- 
nisationen von  den  Beettnunusgen  des  Antt-nrastgeselaee.  B.D.L. 

Vn,  1143. 

3.  A<  f,  approved  April  18,  1901,  concerniug  hours  of 
labor  on  public  works. 

GtoeetB  vom  18.  April  1901  betr.  Arbeitsatunden  bei  öflbntliohen 
Arbetten.  B.D.L.  YIL,  1143. 

8.  New  Kanipshü-e- 
Act,  (approved  March  7,  1901,]^concerning  employment 

off  i  f  ('S. 

Gesetz  vom  7.  März  1901  betr.  Arbeitsuachweisbureaus.  BJ).L. 
vn,  1144. 

2.  Act,  approved  Uarch  7, 1 901,  concerning  employment 
of  children. 

Qeeete  vom  7.  BIEzb  1901  betr.  EinderbeeoUtftigang.  BJD.L  VII, 
1144. 

3.  Art,  ap]>rovrd  March  '2 ,  1  90 1 ,  con  cern  ing  examin- 
atioD,  licensing,  etc.,  ofplumbers. 

Gtoeeti  vom  22.  Min  1901  betr.  Früfüng,  Lizenz  etc.  für  Blei> 
arbeiter. 

9.  New  Tiimoo, 

Act,  approved  March  18,   1901,  concerning  honrs  of 

labor  o  Ti  public  highways. 

Gesetz  vom  18.  Mäxs  1901  betr.  Arbcitaatimden  hei  Arbeiten  an 
öfibntlichen  Strassen.    B.D.L.  VIX,  114ü. 

10«  New  Tork, 

1.  Act,  approved  March  5,  1902,  concerning  leave  witb 

pay  to  be  granted  votorans  on  Memorial  Day. 

Gesetz  vom  5.  März  1902  brtr  UrlaabbewilUgnng  mit  Bewhlnng 
an  Veteranen  au  Gedenktagen.    ii.D.L.  VIII,  413. 

2.  Act,  approved  March  5,  1902,  concerning  trade-marka 
of  trade  unionij. 

Qeeete  vom  6.  m»  1902  betr.  Solintimarken  von  Gtewerkaohaften. 
B.D.L.  Vm,  414. 

8.  Act,  approved  March  29,  1902,  concerning  civil  Ser- 
vice law  —  preferenco  ol'  veterans. 

Gesetz  vom  29.  Miirz  1002  betr.  den  8taatedi«iat  —  Vonvgerectht 
von  Militäranwärtem.    B.D.L.  VIII,  414. 
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4.  Act,  approved  April  2,  1902,  conoerning  earniags 
of  married  women. 

Gesetz  vom  2.  April  1902  betr.  Verdienste  von  verheirateten 
IknoL  BJ>X.  Vm,  415. 

U.  Ohio. 

1.  Act,  approved  March  13,  1902,  concerning  ezamin- 

»tion  n  n  I?  licensinET        stntionarv  ^  n    '  n  e  e  r  s. 

Gesetz  vom  13.  März  1902  betr.  PröftLog  and  Iiizens  for  ständige 

Jlecliamker.    B.D.L.  VIII,  418. 

2.  Act,  approved  April  3,  19  02,  concerning'  protection 
of  miners  —  casiug  and  nealing  gas  or  oil  wells  passing 
throngh  mines. 

QesetK  Yom  3.  April  1902  betr.  Sohats  der  Grabenarbeiter  —  Um- 
hüllen nnd  Venriegelii  von  €kH-  oder  OeUeitangen  In  Oniben.  B.DJj. 
Xm,  420. 

3.  Act,  approved  April  18,  1902,  concerning  mechanica' 

iien. 

Gesetz  vom  18.  April  1902  betr.  Betentionsreoht  der  Ueohaniker. 
BJ)X.  Vm,  420. 

4.  Act,  approved  May  6,  1902,  concerning  right  of 
aetion  for  injaries  resalting  in  daatb. 

aoaote  Tom  6.  Mai  1902  betr.  Klageteoiht  bei  Veidetsasgen  mit 
tödUohem  Augange.  B  J>.L.  vm,  424. 

6.  Act,  approTOd  M ay  9,  1902,  concerning  examination, 
licensing,  etc.  of  hor  c  hoers. 

Gesetz  vom  9.  Mai  1902  betr.  Frfifting,  Uaens  eto.  für  HUBKdiniiede. 

BJ).L.  vm,  424. 

G.  A(  t,  approved^May  9,  19^02,  concerning  trade-marks 

of  trade  -  un  ion  s, 

Gesetz  vom  0.  Mai  1902  betr.  Schutzmarken  von  Gewerksohaiteu. 
B.D.L.  vm,  426.J 

7.  Act,  approved  March  12,  1902,  concerning  laborers, 
•tc.  liene  on  railroads. 

Gesetz  vom  12.  Mai  1902  betr.  Betentionneelit  der  Arbeiter  n.  a,  v. 
«nf  Eiflenbalinen.   BJ).L.  Vm,  427. 

8.  Act,  approvedMay  12,  1902,  concerning  employment 
cliildron  during  session  of  sohool  —  working  children  to 

he    n  r>  b  1  o  d  to  attend  scliool. 

Gesetz  vom  12.  Mai  1802  betr.  Kinderarbeit  während  der  Soholzeit 
—  ünterstütanng  vom  Arbeiterkindem  rar  ArmögUohang  des  Bdhnl- 
betnelis,   fi  J)X.  Vm,  428. 

9.  Act,  approved  May  12,  1902,  concerning  safety 
aipplianees  on  railroads  —  inspector. 

Gesetz  vom  12.  Mai  1902  betr.  SioherbeitevoEkelirnagen  an  Blaen« 
bahnen  —  Inspektor.    B.D.L.  VUI,  429. 
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12.  Oregon. 

1.  Act,  approved  February  1 1, 1901,  conceraing  sunday 
labor  —  barbering. 

Gesetz  vom  11.  Februar  1901  betr.  das  Verbot  der  Sonntagsarbelt 

von  Barbieren.    B.D.L.  VH,  12ÜH. 

2.  Act,  approved  February  13,  1901,  coucerniug  ex- 
emptiou  from  wage». 

OesetB  Tom  18.  Februar  1901  betr.  Verbot  der  Lolmbeeciilagnelime. 
B.D.L.  VII,  1298. 

8.  Act,  approved  February  25,  1901,  concerning  pro- 
tection of  street-rail way  fimplnyoeB  —  inclosed  platforms. 

Oesetz  vom  25.  Februar  1901  betr.  Scbnta  von  Straeeenbataninge- 
BteUten  —  geschützte  Plattformen.    B.D.L.  VII,  1298. 

4.  Act,  approved  February  26,  1901,  concerning  mine 

regulatious. 

 Gesetz  vom  26.  Februar  1901  betr.  Grubenvoraohrüten.  BJ).L. 

Vn,  1299. 

5.  Act,  approved  February  27,  1901,  concerning  trade- 
marks,  etc.  of  trade  unionn. 

Gesetz  vom  27.  Februar  1901  betr.  Sohutnnarkeii  Ton  Ctowerk* 
BOhaften.   BJ),L.  VU,  1300. 

13.  Peimsylvannia. 

J.  Act,  approved  April  4,  IbUI,  concerning  regulation, 
inspectiou,  etc.  ofbakeshops. 

Geseti  Tom  4.  April  1801  betr.  BegetuBg,  Inspektloik  eta  Ton 
Biokediden.   B.D.L.  VIT,  1301. 

2.  Act,  approved  Kay  2,  1901,  concerning  trade>niarks 

of  t  I"  :i  ' f  1^  -  i;     i  "  u 

Gesetz  vom  2.  Mai  1801  betr.  Schutznaarken  von  Gewerkactaafteu. 
B.D.L.  VU,  1.H02. 

3.  Act,  approved  May  10,  1  ÖOl,  concerning  employment 
of  cbildren. 

Oesets  Tom  le.  Ifai  1801  betr.  Zinderarbeit.  BD.L.  VIII.  1808. 

4.  Act,  approved  May  22,  1901,  concerning  factory 
in.-  j      tion  —  employment  of  women  and  children,  etc. 

Gesetz  vom  22.  Mai  1901  betr.  Fabrikizi8!pekttoa  <—  Ftrauen-  und 

Kinderarbeit  etc.    B.D.L.  VII,  1304. 

5.  Act,  approved  May  29,  1901,  r  o  n  r  e  r  ii  i  n  ^  mine  r  egn* 
lations  —  provisions  for  cases  oi  accidental  injury. 

Geeets  ▼om  28.  Kai  1801  betr.  GrabenvuraohiifteB  Kuraehmen 
fttr  UnfUlsTerletmsgen.  B.D.L.  VII,  1806. 

6.  Act,  approved  June  7,  1001,  concerning  examination, 
licenaing,  etc.  of  plumbers* 

Gesetz  vom  7.  Juni  1801  betr.  Prfifbng,  Usens  eto.  von  Bleiaibelteni* 

B.D.L.  VU,  1307. 
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7.  Act,  approved  June  b,  lyoi,  conceruing  mine  regu- 
lations  —  inspection. 

QeMCs  ▼om  8.  Juni  1001  betr.  Chmbe&Tonoihriften  —  l^wp^ktioii, 
B.D,L.  Vn,  1307. 

8.  Act,  approved  Jane  24,  1901,  eoneerning  payment 

of  W  ;>  .i:  p  t  n  \  n  *  Ml  n   n     'i  v.  r  n  :]  f  r>  !u  f  '}      r  v  i  |». 

Gesetz  vom  24.  Jimi  löOi  betr.  Auszahlung  von  Löhnen  —  Be» 
rechnong  uneingelöster  Anweisungen.    B.D.L.  VII,  1310. 

14.  £hode  Island. 

1.  Act,  approved  January  29,  1901,  conoerning  state 

officers  ,  f>t  c. 

Gesetz  vom  28.  Januar  1901  betr.  Beamte  [f'abnkmspektoren,  Ge- 
W8rb6flt8ti8tik].  B.D.L.  VII.  1311. 

2.  Act,  approved  March  28, 1 90 1 ,  conceruing  ezemption 
from  ezecntion,  etc.  —  wages. 

Geseta  vom  28.  Mbs  1801  betr.  Verbot  der  IiOlinbeBäldagDBhme. 

B.D.L.  VU,  1312. 

3.  Act,  approved  November  22,  1901,  concerning  fac- 
tories  and  Workshops  —  elevators. 

Gesetz  vom  82.  November  IBOl  bela:.  Ftfbilkeii  nnd  Werkstätten 
.  Anfkfige.   B.D.L.  Vn,  1312. 

4.  Act,  approved  April  3,  1902,  concerning  factories 
and  Workshops  — elevators, 

Gesetz  vom  3.  April  1908  betr.  FWbiiken  nnd  Werkatätten  —  Aof- 
nge.    B.D.L.  VIIX,  431. 

5.  Act,  approved  April  4,  1902,  foncerning  employ- 
ment  of  women  and  children  —  hours  ol  labor. 

G^ets  vom  4.  Ajnil  1808  betr.  Stenen^  nnd  Siiiderarbelt  — 
AzbeitsBinnden.   BJ).L.  VII,  432. 

6.  Act,  approved  April  4,  1902,  concerning  hours  of 
lab   j    jf  employees  on  s  t  ro  c  t -r  ail  wa  ys. 

GcKets  vom  4.  April  1902  betr.  Arbeitaatonden  der  Strassenbahn- 

angestellton,    B.D.L.  VIII,  432. 

7.  Act,  approved  April  4,  10U2,  concerning  employ- 
meut  of  children  during  Session  of  school. 

Geseta  vom  4.  AprQ  1808  betr.  Kinderarbeit  w&brend  der  Sohol- 
wlt   B.D.L.  Vm,  483. 

15.  Sontfa  Ganduia. 

L  Act,  approved  Tobruary  lU,  lüOl,  conceruing  con- 
vict  labor  —  chain  gangs. 

Oeeeta  vom  18.  Tdbnur  1801  betr.  StrSfUngiarbeit  —  Xettengang* 
B.DX.  vn,  1312. 

2.  Act,  approved  February  19,  1901,  concerning  con- 
vict  labor  ou  public  roads    p  t  c. 

Gesets  vom  2L  Februar  Idül  betr.  Sträflingaarbeit  au  öUeutUchen 
8tnaaen,  eto.   B.DX.  Vn,  1313. 
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'd.  Act,  approved  February  20,  1901,  concerning  righta 
and  remedies  of  employeeä  on  ätreet-rail ways. 

Oeseti  TOm  ao.  Vebniar  1001  betr.  Beoihte  nad  Wntatnhidtgung»- 
aosprAohe  von  BtnMenbaluingwtellteD.   B.D.L.  Vn,  1313. 

4.  Act,  apprOTdd  February  20,  1901,  concerning  pay- 

in  e  n  t  O  f  v,-       v  ^.  irt  s  n    i  p. 

Oesetz  vom  20.  Februar  1901  ibetr.  Auanfthlnng  von  Iiöhnen  in 
AnweisuDgeiL   BJ).L.  VIX,  1313. 

16.  Sontii  Dakota. 

Act,  approved  Maroh  5,  1901,  concerning  empioy  ment 
of  children. 

Oeteti  TOm  6.  X&rs  1001  betr.  Kiiidenrbelt.  B,D.L.  VII,  1314) 

17.  Tenessee. 

1.  |Act  ,  approved  1901,  concerning  hou^a  of  labor  on 

public  roads. 

GoMti  Tom  Jahre  1001  betr.  Arbattsetimdea  bei  Arbeiten  an  dflR»iit- 
Hoben  SInMen.  B.DX.  VJI,  1314. 

2.  Act,  approved  April  10,  1901,  concerning  employ- 
ment  of  ohildren  —  age  1  i  n  it. 

Oesete  vom  10.  April  1801  betr.  Kinderarbeit  —  AltMagteaue. 

B.D.L.  Vn,  1314. 

3.  Act,  approved  Ajjril  2  0,  1901,  concerning  mine 
regulatious  —  e^amiuatiou,  licensing  etc.  ot  mine  toremen 
and  assistante. 

Gesetz  vom  20.  April  1901  betr.  Grabenvorechriften  —  FrlUtaiig, 
Idsena  eto.  f&r  Steiger  und  deten  GetailfeiL  BJD.L.  VII,  1315. 

4.  Act,  approved  April  22,  1901,  concerning  mine 
regulationH  —  examination,  licensing,  etc.  of  mine  foremen 
and  asäistantä. 

Qeseta  tdul  ffi.  April  1001  betr.  Qrabenyorgcliriften  —  PrQfbn^ 
UaeiDi  eto.  toh  Bteigem  und  deren  OebiUbn.   B.D.L.  VU,  1817. 

18.  Texas. 

1.  Act,  approved  April  17,  1901,  concerning  black- 

liät  i  n 

Gesetz  vom  17.  April  1801  betr.  Veröfifeatlichimg  der  Namen  ent> 
laasener  Arbeiter.    B.D.L.  VH,  1318. 

2.  Act,  approved  April  18,  1901,  concerning  payuieut 
of  wages  in  scrip. 

Oeaeta  vom  18.  AprU  1901  betr.  Aassahlang  der  Löhne  in  An- 
weisungen.  BJ).L.  vn,  1318. 

3.  Act,  approved  April  18,  1901,  conclerniing  convict 
labor  o  II  public  r  o  a  d  s. 

Gesetz  vom  18.  April  1801  betr.  Sträflingearbeit  an  öffontUohen 
Straeaen.  B.D.L.  VH,  1319. 
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4.  Act,  ap  pro  ved  Ma  r  cli  18,  19U1|  concerning  ezemption 
from  garnish  me  n  t        wag  es. 

Ctesetz  vom  18.  Man  1901  betr.  Verbot  der  Lohnpfändung.  BX>.h. 
YU,  1328. 

5.  Aet,  appro  ved  March  18,  1901,  concerning  exemption 
front  execation,  ete.  —  elaim«  for  wages  not  barred. 

G^ets  vom  18.  März  1901  betr.  PfSndong  —  ^hnanq^rttöhe  d'QiftiL 
nidht  aiugenommen  waiden.   BJ).L.  VII,  1323. 

6.  Act,  approYOd  March  18,  1901,  c]onc6rning  ezamin- 
ation,  1  i n !  n  :r    »""tr.    «^f  bnrHors 

Qesetz  vom  18.  Märe  1901  betr.  f  rüfUng,  Lizenz  etc.  von  Barbieren. 
B.D.L.  VII,  1323. 

19.  Utah. 

1.  Act,  approved  March  14,  1901,  concerning  hours  of 
labor  —  eight-hour  law. 

Geeets  vom  14.  MSrs  1901  betr.  Arb«it«atnnden  —  Aohtstonden- 
geMtB.   B.DX.  Vm,  177. 

2.  Act,  approved  March  14,  1901,  concerning  coercion 
of  employees  —  Company  Stores  and  boarding  housss. 

Qesetz  vom  14.  Marz  1901  betr.  Zwing  auf  Arbeiter  — LSden 
and  ^»eisehänser.   B.BX.  VIII,  177. 

3.  Act,  approved  March  14,  1901,  concerning  protection 
ofstreet-railway  employo^s  —  iüclosed  yi  In  Horms. 

Gesetz  vom  14.  April  1901  betr.  Schatz  von  Strassenbahnange- 
stellten  —  geschützte  Plattformen,    B.D.L.  VLU,  1 77. 

4.  Act,  approved  March  14,  1901,  concerning  bureau  oi 
statistics. 

Qeeeta  vom  14.  Min  1001  betr.  Sneiohtuiig  eines  etatistlatihesi  Amtes. 

B.D.L.  vm,  178. 

5.  Act,  approved  March  14,  1901,  concerning  board  of 
labor,  conciliation,  and  arbitration. 

Gef^ctz  vom  14.  März  1901  betr.  Errichtung  eüies  Arbeits^  Blllglixig»- 
und  Schiedsgeiiohtsamtes.   B.D.L.  VlLi,  179. 

Act,  approved  March  14,  1901,  concerning  mine  re- 
gulations  —  inspection 

Gesetz  vom  14.  März  1901  betr.  Grubenvorscdiriften  —  Inspektion. 
BJ>.L.  vm,  180. 

7.  Act,  approved  March  25,  1901,  concerning  mine  re- 
gialations  —  protection  against  fire. 

OoeeU  TOm  SB»  Hirz  1901  betr.  Orabenroratihriften  —  Sohiits 
gegaii  PenerigelUir.  B.D.L.  Vm,  185. 

8.  Act,  approved  March  25,  1901,  concerning  mine  re- 

gttlations  —  safoty  cages. 

Oes  et«  vom  25.  März  1901  betr.  Grubenvorschriften  —  Sloherheits- 
Tonichtungen  bei  der  Förderang.    B.D.L.  Vili,  185. 
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20.  VirginuL 

1.  Constitution  of  1  902. 
Verflassung  von  1Ö02. 

Art.  4.  Local  special  lawö  or  private  regulating  labor, 
etc.,  not  to  be  pasBed. 

Art.  4.  Verbot  dcB  Erlafises  von  ItiktUmi  6p68ia]gMeti6fii  rar  Ap- 
bcltaregeluDg.    B.D  L.  VIII,  433. 

A  V  r    "i      B  n  r  *'  n  u  a  f  ]  a  b  o  r  and  s  t  ii  r  i  s  t  i  c  h. 

Art.  5.  Erricktuug  eines  arbeitsatatifitisobeu  Amtes.  B.D.L.  VIII,  43'6. 

Art.  12.    Liability  of  railroad  companies  for  isjaries 

1 0  e  III  p  1 1 1  y  p  e  s . 

Art.  12.  Haftpflicht  der  EisenbaliBgeBellBohaftoa  bei  Verletraagen 
Angestellter.    li.D.L.  Vlil,  4o3. 

Art.  14.    Exemption  from  execution. 

Axt.  14.   AuBnabme  Ton  FflndDagen.   B.D.L.  VIII,  4S4. 

2.  Act,  approved  Deoember  23,  1901,  eotieeriiiiig  ex- 
emption from  exeention,  ete.  —  personal  property. 

Gesetz  vom  23.  Dezember  1901  betr.  AusnalUlieil  TOn  FfftudOBCCB 

—  peisönUches  Eigentum.    B.D.L.  VIII,  4H5. 

8.  Act,  apprnveil  March  27,  1902,  concerning  liability 
of  railroad  com  pa  nies  tor  injuries  to  employees. 

Gesetz  vom  27.  M&ra  1008  betr.  Haftpflicht  der  Eisenbahngesell- 
Bohafteii  bei  Verletnmgmi  AngeeteUteor.  BJ)X.  Vm,  485. 

4.  Act,  approved  March  28,  1902,  concerning  ezamin- 
ation,  licensing:,  etc.,  of  phimbors. 

Ge^^etz  vom  28.  März  1802  betr.  Frfiftmg,  Liiens  ete.  für  Blei- 

arbeiter.    hJJ.L.  VllI,  436. 

21.  Washington. 

1.  Act,  approved  Marrli  8,  11)01,  conceming  ezamin- 
ation,  1  i  c  c  n    i  n  p  ,  et«-,  o  f  ]i  1  u  m  Ii  e  r  s. 

Gesetz  vom  8.  März  läOI  betr.  Früfucg,  Lizenz  etc.  von  Bleiarb eitern. 
B.D.L.  Vn,  1319. 

2.  Act,  approved  March  11,  1901,  concerning  examin- 
ation,  licensing,  etc.  of  horse-shoera. 

Oesetz  vom  11.  März  1901  betr.  FtQftatig,  Idsens  eta  von  Hn^ 
schmieden.    B.DX.  VU,  1320. 

3.  Act,  approvpfl  March  11,  lUOl,  concerning  emploj- 
m  e  n  t  n  f  w  n  m  o  n  -     Ii  f  i  u  r  s  o  f  1  n  h  o  r  —  s  o  a  t  s*. 

Gesetz  vom  11.  März  1801  betr.  Frauenarbeit  —  Arbeitsstunden  — 
SitM. 

4.  Act,  approved  March  16,  1901,  concerning  bnrean  of 
labor. 

Gesetz  vom  10.  Mäis  |10Ol  betar.  Errichtimg  einee  {Arbeitaemteii. 

13.D.L.  Vli,  1321. 

5.  Act,  approved  March  10,  19<M,  concerning  competent 
meu  to  be  employed  on  Ktroet-railwaya. 

GeaetB  vom  Ifi.  Min  1901  betr.  AnsteUnng  lühiger  Laut«  an  dm 
Strafleenbalm.   B.D.L.  VII,  1322. 
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22.  Wert-Virgiiua 

1.  Act,  approved  February  23,  1901,  coBcerning  trad«- 
marks,  etc.,  of  trade  - uns  -  >  n  >. 

GeMts  Tom  28»  Februar  IQOi  betr.  Schutsmarkon  eto.  von  Oewerk- 
MMton.    B.D.L.  YCn,  186. 

2.  Act,  approved  Februar y  18,  1901,  coDcerniug  pro- 
tection of  street-railway  employees  —  inolosed  platforms. 

C^etS  vom  18.  Februar  lOOl  betr.  Bohuts  der  Stnm6llbAllU- 
angesteUten  —  gMOhUtate  Flattfiormen.   B.DJj.  VUI,  187. 

3.  Act,  approved  Febrnary  15,  1901,  concerning  employ- 
men  t  of  c  h  i  I  d  reu  —  certaiu  o  r  cn  ]i  a  r  i  n  n  s  proh  i  bi  t  ed. 

Gesetz  vom  16.  Februar  1901  betr.  Kmderorbeit  —  Verbot  gewisser 
JlrMten.   B.DX.  Vm,  188. 

4.  Act,  approved  February  15,  1901,  concerning  free 
pnblio  emplo^rment  bureaus. 

Oesets  vom  10.  Tebruar  1001  betr.  Errichtimg  eines  nnentgelfUctheil 
OOtetlichen  Arbeitmaohweisamtes.    B.B.L.  \  III,  lüd. 

5.  Act,  approved  Febmary  16,  1901,  concerning  fac- 

t  ory  i  n  s  p  n  ('  T  i  "  !!. 

Gesotz  vom  14. Februar  1001  betr.  FabrikinspckÜon,  B.D.L.Vin.  18?>. 

6.  Act,  approved  February  2'd,  19U1,  concerniDg  mine 
regnlations  —  clieck-weighmen. 

Gaseta  vom  88.  Februar  loai  betr.  Gmbe&Toraobijften  —  Wage* 
melBter.  fi.D.L.  YDI,  189. 

T.Act,  approved  Febrnary  20,  1901,  concerning  mine 

rsgulations  —  insp*  '  t'f  i^  efc.  of  "il 

Oesets  vom  20.  Februar  1801  betr.  Grubenvorschrüten  —  lupektiou 
etc.,  von  Oel.    B.D.L.  VIII,  190. 

S.Act,  approved  February  21,  1901,  concerning  mine 
regnlations  —  inspection. 

Gesotz  vom  21.  Vebmar  1001  betr.  Grabenvonobriften  —  Inapektloii. 
BJ).L.  vm,  191. 

23.  Wiflcoaiaii. 

1.  Act,  approved  April  27,  1901,  concerning  sweat  shopa 

■ —  1  i  r  (■  n  «  i  n        i  n  <  ]  >  e  r  t  i  o  n  .  P  t  r. 

Gesetz  vom  27.  April  1801  betr.  Schwitzläden  —  Usenz,  Inspektion 
eto,  B.D.L.  vm,  196. 

2.  Act,  approved  May  14,  1901,  concerning  factory 
inspection  —  female  assistant. 

GesetE  vom  14.  Mai  1901  betr.  Ftebrikinapektion  —  wetbUeher 
Oeliilfe.  Bi)J..  VIII,  199. 

2i.  Wyoming. 

Act,  approved  Febrnary  18,  1901,  conclerninjBr  seats 
for  female  e  m  ji  1  o  y  ee.s. 

Gesets  vom  la.  Februar  1801  betr.  Sitae  für  weibliche  Arbeiter. 
BJ)X.  vm,  201. 
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V.  France.  Frankreidi. 

Decret  du   14  mars  1903  portant  r^organisation  du 

Conseilsuperieur  du  travail. 

Eririss  vom  14*  Min  1908,  betr.  die  BeMgenliatioii  dee  höheren 

Arbeitsbeirates. 

Art.  1 .  Präsident  des  hüheren  Arbeitsbeirate«  ist  der  Minister  für 
Handel,  (iewerbe,  Post-  und  Telegrapheowraen. 

In  Abwesenheit  des  fißnisters  tagt  der  Beirat  tinter  dem  Frftsidium 
eines  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  8  dieses  Erlasses  gewählten  Vixe* 

pr&sidenten. 

Der  Arbeitsdirektor  i^directeur  du  travail),  der  Versirhernnfrsdirpiktor 
(directeur  de  Tassurance),  der  Direktor  für  das  technische  Bildungsweijeü 
(direoteur  de  Tenseignement  technique)  und,  in  ihrer  Abwesenheit,  die 
Viaedirektoren  der  betreffenden  Dienstzweige,  nehmen  an  den  Verhand- 
ln n<xen  r]r>«;  Beirates  als  Kommissare  des  Ministers  teil.  Sie  haben  be- 
ratende ötimme. 

Jeder  Minister  ist  berechtigt,  im  Einverständnisse  mit  dem  Handeln- 
minister  bei  Beratung  von  Gegenständen,  die  sein  Departement  besonders 
interessieren^  einen  Kommissar  zu  den  Beratungen  zu  entsenden,  der  an 
diesen  in  gleicher  Weise  teihummt  wie  die  Kommissare  des  Handek- 

ministers. 

Art.  2.  Der  Arbeitsbeirat  setzt  sich  aus  G5  Mitgliedern  zoäanimen, 
und  swar: 

aus  26  Mitgliedern,  die  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  5  dieses 
Srlasses  durch  die  Unternehmer  gewählt  werden ; 

ans  2B  Mitfrliedem.  die  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  5  dieses 
Erlasses  durch  die  Arbeiter  gewählt  worden; 

aus  3  Mitgliedern  des  Senates,  die  vom  Senate,  und  5  Deputierten, 
die  von  der  Deputiertenkammer  entsendet  werden; 

avis  einem  durch  die  Pariser  Handelskammer  gewählten  Mitglieds 
dieser  Kammer  ; 

aus  einem  durch  die  angeschlossenen  Arbeitsbörsen  gewaiiiiüu  Mit- 
gliede  des  Ausschusses  des  Verbandes  der  Arbeitsbörsen; 

aus  einem  durch  die  angeschlossenen  Genossenschaften  gewählten  Mit- 
gliede  der  Kammer  der  Arbeiter-Prn(]iiktionsoron'->s-;enschaft€n : 

aus  zwei  «inn  h  den  Minister  zu  ernennenden  Mitgliedeni  des  Instituts 
der  Professoren  au  der  Universität  Paris. 

Art.  3.  Der  Beirat  wählt  aus  der  Reihe  seiner  Mitglieder  zwei  Vize- 
präsidenten. 

Drei  Sekretäre  ihhI  di  i  i  Vizesekretftre  des  Beirates  werden  durch  den 
Minister  aus  der  Reihe  der  Beamten  des  Haridtd.=iministeriums  ernannt ' 

Art.  4.  Die  vom  Senate  in  den  Beirat  entsandten  Senatoren  sind 
nach  jeder  Partialemenerung  des  Senates  neu  zu  wählen. 

Die  von  der  Kammer  in  den  Beirat  entsandten  Deputierten  verbleiben 
im  Beiräte  während  der  ganzen  Daner  der  Legislaturperiode. 

Die  Dauer  des  Mandates  der  übrigen  Mi^lieder  des  Beirates  w&hrt 
3  Jahre. 

Art,  5.  Die  2G  von  den  Untönieiimern  zu  wählenden  Mitglieder  des 
Beirates  zerfallen  in  zwei  Gruppen: 
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1)  18  Mitglieder,  die  nach  den  Bestiminuiigeii  des  Art.  8  und  dieses 
Ehrlas^ei!!  von  den  Handels-  und  den  Geworbfikaiumern  zn  wfthkii  sind,  und 

2)  8  Mitglieder,  zu  wfUilen  nach  den  Bestiminungen  des  Art.  7  dieses 
Eilatti»*;»  aus  der  Keihe  der  Arbeitgeberbeisitzer  in  den  Gewerbegerichten. 

Art.  6.  Die  26  von  den  Arbeitwn  m  wahlenden  Hitglieder  des  Bei« 
rares  zerfallen  in  zwei  Omppen  : 

1)  18  Mir  rrlioder.  die  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  10 — Id  dieses 
Erlasses  von  den  Gewerkschaften  zu  wählen  sind,  und 

2;  8  ]SIitglieder,  zu  wählen  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  7  dieses 
Erlasses  ans  der  Reihe  der  Arbeiterbeieitxer  in  den  Gewerbegerichten. 

Art.  7,  Die  Gew  erbegerichte  werden  in  drei  Kategorien  eingeteilt, 
von  welchen  die  erste  die  Parisei-  Geworbrj:^<>rirhtf>,  die  zweite  die  Gewerbe- 
gerichte  in  Städten  mit  tiber  40  <A»U  Emwohnem,  die  dritte  die  aller 
übrigen  St&dte  mn&Bst. 

Zum  Arbeitsbeirate  entsendet  die  erste  Kategorie  2  üntemehmer-  und 
2  Arbeiterbeisitzer,  die  zweite  3  Unternehmer-  und  B  ArbeiterbeisitBOr,  die 
dritte  ebenfalls  3  Unternehmer-  und  3  Arbeiterbeisitzer. 

Zur  Wahl  der  zum  Arbeitsbeirate  zu  entsendenden  2  Unternehmer- 
lind  2  Arbeiterbeisitser  bilden  die  Pariser  Gewerbegerichte,  als  ttrste 
Sategorie,  swei  getrennte  Wahlkörper,  von  welchen  der  eine  die  Unter« 
nphnier-,  der  zweite  die  Arbeiterbeisitzer  umfasst,  iind  die  unter  dem 
Vorsitze  des  ältesten  Präsidenten  be/.w.  A'i/.eprftj^identen  ta^^en. 

Das  Handelsministerium  wird  nach  erlblgter  Entscheidung  durch  Aus- 
losung je  drei  Gewerbegerichte  der  zweiten  und  der  dritten  Kategorie 
beieichnen.  deren  T'nternehmerbeisitzer  je  ein  Mitglied  des  Arbeitsbeirates 
zn  %väL]cn  haben :  diese  ]\IiT •rlieder  dürfen  aus  jedem  Gowerbegerichte  der 
Vetrciiendcn  Kategorie  j::e\\ahlt  werden. 

Je  diei  andere  Gewerbegerichte  der  zweiten  und  der  dritten  Kategorie 
werden  in  der  gleichen  Weise  durch  das  HandelsminiBteritmi  bezeichnet 
und  wfthlen,  nach  den  gleichen  Bestimmungen,  6  Mitglieder  des  Arbeits* 
beirates  aus  der  Reihe  der  Arbf iterbeisitzer. 

Die  Sitzung  der  Unternehmerbeisitzer  der  durch  das  Los  bezeichneten 
Gewerbegex'ichte,  in  welcher  die  Wahl  des  Abgeordneten  zum  Arbeits- 
beirate stattfindet,  tagt  unter  dem  Vorsitste  des  Untemehmei-prftsidenten 
bezw.  -Vi/ejiräsidenten  des  Gewerbegorichtes. 

In  ^'leichcr  Weise  tagt  die  entsi^rerliende  Sit/nn^'  der  Arbeiteibeisitzer 
miter  dem  Vorsitze  des  Arbeiterpräsideuteu  bezw.  \'izeprasidenten  deü 
Gewerbegerichtee. 

Die  Einberufung  der  Wihler  soll  für  jede  der  drei  Kategorien  min- 
destens 8  Tage  vor  der  Versammlung  durch  den  Präsidenten  der  Wald- 
versammlung erfolgen.  Die  Wald  erfolgt  mit  gewrdinlifher  Majorität  der 
auweseudeu  Wähler.  >^ach  dreimaliger  Stimmengleichheit  gilt  der  Aeltere 
ab  der  Gewählte.  Das  Wahlprotokoll  ist  an  das  Handelsministerium  su 
aenden,  mit  dem  Vermerke:  „Wahl  zum  höheren  Arbeitsbeirate^. 

Art.  8.    Die  Mitglieder   der  Handelskammern  und   der  Gewerbe* 
JcHnimPrn  wShlen  nacli  dem  Verfahren  des  Listeiiskrntininnis  18  VertreteTi 
welche  die  nachfolgenden  IS  Eerufsgmii]ien  zu  verti'eten  haben: 
I  i  Bergbau,  Steinbruch  und  Salineuwe«en ; 

2)  Grossindustrie  und  Grosshandel  der  Nahrungsmittel; 
S)  Kleinindustrie  und  Kleinhandel  der  Nahmngsmittel : 

4)  chemische  Industrie,  keramische,  Glas-  und  Papierindustrie: 
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5)  Ledei  iudustrie ; 

6)  Woll-,  Flachs-  lind  Juteindustrie,  mit  ilUiuicbiuää  der  veiwaudten 
und  der  Hiltsindustrieu ; 

7)  Baumwollmdufltrie,  mit  SinAchluflft  der  verwandten  und  der  HU&< 

Industrien ; 

8;  Sei'leiiiiidustrie,  mit  Einachloafi  der  verwandten  und  der  Hil£»- 

industnen ; 

ü)  Bekleiduugs-  und  Putziudustirie  des  äeinedepartements ; 

10)  Bekleidnngs-  und  Putzinduetrie  aller  Übrigen  Departements; 

11)  Holzindustrie,  mit  Einsdiluas  des  Hdahandels  und  dea  Hols- 

lagernnprs^re^ve^bes ; 

12)  Metallurgie  und  Industrie  der  meohauisoliea  Konstruktionen; 
13}  Metallindustrie ; 

14)  Bauindustrie; 

15)  Eisenbahnti-ansportgewerbe ; 

ir»)  Strassen-  und  Wassertransport «jewerbe,  l ja;4;ert;e\verbe : 

11)  Industrien  dei*  Bücher,  Wissenschalten  und  Künste  (polygraphische 

Gewerbe )   Photographie,    Lidustrie   d»t  Fräaisionsinatramente, 

Goldscbmiederei,  Bijouterie,  Feldmesser  etc.); 
18)  Handelsgewerbe  (mit  Ausschluss  des  Nahrungamittelhandels)  uad 

Bankgewerbe. 

Wählbar  sind  i^i-anzosen,  die  das  25.  Altersjahr  überschritten  haben 
und  im  Genüsse  der  bürgerlichen  Ehren  und  Bechte  stehen. 

Die  Kandidaturen  von  Frauen  sind  unter  den  gleichen  VoransBetsmigen 

Niemand  dari  eine  andere  Berofsgruppe  repräsentieren  als  die,  der  er 
selbst  angehört  oder  angehörte. 

Art.  U.  Der  Minister  teilt  mindestens  einen  Monat  zuvor  den  Präsi- 
denten der  Handels«  und  der  Qewerbekammem  den  Termin  mit,  bis  m 

welchem  spätostons  die  Wahlen  erfolgen  sollen.  Er  Ubermittelt  ihm  gleich« 
aeitig  die  für  dio  KanimerinitgUoder  bestinmitoii  Stimmzf'Ttcl. 

An  dem  durch  den  Kammerpräsidenten  zu  bestimmenden  Wahltage 
soll  jedes  Kanunermitglied  ihm  in  einem  verschlos^^enen  Umschlage  seinen 
Stimmzettel  Ubergeben.  Der  Stimmzettel  soU  den  Namen  jedes  Kandidate» 
und  die  Bezeichnung  der  Berufsgruppe,  der  er  angehört,  enthalten.  Falb 
ein  8timTnzettol  die  Xamen  mehrerer  Kandidaten  derselben  Gruppe  ent- 
halten sollte,  so  kommt  nur  der  als  erster  angeführte  Name  in  Betracht 

Die  Kammermitglieder,  die  an  der  Teilnahme  an  der  Widüvttnmmmlnng 
verhindert  sind,  sind  berechtigt,  ihren  in  einem  verschlossenen  Umschlage 
enthaltenen  Stimmzettel  dem  Kammer])rflsidenten  in  einem  zweiton  T'm- 
schlage  xuzusenden.  Der  Hussore  Umschlag  soll  w&hrend  der  Wahl- 
versanmüung  geötFnet  werden. 

Die  die  Stimmzettel  enthaltenden  Umschlage  sind  aasammen  mit  doa 
Protokoll  der  Wahlversammlung  an  den  Handi  Isminister  an  senden,  tmd 
zwar  in  einer  Mappe,  He  mit  dem  Vermerke:  „Wahl  zum  höheren  Arbeits- 
beirate'' zu  versehen  ist.  Das  Protokoll  soll  das  Dattini  der  Wahl- 
versammlung, die  Namen  der  bei  der  Wahlversammlung  anwesenden 
Kammermitglieder,  die  Zahl  der  Kammermitglieder  fiberhanpt,  die  Zahl 
der  abgegebenen  Stimmen,  die  event.  erhobenen  Proteste  und  die  Be- 
merkungen, ?A\  welchen  diese  Proteste  Anlass  ireben.  enthalten. 

Für  diejenigen  Berufsgruppeu,  von  weichen  kein  einziger  Kandidat 
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beim  ersten  Wahlgange  eine  Mehrheit  auf  eidi  vereinigen  konnte,  wird 
ein  sweiter  Wahlgang  angeordnet  werden,  bei  welchem  die  relative 
Kajnrirst  eittst  lieideii  um\  im  Falle  der  Stimmengleichheit  der  Aeltere  als 

der  Gewählte  gellen  «oll. 

Art.  10.  Für  Zwecke  der  Wahl  ihrer  18  Vertreter  im  höheren  Arbeits- 
beirate werden  die  Gewerkschaften  der  Arbeiter  and  Angestellten  in  die 

Dsdifolgenden  18  Benifsgruppen  eingeteilt: 

1)  Bergbau.  Steinbruch  und  Salinenwe.sen ; 

2)  GrAssinHustrie  und  Oro)4«(handel  der  Nahrungsmittel; 
8)  Kleinindustrie  und  Kleinhandel  der  Nahrungsmittel; 

4)  diMniflehe  Industrie,  ZOndhOlzchen-  nnd  Tabakindustrie,  kera- 
mische, Glas-  nnd  Papierindustrie; 

5)  Lederinrlustiie : 

6)  Woll-,  Flachs-  und  Juteindustrie,  mit  JEiaschlusö  der  verwandten 
und  der  Hilfsindustxien ; 

7)  Banmwollindnstrie,  mit  Sinsdilnss  der  verwandten  nnd  der  Hüfs- 

industrien : 

8)  Seidenindustrie,  mit  Einschlnss  der  verwandten  nnd  der  Hilfs» 

industrien : 

I  Bekieidungs-  und  Putzindnstrie ; 

11)  Holzindustrie,  mit  Ausschluss  des  Holdiandels  und  des  Hols- 

lagerungsgewprhes : 
-2  /  a)  Metallurgie  und  Industrie  der  mechanischen  Konstnikrionen ; 

■  [  b)  Heiser,  Kenduktenre,  Mechaniker; 
18)  Metallindustrie; 

14)  Baugewerbe: 

15)  Eisenbahntransport^pwerbe : 

16)  Strassen-  und  Wassertransportgewerbe,  Lagergewerbe,  Laden- 
angestellte; 

17)  Industrien  der  Bücher,  Wissenschaften  und  Künste  (polygraphische 
Industrie»!!,  Industrie  nor  Prii/isionsinstramente,  öoldschmiederei, 
Biiritn fiic,  Ingenieure,  Künstler  etc.); 

18)  Handelsgewerbe  und  Bureauangestellte  (mit  Ausscihluss  des  Nah- 
rungsmittelhandels). 

Die  zwei  Vertreter  der  Grruppen  2  und  8  (Nahrungsmittelindustrie 
nnd  Haiiilel  mit  Nahnni^rsniittrln  t  werden  nach  dem  Systeiuo  dos  Listen- 
skrutnimms  durch  die  Gesamtheit  der  diesen  Berufsgruppen  angehörenden 
Oswerkschaften  gewählt. 

Dasselbe  gilt :  1)  fttr  die  "swei  Vertreter  der  Omppen  6  und  7  (Wolle- 
und  BaumwoUenindustrie) ;  2)  für  die  zwei  Vertreter  der  Gruppen  9  und  10 
(Bekleidunj^s-  und  Pntzindii.-^triot ;  .^i  für  die  swei  Vertreter  der  Gruppen 
12  und  13  I  Metallurgie  und  Metallindustrie). 

Wählbar  sind  Franzosen,  die  das  25.  Ältersjahr  überschritten  haben 
and  im  Besitze  der  bOrgerlicben  Ehre  und  Bechte  stehen. 

Die  Eandidatoren  ▼oo  Frauen  sind  unter  den  gleichen  Voraussetzungen 
zolissig. 

Von  den  beiden  Vertretern  der  Gruppen  9  und  10  muss  einer  weib- 
lidien  Geschlechtes  sein. 

Niemand  darf  eine  andere  Bemfegruppe  repiilsentieren  als  die,  der 
er  selbst  angehört  oder  angehörte. 
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Art.  11.  Das  aktive  Wahlrfrlit  steht  allen  Gewerkschaften  m.  die 
am  1.  Jauuar  des  Jahres,  wähieuü  welcher  die  Wahl  8tattfiudet|  ordnusgs- 
gemftss  konstituiert  waren. 

Die  Zahl  der  Stimmen  einer  Gewerkschaft  richtet  sich  nadi  der 
Zahl  der  Mitglieder  dieser  Gewerkschaft  rlerui  t,  dass  anf  je  26  Mitglieder 
bezw.  Bruclitr-üp  von  25  eine  Stimme  entfallt. 

Gewerkscbattcii,  die  weniger  als  25  Mitglieder  zählen,  verfügen  über 
eine  Stimme. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  jeder  Gewerkschaft  und  somit  die  25ahl  der 

jeder  Gc'\\  erkscliaft  zustoliondoii  Stimmen  wird  auf  Gniml  cler  von  «Ion  Go- 
werkschatten  vorzunehmeudon  Zillilungen  dnrch  den  H;n!f]f  isiainistor  lost- 
geatellt.  Gewerkschaften,  die  keine  hinreichenden  Zahienuuterlagen  für 
die  Vornahme  dieser  Feststellung  lieferten,  erhalten,  ohne  Rflcksicht  auf 
die  Zahl  ihrer  Mitglieder,  eine  Stimme. 

Opwprks(Iiaftsniit<;lif>df!r,  dio  sirli  seit  mehr  als  H  ^fonaten  mit  ihrfii 
Beiträgen  im  Rückstände  beiluden,  werden  bei  diesen  Feststellaugen  nicht 
mitberücksichtigt. 

Art.  12.    Die  Verifikation  der  durch  die  Gtowerksehaften  angegebenen 

Hitgliederzahl  erfolgt  im  Lanfe  des  Monats  Mai  in  folgender  Weise : 

Im  Handelsministerium  wird  eine  Wahlliste  nntVrp^tel't,  die  ffir  jede 
Benüsgrup])r'  die  N innen  aller  wahlberechtigten  Gewerkschaften  und  die 
Zahl  der  Mitglieder  jeder  Gewerkschaft  angibt. 

Die  Prftfekten  stellen  je  ein  Exemplar  ^eser  Liste  den  BttrgeamMistem 
aller  Hauptstädte  der  Bezirke  zu,  in  welchen  Gewerkschaften  vorhandeu 
sind,  und  brin^ren  zu  gleicher  Zeit  diese  Liste  durch  Anschlag  sur  öffent- 
lichen Kenntnis. 

Je  ein  Exemplar  der  Liste  wird  den  Arbeitsbörsen  und  den  Gewerbe- 
gerichten des  Departements  zugestellt. 

Proteste  gegenüber  dem  Inhalte  der  Wahlliste  wie  auch  gegenüber 
der  Einreihung  der  einzelnen  Gewerkschaften  in  die  Berufsgruppen  werden 
bis  zum  15.  Juni  entgegengenommen. 

Sie  werden  dnrch  den  Prftfekten  begutachtet  nnd  durch  den  Kandels» 
mini!<r<  r  erledigt. 

Die  infolge  der  als  begiiin<if  t  l.rfundenen  Reklamationen  an  der 
Wahlliste  vorgenommenen  Aendeningen  werden  durch  den  Präfekten  in 
einem  Antrag  zur  Wahlliste  aufgenommen. 

Art  18.  Sobald  die  definitive  W&hlliste  vorliegt,  wird  das  Handels- 
ministerium jeder  Gewerkschaft  einen  Stimmzettel  zustellen,  der  Angaben 
fiher  die  Znld  der  von  dieser  Geuerksdialt  i^offlhrtcn  Stimmen  ond  über 
die  Berul'sgrii]i|»ej  der  die  Gewerkschaft  anuehrirt,  enthalten  sr>l). 

Zwischen  dem  Tage,  an  dem  die  Ötimmzettel  den  Gewerkschaften  zu- 
gestellt werden,  und  dem  Tage,  bis  zu  welchem  sie  an  das  Handelsmini- 
sterium zurückgeschickt  werden  sollen,  soll  ein  Zeitraum  von  mindestens 
10  Tagen  liegen.   Beide  Termine  sind  im  „Jounial  oflficiei''  bekannt  zu 

geben. 

Jode  Gewerkschaft  soll  innerhalb  des  vorgenannten  Zeitraumes  ihren 
Stimmzettel .  in  einem  verschlossenen,  mit  dem  Vermerke :  „Wahl  zum 
höheren  Arbeitsbeirate"  versehenen  Umschlage  an  das  Handelsministerium 

einsenden. 

Dio  Wahl  der  Vertrett  i-  der  Cfewerkscliatteii  eifnlirt  mir  absoluter 
Majorität  der  abgegebenen  Stimmen.    Für  den  Fall,  da.ss  eine  der  im 
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Art  10  aag«filfartQn  Gruppen  auf  keinen  ihrer  Sandidatoii  die  alMolute 

Mehrheit  JSU  vereinigen  yermodhte,  soll  innerhalb  einer  einmonatlirlien  Frist 
in  'lerselben  Form  ein  zweiter  "Walilirang  stattfinden,  bei  welchem  die 
relative  Majorität  entscheiden  und,  im  Falle  der  Stimmengleichheit,  der 
Aeltere  als  der  Gewählte  gelten  soll. 

Art.  14.  Die  PermaneoBkeimniesion  dee  höh««n  Arbeitebeinttes  Ofibet 
and  prflft  die  Stimmzettel,  zAhlt  die  abgegebenen  Stimmen  der  Handel^' 
kammer,  der  Gewerbekammer  und  der  Gewerkschaften  und  verifiziert  die 
Wahlakte. 

Die  Wahlresoltate  sind  im  ^Jotimal  offioiel"  b^annt  au  geben. 

Wahlproteste  sind  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  14  Tagen,  vom 

Tage  der  Veröffentlichtang  der  Wahlresultate  im  „Journal  officiel"  an  ge- 
rechnet, zu  erheben.  Sie  werden  durch  den  Handelsminister  geprüft  und 
eutj^chieden. 

Art  15.  Die  52  in  den  Art.  5  tind  6  diesee  Eklasses  beBeichneten 
Vertreter  der  Unternehmer  und  der  Arbeiter  behalten  ihr  Mandat  auch 
A^inn.  wenn  sie  den  Berufscharakter,  nrif  Onind  dessen  sie  in  den  oberen 
Arbeitsbeirat  gewählt  worden  sind,  verlien  n. 

Für  den  Fall,  dass  Mitglieder  des  höheren  Arbeitsbeirates  sterben, 
ihr  Mandat  niederlegen,  oder  ihre  bürgerlichen  Ehren  und  Rechte  ver- 
Iterea  sollten,  sollen  Nachwahlen  nach  Massgabe  der  nachfolgenden  Be- 
stimmungen stattfinden  : 

1)  Nachwahlen  durch  die  Hantlels-  und  die  Gewerbekamniem  erst 
dann,  wenn  mindestens  3  diesem  Wahlkorper  ztisteheude  Sitze  frei  würden ; 

2)  durch  die  Gewerkschaften  erst  dann,  wenn  mindestens  3  diesem 
Wahlkörper  zustehenden  Sitze  frei  würden; 

'S)  durch  die  Gewpi  heL'ei  ichte  erst  dann,  wenn  mindestenH  2  Sitze, 
««i  es  der  Vertreter  der  Unternehmer-  sei  es  der  der  Aibeiterbeisitzer 
frei  würden  ; 

4)  für  alle  übrigen  Mitglieder  des  Beirates  bei  jeder  Vakanz. 

Das  Mandat  eines  so  gewählten  Mitgliedes  erlischt  zu  gleicher  Zeit, 
zu  der  das  Mandat  des  Mitgliedes,  für  den  die  JS' ach  wähl  stattfand,  er- 
loschen wäre. 

Art  16.  Der  Beirat  v^ammelt  sich  jedes  Jahr  am  ssweiten  Montag 
des  Monats  November.  Die  Session  dauert  14  Tage.  Innerhalb  dieses 
Rahmens  bestimmt  der  Beirat  selbst  die  Sitzungstage  und  -stunden. 

Die  durch  den  Handelsminif«ter  festzustellende  TagePf.rdnnn<j  der 
fcJession  wird  den  Mitgliedern  mindestens  14  Tage  vor  Erotinung  der 
Session  mitgeteilt 

Dem  Handelsminister  steht  das  Recht  zu,  zu  jeder  Jahreszeit  eine 

atisserordeiitliclie  Sessirin  des  Beii-nte«!  einzuberufen:  er  bestimmt  den 
Zeitpunkt,  die  Dauer  und  <lie  Ta;2('soi  iliiini^;-  der  ntTss-er^ 'rdoiitlii'lien  Session. 

Art.  17.  Die  Permanenzkommission  dos  höheren  Arbeitsratos,  an  deren 
Arbeiten,  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Art.  1  dieses  Erlasses, 
die  in  diesem  Art.  genannten  Abteilungsdirektoren  teilnehmen,  besteht  aus 
'  IJiitemehmem,  7  Arbeitern,  l  Senator,  1  Deputierten,  die  alle  diu-ch 
den  Beirat  selbst  an?  ler  n«  ihe  seiner  Mitglieder  gew&hlt  werden,  und 
aas  8  Zivilmitgliedem,  und  zwar: 

einem  Vertreter  der  Pariser  Handelskammer* 

einm  Tertretor  der  Kammer  der  Arbeits-Prodnktionsgenossenschaften ; 
einem  Yertreter  der  Arbeitsbörsen. 

AilMiMiKlmIr  12 
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Die  FemiAnenzkommission  wfthlt  selbst  ihren  Präsidenten.  Sie  hat  za. 
ihrer  VorlVi^inn^r  die  Sekrctllie  und  Sekret ariatsassistenten  des  Beirates. 

Sie  vorsammelt  sich,  auf  Kitiladtmir  des  Pr&sidentea,  bis  suia  Ab- 
öclilusse  der  in  Angriff  genommenen  Arbeiten. 

Art.  18.  Die  Permanendcommisaion  ontersucbt  auf  Verlangen  dee 
Ministers  die  Arbpitabedingiiugen,  die  Lage  der  Arbeiter,  die  Beaiehungeti 
zuisf  licn  TJnternehmorn  und  ArbAitorn.  Sie  iiiiniut  Kenntnis  von  Doku- 
menten und  statistischen  AufstollMii^t  n ,  die  ihren  Arbeiten  als  Basis 
dienen,  veranlasst  Ergänzungserhebungen,  schriftliche  oder  mündliche  Ver- 
nehmongen^  kompetente  Persönlichkeiten  und  erstattet  dem  höheren  Ar- 
beitsbeirate zusammenfassende  Berichte  über  die  von  ihr  festgestellten 
Tatsachou,  Missständo  cte.  nud  f(;rim:lir:  t  f  -e  ihr  auf  Grund  ihrer  Arbeiten 
als  notwendig  erseheinenden  Kelormcn.  .Sie  ist  auch  berechtigt,  dem 
Minister  auf  dessen  Verlangen  einen  Bericht  über  die  Ursachen  eines 
Streike  oder  einer  Koalition  der  Untanehmer  zu  erstatten. 

In  dringenden  Fällen  ist  die  Permanenskommission  em&chtigt,  die 
von  ihr  einverlani^ton  Mcimingsäusserungen  dorn  Minister  abzugeben,  ohne 
sie  vorher  dem  Plenum  des  Arbeit^beirates  vorgelegt  zu  haben.  Darüber 
ist  dann  dem  Arbeitsbeirate  bei  dessen  nttchster  Session  Beridit  m  et- 
statten. 

Ai't.  19.  Die  Berichte  über  die  Erhebungen  der  Permanenzkommission 
sind  jodem  Mitgliede  des  höheren  Ar>)r^itsbcirates  zuzustellen.  Sie  sollen 
sich  mindestens  14  Tage  vor  Erüfl'nung  der  Session,  auf  deren  Tages- 
ordnung ihre  Diskussion  stehti  in  den  Hftnden  der  Hitglieder  befinden. 

Dem  Arbeitsbeirate  steht  das  Recht  zu,  notwendigenfalls  neuerliche 
Zeugenvernehmungen  zu  veranlassen  und  Aiissafj;cn  cnto;en:cnz\mehmen. 

Die  Diskussion  wird  durch  Annahme  einer  Kesoiution  gesohlosseu,  in 
welcher  die  durch  die  Erhebungen  festgestellten  Missstände  zum  Ausdruck 
kommen  und  die  vorgeschlagenen  Beformen  dargesteUt  werden. 

Art.  20,  Die  Vertreter  der  Gewerkschaften  und  der  Gbwerbegerichte 
haben  ein  Anrecht  auf  folgende  Entschädigungen : 

Dici«'*tiiL' An.  die  ausserhalb  des  Srinedoiiartemoiits;  wobnpin :  1  anf 
Diäten  im  Betrage  von  12  frs.  für  jeden  Tag  der  Sossiun  des  Beirates, 
an  der  sie  teilnehmen;  2)  auf  eine  Keiseentschftdiguug  im  Betrage  von 
16  Cent,  for  jeden  Kilometer  der  Eisenbahneatfemnng  swischen  Paris 
und  dem  ihrem  Wohnsitze  nächstliegenden  Dahnhofe; 

dicjenifron,  dip  im  Seinedepartement  wohnen,  auf  Diäten  im  Betrage 
von  lij  frs.  tür  jeden  Tag,  an  dem  sie  au  den  Arbeiten  des  Beirates 
teilnehmen ; 

ohne  Rücksieht  auf  ihren  Wohnsits  ">  frs.  ffir  jede  ausserhalb  der 
Se^sinü  des  Briiates  abgehaltene  Sitzung  der  Permanenakonunission,  an 
der  sin  teilnehmen. 

Art.  21.  Die  Erlasse  vom  27.  Januar  185*1,  vom  9.  Juni  18U2,  vom 
1.  September  1899,  vom  20.  Oktober  1900  nnd  vom  23.  MHns  1902  sind 
hiermit  aufgehoben. 

Art,  22.  Die  gegenwärtigen  Mlt^^'licder  cies  h(>heren  Arbeitsbeirates 
üben  die  ihnen  durch  Erlass  vom  1.  September  1899  übertragenen  Mandate 
bis  zu  deren  Ablaufen  aus. 

Die  Verixeter  der  Handelskammern,  der  Oewerbekammem  und  die- 
jenigen Vertreter  der  Gewerbegerichte,  die  im  Laufe  des  Jahres  \90S  ge- 
wählt werden,  um  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  der  Art  5—8  dieses 
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Erlasses  die  Unternehmer  und  die  Gouerbegerichte  im  Beirate  zu  ver- 
treten, werden  ihre  Funktionen  laii:,'r  ausilben^  wie  die  übrigen  Mit- 
glieder des  Beirates  der  gleichen  Kategone. 

Art  23.  Der  Minister  flttr  Handel,  Gewerbe,  Post-  und  Telegraphen- 
w'esen  ist  mit  der  Durchführung  dieses  Erlasses  betraut|  der  im  „Journal 
-officiel"  und  im  „Bulletin  des  lois**  sn  yeröffentlichen  ist. 

VI.  6raiMte-Brelagne.  Srossbritannien. 

1.  Order  of  tbe  Secretary  of  State,  dated  March  11, 
Id08,  granting  special  exceptions:  as  to  meal  hours  in 

e  1  ©  ^"  t  r  i  f  a  ]  V  t     ^  i  n 

Verordnung  dos  Staatssekretärs  vom  11.  Mäi-z  1903,  botreffend 
SpesELalausnahmen  für  die  Unterbreehujog  durch  Mahlzeiten  aul  elek- 
titoolien  Stationen. 

In  Ausübung  der  Vollmacht,  ilio  durch  Art.  40  (4)  des  Fabrik-  und 
WerkstattoiiiTOsetzes,  lf>f)l  ant'  mich  iil»ni'fra2;on  worden  ist,  bestimme 
ich  hiermit,  dass  die  folgenden  iSpezialausnahmen,  nämlich : 

a)  eine  Ansnahmebeatimmung,  welche  jugendlichen,  in  einer  Fabrik 
oder  einer  Werkstätte  angestellten  Personen  «tianbt^  von  der  je- 
weilen  für  die  Mahlzeiten  bestimmten  freien  Zeit  zu  versdiiedenen 
Stunden  do>  Tages  Gebrauch  zu  machen;  und 

b)  eine  Ausnahmebestimmung,  welche  jugendlichen  Personen  erlaubt, 
wahrend  der  in  der  Fabiik  oder  Werkstatt  jeweilen  für  die  Ibhl- 
zeiteu  bestimmten  freien  Zeit  sich  in  Räumlichkeiten  au&uhalten, 
in  denen  (;inc  Maschine  arbeitet  oder  ein  Handwerk  betrieben  wird, 

ausgedehnt  werden  solloii  auf  jugendliche  Personen,  die  das  lö.  Lebens- 
jahr überschritten  haben  und  auf  elektrischen  Stationen  angestellt  sind, 
fOr  weldie  folgende  Bestimmungen  gelten: 

1)  Zu  dem  Zwecke  der  Sicherung  einer  angemessenen  Temperatur, 
wie  sie  von  Art.  6  des  Gesetzes  verlangt  wird,  sollen  gut  funktionierende 
TherTnf>Tnf»tPr  in  passender  Aufstellung  in  jeder  Räumlichkeit  unterhalten 
werden,  lu  der  solche  jugendliche  Porsoüen  angestellt  sind. 

2)  Es  ist  flElr  genflgende  und  gesundheitlich  angemessene  Schlaf- 
gelegenheiten zu  sorgen  in  Uebereinstimmung  mit  den  Erfordernissen 
irgend  einer  Spezialvemrdnung,  die  der  Staatssekretär  gemäss  Art.  9  des 
Gesetzes  erlassen  kümite. 

3)  Die  Ausnahmebestimmung  soll  bloss  auf  solche  jugendliche  Per- 
sonen Bezug  haben,  die  zur  UnterstQtzung  von  zur  gleichen  Zeit  an- 
wesenden Erwachsenen  angestellt  sind. 

Diese  Verordnung  tritt  in  Kraft  am  1.  April  1903. 

2.  Order  of  the  Secretary  of  State,  dated  March  11, 
1903,  granting  special  exception:  as  to  night  employment 

ofyonng  persons  in  eleetri(  al  stations. 

Verordnung  des  Staatssekretärs  vom  11.  März  1P03,  betreffend 
Spezialauanahmen  fEir  die  Naohtbeschäftigung  von  jugcadliohen  Per- 
sonen sof  etoktrisdi«!!  Stationen. 

In  Aasübung  der  durch  Art.  54  Abschnitt  (4)  des  Fabrik-  und  Werk- 

«tattengesetzes ,  auf  mich   übertraiinTion   Vnlimnrht    Itestimme  ich 

hiermit,  daaa  die  Spezialausnahme,  gemäss  welcher  eine  jugendliche  Person 

12* 
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mänulicben  Geschlechts  zur  Nachtzeit  beschaiiigt  werden  darf,  aubgedehnt 
werden  aoU  auf  jugendlicho  Personeu  männlichen  Geschlechts,  die  das 
16.  Lebensjahr  ttberschritten  haben  und  aof  elektrischen  Stationen  an- 
geeteUt  smd,  für  welche  die  in  Abschnitt  (1)  obbemeldeten  Art.  54  vor- 
geBehenen  snwio  die  folgenden  Bestimmungen  gelten  (vgl.  1,  2,  3  oben/. 
Diese  \  erordnuug  tritt  in  Kraft  am  1.  April  1903. 

Yll.  Pays  ßas.  Niederlande. 

1.  Qesetz  vom  11.  April  1903  ZOT  Srgänmng  und  Aendemng  dea 

StraiisesetEbuohes.    G.Bl.  Ko.  lul. 

Art.  1.  Alt.  284  des  Strafgesetzbuches  lautet  wie  folgt:  „Mit  Ge- 
fUugniä  bis  sn  9  Monaten  oder  Geldstrafe  bis  m  300  fl.  wird  bestraft: 

1)  derjenige,  wcUljer  einen  anderen  dnrch  Gewalt  oder  irgend  eine 
andere  Tätlichkeit  odor  durch  Drohtmix  mit  Gewalt  oder  irgend  eine  andme 
Tfttlichkeit,  sei  es  gegen  diesen  aiKi'  ioti,  sei  es  gf^on  Hritte  Personen, 
widerrechtlich  etwas  zu  tun,  zu  unterlassen  oder  zu  dulden  nötigt ; 

2)  derjenige,  welcher  einen  anderen  dnrch  Drohung,  Beleidigung  oder 
Sdkmähschriff  nötigt,  etwas  zu  tun,  au  unterlassen  oder  y.n  dulden. 

In  df-m  stib  2  bezc  i\  Iniotcn  Falle  wird  diis  Verbrechen  bloss  auf  An- 
trag desjenigen,  gegen  welchen  es  verfibt  worden  ist,  verfolgt." 

Nach  dem  Art.  42G  des  Strafgesetzbuches  wird  ein  neuer  Artikel  ein- 
geschaltet folgenden  Inhalts: 

„Art  42übi»,  Derjenige,  welcher  widerrechtlich  auf  einem  ölfent- 
lichen  We<rp  f>inen  anderen  an  seiner  freien  Bewegung  In'ndcrt  oder 
sich  mit  einem  oder  mehreren  Dritten  einem  anderen  gegen  dessen  aus- 
drttcklidi  ausgesprochenen  Willen  fortgesetzt  aufdrängt  oder  ihm  auf 
hinderliche  Weise  fortgesetzt  folgt,  wird  mit  Hafk  bis  an  1  Monat  oder 
mit  Geldstrat'o  bis  zu  ICK)  fl.  bestraft." 

Art.  2.  Xaeh  dem  Art.  .S58  des  .Stratjgesetzbuches  werden  drei  neue 
Ai'tikel  eingeschaltet,  folgenden  Inhalts: 

„Art.  85ftbiii.  Der  Beamte  oder  irgend  eine  im  öffentlichen  Eisen- 
bahnverkehr lauHrnd  oder  zeitlich  in  Dienst  stehende  Person,  die  nicht 
zum  Personal  einer  ausschlie5.slich  mit  beschränkter  Fahrgeschwiii  li;r- 
keit  betriobencTi  Eisenbahn  gehört,  der  in  der  Absicht,  in  der  Ausübung 
eines  Oiieinliclion  Dienstes  oder  in  dem  oiientiichen  Eisenbahnverkehr  ein 
Hemmnis  zu  verursachen  oder  fortbestehen  zu  lassen,  unterlftsst  oder  aaf 
rechtlich  erteilten  Auftrag  sich  weigert,  eine  Arbeit  zu  verrichten,  zn 
welclier  er  ^h-h  an.sdrückli' Ii  oder  kraft  seines  T^liens^tverliftltnisses  ver- 
ptliclifet  hat,  wird  mit  (Tcläugnis  bis  zu  6  Monaten  oder  mit  Geldstrafe 
bis  zu  3<JÜ  fl.  bestraft/' 

Art.  358ter.  Wenn  drei  oder  mehr  Perftonen  infolge  einer  Verschwörung 
das  im  vorigen  Artikel  bezeichnete  Verbrechen  verüben,  so  werden  die 
Schuldigen  sowie  die  Auf  ihrer  oder  Anstifter  der  Verschwürung  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  2  Jahren  l)estraft. 

Art.  3r)8qu»tcr.  Wenn  die  im  Art.  '^bb^i»  bezeichnete  Absicht  er- 
reicht wird,  wird  auf  GefUngnisstrafe  erkannt:  Im  Falle  des  Art.  358U> 
bis  zu  1  Jaliro ;  im  Falle  des  Art,  SrjSifr  bis  zu  4  .Tahren. 

Art.  .3.S(i  des  Stral'gosef zbu('hr->  Inrnf  wi*'  folgt:  Bei  Verurteilung 
eiues  der  in  den  Ai*t.  3«)3,  3« »4,  yiitj,  613  letzter  Absatz  und  371* 

erster  Absatz  bezeichneten  Vergehen  kann  auf  Entziehung  der  im  Art.  28, 
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208  und  204,  bei  Verurteilung  wegen  eines  der  in  den  Art.  d58bis,  968^ 
und  358qiister  bezeichneten  Vergehen  auf  Entsdehnng  der  im  Art  28 
Ko.  1 — d  Bosgeeproehenen  Rechte  erkannt  werden. 

S  c  Ii  I  u's  s  b  e  s  t  i  m  m  Ti  n  er. 
Dieses  Oesetz  tritt  in  Kraft  am  Tage  seiner  VeröÜentlichung. 

2.  Gesetz  vom  11.  April  1008  lur  Untemaobiuig  der  Rechtaver- 
häitTiissc  and  der  Arbeitsbedfagangen  des  Penonala  der  Sisenbalm- 

betriebo. 

Art.  1.  Eä  wird  eine  ätaatskommiäsion  ernannt,  welciio  ^ur  Aulgabe 
baben  wird,  das  Beohtsverhftltnia,  die  Arbeitebedingongen  des  Personals 
der  Eisenbahnbetriebe  nnd  die  bei  diesem  Personal  obwaltenden  Be- 
schwerden zu  nntei-snchen,  sowie  die  Frage  in  Bi  ir;i<  lit  zu  ziehen,  f<h  viiid 
bejahenden  Falls  welche  Aenderungen  in  beiden  erwünscht  zu  erachten 
sind.  Nötigenfalls  sind  von  dieser  Kommission  Anträge  zu  stellen  zur 
BiufÜbrung  solcher  Aendemngen  in  der  zweckentsprechendsten  Weise, 
unter  Ghew&brleistung  f&r  die  Zukunft. 

3.  Beschluss  vom  7.  April  1803  (G.Bl.  No.  ÜG)  zur  näheren  Er- 
giiunxag  der  VoracAurifteiL  IQr  den  Dienet  aof  den  Btsenbehnen,  gegeben 

duroh  köoigl.  Beschluss  ▼(»n  27.  Oktober  1875  GM.  No.  183),  geSadert 
durch  königl  Beschluss  vom  6.  Oktober  1899  (G.Bl.  No.  214). 

I.  Die  Vorschriften  für  den  I^ionst  auf  den  Eisenbahnen,  festgesetzt 
durch  königl.  Beschluss  vom  27.  (<k  tober  1875  (G.Bl.  No.  183),  geändert 
durch  königl.  Beschluss  vom  6.  Oktober  1899  (G.B1.  No.  214)  werden 
ergftnzt  >iu:(  li  einen  neuen  Artikel  214^>s,  folgenden  InhalfH: 

1)  Die  B»  <linpinfren,  unter  welchen  dio  Beamten  und  Bodienstoton 
der  Ei.senbaliMcii  in  Dienst  genommen  worden  und  in  diesem  Dienste  tatig 
bind,  die  Lohnfostsetzung  für  dio  verschiedenen  Kategorien  des  Personals 
«ingeschlossen,  sowie  diejenigen,  unter  welchen  ihre  Dienststelle  aufhört, 
werden  in  einem  Reglement  ( Dienstordnung)  festgesetzt,  welclies  von  den 
Verwaltern  nnserm  Miiiist^^r  für  Waterstaat,  Handel  ur']  Tiiilnslri«>  ynr 
Genehmigung  zu  untorhroitcn  ist.  Wenn  hinsirhtlicli  einer  döi  ai  t  i^inu 
Regelung  zwischen  uaj?erm  gouauntcn  Minister  und  den  Vorwalfein  von 
Eisenbahndiensten  eine  Uebereinstimmung  nicht  erzielt  wird,  so  hat  dieser 
tUnister  die  Befugnis,  diese  Begelung  selbständig  festsusotsen. 

2)  Unter  den  Bedingungen,  die  im  vorigen  Absatz  erwfthnt  sind,  sollen 

Bestimmungen  aufgenommen  worden,  laut  weh^lien : 

a)  die  Beamten  und  Bediensteten  die  Befugnis  haben,  Wünsche  oder 
Beschwerden  zur  Kenntnis  der  Verwalter  des  Eisenbabndienstes  zu  bringen  ; 

b)  bei  DiHzipIinarstrafen,  vorbehaltlich  der  Forderungen  der  Betriebs- 
sicherheit, bei  Schiedsgerichten  Berufung  eingelegt  werden  kann,  die  in 
höchster  Instanz  ein  motiviertos  Urteil  über  die  KoclitmUssigkeit  und  die 
Kodlichkeit  der  Strafe  föllon.  Die»e  Schiedsgerichte  werden  zusammen- 
zusetzen 'sein  aus  5  Mitgliedern,  von  denen  2  Hitglieder  nnd  ihre  Stell- 
vertreter von  Verwaltern  des  Eisenbalmdienstes,  2  Mitirüoder  und  ihre 
Stellvertreter  v^n  flem  Beamten  oder  Bediensteten,  der  die  Berufung  ein- 
legte, aus  der  Gruppe,  in  welche  er  gehört,  gewühlt  werden,  und  das 
fünfte  Mitglied  —  der  Vorsitzende  —  und  dessen  Stellvertreter  von  den 
erwfthnten  vier  gewählt  wird,  unter  der  Bediugimg,  dass  diese  Wahl  ein- 
stimmig  erfolgt,  im  andern  Falle  von  unserm  genannten  Minister. 
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In    U  li)  im  ersten  Abscshnitt  erw&buten  Reglement  hoII  weiter 

fe«t fresset zr  werden  : 

a)  die  Einteüung  der  Beamten  und  Bediensteten  des  Eisenbahndieuätes 
in  Gruppen; 

b)  die  "Weise,  in  welcher,  und  die  Anzahl,  bis  zu  welcher  von  d«i 
Beamten  und  Bediensteten  jeder  Gruppe  Vertreter  aus  dieser  Gruppe  er- 
wlüilt  werden  sollen,  die  Weise,  in  welcher  diese  Vertreter  Wlinscbe  und 
Besdmerden  im  Namen  ihrer  Gruppe  zur  Kenntni»  dtac  Verwalter  des 
Eisenbahndienstes  bringen  sollen  und  in  welcher  diese  geprüft  werden 
sollen  und  darüber  entschieden  werden  soll; 

c)  die  Weise,  auf  welche  die  Berut'un<:r  einem  Schiedsgericht,  ange- 
Uageu  werden  «oll,  auf  welche  Weise  dieses  die  Sache  untersucht  und 
darüber  entscheidet,  und  alles  dasjenige,  was  weiter  nötig  ist,  zmr  Voll- 
streckung des  in  dem  zweiten  Alisat/  sub  b  Bestimmten; 

d)  die  Frist,  die  zwischen  der  Erteilung  der  ehrenvollen  Entlassung 
von  Seiten  der  Verwalter  des  Eisen bahndienstes,  bezw.  der  Kündijinrjg  der 
DicDätstclle  von  seilen  der  Beamten  und  Bediensteten  und  dem  Aulbören 
der  Dienstleistung  bestehen  soll,  welche  Frist  jedoch  nicht  weniger  als  2 
und  nicht  mehr  als  4  Wochen  betragen  darf, 

4)  .Teilt-  Atiidonirtg  lies  fn  dem  1.  Ali>r]initt  ern-nhuten  Reglements 
wird  unsorm  genannten  Minister  zur  Genehmigung  unterbreitet.  Es  wird 
nach  je  ö  Jahren  durchgesehen,  auf  welche  Revision  das  im  Schlusösatzo 
des  ersten  Abschnittes  Bestimmte  Anwendung  findet. 

5}  Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  finden  keine  Anwen  luTig  auf 
ausländische  Eisenbrtlinnnteritehmtmgen^  die  ihren  Betrieb  hierzulande  haben. 

II.  Es  wird  bestimmt : 

aj  Dass  die  Bestimmungen  des  Reglements,  vorgesehen  im  Art.  1J31jm 
Absatz  1,  hinsichtlich  der  daselbst  im  zweiten  Absatz  sub  a  und  b  und  im 

dritten  Absatz  sub  a,  c  und  d  genannten  Gegenstände  zum  erstenmal  von 
Verwaltr'i-n  tlrr  KiHenbaliudienste  spätestens  Im's  zum  .Tnni  1  fX'tH  zur  Ge- 
nehmigung vorgelegt  werden,  während  die  übrigen  Jiestimmuugen  dieses 
Heglementa  zum  erstenmal  znr  Genehmigung  vorgelegt  werden  mtfssen» 
apfttenteus  bis  zum  81.  Dez.  1903; 

1))  dass  spätestens  bis  zum  1.  Aug.  lOH.')  die  erforderlichen  Mas.s- 
regeln  getrolfen  sntn  müssen,  dnrnit  Berufungen,  wie  sie  vorgesehen  sind 
im  Art.  Absatz  2  sub  b,  behandelt  werden  können; 

c)  dass  Disziplinarstrafen,  die  zwisdien  dem  1.  Jlai  1908  und  dem 
Zeitpunkt,  an  welchem  die  sub  b  ei-wähnten  Massregeln  getroftVin  worden 
sind,  auferlegt  wer<len,  ebenso  gelten.  u]<  <  b  ihVselben  erst  nach  diesem 
Zeit]»nnkte  auferlegt  worden  wären.  Hi  rutuug  wird  eingelegt  werden 
können  innerhalb  14  Tivgcn  nach  diesem  Zeitpunkte,  auch  wenn  diese 
Strafen  schon  ganz  oder  teilweise  verbtisst  sein  sollten. 

Unserem  Minister  für  Waaterstaat,  Handel  und  Industrie  wird  die 
\'ollstreckuiig  dieses  Beschlusses  aufgetragen,  welcher  im  (ii  setzblatt  auf- 
genommen und  durch  Absclu-ilt  dem  Staatsrate  mitgeteilt  werden  soll. 

VIII.  Suisse.  Schweiz, 
a)  Bund. 

Beschluss  des  Vcrwaltimgsrntcs  dor  schwoizorischcn  Bundosbahnen, 
vom  23.  April  1903,  betr.  die  Invalidenversorgung  des  Personals  der 
schweizerischen  Bundesbahnen. 
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Wenn  im  Dipn«to  der  Bundesbahnen  stehende  Arbcifoi  don  Betriebes 
und  der  Werkstätten  nach  lö-jähriger  Dieusitzeit  bei  der  Kisenbahn  zufolge 
jBjranUieit  oder  vorgerückten  Alters  oder  nicht  haftpflichtigen  UnMls 
arbeitsimfkhig  werden,  finden  bis  auf  weiteres  folgende  Grunds&tce  An- 
wendung'- : 

1)  In  erster  Linie  werden  'Uesen  Arbeitern,  die  in  den  bestehenden 
Statuten  der  JvrankeukaäsSün  vorgesehenen  Unieraiützungen  und  Beilrage 
aus  allUkllig  sur  Verfügung  stehenden  Spezialfonds  gemftss  bisherige* 
IJebung  verabfolgt. 

2i  Insofern  die  in  ZiHVr  1  erwrdmten  Unterntützuriiren  nicht  aus- 
reiciien.  1,50  Frcs.  pro  Tag  zuzuwenden,  ist  der  fehlende  Betrag  den- 
selben zu  Lasten  dior  Betriebsrechnung  zu  verabfolgen. 

SS)  Der  zur  Deckung  dieser  ausnahmsweisen  UnterstQtsnngen  erforder- 
liche Betrag  ist  in  das  Betriebsbudget  aufzunehmen. 

b)  Kantone. 
Kanton  Aarg^n. 

Gesetz  über  das  Wirtscliaftswesen  und  den  Handel  mit  geistigen 
Getxftnken.   Vom  2.  Mftra  ld03.   In  der  Volksabstimmung  vom  26.  April 

1903  angenommen. 

§  7.    Das  Wirtschaftsiiatent  darf  nicht  erteilt  werden:  a)  

bi  dem  Aufseher  einer  Fabrik  oder  eines  Baugeschäftes. 

§  23.  Alle  Wirte  unterliegen  der  polizeilichen  Anlaicht  sowohl  mit 
Bezug  auf  die  Ftthrung  ihres  Gesc^ilfles,  wie  audli  beztiglich  der  Qualität 

der  Getränke  und  der  Beschaffenheit  der  Xahrungsmittel. 

Den  Organen  und  Angestellten  der  Staats-  und  Ortsjjolizei  steht  die 
Befugnis  zu,  zur  Au.sfjbnnw  der  polizeilichen  Aufsicht  jede  W^ii'tachaft  bei 
Tag  und  Nacht  öffnen  zu  lassen. 

§  25.  Spätestens  nachts  12  Uhr  sollen  die  G&ste  aus  jeder  Wirt- 
schaft sich  entfernen ;  dieselbe  mnss  bis  morgens  5  Uhr  geschlossen  bleiben. 

FlJr  ausserordentliche  Anlässe  kann  das  Bezirksamt  gegen  eine  Ge- 
bühr von  2  Pres,  peliriftliehe  T''e1'erwirt ungsbewilligung  erteüen. 

§  2G,  An  Sonn-  und  Feiertagen  sollen  die  Wirtschatien  bis  vor- 
mittags 10  Uhr  geschlossen  sein.  Dieses  Verbot  bezieht  sich  jedodi  weder 
auf  Beisende,  noch  auf  diejenigen  Personen,  die  in  einer  Wirtsdiaft  her- 
bergen. 

§  8.5.  Die  gesundheitsschädliche  Anstrengung  de«  Dienstpersonals  m 
den  Wirtschaften  ist  untersagt.  Mädchen  unter  dem  vollendeien  IH.  Alteis- 
jahre,  welche  nicht  zur  Familie  des  Wirtes  gehören,  dOrfen  nicht  als 
Kellnerinnen  verwendet  werden. 

Das  Dienstpersonal  hat  Anspnuh  auf  einen  wöchentlichen  Freihalbtag, 
wovon  mindestens?  12  auf  Sonntage  fnllen  müssen. 

§  55.  In  die  Straf kompetcnz  des  Gerichtspräsidiums  gehören  und 
sind  auf  dem  Wege  des  Strafbefehls  die  nachstehenden  Uebertretungen 
SU  erledigen: 

1.  Zuwiderliandlimgen  gegen  die  Vorschriften  der  §§  8,  4:  15;  28,2; 
2f«.  2:  p,5.  1  und  HS  sind  mit  einer  Busse  von  10  — 100  JVcs.  zu  belegen. 

4.  Uebertretungen  gegen  §  33  sind  mit  einer  Busse  von  10 — 30  Frcs. 
*u  belegen. 
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5.  In  diest'lbo  Busse  verftür  der  Wirt,  welcher  seiueia  Peräonai  die 
vorgeachrieböue  Auicalil  KulieLuge  voreuihali. 

6.  Der  Gast,  welcher  sich  den  Anordnungen  des  Wirtes,  insofern  sie 
Handhabung  des  Gesetzes,  der  Ruhe,  Oi  Jimng  und  Sittlidikeit  beswedcen, 
widersetztf  verfallt  in  eine  Busse  von  ö — 30  Pres. 


II.  Parlamentarische  Arbeiten,  welche  den 
Arbeiterschutz  betreffim'). 

i.  Allemagne.  Deutsches  Reich. 

[Rßich  und  Ginzelstaaten.] 

'6(K  Arbeitslosigkeit  (Bd.  I,  8,  9,  10,  lü,  83,  Bd.  II,  2,  3,. 

W  ü  r  1 1 0  ni  b  e  r  g.  l»)«).  Sitznng  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom 
31.  Marz  liKi3,  Sien.  Prot.  S.  3074  ff.,  IGT.  Sitzung  vom  1.  April  li)OS, 
Sten.  Prot.  S.  3697. 

31.  (iärtner,  Reclitävorhältuiseie  der  gewerblichen  —  (Bd.  I,  S.  lOy, 
84B,  701). 

Reich,  Drucks.  No.  96 L  184.  Bericht  der  Kommission  fOr  die 
Petitionen,  betr.  anderweitige  Regelung  der  Rechtsverhftltnisse  der  gewerb- 

liclion  (^.'ti  tner ,  Anti-ai;  dr>r  Krinmission  : 

Der  iveichfätne  wolle  bts^chlir-scn :  die  Pt  tiiiouen  II  No.  10537  und  IlÖbiöÜ  bis 
110850,  betreffend  anderweitige  H<  krclung  der  Recbt^verhättniBfle  der  gewerblichen 
OSrtDer,  dem  Herrn  Beichakansler  als  Matcnal  zu  oberweisen. 


1)  Die  recbtü  vom  alphubctt^cbca  Schlagwort  in  (  )  angegebeoeu  Ziffcru  wci:>ca  auf 
die  foitlAufenden  Nummern  bin,  unter  weklieii  in  den  vorangefa enden  Heften  des  „Bnlleiiiis** 

nbcr  clcnsflhen  Gegenstand  beriebtet  worden  ist. 

2^  Der  .Ml-.'t  inr  ine  I)<  iit'^che  (iiiitnerven  iii  (1-'ctiti<->ii  II.  IO'jS")  liittet  den  Reiehstng 
um   A^ciiidi-ninu   d'i'  R<'i<'l)st;ewerlifordiiui)ir  dahin,  die   Hotriehs-  und  Arbeilsvcr- 

hiütnisM'  iin  kuust-  und  zitMX'äiluerischcn  Produktionsu'ewerbe  künftigbin  nieht  mehr  enden 
tth  aal  Uriind  d^  r  IluichHfjcwerbeordnuug  beurteilt  werden  können" ; 

bezicbnn^'swei.oe,  dww  der  Rclcltsta^  „dureh  einen  Gesetzeskraft  besItieDden  BcRchlms 
unzweidentii;  erkhtrr,  «i;is<  alif  im  Knust-  un  l  Zi«  i  Lrürtnereif^i n  tätigen  Geliiil' n, 
Lehrlinge,  ßctrieb^Jie-aiuten,  (Obcrgürtii«;r,  Gc>ebäftöleiter),  Gartcntecbnikcr  und  Arbeiter 
im  Sinne  des  VII.  TiteL»  der  Reichsgewerbcordnnng  angesproehen  nnd  TerwaltungsteehnfaM^h 

behfiiidelt  werden  •. 

In  einer  weiteren  I'elilinn  Iii.  spezialisierl  der  Verein  seine  \V  üll^»•]ie,  indtio 

er  bittet  : 

1.  im  §  ti  am  Anfang  hinti-r  den  Worten:  „Da»  gegenwärtige  Gesetz  findet  keine 
Anwendwii);  anf  die  Fischerei"  <iie  Wnrte  „den  Gartenbau  —  mit  Aunnahme  der  Kun^t-, 
Zier«  und  IT;indeI<i,':irtnerei  — '•  einzii«  iiaUeii ; 

2.  dem  §  b  folgende  Von<ebrif(,  bineuzufik'en  :  „Die  Bestimmungen  des  AteaU  1 
finden  auf  die  RexehHftigung  von  Ochillfen,  Lehrlinfi^en  und  Artteitem  in  technischen  Be- 
trieben Von  Knn^l-.  Zier-  nnd  Il:indi-V:,'iirtnereien  eine  entsprSohende  AnWCodung**. 

Aus^'  rdt  ni  «  oib-  hidicr  I!eieb>t4ig  uoeh  bcsirklieLien : 

3.  dem  Ab-at/  ;{  «je«  ^  lO.'ic  folgenden  üntz  hinzuxufügen :  rtli"  teehnisohen  Betriehe 
von    Knn-(-,    Zier-    und    IIan(Iel-'^':irtnereien    sind    'lie  Arbeiter  mindeHteUS   jeden  zweiten 

•Sonntiit;  volle  'M  Sinnden  von  der  Ariicii  frei  zu  bi*»en," 


Digitized  by  Google 


181  - 


32.  Gp\ve!  beinspektion  {Bl.  I,  21,  57,  TJ,  Bd.  H  . 

P  r  e  u  s  s  e  n.  Der  preussische  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  Möller 
am  25.  April  im  Hauti  der  Abgeordneten  in  fiezug  auf  die  Heranziehung 
von  Arbeitern  zur  Beaufsichtigung  Sicherheit  der  Arboiu  n  in  den  Gruben : 
,Ich  habe  ge^n  diesen  Vorwchlag  prinzipiell  keinerlei  Einw(n(iun<r<  ii,  was  am  besten 
dadurch  bewiesen  wird,  daß  icli  meinerseits  vor  einigen  Monaton  diese  Einrichtung 
Angeordnet  habe.  Ich  glaube,  daß  es  nicht  zeitgemäß  wäre,  bei  der  l^trittcnheit  der 
Frage,  namentlich  bei  der  Beatrittenheit  der  Frage  anf  »eiten  der  grossen  Mehrzahl 
(l<  r  Privatindurtriellen,  dass  ich  da  in  rinrm  iit  /irk.  in  dein  wir  nur  etwa  '  ^  de^ 
L  lufange^  des  Bergbaues  betreiben,  nun  mit  einer  dcrartiucu  Maßr^^  vorgebe  und 
zwingend  auf  unsei«  ganzen  Nadibarn  einwirke.  Ich  haoe  nun,  nm  die  nobe  aof 
da^  ExeniiM !  zu  machen,  inwieweit  eine  drrarticrp  Rrtoiligung  der'Arbpiler  wirklich  zu 
guten  Zielen  führt,  d.  h.  inwieweit  durch  die  beieiligung  der  Arbeiter  Unfälle  abge- 
wendet werden,  die  Sicherheit  erhfilit  wird,  kein  Bedenken  getragen,  in  Baarbrückon, 
wo  wir  allein  im  wpppiitlithon  monopolistisch  den  Kohlem»^Tgoau  betreiben,  dipi^p 
Einrichtung  zu  treffen,  und  ich  möcne  Sic  nun  bitten,  mir  etwas  Zeit  zu  ij;c'beu, 
da«!  ich  i-rfahnrngtii  mache,  ob  dieser  Schritt,  der  von  weiten  Kreisen  im  I^nde 
«icherlich  sehr  bestritten  wird,  wirklich  die  Folgen  haben  wird,  die  davon  erwartet 
wen)«).  Ich  glanbe  meinerieitB,  dafi  die  Wirkung  der  Mitwirkung  der  Arbeiter  bei 
der  Sicherheit  im  Rer^work.-ltef riebe  in  erhel)lichem  Mns^c  über^rhüt/t  wird:  aber  ich 
verkenne  nicht,  daü  in  einer  grüilen  Zahl  von  Fällen  die  in  der  praktischen  Arbeit 
Hclb^t  befindlidien  Arbeiter  f-ehr  guic  Fingerzeige  und  Winke  gegeben  haben,  und 
ich  kann  nur  wi«  dirholen,  daaa  mir  derartige  Mitteilungen  Btetä  m  höchstem  Mafle 
wilikommen  »ein  würden**. 

Hessen.  12.  Sitsting  d«r  II.  Kammer  der  Landi^tftnde  vom  26.  Febr. 
19U3,  Sten.  Prot.  8.  239,  250.  19.  Sitzung  vom  5.  Härx  1003,  Sten. 
Prot.  S.  433  fl'. 

33.  Krankenversicherung  (Bd.  I,  8.  37,  Bd.  II,  S.  19,  Wort^ 
laut  Se<  Eiitwiirt'es  Bd.  IT,  8.  51). 

Keich.  Drucksache  No.  U3C.  Bericht  üor  XXil.  Kommission  zur  Vor- 
bereitung des  Entwurfes  eines  Gesetzes,  betr.  weitere  Abllnderungen  des 

Krankenversicherungsgesetzes  mit  Beilage  No.  986*:  Zusamnn  nst  dl  lu  ;  <\<-h 
Entwurfes  eines  Go^of/f^s.  betr.  weitere  Abilndernn<rcn  dos  KrankonveiMi  li.!- 
rmig>getsetzes  mit  dem  Boschlusse  der  XXII.  Koiuuiis.sion  in  Ge^'onuijer- 
stellung  des  Ki'aukeuversicheruugsgosetzes  nach  der  Redaktion  vom  lU.  April 
1892  unter  Äuinahme  der  Novelle  vom  30.  Juni  1900  in  ^  2  und  54. 

Antriltje  der  Kommission: 

Der  Bedchfitag  wolle  bei^chlicssen : 

1)  Dem  Entwürfe  einra  üf^tr.c^.  betr.  weitere  AbändeniDgen^  des  Krankenver* 

)>ioherungsge^«etze8,  in  der  aus  der  n:ili<  i:»  iid< n  ZusammenatcUiing  ersirhtlichcn  Fassung 
die  verfassungsmässige  Genehmigung  zu  erteilen. 

2)  Die  ßlgenden  Resolutionen  anzunehmen: 

I.  Die  verbüridcten  li*'^d«'nin.icen  um  bn! ül-^*  ^^'I•!;lL'|  eines  Gesetzentwürfe.-,  /.u 
er.Hucheij ,  durch  welchen  n  icbsp-i^etzlicbe  Krankenverräieberungspflidit  auf  die 
Hausindustrie,  auf  alle  Mandl ungsü;ebilf<>n  uiirl  -lehrlin^'e.  auf  die  laod-  und  Uxat- 
virtj'chaftlieherj  Arbeiter  sowie  auf  die  Dieri-itb(iten  ausgedehnt  wird. 

II.  Die  verbündeten  liegierunpen  zu  ersuchen:  hi  dem  Reichftiitre  tunlichst  bald, 
wenn  möglich  in  der  nächsU:>n  S>>!sion.  einen  Gi-setzcntwurt  zum  Zwtikc  einer  ein- 
p?beuden  und  gründhcheu  Keforra  de»  K ranken versicherungsgeseuc»  vorzulegen;  b) 
ii>  Vorbereitanfr  dieser  Vorlage,  wie  den  Vomtinden  der  RrankenlcBSBcn.  so  auch  den 
Vfrfrt  ttinpnn  «u  -  Aerztestandes  und  >  Apothcker-tandes  Gelegenheit  zur  <  ielteiid- 
iiaciiunp  ihrer  Anschauungen  und  Wün<ciu!  zu  geben  und  ditven,  soweit  miiglieh.  ge- 
reiht zu  werden;  c)  insbesondere  in  eine  Erwftgung  darüber  dnziitreten,  ob  sieh  nicht 
die  Bildung  von  htän<ligen  Koinniis.sionen  je  aus  gi-wfihllnr  Vortrotern  der  Kranken- 
ka>it.pnvorHtände,  der  .\erzte  und  <ler  Ai>otheker  luittr  tiium  neutralen  Vorsitzenden 
(Obmann)  empfiehlt,  welchen  die  Regelung  der  ärztliehen  nehandlung  und  der  Arznei- 
verporgung  nebst  Festsetzung  eines  Tarif»  der  Ilonorierung  sowie  die  Entscheidung  be- 
mglieher  Streitigkeiten  obliegt,  mit  der  Massgabe,  das»  alle  Aerzte  und  Apoüicker, 
nelche  sich  dicker  Regelung  unt^^  rstellen,  als  Kassenärzte  und  -apotbeker  im  (Sinne 
dcb  $  tia  Ziffer  6  und  des  §  2tia  Ziffer  2b  gelten. 
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H)  Pif  7.\:  rincr  Alirinderung  <1<>  KrHiikonver!*icherungsgesietxeB  eingegangeDeo 
Petitionen  durch  diese  ßei»chlus«fas8ung  für  erledigt  zu  erklären. 

Abftndenuigsaiiträge  znr  zweiten  Beratung. 
Drucks.  Xo,  !>41.    Antrag  Haab. 
Der  Reichstag  woUe  beBchlieeeen: 

I)  Tm  §  1  den  vierten  Abrate,  wdclier  lautet:  ,4^andhio^gehilfen  und  -lelv» 

liii^^r-  uiiirrlifpf  n  der  Vf  r-i<'lu  ningsptlichf  nur.  -ofern  ilurrh  die  ihrion  im<h 

Art.  60  de«  (loutschen  Handeläge^etzbuches  zuj>tcheudcn  Kecätc  aufgehoben  oder  be> 
acbrinkt  Bind",  /.u  streichpn. 

2)  Im  §  2  die  Ziffer  '  7:ti  -trt  ii  h»vii. 

Druck»,  ^»o.  y44.    Antrag  Hotmann  (Dilienbuig) : 

Der  Rdchsr«!^  wolle  beschlieiwen :  die  ersten  beiden  tiilbse  des  §  10  Absatz  8  des 
KrunkenvprBichcniitLT-^gepetzo«  vom  10.  April  1K92  sind  durch  folgende  Worto  zu  er- 
setzen :  „Ergeben  nieh  den  Jahre^abschlüsi^n  daucnid  Uebcrschiishe  der  EinuaLitieu 
aus  Beiträgen  über  die  AutigH])cn,  ao  hat  nach  Ansammlung  einet«  Koservefondä  im 
Betrag  der  durch-chnittlit  h»  n  .Tahrf«nM!<gabe  der  iHztrn  ?<  .Tanre  die  Gemeinde  /.n 
Kchlies^en,  ob  eine  iltiMbsei/.ung  iltr  Beiträge  odtr  eine  Erhöhung  oder  Erweiterung 
der  Unterstützungen  eintreten  soll". 

Dru(-ks.  No.  9ö7,  Antra::  iJrips-icke  (Dessau): 

Der  Keichfitag  wolle  bejithiit^t-cii .  im  4.  Absatz  des  §  42  der  Kommissionsbe- 
•    schifisse  die  Worte:  „o<ler  werden  hin.'iichtlich  einer  dieser  Personen  Tatsachen  bekannt, 
welche  sich  ala  grobe  Pflichtverletzuog  darstellen"  sowie  den  7.  Absata  des  §  42  zn 
streichen. 

Druck».  No.  iib4.    Antrag  Albrecht  n.  Gen.: 
Her  Ri  i*  hstag  wolle  beschliessen : 

1)  in  ^  1 

a)  dem  AVi^atz  1  folgende  Nummern  zuzufügen :  4.  die  in  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Betrieben  sowie  die  als  Gebinde  beschäftigten  Arbeiter»  sofern  sie  nicht 
einer  gleichwertigen  landrsgesetzlichen  Krankenversichenuigi^pflicht  unterltogen;  5. 
r-f  Ili-T-tainli.;'  r'i  w  t  i Iii  treibende,  welche  in  eigeiu  ii  Px  triebsstätteu  im  Aiiftrai;f- 
für  Kecbnung  anderer  Gewerbetreibender  mit  der  Herstellung  und  Bearbeitung  ge- 
werblicher Erzeugniaxe  hescbfifti^t  werden  (Hausindustrie),  und  zwar  auch  für  deo 
FnM.  <la^«  üic  die  lloh-  und  Hilfi*stoffe  selbst  beschaffen,  und  auch  für  die  Zät, 
wülirtud  \vt  IcluT  sie  vorübergehend  für  oigme  Kechnung  arbeiten. 

1>)  (itiii  Absatz  3  zuzufügen:  solrrii  ilurdi  den  ArT)eitgel)cr  für  die  während  der 
Dauer  des  Arbeitsvertrages  eintretenden  Erkrankungsfälle  der  Anspruch  auf  freie 
Kur  oder  Ver])flegung  in  einem  Krankenhause  auf  die  im  §  6  Absatz  2  bezeichnete 
Dauer  gesichert  ist. 

c)  den  Absatz  4  (Ausnahme  der  Vcrbichcrungspflicht  für  Handlungsgehilfen  und 
Handlungslcfarlinge)  zu  strrichen. 

2)  (Eventualanträge  für  den  Fall  «itr  Annidime  der  zu  1  pp>trllfen  Anträge): 
die  Ziffer  I  des  §  2  mir  dpn  Fall  der  Annahme  des  Antrages  la),  die  Ziffer  5  des 
^  2  (für  den  Fall  drr  Aunnhine  de«  Antrages  Ic),  in  §  4  Absatz  2  die  Worte  „sowie 
DieDstbötr  n"  für  den  l  ull  ih  r  Annahme  (U-s  Antrages  la  zu  streichen. 

3)  iJür  den  Fall  <i<T  AblchnnuL'^  des  unicr  la  gestellten  auf  Einschaltung  einer 
Ziffer  4  gerichteten  Antrags);  al>  la  ( in/n^challen:  „Vie  Vorwchriften  des  §  1  fiudiii 
auf  die  in  der  Land»  und  Forstwirtschaft  gegen  (iehalt  oder  Lohn  beschäftigten  P^- 
sonen  Anwendung,  soweit  dieselben  nicht  durch  Besdiluss  einer  Gemeinde  rar  ihren 
Bezirk  oder  '  ine-  weitt  im  Konmmnalverbandes  für  s<  in*  n  r?rzirk  oder  ffir  Teile  des- 
aelben  ausgcsi-hlossen  wird.  Dieser  Beschluss  bedarf  der  Genehmigung  der  hohereo 
Verwaltungsbehörfle" . 

4)  zu  §  3  der  KommisKionsboschlüsse:  in  Zeile  -fatt  ,,1^"  zu  «rtzen:  .,2^5"  unä 
denigcmüf'«  ilie  Wort«-  in  Zeile  1(>— 1<»  „und  l>ei  Fortdauer  der  Erkrankung  für  weitere 

bis  ..Betrage  des  Krankengeldes '  zu  sireichen. 
r>)  in     :k  statt  „6"  zu  setzen:  „20". 
Co  in  §  »j: 

I.  in  Xo.  1  („vom  Reginn  der  Krankheit  alt  fnie  ärztliche  r>ihaiidluni:,  Arznei 
sowie  Brillen,  Bruchbänder  und  ähnliche  Heilmittel")  zu  setzen:  a)  statt  ,,ähnliche" : 
„sonstige",  b)  nach  „Heilmittel'':  ,yBowie  die  znr  Sicherung  des  Erfolges  des  Heil» 
verfalirVii-  und  zur  l^rli  ichtcrung  der  Folgen  der  Verletzung  erftnderlichen  HiUs» 
mittel  (Ivrücken,  l^fützanparate  u.  dergl.j: 

II.  in  No.  2  die  Worte  „vom  3^  Tage  nach  dem  Tage  der  Ericfanhung  ab"  sowie 
die  Worte  ««der  Hälfte"  zu  streichen; 
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III.  dem  Atw«ts  1  io|g«ade  Ziiiern  hinzusufügen:  3.  eine  Unteretüüning  iu  Höhe 
d«t  Knnireogiddes  ao  Wöchnerinnen,  welche  innerhalb  des  letzten  Jahres,  vom  Tage 

dtr  Entliindiing  ab  gerechnet,  iniiidc-feti^  '!  Monatf  hiiidunli  einer  auf  (Jrund  dieses 
Gt^eUt»  errichteten  Ka^o  txier  einer  (iemcindeJirankeuversieherung  angiehört  haben, 
auf  die  Dauer  von  6  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft;  4.  für  den  Todesmll  eines  iSit- 
gliede«)  ein  Sfeffbegdd  im  20«ÜK:heD  Betrage  des  ortsäblichen  Tagelohnea,  mindestena 
»her  ÖO  M. 

7)  in  ^  6a:  a)  in  Absatz  I  Ziffer  2  die  Worte  „oder  durch  achnMhufte  Be- 
teiligung bei  Schlägereien  oder  liaufhändeln,  <hirch  Tlnmkiälligkeit  oder  ge«ch!ochtliche 
Ausschweifungen"  zu  streichen;  b)  in  Abtäte  1  Ziffer  3  der  Vorlage  die  Worte 
„13  W('(  hf  i>  -  in  litT  irt/.tt  ii  Zelle  zu  cr!*etzen  durch:  ,:2f>  Wuchciv' :  r\  w  \'u>nV/.  1 
die  Züicr  0  zu  streichen;  d)  als  neue  Ziffer  7  ib^u^entUch  nach  Annahme  des  vor- 
atdwnden  Antrag  <>)  mmfGgen :  das«  die  im  §  21  fftr  Ortskrankenkasfen  für  zu- 
liarig  erachteten  ErhöhiiTirTn  und  Erweiterungen  stattfinden. 

s>  in  §  7  Absatz  2  /.u  setzen:  a)  statt  „die  Hälfte":  „drei  V" iert^il" ;  hi  dvm  Ab- 
»a'7.  zu/ufügen :  „Hat  der  in  einem  Krank»»nhau8e  Untergebrachte  keine  AngehöriKe» 
deren  rntirhalt  er  lii.-licr  aus  *<eiiiem  ^irbeit« verdien;- 1  iK^tritfcn  hat,  so  i?*t  neben  arr 
IräfTt  Kur  und  V^rpfh LMing  ein  Viertel  des  im  (»  Kraiikciigcld  festgesetzten  Be- 
tn^  für  ihn  zu  /.alilcn. 

dem  g  b  der  Vorlage  nach  dem  Worte  „festsetzt"  zuxufttgen :  ,gedoch  für 
miiiiilidie  Enrachsene  nicnt  nnter  2  M.,  für  alle  übrigen  versicfaeningiipflichtigiMi 
Personen  nicht  unter  1,.' '  M. 

10)  in  §  1<>:  a)  die  von  der  Künimi.>$i<ioa  vorgmiilagLiie  Aenderung  (KrHUiz  von 
2  durch  Ptozent)  zu  streichen;  b)  dem  Absatz  1  zuzufügen:  „VAnc  Erhöhung  der 
Beiträge  über  1'/,  Prozent  des  r.rt.-ii blichen  Tagelohnes  (?}  S)  darf  nur  mit  Zu-titniining 
der  Mehrheit  der  Versicherten  erfolgen;  c)  in  Absatz  A  Satz  2  die  Worte  Jjai  (iio 
Gemeinde"  zu  ersetzen  durch:  .Jiaben  die  Verwchert»ii  (iurcli  Mehrheitsbeschluss". 

11)  in  i;  IG  Absatz  4  die  Wort«  „wenn  die  Zahl  der  in  den  einzelnen  Gewerb«- 
rweigeji  und  Iktriebsarten  beschäftigten  Personen  weniger  als  100  beträgt"  zu  streichen. 

12)  in  i;  17  den  Absatz  3  zu  strcii  h'  ii. 

13)  1.  iii  20  Absatz  1  Ziffer  2  der  Vorlage  die  Worte  »6  Wochen  nach  ihrer 
Kialerkunft"  zu  ersetzen  dureh:  „12  Wochen,  von  denen  6  vor  und  unmittelbar 

nach  der  Niederkunft  liegen  müssen ; 

2.  in  §  20  Absatz  1  Ziffer  2  des  Gesetzes 

a)  vor  „auf*'  einzuschalten:  ,aY*, 

b)  dem  §  2*^  Ali^atz  1  Ziffer  2  zuzufügen:  „b)  freie  Gewähning  der  erforder- 
lichen HebainmtJidiciiste,  c)  freie  ärztliche  Behandlung  der  Schuangerschaftsbo- 
echwerden"); 

3.  in  ^  20  Absatz  1  Ziffer  3  zuzufügen:   „mindestens  aber  iu  Höhe  von  5<>  M." 

14)  (redaktionell)  für  den  Fall  der/Sroahme  des  unter  No.  13  gestdlteo  Antrags 

io  §  21  die  entsprerlu  ndm  Zifforri  2;i,  4  und  Zii-atz  zu  Ziffer  0  zu  streichen. 

1"))  a)  in  ij  2öa  den  ersten  und  zweiten  8atz  zu  streichen  und  deinen tsnre<  hend  in 
§  2fia  Absatz  2  das  Wort  „femer"  zu  .-streichen;  bi  im  J;  20a  Absatz  2  Ziffer  2  des 
Krankeuversiciierungsgesetzes  dio  Worte:  „oder  durch  schuldhafte  Beteiligung  bei 
Schlä^reien  oder  Kaufhändelu,  durch  Trunkfälligkeit  oder  geschle<-litliche  Aus- 
sehweifimgen**  zu  streichen;  c)  im  §  2Ga  Absatz  2  Ziffer  3  nie  Worte  „dreizehn 
Wochen  zu  gewähren  ist"  zu  ersetzen  durch:  „sechsundzwanzig Wochen  zu  gevrähren  ist". 

1())  dem  §  35  zuzusetzen:  Die  öffentlichen  Behörden  sind  verpflirtjtet,  den  im 
VlII/ui.'  (iicsos  (t('-it/('s  an  sie  ergelitiulni  Er^iuhrn  ilir  I\a>-rii vor-tätiilc  /n  ent- 
sprechen und  den  Krankenkassen voratändcu  auch  unaufgefordert  alle  Mitteduugou  zu- 
komnicD  zu  lasaen,  wdcbe  für  deren  OeschSftsbe^eb  von  Wichtigkeit  sind. 

17)  den  zu  ^  35  von  der  ^'(lrla£r^  voriri^-chlagenen  Zusatz  zu  streicheln. 

15)  in  §  '.Mi  Absatz  4  dah  Wort  „kajui"  durch  „muss"  und  das  Wort  „das.'^" 
durch  inwieweit"  zu  ersetzen. 

Ii))  den  zu  §  42  vorgeschlagenen  vierten,  fünften,  sechsten  und  siebenten  Absatz 
20  «-treicheu,  eventuell:  a)  die  Worte  in  Absatz  4  „welche  sich  als  grobe  l^ichtver- 
letzung  darstellen"  zu  streichen;  b)  den  ersten  Satz  des  sechsten  Ab-at/e-  wie  titlgt 
m  j^estalten:  Innerhalb  vierzehn  Tagen  nach  der  Enthebung  ist  eine  auf  langsteui» 
tvei  Monate  nach  der  Enthebung  anzuberaimiende  Generalversammlung  einzuberufen ; 
diese  entscheidet  endgültig  darüber,  ob  die  KTitliel)Tinu:  auf/iiheben  ist  oder  nicht. 

2o)  in  §  43  Absatz  3  nach  „VerwaltuiiL'>l»ezirks"  cinzuschHisen  :  „sowie  für  grössere 
Verbände  durch  die  Zentralbehörcb  •'. 

■21t  in     4G  die  Worte  ..imierhal!'  rh-,  Üe/irk«  cinfr  Aufsichtsbehörde"  zu  streiclien. 

22)  in  §  47:   a)  den  beantragten  Zusatz  (Erhöhung  von  3  auf  4  Proz.)  zu 
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Birddien ;  h)  in  Absatz  1  die  Worte  „uAd  «lowoU  dien  .  .     bi»  ^«r  0«niei]iileknU)keo> 

▼mnichening"  zu  ^irrirhcii. 

2^^)  in  g  ti(J  htatt  „fünfzig"  zu  t>eizen:  „fünfhundert". 

24}  in  §  73  <»Utt  „f^  51  bis  53a"  zu  Betxen :  ,,§§  50  hh  53a". 

2")  dem  Gesetz  fnifrcndnn  Artikel  IIa  zuzufügen:  IIa.  Die  Worte  „Hni  Md- 
nalt"  im  {5  f/)  Absatz  1  Ziffer  1  der  Seemannsordnunj:  vom  2.  Juni  l!)o2  ^Kt^ichs- 

Sesctzbi ,  H.  175)  wenlen  durch  ,^ecb8andzmuurig  Wocht  n  ■  ersetzt,  und  demjroraäs» 
eni  .\rtikel  III  Absatz  1  nnr  h  .,soforl"  zti^^nfürcn :  ,/ier  Artikel  IIa  gleichzeitig  mit 
der  isccman Unordnung  vom  2.  .Juni         in  Kraft 

Drucks.  No.  955.    Antrag  Dr.  Esche: 

Der  Reichstag  uo11i>  l)efldilieBMn :  in  §  6a  nntff  Ziffer  2  die  Werte  ^dnrch 

Trunkfälligkoit"  zu  streichen. 

Drucks.  N«>.  62.    Antrag:  Hofmann  (Dillenl)arg)  und  Gen. ; 
Der  Reich.stag  wolle  befchlier-cn :  iru  §  45  AbsAijc  G  auif  Zeile  6  hinter  «Vontuid»- 
mi^lied''  einzuschalten :  „binnen  vier  Wochen  nach  der  Zustellung". 

Drucks.  No.  5MJ().    Antrag  I.f^nzmann  und  ]{oesicko  f Dessau): 
Der  Reichstag  wolle  beschlieaacn :  ui  j;  10  Ab^tz  1  der  Vorlage  <la«  VVort  .,drd* 
durch  „zweieinhalb"  zn  ermtzen. 

Driii  k->.  Xo.  !ins.     Antrag  v.  SaviLmv: 

Der  Reichstag  wolle  b(»chlieii»«in :  im  siebenten  Abt«tz  des  42  der  Koiuaiiiü4ou»- 
beechl&Bhe  dns  Wort  «Aofsichtabelidrde*  su  ersetzen  durdi  die  Worte:  »hiftere  Vor* 
weltungHl>ehÖr<le*'. 

iJruckä.  Mo.  UUl*.    Antrag  Lenziuatin: 

Der  Reichstaf  wotle  beM^iliensm: 

a)  in  Jj  -1^*  Absatz  4  Zoilr  11  ff.:  an-tnfl   fl-r  W..rti'  i-^t  d-r  H-Hrff. 

u.  s.  w.  bis  „zu  entheben"  die  \Vi;rie  zu  M  izen :  „.«o  kann  der  Betreffende  u.  w. 
sein^  Amtes  enthoben  werden"; 

b)  in  Absatz  .'»  Zeile  7  ff.  in  gleicher  Wei--'  ili''  Wurto  _<n  i^f'  11.  s.  vr.  I>i«  „zn 
entlu-licn"  zu  ersetzen  durch  die  Worte:  „so  kann  u.  w.  seines  Amtes  enthobea 
werden." 

Ant?;).:  des  Ah;;.  Triuib"ni  '.m<\  Lrni^nmnn: 

Zusatz  zu  No.  Abs.  1:  Indessen  liürfea  die  Einnahmen  aus  Erhötiun^' dpr 
ßeitrfige  über  2  nicht  verwendet  werden,  um  Vorschüsse  zu  decken  die  au«  einem 
fröheren  Zeitraum  als  uns  den  letzten  zwei  Re<>hnungsjahren  herrühren. 

Druck».  Xn.  !»7(),    Antra;,'  dos  Abg.  v.  Savigny  und  Gen. 
Der  Beich.stag  wolle  beschließen :  der  KomniiMirm«reBo1fittmi  Tl  folgende  Z\tht6 
lunzuzufögeii : 

d)  In  den  unter  Ziffer  a  geforderten  Gesetzentwurf  zur  gründliclicn  Keforui  d« 
KninkenverKtcherung»ge»«ctzeA  Bestimmungen  aufzuncbmeo,  welche,  unter  tnnliehster 

Ilerücksichtigung  der  aus  d«>n  Kreisen  <l«  r  An<r''st(llten  der  Krankenkassen  ge:uiÜert<'D 
Wünsche,  ein«'  f<^le  R4>^clun<r  der  Ansiclhnius-  und  Dieii-itverhältnissc  dif'Cr  Anfr?- 
etellt<'Ti  dcFi  Krankcnka»f»en  zur  Pflicht  machen. 

M  iuillu  lii-r  Anriü;,'  dci-  .Abir.  Hncsicki^  und  Ti"iniborn,  in  der  Hes'  - 
lutii'H  I  <lie  Wuite  „nnfulle  Hand lur,;rs;rolii Ifen  und  Le)irlin;xe"  zu  streifbeii. 

Sii/un;jf  dos  lveichi>tu^-os  vom  2ii.  April  H>nH.  Zweite  Beratung 
de«  Entwuilc-  eines  Gcsotzos  betr.  weitere  Abänderungen  des  Kranken- 
versicheninfr>;{resot7.e«  Sten.  Prot.  S.  8}*64  ff.  Abstimmung,  Ston.  Prot. 
S.  8$»80  IT.  Al.b'lumn-  <le.s  Aiiira-es  No.  {M,  ad  la,  1b.  Annahme  des 
Antrages  X'-.  !».")!.  ad  Ic  und  des  Antr:i;;os  X".  !>'>!,  ad  1.  Annaliine  des 
§  1,  Auualime  dos  AuUaye»  Xo.  !»54,  ad  *J,  Zitier  5  und  de«  i^leich* 
lautenden  Antrages  Xo.  041,  2.  Ablehnung  don  Antrages  Xo.  954,  Xo.  4, 
Xo.  2  y.u  §  4,  la,  Ib,  II,  1113  und  1114,  Annahme  der  Paragraphen  in  der 

Fassung  dfT  Komi^-icn.  Antrag  Xo.  ft.').")  wird  znnirh^rc'zrgon.  Abiolinniii; 
d.  s  AnrraL^f's  X'<».  i*.")!.  ad  Ta,  b,  c  und  d,  Aunahme  der  Zitier  III  des 
Kntuuifes  in  der  Fassujig  der  Kitiunii.^.si«>n, 

Kit/.uiig  des  Kcirbstage»  vom  2.>.  April  IHt  »3,  Fort^etztmg  der  zweiten 
Beratung,  Sten.  Prot.  S.  9(i2H  IT.,  Abstimmnug,  Stcn.  Prot.  S.  »löl,  Ablehnnog 
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des  Antrage.s  Xo.  954,  ad  8a  und  b,  4<  7  bleibt  uuverändert,  Steii.  Prot.  S.  9036, 
Ablehnung  des  Antra^'f  s  X  i.  ft")  J.  ad  [\  Annahme  der  Ziffer  IV  des  Kommis- 
sionjsentwurfes,  Sten.  Prot.  fc».  l'*  i,")!  Ablehnung  des  Anfraijes  X'n.  U5I  ad  lUb, 
Annahme  ded  Antrages  Trimborn  und  Lenzmaun,  Ablehnung  des  Antrages 
Xo.  9&4,  ad  10c,  Annahme  des  Antrages  No.  944,  Annahme  der  Ziffer  V  des 
Kommissionsentwurfes,  Ablehnung  der  Anträge  No.  966  und  X'o.  954  ad  U»a. 
Annahme  der  Ziffer  VI  des  Kommissionsentwurfes.  Ablehnung  des  An- 
trages Xo.  954,  ad  11,  ad  12,  Sten.  Prof.  S.  9nri8,  Ablehtinn^^  de«?  An- 
tiages  Xo.  953,  13,  ad  2,  3,  ad  §  20,  Aunuimie  der  Zitier  V'il,  und 
IX  dee  Kommissionsratwiirfee. 

297.  Sitzung  des  Reichstages  vom  27.  April  1903,  Fortsetzung  der 
r.vrp'-.rpxi  Bpratiinjr.  Ston.  Prot.  S.  1MJ55  ff.,  Abstinimnno^  S.  9089,  Ablehnumr 
de8  .-^nixages  Xo,  954,  sub  15a,  15b,  15c.  Annahme  des  §  26a  in  der 
Fassung  des  Kommissionsvoiscblages.  Annahme  der  Ziffer  XI  und  Xll 
des  Eommissionsentwurfes,  8.  9099,  Abldmting  des  Antrages  No.  954, 
ad  U'i,  ad  17,  Annahme  der  Ziffer  XIII  des  Kommissionsentworfes^  S.  9100, 
Ablehnung  des  Aiituiaes  X  i.  954,  ad  18. 

298.  8it2ung  des  Keichstages  vom  28.  April  1903.  Fortsetzung  der 
sveiten  Beratung,  Sten.  Prot  S.  9117  iF. 

299.  Sitsung  des  Reichstages  vom  29.  April  1903.  Fortsetstmg  der 
zweiten  Beratung,  Sten.  Prot.  S.  914(5  ff.  Abstimmung  S.  9156.  Ab- 
lehnnnir  des  Antrages  X'n.  *>47  und  des  Antrages  X^o.  954  ad  10a.  An- 
nahme deä  Autiages  Xo.  909  ad  a,  ad  h,  Annahme  dea  4.  und  5.  Ab* 
Satzes  des  Entwurfes,  Ablehnung  des  Antrages  No.  964  ad  19b,  Annahme 
des  6.  Absatzes,  Annahme  des  Antrages  Xo.  9r)8  und  des  7.  Absatzes  und 
AblehmiMir  der  Anträge  X"o.  947,  II  und  Xo.  954  ad  l!'a. 

3U1,  Sitzung  des  lieichstages  vom  30.  April  1903.  i  tsoizung  und 
iSclüuss  der  zweiten  Beratung,  Sten.  Prot.  S.  9180  ff".  Abstimmung  S.  9180. 
Annahme  der  No.  XIV  (§  42),  8.  9183.  Ablehnung  des  Antrages  No.  954 
ad  2r),  Annahme  des  Antrages  Xo.  9t)2,  Annahme  der  Xo.  XlVa,  Ab- 
Uliijuiii:  d.'s  Antrages  Xc  !*54  ad  21,  ad  22a,  22b,  Aimalnne  .I.  r  Xo.  XV, 
Aiinahiii*'  des  K onimissionsautrages  zu  if  54  Abs,  2  Ziffer  J,  Annahme  der 
Xo.  XVII,  Xo.  XV'Ill,  Ablehnung  des  Amiages  Xo.  954  ad  23,  Aunalunc 
der  No.  XIX,  Ablehnung  des  Antrages  No.  954  ad  24,  Annahme  der 
Xo.  XX,  XXa,  Ablehnung  des  Antrages  Xo.  954  ad  25,  Annahme  des 
Entwurfes  in  zweiter  Beratmis*.  Sren.  Prot.  S.  f)l8(>,  Verschiebung  der 
Abstimmung  über  die  Kesoiutionen  zur  dritten  Beratung. 

Drucks.  No.  975.  Zusammenstellung  des  Ent.wuites  eines  Gesetzes, 
betr.  weitere  Abindemngen  des  Erankenversicherungsgesetzes  nach  den 
Beschlüssen  des  Reichstags  in  zweiter  Beratung. 

AbJlnderungsanträge  zur  dritten  Beretunir : 

Drucks.  I^o.  971,  Antrag  der  Abg.  Trunborn,  Lenznumu,  Rocsicke 
(Be^san)  u.  G-en.: 

Der  Reichstag  wolle  beschliet->t'ii ;  im  !;  10  Abs.  1  den  letzten  8atz  zu  streichen 
und  dem  Abe*  2  roigend«a  Zuoats  hinzuzufügeu :  iSolan^e  Beiträge  über  zwei  Pro- 
«at  des  ortsfiblkihen  Tagelohnes  erhoben  werden,  findet  eine  Rückentattung  von  Vor« 
•dlfis^n  nicht  etatt. 

Drucks.  Xo.  972,  Antrag  des  Abg.  Trimborn  u.  t^eu.: 
Der  Reichstjig  wolle  beschliesaen:  die  verbündeten  Regierungen  zn  erendhen:  in 
Erwägungen  darüMr  einzutreten,  ob  nicht  die  dr<i  ^^'r-i(■h.•rnlIJ/:-arten  (Kranken-,  In- 
validen- und  UnfaJlversichenmg)  zum  Zwecke  der  Vereinfachiuig  und  Verbilligimg 
<ler  ArbdlerveBueherung  in  eine  organiische  Verbindung  zu  bringen  und  die  bisherigen 
Aibeitervenricbenrngsgeeetze  in  einem  einzigen  Gesetze  zu  vereinigen  seien. 
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Druck.s.  No.  07'».  Antrag  des  Ahis.  TjeM^^niaiin  u.  Gen. : 

Der  Reich.stng  wnilo  ]iL'.<4cblieit«'en :  ttn  §  4J  Abs.  4  Zeile  ö  der  Ktgi er unes vorläge 
b«EW.  in  Zeile  10  dci*  Kouimi:^**ioii8be8chluei*(»  an  Öt«llc  der  Worte  „grol)e  Pilichtver- 
letztmg"  zu  setzen  die  Wort«:  „grobe  V'erleUung  der  Aintf>pflicbt  in  Bezug  auf  die 
Kassenfflhrung'^ 

Druck.s.  Xo.  974,  Antrag  des  Ab;r.  Trimborn  u.  Gen  ; 

Der  Reichäta^  wolle  besddieiften :  in  §  12  Abs.  l  statt  der  Worte  „grobe  Pflicht- 
verletzung" folgencle  Worte  zu  setzen:  „grobe  Verletzung  der  Amtspflichten  in  Bezug 
auf  die  Kasten führung". 

Druck.«?.  No.  !'7n,  Antrag  des  Abg.  Roesicke  'Dessau)  u.  Gen.: 

J)cr  Reidihtag  wolle  bedchlicsj^eu :  den  Abs.  7  des  §  42  zu  streichen. 

Drucks.  No.  977,  Antrag  des  Abg.  r.  Savigny  u.  G«n.  (gleidJaiiteiid 
mit  Antrag  No.  97'»). 

Sitzung  des  Keich!stjige>4  vom  30.  April  11H)3.  Dritte  Rfratmg 
des  Entwu)  tes  eines  Gesetzes,  betr.  weitere  Abänderungen  des  Kraukeu- 
veraicherungsgesetzeij,  Sten.  Prot.  S.  9187  ff.,  Abstimmung  8.  9199,  An* 
Dahme  der  §§  1,  2,  3,  <J,  6a,  8  in  den  BescUttssen  der  zweiten  Beratuc^r. 
Annahme  des  Antrages  Xo.  051,  Annahme  des  §  10  der  Ziftem  VI — XI, 
der  Zifter  XIII,  Zurückziehung  de.s  Antrages  Xo.  i»73,  Annahme  des  An- 
trages Xo.  *J74  und  des  Autiages  Xo.  Annahme  der  Züfern  XIV — XXa, 
Annahme  des  Entwurfes  in  dritter  Beratung. 

Wortlaut  des  Gesetzes  s.  Bull.,  Bd.  II,  S.  125.  Armahme  der  Reso- 
lutionen der  Kommission  s.  Bull,,  Bd.  II,  S.  181,  mit  'It  m  mfiudlicheu 
Antrage  Roesickes  (Dessau)  und  Trimborns  und  den  Anträgen  Xo.  1^72 
und  !.»77, 

34.  r  h  o  s  p  h  o  r  z  ü  u  d  w  a  r  e  u ,  Eutwurt  eines  Gesetzes  betr.  —  (Bd.  I, 
54,  81,  Bd.  U,  23 ;  Wortlaut  des  Entwurfes  Bd.  I,  S.  675). 

Reichstag.  Ab&nderungsantrftge  zvar  zweiten  Beratung,  Drucks. 
No.  !.>3K.  .Antra-  All.rerlit  u.  Gen.: 

Der  üachAtaa  wolle  betichlieaaen:  in  §  3  auütatt  „am  1.  Januar  19Üä"  zu  eetzeo 
fjua  1.  Januar  1905*S  und  anstatt  „am  1.  Januar  lOOT**  eu  «etxen  „am  1.  Januar  1904". 

Drucks.  Xo,  !>3y,  Antrag  Dr.  Wiemer : 

Der  Keichfltag  volle  beschUeMOi:  hinter  §  2  folgenden  §  2a  einzuhchalteu; 
Den  Fabrikant^,  weldw  a!«  mlcfae  vor  dem  1.  Januar  1902  auischlteHlich 

Streichhölzer  unter  Verwt  rultiiii:  \<)ii  wci^-om  oder  gelbem  T*hosphor  fahrizirrl  und 
die8o  Fabrikation  nnch  idiicrlmlli  (kr  Zeit  vom  1.  Januar  1Ü02  bis  zum  Inkrafttreten 
dieses  Gesetaes  fortgc^ct/t  luilK  ri,  winl  eine  vom  Bundesrate  unter  Ausscblmw  des 
Kecht^weget^  festzusetzende  Ent^chadiL'^uiip  gewährt. 

Diese  Eut*<chädigung  dju*  Dreifache  des  Jahresgewinne»«  natJi  dem  Durch- 
schnitt der  Betriehsjahre  lS<»f»         19()0,  U>01  und  11)01/1902  betragen. 

Die  Fabrikanten  sind  verpflichtet,  von  der  ihnen  gewährten  Entschädigung  ihren 
Arbeitern,  die  infolge  des  Verbotes  aus  ihrer  Beschättigung  entlawen  werd^,  eine 
Ent*i<li:iiIikrii!iL'  /u  gewähren,  welche  «lern  von  den  .Arlifilrrn  in  den  letzten  3  Monaten 
vor  dem  Inkrafttreten  diese»  Ueeetzcs  bezogenen  durchschnittlichen  Arbeit^verdiensi 
entspricht. 

StreitigVciton  zwi^chrn  den  Fabrikanten  und  den  Arbeitern  hinsichtlich  «Irr  Eut- 
»chädiguug  werden  von  der  für  LohnstroiUgkeitcn  zuständigen  Instanz  entschieden. 
Drucks.  No.  945,  Antrag  Dr.  Pichler  u.  Gen.: 

r>cr  Reichstag  wolle  Ihm  hlif-.^.  n  :  niitor  Ans-r-tziinfr  dfT  Wcitorhcratanp:  des 
Entwurfs  eine«  (irsctzcs,  betr.  iliosphorzündwaren,  den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen, 
Erhellungen  darüber  zu  veranstalten  : 

1)  Wieviele  leichte  und  Hchwcre  Fälle  von  Erkrankungen  an  Phosphornekrose 
in  Deutischland  in  den  .l;üircu  1883  bis  1902  festgestellt  wordeo  sind,  auf  welche  Orte 
^i<  h  diene  Krankheitsfälle  verteilen  und  welche  amtliche  Wahrnehmungen  übe  dj. 
Einhaltung  der  geltenden  ächutsvorschriften  in  den  Fabriken  der  betreffenden  On« 
gemadit  worden  sind? 

-i  Wievirle  Fälle  vnn  leichten  und  schweren  Vcrletzun^ren  l>ei  FabrikatiOO  TOa 
sogenannten  giftfreien  Zündhölzern  in  dieser  Zeit  sich  ergeben  haben? 
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3i  In  welchem  Umfange  ein  l>  M<>rt  von  criftfri  ion  ZündbdJaan  BOB  Deutfldlland 
nach  der  fckrhweiz  und  nach  Hollaini  siuttgfctuiuliMi  liiit  ? 

4)  Inwieweit  im  Falle  der  Einführung  des  Gesetzes  Eiit.schädigungcn  gerecht- 
fertigt erscheinen  a)  an  Fabrikanten,  bei  welchen  die  für  Duichführaog  der  ächuts- 
bestiromungen  von  188-1  gemachten  Aufwendungen  im  MisffverhiltniMi  ntehen  zu  dem 
inzwigciien  erzielten  Geschäftugewinnf :  Im  an  (ii  wcrlM  treibende,  welch«  Holzdraht  oder 
HoLcsichachtelD  für  Pliosphorzüiidbolzfabrikea  hcrslcUen,  wenn  aazuuelimen  ist,  dass 
«ie  nach  Lage  der  beaoDderen  örtHchen  VerUltntMie  atifleer  Stande  sein  werden,  ihren 
f'f  tric!)  fortzusetzen:  c)  an  Ansri^tollte  nnd  Arhritcr  drr  durch  diese»  Gesetz  bctroffpiien 
Betnebe,  wenn  hie  iufulge  der  Emführung  desselben  io  ihrem  Fortkommen  geachüdigt 

Antrriir  T)v.  Pic-lilor: 

Der  Reichstag  wolle  beachüesscn :  im  §  3  statt  ,^m  1.  Januar  lUUb"  zu  «ebzen 
,m  1.  JanoBT  1911**  and  anstatt  ,;un  1.  Januar  1907"  sn  «etxen  ,yam  1.  Januar  191<y'. 

2\)S.  Sitzung  des  Reichst a>;os  v  la  22.  April  1903.  Zweite  Beratung' 
dc\^  Kiirwjirfes  eines  Gesetzes,  betr.  Fhosphorzünd waren.  Sreii.Pii  t.  Sl.  8^31  ff. 
Absstimmung,  iSteu,  Prot.  S.  8iMjO,  HfMil.  Ahlohnung  der  Anträge  No.  5M5, 
93J>,  y38  und  des  Antrages  Pichler,  Auuahuie  der  von  der  Kommission 
vorgeschlagenen  Antr&ge: 

Der  Reichstag  wolle  Ix-^rhlieaseo : 

1)  dem  Entwurf  eines  Gesetze«,  betr.  Fhosphorzünd waren,  in  «Kr  Fa-simii  der 
Bcgierungsvorlsigc  die  vcrfa^sungsmärii^ige  Zustiinmung  zu  orteilen  , 

•2)  (itp  7n  otc^em  Gesetzentwurf  '  i  t."" kommenen  Petitionen  diurdn  die  Be»chlu«8- 
fa»9uug  unter  Ziffer  1  für  erledigt  zu  erkiäreu ; 

3i  folgende  BeMdntion  anzunehmen :  den  Herrn  Keicliskanzlcr  zu  ersuchen,  auf 
die  Iiandesregiemngen  einzuwirken,  dass  sie  geeignete  Ma^^Hregeln  treffen,  um  in  den 
doK^  das  Verbot  der  V'erwendung  de«  weisaen  Phofijpbors  zur  Herstellung  von  Stretch» 
bijlzern  licscjudcrs  betroffenen  Gegenden,  eowät  nötig»  anderweitige  geeignete  Arbeite- 
gel^euheit  zu  beschaffen. 

297.  Sitzung  des  Keichstagea  vom  27.  April  1903,  Sten.  Prot.  ö.  9065, 
Annahme  des  EntwnrfeB  in  dritter  Beratung  (Text  des  Oesetaee  e.  Bull., 
Bd.  n,  8.  125). 

35.  Sozialpolitische  Geaetxgebung. 

Hessen.  7.  Sitzung  der  II.  Kammer  der  Landst&nde  vom  17.  Febr. 
1903,  Sten.  Prot.  S.  82  it,  12.  Sitsang  vom  26.  Febr.  1903,  Sten.  Ptot. 

8.  232  ff. 

36.  S  u  b  m  i  SS i  o n  s  w  e s e  n.    Neuregelung  des  —  ißd.  I,  S.  72), 
Wtirtt  e  ni  1  '-r  L'     1^,(1.  Sitzung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom 

31.  März  VA)'S.  Sten.  I^rot.  S.  HfiTl  W. 

37.  Wohnnni.rsiür8orge  für  Minderbemittelte  (Bd.  I,  2ö, 
33,  73,  74,  Bd.  U,  28). 

Hessen.  12.  Sitzung  der  H.  Kammer  der  Landstftnde  vom  26.  Febr. 
19(»,  Sten.  Prot.  8.  238fr. 

II.  Autriche.  Oesterreich. 

[Reichsratslftnder.] 

62.  Bleifarben,  Ersengung  nnd  Verwendung  von  — ,  s.  unter 
Phoephorstlndwaren. 

63.  Hausierhandel  (18,  54,  61). 

Herrenhaus :  Zweite  Lesung  des  GesetJses  betr.  den  Hausierhandel 
(Beil.  201  HH.)  und  dritte  Lesung,  36.  Sitzung  HH.  vom  4.  April  1903. 
Beechloss:  BeiJ.  200  HH. 


Digitized  by  Google 


—    18«  — 


Abgeordnetenhaus :  Vorlage  des  Herrenhauabeschlusses  und  Zuweisuag 
an  den  Ausschnss,  222.  Sitsung  vom  28.  A{nil  1900. 

t)4,  Pli o s  ph orz ün d waren  (vgl.  „Bulletin",  Bd.  I,  S.  7(»3). 

I.  Antrag  Elderach:  Geseta  betr.  Phosphorzündwareo.  Beil.  1719  AH., 
April  iyu3. 

WortlRTit  de«  Antrages: 

S>  1.  W(  i-»4cr  oder  g<  IUer  Phosphor  darf  znr  HcttteUung  VOil  ZündbOUerD  md 
andren  Zündwaren  nicht  verwendet  werden. 

Zfindwaren,  die  unter  Verwendung^  von  wefaseni  oder  gelbem  Phosphor  her- 
ce  ftür  ~ind,  rlurfen  nicht  gewerbsmässig  feiigehalten,  vorkanft  oder  sonst  in  im 

Verki  hr  gcliracht  werden. 

Züiiilwiin  ti  der  bezeichneten  Art  dürfeu  mm  Zwecke  gewerblicher  Verwviduog 
nicht  in  das  Züiliiilund  t-inj:«  führt  wcnlfii. 

§  2.  WtT  «  ine  Ziiiidwareiifabrik  errichteu  will,  liat  um  die  ik'wiÜiguug  hierzu 
bt  i  der  Gewerb«  beln  in  le  erster  Instanz  anzuäucheo.  Zur  Erlangung  der  Bewilligung 
für  die  Fabrikation  ist  die  Einreichung  dataillierter  Pläne  der  Betriebsräume,  eine 
Darstellung  der  Fabrikatiouäwei^e  und  der  Zusamiuensetzung  der  Zünd-  und  Anglricb' 
waren,  die  Angabe  der  zu  vcTwoiiilciiden  technischen  Einric  htungen  und  der  in  AuMidit 
genommenen  Verpackung»-  und  Tran^portweise  des  Fabrikates  eiiorderlich. 

ZQodhObschen  dürfen  nur  in  solchen  Psketen  oder  ßehachtdn  hi  den  Hsndel 
gebracht  werden,  wolrhe  die  Firma  ixltr  Ffthrikalinnr^irmrkr'  de-  'der)  Produzenten 
tragen.  Alle  Zündwarenerzeuger  sind  verjjfliehici,  die  von  ihnen  verwendeten  Fabri- 
«        kanonsniarken  der  (jowcrbebeibdrde  erster  Instanz  anzuzeigen. 

;i  3.  Die  Aufsicht8l)eamtpn  halten  jcderzfit  Zutritt  zu  jillen  Räumen,  von  denen 
vertmutt  werden  kann,  dass  sie  dor  gesetzwidrigen  Fubrikalioii  von  Zündwaren  dienen. 

5;  4.  Der  Ilandelsmioistcr  winl  ermächtigt,  im  Einvernelnncn  mit  dem  Minister 
des  Innern  und  dem  Finanzminister  Keze^te  neuo*  HenteUuugsvejrfahreD,  welche  für 
Qesnodhdt  und  Sieheihdt  der  Arbiter  in  Zündwaroifsbriken  und  des  Pnbltlrom» 
besondere  Gewähr  bieten,  zu  erwerhrn  und  den  Fabrikanten  zur  Verfügung  zu  stflltii. 

§  5.  Wer  den  Vonschriften  dieses  Gesetzes  vorsätzlich  zuwiderhuidelt,  wird 
mit  dddstrale  bis  zu  2000  K.,  im  Wiederholongefidle  mit  Arrest  bis  zn  drei  Monaten 
bestraft. 

l&t  die  Handlung  aus  Fahrläs8igkeit  begangen  wordiui,  so  tritt  Geldstrate  bis 
zu  150  E.  ein. 

Neben  der  Strafe  ist  auf  Entziehung  der  verljotswidrig  hergestellten,  eingeführten 
oder  in  Verkehr  gebrachten  (icgenstände,  sowie  bei  verlx)tswidriger  Herstellung  auf 
die  Einziehung  der  dazu  dienentk'U  Gerätschaften  zu  erkennen,  ohne  Unterschied,  ob 
sie  dem  Verurteilten  gehören  oder  nicht.  Ist  die  Verfolgung  oder  die  Verurteilung 
einer  bestimmten  Person  nicht  ausführbar,  so  ist  auf  die  Einzicliung  selbstindig  m 
erkennen. 

§  0.  Die  vorätehentieii  Bestimmungen  treten  ein  Jahr  nach  ihrer  Kundmachung 
in  Kraft 

II.  Der  Vorstand  der  österreichischen  Gesellschaft  für  Arbeiterschutz 
hat  unter  Benutzung  der  durch  seinen  Referenten  für  die  im  Sp{<tember 
11I02  in  Cülu  abgehaltene  Delegiertenversammluug  der  internationalen 
Vereinitrung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  (vgl.  Bull.,  Bd.  I,  S.  b&f) 
gesummelteii  Materialien  über  Blei-  und  Phosphorvergiftungen  in  gewerb- 
li(l>en  Betrieben  Oesterreichs  eine  Denkschrift  ausgearbeitet,  welche  der 
KVich.stagsabiieorduete  Dr.  Baernreither  in  der  Sitzung  dos  Abgeordneten- 
hau.scjj  vom  2'J.  MUrz  15>o3  in  Form  einer  Interpellation  an  den  Miui-ster 
des  Innern  einbrachte.  Der  wesentliche  Inhalt  der  DenhschrüFit  ist  folgender: 

In  i!'  n  ZÜndhüI/(-hiMi' r/t  ii'^'untr-'^laf irii  <Ic.-  Hi  irhcs  wird  noch  zu  zwei  Drittel 
tler  Gesamtproduktion  wfiii.ser,  gitliger  l'hosphor  verwendel,  und  e»  sind  durch  das 
Einatmen  von  l'hoHphordämpfeo  oei  vervichiedenen  Manipulationen  der  Herstellung  in 
den  lotztf  ii  lu  Jahren  unter  der»  Arlicit8^>r'r>(iiu<n  noch  <i7  Fälle  von  Kieferfrass  auf- 
getreten, ist  trol/.  der  .^chutzvorßchrüitii  in  i  iner  Verordnung  des  Minister! um •* 
des  Innern  vom  17.  Januar  bSSfi  nicht  gelungen,  dir'  Zahl  der  Kiefererkrankungen 
genügend  herabzuaetzco.  In  der  jüngsten  Zeit  «oll  Deutschland  sich  ein  Verfahren 
Kesicbn-t  haben,  weldies  die  iierstellung  von  Zündhölzern  aus  einer  ungefährliche« 
Ziindnia«se  und  inlSndiscben  Nadelhölzern  ohne  Umgestaltung  der  vorhandenen  ein- 
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fachen  Bctrieb»*anlagen  ermöglicht.  Mit  dieser  Errun^nschaft  »Irr  CIil'uup  .-ind  dir- 
gegen  eiu  \' erbot  sprechenden  Bedenken  betrieb8techni0cher  und  ökonomiBcher  !Natar 

f;eöchwunden  und  es  dürfte  da»  VorwendongHTerbot  unter  Festitetzung  dner  aiukömin- 
icben  Ueberraugsfrist  auch  in  Deutschland  dfinnächst  gesetzlich  ausgesprochen  werden. 
Durch  dier«e  Erfolge  sind  auch  wir  gezwungen,  die  Verbotafrage  wiwler  zur  Erörterung 
und  Entscheidung  zu  bringen.   Von  noch  gröi^crer  Bedeutmig  für  die  Volksgesund- 
bat  aind  die  Erkrankungoi,  die  unter  den  Arbdtspersonen  der  Blei  und  Bla- 
Terbindungen  erzengenden  nnd  verarbeitenden  Betriebe  auftreten.   Der  bei  den  ver- 
tichiedeneten  Manipulationen  •'ich  bildende  Bleiataub  und  die  Bleidämpfe  werden  von 
allen  Organen  dea  menschlichen  Organismiu  anfgenommen  und  verursachen  die  mannig- 
faltig!4t«n  Erkranlraneen.  Die  lomHUireDden  Erkranlran^  der  gefäluileten  Arbeite- 
personcn   an  BloikolHcen   u.  s.  w.  schwiXchen  den  Organismus  und  machen  ihn  em- 
pfänglich für  bakterielle  und  nu-chanisohe  Angriffe.    D<*halb  ist  ein  Zusammenhang 
der  Bleivergiftungen  mit  der  TuIh  rkulu.-e.  ileii  Mag<  n-  und  Darnierkrankmigen.  der 
Häufitrkeit  der  Frühgeburten  vorhanden.    Bei  der  ungeheuren  Verl»rcitnng  dfs  Bleie?; 
und  seiner  Verbindungen  in  den  verschiedensten  Zweigen  gewerhlii  her  Tätigkeit  in 
Oesterreich  kommen  leider  Bleivergiftungen  häufig  vor.    So  weisen  die  Krankheita- 
atetustikok  der  Wiener  QenoeeenachattakrMikeokttBeen  für  die  drei  allenüngs  am  meiRten 
gefiOirdeten  Bemfezweige  der  Badklrack-  ntid  Tdpferarbeiter  sowie  der  Anstreif^er 
und  Zimmerinalcr  allein  bei  70»  )f)  Mitirlitxlfrii  in  den  ^letzten  .Tahren  im  ^fittcl  |>cr  Jidir 
247   Bleivergiftungen  mit  *>SiJ*i  Krau kheitä tagen  auf.    Fast  ebeuäu  gefährdet  sind  die 
ArbeiteperBOoen  der  iS{^»engler,  Feilenhan^,  EdelsteinBchleäfer,  Firber  und  Fransen- 
knüpferinnen.    Besonders  schlfH-ht  sind  infolge  der  Bleivergiftungen  die  Gesundheifi»- 
verhältnisse  unter  den  Arl»eit.siK'xsonen  der  Bleitarben fabriken  Kärntens.    Unter  ilen 
Buchdruckern,  äduiftsetzern  und  SihriftgieeflCfD  Wiens  kamen  in  den  letzten  2ü  Jahren 
1300  Bldvergiftungen  mit  42iKiO  Krankheit^tagen  vor.  i?chlechter  als  bei  der  (icKamt- 
heit  der  Buchdruckarbeiter  sind  die  Gesundheitsverhältnisse  bei  den  Anstreichern ; 
'.♦44   Krankheitiifälle  mit  2(*0'K)  Krunkheitsta^eu  sind  von  lS!«i    r.  rx)  unter  ihnen  in 
Wien  allein  Toreekommen.  Die  Zahl  der  Bietvergiftungen  steigt  ununterbrochen  von 
Jahr  sn  Jahr.  So  von  4ß  Proz.  im  Jalure  1881  aal  11,6  Proz.  im  Jahre  1901. 

Es  ist  diüier  die  Notwendigkeit  vorhanden  und  bt^ründet,  «lurch  eine  besondere 
Ueberwachung  und  spedeUe  Vorschriften  ffir  die  einzmen  £»Mhrdeten  Beru&zweige 
eine  8aniemng  anztMtreben.  In  aDen  ETnltnrlSndem  rind  rar  verscliiedene  Bemn- 
zweige  Schutzvorschrifton  l)ereit,s  rrla-srn  worden,  die  einen  ganz  bt^lriit^nden 
Rüc^aog  der  Bleivergiftungen  bewirkt  haben.  In  <  )ej*terreich  existieren  s|)ezielle  V^or- 
lefarineD,  soweit  nie  nicht  da«  I/ebensmittelgesetz  betreffen,  auf  diesem  Gebiete  über- 
lumpt  nicht.  .\uf  Grund  dieser  TatHachen  wird  in  der  Interpfllafion  die  Einsetzung 
einer  KommiBsion  au.«*  Vertretern  der  beteiligten  Ministerien  und  Fachräten  verlangt, 
die  alle  diese  Fragen  studieren  und  die  etwa  notwendigen  Erhebungen  durdlMUttcn 
soll  und  mit  tuiuiduter  Beschleunigung  qwsielie  Vcrhätungsvorschriften  amzu- 
arbeitcD  bitte. 

Insbesondere  hinsichtlicb  der  lirhebuogen  dieser  Kommission  and  hin- 

sichtlich  der  an  eine  T!(  \ision  des  Reichssanitatsgesetzes  zu  .stellenden 
Fr.i-derungen  werden  in  der  Denkschrift  die  nachfolgenden  Zielpunkte  be- 

grtindet : 

1)  Erhebungen  ül»er  »lie  Zidal  der  Betriebe,  welche  Blei  um!  Hltipräparate  ver- 
wenden. 

2)  Spezielle  Erhebungen  über  die  einzelnen  MerstelluiucB verfahren,  maschinellen 
Bnrichtungen,  Lebensbemngungen  nnd  gesnndheitlidien  Verhiltnisse  der  Arbeits- 

Eersonen  in  fileifarbenfabriken ,  den  Buehdruckeroien  und  8ehriftgics.'»ereien ,  der 
enunischeii  Industrie,  soweit  sie  Blei  verwendet,  der  ( bewerbe  der  Anstreicher,  Wagen- 
lackierer, der  AkkumolatONnlabriken  dordi  besradere  gewerbdiygienisch  und  chenusch- 
technisoh  geschulte  Organe  mit  Unterstützung  der  znstüniligen  .Amtsärzte,  um  auf 
Grund  der  Erhebungsresultate  für  die  eiuzeiueu  Betriebsguttuugcn  spezielle  Ver- 
hfitnngsvorsduiften  wie  in  Dentscfaland,  England,  Frankrach,  »diweiz  u.  s.  w.  er- 
lasseD  zu  kOnnen. 

3)  Die  gewerblichen  Bleivergiftungen  hätten  der  Auzeigepfüeht  au  die  zuständige 
Oowerbebdiörde,  der  ausser  den  Kassenärzten,  reep.  Kas.'^enkitungen,  praktischen 
Aerzten,  überhaupt  auch  alle  öffentlichen  und  privaten  KrankenimstalteD  nadisn- 
kommen  haben,  zu  unterliegen. 

4)  Anf  Grand  dieser  gewerblichen  Vergiftuiui^sanzdgen  sind  von  den  Amtsärzten 
der  zuständigen  GewerbeMbOids  erfonlerilcbenttUs  die  notwendigem  Erhebungen, 

Arbcitcnchuts.  X3 
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eveutudl  iui  Eiiivcruehmea  mit  dem  Ciew^'b^aapektont,  2U  pflegen  und  die  weiteraa 
M annabmen  zu  VOTanlassen. 

5)  Die  Kassenärzte  der  Hi  triobe>krankeDkat>8en  geMundheitegiefSbriichMr  Betriebe 
^U)f\  unabhängig  vom  Betrielmiuliaber  zu  machen. 

Die  Ka^.>cnärztc  geHundhettägefährliclMr  Betriebe  baben  alljährlich  spczidle 
Berichte,  die  Cn^sundheit^ivorbältnisHe  der  ihnen  sugewieBenen  Arbeit«:  betreffend,  an 
die  zuständigen  Gewerbebehörden  zu  erstatten. 

7)  HIeiorkiaukungen,  wenigstens  in  Bleifarbenfabriken,  sind  als  gewerblicite  Un- 
fälle 2U  betrachten  und  ist  daher  für  eine  entaprechende  Entecbadigung  bei  der  ISin* 
echrfinkung  der  Kkwerlwfähigkeit  vorzuaorgco. 

8)  Die  Verwenduni::  von  Blei  bei  den  Gewerben  der  FeUemhaoer  and  der  £dd- 
Btetnsuhiöier  ist  zu  vcrbict4}n. 

9)  Die  Verwendnng  von  Bleiweiae  bei  Öffentliclien  Bauten  ist  zu  iintersi^en. 
10)  Die  Beaekwcvung  der  Qewebe  und  Qeeptnale  mit  Bleipräparaten  iat  «i  t«- 

bietei). 

(>5,  Sonulagsruhe  i'21\ 

Bericht  doti  suziulpoUtischen  Autiöchuäbeti  über  die  liegierungävorlage, 
betr.  den  Gesetsentwurf,  womit  das  Gesetz  vom  16.  Januar  1895, 
No.  21,  betr.  die  Reg^ung  der  Sonn-  und  Feiertagsruhe  im  Gewerbe- 
betriebe teilweise  abgeändert  und  ergänst  wird.    Beil.  1750  A.H. 

Wortlaut  der  Aussclinssanträge : 

§  1.  Das  Gesetz  vom  lÖ.  Januar  1805,  R.G.B1.  No.  21,  betreffend  die  B^elung 
der  i^onn-  un>l  Feiertagsruhe  im  Gewerbebetriebe^  wird  in  nadiatehender  Weiae  ab- 
geändert und  ergänzt: 

Im  Artikel  VI  iat  nach  dem  ersten  Absatz  einzuschaiten :  „In  gleicher  Weise 

kann  i*iili  lif"!i  rro<luktion>fro\vrrh»^n,  deren  Arljcitsprozess  nach  der  Natur  d«>  Bt-triebef' 
auf  eine  bestimmte  Zf^ttju  riude  be^^chränkt  ist  uuu  l>ei  denen  wegen  («cfakr  dm  rauchea 
Verderbens  der  Roht-tofte  ein  Aufschub  der  betreffendeji  Arbeiten  untunlich  erscheint 
(sogenannte  Cnmpagneb« triebe)  für  eine  in  diese  Periode  fallende  Anzahl  von  Sora" 
tagsarbeit  zugestanden  werden.'* 

Absatz  ;i  (jetzt  4)  habe  zu  lauten:  Die  Regelung  der  an  Sonntagen  in  diesen 
Betrieben,  aui  Grand  der  vorangehenden  B^timmnngen  dieses  Artikeb,  gestatteten 
Ariiaten '  und  die  Featstellung  der  Bedingungen,  unter  welchen  sie  gt^tattet  sind,  er- 
folgt fUr  alle  Betriebe  derselben  Art  iclunä.-sig  und  unter  BerÜL'k^-iclitigiiDg  der  im 
Artikel  V  getroffoien  Anordnungen  hinsichtlich  <ie8  Ersatzruhelages. 

Artikel  Vn  Absatz  8  habe  zn  lauten:  „Bei  der  Feststellung  der  Ausnahmea 
für  diese  Gewerbe,  welche  für  einzelne  OcTncinden  oder  Orte  vcrpcliieden  erfolgeu  kann, 
ist  auf  die  im  Artikel  V  getroffenen  Anordnungen  hinsichtUch  deti  Kuhetages  Bedacht 
zu  nehmen.  Die  Feslstdiung  dieser  Ausnahmen  erfolgt  nach  Anhörung  der  be- 
treffenden Gemeinden,  Genossenschaften  und  de-  Ausscnusses  der  Gpliilfpnvorsanjni- 
lungeu.  Auch  sind  die  betreffenden  BeAtimniungeu  in  die  Arbeitsordnung  aufzuuebiuen, 
lir/iehung-woi^e  an  ^'<oi<nieter  Stelle  in  den  Arbeitwftuman  in  den  Jandes&bliclMD 
iSprachen  anzuschla£eu.'' 

Im  Artikel  IX  haben  an  Stelle  dee  ersten,  zweiten  und  dritten  Absatzes  die 
nachfolgenden  Bestimmungen  zu  treten:  ^Ini  ll  iijdelsgewerlx?  ist  die  S. innt.agsarlKi! 
für  den  Betrieb  desselben  höch.«teni*  in  der  l)auer  von  vier  Vormittaga^tunden  ge- 
stattet, welche  dorrh  die  politischen  Landesbehörden  nach  Anhörung  der  fiaadds- 
und  Gewerbekamraer  sowie  der  betreffenden  Gemeinden  (  j,  Genossenschaften  und 
des  Ausschusses  der  (lehilieuvernammluugeu  festzusetzen  smd.  Diese  Festsetzung 
kann  für  verschiedene  Zweige  des  Handels  und  für  einMine  Gemeinden  oder  Ge- 
meindeteile verschieden  erfolgen. 

In  gleicher  Webe  können  die  }H)litiscfaen  I^ndesbehörden  dm  Ansmass  der  beim 
Handelsgewerbe  zulassigen  Sonntagsarbeit  unter  Berücksiebt igunt;  der  örtliehen  Ver- 
hältnisite  auch  unter  die  im  ersten  Absätze  bezeichnete  Maximaldauer  herabsetzen  uD<i 
eventuell  die  Sonntagsarlwit  für  das  ganze  Jahr  oder  bestimmte  Zeitabschnitte  dei^ 
selben  völli*;  außschliewsen." 

Der  Absatz  3  habe  zu  luuleu:  „An  einzelnen  Sonntagen,  au  welchen  bessondere 
Verhältnisse  einen  erweiterten  Geschäftsverkehr  erfordern,  wie  zur  Weihnacht«7.eit.  an 
den  Festtagen  der  Landespatrone  u.  dgl.  kaim  eine  Vermehrung  der  Stunden,  währen  i 
welcher  der  Betrieb  der  Hand elsge werbe  «ttatt finden  darf,  durch  die  }X)hti8chen  Ijmde^- 
behörden  nach  Anhörung  der  Ix  treffenden  (Jeinoindeii,  Genosscnsebaften  und  de-«  Alb- 
Schusses  der  GehilfenTecsammlimgeu  hi&  zu  acht  iStunden  zugestanden  werden.  {  J 
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Ebenso  kann  von  den  politischen  Landcslnhönlcn  in  Elerückfichtij^ung  besonderer  Ört- 
licher VerhältoisAe,  wie  zum  Zwotke  dos  \'orkauf<'s  von  Devotionalien  an  Wallfahrts- 
orten, dann  von  Lebcusmitteiu  in  AusfluL'-urttn,  aiit  liiUinhöfen  u.  dsri.  hücIi  Anhörung 
der  betreffenden  Gemeinden,  Genossenschaften  und  dea  Ausschii->i  ^  <l(  r  (irbilfenver- 
äammiongeii  eine  VermehraDg  dar  Stunden,  während  welchar  der  Betrieb  der  Handel;)- 
(swerbe  stettfinden  darf,  f9ct  alle  Sonntage  oder  fOr  dfe  Soontage  bestimmter  Jahres- 
lotten  oder  sonstiger  Zeitabschnitte  bis  zü  acht  Stunden  zugeBtaoden  mrdsD.'* 
Die  bisherigen  Absätze  5  und  (i  haben  zu  entfalleo. 

Zum  Schlüsse  t<ind  dem  Artikel  IX  folgende  Abeitee  aosufügen:  ^Wenn  mit 
einem  Ilandelsgcwerbe  in  ppmeinsamer  Retriebsstnttp  noch  ein  an(ßrc«>,  hin^ichtlifh 
der  St>üntagsnme  abweichend  geregeltesi  Gewerln-  li  -irieUeu  wird,  so  hat,  tall>  die 
finrichtung  der  Betriebsstätte  nicht  eine  die  Kinhaltun^  der  botreffenden  Sonniap?- 
ruhpvnrschriften  verlässlich  verbürgende  räumliche  Bcheidung  der  einzelnen  ßeiriebe 
eruieiuii' ht,  bezügüch  des  gesamten  lietriebes  die  strengere  Ruhevorschrift  zu  gelten. 

Die  Cbiiiptoir-  umi  Bureauarbeit  kann  au  Sunutagen  höchstens  für  zwei  Vor- 
iiiittag8.Htimdeu  und  nur  dann  [  j  gestattet  werden,  weuQ  jedem  einzeineD  Angeäteliten 
mindeeteos  jeder  zweite  Bonntag  zur  Ganze  freigegeben  inrd.  Die  Feetsetzun^  dieser 
Stunden  weiche  für  verrhiedene  Zwei{j:e  de*  Haiiael^  und  für  einzelne  Oemeinde'cile 
verschitsiea  ^cin  kaun,  ertolgr  durch  die  politis<hen  Lande» behörden  gemäss  den  Be- 
stiiimmngen  de«  ersten  Al>!*atzes. 

In  gleicher  Wei<e  kr.uncn  die  politischen  Landesbehörden  das  Ausmass  der  in 
den  Comptoirs  und  Burcaux  zula,-.sigen  Sonntagsarbeit  unter  lierücksicluigung  tier 
örtlichen  Verhältnisse  auch  unter  die  im  vorherigen  Absätze  bezeichnete  Maxitual- 
<i»iier  herabsetzen  und  eventuell  die  Sonntagsarbat  für  das  ganae  Jahr  oder  beetimmte 
Zeitabechnitte  dceielben  vOllig  aumdilieBsen." 

Artik«!  X  halle  zu  lauten:  „In  jenen  Handele^ewcrbcn,  in  welchen  de.N  PerM)nal 
ao  ?k)nntagen  lauter  als  drei  Stunden  verwendet  wird,  ist  diesem  Jfersouale  im  Wege 
der  AbwecDslung  jeder  zweite  Sonntag  ^nz  frei  zu  geben  oder,  fdlR  dies  nidht  dnrcu- 
iöhrbar  ist,  ein  halber  Wochentaj:^  als  Knhetag  einzurnumen." 

Nach  dem  Artikel  XJI  ist  ein  neuer  Artikel  XI lu  mit  folgendem  Wortlaut  ein- 
zufügen: „Die  politischen  Landeobdiörden  sind  ermächtigt,  die  an  Sonntagen  zulässigen 
Uomptoir-  und  Bureauarbeiten  so,  wie  hinsichtlich  der  Handelsgcwerbe  (Artikel  iX, 
TOrletzter  und  letzter  Absatz)  auch  für  alle  anderen  Gewerbe  besonders  zu  regeln." 
§  2.  Diese*^  (iepetz  tritt  drei  Monate  nach  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 
§  3.  Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  sind  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Mmäter  des  Innern  betnnL 

Nl.  Belgique.  Belgien. 

27.  Arbeitszeit  in  Bergwerken. 

Sitznng  der  Doinitiortenkammer  vom  2G.  Febr.  H)08.  Vorlaf^e  eines 
Ge.setzentwurfos  «1er  Abg.  Desti'ee,  ^rarollle.  ^NTansart,  Cacluv.-nr>rt,  WeTfiuck 
und  Delnet,  betr.  die  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  iu  Bergworkeii 
'.Drucks.  Xo.  103). 

Wortlaut  des  Entwurfes: 

Art.  1.  Ein  Jahr  nach  Erlasr^  dieses  Gesetz»  h  darf  die  Arbeit«idauer  in  Brrg- 
werken  unter  Tage  nicht  mehr  als  U  Stunden  täglich  l^etrageo,  vom  Abstieg  bis  zur 
Attfiahrt  gerechnet. 

Noch  Al>lnuf  von  drei  Jahren  nach  £rlas8  dieieB  Gesetzes  darf  sie  8  ätunden 

tiiglich  nicht  überschreiten. 

Art.  2.  In  Fällen  driujgendor  Notwendigkeit  kann  ein  auf  Grund  der  Berichte 
der  Bergwerksverwaltun^  una  der  zuständigen  Inspektoren  zu  a'lasseudcr  kgl.  ßeechlu88 
einzelne  Unternehmer  für  die  Daner  bis  zu  3  Monaten  von  der  Befolgung  der  Be* 
•timmungf'ti  dr-s  Art.  1  befreien.  • 

In  allen  derartigen  Fällen  aoU  durch  den  gleichen  kgl.  Beschiuss  bestimmt 
werden,  daas  f8r  die  Ueberzeitarbeit  eine  Lohnerhöhung  einzntreten  bat,  die  in  keinem 
Falle  geringer  sein  darf  al-  '  Proz. 

Ueber  die  auf  irgend  welchem  gesetzlich  vürgcsehenen  Wege,^  insbesondere  durch 
die  Bergwerk^'i Ilgen  ieure  und  durch  die  Arbeiterdelegierten,  konstatierte  Ueber^tungen 
ist  ein  PrcjtokoTl  in  drei  Exemplaren  nn.szu fertigen,  von  welchen  ein  Exemplar  (lern 
Miniäteriiun  für  Industrie  und  /\j-beit,  ditö  zweite  an  das  zuständige  Gericht,  aas  dritte 
an  den  Iwiguffenen  Unterodimer  an  richten  ist. 
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Alt.  5.  Der  Unternehmer  oder  dessr  n  Stellvertreter,  dem  uachgewieKcn  wurde, 
daf«  er  über  die  gesetzlich  zulässige  Dauer  hinaus  arbdten  liess,  soll  für  jeden  kon- 
statierten Uebcrtrctungsfall  und  für  jeden  durch  die  Uebcctr^ung  b^arotfencQ  ArMtar 
einer  polizeilichen  Busse  verfallen,  welche  im  Wiedei]ioIiiiigBfU&  diiKh  doD  Bidllcr 
in  eine  (iefön^iMtrafe  um£;ewandelt  werden  darl. 

Eine  itnalMre  UflberwNong  li^  in  dem  Falle,  wo  die  Verl&ngerang  der  Aibeiti* 
zeit  zum  Zwecke  der  flkherheit  der  Arbeiter  oder  des  Bergwerkes  notwendig  wer, 
nicht  vor. 

IMe  Unteroehmer  Bind  ffir  die  ihren  Vertretern  anlerUgte  Bnase  haftbar. 

28.  UnfallverBichorung  (10,  12). 

Generaldiskussion  über  den  Entwurf  eines  Unfallversichei  unr^sgesetzes 
in  den  Sitzungen  der  Deputiertenkanimer  vom  22.  Jan.  bis  27.  Febr. 

Sitzung  der  Deputiertenkanimer  vom  1.  Marz  liKJB,  neuerliche  Ueber- 
\v'ei.sung  des  Entwürfe»  au  eine  Spezialkommisaiou. 

Entwllffe  des  hMiem  ArMtsbelntes* 

1.  Entwurf  des  Qeneralreglemente,  das  Massiegeln  der  öffentlichen 
Gecnuidheitapflege  und  Staiherheit  in  ddB  Untemehmimgen  m  beob- 
Mditen  vorschreibt,  w^flbe,  obwohl  sie  nicht  als  gefahrliche,  gesund- 

heitsschHdliche  oder  lästige  Betriebe  klassifiziert  sind,  doch  Ge&hren 
für  die  Gesundheit  und  Sicherheit  der  in  ihnen  beschäftigten  Arbeiter 
bieten. 

Art.  1.    Nachstehende  allgemeine  Verordnung,  welche  liaasregehi 

(lei  uffentlicben  Gesundheitspflege  und  Sicherheit  v(n'Sohreibt,  die  sowohl 
durch  ArLeit  ir ober-  als  aurli  Xoliinor  der  untrn  liezeirlmotpn  Untern ohmungen 
oder  Besf  hättitrungszweige  zu  beobachten  sind,  \v\n\  <;eiiohmi;^t.  Ausge- 
schlossen sind  Unternehmungen,  in  denen  der  Arbeitgeber  nur  mit  Familien- 
mitgliedem  arbeitet,  die  bei  ihm  wohnen  oder  mit  Dienstboten  oder  HauS' 
leuten. 

Sekt.  I.    Die  den  Arbeitgebern  und  Unternehmern  anf- 

rrlopten  Massregeln. 
OeÜentliche  Gesundheitspflege.     Art,  1.    Verbot  der  gewohnheits- 
mttssigen  Benutaung  von  feuchten  Bftnmen  su  Arbeitslokalen. 

Art.  2.  Für  jeden  Arbeiter  soll  ein  Arbeitsraum  von  mindesten» 
10  cbm  vorgesehen  sein,  Höhe  der  Arbeitsrftume  2,50  m;  angemessene 
Zutnhr  fri«5cher  Tjuft.  E.«  sind  Torrichtungen  zu  trefFon,  welche  das  Ein 
dringen  Irischer  und  das  Entweichen  schlechter  Luft,  ohne  Unbequemlich- 
keiten för  die  Arbd^ter,  im  VeriiKltnis  von  mindestens  30  cbm  per  Stunde 
und  Kopf  ermöglichen.  Bei  den  bereits  bestehenden  Betrieben  bei  Fehlen 
der  soeben  genannten  Bedingungen  (Höhe  des  Baumes  und  Knbikinhalt 
desselboTi'i  nur  dann  Vermehrung  der  Arbeiterzahl,  wenn  die  vorzunehmen- 
den Aenderungen  die  vorgeschriebene  Eaumbemessung  und  Luftmenge  zu- 
lassen. 

Art.  4.  Entfernung  schlechter  Luft,  bevor  eine  Luftemeuening  ein- 
tritt, iiuf  jeden  Fall  am  Ende  der  Tagesarbeit  und,  wenn  möglich,  auch 

Wöhren']  der  AibeitfJpatifien. 

Art.  5.  Schulz  der  Arbeitslokale  gegen  Ausdünstungen,  Dämpfe» 
Gase  oder  schädliche  Staubtoilo  ausser  in  den  durch  die  Art  des  Be- 
triebes gerechtfertigten  FftUen. 

Art.  0 — 7.  Angemessene  Erleuchtung  der  Arbeitslokale.  Falls  bei 
bereits  be-Jtphenden  Gelniuden  keine  der  Art  der  Arbeit  entsprechende 
4tu.«reichende  natürliche  Beleuchtung  vorhanden  ist,   so  künstliche,  mit 
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«ineiii  beBt&ndigen  Licht  von  genügender  Stftrke.  Vermeiduttg  der  Ueber* 
Heizung  and  des  ScUechtwerdmu  der  Luft,  Temreadit  duroh  die  Be» 

leuchtung. 

Art.  8.  Während  der  kalron  Jahreszeit  angemessene  Heizung;  im 
äommer  mügliohßter  Schutz  gegen  hohe  Temperatur. 

Art.  9.  Schats  gegen  das  ttbemiftauge  AiuntraUen  der  Belenchtunga» 
Apparate,  der  Feuerherde,  der  Oefen  und  jeder  anderen  Wärmequelle. 

Art.  in  Erhalttuig  der  Arbeitelokale  imd  ihrer  NebenrftniDe  in  gotem 
und  sauberem  Zustande. 

Art.  11.  Der  Arbeitsabfall,  Fabrikationsrückstaiid,  8toffUberbleibsel, 
Kehricht  und  im  aUgemeinen  aller  Schutt,  der  in  Fftnlnis  flbeigehen  oder 
in  irgend  einer  Weise  schaden  konnte,  ist  täglich  za  entfernen,  an  einem 
abgelegenen  Orte  aufzuspeichern,  zw  verbrennen  oder  zu  vergraben,  so 
dass  kein  Schaden  entstehen  kann. 

Art.  12.  Reinigung  der  Lokale  ohne  8tauberzeuguug  und,  wenn 
möglich,  ausserhalb  der  Arbeitsstonden. 

Art.  18.  Wasserdichter  Fossboden  ftlr  Rftome^  wo  Plfissigkeiten  auf« 
bewahrt  werden. 

Art.  14.  Besondere  Arboiüiik leidung  bei  gesundheitjischädlicheu  Ar- 
beiten.   Ankleideraum  mit  Waschschüsseln. 

Art.  15.  iLin  Abort  iür  25  Personen,  der  nicht  direkt  mit  den  Ar- 
beitsrftnmMi  in  Verbindnng  stehen  darf. 

Art.  16.  Zweckentsprechender  Bau  bei  Binrichtongeu ,  die  An- 
stecknngen  hervorrufen  kennen. 

Art.  17.    Lieferung  guten  Trinkwassers. 

Scliiit/.  ;Efe«]^en  Unfälle.  Arbeiten  in  für  greföhrliche  Gase  empfäng- 
lichen Räumen.  Art.  19.  Verbot,  die  Arbeiter  in  Brunnen,  OiRternon  etc. 
eindringen  zu  lassen,  ohne  zu  wissen,  ob  letztere  von  entzündbaren  oder 
sonst  schädlichen  Oasen  frei  sind.  Ev.  Reinigung  der  in  Frage  kommenden 
Atmosphftre.  FortwShrende  TJeberwachung  und  Nacheinander! )eschilftigung 
der  sich  an  qu.  Orten  aufhaltenden  Arl)eiter,  die  ein  Siciierheitstau 
um  den  Körper  zu  tragen  haben.  Keservepersonai  und  -material  bei 
diesen  Arbeiten. 

Schutz  gegen  die  Verletsning  durch  Maschinen  und  mechanische  Werk- 
zeuge.   §  20.    Verbot  des  unbefugten  Zutritts  zu  Kraftmaschinen,  die 

«ich  in  nicht  zur  Arbeit  bestimmten  Känmen  befimlon.  Falls  die  ge- 
nannten Maschinen  niclit  als  wesentliche  Teile  von  Werkzenproa.s'chinen 
dienen,  Isolierung  derselben  durch  Balustraden.  Geländer  mit  Eckpl'eilern 
fiir  die  in  Ortkben  laufenden  Treibrftder  und  Biemensdieiben  und  alle  sich 
in  Bewegung  befindenden  Masdiinen. 

Art,  21.  Triebwerk,  Wellbäinne,  Blockrollen,  Taue,  Riemen  und  andere 
in  Bewcfi^nn^  befindlichen  Teile,  Schrauben,  Bolzen,  Keile  sind,  falls  .-^ie 
die  Sicherheit  gelUhrdeu  können,  al»/.  ii^renzen.  Maschinenteile  in  df»r  Nähe 
des  Erdbodens,  wo  der  Verkehr  sich  abspielt,  sind  ihrer  ganzen  Länge 
nach  au  bedecken. 

Art.  22.  Keine  Beparatmren  und  keine  Handhabung  des  Riemenwerks, 

bevor  nicht  Isolierung  desselben  von  sich  in  Bewegung  befindenden  Mi^ 
schinenteilen.    Vorsicht  bei  elektrisdi  betriebenen  Maschinen. 

Art.  2f\.  Torsichtsmassregeln  gegen  Oefahreo,  die  aus  der  Benutzung 
von  Tauen  und  Ketten  resultieren. 
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Art.  21.  Eigene,  zweckentspiecheiidt'  Apparate  an  WerkseogmascbinMi). 
um  sie  nrnitiliUn^if!;  vom  Motor  anhahen  /u  können. 

Art,  'iü.  Verbot  der  Reparatur  und  Reioigung  von  in  Bewegung  be- 
findlichen Ifasohinenteilen,  GS-ansmissionen  eto.  Das  Oelen  go£Uirlieh«r 
Maschinenteil o  ist  nur  erlaubt,  falls  alle  nur  wttnschbaren  Sicherheits- 
garanticn  vorhanden  sind. 

Art.  2(j.  Schueidema.scliinrn  !«ind  so  /u  placieren,  dass  die  Schneide- 
teile nicht  von  den  Arbeitern  berührt  werden  können. 

Art.  27.  Hinreichende  Höhe  und  Breite  der  scwisdien  Maschinen^ 
Transmiesionen  etc.  sich  befindenden  VerkehrspaBsagen. 

Art.  28.  Die  zwischen  den  Maschinen  etc.  sich  bewegenden  Arbeiter 
sollen  :uilir;'orido  Kleider  tra«xpri.  Dor  Kopf  soll  so  bp^deckt  sein,  dass 
die  Haare  nicht  von  den  Äfaschineu  ergritfen  werden  können,  Verbot  dos 
Wachseins  und  Niederlogens  der  Kleider  in  unmittelbarer  Nfthe  der  Ma- 
schinen. 

Art.   20.     Vorstehende   Vorsduiften   beziehen  sich  auch  auf  solche 

niBsf^liinollen  Eint  trhfnn wn.  'He  l'fi  jrf^wöLnlu  hon  Arboit -■l>f'>'lingiingprt  w^- 
^etährlich  sind,  jedoch  bei  Ausführung  auij.sergewuhnlicLcr  .Viontagearbeiien 
gefUhilicb  wwden  und  zwar  f)ir  die  ganze  Dauer  der  aussergowüliulicheu 
Arbeiten. 

Schutz  gegen  Verletzungen  durch  StoiFüberbleibeel|  SpBne,  beaw.  über- 
hniifit  dnrrh  - ofiihilirlif  Str.flV.  Art.  .'in.  In  grossfr  Bewegung  betind- 
Iiclu'  luaschinelie  Einrichtnii;^«  ti  simi.  wfiiii  nuiglicli.  >o  zu  umhtillen,  dass 
im  i  alle  eines  Bruches  die  Tnimmei  das  Personal  nicht  verletzen  können, 
Bescb&ftignng  von  Arbeitern  an  solchen  Masdiinen  nur,  wenn  es  die  Net- 
wendigkeit  dor  Arbeit  erfordert. 

Art.  Bl.  Oute  Drahtgitter  und  Schutzbrillen  gegan  umherfliegende 
Trümmer  und  Splitter. 

Art.  32.  Die  durch  die  Umstände  angezeigien  Vorsiclitsmassregeln 
£iind  in  Hinsicht  darauf  genommen,  um  das  in  Berührung  mit  fttzenden, 
brennenden  oder  sonst  schädlichen  Stoffen  stehende  Personal  zu  schützen. 
Pie  Anwendung  von  Spezialvorsiditsmassregeln  soll,  so  viel  als  möglich, 
vor  etwa  umhergeschleudorten  ^laschineuteilen  sdiützen. 

Atif/nirsapparato.  .\rt.  H'6 — 35.  Sie  sollen  aus  gutem  Material  her- 
gestellt sein,  das  genügende  Widerstandskraft  besitzt,  mit  Sperrhaken, 
Ii  omni-,  Fang-  oder  anderen  Vorrichtungen  verrohen  ist,  um  ein  unvor- 
hergesehenes Herabfallen  der  Ladung  zu  Terhindem.  Bezeidinung  der 
Tragf^igkeit  in  kg  und  in  der  Zahl  der  Personen.  Falls  nötig»  Ge« 
länder  /um  Sduitzo  des  Per)s<*na]s  trriron  Herabfallen. 

Matt!  ia  Ija  i  fuTinr.  Al  t,  Hii.  Hautige  Prüfung  der  Aufzüge,  Fahrstühle, 
Ketten,  Seile  etc.  durch  die  Aibeilgeber,  Alle  als  schlecht,  oder  zweifelhaft 
befundenen  Teile  sind  unverzüglich  aus  den  Arbeitsr&nmen  zu  entfernen. 

Bi'unnen,  Cisternen.  Art.  37.  Brunnen,  Cistemen,  Ba.ssins,  Reservoirs  et< 
falls  sie  eine  Gefahr  für  die  Arl^eitenden  bieten,  sind  ausreichend  zu  be- 
decken oder  mit  soliden  Geländein  zu  umgeben. 

Treppen,  Leitern,  Stege,  Gallerien  etc.  Art.  oH,  Treppen  sollen  alle 
nur  wtlsschbaren  Garantien  der  Sicherheit  aufweisen  und  mit  starken  Ge* 
lilndem  von  genügender  Höhe  vei  sf  lu  n  sein.  Absetzbare  Treppen  und 
liOitern  sollen  Solidität,  genügende  Widerstandsf^lhigkeit  und  Höhe  auf- 
•\veisen.  Sie  sollen  in  der  Weise  gestützt  sein,  dass  sie  weder  uniwerfen. 
noch  gleiten.    Leitern  mit  fehlenden  oder  zerbrochenen  Sprötau  dürfen 
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nicht  verwendet  werden.  Stege  und  Gallerien  aollen  solid  liergeätellt  sein, 
eine  genüL'Pnde  Breito  besitzen  und  mit  Geländern  vpnjphfn  sein. 

Handhabung  und  Portbriugung  «cUwerer,  umfangreicher  oder  gefühi- 
.  lieber  Gegenstände.  Art.  39.  BobstofTe,  Waren,  fertige  Fabrikate  oder 
Objekt«!  vermöge  ibres  Gewichtes,  Umfangefi  oder  ihrer  Zerbrecblich- 
keit,  überhaupt  ihrer  Xatur  wegen,  l'nftlle  vernraachen  können,  sind  mit 
Hilfe  ent.<>|)rccboii(](r  Apparate  fortzubewef?»»!!. 

Art.  40.  Spezielle  MatiHregeln  iür  ätzende,  brennende  oder  douät 
schädliche  Steife. 

Vorsicshtgmaseregebi  gegen  Feuersbninst.  Art.  41.  Die  Ausgänge 
dürfen  weder  durch  Waren,  noch  durch  sonstige  Hindernisse  versperrt  sein. 

BeleuchtuuL'.  Ar  t.  42.  Genugende  EnleiK  htnng  zur  Unf erschcidung 
von  Maschinen  und  Ti  luismissionen  sowie  lur  alle  Orte,  wo  gearbeitet 
wird,  auch  für  die  Passagen  des  Verkehi's,  Die  Beleuchtimgseinrichiuugon 
haben  genügende  Sicherheit  aufxuweisen. 

Art.  44.  In  Räumen,  wo  sich  Gase,  Dämpfe,  entzündbare  oder  ex- 
plosive Staubteile  befinden,  diiifen  nur  SicherheitslamitPii  beriTitzt  werden. 

Vorsichtsiuassregeln  während  der  Ruhe  der  Arbeiter.  Art.  15.  Ruhe 
und  Schlaf  ist  untersagt  auf  den  Dächern,  Gerüsten,  dem  Geuiituer  der 
Dampfkessel,  nnter  GewOlben  mit  frisch  abgenommenen  Gerüsten,  in  un» 
mittelbarer  Nähe  von  Bronnen,  Bangrftben,  Oefen,  in  Bewegung  befind- 
lichen Maschinen,  Transmissionen,  von  /.um  Transport  dienenden  Schienen, 
überhaupt  an  «»efhhrlichen  und  ungesunden  ^  'rten. 

Verbot  alkoholischer  Geüänke.  Art.  Uk    Die  EinfUkiung  alkoholischer 
Getrftnke  ist  anf  den  Arbeitsstätten  und  deren  Nebenr&itmen  untersagt. 
8ekt,  II.    Den  Arbeitern  auferlegte  Massregeln. 

Alt.  47.    Besondert'  Klei<liinL:  bei  gesund heitsschftdlicben  Arbeiten. 

Art.  48.  Vt  rV)ot  des  Eindringens  in  Brunnen,  Cistcrnon  etc.,  wo 
Atem  benehmende,  tödliche  oder  entzüTidharo  Ga^  sein  könnten,  bevor 
nicht  eine  gegenteilige  Konstatiening  vorliegt.  Im  Falle  der  Exi.stenz 
derartiger  Gase  ist  eine  Reinigung  der  Atmosphäre  notwendig.  Verboten 
igt  anc^  das  Eintreten  in  derartige  Räume  ohne  Sicherheitsseil. 

Art.  40.  Verbot  des  nnbefagten  Zutritte  zu  Räumen,  in  denen  sich 
Kraftmaschinen  befinden. 

Art.  50.  Verbot  des  Repaiierens  von  Kiemen  werk  bei  in  Gani:  be- 
fmdlichen  Maschinen  und  Transniissionen,  des  Arbeitens  an  in  BeNs  egung* 
befindlichen  Riemenscheiben. 

Art.  51.  Alle  am  Handwerkzeug  nnd  Arbeitsmaterial  konstatierten 
Schadhaftigkeiten  sind  dem  Arbeitgelier  anzuzeigen. 

Art.  52.  Verbot  a'*einer  Aulliebung  oder  Veränderung  der  Schutz- 
vorrichtungen ohne  gouügouden  Grund ;  b)  Verbot,  maschinelle  £inrichtungen, 
smnal  die  leicht  UnfUle  vemrsachendeD,  während  ihrer  Tätigkeit  m  reini- 
gen oder  zo  reparieren;  c)  die  Keile,  Bolzen  und  Schrauben  so  zu  befestigen 
odpi  anzuziehen,  dass  die  Werkzeutr'».  die  sie  trairen.  ni' ht  völlig  atiire- 
haiieii  sind;  d;  das  Ueleu  gefährlicher  Teile  irr  riunsinissionen  odor  sich 
in  Bewegung  befindender  Maschinen  ohne  genugende  Öicherheitsmass- 
nahmen ;  e)  des  Wechseins  und  Niederlegens  der  Kleider  in  unmittelbarer 
Nähe  der  Maschinen;  f)  des  Tragens  nicht  anschliessender  Kleidung  in 
der  Xfihe  in  Bewegung  befindlicher  mascliincller  Einrichtungen  und  der 
Arbeit  ohne  Koptbede<  kung .  die  das  Erlassen  der  Haare  durch  den 
Mechanismus  verhindern  kann  j  g)  des  Vomehinena  gefährlicher  Arbeiten 
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ohne  Schutzbrille;  h)  des  SichanfhaltenH  nnter  transportierten  oder  liftnipenden 

Lasten:  i)  des  Gebrauches  anderer  Lampen  al^^  Sicherhpitslampen  in  den 
in  Fra^re  kommenden  Räumen ,  sich  au  den  bereits  genannten  Orten 
auszuruhen  oder  dort  zu  schlateu ;  kj  der  Eiüiiihrung  von  Alkohol  in 
die  qu.  Arbeitsstfttten :  1)  des  Aufentlialtee  am  Zugang  dar  Biemen- 
scheiben  oder  anderer  si<  h  mit  grosser  Schnelligkeit  drehender  Maschinen* 
foilf,  falls  ('S  üicht  die  Arbeit  erfordert;  m)  des  Tranj^portf?  von  ätzenden, 
brennenden  oder  sfliildlicheu  StoflFen  ohne  Beachtung  der  vorireschrieheiien 
Schutzraassregeln ;  n;  des  Gebrauches  von  Leitern  mit  fehlenden  oder  zer- 
brodienen  SprosBen. 

Sekt.  m.   Allgemeine  Vorschriften. 

Art.  53.  Im  Falle  eines  Unfalles  haben  die  Arbeitgeber  nnd  Unter- 
nehmer schnellstens  ffir  die  erste  ärztliche  Hülfe  zu  snr^ren,  «ün  das?  der 
Transport  betiueni  zur  nächsten  lülfsstelle  bowerkstellif^t  werden  kann. 

Art.  54.  Jeder  den  Tod  herbeiführende  oder  eine  ArbeitsuniUiigkeit 
von  8  Tagen  ▼«ranlaesende  Unfall  ist  innerhalb  48  Stunden  dnreh  den 
Unternehmer  dem  Arbeitsinspektor  zu  melden,  un  ]  zwar  auf  dem  vorge- 
schriebenen Fornuilar.  Bei  einem  Todesfalle  hat  der  Inspektor  die  Ur- 
tiache  des  Unfalles  zu  ert'orsclien. 

Art.  55.  Die  Unternehmer  erhalten  zur  Verfügung  ihres  Personals 
ein  Exemplar  der  gegenwärtigen  Verordnung.  In  demselben  wird  vermerkt 
sein  ein  Auszug  der  Art.  2,  .S,  4,  6  des  Gesetzes  vom  5.  Mai  1888,  betr.  die 
Beaufsichtigung  der  gefUhrlichen ,  gesundheitsschädlichen  oder  lästigen 
BtabÜ^soments  und  die  T-eber\vachnn<r  der  Maschinen  nnd  Dampfkessel. 

Art.  50.  Die  Delegierten  der  Regierung  sollen  über  die  Ausführung 
dieser  Verordnung  watäen,  nnbesohadet  der  Kompetenz  der  Ortspolizei 
und  der  Intervention  des  Beamten  der  Oerichtspoliaei. 

Art.  58.  Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  ein  Jahr  naoh  ihrer 
Verkündigung  in  Kraft» 

2.  Entwurf  einer  KgL  Veroidinuig,  betr.  besondete  BlolierheitsaiMS- 
ngaln,  die  im  Baugewerbe  und  bei  den  Bau-  imd  Brdarbeitan  im 

allgemeinen  zu  befolgen  sind. 

iSekt.  I.  Die  den  Arbeitgebern  nnd  Unternehmern  auf  erlegten 

Mass  regeln. 

Erdarbeiten,  Graben  der  Brunnen  etc.  Art.  1.  Erd-  und  Umgrabe- 
arbeiten, Bodenaushöhlungen,  Graben  von  Bmnnen,  Cistemen,  Bassins 

oder  Reservoirs  sollen  so  ausgeführt  werden,  dass  ein  unerwartetes  Terrain- 
nachrutschen vermieden  wird.  Aufführung  von  der  Natur  der  Arbeit  und 
des  Terrains  entsprechenden  Stützen.  « 

Al  t.  2.  Durch  diese  Massregeln  Verhütung  des  Erdeinst uizes.  Auf- 
speicherang des  Materials  u.  s.  w.  in  geeigneter  Ehitfernung  von  den  ans- 
2urftumonden  Brunnen,  Cisternen  etc. 

Art.  3.  Wnliri  Ii  ]  der  Dauer  dieser  Arbeiten  Bedeckung  der  qu« 
Orte  bozw.  Schutz  durch  Geländer. 

Fehler  des  Planes  oder  der  Konstruktion.  Qualität  des  Materials. 
Art  4.  Konstruktion  entsprechend  den  Regeln  der  Baukunst  und  ver- 
mittels des  besten  Materials.  Notwendige  Anordnungen  in  Hinsicht  dar- 
auf zu  treffen,  nni  Unfiille  /n  veimeiden.  die  aus  der  Best  liatTenhoit  de.** 
Bodens,  der  (Qualität  oder  der  \'erarbeitung  der  an^xewaudten  Materialien 
entstehen  können.    Vorlage  der  Baupläne  oder  -Skizzen. 
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Arbeiten  auf  IMUshem,  Türmen  etc.  Art.  5.  Bei  auf  Dächern,  Tünnen, 
Oeeunflen  und  Kaminen  auszuführenden  Arbeiten  sind  den  besonderen  Um- 
«tlnden  enteprechendo  VorsicLtsmassretreln  zu  treffon. 

Schienen.  Art.  6.  Gegen  Unfälle  aut  eisernen,  zum  Transport  von 
Erde,  Materialien  u.  s.  w.  bestimmten  Schienen  «ind  die  nötigen  Vor- 
Acfatsmaasregeln  zn  treffen,  fiedbtseitige  Signalieiemng  der  eich  anf  den 
Schienen  nähernden  Wagen  durch  einen  beeenderen  Angestellten,  und 
Xwar  besonders  beim  Zurückgehen  der  Was^en. 

Die  Wagenreihen  sollen  eine  genügende,  mit  Hemmvon  iclitnngen  ver- 
^hene  Anzahl  von  Wagen  umfassen,  um  den  Zug  möglichst  prompt  zum 
SttUstand  bringen  wa  können.  Beechftdigte  Wagen  sind  nicht  sn  benutzen. 
Anhalten  der  Wegen  vermittels  in  die  Radspeichen  eingeführten  Hemm- 
\  .rri(  htungen  ist  w&hrend  der  Fahrt  untersagt.  Während  des  Auf-  und 
Abiadens  der  Wagen  sollen  dieselben  vermittels  Hemmschuh  befestigt 
«ein.  Die  Wagen,  aut"  oder  bei  welchen  Personal  beschäftigt  ist,  dürfen 
ohne  vorheiigb  Benachrichtigvmg  desselben  nicht  in  Bewegung  gesetzt 
werden. 

Einrichtung  der  Baugerüste.  Art.  7.  Alle  für  die  Sicherheit  der 
Arbeiten  nötigen  Massregeln  sind  bei  Aufstellung  und  Abnahme  der  Bau- 
gerüste anzuwenden. 

Art.  8.  Die  Baugerüste,  überhaupt  die  Anlagen,  auf  welchen  die 
Arbeiter  sich  bewegen  oder  aufhalten,  soUen  alle  nur  denkbare  Sicherheit 
gewlhr^.  Gute  Qualität  des  zu  verwendenden  Holzes,  das  ohne  Risse 
'1.  s.  w.  sein  soll,  Verbot  der  Anwendung  von  Farbe,  um  etwaige  Fehler 
zu  überstreichen.    Guter  Zustand  der  zu  verwendenden  Seile  etc. 

Art.  9.  Genügende  Ilammtiet'e  der  Baugerüstptosten ,  genügende 
Sicherung  der  nicht  in  den  Boden  eingelassenen  Pfosten  gegen  Gleiten. 
Befestigung  der  beweglichen  hängenden  Leitern  durch  Haken  und  Seile 
derartig,  dass  keine  seitliclie  Bewegung  entstellen  kann.  Einer  der  PlVisten 
soll  rrni  befestigte  Stufen  aufweisen,  ausgenommen  bei  für  Deckenvergipser 
bebtimmteu  Gerüsten. 

Art.  10.  Solide  Querbalken  und  Planken.  Sidi  vemiehende  Bretter 
sollen  nicht  verwendet  werden.  Bretter,  auf  denen  das  Personal  sich  be> 
wagt  oder  auflüUt,  sollen  genügend  befestigt  sein. 

Art.  11.  Die  Ödländer  an  den  Gerüsten  sollen  genfiirende  Höhe  auf- 
weisen, die  (Querbalken  sollen  genügend  widerstandsfähig  sein,  in  der 
Weise,  um  das  Gerüst  befestigen  zu  können.  Dort,  wo  das  Personal 
sitzend  arbeiteti  eine  Latte  für  die  Hand,  die  andere  in  Sehulterhöhe  des 
ritzenden  Arbeiters.  Oelftnder  auch  notwendig  fUr  die  obere  Dielnng  der 
Gerüste. 

Art.  12.    Das  Gerüst  soll  nicht  zu  schwer  beiastet  werden. 

Einrichtung  der  Bogengerüste,  Stützen  etc.  Abnahme  derselben. 
Art  13.  Gerüste,  Stütsen  und  andere  ahnliche  Teile  sollen  derartig  her- 
gestellt sein,  dass  sie  alle  nur  wflnschbaren  Garantien  der  Festigkeit  und 

Dauerhaftigkeit  geben.  Abnahme  der  Stützen  mit  aller  nur  niögliclien 
Vorsicht,  damit  kein  Zusammenbruch  erfolgt.  Sicherlieitsmassregelu  sind 
in  Hinsicht  auf  die  soeben  ihrer  Stütze  befreiten  Gewölbe,  Bogen  etc.  zu 
nehmen* 

Leitern.  Art.  14.  Die  gewöhnlidien  Leitern  sollen  aus  gutem  Ma- 
terial hergestollt  sein  und  sich  in  gutem  Zustande,  d.  h.  ohne  Risse  u.  s.  w. 
befinden.    Die  Anwendung  von  Farbe  oder  Bewurf,  um  etwaige  Fehler 
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zu  verdecken,  ist  imteirsftgt.  Genügende  L&n>;e  der  Leitern,  um  sie  mit 
Sicherheit  Lomitzen  zn  können.  Vcil»  t  f\(*r  Anwendung  von  Leitem  mit 
be^ve^licilon,  fehlenden  oder  zerbrochenen  ÖproRsen. 

Alt.  15.  Der  Puhs  der  Leitern  soll  auf  einer  genügend  widerotands- 
flüiigeii  Fläche  rohen,  bie  beiden  Hohne  bo  verkeilt  sein,  dass  ein  QleiteD 
vermieden  wird,  Verbot,  die  Leitem  auf  einer  der  Sprossen  zu  stützen. 
Hilugende  Leiten»  «ollen  mit  aller  nnr  wünsch  baren  Sorgfah  h(  l'esti<:r  sehi, 
in  der  Weise,  um  Bewegungen  und  Schwankungen  dersolboti  /u  \ernieideD. 

Art.  16.  Soweit  möglich,  sollen  bestimmte  Lei  lern  iur  den  Autstieg, 
bestifaimte  fttr  den  Abstieg  vorhanden  sein.  Sichenmg  des  Fusses  der 
I^eitem  geg<  n  jeden  Stoss.  Der  Verkehr  in  der  Nfthe  des  Fusaes  der 
Leitem  soll  in  einem  möglichst  grossen  Masse  eingeschränkt  sein. 

Herabt'all  des  Personals  iimi  des  Matoiials.  Art.  17.  Wiiksame 
Jilaasrogelu  sollen  in  liiusichi  darauf  gotrofien  worden,  um  das  Herabfallen 
des  bei  Bauarbeiten  jeder  Art  beschädigten  Personals  su  vermeiden.  Auch 
gegen  das  Herabfallen  der  Materialien  während  der  Dauer/eiren  soll  das 
Arbeitsi)ersonal  nach  Möglichkeit  geschützt  sein.  Gleiche  Vorsichtsmasa^ 
regeln  anch  während  des  Abtragen^  des  Baues,  der  Gerüste  n.  s.  vv. 

Materialprüfung.  Art.  18.  Häutige  Prüfung  der  Gerüste  und  der 
qn.  NebennteneiHen,  wie  Seile,  Lutom  n.  9.  w.  in  Besag  aof  ihre 
Haltbarkeit.  Anssergebranchsetznng  jedes  als  schlecht  od«r  sweifelhaft 
befundenen  Stückes.  Unverzügliche  Erneuerung  der  Teile  der  Gerüste 
oder  Leitern,  die  brechen  oder  sich  spalten  wollen. 

Sokt.  II.    Den  Arbeitern  uufprlogte  Massregoln. 
Alt.  lü.    Verbot,  in  der  Nfthe  der  Leitem  zu  verkehren,  falls  die» 
nicht  durch  die  Art  der  Arbeit  notwttidig.    Auf  jeden  Fall  ist  der  Auf- 
enthalt in  der  N&he  der  Leitern  während  des  Transportes  von  Haterial 

Mir:  aii  ler  1 11  Toasten  untersagt,  ebenso  der  Aufenthalt  unter  im  Transport 
bo.tindlichon  <  ler  lirtnircii  h  ti  Laslen.  Leitern  mit  /oihrochenen,  fehlenden 
oder  beweglichen  Spro.s.^en  dürfen  nicht  benntzt  werden. 

Art.  20.  Alle  Schadhaftigkeiten  des  Materials  und  der  Werksenge 
sind  anzuzeigen. 

Sekt.  HL    Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  21.  Ein  Exemplar  der  vorliegenden  Verfügung  und  des  General- 
rfglcments  i^t  ilou  Arln'itorn  zur  VorfilL'^ng  zu  stellen  unter  Beifügung  eines 
Auszuges  der  An.  2,  o,  4  und  5  des  Geseizes  vom  5.  Mai  J8SH,  bezüg- 
lich dei-  Inspektion  gefflhrlicher,  gesundheitschädlicher  und  lüstiger  Be- 
tliebe und  der  Ueberwachung  der  Maschinen  und  Dampfkessel. 

Art.  22.  Ueberwachung  der  Ausführung  dieser  Verordnung  durch 
DelfL^f^rte  der  Regierung,  nnbe-'f^hade*  <\f'r  Befn^^nisse  der  Ortspolizei  und 
der  inrorvention  des  Beaniton  der  gericliilichon  Polizei. 

Art.  23.  Die  Feststellung  und  Unterdrückung  der  Uebertretuug  dieser 
Verordnung  erfolgt  nach  dem  bereits  genannten  Gesets  vom  5.  Mai  1888 

IV.  France.  Frankreich. 

4(;.  Arbeit  sunfnlle  (30,  31). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  10.  ^IWr?.  1903.  Vorlage  eines 
Gesotzentwurfs  des  Abg.  Paul  Constans,  betr.  die  Abänderung  des  Ge- 
setzes vom  [).  April  18U8  (Doc.  pari.  No.  TüU). 
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Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  12.  Miliz  1903.  Vorla^re  einos 
Gesetzentwurfs  des  Abg.  Mirman,  betr.  die  Interpellation  und  Ergäiusuiig 
des  Art.  19  des  Gesetzes  vom  d.  April  18Ü8  (Doc.  pari.  No.  811). 

Sitsnng  der  Depatiertenkammer  von  26.  Mftrz  1903.  Vorlftgo  oines 
ßesolutionsentwurles  des  Abg.  Paul  Constan-s.  betr.  die  UnfallverBicfaerung 
der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  (Boc.  pari,  No.  835). 

47.  Eisenbahn ar bei ter  (15). 

Senat ssit zun vnm  30.  März  IfH»;^.  "Ren'clir  iles  Scnntors  Jules  Godin 
ülier  den  von  der  Deputiertoukamiüci  anu'^r'iK'iniuonen,  vom  ScnnU'  ftb*r(3- 
änderten,  von  der  Deputiertenkammer  abermals  abgeänderten  Entwurf 
eines  C(esetzQ8,  betr.  die  Regelung  der  Arbeitsbedingungen  der  Maschinisten, 
Hetzer  und  sonstigen  EisonKalinuibeiter  imd  die  Altersversicherting  des 
Personals  der  firanzdsischen  Eisenbahnen. 

48.  G  e  w  erbege  r  i  c  h  r  e  K),. 

Scnat^siT'/ttrifr  vrin  3.  Mäi  z  liio.H.  Krsto  Beratung  des  vr^n  der  Depu- 
tierteiikammer  angenomuienen  Gosotzentw  tirfs,  betr.  die  Gewerbegerichte. 
—  Ver^ichiebung  der  weiteren  Beratung  uut  eine  spatere  Sit/.ting. 

49.  Hilfskasse  der  Arbeiter  der  Seidenspinnerei. 
Sitzung  der  DeputieErtenkammer  Tom  3.  März  1903.    Vorlage  eines 

Gesetzentwurfs  des  Abg.  Devise,  betr.  die  Ab&nd6rung  des  Gesetzes  vom 
2.  April  1808  über  die  Ausnahmen  vom  Gesetze  vom  13.  Januar  1892 

(Doc.  pari.  No.  793). 

50.  Hygiene  und  8  i  c  h  e  r  h  c  i }  1 20 

Senatssitzung  vom  2\.  März  l'Jo;j.  Narhtragsbericht  des  Senator.«? 
Paul  Straus  Uber  den  von  der  Deputiertenkammer  angeuomineiien  Geset%- 
entwnrf,  betr.  AbBxidenmg  des  Gesetzes  vom  12.  Juni  1893  über  die 
hjgienisdien  und  Sicherheitsvertretungen  in  gewerblichen  Betrieben  (Doc. 
pari.  No.  115), 

V.  Grande-Bretagne.  Grossbritannien 

36.   Altersversicherung  (1,  10,  25). 

Entw.  Mr.  Remnants:  Bill  to  provide  pensions  t'm-  tho  atrod  deserving 
poor.  Vgl.  Entw.  Mr.  Channings:  Bill  to  provide  pensions  lor  persona 
Over  65  years  of  age.  1.  Lesung  H.  d.  G.  20.  Febr.  1903.  Vgl.  Entw. 
Hr.  Sam.  Rogers.    1.  Lesung  24.  Febr.  1903. 

87.  Arbeiterwohnungsgesetz  (II,  20,  31). 

Zusat/antrag  Dr.  Macnamaras  zur  Adresse.  H.  d.  G.  18.  Febr.  1908 

(abgelehnt  mit  205  gegen  l(!<i). 

Ej;t\v.  Dr.  Marnamaras:  A  bill  to  amend  the  law  relating  to  the 
housing  ot  the  workiug  classes  and  to  establish  fair  reut  courts.  1.  Lesung 
H.  d.  G.  10.  Mftrz  19()3. 

38.  Ar  bei  tsd  au  er  in  Borg  werken  [2,  13). 
Entw.  Mr.  Markhams:  Bill  to  amend  the  Goal  Mines  Regulation  Act 
1887.  1.  Lesung  H.  d.  G.  20.  Febr.  1903. 

89.  Arbeitsdauer  in  Ladengeschäften  (8,  *14,  27). 

-  Entw.  Sir  Ch.  Dilhes.    1.  Lesung  H.  d.  G.  20.  Febr.  1903. 

l)  Vgl  BuU.,  Bd.  1,  S.  1Ö6,  331,  5ö4. 
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—  Entw.  Lord  Avebury»;  Shops  Elarly  Closing  Bill.  1.  Lesung  H. 
d.  G.  1.  Lesung  26.  Febr.  1908.  2.  Lesung  12.  M&rs  l\m,  3.  Uaang 
20.  März. 

—  Eesolution  Mr.  Prices:  „Daas  nach  Ansicht  dieses  Hauses  die  un- 
nötig lauge  Ai'beitsdauer  in  Lfliden  die  Gesundheit  und  Wohlfkhrt  «Uer 
Beteiligten  schftdigt;  dass  es  zu  wttnschen  ist,  es  mögen  die  Gsmeinde- 
(borongh-)  und  Bezirksrftte  (diBtrict  Councils)  ermächtigt  werden,  Verord- 
nuTifjen  zu  erlassen  über  Sperrzoit  und  Einschränkung  der  Arbeib^izeit  ihrer 
Jurisdiktioüskreise,  wodurch  die  Vorschläge  des  Ausschusses  des  House 
of  Lords,  §  15  des  Berichtes  von  1901,  wirksam  durchgeführt  würden.'* 
AnnaJune.   H.  d.  0.  4.  Hars  1908. 

40.  Arbeitslosigkeit. 

Landerwerb  durch  die  Gemeinden  zur  Beschäftigung  der  Arbeitslosen. 
Znsatzantrag  Mr.  Koir  Hardies  sur  Adresse.  H.  d.  G.  1.  Lesung  19.  Febr. 
1903  (abgelehnt  mit  201  gegen  161). 

41.  Ans  Wanderer,  Schutz  gegen  Fremde. 
Zu.satzantrag  zur  Adresse  (Sir  H.  Vincent).  H.  d.  G,  26.  Nov.  1903 

(zui'ückgezogon). 

42.  Eingffiborcnen,  Arbeit  der. 

Autrag  Sit  Ch.  VV^ilkes:  „Du.hs  dieses  Haus  S.  M.  Regierung  er- 
innert, dem  Parlamente  jene  Vereinbarungen,  die  fttr  ELronkolonien  oder 
Protektorate  in  Südafrika  Aber  die  Arbeit  oder  Besteuerung  in  der  jOng^ten 
Konferenz  getroffen  wurden,  vorher  vorzulegen*^,  wird  zurückgezogen.  H. 
d.  G.  24.  März  1903. 

43.  Hilfskasp^n  m). 

Entw.  Sir.  E.  Ötrachey^:  Bill  to  amend  the  Out-door  Reliet  iTneudk 
Sodeties  act  1894.  1.  Lesung  H.  d.  G.  20.  Febr.  1903.  2.  Lesung 
27.  Febr. 

44.  Kinderschutz  (35)., 

Vorlage  einer  Begierungsvorlage  (Mr.  Akers-Douglas) :  Bill  for  the 

ref(nlatiou  of  the  em]>lö3  ment  of  childron.  1,  Lesung  H.  d.  G.  19.  Febr. 
1903.    2.  Losnng  24.  März  1903  und  Verweisung  an  das  Grand  Com- 

mittee  on  Ti  ade 

45.  Landarbeiter  in  Irland  (22). 

Entw.  Mr.  Dilions;  Bill  to  amend  the  Labourers  (L'eland)  Acts. 
1.  Lesung  H.  d.  G.  21.  Febr.  1903. 

46.  Loknkommiö.sionen  (9,  23). 

Entw.  Sir  Ch.  Dükes :  Bill  to  provide  for  the  Establishment  of  Wage 
Boards.    1.  Lesung  H.  d.  G.  20.  Febr.  1908. 

47.  Schiedsgerichte  in  liohnstreitigkeiten. 

Entw.  Mr.  Shackletons:  Bill  to  legalise  the  peacefnl  conduct  of  trade 
disputes.  1.  Lesung  H.  d.  G.  20.  Febr.  1903. 

Entw.  Sir  C9i.  Dükes :  Bill  to  legalizo  the  peaoefui  conduct  of  trade 
diwpntes  and  to  alter  the  law  atfei  ting  the  liability  of  trade  Union  funds. 
1.  Lesung  H.  d.  Ö.  24.  Febr.  1903. 


1)  Worllaui  des  Kntwurfc«,  Bull.,  Bd.  II,  S.  201, 
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A  Bill  to  make  better  provision  for  regnlating  the 
employuent  of  ohildren. 

Owetseutwnif  mr  beaseren  Begelnng  dar  Kinderarbeit. 

I.  1)  Jede  Kreis-  oder  Bezirks bebördc  (coudUI  of  euy  connfy  or  boron^)  hat 
das  Hecht,  Erganzun^bestitnmungen  zu  eriwweo, 

2}  welche  ffir  Kinder  im  all^meia«n  oder  für  Knaben  nnd  Mfideheo,  beeondefa 
mit  BmicksichtigiiDg  joder  oder  ir^oml  einer  besonderen  Beschäftigung  mtsdireiben: 

a.  das  Alter,  hU  zu  welchem  dereu  ik^chäftigung  ungesetzlich  ist; 

b.  die  h^tunden,  während  welchen  die  Beschäftigung  ungeseUdidi  ist; 

V.  die  Aii74thl  der  täglichen  oder  wOcbenllicheD  Standen,  über  welche  hinaus  die 
Beechäfiiguuguugcsetzlich  ist. 

II.  1)  Welche  das  Anstellen  von  Kindern  bei  irgend  einer  besonderen  Beschfif- 
tigong,  dip  als  ge^nndhfitPfiohädlieh  odor  nioralverderbend  erwieaai  ist,  unbedingt  ver- 
bieten oder  nur  unter  bestiuiiuteü  Vorauiwetziuigeu  zulassen. 

2)  Ergünzungsbestimmfingen,  wdche  auf  Qmnd  diene  Pttagiaiiliett  erlaaeen  wetden, 
haben  keine  Anwendung: 

a.  fflr  Kinder  fiber  12  Jahre,  welche  gemiso  des  Factory  and  Workshops  Act, 
1001,  oder  des  Melalliffrous  Miner*  Regulation  Act,  1872.  oder  da>  Coal  Mines  Re^ai- 
lation  Act,  18b7,  beachätUgt  werden,  sofern  solche  Beschäftigung  in  Betracht  kommt: 

b.  fOr  IBttder  fiber  12  Jahre,  wdche  gemäes  der  Boucnioa  Acts  1870—1902 
gpQzIich  der  Schule  enthoben  sind. 

III.  Jede  Kreis-  oder  Bezirkabehörde  hat  das  Becht,  Ergänzungsbe^timmungen 
mit  Bezug  auf  Strassenhandel  durch  Personen  unter  16  Jahren  zu  erlassen  und  kraft 
dieser  Bestinimnngen : 

a.  den  ätraaseuhandel  zu  verbieten,  aueaer  wenn  die  in  den  Eraanzungsbestim- 
mnngen  TOimsduiebeiicn  Bedingungen,  betr.  AHer,  OcMblediC  ^  beachtet  werden, 
oder  wenn  oie  Betreffeoden  eine  von  der  Behörde  xa  gewährende  Bewilligung 
besitzeu ; 

b.  die  Bedingungen,  nach  welchen  Bewilligungen  gewährt,  aalgeschoben  und 
widerrufen  werden  Können,  7,11  regeln; 

c.  die  Tage,  Stunden  uud  i^tdlen,  wann  und  wo  solcher  Handel  betrieben  werden 
darf,  zu  bestimioen; 

d.  das  Tragen  von  Zeichen  seitens  der  Händler  tu  verlangen; 

e.  das  Benehmen  der  Stras^enhäu<ller  im  allgemeinen  zu  regeln  mit  folgender 
Hangabe: 

1)  das  Gewähren  einer  Bewilligung  oder  Handelsberechtigung  darf  nicht  von 
Umständen,  welche  auf  die  Armut  oder  den  allgemein  schlechten  Charakter  der  sicJi 
mn  dne  Bewilligung  l»e\verl>endeii  Person  nhhänirij^  ^'eniaeht  werden. 

2)  Jede  Person,  weicher  die  Behörde  eine  liewilligung  verweigert,  hat  das  Kecbt, 
rieh  SD  da»  Geridit  (oonxt  of  smnmary  jurisdktion)  zu  wenden,  und  dieses  Gerieht, 
deBsoi  Schiedsspruch  endgiltig  ist,  kann  die  Bewilligung  gewähren  oder  verwei^M-rn. 

IV.  1)  Ein  Kind  darf  zwischen  9  Uhr  abends  und  0  Uhr  morgens  bei  keiner 
Arbeit  beschäftigt  werden ;  jede  Kreis-  oder  Bezirksbehörde  bat  jedoch  das  Recht,  ge- 
stützt auf  die  Ergänzungsbeütiiumungen,  die  Arbeitsstunden  entwedff  im  allgemeinen 
oder  auch  im  Falle  einer  besondersn  Beschütjgung  abzu&ndem. 

2)  Eän  Kind  unter  11  Jahren  darf  bdm  Btnasenhandel  nicht  beschäftigt  werden. 

3)  Ein  Kind  darf  nicht  zum  Heben  TrAgeo  oder  Bewegen  voo  LsAten,  die  dem* 
»elben  schaden  könnten,  verwendet  werden. 

4)  Ein  Kind  darf  bei  Ireiner  Ailieit,  wddie  seinem  Ldben,  sdnem  K^trper  oder 
»einer  allgemeinen  Oesundhrir  i  hfidlirh  sein  könnte,  besdiSHigi  werden;  es  soll  sein 
physischer  Zustand  in  Ik'nieksuhtigung  kommen. 

5*  Sendet  eine  Kreis-  oder  I^^irksbehörde  don  Arbeitgeber  eine»  Kindes  die 
Bescheinigung  eines  berechtigten  prnkt.  Arzt«*,  laut  welcher  das  Heben,  Tragen  oder 
Bewegen  eine*»  bezeichneten  Gewichte«  dem  Kinde  schädlich  ist,  oder  dass  die  ange- 
gebene Beschäftigung  da^  I^ben,  den  Körper  oder  die  Gesundheit  desselben  getthrron 
cöiinte,  so  gilt  diese  Beseheinigung  als  Beweismittel  im  Falle  einer  Klage  gegen  den 
Arbeitgelxir,  betreffeud  die  Btechüftiguug  des  Kindes. 

V.  1)  Eine  von  einer  Kreis-  oder  Bezirksbehörde  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
edassene  Ergänzungsbestimmung  darf  erst  nach  erfolgter  Bestätigung  des  Staats^ 
Sekretärs  in  Kraft  treten.  Die  ^tätigung  darf  frühestens  14  Tage,  nauidem  die  Er- 
gänznngshrstiiiitnting  nach  Weisung  des  Staatssekretin  von  der  betreffenden  Behörde 
publiziert  worden  ist,  erfolgen. 
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-]  Vor  Bestätigunfr  rinrr  ErpänzungHbe»»timnmDjr  ^o!I  der  Stai\t>>ckrclär  Ein- 
gabeo,  welche  ihm  vou  Tcrsoucn  zugchen,  die  dadurch  benachteiUgt  sind  oder  be- 
naehtälist  su  aein  Acfaeinen,  in  Betracht  ziehen. 

3)  Der  ^ftaats-cbrctär  kann  vor  R<  stättgung  einer  Krgänznngsbestimmunfr  *^:ne 
örtliche  Untersuchung  der  betreffend«  n  Ergänzungsbe&timnning ,  sowie  der  dagugcu 
erhobenen  Einwendungen  anordnen.  Die  rerison,  welche  l  iu»  r-oldic  Utit«  rtiuchung 
voruiuimt  soll  eine  vom  Staats.sekretiir  zu  b*  stininicndr'  Eiit-cli:iditruug  erhalten;  die- 
selbe sowie  die  Kosten  der  üiitcri^uclmiig  faileu  zu  Laoten  lier  liehörde,  welche  die 
Ergänzunf^bet^tininiung  erläi^st. 

I)  Die  auf  Cirund  dieses  Genetzes  erlassenen  ErfränzungHbestimroungen  können 
aut  uiiien  ganzen  Kreis  oder  Bezirk  oiler  auf  einzelne  oezeicmiete  Orte  derselben  Be- 
XQg  haben. 

5j  Die  von  einer  Kreisbehörde  erlassenen  Ergänzungsbestimmungen  sollen  für 
dnen  Besirk  (borough)  keine  Knfl  haben. 

fii  Ev^'äiizungsho.-^tunimineen  auf  Grund  des  Prcvt-ntion  of  Crticlty  to  Children 
Act  läü^,  äollen  auf  gleiche  Weise  erlassen  und  bestätigt  werden  wie  dicjougen  auf 
Grund  dieses  Gesetoes. ' 

VI.  1)  Jeder,  der  ein  Kind  oder  eine  l'erson  unter  l(i  .Jahren  entgegen  den  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  oder  der  auf  Grund  dietjes  Gesetzes  erlassenen  Ergänzunga- 


GeMlKi:<>o  Iiis  zu  40  sh.  und  im  zweiten  oder  wiederholten  Falle  bis  zu  £  D. —  be- 
legt werdcii. 

2)  Die  Eitern  oder  VennÜnder  von  Kindern  oder  Personell  unter  16  Jahrea, 

uoIoIk-  ilit'-cH>on  zu  einer  >ol(  brn       hSftigting  anhalten,  oder  «ne  «olche  wiaaentü«^ 

erlauben,  ver lallen  in  die  gleiche  Budsc. 

3)  VVenn  eine  Person  untt^r  16  Jahren  dem  auf  Grund  dieses  Gesetze^«  mit  Be- 
zug auf  den  Strassenhandel  erlassenen  Er-ranznnir-ihpstimmnngon  zuwider  handelt,  »o 
verfällt  dieselbe  nach  Uebcrführung  (sumiiiary  couviciiou)  in  eine  Busse  bis  zu  20  sh. 
Im  zweiten  oder  wiederholten  Falle  wird  dieselbe,  je  nachden»  es  ein  Kind  oder  ein 
Erwachsener  ist,  in  eine  Industrieschule  geschickt,  oder  zu  ein«  Busse  bis  zu  ig  5 — 
verurteilt. 

VII.  Im  Sinne  dleees  Gesetzes  gdten  als  ^Eind**  eine  Person  unter  14  Jahren; 

als  „Vormund'*,  jede  Person,  welche  Aufsicht  oder  Kontrolle  über  das  Kind  an«zu- 
übeu  hat;  die  Ausdrücke  „bt>cliaftigen"  und  „Beschäftigung"  wenn  diesell^cn  in  U*;- 
zug  auf  ein  Kind  angewendet  werden,  schUessen  in  sich  jede  Arl)eit  eine«  Kindes 
gegen  I^hn  nrh  r  andere  Entschädigung,  gleichgOltig,  ob  8ol(»0  dem  Kinde  oder  einw 
anaeren  i'erson  bezaiilt  oder  gegeben  werden. 

Der  Ausdruck  „borough'*  bedentet  ein  Bezirk.  Der  Aosdruck  ,3trafienhand^" 

^chlie-^st  in  sich  das  Feilbieten  von  Zeitnn^^en,  Strdchhöizem,  Blumen  und  andr-ron 
Gt^egenatänden,  sowie  das  gewerbsmässige  öpielen,  Singen,  Schaustelleu,  das  Traj^en 
von  Gepäck  oder  Botschaften,  Schuhereinigen  und  jede  andere  gleichartige  Beach&ftigang 
in  den  Straßen  oder  auf  öffentlichen  Plätzen. 

VlIL  Unter  Anwendung  dieses  (iesetzes  in  Schottland: 

1)  SoUen  die  Education  Acts  1870—1902  dnvch  die  Edueation  (tjcotiaud) 
Acr^  1872—1893,  Eduoation  (Sootland)  Act,  1897  und  Education  (Sootiand)  Act, 

lüOl  ersetzt  werden. 

2)  „The  Secretarr  of  ätate**  aoll  durch  „The  Secretary  ot  Scotland"  ersetat 
weiden. 

3)  „A  courL  uf  suniaiary  jurisdiction"  soll  durch  „TheSheriff  orShcriff-Mih&titute" 
ersetzt  werden. 

4)  Der  Ausdruck  „borongh"  soU  ein  königlicher,  parlamentarischer  oder  poli- 
zeilicher Bezirk  (burghborough)  l>edeuten,  welcher  laut  der  letzten  Volkszählung  eine 
Bevölkerung  von  TixX)  Einwohner  oder  mehr  hat  und  soll  den  Bezirk  Coatbrid^e  ein- 
begreifen  ;  und  gemäss  diesem  Gesetze  r^oll  je<l(T  andere  Bezirk  für  cinm  Tt'il  des 
Kreise«  innerhalb  densen  er  liegt  gehalten  werden,  mit  der  Voraussetzung,  daß  in 
dem  Ausdruck  „puruosen  herein-after  mentioned"  (weiter  unten  genannte  Zweck»), 
die  „puq)ose8"  (Zwocko)  dieses  Gesetzes  einlx^iffen  seien. 

ö)  Gemäss  dioieai  Goctze  dürfen  Ergänzungsbe^timmungeu  von  einer  Behörde 
nicht  erlassen  werden  vor  Ablauf  eines  Monats,  nachdem  aotene  dem  Schreiber  jeder 
Schulkommission  in  Gemeinden,  Krei?en  und  Bezirken,  welche  ganz  oder  teilweise 
im  Kreise  einer  für  die«es  Gesetz  massgebenden  Behörde  liegen,  mitgeteilt  worden 
sind,  und  eine  -solc  he  Behörde  »oll  Bemerkungen,  welche  ihr  innerhalb  di^er  4  Wodieik 
von  irgend  einer  Schulkommission  zugehen,  gehörig  in  Erwägung  ziehen. 
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(>)  Keine  Be^tinimunfr  <li<'^cri  Gesetzes  zugeben,  daß  ein  Kind  in  Znwider- 
handlung  des  §  a  des  Educatiun  ,&kx)tland)  Act,  1878,  oder  Ü  _  dts  Kducatiou  (Öcot- 
bnd)  Act,  1901,  angestellt  wenle. 

7)    276  de»  ßnrgh  Police  (S(  (>tland)  Act,  Ws2,  wird  hierdurch,  widerrufen. 

IX.  Unter  Anwendung  diesem  Ut^etzes  in  Irland: 

1)  Sollen  die  Irksh  Edncation  Acts,  1870-1902  durch  die  Irish  Edocation  Acts 

1892  ftn<l  lSli3  ersetzt  werden  und  in  der  Veronlnunp,  in  welcher  diese  (Jesctze  er- 
wähnt werden,  soll  „a  reference  t«  tho  age  of  twi'lve"  i  I'i  znpnahnjc  auf  zwölf  Jahre) 
dnich  „a  reference  to  the  age  of  eleven"  (liezugnahinc  uut  elf  Jahre)  «neCxt  worden. 

2)  ,3ecrelax7  of  äute"  (Staateeekretfir)  soU  durch  „Lord  Lieuteoant"  ersetsk 
werden. 

Z.  Dieaes  GcMts  aott  am  t.  Jan.  VKA  in  Krall  treten. 

XI.  Diesem  Gesotz  kann   ils  das  KinderbeechSftigtiogagesetB  (Employment  of 

Children  Act),  1903  zitiert  werden. 

VI.  Norvege.  Norwegen. 

GemeinschaiUicher  Bericht  des  Ei-senbahnkomitees  und  des  Komitee« 

für  soziale  Fragen,  betretlend  die  Duichfülinui^'  veiscliiedener  Massregeln 
zur  Ahliilt'o  der  Arbeitslosigkeit  uud  betr.  einen  Beitrag  an  die  Arbeits- 

luiseukassen. 

Beilagen :  1)  Eingabe  der  gewerkschafUiohen  Landesorganisation  in 
Norwegen,  betr.  einen  Staatsbeitrag  an  die  Arbeitelosenkassen  der  Arbeiter- 
organisationen. 

2  Kinirabe  (des  Arbeitslosoukomitees  und  der  Arbeiterorganisationen 
in  Knatiauia;  betr.  die  Durchführung  veröchiedener  Massregeln  zur  Ab- 
hilfe der  Arbeitslosigkeit. 

ße.schluss  des  Stortings  vom  31.  .1  a  u  u  u  r  11)<>3. 

§  1.  Als  Nachtiag  zu  der  vom  Sterling  für  das  Bud;:etjHhr  ll>U2/3 
im  Hau{it])08ten  VUI  A,  Kap.  2,  Tit.  5  erteilten  Bewilligung  für  die 
Eisenbahnanlage  Taugevand-Roa  wird  zur  Durchführung  von  Arbeiten 
wahrend  des  laufenden  Winters  in  den  PeNi  iusclniitteTi  auf  der  Partie 
zwischen  km  3U  und  37, öO  zwischr>ii  (ijeitsuud  und  nrndlich  von  Todöla 
ein  Zuüchuss  von  35000  Kronen  bewilligt,  der  aus  den  Miltein  der  .Siaats- 
•nleihe  gedeckt  werden  soll. 

§  2.  Das  Storting  ermftchtigt  die  Verwaltung,  von  den  im  Ausgaben- 
badget  fiir  das  laniende  Jahr,  Hauptposten  Vni,  Kap.  1,  Tit.  2,  be- 
willigten Betriebsausgaben  für  die  Distrikte  an  df-n  Xor\vo<:ischen  Staats- 
bahnen  einen  Betrag  von  lOOTKl  Kn  nen  zur  Beschäftigung  von  Arbeits- 
loaen  durch  Steinarbeiten  zu  voruendon. 

.  §  3.  Das  Storting  beschliesät ,  d&as  während  der  gegenwärtig 
kerrschenden  aosserordentlichen  Arbeitslosigkeit  die  Arbeiter  das  Recht 

kaben  sollen,  auf  dmi  Staaisbahnen  unentgeltlich  zu  den  Arbeits|iliUzen 

zu  reisen,  wo  sie  nachweislich  Aussicht  haben,  Arbeit  zu  finden.  Die 
näheren  Knutr'dlbestimmungen  zur  Dui'chfühl'ung  dieser  Anordnung  werden 
von  der  Verwaltung  festgesetzt. 

4?  4.  Die  Regierung  wird  ersucht,  zu  prüfen,  welche  Massregeln  sie 
als  angezeigt  eraditet,  nm  die  Erriditung  und  die  Wirksamkeit  von 
privaten  oder  kommunalen  Arbeitslosenkassen  zu  fördern,  und  dem  Storting 
das  Ergebnis  baldmöglichst  vorzulegen,  eventuell  begleitet  von  einem  Vor^ 
sciüag  für  eine  zweckmftssige  Anordnung. 
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VI.  Pays-Bas.  Niederlande'). 

124.  Lohn  (76,  104). 

VerbesHenmg  der  finanziellen  Lage  der  bei  den  Ministerialdepartementa 
anfrestolltHii  Bef^ionsteten  und  nntr>ren  Beamten.  Verband].  II.  £L,  Seesioik 
1Ö<>2-11K)Ö,  Beil.  152  bis  159,  bea.  152,  Ko.  3, 

125.  Phosphorstreichhölzergesetz  1901  (18,  49,  59,  120). 
Gesetzentwurf  betr.  Abanderimg  des  10.  Artikels   dieses  Gesetzes. 

Schriftstücke  der  II.  K.,  Verband!.  II.  K.,  Spsmoti  1 902-191  )H.  Bpü.  104, 
No.  4—5.  —  Annahme  des  Entwuries  ohne  Beratung  und  nameuthche 
Abstimninng,  Verhandle  II.  K.,  Seesion  1903-1903,  S.  1124.  —  Von  der 
I.  K.  genehmigt,  Verhandl.  1.  E.,  Session  1902-1908,  8.  301. 

1-Jo.  Streiks  (112,  122). 

Gesetzentwürfe  betr.  Streikt}  der  Eiisenbahner,  der  Staatsbeamten  uud 
der  in  öffentlichen  Diensten  bescbftftigten  Personen  (1.  ErgAnsting  und 

Abänderung  des  Strafgesetsbnchee ;  2.  Bildung  einer  militärischen  Eiseil' 

lialmbrigade ;  3.  Einsr-tzunfr  einer  staatlichen  Enquetekonnnission,  welche 
den  Auftrag  erhalten  soll,  die  liechtä Verhältnisse  und  Arbeitsbedingus^ 
des  Eisenbahnpersonals  zu  untersuchen), 

Schriftliche  Vorbereitung  der  Entwürfe  (Kommissionsbericht  uiid 
RegieniDgeantwort  darauf).  Verhandl.  II.  E.,  Sesaion  1902-1908,  BeiL  125, 
No.  4— 10;  126,  No.  4-7;  127,  No.  4—7.  -  Nach  der  schrifUiclien  Vor- 

beroitung  in  etwas  milderer  Fassung  in  Bnratnnp;  genommen,  wut  Ip^i  lie 
Entwürfe  am  9.  April  1903  von  Her  II.  K.  genehmigt,  Verhandl.  Ii.  K., 
Ses.Hion  1902-1903,  S.  1026-  1122,  1125—1175. 

Sduiftstflcke  der  I,  K.,  Beratung  und  Annahme.  Verhandl.  I.  K., 
Session  1902*1908,  S.  260—261,  263>-268. 

Oesetae  vom  11.  April  1908,  Gesetsblatt  No.  101— 1(^  (Boll.,  Bd.  II, 
S.  176). 

—  Inier])ellation  der  Abgeordneten  Hees  und  Troelstra  betr.  den 
Streik  vom  31.  JanTiar  1903  und  dessen  Folgen.  Verhandl.  II.  E.,  Session 
1902-1903,  S.  930—975. 

VI.  Suisse.  Schweiz. 
Kftiitffn  Benl-LMid* 

Bericht  des  Begienmgsrates  an  den  Landrat  zam  Gesetsentworf  betr. 
die  Sonntagsruhe.    Vom  21.  Mftra  1908. 

1)  AVikrir7\iiiu'f  n.  f.  K.  =  frste  Kammer;  II.  K.  =  ^woito  K.immcr;  Vt  rhrmdl.  = 
Stenographisches  Protokoll  Uor  Sitzung  (Haudelingcii  viui  tiv  i?i«len-(ienenuil) ;  Beil.  »" 
BrilageD  su  den  ■tenognphiachen  Protokollen. 
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III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 
ausgebenden  Kongressbeschliisse  und  Eingaben 
betr.  den  Arbeiterschutz. 

L  Allgemeiner  Arb eiterschutz. 

Eingabe  des  deutschen  Arbeitgeberbtmdes  für  das  Baugewerbe. 

n.  Beruflieber  Arbeiierachntz. 

1.  I\Ie  t  allverarbeitung. 

Rej^olntinn  der  IX.  OeneralversaimrilnnjT  rios  %entralverbandes  aller 
in  der  Schmiedorei  beschäftigten  Personen. 

2.  Wagen-  u  n  d  S  r  )i  i  f  f  s  b  n  ti . 

Besolutiou  der  V'lil.  Geueialversammlung  des  Verbandes  der  Scluffs- 
simmerer  Deutschlands. 

3.  Industrie  der  Leuchtstoffe. 

Resolution  der  L  Konferenz  der  deutschen  Gssanstaltsarbeiter. 

4.  Baugewerbe. 

Resolution  der  TX.  Generalvpisfunmliing  der  Vereinijriin«^  dor  ^faler, 
Lackierer,  Anstreicher,  Tüncher  und  Weisäbinder  Deutschlands. 

5.  Handelsgewerbe. 

a)  Eingabe  des  Bundes  der  Industriellen. 

b)  Beaolutionen  des  Vlil.  deutschen  Handlungsgehilfentages. 

6.  Gemeindeangestellte. 

Resolution  der  III.  Generalversammlung  des  Verbandes  der  in  den 
Gemeindebetrieben  b68ch&^^t;^gten  Arbeite  und  Unteraugestellten. 

in.  Haftpflicht  und  Versicherung  (mit  Einschluss  der  Frage  der 

Arbeitslosenversicherung^! . 

1.  Resolution  des  VIII.  deutschon  Handlungsgehilfentages, 

2.  Resolution  des  tschechischen  Gewerkscheuftskongresses. 
8.  BeschhiBS  der  Pariser  Handelskammer. 

L  Aü^^emeiner  ArbeiteraohiitB. 

Der  Deutsche  Arbeitgebor bund  für  das  Baugewerbe 
hat  an  den  Bundesrat  und  Reichstag  eine  Eingabe  gerichtet  um  Erwei- 
terung des  §  12S  ZifiPer  5  der  Reichs-Gewerbeordnung,  dahin,  dass  auch 
Tätlichkeiten  dor  Goscllen  und  Geliilfen  untereinander  zur  sofortigen  Ent- 
lassuTiir  ans  dem  Arbeitsverhältnis  berechtigen  sollen,  während  bisher  nur 
Tätlichkeiten  oder  grobe  Beleidigungen  gegen  den  Arbeitgeber,  seine  Ver- 
treter oder  deren  Familienangehörige  einen  Grund  zur  sofortigen  Ent- 
lassung bildeten.  Li  der  Begründung  der  Eingabe  heisst  es:  „Wenn  aueh 
Ausschreitungen  der  Arbeiter  gegen  die  Arbeitgeber  und  deren  Vertreter 
selten  vorkommen,  so  mehren  sich  jedoch  die  Fälle  von  Tätlichkeiten  der 
Arbeiter  gegen  Mitarbeiter  in  bedenklicher  Weise,  so  dass  es  auch  im 
Interesse  der  Arbeiter  liegt,  die  Urheber  der  Streitigkeiten  möglichst 
sdmell  Ton  der  Arbeitsstfttte  entfernen  zu  können.  Häufig  werden  die 
Arbeitgeber  durch  derartige  Streitfälle  auch  wirtschaftlich  geschädigt. 
Auch  kann  leicht  Ersatzpflicht  durch  BetriebsuniUle  entstehen,  welche  die 

Aibattenchotz.  24 
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Berufs^friosseiischaften  belasten;  sei  es,  daSB  Trunkenheit  Reibereien 
zwischen  den  Arbeitern  liormrruft,  sei  os,  dass  for.ialdemnkratische  Agi- 
tatoren durch  ihre  politischen  Anzettelungen  Tätliclikeiten  untereinander 
veranlassen,  oder  dass  zielbewusnte  Gewerkschaftsmitglieder  das  Zusaumien- 
arbeiten  mit  anders  oder  nicht  Organisierten  ▼erhindem  wollen.  In  allen 
Fällen  können  aus  solchen  Verstössen  schwerwiegende  Folgen  fiir  die 
Arbeitgeber  entstehen." 

IL  BeruOioher  Arbeitersohats. 

1.  MsMferarbeitung, 

Resoli^tion  der  in  Halle  a.  S.  am  10. — 15.  April  1908  abgehaltenen 

IX.  General  versainrnlunf^  des  Z  e  n  t  r  a  1  v  e  r  I)  and  es  aller  in  der 
S  c  Ii  m  i  e  d  c  r  e  i  b  o  ü  c  h  il  f  t  i  fj;  t  e  ii  Personen. 

In  Erwägung,  dass  die  Arbeitsverhältnis.so  der  Schmiedegehilfe«  und 
-lehrlinge  auf  dem  platten  Lande  in  Bezug  auf  Arbeitszeit,  Schlafstellen- 
wesen und  Werkstellenverhftltnisse  zum  ^rössten  Teil  den  hygienischen 
Anforderungen  nicht  entsprechen,  beschliesst  die  Greneralversammliing: 
Der  Vorstand  iriöf^e  in  zweckdienlicher  Weise  für  Herbeischaffung  eigenen 
statistischen  Materials  Sorge  tragen,  welches  die  Zustände,  unter  denen 
ein  grosser  Teil  unserer  Beru&kollegen  nnd  Lehrlinge  im  Schmiedegewerbe 
auf  dem  platten  Lande  leidet,  etwas  nfther  beleuchtet.  Der  Zweck  dieser 
Massnahme  soll  sein,  eine  Eingabe  an  die  deutsche  Reichsregierung  zu 
rif-hteii.  mit  dem  Ersuchen,  belinrdlicherseits  eine  Uiitoi"suchuii<:  über  die 
Lage  der  Lehrlinge  und  Gehiiten  im  Schmiedegewerbe  auf  dem  platten 
Lande  su  veranlassen,  um  auf  G-nind  der  Ergebnisse  eine  die  Uebelstände 
betreffende  bundesrfttliche  Verordnung  zu  erUssen. 

2.  Wagen-  und  Schiffsbau. 

Resolution  der  am  19.  —  22.  April  in  Borgedorf  aV):;HhiiIttujon 
VIU.  Geuefalversammlung  des  Verbandes  der  Schiffszimmerer 
Deutschlands. 

Die  achte  Generalversammlung  der  Schiifssimmerer  Deutedüands  stellt 
folgende  Forderung  an  die  Reichsregiorung : 

a)  Es  sind  Nornialvorscbriften  zu  erlassen  ffir  Sichorheitsvoirir ht ungen 
beim  Gerüstbau.  Hierfür  massgebend  wären  die  auf  den  Regierungswerften 
bestehenden  Bestimmungen. 

b)  Auf  allen  Verkehrswegen  und  Stellagen  dürfen  nur  solche  Gerllt- 
schaffen  umherliegen,  die  unbedingt  irebrancht  werden. 

e  Pip  Balkenlagen  müssen  so  mit  Brettern  belegt  sein,  daß  zwei 
Mann  daraul  passieren  können. 

d)  Beim  Vernieten  der  Decks-  oder  Außenplatten  ist  das  Wftrmen 
der  Xiotcn  iu  bedeckten  Schiffsräumen  strenge  su  verbieten,  wenn  der 
Rauch  keinen  Iroien  Abzug  hat.  Das  Nietenwftrmen  hat  nur  auf  Ober- 
deck oder  Anßenbords  zu  gescljohen. 

e)  >«aphta-  oder  Oellampeu  dürfen  in  Schifi'sräumeu  wegen  der  Gefahr 
für  Leben  und  Gesundheit  nicht  gebraucht  werden. 

f)  Wo  über-  oder  untereinander  Arbeiter  beschäftigt  sind,  müssen 
Einrichtungen  zum  Schulze  der  unten  Arbeitenden  geschafft  werden. 

gl  In  don  mit  T^arnpl'krart  ;.>-Ptrir'hr>r!f>u  Sägfireien  sowie  an  Hobel- 
und  Abrichtmaschinen  müssen  Sicherheitsvonichtmigon  angebracht  werden. 
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h)  Bei  Treibriemen,  die  nicht  ganx  verkleidet  werden  k($nnen,  sind 
ebenfalls  entsprechende  SohutB^omchtungen  anzubringen. 

i)  Alle  Betriebsgegenstäude,  mit  welchen  schwere  Gegenstände  ge- 
hoben oder  transportiert  werden,  mftseen  in  mustergültiger  Ordnung  ge- 
halten werden. 

k)  Auf  allen  Weiften,  in  H&fen  und  anf  Schiffen  ist  fär  gutes  Trink- 
wasser Soirge  SU  tragen.  Femer  sind  UnterkunitsrAnme  zor  Ai^bewahmng 

der  Kleidungsstücke  und  Eßräume  zu  beschaffom. 

Um  den  erwähnten  Arbeitorsehutzbestimmungen  wirkungsvolle  Kraft 
zu  verschaffen,  sind  deu  mit  der  Durchführung  oder  üeberwachung  be- 
auftragten Beamten  praktisch  erfahrene  Arbeiter  als  Kontrolleure  zur 
Seite  SU  steUen,  welche  nach  dem  Modus  der  Gewerbegerichtsbeisitaer- 
wahlen  SU  wfthlen  sind. 

3.  hUkwirie  der  Lmektstoffe. 

Resolution  dei'  am  17.  und  18.  April  1902  in  Beriiu  abgehaltenen 
L  Konferenz  der  deutschen  Gasanstaltsarbeiter. 

In  Erwägung  des  Unistandes,  dass  die  Berichterstattung  der  Vertreter 
deutscher  Gasarbeiter  hinsichtlich  der  betriebsteclniisrlien  Einriclituiifren 
das  Ufborwiegen  schwerer,  die  Arbeiter  bedHickemleii  Aliaisstäude  oigoben 
hat,  fordert  die  Konferenz  zeitgemässe  Reformen.  —  Die  Konferenz  er- 
aditet  die  in  den  meisten  Gasanstalten  herrschende  swölfstflndige  Arbeits- 
zeit als  viel  sn  lang.  Die  physische  Arbeit  ist  ausserordentlich  schwer 
nrif]  von  ruinöser  Wirkung  auf  die  Gesundheit.  Es  leidet  darunter  nicht 
nur  das  körperliche,  sondern  auch  das  geistige  Wohlbetinden  der  Arbeiter. 
Deshalb  hält  die  erste  Konferenz  der  deutschen  Gasarbeiter  für  unbedingt 
notwendig,  dass  in  allen  deutschen  Gaswerken  für  die  Arbeiter  des  inneren 
Betriebes  der  mit  gehörigen  Pausen  durchsetste  Achtstundentag,  also  der 
Dreischichtenwechsel  nach  Kopenhagener  Muster,  eingeführt  wird.  Be- 
sonders ht  die  lange  Schichtdauer  zu  verurteilen  und  nach  Beseitigung 
derselben  hinzuwirken.  Femer  halt  es  die  Kouiereuz  für  notwendig,  dass 
den  Arbeitern  unentgeltlich  gute,  erfrischende  Getränke  sur  Verfügung 
gestellt  und  in  ausreichendem  Masse  Bftder  eingerichtet  werden.  Für 
<lie  übrigen  Angestellten  der  Gaswerke:  Hofarbeiter,  Arbeiter  der  öffent- 
liclien  und  zivilen  Beleuchtung^  rnfifsen  in  materieller  als*  auch  in  li\  fxienischer 
Beziehung  besseie  Verhältnisse  eingeführt  werden.  Ausserdem  fordert  die 
Konferenz  die  Durchführung  der  sonstigen  im  Programm  des  Verbandes 
der  st&dtischen  Arbeiter  niMlergelegten  sosialen  Grandsfttse. 

4.  Baiigeiverbe, 

Resolution  der  nni  31.  März  bis  5.  April  ilitHJ  in  Berlin  abgehaltenen 
IX.  Generalversammlung  der  Vereinigung  der  Maler,  Lackierer, 
Anstreicher,  Tttncher  und  Weisabinder  Deutschlands. 

Die  Generalyersammlung  weist  auf  die  Gefthrlichkeit  des  Bleiweisses 

hin  und  fordert  von  den  Regierungen  ein  Verbot  der  Verwendung  blei- 
"wihaltiger  Farben  im  Maler-,  Anstreicher-,  Lackierer-  und  Tfincher- 
A'ewerbe,  sowie  deren  Ans«^rhluss  bei  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten. 
Bei  etwa  notwendigen  BeraUmgen  über  diese  Fragen  sollten  auch  Ge- 
bflfenvertreter  gehört  werden.  Ueber  die  Möglichkeit  des  Bleiweissersatses 
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teehniseher  oder  wirtschaftlicher  Art  entgegen,  da  das  Bleiweiss  im  Maler-, 

Anstreicher-  und  Lackier«  i  gewerbe  vollständig  ersetst  werden  kann.  Die 
Urteile  der  Malermeister,  die  bis  jetzt  bekannt  geworden  pind,  und  die 
sich  zum  Teil  über  dio.  Uugetährliclikeit  des  Bleiweisses,  /.um  Teil  für  die 
Uuerbetisbarkeit  des  Bleiweisses  auslassen,  widersprechen  sich  unterein- 
ander, entbehren  alle  der  Objektivitftt  und  haben  in  den  Reiben  der 
Malernieistcr  gelbst  Widerspruch  gefunden.  Sie  bilden  also  keine  ernst 
zn  nohineiult'  Anrworf  auf  den  Erlass  des  preu8fiischen  Miniatere  für 
Handel  und  (iowerbe  vom  22.  April  1002.*' 

S.  EandeUgewmhB. 

a.  Der  Bund  der  Industriellen  richtete  an  den  Staatssekretär 
des  Reichs-Jus'tiznTntP  eine  Ein<,'nbe,  in  der  es  hoisnt:  „Es  wird  grund- 
sätzlich die  Notwendigkeit  besonderer  Kaufmamisgerichte  ueUeu  den 
ordontlichen  Gerichten  in  Zweifel  gezogen,  insbesondere  aber  der  §  4  des 
GesetzentwuiiTs,  wonach  die  Zustftndigkeit  der  ordentlichen  Gerichte,  wie 
auch  die  Zulässigkeit  des  weiinren  Instanzenwegns  au-ircschlossen  wird, 
filr  untunlich  gehalten.  Wenn  auch  wünsr henswort  wäre,  dass  bei  Streitifj- 
keiten  zwi.schen  Kaufleuten  und  Handlungsgehilfen  das  Ver/ahron  bei  den 
ordentlichen  Gerichten  nicht  mit  solchen  Kosten  und  unliebsamen  Ver- 
zögerungen ▼erknfipflb  w&re  wie  bisher,  so  folgt  hieraus  noch  nicht  mit 
zwingender  Notwendigkeit,  dass  die.'^oii  Uebelstanden  nur  durch  die  Er- 
richtung von  Kaiifmannsjrerichten  abt^oh«  Iffii  werden  könnte.  Eine  Re- 
organisation des  Verl'ahrens  und  der  KostenluTecbiiinii:  bei  den  ordent- 
lichen Gerichten  aus  Streitigkeiten  aus  dem  kaufuiünniticiten  Dienst-  und 
Lehrverhftltnis  würde  beiden  Teilen  nach  unserer  Uebenseugung  dienlicher 
sein  als  ein  besonderes  Kaufmannsgericht  einerseits  und  eine  Angliede- 
rten^' srili-Iier  Gerichte  nn  die  Geweibogerichte  andererseits.  Sehi-  erlieb- 
liclie  Bedenken  machen  sich  namentlich  gegen  ein  Anschluss  an  die  Ge- 
werbogcrichto  geltend.  Der  Wahlmodus  dieser  Gerichte  hat  ergeben,  dass 
die  Sosialdemokratie  sich  in  der  Regel  der  Entscheidung  in  diesen  Ge- 
Werbegerichten  bemächtigt,  denn  tatsächlich  worden  nicht  nur  die  Arbeit- 
Behraerbeisitzer.  ««ondern  auch  die  Arbeitgebeilieisitzer  mit  Znstlmninn!;^ 
und  Unterst  Ii  rzung  der  sA/ialdemokratischen  Interessenten  gew;^h!t.  Kv 
gebort  zu  den  seltenen  Fällen,  wenn  ein  Arbeitgeber  iu  der  W  uiii  zum 
Arbeiigeberbeisitzer  des  Gewerbegerichts  obsiegt,  der  nicht  von  vorn- 
herein, s«i  es  durch  seine  linksliberale  Gesinnung,  sei  es  durch  Her- 
vorkehrung einer  ausgesprochenen  sozialen  Richtung,  eine  Art  Ver- 
sicherungsvertrag mit  den  sozialdomokratischon  Wj\hlem  geschlossen 
hätte.  Aehnliche  oder  gleiche  Zustände  würden  voraussichtlich  bei  den 
Wahlen  sn  den  KauMannsgerichten  eintreten ,  .  d.  h.  die  Partei  der 
Handlungsgehilfen,  welche  numerisch  fiberlegen  ist  und  agitatorischer  auf- 
treten würde  als  der  Stand  der  Kanflente,  dürfte  sieh  auch  des  moralischen 
und  faktischen  Einflusses  auf  die  Wahl  drr  Kaufleute  bemllelitigen.  Aus 
diesen  (fründen,  denen  noch  hinzuzulügen  ist,  dass  durch  ein  solclies 
Sondergericht  ein  grosser  Teil  von  praktischer  Erfahrung  dem  Richter- 
stande wieder  entzogen  wird,  richten  wir  an  Ew.  Exzellenz  das  ganz  w- 
gebene  Ersuchen,  dahin  wirken  zn  wollen,  dass  vt»n  der  Errichtung  van 
Kaufmannsgerirhten  hr\  Ans-rhluss  an  die  Gewerbegeriehte  nbiresehen 
imd  die  ICiTichtung  im  Ant.cliluss  an  die  Ani(?.geiichte  oder  Handels- 
kammern soll  heissen:  Kammern  iilr  Handelssachen],  falls  eine  Sondor- 
organisation  als  unumgftnglich  notwendig  erscheint,  vorgenommen  wird.^ 
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bu  Besolntionen  des  am  12.  April  1902  in  Cöln  abgehal- 
tenen VTTI.  d  flutschen  H  an  d  1  i  ti        e  Ii  il  f  en  t  a    e  s. 

K  H  u  tiuannisjrer  i  c  h  t  e.  Jjer  S.  dmitsche  Haii<llungs<:reliilfeTirag 
spricht  die  bestiimiite  Erwartung  aus,  tiass  der  Geset^eiitwuif  über  die 
^richtiiiig  von  Kaufinannsgerichten  dem  Denen  Reichstage  sofort  nach 
seinem  Zusammentritte  überwiesen  wird,  damit  die  jahrelangen  Wfinsohe 
des  deiit>(licii  HandlungHtr'liiHVnFitandes  emllich  erfüllt  werden. 

Der  8.  deutsche  Handlungsgehiifentafj:  liiilt  es  jedoch  für  erforUorlich, 
dass  der  Gesetzentwurf  eine  solche  Fassung  erhält,  die  eine  Berück- 
sichtigung derjenigen  Fordemngen  Terbftrgt|  die  vor  Sichernng  einer 
segensreichen  Wirksamkeit  der  Kau&iannsgerichte  von  dem  deutschen 
Handlungsgehilfenstand  erhoben  worden  sind.  Der  Handlungsgehilfentag 
erachtet  diese  Frage  erst  dann  zur  vollen  Zufriedenheit  der  beteiligten 
Kreise  gelöst,  wenn  das  Gesetz  folgende  Fassung  erhalt: 

1)  Die  Gerichte  müssen  aberaU  obligatorisch  eingeriditet  verden; 

2)  ihre  Wirksamkeit  mnss  anf  alle  Handlungsgehilfen  und  Lehrlinge 
ohne  Unterschied  des  Gehalts  erstreckt  werden ; 

3:  für  Stroitinfkr  itcn  ans  Konkurrenzklauseln  oder  Konventionalstrafen 
müssen  die  Kaufmannsgerichte  zuständig  sein; 

4}  die  Zuständigkeit  dieser  Gerichte  darf  nicht  durch  Verträge  aus- 
geschlossen werden; 

5)  das  aktive  Wahlrecht  muss  auf  das  21.,  das  passive  Wahlrecht 
auf  das  25.  Lebensjahi'  fest^^osotzt  werden; 

6)  bei  dem  VVahivertahren  soU  der  Grundsatz  der  Listenwahl  auf- 
gestellt werden; 

7)  die  BeixifnngsgrenBe  darf  erst  bei  einem  Wertgegenstande  von 
500,  mindestens  jedoch  3(.)0  M.  festgesetzt  werden; 

8)  den  Kaufinanns(reriehtea  mnss  die  Beftignis  erteilt  werden,  audi 
als  Einigungsanit  zu  wirken; 

0)  die  begutachtende  Tätigkeit  dieser  Gerichte  ist  auf  alle  handels- 
gewerblichen Fragen  anarodehnen. 

Handelsinspektoren.  Der  8.  deutsche  Handlungsgehilfentag  hftlt 

die  Schaffung  einer  HandelsaufBichtsbehörde  für  dringend  notwendig,  da 
die  zum  8c!iutze  der  Anrrcstcllten  des  Handelegewerbes  erlassenen  Gesetze 
sehr  mangelhaft  dnrcli(;f  führt  werden. 

Die  HandeLsaufsiciit  ist  zweckmässig  an  die  bewährte  Organisation  der 
Gewerbeaufsicht  anzugliedern.  Die  Beamten  der  Handelsaufsichtsbehttrde 
sind  denen  der  Qewerbeaufsichtsbehörde  gleichzustellen.  Demgemftss 
sollen  die  \'r>i-bildnriD;  und  der  Ausbildiiii,:rJ^n:aTi<i;,  die  Auf^^^aben  und  die 
Befugnisse  der  liaadelsaufsichtsbeamten  denen  der  Gewei  l»  aufsichts- 
beamten  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Bedürfnisse  des  Handels- 
gewerbee  entsprechen. 

Der  8.  deutsche  Handlungsgehilfentag  fordert  zu  diesem  Zwecke  die 
Einfügung  des  folgenden  §  139bb  hinter  dem  §  139b  der  (Gewerbe- 
ordnung : 

§  139bb.  Die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  Bestimmungen  der 
§§  41a,  106b  Absats  2  und  8,  105c,  105e  und  105h,  sowie  der  auf  Grund 
dieser  Paragraphen  durch  statutarische  Bestimmung  einer  Gemeinde  oder  eines 
weiteren  Kommunalverbandes  erlassenen  Vorschriften ;  ferner  die  Aufsicht 

"her  die  Ausführung  der  Bestimmungen  der  §§  139o  bis  l^Of,  13f)k.  1891, 
dieser  Paragraph  in  Ansehung  der  Zahl  der  in  den  Betrieben  des  Handels- 


Digitized  by  Google 


—  210  — 


gewerbes  beschäftigten  Lehrlinge,  \reiter  die  Aufsicht  über  die  Ausfiihinng 
der  Bestimmung  des  §  139m,  sowie  der  aul  Grund  der  i'ddg  und  läyh 
dieses  Gesetzes  und  auf  Qrund  des  §  ü2  Abs.  1  und  2  und  des  ^  76 
Abs.  1  des  Haadelsgesetzbuohes  erlassenen  Sinvelvorschrifteii  ist  ans- 
scUiesslich  oder  neben  den  im  §  139b  genannten  amtlichen  Organen  be- 
sonderen, Ton  den  Landesregierungen  zu  ernennenden  Beamten  zu  über- 
tragen. Denselben  stehen  bei  Ausübung  dieser  Atifsicht  alle  amtlichen 
Befugnisse  der  Ortspolizeibehorden,  insbesondere  das  Recht  zur  jeder- 
zeitigen  Revision  der  handelsgeverblichen  Betriebe  sn.  Sie  sind,  vor- 
behiUtlioh  der  Anzeige  von  Gesetzwidrigkeiten,  «ir  Geheimhaltung  der 
amtlich  zu  ihrer  Semitnis  gelangenden  Geschäfts-  and  Betriebsverhftlt- 
nisse  der  ihrer  Revision  unterliegenden  Betriebe  zu  verpflicJiten. 

Die  Ordnung  der  ZustHndigkeitsverhllltnifse  zwischen  diesen  Beamten 
und  (lf>Ti  ordentlichen  Polizei  behordon  bleibt  der  veriassungsmässigeo 
Regt.-iiiiig  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  vorbehalten. 

Die  erwfthuten  Beamten  haben  Jahresberichte  Uber  ihre  amtliche 
Tätigkeit  zu  erstatten.  Diese  Jahresberichte  oder  Aiissttge  ans  denselben 
sind  dem  Bundesrate  und  dem  Reichstage  vorzulegen. 

Die  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  im  Absatz  1  dieses  Paragraphen 
genannten  Gesetzesvorschriften  aiinzufuhrenden  amtlichen  Revisionen  müssen 
die  Arbeitgeber  zu  jeder  Zeit,  namentlich  auch  in  dar  Nacht,  während  des 
Betriebes  gestatten. 

Die  Arbeitgeber  sind  ausserdem  verpflichtet,  den  genannten  Beamten 
und  der  Polizeiln  hr.rde  jede  gewünschte  Auskunft  über  die  Art  und  den 
Umfang  ihres  Betriebes  zu  erteilen,  und  namentlich  auch  diejenifren  An- 
gaben zu  machen,  die  zur  Beurteilung  der  im  §  ISUl  in  Verbindung  mit 
§  128  berührten  Verhältnisse  notwendig  sind. 

Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  den  genannten  Beamten  und  der 
Polizeibehörde  diejenigen  statistischen  Mitteilongen  Uber  die  Verhiltnisse 

ihrer  Arbeiter  zu  machen,  welche  vom  Bundesrat  oder  von  der  Landes- 
/entralbehörde  unter  Fe^itsetzmig  der  dabei  zu  beobachtenden  Fristen  und 
formen  vorgeschrieben  werden. 

Um  die  Tätigkeit  der  HandelsaufsichtsbehSrde  wirksam  zu  gestalten, 
sollen  der  Bundesrat  sowie  die  Landes-  und  Ortspolizeibeh{}rde  befugt 
lind  gehalten  sein,  entsprechend  den  §§  iBOg  und  h  der  Gewerbeordnung 
Ausftihrnnfrsbestimmungeu  über  alle  Schutzgesetze  zu  erlassen,  deren  Be- 
aufsichtigung der  HaTuIelsaufsichtsbehörde  übertraijen  ist. 

Diese  Ausfuhrungsbestimmungen  sollen  sich  nameutlich  erstrecken 
auf  Vorschriften  über  die  Licht-  und  Luftverhältnisse,  die  Heizung,  die 
Reinhaltung  und  dem  Bauminhalt  der  Arbeits»  und  Wohnräume  der  An- 
gestellten; femer  Uber  die  Höchst/ahl  der  in  einem  Räume  untersn- 

bringenden  Personen,  (ibr-r  di^«  T^inl•irhtung  der  W'']in-  und  SchlafrAume 
und  die  Voritiiegung  der  bei  freier  Station  angestellten  Handlungsgehilfen 
und  Lehrlinge. 

Femer  sollen  Bestimmungen  erlassen  werden  über  die  Zahl  der  in 
den  ofl«nen  Verkaufsstellen  und  in  den  dazu  gehörigen  Schreibstuben  zu 

beschaffenden  Sitzgelegenheiten  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  darin  be- 
schl\ftii:ten  An^'cstellteii .  und  Vorschriften  i'iber  das  Zahlenverhältnis 
zwischen  CTehillen  und  Lehrlingen  eines  handeisgewerbÜchen  Betriebes. 
(§  128  vgl.  mit  §  1391  der  Gewerbeordnung.) 
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Der  8.  deutsche  Handlungsgehiifentag  gibt  der  bestimmten  Erwartung 
Ausdruck,  dass  die  Hohe  Beichiuegieruiig  diese  Forderongen  baldigst  ver- 
wirklichen wird. 

Arbeitszeit  in  den  Kontoren.  Die  Ergebnisse  der  sclinTtlichen 
Erhebuny;en  der  Arl)citszeiten  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  in  solchen 
Kontoren,  die  nicht  mit  otlenen  Verkaufsstellen  verbimdeu  sind,  haben 
gezeigt,  dass  die  vom  7.  deutschen  Handlungsgehilfentage  an  Umfang  und 
Art  dieser  ErbebungeQ  geübte  Kritik  darchaus  berechtigt  war,  und  dass 
die  Kr;,'ebnisse  dieser  schriftlichen  Umfrage  als  atisroichond  und  zuver- 
lässig iiir  die  Beurteilung  der  tats&chlichen  Verh&ltaiääe  nicht  angesebea 
werden  können. 

Dei-  8.  deutsche  Handlungsgehilfentag  nimmt  deshalb  mit  Befriedigung 
Kenntnis  von  dem  Beschluss  des  Beirates  für  Arbeiterstatistik,  zar  Veav 

voUständigung  dieser  Erhebungen  eine  schriftliche  Vernehmung  der  in 
Frage  kommenden  Verbände  von  Prinzipalen,  Gehilfen  und  Arbeitern 
statthndeu  zu  lassen.  Entsprechend  den  auf  seiner  letzten  Tagung  ge- 
fassten  Beschlüssen  hält  der  Handlungsgehilfentag  indessen  an  der  For- 
denmg  lest,  die  Ediebungen  fernerhin  ansrodehnen  auf 

1)  die  mttndliche  Befragiuig  der  Vorstilnde  dieser  Verbände; 

2)  die  Vernehmung  von  Auskunfts]>ersonen  aus  den  Ereisen  der 
Prinzipale  und  Gehilfen,  bei  deren  Wahl  den  Vereinen  der  selbstftadigen 
und  augestellten  Kauflente  ein  Vorsrhla^rsrecht  einzuräumen  ist : 

3}  die  Zuziehung  der  Vorstände  der  kaufmännischen  Verbände  zu  den 
mfindtichen  Vemehmimgen  der  AusknnfltopersMien. 

Gegen  die  in  der  Sitzung  TOm-  22.  Oktober  1902  des  Beirates  für 
Arbeiterstatistik  za  Tage  getretene  Aaffassong,  dass  das  bis  jetzt  vor« 

liegende  Erhebungsmaterial  die  Forderung  einer  gesetzlichen  Regelung  der 
Arbeitszeit  in  den  Kontoren  und  den  dazu  gehörigen  Lagerräumen  nicht 
gerechtfertigt  erscliemen  lasse,  muss  mit  aller  Entschiedenheit  Einspruch 
erhoben  werden,  da,  abgesehen  von  der  Unzulänglichkeit  dieses  Materials, 
auch  die  tatsächlichen  FeststeUungen  zu  solcher  Schlussfolgenmg  keine 
Veranlassung  geben. 

Der  8.  deutsche  Handlungsgehilfentag  ist  im  Gegenteil  der  Ansicht, 
dass  schon  die  Ergebnisse  der  bisherigen  Erhebungen  eine  gesetzliche 
Regelung  dieser  Frage  gebieterisch  verlangen  und  erhebt  zu  diesem  Zweck 
folgende  Fordernngesi: 

1)  Völlige  Sonntagsruhe; 

2)  Höchstarbeitstag  von  9  Stunden  bei  mindestens  zweisttindiger  Mit- 
tarrspause  in  Kontoren  nnd  den  dazu  gehr>rigcn  Lagerräumen  mit  geteilter 
^irbeitszeit,  von  8  Stunden  in  solchen  mit  durchgehender  Arbeitszeit j  An- 
gestellte (Gehilfen  und  Lehrlingej  unter  18  Jahren  sowie  weibliche  Arbeito- 
knfte  je  1  Stande  weniger; 

3)  Geschäftsschluss  in  Kontore  und  den  dazu  gehörigen  Lagerräumen 
mit  geteilter  Arbeitszeit  spätestens  um  7  Uhr,  in  solchen  mit  durchgehen- 
der Arbeitszeit  spätestens  um  5  Uhr. 

4)  Ausnahmen  sind  nur  zulässig  bei  Arbeiten,  die  in  Noti^len  oder 
im  öffentlichen  Interesse  oder  zur  DorchAlhrung  einer  gesetzlich  vorge- 
schriebenen Inventur  vorgenommen  werden  müssen  (lO&c  Ziff.  1  bis  2 
der  Gewerbeordnung) ; 

5)  Gesetzlicher  Urlaub  von  mindestens  14  Tagen  für  jedes  Dienstjahr. 
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6.  Öemeindeangesteüte. 

Resolution  des  am  14.  20.  April  ]0<)3  in  Berlin  ahy;f'baltenen 
in.  Generalversammlung  des  Verbandes  der  in  den  Gemeinde- 
betrieben  beschäftigten  Arbeiter  und  Unterangestellten. 

Der  VerbaiidBtag  spricht  sein  ti^es  Bedattem  darfiber  aus,  dass 
durch  die  Gewerbegerichtenovelle  ein  grosser  Teil  der  Berufskollegen  aua- 
gesdllossen  ist.  Der  Verbandstag  spricht  den  dringenden  Wunsch  aus, 
dasj»  mit  allen  ^jjesetzliflipn  Mitteln  dahin  zu  streben  ist,  dass  sämtliche 
in  Gemeinde-  und  ötaatä betrieben  beschaitigten  Arbeiter  der  Gewerbe- 
ordnung unterstellt  werden. 

m.  HaftpOlolit  und  Vereidhenuig 
(mit  EinschlnflB  der  Prägen  der  ArbeitBloeenyerucherung). 

1.  Resolution  des  Vm.  deutschen  Handlungsgehilfentages. 
Novelle  sum  Krankenyersichernngsgesetx.   Mit  Bedauern 

nimmt  der  8.  deutsche  Handluogsgehilfentag  davon  Kenntnis,  dass  die 

Hohe  Reichsregierung  in  die  dem  T^eichstaj»^  znr  Be.seldiissf aj^>5nnj^  vor- 
liegende Novelle  7nm  KrankeuvensicLerungsgeseta  die  Ausdehnung  des 
VersicherungBzwanges  aul'  die  Handlungsgehilfen  und  -Lehrlinge  mit  weniger 
als  2000  M .  Oehalt  nicht  aufgenommen  hat.  Biese  ablehnende  Haltung 
dw  Hohen  Keichnregierung  ruft  um  so  mehr  Missfallen  hervor,  da  die  Aus- 
dehnung des  VensirlieTim-j-s/rwanges  anf  die  genannten  Klassen  licreits  in 
der  Novelle  vom  .lahie  Li^UO  enthalten  war,  und  da  ferner  die  Erfahrungen 
gelehrt  haben,  dass  die  Gemeindebehörden  das  Ma^s  sozialpolitisdien  Ver- 
stlkndnissea  vermissen  lassen,  um  von  dem  ihnen  gegebenen  Redite  Ge< 
brauch  zu  machen,  diesen  Zwang  durch  Ortsstatnt  herbeizuführen. 

Es  erscheint  angesichts  dieser  Tatsachen  um  so  mehr  befVf'mdlich, 
dass  auch  die  Kommission  des  Reichstages  das  Verlangen  der  deutschen 
Handlungsgehillen  um  Einliihruug  des  Versicherungszwanges  Ulr  ihren 
Stand  nicht  erfQlIt  hat,  nachdem  doch  der  ErfHUung  dieser  Forderung 
Schwierigkeiten  nirht  im  Wege  stehen. 

Der  8.  deutsche  Handlungsgehilfentag  erwartet  jedoch,  dass  der  Hoho 
Reichstag  in  der  zweiten  T.esnng  der  Novelle  zum  Krankenversicherungs- 
gesetz  die  bestehende  Unsicherheit  in  den  Versicherungsverh&ltuibsen  der 
Handelsangestellten  beseitigen  wird,  indem  er  der  Novelle  folgende  Be* 
Stimmung  anfügt: 

,,Im  §  1  des  Kranken versichenmgsgesetzes  wird  der  ganze  Absatz  4, 
im  §  2  die  Ziffer  5  gestrichen.'' 

2.  Resolution  des  am  12.  und  13.  April  1903  in  Prag  abgehaltenen 

tschechischen  G  e  w  e  r  k  s  e  h  a  f  t  s  k  o  n  g  r  e  s  s  e  s. 

Der  Xoiigress  protestiert  gegen  das  offenkundige  Bestreben  der 
Kegiei  uiig.skreiso,  die  Verwirklichung  der  Alters-  und  luvaliditAts- 
versicfaerung  hinauszuschieben;  er  protestiert  aber  auch  gegen  den  Ver> 
such  der  Regierung,  füi-  einzelne  Schichten  eine  besondere  selbständige 
Alters-  nnd  InvaliditfUsvci  ^icherung  zu  Sfdiaffen,  da  er  darin  das  Bestieben 
sieht,  die  Einigkeit  alloi-  Schichten  des  arbeitenden  Volkes,  die  zur  Er- 
langung der  Alters-  )itid  Invuliditätsversicherung  notwendig  ist,  zu  schwächen. 
Der  Kongress  fordert  die  gesetzgebenden  Körperschaften  auf,  da  durch 
das  Wehrgesetz  and  durch  das  bevorstehende  Zollgesetz  und  den  Autu 
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gleich  mit  üngarn  den  Arbeitern  nngeheare  Lesten  ftu^ebttrdet  werden, 

die  Eegienmg  zu  verbalteil|  dus  sie  endlich  die  ,,Studien"  beende  Wld 
dem  Parlament  die  längst  verspmchene  Alteis-  und  Invalidit&taverslGlierang 
sowie  Witwen-  und  Waiseuversorguug  vorlege, 

8.  Ber  Handelskammer  zu  Paris  lag  am  1.  April  ein  Gesetz- 
entwurf zur  Beratunrj  vor,  nach  wclnhem  alle  treibende  Kraft  (Dainpf- 
imd  Wasserkraitmaschiuen,  Gas-,  PetKileuni-  und  Spiritusmotoren),  welrhö 
von  den  Eisenbahn-,  Strassenbahn-  und  «Schifiahrtsgesellschaften,  in  den 
BergwerksnnteTnehmnngen,  wie  Überhaupt  in  allen  Betrieben  der  Industrie 
und  des  Handels  benntat  werden,  mit  einer  Abgabe  von  6  frcs.  für  die 
Pferdekraft  belegt  werden  sollen.    Aus  dem  Ertrage  dieser  Ab;:;ab('  sull 
eine   öflfentliche  Arbeitslo55enunterstutzungska.sse  geschaffen   werden ,  aus 
der  den  Arbeitslosen  beiderlei  Geschlechts  im  Alter  über  18  und  unter 
60  Jahren  Üntersttttzungen  von  1 — 8  frca  pro  Tag  je  nach  ihrer  Stellung 
and  GrCase  ihrer  Familien  auf  40  bis  höchstens  60  Tage  im  Jahre  gezahlt 
werden  sollen.  —  Die  Pariser  Handelskammer  sprach  sich  gegen  den  Ent- 
wurf aus,    da   die   Arbeitslosigkeit  Tiicht   durch  die  Entwickelung  des 
Maschinenwesens  entstanden  sei,  sondern  auch  schon  zur  Zeit  geringerer 
Anwendung  der  Maschinen  bestanden  habe;  ssudem  sei  es  ungerecht,  die 
ibiduatrie  idlein  m.  Ounsten  s&mtlicher  Arbeitslosen  zu  belasten;  hierdurch 
werde  die  Industrie  gegenüber  der  immer  stärker  werdenden  austendisohen 
Konkurrenz  derartig  geschwächt,   dasrs   gerade  dadurch  eine  verstärkte 
Arbeitslosen krise  zu  befürchten  sei.    Ausserdem  werde  die  Industrie,  die 
»ich  der  Maschinen  bediene,  durch  eine  solche  Steuer  neben  der  bereits 
bestehenden  Patentabgabe  doppelt  getroffen.   Um  dem  Uebel  der  Arbeits- 
losigkeit abzuhelfen,  sei  es  besser,  die  Arbeiter  und  Angestellten  auf  den 
Weg  der  Selbsthilfe  in  ^en^eriseitigen  Unterstütznn>:j>;kasf?en  f^eg:en  Arheits- 
losigkeit  zu  verweisen,   denen  der  Vorzug  einer  etatsmässigen  staatlichen 
Beihilfe  gewälut  werdeu  könne. 
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I.  Gesetze  und  Verordnungen. 

i.  AllMagne.  DanMies  Reich. 

a)  Bekanntmaehaiigeii  des  Bandesntes  und  der  Beielisbekörden. 

L  Bekumtmadhimg,  betrefltad  die  BeflohSfUfl^img  Ton  Arbeitarbuieii 
und  jn^^endliohen  Arbeitem  In  Bleiftrbea-  irnil  BlejgpdfcedMafiken. 

Vom  24.  April  1903. 

Auf  Qnuad  des  §  Idi^a  der  Gewerbeordnong  hat  der  Bundesrat  be- 
schlosfien : 

Die  OttltigkeitBdaiier  der  im  §  7  der  BekazmtmadiQng,  betreffend  die 

Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Bleifarben-  und  Bleisaokerfabriken,  vom 
8.  Juli  1893  (E.Gr.Bl.  S.  213)  enthaltenen  Bestimmungen  fliier  die  Be- 
schäftigung Ton  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  wird  bis  snm 
1.  Juli  iy03  verlängert. 

2.  B^kSDiitmachaiig,  betreffinid  die  Beschäftigung  toh  AifaeiteKimi«!! 
und  jugendlichen  Arbeitern  in  den  znr  Anflartigiuig  vom  B^iiOtti  bih 
stimmten  Anlagen«    Vom  24.  April  1903. 

Auf  Grund  des  §  139  a  der  Gewerbeordnung  hat  der  Bundesrat  be- 
schlossen : 

Die  Bestiaunnngen  ttber  die  Besdiftftigang  7on  Arbeiterinnen  and 

jngendlichen  Arbeitern  im  §  11  der  Vorschriften  über  die  Einrichtung 

und  den  Betrieb  der  zur  Aiiferti^nng  von  Zinfarren  bestimmten  Anlagen 
(Bekanntmachung^  des  Keichskan^lprs  vom  8.  Juli  1893  —  K.G.B1.  S.  218 
— )  bleiben  bis  zum  1.  Mai  1905  iu  Kraft, 

R.  Bekanntmachung,  betr.  die  Einrichtnng  und  den  Botrieb  von  An- 
lagen zur  Herstellung  von  Bleilarben   und  anderen  Bleiprodukten. 

Vom  2»;.  Mai  1903.    (R.G.Bl.  Xo.  27,  S.  225.) 

Auf  Grund  der  §§  120e  und  139a  der  Gewerbeordnung  hat  der 
Bundesrat  ttber  die  Einrichtung  nnd  den  Betrieh  von  Anlagen  zur  Her- 
stellung von  Bleifarben  imd  anderen  Bleiprodukten  folgende  Vorschriften 
erlassen : 

§  1.  Die  nachstehenden  Vorschriften  finden  Anwendung  auf  alle 
Aidagen,  in  denen  Bleifarben  oder  andere  cliemijjche  Bleiprodukte  (Blei- 
weiss,  BleidiTomat,  If assikot,  Glätte,  Mennige,  Bleisuperoxyd,  Pattinsonsches 
BleiweisB,  CSasseler  Gelb,  englisches  Gelb,  Neapelgelb,  Jodblei,  Bleizucker 
u.  s.  w.)  oder  bleihaltige  Farbengemische  als  Haupt-  oder  Nebenprodukt 
hergestellt  werden. 

Arbwterichuti.  1^ 
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Auf  Bleihtttten  finden  diese  Vorschriften  keine  Anwendung,  audi  wenn 
darin  Stoffe  der  im  Abs.  1  bezeichneten  Art  hergestellt  werden. 

Ansfi^enonimen  bleiben  fonior  Anlagen,  in  denen  nur  im  Znsammen- 
hauge  mit  einem  anderen  Gewerbebetriebe  fertige  Farbstolfe  lediglich  mit 
einander  gemischt  oder  mit  Oel  oder  Firnis  angerieben  werdea. 

§  2.  Die  Arbeitsrftome,  in  denen  die  im  §  1  Abs.  1  bezeichneten 
Stoffe  hergestellt  oder  veipackt  werden,  müssen  gerftumig,  hoch  and  so 
eingerichtet  sein,  dass  in  ümen  ein  ausreichender  besttndiger  Loftwechsel 

stattfindet. 

Sie  mtlBsen  mit  einem  ebenen  und  festen  Fussboden  versebeu  sein, 
der  eine  leichte  Beseitigung  des  Stanbes  auf  feuchtem  Wege  gestattet. 
Der  Fassboden  ist,  soweit  er  sich  nicht  infolge  des  Betriebi  stitadig  in 

fenchtfun  Zusiande  befindet,  mindestens  einmal  täglich  feucht  zu  reinigen. 

Die  Wände  müssen  oinp  cbone  ObcrflRclie  liaben  and,  soweit  sie  nicht 
mit  einer  abwaschbaren  Bekleidung  oder  mit  einem  Oelfarbonanstriche 
Tersehen  sind,  mindestens  einmal  jährlich  mit  Kalkmilch  augeätricheu 
werden. 

§  3.  Das  Eintreten  bleihaltigen  Staubes  sowie  bleihaltiger  Gase  und 
Dämpfe  in  die  Arbeitsräumo  muss  durch  geeignete  Vorriehtnngen  mögliclij^t 
verhindert  werden.  ArbeitsrsVume,  welche  gegen  das  Eintreten  bleüialtigen 
Staubes  oder  bleihaltiger  Ga^e  und  Dämpfe  nicht  vollständig  g^chützt 
werden  können,  sind  gegen  andere  Arbeitsrftmne  so  absnscbliessen,  dass 
in  diese  Sianb,  Gase  oder  Dämpfe  nicht  eintreten  können. 

§  4.  Die  Sclnnelzkessel  für  Tilei  sind  mit  gut  ziehen'.len,  ins  Freie 
oder  in  einen  Schornstein  mündenden  Abzagsvorrichtungen  (Fangtrichtem) 
zu  Uberdecken. 

§  6.   Die  Lmenflftcben  der  Oxydierkammem  mfisaen  mißlichst  glatt 

und  dicht  hergestellt  sein.  Die  Oxydierkammem  und  die  in  ihnen  be- 
firidliclien  Gerfisto  sind  während  des  Behängens  Anicht  zn  erhalten.  Die 
Oxydierkaninioru  sind,  bevor  sie  nach  Beendigung  des  Oxydationsprozesses 
betreten  worden,  ausreichend  abzukühlen  und  zu  durchlüften  sowie  durch 
Sinleiten  von  Wasserdampf  gründlich  su  dordifeuditflin.  Das  Bleiweiss 
ist  mittels  eines  krftftigsn  Wasserstrahls  Ton  den  Latten  oder  Bund* 
bölzeni  abzuspritzen.  Die  Oxydierkammem  sind,  solange  in  ihnen 
arbeitet  wird,  genügend  zni  erhellen. 

Die  Rohblei  Weissvorräte  sind  während  der  Ueberführung  nach  dem 
Schlämmeraiuu  und  solange  sie  in  diesem  lagern,  feucht  zu  erhalten. 

Die  Wftnde  der  Oxvdierkammem  sowie  die  darin  befindlichen  Gertfste, 
Latten  und  Eundhölzor  sind  jedesmal  vor  dem  Behängen  dondi  Ahqiritzen 
mit  einem  kriii'tigen  Wasserstrahl  oder  durch  Abwaschen  von  Bleiweiss 
gründlich  zu  reinigen. 

Der  Arbeitgeber  hat  einen  mit  diesen  Vorschriften  und  den  sonst  er- 
forderlichen Vorsichtsmassregeln  genan  vertrauten  Heister  oder  Vorarbeiter 
zu  beauftrage,  die  bei  Entleerung  der  Ox^^dierkammern  vorkommenden 
Arbeiten  unausgesetzt  zu  Ijeanfsiclitigcn.  Die  zur  Beauf^ticlitigiing  l)estellte 
Person  ist  nach  MasfgaVio  des  t>  15]  der  (rowerbeordnung  für  die  Be- 
folgung der  Vorschriften  und  für  die  Anwendimg  der  nötigen  Vorsicht 
▼erantwortlich. 

§  6.  Beim  Transport  md  bei  der  Verarbeitung  nasser  Bleifarben  Vorräte, 
namentlidi  beim  Schlämmen  und  XassnialdeTi,  if^t  die  Handarbeit  durch 
Anwendung  mechanischer  Vorrichtungen  soweit  zu  ersetzen,  dass  das  Be- 
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schmutzen  der  Kleider  uud  Häude  der  dabei  beschäftigten  Arbeiter  auf 
das  möglichst  geringe  Mass  beschr&nkt  wird. 

Das  Auspressen  von  Bleiweissschlamm  darf  nur  vorgenonunen  werden, 
nachdem  die  darin  enthaltenen  löslichen  Bleisalze  vnrlier  ansgeAlIlt  sind. 

§  7.  Die  Innenflächen  der  Trockenkammern  müssen  möglichst  glatt 
und  dicht  hergestellt  sein. 

§  8.  Beim  Mahlen,  Sieben  und  Pa<^en  trockener  bleihaltiger  Stoffe, 
beim  Beschicken  und  Entleeren  der  Glätte-  nnd  Mennige-Oefen,  beim 
Moiinigebeutoln  und  bei  sonstigen  Verrirhtnnfjen,  hei  denen  sich  blei- 
haltiger Staub  entwickelt,  mns.s  durch  Absauge-  und  Abftthmng5;vor- 
kehrungen  oder  durch  andere  geeignete  Vorrichtungen  das  £inti'eten  von 
Staab  ia  die  Arbeitarftume  verhindert  WOTden. 

Fttr  das  Yerpacdcen  von  Fbiben  geringen  Bleigehalts  in  nnbedeutenden 
Mengen  oder  in  kleinen,  zum  Vertrieb  im  Kleinhandel  geeigneten  Packungen, 
können  auf  Antrag  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  Ansnabmen  von 
der  Vorschrift  des  vüratehendeu  Abjiutües  zugelassen  werden. 

§  9.  Apparate,  welche  bleihaltigen  Staub  entwickeln,  müssen,  insoweit 
nicht  nach  ihrer  ESnriGhtong  und  Benutsungeart  das  Aastreten  von  Staub 
wirksam  veilifitet  wird,  an  allen  Fügen  durch  dicke  Lagen  von  Fils  oder 
Wollenzeug  oder  durch  Vorrichtungen  von  gleicher  Wirkung  hö  abge- 
dichtet sein,  dass  das  Eintreten  des  Staubes  in  den  Arbeitsraum  ver- 
hindert wird. 

Apparate  dieew  Art  mtfssen  mit  Einrichtungen  versehen  sein,  welche 

eine  Spannung  der  Luft  in  ihnen  verhindern.  Sie  dürfen  erst  dann  ge- 
öffnet werden,  wenn  der  in  ihnen  entwickelte  Staub  sich  abgesetat  hat 
und  völlig  abgekühlt  ist. 

§  10.  Arbeiterinnen  dürfen  in  Fabiiken  der  im  §  1  bezeichneten 
Art  nur  insoweit  sum  Aufenthalt  oder  sur  Beschäftigung  zugelassen  werden, 
als  sie  dabei  der  Einwirkung  bleihaltigen  Staubes  oder  bleihaltiger  Gase 
nnd  Dämpfe  nicht  ausgesetzt  sind  und  mit  bleihaltigen  Stoffen  nicht  in 
Berührung  k  uumen. 

In  f  abriken,  welche  ausschliesslich  oder  vorwiegend  der  Herstellung 
von  Bleifarben  oder  anderen  chemischen  Bleiprodukten  dienen,  darf 
jugendlichen  Arbeitmn  eine  Besdiftlligang  nicht  gewahrt  und  der  Aufent* 
halt  nicht  gestattet  werden.  Auf  die  Beschäftigung  von  jugendlichen 
Arbeitern  in  anderen  Fabriken  der  im  §  1  Abs.  1  be'/eiclmeten  Art  finden 
die  Bestimmungen  im  Abs.  1  entsprechende  Anwendung. 

Biese  Bestimmungen  haben  bis  zum  1.  Juli  191S  Goltigkeii. 

§  11.  Der  Arbeitgeber  darf  in  Baumen,  in  denen  die  im  §  1  Abs.  1  be- 
seichneten  Stoffe  hergestellt  oder  verpackt  werden,  nur  solche  Personen 

zur  Besclii^ftigung  zulassan,  welche  eine  Bescheinigung  eines  approbierten 
Arztes  darüber  beibringen,  dass  sie  weder  schw  ;u  hlicli,  noch  mit  Lungen-, 
Nieren-  oder  Magenleiden  oder  mit  Alkoholiäumü  behaftet  sind.  Die  ße- 
acheiuigungen  sind  zu  sammeln,  aufzubewahren  imd  dem  Gewerbe-Auisichts- 
beamten  (§  189b  der  Gewerbeordnung)  sowie  dem  sustftndigen  Ifedizinal- 
beamten  auf  Verlangen  vorzulegen. 

i<  12.  Der  Arbeitgebor  darf  mit  dem  Beschicken  und  EiiTloeren  der 
Oxydierkammern  nur  solche  Personen  hoschüt'tigen,  welche  nur  den  Ge- 
fahren  des  Betriebs  genau  vertraut  sind.  Die  Beschäftigung  darf  die 
Dauer  von  8  Stunden  t&glioh  nicht  aberschreiten.  Sie  muss  bei  einer 
Dauer  von  mehr  als  6  Stunden  mindestens  durch  drei  einstündige  Pausen 
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imterbrooheii  werd«»,    B«i  kflroerer  Dauer  der  Besdiiftigiuig  ist  den 

Arbeitern  nacli  je  2  Stimden  Arbeitszeit  eine  einstündige  Pause  za  gewähren. 

Mit  dem  Packen  von  Bleifarben,  bleihaltigen  Farbengemischen  und 
anderen  chemischen  Bloiprodukten  in  trockeufm  Zustand  und  mit  dem 
Schliessen  der  damit  gefüllten  Fässer  dürfen  die  Arbeiter  uicht  länger  alt» 
8  Stimden  tftglidi  besohftftigt  werdm.  Diese  Bestiinmung  findet  anf  die 
Beeohftftigung  an  Packmaschinen  keine  Anwendung,  falls  die  Maadunen 
mit  g\\t  \v'T  k(  ndon  Stanbahsaui'f'vorrif'lit'iTigen  versehen  oder  sonst  nach 
ihrer  Eiiiriciituug  und  Benut2ungbart  das  Austreten  von  Staub  wirksam 
verhütet  wird. 

Personen  unter  18  Jahren  dürfen  mit  den  in  Abs.  1,  2  beseichnetaa 
Arbeiten  überhaupt  nicht  beschftfitigt  werden.    Für  die  Beschäftigung  mit 

dem  Verjiacken  von  Farben  cerinfren  Blei^rehalts  in  unbedeutenden  Mengen 
oder  in  kleinen,  zum  Vertrieb  im  Kleinhandel  fjreoigneten  Packungen  können 
auf  Antrag  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  Ausnahmen  von  dieser 
Voraehrift  sngelassen  werd«L 

Im  übrigen  dürfen  Arbeiter,  welche  bei  ihrer  Beschäftigung  mit  Blei 
oder  bleihaltigen  Stoffen  in  Berührung  kommen,  innerhalb  eines  Zeitraums 
von  24  .Stunden  ausschliesslich  der  Pausen  nicht  länger  als  10  Stand«) 
beschäftigt  werden. 

§  13.  Der  Arbeitgeber  hat  alle  mit  Blei  oder  bleihaltigen  Stoffen 
in  Bertihrung  kommenden  Arbeiter  mit  vollständig  deckenden  Arbeito- 
anzfif:en  und  einer  Mütze,  die  mit  dem  Entleeren  der  Oxydierkammem 
beschäftigten  Arbeiter  auch  mit  geeif^^eter  Fussbekleidungr  zu  versehen. 

§  14.  Mit  iStaubentwickelnnfr  verbujidene  Arbeiten,  bei  denen  der 
Staub  nicht  sofort  und  vollstAnUig  abgoj>augt  wird,  darf  der  Arbeitgeber 
nur  von  Arbeitern  ausführen  lassen,  weldie  Nase  nud  Mund  mit  Bespi* 
ratoren  oder  feuchten  Schwämmen  bedeckt  haben. 

§  15.  AT'beiten,  bei  denen  eine  BerMhrungr  mit  fiold.sten  Bleisakcn 
stattüudet,  darf  der  Arbeitgeber  nur  durch  xirbeiter  auöfiihi-eu  lassen, 
welche  zuvor  die  Hände  entweder  eingefettet  oder  mit  undurchlässigeu 
Handschuhen  vers^en  haben. 

§  16.  Die  in  den  §§  13,  14,  15  bezeichneten  Arbeitakleider,  Tt- 
spiratoren,  Schwämme  und  Handschuhe  hat  der  Arbei(<reber  jedem  damit 
zu  versehenden  Arbeiter  besonders  in  ausreichender  Zahl  und  zweck- 
entsprechender Beschall Güheit  zu  überweisen.  Er  hat  dafür  fciorge  zu 
tragen,  dass  diese  Gegenstände  stets  ihrer  Bestimmung  gemäss  und  nur 
von  denjenigen  Ai^beitem  benutst  werden,  welchen  sie  nigewiesen  sind, 
und  dass  sie  in  bestimmten  Zwischenräumen,  und  zwar  die  Arbeiis- 
klcider  miTidestens  jede  Woche,  die  J{es{)irHtoreT],  ^lundschwämme  und 
Handschuhe  vor  jedem  Gebrauche  gereinigt  und  wahrend  der  Zeit,  wo  sie 
mck  nicht  im  Gebrauche  befinden,  an  dem  für  jeden  G^egenstand  au  be> 
stimmenden  Platze  aufbewahrt  werden.! 

§  17.  In  einem  staubfreien  Teile  der  Anlage  muss  für  die  mit  Blei 
oder  bleihaltigen  Sf offen  in  Bcrührnnir  kommenden  Arbeit ei'  ein  Wasch- 
und  Ankleideraum  und  ^a  tionnt  davon  ein  8peiserauin  vorhanden  sein. 
Beide  Xiäume  müssen  .sauber  und  staubfrei  gehalten  und  während  der 
kalten  Jahreszeit  geheizt  werden.  In  dem  Speiseraum  oder  an  einer 
anderen  geeigneten  Stelle  müssen  sich  Vorriditungen  zum  Erwlürmen  der 
Speisen  befinden. 

In  dem  Wasch-  und  Ankleideraome  müssen  Wasser,  Gef^se  zum 
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Mundspülen,  zum  Beinigittii  der  Hände  und  Nftgel  geeignete  Bürateiii 

Seife  und  Handtücher  sowie  Einrichtnn^ren  mv  iretrennten  Vorwalirnn"- 
der  Arbeitskleider  und  der'enii^en  Kleidungsstücke,  welche  vor  Begina 
der  Arbeit  abgelegt  werden,  m  ausreichender  Menge  vorhanden  sein. 

Der  Arbeitgeber  hat  den  mit  dem  Entleeren  der  Oxydierkammem 
besdAftigten  Arbeitern  täglich  nach  Beendigung  dieser  Arbeit,  den 
übrigen  mit  Blei  oder  bloilialti^'eu  Stoffen  in  Berührung  kommenden 
Arb(n(eru  zweimal  wöchentlich  während  der  Arbeitszeit  (rolo^onlieit  zu 
gaben,  in  einem  geeigneten,  während  der  kalten  Jahreszeit  geheizten 
Baome  innerhalb  der  Betriebsanlage  ein  warmes  Bad  ni  nehmen. 

§  18.    Der  Arbeitgeber  hat  die  Üebervachnng  des  Gesnndheita- 

ztistandes  der  mit  Blei  oder  bleihaltigen  Stoffen  in  Berührung  kommenden 
Arbeiter  einem  dem  Gewerbe-Aufsichrslieamten  r§  13!»  b  der  Gewerbe- 
ordnung) sowie  dem  zuständigen  Medizinaibeamten  nandiatt  zu  machenden 
approbierten  Arzte  zu  übertragen,  der  mindestens  zweimal  monatlich  die 
ibbeiter  im  Betrieb  auf  die  Ajoteichen  etwa  vorhandener  Bleierkranknng 
TU  nntersnchen  hat. 

Der  Arl)eiti,'el)er  darf  Arbeiter,  die  einer  Bleierkrankung  verdächtig 
sind,  zu  Beschäftigungen,  bei  welchen  sie  mit  Blei  oder  bleihaltip:en  Stoffen 
in  Berührung  kommen,  bis  zu  ihrer  völligen  Genesung  nicht  zulassen; 
solche  Arbeiter  aber,  die  sich  den  Einwirkungen  des  Bleies  und  blei- 
hsitiger  Stoffe  gegenüber  besonders  empfindlich  erweisen,  sind  dauernd 
Ton  der  Beschäftigung  auszuschliessen. 

§  19.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflirhtet.  zur  Kontrolle  über  den 
Wechsel  und  Bestand  sowie  über  den  GesundheitszuHtand  der  mit  Blei 
oder  bleihaltigen  Stoffen  in  Berfihrung  kommenden  Arbeiter  ein  Buch  zu 
ftbren  oder  durch  einen  Betriebsbeamten  führen  za  lassen.  Er  ist  ftlr 
die  Yollstäudigkeit  und  Riditigkeit  der  Eintragungen,  soweit  sie  nicht 
vom  Arzte  bewirkt  werden,  verantwortlich. 

Dieses  Kontrollbuch  rauss  enthalten : 

1)  den  Namen  dessen,  welcher  das  Buch  führt, 

2)  den  Namen  des  mit  der  Ueberwachung  des  Gesnndheitasustandes 
der  Arbeiter  beauftragten  Arztes, 

3)  Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Widinort,  Tag  des  Eintritts  und  des 
Austritts  eines  jeden  der  im  Absata  1  beaseichneteu  Arbeiter  sowie 
die  Art  seiner  Beschäftigung, 

4)  den  Tag  nnd  die  Art  der  Erkrankung  eines  ArbeiterSi 

5)  den  Tag  der  Genesung, 

6)  die  Tage  und  Er^^ebnisse  der  im  §  18  vorgeschriebenen  allgemeinen 
ärztlichen  Untersuchungen. 

Das  Krankenbuch  ist  dem  Gewerbe-Aufsichtsbeamten  (§  139  b  der 
Oewerbeordnung)  sowie  dem  zust&ndigen  Medizinalbeamten  auf  Verlangen 
versulegen. 

§  20.  Der  Aibeiti:;eber  hat  Vorsrbrifron  zu  erlassen,  welche  ausser 
einer  Anweisung  hinsichtlich  des  Gebrauchs  der  m  den  13,  14,  15 
bezeichneten  Gegenstände  folgende  Bestimmungen  füi*  die  mit  Blei  oder 
bleihaltigen  Stoffen  in  Berührung  kommenden  Arbeiter  enthalten  mfioien; 

1)  die  Arbeiter  dürfen  Branntwein,  Bier  und  andere  geistige  Ge- 
tränke nicht  mit  in  die  Anlage  bringen : 

2)  die  Arbeiiter  dürfen  Nahrungsmittel  nicht  in  die  Arbeitsräume  mit- 
nehmen.   Das  Einnehmen  der  Mahlzeiten  ist  ihnen,  sofern  es 


Digrtized  by  Google 


—  230  — 


nicht  ausserhalb  der  Anlage  stattfindet,  nur  im  Speiseranme  (§  17) 

gestattet ; 

3)  die  Arbeiter  dürfen  erst  dann  den  Speiseraum  betreten,  Mahlzeiten 
einnehmen  od«r  die  Fabrik  yerlasBen,  wenn  sie  mvor  die  Arb^tB> 
Ueider  abgelegt,  die  Haare  Yom  Staube  goreinigt,  HKnde  nnd 
(Seeicht  eorgföltig  gewaschen,  die  Nase  gereinigt  nnd  äea.  Mmä. 

ans^ospült  haben : 

4)  die  Arbeiter  haben  die  Arbeitskleider,  Kespiratoren,  Mundschwämme 
und  Handschuhe  in  denjenigen  Arbeitsräomen  und  bei  denjenigen 
Arbeiten,  fUr  welche  es  von  dem  Arbeitgeber  Torgesehrieben  ist, 

zu  benutzen ; 

5)  das  Eaiiclien,  Schnupfen  und  Kauen  von  Tabak  wfthrend  dsr 
Arbeit  ist  vei  boten ; 

6)  die  in  der  Anlage  vorhandene  Badeeiurichtung  ist  von  den  mit 
dem  Entleeren  der  Oxydierkammem  beschäftigten  Arbeitern  täg- 
lich nach  Beendigung  dieser  Arbeit,  von  den  tlbrigen  mit  Blei 
oder  l>lcilia1ti^^en  Sti  ffeii  in  Beiührung  kommenden  Arbeiten  swei" 
mal  wöclientlich  zti  benutzen.. 

Ausserdem  ist  in  den  zu  erlaasenden  V^^i'schriften  vorzusehen,  tiass 
Arbeiter,  welche  trots  wiederholter  Warnung  den  vorstehend  beseiclmeteik 
Vorschriften  zuwiderhandeln,  vor  Ablauf  der  vertragsmtosigeaa.  Zeit  und 
ohne  Anflcfindirnnifi  entlasf?en  werden  können. 

Ist  für  einen  BetrioV)  eine  Arbeitsordnun«?  orlassen  (§  134a  der  Ge- 
werbeordnung), so  sind  die  vorstehend  bezeichneten  Bestimmungen  in  die 
Arbeitsordnung  aufsunehmen. 

§  21.  In  jedem  Arbeitsraume  sowie  in  dem  Ankleide-  und  dem 
Speiseraume  muss  eine  Abschrift  oder  ein  Abdruck  der  1  —  20  dieser 
Vorschriften  und  der  gemäf^s  §  20  vom  Arbeiffreber  erlassenen  Vor- 
schriften an  einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  aushängen. 

Per  Arbeitgeber  ist  Air  die  Handhabung  der  im  §  20  Abs.  1  he- 
xeichneten  Vorsduriften  verantwortlich.  Er  hat  einen  Meister  oder  Tor> 
arbeiter  zu  beauftragen,  die  genaue  Befolgung  der  im  §  20  Ahe.  1  unter 
No.  3  und  0  vorjjpsehenon  Bestimmiiiifren  sf^ndi^  7U  überwachen.  Die 
zur  üeberwachung  bestellte  Person  ist  nach  Masb^'alie  des  ^ij  151  der 
Gewerbeordnung  für  die  Befolgung  der  Vorschriften  und  für  die  -Vn- 
wendung  der  nStigen  Vorsicht  verantwortlich.  Der  Arbeitgeber  ist  ver- 
pflichtet, Arbeiter,  welche  den  auf  Grund  des  §  20  Abs.  1  von  ihm  er- 
lassenen Vor^rhrifien  trotz  wiederholter  Warnung  zuwiderhandeln,  ans 
der  Arbeit  zu  entlassen. 

§  -2.  Kene  Anlagen,  welche  der  Herstellung  der  üu  §  1  Abs.  1 
beseichneten  Stoffe  dienen  sollen,  dürfen  erst  in  Betrieb  gesetst  werden, 
nachdem  ihre  Emchtung  dem  sust&ndigen  Gewerbe-Au£Bichtsbeamten 
f'§  139b  der  Geweibeordnuni:;  anp^c/oigt  ist,  Dieser  hat  unrh  Empfjuiir 
der  Anzeige  dtn-fh  persönliche  Kevision  festzti.stellen,  ob  die  Einrichtimg 
der  Ankitte  den  erla-SÄenen  Voi^chriften  eutbpricht. 

§  23.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  für  diejenigen  An- 
lagen, auf  weldie  im  gegenwärtigen  Zeitpunkte  die  durch  die  Bekannt- 
maehung  des  Reichskanzlers  vom  H.  Juli  1898  (Reichs-Gesetzbl.  S.  2J3) 
verkündeten  Vorsi  Lrlften  ülier  die  Einrichtnnj]^  und  den  Betrieb  der  Blei- 
farben- und  BN*i7ii(  kei  tabriken  Anwendung  finden,  am  1.  Juli  1903,  für 
die  übrigen  mi  §  1   Abs.  i  bezeichneten  Anlagen  am  1.  Juli  1904  iü 
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Enft  Für  di«  «ntgsnumteii  Anlagen  ktfnneiif  soweit  cur  DnrehftUirung 
der  Voradinfteil  der  §§  2,  4,  5,  8,  17  die  Vornilun«  baulicher  Ver- 
andernngen  oder  die  Beschaffung  neuer  Einrichtung-cn  erfoiderlich  ist, 
hierzu  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  Fiifiten  bia  böchsteus  zum 
1.  Juli  1904  bewilligt  werden. 

Die  durch  die  Bekaantmachimg  des  Reichskaiulers  yom  8.  Juli  1898 
(fietehs-Gesetzbl.  S.  213)  verkündeten  Vorschriften  über  die  Einriehtong 
nnd  den  Botr  der  Bleifarben-  tmd  Bleisackerfiabriken  treten  «m  I.Juli 
IWd  ausser  Jbürai't. 

4.  Bakaimtma<fliiing,  betr.  die  Beeefnmg  dar  y^ii^^iiirtftffffhiflftr  mit 
KapiOiiftn  und  flohffthofflKieren.  Vom  16.  Juni  1908.  (B.031.,  No.  82, 
8.  247.) 

5.  Bekanntmadhimg,  betr.  die  Dreiteilung  des  Wachdienstes  «nf 
SAuflhbrteieebifftaL   Vom  16.  Juni  1903.    (R.a.Bl.,  No.  32,  8.  251.) 

0.  Bekaantaiadiang,  be«r.  dla  IVikdLtamraiidung  von  Beetinunangen 
der  Seemannsordnung  auf  kleinera  TflhiMQse.  Vom  16.  Juni  1903. 
(ELQM.y  No.  32,  S.  252.) 

7.  Brlnia  des  SteataaekretS»  dea  Belohapoetamts  an  die  Ober- 
postdirektionen,  betr.  die  Oefhlir  der  BleiTerglftung  fOr  Telegraphem- 

arbeiter,  die  mit  dem  Simdehen  unbewehrter  Telegraphan-  und  Fmi- 
qpireohkabel  beschäftigt  sind.    Vom  24.  Dezember  1902. 

Von  arztlicher  Seite  war  der  BofflrchtnTi<]:  Ansdnuk  j^'eofeben,  dass 
die  mit  dem  Einziehen  unbewehrter  Telegraphen-  und.  Fenispreclikabel 
beseitigten  Telcgraphenarbeiter  der  Gefahr  einer  Bleivergiftung  ausgo- 
setzt  seien,  wefl  beim  Durchgleiten  der  Kabel  metalliadies  Blei  an  ihran 
Händen  haften  bliebe.  Infolgedessen  sind  einzelne  Oberpostdirektionen 
veranlasst  -worden,  die  Fmf^e  7.n  prüfen  nnd  nach  Anhörung  der  Post- 
vertrauensarzte die  Notwendigkeit  etwaiger  Schutzmassregeln  zu  eWirtern ; 
auch  haben  sich  auf  Ersuchen  mehrei  e  Kabelfabriken  zur  Sache  geäussert. 

Nach  den  eingegangenen  Berichten  ist  bei  den  befragten  Stellen  zwar 
noch  kein  Vergifbingsfall  beobachtet  worden,  obwohl  besondere  Schutz- 
vorkehnin^en  nur  in  seUenen  Fällen  /nr  Anwcndun«^  frekommen  sind  j 
eine  unmittelbare  Gefahr  scheint  demnach  mit  der  Handhabung  der  Blei- 
kabel nicht  verbunden  zu  nein.  Audererseita  steht  es  fest,  dass  bei  un- 
geeignetem Verhalten  der  Arbeiter  Soh&digungen  ihrer  Gesundheit  keines- 
wegs ausgeschlossen  sind. 

Den  sichersten  Scluitz  vor  Erkrankunj^en  gewährt  den  Kabelai  belfern 
die  Sauberkeit;  inslio^vnidere  dilrfei-  sie  uiemaLs  mit  ungereinigten  Händen 
Speisen  zum  Munde  lulnen.  Die  Bauliihrer  haben  deshalb  streng  darauf 
TO  halten,  dass  die  Arbeiter  eine  gründliche  Reinigung  der  Hftnde  mit 
Seife  und  BUrate  vor  dem  Essen  und  bei  jeder  sonstigen  Unterbrechung 
der  Arbeit  vornehmen.  Für  Bereitlialtun*:;  der  nöticren  Wa^chfrerRte  ein- 
schliesslich Seife,  Biirsto  und  Jlaiultücher  ist  auf  Kosten  der  Postkasse 
Sorge  zu  tragen.  Ferner  ist  den  Arbeitern  zu  empfehlen,  täglich  Mund 
imd  Naae  gehörig  auaanspttlen  und  zur  Reinigung  des  ganzen  Körpers  von 
Zeit  zu  Zeit  ein  Vollbad  au  nehmen,  was  sie  auf  eigene  Kosten  zu  tun 
hätten.  Um  das  Blei  auch  von  den  Kleidern  fern  zu  halten,  tun  die  Ar^ 
beiter  gut,  waschbare  Arbeitsanzüge  oder  Ueberkleider  zu  tragen. 
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Das  Rauchen,  Schnupfen  und  Talrnkkauen  während  der  Arbeit  erhtfht 

die  Gefahr  und  ist  deshalb  nicht  zu  dulden.  Arbeiter  mit  Verletzuufren 
an  den  Händen  diiilen  zum  Einzielicu  der  Kabol  nicht  verwendet  werden. 
Eine  Benutzung  der  TascUenmeHser  zur  Ausführung  von  Bleiarbeiten  ist 
den  Arbeiteni  nicht  zu  gestatten. 

Die  von  einigen  Oberpostdirektionen  in  Vorschlag  gebrachte  Be- 
schaffung lederner  Handschuhe  geht  über  das  Bedürfnis  hinaus  und  er- 
scheint auch  deshalb  nicht  angebracht,  weil  die  Handschuhe  das  Arbeiten 
erschweren  würden.  Dagegen  bestehen  gegen  die  Anwendung  von  Öchutz- 
luppen  ans  grober  Leinwand  oder  auch  von  Sohntaledeni  som  Bedecken 
der  ffihnde  beim  Anfassen  der  Bleikabel  keine  Bedenken. 

Die  sorgfältige  Beobachtung  dieser  Vorschriften,  die  sinngemäss  auch 
für  die  mit  dem  (rif^ssen  von  Bleiplatten  bescbafi  i-^en  Arbeiter  gelten, 
ist  geeignet,  der  Gefahr  einer  Vergiftung  vorzubeugen.  Sollten  sich  trotz- 
dem bei  dem  beteiligten  Personal  Anzeichen  einer  beginnenden  Bleiver- 
giftung zeigen,  eo  ist  sofort  ftrztliehe  Hilfe  in  Ansprach  zu  nehmen.  Die 
ersten  Erscheinungen  einer  Bleivergiftung  bestehen  gewöhnlich  in  Appetit- 
losigkeit, Uebelkeit,  schlechtem  Geruch  an.s  dem  Mun<le.  kolikartiizen  Leib- 
schmerzen mit  hartnäckiger  Verstopfung,  grauschwärzlicher  Färbun;^  des 
Zalmfleisches  und  Lokerung  der  Zähne.  Die  Oberpostdirektioneu  haben 
hiernach  das  Bescbaupersonal  und  die  in  Frage  kommenden  Arbeiter  mit 
Anweisung  zu  versehen. 

Die  El  <ranzung  der  UnfallverhtttungSTorschriften  zur  Arbeiterordnong 
bleibt  vorbehalten. 

b)  bicäetze  and  ferordnnngen  der  Bundesstaaten. 
1  KOnigreioh  FroiuMii. 

L  Gesell»  betr.  die  Bewilligung  weiterer  Staatamittel  mr  Verbesserung 
der  Wohnungarerhaitnisae  von  Arbeitern,  die  in  staatUohen  Betrieben 
beschSfligt  sind,  und  von  gering  beeoldeten  Btaatabeamteo.  Vom  4.  Mai 

1UÜ3. 

§  1.  Der  iStaatsrejrierung  wird  ein  weiterer  Betrag  von  12  Millionen 
Hark  zur  Verwendung  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  13.  August  1895 
(Gesetzsamml.  S.  521),  betr.  die  Bewilligung  von  Staatsmitteln  zur  Ver* 
bessenmg  der  Wohnungsverhältnisse  von  Arbeitern,  die  in  staatlichen  Be- 
ti-ieben  bcs(  liäfti>^t  sind,  und  von  gering  besoldeten  Staatsbeamten  zur 
Verfügung  gestellt. 

§  2.  Zur  Bereitstellung  der  im  §  1  gedachten  12  Millionen  Mark 
ist  eine  Anleihe  duix^  Ver&usserung  eines  entsprechenden  Betrages  von 
Sdiuldverschreibungea  aufzunehmen. 

Wann,  durch  welche  Stelle  und  in  welchen  Beträgen,  zu  welchem 

Zinsfusse,  rn  wclrlipn  Bedingungen  der  Kündiprtinp^  und  zu  wolrhen  Kursen 
die  .Schuldverschreibungen  veräussert  werden  sollen,  bestimmt  der  Finaia- 
minister. 

Im  ttbrigen  kommen  wegen  Verwaltung  imd  Tilgung  der  Anleihe  die 

Vo  r^i  In  itten  des  Gesetzes  vom  19.  Dezember  1869  (Gesetzsamml,  S.  1197) 
und  des  Gesetzes  vom  8,  März  1897  (Gesetzsamml,  S.  43)  zur  Anwendung. 

§  3.    Dem  Lan  ltni»-  i-f  Ihm'  riossen  nächster  regelmässiger  Zu*^ammeil- 
kuuft  über  die  Ausfuhrung  dieses  Gesetzes  Rechenschaft  zu  geben. 
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2.  Erlnss  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeit on,  betr.  GnindBÜtzc 
fiir  dio  Aufsteilung  von  Entwürfen  und  die  AuBfülirun^  von  Miet- 
woimhäusem  für  Arbeiter,  untere  und  mittlere  Beamte.  Vom  22.  Januar 
1903. 

Die  nachgedruckten  Grundsätze  für  die  Aufstellung  von  Entwürfen  und  die 
Auafühniog  von  Mietwohnhiwern  tüt  Arbeiter,  untere  und  mittlere  Beamte  sind  fortan 
bei  den  Anträgen  auf  HenteUnng  staatidgener  Ifietwoluiongai  für  die  Bediensteten 
dcar  ÖteatwiaeDMlmTarwaUiiiig  zu  !)eH(  Uten. 

Vorbemerkungen. 

1)  In  jedem  einzelnen  Falle  sind  die  für  den  Ort  geltenden  Baupolizeiverordnungen 
geOM  zu  beai-hten. 

2)  fiel  der  Wahl  das  Geländes  iat  nicht  nur  auf  eine  günstige  Lage  der  Miet« 
wohiiMaMr  zur  Arbdtmtätte,  zu  den  Vet^ufBetdlen  fOr  Lebennnittd,  sor  Sditile 
und  zur  £jrche,  sondern  auch  auf  Vermeidung  ungewöhnlicher  Ausgiiben  infolg«-  der 
Beechaffenhcät  der  Baustelle  Bedacht  zu  nehmen.  Defflgeuiase  sind  Grundstücke 
mit  tiefli^gondem  tragfähigen  Baugrunde  oder  ongfinstigem  Grondwaflseretaiid  aussn- 
achUeseen. 

[.  Allgemeine  Anordnung  der  Mietwohnhäuser. 
1.  Anzahl  der  Wohnungen  in  einem  EinzelhaoM. 

nie  Mietwohnhäujier  für  Arl>eiter,  untere  und  mittlere  Bwimtc  werden  in  der 
R^el  tür  mehr  als  zwei  WuUuuugeu  berechnet.  Ein-  uml  Zweifamilienhäuser  bieten 
swar  manche  Vorteile,  die  Kosten  solcher  Häniier  emichen  jedo<  h  eine  so  bedeutende 
Höhe,  das«  das  treforderte  Mieterträgiit^  von  4  vom  Hundert  weni'^^sten?;  bei  Miet- 
häusern  für  Arbeiter  und  Unterbeamte  nur  bei  aussergewöhiilicli  uiedrigeii  Boden- 
pnäiei  und  hohen  Mieten  erzielt  werden  kann. 

In  den  meisten  Fillen  wird  sich  die  HenteUang  von  Sechsfauniiienhinaem 
empfehlen. 

2.  Anzahl  der  Ge^chot*-e  in  einem  Einzelhause. 
Die  Unterbringuns  mehrerer  Wohnungen  in  eingeechoeaig^  H&usem  oder  in 
flSoeem  mit  einem  EnkgeeduMw  mid  einem  amgebanten  Dacbgeschon  ist  bei  dem 

geforderten  Mieterträgnis  nur  selten  möglich.  Tin  allgemeinen  .-^ind  melirgescho.«;-!]^ 
liäuijer  angezeigt,  und  zwar  empfiehlt  sich  meistens  dm  dreigeschossige  Haus  nut 
einem  Erdgeschoss  und  zwei  Stockwerken.  In  grossen  Städten  kann  Jedodi  wegen 
des  hohen  Bodenpreises  die  vier-  o<ler  fünfgi^diossige  Bauweise  gewählt  werden. 
3.  Anzahl  der  von  einer  Treppe  aus  zuijiiugigen  VVohnungeu  in  einem  Einzelhause. 
Die  l^^pe  Icaon  fttr  mehrere  Wonnungen  gemeinsam  sein,  jedoch  sollen,  von 
Eckhäusern  iirtd  tiggondcren  Fällen  abircsehen,  in  jedem  Geschoss  niclit  mehr  ab 
2  Wohnungen  aui  eine  Treppe  angewieoeu  sein.  Demgcnms  sind  in  der  Kegel  G, 
höchstens  10  Wobnongen  Ton  einer  Treppe  aus  zugfingig  za  nutdun. 

4  Grnppenhäuser. 

Wo  mehr  Wohnungen  als  in  einem  Hause  untcrgebrncht  werden  können,  her- 
nostdlen  sind,  ist  nach  den  Örtlichen  Verhältnissen  zu  i^niten,  nh  die  Ansfiibrung  in 
Einzelhäusern  oder  in  Qnippen  von  2,  3  oder  mehr  aneinander  gebauten  Einzelhäusern 
Mch  empfiehlt  Die  Vereinigung  mehrerer  HSnmr  Twdient  sowohl  wegen  der  Ver» 
lingemng  der  Ko-iten,  als  aueh  wipren  der^  bes-^eren  Wärmeschntze;^  den  Vorzug. 

Die  ganz  geschlossene  reihenförmige  Bauweise  ist  nur  an  städtischen  Strassen 
ansnwenden. 

5.  Höfe  und  Härten. 
Zu  jedem  Hause  muss  ein  Hof  von  an*n  ii  hi mii r  (Jnis«.-  gehören.  Bei  Gruppen- 
hftnsem  sind  die  einzelnen  Höfe  durch  Eintrii  diuMnigeu  vom-iuaDder  zu  trennen. 
Die  Znweisnng  von  Gartenland  ist  bei  billigen  Bodcnpreieen  erwünscht. 

G.  Abstand  der  Nebengebäude. 
Nebengebäude  müssen  in  solchem  Ab^^tande  vom  Hnnptgebiude  «niditet  wwden, 
dass  dieses  leine  Liohtbesdumnknng  erleidet. 

7.  Zugungijrkeit. 

Die  an  sich  erwünschte-  Anor«]nnn<;  eint  >-  Ue.-onderen  Zugaim^o  zu  jeder  Wohnung 
lässt  sich  nur  selten  ermöglichea.  Meistens  kann  niu-  eiu  Eingang  für  alle  Wohnungen 
fuuB  ESnzeihanseB  Torgesimmi  werden.  Dieser  Plingang  ist  oer  Saumerspamis  wej^ 
in  der  R<^el  unter  (fem  ersten  Treppenpodest  anzuordnen.  Da  es  zwH-kina-^ig  is^ 
das  lYepp«ihaujs  an  den  Hof  zu  vcrl^^en,  mus-i  bei  Doppclhäusern  auf  beiden  ^ten 
de«  Hanses  ein  Ganj^  bleiben.  Bei  Häusergruppen  von  dr«  und  mehr  Häusern  ist 
für  die  mittleren  Hauser  ein  besonderer  Zugangrsflur  von  der  Strasse  zum  Trei'pen- 
haose  erforderlich.    Unter  Umständen  kanu  es  in  diesem  Falle  auch  vorteilhat  t  ^in, 
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das  Treppenlunit  an  der  Strasse  mit  ciuein  besonderen  Zugangsflur  zum  Hofe  anzu- 
ordnen. Den  Hof  nur  durch  den  Keller  zugängig  zu  macEim,  empfidUt  nur 
noBnalmisweiM,  etwa  wenn  der  Hof  tiefer  ah  die  straaee  liegt 

8.  Cnterkellening. 
Die  Ifietwofanhinaer  aind  in  der  Regel  vollständig  cn  nnterkellem. 

9.  I^ge  zu  den  Hinimelgrichtnncrpn. 
Wenn  irgend  tuulich,  sind  die  Fensterseiten  de«  liaut«eH  nach  üeteu  und  Westen 
oder  annihemd  nach  diesen  Himmelarichtan^sen  anzulegen. 

II.  Allgemeine  Anordnung  der  Mietwohnungen. 
1.  Umfang  der  Mietwohnungen  (Anzahl  der  Räume  und  Zul)eh5r). 
Die  Mietwohnungen  erhalten,  je  nach  dem  örtlichen  Bedürfnis,  2,  3,  4  oder  5 
Wohnräume,  wobei  die  Kiieho  als  Wolinranm  mitgezählt  wird.  Ausserdem  geiiört 
zu  jeder  Wohnung  ein  Abort,  ein  Abteil  de«s  Kellers  und  ein  Abteil  des  Dach- 
raumet«,  sowie  die  Mitbenntnuig  einer  gemeinechnftlidien  WascfakOdie  und  einee 
Trockenbodens. 

Inwieweit  unter  Umständen  noch  Vorräume  oder  Flure,  Speisekammern  und  be- 
wohnbare Dachkammern  beizugeben  sin<l,  ist  unter  II,  2  und  III,  1  und  4  erläutert. 

Stille  für  Kleinvieh  aind  nur  bei  ländlichen  Verhaltniseen  und  nur  dort  vonra- 
aciien,  wo  daa  Bedfirfirffi  dazn  naehgewieaen  tat 

Für  je  G,  höchstens  10  Wohnungen  ist  eine  Waschküche  hcrzuateUen.  Hie  kann 
in  einem  Nebengebaude  oder  in  einem  Keiler  eingerichtet  werden. 

2.  OrOaee  der  Mietwohnungen. 

Die  Grösse  der  ^liotwohnungen  für  Beamte  darf  rlas  für  die  entsprechenden 
Dienstwohnungen  fei^tgcsetzte  Mass  nicht  übersteigen.  Demnach  »ollen  die  Miet- 
wohnungen für  Unterbeamte  eine  Nutzflache  von  nöchstens  45  ^m,  die  für  mitdere 

Beamte  eine  Nutzfläeho  von  luk-hstens  (»8  qm  erhalten.  Das  Meistmass  von  45  qm 
alt  auch  für  die  Arbeiter  Wohnungen.  Da.^  kleinste  Mass  einer  Mietwohnung  soll 
28,5  am  betragen. 

In  die  Nutzflächen  werden  die  Grundflächen  der  Wohnräume,  einf»ehlie^slich 
der  Küche,  der  Speisekammer  und  de«  Spülraumes  eingereclinet,  nicht  aber  die  (irund- 
flfichen  der  Vorräume,  Flure,  Alx)rte,  Balkone  oder  Altane  und  Dachkammern. 

Die  demnach  für  Mietwohnungen  für  Arbeiter  und  Unterbcamte  sur  Verfügunj; 
atdhende  NntzflSdhe  von  28,5—45  qm  gestattet  die  Herstellung  von  Wohnungen  mit 
2,  ?>  oder  4  Rjiumrn.  Am  der  für  initiiere  Beamte  zulässigen  rsutzfläche  von  6S  qm 
können  vier-  oder  fünfräumige  Wohnungen  gewonnen  werden.  Es  ist  nach  den  persön* 
liehen  VeriiSltniBaen  der  Beiunten  und  Arbeiter  genau  zu  prüfen,  ob  ea  sidi  empfMh, 
im  gegebenen  Falle  Wohnungen  mit  kleinerer  Zimnirrzahl,  aber  griisseren  Zimmer- 
grundiiächen,  o<ler  umgekehrt  zu  bauen.  Dabei  sind  die  im  Interesse  der  Gesundheit 
und  Sittliciikett  erforderiichen  Bfickaichten,  inabeeondere  anch  die  hierfOr  erlaasenen 
polizeihchen  Verordnunfren  zu  besidlten. 

In  der  Bc^el  wird  es  zwcckmSssig  sein,  an  demselben  Orte  Wohnungen  beider 
Arten  snr  VerfOgung  zu  haben.  Unter  Umständen  können  in  demselben  Gebäude 
Wohnungen  versrliiedener  (»rötJso,  die  gleichen  ühereiiuuuler,  antrclegt  werden.  Auch 
empfiehlt  es  sich,  in  der  (irundrissgcstaltung  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  ein 
grteserer  Raum  durch  Einziehung  einer  Zwiacfienwaod  in  2  Räume  geteilt  werden  kann. 

Bd  Häusern  mit  zweiraumigen  Wohnnngen,  mit  dreiräumigen  Wohnungen  bis 
TO  45  qm  Nutzfläche  und  mit  vierräumigen  Wonnungen  bis  zu  68  qm  Nutzfläche  süid 
ffir  etwia      der  W<rf»nungcn  Dachkammern  einzurichten. 

3.  Einteilung  der  Wohnungen  im  Hause. 

Die  Wohnungen  aind  nadi  der  Hefe  der  Hanaer  einzuteilen,  und  zwir  ao,  daat 
jede  Wohnung  snwrihl  nach  der  Strasse  wie  nach  dem  Hofe  zu  Fenster  erhält.  Düp 
durch  wird  die  beste  Ausnutzung  der  Sonnenwärme  und  eine  gute  DiuchiüftUQg  der 
Wohnung  ermOglidit. 

4.  Abmessungen  der  Wohnräume. 
Die  Uchte  Höhe  der  Wohnräume  ist  für  Arbeiter  und  Unterbeamte  zu  2,80  m, 
ffir  mittlere  Beamte  zu  3  tu  anzunehmen. 

Die  Tiefe  der  Wohnräume  soll  mindeatens  4,10  m  betragen,  um  zwei  Betteo 
hintereinander  aufstellen  zu  können. 

5.  Heizbarkeit. 

Alle  Wohnräume,  wenn  möglieh  auch  die  I>achkammcrn,  sollen  hcizber  sein. 
III.  Anordnung  der  Mietwohnungen  im  besonderen. 
1.  Vorräume  und  Flure. 
Wohnungen  mit  mehr  als  zwei  Räumen  sind  in  der  Regel  mit  Vorräumen  oder 
Fluren  auszustatten,  die  einen  Abschluss  der  Wohnung  ermöglichen  und  den  Zugang 
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ru  mehreren  Räumen  vermitteln.  Auf  hinmchomle  Verforgnog  mit  Luft  und  Ldchty 
wenn  aucii  auf  mittelbarem  ^Vege,  i^t  Be^laclii  zu  nehnieu. 

2.  Wohnräume. 

Bei  der  Anordnung  der  TQren  und  Fenster  in  den  Wohnräumen  muss  auf  die 
8tcUung  der  Betten  Biicksicht  genommen  werden,  die  in  den  Grundrissen  einzu- 
sdclmen  ii^t. 

In  den  Dacbkamtuem  sind  «oikrechte  Fenster  von  ausreicheader  Grösse  vorzusehen. 

S,  Kudwüstnben. 

Die  Kur]if  ler  Wohnungen  für  ArlKiffr  und  rnterbeamte  ist  in  den  Gegendm, 
wo  die»  den  Uewobüheiten  oer  Bevölkening  euU^richt,  als  sogenannte  Küchenstube 
zu  Wohnzwecken  herzurichten,  üeber  die  Einzelheiten,  insbesondere  über  die  erfordere 
liehen  Einrichtungen  für  die  Trocken-  und  Reinerhaltung,  ist  die  hier  angefügte  „AU" 
wdsung  zur  Herstellung  und  Emrichtnnjr  von  Kücbeastuben"  zu  vergleidien. 

Lnrieveit  nnt»  Unutinden  e^nli-he  Einrichtungen  sich  auch  für  die  Wolmiuigeo 
dar  mlttlefCP  Bemten  eropfelileii,  bleibt  nach  len  örtüchea  VerhÄltuisMii  zn  tgwifau 

4.  SpeibtKaiiiiuem. 

Süciselcammem  sind  nur  in  den  Wohnungen  für  mittlere  Beamte  vorzusdieD« 
Auch  dort  ist  darauf  zu  achten,  das»  sie,  cntsprei-heud  dem  tatsächlich  geringen  Be- 
durinis,  in  kleinen  Abmessungen  gehalten  werden  und  nicht  einen  besser  anders  aus- 
xnnntzfl&den  Baum  wcignehmeo. 

r>.  Aborte. 

Aborte  dnd  M  lindlidieQ  Verhaltniflaen  in  besonderen  T^ebengebanden  mtf 

dem  Hofe  unterzubringen.  Wo  Wa.>^ser»pülung  vorhandm  ist  oder  in  anderer  Weise 
für  ordnungsmässige  Abführung  der  Aueworfstoffe  und  für  gute  Lüftung  der  Aborte 
gesorgt  ist,  können  sie  in  den  Hinsern  selbet  angelegt  werden.  Dabei  ist  jedoch  die 
noch  vielfach  übliche  -Anordnung  an  den  TrepjieniKKlesten  wegen  der  grossen  damit 
verbundenen  Missstände  gnindsätdich  zu  vcrmeideii,  vielmehr  nind  die  Aborte  von  den 
Wolmungen  aus  Bdgiiig^ai  m  machen.  Können  sie  nicht,  wie  e^^  in  den  Wohnungen 
für  mittlere  Beamte  meisten»  nnd  häufig  auch  in  den  anderen  Wohnungen  möelieh 
ist,  an  den  Flur  verlegt  werden,  so  sind  balkonartige  Ausbauten  oder  lüftbare  Vor- 
iSnme  Ton  den  Küchen  als  Zncang  m  den  Aborten  vorzusehen.  Diese  Ausbauten 
können  rebcni>ei  auch  zom  Auslegen  Ton  Betten,  Ausklopfen  von  Kleidern  n.  dergU 
verwertet  werden. 

IV.  Technische  Aosfflihrnng. 

1.  Mauern. 

Die  Aussenmauem  sind  in  der  Kegel  uiai^iv  auszuführen.  Fachwerk  ist  für  die 
WobnrSiune  nur  in  besonderen  Fällen  zulässig,  wo  es  sich  der  Diilidien  Bau- 
weise  nnd  wei"-Ti  «^pringerer  Kn«ten  empficldt. 

Die  Treiiuungä wände  zwischen  den  einzi  incn  Wohnungen  und  zwischen  den  Daeh- 
kaoBuncm  sind  mindwitens  Vi  Btein  aUirk  herzustellen. 

2.  Sehornsteinröhren. 
Die  Eüchensehomsteine  sind  tunlichst  so  anzuordnen,  dass  die  Winne  des 
^fichenherds  zugleich  auch  zur  l->rw:innung  der  anderen  Zimmer  ausgenntst  werden  Itann. 
tichonisteiQiÖbreo  in  den  Aussenwünden  sind  su  vermeiden. 

3.  Didier. 

Die  Dächer  sind,  ausser  in  ^^täiltdi,  als  ül).  rst(  honde  Dächer  auszubildtn  und 
nicht  mit  Pappe,  sonoem  mit  Ziq^elu  oder  Schiefer  zu  decken.  Wenn  Dachkauimern 
nicht  von  vornherein  vo^esehen  werden,  ist  die  Konstruktion  des  Daches  so  einza- 
riciitSD,  dass  die  spifecre  Bovtdlnng  von  Dachkammern  keine  Sjchwierigketten  bereitet* 

V.  Aesthetische  Ausbildung. 

Die  Mietwohn  hauser  sollen  einen  bescheidenen,  aber  freundlichen  und  Kefälligcn 
l^druck  machen.    Dieser  Zweik  lässt  sich  ohne  Mehrkosten  und  ohne  Msondere 
architektonische  Zutaten  durch  An-nnt7nng  <ler  gegoli'.nt»«  TTilfsmittel ,  wie  weisse 
Fugung  der  Zi^elflächen,  Wtch^el  von  Putz-  und  iü.lii.iiu,  anspreebende  Farben- 
gebnng  bsün  Ansiaricll  u.  dergl.,  besonders  aber  durch  eine  sorgfältige  und  saubere 
Ausführung  erreichen.   Wird  eine  griisstre  Zahl  von  Miet Wohnhäusern  nebeneinander 
errichtet,  so  ist  dem  ße<Jürfniri  nach  Abwechslung  etwa  durch  Wahl  verschiedener 
Orondrisse,  wechselnde  Gruppierung  der  Fenster,  Anordnung  der  Trropenhäuser  liald 
an  der  Strasse,  bald  am  Hofe,  femer  durch  Belebung  der  Dachflächen  mit  Giebeln 
und  ähnliche  Mittel  zu  entsprechen. 

VI.  Verdingnng  der  Baaten. 

Die  Angebote  sind  unter  Beachtung  der  Bestimmungen  des  Erlasses  vom  8.  April 
1902  —  J.-2C  5.  25  (EJs  J3L  S.  IST)  -  über  die  Wahrung  des  berechtigten  Interesses 
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der  Banhandwprker,  fowohl  für  din  vüll^^tändige,  sogenannte  schlüseelfertifjc  Hcr- 
stclluug  üi  üencTaluutcTnehmunj;,  als  auch  für  die  nach  deo  einzelnen  Titeln  dm 
Kostenanschlages  getrennten  Lieferungen  und  Leistungen  eutttlfofdoni.  Dw  Fristen 
sind  mchlich  und  die  Verzu^satrafen  gering  zu  bemessen. 

Ittk  ftbrigOD  wird  «af  dm  Allgemeinen  Veriragsbediogungen  für  die  AiuföhruDg 
Ton  SteatabMitea  (E.y.BL  1899  &  ^),  mriflaen. 

8.  XrUuM  des  IQxiiitera  fSr  Hand«!  und  Oewerl»«  an  die  Bogteraiig»- 

pi^denten  und  den  PoUseipräsidonten  von  Berlin,  vom  26.  Mii  1008, 
betr.  Besohäftignng  eigener  Kinder  in  gewerblichen  Betrieben. 

Nach  §  14  Abs.  1  des  ReicLsgoset/.os,  betr.  Kinderarbeit  in  gewerb- 
lichen Betrieben,  vom  30.  März  d,  J.  i^K.G.Bl  Ö.  das  nach  §  31  mit 
dem  1.  Januar  1904  in  Kraft  tritt,  ist  der  Bundesrat  enn&clitigt,  für  die 
ersten  2  .Talire  nach  dem  Inkrafttreten  des  Oesetzes,  also  bis  zum 
Hl.  "Dezember  1905,  für  einzahle  Arten  von  Werkstätten,  in  denen  durch 
©leuientare  Kraft  ("Dampf,  Wind,  Wasser,  Gas,  Luft,  Elektrizität  n.  s.  w.) 
bewegte  Triebwerke  nicht  bloss  vorübergehend  zur  Verwendung  kommen, 
Ansnalimen  von  dem  in  §  12  des  Gesetzes  ausgesprocbenen  Verbote  der 
Beacliäftigung  eigener  Kinder  zuzulassen. 

Für  den  gleichen  Zeitraum  können  von  ihm  auf  Grimd  der  ange- 
zogenen Bestimmung  auch  für  einzelne  Arten  solcher  Werkstätten,  in 
denen  die  BeBchäftigung  von  Kindern  nach  §  12  des  Gesetzes  verboten 
ist)  Ausnahmen  von  den  in  §  18  Abs«  1  des  Gesetzes  vorgesehenen  Be* 
schrftnkungen  hinsichtlich  der  Beschftftigimg  eigener  Kinder  zugelassen 
werden,  wonach  eigene  Kinder  unter  10  Jahren  überhaupt  nicht,  eigene 
Kinder  über  10  Jahre  nicht  in  der  Zeit  zwischen  8  Ühr  abends  und 
8  Uhr  morgens  und  nicht  vor  dem  Vormittagsunterrichte  beschäftigt 
werden  dürfen,  den  oigouen  Kindern  Uber  10  Jahre  bei  der  Beschäftigung, 
die  am  Nadmitttag  erst  eine  Stunde  nach  beendetem  ünterriehte  beginnen 
darf,  auch  um  Mittag  eine  mindestens  zweistündige  Pause  zu  gewähren  ist. 

Zwnrks  Vorhorcitiini:  rles  Inkrafttretens  des  Gesetzes  wird  nunmehr 
alsbald  die  Frage  zu  prüfen  sein,  inwieweit  mit  Riieksicht  auf  die  erheb- 
liche wirtschaftliche  Tragweite  der  Bestimmungen  in  12,  13  Abs.  1 
ftir  die  Hausindustrie  von  der  dem  Bundesrate  durch  §  14  Abs.  1  des 
Gesetzes  eingeräumton  Befugnis  Oel)ianch  zu  machen  ist,  um  den  haus- 
iiirlnstriellen  Betrieben  das  Eiii]<'V>en  in  <lie  nenen  irosetzlichen  Vor*^clirirten 
zu  erleichtern  und  ihnen  die  erforderlif  lie  Zeit  zu  gewähren,  damit  sie  lüe 
vielfach  notwendig  werdenden  Aenderungeii  in  der  Betriebsweise  allmählich 
durchführen  können. 

Wenn  auch  die  dem  Bundesrate  durch  §  14  Abs.  1  des  Gesetzes  fttr 
die  ersten  2  .Talire  nach  <l(\ss-en  Inkrafttreten  einirerftnmte  Befugnis  an 
sich  unbeschriliikt  ist,  so  wird  doch  im  Interesse  des  mit  dem  Gesetze 
verfolgten  Zwecks  bei  den  dem  Bundesrate  für  den  Erlaus  von  Ausnahme- 
bestimmungen KU  unterbreitenden  Vorschlägen  gnmdsfttzlidi  davon  aus- 
zugehen soin,  dass  bei  der  Zulassung  von  Ausnahmen  nirgends  über  das 
Mass  dos  im  wirtschaftlichen  Interesse  der  betroffenen  Betriebe  unbedingt 
Gebotenen  hinausgegangen  wird.  Des  weiteren  bemerke  ich  hinsichtlich 
der  Ausführung  des  §  14  Abs.  1  des  Gesetzes  noch  folgendes: 

1)  Ausnahmen  flBbr  Werkstätten  mit  Motorbetrieb  weiden  in  der  Regel 
nicht  in  Au.ssicht  zu  nehmen  sein.  Soweit  sie  gleichwohl  aus  besonderen 
Gründen,  die  Sio  in  Ilirem  Bericht  eingehend  darlegen  wollen,  befürwortet 
werden,  ist  grunds?ttzli(  Ii  davon  auszugehen,  dass  sie  sieh  in  dem  durch 
§  14  Abs.  2  Satz  1  des  Gesetzes  gezogeneu  Rahmen  halten  müssen. 
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2)  Aoflnaliineii  Air  Werkstätten,  in  [denen  die  BeeGhftftigung  von 
Kindern  nicht  nscib  §  12  des  Gesetzes  verboten  ist  (§  13  Abs.  1),  werden 
in  der  Regel  so  zn  be<n*©nzen  sein,  das*?  dio  Bosf-liiiftigiiiifr  eigrener  Eander 
in  der  Zeit  zwischen  S  Ulir  abends  und  8  Uhr  mor^^ens  ausgeschlossen 
bleibt  und  daös  eigene  Kinder  unter  8  Jahren  nicht  beschäftigt  werden 
dtbrfen. 

Im  tlbrigen  werden  Ausnahmen  von  dem  Verbote  der  Beschäftigung 
eigener  Kinder  unter  10  Jahren  tunlichst  nvu*  für  solche  Hausindustrien 
in  Aussicht  zn  nehmen  sein,  in  \\  eichen  die  Kinder  mit  besonders  leichten 
und  ihrem  Alter  angemessenen  Arbeiten  beschäftigt  werden. 

8)  Von  Ausnahmen  fto  Werkst&tten,  in  denen  war  Herstellung  von 
Ziporen  erforderliche  Vorrichtungen  oder  das  Sortieren  von  Ziganren  vor* 
genommen  werden,  wird  abzusehen  sein. 

Ich  ersuche  Sie,  hiernach  alsbald  die  erlbrderlichen  Erniittelungen 
darüber  in  die  Wege  zu  leiten,  ob  und  inwieweit  nach  Lage  der  Ver- 
hütnisse  in  Ihrem  Bezirk  eine  Znlassong  von  Ansnalunen  nach  §  14 
Abs.  1  des  Gesetzes  geboten  erscheint.  Ihren  Bericht  erwarte  ich  bis 
spätestens  zum  1.  Angost  d.  J.  Auf  Innehaltnng  des  Tenxuns  lege  ich 
Wert. 

4.  Erlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  Bogierungs- 
präsidenten  und  den  Oberpräsidenten  in  Potsdam,  betr.  Ausfühning 
d«s  CkMeftses,  bete,  weitore  ▲Undsnmimi  dM  EMkenveraidheanuigs- 
gesetzes.   Vom  80.  Hai  1908. 

Das  Gesetz,  betr.  weitere  Abänderungen  des  Krankenversicherungs- 
gesetzes,  vom  25.  Mai  19<)H  (E.G.Bl.  S,  233)  tritt  bereits  am  1.  Januar 
1904  in  Kraft.  Da  bis  dahin  die  Abänderung  der  grossen  Mehrzahl  der 
Statuten  der  Orte-,  Betriebs-  (Fabrik-),  Ban>  nnd  Imrangskrankenkassen^ 
sowie  der  eingeschriebenen  und  anf  landesreditlicher  Vorschrifb  beruhenden 
Hilfskassen  erfolgt  sein  mnss,  so  erscheint  es  geboten,  die  Durchführung 
des  Gr>?ptzes  imverzfl^rlich  in  die  Wef^e  zu  leiten. 

1 ;  üemeindebeBchlüsse  oder  Beschlüsse  weiterer  Kommunalverbände^ 
welche  Beschränkungen  der  Krankennnterstützung  bei  der  Gemeinde- 
krankenversicherung  nach  ICassgabe  des  §  6a  Ab&  1  Ziffer  2  nnd  8  des 
Gesetaies  enthalten,  sind  dahin  zn  ändern,  dass  für  Krankheiteni  die  sich 
der  Versicherte  durch  freschlechtliche  Ausschweifungen  zugezogen  hat 
('Zitier  2j,  da.s  Krankeni:old  weder  «ranz  noch  teilweise  entzogen  werden 
dari'  und  daas  eine  Besicbrünkung  im  Sinne  der  Ziffer  3  erst  nach  Bezug 
der  KrankenunteistUtacnng  Tvfthrend  26  Wodien  znlftssig  ist  (Art  1,  IV 
des  Gesetzes). 

Das  Hnchstmass  der  Ordnungsstrafen  weisen  Verfehlungen  gegen  die 
auf  (Trund  dos  4}  6a  Abs.  2  a.  a.  O.  erlassenen  Vorschriften  ist  von  20  M. 
aul  das  Dreifache  des  täglichen  Ki  ankengeldes  für  jeden  Uebertretungs- 
&U  herabsasetsen  (Art.  1»  V  des  Gesetses). 

2)  Die  Statuten  der  Orts-,  Betriebs-  (Fabrik  ),  Bau-  und  Innung»-. 
krankenkasscn  werden  in  folgenden  Punkten  durch  die  Vorschriften  des 
Gesetzes  berührt : 

a/  Soiem  sich  die  Statuten  über  die  Versicheruugspflicht  der  Hand- 
limgsgehilfen  und  Lehrlinge  auslassen,  ist  zu  beachten,  dass  gemäss  Art  1, 
I  und  II  des  Gesetzes  diese  Personen  vom  1.  Januar  1904  ab  von  der 
Versicherungspflicht  nur  dann  befreit  sind,  wenn  ihr  Arbeitsverdienst  an 
Lohn  oder  Gehalt  67«  M.  für  den  Arbeitstag  oder,  sofern  Lohn  oder  Ge- 
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halt  nach  grösseren  Zeitabachnitten  bemessen  ist,  2000  M.  für  das  Jahr 
berechnet,  übersteigt. 

b)  Die  Unterstiitzuiigsdauer  muss  mit  der  aus  Art.  1,  IV  des  Gesetzes 
sich  ergebendoL  Massgabe  aof  26  Wochen  verlängert  Verden. 

c)  Die  Wöehnerinnenunterstdtzung  ist  fortan  auf  die  Dauer  Ton 
6  Wochen  zu  gewähren  (Art.  1,  IX  des  Gesetzes). 

d)  Wenn  die  Statuten  Beschränkungen  der  Krankeimuterstützung 
nach  Massgabe  des  §  26a  Abs.  2  Zilfer  2  und  3  des  Xrankenversiche- 
rungsgesetzes  enthalten,  so  ist  zu  bertlcksichtigen,  dass  eine  Beschrftokung 
in  der  Gewfthrong  des  Krankengeldes  bei  Krankheiten,  die  durch  ge- 
schlechtliche  Ausschweifungen  hervorgerufen  sind,  nicht  mehr  zulässig  ist 
{Art.  1,  XII  des  (Josetzes),  und  dass  eine  Kürzung  der  Unterstützungs- 
dancr  griiü'iss  Ziiror  8  a.  a.  O.  nur  dann  vorgeschrieben  werden  darf, 
wbun  die  Kraukeuunterstützung  für  26  Wochen  gewährt  wurde  (Art.  1, 

des  Gesetses).  Zu  §  26a  Abs.  2  Ziffer  2a  a.  a.  0.  ist  su  beachten, 
dass  die  Höchstgreuse  der  0rdnun|;8strafen  geändert  worden  ist  (Art.  1, 
XII  des  Gesef/.esi. 

e)  Da  dio  (rrf-nzo  des  aiireclmnnp'ffhhigen  Arl)eitsverdien«tes  in  den 
Füllen  des  §  20  Ab».  1  Ziüer  i  des  Kraukeuversicherungsgesetzes  von  3 
auf  4  H.  und  bei  Bildung  von  Lohnklassen  (§  20  Abs.  2  a.  a.  0.)  von  4 
auf  5  M.  erhöht  worden  ist  (Ait.  1,  IX  des  Gesetzes),  so  ist  bei  allen 
Krankenkassen,  wn  eine  Berücksichtigung  höherer  Lohnsatze  nach  Lage 
der  Verhältnisse  erforderlich  erscheint,  der  durchschnittliche  Ta<j!^elüliii  von 
Ihnen  anderweit  festzusetzen.  Auch  haben  die  Kassen,  bei  denen  der  wirk- 
liche Arbeitsverdienst  den  Beiträgen  und  Unterstfttzungen  sn  Grande  gelegt 
ist  (§  26a  Abs.  2  Ziffer  6  des  ^ankenversidierangsgcsetses),  ebne  ander- 
weite Festsetzung  im  Statute  vorzunehmen,  wenn  Lohnsätze  von  mehr  als 
4  bis  zur  Höhe  yon  ö  M.  (Axt.  1,  XII  des  Gesetzes)  berücksichtigt  werden 
uitissen. 

f)  Kassen,  die  gemftss  §  21  Abs.  1  Ziffer  6  des  Krankenversicbe- 

Tungsgesetses  Familienunterstfltzung  gewähren,  haben  su  beachten,  dass 

die  Gewährung  einer  Wöchnerinnenuntei-stützung  an  Ehefrauen  der  Kassen- 
nri'^^lieder  nicht  mehr  znlfl^^sipr  ist  (Art.  1,  X  des  Gesetzes),  da«re«r<^n 
kuimeu  die  in  Ziffer  4  a.  a.  Ü.  iu  der  neuen  Fassung  des  Art.  1,  X  auf- 
geführten Unterstützungen  gewährt  werden. 

Den  Kassen  ist  zu  empfehlen,  cur  Eh'leichtenuig  des  Genehmigungs- 
verfalireas  etwaige  Aenderungen  in  einem  Nachtrage  sasanmiensQ&Bsea. 

3)  Die  eingeschriebenen  und  auf  Gtiind  landesrechtlidier  VcMisehrüt 

errichteten  Hilfskassen  haben  eine  Aenderung  der  Stntuten  dahin  vorru- 
nohmen,  dass  die  Krankeuuntorstützung  mit  der  aus  Art.  1,  JX  de»  Ge- 
setzes sich  ergebenden  Massgabe  mindestens  26  Wochen  gewälirt  wird. 
Ebenso  sind  sie  verpflichtet,  fortan  bei  Krankheiten,  die  sich  die 

Versicherten  durch  geschlechtliche  Ausschweifungen  zugezogen  haben,  das 
Krardcengeld  voll  7.n  fr^wUhren.  Eine  etwaige,  dein  §  6n  Abs.  1  Ziffer  3 
des  Krankenver.siciieruu^'s^'^osctzips  entsprechende  Beschränkung  ist  nach 
Massgabe  der  Vorschrift  des  Art.  1,  V  des  Gesetzes  zu  ändern. 

Den  Hil&kassen  ist  gleichlaUs  zu  empfehlen,  die  vorgenommenen 
Aenderungen  in  der  Form  eines  Nachtrages  vorzulegen;  zugleich  sind  sie 
darauf  hinzuweisen,  das-  nnf  eine  redif zeitige  Erteilutifr  der  Bescheini<rnng 
ireraäss  §  76r  des  Krankenversiclierungsgesetzes  nur  i/erochnet  werden 
könne,  wenn  ein  einwandfreier  Nachtrag  spätestens  bis  zum  1.  Dezember 
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d.  J.  in  zwei  Ausfertigungen  oder  beglaubigten  Exemplaren  vorgelegt 
wird.  Die  Namen  der  Hillskassen,  die  bis  zum  1.  Januar  UM)4  noch  nicht 

im  Besitz  einer  neuen  Bescheinitrnnrr  sind,  wollen  Hie  zu  Anfiintr  nächsten 
Jahres  mit  der  Bemerkung  im  Ke^aorunirsauitshlatte  veiüflentlichen,  dass 
die  früher  erteilte  Bescheinigung  ihre  G-tiltigkeit  verloren  habe  {Art.  IV 
Abs.  4  des  Gesetzes).  Im  flbrigeu  ist  nach  Voiscbrift  des  Erlaraes  Tom 
9.  Februar  1893  (B  1291)  su  verfahren. 

4)  Nachdem  durch  Art.  1,  I  und  II  des  Gesetzes  der  Versichemngs- 
zwang  auf  alle  Handlungsgehilfen  und  Lehi'linge  ansircdehnt  worden  und 
der  §  2  Abs.  1  Ziffer  5  des  Krankeuversicherungsgesetzes  fortgefallen 
is»t,  bedarf  es  einer  Berichterstattung  Uber  die  statutari^he  Ausdehnung 
des  VevaidMroiigsswBiiges  nach  Hassgabe  meines  Erlasses  vom  16.  AprU 
d.  J.  (IGulBI.  S.  151  ff.)  zu  E  der  Uebersicbt  nicht  mehr.  Im  tlbrigen 
mache  ich  unter  Hinweis  auf  den  Erlass  vom  12.  April  18!)?  fMin.Bl. 
f.  d.  L  Verw.  1897,  8.  99)  darauf  aufmerksam,  dass  die  Gründung  von 
Ortskraakoukassen  für  Haudhmgsgehilfen  und  Lehrlinge  unzulässig  ist. 

5)  Nach  §  45  Abs.  6  des  Erankenversieherungsgesetses  in  der  Fassung 
des  Art.  1  XVI  des  Gesetzes  ist  gerben  die  Androhung,  Festi^etsung  und 
Vollstreckung  der  Ordnnnirsstiafen  durch  die  AufsichtsLehürde  anf  Grund 
des  §  45  Abs.  1  des  KjankeuversicherMuirsfresetzes.  sowie  ijoiron  Anord- 
nungen der  Aufsichtsbehörde  über  die  \\  ahraeiimung  der  Befugnisse  und 
Obliegenheiten  der  Eassenorgane  auf  Grund  des  §  45  Abs.  5  des  Kranken- 
versielierungsgesetzes  das  Verwaltungsstreitverfahren  sugelassen,  jedoch 
nur  insoweit,  als  die  Anfechtuuji^  darauf  gestützt  wird,  dass  die  getroffene 
Anirdnunt;  rechtlich  nicht  begründet  und  die  Kasse  oder  das  Vorstands- 
mitglied durch  die  Anordnung  in  einem  Rechte  verletzt  oder  mit  einer 
rechtlich  nicht  begründeten  Verbindlidikeit  belastet  sei.  Ueber  die  Frage, 
ob  die  Anfechtung  auf  diese  Behauptung  gestutzt  wird  und  damit  die 
Voraussetzungen  für  die  Zulässigkeit  des  Verwaltungsstreitverfahrens  vor- 
liegen, haben  die  Verwaltungsgerichte  selbst  nach  freiem  Ermessen  zu 
ent^eiden.  Zur  Vermeidung  von  KompetenzkonÜiktea  wird  es  daher 
notwendig  sein,  Beschwerden,  die  innerhalb  der  ersten  4  Wochen  nach 
Zustellung  der  Anordnung  bei  Ihnen  eingehen,  an  den  Besirksaussdiuss 
abzugeben  und  erst  über  die  Beschwerde  zu  entscheiden,  wenn  der  Be- 
zirksausschuss  sich  für  unzuständig  hi'ilt.  Bei  Beschwerden,  die  nach  Ab- 
lauf der  4  Wochen  eingehen,  wollen  tiie  zunächst  jinilen,  oh  die  Au- 
fechtuug  auf  die  in  §  45  Abs.  6  aufgeführten  Behauptungen  ^'esttttzt  wird. 
Ergibt  die  Ftttfong,  dass  dies  der  Fall  ist,  so  ist  eine  Entsdieidung  aV 
Eukhnen  und  dem  Beschwerdeführer  zu  eröffnen,  dass  die  Anordnung, 
nachdem  er  unterlassen  habe,  diese  binnen  4  Wochen  nach  Ziistelliuiir  im 
Verwaltung?5streitverfahrfn  anzufechten,  rechtskiäft  ig  gcwordou  sei.  Liegen 
die  Voraussetzungen  füi-  das  Verwaltungsstreitverfahren  nicht  vor,  so  ist 
die  Beschwerde  im  Anfsiehtswege  zu  erledigen.  Auf  Innungskrankenkassen 
findet  der  §  45  Abs.  6  keine  Anwendung. 

Das  Vor\valtun<;sstroitvei-fahrcn  in  dtMi  Fällen  des  §  42  Abs.  G  und 
§  45  Abn.  (y  dos  KrankenA  orsiclioi-ungsgescizos  in  der  Fassung  des  Art.  1, 
XV  und  XVI  des  Gesetzes  wird  demnächst  durch  Königliche  Verordnung 
geregelt  werden. 

6)  Unter  unteren  Verwaltungsbehörden  im  Sinne  des  §  56  Abs.  8 
a.  a.  0.  sind  diejenigen  Behörden  zu  verstehen,  welche  in  ZitTer  3  der 
Ausführun^jT-sanwoisung  vom  10.  Juli  1892  (Miu.Bl.  f.  d.  i.  Verw.  1892, 
S.  301}  aufgeftihrt  worden  sind. 
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6.  Srb»8  des  Mmisters  dM  Innern  und  dem  IGnistero  für  Handel 

und  Gewerbe  an  die  Begiemngspilaident^n,  vom  5.  Jnni  1908,  betr. 
BefU^iflse  der  Versich  eningsanstalten  gegenüber  den  Einzugs  steilen. 

Auf  tiiniud  tietä  §  148  Absatz  ö  dea  Invalidenversicheruiigsgesetze)* 
haben  wir  die  Befugnisse  der  Versicherungsanstalten  gegenüber  den  £in- 
sügssteUen,  die  von  den  VeraidienrngBAnstelten  nicht  selbst  eingeriditet 
Bind,  durch  die  ao geschlossene  Anweisung  geregelt.  Sie  vollen  den  Auf- 
sichtsbehörden die  Anweisung  mitteilen. 

Anlage. 

Anweisung,  beireftend  A  n  fsicht.sbelugnisse  der  Versiche- 
rungsanstalten gegenüber  den  Einzugsstellen. 

Auf  Chroid  des  §  148  Absats  6  des  InTaUdenTerstdiemngsgesetns 
(B.6.B1.  1899,  S.  403)  wird  folgendes  bestinunt: 

i;  1.  Einzugsstellen  im  »Sinne  dieser  Anweisung  sind  mit  Ausnahme 
der  öriliclien ,  von  der  Versicherungsanstalt  eingerichteten  Hebestollen 
diejenigen  Krankenkassen,  Knappschattskassen,  Gemeindebehörden  oder 
andere  von  der  LandeszentralbehOrde  beseichnete  Stellen,  welche  Beitrftg» 
sur  Invalidenversicherung  einriehen  und  Quittongskarten  ausstellen  imd 
umtauschen. 

§  2.  Die  Vorstände  der  Versicherungsanstalten  sind  l)efugt,  den 
Geschäftsbetrieb  der  Einzugsstellen  diirch  ihre  Beamten  prüleu  zu  iassßii. 

§  3.  Die  mit  der  Prdfong  beauftragten  Beamten  innd  berechtigt,  die 
auf  die  Kartenausstellung  und  die  Einziehung  der  Beitr&ge  sich  be- 
ziehenden Akten.  Listen,  Bücher,  Quittungskarten  und  sonstigen  Schrift- 
.'«tncke  einzusehen.  Soweit  es  für  die  ordnungsmftssige  Erledigung  der 
Pr(ifung  erforderlich  erscheint,  sind  sie  befugt,  den  ganzen  Kassonbestand 
der  Einzugsstelle  aufzunehmen  und  sur  Vergleichung  des  Bestands  mit 
dem  Inhalte  der  Kassenbücher  diese  Bücher  abzuscfaliessen. 

§  4.  Die  Einzugsstellen  sind  verpflichtet,  den  prüfenden  Beamten 
die  im  §  3  be/.oichneten  Akten.  IJ^ten  usw.  in  ihren  Geschftftslokalen 
vorzulegen,  jede  sie  betretiende  Auskunft  zu  erteilen  und  auf  Verlangen 
des  Beamten  den  Hassenbestand  aufzuz&hlen  und  die  Eassenbtlcher  ab- 
zus<diliessen, 

§  5.  Abgesehen  von  Eilf&.llen  ist  die  Aufsichtsbehörde  der  Einzugs- 
stelle von  jeder  Prüfnng  mindesten.s  5  Tage  vorher  zn  benachrichtigen. 

Die  Aufsichtsbehörde  hat  tunlichst  einen  Vertreter  zur  Teilnahme  an 
der  PrOfung  zu  entsenden. 

§  6.  Die  Vorstftnde  der  Versicherungsanstalten  hab«i  der  Au&ichts- 
behßrde  das  Ergebnis  der  Prüfung  mitzuteilen:  diese  hat  die  Abstellung 
der  gefundenen  Mangel  zu  Ter:uila.^>^en.  Die  prüfenden  Beamten  suid 
nicht  berechtigt,  die  Aufsichtsbehörden  von  Einzugsstelleu  unmittelbar  um 
Abstellung  von  Mängeln  zu  ersuchen  oder  den  Kassenfülu-em  Anweisungen 
SU  geben. 

6.  Erlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  an  die  Hegierungs- 
prisidenteii  und  den  PoUse^pKisidenten  In  BexiUn  vom  8.  Jimi  1808» 
betr.  Biniiclitimg  imd  Betrieb  von  Anisgen  snr  HersteUnng  von  Blei- 
fiurben  usw. 

Am  1.  Jnli  d.  J.  tritt  die  in  Nr.  225  de^  BdclugeBetzblatt«  veröffeDtlichte  neue 
Bdcanntmachung,  betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  Anla^  zmr  Hef^ 

Stellung  von  Bleifarben  und  aiul.  ron  Blfiprodukten,  vom  26.  Mai  d.  J.  m  Sjaft  und 
an  SteDe  der  älteren  Bekanntmachung  vom  8.  JuU  18U3  (B.G.BL  S.  213J. 
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Neben  wenieer  bedeutenden  Aenderungen  des  Inhalts  und  der  Wortfassung  der 
bisheri^^  YeroranoDg  bezweckt  die  neue  Bekanntmachung  im  wesentlichen  eine  Er- 
weiterung und  schärfere  B^reuzuug  des  Anwendunirsgebietes  der  Vorschriften,  eine 
TakOnEODg  da  Höchstdauer  der  zuliBsigen  Aifaeitezeit  in  den  betroffeiieo  iDdutm- 
Tw^gcn  und  eine  Verschärfung  der  MasBregeln  zum  8chatce  der  erftJmuigigMPfai  am 
meisten  gefährdeten  Arbeite. 

Dieselben  Gefahren,  welclie  den  ^Vrbeitern  in  den  der  Verordnung  vom  8.  Juli 
1883  untenteUten  BUibrbea-  und  Bleizuckeiiabnkeo  drohea,  eind  mdbr  oder  weoi^ 
andi  mit  der  Fabiikatioii  anderer  dmofaeher  Bfaiprodnlrte  verbandeiL  üm  dte  Hand- 
habung der  Verardnung  zu  erleichtern,  sind  in  der  nf  ut  n  Ik-kanntmachung  die  haupt- 
sädüiui  in  Betracht  Ju>mmeoden  Bieiprodukte  einzeln  aufseführt;  auch  ist  zur  Ver> 
mridnng  von  Zweifdn  bervorgdhoben,  daas  sich  die  VorecEutillen  aneh  auf  diejenigen 
Betriebe  erptreeVeD,  in  welchen  die  bezeichneten  Stoffe  nur  als  Nebenprodukte  ge- 
wonnen wardeu,  Hierdun-ii  wird  insbtiioadere  klargestellt,  da^s  die  Verordnung  auch 
auf  Nitritfabriken  AnwendoDg  findet,  in  weldien  Kalium-  oder  Natriumnitnt  und 
Bleioxyd  (Glätte)  durch  ZusammenschinetoeD  von  metaUiscbem  Blei  und  Kalium-  oder 
Natronsalpeter  gewonnen  werden. 

Bleifarben  werden  in  eriieblichem  Umfang  in  den  Erd-,  liGnerd,*  oder  Bimtfarben- 
fabriken  hergestellt  oder  zm  Mischung  mit  bleifreien  Farben  verwendet.  f<nweit  die 
Erdiarbeiifabriken  die  lileifarbeu  aelb.-*t  h erstellen,  uaterbegen  sie  nach  dem  Wortlaut« 
der  bisherigen  Bekanntmachung  den  jetzt  geltenden  Vorschriften.  Aber  auch  in  den- 
ienigen  £ra färben fabriken,  welche  nicht  selbst  Bleifarben  herstellen,  sondern  sich 
darauf  beschränken,  fertig  bezogene  Bleifarben  mit  Erdfarben  zu  bldhaltigen  Farben - 
geinii?chen  weiter  zu  verariteitcn,  sind  die  Arbeiter  der  Gefahr  der  Bleivergiftung  aus- 
gesetzt. Diese  Betriebe,  auf  welche  bisher  die  Schutzvorechriften  der  Bekanntmi^iuig 
▼om  8.  Juli  1893  keine  Anwendung  fanden,  soUen  fortan  der  Bekanntmachung  vom 
2(1  Mai  1903  gleichfalls  unterworfen  werden.  Indc^!^^en  l)frit<?ht  in  Anlügen  dieser  Art 
ein  Bedürfnis  für  den  Erlass  von  Schutzvorschriften  im  Sinne  der  Verordnung  nur 
insoweit,  als  der  Betrieb  die  Arbeiter  mit  Blei  oder  bleihaltigen  Stoffen  in  Berfinrnng 
bringt,  l'm  dnhi T  die  Unternehmer  nicht  über  das  im  gesiindheitlichen  Interesse  der 
Arbeiter  erionieriiche  Mass  hinaus  zu  belasten,  beschrankt  die  neue  Bekanntmachung 
die  Anwendbarkeit  der  ans  §  1  Satz  1,  ij^j  2,  3,  §  7  Abs.  1  Satz  1,  14—17  der  bi.s- 
hcrigen  Verordnung  übernommenen  Bestimmungen  auf  diejenigen  Knume ,  Beschäf- 
tigungen und  BetnebsTorrichtungen,  welche  der  Herstellung,  Bearbeitung  oder  Ver- 
packung bleihaltiger  Btoäe  <tienen  und  auf  diejenigen  Arbeiter,  welche  mit  oleihaltigeu 
Stoffen  in  Berührung  kommen  (§§  2,  8,  9.  §  10  Abs.  2  Satz  2,  §  1  17—20  der  neuen 
Bekanntmachung).  Die  gleiche  Einschränkung  der  Sdiutzvorschriften  aoU  fortan  bei 
denjenigen  Farl)entabriken  Anwendunir  finden,  die  neben  Erd-  etc.  Farben  auch  Blei- 
ftuboi  neritellen ;  die  für  Betriebe  dieMr  Art  biaher  bestehende  weilergreifeade  £r- 
fumng  des  geeamtoi  BMziebee  geht  fiber  daa  Bedfirfnie  Unani.  <—  Die  SnUarben« 
fabriken  haboi  ausserdem  in  den  Vorschriften  de^s  i<  8  Abs.  2  und  dMi  §  12  Ab«.  3 
Satz  2  noch  eine  besondere  Berücksichtigung  erbdiren. 

Neben  den  Erdfarboifabriken  waren  temer  diejenigen  Betriebe,  in  weldben  die 
fertig  bezogeu'^n  Bleifarben  mit  Oel  oder  flmia  iDgeriebn  weiden,  in  den  Qeltonga- 
bereich  der  X  orschriften  einzubeziehcn. 

Völbg  von  den  Vorschriften  der  Bekanntmachung  auszunehmen  waren  zunächst 
die  Bleihütten,  in  denen  gleichfalls  einzelne  chemische  Bleiprodukte,  wie  Glätte  und 
AIat<«ikot,  erzeugt  werden.  Der  Betrieb  dieser  Anlagen  weist  gegenüber  demjenigen 
anderer  Fabriken  mr  Heretelluni^  chemischer  Bleiprc^ukte  so  erneDliche  Verschieden- 
betten  auf,  dase  es  unzweckmafi«ig  wäre,  auch  die  Hütten  der  Verordnung  zu  unter- 
stellen. Für  die  Regelung  der  Einrichtung  und  des  Betriebs  jener  Anlagen  ist  viel- 
mehr der  Ejrlass  be8QQder(>r  Vor^chnften  in  Anesicht  genommen. 

Die  in  trockenem  Zustande  fertig  bezogenen  Bleifarben  werden  vielfach  in  offenen 
Verkaufsstellen,  in  den  Werkstatleu  der  Maler,  Anütreicbcr,  Lackierer,  der  Tischler 
und  anderer  Handwerker  mit  Oel  oder  Firnis  angerieben  and  zum  Teil  —  besonden 
in  den  Malerwerkstätten  —  auch  mit  anderen  Farl>^t()^fen  gemischt.  Auch  in  diesen 
Anlagen  werden  somit  bleihaltige  Farbengem isc'he  hergestellt,  je<loch  stellt  sich  die 
fragliche  Tätigkeit  hier  lediglich  als  eine  untergeordnete  Hilfsverrichtung  für  die  Be- 
dürfnisse eines  anderen  Gewerbebetriebe  dar.  Ueberdiee  oecheint  für  die  genannten 
Betriebegattungen  die  DurchfiUinmg  von  Vorschriften  der  hier  in  Rede  stehenden  Art 
ni.  I '  ;iri<:ängig.  Die  Bekanntmachung  ^ehlietsst  daher  diejenigen  Anlagen,  in  welchen 
nur  im  Zusammenhange  mit  einem  anderen  Gewerbebetriebe  fertige  Farbstoffe  lediglich 
miteinander  gemiacht  oder  mil  Oel  oder  Firnis  angerieltea  weiden»  von  ihrem  Qeltungs- 
be'eichc  aus. 

AriMtencbutz.  17 


Digitized  by  Google 


—  242  — 

Wfiti  iVw  Hocbetdauer  der  Arbeitszeit  betrifft,  bo  ]aMt  der  ^  0  der  biBhericen 
B<;kaiiutmadiimg  in  den  Bleifarben-  und  lUeizuckerfabriken  eine  zwölf  Stunaen 
währende  Beechäftigung  zu.  Nach  den  seither  ^otnachten  Erfahrungen  en^ciieint  diese 
Beschränkung  nicht  auueicheDd.  Die  grosse  Mehrzahl  der  Bleifarbeofabriken  hat  im 
Laufe  der  letzten  Jahre  die  Datier  der  tätlichen  BesdiSftigung  ft«iwiUtg  bereita  auf 
zehn  Bturi<!i  ti  horah^etzt.  Poniircm.ü--  ^i^lit  die  neue  Bekanntmm-hung  für  alle  mit 
Bild  oder  bleihaltigen  Stoffen  in  Berührung  kommeadea  Arbeiter  einen  zehiutündigea 
MaTrimiJ-Arbeitefaig  tot  (§  12  Ab«.  4).  Nodi  weittargelMiider  BeidiiliiknngeD  beurf 
e»  zum  F^chutzo  acrjcnigrn  Arbeiter,  deren  Gesundheit  durrh  dir  Art  ihrer  Besthäf- 
tiguntr  in  besonders  hohem  Grade  gefährdet  ist.  Dies  gilt  in  erster  Linie  von  dm  in 
den  Oxydierkanunem  und  von  den  mit  dem  Verpaclran  tndkam  Bleiprodukte  be> 
pohäfügten  Personon.  Eine  Reihe  von  Bleiweissfabrikcn  verwendet  zum  Beschicken 
und  Entleeren  der  Oxydierkanimero  ungeschuite,  lediglich  für  diese  Verrichtungen 
aDgenommene  Arbeiter,  die  nach  der  fieendigung  der  jedesmal  etwa  eine  Woche 
dauernden  Kammerarbeiten  wieder  entlassen  werden.  Unter  diesen  mit  den  GeTahren 
des  Betrieb«  nicht  vertrauten  rertsüuen  kommen  erfahrungsgcmii^a  bd  weitem  mehr 
Bleierkrankungen  vor,  als  unter  den  standig  in  Bleiweissfabriken  tätigen  Arbeitern. 
Die  nene  Bekanntmachung  daher  dem  Arl)citgebcr  die  Pflicht  auf,  mit  den  frag« 
liehen  Verrichtungen  nur  solche  Personen  zu  besdiäftigen,  welche  mit  den  Gefehren 
des  Betriebs  genau  vertraut  sind.  Sie  beschränkt  ferner  die  Beschäftigung  mit  dem 
Beschicken  und  Entleeren  der  Kammera,  mit  dem  Verpacken  trockeoer  Bl^produkto, 
flofern  dieses  nidlt  mittda  stanbfSreier  Ftalcmflsdiinfliii  nBchieht,  mid  mit  dem  BdüEeiMa 
da-  Fässer  auf  die  Höchstdauer  von  taglich  acht  Stunden  und  r  Iik?  an,  da^^s  »lip 
anatrengende  Kammerarlieit  durch  eine  ausreichende  Anzahl  von  Pauaeu  unterbrochen 
wild,  oeren  Länge  so  bemessen  ist,  dass  es  den  Arbeitern  ermöglicht  wirdt  rieh  vor 
dem  Einnehmen  der  Mahlzeiten  jedesmal  gründlich  von  T^l^i^r-hinutz  zu  rcinigm 
(8  12  Abs.  1,  2).  Weiter  werden  Persuuen  unter  IS  .labn  n  \  >a  den  geaancten 
Verrichtungen  gnmdsätzUch  ausgeschlossen.  Es  ist  jed(xh.  n  i  n  i  tlich  im  Interesse 
der  ErdfaroenfaDriken  den  höaeren  Verwaltungsbehörden  die  Befugnis  zur  Ge- 
währung von  Ausnaiiiiuii  von  dieser  Vorschrift  insoweit  dngeräumt,  alü  es  sich  um 
das  Verpacken  von  Farben  geringen  Bleigehalts  in  unbedeutenden  Mengen  oder  in 
klonen  ziim  Vertrieb  im  Kleinhandel  geeigneten  Paekunsren  handelt  (ft  1"  Ab.^.  ?,). 

Von  auBüchla^elieiider  Bedeutung  für  den  Gesundheit^zustÄnd  in  der  chemischen 
Bleiindlistrie  ist  die  persönliche  Reinlichkät  der  Arbeiter  sdll>6t.  Die  nette  Bekannt* 
machun^  verpflichtet  daher  den  Arbeitgeber,  den  mit  dem  Entleeren  drr  Knmraem 
beschäftigten  Personen  täglich  nach  Beendigung  die*<er  Arbeit,  den  übrigen  IUt>i4ifL»eitem 
EWeimal  wöchentlich,  und  zwar  innerhalb  der  Arl>eitszeit,  Clekgenheit  zum  Baden  za 
gcl)en  (5  17  Ahe.  4).  Nach  §  20  Ab#.  1  Nr.  (i  hat  femer  jeder  Arbdtg^r  für  die 
Arbeiter  seines  Betriebes  eine  Vorsciirift  zu  erlassen,  nach  welcher  die  gebotene 
Bad^elcgenheit  rt^lmiuMnig  Ixnutzt  wertlen  muss.  Die  ständige  Ueberwachnng  der 
die  pendmiche  Beioheit  d^  Arbeiter  betreffenden  Betriebsvoraimriftea  soll  dnroE  die 
im  f  21  Abs,  2  8ate  2  vorvuehene  Bestimmung  Hiehergcstellt  werden. 

Im  etnzelnen  ^^1  zu  der  neuen  Bekanntmachung  weiter  f<  l^<^ii  lcs  zu  bemerken: 

Die  2—4  enthalten  die  allgemeinen  Anfbrdernngsn.  welche  an  die  Beschaffen- 
heit und  «ße  Elniiditung  der  Arbatsritmie  sn  Stetten  nnd,  mn  die  Etnwirlcung  bid« 
haltigen  Stanlx-  n^ler  bleihaltiger  Dämpfe  auf  ein  möglichst  geringe'^  'Nfn--  z.irin  kzii- 
führen,  wahrend  in  deu  .")—!)  iu  der  Keiheufolge  aeö  Betriebsvorgaixgeö  besondere 
Bdratmoassre^n  für  einzelne  V^errichtungen  und  Betriebseinrichtungen  an^tHtlnet 
werden.  Im  übrigen  nind  die  Vorschriften  nadi  densdben  Oeeidilqninkten  geordnet, 
wie  in  der  bisherigen  Bekanutmachung. 

Der  §  2  der  neoen  B^anntmachung  verschärft  die  Bestimmung  des  §  1  Satc  1 
der  bisherigen  Verordnung  in  Anlehnung  an  den  ^  1  der  Bekanntmaobimfr,  be- 
treffend die  Eiuriditung  und  den  Betrieb  der  Zinkhütten,  vom  0.  lebruar  iJOO 
(Reichs-GesetzbU  S.  32)  und  ordnet  Misserdsm  die  tiglieiie  ienehte  EflinigiiiiK  d« 
Fuasbodens  an. 

.  Der  §  3  reiht  die  IrislMrigen  Bestimmungen  des  §  1  Satz  2  fand  des  §  4  an- 
einander. 

Im  §  4  wird  —  entsprechend  dem  §  3  der  Bekanntmachung,  betreffend  die 
ESnridhtang  und  den  Betrm>  von  Anlagen  aar  HerateUimg  ddctrisdier  Akkumula- 
toren ftuis  I'.Ici  oder  Blei  Verbindungen,  vom  11.  Mai  180S  (Reichs-Gesefy.bl,  S.  I"6) 
—  die  Anbringung  von  Abzugsvorrichtungen  über  den  äclmielzkctweln  für  Blei  vor* 
geschrieben. 

Die  in)  §  5  Abs.  1  und  3  vorgesehenen  Neuerungen  sind  dazu  bestimmt,  des 
Schutz  der  in  den  Oxydierkammcm  beschäftigten,  besonders  gefährdeten.  Arbiter  stt 
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flrilflhfin.  Die  hier  vorgesehen rr-.  >r;T=^nahmcn  haben  «^ich  in  einer  Reihe  von  Bleiweies- 
friRiken  bereite  mit  Jahren  bewahrt.  Die  Befolgung  der  Bestimm aoflea  und  die  An- 
WCDdong  dar  während  der  Ekitleerong  der  Kntuiticrn  i^onst  erfordwOdien  Vbmditl- 
maBsregehi  ist  nach  der  Vorschrift  des  Abs.  4  stäinli;:  zu  überwachen, 

Di»  Vonchzift  des  §  8  Abs.  1  gibt  im  wesenüichen  den  Inhalt  des  §  3  der  bis- 
heiig«n  Bdbttmtnuidbung  wieder.  Im  Iptewwxi  der  EidlittiNnttbriken  wird  im  Abs.  2 

den  höheren  Ven\'}iltuiigF!>r'höHrn  dir  Befugnis  eingeräumt,  einzelnen  Betrieben  für 
weniger  gefährUche  Packarbeiten,  bei  welcheu  die  Anbrmgung  besonderer  Vorrichtungen 
sur  Absaugung  d»  eotetehenden  Staube»  schwer  doraliraorMr  seia  wflide,  Aoanalmwa 

TOD  der  Bestimmung  des  Ab;^.  1  zu  bewilligen. 

Zn  §  9.  An  den  Mahl-  und  Packapparaten  neuerer  Konstruktion  wird  der  Aua- 
Iritt  von  mmab  durch  Emmgung  euiea  tjntardnidD  in  d«n  Appantan  wiriMin  T«r- 

hindert.  Für  r!ir  n  eingerie^teten  Apparate  bedarf  ea  daher  nicnt  der  im  Abs.  1  des 

§  9  vorgeiichriebcnen  Abdichtung  der  Fugen. 

Die  Bestimmungen  des  10  dienen  der  Erneuerung  der  im  §  7  der  bisherigen 
Veronlnung  enthaltenen  Vorsdiriften  über  die  Beschäfti^n^  von  Arbeiterinnen  und 
jogendlichen  Arbeitern.  Zur  Vermeidung  von  Zweifeln  wird  im  Abs.  1  horvorg^beOi 
«•80  Arbeiterinnen  inaowdt  mm  Aufenthalt  tmd  znr  Bewhiftigung  nicht  zugdaasen 
werden  dürfen,  als  nie  dabei  die  Einwirkung  bleihaltigen  Ptanbes  oder  blemaltiger 
Dämpfe  ausg^etzt  werden  würden.  Da  der  §  1  der  neuen  Bekanntmachung  die 
Vorschriften  aiidh  auf  diejenigen  Anlagen  erstreckt,  in  wdchen  chemische  Bleiprodokte 
oder  bleihnlTit^e  Farbengemische  nur  als  Xeb'  Tipn  rluktc  hergcßtcllt  werden,  m  hält 
die  neue  BckaiiHtmachuug  den  vöiligeo  Au-*schluHH  der  jugendlicheu  ^\rbeit<>r  nur  für 
diejenigen  Betriebe  aufreuit,  wdehe  ausschlies'^Iich  oder  vorwiegend  der  HerstcHtuig 
chemischer  Bleiprodukte  dienen,  während  für  die  Verwendung  ditscr  Arbeiter  ia 
anderen  Fabriken  der  im  b  1  bezeichneten  Art  die  für  die  Beschäftigung  der  Arbeite- 
liimcn  gdlenden  BeMduinkimgen  entsprechende  Anwendung  finden  sollen. 

Der  §  13  der  neuen  Bekanntumchung  erweitert  die  bisherige  Vorschrift  des  §  10 
dahin,  dass  er  den  Arbeitgeber  verpfhchtet,  die  mit  dem  Entleeren  der  Oxydierkammem 
beschäftigten  Arbeiter  auch  mit  geeigneter  Fussbekleidung  zu  venehen.  Hierdurch 
wird  verhindert,  dass  die  Arbeiter  vor  die  Wahl  gestellt  werden,  entweder  jem^  Ver- 
richtung mit  unbekleidet«n  Füssen  auszuführen,  oder  ihr  ^genes,  auch  ziun  Iragcu 
anaserhalb  der  Fabrik  bestimmtes  Sehnhaen^  mit  dem  bei  dir  fragliehen  Azfosit  ent- 
stehenden na.'^.oen  Bleischniut/.e  zn  verunreinigen. 

Der  Abd.  2  des  §  17  ist  im  wesentlichen  der  ent'^prcchcüden  Bejitimniung  ira 
§  14  der  Vorschriften  für  die  Herstellung  elektrischer  Akkumulat()ren  vom  11.  Mai 
1^  nachgebildet  Um  zu  voliüten,  da^  der  den  Arbeitsanzügen  anhaftende  Blei- 
Schmutz  auf  die  vor  Bc^n  der  Besdififtigung  abgelegten  EHeianngastficke  der  Ar- 
beiter übertragen  iriid»  aolkn  diese  Kleidungestfidra  von  jenen  getrannt  anfbewnhrt 
werden. 

§  16 Terschlift  die  Bestinunimgeii  ftber  die  findidie  UeherweclniQgdes  0««iind> 
heitszustandes  d^  Aibeitsr  (▼gU  g  14  der  Bdaumfimuchnng  vom  e.T«imiar  1900, 

S.  32). 

Zn  §§  19,  80.  Die  Aenderungen  in  der  Fassung  der  §§  19  und  20  Abs.  3,  3 
Idwen  sich  eng  an  den  Wortlaut  der  ^  15  und  16  Abs.  2,  j  der  Bekanntmachung, 
betreffend  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  Zinkhütten,  vom  6.  Februar  1900  an. 
Neu  angefügt  im  S  20  Abs.  1  die  Verpflichtung  des  ArbsitgeberB  som  Eriesse  der 
unter  Nr.  f>  und  6  bezeichneten  Betriebsvorschriften. 

Zu  §  23.  Da  die  Gültigkeitsdauer  des  §  7  der  bisherigen  Verordnung  am  1.  Juli 
19(B  abläuft,  ist  als  2^tpun]^  des  Inkrafttretens  der  Vorschriften  für  diejenigen  An- 
isen, auf  welche  die  bishoisg  Bekanntmachung  Anwendung  findet  —  unter  Vor« 
bdialt  vou  Fristbewilllgnn^n  rar  Iwnlidie  VerÄnnerungen  nna  die  Beschaffim^  neuer 
Einrichtungen  —  der  1.  Juli  1903  vorgesehen,  während  die  Verordnung  in  den  iiVritri  n 
Anlagen  der  im  §  1  Abs.  1  bezeichneten  Art  erst  nach  Ablauf  dnee  weiteren  Jalires 
cor  Dorehfuhrung  gelangen  soll. 

Ich  ersuch'  S'i- .  In  (Tm-erheaufsichtsbeamten  zu  veranlassen,  da^s  sie  die  be- 
teiligten Gewerbetreibenden  tunlichst  bald  auf  die  neuen  Bestimmungen  hinweisen  und 
«e  mündlich  davon  va»taudigen,  welche  Aenderungm  in  der  Einrichtung  nnd  dem 
Betrirhc  ihrer  Anli^en  durch  die  neuen  BoKtimmungen  erforderlich  werden. 

Ausserdem  ersuche  ich  fc>ie,  bei  der  Bewilligung  der  im  §  24  vorgesehenen  Fristen 
für  die  Vornahme  baulicher  Veränderungen  und  die  Beechamug  neuer  Einrichtungen 
mit  besonderer  Vorsicht  zu  verfahren  und  nicht  über  die  Grenzen  des  nachweislichen 
fiedürfniaees  hinauszugehen.   In  der  B^d  wird  demgemäss  auf  den  etwaigen  Antrag 

17* 


Digrtized  by  Google 


—  2U 


eines  BetriebsunternehDior^  zah -ii  li^t  nur  eine  kürzere  Frist  zu  bewilligen  und  deren 
apitere  Verlingenutg  davon  abiüuigig  zu  machen  a«in,  das«  die  Zwiecheiueit  zur  ta^ 
kräftigen  FQroming  der  Umbanteo  und  nenea  Eituiii&toiigpn  nadi  MO^chkeit  am- 
genutzt  ist. 

8.  KOnigreiGÜi  BayonL 

1.  ii^lass  des  K.  StaatsmiiiisteriumB  des  Innern,  Abteilung  für  LbdcI- 
wtrtMdbalt,  Gewerbe  und  Haadel,  m  die  K.  Begierungen,  Stounem 
des  Innern,  vom  30.  April  1900»  betr.  die  TitiglEelt  der  gemeindliahtti 

Arbeitsämter  im  Jahre  1002. 

Anruhend  folgen  drei  Abdiiiek©  einer  Zusanmienstellung  über  die 
Gesamttätigkeit  der  Zentralstellen  für  Arbeitsvermittelung  für  das  Jahr 
1902  zur  Kenntnisnahme  nnd  mit  dem  Auftrage,  der  AuebÜdniig^  des 
Netzes  gemeindlicher  Arbeitsämter  und  der  Förderung  zweckentsprechender 
Tätigkeit  derselben  stete  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

Wie  die  gleichfalls  in  H  Abdrückon  boin^efü^rto  Jahrcsüborslclir  des 
Verbandes  bayerischer  Arbeitanacbweise  ergehen  lä»st,  weisen  einzelne 
Arbeitsämter  mlbet  in  indnstrie-  nnd  gewerbereichen  Städten  nur  eine 
geringe  Veimittehing  auf.  XSs  eredbelnt  angeseigt»  den  Qrflnden  hierftir 
nachzugehen  und  diese  Arbeitsämter  entweder  durch  den  Geechftftsleitor 
der  Zentrale  oder  eine  sonst  rreeijjnete,  mit  den  Bedfirfnissen  und  V»>!- 
hältnissen  der  Arbeitävermitteluug  güuau  vertraute  Persünlichkeit  iiu  Be- 
nehmen mit  der  einschlägigen  Gemeindebehörde  besichtigen  zu  lassen,  um 
die  ZOT  Hebung  der  T&tigkeit  erforderlichen  Massnahmen  trefFen  au  kOBDea. 

Auf  die  Tätigkeit  der  Arbeitsämter  ist  wiederholt  hinzuweisen  und 
sind  namentlich  die  landwirtschaftlichen  Kreise  unter  Bekanntgabe  der 
bisherigen  Vermitteiun^^sertV.l^-e  bierffir  zn  interessieren,  wie  auch  die 
Nachbargemeinden  der  Arbeitsämter  iu  tunlichst  weitem  Umfange  Ler&n- 
anzadien  sind. 

DexL  Distriktsräten  ist  geeignete  Mitteilung  zu  machen  beliu&  Unter- 

ettttzung  der  Vermittelimgstätigkeit. 

Da,  wo  Arbeitsnachweise  von  Innungen  bestehen,  ist  deren  Anschlnss 
an  die  betrelieuden  Arbeitsämter  anzustreben. 

Wie  der  landwirtschaftlichen  Arbeitsrermittelung,  so  ist  der  Stellen- 
vermittelung für  die  zur  Entlassung  gelangenden  Beservisten  femsrliin 
erhöhte  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

Die  Kreiskonferenzeu,  welche  bisher  als  recht  erspriesslich  sich  er- 
wiesen haben,  sind  unter  Ztiziehung  aller  hierfür  geeigneten  Kiälte  fort- 
zusetzen. 

Als  eine  wichtige  Aufgabe  der  Arbeitsämter  entsclieint  endlich  die 
Lehrlingsvermittelung,  bezüglich  deren  gesonderte  EntschJUessung  er- 
gehen wird. 

2.  Brlass  des  KÖnigl,  Btaatsministeriums  des  Innern  an  die  KOni^ 

Regiornncron,  Kammora  des  Innern,  betr.  den  instand  der  gewerb- 
lichen Küchen  in  Mimchon.    Ymn  4.  .Inni  1903. 

Ditj  über  ^esuuULeiLliche  Mitshstände  in  gewerblichen  Küchen  vor- 
genommenen Erhebungen  haben  ergeben,  dass  die  in  der  Eingabe  des 
Verbandes  deutscher  Köche  vom  dl.  Mftrz  1900  behauptete  direkte  Oe- 

Btmdlieits;^efahr  für  das  Küchenpersonal  im  allgemeinen  nicht  besteht 
Immerliiii  pind  aber  s^ewerbliche  Küchen  mit  mehr  oder  weniir^^r  erheb- 
lichen Mängeln  angetroüen  worden,  und  es  hat  sich  unter  andeiem  heraus- 
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gestellt^  dMB  die  Lage  vieler  Kfldi«i,  insbesondere  wenn  sie  sich  in 
niedrigen  und  dnnklen  Kellerrftumen  beenden,  nngeeignet,  der  Luftraum 
ffir  die  einzelnen  Angestellten  nnnjenügend,  die  Lüftung  unzureichend  und 
die  hierdurch  beeinflusste  Höhe  der  Temperatur  der  Gesundheit  oft  nach- 
teilig ist. 

Im  Hinblick  auf  die  grossen  Vereduedenheiten  der  drtUchen  Verhftlt- 

nisse  wird  ^  i  lern  Erlasse  allgemeiner  Vorschriften  auf  Grund  des 
§  120e  der  Gewerbeordnung  abgesehen;  es  erscheint  vielmehr  ausreichond, 
im  Einzelfalle  gemäss  §  120d  a.  a.  0.  gegen  Mänfr«"!  boziio^lich  der  Lage 
oder  Einrichtung  der  gewerblichen  Küchen  einzusclireiten  bezw.  solchen 
Mängeln  Tonmbengen. 

Dementsprechend  ist  den  gewerblichen  Kttchen  Ton  nnn  an  besondere 

Aufmerksamkeit  zuzuwenden  und  etwa  zutage  tretenden  Missständen  ab- 
zuhelfen: hierbei  wird  es  sich  enijjfehlen,  die  in  der  erwähnten  Eingabe 
des  Verbandes  deutscher  Kr.rlie  unter  Ziffer  1 — 11  gemachten  Vorschläge 

in  sachgemässer  Weise  in  Betracht  zu  ziehen. 

Im  übrigen  sind  die  in  baulicher  und  gesundheitlicher  Hinsicht  auf 
Gnnd  des  §  83  Abs.  2  Ziffer  2  der  Oewerbeordnong  an  die  Beschaffen- 
heit der  Gast-  und  Schankwirtschaften  zu  stellenden  Anforderungen  bei 
der  KonzesaionserteOnng  künftig  auch  auf  derai  Kttoheniftome  su  «r^ 
strecken. 

Hiemach  sind  die  Distrikts-  und  Ortspolizeibehörden,  sowie  die  Ge- 
werbeanfsichtsbeamteii  mit  den  erforderlichen  Weisongen  sn  versehen. 

S*  €hpoidi0wogtniii  Badni. 

Erlass  des  Ministerimus  des  Innern  an  die  Grossh.  Fabrikinspektion, 
die  TeAXLtBäaM  der  Tiapesierer  betr«fln»nd.   Vom  80.  April  1908. 

Nach  Mitteilung  des  Reichsamts  des  Innern  haben  die  atif  Grund  eines 
Bondschreibens  vom  20.  April  1902  H  469  bei  den  Bundesregierungen 
vorgenommenen  Erhebnngen  ergeben,  dass  die  Gesondheitsveriiftltnisse  der 
Tapezierer,  Polsterer  n.  s.  w.  nicht  in  dem  Masse,  wie  es*  von  dem  Vor- 
stande der  „Zentral-Kranken-  und  Sterbekasf^e  der  Tapezierer  und  ver- 
wandten Berufsgenossen  Deutachlands"  behauptet  worden  ist,  durch  die 
Beschaffenheit  der  Arbeiterftnme,  insbesondere  durch  die  Benntsnng  von 
Eetterwerkstfttten  beeintrftciitigt  werden. 

Wenngleich  Missstftnde  in  die.^er  Hinsicht  Sich  in  einzelnen  grossen 
Städten  (gefunden  haben,  sso  ist  doch  im  allfreraeinen  eirie  übennjlssi^e  Be- 
nutzung von  Kellerriiumen  zu  Tajiezierer-  und  Polst erwerkatätten  nicht 
festzustellen  gewesen.  Im  Hinblick  auf  die  grosse  Verschiedenheit  der 
ertlichen  Verhältnisse  ist  daher  in  Uebereinstinunimg  mit  der  tiberwiegenden 
Mehrheit  der  Bundesregierungen  davon  abgesehen  worden,  den  Erlasg  von 
Vorschriften  auf  Gnind  des  §  120e  Abs.  1  der  Gewerbeordnung  in  An- 
regung zu  briniren. 

Grossherzogliche  f  abrikinspektion  wird  indessen  veranlasst,  den  Werk- 
stätten der  Tapezierer ,  Polsterer  etc.  besondere  Aufmerkssamkeit  zuzu- 
wenden und  die  Beseitigung  etwaiger  Hissstftnde  auf  Grand  des  §  120d 
der  Gewerbeordnung  durch  Benehmen  mit  den  snstftndigen  Foliseib^örden 
herbeisnAlbren. 
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i.|H«nQgrtiim  Bnniifloliweig 

iMtlfimntiniMilmTig  des  StaatsminlatcKiimia,  bete  die  Einrichtung  und 
deo  Betrieb  von  Bäckereien  und  Konditoreien.    Vom  17.  April  1903. 

Auf  (rnmd  dos  i?  1206  Abs,  2  der  Ii. G.G.  werden  liiermit,  nach- 
stehende Vorschriften  über  die  £iarichtung  und  den  Betrieb  von  Bäckereien 
und  Konditoreien  erlassen. 

§  1.  Die  Arbeitsrftume  in  den  Blickereien  und  Konditoreien  mtt^n 
mindestens  8  m  hoch  und  mit  Fenstern  versehen  sein,  welche  nach  Zahl 
und  OrüHse  genügen,  um  für  alle  Arbeitssrellon  Licht  und  Luft  in  aus- 
reichendem Masse  zu  gewähren;  die  Fernster  müssen  zum  Zwecke  der 
Lüftung  ausreichend  geöffnet  werden  können. 

§  2.  Der  Fussboden  der  Arbsitsrftmne  darf  nicht  tiefer  als  m 
unter  dem  ihn  umgebenden  Erboden  liegen.  Die  Fussböden  müssen  dicht 
und  fest  sein  und  eine  leichte  Beseitigung  des  Staubes  auf  feuchtem  Wege 
gestatten. 

Die  Wände  und  Decken  müssen,  soweit  sie  nicht  mit  einer  glatten, 
abwaschbaren  Beeidung  oder  mit  einem  Oelfarbenanstrich  versehen  suid| 
halbjährlich  mindestens  einmal  mit  Ealk  frisch  angestrichen  werden.  Der 

Oelfarbenanstrich  muss  mindestens  alle  5  Jahre  erneuert  werden. 

§  3.  Die  Bedürfnisanstalten  diirrou  nicht  in  lunnittolbarer  Verbindung 
mit  den  Arbeitsräumen  stehen,  auch  dürfen  Abzugsröhien  v^eiselben  nicht 
durch  Arbeitsrftume  geleitet  werden.  Durchgehende  Abzugsröhren  von 
Ausgüssen  müs.sen  gehörig  gedichtet  und  verschalt  sein. 

§  4.  Die  Zulil  der  in  den  A il)eit^r!\Tiraen  beschilft i«j^fen  Personen 
muss  sn  bemessen  sein,  dass  auf  jode  wenigstens  15  kbm  Luftraum  enrt'iillt. 

Bei  vorübergehendem  ausserordentlichen  Bedari'  sowie  an  den  Vor- 
abenden der  Sonn-  und  Festtage  ist  eine  dichtere  Belegung  der  Arbeits* 
räume  gestattet,  jedoch  nur  soweit,  dass  der  auf  die  Person  entfallende 
Luftraum  nicht  unter  10  kbm  heruntergeht. 

Die  Temperatiu*  in  den  ArbeitHrftumen  darf  35"  C.  nicht  übersteigen. 

§  5.  Arbeiter,  welche  mit  ansteckenden  oder  ekelerregenden  Krank- 
heiten behaftet  sind|  dürfen  nicht  beschäftigt  werden.  Die  Aibeitsrftume 
sind  weder  zu  Wohn-  oder  Schlafswecken  noch  zur  Aufbewahrung  von 
Kleidungsstücken  etc.  zu  benutzen.  Sie  sind  stets  in  reinlichem  Zustande 
zn  erhalten  und  daher  täglich  mindestens  einmal  griindlich  zu  reinigen 
und  zu  lüften. 

Die  Betriebsuntemebmer  haben  darauf  zu  halten,  dass  die  Atheiter 
sich  vor  dem  Zurichten  und  Teigmachen  Hftnde  und  Anne  grttndlicb 
reinigen.  Für  ausreichende  Waschgelegenheit  hat  der  Betriebsujitemehmer 
Sorge  7u  tragen,  indes  dai  f  die  Körperreinigong  unter  keinen  Umständen 

in  den  Arbeitsräumeu  .selbst  stattfinden. 

Das  Ausspucken  auf  den  Pussbodon  ist  strenge  zu  untersagen. 

Die  im  Betriebe  verwendeten  Gerftte,  Geflbise,  Tttcher  und  dergl. 
dtfrfen  nicht  zu  anderen  als  Betriebszwecken  benutzt  und  mttssen  in  rein- 

Hohem  Zustande  erhalten  werden. 

§  6.  Die  Schlafräume  der  Gehilfen  und  Tiehrlinge  müssen  so  be- 
messen sein,  dass  auf  jede  darin  untergebrachte  Person  ein  Luftraum  von 
mindestens  10  kbm  entfielt.   Jeder  Schlafraum  muss  ein  Fenster,  das  ge- 

Ofinet  worden  kann,  besitzen. 

Ft'ir  jede  in  den  Schlnfrftnmon  nnteri:;cbraclite  Person  muss  ein  be- 
sonderes Bett  vorhanden  sein.    Die  Bettwäsche  muss  mindestens  alle 


Digitized  by  Google 


-   247  — 


4  Wochen  und  bei  jedem  Wechsel  der  das  Bett  benutzenden  Peraou  er- 
neuert wcffden.  Fär  anBreichende  Waschgelegenheit  und  saubere  Hand* 
tttdher  in  den  Schlafräumen  ist  zn  sorgen.  Zum  Anfbewahren  von  Vor- 
räten, Backwaren  und  dergl.  dürfen  die  Scldafraumo  unter  keinen  Um- 
ständen, selbät  nicht  vorubert^eheuil  benutzt  werden. 

§  7.  £in  Abdruck  dieser  Bekaimtmaciiuug  i^t  au  eiuer  geeigneten 
Stelle  der  Arbeitarftome  ausznhftngen. 

§  8.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  vorstehenden  Bestimmungen  unter- 
liegen in  Gemässheit  des  §  147  No.  4  der  E.G.O.  einer  Geldstrafe  bie  au 
300  M.,  im  Uiiverm<in;enslallt:'  einei-  Hältst  rate. 

^  9.  Aul  die  bei  Erlti.s8  dieser  Bekauuimachung  bereits  bestehenden 
Anlagen  finden  die  Vorschriften  d«r  §§  1 — 3  nnr  soweit  Anwendung,  als 
es  sich  um  vorhandene  erheblidie,  das  Leben  und  die  Gesundheit  ge- 
ftlhrdenile  IVIissstände  oder  nra  solche  Missstiin  le  handelt,  welche  ohne 
unverhältnismässige  Aufwendunfren  beseitigt  worden  können.  Bei  Er- 
weiterung oder  Umbau  bestehender  Anlagen  kommen  die  Bestimmungen 
dieser  BAanntmadinng  znr  vollen  Anwendung. 

5.  Freie  und  Hannstadt  Lübeck. 

Bekanntmachung,  betr.  den  LadenschlOBB  in  der  Stadt  Lfibeoik 

nnd  deren  Vorstädten.    Vom  27.  April  1903, 

Nachdem  von  24H8  inhabein  oü'euer  Verkaufsstellen  in  der  Stadt 
Lübeck  und  deren  Vorstädten  1134  auf  Gnmd  des  §  139  f.  Abs.  2  der 
Gewerbeordnung  eine  Abstimmung  Uber  den  Achttdurladenschlnss  auf  fbl' 
gender  Grundla^'e  beantragt  haben: 

Einheitlicher  Ladenpchluss  für  sämtliche  otrone  Verkauisstellen 
abends  8  Uhr,  an  den  Sonnabenden  um  i)  Uhr.  Für  die  Morgen- 
Btonden  ist  ein  Offenbalten  der  Varkanfiastellett  von  6  Uhr  an  gestattet, 
wird  nach  erfolgter  Durchfuhrung  des  in  der  Bekanntmachnng  vom  25.  Ja- 
nuar 1902  (Reichsgeset^bl.  S.  38)  vorgeschriebenen  Verfahrens,  wobei  sich 
er«reben  hat,  dass  1 254  Stimmen  für,  TiO  "feL'en  die  Einführung  des  Laden- 
schlusses im  Sinne  des  gestellten  Antrages  abgegeben  worden  sind,  hier- 
durch Nachstehendes  angeordnet: 

Vom  1.  Mai  d.  J.  an  mUssen  die  offenen  Verkanfsstellen  in  der 
Stadt  Lübeck  und  deren  Vorstädten  an  den  Wochentagen,  mit  Ausnahme 
dos  Sonnabends,  auch  in  der  Zeit  zwischen  8  und  9  Uhr  abends  fftr 
den  geschäftÜcben  Verkehr  gesuhlossen  sein, 

6.  Fxta»  und  Haiuaatadt  Bsanaburg. 

Vorschriften  für  den  Geschäftsbetrieb  der  SteDenvcmiittier  fftr 
Sobifialeute  im  hamburgisohen  Staatsgebiete.    Vom  23.  März  1UU3. 

Auf  Grund  des  §  38  Absatz  1  und  3  der  Gewerbeordnung  und  des 
Gesetzes,  betreffend  die  Stellenvermittelimg  für  Schiffsleute,  vom  2.  Juni 
1902  (Beichs-Oesetsbl.  S.  215)  wird  Aber  den  Umfang  der  Befagnisse  nnd 
Ver|>flichtungen,  sowie  tiber  den  Geschäftsbetrieb  der  gewerbsmässigen 
Stellen  Vermittler  für  Schiffsleutc  im  hambnrjrisclien  Staatsgebiet  nach- 
stehendes unter  dem  Hinznfüiren  bestimmt,  dass  imtor  der  Bezeichnung 
„Stellenvermittler"  iu  diesen  Vorschiiiteu  stets  „Stellenvermittler  fiii* 
Sohiffslente^  sn  verstehen  ist. 

§  1.  Wer  das  Geschäft  eines  Stellenvermittlers  gewerbamtosig  be- 
treiben will|  bedarf  dasn  der  Erlaubnis.   Diese  ist  zu  versagen: 
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1)  wexm  Tatsach«!!  Torllegen,  welch«  die  Ünntverllflitgkeit  des  Nadi- 
sachenden  in  Bezog  anf  den  beabeichtigten  Gewerbebetrieb  dartnn; 

2)  wenn  der  Nachsuchende  eines  der  im  §  13  Absatz  1  bezeichneten 
Gewerbe  betreibt;  der  Senat  kann  Anenabmen  Ton  dieaer  Vorsohrifit  zu- 
lassen. 

Die  Erlaubnis  wird  £0r  den  städtischen  Polizeibezirk  von  der  Fo> 
liieibeihörde ,  fiHr  das  übrige  Staategebiet,  mit  Ansnahme  des  Amtes 
Ritzebttttel,  von  der  zuständigen  Landherrenschaft  und  für  das  Amt  Bitie- 

bfittel  von  dem  Amtsverwalter  erteilt. 

§  2.  Die  Erlaubni.s  kann  zurückgenommen  werden,  wenn  die  Un- 
richtigkeit der  Nachweine  dargetan  wird,  auf  Grund  deren  solche  erteilt 
worden  ist|  und  wenn  nnd  solange  dem  Inhaber  der  Ek-laubnis  die  btfrgar- 
lichen  Ehrenrechte  aberkannt  sind.  Sie  mnss  surückgenoramen  ^v(  rdea, 
wenn  aus  Handlungen  oder  ünterlassnng^en  des  Inhabers  seine  UdzU" 
verlätisigkeit  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb  klar  erhellt. 

Die  ünzuverlassigkeit  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb  ist  atet»  m- 
zonehmen,  wenn  der  Stellenvermittler  wiederholt  die  festgesetzte  Gebtihren* 
taze  fiberschritten  oder  sich  ausser  den  taxmiissigen  GMytthren  Vergntangen 
irgend  welcher  Art  von  dem  Schiffsmanne  hat  p-ewahren  oder  vensprerheo 
lassen,  oder  wenn  er  dem  Verbote  in  dem  §  13  Absatz  1,  3  zuwider- 
handelt. 

Stellenvermittlem,  welche  vor  dem  1.  April  190S  den  Gewerbebetrieb 
begonnen  haben,  muas  dieser  untersagt  werden,  wenn  Tatsachen  vor- 
liegen, welche  die  ün Zuverlässigkeit  des  C^erbetreibenden  in  Bezog  auf 

den  Gewerhebetrieb  dartun. 

§  3.  Inwieiem  für  die  Stellenvermittler  eine  Stellvertretung  zul&ssig 
ist,  lütt  in  jedem  einz^en  Falle  die  Bdiörde  zu  bestimmen,  wdcher  die 
ESrlanbniserteilung  zusteht. 

Die  Beschäftigung  von  Hülfspersonal  (Runner,  Clerks,  Agenten),  ein- 
schliesslich der  Familienangehörigen,  ist  nur  mit  Erlaubnis  der  Behörde 
gestattet.  Diese  Erlaubnis  darf  nur  für  solche  Personen  erteilt  werden, 
welche  die  für  den  Geschftftsbetrieb  erforderliche  Zuvertessigkoit  besitzen ; 
sie  kann  jederzeit  ohne  Angabe  von  Grfinden  widerrufen  werden. 

§  4.   Die  Stellenveraii^er  haben  ihrm  Familiennamen  mit  mindestras 

einem  ausgeschriebenen  Vornamen  nebst  dem  unverkürzten  Zusatz: 
..Stellenvennittler  ffir  *^chiffsleute"  oder  „TTenorbaas"  in  deutlich  lesbarer 
bchi'ift  an  der  Auäsouseite  oder  am  Eingau  des  Geschäftslok  als  anzu- 
bringen und  diese  Bezeichnungen,  sowie  die  genaue  Adresse  auch  den 
Anzeigm  in  den  Zeitongen,  Reklamezetteln  n.  s.  w.  hinzozofUgen.  Die 
Anwendung  der  Bezeichnung'  ..konzessioniert"  oder  ähnlicher  Bezeichnungen, 
so\rie  wahrheit.swidrige  Angaben  tlber  Zahl  und  Art  der  offenen  Stellen 
oder  der  ötellungsuchenden  Personen  sind  verboten. 

§  5.  Jede  Verlegung  des  Geschäftslokala  und  die  Einstellung  des 
Geschftftsbetriebes  ist  der  Behörde  sofort  anzuzeigen. 

§  6.    Führung  von  Geschilftsbüchem. 

7.    Eintragunfren  in  die  Geschäft sbücher. 

§  8.    Schliessung  der  Geschäftsbücher. 

§  9.  Es  ist  den  Stellenvermittlern  verboten,  eiuej-  Person,  die  nicht 
durch  ordnungsmässig  ausgestelltes  und  ausgefülltes  Seefidirtsbnoh  oder 
eine  Bescheinigung  des  Seemannsamtes  darüber,  dass  ihr  bei  der  An- 
musterung ein  Se^ahrtsbuch  ausgestellt  werden  wird,  und,  falls  |sie  im 
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h&mbnrgiBchen  Staatsgebiet  meldej^ditig  ist,  nicht  dnrdi  poliseilichen 

Meldeschein  legitimiert  ist,  sowie  einer  Person,  von  der  sie  wissen  oder 

Ion  T'm  tänden  nach  annehmen  mfissen,  dass  sie  noch  einem  anderen 
Dienst  berechtigten  verpflichtet  ist,  für  die  Zeit  ilirer  Terfiflichtnno^  eine 
Stelle  zu  vermitteln.  Die  Legitimationspapiere  sind  bei  jedem  Auftrag 
Tomilegen. 

f  10.   Der  Stellenvennittler  Iiat  sieh  jeder  Einwirkung  auf  snr 

Dienstleistung  veirpflichtete  Schif^ente  dahin,  dass  diese  ihre  Stellung 

mit  einer  anderen  vertanschen,  zu  enthalten.  Ebenso  ist  ihm  jede  Ein- 
wirkung auf  Keeder  oder  deren  Vertreter  wegen  Entlassung  von  Schiffs- 
leuten  untersagt, 

§  11.  Die  Vorenthaltung  von  Seefahrtsbtlchern,  Meldescheinen  oder 
sonstigen  Legitimationspapieren  und  Zeugnissen  der  Stellensnohenden, 

sowie  die  Ausübung  eines  ZurUckbehaltungs-  oder  Pfandrechts  an  Gegen- 
ständen, die  bei  Anlass  der  Stellenvennittelnng  in  den  Besite  des  Stellen- 
vermittlers gelantrt  sind,  ist  verboten. 

§  12.  Den  SteUeuvermittlem  sowie  ihrem  HUlfspersonal  einschliess- 
lich der  Familienangehörigen  ist  das  Aufsuchen  von  Aufträgen  ausserhalb 
ihrer  Geschftftsr&ume  nnd  jede  GesehlltslAtigkeit  auf  öffen^chen  Wegeni 
Strassen,  Waaserstrassen,  Plätzen   oder  an  anderen  öffentlichen  Orten 

'Seemannsamt,  Schankstuben,  Vergnügungsorten ,  ofFeneu  Laden,  Bahn- 
höfen ,   ü^enbahnzUgen  u,  s.  w.)  nur  mit  Genehmigung  der  Behörde 

gestattet. 

§  13.  Wer  die  Stellenvermittelung  für  Schiffsleute  gewerbsmässig 
hetreibti  darf  gewerbsmAesige  Vennietong  von  Wohn«  nnd  Schlafstellen, 

Grastwirtschaft,  Schankwirtechaft,  Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken, 
Handel  mit  AnsrflstungsgregenstnTiilfTi  für  SchifTsleuto  und  das  Geschäft 
eines  Geldwetdislers  oder  PfandkniitT^^  weder  selbst  noch  durch  andere 
betreiben.    Der  tSenat  kann  Ausnahmen  von  dieser  Vorschrift  zulassen. 

Die  Stellenvermittler  dürfen  Stellensuchendo  nicht  bei  sich  in  Kost 
nehmen  oder  fOor  ihre  Bechnnng  hei  dritten  Personen  in  Kost  oder  Logis 

^ben.  Das  Stell  M  -  ermittlergewerbe  darf  ferner  nicht  in  solchen  Lokalen, 
in  denen  eines  der  in  Absatz  1  genannten  Gewerbe  ans^eflbt  wird,  noch 
in  Nebenriltimen.  die  mit  diesen  Lokalen  in  unmittelbarer  Verbindung 
stehen,  betrieben  werden. 

Der  SteUenvenouttler  darf  endlich  mit  Gewerbetreibenden  der  vor- 
bezeichneten Art  nicht  dergestalt  in  Geschäftsverbindung  treten,  dass  er 
sich  für  die  Ausübung  seiner  Vennittlertätigkeif  von  ihnen  Vergtttongen 
irgend  welcher  Art  trewähren  oder  \  eraprechen  lässt. 

§  14.  Die  den  Stellen  Vermittlern  znkojninenden  Gebühren  werden 
gemäss  dem  §  4  des  Gesetzen  vom  2.  Juni  1B02  iu  Hamburg  von  der 
Pclizeibehtfrde,  in  Cozhaven  vom  Amtsverwalter  festgesetst. 

Die  Gebühr  ist  von  dem  Reeder  nnd  dttn  Sdiifismanne  je  zur  Hälfte 
^  zahlen;  eine  ontgofrcnstehcnde  Voreinbarunj]^  zu  T^npinsten  des  Schiifs- 
öiannes  ist  nichtig.  Der  Anspruch  des  Stellenverniitdora  auf  die  vom 
Jieeder  zu  zahlende  Hälfte  erlischt,  wenn  der  Schidsmaun  seineu  Dienst 
^dit  rar  festgesetzten  Zeit  antritt. 

Neben  den  Vennittelunfrsgebtthren  dürfen  weder  von  dem  Stellen- 
Vermittler  noch  von  dessen  \^u•treter  oder  Anfrestellreu  Kosten  boreclmet 
^■^^er  entgegengenommen  werden.   Die  Erstattung  barer  Auslagen  darf  nur 
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insoweit  gefordert  worden,  als  ihre  Verwendung  auf  Verlangen  d«e  Auf- 
traggebers erfVilgi  ist  un<l  nachgewiesen  werden  kann. 

Die  Gebühren  dürfen  nnr  nach  Erledigung  des  Auftrages  erhoben 
werden,  insbesondere  ist  die  i^rliebung  eines  Einschreibegeldes  oder  eines 
VorfldbusBee  verboten.  Die  Enitattang  barer  Anslagen  fOr  die  Stdbn- 
▼ermittelung  kann  alsbald  naoii  ihrer  Venvendung  gefordert  werden. 

Bei  der  Berechnung  müssen  die  GcLfihren  für  die  Stellonvermitteliiiig 
von  etwaigen  anderen  Forderungen  getrennt  gehalten  werden. 

§  15.  Die  Steilenvermittler  sind  verpflichtet,  ein  von  der  Behörde 
abgeatempeltes  Exemplar  der  Tuee  in  ihren  Geschifisrikiunen  ui  eiinr  in 
die  Angen  fallenden  Stelle  anzuschlagen. 

Ebenso  haben  die  Stellenvermittier  ein  Exemplar  dieser  Vorschriften 
in  ihrem  GeschJlt'tsU>kale  an  einer  in  die  Angen  fallenden  Stelle  auS2U* 
hängen  und  den  Stellensuchenden  die  Einsichtnahme  zu  gestatten. 

§  16.  Die  Polizeibehörden  und  ihre  Organe  sind  befugt,  in  den 
GeBchftftsbetrieb  des  Stellenvermittlera  jederzeit  Eincddit  an  nehmen.  Die 
Stellenvermittier  sind  veri>f!ichtet,  den  Beamten  jederseit  den  Zutritt  zn 
allen  für  den  Gescliäftsbctriob  bestimmten  Ranmen  zu  gestatten,  ihnen 
die  Cxeschilitsbücher  auf  Verlangen  auch  im  Dienstraume  der  Pohzei- 
behörde  vorzulegen  und  jode  über  den  Geschäftsbetrieb  verlangt©  Anskunft 
wahrheitegetrea  zn  erteilen. 

§  17.  Strafbestinomungen. 

§  18.    Diese  Voi-achriftcn  treten  am  1.  April  1903  in  Kraft.  Xach 
diesem  Zeirjnnikte  findet  eine  Anwendung  der  Vorschriften  für  den  Ge- 
öchäitfebetrieb  der  Gebinde veimieter  und  kStelieii  Vermittler  vom  30.  April 
1903  auf  den  Qeschftftsbetrieb  der  Stellenvermittier  ftr  Schiffsleiite  nicht 
mehr  statt. 

c)  ^ Vom  BeiehsTersicherungsamt  genehmigte^UnfollTerli&tuugs- 

TOTselirlflini. 

1.  Abgeänderte  UnfaUverhütungsvorschriften  der  Seeberulsgenossen- 
Bchait  für  Dampfer.  Ausgabe  1903.  Vom  Keichsversicheniugäumte  am 
12.  Mftrz  1908  genehmigt. 

2.  Abgeimticrte  UiUaLLvoriiiiLungavorsciinltün  der  ßoe-Berufsgouosseu- 
sohaft  fOr  BegelBcdiiin».  Atuagabe  1908.  Vom  Beiduiveraidierungäamte  am 
12.  Mftra  1908  genehmigt. 

r  (2  Hefte  ft  5S  nnd  60  ß.,  Bambuig,  H.  O.  Poriehlp  GatenberrHans,  1908.]| 

II.  Belglque.  Belgien. 

1.  Arrdt^  royal,  en  data  dn  81  mara  1908,  concernant 

le  travail   des  femmes,   des  adolescenta  et   des  enfants. 

31  o  d  i  f  i  c  a  t  i  o  Ii  s  a  1 '  a  r  t  i  c  1  e  5  de  1 '  a  r  r  e  t  e  royal  du  10  f  ^  v  r  I  o  r 
18!*;'),  concernant  la  preparation  des  peaux  de  liövres  et 
de  1  a  p  i  n  s. 

Könifi^  Brlaaa  Tom  81.  Ulxs  1808  snr  AbSademng  d«i  Art  6  der 

königL  Verordnung  vom  19.  Februar  1896,  betr.  Frauen-  und  Kfaidev» 
arbeit  bei  der  Zurichtung  von  Hasen-  und  Kaninchenfellen. 

Art.  1.  Art.  5,j  der  köniirl.  Verorijnunn;  vom  lÜ.  Februar  18^5,  ab- 
geändert durch  die  konigl.  Verordnung  vom  15.  April  18U8,  lautet  wie  folgt ; 
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2)  Die  Besoh&ftigung  yon  Kindern  unter  16  Jahren  ist  untersagt  fttr 

alle  Betriebe,  in  denen  Hasen-  und  Kaninchenfelle  vor  dem  „Zubereiten" 

(,se(Tetay:e)  verarbeitet  werden,  rtowie  fiir  jede  Art  der  Beliundlung  von 
Fellen  nach  dem  „Zubereiten"  (dae  Tragen,  Ausklopfen  und  Schneiden 
der  Pelle). 

Die  Beechftftigung  von  Kindern  im  Alter  yon  14  Jahren  beim  Fein- 
zMSchneiden  lud  Keinigen  der  nodi  nidit  „mbereiteten"  Fdle  ist  zulässig, 

weoQ  diese  Arbeiten,  unter  Aussclihiss  jeder  anderweitigen  Bearbeitung 
der  Felle,  insonderheit  des  Trockenbürstens,  in  Räumen  stattfinden,  die 
abgesondert  liegen  oder  auf  andere  Weise  gegen  Ausdünstungen  und  ge- 
sandheitaBchadlichen  Staub  geschütst  sind. 

Art.  2.  Vit  der  Durchähmng  der  obigen  Verordnong  ist  der  Minister 
für  Indostrie  nnd  Arbeit  beauftragt. 

2.  Arr§ti  royal  en  date  du  81  mars  1908  concernant 

travail  des  femmes,  des  adolescents  et  des  enfants.  ^ 
Mo  d  i  f  i  c  a  t  i  o  n  B  a  l'arrete  royal  du  26  d^cembre  1892  COn- 
cernant  la  f  a  )m- i  <•  at  i  on  du  pafiior. 

EönigL  Erlasa  vom  31.  Marz  idoa,  betr.  die  Arbeit  der  Frauen, 
der  Jngemdlidlien  und  Kinder.  Abiaderung  der  königL  Verordnung 
▼om  ao.  December  1892,  betr.  die  Papierfiibrikation. 

Art.  1.  der  köni>;l.  Verordnung  vom  26.  Dezember  1892  wird  ab- 
geändert und  lautet  wie  folgt: 

In  den  Papier-  und  Kartonfabriken  wird  die  Arbeit  der  durch  das 
vom  18.  Dezember  1889  gwchfitzten  Arbeiterkategoiien,  welche 
mit  folgender  Fabrikationstätigkeit :  Kochen  der  ersten  Masse,  HersteUnng 
des  Halbstofifes,  Bleichen,  Feinmachen,  Herstellung  der  Blätter,  sei  es  mit 
der  Hand,  sei  es  maschinenm&ssig,  Pressen,  Befeuchten,  Beschneiden, 
Burchlochen,  beschäftigt  ist,  den  unten  angeführten  flegeln  unterstellt: 

Art.  2.  Unser  Minister  für  Industrie  und  Arbeit  ist  mit  der  Aus- 
f)lhnmg  der  gegenwärtigen  Verordnung  beauftragt. 

3.  Arrßte  royal  eu  date  du  11  avril  19U3  concernant 
elassement  des  fabriques  de  beurre. 

Kdnig^  Bdass  vom  U.  Apill  1908,  betr«  KlassWileciuig  der  Butter- 
ftbtiken.     Vom  11.  April  1003. 

Art.  1.  Die  Butterfabriken,  in  denen  man  wenigstens  10(>0  1  Milch 
täglich  zur  Fabrikation  verwendet,  werden  unter  die  gefährlichen,  im- 
gesunden  und  lästigen  Betriebe  eingereiht. 

Sie  sind  in  der  der  königl.  Verordnung  vom  81.  Mai  1887  angefügten 

Liste  unter  folgende  Rubrik  gesetzt: 

Bezei ch fui  n c'-  Klasse:  Uebelstand: 

Butter.  (Bäume,  in  denen  man  1  B.  Geräus(  h,  flüssige  und  schmutzig  Bfick> 
wenigstens  1000 1  Müch  taglich  fttr  Htäiuk',  verfaulbareR,  ausgeeoflßenes  Wasas, 

fintterenseugung  Terwendet)  das  die  Flüsse  und  das  CnundirasMr  ver- 

Beuchen  kann. 

Art.  2.  Unser  Ifinister  ftbr  Industrie  und  Arbeit  ist  mit  der  Aus> 
fttbrung  der  gegenwärtigen  Verordnung  betraut. 

4.  Arr§t6  royal,  eu  date  du  23  mai  1903,  concernant  le 
elassement  des  fabriques  d'acötone. 

Königl.  BdAS«  vom  28.  Kid  1908»  betr.  die  Elaasiflstoning  der 
Aoetonflül>iiken. 
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Art.  1.  Die  Aoetonfabriken  soUen  in  die  Liste  der  gelUirlietieii, 
geaundlioitsschädlichen  und  lasti<,'en  Betriebe  einfrereiht  werden. 

Si«i  Bind  in  das  dem  konigl.  Erlasse  vom  31.  Mai  1897  beigetilgte 
Verzeichnis  foig6udcriaa«>sen  eiiusutragen : 

Boseielinung:  Elaste:  üebelttand: 

ÄeHUm  (Fabrikation  von  — ).       1  B.        Hohe  Feuere^efahr,  steike  nnd  imiii- 

gcnfhm^  Ausdunstung. 

Art.  2.  Mit  der  Dtirchftilirong  dieses  JEiriasses  ist  unser  Minister  fOr 
Indiistrie  und  Arbeit  betraut. 

5.  Arrete  royal  cn  date  du  2  3  mai  1008,  concern.ftnt  le 
classement  des  fabriques  des  conserves  de  frnits. 

KönigL  Brlass  vom  23.  Hai  1808,  betr.  die  Klasaiflsienuig  der 
VtadttkoiiBOrf  tui&brfkdn« 

Art.  1.  Die  Fraehtkonsenrenfabriken  sind  in  da«  Veraeicliiils  der 
gefthrlichen,  gesundheitsschädlichen  und  lästigen  Betaiebe  einzutragen. 

Die  Rubrik  ,,Gomü.Mekon8«ryeii  (Fabrikation  im  groeeen)"  ist  denmach 

ibigendermassen  abzuändern : 

Bezeichnung:  Klasse:  Uebclstand: 

Gemüse-  und  ¥VradiÜKnuMrT«D  2  0  Eompakte  Abfalle  xmd  Udit  in  Tbl' 
pNJnikaüoa  im  grossen).  nis  übergehende  AbfloaewaaMr. 

Art.  2.    Mit  der  Durchföhnuig  dieeeB  Erlasses  ist  unser  Hinister  fär 

Industrie  und  Arbeit  betraut. 

III.  Espagne.  Spanien. 

Real  DoerofB  dol  30  de  avril  1  903  sobre  el  estabieci« 
miento  de  n  n  Tnsfituto  de  Reforma.s  sociale."^. 

KoziigL  Erlass  vom  30.  Apiü  1903  betr.  Brriohtung  eines  Instituts 
für  Bosialreform. 

Art  1.  Im  Ministerium  des  Innern  wird  9tk  IxmÜtat  für  Sosialrefanii 
errichtet,  das  die  Aufgabe  hat,  die  Arbeitsgesets^bnng  im  weitesten  Üm- 

fange  vorzabereiten ,  durch  Organisation  der  nötigen  Inspektions-  und 
stati^itischen  Arbeiten  ffir  deren  DnrchfCihrnnfr  Horge  /n  tragen,  sowie  die 
zur  Verbeöiserujig  der  Lage  der  Arbeiterklassen  uniemoniiueneu  sozialen  und 
gouvemementalen  Schritte  zu  fordern. 

Art.  2.  Das  Institat  wird  ans  dO  Mitgliedern  sosammengesetst  sein. 
18  derselben  nach  freier  Wahl  der  Regierung;  toh  den  übrigen  12  Mit- 
gliedern werden  auf  die  durch  das  TJoprlement  vorgesclinebene  Weise  £re- 
wähU :  durch  die  Aj  beit<f ober  und  ii  durch  die  Arbeiter,  nnd  zwar  diese 
je  im  Verhältnis  zweier  \'ertreter  der  Grossindustrie,  zweier  der  Klein- 
Industrie  nnd  sweier  des  Bauemstandes. 

Art.  3.  Das  Institut  wird  in  3  Sektionen  zerfallen,  deren  Zugeli'-rig- 
keit  \\  '\f  tVilirt  ist :  \)  die  auf  Po1i;^ei  und  öt^nTitliche  Sicherheit  beziiirlichen 
An gele«i;en heilen  zum  Ministerium  des  liiiicrn;  2)  die  Angelegenlioiien 
juridischen  Charakter.s  zum  Justizministerium  und  3)  die  auf  sozial- 
ökonomische Verhftltnisse  Besng  habenden  Verwaltnngsgesdiftfle  som 
Ackerbauministerium. 

T>cn  beiden  erstgenannten  Sektionen  viird  der  ünterstaats.^ekretar 
der  batreifenden  JSIinisterien  zugeteilt  und  der  dritten  Sektion  der  Acker- 
baugeneraldirektor. 
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Art.  4,  Auf  Grund  des  konigl.  Erlasses  wird  zur  mi  mittel  baren  Er- 
nennung der  18  stimmftkhigen  Mitglieder  nach  freier  Anordnung  der  Re- 
gierung und  daa  VonitMiideii  des  Institates  gesdiritten. 

Art.  6.  Die  so  gewählten  Individuen  werden  eine  Kommission  bilden, 
beauftragt,  zu  Händen  des  Instituts  fiir  Sozialrefonu  das  Projekt  eines 
organischen  Reglements  auszuarbeiten.  Die  Vorarbeiten  fallen  einem 
Ausschusse  zu,  zusammengesetzt  aus  dem  Präsidenten,  aus  drei  von  den 
drei  genannten  Mimaterien  vorgeschlagenen  (stimmfthigen)  Mitgliedern, 
and  einrai  Ton  der  Kommission  gewählten  Mitgliede. 

Art.  6.  Die  genannte  Kommission  wird  sich  innerhalb  der  5  Tage 
konstituieren ,  die  der  Veröflfentlichung  der  entsprechenden  Ejmennnnfren 
iu  der  .Gac-eta  de  Madrid"  folgen,  und  wird  biimeu  einem  Monat  der 
Regier img  das  Projekt  eines  Reglements  vorlegen,  das  unter  anderem 
folgende  Pnnkte  behandelt: 

Die  Kompetensen  des  Inatitats  nnd  seine  Beziehimgen  zu  den  Übrigen 
offiziellen  Zentren. 

Das  Wahlvor;t2:ehen  bei  Porsonalorganzungen  und  -emeuerungen  der 
Arbeitgeber-  und  Arbeitervertretangea. 

1)  Bei  den  Amtshandlungen  von  beratendem  Charakter.  Genend* 
und  Sektionsversammlungen. 

2  /  Bei  denjenigen  der  aktiven  Verwaltung.  Direktionsrat.  Kommissiou. 
Delegierte. 

Finanzwesen.  —  Bestimmungen  für  die  passende  Anlage  der  dem 
Institute  gewährten  Geldanweisungen,  vorbehaltlich  den  durch  Verwaltungs- 

tmd  Bechiiuuf^s^osetz  v>>rgeBchriebenen  Weg. 

Art.  7.  Hat  die  Kommi.ssion  für  Sozialreforiii  des  !^rinisteriiims  des 
Innern  seine  Aufgabe  vollendet,  so  wird  das  Institut  zu  den  entsprechen- 
den Dokumentierungen  und  Eintragimgeu  schreiten. 

IV.  France.  Frankreich. 

Extrait  de  la  loi  de  finances  du  31  mars  1903  relative 
ä  l'amelioration  des  retraites  des  ouvriers  mineurs. 

Axmag  am  dem  IlzianigeselB  vom  8L  Min  1908»  betr.  die  Ver- 
beaaemngfm  der  Beuten  der  IHnenarbeiter. 

Art.  84.  Eine  Summe  von  1  Million  frcs.  (1000000  frcs.)  wird  jedes 
Jahr  unter  den  durch  das  Gesetz  festgelegten  Bedingungen  bestimmt: 

1)  Zu  einem  Drittel  fiir  Erliöhnnc:  der  Alters-  oder  InvaliditÄtsrente 
von  mehr  als  50  frcs.  oder  auf  Liquidatiousansuchen  vom  1.  Januar  1903 
zQgunsten  jedes  ICunMaarbeiters  oder  Angestellten  firanzösisoher  Nationalitit 
durch  Anwendung  des  Titels  IV  des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1894  aof  die 
Sä£B-  und  Fensionskassen  der  Minenarbeiter. 

2'i  Für  die  beiden  anderen  Teile  für  ausserordentliche  Remuneration 
zu  Gunisten  alier  anderen  Minenarbeiter  oder  Angesteliten  tranzösischer 
Nationalit&t,  die  am  1.  Jannar  1003  mindestens  65  Jahre  alt  sind  und 
an  diesem  Zeitpunkt  den  Nachweis  von  80  Jahren  besahlter  Arbeit  in 
den  französischen  Minen  liefern. 

Art.  8.'>.  Die  Erh^thnn^  wird  die  erhöhte  Pension,  in  der  alle  anderen 
Einkünfte,  sowohl  die  des  Teilhabers  als  auch  die  des  Ehegatten  ein- 
begriffen sind,  abgesehen  jedoch  von  jedem  Lohn  in  Geld  oder  Naturalien, 
nidit  ttber  die  Summe  von  S60  frcs.  erheben  können. 
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Art.  80.  Die  in  Art.  84  vorgesehene  Geldbewüligong  wird  2)  be- 
grenzt durch  die  Summe  von  240  fics.,  in  welche  alle  anderen  Einkflnfte, 
sowohl  die  des  Teilhahers  als  auch  dos  Ehe^'atteu  einbe^rriffen  sind,  die 
jedoch  unabhängig  ist  von  jedem  Lohn  in  Geld  oder  Naturalien  und  un- 
abhängig auch,  sei  es  von  der  aumchliesslich  in  Hinsicht  auf  Titel  II  des 
Gesetzes  vom  29.  Juni  1894  erworbenen  Pension,  sei  es  von  einer  Pension 
von  höchstens  r)<>  fies.,  die  am  1.  Januar  190B  in  Hinsicht  auf  Titel  IV 
des  genannten  Gesetzes  geregelt  wird. 

Ausser  diesem  letzten  Falle  kann  sich  die  Geldbewilligung  des  vor- 
liegenden Artikels  nicht  mit  einor  bereits  erworbenen  Pension  oder  mit 
einer  sohhen  vorbinden,  die  in  Hinsicht  auf  diesen  Titel  IV  erworben  wird. 

Ein  im  Ministerialräte  beratenes  Dekret  wird,  indem  es  den  Statn«! 
der  aus  der  Tilgung  resultierend cu  verfügbaren  Summen  festsetzt,  das  im 
§  1  des  gegenwärtigen  Artikels  vorgesehene  Maximum  bis  zur  Summe 
von  860  fircs.  erhohen  können. 

Art.  87.  Das  jahrliche  Finansgesetz  wird  die  Höhe  der  StenemucUigS 
zur  Auflage  der  Minen  bestimmen,  welche  im  Verhältnisse  zur  Steuer- 
leistung der  Bergw  erksuntemehmer  zu  den  durch  Art.  86  vorgesehenen 
Geldbewilligungen  auferlegt  werden  sollen.  Dieser  Beitrag  ist  durch  die 
Hüfte  dieser  Ausgaben  tmd  der  Anwendnng^kosten  des  gegenwärtigen 
Ghssetses  bestimmt. 

Art.  88.  Jeder  Arbeiter  oder  Angestellte,  der  aus  den  Bestimmungen 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  Vorteil  ziehen  will,  muss  darüber  dem  Maire 
seiner  Wohnsitzgemeinde  persönlich  oder  durch  einen  Beauftiagten  die 
Erklärung  abgeben.  Die  Erkl&rangen  werden  bei  Strafe  der  Bechtsans- 
Schliessung  jedes  Jahr  vom  1.  Jannar  bis  nun  letzten  Tag  des  Februar 
bezogen.  Jedoch  wird  für  das  erote  Jahr  der  Anwendung  des  Geeefzen  dieser 
Aufschub  4  Monate  betragen,  und  zwar  gerechnet  vom  Tage  der  Promul- 
gation, Die  Erklärung  wird  nur  erneuert  im  Falle  noch  hinzukommender 
Abänderungen  in  den  Rechtsgründen,  auf  die  sich  die  Interessenten  be- 
rufen. Die  Erklftrung  ist  kostenfrei.  Sie  wird  in  gehöriger  Form  iest^ 
gesetzt  und  durch  einen  Bechtsnachweis  begleitet  sein,  welcher  durch  einen 
Beechlnss  des  Ministers  der  öflfentHchen  Arbeiten  geregelt  wird. 

Die  Elrklarniif:  wird  diirch  den  Afaire  zu  Papier  gebracht  und  durch 
den  Dekiaranten  unterzeichnet.    £r  eriiält  darübei'  einen  Empfangsschein. 

Der  Haire  ttbermittelt  dieselbe  mit  seinem  Ontaehten  imTenEOgliek 
dem  Prifekten. 

Sie  wird  auf  der  Präfektur  in  ein  Spezialre^ister  ein;'otr;tL'en 

Art.  89.  Die  Erklärungen  werden  einer  Kommission  unterbreitet,  die, 
wie  folgt,  zusammengesetzt  ist  aus: 

dem  FMfekten  oder  seinem  Vertreter  als  Prftsidenten; 

dem  Chefingenieur  der  Beiwerke  oder  einon  dmrdk  denselbmi  b^ 
stimmten  Berfrverwaltunp^sbeamten ; 

dem  Direktor  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern,  der  Domänen 
und  des  Stempelamtes  oder  einem  von  ihm  bezeichneten  Beamten  dieser 
Verwaltung ; 

einem  Bergwerksbesitzer  und  einem  Mitgliede  des  Bureana  einer  der 

departement alen  Borgwerkshilfsgesellschaften. 

Der  PrRfekt  bezeichnet  diesen  Borgwerksbesitzor  und  dies  ^fitglied 
das  Bureauö.  Das  letztere  muss  aus  den  durch  die  Arbeiter  gewählten 
Verwaltern  genommen  werden  in  allen  den  Fftllen,  in  denen  es  möglich 
sein  wird. 
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Beide  müssen,  Ausser  wenn  dies  unmöglich  ist,  verachiedenen  Unt6r> 
nelitnung^en  angehören. 

In  den  Departements,  die  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  be- 
zeichnen wird,  wird  er,  entsprechend  der  Zahl  und  Bedciitnnf]:  der  Berg- 
werköbesitzer,  getrennte  Ausschüsse  errichten  lassen,  die  diurch  die  Arron- 
dissements  der  Souspr&fektarea  oder  durch  jede  andere  von  dem  JlCnister 
festgesetzte  Begrenzung  unterschieden  werden. 

Die  in  einem  Departement  bezogenen  Erklärungen,  in  welchem  keine 
Bergwerksmiternelmmng  existiert,  werden  der  Kommission  znr  Prnfnn*» 
zurückgesandt  ,  die  in  dem  Bezirk  tagt,  in  der  sich  das  Bergwerk  be- 
findeti  in  wekfaem  der  Arbeiter  den  l&ngsten  Wohnanfenfhalt  hat. 

Art,  90.  Die  Kommission  prOfb  nnd  Iftsst,  wenn  ee  sieih  dämm 
handelt^  die  in  den  BSrldftnmgen  angezogenen  Anc^irtiche  gelten;  sie  setst 
den  Betrag  der  persönlichen  Eii^ttnlß»  und  den  der  su  erhöhenden 
Pension  fest. 

Ein  Jahr  kann  nur  für  die  Dauer  der  Dienstleistung  in  Betracht 
kommen,  wenn  es  wenigstens  220  bezahlte  Arbdtstage  anweist. 

Mit  der  bezahlten  Arbeitszeit  wird  die  Zeit  gleichgestellt,  wihrend 

der  der  Arbeiter  krankheitshalber  unbeschäftigt  war  oder  wahrend  welcher 
er  eine  zeitlich  boschrünkte  Entschädigung  für  Arbeit^nnfall  erhalten  hätte, 
wenn  während  dieser  Zeit  in  sein  Arbeitsbuch  die  durch  Art.  8  des  Ge- 
setaes  vom  29.  Jnli  1894  vorgesehenen  Einzahlungen  gemacht  sind. 

Art.  91.  Die  Entaciheidnngen  der  Kommiasion  werden  durch  den 
Pr&fekten  dem  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  spätestens  am  1.  Juli 
jeden  Jahres  'ihermittelt.  Nach  dieser  EntsclT^iflMTf  setzt  der  Äfinister 
den  Betrag  der  Erhöhungen  und  der  auöserordenthclien  Remuneration  fest, 
entsprechend  den  durch  die  Art.  94  und  95  vorgeschriebenen  Regeln. 
Jeder  DeUarant  eiliftlt  durch  Vermittelung  des  Prftfdcten  vor  dem  81.  De- 
zember das  von  der  Kommission  Aber  seine  Erklärung  getroffene  Urteil. 
Er  kann  fernerhin  Einsicht  nehmen  von  dem  ministeriellen  Terteilunga- 
beschlnss,  von  welchem  ein  Duplikat  zu  diesem  Zwecke  vor  dem  31.  De- 
zember in  den  Bureaus  der  Präfektiir  oder  Souspräfektur  der  Hauptstadt 
des  BargsousarrondissementB  hinterlegt  ist. 

Das  Urteil  dieses  Verwahningsortes  wird  in  den  Blftttem  des  De- 
partemi^nt.s  publiziert. 

Art.  92.  Die  Kommission  kann  stets  in  ihrer  jälulichen  Arbeit  die 
vorhergegangene  Entscheidimg  revidieren,  sei  dies  auf  VorHchlag  des 
I^rtfekten,  sei  es  auf  das  duräi  den  Benefizianten  vcrgebradite  Begehren. 

Das  Ilevisionsbegehren  des  Benefizianten  ist  in  den  ftir  die  Erklftmngen 
▼Wgeschri ebenen  Formen  nnd  Fristen  ausgeführt. 

Die  nun  so  gotrotfene  Entscheidung  hat  keinen  Einfluss  auf  die 
vorhergegangenen  Verteilungen, 

Art.  98.  Die  Entscheidungen  der  Kommission  ki^nnen  dem  Staatsrate 
mur  bei  UnfUiigkeit,  Ueberschreitnng  der  Amtsgewalt  oder  Gesetzesver- 
letzung  uberbracht  werden. 

Der  Regress  steht  nur  dem  Prafekten  oder  dem  Interessenton  otfen. 
Er  ist  der  Mitwirkung  des  Advokaten  entbunden  und  findet  ohne  Kosten 
Statt. 

Die  Bekurse  an  den  Staatsrat  gegen  die  ministeriellen  Verteilungs- 
beschlüsse sind  von  der  Mitwirkung  des  Advokaten  entbunden  und  finden 
ohne  Kosten  statt* 
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Art.  94.   Im  Falle  der  ünsnlftiigliolikeit  des  dordi  §  1  des  Art.  84 

reservierten  Kredits,  der  dexa  bestimmt  ist,  die  zu  erhöhenden  Pensionen 
auf  8fj(")  frcs.  zu  bringen,  wird  je<1©  Erhfihnn^  proportional  re'liK">rT,  bis 
<las8  die  Totalsumme  in  den  Grenzen  des  Kredits  enthalten  ist.  Die  l'rancs- 
bruchötüüke  werden  nicht  mit  verzeichnet. 

Art  96.  Die  Totalsiimme  des  in  Hinsidit  auf  Art.  84  aagewieaenen 
Kredits  für  die  Geldbewilli^rnug  des  Art.  86  wird  zu  gleichen  Teilen 
Tmter  alle  yerteilt,  die  die  durch  die  Kommissionen  gatbe^denen  Hechts 

besitzen. 

Die  aus  der  Tilgung  herstammenden  verfügbaren  Summen  werdeu 
jedes  Jahr  in  Znwadis  zu  den  zozoschreibenden  Geldbewilligungen  konameD, 
bis  sie  die  durch  Ai-t.  8(>  festgesetzte  Ghrenze  erreicht  haben. 

Art.  r>ie  Erli<">li untren   nnd   ansserordentlidien  Remnnt^rationen 

müssen  am  ersten  Tage  des  Trimestors  geleistet  woi-den,  welcher  dem- 
jenigen folgt,  in  dem  die  Erklärung  aufgestellt  worden  ist.  Sie  sind  zahl- 
bar alle  Vierteljahre  ab  1.  Januar  des  Jahres^  weldier  dem  Zeitpunkt  der 
durch  die  Kommission  im  Art.  89  vorgesehenen  Entsdieidung  folgt^  von 
Trimester  zu  Trimester  und  zum  Fälligkeitstage, 

Sie  sind  unabtretbar  nnd  unantastbar. 

Die  nicht  erhobenen  Summen  sind  3  Jahre  nach  ihrem  Vorlalltage 
zum  Vorteil  des  Fiskus  veijfthrt 

Art  97.   Die  Zeugnisse,  Zeugenurkunden  und  andere  aussdbdiesslidi 

auf  die  Ausführun^^  -lei-  Bestimmungen  der  Art.  84 — 96  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  bezn^^liclicn  AkTenstücke  sollen  nnentgeltüch  verabfolgt  WMden 
und  von  der  !Stemj)el-  und  Eintragegebühr  frei  sein. 

Art.  98.  Jeder  Bergwerksbesitzer,  der  Alters-  und  Invalidittta^ 
renten  in  Jffinsicht  auf  Titel  IV  des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1894  aus- 
siew  r>rfeii  hat,  ist  gehalten,  in  den  ersten  14  Tagen  des  Januar  jeden 
Jalires  dem  Präfekten  in  der  vom  Minister  vorL'o^rhrinhnnen  Fomi  'h< 
Verzeichnis  der  durch  ihn  so  während  des  vorhergehenden  Jahi-es  ge- 
schaflfenen  Renten  mitzuteilen. 

Jede  Uebertretung  des  gegenwärtigen  Artikels  verwirkt  die  im 
Titel  X  des  CFesetzes  vom  21.  April  1810  vorgesehene  Strafe. 

V.  Grande-Bretagne.  Greesbritannien. 

1.  Order  of  the  Secretary  of  State,  dated  February  19, 

1903,  defining  with  the  consent  of  the  Lord  Lieutenant 
and  Privv  Councilini  leland.datedMarch  10,  IHOS.Attend- 
ance  at  School,  and  fixing  with  like  consent  a  ätaudard 
of  Profi ciency  (Ireland). 

Verordnung  des  Staatss^kretSn  vom  10.  Mmiar  ie08»  welöhe  mit 
der  Zustlmmnng  des  Lord  Lieutenant  und  Privy  ConnoU  in  Irland 
vom  10.  März  l9on,  den  Schtilbesuch  und  das  zu  absolvierende  Schul- 
pensum bestimmt.  (Ireland)  tStatutory  Rules  and  Orders,  1903,  No.  232. 

I  Edward  VII,  c.  22,  ss.  68,  71,  IGO. 

Auf  Grund  der  §§  08  und  71  des  Fabrik-  und  WerkstättengeseLzes 
1901  erlasse  ich  hiermit  folgende  Verordnung: 

1)  Gemäss  §  68  des  oben  erwähnten  Gesetzes  sollen  mindestens 
2  Stunden  dem  Unterricht  nxkl.  iteligionsunterricht)  in  einer  anerkannt 
guten  Schule  gewidmet  werden. 
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2  f  Die  gem&ss  §  71  des  oben  genannten  Gesetzes  zu  eertitheadeak 
Kenntnisse  im  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen  sollen  denjenigen  entsprechen, 
welche  die  Kommission  für  Nationalersiehimg  in  Irland  für  die  Ainfbe 
Klasse  schulplanmassig  festgesetzt  liat. 

8)  Abgangszeugnisse,  welehe  die  Seantninw  der  SchtÜer  darlegen, 
können  so  ausgestellt  w«rden,  wie  Anhang  2  des  inschen  Ersiehirngs- 
gesetzes  von  1892  (55  und  56  Vict. ;  Kap.  42)  es  vorschreibt. 

Der  Erlass  vom  15.  Februar  1879,  welcher  den  Schulbesuch  und  das 
in  Irland  zu  absolvierende  8chulpensum  bestimmt,  wird  hierdnroh  auf- 
gehoben. 

2.  Order  of  the  Beeret ary  of  State,  dated  April  22,  1903, 
applying  the  provisions  of  Section  116  of  the  Factory  and 
Workshop  Act,  1901,  with  Modif ications  to  the  Making  of 

Feit  HatB, 

Erlass  des  Staatssekretärs  vom  22.  Aprü  I90d,  betr.  Anwendung 
der  abgeänderten  Bestlmirinngen  des  §  116  des  Fabrik-  und  Werk- 
«UtteageaetaM  1001  M  der  HamtaUnng  tob  FtUhAten.  Statutory 
Boles  and  Orders,  1908,  No.  334. 

Die  Besthnmnngen  des  §  11^  mit  den  unten  angeführten  Abandernnjren 
öolien  für  Fabriken  und  Werkstätten  gelten,  in  welchen  Filzhtite  her^esfelU 
werden,  sowie  für  die  ausserhalb  der  Fabriken  beschäftigten  Peräonen  und 
ftr  die  Lohaber  nnd  Unternehmer,  dnrch  welehe  sie  angestellt  werden. 
Der  genannte  Paragraph  soll  auf  folgendon  Wortlaut  abgeftndert  werden: 
Damit  jeder  Stfickarljoiter  den  g'an^en  T^ihnbetrag  für  die  von  ihm 
j^'eleisTote  .Aj-boit  aiiMrechnen  kann,  soll  der  i'abrikinhabor  oder  I'ntor- 
uehmer  die  genauen  Angaben  über  den  Lohnsatz  für  die  auszulühreude 
Arbeit,  sowie  über  die  Arbeit,  anf  welche  sich  diese  Angaben  besiehen, 
bekannt  machen,  und  zwar  wie  folgt: 

a)  er  soll  jedem  Arbeiter  die  näheren  Angaben  ttber  den  Lohnsatz 
für  die  von  ihm  zu  liefernde  Arbeit  mitteilen, 

1)  indem  er  ihm  entweder  bei  Uebergabe  der  Arbeit  eine  geschriebene 
oder  gedmckte  Abschrift  der  Lohns&tse  anstellt, 

2)  oder  indem  er  im  Falle,  dass  Personen  in  der  Fabrik  oder  Werk- 
f^tatr  selbst  beschäftigt  werden,  ein  Plakat,  welches  nicht*?  aii<leies  entliälf , 
al.s  die  Angaben  der  Lohnsätze  für  die  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt  aus- 
zuführende Arbeit,  derart  anbringen  lässt,  dass  dasselbe  ohne  Schwierig- 
keit fbr  die  Angestellten  lesbar  ist. 

b)  Biese  nftheren  Angaben  aber  die  von  jedem  Arbeiter  su  liefernde 
Arbeit,  welche  den  ihm  zukommenden  Lohn  bestimmen,  sollen  ihm  bei 
Ueberp^alie  der  Arbeit  schriftlich  mitgeteilt  werden. 

2)  Handelt  der  Inhaber  oder  Unternehmer  entgegen  den  Bestimmungen 
dieser  Sektion,  so  verfllUt  er  bei  jeder  Zuwiderhandlung  in  eine  GFeld« 
stafe  bis  m  10  i?,  nnd  im  Wiederholungsfalle  innerhalb  St  Jahren  von  der 
Zeit  seiner  ersten  Strafe  in  eine  solche  von  nicht  weniger  als  1 

3)  Sollte  jemand,  der  als  Arbeiter  bei  den  vorher  *;enannten  Betrieben 
beöchaftigt  ist,  und  soU  ho  nähere  Angaben  erhalten  hat,  .seien  dieselben 
ihm  direkt  oder  duich  einen  Mitarbeiter  zugestellt  worden,  diese  an  Un- 
belugte  bekannt  geben,  um  dadurch  ein  Geschftftsgehejimnis  zu  verletsen, 
80  verfUlt  er  «ner  Geldstrafe  bis  zu  10  £. 

4)  Sollte  jemand  einen  so  bescliaftigten  Arbeiter  zu  veranlassen  siichen, 
ihm  solche  Angaben  mitzuteilen,  um  dadurch  Geschäftägeheimnisäe  in  Er- 

Arbeiterachiitz.  \Q 
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falurimg  zu  bringen,  oder  sollte  jemand  zum  gleichen  Zwecke  einen  Arbeit* 

iiehTT!<>r  b<»zahlen  odei-  belohnen  oder  veranlassen,  dass  ir^rend  eine  Person 
für  das  MitteiJen  soiciier  Augabou  bezahlt  oder  belohnt  wird,  so  soll  iJitu 
eine  Goldstrafe  bis  zu  10  £  auferlegt  werden. 

Unter  dem  Ausdruck  „Oat^worker'^  in  dieser  Verordnung  ist  jede 
Person  zu  verstehen,  welche  durch  eine  Fabrik  oder  Werkstätto  ausser- 
lialb  dersellicii  Lcsi  häftig-t  wir'l.  <^e\  es  direkt  vom  Iiilml)er  derselben,*  sei 
es  von  einer  durch  denselben  aniiestellten  Mittelsperson  (Coutractor)  sowie 
jede  Person,  welche  von  dem  lühaber  einer  ötelle,  von  welcher  Aibeit 
ausgegeben  wird,  od^  von  dessen  Mittelsperson  beschäftigt  wird. 

Die  VeT  onliiung  vom  30.  November  1877  w  irJ  hierdurch,  aufgehoben. 

Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Juni  1903  in  Kraft. 

3.  The  Explosives  in  Goal  Mines  Order  of  the  24  April, 
1908. 

Verordnung  vom  %L  April  1909»  betr.  die  Verwendung  von  Spreng- 
Stoffen  in  Kohlenbergwerken.  Statutory  Rules  and  Orders,  1  y03,  Xo.  336. 
(Erlassen  auf  Grund  des  Art.  6  des  Goal  Mine;^  Keg^nlatton  Act.  If^!»»!. 

1)  Die  Verordnung  vom  2n.  Dezember  l!'t  rj,  betr.  die  Vcrw  on  ianf; 
von  Sprengstolien  in  Kolilonbeigworkou,  soll  abgeändert  werden  imd  in 
Kraft  treten,  wie  wenn  die  Sprengstoffe,  die  in  dem  Anhange  zu  dieser 
Verordnung  aufgeführt  und  umschrieben  sind,  in  dem  Anhange  zu  jener 
Verordnung  aufgeführt  und  umschrieben  wären,  imd  in  jeder  Beziehimg, 
wie  wenn  der  Anhang  zu  dieser  Verordnung  einen  Teil  bildet  von  dem 
Anhang  zu  jener  Verordnung. 

2)  Der  Teil  des  Anhanges  zu  dieser  Verordnung,  der  die  Sprengstoffe 
Boblimt,  Weetfalit  No.  I  und  Westfalit  No.  II  betrifft,  ist  bestimmt,  den- 
jenigen  Teil  des  Anhanges  der  Vorordnung  vom  20.  Dezember  1902,  betr. 
die  Verwendnn«?  von  SprenL^sätnfFon  in  £.ohienbwgwerken,  zu  ersetzen,  der 
die  genannten  8prengstol}e  betrifft. 

8)  Diese  Verordnung  soll  zitiert  werden  als  die  Verordnung  vom 
24.  April  1903,  betr.  die  Verwendung  von  Sprengstoffen  in  Kohlenberg^ 
werkm. 

Anhang.    Verzeichnis  der  erlaubten  Sprengstoffe. 

Boblinit,  mit  folgender  Zusammensetzung: 

GewichUteUe 
nicht  über         nicht  unter 

Kalisalpeter  <>5  62 

Holzkohle  19V,  W 

.^.hu'cfel  2%  IV, 

Kupfarritrio!         f  " 


Fenchtigkcit 


Ol  I 


das  Schwefelammoniuni  ilarf  nicht  mehr  als  11  Oewichtsteile  vom  10(^  des 
fertig  zubereiteten  ^^I^reIl^^stoffe8  betragen. 
Ks  wird  Vürau.sgCöutzL : 

I  i  Dass  der  Sprcngstofi  nur  verwendet  wird,  wenn 

a  i  jedes  Ktlgelchen  geh{$rig  in  Parailßnwachs  gehttUt  ist,  dessen  Schmelz« 

punkt  nicht  unter  120^  F  liegt,  oder 

b)  jedos  K li^^olchnn  in  einer  Verpackung  von  bramiem  Papier  enthalten 

ist.  dan  in  allen  Teilen  dem  Muster  entspricht,  das  am  2d.  Oktober  li>02 

zur  Prüfung  vorgelegen  hat; 
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2)  Dass  der  Sprengstoff  zu  Kügelchen  Kusammengepresst  worden  tat, 
deren  Dichtigkeit  1,42  nicht  überschroitet. 

3)  Dass  bei  der  Verwendung  des  Spreng  t  H-  s  nur  ein  Zünder  ge- 
braucht wird,  der  5  g  ScbiesflptilTer  oder  irgend  ein  anderee  Mittel  von 
derselben  Zündkiatt  enthält. 

4)  Dass  der  Sprengstofi'  in  den  Home,  Marsh,  oder  üare  Werken  der 
Firma  Cnrtie'B  A  Harvey,  Lmtd.,  in  Faversham,  in  der  Orafschafb  Kent, 
oder  in  den  Werken  desselben  Hauses  in  Koslin,  in  der  Grafeeht^  Edin- 
burgh .  oder  in  Ql3m  Neatb|  in  der  Grafschaft  Glamorgan  verfertigt 
worden  ist. 

5)  Dass  der  Sprengstoff  in  jeder  Beziehung  dem  einen  der  Muster 
«Qtspricht,  die  am  29.  Oktober  1902,  am  6.  Februar  1908  and  am 
12.  Februar  1903  der  Prüfung  unterworfen  wurden. 

*5  Dass  auf  der  J\iisseren  Umhüllnrifr,  welche  durch  eine  unter  dem 
Gesetze  von  187ö,  betr.  <iio  ^'er^vondun;_'  von  S}pren;_'stotfon,  vom  Staats- 
sekretär erlassene  und  zur  Zeit  noch  in  Kraft  stehende  Verfügung  ver- 
langt wird,  noch  die  weitere  hinzutritt,  „Wie  angegeben  im  VerEeiohsis 
der  erlaubten  Sprengstoffe'*;  ond  femer,  dass  jede  innere  ümhlülnng  in 
deutlicher  Schrift  die  Worte  tragen  muss:  „Erlaubter  Sprengstoff",  sowie 
deri  Namon  dos  Fabrilcanton.  das  Datum  und  den  Ort  der  Herstellung, 
sowie  die  Natur  und  da.s  Verhältnis  der  Bestandteile. 

Coronit  mit  folgender  Zusammensetzung: 

Gewichtetelle 


Dicht  über         nicht  unter 

l^itrogljoenn  40  38 

SdueisbaamivoUe  IVt  1 

Ammoniumsalpeter  28  26 

EaUealpeter  5  3 

Alnmlinnmflteiiat  14  11 

Koggenmehl  11  8 

Holzmehl  4  2 
Flüfteige  KohlenwaaMCBtofie 

der  Paraffinidhe  4  2 

Feuchtigkeit  2'/..  — 


Daa  Holz-  und  Koggünmehl  darf  nicht  Uber  15  und  nicht  unter  5 
Gewichtsteile  vom  100  Feuchtigkeit  enthalten.  Die  Kohlenwasserstoffe 
d0rfi»n  keinen  Flammpunkt  von  imter  200^  F.  besitzen. 

Das  Aliimininmstearat  darf  keine  mineralischen  Sfturen  enthalten. 

Es  wird  vorausgesetzt: 

1)  Dans  das  Sprengmittel  nur  verwendet  wird,  wenn  es  mit  wasser- 
dichtem Papier  verpackt  ist. 

2)  Dass  das  Sprengmittel  mir  verwendet  wird,  wenn  der  Zündsatz 
oder  der  elektripchf^  Zündsatz  mindestens  die  als  No.  7  bekannte  8f?\rke 
besitzt  (d.  h,  der  Zündsatz  muss  eine  eltektivo  Zündkraft  haben,  die  so 
gross  oder  grösser  ist  als  diejenige  von  23  Gran  einer  Mischung  von  80 
Oewichtsteilen  EnallqueekBÜber  und  20  Oewichtsteilen  Kaliumchlorat. 

3)  Dass  das  S|iren<i;mittel  in  den  Werken  der  „Wostphalia  Anhalt 
Explosives  Co.*-  in  Halteen  und  Jieinsdorf  verfertigt  worden  ist. 

4)  Dass  das  Sprenfrraittel  in  allen  Teilen  dem  Muster  entspricht,  das 
am  5.  Pebruar  1Ü03  geprüft  worden  ist. 

6)  Dasa  auf  der  ftusseren  ümhfillung  ku  der  Bezeichnung,  welche  durch 
eine  unter  dem  Gesetze  von  1875,  betr.  die  Verwendung  von  Sprengstoffen, 
vom  Staatssekretflr  erlassene  und  zur  Zeit  noch  in  Kraft  stehende  Ver- 
ls* 
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fUgung  verlangt  wird,  nocb  die  weitere  hinzutritt,  „Wie  angegeben  im 
Veneidmis  d«r  «vlanbten  SprengalM^«'' ;  und  ferner,  diwB  jede  iimere  Um- 
hüUung  ia  deatlieher  Schrift  die  Worte  tragen  mnse:  „Erlaabter  Spreng* 

Stoff,  nor  zu  verwenden  mit  einem  Zündsate  von  nicht  unter  No.  7",  sowie 
den  Namen  de«?  Fabrikanten,  das  Datum  und  den  Ort  dör  Herstellnng, 
sowie  die  Natur  und  da»  Verliältuiä  der  Bestandteile. 

6)  Dass  —  wenn  in  gefrorenem  Zustand  —  das  Sprengmtttel  vor  dem 
GMbraneh  gehttrig  tind  in  einer  ge&hrlosen  and  angemeesenen  Axt  anf- 
getant  werden  aoU. 

Westfalit  No.  I,  mit  folgender  Zusammensetzung: 

GewiohtBteUe 
nicht  nha  nicht  unter 

AmmoniomsalpeUr  96  94 

Kolophonium  6  4 

Feuchtigkeit  '/t 
Eli  wird  vorausgesetzt: 

1)  Dass  das  Sprengmittel  nur  verwendet  wird  in  einer  Verpackung  von : 

a)  fltarkemi  mit  ParaffinwaehB  gehörig  wasserdicht  gemachtem  Papier; 

oder 

b)  von  einer  Blei-  und  Zinnlegierung  mit  wasserdichtem  Paraffin- 
wachs; oder 

c)  nicht  wasserdiditem  Papier,  nachdem  die  äussere  Hülle  von  wasser- 
dichtem Papier  entfernt  worden  ist. 

2)  wie  2)  oben. 

3)  Dass  der  Sprengstoff  iu  dou  Fabriken  der  ,,British  and  Colonial 
Colliery  Supply  Association,  Lmtd",  in  Denaby,  in  der  Grafschaft  Yoikshire, 
verfertigt  worden  ist. 

4)  Dass  der  Sprengstoff  in  allen  Teilen  (l«^n  >ru8tem  entspricht,  welche 
am  !n.  Au<rnHt  lf)01,  oder  am  13.  August  1902,  oder  am  2d.  Januar  1903 
geprüft  worden  sind. 

5)  wie  5)  oben. 

Westfalit  No.  II,  mit  folgender  Zusammensetzung: 

Gewichtstdie 
nicht  fib«         nicht  unter 
AnimoniuuiBaipetor  02  90 

Kaiisalpeter  5  3 

Kolnnhonium  0  4 

Feuciitigkeit  Vi  — 

Es  urird  vorausgesetzt: 
1)  a),  b),  c),  2),  3),  4),  5)  wie  oben. 

1.  Order  oft  he  Socretary  of  State,  dated  May  -1,  1903, 
exteading  Special  Exception:  Employment  atnight  ofmale 
young  persons  above  16. 

Verordnung  des  Staatssekretars  vom  4.  Mai  1903,  betr.  Aosdehnong 
der  Spedalansnalime  ffir  die  HaohtbesoblfUgiiiig  jngendlioiLer  PeEsooMi 
mSnnlid&en  Oesohleohta  von  ftbeor  16  Jabren.    Statatoiy  Bnles  and 

Orders,  1903,  No.  .S63. 

In  Ausübung  der  durch  §  54,  Abschn.  1  des  Fabrik-  und  Werkötätten- 
gesetzes  1901  mir  verliehenen  Vollmacht  bestimme  ich  hiermit,  dass  die 
SpeKialausnahme,  g&aOM  weldier  eine  jugendliehe  Person  mftnnliohen  (Ge- 
schlechts sur  Nachtzeit  beschäftigt  weiden  darf,  anf  jugendliche  Personen 
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männlichen  Geschleohts,  die  das  16.  Lebeiugalir  ftlMrochritteiii  haben,  imd 

in  Niclit-ToKtilfabriken  und  Werkstätten 

1)  in  Teilen  von  Fabriken,  in  weichen  sich  Reveiberier-  nnd  Ko/ienerier- 
(tfen  befinden  und,  um  Verschwendung  des  Brennmaterials  zu  vermeiden, 
Tag  tmd  Nadbit  brennen, 

2)  in  Abteilungen  von  Fabriken,  in  welchen  Hntsnu^er  raffiniert  wird, 

3)  beim  Galvanisieren  von  Blech  und  Draht, 

41  in  Teilen  yon  Sduneizhütten  in  Comwall,  in  welchen  oxydiert  und 
geprägt  wird, 

6)  in  PonseOanfalniken, 

6)  in  Fabriken  und  Werkstiltten  in  Verbindung  mit  Blei-  nnd  Zink- 
minen, in  welchen  die  Erze  konzentriert,  werden, 

angestellt  sind,  ausf^edebnt  werden  soll,  und  es  sollen  für  sie  die  im  Ab- 
schnitt I  deö  ubeiigeuaunten  Paragraphen  enthalteneu  Bestimmungen  gelten. 

Die  Verordnungen  vom  16.  November  1896  und  22.  August  1902, 
welche  die  genannte  Anenahme  ausdehnen,  werden  biennit  aufgehoben. 

Diese  Verordnung  soll  am  1.  Juni  1908  in  Kraft  treten. 

Va.  Britische  iColonlen. 

1.  IndifliL 

Act  approved  octobre  24,  1902,  to  amend  the  Indian 
Emigration  Act,  1888. 

Oeeetz  vom  24.  Oktober  1908  sar  Abindanmg  des  indisoheiL  Aus- 

wanderongsges  etzes. 

1.  1)  Diese«  Gesetz  soll  als  ( abfioäudert  es ,  indisches  Auswanderungs- 
gesetz von  1^02  (^Indian  Emigration  [Amendment]  Act,  1902)  zitiert 
werden ; 

2)  es  erstre<^t  sich  auf  das  ganse  Gebiet  von  Britisch  Indien. 

2.  Dem  Vorwort  des  Indischen  Auswanderungsgesetzes  von  1883 

fTndian  Emigration  Act,  1883)  sollen  die  Worte  „nnd  zw  He^reluiii;  ihrer 
Abreise  von  Indien  auf  dem  Seewege  in  gewissen  Fallen"  beigefügt 
werden. 

8.  ^  §  6  des  genannten  Gesetzes  soll  nach  dem  Wort  (context)  die 
folgende  Klausel  eingefügt  werden: 

1)  „Arbeit"  (labour)  bedeutet  „ungelernte  Arbeit^'  i'unskilled  l!il)onrl 
und  schliesst  keine  vom  Kap.  XIV  betroffene  Arbeit  oder  Beschritt igimic 
ein.  Die  vorhandenen  Klauseln  1 — 9  sollen  entsprechend  als  Kauteln 
2—10  numeriert  werden. 

4b  Die  Bestimmung  der  unter  2)  anfgefOhrten  Klausel  desselben 
Paragraphen  8oll  durch  folgende  Bestin^mun^'  ersetzt  werden: 

^unter  der  Bedingung,  dass  in  jedem  Zweifels-  odei-  Sti  eiHtrkcitsfiilL«, 
ob  eine  Person  als  auswandernd  betrachtet  werden  solle,  die  Lokaibehörde 
(Local  Government),  deren  Entscheidung  eine  endgültige  ist,  angerufen 
werde". 

5.  Klausel  a)  des  §  105  des  genannten  Gesetses  wird  hiermit  auf- 
gehoben. 

n.  Nach  dem  Kap.  XIII  des  genannten  Gesetzes  soll  das  folgende 
Kapitel  eingefügt  werden: 
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Kapitel  XIV. 

Indische   Eingeborene,   die  als  H  a  ii  d  w  o  i-  k  e  r   r.  <1    r  für 
Ansstelluii^ou.    Unter kaltungeu,    für   Dienste    in  «iffent- 
liclien  Lokalen  oder  im  Hause  ausserlialb  ludienh  auge- 
stellt werden. 

107.  1)  Wer  irgend  einen  indischen  Eingeborenen  ausserhalb  der 
indischen  Gfrenzen  an  irgend  einem  P!at;;e,  mit  Auii;nahme  der  laael 
Ceylon,  oder  so  anstellen  will,  dass  er  Indien  auf  dem  Seewege  verlassen 
musö  tür 

a)  eine  Tätigkeit  als  Handwerker, 

b)  eine  Ansstellimg  oder  Unterhaltung, 

c)  Dienste  in  einem  Oasthof,  Teehause  oder  einem  anderen  Öffent- 
lichen Lokal, 

(])  die  Besriinmung:en  des  sub  §  2  ausgenommen,  Haiisdienste,  soll 
liierfür  bei  der  am  Auöwaaderungshafen  (an  welchem  iiafen  die  Au.s- 
wanderung  zulftssig  sein  muss)  zust&ndigen  Lokalbehörde  um  Erlaubnis 
einkommen.    In  dem  betreffenden  Gesuch  soll  angegeben  sein: 

I.   die  Zahl  der  anznstellen'ien  Personen; 

TT.  der  Platz  oder  die  Plätze  ausserhalb  der  indischen  Grenzen,  nacli 
denen  sich  diese  Personen  und  deren  Angehörige  begeben  sollen ; 

XXL  die  ftlr  diese  Personen  und  deren  Angehörige  bis  zur  und  wfth« 
rend  der  Reise  zu  beschaffenden  Mittel; 

IV.  die  für  die  Gesundheit  und  das  Wohlbefinden  dieser  Personen 
und  deren  Ann^ehr>rigen  während  der  Anstellung  und  für  deren  Kückkehr 
am  Ende  dieser  Zeit  zu  treffenden  Vorrichtungen; 

V.  die  Bedingungen  der  üebereinkommen,  unter  denen  diese  Per- 
sonen angestellt  wurden  und 

VI.  die  Sicherheit  in  Britisch  Indien,  die  als  Gttrantie  ftlr  die  richtige 
InnohaUnng  solcher  TTobereinkoinmen  und  fflr  angemessene  Behandlung 
der  angestellten  Personen  und  deren  Augehörigen  geboten  wrd. 

2)  Keine  Bestimmung  des  sub  §  1  soll  auf  irgend  eine  Person  An- 
wendung finden,  die  in  gutem  Glauben: 

a)  einen  indischen  Eingeborenen  engagiert,  ihn  als  Dienstbote  ausser- 
halb Indiens  zu  begleiten,  oder 

b)  im  Aultrage  und  in  Uebereinstimmung  mit  irgend  einer  anderen 
nicht  in  Indien  weilenden  Person  einen  indischen  Eingeborenen  veran- 
lasst, Indien  su  verlassen,  um  Dienstbote  einer  anderen  Person  su  werden. 

Erklärung.  Bei  Anwendung  dieses  Kapitels  sollen  die  Wörter 
„Auswanderer"  (emigrant:  und  .,auswandern"  Teniigrafe)  in  der  Definition 
von  „Angehörigen"  (dependent)  in  6,  Klaiwel  4  die  Abreise  aus  In- 
dien auf  dem  Seewege  einer  Person  bedeuten,  die  gemäss  der  Bestim- 
mungen dieses  Kapitels  angestellt  werden  soll. 

108.  Nach  Empfang  eines  in  §  107  bezeichneten  Gesuchs  kann  die 
Li'kall»eli''rde  nach  Einzn^^  Her  notwendigen  Erkundigungen  die  na^  Lu^e- 
.suchto  ii^riaubnis  zn  den  ihr  angemes.son  scheinenden  Hedingimgen  ge- 
waiiren  oder  ab.Hchlageu.  Die  Entscheidung  der  Lokalbehörde  ist  end- 
gültig. 

1ÖJ>.  1)  Vor  jeder  na<  Ii  §  108  gestatteten  Abreise  eines  indischen 
Eingeborenen  aus  Indien  .soll  der  Anstellende  mit  dem  Angestellten  und  den 
Personen,  die  diesen  als  Angf^h^rige  begleiten  sollen,  vor  dem  Beschützer 
der  Auswanderer  (Protector  ol  Emigrant«^  im  Einschiffungshafen  erscheinen. 
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2)  Hftlt  der  BeschtttBer  der  Auswanderer  daftlr,  dass  die  Erlaabnis 
zur  Anstellung  indiscber  Eingeborener  gebflhrend  erlangt,  dass  die  Ueber- 

einkommensbedingimgen,  zu  denen  ein  solcher  indischer  Eingeborener  an- 
gestellt wurde,  mit  dfn  ffir  die  Erlaubnis  verlanc^ten  Bedingungen  (Iber» 
einstiminen,  und  dass  endlich  die  Bedingungen,  auf  Grund  derer  eine 
solche  Erlaubnis  gewftbrt  wurde,  auch  erfüllt  wurden:  so  soll  er  in  ein 
hierfür  zn  führendeB  Buch  diejenigen  UmstBade  über  den  betreffenden  in- 
dischen Eingeborenen,  dessen  allfUlige  Verwandte  und  die  anstellende 
Pei"son  in  der  Form  fintrajrpn.  wie  sie  der  Govemor  General  in  Council 
durch  in  diesem  Gesetz  eriasätene  Kegeln  vorschreibt. 

[110.  Würde  eine  im  §  107,  sub  §  1,  Klausel  VI  bezeichnete  Sicher- 
heit gewfthrt,  so  kann  die  LokalbehOrde  nach  Einang  der  notwendigen 
Erkundigungen  Befehle  aur  Verwirkang  der  Sicherheit  erlassen. 

[III.  8trafbestimmnngen  bis  zu  250  nipees  für  jeden  Eingeborenen, 
dessentwegren  die  Vorschriften  verletzt  wurden.] 

[112.  Erneuerung  des  Beschützers  der  Auswanderer  durch  die  Lokal- 
beharde.] 

[118.  Dnrdif&hrangsbestimmangen,  Pnblikation  des  Qesetzes.] 

An  act  to  regulate  the  conditions  of  labonr  in  the 
planting  districts  of  the  Presidency  of  Madras. 

Gesetz  vom  Jahre  1908  ^nr  Begelang  der  Arbeitsbedingimgeii  in 
den  Plantagen  des  Bezirks  Madras. 

1.  Kap. 

1.  1)  Biesee  Gesets  soll  das  FlüitagenarbeitsgesetE  ▼on  „BCadras'^ 
{Madras  Planters  Labour  Act,  1903)  genannt  werden. 

2  '  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  finden  nacli  Anordnung  der 
T.okalbehördeTi  Anwendnnf^;  arif  die  einzelnen  T.nkal bezirke  des  Bfzirks 
JIdadras.  Die  Lokalbehürden  können  zu  jeder  Zeit  die  Anwendung  dieses 
Gesetzes  in  einem  Lokalbeadrk  aufheben. 

B)  Das  Gesetz  soll  für  einen  Lokalbesdrk  oder  den  Teü  eines  solchen 
zu  den  in  den  zum  Gesetz  gehdrigen  Kodifikationea  bestimmten  Zeiten  in 
Kraft  treten  oder  aufgehoben  werden. 

2.  Sobald  dieses  Gesetz  auf  irgend  einen  Lokalbezirk  ausgedehnt 
wild,  findet  das  Gesetz  betr.  den  Arbeitsvertrag  von  18öU  (Workman's 
Braach  of  Contract  Act,  1859)  auf  Verträge  zwischen  einem  Pflanzer  und 
einem  Arbeitsvermittler  (maistry),  oder  einem  Pflanzer  und  einem  Arbeiter, 
oder  einem  Arbeitevemiitiler  und  einem  Arbeiter,  bezüglich  Plantagen 
innfM>>fi1^.  ^'ines  solchen  Bezirks,  keine  AnwondutiL'.  fritt  aber  für  solche 
^'ertrage  wieder  in  Kraft,  sobald  das  Plautagenarbeitsgesetz  von  Madras 
aufgehoben  wird. 

Die  Ausdehnung  dieses  Gesetzes  auf  irgend  einen  Lokalbezirk  soll 

die  Kraft  früher  abgeschlossener  Vertrage  keineswegs  beeinträchtigen, 
8 'ich  soll  die  Aufhebung  des^ollicn  die  Kraft  der  während  do^^son  Bestehens 
abgeschlossenen  •Vertra2:e  niclit  beointrachtigen ;  es  soll  solchen  Verträgen 
auf  Grund  des  Gesetze.s  betr.  den  Arbeitsvertrag  von  1859  (Workman's 
fireach  o£  Contract  Act,  1859)  Naohaehtung  verschafEt  werden. 

3.  [Act  VI,  1901,  sect.  2.]  1)  Definitionen  der  in  diesem  Gesetz  ent- 
haltenen Begriffe: 
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a)  Unternehmer  (employer)  =  ein  Pflanzer  oder  Arbeitsvermittler 
f'maistry),  für  den  ein  Arbeiter  vertrafrsinaspifx  arbeiten  soll:  b  Gur 
(estatei  =  ein  mindestens  10  JInrfren  umfassendes  iStück  Land,  das  sieb 
innerhalb  des  Lokalbezirks  bebndet,  auf  das  dieses  Gesotz  ausgedehnt 
wird  und  daa  Tee,  Kaffee,  Pfeffer,  Kardamom,  Oiochonin  and  andere 
von  der  T^okalverwaltong  za  beseichnende  Produkte  erzeugt;  c)  Arbeits- 
vertrag (labour-contract)  =  ein  auf  Grund  dieses  Gesetzes  unter  Straf- 
androhung einzuhaltender  Vertrag  betr.  Lohnarbeit  auf  einem  Gute,  ohne 
Bezug  auf  Dienstboten ;  d)  Arbeiter  (labourer)  s  eine  Person,  die  für 
einen  Arbeitsvermittler  (maisti^)  oder  Pflaiu«r  vertragsmässig  arbeitet; 
e)  Friedensrichter  („magistrate")  =  ein  Beamter  der  ersten  oder  zweiten 
Klasse,  sowie  einer  der  dritten  Klasse,  wenn  dieser  von  der  Lokalver- 
waltung besonders  bevollmächtigt  wird,  die  Funktionen  eines  Friedeus- 
richtera  auszuüben;  f)  ArbeitsvormiLÜer  („maistr}^)  asss  eine  Person,  die 
einem  Pflanzer  Plantagenarbeiter  vertragsmässig  zuweist;  g)  Pflanzer 
(„planter")  =  ein»  Person^  die  eine  Plantage  besitzt,  dieselbe  verwaltet 
oder  derselben  vorsteht. 

2)  Alle  im  indisclion  Gesetz  'Tndian  Contract  Act,  1872)  definierten 
und  in  diesem  Gesetz  gebrauchten  VVurie  sollen  die  Bedeutung  haben,  die 
ihnen  durch  jenes  Gesetz  zugewiesen  wiwde. 

2.  Kap.    Der  Arbeitsvertrag  im  allgemeinen. 
4.  1)  Jedem  Vertrag  zwischen  einem  Pflanzer  und  einem  Arbeita- 

vermittler  und  jeder  Arbeitsvertrag  soll  schriftlich  ausgefertigt  sein  und 
soH  so  lauten,  wie  es  die  Lokalverwaltung  auf  Grund  dieses  Gesetzes 

verordnet. 

Jeder  Arbeitsvertrag  soll  in  Gegenwart  eines  Friedensrichtei's  oder 
einer  von  der  Lokalbehttrde  bevoUmftchtigten  Person  untersdtrieben  werden. 
£in  Vertrag  bis  zu  einer  Zeitdauer  von  2  Monaten  soll  in  Gegenwart 

rweier  Zeugen,  falls  das  Heim  dos  Arbeiters  nicht  mehr  als  15  Meilen 
vom  Gute  entfernt  ist  und  er  nicht  als  CooUe  aul  dem  Gute  beherbergt 
wird,  Uli teischr leben  werden. 

2)  Ein  Friedensrichter  ist  verpflichtet,  daAlr  sn  sorgen,  dass  die 
beiden  Vertragsparteien  den  Inhalt  des  Vertrags  genau  verstehen. 

Hl  Findet  ein  Friedensiichter  oder  sein  Bevnllniilclitiirfer,  dass  der 
Albeiter  gesundheitlich  unfähig  ist,  nach  dem  Gute  zu  reisen  oder  darauf 
zu  arbeiten,  so  soll  er  den  Vertrag  in  seiner  Gegenwart  nicht  niiter- 
sohreiben  lassen. 

6.  [Act  VI,  1901,  sect.  5  (3).]  Die  ICaximsldaner  eines  Arbeitsvertrages 

betragt  1  Jahr. 

6.  Bestinnnnniren  eines  Arbeitsvertrags,  welche  die  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  oder  die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassenen  Verordnungen 
beeinträchtigen,  sind  ungültig. 

7.  [Act  VI,  1901,  sect.  6.]  Arbeitsverträge,  die  mit  den  Bestimmungen 
des  Art.  4  nicht  tibereinstimmen,  sind  wirkungslos. 

8.  [Act  VI,  1901,  sect.  9.]  Ungeaclitet  der  Bestimmnnn^en  des  indischen 
Gesetzes  beti-.  den  Aibeitsvertrag  vom  Jahre  lb72  (^Indian  Contiact  Act, 
1872)  soll  jede  Person,  die  das  16,  AHersjahr  abersdiritten  hat,  einen 
Arbeitsvertrag  abschüessen  dürfen. 

Doch  soll  keine  weibliche  Person  gozwimgen  sein,  durch  Abscbluss 
eines  Arbeitsvertrapf^^s,  Ver|>flielitnniren  zu  übernelimcn,  wenn  ihr  Gatte 
oder  gesetzlicher  Vormund,  talis  ein  solcher  vorhanden,  sich  dem  wideiisetzt. 
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9.  Die  eine  oder  andere  Partei  eines  Arbeitsvertrags  darf  diesen 
auflieben,  indem  sie  der  andreren  Partei  eine  dreimonatliche  schriftliche 
Kündigung  zustellt,  und,  falls  von  der  anderen  Seite  etwas  an  der  Kün- 
digung ausgesetzt  wird,  durch  Auszahlung  einer  von  einem  Friedensrichter 
festeoseteendeik  Summe  an  dieeelbe. 

10.  Em  Arbeiter  darf  eeinen  Arbeitsvertrag  zu  jeder  Zeit  und  ohne 
Kündigung  aufheben,  ^vcnn  er  vor  einem  Friedensrichter  beweist,  dass  er 
genügende  Gründe  dazu  hat  und  er  eine  von  dem  Richter  festzusetzende 
Summe  samt  einer  Summe  von  3  Annas  für  jeden  Arbeitstag  des  neuab- 
gelaui'enen  Arbeitsvertrags  oder  fUr  eine  Zeitdauer  von  drei  Monaten 
aoasahlt. 

11.  [Act  VI,  1901,  sect.  131.]  1)  Behauptet  ein  Unternehmer  oder  ein 
Arbeiter,  dass  dieser  infolge  Unfalls  oder  Krankl»"-»^  unftlhig  ist,  seinen 
Arbeitsveruag  zu  vollenden,  so  soll  der  Unterueiimer  auf  Wunsch  des 
Arbeitera,  falls  diese  betr.  Aufhebung  des  Vertrags  uneinig  öind,  sich  an 
den  nftehaten  lUedrasriditer  wenden,  und  dieser  soll,  sobald  er  sich  über- 
sengt, dass  der  Arbeiter  nicht  im  stände  ist,  den  Vertrag  zu  eriWen, 
diesen  annullieren.  Der  Entscheid  des  Friedensrichters  ist  endgfiltig. 

2)  Der  Friedensrichter  soll  in  solchem  Falle  femer  entsclieideu,  wer 
von  den  beiden  dem  anderen  Geld  schuldet  und  die  Kiickzahluug  der  betr. 
Summe  ordnen;  er  darf  den  Unternehmer  mit  den  K<Mten  der  Heimreise- 
des  Arbeiters  belasten. 

B)  Findet  der  Friedensrichter,  dass  der  Unfall,  durch  den  der  Arbeiter 
arbeitsunUlhig  wurde,  durch  Nachlft.ssigkeit  des  Unternehmers  verursacht 
wurde,  so  darf  er  bestimmen,  d^s  dieser  dem  Arbeiter  den  Arbeit slohn 
ftr  3  Monate  als  Entschädigung  auszahlt. 

12.  [Act  VI,  1901,  sect.  l>  j  Falls  der  Arbeitsvertrag  eines  Arbeiters 
auf  Grund  des  Art.  11  annulliert  wurde,  darf  der  Richter  den  Vertrag 
des  Gatten,  Vaters,  Sohnes.^  der  Frau,  Mutter  oder  Tochter,  weiche  auf 
dem  gleichen  Gute  wie  d^;  Ai'beiter  vertragsm&ssig  arbeiten,  auf  Ver- 
langen azinullieren.  ^ 

3.  Kap.    Allgemeine  Bestimmungen  betr.  O-fiter,  Arbeits» 

vermittler  und  ArV)eiter. 

13.  [Act  VI,  1901,  sect.  122.]  1)  Jeder  Pflanzer  ist  verj^flichret,  ein 
Verzeichnis,  welches  die  Namen  der  auf  seinem  Gute  beschäftigten  Personen 
enthält,  nach  Vorschrift  der  Lokaibehörde  zu  führen. 

2)  Solche  Verzeichnisse  sollen  zar  Prüfung  der  im  Art.  16  erwähnten 
Beamten  stets  aufliegen. 

14.  [Act  VI,  1901,  sect.  130,]  Jeder  Arbeiter,  der  durch  Krankheit 
oder  Unfall  ausser  stände  ist,  zu  arbeiten,  soll  Nahrung  oder  eine  Summe 
von  2  Annas  täglich,  Wohnung  und  ärztliche  Behandlung  auf  Kosten  des 
Pflanzers,  in  dessen  Plantage  er  beschäftigt  ist,  beanspmchen  dtlrfen;  doch 
soU  er  nicht  berechtigt  sein,  während  dieser  Periode  seinen  Lohn  zu  be- 
aiuprachMI,  auch  sollen  keine  der  in  diesem  Artikel  enthaltenen  Bestim« 
mnngen  den  l'ntcruohmor  hindern,  Schritte  m  tun,  damit  der  Arbeits- 
vertrag auf  Grund  des  Art.  1 1  annulliert  werde. 

15.  [Act  VI,  1901,  sect.  132.]  Jeder  Pflanzer  ist  verpflichtet,  Vorsorge 
für  die  Beherbergung  der  Arbeiter,  ftlr  Trinkwasser,  Abtritte  und  Ärzt- 
liche Behandlung  nach  Vorschrift  der  Lokalbehörde  zu  tragen. 

\f].  [Act  Vl^  liH.H,  soct.  128.]  Der  Bezirksfriedensrirhter.  der  Lokal- 
bezirkflfriedensrichter,  der  Bezirkswundarzt  und   jeder  andere   von  der 
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Lokalbohtfrdd  bevollmächtigte  Beamte  soll  das  Recht  haben,  alle  Güter 

und  H.lns«f*r,  wolnhe  irflnzlich  odnr  teilweise  für  die  Arhoitpr  verwen'-le* 
werdt  n,  zu  beti  eieu  und  zu  verlangen,  dass  diese  Aj  beiter,  einzeln  oder 
zuäauiineu,  ihm  vorgeführt  werden  und  dass  ein  Kxemplar  des  Arbeits- 
vertrags irgend  eines  beliebigen  Arbeiters  ihm  vorgelegt  werde.  Auch 
darf  er  sich,  nach  seinem  Ermessen,  über  StelloDg  und  Behandlung  der 
Arlfi  irer  fiknndigen  und  der  rnternehiner  soll  ver|iH!chtet  sein,  jedem 
soiner  \'erlaiigeu  uachzakommea  und  jede  ^iner  Fragen  möglichst  genau 
zu  beantworten. 

17.  [Act  VI,  1901,  sect.  144.]  Ij  Findet  die  Lokalbehörde  aufOnind 

eines  von  dem  Lokalbezirksrichter  empfangenen  Berichtes,  dass  ein  Gut 
oder  der  Teil  einos  solchen  woi^en  mangelhafter  Saiiitäreinrirhtnn^ren  al> 
Wohnungsstätte  tür  Arbeiter  unL^oeignet  sei,  so  daii  sie  den  l'tianzor  aut- 
fordern, solchen  Mängeln  innerhalb  einer  zu  bestimmenden  Zeit  abzuheilen. 

2)  UnterlftSBt  der  Pflanz«*,  die  Mftngel  innerhalb  der  beBtiniiiite&  Zeit 
SU  beseitigen  oder  wird  das  Gut  oder  ein  Teil  desselben  wegen  nicht  zu 
verbessernder  Zustände  als  unwohnlich  bezeichnet,  so  darf  die  Lokalbehörde 
da.s  Gut  oder  den  betreffenden  Teil  desselben  als  angeeignet  fär  die 
Wohnung  der  Arbeitei-  erklären. 

3}  Nach  diesem  Entscheide  and  solange  derselbe  in  Kraft  bleibt,  soll 
kein  Arbeiter  der  Klasse,  auf  welche  der  Ikitscheid  Bezug  hat,  durck 
einen  Arbeitsvttixag  verpflichtet  sein,  auf  dem  als  nnwohnlich  erklirtOD 
Teile  des  Gutes  zu  arbeiten. 

18.  Jeder  Arbeiter,  der  we^^on  A'ortragsbruch,  Misshandlung  oder  auf 
Qrand  des  Art.  21  eine  Klage  gegen  seinen  Unternehmer  anzustrengeo 
wttnsdit,  hat  das  Recht,  sich  an  den  nftchsten  Friedensrichter  xa  wenden, 
ohne  dass  er  den  Lohn  für  die  za  dem  Gunge  erforderliche  Zeit  einbflSBt; 
immerhin  unterliegt  er  den  Bestimmungen  des  Art,  19. 

liJ.  [Act  VI,  1901,  sect.  14s.  1  Findet  der  Friedensrif  hter,  dass  die 
Klage  leichtsinnig  oder  unbegiiindet  sei,  so  soll  er  gemäss  dem  Straf- 
gesetsbnchverfahren  1898  (Code  of  Oriminal  Procednre,  1898)  dem  Klftger 
keine  Entschädigung  zusprechen, 

20.  [Act  VT,  l!>ni,  sect.  ir)(>.]  Findet  der  ?iiedcnsri<ditor.  nach  einet 
Untersuchun;.^,  dass  ein  genügender  Grund  zur  Klage  vorhanden  sei,  so  soll 
er  den  Fall  aul  dem  Rechtswege  erledigen. 

21.  ^^.Vct  VI,  1901,  sect,  iöi.j  1)  Wii'd  es  zur  lielViedigung  des  Kichtens 
bewiesen,  dass  der  Lohn  eines  solchen  Arbeiters  ihm  widerrechtlich  Tor> 
enthalten  wurde,  so  darf  er  dem  Arbeiter  den  noch  schuldigen  Lohnbetrag 
nebst  einer  weiteren  Geldsumme,  die  'ien  schuldigen  Lnlmhetrag  nicht 
tibersteigen  darf,  und  welrhe  iiira  als  gerecht  erscheint,  zusprechen. 

2)  Jeder  Friedensrichter,  der  ein  solches  Urteil  fUllt,  darf  auf  Ver- 
langen des  Arbeiters,  falls  der  Arbeitsvertrag  noch  nicht  annulliert  ist,  den> 
selben  annullieren;  die  Verbindlichkeit  des  Cnrei  nelinters  besttglloh  der 
dem  Arbeiter  zuerkannten  Entschädigung  bleibt  jedoch  unverändert. 

22.  [Act  VT,  liJOj,  sect.  1Ö2.J  Sobald  es  zur  Befriedigung  des  Friedens- 
richters bewiesen  wird: 

a)  dass  ein  Pflanzer  oder  Arbeitsvwmittler  sich  der  Misdiandlung 
einer  fUr  ihn  vertragsmässig  arbeitenden  Person  oder  der  Beschädigung 
dessen  Eigentums  schuldig  gemacht  hat,  und  dass  das  Vorgehen  nur  auf 
Grund  dos  Strafgesetzverfahrens  von  IHl'H  (Code  of  Griminal  Procedure. 
18U8j  am  ausserordentliclien  Gerichtshof  (bourt  of  Sessions)  zu  verhören  ist, 
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b)  dass  ein  Pflanzer  oder  Arbeitsvermittler  sioh  zweimal  eines  solchen, 
auf  Grund  des  genannte  Verfahrens  zu  yerbörenden  Vergebens  gegen 
einen  Arbeiter  schuldig  gemacht  hat,  oder 

c)  d&sä  ein  Pflanzer  oder  Ai*beitävermittier  oder  'leren  Revolhuilch- 
tigter  einen  Arbeiter  zu  Arbeiten,  zu  welchen  er  uiilähig  ist,  angehakeu 
oder  denselben  missbandelt  bat, 

so  darf  er,  anf  Verlangen  des  betreffenden  Arbeiters,  den  Arbeits- 
vertrag desselben  annullieren  und  ihm  eine  Entscbftdigang  bis  zn  BO  Bupees 
zuerkennen. 

23.  Klagt  ein  l'iiauzer,  dass  eiu  Arbeitsvormittler,  der  von  ihm  einen 
Geldvorscbuss  erhalten  bat,  unterlassen  habe,  ihn  vertragsm&ssig  mit  Ar- 
beitern zu  versehen,  so  darf  der  Friedensrichter  befohlen,  dass  der  Arbeits- 
vennittler  dem  Pflanzer  einen  Teil  .los  Geldvnrsehiis-pps'  iniierlialb  einer 
vom  Friedensrichter  zu  bestimmenden  Zeit  rückvergütet.  Sind  dem  Ptlanzer 
keine  Arbeiter  zugewiesen  worden,  so  hat  der  Arbeitsvermittler  den  ganzen 
GtoldTorscbuss  rttckzuTergUten. 

4.  £ap.   Bussen  und  Strafverfahren. 

24.  [Act  VI,  1901,  sect.  170,  Vertragsbrach  seitens  des  Arbeits- 
Vermittlers,  strafbar  mir  3  Monaten  Qetiknguis  oder  mit  einer  Busse  bis  zu 
ÖOO  Rupees  oder  mit  beiden.] 

25.  [Act  VI,  lUOI,  sect.  186.  Verhinderung  der  Inspektion  oder  der 
Untersuchung  durch  den  Pflanzer,  strafbar  mit  einer  Busse  bis  zu  200  Rupees. 

26.  [Act  VI,  1901,  sect.  187.  Anhaltung  des  Arbeiters  zu  Arbeiten, 
zu  •welchen  er  unfthig  ist,  strafbar  mit  einer  Busse  bis  zu  200  Rupees.] 

27.  [Act  VI,  i:>01,  sect.  189.  1^  Nichtgenügende  Einrichtung  der 
Al  beiterwohnungen,  nichtgenügende  Vorsorge  für  Trinkwasser,  äiztliche 
Bohandlong  unii  Samtireinriohtungen  strafbar  anf  Grund  diesM  Gwetees 
mit  einer  Busse  bis  zu  500  Bupees.  Kompetenz  des  funktionierenden 
Friedensrichters  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  Nachdruck  zu  ver« 
schaffen.] 

2)  [Weigerung  seitens  des  Pflanzers,  dem  Betehl  des  ^Friedensrichters 
innerhalb  der  von  diesem  zu  bestimmenden  Zeit  nachzukommen,  sti'afbar 
mit  20  Bupees  ftir  jeden  Tag  der  Uebertretnng.] 

28.  [Act  VI,  1901,  sect  193.  Abwesenheit  von  der  Arbeit  ohne 
genügende  Gründe,  strafbar  mit:  Verwirkung  des  Lohnbetrags  während 
der  Abwesenheit,  Zahlung  von  4  Annas  täglich  an  den  Unternehmer  und 
Gefaugni.'^  bis  zu  7  Tagen.  Erklärung:  Im  fcJiune  dieses  Gesetzes  gilt 
Hisshandlung  des  Arbeiters  oder  Vertragsbruch  seitens  des  Unternehmers 
als  ein  genügender  Grund.] 

29.  [Act  Yl,  1901,  sect.  11»7.  Kompetenz  des  Friedensrichters,  einen 
Deserteur  ohne  vorhercrohcnde  rntersuchung  des  Klägers  vorzuladen  und 
den  Tag  für  das  Verhör  zu  bestiminon.] 

30.  [Act  VI,  1901,  sect.  198.  Strafbestimmnng  flOr  Desertion:  ein 
Monat  Gefängnis  oder  Busse  bis  zu  50  Rupees  oder  beides.] 

31.  [Act  VI.  inoi.  sect.  ir»!).  Kompetenz  des  Friedensrichters,  jede 
Person,  welche  einen  Arbeiter  der  Desertion  widerrechtlich  anklagt,  mit 
einer  Busse  bis  zu  50  Rupees  zu  belegen,  einen  Teil  dieser  Busse  dem 
Arbeiter  als  Entschädigung  zuzuweisen  und  den  Arbeitsvertrag,  auf  Ver- 
langen des  Arbeiters,  zu  annullieren.] 

32.  [Act  VI,  1901,  sect.  205.  Kompetenz  des  Friedensrichters  bei 
Ueberftlhrung  eines  Arbeiters,  auf  Grand  des  Art.  28  oder  30,  die  Zeit- 
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dauer  dessen  widerrechtlicher  Abwesenheit  von  der  Arbeit,  sowie  die  Zeit- 
dauer dessen  Einkerkening  (falls  er  einorekerkert  gewesen)  auf  den  Arbeits- 
vertrag zu  indossieren  und  zu  bestimmen,  dass  diese  Zeitdauer  der  im 
Vertrag  spezifisierten  Zeit  zages&hlt  worden  soll  und  duB  der  Vertrag  eret 
dann  als  abgelanfra  gelten  soll,  wenn  auch  die  von  dem  Friedeneridbter 
indossierte  Zeit  abgedient  ist,  vorausgesetzt,  dass  die  hinzugefügte  Periode 
die  noch  nicht  abfjnlaufene  Zeit  des  Arbcitsvertra^ie!?  am  Tat^e  rlcr  Uebor- 
fühning  nicht  übersteigt.  Es  soll  auch  kein  Indossement  btutthaden, 
wenn  über  12  Monate  seit  dem  Tage,  an  welchem  der  ursprüngliche 
Arbeitsvertrag  abgelaufen  wäre,  verstrichen  sind.] 

88.  [Act  VI,  1901,  sect  '202.  Ermächtigung  des  Friedensrichters 
einen  auf  Grund  des  Art.  24  iibcrriilii ton  Arbeitsvennittler  oder  einen 
Arbeiter,  auf  Verlanpren  dos  Ptlaiizors  o(ier  dessen  BevolhniuliTifj^ren  vor 
Ablauf  der  Haftzeit  und  mit  Emwüligimg  eines  solchen  Arbeitjäveiiiiittlers 
oder  Arbeiters  m  entlassen,  den  Best  ihrer  Haftzeit  zu  annnllieren  nnd 
sie  mit  einem  Befehl,  welcher  die  Abarbeitung  der  in  ihren  Verträgen 
noch  nif  hi  abc,'c laufe  neu  Zeit  vorschreibt,  an  den  Pflanser  oder  dessen 
Be  voll  mächt  igten  auszuliefern.] 

34.  [Act  VI,  1001,  sect  203.  Belastung  des  Untemehmei-s  mit  den 
allftUigen  Kosten  der  Au^eferung  (auf  Grond  des  Art.  33)  und  des 
Transportes  eines  Arbeitsvermittlers  oder  Arbeiters.] 

r*).").  [Act  1!H)1.  sect  204.    Eine  Ijeberführimfr  auf  Grund  die-^e-? 

Gesetzes  ontbiudet  einen  Arbeitsvennittler  oder  einen  Arbeiter  von  seiner 
Verpflichtung,  die  ihm  sein  Vertrag  auferlegt  hat,  nicht.  Gegen  Strafe 
Icann  ihm  der  Friedensriditer  befehloi,  die  noch  nicht  abgelaufene  Zeit 
SU  vollenden.  Sind  über  12  Monate  seit  dem  Tage,  an  welchem  der 
Vertrag  eines  Arbeiters  abgelaufen  wäre,  verstrichen,  60  soll  der  Friedens- 
richter  keinen  solchen  Befehl  erlassen. 

36.  [Act  VI,  1901,  «ect  208.  1)  Beeinflussung  eine.s  Arbeiters  zum 
Brach  seiner  Veortragsverpfliohtongen,  sowie  das  Beherbergen  oder  An- 
stellen eines  Arbeiters,  der  in  Zuwiderhandlung  mit  den  in  seinem  Ar- 
beitsvertrag enthaltenen  Vorschriften  seinen  Unternehmer  verlassen  hat, 
wird  mit  einem  Monat  GeiXngnis  oder  mit  einw  Busse  bis  SU  200  Rapess 
oder  uiil  beiden  bestraft.] 

2)  [Der  funktionierende  Friedensrichter  kann  dem  Unternehmer,  mit 
welchem  der  Arbeiter  einen  Vertrag  eingegangen  hat,  das  Ganse  oder 
den  Teil  der  auf  Grund  des  Sub-Art.  1  auferlegten  Busse  x.uerkennen.] 

37.  [Weifremng  eines  Unternehmers,  ohne  genügenden  Gnmd  den  Be- 
stimmungoii  des  Art  11  nachzukommen,  strafbar  mit  einer  Bus^e  bis  za 
200  Ilupees.J 

38.  [Act  VI,  1901,  sect  213.    Untersttttsung  einer  solchen  Ueber- 

tretung  gleich  strafbar  wie  die  Uebertretung  selbst.] 

30.  Art  VI,  lOOl,  sect  214.  Wer  diesem  Gesetz  zuwiderhandelt, 
soll  in  dem  Bezirk  mn  Madras  oder  an  dem  Ort,  wo  er  gefunden  wird, 
und  auf  Grund  dos  zur  Zeit  gültigen  Gesetzes  verhört  werden. 

40.  Ungeachtet  der  in  dem  Strafgesetzverfahreu  von  1898  enthaltenen 
Bestimmungen  (Code  of  Griminal  Frocedure,  1898):  Ueb«rtretnngen  d«r 
Art.  24,  2*),  28,  30  und  3ß,  sowie  die  Unterstützung  solcher  Uebertretnngea, 
dtlrfen  auf  Wunsch  dos  Klägers  vereinigt  werden. 

■11.  Nichts  in  diesem  Ge.setz  soll  verhindeni,  dass  irgend  eine  Person 
auf  Gnmd  eines  anderen  Gesetzes  wegen  einer  Handlung,  die  als  Ueber- 
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trattmg  dieeee  G«86tBe6  gilt,  verklagt  and  ra  einer  schwereren  Strafe  als 
dieses  Gesetz  yoischreibt,  verurteilt  wird.  Keine  Person  soll  ftlr  das 
gleiehe  Vergehen  sweimal  bestraft  werden. 

5.  Kap.  Vorschriften. 

42.  Act.  VI,  1901,  sect  103.  Ermächtigung  der  LokalTerwaltung 
nach  Verdlfentlichung  Vorschriften  zu  erlassen: 

a)  weldie  die  Formel  oder  die  Formeln,  nach  welchen  Arbeitsvertrage 
ahBaschlie.ssen  sind,  vorschreiben; 

b)  welche  die  einzelnen  Ponkte,  die  in  solchen  Arbeitsvertrtkgen  zu 
erwähnen  .<infl,  bestimmen  : 

cj  welche  das  Führen  von  Verzeidmiasea  der  Arbeiter  und  anderer 
auf  dem  Gute  angestellten  Personen  und  die  von  den  Pflanzern  zu  er- 
stattenden Bniohte  vorschreiben; 

d)  welche  die  Arbeiterwohnungen,  das  Trinkwasser,  die  Abtritte  und 
die  i\rztliche  Behaadlang,  für  welche  die  Pflanzer  Vorsorge  tragen  solleni 
bestimmen ; 

e)  welche  zur  Leitung  der  nach  Art.  45  ernannten  Beamten  dienen 

r  welche  allgemein  die  Ansftihning  der  Bestimmungen  dieses  Gesetses 
fördern  sollen. 

').  Kap,  Verschie'lencs. 

43.  [Act  VI,  1901,  sect  215,    Einteilung  der  Bussen.] 

44.  Der  Lokalbeh4brde  steht  das  Recht  sn,  durch  eine  Spezialvor- 
schrift zu  bestimmen,  dasa  die  Verfahren  der  Gerichtshöfe  oder  speziellen 

Gericht-'ihrffe  in  einem  inili.schen  Staate  (Native  State)  auf  Grund  «les 
Gesetzes,  welches  in  einem  solchen  Staate  zum  Schutze  des  Arbeitsver- 
trages in  Kraft  ist,  innerhalb  des  Bezirks  von  Madras  vollzogen  werden 
soDen. 

45.  [EmUkchtignng  der  Lokalbebördo,  Beamte  anzustellen,  welche  die 

n^'tj;,'en  T'ntersuchnngen  zur  ForderniiL'  'ler  Aufgraben  dieses  Gesetzes  an- 
stellen und  nach  den  Weisungen  der  Lokalverwaitung  handeln  sollen.] 

VI.  Itaiie.  Italien. 

1.  Regolamento  per  l'esecnzinne  della  legge  sul  lavoro 
delle  donii'^  et,  d  e  i  fanciulli.    2i>  ;:eniiäiri  1f>f»3. 

Verordnung  zur  Dnrchfühmng  des  Gesetzes  vom  19.  Juni  1902, 
betr.  die  Ftanen-  und  nnderarbeit.   Vom  29.  Jannar  1903. 

Art.  1.  Sine  Fabrik  oder  Werkstätte  im  Sinne  des  €^setzes  vom 
19.  Juni  1902,  No.  242  ist  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  verwendeten 
Arbeiter  jeder  Ort,  wo  gewerbliche  Handiu  Ijeit  mit  Hilfe  mechaiiiseher 
Müioreii  geleistet  wird.  Werden  keine  ^Int  oieu  verwendet,  so  wird  ein 
Ort  dann  als  Fabrik  oder  Werkstätte  ani^crfehen,  wenn  dort  gewöhnlich 
mehr  als  fünf  Arbeiter  —  ohne  Bflcksacht  auf  Alter  nnd  Geschlecht  — 
gemeinsam  arbeiten. 

Batiarbeiten  im  Sinne  des  genannten  (to^.  tzes  sind  jene,  welche  die 
Errichtung,  Ausbesserung,  Instandhaltung  oder  endlich  die  Kestaurierung 
tifTentlicher  oder  privater  Gebäude  zimi  Gegenstande  haben. 

Arbeiten  in  Stollen,  welche  Bestimmung  diese  immer  haben  mögen, 
werden  jenen  in  Brüchen  und  Bergwerken  gleichgehalteo,  ebenso  die  Ar- 
beiten in  Tor%ruben  jenen  in  Brüchen. 
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Art.  2.   Die  dnrcli  Artikel  8  des  Gesetzes  yorgesdiriebenen  Anzeigen 

haben  minilesteiis  y.u  enthalten:  1)  Standort  oder  Standorte  der  Fabrik, 
des  Bergwerkes,  dos  Bruclics,  des  Stollens,  des  Waienla<:eis,  der  Werk- 
»tfttte  und  bei  Bauarbeiten  des  Bauplatzes;  '2\  Ge^xensrand  dei  gewerblichen 
Ai  beit;  3)  die  Angabe,  ob  die  Arbeit  nur  Handarbeit  ist  oder  ob  mechaniscLe 
Motoren  verwendet  werden,  System  und  Starke  der  Hotoran;  4)  Ziihl  der 
Arbeiter.  Diese  Anzeigen  sind  auf  Drucksachen  eu  erstatten,  welche 
einem  vom  Ministerium  für  Ackerbau,  Handel  und  Gewerbe  auszuarbeiten- 
den Formular  entsprechen.  Diese  Formulare  werden  auf  Rechnung  dieses 
Ministeriums  von  den  Prälektureu  unentgeltlich  verteilt  werden. 

Art.  8.  Die  jährlichen  Anzeigen  sollen  den  betrefEenden  Fr&fekttiren 
innerhalb  der  ersten  zwei  Monate  des  Jahres  zugehen.  Vollständige  Ar« 
beitseinstellung,  Aenderung  der  Firma,  Aufstellung  von  mechanischen 
Motoren,  sowie  dpr  Verzicht  auf  die  Verwendung  von  Frauen  tmd  Kin  lern 
sind  dem  Präfekten  in  dem  Zeiträume  eines  Monates  nach  der  Abüudortmg 
anzuzeigen.  Jene  Betriebe,  welche  nach  Ablauf  des  gesetzlidi  fUr  die 
erste  oder  dnrdi  diesen  Artikel  vorgeschriebene  j&hrliche  Anzeige  fest-- 
gesetztcti  Termins  zur  Verwendung  von  Frauen  und  Kindern  im  Sinne 
dieses  Gesetzes  schreiten,  müssen  die  vorgeschriebene  Anzeige  auf  den  er- 
wähnten Drucksachen  unverzüglich  erstatten. 

Art,  1.  Arbeitsbücher  sind  obligatorisch  im  Sinne  des  Artikels  2  des 
Gesetzes  nur  für  die  Aufnahme  neuer  Hilfskrftfte.  Hievon  sind  jedoch  jene 
Kinder  befreit,  welche  am  Tage  des  Inkrafttretens  des  neuen  Gesetzes 
schon   ein  Ailieitsbuch  im  Sinne  des-  Gesetzes  vom  .Talne  ISSn  V)9sitzen. 

Das  Buch  muss  dem  Muster  A,  dem  beifolgendes  Verzeichnis  bei- 
gelegt ist,  entsprechen}  ausserdem  wird  der  Wortlaut  des  Gesetzes  und 
der  Vorschrift^  nach  welcher  die  BOrgermeister  ein  Verzeichnis  der  ab- 
gegebenen Arbeitsbücher  führen  müssen,  dem  ^fuster  entsjireeliendj  das 
vom  ^rini<?ter  für  Ackerbau,  Industrie  und  Hand(!l  xoii^eschrieben  ist,  bei- 
gelegt werden.  Die  Bürgenneistcr  können  ein  Duidikat  ausstellen,  im 
Falle  ein  Buch  verloren  geht  oder  durch  den  (iohiaudi  ab;_^cnurzt  ist. 

Art.  5.  Die  Geschäftisführer,  Dii-ektoron  und  Subunternehmer,  von 
denen  das  industrielle  Unternehmen,  die  Werkstatt,  der  Zimmerplatz,  der 
Steinbruch  oder  das  Bergwerk  geleitet  wird,  sind  verpflichtet,  sich  die 
im  vorhergehenden  Pai  a^i  aphon  erwJUinton  Arbeitsbücher  vorleixen  zu  lassen, 
ehe  sie  mindei  'iiljiige  Frauen  oder  Kiniler  unter  15  Jahren  anstellen,  und 
dieselben  während  der  Dauer  der  Beschüitigiuig  der  minderjährigen  Frau 
oder  des  Kindes  aufzubewahren;  ebenso  ist  das  Datum  des  Ein-  und  des 
Austrittes  in  das  Arbeitsbuch  einzutragen.  In  demselben  muss  auch  eine 
Bemerkung  gemacht  werden,  wenn  die  minderjährige  Frau  oder  das  Kind 
ihren  Beruf  wechseln.  Die  Geschäftsführer  etc.  sind  verpflichtet,  ehi  Ver- 
zeichnis zu  führen,  aus  dem  der  Name,  der  Vorname,  der  Name  des  Vaters, 
der  Ort  und  das  Datum  der  Geburt  der  mindeij&hrigen  Frauen  und  der 
Kinder  bis  zum  zurückgelegten  13.  Jahre,  die  in  den  von  ihnen  geleiteten 
Unternehmungen  angestellt  sind,  ersichtlich  ist.  Das  Verzeichnis  niu.^s 
dem  Muster  etits])reclien,  das  von  dem  Minister  für  Ackerbau,  Industrie 
und  Handel  bestimmt  wird.  Beim  Austritt  aus  dem  Betriebe  ist  das  Ar- 
beitsbuch an  seinen  Inbaber  zurückzugehen. 

Art.  6.  Die  Ärztlichen  Untersttchungen  werden  von  dem  Oemeiode» 
eanitätsorgan  vorgenommen.  In  Gemeinden,  in  welchen  der  Präfekt  es  im 
Interesse  der  Ordnung  und  Schnelligkeit  des  Dienstes  gelegen  findet. 
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können  zu  den  üntersuchtmgen  andere  Aenste,  welche  auf  Vorschlag  des 

Pniviiizialiirztes  besonders  imfer  den  von  derselben  Gemeinde  angestellten 
Aerzren  ausgewählt  \\  ordoa,  dele;.aert  Averden.  "Dicselbcii  werden  im  Sinne 
des  Gesetzes  dieselben  jKechte  und  PHichten  haben,  welche  dem  gemeinde- 
amtUclien  Sanitftteorgaii  ttbertragen  sind. 

Art.  7.  Li  dem  Zeugnis,  das  die  F&higkeit  zur  Arbeit  beweist,  muss 
der  Arzt  erkl&ren,  dass  er  die  minderj&hrige  Frau  oder  das  betreffende 

Kind  einer  i^enaneii  T'nieisuchung  unterwoi-fen  und  sich  versichert  hat, 
dafss  der  Gesundheitszustand  und  die  Konsritntinn  der  Arbeit  angemessen 
sind  und  dass  der  körperlichen  Entwicklung  kein  Schaden  zugefügt  wird. 
Besonders  aofzufilhren  sind  vom  Arzt  die  Arbeiten,  die  er  für  die  be- 
treifenden Personen  für  schädlich  halt.  Im  Zeugnis  moss  der  Arzt  auch 
die  besonderen  Merkmale  des  Buchinhabers  beseicbnen. 

Art.  8.  Die  ärztliche  Untersuchung  der  minderjährigen  Frauen  hat 
in  Gefjenwnrt  einer  ihrer  Verwandten  oder  einer  anderen  ihrer  weiblichen 
Vertrauenspersonen  stattzutinden.  Die  Untersuchung  ist  zu  wiederholen, 
so  oft  ein  uewerbeinspekter  findet,  dass  der  Gesandheitszastand  des  Kindes 
oder  der  nunderjfthrigen  Frau  es  nicht  erlaabt,  die  Arbeit,  mit  der  sie 
beschäftigt  sind,  weiter  zu  verrichten. 

Art.  "J.  Das  gemeindeamtliche  Sanitätsorgan  hat  sich  durch  periodische 
Untersuchnnsren  zn  über?;enfren,  ob  die  Minderjährifren  und  die  Kinder  die 
Arbeit  aushalten  können,  oder  ob  sie  mit  ansteckenden  Krankheiten  be- 
haftet sind.  Der  Provinzialarzt  hat  durch  jährliche  Inspektionen  von  dem 
Stande  des  Sanitfttsdienstes  in  seinem  Bezirke  sich  Kenntais  zu  verschaffen 
und  wenn  nötig,  passende  Vorsichtsmassregeln  vorzuschlagen. 

Art.  10.  Die  Montaningenieure,  Montaningenieur- Assistenten  und 
Gewerbeinspektoren  sind  in  Fällen  von  Zweifeln  über  die  physische  Eignung 
der  minderjährigen  Frauen  und  Kinder  verpHichtet,  dieselben  der  Unter- 
sachnng  durch  den  Gemeindearzt  miterziehen  zu  lassen  und  diejenigen, 
wdche  arbeitsonfUdg  oder  mit  ansteckenden  Krankheiten  behaftet  sind, 
von  der  Arbeit  auszuschliessen. 

J^ollte  die  T^nterpiichnn^;  einen  Widerspruch  mit  dem  ?\rztlichon  Zeugnis 
ergeben,  auf  Grund  dessen  die  Zulassung  der  goschützien  Personen  zur 
Arbeit  erfolgt  ist,  so  ist  der  Fall  dem  Provinzialarzt  anzuzeigen. 

Wöchnerinnen,  welche  die  Arbeit  wieder  aufzunehmoi  beabsichtigen, 
mtlssen  ein  Zeugnis  vorweisen  (und  die  Geuerbeinhaber  mitssen  es  von 
ihnen  verlangen),  aus  wolcliein  hervorgeht,  dass  der  durch  Artikel  »J  des 
Gesetzes  vorgeseliriebene  Zeitraum  von  woniij-^tens  einem  Monat  v<>m  Tag 
der  Cntbindung  an  abgelaufen  ist.  Da.s  Zeugnis  wird  ohne  irgend  weltdie 
die  Wöchnerin  treffende  Kosten  vom  Sanitfttsorgan  oder  einem  der  Ge- 
meinde&rate  oder  auch  —  mit  Bestätigung  des  Gemeindevorstehers  —  von 
einer  der  von  der  Gemeinde  bestellten  Hebammen  ausgestellt  werden. 

In  den  durch  den  zweiten  Teil  des  erwHhiiten  Artikels  6  des  Gesetzes 
vorpresehenen  Fällen  wird  das  GemeindesanitjUsor<ian  die  Unter^^nehnnir 
voruehmeu  und  das  Zeugnis  ausstellen,  ohne  dass  der  Ai  beitenn  irgend 
welche  Kosten  erwachsen. 

Art.  11.  In  Ansfbhnmg  des  Artikels  4  des  Gesetzes  werden  als 
g^undlieitsscblldlieh  oder  geftlhrlich  jene  Arbeiten  erachtet,  welche  in  den 
in  den  folgenden  Tabellen  aufgezählten  Betrieben  ausgeführt  werden. 
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Gesimdbeiu^schädlicha  oder  gtfUhrliche  Betriebe,  in  welchen  die  Verwendung 
minderjfthriger  Frauen  und  von  Kindern  vor  vollendetem  15.  Lebensjahr« 

unbodingt  verboten  ist. 
1.  Schwefeltnühlen  und  -mfüuerien. 

3.  FibrikMDjbBiipb  Erzeugung  von  Schiesapulver,  Dynainitaitd  widcwn  EqttodvitoBai, 

3.         «  »        »  Scliwfff  i  oder  tSalpetenftuie. 

4»  ,  «         »  Schwcteikohlenöton. 

6.         «  «        «   Phosphor,  Chlor.  CUorkalkunlCUdaiiiliTpodilo^ 

6.  ,  w         1»   chromsjiiirrn  Salzen. 

7.  «  «         »    Bleioxyd,  Bleiweisö  und  Antinionpräparat^. 

6b  „  um  Boduah&a  unter  Anwendung  von  SchmidBiim 

9.  „  ^         „    Ammoniak,  Pottasche  und  Kali^aken. 

10.  ,  »  Cyankaliumpräparaten  und  gelbem  Blutlaugeosalz. 

11.  ,  m         1,   Anilin-  und  Murexidfarben. 

12.  «  «        «  «rBenikhiUtigeii  Farben  und  ArMuilqträparateo. 

13.  „  „        «  Eollodiiim  and  CaUnldd. 

14.  „  ^        ^  Bdiivefd-  und  Ewdgithar. 

15.  Edehu^MÜndfiiienen. 

l(i.  Betriebe  der  Vergeuder  ond  VenHberer. 

17.  Erzeugung  von  Spiegeln  mit  Qnccksilbcranialgan. 

18.  Betriebe  zur  Destiilaüun  und  Kaffiniening  von  Petroleum. 

19.  BIciwarmflnseaguDg  und  Schriftgi^serden. 

20.  Zinkwarencrzpugung  und  Heri^lolluug  von  Zinkweies. 

21.  Extraktion  von  Üef  aus  auagepressten  Oliven  und  Extraktion  anderer  fetter  Oele 
mittels  Schwefelkohlenstoff. 

22.  Sardinen  zu  Ix-rd  tu  ng  und  Verarlieitung  tioiflcber  Abfalle  zur  Fneqgnng  rendiie- 
dcnt^  8tick0tofÜialtiger  Subätanzcn. 

Tabelle  Ii. 

GesundheitHschädlicbe  oder  geführlicli©  Ai  beiten,  bei  welchen  die  Verwendung 
minderjfthi-iger  Frauen  und  von  Kindern  vor  vollendetem  15.  Lebensjahr 
verboten  oder  besonderen  Voraiohtsmaesregeln  unter- 
worfen ist. 

Verboten  ist  dpron  Verwendung: 

1.  Bergl)ftu.  Beim  Aufgraben  und  Hauen  da*  Gesteinjs,  bei  der  Herstellung  d« 
Orubcimushauüs,  bei  der  Handbahung  der  Fttrdervorrichtungen,  HMpehi  u.  s.  w.,  bei 
der  Handhabung  der  Pumpen  und  Lüftuugsvorrichtungen  bei  den  unterirdischen  Ar- 
beiten, beim  Fördern  auf  dem  Kopi  und  den  Schultern,  l>ei  den  unterirdischeu  Arbeiten 
swiachen  den  verschiedenen  Förderstellen. 

2.  Brüche  und  Xoristicbe.  Bei  den  obeuerwihnteo  Arbeiten  und  beim  tichnnun 
der  Steinblöcke. 

3.  Wcrk.-^tatftti  ilt  r  mechanischen  Bearbeitung  von  Gestein  und  von  Rrgwerl- 
und  Bruchproduktea  überhaupt.  Beim  Zennalmen,  beim  trodcoien  Sieben  und  beua 
Transport  des  Hahlgntes. 

1.  Hüttenbetriebe.  Bei  der  Behandlung  folgend»  r  Minerale  und  Erze  mit  Feuer: 
von  sUberhalügem  Bleierz,  Zink.  Arsenik,  Antimon  und  (Quecksilber ;  bei  der  Bedienoog 
der  zum  xitecnen  des  fldiwdelnaltigen  Materials  verwendeten  Oefen;  beim  BfiMo  m 
Kammern,  in  Hmifen  u.  s.  w.  von  8ch^vef«'1-,  Arsen-,  und  AntimoDverbindlulgS 
allgemeinen  und  besonders  von  arsenhaltigutu  Kupfererz. 

5.  Anlagen  zur  Erzeugung,  Transformation  und  Verteilung  von  Elektrizität.  Bei 
der  Handhabung-.  Il^  inifrnnp  und  Instandhaltung  der  Schaltbretter,  bei  den  Verrich- 
tungen zur  Instandhaltung  der  Akkumulatorenbatterien  und  überhaupt  bei  allen  Ver- 
richtungen beim  Ein-  una  Ausschalten  des  Stromes  und  bei  den  ElektrixititdtttnngB 
und  Apparaten;  für  die  elektrochemischen  Anlagen  insbesondere: 

a)  bei  der  Elektrolyse  auf  nassem  ist  die  Verwendung  d&r  obcubezeicbneteii 
Personen  verboten  bei  den  die  Formierung  der  Akkumulatorenbatterien  betraflaidai 
Verrichtungen ; 

b)  bei  der  Elektrol;^e  auf  trockenem  Wege  ist  die  Verwendung  jener  PBrton« 

verbrUf-ii  bei  (kr  l'ulMrisation,  beim  Sieben  und  beim  Transport  der  pulverij^iertf-^ 
Bubstanzeu  und  bei  der  Bedienung,  beim  Füllen  und  Entleeren  der  elektrucheo  Oefea« 
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6.  ZOndhölzchenfabrikcn.  In  jenen  Baumen,  in  welchen  die  Zündmasse  bereitet 
und  dos  Eintaueben  und  Trocknen  der  Zündhölzchen  vorgenoiunien  wird;  in  den  aa> 
deren  Eäumen  werden  nur  jene  minderjährigen  Frauen  und  Kinder  zugelassen,  bei 

mlcben  ?x>i  der  är^tlirhon  rnterHuchiing  kdne  Karim  der  Zähne  festgestellt  worden  ist. 

7.  Fabriken  von  Zünd-  und  Explosivstoffen.  Bei  der  Hantierung  mit  explosivem 
Pulver. 

8.  Destillation  von  Toer  zur  Erzen^n^  von  Benzin,  ParaffiOf  Hinoralöleii  O.  8.  w. 
In  jenen  Räumen,  in  welchen  die  Df^tiUxitioü  vor  sich  geht. 

9.  Tabak manufakturen.  Beim  Oeffnen  der  Ballen,  Sortieren  der  Blätter,  wdohe 
nicht  vorher  angefeuchtet  worden  sind,  bei  dar  Fermentierung  und  beim  Atiseinandcr- 
oehmen  der  Fermentiemngshaafen,  bdm  Troclmen  in  geschlossenen  Räumen,  beim 
Hahlen  und  Sieben,  h('\  der  Her!<tellung  der  Extrakte. 

10.  Chininanlfatfabriken.  In  jenen  Baomen,  in  weichen  die  Chinaziade  zerriebea 
und  in  welchen  Chiniiuidfiit  gesreinigt  winL 

!1.  iTzcugting  von  Glas-  und  Kristalleriewaren,  Email,  Tafclgla«,  Mn^  rliiiL'];!^, 
Oia^t^chmuck.  lu  jenen  Baumen,  in  welchen  das  Kohmaterial  zerrid)en  wird,  dann  in 
jenen,  in  welchen  Musselinglas  geblasen  wird,  femer  in  der  Glaablüfloroi,  in  der  Glas- 
•chleifprei  und  beim  Reinigen  und  Auseinandernehmen  der  Oefen, 

12.  Fabriken  von  Kautschuk,  Guttaj^cha  und  Ebonit.  In  jenen  R&umeo,  in 
welchen  mit  ßchwefelkohleniitoff  vulkaniaiert  wird,  dann  in  jenen,  in  welchen  die 
Löenngen  des  Kaut^^ichuks  in  den  Lösungsmitteln  bereitet  und  wo  diese  Lösosgen  anf 
Stoffe,  welche  undurchdringlich  gemacht  werden  sollen,  gebracht  werden. 

13.  Gerbereien.  In  den  Räumen,  wo  die  Gerbstoffe  zermahlen  werden,  bei  den 
Arbeiten  der  Kftlkhdiendlnng,  in  den  Lohgruben  und  doft»  wo  Stanb  eich  ungehindert 
entwickelt. 

11.  Kunstdungerfabriken.  In  Eäumen  mit  ungehinderter  Staubentwicklung  durch 
Zermahlen  und  mit  Entwicklung  von  schädlidien  D&mpfen  und  Qaaen  durch  «h«*ini«nhA 
ftoame. 

15.  Leimfabriken.  Bei  der  Bearbeitung  der  Knochen  und  bei  der  Ausle^je  derfnUmn. 

16.  Papierfabriken  und  Sortiersäle.  Beim  Sortiaren  und  Zerkleinern  der  Lumpen 
und  beim  Sortieren  und  Zemudden  des  g^renditen  Fapiers  und  bei  der  Firbung  des 
Bi^ieci  mit  riftigen  Präparaten. 

17.  Buuidruckerden.   Bei  der  S^iguog  der  Lettern. 

18.  Kalk-,  Gips-,  Zemeot-i  PuJBBOlanerae-  und  Asbestmühlen.  In  Räumen  mit 
ungehinderter  Staaoentwicklun^  wenn  der  Yerbieitong  dee  ötaubee  nicht  wirkMun 

vorgebeugt  ist. 

19.  SdilMmi,  Krempehi  und  Bebigen  Ton  WoU^  BnunwoOe,  FlndiB,  Bnnf, 

Jute,  Haaren,  Federn.   Wie  bei  18. 

20.  Keramische  Fabriken.  In  Räumen,  in  welchen  die  Glasur  vorbereitet  und 
iflcmahlen  wird. 

21.  Färberdien.  In  den  Räumen,  in  welchen  die  gifthaltigen  Bäder  und  Farben 
berettet  werden. 

22.  Hafen  arbeiten.  Beim  Stauen  oder  bei  irpndwelchcr  anderen  Arbeit  iin  I  ado- 
raume  von  8egel-  und  Damp^Bclüffra;  beim  Em-  und  Ausladen  von  Kuklcu  oder 
M^wer^  Fnuften  von  den  liditerBdiiffen  en  Bord  der  Dampfer  und  umgekehrt, 
außer  bei  der  Handhnbim-  irr  Irrren  Lastkörbe  und  der  Wiedemnfüllang  deraelbeni 
eodhch  beim  Bemalen  dcä  Kivis  und  des  Schiffsinneru. 

A-r.  V2  Durch  s{>ätere  königliche  Dekrete  kann  nach  Einvernahme 
des  obersten  Saiiitätörates,  des  Staats-,  Industrie-  und  Handelsratp;«  die 
vorstehende  Tabelle  abgeändert  oder  andere  Arbeiten  als  die  angeführten 
als  gefUurlicb  und  geBundlieitsscliftdHcli  im  Sinne  dieses  Gesetses  «rklftrt 
werden. 

Art.  13.  Minderjährige  Frauen  und  Kinder  dürfen  bei  der  lioinijrung 
der  Motoren,  mas(  hineilen  Vorrichtungen  und  Transmissionen,  während  sie 
in  Bewegung  bind,  nicht  verwendet  werdeu. 

Art.  14.  Es  ist  den  Frauen  und  Kindern  nicht  erlanbi,  ilire  Mahl- 
zeiten in  den  Rftfunen,  in  welchen  die  in  den  vorhergehenden  Artikeln  als 
gefährlich  oder  gesiindheitssclukllicli  bezeir-lnieten  Ai-beiten  ttnsgefiihrt 
werden,  einzanehnien  oder  ^icli  in  diosoii  Rilumen  während  der  für  die 
Mahlzeiten  eingeräumten  Arbeitäpüuseu  aufzuhalten. 
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Art.  15.  Eine  besondere  Tabelle,  die  womönfHch  derart  aTij^eschlao:en 
sein  soll,  dass  sie  beim  Betreten  jeder  gewerblichen  Werk.stätte,  jedes 
ArbeitsramoMf  Bau-  nad  Zimmerplatsea,  Steinbnidis  oder  Beiwerks,  odtr 
beim  Eintritt  in  den  Fabrikbetrieb  ohne  Sdiwierigkeit  gelesen  werden 
kann,  hat  die  Arbeitaseiten  ftlr  die  Frauen  und  Kinder  anzugeben. 

An  denselben  Orten  musB  ein  Exemplar  des  Geeetses  nnd  dieser  Ver- 
ordnung angeschlagen  sein. 

In  der  Arbeitflzeittabelle  müssen  die  Dauer  und  die  Zeiten  der  täg- 
lichen Bnhepausen,  sowie  die  Stunden  des  Beginnes  and  des  Schlusses 
der  Arbeit  genau  angegeben  soin. 

Als  'Ruhepausen  werden  I Unterbrechungen  der  Arbeit|  welche  weniger 
als  16  Minuten  dauern,  niclit  an^^esehen. 

Art.  16.  Die  Arbeits-  und  Nebenräume,  die  Schlafsäle  und  dio  Aborte 
der  Fabriken,  wo  £inder  und  Frauen  weldien  Alters  immer  beschäftigt 
werdeni  sollen  die  gebotene  Beinlichkeit  anfv^eisen  nnd  allen  tlbrigen  An- 
forderungen dw  Hygiene  und  der  Sicherheit  der  Arbeiter  entspredien. 

Es  mnss  daher  daffir  gesnr«^  werden,  dass  die  Luft  in  den  genannten 
Räumen  nicht  verdorben  sei.  Diese  Kiiuuie  müssen  überdies  mit  Trink- 
wasser und  einer  äolcheu  Zahl  von  für  die  Geschlechter  getienuteu  Ab> 
tritten  -versehen  sein,  dass  auf  je  40  Personen  ein  Abtritt  entfUlt. 

Von  der  BM)lllung  dieser  Forderungen  werden  sich  die  Montsii' 
ingenieurOi  Montaningenieur-Assistenten  und  die  Gewerbeinspektoren  zu 

überzeugen  haben.  In  Fiillen,  in  welchen  diesen  Fordenm<3:en  nicht  ^cnf:^ 
sein  sollte,  werden  jene  Beamten,  nötigenfalls  nach  Einholung  de.^  (iiit- 
achtens  des  Sanitätsorgant»,  die  erforderlichen  Adaptierungsarbeiten  an- 
ordnen. Gegen  ihre  Verfhgtmgen  wird  die  Bemfong  an  den  Minister  fbr 
Ackerbau,  Handel  und  Gewerbe  eingelegt  werden  ktfnnen. 

In  den  Arbeits-  und  Nebenräumen,  den  Speisesälen,  Stillräumen,  Sdilaf- 
Sälen  und  Aborten  haben  die  Gewerbeinliaber,  Geschäftsführer,  Direktoren, 
Unternehmer  nnd  Snhnntemehmer  darauf  /u  achten,  dass  die  Gebote  der 
Sicherheit,  der  Moral  und  des  Anstände«  .-^trengo  beobachtet  werden. 

Art.  17.  Die  Stülräume  müssen  den  hygienischen  Aniorderungen, 
welche  deren  besondere  Bestinunung  yoranssetst,  genUgen. 

Die  den  sftugendcn  Arbeiterinnen  ftlr  das  StiUen  einsurtummide  Zeit 

muss  —  ausser  den  durch  Artikel  8  def^  Gesetzes  vorgeschriebenen  Ru]ie 
pausen  —  für  jene,  welche  ihre  eigenen  Kinder  ausserhalb  der  Fabrik 
stillen,  mindestens  eine  Stunde,  für  jene,  welche  die  Stülräume  benutzen, 
mindestena  eine  halbe  Stunde  betragen. ' 

Art.  18.   Die  Arbeitsordnungen  (Art.  11  des  Gesetses)  sind  den  Ge* 

nieindevorstehorn  in  doppelter  Ausfertigung  binnen  6  Monaten  nach  Llkrsft' 

tieften  dcc;  Gesetzes  mit  der  Untersclrrift  des  Gewerbetreibenden  versehen 
zu  liberreichou.  Nach  Ivoliat innierunir  beidei'  Exiunplaro  vidiert  der  Ge- 
meiudevorsteher  diese  beideu  Arbeitsard nuugen  und  händigt  ein  Exemplar 
behufs  Anschlag  dem  Interessenten  gemäss  Art  11  des  Gesetses  wieder  ein. 

Art.  19.  Die  Ingenieure,  die  Gehilfen  in  den  Bergwerken,  die  Ge* 
Werbeinspektoren,  denen  die  Aufeicht  über  die  Befolgung  des  Gesetze« 

anvertraut  ist,  müssen  sich  beim  Eintritt  in  die  Steinbrüche,  Bergwerke, 
Stollen,  Laboratorien  und  Werkstiuten  Icfritimieren,  indem  sie  ihre 
Legitimationspapiere  vorweisen,  die  ihnen  vom  Ministerium  für  Ackerbau, 
Industrie  und  Handel  sugewiesen  werden. 
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Art  20.  Die  Montanrngwiieore,  ihre  Gehilfen  imd  die  Gewerbe- 
inapektoven  haben  die  BefogniSf  alle  Teile  der  Wericstfttten,  der  Arbeits* 
rftune  und  der  dasa  gehörigen  Lokalitäten,  mit  Ausnahme  der  Wohnräinne, 

zu  besiclifisr'^'n.  doch  haben  sie  sich  auf  die  mit  der  TJeberwachting  rer- 
bundeneu  Aüordnuncren  zu  beschränken.  Sie  haben  Verwalter,  Direktoren, 
Uuteruehmer,  Werkiiihrer,  Arbeiter,  Akkordarbeiter,  lürwachsene  oder 
Kinder,  und  jede  endoe  in  den  obengenannten  fi&mnen  anwesende  Person 
zu  befragen.  Femer  haben  sie  die  Verzeichnisse,  die  Arbeitsbücln  i .  die 
Tabellen  nach  den  Paragraphen  4,  6  and  16  dieses  Beglemente  sowie  die 
Tabrikordnung  zn  untersuchen. 

Wenn  sie  bei  Ausübung  des  ihnen  anvertrauten  Dienstes  auf  Wider- 
stand oder  Hindernisse  stoasen)  kttnnen  sie  die  BiHe  der  Poliaei  in  An- 
Spmch  nehmen. 

Art.  21.  Frauen  und  Kinder,  welche  in  den  vom  Gesetze  aufgezählten 
Arbeitsräumen  angetroli'eu  werden,  werden  als  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
beschäftigte  Arbeiter  angesehen,  es  sei  denn,  dass  sie  sich  als  aus  einem 
anderen  Grande  mit  besonderer  Erlanbnis  der  Betriebsleitung  anwesend 
aossaweisen  vermögen. 

Art.  22.  Die  Montaningenieure  und  Montaningenieur-Assistenten,  die 
Gewerbeinspektoren  und  die  Organe  der  Gerichtspnlizei  liahen  im  Falle 
dw  Feststellung  von  Uebertretungen  des  Gesetzes  und  dieser  Verordnung 
em  klar  abgefasstes,  die  Behörden  Aber  den  Tatbestand  erschöpfend  in- 
formierendes Protokoll  anfininelunen.  Das  Sdunftsttlok  mnss  von  dem 
Beamten  unterschrieben  sein,  der  die  Uebertretong  nachgewiesen  hat» 
an<'F!erdem  vom  Werkführer,  vom  Direktor  oder  vom  betreffenden  Vor- 
gesetzten und  vom  Polizeibeamten,  wenn  er  eingegiili'en  hat. 

Wenn  die  dem  Betriebe  vorgesetzte  Persönlichkeit  sich  weigert,  das 
Schriftstaok  sa  nnterseidinen,  so  darf  der  Beamte  sdiriftliok  davon  Notia 
nehmen  und  die  Gründe  der  Weigerang  angeben. 

Art.  28.  Die  ordnungswidrige  FOhrong  der  doroh  Art.  2  des  Ge- 
setze» vAro^o^:r>hr!»)enen  Bücher  wird  mit  einer  einmaligen  Baase  von  5 

bis  30  Lire  bestraft. 

Die  Unterlassung  des  Anschlages  der  Tabelle  tiber  die  Arbeitszeit  der 
Kinder  von  12  bis  15  Jahren  nnd  der  Franen,  sowie  des  Gesetaes  nnd 
der  gegODwftrtigen  Verordnung  wird  für  jede  einzelne  Unterlassong  mit 
einer  Busse  von  10  bis  25  Lire  geahndet. 

Das  Fehlen  oder  flie  ordnnngrs widrige  Führnnjr  des  Verzeichnisäeri 
der  durch  das  Gesetz  geschützten  Frauen  und  Kinder  wird  mit  einer  ein- 
maligen Basse  von  25  bis  50  Lire  bestraft. 

Die  Ansseraohtlassang  der  besonderen  Bestimmungen  dieser  Verordnung, 
welche  die  Durchftlhmnpf  der  Art.  10  und  11  des  PfP-ofTes  betrefiFen,  wird 
mit  einer  Busse  von  60  Lire  geahndet,  unbeschadet  der  durch  Artikel  13 
des  Gesetzes  festgesetzten  höheren  Strafen. 

Dieselbe  Basse  wird  aof  die  Aosserachtlasaung  der  Vorschrift  des 
Artikels  14  dieser  Verordnung  gesetat. 

Wer  die  mit  der  Uobcrwachnnj?  der  Ausfiilirnn«:;  dieses  (Gesetzes  im 
Sinne  des  Art.  12  desselben  betrauten  Personen  am  Betreten  der  Arbeits- 
räome  hindert,  wer  den  Fragen  dieser  Personen  die  Antwort  verweigert, 
wer  wiasentiich  auf  Verschleierung  der  Wahrheit  abzielende  Antworten 
gibt  nnd  wer  sich  weigert,  den  erwähnten  Personen  die  verlangten  Doku- 
mente anaaofolgen,  verftllt  in  eine  Bosse  von  10  bis  50  Lire. 

19* 
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Art  24.  Der  Minuten  ftlr  Ackerbau,  Handel  und  Gewerbe  wird  in 
Zeitrftumen,  welche  B  Jahre  nidit  überschreiten,  dem  Parlament  ttber  die 
Erfolge  der  Anwendung  des  OeBetees  und  der  Verordnung  beriditeo.  Dieser 

Bericht  hat  zu  fntlifihon: 

1)  einen  Itecheuschatisbencht  über  die  in  dem  bezüglichen  Zeitraum 
durchgeführten  Inspektionen,  über  die  Art  und  Weise  der  BurchfUhruog 
des  Gesetses,  ttber  die  Strafamtshandlongen  n.  s.  w.; 

2)  eine  Aufzählung  jener  Punkte,  in  welchen  das  Gresetz  leicht  zu 
tU  n  frrion  int,  und  Vorschläge  fiir  Vorkehrungen,  durch  welche  die  Wirk- 
samkeit des  Gesotzes  in  jonen  Punkten  f^ewAhrleistet  wird ; 

3)  eine  Aufzählung  jener  Fälle,  in  welchen  die  Bestimmungen  des 
Gesetses  nicht  ausreichten,  um  seinen  Zweck  su  erAUlen,  nftmlich  im  all- 
gemeinen SU  ▼erhindem,  dsss  Frauen  und  Kindern  übermftssige  oder  sonst 
ihrer  Gesundheit  schädliche  Arbeit  auferlegt  werde;  Yorsdlllge  flttr  dem- 
entsprechend g^eeignete  Vorkelnungen : 

4)  die  Angabe  jener  Industrien,  wenn  es  solche  geben  sollte,  denen 
die  Anwendung  der  durch  das  €^ets  yoi^esehenen  Massregeln  einen 
durch  deren  Zweck  nicht  gerechtfertigten  Schaden  bringen  sollte,  und 
Vorschläge  für  Vorkehmngen,  welche  den  Frauen-  und  Kinderschuts  mit 
den  Interessen  solcher  Industrien  zu  vereinen  ^eei;^not  sind : 

5)  im  allgemeinen  endlich  alle  statistischen  und  sonstigen  Dateu, 
welche  die  mitgeteilten  Tatsachen  sn  beleuditen  geeignet  sind  und  die 
Beurteflung  der  vorgeschlagenen  Vorkehrungen  enntlglidhen. 

U  e  b e  r   a n  <i: s b e  stimm  u n g en. 

Art.  25.  Während  dos  Zeitraumes  von  5  Jahren,  in  welchem  die 
Nachtarbeit  f^rnss]Jllirio;er  Friiuen  noch  erlaubt  ist,  werden  auf  diese,  so- 
bald sie  bei  Nacht  arbeiten,  die  auf  die  minderjährigen  Frauen  sich  be- 
ziehenden Bestimmungen  der  Art.  5,  7,  8  und  10  dieser  Verordnung  an* 
wendbar  sein. 

Das  Buch  für  diese  grossjährigen  Frauen  wird  dieselben  Angaben 
enthalten,  wie  jenes  der  Kinder,  mit  Ausnahme  der  Erklärung,  dass  sie 
die  unteren  Elementarschulen  besucht  haben.  §  2,  Gesetz  vom  15  Juli 
1877,  No.  8961. 

2.  Regolamento  per  l'e^eeuzione  della  legge  29  giugno 
1902,  per  rUfficio  del  lavoro.    29  prennaio  1903. 

Durohführungsreglement  aum  Gesetze  vom  29.  Juni  1902,  n.  24^ 
betr.  die  Brriabtimg  «inea  Arbeitaamtos.  Kf^,  Dekret  vom  29.  Januar 
1903  (Gas.  Uff.  i  27.  Febr.  1908,  n.  48). 

Art.  1.  Das  Arbeitsamt  hat  Stadien  tmd  Erhebungen  zu  pflegen: 
1)  über  die  Verhältnisse  der  einzelnen  industriolleu,  landwirtsrhaft- 
lichen,  forsfwirtsfhnftlieheu.  Bfiuhau-  und  Trausportbetriebe,  ferner  der 
Gewerbe,  des  Handels  und  im  allgemeinen  über  die  Verhältnisse  jeder 
Art  iiffentlicher  oder  privater  Produktion  sum  Zwecke  der  Feststellung 
der  ökonomischen  Lage,  der  Produktionskosten  und  des  XTntwnehmer^ 
gewinnen : 

2^  über  die  allgemeinen  Verhältnisse  des  Arbeitsmarktes  in  den  ver- 
schiedenen Zweigen  der  Industrie  und  der  Gewerbe  und  über  die  ver- 
schiedenen Fonnen  der  Arbeitsverträge,  ttber  Zeitlöhne  und  Stücklöhne, 
über  das  Lehrlingswesen  und  die  Regelung  des  Arbeitsverhftltnisses  im 
allgemeinen ; 
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5)  über  die  Art  der  Verteilung  der  Arbeiter  nach  Beschäftigung, 
Alter  uni  Gf^schlecht,  über  Arbeitslosij^fkeit,  Ort  und  Zeit,  in  der  sie  am 
stärksten  hervortritt,  Wber  ihre  Ursachen  und  Wirkungen  und  über  die 
Massnahmen,  welche  zu  ihrer  Bekämpiuug  getroifeu  wurden  oder  zu  treüen 

4)  über  die  wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiter  und  Lehrlinge  beiderlei 
Geschlechts,  besonders  betreffs  der  Lohnhöhe  und  der  Fonn  der  Entlohnuno;, 
der  (jrewinubeteiligung,  der  Arbeitszeit,  der  Ruhetage  nach  Industrien, 
Kategorien,  Gesdilecht  und  Alter  der  Arbeiter; 

6)  über  Detailpreiae  der  Lebensmittel  und  der  Gegenstande  des  t&g- 
lidun  Gebrauches  der  arbeitenden  Klassen,  sowie  über  Wohnnngsverhftlt- 
niflSe  und  ^net}»rei.se ; 

(y)  über  Konten  und  die  Lebenshaltung  der  verschiedenen  Arbeiter^ 
kategorien ; 

7)  fibffir  G^wtmdbeitsirerbftltmsse  und  Betriebssicherbeit  ▼«rsehiedeaer 

Betriebsformen  mit  Kücksicht  auf  die  Standorte  ihrer  Ausübung; 

8)  über  Zalil  und  Art  der  BetriebsuniUlle  nach  Betriebsform,  Dauer 
der  Invalidität,  Alter  und  Geschlecht  der  betroffenen  Personen;  Uber 
Ursachen  und  Folgen  der  UnfMle; 

9)  über  Art  imd  Hftofigkeit  der  Erkrankungen,  über  die  Sterbliohkeit 
in  der  ArbeiterklaBse,  nach  Lüdnstriezweigen,  G^ewshlecht  und  Alter  mit 
besonderer  Berücksichtigung  jener  Krankheiten,  die  durch  die  Nattir  der 
Benit'sarboit,  die  Beschaffenheit  der  Arbeitsstätten,  Woluanngen,  und  durch 
die  Art  der  Emähnuig  verursacht  werden; 

10)  über  die  Zahl  der  jährlich  auf  Grund  militärarztlicher  Unter- 
saehong  als  dienstuntauglich  sorttckgestellten  Bekraten  aus  der  Arbeiter« 
klas8e,  getrennt  nach  der  Ursache  der  Zurückstellung  und  nach  der  Be- 
achaftigungs a T t  des  Arbeiters; 

11)  über  Zald  und  Urnachen  der  Konflikte  Tiwisohen  Arbeit^^cbem  und 
Arbeitneiauern  und  der  Ausstände  nach  Ait  und  Zahl  der  teiluehmeuden 
Arbeiter,  über  die  Formen,  Art  und  Bedingungen  ihrer  Beilegung  und 
Ober  die  Folgen  derselben  für  Unternehmer  und  Arbeiter;  Aber  die 
Erfolge  der  «gesetzlichen  oder  freiwilligen  Ein  n  cht  untren,  welclie  «rnte  Be- 
ziehungen z\viychon  Unteniehmem  und  Arbeitern  zu  fördern  bestimmr  sind; 

12;  über  die  gewerblichen,  landwirtschaftlichen  und  sonstigen  Syndikate, 
Ober  den  Stand  der  Bntwickelung  jeglicher  Art  von  Unternehmer-  oder 
Arbeiterverbänden ; 

13  über  das  Arbeiter-Spar-  und  Genossenschaftswesen;  über  andere 
Formen  der  Vorsor<;e  und  über  die  Ern|;ebnisse  aller  Art  aus  öffentlichen 
oder  privaten  Mitteln  unterstützter  Einrichtungen  und  Vorkehrungen,  welche 
die  flittliehe  und  geistige  Entwickelnng  und  die  materielle  Wohlfahrt  der 
Arbeiterklasse  zu  heben  oder  ihre  Notlage  su  mildem  bestimmt  sind; 

über  die  Wirkungen  der  Gesetze,  Verordnungen  und  sonstigen 
Vorsclirifton,  welche  sich  speziell  auf  Arbeit  und  Arbeiter  boziohon. 

Bie  in  den  Punkton  1  —  7  und  1'2  erwähnten  ötudien  und  Erhebungen 
werden  nicht  niir  ftlr  das  Inland  gepflogen  werden,  sondern  sich  auch  auf 
jene  answArtigen  Lftnder  erstreben,  wohin  sieh  die  italienische  Aus- 
wanderung vornehmlich  richtet,  und  sollen  derart  zur  Darstelhmg  gelangen, 
dass  die  inländischen  Verhältnisse  mit  denen  jener  Länder  verglichen 
werden  können,  nach  welchen  sich  der  Hauptstrom  unserer  Auswanderung 
bewegt. 
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Art.  2.    Das  Arbflitsamt  hat  weiter  die  Aufgabe,  die  Entwickelung 

der  Hozialpolitischen  Gesetze  nnd  EinriLhtnnn;en  des  Auslandes  zn  veifolfjen, 
(leren  Wirksamkeit  zn  studieren  und  beim  Studium  der  Reformen  der  oin- 
Bchlägigen  itaÜeniBcheu  Cüesetzgebuiig  mit^uwiiken.  Endlich  obliegt  es  dem 
Arbeitsamta,  die  in  diesem  und  dem  yorigen  Artikel  erwfthnten  Stndin 
und  Erhebungen  zu  veraimtelten,  welche  ihm  vom  Ministerinm  anf  Antng 
des  Oberen  Arbeitsratea  aufgetragen  werden. 

Art.  3.  Der  Minister  hat  jedes  Jahr  den  beiden  Häusern  des  Parla- 
mentes einen  Bericht  über  die  Tätirdceit  des  Arbeitaamtee  aowie  über  jene 
des  Oberen  Arbeitsratea  im  Vorjahre  vorzulegen. 

Art.  4.  Dea  Arbeitsamt  ist  befugt,  bei  aemen  Stndien  nnd  Briiebongos 
neben  der  üntersttttnmg  der  ttbrigen  staatlidhen  Behörden  die  Hilfe  dar 
Lokalbehörden  sowie  diejenige  von  joristisdbien  Personen,  gewerblichen, 
landw  irtschaftüchen  nnd  kommerziellen  und  Arbeiterverbflnden,  den  lokalen 
Arbeiterkamuiern  und,  falls  nötig,  von  privaten  Korrespondenten  im  In- 
und  Auslande  in  Anspruch  zu  nehmen,  ausserdem  sich  der  Beihilfe  der 
diplomatiBchen  nnd  Koi^aalaragenten  nnd  der  flbrigen  italienischen  Fmik- 
tion&re  im  Auslande,  der  Bandeldcammem  und  anderer  itaUeniadiw  Amo- 
oiationen  im  Auslande  zu  bedienen. 

SchliessHph  kann  das  Arbeitsamt  mit  den  anderen  Aibeitsämtem  im 
Auslande  in  direkten  Verkeki-  treten,  wie  auch  mit  den  anderen  aua- 
Iftndisciben  Associationen  und  Aemtem,  die  den  Interessen  der  arbeitenden 
Klassen  dienen. 

Art.  5.  Die  im  Arbeitsamte  gesammelten  Informationen  und  Xctizf^n 
worden  geprüft,  fieordnet  und  eventuell  durch  die  Presse  oder  andere 
Mittel,  welche  das  Ministerium  von  Fall  zu  Fall  geeignet  erachtet,  tun- 
lichst rasch  verbreitet. 

Art.  6.  Das  „Bulletin"  des  Arl)eitsamte.s  wird  insbesondere  Mit- 
teilungen entlialten  über  die  La^e  des  Arl  it marktes  im  Köniiireicbe  uii  l 
in  den  auswärtin;en  Staaten,  sowie  über  die  Arbeitslosigkeit;  über  Streitig- 
keiten zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern;  über  Streiks  und  ihre  Bei- 
legung durch  Einigung  oder  durch  Schiedsspruch,  sowie  Uber  Kollektiv- 
vertr&ge,  dorch  welche  neue  Arbeitsbedingungen  festgesetzt  werden :  über 
die  Veränderungen  der  Lohnsätze  und  der  Arbeitszeit;  über  die  Detail- 
preise der  wichtigsten  T^ebenBrnittel ;  über  die  Arbeitfjeber-  nnd  Arbeiter- 
organisationen^ über  Arbeitsämter ;  über  die  Fragen,  welche  die  rechtliche 
Seite  des  Arbeitsverhlltnisses  betreffen,  die  Bewegung  der  italiemscheii 
Auswandenmg  nach  answtrtigen  Staaten  nnd  die  Fortschritte  der  Arbeiter- 
Bchutzgesetzgebung  in  Italien  und  auswärts. 

Art.  7.  Im  Anhange  zn  dem  „Bulletin"  veröffentlicht  das  Arbeitsamt 
die  Resultate  der  von  ihm  unternommenen  Studien  und  Erhebungen  sozial- 
politischen Charakters. 

Art.  8.  Der  Minister  yersammelt  den  Oberen  Arbeitsrat  einmal  jlhrlicb 
während  der  ordentlichen  Session;  jedesmal,  wenn  er  es  für  den  regel- 
mas<?i2^nn  Gang  der  Arbeiten  ffir  nötig  erachtet,  ruft  er  denselben  zu 
ausserordentlichen  Sitziinfren  zusammen.  Die  Einberufung  lindet  mindesteo* 
15  Tage  vor  dem  für  die  Vereinigung  festgesetaten  Datum  statt.  Di* 
Kopien  der  Tagesordnung  sowie  die  Rapporte,  welche  sieb  auf  die  wich- 
tigsten zur  Erörterung  bezüglichen  Fragen  beziehen,  sollen  den  Räten  zu 
<_deiclier  Zeit,  ^\^e  die  Bekannt^rabe  der  Einberufung,  unterbreitet  werden. 
Der  Miaifl^  seist  die  Tagesordnung  für  die  Sitzungen  des  Rates  lest. 
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Letsterer  kann  jedoch  GegenstSode  nach  eigener  Walil  für  eine  zukünftige 
Sitzun«^  in  Tor.schla^  brinn^en.  Der  Mmister  bflstiiiuiit  für  jede  der  Fragen 

der  Tagesordnun«^'  den  Kefereutcn. 

Art.  9.  Der  Hat  ernennt  ans  .seiner  ISIitte  drei  Vizepräsidenten,  von 
denen  der  eine  auä  den  Axbeitgeberu  und  die  zwei  anderen  beiderseits 
•08  den  Arbeitern  und  den  B&ten  gewählt  werden. 

Der  Minister  ernennt  zwei  ständige  Sekretikre  tmd  zwei  Aegistenten 
des  Rates,  die  dem  Personal  des  Arbeitsamtes  zn  entnehmen  sind. 

Art.  10.  Der  Obere  Arbeitsrat  ist  zu  dem  Zwecke  ernannt,  nm  die 
Fr;i;;eu  ZU  untersuchen,  welche  das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  betreffen ;  hiertiber  gibt  er  dem  Minister  seine  Ansicht  kund 
und  vm-anlasst  ihn,  etwaige  JSCassregeln  sa  treffen.  Er  unterbreitet  von 
selbst  dem  Minister  Vorschlftge,  nachdem  er  die  Hassnahmen  erforscht  hat^ 
die  in  Hinsicht  auf  eine  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter  zu  er^p^eifen 
sind.  Zu  diesem  Zwecke  zeigt  er  dem  Minister  die  Arb<^'ton  an,  die  das 
Arbeitsamt  ausführen  soll,  und  er  ist  befugt  —  vorbehaltlich  der  ministe- 
riellen Genehmigung  —  Arbei^ber  und  Arbeiter  oder  andere  Personen, 
die,  was  die  Erledigang  soadaler  Aufgaben  betrifft,  als  fthig  bekannt  sind, 
in  seinen  Sitmingen  zu  befragen  oder  befragen  zu  lassen. 

Art.  11.  Ausser  den  im  vorstehenden  Artikel  vorfresehenen  Studien 
und  Erforschungen  zeigt  der  Rat  dasjenige  an,  was  er  als  zweckdienlich 
dem  Arbeitsamt  anzuvertrauen  glaubt.  £r  prüft  es,  bespricht  die  Resultate 
und  berichtet  dartlber  dem  Ißnister. 

Er  gibt  seine  Heinnng  ab  ttber  Geeetxentwtirfe  und  Reglements,  die 
sich  auf  die  Arbeitergesetzgebung  beziehen,  nnd  ttbtt*  alle  Gegenstftnde,  die 
der  Minister  ihm  zu  prüfen  aufgibt. 

Art.  12.  Das  Bulletin  des  Arbeitsamtes  publiziert  die  Beschlüsse  und 
Vorsckl&ge  des  Oberen  Arbeitsrates  sowie  den  wesentlichsten  Teil  der 
Sitsongsprotf^oUe.  Der  Bat  ist  in  jedem  einseinen  Falle  verpflichtet,  dem 
Minister  seine  Ansicht  knndzngeben  Ober  die  Zweckmässigkeit  der  Ver- 
öfifentlichung  von  Akten,  die  Untersuchungen  betreffen,  weldhe  das  Arbeits- 
amt auf  Vorschlag  des  Ministeriums  gemacht  hat. 

Art.  13.  Das  stSndige  Koxnitee  des  Oberen  Arbeitsrates  erwählt  aus 
seinen  Mitgliedern  den  Präsidenten  und  zwei  Vizepräsidenten,  von  denen 
der  eine  ans  den  Arbeitermitgliedem  des  Rates  genommen  sein  mnss.  Das 
Sekretariat  des  Rates  ist  auch  das  des  st&ndigen  Komitees. 

Art.  14.  Der  Direktor  des  Arbeitsamtes  ist  befbgt,  den  Sitsnngen 
des  ständigen  Komitees  beizuwohnen. 

Die  Mitglieder  des  Rate.s,  die  nicht  dem  Komitee  angehören,  können 
den  Sitzungen  des  letzteren  beiwohnen,  jedoch  ohne  an  der  Diskussion 
imd  Abstimmung  teilsonehmen  nnd  ohne  das  Recht  anf  Tagegelder  zn 

Art.  15.  Das  ständige  Komitee  bedient  sich  des  Arbeitsamtes,  um 
die  ffir  die  Studien  und  Arbeiten  des  Rates  notwendigen  Elemente  zn 
vereinigen  und  zu  verknüpfen ;  es  leitet  die  Angelegenheiten  ein,  die  der 
Rat  zu  untersuchen  hat,  es  äussert  seine  Meinung  über  die  Bedentong  nnd 
Ansdehnnng,  die  den  l&rforscbnngen  nnd  Enqueten  su  geben  ist,  folgt  dem 
Gange  der  Arbeiten  deg  Amtes  und  berichtet  darüber  dem  Rate,  bringt 
dem  Minister  Spezialfragen  in  Vorschlag,  die  <ier  Diskussion  des  Rates  zu 
unters  teilen  sind,  erAÜlt  die  anderen  Kompetenzen  einer  beratenden  Körper- 
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Schaft  und  die  Obliegenheiten,  welche  ihm  eventuell  durch  den  Bat  oder 
den  Minister  Übertragen  sind. 

Art.  16.  In  allen  FftUen,  in  denen  der  Bat  oAw  das  stftitdige  Eomitae 
andere  Ministerien  betreffende  Argumente  zu  prüfen  hat,  kann  der  Minister 
diese  auf  eigene  Initiative  oder  auf  Aiisuclien  des  Rates  oder  dos  .stiludigen 
Komitees  einladen,  sich  durch  Sj)e2ialdolog^icrte,  die  beratende  Stiinme 
haben,  in  den  8itzuugen  der  einen  oder  anderen  Versammlung  vertreteD 
SU  lassen. 

Art.  17.  Die  Sitzungen  dos  Rates  und  die  des  Komitees  sind  gfilttg, 

wenn  mehr  als  die  Hulfte  der  l^firglieder  in  den  Versammlungen  anwesend 
ist.  Dio  Beschlüsse  worden  durch  absolute  Mehrheit  der  Auweseuden 
gefasst.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit  gibt  die  Stimme  des  Präsidenten 
den  AttSBciilag. 

Art.  18.  Die  Handelskammern  werden  dordi  den  Minister  eingeladeu, 
zu  einer  festge^^elzten  Zeit  jede  4  Personen  zu  wählen,  welche  folglich  die 
Eifrenschaft  von  Räten  erlangen  und  die  aus  den  Räten  anderer  Kammern 
gewählt  sein  können.  Wahlen  einer  Kammer  sind  nicht  gültig,  wenn 
nidit  wenigstens  die  fflklfte  der  Bäte  plns  einen,  die  in  einer  allgemeinea 
und  gemftss  den  angestellten  Normen  einberufenen  Sitsong  vereinigt  waren, 
daran  teiJgenommen  haben. 

Al  t.  10.  1  Ingefähr  8  Tage  nach  der  Wahl  mdssen  die  Kammern  das 
Resultat  derselben,  unter  Beifügung  einer  urkundlichen  Abschrift  den  betr. 
Protokolls,  dem  Ministeriiun  des  Ackerbaues,  der  Industrie  und  des 
Handels  zugehen  lassen.  Für  die  erste  Errichtung  des  Oberen  Arbeits- 
rates werden  die  Resultate  der  Wahlen  durch  das  Ministerium  kontrolliert; 
für  die  nachfolgenden  Wahlen  wird  das  Zählen  der  Stimmen  von  einer 
Spezialkommission  vorgenommen,  u  olche  der  obere  Arboitsrat  unter  seinen 
Jlitgliedern  in  einer  allgemeinen  Sitzung  auswählt  Die  Räte  gelten  als 
gewfthlt,  welche  mindestens  die  Hftlfte  plus  eine  der  gültig  abgegebenen 
Stimmen  auf  sich  voreinigen.  Wenn  keiner  diese  Zahl  erreicht,  so  woivlen 
die  Kammern  eingeladen  zu  einer  festgesetzten  Zeit,  welches  auch  die  Zahl 
der  anwesenden  T^ätc  sein  möge,  eine  Stichwahl  unter  den  acht  ^litgliedi  cn 
vorzunehmen,  welche  die  grösste  Zahl  der  Stimmen  auf  sich  vereinigt  haben. 

Die  durch  jeden  der  in  einer  Handelskammer  gewfthlten  Rftte  erhaltenen 
Stimmen  werden  als  eine  oinsige  gesfthlt. 

Art.  2(K  Die  Bestimmungen  dos  vorhergehenden  Artikels  sind  an- 
wendbar für  die  Wahlen  der  vier  durch  die  landwirtschaftlichen  Vereine 
des  Königreiches  zum  oberen  xVibeiidrate  zu  entsendenden  Delegierten. 

Art.  21.  Folgende  Körperschaften :  Die  italieuiache  Föderation  der 
Gesellschaften  der  gegenseitigen  Hilfe,  der  Nationalbund  der  itaUenisehen 

Genossenschaften,  die  Vereinigung  unter  den  Volksbanken  sind  durch  den 

Minister  eingeladen ,  jode  unter  den  wirklichen  Mitgliedeni  oder  unter 
den  Mitgliedera,  welche  den  afüliierten  Gesellschaften  angehören,  die  Zahl 
der  Mitglieder  zum  Oberen  Arbeitsrate  zu  wählen,  welche  dui'ch  Artikel  2 
des  Gesetzes  gegenseitig  bestimmt  ist. 

Die  Föderation,  der  Xationalbund  und  die  Vereinigung  übermitteln 
dem  Ministerium  die  Resultate  der  Wahl,  sobald  sie  stattgefunden  hat, 
sowie  das  urkundliche  Sitzungspro toknll,  worin  sie  ausgeführt  ist.  mit 
Beifügung  der  Erklärung,  dass  die  gewählten  Personen  die  nach  Art.  13 
des  Gesetzes  und  nach  Angabe  dw  Vereinigung,  der  sie  angehören,  er- 
forderlichen Eigenschafiben  besitzen. 
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Der  Ifinister  teilt  dem  Arbeitsrate  —  bei  seiner  nftchsteiL  Yereinigung 
—  die  auf  die  Wahlen  besflgliolien,  dorch  den  vorliegenden  Artikel  be- 
giftubigten  Akten  mit. 

Art.  22.  Für  die  Wahl  der  5  Miti^liodor  dos  Oberen  Arbeitsiate^j, 
die  durch  kgl.  Dekret  aus  den  Produzenten,  den  Ohets  landwirtschattlicher, 
iodnstrieller  nnd  kommemeller  Untemehiniingeii  zu.  ernennen  sind,  ladet 
der  Ifinister  die  laadwirtsohaffcUdien,  indnetriellen  nnd  kemmensiellen  Ver» 
finitningen,  welche  in  den  von  Art.  7  des  kgl.  Dekrets  vom  18.  November 
19(X),  No.  399  nnd  von  Art.  5  des  kgl.  Dekrets  vom  17.  Dezember  1896, 
No.  543  zitierten  Autzälilungen  enthalten  sind,  ein,  damit  sie  ihm  eine  Ver- 
einigung von  jeder  der  drei  obengenannten  Kategorien  anzeigen.  Jede  der 
Vereinigungen  wird  ersocht,  5  Namen  von  der  Kluse  der  Prodnsenten  und 
det  CheÜB  industrieller,  landudrtschafUicher  oder  kommenidler  Unter- 
nehmungen in  Vorschlag  zu  bnnn;en,  nnter  denen  der  Minister  die  5  y.n 
ernennenden  wählen  wird.  Die  durch  die  versrhiedenen  Vereini<j:un>:en 
kundgegebenen  Namen  müssen  dem  Minister  des  Ackerbaues  iuuerhaib 
eines  dnrch  ihn  selbst  festgesetzten  Termins  mitgeteilt  werden. 

Art.  23.  Nachdem  der  Minister  das  Zählen  der  ihm  :i  den  Ver- 
einiii;nn|2:en  übermittelten  Stimmen  beendet  hat,  ladet  er  die  drei  von  Ihnen 
schiiesblich  durch  die  Mehrlieit  der  Stimmen  bezeichneten  Vereinigungen 
ein,  dass  sie  die  5  durch  den  vorstehenden  Artikel  beglaubigten  Kamen 
au  Entscheidnngstage,  der  festgesetst  wird,  vorschlagen.  Indem  dem 
lOnisteriiim  der  Name  der  5  gegenseitig  kenntlich  gemachten  Personen  an- 
gezeigt ifit,  sendet  ihm  jede  Vereini^amtr  anch  einen  authentischen  Auszug 
des  Protokolls  und  die  Erkläninif^  d.i.ss  die  vorge.schlagenen  Personen  die 
Eigenschaft  wirklicher  Mitglieder  besitzen,  indem  sie  die  Vereinigungen 
angiebt,  weldien  sie  angehören. 

Art.  24.  Far  die  durch  kgl.  Dekret  ernannten  Mitglieder  des  Oberen 
Arbeitsrates  und  für  die,  welche,  zwei  aus  den  Arbeitern  und  Werkiührern 
der  sizilianischen  und  sardinischen  Bergwerke,  einer  aus  den  Hafen-  und 
Seearbeitem  und  vier  aus  den  Bauern  und  Arbeitern,  entnommen  sindi 
wird  der  Minister  zur  bezüglichen  Smennimg  sidireit^  indem  er  sie  unter 
den  ihm  durdi  die  Vertretungen  der  verschiedenen  Arbeiterkategorien  vor- 
geschlagenen Namen  wählt.  (Die  Liste  derselben  wird  jedes  Jahr  auf- 
gestellt und  durchgesehen.)  Die  Wahl  de.s  ^rinister«  wird  durch  die 
Anschauungen  und  Normen  geleitet,  welche  durch  ein  Hpezialdekret  auf- 
gestellt werden,  Uber  das  die  Ansicht  des  Oberen  Arbeitsrates  in  seiner 
ersten  Sitnmg  za  hOren  ist. 

Diese  Bestimmn&g  ist  ohne  Wirkung  auf  die  Enichtnng  des  Bates. 

Art.  25,  Die  Be8tiramnnf,^en  der  Art.  22  und  23  lassen  sich  ftlr  die 
1<L'1  Emennnn«^  der  MltLflioder  de.y  Oberen  Arbeitsrates  ebensowohl  für 
6cme  erste  Errichtung,  als  auch  ftlr  seine  jährlichen  Erneuerungen  an- 
wenden. 

Art.  26.  Für  die  Sitsongen  des  Oberen  Arbeitsrates  wird  den  Mit- 
gliedern des  Hates  und  des  stftndigen  Komitees,  welche  nicht  in  Born 
wohnen,   eine  Entschädigung;  von  15  trcs.  ffir  ipden  Sitzungstag  ausser 

einer  V^iedererstattunj^  der  Reisekosten  I.  Jiiasbe  gewährt. 

Das  tägliche  Salair  wird  f  ür  jeden  Sitzvmgstag  des  Kates  den  in  Korn 
wohnhaften  Bftten  erstattet. 

Art.  27.  Für  die  Sitzungen  des  ständigen  Komitees  an  Tagen,  an 
denen  der  Bat  nicht  vereinigt  ist,  wird  seinen  nickt  in  Eom  wohnenden 
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Mitgliedern  die  oben  genannte  Entech&digimg  von  15  free,  ansser  der 
Wiederersetssang  des  Fahrkoetenpreises  I.  Klasse  bewilligt. 

Die  Bestimmung  des  vorstebeiideii  Artikelfl  wird  zu  Onnsteii  dar  in 

Rom  wohnenden  Arbeiterrftte  anjErewendet. 

Art.  28.  Der  Obere  Arbeitsrat  kann  eine  innere  Gesch&ftsorduung 
ftir  seine  Diskussionen  aufstellen,  die  Prüfung  der  Wahlen  vomehmen, 
sowie  sich  nnd  dem  stftndigot  Komitee  eine  iLrbeitsordnnxig  geben. 

8.  Ciicnlaro  d  e  1  i\rinistnro  doli'  Internn  ai  Signori 
Prefetti  del  Kegno.    Oggetto;  Lavoro  neile  risaie.    23  aprile 

iyu3. 

Ruiiidsolirefben  des  IQiiiste»  des  Innern  an  die  Frftfiditen,  bete. 
Begelimg       Arbeit  in  d«n  BeisfUdttn.   Vom  23.  Apnl  190B. 

Das  Gesetz  yom  12.  Juni  1866,  No.  2967  erlaubt  den  Reisbau  in 
einem  bestimmten  Umkroiso  dei-  AVohnorto  nnd  nnter  den  im  Tntere^ise  der 
öffentlichen  Gesundheit  durch  Spezi alreglements  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen, welche  durch  die  Provinzialräte  nach  den  im  Gesetze  selbst 
angeführten  Nomen  beraten  worden  sind. 

Fast  aUe  Provinzen,  in  denen  man  gewöhnlich  Reis  bant,  haben 
dieses  Spesdalreglement  gutgeheissen,  und  unser  Ministerium  ist  versichert, 
dass  seine  Bestimmtmgen,  dank  der  Wachsamkeit  der  Pr&fekturen,  streng 
angewendet  werden. 

'  Indessen  genügt  es,  diese  Spezialreglements  summarisch  zu  imter- 
snchen,  am  sich  m  ttberzengen,  dass,  wenn  deren  Bestimmungen  auch 
geeignet  sind,  die  Ausübung  und  den  regelmassigen  Betrieb  des  Keisfelder- 
bane«!  sicherznstellen  und  zwar  derart,  dass  die  Gefahren,  welche  die  öflFent- 
liche  Gesundheit,  besonders  die  der  nahe  Anwohnenden  infolge  von  Wasser- 
mangel, dessen  langsamer  Erneuerung,  der  Bodenneigung,  der  Art  der 
Konstruktion  der  Brustwehren,  bedrohen,  abgeschwftdit  w^wden,  de  doch 
im  Gegenteil  allgemein  lückenhaft  sind  infolge  des  Mangels  an  Normen,  die 
die  Gesundheit  der  Reisarbeiter  gegen  die  Gefahren  der  Malaria  sicbeni 
soUton. 

Wir  sind  sicher,  dass  dieser  Mangel  nicht  etwa  einer  Ausseracht- 
lassnng  der  Fürsorge  für  die  hygienischen  Interessen  der  arbeitenden 
Klassen  seitens  der  beratsdilagenden  Rftte  oder  anderer  bestehenden 

Körperschaften,  die  durch  das  Gesetz  ernannt  sind,  um  zu  diesem  Gegen- 
stande Vorschläge  und  Meinun<!:en  klar  ans^rnsprechen,  znznschi  oil'  ^i  l?': 
er  rührt  vielmehr  von  der  riizuliin^dirhkeit  der  wissensichaftliclieu  Kenntuis 
über  die  Vorbeugung  der  Malaria  her  zur  Zeit,  in  welcher  die  ßeglement» 
zusammengestellt  worden  sind,  nnd  entspricht  den  Anschauungen,  welche 
damals  über  die  Beziehungen  zwischen  Kapital  und  Arbeit  vorherrschten. 

Heute  dagegen  liefert  die  Wissenschaft  einerseits  sicherere  Schutz- 
mittel und  \\  ei''t  srepren  die  Ansteckung  bessere  Verwahrun^smittel  auf, 
dass,  um  andererseits  zu  denselben  Zielen  zu  gelangen,  der  i:itaat  Spezial- 
gesetze promulgiert  hat,  lOblidie  Vorsichtsmassrej^aln  sa  benutsen  an- 
empfiehlt, und  die  wohltätige  Initiative  ennutigt;  einselne  Frovinzialrate 
haben  bereits  das  Beispiel  geliefert,  dass  der  HelBbau  einer  schärferen, 
der  Gesundheit  der  Arbeiter  nnmittelbar  zu  gute  kommenden  Beaofsich- 
tigimg  untergeordnet  werdon  kann. 

Der  Augenblick  scheint  also  gekommen,  um  die  örtlichen  den  Heia- 
bau  betreffenden  Reglements  einer  erneuten  Prüfung  zu  unterziehen,  um 
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denselben  die  Veränderungeu  einünfügen,  welche  die  WiBseuschaft  er- 
heiacht,  imd  sie  mit  der  nenen  dnrdi  den  Staat  and  die  Provinzen,  die 
noh  hiemm  verdient  gemacht,  aosgeftlhrten  Tätigkeit  in  üebereinstinmrang 

zu  bringen. 

Zn  diesem  Behufe  genügt  es  nicht,  wenn  die  KeiJ^lomonts  aDgemein 
geeignete  Nonnen  aufstellen,  um  dadurch  den  £iniluBs  der  Keisfelder 
▼eniger  ungesund  za  gestalten;  es  ist  viebnehr  nOtig,  dass  die  Beisknltar 
der  Beobaohtang  der  Vorschriften  unterworfen  wird,  welche  direkt  die 
O^undheit  des  bei  den  Arbeiten  angestellten  Pei-sonals  betreffen. 

Indem  wir  eine  mutmasslidie  Abänderung  des  Gesetzes  vom  12.  Juni 
1866  sowiV'  anderer  reglementarischor  ministerieller  Bestimmungen  er- 
WMten,  konnten  die  örtlichen  Reglements  den  Erlaubnisschein  für  die 
Ansbeatang  der  Reisfelder  (Art.  2  des  oben  genannten  Gesetzes)  von  fol- 
genden Bedingongen  abh&ngig  machen: 

1)  Den  iorbeitem  ist  gates  Trinkwasser  in  genügender  Menge  sn 
liefern. 

2)  Es  ist  für  sie,  gemäss  ihrer  Zahl^  ihres  Gesirhlechtes,  der  hygienischen, 
öanit^on  und  sittlichen  Notwendigkeiten  für  nächtliches  Obdach  8orge  zu 
tragen ;  es  ist  im  yoraim  dies  Obdach  gegen  das  Eindringen  von  fliegenden 
Insekten  zu  schützen,  und  rwar  durch  Befolgung  der  Bestimmuigen  der 
durch  das  Ministerium  des  Innern  i  Dekret  vom  12.  Juni  l!tn2)  genehmigten 
-Instruktion  für  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  meclianischer  öchutz- 
mittel  gegen  fliegende  Insekten  in  die  Wohnungen  und  in  die  Preist&tten 

HalarienBonen''. 

8)  Die  Arbeit  ist  firtthestens  1  Stunde  nadi  Sonnenaufgang  su  be» 
ginnen  und  1  Stunde  vor  Sonnenuntergang  zu  beenden. 

4)  Bei  den  Arbeiten  in  d«L  Eeisfcddem  sind  Kinder  unter  13  Jahren 
nicht  zu  verwenden. 

5)  Es  ist  für  die  im  Wasser  verrichtete  Arbeit  zu  fordern,  dass 
die  Fasse  nnd  Beine  der  Arbeiter  durch  Schuhe,  Strttmpfe  oder  andere 
wirksame  ICitfcel  geedifitst  werden,  um  die  durdi  gewisse  Grilser  eraengte 
Beizung  zn  vermeiden. 

Das  sind  die  dringendsten  imd  nützliclisten  Bestimmungen  zur  Ver- 
meidung der  die  Gesundheit  der  Arbeiter  bedrohenden  Gefahren.  Die  be- 
sonders in  2)  vermerkte  Bestimmung  kann  durch  die  Huniripalrftte  in  den 
lokalen  Gestmdheitsreglements  vorgeschriebe  werden. 

Das  ist  die  Massregel,  welche  bereits  für  den  Agro  Romano  die 
8tadt  Kom  ergriffen  hat;  in  Nachahmung  dessen  wurde  sie  zu  Gunsten 
der  Zollwächter,  der  Angestellten  der  National-,  Provinzial-  und  K.om- 
munalstrassen,  bei  den  Eisenbahnen,  beim  Vergeben  öffentlicher  Arbeiten 
Dach  den  Worten  des  Art.  6  des  Gesetses  vom  2.  November  1901 ,  No.  460, 
betr.  die  Bestimmungen  aur  Verminderung  der  Ursachen  der  ]f  alaria,  an- 
gewendet. 

Er  ist  von  Bedeutung,  anzukiindijjf^n.  das«?  das  angezogene  Gesetz 
(Art.  5)  den  Besitzern,  die  aus  eigenem  Autriebe  die  oben  gesagten  Be- 
stimmungen anwenden,  Prftmien  bis  sur  Hohe  von  1000  frcs.  bewilligt, 
und  dass  es  sie  vorzugsweise  denjenigen  zuspricht,  welche  auch  ihren  Ar- 
beitern und  Halbpächtern  die  Mittel  liefern,  ihre  Person  vor  Insekten- 
stichen zu  schützen  (Art.  20  des  Regl.). 

Unser  Ministerium  wird  Spezialdiplome  und  Ehrenmedaillen  für  das- 
selbe Objekt  erteilen.   Die  Frovins  Bovigo  hat  ein  gotes  sn  befolgendes 


Digitized  by  Go  -v,!'- 


—   2Ö4  — 


Beispiel  aufgestellt  und  schon  in  dem  Beglement  fOr  die  Bebaaimg  der 
Reisfelder,  das  dtudi  k^.  Dekret  vom  6.  September  1902  genebmigt 
wurde,  die  in  den  No.  3  und  4  vermerkten  Bestimmungen  aufgenomoien« 

3fan  erwartet  weiter  von  den  Herren  l*riifekten  und  von  don  ncrren 
Ortsvorsiteheni,  dass  sie  mitwirken,  um  die  Fürsorge  zu  erneuern,  deren 
die  obigen  Bestimmungen  bedürfen,  und  die  Anwendung  der  audereu  in 
Kraft  befindlidien  Gesetee  zu  Oberwaehen,  insbesondere: 

a)  des  vorher  an<i:efnhrten  Gesetses  vom  2.  November  1901,  das  die 
Gratis verteiluiii^  von  ('hiuin  an  die  zeitweilii^en  oder  ständii,'en  Kolonen 
und  Arbeiter  vorschreibt,  die  bei  ir<rend  einer  Arbeit  mit  fester  oder  Ak- 
kordlohnvergütung in  den  Malariazouen  angestellt  sind  (Art.  2),  sowie 
auch  an  die  Aufseher,  Lehrlinge  und  Fat^enmitglieder  der  EoloneB 
(Art  6  des  Regl.). 

Der  Chinin  soll  nicht  nur  wahrend  des  Aufenthalts  in  den  verseuchten 
Orten  <reliefert  werden,  sondern  auch  für  die  Dauer  der  Reise  und  wäh* 
rend  ö  weiterer  Tage  (Art.  12  des  RegL). 

b)  Desselben  Gesetzes,  indem  es  die  Besitzer  der  X<ftndereien  ver* 
pflichtet,  den  natOrUchen  Abflnss  des  Wassers  zu  erleiditem,  ohne  weidMn 
Pftitzen,  Lachen,  stehende  Wasserbecken  durch  die  Senkung  des  Bodens 
künstlich  erzeugt  werden  (Art.  6),  welchem  die  Reisfelder  unterworfen  ^mä. 

c)  Alle  in  dem  Gesotz  für  don  Schutz  der  öffentlichen  Gesundheit 
und  in  den  bezüglichen  Reglements  des  Staates  oder  der  Kommvmen  ent- 
haltenen Bestimmungen,  betr.  die  hygienische  Kontrolle  der  Lebenmittel 
and  der  G^tr&nke. 

Im  Vertrauen  zu  den  Herren  Prftfekten  und  sn  ihrer  Liebe  fOr  die 
arbeitenden  Kla^^sen  bitten  wir  sie: 

1)  die  Provinzialverwaltungen  einzulacif'n.  ohne  Verzug  in  die  Refi;le- 
ments  für  den  Reisbau  die  in  den  No.  1,  2,  3,  4,  5  des  gegeuwäitigen 
Zirkulars  angezeigten  Bestinunnngen  einznffigen; 

2)  die  Kommunalverwaltungen  aufsamuntem,  in  ihre  lokalen  Gesund- 
heit sreglements  die  in  No.  2  angezeigten  Bestimmungen  aufzunehmen,  in- 
dem sie  ankündigen,  das.s  analoge  und  fast  identische  Normen  in  dem 
vom  Miniaterium  des  Innern  vorbereiteten  Art.  8  des  Gesetzentwmfes 
Uber  die  Gesundheitspflege,  die  hygienische  Ueberwachung  und  die  Hygiene 
der  Bewohner  in  den  Gemeinden  des  Königreidiee  entludten  sind; 

3)  durch  alle  ihnen  verftigbaren  Mittel  fOr  die  schärfste  Anwcndunjr 
dor  Gesetze  zur  Verhütung  der  Malaria  und  jener  Gesetze,  welche  den 
GennsF;  von  schädlichen  Lebensmitteln  und  Getränken  betreffen,  Vorsorge 
zu  trelleu. 

VII.  Luxembourg«  Luxemburg  0. 

L  Qrossh.  Besohluss  vom  28.  Januar  1908,  betr.  die  allgemeinen 
Ansfdhningsbeatimmnngen  nun  ünfillverBiohemngsgeBeti  vom  ft.  Apifl 

1802. 

[I.  Bezeichnung  der  vei  mk  heruugspflichtigen  Betriebe.  II.  Bildung  der 
Versicherungsgenosseu8chait  und  Genehmigung  des  Statuts.  III.  Betriebs- 


1)  Der  Wortlnnt  slmtlidier  nachBtebend  dem  TU«!  nadi  aiig«f&liiier  BesdilftiM  Sndcl 

sirli  in  di  r  Publik;ition  :  Growlierzogtuiii  T.Tixemburg.  Ar b ci  t c r- U  n  f  n  M  v  i  r  s  i  c h  r ung. 
Gesetz  vorn  5.  April  1902  mit  seiueu  AasführungBre^emeuten.  Vorläufige  Ausgabe.  Luxem* 
boius,  Imprimeri«  de  la  Coor  V.  Btek»  L6on  Blide,  stnoenear,  lOOB. 
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■ameldtmg  und  Mitgliedschaft.  IV.  Uialagevertahren.  V.  Anzeige  und 
Untersachnng  der  UnfUle.  VI.  Feetstellung  der  Entsehädigungen.  VIL 
Fälligkeitstermine.    Vill.  Auszahlung  durch  die  Post.    IX.  AufreoliiMiiig. 

X.  Regressverfahren  gegen  die  Genossenschaft  behufs  Rückerstattung  ge- 
währter Untcrstütsougeu.  XI.  Ordnungsstrafen.   XIL  Berofongen.  XUI. 

Inkraftsetziuig.] 

2.  Grossh.  Beschluss  vom  23.  Jamiar  1903,  dio  PortofVeiheit  der  nuf 
die  UnllAUTersiQhenuig  der  Arbeiter  bezügUohen  Fostsachen  betreffend. 

3.  Besoihluss  yom  23.  Janaar  1903,  die  Ainmrtjiifwg'  der  nnftll- 
Tenioheningsptfliolitigen  Betriebe  betrefBand. 

4.  Beaehlnaa  vom  88.  Jamut  1909»  dto  AT«»!iftH*sng  und  ünter- 
sndmiig  der  UnflQle  betceflteid. 

6.  Besobliiis  TOm  4.  Apill  1908,  wodiiTOh  das  Statiit  der  UnftU- 
YeraieheningBgenowenBOhaft  genehmigt  wird. 

Statut  der  Unfall versicherungsgenossenschaft. 

[1.  Name,  Sitz  und  Umfang  der  Genossenschaft.  II.  Einrichtung  der 
Genossenschaft.  Gcneralver^samTnlimfif.  V<*irsTaiid  und  Wahlen  im  iill^^emrinen. 
m.  Verwaltung  der  Genob-seuschait.  Vierteljährliche  Beschlüsse.  Veran- 
lagung der  Betriebe  zu  den  GefahrenklasBen.  Betriebsverftndertmgen. 
Wechsel  des  E  t :  iebsuntemehmers.  Betriebseinstellung.  Unfallverhütungs- 
vorycliriften.  l.'eberwachnn^f  der  Beti-iebe.  Reisekosten  ond  Vergütungen 
der  Arbeiterdeiegierten.    Abäuderungon  des  Statuts.] 

6.  Grossh«  Beschluss  vom  17.  Februar  1903,  betr.  die  Wahlen  der 
Arbeitgeber-  und  Arbeiterdelegierten  in  Sachen  der  UnfallTersioherang. 

7.  Iftnintoirialbcedliliiaa  Tom  IB,  Februar  1908^  betr.  die  Walil  der 
Arbeitgeberd^eglarten  an  den  SoUedagedohten  in  8Mhen  der  Unflül- 
▼eraiehermig. 

8.  Grosah.  Beschluss  vom  7.  Aprü  1908,  betr.  das  gerichtliche  Ver- 
fahren bei  den  SchicdFiprcrichten  nnd  dem  Obergerlchtshofe»  SOWie  die 
Qebfthrenordnung  in  Un£aUversicherungsangelegenheiten. 

9.  Grosah.  Beschluss  vom  7.  April  1908,  betr.  die  Berechnung  dea 
Etpttalwertea  Ton  Arbeiterrenten  hinsiobtlioh  der  BerofUngainstanz. 

10.  Bnndaohreiben  des  Staatamlniateiiiims  an  die  Präsidenten  der 
Krankenkassen  vom  5.  ApiiÜ  1908,  betr.  die  Anafühning  des  Unftall- 

Tersicherongsgesetzes. 

[I.  Zahlung  des  Kiaukeugeld-Mehrbetrageö.  II.  Beziehungen  der 
Krankenkassen  zu  der  Un&llversidierungsgenossenschaft  w&hrend  und  nach 
den  ersten  dreisehn  Wochen.] 

U.  Miniflterialbeschiuss  vom  23.  April  iöoa,  wodurch  die  Gefahreu- 
Uaaaen  und  die  GelUureiiaifßar  in  Unftllvendoherangsangelegenhelten 
ftetgestellt  werden. 

[I.  Vorschriften  für  die  Gefahrenklnssifikation.  II.  Gefalirentarif. 
III,  Einteilung  der  Betriebe  in  Gefahrenklassen  in  systematischer  Anordnung.] 
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II.  Pariamentarische  Arbeiten,  welche  dee 
Arbeiterschutz  betreffen 


I.  AUemagna.  Deutsches  Reidi. 

[Reich  und  EinselBtaateii.] 

38.  Bäckereigewerbe,  Schutz  der  Arbeiter  im  —  ('Bd.  i,  iii. 

Bremen.  V'erbandlungeu  der  Bürgerschait  vom  13.  Mai  1903,  S.  Bui, 
Antrag  des  ICtgliedes  d«r  Bflrgenohaflb,  'Herrn  Schnette: 

Die  Bttrgerschaft  ersacht  den  Senat,  die  Polizeidirektion  zu  hemf- 
trae;en,  freeirrnete  Teroidnimfren  zu  erlassen,  welche  Abhilfe  schaffen  gegen 
die  im  Bilckereigewerbe  oft  vorkommenden  Ungehürigkeiten,  über  weiche 
der  diesjährige  Bericht  der  Gewerbeinspeküon  Mitteilung  macht. 

Biüli^biing  des  Senaten«  Stadtlftnder:  ,,Ieh  stelle  die  Annahme  des 
Antrages  anhefm,  erlaube  nur  aber  sa  bemerken,  dass  die  Poliswi  schon 
seit  längerer  Zeit  mit  einer  Bäckereiverordnong  be8chivr*^;„'t  ist.** 

Ablehnung  des  Antrages  Schnette,  Sten.  Brot  S.  368. 

89.  Gewerbeinspektionen  (Bd.  I,  21,  57,  79,  Bd.  II,  10,  32). 

Hessen.  Drucks.  No.  190  und  191.  Beri<^te  des  ersten  Aussdiusses 

der  zweiten  Kammer  der  Stände  über:  1)  den  Antrag  des  Abg.  Dr. 
Frenay  u.  Gen.,  betr.  GewerVjoin.'^j^ekrinTi  •  '2  t  den  Antrag  des  Abg.  I^n>h 
u.  Gen.,  betr.  die  Gewerbeinsjjektiou.  Beschlü.sse  des  Ausschnsbes  ad.  1, 
den  Autrag  des  Abg.  Dr.  i'renay  u.  Gen.  zur  Zeit  für  erledigt  zu  er« 
fcl&ren;  ad  %  die  grossherzogliche  Eegierung  zu  ersuchen,  zn  geeigneter 
Zeit  der  hohen  Kammer  Vorlage  zur  Aenderung  der  Organisation  der 
Gewerbeaufsicht  zu  machen,  sobald  das  Mass  des  Bedürfnisses  feststeht, 
und  den  Antrag  des  Abg.  Ulrich  u.  Gen.  sur  Zeit  für  erledigt  zu  er- 
klären. 

Bremen.  Jahro.sberirht  der  Gewcrbeinspektion  für  da»  Jahr  1902i 
Mitteilung  dßs  Senats  vom  29.  April  19U3,  S.  311  ff. 

Debatte  ttber  den  Bericht:  Verhandlungen  der  Blirgerschafti  Sitsung 
vom  18.  l£ai  1908,  8.  868  ff. 

40.  Gesindeordnung  (Bd.  I,  78). 

£lsas8-Loth ringen.  4.  Sitzung  der  Landesausächü»iäe  für  Elsa^s- 
Lothringen  vom  18.  Februar  1903,  Sten.  Prot.  S.  67  ff.,  1.  Lesung  des 
Entwurfes  eines  G^esetzes,  betr.  die  Bechtsrerhaltnisse  der  Dienstboten. 
Ueberweisung  des  Entwui-fes  an  eine  Kommission. 

19.  Sitzung  des  T.andefJansfchnsseR  vom  22.  April  H»'>B,  Sten.  Prot 
S.  716  ff.  Bericht  der  K  ^mmi.ssion  und  2.  Lesung  des  Eutwories.  An- 
nahme  des  Entwurfes  in  2.  Lesung,  Sten.  Prot.  S.  723. 

20.  Sitsung  des  Landeeauaschusaes  Tom  28.  April  1908,  Sten.  P!rot 
8.  747.   8.  Lesung  des  Entwurfes,  Annahme  in  8.  Lesung  8.  748. 


1)  Die  rechts  vom  alpbabeti.scben  Schl.itrwort  in  (  )  :in<.rc^'<>benrii  /iffrni  weisen  an/ 
die  fortlaafendeu  Nununem  liin,  unter  velcbcu  iu  den  Tonugchendeu  Hcftcu  des  »,BalletiQ" 
flh«r  deaadhm  Gcgeaxtand  heiiditet  woidcn  Uk. 
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41.  HAfeninspektnrate. 

Bremen.  .Tahrosberitlit  des  Hafeninspektnrs  in  Bi-ornen  für  das  Jfthr 

1902.  2ditteilimg  dea  Senate  vom  7.  April  19(»3,  S.  271  tf. 

Debatte  über  den  Bericht:  Verhaudiuugen  der  Bürgerschaft,  Sitzung 
Tom  18.  Mai  1903,  8.  848  ff. 

42.  Krankenversicherung  (Bd.  I,  8.  37,  Bd.  II,  1^,  33;. 
Württemberg.  179.  Sitzung  der  Württembergisehen  Kammer  der 

Abgeordneten  vom  23.  Mai  1903,  Sten.  Prot.  S.  4008,  Bitte  an  die  Kgl. 
Kegierung,  „die  Resolution  Savigny  (vgl.  „Bulletin",  Bd.  II,  S.  184),  die 

dahin  geht,  dass  den  Krankenkassenbeamten  ein  o;ewisser  Schutz  ihrer 
ätellung  gewährt  werden  solle,  in  Verbindung  mit  den  anderen  Begierungeu 
wohl  ins  Auge  zu  fassen". 

43.  Fhosphorzündwareu,  Beichsgetiesetz  über  die —  (Bd.  I,  54, 
81,  Bd,  n,  23,  34). 

Hessen.  Dmoka.  No.  202.  Antrag  des'Abg.  Haas  (Dannstadt),  betr. 

das  Eeicbsgesetz  über  die  Phosphorzündwaren:  n^ie  gross]ierzo^<die  Re- 
gierung zu  ersuchen,  nach  stattgehabter  Prüfung  der  Verhältnisse  zunächst 
im  Sinne  der  Resolution  des  Reichstages  (vgl.  „Bulletin",  Bd.  II,  S.  187) 
geeignete  staatliche  Hilfsmassregeln  in  die  Wege  zu  leiten  und  im  An- 
sdiluaa  daran  der  Frage  der  Entadiftdigang,  sowie  der  Geixiüirang  finan- 
zieller Unterstützung  an  die  beteiligte  Industrie  zur  Durchführung  der  er« 
forderlichen  Betriebsänderungen,  wie  nicht  minder  der  Entschädigung  der 
in  Mitleidenschaft  gezogenen  Arbeiterschaft  näher  zu  treten  and  dem 
Landtag'  diHüber  Vorlage  zu  machen. 

44.  U  u  f  a  1 1  V  e  r  s  i  c  h  0  r  u  n  g  für  Land-  und  i'orstwirtschat't. 
Württemberg.    Autiag  der  Abg.  Liesching  und  Gröber: 

„Die  Kgl.  Staatsregienmg  an  ersuchen,  im  Bundesrat  darauf  hinza- 
wirken,  dass  eine  Aenderung  der  §§  134,  140  des  ünfallversicherungs- 
pe«?etzes  für  Land-  und  Forstwirtschaft  daliin  vorgenommen  wird,  dass  die 
Einbeziehung  der  staatlichen  Forstverwaltung  zu  den  landwirtschaftlichen 
Berufsgenossonschaften  ermöglicht  wird." 

181.  Sitaung  der  Württembergisehen  Kammer  der  Abgeordneten  vom 
27.  Hai  1908,  Sten.  Plrot.  8.  4067,  Annahme  des  Antrages. 

46.  Wohn ungsfttr sorge  (Bd.  I,  25,  83,  73,  74,  Bd.  n,  28,  37). 
Preussen.   58.  Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  21.  April 

1903,  ston.  Prot.  S.  4199.  Erklärung  des  pronssischen  Finnn/ininisf ers, 
Freiherrn  von  Rheinbaben :  ..Wir  haben  uns  nicht  mit  Massnahmen  be- 
gnügt, die  auf  administrativem  Wege  getroffen  werden  können,  sondern 
wir  sind  andi  in  eine  sofortige  Prflfimg  eingetreten,  ob  nieht  dem  Erlasse 
eines  Wohnnngsgeeeteee,  wie  es  hier  insbesondere  auch  seitens  der  Redner 
des  Zentrums  befürwortet  worden  ist,  nähergetreten  werden  kann.  Die 
Arbeiten  sind  so  gefördert,  dass  ein  Oesetzentwurf  aufgestellt  ist,  der  in 
nächster  Zeit  an  die  Regierungsprüsiib  nten  und  an  eine  Anzahl  besonders 
auf  diesem  Gebiete  versierter  Bürgermeisier  und  Oberbürgermeister  gehen 
aoll,  um  auch  deren  Ansichten  über  diese  höchst  wichtige  und  schwierige 
Materie  zu  hOren.  Denn  man  musa  sidk  hüten,  bei  dieser  Materie  zu 
schabionisieren.  AVir  würden  dnrrhan«!  falsch  tun,  Xormativbestiramnngen 
aufzustellen,  die  für  Memol  und  Köln,  für  das  T^and  und  die  gio.ssen 
Städte  gleichmässig  Anwendung  ünden  sollen,  sondern  man  muss  der  Ver- 
wfaiede^it  der  Terh&ltoiflse  in  hohem  Masse  Rechnung  tragen." 
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II.  Etats-Unis  d'Ameriqus.  Vsr.  Staaten  von  Amerika. 

A  Bill  to  provide  for  ihe  investigatiou  ol  controversies 
affecting  intprstate  cominerce  and  for  other  purp  os  es. 

Gesetzentwurf  s^nr  Einleitung  von  Nachforschungen  bei  dem  Binnen- 
verkehr schädlichen  Streitigkeiten,  und  liu  andere  Zwecke. 

§  1.  Entsteht  innerhalb  eium  oder  mehrerer  Staaten,  äneg  oder  mehrerer  l^ad- 
striche  der  Vereinigten  Staaten  ein  Streit  bezüglich  Lohn,  Arbeitaseit  oder  Arb€itfl> 
bf  flingungen  zwischen  einem  T'ntprnelimer  fsei  diespr  eine  Eirizelperson,  eine  Tcilhab<?r- 
HcLait,  Gesellschaft  oder  Korptraliou  oder  eonet  eine  Verbindung)  und  dessen 
Angestellten,  wodurch  die  Beförderung  der  Briefpoetsachen  und  die  zivilen  oder  mili- 
täri^ichcn  Unternehmungen  der  Vereinigten  Staaten  oder  der  freie  und  rBgelmfisaigB 
Verkehr  zwischen  den  verschiedenen  Staaten  und  mit  ausländischen  Netionen  nadi 
Meinung  de«  rrii.sidenten  unterbrochen  oder  direkt  beeinträchtigt  cnlcr  mit  Untor- 
brechung  oder  direkter  Beeinurächtigong  bedroht  werden,  so  aoll  der  Präsident  Dach 
seinem  Ermeasen  dieeen  Streit  tmtenmcnen  imd  deeeen  umeben  errorecfaen. 

§  2.  Zu  diesem  Zwecke  kann  der  Prfi.'^idcnt  eine  Spezialkommission  emeDoen, 
die  aus  nicht  mehr  als  7  ihm  hierfür  besonders  KeoijDieten  Personen  bestehe  aoU. 

S  3.  Diese  Kommiseioa  soll  eich  eob«ld  m  UKNdidi  ornnif  deno,  die  betreffn- 
den  Parteien  von  der  bevorstehenden  l^ntersuchunp  untcricnten  und  cntwe<]er  am 
Orte  des  Zwistes  selbst  oder  an  einem  anderen  Orte  die  Ursachen  des  Streitfailfö 
erfWBChen  und  über  dessen  Beilegung  beraten. 

§  4.  Jede  Partei  hat  das  llecht,  der  Untersuchung  wahrend  der  ganzen  Dauer 
beizuwohnen  und  verhört  zu  werden,  mus«  fjich  jedoch  immer  den  Vurschrifteo,  welche 
die  Kommission  für  anwendbar  erachtet,  unterziehen,  doch  soll  nichts  in  diesem 
Oesetz  so  luisgelegt  werden,  als  ob  es  den  Parteien  erlaubt  wäre,  der  Verhandlung 
der  Komuiiäsion  vor  der  Untersuchung  oder  nach  Beendigung  derselben  beizuwohnen. 

§  5.  Zur  Durchführung  dieses  Gesetzes  i^t  die  Koramurion  oder  irgend  dncs 
der  Knn)missifinsniitg]ieder  erniächtigt,  Eide  oder  Krkläningen  an  Eidesstatt  ahm- 
fordern,  VorladunLa'u  zu  erlai»*ä^,  iliu  Aussagren  der  Zeugen  mündlich  oder  s<;liriftlich, 
sowie  die  Herl M*i-chaffung  von  Bflcliem,  Papieren,  Vertragen  und  Dokumenten,  welche 
zu  einer  gerechten  Beilegung  der  in  Frage  stehenden  Streitsache  führen  können,  zu 
verlangen.  Zur  Ausübung  dieser  Kompetenzen  darf  die  Kommission  die  Gerichtshöfe 
der  Vereinigten  Staaten  um  Hilfe  angeben;  auch  .soll  sie  in  demselben  Masse  mit  den 
gleichen  JBechten,  wie  sie  der  Binnonverkdu^komniiasion  (Interstate  Oommeroe  Com- 
miseion)  dnrdi  dai*  Gesetz  cur  Regelung  des  Handels  und  dessen  Abänderungen  vom 
4.  Februar  ISST  übertragen  wunli  ri,  ausgestattet  sein. 

Es  ist  die  Pflicht  der  genannten  Ucrichtahöfe  der  V^einigten  Staatai,  die 
obmenrShnte  Kommission  in  dem  Masse,  wie  dies  die  obwgenannten  Geieta»  snr 
Ünterstützung  der  Binnen vcrkehrskomtm'ssion  vorschreiben,  zu  unterstützen, 

Zeugen,  welche  auf  Grund  dieses  Paragraphen  vernommen  werden,  haben  die 
gleiehen  PfUciiten  zu  erfüllen  und  gemessen  die  gleidien  Frivil^cn,  wie  de  £e  ge- 
nannten Gesetze  vorschreiben. 

§  G.  Zur  Durchführung  dieses  Gesetzes  darf  die  Kommission,  so  oft  sie  tur 
ratsam  hilt,  jede  Öffentliche  Anstalt,  Fabrik;  Werkstatt  oder  Grube  betreten  and  nnttf- 
suchen,  einen  oder  mehrere  Experten  anstellen,  welche  Bücher,  Rechnungen  oder 
offizielle  I^riciitc  prüfen  und  über  alles,  was  mit  der  Untersuchung  in  Verbin<lung 
stdit  und  w&^cntlicne  Hilfe  bieten  kann,  berichten. 

§  7.  Nachdem  die  Kommission  eine  solche  Untersuchung  ausgeführt  und  Er- 
kundigungen über  alle  Tatsachen  der  übertragenen  Streitigkeit  eingezogen  hat,  soll 
sie  einen  Bericht  darüber  vcrfa>^8en,  in  dem  aie  die  Ursache  des  Streitfalls  darstellt, 
die  Verantwortung  für  dessen  Entstehung  so  gut  als  möglich  lokalisiert,  Schritte,  die 
zu  dessen  Beilegung  ratsam  scheinen,  empfiehlt  und  die  ihr  angemeeseu  erscheinende 
Entscheidung  vorschlägt. 

§  8.  i>er  von  der  Kommission  verfasste  Bericht  soll  dem  Präsidenten  sofort 
flbei^t)en  werden  und  dnreh  dieeen  nebet  den  gefundenen  Tateachoi  und  ihm  an« 

?;ebrncbt  erscheinenden  Bemerkungen  und  KmjifeliJungen  den  Uauptpartc  i  1 1  welche 
ür  den  Ausbruch  des  Streites  verantworlUcu  oder  dabei  beteiligt  sind|  zugestellt 
werden;  audi  sollen  die  Papiere  dem  Kongress  rechtzeitig  zugesandt  werden,  damit 
dieser  ebcnfalla  über  den  Fall  unterrii  litet  shI. 

§  9.  Die  Kommission  hat  die  Kompetenz,  ihr  augemessen  scheinende  allgemeine 
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Verordnungen  über  die  Leitons  ihrer  Untersnchnngen  und  Verfahren,  einschliesslich 
der  Vo^ln(lunp^ifomloln  und  (lercu  Zu>'tc]Iung,  welche  donjenigBO  ax  Vcnilligtai 
Staaten  so  äholich  als  möi^ch  sein  soiieD,  je  weilen  zu  erlaaeen. 

§  10.  Der  Friurident  ut  emMchtigt,  eine  angemcBMoe  Entnehfidiguj]^  feetznseüsen, 

welche  den  Kommissionsmitglied'^rii  aus  der  Staatskasse  in  vom  Pra.-n5  nt  n  vorge- 
schriebener Zeit  und  Form  auszuzahlen  ist.  IMe  Kommission  ist  beToümüchtigty  mit 
EiDTWBtindnis  des  Sekretfirs  des  Innem  (Seeretaxy  ol  Üie  Interior)  AngwtoHte  anzn- 
Stdlen  und  deren  Ent'^ohüdlgrinp  zu  bestimmen. 

Der  Sekretär  dts  Imieru  hat  die  Kommission  mit  passeudeu  Bureaux  und  alleu 
lljtt^»D  Bureaiimaterialien  zu  versehen.  Die  Eäktaehfidigung  der  Zeugen,  welche  Tor 
dieKomnii.-öion  berufen  werden,  soll  der  der  Zeugen  vor  Gerichtahöfen  <1  er  Vereinigten 
Staaten  enltiprechen.  Alle  Ausgaben  der  Kommission,  einschliesslich  aller  nötitrcn 
Tran.eportko6ten,  welche  die  Kommission  selbst  oder  deren  Angestellte  in  Ausfiihniug 
dner  Untersuchung  auf  Grund  di^es  Gesetzes  rcmiifpnbt  haben,  sollen  auf  Vor- 
weiBung  von  Scheinen,  welche  von  dem  Vorsitzenden  der  Kommission  und  dem  Sekretär 
des  Innem  geprüft  und  gutgehei^-^en  wurden,  bezahlt  werden. 

[5  11.  Amtstennin  jeder  auf  (Jrund  (liefet!  GesetzPH  oingesetzten  Kommission 
3  Monate,  sofern  der  Präsident  vor  Ablauf  dieser  Periode  uiuhtä  anderes  verordnet.] 

III.  France.  Frankreich. 

51.  A  rbe  itsm  in  i  st  eriiim, 

Sitzung  der  Deputiertenkamnier  vom  20.  Mai  1903.  Vorlage  eines 
Oesetzesentwmfes  des  Abg.  Yalllant,  betr.  die  Errichtung  eioes  Arbeits« 
und  Sanitfttaxniiusterimns  (Doc  perl.  No.  918). 

62.  BleiwsisSYerwendang  (13). 

Sitzung  der  Depatiertenkammw  vom  28.  Hsi  1908.   Vorlage  eines 

Erjj^zniigsberichtes  des  Abg.  J.  L.  Breton  über  den  Gesetzentwurf  des 
HandelsministerSi  betr.  die  Verwendong  von  BleiTerbindongen  bei  Maler* 

arbeiten. 

53.  Gewerbegerichte  48). 

Öenatööitüung  vom  2.  April  1^03,  Portsetzung  der  ersten  Beratung 
des  von  der  Deputiertenkammer  angenommenen  Gesetzentwurfes,  betr. 
die  GN»werbegeridite.  —  Vertagung  der  Bffiratnng. 

54.  Handelsgehilfen,  Kechtsstellung  der  —  (16). 
SenatBsxtsimg  vom  2.  April  1908.    Erste  Beratong  des  Gesets- 

entwurfes  des  Senators  Oordelet,  betr.  die  Unterstellung  der  Handels- 

gehilfen  der  Rechtsprechxmg  nach  gemeinem  Biecht,  tmter  gleichzeitiger 
Anfhebiing'  ries  Ab«;.  1  des  Art  634  des  Handelsgosetsbuches.  —  Ver- 
tagung der  Beratuiijtr. 

55.  Hilfskassen,  gegenseitige  (19).' 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  19.  Mai  1903.  Vorlage  eines 
Oesetsentwnrfes  des  Uünisters  des  Lmem,  bstr,  die  AlAnderong  des 
Abs.  1  des  §  16  des  HO&kassengesetses  vom  1.  April  1898  (Doc  pari. 
No.  906). ; 

56.  Landwirtschaftliche  Arbeiter. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  20.  Mai  1903.  Vorlage  eines 
Oresetzentwurfes  des  Ab^r.  Vaillant,  betr.  den  gesetzlichen  Schutz  and 
den  Minimallohn  landwirtschaftlicher  Arbeiter  (Doc.  parL  Ko.  917;. 

67.  Lohnzahl  nnfr  ^25). 

Senatssitzung  vom  2.  April  1903.  Erste  Beratung  des  von  der  De- 
pntiertenkaaunsr  angencnunensn,  Tom  Senate  modi&derten,  von  der  De- 
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putierteiikammer  aboimals  modifizieiten  Gesetzentwurfes,  betr.  die  Lohu- 
saLlung.  —  Vertagung  der  Debatte. 
58.  Streik^esets. 

Sitzung  der  Dcjnitiertenkammer  vom  27.  Mai  1903.  Vorlage  eüiM 
StreikgeeetKentwurfee  des  Abg.  Paul  Oonstanz  (Doc  pari.  No.  938). 

IV.  6rande-Bretagne.  Grossbritannien 

48.  Alter  B  vor  i  r^h  ern  n  pr  il,  1<>,  25,  d^Vj. 

Mr.  Remnants  Aged  Peiisioners  Bill.  2.  Lesung  H.  d.  G.  22.  Mai 
1903.    Verweisung  au  ein  Select  Committee. 

49.  Arbeiterwohnungsgesetz  (11,  26,  31,  37). 

Entw.  Sir  W.  Foraters :  A  Bül  to  amend  the  fioiuing  of  fhe  Working 
daeseB  Acts,  1890  and  1900  so  as  to  facilitate  the  provision  of  oottagas 
by  mral  distriot  conndls.    1.  Lesung  H.  d.  G.  18.  Mai  1903. 

50.  A  r  b  e i  t  e rz  n  e. 

Antra;^'-  Mr.  L(ni<^lis :  os  möge  ein  Aus.sclius.><  -/mv  Untersnohimg  der 
\Virivi>aiukeit  der  Cheap  Trains  Act  1883  eingesetzt  werden.  AngeuommeQ. 

H.  d.  G.  29.  April  1908. 

61.  Arbeitsdaner  in  Bergwerken  (2,  13,  38). 

Entw.  Mr.  Evans:  Bill  to  amend  the  Coal  Mines  Regulation  Act^  1887. 

I.  Lesung  H.  d.  G.  31.  März  1903. 

2.  Lesung  des  Entw.  8ir  Charles  "Düke  (  Bull.,  Bd.  I,  p.  196),  H.  d.  G. 
15.  Mai  1903.    Al)lühnung  der  2.  Lesung  i^lH'd  gegen  144). 

62.  Arbeitsdauer  in  Ladengeschäften  (8,  14,  27,  39). 
Entw.  Lord  Aveburys:  Shops  (Early  dosing)  Bill,  H.  o.L.  8.  LeBimg 

28.  April  1903.  Amendment  des  Earl  of  Wernyss  auf  Verwerfung  eines 
Gesetzes,  welches  die  Freiheit  erwachsener  männlicher  Arbeiter  einschränke. 
Ablehnung  des  Amendments  (43  gegen  19),  Annahme  des  Entwurfes. 

Entw.  Sir  Ch.  DiLkes;  A  Bill  to  amend  the  law  relating  to  shopä. 
1.  Lesung  H.  d.  G.  16.  Juni  1908. 

68.  Arbeitflstreitigkeiten  (47). 

Entw.  Hr.  Shackletons :  Trades  Disputes  Bill.  2.  Lesung  H.  d.  0. 
8.  Mai  1908.  Antrag  Mr.  Galloways  auf  Nichteintreten  und  Totalrevision 

der  Geworkvereinsgesetzgebungr  nach  TJnt*M  snchung  durch  <une  Eommissioa 
Dieser  Autrag  wird  angenommen  (24<i  gegen  220). 

54.  Haftpflicht  bei  Betriebsunfällen, 

Entw.  Mr.  I,  Waltons:  A  Bill  to  amend  the  Workmen  s  CompenaatioD 
Act  1897.   1.  Lesung  H.  d.  G.  20.  Mai  1908. 

66.  Heimarbeit  (vergl.  Bull.,  Bd.  I,  8.  197,  unter  20). 

Entw.  Col.  Bennys :  A  Bill  for  the  better  regolation  of  home  indnstrisB* 

1.  Lesung  H.  d.  G.  24.  April  1903. 
5«.  Hilfskassen  (21.  43V 

Outdoor  Relief  (Friendly  Societies)  Bül.  2.  Lesung  K  o.  L.  22.  Mai 
1903.    Abgeleimt  ;57  gegen  50). 

57.  Invaliden  Wohnungen. 

Entw.  Mr.  L  Huttons:  A  Bill  to  authorise  the  provision  of  eottag« 
homes  for  the  aged  deserving  poor.   1.  Lesung  H.  d.  O.  19.  Mai  t90B. 

1)  VergL  Bull.,  Bd.  I,  S.  196,  331,  504,  Bd.  II,  S.  199. 
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58.  Kinderschutz  (35,  44). 

Regienrngsentwnrf,  d.  Leenug  H.  d.  G-.  23.  Juni,  3.  Juli  1903  (vertagt). 

59.  Komnmnale  Gewerbebetriebe. 

Seaolutioii  Mr.  Balfonrs  auf  ^Einsetsnng  eines  AussdiiiBsea,  der  ge- 
meinsam mit  einem  solchen  des  H.  of  Lords  tiber  die  Grundsätze  Erhebungen 
pflegen  nnd  Bericht  erstatten  soll,  welche  bei  der  Verleihung  bestimmter 
Kompetenzen  durch  Gesetze  und  Verordnungen  an  städtische  nnd  I.okal- 
behörden  zum  Betriebe  gewerblicher  Anlagen  innerhalb  oder  ausserhalb 
ihres  Jurisdiktionsgebietes  obwalten  sollten^.  H.  d.  G.  1.  April  1903.  An- 
genommen (mit  187  gegen  107).  Stellun;j:  und  Annahme  desselben  An- 
trapTP^  durch  den  Duke  of  Devonshire  im  H.  <->.  L.  5.  Mai  UK>3.  Ein- 
setzung der  Kommission:  H.  d.  G.  27.  Mai  1Ü03,  H.  o.  L.  12.  Juni  1Ü03. 

V.  Hongrie.  Ungarn. 

Geeetzentwurf  fiber  die  Unfldlversichening. 

Dem  Versicherung-zwimge  sind  gemäss  §  1  unterworfen  alle  Augea teilten  der  im 
§  2  angeführten  Betriebe,  deren  Jahresbezüge  2400  Kr.  nicht  tibersteigen.  Im  §  2 
smd  sodann  die  mit  besonderer  T''nfallsgef;ihr  verlnnidenen  Betriebe  aufgezählt,  welche 
dem  Versicherungszwange  unterlicgeu,  soferne  in  deut^elbcn  uielir  als  5  Angestellte 
bwchäftigt  sind;  ferner  unterliegen  demselben  alle  Fabriken,  d.  h.  solche  Betriebe,  in 
welchen  eine  motonache  Kraft  und  mindestens  5  Arbeiter  oder  keine  motorische  Kraft 
und  mindestens  20  Arbeiter  verwendet  werden.  Die  staatlichen,  Munizipal-,  Gemeinde- 
und  Fondunternehniungen  «ind,  insofern  sie  den  obigen  Ke<lingungen  ent-^prci-hen, 
gletchüülii  dem  VerBicherungszwaoge  unterworfen.  Schliefislich  wira  der  Handels» 
miniiter  ermicht^,  andi  aadsn  mit  bsMUidsrar  VnfidlMefRlix  verbanden^  wenioer 
als  5  Arbeiter  benehäftigendo  Betriebe  in  den  Kxtm  der  VOTricherangRpfliclit  im  Yet" 
ordoungBwege  einzubeziehen. 

DiiMoin  bietet  der  Entwarf  «nch  Gelegenheit  zur  iakidtativen  ünfsUfenichemng 
einerseits  den  der  Versicherungspflicht  nicht  unterliegenden  Betrieben  —  mit  be- 
sonderem Hinblick  auf  das  Kleingewerbe  —  andereneits  jenen  Angeatellten,  deroi 
Jahresbezüge  2400  Kr.  Qbereteigen.  Hier  ist  anch  auf  die  Sdhetvetsieherang  der 
Unternehmer  Bedacht  genommen. 

Die  zu  errichtende  Landeöuüfallverjjicberungj^ka.-'se  t^oll  ermächtigt  werden,  auch 
«lie  Alters-,  InvaUditäts-,  berw.  Pensionsversicherung  v  u  Handels-  und  Kleingewerbe- 
treibenden, sowie  deren  Angestellten  auf  Grund  besonderer,  ministeriell  genehmigter 
t^tatiuexi  in  ihren  Geschäfts^eis  einzubeziehen.  Diese  Neuerung  entspringt,  wie  die 
i^gründung  ausführt,  rein  humanitären  R&cksiditen  und  soll  die  geeetsliche  it^selong 
der  dritten  Hauptanfj'abe  der  ArlieitxTversichening  vorbereiten. 

Die  Begründung  weist  daraufhin,  dasf  der  Krei^  der  Versichenmgspflichtigen 
in  dem  Entwtirfe  in  doppelter  Hinsicht  etwas  enger  gehalten  ist  als  der  einiger  aus- 
Jiadischen  Gesetzgebungen,  da  einerseits  die  Angestellten  der  land-  und  foistwirt- 
Behaftlichen  Betriebe,  andererseits  die  Angestellten  der  weniger  als  5  Arbtster  be- 
^häftigenden  ^werblichen  Hetriebe  nusgenomr.ji  :i  ind.  Für  die  Unfallversicherung 
der  emteren  sei  indes  bereits  durch  den  Ges.  Art.  XVI  v.  J.  1900  bezw.  durch  den 
dkeen  ergänzenden  C^ee.  Art  XIV  v.  J.  1908  vorgesorgt,  wddie  jedodi  den  Ver^ 
sicherten  bei  weitem  nicht  jene  Vorteile  bieten  wie  der  vorliegende  Entwurf. 

Die  Einbeziehung  dos  Kleingewerbes  in  die  Versicherun^pfücht  schien  nieht 
ratsam,  da  es  bd  seiner  g^enwärtigen  missUchen  Lage  weitere  Opfer  kanm  yertnigen 
würde,  tf'iU  anch  nieht  unbedingt  notwendig,  da  die  Ünfallgefahr  hier  relativ  geringer 
«ei.  Dafür  bietet  der  Entwurf,  wie  oben  gezeigt  wurde,  auch  dem  Kleingewerbe  die 
Maglichkeit  der  fakultativen  Versichenin^. 

Die  Unfallversicherung  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  Betriebsunfälle  in  engem 
Sinne,  sondern  auch  auf  jene  Unfälle,  welche  dem  versicherten  Angestellten  während 
«Der  im  Auftrage  des  Arbeitgebers  oder  dess«»  fierOllmächtigen  besorgten  häuslichen 
Arheit  oder  einer  sonstigen  Dienstleistimg  sttstossen.  Die  §§  12— -16  normieroa  das 
AuitinaKs  der  Entschädigung. 

i^em  Venicberten,  der  dne  körperliche  Verietsttng  erlitten  hat,  gebührt  folgende 
Entschädigung : 

1)  unentgeltliche  ärztliche   Behandlung  einschliesslich  der  Medikamente  und 

20* 


Dlgltlzed  by  Go  -v,!'- 


—  292  — 


ponstigcr  Kurniitt«!  (AuKengläi^er,  Krücken,  Bandagen,  Bado*,  Min— Iwaaser  etc;)  tod 
der  dem  Unfjillc  folgoiuToii  cinundzwanzigsten  \V(x-lie  angefangen  ; 

2)  eine  Jahresrente  auf  die  Dauer  seiner  totalen  Arbeitaunfähigkeit  oder  Ter- 
minderlui  AxbeitsfUiirtcit  vom  Zeitpunkt«  der  Einstellung  des  im  §  y  doB  Kmkca» 
kassengeoetzet)  vom  Jäire  1891  normierten  Krankengeldes. 

Die  Jahresrente  beträgt  im  Falle  gänzlicher  Arbeitsunfähigkeit  60  Fror,  de» 
Jahresverdienstes,  im  Pralle  der  verminderten  Arbeitsfähigkeit  eine  dem  Grade  der 
Arbeitsunfähigkeit  entsprechende  Quote  jener  60  Proz.  des  Jahreeverdienstes  des  Vcr- 
BicJierten,  im  letzteren  Falle  jedoch  nur  dann,  wenn  die  Vennindcrung  der  ATbäto- 
fähigkeit  10  Proz.  ül>en«teigt.  Bei  totaler  Gebrechlichkeit,  welche  Btändigc  Pflege 
earforderti  kann  die  Entschädigung  bis  zur  vollen  Höhe  des  früheren  l:^werbes  erhöht 
wefden. 

Wenn  die  Verletzung  den  pofortipcn  Tod  herbeigeführt  hat  oder  drr?ollio  iiinor- 
halb  zweier  Jahre  nach  dem  Unfälle  eingetreten  ist,  gebiÄhrt  den  Familienangebüngcn 
efai  den  (MrtBterlilltniBMn  entspredMnider  Begräbnltbcnraff  ym  hfiehstens  100  Kr.  ma 
eine  bestimmte  .Tahresrente.  Dieselbe  betragt  für  die  Witwe,  bezw.  für  deji  .irHrit?- 
unfähigen  Witwer,  wenn  die  Frau  die  Familienerhalterin  war,  20  Proz.;  AszfuiicDt.n 
und  Deszendenten,  welche  in  dem  durch  den  ünfall  getöteten  Veraichcrt«n  ihren  Er- 
haltpr  verloren  haben,  erhalten  folgende  Quoten:  einfache  Waipen  15  Proz.,  DnpjK-l- 
waiKcn  30  Proz.,  Eltern  oder  GFOsseltcm  20  Proz.,  g;änzlich  verwainte  Enkel  zinymiuien 
20  Proz.  des  Jahresverdienates  des  "Versicherten,  jedoch  so,  dass  die  UnterstützuDgs- 
bezüg«  der  Hint«  rblicbcncn  sQMunmen  60  Proz.  dies  Jahrewrwerbes  des  Vandiectco 
nicht  über^ioigeii  dürfen. 

Der  Berechnung  des  EntschädigungsauBmasses  liegt  der  Durchschnittsverdicnst 
des  vom  Unfälle  Betroffenen  im  letzten  Jahre  (jedoch  nur  bis  zu  2400  Kr.)  zugrttiide. 
Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  zum  Zwecke  der  Feststellung  des  JahreseTwarbe» 
des  Angestellten  Lohnlisten  zu  führen,  dieselben  durch  drei  Jahre  aufzubewahren 
und  der  zu  errichtenden  Landesarbeiterversicherungskasse  auf  Verlangen  TOtcaweiB0>. 
Auf  die  Ansserachtlassung  dieser  Vorschrift  ist  eine  Geldstrafe  von  500—1000  &. 
gesetzt. 

Der  Versicherte  verliert  den  Anspruch  auf  Entschädigung  ganz,  wenn  er  den 
UnMl  abeiditlidi  herbasefOhrt,  znr  Hüfte,  wenn  er  ihn  im  Zostande  der  TVosken- 

heit  rnler  dadurch  verschuldet  hat,  dass  er  von  den  ihm  zur  Verfüpmg  gestellten 
Schutzvorrichtungen  keinen  Gebrauch  gemacht  oder  die  gebotenen  Vorsichtsmaser«^ 
ausseracht  gelueen  hat.   Die  ansprucnsberechtigten  HinterbUebenen  vobleiben  jeimr 

immer  im  Genüsse  dpr  vollen  Ent,«chridignng,  den  einen  Fall  ausgenommen,  wenn  eie 
den  Unfall  des  Versicherten  absichtlich  herbeigeführt  haben,  um  in  den  Genuss  der 
Bente  an  gdangen.  Der  Entwurf  weicht  im  obigen  von  den  einschlägigen  1^ 
stimniungen  flcr  meisten  ausländischen  Gesetzgebtmgen,  welche  den  Verlust  des  En t- 
flf^Jkligungsanspruchs  nur  an  die  absichtliche  Herbeiführung  des  Unfalles  knüpfen, 
weaenuidi  ab. 

Wenn  der  T'nfnll  auf  das  Fehlen  von  Schutzvorrichtungen  zuriickzuführen  i**t» 
liai  ikr  Arbeitgeber  die  ganze  Höhe  der  gezahlten  Entschädigung  der  Versicheruß««* 
anstatt  zu  enetaen;  sein  Betrieb  kann  eventndl  in  eine  hohera  Gefahrenklaan  «m* 
gerdht  werden. 

S^ämtlicJle  versicherungspflichtigen  Betriebe,  sowie  die  von  der  freiwilligen  Vff- 
sichenmg  Gebrauch  machenden  Unternehmer  sollen  auf  Grundlage  der  Wech^ebeitig- 
Icät  in  einer  LandesnniallTersicberungskasse  —  gesondert  fär  Ungium  im  engeren 
Sinne  und  für  Kmitien-Siavonien  —  vereinigt  werdoi.  Die  Verwaltung  ist  gany  ia 
die  Hände  der  die  Kasse  erhaltenden  rntcriK  hrncr  gele^;  aber  auch  den  versicherten 
Anflestcllten  ist  bei  der  Vertretung  ihrer  Interessen  eine  v<dikommene  parititisdie 
Btdung  dngerinmt,  die  insbeeondere  in  dem  Verlsbrai  fiber  die  FesMdlong  der 
Entschädigung,  welches  den  «mL  ritliclu  ri  Gf  richtcn  entzogen  ist,  zur  Geltung  kommt. 

Organe  der  LandesuniailversicherungBkas^ie  sind  die  Bezirksausschusse,  die 
[Nrektion  und  die  Gkneralversammlung.  Den  BezirksausiMihdssen,  deren  Anzahl  und 
Sitz  im  Verordnungswpge  festgestellt  werden  wird,  obliegt  die  Administration  in 
unterster  Stufe,  Dieselben  rciiräsentieren  die  Kasse  den  Arbeitgebern,  Versicherteo 
nnd  Behörden  gegenüber,  üben  die  Kontrolle  ttber  die  versicherten  Betriebe  und  stellen 
auch  die  minder  bedeutenden  Ent*4cbädigimgpansprüehe  fest.  Mit  der  Ka.'ssenL'ebaning 
haben  sie  nicht«  zu  tun,  da  dieselbe  ausschliesslich  der  Centraikasse  obUegU  Die 
Kanzleiagenden  —  hauptsächlich  Evidenzführung  —  sollen  möglichst  verdnfacbt 
werden  und  sind  für  die  Besorcmng  derselben  die  Organe  der  KranKenkanso  in  Aus- 
sicht genommen,  wodurch  die  liegiekostcn  erheblich  vermindert  werden. 

Die  Anmeldung,  wdebe  insbeaondere  die  Anxalil  der  venicbenini^llichtige» 
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Arbeiter  eines  Betriebes  zu  enthalten  hat,  erfolp;!;  bei  dciu  BezirksaushchuBse,  welcher 
dieselbe  nach  Ueberpriifung  an  die  LandesunfaUvereicheruugska^e  leitet  Aui  die 
Uaterittwung  der  Anmeldung  oder  wiaaentlich  lalflciie  Angabm  sind  Ordnongaslnifeik 
{oaetzt. 

Die  ( refaiirentÄbellcu  werdeu  vuu  der  Laudetiu11fallvcrsicben1npska3.se  entworfen 
und  von  dem  zu  errichtenden  staatlichen  Versicherungsamte  genehmigt.  Die  GefiUtr- 
lichkeit  iet  in  Verhältniszahlen  auszudrücken.  Die  Eünreihung  der  Betriebe  in  die 
einzelnen  (Gefahrenklassen  erfolgt  durch  die  Landesunfalivcrsicherungskasse. 

Hinsichtlich  der  Bedeckungskosten  der  rnfallversicherung  j*teht  der  Entwurf 
auf  dem  Standpunkte,  dass  die  Kosten  als  Bestandtale  der  JE'^uktionskoeten  vom 
Unternehmer  zu  tragen  sind.  DemgemSss  normiert  der  Entwurf,  dass  die  Bedeckung 
mit  AusnahiH  '  dir  VerwaltunKskosten,  welche  der  Staat  trä^'f,  au.sschli«*blioh  den 
Arbd^ebem  zur  Ijast  fällt,  so  dass  für  die  versicherten  Arbeiter  aus  dieser  Institution 
keinerlei  materielle  Opfer  erwachsen. 

Die  1%  itr.tLM  r  Unternehmer  ^vrr  Im  alljährhch  derart  ermittelt,  da.s.s  die  Ge- 
samtausgaben der  Kaa^e  im  Voijahre  (nach  Abzug  der  Verwaltungskostenl  auf  die 
versicherungspflichtigen  Angestdlten  nach  Massnibe  ihrer  Jalireebezuge  nno  der  Ge- 
fahren verhält  niszuhl  aufg-etedt  werden.  Dieses  Sy.-'tr'ni  ist,  wie  die  ßipgründiinrr  ver- 
«cbert,  das  billigste  und  dabei  unbedingt  verlä&äüch.  En  wird  hier  auch  auf  das 
Mecreichische  Bedec^nngseystem  verwiesen,  welches  die  Beitragsleistung  des  Ange- 
stellten mit  10  Proz.  normiert  Di^c  falle  gegenüber  dem  90-prozentigen  Beitor^e 
des  Arbeitgebers  finanziell  gar  nicht  ins  Crewicht  und  werde  oft  ganz  ilfut>oriäch  ge- 
Bucht,  wol  der  überwiegende  Teil  der  Arbeitgeber  diesen  Beitrag  wegen  seiner  Gering- 
fügigkeit von  dem  Lohne  gar  nicht  iibzi"h»\  Ans  dicBcu  Erwägungen,  in  erster  Linie 
aber  zur  Wahrung  des  obeu  augeführten  l*rui7.iu<£,  dass  die  Unfälle  zu  den  Betriebe- 
kosten zählen,  hnt  d«  Eotwuif  ?on  der  HenuBwehnng  der  Arbeiter  xax  Beitragsleietung 
abgesehen. 

Die  Judikatur  ül>er  Entschädigungsansprüche  soll  den  ordentlichen  Gerichten 
entzogen  und  Schiedsgerichten  zugewiesen  werden.  In  dienten  iriid  den  Tsoniclieiten 
Arbeitem  die  volle  Parität  mit  den  Arbeitgebern  eingeräumt. 

Die  Schiedsgerichte  beetdken  aus  dnem  unabhängigen  lüchter  nie  V(nntsendea 
und  je  zwei  Arbeitgebern  und  Art  i  itrrti  al.-'  Beisitzern.  In  lelsUr  Ltftanz  enteohsidet 
in  gewissen  Fällen  das  staatliche  ArbeiterreniclieraugaamL 

Dordh  C^chtung  von  etaefJichen  ArbeitenrenitSeninnlmtoii  (und  zwar  je  eines 
für  Ungarn  und  Kroatien-Slavonien),  wird  der  Zweck  veriolgt,  die  ganze  Institution 
der  Unfallversidienuig  von  den  bestehenden  Verwaitungsbehörden  unabhängig  zu 
machen.  Diese  neue  Institutimi  wlre  berufen,  die  staawche  Anfelcht  nnd  Kontrolle 
über  die  gauzo  Unfallver^i'-h-  rnng  au.szuüben  und  in  letzter  Instanz  iif  ,  r  Fnt- 
wliädigungsansprüche  zu  eutscdieiuen.  Anch  die  ICrajukenversicherung  soll  der  Ii*}- 
Gründung  zufolge  mit  der  Zeit  in  den  Wirkungskreis  dieses  Amtes  einbezogen  werden. 
Dm  Personal  hätte  aus  .«^fündigen,  richterlichen  Beamten  und  nicht  ständigen,  ge- 
wählten Mitgliedern  —  zur  Hälfte  ans  Arbeilgebtirn  und  zur  Hälfte  aus  Arbeitern  — 
zu  bestehen.  Das  Amt  fällt  seine  Ent.scheidungen  in  einem  Fünfersenat,  in  welchem 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  parif  iiis'  h  vertreten  sind.  Die  K'^tf-r;  dc'?  Amtr^  ivplche 
sich  auf  jährlich  5LKJ  QUO— R'X)  0  i  1  Kr,  belaufen  dürften,  hätte  der  biaui  allein  zu  tragen. 

Die  sc^enannte  Haftj  fln  litversicherung  ist  nidlfc  in  die  Unfallversicherung  ein- 
bföogen  und  die  derzeit  befit^hendcn  l'^nfallversicherungsverlrSgc  sollen  auf  Rechnung 
der  zu  erriditcudeu  Uufail versicher uiiKskasäen  übernooimeu  werden,  so  dass  die  Ver- 
sidiMTing— wtoifaMfi  keinen  Sdiiden  eneiden. 

VI.  Pays-Bas.  Niederianile'). 

(Mai  und  Juni  1903.) 

127.  Arbeiterinnen.   S.' Ghmbenarbeiter. 

128.  Grubenarbeiter   35,  98). 

Ist  es  erwünscht,  die  Bestimmun^'on  zum  Soluitze  der  in  <len  Stein- 
kohlenbergwerken und  zugehörigen  VVerkötätteu  beschäftigten  Personen,  im 
Verorduimgswege  oder  aber  gesetzlich  festzuätelleu  ? 


1 )  Abkürsangen*  L  K.  «  erste  Kammer ;  II.  K.  zweite  Kammer ;  Verhaodl.  — 
Stenographisches  Protokoll  der  Sitzung  (HandeUagen  van  de  Staten*QeneiMi) ;  B«U.  v 
Beilagen  zu  den  stenographischeu  ProtokoUen. 
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Sind  Vorschriften  en,\-iins<  ht  über  die  Beschäftigungr  von  Frauen  iin  l 
ju<,rendlirlicn  Arbeitern,  über  die  tägliche  Arbeitsdauer,  die  Sonntagsruhe, 
die  Auszahlung  des  Lohnes  u.  s.  w.? 

II.  K.,  Session  1902-1908,  Beil.  62,  No.  6,  S.  19. 

129.  Kinderarbeit.    S.  Steinfabriken  (58,  11 UJ. 

130.  Kohlenbergwerk.   S.  Ombeiutrbeiter  (86,  98). 

131.  Löhne  und  ArbeitSBeit  (16,  7G,  104,  124). 
VerbeHsenmg  der  T.ajre  der  bei  den  Marinewerften  beschäftigten  Ar- 
beiter und  Beamten.    II.  K.,  Session  1902-1903,  Beil.  178,  No.  4,  8.29; 

No,  H»,  8.  6-  7:  No.  20,  S.  14. 

VeiLandl.  11.  K.,  Session  1902-19U3,  S.  1300-  1301. 

.132.  Ministorial-Bepartements  (in,  7G,  Ol,  KU,  124,. 

Verbesserung  der  finanziellen  Lairo  der  bei  den  Mimstorial-Departe- 
meuts  augestellten  Bediensteten  und  unteren  Boamteii.  il.  K.,  Session 
1902-1908,  Beil.  152,  No.  4,  5.  Die  Neuregelung  von  der  II.  Kammer  ge- 
nehmigt: Verhandl.  II.  K.,  Session  1902-1903,  S.  1387—1391. 

133.  Phosphorstreichhölzchengesetz  1901  (18,49,  69,  120, 

125). 

Gesotz  \  om  27.  April  1903  betr.  Abänderung  des  10.  Artikels  ditees 
Gesetzes  (Gesetzblatt  1903,  No.  134)  i). 

134.  Steiufabriken  (58,  110). 

Interpellation  des  Aber,  do  Vrios  betr.  den  15.  Artikel  der  königl. 
VerordnnTi^r  vom  16.  März  l!t*»3  (ieset^blatt  No.  H3\  enthnhond  Verbot 
bestimmter  Arbeiten  für  Frauen  und  Kinder  in  den  Steinfabnken. 

Verhandl,  II.  K.,  Session  1902-1903,  S.  1238—1260. 

135.  Fnfanversiclierun.-  1 18,  GJ,  113,  123\ 
Gesetzentwurf,  wodurch  für  einen  und  denselben  Unfall  der  Bezug 

einer  Entsohftdigung  oder  Rente  auf  Gnmd  des  UnfallTersieliemngsgesetMB 
gleichzeitig  mit  einer  Pension  oder  TJnterstlltsung  aus  der  Staatskasse  un- 
statthaft erklärt  wird. 

Tl.  K..  Sppsion  1 1>02-]  l« >3,  Beil.  170,  No.  1  —  6.  Von  der  II.  Kammer 
genehmigt  und  an  die  1.  Kammer  verwiesen.    Bisher  unerledigt. 

Vit.  Suisse.  Schweiz. 

Bund. 

18.  Fabrikgesetz. 

Motion  des  Horm  Nationalrates  Studer  und  Gen.  vom  5.  Jimi  1903: 
,,Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  prtlfen  und  beförderlich 
den  eidgenössischen  H&ten  darüber  Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht  das 
Bundesgeseta  betr.  die  Arbeit  in  den  Fabriken  im  Sinne  einer  Verkttmmg 

der  Arbeitszeit,  eines  besseren  Schutzes  der  Arbeiter  und  tiberhaupt  einer 
intensiveren  Ausgestaltung  der  leitenden  Gnindsfttze  des  Gesetses  und 
seiner  Vollzugsbestimmungen  abzuändern  sei.'* 

1)  D«r  Wortlaut  im  OcMtses  gtluigt  In  dem  nidwtai  Hefte  d«  MBoUctin*'  nur  Vcf 
Atfentlichang.] 
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19.  Gewerbliche  Enquite. 

Schreiben  des  Bundesrates  mm  2.  Juni  IfHiB  über  Ernennung''  der 
Kommissionen  und  Bestimmung  der  Prioritüt  beir.  die  Vornahme  statisti- 
scher ünterauchungeu  über  die  gewerblichen  Verhältnisse  in  der  Schweiz. 

20.  La'ge  der  Postillone. 

Bericht  des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung  über  das  Postulat 
betr.  Verbesserung  der  Lage  der  Posti  Hone  (Schweiz.  Bundes- 
blatt, Xr.  22  ex  1903,  S.  230).  Antrag:  es  sei  der  Bundesrat  zur  Er- 
ledigung des  Postulats,  das  den  gegenwärtigen  Bericht  zum  Gegenstände 
hat)  einsoladeii,  die  notwendigen  MaeBnalunen  za  treffen: 

1)  dass,  wie  bisher,  jedem  Postillon,  dessen  Arbeitszeit  im  Postdienst 
-  Pferd eAvartun;^  und  Stallarbeit  nicht  mitgerechnet  —  mehr  als  5  Stunden 
jer  Ta<^'  beträgt,  jährlich  mindestens  17  Ruhetage,  womöglich  an  Sonn- 
tagen, auf  Rechnung  der  Postverwaltung  gewährt  werden; 

2)  dass  jeder  Postillon  in  den  Genna»  einer  nnnnterbirodienen  Bahe- 
«eit  \r<n  wenigstens  7  Stunden  innerhalb  24  Stunden  gelange; 

3)  dass  jedem  Postillon  von  seinem  Arbeitgeber  ein  Monatslohn  von 
mindestens  40  Fr.  mit,  oder  lOO  Fr.  ohne  Verköstigung  und  Unterkunft 
bezahlt  wird  und  die  Postverwaltung  den  Postillonen  Löhnungszulagen 
bis  zum  Haximalbetrag  von  240  Fr.  per  Jahr  ansiichtet; 

4)  dass  den  Postillonen,  wenn  sie  durch  Krankheit,  durch  HilitSr- 
dienst  oder  aus  ähnlichen  Gründen  ohne  eigenes  Verschulden  an  der 
LeistnnfT  ihrer  Dienste  verhindert  werden,  der  Lohn  wälirend  wenigstens 
2  Monaten  nngeschmftlert  be?:ahlt  wird  und  dass  liiejenigen,  welchen  der 
Poetpterdhalter  Unterkunft  und  Verköstigung  gewährt,  bei  unverschuldeter 
Krankheit  wfthrend  mindestens  2  Monaten  auf  Kosten  des  Arbeitgebers 
verpflegt  und  ärztlich  behandelt  werden; 

5')  dass  willkürliche,  uno:ereclit fertigte  Entlassung  von  Postillonen 
möglichst  zu  verhindern  gesucht  werde. 

21.  Samstagsarbeit  in  I<abriken  (4,  9,  16).)^ 

Sitzung  des  Stftnderates  yom  19.  Juni  1908.  Beschluss,  abweichend 
TOfBi  Entwurf  des  Bundesrates. 

22.  Ver siehe ruugsfoud,  eidgenössischer. 

Hotion  des  Herrn  Nationalrat  Bucher  und  Gen.  vom  26.  Hftrs  1906 : 
^Ber  Bundesrat  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  den  eidgenössischen  Rftten 

zu  berichten,  ob  nicht  ein  Bundesratsbeschluss  zu  fassen  sei  in  dem  Sinne, 
dass  in  die  künftigen  Jahreshud^^ets,  erstmals  in  dasjcnitre  von  lliOö,  ein 
stftndijrer,  vom  Rechnungsresultate  unabhängiger  Ausgabeposten  von  5  Mill. 
Prs.  zur  Aeuffiiung  des  eidgen.  Versicherungsfonds  einzustellen  sei.^' 

Behandlung  der  Staatsrechnung  pro  1902.  Sitzung  des  St&nderates 
vom  24.  Juni  1903.  Besdiluss:  „Aus  dem  EinnahmenUberschnss  von 
666759,06  Frs.  ist  ein  Betrag  von  500000  Frs.  in  den  Versicherungsfond 
einzulegen." 

Sitzung  des  Nationalrates  vom  25.  Juni  iyu3:  Zustimmung. 
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III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 
ausgehenden  KongressbeschlUsse  und  Eingaben 

betr.  den  Arbeiterschutz. 

L  Allgemeiner  Arbeiter sclmtz. 

1.  ReBolutionen  des  OesamtTerbandes  der  evangelisdien  Arbeit«^ 

vereine. 

2.  Resolutionen  dos  IV.  tiston-oicliisclien  Gerwerkachaftskonn^rcsses. 

3.  Kesolutiou  des  argeutiniächen  gewerkschaftlichen  Arbeiterkongresm 

4.  Besolntion  des  belgischen  sosialistischen  MetoUarbeiterkongreflses. 

5.  Besolution  der  HandelskaEimw  Ton  Johumesbnrg. 

6.  IV.  Punkf  (Ins  Wahl|»rograinmes  der  norwegischen  SomaldemokratiA. 

7.  Hesolution  des  schwetzerisohen  Gbwerbevereins. 

n.  Beruflicher  Arbeitersohuts. 

1.  Bergbau. 

a)  Resolutioneu  des  XIV.  intoi  nationalen  Bergarbeiterkougresses. 

b)  Resolutionen   der   XIV.  Generaiversammlnng   des  Verbandes 
dentsdier  Bergarbeiter. 

2.  Industrie  der  Steine  und  Erden. 

a)  Resolution  des  IV.  österreichischen  Gewerkschaftskongresses. 

b)  ße.solution  des  m.  ö.sterreichiaclion  Stoinarbeiterkongrewe«. 

3.  Chemische  und  gefährliche  Industrien. 
Resolutionen  des  V.  internationalen  Kongresses  für  angewandtd 

Chemie. 

4.  Polygraphische  Gewerbe. 

Resolution  de^^  KoTTL'resses  belgischer  Lithographen.) 
6.  H  a  n  d  0  1  s  jü;  o  w  0  r  i)  0. 

a)  Resolution  des  Gewerbegerichtes  Augsburg. 

b)  Resolution  der  HC.  GeneralTersammlung  des  Verbandes  der 
Handels-,  Transport-  und  Verkehrsarbeiter. 

c)  Resolution  der  VIT.  Generalversammlung  der  Lagerhalter  and 
Lafjerhalterinnen  Deutschlands. 

d)  Resolution  des  IV.  österreichischen  Gewerkschaftskongresses. 

6,  Verkehrsgewerbe, 

Resolution  der  HI.  Generalversammlung  des  Seemannsverbandes. 

7.  Behorbergungs>  und  Bewirt nngsgewerbe. 

Eingabe  der  F^d^ration  des  gar^ons  de  cafis  et  des  limonadiars 
de  France. 

m.  Haftpflicht  und  Vers  i  ehern n*;. 

Resolutionen  des  IV.  österreichischen  Gewerkschaftskongresses. 

L  Allgemeiner  Arbeiterschuts. 

1.  iiesüiutiouen  der  am.  3.  Juni  1903  in  Berlin  abgelialTenen  Ausf?chn3a- 
sitzung  des  Gesamtverbandes  der  evangelischen  Arbeiter- 
vereine: 

„Die  Delegiertenversammlnng  ermächtigt  den  Vorsitzenden,  d»  n  Knt» 
Wurf  einer  Denksdirift  abzufassen  und  nadi  der  Genehmigung  des  Aos- 
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^chiii^ses  an  ion  Reichstag  einzureichen,  in  welcher  in  der  Richtung  des 
badischen  Auti  afres  ^'i  ad  a  eine  Ausdehnung  der  Befiiirnis>:o  der  Gewerbe- 
gerichte als  Einigungsämter,  soweit  sie  irgend  zulässi;;  ist,  beaiitrii£:;t  wird. 

Zu  b.  Der  Ausschuss  hält  den  Antrag  zwar  fUr  unausführbar,  sieht 
jedoch  in  denualbea  eine  erneute  dringende  ]f  almang  an  seine  Pflicht,  mit 
allen  Erftften  dahin  sn  wirken,  daas  der  sdion  Torhandene  Fonds  für 

Unterstützung  bei  unverschuldeter  Arbeitslosigkeit  mdglicfast  schnell  nnd 

anaehnlich  vermehrt  wird.'* 

In  dem  nächsten  Berichte  sollen  die  einzelnen  Vereine  resp.  Verbände 
berichten  über  das,  was  sie  getan  haben. 

ad  c  wird  in  der  Denkschrift  seine  Erledigang  finden. 

Der  Gesamtverband  erkennt  gern  den  durch  die  in  Aussicht  genoinineue 
Ausdehnurii,'  der  Kranken  versicherunt;:  auf  die  Heimarbeitorinnon  herbei - 
geführten  sozialen  --r-f  hritr  an,  spricht  aber  zugleich  die  Erwartung  aus, 
dasa  den  Arbeitnehmern  die  beabsichtigten  Wohltaten  des  Gesetzes  durch 
eine  staatliche  Kontrolle  der  LohnTerhftltmsse  dar  Hatuindostarie  gesichert 
▼erden. 

„Der  Ausschuss  möge  bei  dem  preussischen  Herrn  Justizminister 
dahin  vorstellig  worden,  das:^  der  für  die  eine  GofKn<rnisstrafe  %''erbfis<«enden 
Gefangenen  festgesetzte  Tageiohn  von  80  Pfg.  entsprechend  dem  Steigen 
des  ortsüblichen  Tagelohnes  in  den  leisten  Jahren  erhöht  wird,  damit 
dadnrdi  die  Konkorrens,  welche  durch  die  Oefangenenarbeit  dem  freien 
Arbeiter  erwächst,  beschränkt  werde.'' 

Der  Ausschnsa  ist  der  Ansicht,  dass  die  Arbeit  in  den  Strafanstalten 
nur  ffli  den  Staat  und  seine  BedUriuisse,  nicht  aber  für  einzelne  Unter- 
nehmer zu  geschehen  habe. 

Im  Einklang  mit  der  Stellungnahme  der  Gesellschaft  für  sosiale 
Reform  in  Bezug  auf  die  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  für  weibliche  Ar- 
beiterinnen  erklärt  der  Aus.sclius.s,  <lass  er  eine  liöchste  Arbeitszeit  von 
10  Standen  für  spruchreif  halt  und  eine  weitere  Herabsetzung  von  10  auf 
9  Stunden  als  erstrebenswertes  Ziel  erachtet. 

Femer  wird  der  Vorsiteende  vom  Ansschiiss  ersucht,  unter  Zuhilfe- 
nahme des  vorhandenen  literarischen  Materials  sowie  der  fachkundigsten 
Männer  der  verschiedenen  für  die  Frage  interessierten  Richtungen  den 
Entwurf  eines  Gesetze»  über  Arbeitskammern  nnd  paritätische 
Arbeitsnachweise  auszuarbeiten. 

2.  Resolutionen   des  am  8.— 10.  Juni   abgehaltenen  IV.  tSster- 

rei  c  h  i  s  c  !i  c  n  G  e  w  e  r  k  s  c  h  a  f  t  -  k  o  n  g  r  e  s  s  e  s. 

1)  In  ErwU.guü<^,  'In-^s  die  Ernchtuns  von  Gewerbei^erichteu  im  emi- 
nentesten Interesse  der  Aroeiterschaft  gelegen  und  in  der  Errichtung  der 


1)  Wortlaut  dM  AntrnfflS  dM  baditehen  VerbandM: 

.,DiT  Vorsitzende  iles  Ocsiimtverbiiiiles  wullt^  viuc  Denkschrift  an  «lie  lei^'islativen  Or- 
gane des  Reich«»  richten  und  um  Erlaas  einoä  Strelkgcsctzea  bitten,  welches  u.  a.  in  der 
RmptMulte  bestimmt: 

a)  da'^s,  v 'M  l  bei  Arbeitseiaittellung  «lic  Annifunf»  des  Oewerbegericht«  als  Eini^ng^s- 
«mte»  von  einem  der  beiden  streitenden  Teile  geschieht,  die  Erledigung  auf  diesem  Wege 
(Kr  bdd«  T«ll«  obUgaloriBeb  h«rbeisnfOlireD  ift ; 

b)  bei  Au<«8perruui^cu  sind  die  Azbeitgeber  m  aiig«Mlim&l«rtier  Lohnxahlong  an  dl* 
ArbeitswiUigeu  zu  verpflichten  ; 

c)  Znsammeosetzuug  des  Einigungsamtes  naeh  besonderen  Beitimmaiigeii.  0er  Oenml* 
verbaoduiuMlin«  wolle  alle  Arbeitenrereinigiiiigen  rar  Mitwirknng  efailedeii.** 
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Gewerbegerichte  üiit  voller  Stillstand  eiDgetreten  ist,  besciüiesst  der 
IV.  GewerkschaftskoDgress ; 

Es  Bei  von  der  Begienmg  mit  allem  Nadidnick  za  fordern,  dass  die 
Erriditang  von  neuen  Gewerbegerichten  in  allen  jenen  Orten,  in  welchen 
schon  Gewerbegerichte  in  Aussiclit  fjononiTnen  aind,  sofrleicli  <lurclizuführen, 
sowie  auch  in  allen  jenen  Indusirieorten,  für  welche  die  Gewerkschafts- 
organisationen  die  Errichtung  eines  Gewerbegerichtes  fordern,  die  Vor- 
arWten  nnvensUglich  in  Angriff  zu  nehmen  sind,  um  den  gesviBB  beieditigt«n 
Forderungen  der  Arbeiter  nach  einem  eigenen  Geridite  Air  die  Aus- 
tragung ihrer  Bechtsstreitigkeiten  ans  den  gewerblichen  Arbeits*  und  Lohn- 
verhÄltTiis«en,  nach  einem  Gewerbe<:rerichte,  endlieh  nachzukommen. 

Weiter  wird  der  Gewerktschaltökommissifn  nahefTple^t^  zu  geeifmet'»r 
Zeit  eine  Aktion  über  das  ganze  Reich  zu  enttalteu,  damit  in  allen  jenen 
Orten,  wo  die  Aussichten  behufs  Ehrichtung  eines  Gewerbegerichtes 
günstige  sind,  Versammlungen  mit  der  Forderung  nach  Ekrichtung  einra 
Gewprbeprerichtes  vrrnnstaltet  werden.  Der  Kongress  vernrteilt  auf  (l;is 
enrscliiedenste  die  Hinaussehiebung  der  in  Auasi(  lit  frestoliten  Enqiieie  mit 
den  Vertretern  der  Arbeiterschaft  und  fordert  die  baldigste  Einberufung 
dieser  Enquete,  um  es  möglich  su  machen,  am  geeigneten  Orte  auf  die 
IfAngel  im  Gesetse  als  audi  in  den  Durchiftihrungsverordnungen  aufiaerk» 
sam  XU  machen  und  deren  Beseitigung  zu  erwirken. 

2)  Der  IV.  österreichische  Gewerkschaftskongress,  als  berufene  Ver- 
tretung dei-  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeitensrhaft  Oesterreich.«,  fordert 
von  den  iStaats-,  Landet»-  und  Gemeindebehörden,  dass  sie  bei  Vergebung 
von  Arbeiten  filr  die  ihnim  unterstehenden  Anstalten,  sowie  bei  Abschlo« 
von  Lieferangsvertrftgen  ftlr  solche  in  den  Bedingnisheften  auf  die  in  den 
einzelnen  Berufen  bestehenden  tariflichen  Vereinbarungen  gebührend  Bfidc- 
sieht  nehmen  nnd  ArVififon  sowie  Lieferungen  nur  an  solche  Finnen  ver- 
geben, welche  diese  \  erembamn^'en  für  sich  als  bindend  anerkannt  haben 
und  diese  auch  gewissenhalt  einhalten. 

Der  Gewerkschaftskongress  gibt  nur  einem  lange  gehegten  berech- 
tigten  Wunsche  der  Arbeiterschaft  Ausdruck,  wenn  er  von  den  geeeti- 
gel  enden  Körperschaften  fordeit.  diese  mögen  ihren  Einflups  aufbieten, 
damit  die  Angelegenheit  der  Ke^olunjr  des  Submissionswesens  endhch 
einmal  aus  dem  Stadium  des  Studiums  herau.'itreto  und  greifbare  Formen 
annehme.  Mit  der  blossen  Erklftrung  der  Hegierung,  welche  m»  durch 
den  Ministerpräsidenten  Dr.  von  Koerber  in  der  Abgeordnetenhaussitnuig 
vom  12.  Mai  dahin  gehend  abgeben  Hess,  „dass  die  Hegierung  einer  in 
dieser  Richtung  .sich  bewegenden  Ausgestalfnng  unseres  —  übrigens  auch 
in  mehrfacher  anderer  Hinsicht  reformbedürftigen  —  iSubmissionswesena 
sympatliisch  gegenübersteht",  ist  der  Arbeiterschaft  nicht  gedient,  es  ist 
höchste  Zeit,  dass  man  sich  auch  in  Oeflt«rreicb  die  Förderung  der  Ar> 
beiterwohlfahrt  nach  dem  Muster  der  Industriestaaten  des  Auslandes  an- 
gelegen sein  Ifisst  und  die  Arbeiterschaft  nicht  immer  mit  leeren  Ver« 
BprechunppTi  abs[>e{st. 

3j  In  i^rwugung,  dabs  in  der  Unfallverhütungskommission  bereits  die 
allgemeinen  sowie  eine  Reihe  von  SpeKialvorschHften  durchberaten  sind 
und  im  ITandelsministerium  erliegen,  erklärt  der  IV.  G(eiWerkschaft«kongr6S8 
es  als  dringende  Pflicht  der  Regierung,  dieselben  ehestens  im  Verordnungs- 
wege zu  erlassen,  und  dass  die  Kommission  in  der  Ausarbeitung  weiterer 
Vorschriften  ein  rascheres  Tempo  einschlägt. 
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4)  Die  Ciewerkschaltskommissioii  wiid  aufgelorderr.  im  Einvernehmen 
mit  der  Parteiveilrettmg  dem  Verband  der  sozialdemokratischen  Abge- 
ordneten  imd  witer  Zxakiiung  der  BraiielieiiTertraiienBiiilmifir  eine  er- 
schöpfende einheitlielie,  den  geeamten  Arbeiterechnts  umfassende  Novelle 
zur  Gewerbeordnung  auszuarbeiten  und  sie  im  Parlamente  eantubringen. 

5)  In  En,\'ft^infr,  dftfs  die  Heimarbeit  in  ihrer  jetri^jen  Form  zum 
grössten  Schaden  aller  Werkt*tättenarbeiter  die  Lohn.sUtze  drückt  und  den 
Heimarbeiter  vielfach  zwingt,  dadurch  Schundware  zu  erzeugen,  wodurch 
in  weiterer  Konseqnenx  die  Konkarrena  mit  der  anslSadisc^en  Industrie 
in  hohem  Grade  erschwert  wird;  in  weiterer  Erwägung,  dass  die  Heim- 
arbeiter den  I'nternehmem  vollkommen  nnfpolif  fert  und  ausserdem  zum 
grössten  Teile  keines  Arbeirerscbutzes,  wie  Kranken-  und  Unfallversiche- 
rung, teilhaf^g  sind;  schliesslich  in  Erwägung,  dass  die  durch  niedrige 
Lohne,  nsbegrenste  Arbeitszeit  und  ArbeiterschntzloBiglceit  bedruckten 
Heimarbeiter  G^e&br  lanfen,  langsam,  aber  unabwendbar  samt  ihren 
Familien  degeneriert  zu  werden,  fordert  der  IV.  österreichische  Gewerk- 
schaftskongress : 

Bis  zu  einer  gesetzlichen  Reform  der  Heimarbeiterfrage  sei  vorher 
seitens  der  jeweiligen  Ministerien  im  Verordnungswege  vorzugehen,  und 
zwar  derart: 

1.  Vollständige  Unterstellung  der  Heimarbeiter  unter  die  gesamten 

Arbeitersclmtzgesf  t7e,  wie  Krankenversicherung  n.  s.  w. 

2.  Ausdehnung  den  Gewerbeinspektorats  unter  Beiziehung  von  Ver- 
tretern der  Arbeiter  auf  die  Heimarbeit, 

8.  Verpfliditung  der  Arbeitgeber  und  der  sogenannten  Zwisdien- 
meister,  eine  genaue  Liste  der  von  ihnen  Lescliiiftigten  Personen  mit 
^Vl.}ln!lngsangabe  zu  führen,  welche  jederzeit  dem  Beamten  des  Oewerbe- 
iüspektorats  zur  Einsicht  vorzulegen  ist. 

4.  Verbot  der  Sonntags-  sowie  der  Nachtarbeit;  Erlass  von  Spezial- 
vorschriiletty  wie  sie  den  einzelnen  Zweigen  der  Heimarbeit  entsprechen. 

5.  Yerhangnng  strenger  Strafen,  womöglich  Arrest  fttr  Uebertretung 
der  gesetdichen  Vorschrinien,  zu  deren  Einlutltung  Fabrikanten,  Zwischen- 
meist^r  V  1^  anch  Händler  verpflichtet  sind. 

Ausj^erclem  empfiehlt  der  Koii^^ress  allen  Organisationen,  für  eine 
kräftige  Agitation  unter  den  Heiniarbeitern  zu  sorgen  und  dieselben  zum 
Beitritt  in  die  Organisation  zu  bewegen. 

3.  Besolution  des  am  15.  März  1003  in  Buenos  Aires  abgehaltenen 
argentinischen  gewerkschaftlichen  Arbeiterkongresses: 

Der  Arbeiterkongress  verurteilt  aufs  sch&rfste  das  Ausweisungsgeeetz  ^) 


1)  Der  Woitlaat  des  AvsireisiuigigesetiM,  Ja  de  retidenda  de  los  extrangeroe", 
M  folfciider; 

Art.  1.  Di«'  F!xckutivgewalt  kann  jedem  Fremden,  der  durch  ein  nu!>l:indi.-chc3 
Tribmud  wegen  gemeiner  Verbrechen  oder  Vergehen  verurteilt  worden  ist  oder  von  diesem 
verfolgt  wird,  dtn  Befehl  erteilen,  das  Gebiet  der  Republik  zn  verlsfifieD. 

Art.  2.  Die  Exektitivgewalt  kann  jcflrn  FrrnKicn  m  i cri,  drssen  AttffBlining  die 
nationale  ßidierheit  kompromittiert  oder  die  öffentliche  Ordnung  stört. 

Art.  8.  Die  Ex<^4irgewii1t  kami  jedem  Fremden  den  Eintritt  in  das  Gebiet  der 
R<puWik  Ttrweigern,  dessen  .\ :,t.  .  Icntien  dazu  berechtigen,  ihn  unter  jene  Kategorie  sa 
.^tuUen,  auf  welche  üich  die  beiüeu  vorhergehenden  Artikel  beziehen. 

Art.  4.  Der  Fremde,  gegen  wdelieB  die  Answelsting  verbingt  worden  ist,  soll  inner* 

drei  Tnccn  dn-»  (lebiet  drr  Republik  vorln?scn  und  kann  die  ExekutivL'Owalt,  als 
Maßregel  der  öffentlichen  Sicherheit,  seine  Gefangenhaltung  bis  zum  Augenblick  der  Ein- 
xldlfiiBg  anordnen. 
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und  fordert  die  Arbeiter  allüberall  auf,  für  seine  Wiederaufhebung  mit 
allen  Mitteln  zu  k&mpfen.  Der  Kongrees  fordert  ferner  gewerblidie 
Sdiiedsgericiite,  aas  Unternehmern  tmd  Arbeitern  ans  gleicher  Zahl  m- 

sammengesetzt.    Auch  die  tibereifrigen  Maaenahmen  der  Polisei  in  den 

Lohukämpfen  x\"erden  gebrandmarkt. 

Es  winl  Gr(Sndung  einer  grossen  gewerkücliaftliolieu  Orgamjiauon 
„Union  General  Trabajadores'*  beschlossen  und  die  Gründung  von  Arbeiter- 
börsen angestrebt.  Der  allgemeine  Arbeiterverband  erkennt  die  Feier  des 
1.  Mai  als  ein  von  dem  univeraellen  Proletariat  aufgestelltes  Ereignis  an, 
um  Zeugnis  zu  rieben  von  des^^en  ansr^ebeiueter  und  miterdrückter  Stellan,' 
und  das  Bestreben  nach  Einführung  des  Achtstundentages  zu  befestigeiu 

4.  Resolution  des  nationalen  belgischen  sozialistischen 

Metallurgenkongresses. 

Der  Knnficrcss  besrhliesst.  eine  eners^ische  Bewe^i^ung  für  eine  Ver- 

miutieruijg  der  Arbeit,.süöit  im  Siime  des  durch  den  sozialistischen  Depa- 

tiorten  Bertram  vorgelegten  Gesetzentwurfes,  der  eine  achtstündige  Maxi« 

malarbditsdaaer  für  die  Arbeiter  und  Angestellten  der  öffentlichen  Ter- 

waltuug  und  eine  zehnstündige  für  die  der  Industrien,  Werkstätten  nnd 

Werften  mit  successivor  Verminderung  vorsieht,  in  An^n-iff  zu  nehmen  und 

die  Kammer  zu  bitten,  die  Diskussion  hierüber  zu  beschleunigen. 

« 

5.  Resolution  der  am  19.  Dezember  1902  zu  Johannesburg  versammeltw 

Johannesbnr^er  Handelskammer. 

Die  Johanueüburger  Handelskammer  wird  zur  Beseitigung  der  grossen 
Schwierigkeiten  der  Arbeiterbeschaffung  für  die  Gruben  und  für  Traosml 
im  allgemeinen  auf  Antrag  von  Sir  George  Farrar  eine  aus  Vertreten 
verschiedener  öffentiidier  Körperschaften  bestehende  Versammlung  einbe- 
rufen, die  !\rittol  ;^tir  Beschaffung  hinreidiendor  Arbeitskräfte  für  Gruben 
und  zur  Hobnn;z  des  WohlfJtand^^s  von  Stadt  und  Kolonie  beschaileii  soll. 

Dieser  Resolution  wurde  in  der  Kammersitzung  vom  ö.  Januar  1^03 
folgender  Zusatz  beigefügt: 

Die  Handelskammer,  die  bereit  ist,  in  Verbannungen  zur  Verbes.serung 
der  Arbeiterbeschaffung  einzutreten,  widersetzt  sich  aufs  eifrigste  der  Eift" 
fahrung  chinesischer  und  anderer  asiatischer  Arbeitskräfte. 

6.  IV.  Punkt  des  vom  Kongresse  der  norwegischen  Sozial' 
demokratie  angenonunenen  Wahlprogramms  (gesetdiche  Begrenzung  der 

Arbeitszeit) : 

§  1.  Begrenzung  der  Arbeitf7:eit  auf  Grnnd  dieses  Tresetze:^  kann 
entweder  für  «las  ganze  L*aud  oder  auch  distriktsweise  sLaLttindeu,  oder 
auch  Itkr  einzelne  Stadt-  oder  Landgemeinden. 

§  2.  Die  Bestimmung  über  Begrenz unir  der  Arbeitszeit  in  einem 
Gewerbe  für  das  ganze  T.anrl  oder  einen  Distrikt  wird  von  dem  zuständigen 
Regiernngsdepai  tement  getrr-lien;  handelt  es  sich  nnr  um  einen  Bezirk 
oder  um  eine  Stadt,  von  der  betreffenden  Kommuneverwaltung. 

§  9.  Begrenzung  der  Arbeitszeit  kann  auf  Grund  des  vorstehenden 
Paragraphen  stattfinden,  wenn  die  Mehrheit  der  Arbeiter  in  einem  Oe> 
werbe  sich  dafür  erklärt  hat.  Ehe  jedoch  endgültig  dai-über  beschlossen 
wird,  muss  eine  Erklärung  der  betreffenden  Arbeitgeber  eingeholt  werden. 
Ist  auch  von  ihnen  die  Mehrheit  dafür,  so  wird  die  Begrenzung  endgültig 
eingeführt.  Dasselbe  ist  der  Tall,  wenn  die  Mehrheit  der  Arbeiter,  nach- 
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dem  «e  sich  einiDal  daftir  erkiftrt  hat,  diesen  Beschluss  noch  zweimal  in 
Zwischenräumen  von  mindestens  8  Jahren  wiederholt. 

In  den  §§  4  und  5  \rerden  nflhere  Bestünmnnfjen  dartiber  ^r^'^fben, 
wie  diese  Abstimmungen  in  don  einzelnen  Gewerben  und  durch  die  Gewerk- 
schaften vorgenommen  werden  sollen. 

§  6  bestimmt,  dass  die  Begrenztmg  der  Arbeitszeit  bis  anf  8  Standen 
t&glich  oder  48  Standen  wödientlich  eingeführt  werden  kann,  und  zwar 
für  alle  Arbeit  im  Dienste  von  Arbeitgebern. 

§  7.  Verlängerung  der  auf  Ornnd  dieses  Gesetzes  bestimmten  Arbeits- 
zeit kann  von  der  Fabrik-Aufsichtsbehörde  für  einen  kürzeren  Zeitraum 
zugelassen  werden,  wenn  Naturverh&ltnisse,  Unglücksfalle  oder  andere  an- 
TOthei^jeaeliene  Eäreignisse  in  einem  Betriebe  Stttrongen  verarsachen  oder 
za  yerorsachen  droben.  Für  die  zwei  ersten  Tage,  oder  wenn  es  Menschen- 
leben zu  retten  trilt,  kann  die  YerlSlngrerung  auch  olme  Erlaubnis  der 
Behörde  sf  arttinden.  Ebeiif^o  wenn  Eej>araturen  notwendig  sind,  die  keinen 
Aufschub  leiden,  iallts  das  sofort  der  Aufsichtsbehörde  gemeldet  wird. 

§  8.  TJebertretongen  der  Bestimmungen  über  die  Arbeitszeit^  die 
auf  Gnmd  dieses  Gesetzes  eingefQhrt  wurden,  werden  mit  Oeldbussen  von 
5—1000  £r.  bestraft 

7.  Besolntion  der  am  7.  Jnni  1909  in  Chor  abgehaltenen  Delegieiiien- 
Tersammlnng  des  Sckweizerischen  Gewerbevereins. 

Die  Verkürzung 'der  Arbeitszeit  an  Samstagen  snm  Zwecke  eines  ver- 

mehrten  Arbeiterschutzes  wurde,  soweit  Handwerk  und  Gewerbe  in  Betracht 
kommen,  sowohl  in  der  Abstimmung  der  Sekl  innen  als  auch  durch  die  Dele- 
giertenversammluug  als  eine  Lösung  betrachtet,  die  in  der  praktischen  Aus- 
fthrang  zu  den  grössten  Schwierigkeiten  fuhren  und  den  Ruf  des  Fabrik- 
gesetzes geHdirden  wird.  Der  ZentralTorstand  wird  daher,  nnter  Anerkennang 
dfle  humanen  Zweckes  der  Vorlage,  betr.  die  Samstagsarbeit.  f  in;_'eladen, 
event.  in  Verbindung;  mit  anderen  Kreisen,  neuerdings  dahin  zu  Av  irken.  dass 
in  die  Bundesverfassung  ein  Gewerbearf ikel  aut^renommen  wird,  aui  (irund 
dessen  eine  schweizerische  Gewerbeordnung  auszuarbeiten  ist,  welche  Be- 
stimmungen Uber  Arbeiterschutz,  namentlidi  auch  solche  zur  Gewerbe- 
itiTdenmg  entii&lt. 

n.  Beruflioher  Arbeitersohntz. 

7.  Bergbau} 

a)  Kesolutionen  des  am  1. — 4.  Juni  1903  in  Brüssel  abgehaltenen 
14.  internationalen  Bergarbeiterkongresses. 

1}  Ixk  allen  Lftndem  ist  die  gesetzliche  Festlegung  eines  Minimal-> 
lohnes  anzustreben. 

2)  Der  Kon^rress  verpflichtet  die  Org:ani«atinnen  aller  Ll\nder,  auf  die 
Schaffung  einer  Alteisversichenrng  für  die  Bergarbeiter  hinzuwirken. 

3;  Der  Kongress  erkiftrt  sich  für  die  Verstaatlichung  aller  Minen. 
In  den  Lftndem,  wo  die  Minen  in  der  Theorie  Eigentum  des  Staates  sind> 
darf  keine  Konzession  mehr  an  Gesellschaften  oder  Privatpersonen  erteilt 
werden. 

Die  Sekretäre  der  diversen  nationalen  Ber(rarbeiterr»ri::auiöationen  iiaben 
fortlaufend  Berichte  über  die  Produktion  und  Preise  der  Kohle  und  über 
die  Löhne  und  Arbeitslosigkeit  dem  internationalen  Sekretftr  zuzusenden. 

4)  Der  Eongress  erheM  aufs  neue  die  Forderang  nach  Hilfsinspektoren^ 
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die  aus  den  Reihen  der  Arbeiter  zu  entnelunen  und  vom  Staate  m  be- 
solden Hind. 

5)  Die  Unternehmer  fiii'l  «^esot/lidi  zn  verj»riichten,  auf  den  Werken 
£mrichtungen  zur  Förderung  der  Arbeitergesuudheit  zu  treffen,  in  erster 
Linie  gerilami^o  Badeanstalten ;  speziell  zur  Bekftmpfung  der  Warmkrank- 
heit sind  alle  Mittel  z\i  ergreifen,  die  Wissenschaft  nnd  Praxis  als  sweck- 
dienlich  anerkannt  haben. 

b)  Resolution  der  am  1.— 3.  Juni  lOOH  in  Zwickau  abgehaltenett 
XIV'.  Geneiah  ersnnimlung  des  Verbandes  deutscher  Bergarbeiter: 

W  ur  m  k  r  an  k  h  e  i  t . 

1)  Schleunigste  und  i^orgfältig  durchgeführte  Untersuchung  zunächst 
aller  Arbeiter  in  s&mtlichen  Kohlengruben  des  Beiches,  dann  der  anderen 
Gmbenarbeiter,  um  den  wirklichen  Umfang  der  Seuche  zu  ermitteln.  Ans- 
scheidun*^  aller  wurmkranken  Arbeiter  aus  dem  unterirdisclien  Betrieb,  ihre 
Beschäftigung  (iber  Ta<!:e.  sofern  ihre  Erkrankung  es  noch  zulässt.  Ener- 
gische Vorkehrungen  gegen  die  Weiterverschleppung  der  Seuche  innerhalb 
der  Reviere  und  Absperrmassregeln  gegenüber  den  verseuchten  aus- 
ländischen Grubenbesirken. 

2)  Einrichtung  gerHnmiger  Brauseb&der  mit  sugeht^rigen  Uannschsft»- 
r&umen  und  sorgfältiger  Kleidertrocknung. 

3'!  Ai]f??tellnng  von  unilnrrliliUsigen,  transportablen,  st«ts  desiutizi-MTeo 
Abortkiibeln  in  uusreichondci  Zaui;  ihi'e  Entleerung  ist  von  eigen.s  anzu- 
stellenden Wärtern  gewissenhaft  zu  bewerkstelligen. 

1)  Gründliche  Desinfektion  der  Gruben,  in  denen  Wormkranke  er* 
mittelt  sind. 

5)  Boschad'ung  mn  gutem  Trinkwasser  für  die  unterirdische  Beleg- 
schaft.   Strenges  Verbot  des  Trinkens  aus  der  Berieselung. 

6)  Wo  gerieselt  werden  muss,  darf  dies  unter  keinen  Umständen  mit 
Sumpfwasser  geschehen. 

7)  Der  Bundesrat  hat  die  Seuchenbekämpfung  als  seine  Aufgabe  zu 
l>etrachten;  den  bi.shori::en  werksseitigen  „Bek&mpfem  der  Wurmkrankheit" 
ist  das  Handwerk  zu  legen. 

8)  Alle  infolge  der  Souchenbekämpfimg  entstehenden,  uichi  aus  Reichii- 
mitteln  gedeckten  Kosten  sind  den  Werkbesitsem  allein  aufzuerlegen 
{eventuell  in  Form  einer  speziellen  Umlage).  Unter  keinen  UnLstftndou  ist 
norii  weiter  Geld  aus  den  Knappsrhnftskasscn  für  die  Kostendeckung  zn 
entnehmen.  Die  Wei  kslierren  haben  durch  ihre  gemeinschädliche  Praxis 
das  Unheil  so  riesig  anwachsen  lassen,  daher  ist  es  ein  schreiendes  Un- 
recht, die  verseuchten  Arbeiter  auch  noch  in  ihrem  Kassenvermtfgen  m 
schädigen. 

FeiTier  werden  erneut  die  sozialpolitischen  Forderungen  der  deutschen 
Bergarbeiter  in  Bezug  auf  arhtstnndi^^e  Schichtzeit,  bei  Temperaturen  über 
28**  R.  sechsstündige  Scliicht,  Verbot  der  Arbeit  von  Kindern  unter 
18  Jahren  unter  Tag,  Verbot  jeder  Frauenarbeit,  Anstellung  von  Hilfs- 
inspektoren ans  den  Reihen  der  Arbeiter,  sanitäre  Einrichtungen  auf  den 
Werken  und  Reform  des  Knappschaftswesens  aufgestellt. 

2.  huhuHe  der  SMm  und  Erdm, 

a)  Resolution  des  am  8. — 10.  Juni  1903  in  Wien  abgehaltenen  IV. 
österreichischen  Gewerkschaftskongresses. 

5)  Der  Verband  der  Porzellanarbeiter  Oesterreichs,  im  Einvernehmen 
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mit  dem  Vereine  der  keramischen  Arbeiter  in  Znaim,  richtet  an  den  Ge- 
verkschafltekoiigresB  das  Aiumch«iif  niisere  Vertrater  im  ArlMitaetatistifloheii 
Amte  za  beftu^ragen,  dahin  wirken  zu  wollen,  daas  von  Seiten  des  Arbeits» 

statistischen  Amtes  der  Beschloss  j^efasst  wird,  an  die  Regierung  das  Ver- 
lan^rm  zn  stellcTi,  über  die  Lage  der  Porzellan-  und  öteingntarbeiterschaft 
Erhebimgeu  zu  ptiegen. 

Die  Erhebungen  hätten  sich  hauptsächlich  auf  den  Gesundheitszustand 
dieser  Arbeitersdiafty  auf  die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse,  sanitftre 
Zustände,  Lidttfrage,  Defektabsttge,  Lehrlingswesen  und  technische  Um- 
wfllznni^  im  Bemfe  zn  erstrecken,  nm  diese  unhaltbaren  Zustände  ans 
Licht  der  UetVentlichkeit  zu  bringen  uml  die  Ro^iorun^'^  zu  veranlassen, 
den  vüLIig  unhaltbaren  und  ungesetzlichen  Zuständen  innerhalb  der  Por- 
sellan-  und  Steingutindustrie  ein  Binde  su  machen  und  es  andk  der  Organi- 
sation der  Porzellan-  und  Steingiitarbeiter  leichter  als  bisher  zu  ermöglichen, 
für  eine  })essere  Lebenshaltung  dieser  Arbeiterschaft  mit  Erfolg  einzutreten, 
tun  dieselbe  vor  völliger  Verarmung  zu  sdiUtzen.  (Angenommen.) 

b)  Resolution  des  am  12.  — 14.  April  lOOS  in  Wien  abgehaltenen 
HL  österreichischen  Steinarbeit  er  kongresses. 

Tn  Erwägung,  dass  dio  Steiiiindiistrie  fi'ir  die  dal)ci  l»eschäftigten  Ar- 
beiter ansserordent liehe  iresnn  Iheitsschftdliciie  ifefahren  birgt,  fordert  der 
Koügiess  Schutzvorscbrifteu,  in  denen  insbesondere  eine  9  Stunden  nicht 
(Ihersteigende  Arbeitszeit  firatzusetsen  ist.  Weiten  fordert  der  Kongress 
die  endliche  Inkrafttretung  der  von  der  Unfallverhütungskommission  aus- 
gearbeiteten Schutz  Vorschriften  fiir  Steinbrüche  und  Abbaue  unter  Ta^'f*. 

Der  Verband  wird  beauftragt,  an  den  Arboif>jbeirat  eine  entsprechondo 
Barstellung  der  xVibeitsverhältnisse  der  Steinarbeiter  einzureichen,  damit 
dsrselbe  in  die  Lage  kommt,  entsprechende  Schutevorschrü'ten  auszuarbeiten. 
Ln  HinbUck  auf  die  Gefahren  der  Bracharbeiten  fordert  der  £ongress 
Bestellung  von  Bruchinspektoren  ans  den  Reihen  der  Arbeiter,  die  mit 
den  entsprechenden  Befugnissen  auszustatten  sind, 

3.  C^undadi»  uwi  geßhrHehe  htduairim. 

ßesolutionen  des  am  2. — 8.  Juni  1903  in  Berlin  abgehaltenen  V.  inter- 
nationalen Kongresses  für  angewandte  Chemie. 

1)  Der  Schutz  der  Arbeiter  gegen  Gefahren  fttr  Leben  und  Gesundheit 
ist  eine  sittliche  und  wirtschaftliche  Pflicht  der  Arbeitgeber  in  allen 
IndnRtriezweigen,  in  der  chemischen  Lidustrie  aber  um  so  dringender  ge- 
boten, weil 

1.  die  Arbeiter  sich  der  Grrösse  der  mit  vielen  chemischen  Stoffen 
und  Arbeitsprozessen  verbundenen  Gefahren  nicht  vSllig  bewusst  sind,  oder 

2.  den  Zeitpunkt  des  Eintretens  der  Gefahr,  auch  wenn  sie  über 
<^iese  belehrt  worden  sind,  mangels  ausreichender  (komischer  Vorkenntnisse 
nicht  rechtzeitig  erkennen  können,  nnd 

3.  weil  gewisse  Schädlichkeiten  erst  bei  dauernder  Einwirkung  auf 
den  Organismus  zu  einer  Gesundheitsgefahr  ftahran,  die  erst  erkannt  wird, 
wenn  Abhilfe  nioht  mehr  möglich  ist. 

Daher  ist  es  notwendig,  dass 

a)  die  Unfall-  und  Gesundheitsgefahran  eingehend  nach  Ursache  und 
Folgen  studiert  werden : 

b)  die  Arbeiter  eindringlich   auf  die  ihnen  nicht  erkennbaren  Ge- 


Digitized  by  Google 


—   304  — 


fahren  aufmerkeam  gemacht  tmd  zur  Beaehtimg  der  VorBiclitsinaseregetn 
angehalten  werden; 

c)  bei  der  Festsetztmg  von  8icherheitsina.ssii ahmen  die  UitwidaiBg 
erfahrener  Chemiker  in  weitgehendem  Mafise  statttindet. 

Der  internationale  KnnpT0J5s  bec^rtisst  mit  Dank  die  «rebotene  An- 
regung und  das  gesammelte  wertvolle  Material  zui*  «Schaffung  einer  inter- 
nationalen Unfallstatistik  für  Herstellung  und  Verbrauch  von  Sprengstoffen 
mud  empfiehlt  bei  Errichtung  von  ün^llstatistikeii  in  den  einBelnen  Düideni 
die  Befolgung  gleichmässiger  Grundsätze  unter  Benutzung  "des  vorhandenen 
Materials,  ovent.  durch  diplomatische  Mitwirkung  der  wesentlich  in  Be- 
tracht kommenden  Länder. 

H^  Der  Kongress  hRlt  ein  internationales  Verbot  der  Verwendung  des 
weissen  Phosphoiö  in  der  Züudholzinduötrie  für  erstrebenswert. 

4*  Foh^rapkitdie  Oewerbe, 

Besolution  des  nationalen  Kongreeaes  der  in  Brttssel  am* 31.  ISju.  1908 
▼ereinigten  belgischen  Li  th  o  lt aphen. 

Der  Kongrpss  bcschlipsst.  indem  er  anf  die  Wichtinrkeit  und  den 
künstlerischen  Wert  dieses  Grew  erhes  hinweist,  von  der  Kammer  der  Kei  rftsen- 
tanten  zu  fordern,  dass  die  Arbeiter  dieses  Lidustriezweiges  von  den  V  or- 
teilen des  Gesetees  ttber  die  ArbeitsunfUle,  das  zur  Zeit  vor  den  Parlt^ 
mente  erörtert  wird,  nicht  ansgeschloesen  werden. 

5.  Bamklsgewerhe. 

a'i  Das  Gewerbejrericht  Aujjsburfr  hat  am  H.  Mai  1903  fbli^^eiiden  Antrag 
betr.  Kaiii'mariiis^'erichte  anireiKimnicn :  Der  dem  Bundesrat  vorliegende 
Gesetzen twurl  betr.  die  Kautinannsgerichte  sieht  den  Anschluss  dieser 
Gerichte  an  die  Gewerbegerichte  vor.  Das  Gewerbegericht  beantragt  auf 
Grund  des  §  75  Abs.  2  des  Gewerbegerichtsgesetses,  diesem  GesetzentTSTirf 
die  Zustimmung  zu  erteilen  und  die  Petitionen,  die  den  Anschluss  an  die 
Amtsgerichte  wünschen,  abj^ulclmen.  Das  Gewerbcf]:ericht  spricht  es  als 
seine  Meinung  aus,  dasa  insbesondere  das  ertbrderliche  Mass  von  Be- 
schleunigung bei  dem  Anschluss  an  die  Amtsgerichte  auch  nicht  annähernd 
zu  erreichen  ist. 

b}  Eesolution  der  vom  10. — 16.  April  in  Hamburg  abgehaltenen  ILL 
Generalversammlung  des  Verbandes  der  Handels-,  Transport-  und 
Verkehrsarbeiter. 

Die  Generalversammlung  konstatiert  mit  Genugtuung,  dass  die  K»  - 
gierung  den  Forderungen  der  Organisation  mit  den  Erhebungen  über  die 
Arbeitszeit  und  Arbeit>bedinp:nngen  im  Transj>ort<re\vcrbe  Fol<2;e  trec^pben 
hat.  Es  soll  an  die  massgebenden  Stellen  im  Reich  mit  folgenden  For- 
dwungen fttr  die  IVansportarbeiter  herangetreten  werden: 

1)  Die  Schaffung  eines  Nonnalarbeitstages  von  10  Stunden. 

2)  l^'nterbredinng  dieser  Arbeitszeit  durch  regelmässige  Pausen. 

8)  Erlass  von  Schutzvorschriften,  welche  geeignet  sind,  Leben  md 

Gesundheit  der  Bernfsancrehürigen  zu  .«ichem. 

4)  Erlass  von  Vurscln  ifion,  durch  welche  den  Untornehmeru  die  PHicht 
auferlegt  wird,  für  geeignete  Aufenthalts-  und  Umkleideräume  Sorge  itt 
tragen. 
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oj  Erlass  von  Bestimuiungen,  durch  welche  für  die  in  Kost  und  Logis 
stehenden  BenxCsangehörigen  das  Schlafen  in  Stallungen  ▼erbotra  wird. 

6)  Erlasa  von  Beetinuniingen,  welche  die  DarchfÜhrting  der  Sonntags- 
ruhe gar^tieren. 

Ferner  wird  die  Eins^prznng  von  Inspektoren  und  Hilfskräften  ans 
den  Arbeiterkreisen  für  die  im  Handel,  Transport  und  Verkehr  Beschüf- 
tigten  gefordert, 

f.\  Resolution  der  am  1.  und  2.  Juni  1903  in  Dresden  abgehaltenen 
T.  CTeneralversanunlung  der  Lagerhalter  und  Lagerhalterinne u 
Deatschlands. 

Znr  Durchftihnmg  Tollstftndiger  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe  ist 
eine  dringende  Notwendigkeit,  dass  durch  Gesetz  jedem  Unsernelimer 
unter  Androhung  entsjirechender  Strafe  verboten  wird,  Sonnabends  oder 
Sonntags  Lohn  oder  Gehalt  zu  zahlen. 

Durch  ein  derartiges  Verbot  werden  die  Zahlungätage  in  den  ein- 
zelnen Betrieben  und  Industrien  verschieden  ausfallen.  Der  Warenver> 
Schleies  drängt  sich  nicht  mehr  auf  1  oder  2  Tage  zusammenf  sondern 
verteilt  sich,  wird  ein  f^'ereL'olter. 

Es  wird  dann  auth  niuglich  «ein  —  der  vollständigen  Soniiiai^-^rtTlie 
entsprechend  —  die  Läden  des  Sonnabends  früher  zu  schliosseu  als  an 
den  Wochentagen,  nicht  wie  es  jetzt  üblich,  die  Lftden  bedeutend  li^nger 
offen  zu  halten. 

Zur  Durchfüll rung  dieser  Forderung  ist  die  Unterstützung  aller  organi- 
^irrti  ii  Arbeiter  notwendig.  Der  Vorstand  des  Verbandes  der  T^airerhalter 
wird  beauftragt,  diesen  Beschiu.ss  der  Generalkommis.sion  der  Gewerk- 
schaften Beatsehlands,  sowie  sämtlichen  Zentralvorstibiden  dw  Gewerk- 
schaften susustellen  mit  dem  Ersuchen,  ihre  Forderungen  dahin  su  er- 
weiterOf  dass  die  Lohnzahlungen  Sonnabends  oder  Sonntags  abzuschaffen 
sind,  sowie  durch  3tass©npetitionen  an  den  deutschen  Keichstag  diese 
Forderung  zu  unterstützen. 

d)  Kesolutinn  des  am  8.— 10.  Juni  li>()3  in  Wien  abgehaltenen 
IV.  ö  s  T  e  r  r  e  i  f  h  i  s  c  h  0  n  Gewerkschaftskongresses. 

Der  IV.  Kongress  der  Gewerkschaften  Oesterreichs  erklärt,  dass  dio 
ArheiterBehaft  den  Kamjif,  den  die  Arbeiter  im  Handel  um  gesetzlichen 
Arbeiterschats  fähren,  nicht  nur  mit  allen  Sympathien  begleitet,  sondern 
auch  wirksam  unterstützen  will.  Tnsbesonders  muß  dio  von  den  organi- 
sierten Handelsarbeitr-rn  ersfrobte  vrnsttlndiire  Snnnta»x''rnhe  im  cresamten 
Warenhandel  als  eine  höclist  notwendige,  unabweisbare  ivefonn  bezeichnet 
werden,  deren  Einführung  schon  lange  ftdlig  ist.  Der  diesen  Gegenstand 
betreffende,  im  Parlamente  zur  Beratung  stehende  Gesetzentwurf  mu£  als 
ein  höchst  unzulängliches  Flickwerk  1  o/eichnet  werden.  Den  Landes* 
regierungen,  denen  nacli  dem  geltenden  Gesetze  das  Re<  !it  dazn  einrre- 
räumt  ist.  wird  nahegelegt,  sieh  durch  falsche  Interpretationen  dos  Gcsotzes, 
wie  sie  im  Handelsministerium  und  von  der  Unternehraerorganisatiou  be- 
trieben werden,  nicht  abhalten  zu  lassen  und  mit  der  EinfEihmng  der 
vollen  Sonntagärnhe  im  Handel  und  in  den  Bureaux  sofort  vorzugehen. 

6.  Verkehrsgewerbe. 

Resolution  der  am  20. — 23.  April  1903  in  Hamburg  abgehaltenen 
3.  OMieralvereammlung  des  Seemanns  verbau  des: 
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,,Die  auf  der  8.  Generalversammlntig  dea  Seemannsverbandes  in 

Deutschland  ver^ainmolfoii  Verireter  der  organisierten  seemännischMi  Ar- 
beitor  niederer  Cliar;_^o  erkliiicn  namens  ihrer  Mandatfjeber,  dass 

1)  die  Notwendigkeit  eines  weitereu  und  liddckleunigten  Ausbaues 
des  Teiles  unserer  Sozial-  und  Arbeiterscbutzgesetzgebung,  der  auf  d«B 
Schürahrtsbetrieb,  mithin  auf  die  seeminmache  Arbeiterachaft  Besag  hit, 
anerkannt  werden  rauss,  weil  sie 

'2i  enf rre^en^osefzt  zn  Reirierung,  Reichstag  und  Reeder  der  Auffassung 
tsiiid,  <ia8H  öowobl  die  neue  Seomannsordnung  —  vom  2.  Juni  1902  —  aU 
auch  das  Seeunfallversicherungeigeäetz  und  das  InvaUdenversicherungsg^eU 
den  allemotwendigsten  und  wohlbegrttndetesten  Anforderungen  der  aee> 
männinchen  Arbeiter  nicht  entsprechen,  wie  auch  dem  Pruudp  der  »BS- 
gleichenden  Gerocht ififkeit  keine  (roltnnpf  haffen. 

Dio  Delegierten  halten  (lemznfnl^e  eiue  baldige  InanixriflPnahme  einer 
erneuten  Revision  der  revidierten  tSeeinannsordnung  für  unerlässhch,  und 
zwar  nacb  der  Bichtang  hin,  dass  den  seemftnnischen  Arbeitern 

die  Mitwirkung  bei  den  Seemannsämtem  gesetzlich  gesichert  inrd; 

der  Heuervertrag  durcli  sdiri  fr  liehe  Abfassung  bedingt  sein  muss: 

das  Recht  der  „freien"  oder  „besonderen  Verabredung"  oder 
einbarung''  noch  bedeutend  mehr  eingeschränkt  wird; 

daa  Recht  vom  Rücktritt  des  Heuenrertrages  erweitert  und  die  kriminelle 
Bestrafnng  des  Kontraktbraches  beseitigt  wird; 

die  Berechtigung  zur  zwangsweisen  oder  poliseilichen  Anhaltnng  zur 
Verrichtung  des  Dienstes  aufgehoben : 

die  Regelung  der  Ai'beitszoit  nnd  des  Wachedienstes  im  allgemeinen 
präziser  erfolgt  und  vor  allen  Dingen  auf  das  Küchen-  und  Aufwarte- 
personal ausgedehnt,  nnd  die  Sonntagsruhe  gesetslich  erweitert  wird; 

das  Notensjstem  beseitigt  wird ; 

die  TTener  nnd  die  Kosten  der  Verpflegung]^  vom  Tn^e  der  Anmiisterung 
bis  zum   Tage  der  Abmusteruni;  unbedinfrt  vom  Reeder  zu  zahlen  öind: 

die  durch  Verringerung  der  Mannschaft  ersparte  Heuer  in  allen  fällen 
und  unter  allen  Umst&nden  der  verbleibenden  und  mehrbelaateteii  Kaiin- 
schaft  zu  zahlen  ist; 

die  Bestimmungen  über  Kost-,  Logis-  und  Krankenverpflegung  be- 
deutend erweitert  und  präziser  und  mehr  detaillierter  e;efasst  werden  und 
so  bald  als  irgend  müglich  über  diese  wie  über  Bemannung,  Ausrüstung, 
Verproviantierung  und  Belastung  der  Schifie  Spezialgesetze  erlassen,  und 
die  diesbeettgliche  erforderiiche  Kontrolle  durch  eine  BeichsbehOrde  unter 
Bänsuziehung  von  Vertretern  der  seemännischen  Arbeiter  aosgeftthrt  wird : 

die  Diszi|i]inar<2^ewalt  <ler  Rchiff'sleitung  für  unübertratrhar  erkl&rt 
wird,  nrtd  die  drakonischen  iStrafbe^^rin^nlungen  gemildert  worden. 

Die  Delei^ierten  sind  weiter  von  der  Kotwendigkeit  der  Ei'teilung  des 
Koalition»recktes  an  die  Seeleute  dujch  die  Seemannsortlnuug  oder  einer 
entsprechenden  Aenderong  der  Gewerbeordnung  überzeugt,  wie  sie  auch 
▼on  der  Notwendigkeit  und  Nütaliokeit  der  £in{Ührung  des  ObmannsystemB 
überzetirrt  sin<I. 

Sie  halten  weiter  eiue  lürweiterunt::  der  Befngnisse  der  Seemanns- 
amter  für  absolut  ertbrderlich,  und  zwar  in  der  Richtung,  dass  die  kolle- 
gialen Seemannsftmter  nicht  nur  in  Stra&achen,  sondern  auch  in  aUes 
sich  aus  dem  Lohn-  und  Arbeitsverhältnis  ergebenden  Streitfragen  lo- 
stftndig  und  zur  FftUung  eines  Urteils  kompetent  sind. 
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Die  Delegierten  {ordern  mit  Nachdruck,  dass  vor  allen  Dmgen  in 
der  Kiehtuxig  eine  Erweiterung  der  Bestimmongen  der  Seraiaiuisordnung 

herbeigeführt  wird,  daae  der  Reeder  verpflichtet  wird,  im  Falle  der  Er- 
krankung eines  Schiffmannes  den  Aii^eliöriiron  dessolben  auch  dann  eineu 
Teil  der  bisher  vom  Schiffsmann  bezogeiiou  llouer  weiror  zu  zahlen,  wenn 
derselbe  auch  nicht  überwiegend,  sondern  ganz  oder  teilweise  der  Ernährer 
dieser  Angehörigen  war. 

Eine  Erweitening  der  Bestimmungen  des  SeeanfaUverBielintiugsge- 
setzes  muss  insofern  erfolgen,  als  den  Seeleuten  eine  Mitverwaltiing  an 

der  Seeberufögenossenschaft  und  damit  eine  Teilnahme  an  der  Festsetzung 
der  Renten  ijesichert  wiifi.  Der  heute  in  der  Verwaltung  der  Seebemfs- 
genossenschaft  vorherrschende  Bureaukratismus  wirkt  fUr  die  Seeleute 
nachteilig,  weshalb  er  au  yemrteilen  ist. 

Der  allerentschiedenste  Protest  muss  dagegen  eingelegt  werden,  dasa 
die  Genossenschaft  in  den  allermeisten  F&llen  sich  den  einseitig^parteüsdien 

Outachten  ihrer  bezahlten  Vertrauensärzte  anschliesst  und  demzufolge  die 
Anträge  auf  Rentengew&hning  auf  ungleicher  Basis  beurteilt  oder  die 

Eente  festsetzt. 

Weiter  legen  die  Delegierten  den  ailerentschiedensten  Protest  dagegen 
ein,  dass  erkrankte  oder  infolge  eines  erlittenen  Unfalles  sonstwie  leidende 

Seeleute  so  liiliiti;^  willkürlich  und  ohne  jede  Berechtigung  als  Simulanten 

vordRcIitigt  oder  als  Probierobjekte  ztim  Vorteil  der  TJeeder  fuler  der  Ge- 
nossenschaft, sei  es  an  Bord,  sei  es  in  den  Hospitälern  behandelt  werden. 

Mit  aller  Entschiedenheit  mus«  darauf  gedrungen  werden,  dnss  so- 
wohl die  Seeberuisgeuossenschaft  als  auch  die  Schiedsgerichte  lür  Arbeiter- 
TersiGherong^  bei  Beurteilung  eines  Bentenantrages  mehr  als  bisher  auf 
die  bemfUche  T&tigkeit  des  Soomannes  Rücksicht  nehmen.  Die  Eigenart 
•'•^  seeiiiilnnischen  iSorules  bedingt  diese  Rücksichtnahme,  und  rauss  der 
Grad  der  beschrriukteu  Erworbstätigkeit  nach  der  bisherigen  Berufs- 
tätigkeit und  nicht  nach  Lage  des  allgemeinen  Arboitsmarktes  bemessen 
werden.  Der  volle  Sahadenermta  des  einen  Unfall  erleidmden  Schiffs- 
niannes  entspridit  nur  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit.  Weiter  sind 
Todesfälle  oder  Siechtum  infolge  klimatischer  Krankheiten  mit  Betriebs- 
unfällen gleichzustellen  und  demgemtlss  s'-Idie  Seeleute  oder  denen  TTinter- 
bliebene  berechtiget,  Unfall-  oder  Hinterbliebenenrente  zu  beauspruciien. 
Bei  Festsetzung  der  Entschädigungen  sind  auch  die  Vertrauensarzte  der 
Versicherten  su  hOren. 

Bei  der  im  InvaHdenversicberungsgesets  vorgesehenen  Invaliden», 

Witwen-  und  Waisenkasse,  wie  solche  von  der  Seeberufsgenossenschaft 

zu  errichten  ist,  verlan^^en  die  seemännischen  Arbeiter  ebenfalls  eine 
Anteilnahme  an  der  ^'er^\  altung,  da  sie  ja  unstreiil  iar  in  Form  der  Bei- 
tragszahlung für  die  Invalidenversicherung  einen  Teil  der  Lasten  dieses 
Zweiges  der  Versicherung  mittragen. 

Endlich  verlangen  sie  wiedwholt  und  mit  Nachdruck  die  Unterstellung 

<ier  Seeleute  unter  das  allgemeine  KrankenversichernngiS^esetz  bezw. 
Oleichstellung  der  Seeleute  mit  den  gewerblichen  Arbeitern  am  Lande  in 

diwer  Frat!;o. 

Die  Zentralleitun^  des  \'erl)aude8  wird  beauttiagt,  baldmöglichst  eine 
im  Sinne  dieser  Forderung  gehaltene  Petition  mit  entsprechender  Be- 
gründung der  Beiohsregiemng  zu  unterbreiten." 

21* 
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7.  BeherhergungS'  und  Erqmekungsgewerbe. 

Eingabe  der  Pederation  des  Gar 90ns  des  Cafes  et  des 
Linon adiers  de  France  an  das  fhuusOBisohe HandeLnaainieteritim  vom 
liai  1901  in  Durchführung  der  BesdüQsse  des  Kongresses  von  Yidiy; 
Postulate : 

Beseitigung  der  privaten  .Stellenvermittelung.  Der  Koii^^ross  prsiicdt 
die  Regierung,  das  von  der  Kammer  im  November  190(J  angenommene, 
vom  Senat  aber  abgelehnte  Gesetz  baldmöglichst  wieder  einzubringen  und 
fOt  dessen  Annahme  einzutreten.  (In  diesem  Gesets  war  die  suocewive 
Aufhebung  der  privaten  Stellenveniiittler  vorgesehen:  ihre  ToUstlndlgft 
Beseitigung  wäre  in  5  Jahren  eingetreten.    Ked.  d.  „Bulletin".) 

Regelung  der  Arbeitszeit.  Der  Kongress  fordert  die  AnsdoLrinng  des 
Gesseizes  vom  2.  Kovember  iSi)2  und  vom  30.  März  lOUU  aiii  das  Gai^t- 
wiitsgewerbe. 

Hygiene  und  Sicherheit  in  den  industriellen  Betrieben,  ünfaUveradie- 

rung.  Der  KongresH  beansprucht  die  Ausdehnung  auch  dieser  Geset/L-  auf 
das  Gastwirtsgewerbe:  ferner  die  Anwendung  des  G-esetses  vom  27.  Märs 
1&02  über  den  wöchentlichen  Üuhetag, 

m.  Haftpflicht  und  Versicherung. 

Resolutionen  des  am  8.— 10.  Juni  1  l*i  i.i  in  Wien  abgehaltenen  IV.Öflter» 

r  e  i  c  h  i  s  c  h  e  n  G  e  w  e  !•  k  s  c  h  a  f  t  s  k  1 1  n  g  i-  e  s  s  o  s. 

1)  Der  IV.  Küu^rress  der  Gewei  kschafton  <  »es^terreichs  richtet  an  die 
Regierung  die  ernste  iSdahnung,  endluli  ihre  Fiücht  gegen  die  Tausende 
von  alten  und  invaliden  Arbeitern,  gegen  die  tuiversorgten  Witwen  ssd 
Waisen  der  Proletarier  zu  erfiällen. 

Der  Kongress  erkl&rt: 

Der  nnwiirdiife  Zustand,  die  durch  die  kapitalistische  Produktion  ans- 
gebeuTnttn  Arbeiter,  die  Invalidon  und  die  Witwen  und  Waisen  der 
gänzUch  unzureichenden  Armen  Versorgung  der  Gemeinden  zu  überhefeiu 
und  letztere  damit  zu  belasten,  muss  endlich  gründlieh  beseitigt  werden. 

Wie  die  Petitionen  gezeigt  haben,  die  Hunderttausende  von  Unter- 
schriften trugen,  wird  diese  Notwendigkeit  nidit  nur  von  der  ofganisiertea 
Arbeiterschaft,  sondern  von  der  gesamten  Bevölkerung  als  dringend  em- 
pfunden. 

Die  Regierung  behauptet  nun,  t  inon  Crosetzeatwurl  ausgearbeitet  za 
haben,  verweigert  es  aber  hartnäckig,  ihn  dem  Parlamente  vorzulegen. 
Die  endlose  Verschleppung  der  Vorlage  über  die  Alters-  und  Invaliditftts- 
versichemng  der  Arbeiter  als  eine  Folge  der  politischen  VerhÜtni^e  tu 
bezeichueTi  und  die  Lage  des  Parlaments  als  Ursache  der  ni(  ht  zu  recht- 
f'ortigonden  Verzögerung  einer  so  wiehtigen  und  unabweisbar  notwendigen 
Vorlage  hinzustellen,  ist  nui'  ein  fauler  Vonvand  der  Regierung,  die  die 
volle  Verantwortung  dieser  Verschleppungstaktik  zu  tragen  hat.  Diese 
nichtigen  Redensarten  werden  die  Arbeiterschaft  um  so  weniger  täuschen, 
als  die  Regierung  Koerber  trotz  der  parlamentarisc  hen  Wirren  Zeit  und 
Gelegenheit  fand,  den  L  nternehniern,  den  Zuckerbaronen  und  Agranerii 
goldene  Früchte  iii  den  ächoäs  zu  werten. 

Die  Vertreter  der  Gewerkschaften  Oesterreichs  fordern  von  der  Re- 
gierung, dasB  sie  unversaglich  den  Gesetzentwurf  ttber  die  Alters-  und 
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lüTalidit&tsversiolieTiiiig,  der  Witwen-  und  Waisenversorgtiiig  der  Arbeiter, 
za  dessen  Aasarbeitung  sie  vollauf  Zoit  hatte,  dem  Parlament  vorlege, 

und  sie  verlangen  von  diesem  l'arlamcnte.  dass  es  diesem  Gesetze,  das 
eine  wahre  Volksnotwendi^ikeit  ist,  tleii  Vorrani;  ^'ebe  vor  den  angeblichen 
ätaatsnotwendigkeiteu,  die  den  üdassen  schwere  Lasten  aufbürden. 

Die  GFewerkschafton  Oesterreidis  werden  mit  aller  Energie  fttr  diese 
wichtige  Forderung,  die  erhoben  und  dem  Parlament  \  or^roloixt  wurde, 
mit  aller  Kraft  eintreten   und  iliro  ALntarion  dementsprechend  einrichten. 

2)  Die  Regierung  wird  aufgefordoi  t,  mittelst  Erlasses:  die  politischen 
Behörden  zu  verständigen,  dass  die  Schiti's Verlader  der  Kranken-  und  Un- 
faUversicherungspflidit  unterliegen  und  die  Schiffbauer  in  allen  Teilen  des 
Betriebes  der  Unfallversielieningspflicbt  zu  unterwerfm  sind.  Oleiohsettig 
fordert  der  Kongrese  von  der  Regierung,  dass  sie  die  betreifenden  Institute 
—  „Kranken-  nnd  T!'^nfallversichernnjrsan?!talten'*  —  n^lfTo!•^lo^•^  alle  der 
Versicherang  dieser  Arbeiter  notwendigen  Verfügungen  zu  tietleii. 

3)  Da  die  Zimmerer  laut  Erkenntnis  des  Obersten  Verwaltiings- 
gericht»hofes  auf  den  Werkpifttsen  von  der  Versicheningepflicht  ausge- 
8chlo86en  sind,  jedoch  auf  den  Werkpifttssen  dieselbe  Unfallsgefahr  besteht 
wie  anf  den  Bauten,  spricht  sidi  der  rJcworkschaftsknntrress  dahin  aus, 
dass  alle  Zimmerer  der  Versicherungsptiiclit  zu  unterliegen  haben. 

4)  Die  im  Schmiedegewerbe  boschäftigren  Arbeiter  untei-stehen  trotz 
der  sdiweren  Gefahren,  die  dieser  Berufszweig  in  sich  birgt,  der  Unfall* 
Versicherung  nicht.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  Verletzungen  im  Schmiede- 
gewerbe häufig,  und  schwere  Unfälle  vorkommen,  beschliesst  der  Kongress  : 
Die  Vertreter  der  Arbeiterschaft  im  Arbeitshfiiate  liaben  bei  Beratung 
der  l\ot'orm  der  Arbeiterversicherung  die  Fassung  eines  Beschlusses  an- 
zm-egen,  wonach  das  Kleingewerbe  in  seinem  ganzen  Umfange  in  die 
Arheitenmfallversicherung  einbezogen  wird. 
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P.  8.  King  &  Son,  1902.   XXVllI,  348  S. 

18(5.  Oldi  -Aire  Pension»:  a  Collection  of  Short  Papers.  Isjf^ued  by 
the  Committee  on  Öld-Age  Pensions.  1903.  2  h.  G  d.  (Papent  by  W.  A.  Bailirard 
— ;  C.  S.  Loch  —  John  MarUnean  —  G«orge  Abbott  —  H.  W.  Wolff  etc.  —  State« 
Aided  Pension«  —  Mi>takf!-  and  >Iis-sUatornents    -  The  Endowment  of  MeniUer:-.) 

187.  23.  Jahresbericht  de«  Schweiz.  Gewerbevereins  1902.  bt.  Gallen,  Hooeg* 
gersche  Budidnickerei,  V.m.  80  8. 

2.  Betr.  beruflichen  Arbelt4!rsehutz. 

188.  VIII.  JahroHbcrieiit  der  Allg.  Vereinigung  J,>euLscher  liuchhand- 
lungHgchilfen  1902  3.  Gc>rhäft«§boricht  des  Zcntralvorstandes  über  die  Zeit  vom 
18.  Mai  1902  big  18.  Mai  1903,  zur  5.  Haaptveraammlung  am  30.  Mai  und  1.  Juni 
19(B  in  Leip/.ig  ei^tattet  vom  1.  VofBitzenden  W.  Bluhm.   15  S. 

Deutscher  HcT  L'arhcitervcrband.  Jahresbecicht,  entatleC  von  Vor» 
tttand  dett  Verbandes  pro  1901.  Bochum,  Haoamaun.  38  iS. 

190.  XIII.  Jahresbericht  des  Kaufm.  HilfsTereins  ffir  weibliche  Ange- 
atellte  zu  Berlin  für  das  Vonvaltnnpsjahr  11>02.   22  S. 

191.  Erhebuug  über  diu  Arbeitszeit  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  im  Fleischer- 

fewerb&  Veranstaltet  im  Sommer  1902.  Berlin,  G.  Hevmann,  1908.  gr.  4*.  LXXIT, 
19  S  .  ^ 

102.  39  Gutachten  über  die  völlige  Sonntagsruhe  im  HaudeUge- 
werbe.  Eine  Umfrage,  veranstaltet  von  der  Berufsgenossenschaft  Deutaellliationaler 
Han<llungf>gehilfeuverband  (Hamburg).   31  S.    M.  0,20.  Selbstverlag. 

l'.)3.  Statistische  Erhebungen  über  Arbeits-  und  Lohnverhältnisise  der  Stein - 
arbeitcr  Deutj*chlands  mit  Berücksichtigung  der  Krankheitsan  und  -tlauer,  sowie 
der  Zahl  und  IV-ache  der  Todcsfrdlc.    V(»ni  1.  .luli  im  bis  30.  Juni  V.Mtj.  g. 

1H4.  Statihlik  der  oberschles-ischeii  Berg-  und  Hüttenwerke  für  da»-'  JaJir  1901. 
Herausgegeben  vom  Berg-  und  Hüttenmännischen  Verein.  Zusaminen- 
seBtellt  und  bearbeitet  vom  Geediäftaführer  dm  Vereins  Dr.  iL  Volts.  Kattowitz, 
Sdbatverlag.  I9u2.  90  S. 
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105.  Geschäffcbericht  der  OrtdkraiÜnnlDUse  für  den  Gewerbetrieb  der  Kauf- 
leute, Handelsleute  und  Apotheker  stt  Berlin  lör  du  Jahr  ld02.  Berlin,  Paul 
tünger  &  Co.  31  8. 

190.  Zentral  verband  der  Glaser  und  verwandten  BerufsgenoMea  Deutachlaode. 
FlOtokoU  der  Verhaiidlunirpn  des*  10.  Verl>;iiid>taj;('.-.  Ah^rehalton  am  11.,  12.  und 
13.  April  1903  m  Ltip/J''.   Karlsruhe.  Buchdruc 

1H7.  Zf  tiiralver  band  der  Töpfer  und  ßerufsgeuossen  Deut.sch- 
landti.  Bencht  des  Zeutraivontandes  von  den  Jahren  1901— iyö2  f .  die  tf.  GenonU- 
▼Bwemmlung  (13.  Kougran)  in  Meiaaeii.  Berlin,  Druck  Wiud.  2b  «. 

His.  Sclnveizerisener  TypoffrapbenbaDd.  Jafansberielit  für  daa  Jahr 
iWJ.   Babel  1903.   143  S. 

199.  Internationales  Bachdrnckeraekratariat  Bern.  Die  Gehilfen- 
Organisation  im  Buohdniekor^'ewerbe.  Statist  Erhebungen  ▼<HU  Jahre  19U2.  BaaeL 
öcEweiz.  lypographenbund,  1903.  210  S. 

III.  Private  Ptil>likAtlonea  qaellanmäsaigea  Charakters. 

200,  Angelli,  aw.  Arualdo.  Commento  alla  l^e  augü  infortuoi  del  kvoro. 
Fä^v.  1.  Milano,  Sodetil  editrioe  libraria  (tipb  Ind^endeuEa),  190:2.  p^  1—48. 
L.  1  U  loäcioolo. 

201.  Albi,  Orazio.  La  caaea  nazionale  di  previdenza  per  Huvalidit^  e  la  vecchiaia 
dc^li  o|i*  r:u:  o •iift  renza  dctta  a  Teramo  il  di  23  dicembre  1900.  CniMebordillO, 
Kkola  de  Arcaa«jliö  tip.  ediU,  190ii.  ö".  28  p. 

2fSL  Amieie  (De),  Alansveto,  deputato.  La  caasa  nasionale  di  previdenxa  per  1a 

invaliditA  c  In  vecchiaiH  do^di  operai:  confen'nza  tenuta  in  Suliiioiia  il  21>  u^rosto 
11K>2  nella  sede  dcU'  unione  mouarchica  sulmonose.  äulmuna,  tip.  P.  Colaprele. 
m2.   8».   p.  28. 

3ÄÖ.  A  II  d ro i ri  (Del.  Ln.,  tlcputato.  La  niilitnrizzazionf  dpi  ferrnvieri:  di.-corso 
prununziftto  alla  Ciiiuera  dei  Deputati  nella  seduta  del  14  iiiarzu  Miiano, 
!^tab.  tip.  lit.  Leone  Magughi,  1902.  8*.   19  p. 

204.  Andrei.'«  (De),  ing.  Lu..  o  Comandini,  aw.  Ulialdo,  deputati.  T^a  muui- 
cipalizzazione  dei  servizi  pubblici :  diäcoriii  |  pronunziatij  alla  Camera  dci  Deputati 
il  27  novembre  1902  (Ptaüto  npublicano  italiano).  Milano,  tip.  A.  Koechita  &  Ci 
1903.    28  p    C<}nt.  5. 

«05.  Anson.  rrincipleb  ol  the  Knglirth  Law  of  CoiuracL,  und  ul  Ageucy  iu  it»  Re- 
lation to  Contract,   li»03.   8".    180  p. 

206.  Book,  H.  Lohn-  u.  Arbeitsverhältnisse  in  der  deuUschen  Maachineninduatrie  an 
Ausgang  des  19.  Jahrh.    Diss.  Heidelberg  1902.   8".   71  p. 

2(*7.  iM'sanfon,  H.   La  protection  legale  des  empIoy6s  de  commerce.  8".  Rousseau. 

208.  Bernar  oli,  Egidio.  Manuale  per  ia  costituzione  e  il  fuuziooameato  delle  leghe 
dei  oontadini.  Roma,  libr.  8ocialista  italiana  edit  (st^.  tip.  L.  Cardi  geriti 
dalla  ~(K-.  operai  tipografi  Induslna  e  lavoro),  19ir2,    8".    Ul  p.    Cent.  G(>. 

^-)9.  Billy,  Maria d.  L'iDitiativc  priv^  dau4  la  pr^venliou  el  i'att^uaüon  des 
acddents  dn  travalL  Paris,  Rousseau,  1902. 

210.  Bion,  W.  Die  Erfolge  der  Ferienkolonien.  Referat.  Sqianitabdmck  aus  dem 
„Alimann''.  29  p.    Hin  weil,  A.  Cameuiach  1901. 

211.  Bisi,  avT. F.  A  propo.sito della recente  l^ge  suU'einiKnusione.  Pba,  tip.  Angelo 
Valenti,  K^fi.  S".  .jo  p.  (1.  Per  la  protezioop  dfirli  italiani  airo-terix  2. 
IVavvenire  degii  ilaiiaai  in  Amerita.   3.  La  coionizzazione  italiana  in  Oriente.j 

212.  Bisi,  aw.  F.  8ulla  munidpaUzzaaione . dei  aermi  pubblici:  monografia.  Pisa, 
tip.  ITuirelo  Valenti,  1902.   8*.   24  p. 

213.  Blau»tein,  A.  Die  Entstehung  der  gcwerkschaftl.  Arboiterbewi^ung  im  deut- 
i»chen  Siattleigewerbe.    Dis-s.  Heidelberg  11)02.   8".    139  p. 

214.  Botr^iano.  Ant.  1/ ((r).'arii/,/.azione  professionale  e  la  rapproi^f^ntanza  di  dasse. 
Tormo,  f  ratelü  IJocca  etlit.  (tip.  Baglioue  e  Brajotto),  1903.  8  .  XL,  301  p.  L.  7, — . 
1.  Le  antiche  corporaaoni  artigiani.  2.  La  condkione  eoonomico-giuridica  delle 
clagsi  lavoratriei  nellVpoea  mfvlorna.  3.  I  nuovi  organismi  profertsionali.  4.  II 
movimento  prültebiüuale  iii  iialin.  5.  La  funzione  econoraica  degli  ordinamenti 
piofeaaionali.  6.  Le  unioni  prof&fsionali  o  Tordinaniento  amministrativo  dello 
stato.  7.  L'organi7-zazione  professionale  e  la  yita  poUtica.  8.  CkMtituzione 
giuridica  delle  unioni  professionali.  —  Bibl.  di  seteoze  sodali,  VoL  XLI. 

215.  Boggiano,  Ant.  I>tirii/.ioni  di  oconomia  politica.  Vol.  I.  (Parte  generale.) 
Borna,  Hodiettk  italiana  cattoUca  di  cultura  edit.  [tip.  dell' Unione  cooperativa 
edilrifi«],  1902.        147  p. 
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2l6ii  Bourguin,  Mauru c    De  rapplication  des  lois  oUTvftiei  MIX  OQfiien  et 

employ^  de  l'Etat.  Paris.  A.  Bousseau,  19062.  1  voL 
217.  BoT«t,  Dr.  A.   La  loi  a'aBstmuice  popnbdre  du  canton  de  ücnchltd.  Pfer», 

'jri  ruf  Louis-le-Gnind,  IW-J. 
21Ö.  BrftDtfti  V.  Legislation  du  travail  com{»r^e  et  iadematiouale.  Paris,  Leix^ 

et  LonvaiD,  1903. 

219.  Bru ,  E.   E.^ai  sur  le  i^Iement  du  ttwnü    domicile.  Pteia,  Lmee,  190B.  8^ 

33Ö  p.  (th^e^ 

220.  Brvnschyic^,  A.    La  reeponsabilit<$  civile  des  syu^cato  profeaucneb,  I 

raison  des  atteintt*  a  l;i  liberte  du  travail.    Parip,  Boyer,  1002.  8". 

221.  Butor.  riMjite  {«roff^sionnel  et  Im  accideutt»  du  travail  daiiä  le»  äocic-U« 
houillitree.   B^thune,  inipr.  David,  1902. 

222.  Camplani  (Relat/m ).  La  legge  suile  pensioui  cd  i  vecchi  pe^rrctari  ed  impie^D 
comunali  [relazione  airassociazione  bresciaua  dei  «egretari  coßiuoalij.  Bresm, 
Stab.  tip.  lit.  F.  Apollonio.  19()2.   8".   17  p. 

223.  ('ann)olir  1 1  i ,  dott.  Roh.  T«i  coloiiizzazinne  itali.ina  iK'll'.\rp:entnm.  Hm-iifw- 
Ayres-Oenova,  A.  Cautieilu  ediu  ^Kocca  B.  Caasiaau,  »tab.  tip.  Capjjtllin,  li)i02. 
1*> .  2iiA  p.  (LI  fattoii  diieliti  deUa  pnodiuioiie  lucale.  2.  L'agncnltiiia.  ä 
La  colonizzazione.) 

224.  Caratti,  avv.  U m b.,  dci)utato.  Per  la  tutela  dell'infanzia:  discoreo  pronuuziato 
alla  Camera  dei  Deputat!  aella  tarnata  dd  12  ^affu>  1901.  Udine,  tipw  Man» 
Bardusoo,  1902.  8".  20  p. 

225.  Casanova,  in^.  Lu.  Gh  sdoperi  agraxt  in  Loinbardia  ed  il  concorso  Bangiola: 
note.    Milano,  tip.  lit.  degli  ingegneri,  1902.    in".    11  p.    L.  1.— 

226.  Casnati.  Giov.  La  muuicipaUzzazione  det  serviz!  pubblici:  relazioue  (Ciroolo 
popolare  ai  Milane^.  Milano,  tip.  G.  Mtutinelli  &  O.,  1902.  8".  24  p. 

227.  Certiczzi,  dott.  Lu..  rflatore.  Sul  lavoro  delle  dormo  f  dei  fanciulfi:  [iroposte 
di  modificazioni  al  dis^o  di  legge  della  commissione  Parlamentäre,  relätore  Di 
San  GinUano  (Camera  m  commerao  di  Milano).  Milano,  stab.  tip.  F.  B.  Bdiini, 
ÜXß.   8".   31  p. 

228.  Colctti,  ing.  Silvio.  Per  risolverc  la  questione  fra  capitale  e  lavoro:  di  uo 
Duovu  sistema  di  mocede  agli  operai.  Berjnmo,  etat»,  tip.  ut.  fratelU  Bolls,  1903. 

8".   32  p. 

229.  Comandini,  avv.  Ubaldo,  c  Andreis  (De),  ing.  Lu.,  deputaii.  La  mmi- 
cipalizzazionc  dei  f  ervizi  pubblici :  discorsi  [prouunziati]  alla  Camera  dei  Deputat! 
il  27  novombre  1902  (Partito  repubUcano).  Milano  tip.  A.  KoacliitE  &  a,  im. 

28  p.   Cent,  5. 

230.  Con  t  i ,  C.  La  municipalizzazione  dei  pubblici  servisi: communicazione  airawemblea 
ISsetterabre  1902  dciraß^ociazionc  breeciana  fra  i  BCgretari  ed  jmpic|5ati  oomoiiali. 
Brcficia,  tip.  lit  F.  Apollonio,  11K)2.   8^   14  p. 

231.  Contro  la  tratta  aci  faiiciulli:  legge  Guerzoni  21  dicembre  1873,  No.  1733. 
Milano,  8ocietit  editrice  libraria  (tip.  Indipendcnza).  1903.   16°.    7  p.    Ceut.  1(X 

232.  Coombs,  Ardon  W.  Synopsis  of  the  laws  of  the  State  of  Maine,  rclating  te 
the  Organization  of  corinirations.    Portlaiid  isOit.    7  p. 

233.  Gossa,  prof.  Em,  Cooiiitti  e  alieanze  di  capitale  e  lavc«a  Milano,  Ulnco  Uocftli 
edit  (Stab.  tip.  ditta  F.  Manini-Wiget),  1903.  8*.  XII,  201  p.  L.  350. 

234.  Cottofavi,  avv.  Vit.  La  cattsa  nazionale  di  previdenza  ]  r  l'invalidita  e  la 
vecchiaia  c  i  lavoratori  ruraii :  conferenza  tenuta  nella  sede  della  socictä  dcgli 
^ricoltori  italiani  in  Borna.  Seoonda  edlzione  con  noteroU  aggiantCi  Boinm 
tip.  dell'ünione  cooperativa  editrice,  1902.    Iii".    27  p. 

235.  Crüger,  Dr.  II.,  u.  L.  Parisius.  Das  Edchsgesctz,  betr.  die  Ekiverbe-  und 
WirtscbaftsgeDOaaenschaften.  4.  Aufl.  VIIX,  724  p.  gr.  8*.  Berlin,  J.  Quttent^, 
1903.   M.  15,—. 

23Ü.  I>  isposizioni  circa  il  lavoro  ddle  donnc  e  dei  fanciulii:  legge  19  giugno 
1902.    Milano,  fioeieti  editrice  übtaria  (tip.  Independenza),  USaT.   16".  C^ 

Cent.  10. 

237.  Dören,  Dr.  .\,  Deutsche  Ilandwerker  und  Handwerkerbrüderr^cliafieii  im 
mittelalterlidico  Italien.    Berlin  1903.   8".   VI.  löO  p, 

238.  Dupin,  A.    La  mutualit^  scolnire  et  populairc.  PariB,  C^Iin,  1903. 

239.  Düttmann,  Regierungsrat  A.  Kranken  Versicherungsgesetz  in  der  Fassung  der 
Gesetze  V.  1".  April  1892,  30.  Juiu  19{¥)  und  25.  Mai  1903  mit  Nebengesetxen 
und  Auafübrungsbestimmungen.  KraukcnversicherungsgeBets.  A.  Vecsicbenui^ 
zwaaf.  B.  Gemdndeknuikenversicberung.  C.  Ortstoankentasaffl.  D.  Oemau* 
same  Beetimmnngen  f.  GemeindekrankenTenicliening  u.  L  die  OrtaknmkeokiM* 
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E.  Betrieb«-(Fabrik-)KrankenlrR=!se.  F.  BaukraDkciika?»sen.  G.  Innungs^kranken- 
ka«8en.  H.  Verhältui«  der  KnapjJä>clmft4tka^8eii  u.  der  eingeschrieb.  und  auderen 
HQlfskaKsen  zur  Krftnkcnvor»iciierung.  I.  SchlnMh,  Stnil*  U,  UcbCigMigsbeitilii* 
muQgen.   Novelle  t.  'J5.  Mai  19()3.  Anhang. 

240.  Erdoerg,  Dr.  R.  von.  Die  Wohl fahrtepflege.  Eine  conalwiM. Stndie.  Jena,  G. 
Fischer,  1903.   72  p. 

241.  f  airbank.  Labw  da^  address  at  Kansas  City.  Indianopolis  1902.  14  p. 

242.  Fehr,  Em  iL  Das  8chied«>gericht  in  der  sdiwriz.  Givilpfoseesgesetegebung.  gr.  8*. 
Vril,  91  p.   Zürich,  Gebr.  Leemann  &  Co.,  l'Xi3. 

243.  Filluneer,  Dr.  A.  Die  neue  Koksaustalt  am  Thcresienschacht  in  Polnisch* 
Ostraii.  Sepanttabdnidir  ans  der  Oestendeh.  Zdtsdir.  f.  Bers-  und  Hüttenwesen. 
WiPTi  1903. 

244.  Finger,  Dr.  R.  Die  Bechtsverhiütniase  zwischen  Herrschaft  u.  Dienstboten 
nach  dem  im  Bremer  Staat  geltenden  Bechtei  VI,  57  p.  8^.  Bremen,  F.  Leuwer 

1903.   M.  1.-  . 

245.  Fiorese,  fjabino.  Ii  Contadino  nella  Terra  di  Bari:  considerazioni  cconomiche 
sociali.   Beconda  «dirione  eonetta  ed  anmentata.  Bari,  atah.  tin.  Arellino  e  C, 

1901.    116  p. 

246.  f  orti,  dott.  Ugo.  La  niunicipalizzazione  dei  nublici  servizi:  icttura  fatta  al- 
I  n^hociazione  napoletana  il  23  oicembre  1901.  Napoli,  tit».  di  Eänrico  M.  Hnca, 

11*02.    ]()".    3."  n. 

247.  France  ■< CO,  (l)e)  G.  Lo  scioptro  dei  ferrovicri  di  i^ardegna.  Cagliari.  tip.  V. 
Vald?*,  1901.   8°.   20  p.   C<jnt.  20. 

248.  Garibotti,  Gius.  Le  case  dei  popolo.  Cremona,  tip.  sociale  ediU,  1902. 

39  p.    Cent.  20. 

249.  Ga;*j>ar<)tta  avv.  Lu.  Por  un  giorno  di  riposo:  una  nuova  organizzazione;  la 
lepalazioae  dei  lavoio  in  Italia;  ü  riposo  settimanale.  MiJano,  Bemo  ^dn» 
cdk  (Stab.  tip.  lit  L  BeaozziH  1902.  ä*.  67  p.  Cent.  &a 

20a  Gebrig,  H.»  und  Bchellen,  Dr.  A.  Der  Handwerker.  Leipsig,  Teabner.  8^. 
112  8. 

251.  Oiesberts,  J.,  und  Biehm,  Dr.  R.  Arbeiterkonsamyerdne.  58  B.  ßdbriften 

der  Gesellsch.  f.  soziale  Keform,  Heft  H.    J.  na.  O.  Fit-cher,  1JK)3.    M.  0,40. 

252.  Godart ,  J.,  et  Pic,  P.  Le  moavement  economiquc  et  social  daus  la  r^on 
honnaise.   Lyon,  Stordk  A  CSe.,  1902. 

253.  Grillet,  Lonis,  In.spcctcur  du  travail.  Jav  accidents  du  travail.  Commentairo 
de  la  loi  du  9  avrii  ibbb,  luodifiee  le  22  mars  1902,  ooncemant  responsabilit^ 
des  accid«  nt.s  dont  les  ouvriers  sont  victimea  dane  lenr  tnmdl.  2.  edit  88  p» 
Renne«,  L.  Radigoi..*,  1903.   C-  nt.  80. 

254.  G  um  hart.  Welche  Verpfliditungeu  erwachsen  den  Unternehmern  aus  dcui 
Gewerbeunfallversicherungegesetz  vom  30.  Juni  1900?  Sonderabdruck  ana 
-Rcvigionpingcnieiir".    Berlin,  Dr.  W.  Heffter.   M.  0,20. 

250.  Uardegg.  Aus  der  deutschen  Qew^kschaftsbewming.  Vortrag.  40  tf.  Stutt- 
gart, K.  Wittwer,  1908.  M.  0,00. 

H en  t  h ,  H.  ^1.  CoraparatiTe  advantagea  ni  the  ooiporation  law«  (tf  all  thestatea 

and  temtories.   Augusta  19^.   80  p. 

257.  Hirschberg,  Prof.  Dr.  E.  Arbeitslopenveralchening  und  Armenpflege.  Heft 
197.   2.".  Jahrg.   5.  Heft  der  Volksw.  Zoitfrapcn.    8".    K(rlin,  L.  Siraion,  1903. 

258.  Hutchins  and  Harrinon.  A  history  of  faciory  IcKi^iation.  London  1903.  b". 
286l  Isenbart,  W.,  und  Spielhagen,  W.   Das  InvalidenversichenmgBfnewte  vom 

13.  Juli  ism   2.  Aufl.    Berlin.  Hermann,  1903.   8".    1147  ö. 
260.  I^titu^ione  di  im  ufficio  (id  lavtjro:  legge  29  giugno  1902.   Milano,  SocietÄ 

editrice  librar»  (tip.  Indiptiidenza).  1902.    IG".    4  p.    Cent.  10. 
iiOl.  Julius bu r^er,  Dr.  O.  Zur  sozialen  Bedeutung  der  QeisteBkrankliditen.  8*» 

32  S.   Berlin,  Kosclowski,  1903.   M.  0,30. 
262.  Kaiiipffmeyer,  P.  Die  Mission  der  deutschen  Krankenkassen  auf  dem  Grbi(te 

der  Qu.  Gesundheitspflc^  Pr(^ammatische  Gedanken  zur  Reform  des  Kiankea- 

kaMenversicherungsgesetzes.  Frankfurt  a.  M.,  Dr.  Schnapper.  52  S.  M.  1,50. 
SVß.  Keidcl,  .T.,  Bezirk^amtsaseesKor.   Invalidenversicherungsgcsetz.  Entscheidungen 

von  1891—1901.  Lex.-6.  744  ä.  Bd.  XI  von  l<^ichsbeigeni  ^techeidungeo  dee 

Reichsgerichte  ele.<*  Oiessen,  E.  Roth,  1903.  M.  12,—. 
26t  King  ßolton  e  Okoy  Th  onias.    Ti'Ttalia  d'o^'pl.   Traduzione  dall'inglese 

riveduta  dagli  autoii.  Bari,  Gius.  Laterza  c  figli  tip.  edit^  1901.  8".  XVIU.  497  ti, 

L.  4»  arCk  pditica  e  i  politid.  2.  I  cattolid.  8.  I  sodaliatL  4.  I  Ifetti  di 

maggio  e  le  lovo  coneeguenaei  5.  Settentrione  e  meszogioino.  0.  La  povertä 
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d'ltalia.  7.  Indu»*tTtP  p  *T)mmprcin.  S.  I  crmtÄdioi.  0.  II  ri^'DrL'iinento  agricolo. 
10.  Cooperazione,  Ii.  Bcueficeiiza  e  kirL-slaziuDO  pei  poveri.  Iii.  Istruzione.  13. 
Cliicsa  c  stato.  14.  Amministrozionc  locale.  15.  Finaiize.  1(5  PoUtica  cstera  e 
coionialc  17.  Una  pi(\  grande  italiii.  18.  Appendice  bibiiografica.  —  Btblioteca 
di  oultura  moderna.  Xo,  2.) 
265.  Klehmot  u.  Lass.  Y'rof.  Dr.  L.,  Reg.-Räte.  Grnndrid.s  der  doataduiD  ArbdtflP- 
versicherung.    IV,  lt. !  S.    8".    Stiittr::art.  Enkc,  V.m.    M.  \~. 

2G6.  Klein,  K.  AtIu  itcrschuu  und  Gewcrheaufsicht,  die  gcAcixl.  HestiinmungeQ  dar- 
\\\>cT.  Mit  (iririn  Anhang,  betr.  den  >])(•/..  Arl)eiterechut7,  in  iJer  Klei^-  und 
Wäfichekonfcktinn,  den  ^\  rrk«tatt«ni  tni'  3Ti»torbetrir'h.  Walz-  und  J rammerwerkeiL 
8".    XII,  235  55.    Ötuitgart,  W.  Kuhiliummer,  1002.   M.  2/X>,  geb.  M.  3,— . 

267.  Kohn,  AI1>ert  TTmere  Wohtmngsenquete  im  Jahre  1902.  Im  Auftrage  des 

Vorsfan  l  h  t  ( »rtr^krankeukasse  für  den  Gewerbebetrieb  der  Kauflciito.  ILiinM-- 
leute  uud  A[>otüeker.  Berlin,  Verlag  der  Ortäkraukeokasse  f.  d.  Gewerbebetrieb 
der  Eanlleute  ete.,  19(^  35  8. 

268.  Kümmel,  Hermann.  Zahnarzt  imd  Arbeiternchutz.  Eine  soziulwi^x  n-diafU 
bebe  titudie.  (1  AbbUdung  u.  3  Tafeln.)  131  8.  Jena,  G.  iflscber.  1903.  M.  4.-. 
AUjremeines  (NüchtomlieitBbewcgung  und  Arbeitenchiitz).  Gewerbe-  und  Bernfe« 
krnnkhoiten.  Professionelle  Zahnerkrankungen.  Gf'H.chirhtlielies.  I.  Clf  w- r'clii  he 
Zabncrkrankungen  durch  mechaniache  Ursachen  (  Soldaten ,  Jäger,  Glasbläser,  ächuh- 
macher).  II.  Eigentliche  lierafliclie  Zahnertrankiingcn  in  gevrerbticheD  und  Fabrik- 
betrieben. Die  Zahnfäule.  Säurearliritrr.  K:iric~  iL  r  Müller,  Bäcker,  Korulitoren. 
Geworbl.  Zahnkrankheiten  ab  äckundärcrf^uheiuuD^cn  (gewerbL  VergiftuagcujL 
Die  Phosphornekrose.  SchluR«.  Arbdterachutz  und  KranKenvereidienuig.  Wich- 
tiL'kt  it  der  Zahnpflege  für  den  Arbeiter. 

260.  K  II  n ,  E.  äozial-hiBtoriadie  Beiträge  zur  Landarbeiterfrage  in  Ungarn.  Dias. 

IlaUe  1002.   8».   58  S. 

270.  Legi  1  iizione  sulla  cassa  iiazionale  di  previdonza  per  rinvalidita  c  per  la 
vecdiiaia  deg\i  operat.  Napoli,  tip.  casa  edit.  E.  Pietroco  la  succ.  P.  A.  Molio«, 
1902.   16*.  S8  p.  Gent  SO. 

271.  Leitfaden  für  Vers ichernnirjswe-en.  Eine  Darstellung  der  für  don  Lnnd- 
wirt  in  Betracht  kommenden  Versicherungen.  8".  V,  132  S.  Schweidnitz  1003. 
Bl  1,20. 

272.  Labbro,  Vit.  T  sindacati  industriali  da!  pnnto  di  \\<ta.  econoniif-o  e  «ot-iale: 
diatiertazione  di  laurea.  Torino,  tip.  s.  Giuseppe  degli  Artigiauelli,  liKi2.  Ö".  lUÖ  p. 

273.  Las9,  Prot  Dr.  L.»  n.  Klehmet,  Reg.-Käte.  Gnmdriss  der  deutschen  Arbeitet' 
Versicherung.    IV,        S.    8".    Stnttfrart.  F.  Enke,  1<M)3.    M.  1,—. 

274.  La«süta,  W.  Strejki  roliie  w  lialicyi  Wocluxiniej  (Feldarbeiterntreikö  in  0«t- 
galizien).    Krakau  i;'02.   50  p. 

275.  Leen  er,  G.  de.  Lee  ayndicats  industneb  en  Belgtqne.  8°.  Misch  &  Throo. 
Fr.  8,-. 

276.  Legge  (La  nuova)  sul  lavoro  delle  donne  e  dei  fancialli.  Torino,  tip.  BaiavaUe 

c  F:iK-..iii.Ti,  10f)2.    8".    4  p. 
27.,  Lt'uionon,  11    Les  assuranccs  ouvrieres.    Paris,  Chcvalicr-Maresq,  1902. 
27S.  Locher,  A.,  Reg.-Rat.    Vom  Fraucnstimmrecht  iiishe«ondere  in  lorclilicheB 

Angelegenheiten.   4ü  S.   ö".   Zürich,  Orell  ViwW,  1003.    >I.  0,80. 
27!>.  Longnitano  aw.  Fa.   Osservazioni  ruI  fenomeno  dell'emigrazione  italiana  e 

KuUa  legge  e  refTdlameuto  Kuiremigrix/ionc  dope  ud  arm«»  «lalla  sua  applicanADet 

novembre  1002.   Genova,  stab.  tip.  Pictro  Peuaa  lu  L.,  1902.   4".   91  p. 

280.  Lttzcatti,  Prof.  Giac.  II  problema  ddla  disoccupaatone :  nna  lesione  all'aoi- 
versitä  popolare  di  Venexia.    Venczia,  tip.  Sortenl  e  Vid  iii    IfHJS.    16".  M  p. 

281.  Magaldi,  V.  Ptr  la  eassa  nationale  di  previdenza  pr-r  pli  operai:  conferen» 
tenuta  in  Öpolet«  il  giorno  8  settemhro  1001.  lioma,  tip.  Kurico  Vogbera,  1908. 
16".  36  p. 

282.  Magini,  Lando.  Gli  scioperi  dei  mczzadri  nel  ciroondario  di  Mont^uiciano: 
appunti  o  documenti.    Sicna,  Nuova  tipografia,  1902.    8^.   206  jp. 

28;!  >Iagni,  dott.  Silvio.  A  favore  dei  progetto  di  legge  Turati-Kunscioff  sul  lavoro 
deUc  donne  e  dei  fanciulli :  conferenza  letta  nel  comizio  pubblioo  di  Pistda  U  23 
febbraio  1902.  Pbtoia,  tip.  lit.  di  G.  Flori,  1902.   8».  22  p. 

284.  Meda,  nw.  F.  Vn  progetto  di  legge  sul  riposo  festivo  e  i  cattolici:  confi^nnza 
letta  in  Koma  al  circolo  di  «tudi  .suciali  il  30  ma^o  1902.  Roma,  iiocict^  ita- 
liana cattoUca  di  ooltura  edit.  (tip.  dell'  Unione  cooperadva  editrice),  1902.  8^* 
20  p.  Cent.  25. 
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26S.  Merer,  £.  Wan-  mu.sg  man  unbedingt  von  der  Invalidcnvenidianing  «iMen? 

Mülbauhen  i.  E.  US. 
286.  Möhl.  F.  K.  Die  Vorläufer  der  heutigen  Organisation  der  ötkoü.  Armenpfl^e 

in  München,  inebes'  iKlt  re:  Da»  Armeninttitut  des  Orafen  Bumford.  Din. 

langen  1903.   b",  ÖS 

^7.  Montemartlni,  G.  Mtmioipalizsazione  dei  pubbHci  Rcrnri.  Müano,  SoeieÜl 

«litrirc  liliiariii  itip.  Iiidt  pondcnza),  11)02.    S".    Fi;_r.    XII  J."('  y.    ],.  I'»,— . 
2bb.  Monlcaiartini,  proi.  Giov.  La  questionti  delle  ca^e  oi)eraie:  iadagiDi  stati- 
etiche.  Milano,  üfifdo  del  bvon»  edit.  (tip.  degli  operai),  190B.  ^.  31  p.,  con 
tre  tavnle.   (Pubblicacione  dell'U£ficio  del  lavoro  deUa  locwCi  tunanitaria  in 

Milano,  2vo.  1.) 

289.  Montaschi,  eac.  Ln.  La  legge  snl  tavoro:  conferenza  popolare.  Pietmanta, 

rip.  A.  Santini,  11K)2.    10".    If  p. 

290.  Aiorel,  Aug.  11  riiMHj  feiätivo  dal  lato  religioäu,  igienico,  morale,  economico  e 
s^uciale.  Traduzione  del  t).  Bernardo  Ooliaia.  Borna,  tip.  Salliutiana  llater 
Amabilis,  19<J2.    Hl  '.    12.;  p. 

21)1.  Moucy,  K.  do.  XraiU'  Mir  It*  accidents  du  Iravail.  Exih)««  dt-  Ja  legislation  et 
de  la  jurisprudcnce.  Paris,  P.  Dupont,  1902. 

292.  Mn  rsjia,  ing.  Achille,  rolatore.  Appunti  ed  em-  ivlnn!«  iifi  al  di«PtrnA  leg^e 
ml  contratto  di  lavoro,  approvati  dalla  asf-wiazioiir  tni  uiuu^inuli  u  i  diniunixiaiiti 
del  Piemonti.   Torino,  8tan)p.  reale  della  ditta  G.  K  Paravia  e  C,  IIX'3.  23  p, 

293.  Muggia,  ing.  Achille,  relatore.  iJisegno  di  lejßge  eul  contratU)  di  lavoro: 
appuuli  cd  erocndauicnti  approvati  dalla  confcdenunone  fra  induBtriali  ecomnoer- 
cianti  del  Piemonte.  Torino,  .^tamp.  della  ditta  G.  B.  Paravia  e  C,  10'  :,.  \".  \k 

294.  Murri ,  sac  Komolo.  U  progranima  manicipaie  dei  democratici  chstiaui  a  Koma: 
conferenza  tenuta  a  Roma  nel  giiigno  del  1902.  Milano,  caea  edit.  BenedeCto 
Bacchini  (>tan)p,  edit.  I/nnliarda  di  Mondainii.  ]'.>''.).    IH".    ?,0  j».  Cent. 

295.  Muaer,  Em  iL  Uofallvcrt>ichcruiigf>ffeeelz  für  Land-  und  Foriitwirtächaft  vom 
30.  Juni  1900  mit  den  Vollzugs-  uncf  AQBffihrungsbestimmnnjrap  fOr  das  Oroes- 
h(:rz(><rtiini  l^adcn.  nclt^t  Zur-ät/di  und  Verweisungen.  XII,  to6  8.  8".  Karls- 
ruhe, G.  l^raunschc  Hotbuchdrucicerci,  1903.  M.  ü,40. 

29&  Na n mann,  W.  Zur  Wohnnngsfrage  im  KAnigreicli  Bachsen.   Dis«.  Leipzig 

1902.  8«.    152  S. 

21»7.  Neukamp,  Dr.  E.    Gesetz,  belr.  Kinderarbeit  in  gewerbJ.  Betrieben.  Berlin, 

Fr.  Siemenroth.    50  S.    M.  0,4o. 
298.  Neuwirtii.  Dr.  L.  Zur  Vm^a  der  Erforschung  des  Umfangen  d(r  .Arln  ilsIn-iL'- 

keit.    Vortrag.   21  S.    (Veröllenllichungen  deö  stat.  Seniinarb  der  Universität 

Graz,  2.  Heft.)    Graz,  Styria,  l!i03. 
2ö0.  New  Occasions.   A  magn/irn  «  f  -ricial  progre^'-^    Cliici«.'*)  1&5>7. 
3liü.  Nicole tti,  Delio.    L' organizzazione  dei  lerrovieri  »ardi;  rclazionc  fatt^i  al 

comitato  centrale  dd  liscatto  ferroTiaria  CagUari,  tip.  Vita  eagUaritana,  1902. 

10".    15  p. 

901.  Nohde,  K.    Die  Losung  der  Wohnungsfrage.   21  S.  8°.    I^ipzig,  Fock. 

302,  Osservazioni  alla  legge  ed  al  regolam»  nit>  -ulla  emigrazinn«  (kj^gc  'M  gennaio  11X)1), 
propoi«te  dalla  federaziooe  armatori  (Federazione  degli  anuatori  italiani  in  Genova). 
Ui)  p.  8".  Genova,  «tab.  tip.  Itt.  Pietro  Palfaufu  L.,  1902. 

303.  O.nwald,  Ha  11.-^.  Die  Tk-käinpfiinir  d*-r  LandstreicheieL  278  8.  gr.  8".  Berlin, 
Puttkammer  &  Müiübredit,  1903.  M.  1,50. 

301.  Padoani,  Artnro.  Minimo  d^lt  tstipendl:  Bdazioni  del  terzo  congresao  della 
Federazione  dci  diizicri  italianl  tf■^lllf>>^I  il  0,  10  e  11  norembre  1902  a  Fireoze, 
30  p.  8".   Roma,  üp.  di  Balbi  Giovanni,  1902. 

305.  Paine,  Robert  Trent,  Ir.  How  to  repreas  pauperiam  and  atreet  b^:ging. 
New  Y  rk,  1883. 

906u  Paru-^iu-;,  L.,  imd  Crüger,  Dr.  H.  Das  Keichsgegetz  betr.  die  Erwerbs-  und 
Wirtächaft^genoasenachaften.  4  Anfl.  VIII,  724  &  gr.  8*^.  Berlin,  J.  Guttentag, 

1903.  xM.  lo.— . 

;^07.  Pascaud,  H.  Le  oontrat  de  travail  au  jx)int  de  vue  ^'ouomique  et  juridique, 
et  Tutilit^  de  ea  regkineiitation  l<>gislative.    132  p.  8^   Paria,  Fontemoing,  1903* 

308,  Peitz,  Roll.  Deutsche*  Keichsgesetz,  betr.  Kinderarbeit  in  gewerbl.  Betrieben, 
V.  30.  März  1903.   43  iS.  8".    Flöha,  A.  Peitz  *  Hohn,  1903.    AI.  0,75. 

309.  Petersen,  Th.  Da«  Krankenven-iehtrunL'-gesetz  vom  15.  Juni  1883  in  der 
Fawung  der  Gesetze  v.  10.  April  1892,  v.  2ü.  Juli  1897  und  v.  30.  Juni  lÖO^J, 
nebet  dem  Gesetz  über  die  eingcdchriebeneu  HiÜakaasm  t.  7.  April  1876  in  der 
Fassung  des  Geseties     1.  Juni  1S84  und  den  in  den  Unlntlvenicberungegesetcen 
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V.  0.  Juli  1884,  5.  Mai  1886  und  v.  30.  Juni  sowie  <loin  Invali.Ienversiche- 

rungageeetz  v.  13.  Juli  isi^O  cnthalteueo,  die  Krankcnvenichenmg  betreffendeo 
Bwtimnmngen  (Schluss).  Lfg.  XVI,  8  «57—812.  gr.  8».  Hamburg,  Graf&Tfede- 
mann.  10()2.        2,  . 

310.  Pic.  P.i  et  Godart,  J.  La  mouvcmcut  tk^nomique  et  social  daos  k  region 
h^ODiudse.  (Publicstion  de  Foffice  «ocial  de  renadgaements  et  d'^tudes  de  Ltoii.) 
Lyon,  Storck  a  To.,  IW. 

311.  Picciati,  L.,  c  Barilc,  V.  La  municipaiizeazionc dci servizl pubblici : osfiervasioai 
poUtico-eoonomidie.  35  p.  8*.  Masaa,  tip.  £,  Medid,  1902. 

312.  Pizzini,  dott.  Amalia.  Pro  infantia:  conferenza  tonuta  in  Mantova  wr  !'in- 
angurazionc  dell'  anno  academico  all'  academia  Virgiliaaa  ia  sera  dci  1  diceiubre 
imi   24  j>.  S  .    Mantova,  Stab.  tip.  G.  Mandovi,  1902. 

313.  Polak,  Dr.  K.  Po^ätky  starohnikn  opatr^ni  j^ivnostniftva  vkralovstvf  rc-k^m. 
(Die  Anfange  der  Altersversorgung  der  Gewerbetreibenden  im  KöDigreich  ßöüiuen.) 
40  p.    Frag  1902. 

314.  Ponti,  Ett.  Rul  lavnrn  ddlo  donne  e  dei  fanciulli :  di>*coiiso  pronnnziat-t  al 
Benato  del  r*jguu  neiia  tornata  del  12  giugno  1902.  22  p.  8°.  Xlilauu,  üp.  Luigi 
di  G.  Pirola  di  Earioo  Babni,  mL 

315.  Po 8 n er,  8.  Drogi  BimopomoOT  «polecsncj*  (Arten  der  sosialflo  SeUwtiiiUB.} 
XII,  3(31  S.  1903. 

316k  Pronicr.  But,  principe,  utilit^  des  Hocii't^t«  coop^ratiTei  de eoneommatioo.  B&le, 
UuioQ  saiaee  des  soci^tte  cooD^radvee.  1903. 

317.  Puleo,  aw.  Salvatore.  L'ufficio  ael  lavoro.  16  p.  8*.  Palermo,  lip.O.  Spin- 
nato, 1902. 

318b  Raggi,  Lu.  L'emigraziooe  itatiana  nei  suoi  rapporti  ooldihtto:  eaggio.  VlU« 
96  p.  8**.  Cittä  di  Gaatello,  8.  Lappi  tip.  edit,  1903.  L.  2,—. 

319.  Kaiigoni ,  Pom.  II  lavoro  collettivo  d^li  italiani  al  Bra^ilc:  confercui» 
popolare  teouta  nel  salone  della  Lega  lombaraa  in  Paolo  il  dü  lü  febbraio  UXß. 
VlII,  126  p.  8".  Bao  Patdo,  tip.  Dnprat,  1902. 

320.  Rava,  i>rof.  Lu.  La  ca^a  nazionalc  <li  prcvidcnza  per  l'invaliditii  f  Ia  veirhi.'via 
dpgli  opcrai  in  rolazione  alle  legidlazioni  estere.  Seconda  edizione,  coir  «ame 
dello  leggi  del  1898  e  ltK)l,  lo  atatuto  et  il  n^lamento  U«nico  della  ca8«a,  del 
l.**)2,  0  1c  tariffe.  VIX,  353  p.  8**.  Boiog;na,  ditta  Nicola  ZanicheUi  tip.  cdit, 
1<H»2.   L.  5.-. 

321.  Regoiaruonto  per  la  tutcla  dei  ri.<4parmi  degli  emigrati  italiani.  S  pu  16^  Iflbiio, 
Soci<  ta  e-lictrice  libraria  (fip.  In<lt'|>i  niienza),  19o£   Cent  10. 

322.  Relaziuiii:  della  commi-sRioitc  nouiiaata  a  studiare  il  disegno  di  sul  ooatiatto 
di  laToro  (Fcderazionc  fra  gli  industriali  monseei:  iiracio  ceutaide).  39  |i.  8*. 
Milane,  tip.  Pulzatn  o  (riani,  1903. 

i}-3.  Kiebm,  Dr.  R.,  und  (^iicsberte,  J.  Arbeiterkonsumvereine.  58  H.  Schriften 
der  Gesellschaft  für  soziale  Reform,  Heft  9.   Jena,  G.  Fischer,  1903.   M.  0,4". 

324.  Bitiri  (1)  operai.  Tradiizione  dal  franccse  edita  a  cura  del  fa<^cio  democnlioo 
crietiano  florentino.  (»5  p.  Ki".  Firenze,  tip.  Arci  veecovile  di  Raffaello  Rtcri, 
UK)3.    Cent.  2.ö. 

325.  Köm  er.  Die  freiwillige  VerwcheraDg  nach  dem  Invalidem versicherungunMU  für 
das  Dentsdie  Refdi  vom  13.  Jnli  1899  in  ihm  hohen  Bedeuittnff  fOr  die  tdbrt* 
ständigen  rrowf-rlMHn-il'rnden  und  Landwirte,  sowie  deren  FamuienaiigdlArig^ 
3.  Aufl.   IV,  2h       Berlin,  Deutecher  Verhig,  1903.   M.  0,30. 

326.  Bohraeheidt,  R^erungsrat  Kurt  Ton«  jEleichsgedetz,  betr.  JOnderarbeit  in 
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I.  Gesetze  und  Verordnungen. 

L  Aliemagne,  Deutsches  Reich. 

(besetze  and  VerordnimgeD  der  Bundesstaaten» 
1.  XSnignich  Fronnen. 

1.  Verordnung  betr.  die  Zuständigkeit  der  Verwaltungsgeriohte  und 
den  Tmrtaniieittqg  für  Streitigkeiteil,  weiehe  nach  Vonohriften  des 
SnmkenTetaieherimgsgesetaee  (R.Q,BI.  1802.  8.  417)  und  des  GeBetaea, 

betr.  weitere  Abändernogen  des  TTrankcnvcraTGheningRgesetzes  vom 
25.  Mai  1903  R.G.Bl.  8.233^  zu  entscheiden  sind.  Vom  s.  .lunJ  1*K>3. 
(Gesetz-baxiiiniuiig  lür  die  Küuigl.  Freusäischen  Staaten,  No.  21  ex  1903, 
8.  191.) 

§  1.  E^ntscheidnngen  der  Aufsichtsbehörde,  wodurch  ein  Vorstands- 
mitglied,  ein  Rechnungs-  oder  Ka.sseii Führer  .seines  Amtes  enthoben  wird 
(Art.  1,  XV  des  Gesetzes,  betreffend  weitere  Abilndemngen  des  Krankon- 
versicherungögesetzes  vom  2ö.  Mai  1903  —  B.G.Bl.  8,  233),  können 
btmien  4  Wochen  nach  der  Zustellung  durch  Klage  beim  Bezii-kgaus- 
achofls  angefochten  werden.  Gegen  die  Entscheidung  des  Beairksans- 
Sdiusses  ist  nur  das  Rechtsmittel  der  Revision  zulässig. 

§  2.  In  den  Fällen  de^  Art.  1,  XVT  <le.s  Gesetzes,  betreffend 
weitere  Abänderungen  des  Krauken versiclierungsgesotzos,  vom  25.  Mai  1903 
findet  gegen  die  Anordnungen  der  Aufsichtsbehörde  binnen  4  Wochen 
nach  der  Znstellnng  die  Klage  beim  Bezirksausschusse  statt.  Gegen  die 
^tscheidung  des  Besirksausschusses  ist  nnr  das  Rechtsmittel  der  Be- 
Vision  zulässig. 

§3.  Entfcheidnnji;eTi  der  Aufsichtsbehfirde  über  Streitigkeiten  /.wischen 
einem  Verband  und  den  beteiligten  Kassen  (§  58  Abs.  3  des  Kranken- 
varsidiemngsgesetKes  —  B.G-JB1.  1892,  S.  417)  kOnnen  binnen  4  Wochen 
nach  der  Zustellung  durch  Klage  beim  BesirksausschuBa  angefochten 
werden.  Gegen  lio  Entscheidung  des  Bezirksausschnsses  ist  nur  das 
Kechtsmittel  der  Hevision  zulässig. 

§  4.   Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Januar  190^1  in  Kraft. 

2.  Erln?58  des  Ministnrs  des  Innern,  des  Ministers  der  öffentlichen 
Arbeiten,  des  Finanz mmisters  und  des  Minist ors  liir  Handel  und  Ge- 
werbe, vom  24,  Juli  ia03,  betr.  Schutz  der  Bauiiandwerker  durch  die 
ünlUlveirhfituugsvonehxift«!  der  Banbernftgenoaeensoliafteii. 

Diu'ch  Erlass  vom  27.  Februar  d.  J.  (Min.  Bl.  S.  74)  haben  wir  auf 
die  Notwendigkeit  einer  schärferen  anssertenninlichen  Ueberwachnng  der 

ArWitendiBti.  22 
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Bananeführungeu  im  Infr  tosx'  eines  wliOliteii  Schutzes  der  Bauarbeiter 
gegen  Krankheiten  und  Unfälle  hingewiesen  und  Sie  beauftragt,  das  in 
die-ser  Hinsicht  Erforderliche  zn  voranlasseu. 

Im  Anächlusse  hieran  bestimmen  wir,  dasä,  soweit  nicht  ausreichende 
polizeiliche  Schutsvorsduriften  vorlianden  sind,  deren  Beachtung  den  Gegen- 
stand der  Kontrolle  zu  bilden  bat,  die  Ueberwachimg  der  Baaanftfiihnmgen 
auf  die  Einhaltung  der  Unfallverhtitungsvorschriften  der  Baugewerks- 
lu  infsfronossenschaftcn  zu  richten  ist.  Eine  hier  vorjrennmTneno  Pnitunir 
hat  ergeben,  dass  zwar  einzelne  dieser  Vorscliritten  anderen  gegenüber 
gewisse  Lücken  aufweisen.  80  fehlen  in  einigen  Bestimmungen  tiber  den 
Schutz  der  Arbeitenden  gegen  das  Herabfallen  von  Gegenstftnden,  Uber 
die  Fe^t^relliiiig  der  Brauch l  arkeit  des  Gerüstmaterials  vor  der  Aufstellung, 
über  die  Vorhaltung  von  Trinkwasser  auf  der  Baustelle,  über  him-eichendo 
Sicherungsmassrcgeln  beim  Aiifp frnpi'pn  von  Kfiststf^mmeu,  über  die  An- 
bringung von  Schutzgeländern  bei  Zwischongerüsten  iii  höheren  Etagen  usv. 
Im  grossen  und  ganzen  erscheinen  die  Vorschriften  aber  als  dem  Bedtfr&is 
entsprechend,  so  dass  sie  eine  geeignete  Grundlage  für  die  BaukontroUe 
bilden  können.  Wenn  von  den  Beamten  der  Polizeibehörden  Tcrfehliingen 
gegen  diene  Bestimmungen  festgrste'lt  werden,  so  ist  gemäss  §  3»j7 
Zill'cr  14  des  Eeichsstrafgesetzbitches  von  Polizei  wegen  strafend  einzu- 
schreiten. Ist  der  eimittelte  Verstoss  ein  so  erheblicher,  dass  die  der 
Polizei  durch  das  Gesetz  vom  23.  April  1888  eingeräumten  Strafbefhgniwe 
nicht  ausreichen,  so  ist  die  Amtsanwaltschaft  anaiugehen.  Der  Herr 
Justizniinister  bat  eine  entsprechende  Anweisung  der  Amtt;anwälte  veran- 
lasset. Die  Befugnis  der  Polizei,  mit  den  ihr  zur  Verfügung  stehcuden 
Zwu^lg^mitteln  auf  die  Abstellung  vorgefundener  Mängel  hinzuwirkcD, 
wird  hierdurch  nicht  berührt. 

Ueber  die  bei  dem  hiernach  einzuleitenden  Vorgehen  gemachten  Ei^ 
fahrungen  sehen  wir  binnen  2  Jahren  einem  gefJllligen  Bericht  entgej:en. 
Dabei  wollen  Sie  sich  darüber  äussern,  ob  sich  die  Unfallverhütungs- 
vorschriftcn  der  Baugewerksberuisgeuosseuschaften  zur  Erzielung  eiaeä 
hinreichenden  Sdiutzes  d«t  Bauarbeiter  auf  die  Dauer  als  genügend  er- 
wiesen oder  ob  sich  etwa  im  Laufe  der  Zeit  Unzulänglichkeiten,  besonders 
hinsichtlich  der  oben  erwähnten  Punkte  herausgestellt  haben,  welche  eine 
Aenderung  der  Yorschrifteji  1 1  rderlich  ci  scheinen  lassen.  Ranptsaclilich 
werden  die  Biiuuijfiillc  Gelegenheit  zu  der  in  dieser  Kichtung  vorzu- 
nolimenden  Prüfung  bieten. 

3.  £rlass  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  an  den  B<^o- 
nmgspriaideiiten  und  dmoi  FoliseSprSaidmtexL  von  Berlin,  vom  8.  Juni 
1908,  betr.  Statistik  über  die  Zahl  der  besohäftigten  Arbeiter. 

Di  r  T'i.iüidcnt  des  KaiHcrIichon  frtati^ti  «  L»  n  .\ni1f>  hat  als  di  ingcnd  wünscheus- 
wcrt  LizcicLnct,  »Ihhh  dio  von  den  (»twei  Ucaui-it  ht.-ln  uiniu»  lür  ihre  Jahreeberichte 
in-  hUt  zweimal  jalirli.  h  fest ge.-tellte  Zahl  der  l  *  -ih:ift igten  Arbeiter  alsbald  nach 
der  Fent.-tellun^  der  Abteilung  für  Ar)i<  it*  rstatirttik  für  das  von  ihr  JMrauqpegsbene 
ücichH-Arbcit^blatt  kurz  mittelst  Po^^tkar^e  mitgeteilt  werde. 

Ich  liabi'  die  Erfüllung  dir^os  Wunsches  dem  Herrn  Eeichskancler  zugcs^agt  und 
erhuehe  .Sie,  die  Gewerbeiiifpektorcn  zu  vcranla^t^ni.  die  Postkartenmitteüungcn  üIkt 
die  Zahl  dci'  beschäftigt en  Arbeiter  dem  Kaiscriulic-u  Btatititi^chen  Amt  rf^dmiU?!^ 
jährlich  einmal  nach  FcdtotcUung  des  Jalurasberichts  unmittelbar  zu  fibersenaen. 

4«  Srlasa  des  lüniatm  ffbr  Handel  und  Qewvtktm  wem  8.  AngUft 
1003,  betr.  Bloherlieitsyonofaiifteii  fOr  BemiiiwIa^aNieii  und  Uudiohe 
Betriebe. 
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Angei-iiht«  der  Gefahren,  die  der  ik*lrieb  von  Betiziuwäachereieo  \ieiiadi  sowohl 
für  die  darin  beschäftigten  Personen  aJ.s  auch  für  die  Nachbttrschaft  und  das  PttbUknin 
überhaupt  mit  sich  bringt,  ist  bereits  in  dem  Runderla^xr'  nifincs  Horm  Amtavor- 

fäiigers  vom  10.  Januar  1900  darauf  hingewiesen  worden,  da^ü  sich  die  Aufmerkeam- 
dt  der  GenrerbepoUselbehdrden  in  irefiteigertem  Masse  den  Benzin  Wäschereien  zu- 
wenden mti->^'v  im  wcitorrn  WrlautL'  <l»r  Erörterungen,  die  durch  diesen  Erhisa 
angeregt  simi,  Init  sich  der  N'uftichla^,  liie  Benzin  Wäschereien  otlc^r  (Kx'h  die  grösseren 
Betriebe  dieser  Art  in  da«  Venseichnis  der  genehmigungspflichtigen  Aulagen  16  der 
Gewerbeordnung)  aufzunehmen,  nicht  als  zweckmä8sig  erwiesen.  I)agq;en  halben  ein- 
gehende Beratungen  mit  einer  grösseren  Zahl  von  Sachverständigen  und  Vertretern 
V(»n  Bonzinwäschcreien  zu  dem  Ei^ebnisee  geführt,  daß  e»  sich  empfiehlt,  die  an- 
ii^enden  äicherheit«vorschriften  für  Benzin wä^^chereicn  und  ähnliche  Betriebe  im 
FotizeiTenndnungswege  auf  Gmnd  der  hierfür  massgebenden  landc^gesetzhchen  Be- 
atimmungen  uml  dt'-^  5;  l"2(*f  Alw.  2  der  Oewerhet)rdniiriir  in  Kraft  zu  sotzen. 

Die  Herren  Regierungspräsidenten  ersuche  ich,  für  ihre  Besirke  nach  diesw 
Richttmg-  das  Erforderliche  zn  veranlassen  tind  mir  demnächst  anm  Abdruck  der  von 
Ihnen  crliis-^enen  Polizei vcrurdnungen  vorzulegen.  Dom  Vor^tandf  der  Rrriifsp  nosHrn- 
ecbaft  der  chemiechen  ludustrie  \>^t  bereits  von  mir  Gelegenheit  gtigcben,  sich  gemäss 
§  ISOe  Abs.  2  der  Gewerbeordnung  über  die  anlie^den  Vonehrirbai  gutachtlich  zu 
äussern. 

Sollten  etwa  in  einzelnen  Bezirken  mit  Ruckniv  ht  auf  besondere  örtücbe  Ver- 
bfiltniese  wesentliche  Abwdchungen  von  den  anliegenden  Muster  Vorschriften  erforder« 
lieh  erscheinen,  so  wSirde  quir  ranächat  —  vor  £rlMB  dar  PolizMverordnung  —  Boicht 

zu  erstatten  sein. 

In  denjenigen  Regierungsbezirken,  wo  nur  eine  kleine  Zahl  von  I  Ion /.in  Wäschereien 
vorhanden  ist,  wird  der  Erlas»  einer  Polizei  Verordnung  pnthohrlich  sein  und  statt 
dessen  die  Befolgung  der  anliegenden  Vorschrifteu  den  tiiiuclnen  Bctridien  durch 
poliaeiliche  Verfügung  auferlegt  werden  können. 

fiinnen  sechs  Monaten  ersuche  ich  mir  über  das  Veranlasste  zu  berichten. 

Anlage. 

Sicherheitsvor.-chrif  ten  für  Rei  n  igungi>aii»tal  ten ,  in  denen  Benzin 
oder  &hnliche  icichi  cti  t/.ü adiiche  Reinigungsmittel  verwendet 
Werden,  und  tür  Betriebe,  in  denen  die  in  diesen  Anstalten  ver- 
wendeten  Reinigungsmittel    zu  erneuter   Verwendung  gereinigt 

werden. 

A..  Vovacliriften  ffir  Bdnigangsanstaltm,  die  nie  radir  ala  10  kg  Benzin  im  Vonat 

und  Betrieb  haben. 

1)  üeber  die  für  den  Betrieb  beschafften  Benzinmengen  ist  aoiigfältig  Buch  zu 
führen  tmrl  drn  zuständigen  Gewerbeauf sichts-  und  Poiizeibeamten  auf  Verlangffi 
unter  Vorlegung  diese«  Buche«  Audcunft  zu  erteilen. 

2;  Räume,  in  denen  Benzin  gelagert  oder  verwendet  wird,  oder  in  denen  mit 
Benzin  gereini^rt*-  Stoffe  getrocknet  werden,  dürfen  mit  Räumen,  in  denen  sich  offenes 
Feuer  befindet,  w^ltr  durch  Türen,  noch  «lurch  Fenster,  noch  durch  Kiemendurchlässc 
oder  durch  sonj-titre  Oeffnungen  in  Verbindung  stehen. 

3)  Die  vorbezeichneten  Lager-,  ArV't  it-i-  und  Trnrkenräume  dürfen  mit  offenem 
Licht  (xler  brenuender  Zigarre,  Pfeife  oder  der^l.  iiitiii  betreten  werden.  Die  künst- 
liche Beleuchtung  dieser  Räume  darf  nur  durch  Inftflicht  gegen  diese  abgeschlossene 
A Uesen beleuchtung  oder  durch  elektrische  Inncnbeleuchtung  mittels  Glühlampen  oder 
luftdicht  abgeschlossener  Bogenlampen,  beide  mit  Ueberglocke  und  Drahtachutz  und 
mit  aussen  befmdlichen  Ausschaltern,  erfolgen. 

In  diesen  Räumen  dürfen  nur  solche  Heizvonichtungen  vorhanden  sein,  welche 
von  auseerluüb  durch  Dampf,  Heissluft  oder  HraBswassw  erwfirmt  werden. 

J)  In  den  Arbeitsräumen  dürfen  Benzinvorräfe  nur  in  metallenen,  an  drn  Oeff- 
nungen  mit  Sicherheitsverschiüssen  versehenen  Gefääsen  aufbewahrt  werden.  Im  übrigen 
gelten  für  die  Lagerung  von  Beneinvorraten  die  Beetimmung«!  der  Polizeiverord- 
nuniren niier  den  VerkcSir  mit  Minemirden.  T'nter  Vrirräten  sind  die  nicbt  im  Kn  i-- 
lauf  der  ständigen  Verarbeitung  und  Wiodergewinnun;.'  l»efindlicheu  Mt;iigen  zu  ver- 
•Idken. 

.\nch  dix.-  den  Vorrafsp;ef:ls.-en  entnommene,  zur  Verarbeitung  beatimmte  Benzin 
darf  nur  in  unzerbrechliehc  (jeiä^se  gttüUt  werden. 

5)  Die  zu  reinigenden  Gegenstände  sind  vor  der  Reinigung  sorgfiLtig  von  etwa 
darin  befindHchea  Zmdbäkem  und  anderen  durch  Reibung  entzQndbaieo  Stoffen  zu 
befreien. 

22* 
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6)  Dem  Benzin  i«t  vor  der  jedeDmaUfen  Verwendung  do  elektriiiche  Emgimgeii 
yerfifitpnrio-  Mittel  —  Antiflcktrikum  —  in  genügender  Alenge  hinzuzueetzon. 

7)  Zum  Aufsaugen  von  etwa  ati^flit^sendem  Benzin  ist  trockener  Saud  in  ge- 
nügenden Mengen  vorrätig  zu  halten. 

8)  Vor  <li-m  Tnx'kri.'M  ;>t  Hns  Benzin  «US  den  geceiiugtea  Ckgenatänden  so  gut 
wie  möglich  me<^hani8ch  zu  eutffmen. 

9)  In  die  PUltträumc  der  Benzinwäschereien  dürfen  die  mit  Beozin  geran^ln 
Btoffe  nur  dann  gebracht  werden,  wenn  sie  völlig  getrocknet  sind. 

10)  Abgüiig«  des  Betriebcü^  dürfeu  nur  nach  vollständigem  Verflüchtigen  desthoM 
anhaftenden  Benzins  verbrannt  werden. 

11)  Die  Arbeiter  dürfen  weder  Streichhölzer  noch  sonatige  Feueneiup  ia 
Benzinbetrieb  mitbringen.   Trunkene  Arbeiter  sind  aus  den  fiAumen,  in  CUDai  nit 
Benzin  gearbeitet  wii^,  »of  ort  /u  entferoea.  Gewohnheitetiinker  dOileo  in  Boisli- 
betrieben  nicht  beecliäftigt  werdea. 

12)  FQr  den  Fall  eines  Bnndeii  mtlwea  eine  flammwchgre  Deoke,  Verbandicng 
nnd  Mitid  gegen  Brandwonden  zur  Hand  sein. 

B.  Vorschrifteii  für  BeinigungBanetalten,  die  mehr  als  10  kg  Benzin  im  Vorrat  und 
Betrieb  iiaboi,  und  für  Anstalten,  in  denen  gebrauchtes  fioiziii  za  emeater  Ver» 

Wendung  gereinigt  wird. 

Für  Anstalten  dieser  Art  gelten  neben  den  Vofadniften  unter  A  2—12  noefc 
folgende  besondere  V<  >r<<  hriften  : 

1)  Die  BetrielwLiiite  mos»  von  den  Nachbargrenzen  mindesteut»  Ü  m  entfant 
bldl)cn  oder  von  den  NachbargebSuden  dmch  Brandmauern  a:<'trennt  sein.  Sie  d*rf 

nii'Iit  in  trrffilirlirher  Nähe  von  nffenon  Feuerstätten  iind  von  Räumen  (mIot  Plätzen, 
wo  leicht  ieuerlaiigende  Gegen -tan de  lagern  o<lcr  vcrarheit^'t  werden,  crrithtft  werden. 
Ausnahmen  kann  der  Ke<ji«  mngsprasident  ir* "Statten. 

2)  Für  Räume,  in  denen  Benzin  verwendet  oder  deatiUiert  wird,  gilt  folgende*: 

a)  Unter  Wohn-  oder  Arbeitsräumen  dürfen  sich  diese  Räume  in  Neuanls^ 
überhaupt  nicht  und  in  schon  bestdienden  Anlagen  nur  dann  befinden,  wenn  lie  cum 

feuersidiere  Decke  haben. 

b)  Die  WSnde  miiiwen  ans  feneraicherem  Bfaterial  beRtehen. 

ri  Dir  Fn->)i5d('ti   müssen   feurrsidnT  und  nndurclilassi^  sein.    Etwa  anf  (1™ 
Fussboden  fliessendes  Benzin  darf  nicht  ins  Freie  oder  in  andere  Arbeitsräume 
langen  können. 

d)  Für  an-iroiriiende  Absaugnntr  der  T/iift  dicht  über  dem  Fnsahodeii  ist  Sorge 
zu  tragen.    Die  abgesaugte  Luft  dar^  nicht  in  die  Nähe  von  Feuer  geführt  werdea. 

e)  Jeder  Raum  soff  tunlichst  zwei  eich  nach  aussen  Öffnende  Aoeginge  htben; 
ist  nur  ein  solcher  .Ati'^crang  vorhanden,  so  muss  an:^-erdem  mindesten«?  ein  Kenfter 
als  Notausgang  ))>  nuubar  sein.  Die  Türen  müssen  auH  starkem  Holz  mit  Eiaenblach- 
besddag  o<T(r  isauz  aus  Eisen  bestehen,  die  in  den  Seitenwinden  bflfflwiHchfP  FaHtar 
mil  festschliessenden,  eisernen  S'hla^daden  verschen  sein* 

f)  Die  Räume  müssen  zu  ebener  Erde  liegen. 

3)  Räume,  in  denen  mit  Benzin  gereinigle  Stoffe  getrocknet  werden,  sind  be- 
sonders hoch  und  luftig  herzustellen  und  von  allen  anderen  Arbeiteräumen  feuerei^'bcr 
zu  trennen.  Betriebe,  in  denen  Arbcitsmoschiucu  motorisch  angetrieben  werd^,  haben 
auf  Erfordern  der  Polizeibehörde  für  ihre  TrockearlaUM  wiruame  kfinatlichfl  Vffi' 
iationseinrichtungen  />u  verwenden. 

4)  In  Lager-,  Arbeits-  und  TrockenrSnraen  dürfen  keine  elektrischen  Moiore» 
oder  Explosionsmotoren  mit  offener  Zünduiifr  aufgestellt  werden. 

5)  in  alle  Lager-,  Wasch-,  TroclLen-  und  Destillationsräome  mus«  dicht  über 
dem  Famboden  eine  mlndestena  20  mm  weite  Dampfldtang  mfinden,  deren  Veodl 
an-i-^erh;dl>  d-v  Kannies  liegen  und  leicht  erreidiliar  si  iii  mnss.   Im  Fall  ein  -  nrind»^" 

der  davoti  betroffene  Kaum  von  Menschen  zu  verlassen  und  der  Damui  uacii 
Bchliessung  der  Türen,  Fenster,  Fenstorlfiden  und  Lüftungsklappen  dtudi  (mBkbH 
de^  Ventils  in  den  Raum  zu  lassen.  U\  kein  genügender  Dampfbetrieb  vorhanden«  M 
müssen  LoHclimitlel  von  gleicher  Wirksamkeit  wie  Dampf  vorhanden  sein,  z.  B.  Kohles« 
sfiore  oder  Ammoniak  in  Form  von  Bomben. 

(I)  Während  do^  Arlx  ltens  mit  Bcmzin  dürfen  in  denselben  Blumen  kone  andtfV 
Arbeiten  vorgenommen  uertlen. 

7)  StindgefBMe,  in  <lenen  verunreinigtes  Benzb,  gwammelt  oder  dmdi  AbMM* 
oder  Säurezusatz  gereinigt  wird,  sind  ^ui  vcr<'ch!o'**en  zu  halten. 

8)  Waschtrommcln,  Zentrifugen  und  lk*uzi^^4pülgefässe  smd  mit  gut  schliean** 
den  Deckebi  za  venehen,  die  nur  so  lange  geöffnet  oleiben  düffsn,  ab  dies  firdii 
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Ein.  xüad  Aasbringeo  der  zu  reiaigeiMleu,  auBzuschleuderudea  oder  iiAchzn0p£Ueiid«n 
Gcfenstinde  anbcdingt  notwendifr  ist 

01  Wa^chtroiuiiH'ln,  Zciifrifugon,  Spülgefä«se,  Rohrleitungen  und  Aufbewahrungs- 
geiisee  für  Benzin  äind  mindestens  vierteljährlich  einiual  von  einem  Betiiebsleiter, 
Hcutar  oder  Vofartieiter  auf  ihre  Dichtigkeit  so  untennchen.  Der  Befand  der  Unter- 
suchung ht  von  dem  Untersuchondt  n  mit  oinpm  Vermerk  über  die  Abstellung  vor- 
gefundener Mängel  in  ein  Buch  eiu^utragen,  weiche»  den  zuständigen  Gewerbeaalsichtn- 
imd  Polireibeamten  auf  firsnchen  vorzulegen  ist. 

Etwa  benutzte  elektrische  Einri<  Ir  intren  sind  raindeHtens  alljährlich  durch  einen 
aachverständigen  Elektrotechniker  aui  Im  y^uverlässigkeit  zu  prüfen.  Amh  der  Befund 
dieser  Prüfung  ist  von  dem  Sachversi  m  li^^en  in  das  vorbezcichnete  Ruch  einzutragen. 

l'i  Arhntsfisrlie.  auf  welchen  diu  Ötoffe  mit  in  Ben/iii  L'ctanchleii  Hürsteu  oder 
iiciiwämmeD  bdiaudeli  werden,  sind  mit  Gefäll  und  ruit  iiiuiien  zu  versehen,  aus 
welchen  das  übeTBchnaage  Benzin  durch  geschloMeDe  Bohi«  in  dichte  Sanündbehilter 
gdettet  wird. 

11)  Der  Transport  von  Benzin  in  grosseren  Mengen  als  10  kjf  zwischen  den 
L^'erräumen,  Wfu^chrä unten  und  Reini^ungsapiMUHtcn  darf  nur  in  ges(Iüos8enen»  durch 
Hähne  abeperr baren  £öbr^  oder  in  dicht  scnliessenden  Gefässen  erfolgen. 

12)  Der  DainpfdeBtaUierapparat  muss,  solange  er  in  Benntsun^  ist,  überwacht 
wcnlen.  Die  Heizung  ths  Apparates  und  die  KiihlwfiMscnnengen  müssen  so  reguliert 
werden«  daü  kein  unkondenjuerter  Beuzindoiupf  auä  dem  Kühler  entweichen  kann. 
Die  Verbindungen  der  einzelnen  TeOe  dee  Apparatea  dflrfen  nic^t  dnrdi  Weidhiot 
hergestellt  sein  und  nmssen  hennetiscb  und  dauerhaft  schliessen.  In  dt  ni  Apimrate 
darf  kein  Ueberdruck  entstehen ;  daher  dürfai  wedo'  vor  noch  hinter  dem  Kühler 
Hähne  gescblomen  sdn.  Ist  ein  Hahn  hinter  dem  Kühler  Torhaaden,  «0  mnee  durdi 
Anbringung  eines  offenen,  nach  uhen  Lrerichteten  Entlfiftiul|praohr8  die  X^tatduing  von 
Ueberdnick  in  der  Bla^e  verhindert  werden. 

Die  Vorschriften  unter  A  und  B  finden  auf  Reinigungsanetatten,  in  denen 
statt  des  Benzins  ähnliche  leicht  cnt/ündhche  Kcinitrunn^mittel  cüeeer  Art  ZU  erneuter 
Verwendung  gereinigt  werden,  sinugeiiiuebie  Anwendung. 

D.  FGr  bestelwnde  Anlagen  kann  der  Regierungsptieideni  ▼orflbergahend  AnB" 
nahmen  von  einzelnen  der  vorstehenden  Bestimmurifren  anlassen. 

E;  Die  vorstehenden  Bestimmungen  (A  bis  Dj  sind  vollständig  und  in  deutlicher 
ttehoft  in  den  Arbeiteriumen  zum  Aushang  za  bringen. 

5.  Erlass  des  Siiegsministeriums  vom  14.  August  1903,  betr.  Duroh- 
fBhnmgsnoTelle  nun  SxankenTeniiäienuigsgeMta. 

Zur  DurchfitiLrung  des  mit  dem  1.  Januar  1904  in  Kraft  tretenden 
Abftnd«nmgsgesetEe8  zum  Erankciiversicherungsgeaetz  wird  für  den  Bereich 

der  preuss.  Heeresverwaltung  folgendes  bestimmt: 

1)  Soweit  bislier  auf  Grnnd  des  §  3  dos  Krankenversicberungsgesetzes 
im  Wege  des  Vertrages  oder  mittelst  sonstiger  Vereinbarung  einzelnen 
Personen  der  Heeresverwaltung  bei  Erkrankting  ihr  Einkonunen  bis  zur 
Dauer  von  18  Wodien  zugesichert  war,  ist  dieses  Zugestftndnis  im  Sinne 
der  neuen  Fassung  des  §  3  des  Kranken versicherungsgesetzes  von  1.  Jannar 
1904  ab  auf  weitere  IH  "Wochen  auszudehnen. 

2)  Die  nach  vürsteltciideTn  Gesetz  erf«  rdcrlichen  Abänderuugeu  der 
Satzungen  der  mili tauschen  Ivrankeukassen  »iud  von  den  Vorständen  bal- 
digst vorzubereiten  und  nach  vorheriger  Prttixtng  durch  die  Aufsichts- 
behörden den  Goneralvcrsarnmlungen  zur  Beschlussfassung  zuzustellen.  Von 
den  Aufsichtsbeliöi-den  sind  die  srej'rüfren  Bcsdilii^-'f e  y.nm  15.  Oktober  1903 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  zur  Geuebmiguug  vürzn!p;L'en. 

3)  Bei  den  Krankenkassen  der  technischen  Institute  i»t  auf  einheitliche 
Gestaltung  und  erforderliohenfalls  auf  Neudruck  der  Satzungen  hinsuwirken, 
and  es  sind  bei  ihrer  Durcharbeitung  auch  diejenigen  Bestimmungen  aus- 
zusondern, die  der  Abänderung  bedürfen.  Hierzu  gehört  insbesondere  die 
Gewährung  satzungnm&ssiger  Mehrleistungen  naeh  dorn  EnneBsen  des  Vor- 
standes der  Krankenkasse  in  einzelnen  .t  allen.    Dagegen  ist  es  zulässig, 
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die  Mehrleistmipren  in  »Ion  Sufzurnren  zeitlicli  <Mler  durch  eine  gleich  dem 
Zeitablaufe  wirkendo  Beiiin;iuii^x.  dorou  Eiuiritt  nicht  vom  Willen  des  Vor- 
standes abhängt,  zu  beschränken.  Es  kann  daher  beispielsweise  durcii  die 
Sfttsungen  bestimmt  werden,  dasa  die  Vergütung  der  ArraeikosteD  fEür  die 
Familienmitglieder  ausfallen  soll,  sobald  die  Ausgaben  die  Einnahmen 
flberstoigeu  oder  wenn  der  gesetzliche  Reservefonds  nicht  mehr  vorhanden  ist 

4)  Da  die  Grenze  des  anrechnungsfähigen  Arbeitsverdienstes  in  den 
Fällen  des  §  20  Abs.  1  Ziffer  1  des  Kranken  Versicherungsgesetzes  von  3 
a\if  4  M.  tmd  bei  Bildung  von  Lohnklassen  20  Abs.  2  a.  a.  0.)  m 
4  auf  5  M.  erhobt  worden  ist  (Art.  1,  IX  des  O^etzes),  so  ist  dnrcli  die* 
jenigen  militärisdien  Krankenkassen,  bei  denen  eine  Berdcksichtigimg 
höherer  Lohnsätze  nach  Lage  dei-  Vorhältni^so  erforderlich  erscheint,  «lie 
anderweite  Festsetzunir  des  durchficlinittliclieii  Tat:el"hnes  bei  Gelegenheit 
der  Vorschläge  über  Abänderung  der  Satzungen,  zu  beantragen. 

6)  Es  ndrd  besonders  darauf  bingewiesen,  dass  den  niohtversidierten 
lihefranen  der  Kassenmitglieder  nicht  mehr  dio  bisherigen  Wöchnerinneu* 
niitprstützuniron,  sondern  die  in  der  neuen  Fassung  des  §  21  Al»>  ! 
ZitiVr  4  des  Kranke?! ver.sicherungsgesetzes  aufgeführten  Unterstützungen 
gewühlt  werden  können  (Art.  1,  X  des  Gesetzes). 

e.  Erlis=!  des  preiisslaohen  Ministers  der  öfTentlichen  Arbeiten  vom 
16.  äepteniber  1903,  betr.  die  Eiuriohtung  von  Kantinen  für  Eisenbahn« 
bedienstete. 

Aas  den  Berichten  habe  ich  mit  Befrie<1igung  gesehen,  dass  ^s 
königl.  Eisenbahndirektionen  es  sich  Labou  angelegen  sein  lassen,  durch 
Schaffung  von  TJnterk iinftsräumen  und  Wirtstdiaftsljolriobeii  iKautiuon)  ftr 
den  Teil  des  Ppr^nnals  z\\  sorgen,  der  während  seiner  dienstfreien  Zeit 
zu  längerem  Autentlialto  ausserhalb  seiner  Häuslichkeit  gezwungen  ist  und 
während  dieser  Zeit  auch  seine  Mahlseiten  einnehmen  muss.  vertnne, 
dass  die  königl.  Eisenbahndirektionen  dieser  Frage  anoh  weiterhin  ihre 
besondere  Aufinerksamkeit  zuwenden  un  l  lif!  Anordnungen  der  Erlasse 
vom  25.  Mru-z  V.m  (E.N,B1.  S.  157)  nnd  vom  24.  Mftr«  d.  J.  (E.N.B1.  S.  126) 
beachten  werden. 

Im  einzelnen  bemerke  ich  folgendes: 

1)  Nach  Ziffer  1  des  Erlasses  vom  25.  Mftrz  1902  ist  den  Bedienstetaa 
in  erster  Linie  durch  Inanspruchnahme  der  Bahnhofswirtschaften  Gelegett- 
hoit  zu  einer  zwockmässiir'^Ti.  ilirnn  wirtschaft^liclion  Vrrliältnissen  ange- 
messenen Verpflegung  zu  g<  li i  n.  Xnr  da,  wo  den  Bedürfnissen  des  Per- 
sonals hierdurch  nicht  ausreiclien<i  Rechnung  getragen  werden  kann,  kommt 
die  Einrichtung  von  Kantinen  in  Frage.  Li  ZweifelsfUlen  wird  es  sieb 
empfehlen,  vor  der  Entscheidung  auch  die  Arbeiter  selbst,  bei  Werkstftttea 
die  Arbf'itorausschüsse  zu  hören. 

2)  Wo  die  Leute  erfalirungsmässig  es  vorziehen,  ihro  Malilzoiten  mit- 
zubringen, ist  für  angemessene  Unterkunft« räume  zu  sorgen,  in  denen  die 
Mahlzeiten  gewftrmt  und  verzehrt  werden  können  und  Gelegenheit  gegeben 
ist,  erfrischende  oder  erw&rmende  Getränke^  «rie  Selterswasser,  Limonade, 
Kaffee,  Tee,  Milch,  zu  bereiten  odor  zu  erhalten. 

Wt  irr n  der  Be>^chaffuiig  von  KafTcemnsrhinen  und  Einrichtungen  zur 
Hei*steliiirig  von  Self<^rswassor  und  dcrgl.  verweise  ich  auf  den  Erlass  vom 
11,  August  iy03  (,E.X.B1.  8.  344). 

3)  In  den  Bezirken  einiger  königl.  Eisenbahndirektionen  werden  Kan- 
tinen, KafFeekttchen  nnd  ähnliche  Einrichtungen  von  den  Arbeitern  selbst, 
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die  sich  zu  Kautinengemainschaften  sasanunengetan  haben,  auf  eigene 

K^chnung  betrieben.  Die  Geschäft«  werden  von  einem  Aosschtisse  geführt, 
dem  iti  der  Regel  der  In>^pektionsvor:<tand,  ein  von  difsem  boz^iolinotor 
Bureallbeamter  und  mehrere  von  den  Arbeitern  au.s  liiter  Mitte  gewählte 
Mitglieder  angehören.  Der  am  Sohlosse  des  Jahres  erzielte  Gewinn  wird 
m  Wohlfahrtsswecken  fUr  die  der  Gemeinschaft  angehörigen  Arbeiter  oder 
ihre  Angehörigen  oder  Hinterbliebenen  verwendet. 

Derartii;^*  Einriflit'infr'^n  rrsr  lieinon  7\vnr*lcm?\ssig  jiud  irh  oinpfehle  den 
übrigen  königi.  Eisenbahudirektioneu,  \'ersucho   iamit  zu  machen. 

4)  Den  Verkauf  von  leichtem  Bier  in  den  Aui'euthaltsräumen  und 
Kantinen  gninds&tzlich  zu  unterdrücken,  kann  nicht  empfohlen  werden. 
Ein  derartiges  Verbot  wärde  leicht  die  rn'u'  gengosotzte  Wirkung  haben 
können,  da  die  Leute  dann  nach  bisherigen  Erfahrungen  häufig  nahegelegene 
Wirtschaften  anf-nchen,  in  denen  Gelegenheit  zum  ßranntwpingcnuss  und 
zu  unwirtsctfaft liehen  Ausgabeu  gegeben  ist.  Neben  leichtem  Bier  sind 
indes  stets  alkoholfreie  Qetrftnke  (Zi£Per  2)  vorrätig  zu  halten.  Dati  Ver> 
bot  des  Ausschanks  von  Branntwein  ist  überall  mit  Strenge  durchzuführen. 

6)  Die  Frage,  ob  von  der  Erhebung  einer  Pacht  gans  abzusehen  ist, 
kann,  wie  ich  in  Uebereinstimmung  mit  einigen  königi,  Eisenbahndirek- 

tionen  bemerke,  nirht  ;i1'gf>moin  geregelt,  sondern  muß  von  Fall  /i;  F;ill 
entschieden  werden.  Daher  will  ich  es  dem  pflichtraftssigen  Ermes.seu  der 
königi.  Eisenbahndirektionon  überlassen,  selbständig  darüber  zu  ent- 
scheiden, ob  in  einseinen  FftUen  von  der  Erhebung  einer  Pacht  abzu- 
sehen ist. 

Dies  kami  dann  geschehen,  wenn 

a  nach  Lage  der  Verhältnisse  dii*  ."^iioisen  und  Getränke  den  Lison- 
bahnbediensteten  nicht  zu  genügend  billigen  Preisjon  würden  geliefert 
werden  können, 

b)  keinerlei  alkoholische  Getränke  verabreicht  worden, 

c)  Gemeinschaften  von  Eisenbahnbediensteten  den  Betrieb  übernehmen 
und  die  Uoberschüsse  zu  Wohlfahrtszwecken  verwenden. 

Dass,  wie  jetzt  teilweise  geschieht,  Beträge  von  wonigen  Mark  als 
Pacht  festgesetzt  werden,  wird  bei  Festhaltung  dieser  Gesichtspunkte 
nidit  mehr  vorkommen  können. 

Bis  zum  L  April  n,  J.  ist  mir  unter  kurzer  Begründung  anzuzeigen, 
io  welchen  Fällen  von  diesor  Ermächtigung  Gebrauch  gemacht  ist.  Fehl- 
anzeiwn  sind  nicht  erforderlich. 

Sind  dem  Pächter  ausser  den  zum  Wirtschaftsbotriobe  bestimmten 
Bftnmliehkeiten  auch  Wohn-  oder  sonstige  für  den  Betrieb  nicht  erfordere 
liehe  Räume  überwiesen,  so  ist  hierfür  eine  angemessene  Vergütung  zu 
vereinbaren. 

<J)  Wenn  ich  davon  abgeselicii  habe.  <len  Verkauf  von  leichtem  Bier 
in  den  Aufenthaltsräumen  und  Kantiutju  grundsätzlich  zu  untersagen,  so 
erwarte  ich  andererseits,  dass  die  königi.  Eisenbahndirektionen  in  geeig- 
neter  Weise  durch  Belehrung  und  Ueberwachung  einem  übermässigen  Ge- 
nüsse alkoholischer  Getränke  entgegenwirken,  durch  den  die  im  Eisen- 
bahndienst erforderlirho  Bosonnonheit  und  Tatkraft  leiden  könnte.  Nament- 
lich gilt  dies  für  die  Beamten  und  Arbeiter  des  äusseren  Betriebsdienstes, 
insiMsondere  für  das  8tatious-,  Fahr-  und  Lokomotivpersonal,  von  dessen 
umsichtiger  und  entschlossener  Diensthandhabung  die  Sicherheit  des  Be- 
triebes im  wesentlichen  abh&ngig  ist. 
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7.  BeigpolizeiverordnuDg  des  KönigL  Oberbe^giuntes  DoKtmimd  TOm 
19.  Juli  1903,  betr.  Bekämpfimg  der  Wurmkrankheit. 

Auf  Orimd  dos  II'T  des  Proussiachen  Allgomeinen  Bergf]^e?etze8 
\-om  24.  Juni  1805  in  dor  Fa>suni:  des  Gesetzes  vom  24.  Juni  1S1*2  wird 
nach  Anböruiig  des  Vorstandes  der  Sektion  II  der  Knappschaitsberuis- 
genoABenachaft  ftir  den  Bezirk  des  imterzeidmeten  01>erbergamte8,  soweit 
er  die  Begierungsbezirke  Arnsberg  und  Ddsseldorf,  sowie  von  dem  Be- 
gierungsbezirk Münster  die  Kreise  Becklin^ausen  und  Ltldinghansen  vm- 
fasst,  verordnet,  was  folgt: 

I.   Fcststollnng  des  U  in  f  a  n    c  s  dor  Krankheit. 

§  1.  Der  Besir/er  eines  jeden  im  Betrielie  betindiichen  Steinkohlen- 
bergweiks  bat  alsbald  auf  seine  Kosieu  durch  einen  geeigneten,  dem 
Königlichen  Oberbergamte  tmverzüglich  ssa  benennenden  Aret  mindesUos 
20  "Ptoz.  der  unterirdischen  Belegschaft  einer  jeden  selbständigen  Sehacht* 
anläge  (einschliesslich  der  Betriebsbeamten)  mittelst  des  Mikroskops  auf 
das  Behaftetsein  mit  dem  Kingeweidewunn  f  Aukylostomum  duodenale)  zu- 
vei  U'ussig  (vergl.  §  7)  untersuchen  zu  lassen  und  das  Ergebnis  dieser  Unt«r- 
sucliuiig  binnen  längstens  2  Monaten,  von  dem  Geltungsbeginn  diefier 
Verordnung  an  gerechnet,  dem  Königlichen  Oberbergamte,  dnrchlaufeDd 
bei  dem  zuständigen  Bergrevierbeamten,  unter  Benutzimg  des  dieser  Ver- 
ordnung beigefügton  Formniarjä  anzuzeigen. 

Ob  und  inwieweit  die  im  Absatz  1  vorgesehene  üntersuchuiii:  auf 
einer  Zeche  etwa  wiederholt  oder  auf  andere  Teile  der  Belegschaft  aus- 
gedehnt werden  boU,  bestimmt  das  Königliche  Oberbergamt. 

§  2.  Die  nach  §  1  zu  untersuchenden  Belegschaftsmitglieder  sind 
von  dl  in  Berg\verksbesitzer  unter  Zuziehung  dos  ebenda  bezeichneten 
Arztes  ausziuniistern.  Dabei  sind  bojäonders  die  in  feuchten  und  wannen 
Teilen  des  Grubengebäudes  beschäftigten  Belegschaitsmitglieder  heraa« 
zuziehen.  Unter  den  zur  Untersuchung  Bestimmten  mtlraen  alle  miter- 
iidisch  beschäftigten  Arbeiterklassen,  also  Kohlrahauer,  GeateinsbAoer, 
Roparaturhauer,  Schle]jper,  Schiessmeister,  Förderau^her,  WettenBribmer, 
Spritzmeister,  Seldosser  ("Rnhrleirer\  Pfordetroiber.  Grnbenmaurer.  An- 
schläger und  Bremser,  sowie  die  Beamten  vertreten  sein,  und  zwar  iu 
demselben  Verhältnis  von  mindestens  rund  20  Untersuchten  aui'  je  KH)  An- 
gehörige äet  einzelnen  Beschäftigungsarten. 

n.  Sicherung  gegen  die  Weiterverbreitung  der  Krankheit. 

§  3.    Der  Werksbesitzer  darf  einen  Arbeiter  oder  Beamten,  der  tob 

Inkrafttreten  dieser  Verordnung  an  auf  einem  Steinkohlenbergwerk  an- 
gelegt wird,  zur  Arbeit  unter  Tage  nicht  eher  zulassen,  als  bi.s  auf 
Gmnd  einer  zuverlässigen,  nicht  länger^  als'  2  Wochen  zunickliefrOTdeu 
ärztlichen  Untersuchung  schriftlich  bescheinigt  ist,  dass  in  dessen  »Stuhl- 
gänge Wurmeier  nicht  vorhanden  sind. 

§  4.  Der  Werksbesitcer  ist  verpflichtet,  jeden  nach  Xassgabe  des 
§  3  untersuchten  Arbeiter  oder  Beamten,  sofern  derselbe  nicht  weiterhin 
unter  Ta^'e  Le-(  hilftigt  werden  noH.  in  der  sechsten  Woche  seit  dem  Ab- 
sciihibb  der  eisten  mikrosko}ii sehen  Ki-tuntersuehung  einer  eruenten  solchen 
Untersuchung  unterziehen  zu  lassen,  die  sich  aber  auf  diu  imiuoöküpiBche 
Prttftmg  nur  eines  Stuhlganges  beschranken  darf. 

Diese  Untersuchung  muss  durch  einen  der  vom  Oberbergamt  hiercn 
«rmftchtigten  Aerzte  (§  7)  erfolgen. 
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III.  All  gemeine  Vorschriften. 

§  5.  Pio  Arbeiter  und  Beamten  der  SteirkoLleiibei  :;wf  ike  sind  ver- 
pflichter, sich  den  zur  sachf^emäsgcn  Dnrchfdliruu^  der  mikroskopischen 
Unten>uchuug  vom  Arzt  für  erforderlich  erklärten  Maasregeln  zu  unterwerfen. 

§  6.  5Xn  Belegschaftaioit^lied  f  weldies  durch  die  mikroskopisdie 
üntenaGhiing  als  mit  dem  Wurm  behaftet  festgestellt  worden  ist,  darf  zur 
Arbeit  unter  Tage  nicht  eher  wieder  zugelassen  werden,  als  bis  auf  Grund 
einer  zuverlii.^sigen  ärztlichen  FutersuchuriL'  schriftlich  hescheinifrt  ist,  dasB 
m  seinem  Stuhlgang  Wmuieiei-  nicht  mehr  aulgeiimden  worden  sind. 

Soweit  die  Zahl  der  auf  diese  Weise  zu  gleicher  Zeit  von  der  Be- 
sehlftigmig  unter  Tage  ausgeschlossenen  Arbeiter  einer  selbstAndigen 
Schachtanlage  15  Proz.  der  ganzen  unterirdischen  Belegschaft  dieser  Sdiacht- 
anläge  übersteigt,  erreift  das  Verbot  des  Absatzes  1  nicht  l'latz. 

ß  7.  Die  Namen  und  Wohnungen  derjenigen  Aerzte,  welche  zur  Aus- 
stellung der  in  dieser  Verordnung  verlangten  schriftlichen  Bescheinigungen 
seitans  des  Oberbergamtes  ermftchtigt  werden,  sind  durch  Aushang  a^  jeder 
selbsttndigen  Schachtanlage  bekannt  zu  machen. 

Als  ztivorläßsig  im  Sinne  dieser  Verordnung  ist  diejenige  Untersuchiing 
anzusehen,  welche  die  mikroskopische  Prilftm*:,'  von  mindestens  drei  an 
verschiedenen  Tagen  stattgefundenen  Kotentleerungen  des  untersuchten 
Arbeiters  oder  Beamten  umiasst  hat. 

§  8.  Die  in  den  §§  8,  4  nnd  6  dieser  Verordnung  verlangten  ärzt- 
lichen BescSieinigangen,  welche  das  Ergebnis  der  an  den  einselnen  Tagen 
vorj!enomm«n<»n  mtkroskopisrhen  rnteisnchnncren  erkennen  lassen  mtlflsen, 
smd  als  Anhi^^e  der  Belegschaltslisle  aul  der  Zeclio  aul'zubewahren. 

§  9.  Ausiiuhuien  von  den  Vorschrilteu  dieser  Verordnung  bedürfen 
der  Genehmigung  des  Oberbergamtes. 

§  10.  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Bergpolizeiverordnimg,  ins- 
befsnnrlere  auch  gegen  eine  gemäss  §  1,  Abs.  2  getroffene  Bestimmung 
des  Oberbergamtes,  nnd  gegen  die  bei  einer  Ausnahmegewährunt,^  etwa 
gesetzten  besonderen  Bedingungen  werden  gemäss  §  208  des  Freussischen 
ADgemeinen  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865  in  der  Fassung  des  Gesetzes 
vom  24.  Juni  1892  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  800  M.,  im  UnTenntfgens- 
falle  mit  Haft  bestraft. 

§  11.    Die  Verordnung  tritt  am  1.  August  1£K)3  in  Kraft. 

2.  KOuigreich  Bayern. 

Verfiignng  der  Generaldirektion  der  kÖnigl.  bnyorischcn  Stnnts- 
eisenbahnen  vom  11.  Juli  1003,  betr.  ArbeiterauKschüsse  im  Bereich 
der  königl.  bayer.  Staatseisenbalinverwaltung.  i^Amtsblatt  der  königl. 
bajer.  Staatseisenbahnen  Nr.  84.) 

L  Bestimmungen  über  die  Einrichtung  und  Tätigkeit  der  Arbeiter- 
ausfchüsse  des  Werk  s  tättedienste;«  und  der  Impräf^nieranstalten. 

Die  blBherigen  Bestimmungen  Ober  die  Einrichtung  und  J  titigkeit  der  Arbeiter- 
«ttiehfisee  im  Bereich  der  königU  bajer.  StaatsdsenbahnveriivaltuQg  —  Verord.-  und 
AQZ.-BI.  für  die  konigh  bnver.  VerkefiTHUisUdten  Nr.  56  vom  Jahre  1882  —  weiden 
dorch  folgende  lasäuiig  er.-eLzt  : 

§  1.  Um  den  bei  der  königl.  bayer.  StaatHcisenbahnverwaltnug  beschäftigten 
Arbeitern  des  Werkstättedienstes  und  der  Tinpräp-nieranstalten  Gelegenheit  zu  geben, 
durch  selbtttgewüldtc-  Vertreter  Anträ^je,  Wünbche  und  etwaige  Beschwerden  allge- 
meiner Natur  vorzutragen  und  hierübtf ,  sowie  über  aonstige  allgemeine  Fragen 
<>es  ArbeitBverbältnisMS  und  soldlie  Fragen,  welche  «ich  auf  das  Wohl  der  Aibeiter 
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Ijezieheo,  f^itachtliche  Aeußserun^en  abzugebeo.  werdoii  lir-i  den  Werkstätten  und  Im- 
pragnieranstalten  Arbeitorausi^ckusäc  gebildet,  ^reiche  von  den  Arbeitern  &m  ihrer 
Mitte  zu  wählen  sind. 

Die  Bestimmung  über  die  Zu.«animen«ctzung,  die  Zahl  und  den  Sitz  der  zu 
bildenden  Auär«ch(lsse  erfolgt  durch  die  Crcneraldircktion  der  königl.  Sta^eisenbiümen, 
welche  sich  vorb^ll,  in  der  Abgrenzung  der  Aus«chuä8bezu'ke  AandemogeD  «intnUn 
zu  lassen,  Hobald  sich  hierzu  ein  BcdOrniii^  ergeben  sollte. 

Ikfindcn  nic-h  mehrere  Werkstätten  an  einem  Orte,  so  kann  für  rie  ein  gemdla* 
■chaftlicher  Ausschu--  ^'obiMt  t  wcr  len. 

Ebenso  kiUiD  für  mehrere  Werkstatten,  welche  an  venchiedeneo  Orten  belegu 
sind,  mn  gerndniGluiftlicber  AoBschuss  gebildet  werd^i,  wenn  rieh  diee  atu  Zweek- 
mä8.MgIcrit-rü«kr«ichten  empfiehlt.  ßeträ*?t  in  einzelnen  W'-rkstätten  die  Zahl  d'-r 
wahlbereditigtca  Arbeiter  ^§  3)  nicht  mindeftiena  15  und  die  der  wählbarea  4)  nicht 
miodeBteDs  6,  so  kun  die  Errichtung  eines  Anaflchnases  fOr  dieMlbea  oder  ihre  Vflr- 
cinigung  mit  anderen  Werkatättea  zw  Bildung  eines  gemeinMunen  AoMchaaew  unter 
bleiben. 

$  2.  Der  Arbeiteransschuss  besteht  aus  mindestens  3  nnd  höchstens  15  Blit- 
glje<lern.  Die  Z;ilil  der  fiir  khIcm  AiHschuss  zu  wählenden  ^fitglieder  wird  von  der 
ueneraklirckii  II  d<;r  kunigl.  iStaatscisenbahuea  nach  Masägabe  der  ^hl  der  io  jeder 
Werkstätte  (An-^tult)  be»chlftigten  Arbeiter  oder  der  Oruppen,  in  welche  diese  dng^ 
teilt  sind  §      t"  >(irf^f?tzt. 

§  3.  VValilberetlitigt  für  den  entsprechenden  Arbeiterausschua«  sind  alle  «lio- 
<lig<  ii  Arbeiter,  wel(>he  die  Voraussetzungen  fflr  die  MitgUedeehaft  bei  der  Ahteiloag B 
der  Arbeiterpensionskftsxo  erfüllt  haben. 

4.  Wählbar  alf  Ausschusgmitglioder  und  Krsatzmänncr  sind  diejenigni  in  S  3 
l)ezoichnetcn  Arbeiter,  welche  miiidc-teus  25  Jahre  alt,  sowie  mindestens  1  Jiihr  io 
derHclbcn  Werk»tätte  (Anstalt)  beadiäftigt  aind  and  sich  im  Vollbeaitce  der  bUrj^et' 
liehen  Ehren  rechte  befinden. 

^  5.  Die  Wahl  ist  eine  i/i  hcitue  und  wird  seitens  der  WahlberechtiL'tcn  ilnnh 
Al^be  verdeckter  fötimmzcttel  an  den  leitenden  Beamten  aiuge&bti  welcher  2  Arbeiter 
zu  fleiner  UntersttH^uni;  hcranzaziehen  hat. 

Dir  Arlx  ilcr  können  mit  ( 'tt  nchniiLrun;.'  der  Generaldirektion  nach  ihrer  Beschäf- 
tigung oder  nach  beaonderen  Abteilungen  des  Betriebes  in  Grappen  (Verbände)  ein- 
^tmlt  werden,  welche  ffir  sich  je  1  Ausachnsmmitglied  und  2  Enatamanner  aus  flmr 
Wüir  ZU  wählen  haben.  Wenl-n  iiK-hrcrr  ürtlich  getrennte  Werkstätten  zur  BiMun;: 
eines  Ausschusses  vereinigt,  ao  wählt  jede  dcniolb^  besondere  Vertreter  und  Ersalz- 
minner. 

Die  Aufforderung  zur  Wahl  erfolgt  durch  die  vorj^e-^<^tztc  nrhörih-.  von  wolrher 
Ort,  Tag  und  Stunde  der  Wahl  eine  VVoche  vorher  durch  Anschlag  in  den  Arbdt^- 
iftumen  oder  in  sonst  geeigneter  Weise  unter  Angabe  der  Zahl  der  zu  wählenden  Ver- 
treter und  Ersatzmänner  b(;kannt  gemacht  werden. 

Vor  der  Bekanntmachung^  ist  ein  Verzeichnis  der  wahliMirechtigten  und  der  waiil- 
baren  Arbeiter  unter  Angabe,  m  welche  Wahlgruppen  sie  eingeteilt  sind,  zur  Emaidit 
auszulegen. 

Soweit  dieses  Verzeichnis  uicht  binnen  einer  Woche  mit  Gnmd  bemängelt  wird, 
bildet  da^^selbo  die (Truudlagc  für  die  Ztihisdung  zur  WahL  Ueber  Ausstellangen  geg^ 
das  Verzeichnis  entscheidet  die  vorgesetzte  Benördc. 

Gewählt  ist,  wer  die  meisten  ölimmcn  einer  Gruppe  erhält;  bei  Stimmenglcidi* 
hcit  cntschei<l«'t  das  Los,  welches  vom  Wahlvorsteher  gezogen  winl. 

Die  Gewählten  haben  sich  über  die  Annahme  der  Wahl  alsbald  nach  der  Beksoot' 
gäbe  de«  Wahlergebnisses  zu  erklären. 

r.  ^chwerden  ül>er  die  Recht-^giltigkcit  der  Wahl  sind  nur  iiinnen  oinor  Worhe 
vom  Wahltage  an  gerechnet  Kuläösig;  die  Beschwerden  sind  bei  dem  Vordtandc  der 
Werkstittc  (Anstalt)  einzunnchen,  welcher  hierüber  endgiltig  ealscbetdet 

^  ().  Die  Wahl  der  An-  hu  mitgltcder  Und  Ersatzmänner  erfolgt  anf  3  JahA 
Ausscneidende  sind  wiwler  wählbar. 

Eine  Verpflichtung  zur  Annahme  dar  Wahl  liegt  nicht  vor. 

S  lipiilt'f  ein  Ausschussmit^lii'd  und  dessen  Fr-nfzinannor  vor  Alilanf  <l''r  Zeit, 
für  Welche  »ie  gewählt  sind,  au^i,  so  ist  für  die  (iruppe,  welche  sie  gewählt  hat,  «oe 
Neuwahl  anzuordnen. 

§  7.    Das  Amt  als  Ausschussmitglicd  orll-  ht: 

ii)  mit  dem  Ausscheiden  de^  Arbeiters  aus  der  Büächäftigung  in  der  WerkslätW 
(Anstalt),  für  welche  er  gewählt  ist, 

b)  durch  freiwillige  Ntederlegung  ded  Amte^, 
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c)  darch  «ne  mehr  als  äoMKitttliche  DienBtaafSbigkät  oder  sonstige  Dmistunter- 

brechung, 

d)  dorch  atrafrechtlichc  Verurteilung  zu  Gefängnis  oder  Zuchthattö, 

e)  durdi  Uebertritt  in  die  HilisbedieostetensleUiiDg  oder  8tBtoieiais«i|;e  An* 

Stellung. 

§  8.    Die  Arbeiterausschüsso  haben  die  Aufgabe: 

a~i  Anträge,  Wünsche  und  etwaige  Beschwerden,  welche  von  ihren  Mii^jliidern 
vorgebracht  werden  und  die  Arbeiter  der  betreffenden  Werkstätte  (Anstuii^  oder 
änzeinf  Gruppen  im  ganzen  berühren,  bei  dem  Vorstände  der  Werkstatte  (Anstalt) 
vorzubriog«a  and  sich  hierüber  in  Zusammeokünften  mit  diesem  oder  dem  von  der 
voifesetzten  BebOrde  becetchneten  Beamten  gutachtlich  za  äuseem; 

b)  über  son.-'t.ifre  du.«;  Arlieit.«- Verhältnis  betreffende  Fragen,  insbesondere  über  die 
zu  erlassende  Arbeitäoniouog,  über  Einhchtungen  zur  YcHrnütuug  von  Unfällen  und 
aoldie  Einrichtangen,  welche  zum  Wohle  der  Aroeiter  und  ihrer  Aog^örigen  getroffen 
aind  oder  künftig  getroffen  werden  sollen,  auf  Anfordern  ihr  Gutachten  abzugeben; 

c)  Streitigkeiten  der  Arbeiter  untereinauder  zu  schlichteo,  soweit  sie  von  oeideo 
Teilen  angerufen  werden. 

In  neu  zu  a  und  b  erwähnten  Ffdlen  können  von  dem  Vorstende  d<  r  Werk- 
stätte (Anstalt/  auch  andere  deräen)eu  Werkstätte  (Anstalt)  angdlörige  Arbeiter  zur 
Beratung  zugezo^n  werden.   An  der  Abstimmung  (§  10)  noimen  dieselben  nidit  teiL 

Von  der  Lrörterung  in  den  Arbeiterans^;(  luis-ßu  ausgeschlossen  f^ind  alle  An- 
träge, Wünsche  und  Beschwerden,  weiche  lcdi.i:;lith  die  Angelegenheiten  Einzelner 
betreffen,  abge.^eh«!  von  den  zu  c  bezeichneten  Fällen.  Jedoch  bleibt  dem  Vorstande 
der  Werkstätte  (Anstalt)  nach  seinem  Befinden  vorltehaUen,  den  Ausschuss  bei  Be- 
handlung von  Unterstützungsgesuchen  über  die  Bedürftigkeit  und  Würdigkeit  der  zu 
Unterstützenden  zu  hAren. 

$  9.  Vrrhnndlnngcn  dor  Ausschüsse  finden  in  der  Regel  jährlich  zweimal  (jo 
«nmai  im  Frühjahre  und  im  Uerbste)  statt;  jeder  Arbeiterausschuss  muss  aber  jühr- 
Uch  mindestens  einmal  zusammentreten.  Ausserdem  ist  der  Arbeiterausschuss  zu  bc- 
rafe»,  wenn  die  vorgesetzte  Behörde  oder  der  mit  dem  Vorsitze  beauftragte  Beamte 
es  für  erforderlich  erachtet,  oder  wenn  zwei  Drittel  der  Ausschuss mitgliedor  darauf 
antragen. 

Die  V^handlungen  finden  unter  dem  VorsiUe  eines  von  der  voigeseteteo  Be- 
hUrde  va  beasefdmenden  Beamten  oder  eeinee  Vertreters  statt.  Dieser  setzt  Ort  and 
Zeit  des  Zasainmentretens  und  die  Tagesordnung^  fest. 

Der  vorgesetzten  Behörde  bleibt  vorbehalten,  ausser  dem  Vorsitzenden  noch 
weiten  Beamte  snr  Teihiahme  an  den  Verhandlnngra  des  AnMehaaBee  abcuordnen. 

Die  Tacrer;ordnung  soll  den  AusschttssnutgUedern  der  Begd  nncb  ein«  Woche  vor 
dem  iSitzungBtagc  mitgeteilt  werden. 

Beratnngsgegenstande,  welche  erst  nach  Mitteilung  der  Tagesordnung  bei  dem 
Vbtsitzeuden  angemeldet  werden,  kann  derselbe  von  di  r  Erörtfrunir  au^srhlie-^en. 

Ausnahmsweise  können  auf  Anordnung  der  Generaldirektion  di  r  kcinigl.  (Staats- 
eisenbahnen  geeignete  Gregenstände  <ier  ^^(ineinschaftlichcn  Beratung::  durch  mehrere 
oder  sämtliche  Arbeiferaut^sehfis-e  dt-s  WcrkstiUtcdienste-s  und  der  luij^riiiznieranstalten 
unterstellt  werdm.  lu  diesem  Falle  wird  die  Tagesordnung,  dann  Ort,  und  Zeit  des 
Zusammen  t  ri  tte.-«  sowie  der  Vonntsende  von  der  Generaldirelction  bestimmt. 

Natdi  deren  Ermessen  kann  auch  zur  Teilnahme  an  solclirn  Beratungen  statt  der 
Gesaratzahl  der  Ausschussmitglieder  «.*ine  beschränk  lere  Anzahl  von  Vert  retern  jedes 
in  Betracht  kommenden  Ar^Äiterausschusses  berufen  werden,  die  alsdann  für  den  be- 
teiligten Arbeiterausschuss  von  dessen  Mitglinlern  aus  ihrer  Zahl  in  ei uot  besonderen 
Sitzung  zu  T\ählen  sind;  gewählt  ist,  wer  die  meisten  Stimmen  erhält,  bei  Stimmen- 
gleichheit entscheidet  das  vom  Aus><chussvorsitzenden  /n  ziehende  Los. 

§  10.  Uel>er  die  Beratungen  sind  Niederschriften  aufzunehmen}  welche  die 
Namen  der  Anwesenden,  die  einzelnen  verhandelten  Gegenstande  und  das  Ei^bnis 
der  Abstimmungen  enthalten  müssen. 

Die  l^iedersctmften  sind  von  dem  Vorsitzenden  und  einem  Mitgliede  des  Aus- 
•dmsees  zu  vollxidien  und  von  dem  Erateren  zu  sammetn  und  zu  verwahren. 

Soweit  darin  Anträgt\  Wilnsrhe  und  P>e-eh\vtrdcn  enthalten  sind,  welche  der 
Entscheidung  durch  die  vorgesetzte  Behörde  beiiürfen,  ist  dieser  alsbald  eine  Abschrift 
luiter  gutaebtlicfaer  Aensaeranir  des  Vorstandes  der  Wericstfitte  (Anstalt),  au!  welche 
■ich  die  Anträge  u.  i?.  w.  l)eziehi:-n.  vrtrzulr  jvn. 

Den  Ausschussmitglie^iern  sieht  trei,  von  dem  Inhalte  der  Niederschritten  jcder- 
idt  Kenntnis  za  nehfnen. 

I  11.  Die  Sitaungea  des  Ausechusses  sollen  tunlichst  in  die  Arbeitszeit  fallen. 
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Aus  Anlage  der  Teiloaluue  an  den  Ausschnwaitmngen  fmden  Jcetoe  Lohn^ 

kürzungcu  statt. 

Soweit  die  Ausöchussmit^lieder  oder  nnderc  Arbeiter  Alts.  2)  zur  TeiUiahme 
an  den  Ausscbueasitzungen  BeiBeo  vonsuoebmeu  haben,  erhallen  sie  freie  Eisenbabo- 
fahrt  und  Tteisekost^,  welche  ebenso  wie  die  EntachäUij^ungen  für  enteaDgenen  Ar- 
beitsvcrilionsr  na(  b  den  für  die  Beisiteer  der  ünfallechiedagerichte  mumm  Vor- 
schriften zu  bemessen  sind. 

§  12.  Die  GenerBldirdrtion  der  köniri.  Staatadaenbahnen  kann  ArfaciterBDMdifiaa^ 
welche  .sich  nach  ilin  iu  Ermessoi  zur  Erfüllung  der  ihnen  gesteUten  Aufgpibcn  th 
ungeeignet  erwiesen  haben,  auflösen  und  eine  Neuwahl  anordnen. 

§  13.  Aendernngen  der  vontdranden  VorBduiflen  bleiben  vorbdudten. 
n.  Bestimmungen  fl ber  die  Einr i  c h  t  u n g  u  n  d  T ä r i  gkei  t  der  Arbeiter- 
auaschä8»e  des  Bekriebsdienstet^  und  des  BahnunterhaltunKsdieDstes. 

Die  bisherig^  Bestimmungen  dber  die  Einrichtung  und  Titlgkeit  da-  Arbater- 
au88chuB8e  für  dir  hei  der  köni^l.  bayer.  Staat-eist  nbahnverwaltung  im  Taglohn  be- 
schäftigten Arbeiter  des  Betriebsdienstes  und  des  Bahnunterhaltungsdioostes  —  Dieast- 
befehl  117  vom  Jahre  1808  —  werd^  durch  folgende  Faasang  eraetet: 

Jil  1,  Uni  den  hcl  der  kOnigl.  bayer.  ötaatsoiHetiliahnverwaltung  im  Tagloliu 
beschäftigten  Arbeitern  des  Betrieradienstes  und  des  Bahuunterhaltuugsdienstee  Ge- 
legenheit zu  geboi,  dnrch  sdbetgew&hlte  Vertreter  Antrige,  Wftnsdie  nnd  etwiiK« 
Beschwerden  allgemeiner  Natur  vorzutragen  und  hierid n  -owie  ülter  sonstige  al!^r^ 
meine  Fragen,  welche  sich  auf  das  Wohl  der  Arbeiter  beziehen,  gutachtliche  Aeus- 
aemngen  anzugeben ,  werden  für  jeden  Oberbahnamtabezirk  Arbdterauncfafiaae  gf^Kldet, 
wdcihe  von  di  ti  Arlxitcni  ans  ihrer  Mitte  zu  wählen  sind. 

Die  ik'^tiuiniung  iiber  din  Zunammensetzung,  die  Zalil  und  den  Sitz  der  zu 
bildenden  Aut^chüsse  erfolgt  durch  die  GcneraldireKtion  der  königl.  ßtaatociii cnh nh nfw, 
weUhc  eich  vorbehält,  in  di  r  Al>gren7:iing  der  Ausschussbezirke  Aendernng^  eioMtMl 
zu  lassen,  sobald  sich  hierzu  ein  iktlürfniti  ergeben  sollte. 

Bis  auf  weiteres  sollen  Arbeiterausschüsse  nur  am  8itze  jeden  Oberbahnamt« 
bestehen  und  mW  in  der  Regel  je  ein  Auaschusa  gebildet  werden  für  die  Arbeitar  im 

1.  Btations-  und  Rangierdienst, 

2.  Güterdien8t, 

3.  WerJcatättetraosportdienBt) 

4.  Bahnanfsidits-  nnd  Bahnrniterhaltungsdienst  (Ablöser-  und  BahnaIbä(e^ 
dienst). 

«Soweit  angezeigt,  kann  auch  für  mehrere  der  vorstehenden  Bedienstungco  mit 
Genehmigung  der  Gen^-aldirektion  ein  gemednadiaftlicher  Ausschuaa  gdnldet  wenlen. 

§  2.  Der  Ar1i(•itpralls^<•llUr-s  licstrht  aus  mindestens  3  nnd  höchsten»;  Tri  3fit- 
gliedem.  Die  Zahl  der  für  jeden  Ausschus»  zu  wählenden  Mitglieder  wird  von  der 
Generaldirektion  der  königl.  Staatseisenbahnen  nach  Maaefabe  der  Zahl  der  in  dea 
vorht /( ii  hneten  Bedien.stuii^cn  l)€t<chäftigten  Arbdter  oder  der  Gruppen  (Vecbiadej!, 
in  weiche  diese  eingeteilt  smd  (§  ö),  festgesetzt. 

§  3.  Wahlberechtigt  fOr  oen  eninprcchenden  Arbeiterausschuss  sind  alle  ständigen 
Arhcitor,  n  clcbe  die  Vorau88elzungcn  für  die  HitgUedaehaft  bei  der  Abteilung  B  der 
Arbeiterpennionskas.sc  erfüllt  haben. 

55  4.  Wählbar  als  Au68chu8.smitglieder  und  Ersatzmänner  sind  diejeuigen  in  Jj  3 
bezeichneten  AHh  itrr.  vvcUhe  niindestena  25  Jahre  alt  Bind  nnd  aich  im  VoUfaesittt 
der  bürgerlichen  Khrt  nnt  hte  befuiden. 

§  5.  Die  W  ahl  ist  eine  geheime  uud  wird  durch  Abgabe  verdeckter  StimiuetMl 
aeitens  der  Wahlberechtigten  ausgeübt. 

Die  Arbeiter  können  vom  Oberbahnamte  mit  Genehroigimg  der  GeuenddirektioB 
in  <  ;rnpi>en  i  \'orli:inde)  eingeteilt  werden,  welche  für  sich  die  auf  sie  treffend»  An/ahl 
von  Vertretern  und  auf  je  cdnen  Vertretor  zwei  Eraatzmänner  aua  ihrer  Mitte  zu 
wählen  haben. 

Die  Auffordming  zur  Wahl  erfolgt  diirtli  das  Ohcrbahusunf,  von  welchtm  Ort, 
Tag  und  Stunde  <ler  Wahl  dne  Woche  vorher  durch  Anschlag  in  den  Dienstraumea 
od^  in  aonst  geeigneter  Welse  nnter  Angabe  der  Zahl  der  m  ^ßtlenden  Vertreter  and 
Eraatzmänncr  liekannt  gemacht  werden. 

Vor  der  l^kanntniachung  ist  ein  Verzeichnis  der  wahlberechtigten  und  dt  r  wähl- 
baren Arbeiter  unter  Angabe,  wddier  Bedienatnnir  nnd  welchen  Wahlgriip]Kn  fVer^ 
bänden)  .sie  für  die  Wahl  zuzurechnen  sind,  zur  Fin  ifht  auszulegen. 

J?oweit  dieset*  VerzeiehaiH  nicht  binnen  einer  W  oche  mit  Urund  bemängelt  wird, 
bildet  daii.sen>e  die  Griuidlage  für  die  Zulassung  zur  Wahl,  lieber  Auaatdlungen  gigoi 
daa  Verzeichnis  entachddet  das  Oberbahnamt 
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Gewählt  ist,  war  die  meisteo  Stiimueu  auf  sidi  veroiDigt,  bei  Stimnieiideicliheit 
entscheidet  das  Lo»,  welches  vom  Wahlvorsteher  gezogen  wird.  Für  die  Wahl  der 
Arbeiterausschüsae  »ind  nähere  Vorschriften  im  Anhange  geg^)en. 

Die  Gewählten  haben  sidi  ober  die  Anmüime  der  Wahl  alsbald  nach  der  Be- 
kanntgabe doH  Wahlergebnisses  zn  erkläron. 

Besciiwerden  über  die  Rechtsgiltigkcit  der  Wahl  sind  nur  binnen  einer  Woche 
Tom  WaliUage  an  gerechnet  zulässig;  die  Beschwerden  eind  hat  dem  Oberbahiaamte 
eiunireicbe^welche«  hiwQber  endgiltig  entscheidet. 

8  6.  Die  Wahl  der  Anmchu.ssniitglieder  und  Ersatzmänner  erfolgt  auf  3  Jahre. 
Aoflscheidende  sind  wieder  wfihlltar. 

Eine  VcarpiUchtauK  zur  ^Vnnahme  der  Wahl  li<^  nicht  vor. 

Scheidet  ein  AneechueuDitf^ied  imd  deaeen  finntanniiiiier  vor  Ablanf  der  Zeit^ 
für  wckho  sie  gewählt  sind,  ans»  so  ist  fiir  die  Ghrappe,  welche  sie  geiriUt  hat,  eine 
Neuwahl  anzuordnen. 

§  7.   Dm  Amt  als  Amschimmitglied  eiüscht: 

a)  rriif  dem  AiisscheidcTi  <lrs  Arbeiters  aiH  der  Beschäftigung  in  dem  Dienst- 
zweige, tür  welchen  oder  der  Gruppe,  in  welcher  er  gewählt  ist, 

b)  durch  freiwillige  Nicderlc^n^  des  Amtes, 

c)  durch  eine  mehr  als  3monatJiche  Dienetiinfghigkeit  oder  sonstige  Dienstonter^ 

brechung, 

d)  durch  srraf nächtliche  Verurteilung  zu  Qefibignis  oder  Znchthane, 

e)  durch  Uebertritt  in  die  HiUslMdienstetenmUnng  oder  ststosmjusige  An- 

Btellnng. 

§  8.    Die  Arbeit» raiKschääsc  haben  die  Aufgabe: 

a)  Anträge,  Wünsche  und  ntwaige  Besc^hwerderi  welche  von  ihren  Mitgliedern 
vorgebracht  werden  und  die  Arbeiter  des  entaprci  henden  Dien-itzweiges  oder  einzelne 
Gnippen  im  ganzen  l)erühren,  bei  dem  Oberbahnamt^  vorzubringen  und  sich  hierfibor 
in  ZuMmuteaeiinften  mit  dem  Vorstände  des  Oberbahnamtes  oder  dem  von  diesem 
beseiehneten  Beamten  gutachtlich  sa  äusBcm; 

h)  "Ii  r  Koii§tige  das  ArbeitHverhältni»  betreffende  Fragen,  inshesondere  üIht  Kiu- 
nchtungen  zur  Verhütung  von  Unfällen  und  solche  Einrichtungen,  welche  zum  Wohle 
der  Arbeiter  und  ihrer  Angehörigen  getroffen  sind  oder  künftig  getroffen  werden  sollen, 
snf  Anfordern  de»  Oberbannatntes  ihr  Gutaehton  ahzup"]>en: 

c)  Streitwlceiten  der  Arbeiter  untereinander  zu  tKuiliuhten,  soweit  sie  von  beiden 
TeQen  angemrai  weiden. 

In  den  zn  a  und  b  erwähnten  Fällen  können  mit  Genehmigung  de«  Oberhalm- 
amtes  auch  andere  demselben  Dienstzweige  augehörige  Arbeiter  zur  Beratung  zuge- 
zogen werden.   An  der  Abstimmung  (§  10)  nehmen  dieselben  nicht  teil. 

Von  der  Erörterung  in  den  Arlieitoraiis^chü.-^sen  aii-<_T-rhloH.Hen  sind  alle  Anträge, 
Wünsche  und  Beschwerden,  welche  l«ligiich  die  Angelegenheiten  cinzehier  betreffen, 
abgesehen  von  den  zn  c  bezeichneten  Fällen.  Jedoch  bleibt  dem  Ol>erbahnamte  nadi 
«einem  Befinden  vorbehalten,  deti  Anssihiw.^  hei  Behandlung  von  Untrrstiitztinfra- 
gwuchen  über '  die  Bedürftigkeit  und  Würdigkeit  der  zu  Unterstützenden  zu  hören. 

Jy.  Verhandlungen  der  Au^^chüsse  finden  in  der  Regel  jährlich  zweimal  (je 
im  Frühjahre  und  im  Herbste)  ^tntt:  jeder  Arbeiterausschußs  muss  aber  jähr- 
lich mindestens  einmal  zusammentreten.  Ausserdeju  ist  der  ArbeiterauHschuss  zu 
berufen,  wenn  das  Oberbahnamt  bezw.  der  von  demselben  mit  dem  Vorsitze  beauf- 
tragte Beamte  es  für  erforderlich  erachtet,  oder  wenn  zwei  Drittel  der  Ausschussmit- 
glieder darauf  antragen. 

Die  Verhandlungen  finden  unter  dem  Vorsitze  eines  von  dem  Oberbahnarate  zu 
bczeichneudea  Beamten  oder  seines  Vertreters  statt.  Dieser  setzt  Ort  und  Zeit  des 
Zosammentretens  nnd  die  Ta^ifesordnnng  fest 

Dem  Oberbahnamte  blcif)t  vorix  halten,  aa-~er  dem  Vorsitzenden  noch  weitece 
^ifiamtc  zur  Teünahme  au  den  V^handlungon  de8  Ausschusses  abzuordnen. 

Die  Tsgesordnnng  soll  den  Anssehussinitglicdeni  der  Regel  nadi  eine  Wodie  ?or 
dem  Sitzungstagc  mitgeteilt  werden. 

Beratungsgegenstäude,  welche  erst  nach  Mitteilung  der  Tagesordnung  bei  dem 
Vonitcenden  angemeldet  werden,  kann  derselbe  von  der  Erörterung  ausschliessen. 

Ausnahmsweise  können  auf  Anordnung  der  ( Jencraldirekti'in  der  koniirl.  Stnats- 
eisenbahnen  geeignete  Gegenstände  der  gemeinschaftlichen  Beratung  durch  luehrere 
oder  sämtliche  Arbeiteraus^chüsse  des  Betriebsdienste-*  und  de«  Bahnunterhaltungs- 
dienst«^  nntfrstellr  werden.  In  «liesem  Falle  wird  die  Tagesordnung,  dann  Ort  und 
Zeit  des  Zusauimentriits,  sowie  der  Vorsitzende  von  der  Gcueraldirektion  l)eäUmmt. 
Nach  denn  JBnnessen  kann  auch  sur  Tdlnahme  an  solchen  Beratungen  statt  der 
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Geeamtzahl  der  Aiift^cliussmitglicder  eine  beschränkten  Anzahl  von  Vertretern  jedes 
in  Betracht  kommenden  ArbciteransÄchuasef«  benifen  werden,  die  alsdann  für  den 
beteiligten  Arbeitcrauspchust;  von  dcrißcn  Mitgliedern  aus  ihrer  Zahl  in  einer  ho- 
sonderen  Sitzung  zu  wähU  a  8ind;  gewählt  ist,  wer  die  meit«ten  (Stimmen  crhiiltf  bei 
Stimmengleichheit  enti^cheidet  da«  vom  Aui«8chu88Torfiit7.enden  zu  ziehende  Los. 

§  1().  l'oiter  die  lieratungeu  sind  Nicdcrschrifleo  aufzunehmen,  welche  die  Nauiea 
der  Aiiwfficndcn.  die  einzelnen  Tfirlmndelten  GegenstSode  und  du  £rgd»niB  da  Ab> 
Stimmungen  enthalten  müssen. 

Die  Niederm^hriften  »ind  vtm  dem  VonitieiMkti  und  emem  Ifitgiiede  dm  Aai> 
»^chuti.^eTi  zu  \  i!/iehcu  und  von  dem  etHteren  nach  Vorlage  an  das  ODerbahnaoit  m 
sammeln  und  zu  verwahren. 

Bovdt  darin  Anträge,  WQmcho  and  Beechwetden  enthalten  aind,  widche  der  Eirt» 
8cheidung  durch  eine  Ei>>  nhahndiensletene  bedürfen,  ist  dem  Oberbnhnamte  eine  g»- 
Bonderte  Abschrift  vorzulegea. 

Den  AuAschttßemitgliedern  steht  frei,  von  dem  Inhalte  der  Niederechriften  jedo^ 
nit  Kenntnis  zu  nehmen. 

§11.   Die  t>ilzuu^ea  des  Aui<Kchu6äes  solleu  tuulichst  in  die  Arbeitszeit  fallea. 

Aus  Anlese  der  TTeilnahme  an  den  AnmdraeMitsungen  finden  keine  Lohn* 
kfirzungeii  statt. 

Soweit  die  Auhfjcliuß!<n»iiglictitr  oiler  andere  Arbeiter  (§  8  Abs.  2)  zur  Teilnahme 
an  den  AusüchusMitzungen  Reisen  vorzunehmen  haben,  erhalten  sie  freie  fiiMobahn« 
fahrt,  und  Reisekosten,  welche  ebenso  wie  die  Entschädigt! ngen  für  rnttrnntr'^ni'D  Ar- 
beit*vcrdicn.>-t  nach  den  für  die  Beisitzer  der  Unfallschieilsgerichte  Lrkt.'-öcbLi»  Vo^ 
Schriften  zu  l»enussen  sind. 

?j  12.  I)ie  ( ;>  ncr  ildirektion  der  königl.  Staat*iei.scnbahnen  kann  Arbeiterautw»chfiüsc, 
welche  !«ich  riudi  ihn  m  Ermessen  zur  ErfüUimg  der  ihnen  gosteJIten  Aufgabe«  ab 
nngeeignet  erwicr^en  hal)en.  auflösen  und  eine  Neuwahl  anordnen. 

Jj  Iii.   Aenderungen  der  vorstehenden  Vorschriften  bleiben  vorbehalten. 

Anhang  su  §  5,  betr.  Vor  sehr  i  f  ten  für  die  Wahl  der  Arbeiter- 

autiijchü  sse. 

1.  Die  Entgegennahme  der  ßtimmen  findet  an  dem  vom  Cberbahnamt«  bekannt 

gegebcTii  n  Wahltnge  .-uu  1 'i<  ii-f  urti'  'Ut  \\':«lilbrrcclitipt4?n  in  pinciii  /ii  1>e/»'i('lint'iii!pn 
Lokale  durch  den  vom  Obcrbahuamte  bestimmtem  Beamten  statt;  bei  einer  irrüsi^orea 
Anzahl  von  Wablberechtijrten  hat  der  Wahlbeamte  2  Beisitzer  ans  der  Zahl  der 
Wähler  zu  lienifen.  Als  Dienstort  für  die  Bahnunterhaltnngsarbeiter  gUt  der  8itc  des 
Bahnmeisters. 

2.  Das  Wahlredit  wird  durch  verdockte  Stimmzettel  aiiageQbt;  die  Ötimmzettcl- 
formularc  und  KiivcrtH  werden  den  Wahlben-chtigten  vom  Dienstvorstande  in  der  Zeit 
vom  Tage  der  Anberaumung  der  Wahl  an  abgegeben ;  andere  Forniidar«!  sind  nicht 
zugelassen. 

Der  Stimmzettel,  in  w<  h  In  ni  vom  Wähler  die  vuu  ihm  gewühlten  Vertreter 
und  l>Matzmänn<>r  —  unter  Treiauuig  der  Vertreter  vuu  den  ErbiiUiTiäuntiij  -  -  ein- 
«UHchreiU-n  sind,  ist  ohne  Unterschritr  zu  belassen,  in  das  Kuvert  zu  verschlio'sen 
unil  in  der  Regel  vom  Wähler  persönlich  den»  Wahlbeamten  zu  übergeben;  eine  Be- 
vollmächtigung für  nicht  erscheinende  WjUill>ere(rhtigte  ist  ausgeschlosssen. 

.FeiliKh  steht  e*  den  am  Wahltage  dienstlich  abwesenden  Wählern  frei,  fl» 
Stimmzettel  dem  Wahlbeamten  auf  schnfthchem  W^  einztureicheo. 

4.  Ilesprechungcu  flljcT  die  zu  wählenden  Pprsonen  dfirfon  im  Wrfilloknie  nicht 
stattfinden,  vielmehr  ist  die  den  Wählern  etwa  erfnnlerlich  erscheiner^d»  vnrlurige 
Verständigung  über  die  zu  wählenden  Tersoneo  in  besonderen  Vavammluo^i  vor- 
zunehmen ;  dagegen  hat  der  Wahlbeamto  die  Wühler  in  geeigneter  Weise  auf  die  Wahl- 
b<»timmungen  anfmerksam  zu  machen. 

5.  Der  Wahlbcamte  it«t  mit  einer  namenthchcn  I.äste  d&  wahlberechtigten  Per- 
sonen EU  versehen  und  hat  sich  bd  Entgf^ennahme  der  Stimmzettd  von  der  Stiiuni- 
fälii^r!:'  it  der  Wählenden  zu  ül  t  r/i DL'en  und  ilie  Abgabe  d<  r  Rtimiiie  zu  verzeichnen. 
Stimmzettel,  welche  von  nicht  stimm  berechtigten  Personen  abgegeben  werden  wollen, 
sind  vom  Wahlbeunten  aurflckzuwcisen  und  ist  hiernber  in  der  Wlhleriiste  Vor* 
merkung  zu  macheti. 

fi.  Nach  Ablauf  der  am  Wahltage  zur  A])stinimuag  testgesetzten  Zeit  ist  niemand 
mehr  zur  Abstimmung  zuzulassen. 

7.  Die  Walill)eamten  haben,  soweit  -ie  nirht  sellwt  Wahlvor-teher  sind,  die  ab- 
gegebenen Stimmzettel  nach  Schluss  der  Wahl  uneröffnet  mit  der  Wählerliste  unl* 
Unucfahig  sofort  an  den  zustandigen  Wahlvorsteher  eiosueendcn;  dabei  ist  ani  don 
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rm-<  hlage  der  Walilverliaad,  die  Station  (Dienststelle),  die  ^eriennummer,  der  Name 
des  WalilbeÄnit<»n  und  <l(>r  etwa  brnifen  pewefcrirn  P.i  isiiz<r,  die  Zahl  d^r  an«  drr 
Wählerliste  zu  entnehmenden  WahlbtTtchtigteu  und  dir  Zuhi  der  ab^^cgebeiieu  t^tiunm- 
Mttd  zu  vcneichoen. 

Zur  Fcsttitelltinir  dt  s  "Wahlcrgebnissps  sind  Wahlprüfun{r?atiwhü~?>'  anfzu-itnllrn  ; 
die  Zahl  derselben  wird  vom  Obtrbahnamte  fcetpegctzt.  Für  jeden  Wahlvtrbund  kann 
OS  WahlprüfungRausRchuse  gebildet  wenien.  Jeder  WahlprüfungSBiiMchiiH»  hat  aas 
einem  vom  Oberbahnamte  zu  bestimmenden  lieamten  als  Vi>rr(»^her  und  2  Arlieitorn 
zu  bfr^tc■llCI^  welche  vom  Wahlvorsteher  au«  den  an  ßcinem  Amtät$itze  befindlichen 
wahlbercH-hti^tcn  und  wählbaren  Personen  derjonigoi  Bedieostangeii  su  entDehineil 
und,  deren  Atuechnflawahl  der  Prüfans;  untersteht. 

8l  Fflr  die  FeetBtellung  de»  Wahrergebni«j<efl  ist  zn  beachten: 

a)  Bei  Stiramzi  t(<  In.  welche  die  erforderliche  Anzahl  Namen  enthalten,  auf 
weichen  aber  Vertreter  und  E^reatzniioner  nicht  ausceechiedcn  »ind,  werden  —  ent> 
i^prechend  der  Zahl  der  m  wShlendea  Personen  —  die  eist  aufgeführten  Namen  ab 
für  !if  ^' rtretar,  die  fotgrnden  als  t&t  die  Ersalmninner  bestimmt  angesdien.  Ueber- 
schü&:«ige  Namen  aind  uogiltig. 

b)  EnthSlt  ein  Stimmzettel,  auf  welchem  eine  Ansscheidanfr  swischttn  Vertretern 
und  Ersatzmännern  nicht  getroffen  ist,  weniger  Namen,  als  zu  \\:"tli!rn  --in<!.  -<>  wi  rdrn 
die  erst  aufeeführten  Kamen  aU  für  die  Vertreter  be^ttimmt  angesehen;  die  tolgcodcu 
Namen  zfihien,  soweit  solche  nach  vorhanden  sind,  für  die  Ersataeminner. 

(•^  T>t  eine  Ansecheidung  zwischen  Vertretern  uuA  Fr-ntznuinnern  getroffen,  ent- 
spricht aber  Uie  Zahl  der  auf  dem  Zettel  befindlichen  Namen  nicht  der  Zahl  der  zu 
Wählenden  I'ernonen,  so  (»ind  überschiiseige  Namen  der  Vertreter  beew.  firsatamänner 
nogiltig,  im  übrigen  aber  ist  der  Stimmzettel  giltig. 

d|  t^timmzeitel,  welche  mit  einem  äusseren  Kennzeichen  (xier  der  Unterschrift 
eitles  Wählers  versehen  8in<l,  desgleichen  Stimmzettel,  welche  keinen  Namen  cda  einen 
Ptotejt  oder  Vorlvhalt  enthalten,  sind  uugiltig. 

e)  Stimmzettel,  welche  die  l'ersou  dcj*  Gewählten  nicht  mit  hinlänglicher  Deut- 
lichkeit erkennen  lassen  oder  Namen  von  Personen  enthalten,  welche  nidit  wShlbar 
rind,  sind,  soweit  diese  Mängel  reichen,  tingiltig. 

f)  Stimmzettel,  welche  nur  Ix'züglich  der  Vertreter  oder  nur  beföjrlich  der  Er- 
-atzniiiniier  giltige  Namen  enthalten,  werden  bei  der  Feststellung  des  Wahlergebnitises 
nur  für  jene  Abteilung  in  Rechnung  gesogen,  für  welche  Namen  vorhanden  äiud. 

g)  MeinungsTcr^cfaiedenheiten,  welche  im  WahlauBsehusse  über  die  Giltigkeit  von 
fitimnizettcln  ent.-t.  liLii,  wi  rden  durch  Abstimmung  entschie<len. 

hj  Als  gewählt  gelten  jene  Personen,  welche  die  tneit^ten  Ölimmen  auf  sich  ver- 
cinieen;  es  genügt  relative  Majorität.  Bei  Htimraengleichheit  entsdiddet  das  Los, 
Welches  vom  \\'uhlvrir>h  In  r  <:e/n-«  ii  wird. 

9.  Die  Wahlvorsteher  hai)en  das  Wahlergebnis  sofort  nach  Puntreff«'n  der  eänit- 
Bdien  von  den  Wahlbeamten  abgesandten  Stimmzettel  festzustellen.  Uel>er  die  Wahl- 
verhandlung ist  ein  Prfitukoll  auf/unihmrn,  welches  von  dem  Wahlvorsteher  und  den 
übrigen  Mitgliedern  des  Wahlausschusses  zu  unterzeichnen  luid  dem  Ubcrbahnamto 
«oaireichen  ist. 

Dir  Namen  der  Gewfthlten  werden  durch  das  Oberbahnamt  in  geagneter  Weise 

beiiannt  gegeben. 

a.  Königreich  Württemberg; 

Verfflgang  des  ViiiisterliiBis  des  fiutern,  betr.  den  VotUsag  des 

ErankenTenicheningsgesetzes.    Vom  17.  Juli  IDüB.  (Regierangsblatt  für 

das  Königreich  Württemberg,  No.  1J>  ex  1903,  S.  22lM.j 

Zum  VoUzug  des  Krankenvert^icheruogsgesetzes  in  der  Fassung  des  jßeichs- 
gttetzes  vom  25.  Mai  190;{  (l{eich.-ge(*et«blatt  B.  23»)  wird  hiermit  nachstehendes 
»erfögt : 

_  §  1.  Zu  i$  8  des  Gesetzes.  §  17  Abs.  d  Ziff.  I  der  VullzuKsverfügung  zum 
&nuikcnveraicfaerung{«gesets  vom  2.  November  1892  (Ref(,-B]stt  8.  im)  erhUt  folgenden 
iwdten  Ah.«atz: 

„Die  Kreiaregierung  hat  nach  ihrem  Ermessen  zu  bestimmen,  in  welcher  W^eise 
sie  Vertretern  der  beteiligten  Arbdtget»er  uml  der  beteiligten  Vennicherungspflichtigen 
Gelegenheit  zu  einer  Aeu».«erung  u'i  Itcii  will.  Sie  k;inn  z.  B.  da*  Oberamt  oder  die 
Gemeind^ehörde  mit  der  Aui^wahi  und  Anhörung  der  Vertreter  beauftragen,  beide» 
«bcr  audi  scibat  vomdimen.  Soweit  die  VerhißnisBo  in  einem  ganaen  Oberamts- 
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bezirk  oder  in  gröspon  ii  Teilen  (  Ines  -iolchr  n  im  wesentlichen  gleich  llepen,  ist  es 
nicht  erforderlich,  Vertretern  der  Beteiligten  aus  jeder  dozelnen  Gemeinde  Geiq;eQ« 
heit  zor  Aensserung  zu  geben.*^ 

§  2.  Zu  §  40  des  Gesetze)!.  Die  Absätze  3  nnd  4  de«  §  38  der  VollfligSTeifilgitiig 
werden  durch  folgende  Bestimmungen  ersetzt: 

„Auf  die  Anl<^ng  verfügbarer  Gelder  finden  die  Vorschriften  der  §§  1907  ond 
1808  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  Art.  HS  und  70  des  Württ.  Ausführungaef^ctze« 
zu  demselben  Anwendung.  Ausserdem  dürfen  verfügbare  Gelder  in  der  Wiirttm- 
iMcig^adien  SparkaMw  sowie  in  den  BparkssRen  der  OeoMinden  und  AmtBkörpendiafteB 
angelet  werden. 

Ferner  wird  widerruflich  gcstÄttet,  da-ss  verfügbare  Gelder  in  Pfandbriefen  der 
Allgemdnen  Rcntenanetalt  in  Stuttgart  angelegt  werden.  (Die  Ermächtigung  zur  An- 
legung von  Geldern  in  SehuMverschreibungcn  des  Württemberg'iseben  Kreditvoroin« 
in  Stuttgart  und  iu  rfandbrieleu  der  Würltcmbergischen  Hypothekenbank  iu  Stuttpan 
gründet  sich  auf  die  gemäss  Art.  70  Abs.  2  des  Ausführungsgesetze^^  zum  Biirtrer- 
lichea  Gesetzbuch  erlesene  Verfügung  des  königi.  Justizministeriums  vom  2.  Ok- 
tober 1899  (Reg.-Blatt  8.  759).« 

ß  3.  Zu  ;^  12  <les  (t*  sctsea.  Nadi  §  43  der  Vollzugs  Verfügung  wird  fofgmle 
Bestimmung  eing^chaltct : 

§  43a.  Bei  Handbabong  der  der  AnfrichtsbeliSrde  der  Krankenkamen  AvaA  dw 
neuen  Abnätze  4  und  5  des  ij -12  des  Gcetzt-s  einecräumten  nefnpni>se  iM  fos(znh.altcn. 
dass  der  Zwecic  der  neuen  Joestämmungen  ausäcbueselich  die  finanzielle  Bich^stellung 
der  Kasaeo  ist 

L  Grossherzogtom  Hessen. 

Erlass  des  Grossherzogl.  MinisterlumB  des  Innern,  Abteilung  fOr 

LandwirtsohfifY,  TTfindel  und  Gewerbe  vom  12  Juni  1903,  betr.  die  Ein- 
richtung und  den  Betrieb  von  Anlagen  zur  Hersteilang  von  Bleiüurben 
nnd  anderen  Bleiprodukten. 

Zur  Ausfi'üirung  der  Ikkanntmachung  des  Reichskanzleia  vom  2(5.  Mai  1909 
(R.(  i.HI.  22'  i.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  Anlagen  rtn  Ifen^telluug  von 
JUei  färben  und  anderen  Blciprodukten  bemerken  wir  unter  Hinwei»  auf  die  Belunnt' 
niaehun^  vom  10.  1.  Mts.,  oetr.  die  Al)änderung  der  AmfohrungiBanwaiBiing  CO  den 
Titeln  VI  ff.  der  Gewerbeordnung  da-s  Folgende: 

Zu  §  1  Abs.  1 :  Die  Worte  „als  Haupt-  odw  Nebenprodukte'^  beziehen  sich  nidit 
allein  auf  »bleihaltige  Farbengemisehe'*,  sondern  auf  alle  in  Abs.  1  erwihnten  Bltt> 
Produkte. 

Zu  §  1  Abs.  3:  IHe  Motive  bemerken  hierznt  ^tMe  In  trockenem  ZustMide  fertif 

bezogenen  Blt  ifarlien  werden  vielfach  in  offenen  Verkaufsstellen,  in  den  Werk-tStt-n 
der  Maler,  Anstreicher,  X4ickierer,  d^  Tischler  und  anderer  Handwerker  mit  Gel  odar 
Fimis  angerieben  und  znm  Teil  —  besondere  in  den  Idbüerwerkstftiten  —  auch  mit 

anderen  Farbstoffen  gemischt.  Auch  in  diesen  Anlagen  werden  somit  bleihaltige 
Parbengcmische  hergestellt,  je<loch  stellt  sich  die  fragliche  Tätigkeit  hier  lediglich  als 
eine  nntergeordnete  Hilfsverrichtung  für  die  Bedürfnisse  eines  anderen  GewerbeBetrisbsi 
dar.  rclierdic-  erscheint  für  die  trenannten  Betriebsgattungcn  die  Durchführung  von 
Vorschriften  der  hier  in  11(^1,.  stellenden  Art  nicht  aiigärixig.  l^'er  Entwurf  schliöwt 
daher  diejenigen  AnhiL^  ii,  in  wt  li  In  n  nur  im  ZlI^amn^cnnange  mit  einem  anderen 
G e werbet K'tricrie  ftTiij^'e  Farl>-toffe  Irdi^-lii'h  miteinander  pemiseht  oder  mit  Oel  odCC 
Firnis  angeriel)en  werden,  von  dem  Cieiuuigsbereiche  der  Verordnung  aus.* 

Zu  $  ö  Abs.  4:  Diese  Vorsclirift  bezweckt  die  ständige  Ucberwachung  der  Be- 
folgung <^er  Bestimmungen.  "F^  winl  darauf  hingewiesen,  dass  nach  ^  Ifd  \h&.  1 
»Satz  2  der  Gewerbetroibeude  neben  dem  Angestellten  in  bestimmten  Fällen  .•' traf  bar  ist. 

Zu  §  H  Abs.  2.  Im  Interesse  <lcr  Erdfarljcnfabrikcn  wird  den  höheren  Ver- 
waltungsbehörden die  i^efuguis  eingeräumt,  einzelnen  Betrioben  für  weniger  gefshr* 
liehe  Packarbeiten,  bei  weßhen  die  Anbrintrung  besonderer  Vorrichtungen  zur  Ab- 
saugung  des  enUstehenden  Staubes  schwi  r  durchführbar  sein  würde,  Ausnahmen  von 
der  liestimmang  des  Aha.  1  zu  bewilligen.  Vor  dieser  Bewilligung  ist  die  Gewerbe* 
inspektion  zn  hören,  welcher  auch  Ihre  Rntschlieesung  mitsatntten  ist. 

Zu  5  T'i.  Dir  Motive  bemerken  hier/u:  „Die  Botimmimp'U  dfs  ^  10  ditni-n  dor 
Erneuerung  der  im  S  7  der  bisherigen  Verordnung  enthaltenen  Vorschriften  über  die 
Bet^chäftigung  von  Arbeiterinnen  and  jujnndlichen  Arbeitern.  Zar  Vennsidong  vod 
Zweifeln  wird  im  Abs.  1  hervorg^ben,  dass  Arbettoinafm  Insoweit  xxua  Aufenthalt 
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und  zur  BeecbäCtigunft  nicht  ciucelaMeQ  werdea  dürfen,  als  sie  dabei  der  Einmrkung 
bleSisltigin  Stanbee  oder  bMIum^er  Dämpfe  ausgesetzt  werden  würden.  Da  der  ä  1 
die  Vorschriften  auch  auf  diejenigen  Anlagen  erstreckt,  in  welchen  chemische  Blei- 
produJcte  (xlcr  bleiliaitige  Farb^gemiache  nur  als  Nebeoprodokte  heci^eateUt  werdea« 
90  hih  der  §  10  den  Tölligen  Aanschlasa  der  jugendiidien  Arbeiter  nnr  für  di^eoigea 
Betriebe  auh-ecbt,  welche  aupschliesalich  odor  vonvifMrcnd  der  Ilfrstellung  chemucber 
ßleiprodukte  dienen,  während  für  die  Verwendung  dieser  Arbeiter  in  anderen  AnUunii 
der  im  §  1  besäehiieten  Art  die  für  die  Beschäftigung  der  Arbeiteriiuien  gdtenden 
BflKbränkuDgen  entsprechende  Anwendung  finden  sollen.*^ 

Zu  §  12.  Die  Bestimmungen  über  die  Dauer  der  Arbeitszeit  haben  die  Be- 
deatnng  der  Feeteetsong  des  Maximalarbeitstages,  d.  h.  über  die  in  §  12  Abs.  1, 
2  und  3  bezeichnete  Zeit  hiniiui  d«cf  eine  Bet^ifdgUDg  «tch  mit  «adenn  Arbeiteo 
nicht  etattfinden. 

Zn  §  12  Abi.  3.  Andi  hier  vtsidea.  m  wbodMikfich  und  im  InteveMe  «kr  Eid- 
farbenfabrita,  AmnaihiDea  zunilaHan.  Ueber  daa  Verfidurea  gttt  du  m  §  8  Abs.  2 
Oesaffte. 

Zu  §  13.  Die  Motiv»  bemerkmi :  „Der  §  13  erweitert  die  biaherim  Vofwshrift 

de?"  §  10  dahin,  dass  er  den  Arbeitgeber  verfiflichtet,  die  mit  dem  Entleeren  der 
Oxydierkainmeru  beschäftigten  Arbeiter  auch  mit  geeigneter  FusBbekieiduog  ver- 
aduD.  Hierdurch  wird  verliindert,  dass  die  Arbeiter  Tor  die  Wahl  gestellt  werdea, 
entwf^der  jene  Verriehtunc:  mit  unbekleideten  Füssen  auszuführen  oder  ihr  eip;enf«, 
auch  zum  Tragen  ausserhalb  der  Fabrik  bestimmtes  »Schuiueug  mit  dem  bei  der  frag- 
lich« Arbeit  CDtateheDdan  naaaen  BMadhmiitM  su  vmuamagm.** 

Zu  §  17  Abs.  1:  Der  Waaeh-  uod  Anklcideranm  iat  niclit  aüa  „andere  geeignete 

titeile"  anzuaehau 

Zn  $  17  Aba.  2:  üm  sa  mlifil«D,  daM  der  den  ArbeftMotfigen  «ahsflende  Blei- 

^ohmutz  auf  die  vor  Beginn  der  nr>rh:iftijrung  abgel^ten  Klrif!iTnT-='tucke  der  Ar- 
beiter übertragen  wird,  sollen  dieise  Kleidungsstücke  von  jeuen  getreuot  aufbewalxrt 
wurden. 

Zu  S  17  Alw.  r^:  Die  Worte  „wahrend  der  Arl>eit^zeif"  sind  dahin  anasolegeo» 
dasg  nicht  die  Paa»eo  in  Anspruch  genommen  werden  dürfen. 

Zu  §  23.  Vor  der  Gewährung  einer  Fri»t,  die  nnr  die  Anla^  beanapruchc^ 
kömieti,  auf  weiche  die  zur  55eit  giltigen  Hej<tiinmungen  Anwendniii:  finden,  ist  die 
<iewerbeinspeküon  zu  hören,  welcher  auch  Ihre  Entschliessung  miuuieilen  ist.  Die 
Frist  wt  nicht  zu  gewähren  fflr  Eänriehtungen,  die  nnch  nach  den  biaherigen  Beatim- 
mungen  berpi't'^  verlangt  werden  mussten. 

Zu  deu  Anlagen,  für  die  (iie  fraglicheu  Vorschriften  erst  am  1.  Juli  1904  in 
Kraft  treten,  Hlld  von  den  in  §  1  Abs.  l  aufgeführten  Anlagen  zu  zählen:  Anlagen 
zur  Herstellung  von  IVfaaeikot,  Glätte,  Bletsuperoxyd,  Jodblei  und  von  bleihaltigen 
Farbengemischen.  Alle  diese  Anlagen  mfiaeen  am  1.  Juli  1901  in  dem  yoa  d«r 
vorliegenden  Bdcaantowchnng  veriangten  Zostaude  aein,  eine  FMetentreekong  ist  nna« 
geBcmossen. 

Die  gioflahenogL  GewerbeinspektioneD  aind  entqwediend  badeatet 

6*  Cli'oinliflinogtiim  M6€U0n1yiirg<-StKlift8. 

"RaIt A.T^ n t.m ftrtti n  ng  vom  31.  Ao^pOBt  1903  betr.  Auslührimg  der  Be- 
ttimmuDf^n  des  Bnndemte«  übet  die  Bemddftigtmg  dar  Odhililsn  und 
Lehrlinge  in  Qaet-  und  Sobankwlrtsoluften. 

Zur  Ansfblirung  dor  Bestimmungen  de.s  Bundesrates  über  die  Be- 
ichäftigung  von  Gehilfen  und  Lehrlingen  in  Gast-  und  Si  lianic  wirtschaften 
—  Bekanntmachung;  def  Reichskanzlers  vom  23.  Januar  1902  (Reich»* 
Gesetzblatt  8.  33)  —  wird  hierdurch  folgendes  bekannt  gemacht: 

A.  Die  Bestimmung  der  Tage,  an  denen  bis  zu  sechzigmal  im  Jahre 
Uobemrbeit  im  Betriebe  snlBasig  ist  (Ziffer  8  der  Bestimmmigen  des 
Bnndeerates),  imterliegt  der  eigenen  Wahl  des  Arbeitgebers.  Mehr  als 
sechzigmal  im  Jahre  darf  in  keinem  Falle  Ueberarbeit  für  den  Betrieb 
stattfinden. 

B.  Für  das  in  ZiÖer  ö  Absatz  1  vorgeschriebene  Verzeichnis  ist  das 
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in  Carl  Gerbers  Verlag  in  München  erschienene  Muster  den  Wirten  zur 
Verwendung  zu  empfehlen. 

0.  Die  OrtspolizeibehOrden  haben  in  jedem  Geliilf«!  oder  Lehrlinge 
beschäftigenden  Ga.st-  oder  Schanlnvirt8ehafit»betriebe  mindestens  einmal 
im  Jahre  fine  ordentliche  TJpvision  vorzunehmen.  Ausserordentliche  Revi- 
sionen haben  nach  B<Ml(irl'nis  und  in^sbesonderr»  dann  zu  erfolgen,  wenn 
der  Vordacht  einer  geöetz^\  iiingeu  lieticliüftigimg  von  Gehilfen  oder  Lehr- 
lingen verliegt« 

Der  revidieren i]»'  Beamte  hat  festzustellen  : 

1)  Ist  das  iiadi  Zitier  5  Abs.  1  vorgeschriebene  Verzeichnis  vorhuides 

und  ordnungsmässig  geführt? 

2}  Ist  das  Verzeichnis,  welches  nach  Ziffer  5  Abs.  2  von  deiyenigeD 
Arbeitgebeni  anzulegen  ist,  welche  von  den  Bestimmungen  in  Ziffer  3 
Gebrauch  machen,  vorhanden  und  ordntingsmttssig  geführt? 

3)  Stimmt  die  Beschäftigung  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  mit  den  er- 
lassenen Vorschriften  überein?  Werzlen  dieselben  insbeRondere  nicht 
länger  als  zulassig  beschäftigt  und  werden  denselben  die  vorgeschnebenen 
Kuhezeiten  gewährt? 

4)  Weisen  Gehilfen  imd  Lehrlinge  unter  16  Jahren  nicht  in  der  Zeit 
von  10  Ulir  abends  bis  6  Uhr  morgens  beschäftigt? 

"Werden  Gehilfen  nnd  Lehrlinge  weiblichen  Gescldeclits  zwisoben 
16  und  IS  Jahren,  welche  nicht  znr  Familie  des  Arbeitgebers  ^»eh«">ren, 
nicht  in  der  Zeit  zwischen  10  Uhr  abends  und  6  Uhr  morgens  zur  Be- 
dienung der  G&ste  verwendet? 

Der  revidierende  Beamte  hat  bei  jeder  Bevision  in  die  gemlss 
Ziffer  5  angelegten  Verzeichnisse  einen  Revisionsvermerk  einzutragen. 

Die  Ort'jpAlizeibehörde  hat  eine  Liste  zu  führen,  in  welche  alle  nni- 
dierten  Betriebe  und  bei  jedem  Betriebe  die  Daten  der  vorgenommenea 
Bievisionen  einzutragen  sind.  Dem  sustftndigen  Gewerbe*Anfsicht8beamt«a 
ist  diese  Liste  auf  Ersuchen  zur  Einseht  vorzolegen. 

D.  Dem  Gewerbe-Aufsichtsbeamten  steht  nach  §  lB9b  der  Gewerbe- 
ordnung neben  den  ordentlichen  Polizeibehörden  die  Aufsicht  Uber  die 

Ausführung  der  Bestimmniirren  des  Btmdes;rates  m. 

E.  Zuwiderhaudluiigtü»  gegen  die  Bestiiiiniungen  des  Bundesrates 
unterliegen  der  Strafvorschrift  in  §  147  Abs.  1  Ziffer  4  der  Gewerbe» 
Ordnung. 

F.  Den  Bestimmungen  des  Bundesrates  unterliegen  nach  Ziffer  7  der 
BekaTiidmachung  diejenigen  Personen  nicht,  \vel(lie  hau)ds;icblicli  in  einem 
nnt  der  Gast-  oder  »Schankwirtschaft  verbundenen  kaufmiinnisrlien  oder 
sonstigen  gewerblichen  Botriebe  beschäftigt  werden,  sofern  ihre  lügUche 
Arbeitszeit  in  diesem  Betriebe  anderweitigen  reiclisgesetzlichen  Vorscliriftea 
unterliegt.  Demnach  ist  die  Anwendung  der  Vorschriften  beispielsweise 
ausgeschlossen  für  diejenigen  in  rdTenen  Verkaufsstellen,  wie  Weinhand- 
hmgen  und  Kolonialwarengeschäften  nnd  in  den  dazu  gehörenden  Schreib- 
stuben (Kontoron)  und  Lagerräumen  bosi  haftigten  Gehilfen^  Lehrlinge  und 
Arltöiter,  welche  nur  nebenhmr  oder  gelegentlich  in  einer  mit  solchen  Be- 
trieben verbundenen  Schankwirtschaft  beschäftigt  werden,  da  die  tftglidie 
Arbeitszeit  dieser  Personen  durch  §  189  c  der  Gewerbeordnung  geregelt 
ist.  Ebenso  Wt  i1,en  von  den  gegen wÄrtiL'^^-n  Brstiminungen  Gelnlton  »ind 
Lehrlinge  befreit,  welche  hauptsächlich  im  Betriebe  von  Bäckereien  und 
Konditoreien,  die  den  Bestimmungen  des  Bundesrates  vom  4.  Mftrz  l89ß 
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B.G31.  S.  55)  unterliegen  und  nur  nebenher  oder  gelegeutlich  in  einer 
mit  solchen  Betriebeii  verbmidenea  Sdiankwirtschaft  beschäftigt  werden. 
Feraer  wttrden  auch  Arbeiteriimeii  xmd  jugendliche  Arbeiter  in  fabrik- 

mässig  oder  mit  Motoren  betriebenen  Brauereien  u.  s.  w.,  wenn  sie 
nebenher  oder  gelegentlich  in  einer  mit  solchen  Betrieben  vnrbini<ionen 
Gastwirtschaft  Verwendung  finden,  den  gegen \värtii:en  Vorschriften  nicht 
unterworfen  «ein,  da  ihre  tägliche  Arbeitszeit  den  Beöiimmungen  in  §§  135 
bis  1B9  der  Gewerbeordnung  bezw.  der  Saiserlidien  Verordnung  vom 
d.  Juli  1900  und  der  Bekanntmachung  des  Keichskanslers  vom  18.  Joli 
1900  (R.GJBL  S.  666,  666)  nnterUegt 

6.  Herzogen!  Sachsen-Coburg  und  -Gotha. 

Verordnung  zur  JBrgänsung  des  §  3  der  Verordnungen  vom 
18.  Mint  168B,  die  Vestaetsnng  der  sonntagUolLeii  Besoliäftigungs- 
stonden  im  Handelsgewezbe  betreSbnd.    Vom  16.  September  1908. 

Mit  höchster  Ermächtigang  wird  als  Zusatz  zn  §  3  der  Ausfühnin^^<- 
verordnunjr  zur  Gewerbeordrnmf?  vom  IS.  l\frirz  ISiii'  -  No.  651  der  Ge- 
meinschaftlichen Gesetzsammlung  —  folgendem  veroninot: 

Die  Stadtr&te  und  Magistrate  der  dem  Staatsministerium  unmittelbar 
unterstellten  Stftdte  sind  befiigt,  die  Stunden,  wahrend  welcher  die  Be- 
schäftigung von  Gehilfen,  Lehrlingen  und  Arbeitern  an  Sonntagen  im 
Handelsgewerbe  stattfinden  darf,  unter  Wahniufr  iler  Vorschriften  im 
§  lOöb  Abs.  2  der  Gewerbeordnung  anderweit  festzusetzen. 

7.  Beididand  Eba^Lotbimgeii. 

GeaetB,  betr.  die  BedhtsreiliUtiiisee  der  Dienstboten  (Geainde- 

Onbnmg).  Vom  2(1  Juli  1903.  (G.B1.  für  Elsass-Lothringen,  No.  10,  S.  51,) 
§  1.  Auf  das  Rechtsverhältnis  zwischen  der  Dienstherrechaft  (DienstlM  rci  htip;ter) 
nnd  dem  Dienstboten  (Gesinde)  finden  die  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Genetüi- 
buches,  abgesehen  von  den  im  Art.  95  Abs,  2  de»  Einführunesgesety-es  l)e7,eichneten, 
nur  insoweit  Anwendung,  als  sich  nicht  aus  den  Vorachrinen  dieses  Geaetzes  ein 
indcKB  ergibt 

§  2,  Der  Dienstbote  ist  vr-rpflichtt  t,  die  Anorrlnnntrpii  dor  Dionsthi  irst  haft  oder 
Uiree  Vertreters  in  Besiig  auf  die  ihm  nach  Vertrag,  Herkommen  und  Sitte  obliegen- 
den Vstrichtungcn  nnd  in  Bezug  anf  die  Ordnung  des  Hauses  zu  befolgen.  In 
dringeoden  Fällen  hat  er  vorübergehend  auch  solche  sf  iiK^n  Fähigkeiten  ent>pre<'hrndo 
IMfloste  SU  lösten,  welche  nicht  zu  seinen  im  Vertrage  bestimmten  Obhcgenhciten 
gehören. 

§  3.  Das  Dienstverhältnis  eines  landwirtschaftlichen  Dien-tLoten  pilt  im  Zwoifrl 
als  für  ein  Dienstjahr  nnd,  falls  ets  itn  Laufe  de»  Dienetjahres  beginnt,  als  für  die 
Zeit  bis  zum  Schlu-i?e  dos  Dienst jahres  eingegangen.  I>as  Dienstjalir  beginnt  am  leisten 
Werktage  vor  Neujahr.  Wird  das  Dienstverhältnis  nicht  mindesten-  f)  Wochen  vor 
dem  Ablaufe  der  Dienstzeit  gekündigt,  so  ist  es  als  auf  das  nächste  Dienstjahr  ver- 
b&gert  anzusehen. 

Pei  anderen  al«*  landwirtschaftlichen  Dienstboten  ist  dio  Kündirmng,  wenn  der 
Vertrag  auf  unbestimmte  Zeit  geschlossen  und  die  Vcrgütuiig  nach  Vierteljahren  be- 
messen ist,  unter  Einhaltung  einer  Efindigungsfrtst  von  4  Wochen  f&r  den  Schluss 
eines  Kalender  Vierteljahres  zulässig. 

§  4.  Das  Dienstverhältnis  kann  von  jedem  Tdle  ohne  Einhaltung  einer  KSn- 
digiuijTsfrist  gekündigt  werden ,  wenn  ein  wichtiger  Gmnd  TOfJi^t.  ,Dw  Kihldigung 
iBt  auch  schon  vor  oem  Antritte  des  Dienstes  zoläsais;. 

§  5.  Als  ein  wichtiger  Gmnd ,  der  die  Dienstnerr«diaft  zur  Kündigung  ohne 
Einhaltung  einer  Kündigunpfrist  berechtigt,  ist  *-s .  sf)f(  rn  nicbt  besondere  Umstiode 
eine  andere  Beorteüung  rechtfertigen,  namentlich  anzusehen : 

1)  wenn  der  IMenstbote  den  Antritt  des  Dienstes  ohne  rechtfertigenden  Otmid 
rerw./ir-  rt  ■y]rT  crheblic}!  ver/oL'iTf ,  don  Dirnst  unbefugt  TerUsst  oder  sidi  bcihairlich 
weigert,  t»einen  Verpflichtungen  nachzukommen; 

23* 
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2)  wenn  er  zur  Leiatnog  der  übrnommenen  Dienste  unfähig  ist  oder  durch  aa* 
haltende  Krankheit  oder  durch  eine  Inni^  Fnihitttwtnife  oder  AbtraMohdi  an  d«r 

Verrichtung  seina:  Dienste  verhindert  wird; 

3)  wenn  er  eich  einem  liederlichen  Lebenswandel,  insbeBondane  dem  Trünke,  er* 
gibt,  sich  Untreuf*  oder  Unehrlichkeit,  Tätlichkeiten  oder  grobe  Ehrverletzunefn 

Sjen  die  Dienstherrschaft,  ihren  Vertreter  oder  ihre  Angehörigen  zu  schuiaeo 
mmen  lässt; 

4)  wenn  ein  niiTeilieuatetflr  weiblicher  Dienstbote  sich  im  Zuetende  der  SchwMger- 

Bchait  befindet. 

§  6.  Als  ein  wichtiger  Gmnd.  der  den  Dienstboten  nir  Kündigung  ohne  £än> 
haltuiig  einer  Kiindigungsrrigt  berechticrt,  i^'t  Cf^.  i^ofern  nicht  iMflOndere  UiDStillde eine 
andere  Beurkriluug  recliLtcrtigen,  namentlich  atuuiichen: 

1)  wenn  die  Dienstherrschaft  die  Annahme  den  Dienstboten  vertmgpwidng  ver^ 

weigert  oder  ihn  vor  dem  Ablaufe  der  Dienst/eit  entläa«t ; 

2)  wenn  der  Diensthotc  ^nr  Forteetznng  seiner  Dienste  unfähig  vrird; 

3)  wenn  ein  weiblicl  ti  In  iscbote  eich  verheiratet; 

4)  wenn  die  Dienstherrschaft  ihm  den  Luhn  oder  den  gebührenden  Unterhalt 
nicht  gewährt  oder  sich  weigert,  die  ihr  nach  §  (ilö  des  B.(J.I5.  obUegenden  Verpflich- 
tnngen  zu  erfOilen; 

5)  wenn  sich  die  Dienstherrschaft  TiiilichkeiLen,  grotM«  Khrverletzungcn  oder  un- 
sittliche Zumutungen  gegen  duu  Dieuäibutea  zu  üchulden  kommen  läsBt  odex  ihn 
gegen  solche  Handlungen  anderer,  die  im  Hanse  Zutzitt  falben,  nicht  scfautst. 

^  7.  Wird  diLs  Dienstverhältnis  auf  Grund  der  §§  4-  6  gekündigt,  so  kann  der 
Dieuütbote  vorbehaltlich  der  nachstehenden  Vorschriften  nur  einen  uer  Dauer  bcui« 
Dienstleistung  entsprechenden  Teil  des  Ix)hne8  verliuigen. 

Wird  im  Falle  des  $  4  die  Kündigung  durch  Hchuldhaftcs  Verhalten  de«  anderen 
Teiles  verauluäät,  ao  i^i  diut»er  zum  Ersätze  des  durch  die  Aufhebung  d^  Dieostver- 
)liltui^^e.s  entstehenden  Schadens  ▼erpflichtet. 

Als  Schadensersatz  kann,  wenn  die  Vergütung  nach  Viert^eljahren  oder  na<h 
längeren  Zeitabschnitten  bemessen  ist,  der  Betrag  der  Hälfte  des  auf  das  jewcüs  lautende 
Viert «>1  jähr  entfallenden  Ix)hne6  verlangt  WCraeiL  Bei  landwirtfichaftUchcu  Dienst- 
boten erhöht  sich  dar  Sdhadensersatz  auf  den  Betrag  cinci^  Viert  eljahroslohns ,  wenn 
des  DfenstrerhSltnis  durch  die  Dienstherrschuf i  in  lier  Zeit  vom  1.  Juni  bis  Ende 
Oktober  o^ler  durch  den  Dinstbolen  in  der  Zeit  vom  1.  Oktober  bis  Ende  Febnisr 
gekündigt  wird. 

Ist  das  DienstTerldQtnis  ffir  kürsere  Zdt  als  dn  Vierldlahr  oder  in  der  Weise 

eingegangen,  dass  es  nach  kürzeren  Zeitniumen  als  von  Vierteljahr  zu  Vierteljahr  ge- 
kündigt werden  kann,  so  ist  als  Schadensersatz  der  Betrag  der  Hälfte  dos  auf  an 
entfiprechenden  Zdtraom  entfalleoden  Lobnes  zu  Ideten. 

Das  Verlangen  des  in  Abs.  3,  4  bestimm tm  s  h  k  Ii  n-  rsatzes  ist  an  den  Nach- 
weis eines  Öchadens  nicht  ^bundeo.  Durch  diu  GelUmdmatihang  des  Ansi»iidiB 
auf  diesen  Behadenseisats  wird  das  Verlangen  eines  weiteren  SchiuleDBenatBes  ans* 
geschlossen. 

§  8.  Die  Dienstherrschaft  kann  eine  bchadensersatzforderung.  die  ihr  gegen  deu 
Dienstboten  wegen  einer  auf  Vorsatz  oder  grober  Fahrlä-ssigkeit  bendiendeaFflicbt» 

Verletzung  zusteht,  gegen  die  Ixdin fordern ng  aufrechnen. 

§  9.  Der  Lohn  ist ,  sofern  uicht  ein  anderes  vereinbart  wird ,  am  Ende  der 
Dienstzdt,  wenn  er  nach  ZeitabseiiDitten  bemessen  ist,  nadi  dem  AUanfe  der  einxelneD 

Zeitabschnitte  zu  z.ihlen. 

Solange  das  Dienstverhältnis  dauert,  kann  die  Dienstherrschaft  die  Hälfte  des 
fällig  gewordenen  Lohnes,  jedoch  höchstens  die  Hftlfte  eines  Viertdjahrlohnsj  aoC  die 

Dauer  von  R  Wochen,  wenn  der  Lohn  nach  einem  kürzeren  Zeitabschnitt  als  eilMin 
Vierteljahre  bemessen  ist,  auf  die  Dauer  die»eo  Zeitabschnitts  cinbehaiieu. 

Ist  der  Lohn  nach  Üngcron  Zeitabschnitten  Vierteljahren  bemeBsen,  so  kann 
dar  Dienstbote  nach  dem  Ablaufe  je  eines  Vierteljahres  der  Dienstseit  die  ZffhlM^g 
der  Hälfte  dos  auf  diesen  Zeitraum  entfallenden  Betrages  verlangen. 

§  10.  Wer  einen  Dienstboten  verleitet  den  Dienst  ohne  rechtfertigenden  Grund 
nicht  anzutret4'n  oder  vor  der  Beendigung  des  Dienstverluiltnisses  zu  \erl:is!-en,  haftet 
iicr  Dienstherrschaft  für  den  daraus  entstetieuden  Schaden  odw  <W  nach  §  7 
Abs.  2—4  an  dessen  Stette  tretenden  Betrag  neben  dem  Dienstboten  als  Gcaamt- 
Schuldner. 

lu  gleicher  Weise  haftet,  wer  einen  Dienstboten  in  Kenntnis  eines  noch  be- 
stelieoden  DienstTerhültnissss  in  Dieiist  nimmU 
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5?  11.  PfTsoncn,  welche  ein  dauerndes  Dienstverhältnis,  aln  haunlii  he  oder  land- 
wirtHchaftiiche  Dienstboten  eingehen ,  haben  «ich  mit  einem  Dicnstbuelie  zu  versehen. 

$  12.  Das  Dienatbach  wird  von  der  Foh'zeibehörde  des  OrlM,  an  welchem  der 
Dienf^bot*»  ztilet/t  srincn  Hnurm<len  Anftntlialt  jrehnbt  hat,  wenn  aber  ein  solcher  in 
Eisat^Lüthrineoi  uicbt  »tattgcfunilcii  bat,  von  der  rolizetbebürüv  des  Dien^tortes  aui 
Ansuchen  des  IKenstbotcn  ausgestellt.  Für  die  Ausiitellung  eines  jeden  DienstbaellBB 
ist  ein  Betrag  von  30  Pf.  zu  entrii  htm;  eine  Stemjxlcrebühr  wird  nicht  »  rhoben. 

Die  Ausstellung  eines  Dienstbuches  ist  nicht  erforderlich  für  Dienstboten,  welchen 
ein  zu  Eintragimgen  noch  geeigneten  Dienst-  oder  Gerindeboeh  TOQ  der  Bchftrde  eines 
Bundesstaates  rechtsgültig  ansgestellt  ist 

§  13.  Das  Dienstbuch  hat  den  Namen  des  Dienstboten,  die  Zeit  und  den  Ort 
poincr  Gelnirt.  eine  lieschreibiing  meiner  Person  sowie  seine  I'ntcri^cbrift  zu  enthalten. 


Im  übrigen  werden  die  Form  und  die  jE)iorichtung  des  Dieustbuchea  durch  das  Mini- 
^toriiin)  bestimmt.  Die  PoliieibdiAide  bat  ein  Veneicbiua  der  von  ihr  ausgefeilten 
DieiwtbQcba-  zu  führoi. 

§  14.  Beim  Diaistantaritte  bat  der  Dienstbote  das  Dienstbuch  der  Dienstherr- 
schaft zu  nberpcbon.  Die  Dienstherrschaft  ist  verpflichtet,  bei  der  Beendigung  de;s 
Dieostverhältniases  an  der  dafür  bestimmten  iSteUe  des  Di^tbuches  cme  Bescheinisuug 
aber  die  Art  und  die  Daner  der  Besdiiftigung  des  Dienstboten  einsutragen  und  die 
Bescbeinigiiog  zu  unterpchrnben. 

Die  Eintragungen  dürfen  keine  Merkmale  enthalten,  weiche  dazu  bestimmt  sind, 
den  Inhaber  des  Dienstbuches  in  einer  aus  dem  Wortlaute  der  Eintragung  nicAt  er- 
siobtlicheD  Wei-^e  zu  kennzeichnen. 

Die  Dicutstherrschaft  hat  (bis  Dienstbuch  zu  verwahren  und  dem  Dienstboten 
nach  der  Beendigung  des  Dieo^txerhüttnissefl  auscnbindigen.  Ein  ZurftclcbdudtungB* 
ledlt  an  dem  Dien.sthuche  findet  nicht  statt. 

Der  Polizeibehörde  muss  da*  Dienst Imcb  auf  Erfordern  jederzeit  vorgelegt  werden. 
Zum  Zwecke  des  Aufsuchens  eines  anderen  Dienstverbüttlissee  ist  dem  Dienet^ 
boten  auf  Verlangen  von  der  Dienstherrschaft  eine  BeschcültglUig  Über  die  Kündigung 
oder  die  Beendigung  des  Dieustvcrhällnisscs  auszustellen. 

§  15.  Ist  das  Dienstbuch  aufgefüllt  oder  nicht  mehr  brauchbar,  so  wird  dem 
Dienstboten  ein  neues  Dienstbuch  ausgestellt.  Die  Ausstellung  erfolgt  durch  die 
Polizeibehörde  des  Ortes,  an  welchem  oer  Dicnslbote  zuletzt  aeiuen  dauernden  Auf- 
enthalt gehabt  hat.  Das  au.'^gefüUte  oder  nicht  mehr  bnnchbare  Dtcnstbucb  ist  doich 
eines  amtlichen  Vennerk  zu  schliessen. 

An  Stelle  eines  abhanden  gekommenen  Dienstbndies  darf  ein  neues  in  der  Begel 
nur  ausgestellt  werden .  wenn  der  Verlust  glaubhaft  gemacht  wird.  Wird  ein  neues 
Dienstbuch  an  Stelle  eines  verloren  ge^ngenen  oder  vernichteten  auageetellt,  so  ist 
es  mit  einem  entspmlienden  amtlichen  vermerke  an  wntheo» 

Ist  das  Dienstbuch  1k  i  der  Dienstherrschaft  unbrauchbar  geworden  oder  ver- 
lorea  g^^gen,  oder  wird  seine  Aushändigung  von  der  Dienstherrschaft  ohne  recht- 
ferticenMn  Omnd  Terweigert ,  so  erfolgt  die  AnssteUung  eines  neuen  Dienstbudiea 
auf  Kosten  der  Dienstherrpehnff. 

§  16.  Unbeschadet  des  nnvatreehtlichen  Anspruchs  liegt  es  der  roüzeibehörde 
ob,  über  Beschwerden  wegen  Verweigerung  der  Aushändigung  des  Dienstbuches  und 
der  Anpstellung  der  Bescheinigiing  (§  14  Abs.  1  und  5)  zu  entscheiden. 
§  17.  Die  rechtakräitige  Verurteilung  eines  Dienstboten  zu  einer  Freiheitsstrafe 
w^ten  einee  Verbrechens,  wegen  eines  Vergehens  gegen  das  Vermögen  o<ler  gegen  die 
Sittlichkeit  oder  wegen  einer  der  im  §  3f]l  des  Ötrafgesetzbuches  beseichnetai  Ueber- 
tretnngen  bat  die  Polizeibehörde  in  das  1  )ien8tbuch  einzutragen. 

Dan  Dienstboten,  dessen  Dienstbuch  die  Eintragung  einer  Verurteilung  zu  einer 
dieDaner  von  3  Monaten  nicht  fiber«itrigendon  Freiheitsstrafe  enthält,  ist  auf  Antrag  ein 
neues  Dienstbuch  auszustellen ,  wenn  er  sich  seit  der  Verbüssimg  oder  dem  Erlasse 
der  Strafe  2  Jahre  lang  tadellos  geführt  hat. 

Dem  Dienstboten  ist  ein  neues  Dienstbuch  auch  daiiu  auäzu&tellen.^wenn  ihm  in 
Ansehmijg  einer  eingetragenen  Verurteilung  Wiedereinsetzung  in  die  früheren  Bechte 
(Rdiabihtation)  gewahrt  i^t. 

&  1&  Mit  Geldstrafe  bis  zu  20  M.  wird  bestraft: 

1)  wer  den  Vorschriften  des  §  U  niwiderhanddt; 

2)  yta  TOiaitiUeh  ein  ihm  anag^tcUtes  Dienstbuch  unbrauchbar  macht  oder 

remicbtet. 

Hit  CWdatmle  bb  au  50  H.  oder  mit  Haft  bis  zu  14  Tagen  werden  bestraft  Ge- 


rindevecuielcr  oder  StcSlenvermittler  oder  Personen,  die  in  deren  Auftrag  handebi, 
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wenn  sie  eüieii  Difn^tboten  verleiten,  vcrtratrswidrig  einen  Di«D0t  nichfc  «nzatraUD 
oder  vor  Beendigung  dos  Dienstverhaltni^dan  zu  verlassen. 

§  19.  Diesei  Qetets  tritt  ain  1.  Oktober  ld(Xi  in  Kraft. 

Ein  an  dienern  Tajje  bestehendes  Dienstverhältnis  bestimmt  sich,  wenn  nicht  die 
Kündigung  nach  dem  Iiikratttreten  dieses  Gresetzes  für  den  ersten  Termin  erfolgt,  für 
den  sie  nach  den  bisherigen  Oesetsan  sttl&MNg  ist,  TOD  dwscm  Termin  an  nach  den 
VorBchhften  diesea  Gmetam, 

Ii.  Autriche.  Oesterreich. 

[Reichsratsländer.] 

L  Gesetz  vom  10.  Juni  1903  betr.  die  Revision  der  Erwerbe- 
and  WirtschaftsgenoBsenfiohaften  und  anderer  Vereine.  (B.G31.  No.  133, 
Stück  LXm,  ausgegeben  am  27.  Juni  1908.) 

3,  Vegcordnxmg  des  JustIcminiBterianis  im  Binranehm«!!  mit  dn 
Mänlstevien  der  SlnaaBan»  des  Inneni  und  des  Hiandele  youl  fi.  Anguit 

1903,  betr.  die  Entschädigung  der  Oewerbegericbtsbeisitzer  aus  dem 
Stande  der  Unternehmer  für  den  Verdi enstentgang.   (ii.&.Bl.  No.  165, 

Stück  LXXIX.  ausirr;!i;ftben  am  12.  Aui^ust  IWH.') 

3.  Kundmachung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erzliorzogtumo  Oester- 
reich unter  der  Enna  vom  12.  JuM  1903,  Z.  69  930,  betr.  die  Sonntage* 
mite  im  Hande]«gewerbe  in  Wien,  dann  Kloetemeaburg,  Komeabiiig, 
Bdhweöhat  und  Stoekeran. 

In  Abänderung  der  gegen  w&rtig  in  Kraft  stehenden  Bestimmung«!! 
wild  nachstehendes  angeordnet : 

Im  Gebiete  der  k.  k.  lleichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  hat  der 
Betrieb,  also  sowohl  der  Warenverkauf  als  die  Kontorarbeit  in  allen  Ean* 
delsgewerben  einschliesslich  der  Trödler  und  Pfandleihgewerbe,  insbesondfire 
also  auch  der  Handel  durch  Hausierer  und  sonstige  Wanderhamller  an 
allen  Sonntagen  des  .Tnlires  mit  Ausnahme  der  Zeit  awischen  dem  17.  und 
24.  Dezember  zu  ruhen. 

Dasselbe  gilt  von  dem  Warenverkauf,  sowie  von  den  diesen  Verkauf 
betreffenden  Kontorarbeiien  bei  den  Produktionsgewerben,  insoweit  derselbe 
nicht  auf  Grund  des  Artikels  VI  des  .Sonntagsruhegesetzes  dtux^  die  Mini- 
sterialverordnungen  vom  24.  April  1895,  R.G.Bl.  No.  58,  vom  11.  August 
1895,  R.G.Bl.  No.  125,  vom  10.  April  1897,  R.G.Bl.  No.  97,  \mf\  vom 
4.  Mai  1898,  K.G.B1.  No.  76,  dann  hinsichtlich  der  Naturblumenbinder 
und  .-hftndler  auf  Grund  des  Artikels  VII  dieses  Gesetzes,  bezw.  §  7  der 
Ifinisterialverordnung  vom  24.  April  1895,  B.G.B1.  No.  68,  mit  der  hier- 
ortigeu  Kundmachung  vom  25.  April  1896,  Z.  38013,  L.G.  und  YM 
No.  19,  besonders  geregelt  ist. 

Nicht  geändert  worden  die  «ler/eit  ;_felrendou  Beatimmungou  hinsicht- 
lich des  Lebensmittelhaiidels ,  eiu&chlieaslich  des  Kleinverschleisses  ge- 
brannter geistiger  Getrftnke,  und  dm  Handels  mit  Lebensmitteln,  der  im 
Horumziohen  auf  Grund  des  §  60  der  Gewerbeordnung ,  dann  von  Ver- 
kaufsständen aus  und  im  k.  k.  Pr.iter,  sowie  auf  Bahiiiiöfon  Ijftriehen 
wird,  dann  hinsichtlich  des  Verschleisses  der  Bilcker,  Zurker-,  Kuchen- 
uud  iMandolettibäcker,  der  Fleischhauer  einschlieswüch  der  Pferdefleisch- 
hauer und  WUdbrethftndler,  der  Fleischselcher  und  Wursterzeuger,  der 
Molkereien,  Milchmoier  und  Hilchverschleisser,  dann  der  Kastanienbrater, 
sowie  endlich  hinsiclitlich  des  M arkt Verkehres ;  ebenso  bleiben  die  Aus- 
nahmsbestimmungen  in  Kraft,  die  für  den  Handel  mit  Grabauasohmttckungs- 
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gegenständen  in  jenen  Gemeindebezirken,  in  welchen  Friedhöfe  gelegen 
sind,  dann  fiir  den  Betriob  von  Bttcherleihanstalten  auf  Bahnhöfen  gelten. 
Der  Betrieb  der  BeisebiireauB  bleibt  an  Sonntagen  ron  9 — 11  Uhr 

vormittags  gestattet. 

Auf  den  Zcitvin<rsver8ciileia8  finden  die  Bestimmiingeii  über  die  Sonn- 
tagsrulie  keine  Anwendung. 

Für  die  Gemeinden  Schwechat  des  Bezükes  Bruck  an  der  Leitha, 
Xlostemettbnrg  des  Bezirkes  Tolhi,  dann  Komenborg  und  Stockeran  des 
Bezirkes  Komeaborg,  in  welchen  Gemeinden  nach  Artikel  IX,  Abs.  1 
des  Sonntagsrnhpt2;osetzG?(,  da  sie  mehr  als  GOOO  Einwohner  besitzen,  eine 
S-stündige  Warenverkaufszeit  nicht  mehr  zulässig  ist.  dor  Betrieb  aller 
Handelsgewerbe :  Warenverkauf,  sowie  Kontorarbeit,  dann  der  Waren- 
verkauf in  den  Prodnktionsgewerben,  ebenso  wie  der  Haurierhandel  «n 
Sonntagen  vielmebr  nur  durch  6  Stunden  stattfinden  darf,  werden  als  sa- 
l&ssige  Verkaufszeit  die  Stunden  zwischen  6  Ubr  morgens  und  12  übr 
mittnp:s  festf:i:esetzt. 

Diese  Anordnungen  treten  sofort  in  Kraft. 


III.  Belgique.  Belgien. 

1.  Lo!  du  20  aout  190  3,  modifiant  la  loi  du  10  mai  1900 

Sur  ]  e  s  » .  p  TT    !  n  n  s  de  v  i  e  i  1 1  e  >•  <;  e. 

CtoaeL^  vom  20.  August  ia03,  betr.  die  Abänderung  des  Alters- 
venioheraiigsgefldtMS  Tom  10.  Mai  1900. 

Einziger  Artikel.    Art  8  des  Gesetzes  vom  10.  Mai  1900  wird 

durch  einen  zweiten  Absatz  ergänzt ;  dieser  lautet : 

Vom  1.  Januar  1903  an  wird  der  .rahrosbeiQ'ag  des  Staates  ZUT 
Prämie,  in  Ergänzung  der  ersten  6  Franken,  betragen: 

A.  1  Franken  fttr  jeden  vom  Versicherten  bezahlten  Franken,  falls 
diflMT  am  1.  Januar  1902  im  Alter  zwisdien  40  und  45  Jahren  stand; 

B.  11/2  Fnuiken  für  jeden  vom  Versicherten  bezahlten  Franken,  falls 
dieser  zur  gleichen  Zeit  im  Alter  zwischen  4~)  tin  l  5f)  Jahren  .stand  ; 

C.  2  Franken  für  jeden  vom  Versicherten  bezahlten  Franken,  talla 
dieser  zur  gleichen  Zeit  das  50.  Jahr  überschritten  hatte. 

2.  Arrete  royal,  en  date  du  Tjuillet  19  03,  concernant 
le  classement  des  garages  d'automo  biles,  motocycies  et 
autres  v^hionles  du  mdme  genre,  munis  de  moteurs  4  ex- 
plosion. 

Königl.  Erlass  vom  7.  Juli  1903,  betr.  die  Klassiflziertmg  der  He- 
miBen  für  Automobile,  Motorfaluräder  und  sonstiger»  mit  Sz^losioos- 
motoren  Yorsehenen  Fahrzeuge. 

Art.  1.  Die  Nomenklatur  [des  Verzeichnisses  der  goiäbrlichen,  ge- 
snndheitsschAdlicIien  und  lastigen  Betriebe]  soll  durch  die  nachfolgende 
Bnbrik  ergänzt  werden : 

Bezeichnung:  Klasse:  Ucbelstand: 

Remiwn  für  Automobile,  Motorfahrräder  FeuerBgefahr,  unange^ 

und   sonstige  mit  Explosionsmotoren  vr-r-  nehme   DÜDflte,  XAim 

eehene  Fahnseugei  und  zwar  wenn  dioTotal- 
quantitit  der  in  den  fiehätsm  oder  Reser- 
voiren der  aufgestellten  Falurzeuge belligt: 

A.  20-150  1  2  0 

a  150^-300  1  1  B 

Cftber  3001  lA 
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Alt.  2.  Der  Minister  für  Industrie  und  Arbeit  ist  mit  der  Durch- 
ftthnmg  dieses  Erlasses  betraut. 

3.  A  litte  royal,  en  date  du  7  juillel  1ÜU3,  concernant 
le  classement  dos  ateliers  pour  la  preparation  des  man- 
ohons  poar  l'^clairage  par  ineand escence. 

KönigL  SrltM  vom  7.  Jnli  1903,  botr.  die  ElasflIflMenmg  von 
Wexkfitätten  Eur  Snengung  der  Qaaglfihliohtkdrper. 

Art.  1.  Die  Worksfaftrn  zur  Erzeugung  der  Gasglühlichtkörper 
werden  unter  die  gefMirlichenj  gefiundheitBschftdlichen  und  l&atigen  Be- 
triebe eingereiht. 

Sie  sollen  in  die  dem  königl.  Bärlasse  vom  81.  Mai  1887  beigefligte 

I^te  au^enonmien  werden,  and  xwar  in  folgende  Rubrik: 

Rfzri  ch  II  u  ni( :  KlasRe:  T'nbelstand: 

Gaaglüblichtkörpcr  (volktänaige  Zuberwiung  2  0        Unangcuefamer  (ieruch, 

<MBt  euusdne  Operationen,  wie  Tnx^en,  «dildliclie  AufKlÜDstuo- 

Ati8brontun,  Ucbrrziehen  mit  Kollodinm  gen,  Feripm-  und  El* 

und  alle  tH>Distigen  gesundheitsschädlichen  plosionsgefahr 
Verrichtungen) 

Ai-t.  2.  IJnser  Minister  f(ir  Indnstrie  und  Arbeit  ist  mit  der  Barch- 
flihrung  dieses  Erlasses  betraut. 

4.  Arrdte  royal,  en  date  du  14  juillet  1903,  concernant 

1  e  c  I  ri  s  s  e  m  r  jj  t  de  1  <i  ]i  !•  »'•  ji  n  r  n  t  i  o  n  de   1  *  o  m  ]i  1  r  >  :    d  n   r    1 1  r  i\' '  t. 

Königl.  Erlass  vom  14  Juli  1903,  betr.  die  KlaBsifläerung  der  Her- 
steUuug  und  der  Verwendimg  von  Kollodium. 

Art.  1.  Die  Herstellung  und  die  gewerbliche  Verwendung  von  Kol- 
lodium werden  unter  die  gefährlichen,  gesundheitsscliftdlidien  und  listigen 
Betriel  I    I  "ii^j-croilii. 

Sie  sollen  in  flif  <lfmi  kr.nip;!.  Erlasse  vom  31.  Mai  1887  beigef&gte 

Liste  aufgonominen  werden  und  zwar  in  die  Iblgende  Rubrik : 

Bezeichnung:  Klasse:  Uebelstand: 

A.  Zubereitimg  von  Kollodium  oder  Ver«  Feuen-  und  Exploaioni- 

wendiinpr  in  Form  eines  Uebcrzugee  und 
audcre  gefiUirliche  Verrichtungen  niit 
diesem  8toffe  (mit  Ausnahme  der  Fabri- 
kation und  der  Magazinieninp  von  BchiesH- 
baumwolle)  und  zwar  in  (^uantitälen 

2  ^ 
1  ß 
1 A 


gofidir 


1)  5-  20  1 

2)  20-  150  1 

3)  über  m  1 
Diese  Zahlen  beziehen  sich  auf  die 

zu  einer  einzelnen  Operation  verwendetm 
QiKuititäten. 
B.  Fabrikation  von  Kunstseide  mit  Koi- 
kidium 


lA 


Grosse  Fetirrs-  und  Ex- 
plosionsgefalir;  unange- 
nehmer Geruch ;  Was^-^r- 
abüussi  der  das  sonstige 
WuKT  sdifidigen  kfliipt» 

Art.  2.  Die  Niederlagen  von  Kollodium  sind  inbegriffen  in  dtr 
Bubrik :  ^Elntztindbare  Stoffe'*  (Niederlagen  von  gewöhnlichem  Aether, 
Petroleumec'-ptf/,  Selnvefele-ssenz,  Petroleum,  Benzin  \mc\  sonstigen  fthn- 
lichen  FlüBsigkeiteu)  deh  königl.  Erlasses  vom  24.  April  l^d'S. 

Art.  B.  Der  Minister  für  Industrie  und  Arbeit  ist  nut  der  Durch- 
fflhmng  dieses  Erlasses  betraut. 
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5.  Arrete  rnyal,  ©n  dato  du  3  0  jnillct  1  903,  concernant 
]e  classement  de  la  fabrication  de  ia  caseiue  et  de  l'aoide 
lactique. 

XÖnigL  SrlasB  vom  80.  Juli  1008,  betr.  die  Slaeaiflzieraxtg  der 
Mhrikstion  ron  XtaeSn  und  liatiheiiire. 

Art.  1.  Die  Fabriken  von  Kasein  und  Milchsäure  sind  unter  die 
gefkhr liehen,  ^esimdheitfischiidliolieii  und  l}lsti<i^en  Betriebe  einzureihon. 

Sie  Bollen  iu  die  dem  königl.  EriaBse  vom  31.  Mai  1887  beigefügte 
Liste  aufgenommen  werden,  und  zwar  in  die  folgende  Rubrik: 

Bezeichnung:  Klasse:  Uebelstand: 

PUnikation  yon  Kaeelii  1 B         Unaueenehmer  Geruch.  Abfall- 

produkte, die  das  Grundwasser 
und  die  benachbarten  Brunnen 
YOffhak  konnten 

FUfiketiao  Ton  Milchsfinre  1 B        Unfloeenehmer  Geruch.  Abfall- 

produkte, die  das  Grundwaaeer 
und  die  beattshbeiten  Brunnen 

vergiften  könnten 

Art.  2.  Der  Minister  für  Industrie  und  Arbeit  ist  mit  der  Durch- 
führung dietses  Erlasses  betraut. 

IV.  Espagne.  Spanien. 

1.  R  e  <i:lameTi  to  del  lostitato  de  KeformaB  Bocialee.  16de 

*Ag08t  o  <  \  ('  1  D 

£.eglcm.ent  des  Institutes  für  äoziairelbrm  vom  16.  August  1&03. 

Eap.  I:  üeber  die  Eompetens  des  InstitatM.  Kap.  II:  üeber  die 
Zosauunensetzung  des  Institut os.  Kap.  III:  Ueber  die  Vorsteherschaft 
des  Institutes.  Kap.  IV :  Ueber  den  leitenden  Ausschuss.  Kap.  V :  Ueber 
das  Institut  als  Ganzes  und  über  die  Sektionen.  Kaj».  VI:  Ueber  das 
Wahlverfahren  für  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer.  Kap.  VII : 
Ueber  die  Funktionen  der  einzebien  Sektionen  und  des  Plenums.  Kap.  VIII : 
Üeber  das  Generalsekretariat.  Kap.  IX:  Ueber  die  technisdi-adinim- 
strativen  Sektionen.  Kap.  X:  Ueber  das  Verfahren  bei  Ernennung  des 
Personals.  Kap.  XT :  Ueher  das  alliremeiTic  administrative  Verfahren« 
Kap.  XII:  Die  finanzielle  Grundlage  dos  Institutes. 

2.  Real  orden  sobre  juntas  Irc  ales  y  provineiales  *de 
reform       snciaJr?:.     2  4  de  A    o  s  t  o  de  1''0  3. 

Königl.  Erlass  vom  24.  August  ld03,  betr.  Orts-  und  Froviusaus- 
schüsse  für  Sozialreform.| 

§  1.  I.  In  den  Proviuzialstädteu,  die  einen  solchen  noch  nicht  be- 
sitaeii,  sind  LokalauaechtlaBe  ftlr  SoKtalreformen  zu  bilden,  die  sich  sa- 
samtnensetzen  aus: 

1)  dem  Bürgermeister,  als  dem  Vertreter  der  Civilbehörde,  der  das 
Amt  eines  Präsidenten  des  Ausschusses  zu  versehen  hat; 

2)  dem  Ortspfarrer  oder  demjenigen,  der  sein  Amt  versieht,  als  Ver- 
treter der  geistlichen  Behörde.  An  Orten  mit  mehr  als  einem  Geistlichen 
nimmt  der  älteste  am  Ausschüsse  teil; 

3)  einer  gleichen  Anzalil  von  Arbeitgebern  und  Arbeitera,  die  je  6 
nicht  tiberschreiten  soll.  Der  Bfirfjennf»ister  beruft  m  diesem  Zwecke 
alle  in  der  Gemeinde  wohnhaften  Arbeitgeber  und  Arbeiter  oder  die  von 
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denselben  gewälilton  Vorti-etpr  prosondort  zns-ammcn,  und  In  «Ion  von  ihnen 
abi^ehaltenen  Sitzungen  werden  durch  das  Verfahren,  das  am  geeignetsten 
erscheint,  die  ätimmfkliigen  Mitglieder  beider  Klassen  ernannt,  die  am 
Lokalaoaschuss  teilzunelimexi  haben.  Die  Wahlen  sind  vom  Bflrgenneistor 
zu  bestätigen; 

4)  einem  Sekretär,  welcher  von  den  Mitgliedern  des  Lokalansschttsses 
gewählt  wii'd,  und  zwar  in  der  ersten  abgohaltonen  Sitzung. 

II,  Der  LokalausschuäS  versammeil  sich  jeweileu,  wenn  der  Bürger- 
meister dies  für  geboten  erachtet  oder  ein  Drittel  der  Mitglieder  es  ver* 
langt. 

III.  Sollte  sich  in  einer  Provinzhauptstadt  der  ProvinziaUassohuas 
noch  nicht  konstituiert  haljon,  sn  wird  sofort  zu  dessen  Einsetzimg  ge- 
schritten.   Der  ProvinzialausS'  huss  hat  siiii  zusannuenzusetzen  aus: 

1)  dem  Civilgouverneur,  der  die  Funktionen  eines  Präsidenten  versiebt; 

2)  einem  Sadkverst&ndigen,  der  in  der  Provinx  wohnhaft,  yon  der 
kGnigi.  Akademie  ftir  Medizin  vorgeschlagen  und  vom  Minister  des  Innern 
ernannt  ist.  Dieser  Sachverständige  hat  die  Verpflichtung,  den  Aus.schus8 
über  die  hygienischen  und  gesandheitiichen  Bedingougen  der  Arbeiten 
und  Werkstätten  zu'^infonnieren ; 

3)  den  von  den  Ortsausschüssen  gemäss  Verfügung  6,  No.  1  ge* 
wählten  Vertretern  j 

4)  einem  Sekret&r,  der  von  den  Kitgliedeni  des  ProvinzialanssehiuieB 
bei  deren  erster  Sitzunjr  zn  bezeichnen  ist. 

I\^.  Die  Ortsausschüsse  haben  diejenii^oii  Individuen  zu  bezeichnen, 
die  an  den  Proviuzialausschüssen  teilzunehmen  haben.  Diese  Bezeichnung 
ist  anf  folgende  Weise  vorzunehmen:  Jeder  Ortsaussdiuss  wählt  ans  der 
Britto  seiner  Mitglieder  einen  Delegierten;  die  Delegierten  der  Ausschüsse, 
die  sich  am  Hauptorte  des  (!nts|>i  O(  henden  Bezirkes  unter  der  T.ei*^nng 
des  Präsidenten  versammeln,  wühlen  durch  Majorität sbeschluss  einen  Ver- 
treter, welcher  das  stimmfähige  Mitglied  des  Provinzialausschusses  äiein 
wird.  Desgleichen  wählen  sie  einen  Ersatzmann,  der  das  eigentliche  HiiU 
glied  bei  Krankheitsfllllen  und  bei  Abwesenheit  zu  vertreten  hat. 

V.  Der  Gonvernour  hat  gemäss  Verordnung  8  des  königl.  Erlasses 
vom  9.  Juni  den  ProvinTiialans^chnss  znsammenznbfrnf.^n,  sobald  es 

ihm  geboten  erscheint;  er  hat  auch  die  Traktanden  zu  bestimmen,  die 
Gegenstand  der  Beratung  zu  sein  haben. 

VL  Die  Mitgliedschaften  der  Ortsausschüsse  sind  Ehrenstellen  tmd 
frratis ;  die  Materialansgaben  werden  in  den  betr.  Gemeinde-  und  Provinz- 
bini<i;t:'t«j  ciniretrairon,  indr»m  untor  dem  Titel  „Unvorhergesehenes"  alle 
diejenigen  Ausgäben  bezahlt  werden,  die  vor  der  betr.  Eintragung  ge- 
macht worden  sind. 

§  2.  Die  Ortsausschüsse  haben  ganz  speziell  auch  aber  die  Durch- 
fulin]n<r  des  k  Erlasses  vom  26.  Juni  1902,  betr.  den  Arbeitslohn 
für  Frauen  und  Kinder,  zu  sorgen. 

sj  .5.  Desgleichen  haben  die  Orts-  und  Provinzialausschüsse  fiber  die 
Durchtuhrung  des  Ai't.  7  des  erwähnten  Gesetzes  vom  13.  März  zu  wachen 
und  der  in  Kap.  VI  seines  Reglements  enthaltenen  Verordnungen  dadwraii, 
dass  sie  alle  Arbeitszentren  inspizieren  und  die  erforderlicdien  Besuche 
vornehmen. 

§  4.  Die  Delegierten  dos  ( M  t-sausschusses  hahen  diesen  letzteren 
vom  Ergebnis  ihrer  luspektiousbesuche  allmonatlich  in  Kenntnis  zu  setzen, 
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damit  die  konstatierten  UebelstHndd  mQglichst  Lal  l  beseitigt  werden  und 
damit  die  Chefs  oder  die  beanftra<jten  Leiter  der  Werkstätten  und  Fa- 
briken ,  die  einer  Inspektion  ^^'^ido^stand  ent^regensetzen ,  zur  Vorant^ 
wortung  gezogen  und  gemäsä  den  Bestünmungen  des  Art.  13  deä  oben 
arw&hnten  Gesetzes  bestraft  werden  können. 

§  6.  Die  Civilgoaveraeore  haben  yor  dem  n&ehsten  15.  Oktober  das 
Miiusteriiim  Aber  die  ebigen  Anordnungen  su  informieren. 

3.  Keal  ürdeu  sobre  Juutas  localesy  proviuciales  de 
reformas  sociales.    15  de  Septiembre  de  1903. 

König!.  Srlass  vom  16,  September  1908,  betr.  Orts-  and  Provins- 

snssohüsse  für  Sosislrofonnen. 

1)  Die  Arlx  ifer  nnfcr  den  Mitirl ie'iorn  der  Orts-  und  Provin/.iai- 
ausschüsse,  die  zur  ErlüllunL'  ihicr  l'tüchten  in  diesen  letzteren  ihre 
Arbeit  verlassen  müssen,  erhalten  drei  Peseten  für  jeden  Tag,  den  sie  im 
Dienste  der  betr.  Ausschüsse  von  ihrer  Fabrik,  Werkst&tte  etc.  wegzu- 
bleiben haben. 

2)  Haben  die  Mitglieder  der  Orts-  und  Provinzialausschüsse  ihren 
Wohnort  zu  vorlassen,  sei  es,  um  dpn  Sitznn^'en  bei'/tnrnhnen.  nrJor  s'oi  ps. 
um  InspoktiousbeHuche  vorzunehmen,  so  werdöu  iliueu  die  Jieibespo.stju 
vergütet,  und  zwar,  wenn  es  Arbeiter  sind,  zusammen  mit  der  unter  No.  1 
ang^benen  Summe. 

3)  Die  Ansgaben,  die  aus  den  in  obi<ren  Verordnungen  bezeichneten 
Vnr]ifli('htuTijren  prwachsen.  fallfii  den  0-emoindf^-  und  Provinzialbudgots 
zur  La« t.  und  /.war  je  nacli  der  Art  von  Diensten,  um  die  es  sich  handelt; 
zu  diesem  Behufe  werden  die  Behörden  und  Abordnungen  in  ihren  Kosten- 
enschUgen  den  entspredienden  Geldposten  aii£Ftthren,  nnd  diejenigen, 
welche  einen  solchen  bis  dahin  noch  nicht  haben,  werden  sie  bis  zum 
neuen  Bechnnngsjahr  za  Lasten  des  Kapitels  „Unvorhergesehenes**  ein< 
tragen. 

4.  Aeal  Orden  aobre  Pensionas  para  que  vayan  los  ob' 
reros  al  extranjero.    22  de  Septiembre  de  1908. 

K5nlgl.  Erlass  Tom  33.  September  1908,  betr.  Brtellimg  TOn  Stlpen* 
dien  zur  Entsendung  von  Arbeitern  ins  Ausland. 

1»  Es  werden  hundert  Stipendien  iUr  Handarbeiter  ausgesetzt,  die 
durch  Unterweisung  in  ausländischer  Produktionsweise  und  ausländischen 
^dustrien  ihre  eigenen  Arbeitsmittel  imd  gewerbliche  Fertigkeiten  zu 
yervollkommnen  oder  ihre  bereits  erworbenen  Kenntnisse  zu  ergftnsen 

gewillt  sind. 

Die  für  die  gegenwärtige  Arbeiteroxpoditiou  vur^'eseiieuen  Länder  sind 
Frankreich  und  Belgien,  bis  grössere  Hilfsmittel  weitere  Expeditionen 
gestatten. 

2)  Jedes  Stipendium  betragt  160  Franken,  die  nach  Ablauf  eines  jeden 
Monats  zu  beziehen  sind. 

3)  iSolanrre  die  Rcn;-ierung  an  diesem  Modus  tV'srhJ^lt.  wird  mdi  dor 
Bezug  eiuos  Stipendiums  auf  je  zwei  Jahre  erstrecken,  kann  aber  auf  Vor- 
schlag des  leitenden  Expeditionsingenieurs  um  ein  Jahr  yerlftngert  werden, 
wobei  natttrlich  der  Fleiss  und  die  Verdienste  des  Stipendiaten  in 
£rw&gung  gezogen  werden. 

4)  Die  Eeisekosten  bis  zu  dem  AogenbUck,  da  die  Arbeiter  ihre 
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Arbpiten  und  Studien  aufnehmen,  lallen  dem  Staat  zur  Last,  desgleichen 
in  allen  Fällen  auch  die  Kosten  der  KUckreise  bis  zum  AoBgangspunkt. 

6.  Der  Betrag  der  Tegelökne,  die  in  den  anewirUgen  ]^t>diiktion8- 
sentren  auf  die  Stipendiaten  entfallen,  bleibt  derai  £igentnm,  viid 
ihnen  jedoch  erst  nach  ihrer  definitiTeiiitttcklcohr  nach  Spanien  eingeh&ndi^. 

Der  leitende  Expeditionsingenieur  empiUngt  in  ihrem  Namen  und  ihrer 
Vertretung  die  erworbenen  BetrSpre.  und  zwar  deponiert  er  sie  alle  irei 
Monate  auf  den  Konsulaten  von  I'aris  und  Brüssel,  die  sie  8eiuer  An- 
weisung entsprechend  ntfch  Ablauf  des  Stipendinme  snrOckeretatten. 

In  F&llen  dringeii<lei  Notwendigkeit  oder  im  Hinblick  auf  wohlbe- 
rrn'iri<lpte  Familionriuksichten  können  «lio  Arbeiter  vom  Tnfrenienr  lif 
Kmpfangnahme  einer  bpsrheidenen  Summe  oder  eines  monatlichen 
Wechsels  nach  Spanien  erwirken,  wenn  dieser  die  Hälfte  des  MonaU- 
lohnes  nicht  fibersteigt. 

6)  Nadi  Ablauf  eines  Stipendiums  fertigt  der  leitende  Ingenieur  ein 
Zeugnis  aus,  worin  die  geleistete  Arbeit  beglaubigt  wird;  dies  g^chieht 
ohne  jede  Qualifikalion.  jedoch  mit  Artgabe  der  ArbeitsrerhAltnisse)  der 
Art  und  dos  Ones  der  betr.  Indunuie. 

7)  Die  E.xpeditionschefs  haben  die  Hegierung  über  den  Arbeiter,  der 
sich  in  jeder  Gruppe  am  meisten  ausgezeidbnet  hat,  direkt  za.  informieren; 
es  werden  diese  besonders  empfohlenen  mit  einer  auwerordentliehen  Prlmie 
von  10(X>  Ppscten  bedadii. 

R")  Bei  den  Bewerbiii)<:en  um  die  3(X)  Stipendien  mr  Arbeiter 
im  Auslande  wiid  kein  Arbeitsgebiet  besonders  bevorzugt,  vielmehr  sind 
bei  dem  gegenw&rtigen  An&nfe  alle  Industrien  und  HandarbeitsEweige 
inbegriffen. 

Jedocli  mflpsen  sich  diese  Gesuche  tiber  *rfiiistige  Empfehlungen  seitens 
einer  gesetzlich  konstituierten  Arbeiter-  und  Industrievereinipmfr  aus- 
weisen können,  deren  NamenBi'egister  dem  Vereinsgesetz  gemäss  von  einem 
Gouverneur  reep.  Bttrgermeister  beglaubigt  ist.  —  Bs  werden  auch 
Empfehlungen  und  Vorschlftge  angenommen,  die  von  Industrie-,  Eiiii8t> 
und  Hai] (1  Werkerschulen,  von  Handels-  und  landwirtschaftlichen  KammexUi 
Staatsfabriken  und  -werkstritten  antnnsiert  sind. 

Die  Aspiranten  düifen  nicht  unter  18  und  nicht  über  40  Jahre  alt  sein. 

9)  Die  Bewerbungen  und  Vorschlage  können  eingereicht  werden  von 
dem  Tage  an,  an  welchem  diese  Verfügung  im  Madrider  Amtsblatt  (Gaceta 
de  Madrid)  veröffentlieLt  wird,  bis  zum  20.  Oktober  dee  laufenden  Jtlms. 
Dieselben  sin*!  olme  T'nterscliied  an  ciic  t/ivilgonvemeurc  oder  an  das 
Ackerbainninisteriinn  zu  richten.  Die  Gouvememente  resp.  das  Sekretariat 
des  genannten  Ministeriums  werden  tiber  die  Eingaben  Quittungen  aas- 
stellen. 

Am  Tage  nadi  Erlöschen  der  Zulassungsfrist  werden  die  GouTernenn 

dem  Ministerium  sämtliche  erhaltenen  Eingaben  zustellen. 

10)  Acht  Tage  darauf  hat  sich  in  Madrid  eine  Kommission  m  kon- 
stituieren, welche  tiber  die  bei  der  Arbeiterexpedition  zuzulassenden  bi- 
dusti-ien  und  Handwerke,  sowie  über  die  Auswahl  der  Penaionsaspirant^ 
definitiv  Beschlnss  fassen  wird.  Zu  diesem  Zweck  haben  sämtlidie  ¥än.' 
gaben  in  ihre  Hftnde  zu  gelangen. 

11)  An  der  Kommission  li:tV)en  Teil: 

Als  Pirtsident  derjenige  des  Ausschusses  für  soaiale  Befonnen,  resp. 

sein  reglementanscher  Vertreter. 


Digitized  by  Go  -v^i'- 


-   349  — 


Als  stimmberechtigte  Mitglieder:  der  Direktor  der  Industriehochscliule  ; 
die  FrisidttBteii  der  Handelskammer,  des  Zirkels  der  Merkantilnnion,  der 
Oesellsohaft  fttr  FOrdemiig  der  Künste,  des  Ladustriesirkels,  des  Arbeiter- 
luldongsvereins  imd  der  Zenlsraletelle  der  Arbeitervereine  in  Madrid. 

Desfjjleichen  nehmen  an  jener  Kommission  teil  :  die  Präsidenten  der 
aclit  ältesten  und  vier  jüngnton  Arbeitorrereino,  jedocli  nur  solcher,  die 
nicht  durch  politischen,  bondem  durch  gewerblich  berufiicheu  Charakter 
gekennzeichnet  sind. 

Ali  Eommisaionssekretftr  wird  ein  Mitglied  jEbnktioniereii,  das  dvroh 
ein  geeignetes  Verfahren  gewählt  wird. 

12)  Das  Agrikulturmiuisterium  wird  der  Konunission  alles  za  ihren 
Arbeiten  nötige  Material  zur  Verfügung  stellen. 

Vor  dem  nächsten  10.  November  wird  die  Auswahl  der  berückaich- 
tigten  Ihdostriesweige  und  der  StipendienAspiraaten  volbogen  sein  und  ntoh. 
sofortiger  Mitteilung  an  das  Ministerinm  unversOglich  im  Amtablatte 
(Gaceta)  veröffentlicht  werden. 

Die  begünstigten  Arbeiter  werden  möglichst  bald  von  ihrer  Wahl  be- 
nachrichtigt werden  und  von  den  Gouverneuren  die  zu  ihrer  Exkursion 
erjfbvderlichen  Oeldsummen,  Instruktionen  und  Dokumente  erhalten. 

13)  Die  Exkursion  'wird  yon  vwei  Ingenieuren  geleitet,  deren  einer 
ein  Indostrieitler  ist  und  die  beauftragt  sind,  die  Pensionsinhaber  in  Be- 
rufsgruppen einzuteilen  and  fUr  ihre  Unterbringung  in  den  vorher  gewählten 

Etabhssementen  Sorge  zn  tragen. 

Was  dio  I>oitun<r  und  Lebonsführunir  wilhiend  der  Reiüo  und  der  üb- 
rigen  Zeit  anbelangt,  so  haben  die  geuauuten  Exkursionsleiter  überall  bei- 
sQspringen,  wo  HiUTe  nötig  ist,  oder  wo  der  Wechsel  der  Lebensweise  be- 
sondere Disziplin  und  strengere  Autorität  erforderlich  macht.  —  Bei 
Zuwiderhandinngen  gegen  diese  und  wo  es  dem  leitenden  Tngrnieur 
schwierig  oder  unmöglich  ftlllt,  dieselbe  herzustellen,  hat  er  dem  Mini- 
sterium den  Entzug  des  betr.  Stipendiums  vorxuschlagen. 

14)  Zur  gebührlichen  Inspektion  der  Arbeiten  und  Fortschritte  der 
Arbeiteo',  oder  falls  diese  sie  aus  triftigen  GMinden  benötigen,  haben  die 
gSnsnnten  Chefs  sich  abwechselnd  an  die  verschiedenen  Orte  zu  begeben, 
wo  die  einzelnen  Gruppen  wohnhaft  sind.  —  Alle  drei  Monate  haben  sie 
flem  Ministerium  über  ihre  Beobachtungen  Mitteilung  zu  machen  und  nach 
Ablauf  der  Expedition  über  deren  Ergebnisse  eine  Denkschrift  zu  verfassen. 

15}  Pür  die  sämtUchen  Konten,  die  dieser  Dienst  mit  sich  bringt, 
wird  den  Ingenieuzeo.  das  nötige  Geld  zur  Verfügung  gestellt ;  diese  haben, 
unter  der  vom  Gesetze  bestimmten  Verantwortung,  über  die  Ausgabe  der 
^  Beisen  und  Stipendien  bestimmten  Gelder  Bechenschaft  abzulegen. 

V.  Etate-Unis  d'Ameriquo.  Vor.  Staaten  m  Amerika. 

a)  ünionsgesetzgebung. 

1.  An  Act  to  ostablish  the  Department  of  Commerce 

aud  TiHbor.    Apfsroved  February  14,  lt)03. 

Gesetz  vom  14.  Februar  1903  betr.  Errichtung  eines  Handels-  und 
Arbeitsdepartemeiita.    B.D.L.  VILL,  1130. 
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2.  Act,  approved  Harch  3,  1903,  concerning  regnlation 

of  im m i gration. 

Gesetz  vom  3.  März  1903,  betr.  Regelung  der  Emwandemng. 

ij  1.  Für  jeden  mit  eincni  Dariiiif-,  SO|tjel-  oder  anderen  Schiflf  von 
einem  ausländischen  Hafen  nach  einem  Hafen  der  Vereinigten  Staaten 
oder  ans  einem  an  die  Vereinigten  Staaten  anstossenden  Gebiet  mit 
der  Eisenbalin  nach  diesen  Staaten  ankommenden  Beisenden,  der  weder 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten,  noch  des  canadisdien  Staates,  noch  der 
Republiken  von  Cnba  und  Mexiko  ist ,  soll  eine  Tax-o  von  2  $  erhoben 
und  einkassiert  werden.  Der  Oberzollinspektor  oder  der  am  Bestimmungs- 
ort des  Fremden  angestellte  Steuereinnehmer  liat  diese  Taxe  in  Empfang 
zn  nehmen.  Sind  solche  Beamten  nicht  vorhanden,  so  soll  der  Kapitin, 
Agent,  Eigentümer  oder  Konsignatär  des  betreffenden  Schiffes  oder  der 
betreib  eit  len  Schiff^irtsgesellschaffe  die  Taxe  dem  n&chsten  Steuereinnehmer 
überbringen. 

Das  auf  diese  Art  gesammelte  Geld  kommt  in  die  Schatzkammer  der 
Vereinigten  Staaten  nnd  bildet  einen  permanenten  Fonds,  der  „Einwände- 
nmgsfonds"  heissen  soll.  Nach  Weisung  des  Sdiatssekretftrs  soU  dieser 
Fonds  zur  Bestreitung,  der  durch  die  in  diesem  Gesetze  vorgescliriebene 

Regelnnpr  der  Fremdencinwanderung  in  die  Vereinipr^^en  J^taaten  entstehen- 
den Kosten  einschliesslich  der  Kosten  für  die  über  Eiitscheide  d^r  stant- 
Hcheu  Gerichtshöfen  abgestatteten  Bericlite  und  deren  Sammlung,  zur  Be- 
nutzung des  Genersleinwanderungskommissftrs  und  zur  Besoldung  und 
Bestreitung  der  Spesen  aller  für  die  Ueberwachung  der  Bestimmmigen 
dieses  GesetT'es  verantwortlichen  Beamten,  Schreiber  und  anderen  An- 
gestellten verwendet  werden. 

Die  auf  Grund  dieses  Paragraplion  vorgescliriebene  Taxe  gilt  als  ein 
Retentionsrecht  auf  das  Schiff,  welches  Fremde  nach  den  Vereinigten 
Staaten  bringt  und  als  eine  Schuld  des  Eigentümers  oder  Teileigentümers 
solcher  Schiffe  gegen  die  Vereinigten  Staaten.  Die  Bezahlung  diesier  Taxe 
kann  auf  gesetzlichem  oder  schiedsgerichtlichem  ^eqnitable>  Wejre  er- 
zwungen werden.  Von  der  Bezahlung  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  vor- 
geschriebenen Kopftaxe  sind  ausgenommen:  Premde  auf  der  Durchreise 
durch  die  Vereinigten  Staaten  und  solche,  die  bei  ihrer  Ankunft  die  Taxe 
zahlten  und  sp&ter  auf  der  Durchreise  von  einem  Teil  der  Vereinigten 
Staaten  nach  einem  anderen  fremdes  austossendes  Gebiet  dun  b kreuzen. 
Doch  kann  der  Generaleinwanderungskommissar  auf  Grund  dos  §  32  dieses 
Gesetzes,  unter  der  Leitung  und  mit  der  Genehmigung  des  Schatzsekretärs 
durdbt  eine  mit  den  Schiffahrtsgesellschaften  getroffene  VOTeinbanmg  ver^ 
ordnen ,  dass  die  auf  Grund  dieses  Paragraphen  der  auf  dem  Landwege 
einwandernden  Fremden  auferlegte  Taxe  in  allen  oder  in  einseinen  Fällen 
auf  eine  andere  Art  bezahlt  werde. 

§  2.  In  die  Vereinigten  Staaten  sollen  nicht  aufgenommen  werden: 
Idioten,  Wahnsinnige,  Fallsttchtige,  Peorsonen,  die  innerhalb  der  letzten 
6  Jahre  wahnsinnig  waren,  und  solche,  die  schon  2  oder  mehrere  Haie 
im  Leboi  an  Wahnsinn  gelitten  haben,  Almosengenossen,  Pr  rsojien ,  die 
vnrnnssichtlich  dem  Staate  zni-  Last  Adlon  wf^rden,  benif8m;issi<:p  Bet'It^r, 
Personen,  die  au  einer  ekli'ieu  gel'ährlich-rtnsteck enden  Ivi'aukheit  leiden, 
Personen,  welche  der  Felonie  oder  eines  andern  moralische  Verdorbenheit 
in  sich  schliessenden  Verbrechens  oder  Vergehens  tlberflUirt  wurden,  Poly- 
gamisten,  Anarchisten  oder  Personen,  welche  die  Ünterdrfioknng  aller 
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Gesetze  sowie  die  Vernichtung  der  Kegierunf?  der  Vereini^'Tt^n  Stanren 
oder  der  Kegierung  im  allgemeinen  und  die  Ermordung  aller  Staats- 
beamten verteidigen  und  befürworten,  Proetitttierte  und  Personen,  die 
Prostituierte  oder  Frauen  beschaffen  tmd  sum  Zwecke  der  Prostitution  in 
die  Verpiin"L'"ten  Staaten  einzufiilircn  versnchrn.  Pcrsonpn .  die  innerhalb 
eines  Jahres  vor  ihrem  Gesuch  um  Aufnahme  in  die  Vereiniirton  Staaten 
sich  verpflichteten,  gemäss  einer  Anerbietung,  Versprechung,  Anhaltung 
oder  Verabredting  eine  derartige  Arbeit  in  diesem  Lande  anasaftthren  nnd 
deshalb  verwiesen  wurden,  und  irgend  eine  Person,  deren  Fahrkarte  oder 
üeberfabrt  teilweise  oder  ganz  mit  dem  Oelde  anderer  bezahlt  wnrde, 
wenn  es  nicht  bnfjtiramt  bewiesen  wird,  dass  difse  Person  den  oben  an- 
geiiüuten  Jvlatisen  nicht  angehört.  Dieser  Pai'agrapli  verbietet  nicht,  dass 
Leute,  die  in  den  Vereinigten  Staaten  wohnen,  ihre  Verwandten  oder 
Freonde,  die  der  Kategorie  der  gesetzlich  von  der  Einwanderoni;:  aos- 
geecblosBenen  Personen  nicht  angehören,  kommen  lassen.  Kr  ine  Be- 
stimmimg dieses  Gesetzes  srliliesst  lipntp  ans,  dif»  ^»inps  rein  pf>litis(  Iipn, 
moralii?che  Verdorbenlieit  niclit  in  sich  ^^(  lilic-sseinlon  Vergehens  (iberführt 
wurden,  ferner  linden  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  keine  Anwen- 
dung auf:  bemismtesige  Schauspieler,  Künstler,  Lektoren,  Sänger,  Geiai- 
liche  irgend  einer  Sekte,  Professoren  ftir  Hochschulen  und  Seminare,  Per- 
sonen, die  irgend  einem  anerkannten  gelehrten  Berufe  angehören  und 
Personen,  die  ausschliesslirh  als  Bediente  beschäftigt  sind. 

§  4.  Ks  ist  jeder  Einzel  jicrson ,  Gesellschaft,  Teilhaberscliuft  oder 
Genossenschaft  gesetzlich  verboten ,  die  Einführung  oder  Einwanderung 
irgend  eines  fVemden  zu  unterstützen  oder  zu  enautigen  oder  dessen  lieber- 
8chi£fung  nach  den  Vereinigten  Staate  auf  Grund  einer  vorher  erfolgten 

Anerbietung,  eines  Ansuchens  oder  eines  mflndlichen  oder  besiegelten, 
wörtlich  ausgpdrtickten  oder  stillschweigend  nV'L'e^rhlossenen  Vei-traL'es  be- 
treffend irgend  eine  von  Fremden  m  den  Vereiuiirten  Staaten  auszutührende 
gelernte  oder  ungelernte  Aj-beit  vorauszubezahlen. 

§  5.  Jede  Einzelperaon,  Teilhaberschaft,  Gesellschaft  oder  Genossen- 
schaft, welche  die  im  §  i  dirses  Gesetzes  enthaltenen  Bestimmungen  ver- 
letzt, indem  sie  durdi  Anerbietungen,  Anhalten.  VerspreclinnL'en  und 
mündliche  oder  besiegelte,  wörtlich  au.sgedrückte  oder  stilKrliu  eiirond  ab- 
geschlossene Verträge,  betr.  Arbeit  irgend  einer  Art,  die  Kinwiiuderung  oder 
EinfBhrung  irgend  eines  Fremden  in  die  Vereinigten  Staaten  wissentlich 
unterstützt  oder  ermutigt,  hat  für  jeden  einzelnen  Fall  der  Üebertretung 
1000  $  Busse  zu  bezahlen.  »Sowohl  die  Vereinigten  Staaten  uls  auch 
einzelne  Persm>on,  einschliesslich  Fremde,  denen,  wie  oben  erklärt,  Arbeit 
versprochen  wurde,  sollen  bei  echtigt  sein,  auf  gleichem  Wege,  wie  Schuld- 
klagen in  den  Gerichtshöfen  erhoben  werden ,  eine  Entschädigungsklage 
fOr  die  obengenannte  Summe  anzustrengen.  Erheben  die  Vereinigten  Staaten 
Anspruch  auf  Entschädigung,  so  hat  der  Lokalnotar  des  betreffenden  Be- 
zirks die  Klage  anzustrenjren. 

§  6.  Es  ist  auf  (Tnuid  des  §  4  dieses  Gesetzes  verbf  t<  n  .  die  Ein- 
wanderung oder  Einführung  von  Fremden  durch  in  anderen  Ländern  ge- 
druckte, herausgegebene  Annoncen  mit  Arbeitsznsicherungen  zu  unterstützen 
oder  zu  ermuti|iren.  Die  infolge  solcher  Annoncen  in  diesem  Lande  eintreffen- 
den Fremden  soHon  lif  liundelt  werden,  als  ob  sie  anf  Grund  eines  im  §  2 
dickes  Gesetzes  beschriebenen  Versprechens  oder  Verti  !i:js  kamen,  und  die 
im  §  6  vorgeschriebene  Strafe  soll  für  solche  Fälle  Anwendung  haben. 
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Dieser  Paragraph  findet  auf  Staaten  oder  Territorien,  daa  Gebiet  von 
Oolambta  und  andere  Orte,  die  der  Gesetzgebong  der  Vereinigten  Steeten 
unterliegen  und  welche  Vorteile  fitr  Einwanderung  nach  ihren  Lftndeni 

«li88chreiben,  keine  Anwendung. 

7.  Keine  Schiffahrtsgesellschaft,  kein  Ei^^cntümer  oder  Teileigeii- 
tümer  von  SchiÜen,  die  zur  Ueberachitfung  von  i'remden  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  verwendet  werden,  eoUen  direkt  oder  durch  VertreteTf 
durdi  sohriftliche ,  gedruckte  oder  mflndlidie  Angaben  die  Einwanderung 
TOa  Fremden  in  die  Vereinigten  Staaten  verlangen,  einladen  oder  etiuntigen 
ausser  durch  gewöhnli'  he  Goschäftsbriefe,  Zirkulare,  Annonren  od^r  münd- 
liche Angaben,  welche  iliro  ße(lino;un(:oTi,  die  Abfahrten  ihrer  Schiffe  und 
deren  Vorteile  angeben.  Bei  Verletzung  dieser  ßestiuimung  unterliegen 
alle  Schiffahrtsgesellsdiaften,  Eigentfbner  oder  TeUeigentdmer  von  SehiffeSi 
alle  mit  der  Verschiffung  von  Fremden  nach  den  Vereinigten  Staaten  be- 
schfifrii^ton  Personen  und  deren  Vertreter  der  im  §5  dieses  Geeetsee  Bor- 
ges« hri  ebenen  Strale. 

^  8.  Jeder  Schiffskapitän,  Agent,  Ei^'ciitümer  odor  Konsignatär,  der 
zu  Schiff  oder  auf  anderem  Wege  einen  i'reuiden  nacli  den  Vereinigten 
Staaten  bringt  oder  dort  aussohiffk,  oder  der  versucht,  eelbstftadig  oder 
mit  Hilie  eines  anderen  einen  vom  Einwanderungsinspektor  surQck- 
gewiesenen  Fremden  zu  Schiff  oder  auf  andereni  "Wege  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  zu  bringen  oder  dort  auszuschiffen,  ma^^ht  sich  eines  Ver- 
gehens schuldig  und  aoU.  mit  einer  Busse  bis  1000  $  für  jeden  Fremden, 
den  er  ansgesi^fft  oder  aussuschiffen  verauoht  bat,  oder  mit  OeftngniB 
von  S  Monaten  bis  2  Jahrei  oder  mit  Busse  und  Geftngnis  sugleicli  be- 
straft werden. 

§  '[-.  Bei  der  Anktmft  <»inps  Fremden  zu  Sf^hiff  in  irgend  einem 
Halen  der  Vereinigten  Staaten  soll  der  Kapitän  oder  kommandierende 
Offizier  dos  Dampf-,  Segel-  oder  anderen  Schiffes,  auf  dem  sich  der  Fremde 
befindel^  verpflichtet  sein,  den  Einwanderungsinspektoren  des  Hafens  die 
bei  der  Einschiffung  des  Fremden  ausgefüllte  Liste  oder  Bekanntmachung 
711  übergeben.  Zur  Beantwortung  der  in  den  Listen  enthaltenen  Fragen 
soll  aiij:*  i^obon  werden;  der  voUo  Name,  das  Alter  und  Geschlecht  des  be- 
treffenden Fremden;  ob  er  verheiratet  oder  ledig  sei;  sein  Beruf;  ob  er 
des  Schreibens  und  Lesens  fthig  sei;  seine  NationaÜtftt  und  Basse;  seiD 
letzter  Wohnort;  der  Name  seines  Ausschiffungshafens  in  den  Vereinigten 
Staaten,  und,  wenn  schon  bestimmt,  sein  definitiver  Bestimmungsort;  ob 
er  eine  nach  seinem  Bestimmungsorte  durrh gehende  Fahrkarte  besitzt; 
wer  die  Ueberlahrtskosten  bezahlt,  ob  er  selbst  oder  eine  .Genossen- 
schaft, Gesellschaft,  Staatsbehörde  oder  Kegiorung;  ob  er  50  $  beaitit 
und  wenn  nicht,  wie  viel :  ob  er  su  einem  iVeund  oder  Viwwandten  geht 
und  wenn  ja,  su  was  flir  einem  Freund  oder  Verwandten  nebst  Angabe 
von  de«!«en  Namen  und  irenauer  Adresse ;  ob  er  jemals  in  den  Vereinigten 
Staaten  gewesen,  und  ueim  ja,  wann  imd  wo;  ob  ftr  jemals  in  einem  tte- 
fkugnis,  Pfrundhaus,  Armeuliaus  oder  in  einer  Lreuans&alt  gewesen;  oh 
er  ein  Poljgamist  oder  Anarchist  sei;  ob  er  infolge  einer  Anerbietnng, 
eines  Ansuchens  oder  eines  wörtlich  ausgedruckten  oder  stillschweigend 
abgeschlosspnen  Vertra2;e?!  betr.  BesdhilfrlL'ung  nach  den  Voreinii^ton  Staaten 
kommt:  der  Zuatand  sriner  geistigen  und  kfirperlichen  Gesundheit;  ob  er 
verwachsen  oder  verkrü])pelt  und  wenn  ja,  seit  wann  und  wie  er  so 
geworden. 
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§  13.    Alle  in  den  Häfen  der  Vereinigten  Staaten  ankommenden 
Fremden  Bollen  gruppenweise  in  die  listen  «nge tragen  sein  und  keine 
Liste  soll  mehr  als  H«)  Namen  enthalten.   Um  das  Identifiaderen  ea  er- 
leichtern, soll  jeder  Fremde  oder  Familienvorsteher  eine  Karte  erhalten, 
worauf  sein  Xame ,  dn=!  seinen  Namen  in  der  Liste  bezeichnen'lp  Zeifhen 
und  seine  in  der  Liste  einjjcetragene  Nummer  geschrieben  steht.  Jede 
Liste  oder  Bekanntmachung  soll  entweder  Tom  SchlfifskapitÄn ,  dem  kom- 
mandierenden Offizier  oder  dem  ersten  oder  zweiten  diesem  nädbststehen- 
den  Offiziere  beglanbigt  sein,  un  l  es  soll  einer  der  letztgenannten  vor  dem 
Einvranderungsinsj)fk*^nr  des  Ausschiffungsvorfahrons    booidiiron .    dniss;  er 
den  mitrpif?endou  Scliitl'snr^t  veranlasst  hat,  jeWcn  Fremden  kni^jicilirli  und 
mündlicii  zu  uiitersucheu  und  dass  gemäss  dem  ärztlichen   Berichte  und 
seiner  eigenen  Nachforschung  er  glaubt,  dass  keiner  der  genannten  Frem- 
den ein  Idiot,  Wahnsinniger  oder  Almosongenüssigor  sei;  dem  Staate  vor» 
aiiRsii  litlii  Ii   /.'ir  T.ust    fallen  wird;  an  einer  ekligen  oder  geftlhrlich-an- 
steckeiidon  Kiankheit  leidet;  der  Fplnnir»  oder  eines  andpren  moralische 
Verdorbenheit  in  sich  achliessenden  V'erbrechenü  überführt  worden  sei ;  ein 
Poljgamist  oder  Anarchist  sei;  dass  keiner  einen  wörtlich  ausgedruckten 
oder  stiUsohweigend  abgeschlossenen  Vertrag  betr.  Arbeit  in  den  Vereinigten 
Staaten  geschlossen  habe;  keiner  ein  Prostituierter  sei  nnd  dass  seines 
"Wissens  die  in  den  Litton  <>dey  Bi  kanntmachtnitren  über  joden  der  Frem- 
den eiithaltouo  x\.uskuult  in  Jeder  Hinsicht  korrekt  und  wahr  .sei. 

§  15.  Untorlüsst  der  Kapitän  oder  kommandierende  Offizier  eines  Schiffes, 
den  genannten  Einwanderongsbeamten  die  in  den  §§  12,  18  nnd  14  dieses 
Gesetzes  vorgeschriebenen,  itbor  jeden  mitreisenden  Fremden  Ausktinft  ent- 
haltenden Listen  oder  Bekanntmachungen  zu  übergeben ,  so  hat  er  dem 
Zollinspektor  10  S  für  jfdm  Fremden,  über  den  die  obengenauute  Aus- 
kunft in  keiner  Liste  enthairen  ist,  zu  bezahlen. 

§  16.  Bei  Uebergabe  der  in  den  §§  1 2,  13  und  14  vorgeschriebenen 
Listen  oder  Bekanntmachnngen  an  die  Einwanderungsinspektoren  des  Ein- 
gangshafens sind  die  Beamten  verpliichtet,  entweder  selbst  zu  gehen  oder 
kompetente  Vertreter  zu  den  betr.  Schiffen  zu  senden,  um  dort  alle  Fremden 
zu  untersuchen.  Die  genannten  Einwanderungsiuspektoreu  können  auch 
befehlen,  dass  die  Fremden  zu  einer  gewissen  Zeit  und  an  einen  ge- 
wissen Ort  zur  Untersuchung  gebracht  werden,  aber  ein  zeitweiliger 
Umzug  soll  nicht  als  eine  Ausschiffung  betrachtet  werden.  Auch  entbindet 
er  die  Srhiffahrtsgesellschafff  n .  Kajiitano,  Agenten,  Eigentiimer  oder 
^Konsignatäre  des  Schiffes,  worauf  die  Fremden  nach  irgend  einem  Hafen 
^er  Vereinigten  Staaten  gebracht  wurden,  von  keiner  der  Verpflichtungen, 
durch  die  sie  beim  Verbleib  der  genannten  Fremden  an  Bord  auf  Grund 
der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gebunden  wftren. 

Wo  ein  jiaspondes  Gebäude  mr  Tün  ibringunn:  nnd  Unter-'UpfinnL'  fler 
Fremden   verwendet  wird,   snllen  die  Einwnnf!eriiii->iiispcktoren  tiir  die- 
«äselben  sorgen,  und  die  Schidaiirtsgesellschaften,  Kapitäne,  Agenten,  Eigen- 
tümer und  Eonsignatare  der  Schiffe,  die  solche  Fronden  transijortierten, 
Sollen  fhr  deren  Unterkunft  nicht  mehr  verantwortlich  sein,  bis  sie  ihnen 
^^eder  anvertraut  werden. 

§  18.    Alle  Eigentiimer,  Offiziere  Tind  Agenten  irL'end  eines  Schiffes, 
^^ekhes  Fremde  nach  den  Vereinigten  Staaten  transportiert,  sind  ver- 
^^ichtet,  alle  Vorsichtsmassregelu  zu  treffen,  um  das  Landen  irgend  eines 
^^k?emden  zu  einer  anderen  Zeit  oder  an  anderem  Ort,  als  die  Einwanderongs- 
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inspektoron  bezeichnet  haben,  zu  verhindern.  Jeder  Eigentümer,  Offizier, 
A^ent  oder  kommandierende  Offizier  eines  eoldbten  SchifFes,  der  irgend 

f  iDoi)  Fremden  zu  einer  anderen  Zeit  oder  an  einem  anderen  Ort,  als  von 
den  Einwandenm^x-^inspoktr.reTi  ho/oiphnet,  lanilon  lässt,  macht  sich  eines 
Vergehens  schuldig  und  .suH ,  nach  UeberinbruniT-  mit  einer  Bus-se  von 
KM)  $  bis  1000  $y  mit  1  Jahr  GeiUngnis  oder  mit  Busse  nnd  Geiäugnis 
zugleich  bestraft  werden  und  jeder  Fremde,  der  so  gelandet  ist,  ist  wider- 
reciitlii  }i  in  den  Vereinigten  Staaten  nnd  soll,  wie  es  die  GeBetsgebm^ 
vorschreibt,  des  Landes  verwiesen  worden. 

§  10.  Alle  Frenidon,  die  wideiTechtlitli  nach  diesem  T.ande  kommen, 
sollen,  wenn  mr^licli.  mir  den  gleichen  Schilfen,  ^vpIche  sie  brachten,  nach 
dem  betreuenden  Ein.sihilfungshafen  zurückgebracht  werden.  Die  Kosten 
ihrer  Verpflegung,  solange  sie  auf  dem  Lande  waren,  sowie  die  Kosten 
ihrer  Rttc^befördemng  sind  von  dem  Eigentümer  oder  den  Eigentümern 
der  betreffenden  Schilfe,  auf  denen  sie  l.amen,  zu  tragen.  Weigert  sich 
ein  Knpititn,  dessen  Vcrtieter,  ein  A;j-ent,  Kiirentümer  ndr-r  Konsignatär 
eines  solchen  Schiö'es,  solche  Fremden  wieder  aufzunehmen,  vernachlässigt 
er,  sie  auf  dem  Schiffe  ssurackzahalten,  vemachlE^sigt  er  oder  weigert  er 
sich,  sie  nach  dem  betr.  Einschiffnngshafen  zorttckzuftüuren  oder  die  Kosten 
ihrer  Verpflegung  während  ihres  Aufenthalts  auf  dem  Lande  zu  entricfateOt 
sry  handelt  derselbe  wider  dieses  Gesetst  nnd  ?:oll,  nach  Ueberfi}hrnn:r.  mit 
einer  Busse  von  wenigstens  30<J  ^  für  jeden  einzelnen  Uebertretungslall 
besti-aft  werden.  Vor  Entrichtung  dieser  Busse  darf  kein  solches  ischiff 
einen  Hafen  der  Vereinigten  Staaten  verlassen. 

Dor  Generaleinwanderungskommissftr  darf  unter  der  Leitung  oder  mit 
der  Genehmigung  des  Schatzsokretärs ,  imter  von  dem  Gcneralkommi^fäftr 
vorzuschreibenden  Bedingungen,  die  Ausweisung  irgend  eines  infV'lirc  eine? 
Versprechens  oder  Vertrages  betr.  Aibeit  angekommenen  Fremden  ver- 
schieben,  wenn  seines  Erachtens  die  Aussage  eines  solchen  Fremden  sfitig 
ist  ZOT  Fohrong  einer  von  den  Vereinigten  Staaten  angestrengten  Klage 
gegen  Uebertreter  der  in  den  §§  4  und  5  dieses  Gesetaes  enthaltenen  Be> 
atimmunffen. 

Die  Verpflegungskosteu  irgend  einer  Person ,  deren  Ausweisung  ver- 
schoben wurde,  sind  aus  dem  Einwanderungsfonds  zu  entrichten.  Kein 
Fremder,  der  gemäss  einem  ausgestellten  Zeugnis  an  einer  ekligen  oder 
gefthrlich  -  ansteckenden ,  dm'ch  eine  Quarantäne  nicht  zu  beseitigenden 
Krankheit  leidet,  darf  fttr  ärztliche  Behandlung  in  den  Spitälern  der  Vor- 
oinigteu  Staaten  landen. 

§  20.  Jeder  Fremde,  der  widerrechtlich  nach  den  Vereinigten  Staaten 
kommt  oder  den  genannten  Staaten  aus  Gh*ilnden,  die  vor  seinem  Landen 
existierten,  zur  La^t  flUlt,  soll,  wie  weiter  unten  vorgeschrieben,  inneihalb 
2  Jahren  nach  seiner  Ank  nift  nach  dem  Lande,  woher  er  kam,  ausgewiesen 
werden.  Die  Kosten  ^-f mor  Ueborschiffung,  sowie  die  Hälfte  der  Inlauds- 
reisekosten  nach  dem  Einschiffungshafen  sind  von  der  Person,  die  den 
betr.  Fremden  nach  den  Vereinigten  Staaten  brachte,  m.  tragen.  Ist  dies 
nicht  möglich,  so  sind  sie  aus  dem  im  §  1  dieses  Gesetzes  erwähnten 
Einwanderungsfonds  /.n  entrichten. 

i?  21.  IJeberzonüt  sirli  der  Srliat?;s'ekretijr,  ilafjs  sich  ein  Fremder  im 
Widerspruch  mit  diesem  Gesei/.e  in  ilen  Wreinigteu  Staaten  behndet ,  so 
soll  er  einen  solchen  Fremden  innerhalb  3  Jahren  nach  dessen  Ankunft 
verhaften  und,  wie  im  §  20  dieses  Gesetzes  vorgeschrieben,  nach  dem 
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Lande,  woher  er  kam,  zurückbringen  lassen.  Ist  dies  nicht  möglich,  so 
aolkn  die  Kosten  aus  dem  im  §  1  dieses  -Gesetses  erwähnten  ^nwande» 
rungsfonds  entrichtet  werden.    Jeder  Kapit&n,  Agent  ^  Eigentümer  oder 

Konsignatär  eines  Schiflfes,  der  vernachlftssigt  oder  sich  weigert,  dem  Be- 
fehl des  Scliatzsokretilrf^  nachzukommen,  einen  anf  Grniul  dor  BeMtimraungen 
dieses  Paragraphen  des  Landes  verwiesenen  Fremden  aufzunehmen,  ihn 
fiidier  zu  hüten  imd  nach  dem  Lande,  aus  dem  er  auswanderte,  zurück- 
zubringen, verfällt  der  in  §  19  dieses  Qesetses  vorgeschriebenen  Strafe. 

§  88.  Der  Generaleinwanderungskommissär  soll  unter  der  Leitung 
oder  mit  der  Genehmigung  dos  Schat/sokrotTirs  Vorschriften  für  dir«  Auf- 
nahme und  Insi)ektion  der  an  der  canadischen  und  mexikanischen  Grenze 
ankommenden  Fremden  erlasaeu,  damit  gewöhnliche  zwischen  den  Ver- 
einigten Staaten  und  den  genannten  Orten  reisende  Personen  nicht  un- 
nötigerweise gehindert,  aufgelialten  oder  belästigt  werden.  Er  ist  er- 
inär!iri:^^f.  zum  gleichen  Zwecke  Verträge  mit  fremden  Schiffahrtsgesell- 
schatten zu  schliepttien. 

§  33.  Für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  sollen  die  im  Titel  sowie  in 
den  Paragraphen  verwendeten  Worte  „Vereinigte  Staaten"  bedeuten:  die 
Vereinigten  Staaten  und  alle  Gewässer,  Territorien  und  andere  Orte,  die 
jetst  der  Gosotzgebung  der  Vereinigten  Staaten  unterliegen. 

§  3»).  A'Ih  Oe^ptze  und  Teilo  Arm  Gesetzen,  (^ie  diesem  Gesetzte 
widersprechen,  nind  hienlurch  aufL""«  )!' 'jön,  aber  durch  dieses  Gesetz  werden 
die  Gesetze  über  die  Einwandet  tuig  oder  den  Ausschluss  von  Chinesen 
oder  Personen  chinesisdier  Herkunft  weder  aufgehobeUi  noch  abgeändert 
oder  amendiert. 

3.  Act,  approved  March  2,  1903,  concerning  safety 
appliancea  on  railroads. 

QesetB  vom  12.  MSra  1008»  betr.  Btoherheitsvcn^ehningen  an  Eisen- 
bahnen. 

§  1,  Die  am  2.  Häns  1893  genehmigten  und  am  1.  April  189G  ab- 
geänderten BcstimTminp;cn  nnl  Vorschriften  des  Gesetzes,  betitelt:  „Gesetz 
zur  Forderung  der  Sicherheit  von  An^estellteti  und  Reisenden  in  Jms(mi- 
bahnen  durch  Veranlassung  der  iulaudsspoditeure  zur  Ausrüstung  ilirer 
Wagen  mit  automatischen  Sperrringen  und  kontinuierlichen  Bremsen  und 
ihrer  Lokomotiven  mit  Triebradbremsen  und  sni  anderen  Zw  ei  keir  sollen 
auf  Güterbeförderer  in  den  Landstrichen  von  und  in  Oduinbia  selbst  und 
in  allen  Füllen,  seien  die  zusammengebrachten  Sperrriii^^e  von  der 
gleichen  Beschalfenheit  und  vom  gleichen  Fabrikanten  oder  nicht,  An- 
wendung finden;  und  die  Bestimmuugou  und  Vorschriften  dieses  und  der 
obengenannten  G-esetze,  betr.  Eisenbahnbremsen,  automatische  Sperrringe 
und  die  Höbe  der  Zugstangen  sollen  auf  alle  Züge,  Lokomotiven,  Tendw, 
Wagen  und  iihnliehe  in  Vorbindung  damit  verweu  b  ien  Fahrzeuge  Bezug 
haben,  ausgenommen  auf  die  durch  die  Bestimmungen  des  am  2.  MiVrz  1893 
genehmigten,  am  1.  April  1896  abgeänderteu  Gesetzes  befreiten  oder  bei 
Strassenbahnen  verwendeten  Zfige,  Wagen  und  Lokomotiven. 

§  2.  Ist  ein  Zug  auf  Grund  des  genumten  Gesetzes  mit  Kraft* 
oder  Zugbremsen  versehen,  so  s  dien  die  Bremsen  vf>n  mindestens  50  Proz. 
der  sich  in  einem  solchen  Zi\<j:o  l)etindiichen  Wagen  von  dem  Tnc^eiuenr 
der  den  Zug  führenden  Lokomotive  gohandhabt  werden,  und  sind  alle 
BFemaen  der  mit  Eraftbremsen  versehenen  Wagen,  welche  mit  den  genann- 

24* 
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teE  60  Proz.  in  Verbindung  atdhen,  auf  gleiehd  Art  zu  handhaben,  und 

kann  zum  Zwecke  der  besseren  AusfUhrnnp-  de?  Ocpetzps  difi  Kommission 
für  Binnenhandel  jeweilen ,  nach  abgohaltenor  KoiitViren/,  den  minimalen 
Prozentfiatz  der  Wagen  in  einem  Zuge,  deren  Bremsen  nach  obiger  Vor- 
Bchrift  SU  verwenden  und  eu  handhaben  sind,  erhöhen. 

Die  Missachtung  irgend  einer  von  der  Kommission  fär  Binnenhandel 
erlassenen  Vorschriften  w  ii  d  im  gleichen  Masse  wie  die  Missachtung  irgend 
einer  Vorschrift  dieses  ParaLTaphen  :re straft. 

§  3.  Die  Bestimniuugi  u  dieses  Gebetzcs  treten  am  1.  iSepteuibtn  1003 
in  Kraft.  Keine  Bestimmung  dieses  Gesetzes  befreit  irgend  einen  Güter- 
beförderer, die  Kommission  für  Binnenhandel  oder  irgend  einen  Beurks* 
notar  in  den  Vereinigten  Staaten  von  irgend  welchen  in  dem  am  2.  Min 
18f'B  ;^^en<  liniiirten .  am  1.  April  1S!U;  abgeänderten  Gesetz  enthaltenen 
Be.-riin]iniii;^('ii,  Rochtn:,  PHichten,  Hattpflicliten  oder  Vorschriften.  Alle 
in  den  zwei  obengenannten  Gesetzen  enthaltenen  Bestimuiungon,  Hechte, 
Pflichten,  Vorschriften  und  Haftpflichten  sollen ,  mit  Ausnahme  der  durch 
dieses  Gesets  genehmigten  Abänderungen,  auf  dieses  Gesetz  Bezog  haben. 

desetag^liiuig  ätr  BnndMstMten. 

1,  Caüfomia. 

I.Act,  approved  Pobruary  12,  IUI» 3,  concerning  em- 
ployment  agencies. 

Oesete  vom  12.  Februar  1901,  betr.  Arbeitsvermittlungsagenturen. 

§  1.  Jede  Einzelperson,  Finna,  Genossenschaft  oder  Gesellscbafr, 
die  gpwprb.^m.lssi^,  direkt  oder  indirekt,  Arbeitsuchenden  Auskunft  orteilt, 
die  ihnen  eine  Stellung  sichert  oder  in  Aussicht  siollt,  oder  gegen  eine 
Gebühr,  Bezahlung  oder  Provision  die  Namen  solcher  Arbeitsuchenden 
registriert,  soll  als  Arbeitsvermittler  im  Sinne  dieses  Gesetzes  angesehen 
werden. 

§  2.  E.S  is*^  verboten:  dass  ein  Arbcitsvermittler  im  kalif  rnis- lieii 
Staate  für  an  einen  Arbeif.><uchenden  erteilte  Auskunft  oder  für  gelei^ietö 
Hilfe,  welche  diesem  eine  Stelle  sichert  oder  in  Aussicht  stellt,  Geld  oder 
andere  Entschadigun«^  abnimmt,  bevor  die  genannte  Hilfeleistung  oder 
Auskunfterteihin^  tatsächlich  stattfand. 

§  3.  Es  ist  verboten:  dass  ein  Arbcitsvermittler  im  kalifornischen 
Staate  das  l'tir  Ke^istriernn^  oder  fiir  im  §  2  dieses  Gf>^ot7es  bescbriel^^iu* 
Auäkunftertbiluug  oder  Hilicdeistung  empfangene  Geld  oder  sonstige  Knt- 
sch&di^ung  zurfickhftlt,  sofern  es  der  Person,  fEfr  weldie  die  Begistrienm^, 
AuskunfterteiluDg  oder  Beihilfe  erfolgte  (Falle  eigener  VemachlSesignng 
oder  Saumseligkeit  ausgenommen!.  missl!nf2:t,  sieh  die  betreffende  StoUuup 
zu  sichern.  Auf  Verlangen  des  Bezahlenden  »^der  seines  B*»\  olhnRchtigtoii 
soll  diesem  das  (reld  oder  sonstige  Entschädigung  vom  Arbeitsveriuiltler 
zurückerstattet  werden. 

§  4.  Es  ist  verboten :  dass  ein  Arbeitsvermittler  im  kalifomiscben 
Staate  filr  Registrierung  oder  für  die  im  §  2  dieses  Gesetzes  beschrieben« 
Auskitnftertoihin«:,'  oder  Beihilfe  irgend  enie  Art  von  Bezahlung,  welche 
den  vom  Arbeitsuchenden  voran-^'^ichtlioh  im  ersten  Monate  der  Be- 
scliüftigung  bestimmt  zu  verdienenuen  Lohn  um  10  Proz.  übersteigt,  diesem 
Arbeitsuchenden  direkt  oder  indirekt  abnimmt.  Wird  von  dem  in  dieses» 
Paragraph  erwähnten  Arbeitsvermittler  und  dem  Arbeitsuchenden,  zur  Zeit 
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der  ÄuakimflkertdUuiig  oder  Hilfeleistung,  gegenseitig  angenommen,  dasa 
die  Dauer  der  zn^rnwici^enen  'Re><'h;ifti<:iiii^'  kiii-zot-  als  ein  Monat  sein 
wird,  so  darf  die  dein  Arbeir^vormittler  zu  ieintende  Bezahlung  10  Proz. 
das  vom  Ai'beitsucheuden  voraas»ichtlich  zu  verdienenden  Betrages  nicht 
tllMitKlireiten. 

§  5.  Der  Steuereinnehmer  oder  Patentsteiiereinnehmer  jeder  betreffenden 

Stadt,  Grafschaft  oder  Stadt  und  Grafschaft  im  kalifornischen  Staate  SoU 
dem  Kommissar  des  staatlicheu  Bujoaus  für  Arboit^istatistik  den  Namen 
imd  Wohnort  eines  jeden  in  seiner  betreffenden  Stadt ,  Grafschaft  oder 
Stadt  und  Grafschaft  gewerbetreibenden  Arbeitsvermittlerö  mitteilen. 

Ist  ein  Patent  kein  Qrafbehaftepatent  nnd  wird  dessen  Steuer  durch 
eine  städtische  Behörde  eingezogeOi  eo  hat  der  von  der  betreffenden  Stadt 
angestellte  Patentateaereinnehmer  die  Namen  nnd  Wohnongsangaben  zn 
hefem. 

§  ü.  Jeder  Arbeitsvermittler  im  kaiitornischeu  »Staate  hat  ein  schrift- 
liches Verzeichnis  zu  fuhren,  in  welchem  au%eltlhrt  wird:  der  Name  jeder 

tun  Auskunft  oder  Hilfe  bittenden  (siehe  §  2  dieses  Gesetsee),  eich  zur 
Reixistrierung  meldenden  Person ;  der  Name  jeder  Person ,  die  sich  ein- 
.^chreiben  Iftsst  oder  an  welche  Auskunft  erteilt  wird ;  dor  in  jedem 
emzeinen  Falle  dafür  erhaltene  Betrag;  der  Name  jeder  Pei-son,  welche 
gegen  Entschädigung  Registrierung  und  Auskunfterteilung  oder  Beihilfe 
erhalten  und  die  betreffende  Steile  doch  nicht  bekommen  hat,  nebst  An- 
gabe des  Grundes,  warum  der  Arbeitsuchende  die  betreffende  Stellung 
nicht  erhielt;  der  Name  jeder  Person,  an  we]che  auf  Grund  der  im  ^  3 
erhaltenen  Bostiramiingen  Küokzablung  geleistot  ^v^rde,  noL.st  genauer 
Angabe  der  Höhe  des  zurückgezahlten  Geldbetrages  oder  anderer  Ent- 
seh&digunjc. 

§  7.  Das  im  §  6  vorgeschriebene  Verzeichnis  eines  jeden  Arbeits- 
vermittlers im  liiilif  inii>5chen  Staate  soll  dem  Kommissar  des  staatlichen 
Bureaus  für  Arbeitsstatistik  oder  dessen  BovollmächtiiHen  jederzeit  zn- 
gängUoh  sein.  Aul  schriftliches  Verlangen  soll  dem  genannten  Kommissar 
eine  genaue  Absdirift  des  Verzeichnisses  oder  eines  TeÜee  desselben  za- 
gestellt  werden. 

^'  8.  [Zuwiderhandlungen  strafbar  iuii  einer  Busse  bis  zu  600  $^ 
mit  Gef^gnis  bis  zu  6  Monaten^  oder  mit  beiden.] 

2.  Act,  approyed  February  12,  1903,  concerning  seats 

f  Or  fei::  ;i  ^  r  e  m  ; » 1  o  v  e  e  - . 

Gesetz  vom  12.  Februar  1803»  betr.  Stülüe  für  weibliche  Ange- 
eteUte. 

§  1.  §  5  eines  am  6.  Februar  1889  genehmigten  Gesetzes  wird  ab- 
geändert und  lautet,  wie  folgt: 

i?  5.  .Tedo  Einzelperson,  Firma  oder  Gesellschaft,  welche  in  Fabriken, 
Werkstätten  oder  ITandelsetablisseTnfnts  weibliche  Personen  boschf\fti2:t, 
hat  für  passende  fciitze  zu  sorgen,  uud  zwar  muss  auf  je  3  Angestellte 
mindestens  ein  Stuhl  entfallen,  dessen  Benützung  gestattet  sein  soll,  wenn 
es  ohne  Beeintrftchtigung  der  Arbeit  {geschehen  kann. 

3.  Act,  approved  March  iO,  1903,  concerning  hours  of 
labour  on  public  works. 

QeMte  Tom  10.  Wn  1908,  betr.  Arbeltueit  M  MtatUobeii  At^ 
beitea. 
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§  1.  Die  tägliche  Arbeitszeit  eines  jeden  Tagelöhners,  Arbeiters  oder 
Handwerkers,  welcher,  sei  es  bei  öffentlichen  Arbf^itcii  im  kalifornischen 
Staate  oder  in  einer  politischen  Unterabteüung  desselben,  sei  es  bei  einer 
für  den  genanntdii  Staat  oder  filr  eine  politische  Unterabteilung  deaeellien 
anSEofkÜirenden  Arbeit,  beschäftigt  ist,  wird  hierdarch  auf  8  Stunden  be- 
8chrftnl:t.  Es  ist  jedem  Beamten  des  genannten  Staates  oder  einer  poli- 
tischen rnteralitciluug  desselben  und  jedem  bei  den  vorherjronnnnten 
ötfentlichüu  xVrbeileii  in  Accord  stehenden  Kontrahenten  und  8ubkoiura- 
benten,  welcher  Arbeiter  beschäftigt,  die  Arbeit  der  obenerwähnten  Tage- 
löhner, Arbeiter  oder  Handwerker  leitet  oder  beaufsichtigt,  verboten,  solebe 
Angestellte  zu  mehr  als  8-stündiger  täglicher  Arbeit  anzuhalten  oder  zn- 
Tinlaspen.  An*!^'fnoinmf»ii  sind  hiervon  Fälle  der  !\n5;«!crsf cn  Xot,  wie  bei 
F«Micrsltrünstt;n,  l  fber^t  hwenimungfii,  J>ebensgefalii\  Grdahrdung  von  Hab 
und  Gut,  oder  bei  Kn  ichiuug  von  lielestigungen  zu  Land  oder  zu  Wasser 
sur  Kriegszeit. 

§  2.    Schliesst  ein  Beamter  des  kalifornischen  Staates  •  1«  r  einer 

politisrlion  Unterabteilung  desselben  mit  einem  von  ihm  erwählten  Kontra- 
henten einen  Vertrag,  dessen  Ausführuni^^  die  Anstellung  der  im  §  1  er- 
wähnten Tagelöhner,  Aibeiter  oder  Handwerker  bei  öffentlichen  oder 
anderen  Arbeiten  verursacht,  so  soll  et  dem  Vertrag  eine  Elansd  bei- 
fügen lassen,  welche  vorschreibt: 

Der  Kontrahent  hat  dem  betreffenden  Staate  oder  der  politischen 
Unterabteilung  desselben  10  $  Strafe  fflr  fi-^den  von  ihm  oder  seinem 
Subkontrahenton  bei  der  Ausführung  der  Accordarbeit  beschäftigten  Tage- 
löhner, Arbeiter  oder  Handwerker  and  ftir  jeden  Tag  zu  bezahlen,  tu 
dem  ein  solcher  Angestellter  zu  mehr  als  8-8tttndiger  Arbeit  entgegen 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  angehalten  oder  zugelassen  wurde. 

Jedes  wiilirend  der  An-^füliT-Tnisr  der  Acrordailjelf  ■^eiscn  dieses  Gesetz 
ben!iii<_rone  \'ergehen  ist  von  dem  obengenannten  Beamten  zu  n  itieren  und 
dem  Vertreter  des  betreffenden  Staates  oder  einer  politischen  Uuter- 
abteilung  desselben  anzuzeigen.  Dieser  Vertreter,  der  als  einer  der  Ver- 
tragsparteien ennächtigt  ist,  die  dem  Kontralienten  zukommenden  Geld* 
summen  auszuzahlen,  11  bei  deren  Entrichtung  alle  auf  Orund  der  oben- 
erwähnten Klausel  vf  rwirkten  Summen  zurückhalten. 

§  3.  Uebertretungon  dieses  Gesetzes  sind  strafbar  mit  eiaer  Busse 
bis  zu  600      mit  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten,  oder  mit  beiden. 

4.  Act,  approved  r\Iarchl9,  1903,  concerning  protectiou 
of  omployees  on  buildings. 

Gtosets  Tom  10.  KS»  1908,  betr.  den  Sohuts  der  AageeteUten  in 
Bangewerben. 

[§  402''*.  Wer  im  kalifornischen  Staate  Leute  in  Batigewerbcn  be- 
schättigt  und  wissentlich  oder  aus  Fahrlässigkeit  unsichere  dder  unge- 
eignete Gerüste,  Winden,  Leitern,  Seile  etc.  errichtet  oder  liefert,  die 
Inspektion  der  Baupolizei  hindert  und  deren  Massregeln  missachtet,  niad)t 
sich  eines  Vergehens  schuldig.] 

6.  Act,  approved  March  :i  u ,  1903,  concerning  euiploV- 
ment  of  labonr  —  assumption  of  risk. 

Gesetz  vom  20.  März  1003  über  Beschäftigung  —  Haftpflicht. 
1.    ^  l!>7n  des  Civilgcsetzbuches  des  kalifornischen  Staates  ist  aoi 
folgenden  Wortlaut  abgeändert: 
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§  1970.  Ein  Unternehmer  ist  nur  dann  verpflichtet,  seinen  Ange- 
stellten  für  einen  infolge  der  gewöhnlichen  Betrieb.««rcfnhrpn  ofler  durch 
Nachläi?si(^keit  einer  anderen,  vom  gleichen  Unternehmer  im  gleiilieu  Ge- 
schäft aiigostellten  Person  erlittenen  Schaden  zu  entschädigen,  wenn  die 
den  Schaden  herbeiführende  Nachlftsnigkeit  in  der  Ausübung  einer  Pflicht 
geschah,  für  welche  der  Unternehmer  dem  Angestellten  haftbar  ist,  oder 
wenn  der  Unternehmer  bei  dei-  Auswahl  des  schuldigen  Angestellten  die 
gewöhnliche  Sorgfalt  nicht  beobachtet  hat. 

G,  Act,  approved  March  20,  ir'oH,  concerning  employ* 
ment  of  lab  Our  —  fal^e  representations. 

Gesetz  vom  20.  Marz  1903»  betr.  Besohäftigong  und  Vorspiegelung 
lUsöher  Tatsachen 

§  1,  Es  ist  verboten :  dass  eine  Einzelperson,  Teilhaberschaft,  Firma, 
Genossenschaft  oder  irgend  eine  in  diesem  Staate  direkt  oder  dnrcli  Ver- 
treter LoscliittTtreibende  Gesellschaft,  durch  mündliche,  schriftliche  oder 
gediuckiü  falsche  Angaben  über  Art  uud  Charaktei*  der  Beschäftigung, 
Bezahlung,  sanitftre  Einriditungen,  das  Beetehen  oder  Nichtbestehen  eines 
Streiks  oder  einer  Aussperrung  oder  einer  zwischen  Unternehmer  und  dessen 
bisherigen  Angestellten  noch  zu  entscheidenden  Differenz,  irgend  eine  Person 
veranlasst,  beeinflusst  oder  anwirbt,  aus  ihrer  Heimat  nach  einem 
anderen  Teile  dieses  »Staates  oder  aus  irgend  einem  anderen  Staate, 
Landstrich  oder  Lande  nach  diMem  Staate  zu  ttbersiedehi  oder  in  irgend 
tSaaem  bestinmiten  Geschäftszweige  zu  arbeiten, 

§  2.  [Zuwiderhandlungen  strafbar  mit  Busse  bis  zu  1000  $f  mit 
G^&ngnis  bis  zu  1  Jahr  oder  mit  Busse  und  GefäiUgnis.] 

7.  Act,  approved  March  20,  1903,  concerning  the  law« 
f  ul  11  e  s  s  o  f  1  a  b  o  r  c  o  m  b  i  ii  ;<  t  i  n  n  s.' 

Gesetz  vom  20.  März  1003,  betr.  die  Zulässigkeit  von  Arbeiter^ 
T«r«lnbaruxigen. 

Seine  zwischen  zwei  oder  mehreren  Personen  getroffene  Vereinbarung, 

welche  die  Ausführung  irgend  einer  Handlung  /ur  Herbeiführung  oder 
Fördernnfr  eines  Streik«!  zwischen  ünternelimer  und  Angestellten  irn  kali- 
fornischen Staate  bezwe«  kt,  soll  als  verbrecherisch  gelten,  auch  sollen  die 
daran  Beteiligten  weder  als  Verschwürer,  noch  sonst  strafbar  sein,  sofern 
dieselbe  Handlung,  von  nur  einer  Person  ausgeführt,  nicht  als  Verbrechen 
gelten  wtii*de,  endlich  darf  eine  solche  Vereinbarung  nicht  als  eine  Be- 
schränknnnr  äe^  Ge\\ erbes  oder  Handels  angesehen  und  kein  Verbot  gegen 
sie  erlassen  werden. 

Ausser  in  den  obgenanuten  Fällen  enthalt  dieses  Gesotz  keine  Be- 
stimmung, weldie  der  Vtt«chwörung  schuldige  Personen,  die  auf  Grund 
aines  bestimmten  Gesetzes  strafbar  sind,  von  Strafe  befreit.  Ein  solches 
letztgenanntes  Gesetz  soll  so  ausgelegt  werden,  als  ob  dieses  Gesetz  be- 
treffend Verein baninfren  darin  enthalten  wJlre.  Keine  Bestimmung  dieses 
Gesetzes  billigt  die  Anwendung  von  Zwang,  Gewalt  oder  Drohungen. 

2.  Georgia. 

Act,  approved  December  16,  1908,  concerning  emi> 
grant  agents. 

Gesetz  vom  16.  BMembar  1802,  betr.  Aiuwandemmgavermittler. 
BDX.  Vin,  1129, 
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New  J«ney. 

1.  Act,  approved  April  8,  1902,  oonodrning  tenement 
holla  es  —  inspection,  etc. 

Oesetz  vom  3.  ApiU  1002,  betr.  Mietahäoeer  —  Inspflktioa  eto. 

BJ).L.  VlU,  Ü78. 

'J.  Act,  apjirovorl  April  24,  1  902,  con  c  ern  i  n  f  lu  ploy- 
iü  o  ii  t  "  t'  \s-  n  in  0  n  a  n     f  ■ }  i  '  1  < !  r  f  n  —  h  r>  n  y  s  o  f  1  o  h  <  M-       i  n    i  >  o  c  1 1  o  Q« 

Gesetz  vom  24.  April  betr.  Frauen-  und  Kinderarbeit  — Ar« 

beitMtimdeii  —  IhspektioiL   B.DX.  Vm;  978. 

4.  New  York. 

1.  An  «et  to  amend  the  lalior  law  relating  to  chiHren 
vrorking  in  atreets  and  pnblic  places  in  citiea  of  tlie  fir^t 
class.  Approved  April  8,  1903. 

Gesetz  vom  8.  April  1903  zur  Abänderung  des  Arbeitageeetzes  betr. 
Kn  dor,  wclciie  in  Stcldten  der  L  Klasse  auf  Strassen  und  öfitoüicheii 
Piutzen  arbeiten. 

§  1.  Kajiitel  415  der  Gesetze  vou  1807  betitelt:  „Ein  Ariieitsgesctz,  Kapitel  32 
der  aUgcmcincti  Ge*»et7.e  daivtellcnd"  i  ..An  lu  t  in  rolation  to  hiixir,  constitutinc chapi^ 
tbiriv-two  of  the  general  laws"*)  wird  liienuit  iiisotera  ubgeäuderi,  daes  Artika  1-  ^ 
13  aln  Artikel  l.'i  und  14  resp.  goIt<>n  mllen  und  dtas  a£  Artikd  12  «in  nmat  Aitika 
mit  ioJgendeui  Wortlaut  eiug(»cliobcn  wird: 

Artikel  12.  Yervreudiuig  ron  Kindern  im  Strassen handel. 
§  174.  Verbotene  Verwendung  von  Kindern  Im  StrasBcnhandeL 

Kein  Kualic  unter  ]i'  und  kein  Mädchen  unter  16  Jahren  eoll  in  einer  Stadt  der 
J.  Kla»0e  auf  einer  c>tra»«e  oder  einem  öffentüchen  Platze  Zeitungen  varkaafeii  odtf 
zmn  Verkaufe  ausstellen  odcir  anUetm. 

§  1  7  Tl.  Art  der  Au^-ti  llnni:;  eine.-  T  r  1  n  u  h  n  i  ss  eli  '  :  n  e  s  und  Erki'i^- 
liungssehi ideii  für  Zeitungsverkäuler.  Kein  Knabe,  der  wirklich  oder  augeo- 
seheinlich  jünger  ali^  14  Jahre  ist,  floU  die  obengenannte  Ware  verkaufen  od«  HIB 
Vcrküiife  iins.-.toll(  II  oiler  anbieten  füirfeii,  wenn  mm  nicht  vom  Bezirkiiobcrinspektor 
der  Erziehuiigöküuimission  (distriet  i-uperiuiendcnt  of  the  board  of  education)  der  Stadt 
und  dea  Schulbezirks  (distneti,  wo  besagter  Knabe  wohnt,  oder  von  einem  anderen 
Beamten  derrtclbon,  der  von  der  l>etr.  KommisHion  offiziell  zu  diesem  Zwe<  ke  bestimnit 
worden  ist,  auf  Ersuchen  von  Vater  resp.  Mutt-er,  Vormund  oder  »oust  eiuer  Terpon, 
welche  deri  Knaben,  der  betr.  Erlaubnisscnein  und  Erkenn ungRschild  wünscht,  in  Pflege 
hat,  orlor.  falk  benagt «  r  Kiial«-  Wepler  Vater  resp.  MutttT,  Vormund  noch  Pfleirflr  hü, 
aut  Ersuchen  seines  iKicli>ii  u  l'ruundco,  der  aber  erwachsen  »ein  muss,  ein  Krlkubnis- 
achein  und  Erkennung.^schild,  wie  im  folgenden  bestimmt  werden  wird,  ausgefertigt 
worden  ist.  Betr.  Erlaubnisschein  und  Erkennungsschild  sollen  nicht  au->g('ferti>:t  werJeo, 
bis  der  I^amte,  welcher  sie  ausfertigt,  das  genügende  Bcweismateri:ü,  dai.s  der  betr.  Knabe 
10  oder  nielir  Jahre  alt  ist,  erhalten,  geprüft,  genehmigt  und  in  seinem  Bureau  depüiitrt 
liat.  Kein  E^rlaubniaschein  und  ErkeuuuDgsschiid,  die  in  di&sem  ^Vrtikel  vorg^ehen 
sind,  sollen  zu  irgend  einem  Zweck  ausserhalb  der  Dauer  den  Zeitraumes  gültig  «eio, 
in  welchem  das  betr.  newei-niaterial  dei-oniert  bleibt  und  betr.  Erlaubnisschein  oder 
Erkennun^scliild  sollen  nicht  über  die  Zeit  hiuau«,  auf  die  ihre  Dauer  festgesetzt  ist, 
Geltung  haben.  Wenn  der  Beamte  das  betr.  fioweismaterial  erhalten,  geprüft,  ef- 
nrhmigt  und  d«  ]>  >ni  rt  hat,  8oll  er  dem  Knaben  dnen  E^lanbaiasdicin  und  ein  Er* 
kennungNsi'hild  ausfertigen. 

§  170.  Inhalt  des  Erlaubnisscheines  und  Erkennu ngsschildei. 
Der  betr.  Erlaubnisschein  soll  (teburtj«zeil  unfl  -ort  d(  s  ICna]>en,  Xame  und  .Adrr^-ic  je 
nachdem  seines  Vaters  resp.  seiner  Mutter,  N  eimutides,  rflef,'ers  oder  nächsten  Freuude 
■angeben  und  die  Karben  des  Haares  und  der  Augen,  Grösse  und  Gewicht  und  besonden 
Kenn/.rielinn  im  -i  -Iir  ib's  beir.  Knalicn  IkschnÜTu.  und  «>ll  au--^>cnlem  konstatirren, 
dass  dii.?  IUI  vurliLi^'cheiidfn  Fara^ruplicii  crturderle  Jieweisnialerial  in  uller  Forui  geprüft, 
Venehiuigi  und  de[x)uicrt  worden  ist,  imd  dass  der  in  dem  betr.  Erlaubnisschein  genaiint6 
Knabe  vor  dem  Beamten,  welcher  denselben  ausstellte,  erschienen  ist.  Das  firkennin^ 
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echill.  (las  von  d«'m  PK-anitfii.  welcher  den  l>!auViiii'-rli«iii  ausstellt,  verabfolgt  wird, 
£oU  auf  soiuer  Vurdcr&cite  eine  der  auf  dem  ErlaubuidtK^hbin  aoeegebeoen  üotMi>rochL'Qde 
Zdil  und  den  Nunen  des  Knaben  tragen.  Jeder  derartif^  Erlaubnif«»chem,  und,  auf 
sdncr  Rü''l'?rttr,  jMr«  df^rnftiL'*^  Er!ccnmin_r'^''"hi!d  '^oll  in  Cie^jeinrart  lirjimton, 
der  sie  auafertigli  voa  dem  Kuabea,  auf  dessen  ^tarnen  sie  ausgefertigt  werden,  unter« 
nicJinel  werden. 

^  17  7.  Fm  sti lumu ngen  über  Krkennun^sschild  und  Erlaubnii«- 
aciiem.  D»»  'm  diesem  Gesetz  voigeaeheae  Erkeaaaogsachild  aoll  su  jaier  Zeit  voo  dem 
betr.  Knaben,  während  er  an  der  oi>en  erwähnten  Arode  ist,  siclithar  getragen  werden; 
Bild  In-tr.  Erlaubnisschein  und  Erlern nutigsschild  sollen  am  Eiülc  «  iiie-i  Jahre?»,  vom  Tage 
ihrer  Ausfertigung  an  gerechnet,  ihre  Gültigkeit  v^iereu.  Kein  Kuabe,  für  den  betr. 
Ertaubnisichein  und  Ervennangwchild  ausgeferti;^  sind,  aoU  diese  einer  andereii  Person 
öhfrL'rl'rii.  noch  soll  ir  in  einer  Stadl  der  1.  Kl:i<>c  :d-  Zcituii^-verkänfer  aiiir<'.-fC'Ut 
werden.  Auch  soll  er  nicht  auf  einer  Sstrasi^e  o<Jer  einem  öffeutiu'iien  Platse  Zcitungea 
Tcrkanlen  oder  snm  Verkaufe  ausstellen  oder  anbieten,  ohne  das  betr.  Erkennungmebild 
bfi  ?irh  zu  haben,  »irnl  er  soll  düfsscll^i^  auf  Verlangen  jederzeit  jedem  Polizei-  oder 
den  bcliulbcäuch  der  Kinder  überwachenden  Beamten  (attendance  offieer)  vorweisen. 

§  178.  Wiederabgabe  Ton  Er  kenn  ung^schi  I  d  und  Erlau  bnisBchein. 
Vafer  resp.  Mutter  o<lcr  je  nachdem  N'ormund,  l'fleger  oder  nächster  Freund  jedes 
Knaben,  welchem  betr.  Erlaubnisacheiu  und  Erkennungsschild  aasgefertigt  worden  sind, 
•oUen  dieselben  oadi  Äblaof  des  daffir  beattmmten  Zeitraumes  der  BehOcde,  wddw 
beulen  Erlaubnisacheiii  und  Erkcununi^ssrhild  luidgefertigt  hat,  wieder  abgeben. 

§  179.  Zollgrenze.  Kein  Ktial>c,  welchem  nach  den  Bef'timmMnirf'ii  dnr  vor- 
hergehenden l'araifraphen  ein  Eriaubais.-clieiü  und  ein  Erkeanungszeidieii  uu»geteriigt 
worden  nind,  soll  Zeitungoi  nach  10  Uhr  abends  verkaufeo  oder  vom  Verkftufe  aus- 
stellen oder  anbieten. 

§  171)a.  Art  der  Strafe  bei  Uehertretung  dieses  Artikels.  Jeder 
Kuabe,  der  als  Zeitungsverkäuf<  r  in  einer  Stadl  der  1.  Klasse  auf  irgend  einer  Strasse 
oder  einem  öffentlichen  Platxe  tätig  ist  oder  Zeitungen  untv  Umständen,  die  durch 
die  Bestimmungen  dieeee  Artikels  untersagt  sind,  verkauft  oder  zum  Verkanfe  aus- 
stallt  udcr  anbu.tft ,  sull  fe:-t^'(!rl<>IIitlll•tl  uti  1  vor  einen  Gorichtsliof  oder  Magistrat 
gebracht  werden,  der  das  KecEt  hat,  ein  Kmd  einer  eingetragenen  wohltätigen  Besse- 
rann- oder  sonat  duer  Anstalt  m  fiberuebcn,  und  es  muss  nach  dem  Oeseti:  mit  ihm 
verfdiron  worden.  Wonn  ein  solcher  Knabe  einer  Anstalt  üherj^Tli-ni  wird,  soll  er, 
VQLu  CS  angeht,  einer  Anstalt  übergeben  werden,  die  von  l'ert^iicü  gleichen  ILeligions- 
bekeontnissee  wie  die  Eltern  der»  Knaben  geleitet  wird. 

!;  2.  Nichts  von  dem  Inhalt  dieses  ( !e^rf>:f..i  m,I|  ah  irgend  eine  B<-tiinmnn^r  des 
ßtrafgesetzee  (penal  eode)  oder  der  Strafi)ruzes.sordnuug  (code  o£  criunuai  proc^edure) 
«Sdermfend,  abändernd,  modifisierend,  beeinträchtigend  ooer  irgeodwic  betreffend  er- 
■ditet  oder  nns£r»'lc^t  werden. 

§  3.  Dieseei  Gesetz  soll  am  1.  September  1903  in  Krati  treten. 

2.  A  n  a  c  t  t  <  >  a  m  o  n  d  t  h  e  1  a  1  •  .  i  1  a  v,- .  r  e  1  a  ti  v  e  t  o  t  Ii  e  c  m  ])  1  o  y  - 
ment  of  womea  and  childreu  iu  i'actories.  Approved  April  15, 
1903. 

OeeelB  vom  IS.  AptÜ  1908»  betr.  die  Abänderung  dee  Atbeitft- 
gMetne  bflsOgUdh  der  Beeohlftigaxig  T(m  Fcaaeii  und  Elndem  In 

VUbriken  i). 

§  1.  Die  §§  70,  71,  7*2,  73,  7»^  dos  Kapitek  415  der  Gesetze  von 
1B97,  betitelt :  „Arbeitsgesetz,  Kapitel  32  der  aligemeiaen  Gesetze  bildend", 
wird  hiermit  absjeHndort  und  lautet,  wie  folgt  : 

§  70.  Beschäftigung  Miuderjäh rigor.  [Ein]  Kein  Kind 
unter  14  Jahren  darf  [nicht]  in  einer  Fabrik  dieses  Staates  oder  deren 
J^tlbenbetrüA  beech&ftigt  oder  xur  Arbeit  zugelassen  werden.  [Ein]  J&m  Kind 
zwisehen  14  und  16  Jaliren  soll  [nicht]  beschäftigt  oder  xiir  Arbeit  zuge- 
lassen lüerdenf  ohne  dass  ein  ArbeiU'AitBst  [von  einem  b>auitätsbeamten 


i)  Die  neu  htnaagekommenen  Oesetsesbeiftimmangcn  siad  kurtiv  gedruckt,  die  gestridie« 
nen  BeBtiiiuiunge&  der  alten  Oesetigebnog  in  [  }  eingeschlossen. 
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ausgcsf*  Iii  ]  wie  es  dieser  Paragraph  vorschreibt,  vorfter  auf  dem  Burean 
des  Ai  beitiiohor-,  avi  Orte,  wo  das  Kind  beschäftigt  irird,  vorgevncsen  ist, 

§  71.  Äusötelluiig  vou  Arbeitsattesten,  bolclic  Atteste 
sollen  von  dem  Sanitätskommisaare  oder  dem  Anfaichtsbeamton  das  Ge- 
sundheitsamtes der  8tadt,  des  Dorfer  oder  Distriktes^  in  dem  das  Eiod 
wohnt  oder  beschftftigt  weiil-  n  si  ll.  «der  von  einem  dortigen  Beamten,  der 
damit  von  dem  fjertnnnfm  A}ul  oder  Kommissar  l:»eauftra<^t  \\  \rd.  anf  das  Ge- 
such des  Vaters  oder  des  Vormundes  des  r.n  be^^cliäl'i  i^^eiiden  Kimlcs  ausgestellt 
worden.  [Mit  dem  Geesuciie  soll  eine  eidiiclie  Aussage  des  Vaters  oder  Vor- 
mundes über  das  Datum  und  den  Ort  der  Geburt  des  Kindes  von  dem  Amte, 
der  Bebr>rde,  dem  Konunissar  oder  Beamten  registriert  werden.  Ein  solches 
Attest  soll  nicht  ausgestellt  werden,  ohne  dass  sich  der  es  :n:>vt( llende 
Beani^o  genügend  davon  überzeugt  hat,  dass  das  Kind  14  Jahre  alt  ist  oder 
darüber,  und  körperlidi  im  stunde,  die  Arbeit  zu  leifiteu,  die  es  übernebineu 
will.  Die  in  diesem  Paragraphen  vorgeschriebene  lüdesabnahme  soll  un- 
entgeltlich »ein.]  Der  Beamte  soü  kern  Ärbeüsattest  ausstellen,  bewr  er 
die  folgenden  Papiere  empfangen,  geprüß,  gebilligt  wid  registriert  fiat:  1)  Das 
Schulxmgnis  des  betr.  Kindes  genügend  ansgefertigt  nnd  nnfrrxeichnet,  tm 
dieser  Paragraph  voiadireibt.  2)  Einen  amtlich  beglaubigten  Geburls-  oder 
Taufscltein  oder  ein  Dokument  über  eine  anikre  religiUse  Handlung,  iveldie  das 
Datum  tmd  den  Ort  der  Geburt  des  betr.  lindes  enihaU,  Mne  amUuh  ie* 
glauhigte  Eintragung  des  ChJiurtsscheines,  gesetzlich  registriert,  gilt  als  end' 
gültiger  Beleg  über  das  Alter  ptnrs  Ki//d(s.  3)  Die  eidliche  Auss-agr-  (U$ 
Vaters  oder  Vormundes  de^t  Kindes,  die  jedoedt  nur  in  dem  Kalle  verlangt 
werden  soll,  dass  kein  amtlich  beglaubigter  Geburtsschein  vorgewiesen  und 
registriert  werden  kann,  der  über  Datum  und  Ort  der  Geburt  des  Kindes  Auf' 
achluss  gibt,  muss  vor  dem  Beamten  geleistet  werden,  welcher  das  Arbeüsaitesi 
ansstellL  Der  Beamfr  erhüll  hiermit  den  Anfiraij  itnd  die  Vollmacht  xur 
Abtialtmr  solrltcr  h^idrsleisfjnifj,  trrlrhc  unentgeltlich  sein  w//.  Das  ArbritS' 
attest  soll  ferner  nur  ausgestellt  werden,  wenn  das  Kind  persönlich  vor  dan 
Beamten  erschienen  ist,  welcher  das  Attest  ausstellt^  und  nadidem  siA  der 
Beamte  dureli  Befragen  überzeugt  hat,  dass  das  betr.  Kind  einfadte  Sätxe  in 
englischer  Sjrreiche  lesen  und  deutlich  schreiben  kann  und  dass  nach  seiner 
Me-invng  das  Kind  14  oder  mehr  Jahre  alt  ist,  die  normale  Entirichhtng  eines 
Kindts  seines  Alters  erreicht  hat  und  in  guter  Gesundheit  und  kurj/eriich  fähig 
ist,  die  Arbeit  xu  verricMen^  die  es  übernehmen  will.  Ein  Protokoll  über  diest 
Angaben  soü  von  dem  Beamten  in  seinem  Bureau  unterzeit^H  und  regiänert 
werden.  In  xweifelhaften  Fällen  soll  die  physische  Keife  von  einem  SamiSti' 
beamten  des  (irsundheitsamtes  festgestellt  nerdrn.  Jedes  soUhe  Beschäftigungs- 
attest soll  in  Ocgenwart  des  ausfertigenden  U'  < unten  voti  dem  Kinde^  auf  dessa* 
Namen  es  ausgestellt  ist,  unterschrieben  u-erden. 

§  7  2.  Wortlaut  der  Atteste.  Solche  Atteste  sollen  feststslleii: 
das  Datum  und  den  Ort  der  Geburt  des  Kindes  [wenn  bekannt],  die 

Farbe  der  Haar  und  Augen,  die  Giösse,  das  Gewicht  und  besondere 
Kenn/oichen  dos  Kindes,  tnid  dass  [nach  Ansicht  des  Beamten,  der  dieses 
Attest  ausstellt,  das  betr.  Kind  über  14  Jahre  alt  und  körperlich  im 
Staude  ist,  die  Arbeit  zu  leisten,  die  es  übernehmen  will]  die  Papiere, 
weleke  der  vorhergehende  Paragraph  vareehreü>t,  genügend  unUireucJä,  gebilligt 
und  registriert  sind,  und  dass  das  Kind,  auf  dessen  Namen  doB  Attest  aiM- 
gestellt  ist,  vor  dem  das  Attest  utüenteichnenden  Beamten  ersdiienen  und 
fragt  worden  ist. 
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§  78.    [Obligatorischer  Schulbesuch.    Kein  Attest  soll  auegeetellt 

werden,  ohne  die  Erklämnf^  der  Behörde,  des  Amtes,  Kommissars  oder 
Inspektors,  dass  das  Kind,  welches  darum  ersucht,  .seiner  Schnlpiiicht 
regelm&ääig  in  einer  ^Schule  genügt  hat,  in  der  Lesen,  Buchstabieren, 
Sdhreiben,  Rechnen,  englische  Grammfttik  imd  Geographie  gelehrt  verden 
oder  durch  gleichMrertigen  Unterricht  ausserhalb  der  Schale  von  einem 
geprüften  Lehrer  wahrend  eines  Zeitraumes,  welcher  einem  Schuljahre 
ent8j>i  icbt .]  S  t-  h  n  1  a  1 1  e  s  t  e  und  deren  Inhalt.  Dip  i^n  dieftevi 
ParayrupJien  erfarderleti  SchutnUesie  müssen  vom  Voraieher  oder  Hau j  d  Uhr  er 
der  Schule,  welche  solches  Kind  besudit  hat,  unterzeichnet  sein  und  werden 
auf  das  Qeweh  eines  Kindes^  das  darauf  Anspruch  hat^  von  der  BehärdSf 
dem  Amte  oder  dem  Saniiätskorninissar  ausgestelli.  Sie  sollen  eitir  Er- 
kläntnfj  drs  Inhaltes  enthüllen,  dass  das  Kind  die  öffentliche  Schule  oder 
ähnluh-e  gieichforligc  Sehulen  oder  Distrikisrliuien  bisudtt  hat  an  nicht  weniger 
als  130  Tagen  wälirend  des  *ScA/f(iabre.s,  bevor  es  das  Alter  von  14  Jahren 
eireidite,  oder  wfthread  dm  Jahres  vor  seinem  Gesuche  um  dieses  [Attest] 
&AuiSiitfM<4  und  dass  es  einfache  Sätze  in  englischer  Sprache  lesen  und  schreiben 
kann  und  während  des  genannten  Zeitraumes  Unterricht  im  Lesen,  Buchstabieren, 
Schreiben,  rnglischer  Grammatik  und  Grofp-ajJiie  erhalfm  hat.  nml  mit  den 
Anfangsgründen  vom  liechnen,  einschliesslich  der  einfacheren  Briicfie,  vertraut 
ist,  Mn  solches  SehukUtest  soll  mth  dj»  Angabe  vom  AHer  und  Wohnorte 
des  Emde»  enthaÜenj  wie  sie  in  den  S^üniehem  emgeiragen  ist,  und  den 
Namen  des  Vaters  oder  Vormundes*  [Der  Vorsteher  oder  Hauptlehrer  der 
8chnle  odor  ein  anderweitig  angestellt ci-  J.cliier  soll  einem  Kinde,  das  die 
Schule  besucht  hat  oder  von  diesom  anderen  Lehrer  unterrichtet  worden 
ist,  oder  dem  Pabrikiuspektor,  seinem  Assistenten  oder  Vertretern  ein 
Attest  ansstellen,  das  den  Schalbesach  des  betr.  Kindes  beglaubigt.] 

§  76.  Liste  der  beschäftigten  Kinder.  Jede  Person,  welche 

eino  Fabrik  besitst  oder  betreibt,  in  welcher  Kinder  beschäftigt  werden, 
soll  eine*  Liste  in  ihrem  Fabrikbureau  Ik  sitzen  oder  auf  legen  lassen,  in 
welche  der  Nuine,  Geburtsort,  Wohnort  und  das  Alter  jedes  Kindesi  unter 
lt>  Jahren,  das  bescliäitigt  wird,  eingetiagen  werden  soll  Solcho  Listen, 
sowie  die  Atteste,  welche  auf  dem  Bureau  registriert  sind,  müssen  auf 
Wunsch  des  [Fabrik inspektors,  seines  Assistenten  oder  Vertreters]  Arbeits- 
kommissars  tau-  Einsicht  vorgelegt  worden.  Bei))/  Aufhören  der  Beschäf- 
tigung eitles  in  dieser  Weii^e  registrierten  Kindes,  dessen  Arheitsattest  deponiert 
tcurdßf  soll  sofort  vom  Arbeitgeber  das  betr.  Attest  dem  Kinde,  seinem  Vater^ 
Vormunde  oder  Verwandten  ein^händigt  werden. 

§  2.  Die  §§  77  und  78  des  genannten,  durch  Kapitel  192  der  Gesetze 
von  1899  abgeänderten  Kapitel  werden  htennit  abgeftndert  und  lauten 
wie  folgt  : 

§  7  7.  Arbeitsstunden  für  Minderjährige  und  Frauen. 
Kein  Minderjähriger  unter  16  Jahren  soll  in  irgend  einer  Fabrik  dieses  Staates 
an  u^end  einem  Tage  vor  6  Uhr  morgens  oder  nach  9  Uhr  abends  oder 
wahrend  mehr  als  9  Sttmden  hesch'iftitjf  oder  zur  Arbeit  soigelassen  iverden. 
Kein  Minderjähriger  unter  1R  Jahren  und  kein  weiblicher  Arbeiter  darf 
[bei  einer  Arbeit  bcscliätt  igt  j  xur  Arbeil  riigdassen  weiden  in  irgend  einer 
Fabrik  dieses  Staates  an  irgend  einem  Tage  vor  0  Uhr  morgens  oder 
nadi  9  Uhr  abends  oder  wfthrend  länger  als  10  Stunden  an  irgend- 
'  welchem  1'age  [oder  wfthrend  60  Stunden  in  irgend  einw  Woche]  —  es  sei 
deim  sur  £rlangnng  kürzerer  Arbeitszeit  am  letzten  Wochentage  —  oder 
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während  meJir  als  60  Stunden  in  irgend  eimr  Woche  oder  mehr  Stunden  in 
einer  Woche,  als  dio  Durchschnittszahl  von  10  täglichen  Arbers^tniidon 
auf  die  ganze  Zahl  Arbeitstage  ergeben  wüi-de.  Ein  gedrucktes  Formular, 
in  der  Abfaemmgj  die  der  ArMiekonmikmtr  fwrsdtrmbl  imd  verabfolgt,  welches 
die  Zahl  der  täglicheii  Arbeitestanden  eolclker  Personen  ftlr  jeden  Wochen- 
tag angibt  und  die  Zeit,  wann  solche  Arbeit  beginnen  und  aufhören  soll, 
niuss  an  einer  sichtbaren  Stelle  in  jedem  Räume  antresrlilniren  werden, 
in  dem  solche  Pei>>onon  beschäftigt  werden.  Solche  Personen  «Jüifen  äi^war 
mit  ihrer  Arbeit  nach  dem  festgesetzten  Beginne  anfangen  oder  vor  dem 
in  diesen  Formularen  festgesetzten  Schiasse  aufhören,  aber  sie  sollen  in  der 
Fabrik  nicht  anderweitig  beeehäftigt  oder  zur  Arbeit  xttgelaesm  toerden  (zq 
anderer  Arbeit  angehalten  wer'lcn].  als  im  Fnrmularo  festgesetzt.  Die  Be- 
dingungen der  gedruckten  F  irmuiare  dürfen  nach  dem  Beginne  'ler  Arbeit 
am  erriten  Wochentage  ohne  die  Genehmigung  dos  Arbeiiskommtssars 
[Fabrikinspektors]  nicht  geändert  werden.  Die  Amoeeenheü  soldter  m  der 
JPaibrik  arbeUendm  Piereanen  xu  ir^nd  einer  anderen  <üs  der  in  den  gedtuekUn 
Formularen  angegebenen  Zeit  soll  prima  fade  ale  eine  üüferireHtng  dieeee  0^ 
eetxcsparagrnjjlien  angesehen  werden. 

§  7  8.  Uoberstunden  arbeit  von  Minderjährigen  und 
Frauen.  Wenn  ein  Minderjähriger  über  16  und  unter  18  Jahren  oder 
ein  weiblicher  AngestoUter  von  16  Jahren  itnd  darüber  den  Auftrag 
oder  die  Erlaubnis  erhftlt,  Iftnger  als  10  Standen  an  einem  Tage  in  einer 
Fabrik  zu  arbeiten,  nni  einen  kürzeren  Arbeitstag  am  letzten  Wochentage 
zu  erl;iiiL'on,  so  soll  der  Arbeitgeber  .solcher  Pci*sonen  den  [  Pabrikin^ipek^'^r] 
Arbeitskontmissar  schriftlich  von  dieser  Absicht  in  Kenntnis  setzen  unter 
Angabe  der  Zahl  t&glicher  Arbeitsstunden,  welche  gebraucht  oder  erlaubt 
werden  sollen,  und  der  mutmasslichen  Dauer  dieses  Auftragn  odor  dieser 
Erlaubnis.  Fjm  '  L'leiche  Anzeige  soll  gemacht  werden,  wenn  diese  Erla  ihiii? 
anfgehört  hat.  Eine  Liste  mit  den  Namen  der  Angestellten,  welche  m 
dieser  Weise  für  Uebei'stundonarbeil  gebraucht  werden  oder  die  Erlaubnis 
eihalten,  sowie  dem  Betrage  der  Ueberseit  und  der  Angabe  der  Tage,  aa 
welchen  sie  ausgeftthrt  wurde,  soll  in  dem  Bureau  der  Fabrik  aufbewahrt 
und  auf  den  Wunsch  des  [Fabrikinspektors]  ArbeiMwnmietare  vorgewiessn 
werden. 

4f  3.  §  74  des  Kapitelä  415  der  Gesetze  von  1897  wird  hiormit  auf- 
gehoben. 

§  4.   Das  Wort  „Vormund wie  es  in  diesem  Gesetse  angewendet 

wir  l.  s  ill  sich  auf  jede  Person,  Gesellschaft  oder  Anstalt  beziehen,  welche 
mit  der  Vornnmdschaft  oder  Aufsicht  über  das  betr.  Kind  licauftragt  ist. 
§  5.    Dieses  Gesetz  soll  am  1.  Oktober  1903  in  Kraft  tieten. 

8.  An  act  to  amend  the  labor  law,  relative  to  the  >  rn- 
ployment  of  wom<^T!  and  c  Iii]  Iren  in  »n  er  ca  utile  and  other 
e  8  t  a  b  1  i  s  h  m  o  n  t       A  \>  |»  i'  o  v  e  il  A    r  i  1  2t.  J  ' ' ' '  ?>. 

Gesetz  vom  24.  April  1903  zur  Abänderung  dea  Arbeitsgesetses, 
betr.  die  BesehSftigung  von  Frauen  und  S3adem  In  kaufknSnnisdhen 
tmd  anderen  Betrieben. 

§  I.  i?t;  IGI.  IGJ,  1Ü3,  IGJ,  105,  \m,  107,  172  u.  173  .los  Kapitel«  11.!.  der  Gesetze 
von  1897,  i>etitcli:  „Hin  Arhcitsgrsctz,  Kapitel  32  der  allgemeinen  üteclze  darstclleod" 
(„An  act  in  relation  to  lubor,  coiistiiutnig  chapter  thtftjHWO  Of  the  geiMnd  Jawi^ 
werdcD  hiormit  ab^^eändert  und  lauten,  wi<'  folgt: 

§  lÜl.  Arbeitsstunden  Minderjähriger.  Kein  Kind  mier  16  Jakren  eatt 
mehr  aU  64  Stunden  per  Woche,  oder  mehr  als  9  Stunden  pro  Tag  oder  vor  7  Ükr 


Digitized  by  Go  -v^i'- 


366 


nior'fefm  odrr  nach  10  Uhr  ahyinJs  an  einem  Tikjc  i»  mler  in  Verbinde n(/  mit  (hievt 
kaufmännischen  Betriebe^  OeschäfUburetm  oder  itUgraph^nbureaUf  BtsUmratUf  Botet 
oder  *ur  VerieUmg  oder  üebermitüvnff  um  Ware  Odwr  Bots^fhn  wncendet  werden» 
noch  soll  gestaltet  rx/rr  r/r/it'fdrf  rrerden.  das.?  es  länger  a!s  tlicse  Zeit  arbeite.  [Von 
keinem  mänolichen  Angestellten  unter  lü  Jahren]  Von  keinem  weiblichen  Ad- 
geteilten  xtciseken  16  und  [unter]  21  Jahren  soll  vo'laogt,  bei  keinem  eoU  geeiaüet 
oder  geduldet  im  den,  da»8  er  in  mlcr  in  Vi  rhiihlu/u/  mit  cinr-m  kaufinännisrhnn  Rr- 
triebe  mehr  als  tiO  Stunden  per  Woche  arbeite:  [ncx^li]  oder  mehr  als  Kl  Stunden  ^ro 
Tag,  «nraer  som  Zwecke,  au»  irgend  einem  Tag  der  Woche  einen  kür/.i-ren  Arbeite- 
tag  zu  macheu;  noch  soll  von  einem  solchen  AngChtellten  verlangt  oder  ihm  gestattet 
werden,  da*;«  er]  entweder  vor  7  Uhr  morgen-s  oder  nach  10  Uhr  abends  an  einem 
Tage  [arbeite].  Dieeer  Paragraph  bezieht  sich  nicht  auf  die  Verwendung  von  [solcienl 
Personen,  die  16  Jahre  oder  älter  sind,  an  }^anlstagen,  falls  die  Gesamtzahl  der 
wöchentlichen  Arbeitsstunden  einer  soI<L<  n  Person  00  Stunden  nicht  überschreitet^ 
auch  nicht  auf  die  Verwendung  solcher  IN  rx  nc  ii  zwischen  dem  15,  Dezember  und 
dem  nächstfolgenden  1.  Januar.  Für  das  Mittagsmahl  der  Angeateilteo  eines  solchen 
Betriebes  sollen  mindestens  45  Minuten  gegeben  werden. 

§  1Ö2.  Verwendung  von  Kindern.  [Ein]  Keiti  Kind  unter  14  Jahren  soll 
foichtj  in  oder  in  Verbindimg  mit  [in]  einem  kaafmäoiueclieD  oder  audereDj  ti»  ror- 
heroMenden  Paragraphen  heeondere  aufgezählten,  Betrieb«  ▼«rwendet  werden,  noch 
S'iii  ijrstattet  odt  r  ii>  'ii'ldi  i  ii  i  rih  n.  darii>  arf  i  itr.    Jcdotrh  kann  /'//  Dih  f)  ni 

und  Städten  der  3.  Klause  ein  Kind^  das  über  12  Jahre  alt  iat,  wälircnd  der  iSommer- 
Ferien  der  affentlichen  Schulen  der  ßtadt  oder  des  Distriktes,  wo  der  betreffende  Be- 
tr:cl>  lit  ut,  in  -olchen  lietrirhrn  verwen<l<  t  wi  rdco.  Kein  Kind  unter  IG  Jahr^  ii  soll 
in  einem  soirhen  [kaufmäuuiächenj  Betriebe  verwendet  wmlen,  wenn  nicht  [da.->  betr. 
Kind  ein  nach  den  Bestimmunffen  diese«  Artikels  aus^gestclltea  Zeugnis  im  Bureau  des 
Putriolies  zur  l>r)Hinii'riiii?  vorlegt]  ein  nach  dn>  Bi  ^^t  initfnrnqnr  dir. •■'.■<  Artikels  aus- 
geiteiites  Vtrtvendungif^eu^m's  xuior  im  lUnrait  d,:<  Arf,'  ihj'  hrr.-i  (on  Ort  der  Ver- 
wendmiq  des  bHreffenden  Kinde»  deponiert  icnd,  n  i.<t. 

U  1  f I  3.  V  r r  wp  n  d  u  n  er  K z p  ugu  is  [d  ur  \' o  r  w  r  n  d  h  ur  ke  i  t] ;  Art  sei  n  t-r  A  u?- 
fitelluug.  Das  betreffende  Zeugnis  soll  auf  Aiirsudicn  dan  Vater»  resp.  der  Mutter, 
dee  Vormundes  oder  des  Pflegers  des  Kindes,  welches  die  betr.  Beschäftigung  wünscht, 
vr»m  Grstmd/ieitskoinmissar  ifnpnfnissionrr  of  !irttU!i\  oder  dem  Exekutiv! irnnit^ni  dc?5 
bauitätskomit^  oder  -dcparienunts  [oder  dti:i  Saiiitätskonimissarj  der  J^iadL  \ciLy, 
(OWn)  oder  des  Dorfes  (viluge),  wo  das  betr.  Kiit  1  wt  hnt  oder  verwendet  werden  soll, 
oder  auch  von  einem  anderen  eventuell  durch  [den  Beschluss  des]  das  betr.  Komitee^ 
DejKtrtemcnt  resp.  den  betr.  Kounuismr  zu  diesem  Zwecke  besstinuoten  Beamten  aus- 
testellt  werden.  [Clleichzeitig  mit  dem  betr.  Ansucht  n  >oll  bei  dem  betr.  Komitee, 
I)epejrtement,  Kommissar  oder  Beamten  die  eidliche  Erklärung  (affidavit)  des  Vaters 
resp.  der  Mutter  oder  des  Vonnundes  des  betr.  Kindes  oder  der  Pemon,  die  tn  ihm  in 
Terwiin(!t;-(  hattli<  h('r  I?c/.i(  linng  steht  und  über  CJoburtsort  und  /i  it  dt->  betr.  Kindes 
Auskunft  gibt,  deponiert  wenlen.  Das  betr.  Zcugntb  soll  nicht  ausgestellt  werden, 
wenn  der  dasselbe  anssteUende  Beamte  nicht  fiberzeugt  dass  das  betreffende  Kind 
11  .TiJirr-  alt  oder  älter  und  körperlich  f;i!iiL'  i-t,  die  Arbeit,  die  es  vor  hat,  zu  ver- 
richten. Für  die  Abnahme  eines  Eides,  wie  er  in  diesem  Paragraphen  gefordert  wird, 
•oll  keine  Oebdbr  Terlanirt  oder  angenommen  werden.]  Der  Ivtr.  Ikmnte  soll  das  betr. 
Zertifikat  ni>dtt  aii.^^itrlhN.  ik;  rr  f>d<i.  ,uie  SekriftUilcke  recktsgiUtig  autgeführt  er- 
hallen, geprüft,  aenehmnjt  and  deponiert  hat: 

1)  Das  Schulxeugni.'i  des  betr.  Kindes,  gehörig  auagefülU  und  nach  den  Be- 
stimmungen dienes  Aifikels  unterxcichnct. 

2)  Einen  Pas<  cd,  r  eine  rcchtsgiiltig  hcglanbigfc  Abschrift  des  Gebiirts-  oder 
Ihufxeugnieses  oder  .^toti.st  eines  kirchlirhen  Iktkuments,  welches  über  Gflntrt.sxeit  und 
-uri  dr.H  hrfr.  Kindes  Auskunft  gibt.  Kine  rcihd^giiltig  beglaubi;jte  A/fSchri/t  eines 
(Jeburisxcugnüises.  welches  gesftxniässig  hei  einem  Cirilstandsbeamten  (registrar  of 
vital  statistics)  oder  sonst  einem  mit  der  Protokollierung  von  Geburten  betrauten 
Beamten  deponiert  ist,  »oil  absehiiessende  Beweiskraft  für  das  AUer  des  betr.  Kinde» 
hedten, 

3)  Die  eidliche  Erklärung  {affidarit)  des  Vaters  resp.  der  Mutter,  Vomnindvs 
oder  Pfleger»  des  Kindes,  leeieke  Jedoch  nur  verlangt  werdet^  aoU,  falls  die  soeben  er- 
uäknfe  Abschrift  des  Oeburtsteugnisses,  weiche  über  Oeburisort  und  -xeii  des  Äelr. 
Kiitdfs  A/f.^kunft  gi'bcii  .--o!/.  nirht  beigebracht  und  d' /.oriiert  wird.  Diese  '  idllchc  Er' 
ktärung  mtt»s  vor  dem  Beamten,  der  das  VertcendungsAerti/ihit  ausstellt,  abgegeben 
Wfden;  derMe  wird  hiermit  ermächtigt  und  angewiesen,  den  betr.  Eid  abxunehmen: 
er  9oH  dafiit  keine  Oebühr  verlangen  oder  annehmen.  Da»  betr.  Verurendungexertifi- 
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hat  soll  nicht  ausgestellt  werden,  bis  ferner  das  hetr.  Kind  persönh'rh  vor  «fem  in 
Zertifikat  amsi eilenden  Beamten  erschienen  und  von  ihm  geprüft  icorden  ist,  find  hif 
tMcJt  dieser  Prüfung  der  betr.  Beamte  eine  Bescheinigung  unterschrieben  und  in 
seiftem  Bureau  deponiert  hat,  da»9  da»  Kind  einfache  Sät»»  in  der  englischen  Sprache 
le3pn  und  leserlich  schreiben  kann  und  dass,  seiner  Meinung  nach,  das  Kind  14  Jahre 
alt  oder  älter  ist  und  die  normale  Entwirkiungsstufe  eines  Kindes  seines  AUert  er- 
reicht hat  und  in  guter  Qcsundheii  und  körperlich  fähig  ist,  die  Arbeit,  die  es  vor^ 
half  XU  verriehtm.  In  Zweifels  fällen  soll  die  körpcrlicJte  Befähigung  durch  emm 
M&iixirtaibeamten  des  Sanifäiskomitecs  oder  •de}mrtements  fi\itjesteüt  werdok,  Jede» 
die/irr  V<  nccndungsxertifikate  soll  in  Ocgemrart  des  dasselbe  ausstellenden  Betunttn 
von  dem  Kind,  auf  dessen  Namen  es  ausgesteift  ist,  unterxeiehmt  werden. 


§  1«4,  Inhalt  des  ZertifikfttR.   Das  betr.  Zertifikat  soll  Geburtazeit  und 


uad  Grösse  und  Gewicht  und  alle  besonderen  Kennzeichen  iiu  Gesicht  des  betr.  Kindes 
an(^hen  und  konstatieren,  daas  [nach  der  Mdnunf  des  das  betr.  Zertifikat  ausstellen- 

df'ii  Ttcjimfrn  r]a-  Ixfr.  Kind  älter  als  14  Jahre  luid  körperlich  fShi::  i^t,  die  Arbeit, 
tlif  «'S  vorliitl,  xü  verrieliteii]  die  nach  dem  rorauagehendcn  Paragraphen  erforder- 
lichen Schriftstücke  in  aller  Form  Rechtens  geprüft  und  deponiert  worden  sind  und 
dass  das  I»  dem  betr.  Zrr' i'filaf  qfnnnntc  Kind  vor  dem  Beamten  ertehienen  istt  dos 
Zertifikat  untcrxcichnei  hat  und  geprüft  worden  ist. 

§  165.  [ Er fonler lieber  Schulbosncai.  Kein  solches  Zertifikat  soll  aasge*t<?llt  werden, 
wenn  doin  holr.  Koinitf  rv  !  )op:irfomnnt,  K()in!rii>-nr  oder  Beamten  nicht  genügend 
erwie.'ien  scheint,  das»  tlus  Kiinl,  wclcLe.-  daruui  nuciisuchl,  regelmä-ssig  eine  Schule 
besacht  hat,  in  der  Ijcsen,  Orthographie,  Schreiben.  Rechnen,  englische  ( rmmiiiiirik 
lind  Geographie  gelehrt  wmlen,  otier  gleichwertigen  Unterrii  ht  bei  eineiu  kom|)ctentcn 
Ijchrer  anderswo  al?*  in  einer  Schule  während  eines  Zeitrauuie**,  der  einem  Schuljahr 
an  Länge  entspricht,  gehabt  hat. i  I'cbcr  den  Inhalt  des  Schulzeugnisses. 
Da»  durch  diesen  Artikel  erforderte  Sekulxengnis  soll  tom  Vorsteher  oder  Hamt- 
exekudvhcamten  der  Schule,  fpclrhe  das  Kind  besucht  hat,  urUerxeiehnet  und  auf  Ver* 
langen  einem  daxu  berecht i'jti  n  Kinde  oder  dem  Sanitätskomitee,  •departemcnf  -/ /-t 
-fiommissar  geydien  werden,  JJs  soll  eine  Erklärung  enihaltenf  welche  besclicinigt, 
dass  das  Kind  in  dem  SehulSuhr,  bevor  es  sein  14.  Altersjahr  err«chte,  oder  in  dem 
Jahre,  bevor  es  um  das  betr.  'Zrriifikat]  S'-biflxfi/^/n/s  nach-uihtc,  ini//dr.ttens  31  Tn-v 
lano  regelmässig  die  äffentlichen  oder  damit  gleichberechtigte  oder  Pfarrsehulen  be- 


»chreilMin,  dass  rs  irälirrnd  des  fjrfr.  Zeitraumes  Unterricht  in  Ijcsen,  Orfhui/raphie, 
Schreiben,  englischer  Grammatik  und  Geographie  erhallen  /tat  und  mit  den  fmida- 
mentalen  mathematischen  Operaiionen  bis  xu  und  mit  den  Brüchen  rertraut  ist.  Da* 
hrlr.  SchuUcugfits  sqU  nurlt,  narh  Masstjafic  der  Dokumente  der  Srhi/lt.  Alftr  und 
Wohnort  des  Kindes  uii  I  tlin  .\'auicn  seiner  Eff^rn  oder  seines  Vormundes  oder 
Pftrgers  angeben.  [Der  VorjätehcT  oder  sonstige  l'x.  loitivbeamte  einer  Schule,  welche 
das  Kind  besucht  hat,  oder  dt  r  Le  hrer,  welcher  da**  betr.  Kind  andcrr-wo  al.s  in  einer 
Schule  unterrichtet  hat,  soll  dem  l>otr.  Kind  oder  dem  Sanitätäkomit«e  oder  -departe- 
rocnt  oder  dem  Siu)itätsl)camteii  n  irr  -kommisHar  auf  Eraacheii  einen  Ausweis  über 
den  Schulbesuch  des  betr.  Kindes  ^eben.] 

S  16G.  [Verwendung  von  Kindern  während  der  Ferien  uffentlifher  Schulenj 
So  m  mer  f  e  r  i  cn  z  e  r  ti  f  i  kat.  Kinder  von  12  oder  mehr  Jahren,  welche  einfache  Sälxe 
in  der  eagUschen  bprache  losen  und  schreiben  können,  dürten  in  Dörfern  und  St.ädtea  der 
3.  Klasse  während  oct  Öommerfprien  der  öffentlichen  Schulen  in  der  Stadt  oder  dem  Schnl- 
distrikt,  wo  die  betr.  Kinder  \VMliTi'-n.  in  kaufiiiätiiii-rhon  und  andenit  nn  i<  10 1  (inxrhi 
aufgexäititen  Betrieben  [unter  iieobachtung  aller  Bes^timmungeu  dieses  raragrapheo  mit 
Aaanahme  der  Bostimmonfr,  welche  Schulbesuch  erfordert,  beschfiftigt  werden.  Den  betr. 
Kindern  dürfen  Zertifikat Ii«  als  Ferienzertifikatc-  Vtozclchnet  worden  boIIcu.  in  der- 
selben Fonu,  mit  denselben  Angaben  und  von  denselben  Beamten  wie  die  anderen 
durch  diesen  Geeetxef^l^chlues  erforderten  Zertifikate  ausgestellt  werden.  Das  betr. 
FrrioTi Zertifikat  s*"'!!  ilir  Zrit,  in  der  das  Kind  in  lioem  kaufmänni-^rhrn  Kefrieh  ver- 
wrri'it  t  werden  darl,  sjM'zitizieren],  nenn  sie  (in.s  tn  diesem  Paragraphen  vorgesehene 
J  ' '  /  a  xertifikat  erhalten.  Das  betr.  Zertifikat  soll  auf  dieselbe  Weise,  unter  aetiseiben 
Bcdinginiijoi  und  cbfjifalfs  auf  den  Ji^iccis  hin,  dass  das  betr.  Kind  12  od<r  tmhr 
Jahre  alf  und  in  gnler  Ltesundheil  ist,  ausgestellt  irerdcn,  trie  das  für  die  AussteUung 
eines  ycnrenduiigsxertifikates  in  diesem  Artikel  erfordert  wird;  nur  SoU  ein  Sekt»' 
xeugnis  des  betr.  Kindes  ni'dit  erforderli'-h  sein.  Die  in  diesem  Paragrapfien  ror- 
gesehenm  Zertifikate  sollen  als  Somnnirferienxertifikaie  bexcichnet  werden  und  in 
Form  und  Inhalt  so  nahe,  ats  es  angeht^  dem  betr.  Verwendwng»*ertifikat  entsprechen. 
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und  .sollrn  aii.-i.^rrdeDi  noch  die  Zeit,  irührrnd  dpren  sie  in  Kraft  sein  sollen,  fixieren. 
Diese  Zeit  soll  unter  keinen  Umatändcu  eine  andere  seiiii  als  die,  in  der  die  öfieDt> 
Udien  ächtüen  des  Ortes,  wo  die  betr.  ^nder  wohnen,  w^gen  (Sbmmer^Ferten  ge- 
edilOBsen  sind. 

§  167.  Registrierung  der  verwendeten  Kinder.  Der  Eiffontümer,  Leiter 
oder  Agent  eines  kaufminiiiachen  odler  Boyist  eines  in  §  161  einxrln  aufgeführten 
Betricbo^s,  wo  Kinder  rcrM-cndot  werden,  soll  im  Bureau  betr.  Betriebes  ein  Re- 
gister führen,  resp.  führen  lassen,  in  welchem  Name,  Geburt^^ort,  Alter  und  Wohnort 
aller  derart  verwendeten  Kinder  unter  16  Jahren  aufgefilhrt  werden  sollen.  Das  betr. 
Rtgistor  luiil  die  in  dem  betr.  Bureau  deponierten  Zertifikate  hollcn  auf  Verlangen 
eiüt^  Beamten  des  Sanitätskomitees,  -departemcnts  oder  -kouimiöMars  der  SuwIl  oder 
des  Dorfes  (town,  village  or  city),  wo  der  betr.  Betrieb  li^,  zur  Inspektion  vorgewiesen 
werden.  IVr/m  die  Verwendung  des  Kindof,  das  derart  cwregistricrt  nnd  d'  -.<en  Zerti' 
pkat  derari  depo)tiert  worden  ist,  beendigt  ist,  dann  soll  das  betr.  Zertifikat  sogleich 
vom  Arbeitgeber  dem  Kinde  oder  deseen  Vater  resp.  Mutter  oder  Vormund  oder  FfUgeir 
Quegehändigi  werden. 

%  177.  Durchführung  des  Artikels.  Das  Sanitätskomitee  oder  -departe- 
ment  oder  die  Sanitatskommissare  einer  Sladt  oder  ein<-<  Dorfes  (town,  village  or  city), 
welche  von  diosoin  Artikil  getroffen  werden,  sollen  denselben  durcbfülinn  uml  alle 
Udxsrtretungen  desselben  trcnchtlich  verfolgen.  Schritte  zur  gerichtliclicu  Verfolgung 
IDOMa  bioDeo  90  Tagen,  nachdem  das  angebliche  Vergehen  begangen  worden  igt, 
unternommen  werden.  Alle  Beamten  und  Mitglied<^r  de?  betr.  Komitees  oder  de?  hrtr. 
l>epartements,  alle  Sanitatakommissare,  Inspektoren  und  andere  durch  die  betr.  Komi- 
tees, Departements  oder  EMnnibsare  bestimmten  Personen  dürfen  zu  vernünftigen 
Btonden  und,  wenn  es  angängig  und  nötijj  ist,  alle  kaufmännischen  oder  sonstigen  in 
diesem  Gesetx,  einxeln  aufgeführten  Betnebe  in  der  Stadt  oder  dem  Dorf  (town,  vil- 

or  city\  für  welches  sie  bestimmt  sind,  besuchen  un  i  inspizieren.  Niemand  soll 
^ch  störend  ^nmischen  oder  einen  aolchen  Beamten  dAran  biuaem,  eeine  Beeucbe  und 
Inspektionen  Torznnehraen ;  derselbe  soll  wShrend  der  Ansübnng  seiner  Pflichten  noch 
nicm  ^'ewalftatig  oder  sonstwie  aufgehalten  oder  belästigt  wer  len.  Alle  Pt  r-onen,  die 
mit  einem  solcnen  kaufmännischen  oder  sonst  einein  m  diesem  Ues<Ux>  einxeln  auf- 
g^fOhfien  Betrieb  in  Verbindane  atetoi,  rollen  alle  Fragen,  die  von  dem  betr.  Bearaln 
oder  Inspektor  n Bezug  ai3  di«  Bestimmungeo  dieses  Artikels  an  sie  g^ditefc 
werden,  gehörig  beantworten. 

§  17.3.  Anschlag  von  Exemplaren  des  Gesetzes.  In  je<lem  [kaufmän- 
nixhen]  Betrieb,  welcher  von  den  Bestimmungen  dieses  Artik('ls  betroffen  wird»  soll 
ein  Exemplar  desselben  an  drei  gut  sichtbaren  Stellen  angeschlagen  werden. 

§  2.  Dieses  Gesetz  soll  am  1.  Oktober  1903  in  Kraft  treten. 

5.  \r\  a  c  t  t  o  a  m  o  n  d  t  h  e  r  a  11  r  o  a  d  law,  in  r  e  1  a  t  i  o  n  t  o  t  h  e 
protection  ofcertain  employeosofstreetrailroadä.  Ap- 
proved  May  G,  1903. 

QeBete  Tom  6.  Hai  IfiOS  aar  Abindenmg  des  BsbngeMtaes»  betr. 
Bduils  gewisser  Strassenbahnangestellter. 

S  1.  Artikel  4  df>  Kapitel--  .'<)')  drr  Go^^otz.-  v<»n  ISOn,  betitelt:  ,,Ein  Ge-etz  betr. 
Eisenbahnen,  Kapitel  89  der  ftllgenieiri* n  (ie-^cize  dar-itelkiKl''  („An  act  in  rtlation  to 
raOroads,  constituting  chapter  thirtv-nin«  ol  the  j^eneral  laws"),  wird  hiermit  abge&ndert 
insofern,  als  ein  neuer  §  als  §  III  beigefügt  werden  soll,  und  lautet  wie  folgt: 

§  III.  Schutz  von  Angestellten.  Jede  Gesellschaft,  die  in  dickem  Staate 
^ine  Strassenbabn  auf  ebener  Erde  betreibt  mit  Ausnalime  dorjenigcn,  die  eine  Bahn 
oderB^dlnpn  in  den  beiden  Stadt  troni  ein  den  (boroughs)  Manhattan  und  Brooklyn,  in  der 
Citv  vonNew-York  betreiben,  soll  daf  ür  Sorge  tragen,  dass  Vorder-  und  llinterplattform 
jedes  Pas-sagierwagens  —  ausgenommen  Wagen,  die  an  andere  angehängt  sind  — •  der 
mit  Elektrizität,  Kabel  oder  komprimierter  Luft  getrieben  wird  and  sich  auf  einer 
ifehnstrecke  bewegt,  welche  in  oder  zwischen  Städten  (towns)  oder  ausserhalb  der  City- 
ßrenzen  liegt,  während  der  Monate  Dezeml)er,  Januar,  Fi  I. mar  und  März,  von  der 
Vorderseite  der  PliU^rm  bis  zur  Vorderseite  der  Bedachung  geschlossen  werde,  damit 
die  Person,  die  von  der  betr.  Gesellschaft  oder  Person  znr  Ausfibnng  ihrer  mit  dem 
Betrieb  der  betr.  Wagen  vorbundf-nen  FunVfioneii  anf  der  V>e(r.  riattfnrm  stationiert 
Worden  ist.  geschützt  sei.  Jede  Geselischait  oder  Person,  die  einen  Wagen  gebraucht 
oder  betntbt,  00  das*  dieser  Paragraph  dadurch  verletzt  wird,  soll  einer  Strafe  tod 
25  Dolbn  per  Tag  ffir  jeden  ao  gebranebteD  oder  betriebenen  Wagen  ▼erfallen;  diese 
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Strafe  soll  in  einer  durch  den  Staatsanwalt  (attctmej'-general)  ange^^trengten  Klage  ein- 
rrtrielK-n  und  dem  Staat>k:a«>ii  rr  r  dos  Staat*.'«  New- York  bezahlt  wfT<l*  u,  oArt  in  einer 
klage  durch  den  Anwalt  der  iTCtneindc,  in  welcher  dif  Uobertrctuuir  der  Ika^lmimuDg 
dieses  Gesetze«  sieh  sntiigt  und  i»t  sodann  zahJbar  bri  der  Kas^  der  betr.  Gemeinde. 

§  2,  Alle  Pasnagierwai^cn  von  Strasnou bahnen  auf  ebener  Erde,  die  in  Zukunft 
gekauft,  gebaut  oder  umgel>aut  werden  und  die  während  und  nach  der  Genehmigung 
diene«  Gesetzes  im  Staate  New- York  iK'triebcn  werden,  mit  Ausnahme  derer,  die  im 
Becitzc  von  GeftellBchaften  sind,  welche  den  iktrieb  in  den  beidäi  Stadtgcmeindeo 
(boroughs)  Manhattan  und  Brooklvn.  in  der  Gty  von  New- York  besorgen,  sollen  gc- 
IDäs«^  den  HcBlimnuingen  von  AbscKiiift  I  die!*oö  'Gc»»etzc-  konstruiert  sein. 

$  '6,  Dieses  Gesetz  soll  am  1.  Dozembei:  1904  in  Krait  tretai.  2« an  sollen  da, 
wo  die  Wag«n  Ton  Gesellschaften,  die  von  Abschnitt  1  dieses  Gesetecs  betroffen  werden, 
vollständig  in  ati<li  ron  Si:"<lfrn  in  den  Stadt LTfiticindcn  Mauhatlan  <nli-r  !'nH>!clyn  in 
der  City  von  New- York  betrieben  werden,  die  so  betriebenen,  den  Gesellschaften  gehöri- 
gen Wa^  in  folgender  Weise  mit  den  In  ^  1  dieses  Gesetaes  vorfflschenen  Sdimssejn- 
rirhfnnL'rn  vrr-ehcn  wcrdin  :  Ein  Drittel  derselben  vor  dem  1.  Dezember  V.^'.  ein 
Drittel  derselben  nach  dem  1.  Dezember  1Ö04  und  das  letzte  Dnttel  doisclben  nach 
dem  1.  Deaembor  1906  nnd  vor  dem  1.  Dezember  1900. 

5,  Au  act  to  ameud  the  railroad  law  in  rolation  to  the 
protection  of  certain  employees  of  street  railroads.  Ap- 
proved  May  7,  1  :m»;5. 

Gesotz  vom  7.  Mai  1003  zur  Abänderung  des  BaliiigesetMa  betr. 

Schutz  gewisser  StrasseubahuangeBtellten. 

j  1.  Artikel  4  des  Kapitels  ät'ö  der  CJejsetze  von  18S)0,  betitelt:  „Gesetz  betr.  Elisen- 
bahnen,  Kapitel  31)  der  allttemeinen  (Jesetzo  darstellend'*  uAn  act  in  relation  to  rail- 
roads, constituting  chapter  thirty-nine  of  tbe  genoral  laws*^),  abgeändert  durch  KaptelÖTÖ 
der  Gesetze  von  1S1I2,  winl  hiermit  abgeäimert  insofern,  als  an  sein  Ende  ein  neuer 
Paragraph    al>*  ;j  llhi  an.i  fügt  werden  soll,  der  lautet,  wie  folirt: 

^  lila.  Schutz  für  Angestellte.  Jede  Gesellschaft,  oie  in  den  ürafscbaften 
(eonnties)  Albany  und  Rensselaer  eine  Strassenbahn  aiif  ebener  Erde  betreibt,  soll 
dafür  Sorge  tragen,  d  i--  Vonler-  und  ilin(<  rpluttform  jetU«  PaHsagif  r\\  .lu-^'-n^  ai:v 
Kcnomnien  Wagen,  die  an  andere  angehäugt  «ind  —  der  mit  Elektrizität,  Kabel  oda 
komprimierter  Ltift  getrieben  wird,  während  der  Monate  De«eniber,  Januar,  Febnisr 
Tind  M;irz  auf  der  Vorder-  und  wenigstem*  einer  afid<n  n  Si  ii*  (1(  r  Plattforra  hh  zur 
Bedachung  geschlossen  werde,  damit  die  Peri^on,  tlie  von  der  betr.  Geselli^chafl  oder 
Person  zur  Ausübuni^  Ihrer  mit  dem  Iktrieb  der  betr.  Wagen  verbundenen  Funktional 
auf  der  betr.  Plafif>>rm  stationiert  worden  i^t,  crc  srliüt^^t  Rri.  Plattformen  anf  Wricn^n 
von  Strafir-enbnhncn  auf  ebener  Erde,  die  wtitti  al.^  mie  Meile  über  <ii<'  (\tvu-/m  cnier 
Stadt  icity)  hinau.-*  verwendet  werden,  pollcn  von  der  Plattform  hh  znr  Ü.'iilchaog 
vollständig  ge(<chIos?r>ii  ^vfTd('n.  .Inlr  ( -rÜH  haft  >»lf  r  Person,  die  einen  Wagen  so, 
das«  dieser  Paragraph  tlaUun  h  vciki/.l  wjni,  geliniuclii  und  betreibt,  k)11  einer  Straie 
von  2r>  Dollars  pro  Tag  für  jeden  so  gebrauchten  und  betriebenen  Wageu  verfallen. 
Dio^o  Strafe  soll  unttcl»  einer  durch  den  Staatsanwalt  (attorney-irenonü),  (xler  den 
Distriktsanwalt  (district  attorney)  der  betr.  CJrafschnft  angeHtrengiea  utfentlichen  Klage 
eingetrieben  werdet),  zu  Gunsten  der  Armen  der  Grafschaft,  in  welcher  die  bftr. 
Gesellschaft  ihr  Hauptbureau  hau  Dai<  Übergericht  (supreme  court)  kann  auf  £r- 
euch^  eines  Bör»»»  den  Dtstriktanwalt  anweisen,  die  oetr.  Klage  anzm^trengeo. 
§  2  Dieses  GesetK  soll  am  1.  September  1904  in  Kraft  treten. 

6.  An  act  to  amend  the  code  of  civil  procedura,  in  re^ 

lation  to  executions.    Approved  May  7,  1903. 

Gesetz  vom  7,  Mai  lf>03  zur  Abrindernng  dec  ZtvUpCOMOaordminS 

(code  of  civü.  procedure)  botr.  Pfändungen. 

§  1391  der  Zivilprozet^sordnung  wird  liiermii  abgeändert  und  lautet,  wie  folgt: 
§  IHOl.  Ausserden  Ausnahmen,  die  durch  den  vorauisgehenden  Paragraphen  fit- 
stattet worden  sind,  sin(l  frei  von  Pi  ~i  hlaLiiinlitun  und  Verkauf  zufoli:e  PFäriilinip^" 
notwiiidigcr  Hausrat,  Werkzeuge  und  AiIk.! teuere,  berufliehc  Instrumente,  Gcrs4i- 
8chaft<  n  nnd  Büchersammlung,  wenn  ihr  Wert  LTiO  Dollars  nicht  übersteigt,  elien^o 
das  notwendige  Futter  für  '.h»  Tage  fflr  die  'liorc  fteanO.  wenn  im  T5e-ntz  jemandes,  der 
dncn  Haushalt  (beinu  a  householder)  oder  eine  i  amilie  hat,  für  die  er  sorgt,  ausser 
wo  die  Pfittdung  auf  ein  richterliches  Urteil  hin  ergeht  —  das  auf  än  oder  mehr  ali 
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en  Begehren  für  den  ganzen  Betrag  ergangen  —  für  in  der  Familie  verridtftete 

Arbeit  als  Dienstbote  oder  für  dir  KanfBurctroe  eines  oder  mehr  als  eines  der  Artikel, 
die  nach  der  Vorschrift  diesem  oder  des  vorauf>gchcnd6D  Abschnittes  unpfändbar  »^ind. 

Ist  etn  Urteil  hdrgUrh  für  rerkaufle  Bedarfgartikel  oder  Diemtbotenarbcit  oder 
einem  Angestellfot  l'rt'ilsschuldners  noch  gejiehul<lifc.<  Dicnslsalär  ergangen  und 
«ine  darauf  hin  angeordnete  Kxehution  ganx  oder  teilweise  fruehtioe  geblieben  und 
uerdm  nymdwelehe  Löhne,  Poeten,  Ericerb,  Salär,  Eirü^nnmen  von  D»po9&en  odtr 
Clfin'nnr  den/  Vrf<  il-srhit!iht^r  geschuldet  tyder  nüt'h.^t'ns  für  demell>>n  läUUj  in  Wdie 
von  mehr  als  xuanxtg  Dollare  per  Wociic  und  ist  keine  nach  den  folgenden  lieslim- 
mungen  dieee»  Paragraphen  verhängte  Eieekution  ge^en  den  ürieUsechutdner  frucht- 
los und  nv^:^fehrt}d,  so  kann  ^ich  der  Urfeilsglün/n'/f  r  an  rfas  Oericht  wenden,  das 
genantlies  Urteil  eriiess,  und  soll  auf  genügenden  Bciceis  solcher  Umstände  durch 
affidavit  oder  »onstwie  bei  einem  Gerichtshof  mü  nur  viiindlichcr  Verhandlung  einer 
S'  iiifrnif  lif^r  rivi  )i  F.i' i\  /th't//isbrf'<  !i!  t  rln.'isrn  oder  hei  einem  lietordi/i  rielifshnfc  i'///er 
seiner  Richter  eim/i  solchen  gegen  Lohne,  Posten,  Erwerb,  Saiär,  Einkommen  ron 
Depositen  eder  Gcxcinne  des  betr.  Urteilssehuidner»  genehmigen.  Bei  Vorxeigung 
eines  solchen  Brfehls  durch  den  Biauitrn,  dem  er  zum  F.inxitq  Mtändigi  wurde,  an 
die  Person  oder  Personen,  die  suirhe  Srhiildposlen  dem  Urfe ils^nliuldner  scJmlden  oder 
schulden  werden,  #0//  dnse  I-'j-fkufion  sieh  in  Rttrutinn  und  dauernde  Beschlagnahme 
Solcher  geschtädeter  oder  nächstens  geschuldeter  Schuldposten  in  dem  darin  angeijrhcmn 
Betrage,  der  nicht  10  Prox.  ühcrsteigcii  darf,  vertcandeln  und  diese  BeschlagnaJtine 
bis  xur  völligen  Erledigung  der  Exekution  eamit  Kosten  durch  Zahlung  oder  die  unten 
geregdte  Abänderuug  derselben  fortwirken.  Jede  Person  oder  Korporation,  der  ein 
soleher  Exekutümsbefehl  vorgexeigt  wird,  und  die  zu  dieser  Zeit  Schuldner  des  darin 
bexeichneten  Urteilssrhuldners  ist  oder  in  Zukunft  sein  wird,  ist  währrnd  der  Dauer 
einer  solchen  Beeehlagnahme  verpfiiehtei,  den  im  Befehl  vermerkten  Betrag  ihrer 
Schuld  dem  vorteigeräen  Beamten  icu  betahlen  bis  xur  Höhe  der  Eboskutionssumme 

und  soll  eine  soleJie  Zahlnni/  n'tie  Ehtrcde  ygen  eiw  efieaif/r  Klngr  eines  solchen 
Vrteüsschuldners  deswegen  bilden.  UnterUisst  oder  verweigert  die  beir.  Pertou  oder 
Korporation,  der  jener  Extkutümshefehi  vorgezeigt  werden  soU,  die  Zahlung  des 
Proxenisatxes  ihrer  Srltnld,  .so  soll  sie  einer  dcsfallsigen  Klage  des  im  Befehl  <jfi- 
nannten  Urteilsgläubigers  ausgesetxt  sein  und  der  von  einem  solcJtm  UrleilsgUiubiger 
eingexogene  Betrag  xur  AbxeJUung  der  Exekuiionssumme  verwendet  werden  Jede 
P'trli  i  kann  sieh  /'ederxi-if  an  rlos  Oerir-ht.  roj)  drm  die  F.nhiifion  mtsgehen  soll  oiler 
an  einen  die  Exekntiun  anurdnendt-H  Rieiiter  oder  etn  dtn  Uraßehajisrichter  der 
Orafseha^  und  bei  einer  Grafschaft  ohne  solchen  Grafschaftsrirhter  an  irgeml  einen 
Sfadtgr-ru  litsriehter  niit  dem  der  anderen  Partei  ni  if anfeilenden  Gfsncli  um  Ab- 
änderung durch  Linen  solchen  Geriehiahof  oder  einen  seiner  Richter  ucndcn,  und 
•flft  dann  ei»  solcher  Gerichtshof  oder  einer  ifeiner  Richter  den  Exekutionsbefehl, 
wie  es  gerecht  erscheint,  nach  stattgehahter  Vernehmung  abändern  und  diese  abge- 
änderte Exektäion  in  voller  Kraft  und  Wirkung  verbleiben  bis  xur  völligen  Bexcüüung 
iMd  ßefriedifftmg  oder  ettea  teetterer  ähnlicher  Ahänderung. 

7.  An  act  to  aiueud  title  «ixteen  of  chaptor  five  huudred 
and  £ifty-siz  of  the  laws  of  eighteen  hundred  and  ninety- 
fonr  known  as  the  Consolidated  School-Law.  Approved 
Maj  7,  1908. 

Qesetz  vom  7.  Mai  1903,  betr.  die  Abänderung  dos  Artikels  18 
dea  Kapitels  666  dea  ala  allgemeines  Sohulgeseta  bekannten  Qesetses 
von  1884. 

§  2.  §  '6  des  Artikelä  KJ  des  Kapitels  5üU  der  Gesetze  von  18ü4 
wird  hiermit  folgendennassen  abgeändert: 

§  3.  Obligatorischer  Schulbesuch.  Jedes  Kind  im  Alter 
von  8 — 16  Jahren,  das  körperlich  und  geistig  fSHaig  ist,  die  Schule  zu 
besuchen,  hat  regelmä^sifj  meiner  Schulj)flii  nt  iiarfr/nknmTnen.  entweder  in 
einer  Schule,  in  welchrr  wenigstens  die  6  Elemeiitariacher :  Lesen,  Buch- 
stabieren, Schreiben,  Rechnen,  englische  Grammatik  und  Geographie,  ge- 
lehrt werden,  oder  durch  gleichwertigen  Unterricht  von  einem  geprüften 
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Lehrer  ausserhalb  der  Schule.  Jedes  Kind  xwischen  14  und  16  Jahns, 
das  nicht  regelmässig  und  gesetzlich  in  irgend  einem  Berufe  oder  Dienste 
angestellt  ist,  und  jedes  Kind  zwischen  8  und  [zwölf]  vierzehn  Jahren 
soll  während  der  Schulzeit  der  öffentlichen  SchuU^  <lns  Distriktes  oder  der 
Stadt,  in  dfir  das  Kind  wohnt,  von  Anfang  Oktober  bis  zum  nächsten 
Juni  dem  Unterricht  an  allen  Tagen,  wo  er  erteilt  wird,  beiwohnen. 
Jeder  Knabe  «uMun  14  und  16  Jahren,  wekker  m  irgend  einem  fiMidm 
Berufe  oder  Dienste  angesielU  iei  in  einer  Stadt  erster  oder  ziaeiter  Kiam 
und  noch  nicht  den  T^ntrrrirJifsr/ang  heeridcl  hat,  iveleher  für  die  Entlassung 
ans  der  öffentli/'heu  Ekmoüarschule.  vcrlaixß  irird,  und  der  weder  ein  Ab- 
gangszeugnis der  öffenUidien  Eletnenlarschultn  noch  da^  Reifezeugnis,  wrlciitt 
von  der  PrüfungsbehSrde  dee  Staedee  New  York  auegeeUM  wird,  noch 
eine  vom  Erxiehungsamie  ausgestellte  BescJieinigung  über  den  ahsolrierim 
Elementarunterricht  besitzt,  soll  die  öffentliche  Abendschule  sriu^s  Ories  mler 
eine  andere  Abendschule,  die  den  (jkirJirn  Untetrichtsgaru/  ijarautiert,  wenigstens 
während  Ü  Stunden  pro  Wocite  mindestens  10  Wodien  eines  jeden  Schul'  oder 
Ealendajahree  lang  heeueken.  [Jedes  SÜnd  swischen  12  und  14  Jahrm  in 
f&r  den  Schulbesuch  geeigneter  kiferperlioher  und  geistiger  Verfassung  soU 
während  des  laufenden  Schtiljahres  wenigstens  an  80  aufeinander  folgenden 
Ta^ren  den  I'iitcrrirlit  bo-^nrhen.  Diese  80  Ta<?e  müssen  ununterbr'X'IiMi 
sein  mit  Ausnahme  der  Feiertage,  Ferien  und  durch  Krankheit  gebotenen 
Ausfälle ;  solche  Feiei  tage,  Ferien  und  Abwesenheiten  sollen  unter  den  80 
obligatorisohen  Tagen  nicht  mitgerechnet  werden.  Auch  soll  jedes  Ki?^ 
ausser  an  diesen  80  Tagen  die  Schule  regelmässig  besuchen,  wenn  es 
nicbt  regelrecht  und  gesetzlich  in  einem  nützlichen  Berufe  oder  Dienste 
beschäftigt  ist.]  Wird  ein  solches  Kind  anders  als  in  einer  ötieutliclien 
Schule  unterrichtet,  so  muss  der  Unterricht  wenigstens  in  den  Grund- 
zOgen  dem  Unterricht  gleichwertig  sein,  den  die  Kinder  gleichen  Altera 
in  der  Stadt  oder  dem  Distrikte  erhalten,  in  dem  dieses  Kind  wohnt, 
und  muss  täglich  wenigstens  die  gleiche  Stundenzahl  umfassen,  die  tlir 
die  gleichaltrigen  Kinder  in  der  «itTcntlichen  Schule  vorgoscbiieberi  i^t. 
Auch  sollen  während  des  Zeitiaumes,  den  dieser  Unterricht  erfordert, 
nicht  mehr  Feiertage  und  Ferien  als  den  Kind«m  der  öffentlichen  Sdinle 
gleichen  Alters  erlaubt  werden.  GhelegentÜche  Abwesenheiten  vom  Vitter- 
richte,  die  nicht  als  Unregelmässigkeit  in  bösem  Siniio  angesehen  werden 
können,  sollen  nur  auf  die  gleichen  Begründungen  hin  gestattet  werden, 
die  nacl)  der  Schulordnimg  und  Praxis  in  der  öffentlichen  Schule  ve^ 
langt  werden. 

§  a.    §  4  des  Artikels  lü  des  Kapitels  556  der  Gesetze  von 
wird  folgendermassen  abgeändert: 

§4.  Pflichten  Verwandter  gegen  Kinder.  Jedes  Mitglied  der 
Verwandtsdiafb  eines  Kindes  im  Alter  von  8 — 16  Jahren,  das  kOrperlicl)  und 

gfisti<.'  flUng  ist,  seiner  SrlitdpHu  lit  zu  genügen,  soll  dieses  Kind  zti  roiiel- 
mässigem  Schulbesuche  auhaltt-n  inler  <leni  Schulvorstande  seinem  ' 'rres 
oder  Distriktes  durch  eidliche  Aus.sage  beweisen,  dass  es  ihm  uuiuüg  lieh 
ist,  das  Kind  sum  Schulbesuch  su  zwingen.  Eine  Umgehung  dieser  Be- 
stimmung soll  als  A'crgohen  gelten,  das  beim  ersten  Male  mit  einer  Bueee 
von  nicht  mehr  als  f»  Dollars  bestraft  werden  soll,  in  jodein  einzelnen 
Wiederholungsfälle  mit  einer  Russe  von  .")(»  Dollars  oder  Getän^^Miis  bis 
zu  30  Tagen,   oder  mit  Busse  und  Gefängnis.     Die  Gerichtshuie  und 
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hiliiiu&Mrden  haben  unter  Vorbehalt  der  Bestimmiingen  der  §§  57  und  68 
des  Strafgesetsbuchea  die  ansschlieBfiliche  Bechtspredumg  erster  1««^^"^; 
Beschwerden  wegen  Umgehung  dieses  Paragraphen  innerhalb  ihree  Amte- 
besirkes  anzuhören,  zu  untersuchen  nnd  zu  entscheiden. 

§  4.  §  5  de»  Ariikel»  Iii  deä  KapiteU  556  der  Gesetze  von  18i)4 
wird  hiermit  folgendermasäeu  abgeändert: 

§  5.  PerBonen,  welche  Kinder  ungesetslich  beschäf- 
tigen, werden  bestraft.  Es  ist  jeder  Person,  Firma  oder  Korpo- 
ration verVxitPTi,  Kitirler  [zwischen  8  ninl  12  Jahren]  unter  14  Jahren  in 
ir^niid  einem  (Tesdiitlto  oder  Dienste  während  der  »Schulzeit  der  iXient- 
hciieu  tJchulen  des  Distriktes,  in  dem  das  Kind  wohnt,  oder  ein  Kind 
xwisehen  [zwölf  nnd]  14  und  at^tMukn  Jahren  su  beschäftigen,  weldies 
sor  2eit  dw  Anstellung  keine  Bescheinigung  vorweieen  kann,  die  be- 
glaubigt, dass  das  Kind  [seiner  Schulpflicht  genügt  hat]  wahrend  des 
iSrhnljahres  [von  September  bis  Juli],  das  der  Einfordernng  eines  solchen 
SdmkUtestea  vorausging,  an  wenigstens  130  Tagen  dte  ö/fenilichen  Schulen 
hmtdä  otbr  gleiekumiigen  JESementanmterrieht  in  ferner  Stadt  oder  seinem 
Dktrikte  gemuaen  hai,  und  da»»  da»  betr.  Kind  kiehte  engHseh»  Pro»a  tearn 
und  schreien  kann  und  die  Cfrundregeln  des  Rechnens  beherrscht.  Eine  snlrhe 
Bescheinigung  rnuss  entweder  von  dem  Srhuliiisjiekt"r  oder  dem  lifktrir 
oder  Haupllehrer  der  Sradt  oder  de?  T)istriktes,  in  «ieni  das  Kind  wohnt, 
oder  von  dem  Rektor  oder  Hauptlehrer  der  Schule,  die  das  Kiud  besucht 
hat  oder  noch  besndht,  oder  [wo  es  keinen  Schnlinspektor  gibt,]  von  irgend 
einem  anderen  Beamten,  den  die  Behörden  bezeichnen  werden,  unterzeichnet 
Min.  Femer  isf  den  Ohijenannten  verboten,  in  einer  Stadt  erster  inUr  xiveitfr 
Klmsr  ein  Kind  xumciien  14  und  16  Jahren  zu  bescMßigen,  welrhe.s  noch 
ntcJit  den  Lehrgang  beendigt  hat,  den  die  öffentlicJien  Ekmentarsctiulen  der  Stadt 
ßr  du  EnÜateung  mt»  der  SuM»  fordern,  Mmd  da»  weder  ein  Ahgangsxeugma 
ton  der  Öffentlichen  Elementarschule,  noch  das  Reifezeugnis,  welches  von  der 
PrüfungsbeJiörde  des  Staates  Neiv  York  ausgestelU  wird,  noch  das  Schukiitest,  den 
das  Erziehungsami  ausstt  llf,  Jirsif-nt  .•  ^.<f  .«re/  denn,  dass  d^r  Arher'ffjeher  eine.9  strdehen 
Kindes,  wenn  es  ein  Knabe  ist,  an  dem  Orte,  wo  das  Kind  beschäftigt  unrd,  ein 
Atk^  besitzt  und  auf  Verlangen  dem  ÄufsiclUsbeamten,  FabvUeinepektor  oder 
Pcüiteibeamiien  vorzeigt,  wMie»  von  der  SeMb^ärdB  oder  einem  MUgHede 
der  Lehrerschaß  besagter  Stadt,  das  die  Schuüxhihde  autorv^i'^rf,  untrrxeichnei 
ist.  Die  Schulbehörden  oder  die  sie  rertretfndcfi  Lrhre-r  rverden  hiermit  er.'^ieht, 
solche  Aliesle  dem  Betreffenden  niciii  öfler  als  einmal  monatlich  während  dei' 
Schulzeit  der  Abendschulen  auszustellen  und  beim  Sclduss  dieser  Schulzeit  als 
Beeeheinigung,  da»»  da»  beeagte  Kind  die  Abendtdsuk  während  wenig»ten» 
B  Kunden  pro  Woche  so  viel  Wodusn  b^tuM  hait^  dass  es  im  ganxen 
^cenigstens  96  Stunden  erhielt.  .le  ie  Person,  welche  ein  Kind  entgegeti  den 
Verordnungen  dieses  Paray;raj>!ifii  bfsrhllftiirf ,  oder  tvelclie  es  unterlässt, 
solche  Atteste  fwr  ihre  Angestellten  zum  Lk.s-uche  der  Abe^idschule  bereitzu- 
htUtm  und  auszuhändigen,  wenn  der  Besuch  geselxlwh  vorgeschrieben  iet,  soll 
bei  jeder  Unterlassung  einer  Busse  von  50  Dollars  unterliegen,  die  dem 
Schatzamte  der  Stadt  oder  des  Dorfes  oder  dem  Magistrate  des  Ortes, 
in  dem  [das  Vergehen  stattfand]  da^^  Kind  wohnt,  auszuzahlen  sind,  und, 
wenn  bezahlt,  dem  Schullbnds  des  Ortes  oder  Disti'iktes  beigefügt  w^erden, 
in  dem  [das  Vergehen  stattfand]  das  Kind  wohnt, 

§  9.   Dieses  Oeeets  tritt  sofort  in  Erafi 

§  10.  Alle  Gesetze  oder  Gesetzest  eile,  welche  mit  diesem  Gesetze 
nicht  ttbereinstimraen,  sind  hiermit  aufgehoben.  25* 
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8.  An  Act  to  amend  the  Labor  law  relating  to  polishing 
and  buffing.    Approved  Hai  12,  1903. 

Ctoaete  rar  AbSadenmg  dea  Arbeltigesetaea  betr.  PoUeren  (polidiiDg 
aad  bufiOng). 

§  1.  §  O'i  (If-^  Küpiu-ls  1!'>  <lfr  r;r.M-tzc  von  1807,  bt'titolt:  „Ein  Ar]K-its(rp=fl7- 
Eauitel  32  der  all^emeuieii  Geiitt/r  rliirstclkiKl"'  („An  oct  in  reiation  U>  labor,  ton^ii- 
tuting;  chapter  thirty-two  Of  the  pfneral  laws"),  erweitert  durch  Kapitel  375  der  (Je* 
net/f"  von  189!)  und  neu  numori«  ri  <iuTüh  Kapitei  478  der  Gflsetse  von  1901  wird  hier- 
mit abgcäudcrt  uud  lautet  wie  iulgt: 

§  92.  Verwendnni?  von  Frauen  und  Kindern  beim  Poliereo  (pollähicj; 
or  huffinp).  Kein  Kiialie  unter  18  Jahron  und  kein  weibliches  Wesf-n  -i'üen  in 
diesem  Staate  in  einer  Faiirik,  tco  Artikel  aujs  den  unedlen  Metallen  oder  aun  Iridium 
fahrixiert  trerden,  bei  der  Verarbeitung  oder  beim  Gebrauch  vom  Schmirgel,  Tripel, 
Poliorrot,  Koninil.  Policr-t*  in,  Karhonitxdum  oder  irgend  einem  abreibenden  odw 
iSchmiri^el  |>ülierrfnden  (polishiiitr  <>r  buffin^)  Rad  verwtudel  werden 

Der  Kigcntümor,  Agrat  o<i<  r  Miot<  r  Lioer  Fabrik,  welche  betr.  Personen  zur  Aus- 
übung <lor  betr.  Arbeit  verwendet,  ist  einer  strafbaren  Handlung  schuldig  und  mII. 
wenn  er  ihrer  ülx  rführt  wird,  lür  jede  einzelne  darartige  Uebertretimpr  um  die  Summe 
von  50  Dollars  gebüsst  werden.  Der  Ärbcitslmmminär  IPabrikinspektor;  und  «öne 
A^siRtentcn  und  BeauftnigteD  soUea  die  Bestimmimgea  aieee»  AtMcbuittee  zur  Gel- 
tung bringen. 

&  Porto  BioOb 

1.  Act,  approved  Februarj  25, 1 902,  coneerning  amploy- 
ment  of  children. 

Qeaeta  vom  26.  Februar  1802,  betr.  Kinderarbeit.  B.D.L.  VIII,  Ml 

2.  Act,  approved  March  1,  1902,  ooncerning  protection 

of  etn  pl  0  }•  0  ßs  as  vrtters. 

Gesetz  vom  1.  Mfirz  19C^,  betr.  8(dilita  der  Stimmfireiheit  An- 
gestellter.   B.D.L.  \1J1,  ItsO. 

3.  Act,  approvef^l  ^farch  1,  lf'02,  coneerning  liabiliij 
of  employers  for  injurios  to  omplo^  eea. 

GeaetB  Tom  1.  MS»  100^  b«tr.  Baftpflioht  der  Unteniebmer  Itr 
V«rletBiingen  Angestauter.   B.D.L.  VIII,  980. 

4.  Act,  approved  March  1,  1902,  coneerning  coutract« 
of  employment  —  enforcement. 

QeeetB  vom  1.  März  1902,  betr.  Arb^tsTertriige  —  Zwsngadniob- 
fahmng.   BJ).L.  Vin,  982. 

6.  Act,  approved  March  1,  1902,  coneerning  labor  com* 
b in  a  t  i  o  u s  not  u  u  1  a  \v  f  u  1. 

Gesetz  vom  1.  März  1802,  betr.  nicht  geaetiwidiige  Aibeitfrer* 
bünde.   B.D.L.  VIU,  i)«2. 

Ck  Act,  approved  March  1,  1902,  ooncerning  intiiai* 
d  a  t  i  o  n  o  f  e  m  p  1  o  y  e  o  s. 

Gesetz  vom  L  März  1802,  betr.  Einsohüchterang  Angestellter. 
B.D.L.  Vm,  982. 

7,  Act,  approved  March  1,  19u2,  coneerning  bours  of 
labor  etc.  on  public  works. 

Geaeta  vom  1.  Hin  1908,  betr.  Arbeitsieit  eto,  bei  5IBnitliob«i 
Arbeiten.   B.D.L.  vm,  982. 
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8.  Act,  approved  March  1,  1902,  conceming  exami- 
n  a  t  i  o  ti  and  1  i  c  e  n  s  i  n  g  o  f  p  1  ii  m  b  e  r  s. 

Oesetz  vom  1  März  1802,  betr.  Prüfling  und  Konzession  für  Blei» 
arbeifeer.   B.D.L.  Vin,  982. 

6.  South  Caroliiia. 

Act,  approved  Febraarj  25,  1902,  conceming  protec- 
tion of  employees  on  street  railways  —  inolosed  plat- 

form  s. 

Gesetz  vom  26.  Februar  1902,  betr.  Schutz  für  Strassenbabnange- 
■teUte  —  Einfriedigung  von  Plattformen.   B.B.L.  Vm,  982 

7.  Vermont 

1.  Act,  approved  December  11,  1902,  conceming  em- 
ployment  of  women  and  minors  in  barrooms. 

Gesetz  vom  11.  Dezember  1908»  beftr.  BesOhfifUgaiig  vom  Sranea 
und  Mindeijähxigen  in  Sobenken. 

2.  Act,  approved  December  12,  1902,  conceming  pay- 

men  t  0  f  w  11  ■j'^ 

OesetB  vom  12.  Dezember  1902,  betr.  T.nhtiini««fthiiin£r^ 

VI.  France.  Frankreich. 

1.  Loi  dn  5  jnillet  1908,  relative  i  Papprentissage  de 
la  dentelle  k  la  main. 

Gesets,  betr.  den  Unterricht  in  der  Spitzenklöppelei  vom  6.  Juli  1903. 

Art.  1.  Tn  r]pn  Eloinentarmadrhonsclmlen  derjenigen  Departemente, 
in  welchoii  die  Keiste!lun<j.  von  Spitzen  verbreitet  ist,  wie  in  den  Volks- 
sciiullelireriunenseminaren  der  betr.  Departemeute,  ist  die  Spitzenklöppelei 
als  Fachnntemcht  einzofübren. 

Die  daitir  in  Betracht  kommenden  Schulen  werden  auf  dem  Verord- 
nongswege  bestimmt. 

Art.  2.  In  den  Hau])tnnttolpunkten  der  Spitzenindustrie  sind  Unter- 
richtskuräe  und  Meisterwerkstätten  oder  besondere  Schulen  filr  die  kiiubt- 
leriBche  Ausbildung  von  Arbeiterinnen  und  Musterzeidmem  zu  errichten. 

2.  Loi  du  11  juillet  19  03  siir  l'hygi^jne  et  In  securite 
ties  travaillem-s  dans  Ics  (•tabiissements  cominerciaux  et 
les  etablisseiuents  de  l'etat. 

Ctoaeti  vom  IL  Juli  1908,  bot  AbSnderoiig  de«  Gesetses,  betr. 
GesundheltS''  und  Bioherheitsmassnahmen  für  die  Arbeiter  in  kauf- 
mlnnischen  tmd  staatlichen  Betrieben.    Vom  12.  Jnni  1893. 

Art.  T.  Die  Art.  1  Abs.  1,  Art.  2.  Ahs.  H.  Ai  t.  .1,  I,  Abs.  2  iui<l  Art.  12, 
Abs.  3  des  Uesetzos,  betr.  Gef^niMÜieits-  und  Sk  Ik  rlieitsmassnabnicn  i'iir 
die  Arbeiter  in  industriellen  BeUieben,  vom  U.  Juni  18'J3  werden  in  Er- 
gftnzung  der  bisherigen  Bestimmungen  wie  folgt  abgeändert: 

Art.  1  Abs.  1.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  finden  Anwendung 
auf  gewerbliche  Anstalten,  Fabriken,  Hüttenwerke,  Werften,  Werkstat t»!ii, 
Laboratorien,  Küchen,  Keller,  (rewölbe,  Warenhäuser,  Kramläden,  Bureaus, 
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Yerlade-  und  Löschanstalteii  und  die  zugeliöiigen  Anlagen,  gleichviel  ob 

68  ^ich  nm  Betrielx'  uffentlicher  «  der  jirivafor,  weltlicher  oder  religiöser 
Natur  iianilplt  oder  ob  dieselben  den  Charakter  beruflicher  Uaterrichi»* 
oder  Wf^liltiit  iwkeitsanstalteii  tragen. 

Art.  '1  Aha.  3.  Die  obigen  Bestimmungen  ünden  Anwendung  auf 
Theater,  Zirkusuntemebmungen  und  sonstige  Anstalten  fthnlicher  Art,  in 
welchen  maschinelle  Einrichtungen  zur  Verwendung  kommen. 

Art,  3.  Nach  gutachtlicher  Aeusseninfr  des  Beirates  für  Tii^  istrie 
und  Qowerbo  werden  auf  dem  Wege  der  i>fteiitlichea  Verwaltung  Vor- 
ächriften  erlassen,  betrefi'eud: 

1)  diejenigen  allgemeinen  Gesundheits-  und  Sicherheitamafflnahmen, 
welche  auf  alle  diesem  Gesetze  unterstellten  Betriebe  Anwendung  finden 
und  sich  insbesondere  beziehen  auf  Beleuchtung,  Ventilation,  Trinkwa5St»r. 
Abor^;^rI!br»n,  Entleerung  von  Staub.  Dampfen,  Sicherheitsvorkehrungeo 
gegen  Feuerj^gefalir,  ArbciterödilitiVauaie  u.  s.  w.; 

2)  die  nach  Massgabe  der  gegebenen  Verhältnisse  ei-forderlidien 
Sonderbestimmungen  für  gewisse  Berufe  besw.  gewisse  Arbeitsmethoden. 

Hinsichtlich  der  unter  Ziiffer  J  dieses  Artikels  erwnhnten  allgemeinen 
Vorschriften  ist  das  Gutachten  des  Beirates  für  öffentliche  G^iundheita- 
pflego  in  Frankreich  oinzulu  ion. 

Art.  4  Abs.  2.  Bei  »Staatswerkstätten,  bei  denen  sicli  im  Interesüe 
der  nationalen  Verteidigung  die  Zulassung  von  Beamten,  welche  dorn  be- 
treffenden Dienstzweige  nicht  angeboren,  verbietet,  ist  die  Kontrolle  Aber 
die  Durcbfttlirung  der  gesetzliclicn  Bestimmungen  ausschliesslich  den- 
jeiii:ren  Beamten  fibertragen,  welche  vom  Krieg.s-  i'Czw.  Maiiiieiiiini^tc 
dazu  ernannt  werden ;  das  Verzeichnis  dieser  Betriebe  wird  durch  eme 
im  Wege  der  öfieutlichen  Verwaltung  erlassene  Verordnung  bekannt  ge- 
geben. 

Art.  12  Abs.  3.  Die  Art.  5,  6,  7,  8,  9,  12  Abs.  1  u.  2  nnd  Art.  U 
dieses  Gesetzes  finden  auf  .Staatswerkstätten  keine  Anwendung.  Eine  im 
Wesre  der  (iffentüclien  VerwaUini«^  erlassene  Verordnung  wird  über  die 
Bedingungen  Bestimmung  tietien,  unter  welchen  die  von  selten  der  Ar- 
beitsinspektoren in  diesen  Betrieben  gemachten  Feststellungen  dnrdi  d«n 
fiandelsniinister  zur  Kenntnis  der  beteiligten  Verwaltungastellen  so 
bringen  sind. 

Art.  II.  Vorstehendes  Gesetz  tritt  3  S£onate  nach  seiner  Veiilffent- 
lichung  in  Kraft. 

3.  D6cret  du  14  aoüt  1903,  modifiaut  le  d^oret  du 
4  juillet  1902,    d^terminaut  des  derogations  relatives  i 

la  iliir^e  du  travail  et  du  repos  hobdomadaire. 

Erlass  vom  14.  Ancrnst  190.'1,  betr,  die  Abändemng  dos  Erlasses 
vom  4.  Jnli  1903  über  die  Ausnahmen  hinsiolitUoli  der  Arbeitsdauer 
und  lU  s  wöchentlichon  Ruhetages. 

Avi.  1.  Die  liutjuk:  „Maurer-  und  Dachdeckerarbeiten  bei  Bauten" 
der  Anlage  zum  Art.  ö  der  durch  Erlass  vom  4.  Juli  1902  abgeftnderten 
Erlasses  vom  l.'i.  Juli  1893  wird  gestrichen  und  ersetzt  die  Rubrik: 
„Aussen arbeiten  bei  Bauten". 

Art.  *2.  Mit  der  Ausführung;  dieses  Erlasses  ist  der  Minister  für 
Handel,  Gewerbe,  Fo^t-  und  Telegraphenwesen  betraut 


Digitized  by  Go  -v^i'- 


—   375  — 


VII.  GraiNle-Bretagm.  Grossbritannlan. 

a)  (xcsetze. 

1.  An  Art  to  amend  the  Goal  Mine»  Kegulation  Act, 
18  87.    öüth  Juue  1  i*03. 

Qesete  Tom  80.  1909  war  Abiaderuxig  des  GMetaes  TOn  1887 
inr  Bagelmg  4er  KoblengnibeiL 

1  /  Mit  der  Annahme  dieses  Gesetzes  werden  in  dem  §  2'd  des  Gesetzes 
von  1887  zur  Hegelong  der  Kohleogniben  am  Ende  des  §  1  folgende 

Worte  eingefügt  : 

„Es  sei  denn,  dass  er  nach  mindestens  zweijährigem  Studium  auf  einer 
Umversitftt  (imiversity  coUege),  Bergakademie  oder  anderen  vom  Staats- 
sekretär zu  genehmigenden  Unterrichtaanetalt  ein  Diplom  für  Wissenschaft* 

liehe  und  montanistische  Ausbildung  oder  einen  ebenso  zu  genehmigenden 
Univf>rsititt-i<2:rad  errungen,  der  wissPiT-Thaftliche  nnd  Tnnntanistisihe  Oegen- 
stilnde  einscidiesst,  und  ausserdem  prakiisdie  mindestens  dieijübrige  Er- 
fahrung im  Grubenwesen  hat.  Die  Genehmigung  des  Staatssekretars  soll 
durch  dessen  Unterschrift  bestätigt^  unter  diesem  angebracht  erscheinenden 
Bedingungen  gegeben  und  kann  jeder  Zeit  zurückgenommen  werden.' 

2i  Dieses  Gesotz  kann  al^  Gesetz  von  1903  zur  Abändenin«^  dts  Ge- 
setzes von  1887  zur  Regelung  der  Kohlengruben  (Goal  Mines  liogulatiou 
Act  i  l887),  Amendment  Act,  1903)  zitiert  werden. 

2.  An  Act  to  mako  b  e  1 1  r «  r  provision  for  regulating  the 
Employment  of  Children.     i4th  August  19  03. 

Gesetz  vom  14.  August  1908  zur  besseren  Begelnng  der  Kinder- 
arbeit. 

1.  Jede  Lokalbehtfrde  hat  das  Recht,  ErgftnBungsbestimmnngen  zu 

erlassen, 

1)  welche  für  Kinder  im  nllL'emeinen,  rdnr  f'fir  Knaben  und  Mädchen 
gesondf'rt hinsichtlich  jeder  oder  einer  bestimmten  Beschäftigung  vor- 
schreiben : 

a)  das  Alter,  bis  su  welchem  die  Beschäftigung  verboten  ist; 

b)  die  Stunden,  wahrend  deren  die  Beschäftigung  vei Loten  ist: 

c  die  til>rliilje  utvI  \\ 'ichentliche  Stundenzahl,  über  die  hinaus  die 
Beschäftigung  verboten  ist ; 

2)  welche  die  Verwendung  von  Kindern  bei  einer  bestimmten  Be- 
flchlftigung  unbedingt  verbieten  oder  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
Eulassen. 

2.  Jede  Lokalbehördo  hat  das  Rocht,  ErgänzuTigsl)estimmungen  bezüg- 
lich des  Strassenhaiidels  von  Personen  unter  16  Jahren  zu  erlassen  und 
durch  diese  Ergänzungsbostimmungen :  — 

a)  den  Strassenhandel  zu  verbieten,  es  sei  denn,  dass  die  in  den  Er- 
gftnzungsbeatimmungen  vorgeschriebenen  Bedingungen  betr.  Alter,  Ge- 
flcblecht  etc.  beobachtet  werden  oder  den  Betreffenden  eine  Handelskon- 
zession von  der  LokaUtchfirdo  erteilt  wriiileri  ist; 

b)  die  Beduigungon  festsetzen,  unter  denen  diese  Konzessionen  ge- 
währt, zeitweilig  eingestellt  oder  gänzlich  zurückgenommen  werden  können ; 

c)  die  Tage  nnd  Stunden,  w&hrend  welcher  und  die  Orte,  an  denen 
Strassenhandel  dieser  Art  Ik  trieben  worden  darf,  zu  bestimmen; 

d)  das  Tragen  von  Abzeichen  seitens  solcher  H&ndler  zu  verlangen; 
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e)  das  Verhalten  8olclier  Strassenhändler  im  allgeuieiDeu  SU  regeln. 
Hiorbei  aind  lolgcuUe  Gcsiiciit^puiikto  zu  beobachten: 

1)  Die  Gewfthmiig  einer  Konzession  oder  Handelsberechtiguiig  darf 
nicht  von  Gründen  der  Annut  ' >  ^  r  eines  aUgemein  schlocliteii  Gharakten 
des  «laruni  Einkonimcnden  abliftn^if;;  gemacht  werden. 

*_')  Lokalbehörden  .solIe)i  bei  allP<illigem  Erlass  von  ErpUirunjrs- 
bet^tiuunungon  bebondeiä  beachten,  da^ä  eti  erwüu;t$cbt  wäre,  wenn  dei-  Be- 
schäftigung von  Mftdchen  unter  16  Jahren  im  Straieeiihandel  und  an 
öffentlichen  Plfttzen  vorgebeugt  würde. 

3.  ]  )  Kein  Kind  darf  zwischen  0  Tlir  abends  und  6  Uhr  moryeiis 
besdiäft IL' t  uc-rdoii:  die  liokalbehördo  liat  jed.ich  das  Kerht,  durch  Er- 
gaii/  ni^^-bu^Liuiuiungen  diese  Arbeitszeit  im  allgemeinen  oder  für  eine  be- 
stimm t»?  Be.schäftigiuig  abzuändern, 

2)  Kein  Kind  unter  11  Jahren  darf  beim  Strassenhandel  beschäftigt 
werden. 

8)  Kein  Kind,  das  gemäss  dem  Factnry  and  Workshop  Act,  lUid, 
nach  dem  Ilalbzcitss  stem  beschäftigt  wird,  dai'f  zu  einer  anderen  Beschäf- 
tigung verwendet  werden. 

4)  Kein  Kind  darf  zum  Heben,  Tragen  oder  Bewegen  von  Lastea, 

die  ihm  schaden  könnton,  verwendet  worden. 

5)  Kein  Kind  darf  bei  einer  Arbeit,  die  sein  Leben,  seinen  KDqjtr, 
seine  (TPsuTidhrit  oder  Erziehung  schädigen  könnte,  bcscliflftigt  wenleu. 
Auf  die  körperliche  Beschaffenheit  eines  Kindes  muss  Kücksicht  geuommeii 
werden. 

6)  Sendet  eine  Lokalbehörde  dem  Arbeitgeber  eines  Kindes  die  Be- 
scheinigung eines  registrierten  Arztes  ein,  nach  der  das  Heben^  Tragen 
oder  Bewofren  eines  beistimmten  Gewifli!(  -  dns  Kind  zu  schädigen,  oder 
eine  bestmuiite  Beschäftigung  das  Leben,  don  Ivörpei ,  die  ( iosundheit  oder 
Einziehung  des  Kindes  zu  geföhrden  vennag,  so  gilt  diese  Bescheinig ui.g 
im  Falle  einer  gegen  den  Arbeitgeber  wegen  Beschäftigung  des  Kind«« 
erhobenen  Klage  als  Beweismittel. 

4.  1)  EiTin  anf  Grund  dieses  Gesetzes'  orlaspene  ErgJ^nzun^^sbestiiiinri^ig 
bedarf  zu  ihrer  ^^'it  ksamkeit  der  BestiU  ii^nmi:  durch  den  »Staat.Sf?«  kret i  r. 
Diese  Bestätigung  duii  frühestens  80  Tage  nach  Veröffeutlichiing  der  Er- 
g&nsmngsbestimmung  durch  die  LokalbehGrde  in  der  vom  StaatssekretRr 
dui'ch  allgemeine  oder  Spezialvorschrift  vorgeschriebenen  Form  erfolgen. 

2)  Vor  Bestätigung  einer  Ergänzungsbestimmung  soll  der  Staats- 
sekretär etwaige  Einwände  in  Erwägnn«r  ziehen,  die  bei  ihm  von  Personen 
eingebracht  werden,  die  durch  die  betr.  Bestimmung  betroiien  werden  vdor 
betroffen  werden  könnten. 

3)  Der  Staatssekretär  kann  vor  Bestätigung  einer  Ergänsungsbestiin- 
mnng  som  Iii  hinsichtlich  ihrer  als  der  dagegen  erhobenen  Binwenduogoa 
eine  nrtlii  lie  l'ntersuchung  anordnen.  Die  Person,  welche  eine  'solche 
Untersucining  vornimmt,  soll  eine  vom  Staatssekretär  zu  bemesseuue  Ent- 
schädigung erhalten;  diese  sowie  die  Kosleu  der  Untersuchung  lalleu  zu 
Lasten  der  LokalbehSrde,  die  die  Ergänzungsbestimmnng  erlftsst. 

4)  Auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassene  Ergänzungsbestinnnun'ren 
können  sieh  auf  das  Ganze  oder  einen  Teil  des  der  Lokalbehürde  unter- 
stellten  Gebietes  beziehen. 

5)  \'ou  einem  Grafschaft^rat  ^^county  councilj  erlassene  ErgäniiUDg-*- 
bestinunungen  sollen  für  eine  Stadtgemeinde  (borough)  oder  einsn  Stadt- 
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distrikt  (iirban  district  ,  deeflon  Rat  eine  Lokalbehörde  im  Sinne  dieees 

Gesetzes  bildet,  keine  Kraft  beeitasen. 

»Vi  Ergänzungsbestimmungen  auf  (rrand  des  7'rr'\  iMition  t»i  Crnelty  to 
thiidren  Act,  18l»4,  sollen  von  derselben  ßebunie  eiksj^en  und  auf  die- 
selbe Weihe  bestätigt  werden  wie  Ergänzungsbcötimmuugeu  auf  Grund 
dieses  Gesetzes. 

5.  1)  Jeder,  der  ein  Kind  oder  eine  Person  unter  16  Jabren  den 

Bestimmungen  diese«  Gesetzes  oder  den  auf  Grund  dessen  erlassenen  Er- 
ganzungsbestinimuugen  zuwider  beschäftigt,  soll  nach  der  Uebertiihrung 
im  Smmuai  vcrfabreu  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  40  sh.  und  im  zweiten 
oder  wiederholten  Falle  bis  zu  5  £  bestraft  werden. 

2)  Eltern  oder  Vormünder  von  Kindern  oder  Pei-sonen  unter  16  Jahren, 
die  durch  absichtliche  Nichtbeobachtung  oder  Vernachlässigung  der  not- 
wendigen Sorgfalt  7\\m  Begehen  der  angeftihrfen  Zuwiderhandlung  Vor- 
Bchnh  leisten,  verlailou  nach  der  Ueberführung  im  Summarverfahren  der 
gleichen  Strafe. 

8)  Wenn  eine  Person  unter  16  Jahren  den  auf  Grand  dieses  GesetKes 

für  den  Strassenhandel  erlassenen  Ergänxungsbestimmangen  zuwiderhandelt, 
HO  verfällt  5?ie  nnrh  der  Ueberfiilniing  im  Summarverfahren  ein^^r  Strafe 
bis  zu  2U  sh.  und  wird,  je  nachdem  sie  ein  Kind  (»der  ein  Erwachsener 
ist,  in  eine  Zwangserziehuug.sanstalt  (Industrial  School)  geschickt  oder  mit 
einer  Geldstrafe  bis  zu  5  £  bestraft. 

4)  Statt  ein  Kind  auf  Grund  dieses  Paragraphen  in  eine  Zwangs- 
erziehungsanstalt  zu  schicken,  kann  im  Sunimar%  »  i fahren  atis  dt  i  r)hhut 
und  Aufsicht  einer  Person  in  die  einer  geeigneteren  Übergebcju  werden, 
die  bereit  ist,  diese  Ubhut  bis  zum  Altersjahr  des  Kindes  zu  über- 
nehmen. Die  Bestimmungen  der  §§  7  nnd  8  des  Prevention  of  Craelty 
to  Ghildren  Act,  1894,  sollen  mit  den  notwendigen  Modifikationen  anf 
jede  aui'  Grund  dieses  Absatzes  getroffene  Anordnung  hinsichtlich  eines 
Kindes  in  Anwendung  kommen. 

6.  1)  Wird  ein  Kind  von  einem  GesrliHff sführer  oder  Arbeiter  des 
Unternehmers  entgegen  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  beschäftigt,  so 
soll  dieser  Gesch&ftefdhrer  oder  Arbeiter  strafbar  sein,  als  ob  er  der 
Üntemehmer  selbst  wftre. 

2)  Wird  ein  Kind  entgegen  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  be- 
prhsftif^t  infolge  A^irlf^L'un^'  eii^es  laischen  ndrr  !^of:\!pf  hten  Zeugnisses 
durch  die  i^ltern  oder  mit  (ieren  Wissen,  oder  udoige  falscher  Vorspiegelungen 
der  Eltern,  die  ein  Alter  des  Kindes  angeben,  zu  dem  dessen  Beschäftigung 
nicht  im  Widersprach  mit  den  Bestimmungen  dieses  6e»etze8  st&nde,  so 
seUon  «liese  Eltern  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  40  sh.  bestraft  werden. 

3)  Ein  UnteiTiehmer,  der  einer  Zuwiderhandluni:  Liegen  die  Bestimm  im  freu 
dieses  Gesetzes  angeklagt  ist,  ist  berechtigt,  nach  golnhiger  Anzeige  eine 
andere  Person,  die  er  für  den  Schuldigen  hält,  zu  der  für  die  Verhan<i- 
lungm  festgesetzten  Zeit  vor  den  Gerichtshof  laden  zu  lassen.  Ist  die 
Zuwiderhandlung  bewiesen,  der  Gerichtshof  überzeugt,  dass  der  Unternehmer 
die  nötige  Sorgfalt  zur  Inn«-hHltung  der  Best innuiuigen  dieses  (4eset/.es 
berjhar-htet  hat  und  dif  nn  )  -rc  T^orson  ohne  Wissen,  Zi?  ♦^iinniniig  oder 
stillschweigende  Gutheissung  des  Unternehmers  die  Zuwiderhandlung  be- 
gangen, so  soll  die  andere  Person  im  summarischen  Verfahren  für  schuldig 
erklftrt  werden,  der  Unternehmer  aber  vollständig  straffrei  ausgehen. 

4)  Ist  ein  Inspektor  oder  anderer  mit  der  Durchführung  diet^es  Gesetzes 
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beaiittragter  Beamter  bei  der  Entdeckung  der  Zuwidorhamlluni:  dav  über- 
zeugt, dasä  der  Unternehmer  die  gehörige  Sorgfalt  zur  Innehaltung  der 
Bestimmnngen  dieses  Gesetzes  beobachtet  bat,  welche  Person  die  Zuwider- 
handlang  begangen,  nnd  dasa  die  Zuwiderhandlnng  ohne  Wissen,  Znstim- 
mung  oder  stillschweigende  Ontheissiiiig  des  Unternehmers  und  gegen 
dpsspn  Anordnun}?  bec^angen  wurdo,  soll  der  In>^ppkt(.r  oder  Beamte 
die  I'er.sou,  die  er  für  dfu  Schuldigen  hält,  gerichtlich  belangen,  olme 
zuerst  gegen  den  Unternehmer  vorzugehen. 

7.  Für  summarische  Verfahren  bei  Zuwiderhandlungen  nnd  Strafen  anl 
Grund  dieses  Gesetzes  und  allfklli^or  Ergän%un<j^sbestimmungen  muss  die 
Anzeige  binnen  H  Monaten  nnrli  d*  iii  Begehen  dei  Znwiderhandlnnp:  erfolgen. 

8.  Glaul)t,  ein  Friedensrichter  auf  die  Kla^c  eines  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  haudelndeu  Beamten  der  Lokalbehörde  hin  (jrrund  zur  Annahme 
ZU  haben,  dass  irgendwo,  sei  es  in  einem  geschlossenen  Räume  oder 
ausserhalb  eines  solchen,  ein  Kind  entgegen  den  Bestimmungen  dieies 
Gesetzes  beschäftigt  werde,  so  kann  er  durch  einen  von  ihm  unter- 
zeichneten Befehl  einen  Beamten  der  Lokalbehörde  zum  Besuch  eines 
»olchen  Ortes  zu  angebrachter  Tageszeit  binnen  48  Stunden  vom  Datum 
des  Befehls  ab  aar  Untersuchung  dieses  Ortes  nnd  jeder  Person  enaftch- 
tigen,  die  mit  der  BeschftftiguDg  eines  Kindes  etwas  zu  tun  hat 

Jede  Person,  die  einem  Beamten,  der  durch  einen  auf  Grund  diefe>- 
Pfira<,'rn])hen  ans^esf eilten  Befehl  ermächtigt  ist,  den  Zutrift  ver\rpii:ni 
im!.  1  ihn  an  der  Ausübunjr  seiner  Pflicljt  bindert,  snll  fi\r  jede  Zuw»<ier- 
haudiuiig  nach  ilei  Ueberführung  im  Summarverfahren  mit  einer  Geld- 
strafe bis  zu  20      bestraft  werden. 

\K  Auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassene  Ergänzungsbestimmnngen  finden 
keine  Anwendung  auf  Kinder  über  12  Jahre,  soweit  diese  gemäß  dem 
Factory  and  Workhop  Act,  1901,  oder  dem  Metalliferous  Mines  Regulation 
Act,  1h72,  oder  dem  Goal  Mines  Regulation  Act,  1887  boachäftigt  werden 
und  soweit  es  sieh  um  die  darunterfallende  Verwendung  handelt;  bei 
Anwendung  des  §  3  auf  Kinder,  die  gemäss  diesen  Gesetzen  beschäftigt 
werden,  treten  die  auf  Grund  dieser  Gesetze  ernannten  Inspektores  a» 
Stelle  der  Lokalbehörde. 

10.  Keine  Bestimmung  dieses  Gesetzes  oder  einer  auf  Grund  de*>eii 
erlassenen  Ergänzungsbestimmnng  findet  Anwendung  auf  die  Ausübang 
von  Handarbeiten  durch  Kinder,  die  durch  gerichtlidien  Befehl  in  einer 
konzessionierten  Zwan^serziehungsanstalt  oder  einem  Besserungshause  (Re- 
f'^rTnatnr\  Scli  nd  )  beschäftiLTt  werden  oder  auf  Kinder,  die  in  irgend  einsr 
bchuie  in  Haiidarheiit n  imtt'iwiesen  werden. 

11.  §  3  des  VvtisvAituni  of  Crnelty   to  Children  Act,    1894  (das  die 
Be!rchäiti<,aaig  von  Kindern  in.  ötfentlichen  Schausteilungen  regelt)  findet 
Anwendung,  wie  wenn  er  in  diesem  Gesetz  wieder  erlassen  wäre. 
soll  jedoch  : 

I  i  Keine  auf  Grund  dieses  §  3  ausgestellte  Konzession  einem  Kind 

unter  10  Jahren  erteilt  werden;  und 

2;  jeder  mit  der  Ausfüllung  dieses  Gesetzes  beauftragte  Inspektor 
oder  andere  Beamte  die  Kompetenzen  eines  auf  Grund  dieses  §  3  b0> 
sTollton  Fabrik-  und  WerkKtätteninspektors  innehaben  und  ausüben  nad 

der  Paragraph  deiiigemilss  Anwendung'  finden. 

12.  Ausi^aben,    die   einer  Lokalbelnirde   in  Knirlaud   und  Wa!'^'* 
der  Durchführung  dieses  Gesetzes  und  auf  Urund  doaseu  erlassener  Er- 
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gänzimgsbeatimmungen  erwachsen,  sollen,  wenn  es  «ich  um  eino  Grafschaft 
handelt,  aus  dem  Grafschaftsfonds,  bei  einer  Stadtgemeinde  aus  deren 
Fonds  odor  Steuern  bestritten  worden.  Handelt  es  sich  um  einen  anderen 
StaUTdistrikt,  so  sind  die  genannten  Ausgaben  aus  irgend  welchen  zur 
DurcbAthrung  der  Pablic  Health  Acts  za  verwendenden  Fonde  oder  Stenern 
2U  bestreiten.  Doch  darf  kein  Grafschaftarat  seiner  aus  diesem  Geseta 
erwachsenden  Ausgaben  wegen  irgend  r  ii  "^umme  in  einer  Stadtgemeinde 
odor  pmem  Stadrdistiikt  erheben,  dessen  Üat  eine  Lokalbehörde  im  Sinne 
dieses  Gesetzes  bildtii. 

13.  Im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilt  als  „Kind"  (child)  eine  Person 
onter  14  Jahren,  als  „Vormund"  (gaardian)  jede  Person,  die  verpflichtet 
ist,  ein  Kind  zu  beaufsichtigen  oder  es  faktisch  unter  Obhut  hat.  Die 
AT-^'drficlce  ..beschriftiiren"  (employ)  und  ,,Beschäfti^inip;''  f'oniploN'ment) 
bedeuten  jede  Beschäftigung  in  einem  Gewerbe  oder  in  gewinnbringender 
Absicht,  ob  nun  der  Lohn  dem  Kinde  oder  einer  anderen  Person  gehört. 
Der  Ausdruck  „Lokalbehdrde"  (local  authority)  bedeutet  fhr  die  City  von 
London  den  Bürgermeister,  die  Aldermen  und  die  Stadtvorordneten  als 
Plenum  für  eine  Stadtui  mt  inde  (borough)  von  über  U)CXX)  Einwohnern  nach 
dfr  V'-^lksznhlunL'  von  11»'  deren  Kat(borough  Council  i  und  für  einen  anderen 
Ötadtdistrikt  uirban  district)  von  über  2(HX)l)  Einwohnern  nach  der  Volks- 
sfthlung  von  1901  den  Distriktsrat  (district  coqdoü)  und  in  allen  anderen 
Pftllen  den  Grafschaftsrat  (county  cotmcil).  Der  Ausdruck  „Strassenhandel** 
(street  trading)  umfasst  das  Feilbieteu  von  Zeitungen,  Streichhölzern, 
Bhimen  und  anderen  Gegenständen,  das  gewerbsinassioe  Spioloii,  Sinken 
und  Schaustellen,  das  Schuhreiniiren  und  jede  ähnliche  Beschäftigung  in 
Strassen  und  an  öffentlichen  Plätzen. 

14.  Bei  Anwendung  dieses  GesetzoB  auf  Schottland 

1 1  ist  ^Staatsßckrotar''  (S(x^rr•t.■^n'  of  State)  durch  den  «Sekretftr  für  Schottland* 
(SciTotarv  of  Scotland/  zu  ersotz^-ii ; 

2)  ist  ^GerichtHhof  mit  summarischem  Verfahren*^  (Court  of  Sununsiy  Juns» 
diction)  durch  dessen  „Stellvertreter"'  (Sheriff  or  Sheriff  Substitute)  zu  ersetzen; 

3)  »oll  jede  auf  Grund  dieses  Gesetze«  erkannte  Busse  oder  Strafe  in  Arrest  im 
Sinne  der  Sumranry  Jurisdiction  Acts  verwandelt  werden; 

4)  ist  unter  «Lokalbedorde*'  (Local  Authority)  in  den  §§  1  und  3  die  Vollcs- 
schnlb^drde  (School  Board)  zu  vent^en,  im  §  2  diwei  Gesetzes,  fiilb  es  sich  um 
eine  königlicbo  Wahlbezirks-  oder  Poli/.eistadtgenK'iiKlc,  deren  Verwaltung;  nach  der 
VolkiKzählang  von  1901  iunerhalb  ihrer  Grenzen  7000  oder  mehr  Eiovrohoer  untenttellt 
sind,  oder  um  die  Htadtgemeinde  Coatbrid^  handelt,  der  Stadtrat  und  in  anderen 
Fällen  der  Grafschaftsrat.  Alle  StadtL'fineinden  ausser  d<  n  o\m\  bestiniiiitm  worden 
bei  Anwendung  des  §  2  als  Teile  der  Grafschaft,  in  der  eie  liegco,  betrachtet.  Hierbei 
ist  anndräcklidi  zu  bemerken,  daas  im  §  8  des  Local  Government  (^otland)  Act, 
IS^^Ti.  der  Auadruck  „wrifer  unten  erwähnte  Zwecke'*  (purposea  herein  —  after 
nitntiuried)  die  Zwecke  diestt«  iiesctzcs  mit  einschliesst; 

r>)  keine  Bestimmung  diese»  Gesetzes  soll  die  Kompetenz  der  VolkeschulbehÖrde, 
Ausnahmen  für  bestimmte,  in  ;5  7  AIh.  ?,  df>?*  Education  (Öcntland)  Act,  187S,  vorge- 
sehene Beschäftigungen  zu  gewähren,  beeinflussen.  Der  Ausdruck  -dieses  Gesetz" 
l^this  Act)  soll  im  genannten  Paragraphen  den  Employment  of  Childien  Act,  1908, 
inbegreifen ; 

<J)  Ergänzungsbestimmuiigeu  tlüriea  durch  einen  liat  auf  Grund  dieses  Ge'ietzes 
nicht  vor  Ablauf  eines  Monats  erlassen  werden,  nachdem  sie  dem  Bokretär  jeder 
Volksschulbehönle  der  Kirchspiele,  »Stadtgemeinden  oder  Distrikte,  die  ganz  oder  teil- 
weise im  Bereich  eines  für  dieses  Gesetz  massgebenden  Ratee  liegen,  mitgeteilt  worden 
sind.  Der  betr.  Rat  hat  Bemerkungen,  dif  ihm  innerhalb  4  Wochen  von  einer  Volkd- 
achalbdlörde  sogehen,  gehörig  in  Erwägung  zu  ziehen; 

7)  keine  Beotimninng  dieaeB  Geeeties  gestattet,  ein  Kind  entgegen  §  6  des  Edu- 
CAtion  (S(  otland)  Act,  1878,  oder  §  2  des  Education  (Scotland)  Act,  1901,  au  be- 
ächäftigeu ; 

8)  §  270  des  Boigh  Folke  (Scotland)  Act,  1892,  wird  hMnreh  aufgehoben. 
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15.  Ausgaben,  die  den  liok&lbehönlcn  in  öchottlaiid  aus  der  Duruhfrihrung 
dieses  Gesetzes*  uiul  auf  ürumi  dessen  ^latiscoer  Ergjinz.ung»lics«tiuiti*ungen  erwaelwen, 
sollen,  wcuii  die  Lokalbchürde  eiu  Graftichiiftarat  ist«  aus  den  Erträgen  der  innerhalb 
der  Grafflfhaft  oler  eines  Distrikten  derselben  erhobenen  direkten  Stonorn  7iir  Durch- 
führung der  Public  Health  Act«  beetritt«n  werden.  l>och  soll  jeile  königliciie  Walil- 
bezirk«-  oder  Polizetstadt^remeinde,  die  gemÜH^  der  Volkszählung  von  l§Qi  em  Be- 
völkerung von  weniger  aln  7U>J  Menschen  hat,  einen  ihrer  Veranechlagunj?  zur  staat- 
liehen  Stcucrleislung  entsprechenden  Bi'trag  dem  Graf.Hchaflsrat  aus  den  K,rträgcn  der 
in  der  Stadtgemeinde  erhobenen  direkti-n  St<?uern  zur  Durchfiihruni:  d*  r  riiltlic  Health 
Acte  anf  eine  Aulforderung  hin  besabJea»  die  dem  Stadtrat  der  betr.  ätadtgemeiode 
spStentens  im  Oktober  jeden  Jahres  zu  fibereenden  ist.  Tet  die  betr.  Lokalbdiflrde 
ein  Stadtrat,  so  sollen  die  genannten  Ausgaben  aus  den  Erträgen  zur  Durchführung 
der  Public  Health  Acts,  ist  sie  eine  Voiksschulbebürde,  aus  der  ächalsteaer  besthtteo 
werden. 

10,  Bei  Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  Irland 

1)  ist  ^8taÄisr*ekretär"  (Öccretiiry  of  State)  durch  Lordlicutnaat  »a  ersetzen; 

2)  bedeutet  der  Ausdruck  ^ Lokal behörde**  (Local  Authority),  wenn  ea  sidi  od 

einen  Stadtdiistrikt  mit  einer  Bevölkerung  von  Ober  W0()  Einwohntrn  geiuilst«  der 
Volkszahlung  von  1901  handelt,  den  Distriktsrat,  in  allen  anderen  Fullen  den  Grsf' 
eohaftsrat ; 

:>(  Klaircn  wo^^cn  Uebcrtretunir  dit-f?;  GtM  tzes  können  von  je<lcm  Beamten  der 
Lokaibehönie  oder  in  dessem  Namen  oder  einem  Beamten  des  Organs  zur  Leber- 
wachuDg  des  8chalbesoches  ^6cliool  Attendaoce  Committee)  oder  einem  SchntimtDii 
aogestrengt  werden; 

4)  Ausgaben,  die  einer  Lokalbehorde  aus  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  er- 
wncfasMi,  sollt  n,  wenn  es  sich  um  den  Bat  einer  Grafschaftsgemeinde  (Connty  borougb) 
0(ler  einen  Distriktsrat  handelt,  aus  irgendwelchen,  zur  Durchführung^  tles  Public 
Health  (Ireland)  Act,  1878,  zu  verwendenden  Fonds  oder  Steuern  bestritten  werden. 
Handelt  es  »ich  um  einen  Grafschaftsrat,  so  werden  die  genannten  Ausgaben  au*  dem 
Grafschaftatonds  besahlt.  in  diesem  Falle  kann  der  hie^r  nötige  Betrag  vennittcitt 
der  Armen^teuer  gleichmiesig  ans  der  Gmfocliall  in  aolchem  Umnuaee  erhoben  wenUa, 
da.-s  It'di^dich  nur  die  stiidtischen  Distrikte  nicht  darunter  faUen»  deraa  Bäte  Lokal* 
behördcn  im  biuuc  dice«  Gesetzes  bilden. 

17.  Dieses  Gesetz,  tritt  am  1.  Januai*  1*J04  in  Kraft. 

18.  Dieses  Gesetz  ist  als  KinderbeschftftigungsgeBets  von  191^3 
(Employment  of  Childran  Act,  1903)  cn  eitleren. 

3.  Aut  Act  to  amond  tho  Law  roiating  to  the  Housiug  oi 
the  Working  CiasBea.    14th  August  1903. 

OMetB  Tom  14.  Angiiat  1808  mar  Abftndenmg  des  CtaMtaM  iMtr. 

Arbelterwohnangen. 

1.  1/  Das  Maxinnnn  rier  Zf^itrlauer,  bis  zu  der  r-iup,  Lokalbobördc 
Geld  zur  Duichfiilu-uug  des  Housing  of  tho  Working  Classoö  Act,  l'^'^ 
(dos  in  diesem  Gesetz  als  „Hauptgosetz*'^  beseichnet  ist)  oder  dasn 
gangener  Ab&ndemngsgesetze  entleihen  darf,  soll  60  Jahre  betragen.  An 
Si. die  solcher  üO  Jahre  treten  im  §  234  des  Public  Health  Act,  iS^t 
bU  Jahio. 

2)  Geld,  das  auf  Grund  de<;  Jlauptgesetzes  oder  dazu  <  i  :j:angouer 
Abäudoruugsgesictze  .^mit  Jiliiiüclduss  dieses»  Gosetzos)  outliehen  wiux  ie  tdies» 
Gesetze  in  ihrer  Gesanitboit  werden  in  diesem  Gesetze  als  Wohnnngs- 
gosetxe  [Hönning  Acts]  bo/i  i' nii<  t  .  -  dl  in  Bezug  auf  die  gosetzliclie  Be- 
sclniiiikuD;:  von  Auleilien  durch  die  Absilt/.e  '2  und  3  des  i<  234  des  Public 
Hoiilth  Act.  l.sTö,  nicht  als  Teil  der  Schulden  der  Lokaibebürde  snge- 
sclitü  werden. 

2.  1)  f^oine  Majest&t  kann  durch  Kabinettsordre  (Order  in  Council; 
dem  Lokalvcrwaltungsamt  (Local  Government  Board)  Kompetenzen  und 
rtiiclitcii.  die  dorn  Sta:»?  -^^kiotar  (Secretary  of  siate)  durch  die  Woh- 
nungsgesetze  oder  auf  Giuud  deren  erlassener  Pläne  und  Kompetenzen, 
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die  ihm  dtirdi  ein  Lokal^esets  übertragen  wurden  und  Arbeiterwobnungen 
betreffen,  erteileu.    Also  zuortoihe  Kompetoiixen  und  Pflichten  werden 

Kompetenzen  und  Pflicliteu  des  Lokalverwaltungsanites. 

*i  ij  11  de^  Rrard  of  Agricultnre  Art,  188*J,  fintJft  auf  die  in  fJin-cra 
Paragraphen  übertragenen  Kouipetenzeu  und  Pilicliten  in  gleicher  \\  ej.se 
Anwendung  wie  auf  die  in  jenem  Oesetze  übertragenen  Kompetenzen  und 
Pflichten.  Es  soll  jedoch  das  LandwirtschaftHministerium  (Board  of  Agri- 
ciiltiirei  durch  das  Lokalverwaltun^sanit  (Local  Government  B  ^ird)  und 
das  Datum  der  Erriclituug  los  Landwirtscri.iff  -  ininistorlums  durch  das  der 
Uebeitragung  auf  Grund  dieses  Paragraphen  ei>eti5t  werden, 

3)  Wo  uui"  Grund  der  nach  Genehmigung  dieses  Gesetzes  übortiagcnci; 
Kompetenzen  durch  ein  Lokalgesets  (Local  Act)  oder  einen  Zwischen- 
erhiss  (Provisional  Order)  o«ler  einen  Erlass  mit  Ge:»etze8kralt  (Or<!or 
having  tli»'  eifect  of  im  Act;  Land  durch  Zwangsentäusserung  oder  iVei- 
willig  durch  eine  Behörde,  (lesellsthaft  ndfr  Person  erworben  wird,  oder 
wo  nach  Genehmigung  dieses  (roset/es  Land  aui  Grund  eines  Gesetzes 
(keines .  Wobnuiigsgesetzes;  zwangsweise  erworben  wird,  finden  die  Be> 
Stimmungen  der  Anlage  dieses  Gesetzes  auf  die  Beschaffung  von  Arbeiter- 
wohnimgen  Anwendung, 

4.  1)  Wenn  die  genelimigonde  Behörde  auf"  einen  Bericht  hin,  der 
auf  eino  von  ihr  auf  Gmui!  des  sij  10  des  Hauptgesetzes  angeordnete 
Unteisuclaing  erstattet  wurde,  der  Ansicht  ist,  dass  ein  Plan  zur  Ver- 
besserung des  untersuchten  Areals  oder  eines  Teiles  desselben  h&tte  ge- 
macht werden  sollen,  so  kann  sie  die  Lokalbehörde  zur  Anferügung  eines 
solchen  Planes  gemas.s  Abschnitt  I  oder  II  des  Hauptgesetzes  veranlassen 
tuul  ihr  ]u'<{V'}iloti,  alle  ^i  ihüs-  d.-ii  Wolmniiirsfrespt/pu  notwp!tdiL''PTi  Schritte 
zur  Lhircl ifi:liniiig  des  l'laucs  zu  üiiternehmen.  Ihe  lj(;kaibehürde  soll 
dann  einen  l'lan  anfertigen  oder  anfertigen  lassen,  als  ob  sie  den  in  den 
§§  4  und  39  des  Hauptgosetzes  verlangten  Besciiluss  gefasst  hatte,  je 
nach  Sachlage^  und  soll  alle  gcnuiss  den  Wohnungsgesetzen  notw^endigen 
Schritte  zur  Durclifiihrung  des  Planes  unternehmen. 

Jeder  soh-lje  Befehl  der  genehmigenden  Behörde  kann  durch  Geiichts- 
befehi  (Mandamusy  duichgesotzt  werden. 

2)  Je  12  oder  mehr  Steuerzahler  des  Distriktes  sollen  dasselbe 
Klagerecht  gemäss  §  16  des  Hauptgesetzes  haben  wie  die  12  oder  mehr 
Steueraahler,  <lie  bei  dem  in  diesem  Paragraphen  erw&hnten  Sanitats* 
beamten  Klage  eingelegt  haben, 

5.  1)  §  7  des  Hauptgesetzes  soll  in  der  Weise  Anwendung  linden, 
als  ob  die  Worte  „in  den  Monaten  September,  Oktober  oder  November*' 
im  Absatz  a  weggelassen  und  im  Absatz  b  die  Worte  „während  der 
30  Tage,  die  auf  das  Datum  der  letzten  Bekanntmachung  der  Anzeige 
folfjPH",  dnrrh  ^lie  Worte  während  des  Monnt-.  der  auf  den  Datum  der 
letzten  ßekainitinafhnng  der  Anzeige  folgf",  erstttzt  wären. 

2)  Der  Belehl  einer  genehmigenden  Behörde  gemäss  Abs.  4  des  §  H 
des  Hauptgesetzea  soll  ungeachtet  der  Bestimmungen  dieses  §  8  ohne 
Bestätigung  des  Parlamentes  in  Kraft  treten 

a)  wenn  kein  Antrag  auf  Zwangsenteignung  von  Land  gestellt 
whd  oder 

bji  wenn,  obwohl  Autrag  auf  Zwangsenteignung  von  Land  gestellt 
wird,  die  genehmigende  Behörde  vor  Ausstellung  des  Befehls  überzeugt 
ist,  dass  eine  Anznge  des  vorgeschriebenen  Erlasses  im  Entwurf  im  Sinne 
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der Vorschriften  für  Zwiadienverfiigungen  (Abs.  5  des  citierteu  ^  ^ 
erging,  dass  der  Entwurf  in  der  London  Gazetie  veröffentlicht  wurde,  «lass 
keiiJP  Petition  <ro<_'on  den  Entwurf  bei  der  bestf\ti<rendon  Behörde  von 
Landeigeniamei  II,  <iie  2  Monate  nach  der  Veroti'entlicbniic;  und  Zustellung 
expropriiert  werden  äoUten,  eingebracht  oder,  wenn  eingebracht,  mrllck* 
gezogen  wurde. 

8)  Zur  DurcbfOhrung  des  Hanptgesetaes  soll  ein  Erlass  ein«r  ge- 
nehmigenden BehOrdei  der  auf  Grund  dieses  Paragraphen  ohne  Bestfttijning 
des  ParlaimmtH  Iti  Kraft  tritt,  dieselbe  Wirkun^r  haben  wie  die  Ge- 
nehmigung der  \  ertugung  durch  parlamentarisches  Gesotz.  Wo  im  »5  ^ 
des  Hauptgeaetzes  auf  ©ine  Zwischenverfugung  Bezug  genommen  wird, 
soll  sich  dies  auch  auf  Verfügungen  beziehen,  die  ohne  Genehmigung  dm 
Parlaments  in  Kraft  treten. 

6.  Ij  "Wenn  gegen  einen  Ek'lass  auf  Grund  des  Abs.  4  dos  §8  "der 
auf  Gruii'l  dos  §  39  des  H;iu]itirosotzes,  der,  wenn  keine  iV-rition  gej^eu 
ihn  eingebracht  wurde,  "Ime  Parlamentsbestfttigiing  in  Kraft  träre,  petitio- 
niert wird,  so  kann,  je  nach  Sachlage,  die  genehmigende  Behörde  oder 
das  Lokalyerwaltangsamt,  sofern  sie  es  fhr  tunlich  erachtet,  auf  Ansucben 
der  Lokalbehörde  den  Plan  abändern,  auf  den  der  Erlass  Bezug  niouDt, 
um  dadurch  den  Einwänden  der  Petitionsstolle  entgegen  zu  k  nnnen.  Pi« 
betr.  Behörde  knnn  dann  den  Krlasj?  zth*  Genehmigung  des  ursprim^.Wi<'ij' " 
Planes  zurtickziehen  und  durch  einen  Krlas«o  zur  Genehmigung  dcb  ahge- 
Anderten  Planes  ersetsen. 

2)  Dasselbe  Verfahren,  betr.  Veröffentlichung  und  Anzeige,  wiid  be- 
folgt und  dieselben  Bestinunungen,  betr.  die  Einbringung  von  Petiti'»»*'« 
und  die  Wirksamkeit  des  Erlasses,  dio  auf  den  Erlass  zur  Genehiiii;r'inir 
<les  urspi  Mii^j-ürhen  Planes  aiigewaiHlt  wurden,  finden  auf  den  Erlaub  stur 
Genehmigung  des  abgeänderten  Planes  Auwendung.  Doch  5»oll  kwiia 
Petition  angenommen  oder  berücksichtigt  werden,  die  nicht  gegen  den 
ursprünglichen  Plan  eingebracht  worden  oder  die  aussdIilieBslich  Ablode- 
mniren  des  durch  den  neuen  Erlnss  irenehraigten  Planes  betriift. 

7.  Wenn  ein  Plan  7um  ^\'ip'icrau^)nn  p-eniJlss  Abschnitt  II  <1^^ 
Hauptgesetzes  angoterti;,'t  wird,  können  benachbarte  Eüikp  i rirn  iu  Ja** 
im  Plan  vorgesehene  Areal  eingeschlossen  worden,  soieru  die  Lok»I- 
behörde,  unter  deren  Leitung  der  Plan  angefertigt  wird,  dafUr  bftlt,  dass 
die  Hinzunahme  zur  Vervollständigung  des  Planes  notwendig  ist.  Diß 
Bestimmung  des  Abschnittes  IT  des  §  41,  betr.  den  Ausschluss  >  i:n  s  zu- 
scliüspiiroTi  B'^trages  für  die  Zwangsenteignung,  soll  auf  80  iixiteiug©* 
schlosseiiüö  Land  keine  Anuxinlung  finden. 

8.  1;  Wenn  nach  Ansicht  der  Lokalbehörde  ein  Wohnhaus  nicht 
einen  ftlr  menschliche  Wohnungszwecke  geeigneten  Zustand  geljraebt 
werden  kann  oder  in  einem  derartigen  Zustande  ist.  dass  seine  Be\vt>hnuiig 
sofort  aufhüren  müsste,  so  ist  es  nicht  notwendig,  dass  die  Lokalbehonle 
vor  Erlangnnir  eines  Schliessungsbefehls  dem  Ei>rentUmer  oder  Inhaber 
der  Gebäude  eine  Auflordenmg  zur  Beseitigung  des  Uebelstandes  zu- 
stellt. Ein  llichter  kann  eine  Vorladung  für  einen  Schliessungabefehl 
ausstellen  und  der  Schliessungsbefehl  kann  genehmigt  werden,  auch  veoi^ 
eine  Anzeige  vorher  nicht  zugestellt  wurde. 

2)  Das  Lokalvorwaltungsamt  kann  die  Pormularien  vorschreiben,  duitli 
die  diejenigen  in  der  vierten  Anlage  zum  Uauptgesetz  ersetzt  werdet 
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solleB.  §  32  des  Hauptgesetses  soll  so  wirken,  als  ob  er  auf  die  so  Tor- 
geechriebenen  Formnlaiien  atatt  auf  die  der  Anlage  Bezog  ndume. 

9.  Wo  der  Erlös  aus  den  in  §  34  des  Hauptgesetzes  bestimmten 
Mafprialien  nicht  hiTireiclit,  die  AusL'ahf'u  für  Abbruch  und  Be*;eitigiing 
einen  Gebäudes  zu  decken,  darf  die  Lokalbeliorde  den  mangelutien  Betra^r 
vom  Eigentümer  des  Gebäudes  im  Civilrechtswege  in  der  Weise  verlangen, 
wie  sie  dtirdi  die  Snmmary  Jurisdiction  Acts  oder  durch  die  Public 
Healtli  Acts-Ausgaben  für  private  Vorbesseroiigen  vorgesehen  ist. 

10.  Wenn  einem  im  §  3'2  rh  s  ITaupt^iPsetzes  bestimmten  RcliliossTinfrs- 
betekl  für  ein  Wohnhaus  nicht  niirhir*  kommen  wird,  darf'  von  dem  Haine 
(abgesehen  von  der  durch  jene  Bestimmung  vorgeseheneu  Stratej  unge- 
achtet des  Wertes  oder  Zinses  des  Hauses  durch  den  Eigenttimer  oder 
die  Lokalbehörde  Besitz  genommen  werden,  entweder  auf  Grund  der 
§§  138—145  des  County  Court«  Act,  1888,  oder  auf  Grund  des  Small 
Tenements  Recovery  Act,  1838,  je  nach  den  darin  vorgesehenen  FJlllen. 
In  allen  Fallen  dar!  diese  Besitznahme  durchgesetzt  werden,  als  ob  der 
Eigentümer  oder  die  LokalbehOrde  der  Hausbesitzer  wäre. 

Ausgaben,  die  einer  LokalbehGrde  aus  diesen  Paragraphen  erwachsen, 
sind  Tom  Eigentümer  dey^  Wohnhauses  im  Civihrechtsw^e  gemäss  den 
Summary  Jurisdiction  Acts  zu  ersetzen. 

11.  "Kl  impeteiizen  der  Tji ikallichörde,  auf  Ornnd  der  Wohnun<;s!nre8etze 
oder  aul  Grund  deren  angeiertigter  Pläne,  Wohnungen  oder  Logierhäuser 
ZU  beschaffen,  schliesseu  die  Kompetenz  ein,  mit  Einwilligung  des  Lokal- 
verwaltungsamtes und  auf  Wunsch  gemeinsam  auch  mit  anderen  Personen 
mit  solclien  Wohnungen  Anbauten  zu  beschaffen  und  zu  erhalten,  die  als 
J-;iden  i  der  Spielplätze  verwendet  werden  kr,iincn.  auch  andere  Gebäude 
oder  Land,  das  nach  Ansicht  des  Lokaiverwaltungsamtes  für  die  Er- 
fordernisse der  Leute,  füi-  die  die  Wohnung  oder  das  Logierhaus  herge- 
stellt wurde,  vorteilhaft  ist.  Zu  diesem  Zweck  kann  die  Lokalbehörde 
Geld  erheben  imd,  wenn  nötig,  entleihen. 

2)  Dan  Lokalverualtungsamt  kann  bei  Erteilung  einer  Zustimmung 
zur  Benehaffung  von  Land  oder  (tf^bäuden  auf  Grund  dieses  Paragraphen 
vorschreiben,  dass  mit  den  notwendigen  Abänderungen  statutarische  Vor- 
schriften Anwendung  finden,  die  auf  Land  oder  Oebftude,  die  auf  Grund 
der  durch  Gesetz  den  Lokalbehörden  tlbertragenen  Kompetenzen  beschafft 
wurden,  angewandt  werden. 

12.  J;  75  des  Hauptgesetzes  ^der  sich  auf  die  Bedinirnngen  für  Ver- 
mietung von  Arbeitei'w^ohnungen  mitbezieht»  soll  auf  Verträge,  die  nach 
der  Genehmigung  dieses  Gesetzes  abgeschlossen  werden,  trotz  irgend  welcher 
gegenseitiger  Vereinbartingen  Anwendung  finden.  Jede  soldbe  nach  der 
Genehmigung  dieses  Gesetzes  getroffene  Vereinbarung  soll  ungültig  sein. 

13.  l)  Eine  Anzeige,  die  auf  Grund  des  Abschnittes  II  des  Haupt- 
gesetzes  einem  Eigentümer  zugestellt  werden  miiss,  soll  trotz  der  Be- 
stimmungen des  §  49  des  Hauptgesetzes  als  gebührend  zugestellt  erachtet 
werden,  wenn  sie  per  Post  als  eingeschriebener  Brief  tlbersandt  und  an 
den  Eigentümer  oder  dessen  Geschäftsführer  und  seinen  üblichen  oder 
letztbekannten  Wohnort  oder  Geschäftsstelle  adressiert  wurde. 

2'i  Irgend  ein  Schrift^tflck.  anf  das  im  §  87  des  Hau|)tgesetzes  Bezug 
genommen  ist,  wird  als  der  Lokaibehorde  zugestellt  erachtet,  wenn  es  an 
diese  Behörde  oder  deren  Sekretftr  und  das  Amt  dieser  Behörde  adressiert 
und  in  einem  eingeschriebenen  Brief  per  Post  übersandt  wurde. 
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14)  Der  Rat  einer  Stadtgemeinde  Londons  kann  ,  wenn  er  dies  filr 
tiinlich  oraclitot ,  die  den  IMan  eines  Neubaus  betreifenden  Aufgaben  den 
Londoner  Grafschaftyratea  (Absatz  5  s  ij  4(j  des  Haupt gesetzes  i  bezahlen 
oder  dazu  beitiageu  und  kann  Geld  entleiben,  dessen  er  auf  Grund  de^i  Ab- 
sateea  2  des  geKUumten  Paragrapben  bedarf.  £«in  in  Absatz  6  vorgesehen«: 
Erlass  ist  nur  bei  Meinungsverschiedenheit  sswischen  dem  Orafsdtafrsntt 
und  dem  .Stadt<^omoiuderat  notwendig. 

15.  Zur  r^ini  bfülirung  der  Bestinnnungen  dieses  Gesetzes  «rll  die  im 
§  27  des  Metropolitan  Board  of  W  orks  (loans)  Act,  vorgeschnebeue 
Maximaldauer  von  60  Jahren,  hiss  zu  der  Geld  entliehen  werden  darf, 
durch  80  Jahre  ersetzt  werden.  2  £  vom  Hundert  im  §  190  des 
Metropolis  Management  Act,  1866,  sollen  durch  die  Summe  t  raetzt  werden, 
die  hinroiclit,  samt  den  Zinso.szinsoii  das  ( iitli.^bene  G''l<i  innerhalb  der 
betr.  SO  Jahre  nicht  übersteigend«  ii  IV  ri  »  ie  gemäi$s  Genehmigung  durch 
den  Londoner  Gratäcbattsiat  zurückzuzahlen. 

16.  Der  Staatssekretär  soll  an  Stelle  des  LokalverwaltungsamiM 
treten,  wenn  die  Bestimmungen  der  Anlage  zu  diesem  Gesetz  und  der 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  welche  die  Zustimmung  des  Lokah«  i  v,  J- 
tungsamtes  zur  Ansfihting  hinzugetügter  Kompetenzen  erfordeni,  die  oiner 
Lokalbohörde  durch  dieses  Gesetz  in  Bezug  aut  die  Vorsorge  ttir  Woh- 
nungen oder  Logierhftnser  übertragen  wurden,  auf  die  administrative  Graf- 
schaft London  Anwendung  finden,  und  bis  die  durch  die  genannten  Be> 
Stimmungen  dem  Staatssekretär  übertragenen  Kompetenzen  auf  das  Lokal- 
verwaltungsfinit  übertragen  find. 

17.  1/  LUesea  Gesetz  soll  als  Arbeiterwohnungsgesetz  von  1!M^3 
(Housing  oJ*  tlie  Working  Claiises  Act,  19()3)  bezeichnet  werden.  Die 
Arbeiterwohnungsgesetze  von  1890 — 1900  und  dieses  Gesetz  sollen  zu- 
sammeu  als  die  Arbeiterwohnungsgesetze  von  IMIK) — 1903  (Housing  of 
the  Working  Cla.sses  Acts,  IHJM)  to  1!M)3/  bo/'  i'  lmet  werden. 

2)  Dieses  Gesetz  hudet  keine  Auwendung  aui'  iSchottlaad  und  Irland. 
Anlage, 

l)  Haben  die  Unternehmer  in  der  administrativen  Gra£^att  von 
London,  in  irgend  einer  Stadt  gemeinde  (borough)  oder  einon  Stadtdistrikt 
(urban  district  i  oder  in  irgend  i  in«  ni  Kirch.spiel  (pari.sh)  ausserhalb  einer 
Stadtgemeinde  oder  eines  Stadtbezirks  auf  Grund  des  betr.  ermftchtigeiideD 
G»'s<  r/es  (enabling  act)  das  Recht,  Arbeiterhäuser,  nnter  deren  Bewohnern 
sich  mindestens  '60  oder  mehr  Personen  der  Arbeiterklasse  behudeu,  zu 
erwerben,  so  sollen  sie  keine  Hänser  innerhalb  einer  solchen  Grafschaft, 
einer  Stadtgemeinde  oder  eines  Stadtbezirks  oder  eines  Kirchspiels  über- 
nehmen, bis  das  Lokalverwaltungsamt  einen  auf  Grund  dieser  Anlage  ent- 
worfenen Bauplan  gemdiinigt  oder  als  überflüssig  erkl?lrt  hat.  Im  Sinne 
dieser  Anlage  soll  ein  Haus,  das  ganz  oder  teilweise  von  einer  Per.son 
der  Arbeiterklasse  bewohnt  Lst,  als  eine  Arbeiterwohnung  betrachtet  weitieo. 
Um  festzustellen,  ob  ein  Haus  eine  Arbeiterwohnung  ist  oder  nicht,  sowie 
um  die  Zahl  der  in  sohlion  Häusern  wohnenden  Personen  der  Arbeiter- 
klas><o  ?.\}  be.«»timmen,  s  ill  j  de  Beschuftignnjr  an  oder  nach  dem  15.  nä<  listen 
T>ezomber  vor  dem  lnkralttret*>n  des  betr.  Ermächtigungsgesetzes  ^enab- 
ling  acti,  oder  im  Falle  eines  auf  Grund  eines  aligcmeiueu  Gesetzes  ohne 
ermächtigenden  Befehl  expropriierten  Terrains  das  auf  Grund  dieser  An- 
lage an  das  Lokal verwalrungsamt  eingereichte  Gesudl  betreflEs  G^shmigung 
oder  Entscheidung  über  einen  Bauplan  in  Erwägung  gesogen  werden. 
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2)  Der  Baupkn  soll  Bestimmungen  entbalteQ  für  die  Behausung  so 
vieler  Personen  der  Arbeiteridasse,  als  das  Lokalyerwaltungsamt  in  An- 
betracht aller  obwaltenden  Umstände  för  nötig  hält,  aber  diese  Anzahl 
soll  die  Gesamt^nhl  der  ihrer  Wohnungen  verlustigen  Personen  der  Arbeiter- 
klasse nicht  überstoiiren. 

Bei  Ausrechnung  dieser  Zahl  soll  das  Lukah  erwaltungsamt  nicht  nur 
die  der  Arbeiterklasse  angehörigen  Personen,  welche  die  dem  Erwerbungs- 
recht  der  Unternehmer  nnterworfenen  Hftnser  bewohnen,  sondern  anch 
alle  der  Arbeiterklasse  angehörigen  Personen,  die  nach  der  Meinnng  des 

Lokalvf  i  \\  altungsamtp"<  innerhalb  der  \  oi  ljcrirolienden  5  Jahre  -wor^nn  Er- 
werltuui!;  des  Terrains  diu-ch  die  Unternehmer  ihrer  Wohnungen  verlustig 
gingen,  in  Betracht  ziohen. 

3}  Der  Bauplan  kann  Bestimmungen  enthalten: 

I.  welche  TJntmiehmer,  die  einer  Lokalbehörde  angehören  oder  solche, 
deren  Rechte  sonst  nicht  hinreichen,  ennftchtigen,  zur  Ansfilbrung  des 

Plans  Terrain  entweder  durch  Vereinbarung  zu  erwerben  oder  auf  Grund 
einer  Zwischenverfügun^r  '^provisional  order)  zn  expropriipren ; 

II.  welche  eine  Lokalbehörde  ermächtigen,  Wohnhäuser  auf  dem  von 
ihnen  anf  diese  Weise  expropriierten  oder  durch  Vereinbarung  erworbenen 
Terrain  tu  errichten,  solche  Wohnhäuser  zu  verkanfen  oder  darüber  zu 
verfügen,  das  nötige  Geld  zur  Ausführung  de«  Planes  auf  gleiche  Weise 
wie  ffir  die  Zwecke  des  Abschnittes  III  des  Hauptgesetzes  aufzutreiben 
und  die  Auwemliing  irgend  welches  durch  den  Vorkauf  <  der  die  tuidor- 
weitige  Verfügung  der  Häuser  erworbenen  Geldes  zu  regeln.  Alle  auf 
diese  Weise  erlassenen  Bestimmungen  sollen  gleich  in  Kraft  treten,  als 
ob  sie  durch  ein  Parlamentsgesetz  erlassen  wftren. 

4)  Der  Bauplan  soll  bestimmen,  dass  irgend  welches  auf  Grund  des- 

selben  erworbenes  Terrain  während  des  Zeitraums  mn  25  Jahren  nach 
Abschlirs.-miir  des  Plans  in  dem  ^fasse,  wie  es  das  L<-kalverwaltiuiL;s;iiiit 
vorschreibt,  für  Arbeiterwohnungeii  zu  veinvenden  ist.  Jede  Uebertiugung, 
Entftueserung  oder  Verpachtung  solchen  Landes  soll  mit  der  Bekannt» 
madiung  dies^  Bestimmunireu  verknüpft  werden.  Auch  kann  das  Lokal- 
veru-altiingsamt  verordTun,  das.s  irgend  welche  P>»  s1  immungen  bei  der  Ans- 
fühnniir  des  Plan?,  die  Errichtung  einer  besonderen  Art  von  Wohiüiätisern, 
sowie  irgend  welche  zu  beachtende  Bedingungen,  betr.  Ai-t  und  Weise  der 
Errichtung  der  Hftuser,  dem  Plane  beigefügt  werden. 

5)  Unterl&sst  das  LokalTerwaltimgsamt  eine  ärztliche  Untersuchung 
betreffs  eines  Bauplans  auszuführen,  so  soll  es,  bevor  es  den  Plan  ge- 
nehmigt, eine  Abschrift  des  Planentwurfs  an  jede  Lokalbehörde  senden  und 
alle  Bedenken  einer  solchen  Behörde,  die  innerhalb  der  von  dem  l^okal- 
verwaltungsamt  zu  bestimmenden  JbVist  vorgebracht  wurden,  in  Erwägung 
aiehen. 

6)  Das  Lokalyerwaltungsamt  kann  seine  Genehmigung  eines  Bauplans 

von  der  Bedingung  abhftngig  machen,  dass  die  gemnss  dem  Plan  zu  er- 
richtenden Wohnhäuser  oder  ein  Teil  derselben  vollendet  werden  oder 
wohnbar  sind,  bevor  irsend  welrhe  der«elbon  auf  Grund  des  betr,  Üirmäch- 
tigungsgesety.es  als  Arbeiterwolmnngen  bo/i>i:eii  werden. 

7)  Halt  es  das  Lokalverwaltungsauit  für  angebracht,  so  kann  es  dem 
Unternehmer  eine  von  ihm  zu  bestimmende  Sidierstellung  für  die  Aus- 
fiUunmg  des  Plans  abverlangen. 
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8)  Das  Lokalverwaltangsamt  kann  Erhebungen,  die  ihm  zur  Aiufllli* 
rang  seiner  in  dieser  Gesetzesanlage  vorgeschriebenen  Pflichten  nötig  seheinen, 

ausführen,  und  Absatz  1  und  5  des  §  87  (bezüglich  Lokalenqu^ten)  de? 

Lokal  venvaltnngsgesetzes  von  1888  soll  für  diefsen  Zrverk  Anweiid'injj 
finden  und  in  Fällen,  wo  die  Lokalbehörde  nicht  zugleich  der  Uiiteruehmer 
ist,  die  gleiche  Anwendung  finden,  wie  wenn  sie  ein  solcher  wäre. 

9)  Lassen  sich  Unternehmer  mit  der  Erwerbung  oder  Errichtung  von 
Arbeiterhftusem  ein  in  Zuwiderhandlung  der  Bestimmungen  dieser  Anlage 
oder  ii^g^d  weldier  der  von  dem  Lokalverwaltungsamt  erlasseneo  Be- 
dingungen, i'  OTnn  Hlip  Oonchraigung  des  Bauplans  abhängt,  so  verfallen 
Hie  in  eine  Bu-sse  bis  5(H»  £  für  jede  solche  Wohnung.  Das  Lokal- 
vorwaltungsamt hat  das  Recht  zur  Erlangung  einer  solchen  Busse  Klage 
beim  Obergericht  zu  Aihren  und  die  Summe  soll  dem  Consolidated  fond 
sufliessen  und  einen  Teil  desselben  bilden. 

10)  Unterlassen  die  Unternehmer  irgend  eine  Bestimmung  des  Baa- 
planf  auszuführen,  so  kann  das  Lokalverw  altnnn^snmt  nach  seinPin  Er- 
mossou  zur  An.stührimij  d5o>jer  Vorschriften  geeignete  ZwangsmassTdgdjQ 
anordnen  und  diu'ch  Gerichtsliofehl  erzwingen. 

llj  Auf  Gesuch  der  Ihiteruehmer  kann  das  Lokalverwaltungsamt 
irgend  einen  von  ihm  auf  Grund  dieser  Anlage  genehmigten  Banplao  sb- 
ftndem  und  die  so  getroffenen  Abänderongen  sollen  als  ein  Teil  des  Pluiw 
gelten  und  als  gleich  rechtskräftig  eraditet  werden. 

12)  Im  Sinne  dieser  Anlage: 

a)  bedeutet  der  Ausdruck  „Unternehmer"  (undertakor) :  irgend  eine 
Behörde,  Gesellschaft  oder  Person,  welche  Terrain  expropriiert,  durch 
Vereinbarung  auf  Grund  eines  Lokalgosetses  oder  eines  ZwischenbeftU' 
erwirbt  oder  auf  Grund  irgend  eines  allgemeinen  Gesetses  expropriiert 

b)  Der  Atisdnick  „Ermftohtigungsgeseta"  bedeutet  irgend  ein  Geseti 
oder  einen  Beschluss  des  Parlaments,  auf  Grund  dessen  Land  e^ 
werben  wird. 

c)  Der  Aiiwdnuk  „T.okalhphördo'"  ilocal  authorify)  bedeutet  den  Ra^ 
irgend  einer  administrativen  Gral'schaft  (administrative  count^),  den  Ü»- 
släktsrat  (district  councü)  irgend  eines  Gra&chaftedistrikts  (county  düinct); 
oder,  in  London,  den  Bat  irgend  einer  hauptstadtischen  Gemeinde  (metro> 

politan  borough),  in  denen  sieh  irgend  welche  Häuser,  bezüglich  welcher 
der  "Wir ilorhebaunngsplan  e'^Tnarlit  wird,  li<  fiiiilrt ;  oder,  im  Falle  ddfi 
Stadtzentnaus  {City  i,  den  inen  Hat  (coiumon  (  ouucil). 

d)  Der  Ausdruck  „Wolainng"  (dwelling)  oder  „Haus''  (hou»ü;  bedeutet: 
irgend  ein  ab  eine  besondere  Wohnung  bewohntes  Haus  oder  Teil  eiAM 
Hauses. 

e)  Der  Ausdruck  „Arbeiterklasse**  (working  elass)  sohliesst  ein :  Haschi* 
nisten  (mechanics) ,    Handwerker  (artisan.s  i ,  Tagh'Üiner   (labourers) ,  und 

»nAf'Vf'  ffir  Tv  Im  arbpitr-n.lc  Personen;  Ilau^iorer  (hawkers'X  Strassen- 
vei  käuier  i  costermongersi,  l^eisonou,  die  nicht  gegen  Entschädigung  arboitea, 
sondern  .sich  bei  irgend  einem  Gewerbe  oder  Handwerk  betätigen,  olm« 
andere  Personen  zu  beschäftigen  als  Mitglieder  der  eigenen  Fainilie, 
sonen,  deren  Einkommen  in  keinem  Fall  30  SdHlÜn^r  dor  Wocba  ttber- 
stf  i-i  .  Bediente  an^gcii'-inTnon.  mid  dir  Fanu'lien  soldier  PersoneUi  SOWSit 
sie  mit  ihnen  in  gemeinsamem  Haushalte  leben. 
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1>)  BrlatM  vnil  yeronbumgeii. 


I.Order  of  the  Secrotary  of  State,  dated  June  18, 
190S,  with  regard  to  the  overtime  employmont  ofwoineu 
in  the  making  of  Ohristmas  and  New  Tear  cards. 

Srlass  des  Staatssekretärs  vom  18.  Juni  190&  zur  Regelung  dar 
üeboTzcitarbeit  von  Erauea  bei  der  HecsteUiiag  yqh  Wettmaohto-  und 
Ifenjahrsk&rten. 

Die  Ausnalauebestimmuiigeu  des  §  49  des  Factory  and  Workshop  Act, 
1901,  nach  denen  die  BeechRftigungsdaner  von  Frauen  an  bestimmten 

Tagen  und  zu  bestimmtoii  Bedingungen  von  6  Uhr  morgens  bis  8  Uhr 
abends,  7  Uhr  morgens  bis  d  Ubr  abends  oder  8  Uhr  morgens  bis  10  Uhr 
abends  reichen  darf,  werden  hiermit  auf  diejenigen  Xirht-Textilfabriken  und 
deren  Werkstätten  ausgedehnt,  in  denen  die  Hersteilung  von  Weihnachts- 
oder Neujahrskarten  stattfindet. 

2.  Ii egulations,  dated  .laue  10,  l!M»3,  mad'^:  by  the 
Secretary  of  State  for  the  process  ülfile-cuttingby  hand. 

BilasB  des  StaatBaekretin  TOm  19.  Jnni  1909  sor  B^gelmig  der 
nicht  maiiohinellen  FeilenhanareL 

[Die  folgenden  Bestimmungen  finden  auf  sämtliche  Fabriken  und 
Werkstätten  oder  deren  Teile  Anwendung,  in  denen  Fellenhauerei  nit  lit 
maöchinell  betrieben  wird.  Der  Generalfabrikinspektor  kann  einzelne  Fabi  ikoa 
oder  Werkst&tten  von  sftmtlidien  oder  einigen  dieser  Bedingungen  dispen- 
sieren, wenn  eine  Gesondheiteechftdigong  der  Arbeiter  anegeechloaaen  istj 


1)  Auf  jeden  ArboiJstisch  milssen  in  einem  Lokal  360  Kubikfuss  Luft 
entfallen.  Bei  der  Bei rclinting  de?;  Luftraumes  zur  Dnrchfiilining  dieser 
Bestimmung  sollen  Räume ,  die  höher  als  10  Fuss  Uber  dem  Fustiboden 
liegen,  nicht  gerechnet  werden. 

2)  Nach  dem  1.  Januar  1904  muss  die  Entfernung  der  Mittelpunkte 
der  Arbeitstische  mindestens  2  Fuss  6  Zoll,  nach  dem  1.  Januar  1905 
3  Fuss  betragen. 

8)  Jedes  Loknl  ^oll  einen  soliden  Fussboden  haben ,  der  mit  einem 
waschbaren  Material  vollständig  bedeckt  sein  muss;  doch  ist  es  erlaubt, 
am  Fasse  eines  jeden  Arbeitstisches  einen  Kaum  von  6  Zoll  Breite  frei 
XU  lassen. 

Der  Fasaboden  jedes  Lokales  muss  in  ^tem  Zustande  erhalten 

werden. 

4)  Hiureichoiidtj  Kiu-  und  Ausgangsveutiiatoreu  müssen  in  jedem 
Lokal  eingerichtet  werden.  Die  Eiugangsventilatoren  müssen  so  angebracht 
werden,  daas  kein  direkter  Zug  der  einströmenden  Luft  die  an  den 
Arbeitstischen  beschäftigten  Arbeiter  trifft. 

Die  Ventilatoren  mUssen  in  gutem  Zustand  und  im  G^ang  erhalten 
werden. 

5)  Niemand  darf  den  Gang  der  Ventilatoren  stören  oder  verhindern. 

6)  Genügende  und  angemessene  Waschvorrichtungen  müssen  zum  Ge- 
Irauch  der  Feilenhaner  eingerichtet  und  in  Stand  gehalten  werden.  Die 
WascheLnrichtungen  müssen  bedeckt  sein;  auf  je  10  oder  weniger  Arlieit?i- 
tische  muss  ein  Waiachbecken  entfallen.  Jedes  Becken  mnjss  mir  einer 
Auöflussröhre  versehen  sein,  die  in  eine  Kloake  oder  einen  liehälter  tührt, 
der  für  jeden  das  Becken  benutzenden  Feilenhauer  mindestens  1  Kanne 
(4  Qnart)  fasst.   Zu  jedem  Becken  muss  Wasser  aus  der  Wasserleitung 
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oder  aus  einem  Th  Ij  i'ter  geleitet  werden,  der  für  jeden  sich  daraus  versehen- 
don  All  je  it  er  uiiu^le^Tt-ris  P  Kannen  fasst.  Während  der  Arbeit  muss  in 
einem  .sulcheu  Bebuliui  uüuUestens  eiu  zum  Waschen  eines  Aibeiters  hin- 
reichender Wasservorrat  sein. 

7)  Die  Wftnde  und  Decke  jedes  Lokals,  ausgenommen  Teile,  die  be- 
malt oder  lackiert  oder  mit  glasierten  Ziegeln  bedeckt  sind,  mUssen  ein- 
mal im  Laufe  von  6  Monaten  (Termine:  30.  Juni  und  31.  Dezember)  ge- 

weiset  werden. 

8)  Dei  Fussbodon  nnd  diejenigen  Tfilo  der  Wünde  und  Decke,  die 
nicht  gewciäät  werden,  sowie  die  Bänke  müssen  wöchentlich  gereinigt 
werden. 

9)  Wird  die  Fabrik  oder  Werkatfttte  in  einem  Wohnhause  betrieboD, 
60  darf  die  Arbeit  des  Feilenhauers  in  keinem  TJauni  vor^'eoommen  werden, 
der  zum  »Schlafen,  Kochen  oder  Einnehmen  der  Mahlzeiten  benutzt  \\ir'i. 

10)  Jeder  Feilenhauer  muss  bei  der  Arbeit  eine  von  Schultern  und 
Hals  bis  uiiter  die  Eaiiee  reichende  SchUrze  tiagon.  Diese  Schürze  mu&& 
rein  gehalten  werden. 

11)  Ein  Exemplar  dieser  Bestimmungen  und  ein  Auszug  der  Be- 
stimmungen der  Factory  arid  Workshop  Act,  1901,  muss  in  der  Fabrik 
oder  Werkstätte  an  einem  deutlich  sichtbaren  Orte  angebracht  werden. 

12)  Der  Unternehmer  hat  für  Innehaltung  der  Bestimmungen  1,  2,  3, 
4,  7  niid  11  zu  sor:ii~^n.  Tn  einem  I^okal  einer  gpuiifteten  Fabrik  oder 
Wcrlisiatte,  die  an  mehroro  Unternehmer  vermietet  wurde,  ist  die  Durch- 
fohrung  dieser  Bestimmungen  Pflicht  des  Eigentamers,  mit  Ausnahme  der 
von  den  Untemdimem  durchzuf)ihrenden  Bestimmung  6. 

Der  oder  die  Unternehmer  haben  für  Innehaltung  der  Bestimmung  8 
zu  sorgen. 

Der  oder  Uie  T'utt  i m  hmtir  uiiti  jeder  Arbeiter  haben  für  Innebaltung 
der  Bestimmungen  0,  'J  und  10  zu  sorgen. 

Diese  Bestimmungen  treten  mit  dem  1.  September  1908  in  Kraft. 

3.  Oi'ior  f»f  the  Sccretary  of  State,  datcd  July  14, 
19  0  3,  graniiiig  special  oxceptions:  —  as  to  mealhoarüiu 
iron  and  steel  foundries  in  Scotland. 

ErlasB  des  Staatssekretärs  vom  14.  Juij.  1Q03  zur  Gewährung  be* 
scmderer  Ansnalimen  fOr  Hnhlaeiteii  in  Bisen-  nnd  Stahlgiesstteien  in 
SoliottlAnd. 

Auf  Grund  der  mix  durch  §  40  (4)  des  Factory  and  Workshop  Act, 
1901 ,  übeitrnir^Tieri  Kompetenzen  bestimme  ich  hiermit,  dass  folgende 
Aut^nalinu  II,  nämlich  : 

a)  eine  Ausnahme,  die  gestattet,  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  be- 
schäftigten Jugeudlidien  die  fttr  Kahlzeiten  bestimmten  Pausen  zu  ver- 
schiedenen Tagesstunden  zu  gewähren ;  und 

b(  eine  Ausnahme,  die  den  Aufenthalt  Jugendlicher  wahrend  der  Ti" 
Mahlzeiten  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt  bestimmten  Pausen  in  feinem 
Ratini  gestattet,  iu  dem  ein  Fabrikbetrieb  oder  Handwerk  betrieben  wird ; 
auf  jugendliche  Arbeiter  in  Eisen-  und  Stahlgiessereien  in  Schottland  aus- 
gedehnt werden. 

Dieser  ErUss  tritt  am  1.  August  1903  in  Erafi;. 
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4.  The  explosives  in  coal  mines  order  of  the  6tit  Sep- 
tember 19  03.    Statutory  nilt  s  mv]  orders,  1903,  Xo.  729. 

Verordnung  vom  6.  September  1808,  betr,  die  Verwendimg  von 
Sprengstoffen  in  Bexgwerken. 

VII  a.  Britische  Kolonion.  Colonies  britanniques.  . 
1.  Kap  der  g^ten  Hofltaimg. 

I.Act  to  place  certain  restrictions  on  immi^^ratioü,  aad 
to  provide  for  the  removal  from  the  colony  of  prohibited 
immigrants.    Asseuted  to  December  22,  1902. 

Gesetz  vom  22.  December  1902,  betr.  gewisse  Beschrnnknngen  fnr 
die  Ein \v  ancit nmg  und  MaHsoahmen  zur  Ausweisung  gesetziiosh.  von 
der  fUnwaixderung  ausgcscbiossener  Personen. 

I.  Teil. 

1.  Alle  Gesetze  oder  Geseteesteile,  welche  mit  den  Verordnungen 
dieses  Gesetzes  nicht  tibereinstimmen,  verden  hiermit  aufgehoben. 

2.  Bei  Anwendung  dieses  Gesetzes  sollen  die  nachfolgenden  Bezeich- 
nungen in  dem  Sinne  anfgefasst  werden,  der  ilmon  liiormit  beigelegt  wird, 
ea  sei  denn,  das.s  ein  entgegengesetzter  uirverkennbar  ist : 

„SchifT"  (ship)  umfasst  jedes  Schiif,  Segler  oder  Dampfer,  oder  anderes 
Wasserfahnseug. 

„Kapitän**  (master)  bedeatet  jede  Person,  welche  mit  der  Leitung 
oder  dem  Kommando  eines  Sfhiffcs  betraut  i^t.  mit  Ausnahme  des  Tjotsf»n. 

„Gesot/licli  von  der  Eiuwanderung  ausgeschlossene  Peisnuen"  (pro- 
hibited iiumigraiitcij  soll  sich  auf  folgende  Personen  bezieheu : 

a)  jede  Person,  welche  wegen  mangelhafter  Schnlbildnng  nnfUhi^  ist,  in 
irgend  einer  europftischen  Spradie  ein  Dokument  zur  Bofr)oJi<riiug  des 
Beamten  aiiszofeitigen  und  ZU  unterzeichnen,  der  mit  dessen  Vorlage  be> 
auftragt  ist ; 

b;  jede  Person,  welche  sich  nicht  im  Besitze  irgend  welcher  nach- 
weislicher Existenzmittel  befindet  und  voraussichtlich  dem  Staate  zur  Last 
fftUen  wird ; 

c)  jede  Person,  die  eines  der  folgenden  Verbrechen  überftlhrt  und  vor- 
bes'traft  worden  ist:  Mord,  Raub,  Diebstahl,  Unf •■r.-5f«hla<rnn!r,  MeineiH, 
Pälschung,  und  auf  Grund  dieser  Tatsache  von  den  Behörden  als  schäd- 
liches Element  angesehen  wird; 

d)  jede  nach  dem  §  2  des  Irreagesetzes  von  1897  irrsinnige  Person ; 
o)  jede  Person,  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts,  welche  von 

Ptrstiturion  lebt  oder  wissentlich  aus  deren  Erlös  irgend  welchen  Anteil 
empfänfjt : 

f)  jede  Person,  welche  durch  offizielle  Benachiiclitiguug  irgend  eines 
Staatssekretärs  oder  Kolonialbeamten,  oder  auf  diplomatischem  Wege  durch 
den  Gesandten  oder  Konsul  irgend  einer  fremden  Macht  den  Behörden  als 
verdächtitr  bezeiclinet  worden  ist. 

3.  Dieses  Gesetz  hoziolit  sifh  ni^ht  auf: 

a)  Mitglieder  der  englischen  Marine  und  Müitiirs ; 

b)  Offiziere  und  Mannsdiaften  aller  Kriegs-  und  Schulschiffe  sämt- 
licher aoBserenglischen  Staaten; 

c)  jeden  bei  der  Kolonialverwaltung  durch  die  englische  oder  andere 
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Ae^eningen  aocreditierten  Beamten,  euBcfalieaslieli  seiner  Fraa,  Familie 
und  Dienersehafb ; 

d)  Personen,  welche  in  englischen  Frei%rilli(:ren-T?etrimenteni  in  Süd- 
afrika gedient  haben  und  mit  ^r^iten  Zcn;^iiisseii  outlaö«en  wunlen ; 

e)  die  Frauen  und  minderjährigen  Kinder  aller  Personen,  denen  dio 
Einwandenmg  in  die  Kolonie  nack  den  Verordnungen  dieses  GeaetM» 
gestattet  ist ; 

f)  in  Sttd-Afiika  ansässige  Personen; 

g)  europaische  "Öienstboteii,  T.aiirnimtp,  Handwerker.  Mechaniker, 
Fabrikarbeiter  nnd  Grubenarbeiter,  weiche  ein  von  dem  Generalageuteu 
der  Kolonie  in  England  aufgestelltes  Dokument  vorweisen,  oder  ein  Zer- 
tifikat eines  anderen,  vom  Gouvemenr  in  England  dafür  antorisierteii 
Beamten,  welches  bescheinigt,  dass  die  darin  bezeichnete  Person  für  einen 
Dienst  oder  eine  Anstellnnir  sofort  nach  ihrer  Ankunft  in  der  Kolonie 
von  einem  ^ut  beleumdeten  Aibeil^iebei-  gegen  entsprechenden  Lohn  und 
auf  vernünftige  Zeitdauer  angeworben  ist. 

II.  Teil.    E  i  n  w  a  n  d  e  r  u  u  g  8  v  e  r  b  0 1. 

4.  Den  Verordnungen  dieses  Oesetses  gemftss  ist  jeder  „von  der  Ein- 
wanderung ausgeschlossenen  Person"  die  Einwanderung  in  diese  Kolonie 
auf  dem  Land-  oder  Seewege,  verboten. 

5.  Es  ist  verboten,  irgend  einer  Person  zu  helfen  oder  zur  Erreicbong 
einer  ungesetzlichen  Einwanderung  beizustehen. 

6.  Die  Beder  nnd  Kapit&ne  der  Schiffe  dürfen  wissentlich  Item 
direktes  oder  indirektes  Landen  von  Personen  gestatten,  deren  Ein- 
wandenmg in  die  Kolonie  den  Verordnnngen  dieses  G^esetses  zuwider- 
l&oit. 

7.  ])er  (lonverueiu'  tjoll  von  Zeit  m  Zeit  eine  Proklaaiation  erlassen, 
um  jede  Einwanderung  iu  die  Kolonie,  welche  eine  Uebertretuug  der 
Verordnungen  dieses  Gesetses  bedentet,  m  verhindern«  Er  soll  Beamte 
innerhalb  nnd  ansserhalb  der  Grenzen  der  Kolonie  ernennen,  die  mit  der 
Dnrchffilimn^  dieser  Bestimmungen  betraut  wenlon,  die  An<!Woi5;nng  vom 
Gebiete  der  Kolonie  über  alle  Personen  verhängen,  denen  kraft  der  Ver- 
ordnungen dieses  (ieöetzes  die  Einwanderung  und  Niederla^simg  verboten 
ist,  nnd  ftir  die  Untersuchungshaft,  Kontrolle  und  Unterkunft  der  Personen 
sorgen,  deren  WegschafTung  bevorsteht.  Der  Ctouvemeur  soll  ferner  fOr 
den  Transport,  den  Empfang,  dio  Unterkunft,  Verpflegung  and  Ein- 
Schreibung;  sowie  für  die  Arbeitskontrakte  der  Personen  sorgen,  welche 
nach  den  geaetülichou  oder  Ausnahmo-Bestimmuugen  einwandern,  und  soll 
überhaupt  die  Ziele  und  Zwecke  dieses  Gesetzes  ßirdeam, 

8.  Jede  Person,  welche  entgegen  den  Verordnnngen  dieses  Gesefases 
auf  dem  Land-  oder  Seewege  in  die  Kolonie  einwandert,  kann  zu  jeder 
Zeit  tiber  dio  Grenzen  der  Kol  nie  abgeschoben  oder  in  Haft  irehaU^n 
werden,  so  !an<ro  die  Auaweisung  noch  schwebt,  je  nach  der  vorgeschriebe- 
neu Bestimmung. 

9.  Jede  Person,  welche  einer  anderen  Person  zu  der  Uebertretnnir 
irgend  einer  Verordnung  dieses  Gesetzes  beistelir  oder  verhilft,  imterliegi 
einer  Busse  von  50  £  bei  jedem  einzelnen  Vorlall  oder  einer  Gefkagnia- 
Strafe  von  B  Monaten  mit  oder  oder  ZwanEf^arbcit. 

10.  Jeder  lieder  oder  Kapil&n,  welcher  mit  seinem  8chifle  direkt 
oder  indirekt  eine  von  der  Einwanderung  gesetzUoh  ausgeschlossene  Person 
landet  oder  ihr  erlaubt,  an  Land  zu  gehen,  sowie  die  Eägenttlmer  eines 
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solchen  Schiffes,  durch  welches  solch  ein  Einwanderer  rrelandet  wird,  sollen 
zusammen  und  einzeln  mit  einer  Bupse  von  IW  £  belebt  werden,  sowie 
mit  einer  weiteren  Busse  von  20  £,  für  jeden  eiuzekieu  entgegen  diesen 
BeBtunmiingen  gelandeten  Eiiiiwanderer  von  mehr  ab  6.  Eüiem  solchen 
Schiffe  darf  die  Löschung  verboten  werden,  bis  die  Bosse  bezahlt  worden 
i«t  nnd  im  Nichtzahlun^'sfalle  dos  Eigentümers  oder  Kapitäns  darf  das 
Schilf  von  den  Gerichten  mit  Beschlat?  und  Plandtnif,^  belegt  werden  für 
die  Beitreibung  der  eingeforderten  Busse,  es  sei  denn,  dass  das  Gericht 
«ine  ihm  genügende  Bürgschaft  für  die  Zahlung  der  Bosse  genehmigt. 

11.  Jede  Person,  welche  absichtlich  falsche  Angaben  macht,  um  ein 
Zertifikat  oder  eine  Empfehlung  für  dieses  Gesetz  zu  erhalten,  soll  bei 
üeberfiihmrifr  mit  einer  Busse  bis  zu  50  £  bestraft  werden,  oder  mit  Oe- 
ftngnis  ohne  Freistellung  einer  Busse,  und  mit  oder  ohne  Zwangsarbeit 
bis  zu  6  Monaten,  ausserdem  mit  der  Ausweisung  aus  der  Kolonie. 

12.  Jede  Person,  welche  in  der  Stdlong  eines  Arbeitgebers  einen 
Eontrakt  eingeht  anf  Dienst  oder  Beschäftigung  innerhalb  der  Kolonie 
mit  einer  Person,  die  ^u:h  nrv  din  Zeit  ausöerhall>  der  Grenze  dieser 
Kolonie  hetiiulet,  zwecks  Umgehung  der  Verordnungen  dieses  Gesetzes, 
oder  welche  beim  Abschluss  des  Kontraktes  unfähig  ist,  ihren  Teil  desselben 
zu  erfüllen,  oder  später  unfthig  wird,  einen  Kontrakt  zu  erfbUen,  für 
dessen  Durch  fi  dir ung  sie  von  vornherein  keine  begründete  Erwartung 
hatte,  soll  bei  Ueberführung  in  jedem  Vorfalle  mit  Geftlngnis  bis  zu 
6  Monaten  oder  einer  Busse  bis  zu  100  £  bestraft  werden,  und  im  Nicht- 
zahlungsfallo  mit  Geftlngnis  bis  zu  G  Monaten,  oder  Busse  und  Gefängnis. 

13.  Der  GooTemeur  darf  Strafen  festsetzen  für  jede  Uebertretung 
seiner  zu  diesem  Gesetz  erlassenen  Ausfühmngsbestimmungen,  unter  der 
Bedingung,  dass  keine  Strafe  für  diese  Vergehen  eine  Busse  von  100  £ 
übersteigt,  oder  im  Xichtzahlnng.«falle  Gefängnis  mit  oder  ohne  Zwangs- 
arbeit bis  zu  12  Monaten,  oder  GeianLnd-^  mit  oder  ohne  Zwangsarbeit 
und  ohne  Freistellung  einer  Busse  bis  zu  12  Monaten. 

14.  Dieses  Gesetz  soll  als  „Das  Einwanderungsgesetz  von  1902" 
(The  Immigration  Act,  1902)  zitiert  werden. 

2.  Regulations  made  under  the  provisions  ot  the  Tth 
section  of  "The  Immigration  Act  1902".  Pebruary  4,  1908. 

AoalflhCTingsbestfmmnngen  Tom  4.  Febsuar  1908,  edBaaen  auf  Ofund 
des  §  7  dM  BbiwmBdaniiigagMetns  von  1909. 

I.  Einleitende  Bestimmmungen. 

1.  [Befinitinnender  Ausdrücke:  Beisende  (Passengers);  Einwanderangs- 
beamter  (JnuniirraTinn  Officer). 

2.  u.  3.  [Kompetenzen  des  Ministers.] 

H.  Zur  V  erhinderung  der  Einwanderung  gesetzlich  von  der 
Einwanderung  ausgeschlossener  Personen  in  die  Kolonie. 

4.  [Ernüi<  lifi^rung  täler  Einwandeinmgsbeamten,  8diiffe  zu  betreten 

und  die  Scliiffsiia])iere  zu  nntersnclien.] 

5.  [Keine  A]ns-endini<r  di<  sor  Bestimmungen  auf  Einwanderer  in  eine 
britische  Kolonie  (Ka])-Külunie  ausgenommen),  die  m  Kapstadt  oder  in 
einem  anderen  Hafen  landen,  wenn  diese  die  Anweisungen  der  Ein- 
wanderungsbeamten beobachten.] 

G.  [Pflicht  der  Kapitäne,  bei  Ankunft  des  Schiffes  dem  Einw  ande!  nnirs- 
inspektor  des  Hafens  a)  eine  Xiiste  der  ächiüspassagioro  nebst  Angabe 
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ihrer  Bestiininnntrsorte,  b  i  ein  Xiimwf  verzoirlinis  der  BchifFsmannschaft, 
und  cj  von  den  Sciiiliripa:i!>agieren  uutersciiriebeue  ürkläruugeu  zu  iib«r- 
geben.] 

7.  [Jeder  Reisende  nach  dieser  Kolonie  Hat  vor  seiner  Aoflscbififong 
zu  beweisen,  a)  dass  er  nicht  zur  Kategorie  von  der  Einwanderung  aus- 
geschlossenen Pcrs-tnon  «j^ohört,  b)  dass  die  in  §  3  des  Oesetzes  enthaltenea 
Bestimmungen  aut  üm  Anwendung  ünden,  c)  dass  er  nach  einem  Ort  ausser- 
halb der  Grenzen  der  Kolonie  reist  und  beabsichtigt,  ao  sobnell  als  mög- 
lich seinen  Bestimmungsort  au  erreichen,  d)  dass  er  ein  bona  fide  Beisender 
ist  und  nicht  die  Absicht  hat,  in  der  Kolonie  za  bleiben.} 

8.  [Ermächtigung  der  hierzu  sonst  nicht  kompetenten  Eiawanderun{p- 
beamten,  Eide  und  Erklflitmiren  an  Eides^statt  ab/unelimen.] 

J>.  [Es  ist  Schiflfskapitäuen  verboten,  Mitglieder  üirer  Mannschaft  ohne 
eine  vom  Einwauderuugsbeamten  erhaltene  Bewilligung  landen  zu  lassen. 
Strafbestimmongen.] 

10.  p)er  Kapitän  irgend  eines  Schiffes  soll,  auf  Verlangen  eines 

wanderungsbeamton,  die  Mitglieder  seiner  Mannschaft  sammeln  und  vor- 
fnliren  zv^ecks  KonlO'olle  des  in  der  Bestimmung  4b  erwähnten  Verzeich» 

nisses.J 

11.  [Pflicht  der  Schiilskapitäne,  die  Einschiffung  von  Personen  ent- 
gegen den  Bestimmungen  des  Einwanderungsgesetaes  an  verhindern  und 
das  Landen  irgend  einer  Person  in  einem  au  iorou  als  dem  vom  Einwande- 
rungsbeamton  bezeichneten  Hafen  ohne  eine  besondere  Bewilligung  nicht 

zu  gestatten  ] 

12.  [erlaubt  ein  Kapitän,  eine  gotiotzlich  vou  der  Einwanderung  auä- 
geschlossene  Person  eingeschifft  an  haben,  so  soll  er  im  ersten  Ankonfta« 
hafen  dieser  Kolonie  dem  Einwanderungsbeamten  einen  besonderen  Beridit 

darüber  machen.] 

13.  [Pflicht  der  Schiffskapitäne,  die  Einwandenmgsbeamten  und  andere 
Beamten  bei  der  Ausführung  der  Bestimmiinfren  des  Ocsr'tzos  rmd  die-^fir 
Auöfohiungsbestimmungen  zu  unteräLtltzen.  Zuwiderhandlungen  strafbar 
mit  Busse  oder  OeilLngnis.J 

14.  [Kompetenz  der  Einwanderungsbeamten,  mit  Genehmigung  des 
liCinisters,  Untersuchungen  an  einem  speziellen  Orte  Torzunehmen.  Die 

Transportkosten  der  Einwanderer  und  deren  Gepäck  vom  Schiffe  nach  dem 
betrort'enden  Orte  sind  vom  Schiffskapitän  zu  tragen.  Verabreichmig  eines 
Zollscheins  an  den  Kapitän  erst  nach  Entrichtung  dieser  Kosten.  Die 
zeitweilige  Entfernung  der  Einwanderer  vom  Schiffe  entbindet  den  Kapitäa 
von  keiner  der  ihm  in  diesem  Gesetae  vorgeschriebenen  Verpflichtungen.] 

15.  [Kompetenz  der  Einwanderungsbeamten,  das  Landen  eines 
Passagiers  zu  verschieben  oder  einen  zur  Untersnohnng  schon  gelandetea 
Passagier  zurückzuhalten,  bis  bewiesen  wirfl,  oh  pin  solcher  Passagier  eine 
„gesetzlich  von  der  Einwanderung  ausgesr-lilossene  Person"  i-^t  oder  iii  -hr.] 

If).  [Kompetonz  der  Einwanderungsbeamten  festzustellen,  ob  ein 
Pajjsagier  eine  „gesetzlich  von  der  Einwanderung  ausgeschlossene  Person" 
ist  oder  nicht,  denselben  vor  oder  nach  der  AosschiÄnng  eidlidi  za  ver> 
nehmen,  ihm  ein  schriftliches,  unterschriebenes  Gesnch  nnd  einen  Ausweis 
abzuverlangen,  tnid,  bei  WoigertinL'  r\np<  s^>lchen  Passagiers,  diese  Formali- 
täten zu  beobnflit'^Ti.  ihm  das  Landen  zu  verbieten,  oder,  wenn  schon  ge- 
landet, ihn  bis  zur  Erledigung  der  Frage  in  Haft  zu  halten.] 
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17.  [Die  in  den  2  \  orhergehendeu  Paragraphen  vorgeschriebenen  Er* 

Märtingen  und  An??sa:j:en  künneti  nmfasspn : 

a)  die  \'or\veisuug  der  Entiassimgsatteste  früherer  Soldaten  oder 
Freiwilliger;  b)  Legitimationsansweiee  für  eine  mit  einem  Einwanderer 
reisende  Gattin  und  fOr  mindeij&hrige  Kinder;  e)  für  den  Fall  einer  eveu" 
toellen  Rückkehr  nach  der  Heimat  in  Sfld-Afrika  Vorzeigung  solcher  Aos- 
w<?ise.  wie  sie  der  Einwandernnirsbeamte  verlanfrt ;  d)  im  Falle  aller  Europäer, 
die  Bedieiiteii,  geiibto  Ilati(i\\  orker,  Maschinisten,  ^Viboiter  nder  Berp^werker 
sind,  Vorweisung  eines  entweder  vom  Generalagenten  iu  England  iür  die 
Kolonie  oder  yon  einem  andern,  im  betreffenden  Paragraphen  besonders 
ernannten  Beamten,  oder  von  einem  Batsherm,  Friedensrichter  oder  einem 
in  einem  andern  Lande  eine  ähnliche  Stelle  eimielim- ii  ien  Beamten  unter- 
scuiiebeaen  Attestes;  e)  Ausweis  eines  jeden  Passagiers,  dass  er  Mittel 
zum  Leben  besitzt  und  dem  k:)taate  voraudaichtlich  nicht  zur  Last 
fallea  wird. 

in.  Ausführungsbestimniangon  betr.  das  Abschieben  von 
Personen,  denen  die  Ein  Wanderung  in  dieKolonie  verboten 
ist  nnd  Massregeln  fttr  deren  Bewachung  nnd  Verpflegung 

bis  zn  ihrer  Einschiffung. 

18.  [Stellt  sieh  heraus,  dass  ein  Passagier  eine  „gesetslidi  von  der 

Einwanderung  au-^geschlossene  Person''  ist,  so  kann  er  a)  auf  dem  ihn 
führenden  Schifte  bis  zur  Abfaln  t  dossolljon  inliaftiort  werden,  bi  an  irgend 
einem  vom  Minister  genehmigten  Urte  luhaftiort  werden,  bis  Auoi  Innngen 
für  seine  HUckbeförderuog  nach  dorn  Einschid'ungshafeu  getroffen  und  cj  von 
dem  Inspektionsgebftude  nach  dem  Schiffe,  das  ihn  brtuihte,  surQekgeMirt 
werden,  um  durdi  dieses  Sdüff  ans  den  Gewässern  der  Kolonie  entfernt 
au  werden.] 

10.  [Jeder  abgeschobenen  .,gesetzlich  von  der  Einwanderung,'  ausge- 
schlossenou  Person"  wird  zu  ihrer  Unterstützung  bei  der  Ankunft  im 
Biinschififangshafen  die  Summe  von  3  £  suerteilt.] 

Unterschlagang  dieser  Summe  durch  den  Kapitftn  oder  durch  eine 
andere  Person,  der  das  Geld  anvertraut  wurde,  strafbar  mit  einer  Busse 
bis  lO)  £  oder  3  Monate  Gefängnis.] 

20.  [Pflicht  eines  Kapitän^t,  einen  von  ihm  nach  ili^sor  Kolonie  ge- 
brachten Einwanderer  nach  dem  Eiusi  hiÜuiigshaten  unter  guter  Beliandlung 
zurückzuführen.  Zuwiderhandlimg  dieser  Bestimmung  strafbar  mit  Busse 
bis  100  £  oder  mit  12  Konaten  Gefängnis.] 

21.  Weigerung  eines  Kapitftns,  einen  solchen  Einwanderer  nach  dem 
■Einschiffungshafeii  zurürkz  iführen  oder  einen  zur  Untersuch nni;^  schon 
gelandeten  Einv.  an  loror  wie  ior  aufzunehmen,  gilt  aU  Uebertfötung  dieser 
Bestimmung.    Stral  bestimmungen.J 

22.  [Die  Kosten  der  Bäckbeförderung  einer  abgeschobenen  „gesetz- 
lich von  der  Einwanderung  ausgeschlossenen  Person"  einschliesslich  die 
derselben  zu  ihrer  Unteratütsung  geschenkten  3  £  sind  vom  Kapitftn  zu 
bestr  feiten.] 

23.  [üeber  die  zeitweilige  Inhaftierung  und  Verpflegung  einer  ent- 
gegen diesem  Gesetz  eingewanderten  „gesetzlich  von  der  Einwanderung 
ausgeschlossenen  Person**.] 

24.  [Ueber  die  Berichterstattung  an  die  betreftenden  BehiJrden  bei 
Ankunft  einer  abgeschobenen  „gesetzlich  von  der  Einwanderung  ausge- 


* 
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scLIossentti  Person**  in  einen  britischen,  indisdien,  fremden  oder  Kolouial- 
Hafen.] 

IV.  Allgemeine  Bestimmuiigen. 
25.  [ZiistSndigkeit  des  Ministers,  einen  Kapitän  toh  gewissen  dorch 
diese  Ausftüirongsbestimmungen  vorgeschriebenen  VerpAichtongen  sl  ent> 

binden.] 

2Ck  [Pflicht  eines  jeden  Einwanderniifjsbeamten  und  eines  jeden  zur 
Ueberwachung  dieses  Gesetzes  angestellten  Beamten,  eine  wider  dieses 
QesetE  handehide  Person  bei  der  ^mrksobrigkeitsperson  ansozeigeii.] 

27.  [Ebmftcbtigang  der  Etnwanderungsbeamten,  einem  infolge  eines  aof 
Grand  §  8  abgeschlossenen  Vertrag  ankommenden  Einwanderer,  falls  si<A 
heran fistent.  'i;'ss  der  Tlnternehmer  schlecht  beleumdet  oder  das?  der 
Vertra;;  Avidei rechtlich  ist,  das  Landen  zn  rrestattej),  wenn  der  betreffende 
Einwanderer  öiue  ihm  von  der  Regierung  zugewieaeiie  >seit weilige  Beschäf- 
tigung annimmt  und  verspricht  bei  Ablauf  dieser  Besohftftigimg  wihread 
einer  begrenzten  Periode  veriragsmassig  {%lr  die  Begiernng  zu  arbeiten.] 

28.  [Uebertretungen  dieser  Bestimmungen  nnd  Verhindening  der 
Beamten  bei  Ausführung  desselben  strafbar  mit  Busse  bis  £  öO,  DÜt 
3  Monaten  Gef^gnis  oder  mit  Busse  und  Gefängnis  zugleich.] 

2.  CanadA. 

1.  An  Act  to  aid  in  the  settlement  of  railwaj  Isbonr 
disputes.    Assen  ted  to  July  10,  ll>03. 

Gesotz  vom  10.  Juli  1808  sur  BeUegung  von  Streitigkeiten  im 
SiBenbalmbetriebe. 

1)  Dieses  Gesetz  soll  zitiert  werden  als :  „Gesetz,  betr.  Arbeitsstreitig- 
küten  in  Eisenbahnbetrieben  von  1903^  (The  Railwaj  Labonr  Diqpotw 
Act). 

2)  Definition  der  T^ezeichnnngen  dieses  Gesetzes,  sofern  der  ZasanuBfiD* 
hang  nicht  dawider  st i  ei t et  : 

a)  „Minister"  (Mini^itti  i  bedeutet  den  Chef  des  Arbeitaministeriuiniä' 

b)  „Department"  (Departement)  bedeutet  Arbeitsdepartement. 

e  :  ..Balm''  (railway)  umfasst  jede  durch  Dampf,  Elektrizität  oder  ändert 
motorische  Krnft  Weti  ieliene  Pahii,  welclie  der  Gerichtsbarkeit  des  Parla- 
mentes von  Canada  oder  einer  i^r<ivin/^ialle<^isla( ui-  unterstellt  i<!t. 

d)  „Bahnverwaitung"  (railway  employers)  umfasst  jede  Gesellsehalt  oder 
Begierung,  welche  ganz  odw  teilweise  Eigenttlm«r  oder  UntemebiBsr 
einer  durch  Dampf,  Elektrizität  oder  andere  motorische  Kraft  betriebeiMii 
Bahn  ist,  die  der  Gerichtsbarkeit  des  Parlamentes  von  Canada  oder  einer 
Provinziallerrislatnr  nnterstellt  ist. 

„Rahnangestellte"  (railway  eiuployces)  umfasst  alle  Personen,  welche 
bei  dem  Betriebe  irgend  einer  durch  Dampf,  Elekti'izitAt  odei'  andere 
motorische  Kraft  betriebenen,  vom  Parlamente  von  Canada  oder  einer 
Provinzialbehörde  Iconze.'^sionierten  Bahn  angestellt  oder  besdb&ftigt  sind. 

f)  ,.StreItigkciten"  nlifVorences)  bedcntet  ^reinungHverschiedcnbeiten 
und  Streitigkeiten,  wolrhe  nach  dem  (iniachten  des  Ministers  eine  Aus- 
sperrung oder  einen  Streik  bei  der  Balm  herbeifiihreu  kömieu  oder  herbei- 
geführt haben  oder  den  bestimmten,  regelmässigen  Transport  und  Verkehr 
der  Posten,  Beisenden  und  Fahrgütcr  störend  beeinflnssten  oder  beein- 
flussen können,  oder  welche  die  Sicherheit  des  Zug^  and  Wagenpenonala 
gei^khrden. 


Digltized  by  Go 


—  395  — 


g)  ,,Koinmission''  (cominittee)  bedeutet  die  Schlidhtungs-  und  Ver- 
inittlnn«r><koniiiussioii,    welche   durch   diese   Oeaetzesverordaungeii  ein> 

gesetzt  ist. 

h)  „Amt"  (board)  bedeutet  das  durch  die  Bestimmungen  dieses  Go- 
setces  eingeeetzte  Schiedsgeriditsaiiit. 

B)  Wenn  swischen  Bahnverwaltnng  und  Bahnangestellten  Streitig- 
keiten entstehen ,  welche  nach  Ansicht  des  Ministers  von  den  Parteien 

nicht  znfi  iodt'jistellend  geschlichtet  ^venlen  köinien  und  auf  Grund  der 
bestehenden  Meinunf^sverechiedenlieit'  n  eine  Ausespenun^^  oder  ein  Streik 
bei  der  Bahn  zu  gewärtigen  ist,  welcher  den  bestimmten,  regelmassigen 
Transport  und  Verkehr  von  Posten ,  Reisenden  und  Fahrgütetn  unter- 
brechen und  die  Sicherheit  des  Zug-  und  Wagenpersonals  gefährden  würde, 
kann  der  Minister  auf  Ansnclien  einer  der  streitenden  Parteien  oder  irgend 
einer  Munizipalität,  welclie  von  dem  Konllikte  direkt  betroffen  wird,  oder 
aus  eigener  Machtvollkomineuheit  eine  Untersticlning  einleiten  lassen  und 
SU  diesem  Zwecke  eine  Scldichtnngs*  und  Vermittelungskonunission  durch 
Handschreiben  berufen,  welche  aus  3  Personen  smsammen gesetzt  sein  soU, 
▼on  denen  die  Bahnverwaltung  und  die  Bahnangestellten  je  eine  Person 
zu  wählen  haben .  wRbrend  die  dritte  Person  von  den  5^wei  zuerst  i?e- 
wähiteu  Personen  lals  Kepräbeutauten  der  beiden  Streit parteien)  bestimmt 
wird,  falls  sie  sich  über  dieselbe  einigen  können.  Der  Minister  soll  jeder 
Partei  eine  sebrifUiclie  Anfiforderung  fdr  die  Wahl  eines  Sommissions* 
mitgliedes  zustellen,  mit  der  Angabe  de^  Termins  —  spätestens  nach  Ver- 
lauf von  5  Tagen,  —  an  dem  die  W'idd  erfolgt  sein  Tnns;s.  Wenn  be- 
wiesen wird,  da«a  die  eine  oder  andere  i'artei  verweiirert  oder  versäumt 
hat,  ein  Hitglied  in  die  Kommission  zu  wäiilen,  kann  der  Minister  oder 
Staatsrat  je  nach  dem  Falle  ein  Mitglied  statt  der  Partei,  welche  die 
Wahl  verweigert  oder  versäumt  hat,  wählen.  Wenn  die  beiden  gew&hlten 
Kommissionsmitglieder  die  Wahl  eines  dritten  Mitgliedes  nicht  zustande 
brin^^en,  kann  ebenfalls  der  Minister  oder  der  Staatsrat  je  nach  dem  Falle 
solche  Wahl  vornehmen. 

4t)  Die  Vermittlungskommission  iet  verpflichtet,  durcb  Zuspruch  und 
Einigungsbemühungen  eine  Schlichtung  der  Streitigkeiten  auf  gütlichem 
Wege  und  zur  Zufriedenheit  beider  Parteien  herbeizuführen  und  von  dem 
GanL'  dieser  T Unterhandlungen  dem  Minister  Bericlit  zu  erstatten. 

ö;  Für  den  Fall,  dass  die  Verndttluu^skouimibsiuu  keinen  gütlichen 
Ausgleich  durch  ihie  Einigiaig»ljeniüliungeu  zu  erreichen  vermag,  kann 
der  Minister  die  Angelegenheit  an  das  unter  den  Verordnungen  dieses 
Gesetzes  aufgeAUirte  Schiedsgericht  verweisen. 

a)  Unter  Zustimmung  beider  Parteien  kann  die  Vermittlungskom- 
mission als  Schiedgerifht  funktionieren. 

b)  Nimmt  die  eine  oder  andere  Partei  Anstoss  daran,  ilireu  Ver- 
treter in  der  Einigun^^skommission  als  Mitglied  des  Schiedsgerichtes  an- 
xuerkennen,  oder  daran,  dass  der  Vorsitzende  der  Kommission  in  das 
Schiedsgericht  -ewiihlt  wird,  so  sollen  neue  Repräsentanten  für  das  Schieds- 
gericht ernannt  werden  an  Stelle  des  oder  der  Mitglieder  der  Einigungs- 
kommission, au  denen  Anstoss  genommen  wurde,  und  zwar  in  der  gleichen 
Weise  wie  die  Mitglieder  der  Kommission  gewählt  wurden. 

Das  so  gewählte  Schiedsgericht  soll  durch  Unterschrift  und  Siegel  des 
Ministers  bestätigt  werden. 

6)  Fttr  den  Pall,  dass  ein  Mitglied  der  Kommission  oder  des  Schieds- 
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^'erichts  wejj:en  Tod,  Wei>,'erun<?,  Xachl&ssigkeit  oder  Unfall  seinen  Sita 
nirlit  einnimmt,  soll  in  «gleicher  Wf>isp  7,u  der  Wahl  oines  Erffit7.es  ge- 
schriiieu  werden,  wie  die  Verordnun<:eii  die  Wahl  der  ersten  MiT;:lie'ler 
der  E-onmisision  oder  dos  Schiedsgerichts  vorschreiben.  Vor  der  Er- 
nennung soll  der  Name  der  vorgeschlagenen  Personen  lieiden  Streit- 
partoien  mit  «geteilt  werden  und  beiden  die  Mö^jlichkeit  gegeben  sein, 
innerhalb  einer  vom  Minister  zu  bestimmenden  Frist  die  mit  der  Er- 
nennung betraute  Behörde  von  ihrem  An<?to!*!<  an  der  zur  Wahl  vor- 
geächlagonen  Person  in  Kenntnis  zu  setzen,  da  es  dis  Aufgabe  sein  boll, 
nur  soldie  ICitgUeder  zu  Mrthlen,  welche  die  Znstinuaang  beider  Parteien 
besitzen. 

7)  Sollte  eine  Vermittlungskonimission"  oder  ein  Schiedsgeridlt  ein- 
gesetzt \vt  r  lt  u  müssen,  um  8troiti:ikt  iren  zwischen  der  Regierung  von 
Caiiada  in  IJozug  auf  die  beiden  iiahuon  ..Intercolonial  railway"  und 
.jPrince  Edward  Island  raihvay"  und  deren  Angestellten  zu  entscheiden, 
so  soll  die  Ermftchtigung,  Afitglieder  der  Kommission  und  des  Schieds' 
gerichts  zu  ernennen,  welche  den  Verordnungen  gemftas  sonst  dem  Minister 
zusteht,  an  die  St:iat-räte  der  Provinz  Quebeck,  Xew-Brunswick ,  Xova 
.Scolia  oder  Prince  Edward  Isinnd  fib^rgohon  und  die  Beglaubigung  einer 
jeden  Urkunde  Uber  Schlichtung  oder  Schiedsgerichtsurteil  mit  desseo 
Unterschrift  versehen  werden. 

8)  Das  dritte  BOtgUed  der  Vermittltm^skommission  hat  den  Vonitt 

2U  führen. 

{»I  In  Schiedsgerichtsfällen  sollen  die  Ermittlungen  und  Beschlüsse 
der  Majorität  als  einst immiiro  d»'s  ?>chiedsgorichtos  gelten.  Tni  Falle 
von  Abwesenheit  eines  Mitgliedes  «ollen  die  beiden  anderen  nicht  zur 
Verhandlung  schreiten,  bevor  es  bewiesen  ist,  dass  der  dritte  Schiedst 
richter  EU  der  Sitzung  su  einer  Zeit  einberufen  wurde,  die  sein  Erscheinen 
enn"»glicht. 

10)  Sofnrt  n;u]i  il.T  Ernennung  soll  das  Schiodsgericlit  vom  V^r- 
8it/ftndcn  zusammouberuieu  werlon  und  in  der  Art,  die  ihm  am  ge- 
eignetsten dünkt,  gründliche,  sorgfältige  und  gowissonhafto  Untersuchung 
aller  Tatsachen  und  Nebenumst&nde  vornehmen,  welche  die  Differen»» 
herbeiführten  ^  lei  nilhrten.  Femer  soll  es  prttfen,  was  für  Mittel  bei  der 
einen  frinr  l>ei  beiden  Partoi^n  nn^f^wrindt  und  fnirifMlden  werden  können, 
um  ein  Ende  der  Streitigkeiten  herbeizuführen  und  eine  Wiederholung  zu 
vermeiden,  und  soll  möglichst  bald  dem  Minister  oiuea  goschriebeoen  Be* 
rieht  vorlegen,  welcher  die  verschiedenen  Verhandlungen  und  die  vom 
Schiedsgericht  vorgenommenen  Schritte  zur  vollen  und  wahren  Ergrflndniig 
der  Tatsachen  und  Nebenurast;iiiil>  klarlogt,  sowie  das  Ergebnis  dieser 
TTntorsuL'hungen,  die  V^rsacho  <l<'i'  S'tfoitigkoir  und  die  Vorschlflge  des 
Schiedsgerichts  für  deren  Beseitigung  und  Verhinderung  von  Wieder- 
holungen erörtert. 

11)  Der  Minister  soll  den  Bericht  sofort  im  Bureau  des  Departements 
registrieren  lassen  und  .\bschriften  davon  jeder  Streitpartei,  den  vorher 
oi  wähnten  Muni?i|irilli!>h  'i  dnn  mid  df»n  T?f>präscntanten  doi-  in  Canada  er- 
scheinenden Zeitungen,  die  sich  darum  beworben,  kostenlo.s  zugehen  lassen; 
alle  anderen  Porsoncn  können  Abschriften  gegen  Zahlung  der  Hor- 
stellangskosten  erhalten. 

1-1  Zur  Information  des  Parlaments  und  dos  Publikums  soll  der  Be- 
richt ohne  Verzug  in  der  „Labour  G-azette*'  erscheinen  und  in  den  Jahres* 
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bericht  des  ArbeitsdepartmentB  an  den  GeneralgoaTernenr  aufgenommen 
werden. 

13  Das  Schiedsgericht  hat  die  Koinpetonr ,  zum  Zweck  der  Unter- 
siichuDir  Zeugen  vorznl;i>ieii  und  zu  beeidigen  oder  zu  feierlicLier  Bo- 
kr&l'tiguiig  iliier  Aussagen  duich  Handschlag  zu  veranlassen,  wenn  dies 
Personen  eind,  wel<^e  in  l)tirgerli<Jien  Angelegenheiten  ssn  Aiuisagen  be- 
rechtigt sind.  Das  Schiedsgericht  hat  femer  Kompetenz  zur  Einforderung 
aller  Dokumente,  welche  es  zur  vollen  Erforsclmng  des  Tatbosiandes 
als  notwendig  erachtet  und  hat  das  gleiche  Keclit,  die  Anweseiilieir  der 
Zeugen  und  ihre  Aussagen  zu  er/^wingen  wie  bei  jedem  Justizverfahren  iu 
Zivilprozessen;  aber  kein  Zeuge  soll  gezwungen  sein,  sich  einem  Verhör 
zn  unterziehen,  bei  dem  er  sich  durch  seine  Aussagen  gerichtlicher  Veis 
folgung  aussetzen  würde. 

'  14}  Das  Schieds;ioriclit  kann  auf  Ansuchen  einer  der  Streitparteien 
oder  au.s  eigenem  Antriel  e  Personen  vorladen  .  die  ihm  für  die  Verhand- 
lungen notwendig  erticLeiiieu ,  uud  jeder  amtlich  vorgeladene  Zeuge  soll 
m  freier  Pahrt  auf  allen  Bahnen  fBr  den  Hin-  und  Btlckweg,  den  er  ftlr 
das  Befolgen  der  Vorladung  zu  unternehmen  hat,  berechtigt  sein.  Das 
Amt  sr.n  snlchen  Zen<?en  eire  richtig  ausgefertigte  Bescheinigung  zu- 
stellen, welche  auf  freie  Fahrt  lautet. 

Ib)  Die  Porm  der  Vorladungen  soll  vom  Minister  bestimmt  werden 
und  kann  die  amtliche  AnffMrderang  enthalten,  alle  Bficher,  Papiere  oder 
andere  Dokumente  im  Besitz  oder  unter  KontroUe  des  Zeugen,  welche 
irgendwi«  auf  die  Verhandinngen  Bezug  haben,  dem  Schiedsgerichte  vor- 
zulegen. 

Ii))  Alle  Bücher,  Papiere  o,ler  anderen  Dokumente,  welche  freiwillig 
oder  auf  Gchoiss  der  Vorladung  dem  Amte  vorgelegt  werden,  dürfen  so- 
wohl von  den  Schiedsrichtern  wie  von  der  Streitpartei  eingesehen  werden, 
der  das  Amt  solches  gestattet ;  aber  die  daraus  entnommene  Kenntnis  soll 
nicht  publizierr  werden.  Solche  Teile  der  Bücher,  Papiere  und  P-^ku- 
mente,  welche  nach  Ansicht  der  Schiedsrichter  keinen  Wert  für  den  be- 
treffenden Rechtsfall  haben,  dürfen  versiegelt  werden. 

17)  Das  Departement  wird  jedem  Mitgliede  der  Vermittlungskom- 
mission oder  des  Schiedsgerichtes  die  direkten  Reiseauslagen  verguten 
und  auch  jedem  von  ihnen ,  ausser  dem  Vorsitzenden ,  10  Dollars  S}>esen 
pro  Tag  auszahlen  für  jeden  Tag,  den  er  den  Verhaiidhin«;pn  der  Kom- 
roissinn  oder  des  Amtes  beiwohnen  oder  zwecks-  iler  Sirzimi:«" n  ilie.^er 
Kommission  oder  dieses  Amtes  auf  der  Hin-  und  iiückreise  (^innerhalb 
Oanada)  zubringen  muss.  Das  Departement  wird  dem  Vorsitzenden  ein 
vom  Staatsrat  zu  bestimmendes  Honorar  auszahlen.  Das  Departemwt 
wird  auch  auf  seine  Kosten  der  Kommission  oder  dem  Amte  einen  Steno- 
graphen, Sekretflr  und  <]ic  ^nr  Jliirrhfiihrnnfr  der  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  nöti;L'  erjiehtete  Anzahl  Kanzleigehillen  stellen. 

18)  Der  Bericht  der  Vermittlungskommission  sowie  der  Bericht  des 
SchiedsgeriditeB  müssen  von  allen  ihnen  zustimmenden  Mitgliedern  der  Kom- 
mission oder  des  Amtes  unterzeichnet  sein  .  aber  es  darf  auch  ein  Mit- 
glied seine  Unterschrift  beifügen,  welches  nicht  mit  dem  Inhalt  ein- 
verstanden ist. 

Id)  Kein  Advokat  oder  Anwalt  darf'  vor  dem  Schiedsgerichte  ohne  die 
Kinwilligung  beider  Streitparteien  erscheinen,  und  trotz  dieser  Einwilligung 
kann  das  Schiedsgericht  die  Znlassung  eines  Advokaten  oder  Anwalts  ver- 
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weigern,  falls  es  ihm  ratsam  dOnkt.  Dio  Streitparteien  kfinnan  peiafinlieh 

erscheinen  oder  sich  vertreten  lassen. 

20)  Kein  Gerichtshof  Hos  Gehtotes  von  ('anada  oder  irgend  einer 
Provinz  der  Anäiedelong  soll  die  Macht  oder  d&s  Recht  Ixaben,  irgend 
«inen  BericKt  des  besagten  Schiedsgerichtes  oder  der  Ijesagten  Vennittlmig»- 
kommiflsion  dnrohsosehen,  einzufordern  oder  als  Beweismittel  entgegeo  sa 
nehmen,  oder  Auasagen  oder  üntorhandlungon,  welche  vor  diesem  Sdbieds- 
amte  oder  dieser  KommisHinn  stattfanden,  für  irgend  einen  Zweck  m  ver- 
werten ,  der  gegen  eine  der  l'ersunen  oder  Gesellschaften  gerichtet  ist, 
ausgenommen  bei  Fällen  einer  Anklage  wegen  Meineid. 

21)  Wo  die  Streitigkeiten,  um  <tie  es  sich  handelt,  aof  eine  gsoxe 
Gesellschaft  von  Arbeitgebern  oder  Unternehmern  Bezug  haben,  ist  «B 
nicht  erf< dass  dit/srdben  silnitlirdi  bei  don  VoidianilhiTigen  zugegen 
sind.  LT^MiüLit.  wenn  sicli  dio  (Tos<d!schatt  von  einem  durrh  dip»  Ma'y  ri- 
tät  gewÄhiteu  Auüschuas  oder  bevollmächtigte  Kepräsentanten,  welche  aber 
keine  Advokaten  oder  Anw&lte  sein  dürfen,  vertreten  l&sst. 

22)  Wenn  bei  irgend  welchen  Verhandlungen  vor  dem  Schiedsgeriohte 
eine  Person  vorsätzlich  einen  der  Schiedsrichter  insultiert  oder  vorsatzlich 
die  Verband! tmirf'n  nntorbricht,  oder  rhnr'  ornston  Grnnd  die  Aussage  ver 
weigert,  oder  sich  irgend  einer  anderen  Ungesetzlichkeit  in  Gegenwart 
des  Schiedsgerichtes  schuldig  macht,  soll  jedes  Mitglied  des  Schiedsgerichtes 
und  jeder  Konstabel  diese  Person  verhaften  und  aas  dem  G«richtsloittl 
entfernen  dürfen  tmd  diese  Person  bis  eum  Schiusa  der  Sitsnng  des 
Schiedsgerichte-^  In  Airrst  halten  lassen. 

23/  Es  int  dem  Ermessen  des  Schiedsgerichtes  anheim  gestellt,  aeinö 
Verhandlungen  üifentUch  oder  geheim  abzuhalten. 

24)  Der  Minister  kann  von  Zeit  za  Zeit  Verordnungen  erlassen,  ab- 
andern  und  ergänzen  in  Bezug  auf  den  Zeitraum,  innerhalb  dessen  eise 
durch  dieses  Gesetz  ironrlnnigte  Bestimmung  ausgeführt  werden  <">11. 
Ebenso  hat  er  Kompetenz  zmn  Erlaas  irorcnd  einer  Bestimmung,  die  ihm 
fUi*  ein©  durchschlägige  Wü-kung  der  verschiedeuen  Verordnungen  dieses 
Gesetzes  notwendig  odst  ratsam  erscheint. 

3.  Victoiu. 

An  act  relating  to  the  railways  emplojees  strike. 
May  2  2,  IJMIH, 

Gesetz  vom  22.  Mai  1&03,  betr.  den  Streik  der  Eisenbahnange- 
steUteiL 

I.  Dieses  Gesetz  soU  als  „Streikgesetz  für  Eisenbahnangestellte  von 

UJn-J"  (Kailways  employees  strike  act  1903}  zitiert  werden.  Wörter  und 
Ati  drücke  sollen,  sofern  der  Za-jamni^nhfinL''  nicht  widerstreitet,  dieselben 
Bedeutungen  wie  in  §  3  und  Abschnitt  2  des  EiseubaJmgesetzes  von  18*K) 
imd  dessen  Abänderung  von  18ül  haben. 

II.  Jede  im  Eisenbahndienst  fest  oder  als  Überzfthliger  Beamter  an» 
f»e8tellto  Person,  die  des  Streiks  wegen  ihren  Verpflichtungen  nicht  nach' 
kam,  soll  als  am  Streik  beteiligt  und  als  Stroikf^r  betiachtor  werden. 

in.  ])  Von  jedem  Beamten  oder  Angestrllrou  im  Eisenbahndienpt, 
der  sich  am  Streik  beteiligte,  wiid  ohne  Entlassimgsbefehl  durch  die 
Kommissare  angenommen,  dass  er  im  Augenblick  seiner  BeteiÜgimg  auf- 
hörte^ Beamter  oder  Angestellter  im  Eisenbahndienst  zu  sein.  Zugleich 
verwirkte  er  seine  aliiikUigen  Anrechte  anf  Pension,  Gratifikation,  fiot- 
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Schädigung  oder  Rahogehalt  und  alle  mit  seiner  fnlheren  Stellung  als 
Beamter  oäor  Anc^pstPÜtPr  im  Eisoiibaliiidlenst  verljmvleiien  Rechte  »irler 
Privile<;if?n  ausser  einem  ihm  zur  Zeit  seiner  Beteiligung  am  Streik  go- 
«chuideien  Gehalt  oder  Bezahlung. 

2)  Ungeachtet  dieser  nnd  d«:  Bestimmtmgen  der  Eisenbahngesetse 
a)  können  die  Kosumssare  mit  Einwilligmig  dee  Staatsrates  einen  Be- 
amten oder  Angestellten,  der  aidi  au  Streik  beteiligte,  wieder  in  den  Eisen- 
bahndienst  aufnehmen,  und  zwar  in  jode  Klas?!0  oder  Stelhmir,  Jlunn:  <id(>r 
Grad,  isoieru  die^e  uiclit  höher  ist,  als  die  von  dem  BetreÜüudeu  vorher 
eingenommene.  Eine  solche  Wiedereinsetzung  geschieht  unter  von  den 
Kommissaren  mit  Einwilligung  des  Staatsrates  festzuaetzenden  ange- 
messenen Bedingungen. 

b^i  können  die  Kommissare  mit  derselben  Einwillij^unr^  Beamten  oder 
Angesteliton,  die  vor  dem  iStreik  Anrecht  auf  zukfinttige  Pension,  Grati- 
iikation, Entschädigung  oder  Kuhegehalt  hatten,  solches  Anrecht  ab- 
spredien,  gans  oder  in  dem  Masse  zugestehen,  als  es  ihnen  nnter  den 
be6<mderen  Umständen  jedes  Falles  nnd  den  Verdiensten  der  Person  ge< 
mftss  angebracht  erscheint. 

IV.  1)  Um  die  durch  die  Entlassungen  von  am  Streik  beteiligten  Be- 
amten und  Angestellton  und  durch  Anwendung  dieses  Gesetzes  leer  ge- 
wordenen Stellen  rasch  wieder  zu  besetzen,  können  die  Kommissare  mit 
EüiwiUigiiDgdes  Staatsrates  nnd  trotz  allfiJligen  gegenteiligen  Bestinunungen 
der  Eisonbahngeeetze  für  die  vakanten  Stellungen  Personen  ernetmen,  die 
gemäss  einer  zu  Bewnrliun^'eti  ffir  T.nkomntivftihrer-  und  Ileizerstcllen 
auffordernden,  am  H.  Mai  ü'O.'i  vom  Kummissai- \V.  Fit/.jiatrik  miterzeichueten 
und  erlassenen  Bekanntmachung  angestellt  wurden  und  nach  Ansicht  des 
Eommissars  den  Anforderungen  ihrer  nenen  Stellung  gewachsen  sind. 

2)  Jede  solche  Ernennung  kann  entweder  für  ein  dauerndes  Amt 
oder  für  eine  bestimmte,  2  Jahre  nicht  überschreitende  Dauer  zu  von  den 
Kommissaren  vor  der  Ernennung  festzusetzenden  Bo  lingungon  erfolgen. 

3)  Also  ernannte  Personen  brauchen  nicht  nominell  bekannt  gemacht 
SU  werden,  noch  eine  Prüfung  abzulegen;  doch  muss  der  Fibigkeitsnach« 
weis  zur  BrfÜIlnng  der  ans  der  erlangten  Stellung  erwachsenden  Pflichten 
erbracht  werden. 

4''  Zeitweilig'  ani^estellte  Personen  müssen  ihr  l.obfvi  nlrlit  vor- 
ßicherii,  lür  eine  dauernde  Stelbing  ernannte  müssen  den  Lebeusversiche- 
lungsvorschriften  der  Eiseubaluigosetze  innerhalb  einer  von  den  Kom- 
uössaren  festzusetzenden  Zeit,  die  1  Jahr  vom  Tage  der  Ernennung  ab 
nicht  (iberschreiten  darf,  nachkommen. 

5)  Zur  Durchführung  dieses  Paragraphen  dürfen  Persnnen  für  jede 
Klasse  oder  Stellung  in  jede  also  vakant  gewordene  StoUung  befördert 
werden,  ungeachtet  ihrer  vorherigen  Stellung,  Alter  oder  Dienstdauer. 

V.  Kein  Prozess  soll  gegen  die  Kommissare,  deren  Beamte  oder 
^^'igestellte  in  ihrer  Eigensdiaft  als  Personen-  tmd  Güterbeförderer  vor 
pinem  Gerichtshöfe  wegen  eines  Verlustes,  Schadens  oder  einer  Verzögerung 
anhfinnri^r  gemacht  nnd  entschieden  werden,  wenn  diese  Kommissare,  Be- 
amten o(ier  Angeptelhen  ihre  aus  Voriräguu  oder  anderen  Abmachungen 
«^Wachsenden  Pflichten  nicht  erfüllten  infolge  oder  wegen  des  Streiks, 
der  Pfliditvers&umnis  von  streikenden  Beamten  oder  Angestellten  der 
Kommissare,  Handlungen  von  Streikern  oder  von  Personen,  die  mit 
^treikem  gemeinBame  Sache  machen  und  den  Streik  fördern  oder  ver- 
längern. 
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VI.  Von  diesem  Qesete  wird  angenoinnioii,  os  .sei  mit  dem  9.  Mai 
1H03  in  Kraft  getreten;  es  steht,  andere  IJoxlilüsse  dos  Parlaments  vor- 
behalten, in  Kraft  bis  rmn  Schlüsse  dei-  Jiächstfolgendeji  Parlaments- 
sossion. Die  Aufhebung  dieses  Gesetzes  soll  aber  dessen  vorherige  Wirk- 
8«uikeit  oder  die  Otiltigkeit  irgend  einer  in  UebereiiMtiinmung  mit  diesem 
Gesetz  getroffenen  Abmachung  nicht  beeinflussen ;  auch  Ernennungen  oder 
Beförderungen  werden  dadurch  nicht  ungültig,  noch  dürfen  durch  dieeee 
Gesetz  verbotene  Prosesse  dann  auijgenomznen  werden. 

VIIKItalie.  Italien. 

1.  Circolare  no.  13263/66,  del  18  luglio  1902,  diretta  ai 
Prefetti,  Sot to-Fre£ett i  e  President!  delle  Oamere  di  eom- 

inrrcio  del  Regnn,  per  la  d  i  f  fti  s  i  one  della  legge  19  gittgno, 
n  0.  2  4  2,  R  u  1  1  n  V  r»  r  n  delle  d  o  n  n  e  e  <i  e  i  f  n  ri  c  i  \i  1 1  i. 

Bundsohreiben  No.  13  263,66  vom  18.  Juli  1802,  an  die  Fräfekten» 
1Tnterprlfekt0ii  und  Vonltsenden  der  TTandnIalraininem  des  BeidiaB 
Kur  Verbreitung  des  Gesetses  Tom  19.  Juni  1808,  Vo.  942,  über  Vimuah 
and  Einderarbeit. 

l'm  Störungen  zu  vermeiden,  die  dur<di  di^  ji;leiVlizeitige  Entla->ini<r 
der  Kinder  unter  10  Jahren  entstehen  könnten,  ein)  tif  lilf  es  sich,  d&>i« 
die  Handelskammern  den  Industriellen  energisch  dahin  wirken,  selbst  vor 
Inkrafttreten  des  Gefletzes  keine  Kinder  unter  9  nnd  10  Jahren  anzo- 
stellen.  So  wird  sich  das  neue  Gesetz  ebne  Schwierigkeiten  einführen 
lassen,  ohne  Kinder  entlassen  su  rnttssen,'  weil  sie  das  gesetzliche  Alter 
noch  nicht  haben. 

Aus  den  gleichen  Gründen  wird  es  iür  die  Industiiellen  von  Vorteil 
sein,  keine  Kinder  unter  16  Jahren  für  Nachtarbeit  einzustellen,  damit  die 
Stdmngen  Tennieden  werden,  welche  ein  plötzlicher  gleichseitiger  Am* 
schluss  der  Kinder  beiderlei  Geschledits  unter  16  Jahr^  von  der  Nacht» 
arbeit  hervorrufen  wlirde. 

2.  Circolare  no.  9  2  72/18  del  24  maggio  19 08  diretta  ai 

Prefeiri,  Sotto-Prefetti,  ePresidenti  delle  Camere  di  com- 
mercio  del  Reg  no,  contf^neute  leistruzioni]>orl'esecuzione 
della  legge  e  del  rogolamentu  sul  lavoro  delle  doune  e  dei 
fancinlli. 

BnndsohreCben  JXo.  9378/18  vom  24.  Kai  1908  sa  »die  PrSftkten» 

Untorpräfekton  und  VocsitEenden  der  Handelskaminem  des  Kelches» 
betr.  die  BestimmnngeiL  snr  Durohfnhrnng  des  Qesetses  Aber  fraaen- 

ond  Kinderarbeit. 

3.  Circolare  n  0.10186/14  del  13  giugno  1  903  direrta 
ai  Prefetti  del  Kegno,  relativa  ai  libretti  d 'ammiss  ione  &1 
lavoro  dollo  donne  e  dei  fanciuUi. 

Bundaobreibeu  No.  10 196/14  vom  18.  Juni  1808  sa  die  PrSfärten 
des  Belehes  betr.  AnmeLdebftolier,  die  iürbeit  der  Statten  and  Binder* 
arbeit. 

4.  Circolare  no.  11716/16,  del  22  giugno  1908,  diretta 
ai  Prefetti,  Sotto-Prefetti  o  Presidenti  delle  Camere  di 
comxnercio  del  Regno,  relativa  alle  denunsie  d'esercisio  da 
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presentarsi  ai  termini  della  lege  sul  lavoro  delle  doniie  e 
dei  faneiuUi. 

Bimdsdhrelben  Tüo.  11715/16  TOtn  SBt  jQni  1908,  an  die  PtiAkten, 

Untcrpräfekten  und  Präsidenten  der  Handelskammern  des  Beiches  be- 
trefibnd  die  AnmelduDgen  von  Betrieben  nach  den  Bestimmungen  dOB 
Gesetaea  über  Frauen-  und  Kinderarbeit. 

5.  Oircolare  no.  12612/18  dal  1  luglio  1903,  diretta  ai 
Profetti  del  RegnO|  relativa  alla  tolleranza  da  ammettersi 
nella  appUcazione  della  legge  sul  lavoro  delle  donne  e  dei 

fanciti  1 1  i. 

Rundsclireiben  No.  12612  18  vom  1.  Juli  an  die  PriLtektrn  des 
Beiches  betreffend  die  Ausnahmen,  die  man  bei  der  DuxcMiüiruog 
des  GtosetBea  über  Frauen-  und  Kinderarbeit  gewiliren  kann« 

Das  neue  Gesetz  über  Frauen-  und  Kinderarbeit,  das  heute  in  Kraft 
tritt,  erteilt  der  Regierung  das  Hecht,  einige  vorttbergebende  Aus- 
nahmen 7.n  Itew  illlL'cn,  aber  nnr  in  den  YOm  Gesetz  genau  vorgeschriebenen, 

in  den        5 — 7  auli^etuhrrcn  i'äilen. 

Es  muss  beuiorkt  woideii,  dnss  die  Verordnung  keine  Beiuguis  oder 
Vollmachten  bewilligen  kann,  die  uiclit  vom  Gesetz  bestimmt  sind,  darum 
mosB  das  Gesetz  in  allen  BestimmuDgeo  vom  1.  Juli  Anwendung  finden, 
ausgenommen  die  §i?  5  xmd  7. 

Auch  bezüglieb  dieser  4?§  5  und  7  kann  es  sich  nur  um  Eingaben  ftr 
folgende  Bewilliirungen  bandeln :  um  Ersatz  der  minderjäbrigen  Frauen 
bei  der  Xacbturbeit;  um  Abänderung  der  näcbthchen  Arbeitszeit;  um  Ver- 
I&ugerung  der  Arbeitsdau^. 

In  diesen  Fallen  darf  der  Status  quo  in  den  interessierten  Betrieben 
geduldet  werden,  bis  sio  auf  ihre  Gesuclie  um  An^nnhraen  zusagende  Ant- 
wort erliiilten  haben.  Ich  empfehle  jedot  h  (l.  n  Uciit  n  Präfekten,  ihr 
möglichstes  zu  5un,  damit  dieser  provisorische  Zustand  bald  aufhöre,  und 
zugleich  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Voruntersuchungen  zu  den  Gesuchen 
um  Ausnahmen  mit  grosser  Eile  geschehen. 

Was  die  Eingaben  um  TerminverlAngerungen  oder  Abweichungen  von 

sonstigen  Dispositionen  des  oben  genannten  Gesetzes  an  das  Ministerium 
anbelangt,  so  hat  es  keine  Knm]iotenz,  dieselben  anznnelimen.  Immerhin 
halte  ich  es  fiir  angemessen,  einige  Milde  m  der  Anwendung  der  Vor- 
schriften des  Gesetzes  vom  19.  Juni  1902  walten  zu  lassen,  weil  eine 
allzu  strenge  Ausübung  die  Arbeiterfamilien  schwer  sdiftdigen  könnte; 
ausserdem  sollte  dem  Ministerium  Gelegenheit  gegeben  werden,  die  ver- 
schiedenen wichtigen  Fragen,  die  neuerdings  aufgeworfen  wurden,  zu  stu- 
dieren und  sie  zugleich  einer  Untersuchung  des  „Consiglio  ^uperiore  del 
lavoro",  der  nftchstdem  eingerichtet  wird,  zu  unterwerfen. 

Die  Bestimmungen,  deren  sofortige,  strenge  Durchführung  in  der 
Praxis  auf  grosse  Schwierigkeiten  stossen  werden,  sind  folgende :  1)  betr. 
die   Beschftftignng   der  Kinder  von  12 — 15  Jahren  in  den  Scbwefel- 

bergwerken  von  Sizilien :  das  Ti-agen  des  Erzes  auf  den  Sciiultem  und  das 
Ausleeren  und  Füllen  der  Hochöfen  zum  Schmelzen  des  Kr^es :  2}  betr. 
die  Huhepausen  während  der  Nachtarbeit  in  der  Baumwollindustrie  und 
in  den  Spinnereien  für  Flockseide ;  3)  betr.  die  Verlängerung  der  Arbeits- 
seit  in  den  Spinnereien  (iUr  das  Abhaspeln  der  Seide  von  den  Gocons) 

ArMMinti.  27 
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ftlr  Kinder  von  12  — 15  Jahren,  unter  Beibehalttmg   der  seitherigen 

Ruhepausen. 

Solaiiiio  diese  3  Frafren  nicht  'luicli  einr»  bfistiuimte  Resolution  des 
Consiglio  Superinre  del  iavoro  erledigt  sind,  bestimme  icli  M^^eude«! : 

1)  Transport  des  Erzes  auf  dem  Kopf  und  auf  den  »Schultern  in  deu 
unterirdischen  Verbindungsgängen  swischen  den  Ausgrabeplfttzen  und  den 
Mündungen  der  Schwefelgraben  in  Sizilien.  Entleeren  und  Füllen  der 
Schwefelhochöfen. 

Vom  1.  des  laufenden  Monates  an  ist  die  Anstclluii^r  v  ui  Knaben, 
welche  das  15.  Lebensjahr  noch  nicht  erreicht  haben,  in  den  betr.  Be- 
trieben verboten.  Gestattet  ist  jedoch,  dass  Kinder,  welche  12  Jahre  alt 
sind  und  schon  in  den  betr.  Betrieben  arbeiten,  beschftftigt  bleiben.  Das 
Alter  wird  leicht  nadiznweisen  sein,  weil  die  Knaben  im  Sinne  der  Ver- 
ordnung vom  17.  iSeptember  1886  mit  einem  alten  SintrittsbOohlein  ver* 
sehen  sein  müssen. 

Die  Besitzer  der  Schwefelbergwerko  mtissen  jedoch  schon  jetzt  darauf 
bedacht  sei%  die  jetzt  besohftfitigten  Kinder  im  Alter  von  12 — 15  Jahren 
80  viel  wie  möglich  durch  andere  zu  er.setzen,  die  dns  Miiid(>sralt«r  von 
15  Jalii'on  erroicht  haben,  wie  p?;  das  Gesetz  vorschreibt.  E<  mns'« 
noch  bemerkt  worden,  dass  Kinder,  die  die  Arbeit  in  den  Ber^uerkniQ 
aufgeben  (einerlei,  welches  der  Grund  ist),  für  die  oben  geuamiten  Arbeiten 
nur  durch  Knaben,  die  das  15.  Jahr  zurückgelegt  haben,  ersetst  werden 
k<}nnen. 

2)  Nachtarbeit  in  der  Baumwollindustrie  und  in  den  Spinaereien  fib* 

J'lockseide. 

Das  Ministerium  ist  von  Besitzern  rler  Baumwoil-  und  Flockseide- 
Spinnereien  auf  die  Nachteile  aufinerksam  g«^  macht  worden,  die  die  An- 
wendung des  Art.  8  des  Gesetzes  vom  19.  Juni  1902  beb*.  Nachtarbeit 

ergeben  würden, 

Iiit'/lirei ie.'^sen  c^estatte  irh.  da^s  in  den  Baumwoll-  und  in  den  F)«>ck- 
seide-tijuuneroion,  wo  Nachtarbeit  die  Dauer  von  9  bis  9V}  'Stunden  in 
einem  Zeiträume  von  24  Stunden  nicht  überschreitet,  eine  Ruhepause  von 
nur  Stunde  gemacht  werden  darf,  anstatt  1^/,  Stunden,  wie 
der  §  8  des  Gest  t/es  vu  schreibt.  Dieses  gilt  jedoch  nur  als  Au.snahnie 
und  nur  vorilber^M  lien  i.  Dabei  bleibt  las  Verbot  der  Nachtarbeit  fOr 
Kinder  beiderlei  ( roschlechtcs  unter  l't  .laliien  bestehen. 

8)   VeriiLugerung  der  Ai'beitazeit  fUr  das  Aui'weickeu  der  Cocous 

(frattura). 

Bs  wurde  von  den  Seidenindustriellen  bemerkt,  dass  in  den  Spin- 
nereien aus  technisclien  Gründen  und  alter  Gewohnheit  genütos  die 
Miidchen  unter  15  Jahren  die  Arbeit  an  den  Wasserbecken  etwas  früher 
aufnehmen  müssen  imd  auch  etwas  später  aufhi^ren,  als  die  Mftdchea  im 
AltO)-  über  15  Jahre. 

Aus  schon  genannten  Gründen  bewüligo  ich  nach  Vorschrift  des  Art  7 
des  Gesetzes  die  Verlängerung  der  Arbeitsseit  bis  zu  11 7,  Stunden  itt" 
kluBive  Ruhepausen  itir  die  Seidenspinnereien.  Die  Ruhezeit  darf  dann 
1^3  Stunden  anstatt  2  betragen,  die  Arbeitszeit  darf  aber  niemals 
11  Stunden  überschreiten. 

4)   Wöchentlicher  Ruhetag  füi-  die  SeideuinduMtrie. 

Um  Unannehmlichkeiten  zu  verhüten,  weldie  der  Seidenindustrie  tm 
dem  Ausfall  eines  ganzen  Arbeitstages  in  der  Woche  erwachsen  kffnnten, 
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erachtet  es  das  Ministeriiuu  für  geboten,  während  der  Zeit  des  Abtötens 
4w  Seidenspiimerpappen,  den  ArbeiterinneiL  den  Ruhetag  nicht  gleichseitig 
zu  gewähren.  Bei  einer  venifinfrigen  Anordnung  werden  die  Besitzer  der 
iSeidenspinneroien  fnrtlanfeiide  Arboif  währen-^  der  erforderlichen  Zeit  nr- 
ha!tf>Ti.  Als  selbstverntöndlich  wird  roratisgesetzt,  dasa  betr.  Anwendung 
das  Art.  9  des  Gesetzes  keinerlei  Nachsicht  geübt  wird. 

Hierans  ist  ersichtlich,  dass  nur  in  oben  genanntem  Falle  Auflnahmeii 
^ewfthrt  und  das  Gesetz  schon  jotst  genau  befolgt  werden  mues.  Bine 
genaue  Ueberwachung  wird  verlangt,  ausserdoin  verlangt  das  Ministorium 
am  Ende  jeden  Monates  übersichtliche  Berichte.  Die  pünktliche  Ab- 
heferung  der  viermonatlichen  Berichte  über  die  Inspektionen  der  Polizei- 
beamten wird  wie  bisher  verlangt 

Ich  bitte,  den  unterstellten  Behörden  die  nötigen  Instruktionen  sn 
gebm  und  mich  von  den  eingeführten  Anordnungen  au  unterrichten. 

IX.  Luxembourg.  Luxemburg. 

Gesetz,  die  Sicherheit  und  die  Gesundheit  der  in  Fabrik-  und  ge- 
werblichen Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  betr.  Vom  15.  Juni  1903. 
(Memorial  des  Großherzogtums  Luxemburg  S.  648.) 

Wir  Adolph,  von  Gottes  Gnaden  GroEherzog  von  Luxemburg,  Herzog 
von  Nassau  etc.  haben  verordnet  und  verordnen: 

Art.  1.  Die  E-egiening  ist  ermächtigt,  diejenigen  Vorschriften  zu  er- 
lassen, welche  zur  Wahrunt;  der  (xesundlicif-  flor  Arbeiter  in  Werkst.'^tren 
und  Arboitsräumen,  sowie  zu  deren  Sicherhoii  in  den  getahrbietenden  Be- 
trieben des  Gewerbes  und  der  Industrie  erforderlich  sind,  selbst  dann, 
wenn  sie  nicht  zu  den  geflihrlichen,  gesundheitsschädlichen  und  unbequeme 
Betriebsstätten  zählen.  Diese  Vorschriften  können  gegebenen  Falles  so- 
wohl den  Arbeitern  wie  den  Arbeitgebern  und  Betriebsuntemehmem  auf- 
erlegt werden. 

Desgleichen  ist  die  Regierung  vorzuschieibeu  eniiächtigt,  dass  die  in 
jenen  Betrieben  vorkommenden  UnfllUe  zur  Anzeige  gebracht  werden 
mflssen. 

Art.  2.  Von  den  ihr  im  vorhergehenden  Artikel  einger&umten  Macht- 
befugnissen kann  die  Regierimg  nur  im  Wege  allgemeiner  gros.sherzoglicher 
B^>schln«^se  Gebrauch  macheu,  es  sei  denn,  daU  es  sich  um  solche  Betriebe 
handelt,  welche,  abgesehen  von  diesem  Gesetze,  einer  Genehmigung  oder 
vorherigen  Anzeige  unterliegen. 

Art.  3«  Die  Ueberwachung  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  imd 
die  Feststellung  der  Zuwiderhandlungen  gegen  dasselbe  werden  gemäss 
dem  Gesetze  vom  22.  Mai  1902  durch  die  von  diesem  eingeführten  Ge- 
werbein spoktnrcn  ausgeübt. 

Die  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  der  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  erlassenen  Beschlüsse  unterUegou  den  durch  das  Gesetz 
vom  6.  Mftrz  1818  verhängten  Strafen,  dies  unbeschadet  der  im  Straf- 
gesetzbuch oder  in  Spezialgesetzen  vorgesehenen  hfiheron  .Strafen, 

Die  Best  iirimungen  des  ersten  Buches  des  Strnfgf -i  t/buches,  «owte 
diejeiii^'en  <los  Gesetzes  vom  18.  Juui  ISTi),  wodiu*ch  die  Berücksichtigung 
der  miideruden  Umsttode  den  Gerichten  überlassen  wird,  tinden  auf  die 
in  diesem  G^etze  vorgesehenen  Vergehen  Anwendung. 

27* 
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X.  Pays-Bas.  Niederlande. 

Erlass  des  Ministors  ffir  Hnndel,  Gewerbe  und  Sohiffiihrt  (Staat s- 
oourant  31.  Juli  1903),  mit  weichem,  vorläutig  für  die  Dauer  eines  Jahres, 
Tom  1.  August  1803  an,  die  folgenden  Aenderungeu  der  bisher  für  das 
Fanonal  der  Gesellsohaft  nm  Betriebe  der  Staateliahneii  in  QeltaiiB 
gewesenen  Dienatordnimg  genehmigt  werden. 

(Aebnliche  Beetimmimgen  wie  die  untenstehend  wiedergegebenen  nnd 
auch  von  den  Direktionen  der  TTollandischen  Eisenbahngesellscbaft  und 
der  Niederlrtii(li>(  hen  Zentralbahngesellschaft  getroffen  und  von  der  £e- 
gierung  genehmigt  worden. ^ 

Alt.  1  Abs.  4.  Mit  Ausnahme  de«  HilfspersonaiH,  das  in  zeitweilig 
eintretenden  Notf&llen  für  eine  Zeit  von  höchstens  14  Tagen  eingeteilt 
wird,  ist  das  Personal  in  die  im  Anhan^^  Lezeicbneten  Gruppen  eingeteilt. 

Art.  9a.  Das  Personal  ist  mit  den  im  Artikel  12  aii<rrführten  Ans- 
nahmcn  berechtigt,  Wünsche  und  Beschwerden  schriftlich  auf  dem  Dienst- 
wege zur  Kenntnis  des  Generaldiiektors  oder  eines  Beamten  höhereu 
Banges  zu  bringen. 

Art.  12.  Klagen  des  Personals  gegen  eine  im  Range  höher  stefaeode 
Person  müssen  schriftlidk  an  deren  unmittelbaren  Vorgesetzten  gra-icbtet 
werden. 

Die  Klage  mnss  so  rasch  wie  möglich,  amtlich  erläutert,  durch  den 
oberwähnteu  unmittelbaren  Vorgesetzten  und  unter  Anfügung  einer 
Aeusserung  des  in  Betracht  kommenden  Chefs  an  den  Generaldirektor  zur 
Erledigung  geleitet  worden. 

Art.  VJ*"'".  Dorjenige,  dem  oin  Winj^rh  udei-  eine  Beschwcrlf  über- 
mittelt wird,  «iilil  darüber  eino  «du  i l't liclto  und  d:iti<>i-ir  Emitt'aiigsbestäiigimg. 

Art.  12'*^  Das  Personal  ist  berechtigt,  sich  kurzweg  schriftlich  ai» 
den  znnftchst  anwesenden  Beamten,  dem  es  unterstellt  ist,  jedoch  aus- 
schliesslich mit  dem  jErsuchen  zn  wenden,  seine  Gründe  mündlich  vor- 
zubringen. 

Kap.  15b).   Suspendierung  im  Interesse  des  Bienstes. 

Art.  82a.  a)  Die  sdirifitliche  Mitteilung,  dass  als  Strafe  die  nicht  ehren- 
volle  Entlassung  bestimmt  wurde,  hat  für  den  Betreffenden  die  SnspeU' 
dierung  vom  Dienste  zur  Folge. 

b'i  Während  d^r  Zeit  der  f^iiN]ioiidIornn^'  wird  kein  Oehalt  V»ezahlt. 

Al  t.  H2b.  a)  Personal,  das  sicli  eines  h«>  schweren  \  er-rlions  sobuldi^^ 
macht,  dass  es  mit  nicht  ehrenvoller  Entlassimg  bestralt  werden  kann» 
kann  vom  Dienste  durch  seinen  unmittelbaren  Gbef  sofort  vorläufig  sus- 
pendiert werden  unter  der  Bedingung,  dass  dieser  seinem  Vorgesetzten 
den  Tatbestand  zur  Kenntnis  bringt. 

bi  Während  fler  Zeit  der  vorläutigen  Suspendierung  erhält  der  Sus- 
pendierte zwei  Drittel  seines  Gehaltes. 

Art.  82c.  Die  im  Artikel  82a  angeführte  Suspendierung  erlischt,  falls 
sie  nicht  vorher  aufgehoben  worden  sein  sollte: 

ai  durch  Verbüs.sung  der  Strafe; 

b  I  durch  Aufhebung  der  Strafe  seitens  eines  der  im  Kap.  löc  be- 
zeichneten Schiedsgerichte. 

Art.  82d.  Die  vorläufige  Suspendiening  erlischt,  falls  sie  nicbt  schon 
vorher  aufgehoben  ist: 
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a)  am  Tage,  folgend  jenenif  aa  welcham  dem  Suspendierten  mitgeteilt 
wird,  welche  Strafe  Uber  ihn  veiliftngt  wurde; 

b)  nach  Ablauf  von  14  Tatjen. 

Art.  82e.  a)  Sobald  uir>\  iderruflich  über  eine  Strafe  entschieden  ist, 
die  über  jemanden  verhängt  wird,  der  vorliluiig  suspendiert  war,  oder 
sobald  der  im  Artikel  82d  Absats  b  beaeichnete  Termin  ▼erstrichen  ist, 
ohne  d&BS  die  in  diesem  Artikel,  Absata  a,  bezeichnete  Mitteilung  an  den 
Snsjieridierten  gelangt  ist,  wird  diesem  das  oiiibohaltene  Drittel  seines 
Gehaltes  miier  Abzug  der  eventuell  auferlegten  Busse  ausbezahlt. 

b)  Die  Ausbezahlung  findet  uicht  statt,  wenn  die  Strafe  in  nicht 
ehrenvoller  Entlassung  besteht. 

c)  Ist  die  ursprünglich  verhängte  Strafe  von  nicht  ehrenvoller  Ent- 
Jassung  durch  das  im  Kapitel  15c  bezeichnete  Schiedsgericht  aufgehoben 
worden,  wird  dem  Betreffcniien  tler  während  der  Zeit  der  Suspendierung 
nicht  bezahlte  Gehalt  und  der  liest  des  während  einer  eventuellen  vor- 
läufigen Suspendierung  nui-  mit  zwei  Dritteln  zur  Auszahlung  gelangten 
Gehaltes  unter  Abaug  der  eventuell  auferlegten  Busse  ausbeztädt 

Kap.  15c.  Schiedsgerichte. 

Art.  83.  a)  Jede  Strafe,  gegen  welche  die  Berufung  offen  steht,  wird 
dem  Bestraften  s«  hi  Iftlu  h  mittels  eines  von  der  die  Strafe  verh&ngenden 
Seite  unterTieiclintM (in  Sclircibons  niiti^'t'toilt. 

b)  Der  Bestrafte  hat  darüber  eme  datierte  und  unterzeichnete 
Empfangsbestätigung  auszustellen. 

Artikel  83a,  a)  Abgesehen  von  den  Bestimmungen  des  Artikels  83b 
kann  gegen  jede  Dis/.i|>liii;irsrrafe  durch  den  Betroffenen,  soweit  dieser  zu 
'ieii  im  letzten  Absätze  des  Artikels  1  bezeichneten  Gruppen  gehurt,  binnen 
4  Tagen  nach  Empfang  der  bezüglichen  3Iitteilung  bei  einem  für  diesen 
Zweck  xa  bildenden  Schiedsgerichte  Berufung  eingelegt  werden. 

b)  Die  Berufung  wird  durch  eine  schrifdiche  ErU&rung  erhoben,  die 
kurzerhand  an  den  durch  den  Generaldirektor  zu  ernennenden  ständigen 
Sekretär  der  Schieds<jenchte  einznseuden  ist. 

c)  Sobald  eine  Berufung  erhoben  ist,  lässt  die  Gesellschaft  dem  im 
vorigen  Absatz  bezeichneten  Sekretär  auf  dessen  Ersuchen  die  auf  die 
Verhftngung  der  Strafe  Bezug  habenden  Akten  zukommen.  Sowohl  die 
Gesellschaft  wie  auch  der  Berufende  können  binnen  8  Tagen  nach 
Eniiifanir  der  im  1.  Absätze  ies  Artikels  83  bezeichneten  Ifitteilung 
dem  Schiedsgerichte  nnch  an  iero  Akten  vorlegen. 

d)  Beide  Teile  haben  das  Recht,  in  die  oben  bozeichnoteu  Akten 
Einsicht  zn  nehmen. 

e)  Der  Sekretär  der  Schiedsgerichte  teilt  ihnen  sofort  nach  Empfang 
der  Dokumente  mit,  wo  und  wann  sie  von  diesem  ihrem  Hechte  Gebrauch 
machen  können. 

f)  Die  Gesellschaft  und  der  Berufende  können  vom  Schiedsgerichte 
und  von  dem  Sekretär  des  Sdiiedsgerichtes  die  Geheimhaltung  vorgelegter 
Aktenstücke  verlangen. 

Art.  83b.    Keine  Berufung  kann  erhoben  werden : 

Weisen  eines  mündlichen  Tailels.  w-esren  Verlustes  freier  Tage  oder 
von  rrhmb  und  wegen  einer  GelJUnsr,*  im  Betrage  eines  Viertels  der  per 
Tag  entiallenden  Besoldung  oder  weniger; 

2)  wegen  der  Strafen  der  Degradation  oder  der  Entlassung,  wenn 
es  in  dem  betreffenden  Bescheide  heisst,  dass  die  Strafe  im  Interesse  der 
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Sicherheit  de«  Dieoates  verhingt  wturde.   Die«  ist  jedoch  so  su  verstehen, 

dass  der  Bestrafte  das  Recht  haben  soll,  binnen  8  Tagen  nach  Empfang 
des  Strafbescheides  an  den  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  Schiffahrt 
die  Frage  zu  richten,  ob  die  begangene  Tut  «lerart  gewesen  sei,  dass  die 
Sicherheit  des  Dienstes  die  auferlegte  Straie  notwendig  machte,  und  dass 
im  Falle  der  venieineiiden  Beantwortong  dieser  Frage  noeh  die  Bemfnng 
an  ein  {Schiedsgericht  binn«Bi  8  Tagen  vom  Datom  des  nunisteriellcai 
Bescheides  an  offen  stehen  soll. 

Art.  8Bc.  a)  Jedes  Schiedsgericht  ist  aus  5  Mitgliedern  und  1  Se- 
ki'etar  zusammengesetzt. 

b)  Von  den  Mitgliedern  werden  2  nel>st  ihren  Stellvertreteni  durch 
den  Berufenden  ans  der  Gruppe,  w  elcher  angehört  und  weitere  2  nebst 
ihren  Stellvertretern  von  dem  Generaldirektor  bezeichnet. 

c''  Das  5.  Mitfjlied.  das  a1«i  Vorsitzender  fnn£rieron  pnll.  soM-ie  def«en 
Stelivei  ueter  werden  in  »clmttlicher  und  güheimer  Abstimuiung  durch  diö 
4  bereits  bezeichneten  Mitglieder  mit  Stiinmeneiuhelligkeit,  sonst  durch 
den  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  Schiffahrt  ernannt. 

d)  Als  Sekreinr  fungiei  t  der  im  Art.  83  a  Abs.  2  bezeichnete 
standt^'e  5>ekret&r  oder  ein  durch  den  Generaldirektor  ssn  ernennender 
Stellvertreter, 

Art.  83d.  Der  Generaldirektor  kann  zu  Mitgliedern  oder  stell- 
Tertretenden  Mitgliedern  des  Schiedsgeriditee  weder  den  Beamten,  der  die 
Strafe  rerh&ngte,  noch  dessen  unmittelbaren  Chef,  noch  einen  Ober^ 
beamfen  oder  Beamten  ernennen,  denen  jene  Mitglieder,  beziehungsweise 
ihre  Stellvertreter  nntergeordnet  sind,  die  dorch  den  Berufenden  beseichnet 
wurden. 

Art.  8de.  a)  Der  Sekretär  der  Schiedsgerichte  ladet  nach  Empfang 
der  im  Art.  83a  Aha.  2  beseichneten  Erkllrang  den  Berufenden  so  rasch 
wie  möglich  schriftlich  ein,  seine  Schiedsrichter  oder  deren  Stellvertreter 

SU  nennen. 

b)  Wird  dnrrh  den  Berufenden  dieser  Einladung  nicht  binnen  8  Ta;.'en 
von  deren  Datum  an  entsprochen,  so  gilt  die  Berufung  als  zurückgezogen. 

c)  Sofort  nach  Empfang  der  die  Nennung  seiner  Schiedsrichter  und 
Stellvertreter  enthaltenden  Mitteilung  des  Berufenden  ladet  der  Sekretär 
den  Generaldirektor  unter  Bekanntgabe  der  von  dem  Berufenden  voll- 
zogenen Ernennung  ein,  seine  Schiedsrichter  und  Stellvertreter  su  no- 
minieren. 

d)  Wenn  dies  nicht  binnen  4  Tagen  vom  Datum  der  Einladung  an 
geschidit,  gilt  die  verhängte  Strafe  als  aufgehoben. 

e)  Der  Unterlassung  der  im  1.  und  3.  Absätze  beaeichneten  Er- 
nennung wird  die  Ernennnnpr  von  weniger  als  4  Personen,  sowie  ferner, 
soweit  es  sich  um  den  (>eneral*jii cktor  handelt,  die  Ernennung  von  Per- 
sonen, die  zufolge  Art.  83d  nicht  ernannt  wei*deu  düiiou  und,  soweit  es 
sich  um  den  Berufenden  handelt,  die  Ernennung  einer  oder  mehr  Personen 
aus  einer  anderen  Gruppe  ab  jener,  der  er  angehört,  gleich  geachtet, 

Art.  88f.  Für  den  Eall,  dass  der  2.,  4.  oder  5.  Absata  des  Art.  836 
Anwendnnir  fiiidef,  setzt  der  Sekret-ör  des  Schiedsgeridltes  den  General- 
direktor und  den  Berufenden  davon  in  Kenntnis. 

Art.  83g.  a)  Sobald  der  Sekretär  die  im  1.  und  3.  Absätze  des 
Art.  83e  bezeichneten  Mitteilungen  empfangen  hat,  gibt  er  den  an  Mit- 
gliedern, beaiehungsweise  stellvertretenden  Mitgliedern  des  Sohiedsgeriehtes 
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Ernannten  von  ihrer  Ernennung  Kenntnis,  indem  er  sie  zn  einer  Zusammen* 
kunft  zu  dem  Zwecke  auff<>rdert,  um  das  5.  Mitglied  dOB  SohiedsgerichteB 
tmd  dessen  Stell%*ertreter  zu  wühlen. 

b)  Jeder  Oberbeamte,  Beamte  oder  Arbeiter  ist  verpflichtet,  eine  £r- 
noimiiDg  znm  Mitgli«de  des  Sduedägeridites  awcimduneB. 

Art.  88I1.  Gelangen  die  4  Mitglieder  des  Schiedsgerielites  bei  der  im 
1.  Absätze  des  Art.  83g  bezeichneten  Zusammenkunft  oder  —  wenn  einer 
der  beiden  Kandidaten  oder  beide  die  Wahl  nicht  annehmen  wollen  — 
bei  einer  durch  den  Sekretär  weiter  einzuborut'eiideu  Zusjammenkunft  zu 
keiner  vollen  Uebereinstimmung  hinsichtlich  des  zu  ernennenden  5.  Mit> 
gUedes  und  (oder)  dessen  Stellvertreters^  so  teilt  der  Sekretftr  dies  ohne 
Verzug  dem  Qeneraldirektor  mit,  der  so  rasch  wie  möglich  den  Mini.ster 
für  Handel,  Gewerbe  nnd  Schiffahrt  ersucht,  das  5.  Mitglied  und  (oder) 
dessen  ytellvertreter  zu  ernennen. 

Art.  83i.  a)  Sobald  das  Schiedsgericht  vollständig  ist,  teilt  dies  der 
Sekretär  dem  Generaldirektor  und  dem  Berufenden  mit. 

b)  Binnen  8  Tagen  nach  Empfang  dieser  Mitteilung  kann  sowohl 
seitens  des  Generaldirektors,  beziehungsweise  auf  seine  Veranlassung,  wie 
auch  seitens  des  Berufenden  dem  Sekretär  des  Schied s^enVbtes  mitireteilt 
werden,  welche  Zeugen  und  Sachverständige  sie  vernommen  zu  sehen 
wQnschen. 

c)  Innerhalb  des  gleichen  Zeitraumes  kann  der  Berufende  seine  Ein- 
Wendungen  gegen  die  über  ihn  verhJlnü^te  Strafe  schriftlich  zur  Kenntnis 
des  Schiedsgerichtes  bringen.  Das  bezügliche  Akten«tfjck  mw9  in  2  Ans- 
fertijriinfren  an  den  Sekretär  eiDgesandt  werden,  welcher  ein  üxemplar  an 
die  (Gesellschaft  gelangen  lässt. 

Art.  83j.  a)  Der  Vorsitsende  bestimmt  Ort,  Tag  und  Stunde  der 
Sitzungen  des  Schiedsgerichtes,  wovon  der  Sekretftr  den  Berufenden  und 
und  den  Generaldirektor  verständigt. 

Die  Sit/.inigen  sind  nicht  öffentlich,  doch  wohnen  in  ihrer  Ganze 
der  Berufende  und  derjenige,  der  die  Strafe  auferlegte,  oder,  wenn  der 
Generaldirektor  oder  ein  leitender  Beamter  die  Strafe  auferlegte,  ein  mit 
der  Vertretung  betrauter  Oberbeamter,  insoweit  die  \^erhandlungen  nicht 
in  der  Ratskammer  stattfinden,  oder  das  Schiedsgericht  nicht  beschliesst, 
dass  die  Parteien  nicht  anwesend  sein  pellen,  bei. 

c)  Falls  der  Berufende  ohne  hinrcicliende  Gründe,  deren  Beurteilung 
dem  Schiedsgerichte  zusteht,  in  der  Sitzung  nicht  erscheint,  wird  seine 
Bemfan^  als  surttc&gezogen  betrachtet. 

d)  Die  Verhandlangen  in  der  Ratskammer  sind  geheim. 

Art.  83k.  a)  In  der  Sitzung  wird  zuerst  der  Berufende  verhört. 

\>)  Der  Vorsitzende  kann  dem  Bei  un  nden  gestatten,  nich  durch  eine 
seiner  Grujjjie  augehörende  Person  vortroteu  zu  lassen  und  seine  Ein- 
wendungen gegen  die  verhängte  Strafe  durch  diesen  Vertreter,  jedoch  in 
seiner  (des  Berufenden)  Gegenwart  zur  Kenntnis  des  Schiedsgerichtes  su 
bringen. 

c)  Der  Vorsitzende  re^^elr  den  weiteren  Ganjr  der  rntercnrhnng. 
Art.  831.    Der  Vorsitzende  ist,  soweit  das  Schiedsgericht  dies  wünscht, 
berechtigt : 

1)  für  das  Schiedsgericht  Einsicht  zu  verlangen  in  alle  Dokumente, 
deren  Kenntnis  ihm  zur  Beurteilung  der  Rechtmässigkeit  und  Billigkeit 
der  verhftngten  Strafe  notwendig  erscheint; 
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a  if   diese  Dokumente    findet    die   Bestimmung    des  Artikels  82s 

AnwenUuiig. 

2)  eine  oder  mehr  Personen  mit  einer  Untersuchung  an  Ort  und 
Stelle  zu  beauftragen,  oder  selbst  eine  solche  Untersuchung  Torzunebmeii. 

Art.  83m.  Jeder  dem  Personal  Angehörende  ist,  wenn  er  vom  8e- 
krefilr  als  Zpuge  oder  8achvorstf\ndiL'f^er  berufen  wiid,  vcri^flicnroT.  >]f)T 
Ber  ufung  zu  folgen  und  alle  mm  Schiedsgericht  oder  der  UutorsuciiuDg 
in  (iemäösheit  der  Bestininiungen  des  Art.  83i  Abs.  b  erforderlich  er- 
achteten E)rl&uterungon  wahriieitsgem&ss  zu  geben. 

Art.  8dn.  a)  Das  Schiedsgericht  entscheidet  in  der  Batskammer  nach 
freier  Ueberzeugung. 

h)  "R«  entsf  lipidct  znrrst  fiher  die  Rechtmässigkeit  und  sodann  über 
die  Billigkeit  der  verhängten  .Strafen. 

Erachtet  es  diese  für  nicht  rechtm&ssig  oder  nicht  billig,  so  kassiert 
es  die  Strafe;  im  bejahenden  Falle  erklärt  es,  welche  Höchststrafe  den 
Berufenden  zu  treffen  habe,  und  zwar  mit  der  Massgabe,  'lass  das  Srhieds- 
gericht,  wenn  ffii-  eine  bestimmte  Handlung  eine  bosf Iiainte  Stiato  fest- 
gesetzt ist.  an  diese  gebunden  sein  soll,  wenn  es  feststellt,  dass  die  Tat 
begangen  wurde. 

Art.  83o.  a)  Die  Beschlüsse  des  Schiedsgerichtes  werden  mit  absoluter 

Stimmenmehrheit  gefasst. 

b)  Kein  Mitglied  darf  sich  einer  Abstimmung  rnf lialreii. 

c>  Die  Mitglieder  stimmen  in  nachfolgender  Ordnung:  zuerst  die  von 
dem  Berufenden  ernannten  Mitglieder,  sodann  die  vom  Generaldirektor 
nominierten  und  schliesslich  der  Vorsitzende. 

Von  jeder  der  beiden  Gruppen  stimmt  zuerst  der  Rangjtingste,  bei 
gleichem  Rang  der  der  Dicnst/cit  nach  JUngste  und  fehlt  auch  hier  eis 
üntorschie  l,  der  Jüngste  dem  Alter  nach. 

Art.  Höp.  a)  Das  Urteil  wird,  mit  Gründen  versehen,  schrilüich  ab- 
gefasst  und  von  den  Mitgliedern  des  Schiedsgerichtes  unterzeichnet. 

b)  Das  Urteil  ist  fttr  die  höchste  Amtsstelle  bindend. 

Art.  83q.  Eine  durch  den  Sekretär  beglaubigte  Abschrift  des  iTteilfl 
wir«!  so  rasch  wie  möglich  dem  (Generaldirektor  und  dem  Berufenden  zu- 
gesandt. 

Art.  83r.  Solauge  eine  Berufung  ans  Schiedsgericht  offen  steht  oder 
anhängig  ist,  wird  die  verhängte  Strafe  nicht  vollzogen,  doch  sind  die 
Vorgesetzten  berechtigt,  im  Interesse  des  Dienstes  die  nötigen  Massregeln 

zur  Beaidsichtigung  des  Bestraften  zu  treffen. 

Art.  H.Ss.  a)  Soweit  es  sich  nm  Personal  der  Gesellschaft  iKim^^lt. 
gilt  hinsichtlich  der  liesoldung,  freien  Fahrt  und  der  Diäten  die  ErfiÜhmg 
der  Pflichten  eines  Mitgliedes  des  Schiedsgerichtes,  eines  Zeugen  oder 
eines  Sachverständigen  als  Dienst. 

b  i  Zeugen  und  Sachverständige,  die  nicht  im  Dienste  der  Gesellscljaf' 
stehen,  erhalten  ilue  Koisekosten  ersetzt.  Ansserdem  katin  ihnen  durch 
den  Vorsifzendon  aul  Kosten  der  Gesellschaft  eine  Vergütung  für  ihren 
Zeitverlust  und  iiiro  Spesen  gewährt  werden. 

Art.  83t.  Abweichend  von  den  Bestimmungen  des  Artikels  83a  kann 
zwischen  dem  1.  und  15.  August  1903  gegen  im  Sinne  des  Artikels  83b 
appeltable  Strafbescheide,  die  zwi>  Leu  dem  I.Mai  und  1.  Anlast  liK>3  er- 
flossen,  die  Bcnifm^^  ans  Schiedsgericht  anrh  für  den  Fall  eingelegt 
werden,  dass  die  Straten  bereits  ganz  odei*  teilweise  verbüsst  sein  sollten. 
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Art.  91.  ai  Im  festen  Dienst verhältiii>s<>  stehendes  Personal  der 
Oe^ollsohaft.  das  den  Dienst  zu  verlassen  wünscht,  muas  am  seine  £atr 
lastiimg  .schrililich  eiukonuuen,  und  zwar: 

1)  Oberbeamte  mindestens  4  Wochen  frOlier, 

2  i  Beamte  und  Arbeiter  mindestens  14  Tage  vorher. 

b)  Diese  Bestimmung  findet  entsprechende  Anwendung  auf  das  Hilfs- 
personal, mit  Ausnahme  jener  Peraonen,  die  für  höchstens  14  Tage  aus- 
hüijäweise  eingestellt  wurden.  Das  Entlassungsgesuch  ist  im  Dienstwege* 
TMsehen  mit  der  Aensserong  des  betreffenden  Chefs,  an  den  General- 
direktor einzusenden. 

Art.  9Sb.  a)  Zwischen  der  Verfügung  der  ehrenvollen  Entlassung  von 
in  festem  DienstverbHltnissA  stehendem  Personal  seitens  drr  nescllschaft 
und  dem  Ende  (ies  Dienstverhältnisses  sollen  4  Wochen  vei>M  •icheu. 

h)  14  Tage  sollen  zwischen  der  seitens  der  Gesellschaft  erfolgenden 
Kttndigung  und  dem  Austritt  von  Hilfspersonal  verstreichen,  es  sei  denn, 
dase  dieses  für  eine  Zeit  von  höchstens  14  Tagen  eingestellt  worden  war« 

[Es  rnl<rt  nnn  ein  Anhang,  in  welchem  die  Einteilung  des  Personals 
in  9  Gruppen  geregelt  wird.] 

XI.  Suisse.  Schweiz, 
a)  Bund. 

Vollziehnnf^f?vorordnung  zum  Bundesgesetze,  betr.  die  Arbeltszeit 
beim  Betriebe  der  Sisenbahnen  und  anderer  Verkehnwiistalten«  (Vom 
22.  September  1Ö03.) 

Der  schweizerische  Bundesrat, 
in  Vollziehung  des  Bundeflgesetses  betr.  die  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der 
Eisenbahnen  und  anderer  Verkehrsanstalten  vom  19.  Dezember  10<)'2  auf 
den  Antrag  der  Easenbahnabteünng  seines  Post-  und  Eisenbabndeparte- 
ments,  beschliossr : 

Alt.  1.  Die  Beamten,  Angestellten  und  Arbeiter  der  Bahn-  und 
DampfschifFontemebmungen  sind  in  den  Dienst-  und  Buhetagtieinteilungen 
aoszoscLeideu  wie  folgt: 

A.  Bei  den  RiiIitin  erwaltungen : 

L  in  den  zentralen  Bureaux  des  Betriebes ; 

II.  im  Bahaauföichts-  und  Uutorhaltungsdionste,  einschliesslich  der 
Linienarbeiter; 

III.  in  den  Stationen,  einschließlich  der  Weichenwärter; 

IV.  im  Zugsdionste; 

V.  im  Fahrdienste,  einschließlich  des  Personals  bei  feststehenden 
Masclüuen,  döi  Visi  teure,  Wageuwärter,  Heizhausarbeiter,  Lokomotivputzer, 
Wagenput^er,  Kohlenlader  und  Werkst&ttearbeiter,  soweit  letztere  nicht 
dem  Fabrikgesetze  unterstellt  sind. 

B.  Bei  den  Dampfschiffverwaltungon ; 

I.  In  den  zentralen  Biireaux  dos  Betriebes: 
II.  im  Stationsdienste,  einschliesslich  der  ßrückenwarte ; 
Hl.  im  Kursdieuste; 

rv.  im  Fahrdienste,  einschliesslich  der  Eohlenlader  und  der  Werk- 
Btättearbeiter,  soweit  letztere  nidit  dem  rabrjl<„'>  si  tze  untorstrllt  sind. 

Die  Angestellton  des  Kurs-  und  dos  Falirdienstes  auf  den  Dampf- 
booten sind  hinsichtlich  der  Dauer  der  ununterbrochenen  Buhezeit  und  der 
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Dienstbereitschaft  dem  Zugs-  imd  Lokomotivpersonale       Bahnen  gleich- 

gestellt. 

Art.  2.  Alle  Stciien,  bei  denen  eine  nonnalo  Arltfifszoit  nrlftr  Dienst- 
bereitiichaft  oder  die  vorwiegende  Boschäftigiing  im  Betriebsdienste  nötig 
ist,  sind  mit  Personen  zu  besetsen,  welche  dem  GFesetse  unterstellt  sind. 
Ffir  die  Stellvertretungen  sind  in  der  Kegel  ehen&Us  Personen  sn  ver- 
wenden, welche  dem  Gesetze  unterstellt  sind.  Wenn  ausnahmsweise,  wegen 
kurzer  Dauer  der  Stellvertretung,  Peisonon  Ver^-endnni'  finden,  die  dem 
Gesetze  nicht  unterstellt  sind,  so  soll  denselben  eine  nnunt erbrochene 
Ruhezeit  von  mindestens  8  Stunden  Dauer  zukommen. 

Art.  8.  Die  Zeit  eines  ganzen  Tages  von  24  Stunden  verteflt  sich  in 
folgender  Weise : 

I.  Wirliliolio  Arbeitszeit  von  höchstens  11  Stunden; 
II.  ununlei  brocheiio  Kuhezcit  von  wf^niirstens  12,  10,  9  oder  8  Stunden; 
ni.  die  übrigen  Ruhezeiten,  wovon  eine  von  wouigsteus  einer  Stunde 
Daner  nach  ungefUir  der  HftUte  der  Arbeitszeit  gewahrt  werden  soll 

Die  dienstlichen  Verrichtungen,  welche  in  die  Zeit  von  1]  Uhr 
abends  bis  4  Uhr  morgens  fallen,  gelten  als  durchgehender  Nachtdienst. 

Art.  4.  Als  wirklich«'  Arheits/eit  gilt  die  Zeit,  während  welcher  da.« 
Personal  für  den  Dienst  der  Unternehmung  in  Anspruch  irpuoramen  ist, 
einBchliesslich  jeder  Beschäftigung  bei  Hilisarbeiten,  sowie  der  Gang  oder 
die  Fahrt  von  einer  Arbeitsstelle  zur  anderen  im  Laufe  der  Dienst- 
sebiohten. 

Bezüglich  der  flbrigen  Zeit  soll  der  Ang©fft<>nte  als  Ruhezeit  frei  ver- 
fügen kc'UTien.  VnTbehalteu  bleiben  re^'l^^mentarischc  Vorschriften  der 
Verwaltungen,  uolclie  die  Sichenuig  des  Dienstes  in  ausserordentlichen 
Fällen  betrefl'en  oder  gegen  die  zweckwidrige  Ausnützung  der  Buhezeiten 
gerichtet  sind,  und  woAir  die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  Tor- 
behalten  sind. 

Den  Darapfschiflrpei*sonalen  können  Aufrnthalte  von  einer  halben 
Stunde  und  mehr  an  Bord  als  Ruhej)ausen  eingerechnet  wt nion,  foffrn 
innert  derartigen  Zeitabschnitten  keinerlei  dienstliche  Verrichningen  zu 
besorgen  sind  und  die  Leute  wirklich  der  Ruhe  pflegen  können. 

Art.  5.  Als  Dienstbereit^chaft  gilt  die  Zeit  vom  Beginn  bis  Schlnss 
eines  Tagesdienstes. 

Art.  (>.  Wenn  bei  ^^rnsspn  Znp-F;-  oder  Kursverspntnnpen  TVbtr- 
sclireitiingon  der  Maximalarbeitszeit  und  Dienstbereitschaft  vnTkmnmen, 
sind  die  daherigen  Ueberschreitungen  durch  entsprechend  gf^ringtre  Be» 
anspruchung  itmert  den  drei  darau^olgenden  Tagen  auszugleichen. 

Art.  7.  Es  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  das  Personal  zu  ge- 
eigneter Zeif  die  ^f;ihlzt'itcn  cinnehinfMi  kann. 

Art.  8.  Im  allgemeinen  ist  bei  Zuteilung  der  Arbeitszeit  auf  die  wirk- 
liche körperliche  und  geistige  Beanspmchuug  Rücksicht  zu  nehmen;  es 
soll  daher  bei  besonders  ansti  engendem  Dienst  eine  Kürzung  der  Arbeits- 
zeit eintri  N  ii.  und  zwar  namentlich  bei  den  Personen,  welche  sicberheits- 
diensf  liehe  Funktionen  ausüben.  Bei  Bemessung  der  Dauer  der  P.iu'^e  nm 
die  Mitte  der  Arbeitszeit  }<t  auf  die  Entfernung  der  Wohnung  von  der 
Arbeitsstelle  tunlichst  Bücksiclit  zu  nehmen. 

Art.  9.  Es  soll  getrachtet  werden,  zusammenhftogende  Arbettsimten 
Ton  mehr  als  6  Stunden  und  die  Zuweisung  der  tftglichen  Arbeitsseit  in 
mehr  als  4—6  Abschnitten  zn  vermeiden.   Wo  FrOh-,  Mittel-,  Spit-  und 
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Xachtdienstschichten  vorkommen,  ist.  von  den  Nachtuaditom  in  dea 
Stationen  und  den  Rnrriören\vnrtern  tiir  den  Nachtdienst  abgesehen,  zwischen 
den  verschiedenen  Angestellten  ein  angexaesdener  Dienatwechsel  zu  orga- 
nisieren. 

Art.  10.  Für  die  Barridren'warteriinien  ist  eine  BiexiBtbereitsdiaft;  von 

16  Stunden,  wenn  Dienstwohnung  in  der  Nähe  der  Posten  angewiesen, 
und  von  16  Stunden  Lei  Fehlen  einer  soleLen  ^Vi  linung  zulässig,  wenn 
die  Gesamtzahl  der  aul"  der  Linie  verkehrenden  Züge  nicht  mehr  als  14 
per  Tag  beträgt,  und  vorausgesetzt,  dasä  die  Ablösung  duich  einen  eiirent- 
Hcben  BalmangestaUten  oder  ein  OHed  d«r  Wlrteifunilie  nieht  möglich 
sei.  In  solchen  FftUen  Tennindert  sieh  die  ununterbrochene  RnheEeit  auf 
8  besrw\  9  Stunden. 

Art.  11.  Zu  den  Franensprrsnnen.  welche  frf*nifl3s  Art.  5  des  Gesetzes 
in  der  Zeit  von  1 1  Ulir  abends  Vis  4  Uhr  morgens  besi  liSftigt  werden 
dürfen,  gehören  auch  die  Einnehmerinnen  in  den  größeren  üahnhöfen, 

Art.  12.  Ftlr  Wöchnerinnen  gilt,  daee  dieselben  vor  und  nach  der 
Niederkunft  im  ganzen  während  H  Wochen  nicht  im  Bahndienste  be- 
sehtlftii^t  wenlen  dürfer,  in  «ler  Meinung,  dass  der  Dienst  jedenfalls 
Während  wenigstens  4  Wo(  lir  n  nach  der  Niederkunft  ausiresetzt  werden  soll. 

Art.  13.  Von  den  Ruhetagen  müssen  per  Jahr  mindestens  36  zum 
Toraus  fest  zugeteilt  werden,  wobei  Abstftnde  von  mehr  als  t4  Tagen  zu 
vermeiden  sind.  Femer  ist  der  nach  Art.  7  des  Gesetzes  zu  gewährende 
Erholungsurlaub  jedem  einzelnen  auf  Beginn  des  Jahres  fiir  das  betreffende 
Jahr  anzuweisen,  nnd  zwnr  ho,  da.**s  alle  abwechslungsweise  ihres  Urlaubs 
in  den  verschiedenen  Jahreszeiten  teilhaftig  werden.  Der  Rest  der  Ruhetage 
ist  nach  den  besonderen  Wünschen  der  Angestellten  and  den  BedürfiuBsen 
des  Dienstes  «nnseln  oder  gruppiert  sn  gewähren,  jedodh  in  der  Weise, 
da.ss,  auf  das  ganze  Elalenderjahr  bereeJinet,  die  im  Gesetze  geforderten 
Rnheta^ro  vollstHndifr  znr  Ansteiltmg  gelanfren.  Wenn  aus  zwingenden 
Grtindeu  ein  voransbestimmter  Ruhetag  unterdrückt  werden  nrns-«.  sn  ist 
derselbe  innert  kürzester  Frist  zu  ersetzen.  Abtausch  von  RuJieiageu 
swischen  den  AngesteUten  ist  im  Bedarfsfälle  mit  Zustimmung  der  Ver- 
waltungen gestattet,  sofern  hierdurch  keine  grosseren  Abstftnde  als  von 
14  Tagen  entstellen. 

Art.  14.  Zwischen  den  einzelnen  Rnhesonntagen  dürfen  keine 
grösseren  Abstände  als  von  5  Wochen  vorkommen. 

Art.  15.  Die  im  Transportieglemente  erwähnten  kanionulen  Feier- 
tage werden  hinsichtlich  der  Dienstbefreiung  den  Sonntagen  gleichgehalten. 

Art.  16.  Wenn  iswischen  der  in  Art.  3  des  Gesetsses  geforderten 
ununf erbrochenen  Ruhezeit  und  einem  nachfolgenden  dienstfreien  Tage 
eine  Dienstschicht  von  nicht  mehr  als  .'5  Stnndrn  lie^if,  sl«  liat  jener  eine 
Dauer  von  24  Stunden.  Ist  dagegen  tme  längere  Dien^ts^cliicht  einge- 
schaltet oder  folgt  der  Ruhetag  unmittelbar  einem  Tagesdienste,  so  ist 
eine  32-stftaidige  Buhe  zu  gewfthren. 

Art.  17.  Bei  Zusammenlegung  von  2  oder  mehreren  Ruhetagen  ist 
der  8-st  findige  Zuschlag  nnr  r-iiimal  /u  In  i  et  Imr-Ti. 

Art.  1 H.  Von  den  eigent  li(  h.  u  isachtwächteru  in  den  Stationen  und 
den  Barrierenwäriern  für  den  Naclitdienst  abgesehen,  deren  Dienst  immer 
am  Abend  beginnt,  soll  nach  dem  dienstfreien  Tage  die  Arbeit  in  der 
Zeit  von  4 — 10  Ulu*  vormittags  wieder  aufgenommen  werden. 

Art.  19.   Den  nicht  regelmässig  beschäftigten  HUfsangestellten  ist 
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auf  je  sechs  aiifeinan(lerfol;j:ende  Arbeitstakte  ein  Tag  freizugeben,  in  der 
Meinung,  dass  jodcnfalls  je  der  dritte  Sonntag  ein  Ruhetag  sein  soll. 

Art.  20.  Es  iist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  daä.s  bei  Eheleuten, 
welche  im  Dienst  einer  Verkehrsanstalt  stehen  und  dem  Arbeitsgesetse 
tmterstellt  aind,  17  Freisonntage,  und  die  übrigen  dienstfreien  Tag«, 
soweit  tiinlich,  susammenfallen. 

Art.  21.  Der  ini  Art.  7  Absatz  2  —  4  vorgesehene  ErhnlnTi!r''urlanb 
wird  auf  das  Kaleudorjahr  berechnet.  Wenn  «1er  Anspriuli  auf  deu.selben 
erst  nach  dem  1.  Januar  beginnt,  so  sind  dorn  betreflfendon  Angcsteliten 
vom  Tage  der  Ansprachsberechtigung  bis  Ende  des  Jahres  pro  Vierteljahr 
je  2  Urlaubstage  zu  bewilligen,  wobei  2  vt>llo  Monate  als  Vierteljahr  gelten, 
weniger  als  2  Monate  dagegen  ausser  lU  iiadit  fallen.  In  nhiilii  lier  Weise 
ist  die  Dauer  des  Urlaubes  bei  Austritt  eiuos  iVngesteilteu  im  Laufe  des 
Jahres  zn  berechnen. 

Art.  22.  Wenn  der  Anweisung  eines  TTnterkunfbslokals  (Art.  8 
Absatz  1  des  Gesetzes)  in  einer  Station  besondere  Schwierigkeiten  ent- 
gegenstehen, so  ist  fttr  Beschämung  eines  solchen  in  der  N&he  der  Station 
zu  sorgen. 

Art.  23.  lu  Füllen,  wo  die  Erstellung  von  UuterkunlYslokalen  für 
das  Bahnnnterhaltungspersonal  untnnlidh  erscheint,  ist  geeignetes  Zelt- 
und  Kochmaterial  zur  Verfolgung  zu  halten. 

Art.  24.  Auf  Bahnbewachungsposten  mit  Wohnhäusern  sind  fiir  die 
Stellvertreter,  welche  nicht  zur  Wäi  f  crfamilie  gehören,  separate  lioirbare 
Unterkunltslokale  zu  erätelleo,  soweit  nicht  besondere  Schwierigkeiten 
entgegenstehen. 

Art.  25.   In  den  Schlairäumen  sollen  in  der  Regel  nicht  mehr  ab 

je  3  Angestellte  untergebracht  werden,  und  es  dtlrfen  solche  Bftome  nicht 
als  Aufenthaltsort  während  der  kleineren  tiuln  f>auaen  dienen. 

Art.  2f).  Die  tilglir^hf^n  Arbeits-  uinl  IJnhr/eitnn  sind  bei  jeder  Xen- 
einteilung  dem  stationären  Personale  vermittelst  des  der  gegenwärtigen 
Verordnung  beigelegten  Formulars  A^  und  dem  fahrenden  Personale  ver- 
mittelst Formular  A*  bei  Inkrafttreten  yermittelst  Anschlag  oder  direkter 
Zustellung  bekannt  zu  geben. 

Art.  27.  Die  RidietagsHiuteilung  ist  für  ein  Kalenderjahr  oder  für 
eine  Fahrplanperiode  zu  erstellen  und  den  Angestellten  mindesten^  8  Ta^ie 
vor  Inkrafttreten  vermittelst  des  Formulars  zur  Kenntnis  zu  bringen. 
Wenn  besondere  Verhältnisse  es  nötig  machen,  kann  die  Ruhetagäein« 
teilung  monatsweise  erstellt  werden,  in  welchem  Falle  die  Tabelle  B*  bis 
.Jahresende  oder  Schluß  der  Fahrplanperiode  jeden  Monat  za  TervoU« 
ständigen  ist. 

Art,  28.  Der  Bundesrat  wird  auf  den  Antrag  einer  Verwaltung  aus- 
nahmsweise Anordnungen  trotfeu,  wenn  von  derselben  dargetau  ist,  das8 
besondere  Verhllltnisse  vorhanden  sind,  welche  die  AusnahmeverfUgung 

recht  fertigon. 

Vorl)ehal(lich  unvoiherzusehender  Fälle  mtissen  bezügliche  Gesuchs 
8  Tage  vor  der  bealisicht igten  Durchführung  eingereicht  werden. 

(iesuchö  betroJl'end  Besorgung  des  Giiterdieustes  an  einzelneu  Soun- 
oder  Festtagen  müssen  sich  spätestens  am  vorausgehenden  Tage  vor  11  IHir 
vormittags  in  Händen  des  Departements  befinden. 

Si'Nseit  es  sich  um  Dienst-  oder  Ruhetagseinteilungen  handelt,  sind 
den  Gesuchen  die  betretenden  Tabellen  A  und  B  beizulegen. 
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Die  vom  Bundesrat  bewilligten  Ausnahmen  sind  den  Angestellten 
durch  die  VerwaltuDgen  zur  Kenntnis  zu  bringen, 

Art.  29.    Zur  ErleichtertitiL'  <l*'i'  KniifiMÜo  hat  ifilfv  Angestellte  ein 
Tagebuch  nach  Formular       und  ein  Kuhetagsverzeiduiia  nach  Formular 
zu  führen. 

Art.  30.  In  das  Tagehnch  sind  die  Abweichungen  von  den  GeseiseB- 
bestimmungen  hinsichtlich  der  täglichen  Dienst-  und  Ruheaeifeii  einsu- 
tragen,  und  zwar,  soweit  möglich,  mit  Angabe  der  Grtinde. 

Art.  31.  In  das  Rulietagsverzeichnis  sind  alle  wirklich  benützten 
Ruhetage  einzutragen.  Alli"}illige  Uuregelmäösigkeiten  sind  unter  der 
Bubrik  „Bemerkungen"  zu  erw&hnen. 

Art.  32.  Tagebücher,  Diensttabellen  imd  Robetagsveraeiehnisse  sind 
auf  Verlangen  dein  Eisenbabndepartement  zur  Einsichtnahme  einzusenden, 
und  es  soll  überdies  den  Kontrflloiganen  des  Eisenbahndeparteraents, 
\v(  1(  ho  sich  als  solche  auswei«<  ii.  jederzeit  gestattet  sein,  von  den  in 
Händen  des  Personals  befindlichen  Tagebüchern,  Ruhetags  Verzeichnissen 
und  den  besonderen  Vorschriften  und  Tabellen  betreffend  Dienst-  und 
Buhezeiten  direkt  Einsicht  zu  nehmen. 

Tagebücher  und  Rnhetagsverzeichnisse  ^  •lleIl  ai>f  «lern  T^mschlage  oder 
auf  der  ersten  Seite  den  Namen,  die  dienstliche  ii^teilung  und  den  Wohn- 
ort des  Inhabers  enthalten. 

Art.  33.  Wenn  der  Aufsichtsbehörde  Uebertretungen  des  Gesetzes 
zur  Kenntnis  kommen,  so  wird  dieselbe,  soweit  nOtig,  den  Tatbestand 
durch  direkte  Erhebungen  feststellen  und,  nach  Anhörung  der  Verwaltung, 
eventuell  «lic  Akten  znr  weitercTi  Behandlung  dem  eidgenössischen  Justiz- 
und  Polizeidepai  temeiit  iibei  wie.-eu. 

Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Oktober  1903  in  Kraft,  und  es  wird 
auf  denselben  Zeitpunkt  diejenige  vom  6.  November  1890  Uber  den  gleidien 
Gegenstand  aufgehoben. 

S.  VotUtfehnngsvenndiiiiiig  mm  Bnndeageeetze  über  Bau  und.  Be* 
trieb  der  schweizerischen  Nebenbahnen.    Vom  1».  (Oktober  11K)3. 

Der  schweizerische  Bundesrat,  in  Vollziehung  Hes  Artikels  8  des 
Bundes-'esetzes  fiber  Bau  und  Betrieb  der  schweizerischen  Nebenbahnen 
vom  21.  Dezember  18DU,  auf  den  Antrag  der  Eisenbahnabteüuug  seines 
Posi-  und  Eisenbahndepartements,  beschliesst: 

Art.  1.  Den  Verwaltungen  der  Nebenbahnen  werden  hinsichtlich  der 
Durchführung  der  Bestimmungen  des  Bnndesgesetzes  betr.  die  Ai  tieit.szeit 
bei  den  Transportanstalten  vom  VJ.  Dezember  1902  nachateheude  Er- 
leichterungen bewilligt : 

1}  Wenn  die  Beschäftigung  der  Angestellten  nidit  eine  ununter-* 
broohene  ist,  so  darf  die  Arbeitszeit  auf  12  Stunden  ausgedehnt  werden, 
wobei  indessen  an  3  aufeinander  folgenden  Tagen  die  gesamte  Arbeits- 
zeit nicht  mehr  als  33  Stunden  betragen  darf. 

2)  Für  das  fahrende  Personal  der  Drahiseiibahnen  kann  die  zusannuen- 
hangende  Ruhepause  auf  9  Stunden  und  demgemftss  die  Dauer  der  Dienst- 
bereitscbaft  auf  15  Standen  per  Tag  festgesetzt  werden. 

3)  Für  die  Schrankenwärterinnen  ist  eine  Dienstbereitschaft  von 
lö  Stunden,  wenn  Dien.'^l  w  <  linimg  in  der  Nähe  der  PnFteTi  rmirewiesen, 
und  von  15  Sluiideti  bei  Felileii  einer  solchen  Wohnung  zulässig,  wenn 
die  Gesamtzahl  der  auf  der  Linie  verkehrenden  Zügo  nicht  mehr  als  14 
per  Tag  beträgt  und  die  8-  bezw.  d-stündige  Ruhe  gewahrt  bleibt.^ 
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4)  Die  ununterbrochenen  HuheBeittin  von  10  und  9  Stunden  dürfen 
auf  8  Stunden  herabgesetzt  werden,  vorausfresetzt,  dass  im  Durchschnitte 
von  B  Tagen  die  10-  b^zw.  ^>-ptiindi;:o  Ruhe  pfewahrt  bleibt.  Dempnt- 
sprecheud  iat  die  Festsetzung  der  Dauer  der  Dienstbereitejchaft  mii 
16  Standen  per  Tag  statthaft,  wenn  die  Bienstbereitscliaft  im  Durch- 
aofanitte  von  3  Tagen  niofat  über  14  bezw.  15  Stnndeo  hinausgeht. 

5)  Anf  Posten  von  Wftrtern  und  WArt^erinnen ,  bei  denen  der  Zags- 
verkehr  sich  nicht  über  mehr  als  IG  StuiiJen  eiiios  Taizes  erstreckt,  kann 
an  den  Ruhetatr^n  Aer  Posteiiinhabor  die  Besor^ini^^  de.s  Diensfo.s  einem 
einzigen  Ablöser  übertragen  werden,  sofern  hinsichtlich  Arbeits-  und  Kuhe- 
seiten  den  Bedingungen  unter  Ziffer  1  und  4  entsprochen  ist,  und  im 
abrigen  die  besonderen  Verbttltnine  bei  den  betr.  Posten  nicht  <Üe  gleich- 
zeitige Anwesenheit  von  2  Angestellten  erfordern. 

0)  Die  1 -stündige  Pause  um  die  Mitte  der  Arbeitszeit  darf  in  zwei 
Teilen  zugeschicdon  wr  rrlen ,  i^ofeni  die  Grestaltung  des  Fahrplanes  die 
Gewährung  einer  1-stüudigen  Pause  nicht  gestattet  und  die  Beistellun^ 
eines  Ablösers  mit  besonderen  Schwierigkeiten  verbunden  ist. 

7)  Die  dienstfreien  Tage  dürfen  ausnahmsweise,  wenn  Ablffser  von 
anderen  Stationen  herbeigesogen  werden  mflssen,  um  4  Standen  gekttnt 
werden;  derartige  Kürzungen  sind  aber  jeweilen  durch  entsprechende 
Tet-Innirernng  anderer  oder  Zuweisung  weiterer  dienstfreier  Tage  ans- 
zugleicUen. 

8^  Die  vom  abgelatifouen  10.  Dieuntjahre  au  zu  gewährenden  8 
weiteren  Ruhetage  (Art.  7,  Abs.  S,  des  Gesetzes)  werden  auf  das  Kalender- 
jahr berochnot.  Wenn  der  Anspruch  auf  dieselben  erst  nach  dem  1.  Januar 
be;j^iiinf  ,  so  sind  dem  betr.  AngostelUen  min  Tage  der  Anspmrbs- 
berethtigung  bis  Endo  des  Jahres  pro  \  ierteljahr  je  2  Ruhet  zu  be- 
willigen, wobei  2  volle  Alonaie  als  Vierteljahr  gelten,  weniger  als  2  Monat« 
dagegen  ausser  Betracht  fallen.  In  fthnllcher  Weise  ist  die  Zahl  der 
Ruhetage  bei  Austritt  eines  Angestellten  im  Laufe  des  Jahres  an  be- 
rechnen. 

Die  nur  |ipr;. >i1j-i]i  l.o-^rliüftigten  Beamten,  Angestellten  nnd  Ar- 
beil er  von  Nebeubalinen  ( Suisonangestollte;  haben  Anspruch  aal  eiue  ihrer 
jeweiligen  Anstellungsdauer  entsprechende  Zahl  von  Ruhetagen;  dagegen 
finden  die  Bestimmungen  von  Art.  7,  Abs.  1 — 4,  des  Oesetses  auf  dieses 
Personal  keine  Anwendung. 

10)  Die  Frcisonntage  dtlrfen  sich  ausnahmsweise  in  Abständen  von 

höchstens  G  Wochen  fVl^^en,  in  der  Mojnnnfr.  dass,  von  dem  unter  ZifiPer  11 
aufgeführten  Personale  ubgüsehöu,  die  im  Lresotze  verlangten  17  iSonniage 
per  Jahr  gewährt  worden  mii.sson. 

11)  Für  das  fahrende  Personal  der  städtischen  Tiamwavs  darf  die 
Zahl  der  sonntftgliohen  Buhetage  auf  12 — 18  per  Jahr  herabgesetit 

worden  in  der  Weise,  dass  jedem  Angestellten  durchschnittlich  aaf 
4  Wochen  ein  solcher  dieü^tfroioi  T:il^  zukommt;  eine  SchraSllerung  der 
im  (besetze  geforderten  dienstlreien  Tage  per  Jahr  darf  aber  demxt^bige 
nicht  eintreten. 

Art.  2.  W  enn  weitergehende  Erleichterungen  sich  als  notwendig  er- 
weisen, so  wird  der  Bundesrat  von  Fall  zu  Fall  auf  begründeten  Antrag 
eiiiHr  Verwaltung  die  den  UnistAnden  angemessenen  Verfögongen  erlassen. 
Andererseits  beh&lt  der  Bundesrat  sieh  vor,  auf  vorstehende  Zugestand- 
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niflBe  sorttoksiikommeii,  wenii  besondere  Verhältnitae  solches  als  angeseigt 

erscheinen  lassen. 

Art.  3.  Dio5?e  Verordii-ang  tritt  am  1.  November  idO'i\  in  Kraft  und 
ei-setzt  Uiejeui^e  vom  13.  Mai  1^02  über  den  gleichen  Gegenstand.  So- 
weit in  derselben  nichts  anderes  gesagt  ist,  bleiben  die  Bestimmimgen 
des  Arbeitsgesetses  vom  19.  Dezember  1902  (A.  S.  n.  F.  VTtt  6BI)  und 
der  zugehörenden  Vollziehungsverorduun.;  vom  22.  Steptember  1903  (XIX, 
681)  auch  fiir  die  Nebenbahnen  in  Exaft. 

b)  Kautone. 
1.  BsMl-Stodt 

Verorditiuig  .üb«r  gswerbsniSasIge  StellenTeanniUliiagl  Tom  8.  Juli 
1808. 

In  Auslührmig  des  §  lt>5  des  Polimstrafgeaetzes  und  uater  AuChebang  der  Ver- 
ordijuiig  über  BldllMiTeniiittlang  för  Dienetbot^Q  rom  10.  DeMmber  1887  hat  der 
Begienuii,'srftt  verordnet  was  fol^^t  : 

§  1.  Wer  sich  mit  der  gewer bärnüseigen  Vermittlung  von  btellen  ali^  Art  im 
hie^ifen  Kanton  befassen  will,  hat  hierfür  eine  Bewilligung  des  PoIimideiMitmMnto 
einzuholen.  Dieselbe  gilt  für  da?  laufende  Jahr  und  ist  für  ein  folgendes  ir-weilcn  im 
X)ezember  neu  einzuholen.  Für  die  Bewilligung  und  jede  Erneuerung  derselben  ist 
flioe  Gebühr  von  5  Frca.  zu  entrichten. 

Dir  B<  Werber  müssen  im  hiesigen  Kanton  niedogelanen,  gat  beleuoidet  nnd  in 
Besitz  einer  geeigneten  Gcächäftslokalität  sein. 

§  2.  Die  Stelleovermittler  sind  vopflichtet,  Aber  ihre  Gcnchäfte  zwei  Bücher  zu 
^ren,  die  ihofln  Tom  Foliseidcpertement  gegen  Enatx  der  EiBteUangakoetea  über- 
geben  werden. 

Das  eine,  in  weiehem  die  »teUesudieQdea  Fenonen  dngetngeD  weiden,  aoU 

enthalten  : 

1*  Fortlaufende  Nummern. 

2)  Tag  der  Anfrage  und  de«  erteilten  Auftrags. 

'S)  Vor-  und  Zunamen,  Alter  und  H«mat  des  StelleBuchendea,  Angabe  der  Aue- 
weiwcnriften. 

4)  Nunmehrige  oder  letzte  Dienststelle  und  Wohnuii.r  dp-;  Stellt  riui  In  nden. 

5)  Art  des  neu  ao^boteneu  DieosteB,  Tag  des  Eintrittä  imd  Name  dei»  Dieast- 
gebers. 

())  ßetrair  der  erhobenen  Gebühr. 
7)  Allfällige  Bemerkungen. 

Da»  andere  Buch,  in  wdchem  die  Dienstgeber  eingetragen  werden»  weldie  An- 

gBBtellte  suchen.  ^o]\  enthalten: 

1)  Fortlaufende  ^iummcrn. 

2)  Tag  der  Anfrage  und  des  erteilten  Auftrags. 

3)  Namen,  Beruf  und  Wohnort  deh  Di.  rntu-^eber-». 

4)  Art  dea  angebotenen  Dienstes,  Tag  de^^  Kmtritta  in  denselben  und  Namen  des 
IKeDstnehmcrs. 

5)  Betrag  «le«  zugesicherten  Lohne». 

6)  Betrag  der  erhobenen  Gebühr. 

7)  AllfäUige  Bemerkungen. 

Diese  mit  fortlaufenden  Seitenzahlen  versehenen  Bücher  sollen  vollständig  erhalten 
nnd  Welligsten»  j  Jahre  nach  dem  letzten  Eintrag  aufbewahrt  werden.  Sie  sind 
▼Om  Polizeidepartement  mindestens  zweimal  im  Jahr  durehzuschen. 

§  3.  Die  Geschäftsankündigungcn  der  Stellen  vermittler  (Ins^ate,  Reklamen,  Pro- 
spekte, GeachSftaschilder,  Briefe,  Zirkulare  und  dergl.)  müssen  den  Tataachen  ent- 
eprechen  und  Namen,  Stand  und  Wohruini:;  des  Stenen V  ermittlers  deutlich  ange!>en. 

§  4.  I>ie  ÖteUeavermitUer  dürfen  von  den  StcUeeuchenden  eine  Einschreib^bühr 
▼OD  tukhabeoM  90  Rappen  nnd  eine  Vemutduug»«gebühr  von  hSdhstens  10  Proz.  des 
betreffenden  ^fonat-^lonnes  erheln  n.  Wo  kein  I>oIiu  mit  der  betreffenden  Stelle  ver- 
bnndoi  ist,  darf  die  Vermittlungsgebühr  5  Frcs.  nicht  übersteigen.  Die  Vermittlungs- 
gBbGhr  iet  erat  nach  Antritt  der  betreffenden  Stelle  zahlbar.  Ffir  jede  Zahlung  ist 
dam  SteUesodienden  vom  BteUenvennittler  eine  Empfangsbeaohebigung  einwihfadigen. 
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Für  die  ul)riLan  (Ic-chäft-lti^tuiincn  liiibcn  die  Stellenvermiltler  einen  Ocltühren- 
tarif  aukuBtellcu,  der  ia  deutlicher  und  erschöpfeader  Weiae  angibt,  welche  Gebühren 
TOD  den  ÜicnstndiiiMni  imd  I>ieiMto^>ern  erhoben  werden. 

Der  r;.:biihr«  nt;irif  ^intfrüocrt  «Ter  flonchmiping  des  Polizcidepartements,  welfhc? 
zw  weit  geheinle  Aubät/.e  ermässi^en  wird.  Er  ist  zu  die»^  Behule  dem  Polizd- 
departcmeiit  in  zwei  gleichlautcnaen  Exemplaren  eumireiehen,  von  denen  das  eine 
im  Be*«it/f>  iltr  Buhürile  1 'leibt,  wälireinl  (las  andore.  von  letzterer  gestempelt.  <\pm 
Stellenvermittlcr  zurüciczugeben  und  von  diet)cm  in  seinem  (icgchäftslokal  in  leicht 
sichtbarer  Weise  anzuedüiq^  und  den  Dienstanehenden  und  den  Eiensligiebeni  cor 
Einsicht  vorrnwd.'^en  ist. 

In  gleichtr  Wcißc  int  bei  einer  Aeuderung  de«  Tarifa  zu  verfahren« 

Die  in  dem  gct^tenipeltea  Gebuhrentarif  bestimmten  Ansitze  dvrfiBQ  von  dem 
Btellenvcrmittlcr  nicht  übcrr-chritten  werden. 

§  5.  Zeugnisse,  J^chiitteu,  PhotogniphiLii,  welche  Dienstauciiende  den  Stellen' 
Vermittlern  zur  Auskunfterteiking  anvertrauen,  sind  auf  Verlangen  sofort  unbescbweit 
zorfickzugebeo,  vorbehaltlich  §  2'2  \  f.  den  Obiigatiunenrechtes. 

Den  steUeBucheufleii  Personen  darf  durch  die  Ötellenvennittler  keinerlei  Kantion 
abgenommen  werden. 

§  t).  Stellen  vermittler,  welche  an  stelleBUcheode  Personen  Koet  oder  Wobnang 
geben  wollen,  bedürfen  hierzu  einer  besonderen  polizeilichen  Genehmigung,  die  nur 
erteilt  werden  -'•II.  wnui  die  persönliclun  iiiul  WobniinL'''^vfrIiäItriissc  lU-s  St<Ht^n- 
vermittleni  hierfür  geeignet  erscheioen,  und  die  bei  »ich  ergebenden  Ucbelstäudeo 
jederzdt  aitssogen  waiien  kann. ' 

Uei)er  die  behojrbo'gfeeik  Personen  i»t  Ton  den  Steltenvcnnittleni  ein  genanes  Yv- 
zeichnis  zu  führen. 

§  7.  Ztur  Sicherheit  allfalliger  Ansprüche  der  stellesvdienden  Personen  bat  <ler 
Pt.  llenvermittler  bei  der  Staatskasse  Him  vom  Poli7ridcj>artement  nach  dem  Unifaog 
unii  der  Natur  des  Geschäfte«  festzutielzende  Jv«  alLaution  von  '/M) — 1000  Franken 
zu  hinterlegen. 

IHi  Küiition  lutftt^t  bis  auf  di('  Dauer  eine«  Jahre?  iia«  ]i  i  rfolct«  in  Küi  ktritt 
oder  'J<Mi  dti*  KaiätK»ns.»;tellerä  für  EutM^ädigungeansprüchej  sowie  auch  für  alle 
Strafen  und  Ko^ten,  die  über  den  BteUenvermiti^  infolge  Niditbeaehiunf  Tontehendcr 
Verordnung  verhängt  w  »  rden. 

}}  S.  l)ie  l'obertn  luiig  dicj^er  Vorsciiriften  winl  nach  §  1(J5  des  Polizcistrafgesetzo:« 
bestraft.  Wo  Verdacht  eine«  VerbrechenB  vorliegt,  tritt  strafrechtliche  Untersuchung 
ein.   Bei  wiederholten  Ueberfrctungen  und  in  schweren  Fallen,  eben«)  bei  Verlust  de» 

Suten  licumunds,  ist  die  erteilte  Ikwilligung  zur  Stellenvermittlung  durch  das  Pctoa» 
epartement  zu  entziehen. 

§  d.  Diese  Verordnung  tritt  auf  I.  Januar  1U04  in  Kraft. 

2.  Schafflunueii. 

WirtsoihaftQgesets  Tom  21.  April  1903. 

Art.  19.  Die  ttberm&i^sige  Anstrengung  deB  Dienstpersonals  in  den 
Wirtschaften  ist  untersagt. 

Mltdchon  unter  18  Jaliren^  die  nicht  zur  Familid  des  Wirtes  gehören. 

dürfrn  7MT  r?*  <liennn£r  niciit  verwendot  wf-Hfü. 

JJu.<  Ptii.'ional  hat  Ansjirucli  aut  einen  treicn  halben  Tnir  in  der  Woche, 
wovon  im  Monat  mindestcnü  einer  auf  ciiieu  Sonntag  falJeu  uiu.*<s. 

Arrötö  et  instructions  relatifs  ftuz  pr^caotionfl  i 
prendre  dans  les  pm  f ss  i  on s  oü  il  est  fait  nsage  du  plonb 

et  des  s   s  d  e  r  i  V  e  M.    Du  7  a-  n  r  1  IKKi. 

Erlass  vom  7.  AucruBt  1903  und.  Instruktionen,  betr.  die  Vorsichts- 

masaregeln  in  Eerulcu»  in  welchen  Blei  und  Bleiverbindungen  ver» 

wendet  werden. 

Der  Staatsrat  der  Rejiublik  und  des  Kantons  NeueoboTg, 

aul'  Grund  dos  Art.  17  des  Sanitfttspoliseigesetses  vom  7.  April  187Ö; 
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auf  Qixmd  emes  Berichtes  der  kantonalen  SanitAtspolüseii  ans  welchem 

hervorgeht,  dasa  es  möiglich  sei,  durch  Befolgung  von  Keiulichkeitä-  und 
Vnrsichtsmassregeln  währcrjd  der  Arbeit  der  Veri/iftuiiL's^'-efidjr  in  Be- 
rufen, in  weichen  Blei  und  Bieiverbindongen  verwendet  werden,  vorzu- 
beugen ; 

auf  Antrag  des  Vorstandes  des  Departements  des  Innern ; 
heschliesst: 

Art.  1.  In  allen  Berufen,  in  welchen  Blei  nnd  Bleiverbindungen 
verwendet  werden,  «irid  die  Urjteinehrner  und  Betriebaieiter  veT-pflicbtet, 
aui"  allerstrengbte  lloiidichkeit  ihrer  Arbeiter  zu  achten.  Sie  sollen  <lon 
Arbeitern  die  zur  Pflege  der  körperlichen  Reinlichkeit  erforderlichen 
Materialien  zor  VerfÜgong  stellen. 

Art.  2.  Die  Unternehmer  haben  darauf  zu  achten,  dass  ihre  Ar- 
beiter wahrend  der  Arbeit  besondere  Kleider  tragen  nnd  dass  diese 
Kleider  häutig  ^joreinigt  werden. 

Art  3.  Et»  iöt  verboten,  innerhalb  der  Ai'beitsräiuue  zu  essen,  zu 
trinken,  TaVak  zu  schnupfen,  sa  ranchen  oder  Tabak  au  kauen. 

Art.  4.  Bleiweiss  darf  nnr  in  veiriebenem  Zustande  verwendet 
werden. 

Es  ist  verboten,  llleiprftparate  «lirekt  mit  den  Händen  zu  berühren, 
ebeuho  ist  dun  Schaben,  Schleifen  und  Abbimsen  von  Bleianstricheu  im 
trockenen  Verfahren  untersagt. 

Art.  5.  IHe  Unternehmer  and  Betriebsleiter  sind  verpflichtet,  den 
Text  dieses  Erlasses  und  der  den  Erlass  Legleitenden  Instruktion  in  den 
Arbeitsräumen,  ebenso  in  den  Räumen,  in  \\elchen  die  Arbeiter  aufge- 
nommen und  ausgelohnt  werden,  anzuschlämmen. 

Art.  6.  Jede  Uebertretung  der  vorstehenden  Bestimmungen  verfallt 
der  in  Art.  21  des  Sanitfttspoliseigesetzee  vorgesehenen  Busse,  vorbehält- 
hch  der  strafrechtlichen  Folgen  und  aller  Schadenersatcansprttche,  die  aus 
der  Nichtbefolgung  dieses  Erlasses  erwachsen  konnten. 


il.  Parlamentarische  Arbeiten,  weiche  den 
Arbeiterschutz  betreffen ). 

L  Autriche.  Oesterreich. 

(Beichsratslftnder.) 
66.  Sonn-  und  Feiertagsruhe  (65,  27). 

Bericht  des  sosialpolitischen  Ausschusses  Über  die  Regierungsvorlage, 

hetr,  den  Gesetzentwurf  über  die  Regelung  der  Sonn-  und  Feiertagsruhe 
im  Gewerbebetriebe.  Beil.  1750  A.H.  Generaldebatte  228.  und  22M.  Sitzung 
des  Abgeordnetenhauses  vom  22.  und  20.  Mai  VjO'6.  Spezialdebatte  232. 
— 2S4.  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  12.,  16.,  17.  Juni  1908. 
Besehluss  nach  3.  Lesung.   Beil  1854  AJB. 

1)  Dil-  rechts  vinn  alphabetischen  Schlagwort  in  (  )  angegebenen  Ziffern  weisen  auf 
die  fortlaufenden  Nummern  bin,  unter  welchen  in  den  vorangehenden  Heften  des  „Bulletin" 
fiber  denselben  GcjgeinUttid  berichtet  irorden  ist. 
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Znweiflimg  an  die  ToUuwirtschafUiclie  Kommiflsioii  des  HerrenhiiiBeB: 
39.  Sitzong  d^  Herrenliaiisefl  Tom  24.  Juni  1908. 

66.  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe. 

Kundmachung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erzherzogt.  Oesterreich  u.  d.  E. 
vom  12.  Juli  1903,  Z.  59  930,  betr.  die  Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe 
in  Wien,  dann  Klostemeuburg,  Korneuburg,  Schwechat  und  Stockdrau. 
L.G.B1,,  1903,  XXn.  St,  i). 

N.  Belgique.  Belgien. 

27.  Unfallversicherung  ißd.  I,  10,  12). 

Sitrang  der  Depntiertenkammer  vom  6.  Mai  1908,  Bericht  des  Abg. 
Van  deempntte,  Diskussion  and  artikelweise  Beratung.  30.  Juni  IdOl, 
Schluss  der  ersten  Beratung.  Sitzung  vom  9.  und  15.  Juli  1903,  Ar 
nähme  des  Entwurfes  in  2.  und  B.  Beratunf^.  Sitzung  vom  Iß.  Juli  1903. 
Gesamtabstimmnng  und  Annahme.  Ueberweisung  des  angenommenen 
Xkitwnrfee  an  den  Senat 

III.  Trance.  Frankreich. 

59.  Altersversicherung,  allgemeine  (1). 

Sitzung  der  Deptitiertmikaminer  vom  4.,  8.,  9.,  11.  und  16.  Juni  19()8. 
Schluss  der  ersten  Beratung  (Dringlichkeiteerklärung  abgegeben)  über: 
1)  den  Entwurf  eines  Gesetzes  des  Abg.  Bienderim-"Martin  ;  2'i  den  Eiitu-urf 
eines  (resetzes  der  Ab^.  Emile  Rey  und  Lachiezc,  borr.  die  Unterstützung 
von  Orreisen,  Invaliden  luid  unheilbaren  Kranken.  Annahme. 

Senat.  Ueberweisung  eines  von  der  Deputiertenkammer  angenomme- 
nen Gesetzentwurfes,  unter  dem  neuen  Titel :  Sntworf  eines  Gesetses,  betr. 
die  Errichtung  eines  ölTentlichen  Dien.ste;^  der  sozialen  Solidarität  in  Ge- 
stalt einer  obligatorischen  Unterstützung  der  Qreisei  Invaliden  und  un- 
heilbaren Kranken  {Dov.  |»arl.  No.  186). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  3.  Juli  1903.  Vorlage  eiiws 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  Bouveri,  betr.  die  Brlidliaiig  der  Beqgwerks- 
steuern  um  den  Betrag  von  einer  ^^lillion  Frs.  zugunsten  der  Armenb^ 
htfrden  der  Bergwerksgemeinden  und  der  an  diese  angreaue&den  Gemeinden. 

60.  A  r  h  e  i  f  s  h  e  d  i  n  *j  n  n  o;  e  n. 

SitzuPi^  der  Depuriertenkannner  vom  4.  Jnli  i;*08.  Vorlage  eioee 
Gesetzentwurfes  dos  Abg.  Marcel  Sembat,  betr.  die  Einräumung  des  Rechtes 
an  die  Gemeindeverwaltungen,  in  ihren  Keglementen  und  Bedingnisheftea 
Bestimmungen  zur  Sicherung  humaner  Arbeitsbedingungen  anfinmehmen. 

61.  Arbei  tsunfftlle  (30,  81,  46). 

Sitzung  der  Deputiertenknmmor  vom  9.  Juni  1008.  "\'iiilftfre  eines 
Gesetzen twnrfes  des  Abg.  Eerdinand  David,  betr.  eine  AbJlnderun^'  der  in 
Ausführung  des  Gesetzes  vom  9.  Aj)ril  1903,  betr.  die  Arbeitsunfälle,  fest- 
gesetzten Unfallentschftdigungen  (Doc.  pari.  No.  983,  J.  0.,  S.  573). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  2.  Juli  1903.  Bericht  des  Abg- 
Mirman  über  den  Gesot/entw  nrf  iles  Abg.  Mirman,  betr.  die  Unterstellung 
.samtüf'her  handelsgewerblichen  Betriebe  nnter  die  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes vom  9.  April  1898,  betr.  die  Arbeitsunfälle. 

1)  Worflant  der  Kttadmachung  vergL  „BulletSa'V  Bd.  II,  &  842. 
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62.  Bergarbeiter,  Versicherung  der  —  (2,  35). 

Sitsung  der  Depotiertimiriiniiier  ▼om  25.  Juni  1903.  Vorlage  eines 
Oeeetsentwurfes  durch  den  Ministar  dw  Offanilicheii  Arbeiten,  betr.  Ab- 
änderung des  Art.  89  des  Finanzgesetzes  vom  31.  Marz  1903  (Doc.  pari. 
Ko.  10G7;.  Sitzung  vom  2.  Juli  lf)03,  Bericht  des  Abg.  Pierre  Baudin 
Uber  diesen  Gesetzentwurf.  Sitzung  vom  1.  Juli  1903,  erste  Beratung, 
BringUchkeitserklärung ;  Annahme. 

SenatMitsang  vom  3.  Juli  1903,  Vorlage  des  von  der  Deputierten» 
kammer  angenommenen  Gesot/:entwurfee.  Senatssitzung  vom  4,  Juli  1908, 
Vorla<^e  eines  Bericlite^  des  Senators  Antonin  Dabost,  erste  Beratung, 
Brin^lii  )ikoit«erkIaruiig ;  Annahme. 

Bergwerke. 

Sitzung  der  Deputierteniiauimer  vom  2ö.  Juni  1^)3.  Vorlage  eines 
BergwerksgesetEentwoifes  des  Abg.  Baeby. 

64.  Berufskrankheiten. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  3.  Juli  1903.  Vorlage  eines 
Oe.setze«t\vurfes  des  Abg.  J.  L.  Breton ^  betr.  die  Ausdehnung  der  Be- 
stimm'inL'en  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898,  betr.  die  Arbeitsuni^Ue,  auf 

die  Ben.fskrankheiten. 

65.  Blei  weiss  verweil  d  n  II  £r  (13,  r>2). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  30.  Juni  1903.  Erste  Beratung 
des  Gesetzentwurfes,  betr.  die  Verwendung  von  Bleiverbindtmgen  bei 
Halerarbeiten.    Dringlichkeitserklftrung.  Annahme. 

66.  Hygiene  und  Sicherheit  (20,  50). 

Senatssitzung  vom  16.  Juni  1903.  Ei-ste  Beratung  des  v  n  der 
Deputiertenkammor  angenommenen  Oes,.t/,rntwiirfes,  \<eU\  «lio  Abänderung 
des  Gesetzes  vom  12.  .Tnni  189.H  üher  die  hyp-tonif«- hen  und  Sicherhoits- 
vorkehrungen  in  gewerblichen  Betrieben.    Annahme  mit  Abänderungen. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  25.  Juni  1903.  Vorlage  des 
vom  Senate  abgeändei-ten  Gesetzentwurfes  (Doc.  pari.  No.  1075).  Sitzung 
vom  2.  Juli  1003,  Vorloge  eines  Boriclites  des  Abg.  Cornet  (Doc.  pari. 
Ko.  1 1  Iii.  Sit/.nng  vom  3.  Juli  1903,  erste  Beratung,  Dringlichkeits- 
erklaruiig;  Annahme'). 

67.  K  i  n  d  e  r s ch  u  t  z. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  4.  Juni  1903.  Vorlage  eines 
Oesetzentwiirfes  des  Abg.  Ooutant,  betr.  den  Schutz  des  Handels  und  der 
Industrie  vor  der  Konlcurrenz  der  religiösm .  Unternehmungen  und  das 
Verbot  der  Ausbeutung  von  Kindern  in  den  Waisenanstalten,  El(j8tem  etc. 
(Doc.  pari.  Xo.  955,  J.  0.,  S.  519). 

68.  Landwirtschaftliche  Arbeiter,  Versiebf^mng  der  — . 
Sitznn;'   dei'  Dejintiei-tcnkammer  vnm  25.  Jnni  Vorlage  eines 

Gesetzen iwurles  dm  Abg.  Laurent  Castoiet,  betr.  die  Altersversicherung 
landwirtschaftlicher  Arbeiter  (Doc.  pari.  No.  1068). 

69.  S  t  a  a  ts a  r  b  e  i  t  e r. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  19.  Juni  1003.  Vorlage  eines 
Oeeetzentwurfes  durch  den  Kriegsminister,  betr.  die  Eröffnung  eines  ausser« 
ordentlichen  Kredites  im  Betrage  von  566401  Frs.,  zum  Zwecke  der  Aus- 


1)  Vgl.  Text  dea  Gesetze  ..Bulletin",  Bd.  II,  ü^.  373. 

28^ 


Digitized  by  Go  ^v,i'- 


Zahlung  auhsorordeDtlicher  Entschädigungen  an  die  im  Laufe  des  Jahres 
1 903  zu  entlassenden  Arbeiter  der  Artillerie>Werk8t&tten  und  zur  Leistung 
der  Eapitaleinsahlimgeii  an  die  nationale  Altersrentoikaase  (Doc.  pari, 
j^o.  1030).  Sitzung  vom  22.  Juni  1903,  Bericht  des  Abg.  Berteavz  «ber 
diesen  Entwurf  (Doc.  parL  No.  1052). 

70.  Streikamnestio 

Seuat.Hsitzung  vom  2.  Juli  1U03.  Bericht  des  Senators  Vagnat  über 
den  von  der  Deputiertenkammer  angenommenen  Entwurf  eines  Gesetzes, 
betr.  die  Streikamnestte  (Doo.  pari.  No.  283). 

71.  Subventioniernn g  der  Bergarbeiter. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  2.  Juli  1903.  Vorlage  eines 
Goset/cntwui fes  (]nr(li  den  Handelsminister,  hcf-.  die  Eröffnung  eines 
ausserurdfiiTliclion  Kredites  im  Betrage  von  50LKX)  Frs.  an  den  Minister 
für  Handel  und  Gewerbe,  Post-  imd  Telegraphenwesen,  zum  Zwecke  dar 
SnbTentionienmg  der  Borgarbeiter-F^nktivgenosflenachaft  im  Departement 
SaÖne-et-Loire  (Doc.  pari.  No.  1184).  Sitzung  vom  3.  Juli  1903.  Bericht 
des  Abg.  Astier  Ober  diesen  Gesetzentwurf  (Doc.  pari.  No.  1169).  Sitzunjf 
vom  4.  Juli  1903.  orsto  BerrLtnng;  Dringlichkeitserklänmg;  Annahme. 

Senatssitzung  vom  4,  Juli  1903.  Vorlage  des  von  der  Deputierten- 
kammer angenommenen  Gesetzentwurfes. 

72.  Unterriebt  in  der  Spitzenklöppelei. 

Sitzung  der  Depntiertenkammer  vom  12.  Juni  1908.  Bericht  des 
Abg.  Vigouroux  über  den  Gesetzentwurf  des  Abg.  Eugerand,  betr.  den 
Unterricht  in  der  Spit /.oiiklr.i.pflfu  'D.x-.  pari.  No.  998,  J.  O.,  S.  «.^li- 
Sit7;nnjr  vom  16.  Juni  1903.  Dringlichkeitserklärung;  erste  Beratung. 
Annahme, 

Senatssitrong  vom  16.  Juni  1908.   Vorlage  des  von  der  Deputierten- 

kaniDior  antuen nnimenen  Gosot/.entwurfes ,  betr.  den  Unterricht  in  der 
Spitzenklöppelei  (Doc.  pari.  No.  1811.  Sitzung  vom  25.  Jniü  1903.  Be- 
richt des  Senators  Charles  Dupuy  über  diesen  Gesetzentwurf  (Doc.  pari. 
No.  199).  Sitzung  vom  2.  Juli  1903,  erste  Beratung;  Dringlichkeits- 
erkl&nmg;  Annahme  i). 
78,  Volkshaua  (33). 

Senatssitsung  vom  25.  Juni  1903.    Bericht  des  Senators  Hilliis- 

LarroL\,  erstattet  in  der  Spozialkommission  zur  Untorsiu  liutitr  «los  vrn  d^r 
Deputiertenkammer  angennrnmonen  Gesetzentwurfes,  betr.  die  Er^llnniii: 
eines  ausserordentlichen  Kredites  im  Betrage  von  3(.M)()(X>  Frs.  zum  Kap.  2t> 
des  Budgets  des  Ministeriums  Air  Handel,  Gewerbe,  Post-  und  Telegraphen- 
wesen znm  Zwecke  der  Subventionierung  der  VoUendungaarbeiten  am 
Volkshauso  und  zur  Einrichtung  der  RjUime,  die  für  Arbeitergenossen- 
schaften und  Gewerkschaften  bestimmt  sind  (Doo.  pari.  No.  198). 

IV.  Grande-Bretagne.  Grossbritannien'). 

60.  Arbeitorwohn  ungsge.setz  (11,  26,  31,  37). 
H.  d.  G.  2.  Lesung  10.  August  1903.    3.  Lesung  13.  August  19<.>3. 
Annahme 


1)  Vj.'l.  Te.Tt  des  Gesetzes,  Bull.,  Bd.  II,  S.  373. 

'-')  y^l,  BvlL,  Bd.  I,  S.  lon,  331,  564;  Bd.  II,  S.  199,  290. 

3)  Vgl.  Tot  d«i  GcBctH»,  Bull.,  Bd.  n,  S.  360. 
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6L  Einderschtttz  (35,  44,  58;  Bd.  II,  S.  201,  291). 

Regierungsvorlage.  H.  d.  G.  'd.  Lesnn^i:  22.,  31.  Jnll  1903.  An- 
nahme. H.  d.  L.  2.  Lesung  7.  Aui^u.-ji  iUU3.  Ausschus.sberatung  und 
Auftrag  zur  Berichterstattung  lo.  August  1903.  3.  Lesung  H,  August 
1903.  Annahme.  H.  d.  G.  Annahme  der  Amendments  dee  H.  d.  L. 
12.  AngoBt  19031). 

Vorschlage  der  königL  Kommission  für  Einwaiideruug  von  Auü- 
lindem  (Royal  Gommission  on  allen  Immigration)  : 

1)  Die  EinwanJ«  rung  gewisser  Klassen  Fremder  nach  Grossbritannien 
onterliegt  staiiilichor  Kr)utiolle  und  Rof:^elung  in  nachgenanntem  Umfange. 

2^  Ein  uüabliiln;,'igo.s  oder  mit  dem  Handelsamt  (Board  of  Trade)  und 
der  Lokaibehörde  t  Local  Government  Board)  in  Verbindung  stehendes 
Binwanderuug^amt  (Department  of  Immigration)  w  ird  gegründet. 

3)  Verbesserte  Methoden  werden  sur  Beschaffung  genauer  statistischer 
Berichte  über  fremde  Einwanderung  angewendet.  Zu  diesem  Zwecke 
wird  das  Gesetz  William.s  IV.  c.  11  aufgehoben  und  das  Handelsamt 
(Board  of  Trade)  gesetzlich  zum  Erlass  von  Bestimmungen  ermächtigt, 
durch  die  es  von  den  Schiäseigentttmern  statistische  Angaben  Uber  An- 
zahl und  Nationalit&t  aller  in  Grossbritannien  eintreffenden  und  ab- 
reisenden Fremden  und  jede  weitere  wünschenswerte  Mitteilung  erhält. 
Diese  Bi»??timmungen  fmdoii  anf  säiütliclio  oder  bcistlininfo  TTilfeTi  An- 
wendung und  miterliegen  angebracht  scheinenden  Klauseln  oder  Abände- 
rungen. 

4)  Die  gesetsdiche  Erm&chtigung  wird  zur  DnrchfOhrung  folgender 
Vorschläge  erteilt: 

a)  Das  Einwandenmn^samt  (Department  of  Immigration)  wii'd  zum 
Erlass  und  zur  Durchführung  von  Verordnungen  imd  Bestimmungen  er- 
mächtigt, die  auf  Einwanderung  im  allgemeinen,  auf  an  oder  von  be- 
stinunten  Hafen  ankommende  Schiffe  oder  auf  bestimmte  Klassen  von 
Einwanderern  Anwendung  finden. 

b)  Ein  hinreichender  Stab  Beamter  wird  durch  das  Einwanderongs- 
amt  Dej^artinent  ni'  Imiui^n  atiOn)  zur  Dtirchfilhrun^  der  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  und  der  zugehöri«?eu  Verordnungen  ernannt. 

c)  Diese  Beamten  sind  ermächtigt,  von  den  Einwanderern  bei  deren 
Ankunft  alle  möglichen  Erkundigungen  über  Charakter  und  Verhältnisse 
«insuziehen.  Hat  ein  solcher  Beamter  Grund,  anzunehmen,  dass  ein  Eiis- 
Wanderer  in  eine  der  als  ,,unfrwfln<<cht"  fTinde:<iral)lf''i  bezeichneten  Klassen 
'  Verbrecher,  Prostituierte,  Idioten,  Wahnsinnige,  Pei-soueu  mit  berüchtigt 
äclilechtem  Charakter,  Personen,  die  voraussichtlich  der  öffentlichen  Armen- 
pflege aar  Last  fallen)  gehört,  so  hat  er  den  Fall  mit  den  ihm  bekannten 
Einzelheiten  dem  Einwanderungsamt  (Department  of  Immigration)  an 
melden. 

d)  Das  Einwaiiderun'Tsarat  (Department  of  Immii:;Tation)  ist  ver- 
pflichtet, um  den  zur  Durchführung  des  obgenanuten  Vorschlages  zu  er- 
lassenden Bestimmungen  nachssukommen,  nach  den  von  ihm  eingezogenen 
Erkundigungen  za  handeln.  Das  Amt  hat  fUr  die  unTerstlgliche  Er- 
ledigung aller  dem  Court  of  Summary  Jurisdiction  zur  Entscheidung  vor- 


1)  VgL  Text  des  Gesetzes,  BuU.,  Bd.  U,  S.  375. 

2)  Iteport  <rf  the  Boyal  Commissioo  on  aliea  immignition  with  mlnntes  oC  eridem» 
•ad  ■ppendUx.   TIm  Beport^  VoL  L   6  cL 
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gelegten  F.lllc  zu  ^017:011.  Während  des  Gerichts  Verfahrens  ist  der  Ein- 
wanderer unter  ^'oJiüii^'c  Beobachtnngr  7.n  stelloih 

e)  £mg6wauderte  Ausländer,  von  denen  innerhalb  2  Jahren  nach 
ihrer  Ankunft  sicher  ist  oder  mit  sdemlioher  Bestimmtheit  angenonuneii 
wird,  deas  sie  Yerhrecher,  Prostitnierto,  Znhftlter,  von  berüchtigt  aohlechtom 
Charakter  «ind,  nicht  infolge  von  Krankheit  der  öffentlichen  Armenpflege 
zur  La.st  fallen,  keine  augenscheinliclieti  m^er  wahrscheinlichen  Unterhalis- 
mittel  haben,  können  von  eiuf  in  C<  urr  of  Sninniary  Jurisdiction  den  Befehl 
zum  Vei  lassen  des  Landes  erhalten.  Der  Eigentümer  des  Schiffes,  auf  dem 
solche  Einwanderer  nach  Ghrosshritanmen  kamen,  kdnnen  zur  Kackfihe^ 
ftthrung  /um  Eiiischiffungshafen  angehalten  werden. 

f;  Bei  allen  Befehlen  zur  Kepatriienxng  mOssen  internationale  Ab* 
machungCTi  genau  beobachtet  werden. 

g)  l>ie  erwähnten  Bestimmungen  sollen  Vorschriften  für  arzthche 
üntersnchnng  der  einwandernden  Aoalftnder  im  Ausschiffungshafen  enthalten. 
Wird  ein  Einwanderer  als  mit  einer  ansteckenden  oder  ekelhaften  Krank- 
heit behaftet  oder  als  unzurechnungsfähig  befunden,  so  ist  der  bestellte 
Arzt  ermiuhti^t,  einen  solchen  Einwanderer  am  Landen  zu  verhindern, 
und  der  Öchirtseigenlümer  ist  zur  Itückiiberführung  des  Einwanderers  zom 
Einschiffungshafeu  verptiichtct. 

h)  Einwanderer,  die  sich  weigern,  bei  ihrer  Ankunft  die  verlangte 
Auskunft  zu  geben  oder  eine  falsche  geben,  Verstössen  gegen  dieses  Ge- 
setz, können  be.straft  und  auf  Kosten  der  SchiffsgeseUschaft  in  ihr  Vater- 
land abgeschoben  werden. 

d)  Vebervölkerung. 

a;  Zui-  besseren  Wirksamkeit  der  bestehenden  Gesetze  über  Ueber- 
völkemng  werden  alle  Vorkehrungen  getroffen.  Zu  bestimmten  Zwecken 
werden  die  Kompetenzen  erweitert,  besonders  dazu,  dass  alle  Wohnungen 

innerball)  «^ewisser  Areale  unter  die  Wirksamkeit  der  <2;emäs8  dem  öffent- 
lichen Gesundheitsgesetz  (Public  Health  Act)  erlassenen  Nebengeeetze 
gestellt  werden. 

b)  Das  Einwanderungsamt  (Department  of  Immigration ;  stellt  je  uacii 
der  von  der  LokalbehGrde  oder  einer  anderen  Quelle  erhaltenen  Auskunft 
Naehforschnngen  an,  ob  in  einem  Areal  Uebervislkerung  vorhanden  ist 

c)  Ergibt  sich,  dass  Einwanderung  von  Ausländem  in  ein  Areal  weeent^ 

lieh  zu  Uebervölkerung  geflihrt  und  dass  kein  weiterer  neu  ankommender 
Ausländer  dort  Wohnung  finden  sollte,  so  kann  ein  solches  Areal  au  eiaem 
verbotenen  (prohibited)  erklärt  werden. 

d)  Die  Verboteerkläruug  eines  Areals  wiid  in  den  Einwandeningä- 
bftfen,  in  denen  es  notwendig  scheint,  und  den  Eänwandereni  auf  jede 
mögliche  Art  bekannt  gemacht. 

e)  Einwanderer  werden  bei  ihrw  Ankunft  über  ihren  beabsichtigten 
Niederlassungsort  befragt.  Aeussert  einer  die  Absicht,  sich  in  einem  ver- 
botenen Areal  niederTinlassen,  so  wird  er  ausdrüeklicli  über  die  Verbot<5- 
bestimmungen  aulgeklärt.  Allen  Einwanderern  wird  eine  Liste  der  ver- 
botenen Areale  in  ihrer  Muttersprache  zugestellt. 

f)  Alle  einwandernden  Ausl&nder  (nicht  Durchwanderer),  die  von  und  sa 
bestimmten  Häfen  kommen,  worden  registriert.  Bei  der  Registrienmg  ist 
der  Ort  der  vfuliandenen  nder  beabsichtigten  Niederlassnnfr  der  Ausländer 
anzugeben.    Kann  keiner  angegeben  werden,  so  hat  der  Ausländer  seine 
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Wohnung,  sobald  er  sie  gewählt,  mitzuteilen.  Jeder  Wobnungswechael 
innerhalb  der  ersten  2  Aufenrlialtsjahre  in  Gro^^sbritannieTi  ist  anztizeiVen. 

g)  lat  eiii  Areal  verboten  erklärt,  nn  hat  jeder  Au.-.liVnder.  der  inner- 
halb 2  Jahren  nach  dieser  Erklärung  nach  örosabritaiinien  kam  uud  inner- 
halb eines  Bolchen  Areals  wohnend  gelnnden  wird,  dieses  su  verlassen 
ond  sich  eines  Vergehens  sohnldig  gemacht. 

Bei  Verurteilung  wogen  eines  Verbrechens  oder  Verj^ehens  auf  An- 
klage kann  der  Richter  als  Teil  des  Urteils  befehlen,  dass  der  verur- 
teilte Ausländer  das  Land  verlässt.  Wiid  einem  solchen  Befehl  nicht  Folge 
geleistet,  so  kann  der  Auslftndar  durch  Venaiteilung  in  sunmaTischem  Ver- 
fahren als  Schelm  nnd  Vagabund  bestraft  werden.  Dieses  Becht  kann 
auf  Verurteilungen  fUr  bestimmte,  von  einem  Court  of  Snmmary  Jurisdiction 
80  untersuchende  Verdrehen  ausgedehnt  werden;  solche  Vergehen  werden 
durch  Krlass  feblgeselzt. 

7)  Weitere  gesetzliche  Kompetenzen  sollen  zur  Regulierung  der 
Unterkunft  und  der  Zust&nde  auf  fremden  Einwandererachiffen  erteüt 
werden« 

V.  Hongrie.  Ungarn. 

Xodifikationsabteiluug  im  Handelsministerium. 

Ln  ktfnigl.  ungarischen  Handelsministerium  wurde  eine  ArbeiterschutB* 
Eodifikationsabteilung  errichtet,  die  für  die  nftchste  Zeit  mit  der  Kodi- 
kation  nachfolgender  Gesetzentwürfe  betraut  worden  ist:  1)  eines  Un- 
fallversicheningsge^etzes :  2"!  einer  Nnvello  zum  Krankonunterstützungs- 
gesotzej  3}  einer  Abänderung  der  Gewerbeordnung. 

VI.  Italie.  Italien'). 

11.  A  rh  ei  t  er  Unfälle  (7). 

Sitzung  der  Deputiertenkanamer  vom  K».  April  1ÜU2.  Beratung  das 
Kommissionsberichtes  Ober  den  Oesetzentwurf  vom  8.  Jani  1901  betr. 
Aendening  einiger  Bestimmungen  im  Gesetz  Tom  17.  März  1898  No.  80 
betr.  Arbeiterunftlle  (Atti  Pari  1002,  Documenti  No.  04,  04  A),  Discnssioni 
1902  S.  560—578.  Fortsetznntr  der  Beratnnj?  am  17.  April  (S.  592  — <)20), 
am  18.  Aprü  (S.  631—666),  am  lü.  April  ^S.  682—715),  am  22.  April 
(S.  783 — 797)  vielfach  abgeändert,  am  28.  April  teictlicb  bereinigt 
(8.  832—828)  und  angenommen  (8.  851). 

12.  Sonntagsruhe. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  19.  April  1902.  Motion  des 
Abg.  Pellegrini  betr.  schleunige  Vorlei^'nnir  eines  Grset/entwurfes,  der  den 
Arbeitern  und  Beamten  des  Staates  wie  der  Privaten  völlige  Souutags- 
ruhe  sichert  (Atti  Pari.  1902,  Discussioui  S.  670).  In  der  Sitzung  vom 
22.  April  Vorlage  eines  Gesetsentwurfes  der  Abg.  Cabrini,  Chiesa  und 
Nofri  hiertiber  (S.  774 — 775),  in  Betracht  gezogen  in  der  Sitzung  vom 
2S.  April  (S.  817—822,  Documenti  No.  116). 

13.  8  t  r  i\  f  I  i  n  <i  s  a  r  b  e  i  t . 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  16.  April  1902.  AidVapo  der 
Abg.  Morpurgo,  Pini,  Cottafavi,  Zannoni  und  Bergamasco  an  die  Mmi.ster 
des  Lmem  und  der  Justiz  betr.  eines  Gesetzentwurfes  über  Verwendung 
von  StrtLfluigen  zur  Entsumpfung  nnd  Bonifizierung  von  L&ndereien  statt 

1)  Vgl.  Bull.,  Bd.  I,  S.  101,  197,  456. 
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zn  ytrafanstaltarbeiteu.     Der  Unterataat^sekretär   <les  Innern  Ronclietti 
le^f  dio  Rchwiorijrkpit  piner  solchen  Aendening  dar,  verspricht  aber,  die 
Frage  iii^  Au-e  zu  iasseu.    (Aiti  ParL  1902,  tS.  550—553). 
14.  Billigo  Wohnungen. 

Sitsung  der  Depatiertenkanimer  yom  26.  IDürs  1908.  Beratang  wm 
GesetKontworfes  Aber  bUIige  Wohnungen  in  der  mit  der  Regierung  vecem- 

barten  Fassung  (Appendice  alla  Relazione  della  Commissione  Xn.  134B)  (vor- 
fTfloirt  am  21.  März  15««),  vgl.  Atti  Pari.  1903,  S.  6758—6783:  fortgesetzt 
am  27.  MUrz  (S.  6783  —  6816),  am  28.  Mftrz  (S.  683 1  -  6863),  textlich  W 
reinigt  um  30.  Mftrz  (S.  6881—6882)  und  angenommen  (S.  6909),  dem 
Senat  mitgeteilt  in  der  Sitsning  desselben  vom  2.  April  190S  (Docum.  del 
Senate  No.  106),  angenommen  in  der  Sitzung  Tom  23.  Mai  1903  (Gau. 
uff.  1903;  No.  121  vom  25.  Mai  8.  2096). 

VII.  Norvege.  Norwegen. 

Oesetz  über  die  Arbeitszeit  in  Bäckereien. 

Am  18.  Mai  1903  besohloss  das  Odelsting  nach  Einholung  eine?  Be- 
richtes des  Komitees  für  soziale  Fragen  (datiert  vom  19.  Februar  19()3l 
einstimmig,  auf  einen  von  der  Landesvereinigung  der  Bäckermeister  eia- 
gebrachten  Antrag  betr.  Abänderung  des  geltende  Gesetzes  Uber  die 
Arbeitszeit  in  B&ckereien  nicht  einzutreten.  Dokument  No.  21,  1902^, 
samt  2  Beilagen;  Vorschlag  0.  IX,  1902/3;  Verhandinngen  im  Odelstiiig 
1902/3,  No.  160. 

Gesetz  über  eingetragene  B  e  r  u  f  s  v  e  r  e  i  n  e ,  sowie  Ver- 
mittlung lind  S  c h  i  e  d  s g e r  i  h  t  0  bei  Arbeitskonflikten. 
(Siehe  den  Wortlaut  der  Regierungsvorlage  in  diesem  Bulletin,  Bd.  II, 
S.  66—70.) 

Am  24.  Mftrz  1908  legt  das  Komitee  für  soziale  Tragen  auf  Grand 

einer  Prüfung  der  Kegierungsvorlage  dem  Odelsting  einen  abgeänderten 
Entwurf  zur  Beschlussfasaung  vor.  Beilagen:  £Hngaben  von  verschiedenen 
Interessen  tenverbflndpn. 

Am  29.  und  3U.  April,  1,,  2.,  15.  und  16.  Mai  wird  diese  Vorlage 
der  Kommission  ftkr  soziale  Fragen  samt  Abftnderangsvorscfalftgen  dieser 
Kommission  vom  9.  Mai  1903  im  Odelsting  beraten  und  angenommen. 

Am  29.  (Mai  1903  Beratmig  und  Ablehnung  dieser  Vorlage  im 
Lagting. 

Am  2.  Juni  1903  Beschluss  des  Odelstings,  das  Gesetz  auf  sich  be- 
ruhen SU  lassen. 

VIII.  Pays-Bas.  Niederlande'}. 

(Juli  bis  September  1903.) 

136.  Arbeiter  und  Beamte  bei  Kanälen  (Bd.  I,  71,  77), 
Neuregelung  der  Löhne,  Nacht-  und  Sonntagsruhe  für  — 

ist  in  der  Vorbereitung  begriffen.  IL  K.,  Session  190S-1904,  Beil.  A, 
IX,  No.  2,  S.  15. 

1)  Abkürzungen,  f.  K.  —  erst«  Kammer;  IL  E.  «weite  Kammer;  YcrhandL  ~ 
StonogmphisohcR  Protokoll  der  Sitzung  (H«ndel{i]g«n  van  de  Stelea-Oenend) ;  BdL  « 
BeO«g«tt  zu  den  stenographisch«!»  PratokoUen;  Bdl.  A  StaaldunihaltMstat 
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137.  Gc •^\  orbeunterricht  '81.  7(>.  97  . 

Positionen  im  Budget  für  1.4<4  zur  Unterstützung  (iewerbe- 
onterriclitBaiistaltan.    H.  K.,  Session  1903-1904,  Beil.  A,  V,  No.  2,  S.  24. 

138.  Grubenarbeiter  (35,  98,  128). 

VorBchriften  fiber  die  Beachftftigung  von  Frauen  ond  jugendlidien 

Arbeitern,  ül)ei  die  tägliche  Arbeitsdaaer,  die  Sonntagsruhe  und  die  Aus- 
zahlung des  Laiines.    II.  K.,  Session  1903-1904,  Beü.  11,  No.  1,  S.  5. 

139.  Invaiiditats-   und   AlterByersichernng,  Gesetsent- 

vrürfe  betr.  — 

sind  in  der  Vorbereitung  begriffen.    Thronrede  vom  15.  Sept.  1903. 

140.  Löhne.    S.  Arbeiter  und  Beamte  bei  Kanälen. 

141.  Ministerialdepartemeuts  (16,  76,  91,  104,  J24,  132). 
(Verbessemng  der  ftnanziellen  Lage  der  bei  den  Mtnisterialdepartements 
angestellten  Bediensteten  und  unteren  Beamten.) 

Gesetzentwfiife  von  der  I.  Kammer  genehmigt:  Verhandl.  L  K., 
Session  1 902-1 9i);5,  S.  353. 

—  Gesetze  vom  22.  Juli  n>03  (Gesetzblatt  Ko.  207—214). 

—  Königl.  Verordnung  vom  22.  Juli  1903  (Oesetzblatt  No.  216). 

142.  Sonntagsruhe^    S.  Arbeiter  und  Beamte  bei  Kan&len. 

143.  Streiks  (112,  122,  126). 

Erürtening  des  Eisen bahnerstreiks  im  April  d.  J.  Verhandl.  II.  K., 
Session  1903-1904,  S.  49—61, 

144.  Unfallversicherung  (13,  61,  113,  12.3). 
Gesetzentwurf,  wndnrrh  für  einen  und  denselben  Unlall  der  Bozug 

einer  Entschädigung  oder  lieute  auf  Grund  des  Unfallversicherungs- 
gesetces  gleichseitig  mit  einer  Pension  oder  Untersttltsung  aus  der  Staats- 
kasse unstatthaft  erklärt  winl. 

Scliriftstücke  der  1.  K.,  Beratung  und  Annahme^  Verhandl.  I.  K., 
Session  1902-1903,  S.  315.  ;V|(i,  357. 

—  Gesotz  vom  24.  .luli  li»(t3  (Gesetzblatt  No.  245). 

145.  Unfall-  und  Krankenversicherung. 

Ein  Gesetsentwuif,  betr.  Ausdehnung  der  staatiichen  Unfallversidie- 
nmg  auf  Fischereiarbeiter  und  ein  Knuikenversicherungsgesetz  werden 
der  IL  Kammer  vorgelegt  werden.   Thronrede  vom  1&.  September  1903. 

fX.  Suide.  Schweden  '). 

Arbeitsstreitigkeiten,  Vermittlung  in  — 

Am  !2.  Januar  l'M^d  loL'te  die  Regiernnfr  dorn  Reichstage  einen  Go- 
setzentwurf  betr.  Vermittlung  in  Arbeitsstreitigkeiten  vor.  Anhang  zum 
Reichötagsprotokoll,  1903,  1.  Samml.,  1.  Abt.,  9.  Heft:  Vorschlag  des 
Königs  No.  17.  Im  U&rs  1903  stellten  die  Abgg.  Oskar  N.  Oisson  und 
A.  Thylander  in  der  IL  Kammei  je  einen  Zusats-  bezw.  Ab&nderonga- 
antrag  zu  die.ser  Regierungsvorlage.  Anlian:r  zum  Reichstagsprotokoll, 
1903,  1.  Samml.,  2.  Abt.,  2.  Bd.,  56.  und  ÜG.  Heft:  Anträge  in  der 
n,  Kammer  No.  153  und  170. 

Am  17.  April  1903  beantragte  der  Gtesetzesausschuss  dem  Beidistage 
Annahme  der  etwas  abgeänderten  Begiernngsvoriage  (Anhang  zum  Reidis* 
tsgsprotokoU,  1903,  4.  Samml.,  2.  Abt.,  2.  Hefit:  Antrftge  des  Vereinigten 

I)  Vgl.  Bau.,  Bd.  I,  S.  688. 
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0<^sotzeR-  \md  Bndpctausschusses  No.  2)  imd  Bewilligung  von  40000 
Kronen  zur  Durchfülirung  des  Gesetzes  im  Jahre  VJiH. 

Am  22.  April  1903  wurde  diese  abgeänderte  Vorlage  in  der  IL  Kamm» 
beraten  und  angenommen,  am  26.  April  190B  von  der  I.  Kammer  abge* 
lehnt.    E(•ie}l^^t:l^r^^protokoll,  1903,  II.  Kammer  No.  43;  L  Eammer  No.  40. 

Am  'J.  ^lai  llf)3  gab  lor  Reichstag  der  Regierung  von  dem  Er- 
gebiiiss.se  der  BeratuDgen  Keauiois  imd  teilte  mit,  dass  dadurch  laut  §  63 
des  Keichstagsreglement.s  der  Gegenstand  für  diesen  Reichstag  aus  den 
Traktanden  falle.   Anhang  zum  Beichetagsprotokoll,  190S,  10.  Samml., 

1.  Abt.,  1.  Bd.,  10.  Heil:  Schreiben  des  Beichatages  No.  77. 

Berufsgefahren,  Schuts  vor  — >). 

Am  26.  Jannar   10O3  beantragte  Abg.  David  Bergström   in  der 

n.  Kammer,  der  ReichRtair  mö^p  den  König  um  Revision  des  Gesf^tzfn 
betr.  Schutz  voi-  BerutVL';ot':iluPti  tiTid  der  daniit  zusammenhängen' len  Bt- 
Btimmimgen  und  \  orlugc  eines  entsprechenden  Gesetzes  ersuchen.  Mit- 
uaterseichner:  die  Abgg.  A.  Hedin  und  Elof  Biesört.  Anhang  zum  Beichs* 
tagsprotokoll,  I'j(i3.  I.  Samml.,  2.  Abt.,  2.  Bd.,  14.  Heft:  Antrftge  in 
der  II.  Kammer  No.  40. 

Am  27.  Januar  lf>03  bpantrafrte  Abg.  Gustav  W.  Roes  in  der 
H.  Kammer,  der  Reichstag  möge  den  König  um  Erlass  eines  Gesetzes 
ersuchen,  das  die  GrenjBen  zwischen  Handwerk  und  Fabrikindustrie  in 
Hinsicht  auf  die  Arbeiterschnts^eeetsgebuiig  grauer  prftaisisrt.  Anhing 
zum  Reichstag.s{.rotokoU^  10(»3,  1.  Samml.,  2.  Abt.,  2.  Bd.,  80.  Heft:  An- 
träpe  iti  der  II.  Kammer  Nn,  99, 

Am  20.  Februar  l\nX6  beantragt  der  Gesetzesausschuss  dem  Kelchs- 
tage,  aui'  Grund  der  Anträge  der  Abgg.  Bergström  und  Roos  den  König 
SU  ersuchen,  er  möge,  nach  einer  Prüftmg  des  Gesetzes  betr.  Schnts  vor 
Bemfegefahren  vom  10.  Mai  1889,  des  Gesetzes  betr.  Verwendung  von 
Minderjährigen  und  Prauen  zur  industriellen  Arbeit  vom  17.  Oktober  IfHX) 
und  der  anderen  damit  zusammenhängenden  Gesetze  und  Bestimmungen, 
in  Erwägung  ziehen,  inwieweit  gewisse  Abänderungen  oder  Zusätze  za 
diesen  Gesetzen  sidi  als  nötig  erwiesen,  speziell  hineiehUich  einer  be* 
stimmten  Abgrenzung  von  fabriks-  und  handwerksmassigen  Betrieben,  und 
eventuell  dem  Reichstage  den  Entwurf  entsprechender  neuer  oder  abge- 
änderter Bestimmunfjen  vorlegen.  Anhang  zum  Reichstagsprotokoll,  1903, 
7.  Samml.,  18.  Ilelt:  Anträge  des  Gesetzesausschusses  No.  23. 

Am  26.  rcbruar  1903  wurde  dieser  Antrag  des  Gesetzesaußschuaae« 
in  beiden  Kammwn  beraten  und  von  beiden  angenommen.  Beichstsgs^ 
Protokoll,  1903,  I,  Kammer  No.  18,  II.  Kammer  No.  19. 

Am  14.  März  ir>03  wurde  diesei-  Antrag  de^^  Gesetzesausschii^ses 
durch  S(  hreiben  des  Reichstages  dem  König  zur  Kenntnis  jzeljraclit.  An- 
hang zum  Reichstagsprotokoll,  1903,  10.  Samml.,  I.Abt.,  1.  Bd.,  2.  Heft; 
Schreiben  des  Reichstages  No.  27.? 

K  oalitiousrech  t,  Schutz  des  — 

Am  27.  Januar  1902  beantragte  Abg.  David  BergatrOm  in  dsr 
n.  Kammer,  der  Reichstag  mOge  den  König  um  E<rlass  eines  Gesetzes 
E«m  Schutze  des  Tereinigungsrechtes  der  Arbeiter  ersuchen.  Mitunter- 
zeichner: Abg.  A.  Hedin.   Anhang  zum  Reich.stafrspmtokoll,  1902,  l.SaiiuuL, 

2.  Abt.,  2.  Bd.,  30.  Heft:  Anträge  in  der  II.  Kammer  No.  127. 

1)  Vgl.  Boll.,  Bd.  1,  8.  332. 
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Am  11.  Mai  1902  lioantrafrt  der  GesetzesausscLuss  im  Reichstage, 
dem  Antrag  äe^  Ah'^.  Berg.-truui  koine  Folge  zu  Rieben.  Anhang  7.xim 
ReicbstagäprotokoU,  1902,  7.  Samml.,  49.  Heft:  Anträge  des  Oe^tzesaus- 
schossee  No.  60. 

Am  17.  Hai  1902  stimmt  die  I.  md  die  Q.  Kammer  diesem  An- 
trage des  GesetzeMOSschu.ssee  zu.  Reichsta^iprotokoU,  1902,  I.  Kammer 
No.  37;  II.  Kammer  No.  ö5. 

X.  Suisse.  Schweiz. 

Kantone. 
1.  Ztückh. 

Entwurf  eines  GesetzeB,  hetr.  Abandenmg  des  Gesetzes  vom  21.  Mai 

1882,  betr.  die  Polizei  an  den  öffpiitlichen  Rtihetacron.  Anft  a«:  der  Volks- 
wirtsrliatrsdirektion  und  der  ihr  beigegebenen  Uandelskommission  vom 
Juni  19U3. 

8.  Zag. 

Bntwurf  eines  Qesetzes,  betr.  die  Begelung  den  Lekrüngswesens. 
Antrag  des  Begionrngsrates  vom  18.  April  1908. 

3.  Baflol-Stadt 

5.  Arbeitsnachweis. 

Batschlag,  betr.  eine  AlAnderung  des  Gesetses  Aber  das  Arbeita- 
nachweisbiireau  (Anfhebcuig  der  VermittlungBgeböhren).  Dem  Grossen  Rate 
vorgelegt  den  17.  September  1908. 

6.  Gastwirtschaftsgewerbe,  Regelung  der  ArbeitsverhftlCnisae 

in  —  (vgl.  Bd.  I,  8.  201,  Bd.  II,  S.  4H4). 

Bericht  der  Grossratskommission  liir  Vorberatimg  des  Gesetzentwurfes, 
betr.  Revision  des  Wirtschaftsgesetzes  vom  19.  Dezember  1887  an  den 
Grossen  Bat    Vom  1.  Jnni  1908,  8.  16  ff. 

4.  St  Gallen. 

OesetzentTHTirf  und  Botschaft  dos  liegierungsraiea  des  Kantons 
St.  Gallen  an  den  Grossen  Rat  über  das  Gesetz,  betr.  die  gewerblichen 
Sehiedsgerichte.   Vom  28.  Mai  1903.! 

III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 
ausgehenden  Kongressbeschlüsse  und  Eingabeni 
£betr.  den  Arbeiterschutz. 

L  A 1 1    0  m  e  i  ri  e  r  A  r  b  e  i  t  e  r  s  f>  h  u  t  z. 

1.  Kesülutioneii  der  l*ermanenzkommihsion  der  internationalen  Ver- 
einigung für  gewerblichen  Arbeiterschutz. 

2.  Besolntionen  der  50.  Generalversammlung  der  Katholiken  Dentsch- 
landa. 

8.  TheseTi  der  Generalversammlung  des'  Verbandes  fortschrittlicher 
Frauenvereine. 
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4.  Resolutionen  dos  XXXVI.  Tr;iiln  IJnion-Kon<Tres>?(»s. 

5.  Eiii(!:a))e   der  Koul'erenz  schweizerischer  kantonaler  Erziehang»* 
diiektorou. 

6.  BeBolutionen  der  I.  Konferenz  schweuBeriacher  Arbeitsimter. 

7.  Thesen  und  Resolutionen  des  schweiserlschen  Stftdtetages. 

n.  Beruflicher  Arbeiterschutz. 

1.  I^and  -  und  F  o  r  s  t  w  i  r  t  p  <  Ii  ;i  f  f. 

Resolution  des  Verbaudeä  der  französischen  Holzarbeiter. 

2.  Bergbau. 

Resolntion  des  XXXVI.  Trade  Union-Kongrewes. 

8.  Industrie  der  Steine  und  Erden. 
Resolution  des  internationalen  Steinarbeiterkongressos. 

4.  Chemische  und  gesundhnits gefährliche  Industrien. 

a)  Resolntion  der  Permauenzkomraission  der  internationalen  Ver- 
einigung lur  gesetsliohen  Arbeiterschutz. 

b)  Eingabe  des  scbweiKerischen  Halermeisterverbandes. 
6.  Textilindustrie. 

a)  Resolut H  iion  des  IV.  internationalen  Kongresses  chnstlioher 
Textilarbeiter. 

b)  Resolutionen  dos  Kongresses  frauzüsiscber  Textilarbeiter. 

6.  Papierindustrie. 

Resolution  dos  Kongresses  belgischer  Buchbinder. 

7.  Industrie  der  Nahrun  gs-  und  Genussraittel, 

a)  Resolution  des  Bundestages  der  Fleischorgesellcn  Deutschlands. 

b)  Fordonmgen  des  niederländischen  Bäckergesellenbundes. 

8.  Baugewerbe. 

a)  Besolntion  des  Terbandstages  der  deutschen  Baugewerksberofii* 
gei  lossenschaften . 

b)  Resolutionen   des   18.  InnungsTcrbandstages  deutscher  Baa- 
gewerksmeister. 

9.  Han d elsge werbe. 

a)  Beantwortung  des  Fragebogens  des  kaiserl.  statistisdien  AmtM. 

b)  Anträge  deutscher  CTewerbegerichte, 

c)  Rr -nlutionen    drr    }lau]it Versammlung    der    allgemeinen  VsT- 
einigung  deutscher  Buchiiandlungsgehilfen. 

d)  Resolution  des   V.  üolegiortentagos   des    Vereins  deutscher 
Kaufieute. 

e)  Resolutionen  der  XXXVI.  Generalversammlung  des  Verband» 
kaufmännischer  katholischer  Vereinigungen  Deutschland.*?. 

f)  l^e^^'^Intinnnn    der    50.  Generalversammlung    der  KathoUken 

Deutschlands. 

g)  Resolutionen  des  Vertretertages  der  nationalliberalen  Jugend- 
vereine  Deutschlands. 

h)  Resolution  df>r  IV.  Generalversammlung  des  deutsch -evangt* 
lischen  Frannnbundes. 

i)  Resolutionen  der  Generalversammlung  des  Verbandes  belgischer 
Privatangostellter.  i 

j)  Resolution  des  XXXVI.  Trade  Union-Kongresses. 

k)  Resolution  der  Versammlung  des  Verbandes  englischer  Handels*  ! 

an  fr-'^tellter.  [ 
1}  Forderimgen  des  Vereins  der  niederländischen  Ladendiener.  | 

I 

I 
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10.  Verkehrsgewerbe. 

a)  Kesolntionen  des  XIV.  Kongresses  der  französischen  Elisen- 

bahner. 

b)  Resolutionen  des  Kon^^resses  der  französischen  Postlehrlinge. 

c)  Resolution  des  XXXVI.  Trade  Union-Kongresses. 

d)  Gemeinsame  Eingabe  der   schweizerischen  Eisenbahuerorgaui- 
sationen. 

11.  Beherbergnngs-  und  Erquickungsgewerbe. 

Eingabe  der  Basler  Sektion  der  schweizerischen  Vereuugimg  mr 
Förderung  des  internationalen  Arbeiterschutzea. 

in.  H  a  ft  {)  f  1  i  c  h  t  ti  n  d  V  e  r  s  i  c  h  ©  r  ii  n  a:. 

1.  Eingabe  doa  Zentralverbandes  deutscher  Industrieller. 

2.  Kesolntion  des  XXXVI.  Trade  Union-Kongresses, 

I.  AUgemeüier  Arbeitersohiitt. 

1.  iiesolutionen  der  am  9.,  10.  und  11.  September  abgehaltenen 
Sitzung  der  Kommission  des  Komitees  der  internationalen  Ver- 
einigung  für  gesetslicken  Arbeiterschuts. 

a)  Verbot  der  gewerblichen  Nachtarbeit  ftir  die  ausserhalb  ihres  Hans- 

lialtes  liesclirtfri^'ten  Arbeiterinnen. 

Die  von  der  Krilner  1 )( 1»  ;:u  rt<  iiversammlung  eingesetzte  Kommission 
beschliesst  in  Ausführung  des  ihr  übertragenen  Mandates: 

I.  Das  Bureau  der  internationalen  Vereinigung  wird  beauftragt,  an 
den  h.  schweizerischen  Bimdesrat  mit  der  Bitte  heranzutreten,  er  mOge 
die  Initiative  zu  einer  internntinnalen  Konferenz  zu  dorn  Zwecke  ergreifen, 
auf  r\vm  Wege  f^'m^r  inteniatioualen  Vereinbarung  die  gewerbliche  Kacht> 
arbeit  der  Frauen  zu  verbieten. 

n.  Das  Bureau  der  internationalen  Vereinigung  wird  beauftragt,  ge- 
meinsam mit  einer  Subkommitision  längstens  bis  sum  1.  M&rz  1904  eine 
Denkschrift  üVm  r  die  Frage  der  gewerblichen  Frauennachtarbeit  aus- 
znarboifoti  und  dif  sf^  doii  im  Kowiitpo  vortroteuen  .^^ÜTungen  durch 
Vermittlung  ilu'er  Delegierten  allen  anderen  Kegierungen  direkt  zu  Uber» 
mjiteljD. 

Diese  Denkschrift  soll  darlegen ,  dsHS  das  Verbot  der  Frauwonacht- 
arbeit  darin  bestehen  soll,  dass  sftmtlidion  in  irgend  einem  gewerblichen 

Betriebe  ausserhalb  ihres  Haushaltes  beschäftigten  Arbeiterinnen  eine  un- 
unterbrochene 12-stündige  Arbeitsruhe  von  abends  bis  morgens  gesichert 
sein  soll.  Wo  die  sofortige  Einführung  der  12-stündigon  Nachtruhe 
Schwierigkeiten  bereitet,  kannte  w&hrend  einer  Uebergangaseit  die 
10-st(tndige  Nachtruhe  bestimmt  werden.  Die  Denkschrift  wird  die 
einzelnen  von  der  Kommission  gefassten  Beschlüsse  erläutern. 

Vnn  Hrin  Vorh  tf  ]<tiiiii«  tj  Ausnahmen  für  Falle  drohender  oder 
bereits  eingetretener  Betriebsgelahr  vorgesehen  werden. 

2}  Die  Arbeiterinneu ,  welche  Kohmaterialien  zu  verarbeiten  haben, 
die  einem  raschen  Verderbe  ausgesetzt  sind,  z.  B.  jene  der  Fischerei  und 
gewisser  Arten  der  Obstverarbeitung,  können  die  Erlaubnis  zur  Nacht- 
arbeit in  jedem  Falle  erhalten,  in  welchem  dies  not^vriidig  ist,  um  den 
sonst  unvermeidlichen  Verlust  der  Rohprodukte  hint;ni/nlialten, 

3)  Diejenigen  Betriebe,  bei  denen  zu  gewissen  Jalireszeiten  ein  ver- 
mehrtes Arbeitsbedttrfnis  eintritt,  werden  durch  die  Vebergangsbestimmung, 
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wdldie  die  Dauer  der  anunterbrochenen  Nachtrabe  auf  10  Standen  fest« 
aetat,  Zeit  für  die  Ueberstiinden  finden,  deren  aie  beim  gegenwftrtigeii 

Stande  ihrer  Organisation  bedürfen, 

4^  Für  di^  AuaftÜmmg  der  Keformen  können  bestimmte  Fristen  fest» 
gesetzt  werden. 

b)  Heimarbeit. 

Auf  Gkoind  der  Beratungen  Uber  das  Verbot  der  gewerblichen  Kaeht- 

r'  it  der  Frauen  erachtet  die  Kommisaion  es  fiir  nötig,  in  den  wr- 
schiedoüfii  T,;lndorn  firte  Enfpiete  ühev  dio  i^pwcrblicho  HGimrirbeit  ein- 
zuleiten und  daboi  I)r'soii<l0r8  die  Wirkunir  <lor  bestellenden  ArbeiterschaU- 
geaetzgebung  auf  diese  Arbeit  zu  berücksichtigen. 

Sie  ersucht  das  Bureau,  der  nächsten  Versammlung  des  Komitees  der 
Vereinigung  einen  darauf  sielenden  Vorschlag  au  unterbreiten4 

2.  Resolutionen  der  am  23.  bis  2R.  August  IdiHi  abgehalieuen 
50.  Generalversammlung  der  Katln  liken  Deutschlands. 

Dio  ÖO.  (ieneral Versammlung  der  Katholiken  Deutschlands  begrüsäi, 
„dass  von  einem  Stillstehen  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung  in  Dentsch- 
land  nicht  die  Bede  sein  kann  noch  wird.**  Sie  betrachtet  als  die  nftehsten 

Auf";^aben  zu  gunsten  des  Arbeiterstandes :  Schaffung  von  Arbeitj^karamem, 
geset/.liclit>  Anerkennuni:  der  Br-rufsvereine  und  Ausdehnung  des  Schutzes 
der  Frauenarbeit;  daneben  haben  weitere  Massnahmen  7.nm  Schutze  der 
Gesundheit  und  Sittlichkeit  der  Arbeiter  in  allen  BtJtiiebeu  üu  erfolgen. 
Der  Wohnungsfrage  ist  namentlich  von  den  Gemeinden  höhere  Anfnwri* 
samkeit  zuauweu  it  u  birrh  Schaffung  von  Wohnungs&mtern  und  Wohnungs» 
inspektioneii,  durch  Förderung  von  Arbeiterbaugenossenscbafren  etc.  Die 
Gewerbeinspektion  durch   Bniziehnnir   von   .Arbeitern,  Arbeitgebern, 

Aerzten  und  Techaikorii  auszugestalten.  Jäiue  Reform  der  gesamten 
Arbeitervenidierungsgesetzgebung  im  Sinne  einer  Vereinfacdiniig  und  Za- 
sammenlegung  ist  anaustreben. 

Die  50.  Generalversammlung  der  Katholiken  Doutadilands  erachtet 
es  a1?«  eine  der  nfl'^hsten  Aufgaben  der  .sozialen  Gesffzirebnn*?.  <]>  rn  T?oi''hs- 
tage  einen  Geseuentwurf  vorznlerren  zum  Zwecke  der  Erriciitung  von 
Arbeitskanmieru ,  paritätisch  zusammengesetzt  aus  Vertretern  von  Arbeit 
gebem  und  Arbeitern,  tun  so  „den  Arbeitern  den  freien  und  fnedlieheB 
Ausdruck  ihrer  Wünsche  und  Beschwerden  zu  ermöglichen  und  den 
Staatsbehörden  Oelet'enhoit  zu  «reben .  ??irh  über  die  Toihaltnisse  der 
Arbeiter  fortlau tond  zu  unterrichten  imd  mit  den  Ictzteron  Fühltmg 
behalten.''    (Kaiserliche  Februarerlasse  vom  4.  Februar  IBtÄ).; 

Die  Generalversammlung  erblickt  in  solchen  Arbeitakanunem  ein 
wirksames  Mittel,  nicht  bloss  der  Versch&rfang  der  Klassengegens&tze  nnd 
der  damit  verbundenen  wacheenden  Entfremdung  von  Arbeitern  und  Arbeit- 
gebern entgegenzuwirken .  •^nndp'-n  a-ich  durch  die  h'ip.r  gO]>flöi5.  nAn  ge- 
meinsamen Beratungen,  speziell  über  Fragen  aus  dem  Arbeitsverhältnis, 
die  Interessen  der  Arbeiter  zu  fördern. 

Die  50.  Generalversammlung  der  Katholiken  Deutschlands  erklart  sie 
unumgänglich  notwendig,  dass  aur  BjTgftnzung  der  sozialen  Fih-sorgo  (ie« 
Staates  dtiicli  n.>setz^!;f])im!T  und  Vorwalran^  die  Gemeinden  eine  plao* 
mftssigo  kumuiunalo  S  '/jalpnlitik  (iurchluhren. 

An  erster  Stolle  hat  dieselbe  in  mustergültiger  Weise  die  Verhältnisse 
der  stftdtiachen  Arbeiter  und  Angestellten  au  regeln ;  sodann  sind  die  Be- 


Digitized  by  Go  -v^i'- 


-   431  - 


4lflf£u88e  der  breiten  Masse  der  Oememdeangehtfrigen  auf  dem  Gebiete 
der  WohnungsiUrsorge  und    der  öffentlichen  Gesnndheiti^flege  sa  ba- 

friediiTon,  ferner  ins  Auge  zu  fassen  die  Bekämpfung  der  ArbeitaloBigkeit, 
speziell  durch  Ornranisatinu  des  Arbeitsnachweises  auf  pariffttisoher  Grund- 
lage, die  Förderung  des  Handwerkorstandes  durch  Regelung  des  Sub- 
ntksionsweeenSi  bessere  Berttcksichtigun^  der  Handwerker  bei  Vergebung 
<>ffentlidieir  Arbeiten,  Untersttttsong  genossenschaftliGfaer  Zurichtungen,  der 
Fortbildung»-  und  Fachschulen,  sowie  von  Meisttt'kursen.  Auch  die  Bil- 
d  "III'- he8trebun*ren  der  breiten  Masse  der  Bevölkerung  erheischt  dringend 
emo  allscifi^e  Fiirderung  durch  die  Gmnpinden.  Besonderes  Gewicht  ist 
auf  die  iitixiriclituugeu  zu  legen,  welche  die  hauijiwirtachaftliche  Ausbildung 
der  Arbeiterinnen  fördern. 

Zur  gedeihlichen  Förderung  solcher  sozialen  Tätigkeit  der  Gemeinden 
sind  seitens  der  Gemeindeverwaltungen  soziale  Kommissionen  zu  bilden, 
zu  denen  Angehöriixn  aller  Stände,  insbesondere  Vertreter  des  Arbeiter- 
Standes  zuzuziehen  bind. 

3.  Diskussionsthesen  der  am  27. — 29.  Sejiteuiber  1903  in  Hainburg 
abgehaltenen  General  Versammlung  des  Verbandes  fortschritt- 
licher F  r  a  u  e  n  V  e  r  e  i  n  e. 

1)  I'm  die  (Te.sundlioir  der  Fr;uien  vor  schwerem  Schaden  zu  be- 
wahren, wie  er  häutig  durch  mangelude  Kuiie  und  Pflege  vor  und  nach 
der  Entbindung  verursacht  wird,  sowie  um  der  grossen  Säuglingssterblich- 
keit entgegenzuarbeiten,  ;sind  neben  den  ttbrigen  sozialen  R^onnen  be- 
sondere Schutzmassregeln  für  die  Schwangeren  und  Wöchnei- innen  erforder- 
lich. 2)  In  der  Reichsgewerbeordnunjü;  ist  der  §  137,  bett .  dos 
Wöchnerinneuschutzes,  dahin  zu  erweitern^  dass  den  Wöchnerinnen  die 
Arbeit  mindestens  8  Wochen  nach  der  Entbindung,  und  in  solchen  In- 
dustrien, die  den  Fötus  geiUntlett,  auch  schon  eine  gewisse  Zeit  vor  der 
Entbindung  untersagt  wird.  Dies  Arbeitsverbot  hat  jedoch  nicht  nur  die 
Fabrikarlteiterin  v.n  treffen,  «»ondern  auch  die  Heimarbeiterin,  die  Dionst- 
angestellto,  die  im  Tagolohn  stehende  Landarbeiierin  usw.  8)  Damit  diase 
Zeit  der  Arbeitslosigkeit  auch  wirklich  der  Ruhe  und  der  Ptlege  des 
Sftttglings  gewidmet  werden  kann,  ist  es  nötig,  eine  staatliche  Mntterschafts- 
versicherung  zu  schaffen,  die  jedei  Wöchnerin,  deren  Einkommen  resp. 
Faniilioiieinknmmen  nnter  einer  ^'ewissen  Grenze  Int  (etwa  B^^'X^  M.  ,  bei 
der  Euibindunjr  eine  Summe  zahlr.  die  der  H<»iie  des  LohnaustalJs  ent- 
spricht.  Ausserdem  siud  die  Kommunen  zu  erhöhter  Wöchnerinnen-  und 
KindetfOrsorgü  zu  Terpflichten,  durch  die  Enrichtung  von  Entbindungs- 
anstalten, Elrippen,  Stellung  von  Hauspflegerinnen  usw.  4)  Als  TrH^er 
dieses  neuen  staatlichen  Versichorungszweiges  sind  besondere  Mnttorschafrs- 
kassen  7.n  "schaffen:  als  Erloichternni^  der  ()ri:;ani;sation  empfiehlt  sich, 
dieselben  an  die  deutschen  Landesversicherungsanstalten  anzugliedern. 
Die  Kosten  suid  durch  einen  Staatszuschuss  zu  jeder  Ikitbindung  zu 
decken,  sowie  durch  Pramiensahlnng,  zu  denen  sftmtliche  Staatsbürger, 
sowohl  die  männlichen  wie  die  weiblichen,  in  einer  gewissen  Altersspanne 
(etwa  20 — 50  .Jahre)  heran/uzieheu  sind.  Auf  so  viele  Schultoi-n  verteilt, 
sind  die  Prämien  nach  dem  Einkommen  abzustufen.  5)  Den  genossen- 
schaftlichen, und  noch  mehr  den  gewerkschaftlichen  Arbeiterorganisationen 
ist  anzuempfehlen,  als  Pioniere  in  der  Frage  der  If utterscfaaftsversicherung 
vonngehen,  indem  sie  besondere  Mutterschaftskassen  grttnden  und  dadurch 


Digitlzed  by  Gc)  -v^i'- 


-    432  — 


ilir  Unterstüteungsäwesen  mit  BerQoksiditiguiig  der  spezieil  weibUchen 
ibteresMn  anabaueiii  wie  es  da:  IV.  Gewerksdbaftskongress  in  Stat^;«rt  1902 
l»eftarwortete. 

4.  Resolutionen  des  am  7. — 12.  September  1JK)3  zu  Leicester  ab- 
gehaltenen XXXVI.  Trade  Union  Oongress. 

Der  Kongress  unterstützt  Gesetzesvornchläge  betr.  Damplmasdunen 
und  -kessel,  gewerbliche  Yeraidienmg  und  Reduktion  der  Naturalisations- 
gebtthren. 

Der  TCnnirrcsM  Iiiilt  ilafui-.  ilass  die  lotztliin  pregon  Ti-adt>  Unions  i^cfJlllten 
rieb  teil  iclien  Kiif  schcidtniuen  nicht  iiiit^  den  Absichten  des  Parlaments  in 
Einklang  stehen,  die  dieses  in  den  Trade  Unions-CTesetzen  von  1871  und 
1876  ausdrückte.  Er  beauftragt  das  Parlamentansche  Komitee,  Gkeetses- 
voi^chl&ge  auszuarbeiten,  die  dem  Parlament  zn  unterbreiten  sind,  end- 
gttltig  die  ünantastbarkeit  der  Trade  Union-Fonds  gegen  Schadenersatz- 
ansprüche sichern  und  den  Trade  Unions  den  ^oset/Jichen  Schutz 
verschalfeif^  der  nach  der  Meinung  der  Pariamen tänüiglieder,  juristischen 
Autoritäten  und  Trade-Unionisten  vor  dem  TaJF  Vale-UrteiJ  bestand. 

Der  Kongress  erklftrt  die  Zeit  für  gekommen,  wo  die  Zahl  der  tag- 
lichen Arbeitsstunden  in  allen  Betrieben  und  Beschäftigungen  \cn  Gross- 
britannicn  auf  8  herabirosotzt  werden  mfisse.  Er  Ijeauftra^'t  das  Parla- 
meatarisi  1:0  Komitee  im  Haus  der  Gemeinen  einen  (iosetzentwurf 
zm-  Einführung  des  Achtstundentages  einzubringen. 

Der  Kongress  weist  den  Präsidenten  des  Handelsamtes  (Board  of 
trade)  auf  nachlässige  Durchfühmng  des  Stundengesetzes  von  1893  iHoura 
Act,  1893)  und  des  Unfallgesetzes  von  1900  (Accidente  Act,  1900)  hin 
und  verlangt  die  EmeTinniiij  von  Unterinspektoren. 

Dei"  Kongress  fordert  vom  Parlament  Ma^jsnahmcn,  durch  die  den 
StadtbehOrden  der  Bau  anstlUidiger  Arbeiterwohuungen  zu  Itlr  die  Arbeiter 
annehmbaren  Prisen  erleichtert  wird.  Er  beauftragt  das  Parlamentarische 
Komitee,  Schritte  zur  Unterstützung  des  Geeetsentwurfes  betr.  Arbeiter^ 
Wohnungen  in  der  nächsten  Session  ?n  tun. 

Der  Kungress  beauftragt  das  Parlamentarische  Komitee,  den  von  der 
iSati«>nai  Association  for  the  Extension  of  Workmeu's  Trains  eingebrachten 
Gesetzentwurf  betr.  Arbeiterzüge  (Workmen's  Trains  Bill)  zu  ontersttttzen. 

Der  Koii<:i  ess  beauftragt  das  Parlamentarische  Komitee,  einen  Gesetz- 
entwurf zur  Abänderung  des  Einigungsgesetzes  i  Conciliation  Art)  auszu- 
arbeiten, wonach  das  zu  prleiehen  Teilen  aus  Vertretern  der  l'nternehmer 
und  der  Trade  Unions  und  einem  von  beiden  zu  bestimmenden  Präsidenten 
bestehende  Einiguugsamt  Kompetenz  sur  Zeugenvernehmung,  Untersuchung 
und,  bei  Zustimmung  beider  Parteien,  i^tscheidung  der  Streitigkeit 
haben  soll. 

Der  Konfrre?s  bedauert  die  Entscheiduii^r  der  Tiegiernn»',  dnreli  welche 
das  Labor  De|mrtment  in  seiner  Tätigkeit  üingeschiäukt  worden  iwt.  Er 
wünscht  dessen  Ausdehnung  und  die  Ernennung  eines  Arbeitsministers. 
Er  verlangt  femer  die  Ernennung  eines  hinreichenden  Stabes  fUiiger 
Hftnner  und  Fraiien  zur  Inspektion  jeder  Werkstatt  und  Fabrik  oder  im 
Bnu  oder  Abbruch  LeHndlichen  Gebäudes  oder  anderer  ArboitspIi'iT/e. 
Diese  Inspektionen  s<  llen  in  geiährlichen  fxlei  uii;:^*  sundeu  Betrieben 
mindestens  1  Mal  vierttiljiUaiich  stattfinden.  Auch  sollen  die  Inspektoren 
Kompetenz  zur  Scbliessnng  jedes  ungesunden  als  Arbeitaatfttte  benutaten 
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Lokale  und  mr  DnrcbfUimDg  tod  Voracbnfteii  fOt  ordentlich  gehaltene 
WerJutftttea  haben. 

5.  Eingabe  der  Konferenz  derücliweizeritjclien  Kantonalen 
Ersiehnngsdirektoren  an  den  Bundesrat;  beschlossen  in  der  am 
4.  August  1908  in  Lnseni  abgehaltenen  Sitzung. 

Der  Konferens  der  kantonalen  Ersiehmigsdirektoren  ist  in  ihrer 

Sitaiing  vom  4.  Au^st  1903  durch  Herrn  Regierungspräsidenten  Locher 
aus  Ziin'f]i  folgernler  Fall  von  Kollision  der  Schnlpflicht  mit  Kinderarbeit 
in  der  Fabrik  zur  Kenntnis  gebracht  worden: 

„Eine  Primarächul]jliege  berichtete,  dass  sie  einem  14-j&hrigen  Knaben, 
Schiller  der  8.  Primarklasse,  untersagt  habe,  neben  dem  Schnlbesudi  in 
der  Fabrik  zu  arbeiten.  G^egen  diese  Verfügung  habe  der  Vater  unter 
Berufung  auf  Art.  16  des  eidgenössischen  Fabrikgesetzes  protestiert  mit 
dem  Beifügen,  dass*  er  dem  Bosohhi^so  der  Schnlpfleire  nicht  folgen  werde. 
Die  Schulpflege  fügte  bei,  allerdings  gestatte  das  Fabrikgesetz  eine  Kom- 
bination von  Schulbesuch  und  Fabrikarbeit,  nftmlich  in  dem  Sinne,  dass 
beide  zusammen  die  Zeit  von  11  Stunden  per  Tag  nicht  übersteigen,  sie 
habe  sich  aber  mit  ihrer  Verfügung  auf  §  48  des  züricherischen  Gesetzes 
vom  n.  Juni  1899,  betr.  die  Volks<<ehnle ,  gestützt,  welcher  sa^rt :  ..Die 
SchulbolniivlfMi  und  T-eliier  haben  daiiiber  zu  wachen,  f\ns9  div  Schüler 
nicht  duich  anderweitige  Aibeiten  in  oder  ausser  dem  Kause  übermässig 
Angestrengt  und  dass  sie  nicht  in  ungebuhrender  Weise  veinachlässigt 
werden.  "Wenn  Mahnungen  fi  iu  litl  Lleiben,  so  ist  das  Einschreiten  der 
Vri  mniidscluiftsbehörde  nach  Massgabe  des  privatrechtlirhen  Gesetzbuches 
zu  verlangen."  „Di^  Srhulpflege  sei  nun  der  Ansieht,  dass  das  Arl)eiten 
in  der  Fabrik  vor  und  nach  dem  Schuluntenicht  nicht  im  Interesse  der 
betreffenden  Schule  liege,  zumal  dann  nicht,  wenn,  wie  im  vorliegenden 
Falle,  vermindttte  LeistungsfUiigkeit  des  Schülers  zu  Tage  trete.  Da 
aber  die  bezüglichen  gesetzlichen  Vorschriften  zu  wenig  bestimmt  seien, 
80  ersuche  sie  um  weitere  Wefleitun^-." 

Auf  eingezogene  Erkundigung  erhielt  die  Erziohungsdirektj  u  vom 
eidgenössischen  Fabrikinspektorat  des  ersten  Kreises  die  Mitteilung ,  dass 
ein  Ähnlicher  Fall  ihm  noch  nie  zur  Kenntnis  gekommen  sei ;  das  Fabrik- 
gesetz verbiete  14-j&hrigen  Schulpflichtigen  die  Fabrikarbeit  innerhalb  der 
dmcli  Art.  16  gesetzten  Schranken  nn  lit.  Sollte  dci-  Ailteitirolu-  i-  'Ihu 
Schüler  am  Schulbesuch  hindern,  so  wäre  er  nach  Art.  19  des  Fabrik- 
gesetzes strafbar. 

Eine  Umfrage  bei  den  Erziehungsdii-ektionen  einzelner  Kantone  ergab: 
Thurgau  berichtet,  der  Fall,  dass  Kinder  neben  der  Unterrichtszeit  in 
Fabriken  (z.  B.  mit  Fädeln)  beschäftigt  werden ,  komme  offenbar  nicht 
selten  vor.  Schaff  hausen  hat  in  Art.  15  des  doT-tirren  Schul  iresetzes  eine 
ähnliche  Bestimmung  wie  Zürich ,  nämlich  dass  Eltern ,  Vormünder  oder 
Arbeitgeber  verpflichtet  seien,  den  Schülern  die  für  den  Unterricht  fest- 
gesetzte Zeit  UDgeschmAlert  einzur&nmen  und  dieselben  zu  regelmAssigan 
Schulbesuch  anzTÜialten.  Im  gegebenen  Falle  würde  die  dortige  Erziehungs- 
direktinn diese  Bestimmung  zweifelsohne  dahin  iutrrpretieren ,  dass  unter 
., Unterricht"  nicht  bloss  die  gesetzliche  Zahl  von  Schulstunden,  sondern 
auch  die  nötige  Vorbereitungszeit  für  die  Schule  zu  betrachten  sei,  womit 
der  tägliche  Besuch  einer  Fabrik  vor  und  nach  der  Schule  unvereinbar 
sei.  Doch  ist  bei  den  Brziehungsdirektionen  der  beiden  genannten  Kantone 
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noch  kein  Fall  wie  der  züricherisohe  anhängig  gemacht  worden.  In  iihu- 
lichom  Sinno  bei  irlirrten   Aarfjan ,  St.  Gallen,   Solothurn  und  Ba«sf>lstadt. 

Der  /.liriclierisclie  Er/iolniii irsraT  kam  dann  in  Erledigung  des  bei  ihm 
anllan^ri^'  ;;eniaciiten  Falieri  dazu,  zwar  dem  Standpunkt  der  betreffenden 
Schulpiiege,  cksB  dw  Besuch  von  FaVrikon  durch  Kinder,  die  noch  in 
schulpflichtigen  Alter  stehen,  vor  und  nach  der  mißlichen  Schnlasit  sich 
mit  den  Interessen  der  Schule  nicht  vertrage,  beizujiflicliton,  dagegen  von 
einem  prinzipiellen  Entscheid,  beziehungsweise  allgeueittem  iilrlass  an  die 
Schulpflegen,  abzuseilen." 

Die  Erziehungndirektorenkonferenz  hat  den  ihr  vorgelegten  Fall  son 
aUgemmner,  prinzipieller  Bedeutung  einer  Beratung  untenogen  mtd  hat 
sodann,  indem  sie  den  Standpunkt  des  Ernehungsrates  des  Kantons 
Zürich  in  vollem  Umfange  su  dem  ihrigen  maohto,  folgenden  Beschlow 
ge£uBt: 

^Den  Bundosbehurdoji  gegenüber  wird  rler  Wunsch  ausgesprochen,  es 
sei  bei  einer  künftigen  Revision  des  Fabrikge^etses  die  Bestimmung,  be* 
treffend  die  Besch&ftignng  der  Sonder  in  den  Fabriken,  dahin  ra 
weitem,  dass  Kinder  bis  sum  Sohlusae  desjenigen  Sdiuljahiee,  in  welobM 

Hie  da«  14.  Alterajahr  zurücklejj^en ,  bexiehnnirf weise  solange  yie  obli- 
gatorischen tä^^lirhen  Unterricht  2U  besuchen  iiabea,  nicht  in  den  Fabriken 
betätigt  ucrdeii  düiien.'*} 

G.  Resolution  der  am  5.  Juli  1903  in  Zihich  abgehaltenen  L  Kon- 
ferenz schwoizeriäcber  Arbeitsämter. 

Die  in  Zürich  taijotide  I.  K'uiferen?:  schwei/erischer  Arbeitsämter 
v')in  .").  Juli  19u3  erklärt  es  als  eine  tür  die  Entwicklung  des  Arbeits- 
nachweises unbediugt  nutwendige  Massnahme,  dass  die  in  dar  Schweiz  be- 
stehenden Arbeitsnachweisbureans  kommunalen  Charakters  einen  gegen- 
seitigen Verkehr  organisieren,  der  einen  sweokdienlichen  Austausch  der 
Vakanzen,  sowie  eine  ausgiebige  Vermittlnngstätigkeit  nach  auswärts  er^ 
möglicht.  Die  Konteren?;  empfiehlt  den  Bundesbehörden  die  Errichtung 
eines  eidgentissischen  Arbeitsanite.s ,  welchem  die  Leitung,  Ueberwachung 
und  Förderung  des  gegenseitigen  Verkehrs,  die  Sammlung  der  Rapporte, 
Zusammenstellung  der  Zentral vakansenliste,  sowie  die  Begelnng  eines 
einheitlichen  Betriebes  der  Arbeitsämter  tibertragen  Avird.  Um  dles«i 
Zweck  zn  erreichen,  ernennt  die  K  uilerenz  eine  T-gliedri^^e  Kommission, 
mit  der  Einladung ,  die  Weiterieituug  dieses  Postulates  zu  iibeniehmen 
und  über  den  Stand  dieser  Angelegenheit  einer  nächsten  Konterenz  Bc- 
ridit  BU  erstatten,  resp.  die  Möglichkeit  su  prüfen,  ob  nicht  inswischen 
jetst  schon  eines  der  bestehenden  Arbeitsämter  die  Aufgabe  der  Zentral- 
leituni>:  übernehmen  konnte.  Die  Kommission  wird  ferner  eingeladen, 
durch  Eint,'abo  an  die  Generaldirektion  der  sfb^^  eiTierisrhen  Bundesbahnen 
eine  Fahrpreisenntissigung  von  50  Proz.  für  solche  legitimierte  zugewiesene 
Arbeitsuchende  zu  erwirken,  deren  Arbeitsstelle  mehr  denn  25  km  vom 
Abgangsorte  entfernt  ist,  sowie  durch  Eingabe  an  das  eidgenössische 
Postdepartement  die  Portofreiheit  für  alle  Postsendungen  der  kommunalen 
Arbeitsnachweisstellen. 

7.  Thesen  und  Besolutionttn  des  am  26.  September  1908  in  Basal 
abgehaltenen  schweiserischen  Städtetages. 
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I,  T  Ii  es  eil. 

1)  Auf  dem  Gebiete  des  Arbeitsniarkt»  ist  ein  organisierter  Außgleich  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage  eine  ebenso  dringliche  als  nfitzliche  Sache.  Ohne  dass  aber 
Geueiaden  und  Staat  hierfür  EinrichtuogBa  schaffea,  liasfc  sich  das  Xkdürfnis  eiaae 
Boldieo  Ausgleiches  nicht  befriedigen. 

2)  Da  insbesondere  die  Städte  unter  »lern  planln.^fn  Zusfrönion  von  Arlieitekräften 
«b  dem  Lande  leiden,  siad  e»  Tocab  sie,  welche  eiae  richtige  Qrgaaiaation  des  Arbeits» 
aaehwoisoB  faerbeiwffiisdifiii  mOimn.  Der  Arbdtsnachweis  soll  Terfaindeni .  dass  ans 
Unkenntnis  fibfr  die  nmnccn  der  Ziiwri^tinp  von  Arhoitustrllon  an  einzelnen  Orten 
in  einer  die  lutcrcssea  der  einzelnen  und  der  Gemeinden  schadiichea  Weise  sioll 
Afbeitslose  hiofen. 

•^1  Zu  diesem  Zweck  -im!  von  (lemeinde  wegen  Arboitsvermittlnng>an8tftlten 
<Arl)eitüämter)  in  möglichst  gro^-^er  Zalii,  aundetiteiiü  tu  allen  Kantonshauptstadten  und 
in  den  Qbri^n  Ortschaften  mit  mehr  als  5000  Einwohnern  zu  errichten.  Die  sftmtUchai 
Arbeitsämter  f^ollcn  behufs  planma-sigcr  und  un)fa.sseniler  BcKorgang  des  Afbeitsnaidl- 
Weisgeschäftes  unter  sich  tu  regionaler  Weitse  verbunden  werden. 

4)  Den  Arbeitsnachweisen  ist  öffentlich- kommunaler  Charakter  zu  geben,  weil  die 
Arbeitsvermittlung  als  volkswirtschaftliche  Funktion  nach  allgemeinen  Gesichtspunkten 
und  Interessen  zu  besorgen  ist  und  sie  ebensowohl  den  iSonderbestrebungen  der 
Arbeitgeber-  und  der  Arbeitemachwcise  wie  den  Exploitationsbcdürfnisseo  der  govrerba* 
fliässigen  Str>!lf>iiverinittlung8inhal>or  niiV_di'  hst  entrtitkt  werden  soll. 

51  Im  Iiiiere-sp  eimr  gedcihbchcn  Wirkaauikeil  der  kommunalen  Arbeitsämt^^^r 
muhs  aber  deren  Leitung  eine  vollkommen  unparteiische  sein.  An  der  Venvaltung 
sind  Vertreter  der  Arbeitgeber  wie  der  Arlx;iter  m  gleicher  Anzahl  zu  l)eteiligen;  und 
ebenso  ist  die  Kosten losigkdt  der  Vermittlung,  von  etwaigen  geringen  Eitischrcibe- 
gebühren  abgesehen  ,  und  eine  Sicherung  voller  Neutralität  des  Betriebes  in  Fallen, 
wo  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  das  Arbeitsverhältnis  betreffende  Konflikte 
eoabrechen  (Streikftlle  etc.)  abaolut  geboten.  Die  VenniUlung  soll  mögUcfaat  alle 
Kat  egorien  der  gelernten  nnd  nngdernten  Arbeiter  mfinntichen  und  weiracheD  Ge- 
schlechts umfassen. 

6)  In  Wfirdigun^  der  allgemeinen  sodalen  ' Bedeutung  eoldier  Arbcitsimter  und 

ihrer  Oetiieinnützigkeit  iAt  deren  staatliche  Unterstützung  sowohl  durch  die  Kantone, 
wie  den  Bund  serachtfertigt  und  ansustreben.  Die  Unterstützung  soll  in  finauciellen 
2n«iBndung«n  bestehen  nnd  in  Erleichterungen  des  Verkehrs  mit  und  awischen  deo 
Vennittlunirsstclleii  i  Portofreiheit,  lm  i^ührenfreie  nutzung  des  Telephons,  Fahrpreis» 
ennSssigung  für  Zwecke  der  Arbeii>*%erinittlung  aul  diif»  l>and  etc.). 

7)  Der  Band  ist  überdies  zu  ersuchen,  eine  Zeniralstdle  zu  schaffen,  w<»l(heden 
Au'-gli  ieh  der  Tätigkeit  der  regional  Luglieitertrii  Arbcitsvermittlung'^stellcn  in  dem 
Sinne  übernimmt,  dass  sie  durch  wöchentliche  i^ublikationen  die  bei  den  einzelnen 
Arbeitsimteni  in  der  betreffenden  Woche  nicht  beseCseten  Arbeitsatellen  bekannt  gibt 

II.  i{ esoluti onen. 

1)  Der  Kchweizerische  Städteta^j  erkennt  grundstttzlifh  «iasj  ßodürfni.s 
der  ötfentlichen  Regelung  des  ArVcitsnar  Inveises  in:  Sinne  der  vorliegen- 
den Thesen  an.  Er  emptichlt  den  Verwaltungen  derjenigen  Städte,  die 
solcher  Anstalten  nwh.  entbehren,  die  befSrderliche  Einrichtung  kommnna» 
1er  Arbeits&mter  und  deren  zweckmässige  Verbindung  unter  sich  wie 
mit  Arbeitsvermittlungsstellen  auf  drin  T.nnde  (Natural  Verpflegungs- 
stationen etc.)  als  ein  erstes  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Arbeits]« iscniiot. 

2)  Der  Vorstand  ne?«  Stadteverbajulos  wird  eingeladen,  der  Ausbildung 
und  Au.sdehnung  der  u  Ii  entlichen  Arbeitsvermittlung  in  der  Schweix  seine 
besondere  Anfmerksamkeit  su  schenken.  Er  wird  femer  eingeladen,  bei 
den  BundesbehSrdeii  die  Bestrebungen  für  staatliche  Fördening  und  Unter- 
stützung des  Arbeifsnacliwris-rs ,  speziell  auch  ffli  rnw  ahrung  von  Er- 
leichterungen im  Verkehr  mit  und  zwischen  den  \'ei ruittlungsllmtern 
(Portofreiheit,  gebührenfreie  Benutzung  des  Telephons,  Tahrpreiser- 
nUissigung  auf  den  öffentlichen  Transportanstalten  etc.)  ku  unterstütsen. 
Er  wird  endlich  eing^aden,  den  EIntwurf  eines  Reglements  für  einen 
städtischen  Arbeitsnadiweis  aufzustellen,  welches  den  Städten,  die  der- 
artige Anstalten  errichten  wollen,  als  Muster  dienen  kann. 

29* 
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IL  Beraflioher  ArbaitersohutB. 

1.  Land-  und  FortiwirtsehafL 

ReBolutionen  des  im  Se})tombcr  1!>03  in  Nevers  abg^altenen  X.  Jalupw* 
kongresaes  des  Verbandes  der  Holzarbeiter. 

Der  Knntjress  verlangt  : 

1)  die  Auötiebnung  des  Gesetzes  vom  9.  April  1808,  betr.  die  Arbeils- 
unfUle,  auf  alle  landwirtschai'tlicheu  Arbeiter; 

2)  Bildung  landwirtschaftlicher  gewerbliclier  Scbiedegerichte ; 

3)  Aufnahme  der  Bestimmungen  des  Erlasses  \om  16.  August  1899 
und  insbesondere  eines  Minimnllohnes  in  die  Bedingniflhefte  bei  Vergebung 

der  Arbeiten  in  den  Staiuslursten : 

4)  Versuch  eines  Eigeubotriebes  in  «ien  iStaatsforsten. 

2.  Bargbau. 

Biesolntion  des  XXX VL  Trade  Union-Kongresses. 

Der  Kongress  unti  rstiitzt  den  Gesetzentwurf  zur  Abänderung  der 
Gnibenvorscliiiftcn  ^^linors'  IJopilation  AmondmoTit  Biiri  nnd  beauftragt 
das  Parlamentarische  Komitcf,  alle  Anstreii^Mmireii  zur  Erlaii^niij;  von  Vor- 
schriften betr.  Sicherheit  und  h-stündige  Arbeit  der  Grubenarbeiter  zu 
machen. 

5.  Industrie  der  Steine  und  Erden. 

Kcsolution  des  vom  31.  Mni  bis  2.  Juni  1903  in  Zürich  abgehaltenw 
internationalen  Steinarbeirerkongresses. 

In  Envn<rnng,  dass  im  Steinarboit  (  i  lici  uf  eine  sowohl  dnrr-li  Statisiiken 
nachweisbare  als  auch  von  verschiedenen  Hygienikern  beglaubigte  hohe 
Chesundheits-  und  Todesgefahr  besteht,  dass  dieser  Beruf  von  der  Sehwind- 
suchtsgefahr  am  schwersten  bedroht  ist;  dass  die  volkswirtschaftlich  höchst 
nachteilige  Einwiikmit:  dieser  gi'ossen  Krankheit.s-  und  Stcrblichkeitszifler 
der  Steinarboirer  auf  zahlreiche  Gemeinden  der  verschiodonsten  Läiider 
die  Leistungsfähigkeit  derselben  und  jeden  ferneren  sozialen  Portschntt 
hemmt;  dass  femer  auf  vielen  Steinhanerplftüsen  und  Steinbrachen  dnitb 
die  bestehenden  Yerh&ltniese  diese  Geeundbeits-  und  Unfallgefahr  noch 
erhöht  wird,  und  dass  bis  dato  mit  Ausnahme  von  Deutschland  kein 
sich  genötigt  sah,  speziol)  ffir  rlic  Steinarltoiter  iresetzliche  Rrhut^vorschriften 
zu  erlassen  :  erachtet  en  der  internationale  Steinarbeiterkongress  in  Zürich 
für  notwendig,  die  Landosorganisatiouen  zu  beauftragen,  für  laufende 
statistische  Erhebungen  Sorge  za  tragen  und  so  auf  die  Begiwunges  ein' 
suwirken,  arbeiterschutzgesetzHche  Bestimmungen  zu  erlassen.  Der  inter- 
nationale Kongress  verlnnirt  in  orster  Linie  die  Festlegung  der  tftghchen 
Arbeitszeit  in  unserem  liortiie  auf  nicht  höher  als  8  Stunde?i.  sowie  den 
Erlas«  besonderer  sanitärer  und  hygienischer  Vorschriften,  i'ür  die  in  Steiß- 
brüchen besohAftigten  Arbeiter  sind  wegen  der  dort  za  leistenden  fiberM^ 
geftlhrlichen  Arbeiten  besondere  Unfallvorschriften  festzusets^. 

Die  Behörden  haben  die  Ausführung  der  Schutzbestimmungen  streng 
zu  überwachen  und  etwaige  Uebortrettiriiroii  mit  fjfren^'en  Strafen  zu 
ahnden.  Der  Kongress  empfiehlt  femer  den  einzelnen  Landesorganisarionen 
danach  zu  streben^  für  die  Einigung  des  Lofansystems  und  möglidföte 
Beseitigung  des  Accordwesens  einzutreten. 
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4.  Chmniaehe  und  fftsttnähtitsgeßMiehe  htduainen. 

a.  Resolutionen  der  am  9.,  10.  und  11.  September  1903  in  Basel  ab- 
gehaltenen Versammlung  der  standigen  Kommission  des  Komitees  der 
internationalen  Vereinigung  für  gesetzlicli en  Arbeiter- 

schütz. 

a)  Verbot  der  Verwendung  des  weissen  FUoaphors  in  der  Zündhölzchen- 

induötrie. 

Die  von  der  Kölner  Delegiertenversammlung  eingesetzte  Kommission 
beschliesst  in  Aosfährong  des  ihr  Übertragenen  Mandates: 

T.  Das  Bureau  der  internationalen  Vereinigung  wird  beauftragt  ^  an, 

den  h.  schwoizeriachen  Riinrlcsrat  mit  '1- r  Bitte  heranzutreten,  er  möge 
diu  Initiative  zu  einer  iutoi  iiati  niule!!  KohIVtciiz  7:11  drra  Zwecke  ergreifen, 
auf  dem  Wege  einer  internationalen  Vereinbarung  die  Verwendung  des 
weissen  Phosphors  bei  der  Herstellung  von  Zündhölzchen  zu  verbieten. 

H.  Das  Bureau  der  internationalen  Vereinigung  wird  beauftragt,  ge- 
meinsam mit  t'lnor  Subkommission  längstens  bis  zum  1.  März  1904  eine 
Denkschrift  fiber  die  Frage  des  weissen  Phosphors  auszuarbeiten  und  diese 
den  im  Komitee  vertretenen  Eegierucgen  durch  Vermittlung  ihrer  Dele- 
gierten, allen  anderen  Begienmgen  direkt  zu  flbermitteln. 

b)  Blei  und  Bleifarben. 

I.  Die  Kommission  ist  der  Ansicht,  dass  es  nicht  notwendig  sei, 
auf  internationalem  Wege  die  Bloiweissverwendung  für  das  Maler-  und 
Allst  reich ergewerbe  zu  regeln.  Sie  ist  dei  Ausii  lit,  dass  diese  Frage  mit 
Bezug  auf  die  internationale  Konkurrenz  kernt'  <  111  <f hatten  Schwierigkeiten 
bietet,  und  dass  die  weitergehende  Frage  der  Üeglementierung  der  Er- 
zeugimg und  dar  Emschrftiikuiig  des  GebraudLes  von  Blei  und  all^ 
seinen  Verbindungen  durch  eine  internationale  Konferenz  besprochen 
werden  sollte. 

II.  Die  Kommission  ist  dor  Ansicht,  dass  es  aiigf"/oi<xt  ist ,  dass  das 
Bureau  und  die  nationalen  Sektiuueu  alles  aut  bieten,  uiu  das  Verwendung.s- 
verbot  dos  Bleiweisses  für  das  Maler-  und  Anstreichergewerbe  bei  öffent- 
lichen und  privaten  Bauten  durchzusetzen.  Die  nationalen  Sektionen 
werden  eingeladen,  bis  zum  1.  März  1904  über  die  Massnahmen,  welche 
sie  znr  Durchführung  dieses  Verwendungsverbotes  ergriffen  haben ,  dem 
Bureau  einon  Bericht  zu  erstatten.  Das  Bureau  soll  das  Komitee  in 
seiner  nächsten  Versammlung  von  den  Schritten  in  Kenntnis  setzen,  welche 
bei  den  Regierungen  gemacht  wurden. 

m.  Die  Kommission  beauftragt  das  Bureau  der  internationalen  Ver- 
einigung, ehebaldigst  die  Sektionen  zu  veranlassen ,  im  Hinblick  auf  die 
in  zahlreichen  gewerblichen  Betriebpn  vorkommenden  Bleivergiftungen  und 
unter  Benutzung  der  vom  internationalen  Arbeitsamt©  aus  den  ver- 
schiedenen Staaten  gesammelten  Tatsachenmaterialien  bei  der  Begierung 
ihres  Lfandes  dafttr  zu  wirken : 

1)  dass,  soweit  wie  noch  zur  vollen  Klärung  der  Sachlage  erforder- 
lich, die  nötigen  Enqueten  veranstaltet  werden, 

2)  dass,  woim  rrot;^  wisseTisr-hafrlicher  Nachforschungen  nach  uugittigen 
Ersatzstoffen  ein  iilciverwendungsverbot  unmöglich  erscheint,  durch  die 
genaue  Anwendung  etwa  schon  bestehender  speadellen  VerhQtungsvop- 
schriften  oder  Herausgabo  von  neuen  solchen  Bestimmungen  für  die 
einaselnen,  durch  die  Gewinnung  und  Verwendung  von  Blei  und  seinen 
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Verbindungen  ffPi^Ahrdoton  BetT!i^bfikatc*:oi  ien  die  Gesuiidiieii.ügel'alirön  für 
die  Arbeiter  beseitigt  oder  wenigstens  uacii  Möglichkeit  vermindert  werden. 
Die  gesamte  Bloifiage  wird  aiiä  die  Tagesordnung  der  nächsten  Sesnon 
des  Komitees  m  stellen  sein,  damit  über  die  Mittel  zur  Durchfuhrung 
der  als  möglich  erkannten  Yerbesserungsmassnalunen  verhandelt  werden 
könne. 

b.  Eingabe  des  «irhweize  tischen  Malermeisterverbandes 
an  das  schweizerische  Industriedepartement  (Auazugsweibe 
wiedergegeben.) 

Änf  ein  eventnelles  Verbot  der  Verwendnng  der  Bleiverbindongen  im 

8taftt8lmnshalte,  besonders  bei  Arbeiten  in  den  eidgenössischen  Bauten, 
hat  der  schweizerisclifi  Malermpisterverband  nichts  einzuwenden,  hält  es 
aber  für  »eine  Piiicht,  .soino  Ansicht  darüber  kund  zn  «reben.  Fflr  innere 
Malerarbeiten,  überhaupt  Arbeiten,  welche  der  Witterung  nicht  ausgesetzt 
sind,  kann  Bleiweass  ftlglidh  durch  Zinkweiss,  Lithopone  oder  wie  die 
Fabrikate  ohne  Bleigehalt  bessere  und  sdilechtere  alle  heissen,  ersetxt 
werden.  Immerhin  auf  Kosten  der  Qualität  und  Dauerhaftigkeit  des  An- 
strichs, denn  ffir  Bleiwciss  gibt  es  nach  unserer  Auffassung  einen  Ersatz 
nicht,  nur  iSuiTOgate ;  Lithopone  oder  Zinkweis.*:«  erbeizen  Bleiweiss  ebenso- 
wenig wie  Cichorie  Kaffee  ersetzt.  Für  äussere  exponierte  Arbeiten  dt- 
her,  wo  Oelfarbe  nicht  durch  Silikat,  Waaaerglaaanstrioh  oder  andere 
Wasserfarben  ersetzt  werden  kann,  sind  BletTerbiadungen  als  der  dautf^ 
bafteste  Oolfarbenanstrich  zu  empfohlen. 

Angesichts  dos  rmstandes  nun,  dass-  den  Bleijiräparaten  eine  f,'o\vi>se 
Gefahl'  für  die  Gesundheit  der  Gehilfen  nicht  abgesprochen,  üagt'gea 
stellenweise  Bleiweiss  durdi  Surrogate  sweckdienlich  ersetzt  werden  kann, 
empfiehlt  der  Vorstand  des  schweizerischen  Halerverbandes  in  seiner 
General \  orsammIung  vom  24.  Mai  1903  seinen  Mitgliedern  den  Bleiver- 
brauch auf  das  Minimum  su  reduzieren. 

a.  Besolution  der  am  4.  u.  5.  August  1908  in  Ensohede  abgehalteneii 

IV.  internationalen  Konferenz  christlicher  Textilarbeiter. 

Dil-  Konferenz  beschliesst,  auf  die  gesetzgebenden  Kftrperscbnftcn 
beiiuffi  Erlangung  foljyender  gesetzÜclicn  Bestimmungen  beeUglich  der 
Arbeitszeit  in  der  Textilindustrie  eiuznwiiken: 

1)  Der  gesetsliche  Maximalarbeitetag  betr&gt  ftr  mSnnlidie  Arbeiter 
über  1(>  Jahren  10  Stunden.  —  (Dazu  folgendes  Amendement  der  Belgier): 
In  Ländern  wie  Belgien,  wo  die  Arbeitszeit  noch  11  ^/j  — 12  StniK^i^n 
beträgt,  soll  die  Verminderung^'  stufenweise  wie  folgt  geschehen :  Bis  z'uo 
1.  Juli  19(>4  soll  der  ll-slündige,  1905  der  IO7,-,  190<i  der  lU-stündige 
Maximalarbeitstag  oingotührt  werden. 

2)  Der  gesetaliohe  Mazhnalarbeitstag  für  mftnnliche  jugendliche  Ar* 
heiter  beträgt  8  Stunden.  (Amendement  der  Belgier):  In  Ländern  >^'ie 
Bol^^ieri .  wo  in  den  Baumwoll-  und  Flachsspinnereien  die  Arbeitszeit  der 
jugendlichen  an  die  der  erwachsenen  Arbeiter  gebunden  ist,  soll  tur 
Branchen  sofort  eine  Enquete  über  die  technische  i^rmogiiciiuu^  dieser 
Verminderung  eingeleitet  werden.  —  (Amendement  der  Deutschen):  Den 
Gewerkschaften  bleibt  nach  wie  vor  die  Pflicht,  auf  dem  Wege  der  freies 
Tanfvoreinbarung  mit  den  Unternehmern  noch  weitere  VerkOrsungSD  der 
Ajbeitö;t©it  für  alle  Arbeiter  anau&tieben. 
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Die  Konferenz  boHcliIieeet  dnrdi  Drnck  auf  die  Gesetagebtmg  und 
durch  gewerkscliaft liehe  \'eroiiibantn^en  srnfeti weise  dahin  7.n  wirken, 
dass  zuiiilih.st  der  Maximalai'beitstag  für  verheiratete  Fniuoa  8  Stunden, 
fiü"  Mädchen  über  18  Jahren  10  Stunden,  von  14 — 18  Jahren  8  Stunden 
beträgt,  daM  aber  in  weiterer  Folge  Fraaen  6  Monate  nach  iHrer  Heirat 
gar  nicht  mehr  beschäftigt  werden,  hält  jedoch  mit  Entschiedenheit  an 
ilirer  alten  Forderung  bezüglich  völliger  Absohaffong  der  Fabrikarbeit 
veiheira teter  Frauen  als  Zielpunkt  fest. 

Die  K.onferenz  erachtet  völlige  Abächali'ung  der  Arbeit  von  Kindern 
unter  14  Jahren  fftt  abeolnt  notwendig. 

Die  Eonferens  fordert  die  TeztQarbeiter  auf,  eich  mit  Fleies  dem 
Studium  der  sozialen  Gesetzgebung  m  widmen  nnd  die  Darchfttbmng 
dieser  Gesetze  strenge  sn  kontrollieren. 

b.  Resolutionen  des  am  15.,  10.  und  17.  August  19(^3  in  St.  Etienne  ab- 
gehaltenen Kongiesses  französischer  Textilarbeiter. 

1)  Der  Konpress  beschlie^st.  es  sei  durrli  das  Verbandsbnroan  die 
Regierung  aulzuforden»,  dem  Gesetze  Nachachtuug  zu  verschalten,  wonach 
vom  1.  April  1904  an  die  tägliche  Arbeitsdauer  nunmehr  10  Stunden  be- 
tragen  soll;  es  soll  gesetzlich  auf  die  Uebertretong  dieser  Besttmmong 
eine  streng©  Strafe  auferlegt  wenlen,  nnd  zwar  soll  dieser  Strafe  jeder 
verfallen,  ohi^e  Rücksicht  anf  das  Alter  and  Geschlecht  der  widerrechtlioh 
beschäftigten  Arbeiter. 

2}  Die  am  Kongresse  vertretenen  Organisationen  erklären,  dass  es 
notwendig  ist,  reohtseitig  aUe  erfbrderliehen  Massnahmen  zu  treffen,  mn 
zu  verhindern,  da<^s  nach  Inkrafttreten  der  erwähnten  Bestimmung  des 
Gesetzes  vom  Jahre  1900  die  Unternehmer  eine  Reduktion  der  L5hne 
vornehmen. 

6.  Papkinindnmtriß, 

Besolntion  des  am  1.  Juni  1908  in  Brüssel  abgehaltenen  Kon- 
gresses belgischer  Buchbinder. 

Der  Kongress  drückt  den  Wunsch  aus,  es  möchten  die  Mitglieder  der 
Dopntiertenkammer  anf  ihren  ersten  Bosrhlnss  in  Sachen  des  Gesetz- 
entwurles,  betr.  die  Uufallversicherung,  zurückkommen. 

El*  verlangt  ausserdem: 

1)  Das  Obligat(ninm  der  Vttwehening; 

2)  die  Gleichstellung  der  Berufskrankheiten  mit  T^nftlllen; 

3)  Annahme  des  Ansatzes  von  75  Proz.  des  dm  <  hs( hnittlichen  Lohn- 
verdien^tes  als  Rente  an  die  iniblge  eines  Unfalles  erwerbsunlUhig  ge- 
wordenen Arbeiter. 

7.  Musfrts  dBt  Nahrtmg»'  und  QemietmiUtL 

a.  Resolution  des  am  1.  Jtmi  190'd  in  Berlin  abgehaltenen  Bundes- 
tages der  Fleischergesellen  Deutschlands, 

Der  Bnndesta<x  der  Fleischertresellen  Deutnchland« ,  am  2.  Pfingst- 
leiertag im  „Deutschen  Hof"  zu  Bei  lin  tagend  ,  hftlt  angesichis  der  vor- 
liegenden Erhebungen  des  kaiserlich  statistischen  Amtes,  Abteilung  fÖr 
Aribeiterstatistik,  Ober  die  Arbeitszeit  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  im 
neischergewerbe  <»ne  gesetsliche  Regeluitg  der  Arbeitszeit,  der  Sonntags- 
nihe,  der  Arbeitspausen  fta  gebietehsch  notwendig  und  beauftragt  den 
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Hauptvorstand  des  Bundes,  diesbezUgliclie  Eingaben  an  die  zostftndigm 
Behörden  und  KOrpenchafteii  sra  Hchten. 

b.  Forderungen  dee  niederl&ndisciien  Bftckergeselien- 
bnnd  es : 

lü-stündige  Arbeitszeit  an  gewöhnlichen  Wochentagen,  vor  Sonn-  imd 
Festtagen  13  Stunden  mit  Kinschluss  einer  l^/g -stündigen  Pause;  wutlieat- 
Eche  Arbeitsxeit  63  Stunden  mit  6^/|  Stunden  Pause. 

8-stündige  Arbeitszeit  fUr  Lebrjungen  mit  Binschlusfl  einer  l-stQndJgeD 
Pau.se. 

In  das  Gesetz  soll  ein  Verbot  der  Kost-  und  Logisabgabe  durch  die 
Meister  an  die  Gesellen  aufgenommen  werden. 

0er  Bund  empfiehlt  dringend  die  Annahme  der  Festsetaungen  ftr 
Beginn  der  Arbeitszeit  auf  5  Uhr,  vor  Sonn»  und  Festtagen  2  Ulv 
morgens. 

8.  Baugewerbe. 

a,  Resolution  des  am  ö.  September  1S>03  in  Stettin  abgehalteneu 
Verbandstages  der  deutschen  Bangewerkaberufsgenossen- 
schaften. 

Der  Verband  der  deutschen  BaugewerksberufsgenossensdiafteQ  bd- 
schliesst,  den  Baugewerksberufsgenos.senschaften  drinn::end  zu  ein}>ffililt^n. 
die  Kontrolle  der  Binnen  noch  durchgreifender  als  bisher  zu  getiialten 
und  zu  diesem  Zweck  neben  den  bereits  angestellten  technischen  Auf* 
siditsbeamten  <5rtliohe  technische  Aufsiohtsbeamte  in  erforderlich«ar  Zahl 
für  möglielist  kleine  Bezirke  anzustellen,  welchen  die  Ueberwachung  der 
Durchführung  der  Unfallverhütimgsvorschriiteii  obliegt.  Derselbe  beauf- 
tragt seinen  Vorstand,  sowohl  von  diesem  Beschlüsse  wie  von  dessen 
späteren  Folgen  dem  Reichsversiciierungsamt  und  dem  Keiclisamt  des 
limeni  Anseige  su  madien,  zugleich  aber  auch  auf  die  Nachteile  hin- 
zuweisen, welche  aus  der  gesetzlichen  üinfährung  der  KontroUo  toa 
Bauten  durch  Arbeiter  für  die  Allgemeinheit,  die  Baugewerbetreibeiideii 
und  die  Bauarbeiter  entstehen  würden. 

b.  Resolutionen  des  am  7.  und  8.  September  1903  in  Stettin  ab- 
gehaltenen 18.  Innungs  Verbandstages  deutscher  Baugewerks- 

m  e  i  s  t  e  r. 

1)  In  der  Gewerbeordnung  §  128  Ziffer  5  sind  auch  Tfttliehkeitsn 
tmd  Beleidigungen  der  gewerblichen  Arbeiter  gegen  ihre  Mitarbeiter  als 

Entlassungsgrund  einzufügen. 

2  '  Ein  Vie^^^erer  Srhiifz  der  ArLcits-wiHiiren  in  ihrem  Recht  auf  Arbeit 
und  gegen  Vergewaltigung  durch  Ausstandige  oder  T-eiter  der  Au3.stands- 
bowcguug  bezw.  der  Orguuisation  ist  anzustreben ,  als  ihn  Gew.-Ord, 
§  153,  Str.-G.-B.  §§  110,  240,  258  zur  Zeit  bieten. 

3)  Die  Haftung  der  Gesamtorganisation  mit  ihrem  Vermögen  fbr  die 
Handlungen  ihrer  Beamten  oder  der  Leiter  einer  ArljeiterbeAven-nn!:  i?? 
hinsichtlich  derjenigen  vermögensrechTlirhen  Nachteile,  von  denen  Arbeiter 
oder  Arbeitgeber  infolge  des  Arbeitskampfes  getroffen  werden,  dui'ch  eine 
klare  und  unzweideutige  Bechtsregel  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

4)  Die  Haitung  des  Betriebsuntemehmers  ftir  Handlungen  ^.GJ< 
§  287)  bezw.  Verfehlungen  seiner  Gewerbegehilfen  (B.G.B.  §  831)  und 
seiner  minderjährigen  Lehrlinge  (B.G.B.  §  822)  soU   den  tatsächlichen 
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VerliSltiiisseii  und  der  ausgebildeten  Verkebrasitte  im  Handwerk  mehr 

«Dgepasst  werden. 

5)  Bei  der  in  Vorbereitung  befindlichen  Aen<lenin^r  des  Strafgesetz- 
buches ist  Fostimgshaft  als  wahlweise  zulässige  Strafart  tür  die  auf  blosser 
Fahrlftssigkeit  bemhenden  Zuwiderhandlungen  wider  StGJB.  §§  222,  230 
xnsulaaBen. 

6)  In  der  abzuändernden  Strafprozessordnung  soll  der  G^nindaato  An* 
erkennung  finden ,  dass  bei  Aburteilung  der  Zuwiderhandlungen  wider 
St.G.B.  §§  830.  H67  Ziffer  12,  15,  36«  Ziffer  3,  4  als  Beisitzer  des 
Schöffengerichts  mindestens  ein  zum  Schölleuauite  berufener  Baugewerks- 
meister  zugezogen  werden  nrass. 

7}  Der  Verbandstu';  erklärt,  die  Beetrebtmgen  der  FortbildongSBchul- 
männer  und  die  diese  Bestrebungen  Tintersffitzcndon  Best  immuneren  der 
Staatsbehörden,  soweit  solche  die  praktische  Lehrzeit  und  smait  die  prak- 
tische Ausbildung  des  Lehrlings  durch  unrichtige  Bestimmung  der  Unter- 
richtszeiten einengen  und  direkt  benachteiligen,  fOr  unvereinbar  mit  dem 
„Muss''  und  den  „Anforderungen''  der  Prazie  gegenüber  den  Lehrlingen. 
Der  Vorstand  bezw.  der  geschäftsfühlende  Ausschuss  des  Innungsverbandes 
wird  beauftragt,  schnellstens  in  Wort  und  Schi-ift  Einspruch  zn  erheben 
gegen  solche  Ma»»uahmen  der  Lehrerschaft  und  gegen  die  Unterstützung 
derselben  seitens  der  Staatsbehörde. 

.9.  HamleLsjeAvcrhc. 

a.  Beantwort  ung  dos  Fragebogens  des  Kaiserl.  statistiselien 
Amtes,  betr.  Arbeitszeit  in  Kontoreu*),  durch:  1)  den  Central  verband 
dm*  Handlungsgehilfen  und  G^ilfinnen  Deutschlands,  2)  die  Allg.  Ver- 
einigung deutscher  Buchhandlungsgehilfen,  3)  den  AVrein  für  Handlongs« 
commis  von  1858,  4)  den  Verband  deutscher  Handlungsgehilfen,  5)  den 
deutsch  -  n  ationalen  Han  !  I \\  n  £r<  gehilfen- Verband . 

Frage  0.    (Allgemeine  Regelung  der  Arbeitszeit.) 

Centraiverband.  Unter  den  angegebenen  UmstiLnden,  bei  den  Nach« 
teilen,  die  die  heute  aumeist  herrschende  Arbeitsseit  Air  die  Handlung^hilfen 
in  sanitärer  wie  in  kultureller  Beziehung  hat,  ist  eine  staatliche  Regelung 
auf  diesem  Gebiete  durchaus  geboten ,  und  zwar  fdr  alle  Betriebe  und 
alle  Bes(  hält  iuiings'arten  eine  generollo  Beschränkung  der  Arbeits/cit  auf 
8  Stunden.  Der  h-stündige  Arbeitstag ,  wie  er  als  eine  Forderuiig  der 
Hygiene  von  hervorragenden  wissenschaftlichen  Autoritäten  auf  diesem 
Gebiete  erhoben  worden  ist|  ist  für  die  Handlungsgehilfen  bei  den  An- 
forderungen, die  ilir  Beruf  an  sie  stellt,  besonders  nötig. 

1)  Seit  dem  Jahre  1901  iat  das  Kaiserliche  Statistische  Amt  in  Berlin  (Abteilung  für 
Arhciteiwtatistik)  mit  einer  Erhebung  über  die  Arbeitszeit  in  Kontoren  bcschäftij^t.  Die 
Erhebung  erfoljcrt  auf  Vcranlaasusg  des  Kelchstages  su  dem  2weck.  festsosteUen ,  „ob  und 
inwieirdt  die  gegenwärtig  üblichen  Arbeitszetten  naoh  dem  Mass  der  Anstrengung  mit 
Rücksicht  auf  die  (Jp^iiinlhcit  der  in  Kontoren  etc.  tätigen  Personen  aU  übermässig  an- 
nueheo  seieu".  £»  war  zanttchst  (im  September  1901)  eine  Umfrage  durch  Fragebogen 
^  10  Pn».  der  in  Beimehi  kominaiden  Betriebe  TOigenommen  woiden.  Die  Ergcbaiasa 
<iics«  i  T'iiifiag.-  sIikI  vom  StaUstbchen  Amt  bearbeitet  nnd  in  einer  208  Selten  ilarken 
Schrift  veröffentlicht  wordra. 

Das  Statistladie  Amt  nnter  MitwirkuBg  des  Beirats  für  Arbeitontatbtik  beschloss, 
noch  woittii  Erhebungen  dufoh  Befragung  von  Handelalcaaimem  nnd  kaofninniaclien  Ver- 
einigungen zu  veraosialteo. 

Der  hierbei  venrendete  Fragebogen  ist  im  „Bulletin",  Bd.  II,  S.  ZXVI,  sam  Abdruck 
g^lailgk 
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Es  ist  nicht  zu  erwarten,  dass  sobald  eine  Besserung  gegenüber  dem 
jetzigen  Zustande  ohne  .-tnatlirhos  Ein<_'rnifeii .  auf  iloni  Weirc  der  freien 
Vereinbarung,  erhielt  werden  muclite.  Uazu  fehlt  es  liei  den  üaudiuiigs- 
gehilfeu  an  einer  kräftigen,  gewerkBchaftliehea  Or<;aui8ation.  Die  be- 
stehenden gössen  kairfmtoniHchen  Vereine  kennen  und  wollen  «ueb  gir 
nicht  als  derartige  gewerkadiaftliche  Organisationen  gelten,  sie  dienen  &8t 
ausschliesslich  dem  blossen  Zwecke  der  8f ellenvennittlnn<r .  nur  dieeet- 
wegen  t^ind  ihre  Mitglieder  ihnen  beigetreten.  Wie  für  alle  Hand-  oder 
Kopfarbeiter  ist  eine  kräftige  gewerkschaftliche  Orgamsatiou  auch  für  die 
HandlongsgehiHen  des  einzige  Mittel,  van  eine  Braie  Vereinbarunig  beua 
Arbeitsvertrag  aus  einer  blossen  Formel  der  Theorie  in  die  Wirklichkeit 
der  Praxis  zu  übertragen.  Wo  bei  den  Handlungsgehilfen  eine  derartige 
kräftige  gewerkschaftliche  Orcranisation  nicht  besteht,  kann  von  einer 
freien  Vereinbarung  beim  Arbeitsvertrage  in  Wahrheit  nur  sehr  wenig  die 
Bede  sein:  die  eine  tibexxn&chtige  Partei,  der  Prinzipal,  diktiert,  und  dar 
Gehilfe  mtu»  sich  unterwerfen. 

Andererseits  fallen  alle  Bedenken,  die  man  sonst  gegen  eine  geaetdidi» 
Beschränkung  der  Arbeitszeit  <  rlioben  hat,  bei  dieser  Schicht  der  Hand- 
lungsgehilfen fnrt.  P2s  hrnurht  hier  nicht,  wie  in  Bezug  auf  eine  Be- 
schränkung der  Arbeitszeit  für  die  industriellen  Arbeiter  ^'eltend  i^emacht 
worden  ist,  ein  Bedenken  für  die  Koukurrenzfaliigkeii  den  Kleinbetriebe« 
in  Betracht  zu  kommen.  Sollte  wirklich  durch  die  geringere  Ansbentiiiig 
der  bisherigen  Arbeitskräfte  hier  und  da  eine  Mehreinstellung  von  Per« 
sonal  nötig  werden,  so  ist  zu  beachten,  dass  auf  diesem  Gebiete  der  für 
die  (rehflfen  gezahlte  Lohn  im  Verhältnis  znm  Umsatz  nnd  damit  zum 
Gewinn,  lange  nicht  die  liolle  spielt,  wie  der  bei  der  Erzeugung  der 
Waren  in  Fabrik  and  Werkstatt  gezahlte  Arbeitslohn.  Im  übrigen  warde 
wohl  eine  solche  Hehreinstellung  von  Personal  fiberhaapt  nicht  eintrst«a. 
Wo  bisher  in  der  Industrie  eine  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  stattgefunden 
hat,  ist  die  Arbeitsleif^tnii;:  daffir  nielir  komprimiert^  worden,  ist  dasselbe 
Quantum  Arbeit  in  der  ktir/eien  Zeit  -.rleistet  worden,  wie  vordem  in  der 
längeren.  Dasselbe  ist  auch  mit  Sicherheit  bei  einer  Beschränkung  der 
Arbeitszeit  an  den  Eontoren  anzunehmen.  Es  wird  dann  mit  der  Frische 
und  Freudigkeit  und  auf  diese  Weise  in  der  kUrseren  Arbeitsseit  dasMlhs 
geschalft  werden,  wie  heute  in  der  längeren ,  wo  bei  einer  noch  so  ener- 
gisflion  Anspannung  schliesslirli  doch  die  Kraft  versagt.  Auch  heute  wird 
vielfach  das  gleiche  Arbeitstj^uantum  geleistet  in  Geschäften  mit  geringerer, 
wie  in  denen  mit  l&ngerer  Arbeitsseit.  Es  ftllt,  wenn  man  sich  eben 
einrichten  muss,  dann  das  Zusammendr&ngen  der  Arbeit  auf  die  letzten 
Geschäftsstunden  fort,  eine  Sache,  die  ungehörig  und  wohl  vermeidlich  ist. 
Es  hat  keine  Schädigung  des  Handels  si;" rL-rtimden  .  und  man  hat  sich 
darauf  einrichten  können ,  als  z.  B.  in  Berlin  Paketannahmeschluss  auf 
abends  7  Uhr,  bei  binigen  Aemtern  sogar  auf  ü  Uhr,  festgesetzt  wurde, 
anstatt  wie  vordem  um  8  Uhr;  es  würde  sich  auch  keine  Schftdigung  er- 
geben ,  und  man  würde  sich  gleichfalls  sehr  wohl  damit  abfinden  und 
darauf  einrichten  können,  wenn  der  Postannahmeschluss  dur<ditxrin;iifr  schon 
um  T^hr  abend?«  stattfände,  dessrleiohen  der  Schluss  der  Guterannahme 
au  dtir  Buhn,  uuti  wenn  abends  um  8  Uhr  keine  Post  mehr  ausgetragen 
würde.  Und  so  würde  auch  eine  generelle  Beschrftnkung  der  Arbeitsieit 
«n  den  Kontoren  auf  8  Stunden  keine  iScfaldigung  bedeuten.  Soweit  aos 
der  mit  der  Verminderung  der  Ausbeutungsfreiheii  der  Angestellten  ver- 
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bnndenen  Verminderung  der  Bewegungsfreiheit  des  geschäftlichen  Lebens 
Bedenken  r,'esrhöpft  "vrerdcn  sollen  hinsichtlich  einer  BenachteiH^Hngr  der 
deutseben  kouuner/ä eilen  und  industriellöu  Betriebe  gegenüber  einer  aus- 
iindiscben  Konkurrenz,  so  ist  dagegen  zu  halten,  dasä  für  ein  groHses 
Gelwt  des  kommeniellen  und  industriellen  Gebietes  diese  aoslandiselie 
Konkorrens  Oberhaupt  nickt  in  Frage  kommt,  and  dass  für  den  Rest  jene 
Verminderung  der  Bewegungsfreiheit  ein  zu  unwesentliches  Moniimenr  i^t 
and  in  dieser  Besiehung  keinen  irgendwie  AttBschlag  gebenden  l'aktoi* 
bedeuten  kann. 

Desgleichen  fUlt  das  Bedenken,  das  gegen  eine  Verkttnung  der 
Arbeitsseit  ftlr  die  in  Lftden  beschältigten  kaufinftnniscben  Angestellten 

geltend  iremacht  ist,  wonach  eine  solche  Verkürzung  aus  Rücksicht  auf 
die  Bcd  u  triisse  des  kaufenden  Pablikoms  unterbleiben  müsste,  für  die  an 
Kontoren  tätigen  Gehilfen  fort. 

Wie  dnrchaos  nicht  eine  swingende  Notwendigkeit  für  die  heute  im 
allgemeinen  ttblicke  lange  Arbeitszeit  vorhanden  ist,  ist  schon  dadurch 
bewiesen,  dass  in  allen  Geschäftszweigen  Betriebe  —  darunter  auch 
kleinere  —  vorhanden  sind,  bei  denen  eine  kürsere  Arbeitaseit  durch» 
gefühlt  ist. 

BuchhanUluiigtigehillen.  Eiuiühi'ung  einer  Uüchütarbeitszeit 
von  9  Stunden  flir  Kontore  mit  ungeteilter  Arbeitszeit.  Gesohftftsschluss 
bei  ungeteilter  Arbeitszeit  um  6  Vhr^  bei  geteilter  Arbeitszeit  um  7  Uhr. 

Handlungscommis.  Zwar  erscheint  ea  uns  sehr  wünschenswert, 
eine  bestimmte  all^-emeine  Ke^'-ehmir  der  Arbeitszeit  einztiiuhreii,  und  es 
hat  sich  in  der  Tat  auf  unsere  Umfrage  die  grosse  Majorität  für  eine  9- 
stündige  Höchstarbeitszeit  geäussert;  andererseits  erscheint  uns  aber  diese 
Begelung  in  der  Praxis  als  vorlftn£g  ganz  undurcbflOhrbBr,  wenngleich 
nicht  verkannt  werden  soll,  dass  ftlr  einzelne  Ai-ten  von  Betrieben  und 
für  einzelne  Beschäftigungsarten  eine  gesetzlidte  Begelung  der  Arbeitszeit 
möglich  ist. 

Handlungsgehilfen  Leipzig,  Mit  Itückhicht  auf  die  vor- 
handenen Missstände  halten  wir  die  gesetzliche  Begelung  der  Arbeitszeit 
ftr  gebeten  und  zwar  für  alle  Betriebe,  Betriebs-  tmd  Beschäftigungsarten. 
Ohne  einen  solchen  gesetzli<  hen  Zwang  würde  eine  allgemeine  Besserung 
der  Misaständo  im  Grosshandel  ebensowenig'  eiiitioten,  wie  sie  seinerzeit 
im  Keinhandel  erfolgt  ist.  Da  im  Kleinhandel  freie  Vereinbarungen 
humaner  Geschäftsinhaber  ohne  Erfolg  blieben,  hat  man  in  Deutschland 
die  gesetzliche  Buhezeit  der  Angestellten  und  den  gesetzlidien  Laden- 
schlttss  für  offene  Verkaufsstellen  eingeführt,  und  die  Kleinhändler  sind 
heute  hiermit  einverstanden,  da  sich  ihre  Befürchtungen  als  grundlos  er^ 
wiesen  haben. 

Im  Gros.shandel  ist  die  gesetzliche  Kegelung  leichter,  weil  hier  der 
Kegel  nach  die  Bttcksicht  auf  die  Konkuneuz  und  die  Kundschalt  nicht 
vorhanden  ist. 

Dabei  ist  die  Arbeitszeit  im  Grosshandel  heute  sclion  in  den  meisten 
Fallen  massvoller,  als  im  Kleinhandel.  Das  Geschilftsleben  hat  «ehon 
heute  kürzere  Arbeitszeiten  ffir  den  Kontoristen,  als  wie  für  den  An- 
gestellten im  Kleinhandel.  Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  eine  gesetzliche 
Begelung  unterbleiben  kann.  Vielmehr  ist  gerade  dadurdi  die  Beseitigung 
der  übermässigen  Arbeitszeit  leichter  durchzuffihren. 

Wenn  intensiv  gearbeitet  wird,  so  genttgt  eine  t&gliche  Arbeitszeit 
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von  höchstens  1>  Stunden.  Diese  Arbeitsdaaer  w&re  also  als  Hödistiirbeits- 
zeit  gesetzlich  ff    zal«  rxon. 

Ent*jprecbend  dani)  doiu  Ladoii'^rhluss  in  offenen  VerkaufssteUen,  der 
»ich  vor  allem  deshalb  bewährt  liat,  weil  er  eine  leichte  Kontrolle  er- 
möglicht, empfiehlt  sieh  ein  Geschsftsflohlofls,  der  im  Sommer  um  6,  im 
Winter  um  7  Uhr  stattzufinden  hat. 

Da  der  Sonnabendfrüherschluss  im  Grosshandel  —  wo  er  besteht  — 
die  an  ihn  ireknfipftf^n  Erwartungen  erfüllt  hat,  so  würden  wir  auch  Mine 
gesetzliche  KiiitVdiruug  vorschlafen. 

Deutsch  nationale  Handlungsgehiii  en.  Wir  erachten  eiue 
allgemeine  Regelung  der  Arbeitszeit  für  alle  Betriebe  fiUr  dorchaoB  not> 
wendig.  Wir  verlangen  die  EinfUhmng  eines  JEIöchstarbeitstages  von 
\)  Stunden  bei  geteilter,  von  8  Stunden  bei  ungeteilter  Arbeitszeit  fiir 
Kniitore  dnzn  ^jehöfi^^e  Lagerräume.     Zur  Erleichternnir  'lor  T''ebt-r- 

wachuiig  von  rclMM  iretuniLron  t'  trdorn  wir  Gesch?lftsschlusa>  f.püte»teiis  um 
7  Uhr  abends  iui  Betriebe  mit  geteilter,  5  Uhr  abends  für  solche  mit 
ungeteilter  Arbeitszeit.  Die  Geschäftsberichte  der  ErankenkassMi  fär 
Handlongsgebilfen,  sowie  die  Hälfte  der  von  uns  eingeholten  Gutachten 
er|icben,  dass  die  gegenwärtig  iililiilie  Arbeitszeit  'lei-  in  Kontoron  und 
Lagern  Angestellton  das  häuri*ie  Aul't roten  von  Erkrankungen  erklären. 
Zu  der  schädlichen  langen  Arbeitszeit  kommen  noch  Bchlechte  Luft  und 
Heiznngaanlagen  vieler  Kontore,  und  Staubeutwickelung  in  Kontoren,  die 
zugleich  «ds  Lager-  und  Packrftame  benutst  werden. 

Frage  i  0.  (Ausnalimeu  von  der  regelmässigen  Arbeits- 
zeit.) 

Centraiverband.  Bei  einer  generellen  Beschränkung'  der 
Arbeitszoit  auf  8  Stuiidt^n  sind  Ausnahmen  nnerlrwslich.  Jedoch  er- 
scheint es  bei  den  mannigfachen  Umständen,  ilio  hinsichtlich  der  ver- 
schiedenen Geachäftazweige  in  Betracht  kommen,  nicht  empfehlenswert, 
hier  ins  einzelne  hinein  Vorschriften  zu  machen.  Es  wird  die  MögUch- 
keit  einer  grösseren  Zahl  von  Aiisnahmetagen  ohne  Beschrftnkung  der 
Stundenzahl  für  alle  Geschäftszweige  und  alle  Beschäftigungsarten  ge- 
walu't  bleiben  mü.sscn.  Allen  bcrechtiLTren  Ansprüchen  in  dieser  Hin- 
sicht wird  Genüge  gcschohou ,  wouu  solcli«  Ausnahmen  für  die  Vor- 
nahme der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Inventuren  und  ausserdem  nodi 
für  24  weitere  Tage  im  Jahre  gew&hrt  werden  können.  Dieses  Maximum 
braucht  in  keinem  Geschäfte  ttberscbritten  zu  werden.  Es  mag  bei  dieser 
Golesrenheit  «laranf  hint^eu  iesen  werdon ,  da-^s  liiiisichtlich  der  40  Aus- 
nalunetage,  die  in  Bezni:  auf  don  i'-ühr-Ladenschluss  festgesetzt  worden 
sind,  die  Praxis  inzwischen  tust  allgemein  die  Erkenntnis  gezeitigt  hat» 
dass  eine  solche  hohe  Zahl  von  Ausnahme  tagen  überflüssig  ist,  wie  denn 
auch  schon  vielfach  eine  Reduktion,  in  Berlin  z.  B.  auf  15  Tage,  ststt- 
gefunden  hat.  So  darf  auch  die  angegebene  Zahl  von  Ausnalunetagen 
hinsichtlich  der  Kontoiarbeit  als  durchaus  ret  lilii  h  bemessen  ireltcn.  Wo 
man,  etwa  beim  Saisongeschäft,  im  Speditionsgeschäft ,  auch  ilamit  noch 
nicht  auszukommen  weiss,  mögen  in  der  besonders  regen  Zeit  AushiUS' 
kräfte  angestellt  oder  es  mag  schichtweise  gearbeitet  werden.  Um  einem 
Missbrauch,  der  mit  diesen  Ausnahmen  gettieben  werden  mOehte,  vor- 
zubeugen, ist  vio]Tnohr  noch  geboten,  vorzusohrcilx  u,  dass  einmal  bfi  jeder 
solchen  Ausnahme  ein  Gesuch  an  die  Ortspoiizeibehörde  mit  Angabe  der 
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Ghünde  eingweicht  nod  deren  Erlaabnis  eingeholt  werden  moas,  mtd  dass 
feiner  Ueberarbeit  extra  bezahlt  werden  muss. 

BuchhandlungsgeLilfen.  Ausnahmen  siii<l  nnr  ^nliissi-  bei 
Arlioiten,  dio  in  NotTiillen  oder  im  ötientlichen  Interesse  odtM  zur  Durch- 
führung einer  gesetzlich  vorgeschriebenen  Inventur  vorgenommen  werden 
mtlssen.    (§  105C)  Ziffer  1 — 2  der  Gewerbeordnung.) 

Handlungsgehilfen  Leipzig.  Die  Zulassung  von  Ausnahmen, 
vor  allem,  wo  ihre  Bewilligung  der  Ortsbehörde  anheimgestellt  ist,  liat  im 
Handolsgewerbe  sehr  trübe  Erfahrnnp-cn  prrl'raclit.  Die  Rer!itswrihltat  de» 
Gesetzes  ist  mitunter  geradezu  durch  Ausnahmen  wieder  aufgehoben  worden. 
So  sind,  obwohl  §  105  b  Abs.  2  der  G.>0.  nach  seinem  klaren  Wortlaut 
dae  absolnte  Verbot  der  Arbeit  für  die  ersten  Weihnächte-,  Oster-  und 
Pfingstfeiertage  fordert  und  auch  die  Entstehungsgeschichte  des  Oesetses 
das  abs'  luTe  Vorhot  nach\v<'i>t,  an  den  ersten  Feiertagen  Ausnahmen  zu- 
gelassen worden.  1  >i«  hiiijtiir'  ii  .Vu.snahmen  von  der  Sonn-  iiud  Werktags- 
ruhe verhindern,  dass  der  Wille  des  Gesetzgebers,  der  die  Sonn-  und 
Werktagsmhe  schaffen  wollte,  erreicht  -wird;  sie  lassen  die  Schäden  ftii' 
die  Angesrellien  weiter  bestehen;  sie  bewirken  al»<-r  aurli,  dass  da»  Ruhe- 
gebot nicht  in  das  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  übergeht.  Wir  müssen 
den  h'W  hsten  Wert  darauf  legen,  dass  dor  Gesetzgeber,  um  der  Angestellten, 
aber  auch  um  der  Autorität  des  Gesetzes  willen  Ausnahmen  nui-  in  den 
dringendsten  Hillen  anl&sst. 

Wenn,  wie  gezeigt,  die  Ausnahm^u  dem  Zweck  des  Gesetzes  ent- 
gegenwirken, so  kommt  hinzu,  dass  im  Gbosshandel  —  wie  im  Kleinhandel 
—  meist  jedes  Bedürfnis  IVhlf.  Bei  der  rechten  Arbritstellung  und  der 
rechten  Organisation  des  Betriebes  genügt  —  abgesehen  von  der  Inventur, 
von  dringenden  Notfällen,  wie  bei  öii'eutlicheui  Interesse  —  dio  intensive 
Ausnutsung  der  regelmässigen  Arbeitsseit. 

Wonn  Ausnahmen  zugelassen  werden,  weil  die  Verhältnisse  den  0- 
r*rlor  7-ühr.schluss  nicht  erinni^lirlien,  da  sollen  dio  Arbeitsstunden  eine 
gesetzlich  festzulegende  Normaiarbeitswoche  von  äl  Stunden,  die  wir  unter 
Bezugnahme  auf  unsere  Forderung:  *J-stündige  Arbeitszeit  und  Verküizuug 
der  Arbeitaseit  am  Sonnabend,  vorschlagen,  nicht  übersteigen.  Bei  den 
Übrigen  Ausnahmen  muss  die  Uebei-schreitung  der  regehnftssig*  n  Arbeits- 
zeit an  anderen  Tagen  und  durch  Gew&hmng  eines  Sommenurlaubs  aus- 
geglichen werden. 

Wir  wünschen  deshalb  die  gesetzliche  Festlegung  eines  14-tilgigen 
Sommerurlaubs.  Die  Angesteliten  werden  ihn  durch  gcg<  nseitige  Ver- 
tretung ermöglichen;  wo  nur  ein  Gehilfe  vorhandm  ist,  da  wird  der  Ur- 
laub in  stillerer  Geschäftszeit  möglich  sein.  Der  Prinzipal  erhftlt  in  der 
grösseren  LeistungstlUiifrkrit  d*  -  Geliilfen  ein  genügendos  Aequivalent. 

Soweit  das  Verkehrsgev.  •  i  tie  i  Eisenbaiin-,  I^and-  und  Seefracht)  in 
Betracht  kommt,  so  ist  zu  wunscheu,  dass  rasche  Abfertigung  der  Güter 
und  froher  Annahmeschlnss  die  Geschftftserledigung  beschleunigen. 

Deatsehnationale  Handlungsgehilfen.  Ueberstunden  sind 
in  den  meisten  FftUen  nur  auf  üble  Gewohnheiten,  mangelhafte  Zeitein* 
teilung  und  unzweckmässige  Arbeitsdispositionen  zurückzufüliren.  Von 
2'23  Gutachten,  die  unser  Verband  von  seinen  r)rtsgruppen  eingeholt  hat, 
wird  in  131  Antworten  darauf  hingewiesen,  dass  dio  Angestellten  unter 
der  Leistung  von  Ueberstnnden  zu  leiden  haben.  Nur  in  vereinzelten 
I'ftllen  stehen  den  Ueberstunden  Ermässigungen  zu  anderen  Zeiten  des 


Dlgitized  by  Go  -v,!'- 


—  446  — 


Jahres  gegwflber.    AvsnahBMn  vom  QesoliftfitsschliiB«  und  HöchstarbettB- 

tag  sollten  nur  fiir  Arbeiten  in  Notfällen  oder  im  öffentUcben  Interesse 

oAf*r  zur  Durchführung:  einer  «jesetzlirh  vorjgrftschriebenen  Inventur  zu- 
gelassen werden,  entsprechenden  Bestiminuugen  des  §  lU5c,  1  — 2  der  C+.-O. 

Frage  11.  (Kürzere  Arbeitsdauer  für  Gehilfen  ni)'^ 
T.r  hrlinge  unter  16  Jahren  —  oder  bia  zu  welchem  Alter 

s  o  n  8 1.) 

Cent  raiverband.  Bei  einer  Beschriknkung  der  Arbeitaaeit  auf 
S  Stunden  ist  eine  allgemeine  weitere  Reduktion  fiir  Gehilfen  ond  Le]l^ 
lin<xo  uuter  16  Jahren  nicht  erforderlich.    Dagegen  sind,  um  die  G^esnsd* 

heit  der  jugf^nHlichcn  ArboitHkrnfto  vor  Schadiirun;:;:  zu  bewahren,  um  eine 
be.ssere  berntliclie  AusbiM <it:'i-selben  zu  ormi'igliciien  uni]  um  der  Lehr- 
Ungsziichtoroi  entgegen  zu  wirken,  folgende  weitere  Bestimm ungeu  fiir 
Gehilfen  und  Lehrlinge  unter  18  Jahren  notwendig. 

1)  Ueberarbeit  ist  verboten. 

2)  Der  Fortbildungsschulunterricht  ist  obligatorisch. 

3)  Der  Unterricht  findet  in  den  Morgen-  oder  Nachmittagsstunden 
statt.    Die  hierfür  nötige  Zeit  geht  von  der  8-sliiudigen  Arbeitszeit  ab. 

Buchhaudlungagehilfen.  Für  Gehilfen  und  Lehrlinge  unter 
18  Jahren  sowie  fttr  weibliche  Angestellte  1  Stunde  weaiger:  ako 
8  Stunden  in  Eontoren  mit  geteilter,  7  Stunden  in  solchen  mit  ungeteilter 
Arbeitszeit. 

Ha n  d  1  nn  gs CO mmi  s.  Sollte  eine  Höchstarbeitszeit  von  9  Stunden 
gesotzlich  festgelegt  wotflon  ilniin  er-^choint  es  uns  nicht  erforderlich,  ftir 
jüngere  Cjehilfen  oder  Lehrlinge  noch  Sonderbestimmungen  zn  erlassen. 
Dagegen  bedarf  unseres  Erachtens  die  Frage  der  Fortbildung  einer  be- 
sonderen Regelung  in  der  Weise,  dass  der  §  120  dw  Gewerbeordnung  ftr 
alle  Gehilfen  und  Lehrlinge  unter  18  Jahren  Gesetzeskraft  erlange.  So- 
lan-j-e  diese  F  irdcrunir  unseres  Vereins  nicht  erfflüt  ist,  em})tiehlt  e-?  «ifh, 
wenigstens  die  <  iow  orlu, Unternehmer  zu  verpflir  liten,  dass  sie  ihren  Ange- 
.stoUtcn  unter  IS  .Jaiaen  eiuc  gewisse  Anzahl  von  Tagesstunden  zum  Be- 
suche von  Bildungsanstalten  attoh  dann  frei  geben,  wenn  es  sich  mcht  um 
Staats*  oder  Gemeindeschulen  handelt 

H  1  u  1 1  u n gs ge h i If e n  Leipzig.  Xaeh  den  ESrhebungen  haben 
die  Ijehrlinge  dio  läiigston  Ai Ij»  ii -Z'  ir ^n,  obwohl  sie  am  wmiirsten  wider- 
standsfJlhig  sind.  Wenn  darauf  hiui^ewiesen  wird,  ihre  Arbeit  sei  leichtor 
als  die  des  Gehilfen,  ohne  Verantwortlichkeit  u.  s.  w.,  so  ist  das  sicher 
nicht  richtig,  weil  diese  Fragen  vom  Standpunkt  des  Lehrlings  beantwortet 
werden  mttssen.  Schwerer  scheint  der  Einwand  gegen  eine  besondere  Ab- 
kür/iiiig  der  Arbeitszeit  zu  sprechen,  dass  durch  das  zeitigere  Gehen  dos 
Lehrlings  die  Ant^vittlt  «l-'s  Prinzipals  und  der  Geliilfen  erschüttert  werde, 
D(^ch  ist  aucli  lit  se  Behauptung  uidialtbar.  Die  Autorität  beruht  auf  dor 
HochBchätzung,  die  der  sittlichen  Persönlichkeit  und  der  Tüchtigkeit  ge* 
schuldet  wird  und  hat  mit  der  Dauer  der  Arbeitsaeit  nichts  sn  tan. 
Wenn  dann  darauf  hingewiesen  wird,  dass  das  Geschäft  den  Lehrling  bei 
Gese}5n(>S'f  hln5^s  n-'tiir  IimIi*'  i'Abfortigung  der  Briefe  und  Pakete),  so  wdrde 
eben  die  Verkürztmg  in  die  Geschäftszeit  fallen  müssen. 

Bei  der  geringeren  WiderstandstMiigkeit  der  Gehilfen  und  Lehrlinge 
schlagen  wir  —  insbesondere  der  Fortbildung  wegen  —  eine  einstfiadig* 
Verkttrsong  der  Arbeitaseit,  und  zwar  bis  anm  vollendeten  18.  Jalijey  vor. 
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DftSMlbe  soll  bei  weiblichen  Personen  eintreten,  für  di«  auch  Beetimmungeu 
«nalog  Ö.-O.  126,  136,  138  getroffen  w<  i  len  sollen. 

T^nrcli  (He  Verkürzung  der  Arbeitszeit  der  Lehrlinge  und  Frauen  würde 
auch  der  übermässigen  Besch ftfti et niiir  von  ausschliesslich  Lehrlingen  (Lehr- 
liiigszüchterei)  und  der  oft  nouisöbrÄuchlicheu  Verwendung  weiblichen  Per- 
sonals entgegengetreten  werden;  auf  diesem  Chebiet  sind  indeesen  dnrch' 
greifendere  Reformen  n&tig. 

üeber  unsere  Rtellnng  zur  Frauenarbeit  haben  wir  uns  in  der  bei- 
folgenden 5.  Denkschrift  eingehend  geäussert. 

D e  u  1 8  eil  u  a  t  i  n  n  a  !  o  H  n  n  1 1  n  n  ^'  s  .«j e  h  i  1  f  e n.  Da  die  Lehrlinge 
aach  dem  Ergebai-s  uiiserer  UiuiVage  uiuij^eus  zuerst  kommen  müssen  und 
abends  zulotjzt  gehen  dürfen,  so  ist  ihre  Arbeitszeit  durchschnittlich  noch 
iKnger  als  die  der  erwachsenen  mftxmlichen  Qehilfen.  Die  Jahresberichte 
<ler  kaufmännischen  Fortbildungsschalen  weisen  aus,  dass  mir  die  Eiu- 
ftilirung  des  Fortbildan2;söchulzwanges  die  Missstände  hinsichtlich  des 
Schulbesuchs  der  Lehrlinge  beseitigen  könne.  Aus  dou  Krankenkass<'n- 
berichten  geht  hervor,  iü  wie  grossem  Ma^tse  die  weiblichen  Angesteliten 
kaofin&nQisoher  Betriebe  unter  Elrankheiten  infolge  der  langen  Arbeitszeit 
3U  leiden  haben.  Wir  fordern  daher  für  männliche  Angostolltc  und*Lehr- 
linge  unter  18  Jahren,  sowie  für  weibliche  Arbeitskrilfte  einen  Höchst- 
arbeitstag von  b  Stauden  bei  geteilter,  von  7  Stunden  bei  uugeteilter 
Arbeitä^seit. 

Frage  12.  (Ist  es  erwünscht  und  durchführbar,  nur  die 
-Arbeitszeit  der  Gehilfen  oder  Lehrlinge  unter  1 B  Jahren 
oder  bis  zu  einer  anderen  Altersgrenze  zu  beschränken?) 

Central  verbau  d.  Jal  Auch  wenn  eine  Beschränkung  der  Ar- 
beitsseit  erwachsener  Gehilfen  nicht  eintreten  soll,  muss  auf  aUe  FftUe 
aus  den  erwähnten  Ghünden  eine  Beschi-änkong  für  Gehilfen  und  Lehr- 
linge unter  18  Jahren,  wio  an n^o droben ,  verlangt  worden.  L  gend  welche 
Bedenken  können  solcher  Beschränkung  nicht  entgegenstehen.  Bei  drr 
angegebenen  Arbeitsaeit  erscheint,  wo  nur  eine  geringe  Vergütung  für 
Lehrlingsarbcit  gezahlt  wird,  die  Binstellung  von  Lehrlingen  immer  noch 
profitabel,  wenn  auch  in  geringerem  Masse  als  jetzt.  Aber  es  ist  nicht 
notig,  da.ss  Lehrlinge  deswegen  ho  lange  Arbeitszeit  haben ,  noch  längere, 
uls  erwacliseiio  Gehilfnn,  um  auch  noch  andere  kanfniflriiu-rh*'  Arbeiten 
zü  verric  lit'  ii  und  allseitig  zur  Bedienung  zur  \  orfüguiig  zu  stehen. 

Es  darf  nicht  gestattet  werden,  auch  dem  kleinen  Betriebe  nicht,  um 
an  Gehalt  au  sparen,  die  billige  Arbeitskraft  des  jugendlichen  Lehrlings 
der.titlg  unmässig  auszubeuten,  um  fo  weniger,  wo,  wie  schon  her\  or- 
geholjen  ,  in  diesen  Zweigen  des  Handels  der  für  die  Gelnlft  n  gezahlte 
Lohn  tiir  den  Unternehmer  lange  nicht  die  Bedeutung  hat,  wie  dieses 
hinsichtlich  des  Arbeitslohnes  auf  dem  Gebiete  der  Produktion  der  Fall  ist. 

Ha n  d  1  u  n  gs  c  0  m  mis.  Wenn  die  Ai'beitszoit  für  erwachsene  Ge- 
hilfen nicht  geregelt  wird,  dann  ist  eine  Beschränkung  der  Beschäftigungs- 
datier  «](  r  Gehilfen  und  Lehrlinge  unter  18  Jahren  auf  höchstens  9  Stunden 

täglich  dringend  wünschens^'ert.  Die  im  Kanfraannsstande  immer  noch 
sehr  mangelhriftf  Fortbildung  ist  zn  *>fii»^m  Teile  mit  darauf  zurückzuführen, 
dass  den  jnngeu  Leuten  die  erforderliche  Zeit  hierzu  fehlt,  bezw.  dass  die 
ihnen  daflir  zu  Gebote  stehenden  Abendstunden  wegen  der  körperlichen 
Abspannung  nicht  geeignet  sind. 
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Handlungsgehilfen  Leipzig.  Ja!  Auch  dann  ist  es  eiwänsdit 
und  diiirlitülnbai-,  ilie  Arbeit s/eit  der  Gehilfen  und  Lelirlinfre  und  7^\TiT' 
bis  zum  •  f  'londotrii  Ih.  Jahrti  zu  beschrätikpii.  Dioselben  (gründe,  wie  zu 
Präge  11,  .smd  auch  hier  anzuführen.  Nach  uuserer  Meinung  wurde  eine 
8-atandige  Arbeitszeit  für  diese  Personen  genügen. 

Dentschnationale  Handlnngsgeliilfen.  Obwohl  wir  nicht 
glauben,  dass  eine  Hegelnxkg  der  Arbeitszeit  Jugenillicber  allein  beabsicb- 
fiirf  sein  könnte,  erklären  wir  eine  Boschrllnkunsf  der  tftglic  hon  Arbeitsrnt 
doch  unter  allen  Umständen  niciit  nur  für  erwünscht,  sondern  aogar  für 
dringend  erforderlich.  Wir  halten  unsere  Forderungen  unter  Frage  11 
aufrecht. 

Frage  18.   (Hittagspans  e.) 

Centraiverband.  Es  ist  geboten  und  durchftlhrbar,  ftlr  alle 
Betriebe  imd  alle  Beschäftigungsarten,  zu  bestimmen,  dass  bei  ge- 
teilter Arbeitszeit  den  Gehilfen  und  Lehrlingen  eine  ICttagspause  von 

2  Stunden  «rewfthi*t  werilr-n  muHs,  in  Oro<3SRtadt.en  eine  solche  von 
2'/j  Stunden.  Für  <lie  GroKisssädie,  wo  fast  überall  die  Tendenz  auftritt, 
dass  sich  nach  dem  Vorbild  Londons  eine  City  des  Geschäftslebens  ent- 
wickelt, wfthrend  die  Wohnungen  in  Vororte  verlegt  werden ,  mm»  eine 
solche  längere  Mittagspause  verlangt  i.\eidf<ii.  da  auch  bei  Benutzung  der 
StrasP'^nbnbn  sehr  viel  Z^it  anf  den  We;_'  verloren  grht.  Es  Ije^^tehen 
auch  nicht  dio  mindesten  Schwioriirkoiien,  dio  der  Einfiiliruug  der  ge- 
forderten Mittagspausen  entgegenstehen  konuteu.  Es  gibt  eine  Reihe  Ge- 
schftfike  verschiedener  Branchen,  bei  denen  mittags  för  eine  bestinmite  Zeit 
die  Kontore  vollständig  geschlossen  sind. 

ß  u  chh  a  n  d  1  u  n  g higeh  i  1  f  e n.  Wir  fordern  für  Kontore  mit  ge- 
teilter Arbeitszeit  eine  Mittagspa^iso  von  mindostens  2  Stunden. 

H  a  n  d  1  n  n  g  s  c  o  m  ni  i  s.  Ein  liedörlnis,  besondere  Bestiumiungeo  über 
die  Mittugr^pauso  zu  erlassen,  scheint  uns  nicht  gegeben.  Ton  einer 
starken  Minorit&t  ist  allerdings  der  Wunsch  sum  Ausdruck  gebracht 
worden,  dass  eine  lYj— --"^^'^'i^^'g©  Mittagspause  gesetzlich  festgelegt  wtiiiie. 

Handlungsgehilfen  Leipziir.  r>ie  Eiiiffilirnng  einer  ge.setz- 
lichen  Mittagspause  von  2  Stunden  ist  n  ifwendii:  und  zwar  für  alle 
Betiicbc,  für  alle  Betriebs-  und  Beschäfiiguug.sarten.  Dieser  Reform 
stehen  keine  Bedenken  entgegen,  da  schon  heute  Geschäfte  ohne  jeden 
Nachteil  über  Mittag  2  Stunden  lang  schliessen. 

D 0  u  t  sc h  n  a  t  i  o n  al  e  Handlungsgehilfen.  Bei  der  Fe.stlcgiing 
einer  be-timniten  Mittags])auso  für  die  Angestellten  in  BetnVben  mit  2^- 
teiltor  Arbeitszeit  ist  es  nach  unserer  IMoinung  durchaus  übertiiissig,  lur 
einzelne  Ge»chttftszweige  oder  Besdiaftigungsarten  besondere  Bestinrnnrngen 
zu  treffen.  Eine  einheitliche  Mittagspause  von  mindestens  2  Standen 
ist  aus  I  vijienischen  Grtlnden  und  der  Entfemnngon  der  Arbeitsstätten 
von  den  Wohnungen  wegen  notwendig  imd  für  alle  Betriebe  ohne 
Sthwioi  igkeit  durchführbar. 

Frage  14.    i  Sonntagsruh  e.) 

Centraiverband.  Ja!  Es  kouniien  Filde  vor,  dass  die  gesetxhch 
zulässige  Zeit  an  Sonntagen  überschritten  wird. 

Im  übrigen  bedeutet  die  jetscige  Bestimmung,  wonach  eine  SonntagS' 
arbeit  von  5  Stunden  stattfinden  darf,  überhaupt  eine  Unzutrlglicbkeit 
£ttr  die  darunter  leidenden  Handlungsgehilfen  und  Lehrlinge.  Am  meisten 
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werden  diese  letzteren  -/mt  Sonntagsarbeit  herangezogen,  niir.fif?  brauchen 
gie  zwar  nicht  besonders  auL'ostreiiixt  zu  arbeiten,  aber  öie  öind  doch  ge- 
zwungen, lange  Stunden  hinduich  »ich  im  Kontor  aufzuhalten,  um  immer 
TO  Diensten  sn  stehen.  Es  ist  aus  sanitftren  und  kulturellen  Qrttnden  ein 
völliges  Verbot  der  Sonntagsarbeit  an  Kontoren  bu  fordern,  abges^en 
von  der  Arbeit  zur  Vornahme  einer  gesetzlich  vorgeschriebenen  Inventnr, 
wobei  aber  liir  Lehrlinge  das  Verbot  auch  in  siolchen  Fällen  beistehen 
bleiben  soll.  Irgend  welche  gerechtfertigten  Bedenken  gegen  ein  solches 
Verbot  kOnnen  nicht  anerkannt  werden. 

Wenn  in  einem  konunendell  und  industriell  so  entwickelten  Lande 
wie  England  keine  Sonntagsarbeit  stattfindet,  so  wird  das  gleiche  auch 
in  Poütschland  möglich  sein.  Auch  hierbei  fallen  die  Bedenken.  <lie  gegen 
em  Verbot  der  Sonntagsarbeit  für  die  in  Laden  beschäftigten  (iehilien 
aus  dem  Gnmde  einer  gebotenen  BUckBichtnahme  auf  die  Bedürfnisse  des 
kaufenden  Publikoms  ffi-hoben  worden  sind,  für  die  Kontoristen  fort;  es 
ist  durchaus  nicht  einzusehen ,  dass ,  wenn  schon  der  freie  Sonntag  der 
Ladengehilfen  7.nm  Opfer  gebracht  werdf  ii  soll ,  die  Kontoristen  gänzlich 
ttberrtiissiger  Weise  in  gleicher  Weise  getrolten  w'erden  müssen,  muh  sie 
in  dieser  Beziehung  schlechter  gestellt  sein  müssen,  wie  die  industriellen 
Arbeiter,  die  völlige  Sonntagsrohe  haben.  "Ein  Zeichen  für  die  Ueber- 
üüssigkeit  der  Sonntagearbeit  ist  auch  die  Ersdieinung,  dass  bei  Ge- 
schäften ganz  df'iselben  Branche  das  eine  am  Sonntag  arbeiten  lässt,  das 
andere  nicht,  wobei  7nweilen  gerade  letzteres  das  kleinere  Geschäft  ist. 

Man  iüt  denn  auch  in  allen  Städten  dazu  gelaugt,  durch  Ortsstatut 
die  Sonntagsarbeit  an  Kontoren  gänzlich  zu  verbieten  oder  zum  mindesten 
weiter  einzuschrAnken,  so  in  Frankfurt  a.  M.«  Stuttgart,  Dresden,  Hagde- 
borg,  Leipzig,  Nürnberg,  Mannheim,  Breslau.  Strassburg  i.  E.  u.  a.  ra. 

Wo  sich  Wi<lerspi-uch  gegen  das  Verbot  der  Soiintn^r^arlieit  erhebt, 
ist  dieses  nicht  einem  zwingenden  Bedürfnisse  <les  Han<i('N,  sondern  einem 
eigensinnigen  Festijalien  an  alter  Unsitte  und  3Iangel  au  Humanität  zu- 
Busdireiben. 

Buchhändler.  Wir  fordern  vollständige  Sonntagsruhe;  gesetzliche 
Festlegung  eines  jährlirhen  Frl.uib-  vr>n  uiindf str iis  14  Tagen. 

H  a  n  d  1  u  n  g  s  c  o  lu  iiii  s.  Die  linnitrf^  Rr'iroluiiL^  der  SoimtagsruLe  er- 
scheint uns  hauptijächlich  nach  zwei  liichfungen  hin  als  völlig  uuzuläng- 
Hdi.  Einmal  sind  6  Stunden  Sonntagsarbeit  zu  viel.  Für  den  Gross- 
handel und  einen  grossen  Teil  des  Detailhandels  ist  die  völlige  Sonntags- 
ruhe nach  unserer  Ueberzeugung  ohne  die  geringsto  Schädigung  des 
Handels  und  ohne  Belästigung  do<  kaufenden  Publikums  durchführbar  und 
wird  von  unserem  Vereine  angestrebt.  Abgesehen  davon  aber  empfinden 
es  viele  Gehili'en  als  eine  arge  Behinderung  ihrer  Bewegungsfreiheit,  dass 
sie  auch  Sonntags  regelmässig  bis  mm  Nachmittag  noch  tatig  sein  mttasen 
und  daher  keinen  eigentlichen  Genuss  von  ihrer  Sonntagsruhe  haben. 

Handlungsgehilfen  Leipzig.  Die  Beschränkung  der  Sonntags- 
mhe  nach  einer  Wi  rhe  angestrengter  Arbeit  ist  im  Inf*  rn->r^e  der  Gi  snnd- 
hejt,  des  Faniiiienh4>ens  und  der  Anteilnahme  der  Angebt»  Ilten  am  Kul- 
turleben ihres  Volkes  zu  beseitigen.  Der  Sonntag  muris  innner  mehr  der 
Ruhetag  unseres  Volkes  werden.  Dass  dies  möglich  ist,  ohne  Sch&digung 
des  Handels,  zeigt  England  mit  seiner  streng  durchgeführten  Sonntagsruhe, 

Sonntagsarbeit  in  Kontoren  winl  von  der  weit  überw  it  i:«  nden  Anzahl 
der  Gesell äftsinhaber  für  unnötig  gehalten;  wo  sie  noch  aultritt,  handelt 
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es  Bich  um  unberechtigte  Gewohnheiten  und  um  M&ngel  in  der  rechten 

Arbeitsteilung. 

Das  gänzliche  Verbot  der  Sonntagsruhe  in  Kontoren,  wie  es  z.  B.  m 
wesentlichen  schon  hente  kraft  des  Statuta  in  Frankfurt  a.  M .,  Offenbacb, 

Stuttgart  und  Dresden  gilt,  hat  keinerlei  wirtschaftliche  Nachteile  mit 
sich  gebracht.  Es  ist  also  ebenso  notwendig  wie  durchführbar,  die  S  nn- 
tagsarbeit  und  die  FeiortaL'^arbeit  in  Kontoren  durch  Gesetz  zu  verbii  tfu. 

"Wir  eriätrebeu  für  Kontore  wie  für  ottene  Verkaufsstellon  die  volle 
Sonntagsrabe. 

DentBcbnationale  Handlungsgehilfen.  Sonntagsarbeit ^)  ist 
zumeist  nur  auf  die  Laune  do^  Prinzipals  oder  der  Vorgesetzten  zurück- 

zuffibrpn.  8ie  kmnnit  in  der  Tat  noch  rcriit  hTiufig  vor,  da  die  Gomeinde- 
belj»irdeu  von  den  ihnen  durch  die  Gewerbeordnung  auf  diesem  Gebiete 
übertragenen  Rechten  wenig  Gebrauch  machen.  Dass  im  Grosahandel  die 
TöUige  Sonntagsruhe  ohne  Benachteiligung  der  Geschftfte  durchgefähii 
werden  kann,  beweisen  die  Verhrilniisse  in  Dresden,  Frankt  irs  a.  V.^ 
Offenbach  und  Stull ^art,  wo,  abgesehen  von  £rprin:::riii^igen  Ausnahmen, 
für  den  Cirosshandel  em  völliges  Verbot  (ier  Siumtagsarbett  besteht.  Wir 
verlangen  die  roichsgosetzücho  Einfuhrung  der  volligen  Sonntagsruhe  und 
eines  14-tägigen  Urlaubs  füi  jedes  Dienstjahr. 

Frage  15.  (Gescb&ftsdiener,  Packer.) 

Central  verband.  Bezüglich  der  Geschäftsdiener,  Packer  u.  s.  w. 
sind  aus  sanitären  wie  aus  allgemein  kulturellen  Gründen  hinsichtlich 
Arbf^itszeit ,  Mittagsjjause  unfl  S  iinta^r^^ruhe  dieselben  Bestimmungen  wie 
tür  die  Gehilfen  zu  fordern,  und  sind  die  betreffenden  Bestimmungen^ 
wenn  nur  hinsichtlich  der  zu  leistenden  Arbeit  sweckenteprechMid  di»* 
poniert  wird,  auch  für  jene  Personen  wohl  durchAlhrbar. 

Buchhandlungsgehilfen.  —  Handln ngskommis.  Das  Vor- 
stehende kann  auch  anf  rlie«o  Kategorie  sinngemässe  Anwendung  finipn. 

D  e  u  ts  ch  n  a  t  i  o  n  :i  1  G  Ii  a  n  d  1  u  n  gsg e  h  i  1  f  0  n.  Die  von  uns  prlx  nen 
Forderungen  lassen  sich  ohne  Schwierigkeiten  auf  die  Aibeitsverhaluüs^d 
der  Packer,  Gesch&ftsdiener  u.  s.  w.  fibertragen. 

Zu  Durchführungen  alinilli^ier  Gesotzesbestinimungen  fordern: 

B  u  c  h  h  a  n  d  1  u  n  gi*  ir  h  i  I  f  e  n.  1  i  Ernennung  von  irnndelsinspek^nren 
aus  dem  Stande  der  HandlungsgehiUou  mit  gleicher  Vollmacht  wie  dje 
Ge  Werbeinspektoren. 

2)  Festsetzung  Ton  strengeren  Strafen  fttr  UebertretungsfiÜle.  Bei 
wiederholtem  Zuwiderhandeln  gegen  diese  gesetalichen  Bestimmungen  soll 
an  Stelle  der  Geldstrafen  Gefjlngnisstrafe  treten. 

H  a  n  d  1  n  n  «f  s  ff  h  i  1  f  0  n  Leipzig.  Wenn  einp  i^fset/licho  Reform 
Erfolg  haben  soll,  so  dad  sie  nicht  goscheheu,  ohne  dass  gleichzeitig  die 
Einführung  von  Handelsinspektoren  für  das  gesamte  Gebiet  des  deatBchen 
Handels  erfolgt.  In  dieser  Besdehnng  verweisen  wir  auf  die  Ansftlhrangea 
der  hier  beifolgenden  siebenten  Denkschrift*). 

D  c  u  1 8  r  Ii  11  a  t  i  o  n  a  1 1>  TT  a  n  d  1  u  n  g  f  CT  ^'  h  i  1  f  e  n.  Zur  üeberwachung 
der  für  das  Handclsgcwerbe  erlassenen  Schutzgeuctzo  muss  eine  besondere 

1)  Hchriftcu  dos  DeutHchnationnlen  Handlaogsverbandes,  IM.  10  n.  11.  Di«  SonptinH- 
ruhe  im  HandclsRewcrhe,  HO  ^    1      S     Selbstverla;,',  Huinhurjr  100?. 

2)  7.  Denkschrift  des  Vcrbiiii<li!s  deutscher  Ilandliin^nsKohilfeu  zu  Ltipiig.    Ililler,  G., 
I)ie  Zukunft  der   Hrindlunf,'SRchilfen.     Marquart,  F.,   Handhingsinspvktorcn.  Müller, 
Die  kouuuunide  SoEialpoUtik  und  die  HandlungsgetüUea.   37  8.   Leipsig.  SeiUtrerbg. 
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Anfeiditsbehörde  (Handelsinspektion)  errichtet  werdeOf  die  der  Geverbe- 
iniq>ektion  ein^'e^^ll»  1«  i  t  un<]  nach  den  Beschlttflsen  des  VIIL  deutschen 
Handlimgsgebilfentages  ^)  gebildet  wurde. 

b.  Anträge  deatscher  Gewerbegeriehte  zum  G^setsentwoif 
betr.  Kaufma  n  1 1  s  tre  i-  i  <  1 1 1  *  • . 

Anfrap'  drs  ( J  e  \v  o  r  h  o  £^ « r  i  ch  t  s  Broslati  vom  ?>().  Juni  lf>03. 

Dem  Biiiidütii'at  des  Deutschen  Keiciies  unterbreitet  das  unterzeiclineto 
Gewerbegericht  der  Königlichen  Haupt-  und  Hesidenzstadt  Breslau  in 
OemAssheit  des  §  75  Absats  2  des  Gewerbegerichtsgesetzee  den  Antrag 
seines  Ausschusses : 

bei  Vorlegung  des  Gesetzontwarfs  über  die  Kaufmannsgerichte  an  der 
bisher  in  Aussicht  genommenen  Angliederung  der  Kaufmannsgerichto  an 
die  Gewerbegerichte  mit  der  Massgabe  festzuhalten,  dass  der  Vorsitzende 
des  Eaufmannsgerichts  die  BefUiigung  zum  Bichteramt  haben  muss. 

i^Gtogenttber  den  mannigfachen  Kritiken,  denen  die  von  der  Reichs- 
regierung geplante  Gesetzesvorlage  betreffend  die  Kaufmannsgerichte  vor- 
wiegend im  Interesse  einer  Anlehnung  der  neuen  Gerichte  an  die  Amts- 
gericht« unterzogen  worden  ist,  glaubte  der  Auäschuss  des  (^eworbegerichts 
die  Angliederung  der  Kaufmannsgerichte  an  die  Gewerbogcrichte  befür- 
worten zu  sollen.  Er  ging  dabei  von  der  Ueberzengong  ans,  dass  nach 
den  bisher  bei  den  Gewerbegerichten  gemachten  Erfahrungen  ein  diesen 
nachgebildet  Gr  Ort  i<  lif  sli  <f"  eine  raschere  und  billigere  Tirrlits|irerhung 
den  Rechtsuchendeu  gewährleiste,  als  sie  ihnen  die  ledi:;lirh  dnn  h  Laien- 
beisitzer verstärkten  Prozessabteilungen  der  Amtsgerichte  bioieu  könnten. 
Bie  neuen  Verfahrensgrunds&tze ,  dnrch  die  im  G^ewerbegerichtsgesetz  der 
Parteibetrieb  zu  Gunsten  einer  schnelleren  Förderung  der  eingeleiteten 
Prozesse  abgeschwächt  wird,  haben  sich  in  der  Praxis  sehr  gut  be^^'^^^rt 
und  Hessen  sich  auf  die  Kaufmannsgerichte,  wenn  diese  den  Amtsgerichten 
angeschlossen  würden,  nicht  ohne  weiteres  übertragen.  In  diesem  Falle 
wibden  auch  die  Gerichtsferien,  selbst  wenn  die  vor  den  Kanfinanns* 
gerichten  sn  verhandelnden  Streitigkeiten  als  Feriensachen  erkl&rt  würden, 
nicht  ohne  störende  Einwirkung*  )!  uuoh  auf  diese  Streitsachen  bleiben. 
Femer  könnten  sich  die  oft  stark  bclastrtf  ii  Amtsrichter  nicht  in  sn  aus- 
giebigem Masse  dem  Versuche,  einen  gütlichen  Ausgleich  zwischen  den 
Parteien  herbeizuitihren ,  widmen  ak  die  von  den  Kommunen  gewählten 
Vorsitzenden  der  Kaufmannsgerichte.  Wie  segensreich  diese  Vergleichs- 
bestrebungen bei  den  Gewerbegerichten  wirken,  ist  aDgemein  anerkannt. 
A)i<  h  würde  die  bei  der  Angliederung  der  Kaufmannsgerichte  an  die  ordent- 
lichen Gerichte  nicht  durchführbare  Ausschliessung  der  Rechtsanwälte  und 
gewerbsmässigen  Vortreter  zur  Verminderung  der  Prozesskosten  wesentlich 
beitragen.  Es  kommt  noch  hinzu,  dass  die  in  §  14  dee  Gesetzentwurfs 
vorgesehene  gntachtliche  Tätigkeit  der  Kaufmannsgerichte  wohl  nur  bei 
einer  Organisation  nach  Art  der  bisherigen  Gewerb^erichte  Platz  greifen 
könnte. 

Ein  Bedenken  gegen  die  Ausdehnung  der  für  die  Gewerbegerichte 
geltenden  Vorschriften  könnte  ntu*  daraus  hergeleitet  werden,  dass  im 
Gewerbegerichtsgesetz  an  den  Vorsitzenden  in  Bezug  auf  seine  Vor- 
'  iMung  keine  Anforderungen  gestellt  weiden.  Die  Leitung  eines  im 
wesentlichen  auf  den  Grunds&tzen  der  Zivilprozessordnung  fussenden  Ge- 


1)  BuU.,  Bd.  II,  Heft  4/5,  S.  200. 
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richtsverfalirons  durch  einen  juristischen  I.aien  muss  der  sachgemiasezi 
Erledigung  der  Streitsachen  häufig  abtrUtrlicb  .sein.  Die  Schwierigkeiten, 
die  in  zahlreichen  F^^llon  die  Prozessleituiig ,  die  Tatbostandsfestatellinii?, 
die  Normierung  der  Beweistragen  und  der  Eide  aufwirft,  ertordem 
juristische  Sdiiilmigi  bei  Behandlang  der  materiellen  Fragen  kann  oft 
Reehtskenntnis  nicht  entbehrt  werden.  Wenn  schon  beim  Gewerbegericht 
die  «luK  Ii  das  Qeeetz  freigegebene  üebertragung  des  Vorwitzes  an  Per- 
sönlichkeiten ohne  rirlitorlirho  Vorbildung  bodenklirh  ist ,  «n  wäre  dies 
in  noch  höherem  Masse  bei  den  Kaufmannsgerichten,  bei  denen  oi^  sich 
um  weit  grössere  Objekte  und  schwierigere  Rechtsverhältnisse  liaudela 
wiixl,  der  Fall.  Doch  kann  dies  Bedenken  auch  bei  Angliedemng  der 
neuen  Gerichtshöfe  an  das  System  der  Gewerbegeridkte  dadurch  beseitigt 
werden,  das«  durch  einen  Zusatz  zu  dem  bishf^r  vorliegenden  Gesetz- 
entwurf das  Erfnrdrrnis  richterlicher  Bef)\hi^:nll^'  für  d^n  Vrir<?it7enden 
aufgeötellt  wird.  Ein  Kinwuud  hiergegen  kann  nicht  wohl  daraut  ge- 
gründet werden,  dass  es  besonders  für  kleinere  Gemeinden  schwer  halten 
würde,  eine  richterlich  vorgebildete  Persönlichkeit  zum  Vorsits  für  das 
Kaufmannsgericht  zu  finden.  Denn  einerseits  stftnde  einer  Uebertragimg 
difsps  Xi  lx  iiamtr-'^  nn  einen  ordrtitlirhen  Pichter  nichts  im  Wrjre,  anderer- 
ßeitö  ist  lu  der  \er\valtung  der  Gomeindeu  von  so  beiltiutender  Ein- 
wohnerzahl oder  so  bedeutendem  Handelsverkehr ,  dass  die  Erricbtnng 
eines  Eaufmannsgerichts  Vorschrift  bezw.  Bedflrfhis  ist,  wohl  stets 
mindestens  ein  Beamter  von  richterlicher  Qualifikation,  der  sich  dem  Vor- 
sitz untcrziohon  konnte,  t!Uig. 

Von  diesen  Erwäyfunfren  iicloitot,  halten  wir  die  An<iHederuuti  der 
Kaulmannsgorichte  an  die  Gewerbegerichte  unter  gesetzlicher  Eeatlegimg, 
dass  der  Vorsitzende  die  Qualifikation  znm  Richteramte  habe,  Är 
WÜnsclienswert." 

Einen  gleiehen  Antrag  haben  dem  Bundesrat  unterbreitet  die  Ge- 
werbegerichte von  Görlitz,  Ludwigsburg  und  Mylau. 

Antrag  der  Königl.  Gewerbegerichte  der  Kheinprovinz. 
Entsprechend  einem  in  gemeinsamer  Beratung''  'i'^'r  Königl.  Gew»'rV)e^'»^iiclite 
in  Krefeld,  Köln,  Düsseldorf,  M.-(nadbarli  luid  Solingen  ^zetassten  Be- 
schlüsse haben  die  Aussciiiisse  der  einzelnen  Gewerbegerichte  zu  der  Frage 
der  Kaufmannsgerichte  Stellung  genommen  und  sind  einstimmig  sn  dem 
„Antrage'*  gelangt: 

..Den  goseizgobenden  Körperschaften  des  Reiches  dringend  zu  em- 
pfehlen, dorn  Entwürfe  des  Gesetzes  betr.  die  Kaiifiriaini>;irerifhte  baHigst 
ihre  Zustimmung  zu  erteilen  und  die  für  unbedujgt  notwendig  erachtete 
organische  Verbindung  der  Eaaimannbgei  ichte  mit  den  Gewerbegeriditeit 
eintreten  zu  lassen. 

Es  wird  ferner  der  Wunsch  ausgesprochen,  dass  Vergleichskanuiieni 
einjfofiihrt,  und  ^la^s  lic  Vorsitzenden  der  KaufiuannSgerichte  durch  <ii« 
liuliero  Verwiiltiiiii:.-,behur»le  ernannt  worden.'* 

Die  (iewerbegerichte  begründen  diesen  Antrag,  wie  iV'l^t: 
Die  Anplie<lerui)|r  nn  die  Gcwerbcijerichte  cntHpricht  den  WünHchen  der  Mast- 
l>ctcilif:t(  ii.  'Ii  r  lIinHlluiigscehilfcn  und  hilfiiinrn.  l>i(  .-.c  Wunsche  sind  g^ni  bo- 
sondf  Ts  zuiu  ^.Vu^diuck  gt  Kommen  beim  VL'rl»iiii(l>>iaK  deulj-dior  Gcwerl>eperichte  in 
LülK-ok  am  10.  und  11.  .September  UK)1  gelegcntlien  der  Be-«{)rcH  huii'.r  über  „Kauf- 
mänuiäche  Gcwerl)egericht<5".    Die  Vertreter  den  Vereins  der  Deutj<chen  Kanflew« 


lort  für  Annchiam  an  die  Ge\r<xbe^chte  au«g«9pFoäien  und  dabei  hemnigdiobcn. 
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da^a  ihre  Vereine  io  zahlreiclien  ätädten  die  liandluogsgehilfen  in  öffeutlidien  Ver- 
sammlungen Eor  IfeüniDgaiiiMeniiig  honniigefaidert  nml  überall  Zutimmirag  ge- 
fluiden  hätten. 

Das  Interesse  der  Gewerbegerichte  au  der  Ötelhing  des  Antniges  braucht  kaum 
dargelegt  zu  werden.  Es  er^bt  sich  xmn  Teil  aus  der  EIrwägurl^^  das«  die  Angliederung 
der  Kaofnuuinsgerichte  an  die  Gewerbegerichte  aIb  eine  Ijeben«  frage  für  viele  Gewcrbe- 
geridite  betrachtet  werden  mnss.  In  kleineren  Städten  ist  der  gegenwärtige  Zustand  fa^t 
unhaltbar,  weil  den  dort  bestehenden  Gewerbegerichten  gerade  dasjenige  Gewerbe, 
welches  dort  das  verbreiteCete  ist,  nämUdli  das  Uaodelsgewerbe,  entzogen  ist.  Den 
Uefnerai  Ctewcrbegerichten  würde  es  durdi  eine  grOesere  Inanspruchniüime  ihrer  Tätig- 
keit ermöglicht,  Tür  eine  regflmässige  Wiederkehr  der  Sitzungen  zu  sorgen,  und  sie 
würden  dadurch  in  die  Lage  versetzt,  auch  ihrer  Aufgabe,  auf  eine  schnelle  Erledigung 
der  Sbcbe  hinsnwirlren,  nach  MögUchkat  gerecht  zu  werden.  Durch  die  Angliederung 
der  Kaufmannsrrericliti'  an  die  ( ii'wcrbegenchte  würde  auch  die  ^'lTwi^kelung  der  Zu- 
etändigkeit^trage  bei  den  Gcwerbe^erichten  (Gewerbe-  oder  Handlungsgehilfe?)  beseitigt 
werden.  Die  Schwierigkeiten  bei  Firttfong  der  ZoBtändigkdt  werden  inuner  wieder  ui 
den  Jahresberichten  der  Gewerbegerichte  hervorgehoben.  Schon  im  Jahre  lS".»s  hat 
das  Gewerbegericht  zu  Solingen  eine  Erweiterung  der  Zuständigkeit  durch  Erriilitung 
Ton  kaiifniiumischen  Kammern  befürwortet  und  dabei  darauf  hingewiesen,  das«  das 
am  1.  .luli  18H8  in  Oesterreich  in  Kraft  getretene  (;('werl)^erichtsger;rtz  vom  '27.  No- 
vember IhÜb,  welches,  wie  in  den  Motiven  hervorgehoben  sei,  da«  deutsche  Gesetz 
mm  Vorbilde  genommen  und  unsere  Erfahrungen  sich  zu  nutze  {gemacht  hat,  andi 
zuf^tandig  sei  „für  alle  bei  fiandelagewerben  an  kaufmänniwchen  Dienatw  yerwendete 
Personen". 

Der  Entwurf  des  Gesetzes  betr.  die  Kanfmaonngcrichte  i^^t  nun  bei  der  Groea- 
industrie  und  einem  Teile  der  >Iandelf»kammern  auf  Widerstand  gestossen.  Diese 
femeinen  einmal  die  Bedürfnisfrage  überhaupt.  ...  Es  ist  hier  genau  wie  bei  den  ge- 
werblichen Arl)eitem  vor  Errichtung  der  Gewerbegerichte,  dass  der  grössto  Ted  der 
Handlungsgehilfen  auf  die  Beschreitung  des  Bechtsw^eB  aus  den  verschiedensten 
OrGnden  (Koetspieligkeit  und  Langsamkeit  des  Verfahrens  bei  den  ordentlichen  Ge- 
richten u.  s.  w.)  bisher  verzichtet  T^it^r-tützt  wird  ditsr-  Auffassung  z.  ß.  durdl 
den^  Jahresbericht  dee  Gewerb^erichts  zu  Köln  für  lÜUÜ,  aus  dem  erhellt,  dass 
allein  268  Handlnngsgeihüfen  nnd  -gehilfinnen  wegen  Unzvstfindigkeit  des  Gewerbe- 
gericbts  mit  ihren  Klageanträgen  zurückgewiesen  werden  nnis>ten. 

Es  konnte  nicht  ausbleiben,  dass,  nachdem  die  Gewerbegerichte  sich  bald  den 
ihnen  gesetzlich  zugewiesenen  Aufgal>en  gcwaehaen  zeigten  und  namenüich  hinsichtlich 
ihrer  schleunigen  Rechtsprechung  da-i  Vertrauen  der  hetiMÜgten  Kreise  gewonnen 
hatten,  Bestrebungen  hervortraten,  einer  weiteren  Kaiegurie  von  (Gehilfen  dieselben 
Vorteile  einer  geeQ;neten  Rechtsprechung  zugänglich  zu  machen.  Diese  Bi>strebungen 
werden  nicht  eher  aufhören,  bis  nicht  allein  den  Ani'f-tcllti  n  im  Handelsg('werl>e, 
sondern  allen  denjenigen  Kreisen,  deren  alleinige  Einnahiuf  I/ohn  oder  Gehak  bildet 
(wie  z.  B.  anch  den  Dienstboten),  die  Vorteile  der  billigen  und  schleunigen  Kecht- 
«pre<"hung  gesichert  sind.  —  Man  wider-^ffzt  sich  ferin-r  il<'r  Errichtung  von  Kauf- 
niannsgcriiht<'n  mit  der  Begründung,  djiss  das  Bestreben  narh  eim  r  inoghi-hst  schleu- 
nigen Kechtsprechung  jeder  Stand  hal)e.  Das  mag  an  sich  rieht ii^  sein,  jfxloih  wird 
iiierbei  übersehen,  dass  es  sich  Wi  den  Ifandlungsgr-hilfen  um  die  Geltendmachung 
▼on  Lohn-  (Gehalts-).\n3prüchen  handelt,  und  dass  Lohn  und  C»ehalt  ihre  alleinige  E3n- 
nahme  liilden.  Die  wenigen  Tage,  weiche  das  (Jewerbegericht  bis  zum  Urteilsspruch 
nötig  hat,  hilft  sich  der  gewerbliche  Arbeiter  und  der  Handlungsgehilfe  wirtechaftlich 
dnrdi ;  sie  fallen  aber  der  Not  in  die  Arme,  wenn  sie  wochen-  oder  monatelang  bis 
zum  Spruche  warten  müssen,  —  Dass  die  Gewerbegerichte  infolge  ihrer  Zu-:n!ini(  n- 
aetaung  eine  (Garantie  für  schnelle  Erledigang  der  Streitsachen  bieten,  ist  anerkannt. 
Bei  den  fhefaiischen  Rönisrl.  Gewerbegericnten  erledigten  sidi  von  anhingig  gemachten 
Klagen  Im  Jahr.    '  l> 
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Die  Ueberzeugung  von  der  Unhaltbarlcdt  des  gegenwärtigen  Ziuiand«»  und  «od 

der  Notwcii(li^:krit  «ler  Sc  haffung  einer  den  Gewerbegerichtcn  Unlieben  Iri>tituiin!i  für 
die  Uaudlungägcbiilca  und  deren  l^inzipale  i^t  heut«  geradezu  allgemein.  Dieser  Eiu- 
gicht  sefadnen  edbet  die  Handelskammern,  welche  ihr  Gutachten  betr.  die  Kanfmanu- 
gerii  hfc  vrrnoinend  abp-otr«'1*«'ii  haluMi,  ^ich  nicht  völlig  vcrsc  hlic^^sen  zn  können,  denn 
aie  Hurechen  sich  eventuell  lür  tiuc  Anglicderiuig  an  die  Amtsgerichte  au8.  Zur  Be- 
gr&ndODg  führen  nie  aliein  an,  da^-s  durch  die  Angitedemng  an  die  Gewcrbegcrichte 
eine  weitere  erhebliche  Belastung  der  <  M  tiKninIcf'inarnüf^sprnni  nf)twendig  würde.  Diese 
Andicht  niu8s  als  irrig  bezeichnet  werden.  JJie  Kosten  der  l  nterhaltung  der  Kauf- 
mannsgericht«  wünion  l>ei  der  AngliederODg  an  die  Gewer!)egerichte  infolge  der  vor- 
handenen Einrichtunpn  bei  dense  bcn  ganz  gering  sein;  ht  i  den  Königl.  Gewerbe- 
gerichten in  der  Rheiiijjrovinz  würden  die  nach  §  11  des  Gesetzes  vom  11.  Juh  IbSl 
zu  erhebenden  Zusc^hlugc  cur  Gewerbesteuer  kaum  eine,  oder  hfichateiui  «ine  gm 
g^nge  Erhöhung  erfahren. 

Die  lie>»trebungen  der  Lohnangestellten  sind  gerichtet  auf  eine  sacbgcmäaüe,  billige 
und  schleunige  Justiz.  Welche  llandhabe  auch  immer  den  Amtsgerichten  g^eba 
werden  mssc,  die  bchleunigkeit  der  Gewerb^crichte  im  Geschäftsgänge  werden  ^ie 
nicht  annanemd  errpichen.  "Wie  vorstehend  bereit«  au.sgeführt,  haben  die  KönipL 
Gewerbegeriihtc  im  .lalirv  n»  i2  etwa  iXi  Proz.  aller  Klagen  in  weniger  als  2  Wfihen. 
davon  Ö5  Froz.  in  weniger  als  einer  Woche  erledigt.  In  der  amtsgerichtUchea 
Statistik  ifit  die  korrespondierende  geringste  Frist  3  Ifonate.  Nur  in  einer  gsns  ver* 
schwindend  klcim  n  An/ab!  Sachen  kam  es  bei  den  Amtsgerichten  in  der  (•r>ti  n  Woche 
zur  Verhandlung.  —  Ferner  ist  bei  den  Gewcrb^ceiichtcn  die  V^ergleichätätigkät  cuie 
auflserordentlicb  starke  Audi  die  betaligten  Handlungsgehilfen  l^rea  beBondmo 
Werl  auf  den  AbechluHs  von  Vergleichen.  Da.--  zu  errcK-ht  n,  i>t  ihnen  aber  nur  h& 
den  Gewerbegerichten  gewährleistet,  welche  mehr  als  die  Hälfte  aller  Sachen  ohne 
Urteif  erledigen.  Von  einer  sachgema-ssen  Anstellung  de»  yühneversnchs  hängt  eben 
zum  grÖHsten  Teil  die  ge<ieihliche  Wirksamkrit  «In-  (K  Wfrbi'ecriclit.-  ab.  Kim  -nicht 
sachgemä-sse  lithundlung  läset  sich  nur  er/.i<  len,  wenn  die  lieihitzw  ^icll  de>  Vtrtrauois 
der  Parteien  erfreuen.  Diese.«»  Vertrauen  ist  aber  in  weit  grösserem  Mai«se  vorhanden, 
wenn  die  beiderseitigen  Beiettier  aus  freier  Wahl  der  Frinapale  und  Gehilfen  hetw- 
gcÄen. 

Die  eraprit^sliche  Wirksamkeit  lje»«onder8  der  Königl.  Gewerbegerichte  iu  der 
Rheinprovinz  auf  dem  Gebiete  der  Verfrleich-tätigkeit  ist  in  erster  Linie  auf  lüe  «lurch 
tlaa  (.^e^L•lz  vom  11.  Juli  IS91  goboienc  JIl^liLution  der  Vergleichskauimcru  zurückiu- 
führen.  Es  erle<ligfen  sich  im  Jahre  1Ü02  vor  der  Vergleichskammer  von  den  ab- 
hängig gemachten  Klagen  iu  Köln  02  Proz.:  m  Krefeld  .'iS  l*roz.;  in  EIV»erfpld  Mi^toi'l 
in  M.-(Tlftdbach  5ü  Proz.;  in  Solingen  (57  Proz.  Auf  den  wohltätigen  KinÄn«  d« 
rheinischen  Königl.  Gewerbegerichte  ist  l>ereitfi  bei  der  ersten  Beratung  dos  (rewerbe- 
gerichtsgeaetzea  vom  9.  Mai  lti90  vom  Abgeordneten  Dr.  Bachem  im  K^cbsta^  mit 
fulem  Nachdrude  lüngewiesen  worden,  und  er  hat  auch  die  Fänriditong  der  Vcrfpeidi»- 
kamniern  für  die  neu  zu  errichtenden  Gewf HM^rericht«  auf  das  wänn.ste  Ixjfürwortet. 
indem  er  das  grösste  Gewicht  auf  die  Ausbildung  deti  Sülmeverfahrenä  lesgte.  Die  Ao> 
regungcn  des  Herrn  Dr.  Badtetn  hatten  damals  leider  keinen  Erfolg,  und  m>  ist  <Ue 
Einriclii  un^"^  «b-s  Verliainh  ln-  vor  dem  Vor.'il/.(  inien  allein  H<  it'Ii>i;r.-et/.  L'»  v\<iril>  n.  Tat- 
sachUch  macht  aber  eine  erhel»liche  Zahl  der  auf  Grund  des  Uewerbfgeriehtigesetz« 
TOm  29.  Jidi  1890  in  da.^  Leben  gerufenen  Gewerl)egerichte  von  der  Beiugnis,  zunächst 
vor  dem  VorsStzi  n  im  allein  einen  Verpl*  irh  zu  versuchen,  gar  keinen  Gebrauch. 
Würden  sie  durch  besichende  VerKleichhkunuiiern  zu  vorherigeui  SSühneversuch  ge- 
zwungen »«ein,  so  würde  sich  die  Zahl  der  ohne  l  'rteil  erledigte  PnwBeaSRacheu  sicher- 
lich iiorh  irrtn/  !<erleutend  vennehren.  l">a-;  Gewerbegerirlii-tresetz  vom  30.  Juni  1901 
trifft  in  -tiaem  Ali.  III,  Aht^.  2  die  liestimmung,  dass  «Iii»  GeseU  vom  Ii.  Juli  1691 
betr.  die  Königl.  (tewerbeircridlte  in  der  Khcinprovinz  weiter  in  Cieltung  bleibt;  darin 
liegt  jedenfalls  eine  Anerkennung  der  seg'^n-n  m  Jk  ti  Tätigkeit  der  Vergfeichskammmi. 
Weiterhin  sind  aucli  die  übrigen  Bestimniuuueu  tlie»es  Gesetzes,  wie  nameiiüah  Er- 
nennung des  Vcwsitzenden  durch  die  höhere  Vcnnütungsbebfirde,  als  zweckmässig  an- 

gesehen  worden  und  überhaupt  als  zweckmässig  zu  erachten.  empfiehlt  gich_de»- 
alb,  die  Einrichtung  der  Vergleichskammern  für  die  Kaufniannsgerichle  zu  üb*- 
nehmen  und  die  neu  zu  bildenden  (Berichte  als  Kammern  für  Kaufmannssache«  in 
den  Organisnms,  wie  er  für  die  kommunalen  und  die  Königl.  Gewerbegerichte  besteht, 
dnaufügen,  sowie  ferner  die  Vorsitzendon  nicht  aus  einer  Wahl  hervorgehen,  sondern 
sie  ernenm  n  /u  lassen. 

Dan  Königl.  Gcwcrb^ericht  Elberfeld,  das  an  der  Beratunjr  cbcufalL»  b^eihg^ 
war,  nahm  einen  abweichenden  Standpunkt  ein  und  spradi  sidi  für  AnschloM  so  das 
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Amtsgerichte,  ^wie  für  Ernennung  der  Beisitzer  (statt  Wiihl/  aus,  und  zwar  aus  fol- 
genden Gründen: 

Für  die  Angliederung  an  die  Gewerbegerichte  vermag  sich  der  Gewer begcr ich ta- 
aasschuss  nicht  auszusprechen.  Dies  ebensowohl,  weil  zahlreiche  und  gewichtige 
Stimmen  drr  Nnehstbeteiligten  des  KaufinannsstandeB,  Arbeitgeber  wie  Arbeitnehmer, 
die  grösste  Mehnabl  der  HandeUkauuuero  wie  die  im  Juni  a.  J.  zu  Nürnberg  statt- 
gehabte HauptTereaniinliraff  des  Verlunidee  IratifininniBchcr  Ycrehie  sich  dagegen  er- 
Klärcn,  sondern  mu-h  aus  aen  grundsätzlichen  Erwägungen  hem  i  lass  jfde  weitere 
DeceDtimiieatioii  der  Bcchtaprediuog,  d.  k  jede  weitere  Abaplittcruog  derselbeo  von 
dcD  crdentliehen  Gerichten  für  nacntdlier,  rar  nidit  im  Interene  der  Qualität  trod 
Einheitliebkeif  f]or  Ketht-preehung  jrehaiten  werden  muss;  weil  ferner  die  Kecht- 
■pvechung  Aufgabe  des  Staates  uad  uicht  abzusehen  ist,  warum  dieser  durch  Aü- 
gliedenmg  der  kanfmanniachen  Bdiied^eeriehte  an  die  Gewerbegerichte  und  üeber- 
n.ihnie  der  bozüglirhnn  Kosf(  ii  auf  einz«  In-^  TntoresHentenlcreise  mn  dieser  Aufgabe  zu 
einem  beträchtlichen  Teile  befreit  werden  soll;  des  weiteren  weil  die  Gewerbegerichte 
weder  einen  sachlichen  Ansprach  darauf  noch  in  beachtlichem  Masee  einen  raecfa^ 
fertigten  Nutzen  davon  haben,  da?;>  ilinen  die  kaufmännischen  Schiedsgerichte  an- 
g^liedert  werden,  denn  die<e  Angliederung  könnte  auch  hier  nur  eine  äucs^e,  nicht 
organische  sein,  nnd  der  l  in/i^e  gerechtfertigte  Nutzen  wäre  der,  das»  klefnereo  Ge- 
werbegerichten eine  l)efriedigendere  Ausnntj^nn«:  ihres  Anpeptelltenapparate«  ermöglicht 
würde,  während  aber  die  grösseren  bereit«  derart  belastet  sind,  das»  ihnen  ein  Mehr 
sachlich  gar  nicht  einmal  erwünscht  sdn  k&liitc;  endlich  weil  eine  Förderung  der  mit 
der  Gewerbcgerichtfinptitution  verbundenen  und  durch  sie  genährten,  in  den  Rahmen 
der  Öache  selbst  uicht  gehörenden  I'arteiagilalion  dem  allgemeinen  Interesse  nicht 
cntepiechen  kann.  Bezüglich  des  Absatzes  I  herrschte  bei  drtn  (iewerb^gerichtRam- 
achiUB  Elberfeld  Einstimmigkeit;  im  übrigen  erfolgte  die  Beschlussfassung  gegen  die 
Stimmen  der  Arbeitnehmerbeisitzer,  die  ihrerseits  sich  für  Angliederung  der  kauf- 
ninnischen  Schiedsgerichte  an  die  Gewerbegeriehte  aussprachen.  — 

Die  von  dem  Gewerbegerichte  £UberfeId  bekundete  Aallassung  stiess  bei  den 
übrigen  Gewerljegerichten  anralTReitigen  Widersprocb.  TnabeRonderc  wurde  auch  geltend 
p-mar  ht,  dass,  wenn  .-ell>.-t  die  j:er;rtzjj'elieri.-ehen  Sehwierigkeitcn  einer  Verbindung 
der  Kaufmaonsgerichte  mit  den  Amtsgcrichteu  sich  befriedigend  lösen  liesaen,  dennoca 
der  EHolg,  den  die  Gewerbegerichte  errangen  haben,  sich  wohl  nicht  dnateilen  wfirdei 
Würde,  was  zu  befürchten,  der  Ynr^ifz  reuelmas-iitr  jüngeren  ITüfsriehtern  (übertragen, 
so  würde  sich  hieraus  der  Mangel  eines  häufigen  Stelleowechsels  und  derjenige  einer 
unzurddicnden  Vertrautheit  mit  den  VerhSltniBsen  und  den  Penonen  ergeben;  die 
Kontinuität  der  BechtopreebuDg  wtirde  leiden,  eine  feete  Judikatur  wSxdt  eich  schwer 
herausbilden. 

c.  EoHolntion  der  am  'M .  ^\:\\  und  1.  .Tnni  1903  in  Lei)  zi;,'^  ab- 
gehaltenen Ha  u  p  t  V  e  r  s  am  ni  1  u  II  ^  der  allgemeinen  Vereinigung 
deutscher  B  u  c  h  h  a  n  d  1  u  n  g  .s  ^  c  h  i  1  f  e  n, 

1.  Die  Hauptversammlung  kann  sich  von  dem  geplanten  Gesetz  über 
Eanfinannsgeriehte  nur  dann  eine  segensreiche  Wirksamkeit  versprechen, 
wenn  in  demselben  die  fi  I^endon  Wünsche  Berücksichtigung  finden: 

1)  Anschln<5s  an  die  bereits  bestehenden  GeworbeiiOi-iehte ; 

2)  keine  Beselirilnkun^'  aiit'  di*^  Gemeinden  mit  mehr  als  20tK.M)  Kin- 
wohnerUi  sondern  durch  Bildung  besonderer  Gericbtsbozirke  auch  lüi*  die 
ttlMigen  Gemeinden  Schaffang  der  Möglichkeit,  dass  jeder  deutsche  Eauf- 
mami  das  Schiedsgericht  anrufen  kann ; 

3)  Fortfall  jeden  Gehaltsunterschiedes.  Die  Gerichte  sollen  ihre  Wirk- 
samkeit auf  alle  diejenigen  ersfrr  Ivon.  die  im  Sinne  des  Abschnitts  IV 
des  Handcjlsgesetzbucbes  Handlungsgehilfen  sind. 

4)  Gerade  für  Streitigkeiten  aus  den  Konkiirrensklsuseln  Ist  die  Za^ 
stftndigkeit  der  Kaufinannsgerichte  besonders  wichtig  und  darf  keineswegs 
ausgeschlossen  werden. 

5'i  Besondere  Schiodsgeridite  sollen  nicht  zulslssig  sein,  die  Zuständig- 
keit des  Kaufmannsgerichta  darf  durch  Vertrag  nicht  ausgeschlossen 
werden. 
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G)  Das  aktive  Wahlrecht  rmiss  aul  das  21.,  das  passive  auf  daa 
25.  Lebennjalu-  iestgeseUt  werden. 

7)  Zu  den  Wiiüblen  aollen  Wählerlisten  yon  den  Gemeinden  ▼<«  Anti 

wegen  aufgestellt  werden. 

8)  Die  Berufimgssurame  soll  auf  500  M.  fest^^csetzt  werden. 

9)  Den  Kaufinannsgerichten  soll  die  Befugnis  erteilt  werden,  auli 
als  Bauigungsämter  in  gleicher  Weise  wie  die  Gewerbegerichte  zu  wirken 
nnd  eie  sollen  das  B«ßht  eriislten,  als  begutachtende  TtiHtans  in  aUeo 
handelagewerblichen  Fragen  gehört  zu  werden. 

Die  TTauptversaminlung  spricht  die  Erwartung  aus,  dass  der  Entwurf 
sofort  n;ich  Znsiammentritt  des  neuen  Reichstags  al^  ofner  der  er^ten 
Gegenstände  von  diesem  beraten  wird,  und  das  Oesetz  hierbei  eine  6olch& 
Fassung  erhält,  dass  es  den  zum  Ausdruck  gebrachten  Wünschen  ent- 
spricht. 

2.  Die  Fau])tvei-su]nmlung  spricht  ihre  Genugtanng  darüber  aus^  du» 
durch  (lio  No\'elle  zum  Krankeiiversirbeningsgeaet'/  der  Versicherungszwang 
endlich  auch  auf  die  Handlungsgehilfen  ausgedehnt  i.st.  Sie  hofft ,  dass 
bei  der  von  der  Regierung  in  Aussicht  gestellten  gründiichou  Reform  des 
ErankenTersicherungsgesetses  auch  die  ttbrigen  Wttnsche  der  Handlungs* 
geMlfenschaft  erfUUt  worden  und  inBbe8<»idere  die  Frage  des  Verbotes 
dee  Absnges  des  Gehaltes  vollkonimen  klargestellt  wird. 

d.  Resolntion  des  am  9. — 11.  August  1908  in  Stettin  abgehalteneii 

V.  Delegier  tontages  dos  Vor  eins  der  deutschen  Kau  flaute. 

Der  Delegiertentag  hfilt  es  für  dringend  geboten,  dlt^  im  §  lB9b  der 
Gewerbeordnung  vorgesehene  Aufsicht  über  die  Durch tulininir  der  ^'e-seta- 
lichen  Schlussbestimmungen  für  die  gewerblichen  Arbeiter  dahin  au^- 
sadehnen,  dass  eine  Aii&icfatsbehtfrde  mit  gleichen  Vollmachten  und  Be- 
fugnissen ,  wie  sie  bisher  gemftss  §  139b  besteht,  anch  für  die  Eandeb- 
gewerbe  geschaffen  werden.  Hiersu  sind  Han^ongsgehilfen  als  Hüft- 
inspektoron  heranzuziehen. 

Uloichzeitig  ist  dime  Aufsicht  auch  auf  die  Schlaf-  und  VVohnraiune 
derjenigen  Angestellten  des  Handelsgewerbes  auszudehnen,  die  mit  freier 
Station  angestellt  sind. 

e.  Resolutionen  der  am  21. — 23.  August  X902  zu  M.-Gladbach  ab- 
gehaltenen XXVI.  Generalversammlnng  des  Verbandes  ka- 
tholischer kaufmännischer  Vereinigungen  Deutschlands. 

Im  Hinblick  darauf,  da.ss  die  moderne  Ge.schäft.sent Wickelung  dem 
weitaus  grössten  Teile  dt!  Jrandlnngsgehilfen  und  Privatanfre^Tellten  die 
selbständige  Existenz  unmöglich  macht  uud  die  Zukunft  nur  eine  \er- 
schlimmerung  dieses  Zustandes  erwarten  Iftsst,  dass  hierdurch  eine  Altena 
nnd  InTaliditfttsyersorgang  denselben  fast  unmöglich  gemacht  ist,  moea  es 
das  unausgesetzte  Bestreben  unseres  Standes  sein,  diese  notwendige  Ffbc 
sorge  in  anderer  Weise  hfrljeiznfiihren. 

Die  j)rivaten  VersicJiorungen  und  Hilfskasjsen  haben  nich  als  unzti- 
reicbend  erwiesen,  zumal  der  Anscliluss  an  dioMelben  nur  von  einzelnea 
ans  eigenem  Antriebe  gesucht  wird ;  daher  ist  der  allgemeine  Zwang  durch 
gesetzgeberische  Bestimmungen  unerlAsslich.  Nachdem  die  Gesetzgebung 
durch  das  Alters-  und  Invalidita t.igesetz  für  den  physischen  Arbeiter  die^e 
Füi-sorge  herbeigeführt  hat,  dürfen  ancli  die  Angehörigen  unseres  Stades 
mit  vollem  Rechte  das  gleiche  beanspruchen. 
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Die  XXVI.  Generalveraammlung  der  kutlioliätheii  kaufmännischen  Ver- 
eiuiguiigen  Detttschlands  begrüsst  es  daher  mit  Freuden,  dass  eine  dahin- 
gehende Bewegong  in  Dentedilaxid  entataadoii  ist  und  im  letsten  Jahre 

von  Tag  sa  Tag  grössere  Aii8dehimn>r  gewinnt.    Sie  erklärt  das  Ziel 

dieser  Bou'P«^g  für  6m  ang^enblicklich  wichtigste  soziale  Staudosfrft£rö 
und  macht  es  nicht  nur  sflmtiichen  VereinifTnni^en ,  sondern  aurh  jedem 
einzelnen  Mitgliede  zur  Ptiicht,  diese  Bewegung  mit  allen  Mittein  zu 
fördern. 

Der  Kongress  hält  die  Bestrebungen  des  deutschen  Handelstagea  und 

verschiedener  Handelskammern ,  welche  sich  gegen  die  Einrichtung  von 
KanfmaTins^^^erichten  aussprachen,  fnr  nicht  im  Tu^ereKse  der  Kaufmann- 
schatt  liegend,  und  spricht  sich  deshalb  wiederholt  für  die  Einrichtung 
Ton  Kanfnannsgerichten  aus.  Der  Kongress  ersucht  gleichzeitig  die  Ver- 
bandsvereinignngen ,  bei  geeigneten  Gelegenheiten  sidi  öffentlich  hierfür 
auszusprechen  und  es  sich  angelegen  sein  zu  lassen,  die  in  Frage  kommen- 
den Behörden  und  Korporationen  von  der  Notwendigkeit  der  Kaufinanns- 
gerichtc  zu  Uberzeugen. 

f.  Resolutionen  der  am  23, — 28.  August  in  Köln  a,  Rh.  ab;L,'ehaltenen 
50.  G  e  n  e  r  a  1  \'  c-  r  s  a  m  m  1  u  n  «f  der  Katholiken  D  r'  u  t  s  c  h  1  an  d  s. 

Die  50.  Generalversammlung  der  Katholiken  Deutschlands  weist  hin 
auf  die  steigende  Bedeutung  des  Standes  der  Privatangestellten.  8ie  ei- 
kennt  an,  dasa  die  EhdstenzverhSltnisse  der  einzelnen  Glieder  dieses 
Standes  infolge  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  sich  immer  schwieriger 
gestalten,  und  sie  hält  es  im  Interesse  des  dr.iitscbon  Vr.lkes  fiii-  not- 
wendig', aucli  diesem  Stande  auf  gesetzgeberischeiu  W'o;^;^  donjciiigca 
Schutz  augedeihen  zu  lassen,  dessen  er  bedarf.  Insbesondere  hält  die 
50.  Generalversammlung  der  Katholiken  Deutschlands  die  Regelung  der 
Alters-,  Invaliden-  imd  HinterbUebenenversorgung  des  Standes  der  Privat* 
angestellten  für  didngend  wünschenswert. 

Die  50.  Generalversammlung  der  Katholiken  Deutschlands  erachtet 
es  als  eine  ernste  soziale  Pliicht,  der  wirtschaftlichen  Lage  der  so- 
genannten  „Frivatbeamten**  ihre  besondere  Aufmerksamkeit  «umwenden. 
Sie  anerkennt  die  Berechtigung  der  Bestrebungen  der  wie  an  Zahl  so 
an  Bedeutung  in  unserem  volkswii-tschaftlichen  Leben  stetit^  wachsenden 
Privatbeamteu  betr.  die  Siclierstelliinu  ihrer  Zukunft  nml  der  Zukunft 
ihrer  Familie  und  spricht  ihre  besten  VVüusiche  für  das  Zustandekommen 
der  in  Aussicht  genommenen  Pensionsversichoruug  für  Privatbeamte  aus. 
Sie  bittet  alle  katholischen  Arbeitgeber,  den  darauf  gerichteten  Be- 
mühungen ihrer  Angestellten  ihr  Wohlwollen  zuzuwenden,  und  sie  cr- 
waT-tet  von  don  katholischen  ..Privatbeamten",  dass  sie  einmütig  und  tat- 
kräftig an  den  \'orbereitung.sarbeiten  für  die  entscheidende  gesetzgebe- 
rische Aktion  mitwirken  und  dass  sie  ausnahmslos  die  am  15.  Oktober 
d.  J.  stattfindenden  statistischen  Erhebungen  durch  pünktliche  Ausfüllung 
der  betr.  Fragebogen  untersttttisen. 

g.  Resolution  des  am  30.  August  iu  Mannheim  abgehaltenen 
Vertreter t  ag e 8  der  nationalliberalen  Jugendvereine 
Deutschlands. 

Der  Reichs\  erband  der  Vereine  der  nationallilirrnlon  Jugend  be- 
triichret  die  Selmtfung  der  Kiiufmannsgerichte ,  tunlichst  unter  Anschluss 
an  die  Gewerbegerichte,  als  eine  dringende  IS'otwendigkeit  und  eine  be- 
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rechtigte  Forderung  der  Handlungsgehilfen,  weil  der  bisher  für  Streit&lle 
im  kanfintnniscben  Dienstverhaltniss  Torgeflchriebend  ordentliche  Bedite- 

weg  seines  umsUhidlichen,  langwierigen  und  kostspieligen  Verfahrens  wegen 
nicht  ireTifir:;t.  Der  Delegiertentag  ersuclit  daher  die  nationalliberale 
Reichstai^sirakt ion,  sofort  nach  Znsaniiuentritt  des  Reichstags  eine  dies- 
bezügliche Interpellation  einzubringen,  bezw.  wenn  nötig,  einen  Initiativ- 
antrag en  stellen. 

h.  Re8oiuti«»n  der  am  24.  und  25.  September  1903  in  Rnim  aV);_'Ghaltenen 
IV.  Generalversammlung  des  Deutsch  -  Evangelischen  Frauen- 
bnndes: 

Der  Dentsch-Evangelisrho  Frauenbund  nimmt  tätigen  Anteil  an  den 
Btisti el)nn<roii,  flie  die  Lndenbesitzpi'  vrrnnlnssori.  fiir  liiiireichende  Sitz- 
gelegenheit ihi  f  r  Vorkäuferinnen  Sor<;o  /u  rra;^en,  und  vorpflichtet  dif  Orts- 
gruppen, ihren  ijintluss  in  dieser  Richtung  geltend  zu  machen.  Der  JBundei»- 
vorstand  wird  ermächtigt,  in  diesem  Sinne  bei  den  Handelskannnen 
Yorstellig  zu  werden. 

i.  Resolutionen  der  am  5.  September  1903  in  Gent  abgehaltenen 
GeneralTersammlung  des  Verbandes  belgischer  Privat' 
anges  tellter. 

1)  Der  Kongress  verlan^rt  die  Bildung  von  Arbeit sLrirs-nn  in  jedem 
Arrondissement,  die  vom  8fnate,  den  I'rivaten  und  Gemeinden  subventio- 
niert und  v^on  Vertretern  der  Arbeiter-  und  Untemehmerver bände  pari- 
tätisch geleitet  werden  sollen. 

Die  Arbeiterbörsen  müssten  eine  sorgfllltige  Statistik  führen,  die 
regelmässig  dem  Arbeitsamte  zu  überweisen  wäre. 

2)  In  Erwägung ,  dass  die  Ajboitsdauer  der  Pnvatangestelltea  ge- 
setzlich in  keinerlei  Weise  geregelt  ist; 

in  Erwägung,  dass  die  Sachlage  den  meisten  Chefs  es  erlaubt,  ihre 
Angestellten  14,  15  und  16  Stunden  täglich  zu  beschäftigen; 

in  Erwägung,  dass  dies  schädigend  auf  das  soziale  und  Familienlebm 
eiTi\^-''rk  f  : 

orklärr  der  Kongres.s,  es  sei  notwendig  zu  verlangen : 

I.  die  Einfühi'ung  des  Systems  des  doppelten  Lohnes  für  Xeben- 
stundenarbeit,  den  Mazimalsarbeitstag  mit  8  Stunden  gerechnet; 

II.  Abschaffung  der  Nachtarbeit,  mit  Ausnahme  der  durch  dsD  Li- 
dustrie-  und  Arbeitsbeirat  zu  bewilligon  loii  FiUle. 

H)  Der  Kongress  drückt  den  Wimscli  aus.  möchtrii  die  «ff^^nt- 
lichen  Verwaltungen,  die  grossen  Handels-  und  Industrieiirmen  im  Ein- 
Temehmen  mit  ihren  Angestellten  Einigongs-  und  Sc^edskammem  erriditeii 
£um  Zwecke  der  Untersuchung  und  Schlichtung  der  Reklamationen  and 
Streit  igk  fiten. 

4)  In  Erwägung,  dass  die  Arbeiterschutzge.setze  fibor  Hygiene  und 
Sicherheit  unzuieicheud  sind  und  sich  auf  die  Handclsangeetellten  nicht 
erstrecken ; 

in  Erwägung,  dass  die  Arbeitsbedingungen  der  Angestelltsn  häufig 

den  eletnejitarsten  Regeln  zuwiderlaufen  ; 

in  Er  u  i'igung,  dass  diese  Sachlage  eine  physische  und  sittliche  Oe- 

fahr  darstellt; 

ist  der  Kongt  ess  der  Ansicht,  dass  eine  ernst  zu  nehmende  Arbeiter* 
schutsgesetsgebung  sich  auf  alle  Lohnarbeiter  beider  Geschlechter  er- 
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erstrecken  sollte,  ohne  Unterschied  des  Berufes,  um  so  den  Zustand  der 
meisten  Bureaus; ,  in  welchen  Angestrllro  arbeiten,  zn  bessern,  und  dass 
infolgedessen  zuniindesr  «lie  heute  schon  in  Kraft  stehende  Gesetzgebung 
auf  die  Angesteilten  beider  (iesrhl echter  ausg^edehnt  werden  sollte, 

5)  Der  Kongress  verlangt  von  der  Regierung  die  Anwendung  des 
Gesetzes  ttber  die  Arbeiterwolmnngen  and  von  den  Provinzial-  und  Ge- 
memderiLten  das  Gewahren  Bftmtlicher  Vorteile  binsichtUch  der  billigen 
Wohonngeni  ancb  za  Gunsten  der  Angestellten. 

j.  Resolntionen  des  Trade  Union-Kongresses. 

Der  Kongress  wünscht  eine  Abänderung  des  ünterstütsungsvereins» 
Oesetzofl  (Shop  Clubs  Act)  dahin  gehend,  dass  es  Ladenan^M  >[•  Uten  gestattet 
sein  snH.  Tratle  UniAn«  so  gut  als  Friondly  Societies  zu  bilden.  Er  wihi'=:rht 
ferner  die  Verkürzung  der  Arbeitsstunden  Ladenangestelltor,  Gowerkschafts- 
löhne  für  in  Staatsbetrieben  Angestellte,  unterstützt  Sir  C.  Dilke's  Ladea- 
geeetz-Entwurf  (Shops  Bill)  und  wiederholt  seine  Fordemngen  vom  letzt- 
jahrigen  Congress  betr.  Löhne  in  Schiffswerften. 

L  Resolution  der  am  18.  Juni  1903  sa  London  abgehaltenen  Ver- 
aammlong  der  National  Amalgamated  Union  of  Shop  Assist« 
ants,  Warehousemen  and  Clerks. 

Die  Versammlnnir  protPstiVrt  gogen  den  von  Tinrd  .Aveliarv  ein- 
gebrachten Ge.setzosvor.schlag ,  betr.  Frühladenschluss  als  gegen  einen  in 
der  Ausi'ührung  beschwerlichen  und  unbrauchbaren  Entwurf.  Sie  erklärt 
alle  Hasraiahmen  fOr  unsnlanglich,  die  nicht  Sonntagsruhe,  Beschränkung 
der  Arbeitsstunden  und  einheitlichen  Ladenschluss  veranlassen. 

l.  Forderungen  der  Sektion  Ladendiener  des  niederlän- 
dischen Vereins  „St.  Nikolas**  vom  Juli  1903:  Abschaffung  der 

Sonntagsarbeit;  Frühladcnsi  lilur-> ;  nn^^oTncssctie  Lohnsätze;  Heizung  der 
Läden  nrifl  Magazine  im  Winter;  Lim t>i(  lu  iide  Zeit  zur  Eii»n:i]iiiie  dor 
Mahlzeiten  ;  Kost  und  Logis  aussorhulb  des  Ge.'jcbäfte.s;  jHhrlit.:he  «Suunner- 
ferien  von  mindestens  8  Tagen  mit  Gehalt;  Einschränkung  der  Fraucn- 
und  VolontArarbeit;  Begelung  des  Lehrlingswesens;  Sitzpl&tze  für  Laden- 
personal;  öffentliche  Stellenvermittlung. 

10.  Verkekrsgewerhe. 

a.  T?osnliit ir.iioii  (los  vom  80.   April    bis  .'i.  Mai  IIm»."^   in  Pai'is  ab- 
gehaltenen XIV.  Kongres.ses  der  Eisenbulinar  beiter. 
1)  Der  Kongress  fordert: 

a)  es  seien  im  Erlass  vom  1.  August  1898^)  die  Worte  „spätestens" 

und  .,frühestens''  zu  streichen ; 

b)  es  sollen  an  Sonn-  und  Feiertagen  die  Bahnhöfe  für  den  Empfang 
von  Frachtgütern  Uberhau])t  geschlossen  sein; 

c)  die  Schalter  soUeu  gleichzeitig  mit  den  Bahnhofen  geschlossen 
werden; 


1)  Der  MiniHt«rialerliU«s  vom  1.  AuruhI  hostimint: 

..Ffir  die  Eiupfan^nahme  von  Fruditgüteru  werden  die  l^ahnhüfc  in  der  Zeit  vom 
16.  U&n:  bis  znm  \'k  Oktob«r  spätestens  um  6  Uhr  morgens  geöffnet  und  frühestens 
tun  6  Uhr  abend'  tri-« Musxt'n. 

Vom  16.  OkU»ber  bi««  zum  lö.  Marz  wcrdcu  sie  »pütostcns  um  7  Uhr  morgens  gc- 
Whet  und  frühestens  nro  5  Uhr  abends  gcseblossen." 
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d)  an  Sonn-  und  Feiertagen  sollen  keine  Güterzüge  verkehren; 

e)  an  Sonn-  und  Feiertagen  nicht  beseh&ftigten  Bahntrbeitem  toll 
für  diese  Tage  der  volle  Lohn  aosbesalilt  werden. 

2)  In  Erw&gung,  dass  die  Langsamkeit  des  Studiums  des  Gesetz- 
entwurfes, betr.  das  Verbot  dnr  Verwendimcf  von  Bleiweiss*^  die  Gefahr 
der  Verzögerung  der  Verwirklichung  dieser  nicht  nur  von  den  Malern, 
flondem  von  der  gesamten  Arbeiterschaft  ungeduldig  erwarteten  Eeform 
als  drohend  erscheinen  lassen; 

in  Erwägung,  dam  andererseits  die  Gefahren  der  Bleiweiesverwenduog 
seit  lanffor  Zeit  sclion  zur  Gon(i2;e  orwicfen  sind,  und  das«?  die  Möglichkeit 
des  Ersatzes  des  Bleiwoisscs  durch  andere,  unscliildliche  Substanzen  so  im- 
auicclilbar  als  nur  möglich  diuch  diegemachten  Uuterfimchungeu  erwiesenist: 

protestiert  der  Kongrees  gegen  die  durch  nene  und  zwecklose  Unter- 
suchungen hervor frt  ruf ene  Verzögerung,  die  dem  weiteren  Hinausschieben 
der  Reform  nur  als  Vorwaud  dienen,  während  inzwischen  das  <]on  Unter- 
nehmern missbräuchlich  noch  ziii^tehenrle  Recht  der  Verwendung  von  Blei- 
weiss  immer  neue  Menschenleben  als  Opfer  heischt; 

und  besoiUiesstl  diese  Besolntion  den  Mitgliedern  des  Senates  mA 
und  der  Deputiertenkammer  zur  Eenntnis  zu  bringen,  mit  der  Bitte,  die 
sofortige  Annahme  des  vorliegenden  G^setsentwuifee  mit  allen  KrBften  la 
fördern. 

3)  Der  Kongress  drückt  den  Wunsch  aus,  es  möchte  das  Parlament 
Vorstudien  v^eranlassen  für  ein  Gesetz,  betr.  Festsetzung  der  Minimallabie, 
mit  den  darch  die  lokalen  Preisunterschiede  bedingten  Variationen  imd 
auf  Grundlage  der  lixistenzbedürfnisse. 

1  Der  Koni^ress  wüns-lit  dfu  Tiiickkauf  der  algerisfbon  Kisoubahneu 
durch  den  ötaat,  Selbstbotrieb  dieser  Bahnen  durch  den  Staat  und  Oleich- 
stellung  der  Angestellten  dieser  Bahnen  mit  den  übrigen  französischen 
Eisenbahnangestellten  hinsichtlich  der  Lohnhöhe  und  der  Alteraversidienuig. 

5)  In  Erwägung,  dass  die  algerischen  Arbeiter  systematisch  von  den 
Wohltaten  der  Arboitersohutz-Gesetzgebung  ausgeschlossen  \\  erden,  dni 
der  Kongress  den  Wunsch  nus.  d;iss  nlle  in  Algerien  bescliilfti^Men  Arlieirer. 
ohne  Unterschied  de^!  Geschlechts  und  der  Nationaliiät,  in  diewer  Hiusicht 
den  sonstigen  in  Frankreich  beschäftigten  Arbeitern  gleichgestellt  werden. 

6)  Der  Kongrees  verlangt  eine  Abänderung  des  Erlasses  vom 
4.  November  1899  in  dem  Sinne,  dass  der  zwischen  zwei  grossen  Rnhepansen 
liPfi^endo  Zf  ifraum  nie  länger  sein  s  »]]  als  15  Stunden,  dass  die  Ruhe- 
pause am  Wohnsitze  mindestens  10  iStiinden  borragen  soU,  ausserhalb  des 
Wohnsitzes  mindestens  8  Stunden,  und  dass  endlich  alle  15  Tage  einmal 
am  Wohnsitse  eine  Ruhepause  von  mindestens  30  Stunden  gemacht  werde. 

b.  Eesolutionen  dos  am  22.  September  1903  in  Paris  abgehaltaaes 
Kongrmses  der  französischen  Postlehrlinge  (jeunes  facteurs). 

Der  Kongress  verlaugt: 

1)  dass  den  Postle]ir]inj^en  uach  dem  Wiedei-nustritt  aus  dem  Militär- 
dienst die  postalische  Besc'halti;<ung  zugesichert  werde,  sei  en  im  subalternen 
Beamtendienst,  sei  es  als  Aibeiter  in  der  Telegiaph-  oder  Telephon- 
Verwaltung  ; 

2)  Gleichstellung  hinsichtlich  der  Anwartschaft  auf  den  mittler«! 
Poetdienst  mit  den  Abiturienten  der  mittleren  liChranstalten ; 

1)  Vcrgl.  Bull.,  B<1.  II,  S.  100. 
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3)  gleichmässigen  MinimaUobn  von  600  frcs.  jährlich,  nnd  100  froa, 

Erhöhung  iedes  2.  Jahr: 

4)  12  ia^e  Urlaub  jährlich; 

6)  LohTHtaMwig  m^llirflaid  Kranldieit. 

c,  Kesolution  dos  XXXVI.  Trade  Union-Kongresses: 

Der  Knnjjresis  bedmiert.  dass  der  Missstand,  demzufolge  britische  Ar- 
beiter von  auserhaib  Gross britauniens  wohnenden  Schififseigentümeru  keiueu 
Sehadtnereats  erlangen  kdimen,  nicht  beseitigt  wurde.  Er  beauftragt  das 
Parlamentarische  Komitee,  dem  Presidenten  des  Handelsamtes  Vorstellungen 
von  der  Notwendigkeit  einer  Annahme  des  von  M.  H.  Saumel,  M.  P.  eia> 
gebrachten,  diese  Angelegenheit  betreffenden  Qesetsentwarfes  su  machen. 

d.  Eingabe  des  Verbandes  des  Personals  schweizerischer 
Transportanstalten,  der  Arbeiternnion  schweizerischer 
Transportanstalten,  des  Zen  tral  Vorstandes  des  Neben* 
bah  n  p  e  r  s  o  u  a  I  s  und  des  schweizerischen  Zugpersonalvereins 
vom  31.  Juli  liK)3  an  den  schweizerischen  Bundesrat. 

Da  durch  die  Kovisiou  Hop  Ruhetagsgesetzes  auch  eine  Revision  der 
Vollziehungsverordnung  ^)  zum  Bundesgesetz  über  Bau  und  Betrieb  der 
sdiweiserischen  Nebenbshnen  vom  18.  Mai  1802  notwendig  wird,  erlanboi 
dch  die  onterseichneten  Verbände  im  Namen  derjenigen  Mitglieder  ^  die 
im  Dienste  von  Nebenbalinen  stellen ,  ihrer  hohen  Behörde  die  Wünsche 
nvA  \'nrs<  hlniie  dieses  Personals  für  diese  Kevision  zu  geeigneter  Be- 
rücksichtigung zu  emjtlehlen, 

Sie  glauben  dabei  nicht  nötig  zu  haben,  sich  gegen  den  Vorwui-f  der 
Anmassnng  verteidigen  zu  müssen,  nachdem  das  eidgenössische  Fabrik* 
gesetz  den  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  der  Fabriken  ausdrücklich  das 
Recht  vindiziert  hatte,  zn  den  Fabrik- '!-,]rnniL''''n  auch  ein  Wort  niif- 
.«sprechen  zu  dürfen,  un(i  nachdem  ferr.'M  Herr  JJinkelmann,  Direktm  der 
Emmentalbahn,  im  Nationalrat  schon  im  Dezember  VJ02  und  ueueniiugs 
wieder  im  Jtmi  in  aller  Form  nnd  ans  eigenem  Antrieb  es  als  eine  Vor- 
anssetzong  erklärt  hat,  dass  das  Personal  bei  der  neuen  Regelung  der 
Dinge  vom  Eisenbahndepartement  ebenso  angehört  werde,  wie  die  Ver- 
waltungen. 

Als  selbstverständlich  schicken  wir  dabei  voraus,  dass  auch  das 
Personal  durchaus  gewillt  ist,  den  besonderen,  in  ihrer  Eigenut  be- 
gründeten Verhältnissen  der  Nebenbahnen  Rechnung  zn  tragen,  soweit  die 

Rücksicht  auf  «lie  Arbeitskraft  des  Personals  nnd  auf  die  Sicherheit  des 
BetnV;])»'H  iliMi  (lii-s  als  znlTissig  erschr^inen  lassen.  Dacrp^en  glaubt  es 
ailt  r-liuws  ;nu  Ii  ,  m  dieser  letzten  Beziehung  auf  Gehör  ziihien  zu  dürfen, 
zumal  liiciiLs  anderes  in  seiner  Absicht  liegt,  als  das  seiner  Ansicht  nach 
Notwendige  nnd  Mögliche  zu  verlangen. 

In  dieser  Absicht  verzichten  wir  darauf,  hier  noch  ausdrücklich  die> 
jenigen  Aondennigen  zu  nennen ,  die  von  uns  ohne  weiteres  vom  n*^nr>n. 
am  1.  Oktober  d.  J.  in  Kraft  tretendoii  Ruhetagsgesetze  verlangt  werden 
und  beschränken  uns  auf  die  Bezeichnung  und  Begiündung  derjenigen 
Ab&aderungen  der  VoUziehungsverotdnung ,  die  uns  ausserdem  als  not" 


1)  Den  WortlBm  d«r  Mither  erfloBsenen  VoIldehitiig;»vertnd«raiig  Tirl.  „Bulletin", 
Bd.  U,  8.  413. 
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wendig  erscheinen  im  Tiitoress-e  dw  Bewaliruni;  des  PorsonalB  vor  Udbor^ 
anstrengurig  und  danut  der  Sicherung  dos  Botricbes. 

Als  ein  allgememes  Postulat  ätellen  wir  zunächst  dabei  in  den  Vorder- 
grund, Oft  mochte  joweiloa,  wonn  die  don  Personal  dnreh  das  Bohetags- 
geeets  zugesicherte  Buhezeit  verkürzt  oder  die  Arbeitszeit  desselboL  ver- 
längert werden  soll,  auch  das  Personal  vorher  konsaltiert  werden,  und 
zwar  darauf  hin,  oh  ps  nicht  vielleicht  einen  anderen  Answe;::;  wfisste,  a!«i 
den  von  der  betretfendeu  Verwaltung  in  Aussicht  genommenen,  einen  anderen 
Weg,  der  aber  dieser  Verwaltung  doch  die  von  ihr  erbtrebte  Erleichterung 
zu  bieten  im  stände  wftre,  ohne  die  Arbeitszeit  des  Personals  zu  ver- 
längern oder  seine  Ruhezeit  zu  verkfirzen  oder  das  wenigstens  nur  in 
geringem  Masse.    Wir  denken  dabei  z.  B.  an  die  aiiF^nahmsweise  Kürzung 
der  dienstfreien  Tage  auf  20  Stunden,  sowie  an  die  in  Art.  2  vorgeselionen, 
noch  weitergehenden  Erleichterungen,  Uber  die  der  Bundesrat  von  Fall 
zu  Fall  zu  entscheiden  hat.   Wir  meinen,  es  sei  wohl  denkbar,  dass  das 
Personal  vielleicht  doch  im  FaUe  wftre,  noch  einen  anderen  Modus  an- 
zugeben ,  als  derjenige ,  welcher  der  Verwaltung  als  der  geeignetste  er- 
schuint ,   da  doch  das   Per-sonal   unter  T'mstanden  auf  Grund  seiner  Er- 
fahrungen und  Bestrebungen  mehr  ModaliLüLeii  kennen  kann,  als  die  niclit 
im  gleichen  Masse  tagtäglich  draussen  in  der  unmittelbaren  Praxis  stehen- 
den Organe  der  Verwaltongcn.    Irgend  ein  Nachteil  kann  den  Ver' 
waltungen  aus  diesen  Konsultationen  des  Personals  darum  nicht  erwachsen, 
weil  es  sich  ja,    wie  wir  oben   ansdrficldicli   crklHrt  haben,   nur  darum 
handelt,  eventuell  auf  einem  anderen,  dem  Personal  genelimen  Wege  das 
gleiche  Ziel  zu  erreichen ,  das  die  Verwaltungen  im  Auge  haben.  Wohl 
aber  glauben  wir  im  Oegenteil  davon  bloss  einen  Vorteil  für  die  Ver« 
waltungen  erhofPen  zu  dürfen,  weil  sie  dann  sicher  sind,  dass  das  Per- 
sonal mit  dem  von  ihm  selbst  empfohlenen  Modus  einverstanden  ist  und 
daher  auch  seinen  J3ienst  mit  Freuden  ausrichten  wird,  was  ja  mn  ni\ 
Interesse  der  Verwaltungen  ist.    Wenn  auch  angenommen  werden  kuuu, 
dass  durch  die  neue  Vollziehungsverordnung  zu  dem  am  1.  Oktober  in 
Kraft  tretenden  Buhetagsgesetz  in  Bezug  auf  die  Dauer  der  Arbeitszeit 
(Art.  3  der  Vollziehungsverordnung  vom  18.  Mai  1!)02)  eine  Eeduktion 
eintiefen  wird,  wollen  wir  nicltt  crmangeln,  nochmals  auf  den  Xonsens 
einer  13-stündigen  Ar>>eitszeit  hinzuweisen.    Wir  veru-eisen  in  dieser  Be- 
ziehung auf  unsere  Eingabe  vom  6.  September  1902,  welche  wir  in  vollem 
Umfange  aufrecht  erhalten.   Eine  IS-stfindige  effektive  Arbeitszeit,  die 
dnrch  Dienstbereitschaft  —  Art.  4  der  Vollziehungsverordnung  —  unter 
gewissen   Voraussetzungen  auf  16  Stunden  erhöht  werden  kann,  mnss 
naturnotwendiger  Weise  bei  der  Vielheit  der  dem  Personal  der  Neben- 
bahnen überirageueu  Funktionen  einer  Ueberanstrengung  rufen.  Dieselbe 
ist  aber,  um  mit  ihren  eigenen  Worten  zu  reden,  der  grüsste  Feind  der 
Betriebssicherheit.    Wir  erwarten  daher  zuversichtlich,  dass  die  den 
Nebenbahnenverwaltungen   bezüglich  der  Arbeits-  und  Präsenzzeit  ein- 
geräumte, viel  zu  weitgehondo  Aui^naliniestellung  bei  der  Neuordnung  der 
Dinge  auf  ein  richtiges  Mass  zurückgeführt  werde. 

Kine  Bestimmung,  gegen  die  wir  mit  Entschiedenheit  Stellung  nehmen 
müssen,  ist  die  durch  Alinea  6  des  Art.  1  zugelassene  Teilung  der  ein- 
stündigen Mittagspause  in  zwei  halbstündige. 

Die  1  -^»ündigc  Mittag.spauso  ist  sowieso  molii-  als  kurz  genug.  Die 
Pabrikarbciterschalt  hat  eine  l'/|Stüudige.    Aber  auch  der  grdsste  Teil 
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der  dem  FabrLkgesetzo  iiiclit  iintorstolltcn  Hand  Werksarbeiter  haben  die 
l'/jsrün(li::e  Mittagspause.  Der  Eisenbahuer  hat  .sowieso  eine  längere 
Arbeitszeit  und  eine  noch  längere  Präsenzzeit.  iSeine  Wohnung  iat  viel- 
fach von  soinem  ArbeitBplatz  entfernt.  Sein  Dienst  verlangt  eine  stramme 
Diflsiplin,  eine  angespannte  Konzentration  der  AufioDerkBamkeit.  Er  ist 
meistens  allen  Unbilden  der  Witterung  ausgesetzt.  Und  sein  Lohn  resp. 
sein  Gebalt  ist  durchwer;  ein  beschei'lener.  Aus  allen  diesen  Gründen 
spielt  für  ihn  die  Iluhozeit,  diu  Zeit  der  Erholung,  euie  um  so  pfrfjssere 
Holle  und  es  sollte  daher  vermieden  werden ,  ihm  dieselbe  zu  schmälern, 
stunal  es  selbstverst&ndlich  and  zahlenmftssig  erwiesen  ist^  dass  die  Zahl 
der  Unfälle  in  einem  diiekten  Zusammenhang  steht  mit  der  möglichsten 
Schonung  <]er  Arbeif??kraft.  <ies  KisenbahiirTs  und  der  B^-walirtni^j;  df^selbpu 
vor  Ueberanstrengung.  Dass  aber  /.woi  halbstiindii^e  Pausen  lür  ihn  t'ür 
seine  Eiholung  nicht  den  gleichen  Wert  haben  wie  eine  1-stündige 
Mittagspanse,  leuchtet  ohne  weiteres  ein. 

Ans  den  gleichen  Motiven  müssen  wir  uns  ferner  gegen  die  dardh 
Alinea  8  des  Art.  1  zugelassene  Möglichkeit  aussprechen,  die  dienstfreien 
Tage  ausnahmsweise,  in  Abstünden  von  15  Tagen  zn7:ntfilen  Es  ist 
unserer  Aiiilassung  nach  weit  genug  gf  uangen,  wenn  man  den  Nebeabahu- 
verwaltungea  hier  die  ESrleichterung  gewährt,  die  dienstfreien  Tage  des 
Personals  in  Abständen  von  10  Tagen  aufeinander  folgen  zn  lassen.  Geht 
man  alMr  noch  weiter,  wie  die  angeführte  Erlaubnis  gestattet,  so  kommt 
man  zu  Zust?\nden.  die  unmöjzlich  \on  Gutem  sein  können.  Es  ma£r  sein, 
dass  der  einzelne  Angestellte  nder  Arbeiter,  namentlich  wenn  er  jung  ist 
und  allein  steht,  nichts  gegen  eiiie  solche  Zusammenlegung  seiner  Freitage 
hat.  Allein  das  bildet  unserer  Meinung  nach  keinen  genügenden  Grund, 
von  der  Regel  abzuweichen,  die  durch  die  Wissenschaft  wie  durch  die 
Tatsachen  als  die  richrii^e  erwiesen  ist,  dass  auf  (>  Arbeitstage  ein  Ruhe- 
tag folgen  soll.  Wir  wollen  abei-  nun,  wie  gesagt,  nicht  starr  an  dieser 
Forderung  festhalten ,  sondern  sind  gerne  bereit ,  den  speziellen  Verhält- 
nissen der  KebenlMdmen  insoweit  Rocksicht  zu  tragen,  als  wir  Abstände 
von  10  Tagen  nidit  beanstanden.  Dagegen  meinen  wir  allerdings,  weiter 
solle  man  onter  keinen  Umständen  gehen ,  «bi  sonst  die  eigentliche  Be- 
deutun«r  utid  wirkliche  Wohltat  des  regehnil^sio;  wiederkehrenden  liuhe- 
tages  verloren  geht.  Denn  mit  der  Nachlutlung  der  vorhin  eingebrachten 
Ruhetage  in  Gestalt  zusammengelegter  Feiertage  ist  imleugbar  nicht  der 
gleiche  I^ekt  erreicht  wie  mit  dem  möglichst  regelmässigen  Wechsel 
swischen  &  Arbeitstagen  und  einem  Ruhetag. 

Ans  den  gleielien  Gründen  halten  wir  <Iafiir,  es  dürfte  bei  rleti  in 
Alinea  y  des  Art.  1  für  die  Freisonntago  zugelassenen  Abständen  von 
4 — 5  Wochen  sein  Bewenden  haben ,  während  die  für  die  Saison  bahnen 
in  Aussicht  genommenen  Intervalle  von  6  Wochen  gestrichen  werden 

>^n.  Wir  wollen  nicht  davon  reden,  wie  dehnbar  der  Begriff  Saiaon- 
balmen  ist ,  da  ja  unter  Uniständen  mit  guten  Gründen  diese  und  jene 
Bahn  sieb  also  bezeichnen  kann,  an  die  man  oifonbar  in  d'  r  Behörde  nicht 
gedacht  hat,  als  man  diesen  Ausdruck  wählte.  Aber  es  ist  otienbar  mehr 
als  genug,  wenn  ein  Angestellter  oder  Arbeiter  erst  nach  4  oder  5  Wodien 
wieder  einen  Sonntag  frei  hat,  und  gerade  bei  den  wirklichen  unzwei- 
deutigen  Saisonbahnen  ist  ihm  der  freie  Sonntag  ja  erst  recht  not,  an- 
g^psirhts  der  an^(^strengten  Arbeit  wahrend  der  ganzen  Saison  und  si>e7ien 
an  den  Sonntagen.    Auch  hier  wieder  ist  zu  sagen,  dass  die  ihm  aüor- 
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dings  trotzdom  zu'i'e.sirhorton  17  Freisnnntage  nicht  den  gleiclien  W^^rt 
haben  wie  diejeuigeu ,  die  ihm  in  möglichst  gleichmü-ösigeii  Abstünden 
das  ganze  Jahr  hindureih  2iierkannt  Warden.  l>le  Unregelrnttssigkeit  äm 
Labens  ist  vielleicht  die  grCsste  Feindin  der  Gesundhut,  ond  das  Leben 
des  Eisenbahners  ist  notwendigerweise  unregehnäfisig  genng,  so  dass  man 
ihm  nicht  ohne  zwingende  Notwendigkeit  ein  noch  unregelmÄsaigeres  Leben 
auferlegen  sollte. 

Wiederum  mit  aller  Entschiedenheit  müssen  wir  Stellung  nehmen 
gegen  die  den  Verwaltimgen  der  st&dtischen  Tramways  durch  Alinea  10 

Art.  8  eiiinfriiumte  Befugnis,  die  Zahl  der  Freisonntage  ihres  Personals 
auf  12  und  j.cr  Jalir  liorabzuft<'tz(Mi.  Wir  eilauben  uns  mif  die  Tat- 
sache hinzuweisen,  tiass  es  Verwaltungen  gibt,  die  von  diesem  KecLte 
unseres  Wissens  niemals  Gebrauch  gemacht  haben,  sowie  dass  aodere, 
wenn  wir  recht  berichtet  sind,  bald  wieder  davon  abgekommen  sind  Eb 
scheint  uns  daraus  doch  hervorzugehen,  dass  diese  Konzession  doch  vobl 
nicht  notwendig  ist.  Sie  steht  aber  auch  gerade  den  Venvaltungen  der 
städtischen  Tramways  um  so  wenijrcr  an ,  als  es  Hieb  dabei  meistens  um 
kommunale  Betriebe  handelt  ^  die  also  nicht  den  Charakter  von  privates 
Unternehmungen  zu  Erwerbszwecken  tragen,  sondern  viebnehr  denjeni^ 
mehr  gemetnnütsiger  Listitutionen.  Für  das  Personal  aber  sind  die  17  fVei* 
Sonntage  des  HuhetagSgeaetzes  wahrlich  wenig  genug,  wenn  man  bedenkt, 
dass  nur  der  Freisonntag  oi^'ontlich  der  walire  Rnhotafj  ist.  iTislies  "ii  Jere 
für  den  Familienvater,  den  Bürger  uiul  das  Mitglied  einer  Glaubens- 
gemeinschaft. Es  liegt  uns  durchaus  ferne,  die  Schwierigkeiten  verkennen 
zu  wollen,  die  namentlich  im  Anfang  der  Gewährung  von  17  Freisono- 
tagen  an  die  Angestellten  der  st&dtisclieu  Tramways  entgegenstanden  und 
Zinn  Teil  heuto  noch  entg'"iroTi3tehen.  Aber  aTi^esichts  der  hohen  Wichtig- 
keit <liof<es  unseres  Po!atiil;itos  in  jrosnndheitiicher ,  famiHürpr,  knltureller 
und  moralischer  Beziehung,  sowie  namentlich  auch  der  Tatsache,  dass  eine 
ganze  Beihe  von  Tramverwaltungen  auf  die  ihnen  hier  eingeräumte  Er- 
leichterung verziditen,  glauben  wir  auf  freundliches  OehOr  rechnen  ni 
dtlrfen,  zumal  wir  ja,  wie  gesagt,  soweit  als  es  uns  zulässig  ersoheint. 
gernn  bereit  sind,  den  eigenartigen  Verhältnissen  der  Kebenbahuen  btUigo 
ßücksicht  zu  tragen. 

11,  Beherbtrffun^  und  Mrquk^amffageioerbe» 

Eingabe  der  Basler  Lokalsektion  der  Schweizerischen  Ver- 
einigung   zur   Fürdorung   des    internationalen  Arbeiter- 

schutzep    an     den   Grriss'cn   Pat   do!^  Kantons  Basel -f^f^a'H. 

Die  Sektion  Basd  der . Schweizerischen Vereinicimg  zur  Förderuug  des  internationaien 
Arbdterechulzos  pfh't^l,  in  der  Leberzeufrung,  aas^  ein  möglichst  gut  aufiprf)ild«l*r 
nntionnlpr  und  Inkalor  Ar!»  iior^»  Imtz  die  wirksamste  Vorarlx  it  zur  Durchfühnme 
eiiitj*  internölioiialen  ArlMuiersjhutzt's  liefert,  auch  fragen  der  schweizerischcu  und 
baHlerischcn  Arbcitcrschutzgi-sclzgchung  in  den  ^näch  ihrer  Diskussion  zu  zkheo. 
Dompcmaps  hat  nie  aii^  Anla««  des  vorn  2rioninir«rat  am  2B.  Mai  1JK)1  dorn  Groflsen 
Hatc  untcrbroitclcn  KiiifK-hlages  iKirttiejiil  Keviäion  des  VV'irtMdiaftBgetjetzft*  >"oin 
19.  l)<  z<  inl»or  1887  in  ihrer  Veroinssitzutii;  vom  G.  Älai  1D03  die  Frage  dft«  ScJiutxe» 
des  Wirts<  hufts|irTsonnls  behandelt  und  den  Vorstand  im  Sinne  der  gewalteten  Dis- 
kuHHion  crmächtijit,  die  gcci^rncton  Schritto  für  tunlichstc  Erweiterung  der  gt^olzlioheD 
Beetimmunt:<!ü  zum  Sihut/.o  dc8  Wirlsohaftspersonals  zu  tun.  Aus  den  verHchicdenen 
WüDHchcn»  die  in  iii(>spr  Hezirhung  im  Scho(«Hc  der  Vereinigung  geäupt^ert  worden  aiDd» 
hat  der  Vorstand  (licjenipen  herauygotrriffen,  die  ihm  als  die  drüiglichMicn  und  W* 
^-]. Ii  l  i  lii  -ton  diirchiührbaren  erschienrn,  und  erlaubt  sich  nun,  Duen  dkidbflk 
uiit  der  Empfehlung  zu  geneigter  Berücksichtigung  vorzulegen. 
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In  g^nein  Entwürfe  zu  einem  Gesetze  betreffend  die  Bevi^ion  «le^  ^Virtschofte- 
gesetj^i  ;-  liorchränkt  -ich  der  Regiorungsrat  mit  liezug  auf  den  t^chutz  des  Wirt«chaft*(- 
persooak  auf  eiw  Krgäiucun^  dee  §  2ü  in  dem  Sinne,  dass  dem  Personal,  neben  dar 
Didieriffen  wOehentlidben  Freizdit  yon  mindeslois  6  Btunden  an  einem  Kadmiittag, 
jeden  Monat  an  2  Sonntagen  je  5  Stunden  vi.r-  oder  nachniittair>  freizugeben  seien. 
Die  Gro)i»ratskoaimit»äou,  die  den  i^ieruu^Hrüt liehen  Geaetza^entwurf  vorzuberatea 
batte,  spricht  in  ihrem  Berichte  vom  I.  Juni  1(K)3  ihre  Zustimmung  zu  der  vom  Re- 
eiening.-raf«'  vorgeschlagen™  Ergänzung  d.  '2d  aus,  glaubt  jedoch  nicht  darüber 
hinaufgehen  zu  dürfeo.  ^^  ir  können  uuä  mit  diet^cr  Ergänzung  un.serertieiti«  durchaus 
einTerständen  erklären,  >ui  i  aber  der  festen  Ueberzeuguiig,  aaäs  die  (it^etzesbestiiil- 
mmgen  xttm  Schutze  des  W)rlschaftsperB<ma]a  wdterer  AtudehDoiig  bedürfen. 

I. 

Wenn  wir  auch  zugeben,  da#s  sich  gegenwärtig  wenigstens  die  tiigliche  Arbeits- 
zeit in  eineni  Wirtschuft^l)etriebe  nicht  wohl  auf  da.s  gleiche  Mass  reduzieren  lisat  wie 
in  einem  Fabrik-  cnier  Werkttättenbetricb,  so  halten  wir  doch  die  FenLsetzung  einer 
tägliciieu  ^laximalarbeit  für  da.s  \Virthchaft.-i(M'rsonal  als  durchführbar.  Die  etwaige 
Unl)e<iuemlichkeit  oder  Kostspieligkeit  einer  vernünftig  goregelten  Arbeitszeit  für  den 
oder  jenen  Wirt^chaftstnhaber  darf  nicht  aussclüiessjslich  in  Ketracht  fallen,  wo  Ge!<und- 
heit  und  Leben  des  Dienst nersonals  auf  ilem  Spiele  stehen.  (Jcgenüber  dem  0-  bis 
U-stündigen  Arbeitstag  in  Werkstätten  uv.d  Fai>riken  und  den»  H-  bis  !)-stündigen 
Arbeitstag  in  Bureaux  wird  den  Inhabern  der  Wirtschaften  wahrlich  in  wcitgeheuacm 
Hasse  Bedlmung  getragen,  wenn  wir  d&r  Festsetzung  eines  12-stündigon  Brlaxtraal- 
arbcit-lagesö  für  das  Wirt>i  liaftspersonal  das  Wurl  rtnien,  ein  ^fiixiimiiu,  das  jedcii- 
fallfi  an  der  äussersten  Grenze  des  gpundheitlich  Zulaissigen  steht  und  das  nie  oder 
nnr  ganz  anenahroswdse  sollte  flbers<>hritten  werden  dürfen. 

In  erster  Liui-  .  rlaulxMi  wir  \in<  -nuni  die  Atifuahrn*'  eitirr  n<-fii)unung  in  das 
Gesetz  vorzuschlagen,  wonach  <las  \Virtschafts})ersonai  innerhalb  24  Stunden  hikh^^tens 
wihrend  12  Stunden  soll  beschäftigt  werden  dürfen. 

Sollte  dieser  Vorschlag  nicht  Im  IMmh,  nuichteu  wir  <  V(  ntu<  II  empfehlen,  im  Ge- 
setz eine  ununterbrcK'hene  Ruhezeit  vou  luiiuiestens  10  StuuUeu  innerhalb  J-l  Stunden 
TOrzu schreiben,  die  unter  keinen  l'inständen  reduziert  werden  dürfte. 

D;l^  (i't>.  1/  -iilii  tf  dem  Wirt.-chaft.-«|)ersonal  gegenwärtig  nur  ein  Msiximum  vnn 
7  Stunden  ununterluMi  h- aer  Schlafenszeit  zu,  was  onuschtcdeD  ungenügend  ist.  Nach 
dem  häufig  anstren '<  inien  Wirtschaftsdienst  in  Lokalen,  in  denen  der  bei<tändige 
Aufei)flin!t  wegen  des  darin  oft  herrsehenden  Rauches  und  der  verschiedenen  Aus- 
dünstiuigea  nichts  weniger  ak  gesund  zu  sein  pflegt,  sollten  dem  Personal  ausser  der 
Schlafenszeit,  die  mit  7  ätunden  recht  knapp  Gemessen  ist,  doch  noch,  einige  wenige 
Stunden  Freizeit  bleiben. 

Eine  Reihe  von  Kantonen  sind  bereit»  fiber  da»  ba«lerische  Minimum  von 
7  Stunden  hinausgegangen.  So  garantieren  von  ili  ii  Kaiitonen,  deren  einschlägige 
Gesetze  uns  gerade  zur  Hand  sind,  Luzeru,  boloUiuru,  Su  Gallen  und  Aargau  dem 
Wirtscfaaftsrpersonal  eine  unanterbrochcne  Minimalruhezcit  von  8  Htiinden,  Olanis  und 
Ni  iiiiilmr^  ciiif  -oUhr  von  f>  Stunden.  Im  amtlichen  Entwürfe  zu  >  im  rn  Arl'  ifcriiincii- 
ächuti^eäctze  des  Kantons  Waadt  ist  für  das  \\'irt«»chaftsuersoDal  eine  Kuhe/.eit  von 
12  Stunden,  wovon  mindestens  9  Stunden  als  ununtmtrodiene,  vorgesehen;  die 
12-«tüiidiL'o  Ruhezeit  käme  in  Wirklichkeit  der  von  uns  in  erster  f.inir  vorgeschlagenen 
]2-stündigen  Maximalarbeitszeit  gleich.  Möchte  <ler  Forischrittskanttm  UuücI  nicht 
länger  hinter  den  eb<>n  genannten  Kantonen  zurückbleiben  und  den  Fehler  seiner  lang- 
jahriLM'n  Kflcksfändi^keit  im  Schutze  des  Wirtschaftspersonals  dadareh  gutauMlieD, 
dass  er  jetzt  einen  (jrdeuUicheu  Scbritt  weitergeht! 

II 

Den  gegenwärtigen  gesetzlichen  Anspruch  des  Wirtschaft.snersonals  auf  wiicheut- 
lich  nniiile-tcns  G  Stutidrn  Fr»M;'<  it  an  einem  Niichniittag  erachten  wir  auch  in  Ver- 
bindung uiit  der  vom  iü  gitruiig-rute  und  von  der  Grossratskommission  vorgeschlagenen 
Freigabe  von  je  5  Stunden  vor-  oder  nachmittags  an  monatlich  2  Sonntagen  als 
durcnaus  ungenügend.  Kann  dem  Wirtschafts  personal  nicht  wie  der  übrirrf  ti  Arbeiter- 
bevölkerung jeder  Sonn-  und  Feiertag  oder  dorh  wöchentlich  ein  Werkia^^  voll,  d.  h. 
eine  ununterbrochene  Zeitdauer  von  3(5  Stunfien,  freigegel>en  werden,  so  sollte  man 
ihm  zum  ajU«rmindesten  den  wöchentlichen  Freinachnuitag  unj^chmälert  belassen. 
Dies  gescbidit  nur,  indem  man  die  Besehrinlrang  auf  0  Stunden  Freizeit  auflid>t  und 
das  Per-onal  von  jeglicher  Dienstleistung  am  AI  i  i.d  des  Fr  ei  nachmittags  entbindet. 

Wir  erlauben  uns  deshalb,  eine  Abänderung  de»  Gesetzes  zu  befürworten,  wonach 
das  Persoiial  Anbruch  auf  wöchentlich  einen  ganzen  freien  Nachmittag  in  dem  Sinne 
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eullilt,  das«  »8  bis  znm  darauffolgenden  Morgen  nicht  vor  6  Uhr  bef»chaftigt  wetdm 
darf. 

Die»«  AusdehoaDg  der  Freizeit  ist  eine  rocht  bescheidene,  weua  mau  bedenkt, 
da«  dadtirch  die  '£ttkl  d«r  Riihe-  und  Erholungr^^^ttmden  mit  Inbegriff  der  SeUafcu- 

zeit  erst  anf  18  J^iunili  ii  rvoii  niitr.\„'-.-*  12  his  morgens  U  Thr)  gebracht  wiril,  wilmBd 
sonst  der  wöcheuthchc  BuiicLag  ounuaicrweiäe  miude>»teas  30  iätundea  umlaäst. 

III. 

T'^nzweifelbaft  mif  Rücksicht  sow<»h!  nnf       OoiiM'lh'  ir,  wi"  auf  dir  Sitflichkeit 
ist  im  bw^tchendca  U  irtf^tbaft-gex-tz  in     i't  die  Verwendung  von  schnhiflichUKCO 
Kindern  an  dienstlichen  Verrichtungen  in  rlen  Wirtschaften,  el»ens(>  In  §  29  die  Ver- 
nritinL'  von  Mädchen  unter   IS  JiUireu  oli'^  tii  ht  -/iif  Faiinlii-  rir^  Wirtes  L'-ehürem 
/.ur.  1><  .iienuiig  untersugU   Aus  den  gleichen  ( ii  nuK  Üteti  wir  sehr  cniplcälcü. 

im  Schutze  der  jugeDotichen  und  der  weiblichen  IVrsonen  vor  geaundheitlidien  und 
«ittlichen  (iefjdiren  noch  etwjis  weiter  /.u  gehen.  Weibliche  IVrsoncn  sollten  miserw 
ErachteuK  eutwedcT  gar  nicht  oder  nur  Ui  ganz  seltenen  Ausnalinietällen  iil)er  Miltfr- 
nai  hi  hiaauB  verwendet  werden  dürfen.  Ausser  dem  Schutze  d(?s  weihlichen  PiTsimül* 
erreicht  man  niit  einer  soh'hen  Bf-f inunung  wobl  auch  eine  frühere  Schliessun;;  lier- 
jenigen  Wirt^^chafien,  die  bis  jetzt  hauiig  über  IJ  l'hr  nachts  offen  gehalten  werden. 

Um  für  die  I5e<lienung  der  (Jäöte  nicht  allein  der  Verwen  iunir  jt»gcndlich-wej!>- 
Uchen,  sondern  auch  dcr}enigen  jugcndlich^niännlidien  i^'rsonal^  tunlichst  vorzubeugeo, 
halten  wir  den  Aufwchluss  von  männb'chen  Peraonen  unter  ir.  .Jahren  elienfati«)  für 
angemessen;  eine  Herahsetznng  der  .Altersgrenze  auf  l'i  Jahre  ntag  hier  gegenüber 
den  weibhchen  i'ersoneit,  deren  Verwendung  das  Gesetz  im  Alter  von  weniger  ai» 
18  Jahren  untcr^^agt,  am  Platze  nein.  Die  anderweitige  Verwendung  von  maonlidieB 
Personen  unter  Ivi  Jahren,  immerhin  natürlich  erst,  na'  Ii  Anlauf  i]i-s  schulj)flichiigen 
Alters,  im  Wirtschaft« betrieb,  z.  B.  in  der  Küche  kieUubi  l:jrleruuug  des  Kochbemitf, 
ist  damit  selbetverstanditch  nicht  ausgeschlossen. 

\\'ir  iTlauhen  uns  somit,  die  Aufnahme  eines  Verbote^  di  r  dii  n-ilirh.^n  Ver- 
weuduii^  weil>lichctt  FerHinale«  in  Wirtf^ithaiteu  vun  nachts  12  l:hr  bin  uior^eub  0  Uhr, 
ferner  ewoa  Verbotes  der  Verwendung  männlicher  Peraonen  unter  16  Jahren  cur  Be- 
dienung der  (iäste  Ina  Ocscte  vorauscälagen. 

IV. 

Um  nach  dem  in  der  Reget  anstreng* uden  .Samstagsdienst  dem  Personal  vor  Be- 
ginn des  nieir-t  ebenfalls  anstrcniienden  eim'iitliclu'n  .Somilagsilien'^fe-j  etwelche  Ituhe 
zu  verschath  n  und  du-  I )iirchiiihniii^  <ler  vom  liegiorungsiriilc  miii  von  der  (in>?<- 
ratskommis.sion  neu  vorireschlai:eiH>n  ."»-siüiidigen  Snuntagsruhc  «u  erleichtern,  i^t  .in 
der  durch  i;^  d*>H  Clesctzfs  brtrettend  die  Soniita^'^sruhe  vom  l.i.  April  l'^'.'-J  vor- 
geschriel)enen  Schli«>Hsting  der  Wirtschallen  an  den  öffentlichen  Iluhetagen  von  !•  bis 
lo'  ,  Uhr  vormittags  entseliifdeii  festznhalten.  Nur  scllir  .l-w  .Schliessung  ans  (iruiKUn 
der  IJilligkeit  und  Ilechtsgieichheit  auf  die  «»ftnit liehen  Uestaurat ionslokale  <ler  tf»l* 
höfe  an>;^cdehnt  werden.  Eh  genügt  den  tatsäehlirhen  nediirhns-en  vollständig:,  «WB 
wjihrend  dieser  kurzen  Vormittair^pause  von  1'  Snmdeti  die  Bahnhofsrestauratioii''n 
und  in  den  (.«astbbfen  die  ausfchlioslieh  den  lluteigäslca  augiinghchcn  und  von  den 
allgemeinen  R<9taurationsloknlitäteri  getrennten  Räume  offen  bleiben.  Ks  empfiebU 
ni<'h,  die-rn  ( iriindsiiizen  nicht  allt  in  im  >oiintagsruheiresetz,  sondern  auch  im  Wirt* 
Bchafu^geselz,  hier  wohl  am  bebten  in  j;  S^),  Ausdruck  zu  gelicn. 

Wir  erlauben  uns  somit,  eine  Ergänzung  des  Wirtschaftsgosetzes  in  dem  f^ione 
vorzuschlagen,  dass  an  «leii  öffentlichen  Ruhetagen  zwischen  und  10'  Dir  •  r- 
uiiLtagij  daä  Oeffuen  von  Wirt-scbaften  jeder  Art,  einzig  diu  HahnbofsrcMtauraUeu*ii 
und  die  nur  ffir  Hotelgäste  bestimmten  Kestaurationslokale  in  den  Gasthöfen  tiw* 
genommen,  untersagt  »ein  solL 

Der  Schutz  des  Wirtschaftsp<Tsonals  würde  In  gesundheit lieber  Beziehung  cia 
sehr  uuvoll>t;iiidiger  bleihr'ii,  wenn  <!  <  Schlafräume  «h-s  Personals  nicht  allen  gerechten 
sanitarischf'n  Antorili-rnngon  enispiai  In  ti.  Wir  glauben  daher  die  Aufnahme  eirur 
Bef-timmimg  in  das  (iesetz  hefürwortm  /ii  sollen,  die  den  Wirt  ver|illiehtel,  für  ^'<'- 
HUnde  .'^(■hlafräniiK;  des  mit  ihm  in  liäu-=hcher  ( »emeinschaft  lebenden  DienstpersoDsl» 
zu  sort/i  n,  und  die  diese  ILaumc  hinsichtlich  ihrer  s.anitarisehen  Beschaffenheit  der 
amtlichen  Auf.~iehf  unter>1ollt. 

Damit  (i,a~  Wirtschaft -personal  von  den  zu  seinem  tk'hutÄO  aufgestellten  (ifertJte?- 
beAtiramnnL'i  n  auch  wirklirh  Kt  nntnis  erhalte,  sollte  der  Wortlaut  deoMelben  in  j<def 
Wirt-chaft  aiit.'i -(•hla^.'en  werden.  Im  Interesse  der  Wirt<>  wie  der  (blste  dürfte  es  sich 
überhaupt  emutehlen,  diesen  Anschlag  in  den  iiestaurationslokalen  auf  säiutlidte 
polizciliraen  Brstimmungen  dea  Wirtschaftsgcsetzfö?  (.^j;  -22-  Mi)  anazudduiflii  vai 
eine  entsprechende  Vorschrift  im  §  31  aufzundimen* 
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Efidlich  erkiärea  wir  ans  mit  der  ürosaratokommimion  durchiiOB  einverstanden' 
wenn  m  in  ihrem  Beridito  die  Notwendigkeit  einer  wi^Bamen  Kontrolle  darch  den 
Kl  :ri' rutiL'-rat  und  seine  Organe  über  die  EinhaJtnng  der  giesetzlichen  Voreehiiften 

DSchdrückUch  betont. 

Anf  Orund  unserer  Torstehenden  Auseinandersebnineen  beehren  wir  nns,  Urnen 

/lim  Kiitwiirfr  doj:  Rr-fri.  nii\;j-r;-itr-,  lio/w.  der  Grossrat,sKommi->ion,  lirtreffond  Re- 
vision des  WirUidiaftägesetzcs,  folgende  Fassung  der  §^  2d,  30.  und  31  dieties  Gesetzes 
zu  beantragen: 

^  -^').  Die  fibermSsatge  Anatrengung  des  Dtenatpenionals  in  Aea  Wirtachaften  iat 

unterbajrt. 

Männliche  Personen  unter  16  Jahren  nml  weibliche  Personen  unter  18  Jahren, 
die  nicht  zur  Familie  dea  Wirtes  gd]t5reD,  dürfen  zur  Bedienung  nicht  verwendet 

werden. 

])ie  Beschäftigung  weiblichen  Peraonals  Ui  in  den  8(tindcn  von  12  Uhr  nachts 
bis  0  rhr  luorgrns  iint^r^act.    Atisnahmen  sind  nur  an  höchatena  4  Tagen  im  Jahr 

mit  polizeilicher  BewilliLnnjp  znlitpsijr. 

Der  BHrieb  jedor  AVirtfcluifi  isr  bo  einzurichten,  da-<.^  die  Arbeitezeit  für  das 
se^nite  im  Dicrislverbfdtnisso  de^^  Wirtes  stebonde  Pfr-rrnnl  liöchstcns  12  Stunden  in 
24  Stunden  beträcrt.  Eine  auBuahui*\vci*c  L'ebcrschr<-ituiig  dieser  Arbeitszeit  bid  auf 
14  StuTiden  im  >taxinium  iat  nnr  an  höchstens  4  Tagen  im  Jahr  mit  polizdUicher 
Bewiüigu/ig  zuläs^i^. 

(Kventnell  wiitj  für  Ab.-iRtz  4  folpjende  Fassung  vorge.schIa|:?;en :  Der  Betrieb  jeder 
^Virt~r'n:ift  i^t  so  einzurichten,  diis.s  von  21  f^tuiiden  mindestens  10  lStun(b^n  ununter- 
brochene Buhezeit  dem  gesamten  im  Dienatverliäituisäo  des  Wurtea  stehenden  f  cr»onai 
zugesichert  sind.) 

Hern  Personal  ist  wöchontlich  mindestens  rinf  ununterbrochene  l':^  >tnn(b'ge 
Ruhezeit,  von  12  Ulir  mittag»  einea  W'crkta^es  an  gerochnet,  freizugeben.  Ferner  sind 
dem  Penionaf  jeden  Monat  an  2  Sonntagen  je  5  Stunden  Freizeit  vormittags  oder 
aachniiftnL'--  zu  geben. 

per  Wirt  hat  dafür  zu  sorgen,  da.^s  die  JSchlaträunie  des  mit  ihm  in  häuüUcher 
Gemeinschaft  lebenden  Dienstpersonals  den  Anforderun<;cn  der  Gesundheitspflege  ent- 
«pff^  hrn.   Diese  R&ume  unterstehen  der  aanitariachen  Kontrolle  durch  die  zuständige 

liiliöl'de. 

§  3'-).  Das  Oeffnen  von  Wirtschaftei  je«ler  Art  ist  an  den  Sonntagen  und  den 
durch  dri5  ( Ir-setz  betreffend  die  Sontiifirsruhe  als  otfentlielie  Kuheiuge  erklärten  Fest- 
tagen zwi-i  Len  !)  und  10'  ,  Uhr  vormittags  untersagt.  Ausgenommen  sind  die  Bahn- 
1. 'i'fi -taurftnt^.  sowie  die  nicht  allgemein  zugänglichen,  nur  für  lIotelg:istp  bestimmten 
Bcstaurationsbikiili  in  Tavernen.  F.twaige  besondere  Vorschriften  dea  Jiegieruogarataa 
über  die  BeobuLliUuig  der  .Sinntiigs|>olizei  bleiben  vorbebaUcn. 

lieber  da.s  Tanzen,  ülier  mnsikaliscbe  und  andere  Pnxluktionen  und  die  Aufrecht» 
erhaltung  da*  Ordnung  iibertiaupt  in  den  Wirtschaften  wird  der  Kegicrungarat  die  ge- 
eigneten VorBchriftai  erlassen. 

Die  Erteilung  von  Bewilligungen  zum  Tanzen  sowie  /u  musikalischen  und  anderen 
l*roduktionen  i>t  an  die  Erl^uog  einer  besonderen  Gebühr  zu  knüpfen. 

Tanzbewilligungeu  können  nur  an  solche  WirtscbaftOT  &ttedt  wod^,  deren 
Lokahtni' n  /u  diesem  Zwecke  geeignet  sin<l  und  in  sanitarischer  und  baupolizeilicher 
Beziehung  dcu  gesetzhchea  Vorschriften  entsprechen. 

§  31.  Jeder  Wirt  hat  an  seinem  Hann  eine  Ini^chriffc  oder  ein  bemerkbares  Ab* 
zeichen,  Wirtsticln'ld  anzubringen,  welche  I  rim  Krl""-;!  In  n  drr  \Vir(~(  linft-!ir  uilü  juiiL' 
zu  eniferoen  »ind.  Die  >i'amen  der  Tavenieuwirtschaltcu  beüurtcn  der  Uenehuiigung 
des  RegicrungisrateR.  In  der  nämlichen  Ortschaft  dürfen  nicht  mehrere  Tavernen  den- 
sdben  Nau»ei)  ffilirrn. 

In  jeder  Wirtschaft  sind  in  sümtlicheu  Restaurationslokaleu  die  polizeilichen  Bo- 
»tinmiungen  dieaes  Gesctzea  (§§  22—33)  in  ihrem  Wortlaut  an  aichtbam  Stelle  anzu- 
schlagen. , 

UL  Haftpflicht  und  Veisioherang. 

1.  Eingabe  des  Z en  tral Verbandes  deutscher  Industrieller 
an  den  Reichskanzler,  betreffend  Abftndemng  des  §  84  des  Beich^ewerbe- 
unfallvet-sicheruDgHgesetses  (Reservefonds  der  gewerblichen  Berufsgenossen- 

gchalteii). 

Durch    den   §  341   des   Gewerbe-Uniallversichenuigsgesotzes  vom 

31* 
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80.  Juni  1900  ist  vorgesdirieben,  dass  ausser  den  sdion  durch  den  §  18 

des  Unfall versicherun^sgesetzes  vom  6.  Juli  1884  vorgeschriebenen  „Zu- 
schlägen" ,.'He  Berufsgenossensehaften  vom  11.  Jahre  ab  dem  jeweiligen  i 
Bestand  des  gesetzlichen  Reservefonds  3  Jahre  lang  je  10  Proz.  und  | 
weiter  in  Zwischenräumen  von  je  3  Jahren  je  1  Proz.  weniger  bis  herab  j 
SU  j«  4  Proz.  alljährlich  suzusdüagen  hab«ii,  und  zwar  jedesmal  unter 
Anrechnung  der  Zinsen.    Nach  Ablauf  dieser  Zeit  sind  aus  den  Zinsen 
dof  Rpcprvefonds  die  Beitrage  zu   entnehmen,   'lie  erfn derlicli  sind,  um 
eine  w  «  itrir^  Stoigerung  des  auf  eine  jede  \orsicherte  Person  im  Durch- 
schniu  enilalleiidon  Umlageboitragos  zu  beseitigen.    Der  Kest  der  Zinsea 
ist  dem  Beservefonds  weiter  zuzuschlagen.**    In  der  Zeit  des  wirtschaft- 
lichen Aufschwunges  hfttte  die  Industrie  vi^eicht  auch  diese  Last  neben 
anderen  Lasten  getragen.  Seit  dem  Einsetzen  des  w  irtschaftlichen  Nieder-  ; 
irrtTV'o-!    nhov  muFs   sie   diose    Entziohunir    von   m'ossen   Barsummen  als  I 
aussorordeiulieh  beschwerlich  emptinden.    Das  Gesetz  selbst  ist  unter  dem 
Eindrucke  einer  stUrmii^chen  und  unaufhaltsamen  Aufwftrtsbewegung  des 
industriellen  Geschäftes  beschlossen  worden,  während  deren  der  Reidhsta; 
der  Industrie  jede  beliebige  Last  aufbürden  zu  dürfen  meinte.    Es  ist 
von   Seiten   der  Industrio  sdi  'H   v.'ior^prli'  lt    la'aiif  h'rprewiefjen  worden, 
wie  gefjlhrlich  e"-'  i^t ,  dauernde  Ma-ssiiahnici:  unter  lieiu   Kimlnicke  vor- 
übergoheuder  win.scimftlichor  K.ünjuuktm-eu  /.n  treffen  und  auf  iliese  zo- 
zusch^ieiden.    Trotzdem  wiederholt  sich  der  Vorgang  von  Zeit  su  Zeil 
Der  vorliegoii  h'  Tüll  i-i  über  der  scfalimmBte  Fall  dieser  Art  überhaupt,  ; 
indem  in  demselben  in  der  Annahme,  der  blühenden  Weiteren! wickeluns 
der  deutschen  Industrie  seien   k(^;?ir  GroTf/.en  gesetzt,  der  Lidustrie  eine 
Summe  von  ca.  einer  halben  Milliarde  Mark  entzogen  worden  ist,  ohne 
dass  damit  irgend  einem  sichtbaren  Zwecke  gedient  wflrde.  Der  Gesamt^ 
betrag  der  Beservefonds  sämtlicher  65  gewerb]i<^en  und  48  landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften  betrug  schon  im  Jahre  1900  laut  den 
amtlichen  Nachrichten  des  Keichsversicherungsamtes  Nr.  1  vom  1.  Januar 
J902  S.  5 

140 160510,98  H. 

dazu  bei  13  Versicherungsanstalten  der  Baugewerks> 
berufsgenossenschaften  (S.  6.  a.  a.  0.)  .   .   .  . 
also  im  ganzen   141 179272,17  M. 

Nun  int  aber  infolge  der  oben  angeführten  Vorschrift  eine  imgcbeuere 
Stoig*^vmiL'  der  Beitrüge  durch  die  <?ärl<ri'e  Aiisammlnnir  des  Be.ser\'etbnds 
eingeaeien.  Diese  Steigerung  boiriigt  /..  B.  für  die  Knappschaft-^heruis- 
gcnossenschaften  von  ISJUÜ  biy  lUül  39  Proz.  der  Jahresuinlage ,  woT<« 
etwa  ^/^j  allein  auf  den  stärkeren  Beitrag  zum  Beservefon^  enti^llt-  j 
Tür  alle  Genossenschaften  wird  dies  etwa  folgende  Beiträge  ausmachen:  | 

In  der  Samniel]ieriode  bis  i 

15»22  weitere  ca.  41  s^;,^  Millionen  M.  \ 

mit  den  vorhandenen    .    .        1412,^       ..         „  : 

=  ca.  5»">  ^liUinin'n  M. 
Weiter  win  ic  der  Keservefond.s  nach  Berechiauig  der  von  V.}'22  bi? 
1958  aus  den  Ziuseu  zu  entnehmenden  Beträge  auf  rund  G6Ü  Millionen 
Mark  anwachsen.    Durch  die  in  Abweichung  von  der  Begierungsvoriage 
eingot'iihrte  Aonderung  des  §  84  würden  also  aus.sor  den  141,2  Millionen  j 
bis  1958  weitere  ca.  525  Millionen  Mark  als  Beservefonds  angeBammelt  i 

i 
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wprden.  Diese  RoTrJ\frc>  ontfallf»n  l'ast  ganz  auf  diV  LToworbli»  liou  Berufs- 
genossenschaften ,  ua  bei  den  landwirtsühaftlichen  CTeuo8.senschafteQ  ein 
Reserre&iidfl  nur  bis  zun  Doppelten  des  jeweiligen  Jahresbedaifii  an- 
geeumnelt  wird.  Dies  bedeutet  sun&chst  in  jedem  Palle  einen  un- 
geheuren Zinsverliist  für  die  Gewerbe-  und  Handeltreibenden.  Denn 
wenn  anch  keine  bestimniton  Pro^iente  anEregeben  wenden  können ,  zn 
denon  «ich  dies?  Kapital  bei  lieier  Verweuiiung  durch  die  Industrie  ver- 
werten würde ,  so  würde  doch  der  Prozentsatz  ein  wesentlich  höherer 
flein  als  3^«  Proz.,  wie  ihn  die  Staatspapiere  bieten.  Die  Unter- 
nehmt r  verlieren  abrr  iiusx  rdem  vor  allem  die  freie  Verfügung  über 
die«;!-  Kapitalien  und  können  dieselben  daher  xucht  mm  Gedi  ilien  der 
Industrie  in  Neuaniagen  oder  Verbesserungon  der  Fabrikation  nutzbar 
machen.  Dies  ist  in  einer  Zeit  wie  der  jetzigen,  wo  die  Industrie  jede 
kleine  Anregung  des  Karktes  mit  Freude  begrttssen  mues,  doppolt  be- 
dauerlich. Von  volkswirtschaftlichen  Gesichts] »unkten  aus  mnas  ein  Ver- 
fahren entschieden  verurteilt  werden,  durch  das  gewaltige  Summen,  die 
in  den  Hflnden  der  Tn  lnstriellen  befruchtend  wirken  und  daher  zur  Hebung 
des  Nationah  enuögens  und  Porderung  der  Volks  Wohlfahrt  beitragen,  diesen 
H&nden  unnötiger  Weise  und  zwecklos  entzogen  werden,  um  sie  un- 
produktiv festzulegen.  Das  Gesetz  hatte  beabsichtigt,  mit  diesen  Be* 
Stimmungen  eine  „Erleichterung"  der  Aufbringung  der  für  die  Unfall- 
versicherung erforderlichen  ungohoueren  Reträge  zu  schaffen,  nbf>r  es 
erhellt  von  selbst,  dass  dieses  Ziel  damit  nicht  erreicht  wird.  Im  Üogon- 
teil  bedeutet  es  für  die  Indu.strie  eine  wcsentUcho  Schädigung  und  hat  in 
aUen  Kreisen  der  Industrie  und  besonders  des  Kleingewerbes  grosse  Be- 
unruhigung hervorgerufen.  Bei  der  schwierigen  Lage,  in  dor  sich  die 
Industrie  aller  Zwei<;e ,  sowie  das  in  Betracht  kommende  Handwerk  und 
der  Handel  befinden,  ist  zu  befürchten,  dass  die  neuen  Ln-ston  ,  die  iliueu 
durch  den  genannten  §  34  auferlegt  werden,  nicht  unbeschränkt  werden 
getragen  w^den  können  und  dass  Konkurse  und  Zwangsvollstreckungen 
besonders  im  Kreise  der  kleinen  Gewerbetreibenden  bald  die  Unmöglichkeit 
dieser  Xeubclastung  erweisen  werden.  Auch  erscheint  es  nir-iit  aus- 
gefchlrvHsen,  dass  dadnicii  Aln  scgonsroichen  Wirkungen  dor  Unfallversiche- 
rung selbst  in  Frage  ::e  ir.at  werden.  Denn  diese  hängen  wesentlich  von 
der  weiteren  freudigen  Mitwirkung  dor  Unternehmer  ab,  die  willig  die 
Lasten  auf  sich  genommen  und  mit  Rat  und  Tat  an  diesem  sozialen 
Werke  mitgewirkt  haben.  AIkm  iln.'  Freudigkeit  ist  wesentlich  ver- 
mindert w'orden,  als  ihnen,  in  Abweichung  von  der  Grundlage  dos  ersten 
Gesetzes  und  der  folgenden  Rogierungsentwürfe,  nach  kürzester  Verhand- 
lung eine  neue  Last  aufgelegt  wurde,  die  sich  zur  Ucborraschuug  aller 
Beteiligten  als  ein  Betrag  von  4— &00  Millionen  enthüllt  hat.  Zu  einer 
solchen  Xeuregelung  der  Ansammlung  eines  Reservefonds  fehlte  es  an 
jedem  triftigen  Grunde.  Seit  Erlass  des  Gesetzes  von  1884  waren  krine 
unvorhergesehenen  Erei<j:n!s='e  eingetreten.  Ein  Bedürfnis  nach  einer  Er- 
höhung des  Itesorvefonds  konnte  daher  nicht  nachgewiesen  werden.  Auch 
heute  ist  dies  noch  nicht  der  Fall  uud  muss  so  lange  als  unmöglich  gelten, 
als  die  noch  heute  sutreffenden,  schlagenden,  von  der  Regierung  1884 
gegen  das  Kapitaldeckungsverfahron  angeführten  Gründe  nicht  wi<lerlegt 
sind,  welche  auch  auf  das  jetzt  belieliio  System  Icr  AiT-'nTninlnn:^  eines 
die  wirklichen  Bedürfnisse  weit  (iber.-  toi;;enden  Kesm  \  ute.ud.s  volle  Au- 
wendung tinden.    Der  einzelne  Betrieb  kann  wohl  untergehen,  nicht  aber 
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die  Ge.samtlieit  der  Industrie.  Und  sollte  wirklich  ein  solcher  dauernder 
Niedergang  eintreten,  so  ntttzt  der  angesammelte  Beservefonda  in  Staat»- 

l»apiereii  auch  nichts  mehr,  weil  diese  dann  wertlos  sind.    Es  ist  schon 

in  der  Petition  den  ehrerbietigst  unterzeichneten  Zentralverbandes  au  den 
JioiclistriL'-  ^•om  7.  Mai  IIHH.»  hervorgehoben  worden,  dass  die  Tdee  der 
AuHuuimiuug  eines  grübseren  lieservefonds  ihren  Ursprung  in  deu  Vcr- 
hftltnissen  der  privaten  VersicherungsgosellschafteD  habe,  dass  aber  hier, 
in  einer  öffentlich-rechtlichen  Zw antrsA-ersicherunji; ,  {rsLuz  andere  Yerh&lt» 
nisso  vorlftfren  als  doj  t,  wo  durch  beliebi<:en  Wechsel  der  Zahl  der  Ver- 
sicherten grosse  GolVihren  für  die  ZahlunixslUhigkoit  der  Gesellschaft  eiu- 
Htchen  können.  Zudem  isr  ja  für  den  Fall,  dass  eine  Berufs^enfissenscLaft 
einmal  ihre  Verpflichtung  nicht  sollte  erfüllen  können,  schon  jetzt  »ge- 
setzlich gesorgt.  Die  Genossenschaft  kann  aufgelöst  werden,  and  damit 
geht  ihre  Verpflichdni«^  laut  §i<  51,  127  des  UnfallversicherungagesetMft 
auf  das  iJeich  (Hier  deu  bctrelfendeu  Bundesstaat  über.  Ki)en8owcnii.' 
.<iud  die  der  Fassuui,^  des  j^enaunten  311  zu  Grunde  lieiionden  Ad- 
öchauun^cu  und  Grundlaj^eu  der  Berechnung  einvvandlrei.  Es  brauch«  kicr 
nicht  nfther  auf  die  Entstebiini:s<i^cschichte  des  §  34  eingegangen  zu  werden, 
zumal  dies  bereits  luohrfuch ,  /..  B,  in  der  genannten  Petition  sowie  in 
jrui'rstor  Zeit  in  der  Petition  des  Verbandes  der  deutschen  Boiufsy^en^'ssen- 
.•-chafTen  an  den  Boichstag  vom  2!*.  Oktober  1J><)2  ausführlich  geschehen 
ist.  Ijti  sei  uui'  gestattet,  kiuz  folgendes  in  Kiinneruug  zu  bringen;  Der 
Regierungsentwul-f  schlug  den  §  lU,  der  dem  jetzigen  ^  3i  entspridit, 
genau  iu  der  Fassung  des  alten  §  18  des  UnfallversidherungsgesetzM 
vom  0.  Juli  18S1  vor  und  forderte  nur  die  An.sammlung  eines  Keserve« 
f"Ui:is  in  dos  laufoudeu  dopiiolteu  Jahresbedarfs  an  EutschildiguniTS- 

betrageu.  jJie  Bei:ründnug  fiihit  zu  K»  aus:  „Sachlich  schlä^'t  Jer 
Entwurf  eine  Erleichterung  vor;  das  Gesetz  von  1881  ei'foi-dert  als  be- 
Btändigen  Miudeatbetrag  dos  Reservefonds  den  doppelten  Jahresbedarf  der 
GenoKseuschai't,  d.  h.  den  zweifa<  T  •  u  Betrag  der  im  Vorjahi  e  zur  Deckung 
der  Eutschildigungsbelrrigo  uiul  der  \'erwaUunLrskAsteu  erforderlich 
AVAr<ii^Tieu  Betiiii^o.  Es  ersclicint  angängig,  die  andcrwoito  Verweudun^' 
der  Zinsen  (dos  lieservefondsj  schon  dann  /u  gestatten,  wenn  der  lieserve- 
fonds auf  den  doppelten  Betrag  der  Entschädigungen  gestiegen  ist."  Statt 
dessen  hat  der  Reich.stag  in  kflrzester  Zeit,  „um  einer  Unerträglichkeit 
der  Tiasfen",  d.  h.  ..des  Steigcus  der  UialajUeu  von  Jahr  zn  Jabr^  v>'r- 
zubeugen,  beschlossen,  „alhnählich  die  31'iglichkeit  des  Uebergan^es  /.\m 
Kapitaldeckungsverfahren  voizubereiteir",  und  damit,  statt  der  von  der 
Regierung  und  selb.st  der  Iieichstag^k<>muiission  nach  ihren  Ausführuugco 
beabsichtigten  „ErleichtAriiug  der  Lasten",  die  oben  aufgeführte  Mehr* 
belastung  der  gewerblichen  Beruf-genossenschaften  aufgelegt.  Die  iiüd« 
Fassuiii;'  des  Hl  ist  ein  unheilvolles  Koni|troniiss  zwischem  dem  Um- 
luL'c-  uini  dorn  Kai>italdecknn^'sverfaliren  zu  (nmston  des  letzteren,  tio*/- 
dcui  dies  A'erJahrou  sowohl  bei  dem  Eilass  des  ersten  Uufailvorsichcrun^s- 
geäot);e:fi  vom  6.  JuH  ]HH4  in  der  ausführlichen,  klaren  und  noch  heute 
nias--ucl>cij'l<  n  Bc^^t■'iu<l^nl•^  des  4^  18  jenes  Gesetzes  grundsätzlich  ver» 
M'oi !'.  [!.  <'  \\  ]o,  bei  doiii  Ki.tuurf  eino-^  Gosetzos.  betroifeud  die  Abiinderuiii: 
der  rnt'al];  rs.  tzo  im  .Tahro  is!H;  —  Drucksaf  lien  <les  Keichstairs,  9.  Leüis- 
latu.i  jicnodo,  IV.  »Se^^^^iun,  18l>0yi'T,  Xo.  570  und  iu  der  iieichstagskouuui.s^iüu 
im  Mai  und  Juni  181)7  —  ab^relchnt  worden  ist.  Die  Annahme  de* 
jotzigcii  ^  H4r  nach  dem  Antrage  Schmidt-Elberfeld  kommt  in  ihren  un- 
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heilvoUeu  Folgen  dem  Kapitaldeckimgsverfahreu  fast  gleich.  Die  ganze 
Bechnong  beruht  ferner  auf  äusserst  schwankenden  OruBdlagen:  stetigem 
Steigen  der  Entschädigungsberechtigten  sowie  der  erforderlichen  Betrftge 
ohne  Boriicksichtigun^r  <Jor  Verändemngen,  die   schon  z.  B.  durch  die 

KrankpTil'rliaiidlung  seitens  der  Benlf^i£ren'"^s^Jenschai"tcn.  don  llilck'^cMiti  der 
Zahl  der  dauernd  völlig  Er\verbsnnlilhi;_'en  zuiolge  der  steigend  wirk^anleD 
Uufallverhütnngsvorschrifteu ,  wie  andererseits  dui-ch  die  Ei-höhung  der 
Einderrente,  die  Anrechnung  einer  verschiedenen  Höhe  des  Arbeits- 
verdienstes Howio  das  Schwanken  der  letzteren  selbst,  und  endlich  durch 
die  ermöglichte  Kapitalabtindung  für  cn.  H  Prr»z.  aller  Entschädi<^ungen 
bedinirt  sind.  —  Auch  trifft  die  der  TJeclmung  zu  Gnindo  gelegte  Voraus- 
setzung, dass  die  Zahl  der  Versicherten  bia  zum  Beharrungsizustand  im 
wesentlichen  unverändert  bleibe,  nicht  zu,  wie  dies  schon  die  damals  der 
Eommi^!sion  vorgelegte  Donksrhiift  zugegeben  hat.  Es  ist  auch  kaum 
möglich,  eine  derartige  Ka{>italdeckung,  wie  sie  mit  der  Ansammlung  des 
Reservefonds  angchalint  A\ordon  ist,  zutreÖV-nd  zu  bemessen,  weil  die 
Hiiuiigkeit  der  Unfälle  und  andere  zu  Grunde  zu  legende  l'atsachen  der 
WahrHcheinlichkeitsrechnung  nicht  recht  zugänglich  und  mindestonä  mcht 
genügend  sicher  statistisch  festzulegen  sind.  Der  mehrfach  genannte  §  34 
wird  aber  auch  den  von  ihm  angestrebten  Zweck,  den  einzelnen  Berufs- 
p^enossenschaften  das  im  Sinne  des  n;->e(/^::ebers  nötige  KfiytiTnl  '/m  ver- 
sfhati^'en .  in  keinem  Falle  erreichen,  weil  er  eine  eiiiheitiiciie  i^eirelung 
für  die  ganz  verschiedenen  Verhüllnissc  der  einzelnen  Boruisgenosson- 
schaften  triflPt,  wie  dies  in  der  vorgenannten  Petition  ausführlich  dargelegt 
ist.  Schliesslich  i.-  i  e  durch  niclit-^  gerechtfertigte  Mehrbelastung  der 
Industrie  im  Verirloich  zur  Tiiindwiri scliaft  eine  di'ückende  ITn-'erechtig:- 
keit.  Trntzdem  in  »hu-  ]{eichstagsk«nuinissiou  solb.st  darauf  hin'_r'  v>  i  '-on 
wuido,  „ea  bei  nicht  empi'ehleutjwert ,  für  die  Industrie  ein  anderes  Ver- 
fahren aU  für  die  Landwirtscliafb  einzuführen",  wurde  der  Reservefonds 
die  letztere  ganz  anders,  einfach,  zweckentsprechend  und  gerecht  ge* 
re^ielt,  '67  des  I'nfallversichernngsgcsetzes  für  Land-  und  Foi-stwirt- 
schaft  be.'itimmt:  „Zur  BiMnT'ir  '(]o^  Reservefonds»  si-id  .  s  iorn  ni  lit 
Tjandesgesetz  oder  Statuten  eau-n  ln'ilieien  Betrag  vorschreiben,  boi  tler 
Umlegung  des  Jahreübedarfs  jährlich  2  Proz.  iles^clben  zuzuschlai^'^i«  ,  so- 
lange der  Reservefonds  nicht  das  Doppelte  dos  jeweiligen  JahreHbedarfs 
erreicht."  -Sonach  erscheint  der  mehrtach  ircnannto  AV)satz  I  dr-s  §  '6  t  in 
seinen  Wirkungen  nidieilvoll  l'iir  die  ln<lustrie,  das  betroilene  llnndwfu-k 
und  (Ion  Handel,  ohne  sachlichen  ffrund  entstanden  ,  auf  nicht  ü:ou'i;„^end 
klaren  Anschauungen  und  Berechmiugsuuiorlagen  boridieud,  seinem  Zwecke 
nicht  entsprechend  und  ungerecht  im  Vergleich  mit  der  Landwirtschaft 
Eni-er  Excellenz  trägt  daher  da.«5  ehrerbietigst  untpr/ei(  hnete  Direk- 
torium die  dringende  Bitte  vor,  baldmö;iliciist  zum  Meile  <lei-  Industrie, 
des  betrotlV MfM  Ifnudwerks  und  des  Handels  dahin  wirken  zu  wollen,  dass 
eine  Aeixiuriin»^  ues  §  3-4  des  Gewerbe-Unfailversicherungsgebelzefi  dahin 
Platz  greift,  da.s.s  da.s  Gewerbe  ebenso  behandelt  wird  wie  die  Landwirfe- 
schaft, indem  an  Stelle  des  Absatzes  I  des  genannten  §  34  der  Absatz  I 
des  §  37  des  Unfallversicherungsgesetzes  fdr  Land-  und  Forstwirtschaft 
gesetzt  wird. 

2.  Resolution  des  XXXVI.  Tiade  U  n  i  o  n  -  K  o  n  g  r  e  s  s  e  s  : 
Der  Konirress  weist  di«  bV-uIcmu^  auf"  <lje  Notwendiirkeit  der  Errich- 
tung  einer  nationalen  Aitcr^vcrsicherurig  hin,  die  auf  alle  Bürger,  3l!lnuer 
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und  Fraueu,  von  00  Jahren  an  Anwendung  lande.  Die  liente  sollt« 
wenigstens  5  sh.  pro  Woche  sein.  Die  Kesten  dieses  Planes  sollten  aus 
den  Stenern  bezahlt  werden,  und  die  Altersgrenze  auf  abhangige  blinde 
Personen  keine  Anwendung  finden. 
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=  Deutsche  KrankenkiLssenzeitung.  —  D.  W.  ~  Deutsche  Worte.  —  Ee.  =  De  tkoDomi^t. 

—  E.  J.  —  Eoonomie  Journal,  ^ndon.  —  Eoon.  Bev.  »  Eoonosnie  Se^ew,  Loodoo.  — 
Ei  ~  O^^tf-rreich-ungarisches  Eiscnb:ihublntt,  Wien.  —  E.  T.  Ivori.niii-k  Tidskrift, 
fcitockhoim.  —  Fr.  =  Fraiien.'irbeit,  Beilage  der  Wiener  Moi^'enmtuDg,  Wien.  —  F.  R.  ^ 

Fortaightlf  Review.  -     (  m  n.  —  Gcno>scnscliaft,  Wien.  —  Gew.  —  (iewerkschaft,  Berlin. 

—  Gg.  =  Gewerbegericht,  Berlin  und  Frankfurt  a.  M.  —  Giorn.  d.  Fr.  ~  ninm  ilo  degli 
EcouumisU.  —  G.Sch.  =  Gewerkschaft,  Wien.  —  II.  A.  *=>  Ilandels-Akialcmic,  l/ej|i7.ii{.  — 
H.  Q.  «  Zeitschrift  für  Ilaudcl  iind  Gewerbe,  "Wien.  —  H.  M.  =  Haudclsiuui^euin,  Wiav 

—  H.  S.  =s  Ilus/ailik  S/:lzad  (Organ  der  uugarischon  Sektiou  der  internationalen  Ver- 
einigung für  geeetzlichen  Arbcitcr^chutz),  Budapest.  —  U.  V.  =  Hygienisches  Volks'blatt. 

—  II.  Z.  =  Die  Zukunft,  Berlin.  —  J.  =  Jugendfürsorge,  Berlin.  —  J.  A.M.  =  j3.«>trows 
Arbeitamarkt»  Berlin.  —  J.  £.  <=  Journal  de»  EcononiLstes.  —  Ind.  =  Die  Industrie; 
Wien.  —  J.  N".  St.  —  Jahrbfleher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  Jena.  —  J.  K.  Z. 
=  .Journal  of  the  Department  of  Labour,  Wellington,  New  Zeidand.  —  J.  S.  =  Jonru.il  dt'  1» 
äoci^tli  de  Statistique  üc  Paris,  Paris.  —  .1.  St«  8.  Journal  of  the  Boyal  Staüstieal 
Society.  —  E.  8.  —  KArgnsdas^f^  Szemle,  Buda]>est.  —  L.  G. »  The  Labonr  Ofläette,  London. 

—  Ma.  -  M.-isius'  Tlumi-rli  III.  M.  Ch.  ^  Monatsschrift  für  iliri-dicbc  Sozialreform,  Frvi- 
bar|{.  —  M.  G.  ~  Mitteliuugon  des  Gesamtrerbandea  der  christlichen  Gewcrkachafteo  lieauch- 
landü,  If.-Gladbach.  —  M.  L.  B.  Mamaehnaette  Labonr  Bulletin,  Boston.  —  M.  M. 
Miticiluiigen  des  gewerbeh\ ii-schcn  >fii-i  nm>.  M.  V..  —  Meilizinischc  Reform.  —  M .  SJ. 
»  Muse«  social,  rorb».  —  M.  Soc  «  Le  Muuvemcnt  Socialiatu,  Paria.  —  M.  S.  M.  "  Ho- 
natMsehrift  für  aoSial«  Meditio,  Hambnii^.  —  M.  ü.  L  =  Moni^taadirift  für  UnMlhcOknide 
und  Invalidenwcsen.  -  -  N.  d.  =»  Xfv<r  d  .h  i,  Prag.  -  ■  N.  (1.  -=  Dif  nnio  f  I.-t  1!-' ^  ift, 
Berlin.  —  N.  L.  (ien.  ■=  Nachrichten  des  \  crbandes  Iandwirt.<»cliafUichcr  GenosscnvhaftfO 
in  S«  ldc-.ien,  Biditz.  —  N,  K.  =  Thc  National  Keview.  —  N.  T.  —  Nationalokoiioaüsk 
Tid.K^krift.  —  N.  Z.  ^  Neue  Zeit,  Stuttgart.  —  P.  A.  K.  =  Politisch  -  Anthro|^>ologi><*€ 
Kcvuc.  —  Pr.  h.  Przcgbad  hjgienio/.ny. —  P.  S.  =-  Political  Science  tiuart«'rly.  —  K..A.  ^ 
Reiohsarbeitsblatt,  Berlin.  —  Rc.  Das  U.  clit,  Wien.  —  Ref.  soc.  -=  R{-fomie  sociale; 
"fw»'  —  Pev.  A.  -  RcTne  generale  d'.Vduiinif^tration,  P.nris.  —  Rcv.  te.  p.  •=>  Revue  d'fco- 
BOmie  i)o1itique,  Paris.  —  Rcv.  Q.  =  Revue  des  Quettions  sociales  et  ouvriürcs,  Paris.  — 
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jßcT.Tr.  — =  Revue  du  Travail,  Bruxellcs.  —  Bu.  =«  Roch  cbr«ei«ciausko  ;*i>oleczny.  —  S.  C.  V, 
B  SdiwdMr  KonramTendii,  Baad.  —  8.  If.  —  SoKialistische  MoiMteheft«,  Berlin.  —  S.  P. 

m=  Soziale  Praxis,  Berlin.  —  S.  Pr.  —  S  rzialnrztliche  Preise.  —  S.  R.  «  Soziale  Rund- 
schau, Wien.  —  S.  Rev.  =  Soziale  Revue,  K>*^en-Ruhr.  —  S.  W.  (J.  —  Viertelj:ihi-sschrift 
för  Soaiftl-  und  Wirtj*chaft»;^?Hciiichte,  lyeipziii,'.  —  8.  \V.  S.  --  t^ehweizerisehe  iJläticr  für 
Wirtschaft«-  und  Sozi:il|Klilik.  Bern  T.  Times,  Ix)ndon.  —  T.  F?.  =  Tcehnis«ohcr  Bote 
der  Stiidte,  Berlin.  —  V.  A.  =  V*.lL-luiuiiche  Zeitschrift  fiir  pi  iktisohe  Arheiterver- 
sicheruüg,  Ma^tdeburg.  —  V.  W.  =  Volkswirtsduiftliche  Woohensrhritt,  Wien.  —  W.  Z.  S.W. 
=  Wolfs  Zeitsciirift  für  Soziiüwisseusehaft,  Berlin.  —  Y.  R.  —  Y»üe  Revue,  New  Haren. 
—  Z.  «=  Zeit  Berlin.  —  Z.  Br.  -  Zeit-schrifi  für  Bergrecht,  Bonn.  —  Z.  (i.ll.  ^  Zeit- 
f&r  Qewerbehysfiene,  ünfallversicherunK  und  Arbeiterwohlfidlrtseinrichttnigcn.  —  Zu  —-  /.t  it, 
Wien.  —  Z.  W.  Zcit.iehrift  für  Wohnongsweaen,  Berlin.  —  Z.  W.  B.  ■»  Zeitschrift  für 
Wohnungswesen  in  Bayern,  München. 

!•  Arbeiter-  ud  ArWiterBehatokon^ene. 

Fuchs,   Dr.    Die  Vorhandlunficn  der  internationalen  Vorein ipn ml:  für  gMetilichen 

ArbieiterschutK  ia  Banel  am      10.  u.  11.  iSept.  1903.   S.  P.  52. 
Rlnnkm  de  te  Oommission  de  1'A8«ociation  inteniationale  poar  Ia  protection  Ugale 

des  travailleurs.    B.  O.  T.  X. 
Le  Xi*  coogr^  interuatiooal  d'hypiene  et  de  dömographie.    B.  ü.  T.  X.  9. 
Dritte  internationale  Lederarbeiierkonferenz.  C.  G.  D.  XIII.  35. 

Die  Konöuravereiue  und  (h-r  ( ;r»werkfichnft«knnnT»^i?.    A.  r;.  ii.  I.  f.. 

Sjrdow,  Dr.  H.    Die  Genenilversaniralung  dt»  Vt-reiur-  für  Si izialf^  ilink  vo:a  14. — 

16.  Sept.  in  Hamburg.   S.  P.  XII.  Ö2. 
Konjrrese  DifhlMiziali^tisdnT  (ieut^i  hcr  Arlv  iferx ••rluiiide.    H.  P.  Xli,  50. 
Die  Sozialpolitik  aut  dem  Kathoiikciita^e  ia  Kulu.   8.  P.  XII.  49. 
Der  scchj^tc  KongreM  der  „Freien  Vereinigung  dMiwher  Qeverkachaften".  C  G.  D. 

XIII.  30. 

Die  Verbandsversaiauilung  der  deuts(^hcn  (tcwerbegerichte.   C.  G.  i>.  XIII.  39. 

Zweite  Konferenz  der  Gewerkschafton  Oberschlesiens.    C.  (J.  I>.  XIIL  39. 

Zweiter  Bauarbeiterschutzkongross  in  I)eut>*chland.   A.ö.  XIV.  8. 

Der  vierte  österreichi(?(;he  (}ewerkschaft>»kongres!*.   G.  Sch.  V.  11. 

Kongress  der  böhmischen  Gewerk-^diattcn  und  Arbeiterbildungsvoroiiie.    S.  R.  IV.  r>. 

Der  XI.  Verbaudstag  der  Arbeiter-Kranken»  und  UnterstützuDgakassen  Oessterreichs 

in  Graz.   A.8.  XIV.  IR. 
Beruf*<k('ii!/n  >^e  in  Dänemark.    C.  G.  D.  XIII.  BU. 

Trade  Union  Congreä«.  X.  1903.  Aug.  13.  p.  10,  äept.  8.  p.  5,  9.  p.  4,  10.  p.  5,  11. 

p.  (3,  12.  p.  12,  14.  p.  2;  L.  G.  XI.  9. 
Der  nationale  Kbngce^ia  der  General  Federation  of  Trade  Union»  in  Dublin.  G.8ch. 

V.  17. 

Der  britische  Gewerkschaftskongrefis.   C.  G.  D.  XIII.  39. 

Traile-  uikI  Labour  (^ongre».«,  Interview  with  the  Dominion  Government.  D.  C.  III.  11 
Aunuai  Conference  of  the  ßrick-laycrf»  and  Ma^onn'  (Jnionfi.  of  Ontario.    I).  C.  IV.  1. 
Französische  Gewerkschaftskongresse.  C.  G.  D.  XIII.  HU. 

Dritter  KoneTeae  der  lAndesorganiBadon  der  achwedisdiea  GewerkäuhaftcD.  U  G.  D, 
Xlll.  34. 

Die  erste  Konferanz  Hchweizenadier  Arbeitaämter.  S.  W.  S.  XI.  15. 

2.  Arbeiter-  und  Arbeltersehutzors^auisutioueu. 

Maxwell.  W.   Die  Notwendigkeit  der  Genos8cn.*chaft?*vorbände.    S.  C.  V.  III.  30. 
Mayer,  X-  W.    Ueber  die  Notwendigkeit  einer  fachlichen  Organisation  der  Arbeiter. 
Ru.  I.  17. 

Legion,  C.    Die  dringendsten  Fordo^agea  der  Gewerkschaften  an  die  Gesetz- 
gebung.  N.  G.  I.  1. 
Schar,  l'rof.  J.    Konsiuinrironorganisation  und  S<Jzialreform.    8.  C.  V.  III.  29. 
Grabein.    Das  Genosseoöchaftäwe^a  im  europäischen  Weinbau.    J.  N.  Üt.  HL 

Zur  Systprii.-itik  t\<^  n..iiM.-f.ii-(h:iff-\v.-.  ii-.        C.  V.  III.  2S. 

Die  Bedeutung  und  Autgaben  der  örtlichen  (icwerkschaftskartolle.  T— X.    C.  G.  D. 

XUL  7—11,  13,  14,  16.  17,  19. 
Arbeit«Ios»ent*tati8tik  in  gewerkschaftlichf^n  Z  rjini! verbänden.   C.  G.  l>.  XIII.  23. 
Baugenoeseoschaft  in  Verbindung  mit  Lebensversicherung.    II.  M.  XVIII.  28. 
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Die  lunwirkuDjK  der  wirtHcluifLUcheu  Lage  aui  die  BauKßuoäd^ficliaften.  B.  G.  L  23. 
Heitz.  Zur  Frage  der  Bcschaffimir       Baugddem  rar  BaugenoaseoBcbafteo.  Z.  W. 
L  17. 

Simon.  E.  Die  l;«  k.iiiijtlung  der  A^beit^ilo8isrkpit  durch  die  Arbeitervereine.  A. 
XXXVI. 

Der  K»  riit--chut7-  in  d'n  (  n  ui  rksdiaften.   G.S  li.  V.  ]8. 

Die  GiwirkK-haftskarttllr  iimi  (iiu  Arbeilerverlruttiwalileu.    C.  G.  D.  XIII.  i"<  '. 
Fürst,  Dr.  M.   (;(.sel[.-.tluiti  für  soziale  Reform.   M.  S.  M.  I.  1. 
Stüben.  L.   Die  Ikurlnubung  von  Angestellten  der  Geno.^scnscluiffcn.    H.H.  L.26, 
Crüger,  Dr.  II.    Aus  dem  deuLselicu  (Jenos&eiitielmft-fcWC'ien.    Zt.  XXXV.  Iä3, 
Die  deut.Hc  heti  (iewerlrechafteoigaiüaatioDeD  im  Jahre  1902.  8.  P.  XII.  40;  G.  G.  D. 
XIII.  :s3,  31. 

Das  (leutsclie  bindwirl*ichaftliehe  Geno«#-ensehafts\ver'en  am  Öelilui^se  des  Jahre«  I1*J2. 
N.  L.  Gen.  VIII.  S. 

Satzung  der  KuhcgdoaiUkaäse  deutscher  Erirerbs-  und  WirtechaftagenoeneoachaftcL 
B.  G.  L.  31. 

Der  deut^ehe  Handr]>tnfr  nni]  da.s  Geno!;sen.-«  hafts«-e.-<en.    Ii.  G.  L.  30. 
Der  neue  deuttchr  KouäumvereiQHverband.  A.  0.  V,  Iii.  24,  25. 
JOie  Konstituierung  des  Gesamtverbandes  deutscher  KonsumTereiDe.  8.  C.  V.  IIL  21. 
Flein sn er,  H.    Eine  neue  Acni  der  deutschen  KoDsumg^osseiuchafteik   N.  Zb 
XXi.  35. 

Der  Verband  «fiddeutBcher  Konsumvereine.   8.  C.  V,  III.  21. 

Die  Ki>]i^uravereine  und  der  (iewf  rk-i  h:ift-k  >riirro>-.    A.  (icn.  1.  (>. 
Die  GiuiJtiiinfr  desi  ZentTttlverband«  &  der  deutK-ben  K<jii.~nni vereine.   »S.  P.  XII. 
Tätigkeitsbericht  der  Union  der  Textilarbdtw.   (i.S<di.  V.  10. 
Maiiipkc,  C.  Die  Besteuerung  der  Gonoesrascbafteu  in  Freusaen.    J.  N.  St  III. 
2o-  3.  ^ 

Vieenz,  E.  Die  ArlKuterwobnunjr-^anlagen  der  allpenieinen  deutseben  f!j<>biff!!- 
zimmerertrenctrisenschaft  und  des  liau-  und  Sparverein.-<  in  Handiurg.  Z.  W.  I.  14. 

Sat/utjg  (Ut  U'itwen-  nn<l  \Vai.senpension!>kas.-,e  deuij*chcr  Krwerbs-  und  Wirtsdialts- 
genossf:»-^  italioti  in  Berlin,  V<'r.sicherunL'fVf  rein  auf  Gev'oiiHcitigkeit.  B.  O.  1*15. 

Der  (ieut.xcbe  llau<lf!stag  und  da--  (Jeno.«H<>riscbafls\vesen.    H.  G.    L  ;iO. 

Die  Gablonzer  l*m(luktivg(:n<jssensebalt  der  Iloblperlenerzcui'er  im  Jahre  IIM/J.  fl.  IL 
XVIII.  2".. 

Der  öttterrei(  bische  Buclulruckerverband.   G.Sch.  V.  IS. 

Winarnkv,  L.  Die  Or<mni(»ation  der  arbeitenden  JuL,'fnd  in  Oesterreich.  N.  Z. 
XXI.  3S. 

Der  III.  niederöätcrreichische  Katbulikeotag  und  die  Gcwerkdchaftüfrage.  Arb.  XlV.iÖ. 
Le  mouvcmcDt  syndical  en  Beli:i«jue.  Kev.  Tt,  VIII.  5  et  sq. 
Lepren \,  U.    Genossenschaih»weseD  und  Arbeiterwohnuntfen  in  Belgien.  Gco. 
XXXil.  2U. 

Kuiumcr,  Fr.  Die  Gcwerksdiaftsbewe^nfr  in  Belgien.   N.  Z.  XXI.  30. 

Eniilio.    Eine  Arbciierfabrik  in  P»r!  i.  ;i.    X.  Z.  XAl. 

l'udon,  H.    I>ie  atn(>rikani.-'cheu  Xra*ie  i.  jaoiis.    .J.  N.  bU  III.  20.  2. 

Von  den  am»  rikanistbcn  (iewerkscbaftco.   (\  G.  I).  XIII.  96. 

Brun  bes.  H.  Oriüiue  et  d^vdoppemeut  dos  ligues  de  ooDsomioateura  en  Am^qn^ 

soc.  l'.iic;. 

Od  Ainc  rican  Labonr  Uninns  Mrthods.   'I'.  23.  July  1903.  p.  12. 

Cassel.  G,    Kit  slycke  anicrikaiisk  fackli'ircningsjiolitik.    K.  T.  V.  .">. 

Gide,  (.'b.    l)ie  K<>nsinn>.Mtii>s.-('Mschafrs!M'\vcgung  iu  l'rankreicb.    S.  G.  V.  III.  18» 

Die  Srärk»*  <l<'r  tranzr).-i<t  ]u  ii  Gewfrkscluiltrn.    C.  G.  D.  XIII.  :.' L 

Ein  franz«">si>tber  Gesetzentwurf  über  die  ( iewerk vereine.    D.  Ind.  XXII.  IS. 

lys  a-sDcialions  ouvri»  r<-s  de  produclion,  de  cunsoniniatiüjj  et  de  credit  au  31  juilirf 

l!t03.    B.  O.  T.  X.  1». 
Subvention^  anx  assnf  iaiions  ouvrieres  de  production  eu  Ii.  Ü.  T.  X.  5. 

LcB  Hvndicnts  jirofosionnels,  h^*  uninns  de  »yndicats  et  hourses  du  travail  eo  1910. 

Ii.  O.  T.  X.  '.». 

Die  Entwickciung  der  Gewerkt^cfaaft^bcwegung  iu  Grossbritonnien.  C.  G.  D.  XIU*  ^ 
Webb,  B.  et  8.   L*4\*olution  du  Trade-uniontsmc  en  Angicterre.    M.  Soc  V.  114, 

11.'..  110  7  et  IIS. 

Beer,  M.   Di«  i.>2tge  dc>i<  englischen  Gewerknchafusrechteii.        Z.  XXI.  44. 
Beccnt  ProgreiaK  in  Co-operation.  L.  G.  XI.  Hl 

The  Shop  antdittants'  union  and  early  cloi^lng  leginlation.  T.  16.  April  lÜÜS^  p.  2. 
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Grant,  L.   Women  in  Trade  Union.s.   A.  F.  l'J03.  Aue. 

Die  Krise  im  Trade- Unioni.-änius.    V.  W.  XL.  1010,  im  ^. 

l>ie  Fortachritte  der  britiechen  Kooauiuvereiue  ia  liX)2.       C.  V.  III.  21. 

Workmen's  Ooopentive  Productire  Societies.   L.  O.  XL  5. 

Uninii>  f.irmod  during  thr  nrnnth  of  April  ok\    D.  C.  III.  11  etc. 

Labour  Or^Duation  in  UauaUa.  X>.  U  III.  11  etc. 

Cb-operative  Worke  in  Nev-Zealand.  J.  N.  Z.  XI.  124  etc. 

Die  ( loivork-rhaftHbewi  LMiiitj  in  Norwopcn.    G.Sch.  V.  12. 

Viiegen,  W.  H.    Die  holläiidi»clieu  Arbeiti^kaiumerü.   N.  Z.  XXI.  38. 

Leeoen,  G.  de.  De  co6j>crHtiTe  suilcerfabriek  te  Sa«  van  Gent.  Ec.  LIL  Md. 

Ligg,  J.  Die  Genfer  Arbeitskammcar.  N.  Z.  XXL  32. 

3.  Arbeiter^ekreteriate. 
Die  Ueutßclien  Arljcitereekretariate  im  Jahre  1902.   C.  G.  D.  XIII.  2ü. 

4.  Ar1»elt«rMli«te  nd  Arteitenelivtigcsetsgebiuisr,  allgemdii. 

Ba  11  er ,  I*rof.  Dr.  St.  Die  geschichtlichen  Motive  dee  internationalen  ArbeitcrschakzeB. 

s.  \v.  G.  r.  1. 

Mnday.  A.    Die  gCfCt/lichc  Ko<:oIuii^  der  n:i<ht!i(hen  Frauenarbeit.    K.       IV.  1. 

Zur  Ausdehnung  des  Arbeitcrinnenf^rliut/.i's.    '     '     1'.  Xlll.  2ü. 

y olger.  T>.  Kinderarbeit  iu  Gewerbe  und  ludustrie  und  Kinderschutz,   ti.  W.  S. 

XI.  u. 

Gerfiter,  M.    Der  Schutz  drr  «rewfrblicben  Lehrlinge.    K.  S.  XXVII.  3. 
Legicn,  C.    Die  dringendaten  I'orderangeu  der  Gcwerkscbattcn  an  die  Gesetz- 

gebimg.   N.  G.  I.  1. 
^[asr*(^,  D.    Ix'gislation  du  trnvail,    Kev.  A.  XXVI.  Janv.  rt  si]. 
Heifter,  Dr.  \V.   Gewerblicher  ArbcitertH^huü:.  H.  V.  IV^.  12. 
Lois  des  diver»  yny^  aur  la  r^paration  des  acddentB.   B.  0.  T.  X.  4. 
Ha  Ida  II  *' .  )urrr  and  th<^  law.    C  llev.  I'.t03.  Man. 

Moderne  DampfkeHselgenet^g«  bung.   Z.  G.  iL  X.  4— b,  11. 
Dix,  A.  Das  Kinderadintzge^cfi'.  im  Deutschen  Reichstage.  P.  A.  B.  IL  3* 
Poetzscb,  H.    New  German  rhild  labor  law.    A,  F.  ÜmH.  Jnly. 
Zur  Durchführung  der»  KindersehutzgfhutzcH.  1.    S.  1'.  XIL  r>L 
Scholz,  M.  V.   Kontrollma-^sregeln  de«  Kindor^chntzgwetaM»»».   S.  l*.  XII.  32, 
Braun,  I^r.    Da-  ICimii  i  M'liutz^'rs<  tz  und  die  Goworl'i •^:<•l■l«•hto.    Gg.  VIIL  ö. 
Das  neue  ucut.-'chc  Kiuderhi;huLzgtect/.   C  G.  D.  Xlll.  J6. 

Zur  Reform  dar  Gewerbegesetzgebung  und  des  Unfallver«icherung)«gcsctKC8.  Ä.  G.  Z. 

II.  10. 

Oei^torreichi.-iche  Gesellsoliaft  für  ArbcitLT.-^djutz.    S.  I'.  XII.  .;2. 
Dvorak,  Dr.  J.    Kinder>iehutz  in  rngaro.    C.  r.  VI.  U. 

Ani'ii-  royal  en  dat«>  de  21  avril  VA'.i  <  (>noernant  le  travaii  de»  feromee,  des  adoles- 

eeuUs  et  dei»  enfantj^.    Kev.  Tr.  VI  IL  0. 
Rappaport,  Ph.    Vnt  i  ungerecht  uod  ArbdtcrschutKgesctzgebttng  in  den  Ver> 

einigten  Btaatt'U.   X.  Z.  XXI.  '»2. 
Law.«  of  varir»U8  States  relaling  to  lalior  onactod  »ince  January  1,  185)6.    B.  D.  L. 

1903.  July. 

WillianiHon,  IL  E.  Ohiid  labour  iegit^lation.   A.  A.  XXI.  3. 
LawB  relating  t«  child  labor.   M.  L.  B.  lim.  2«. 

Kelley,  Fl.    An  efff<tivo  ihiM-labur  law.    A.  A.  X.KI.  .5. 

Die  ArbeiterKchutzgeä<:tzgebuog  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  aua  dem  Jahre 
im.  S.  R.  IV.  6.7.   10Ö2  0.  G.  D.  Xfll.  24. 

Em  französischer  Ge.<f  tzfntwurf  über  die  '  Jeucrkven  ine.    I  >.  Ind.  XXIL  \K 
D^cret  du  'J>^  niars  l'j03,  reudaut  exik-iitonc  cn  Al'j<  iii  la  loi  du  !S  jmllet  lUOl.  B. 
O.  T.  X.  5. 

rf^lliV) -'s'!  j."  Child ren  "  rniploynicnt  bili.    T.  27.  .luiy  im  p.  6. 
Cuuvicliuub  uiiiler  the  .AIhi)  Labour  Law.    1).  ('.  IV.  2. 
Induptrial  law  cominiitco.    T.  1.').  June  |>. 

Legi(!ilal ii in  afff  tirj-j-  l.uWnii!  iit  the  l'roviiu  ''  of  (.^ik  bcck.    D.  C.  HI.  12* 
British  Loliiniiiia  1  j  Ln-I..i  Iwii  atfccting  Laliuur.    D.  ( '.  I\'.  I. 
Manitol»  Legi- lati ort  :iit<  <  ling  IaIhiut.   i>.  0.  IV.  1. 
MacTosty,  U.  VV.  LohngCBetzc  in  Australien.  iS.  F.  XII.  33. 
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Ball,  H.   .State  ejcucrimcutä  in  Austmlia  and  New  Zeftlaod.   Econ.  Bev.  XIII.  3. 
Fehlin  {^er,  H.  Die  Arbeiterschut7.gcäet7.gcbung  in  Keu-Sedand.  B.  P.  XIL  42. 
Eckstein,  G.    Arb- itrr-<  hutz  in  .I:i|>au.    N.  Z.  XXI.  43. 
King,  B.    Recenl  c^ociai  Legislation  in  Italv,  £.  J.  XIII.  51. 
Virgilii,  F.  La  l^gisktion  onvri^re  «o  italie.  Bev.  int.  S.  XI.  4. 
Ein  niederländiBchor  ArbeitenchotsgeBfttsentwiurf.  C.  G.  D.  XIII.  21. 

5.  Arbeltcneh«iS|  b«raflleli«r* 

Albrecht,  O.  N< m  re  Entscheidungen  cur  Beleuchtung  der  Rechtslage  im  Giiiiw* 

gcwerbe.    S.  P.  XIL  1"). 
Das  neue  ßeichsgeoctz  üher  die  Ph(HphorzündwHroii.    X.W.  XXI IL  4  5. 
Vogelsftnger,  J.   Die  ZäodhÖl/chcn frage  in  der  Sdiweia  vor  dem  ^arum  der  od- 

penossischen  Oesetzjrf^NuHg.    B.  W,  S.  XL  1-'. 
lx)i  du  5  juillet  KKJJ  sur  1  apprentissagc  de  la  dLiittlle.    B.  O,  T.  X.  7. 
Hchack,  \V.    Die  Sonntagsruhe  im  Handebgowerbe.    8.  P.  XII.  4Si. 
BooDtagäruhe  im  UaudelHgewerlMi  Münehene.    B.  W.  VI.  ^2. 

Die  Einführung  der  vfiUigcn  Sonntagsruhe  im  Handcl^L'' wi  ibe  —  und  die  Kraokea* 

kfls-.Mi.    D.  K.  III.  2(J. 
The  ahop  asaietante'  union  and  early  cloeing  legisiation.  X.  15.  April  l9(Ki.  p.  2. 
Beclcer,  H.  MaRsnahmen  zor  Erhaltang  eines  gesunden  EiBeobannpereOBab.  B.F. 

XVII.   10.  o  «  r- 

Thc  Kaüwaj  Labour  Dispute«  Act,  LXB.   D.  C.  IV.  2. 

Gesetz,  betr.  die  FQteorge  IQr  Beamte  infolge  von  Betriebeunflaien,  Tom  2.  Juni  1902. 
Z.  Er.  XUV.  L 

flb  ArbelterrerliMltniflM  <nIlgiMnein>f  Mn-  und  BoilabtatiBlIk* 

Neukamp,  E.  Lohn  und  Aufrechnung.    W.  Z.  K.  W.  VI.  4. 

t^inzheinier.    Ixtlm  und  Anfret'hnung.    W.  Z.  S.  VV".  VI.  'J. 
Nelken.    Der  Lohnansprueh  des  crewerblichen  Arbeiters  l>ei  l>iensiverhjndcrung  in- 
folge unverechuldeteri  I  dlIüi  k-.   D.  J.  V'III.  1). 
MacroKty,  iL  W.    Die  Reg«>iung  der  Uihne.    S.  P.  XIL  47. 
Delconrt- H ai Ilo t    Iji  8aisie-arr('t  i«ur  !<»  »alaires.   Ii6f.  soc.  1Ü03.  7  et  H. 
Schiller,  Dr.  F.    Die  Arbeit-^iöhne  der  Fabrikarbeiter.   Ö,  W.  8.  XI.  18. 
Moderne  Fabriksbetriebe.   Z.  G.  H.  X.  13. 
EngÜHh  and  German  industries.   T.  lilOS.  May  16.  n.  10. 

Hir-.  Ilfeld,  Dr,  F.    Ueber  den  Verbrauch  an  uen  wichtigsten  Nahrungsmitteln 
unter  den  verschiedenen  sosialen  Verhältnissen  in  Deutsciiland.    M.  &  iL  L  L 
Die  österreichische  Arbeitsstatistik.  S.  P.  XII.  39. 

Harmäch,  K.  Bo/.inle  Verhältnisse  der  im  antottomen  Veriraltnngsdieoste  Aap- 

stellten.   N.  d.  X.  4—7. 
Giu!frida,V.  La  etatistica  dd  lavoro  nel  Bdgio.  Giom.  d.  Ec  1903.  Giugno. 
Bevit  \v  ni  Etnploymcnt  and  Earaings— stx  montba  endii^e  April  30,  1903.  M.  L.  B> 

i'.m.  2G. 

Bevue  dii  travail  en  mars  et  sq.   B.  O.  T.  X.  4  et  eq. 

Application.^  de8  >I<  <  rrts  sur  les  conditiona  du  tiaTail  dana  lea  travaox  d6paiteniai> 

taiix  «.'l  or)nimu]iaux.    B.  O.  T.  X.  4. 
Fox,  W.  Agricultural  wages  in  England  and  Wales  dnring  the  last  fifty  nm* 

J.  St.  S.  LXVl.  .June. 
C banges  in  Wa^je»  and  lIour.<  in  irn)2.    L.  G.  XI.  7. 
Brunner,  M.  P.   Taxed  Food  and  Wagen.   T.  14.  .Tuly  1<K)3.  p.  2. 
Ref)ort8  on  employnwMit  in  the  Princii>al  Industries.    L.  ö.  XL  5  etc* 
The  emplovmcut  of  rc^ervifitj*.    T.  2.  April  VMi  j).  11. 
Physical  Conditions  of  the  Lah-uumg  Cla^sscs.   T.  20.  .luly  1903.  p.  7. 
Reports  of  the  Moscly  lndu?trml  GommiH^ion.   T.  11)03.  April  18.  p.  10,  20l  p.  10. 
National  Training  and  National  Phy.simic.    T.  13.  .luly  1003.  p.  (>. 
Working  men  and  hii  lu  r  i-ilncation.   T,  25.  IIK>3.  p.  12. 

Brentano,  Prof.  Dr.  L.   Lcbonshaltung  der  Arbeiter  und  Abechaffong  d&t  Köm* 

sGtle  in  England.  Z.  TL  37. 
lndu.strial  and  Labour  Conditions  dnring  the  nionth  of  April  etc  D.  C  III.  H 
The  eosi  <»f  Hviog  in  Canada.   D.  C.  Iii.  11  etc. 
Maerosty,  H.  W.   Lohngesetsse  in  Australien.   H.  F.  XIL  33. 
Labour  problcma  in  New  Zealand.  T.  14.  April  1903.  p.  9. 
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The  60oiioinic  cooditioD  of  Jftpui.  T.  35.  Aug*  1903.  p.  1(X 

Der  Eiufliii««  des  GeneraJ-trf^ik«  in  Hollnnd  auf  die  La^e  der  Arbdter.  8.  B.  IV.  6. 
Elmquist,  Ii.   Sverigee  officielle  ArbejdÄfltatistik.    IS.  T.  XU.  2. 

7.  ArbeilerverhUteiflae  in  eimelaen  BenSuL 

A£rri(  iiliiiral  lliringH.    L.  G.  XI.  8. 

Agric all  Ural  Wagen  in  the  United  Kiiigdoiu  in  ]JK)2.    L,  Cr.  XI. 

t^ozialc«  au8  der  »U  utM  litn  Bergwerksindustrie.   C  Q.  D.  XIIF.  H'.t. 

üachweisung  der  in  den  llaupthcrgbaubezirken  Pr(MH=rns  im  Vierteljahre  KX)2 
und  im  Jahre  19<>2  verdienten  Ikrgarlxit^jrliihne.  H.A.  1  1.  lui  1.  u.  Jl.  Viertel- 
jahre 1903.   R.  A.  I.  'i,  ü. 

Vas.^eiir,  L.    Ix;s  cinients  du  Boulonnais.    B.  I.  T.  XT.  1  rt  2. 

The  Ijibour  &fup|>ly  and  other  Condition*  in  the  Metall  irades  of  Ontario.  D.  C. 
III.  11. 

Arr^t^  Toyvax  eo  date  de  23  mai  IWi  c-onceruant  le  clasäenient  des  fabriquee  d'ac^- 
tone  et  de  eonserves  de  fniit«.  Rev.  Tr.  VIII.  6.  En  dnte  de  14  et  30  juillet 
K*03  conet  rnant  Ic  t  l;i^>em('nt  de  la  im'paration  et  de  Tcniploi  du  cnllodion  et 
de  Ja  iabhc&tiou  de  la  cae^ioe  et.  de  raeide  lactique.  Kev.  Tr.  VIU.  Ü. 

Die  Handweber  Im  achlestechea  Euleogebirge.  H.  iu.  XVIII.  31. 

Jenista,  Dr.  L.   Die  Qesimdhelteverhdltiusse  der  Mhmischen  Weber.  N.  d.  X 

Abelsdorff,  Dr.  W.   Die  hyi^enische  Lage  der  Tapexierer  Deutschlands.  S.  P. 

vri.  4S. 

Condiiiousj  in  the  Tobacco  Indu.sirv,  liejuirt  of  the  Roval  Commi.-».«<ion  of  Inquiry. 
D.,C.  III.  11. 

Eev-Aberar,  K.  gndlnum,  G.  R.  Undersdlminff  af  tobakB-iodustrieD  in  Fioland. 

'£.  T.  V.  :. 

Jalf£,  Dr.  E.    !>!<  llrimarbeit  in  der  ZigarreninduBtrie  und  ihre  ffeeetaUche  Beee- 

lung.    8.  P.  XII.  .)1. 

Die  Regelung  der  Arbciti^vcrbültnifpe  in  den  Betriel>en  der  lal)akindus>trie.  8.  F. 
XIL  43. 

Erhebungen  über  die  Dauer  d*'r  im  FIri.scher;.'ewerl>e  übliolun  (;i<jlirhni  Arlioit<«zeit 

—  einst'blias.xlich  der  Sonntag.-^iiriH^'it  —  sowie  der  Ruhtj'atu-tn.    K.  A.  i.  1. 
1 'f-r  Xacbwucbs  im  Buchhandel.    B.  W.  VT. 

Der  Kampf  um  den  H  Uhr-Ladonschluss  für  den  Berliner  Buchhandel.  B.  W.  VI. 

43.  44,  4.-»,  r)2. 

Erhebung  über  die  Arbeit-^zeit  der  Gehilfon  und  Ixhriin^'^e  in  r-olchen  Kontoron  des 
Handelsgewerbeti  und  kaufmännischen  Betrieben,  die  nicht  mit  offeoen  V^erkaufa- 
Btellen  vertninden  sind.  B.  W.  VI.  39. 

Die  Arbfits/.eit  in  Handelsbetrieben.    H.  G.  IX.  S 

Wm&i  and  houn»  of  Hailway  Emplovecii,  Canada.  D.  C.  III.  11. 

CooBe  Labnur  for  Smith  African  Bailway».  T.  30.  Julv  1903.  p.  2. 

Loewe.    Zur  .•<0/'ial  :i  Ia\<ji-  •]rv  T'i-. ulialifi^MtÜi usi.d n  iti  I*r<>usfien.    A.  E.  1903.  4. 

Die  DieDbt-  und  Ruhezeiten  der  iusenbahubetriebäiieamtcu.   Ik  F.  XVII.  22. 

Dochow,  Dr.  Die  Lage  der  in  der  SeeBcfaiffahrt  beschäftigten  Arbeiter.    S.  P. 

xir. 

Die  Ruhezeit  von  Geiiiliun  und  I>ehrlinL'en  in  Gn.st-  und  i*<haiik\Mrtrtchafteu.  S.  P. 
Xir.  3j. 

Arbeitsverhältnir^^i  im  k.  und  k.  8ce-.\rsennle  und  Marine-Land-  und  Wa8«erbau- 
Ainte  in  Pola  im  Jahre  ll»02.    Ö.  R.  IV.  4. 

8.  Arbeitcrwohmuigpem. 

Domin icu8.    Grundzüge  der  Organ i.-ation  einer  Wohnung«ins^)eVtion.  Z.  W.  I.  16. 
Lindemann,  l)r.  H.    Krankenka.-sen  und  Wohnun^'ftra^'e.    \.  A.  IX.  11. 
Schmidt.    Wohnunpfnot  un  l  1  m -orceerziehung.    Z.  W.  I.  11». 
Kaehler,  Prof.  Dr.  W.   Moderne  Arr>ei(erwohnuug)<einhchtuogen.   S.  P.  XII.  44. 
KnnlcenkaMen  und  Wohnun^furKorL'c.  M.  R.  XI.  37. 

N  u  K  8  b  a  o  m ,  Prof.  H.  Gr.  Die  Ausbildung  der  Küclien  in  Ueinen  Wohnaogen.  Z.  W. 

13*   

H  ei  mann,  H.  Die  prenBsieche  Regie  rung  und  die  Wohnung><fragü.  XXI.  43. 
Die  Gesetzei«vomblige  zur  Verbesserung  der  WnhnungsTerhSItnisc  in  Preuseen.  B.  P. 
XU.  40. 

Kalle«  Prof.  Wobnuni^ufoiclit  in  Wiesbaden.  Z.  W.  I.  18. 
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WohnimgsyerhSltntsiie  in  Preassen  und  Socluien,  insbesondere  Bau  von  Arbdtvr- 

wohnung^f-n.    R.  A.  1.  2. 
WoimuiigBgeiücUeebuu^.    Wuhnungsfürsorge  in  deutschen  ötädteo.  Z.  W.  B.  1.  2. 
Stilbben,  J.   KbdniRcJie  Wohnverhältnisse  und  ihn  Bedeutung  ffir  das  WohnniigB« 

wi-ni  in  Pruf^rlihind.    C  X.  S. 
üctueinuutzire  Stiftung  zur  S^diuüung  vou  Häusern  mit  kleinen  Wohoungoi  ia 

Magdeburg.       W.  I.  19. 
Vice  HZ,  E.     Dir  ArhoitcrwohnunfifinTilaL'i  n    der  allp^rnrinm   deuL^hen  Schiffs- 

zimmerorgeuotiäeoächaft  und  de»  Bau-  und  iSitiirvcrnn»^  in  iiaiuburg.  Z.  W.  1.  14. 
Ein  städtiaches  Wohnungsamt  in  Stuttgart.   Z.  W.  I.  12,  13. 
Lepren  X,  O.    Genossenschaftswesen  und  Arbeiterwohnungen  ia  Belgien*  Gen. 

XXXII.  JSi. 

Lt>  liaiMtatioiis  A  hon  inarclu^  cn  l'.x>2.    B.  O.  T.  X.  0. 

Fuch»,  Dr.  C.  J.  Kommunale  Wohnungsreform  in  England.  II,  IIL    Z.  W.  I. 

13,  r>. 

Stepney.   Tlip  HiMising  of  City  Employeos.  T.  14.  July  1903.  }).  3. 

Cler  (M{ ,  M.  P.  de.  Wohnung!8verbesseruDg  durch  Baug^osseoschaften  in  den  Nieder« 

luudeu.    Z.  W.  I.  10. 

0.  ArbeitBlmter. 

Bauer,  Prof.  Dr.  St.    The  International  I^lwiar  Office  in  Basle.    E.  J.  Xllf. 
Bümert,  Prof.  V.  Das  neue  Ileichsarbeitsblatt  dse  Kaiserlich  statisUschen  AmU^ 

A.  Fr.  XLI.  2. 
Die  Abt^'iluiifi  für  Arbeiterstatistik.    K.  A.  I.  1. 
JL4ibour  Bureaux  (T.  JJancock  2suuii).  T.  21.  April  iW6.  p.  5. 
Die  €»tc  Konferenz  schweizenscher  Arbeitsämter.  8.  W.  ü*  XL  15. 

10.  Arbeitslosigkeit 

Wel>er,  Dr.  A,    Die  Ursaehen  der  Arl)oit>!()sit:keit.    S.  Pev.  III.  2. 
Flesch,  Dr.    .\rb<'iis|oserifür!«nrtre  und  Verpilfj-taliönen.    J.  A.  M.  VL  14* 
Buday,  L.    Dateu  über  den  Ar!>eiisniangel.    K.  Ö.  XXVII.  4. 
Sehaertlin,  Dr.  G.   Die  Fürsorp"  für  ArbcitAlose,   S.  W.  8.  XL  10. 
Dif  VersiclienuiL'  trrpn  die  Folgen  der  Ar!)eitslositrkeit.    Ma.  XV.  ö. 
Westcrgaard,  11.  For>*ikrin«;  nju<l  Arbeid.slr>üc*i.   jN.  T.  XU. 
Simon,  E.    Dio  Bekänipfunu'  der  Arbeit^losiirkett  durch  die  Arbeitervereine.  A. 
XXXVI.  s. 

Arbeit-ilüiieutiUitiiiiik  in  gewerk^tcballliciien  Zentralverbänden.   0.  G.  D.  Xlli.  23. 
Arbeitslodigkeit  in  deutschen  Fachverbindon*  C.  O.  D.  XII L  31 ;  B.  A.  I*  4. 
Volle  r,  B.   Arbeitslosigkeit  und  ArbciteiosenTerBichatiDg  in  Deutschland*  8.  W.8. 

XI.  17, 18. 

Poh  Ic,  Prof.  L.   Die  Frankfurter  Arbcitslosenzählung  vom  1.  Februar  19(^.  J.  A.1L 

VI.  18. 

Notstandsarltritvii  in  deiitsebcn  Städten  während  dt»  Winters  \i><\-2  (ß.    H.  A.  I.  1. 
Arl>eits|(isenzä]ünriL:en  der  Sraiit  Stiiit^rart.    R.  A.  L  1. 

Arbei(sl()st  i)/,;i!ilinig  auf  ( Irund  der  iCinkoinnieii-teiKTlisten  in  Dresden.    K.  A.  L  L 

Dari  wiirtt«  !iil>orLri.sehii  »Sv^lciu  der  Arbeil«lu?^enuieldung»u.    J.  A.M.  VI.  VJ. 

Eine  ArlM'i(.l.>.(;n-  und'  Berufszahlung  in  der  nonlböhmiKcben  Hohlglasindustrie. 

0>eli.  V.  !t. 

Les  indt  iuni!i'>  de  elii"'inage.  dt  iiialadie  «'t  de  vovagc  de  la  fcdcratiou  du  livre  en  Ult.*2. 

Ii  o.  T.  X.  (;. 

Tlift  UnempIoy((l.  T.  2.  Aj.ril  1!M).;.  p.  11,  4.  April,  p.  Ö. 

JL'neniploywi'*,  J.  X.  Z.  XI.  12.J  etc.  ^ 
Z.anten/  Dr.  J.  II.  van.  Bekämpfung  der  Arbdtsloeigkcit  in  Amsterdam.  S.  P. 

XI I.  Sd. 

Zinuer,  D.  ArbeitHloaenversichenin?  in  der  Bt'hwciz.  C.  G.  D.  XIII.  36. 

11.  ArbeitsmarLU 

CJewerksi'liaftlichu  Arbeitsmarkt  lkTichu^rKtattung.    J.  A.M.  VI.  13. 

Schar k.  w.   Die  letzte  Krists  and  der  ArbeitHmarkt  im  Handelsgewerbe.  J.  N.  st 

JU,  20.  3. 

ArbeitRHiarkt  in  den  Monaten  März  I.hX^  u.  ff.    H.  A.  I.  !.  U.  ff. 

Marcht'  d>i  travail  en  avril  liH)3  et  ff.    K.  v.  T.  VIII.  .')  et  ff- 

Fühliiiger,  H.   ArbcitAniarktbcrichtertitattung  ia  den  Verdnigteu  Sstaaten.  J.  AJL 
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s>tatc  of  th«  Labour  Market  iti  At  ril  1903  etc.       G.  XL  5  etc. 
Ibe  Labour  Market.  J.      Z.  Xl.  123  etc. 

12.  ArbeitBBMhweli. 

Zur  Frage  de«  Arbeitsnaohwciscr*.    JI.  Ch.  XXV'.  7. 

Die  Tätigkeit  der  Aibettsuackweiae  für  läDdliche  ArbeitsvermitteluDe.  1902.  J.  A.M, 

VI.  17. 

Fischer,  £.  Der  Arbeitsnachweis  als  Kampfmittet  der  Ärbeitgeberverb&nde.  S,  Z. 

XXI.  öO.  r  -o 

Die  gewerbsmSsstgen  Stellenvermittler  im  ICanfmann-fgeworbe.  8.  P.  XIL  44. 
Vorsc-hriftPt)  übfr  Aon  Umfang  dor  BefiiL'ni  -   und  Verpflichtungen,  »ovie  über  den 

(ieschäftubetrieb  der  titelleuvermittler  für  ächiffsleute.  R.  A.  1.  I. 
Arbeitsvennittelnn?  in  Oesfermch  in  den  Monaten  April  1903  u.  ff.  S.  R.IV.  5  u.  ff. 
ErL''M'iii~-c  lUr  Atl>''ii-v«'niiillrliiii,i:-  in  Ocjitern •;*■!(  im  Jahre  VM2.  Ind.  VIIL  28. 
Die  ÖÄterreichiHche  Arbeitsvermitieluug  im  Jalire  VJi)2.  C.  G.  D.  Vlll.  2\J. 
Offices  de  Plaeement  gratnit.  Aetivit^  en  avril  1003  et  ff.  Bev.  Tr.  VIIL  5  et  ff. 
Msif^nahnien ,  betr.  die  Arb«'it^vermittelang  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 

im  Jahre  1901.  Ö.  R.  IV.  ü. 
Qeeetaentwttrf  zur  Begdung  der  Arbeitsvenntttelung  in  Norwegen.  C.  G.  D.  XIIL  37. 

18.  Arbeitst reitlykelten. 

Halcvy,  Dr.  E.  S.   Tendenz.  n  der  internal ioiialen  Streikbewegung.  A.  XXXV.  5. 
L<jhnbewegungen.   C.  G.  I).  XIII,  ir».  u.  ff. 

Bouloe,  K.    Le  „droit"  de  greve  et  le  eontrat  de  travail.  Ref.  soe.  ItM.l.  {). 
Ptreifziige  durch  die  jüngste  Ans>tand>I)e\V(><rung.    M.  (t.  III.  11,  14,  1'),  IG. 
Streiksi  und  Aussperrungen  im  Dent-ciien  lit  irh.  K.  A.  I.  2,  f). 
Die  .\u-r*tand-*bewciruna:  des  Jahre.s  ütoi  im  Deutbcheu  Reiche.   R.  A.  1.  1. 
Difi  Streiks  im  Jahre  ii)U2.   C.  G.  D.  XIII.  33. 

Schulz,  M.  van.  fiemerktingen  zum  Stukkateurstreik  und  zu  seiner  Beendigung, 
ö.  P.  Xil.  51. 

Die  dentRcfae  amtliche  Statistik  der  Streiks  und  Aussperrungen  im  Jahre  1902.  C.  G, 
n.  XIIl.  27. 

Der  Huu^erntreik  der  Glotiarbeiter  des  läci^birges.   G.tich.  V.  9. 

Die  Arlieitskonflikte  beim  ßergw^erksbctriebe  Oesterretclis  im  II.  Quartale  1903. 

s.  i;.  IV.  7. 

Die  Ausstandrtbewegimg  in  (Jesierreieh  im  I.  Halbjahr  11H)3,  dartiestellt  nach  Betriebs- 

kla-s.^en.    S.  R.  \V.  7. 
Arbeiu^konflikte  in  Oei^terreich  in  den  Motuiten  April  u.  ff.        U.  IV.  5  u.  ff, 

Federicüij,  L,    Die  Arbeiterl>e\v<  gnng  in  Argentinien  und  darf  Aus-wiirtiuigsgüHetÄ. 

S.  P.  XIL  37, 

Le»  greveri  en  Bcigique  pendant  le  moi.■^  davril  l'.t<'3  et  sij,  Roy.  Tr.  VIII.  5  et  ?q. 
Ar!>eilseinstcllung   von  Ei<eid)ahnangisiellten  iu   Simriien  zu  Streikzwecken.    A.  E. 
11)03.  3. 

Report  of  the  Anthnieite  Goal  Strike  Commisrfion.    1'.  D.  L.  lUl>3.  May. 
Roberts,  1*.    The  anthraeite  eoal  sinke.    K.  J.  XIII.  1"J. 

Roberts,  V.    The  Anthraeite  ."-^trike  t'onuuission's  Awards.    V.  R,  !!•  T',.  .Alay. 
Brook;»,  J.  G.   The  Public  aud  the  AntbracUe  Coal  Strike.   K.  J.  XIII.  öl. 
Lochen,  M.  G.  von.    Der  Annstand  der  Bergarboitor  in  den  AnthFacitkohlenl)erg- 

werken  in  den  V<  r.  StiuUetJ  im  .Inhre  A.Fr.  XLI.  1. 

Quarterly  Record  of  Ötrikce.  Ending  March  i^Od.   M.  L.  R.  I1mj3. 
Cleves  en  mars  et  sq.  B.  O.  T.  X.  4  et  sa. 

Lf  -  .rrevc**,  les  rccourr*  ä  hi  eonciliati      .  i  a  l'arbitrage  en  10* )2.  B.  O.  T,  X.  7. 

Agrecmeutti  betweea  employers  and  eiuuloyeet».  B.  D.  L.  iiXJ3.  Juiy  etc. 

Oibson,  J.   Lord  Peurhyn  vindicated.  T.  18.  July  1903.  {k  10. 

Penrbvn  f^unrrv  Dispute.   T.  2.  Apr.  1003.  p.  U. 

The  Peurhyn  Cä.se  (W.  Parry).  T.  ü.  Ai)ril.  V.m.  p.  10. 

The  Penrh'yn  Labour  Dispute  (Bryn  Rob«-t>).  T.  7.  April  11103.  p.  9. 

The  Penrhyn  Quarries  «^Feimant  Lloyd  aod  M.  Da?itt>.  T.  11.  April  1903.  p.  8,  14, 

p.  .">,  21.  ü.  5,  2K.  p.  9. 
TbeBailway  Labour  Dispute«  Act,  19(0.  D.  C.  IV.  2, 

AppointTiirnf  nf  Rovnl  Comraisston  to  Investigate  Industrial  Disputes  in  British  Co- 
lumbm.  D.  V.  III.  11. 
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Agreement  bctwecn  thc  Tc  röuto  lUilway  Company  «nd  itB  EmplojeCB.  D.  G.  III.  12. 
Btiike  of  Iron  Mouldeni,  Toronto.  D.  C.  IV.  z. 

Settlcnient  of  Cur)>ent<>n'  and  Oontracton'  Dupatea  at  Galgan-,  N.  W.  T.  ander 

(•..nrüialiMii  An.  D.  ('.  TV.  2. 
Settlement  ot  f^tnke  ot  IxtngÄhoreaicn  at  MontreaL  D.  C.  III.  12. 
Settlement  of  Strike  of  Uawkwbniy  Liimber  MUl  Emplovees  ander  Conciliation  Act 

l).  C.  III.  11. 

Trndt^  di-sputefi  duriug  the  mouLh  of  April  etc.  D.  C.  III.  11. 

Temiination  of  the  strike  of  Einployeea  of  the  Caoadian  Pacific  BailwaT  Co.  D.  CL 

TV.  I. 

Tho  Ilaüway  Btriko  in  Victoria.  T.  10.  May  19U3.  p.  9. 

Der  Streik  'der  pj.-fiibalinarlKitfr  ViHnria.s'  im  Jahre  ItiOS.  ß.  B.  III.  7. 

The  flaihvay  Dihi|»ute  in  Vittoria,  L.  i\.  XI.  '. 

Dispiii«.!'  linder  the  Indu.>.trial  L'«»iHjiiiatiun  and  Aibiiratiun  Act.  J.  X.  Z.  XI.  123  etc. 

The  (»rganiBation  of  strikos  in  lialy.  T.  2U.  April  llKKl  p.  3. 

Vandervclde,  K.    Der  GcneralMroik  in  Holland.    Zt.  XXXV.  146. 

K  i  ou  w  e  n  h  n  i  ti ,  D.    l^rr  Ciomral^treik  in  Holland.  11.  Z.  XI.  34. 

V  liegen,  W.    Les  *'v?ncm<"nt.s  de  Ilolhin.].  .  .M.  SOC.  V.  X18,  119. 

D&t  Generalstreik  iii  Hulkod.  0.  G.  1>.  XIU.  10. 

Der  Elnfliiss  des  Generalstr^ka  in  Holland  auf  die  Lage  der  Arbeiter.  S.  K.  IV.  Si. 
Bola  II  d  - 1 1  o  1  ^  t ,  H.  Der  Kampf  nod die  Niederlage  der  Arbeiter  in  Holland.  N.  Z. 
XXI.  30,  31. 

Harme,  Dr.  B.  Die  Arbeiterbi^w egnng  in  Holland.  S.  P.  XII.  38. 

Mayer,  Dr.        Die  r<<)/iale  Bedeiitnng  der  letateo  bolländi0ch€D  Streiks.  Z.  IL  2& 

The  Strike  at  Üdcs**a.  T.  27.  Aug.  Iüü3.  p.  10. 

Strdkanfstande  in  SQd-Busiüand.  C.  G.  D.  XIII.  34. 

Der  Maurorstreik  in  Genf.  C.  G.  D.  XIII.  30. 

14.  ArbeltennfUI«. 

Mamv,  H.  Kin  Miisenm  für  .S  hntzvorkehrungen  g^en  UnfiUle  im  Gewerbebetri^ 

y\.  M.  cfxxxvi  (("xxxvii. 

Zur  Frnpe  der  Vorhfitinig  von  L  n lallen  der  an  i?chleiföteim n  l>f^r-häftigten  .\rbcitCT. 

z.  (;.  II.  X.  7. 

Nelken.    Der  Lohnanr.]>n:  h  dts  j>cw«'r))li(  }it  n  Arbeiters  bei  Dienstverhindening  in* 

f<»lge  unvor.^chuldcton  l ügiücks.    1).  J.  \  9. 
Schutzvorrichtnngcn  an  W!i.->orriidtrn.    Z.  G.  H.  X.  17, 
Ueber  L'nliillc  benn  Shiffsbini.    Z.  G.  H.  X.  lö. 
Schutzvorrichtungen  in  der  Uolzindustrie.    C.  I.  C.  IL  Zw.  19. 
Gesetz,  betr  die  I'ür.-oivc  für  Beamte  infolge  von  Betriebeunffilien,  vom  2.  Juni  1903. 

Z.  Br.  XLIV.  1. 
Moderne  Dampfke?Helgp<*et7cebunp.   Z,  G.  H.  X.  4 — 8,  11. 
La  responsabilite  <ie.>^  accidtnt.s  du  travail  aux  Ktatf*-l'ni.-.    .1.  S.  XLIV.  8. 
LcM  accidenttt  de  chaudiereb  et  recipients  k  vapeur  (1901).  B.  O.  T.  X.  4. 
Les  aceidents  danB  Ics  mine«  et  antres  cxploitations  roin^rales  (1901).  B>  0.  X.  X  4 
Statistique  de.-^  actiddit.-  du  tr:iv:iil  (11*02).    Ii.  O.  T.  X.  4. 
Loia  deä  divcr«  payu  bur  la  n-paratiun  des  accideutis.   B.  O.  T.  X.  4. 

1&.  ArbdtSTWtnf. 

Botiloc,  IC.   Ix*  , droit  -  de  grt  ve  et  le  contnit  de  travail.   B^.  eoc  1903.  9. 
Liebknecht,  W.    Der  Arl>< ithvertrng.   X.  Z.  XXI.  37. 
Der  Kollik  Ii  vertrag.    Jle.  IL  J 

Zamanpki,  J.    I>e  contrat  eollediv  de  travail.   Rev.  Q.  LVL  1. 
Baum,  Dr.  Das  liecht  des  Arlirit.'-vcrtrage^  und  die  KecUtüwiööCUtjcluift.  Gg.  VÜI.  lU. 
Walter,  Dr.  Fr.    Arlnitsvcrtrag  und  deuifchcH  ftivatrecht.  H.  Bev.  UL  2. 
"PsuLros  cn  matiere  de  delai-cong»'.    B.  O.  T,  X.  4.  • 
fciiiia,  1*.    I.  cuntratli  agrari  cd  U  coutralto  di  lavoro  agricolo  in  lialia.  Gion.  d» 
£c.  1903.  Maggio. 

le.  ArbeUraett.  ^ 

Dt-n  Zohnntundentag  für  Arbeiterinnen.    jNI.  G.  III.  ir<. 

Aladay,  A.   Die  gttiet7.1iebc  Bcgeluug  der  nächtlichen  Frauenarbeit.  H.  S.  Vi'  L 
A 1  f  a  M  H  a ,  U.  Le  travail  de  nuit  des  frmmefl  et  l'interdiction  de  l'annlm  de  la  certMt 
et  da  phoKphore  blanc  au  cotigrZ^  de  Coline  (1ÜÜ2).  Ber.  6c.  p^  XVII.  (S^  7* 
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Die  Rnhezdt  von  Gehilfen  nnd  Lehrlinjg^en  in  Qa«t-  und  Bchankwirtschftften.  Q.  P. 

XII.  35. 

Die  Dienst'  und  Bubczcitcn  der  Eisen  bahubethebebeamteu.   B.  F.  XVII.  22. 
SchAck,  W.  Die  Bonntaesrnbe  im  Handds^rawerbe.  8.  P.  XIT.  46. 

Die  Arbeitszeit  in  HandeUwtriclion.    H.  G.  fX.  S. 

Simon,  II.    Die  amtlichen  Erhebungen  über  die  Arbeit.->^eit  der  Fabrikarbeiterinoen 

in  Prewesen.    S.  F.  XII.  47,  48. 
Krhebuneen  über  die  Daurr  der  im  Fleischerp  wrrhr  iil)li<  hen  fadichon  Arhcttflaelt — 

einecnliese^Iich  der  S»^»nntÄg8arbeit  —  eouie  der  Kulicpauften.    K.  A.  I.  I. 
Erhebung  über  die  Arl)eit.*7.eit  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  in  solchen  Kontoren  des 

Handel^gewerbes  und  kunfmäunischen  lietriebeti  die  nicht  mit  offenen  Verkaols^ 

stellen  verbunden  sind.    B.  W.  \l.  3Ü. 
Die  Eiofflhrung  der  völligen  Soontagsnihe  im  Handelegeirarbe  —  und  «fie  Knuiken- 

ka«8en.    IX  K.  III.  2G. 
Der  Kampf  um  den  8  Uhr-Ladenschluss  für  den  Berliner  Bnckhaudcl.    B.  \Y.  VI. 

43,  44,  45,  52. 

Die  Arbeitzeit  für  Arbeiterinoeo  nach  den  Berichten  der  badischen  und  württember]gi- 

schcn  Fabrikinspektion.   B.  Rev,  III.  3. 

S<:>nn tagsruhe  im  Harnl«  I>gt  \v(:rl'f  Münchens.    B.  W.  VI.  32. 

D^Tet  du  14  aoüt  i90U,  modifiant  ie  d^et  du  4  juiiiet  1902  d^terminant  de»  d^ 

rogations  h  la  dnr^  dn  travail.  B.  O.  T.  X.  9. 
The  shop  assietant«'  union  and  eariy  clo.-ing  legif«l.qtion.   T.  !">.  April  1003,  p,  2. 
Karly  elosing  of  shope  (Sir  J.  Biuudell  Alaple).   T.  2S.  April  1Ü03.  p.  4. 
Changes  in  Wages  and  Houn  in  1902.  L.  G.  XI.  7. 
Wages  and  Houn  of  Bailway  Employeee,  Canada.  D.  O.  III.  11. 

17.  AHM  niid  Einwaadoniig. 

Die  Beeelung  de«  Auewandcriincswesena.   Ei.  VIII.  27, 

Runznl,  J.    Tin^  neue  ini<:ari-<  !tc  .AuHwanderungfgesetJL   J.  N.  St.  III.  25.  Q. 
Kebiriciii  II  of  Chinese  Immigration.    D.  U.  IV.  2. 

Bei  1 ,  W.  C.  .1.  The  Asiatic  problem  and  ito  relation  to  tbe  United  gtate«.  P.  B. 

XVI  II.  2. 

Drei  f  Ii  SS,  J.    Die  tiinwandeiungspolitik  der  Vereitngien  Staaten  von  Amerika  und 

ihre  Bpziehung  zur  Auswanderung  au»  der  J^chweiJB.   fcJw  W,  b.  XI.  15. 
Lii  fiuuille  liiistnic  et  l'emigration.    AI.  S,  VIII.  U. 
Emigration  und  Immigration.   L.  G  XI.  b  clc. 

Report  of  the  Royal  Q)mmi8Bion  on  Alien  Immigration.  T.  1003.  Aug.  12.  n,  6, 15.  p.  8L 

L.  G.  XI.  9. 

Emigration  from  the  United  State«  to  Canada.  T.  27.  Aug.  1003.  p.  6. 
American  Immi^^ration  into  the  Canadian  N<»rth-\\'est,  T.  7.  8ept.  l'.)03.  p.  ö, 
The  Immigrauoju  and  Colonisation  Movement  in  Canada.  D.  C.  III.  II  etc. 
AastraUan  ImmigratioD  Reatriclion  Act,  1901.  T.  16.  July  1903.  p.  8. 

Das  Einwandenmgsgesetz     r  Kaitkolonie.    H.  M.  XVIII.  27.^ 
Die  schweizeriache  Auswaaderung  im  Jahre  1902.   iä.  VV.  Ü.  XI.  7. 

IS.  Frauenarbeit. 

Alfa^sa,  G.   Le  travail  de  nnit  des  femmen  et  rinterdiction  dr  l'emploi  de  !a  ceriiee 

et  du  phosphore  blanc-  au  congri«  de  Cologne  (1902).   Kev.  cc,  p.  XVII.  6,  7. 
M^day,  A.   Die  gesetzliche  Regelung  der  nächtlichen  FVaueoarbat.  H.  9.  IV.  1. 
Mehr  Arbeitcrinnenschiif/..    C.  G.  D.  XTTI.  37. 
Zur  Ausdehnung  de?*  ArbiiK  riunensKrhulzes.    C.  (J.  D.  XIII.  20. 
Der  Zehnätundentag  für  Arbeitennnen.   M.  G.  III.  10. 

Wilbrandt,  Dr.  K.    Der  Arbeiterinnenschul/  in  der  deut«chen  Industrie».  Z.  II.  10. 

Simon,  H.  i>ie  amtlichen  Erhebungen  über  diu  Arbeitszeit  der  Fabrikarbeiteriuueu 
in  Prcuswen.   8.  P.  XII.  47,  48. 

Die  Arbeitszeit  für  Arbeiterinnen  nach  den  Berichten  der  ttadiachen  und  württem- 
bergischen FabrikinspektioD.   B.  Eev.  III.  3. 

Schreiber,  \.    Die  Frauen  im  Österreichischen  Staatsdienst.   S.  Rev.  III.  ?,. 

Air6t^  Foyal  eu  date  de  21  avril  1903  ooncmiant  le  travail  des  femmee,  des  adolea- 
oenta  et  dea  enfanfa.  Bev.  TV.  Vin.  5, 

Die  Frauen-  und  Kinderarbeit  in  Frankreich.   C.  G.  D.  XIII.  33. 

Qrant,  L.   Women  in  Trade  Unions.   A.  F.  1903.  Aug. 

The  «nployment  of  women.  T.  15.  May  1903.  p.  15. 

Arbcitwicbiiti.  ^2 
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Ii).  FUr8org:c  fUr  Kinder  und  «lii^'cnd. 

Horn,   liaa  FüraorefgeeeU  und  die  öffeotUcbc  Erziehung.  J.  IV.  6. 
Anhaltung  jucrondlichcir  Pereonen  in  Bemenin^rmnatalten.  B.  8.  V.  XIV.  9,  11. 
Schill!  «lt.    \Vohnung8not  und  FürRorp^<rr/i<  Ining.   Z.  W.  T.  10. 
Altona.  Nochmals  das  preui?»iäche  Fiir^or^eca^ehangidgceetz  in  der  i'raxis.  J.  IV.  4. 
Sclilosz,  Ia  Jug!cndfüc80i|gebeBtrebiingen  in  Ungarn.  J.  IV.  7.J 

20.  i<>ewei'b<^iii!»i»ektion. 

Wendel,  G.   Weibliche  Gcwcrbcinspektorcn.    Fr.  1U03.  5.  Juli. 

Braun,  Dr.  A.  Sosialbygienifldiefi  ai»  deD  Fabrikainapektoreiiberidhteo.  V.  A.IX. 

H,  0,  12,  13. 

Ucff  t  er,  Dr.  W.   Anteil  der  Aerztc  an  der  6«frerbeuispektion.  C.  1.  0.  IL  5. 
Tanbo.  (f.   Die  C  /u  ]iiiii_r  <kr  i>reuB8iecheii  und  sächsischen  GewerbeinapektioD  nr 

Arbeiterschaft,   ö.  F.  XII.  44. 
Die  badiflche  Fabrikinapelction  im  Jahn»  1902.  C.  0.  D.  XIIL  15. 
Jahre-slxiricht  der  GnuBherzogli«^  badiecshen  FabrikiDspektion  für  das  Jahr  1902.  S. 

A.  I.  1. 

Die  Jahresberidite  der  baTerisdien  Fabrilren-  nnd  Gcwcrbeinsiiektomi  fQr  190SL 

1^.  A.  T  1. 

Der  östcireichifche  (Tcwerl>oirispeki*>reiibcricht  für  dam  Jahr  1902.  C.  G.  D.  XIII.  34. 
Der  Gcwerbeiiibiiektorenbcriclit  (ö.-f  )  für  das  Jahr  1902.  G.Seli.  V.  15. 

In8|^»ection  du  travail.    Rev.  Tr.  YTTT.  '<  rt  sq. 

Aus  den  Jahrc»berichle»  der  britii^clit-a  1  abrikin-|K  kloren.   C.  G.  D.  XIIL  37. 

21.  (iewfrbehjtfieue. 

Bash,  Dr.  A.  Bcrufskrankh^  itcu  uiid  Gawerbehygienc  vor  2UU  Jahren,  ä.  Pr«  !•  1* 
Liebe,  Dr.  G.   Soziale  llypicne.  B.  f.  V.  III.  9. 

S<  litii7;i|ip:irnt  zum  Kaltvulk.iniHrK  ii  von  Gunmiiwaren.    C.  I.  (\  II. 
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i.  Gesetze  und  Verordnungen. 

I.  Allemagne.   Deutsches  Reich, 
a)  Beksimtmaeliungeii  de«  BiindesnitM. 

1.  Verordnung  über  das  spätere  Inkrafttreten  von  Vorschriften  des 
Oeeetees,  betrefibnd  weitere  Abänderungen  des  Krankenversicherongs- 
gMe(M0,  Tom  as.  Kai  1808  (R.G31  8.  223)  fOr  die  preosslMihen  Einapp- 
MibaftaikaMeii.   Vom  2.  NoTember  nm  (R.G.B1.  Xo.  42,  8.  284). 

Tnpoweit  die  preuasischen  Knappschaftskassen  in  Frage  kommen,  treten 
ciiejenii^eii  VfUHcliritteii  des  (Tesetzes.  botreffend  weitere  Abänderungen  des 
Kj-aukeuveiöiclieruugsgeöetzeö,  vom  25.  Mai  1903  (B.G.Bl.  S.  233),  welche 
eine  Aenderung  der  für  die  Betrieba*  (Fabrik-)  Kruikenkaasen  vorgeschrie- 
benen Mindestleistuntron  enthalten,  erst  zu  einem  späteren  Zeitpunkt  als 
dem  1.  Jannar  U)Oi  in  Kraft.  Die  Bestinunong  dieses  Zeitpunktes  bleibt 
einstweilen  noch  vorbehalten. 

8.  Bekanntmachnng,  betr.  die  BeschftMgiuig  von  Arbeiterinnen  tmd 
jugendlichen  Arbeiten!  in  Ziegeleien.  Vom  15.  November  1^3  (R.ä.Bl. 

No.  4.-J.  s.  'J8Ü). 

Auf  Orund  des  §  Iö^Jh,  ^  154  Abs.  2  der  Gewerbeordnung'  hat  der 
Bundesrat  die  nachstehenden  Bestimmungen,  betr.  die  Beacl^tigung  von 
Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Ziegeleien,  erlaasen. 

I.  In  Ziegeleien,  oinsi  hliesslich  der  Schamottefabriken,  dttrfen  Arbeite- 
rinnen und  jnj^endliclie  Arbeiter  nicht  verwendet  werden  : 

zur  (rewinnung  und  zum  Transporte  der  Rohmaterialien,  einschliesslich 
des  eingesumpfteu  Lehmes, 

ZOT  Handtformerei  (Streichen  oder  Sdilagen)  der  Steine  mit  Ausnahme 
von  Dachaiegeln  (Dachpfannen)  und  von  Bimssandsteinen  (Schwemmsteinen), 

zu  Arbeiten  in  den  Oefen  und  zum  Befeuern  der  Oefen,  mit  Aus- 
nalune  dep  Ffillens  und  Entleeren.«  oben  offener  iSchmanchöfon. 

zum  Transporte  geformter  (auch  getrockneter  und  gebrannter;  irjteine, 
soweit  die  Steine  in  Schiebkarren  oder  ähnlichen  Trausportmitteln  befördert 
werden  und  hierbei  ein  festverlegtes  Gleis  oder  eine  harte  ebene  Fahrbahn 
nicht  benatzt  werden  kann. 

n.  In  Ziegeleien,  einschliesslich  der  Schamottefabrikon,  ist  an  einer 
in  die  Anirf^n  fallenden  Stelle  der  Arbeitsstätte  eine  Tafel  anszuhSnpren. 
welche  in  rieutlicher  Schrift  ausser  dem  im  §  138  Abs.  2  der  Gewerbe- 
ordnung vorgeschriebeneu  Auszuge  die  Bestimmungen  unter  I  wiedergibt. 
ammmM.  83 
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III.  Die  vorötelieudeu  Bestiminuiigeu  haben  litr  10  Jahre  Gültigkeit. 

Sie  treten  am  1.  Januar  1904  in  Kraft  und  au  Stelle  der  durdh  die 
Bekaiintmachung  des  HeicbskaDslers  vom  18.  Oktober  1898  (B.G.BL 
S.  1061)  verkdndeten  Bestimmongen. 

8.  Bekaantmaohmig,  betr.  den  Betrieb  von  G^otreidemtihlen.  Vom 

15.  Novomber  im'S  iR.G.Bl.  No.  11,  8.  2S7i. 

Auf  (.Tnind  des  ij  12'>c  Alis.  .Itt  fJ r'\\  prlienrilTniiii:  hat  f|pr  Bniiiiev 
rat  beschlohisen,  zur  Bekanntnmchuiig,  betr.  den  Betricl)  vmd  OetreidcmuWeiJ, 
vom  2«J.  April  hSUU  Iblgendo  weitere  Bestimmung  zu  erlassen: 

,.1)  In  Oetreidem(iMen  mues  an  einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle 
eine  Tafel  ansgehftagt  werdon,  welche  die  Bestimmungen  unter  I  uml  II  j 
der  Bekanntmachung  vom  26.  April  1899  (II.G.B1.  S.  273)  in  dentlicher  • 
Schrift  wiedergibt.  j 

2)  Diese  Bemimmung  tritt  am  i.  Januar  19(>4  iu  Kraft.**  j 

4.  Bekannttnacliung,  betr.  die  EinriohtuQg  und  den  Betrieb  gewerb- 
licher Anlagen,  in  denen  Thomasscblacke  gemahlen  oder  Thomas- 
aohlackonmehl  gelagert  wird.  Vom  15.  November  1U03  (K.Q.Bl.  No.  43, 
S.  28S,.  : 

Anf  Grund  des  §  120e  der  Gewerbeordnung  hat  der  BnndeerBt  be» 
BClilos.sen : 

Df-r  ij  15  der  durch  die  Bekanntmachung  de^<  IN  irliskanzlers  vom  "25. 
April  IHi^i*  (1{.(t.BI.  S.  2()7i  verkündeten  Bestiniiuiiii;:cii.  bof.  die  Ein-  ! 
richtung  imd  den  Betrieb  gewerblicher  Anlagen,  in  denen  Tb()nia.«*schlackc  j 
gemahlen  oder  Thomasschlackenmehl  gelagert  wird,  erhält  folgenden  Zopau:  • 

„Sofern  die  Arbeiter  tSlglich  nicht  langer  als  7  Stniile!!  be- 
schilftigt werden,  und  die  Dauer  ihrer  durch  eine  Pause  nicht  unterbrochenen 
Arbeitszeit  4  Stunden  nicht  überscli reitet,  braucht  nur  eine  Pause  vou 
miudeäteuiii  einstüudiger  Dauer  gewährt  zu  worden." 

b)  Gesetze  und  Terordnnngen  der  Bnndesstiiaten. 
L  Königreich  PreiuseiL 

L  Erlass  des  ICfnisters  den  Innern  und  für  Handel  und  Gewerbe 

vom  30.  Juni  1003  an  die  Regiernngspräsidonten  in  der  Rheinpro\-iii^,  | 
sowie  zur  entsprechenden  Beachtung  an  die  übrigen  R^ierungspriisi-  I 
denten  und  den  Polizeipräsidenten  in  Berlin,  betr.  Buhepansen  für  die 

bi  Gftst-  und  Scdianl^wirtsehaften  Angestellten. 

Es  ist  zu  iHHeiTr  Kriinfnis  fj;clangt,  dass  in  der  Rlicinprovinz  in  fa.«t  allen 
grötwereu  Städten  uud  Ortuu  mit  lebhaftem  Premdenverkebr  in  den  Kreisen  d«r  Be- 
teill^ten  die  Mcinun^r  vcrbrrftet  ist,  durch  die  VorMhrift  Aber  die  Gewthruni?  dff 

248tiiM'liL'rn  Kulifzeiten  {Ziffer  4  Ah«.  1  und  2  Act  niiinl.srat-vcr« 'nlniinir  voin 
23.  Januar  ll>u2,  K.(i.Bi.  6.  33)  »eieu  die  Angestellten  währeud  dieser  liuhczeit^a 
auch  an  Anordnnug«n  nicht  mehr  gebunden,  die  der  Prinzipal  ffir  die  fn  seine  Hin»* 
gcmcinschaft  mifL:' iiMiiiirif  rn k  (Ii  liilfon  und  T.'  hrlinsr''  iin  l i. --e  der  nnuMjrJniiii? 
inshtv(iud»;re  über  das  rcchtzeitijrc  Nachbausekoninien  am  Abend  der  freien  Tago  gf- 
tmffen  hat  Die  Folge  davon  wt,  dass  die  Angestellten  an  diesen  Tagen  vielfach 
f.'inen  I^bcni^wandel  führen,  der  sie  zur  ArlxMt  am  folgenden  Tage  unffihig  niacht  utw 
schlir>.-lich  ihre  EntlnKsimg  nach  sich  ziehen  nius.s.  Der  nierdnrch  veranlo-t« 
hfiutipc  Stollciiwcrli^t  1  hat  für  beide  Teile  grosse  ünzutnijilichkeiten  im  Gefolge. 

Wir  niMchcn  <laJu>r  Intiiirf  iinfmerk.*nni,  das.-*  die  in  Retlc  Rtcheudr  Bundetra!- 
Verordnung  nur  die  gewerbliche  Beschäftigung  der  Angestellten  regctl  uud  demnach 
auch  nach  Ziffer  4  nur  die  Verpflichtung  bestdit,  die  Angestdlton  während  «kr 
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248tündiKcn  Ruhezeiten  nicht  zti  gewerblicher  Arbeit  faenazundien ;  die  BefogniB  des 

Priii/ipafc,  für  die  seiner  nan-cronos-rnsi  luift  !inf;phürenden  Angestelltm  die  im  In- 
ttreöüe  der  Hausordnung  ertorderiichen  Auonlijungen  zu  treffen,  wird  daber  nicht 
berührt,  uiir  «iarf  den  Angestellten  nidit,  entgegen  den  Abeiehtoi  der  VOTordniing, 
der  GenuM  der  freien  Tage  dadurch  unmöirlich  gemacht  werden. 

Wir  ersuchen,  diese  Aunlegung  den  örtlichen  Behörden  de»  dortigen  Bezirktü  alä 
RiditeclmuT  für  die  BeteUigteo  mitzuteilen. 

S.  Anleitang  ni  Vormdiiriften  für  die  Anlage  und  den  Betrieb  von 
Filainiiiirefabrikon.  (Anlage  ztxm  Runderlasse  des  Ministers  Handel 
lind  Gewerbe  vom  24.  Oktober  1908.) 

I.  Vorschriften  für  die  Anlage.    (§  1 — 16,  Sicherheits^  nnd  feaer^ 

polizeiliche  Yorschrifton.) 

H.  Vorschriften  für  den  Betrieb.  ^11.  Pikrinsäure  darf  nur  nnter 
Aufsicht  eines  verantwortlichen  Betriebsleiters,  welchem  ein  St»  llvr  i  treter 
cor  Seite  stehen  muss,  hergestellt  werden.  Beide  müssen  geuügendo 
chemische  nnd  die  für  den  Betrieb  erforderlichen  technischen  Kenntnisse 
besitzen.  Wenn  einer  von  ihnen  sich  als  ungeei<j;net  erweist  oder  Tat- 
sachen vorliegen,  welche  zu  Zwei f»  In  an  drr  technischen  Bel^hif^ung  oder 
Zuverlftsj^isrkeit  desselben  Anlass  geben,  so  ist  auf  V^erlaugeu  der  höheren 
Verwaliiingsbehördo  em  anderer  anzustellen. 

Ffir  die  einzelnen  Betriebsabteilnngen  sind  suverlftssige  Anfseher  an- 
zu.'itellen,  welche  den  Betrieb  dauernd  zu  überwachen  haben,  und  zwar  ist 
niindesteus  je  ein  Aufseher  für  die  Beaufsichf i::iiiiL'  der  in  Ziflfer  1  unter 
a  und  ^'  und  der  unter  c  bis  c  <ronanntf!n  Arbfiten  anzustellen. 

§  I  ^.  Es  dürfen  nur  ntichterne,  zuverliLssige  und  mindestens  18  Jahre 
alte  Arbeiter  beschäftigt  werden. 

Die  regelm&ssige  tagliche  Arbeitszeit  fär  Meister  und  Arbeiter  darf 
10  Standen  nicht  überschreiten.  Zwischen  der  Arbeitszeit  sind  denselben 
angemessene  Pausen  von  zusammen  mindestens  2  Sttmden  zu  gewähren. 

Die  in  den  Abteilungen  c.  d  nnd  e  beschäftigten  Arbeiter  müssen 
vor  ihrer  £iutiteUung  und  nach  jeder  Erki  ankung  bei  der  ärztlichen  Unter- 
sudbung  besonders  daraufhin  untersucht  werden,  ob  sie  sich  fftr  diesen 
Betriebszweig  eignen.  Desgleichen  sind  diese  Arbeiter  halbjährlich  arztlich 
zn  untersuchen.  Die  Ergebnisse  der  Untersuchungen  sind  von  dem  Arzte 
mit  seiner  Xaniensunterschrift  in  ein  von  der  Betriebsleitung  aufzube* 
wall rcMi des  Bucli  einzutragen. 

iNleister  und  Arbeiter  dürfen  nicht  in  Akkord  beschäftigt  werden. 

Die  Arbeiter  ddrfen  nur  diejenigen  B&ume  betreten,  in  denen  sie  nach 
ihrer  Anweisung  zu  tun  haben.  Das  Betreten  anderer  Baume  ist  ihnen 
bei  Strafe  zu  untor^arrf^n. 

§  Pen  Arbeitern  ist  ein  besonderer  Sjieiseraura  und  eine  Kleider- 

ablage anzuweisen;  in  dou  Betrieben  ist  das  Essen  zu  untersagen. 

§  20.  Der  Arbeitgeber  hat  den  Aibeiteru  unentgeltlich  taschenlose 
Arbeitsanzüge  in  ausreichender  Zahl  und  in  zweckentsprechender  Be- 
schatfenheit  zur  Verfügung  zu  stellen.  £s  ist  durdt  geeignete  Anordnimgen 
und  Beaufsichtigung  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Arbeitskleider  nur 
von  dfTi jeTii£ren  Arbei^oni  boTintzt  werden,  donr-n  sie  zugewiesen  sind, 
minde.srens  wöchentlich  einmal  gewaschen  und  während  der  Zeit,  wo  sie 
sich  nicht  im  Gebrauch  befinden,  an  den  dafUr  bestimmten  Platzen  aufbe- 
wahrt  werden. 
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Teuei-zeuge  uud  Metallgegensrände  aind  vor  dem  Betreten,  des  Betriebes 
abEolegen. 

§  21.  J>Ba  Betreten  des  Fabrikgrundstücks  und  der  Gebäude  mit 
Pener  oder  offenem  Licht  und  das  Raurhen  (l:ison)st  ist  zu  v^rbipTcn. 

§  22.  In  den  Abteilungen  c  bis  e  dürfen  keine  mit  Eiueu  be»ciilageuea 
Schuhe  getragen  werden. 

§  28.  Ü^mden  Personen  ist  der  Zutritt  nur  in  Begleitung  eines 
Betriebsführers  zu  gestatten, 

§  21.  In  jedem  Fabrikafionsraume  darf  sich  nur  soviel  Pikriii>;\iire 
befinden,  wie  doi  gere^'clte  Fortgang  des  Betriebes  erfordert.  Pr -dukte, 
welche  nicht  gleich  weiter  verarbeitet  werden,  sind  entweder  unter  Wasser 
SU  setzen  oder  in  geeignete  Äblager&nme  zu  bringen. 

§  25.  Die  Anhftafung  und  Aufbewahrung  gebrauoliter  Patselappen 
oder  Putzwolle  in  den  Betriebsr&omen  ist  untersagt. 

§  2f).  Trockene  Pikrinsäure,  welche  umkristallisiert  werden  soll,  ist 
unter  Aufsicht  in  den  Arbeitsraum  su  schaffen  und  sogleich  in  Wasser  so 
brinireii. 

§  27.  Die  Eiiuiclituugen  />um  Trocknen,  Mablen  und  Sieben  sind  so 
zu  treffen,  dass  Reibun;;^^  von  Eisen  auf  Eisen  vermieden  und  die  Ver- 
stftnbung  von  Pikrinsäure  eingeschränkt  wird. 

Einrichtungen,  die  einen  bc.-rm'l.'rs  festen  Einschluss  f^rflsserer  Mengen 
vnn  Pikrinsäure  bedinL'^en.  z.  B,  Vakuum-Trockenapparate,  sind  zu  vermeiden, 
solern  darin  eine  Temperatur  von  mehr  aL>  OO'*  C  entstehen  kann. 

Metallhnrden  oder  Bledie  und  dergl^dten  sind  zum  Trocknen  der 
Pikrinsäure  nicht  x.u  verwenden. 

Beim  Mahlen  und  Sieben  ist  dafür  zu  sorgen,  dass  keine  Beibusgs- 
elektrizitäf  auftritt. 

§  28.  Es  ist  darauf  hinzuwirken,  dass  die  Bildung  von  Pikraten 
verhindert  wird. 

Sftmtliche  Abteilungen  mttssen  in  jeder  Woche  einmal  gründlich  ge- 
reinigt  werden.    Gleichzeitig  ist  jedesmal  eine  grflndlidie  Untersuehung 

der  Betriebseinrichtungen  und  die  Beseitigung  etwaiger  Mängel  vorzunehmen. 

Heiz  Vorrichtungen,  Dampfleitungen  u.  s.  w.  sind  tftglich  von  Pikrin- 
sfturestaub  zu  reinigen. 

Soda  darf  zu  lieinigungszwecken  nidit  verwendet  werden. 

§  29.  Verschüttete  oder  verunreinigte  Pikrinsäure  ist,  falls  sie  nidit 
verbrannt  werden  soll,  sofort  in  ein  Gefttos  mit  Wasser  zu  bringen,  welches 
zu  diesem  Zwecke  in  jeder  Abteilung  vorhanden  sein  muss. 

§  SO,  Es  dürfen  keinerlei  Abgänge  aus  der  Fabrikation  in  den  Boden 
vergraben  werden.  Abgänge,  welche  fener-  oder  explosionPfirefährliche 
Stotie  enthalten,  sind  an  einem  hiei-füi-  bestimmten  Ort  unter  Aufsicht 
durch  Verbrennen  zu  vernichten. 

§  31.  Reparaturen  an  Apparaten  und  Gegenständen,  die  mit  Pikrin* 
sfture  in  ßerührimg  gekommen  sind,  dürfen  nur  unter  Aufsicht  und  nach 
80rgf!\ltinrer  Entfcrmincr  der  anhaftenden  Pikrinsäure  ausgeführt  werden. 
Unbrauchbar  gewordene  Hoizgegenstäiide  sind  unter  Beobachtung  der 
nötigen  Vorsichtsmassregeln  zu  verbrennen. 

Bei  Reparaturen  in  den  Abteilungen  a  bis  e  darf  Feuer  nur  in  Gegen* 
wart  den  BetriebefOhrers  angezündet  werden,  in  den  Abteilungen  c  bis  e 
nur  nach  Entfernung  der  dort  befindlichen  Pikrinsäure. 
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§  82.  Wftlirend  eines  Gewitters  ist  die  Arbeit  in  den  Abteilungen 
o  bis  e  nach  Möglichkeit  einzuBchr&nken. 

§  33.  Die  Fabrik  hat  eine  Vorschrift  über  das  Verhalten  der  Arbeiter 
bei  einem  Brande  und  eine  Fenerlflschordniing  anfznstollen.  in  die  br-sondcrs 
aufzunehmen  ist,  dass  sich  die  Löschmauuächaiiea  iu  ^Sicherheit  zu  bringen 
haben,  sobald  der  Brand  grösseren  Umfang  annimmt  und  die  Pikrinsäure 
in  grosseren  Mengen  in  JBbrand  gerilt. 

Es  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Arbeitersdiaft  mit  diesen  Vor- 
schriften und  der  Beliaii<lliiiig  der  Fpnerlösch;^erätp  rrenii;2:(>iid  vertraut  i^^r. 

§  34.  Die  Fabrik  muss  ausreichende  Feueiioschgeräte  besitzen,  die 
gut  instand  zu  halten  und  häufig  auf  ihre  Brauchbarkeit  zu  prüfen  sind. 

^.  Erlass  des  MiniBteri?  für  Handel  nnd  Gewerbe,  des  Ministers  dor 
geistiichen,  Unt  erricht  s-  vnici  Medi^inalangelegcnheiten  und  des  Minist  ers 
des  Innern,  vom  au.  November  1803,  betr.  Kinderarbeit  in  gewerblichen 
BotriiBbeiL 

2.  Arbeit  erschutz  und  Wohlfahrtspflege. 
Zur  Ausfflhmng  den  R*  ich8^'ot>tze^^,  Ixtr.  Kinderarbeit  in  gewerbliches  Betrieben, 
vom  30.  März  1903  (R.(.i.Bl.  fc>.  113)  wird  folgendes  bestimmt: 

A.  Behörden. 

1)  Unter  der  Bezeichnune:  „höhere  Verwaltungsbehörde"  im  Sinne  de»§  19  ist  zu 
verstdben:  für  den  Landespoliseibezirk  Berlin  der  Polizeipräsideat,  im  übiigen  da* 
Bi^ening^prirideDt,  für  die  der  Aufsicht  der  Bergbehörden  unterate3ienden  Betriebe 
dss  Oberhergaint. 

2)  Unter  da  B^Michnung  ^untere  VerwaltungiBbebörde'^  ist  zu  venteheo:  in  der 
Regel  der  Lendrst,  ffirBtSdU»  mit  mebr  sU>  lOOOÜ  Einwohnern  die  OrtspoUzdbehOide, 

für  diejenigen  Städte  der  Provinz  Hannover,  für  welchf  ü  revidierte  Ötädteordnnng 
vom  24.  Juni  1858  gilt  —  mit  Ausnahme  der  im  §  27  Ab«.  2  der  Kreisordnung  für 
diese  Provinz  vom  o.  Mai  1884  bezeichneten  Städte  —  der  MagiBtrat 

3)  Untor  der  Beseiehnwng  nScbulsafüchtsbehörde**  ist  sn  ventehen  der  Eröncfaul- 
infipektor. 

4)  Unter  der  Bezeichnung  nG^emeindebebÖrde**  ist  der  Gemeiodevetstsnd,  in  Guts- 

beclAen  der  Gutg Vorsteher  zu  verstehen. 

5)  AI»  „Polizeibehörden"  im  Sinne  Ue^  §  2u  gelten  die  OrtÄpolizeibchorden. 

b)  Unter  der  Bezeichnung  „Ort^polizcil^chürde"  ist  derjcD ige  Beamte  oder  di^enlge 
BebÖrde  zu  verstehen,  welchen  die  Verwaltung  der  örtlichen  Polizei  obliegt. 

B.  Zulassung  von  Ausnahmeo  für  die  Beschäftigung  bei 
Öffentlichen  theatrsliselien  Vorstellungen  und  anderen  öffentlichen 

Schau  st  eil  unpen  (§  0  Abs.  2,     0  ALs.  2,  §  15.) 
7>  Soweit  Atuuiahmen  von  dem  in  §  t>  Abs.  1  des  Ucsotzes  auHgcsprochenen  Ver- 
bote der  Kindcrbesehifti^ng,  das  nach  6  15  aneh  fSr  die  Beedhifligung  eigener  Kinder 

filt,  W-mtrapt  '.vrnlcn,  ist  der  .-eliriff liehe  Antrag  unmittelbar  fxler  durch  vennittlung 
er  OrtspoLLÄcibehörde  an  die  untere  Verwaltungsbehörde  zu  richten. 

In  dem  Antrage  sind  die  Vorstelhuig  oder  Schaustellung,  bei  der  die  Kinder  be> 
schäftigt  worden  sollen,  ferner  narh  ^fotrlichkeit  die  Taire*zeit,  zu  der  ilie  Beschäftigung 
stattfinden  mh,  »owie  die  Namen  und  da^^  Alter  der  Kinder  anzugel>eii. 

Die  untere  VerwaltungsbeJiörde  bat  vor  ihrer  Ente^chlioiiHung  der  Schul  auf stehte- 
behörde  Gele^f  rihnit  zu  einer  Aeu.««eninp:  ini  IIinl>lick  auf  die  in  Frage  stehende  Vor- 
stellung oder  SvLiaustelluntr  zu  geben.  Auf  die  einzelnen  in  Frage  kommenden  Kimler 
lUUt  sieb  die  Aeusserung  nicht  zu  erstrecken. 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  hat  vor  Gewährung  der  Aiisnahme  neben  der 
FVage,  ob  bei  der  Vorstellung  oder  Schaustellung  ein  höheres  Interesse  der  Kunst  oder 
Wissenschaft  obwaltet,  namentlich  auch  zu  prüfen,  ob  der  Beschäftigung  von  Kindern 
übo'haupt  und  in  dar  in  Aussicht  genommenen  Zahl  sowie  von  Kindern  der  ange- 
gebenen Altersstufe  und  sn  der  angegebenen  Tageszeit  im  Torli^enden  Falle  Bedenken 
entgcpenHtchen.  und  oh  die  Person  des  Leiters  d<'>  Unternehmens  genügende  Sicher- 
iieit  dafür  bietet,  dass  die  Kinder  vor  sittlichen  Gefahren  behütet  bleiben.  Sie  hat 
fotner  snr  Vermeidang  von  GeanndbMtescbIdigungen  der  Kinder  dafor  Sorge  zu  tragen, 
diaas  das  Anftreten  in  angemesaenen  ZwiachenrSameD  stattfindet  FQr  die  Bqprenzong 
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de«  Bogritt-  der  Vorstellungeu  und  Schaußtellun^u,  bei  denen  ein  höherei>  Interesse 
der  Kunst  oder  Wi-r-fn^ohaft  obwaltet,  ist  die  bei  Ausführung  <lof  §  33a  der  G.O.  ge- 
wonneuü  i'rajs.i.s  lua^sgLUind.  DioHog.  Spezialitäten-,  Akrobaten-  und  Artisten vorsteUuagea, 
die  Zirkusaufführnngen  und  ähnliche  Vcran^taltungeii  fiiUen  daher  nidit  unter  die 
AiunaliinebeBtimmimg  de«  §  (}  Alis.  2  de»  Gesetzes. 

Durch  die  Äuanahniebewilligunj^  wird,  sofern  fremde  Kinder  beschäftigt  werden 
soUen,  die  Verpflichtung  de«  Unternehmer»  zur  Anzeige  (§  10  des  Gesetzes,  Ziffer  It 
dieser  AnweiBong)  uod  die  Verj^flichtun^  zur  Beschämung  einer  Arbeit«kar(e  U  des 
OcMtiOi,  Ziffer  11  dieier  Anweisung}  meht  berührt  * 

C.  Znlaesung  von  Ausnahmen  fOr  die  BeschSf tigung  von  Eiodem 
beim  Austragen  von  Waren  und  bei  .sons^tigon  Botengfingen. 

(§  8  Abs.  2,  §  9  Abs.  ii,  §  17  Abs.  \.) 
8.  Fi'u*  die  Zeit  1)1»  31.  Dezember  1!K>5  können  die  unteren  Verwaltungsbehörden 
für  ihren  P>«  /irk  oder  Teile  dossflben  allgemein  oder  für  einzelne  Gewerbszweige  Aus« 
nahmen  von  der  gesetzlichen  Vorschrift  (§  8  Ab«.  1,  §  5  Abs.  2,  §  9  Abs.  3,  §  17 
Abs.  Ii  zulassen,  wona<h  die  Beschäftigung  fremder  iOnder  über  12  Jahre  beim  Am» 
tragen  von  \\':irf n  Irr  Ix  i  -rinr-tiirfn  Hotrn<r;ingon  sowie  die  Beschäftigung  eigener 
Kinder  über  1^  .ialup  fxim  Auftragen  vt>n  Ztimngen,  Milch  und  Backwaren,  wenn  t'ie 
fite'  Dritte  erfolgt,  nicht  in  die  Zeit  zwischen  8  Uhr  abends  und  8  Uhr  moi^pens  und 
nicht  vor  «lern  Vormittagsunterrichf^  i*taUfinden  darf.  In  Abweichung  hiervon  kson 
gestattet  werden,  dass  die  BcÄchäftiguug  ber<!its  von  ()'/„  Uhr  morgens  an  und  vordem 
Vormittagsunterrichte,  je<ioch  vor  diesem  nicht  länger  al-  1  Stun<le,  stattfindet,  >;  S 
Abs.  i).  Für  die  tionn-  und  Festtage  ist  dabei  die  Vorschrift  des  §  9  Abs.  3  äau  i 
des  Gesetzes  zu  beachten,  wonach  an  diesen  Dtten  die  Beschäftigung  nicht  in  dar 
letzten  halben  Stunde  vor  Begmn  des  Haaptgottesoienstes  und  nidit  wahrend  desselbeo 
stattfinden  darf. 

Die  unteren  Verwaltungsbehörden  haben  von  der  ihnen  hiemach  zustehenden 

Befnprii^  nur  für  solche  Orte  und  nnr  für  -nlche  Gewerbszweige  Gebrauch  zu  mtich'^n, 
in  denen  schon  bisher  die  Frühl»eht:hä4 tigung  von  Kindern  mit  dem  Austragen  von 
Zeitungen,  Backwaren  od«  r  Müch  üblich  war.  Sie  haben  femer  bei  der  Zulassung  Tob 
Ausnahmen  darauf  zu  ■  In  n.  dass  nirp  nds  Olx  r  da«?  zur  Eingewöhnung  in  die  neuen 
gesetzlichen  VorschiilU'ii  unbedingt  erfonicriiche  Mass  hJuausg^angen  wird,  und  daher 
die  Ausnahmen  grundsätzlich  rdcut  im  voraus  ffir  die  ganze  zulässige  Zeit,  i-  ^ndera 
nur  für  einen  be»*chränktcn  Zeitraum  zu  trowfihren.  Nur  sowrit  sicii  demnächst  er- 
geben sollte,  dass  sich  trotz  ernstlicher  Bern  uiiungen  der  beteilig teu  Gewerbetreibenden 
ein  ausreichender  Ersatz  für  die  Frühbeschäftigung  der  Kinder  einstweilen  noch  nicht 
hat  beschaffen  lassen,  ist  die  Au^nahmebewilligung  demnächst  entsprechend  zu  ver* 
längern. 

Vor  der  Entschliessung  über  AnsnahmebewilliguD^'<'ti  li.ibcn  die  unten  ii  V.r- 
waltungsbehönlen  der  Schulaufgiehtsbehörde  üelegenbeit  zu  eiuer  Aeusserung  zu  geben. 
Die  Anhörung  der  Schuhiufeicbtebehördc  erfolgt  nur  mit  B^iehune:  auf  die  in  Aitf^ 

sieht  genommene  Erstreckunt'  der  Aii>tiiihnirn  auf  den  Bezirk  oder  Teile  dessdben  nnd 

auf  die  in  Betracht  kümmendcn  <  irw,  ri-  zwi  i^* . 

D.  Anzeige  im  Falle  der  Ü  ebchä  f  tigung  fremder  KiiidtT.   (§  10.) 
9)  Die  ini  ?;  10  des  Gesetzes  vorgesehene  Verpflichtung  des  Arbeitgebers  zur 
schriftlichen  AnzriL'c  :in  die  Ortspoli/cilirhörde  vor  dem  Beginne  der  Htx  häfiigung 

g-eift  in  allen  den  i  allen  Platz,  wo  Kmder  ohne  l.'nterschicil  de»  (teM-hlechis,  die  als* 
emde  Kinder  inj  Sinne  des  Gesetzes  (§  3  Abs.  2)  gelten,  in  Betrieben,  welche  al» 
gewerbliche  im  Sinne  der  (iewcrbeorduung  anzusehen  sind,  1k  schäfligt  wf-rden  sollen. 
Zu  den  gewerblichen  Betrieben  gehören  die  öffentlichen  Erziehungsmit lallen  nicht 
Auf  die  lyAndwirischaft  und  ihre  NebenbetrielK;  sowie  auf  die  häuslichen  Dieoil' 
leistuitgcD  (Kinderpflege,  Aufwartung  und  dergl.j  erstreckt  sich  das  Gesetz  nicht. 

Als  fremde  Kinder  gelten  insbesondere  auch  die  in  den  Hausstand  au fgenommfoen, 
nicht  zur  gesetzlichen  Zwangserzicliuti.:  J'iir-rrrgeerziehunirj  überwiesenen  Wai-on-, 
Zieh-  und  Füegekinder,  soweit  sie  nicht  mit  deiujeuigcD,  welcher  sie  i>e8chäftigt  und 
zn  dciwen  Hausstände  sie  gdbiören,  oder  mit  dessen  Ehegatten  bis  zum  dritten  Gnde 
verwandt  <Kl«;r  von  diesen  Persoin  n  an  Kindesstatt  angenommen  (kIot  !)ovormundei 
Sinti  (ij  3  Abs.  1  Ziffer  1,  2  des  Gesetzes)  sowie  solche  zur  gesetzlichen  Zwangs- 
erziehung (Für?*orgoerzichtmg)  überwiesenen  Kinder,  welche  nicht  zngleidi  mit  eigenen 
Kindern  im  Sinne  «les  §  '^  Abs.  1  Ziffer  1,  2  des  Ge«et7:es  von  denijf  nitrcn,  welchem 
sie  ul*t;rwicsen  s-ind  nnrl  zu  dessen  Hausstaude  sie  gehören,  beschäftigt  werden.  Als 
Zwang><-  oder  Fürx  r-i  i  rzichung  ini  Sinne  des  Gesetzes  gilt  jede  behördlich  angeord- 
nete Erziehung,  durch  welche  ein  Kind  zur  Verhütung  der  Verwahrloeuag  in  einea 
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freiudeu  Hausätund  eingewiesen  wirfi.  Diese  Vorauf^M^t/iing  lirjrt  ^ownhl  im  Falle  dt-s 
")<»  de«  BeichBAtrofgeftetzbuches,  wie  in  den  Fällen  des  ö  löliti  de«  Biirgeriiclien  Ge- 
^cizbucheB»  des  Artikel  135  de»  Einführungsgesetzes  za  mMem  und  in  den  Fallen  der 
Unterbringung  auf  Grund  des  Gesetzes  üi^er  die  Füri*orgecrziehuug  Mindi  rjühriger 
vom  2.  Juü  liKX)  (G.S.  2G4)  vor.  Im  Falle  des  §  is:ig  dos  Bürgerlichen  Uesetz- 
]nu-]m  trifft  aie  bei  Waisen  nur  dann  za,  weon  die  Anordnuog  zur  Verhätung  der 
Verwahrlosung,  nicht  aber  aus  ^sonstigen  (tründfii  rrfolgi  ist. 

Für  die  Verpflichtung  zur  Aazuigo  ist  (.•>!  uucrhebuch,  ob  «lie  Bc*chäfüguii^  der 
trcmdcn  Kinder  auf  Grund  eines  gewerblichen  Arbeit'^vertrages  erfolgt  oder  ob  sie 
oar  tatsächlich  beechäftigt  werden,  ebenso  ob  die  Beschäftigung  g^cn  Entgelt  statt- 
findet  oder  nicht.  Aüch  die  Dauer  der  Beschäftigung  ist  für  die  Verpflichtung  zur 
Anzeige  im  alliremeincn  ohne  Bedeu tun ir.  Nur  in  -iil.  b<  ii  Fällen,  wo  die  J ?e>chäftigung 
der  fremdoi  I^ioder  bloss  gelc^jeutlich  mit  eiuzeitien  Dieastieistungea  erfolgt,  ist  die 
A]lzei|e  nicht  erfoitlerlich.  Diese  VanuuMetznhg  liegt  dann  nicht  Tor,  wenn  die  Be- 
«chSftigung  in  Lr(nvir*>er  Folj^r«  regelmäsj^if;  wiederkehrt. 

Zu  den  tremdeu  Kindern  im  Sinne  de«  Gesetze«  sind  nicht  zu  reclmcn  und  der 
Anzeigepflicht  unterliegen  daher  ferner  nicht: 

a)  Kinder,  welche  in  der  Wiihnuntr  oder  Werkstüfte  einer  Person,  zu  der  ''ic  in 
einem  der  in  ^  3  Abs.  1  de^  lI<  ^.  tzcj»  hezeichiiettri  V'eriiHiiiiih.M-  stehen  und  zu  deren 
Uausi^tande  sie  gehören,  für  Dritte  beschäftigt  wcnlen  (§  3  Abs.  3  des  *  icsctzei?),  so 
fla^s  sie  r>i<'ht  d(>n  Klii  rn  uder  ilen  diesen  nai'h  {;  3  Ab-.  I  des  (Tcsetzes  gleich-stehen- 
den  Fersoneu  in  dtTeii  Betriebe  oder  bei  der  von  diesen  ii)i<Tiiommenen  und  selbst 
mit  Terrichteten  Arbeit  hdleii,  sondern  onr  die  entweder  von  dmeu  selbst  oder  durch 
Vermittelung  der  Eltern  vom  Unternehmer  angenommenen  Arbeiten  in  der  elterlichen 
Wohnung  oder  Werkstätte  verrichten,  während  die  Eltern  anderer  Berufsarlnjit 
oachgcheri ; 

b)  solche  eigenen  Kinder  welche  beim  Austragen  von  Zeitungen,  Milch  und 
Baekirareii  fnr  Dritte      17  Abs.  1  des  Cfesetzesl  in  der  Wdse  b««cli^ifft  werden, 

dass  sie  ihren  Ehern  und  den  die~en  naeh  §  1  Abs.  i  ,1,.;,  (',i^,.t/es  irleichsteheielen 
Personen  bei  der  Ausführung  der  von  diesen  für  einen  fremden  Betrieb  übemommenea 
Änstragearbeiten  helfen,  so  dass  die  Beschäftigung  nicht  unmittelbar  durch  den 
fremden  I  riternehmer,  sondern  durch  die  Eltern  ert  iLd. 

\0)  Die  eingehenden  Anzeigen  siud  von  der  ()rt.s]>ulizeibehörde  darauf  zu  prüfen, 
ob  sie  die  Betriebsstätte  des  Arbeitgebers  imd  die  Art  des  Betriebefi  angeben.  ÜnvoU* 
ständiire  Anzeip-n  sind  zur  Vervollständigung  zurückzugeben. 

Auf  Grund  der  Anzeigen,  die  zu  besonderen  Aktenheften  zu  vereinigen  sind,  ist 
von  der  Ortspolizei l)ehörde  nach  dem  bediein ndeii  Muster  ein  Verzeichnis  derjenigeii 
Betriebe  zu  führen,  welche  fremde  Kinder  beschäftigen.  Dits  Verzeichnis  ist  ifcm 
zuständigen  Gewerbcaufsichtsbeamtea  auf  Ernuchcn  zur  Einsicht  vorzulegen.  Anzeigen 
für  solche  Betriebe,  welche  der  Aufsicht  der  Bergbehörden  unterstehen,  sind  dem  zu- 
ständigen Bergrevierbeaniten  zur  Kenntnisnahme  mitzuteilen,  der  über  sie  ein  gleiches 
Verzeichnis  zu  führen  hat. 

E.  A  r  Ite  i  t  s  k  ;ir  t  ''n.  11.) 

11)  Einer  Arbeitskarte  bedürfen  alle  Kinder,  die  als  fremde  im  6iune  des  Ge- 
setz«»  (vgl.  Ziffer  6  dieser  Anwdaung)  beschäftif^  werden  sollen,  soweit  die  fieechaf- 
tii:ung  ntcht  bloss  g^q^entUdi  mit  einzelnen  Dienstloiatongen  (vgL  Ziffer  9  Abs.  3) 

eriolgu 

Für  Kinder,  weldie  das  12.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  dürfen 
Arbeit^^karten  in  der  I^.  l^.  1  nicht  ausgestellt  werden.  Sollen  jüngere  Kinder  bei  Vor- 
stellungen und  tSchuu?.telluugeii,  bei  denen  ein  höheres  Interesse  der  Kunst  oder 
Wisaensdiaft  obwaltet,  beschäftigt  werden,  so  ist  für  sie  eine  Arbeitskarte  dann  aus- 
zustellen, wenn  das  Vorliegen  enier  von  der  nnfrren  Verwaltungsbehörde  erteilten 
Erlaubnis  /Ziffer  7  dieser  Anweisung)  glaubhiifl  imch^euiesen  wird.  Sofern  ein  solcher 
Nachweis  \on  dem  Antragsteller  selbst  nicht  beigebrneht  werden  kann,  hat  die  aus- 
stellende Behörde  in  geeigneter  Weise  vor  der  .\nsstellung  »ler  Arbeitskarte  festza- 
stellen,  dass  die  Erlaubnis  erteilt  ist.  In  die  Arbeitskarte  ist  in  diesen  Fällen  unter 
r Bemerkungen"  ein  Hinweis  aufzunehmen,  das«  die  .Arbeitskarte  nur  für  BeschfiftigtUkg 
bei  offen  Ii  idien  Vorstellungen  oder  Öchausteilungen  gültig  ist. 

12)  Die  Arbdtflicarten  werden  von  den  Ort^iolizeibehÄrden  ausgestellt.  Bio 
müssen  nach  Format.  Papier  und  I)ru<-k  nnl  d(>ni  heiL-efiiLdeii  Mn-ter  iibereinstiintne'n. 

13j  Ueber  die  aus|n;ätellten  Arbeitskarten  ist  nach  dem  beigefügten  Muster  eiu 
für  jedes  Kalenderjahr  abzusdiUeesendes  Verzeichnis  zu  fähren. 

1 J)  Die  Ortspol izeibehönJe  hat  Arbeitskarten  nur  für  solche  Kinder  axuzustellen, 
tvelcbe  im  Bezirk  ihren  letzten  dauernden  Auieuthalt  gehabt  haben. 
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15)  Wird  der  Autrm  aui  Auflstolliuig  einer  Arbeitskarte  nicht  von  dem  g6>etz- 
hchen  Vertreter  des  Kfnma  geatdlt,  tto  hat  die  OrtspolizeibehOide  den  Nacbtrais  n 

fordern,  da««  er  dem  Anfrngc  zui*tinini(,  (Mlor  in  den  Fällen,  wo  die  Erklärung  des 
^eHutziicben  Vertreteri*  nicht  b<?6cliafft  wenien  kann,  (la-i.-*  die  Gemeindebehörde  des- 
jenigen Ortes,  wo  das  Kimi  «einen  letzten  dauernden  Aufenthalt  gehabt  hat,  die  Zn> 
Stimmung  de«  pewet/lielien  Vertreter-  erpänzt  hat  (5;  12  Abn.  2  de«  Ge.-etze«). 

Dafla  die  Erklärung  des  gesetzlichen  N'ertreters  nicht  zu  In^fhaffen  sei,  wini  iu 
der  Regel  nur  anzunehmen  sem,  wenn  er  körperlich  oder  geistig  unfähig  ist,  eine  Er- 
klärung abzugeben.  o«ler  wenn  »ein  Aufenthalt  unbekannt  oder  derart  ißt,  da«?  ein 
mündhcher  uder  schrifi lieber  Verkehr  niii  ihm  nicht  möglich  ist.  Die  Ergänzung 
der  Zustimmung  des  gesetzliehen  Vertretern  ist,  wo  sie  gesetzlich  begründet  enelNUt, 
schriftlich  auszusprechen  und  mit  UnlerHchrift  und  Si^l  zu  versehen. 

Der  NacbweiB  der  Zuetimraung  des  gesetzlichen  Vertreters  iat  durch  Beibringuog 
einer  mündlichen  oder  schriftlichen  Erklärung,  der  Nui  hweis  der  Ergänzung  der  Zu- 
stimmung durch  die  Gemeindebehörde  durch  die  schrilthche  Bescheinigung  d&  letotoeo 
(Abs.  2)  zn  erbringen. 

Uy\  Für  jedes  Kind,  für  (la>  die  Au.^stellung  riner  Arb«  itsk«rte  beantragt  wird, 
ist,  Hofem  Jahr  und  Tag  der  Geburt  nicht  anderweit  fest^fteheu,  die  Vorlegung  einer 
Qttburtsurkunde  (Qebnr&>,  Taufschein)  zu  fordern. 

17)  Die  Ausstellung  der  Arbeitskarte  erfolgt  durch  Ausfüllung  des  Forraulars 
nach  dem  beigegehenen  Mu.-ter  (Ziffer  12).  Die  Nummer  der  Arl)eitskarte  niuiw  mit 
der  laufenden  N  uniiiH'i  lie.«  Verzeichnisses  der  Arbeitskarten  (Ziffer  13)  übereiu^tinimeQ. 
Die  Au.shämligung  der  Arheit.Hkarte  darf  erst  erMgen,  weon  alle  Spalten  des  Vflt- 
zeichnisbC«  di-r  Arbeitskarten  ausgefüllt  -sind. 

18)  Vor  Ausstellung  einer  Arbeitskarte  ist  —  erforderlichenfalls  durch  Aufrage 
bei  der  Ort*HM»li7.eibehörde  desjenigen  Orte»,  wo  das  Kind  früher  seinen  daaemdeo 
Aufenthalt  gtiiabt  hat  —  fcstzust^^llcn,  ob  fflr  dasselbe  Kind  bereits  früher  eine  Ar- 
beitskarte ausgestellt  i.~t.  In  diesem  Falle  ist  darauf  zu  halten,  dass  die  bisherige 
Arbeitskarte  vor  Aushändigung  der  neuen  abgeliefert  wird,  es  sei  denn,  dass  sie 
loren  gegangen,  vemicfatet  ooer  von  dem  An>oitget>er  nicnt  wieder  ansfnehindigt  isL 
Fl  rill  r  i-t  ti-i/ii.-trll«>n.  ob  etwa  der  Au-s(ellung  der  ArVteit-kurte  um  deBwillen  Be- 
denken eutg^eusteheu.  weil  für  das  Kind  die  Beschäftigung  untersagt  ist  (§  20  Ab«.  1 
Ges.,  Ziffer  2S  Abs.  3  dieser  Anweisung). 

Die  Ausstellung  einer  neuen  Arlieit.skarte  »interliegt  denselben  Vorschriften  wie 
diejenige  der  ersten ;  jedoch  bedarf  es  der  Vorlegung  einer  Geburtaurkunde  nicht,  weun 
die  bÜierige  Arbeitskarte  eingeliefert  wird.  Dass  eine  Arbeitskarte  an  Btdle  ma 
früheren,  unbrauchbar  gewordenen,  verloren  gegangenen  u.  dergl.  ausgestellt  i«t,  lut 
die  ausstellende  Hehordc  unter  ..liemerkungcn"  in  die  Arbeitskarte  und  in  das  Ver- 
aeichnis  der  Arbeitskarten  (Ziffer  13)  einzutragen.  Venuerke,  wonach  die  Beschäfti- 
gung des  Kindes  eingeschränkt  ist  (Ziffer  23  letzter  Absats),  sind  aus  der  frfilMta 
Arbeitskarte  in  die  neu  ausgestellte  zu  übernehmen. 

19)  Die  Ausstellung  der  Arl>eitskarte  nius.s  kosten-  und  8tem|>clfrci  erfolgen. 
<20)  Die  Aushändigung  der  Arbeitskarte  erfolgt  nicht  an  das  lünd,  eooderD  aa 

den  gesetzlichen  Vertreter  oder  an  den  Arbeitgeber  des  Kindes. 

Vnii  j('<l('r  Auotelliiiig  einer  Arbeitskarte  ist  dem  Vontelwr  der  Schale,  weMe 
das  Kind  besucht,  Mitteilung  zu  machen. 

21)  Die  Ortspolizäbdiainlai  haboi  aidi  aeitig  mit  einer  hinreiclMiideB  AmU 
TOD  Formularen  su  Arbeitskarten  su  ▼eraehen  und  aoldie  fixtluifend  Tonitif  m 
halten. 

F.  Zulassung  von  Ausnahmen  hinsichtlich  der  Beechif tigung 
eigener  Kinder  im  Betriebe  von  Gast-  und  von  Schankwirtscbauea 

f§  ib). 

22)  In  Orten,  die  nach  der  jeweiliL'  letzten  Volkszählung  weniger  als  20O'0  Ein- 
wohner haben,  kr>nnen  die  unteren  Verwaltungsbehörden  für  solche  Gast-  oder 
.Sfhankwirts<  liali>i»etncbe,  in  welchen  in  der  Regel  au8dchliei«slich  zur  Familie 
Arbeitgebers  gehörige  Personen  beschäftigt,  atoo  in  der  Regel  nicht  Kellner  oder 
eonstiee  andere  Personen  zur  Ikdienung  herangezogen  werden,  Ausnahmen  von  da 
gesetzlichen  Vorsehrift  zulassen,  wonach  im  Betriebe  von  Gast-  un<l  von  Schankwirt- 
^<  liaften  eiirene  Kinder  unter  12  Jahren  überhaupt  nicht  und  von  den  eigenen  Kintk-rn 
über  12  Jahre  Mädchen  unter  13  Jahren,  sowie  solche  Mädchen  über  13  Jahre,  weick 
noch  znm  Besuche  der  Volksschnle  verpflichtet  sind,  nidit  bei  der  BedienuDtt  der 
GäHie  Im  -(  häftiirt  werden  dürfen.  Die  unteren  Verwaltungsbehörden  sind  hini^iehtlioh 
der  Altersgrenze,  bis  zu  der  herab  »ic  Ausnahmen  in  der  BeschäiUgung  der  eigeoeo 
Kinder  suhiesen  wollen,  durch  das  Geseta  nicht  beschiinkt,  doch  wud  grundsiwieh 
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nicht  unter  i1h.-j  Alter  von  10  .Taliren  herabzugehen  sein.  Auch  wenn  hiernach  Aus- 
nahmen zufclaaseu  werden,  ^reiten  die  BeetimmunKeu  dee  §13  Ahe.  1  dee  GeeetzeB 
Flklc,  80  das»  eine  Baichäftlgung  der  Kinder  swisdhen  Sulur  abends  nnd  8  Ühr 
morgens,  sowie  vor  dem  VüriuittÄgsunterichte  und  am  Nnchmittag  eine  Stunde  nach 
beendetem  Unterricht  in  alleu  Fällen  ausgeschlossen  bleibt,  auch  den  Kindern  steta 
xm  Mittag  eine  mindeetens  zweistündige  Pause  zu  gewähren  ist 

Die  unteren  Verwaltungsbehiinlen  haben  Ausnahmen  nur  für  solche  Orte  und 
für  solche  kleineren  Wirtscliaft^betnebe  zuzulni^sen,  wo  imch  Lage  der  Verbältuitjse 
von  der  erweiterten  Beschäftigung  der  eigenen  Kinder  nit t liebe  Gendiren  oder  sonstige 
Nachteile  für  diese  nicht  zu  liefiirchten  sind  und  durch  die  angezogene  Verbutsbe- 
ftimmung  ungerechtfertigte  Hurten  iiervorgcrufen  werden  würden.  Für  die  Vororte 
der  grösseren  Städte  ist  in  der  Regel  von  der  Zulaaanng  einer  erweiterten  Beadiftfti> 
gnng  der  eigenen  Kinder  abzusehen. 

Die  Ausnahmen  können  auch  allgemein  für  alle  Gast-  oder  SchankwirtAchaft«- 
Ueiriebe  der  bezeichneten  Art  zu^relusstn  werden.  Sie  sind  sogleich  zurückzunehmen, 
wenn  »ich  Mieaetände  infolge  der  erweiterten  Beschäftigung  der  eigenoi  Kind«:  her- 
ansstellen. 

Vor  der  Znlnwong  der  AnaDabmen  ist  die  tSdralaiibicbtabdidrde  «i  bOren* 

G.  Polizeiliche  Verfügungen  anf  Grnnd  des  §  20. 

23  Auf  Grund  di"^  §  20  Abs,  1  des  Gesetze'«  können  po'i:  i  ilii  hr  Vi  rfncuniTen 
nur  hinMchiiich  der  Ueschäftigung  einzelner  Kinder,  imd  zwar  sov^nhl  ireuuler  wie 
dgencr,  erlasaen  werden.  Voraus^etaung  des  Erlasses  einer  solchen  Verfügung  ist.  das« 
bei  einer  an  sicJb  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  zulässigen  Beschäftigung  eines 
Kindes  erhebliche  Missstände  zutage  getreten  sind.  Diese  können  sowohl  auf  gesund- 
heitlichem Gebiete  liegen,  wie  hinsichtlich  der  geiatigeo  oder  sittlichen  Entwickelnng 
des  Kindes  hervorgetreten  sein.  Soweit  es  sich  um  gesundheitliche  Schädigttngpn  des 
Kindes  bandelt,  ist  über  das  Vorliegen  der  Voraussetzung  in  denjenigen  1  ülieij,  wo 
ein  Schularzt  angestellt  ist,  dieser  zu  hören. 

Zum  £ilas8  der  Verfiigung  ist  die  Polizeibehörde  desjenigen  Ortes  zustindig,  an 
weldiem  das  Kind  seinen  letzten  danemden  Anfentbalt  gehabt  bat.  Die  Verfügung 
kann  von  Amts  wegen  (xlcr  auf  Antrag  der  Schulaufsii-ntslK-hörde  ergehen.  Wenn 
sie  von  Amts  w<^en  erlassen  werden  soll,  so  ist  vorber  die  Schul&ufaichtsbehörde 
an  hdren. 

Wird  durch  die  Twilizeiliche  Verfügung  die  Beschäftigung  für  ein  Kind,  für  das 
eine  Arbeitskarte  erteilt  ist  (§  11  des  Gesetzes,  Ziflcr  11  tf.  dieser  Anweisung^  unter- 
sagt» so  hat  die  Polizeibchörne  in  der  Verfiigung  sngleich  die  Entsiehung  der  Arbeits- 
karte auszusprechen.  Die  Entziehimg  ist  unter  „l^merkungen"  in  das  Verzeichnis 
der  Arbeitskarten  (Ziffer  13)  einzutragen.  Erfolgt  die  Entziehung  der  Arbeitskarte 
nicht  durch  diejenige  Ort^polizeibehörde,  welche  sie  ausgef>tellt  hat,  so  iat  dieser  behufs 
Eintragtmg  In  das  Verzeichnis  der  Arix  itskarten  davon  Mitteilung  tu  niai  hon.  Ist 
die  Arbeitskarte  entzogen,  so  ist  die  KrieiUing  einer  neuen  Arbeitskarte  grundsätzlich 
zu  verweigern. 

Ist  Tür  ein  Kind,  für  das  eine  Arbeitskarte  erteilt  ist.  nur  eine  Einschränkung 
der  Beschäftigung  vcrfütrt.  so  bat  die  Polizeibehörde  umgenend  die  Arbeitekarte  ein- 
zufordern und  erst  nach  Eintragung  der  Ein.scbränkung  in  diese  in  der  Abteilung 
iJBemerkungen"  wieder  auszubändieen.  Wegen  der  Eintragung  in  das  Verzöcbnis 
Oer  Arbeitsicarten  finden  die  Vorsmiften  im  vorbergdiendNi  Absatr.  entsprechende 
Anwendung. 

24)  (^mase  §  2Ö  Abs.  2  des  Gcselze»  kann  für  ein/eine  Gast-  oder  Schankwirt- 
•dialten  die  Bescbaftigimg  sowohl  fremder  wie  eigener  Kinder  über  die  durch  §8  7,  16 
des  Oej^etzes  gezogeneu  Grenzen  im  Wege  der  pnii'/eilichcn  Verfügung  eingeschränkt 
oder  ganz  verboLeu  werden.  \'orau88etzung  des  Erlassea  einer  äoi<äeu  Verfügung 
ist,  dann  sich  infolge  <Ier  Be^^eliäftigung  der  Kinder  erbebliche,  die  8itt]l<AMit  ge* 
fihidende  Mi^^sstätult-  erge]>en  luii)en. 

Zum  Eriass  der  Verfügung  ist  die  Polizeibeliörde  desjenigen  Ortes  zuständig,  in 
welehem  die  Oaat-  oder  Hc&nlcwirtscfaaft  betririien  wird. 

25)  Gegen  die  nach  ^  dos  Gesetzef=  ergehenden  ] polizeilichen  Verfügungen 
finden  die  allgemeinen  Kechtsmittei  gegen  polizeiliche  Verfügungen  (§§  127  if.  des 
LaodMTerwaltung^esetses)  atatt. 

H.  Aufsicht. 

2C>i  I 'i^   Aufr-icht  über  die  Ausführung: 

a)  der   Vorschriften  über  die  Beschüftigung  von  Kindern  in  dem  mit  dem 
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Spoditir)n:-Lrt><"hriffe  vprbiin<l<  nen  Fuhr\verkf*betriebe  f§  4  AVi^^atz  1)  sowie  itn  HuMlds* 
gewerbe  uud  in  Vfsrkehr.-i^i  wt  rljen  (Jjl;  5,  9  Abs.  1,  13,  2u  Abs.  1), 

b)  der  Voradiriften  iili«  r  die  Hcftchäftifrung  vou  Kindern  bei  öffentlichen  thentar 
tischen  Vorstellungen  und  anderen  öff. ntlichen  SchiuiBtelliingen  9  Ab«.  2,  1')^ 

c)  der  Verschriften  über  die  litä^chaftigutig  von  Kindern  im  Betriebe  von  Gast- 
lind  von  Sdumkwirtechaften  (^^  7,  <>  Ab^.  1,  Ib,  20), 

—  zu  a  hh  e  einschlieöslich  der  Hesohäftigiing  bptm  Austragen  von  Wana  und 
bei  8on«tigen  Botengängen  (§§  8,  i>  Abs.  3,  18)  in  diesen  I{etriel>en  — , 

d)  der  «lie  Anzeige  betreffenden  Hestiinmungen  (§  10), 

e)  der  die  Arbeitskarte  betroffenden  ße^^tiniinungen  (§  11),  soweit  69  »ich  um  die 
Beschäftigung  im  Haudelügewerbe,  iu  V'crkehrsgewcrben  uiid  bd  den  unter  b  uad  c 
aufgeführten  Beadiiifiigungurlen  haoddt,  wird  von  deo  OrtqwlinibehÖrdea  wahr- 
genommen ■ 

Im  übrigen  wird  die  Aufeidit  Uber  die  Amführnng'  der  die  BoMihäftigung  von 

Kindern  n-L'^i-lndcn  P.l'.-i  im  munden  do  (H>-i't/<'s  von  den  nrts[>nItzonx'bördcn  und  den 
Gewerbeaufaicbtsbeamten,  hinsiciitlich  der  unter  Aufsicht  der  Bergbehörden  stehemlen 
Betriebe  tob  dein  Ber^rrevierbeamten  au^^gcübt 

27)  Die  Hof.ilrruntr  drr  fro^i^tzlichen  liet<timmiiiiL!'^n  i~r  hn  jcnlpr  -ich  drirlii'-tcnflen 
(Gelegenheit,  insbesondere  bei  den  von  den  Ort>.[Mjli/*ii>(;hrirden  o<lt;r  den  ttewerk"- 
auf-sichtslieamten  aus  anderem  Anlass  vorzunehinendcn  K<n-i.xiünen  der  Betriebe  sorg- 
faltiu"^  /n  ülu  rwiiilieii.  Außerordentliche  Kevisiunen  sind  nach  BcHliirfni-  und  iii-tif- 
pondere  dann  vorzunehmen,  wenn  der  Verdacht  einer  gesetzwidrigen  Beschäitigting 
von  Kiodcni  vorliegt 

28 1  I^'sotidcre  AufmerkMmkdt  ist  den  für  Kinder  yarboteneo  fiescfaftftigangBartao 
(§§  4i  zuzuwenden. 

Wenn  8i<^  aus  der  vom  Arbeitgeber  der  Ort.sp«>lizeibehörde  enUMeien  Annige 
ergibt,  dass  Kinder  in  solchen  Betrieben  bcM'häftigt  werden  üollm.  so  i^t  vor,  drn 
Ortsj)olizuibehürden  (liergrevierbearaten)  durch  besondere  bei  den  Cie^verljcuiiterat-luiitni 
von  Zeit  zu  Zeit  vorzunelunendc  Revisionen  sorgfaltig  su  überwachen,  da.>i.<  die  Be- 
(fchäftigiing  nur  bei  dem  gesetzlich  gestatteten  Austragen  von  Waren  und  bei  aODStigea 
Botcngängf-n      bj  .stattfindet. 

In  gleicher  Weise  haben  die  OrtspolixeibehordeD  die  Befolgung  der  die  Arbate* 
karte  betreffenden  Bestimmunsfpn  zu  ij'>erwachf^n. 

29)  An  der  Hand  (ica  nach  Ziffer  lU  Xh^i.  2  dieser  Anweisung  zu  führeuden 
VerzeichniaBeB  sind  die  fremde  Kinder  beschäftigenden  Werkstätten,  in  denen  »tie  Be- 
schäftigung nicht  na-'h  i;  I  do  fic-rtzcs  verboten  i-t  'i,  in  Zukunft  hiill 'Jährlich 
mindestens  einer  ordentlichen  Revision  durch  die  UrL.*poüzeibehönie  (Bemrevierbeajnteuj 
zu  unterziehen.  Bei  jeder  ordentlichen  Revision  hat  der  revidierende  Ewamle  folgende 
Punkte  festzustellen: 

a)  wie  grofls  ist  die  Zahl  der  zur  Zeit  iiu  Betriebe  der  Werkstatt  nicht  le<üglich 
mit  Austragen  von  Waren  oder  bei  sonstigen  Botengängen  beschäftigten  Kinder? 

b)  stimmen  da.s  Alter  dieser  Kinder,  die  tägUcJie  Arbeitszeit,  die  Lage  der 
Arbeitsstunden  und  die  Dauer  und  Lage  der  Pau»e  mit  den  gesetzlichen  Vor»(£rifien 
überein  ? 

c)  sind  diene  Kim  1er,  soweit  die  ikschäftiKung,  nicht  bloes  gelegentlich  mit  ein- 
cehien  Dienstleistungen  erfolgt,  sämtlich  mit  Arbei^lcarten  versehen? 

30)  Nach  jeder  Revision,  wt  l.  lie  in  einem  fremde  Kinder  besdiälligeilden  Bfr 
tritt.f  -tatt^efunden  hat,  ist  v(m  der  OrtspoHzeibehörde  (dem  Bergrevierbeamten)  da« 
DaLuiu  und  die  festgestellte  Anzahl  der  beschäftigten  Kinder  in  da«  nach  Ziffer  10 
Ab».  2  zu  führende  Verzeichnis  einzutragen.  DtLs  Verzeichnis  ist  dem  nutiodigea 
Gewerl)eaufsichl«bean)ten  auf  Ersuchen  zur  Ein-irht  vorzidfgpn. 

31)  Bei  der  Autsicht  über  die  Durchfüfxrung  der  für  die  Beschäfügung  eigener 
Kinder  geltenden  Vorschriften  ist  d«r  Bestimmung  iu  §  13  Abs.  2  des  fresetzes  bft« 
sontlt  re  Aufmerk'^auik'  if  /uzuwendcn,  wonach  eigene  ICitnlor  unter  V2  .fahri  u  in  der 
WoliiMuig  o<ler  W*:rk>iiiite  einer  Person,  zu  der  sie  in  cincui  der  iu  >;  3  Ab.<.  1  be- 
zeichneten VerhältMiase  stehen,  für  Dritte  nicht  beschäftigt  werden  <lürfen.  Ferner 
ist  die  Bestimmung  in  jj  21  Alw.  2  des  (iesetzes  iu  bcjjchten.  wonach  in  Privat- 
wohnungen, in  denen  ausschließlich  eigene  Kinder  bescMfügt  werden,  BevisioncD 
währrini  der  Nachtzeit  nur  stattfinden  dürfen,  wenn  Tat«^achen  voriiegen,  welche  dsö 
Verdac  ht  der  Nachtbeschättigung  dieser  Kinder  begründen. 

32)  Wegen  der  Aufsiehtatätigkeit  da  Oewcrbeauislchtsbeamten  wiFd  ttn  flbr^iea 
auf  die  für  ietstere  bestehenden  Dienstanweisutigeii  verwiesen. 
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I. 

der  im 


Venetdhnis 


in  wddien  fremde  Kioder  beBdiSfti|(t  werdon. 


beUigenen  Beiriebe» 


Erläuterungen. 

lü  Spalte  4  ißt  jede^iual  die  bei  der  letzten  Revision  vorgefundaie  Zahl  der 
Eiiider  einzutragen. 

In  SpiUte  ö  ist  das  Datum  der  nach  ^  10  des  Gesetzes  zu  ecstattenden  Aazägeax 
antt  denm  Aktemmmmer  eautttragen. 

In  Spähe  8  sind  die  wegm  Zuwiderhandluiigeii  techtsgältig  erkaDOten  Sttafen 

ein^tragein. 


1 

Bes 

Retri« 

(iCH 

2 

3 

4 

5 

Laufende 
Nnmmer 

leichnune  de^ 
sbes  una  Name 
Arbeitgebers 

BetriebaetStte 

Anzahl 
8chäftigt< 

m&Dnlich 

der  bo- 
;n  Kinder 

weiblich 

Datum  und 

Akteunummer 
der  Anzeige 

6 

7 

8 

Datum  der 
vorgenommenen 
Bevision 

Bestrafungen 

fiemerkungen 

II. 

der  von 


Verseiolmia 

  zu  X.   

im  Jahre  19  auagesteliten  Arbeitskarten. 


1 

2 

Der  Arbeiu-karte 

u.u  1  Datum 
iJi^    der  Aus- 

Des  Inhabe 

.) 

Vor-  und 
Zuname 

ra  oder  der  Ii 

Gennr 
Tag  Jahr 

diaberin  d« 

tp- 

Ort 

sr  Arhc-itskarto 

r;  Auf(  nth.ilt-url 
wäliivad  (.it,'i-  be- 
vorstehenden 
Beschäftigung 

Des 

a) 

Vor-  und 
Zuname 

1 

3 

4 

5 

6 

b) 
Stand 

sn  Vertraten 

c) 
letzter 
Wohnort 

Angabe,  ob  die  Arbeitskarte 
auf  An  trag  oder  mit  Zustim- 
mung        L''-<t /.liehen  Ver- 
treters oder  nach  Ergänzung' 
d.  Zustimmiingdes  geflelzltcheii 
Vertrotor-'lun  lnlii  f  Jeineinde- 
bchördc  ausgeritcUt  i»t 

Aiitral>e  dot«  Be- 
triebe«, in  wel- 
chem das  Kind 
l.c-chäftipt  wr^r- 
(len  soll,  und  der 
Betriebsstitte 

-  — - 
Bemerkimgen 
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Bemerkungen. 


Arbeitskarte 

fOr 


geboren  den 

BQ   


Dea  getietzlichen  Vertreter« 

Name:  

Stand :   

letzter  Wohnort: 


Etogebagan  in  duB  Verzeichnis  des  Jahres  ■ 

uuter  No.   

Trocken-   ».  ,  dcn  

8*«ttpel  Die  Polizei  Verwaltung. 

i.Uuter8chrift.> 


jZur  Beachtung  für  den  Arbeitgeber, 
i  Der  Arbeitgeber  hat  diese  Arb«t«kaUf 
!  während  der  Dauer  des  ArbeitaverfaiiltoiMffl 
aufzubewahren,  auf  amtliches  Vo'UngeD  ^ 
zulegen  und  nach  rechtmässiger  Lö«uiig  d*-" 
ArbätSTerhältnisses  dem  gesetuicban  Votteta 
dee  Rindes  wieder  amsnliliidigm.  Ist  die 
Wohnung  det*  pf^^ft /Hohen  Vertreters  nicht  ni 
ermitteln,  so  iai  die  Arbeitskarte  an  die  Ont- 
polieeibdifirde  desjenigen  Ortes  auazuhäodiso, 
an  welchem  das  Kind  zuletzt  seinea  danenaoi 
Auienthalt^rt  gehabt  hat. 


2.  Königreich  Saehsen. 

Verfügung  der  königl.  Amtshauptmauneohaft  in  QrimxxLa  vom  Joni 
1908,  betr.  BekämpfUDg  der  Wnrmkrankheit. 

Die  Schwere  und  Ansteckangsfahi^keit  sowie  dab  zunehmende  UmticllgreifeD  der 

Kingpwoidowtirmkmnkhcit  (AnkylorttoniiaHi^i  i  tnaehen  besondere  IfaflauhllMn  im  In* 

tcrcssee  der  öffentlichen  GeBundheit^pflc^  erforderlich. 

Kino  EinRchle})pnng  der  Erankhe»  tat  dmvh  Zieg(<leiarbeiter  ans  den  Fronuen 

Rheinland  und  \V.>tfalen,  namentlich  fogenannte  Lipper,  fenier  ans  Obersohle»««!. 
lingani,  Sitbenbürgcn  und  Bcltrien  zu  befürchten,  tuid  die  Ziegeleien  bieten  besoudcrs 
gönstipe  lUxiingungen  für  die  Verbreitung  der  Krankheit. 

Die  königl.  .Amt^ihauptmannHchaft  gibt  Ihnen  daher  auf 

1)  nur  «olche  au»  den  erwähnten  Gegenden  kommende  oder  stammende  ArWtW 
oder  Arlx  iit  rinnen  in  Ihren  Ziogeleibetrieb  einzustellen,  die  durch  da«  Zeiipiiin  f-in* 
hiesigen  Arztes  nachzuweisen  yermQgen,  dass  sie  mit  der  Wurmkrankheit  nicht  be- 
haftel  eind, 

2)  die  Namen  sowohl  der  angOKMnmeoen  wie  der  zurQckgewie»enen  Arl)eiter  und 
Arbeitarinnen  binnen  24  Stunden  unter  Bdffigung  der  beigebrachten  ärztlichen  Zieug- 
nisM  der  OrtsbeliArde  anzuzeigen, 

3)  in  Ihrer  Ziepelei  für  die  dort  Ix srhäftigten  Personen,  i^oweit  nicht  schon  vor- 
handen, gutes  Trinkwasser,  die  nötigen  \V'a*^clieinriehtungen  und  ordnungsmä^sigc  Ab- 
ottanlagen  zu  be»>chaffen, 

1)  ein  Merkblatt  fiber  die  Wunukiankheit  in  mehreren  Exemplaren  in  ihm 
Ziegelei  auszuhängen. 

Vm  ihe  Durchfflhmnp  dt  r  vorstehenden  Bestimmungen  zu  sichern,  sieht  such  die 
königl.  Amt^hatiptnmnnsehaft  vt  raidasst,  für  Zuwiderhandlungen  dagegen  Ordnunp- 
strafe  bis  zu  UA)  M.  festzusetzen. 

Merkblatt  Scbnts  vor  Eingeweidewurmkrankheit. 

Wesen  und  Vo-lauf  der  E^ranUieit 

I)ie  bösartipe  Wurmkrankheit  (Ankylo^tomiaHis)  ist  keine  dem  Inlande  eigSOtÖBi* 
Uche  Krankheit,  nie  ist  durcJi  fremd läudißche  Arbeiter  eingeschleppt  worden. 

Die  Keime  des  Wurme«,  die  Eier  und  Larven,  sind  nur  Im  grö**(*erer  Winne, 
hoher  Feuchtigkeit  und  bei  abgeschlossenem  Sonnenlichte  le)>ensfähig.  In  fieigwerfcm 
und  Zi^eleien  finden  sie  al»o  die  günt^tigsten  Lebensbedingungen. 


DIgitIzed  by  Google 


-   499  — 

fJcIaiigt  imii  eine  uuAf^bildeU^  Tjirve,  «iie  für  das  niciischlichf  Auge  wegen  ihrer 
Kieiuheit  noch  oosichtbAr  ist,  in  den  Mageo  und  weiterhin  in  den  Dann  eines 
UaudiMi,  ao  cntwiekclt  ndi  aus  dendben  der  efgentUche  Wam,  der  sidi  slebaki  in 

der  Schleimhaut  des  Danne-^  fet^t.'^augt  und,  ähnlich  wie  ein  BlutCgiel,  dem  Efirper 
QDaufhörlich  Blut  entzieht ;  der  Bisa  des  VVurmea  iat  plUg. 

Der  von  dem  Wurme  beCallene  Mensch  wird  lanssam  mehr  und  mdu-  ge- 
schwächt, er  bekommt  eine  hlnssp,  erdfahle  ne<icht-sfarr>r.  hleirlu  r;ij](>ti,  blasse 
Ohren.  Das  Auge  wird  matt,  auf  der  Innenfläche  der  Lider  ebeuialb  lila-s  oder  gar 
webe.  Der  Körper  ermüdet  leicht,  das  Gefühl  von  liatti||^t  nimmt  von  Tag  zu 
Tag  mehr  überhknd,  mitunter  "«chwcllen  die  Füh^c  an.  Dann  ist  ee  die  htOchato ISeit, 
den  Wurm  abzutreiben,  um  noch  den  Tod  zn  verliindern. 

Wenn  aber  die  Krankheit  rechtzeitig  erkannt  wird,  so  ist  sie  fast  mit  vöUiger 
Sicherheit  zu  heilen,  da  die  Wfirnier  >]vr<-h  bewährte  Mittel  abzutreiben  sind. 

Da«  sicherstt  Mittel  gegen  die  Kraui^lieit  iH>-tehi  darin,  datis  man  sich  hütet,  die 
Keime  dee  Wunnes  in  sich  aufzunolinien. 

Die  Aufnahme  geschieht  nur  durch  den  Mund. 

Die  nur  im  menschlichen  Darm,  nirgends  anderswo  vorkommenden  Würmer 
>tt/eii  zalilreiche  Eier  ab,  welche  sich  erst  zu  Larven  entwickeln  können,  wenn  sie 
mit  dem  Kot,  also  mit  dem  menschlichen  iStuhigaag,  nach  aussen,  au  einen  günstigen 
Ort  geraten,  wie  er  fast  überall  an  den  wSrmpren  Steilen  der  Bergwerke  nnd  Ziegeleien 
forhaßden  i.-f. 

Ein  emziger  kStuhlgang  (Kothaufen)  von  einem  mit  dem  Wurme  behafteten 
Menschen  kann  viele  Tausend,  ja  BüHionen  ESer  enthidteiD. 

Wini  iler  J^tuhliranir  auf  einem  onlnungsgemässen  Abort  oder  atif  einem  Abort- 
kiibel  verricht*t,  so  mid  die  Eier  des  Wurmes  und  die  gefährlichen  nach  einigen 
Tagen  daraus  entwickelten  Larven  unschädlich  aufgeholten,  wird  er  aber  auf  freier 
Eruf .  an  iriTfiid  einer  F!eke,  an  <ler  Wa«serseigc  oder  «onotwo  frei  verrichtet,  ?o  lauft 
jeder,  der  nachher  damit  in  Herithrung  kommt,  »ei  o  mit  den  Fuzissohlen,  sei  es  mit 
den  Hindoi,  die  gröt>ste  ifefahr,  von  der  Krankheit  ergriffen  zu  werden,  da  er  die 
Keime  einmal  an  i^ich  trägt. 

Aber  auch  uberall,  wo  die  mit  Kot  beschmutÄte  Fussßohle  hintriit,  werdeu  die 
Keime  weiter  verbreitet  uod  gelangen  achliemiieli  an  die  Hände  und  in  den  Mund 
aaderer  Arbeiter. 

Wenn  alle  Bergleute  nnd  Ziegeldarlx^ter  ohne  Ausnahme  es  unterlassen,  ihre 
Notdurft  auf  freier  Knie  zu  verrirlitf  n.  .-lo  wäre  eine  Verbreitung  der  ICiwifc-hfit  nidlt 
möglich,  weil  keine  Larven  in  den  Verkehr  konuneu  können. 

Es  miiMen  also  die  Ber^eute  und  Ziegeleiarbeiter  sich  daran  zu  gewöhnen 
-liehen,  ihii  Ni  t  lurft  vor  ihm  Arbeitsbeginne,  vor  der  Einfahrt,  zu  flaute  («ler  auf 
den  .\borteu  de^  Werkplatze«  zu  verrichten,  u<ier,  iulls  sich  (ieunocii  das  B^ürfnis 
wihrend  der  Arbeit  einstdieo  Bollte,  nur  die  Aborte  o<^ler  Abortkübel  zu  benutran. 

Die  Hefürchtunr,  man  könnte  auf  den  .\borten  oiler  Abortkübeln  angesteckt 
worden,  ist  ganz  unb^ründeu  Die  Ansteckung  erfolgt  nicht  dort,  sondern  auf  die 
vorhin  beecbriebane  Weise. 

Hieroftdi  »ind  folgende 

Regeln  cur  Verhfitung  einer  Ansteckung 

2ü  beuchten: 

1)  Man  gewöhne  aidi  daran,  die  Notdurft  vor  dem  Arbeitsbeginn  oder  dw  Ein* 

fahrt  zu  verrichten. 

2)  Im  Bedürfniofalle  während  tler  Arbeit  sind  nur  die  Aborte  oder  Abortkübel 
sa  benutzen. 

Man  vermeide  während  der  Arbeit  im  Bergwerk  oder  in  der  Ziegelei  möglichst 
jede  Berührung  seines  Mundes,  »einer  Augen,  überhaupt  seines  Gesicht«  mit  den 
Hinden,  insbesondere  das  Einführen  de^  Fingers  in  den  Mund,  um  den  Kautabak 
herauszuholen,  an  den  Zähnen  zu  stochein  oder  um  Kohlenstaub  oder  sonstigen 
Schmutz  von  den  Lippen,  vom  Schnurrbart  oder  aus  den  Augen  zu  beeeitigeD.  Bewer 
ist.  w.  nn  solcher  Schmutz  haften  bleibt  bis  cur  Reinigung  unter  Benutsimg  der  vor- 
handenen Waacheinrichtung. 

4)  Dan  Trinkgeschirr  (die  Kaffeeflasche)  ist  möglichst  gesdintct  ge^n  Yer- 
anreinigunf;:  aufzubewahren.  Beim  Trinken  ist  je<le  vorhtrij  oder  nachherige  Be* 
rühruntr  «les  Mund^^tfickfä  der  Flasche  mit  der  Hand  zu  vermeiden. 

.'ij  Man  iiehnie  Nahrung  erst  zu  sich,  natrhdem  zunächst  die  llünde  und  dann 
da»  Gesicht  gründlich  mit  Wasser  und  Seife  unter  Benutzung  der  Wascheinrichttmg 
gereinigt  worden  sind.  Beim  Verspeisen  des  Butterbrotes  ooer  der  eonstigen  mitge- 
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nommenen  E^^wari^  if^t  dir-  Speise  mittete  dee  Papien  80  m  fuBon,  dawiie  wXbet  atcbt 
von  den  Fingeru  Ix  riihrt  wird- 

6)  Dm  Älk'päli  n  !<  r  Hfinde  ia  der  Waasendge  oder  in  sonettg^  WM8erui«aiiiiii< 
luogen  kt  zu  unterließen. 

7)  Auch  doR  Tragen  der  I.Am}>e  im  Bergwerk  auf  den  Fahrten  mit  doi  Zilnai 
int  am  beizten  gaii/.  /u  vermeiden;  jedcufallB  darf  die  Hand  iMd  der  Einführong  dw 
Bakeue  in  den  Mund  die  Lippen  nickt  berülireo. 

8)  Nach  Beendigung  der  Arbdt  oder  nach  der  AusfEdirt  sind  unter  Benatang 
der  WascheinrH  htuii  j^  /iiiiäi'ii>(  t)eide  Hände  gründUdl  mitlSeife  su  reinigeo,  dann  erst 
das  Gesicht  und  die  übrigen  Körperteile. 

3.  Beichdaiid  Elna^-Lothriiigea 

Vorsofaiiften,  betr.  Btniiobtong  d«s  VerbindiingadieiiBteB  iwischen 

den  ArbeitsnaohweissteUen  in  Elsass-IiOthringen.  Erlassen  vom  Miui- 
storium  tur  Elsass-LotLvinjren,  Abteilung  für  Finanzen,  Gewerbe  und  Do- 
mänen, vom  21,  Juli  lUiY.i. 

I.  Einrichtung  des  tel ephun ih c h en  Verkehrs. 
1.  Die  einzelneu  Arbeii-ii;u  h\v(  i-^tellcn,  zur  Zeit  in  Colmar,  Mülhausen,  Mar- 
kirch,  Gebweiler,  iätra«i>;burg,  8chlett<itadt,  bchilttfdieim,  tSaanmioa,  BachsweUer^Zabero. 
Metz,  Diedaihofen,  h^aargemünd  treten  mitonanaer  in  tetepbonisaiai  Verkehr,  fis  ist 
hierbei,  soweit  insbetsondere  grässcre  h^tü'lt«'  in  Brtracht  kummm.  wüum  lirn.-.svc-rt,  das« 
jede  Arbeitunachweiaetelle  direkt  dem  Telephon  anschlössen  uud  in  dem  Verzeicb- 
nieee  der  Teilnebiner  am  FernaprechneCs  als  ArbeitsnadtweusteUe  bemnden  aafge* 
flUut  ist. 

Auf  eine  möglichste  EntwickelnHi:  dieses  Verkehr»,  der  eine  rasche  uud  (äicherc 
AuRgleichnng  do^  innerhalb  der  einz>  tin  n  iSladtgemeinde  nicht  gede<'kten  Anirebot* 
V(Ui  \rlx  it  und  Arbeitjjgelegfiilu'it  nir-lir  al-  )f<n  r  -i  hriftlii-hc  VurKt4ir  t  rnintrlicbl,  ist 
l)t>uiitierer  Wert  zu  Ipiren.  Die  lür  dcu  Fern spreeh verkehr  nach  auswaru  erhobenea 
Geln'ihreo  werden  %  >  n  'ler  StaatHkas&e  getragen.  El)eni*o  werden  die  Abonnenicnt»- 
gebühren  —  sofri  n  der  dirrktt- An^clüuss  unter  der  Bezeichnung  der  Arbeit*<nachwei.<- 
stelle  rrfolirt  und  die  .\rbiiisuach\vei(sstelle  itn  TeilnehmerverzeichnisÄe  an  dem  Ferti- 
st>ri  <  hn<  t/  als  solche  aufgeführt  ist  —  gänzlich,  sonst  nach  dem  Verhältnisee  der 
Benutzung  der  Fernsi)reeheinrichtung  im  Intrrpsse  des  Arbeitsnachweises,  auf  did 
Staatskasse  übernommen.  Die  nähere  Rcjgeluu^  dieser  Frage  im  einzelnen  Falle 
bleibt  (Kr  Vereinbamug  zwtichen  dem  Miniatenum  und  der  beteUigteo  Ganriiide 
vorbehalten. 

II.  Aufatell  11  ngr  und  Vereendnng  der  VakanBenIfsteo. 

-.  Die  Ar!ieir-iiach\VLi--tt  n«'ii  -tfllt  n  wöchontiith  zweimal  Nachwfi^unir.'ii  daniber 
auf,  wie  viele  Nachfragen  natix  Arbeitern  der  einzelnen  Berufsarten  von  der  Arl»eit^- 
nachweisstelle  nicht  befriedigt  worden  sind.  Hierbei  ist  das  vorge9chri^)ene  Fonon- 
lar  in  zu  benutzen.  Nachfragen,  die  voraussichtlich  an  ilciufflbcn  oder  am  lolgatdai 
Tage  au  Ort  und  Stelle  gedecKt  werden  können,  sind  nicht  aufzuuchmen. 

H.  Diese  Nachweisungen  werden  je  am  Dienstag  nnd  Freitag  früh  —  je  n«di 
Bedürfnis  und  Tost  vcrl^iniluncr  am  vorhergehenden  Montag-  uud  j^kmuetatagabend  ~ 
ausgefertigt  und  von  den  .\rbLit-.uach weisstellen  mit  der  Adresse; 

An  die 

Landeszentralatelie  für  Arbeitsnachweis 

ötrassburg  i.  E.,  8chloR«plÄtr  5, 
frankiert,  so  zeitig  zur  l'osL  gegebi.*n,  da-ss  sie  je  Dienstag  uum  I'm  itai:  in-  irxA- 
mittags  4  Uhr  in  der  Hand  der  atadtischen  Arbatenachweisstelle  in  Ötrasabuig,  welck 
die  Funktionen  der  LiandeszentralateUe  Terridit,  eich  befinden. 

I.  Die  Kandcszentralstelle  überträgt  den  Inhalt  der  Nachweisungen  sofort  in 
eine  gemeinRanie  Liste  —  Formular  XiV  — ,  sorgt  für  deren  VervielmltigUBg  und 
nbä8end<»t  die  Abdrücke  noch  an  demifelben  Tage  an: 

ai  ilii'  nnzr'lrif'n  Arl"  i(,-Ma*'-Invci'--(rlli'n, 

b)  die  sämtlichen  Kreis-  und  Kantons!»rä<lte  (mit  Auiinahme  der  unter  a)  befinö- 
liehen),  wo  sie  am  folgenden  Mittwoch  nnd  ßamataf^  dnreh  Anschlag  snr  Kenntm* 
der  Btellcnsuchenden  Arbeiter  gebracht  w  i  rd«  n. 

c)  die  Redaktion  der  laudwirtschaftliciien  Zeit^chritt,  Strasäburjß  L  E.,  ^ 

d)  die  badischen,  wiirttenibcrgisdifln  und  pfElaiadMO  HaoptarbtttBoadiweiaateilfla 

deren  Benennung  vorbelialten  bleibt. 

e)  äulche  kleinere  Uciucindcn,  tür  weiche  dies  bcäond^  gewünscht  wird. 
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Inwieweit  t^dicnt^  der  L«iidmentra]»telle  MitteiluDgen  der  listen  an  die  Presse 

erfolsrf  n  ■jmII.  bleibt  weitorrr  Aiionlnuiig  vorbehalten. 

Die  von  der  Lmlde^^zeiaral^tclle  iiu  Intere6«e  des  VerbindungsdietisteH  an  die 
einzelnen  Arbeiu<rinchwei.«Htelleti  ai^gdieoden  tclephonisdieD  oder  scbruUicben  ErsttcheD 
sind  mit  tiuiiieh^ter  Beschleunigung  zu  erle<ligen. 

TIT.  Vergütungen  und  K  o»  t  o  n  l  i  qu  i  d  a  t  nm. 

5.  Für  die  Aufst<?llung  der  Nacli Weisungen  wird  den  dieselbeo  beeorgeuden 
Beamten  eine  fe*<te  Vergütung  aus  Staatsmitteln  gewährt,  welche  j©  nach  InantipTUcIi- 
nahme  der  einzeln«  n  Arbeitsna'-bwoisstcllen  auf  K'  l'^i  Mk.  für  das  Jahr  fe-tiresetzt 
wird.  Die  Feistsetzung  der  Vergütuug  für  den  \  erwalter  der  Laudetszentralütelle 
bleibt  besonderer  Vereinbarung  mit  dem  BOrgermdAter  der  Stadt  Strassburg  vor- 
bebalten. 

(>.  Die  dun  h  die  Veriiendung  der  Nachweibungcn  und  der  Lif>ten  (Ziffer  S  und  4) 
bei  den  einzrln'M  Ar]>*'i;>nnrh\vris:itellen  und  der  Landesientralatdle  entateheoden 
Portokosten  werden  auf  die  Staat ,skn.■•^^o  ül)ornommen. 

Die  von  der  8taatÄka.«se  zu  ersetzenden  Portokosten  und  Koston  des  teleplio- 
ui.«chcn  Verkehr»  (AbounenientHgebfihren  und  (»ebühren  für  Fernnprwhverkehr)  sind 
in  eine  baibjähriich  aufznsteilende  Liquidation  zusamnienzufadsen  und  dem  Ministerium 
vor  Prüfung  und  ZahlnngAan Weisung  vorzulegen. 

7.  Die  der  Ijan<l<  >/(  iitrabtelle  <lureh  die  Vervielfältigung  und  Vorsendung  der 
Listen  entsteheuden  suuhiichen  Konten  werden  von  der  tätaattticaase  getragen. 

6.  Die  für  den  Verbindungsdicnst  nnd  zu  statistischen  Zwecken  difflienden  For- 
mulare (No.  III,  XII,  Xllf.  XIV  wn-'l.  Ii  ,i,  r  I.ainbs/rntral-tflie  Und  den  einzelnen 
Arbeitjänachwei>»stellen  von  dem  .Mini-tt  tinin  mn hiki  Ii j^L-iieftit. 

IV.  VerJcehr  mit  CJemeiudeu  oliue  A  r  bei  tsnae  h  w  ei  s  s  teile. 

9.  Um  den  Arbeitgehern  nnd  Arbeitern  in  Gemeinden,  welche  keine  Arbeits- 

uai  hweisstelle  haben,  ciin  n  inruilicb^t  leieht-  ii  Vi  rkehr  mit  der  näch.stgelcgenen 
Arbeit«oachweisstelie  zu  crmttgliciien,  sind  die  Arbciteuacbweiastellen  M>haIlon,  bouadi- 
b«rtai  Gemeinden,  Herbergen  zm  Heimat  und  ähnlichen  Einrichtungen ,  welche 
darum  nachsuchen,  rino  irrnÜLM H'lr  Anzalil  vmm  Aniu' iili  formularon  für  arbeitcr- 
sucheude  Unternehmer  wie  tut  Hielloni-nchende  Arbeiter  (Formular  IV  uod  V)  zur 
Verfügung  zu  stellen  und  die  au.xgefüUten  Formniare  entgeeenzunehroen.  Bietet  sieh 
keine  tJelegenheit,  die  (It  -nclic  liirokf  zu  frlfilifron,  so  «ind  die  erledigten  Stellen  in 
die  nächste,  an  die  Lsiiiile>z<  iitral-t<  l!e  zu  .Henden<ie  Vaküii/'^nliste  (Formular  Iii)  auf- 
zunehmen. Die  erfordorlir'he  Anzahl  von  .Anmoldeformularfu  (Formnlar  IV  und  V) 
wird  den  Arlieitsnacluveisstellen  vom  Minit^teriuni  zur  Vn  tÜL^iing  gestellt.  Die  durch 
diesen  Verkehr  entHtchendcn  Portokotiteu  können  iu  die  imlbjährlich  aufzustellende 
Liquidation  (Ziffer  6)  au^ienommen  werden. 

V.  Jahresverftam m hing. 

10.  Jährlich  einnaal  findet  eine  Zusammenkunft  der  Verwalter  der  Arbeit^uaeh- 
weinstclIeH  behuf«  Au8tAu.«che8  ihrer  Erfahrungen  und  Erörterung  geujeinsamer  Fragen 
unter  dem  Vorsitz  tl«  s  Leiter»  d»  r  I.aiidet*zentral.>*telle  statt.  Den  Verwalt<  rii  der 
Arbiütanachweisstellen  werden  hierfür  Tagegekler  und  Keisekusten  aua  der  btaatdkasse 
nach  nSherär  Beatimmung  dea  Ministeriums  gewährt. 

VI.  Inanspruchnahme  der  Presse;.' 

11.  Um  die  Kenntnis  der  Einrichtung  des  Arbeiti<na<'h weises  in  den  Kreisen  der 
Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  tunlichst  zu  verbreiten,  empfiehlt  sich,  daß  die 
einzelnen  Arbeit8na<-hwei!>stellen  monatliche  Angaben  über  ihre  Tätigkeit  (Zahl  der 
Gauche  von  Arbeitgebern  8owie  Arboitnehmern  uu  I  der  vermittelten  SteUen)  im  ab* 
gelaufenen  Idonat  durch  die  Lokalpresse  veröffentlichen. 

12.  Ans  dem  gleidben  Grunde  ist  es  erwfinsdit,  daß  die  Verwaltungsbehörden 
auf  die  A rbcitsnachweis.stellrn  un<]  dorori  Kinridif cu'jr  lui'l  Tätiirkeit  iti  den  Amts- 
blättern periodisch  hinweisen  und  zur  Benutzung  dieser  Einriclituugen  auffordern. 

c)  Vom  ReichsTerslelieiiiiigsaiiit  genehmigte  UnfUlTeiliituiigs- 

.  Torsehrlften. 

Abge&nderte  UnlUlTerlifitaiigBVOrscihxiften   der  Mfillerei-Beruib* 

genossenschaft.  Ausgabe  1903.  Vom  Beichsversichenmgsamte  am  9.  Mai 
1903  genehmigt. 
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A.  T«nehrlflMi  flr  IrMgeber. 

I.  Allgemeine  Vorschrifien. 

a)  Bctrieb-anlagen. 

^  1.  AJle  tnva  Betriebe  gehönKen  baulichen  Aulaffeu  siud  in  bauficiierem  Za- 
Stande  zn  erlulteD,  insbeHonülae  eiiM  die  FuHböden,  LMifbuhoen  and  Treppen  u 
den  VcrkdiT8>  tittd  ArbeiCssteUen  io  einem  gangbaien  und  aichiemi  ZiutaiMfe  m  er- 
halten. 

§  2.  Treppeo  miieaen  mfaideatena  von  einer  Seite  mit  achfitoendor  fester  Ein« 
fa-siiim  vora^en  sein,  ebenso  ist  die  lYeippendttDung  mit  einer  festen  Etnfsesnng  n 

versehen. 

8  3.   In  den  Arbeiteräumen  niu^s  tür  hinreichenden  Lnftwechsel  gesorgt  sein. 

§  1.  Lt  ilcrn  müssen  genügend  ^laxk  sein,  in  gutem  Zustande  erhalten  werden 
und  der  ßcschuifenheit  de«  FuRsboden»  und  dem  oberen  Stützpunkt  angemesseo  w 
eingerichtet  sein,  danfi  ein  Au^rutsdien  vermieden  wird.  Die  Leitern  mäescn  so  laiig 
sein,  d«>-  .^ii-  Hei  der  Beniitzung  zum  Be«tei|r(n  höher  gelefrenrr  Bödon,  T.iiken  und 
dergl.  oder  zum  Abstdgt-n  iu  Keller  u.  dergl.  iiiiiideaulut  0,75  in  über  die  Stelle, 
welche  bestiiirfii  oiicr  von  der  aus  abgestiegen  werden  soll,  hinausragfii ;  falls  nicht 
eine  andere  Vorrichtung  dne  genilgende  cichcrheit  ihr  das  Hinaiu-  und  iünab» 
steigen  bietet. 

if  In  den  Räimii'ii  und  Gebäuden  der  B^-iricli^anlairon  i^t  während  der  Be- 
triebszeit für  genügende  natürliche  oder  künstUchc  Beleuchtung  zu  eoreen.  Bäiuoe, 
in  welchen  sidi  exäosiTe  oder  brennbue  Oase  beew.  GemiMme  iMfindien  oder  mt" 
wickeln  lÄnnen,  darfen  nur  von  aussen  oder  darch  SidbcriMitslampeD  beleuchtet 

werden. 

§  6.  Insoweit  »  dem  Betriebe  nicht  hinderlieh  ist,  müssen  Luken  zu  Förder- 
zweckon,  öchüttüffiiuntroti,  Triohtor  u.  s.  w.,  ferner  Kanäle,  Gruben,  Schachte,  Bassins 
umwehrL  oder  verdeckt,  Bühnen  und  andere  erhöhte  Verkehrs-  und  Arbeitsstdlen 
ebenso  gesichert  sein;  insbesondere  mihven  tiaelcan&flge  mit  surGkltlalieDden  Deefceb 

versehen  «Hn. 

§  7.  Alle  ins  Freie  führenden  und  bi»  zum  Fussboden  reichenden  Luken  der 
oberen  Stockwerlce  sind  an  beiden  Beiten  mit  Handgriffen  oder  mit  einer  Brustwehr 

zu  versehen. 

$8.  Dynamomaschinen,  Elektromotoren,  Transforroatoren  und  Stromwender, 
Weicht'  ilichi  in  besonderen  lutt-  und  Btaulxlichtf ii  {>chutzk:i,'<tpn  st<-hpii,  dürfen  nur 
in  Bäumen  aufgestellt  werden,  in  denen  normalerweise  eine  Explosion  durch  Eni' 
zflndnng  von  Gasen,  Stanb  nnd  Fasern  aungeschloesen  ist  Jb.  alleo  FUleo  ist  die 
AuMellutiir  derart  nuszuführen,  dass  etwaige  Feuerencheinungeo  keine  Entiflnduag 
von  brennbaren  tätoffen  hervorrufen  können. 

§  9.  In  Akkumulatorenraumen  darf  keine  andere  als  eiektrisdie  Qlfllilieht» 
hplonchtung  verwendet  wrrdnn.  Solcho  Räume  müssen  daurrnr!  gnt  ventiliert  mn. 
Während  der  Ladung  dürfen  in  di^en  Käuiuen  glühende  oder  brennende  CfegctisUiUtie 
nidit  geduldet  werden. 

§  10.  B<;i  Hochspannung^nnlfipen ,  d.  h.  solchen  Anlagen ,  bei  weicht n  die 
effektive  tSpannung  zwischen  zw«!  Leitungen  UXH)  Volt  oder  mehr  l)eträgt,  mü^eo 
alle  stromnUumiden  Teile  ho  abgegrenzt  sein,  dass  eine  Verletzung  durch  suftUigflt 
Bpn'ihrpn  ausgeschlofsrn  i.-^t.  An^s«  rd^m  nind  an  passenden  SteUen  Tafeln  anzubriogeOf 
welche  auf  die  vorhaudeue  Getalir  aufmerksam  machen. 

§  11.   Das  Arbeiten  an  Hoclispannung  führenden  Teilen  des  Leitungsnetzes  und 

der  «Tromvcrhrauchendcn  Apparate,  sowie  die  Ikniienung  der  Lampen  iist  nur  nach 
vorheriger  Ausschaltung  uud  einer  unmittelbar  an  d^  Arbeitsstelle  vorgenommenen 
Erdung  und  Knrzschliessung  der  stromführenden  Tsile  su  gestatten. 

$  12.  Die  HandhaliiuiL'  von  >i  haltern  x>wio  diis  Au.swcehseln  von  Sicheningm 
sind  nicht  als  Arbeiteu  im  tSinne  der  vorstehenden  Bestimmungen  zu  betradiien. 

$  13.  Es  ist  nicht  zu  f^tatten,  dam  neben  den  un  Betrieb  befindlichen  Hs» 
schinen  und  Wellenlei tn 1 1 ^-^en ,  -owi«  neben  blanken,  stromführenden  elektrisrhen 
Drahten  Gerüste  aufgeführt  werden,  bevor  nicht  der  Standpunkt  der  Buhe  herbei- 
geführt worden  ist. 

h)  P.etrieb>führung. 

§  14.  Dar  Unternehmer  hat  für  die  Instandhaltung  der  ächutzvorhchtoiigeo 
Soi^  zo  tragen  und  die  AuslQbmng  der  fOr  den  Betrieb  erlassenen  UnisIlW* 
hüttniirr'vrirschnften  zu  überwadien  oder  geeignete  Personen  mit  diesen  Ohlicgenluit«n 

zu  betrauen. 
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§  15.  An  »olclien  Orten,  wo  der  Verkehr  oder  tiic  Arbeit  mit  Uefaiiren  ver- 
bunden ist,  welche  durch  Sehutzvorkcbning^  nicht  beseitigt  werden  können,  sind 
Anschläge  in  deutlicher  Schrift  an/.ul>ringen,  welche  auf  die  Ocfubrni  hinw«  iVon. 

§  IG.  Den  Arbeitern  ist  zu  untersagen,  angetrunken  zur  Arbeit  zu  kuuimen 
oder  in  diesem  Zustande  die  Betriebaräunie  zu  betreten.  Jedem  Arbeiter  int  die 
Pflicht  aulsuerlqien,  Angetrunkene  tlpm  Aufgichtspersonal  resp.  dem  Betriebeunter- 
nehmer  sofort  zu  melden.  Per  Augttnuikene  ist  von  der  Arl)€it*«i*tätt€  zu  entfernen. 

§17.  Den  ArlHif^rn  ist  vorzuschreiben,  eng^anliegende  Kleider  zu  tragen  und 
beim  Bteinschärien  oder  bei  aonatigen  Arbeiten,  bei  denen  eine  Verletsong  der  Augen 
la  b^&rehten  ist,  HdratcbrtUe»  zo  benutzen;  lebEtere  sind  den  Arbeitern  von  dem 
Betriebtnjiitertiehnier  niK'nt>:oItIich  zu  liefern. 

§  Ib.  Die  Aufbewahrung  von  feuergeiäbrlicben  und  explosiven  Stoffen  in 
grödsercD  Mengen  innerhalb  der  BetarieberSame  ist,  80w«t  die  Natnv  de»  BetriebeB  ee 
nicht  erfovdert,  m  mbieten. 

II.  Kraftmaschinen. 

§  19.  Es  i^t  fiatür  zu  sorgen,  das«  Dampf-,  int»-  und  » b r-,'leichen  Kraft- 
maschinen bezw,  Tale  derselben,  »ofem  sie  nicht  in  besonderen  Kiiumen  aufgestellt 
oder  unmittelbar  mit  Arbeitsmaschinen  verhnndon  durch  ein  feste^  (idänder 

oder  auf  andere  geeignete  Weise  von  cien  Arbeitsräumen  abgeschloesen  werden. 

§  20.  Wasserräder  und  Turbinen  sind  in  besonderen  Käumen  aufzustellen  oder, 
wenn  sie  durch  ihre  l4ige  für  Unberufene  mgänglich  sind,  mit  scbütsender  Ein- 
friedigung zu  umgeben. 

^  21.  Mittels  Anschlags  „Verbotener  Eingang"  ist  nlkn  nicht  befugten  PenODen 
das  Betreten  der  Motorräujue  und  des  KesselhauBes  zu  untersagen. 

1$  22.  Bc9  den  Wasflerrfdem  und  Tnrbinen  sind  die  Laafbrficken  oder  Stege  an 
den  offenen  Seitrn  mit  12-  ITi  <  ni  holu  n  Fur-^I»  istcn.  sowie  mit  CJeländeni  uderHand- 
ieititea  zu  verschen.  Dm  bchQtzzeug  (iiegulier-  oder  Hchütsvorrichlungen)  mu.-;s  dicht 
halten  und  einen  leichten  Gang  hal^n. 

ß  2*;.  I>fi  l'fpnraturen  an  den  Wassrrrädfm  odrr  Ixim  Abeis^rn  (iorsflljon  sind 
dieselben  »o  lestzulegen  (zu  bremsen,  steifen,  sprir-s* n  <»Ur  dcrgl.),  diieh  un  Bewegen 
bei  der  Arbeit  nicht  erfolgen  kann,  ebrii-?o  bei  ReparaiuRu  an  den  Betriebswerken, 
ßt  im  Abcisen  der  WaaseEiader  ist  der  eiabekrustete  Fusaboden  mit  Sand,  Asche  u.  s.  w. 
zu  l)eRtreuen. 

§  21.  Es  i.'-t  strengstens  zu  verbieten,  die  Radsi.>hütEen  au  ziehen  und  sich  auf 
die  Schaufeln  zu  stellen,  sowie  nach  dem  Bade  zu  achlagen,  um  das  £i8  an  entfernen, 
wenn  sich  das  Rad  im  Gang  befindet. 

§  2.").  Alle  im  Verkehrsbereich  frei  hegenden  bewegten  Teile  einer  Kraftnitischine 
(»"Schwungräder,  Hauptriemen  oder  -Öede,  Kurbel,  Kreuzkopf,  Lenk-  und  Kolben- 
stangen, Schwungkugeln)  sind  aweckentspreehend  zu  nmweiuim.  Kfider,  hervor- 
stehende Keile  und  bruiilt<  n  der  sich  drehenden  Teile  an  Kraftnmschinen  -irnl,  so- 
weit der  Maschinenwärter  dadurch  gefährdet  werden  kann,  in  geeigneter  Wei^e  zu 
veideeken. 

i;  2»;.  Das  Anla—on  urnl  Abstellen  der  Kjaftmaschincn  miis<  durch  ein  in  allen 
BetrieDsräumeii  hörbares,  bestimmtem  Zeichen  angekündigt  werden  können. 

§  27.  Ebenso  muss  von  jenen  Räumen  aus  ein  «gnal  zum  Stillstehoi  der  be- 
treffenden Kraftina.-chiru'  <:(g<lirn  ■vvrrdm  könnon,  worin  nicht  Einrichtungen  ZOm 
Aussetzen  der  'J  runsmissiou  in  deui  beiretteuden  Kaume  vorbanden  sind. 

$  28.  Den  Arbeitern  ist  vorzuschreiben,  zum  Stellen  oder  Anlassen  von  Kraft- 
ma-cliintn  Hu  b  iti  fr^fr-r  Linie  der  etwn  v*  rhaiidt n«  n  Stcllzeuge  odrr  An'lr- Iii  nr!ieln 
zu  betiieneii  und,  .sofern  solche  nicht  vorbaiuU  u  .sind,  dun  Si'hwungrad  nur  um  Kinge 
zu  drehen,  nicht  aber  «ich  auf  die  S]>eichen  zu  stellen.  Ebenso  ist  vorzuschreib^, 
d;i>s  Dampfmaschinen  auf  allo  Fälle  wälirend  des  Andrehen.«  des  Schwungrade» 
tlas  liainpfzuströmungsventil  unbtdaigi  l..~t  geschlossen  zu  halten  und  die  Zylinder- 
hihne  za  öftnen  sind. 

III.  Transmissionen. 

§  29.  Alle  bew»|{ten  Teile  von  Transmissionen,  wek-he  so  belegen  sind,  dass 
Menschen  bei  der  Arbeit  oder  beim  Verkehr  in  Berührung  mit  denselben  geraten 
können,  müssen,  f^owfit  sie  nicht  unmittelbar  al^  Arbcit-/cu<j;  (iicncn,  tnler,  soweit  nicht 
ihre  fortwährende  Handhabung  oder  lieobnchtung  wabreud  der  Arbeit  notwendig  ist, 
mit  f;$dhutZTorrichtungen  um^ben  sein. 

^  30.  Insonderheit  miiesen,  sofern  sie  sich  im  Verkdurabneiche  der  Arbeiter 
befmden: 

a)  Upende  und  atmende  Wellen,  sowie  daran  befindliche  BiemenscheibeD  und 
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Räder,  sofern  sie  «ich  unter  1,80  in  llöhc  vom  Fusabodea  befinden,  eingefriedigt^  sein, 
X.  B.  mit  festen  Kas1«n,  Rinnen  oder  Hülben ; 

b)  ikü'f  lüemeu»  und  Keitentnuisinissioaen  etogßfriedigt  oder  in  solcher  Höhe 
angiebracht  werdoi,  dam  dntdi  ihren  Schlimm  niftiiiaiid  vcrletet  «erdoi  kann; 

c)  tirnip<.'<  iii!i'  Kiriiu'iiKchi'iliL'ii,  welche  sich  im  Vcrkohrshorcichc  der  ArbeiUr 
bew^gea,  iu  ihrer  gaoucn  Uöhe,  mindesteoB  aha  bis  auf  1,1  m  Höhe  vom  Fusfibodoi 
eingemMigt  werden; 

dj  gezahnte  Getriebe  eingefasßt  werden; 

e)  aiio  hervorstehenden  Teile,  StcllBchrauböu,  Nasenkeile  u.  f.  w.  au  Welieu. 
Biemensdieiben  und  Kup))elungen  vermieden  oder  eingekapseU;  werden. 

§  31.  Pa>  Auflegen  von  Riemen  während  des  (vangee  darf,  soweit  nicht 
mechaniiK^he  \  urrichtungen  do/.u  l^enutzt  werden,  nur  von  geübten  und  besonder» 
beiEeichneten  Arbeitern  aue^geführt  werden. 

Bei  der  Tvei>aratur  dürfen  Riemen  nicht  auf  rotierenden  Wellen  hängen. 

Vuu  den  Kieme iiächeiben  abgeworfene  Riemen  dürfen  nicht  auf  der  Welle 
aehleifen,  sie  müsBeo  vielmehr  auf  Haken  oder  lYSgiem  lien^ 

IV.  Fahrstühle. 

§  32.  Die  Fahrstuhlölfuungea  uiibaea  daschUesslich  Erdgeschoe»  in  alkn 
Stockwerken  auf  2  m  Höhe  mit  Giltern  von  hödistena  5  cm  liehtweite  omgeba 
Rein,  die  Toidere  Seite  ist  mit  daer  zweckeDtepiedieaden  AbidüiusTorriGhtii^  m 

versehen. 

i;  33.  Alle  BetriebeteUe  an  den  Fahrstühlen  mfissen  stete  in  bestem  Zoatsikle 
Heiu,  auc  h  mü^en  die  Treibriemen*  Garte  nnd  Seile  häufig  einer  Bsvisioii  imter^ 

zogen  wenlen. 

§  34.  In  jedem  Stockwerk  ist  ein  Ansdilaf  mit  den  Worten  „Vorrielit  Friir* 
stuhl",  „Unbefugten  i-t  die  Benutzung  verboten"  anznhrinjren. 

§  35.  Wenn  ein  Fahrstuhl  von  mehreren  Stockwerken  aus  iu  Bewegung  ae- 
setzt  werden  kann,  so  mnss  eine  VefstSndigunp  zwischen  den  vendiiedeoai  laa«' 
stell«!  möghch  »ein. 

S  3ü.  Nur  Personen,  welche  mit  den  Fahretühlen  genau  vejiraut  sind,  darf  die 
Erlaubnis  zur  Benutzung  erteilt  werden. 

§  37.  Bämtliche  J*abrätühle  sind  möglichst  mit  Fangvooichtiing  zu  vefseheo. 

V.  Arbei t8 masch inen. 

§  38.  Die  Lftnfersteine  für  Mahlgänge,  »oviie  diejenigen  für  Spitzgänge,  welche 
mit  der  Bodenfläche  arbeiten,  f-ind  mit  starken  ei-(  rneii  lieifeii  zu  binden. 

§  39.  Das  HineinfasseD  in  Walzen,  Kuchenbrecher,  Elevatoren  und  Hchneckso 
wthrend  des  Ganges,  audi  zum  Zwecke  der  Beseitigung  von  Verstopfungeji  nad 
zur  Reinigung  ist  auf  das  strengste  bei  den  im  §  66  angefahrten  Strafen  cn  v«r* 
bieten. 

I;  40.  Gezahnte  Getriebe,  soweit  sie  nicht  schon  verdeckt  liegen,  sind  mit  Sdioti- 

vorrichtunfren  tu  ver5;ehen. 

§  41.  in  Meliimischkammern  dürfen  nur  gesw-hultc  und  mit  der  Bet»chäftigimg 
in  diesen  Kammern  vertraute  Arbeiter  beschlftigt  wo^en. 

§  42.  Da«  Betreten  von  Mehlkanunern  mit  einer  über  1,.')0  m  hohen  Mehi- 
Hchicht  ist  zu  verbieten.  Ausserdem  »ind  die  Absacktrichter  durch  QuerstJl)«  zu  ver- 
sichern. 

§  43.  Für  Holzbearbeitungsraafichinen,  die  Betriebsteile  de»  Hauptbetriebes  sind, 
gelten  die  üufallverhütungsvorschriften  der  zuständigen  Holzberufsgcnossenachaft 

VI.  Schmieren,  Reinigen  und  Warten  der  Maschinen  und 

Transmirtsionen. 
§  44.   Das  Reinigen,  Schmieren  und  Beparieren  der  Maschiaeo  und  Tran«* 
missionon  während  der  Bewegung,  das  Anl^n  von  Leitern  an  bewe^  WeilOt  w»> 

\vi  It  dal)ei  nicht  Vi  ii  ri(  ht unji u  iz.  B.  Hakenleitern  u.  s.  w.i  benutzt  wenlen,  TveJche 
die  Gefahr  für  den  Arbeiter  bei  Anwendung  der  nötigen  Vur^ieht  ausschiieBscn,  ist  zu 
verbieten. 

Int?ofern  die  Eigenart  d<  -  F»  »triebes  die  ununterbrochene  Beweinmc:  der  M;i-chüien 
verlaugt,  müsden  die  Öehmiervurriuhtuugeu  so  angeordnet  äciu,  dusj^  das  .St  inuieren 
aller  Maschinenteilo  auch  während  des  Ganges  b^uem  und  g^fotarlce  erfolgen  kuin. 

VII.  Fuhrwerk. 

§  45.  Zum  Lenken  eines  Fuhnverkeei  dürfen  nur  des  Fahrens  kundige,  al» 
nOditem  bekannte  Leute  verwendet  werden. 

Lastwagen  mfissen  in  bergigen  Gegenden  mit  wirksamer,  jedemit  gdbanebs- 
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fähiger  HemmTonichtune  verseben  Min.  Bei  Wagen,  deren  Banait  oder  l4uliii)g  dem 
Fölurer  kttoeii  «icherai  e&U  bietet,  i«t  das  Lenken  vom  Wagen  wie  m  verbieUn. 

VIII.  Nebenbetriebe. 

S  46»  Für  Nebeubetriebe  gelten  auaaenlem  noGh  dieieaigen  UnfaUvorliutttngik 
vmdmhm,  iralclie  Ton  den  Genoeeenachaften  eriaaeen  woraeik  und,  denen  dieae  Ba* 
triebe,  wenn  eie  Hanptbetziebe  wixen,  «ngeböitti  wnzden. 

IX.  Bekanntmachong  der  Unf  alWerh&tungayoraclirilleii  an  die 

Versicherten. 

5  47.  Die  ünfallverhütunpsvorschriftcn  für  die  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
(hircli  An-Iuuig  in  Pliikatfi n iw  in  (icn  Iir>tririi>r;iiimen  an  eioQV  geeigneten,  leicht 

sugäugUchcD  Stdk  den  Versicherten  zur  Kenntnis  zu  bringen. 

Die  UnJaUveEhfitnogaroffedniften  sind  ▼am  G«noeaeDBCUifl8?QT8tand  unentgeltlich 

sa  Kefern. 

Die  ßekaanttmbe  der  nicht  in  Flakatform  gedrucld,«!  Unfallverhütungsvor- 
scfariften  andenr  BemferaioBaenBchaften  (veigl*  Amdmitt  VIII,  Nebenbetriebe)  hat 
in  gleicher  Weiae  unter  Verwendung  der  Tofhuidenen  Form  zu  erfolgen. 

X.  Fristen,  DispenpationsLcf  ngn  is. 

§  48.  Die  vorstehenden  Vorscliriiten  treten  am  1.  Juli  1903  iu  KrafU  Die  auf 
Ontnd  TonteheDdcr  Vonduiften  etwa  an  ttefiendea  £lDiiebtiu^sen  aind  aeitena  d« 
Iktricbsuntcniehmer  UngirtenB  VF*ffhff^lf  9  Monaten  nach  Inkrafttreten  der  VoBschiifteo 
auszuiühreo. 

§  40.   Der  GenoeeenadiafteTorstand  kann  Betriebenntemdunem  anf  ihren  An- 

und  nach  gntachtJicher  A(  us-crini|j:  dts  Vcrtram  nsmannw  rrsji.  technischen  Auf- 
tsbeamteu  die  obige  Friüt  vcrlaujgeru  odvr  dieselben  von  der  Hetoigung  der  Lnfaii- 
verbfltongnvorHchriftcn  teilweise  entbmdon,  wenn  der  Betrieb  durch  dieselben  wesentUdi 
erschwert  O'L  r  wirtschaftlich  unmöglich  pcmacht  werden  würde.  Die  etwa  hierana 
erwachsenen  Kosten  hat  der  l^triebsuntf  rnf  Inner  zu  tragen. 

XI.  Folgtin  bei  Zuwiderhandlungen. 

$  50.   Genoesenschaftsmit^ieder ,  weldie  den  vorsteheoden  (JnfillTerhütcmgs- 

vorschrifteti  znwidtrhantlcln,  können  vom  Genoseenschaftsvorstandc  mit  einer  CiTd- 
strafe  big  zu  liÄÄJ  M.  belegt  oder  mit  ihren  Betrieben  in  eine  höhere  <  it  lahrenkhisse 
cinKe^chatst  oder,  falls  sich  die  letzteren  bereite  in  der  hSchsten  IfofahrenUaaae  be> 
finden ,  niit  Zuschlagen  bis  zum  doppelten  Hetmg  ihrer  Beiträge  belegt  werden 
i§  112  Abe.  1  Ziffer  1  und  §  110  das  Gewerbe  -  Unfallversicheruugsg^tzes  vom 

90.  joBi  igoo). 

B.  YorMlififlen  fttr  Arbeltaakuier. 

^  51.  Die  Arbeiter  haben  enganliegende  Kleidung  und  beim  Rteinxchärfen  oder 
bei  8cin-tipcn  Arbeiten,  bei  denen  eine  V'Tlftznnrr  ner  Ati!r»>n  tm  l>efürthten  ist, 
Schutzbrillen  /u  tragen.  Da»*  Tragen  von  n  ich  tan  hegenden  i-ichür/.cii  iinil  da«  Hor- 
onterhfingenl.i-'-en  lAer  Kleidungsteile,  die  von  Ma.Hchinen  u.  8.  w.  erfasst  werden 
können,  jiir!be»ondere  von  Hal-t richer/iiifeh!.  Aermeln  u.  s.  w.  ist  Maschinenarheitern 
streng  untersagt.  Arbeiterinnen  hai)en  die  Röcke  unten  zusammengebunden  zu  halten 
and  I^ÜBtücher  und  SSOpfe  nicht  lang  beraaterbtogend  m  tragen. 

ß  "2.  F.>  ist  nicht  rrcstnttet,  nnajotnmken  zur  Arbeit  zu  kommen  oder  sich 
während  der  Arbeit  zu  betrinken.  Jedem  Arbeiter  ist  die  Pflicht  auterlt^,  Angc* 
trunkene  dem  Anbiditspersonal  reep.  dem  Betriebsuntemeluner  eofort  zu  melden.  Der 
Angetrunkene  ist  von  der  Arbeitsstätte  zu  cntfcrneti. 

§  53.  Der  Heizer  bezw,  der  Wärter  der  Motoren  oder  dessen  Htellvertreter  hat 
da«  Betreten  des  Dampfmaechinen«,  Turbinenraumee  und  Radhanses  jedem  Unbe- 
fn^rteii  zu  vorwehri  ü.  Arbeite  r,  welrhf  un  Epilonsie,  Krämpfen  \m>]  iL  rgL  leiden,  oder 
aus  anderea  Gründen  nicht  immer  zurcchnungslähig  sind,  düricu  sich  in  den  Maschincn- 
riumen  nicht  aufhalten. 

r>4.  Den  Arbeitern  ist  vorgeschrieben,  zum  Stellen  cxlor  Anlassen  von  Kraft- 
maschinen sich  in  erster  Linie  der  etwa  vorhandenen  ätellzeuge  oder  Andrehkurbeüi 
zu  bedienen  und  sofern  solche  nicht  vorhanden  aind,  da»  Schwungrad  der  lüraft- 
maschinen  in  jedem  Fall  nur  am  Tlinge  zu  drehen,  nicht  ■.\\^-  r  -ieh  auf  ^lie  Speieheii 
zu  steUttiL  Kbenao  ist  auf  alle  Fälle  während  dea  Audruheus  des  bchwiiugradeti  das 
DampfauatrOmungfSventil  unbedingt  fest  gcschloeeen  zu  halten,  wShrend  die  Zyllndw- 
hlhne  xa  Ofhien  aind. 

34* 
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§  55.  Bei  Reparaturen  an  den  Wassenadern  oder  beim  Abeisen  derselben  etod 
diese  MO  fr'.-?tzulegen  (zu  bremsen,  Hteifen,  spriewcn  oder  dergl.),  das«  ein  Bewegen  bd 
der  Arbeil  nicht  erfolgen  kann,  ebenso  bei  Reparaturen  an  den  Betriebswerken. 

§  r»(i.  Beim  Abeiseu  der  WaÄPerräder  ist  der  eisbekrustote  Fus,-l»o<lcn  mir  Sand, 
Asdie  u.  8.  w.  zu  bestreuen.  Die  fiadschütze  zu  ziehen  und  eich  auf  die  Schaufeln 
zu  «teilen,  ist  strengBtena  verboten.  Eben»)  ist  verboten,  nach  dem  Bade  za  schlageo, 
um  das  Ein  zu  entfernen,  wenn  8ich  da8  Rad  in  Gang  beffaidet. 

§  57.  Da»  Flicken  und  iJi  parieren  der  Treibriemen,  welche  auf  Tranpmi!"jinn«- 
wellen  oder  Rieroenpcheiben  hängen,  während  des  Betriebea  iet  fttrcngßten-  verlN  tpn. 

Während  dm  Zusammennähen»  und  Verbindons  der  Riemen,  Seile  und  Schnüre 
ist  streng  darauf  zu  achten,  das*»  dieselben  von  der  bewegten  Welle  entfernt  gehaltea 
wertlen.  Da»  Auflegen  von  Riemen  während  des  Gange«  darf,  soweit  nicht  mecnaniechf 
Vorrichtungen  dabei  benutzt  werdoTi,  on  oineni  sich,  rm  Standort  und  ohne  Be- 

rührung der  laufenden  Weile,  sowie  nur  von  geübten  und  besonderB  l>ezeidmeti(D 
Arfoeitem  axugefafart  werden.  TVdbrietDeii,  welche  «bgevode»  «erden,  «ind  an  Safcai 
tmIi  r  Trägem  an  der  Prrl-«  niif/uhangen,  anegenomnien  natfiilidi  solche,  wdche  von 
der  Welle  a^cnommcn  wertlen. 

§  58.  Die  Berührung  von  Maschinen  seitens  solcher  Arbiter,  die  oidit  fSr  die 
Bedienung  imd  Instandhaltung  der  Maschinen  angestellt  sind,  ht  verboten. 

§  59.  Jeder  Arbeiter  hat  Hiich  jedetimal,  bevor  er  t>eine  Maschine  in  Gang  »etzt, 
▼on  der  völligen  Betriebsfähigkeit  derBclben  zu  überzeugen  und  auch  darauf  m  acbt«a. 
ob  an  den  in  seim  r  Näh»-  bofirKUichen  Tranemiesionen  Brüche,  Risse  oflcr  Soliii  leo 
irgend  welcher  Art  entst&Ddeu  sind.  Ueber  etwaige  Mängel  Jiat  er  sofort  Anzeige  ni 
erstatten.  Desgleichen  hat  er  sidi  insbesondere  darüber  zu  Tergewissem,  dass  die 
für  die  Mafecliinf  bestimmten  Schutzvornrhtnnfreii  in  volH^onuncii  lHtricbt:.*ichereui 
Zustand  sich  befinden  und  eioe  gegenteilige  WahrnclunuDg  »ofort  zur  Anzeige  2U 
Dringen« 

1)0.    Eigen  ni  :ic  Ii  f  i       Entfirnun^   oder   eigenmächtige  Nicht* 

be  o  u  t  /.  tni  g  von  S c  h  u  i  z  v  o  r  r  i  c h  )  u  n  l-^  c  n  i  g  t  s  tr  e n  p-s  t  o  n  f  it  n  t  c r  ^  a  p  t. 

JSotern  die  Aueführune  der  Arbeit  an  Wand-  oder  Dalciiluken  die  EiUkniuaj; 
der  Bruetwehren,  Deckel,  Älapi)en  und  dcrg!.  erfordert,  wird  die  »ofortige  Wie»lor- 
anbringung  der  letzteren  nach  Beendigung  der  Arbeit  jedon  Arbeiter  zur  Pflicbi 

gemacht. 

S  Gl.  Dir-  r?<  imfzung  der  FahrMühle  zur  l^ereonenbeförderung  int  strcngisicn^ 
verboten,  mit  Ausnahuie  des  mit  der  Bedienung  des  Fahrstuhls  beauftragten  Arbnitei«* 

§  fß.  Vor  Benutzung  Ton  Fishrstflhlen,  wdche  von  mehreren  Stodkwerken  ins 
in  Fx-werrting  gesrfzf  worden  l<(jnnt'n,  uiuhs  eine  Vcntfindigang  zfrisdien  den  ver* 
schiedcueu  Ladestelleu  stattgefunden  haben. 

§  fiS.  Die  Beschäftigung  in  Mehlroischkammem  ist  nur  (iiesdbulten  nnd  duott 
vertrauten  Arb(iii:-rn  .-tatn-t. 

§  ^4.  Da-H  l>*  tretLin  von  Meiilkannneni  mit  einer  über  1,50  m  hohen  MehLschicht 
ist  verboten. 

5  'i.^i.  DnH  Hineinfansen  in  Walzen,  Kuchenbrecher,  Elevntnrpn  titkI  Sc  hnecken 
während  de^^  Gange«,  auch  zum  Zwecke  der  Beeeitigimg  von  VcrHtopfuiigeji  und  zur 
Reinigung  ist  auf  da.s  strengste  bei  den  unter  §  <j8  angefOhrten  8traien  verboten. 

5;  00.  Das  Fehniicren  bewegter  ^raschinentcile  von  Tin<»ichrrem  Standpunkt  au?, 
sowie  das  Putzen,  Reinigen  und  Bchnuercn  gefahrdrohender  Ma-schinenteilc  während 
des  Betrieben  ist  verboten. 

§  07.  Da«  8chlafeu  «nee  Kutsclierß,  solange  da«  von  ihm  gelenkte  Gefährt  in 
Bewegung  ist,  ebenso  das  Auf-  und  Abstcigeu  während  der  Bewegung  dee  FnJur- 
wcrk^  i^t  verboten.  Beim  Abwartsfahren  ist  die  Hemmvorrichtung  eachgemasB  za 
benutzen. 

Bei  Wagen,  deren  Bauart  oder  tadung  dem  P6hrer  keinen  sicheren  f*»t«  biet««. 

ist  das  lenken  vom  Wn<reii  ans  verboten. 

Es.  ist  verboten,  während  der  Fahrt  auf  der  Deichsel,  dar  Schere  oder  auf  dm» 
Langbaum  zu  nitzen. 

i;  08.  Verpieheiie  Perponen,  welche  den  T'nfall Verhütung? Vorschriften  zuwidcT- 
handehi,  können  ant  (innid  des  §  112  Abs.  1  Ziffer  2  und  dt*  §  110  dei^  (icwerbe- 
UnftülverBicheruugHff  s(  tzes  vom  30.  Juni  lOOT)  mit  C^dstrafen  bis  zu  0  M.  Wart 
worden,  weh-he  vnn  d.  n  Krankeiikas^pnvnT^iriMden  bezw.  von  der  Ort^pfili^ei^^hörde 
fehtgesictzt  werden  und  in  die  iK-teiiigten  Krankenkassen  oder  in  die  Kasse  der  lienieinde- 
krankenversicberung  flieeeen. 
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II.  Belgique,  Belgien. 

1 .  A r r  e  t  e  r o y  a  1  du  1  7  j  u  i  n  10  0  2  r e  1  a t i f  a u x  c  o  u  s  t  a  t  a  t  i  o n  a 
et  declarationji  medicales  prescrite^^  par  Ion  rtVt^loinent.s 
Sur  la  police  des  etablissements  dangereux,  iudalubreü 
on  incommodes. 

Kdnigliolier  Erlass  vom  17.  Juni  1902,  betr.   die  medizinisohen 
Poststenungeai  und  Erklärangen ,  welche  durch  die  Rcglcmente  für 
die  Polizei  in  gefährlichen,  geaimdlieitsscliädlioJieii  oder  läatig^n 
Uieben  vorgesohriobeu  aiud. 

Art.  1.  TAe  medidiiiBcfaeii  Fe»tote»lliingQii  und  Erklärangen,  weldie  dnrvb  die 

P'  'I  nit'iiti!  für  die  Polizei  in  Betrieben,  die  zu  den  gefährlichen,  gi^uiulheitsschädlichen 
Oller  lästigen  zählen,  vorgescbriebea  sind,  geöchdlMQ  diuch.  Aerzto,  welche  zu  diee>eiu 
Zwecke  von  dem  Afininter  für  Induetrie  und  Arb«t  ernannt  werden.  IMeM  Ernennung 
Terpflichtet  'l'H  ernannten  Arzt: 

1}  alle  TiiLsacheu,  die  für  die  Gewerbehygieiit*  vou  lutere^öe  «ein  kiniuK^n,  dem 
Humtter  f&r  Arbeit  und  Industrie  za  tnetden; 

2)  zur  Annalime  des  Hononrtarifee,  der  durch  nunisterieUen  £rlM8  feet- 
gesetzt  wird. 

Art.  2.  Der  Minister  f&r  Arbeit  und  Indns^e  ist  mit  der  DnrehfUhning  dieses 
Erlasees  beauftragt 

2.  Arrete  royal,  en  date  du  1  oetobre  1903,  concernant 
l*»ppli<atioM  a  1' Industrie  du  tissage  de  la  loi  du  SOjuiUet 

1901  r    gle m e  n  t  a  n  t  le  m e s u  i- :i  l-" e  <I  u  travail  de'^  ouvrinr». 

Königlicher  Erlaas  vom  L  Oktober  1808,  bdtr,  die  ArbeitBmaüe 
in  der  Webereündustrie. 

Art.  1.  In  Webereibetrieben,  iix  welchen  die  sui-  Festsetzung  des 
Arbeitslohnes  dienende  ESnheit  tma  einer  bestimmten  Zalil  von  SöhussflUien 
besteht,  ist  die  Verwendung  eines  automatischen  Messapparates  obligatorisch. 

Es  dürfen  nur  solche  Systeme  von  SrhiissHtdenmessem  verwendet 
werden,  die  durch  eine  ministerielle  Eatsclieiduug  genehmigt  worden  sind. 

Diese  Messapparate  sollen  stets  mit  einer  Angabe  darüber  versehen 
sein,  Weichs  Anzahl  von  Schussfllden  als  Grundeinheit  zur  Feststellung 
des  Lohnes  angenommen  worden  ist. 

Ausserdem  sollen  sie  deutlich  und  unauslöschlich  den  Namen  oder 
die  Marko  des  i^abrikanton  oder  des  Verkautern  trafren. 

Art.  2.  Es  ist  in  der  Webereiindustrio  verboteu,  als  iiiiiilieitsuiass 
zu^  Feststellung  des  Arbeitslohnes  die  Lange  der  aufgespannten  Kette  zu 
verwenden. 

Art.  3,  UebertretuTif^en  difvsos  Erlasses  werden  geahndet  nach  Mass- 
gabe der  Bestimmun<jon  dor  Art.  10  und  11  des  Q-esetzes  vom  16.  August 
1887,  betr.  die  Lohnzahlung. 

Art.  4.   Dieser  Erlass  tritt  mit  dem  1.  Januar  1904  in  Crafb. 

Art.  5.  Mit  der  Durchfuhrung  dieses  Erlasses  ist  der  Minister  fttr 
Industrie  und  Arbeit  beauftragt. 

III.  Danemark.  Dänemark. 

1.  Lov  om  Tillfldg  til  Lov  Nr.  4  af  7de  Januar  1898  om 
Arbeideres  Forsikring  mod  Folger  af  Ulykkestilfsslde  1 
▼isse  Virksomheder  15de  Mai  19u3. 

<}eset8  vom  15.  Mai  1903  rar  BEgfinsong  des  Oesetses  ITo.  4  vom 
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7.  Januar  1890  Uber  UafldtvwaiolMnnig  dac  Arbaitar  in  geviasaa 

Boizieben. 

§  1.  Ist  ein  Arbeiter  von  einem  unter  daö  Gesetz  v«  in  7.  Januar 
1S*.>8  gehfirenden  Luiali  betroffen  worden,  weicher  seine  ErwerbsÄhigkeit 
über  13  Wochen  hinaus  vermindert,  ao  ist  ihm  vom  Abiauf  der  13.  Woche 
an  Taggeld  ztuEosprechftii  in  Ueberemstiininimg  mit  den  naehstehendw 
Vorschriften. 

§  2.  Das  Ta«^geld  iK  tritijt  des  Taglohnes,  <!'m1i  nicht  über 
2  Kronen  und  nicht  weniger  als  1  Kjrone  tftfclich.  Jede  W^oche  wird 
Taggeld  für  7  Tage  ausbezahlt. 

Teilweises  Taggeld  wird  nicht  zugesproohen.  Der  Taglolm  ist  auf 
di  •  im  Gesetz  No.  4  vom  7.  Jannar  1898  vorgeschiiebene  Weise  xa 
bestimmen. 

§  3.  Das  Recht  auf  Taggeld  hängt  davon  ab,  ob  eine  Veiminderung 
der  Erwerbsf^igkeit  eingetreten  ist. 

Dieser  Fall  wird  angenommen,  solange  der  Betreffende  auf  Grand 
der  erlittenen  Verletzung  nicht  im  stände  ist,  eine  seiner  frttharen  Wirk- 
samkeit entsprechende  Arbeit  zu  übernehmen. 

»Solches  ist  durch  ärztliche  Erklärung  festzustellen. 

Der  Bezug  deti  Taggeldes  dauert  in  keinem  Fall  länger  als  bis  2ui& 
Jahrestug  nach  dem  Eintritt  des  Unfalls. 

§  4.  Wenn  der  Fall  nnr  yorttbergehende  Verminderung  der  Erwerbe- 
{^igkr  it  zur  Folge  hat,  so  hört  das  Taggeld  auf  von  dem  Zeitpunkt  an, 
da  die  Bedinpnmgen  für  dasselbe  naHi      3  wegfallen. 

Wenn  der  Fall  dauernde  Verminderung  der  Erwerb.stähigkeit  mit  sich 
führt,  80  dauert  der  Bezug  des  Taggeldes  fort,  soweit  die  in  §  3  ent- 
haltenen Bedingungen  vorbanden  sind,  bis  die  Inyalidenentschtdigung 
durch  den  Bat  festgesetzt  ist. 

Wenn  der  Fall  den  Tod  zur  Folge  hat,  so  bleiben  die  Taggelder 
unter  denselbon  Bedingungen  bis  zum  Todestag. 

§  5.  Die  für  die  Festsetzung  der  Taggelder  nötigen  Bestimmungen, 
darunter  namentlich  diejenige  betreffei^  die  Htihe  de»  Taglohnes,  sollen 
vor  der  14.  Woche  erledigt  aein,  ao  dass  die  Ausbezahlung  der  Tagi^elder 
mit  ihrem  bestimmten  Betrag  auf  Ende  der  M.  Wuclio  stattfinden  kann. 

§  G.  Am  Anfang  der  14.  Woche  hat  der  vom  Unfall  Betroffene  dem 
Arbeitgeber  oder  der  betieffenden  anerkannten  Versicherungsgesellschaft 
eine  ftratÜche  Ebrklftrung  einausenden  aur  BestStigung,  dass  die  Biedingnngen 
fUr  Taggeldberechtigung  nach  §  3  dieses  Gesetzes  vorhanden  seien. 

Diese  ärztliche  Erklärung  ist  von  dem  Unfallbetroffenen  zu  bezahlen. 

§  7.  Der  Arbeitgeber  oder  die  betreffende  anerkannte  VersicheniT.i'S- 
geselischaft  ist  berechtigt,  jede  Woche  ein  neues  ärztliches  Gutachten  gei.en 
Beeahlung  der  daraus  entetehenden  £osten  zu  verlangen. 

§  8.  Die  Taggelder  sind  dem  Betreffenden  am  Schluss  jeder  Wocb» 
für  dio  voi^ossene  Woche  auszubezahlen. 

§  'K  DeTn  Arbeitp-ebpi-  des  T^ijfalll)eti"ffeiien  liegt  e?  oh,  diesem  Ijci 
der  Ordnung  der  'J'aggelderverhäUnisöe  die  weitmuglichnte  Hilfe  zu  leijsieu 
und  namentlich  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Ausbezahlung,  wie  vorgesdiriebes, 
wöchentlich  und  cum  festgesetzten  Betrage  erfolge. 

Wenn  der  ArV^oitgobor  einem  Arbeiter  mit  Tag-  oder  Wochenl 'hu 
den  vollen  Lohn  ausbezahlt,  ungeachtet  dieser  nicht  vollständig  arbeite 
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f&hig  ist,  60  ist  der  Arbeitgeber  berechtigt,  die  dem  Arbeiter  von  der 
Versicherungsgcsollsf haft  zufallenden  Taggel*]er  zu  erheben. 

§  10.  Der  Arbeiterversicherungsrnt  kann,  sofern  die  Verhaltnisse  es 
wünschbar  machen,  bestimmen,  dass  die  Taggelder  an  den  Bat  einbezahlt 
werden,  damit  dieser  sie  dem  Verongltlckten  ansbezablen  kann,  wie  denn 
der  Rat  nach  den  gegebenen  Regeln  auch  Taggelder  an  den  Verunglückten 
cntricliten  und  'lanach  den  ausgelej_'teii  Befrag  beim  Arbeitgeber  oder  bei 
der  Versicherunizsirosellschaft  einzielien  kann. 

§  11.  Die  Bebtimmung  im  Gesetz  von  1898  §  5  über  die  Entrich- 
tung von  Zulagetaggeldem  ftUt  weg. 

§  12.  Alle  Streitfragen  betreffend  Taggeldori  werden  vom  Arbeiter^ 
versicherun;_'srat  posehlichtet. 

§  13.  Hat  der  Arl)Oi>frfber  odor  derjenige,  dem  nach  §  14  im  Gesetz 
Ko.  4  vom  7.  .lanuar  181*8  es  obliegt,  die  vorgeschriebene  Anmeldung 
einee  Unfalles  unterlassen,  so  soll  das  nicht  hindern  können,  dass  der 
Oeseh&digte  spftter  Ansprach  anf  EntsdiAdigang  erheben  kann,  wenn 
dieser  vor  dem  Ende  eines  Jahres  nach  dem  Tage,  an  welchem  der  Unfall 
eingetroffen  ist,  geltend  «^^omacht  wird. 

§  14.  "Wenn  der  Arbeiterrat  betreffend  pinos  ihm  angemeldeten 
Unfalles  den  Parteien  kundgetan  hat,  dass  der  Fall  als  abgeschlossen  zu 
betrachten  sex,  ohne  Folgen  mit  sieh  za  fähren,  welche  nnter  das  Oeset« 
fallen,  so  kann  von  den  Parteien  luieli  einem  Jahre  vom  Datum  der  Kund- 
macbnnpr  an  keinerlei  Anspruch  erhoben  werden. 

i?  15.  Die  im  Gesetz  No.  4  vom  7.  Januar  1898  §  14  bofohleno 
Aiimeldnng  eines  Unlalles  mit  zugehörender  Einsendung  einer  ärztlichen 
Brklftnmg  soll  von  dem  Arbeitgeber  nnmittelbar  an  den  ArbeiterveFsiche- 
Ringsrat  erfolgen,  und  diese  Einsendung  kann  nicht  der  Venrichemngs^ 
gesellschaft  überlassen  werden. 

Aiiiiieldung  und  ftrztlicho  Erklärung  worden  durch  Ausfüllung  der 
vom  Kat  vorgeschriebenen  Formulare  abgefasst. 

§  16.  Wenn  ein  Jahr  nach  dem  Unfall  verlaufen  ist,  ohne  dass  die 
endlichen  Folgen  bereits  eingetreten  sind,  ist  doch,  soweit  mtfgHch,  vom 
Rate  eine  Entscheidung  zu  treffen,  indem  die  Geldsumme,  welche  in 
solchen  Fällen  dem  Betreffenden  zuzusjnechen  ist,  dann  vom  Rate  fest- 
gesetzt werden  kann,  nach  bestem  Gutdünken  darüber,  welche  Folgen  der 
Unfall  wahrscheinlich  als  endliche  mit  sich  führen  werde.  Der  so  ge- 
troffene Entscheid  kann  nicht  abge&ndert  werden. 

Ist  68  nicht  möglich,  eine  solche  sbschätzungsm&ssig  endliche  Ent- 
scheidnng  zu  treffen,  so  kann  eine  vorlJ\nfi«^'C  Bostirnmnnfr  erlassen  werden, 
wonach  die  8ftcho  .-spater  nieder  aufgenommen  werden  kann,  sofern  ein 
Begehreu  darum  vou  seilen  des  Verunglückten  vorliegt.  Eine  solche 
Wiederaufnahme  kann  nicht  mehr  2  Jahre  nach  dem  ersten  Entscheide 
stattfinden. 

§  17.  Vom  ]\finister  des  Innern  ist  nacli  VorschlaL'^  des  Arbeitor- 
versicherungsrates  eine  Taxe  ffir  die  bei  Behandlung  der  äache  gewöhn- 
lich notwendigeu  arztlichen  Gutachten  festzusetzen. 

Die  znr  Anfkl&rung  der  Sache  notwendigen  ftrstlichen  Scheine,  welche 
vom  Ai  beiterversicherungsrat,  vom  Arbeitgeber  oder  von  der  Versicherungs- 
gesellschaft verlanirt  werden,  sollen,  S'^uelt  In  den  roranstehenden  ni'-ht 
schon  besonders  Uber  die  BezahlungspÜicht  verfügt  ist,  vom  Arbeitgeber 
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oder,  wemi  die  Versichenm«^  bei  einer  anerkannteu  Vemcheraugagesell« 
Schaft  gezeichnet  ist,  vou  dieser  bezahlt  werden. 

lat  in  den  bestehenden  Versicherangsyertrftgen  festgesetzt,  da»  4i« 
betreffenden  Atteste  nicht  von  der  Versicherungsgedellschat't  bexalilt  werdeo 
sollen,  so  tritt  diese  letzte  Bestimmung  in  Kraft  bei  der  Erneuornni,'  df^ 
Vertrags,  doch  >!p[ltestens  nach  Verlauf  von  6  Jahren,  vom  lukrafttretea 
dieses  Gesetzes  au  gerechnet. 

Alle  Stroittragen  betreffimd  Besahlung  der  inttUchen  Gutaditen  werden 
vom.  Arbeiterversicherangsrat  entschieden.  Gegen  die  Entacheidangen  des 
Rates  kann  an  den  Minister  des  Innern  appelliert  werden. 

ij  1^^'.  Die  P>nc;Hmmungen  dieses  Oesf^tzes  treten  an  Stelle  der  damit 
im  Wjderspi  uch  stellenden  Regeln  im  Gesetz  No.  4  vom  7.  Januar  I89ii 
§§  5,  17,  was  auch  gilt,  soweit  sie  xVnwendung  huden  können  auf 
UnftUe,  welche  unter  das  Gesets  vom  3.  April  19(^,  betreffend  Unfall- 
Versicherung  dftnischer  Fischer  gehören. 

2.  Bekendtgörelso  om  Oprettelse  af  eu  sierlig  Aldeliug 
af  Arbeiderforsikkringsraadet  tilAfgörelse  af  de  ander 
Lov  ora  danske  FiskerssForsikkring  i  Ulykkes  r  i  1  f  1  de  af 
3.  April  1900  h(»rende  Ulykkesti ifaelde.    Lovtidenden,  1902, 

No.      p.  10. 

Miniäterielle  Vorordnuufi;  vom  2').  Fobru:ir  1902,  betr.  die  Gründucg 

einer  besonderen  Abteilung  des  Arbeiterversicherungsrates  für  die 

Begetong  der  dnrdh  das  Ctoaets  vom  &  ApiU  1900  ftber  die  Ve^ 

■lohenrng  dSoiselier  FUwiher  bei  tTiifillen  "mgoBBheaein.  UBflUa. 

Kraft  der  dem  Minister  des  Inneren  durch  da«  Ver-iit  hcniiiirsgesetz  für  Arbeits- 
unfälle (iiiuiHchcr  riHch«>r  vom  3.  April  1900  §  5  No.  5  übertrai^onen  Kompetenzco 
wird  vom  1.  Februar  11K)2  an  eine  Dcsondere  Abteilung  im  ArbeiterTer8icfa«raii(;8nt 
für  <li<-  Ri  LT'  ItinL''  ilfT  TTrifaÜo  p-'-^chaffr-n,  wol.^hc  in  dem  obini  zitiortcti  G -'''(7  vor- 

f eschen  suid.    in  diese  Abteilung,  welche  aus  5  Mitgiiedero  beaf^hen  goll,  werdeu 
Mitglieder  emaant,  welche  nicht  dem  obenj^annten  Bat  angehören. 

3.  Anordning,  om  at  Porsoner  under  10]aar  ikke  selv- 
sta^ndig  maa  paäue  visse  farlige  Slaskiner.  LoTtidenden  1902, 
No.  65,  p.  654. 

Verordming  des  Jiutlsmliiisteni  vom  l.  NoTember  1003,  betr.  das 
Verbot  der  Beschäftigung  von  Personea  unter  16  Jahren  nir  adbttlndigflo 

Bedienung  geflihrlicher  Maschinen. 

Kruft  der  Kompetenzen,  weiche  der  2,  Ab«atz  des  j|  4  des  Gesetzes  tooi 
12.  April  1880  über  die  Mannahmen  aar  Verhinderung  der  Ünftlle,  die  bei  der  Vtf- 

wendun^  von  Maschinen  ontstehon  können,  dem  Ministor  cinräunit,  und  die  ihm  pe- 
Ptatten,  zu  verbieten,  da.'^fs  Kindor  oder  Jugendliche  unter  16  .lahren  zur  selbi^tändi^ 
Bedic-nunp  von  Ke^iseln  o<ler  Maschinen,  welche  laut  Verordnung  als  gefährlich  oe« 
zeichnnt  \vimlen ,  beschäftigt  werden,  wird  verboten,  Personen  unter  1()  Jahren 
zur  iilk'inigeu  Bedienung  derjenigen  Maschinen  zuzulassen,  die  mitteU  mecha- 
nischer Kraft  in  Bewegung  gesetzt  und  nachfolgend  näher  iNseichnet  \v<  nitn: 

l^ressen  und  Stenipelnia^rhinen  mit  kontinuierlicher  I?cwegung,  bei  welchen  di^ 
zu  bearl>ciicnden  Stücke  nun  der  Hand  zurechtgelegt  und  zurückgezogen  werden 
münnen,  in  Fabriken  für  eiserne  und  Blechgegenatando  und  in  Schuh^briken. 

Die  rntff^renden  ly)choiAen  in  Fabriken,  in  deoen  Kork  hearbätet  wird  und 
Pfropfen  lu  r^,  -,(0111  werden. 

Di.  v(  r  ti  LNlt  nen  An>  n  r  Kreissftjnn»  SSgeo  ohne  Ende  und  Klobsigaa  ia 
Wcrkr^tatten  zur  iiolzbearbcituog. 

Bftaflchinen  mit  rotierenden  Meuem,  die  verschiedenen  Hobelmaadblnen,  FaM0oi6^ 
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und  Fraiäm:i.-i>  hiiK  ti.  einschliet^^Iich  der  Maac-hiiicn  zum  Fonnon  und  mr  HentaUung 
von  Holzachuhen  ia  Werkstättea  zur  üolzbearbeitaQK. 

Die  snin  Satinienn  von  Papier  dienenden  Bollen  in  F^Merfebriken  und 
Driukereien,  wenn  i^ie  sieh  nicht  natomatiBdi  Speisen  oder  mit  einan  KIcÄLteclMit  oder 
SicherhcitäzylinUer  rorsebeo  siad. 

FtepierechnddeDieBChinen  in  Pkpierfhbriken  und  BodiUadertrerl^BtSttai. 

Die  Tiegeldrucknro.-^sen  (Schncllprc^r^on)  in  don  Dmdcereien,  wenn  sie  nidit  mit 
Schufzvorrichtungeü  für  die  Hände  versehen  sind. 

Die  Wdlfe  und  Krempelmaeehinen  in  den  TeztUfabriken,  wenn  diese  Ifaschinen 
eich  nicht  automatisch  spei'^en. 

Die  Maschinen  zur  Fabrikation  von  Strcichhoizächachteln ,  einschlic^-^licii  der 
danut  zuünammcnhäugenden  ZuachDci<]ea]n>uratc. 

Die  Hackma^schinen  und  GemfiseBerkieinerer  in  Wunit>  and  Hackfleischbibnken. 

Die  Häckäelschneiden. 

lila.  Islande.  Island 

Loy  om  Erlaeggelse  af  arbeidslön,  Daum^ark  Lovtidondeu 
Tillmg  No.  4. 

Oesetii  vom  14.  Peliniar  1902,  betr.  die  Aiunliliiiig  Ton  TiBhnen. 

§  1.    Drr  Gdialt  sau  allen  Arbeiten  und  Tagelöhnern  in  IlaodeiähäuBern, 

Fabriken  un<i  Minen.  Bedeuten  nnd  anderen  auf  Segel-  (H\cr  I)ani{)f->(  hiffpn  mit  Fisch- 
oder Walfischfan^  be-ichäftigtco  Arbeitern  iu  gangbarer  Münze  uusiieziihlt  werden,  es 
•sei  denn,  dass  ein  Teil  des  Fischfangertrages  als  Lohn  gelte.  Das  gleiche  gilt  für 
Arbeiter  und  Tagelöhner,  die  auf  dem  Laoae  eine  Arbeit  verrichten,  die  zur  bchiffs- 
ansröstung  gehört.  Der  Lohn  kann  aber  nur  dann  aus  dem  Ertrag  des  Fischfanges 
beeaUt  werden,  wenn  vorher  einu  besondert-  Abmachung  getroffen  wurde. 

§  2,  Falls  eine  bestimmte  Arbeit  in  einer  der  oben  bezeichneten  Unteraehmungea 
K^en  Fanachalzahlung  ausg^nlirt  wird,  «o  hat  die  Zahlung  gemSas  den  Voflsdirinen 
§  1  SU  gesdidien. 

IV.  Espagne.  Spanien. 

1.   Reglamento  para   1a   declaracion  de  incapacidadea 

per  o  a  n  s  a  de  a  c  c  i  >  i  on  f  i'  «  de  t  r  a  b  aj  o.    Häc  Juli  o  d  e  1  0  n  .S. 

Reglement  vom  6.  Juli  1903,  betr.  die  Uatalugkeitaerklärung  in- 
Iblge  von  ArbeltsimnUlen* 

Art.  1.   Die  in  Art  4,  erste  Verordnung  d«  Greaetses  yom  30.  Januar  1900 

gebrauchten  Bezeichnungen  sind  folgendf'rina--cii  zu  vi^r-tchon  : 
Gänzliche  Arbeitsunfähigkeit:  temiwrär  uii  I  auf  I^ben.szeit. 
Teilweise  Arbeitsunfähigkeit:  auf  Leb(n«z(it. 

Art.  2.  Die  temporäre  gänzliche  Arbeit-nutähigkeit  wir!  fromä«?  Art.  !.  Ver- 
orduung  1  des  Gesetze»  aufgeuwöt  aU  die  Verlängerung  der  durch  den  Unfall  verur- 
sachten pathologischen  Foi^^o  inneriialb  der  in  |  2  der  erwifanten  Veroidnung  fest- 
gesetzten nrnnze, 

Art.  3.    Der  Begriff  der  temporären  gänzlichen  Arbeitsunfahiglveit  tritt  aut^er 
•  Kraft,  sowie  die  Heimng  des  verletzten  Arbeiters  erklärt  wird,  oder  wenn  nach  Ab- 
lauf einee  Jahres  nach  dem  Unfall  die  Heilung  nicht  eingetreten  ist. 

Art.  4.  Die  Hdlung  de«  verletzten  Arbeiters  winf  von  den  Aerzten  folgender 
Aufstclhing  ont-precliend  erklart  : 

a)  Heilung  ohne  Arbeitöuofahigkeit, 

b)  Hetlnng  mit  ArbeitsunfiQiIgkeit. 

Axt.  5.  In  der  Regel  wird  auf  Heilung  ohne  Arbeit-unfähiL'k-  if  orkannt,  -obald 
sich  Veraarbung  der  Wunden  eingesteht  hat,  falls  nicht  auch  dann  noch  eine  be- 
sondere Behaadlnng  anr  Wtederherstelliuig  der  Funktion  der  verletzt  gewesenen  TdUe 
«rfofderlich  ist. 

Art.  ti.  In  der  Regel  wird  auf  Heilung  mit  Arbeit-^unfuhigkcit  erkannt,  wenn 
die  N  ernarbong  der  Venetzungen  eingetreten  ist  und  sich  dab«  Arbeitsunfähi^eit 
etgebea  hat. 
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Wenn  die  rcsnlticrciitlc  Arbfitsunfrihigkcit  ni  Iit  .rgaiiit^ch,  sondern  fiinktl'uu-n 
ist,  80  kann  auf  Verlangen  dm  Arbeitgebern  abgewartet  werden,  bis  die  Funktion 
wShreod  einer  vom  Gesetze  bezeidineten  FriHt  wi^erher^estellt  ist. 

Art.  7.  Nachdi  ni  klar  und  «leutlicli  auf  Heilung  mit  Arbi/itsunfähigkrit  t.'rkannt 
worden  ist,  wird  zur  Erklärung  geschritten,  ob  die  Arbettstmitähigkeit  eine  gämlicbe 
oder  dne  piiiidle  ist. 

Art.  8.    Gänzliche  Arbdt>iinfrihipkpit  ht : 

a)  der  völlige  Verlust  oder  der  Verlust  der  weseutUchoi  Teile  der  beideu  oberes 
OliedmasMfi,  der  beiden  QBteren  GUedmamoti  oder  doer  oberen  und  «Euer  mtefn 

Extremität,  wobei  nh  rite  wesentlichen  Teile  Hand  luid  Fuss  gelten ; 

b)  die  funktionelle  Verletzung  der  Bew^ungsapparate»  die  in  ihren  Folgen  cut- 
sprechend der  Verstümmelung  der  Eztremititen  aonaluMii  ist,  mit  den  nnter  Ab* 
schnitt  a  ancregohrnen  T-.fdingungrn  ; 

c)  der  VerluöL  beider  Augen,  und  zwar  uufg(?fa'-8t  al«  Vernichtuiig  des  Urgaae» 
oder  als  völliger  Verlust  der  Sehkraft ; 

d)  der  Vtflust  des  einen  Aug^  mit  betgächtlichw  Schwicbuog  der  Sebknfi 
des  anderen;  • 

e)  unheilbare  (Geisteskrankheit; 

f)  die  organischen  odet"  funktionellen  Verletzungen  des  Gehirns  und  der  Blut- 
kreislauf- und  Atmungsorgane,  welche  direkt  und  unmittelbar  durch  mechani^ 
oder  toziflcte  Wirkung  des  UnlslleB  ▼eranlaast  wurden  wad  als  m*hf«lhM'  cnchtet 
werden. 

Art.  9.  Partielle  ArbdtsunfShigkeit  ist: 

a)  <lrr  Verlust  der  rccht^'U  oberen  Exfreniitat  in  seiner  (Jesanitbeit  (kIct  -ein  ii 
Wesen Uicheu  Teilen,  wobei  als  wesentliche  Teile  erachtet  werden  die  Hand,  die  iiavr 
in  ihrer  Gesamtheit,  anch  bei  Bestdienbleiben  des  Daumoie,  oder  im  gle«^  Fall  der 
Vi  rliif't  «ämtlirhrr  zw>  ifer  und  dritter  Fingefgliedefi  und  endlich  der  ginzliche  Ver* 
lust  dv!>  Daumeng  allein; 

b)  der  Verlust  der  linken  oberen  Extremität  in  ihrer  Gesamtheit  oder  in  ihren 
wesentlichen  Teilen,  wobei  als  wesentliche  Teile  gelten:  die  Hand  and  die  Finger  in 
ihrer  (Josamtheit; 

c)  dfr  Verlust  einer  der  unteren  Extremitäten  in  ihrer  Gesamtlieit  oder  in  ibra» 
wesentlichen  Teilen,  wobei  nh  \vo<«cntlIelicr  Teil  gilt:  der  Fuss  und  an  diesem  die  nun 
Stehen  und  Gehen  absolut  iinerlä&»liclien  Tuile; 

d)  die  funktionellen  Verletzungen,  welche  Vernichtung  einer  Extremität  rfeip.  ihrer 
wesentliciien  Teile  zur  Folge  haben  und  daher  als  den  in  den  vorhetgebeoaen  Be- 
stimmungen ermähnten  VerHtQmmelungen  analog  betrachtet  werden, 

e)  KophoHis  oder  absolute  Taubheit; 

f)  Verlast  oda:  li^blindung  eines  Auges ; 

5)  Losten-  oder  Scbenkelm^che,  einiadi  oder  doppdt. 
TL  10.    Die  yiarlielle  Arlieit-iinfähigkeit  L'ilt  in  folgenden  Fällen  nh  traiizüche: 

1)  Wenn,  von  der  uutcr'deu  lk|;rÜf  partieller  ArbeitsuufihigkQit  ialleoden  Ulied- 
Terietning  abgesehen,  doich  den  tJnnil  Tenueachte  VerletaojigeD  anderer  Glieder  vor* 
banden  die  insgesamt  eine  Vermindernng  der  ArbdtaShigkeit  Ott  fiO  Fkn. 
repräsentieren ; 

2)  wenn  diese  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit  diurch  zugefugte  VerlellOBg« 

sich  nnf  IL'  Proz.  helnuft  nn<l  der  AHieitf  r  über  .">' i  .Talire  .tlt  ist; 

3(  wenn  diese  Verminderung  der  Ariieiufähigkeit  durch  zugefügte  Verletzungen 
sich  auf  it;  I'roz.  beläuft  und  der  Arlu  iter  über  (JO  Jahre  alt  ist. 

4  in  den  drei  hier  beseicbneten  Fallen  werden  2  Proc.  abgemgen,  wenn  »üdi» 
um  enu:  Frau  handelt. 

Art.  11.  In  den  im  vorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Fällen  und  i  ei  An.  l. 
Verordnung  2  des  Gesetzen  wird  die  Arbeitsunfähigkeit,  was  die  Entschädigung^* 
fordcrung  anbelangt,  als  den  gewohnte?»  Beruf  betrcffrud  aufgefas«t. 

Art.  12.  Wenn  der  .\rit'  itir'  lx  r  den  Arbeiter  in  den  Beruf  oder  die  Arbeit-- 
k!a->. ,  dir  er  7nr  Zeit  des  l'nfalles  inne  hatte,  nicht  aufnimmt,  so  wird  dir  [■articUa 
Arbeitsunitähigkeit  durch  alle  in  Art.  J)  nicht  aufgezählten  Verletztmgen  bestnuuiu 

Art  13.  Znr  Ausführung  des  im  vorhergdienden  Artikd  Angeordneten  kaoo 

der  Arhritixrhrr  den  Arbeiter  definitiv  oder  provinori-^ch  zulassen.  Tni  letzteren  Falk 
kann  der  definitive  BcBchluss  nicht  mehr  als  t>  Monate,  vom  Tage  der  Zuia^^usg 
an  gerechnet,  hinausgeoGhoben  werden. 

Art.  i  ;.    Ik'hufd  Aui<fühnuig  der  .\nr>rdnungcn  der  Tontehenden  Artikel  «iri 
folgendes  bchema  angewendet,  dessen  Bc^^fo  ijedeuten: 
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Bestimmt  (Oefinido,  durch  ein  D  aasgedrackt),  d«8  die  Verletsang  Arbeits- 
unfähipkfif  zur  Folge  hat. 

Abgeschätzt  (Valoradu),  dasa  die  Verletzung  bei  Berechnung  der  Erklärung 
alMolnter  Arbdtsanfilifgkat  mit  bcrOclcsichtigt  worden  IcaiiD. 

Tabelle  zur  AbBchätzung  d  er  Verminderungen  der 

Arbeitsfähigkeit. 


Totaler  V-erJuet  des  (  rechts 
Armee  \  linkK 

Totalf  r  Verlust  des  )  rechts 
Unterarmes  )  links 

Totaler  Verhut  der  \  recht» 


liukä 

rrH'hts 

liiikh 

rechts 

links 

des  Mittelfingers 
des  Ringfingers 
des  kleinen  Fingers 


Beetininit 
(Definido) 


D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 


Abgeeehätst 
(^VVondo) 


:iO  Proz. 
24  Proz. 
18  Proz. 
18  Proz. 

9  Proz. 

9  Proz. 

9  Proz. 
13  froz. 

tf  Pros. 


D 

D 

D 

6  Pro«. 

D 

42  Pros. 

D 

12  Proz. 

D 

18  Proz, 

D 

12  .l»roz. 

Hand 
Totaler  Verlust  de-» 
Daumens 
Totaler  Verlust  des 

Zeifi^efingers 
Totwer  Verlust  des 
2.  Daumengliedes 
Totaler  Verlust  des 
Fingers  einer  Hand 
und  zwar 

Verlust  eines  Gliedes  an  irgend  cinm 
Finger 

Totaler  Verlust  eines  Oberschenkels 
Totaler  Verhtft  «Snes  ÜnterediHilMb 

Totaler  Verlust  eines  Fuswcs 
Totaler  Verlubt  einer  Zehe 
Erblindung  eines  Auges 

Totale  Taubheit 
iauhhiüL  auf  einem  Ohre 
Loit>ten- oderScben- I  doppelter 
kelbruch  \  einfacher 

Art.  15.  Im  Institut  für  Sozialreform  (Institute  de  Reforma.^  Sociales)  foII  ein 
Bester  der  Fülle  erklärter  Arbeitsunfähigkeit  (Kegistto  de  inuttiidadeh  de<jlaradas) 
geföhrt  werden  nadl  dem  Syst*  in  der  Strafi'egister,  mit  gesonderten  alphabetisch  ge- 
ordneten Anmerkungen;  dieses  R<^istcr  sull  die  Feststellung  der  Tatsachen  erlcicitcm, 
wenn  eine  solche  von  einem  Interessenten  in  ir^'end  «iner  Streitsache  gewünscht  wird. 

2.  Real  Orden  de  5  de  noviembre  de  1Ü02  para  decia- 
racion  ddl  art  4  de  la  ley  de  30  de  enero  de  1900  sobre 
accidentes  de  trabajo. 

Königlicher  Erlass  vom  5.  November  1002  zur  Auslegung  dW 
Art.  4  des  Gesetaes  vom  dO.  Januar  1900,  betr.  Arbeitsunfälle. 

Art.  1.  Der  §  1  d^  Art.  4  des  Gesetzes  vom  30.  Januar  1900  ist  so  zu  ver- 
stehen» dase  die  Untecetutxang,  welche  er  rorsieht,  eine  tägliche  ist^  ohne  Ausschluss 
der  Feiertage. 

Art.  2.  Um  die  EntschSdicmiii;  zu  berechnen,  die  je  nach  dem  In  §§  2  und  3 
des  Art.  4  vorgesehenen  Falle  rin  Jahreegchalt,  das  Gehalt  für  18  Monat*'  oder  für 
2  Jahre  darstellt,  wird  der  Lohn  des  Arbeiters  £U  Grunde  gelegt,  d^  er  am  Tage  des 
Unfirilee  bezog, 

3.  £.eal  Orden  de  14  de  junio  de  1D02  para  declaraciou 
de!  art.  6  de  la  ley  de  80  de  enero  de  1900  eobre  accidentes 
de  trabajo. 

EÖniglicher  Erlass  vom  14.  Juni  1802,  betr.  die  Auslegung  des 
Artikels  5  dee  QeeetBeB  Tom  80.  Januar  1000  über  die  ArbeitsnnflUle. 
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Art.  1.  Wenn  <  in  Arbeiter  infolge  oinos  Arbcitnunfiill.ia,  der  unter  dai»  Ge«?« 
vom  30.  Jauuar  llKXj  iällt,  gestorbea  iat  uad  ciue  Witwe  und  Kind«  hint^t&iat,  die 
moB  dieeer  oder  dner  frttnnvn  ßhe  Btammen,  so  orfailt  die  Witwe  die  HiUte  der 
Totalentschadigung. 

Art.  2.  Die  andere  Hälfte  wird  zu  gleichen  Teilen  zwit^chen  den  Kindern  beider 
Ehen  geteilt 

Art.  3.  T>ic  Witwe  erhält  den  Teil  der  Ent^hädigung  ftoabecahlt ,  der  des 
Kindern,  die  unter  Vormundschaft  gestellt  »ind,  zufällt. 

Art.  4  Der  Teil,  der  den  Kindern  aus  erster  Ehe  zuküinmi,  wird  dem  über« 
geben,  der  sie  unter  seine  Obhat  nimmt,  sei  dies  die  Witwe  oder  eine  andere  PasoB. 

V.  Etats-Ullis  d'Amerique.  Ver.  Staaten  von  Amerika. 

ItiUBMihllflWtti* 

1.  Act,  approved  April  29,  190S,  ooncerning  registra- 
tion  of  badge  s,  r>  t  <•        l  a  1>  o  r  n  r    n  n  i  ^  a  t  i  o  n, 

Gesotz  vom  29  April  1903,  betr.  die  Begistcienuig  der  Abseichen  et& 
der  Arbeiterorganisationoii. 

§  1.  Die  Kegistrierung  der  Abseichen,  Bttnder,  Mitgiiedschaftsroaettei 
oder  -knOpfe  der  Arbeiterorganisationeo  (K«p.  430  der  Gesetze  von  1902) 
hat  im  Bureau  des  »Sekretärs  des  Commonwealth  (secretarv  of  the  Common- 
wealth) nach  den  Vorscbriften  der  §§  7  und  8  Kap.  72  der  Eevised  Lavs 
stattzufinden. 

§  2.  Die  Kegisirierung  solcher  Abzeichen,  Bänder,  Mitgliedschafia' 
rosetten  und  -knöpfe  gem&ss  den  Bestimmungen  des  genannten  Kap.  4S0 

der  Gesetze  von  1902  wird  als  im  Sinne  des  genannten  Gesetzes  für  voll- 
ständig  vollzop^en  crachto^,  wenn  diese  Re|i;lstriornn<T  nach  den  Yor.-clirift?:! 
der  §§  7  und  8  des  augefiihrteu  Kap.  72  der  Kevised  Laws  vorgenommea 
wurde. 

2.  iiesolve,  approved  Maj  4,  1903,  ooncerning  free 
employment  offices. 

Beeoblom  vom  4.  Mai  leos,  betr,  nnentg^tliolie  ArbeitanaOhweit* 
Imter. 

Üa&  arbätästatistische  Amt  wird  hiermit  beauftragt,  die  Errichtung  unentgel(- 
lichor  Arheitsnachweisfimter  im  Commonwealth  m  erwägen  und  der  nSdtetcn  g^tz* 
gebenilrn  Versammlung  (general  courtj  so\vr«hl  ül)fr  ilio  Erriihumg  und  den  iietneb 
solcher  Arbcitsnachwciüämter  in  anderen  .Staaten  und  Ländern  zu  berichten,  ab  aacJ) 
geeignete  Vomchläge  für  die  Errichtung  eolcher  Aemtar  im  CommoDwatltb  vonm- 
onngen* 

3.  Act,  approved  May  5,  1903,  conoerning  pensioning 

o  f  p  n  1 1  r  c  in  the  City  o  f  B  o  s  t  o  n. 

Gesetz  vom  6.  Mai  1903,  betr.  Pensionierung  der  Foliseibeamtoi 
der  City  von  Boston. 

§  1.  §  1  des  Kap.  806  der  Gesetze  von  1900  wird  dahin  abge- 
ändert, dass  hinter  das  Wort  „Mitglied"  (member)  in  der  dritten  Linie 
die  Worte  ..Maschinist  odar  TTfizer'*  (engineer  or  firomani  cini^efügt  werden, 
so  dass  der  Fara;.;raph  lautot  wie  folgt:  §  1.  Die  Polizeidirektiou  (board 
of  policc;  soll  jedes  Mitglied,  jeden  Maschinisten  oder  Heiz(fr  des  Polizei- 
departements  mit  guter*  Führung,  der  ein  Alter  von  60  Jahren  erreicht 
hat  und  während  25  aufeinanderfolgenden  Jahren  aktiven  Dienst  im  De- 
partemr^nt  getan  hat,  auf  dessen  Verlangen  des  aJctiven  Dienstes  entheben 
und  auf  die  Ponsiofmlisto  setzen, 

§  2.    Dieses  Ge.setz  tritt  mit  seiner  Genehmigung  in  isLraft. 
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4.  Reflolve,  approTed  June  5,  1903,  coneerning  em- 
ployers  and  employees  —  legal  relationa. 

BesohlnsB  vom  5.  Juni  1903,  betr«  gMetdftohe  B6«l^iiiig«ii  svtediea 

Untern  Ohm  ern  nnd  Angestellten. 

Der  Gouverneur  des  Cuiiunouwealüi  soll  mit  Zusümmung  des  Kates 
binneo  30  Tagen  nach  der  Genehmigung  dieses  Beschlusses  ein  Komitee 
aus  5  BOrgeni  des  Commonwealth  ernennen,  von  denen  er  einen  als  Vor> 
siteenden  bezeichnen  soll.  Dieses  Komitee  soll  das  Komitee  für  die  Be- 
ziehungen r'Avisolipn  Unterrphrnem  tmd  An^r'^stelUen  heisser.  Ein  Mir^jlied 
dieses  K' iiiitces  soll  ein  Unternehmer  des  Commonwealth,  eines  ein  Ver- 
treter der  Arbeiter  sein.  Das  Komitee  soll  prüieu  und  in  Eiwägung 
ziehen:  Gesetze,  Gesetsesvorschlftge  nnd  Amendements  betr.  die  Be- 
Ziehungen  zwischen  Unternehmern  und  Angestellten  im  allgemeinen,  im 
besonderen  betr.  Haftitfiiclit  des  Unternehmers  bei  Arbeit sunftlllen  der 
Angestellten,  don  Verlaul  von  Streiken  imd  Ausspernni^ren,  die  Kompetenz 
der  Gerichtshöfe  zum  Erlass  von  Verboten  bei  Streiken  und  von  Strafen 
bei  gerichtlichen  Vergeben,  si^waree  Listen,  die  Sdiaffnng  einer  In- 
validitftt8>  oder  Pensionsversichemng  durch  gemeinsame  Beitrage  der 
Unternehmer  und  Angestellten,  Gewinnbeteiligung,  Gewerbegerichte  und 
ahnliche  Anfrolegenhoitrn.  Das  Komitee  soll  auch  die  Petitionen,  Ge- 
setzesA  orschlüge  und  gegenwärtig  schwebenden  Beschlüsse  der  gesetz- 
gebenden Versanunlnng  in  Betracht  ziehen,  soweit  sie  die  genanntm 
Gegenstände  betreffen.  Es  kann  fttr  seine  Geschäfte  eine  Gesdiftfts- 
Ordnung  aufstellen  nnd  soll  vom  Stabtrftger  (sergsant-at-annsl  angemessene 
I?finme  im  Staatshause  oder  sonst  irf^enrlwn  zn^ewie^jen  rrlialten.  Das 
Komitee  kann  Sachverständige  und  alle  notwendigen  geistigen  und  anderen 
Hill'skräl'te  beschäftigen  und  alle  Ausgaben,  einschliesslich  Reisespesen, 
veranlassen,  soweit  sie  der  Staatsrat  genehmst.  Vor  Veranlassang  irgend- 
welcher Ausgaben  soll  das  Komitee  deren  mntmasslichen  Botrag  ab- 
selifttzr-Ti  und  dem  Staat.-;rat  zur  GenehmiL''ii!i!y  unterbreiten;  ül-eT*  den  ge- 
schätzten uijd  genehniiirten  Betrag  hinaus  soll  keine  Ausgabe  gemacht 
werden.  Die  Entschädigung  des  Komitees  wird  voui  Staaisiat  festgesetzt. 
Bas  Komitee  hat  an  oder  vor  dem  zweiten  Mittwoch  des  Monats  Januar 
1!K)4  der  gesetzgebenden  Versammlung  seinen  Bericht  samt  allfälligeu 
Vorschlägen  für  die  Gesetzgebung  zu  unterbreiten.  Mir  diesem  Mittwoch 
hören  die  Kompetenzen  des  Komitees  auf.  Die  aus  diosem  Beschluss  er- 
wachsenden Gesamtausgaben  dürfen  5CHJU  Dollars  nicht  übersteigen. 

6.  Act,  approved  Jnne  16,  1903,  coneerning  peddlers' 
licenses. 

Gesetz  vom  16.  Juni  1003,  betr.  Hausierkonzessionen. 

§  21  des  Kapitels  05  der  Kovised  Laws  wird  hiermit  daiiin  abge- 
ändert, dass  der  ganze  Paragraph  gestrichen  wird  imd  an  seine  Stelle 
folgendes  tritt: 

§  21.  Besondere  Staats-  oder  Grafschaftskonzessionen  können  ge- 
blihrenfroi  im  (^ommonwealth  wf  Imliaften  Personen  im  Alter  von  70  Jahren 
oder  darüber,  Soldaten  und  Mairc»!sen  gewährt  werden,  die  in  der  Armee 
oder  Flotte  der  Vereinigten  Staaten  gedient  haben  und  mit  ehrenvollem 
Abschied  entlassen  wurden,  sofern  der  Bewerber  den  befriedigenden  Nach- 
weis seiner  Identität  und,  wenn  er  nicht  im  Bürgerkriege  von  1801—1805 
(war  of  the  rebellion)  diente,  seiner  vollständigen  oder  teilweisen  Arbeits- 
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unfUugkeit  infolge  von  Wunden  oder  Krankheiten  erbringt,  die  er  im 
Dienste  der  Vereini^^  Staaten  empfangen  oder  eich  zugezogen. 

6.  Aet,  approved  June  22,  190S,  conoerning  payments 
to  widows,  etc.,  of  municipal  employees  Boston. 

Gesetz  vom  22.  Tnrn  loof^,  betr.  Zahlungen  an  Witwen  eto.  der 

QemeindeangestcDten  Bostous. 

§  1.  Die  Htadt  Boston  kann,  wenn  sie  dnzti  von  zwei  Dritteln  der 
in  namentlicher  Abstimmung  abgegebenen  und  vom  Büigermeister  be- 
stätigten Stimmen  jeder  Äbteiinng  ihres  Stadtrats  (city  conncil)  autorisiert 
wird,  eine  Geldsumme  von  hoclistens  2~)0  Dollars  der  Witwe  eines  An» 
gestellten  aii'^zahlen.  der  in  Zukunft  im  Dienste  der  Stadt  nach  miD'le-tens 
ö-jäbriger  ununterbrooheuor  Dienstzeit  sterben  wird.  Falls  keine  Witwe 
existiert,  f^t  betr.  Summe  dem  nächsten  Verwandten  zu,  wenn  dessea 
Unterhalt  sur  Zeit  des  Todei^ls  aus  dem  Lohn  des  AngesteUten  be- 
stritten wurde. 

§  2.    Dieses  Gesetz  tritt  nur  dann  in  Kraft,  wenn  es  von  einer 

Majnriti^t  der  in  nameiitlir^her  Abstimmung;  abp^pp:ebnnen  und  vom  Bürger- 
meistor bestätigten  Stimmen  jeder  Abteilung  des  Stadtrats  angeuommen 
wurde. 

VI.  France.  Frankreich. 

3.  Circulsirc  du  Ministre  du  Commerce  aus  Inspectenrs 

d  i  V  i  8  i  o  n  n  a  i  r  e  s  du  travail,  en  date  du  22  octobre  1903, 
relative  aux  d  eclarations  d'accidents  par  les  chefs  d'entre- 
prise«  CO mmer cialos  assnjRtfio=;      la  loi  du  11  juillet  1908. 

Bimdsohreibeu  des  Handelsmiiusters  an  die  Bezirks -Fabrike* 
in^elctoran  vom  28.  Oktober  looe,  betr.  die  ünftUeanseigeii  der  Aeitsr 
der  dem  Oesetse  vom  IL  Juli  1808  unterstehenden  liandtisgewerb- 
liokeii  Belzlebe. 

VII  Grande-Bretagae.  Grossbritaniiieni 

1.  Order  of  the  Secretary  of  State,  dated  January  17, 

1902,  modifying  the  proportion  of  cubic  feet  ofspaceto 

be  providod  in  a  Workshop  usod  as  a  sleeping  place.  Ötata- 

tory  rnle.s  and  Orders,  1!J02,  No.  23. 

Erlass  des  Staatssekretürs  vom  17.  Januar  1908  snr  AbSnderung 

der  Ansahl  Knbikftiss  Luft,  welche  eine  Werkstatt,  die  lum  Bdhlaftn 

benutzt  wird,  enthalten  muss. 

Kraft  flrr  mir  durcb  Abs.  3  des  t;  H  dr-  FaVirik-  tind  Wcrk8t5ttrncf»«pfjr««  ^nn 
')  ^art'iry  and  Workishop  Act.  lVK)li  ühcriragcneu  Kompentenmi  erkläre  ich, 
das«  für  eine  Werkstatt,  dio  koinr  (Tcsindefltube  i^t  und  die  wälirend  dea  Togea  all 
Werkstätte,  des  Nacht*;  als  Sdilalraum  ln  iintzt  wird,  die  dun  h  Abs.  1  deH  oben- 

genautilou  Parffgmphen  vorgeschriebene  Aii/.uhl  Kubikfuss  Lufi  iu  der  Weise  abge- 
Ddert  wir<l,  da*»s  iiöo  durch  -hA)  zu  crsetzeu  ijit. 

Et<  wird  domzufol(^  eine  Werk^fätte  in  Anwendimg  des  GesundhaitnKOMtfOi 
(Public  Health  Act)  als  übervölkert  und  als  gefährlich  und  schädlich  für  dieGfesund- 
ii'  it  icr  in  ihr  beschäftigten  Personen  betrat  htei.  wenn  die  Zahl  Acr  itu  I/ikal  tiit- 
haltencu  Kubikfus«  Luft  im  Verhältnis  zur  Anzahl  der  gleichzeitig;  im  Lokal  be- 
w^ftigten  PerBoncD  für  jede  Person  weaiiger 

1)  Vgl.  Bulletia,  Bd.  I,  S.  30  u.  ff. 
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2.  Order  of  the  Secretary  of  State,  dated  Febmary  8, 
1902,  anthorising  the  partial  sobstittttion  of  another  day 
for  eaturdav  in  newspaper  priating  offioe».   Statutory  mlee 

aod  ordere.  V,.  -«"». 

Erlass  des  Staatssekretärs  vom  3.  Februar  1902  ziu-  Ermächtigung 
der  Zeitimgsdrackereien,  den  Samstag  durch  eiueix  anderen  Tag  der 
Woche  teawehie  ta  ersetBeiL 

üem  Unternehmer  eine.'*  obengenanutcn  Ketriebes  wird  die  Ixwondere  Erlaubnis 
erteilt,  deo  Samatag  durch  einen  anderen  Ta^  zu  ernctzen ;  aber  nur  für  wenige  Jueend- 
lidbe  nod  nur  unter  der  Bedingung,  daiw  ein«  liste  Jugendlicher,  finr  die  ein  anderer 
Tag  «ingeMtst  wurde,  beständig  im  Betriebsloksl  aogewidagen  bleibt. 

8.  Order  of  the  Secretary  of  8tate,  dated  Febraary  4^ 
1902,  prescribing  a  Standard  of  ventilati«)u  for  certaio 
liumid  textile  furtoi  ies  other  than  ootton  oloth  factories. 
Ötatn'Miv  nilos  aicl  nnler.s.  \U02,  Xo.  7*». 

£Irlaas  des  Staatssekretärs  vom  4.  Februar  iö02,  duroh  welchen 
ein  VentUaÜoiumuNMStab  in  gewieeen  TWiUhtelkeii  (anmohlieeslltiiL  der 
BanmwollwebereieiOt  in  denen  die  Feiidhtigirait  der  üDffe  kAnetllflii 
gesteigert  wird,  vorgeschrieben  wird. 

Kraft  der  mir  durch  §  7  des  Fabrilc-  und  Werkstattengeeetzes  von  19<)1  ')  (Fac- 
tory  and  Workshop  Act,  i901>  übertragenen  Kompetenzen  verfüge  ich  durch  gegen- 
wärtigen Erlas«.  da«!S  eine  Ventilationxoinnchtung  in  j*  ' ler  Textilfabrik  auRser  in  Baum- 
wollwebereien,  in  der  die  Feuchtigkeit  der  Luft  künstlich  durch  Verdampfung  oder 
andere  mechanische  Mittel  hervorgebradit  wird,  und  wo  Spezlalregtemoite  betreffend 
Fcuchtigk'-it  .  ■  liwartii:  iiirlil  in  Kruft  ,-ind,  von  solcher  Bt'-oliaff-Miheit  sein  rauss, 
das«  sie  während  der  Arbeitszeit  mindcäteos  ÜUO  Kubilcfuss  Michcr  Luft  pro  Stunde 
f&r  jeden  Arbeiter  liefert 

4.  Order  of  the  Secretary  of  State,  dated  March  2G, 
1902,  granting  special  exoeptions,  limewashing  etc.  Sta- 
tntory  ruies  and  Orders,  No.  858. 

Erlass  des  Staatssekretärs  vom  28.  Un  1002  betr.  QewStaxaiig  be- 
sonderer Ausnahmen,  Weissen  etc. 

Auf  Grund  des  §  1  des  Fabrik-  und  \\'erkHtätttrttge»iet7,e.H  von  11)01 ')  (Factorv 
and  Workshop  Act,  1901)  wird  den  foI}i;enden  Betrieben  und  Teilbetrieben:  Klektrizl- 
tät^wfrt.-i» ,  Appreturwerkstättcn  und  ?^pitzenfabriken  uiüI  Magazinen  <  iii  Spezial- 
dispens  •  ru  ilt,  indem  sie  der  Beobachtung  der  Bei^timmungt-a  des  §  1  daa  genannten 
Gesetze-'  mthoben  werden. 

1)  Immerhin  fimli  t  der  DisjH'nH  nicht  Anwendung  auf  einen  Tdl  liner  FiU>rik, 
Welcher  nicht  250)  Kubikfuas  Luit  für  jede  darin  bej^chäftigte  Person  enthält. 

2)  Befreit  der  gegenwirtige  Erlass  nicht  von  dt  r  Verpflichtung,  die  I  ai'rik  im 
Zustand  der  Reinlichkeit  zu  luuten,  wie  sie  durch  Abs.  1  des  obeDgenaonten  Para- 
graphen vorgeschrieben  ist. 

.3)  Falls  ein  Iusi)ektor  fe.Tit«tellt,  da*s  ein  Teil  einer  Fabrik,  die  v  in  >\vn\  \  er- 
liegenden Dispens  Gebrauch  macht,  es  an  KoinUchkeit  fehlen  lüsst,  so  kann  er  durch 
scnriftltchen  Befehl  vom  Untemdimer  Weissen  und  Aufwaschen  des  betreffenden 
TiÜ.s  der  Lokalitfifi  Ii  vorlan^^cn,  und  falls  der  IJnteniehmer  den  Vorsehriflin  inn-  r- 
halb  zweio:  Monate  nicht  genügt,  wird  der  Dispens  für  diese  Lokale  zurückgcz(^ea. 

Dieser  Erlass  tritt  an  1.  April  1908  in  Kraft 

5.  Order  of  the  Local  Governmeut  Board  for  Iroland, 
dated  Kay  2,  1902,  prescribing  form  of  requisition  for 
copy  certificate  of  birth  undor  the  factory  and  Workshop 
act,  1901.   Statatory  mies  and  Orders,  No.  404. 

1)  Vgl.  BolletiB,  Bd.  I,  S.  30  u.  ff. 

2)  Vgl.  BaUettn,  Bd.  I,  8.  30  a.  ff. 
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SrlasB  Ö9B  Iiokalyerwaltnzigflaiiites  (Looal  Oormment  Board)  für 
Irland  vom  2.  ISai  1002,  durch  welchen  die  Form  der  AnfTordorji]^ 
zur  Ziif^+ollung  von  Geburtsschein  gemnss  dorn  Fabrik-  und  Werk- 
stätten^ r  setz   von  1801  (Faktory  and  Workshop  Aot«  1901;  votgfi- 

schriobeu  wird. 

6.  Order  o  1  t  h  e  S  e  c  r  e  t  a  ry  of  State,  datedMay  1 'J  .  lf>'>2. 
as  to  five  hours  spell  ia  hoaiery  factories.  Sratutory  nüeä 
and  Orders,  10O2,  No.  879. 

IBrlasB  des  Staatfls^kretln  rom  la.  Mai  lOOB,  betr.  fOnfttfiiidig» 
Schichtarbeit  in  Strumpfwirkereien. 

Kruft  der  mir  durch     39  de«  Fabrik-  iiml  \\'erk8tä(tengefiet?.e«  von  1!»0I  i  P'nc 
tory  aiid  Workshop  Act,  lÖOl)  üliertragcnen  Koiupetenzen  verfüge  ich  die  Aui^deliijuitg 
des  Dli?poii!*es,  auf  deu  aidi  der  genannte  Paragraph  bezieht  und  zufolge  dessen  Fratiai» 
JuErpndlit  hf'  und  Kiiiilrr  iimint<jrbrocl!(ni  Avälin      5  Ptundpii  ohne  Mahlzeit|iaiiaen  be> 
i»chäHigt  werden  Isunueii,  auf  Strumpf  Wirkereien  uuter  der  BedingUDg,  da^s: 

a)  <lcr  vom  Unternehmer  bestimmte  nnd  in  der  Anaeige  festg^Bstate  Arbdtetig 
um  7  l'hr  morgens  bcginue,  und  dass 

b)  die  Zeit  2w1f»chen  dieser  Stunde  und  8  TThr  völlig  zur  Mahlzeit  memert «. 
Jch  beHtimnie  weiter,  das«  die  Be«(]irnnkiin<^  dieses  Dispenses  zwischen  dem 

1.  liovember  t»s  zum  folgenden  31.  Marz  oicht  Auweudung  auf  die  tStrumpfwiike- 
reien  finde. 

Dirser  Dis|ioi)s  findet  auf  jede  StmiTipfw irkerri  Ainvondurii.'.  dauert  nher  nur 
wihiend  der  in  der  Ankijndigung  f««tgei<eizteii  Zeit  im  Jahre.  Dieser  Dispens  i&l  voq 
den  Meistern,  (iic  ihn  erhalten  haben,  laut  §  00  <le8  obengenannten  Qeeetzes  dem  In* 
Spcklor  zu  überniitteln  und  in  der  Fabrik  an-ztischlacrrn. 

Die  BeHtirnuiiuigeu  der  Vcrordnunt;  vom  ÜU.  Jjezember  1882,  welche  eich  am 
die  Strumpfwirkeraiai  benelien,  nnd  auigehoben. 

7.  The  Explosives  in  coal  minea  order  of  the  7th  June 
1902.   Statutory  rules  and  Orders,  No.  44J&. 

Verordnung  vom  7.  Jwii  100^  t»etr.  die  Verwendnng  von  Xxplonf- 
atoffen  in  SohlenbeigwerkeiL 

8.  The  prcvenrion  of  accidents  rales  1902,  made 
August  H,  HK)2,  by  the  Board  ol"  Trade  persuant  to  sec- 
tion  1,  sub  Sectio  n  1,  of  the  Ra^]^vay  employment  i'pre- 
veutiou  ofaccideutsj  act,  lyüO.  Statutory  nües  and  Orders,  No. 616. 

Verordnung  vom  8,  Angnst  1908,  eriaasen  vom  Board  of  Tkada 
auf  Gnmd  des  §  1  Abs.  1  des  Gesetees  Ton  1900,  betr.  Verhfttmv 
▼on  Unfällen  der  EisenbahnangesteUten. 

1)  Wenn  es  während  de»  normalen  Ganges  der  Fahrt  nötig  ist«  du»  eine  £ti* 
kette  oder  Adre«i«te  mit  Beatimmungeort  oder  Depot  anf  einen  Wagen  anfgebtebt 
werde,  bo  inu-s  die  OeKellj^chaft,  auf  der«  n  IJnie  der  Wogen  läuft,  dariilicr 

das8  die^e  Etikette  oder  Adresse  auf  beiden  Seiten  des  Wagens  augebracht  wenie. 
Keine  Eiscnbahn^esellschaft  kann  einen  Wagen,  an  dem  die  Aafsdnnnen  nicht  genaa 
nach  dichcr  Vertilgung  angebracht  <ind,  in  Empfang  nehmen. 

Diese  Verfügung  iiudct  nidit  aut  dm  Transport  von  Mineralien  Anweiiduag. 
die  t^o  zur  Rei^e  verladen  sind,  dns«  sie  {lichts  mit  der  Zusammenstellung  der  WigCD 
mit  dcinsdl>en  BeHtiinTTiunc^ort  während  der  Reise  oder  nach  dieser  zu  tun  haben. 

2)  12  Monate,  nachden»  diese  Vor.-ciiriften  in  Kraft  getreten  sind,  darf  die  Rau- 
gieruüf:  der  Wnperi  mittels  Kabel,  die  gewöhnlich  als  „propping**  bezeichnet  wird, 
nicht  mehr  ntatif Inden,  ausaer  in  Fallen,  in  denen  es  keine  anderen  Mittel  gibt,  den 
Verkehr  zu  unterhalten. 

Nach  Ablauf  dieser  Zeit  wird  die  Operation,  die  „towropin^*  genannt  wird,  d.h. 
dm  Hangieren  der  Wagen  auf  einer  Linie  durch  Bugsieren  nntteks  eines  Tauea  odf* 
einer  Kette,  die  an  einer  Lokomotive  oder  einem  anderen  Fahr/eng,  weldie  anf  eiDtf 

1)  Vgl.  Bulletin,  Bd.  I,  ö.  30  u.  ff. 
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Parallellinie  fahren,  angebracht  8ind,  ni<  ]it  ivichr  gestattet,  aoMer  ia  Falko,  in  denen 
es  keine  anderen  Mittel  gibt,  den  VerkeJir  zu  uot^halten. 

Die  NorUi>Nan-ow-OanLM -liailway-Gesdlsclutft  ist  dieseo  Verfügungen,  soweit  sie 
das  Bugsieren  mittds  Kabel  iietrifft.  nicht  unterworfen. 

3)  Alle  Idaschinen  und  Tend^  ^üca  2  Jahre  nach  lukrafttreteu  dieser  Be&tim- 
nrangok  mit  gehörigen  mechMiiecheii  firaneen  imd  anmeidein  mit  Handbransoi  ver- 
•ehen  sein. 

Die  Maschiuen,  die  nur  zum  RaDgiereii  btiuitzt  werdeu,  öind  diesen  Beßtinmuingen 
nicht  nntenrorfen,  wnifi  sie  mit  genügend  starken  Handbremsen  veraeheo  i^incl. 

4)  Alle  Stationen  und  Knn)2;ierbahnhrife,  wo  häußg  nach  eiBgetreteneir  DuDlcelbeit 
uoch  rändert  werden  mut^,  müsäua  gehörig  erleuchtet  sein. 

5)  I  nlis  die  Excenterstangen  und  die  Drähte  zur  Handhabune  der  B^Mle  «o 
ausbracht  eiiid,  da«8  für  die^ahnbearaten  und  die  mit  der  Ausführung  dieser  Ar- 
baten  Bemdiiftigten  eine  Qtiahx  besteht,  so  müssen  diese  Staugen  und  Drahte  2  Jahre 
nach  Inkrafttreten  dv  g^ganvirtigen  VerfügODgan  gdiÄrig  b«ieckt  oder  anderweitig 
geschützt  sein. 

In  der  ^Iddien  Zeit  sollen  die  Hebd  der  am  Boden  Hegenden  Excenter  derart 

anfge-itt'llt  sein,  dass  die  f^ie  bedienenden  Arbeiter  nicht  durch  die  Nebenlinien  go- 
fähnlei  sind :  sie  sollen  so  angebracht  sein,  dass  sie  parallel  zu  den  bonachbartea 
Linien  liegen  oder  in  einer  solchen  Stellang  oder  von  aolcher  Bauart,  daas  aie  den 
be  i  rler  Bahn  !1e<^chiftigten  und  ste  bedienend  Penonen  mOglichat  iranig  Unbequem- 

h'ehkeiten  bereiten. 

6)  Alle  Wa86er^t<■uuläanzeiKer  auf  Maschinen  oder  Kesseln,  welche  im  Bahnbetrieb 
im  Gebmneh  sind,  sollen  3  Jahre  nach  Inkrafttreten  dieser  He(<timniungen  mi»  einem 
Deckel  verschlossen  oder  einer  genügenden  j?chutzvorrichtung  versehen  sein,  um  die 
bei  der  Bahn  beschlftlgten  Pasonen  vor  UnfiUlen  durch  Explosion  des  Waflserstand« 
röhre«;  zu  schützen. 

7)  Alle  Werkzeugkästen,  die  dazu  dienen,  die  Werkzeuge  oder  audere  zum  Ma- 
növrieren der  Lokomotiven  während  der  Fahrt  nötige  Instrumente  zu  beherbergen, 
müssen  2  Jahre  nach  Inkrafttreten  der  Bestimmungen  so  aufgestellt  sein,  das»  ihr 
Inhalt  wihrend  dm  Oanges  der  Maschine  ohne  Risiko  und  Verletzungen  erreichbar  ist. 

Wasserstandsanzeiger  otlcr  andere  Apparate  sollten  3  Jahre  nach  Inkrafttreten 
dieser  Bestimmungen  auf  Ixikomotiven  so  angebracht  sein,  dass  sie  die  Wassermenge 
in  den  BehUtmi  anzeigen,  und  so  au^eeteUt  sein,  dass  sie  von  nah  und  fem  yon 
den  Arbeitern  ohne  Ki^iko  oder  Verletzung  abgelesen  wrrden  können. 

8)  Nach  Inkrattireten  der  ^^euwärtigen  BcsUmmungcu  sollen  alle  über  die 
Station  hinausfahrenden  Züge  raitnBwemserwagen  oder  anderen  gdiörigen  Abteilungen 
versehen  sein,  die  für  das  Zngspersonal  reserviert  und  so  angabracht  sind,  daas  es 
dies«lben  gut  benutzen  kann. 

Die  Festinisg-Bailwaj-Gesellachaft  nnteriiegt  den  Bestimmungen  dieses  A»> 
tikels  nicht. 

Oj  Hinsichtlich  de»  Schutzes  der  Arbeiter,  die  einzeln  oder  in  Gruppen  auf  oder 
neben  £tec»bahngeldsen,  die  in  Betrieb  sind,  arbeiten,  um  das  Geleic^e  umzuarbeiten 
oder  zu  reparieren,  sollen  die  Elsen bahngcsellschaften  nach  Inkrafttreten  dieser  Be- 
stimmungen in  Fällen,  in  denen  Gefahr  bestehen  könnte,  Personen  ak  Wachen  auf- 
stellen oder  Sicherheitsapparate  einrichten,  um  die  genannten  Arbeiter  vom  Nahen 
dnes  Zuges  od«*  einer  Maschine  in  Kenntnis  zu  setzen;  und  die  zu  diesem  Zweck  be- 
schäftigten Personen  sollen  besondere  Instmktionen  in  diesem  Sinne  erhalten  und  mit 
allen  nöti"-cn  Apparnten  verseheii  >ein,  um  ihre  Wacharbeit  wirksmii  zu  untersi ut/cn. 

10)  in  allen  Fällen,  in  denen  das  Board  of  Trade  auä  einem  plausiblen  Grunde 
die  Notwendigkeit  feststellt,  die  Durchfilhrungsirist  für  die  eine  oder  andere  der  obigen 
Bestimmungen  /n  verlänuern,  kann  sie  solche  Verläng^ungen  untcr  den  ihr  nötig  er- 
scheinenden Klauseln  und  Bedingungen  zugestehen. 

Die  g^enwärtigen  Bestimmungen  treten  am  8.  August  19*  i2  in  Kraft  und  können 
als  „Begiement  von  19G2  zur  Verhütung  von  Unfällen**  zitiert  werden. 

9.  Circnlar  of  the  Home  Office^  dated  October  1903. 
Bnndsoihreibexi  dm  Home  Ottoe  Tom  Oktober  1008. 

Die  Atifmerksamkcit  des  Home  Office  wurde  durch  die  Berichte  der  Fabrik- 
inspektoren und  durch  verhängnisvolle  T'^nfälle  auf  die  ernsten  Gefahren  gelenkt, 
denen  Personen,  die  bei  der  Destillatiun  von  Teer  zur  Darstclhmg  von  S'aphta, 
Brennöl,  Kreosot  und  Pech  beschäftigt  werden,  ausgesetzt  sind. 

In  den  letzten  3  Jahren  kamen  elf  todbringende  Unfälle  in  Teerfabriken  vor, 

Arbeitmchutx. 
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von  denen  fünf  auf  Ersticken,  wahrscheiulich  infolge  von  Schwefelwasserstoff  beim 
Reiniwn  der  Destillierapparate,  und  zwei  auf  das  Einatmen  von  Schwefelwasserstoff 
zurücK/u führen  sind.  Zehn  nicht  tödliche  Unfail--  hatten  ihrtu  Onmd  im  Einatmen 
desselbtiu  Ga^cs,  in  3  Fallen  während  des  Betnigeos  der  De^lülierApparate.  Aaäeadm 
kamen  nodi  andere  Gasvergiftungen  vor. 

l>ft  f^fy<-ii\v;ir(ig  eine  liO\i-i(i[i  der  I*o->(oh(ndon  Ix'r^onderen  Boslirnmungen  für 
cheoii^e  Fabriken  (Special  Eul<»  tor  clieniical  works)  vorgesehen  it»t,  wäre  « 
wünschenswert,  den  Ünt^ebmero  die  folgenden  VorachlSge  su  empfehlen,  dann 
Grundlage  ziitn  trrÖBften  Teil  .-chon  bcstt'hfnde  V(irsicht'?ma.'i«snahmeii  in  oinigen 
Fabriken  bilden.    Besonders  wichtig  sind  die  unter  2  angeführten  Verb&iöeruugeiL 

1)  Alle  offenen  Teerbohälter,  die  nicht  miodeitens  drei  Fuss  über  den  Bodoi 
hinausragen,  solh  n  <  ntwrdr^r  mit  einer  Ziegelmatier  oder  einem  IDoppelg^Uuider  von 
drei  Fuss  Höhe  umfrii  digt  sein. 

2)  Während  de-  übrigen««  soll  jeder  Tecrdestillationaapparat  voUetSadig  von  det 
anderen  Teerdcstillationsapparaten  getrennt  sein,  indem  entweder  die  vom  Hab  zum 
Kondensator  führende  Röhre  oder  die  am  En<lc  de»  Kondensators  oder  dein  Rezipienten 
angebrachte  Gasabzugsröhre  unterbrochen  wird.  Weisse  Flantschen  sollen  zwiei'heD 
die  Unterbrechungen  eingefügt  werden.  Auch  das  Pechausflussruhr  odex  der  Biba 
am  Boden  des  Dc^tillationsapparateB  aolt  unterbrochen  wefdeiL 

31  .TiNit  r  D  stilhitionsapparat  soU  ventiliert  werdea;  erat  aaeh  aetner  Abkvhlnng 
soll  der  Zutritt  erlaubt  mn, 

  4)  JederTeerdeetillationsapparat  soll  vom  Vorarbeiter  oder  einer  andern  verait- 

WOrÜidien  Person  in>i)iziLrt  werden,  ehe  sein  netroteii  einem  Arbeit<^r  i,'t'statt'-t  w:rl 
5)  Niemandem  soll  das  Betreten  eines  ToerdostiUationsapparatc»  oder  -behilteK 
gestattet  werden,  ohne  dass  sein  Leib  von  einem  Gfirtet  umschlungcD  ist,  an  dem  an 
Seil  b('f('~fiu;t  t«t,  dessen  »ino-  Ende  zwei  aussen  stehende  "Männer  halten.  Diise 
Männer  haben  ausstihliessUch  aut  den  im  Behälter  weilenden  Mann  zu  achten  und  ihn 
heranszuaidten,  sobald  sie  irgend  welche  Beelnflaasmig  durcliGas  an  ihm  an  bemeriao 
glauben. 

Gj  Eine  Flani-bc  kouiprimicrtcn  Sauei^toffs  mit  Mundstück  soll  jederzeit  zam 
Gebrauch  bereitgehalten  werden.  Gedruckte  Instruktionen  für  den  OoiRMich  dieser 
Flaxche  und  die  Methode  zur  Wiederbelebung  durch  künstliche  Atmung  sollen  stets 

angeschlagen  sein, 

7i  l'.i--onde  chi  ini-clie  Respiratoren  sollen  gut  gefüllt  und  in  ^utem  Zustande 
zum  Gebrauche  im  Notfälle  infolge  von  Schwefelwasserstoff  oder  bestimmten  giftig 
Gasen  bereltscbalten  werden.  (KohlekOmchen.  die  mit  kaustischer  Soda  gesättigt 
wurden,  absorliieren  SchwefdwaMerstoff  sehr  hddit  und  können  zum  FSllcD  der  Beipira- 
toren  benutzt  werden.) 

^>  Der  Gebrandb  offener  Lichter  soll  fär  jede  Fabriksabteilnng,  in  der  entsüod* 
hohen  fJa-  i'iitsleht,  ntren-:  xerhulfn  werden. 

.li  der  Destiliationsapparat  soll  mit  einem  guten  Sicherheitsventil  verseheo  miAi 
das  jederzeit  in  gutem  Zustande  gehalten  werden  soll. 

Beilage.  [Instruktion  für  Wiederbelebungavenucha] 

10.  Order  of  thc  Secretary  of  State,  dated  October  28, 

190  3,  gr  an  fing  special  e  .v  c  e  p  t  i  ona:  —  Cream  er  i  es  —  8  tat 
Eule.s  and  Orders,  Ifto.S,  Xo. 

Erlass  des  Staatssekretärs  vom  23.  Oktober  1803  zur  Gewährung 
besonderer  Ausnahmen:  —  Ifilolimelereien  i). 

11.  Ortlor,  dated  November  11,  IL^uü,  made  by  the  Secre- 
tary of  Stato,  under  section  4  of  the  cmploymeDt  of 
children  aot,  directing mode  of  pnblication  ofbvltws. 

Erlass  des  Staatssekretin  TOm  IL  November  1908  auf  Gnmd  def 

V?  4  des  KinderboschiifligungRgoaetzes  von  1903  (omployment  of  children 
act,  1903),  betr.  die  Verötl'entlichiing  der  Ergänziingsbestimmiingon. 

Auf  Grund  de«  ^  4i  de^  Kiaderbeechaftigungggesetzeö  von  1UÜ3  (emplojuient  oi 
children  act,  1903)  verrfige  ich  hiermit,  dasj«  die  dural  diesen  Fkngn^iluo  TOrgeidlri^ 
bcne  Veröffentlichung  Stattfinden  soll»  wie  &>lgt: 


1)  Vgl  BuUetin,  Bd.  I,  8.  440. 
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1)  Jede  Ergänzung^bestimniun^  soU  wenigstens  einmal  in  zwei  Zeitungeti  bekaimi 
geiuacht  werden,  die  in  deui  Distrikt  oder  den  Distnkteo»  auf  die  die  Clg&usuiigi* 
oeetimmung  Anwendung  finden  soll,  zirkulieren. 

L'i  Knie  r>eknin)tm:icliung  jeder  Ergänzungsbefitimiming  soll  in  Strassen  und  an 
«iffeoUidiea  JPlätzea,  wo  sie  von  den  BetroffeDen  gesehen  wird,  eo  aogeediliigeQ  werden, 
du8  sie  leicht  g<deBiai  werden  kann. 

?.)  FAnc  An/fiirf  der  Kr^^ärl7.^ln[:s^^'^ti^l^uln;:ou,  Jio  die  Verwcjuluiig  von  Kindern 
bei  einer  bestimmten  Beschälti^ng  oder  einem  beistimmten  Betrieb  regeln  oder  ver> 
bieten,  sollen,  soweit  möglich,  leder  an  dieser  Beechäftigung  oder  dieeem  Betrieh  be- 
teiligten Person  zxifrc'^tellt  wera<-n.  Die  Tat.aachi-.  da<s  l  ine  Person  eine  Ergftnznngs« 
bejitmimung  iii  ht  erhielt,  entbiiniot  nicht  von  deren  l><"folgung. 

4)  Jc-^le  zuvor  aufgeführte  Anzeige  oder  Bekantiiniochung  soll  »&mtliche  Vor- 
»ohrifffn  der  E>gänzun^bcHtimmung  enthalten  und  zudem  hervorhoben,  H.iss  schrift- 
liche Einwände  gc^eu  eme  Ergäozungsbestimmung  von  jeder  betroffenen  Person  beim 
Steftteaeicretir  nnter  der  Adraoe  Home  Offioe«  London  erhoben  werden  können. 

VII  a.  BrttiSGlie  Kolonien.  Colonies  britanniques. 

1.  Biitueh  Coliimliia. 

1.  An  act  to  amend  the  children's  protection  act  of 
British  Columbia.    I2n<\  Ai»ril  1902. 

Gesetz  vom  32.  April  1902  sor  Ab&ndamng  des  KinderBah,a1a* 
gesetzes  von  Britisoh  Columbia. 

2.  An  act  to  amend  the  shops  regnlation  act,  1900, 

ch.  f)!). 

Oes  et  2;  vom  21.  Juni   1902  zur  Abändeiniiig  des  QeBetMS  vom 

8L  August  lyOO  über  die  Ladeageschäft«. 

1.  Das  vorliegende  Gesetz  »oll  aln  „Gesetz  von  lJiU2  zur  Abänderung 
des  G^etzes  von  1900  zur  Regelung  der  Ladengeechftfte^'  (Shops  regu- 
lation  act  1900,  amendment  act  1902)  bezeichnet  werden. 

2.  §  3  dos  Gesety.es  vr>n  ir«cX),  betr.  die  Ladengeech&fte,  ist  abge- 
schafft und  durch  folgenf^o  Jierftimmuni'nn  erspt/.t : 

3.  Jeder  Stadtiat  kann  ein  Kogleaiont  aulstollen,  wonach  während 
des  ganzen  Jahres,  während  eines  Teiles  des  Jahres  oder  öfters  im  Jahre 
alle  Ladengesch&fte  oder  nur  ein  Teil  derselben  oder  mehrere  Arten  von 
Ladengeschäften  im  Gebiete  der  Stadtverwaltung  geschlossen  werden  und 
geschlossen  bleiben,  und  zwar  aHf»  Ta^f^  nflpr  gewisso  Wnchenfaire  7.u 
oder  vor  oder  nach  durch  das  Eeglemeut  fostgosetzten  Stunden  in  folgender 
Weise  : 

1)  an  gesetzlichen  Festtagen  den  ganzen  Tag  oder  einen  Teil  des 
Tages ; 

2)  an  den  Tagen,  an  denen  nach  stadtischem  Reg1f»mpiit  ein  halber 
Tag  freizugeben  ist^  ist  die  Zeit  des  Ladenschlusses  nicht  vor  12  Uhr 
anzusetzen ; 

B)  an  Wochentagen  findet  der  Ladenschluss,  vorausgesetzt,  dass  die 
Zeit  durch  das  oben  genannte  Reglement  nicht  auf  eine  frühere  Stunde 
angesetzt  ist,  um  6  Uhr  abends  statt. 

3.  An  act  to  amend  the  ohildren*s  protection  act  of 
British  Columbia.    4th  May  1903. 

Oe«et8  vom  4.  Mai  1903  mr  Abänderung  deo  Bündenohnta» 
geMtses  von  Britisoh  Oolnmbia. 

35* 
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1.  Dieses  Geaets  kann  als  „Gesetz  von  1903  zur  Ab&nderang  de« 

Kindersclnitzgesetzes  von  Britisch  Columbia"  (Children's  Protection  Act  rf 
British  CJohmibia  Amendment  Act,  1903)  bo/oichnet  werden. 

2.  §  4  des  „Kinderschutzgesetzpf  von  BritiKch  Columbia'*  wird  hiermit 
dahin  abgeändert,  da^s  an  Stelle  den  Wortes  „fünfzehn'*  in  der  4.  Zeile 
dieses  §  4  das  Wort  „sechszebn"  tritt. 

3.  Denisell  en  §  4  des  „KinderschutzgesetECe  YOn  Britascih  Oolnmbia'^ 
wird  der  folgende  Absatz  (7)  beigefüigt : 

„7)  Dri>;  in  spatr-r  8ti:iide  umherwaudemd  gefimdeu  wird  und  ohae 
Heim,  Wohnung  oder  Obhul  ist.** 

4.  An  art  to  further  amend  tbe  coal  minea  regulatioo 
act.    4th  M  a  y   1  !»0  3. 

Gesetz  vom  4.  Mai  1903  zur  ferneren  Abänderung  des  Gesetzes 
zur  Begelimg  der  Kohlenbergwerke. 

1.  Dieses  Gesetz  kann  als  „Gesetz  von  1903  zur  feueren  Abftnderan^ 
des  Gesetzes  zur  Regelung  der  js^ohlenb^rgwerke"  (Coal  Mines  Begolation 
Act  Furtber  Amendment  Art.  1903)  bezeichnet  werden. 

2.  Die  Bestimmung  34  des  §  82  des  Kapitels  138  der  Revlse  l  S'ta- 
tutef<,  1897.  welclies  Knpitol  das  (Jes-etz  znr  llegelnng  der  Kohlenberg- 
werke euthält,  wird  hiermit  ttuiyehoben  und  durch  die  folgende  ersetzt; 

„Bestimmung  34.  Kein  Chinese  und  keine  des  Englischen  nicht 
mftchtige  Person  darf  in  oder  bei  einem  von  diesem  Gesetze  betroffenen 
Bergwerke  eine  Vertrauens-  oder  verantwortliche  Stelluni:  iime  liaben  oder 
erhalten,  bei  der  durch  Unwissenheit.  Srvr<:^losii.rkeit  oder  Nachl&!*9igkeir 
Leben  oder  Körper  irgend  einer  im  oder  beim  Bergwerke  beschäftigten 
Person  gefilhrdet  werden  könntCi  oder  unter  Tage  oder  an  der  Winde 
beschäftigt  worden.  8oI(]io  Stellungen  sind  die  eines  Abnehmers,  Ab* 
schlägerSi  SignalgeberS|  Bremsers,  Weidienstellers  und  Maschinenwärters. 

5.  An  act  relating  to  the  employment  on  works  carried  od 
ander  franchises  granted  by  Private  Acts,  4th  Hay,  1903. 

Gesetz  vom  4.  Mai  1003,  betr.  Beschäftigung  bei  Arbeiten,  die  aof 
Gmnd  von  durch  Frivatakte  gewährten  Eonzessionen  ausgeführt  werden. 

1)  Dieses  Gesetz  kann  als  Arbeitsregelungsgesetz  von  1903**  (Laboar 
Regulation  Act,  1903}  bezciehuoi  werden. 

2)  „Unternehmer"  (employer)  umfasst  jede  korporierte  oder  nidit  kor- 
porJerte  Körperschaft  von  Personen. 

„Arbeiter"  (workman)  umfasst  alle  Personen,  die  zu  Beschftf^ignngerj 
verwendet  werden,  auf  die  dipfses  Gesetz  Anwendung  findet,  seien  ilie^f 
Be.'JchsUYigungen  nun  manuoUor  oilor  anderer  Art  und  die  Vereinbarungen 
dieser  Personen  mündliche  oder  schriftliche, 

3)  Dieses  Qteaetz  findet  keine  Anwendung  auf  eine  Person,  die  ein 
Zeugnis  der  in  Anlage  A  zu  diesem  Ge.set/  bezeichneten  Art  besitzt,  (la.- 
vom  Pro\-inzialsekretär  Provincial  Secretary)  oder  einem  zur  Dur(  lifiilu nug 
dieso;^  (lesotzes  vom  Btaainrat  (Lieutenaut-Govemor  in  Council)  ernannteii 
Beamten  unterzeichnet  wurde. 

4)  Wenn  nach  dem  I.August  1900  oder  wfthrend  dieser  Session  oder 
sp&ter  einer  Person  oder  Körper;: cliaft  durch  ein  Gesetz  das  Becht  zumBan 
einer  Brücke,  einer  Eisenbahn,  Trambahn,  Ciiaussee,  Telegraphen-  oder  Tele- 
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phoiilinie  oder  deren  Betrieb,  zum  Ben  oder  zur  Ansbeaaenm^  eines  HafenSi 

Kanals,  Dammes,  Weges,  einer  Bucht  oder  einer  ähnlichen  Arbeit,  das  Becht 
zum  Betlieb  einer  Fähre,  eines  GeschiltTs,  Handeln,  zur  Ausübung  eines 
Berufs  oder  einer  Reinehilfrit^uug  erteilt  oder  <re\vilhrt  wird,  wenn  einer 
solclieu  Person  oder  Körperschaft  Eigentum,  Jttechte,  Privilegien  erteilt 
oder  gewährt  werden,  und  fflr  frühere  Gesetze  derselben  Art,  die  noch 
keine  ähnlichen  Bestimmungen  enthalten,  darf  kein  Unternehmer  einen 
Arbeiter,  i- r  auf  Aufforderung  eines  beauftragten  Beamten  hin  dieses 
Gesf^tz  in  keiner  ouropäischen  Sprache  lesen  kann,  bei  oder  in  Zusammen- 
hang mit  einer  der  durch  das  Gesetz  vergebönen,  erteilten,  gewährten 
oder  betroffenen  Arbeiten,  Rechte,  Geschäfte,  Berufe,  Beschäftigungen  etc. 
beschlftigen  oder  dessen  Beschäftigung  zulassen.  [Strafen :  10 — 26  Dollars 
pro  Arbeiter  oder  Gefängnis  bis  zu  30  Tagen  für  Unternehmer  resp. 
Direktor,  Vermittler  ini  l  Arbeiter.] 

5)  Jeder  einzelüe  Tag,  an  dem  eine  Person  in  Widerspruch  mit 
diesem  Gesetze  beschäftigt  wird,  soll  als  besondere  Uebertretuug  bestraft 
werden. 

0)  Bei  einer  Anklage  der  Uebertretung  dieses  Q^etzes  hat  der 

Unrernehmer  nachzuweisen,  dass  die  betr.  Person  nicht  entgegen  den  Be- 
atünmuniren  dieses  Gesetzes  beschäftigt  wurde. 

7)  Jeder  Vertrag  betr.  eine  oder  einen  Teil  der  Arbeiten,  auf  die  in 
diesem  G^etz  Bezug  genommen  ist,  in  dem  nicht  die  Ausführung  dieser 
Arbeiten  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  vorgesehen  ist,  ist 
nngesetzlich  und  nicht  in;. 

r*ie  Best iiumiin^'en  die5>e^  Gesetzes  sollen  als  in  jedem  der  oben 
genanuten  Gesetz©  aufgeführt  erachtet  und  als  die  Bedingung  erklärt 
werden,  auf  Gnmd  deren  ein  soldies  Gesetz  genehmigt  wird.  Auch  binden 
sie  alle  Aktieninhaber  oder  sonst  auf  irgend  eine  Weise  an  den  genannten 
Gesellschaften  oder  deren  Eigentum  beteiligte  Personen. 

Absiehtlirhe  Zuwiderhandlung  gegen  dieses  Gesetz  hat  Vorwirkung 
aller  durch  die  genannten  Gesetze  gewährten  Rechte  und  Privilegien  zur 
Folge.  Eine  solche  Verwirkung  tritt  nur  nach  Verhandlungen  in  Wirk- 
samkeit, die  vom  Eronanvalt  (Attomey-Chneral)  im  Obergericht  (Supreme 
Court)  von  Britisch  Columbia  abgehalten  werdm. 

lO'i  Der  {Staatsrat  ^Lientenant-Govprnor  in  Council)  kann  den  Superin- 
tendenten der  Provinzialpolizei  (Superintendent  of  Provincial  Police;  und 
Schutzleute  der  Provinzialpolizei  oder  andere  Personen  zu  Beamten  er- 
nennen, denen  die  Durdiftthrung  dieses  Gesetzes  obliegt. 

2.  Hansfldwales» 

An  act  to  amend  the  workers  compensation  for  acci«* 
dents  act,  1900,  No.  61. 

Gesetz  vom  3.  Oktober  1902  zur  Abänderung  des  Gesetzes  ▼om 
18.  Oktober  1900  über  die  Entschädigung  bei  ArbeitsonTällea. 

1.  Dor  al.ii,^ekiirzte  Titel  den  vorliegenden  Gesetzes  Inntet:  ..Ge><'t/  von 
iyu2  zur  Abandenmg  des  Gesetzes  über  die  Entschädigung  bei  Arbeits- 
nnfitUen" ;  es  bildet  einen  Teil  des  Gesetzes  von  1900,  betr.  die  Ent- 
schädigung bei  Arbeitsiml^Uen  (hier  sp&ter  Hauptgesetz  genannt)  und 
wird  als  Teil  dieses  letzteren  ansfieleirt. 

2.  Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  April  1U03  in  Kraft. 
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3.  Die  Entschädigung,  auf  die  ein  Arbeiter  nach  dem  Haiiptgeaetz» 
infolge  totaler  oder  partieller  Arbßitsunf^hi|^keit  AuHpnich  hat,  besteht 
in  einem  wöchentlichen  Anspnich  auf  höchstens  50  IVoz.  sein<^s  Durch» 
Schnittswochenlohnes,  berechnet  ans  der  Zeit  der  letzten  12  Monate, 
w&hxend  welcher  er  beschäftigt  war,  wenn  er  während  der  Zeit  des  Un- 
faUea  im  Dienst  deeeelben  Unternehmers  stand;  im  anderen  Falle  ans 
der  kürzeren  Zeit,  die  er  im  Dienate  desselben  üntcmehmem  gestanden 
hatte. 

2  i  T'>ieso  AnH;jTi  liehe  werden  <«o  lange  bezahlt,  als  die  Arbeit>;ui;fihig- 
keit  anhält  ;  aber  t^u'  kciimeu  nicht  2  Pfund  wöchentlich  übersteigen  und 
die  Gesamtvei-päichtung  des  Unternehmers  kann  nicht  300  Pfund  über- 
steigen. 

3)  Dieser  Paragraph  ersetzt  den  §  d  des  Art.  1  der  2.  Anlage  xom 

Hanptgesetz.    Dieser  §  d  ist  aufgehoben. 

4)  §  5  des  Hauptgesetzes,  betr.  Verantwortlichkeit  des  Unteniehmers, 
ist  abgeändert,  indem  die  Worte  2  Wochen  durch  die  Worte  1  Woche 
ersetist  werden. 

5.    1)  Mit  Inkrafttreten  dieses  GesetBes  findet  das  Hanptgeeetz  an! 

Landarbeiter  Anwendun^r. 

2)  Wenn  ein  Unteiiielimer  mit  einem  ünterbäiidler  einen  Krn'rakt 
eingeht,  damit  unter  seiner  eigenen  Leitung  oder  der  Leitung  des  Unter- 
hftndlera  eine  Landarbeit  ansgefährt  werde,  so  findet  §  15  dee  Hanpt- 
gesetzes  auf  die  bei  der  Arbeit  beschäftigten  Arbeiter  Anwendung. 

B)  Wenn  ein  Landarbeiter  vom  gleichen  Unternehmer  teilwei.^o  oder 
gelegentlirh  zu  anderen  Arbeiten  horajifrernofpn  wird,  so  findet  dieses  Ge- 
setz gleicLtalis  auf  die  Beschäftigung  des  Arbeiters  bei  der  anderen  Arbeil 
Anwendung. 

4)  Hinsichtlich  der  Anwendnng  dieses  Paragraphen  nmfasst  der  Be- 
griff „Landarbeit"  Gartenbau,  Waldbau  und  Bodenbearbeitung  zu  ir^^nd 
einem  landwirtschaftlichen  Zwecke  einschliesslich  des  Viehhtltens  nifd  der 

Viehzucht. 

3.  W«staiutndien. 

An  act  relating  to  coal  mines  No.  XXY. 
Geseti  vom  19.  Februar  leos  betr.  XoUlenlMigveilke^ 

Ausaug, 

5.  1)  Knaben  unter  14  Jahren  und  Frauen  dfirfen  in  Bergweriien 
oder  an  Hängebänken  nidit  verwendet  werden. 

1)  Knaben  (d.  h.  Knaben  unter  18  Jahren,  §  4a)  dürfen  nicht  mit 
Kin-  uikI  Ausfüllen  t)eHch!ll"tigt  werden. 

'6j  Knaben  dürfen  nicht  zur  Bedienung  der  Bremsen  angestellt  vrerden. 

4)  Kein  Arbeiter  darf  wfthrend  mehr  als  48  Stunden  per  Woche  als 
Bremser  beschäftigt  werden  und  in  24  Standen  nicht  länger  als  8  Stnndta, 
ausser  bei  unvorhergesehenen  Ereignissen. 

5)  Zuwiderhandlungen  gegen  Absatz  4  dieses  oder  den  folgenden 
Paragraphen,  .soweit  dieser  Aibeiten  unter  Tage  betritft,  werden  nicht  als 
solche  ungesehen ,  wenn  nachgewiesen  wird ,  dass  besondere  ümstlnde 
diese  Zuwiderhandlung  zum  Betrieb  der  Gruben  notwendig  machten,  und 
das8  diese  Zuwiderhandlung  keine  im  Bragwerk  beschäftigten  Arbeiter 
schädigte. 
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G)  Wenn  es  sich  erweist,  das«  ein  Knabe,  naclidem  sein  Vater  oder 
Vominnd  erklftrt  hat,  dass  er  dw  durch  das  Torliegende  Qesetai  fest  <_'e.setzte 
notwendige  Alter  erreicht  habe,  beschäftigt  wird,  und  dass  dieser  £r- 
klänmtr  Glauben  geschenkt  wurde,  so  verfallt  weder  der  Besitzer  noch 
der  rnteruohmer  des  Berrrworks  der  Strato,  sondern  der  Vater  oder 
Vnmund  ist  seiner  falschen  Erklärungen  wegen  der  Zuwiderhandlung 
gegen  dieses  Oesetz  schuldig. 

6.  1)  Kein  Arbeiter  darf,  unvorhergesehene  Ereignisse  ansgenomxnen, 
in  einem  Bergwerk  zu  Arbeiten  unter  Tage  länger  als  8  aufeinanderfolgende 

Stunden  taglich  oder  48  Stunden  wöchentlich  beschäftigt  werden. 

2)  Jedermann  wird  kraft  dieses  Gesetz  als  bei  Arbeiten  unter  Tage 
beschäftigt  und  als  im  Dienste  des  Besitzers  eines  Bergwerks  stehend  be- 
trachtet Tom  Augenblick  der  Einfahrt  ins  Bergwerk  an  bis  mm  Verlassen 
nach  dem  Ausstieg. 

3)  Das  durch  diesen  Paragraphen  formulierte  Verbot  findet  nicht  An- 
wendung auf  den  Direktor  des  Bergwerks,  noch  auf  die  Vorarbeiter  oder 
Arbeiterdelegi  e  rt  en . 

7.  1)  Kein  mit  der  Bedienung  von  Maschiuen  beauilragter  Arbeiter, 
deren  Triebkraft  Dampf,  Wasser,  Elektrizität  oder  Luft  oder  mehrere 
dieser  Elemente  sind,  und  welche  zum  Betrieb  des  Bergwerks  oder  zur 

Bearbeitung  von  dessen  Produkten  dienen,  darf  bei  irgend  einem  Anlass 
länger  als  8  Stunden  ununterbrochen  oder  langer  als  24  Stunden  beschäftigt 

werden. 

2)  Dieser  8-Stundentag  begreift  weder  die  Zeit  in  sich,  die  nötig  ist, 
die  diesen  Personen  unterstellten  Maschinen  in  Gang  zu  setsen,  noch  die 
Zeit,  w&hrend  welcher  diese  Pei  HoiK n  im  Fall  eines  Einsturzes,  unvorher- 
gesehener Ereignisse  oder  bei  höherer  Gewalt  beschäftigt  sind. 

S.  Joil(i  in  '1er  an^'eführten  Wei-e  besclülftiirte  Persnn.  die  durch 
NaohlllHsiirkeir  die  totale  oder  teilweise  Zerstörung  irgendwelcher  Güter 
verursacht,  luacht  .sich  der  Zuwiderhandlung  gegen  dieses  Gesetz  schuldig. 

9.  Der  Eigentümer  oder  Unternehmer  eines  Beiwerks  fährt  in  dem 
Bureau  des  Bergwerks  ein  Register,  worin  er  in  die  vorgeschriebenen 
oder  durch  die  Keglemente  genehmigten  Formulare  Namen,  Alter,  Wohn- 
ort nnd  Datum  des  Eniras'eraents  aller  Knaben,  die  ;\ltei'  al>  14  Jahre 
sind  und  zu  Arbeiten  unter  Tage  vei^wendet  werden,  und  aller  Knaben, 
die  an  der  Oberfläche  für  das  Bergwerk  beschäftigt  sind,  einträgt;  er  ist 
verpflichtet,  dieses  Register  jedem  auf  Ghnind  dieses  Gesetses  inspizierenden 
Beamten  vonsnlegen. 

Jedermann,  der  den  die  Verwendung  von  Knaben  oder  deren  Ein- 
schreiberegister festsetzenden  Bestimmun iren  ent«]^efrenhnnde1t  oder  nachzu- 
kommen nnterlftsBt,  oder  erlaubt,  dass  ein  anderer  ihnen  eutgegeidiaudelt 
oder  sie  isu  beobachten  uuterläböt,  macht  sich  der  Zuwiderhandlimg  gegen 
dieses  GFesets  schuldig. 

2)  Bei  Zuwiderhandlungen,  geschehen  sie  durch  Handlung  oder  Unter- 
lassung, int  der  Ei<xcntnmer  resp.  der  Direktor  dos  Borgwerks  der  Zu- 
widerhandlung sehuldig,  falls  er  nicht  beweist,  da.ss  er  alle  Massnahmen 
zur  Bekanntmachung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  getrotfen  und 
dwen  Beobachtung  anempfohlen  habe,  um  jeder  Zuwiderhandlung  vorzu- 
beugen. 
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Löhne. 

11.  1)  Die  den  Bergftrbeitem  gesehnldeten  Löhne  dttrfen  weder  in 
Kaffeehäusern  noch  in  Lokalen,  in  denen  alkoholische  Getränke,  Bier,  WetD, 

Most  oder  anrlero  ;:rrf-irene  noträukc  anscresclienkr  werden,  noch  in  H&userii. 
in  denen  »Me  Arbeiter  ihre  Peuriion  haben  oder  in  dfn  Biireaux,  OSrteii 
oder  Lokalen,  die  diesen  Restaurationen  gehören  oder  von  ihnen  benutzt 
werden,  anabezahlt  werden.  Alle  Zahlungen  müssen  in  klingender  UHnie 
gemacht  werden. 

2)  Jedermann,  der  den  Bestimmnniren  dieses  Piira^rnjihen  entgegen- 
handelt oder  unterlässt.  sieh  danach  zu  richten,  oder  /.ulässt,  dass  eine 
andere  Peräon  dagegenhandelt,  oder  unterläast,  ihnen  nach/.ukommen,  macht 
sich  der  Zuwiderhandlung  gegen  dieses  Geseta  sohnldig.  Bei  einer  Za- 
widerhandlung  ist  auch  der  Eigentümer  resp.  Direktor  des  Bergwerks  der 
Zuwiderhandlung  schuldig,  falls  er  nicht  nachweist,  dass  er  sein  Möglichstes 
getan  hat.  nm  die  Bestinimunfren  dieses  Parag^raphen  zur  Kenntnis  uud 
Beobaclilung  zu  bringen  mit  der  Absicht,  jegliche  Zuwiderhandlung,  ge- 
schehe sie  nun  durch  Handlung  oder  Unterlassung,  zu  verhindern. 

12.  1)  Wenn  die  Lohnhöhe  der  Bergarbeiter  von  der  Menge  des  ge> 
forderten  Minerals  abh&ngt,  werden  diese  Arbeiter  nach  dem  EfiPektivgewicht 
bezahlt ;  das  Miimral  wird  m"i;^lichst  nahe  am  ^ingftng  des  Schachtes  vor 
dem  iSioben  und  Waschen  genau  ^'owogou. 

Dieser  Paragraph  bildet  kein  Hindernis  für  Abmachungen,  welche  der 
Besitzer  oder  Direktor  des  Bergwerks  mit  den  Arbeitern  eingehen  kann 
nnd  welche  Reduktionen  für  Steine  und  andere  Materialien  als  auszieh- 
bares* Mineral,  die  inif  an  die  Oberfl lieh e  fjefctrdert  wurden,  vorsehen,  oder  ftir 
die  Fälle,  wo  die  Hunde  oder  Berlinon  nicht  ordentlir.li  an^^otuUt  sind, 
wenn  sie  von  dem  Häuer  oder  seinem  Schlepper  oder  dem  Handlanger, 
den  er  dasu  verwendet,  vollgeftült  werden.  Diese  Abzüge  werden  nadi 
einer  besonderen  Skala  vorgenommen,  auf  die  sich  Eigentümer  und  Direktor 
des  Ber^'w  Orks  einerseits  und  die  Arbeiter  andererseits  einigen  müssen, 
oder  <lio  durch  eine  zu  diesem  Zweck  vom  Eigentümer  oder  Direktor  er- 
nannte Person  oder  (falls  em  VVägemeister,  von  dem  nachher  die  Eede 
ist,  ernannt  worden  ist)  dnrch  die  genannte  Person  und  den  Wftgemeister, 
oder,  ^Is  es  Streitigkeiten  gibt,  durch  einen  durch  gemeinsames  üeber- 
einkommen  zwischen  Besitzer  oder  Minendirektor  einerseits  und  Arbeiteni 
andererseitf?  bezeichneten  Dritten,  fcst^'esotzt  wird.  Wenn  die  Sti  eitiirb^if 
nicht  beigelegt  worden  kann,  so  setzt  der  Kichter  des  Distriktes,  m  dem 
das  Bergwerk  liegt,  die  betr.  Skala  fest. 

2)  Jedermann,  der  den  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  xnvid«^ 
handelt,  oder  sie  zu  beobachten  unterlässt,  oder  zalässt,  dass  eine  andere 
Pers  -ü  dajrei'en  hand'^lt.  nder  es  unterlftsst,  sie  m  beobachten,  macht  «i^li 
der  /iUwidorliandluug  g*  :;en  dieses  Gesetz  schuldiijr.  Bei  einer  Zuwider- 
handlung ist  auch  der  EigwutUmer  resp.  Direktor  des  Bergwerks  der  Zo« 
Widerhandlung  schuldig,  falls  er  nidit  nachweist,  dass  er  sein  Möglichstes 
getan  hat,  um  die  Bestimmungen  dieses  Paragrajdieii  zur  Kenntnis  ood 
B<-' itvaiditung  zu  briniren  mif  der  .Vbsichr,  jerrliche  Zuwiderhandlung,  ge- 
schehe sie  nun  durcli  Handlung  oder  Unterlassung,  zu  verhindern. 

3)  Dieses  Gesotz  kann  nicht  so  ausgelegt  werden,  dass  es  den  Eigen- 
tümer oder  Direktor  eines  Bergwerks  autorisiert,  die  Bergleute  nach  der 
unter  dem  Namen  Standard  weight  systoni  bekannten  Methode  auszuzahlen, 
und  mit  Inkrafttreten  dieses  Gesetses  ist  und  bleibt  dieses  System  abgeschafft 
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4)  Die  Gesellschaften  künnen  mit  ilirun  Arbeitern  vereiubareu,  dud 
System  des  „Diirchsctmittsge\nditefi'*  bis  zur  erfolgten  Anfetelluttg  der 
Maschinen  zur  Messung  des  vollen  Quantums  irclVadorter  Kolilon  eiuzu* 
führen.  Di*»  Zoit  bis  zur  Aufsti  llung  der  Maschiium  darf  für  die  in  Betrieb 
«tehenden  Bergwerke  12  Monate  vom  Inkralt  treten  dieses  Gesetzes  an 
nicht  überschreiten.  Die  ihren  Betrieb  nach  Inkratttreten  dieses  Gesetzes 
beginnenden  Gesellschaften  haben  höchstens  12  Monate  von  der  Eröffnung 
ab  Zeit,  um  sich  die  nötigen  Maschinen  zu  beschaffen. 

5)  Wenn  es  sich  um  ein  Bergwerk  oder  eine  Kategorie  von  Berg- 
werken, die  nicht  mehr  als  20  Personen  beschilft i^'i  u.  handelt,  un<i  wenn 
der  Minister  für  angebracht  hält,  einem  vom  Besitzer  oder  von  den  Besitzern 
eines  Bergwerks  oder  einer  Kategorie  von  Bergwerken  zugleich  mit  den  * 
Arbeitern  eingereichten  Gesudi  sn  entspredien  und  einen  andern  als  den 
durch  diesen  Paragraphen  festgesetzten  Zahlungsmodus  zu  gostatten,  kann 
')ei'  Minister,  falls  er  es  für  notvvendifr  erachter,  durrh  einen  von  ihm 
unterzeichneten  Erlass  diesen  Zahlungsmodus,  sei  es  bedingungslos,  sei  es 

.  für  eine  bestimmte  Zeit  und  unter  Bedingungen,  die  er  im  Erlass  fest- 
stellt, verfügen. 

18.  1)  Die  nach  dem  Gewicht  der  geförderten  Kohle  bezahlten  Arbeiter 
können  von  sich  aus  und  auf  ihre  Kosten  jemanden  (in  diesem  Gesetz 
der  Kontrolleur  [Check  weigherj  genannt)  dnrt,  wo  die  Kohle  »^owix^on 
Wild,  und  dort,  wo  die  Roduktionsrechuungeu  gemacht  worden,  einsieilen, 
so  dass  der  Betreffende  sich  anf  Kosten  der  Personen,  die  ihn  ernannt 
haben,  von  dem  genauen  Gewicht  der  Kohlen  oder  der  Genauigkeit  der 
Äedukti'in.sieeliiinnt:  überzeugen  kann. 

2)  Dor  Kontrolleur  geniesst  zur  Eriuliung  seiner  Ptlichten  alle  Er- 
leichterungen einschliesslich  der  Mittel,  die  Wagen  zu  prulen  und  zu  veri- 
fisieren  und  die  Tara  der  HundOi  Berlinen  nnd  W&gelchen,  wenn  es  ohne 
Unterbrechung  dee  Kohlenw&gens  geschehen  kann,  zu  kontrollieren.  Wenn 
diese  Erleichterungen  verweigert  werden,  macht  sich  der  Direktor  des 
Berirwerks  einer  Zuwiderhandlung  schnHijr .  falls  er  nicht  nachweisen 
kann,  dass  er  sein  Möglichstes  zur  DurchtUlu-ung  dieser  Bestimmungen 
getan  hat. 

3)  Der  KontroUenr  kann  unter  keinen  Umst&nden  dem  Bergwerks- 
betriebe  Hindernisse  bereifen,  noch  die  Operationen  des  Wägens  ver- 
hinrlem,  einen  Arbeiter  belä^ti^^en  oder  sieh  in  die  T.eitunir  des  Berg- 
werks mischen.  Er  ist  nur  belügt,  die  ihm  durch  die  zwei  vorhergehenden 
Paragraphen  übertragenen  Pflichten  zu  erfUllen.  Die  Tatsache,  dass  ein 
Kontrolleur  sidi  nidit  an  der  ihm  bezeichneten  Stelle  befindet,  ist  kein 
G^rund,  eine  Wägung  oder  die  Reduktionsberechnungen  an  dieser  Stelle 
zu  unterbrechen  oilor  zn  wie«!»  iholen.  Diese  Arbeiten  werden  Huieli  lie 
zu  diesem  Zwecke  vom  Eigentümer  oder  Geschäftsführer  ernannte  Person 
aiLsgefiihrt,  falls  der  abwesende  Kontrolleur  nicht  triftige  Gründe  hat, 
anzunehmen,  dass  die  Wägung  oder  Regelung  der  Abzttge  nicl)t  stattfinde. 
Jedoch  kann  der  Kontrolleur  jederzeit  einem  Arbeiter  den  Betrag  an 
Kohle,  welchen  der  Arbeiter  fördern  soll,  mitteilen  nler  Auskunft  über 
die  Wägung  oder  Wa<ren  erteilen,  ferner  über  die  Tara  ler  Hunde,  Ber- 
liner oder  über  die  Rückstände,  sowie  über  alles  innerhalb  der  Grenzen 
seiner  Funktion  als  Kontrolleur,  aber  auf  alle  FftUe  in  der  Art,  daß  der 
Betrieb  des  Bergwerks  weder  unterbrochen  noch  gehindert  wird. 

4)  Wenn  der  Direktor  oder  Geschäftsführer  des  Bergwerks  die  Ab« 
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BetEODg  des  Kontrolleiirs  wünscht,  weil  dieser  letztere  den  Betneb  des 
Bergwerks  unterbrochen  oder  gebindwt,  sich  bei  der  Wftgong  widersetst 

oder  mit  einein  Arbeiter  Terhandelt  habe,  eich  in  die  Miuonverwaltun^ 
gemischt  o'lrv  beim  Bestimmen  von  Erzmengen,  bei  der  Bri  eclinnng  der 
Kückstande  oder  der  Erteilung  von  Ansktinften  Handluu^^*^'ii  zum  Nach- 
teil von  Direktor  oder  Geschäftsführer  begangeu  habe  —  alles  im  Kaiiiiien 
des  oben  Gesagten  —  so  kann  der  EigentOiner  oder  GeschftftsftOirer  beim 
nächsten  Distriktsgehcht  Klage  fuhrer ,  das  dann,  wenn  es  die  vom  Eligen« 
tümer  oder  GoFrliiift^fiilirer  an;j;er(iltrten  Tatsachen  prima  facie  für  eis 
Motiv  zur  Abbet  utuii;^^  des  Kontrolleurs  halt,  diesen  vorladen  kann,  um 
seine  Erklärungen  anzuhören. 

5)  Nachdem  der  Gerichtshof  die  Parteien  angehOrt  hat,  verfügt  er, 
fall^4  er  die  vom  Eigenttimer  oder  Gescbäftsftlhrer  beigebrachten  Be\\ei!je 
als  genügend  erachtet,  die  Abbf  tnfung  des  Konti-ollenrs,  stets  aber  ohne 
Benachtcilipnrif.'  der  Ernennung  eines  neuen  Kontrolleurs. 

6)  Der  Gericiitshof  setzt  die  Kosten  und  Auslagen  so  hoch  an,  als 
er  es  für  gut  findet. 

7)  Falls  kraft  einer  ministeriellen  Verordnung  die  in  einem  Borg- 
werke  beschäftigten  Personen  nach  einem  Mass  oder  einer  bestimmten 
Eichung  der  geförderten  Kohle  bezaldt  werden,  so  finden  die  "Re «Stimmungen 
des  vorhergehenden  Gesetzes  so  Anwendung,  als  ob  der  Ausdruck  ».Wägung** 
die  Berechnung  nach  Mass  oder  Eichung  bedeutete,  und  die  Ansdrtteke, 
die  für  die  Wägang  gelten,  werden  entsprechend  ausgelegt. 

8)  Wenn  die  Bergleute  der  Ansicht  sind,  dass  die  vom  Eigentümer 
oder  Geschäftsführer  eniannte  Prrsönlichkeit  die  Wagen  schlecht  be üf n* 
oder  in  Unordnung  bringt,  bei  Bestimmung  der  Tara  ungenau  isi  otier 
llllscht,  so  dass  eine  genaue  Berechnung  des  Nettogewichtes  und  Tara 
verhindert  wird,  können  sie  sich  an  den  Eigentümer  oder  Gbschiftsftbrer 
wenden,  und,  falls  diese  ihrer  Klage  nicht  Folge  leisten,  können  die 
Bergleute  ihre  Sache  vor  das  niUliste  Distriktpirericht  bringen,  ^^e'ches, 
falls  es  die  diirch  «lie  Bergleute  beigebrachten  Tatsachen  |>rima  tat  io  ftir 
ein  Motiv  zur  Abberulung  des  Wägers  hält,  diesen  zum  Aulioren  seiner 
ErklAmngen  erscheinen  IBssL 

9)  Nachdem  der  Gerichtshof  die  Parteien  angehört  hat,  verfügt  er, 
falls  er  die  durch  die  Bergleute  bpi^ebracliri  u  Beweise  als  ^^rernl^'end  er- 
achtet, die  Abberuf\ing  des  M'ägers,  stets  aber  ohne  Benachteiligung  der 
EiTiennung  des  neuen  Wägers. 

10)  Der  Gerichtshof  setzt  die  Kosten  nnd  Auslagen  so  hoch  [an,  ak 
er  es  für  gut  findet. 

14.  Wenn  ein  Kontrolleur  durch  Majoritätsbeschluss  seitens  der 
in  einem  Bergwerk  beschäftigten  Arbeitei-,  in  welchem  die  Arbeiter  nach 
dem  Gewicht  der  geförderten  Kohle  bezahlt  werden,  gewählt  worden  ist 
und  er  sein  Amt  ausgeübt  hat,  so  kann  er  sich  von  jedem  Arbeiter,  der 
zu  dieser  Zeit  in  dem  Bergwerke  beschäftigt  ist  und  nach  diesem  Systeme 
bezahlt  wird,  die  Beitragsquote,  welche  dieser  Arbeiter  am  Gehalt  oder 
der  Terr^ütnnir  de«  Kontrolleurs  zu  zahlen  hat,  sich  zahlen  lassen,  selbst 
wenn  Arboiior,  die  an  der  Wahl  des  Kontrolleurs  teilgenommen  haben, 
das  Werk  verlassen  haben  und  andere  seit  der  Ernennung  des  Kontrol* 
leurs  eingetreten  sind;  dies  alles  unbeschadet  der  gegenteiligen  Be- 
stimmungen des  Gehiotzes  oder  der  Billigkeit  (equity). 

15.  [Das  Gesetz  von  1899  über  Mass  {und  Gewicht  findet  auf  G«* 
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Wichte,  FederwageD,  Wagen  und  andere  Instrumente,  die  bei  der  Lohn- 
berechntmg  von  Personen  verwendet  werden,  die  nach  dem  Gewicht  be> 
saUt  werden,  Anwendung.    Ein  Gewichts-  nnd  Maasinspektor  yerifünert 

diese  Apparate  wenigstens  einmal  alle  6  Monate,  und  zwar  ao,  dass  die 
Verifikation  den  Gang  des  Bergwerks  nicht  anflinlt  ] 

46.  1)  Wenn  in  einem  Falle,  welcher  in  dem  vorliegenden  Gesetze 
oder  in  einem  -SpOEialrogloment  nicht  ansdrticklich  voi  genehen  wurde,  ein 
Liqpektor  featsteOt,  dasa  ein  Bergwerk  oder  ein  Teil  deaaelben,  daaa 
Maschinen  oder  dort  gebrauchte  Apparate,  oder  dass  eine  Sache,  ein  Um- 
stand oder  ein  Brauch  im  Berfrwerke  Her  bei  der  Kontrolle,  bei  der 
Verwaltung  oder  der  Leitung  des  Werkes  seitens  des  Geschäftsführers 
gefährlich  oder  defekt  sind,  so  dass  eine  Gefahr  für  eine  Person  besteht, 
80  erteilt  er  aofort  dem  Oeachäftafilhrer  den  Befehl,  die  nötigen  Mass- 
nahmen zu  treffen,  um  der  Gefohr  vorzubeugen  oder  sie  zu  beseitigen. 
Er  übermittelt  diene  Instruktionen  pcln  iftlicli  'lem  Ei^'enffimer  nder  Ge- 
schäftsführer des  Bertjwerks  und  bringt  L'^leit  h/eitig  die  Einzelheiten  der 
Angelegenheit  zur  Kenntnis,  die  ihn  zur  Annahme  gebracht  haben,  dass 
das  Werk,  die  dort  benatzten  Maschinen  oder  eine  andere  Sache  oder 
irgend  ein  Brauch  gefährlich  bezw.  '!<  fVkt  sei,  und  befiehlt,  dass  die 
Sache  in  Ordimn^^  L'"el)racht  werde.  Falls  die.-^e  Tnsti -iktionen  nicht  sofort 
befolgt  w^erden,  unterbreitet  er  den  Fall  dem  Minister. 

2)  Wenn  der  Eigentümer  oder  Geschäftsführer  Gründe  gegen  die 
EinftLhrang  von  Massnahmen,  die  vom  Inspektor  befohlen  werden,  geltend 
an  machen  hat,  so  kann  er  nach  schriftlichem  Empfang  dieser  IjQstnik- 
tionen  eine  motivierte  schriftliche  Entgegnung  an  den  Minister  eingeben. 
Dfr  Minister  wird  eine  definitive  Entscheidung  fUllen  oder  bestimmen, 
dass  die  Angelegenheit  auf  dem  Wege  des  Schiedsgerichtes  nach  Vor- 
schrift dieses  Gesetzes  entschieden  werde.  Das  Datum  dieser  Entscheidung 
gilt  als  Datum  des  Eomprcmiisses. 

3,  4,  6)  [Strafen,  Für  keine  Handlung,  die  zur  Beobachtung  <lioser 
Bestimm unn^en  geschieht  und  im  Wiflorspnuh  zu  bestehenden  Verträgen 
steht,  kann  Entschädigung  verlangt  werden.] 

4G.  [Schiedsgerichtsverfahren.] 

47.  Jeder  in  einem  Bergwerke  beschäftigte  Arbeiter,  der  perslinlich 
von  einem  Unfälle  in  dem  Bergwerke  oder  dessen  T^mgebimg  Kenntnis 
nimmt,  r«^!!  davr>n  snbaM  als  mf>irbVh  dem  Geschäftsführer  nir^r  Vor- 
arbeiter Mittcilunf:  rnacheu,  und  jeder  Arbeiter,  der  es  tinterläs8t,  sofort 
eine  solche  Anzeige  zu  erstatten,  wird  als  der  Zuwiderhandlung  gegen 
dieses  G^esets  schuldig  erachtet.  Der  GeschftftafOhrer  des  Bergwerks  soll 
sogleich,  nachdem  sich  ein  schwerer  Unfall  ereignet  hat,  ob  dieser  nun 
eine  ernste  S*  hildifü^nnfr  einer  T*crson  zur  Folge  hat  oder  nicht,  dem  In- 
spektor Mitteilung  machen  oder  in  dessen  Abwesenheit  dem  Registrator 
des  Bergwerksdistriktos.  Der  Geschäftslührer,  der  diese  Anzeige  unter- 
lAsst,  macht  sich  einer  Zuwiderhandlung  gegen  dieses  Gesetz  schuldig. 
Nachdem  der  Inspektor  diese  Mitteilung  erhalten  liat,  1«  jibt  er  sich  oder 
in  seiner  Abwesenheit  die  vom  Registrator  bezeichnete  Person  an  den 
Ort,  an  dem  der  Unfall  stattgefunden  hat,  inspiziert  ihn.  nimmt  Notiz 
von  den  von  Zeugen  abgegebenen  Aussagen  über  den  Unfall  oder  von 
Leuton,  welche  Aufklftrungen  Uber  die  Ursachen  erstatten  können,  und 
ttbetnuttelt  eine  Kopie  der  Zeugenaussagen,  die  er  eingesammelt  hat,  mit 
seinem  Bericht  dem  Minister. 
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a — Cr  [Kompetenz  des  Re^istrators,  betr.  Zeagenvorladung,  Aussagen, 
Kosten  der  Zou^'en  etc.] 

50.  12  [T\r>mi)etonz  «le-  Gouverneiir?»  zum  Erlass  von  Ausfähniiig»- 
bestimmungrn  betr.  Sicherlieit  und  Gesundheit  der  Arbeiter.] 

52.  1  j  Für  jedeü  Bergwerk  wird  ein  Keglement  (in  diesem  Ge^jeUe 
Spezialreglement  genannt)  aufgestellt  werden,  das  die  Fühnuigsliste  ent- 
hält und  Uber  die  T&tigkoit  der  an  der  Verwaltung  beteiligten  Feraoneo, 
sowie  der  in  dem  oder  für  das  Bei^rwerk  beschäftigten  Personen,  die  mit 
der  Orf^anisation  odor  der  TJnfallveiliuhm£:f  zu  tnn  haben,  Auskunft  erteilt. 
Ferner  enthält  das  Reglement  die  nötigen  »Sicherheitsvorschriften  und  gibt 
Auskunft  über  die  Verhältnisse  und  Disciplin  der  in  oder  für  das  Berg- 
werk beschäftigten  Personen. 

2)  Diese  Spezialreglemente  werden  in  zwei  Exemplaren  aiLsgefertigt 
und  vom  r5otriol>siiis)»oktor,  der  in  dorn  betr.  Distrikt  zu  die.'spr  Zoit  im 
Dienste  steltt,  unterzeichnet.  Sie  werden  in  jedem  Bergwerke  und  in 
dessoa  Dependenzou  (einbogrilTeu  diejenigen,  die  später  zugefügt  werdeu) 
ebenso  beobachtet,  wie  wenn  sie  durch  dieses  Gesets  erlassen  worden 
wären. 

S  .Tr-  Ieimann.  dor  ffir  die  Berf^werke  erlassene  Spezialreglemente  zu 
beobiu-httMi  hat  und  denselben  entgetrenhaiidolt  oder  iiutorlilsst,  ihnen  nach- 
zukommen, macht  sich  der  Zuwiderhandhing  gegen  dieses  Gesetz  schuldig. 
Ln  gleichen  Falle  ist  der  Eigenttlmer  oder  Oeschäftaftthrer  des  Berg- 
werks der  Zuwiderhandlung  ^Oircn  dieses  Gesetz  schuldig,  wenn  er  nicht 
nachweisen  kann,  dass  er  sein  Mii^^lichstes  zur  ßckanntmnchnnfr  'lü  ^  l^i?- 
obachtung  der  Reglomente  für  den  Bergbaubetrieb  getan  hat,  mit  *ier 
Absicht,  Zuwiderhandlungen,  geschehen  sie  durch  Tat  oder  Unterlassung, 
2U  verhindern. 

4)  Das  Reglement  eines  Bergwerks  bleibt  in  Kraft,  gleichgültig,  ob 

dessen  Name  oder  Eigentümer  sich  ändert,  und  zwar  so  lange,  bis  os  revidiert 
oder  duich  ein  neue»  ersetzt  wird,  das  den  Bestimmungen  dieses  Gesetseo 

entspricht. 

53.  1)  Der  Eigentfimer  oder  Geschäftsführer  jedes  Bergwerks  soU 
ftar  dieses  ein  Speztalreglement  B  Monate  nach  Likraffctreten  dieses  Ge- 

setze.s  odor  der  Eröffnung  des  Betriebes  eines  neuen  Ber;^'\v*  iks-  -^der 
Wiederauhiahnie  dos  Befriebe'^  oines  aUen  ausarbeiten  und  li;U  es  dem 
Distriktsinspektor  zu  übermitteln,  um  es  vom  Minister  genehmigen  zu 
la.ssen. 

2)  Der  Entwarf  eines  Spezialreglemente  soll  samt  der  schriffelicheii 
Erklärung,  dass  Bemerkungen  zum  Reglement  hinsichtlich  seiner  6c 
Stimmungen  od' i-  allfalli^^er  Lücken  von  jeder  im  Bergwerk  beschäfti^f-'f'- 
Person  unter  der  in  d<  r  Erklarnnii  ans^eirebenen  Adresse  dorn  Distnki-*- 
iuspektor  zugestellt  werdeu  können,  wenigstens  2  Woclien  laug  vor  seiner 
Uebermittlung  an  den  Inspektor  in  derselben  Art  wie  das  definitiv 
Reglement  angeschlagen  werden,  so  dass  das  Pers  -nul  davon  KenntniB 
nelimen  kann.  Ein  Zeugnis,  das  bestätigt,  dass  das  Reglement  und  Jie 
Erklärung  solchermasson  angeschlagen  worden,  soll  dem  Inspektor  mi^ 
zwei  von  der  Person  unterzeichneten  Exemplaren  des  Reglements  über* 
aandt  werden,  die  die  üebersendung  besoi^. 

.3/  Wenn  der  Minister  40  Tage  nach  Empfang  keinerlei  Bemerkong 
zum  T  i' irl  ement  durch  den  Inspektor  macht,  gilt  dieses  Reglement  definitiv 
als  El  laas. 
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54.  1)  Wenn  der  Hmistor  dafür  hftlt,  dass  das  Beglement  oder  ein 

Teil  desselben  nicht  genügende  Massnahmen  zur  Verhinderung  gofUhrlicher 
L'nlUlle  oder  für  die  Sirliorhfit  und  HyjT^iene  dor  im  Bergwerke  oder 
dessen  Dependeu^en  beschäftigten  Personen  vorsieht  oder  sonst  ungenügend 
ist,  so  kann  er  innerhalb  der  dem  Empfang  des  Entwnri's  folgenden  40  Tage 
gegen  das  Reglement  Einspruch  eriieben  nnd  sdüdftlich  dem  Eigentümer 
oder  Betriebsleiter  Aenderungen  am  Reglement  durch  Weglassang,  Ab- 
änderung, Ersetznnp:  ndcr  Ergänzung  vorschlagen. 

2)  Wenn  innerhalb  '2<>  Tagen  nach  Empfang  der  von?  Miiii<;Ter  vor- 
geschlagenen Abänderungen  der  Eigentümer  oder  Geschäiihführer  nicht 
schriftlich  entgegnet  hat,  so  gilt  der  so  abgeänderte  Keglementsentworf 
definitiv  als  Erlass. 

3)  WeiiTi  lii  i  Eiiiontümer  oder  Geschäftsf^iln  *>r  Ima-rhalb  2(>  Tafren 
schriftlich  beim  Minister  seine  Entgegnung  eingibt,  wird  die  Angelegenheit 
an  ein  Schiedsgericht,  entsprechend  diesem  Gesetze,  geschickt;  das  Datum 
des  Enijjfanges  der  Entgegnung  seitens  des  Ministers  wird  als  Datum  des 
Kompromisses  betrachtet  und  das  Reglement  gilt  als  erlassen  nach  dem 
Entscheide  des  Schiedsgerichtes. 

55.  l)  Wenn  in  einem  Bergwerke  Spezialreglements  erlat^snn  wurden, 
kann  kraft  dieses  Gesetzes  der  Eigentümer  oder  Geschäftsiührer  des 
Bergwerks  yon  Zeit  su  Zeit  sdiriftlich  dem  Inspektor  des  Distrikts  Ab- 
anderongen  des  Reglements  oder  ein  neues  Reglement  vorschlagen,  welche 
dieser  der  Genehmigung  des  Ministers  unterbreitet.  Dabei  sollen  die 
Bestimmun iren  d:r?->^s  pK-sotzes.  die  für  dits  urspriincrlirho  lieglement  galten, 
auch  auf  das  abgeilmlrrrc  udei  neue  angewandt  werden. 

2)  Der  Minister  kann  von  Zeit  zu  Zeit  schriftlich  dem  Eigentümer 
oder  Oeschiftsfahrer  ein  neues  Reglement  oder  Abänderungen  am  alten 
vorschlagen.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  die  sich  auf  dir-  Vor- 
s-rhl;"i:xe  des  Ministers,  die  er  beliufs  Acndernni,'  des  ilim  durch  den  VAgf^'V- 
tünier  oder  Geschäftsführer  unterbreiteten  Kegiernents  gemacht  hat,  be- 
ziehen, sollen  auch  auf  das  neue  lieglement,  Aenderungen  und  Voi'schlftge 
Anwendung  finden. 

61.  1)  Jeder  in  dem  Beri:\\>  rke  oder  dessen  Dependenzen  Beschftf- 
tiiftf  i'atissor  EiL'entfiinor  und  Geschäftsführer),  welcher  sh  h  riti<  s  Deliktes, 
geschehe  es  durch  Handlung  oder  T'nterlnssunir.  sclmldig  macht,  die,  wt-uu 
es  sich  um  Eigentümer  oder  Geschäl tslührer  handelte,  als  Uebertretung 
dieses  Gesetzes  betrachtet  würde,  soll  als  Gesetzesübertreter  betrachtet 
werden. 

2)  Jedermann,  der  einer  Zuw  iderhandlung  dieses  Gesetzes,  tür  welche 
ein  Strafmass  nicht  ei^^ens  vorgesehen  ist,  schuldig  l  (  fnnden  wird,  ver- 
lUllt  einer  Stral'e  bis  zu  20  Ptund,  wenn  es  sich  um  den  Eigentümer  oder 
den  Geschäftsführer  handelt;  für  jede  andere  Person  ist  das  h6chf$te .Straf- 
mass 2  Pfund  ftir  jede  Zuwiderhandlung;  f^  eine  vom  Inspda  i  ge- 
meldete Zuwiderhandlung  beträgt  das  Höchstmass  5  Pfund  für  jeden  Tag, 
bis  die  Zuwiderhandlung  ein  Ende  genommen  hat. 

VIII.  Hongrie.  Ungarn. 

Gosets  vom  26.  Juni  1902  zur  Ergänzung  des  Gesetses  XVI  TOn 
1800  über  die  Hilfskasaen  für  Arbeiter  und  Iiandarbeiter. 

[1.  Beschaffung  von  ±'amilienbüchlein.    2.  Dauer  der  \  orpflichtuug 
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•zur  Zali^nnix  Ar^v  !\Iit2:lioHr'rHpitrn<iP.  B.  AllHtllige  Rückzahlung  der  Mit- 
^^liederbeitriige.  4.  Keduktion  d«i  Dauer  der  Teilnahme  au  der  K&säe. 
5.  Ausserordenlliche  Uutei-stützimg.  G.  Zwei  neue  Gruppen  ordentlider 
Mitglieder.  7.  VerBidbenmg  Iftndlidier  Dienatboten.  8^  Obligatorisdte 
Versicherung  der  an  Dresch-  oder  Hackmasclüneil  beschäftigten  Pei-soneo. 
I>.  Ueber  die  Geschäftsfülinini,'  bei  der  Aufiösnii^r  v^n  Leichcnbestatiuiic^- 
gesellschafton,  GesellschuUeu  zur  Ausstattung  junger  Mädchen  etc.  lU. 
»Staatsbeitrag.    11.  i^tralbestimmung.] 

IX.  Italie.  Italien. 

Legge  del  29  giugno  11)03,  Xo.  243,  che  modifica  1h 
legge  del  17  marso  1898,  No,  80,  per  gli  infortuni  degli 
operai'sul  lavoro.   (Qazzetta  Ufficiale,  No.  151,  del  29  giugno  19^.) 

Gosctz  vom  29.  Jnni  1903,  BTo.  243  zur  Abänderung  des  Gc-^etzes 
vom  17.  März  1898,  No.  80,  betr.  Unfälle  der  Arbeiter  bei  der  Arbeit. 
T  i  I'  1  I.    Grenzen  der  Anwendbarkeit  dieses  Gesetzes. 

Art.  J.  l)n-  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  17.  Mftrz  1893,  Iv'o.  80  wird 
l'olgeuderniassen  abgeändert : 

Vorliegeudee  Gesetz  ist  anwendbar  auf  Arbeiter,  die  beschftftigt  sind 

1)  im  Betriebe  der  Bergwerke,  Gruben  und  Torfgruben  und  beim 
Luden,  Transportieren  und  Abladen  der  Lr'^i  'idr'rren  ^larorion ;  bei  den 
Unternehmungen  (»tfeutliclier  Bauton  find  Abbnii  luirbei:  ^ii  und  bei  denen 
zur  Ladung,  Transportierung  und*  Abladung  von  Materialien  für  deo  Bau 
oder  zufolge  Abbruchs;  bei  den  Anstalten  für  Erzeugung  von  <3ss  oder 
elektrischer  Kraft  und  den  Telephoneinrichtungen ;  bei  deo  Untemehmongen 
zur  Auf:?tellung,  Rei>aratur  mid  Entfernung  von  olektriHchcu  Leirungen 
und  Blitzableitern:  bei  In  insrnt  ti,  lie  Expl  isiv<tofFe  bearbeiten  oder  an* 
wenden;  in  Arsenalen  oder  W  oiirrn  zum  k^chitisbau; 

2)  bei  folgenden  Bauten  und  Unternehmungen,  sofern  mehr  als  5  Ar- 
beiter daztt  verwendet  sind:  Baa  oder  Betrieb  von  Eisenbahnen  oder 
Tramlinien  mit  mechanischer  Zugkraft;  Unternehmungen  des  Landtraos- 
])orte!^.  auf  Flüssen,  Kanälen  und  Seen  :  Sre-'  hiflrahrt-iiuiternehinnTitr<»D  mit 
Einschiuss  der  Fischerei  (Iber  10  km  vom  »Seeuier,  sowie  «ior  bchwamm- 
und  Korallenlischerei ;  Unternehmungen  des  Jjadens  mid  Abiadens;  Ent- 
wässerungsarbeiten ;  Arbeiten  zor  Beseitigung  von  Erdstttrzen  ond  Berg> 
Wässeransammlungen :  Unternehmungen  zum  Schlagen  oder  Zerkleinern 
von  GewHclj-  Ii  in  Forsten  und  Transport  derselben  an  die  gewöhnlichen 
\ioierlag>orte  an  den  Ufern  der  Fbi-s«-  uti'I  Gewisser  oder  an  die  mii 
Kanon  befahieuen  Stra.sseu  und  zum  Wurf  in  Flusse  und  Gewässer  von 
den  Niederlagsorten;  Bau  und  Ansbesserung  von  Httfen,  Kanftlen  viA 
Dämmen;  Bau,  Atisbcssernng  und  Abbredien  von  Schiffen;  Bau  and  Am» 
be.^scrung  von  Brücken ,  Galerien  und  Hauptstraasen  des  Staates,  der 
Provinzen  und  Gemeinden  ; 

'6j  in  gewerblichen  Austaltou  mit  Masclunenbetrieb  imter  folgeoden 
zwei  Bedingungen,  dass  die  Maschinen  nicht  direkt  von  dem  sie  ge- 
brauchenden Arbeiter  bewegt  werden,  und  dass  in  der  Anstalt  mehr  ab 
6  Arbeiter  bescliäftigt  sind; 

4 1  bei  Dienstleistung  an  ilaschinen,  die  von  belebten  Wesen  bewe^ 
worden  oder  bei  üu-en  Motoren,  falls  die  Maschinen  zum  gewerbhchen 
oder  landwirtschaftlichen  Gebranch  bestimmt  sind; 
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5)  bei  Dienstleistung  bei  den  Kanonen  and  sonstigen  Apparaten  aur 

Abfeuernng  gegen  Hagel. 

Es  ist  auch  anwendbar  auf  Ageuieu  tür  Lebeusiaittel  in  den  Be- 
triebea  der  Lebensmittellieferuug  für  die  Seetruppen. 

Art.  2.    Am  Ende  des  Art  2  wird  folgender  Paragraph  zugefügt: 

4)  wer  landwirtschaftlicher  Arbeit  obliegt ,  soweit  er  seine  Arbeit 
in  Bedienung  der  Maschinen  unter  IS'o.  -i  oder  drr  Kanonen  und  anderer 
Apparate,  die  in  No.  5  des  vorstehenden  Artikels  erwähnt  sind,  leistet. 

Art.  3.  An  Stelle  dea  ersten  Teiles  und  ersten  Absatzes  des  Art.  6 
des  Gesetzes  tritt  folgende  Bestimmong: 

Gegen  Arbeitsunfälle  sind  gem&ss  gegenwArtigem  Gtesetze  die  Arbeiter 
des  Art.  1  zu  versichern. 

Art.  4.  Am  Ende  des  Art.  7  des  Gesetzes  werden  folgende  Absätze 
zugefügt : 

Im  Sinne  des  Gesetzes  gilt  als  Untemebmer  aneh,  wer  auf  eigene 
Reehnnng  eine  der  Arbeiten  ausführen  Iftsst,  die  das  Objekt  der  in  .Axt.  1 
genannten  Unternehmungen  bilden,  wenn  darin  mehr  als  5  Arbeiter  be- 
schäftigt sind. 

Bei  öffentlichen  Arbeiten  kommt  diese  Bestimmung  auch  bei  w  eniger 
als  6  Arbeitern  in  Anwendung,  wenn  es  sich  um  Arbeiten  an  der  Aussen- 
Seite  der  Gebftude  mit  Verwendung  von  Gerttsten  oder  fester  oder  be- 
weglicher Maurergerüste  handelt. 

Bezftglich  der  Arbeiter  in  Art.  1  No.  4  obnoi^^t  die  Versicher un^rs- 
ptiicht  dem,  der  die  Maschinen  verwendet  oder  von  seinen  Angestellten 
verwenden  lässt. 

Für  die  Arbeiter  des  Art.  1  No.  5  bleiben  die  Bestimmungen  des 
Art.  16  des  Gesetzes  vom  9.  Juni  1901,  No.  211  in  Kraft. 

Wer  iti  Fiirm  von  ilirekton  oder  Indirekten  Lohnabzügen  die  Arbeiter 
zu  den  Kustou  der  nach  doii  Normen  des  vorliegenden  Gesetzes  oinge- 
gangenon  Versicherung  heranzieht,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  4000  Lire 
bestraft. 

Art.  5.    An  Stelle  des  Art.  9  des  Gesetzes  treten  folgende  di  ei : 
Art.  9.    Die  TMhe  dor  für  die  Arbeiter  bei  Unfällen  nach  Art.  7 
versichei  ren  Entschädigungen  «'^11  folgende  sein : 

1)  im  Falle  absoluter  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  soll  die  Ent- 
schädigung die  von  6  Jabrgehalten  sein,  und  niemals  unter  3000  Lire; 

2)  im  Falle  dauernder  teilweiser  Arbeitsunfähigkeit  soll  sie  6mal 
'^'oviol  betragen  als  der  Teil,  um  den  das  Jahrgehalt  gekürzt  wurde  oder 
gekürzt  werden  kann,  das  im  Sinne  dieses  Absatzes  nie  niedriger  als 
500  Lire  erachtet  werden  darf; 

S)  im  Falle  absoluter  seitiger  Arbeitsun&higkeit  soll  die  Entschädi- 
gung anf  Tage  erfolgen,  und  zwar  gleich  der  Hälfte  des  Lohnes,  den  der 
Arbeiter  \m  Zoitjmukte  des  Unfalles  hatte,  und  ist  für  die  Dauer  der 
ArbeitsuniUhigkoir  zu  zaiden  : 

4)  ina  Falle  teiUveiser  zeitiger  Arbeitsuufithigkeit  soll  die  Entschädi- 
gung auf  Tage  erfolgen,  und  zwar  gleich  der  Hälfte  der  Minderung,  die 
der  Lohn,  den  der  Arbeiter  im  Zeitpunkte  des  Unfalls  hatte,  sufolge  Un- 
&Ub  erfahren  mnss,  und  ist  für  die  ganze  Dauer  der  Arbeitsunfikhigkeit 
SU  zahlen ; 

5)  im  Falle  des  Todes  soll  die  Entschädigung  5  Jahrgehalten 
gleich  sein. 


Digitized  by  Google 


534  — 


Eijti-^rh!ldii;-nn;rcn  von  LehrliTi<:en  werflon  Tiaeh  dem  niedrigsten  L  hi.- 
satz  bereciinet,  der  von  Arbf^iteru  in  gleicher  Industrie  and  KJUuk^  mit 
den  betreifenden  Lehrlingen  bezogen  wird. 

Bei  jedem  Unfall  ist  der  CSief  od«*  Leiter  d«r  üntemelnnung,  Id- 
dustrie  oder  Baute  zur  Tragung  der  Kosten  für  die  ersten  unmittelbarea 
Vorkehrungen  ärztlichen  vti  !  pharmacentiBohen  Beistandes  nnd  ftir  dM 
Ärztliche  Zeugnis  verpflichtet. 

Art.  9 bis.  Die  auf  den  Todesfall  versicherte  Entschädigung  wird 
in  folgender  Weise  vererbt; 

a)  HinterlftsBt  der  Verstorbene  eheliche  oder  uneheliche  Kinder  odsr 
andere  auf  seine  Kosten  lebende  Descendenten,  diese  wie  jene  unter 
]H  Jahren  oder  wegen  geistigen  oder  kiirpoi  liehen  Gebrcrheii:«  nrbe'  - 
xmf^lhig,  HO  vererbt  die  Entschädigung  aut  sie  und  wird  folgendennaä^eD 
verteilt : 

Ist  keiner  der  Descendenten  wegen  geistigen  oder  körperb'chen  Ge- 
brechens arbeitsunl^lhig,  so  wird  die  Entsch&digting  auf  sie  so  verteilt, 
ditss  die  oiiizehien  Quoten  den  Kapitalwert  von  zeitigen  festen,  unter  sich 
liloii  ht  iij  uml  7.war  bis  zur  Zurücklegung  des  12.  Lebensjahres  zahlbaren 
Lebensrenteii  darstellen,  gemindert  um  50  Proz.  tür  die  anderen  6  fol- 
genden Jahre  bis  zur  Zorttcklegnng  von  18  Jahren. 

Ist  einer  der  Descendenten  wegen  geistigen  oder  kör} verliehen  Ge- 
brechens arbeitsunfähig,  so  wird  definitiv  tind  inaitpellabel  diurh  Ver- 
fügung des  Amtsrichters  der  Teil  der  Entschädigung  bestimmt  werden, 
der  ihm  zuzuweisen  ist,  und  der  Ueberrest  auf  die  andern  Descendenten 
nach  obigen  Normen  verteilt; 

b)  Hintcrlasst  dei*  Verstorbene  keine  Descendenten  in  den  Verhält- 
nissen der  lit.  a,  aber  auf  .seine  Kosten  lebende  Ascendenten,  so  wird  die 
Entschädigung  auf  sie  derait  verteilt,  dass  die  einzelnen  Quoten  anter 
sich  gleiche  Lebensrenten  darstellen; 

c)  hinterl&sst  der  Verstorbene  weder  Descendentoti  noch  Ascendenteo 
in  den  Verhftltnissen  der  lit,  a  und  b,  aber  auf  seine  Kosten  lebende 
Brüder  oder  Schwestern  unter  18  Jahren  oder  solche,  die  wegen  geistigen 
oder  körperlichen  Gebrechens  arbeitsunfähig  sind,  so  wird  die  Ent«^hS<b- 
gung  auf  sie  in  gleicher  Weise  veiieilt,  wie  nach  lit.  a  bei  Descendenten; 

d;  der  überlebende  Ehegatte  hat  Anrecht  auf 

1)  8wei  Fünftel  der  Entschftdigung  bei  ZuBanunentrefTen  mit  Des- 
cendenten nach  lit.  a,  wfthrend  die  drei  anderen  Fünftel,  wie  oben  ge- 
sagt, den  Dexoiideiit pn  znL'ewiosnn  werden; 

2)  die  iiüllie  der  lMits(  lKn]ii:unM  bei  Zusiiiiiiiientretloii  mit  Aüceutieiifeö 
nach  lit.  b,  während  die  audeie  Hällie,  wie  oben  gesagt,  den  Ascendeuten 
zugewlesw  wird; 

3)  (h-ei  Fünftel  der  Entschädigung  bei  Zusanunen treffen  mit  Brüdern 
und  .Schwestern  nncli  lit.  r-,  während  die  übrigen  zwei  Fünftel,  wie  oben 
gesagt,  <len  Brüdern  und  iSchwostern  zugewiesen  werden. 

Bei  Fehlen  von  Descendenten,  Ascendenten,  Brüdern  oder  Schwestern 
nach  lit.  »,  b  und  c  fUlt  die  Entschädigung  voU  dem  Ehegatten 

Der  Ehegatte  hat  kein  Am-echt  auf  Entschädigung,  falls  persönliche 
Trennung  rechtskräftig  geworden  ist  und  wegen  Schuld  des  überlebeod*'* 
oder  beider  Ehegatten  ausges|)roclien  wurde. 

Bei  Fohlen  von  Anspruchsberechtigten  nach  lit.  a,  b,  c  und  d  ftHt 
die  Entscbftdigving  in  den  'Spezialfonds  des  Art  26. 
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Durch  königl.  Dekret  werden  nach  Anhörung  den  Aufsich tsrates  durch 
den  Minister  für  Ackeiban,  Indu.-^trio  und  Ilaud«  !  Koeffiziententabellen  für 
die  Verteilung  der  Entschädigung  nacli  den  Ut.  c  dieses  Artikels 

aufgestellt  werden. 

Art.  9ter.  Die  Versiehenmgsanstalt  hat  ftosser  den  Entschädigungen 
nach  §§  1  und  2  des  Art  9  Entschftdigcmg  fUr  ab^solute  zeitige  Arbeits- 
unfthigkeit  für  die  ganze  Zeit  zu  zahlen,  in  der  dor  Arbeiter  sich  der 
Arbeit  enthalten  muss,  hHehstens  aber  bia  zu  3  Monaten  seit  dem  Ta<re 
des  eingetreteneu  Unfalls.  Die  über  jene  3  Monate  hinaus  verialleudeii 
Betr&ge  werden  aU  Provisorinm  fHr  die  ihm  gemäss  den  §§  1  und  2  des 
Art.  9  gebfihrende  Entschädigung  gwechnet 

Ist  die  dem  Arbeiter  wegen  dauernder  teilweiser  Arbeitsunflibi<:keit 
frebfihrf'iidc  Eiits(liadi;_mnp'  frerin<j;f'r  als  die  ihm  jrezalilte  Summe  oder  die 
ihm  als  Tagentstliädigung  nach  Art.  9  No.  3  und  4  zu  zahlen  wftre,  so 
hat  der  Arbeiter  Anrecht  auf  diese  höhere  Summe  statt  der  ihm  wegen 
dauernder  ArbeitsnnfUiigkeit  geschuldeten. 

Tagesentschadignngen  werden  nachträglich  in  Perioden  von  nicht  fiber 
7  Tajren  gezahlt. 

Kiitschadigungen  l'iii-  dauernde  ArbeitMiiifäliigkeit  und  für  den  Todes- 
tal!  sind  binnen  8  Tagen  nach  Vurleguug  der  nötigen  Dokumente  zu 
liquidieren  und  binnen  8  Tagen  nach  dem  Tage  au  zahlen,  an  dem  die 
Arbeiter  oder  ihre  Berechtigten  nach  Art  9  bis  die  von  den  Versiehe- 
mnuFanstalf  en  vor  crelo  [sie  TJquidation  angenommen  haben. 

Bei  Verzö^'fi  Ulli:  der  EiitRchndif^ningszahlung  des  vorstehenden  Ab- 
satzes ti-eten  kaufmännische  Zinsen  hinzu. 

Nach  den  Nonnen  und  in  der  Weise  des  betreffenden  Keglementa 
kann  der  Chef  oder  Leiter  der  Unternehmung,  Industrie  oder  Baute  nicht 
Abschlagszahlungen  von  Tagesentschadigungen  nach  Art.  9  No,  8  und  4 
ablehnen,  wenn  die  Versicherungsanstalt  solche  fordert. 

Im  Keglement  sind  Normen  für  |»rovisorische  Abschlagszahlungen 
an  Anspruchsberechtigte  des  Art.  9  bei  Tod  des  Arbeiters  aufzustellen. 

Wer  als  Untmehmer  oder  Leiter  einer  Unternehmung  dem  Arbeitm* 
oder  seinen  Vertretern  (nach  Art.  f>his)  Abschlagszahlungen  leistet,  hat 
in  L'epetzlichem  und  reglomentan^cliera  Umfnniif  I\Miclc;.;riffsiv(  ]if  auf  die 
»Schuldsumme  der  Ver.'^it  li^'run^^<anstait  zur  Zeit  der  Entscbädigimgs- 
liquidation  oder  nach  Ablaut"  je  eines  Monats  bei  verzögerter  definitiver 
Liquidation. 

Art.  6.    An  Stelle  der  beiden  Absätze  des  Art.  10  des  Gesetzes 

treten  folf^ende: 

Als  Jalir<iohalt  im  Sinno  der  No.  1.  2  nnd  6  des  Art.  9  gilt  für  die 
\iährend  12  Monaten  vor  dem  Unlall  in  den  Unternehmungen  oder  in  den 
Anstalten  besdiäftigten  Arbeiter  die  ihnen  während  dieser  Zeit  effektiv 
gezahlte  Löhnung,  sei  dies  in  Geld  oder  Naturalien  bis  zum  Maximum 
von  2000  Lire.  Für  die  in  dcTi  T'nremehmungen  oder  Anstalten  unter 
12  Monaten,  doch  mindestens  während  6  Monaten  vor  dem  Unfall  be- 
schäftigten Arbeiter  gilt  als  Jahrgehalt  das  3C)0-fache  des  Lohnes  oder 
Taggeldes  bis  zum  Maximum  von  2000  Lire;  falls  nicht  der  Lohn  nach 
Jahren  bestimmt  ist,  in  welchem  Falle  der  so  bestimmte  Lohn  bis  zu  ge- 
nannter Maximalhöhe  ohne  weiteres  als  Beweis  genommcii  wird. 

Der  Tagelohn  ergibt  sich  durch  Division  der  vom  Arbeiter  während 
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seiner  Dieustlei&tiing  in  den  12  Monaten  vor  dem  Unfall  genossetien  B»* 
zflge  durch  die  Zahl  wirklioher  Arbeitstage  in  dieser  Periode. 

Als  wirklicher  Arbeitstag  gilt  die  AvLlliiend  des  in  der  Unternehmung 
oder  Anstalt  gewr>]uilirh  Ubliclien  Slnndonjilanes  geleistete  Arbeitsaeitf  die 
nach  diesem  Plane  einem  Arbeitstage  entspricht. 

Ist  der  Arbeiter  wegen  Natur  der  Arbeit  oder  anderer  Gründe  iu 
den  Untemehmnngen  oder  Anstalten  weniger  als  6  Monate  beschäftigt, 
mag  die  Entschädigung  daffir  so  oder  so  festgesetzt  sein,  so  werden  Tag»- 
lohn  und  Jahrgehalt  nach  den  im  Reglement  festgesetsten  Nonnen  ba* 
stimmt. 

Art.  7.  An  Stelle  des  ersten  Teiles  des  Art.  1 1  des  Gesetzes  treten 
folgende  2  Absfttse: 

Innerhalb  zw  i  ior  Jahre  vom  Tago  des  Unfalles  an  haben  der  Ar- 
beiter und  die  N'eisicherungsanstalten  die  liofugnis,  die  Revision  der  Ent- 
schädigung zu  \  ei  laiirron,  wenn  die  Schätzung  sich  als  in'ig  erweist  oder 
im  leiblichen  Zustande  des  Arbeiters  Veränderungen  ztifolge  des  UuiaiJä 
eintraten. 

Tritt  der  Tod  des  Arbeiters  vor  Ablauf  der  genannten  2-j&hrigeii 
Frist  seit  dem  Tage  des  Unfalls  ein,  haben  die  Befugnis  zur  Revision  der 
Entschädiiiiing  die  iu  Art.  f>bia  des  Gesetzes  genannten  Berechtigten  und 
die  Versicherungsanstalten;  doch  muss  der  Antrag  bei  sonstigem  Verlust 
binnen  2  Monaten  vom  Todesdatum  an  nnd  stets  innerhalb  der  beseich* 
neten  2-j&hrigen  Frist  seit  dem  Tage  des  Unfalls  gestdh  werden. 

Art.  8.    Dem  Art.  12  des  Gesetses  wird  folgender  Absatz  zugefügt: 
Bei  Streit  ühor  ilrii  Enf  <(  lifldii:^ung8anspnich  und  sein*^  Höhe  sind  be- 
treu endo  Vorgleiche  hieniber  ohne  Zustimmung  des  (Berichts  ungiltig. 
Art.  9.    An  Steile  des  Art.  13  dos  Gesetzes  tritt  folgender: 
In  jedem  Falle  einer  absoluten  dauernden  Arbeitsunfthigkeit  and  ia 
den  Fällen  einer  teilweisen  dauernden  ArbeitsunflÜiii^eit,  in  denen  dift 
zur  BestimTniini^  der  Entsjcliildigung  am  Gelialte  vorzunehmende  Kürzung 
mindestens  die  Hälfte  des  Gehaltes  selbst  beträixt.  \vird  die  nac-h  Art.  9 
No.  1  und  2  liquidierte  Entsüh&digang  auf  Veranlassung  der  Versiche- 
rungsanstalt in  die  staatliche  Invaliden-  oder  AltersT^rsorgnngskasae  flr 
Arbeiter  in  Rfloksidit  auf  die  Bestimmungen  des  ▼orliegcHoden  Artikeb 
eins'ezalilr, 

Bis  /.um  Ablauf  der  2-jfilirii:en  Frist  des  Arr.  11  untl  eventuell  des 
Revision siu'teüs  hat  die  staatliche  Versorgungskasse  dem  Arbeiter  euiöu 
monatlichen  Zuschuss  in  gleicher  Höhe  mit  der  den  eingeiablten  Bot- 
schsdigungen  entsprechenden  Lebensrente  zu  zahlen. 

Stirbt  der  Arbeiter  vor  Ablauf  der  2  Jahre  seit  dem  Tage  rIo>  Un- 
falls und  Gvontnell  vor  Beendignncr  dos  Kcvisi -»usurteils,  so  wird  die  ao- 
ftlnglich  gezahlte  und  eventuell  dem  genajiuten  Urteil  zufolge  gektlrzte 
oder  erhöhte  £nt8<^ädigung  unter  Abzug  der  als  Zuschuss  nach  der  Be- 
stimmung im  vorstehenden  Absats  schon  gesahlten  Summe  den  Berech- 
tigten des  Art.  9  bis  und  bei  Fehlen  solcher  in  den  Spezialfonds  des 
Art.  2'l  <j:('y.H.]i\t .  falls  nach  dem  Hevisionsnifeil  erwiesen  ist.  dass  der  Tod 
zufol^re  'ie.^  l  iifalLs  eintrat.  Sonst  \  ererbt  eine  solche  Kjjtschädigunj?  auf 
die  Testaments-  oder  Intestaterben  gemäss  den  Bestimmungen  des  bürger- 
lichen Gesetees. 

Ueberlebt  der  Arbeiter  die  hier  genannte  Frist,  so  wird  die  anftng- 
iich  gezahlte  und  eventuell  zufolge  eines  Bevisionsurteüs  gakürrte  oder 
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erhöhte  Bntach&digimg  nach  Abzii^'  schon  erfolgter,  als  ZuidiuBs  gelteader 
ZahloDgen  von  der  staatlichen  VersorgnsilBkaBae  in  eine  Lebensrente  van.' 
gewandelt. 

Nur  in  AusniihmefiUlen  kann  der  Amtsrichter,  in  desson  S|nen^cl  der 
Arbeiter  seinen  Wokn.-iiu  hat,  auf  deaaen  Antrag,  der  binnen  1»  Tagen 
seit  Ablauf  des  2-jahiigeD  Termins  oder  e^entaell  des  Bevisionsarteils  ca 
stellen  ist,  Kapitalsahhmg  des  gansen  Bestes  oder  eines  Teiles  der  im 

vorstehenden  Absatz  erw&hnten  Entschädigung  genehmigen. 

Art.  in.  An  Stelle  des  Art,  10  des  Gesetzes  trirt  fnl<:pn(ler: 
Arbeiter,  die  bei  Arbeiten  in  Untemehmungen  uder  Austalteii  be- 
schäftigt sind,  die  direkt  vom  Staat,  von  den  Provinzen,  von  den  Ge- 
meinden geleistet  oder  von  ihnen  weiter  übertragen  oder  verpachtet  sind, 
sind  bei  der  staatlichen  Versiclienm^skasse  für  Arbeiterunf^lle,  die  durch 
Gesetz  vom  H.  Jnli  ]HHH  No.  1474  'Serie  3al  L'e<;riunlet  wur>!o,  ver- 
sichern, sf>}'erii  nicht  Art.  17  No.  2  uiiil  ."i  zur  Anwmi'l'ing  kuumien. 

Andere  Arbeiter  köuueu  auch  bei  privaten  Versicherungageaellschaften 
oder  -genossensehaften,  die  som  GeechAftsbetrieb  im  Königreich  ermäch- 
tigt sind,  nach  den  besonderen  Regeln  nnd  Vorsichtsmassregeloi  die  un 
Ref.'lement  worden  aufgestellt  werden ,  versichert  wenleii,  immer  unter 
Vorbehalt  fler  Bestimmungen  des  Art.  17  No.  2  und  3  für  die  Kassen 
und  Syndikate. 

Veisichenmgsverträge,  die  von  Arbeitern  im  Sinne  des  ersten  Teiles 
des  gegenw&rtigen  Artikels  mit  privaten  Versidierangsgesellschaften  oder 
-imternehmungen  abgeschlossen  werden,  sind  nichti^r.  Dir»  Nichtigkeit 
kann  rtnr  mn  'len  Unternehmern  oder  Gewerbetreibenden  eintrewertdet 
werden^  die  private  Versicherungsgesellschaft  oder  Unternehmung  kann 
keine  Sninme  als  Schadensenats  fordern. 

Art.  11.  Die  Bestimmungen  des  1.  Absatses  der  No.  2  nnd  d«B 
l.  Absatzes  der  No.  3  des  Art.  17  des  Gesetzes  werden,  wie  fol^t,  ei-setzt: 

Dir  Kiiution  kann  nie  nicdrifier  sein  als  der  5malige  Betrag  der 
Präüiie,  die  der  Staattika sso  zu  zahlen  wäre  für  Versicherung  der  Arbeiter, 
fdr  die  die  Frivatkasse  soigt,  falls  es  sich  nm  nicht  mehr  als  2000  Ar- 
beiter handelt,  und  als  der  Smalige  Prftmienbetrag,  jedenfalls  40000  Lire, 
wenn  es  sich  um  mehr  Arlu  itcr  handelt. 

Die  zu  errichtenden  Svn'iikate  rnnssen  inin'k'>*r'n<  \(MM}  ArltPitor  nni- 
fasisen  und  in  staAtlich  ausgegebenen  oder  garanlierteu  fitiln  in  der 
Depositen-  und  Leilikasse  eine  Kaution  eingezahlt  haben  gleicli  dem  Be- 
trag von  10  Lire  für  jeden  versicherten  Arbeiter  bis  zum  Maximum  von 
260000  Lire. 

Art.  12.  An  Stelle  des  letzten  Absatzes  des  Art.  19  des  Gesetses 
treten  folgende  beiden  Absätze: 

Die  Chefs  oder  Leiter  von  neu  gegründeten  Unternehmungen,  In- 
dustrien oder  Bauten  haben  die  Arbeiter  vor  Beginn  der  Arbeiten  zu.  ver- 
sichern und  binnen  10  Tagen  danach  die  im  ersten  Teil  des  gegenwärtigen 
Artikels  erwähnte  Anzeige  r.n  machen. 

Sollte  nar  ii  der  Natur  der  Arbeit  es  unmciglich  fsein,  die  Vorsicherung 
vor  ihrem  Beginn  vorzunehmen,  so  sind  doch  die  dabei  beschäftigten  Ar- 
beiter in  mdglichst  kurser  Frist  su  versichern,  jedenfalls  nicht  spftter  als 
5  Tage  nach  Arbeitsbeginn,  falls  diese  (Iber  jene  Frist  hinau.s  dauert.  Sollte 
vor  Versicherung  ein  Unfall  eintreten,  so  haften  die  Chefs  oder  Leiter  für 
die  entsprechende  Entschädigung  und  ist  die  betretende  F<  t  lerung  der 
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Arb«itei*  odw  ihrer  Familieii  in  diesom  wie  in  jedem  anderen  Falle  einer 

fehlenden  Versicherung  darch  das  Privileg  des  Art.  1956  des  BOrgerUdMIi 
Gesetzbuches  unter  Eintragur^r  in  No.  5  desselben  garantiert. 

Art.  13.  Der  Art.  2i)  des  Gesetzes  wird  fnlgendermf»s«aen  f'j>f  tzt: 
Der  Chef  oder  Leiter  der  Unternehmung,  Industrie  oder  Baute  hat 
nach  Vorsdmffc  und  in  der  Frist  des  aafznstellenden  Reglements  (Art.  27) 
den  Ahschlnss  des  Versicherungsvertrages  anzuzeigen.  Er  hat  auch  nach 
näherer  Bestimmung  des  aufznstenoiiilen  Heglfments  dr-r  7\0<:ir'rnrg  und 
dem  Versicherungsinstitut  zu  ermöglichen,  zu  wissen,  zu  weldier  Zeit 
immer,  was  füi-  Arbeiter  in  der  Vei-sicherung  einbegriffen  sind,  weichen 
ihre  Löhne  und  die  von  ihnen  geleistete  Arbeitstage  sind. 

Unterlassungen  und  Unregelmässigkeiten  bei  dieser  Anzeige  nnd  rttck- 
.««ichtlich  der  näheren  Bestimmungen  nach  dem  vorstehenden  Absatz  werden 
mit  Busse  von  60  bis  zu  100  Lire  bestraft,  vorbehalten  die  Bestraituig 
nach  Art.  21. 

Art.  14.    An  Stelle  des  Art.  21  des  Oesetzes  tritt  folgender: 
Wer  die  vorgeschriebene  Verddiening  nicht  in  der  festgesetzten  Frist 
besorgt  oder  nach  fiinftllen  oder  Auflösung  des  Vertrages  nicht  erneuert 

oder  er^^fliizt,  wenn  dir»  Zahl  der  Arbeiter  wächst,  Avird  mit  Btis^ie  von 
5  Lire  tür  jeden  Arbeiter  und  jeden  Tag  der  Verzögerung  des  Abschlusses, 
der  Erneuerung  oder  Ergänzung  des  Vertrages  bis  zum  Maximum  vob 
2000  Lire  bestraft;  bei  Unfall  haftet  er  aach  fttr  die  Entschädigung  den 
Arbeitern  in  dem  Masse,  wie  das  Versicherungsinstitut  gehaftet  hätte  und 
für  Einzahlung  eines  gleichen  Betrages  in  die  im  Art.  26  gegenwartigen 
Gesetzes  genannte  Kasse. 

Wer  sich  der  Nichtzahlung  der  vereinbarten  Prämie  schuldig  uiacht 
oder  wegen  eines  sonstigen  ihm  zurechenbaren  Grundes  Anläse  gibt  mr 
Suspendierung  der  Wirkungen  des  Versicherungsvertr'ageg,  wird  mit  Bn;5ae 
bis  zu  2(^X1  I  m-.-  'sostraff  und  ist  auspordeni  bei  Eintreten  eines  Unt'*a:les 
während  der  l']i-r  i\ev  Sus]'eiidieriin<^''  hnttbar  iiii*  die  Ents'chadij.aiiiL''  ar« 
die  Arbeiter,  aic  dem  V  ersicherungsinstitut  obgelegen  hätte  und  lür  Ein- 
zahlung eines  gleichen  Betrages  in  genannte  Kasse. 

Art.  15.  An  Stelle  der  letzten  beiden  Abs&tze  des  Art.  22  das  6e> 
setzes  treten  folgende : 

Schadensersatz  ist  nicht  zu  leisten,  wenn  der  Richter  auf  keinen  höheren 
als  aul  den  Betrag  erkemit,  auf  den  die  diesem  Gesetze  gemäss  liquidierte 
Entschädigung  for  den  Geochftdigten  oder  Berechtigte  nach  Art.  dbis  oder 
Erben  im  Falle  des  Art.  13  ansteigt. 

Ist  SchadenserBatz  zti  lei.sten,  so  ist  dieser,  sofern  es  sich  um  den  Ge- 
sell fidi^'^ten  oder  Bi  i  erhtiizte  des  Art.  0  bis  oder  Erben  im  Falle  des 
handelt,  nur  für  den  Teil  zu  leibten,  der  die  nach  diesem  Gesetze  liqui- 
dierten Entschädigungen  übersteigt. 

Art.  16.  Befreit  von  den  Versadienuigstazen  nnd  den  Stempel-  nnd 
Registergebtthren  sind  die  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  abge- 
schlo8«euPTi  Versicherun tT'^vertrricre,  wie  ebenso  alle  auf  lirse  Verträge  wie 
Entschädigungs/ahlungea  bezüglichen  Akte,  nielit  ansfiendminen  Protokolle, 
Zertifikate,  Notorietätsakte  und  alle  sonstigen  zur  Ausliihrung  des  Gesebtes 
erforderlichen  Dokumente. 

Ebenso  sind  von  Depoeitentaxe  befreit  die  bei  der  Depositen-  nnd 
Leihkasse  von  Versicherongsinstituten,  Privatkaasen  oder  Syndikaten  cur 
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Garantie  der  ritirch  ;:;e<reiiwnrtige8  Gesetz  auferlegten  Verpachtungen  hinter- 
legten Summen  oder  Werte. 

Art  17.    An  Stelle  des  Art.  25  de»  Gesetzes  tritt  folgender: 

Die  Ghefe  oder  Leiter  dieser  Untemehmungeii,  Industrien  oder  Bauten, 

selbst  der  in.  Art.  1  nicht  genannten,  haben  der  Lokalpolizeibehörde  binnen 

3  Tiiiren  von  jedem  Arbeitsunfall  zu  berichten,  dor  den  Tod  odcv  Arbeits- 
auiHliiL'k.'it  von  mehr  als  6  Tagen  nach  sich  zog,  unter  Androhung  einer 
Busse  vüu  50 — 1(H)  Lire. 

Besondere  Beatimmungen  für  Seetransporte. 
Art.  18.   Im  Sinne  des  ge<renwllrtigen  Gesetses  gelten  als  Arbeiter 

alle  Personen  der  Besatzung  eines  Schiffes  unter  italienischer  Flagge,  die 
Lohn  filier  Besoldung  al*^  Entgelt  ein} »fangen,  mit  Ausnahme  des  piakri- 
ziei-enden  Lotsen.  DieiHni^en  aber,  deren  Lohn  oder  Besoldung  jälirlich 
2100  Lire  übersteigt,  lallen  nicht  unter  die  Begünstigungen  dieses  Ge- 
setzes. 

Als  Unternehmer  gelten  im  Sinne  dieses  Gesetses  die  Schiffsreeder 

oder  die  durch  das  Gesetz  als  solche  erachteten. 

Art.  19.  Die  von  gegenwartigem  Gesetze  aulgestellte  Versichorungs- 
ptiicht  entbindet  nicht  von  der  Gewährung  der  Verpflegung  und  von 
Zahlung  der  Lfilme  in  den  FftUen  und  nadi  Hassgabe  der  Art.  637  und 
549  des  Handelsgeaetsbnches. 

Die  Entschädigung  pro  Tag  im  Massstabe  des  Art.  9  No,  3  und  4 
läuft  in  den  Fällen  des  Art.  587  rles  Handelsgesetzbuehes  vom  Tage  an, 
an  dem  die  Zahlung  der  nach  letzterem  Artikel  zu  zahlenden  Löhne  endet. 

In  den  F&llen  der  No.  1,  2  und  5  des  Art.  9  wird  das  Mass  der 
Entschftdigting  ftlr  Seeleute  in  folgender  Proportion  berabgesetst : 

1)  im  Falle  absoluter  dauernder  Arboitsunftihigkeit  soll  die  Eklt- 
scb&digung  4  Jahrgohalte,  iiirlir  mitt  r  2000  lAve'  hetrairen  : 

2j  im  Falle  dauernder  teilwei.ser  Arbeitsunikhigkeit  soll  sie  4mal  so 
gross  sein  wie  der  Teil,  um  den  das  Jahrgehalt  gekürzt  wurde  oder  ge- 
kürzt werden  kann,  das  aber  im  Sinne  des  vorliegenden  Absatzes  nie  unter 
Wo  Lir^'  <.,MM ('cliiiet  werden  soll: 

3)  im  Falle  de.s  Todes  soll  die  Entschädigung  3  Jahrgehaire  betragen. 

Vom  'l  ag  an,  an  dem  dan  vorliegende  Gesetz  in  Kraft  treten  wird, 
stehen  die  Beiuäge  au  die  Iuvalidcnka.sso  der  Handelsmarine  ausschliess- 
lich ZQ  Lasten  der  Reeder,  auf  die  sieb  der  letzte  Absatz  des  Art.  4 
bezieht. 

Art.  2(>,  Ist  das  Schiff  verloren  oder  karin  es  nach  Art.  G33  des 
HaiJiiolsiresetzbuches  als  verloren  gelten,  und  .siml  s-it  dem  Tage  des 
Schiifbruchß  oder  dem,  auf  den  sich  die  letzten  Berichte  über  das  Schiff 
beziehen,  6  Monate  vergangen,  ohne  dass  beachtliche  Notizen  von  Per- 
sonen seiner  Besatzung  einliot'en,  so  können  die  Bei  • '  htigten  des  Art.  9 bis 
die  fiir  den  Todesfall  versicherte  Entschädigung  erhalten. 

Die  einjährige  Frist,  die  in  .\rt  I.t  für  die  Verjährung  der  Klage 
auf  Entschädigung  festgesetzt  ist,  iäutt  vom  Tage  des  Ablaufes  jener 
6-monatIichen  Frist. 

Die  Zahlung  der  Entschftdigung  darf  nur  unter  den  Kautelen  statte 
finden,  die  vereinbart  sind  oder  in  Ermangelung  dessen  vom  Amtsrichter 
festgesetzt  «^ind. 

Diese  Kautelen  sind  während  3  Jahren  seit  Ablaut  dor  6  Monate  auf- 
recht zu  erhalten.    Nach  Ablauf  dieser  3  Jahre  fallen  sie  dahin. 
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Kehrt  jemand  zurück,  der  als  yenm«;lückt  gait  oder  langen  von  üim 
sichere  Berichte  ein,  so  regeln  eich  je  nach  den  Folgen,  die  der  Un&tt 
gehabt,  die  Beziehnngen  zwischen  dem  Versich erungsinstitot,  denen,  die 
Entächlldi^ung  bezogen  Iiahen  uiu]  demjenigen,  der  als  verunglückt  palt 

Art.  "21.  Die  Entschilili^rung  ist  zu  zahlen,  anch  wenn  der  Vv.iM 
wftbreud  der  liiickreiwe  eintrat,  mag  diese  auch  wegen  eines  vom  WiUöl 
dee  Arbeito«  onabhiingigen  Gnmdes  za  Lande  oder  auf  einem  andsn 
Schiif  erfolgt  sein,  als  demjenigen,  auf  dem  der  Arbeiter  angeworben  war. 

Art.  22.  Die  Anzeigepflicht  (Ai  t.  25 1  nblie^'f  dem  Kapitüii  nlrr 
Schiffsherrn.  Der  Kapitän  oder  SchifVslierr  imiss  Protokoll  aufnehmen  aber 
alle  Umstände,  die  einen  Arbeitsunfall  an  Bord  des  Schiffes  bewirkt  und 
begleitet  haben,  indem  er  davon  im  SchifFsjoonul  Vexmerk  nimmt.  Dm 
Protokoll  ist  von  zwei  Zeugen  zu  unterzeic^ien« 

Wo  ein  Arzt  auf  dem  SchifP  sich  befindet,  mnss  es  auch  von  diesem 
unterzeichnot  sein. 

Das  l*rotokoli  ist  der  Anzeige  vom  Unfall  beizulegen. 

Im  Falle  eines  Unfalles  während  der  Beise  läuft  die  3-t&gige  Frist 
für  die  Anzeige  vom  Tage  der  ersten  Landung  in  einem  Hafen  des  Staates 
oder  in  einem  au.sländii^(-hen  Hafen  mit  ein« m  künigL  Konsularbeamten. 

In  diPHem  let/'teren  Palle  ist  die  Anzeige  dem.  genannten  kdnigl  Be- 
amten zu  erstatten. 

Obligatorische  Sy  ndikate. 

Art.  28.  Die  hönigl.  Regierung  ist  befugt,  durch  königl.  Dekret  nach 
Anhörung  der  Handelekammem,  der  ProvinziafaHte  und  des  Staat.«irats  die 
Errichtung  eirief?  fr^fjoiisoit irren  Vorsicbemni^fssyndikiits  unter  PorscTi'^n 
eines  bostiniiuTen  ( lf\\  rtbebeiriebes  ubligatnri--cli  zu  erkUlren,  wenn  weg t;D 
seiner  Natur  und  der  besonderen  OilavoiiiulLLiisbö  00  nötig  oder  zweck- 
m&ssig  erscheint,  zu  diesem  Mittel  behufs  besserer  Sicherung  der  Atis* 
f^lhrong  des  Arbeitsunfallgesetaes  zu  greifen. 

Art.  2-1.  Obligatorische  Syndikate  sind  befreit  von  Einzahlung  der 
Kaution  des  Art.  17  No.  3,  Wesen  und  Foiui  Jer  Garantien,  dio  sie 
leisten  sollen,  werden  im  köuigl.  Dekret,  das  im  vorstehenden  Artikel  er- 
wähnt ist,  bestimmt  werden.  Sie  sollen  einen  stufenweise  anwadueodes 
Reservefonds  nach  nftherer  Formvorschrift  und  Begrenzung  in  jenem  kSsigl. 
Dekret  begründen, 

Uchcr  allen,  was  sich  auf  diese  Garantien  und  den  zu  bestellendeo 
Garantiefonds  bezieht,  ist  der  Staatsrat  zu  hören. 

Die  Einhebung  der  von  den  Syndikatsmitgliedem  zu  leistenden  Bei* 
trftge  erfolgt  durch  die  Verwaltung  des  Syndikats  in  den  Foimen,  mit 
den  Fri\  ilogien  und  allen  für  die  ^hebung  der  direkten  Steuera  inSraft 
bestehenili  ii  Xorraon. 

Im  übrigen  finden  auf  die  obligatorischen  Syndikate  die  Bestimnauugen 
des  Goaotzos  vom  17.  März  18ü8  No.  80  über  freiwillige  Syndikate  Äs- 
Wendung,  soweit  nicht  das  kdnigl.  Dekret  anderes  bestimmt. 

Art,  35.  Anf  Gewerbetreibende  mit  einem  für  sie  gegründeten  obli- 
gatorisrlien  Syndikat  kommt  bri  T'^fibi  iire^uiii:  der  Beitragspflirhten  Art. '21 
in  Anwendung  und  ist  im  Siime  dieses  gegemvilrf  igen  Gesetzes  eine  etw» 
von  ihnen  mit  der  staatlicljon  Unfall  Versicherungskasse  oder  mit  eiiMf 
PrivatverHichenmgsgesellschaft  abgeschlossene  VM^ichemng  nicht  gttltig. 

Das  Syndikat  ist  in  Ermangelung  von  Berechtigten  nrt(b  Art  9h« 
nicht  verpflichtet,  die  Entschftdigungen,  die  diesen  gebtthrt  h&tten,  in  des 
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•Spezialfonds  nach  Art.  26  zn  zalilen,  wenn  es  in  seinem  iStatut  sich  ver- 
ptiichtet,  bei  ZahlungsuulUhigkeit  der  genannten  Gewerbetreibenden  nach 
Verletzung  der  BeBtünmnngen  in  Art.  21  die  Sntschftdigungeii  zu  zahlen, 
die  Air  die  ihren  Arbeitern  zugestossenen  Unftlle  zn  leisten  sind.  Ueber- 

niramt  das  Syndikat  diese  Pflicht,  so  geht  auf  dasselbe  zu  seinen  Gunsten 
die  Summe  über,  die  dem  Betrage  für  den  Arbeiter  oder  seine  Berechtigten 
entspricht,  der  sonst  nach  Art.  21  in  den  Spezialfonds  nach  Ai-t.  2G  zu 
zahlen  WÄre. 

Art.  26.  Im  eisten  Teile  des  Art.  26  des  Gesetzes  werden  gestrichen 
die  Worte: 

„nnd  in  der  Reihonfnlf:;^,  in  dor  V)ez(-i(  Imet  sind". 

Art.  27.  Die  in  gegenwärtigem  Gesetze  enthaltenen  Bestimmuii^'en 
treten  (i  Monate  nach  seiner  Veröffentlichung  in  der  „Gazzetta  Ulliciale 
del  Aegno**  in  Kraft. 

Art.  28.  Die  königl.  Regierang  ist  zum  Erlaas  der  fiestimmangen 
ermficliti^'t,  ilic  ut'^tig  sind,  tun  fi:Pinris-R  den  X^^rmen  dieses  Gesetzes  die 
schou  besteheuden  Versiciieriuigsvei ti [1^:0  abzuändern,  ebenso  anderer  zur 
Vollziehung  erforderlicher  Uebergaiigybe;>aiuiiiuugeu. 

Aneh  ist  die  königl.  Regierung  befugt,  in  einheitlicliem  Texte  die 
Bestimmnngen  des  Gesetzes  vom  17.  1808  No.  80  und  des  gogen^ 

wärtigen  Gesetzes  zu  verbinden  and  die  VoUziekungsTerordnang  daißir  zu 
erlassen. 

X.  Norvig«.  NorrngMu 

Kougelig  Resolution  af  25 de  Oktober  (Xnrsk  Lovtidende 
1902,  No.  49). 

KönigL  BrlAss  vom  26.  Oktober  1903  snr  Ab&ndemng  und  £ig&n- 
long  der  durch  ErUss  vom  80.  Besember  1880  eingeführten  GtofUtren- 
klassen. 

GeuiäiWi  §  13  des  Uc»ioUt«  über  Arbciieruufailverpichenmg  vom  23.  Juli  1894 
and  des  Ergänzuagi^gesetzeB  vom  23.  Dezember  1891)  wird  die  dureb  königl.  Erlaas 
Tom  30.  Dc/omber  18'JO  au^geateilte  Kioteiluog  in  Gefahren klaiwen  abgeäodot  und 
vervollständigt,  wie  folgt: 

1)  Die  unten  angeführten,  bis  jetet  nidit  sngeteilten  Indaitrieo  werden  anter 
die  folgenden  Klflffpn  vertfilt. 

4.  G  e  f  a Ii  r  c  11  k  1  a** e,  Abbruthai btiien,  Letterngiesßereieii,  Strohartikelfabriken, 
ö.  GefahrenklasRe.  ßergmdüfabriken, Tnchnioriken, Sirap&bnken, Trocknen 
von  Gemüsen  etc.,  Wattefabriken. 

6.  Gefahrenklasse,  f^er-  nnd  Hfiutefabriken,  Fabrikation  von  SooDen* 
und  Ee^^onsohirnii  ii  (ohne  MMtor^  Falirikation  von  Td.e[ilioo-  und  Telegraphenappa- 
raten  ohne  Installation,  Wachätachfabrikeo. 

7.  Gefahrenklasse.  Stapeihmf  (als  selbständige  Unttrnehmnng),  Elektrin« 
ütewerke  mit  oinpr  Spannung  nntfr  ."f^^^  Vnlt.  Draht-  und  Stahlfribriki  ii,  Lt-imfabriken. 

8.  Gefahren k latni^e.  Fabrikation  von  Heriugsöl  und  dct^en  Nebenprodukten, 
Lackfabriken,  Feilenfabriken,  Fimisfabriknn,  Bonnen*  und  Regenechinnfabriken,  die 
oüi  Motoren  arboiT  ti   Fabrikation  von  Hulz-*  hulim. 

9.  G  ef ahr f  n  icl  ,1886.    Fabriken  von  f?cheil»en,  die  zum  Feiitiii  dienen. 

11.  Gefahrenklasse.  Aufstellung  von  Maschinen,  Setzen  von  Häumeu 
(Aihsrn)  etc.  inU  -elb^^tändige  Untemelunungen),  Perlmutterschleifemen  (als  selb- 
ständige  Unteni«thiuuugcn). 

12.  OefahrenklasBe.  Walzwerke. 

2)  Die  Käsereien  mit  Motoren  betrieb  sind  aus  der  5.  Klasse  in  die  4.  Klasse 
eingereiht;  Käsereien  mit  Motnrenbetriob  (mIcf  I>ruckkesseln. 

3)  Die  Rahmen-  und  Goldloisteufabrikcn  sind  aus  der  10.  GefahrenkIn^?■c  in  die 
5»  Klasse:  Fabrikation  von  Goldleiäten  und  Bahmen  mit  Ausschluss  von  Hobel- 
arbeit,  und  in  die  13.  Klasse  eingereiht :  HobelwerksHlten  mit  Krds-  und  Bandsigeo. 
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1)  Dil  Brauereien  mit  zugehörigen  Mälzereien"  in  der  Ö.  Klasse  sind  ersetzt 
durch  Brauereien  (mit  oder  ohne  Mälzereien). 

Dieser  £rlafi  tritt  am  1.  Januar  1903  in  Kraft. 

XI.  Pays  Bas.  Niederlande. 

1.  Besluit  van  den  8Jf»  Febrnari  15^0  2  naar  a  a  n  1  e  i  1  i  n  g 
van  hol  .»verbrennen  van  de  ^org  voor  de  uitvoering-  van 
algeuieene  luaatregeleu  van  bestuur  betreffende  landbouw 
naar  het  Depart erneut  van  Watdrstaat,  handel  en  nijver> 
heid  en  betreffende  arbeid  naar  het  Departement  van 
bin  n  en  1  a  n  (1  s  «■  Ii  t«  /.akon.    '^''•i-if-jh'url.  190'^,  Vn  i:>. 

EönigL  Erlass  vom  .'3,  Februar  1902,  clor  die  Ausführung  der 
Beglements  der  Verwaltung  betr.  die  Arbeit  dem  Departement  dea 
Dmem  übortrigt» 

2.  Besluit  van  den  5d6iiFebrttari  1902,  tot  vaststelling 
van  een  algemeeneu  maatregel  van  bestuur,  als  bedoeld 
in  artikel  10  subSenöder  Onge Valien wet  1 901.  Staatsblad, 
190-2   Vo.  -22. 

Köoigl.  £rlass  vom  5.  Februar  1902,  der  ein  Beglement  der  öäbntp 
üchen  Verwaltung  auf  Grand  das  Art  10  sab  8  nnd  5  de«  Qeootacw 
▼on  1901  Uber  die  AxMtBonttXi»^)  dzplosi-vstoflto)  anlbt^t. 

3.  EiönJgL  Brlaas  vom  15.  Februar  1802  anf  Grand  des  Art.  12  letat« 
AbsatB  dOB  Gesetzes  von  1901  über  ArbeltBiiQfllle  (Ernennung  und 
Entsetzung  der  Funktionäre  dsr  Beiohaveraiolienuigeba&k).  Staatsblad, 

No.  35. 

!    KöniL.1  r  ^rlass^vom  7.  Juli  1902  auf  Grund  des  Art  82  deaselben 

GeaeUos  (Auföicht).    Staatsblad,  No.  Sh.  ' 

5.  Besluit  van  den  14  aten  Juli  1  !K)  2  ,  tot  v  a  s  t  ü  t  e  11  i  n  g  van 
een  maatregel  van  bestuur,  als  bedoeld  in  artikel  10  der 
On^evallenvet  1901.    Staatsblad,  1902,  No.  162. 

König!.  Erlass  vom  14.  Juli  1902,  der  ein  Beglement  der  Verwaltung 
auf  Grund  des  Art.  19  des  Gesetzes  ▼on  1801  über  die  ArbeitaonfSUe 
(medizinlsohe  Versicherung)  aufstellt. 

*■>.  B  e  s  1  u  i  t  van  do  u  1  .">  «Jen  Novömberl902,  tot  vaststelling 
van  eou  algomeeuen  maatregel  van  bestuur,  als  bedoeld 
in  artikel  81  der  Onge vallenwet  1901.  Staatsblad,  KK)2, 
No.  195. 

Königl.  Erlass  vom  16.  Kovember  1902,  der  ein  Reglement  der 
Verwaltung  auf  Grund  dos  Art   Hl  des  Qesetaea  VÖHL  1901  über  die 

ArbeitaunTällo  (Gefahrenklassen)  aul'stellt. 

7.  Beslui»^vari  d  e  n  1  fM-m  X  v  <>  m  b  er  1  902 ,  tot  vast^^r  eüiitg 
Van  een  algemeeuen  maatregel  vau  bestuur,  als  bedoeld 
in  artikel  42  eerste  lid  der  Onge  valleu  wet  1901.  Staats- 
blad, 1002,  No.  197. 

EönigL  Erlass  vom  19.  November  1902,  der  ein  Beglement  der 
Verwaltung  auf  Grund  des  Art.  42  Abs  .1  des  Gdsetie«  von  1901  Aber 
Arbeitsunfälle  (Prämientacif)  auüstellt. 

1)  Vgl.  Ba11«tin,  Bd.  I,  8.  296-305. 
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8.  B  e  s  1  u  i  t  van  den  21  sten  November  1902,  tot  vaststelling 
van  een  algemeenen  maatregel  van  bestuur,  als  bedoeld 
in  artikel59  sub  2  der  Ongo vallenw et  1901.  Staatsblad, 
1902,  No.  200. 

KftnisL  Bdan  Tom  SL  Vovembw  ISOS»  der  ein  Beg^ement  dar 

Verwaltung  auf  Grund  des  Art.  69  sub  2  des  Gesetzes  von  1801  über 
die  Arbeit«! -mrälle  (Bereohntuig  des  Kapitalwertes  der  Penaionen  und 

Eutsobädigimgea)  ao&tellt. 

0.  B  e  s  1  u  i  t  V  a  n  d  e  n  2  4  »ten  November  10  02,  tot  vastatolling 
van  een  algemeenen  maatregel  van  bestuur,  als  bedoeld 
in  a r t !  k  p  1  10  4  d  e i  d  o  1  i  d  der  O n g e  v a  1 1  e n    e  t  1  9 O  1 . 

KöuigL  £rlaää  vom  24.  November  1902,  der  ein  Mogioment  auf 
Qnmd  des  Art  104  Abs.  S  des  Gesetses  von  1901  über  ArbeitsnnlUle 
(TJeberwaohung  der  Betriebe»  die  dem  flOteitlioheii  Henshalt  ange- 
hören) Aufteilt. 

10.  maJBterieUer  Brisss  Tom  ae.  Horember  1902  sar  Feststellimg  der 

Deklarationsformulare  Ar  Arbettsimfllle.  Staatsconrant,  80.  november 
en  1.  december  11K)2. 

11.  KönlgL  Brlass  vom  26.  November  1902  auf  Grund  des  Art,  86 
desseiben  Gesetses  CLokalkommissioneii).   8taatsbiad,  No.  202. 

12.  Besluitvanddn26i*«n  November  1902,  tot  vaststelling 

van  een  algemeenen  maatregel  van  bestuur,  als  bedoeld 
in  artikel  6  1  darde  lid  der  Ungevallenwet  1901.  Staatsblad, 

KöuigL  Brlass  vom  26.  November  1902,  der  ein  Beglumüut  der 
Verwaltnng  auf  Gnmd  des  Art.  Ol  Abs.  8  des  Gesetses  voia  1901  Aber 
Arbettannfltte  (Versiebemng  UniUlverletster  in  der  SVemde)  «aUitellt. 

13.  Beslnit  van  den  litea  December  1902,  totvaststelling 
van  een  algemeenen  maatregel  van  bestuur,  als  bedoeld 
in  artikel  59   Bub  5  der  Ongevallenwet  1901.  Staatablad, 

10O2,  No.  205. 

Königl.  Erlass  vom  1.  Dezember  1902,  der  ein  Beglement  der 
Verwaltung  auf  Grund  des  Art  69  snb  5  des  Gesetses  von  1901  ttber 
ArbeitsunfBUe  (Bettrige  an  den  Verwaltnngskosten  der  Veralohemngs- 
bsnk)  aoftteUt 

14.  Beslutt  van  den  6deD  December  1  902,  totvaststelling 
van  een  algemeenen  maatregel  van  bestuur,  als  bedoeld 
in  de  artikelen  5  2  twoodo  on  di-rde  lid,  en  5  *J  sub  1,  3  en 
4  der  i»  ii    e  v  m  1 1  e  n  w  e  t  1!H»1.    Staat>blad.  i;.>02,  No.  205. 

BrlasB  vom  6.  Dezember  1902,  der  ein  Beglement  der  Verwaltung 
snf  Gmnd  der  Axt.  62  Abs.  2  n.  8  und  69  snb  1,  8  n«  4  des  Gesetses 
von  1901  fiber  Arbeitsnnfllle  (eigene  Versioiherer)  anfitellt 

15.  ErlasB  vom  6.  Dezember  1902  auf  Grund  des  Art.  7  Abs.  m  des- 
selben Gesetses  (Baisonlndnstrien).    Staatsblad,  No.  207. 

16.  Brlass  vom  8.  Dezember  1902  auf  Grund  des  Art.  2  des  Appel- 
Istlonsgeseties  (AppeUaticuwgeciohte).   Staatsblad,  No.  210. 
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17.  Erlass  vom  8.  Dezember  1902  auf  Grund  des  Art.  10  Abs.  2  de» 
AppellatiODsgesetzes  (Saison  in  du  Strien).    Staatsblad,  Xo.  '211. 

1 H.  Königl.  £rla88  vom  8.  Dezember  1902  auf  Gnmd  des  Art.  16  des 
Appellatiou8g6fl6tBee  (Ememimig  der  Hiliglieder  des  Appellatioi» 
gOElobtei).   Staatsblad,  No.  212. 

19.  Könf^  Brlaas  vom  8.  Desember  1002  sof  Grand  des  Axt.  04  de» 
Oesetzes  von  1901  Über  ArbeitsunfSlle  (Fonn  der  ZevigeiiTorladiiiv), 
Staatsblad,  Ko.  213. 

20.  Besluit  vaD  den SstcnDecember  1902,  tot  vaststelling 
vnn  enn  alrremeenen  maatregel  vnn  bestuur,  als  bedoelti 
in  artikel  72  der  Ongevallenw  et  1901.  8taattiblad,  ldi'2, 
Xo.  214. 

XOnJgL  Brbuw  vom  6.  Besember  1008,  der  ein  Be^ment  im 
Verweltang  In  Anaffihrang  des  Art  72  dee  GhMetaea  Ton  1901  über  die 
AtbejttranfUle  (Anwahlnng  der  Xntsohftdigangen)  enllrteUt 

21.  Wot  van  den  8»ten  December  1902,  totuirvoeringvan 

artikel  7^   Nm-  O  n      vallenwor  1901.    Sfnn'sM:ul,  10ri2.  Xo. 

Gesetz  vom  8  Dezember  1902  zur  Durchführung  des  Art.  7ö  dw 
Gesetzes  von  19üi  über  ArbcitsunfiUlo  (BciiiTung). 

22.  Bes  1  u  i  t  V  an  U  eu  11  den I) ec e m  b e r  1  90 2  ,  t o  t  v as t  s  t  elling 
van  een  algemeenen  maatre^^el  van  bestuur,  als  bedoeld 
in  artikel  92  8ub4  der  Ongevallenvet  190t.   Staatsblad,  1902, 

No.  eiT. 

Königl.  Erlass  vom  11.  Dezember  1^2,  der  ein  Heglement  der 
Verwaltung  un tor  An wondune;  dos  Art.  92  sub  4  des  Gesetses  von  IfiOl 
über  ArbeitsunfaUo  (Hypotheken)  aufstellt. 

28.  KöuigL  Erlaus  vom  12.  Dezember  1902  anf  Gnmd  des  Art.  40  des 
Appellationsgesetzes  (Benachriohtigimg  eines  Unteraehmers,  dass  einer 
•einer  AageeteUten  an  einem  AppellaitiOBflgeElQht  tellnin^unen  het). 

Staatsblad,  No.  21». 

24.  Besluit  van  denl8d«nDecemberl902,totvast8telling 

van  een  nltremeenen  mantreirol  van  I»  est  nur,  als  bedoeld 
in  artikel  8<i  derde  lid  der  Ungevallenwet  19U1.  ÖtaatsUaJ, 
1902,  KiK  223. 

Kdnigl.  Brlaes  vom  IS.  Deaember  1909,  der  ein  Beglement  der 

Verwaltang  su  der  Durchfährung  dos  Art»  86  Abe.  8  des  -GesetMS  vot 
1901  aber  die  ArbeitsunfiiUe  au&tellt. 

26.  Besluit  van  den  228t«i  December  1902,  houdendft 
b  ß  p  al  i  n  g  vnn  h  e  t  t  i  j  d  s  t  i  p  ,  \v  h  a  r  o  p  artikel  1  der  Ongevallen- 
wet  in  werkiii^  treedt.    Staai.sblad,  1902,  Xo.  225. 

Erlass  vom  22.  Dezember  1902  zur  Bestimmung  des  ZeitponkteSi 
an  dem  Art  1  des  Gesetses  von  1901  tiber  die  Arbsfttsimlillt  b 
Kraft  tritt 

26.  Besluit  van  den  Ißden  Maart  1903  tot  vnststelling 
van  otMi  al jr*^m f'ono n  maatregel  van  bestuur,  als  bedoeld 
b  i  j  a  r  t .  l  der  Arbeit»  \v  e  t. 

Beschluss  vom  16.  März  1903,  der  ein  Beglement  der  Verwaltang 
auf  Grnnd  des  Art  4  des  Arbeftsgeselaes  sniMflllt 
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Art.  1.  Die  Arbeitelokale  in  Fabriken  und  Arbeitsplätzen  werden  in  Hinsicht 
auf  die  in  den  Artikeln  2  bis  tnkL  9  enthaltenen  BestimmiiDgeD  in  7  Kat^rien  (A— Q> 
etDgetdlt. 

Kat^orie  A  nmfnämt  alle  jeue  Arbeit«Iokale,  in  welchen  für  die  littriebe  zur  Vet- 
Ivtigung  Kefsmiacher  Produkte,  Email-  (xler  emaillierter  Waren  in  der  Ktirti  Stoffe 
erzeugt  oder  vcrarh(  itet  werden,  die  im  trockenen  Zustande  mehr  iil-  '  Pr.»z.  ihres 
Gewichtes  Blei  in  Bki Verbindungen,  mit  Ausnahme  von  SSchwefelbki  (Bkigüuiz,  Blci- 
QR),  enthalten,  oder  in  welchen  in  der  Ki  j<  ■  liese  Stoffe  an  Gegenstanden  angebracht 
werden,  oder  in  welchen  eich  endlich  nach  dem  Urteile  de»  kompetenten  Inspektors 
tws  den  angebrachten  Stoffen  nchädliche  Folgen  ergeben  könnten. 

Kategorie  B  iiiiifa.*st  ilio  Arhoif^lokalf,  ii^  wrkhoii  in  der  Regel  1)  Arsonikver- 
biodnngen  erzeugt  werden,  2)  giftige  Cvan Verbindungen  erzeugt,  verarbeitet  werden 
oder  entstehen,  3)  Sdiireinftirtergriin,  4)  Zinkweiß«,  5)  ^ablimat  oder  quecksilberhaltige 
Rirb^foffe  (  r/t  n^rt  werden. 

Kategorie  C  umfasst  die  Arbeitakikale,  in  weichen  in  der  lUgei  i<cMdhchu  Dämpfe, 
wie:  Ammoniak,  Arsen-,  Chlor-  oder  Fluorwassentoff,  Chlor,  Holr^geist^  Koblenozyd, 
Bleioxyd,  Nitratverhinilungen,  Phot^phor,  Zinkoxyd,  sdiwefeltge  6iure>  &chvefelkohlen> 
Stoff  oder  Schwefelwasserstoff,  entstehen. 

Kategorie  D  umfasst  die  Arbcitalokale,  in  denen  die  Luft  der  Verunreinigung 
dozch  Stoffe  der  Zigarrenfabrikation  aiasgesetzt  ist. 

Katt-gorie  E  umfaRst  jene  Arbeitblokale,  deren  Luft  verunreinigt  werden  kann 
durch  Stoffe,  die  entstehen  1)  bei  der  P>zeagnng  von  Bürsten,  2)  beim  Kartlieren  von 
Fa.-prstoffen,  3)  beim  Mahkn  iiiid  Sidxn  von  Kalk,  Zement,  Trass,  Krcui»  und 
istLJucken,  4)  beim  L(>8chen  von  Kalk,  5>  btiiu  liauen  von  Stoffen,  G)  beim  Vermählen 
von  Rinden,  7)  beim  Schleifen  vun  Metallen,  Gl&s  und  anderen  r^toffen  auf  trockenem 
Wege,  8)  beim  Yarmablen  und  Öieben  von  Spesereien  und  »chlieeeiidi  9)  bei  der 
Stein  metzerei. 

Kategorio  F  umfa^st  die  Arbeitskjkulc,  in  welchen  die  Luft  verunreinigt  werden 
kann  durch  in  nachistehendcn  Betriebtiu  verwendete  Stoffe:  ij  Besenbindereien,  2j  Stroh- 
lifilaenfabriken,  3)  Filzorzeugung,  Fladbs-  und  Hanfaufbereitttng. 

Katt  u'orie  G  umfasst : 

1)  die  Arbeitslokale,  deren  Luft  verunreinig^  werden  kann  durch  Stoffe  a)  beim 
Bronzieren  in  Bnch-  und  8teindruckereien,  b)  beim  Bortteren  von  Lumpen, 

dio  Arl>eitf*l()kal(',  in  wolrlicn  <:iftiLr<'  Farlicn  in  T*ulverfonn,  oder  mit  andeim 
Flü.H?.igkeiten  als  Oel  oder  dcrgi.  vcruji«tkt,  vtrarL*  i;<  t  werden, 

3)  die  Arbdtslokale,  in  welchen  mit  giftigen  Stoffen,  wie  Blei,  Blidlegierungen 
und  BleivcrliiiidunEreii,  gearbeitet  wird,  und  zwar  a)  VV^erkstätten  zur  Erzeugung  von  Blei- 
glas, b^  Kapoelfal»rikcn ,  c)  Diamantf^chli  Ut  reicn ,  d)  Schrottgief^xcreicn ,  e>  I^-ttem- 
gieoucffCien  und  Stereotypien,  f)  Lokale,  in  welchen  die  Lettern  gesetzt,  g  i:edtu<^t 
werden,  h)  RleilnichM  nfabrikfn,  5'  Botriclif.  in  welchen  Blei  gewalzt,  k)  geschmolzen 
wird,  1)  MctallwarcMtahriktii,  ni)  die  Erztuguug  von  MuHikinstnimenten,  n)  von  Orgel- 
plafen,  o)  F«  ileiihauereien. 

Art.  2.  Jugendliche  Arbeiter  unter  lü  Jahren  oder  Frauen  dürfen  nur  unter 
Beobachtung  der  nachfolgenden  Vorschriften  in  zur  Kategorie  A  gehörigen  Arbeite* 
lokalen  bei^cliäfti<:t  vvrrdc-ii: 

1.  Es  dürfen  im  Arbeitelokalc  nicht  vorhaudoi  sein 

a|  Htoffe,  die  Bldverbindungeu  enthalten  und  nicht  durch  ZusammenschmelEUng 
verglast  ^ind, 

b)  Htoftc,  welche  Bleiverbindungeu  culhaltcu,  welche  bei  der  nachstehend  be- 
flchfiebenen  Behandlung  mit  einer  ^idiwadiai  SalzsauretÖsunir  mehr  als  2  Proz.  dee 
Gewichtes  dc-^  goirorknotcn  Stoffos  an  Bieioxyrk'n  lirfrrn. 

Ein  Gewichtüteil  des  getrockneten  Stötten  wir<i  Inii  geuöliuliclier  Ttuiperatur 
während  1  Stunde  misammeo  mit  IWH)  Gewicht^teilen  einer  25-|>roz,  Lösung  von 
?aI/.-<äure  in  Wa.s«cr  gcpf^hüttclt.  Dof*  rirmcngr  hat  hierauf  1  Munde  stehen  zu 
bleiben  und  wird  dann  abtiltriert.  Aus  d>  ni  klaren  Fiilnit  is^t  dm  Blei  als  Bleisulfid 
niederzuschlagen  und  als  Bkisutfat  altzuwiogon. 

2.  Der  I^itcr  des     triebes  otler  der  Cntcrnehinnnrr  hat 

a)  im  BeeiUe  t-inc«  Zeugiu'sset»  zu  sein,  in  wekhiui  bezeugt  wird,  dafis  die  betr. 
Arbeit  für  die  körperUche  Entwicklung  des  Jugendlichen,  bezw.  der  Frau  keine  be- 
sondere Gefahr  in  sich  ßchliesst.  Di(*ses  Zeugnis  ist  nach  erfolgter  Untersuchung  der 
Arbeiter  von  einem  vom  Minister  des  Innern  bcstimraten  Arzte  in  der  vorgeschriebenen 
Form  auszustellen  und  darf  nicht  älter  sein  als  2  Monate; 

b)  dasselbe  sofort  auf  Verlaogeu  einem  der  im  ersten  Absätze  des  Artikels  18 
dea  Arbeitsgesetzee  begeidinelen  Beamten  vonuzeigcD ; 
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c)  CID  Lokal  7MT  Vertilgung  zu  stellen,  welchem  Dach  dein  im  Einveruehnien  mit 
(lern  bestinimtcD  Ante  abgegebenen  ürtale  des  kompetontea  biepektotB  nu*  Vornahme 
der  Untersuchungen  geoignet  ist; 

d)  sobald  nach  dem  Urleilu  des  konipetenteu  Innpektors  im  Axbeiislukale  die 
OfiEalir  einer  Vetgiftung  besteht,  die  vom  Inspektor  angeordn^en  VLaBongän  dmch* 
sn  führen. 

3.  Das  Arbeit!*lokal  muss  bei  einer  mittleren  Höhe  von  3  m  oder  darüber  einen 
freien  Luftraum  von  mindestenä  7  cbiu  für  jeden  Arbeiter  bcnitzen. 

Beträgt  die  mittlere  Höhe  2,10  m  oder  mehr,  jedoch  weniger  als  3  m,  ao  darf 
der  freie  ünftnnm  für  jeden  Arbeiter  nicht  Ueiner  sein  als  das  firs^nis  folinnder 

Formel  L= 

Rt'traj^t  die  mittlere  Höhe  wenitror  ai^  -Mi»  lu,  so  darf  tler  freie  Luftraum  für 
etilen  Arbeiter  nicht  geringer  sein  aU  ^5  cbni. 

Unter  mittlerer  Höhe  versteht  dieser  Artikel  die  mittlere  Höhe  zwischen  dem 
Fussboden  und  der  Decke  oder  —  wo  eine  solche  nicht  besteht  —  dem  Dache. 

In  obiger  Formel  bedeutet  L  den  Luftrauui  in  cbni  und  h  die  Höhe  in  ciu. 

4.  In  der  Fabrik  oder  auf  dem  Arbeitsplatze  müssen  innerhalb  des  Hauses  nach 
Geschlechtern  getrennte,  sweetoitsprechende  Waschvorrichtunsen  —  mindestens  eine 
für  je  >  r)ilor  weniger  Jugendliche  oder  flauen,  die  gleiche  Bnpanse  haben  —  vor« 
liandeo  sein. 

Bei  jedw  Waschf^egenheit  mflssen  Seife,  NagdbOrBte«!  nnd  Handtftcher  znrVer- 

fügung  «tehen,  da*  gebrauehte  Wa-^ser  soll  abflies.-jen,  reines  und  —  wenn  rlio  t]pT 
Inspektor  für  nötig  erachtet  —  erwärmtes  zufliesseu  köDDeu.  Die  WaschvorricbtUQgea 
aina  übrigens  unter  Beachtung  der  vom  Inspektor  diesbeaCIglich  getroffenen  Anoid- 
nungen  einzuricbten. 

5.  Den  Jugendlirlien  und  Frauen  ist  unmittelbar  vor  Beendigung  der  Arlieitcizeit 
genügend  Zeit  zu  gewähren,  am  von  dner  im  Pnnkt  4  beaeidmeten  Wasdivorriditaiig 
Gebrauch  raaclien  zu  können. 

Ü.  Im  Arbeii^lokale  dürfen  von  Jugendlichen  oder  Frauen  keine  Mahlzeiteu  ein- 
genommen werden. 

7.  Der  Boden  der  Arbettalokale  ist  mindestens  einmal  in  der  Woche  zu  scheuem 

und  zu  waschen. 

S.  !)(  r  Boden  des  Arbcitslokales  uius-  z\veckentj«prechend  verfertigt  uml  »o  ein- 
gerichtet sein,  dass  er  g;ehöri^  rein  gehalten  und  nötigenfalls  desinfiziert  werden  kann. 
9.  Bd  Beginn  der  vormittags-  und  Nachmittagsurbdtaidt  iat  jedem  jagendlidMn 

Hilfsarbeiter  unter  IG  Jahren,  bezw.  jeder  fSiail  ein  genügend  gerduigtos  und  gstnwk- 
netes  Oberkleid  zur  Verfiif^ung  zu  Htellcu. 

Art  3.  Die  Beschäftigung  von  Arbdtern  unter  16  Jahren  oder  Frauen  in  euwiD 

Arbrif-lnkale,  welche«  zur  Kategorie  B  den  Art,  I  gehört,  ist  nur  unter  Beachtui^  der 
Vorschritten  des  Art.  2  Punkt  2,  3,  4,  ö,  G,  7  und  9  gestattet. 

An.  4.  Die  Beschäftigung  von  Arbeitern  unter  16  Jahren  oder  Frauen  in  einem 
Arbcit-!<»k:ile,  welche«  zur  Kategorie  C  des  Art.  1  gehört,  ist  nur  unter  Beachtung  dsr 
Vorschrilien  des  .\rt.  2  Punkt  2,  3,  4,  5,  G  und  7  geüta(tct. 

Art.  .').  Die  Beschäftigting  jugendlicher  Arbeiter  oder  Frauen  in  einem  Arbeits* 
lokale,  welches  zur  Kategorie  D  des  Art.  1  gehört,  ist  nur  unter  Beachtung  der  Vor- 
schriften des  Art.  2  Punkt  3,  G  nnd  7,  sowie  der  nachfolgenden  Bestimmung  gestattet. 

Der  Leiter  des  Betriebes  oder  der  Unternehmung  mit  auf  schriftlichem  Verlangen 
des  kompetenten  Insjiektors  binnen  14  Tagen  ein  dem  Verlaogen  entsprecheoäe» 
Zeugnis,  wie  es  im  Art.  2  Punkt  2  bezdchnet  ist,  vontuzeigen. 

.Art.  G.  Die  Beschäftigung  von  .\rbeiteni  unter  IG  Jahren  oder  Frauen  in  einem 
Arbeitslokale,  welches  zur  Kategorie  K  des  ArL  I  schürt,  ist  nur  unter  Beachtung  dei 
Vorsdiriften  des  Art  2  Punkt  3  und  Art.  6,  2.  Amats  gestattet. 

.\rt.  7.  Die  BoBChäftigung  von  Arbeitern  unter  IG. fahren  (nler  Frauen  in  einem 
Arbeitälokaie,  welches  sur  £it^rie  F  de^  Art.  1  gehört,  ist  nur  unter  Beachtung  der 
Vorsdiriften  des  Art.  5,  2.  Absatz  gestattet 

Art.  Die  Besehaftigimg  von  Arbeitern  unter  IG  Jahren  oder  Frauen  in  rinctn 
Arbeit<^lokale,  welches  zur  Kategorie  G  des  Art.  1  gehört,  ist  nur  unter  lieaehtung  der 
Vorschriften  des  Art.  2  Punkt  3.  4,  h,  G  und  7,  sowie  Art.  .ö,  2.  Absatz,  gcsstattet. 

Art.  {>.  Durch  den  Minister  dr-  Innern  kann  eine  Befreiung  von  den  im  Art.  2 
Punkt  3,  1.,  2.  und  3.  Al)sat/.  und  Punkt  4  enthalteneu  Vor»»chriftcn  gewährt  wertlen. 

Die  Befreiung  von  einer  im  Art.  2  Punkt  3,  1.,  2.  und  3.  .\bsatz  genannten 
Vorschrift  darf  in  Bezug  auf  .Vrlwitslokale,  welche  zur  Kategorie  D  und  Kat^irie  0 
Punkt  3  e,  f  gdiören,  nur  dann  gewährt  werden,  wenn  sich  die  .Vrbeitslokale  in 
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Fabriken  oder  mf  ArbdtsplSteeii  befinden,  die  vor  dem  1.  November  IB91  erdfbiet 
worden  sind. 

Von  den  im  Art.  2  Punkt  1  und  9  genannten  Vorschriften  kann  durch  den  vor- 
genannten  Minister  eine  Befreiung  für  eine  bestimmte  FViet,  wddhe  jedoch  6  Monate 
nwh  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  abgel.'uiffn  fein  nnisM,  gewährt  wcrfirn. 

Art.  10.  IMe  Beschäftigung  von  Arbeitern  unter  IG  Jahren  oder  von  Frauen  in 
Fabriken  odf r  Arl)cit>plätz«  n,  wo  sich  nacli  dem  Urteile  des  kompetenten  Inepekton 
Arbeitslokolo  befinden,  die  zu  den  im  Art.  1  oder  zu  den  im  Art.  11  bezeichneten  ge- 
hören, ist  Tcrboten  ;  es  sei  denn,  dajji*  der  Leiter  des  Betriebes  oder  der  Unternehmung 
dem  Verlangen  dee  Inspektors  entspricht  und  ihm  (gestattet,  nach  Gut<lüiikfii  Muster 
der  Stoffe  oder  Materialien,  welche  in  der  betr.  Fabrik  <  iit^^tehen,  verarbeitet,  verfertigt 
oder  zum  Bedarfe  de»  Betriebe»  oder  der  Untemehmuiii;  gebraucht  werden,  zu  ent- 
uehnu'ii.  Der  Ini-j)ektor  i?t  verpflichtet,  dem  Leiter  auf  ocssen  Ansuchen  ein  in  dessen 
Gegenwart  verpacktem  und  versic^ltes  ilueter  des  entnommenen  Stoffes  zu  übergeben. 

Art  II.  Die  Beschäftigung  von  Arbeltem  unter  16  Jahren  oder  Franen  in  «nem 
Arbeitelokale,  in  welchem  nath  (lein  Urteile  des  kompetenten  Inspektors  für  die  Ge- 
sandheit  schädliche  Gase,  Dämpfe  oder  Stoffe  auftreten  können,  ist  nur  unter  Be- 
achtung der  nadistdienden  Vondiriften,  zu  deren  AnsfiUirung  der  Inspektor  nähere 
Anweisungen  geben  bann,  gestattet: 

Die  N'crbreitung  der  Ctase,  Dämpfe  oder  schädlichen  Stoffe  ist  mögUchst  zu  ver- 
hindern oder  zu  bekämpfen.  I^t  eine  Kraftmasdiine  vorhanden,  so  sml  dies,  soweit 
ab  möglich,  durch  mascninelle  Vorric  htungen  geschehen. 

I^DD  das  nicht  in  genügender  Weise  geschehen,  so  ist  jeder  Person  unter 
16  Jahren,  bezw.  jeder  Frau  ein  zweckentspre(£eiDder,  nur  fflr  die  betreffende  Penon 
bestiunnter  Kospirator  zur  Verfügung  zn  *«tellen. 

Art.  12.  Arbeitern  unter  16  Jahren  oder  Frauen  in  Fabriken  oder  auf  Arbeita- 
plltxen  ist  jede  Beschäftigung  verbot»! : 

A.  an  in  Bewegung  befindlichen  Transmissionen 

1)  das  Schmieren,  Keinigen,  Untersuchen  und  Reparieren, 

2)  das  Verkürzen  oder  Keparieren  von  Treibriemen,  Beilen  oder  Ketten, 

3)  das  Auf-  und  Ablegen  von  Treibriemen,  Seilen  oder  Ketten,  auüer  im  Falle, 
das«  die  Treibriemen  nidit  brdter  als  55  mm  sind  und  das  Auf-  oder  Ablegen  ge> 
!^  Im  In  kann,  ohne  dass  die  betreffeDde  PeraoD  den  Fussbodm  verliest;  ferner  iat  die 
Bei^chäftigUDg  verboten 

B.  an  in  Gang  befindlichen  Arbdtsmaachinen,  wenn  die  Arbeit  Gefahr  mit  sich 
bn'npn  krmnte,  >o  /.  B.  das  Schmieren,  ReisigeD,  Untexauchen  und  Reparieren.  Ais 
gefährliche  Arbeit  hat  dabei  zu  gelten: 

1)  die  vom  kompetenten  Inspektor  als  solche  bezeichnete, 

2)  die  Arbeit,  welche  von  Personen  unter  10  Jahren  oder  Frauen  verrichtet  wird, 
weiche  weite  Aermel,  Hals-  oder  Kopftücher  mit  losen  Zipfeln,  Mützen  mit  lose  hängen- 
den Bindern  oder  lose  Schürzen  tragen; 

C  an  in  Ruhe  hefindliehen  Arlieit-^maechinen,  wenn  die  Arbeit  (tefahr  mit  sich 
bringen  künnte,  z.  B.  das  Schmieren,  Keinicen,  Unterauchen  und  Reparieren,  so 
lange  die  Transmis.sion,  welche  die  betreffende  Maschine  treibt,  noch  in  Ciang  ist. 

Dieseti  Verbot  gilt  jedoch  nicht  für  gehörig  ausgerückte  oder  abgestellte  Maschinen, 
welche  nur  durch  einen  unvorhersehbaren  Zutall  in  Bewes^ng  kommen  können.  Be- 
treffend das  Ausrüeken,  bezw.  Abstellen  der  Arbeitsraasihinen  kann  der  kompetente 
Inspektor  besondere  Vorschriften  erlassen,  deren  Nichtbeachtung  dem  jSichtaausrückeu 
oder  Abstellen  gleicbgehalten  wird; 

D.  wenn  nicht  (Tort,  wo  Transmissionen  oder  Arbeitsmaschinen  von  einer  Kraft- 
maschine getrieben  werden,  vor  Inbetriebsetzung  der  letzteren  ein  deutlich  vemehm- 
baies  Zeicnen  gegeWn  wird ; 

E.  in  überdeckten  Oelen  und  anderen  geschlossaien  Baumen,  deren  Temperatur 
32**  Celsius  übersteigt; 

F.  dort,  wo  in  geringerer  Entfernung  al^^  1,80  m  vom  Fueaboden  in  Bewegung 
befindlichf  oder  (Jefahr  verurfarhende  Teile  vorhanden  sind  von: 

1/  Kraftmaschineu,  wie  »Selnvungräder,  Stangen,  Saugstangen  und  Wasserräder, 

2)  AttMitsnaaschinen,  wie  lurch  eine  Kraftmaschine  getriebene  Schwungräder  von 
Druckerpressen  oder  anderoi  Maschinen,  und  Bader,  s.  B.  von  Bohrmaschinen,  Hebe- 
krahnen  etc. 

3)  Arbeitsmaschinen  und  Transnjissionen .  wie  tiefliegende  Stangen ,  Achsen, 
Biemenscbeiben,  Bolzen,  Stellschrauben  und  andere  gefähriioie  Teile,  wenn  sie  nicht 
nadi  dem  Urtdle  des  kompetenten  Inspektors,  soweit  es  der  Betrieb  anlisst,  gehörig 
vemehert  aind; 
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G.  bei  »chwci'cn  Treibriemen,  Seilen  und  Ketteu,  wenn  das  Abfallen  derselbea 
bei  hochliegend'-n  Triinsraissionen  Gcfuhr  verursachen  kann,  sowio  bei  Webstühlm, 
deren  Spulen  mehr  als  80  Schläge  per  Minute  machen,  wenn  sie  nicht  nach  dem 
Uiteile  des  kompeteolon  Inspektors,  soweit  es  der  Betrieb  zaliMt,  gehörig  w- 
eicshert  sind; 

H.  bei  Arbeitäraaächinon,  deren  achnoidende,  schnelllaufendc  oder  walkende  Töle 
Gefahr  bringen  kOmien,  wie  z.  B.  Kreis-  und  Bandsägen ,  Fraß-,  Stich-,  Hobel-  und 
Schneidemaschinen,  wie  sie  bei  <ler  Hol7A-erarbeitung  in  Giebrauch  stehen,  Stioh- 
(!ichneidcmaäehineu,  Lumpenschneider,  Papierschneidemaschinen,  Uackmeäser,  MetsU« 
scheren,  Stt  iiij>elmaschinen,  Wölfe  in  SpiniuTcion.  KaUimler  uini  Walzen,  wenn  dewD 
Teile  nicht  nach  dem  Urt^e  des  kompetenten  luüpcktorg  gehörig  veniciiert  sind; 

r.  bei  festst^endoi  Kufen  oder  iVögen,  in  w^ohen  eidi  kochende,  heiste  ode 
ätzcmlr-  Flässigkeitf  ti.  ijlüh*  inU  otlcr  geschmolzene  Metalle  befinden,  sowie  un- 
bedeckten Gruodkufen,  Keaervoir»  und  Graben,  soweit  sie  eine  Gefahr  abgeben  kön&eB, 
wem  sie  nidit  dnrdi  in  90  mn  H^e  «Dgebcaehte  Gurten  oder  dardi  andere  sweek- 
entqpnchendo  ^firt^l  rorsiohert  sind; 

SL  in  Arl>eit8lokalcn, 

1)  die  wfthrend  der  Arbeitsdauer  nicht  möglichst  gleichmissig  belichtet  sind, 
21  wenn  auf  dem  Plntzp.  auf  welchem  die  Arbeiter  tmtfr  M'i  Jahren  oder  dk 
Frauen  arbtnUüi,  das  <iirekie  .Sonnenlicht  uichi  abgehalten  werden  kann; 
L.  auf  Plätzen,  wo 

1)  in  der  Zeit  zwischen  f)  T'hr  vnnnittai;.-  nnd  3  Ukr  nachmittags  künstlich«» 
licht  zur  Erlangung  einer  genügeiuien  Ii<?lt>utbt.ung  verwendet  werden  muss,  voraus« 
gesetzt,  dasä  nicht  die  Witterung  eine  künstliche  Beleuchtung  erfordert. 

2\  einer  der  folgenden  Betriebe  ansgefibt  wird :  a)  der  Stickäreibetrieb,  b)  die 
Bearbeitung  von  Diamanten  oder  anderen  Edelsteinen,  c)  der  Betrieb  der  GoH-  tmd 
Silberscbmiedc,  d)  des  (  Jravierens  oder  Holzschneidens,  e)  die  ErzeiiL'un«:  von  To- 
atruinentcn,  f)  dm  Setzen  von  Lettern,  g)  das  Maachincnstricken,  h)  das  Nähen,  i)diii 
Zeichnen,  ki  das  St^pen,  1)  das  Verfertigen  oder  Eeparieren  von  Uluwefken.  mop 
nieht  die  Helichtnng  einer  Lichtstärke  von  mindestena  15  Noimalkenen  anf  1  m  Ab> 
stand  entspricht, 

3)  ein  nieht  nnter  2)  genannter  Betrieb  ansge&bt  wird,  der  eine  gute  Beleuchtuo; 
erforde  rt,  nii'^ser  wenn  die  Beleuchtung  einer  LieStstärke  TOn  mindestens  10  LondoiMr 

Normal keiv.en  auf  i  m  Abstand  entspricht; 

M.  ii)  Arbeitsldral«!,  worin  sich  Kessel,  DampfbQchsen  oder  andere  Vorricbtong^eß 
mit  stark  kondensierten  oder  flüssitr  tremachten  Gasen  befinden,  weli  he  Gefahr  diin  li 
Explosion  verursachen  könnten,  wenn  diese  Vorrichtungen  nicht  eine  fünfiache  Sidit*- 
heit  gegen  Explosion  bieten  und,  wenn  nötig,  einer  Untersuchimg  oder  Erprobung 
unterzogen  werden  können.  Diese  Vorrichtungen  müssen  mit  allen  die  Gewähr  ein« 
sicheren  Funktion  bietenden  Mitteln  versehen  sein  und  stctA  in  gutem  Stande  gebiütcn 
werden.  Sie  dürfen  nicht  gans  g^fillt  ma  und  derSoDue  oder  der  Hitse  desFeiun 
nicht  audgesetct  werden. 

Art.  IH.  Die  Beschäftigung  von  Arbettem  unter  16  Jahren  oder  von  Fmenirt 
verboten : 

A.  in  Bergwerken  untertags; 

B.  in  Arb^tslokalen,  in  weldien  in  der  Regel  Bleioxyd,  Bleiaiieker,  Bleiwäai 

Mennig  Ofler  ("'hrnmaf-fiiffe  er/eiiirt.  ol-'ktri-rhe  Akkumulatoren  verfertigt  oder  Qnttk* 
«über,  Citiecksilbcrfolic  oder  weisser  i'hosnhor  verarbeitet  werden, 

Art.  14.  Die  BescIiSftigung  von  Arbeitern  unter  16  Jahren  Ist  verboten: 

A  als  selbständiger  Maschinist  oder  als  selbstündip  r  TTcizcr  bei  &»ftniaschiiHB 

und  i>ei  Dampfkesseln  auf  Lokomotiven  oder  auf  Dampfschiffen, 

B.  Ijei  der  Erzeugung  oder  Bearbeitung  von  Explosivstoffen,  soweit  die  AlWt 

nach  dem  l'rtoile  des  konjpotpntpn  In^^pektor??  sirherheitsi^fpffihrltch  ist, 

C  weiche  besteht  im  Zieiitiu,  .Schitbeit  oder  Trjigcn  einer  Last,  wenn  sie  augen- 
scheinlich die  Kräfte  der  betreffenden  Person  übersteigt, 

D.  welche  in  der  Ausübung  gefährlicher  artistiacber  Produktionen  besffht. 

Art.  15.  .\ls  Beschäftigung  von  Arbeitern  unter  16  Jahren  oder  von  Frauen 
f>ind  in  Ziegclbrennereien  verl)Oten: 

1;  Verführen  von  beladenen  Wagen  (Schubkarren), 

2)  Entnehmen  der  Ziegel  aus  den  Formen, 
p. I  Aiif'^'-rzeii  i]er  Zie^'el. 

•1)  Herausnehmen  der  Ziegel  au«  dem  Ofen. 

Art  1(5.  Der  Leiter  dnes  Betriebes  oder  einer  Unternehmung  kann  vom  Ib* 
«pektor  eine  im  Binne  dieses  Dekrete«  erlasseoe  schiifiUche  Verntgnng  vefiangM* 
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Diese  schriftliche  Anweisung  ist  vom  Inspektor  zu  daiieren.  Der  Kekur-  dagegen 
hat  innerhalb  8  Tagen  an  den  Minister  des  Innern  zu  erfolgen.  Dieser  entacheidot 
nach  erfoi|gler  Unterauduuig.  Eine  Abschritt  der  b^griindeten  £atachetdiing  iat  dem 
EtetriebsteitCT  razusenden. 

Wurde  I  i  T\eachwerde  ganz  oder  teilweise  stattgegeben,  so  tritt  dio  Enl-chflilung 
des  Jiinistera  an  stelle  der  Verfügung,  ^ea  welche  der  Bekure  erhoben  wurde. 

Vor  Abkmf  der  Bemfungsfrist,  beiw.  vor  ElntsclieidaDg  des  Ifintaten  mtspringt 
aus  der  Verfügung  des  Inspefclois  für  den  Leiter  de»  Betriet^  oder  der  ünternelunniig 
keinerlei  Verpflichtung, 

Art.  17.  Die  Agenden  des  kompetenten  Inspektors  gehen  in  Bezuff  auf  staat- 
Ii(!ho  Arbcitj^plätze  und  ?taatlicbo  Fanrikon  auf  den  im  Art.  1^  (le.-<  Ari)eIt^Lr«»-*otzcv; 
besetchoeten,  vom  Chef  des  betrefienden  Departemeuta  der  Zeutraiieitung  deaignierlen 
Beamten  über. 

27.  Besluit  van  den  4dBn November  1903,  tot  n ädere  wij- 

z  i  g  i  n  g  van  a  r  t  i  k  e  1  1  .'>  van  h  e  t  K  o  n  I  n  k  l  i  j  k  besluit  v  a  u 
10  ^faart  190.^  'Rtaat>blad,  Xo.  83\  zog  als  dat  is  gewijzigt  bij 
Kon  i  r  klijk  bnsluit  v  u  ii  13  Mei  1903  rStaat^blad,  Ko.  142). 

BeschlasB  vom  4.  Xifoveaiber  1903  um  Abäadertmg  des  duroh  königL 
BeMdilnM  ▼om  IB.  M«l  abgeindorten  Art  15  des  kdnigi  BeBOfalosses  vom 
10.  März  1903. 

Art.  15  unseres  Beschlnsspf  vorn  10.  M-irz  l'J03  (Stiiat.^bla'l  Nn.  So),  ab^jjeünd.Tt 
durch  uu»ern  Beschlus.s  vom  l.i.  Mai  l'MS  (»taathblad,  No.  142),  lautet,  wie  folgt: 

Die  Beechäftigung  von  Arbeitern  unter  16  Jahren  nnd  vom  Fninen  ist  in  Sfioge^ 
breanereien  bei  foTgcnden  Arbeiten  verboten: 

1)  Das  Föhren  beladener  Schubkiirreu ; 

2)  Entnehmen  der  Steine  au.s  Formen,  die  mehr  aU  einen  Stein  ftween; 

3)  Verladen  der  Steine  durch  Ztnvnrfen  oder  Tragen ; 

4)  Herananehmen  der  noch  nicht  enu/.  abgekühlten  gebrannten  Steine  ans  den 
MmKl, 

Das  Verbot  der  Beschäftigung  von  Frauen  über  16  Jahre  bei  der  unter  1  be- 
seidmeten  Arbeit  gilt  nicht,  faUa: 

a)  (lioso  nicht  länger  als  6  Stunden  täglich  diese  Arhfit  verrichten  und  ihnen 
jedesmal  nach  Verlauf  von  4  Stunden  ununterbrochener  Arbeit  eine  Kuhepause  von 
ndndeBtens  1  Stunde  zuerkannt  wird; 

b)  der  Direktor  oder  Leiter  einer  Zier^elei  im  Ocaitze  einer  Erkläranir  ist,  woraus 
hervorgeht,  dma,  diese  Arbeit  auch  hinsichtlich  des  Alters  keine  Gefahr  für  «las  Leben 
oder  die  Gesundheit  dieser  Frauen  birgt.  Diese  Erld£mng  muas  in  einer  durch  den 
Minister  dee  Innern  fei^tzufctzeuden  Form  abgegeben  werden,  nachdem  die  betr.  Pcr- 
aon  von  einem  durch  diesen  Minister  angewiesenen  Arzte  untersucht  wurde.  Die  Er- 
kUning  gilt  nur  f&r  die  Zeitdaner,  welche  durch  den  Ant  beeUmmt  and  darin  vor« 
gemerkt  wird. 

c)  der  Direktor  oder  Leiter  einer  Ziegelei 

Ij  ein  Lokal  zur  Verfügung  stellt,  welches  sich,  nach  dem  Urteile  des  k<)iin»e- 
tenten  Inspektors  und  de»  angenommenen  Arzte»  su  der  unter  b  beschriebenea  Unter' 
enchnng  eignet: 

2)  die  iH  I  b  beschriebene  Erklärung  ^^ofort  auf  Verlangen  eineon  der  im  ersten 
Teile  des  Art.  18  dee  Arbettsgeeetzee  genannten  Beamten  vorzei^. 

Art.  2.  IMeKT  Beschluss  tritt  2  Tage  nach  denen  Enchemen  im  „Bfeaatsblad'' 
nnd  ,JStaatscourant"  in  Kraft. 

Der  Minister  dc8  Innern  ist  mit  der  Durchführung  dieses  Beschlusses,  welcher 
im  „Staatablad"  nnd  „Staatsoonraot^'  zu  gleicher  Zeit  veidfEentlicht  wird  und  wovon 
dem  Staatsrate  eine  Kopie  zngefiandt  wird,  beauftragt. 

XII.  Portugal.  Portugal. 

Eönigl.  Erlase  vom  7.  Mai  1908»  betr.  Sonn-  und  Feiertagsruhe 
im  Post-  und  Tel^^phenwesen. 

Art.  1.  An  Sonntagen,  am  1.  Januar,  am  Faschingsdienstag,  am 
grünen  Doimerstag  und  am  Weilinadit&tage  wird  in  den  PostaentraLbureauz 
von  Lissabon  und  Porto  der  Verkauf  von  Freimarken  und  sonstigen 
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Frank iernnfrs'fonnnlarpTi.  der  EinsclucilK^rÜenst  fftr  Brif-fo  j;n\\i>  Ausgabe 
von  Po.stajiw  eismiircii.  der  Postmandatsüienst  und  die  VeiTeilun^'  vm  Brief- 
Sendungen  um  1  Uhr  nachmittags  eingestellt,  jedoch  ohne  Aenderung  des 
Dienstplanes  für  Expedition  der  Felleisen  und  Leerung  des  ZentraUcweens, 
wBhrend  die  letzte  Leerung  der  Spezialk  asten  vor  jener  Stande  erfolg. 

In  den  Po.'S'toIoirrapheii-  und  den  Pnsrbureaux  4.  Klasse  wird  der 
Dienst  nni  1  Uhr  uachmitta;^s  ointrostel Ir.  wobei  die  letzte  Leening  der 
Spezialkasteu,  wo  solche  vorhanden,  bis  zu  Mittag  und  die  des  Stations- 
kastens  ssu  gewöhnlicher  Zeit  za  erfolgen  hat.  Die  Stunden  der  Expedition 
von  Felleisen  und  ebenso  ihrer  Empfangnahme  erleiden  keine  Ver&nde* 
rung  an  den  genannten  Tagen,  indem  die  Besorgung  in  die  WohiiuDgen 
am  folgenden  Tage  erfolgt,  wenn  die  Ankunft  der  Folieisen  nach  Mittag 
erfolgt.  In  diesem  Fall  wii-d  das  Bureau  für  eine  halbe  Stimdc  naci 
Empfang  der  FeUeisen  offen  bleiben,  lediglich  sur  Uebergabe  von  Britf- 
sendungen  an  Adreenaten,  die  sie  fordern. 

Art.  2.  Der  Telegraphendienst  auf  Telegraphen-  oder  Posttelegraphen» 
bureaux  mit  beschränktem  oder  vollem  Dienst  endet  an  den  im  vorigen 
Artikol  ^--pnatiTiten  Tagen  um  1  Ulir  nachmittag«. 

Bureaux  mit  verlängertem  oder  dauerndem  Dienste  oder  die  eveat. 
mit  solchem  Plane  arbeiten  und  die  Semaphorstationen  ftndem  den  Dienst- 
plan an  den  genannten  Tagen  nicht|  aber  der  Dienst  an  diesen  Tagvt  mD 
so  eingerichtet  w  erden,  dass  die  Mehrzahl  der  betr.  Angestellten  der  Bai» 
gemessen  kann  und  diese  der  Reihe  nach  allen  zu  gute  kommt. 

Art.  3.  Der  von  Angestellten  irgend  eines  der  Beamtfiik nrjig  am 
1.  Januar,  am  Faschingsdienstag,  am  grünen  Donneretag,  am  O.sierbonntag 
und  am  Weihnachtstag  geleistete  Dienst  nach  1  Uhi-  nachmittags  gilt  in 
jeder  Beziehung  als  Eactradienst. 

Art.  4.  Die  in  diesem  Dekret  vorgeschriebene  Dienstktirzuug  kann 
gan7  oi]fr  tcilMeise  ohne  Vollzug  bleibenj  so  oft  aussergewöhnliche  Um- 
stäntle  dies  fordern. 

Zur  Nachachtung  und  Vollziehung  durch  den  Minister  uud  Staat«* 
sekretftr  der  ttffmitlichen  Arbeiten,  des  Handels  und  der  Industrie. 

XIM.  Roumanie.  Rumänien. 

Reguianient  privitor  la  punerea  in  aplicarea  lege^ 
pentrn  organisarea  Meseriilor.  Monitorul  ofidal  du  81  aoflt^ 
18  septembre  1902. 

König].  Erlass  vom  17.  '30.  August  10OB  nr  Axuttüuüng  des  Ge» 
setses  über  die  Qewerbeozganisation 

XIV.  Russie.  Russland. 

Erlass  des  höheren  Industrie-  und  Bergwerksbeirates  vom  28.  Mai 

10.  Juni  1002  zur    Abnndoning   des  Heglementes   über    die  Daner 
und.  Verteilung  der  Arbeitszeit.  Gönehmigt  vom  Fiuanzminister  und  dea* 
ister  des  Innern  am  25,  Mai  1002. 

1)  Der  Artikel  20  dee  Beglementes  über  Dauer  und  Verteilung  der  AibcitBaat, 

der  am  20.  ScpttniKor  1807  vom  Fiiianzmini^ter  und  dem  Minister  des  Inncsn 
nehmigt  wurde,  ut  abgeändert  und  lautet,  wie  folgt: 

1)  Vgl.  Bnlletlii,  Bd.  I,  8.  444. 
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20.  Der  Betrieli«_ht'f  soll  ciiii'  genaue  Aufstelluni;  über  die  im  Betrieb  gcmachteti 
Ergäozuugsarbeiten  führeu,  gleicbeüitig,  ob  es  sich  um  obligatorische  oder  oichtobli- 
gatoriBdie  handdt  Dfese  AuÜstdluniit  «oU  in  Form  dnea  Bodus  oikr  soderer  Dolni> 
roente,  die  ein  solcher?  eivctzcn,  so  geführt  sein,  daß  jederzeit  zu  ersehen  i.~t,  wie 
viele  8tundai,  wann  uod  zu  welchen  Bedingungen  die  Arbeiter  in  Ueberatuaden  su 
ErganzungsarbeiteD  beachaftigt  waren. 

Aii.-scnlem  wird  in  ilem  Reihmmgsbneh  für  ilie  Arbeiter  (Erln^^i^  für  die  In- 
dustrie Art.  y7>  und  in  dem  Buche  eines  jeden  xVrbeiterB  (Erla^H  für  die  Industrie 
Art  92  und  137  §  6)  speziell  angeführt  sowohl  die  Summe  des  gewöhnlich  bezahlten 
Lohnes,  al.s  (iie  effektiv  ausl>ezahlte  Bumme,  die  der  Arbeiter  für  obligatoriacbe  oder 
üHhlübliKatorifeche  üeberarbtit  bezahlt  erhielt. 

2)  Die  AbfasKung  des  Artikel  20  des  R^lementes  über  die  Dauer  und  Verteilung 
der  Arbeitfzeit,  genehmigt  am  8.  Dezember  1897  vom  Ackerbau-  und  StaatedomSoeil- 
minitfter  und  vom  Miniäter  de«  louerii,  iät  abgeändert  und  lautet,  wie  folgt: 

Der  Chef  eince  Hüttenwerks  oder  Muaenbetriebes  soll  eine  genaue  Aufstellung 
der  in  seinem  Hüttenwerke  oder  Betriebe  ausgeführten  Erganzungsarbeiten  halten» 
gleichgültig,  ob  es  sich  um  obligatoris<'he  oder  nichtobligatorische  Arbeiten  handelt. 
Diese  Aufr^teHung  soll  in  Form  eines  Büchleins  oder  anderer  Dokumente,  die  sie  er- 
aetsen,  gehalten  »ein  und  jiwar  so,  daß  es  möglich  ist,  jedenseit  m  beatimmen,  wie 
Tide  standen,  wann  nnd  zu  wdchen  Bedingungen  die  Arbeiter  m  den  Erginmnga* 
arbeiten  bfö^ehäftigt  wurden. 

Auaeerdem  soll  in  dem  üechnungsbuche  für  die  Arbeiter  (Erläse  für  die  In- 
ditttrie  Art.  97)  nnd  in  dem  Buche  «loee  jeden  Arbdten  (Erlas»  für  die  Indnatrio 
Art.  92  und  137  §  6)  sowohl  die  gewöhnlieh  bezfililte  Summe  die'  effektiv  ausbe- 
zahlte ang^ührt  werden,  die  der  Arbeiter  iür  obligatorische  oder  nichtobligatoriache 
Uebencitarbeit  besahlt  erhielt.'' 

2,  O  nopamci  ■  iqMjAJan  noxwneHljf  uaon  «atipmaeä  nnsaeKiria  aaiuuunntam 

ry(iepHiii  u  o  HiKOTopux'B  Hsutucuinx'!  m  BuyTpeuucu  opraaipauiu  ca. 

Allerhöchster  Erlass.  betreffend  Ordntinf^  nnd  Grenzen  der  Unter- 
ordnang  des  f  abrikroBpektionspersonals  unter  die  Hegierimgsobe&  und 
einige  Abänderungen  seiner  inneren  Organisation  vom  30.  Mai  1903. 
(Sanimlimg  der  Oeaetaie  und  Verordnungen  der  Regierung,  herausgegeben 

im  dirigierenden  Senat,  Teil  I,  No.  5(;  vom  4.  Juni  1908,  S.  1190—1192.) 

Die  Mirnster  des  Innern  und  dei'  Finanzen  beschlossen  in  nllernnter- 
ränipsteiu  Vortrage  behuf^;  Auslegung  der  Absichten  bei  Regelung  und 
Abgrenzung  der  Unterordnung  des  Fabrikinspektions^jersonalä  unter  die 
Regierungschefs  nnd  betrefPe  einiger  Abänderungen  seiner  inneren  Orga- 
nisation 

I.  fortan  bis  r.n  noclimaliger  Durchsieht  der  fe.>t;repet7;ten  Ordnung 
des  frf'LrenwJlrtig  geltenfleii  Gesetzes  über  K»^geiung  der  rnterordmiug  des 
Fabriikinspektionspersonalb  vui  läufig,  in  Abänderung  und  Ergänzung  gegen» 
wftrtig  geltender  Verordnungen,  zu  bestimmen: 

1)  Die  Fftbrildnspektion  untersteht  der  Autsitht  des  Finanzmimsteriums, 
Industriodepartement.  Die  Ortsbeamten  der  Fabrikinspoktion  amtieren  unter 
Leitung  des  GouvemeTirs  (Stadtgouverneurs,  Oberpolizeimeisters)  behufs 
Ausfükrung  des  Ge-setze.?  und  zu  seiner  Entwicklung  in  festgesetzter  Ord- 
nung erlassener  Regelungen,  Instroktionen  und  Anweisungen  behufe  Wahr- 
nehmmig  der  in  Pabriken  und  Werkst&tten  erforderlichen  guten  Organisation 
und  Ordnung  (Art.  48—60  und  86—166  H.G3.  und  Reglement  betr.  die 
Oberbehörde  für  Fabrik-  und  Bergwerksangelep^enheiteni. 

2)  Den  Ministern  des  Innern  und  der  Finanzen  ist  anheimgesteiit, 
auf  ihre  gegenseitige  Uebereinstinunung  hin  leitende  Verlügungen  zu  er- 
lassen znr  AuB^Ohrung  der  allgemeinen  Grondsfttse  (No.  2  Art.  6OH.0.B. 
und  Xo.  1  Art.  13  des  Reglements  über  die  Oberbehörde  für  Fabrik-  und 
Bergwerksangelegenheiten)  über  die  Beziehungen  des  Fabrikinspektions- 
personals  y.n  den  GouvemeuLOn  (Stadtgouverneui-eu,  Ober})olizeimeistern) 
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und  durch  letztere  betreffe  dieses  OegenAtandes  angeregte  Fragra  za  ent- 
scheiden. 

r?  D;is-  FalM-ikinspektionspersonal  verkohrt  mit  fltiii  f^oumneur 
(.Sradtgouverneur,  Oberpolizeimemter)  diu'ch  Vorstelluugen,  erhält  aber 
vom  Güuverueur  VorscUl&ge, 

4)  Die  EmennimgeD  zum  Amte  von  Chef-Ftibrikinspektoren  und  tob 
Fabrikinspektoren,  ihre  Verteilung  auf  die  Stadtviertel  und  der  Vorschlag 
zu  Belobnungen  ergehen  auf  vorgftngige  Verständigang  mit  dem  soetftodigeD 
Gouverneur. 

•  5)  Dem  Gouveineui*  (Stadtyouveiueur,  Oberpoli/eimeister)  steht  es  zu: 
a)  dem  Fabrikinspektionspersonal  korzsseitigen  Urlaub  bis  £U  2  Woehen 
2tt  geben; 

h)  votn  Fahrikiiisiir'ktii 'iispersonal  fortlaufende  un*!  t^nninliGhe  Vor^ 
Stellungen  übci-  Iiis]it>ktituisaii:^('lf'i:f'iihoiroii  zu  ei  loi-deni ; 

c)  in  keinen  Auischub  duidendeu  Fällen  dem  Gesetz  und  den  Interesäeu 
der  Mentlichen  Ordnung  Euwiderlaufende  Anordnungen  des  Fabnkinspek- 
tionspersonals  unter  Berichterstattung  an  das  FinanzminiBterium  absnftndem. 

A  n  m.  In  allen  Fällen  (ausser  denen  des  Abs.  c  dieses  Artikels 
eines  unrichtigen  Verhalten.s  von  Beamten  der  Fabrikin.spektion  berichtet 
der  Gouverneui'  (Stadtgouverneui',  Oherpolizeimeister)  dem  Finanzministe- 
rium; eingestandene  Unregelmässigkeiten  verweist  er  xnr  Untersndrang 
an  die  OrisbehOrde  ftr  Fabrik-  und  Bergwerksangelegenheiten,  je  nidi 
Zuständigkeit. 

Tl.  Fortan  bis  zur  nochmali^^en  Duirhsicht  der  die  Einsetzung 
von  Xreisiabrikmspektionsämtern  beschiagenden  Gesetzesbestimmmungeo 
(Art.  14 — 20  Abschnitt  2  und  5  allerhöchster  Bestätigung  des  Reichsrats« 
gntachtens  vom  7.  Juni  1899)  entfUUt  einstweilig  die  Oeltung  der  Artt.  16 

bis  Ift  Abschnitt  2  aHorhfichster  Bestätigung  des  ßeichsratsgutachteos 
vom  7.  Juni  IHliU,  welcii*"!  den  Kreisinspektoren  1)  die  Revision  lei  Tätig- 
keit der  Fabrikinspektoreii  dos  Kreises  und  2)  die  vorlftuhge  Bearbeitang 
der  Mitteilungen  für  die  Industriestatistik  auftragen. 

?).  C)&i.  y^pn^Ejciriir  rrnpoCTL  m.  iipoMT-im.TcitTn.iX7.  npCTiipiHTifrtx, 
Ueber  die  Einsetzung  Aeltester  in  industriellen  Untern climungen. 
(Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  der  Kegieriuig,  iierausgegeben 
im  dirigierenden  Senat,  Teil  I,  No.  69  vom  1.  Juni  1903,  8.  1559—1560.) 

1)  Die  Fabrik-,  Hatten-  und  Industriedirektionen  haben  mit  Erlaubni» 
der  B^Orden  für  Fabrik-  und  Httttenangelegenheiten  das  Hecht,  auf  vor» 
gftngige  Einteilung  der  Arbeiter  der  Anstalt  oder  Industrie  in  Klassen, 
diesen  Klassen  e*  froi7:nstellon,  aus  ihrer  Mitte  Aeltestenkandtdaten  zu 
wählen.  Aus  der  Zahl  der  in  jeder  Klasse  gewählten  Kandidaten  be- 
stätigt die  Direktion  der  Unternehmung  einen  Aeltesten  der  gegebeDSn 
Klasse. 

2)  Als  Aeltestenkandidat*  n  sollen  nicht  Arbeiter  unter  25  .Jahren 
:re\v»lhlt  werden.  Von  der  1  )irckticri  dei-  Tiii ornehninn«!;  hf\ngt  FestspTznr..- 
auch  eines  höheren  Minimalalters  lür  Aeltestenkandidaiün  ab.  Klassen 
(No.  1),  die  überwiegend  aus  jüngeren  Aibeitern  unter  dem  Miuimalaltir 
bestehen,  können  Aeltestenkandidaten,  wenn  auch  nur  aus  der  Zahl  der 
Arbeiter  anderer  Klassen  dieser  Anstalt  oder  Industrie,  wÄhlen. 

Der  Aelteste  teilt  durch  den  Bevollmächtigten  der  Kla^i^e,  die  ihu 
gewählt  hat  (No.  1),  zur  Anzeige  an  die  Direktion  der  Uuteruehwuu^, 


Digitized  by  Google  1 


—   553  - 


»neh  Anstalten  und  Beamteten,  denen  die  örtliche  Aufsicht  betreffs  guter 

Organisation  und  Ordnung  in  der  Anstalt  oder  Industrie  anvertraut  ist, 
'He  Bedürfnisse  nnr]  Bitten  seiner  Arbeiterwalilklasse  oder  einzelner  Arbeiter 
derselben  beziiglich  der  die  Auaführung  des  Arbeitsvertrafies  wie  die  Lebens- 
weim  der  Arbeiter  in  der  gegebenen  Anstalt  oder  Industrie  betretlendeu 
Angelegenheiten  mit.  Durch  den  Aeltesten  werden  den  Arbeitern  die 
Anordnungen  der  Direktion  der  Unternehmung  und  Obrigkeit,  wie  audi 
ESrklärungen  auf  die  durch  sie  gemachten  Anzeigen  Übermittelt. 

4)  Die  clnzolnen  Arbeiter  verlieren  nirht  das  Recht,  betreffs  der  in 
No.  '6  bezeichneten  Angeiegeuheiteu  Bitten  zu  stellen  und  sich  persönlich, 
Jeder  für  sich,  au  den  Aeltesten  zu  wenden. 

6)  Zur  Besprechung  der  in  No.  3  beseichneten  Angelegenheit«!  steht 
es  dem  Aeltesten  frei,  die  Arbeiter  der  Klasse,  die  ihn  gewählt  hat,  an 
einem  durcb  die  Direktion  der  T^ntenielnnung  bestimmten  Ort  und  zn  be- 
treffender Zeit  zu  versammeln,  wobei  er  auf  die  Wahrung  der  erforder- 
lichen Ordnung  achtet.  Zur  Besprechung  von  Angelegenheiten,  die  sich 
auf  mehrere  Klassen  beziehen,  versammeln  sich  ausschliesslich  die  Aeltesten 
dieser  Klassen. 

<;  Vor  Beantragung  der  Erlaubnis  einer  Aelreslenw  alil  ist  die  Direktion 
der  I  nternehmung  verpflichtet,  die  lür  sie  znsanimengestellten  Grnnd5s5tze 
über  Aelteste  vorzulegen.  Diese  Grundsätze  werden  durch  den  Gouverneur 
auf  Vortrag  des  Cheflkbrikinspektors  oder  inständigen  Kreisingenieurs 
bestätigt. 

7)  In  den  in  Xo.  i]  bezeichneten  Grundsätzen  müssen  bestimmt  sein : 

a)  die  Gründe  der  Verteilung  der  Arbeiter  der  Anstalt  oder  Industrie 
in  Xiassen; 

b)  die  Ordnung  der  Aehestenwahl :  b.  B.  Verfahren  der  Stimmen- 
abgabe, Btimmensahl,  die  zur  Wahl  des  Kandidaten  nötig  ist,  Ort  und 
Zeit  der  Stimmenabgabe,  auch  die  Zahl  der  Aeltüstenkandidat.  n,  die 
durch  jede  Klasse  der  Bestätigung  der  Direktion  der  Unternehmung 
unterbreitet  werden; 

c)  das  für  Aeltestenkandidaten  unbedingt  erforderliche  Alter  (No.  2) 
und  diie  Dauer  des  Dienstes  der  Arbeiter  in  der  Unternehmung; 

d)  Regelung  der  Befreiung  der  Aeltesten  von  Arbeiten  sur  ESrftiUnng 
ihrer  Pflichten ; 

e)  Frist  der  Bevollmächtigung^  der  Aeltesten  und  das  V^erfahren  bei 
ihrer  Vertretung  im  Palle  von  Krankheit,  Abwesenheit,  Woggang  im 
Dienste  der  Untemdimung  und  bei  anderen  Veranlassungen  und 

f)  sonst i^A  Bestimmung^  über  Aelteste,  die  nach  den  örtlichen  Ver* 
hältnisson  «iurcdjaus  notwendipr  erscheiiien. 

Mach  ihrer  Bestätigung  worden  diese  Grundsätze  in  den  Werkstätten 
dei'  An.stalt  oder  Industrie  ausgehängt. 

8)  Aelteste,  die  ihre  Bestimmung  nicht  erfüllen,  können  von  ErfOllung 
ihrer  Pflichten  durch  Bestimmung  des  Gouverneurs  und  bis  «um  Ablauf 
der  Frist  ausgeschlossen  werden,  für  die  sie  gewählt  waren, 

9)  Die  Ortsbehörden  für  Fabrik-  und  Bergwerken ntrelegeidieiten  sind 
beauftragt  mit  Prüfung  der  Beschwerden  gegen  Anoninuugen  des  Fabrik- 
inspektionspersonals zur  Anwendung  dos  geltenden  Gesetzes  und  Abände- 
rung bezeichneter  Verordnungen  in  betreifenden  FäUen. 

10)  Der  Oberbehörde  für  Fabrik-  und  Bergwerksangelegenheiten  steht 
es  «n,  in  Entwicklung  des  geltenden  Gesetzes  zur  Leitung  der  Behörden 
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für  Fabrik-  und  Bergwerksangelegenheiten,  der  Fabrikinspektoren  und 
EmsiDgenieiire,  ebenao  der  Fabrik-,  Bergwerks-  tmd  Indnstriebehörden 

Instruktionon  zn  erlassen,  unter  Beachtung  des  Art.  19  des  allerhöchst 
am  T.Juni  ISt»!»  bestÄtigten  Reglements  über  die  Oberbehörde  ftlr  Jf  abrik- 
und  Bergwerkeangelegeuheitea.    (Qes.-SammL  Art.  994.) 

4.  Ofti  yrsepacaeHiH  npaBH.-n.  o  Boanarpa/fcaeHiH  jjorepntBiuHXT  BCJiicTBic  Hecwcmm. 
ciy^acBi,  pa6o<iHxi>  h  cij;RamR\'}..  a  pauHO  4.iuuübi>  hxi»  ccMeucxux  Bb  iipuAiipürrim 
M0|«uuo3aBO,icKüri,  ropiiiiii  ii  ro})H03aBOifiRofi  opoMLuii^euaoera. 

Rcp:c!ii  für  die  Eiitscliäfügnng  von  Arl-seitem  und  Angestpllten,  die 
in  UntemöhJüungori  clor  Fabrik-,  Montan-  und  MontanfabrLk) udustrie 
Schaden  gelitten,  sowie  ihrer  Familionmitglieder  vom  2.  Juju  1903. 
(Sammlmig  der  Gesetsse  nnd  VerordnimgeD  der  Regierang,  keransgegebeD 
im  dirigierenden  Senat,  Teil  I,  No.  81  vom  2.  August  1 903, 8.  1808^1822.t 

1)  Bei  Unfällen  in  Unternebmnn^'^on  ilor  Fabriks- ,  Montan-  und 
Montnnfabrikindnstrie  (Gew.-Ges.  Ai-t.  1  und  2;  Berg-Ges.  Art.  1  und  '2 
sind  die  jiigeutümer  der  Unternehmungen  auf  Grund  gegenwärtiger  gnuid- 
efttaUeher  Bestünmungen  verpflichtet,  die  Arbeiter,  ebne  Blt<^icht  auf 
Gescihlecbt  und  Alter,  für  lAngeren  als  S-tBgigen  Verlust  der  Arbeits- 
ftlhigkeit  zufolge  von  Körperverletzung,  die  durch  Arbeiten  im  B*ni'bc 
der  T'^ntpmehmung  verursacht  -wurde  oder  zufnlcre  solcher  Arbeiten  entstand, 
zu  ent^schädigen.  War  die  Folge  des  nmev  solclien  Umstanden  erfolgte» 
Unfalles  der  Tod  des  Arbeiters  (Art.  11),  dann  gemessen  die  Entsdil- 
digang  die  Glieder  seiner  Familie  nach  Bestimmung  des  Art  12. 

2)  Der  Eigentümer  der  ünteniehmuxig  ist  von  der  Entschadigongs- 
|)fli(  hl  ^e^cnfibor  Arbeitern  und  Gliedern  ihrer  Familien  (Art.  1)  nnr 
'^aiin  entbunden,  wenn  er  beweist,  da-Sf  die  l'rsache  des  Unfalles  in  böser 
Absicht  des  Beschädigten  selbst  oder  dessen  gruber  UnvorsicLfigkeit 
Hegt,  die  nicht  durch  Bedingungen  oder  Umstftnde  des  Arbeitsbetriebes  g«- 
reditfertigt  ist. 

31  Der  Eigontffmer  der  T'ntornoljniung  ist  auch  dann  verpflichtet,  auf 
Gnrnd  gegenwartiger  grundsiitziicher  Bestimmungen  die  Arbeiter  und 
deren  Familienglieder  zu  entschädigen,  wenn  die  Arbeiten  bei  dem  Betriebe 
der  Unternehmung,  die  den  Unfall  hervorriefen,  kontraktlich  einer  dritten 
Person  zur  Au.^fOhrttng  übergeben  waren.  Kontraktliche  Hingabe  gilt 
nicht  als  ein  einer  anderen  Unternehmung  gegebener  Auftrag. 

4)  Alle  vor  dem  Unfall  eincregangenen  Abreden  (Art.  1\  die  anJ' 
Beschränkung  der  Entschädigirngspilicht  oder  des  Ausmafises  derselben  ab- 
zielen, sind  als  ungültig  sn  «raditen. 

5)  Die  Entschädigung  der  Beschädigt^  selbst  (Art  1)  erfolgt  in 
Form  von  Unterstützungen  nnd  Pensionen. 

C  T'utorsfützunpren  (Art.  5)  werden  festcresetzT  vom  Tape  •'Ifs  Un- 
lalle»  bi.s  zum  Tage  der  Wiedor^jewinnung  der  Arbeitsfähigkeit  oder  Au- 
erkennung  fortdauernden  Verlubte.s  derselben  (Art.  26)  in  Höhe  des  hslbsn 
wirklichen  Arbeitslohnes  des  Bescbftdigten. 

7)  Pensionen  (Art.  5)  werden  in  Fällen  fortdauernden  Verlustes  der 
Arbeitsf*\lii<rkeif  festgesetzt:  bei  vollem  Verlust  zu  des  .Tain e*gehaltef 
des  BesehlldiL'^ren  ^Art.  iMi.  liei  nicht  \n]l('m  in  ent.'^procheud  minderem 
Martse,  bestimmt  gemäss  dem  Grade  der  Schwächung  der  Arbeitsföiugkeit 
des  Beschädigten  (Art.  26). 

8)  Pensionszahlung  erfolgt  vom  Tage  der  Einstellung  der  Unter- 
sttttzungen.  Ist  in  solchen  Fallen  das  Ausmass  der  Pension  höher  als  des 
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der  Untenttttrang,  ao  erhalten  die  Beeehftdigten  ttber  die  Pension  hinaus 
einmalig  den  Unterschied  zwisrhen  Pension  und  Unterstützung  für  die 
ganze  Z<  it  v  m  Tage  d9B  Unfalles  bis  sum  Tage  der  Einstellung  der 

Unterst  tir  Zungen. 

9)  Pensionen  beschädigter  unmündiger  und  heranwachbender  Arbeiter, 
und  swar  bis  aar  Erreichung  der  höheren  Altersstofe  bei  Unmündigen  und 
des  Alters  Erwachsener  bei  Heranwachsenden,  steigen  gemftss  dem  An- 
wschsen  der  einem  gemeinen  Ai  heiter  für  die  in  Art.  18  beseichneten 

Arbeitergruppen  jc^ezahlten  Durclisclinittslöhnnno:. 

10]  Unabliängig  von  der  iu  Art.  5  bezeietmeteu  Eiitöchädiguug  i.st 
der  iii^Ljeiitümer  verpflichtet,  falls  der  Beschädigte  von  ihm  keine  unent- 
geltliche ftrstliche  Untersttttzung  genoss,  diesem  Korkosten  bis  zur  Heilung 
oder  Ein.stelhmg  der  Kur  zu  ersetzen.  Diese  Entschädigung  bestimmt 
nioh  nach  der  in  den  Ortsspitftlem  (der  Krone,  Stftdte  and  Landschaften) 
übliclien  Taxe. 

11)  Im  Falle  des  Todes  des  Beschädigten  (Art.  1 ;  unmittelbar  nach 
dem  Unfall  oder  anr  Zeit  der  Kurbehandlung  der  Körperverletzung,  oder 
wenigstens  nicht  später  als  nach  zwei  Jahren  vom  Tn'j'-  des  Unfalles, 
wenn  die  Behanlllun^:  friilier  eingestoIH  war,  ist  «ler  Eigentümer  der 
Unternehmung  verpHichtct:  a)  bei  Bedarf  für  das  Bepjftbnis  des  Ver- 
^storbenen  30  Rubel  für  einen  Heranwachsenden  und  15  liubel  für  einen 
Unmflndigen  zu  zahlen  und  b)  die  Pension  den  im  Art.  12  bezeichneten 
Gliedern  der  Familie  des  Verstorbenen  auszuzahlen. 

12)  Pensionen  werden  den  Gliedern  der  Familie  im  Massstabe  nach- 
fol^rpnder  Quoten  dos  Jahresgehaltes  des  verstorbenen  Arbeiters  (Art.  IC)) 
entrichtet :  a)  der  Witwe  zu  Ys  Lebenszeit,  b)  den  ELindem  beider 
Oeschlechter,  ehelichen,  legitimierten,  adoptierten  und  unehelichen,  ebenso 
Zöglingen  und  Pflegekindean  (Standesgesetz,  Art.  570,  Anmerkung)  bis 
zum  Alter  von  15  Jahren  je  '/^  wfthrend  Lebens  eines  der  Eltern 
nnd  ' vater-  nml  mutterlosen  Waisen;  c)  Ver%vandten  im  ersten  nnf- 
steigeiiden  Grade  auf  Lebenszeit  je  '/^  und  d)  Brüdern  und  8chweHteru, 
falls  sie  vater-  und  mutterlose  Waisen  sind,  bis  zur  Erreichung  ihres 
16.  Lebensjahres  je  Ve-  unter  b  und  d  dieses  Artikels  aufgefohrten 
Personen,  aber  ebenso  uuehelichen  Kindern  werden  nadi  dem  Tode  ihres 
Vaters  nTtr  dann  P.  iisionen  gezahlt,  wenn  diese  Personen  dem  Ver- 
«torbenen  zur  Last  tiolrn. 

13)  Bei  Wiederverheiratung  der  Witwe  (All.  12  No.  a)  verringert 
sieh  die  ihr  zukommende  lebenslängliche  Pension  zu  einmaliger  Zahlung 
einer  Summe  im  dreifachen  Betrage  der  .{fthrlichen  Witwenpensions- 
beträge. 

14)  Kinder,  Zöglin<^e  Tind  J'ileirekindoi-  (Arf.  12  No.  b),  erhalten 
beim  Tode  beider  Eltern  unter  den  Umständen  der  AiClkel  1  und  11 
den  Gesamtbetrag  der  ihnen  beim  Tode  jedes  Eltemteiles  zukommenden 
Pensionen. 

15)  Der  Gesamtbetrag  der  allen  in  Art.  12  erwähnten  Familien- 
mitglieilei  n  des  verstorbenen  Arbeiters  zukommenden  Pensionen  soll  nicht 
•/j  seines  Jahresgehaltes  (Art.  IG)  übersteigen.  Uebei-steigt  die  Gesamt- 
summe diesen  Betrag,  so  haben  die  in  No.  a  und  b  des  Art.  12  erwähnten 
^exBonen  Anspruch  auf  vorzugsweise  Befriedigung  in  voUem  Umfange, 
wfthrend  den  in  No.  c  und  d  des  Art.  12  erwähnten  Verwandten  nur  der 
Rest  verbleibt)  falls  ein  solcher  vorhanden,  mit  Verteilung  unter  sie  zu 
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gleichen  Teilen.  Uebereteigt  die  obengenannte  Grenze  die  Peneionssumme^ 

die  nur  den  in  ^o.  a  nn<]  h  dos  Art.  12  jCfPnannten  P<*rsonen  /nkornMit, 
so  werden  dioi?»-  J'<  ii.sioneii  cntäpiecUend  gekürzt.  Eiae  VerÄnderuug  im 
Bestände  der  Familie  des  Verstorbenen,  ausgenommen  den  Fall  nach- 
geborener  ehelicher  Kinder,  int  kein  Grund  nur  Ablnderung  der  schon  för 
die  Familien;^'! ie  ler  festgesetzten  Pensionshöhe. 

H!)  Der  Jahresgehalt  des  Beschädigten  bestimmt  sich  in  folgeti  ior 
Weise :  a)  die  Sninrae,  <iic  wirklich  vom  Verstorbenen  wfthrend  dos  Jem 
Tage  des  Uutaiies  vorangelieuden  Jahres  erworben  wurde,  unter  Al»iug 
des  Wertes  von  Materialien  und  Listrumenten,  falls  solche  dem  Ve^ 
atorbenen  gemäss  den  Arbeits  Vertragsbedingungen  auf  Rechnung  bjs 
erarbeiteten  Lohnes  verabfolgt  wurden,  wird  verteilt  auf  ilic  Zald  Tage, 
die  in  diesem  Jahre  vom  Beschädigten  arbeitend  verbiacht  wurde,  falls 
er  aber  in  der  Unternehmung  weniger  als  ein  Jahr  beschäftigt  war,  dann 
auf  die  Zahl  Tage  der  entspredienden  kürzeren  Arbeitsseit,  ood  b)  der 
in  der  Weise  der  No.  a  erhaltene  dnrchsdlinittliche  Tagelohn  bei  den 
das  ganze  Jahr  arbeitenden  Unternehmungen  mit  260  multipliziert,  bei 
nicht  das  gansre  Jahr  arlieitenden  mit  der  Zahl  der  Arbeitstage  der  bei 
ihnen  gewöhnlichen  Aibeitsperiode,  hier  aber  unter  Erhöhung  um  einen 
Betrag,  berechnet  durcli  Multiplikation  des  mittleren  Tagelohnes  einefi 
gewöhnlichen  Arbeiters  (Art.  18)  mit  der  Differena  zwischen  260  und  den 
gewöhnlichen  Arbeitstagen  einer  solchen  Untemelunung.  Erhielt  der  Be- 
sch?ldi;.'re  Xaturallöhnung,  dann  wird  zu  der  nach  No.  a  und  b  le- 
reclmeten  Sunmie  für  Quartier  20  Proz.  dieser  .Summe  und  für  Lebens- 
mittel u.  s.  w.  der  wirkliche  Beuag  dieser  hinzugerechnet.  Die  80 
berechnete  Jahresgehaltssumme  des  Besdbadigten  soll  nicht  niedriger  sein 
als  der  Betrag  der  mittleren  Tageslöhnung  eines  gewöhnlicdien  Arbeiters 
(Art  IH)  mal  260. 

17)  Wird  bewiesen,  dass  der  gewohnlifhe  Jahresgehalt  de;<  Beschä- 
digten den  ausgerechneten  Jahresbetiag  übersteigt  (Art.  16),  so  ist  er 
bis  zu  diesem  Betrage  zu  erhöhen.  Erhielt  er  in  der  Unternehmung  gar 
keinen  Lohn,  dann  w  ird  der  Jahresgehalt  nach  Höhe  des  mittleren  Tage- 
lohnes  eines  gewöhnlichen  Arbeiters  (Art.  18)  mal  260  bestimmt. 

18)  Der  mittlere  Tageslohn  gewöhnlicher  Arbeiter  in  gewerblichen 
Unteraehmungen,  wie  er  in  den  Art.  9,  16  imd  17  erwähnt  ist,  wird  nach 
den  örtlichen  Daten  für  je  8  Jahre,  getrennt  für  beide  Geschlechter  und 
&cr  3  Altersgruppen  (Unmflndige  von  12->i6  Jahren,  Heranwachsende 
von  16 — 17  Jahren  und  über  17  Jahre  alte  Erwachsene),  durch  die  Be- 
hörden für  Fabrik-  und  Berg^verksanii'elefxenlieiten  (jder  die  Berinverks- 
behördeii  bestimmt  und  zu  allgemeiner  Iveuntniö  gebracht  in  den  tätlichen 
E.egierung.s-,  Provinzial-  oder  Polizeiblättern.  Bezeichneten  Behörden 
steht  es  zu,  diesen  Lohn  unter  Rücksicht  auf  örtliche  Bedingungen  ent« 
weder  für  das  ;^anze  G-ebiet  der  Regierung  (Pk-ovinz)  oder  Atr  einzelne 
Kreise  imd  Indüsti-iozentren  zu  Ijestimmen. 

19)  Bei  gegenseitige!  Kinwilli^jnng  der  Paiteien  k<i)inen  die  Pensionen 
für  die  Beschädigten  wie  uuih  iiir  die  Glieder  iiarer  Familien  erseut 
werden  durch  einmalige  Zahlungen  auf  folgender  Basis:  a)  die  JahrsS' 
pensifmszahlungen  Besrliiidigter  und  ihrer  Glieder  (Art.  12  No.  a  and  c) 
w^erden  mit  10  nnili iidiziert  ,  wobei  fiii  beschädigte  T^nmflndfirr  und 
Heranwachsende  mit  d'u  Pensionen  begonnen  wird,  die  ihnen  nach  Er- 
reichung des  Alters  erwachsener  Arbeiter  (Art.  9)  zugekommen  wären; 
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b)  PenBionanlilimgan  für  Pereonen  des  Art.  12  No.  b  und  d  werden  auf 

die  Zahl  von  Jahren  erhöht,  bei  deren  Ablauf  sie  hätten  ausbezahlt  werden 

irfipsen.  docli  nicht  höher  als  anf  10.  imJ  c'i  nllc  bis  zur  Einigung  über 
einmalige  Lohuznlilung  in  Rechnung  gebracht mi  l'busionen,  zusammen  je- 
doch nicht  mehr  als  '/^  der  gemäss  No.  a  und  b  dieses  Artikel«  angesetzten 
Summenf  werden  von  letzteren  abgerechnet. 

20)  Ueber  jeden  unter  die  Wirkung  dieser  Eegeln  fallenden  Un- 
tull  bcriflit^'t  der  Leiter  drr  Uiitcinchmnng  oder  ihr  Besitzer  nnvorziiirlich 
der  nächsten  PrJi/fibfhörde  und  i^ibt  zugleich  in  der  durch  die  (>ber- 
behördo  für  l'abrik-  und  Bergworksangelegenheiten  festgesetzten  Fonn 
dem  Kustttndigen  Fabrildttspektor  oder  Kreisingenieur  davon  Kenntnis. 
Die  Bcschidjgten  kikwen  die  Benachrichtigung  der  Polizei  und  des  Fabrik- 
inspektnrs  oder  Kn  isiiin^enieurs  in  jedem  Falle  von  Körperverletzung  ver- 
langen, mag  er  n  ir  !i  nidit  unter  die  Wirkung  gegenwärtiger  Regeln  fallen. 

21)  iSofort  nacii  Empfang  der  in  Art.  20  bestimmten  Benachrichtigung 
nimmt  die  Polizei  am  Orte  des  Vorfalles  ein  Protokoll  auf,  indem  sie 
dasu  den  Leiter  der  Untemehmong  oder  ihren  Besitzer,  den  Besch&digten 
(soweit  er  erscheinen  kann) ,  einen  Arzt  oder,  bei  Unmöglichkeit  so- 
fortigea  Erprlipinenr«  d*»sselben,  einen  Feldschrrnr,  die  Atiirfnj^rn^rpn  Af^s 
Vorfalles  aus  den  Aibeiteni  und  wenn  möglich  eiiien  in  der  Arbeit,  bei 
der  der  Unfall  vorfiel,  unbeteiligten  Sachkundigen  vorladet.  Abwesenheit 
irgend  eines  der  Genannten  hindert  die  Aufnahme  des  Protokolles  nicht. 

22)  Im  Protokoll  (  Art  21)  werden  Teimerkt :  a)  Ort  und  Zeit  des 
Vorfalles,    b)   Namen   der  Bpschftdigten   und   Art  ihrer  BescliafTi^^niiir, 

c)  Namen    der   Zeugen    des    Vortalles    mit   Vermerk    ihres  Wohnortes, 

d)  Namen  des  Eigentümers  der  Unternehmung,  e)  Beschreibung  der  Ver- 
umstftndnngen  des  Unfalles,  bei  Ortsbeaichtigung  auch  mit  Zeugenaussagen, 
f)  Art  der  Körperverletzung  und  g)  tli.  in  Art  24  aufgeAlhrten  Notisen, 
falls  bei  Aufnalime  des  Protokolles  ein  Aizt  zugegen  ist. 

23'i  Das  Protokoll  wird  nacli  VorleKuug  im  Beisein  aller  bei  der 
Au&ahme  anwesenden  Personen  {Art.  21)  von  ihnen  unterzeichnet;  bei 
Schreibnxikundigen  unterzeichnen  die  von  ihnen  hierzu  BevollmAchtigten. 

24)  Ist  das  Piotokoll  ohne  Mitwii'kting  eines  Arztes  aufgenommen, 
SD  fordern  binnen  höchstens  4  Tagen  nach  seiner  Aufnahrae,  im  Falle  des 
Tode?  eines  Arbeiters  aber  sofort,  der  Leiter  drr  Untoi-nolimung  oder  ihr 
Eigentümer  einen  Arzt  zu  medizinischer  Untersuchung  auf.  In  das  ärztliche 
Zeugnis  betreffs  der  Körperverletzung  sind  aufzunehmen:  a)  Besdirei» 
btmg  der  Körperheschftdignng  und  des  Oestuidheitszustandes  des  Be- 
schädigten und  b)  Gutachten  Ober  möglichen  Verlust  der  Arbeitst^Jlhigkeit 
in  Zukunft.  Bei  Zeugnissen,  die  den  To  i  des  Bpsrhridit^ten  beglaubigen, 
ist  ein  Gutachten  tiarüber  aufzunehmen,  ub  er  si<  h  aus  dem  Unfall  ergab. 

25)  Aus  dem  Protokoll  (Art.  22)  und  dem  medizinischen  Zeugnisse 
(Art.  24)  werden  Kopien  in  2  Exemplaren  ausgezogen,  von  denen  das 
eine  dem  Leiter  der  Unternehmung  oder  ihrem  Eigentümer,  das  andere 
dem  Beschädigten   "'der  einem  seiner  FiimiÜ^nmitglieder  zugestellt  wird, 

20)  Wiedererlangung  der  Arbeitstüli:::keir  Art.  <;),  dauernder 
Verlust  derselben  ^Artt.  G  und  7)  und  der  UraU  dei-  .Miudenrng  (Art.  7), 
Heilung  der  Körperverletsung  und  seinenseitigc  Beendigung  der  Heilung 
werden  ebenso  wie  Abhängigkeit  des  Todes  des  Beschädigten  (Artt.  11 
und  24)  vom  Unfälle  <lui(]i  juediziiiiM-Le  Zeugnisse  bewiesen. 

27)  Auf  Verlangen  jeder  der  Parteien  können  medizinische  Zeugnisse 


Digitized  by  Google 


-   658  - 


(Art.  2<;)  auch  zum  Zwecke  des  Beweises  zeitlichen  Verlustes  der  Arbeits- 
faiii<::keit  oder  zur  Begntachtun;?  des  wahrscheinlichen  Grades  des  dauflini- 
den  Verlustes  der  Arbeitsfähigkeit  abgegeben  werden. 

28)  Jede  der  Parteien  hat  das  Hecht,  zur  AussteUung  der  in  den 
Artikeln  24,  26  tmd  27  erwähnten  irstlicheii  Zeugnisse  den  Sjreis-,  8ted(> 

oder  Poli/,oiarzf  iiufzuf  ■nlerii. 

2!»  !  In  allen  Fällen  dos  Todes  und  der  Körper1)e>(  hädigung  Art.  1) 
wird  III  oinem  besonderen  Buclie  ein  Bericht  autfieuomnien  mit  Vermerk 
über  Ertiiliung  der  Verbindlichkeiten  betreffs  Entschädigung  der  Be- 
sehftdigten  nnd  ihrer  Fsmilienglieder.  Bei  diesem  Buoh  werden  alle 
erforderlichen  Dokumente ,  darunter  Originalprotokolle  und  medizinische 
Zeugnis.se  (Art.  22,  24  und  25)  aufbewahrt.  Bezeichnetes  Buch  wird  in 
der  von  der  Oberbehörde  für  Fabrik-  und  Borgworksangelegenheiten  fe.st- 
gesetzten  Form  geführt  und  auf  Verlangen  dem  zuständigen  Fabrik- 
inspektor  oder  Ereisingenienr  vorgeseigt.  ha  Falle  der  ScUieesong  dar 
Unteraehmang  wird  das  Buoh  mit  allen  dabei  verwahrten  Dokumenten 
dem  zustandigen  Fabrikinspektor  oder  Kreisingenieur  übersendet. 

.-V»,  Der  Leiter  der  Unternehmung  oder  ilir  Eigentümer  werden  bei 
Nichtertnllung  der  Verpflichtungen  der  Artikel  20,  24  und  29,  bei  unregel- 
mä.ssiger  Führung  des  in  Art.  29  genannten  Buches,  ebenso  bei  Nicht- 
mitteilung  der  in  den  Artikeln  46  und  47  geforderten  Meldungen  an  den 
Fabrikinspektor  «■der  Kreisingenieur  auf  Verfügung  der  Behörde  ftr 
Fabrik-  uimI  Bergwerksangelogenhoiten  oder  derer  für  Bersrworksangelegen- 
lieiton  einer  CTcldsti-afc  von  2") — ^l(H)  RnVjel  unterzogen,  unter  Kajiitalisie- 
rung  dieser  Geldstrafen  nach  Art.  155^  der  Verordnung  über  die  Gewerbe 
(von  1895)  nnd  Art.  786  des  Berggesetses  (von  1902). 

31)  Den  beschfld igten  Arbeitern  und  ihren  Familiengliedern  (Art.  Ii 
bleibt  überlassen,  mit  dem  T.eifor  der  T^nternohraung  sich  liber  Art  luid 
Mass  der  ihnen  zukommenden  Entschädigung  zu  verständigen.  Diese  wird 
schriftlich  abgefasst,  von  beiden  Parteien  oder  den  dazu  Bevollmächtigteo 
unterschrieben  und  vom  zuständigen  Fabrikinsp^tor  oder  Kreiaingeniear 
bezeugt,  der  bei  der  Bescheinigong  die  Vereinbarung  ablehnt,  wenn  er 
darin  eine  offensichtliche  und  wesentliche  Verletzung  gegenwartiger 
llegohi  .\rt.  84)  erkennt.  Die  bescheinigte  Abrede  gilt  gleich  einer 
friedensrichterlicheu  Vereinbarung.  Die  Originalbescheinigung  bleibt  beim 
Falnikinsp^tor  oder  Kreisingenienr,  den  Parteien  aber  werden  von  den 
bestellten  Amtspersonen  beglaubigte  Kopien  anegehftndigt 

32)  Wenn  eine  gütliche  Einigung  der  Parteien  in  der  in  Art.  81 
vorgesehenen  Form  nicht  erfolgte,  bleibt  jeder  derselben  überlassen,  münd- 
lich oder  schriftlich  sich  an  den  zuständigen  Fabrikinspektor  oder  Kreis- 
ingenieur zu  wenden  behufs  Belehrung  der  Parteien  über  ilire  Rechte  und 
Pflichten  gemäss  gegenwärtigen  Regeln  und  den  ümstftaden  des  Falle«. 

SB)  Den  Falii  ikins|M'ktoren  imd  Kreisingenieuren  .steht  in  den  FaUsd 
der  Artikel  'A\  und  .'{2  das  Recht  /n.  alle  erforderlichen  Notizen  zu  sammeln, 
ihre  Vurzeitrung  von  den  Parteien  zu  tordein  und  im  Falle  des  ßedarl? 
einen  Bezirks-,  Stadt-  oder  Polizeiarzt  zur  medizinischen  Untersuchung 
des  Beschädigten  einzuladen. 

34  Wenn  bei  der  Prüfung  der  Hache  durch  den  Fabrikinspekr-  r  oder 
Kreisi,  igenieur  ein  \'erLrleich  der  Parteien  zu  stände  kommt,  so  wird  er  in  der 
^\  eise  des  Art.  l)ogliiubigt ;  entgegengesetzten  Falles,  wie  au(di  bei  .Ableh- 
nung der  Bescheinigung  der  vorgezeigten  Abrede,  errichten  die  bezeichneten 
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Amtspersonen  einen  Akt,  worin  sie  vermerken  a)  die  Zeit  der  Anzeige  dee 
Gesuches  der  Parteien ;  b)  Zeit,  Ort  and  Detul  des  Unfalles;  c)  ob  der  Tod 

vom  Unfall  abhing  oder  die  Art  der  Körperverletzung  und  den  bekannten 
Grad  des  Verlustes  der  Arbeitsf^hif^kcit  f'Art.^f?):  d";  die  Fordornnf^  einer 
Entschädigung  der  Partei  und  das  Angebot  de«  Eigentümers  der  Unter- 
nehmung and  e)  auf  Ghrond  gegenwärtiger  Regeln  und  der  Umst&nde  des 
Talles  Folgerungen  betreffs  des  Beohtee  der  yerletsten  Partei  auf  Ent^ 
Schädigung  nod  deren  Ausmass.  Den  Parteien  werden  Kopien  dee  Aktes, 
beglaubigt  von  den  bestellten  Amtspersonen,  ausgehändigt. 

35)  Zur  Abschliessuii^'  der  in  Art.  31  nur]  '?4  bezeichneten  Abreden, 
wie  auch  der  genchtiicheu  Anhäagigmachuug  der  Sache,  werden  für 
Minderjährige  bei  Abwesenheit  ihrer  Eltern,  Vonnltnder  oder  Kuratoren 
vom  Orte  der  Unternehmung  durch  den  zustiinfligen  Landeschef,  Stadt- 
ri<lirer  oder  Friedensrichter,  in  den  [irilnischen  Distrikten  auch  den  Ge- 
meintlerichter.  besendere  Vormünder  filr  den  betiolienflcii  Fall  bestellt. 
Dem  J^'abrikinspektor  oder  Kreisiugenieur  steht  es  nach  eigenem  Ermessen 
sa,  auf  Gesach  eines  Minderjährigen  oder  Anfinge  des  sustftndigen  Landee- 
chefs  oder  Bicbters  diesen  letzteren  mitsnteilen,  wem  etwa  provisorisohe 
Pflichten  von  Vormündern  oder  Kuratoren  in  den  in  diesem  Artikel  er- 
wähnten Fällen  anferlefjt  werden  könnten. 

3ü)  Zui"  Einreichung  von  Klagen  auf  Festsetzung  einer  Entschädigung 
wird  dem  Beschädigten  eine  sweijährige  Frist  vom  Uniall  au,  den  Gliedern 
der  Familie  eines  Verstorbenen  von  seinem  Tode  an  gewährt. 

37)  Der  Lauf  der  Vei-jährangsfrist  für  Einreichung  von  Klagen  auf 
FestsetTTiiTie:  einer  Entschädigun<r  ^\rt.  '^fi^  ruht  vom  Tafje  der  Eingabe 
einer  der  Parteien  an  den  Fabrikinnpektor  oder  Kreisingeuieur  (Art.  32) 
bis  zum  Tilge  der  Auslieferung  der  Kopien  «lea  in  Art.  34  genannten 
Aktes  an  eine  gerichtliche  Entschädigong  verlangende  Partei. 

38)  Tritt  der  Eigentümer  der  Unternehmimg  mit  dem  Beschildifrten 
»^der  d^.n  GliedtM-n  der  Familie  <Ies  verstorbenen  .\rbeiters  mündlicli  nder 
Schrift  Hell,  aber  nicht  in  der  in  Art.  81  bezoichueten  bescheinigten  Foi  la 
in  Unterhandlung  über  Entschädigung  oder  Leistung  von  Existenzmittel n, 
dann  nimmt  diese  Unterhandlung  weder  dem  Beschädigten  noch  den 
Gliedern  der  FamOte  des  verstorbenen  Arbeiters  das  Becht,  EntsdiBdigung 
aof  Grund  gegenwärtiger  Kesseln  zu  fordern. 

39)  Ent.schadigiinjrsforderiin<^en  werden  f\n  den  Eigentümer  der  Unter- 
nehmung gerichtet.  V  om  Ermessen  des  Klägers  hängt  es  ab,  dieselben 
xa  stellen  am  Orte,  wo  der  Unfall  sidi  ereignete  oder  am  Wohnorte  des 
Beklagten  oder  der  Lage  seines  Kontors  oder  Leitung  der  Unternehmung. 

Gerichtlich  gestellte  Anträge  berauben  des  Rechtes  auf  Emjjfang 
der  Oericlitsa^tslafren  nnd  PrnzoHsentschädiguntr  vom  Rr-kla^^f  ■  n :  wenn 
das  gerichtiich  gesielito  Gesuch  nicht  vorläutig  dem  Fabrikinspektor  oder 
Bö'eisingenieur  entsprechend  Art.  32  mitgeteilt  wird  oder  man  Gesuche 
stellt,  ohne  den  Empfang  des  Aktes  (Art.  34)  durch  die  bestellten  Amts- 
personen abzuwarten  nnd  b)  im  Falle  gerichtlicher  Anerk-  imung  einer 
nirht  helleren  Summe,  als  der  Beklagte  bei  der  Verhandlung  der  8ache 
vor  den  besrellten  Amt^sipersonen  f  Art.  H4  d)  anbot. 

41)  Absthluss  von  Vereinbarungen  mit  Bevollmächtigten  Uber  ihre 
Entschadi^ing  fdr  FHhrung  des  Prozesses  bei  Gesuchen  auf  Grund  gegen- 
wärtiger Regeln  in  einem  die  gesetzliche  Taxe  übersteigenden  Masse 
(G.V.G.  Art.  396)  ist  verboten  und  solche  Abreden,  ebenso  Schuldscheine, 
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die  auf  «ne  die  Taxe  ttbersteigwide  E^ntsdiftdigunggsimnne  anetgcstellt 
sind,  werden  für  ungültig  erachtet. 

•12)  T"^ntcrstiify.nTifren  (Ai-t.  6)  \vei<Ion  in  den  für  die  Zalilnui:  Ipr 
Arbeit«l<'bnf  der  Arheifcr  in  der  Uiiterneliinnii^^  be;*tiimnten  Tenmuen 
ausgezahlt.  Die»  Termine  der  Pensionszahlung  au  die  Beschädigten  selbst 
wie  auch  an  die  Olieder  ihrer  Familien  (Art.  7  und  12)  werden  dvrdi 
^'(<icii)baning  der  Parteien  bestimmt,  in  Ecmangelnng  einer  eelchen  iImt 
für  jeden  Monat  voraus  entrichtet. 

43)  Auf  Gennch  der  zu  einer  EntHcliiuHirujiij:  beiechtigten  Personen 
ist  der  Eigenttimcr  der  Unteruelimuug  verptlichtet,  auf  ilue  Kechnung  die 
ihnen  noch  zukommenden  Zahlungen  an  eine  im  Gesuch  angeAlhrte  AdrMM 
in  den  bestimmten  Tei-minen  (Art.  42)  zn  übermachen.  Die  eine  Bat» 
Schädigung  Beziehenden  sind  verpfiichtet,  zweimal  im  Jahre,  im  Januar 
und  im  Juli,  dem  Eij^eutümer  der  Unternehmung  oder  einem  Direktor 
eine  Beglaubigung  darüber,  daäs  sie  noch  leben,  zu  übermitteln  ^  bei 
Zeugnissen  Ton  Witwen  ist  feiner  aufzunehmen,  dass  aie  nicht  sidi  wieder 
verheirateten.  Solche  Zengniase  werden  von  der  Polisei,  d«a  Landhaupt- 
leuten  oder  entsprechenden  Amtspersonen,  auch  den  Amtageriehten  oder 
entsprerh  enden  Knr]iorationen  erteilt.  Vor  Vorweisnnpr  bezeichneter 
Zeugnisse  ist  dei  Eigen tinner  der  Unternehmung  berechtigt,  die  Zahlung 
des  Betrages  zurückzuhalten. 

44)  Ein  in  Zahlung  der  Entsch&dignng  8ftumig«r  Eigentlimw  einer 
Unternehmung  ist  verpflichtet,  ftir  verstrichene  Teimine  einen  Znechnss  lu 
znlili'ii  im  Betrage  von  1  Proz.  im  Monat  von  der  Stnniiie  der  vei-jjfinmT'^u 
Zahlung;,  wobei  Teile  eine^  Mmiatt  s  als  volle  Monate  gerechnet  werden, 
iut  lulle  einer  mehr  als  (i-monatlicheu  Verspätung  aber  die  regelmässige 
Leistung  seiner  Zahlungen  nach  Vorschrift  des  Art.  46  sichensusteilen. 

45)  Nach  Verfluss  von  dre  i  Jahren  vcan  Tage  der  ursprünglichen  Be- 
stimmiiTiir  der  Pension  oder  Ablehrnnir  derselben  ist  jede  der  Parteien 
berechtigt,  eine  medizinische  Tuntel  snelnniir  des  Besclikdf«rten  7.n  fordeni 
zur  Feststellung  der  Arbeitsiähigkeit  zum  Zweck  der  Abänderung  einer 
vereinbarten  oder  gerichtlidi  zuerkannten  Pension,  auch  der  Ablehnung 
gemäss  neuentdeckten  Umst&nden.  Abänderung  des  Masses  erfolgter  ein- 
maliger Zahlungen  (Art.  10)  ist  unzulässig. 

4(i)  Im  Falle  freiwilliger  Schlie.'jsung  der  Unternehmung  ist  der 
Eigentümer  verptiichtet,  die  regelmässige  Leistung  seiner  Zahlungen  für 
Entschädigung  besohftdigt«'  Arbeiter  und  ihrer  FamiliengUeder  vermittelst 
Versicherung  der  diesen  Zahlungen  entsprechenden  Beträge  in  einer  der 
in  Russland  bestehenden  Ver>-icherungeanstalten  oder  Einrichtun^nn  sicher- 
'/nstellen  oder  vermitlel>t  Einzahlung  von  Kapitalien  bei  einer  doi-  Keichs- 
kreditanstalten  in  zin-strageudeu  lieichs-  oder  regieruuiisseitig  garanrieiten 
Papieren  die  bezeichneten  Zahlungen  sicherzustelleu.  Aus  dem  ein- 
gezahlten Kapitale  und  den  Zinsen  werden  die  bezeichneten  Posten  vor- 
weg vor  anderen  Schulden  des  Eigentümers  der  Unternehmungen  befriedigt. 
Die  Wahl  einer  der  L'cnnnnten  Methoden  hflnc^^  vom  Ermessen  d'  -  Eiijen- 
tüiiiers  der  Unternehmung  ab.  Von  Schliessung  der  Lintenielnntmg  und 
Erfüllung  der  oben  ei'wähnteu  Verptlichtungen  hat  der  Eigentümer  dem 
zustandigen  Fabrikinspektor  oder  Kreisingenieur  zn  berichten.  Nach  dem 
£nde  der  Zuldungsterraiue  wird  das  bei  der  zweiten  der  i:enauiiteii  Ver- 
pir-hrrnn^r'^meThoden  eingezahlte  Kapital,  wenn  zur  Entrichtung  der 
ZaMuugen  nur  die  Zinsen  desselben  vorausbestinunt  wai'en,  oder  der  Best 
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dieses  Kapitals,  wenn  daro  audi  das  Kapital  selbst  ▼orausbestimnit  war^ 
aber  irgendwie  sieht  voll  gebraucht  wurde,  dem  Deponenten  oder  seinen 

Rechtsnachfolgern  zurück«  !  statt  et. 

47)  Beim  Uebergange  der  Unternehmung  nach  Erbrecht  aul  Erben 
des  Eigentümers  gehen  auch  seine  Verpflichtungen  hinsichilich  £ut- 
sdi&digung  beschädigter  Arbeiter  und  seiner  Familieuglieder  über.  Bei 
freiwilliger  VerftuHsenni^'^  dei-  Unternehmung  können  diese  Verpflichtungen 
bei  seiner  in  schriltlicher  Form  ausgesprochenen  Einwilligung  dem  neuen 
Besitzer  auferlegt  werden.  Meldnnfr  vom  T^cbergange  der  l'uteruehmung, 
ebenso  Kopie  des  Aktes  der  Einwilligung,  wenn  solche  nachilolgte,  sind 
vom  neuen  Eigentttmer  dem  sust&ndigmi  Fabrikinspektor  oder  Kreis- 
ingenieur sttzustellen.  Mangels  Einwilligung  in  üebertragung  erwfthnter 
Verpflichtungen  auf  den  neuen  Eigentümer  hat  der  frühere  Eigentümer 
bei  soIrbeiT!  T^ebcrgange  der  T'nternehmung  die  Personen  sioher/nst eilen, 
denen  ein  Amecht  auf  Entschädigung  von  soinei-  8tJite  zusteht,  in  der 
Form  des  Art.  46,  und  über  Erfüllung  dieser  Pflicht  dem  zuständigen 
Fabrikinspektor  oder  Kreisingenieur  zu  berichten. 

48)  Bei  Zahlungsunfähigkeit  und  ebenso  in  anderen  FftUen  einer 
Zwangsliquid atinn   der  Uiitei  iielimnng    oder  ihres  r»f7\  iit liehen  Verkaufes 
haben  die  die  Liijuiilation  oder  den  Verkauf  betreibenden  Anstalten  nnd 
Personen  vom  Kjgbutümer  der  Unternehmung  und  den  zastüiidigen  i'abrik- 
inspektoren  oder  Kreisingenieuren  Zeugnisse  su  fordern  über  die  dem 
Eigentümer  rücksichtlich  Entschädigung  von  Arbeiten!  oder  ihrer  Familien- 
mitglieder    obliegenden    Verpflichtungen    gemäss   gegenwärtigen    Re^:*  In. 
In  solchen  Zeii^nissen,  die  sich  auf  Pensionen  beziehen,  sind  die  genannten 
Amtspersonen  verpflichtet,  die  Summen  festzusetzen,  die  zur  Versicherung 
der  den  Pensionen  entsprechenden  Beträge  notwendig  sind.    Von  ent- 
schftdigungsberechtigten  Personen  werden  Anmeldungen  über  die  ihnen 
zukommenden   Summen   entgegengenommen ,    doch   hindert  Unterlassung 
einer  solchen  Anmeldung  nitlit   Anordnnniren   Vjehufs  yicbfrstellung  und 
Versicherung  der  Verpflichtung  des  Eigentümers  der  Unternehmung,  wenn 
hierüber  von  diesem  selbst  oder  von  dem  Fabiikinspektor  oder  Krers> 
Ingenieur  Mitteilung  einging. 

4y)  Aus  dem  Erlöse  in  den  Fällen  des  Art.  48  wird  zur  Versicherung 
der  den  beschädigten  Arbeitern  oder  ihren  Familiengliedern  ziikommenden 
PcTisioiieu  eine  Summe  verwendet,  die  nach  Erme.^sen  des  Fabrikinspekroi  s 
oder  Kreisingonieurs  für  Versicherung  der  entsprechenden  Pensiousbeträge 
notwendig  ist  oder  bei  Unxulängh'chkeit  des  Erlöses  die  Summe,  welche 
bei  Rechnimg  der  Sicherstellung  erwähnter  Pensionen  auf  Versicherung 
von  Ansprüchen  gerechnet  wird,  die  gesetzlich  einen  Vorzug  vor  jenen 
Pensionen  gemessen. 

ÖO)  Ueber  die  Höhe  der  Summen,  die  aus  den  nach  Alt.  48  erlösten 
Geldern  auf  Rechnung  der  Sicherstellung  von  Pensionen  beschädigter 
Arbeiter  und  ihrer  Faruilienglieder  entfallen,  wird  dem  Fabrikinspektor 
oder  Kreisinfrenieur  berichti't.  Pieso  Amtspersonen  sind  verpflichtet,  nach 
Empfang^  genannter  Zeugnisse  der  Anstalt  oder  der  die  Liquidation  oder 
den  Verkauf  der  Unternehmung  leitenden  Person  die  in  Kussland  be- 
stehenden VersicherungsgeseUschaften  oder  Anstalten  zu  bezeichnen,  denen 
die  erw&lmten  Summen  zur  Sicherstellung  der  regelmässigen  Leistung  der 
Pensionen  gegeben  werden  sollten  oder  im  Fall  ihrer  I'n/ulilnglichkeit 
zur  Sicherstellung  entsprechend  geringerer  Beträge  mit  Einwilligung  der 
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Pensionsbexieher.  AUe  übrigen  den  beschädigten  Arbeitern  und  ihren 
Fatiiiliongliedem  sukommenden  Summen ,  ausser   den  an  Versidienuig»- 

gesellschaften  und  Auatalten  abgegebenen,  werden  ihnen  ausbezahlt. 

51)  VArstehende  Regeln  (Art.  1 — 50)  sind  auch  anwendbar  auf 
Eutscbädigung  von  Angestellten,  die  beim  Arbeitsbetxiebe  zugegen  sein 
mflasen  (Techniker,  Werkmeister,  Vorsteher  einer  Untemehmong  n.  s.  w.), 
wenn  sie  einen  Jahresgehalt  von  nicht  mehr  als  1500  Rnbeln  beraehen. 
In  dieses  Gehalt  werden  auch  Anteile  am  Gewinn  der  Unternehmniig  ein» 
gerechnet .  wonii  oine  solche  Rr  toiliirung  vorlag  und  den  Charakter  einer 
ErgÄnzuiigsentschädigung  zum  Gehalt  trug. 

62)  Eigentümer  der  Unternehmungen,  die  die  Arbeiter  und  An- 
gestellten gegen  die  Folgen  von  UnftUen  in  rassischen  Versichenuigs- 
gesellschaften  und  Anstalten  versichern  auf  nicht  minder  die  Be> 
«seil !l*l listen  und  ihre  Faim'lionglieder  günstige  Bedinj^unirfn  hin,  als  sie  in 
gegenwärtigen  Regeln  vorgesehen  sind,  sind  frei  von  den  ihnen  nach 
letzteren  aulerliegendeu  Verpflichtungen.  Diese  Verpflichtungen  geben 
solchenfalls  auf  die  g^annten  Gesellschaften  nnd  Anstalten  ttber,  an 
welche  auch  EntBchädigungsfordemngen  (Art.  39)  gerichtet  werden. 

53)  Anf  (Irund  gegenwärtiger  Re^^eln  festgesetzte  Pensionen. 
Unterst  iir/nn;icii  nn  l  sonstige  Zahlungen  krnnioii  niclit  auf  Konijjlottieruug 
von  Krön-  oder  J^rivatforderungon  verwendet  werden,  die  gegen  ent- 
sdittdigte  Arbeiter  oder  Angestellte  oder  ihre  FaraiHen  bestelMn.  Dm 
Recht  auf  Entschädigung  kann  nicht  verpfikndet|  verftussert  oder  irgendwie 
abgetreten  werden. 

XV.  Su^de.  Schweden. 

1.  K.  M.  nädiga  kungörelse  om  den  tid,  da  lagen  den  5  Juli 
1901  angftende  ers&ttning  ftfr  skada tili f(Jljd  af  olyoksfall 
i  arbete  skall  träda  i  kraft.    Svensk  fbrfattnings-eamUng,  1902, 

No.  64. 

Königl.  Erlass  vom  13.  Juni  1902,  der  das  Datum  des  Inkraft- 
tretens des  Gesetzes  vom  5.  JuU  1901  über  die  Entsohadigung  bei 
ArbeitsnnlSIlen  feststellt. 

Das  obengenannte  Gesets  tritt  am  1.  Januar  190&  in  Kraft. 

2.  E.  M.  n&diga  kungörelse  med  nftrmare  föreskrifter 
rOrande  s&dan  anm&lan,  s  in  omförmäles  i  12  iij  af  lagen 
ivngfiende  ersilttning  für  skada  tili  följd  af  ol}  <  ksfall  i  ar- 
bete den  5.  Juli  IfHM.    Svensk  förlattninrr--srimHnfr.  1HÜ2,  No.  136. 

Eönigl.  Eriass  vom  3L  Dezember  1902,  betr.  die  durch.  §  12  des 
Oesetses  über  die  BntsoUdigung  bei  ArbeitsnnfUlen  Tom  6^  Juli  1001 
▼orgeBelieiie  Xrldftnug. 

XVI.  Suisse.  Schweiz. 

a)  Bund. 

VoUaiehungsverordnung  in  Bezug  auf  Telegraphen^  und  Telephon- 
dienst  nun  Bnndesgeseta  betr.  die  Arbeitaselt  beim  Betrieb  der  Smo- 
bahnen  und  andecer  VeriEdbraanstalten.   (Vom  10.  November  1903.) 

T)('i  schwoi/eiische  Bundesrat,  in  Vollziehung  des  Bundesgesetzes  be- 
treüeud  die  Arbeitszeit  beim  Betriebe  der  Eisenbahnen  und  anderer 
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Verkebrsanstalteii,  vom  19.  Dezember  1902;  in  AnwMiduiig  von  Art.  14 
dieses  Gesetses;  auf  Antrag  seines  PoBt-  und  Sliaenbahndeparteinents, 

beschliesst : 

Art.  1.  Die  BeHtiiuxnuügeu  der  Artt.  2 — 7  des  obeu^enannteu  Bundes- 
gesetases  vom  19.  Dezember  1902  finden  auf  folgende  Beamte  und  Ange- 
etellte  der  Telegraphenverwaltung  Anwendung: 

a)  die  Beamten  nnd  Angestellten  der  Tdegraphenbureanx  I.  Erlasse 
und  die  Telophünistiiinen  der  Tolojjhouzentralstationen  I.  Klasse; 

h)  die  Beamten  und  Angestellten  der  Teleg:a]^henl»ureinix  II.  Klasse 
und  die  Telephon  istinnen  der  ZentralBtationen  II.  Klat^se;  auf  die  Ange- 
gteJlten  aber  nur,  sofern  sie  von  der  Verwaltung  bezahlt  sind; 

c)  die  Aspiranten; 

d)  die  w&brend  mindestens  14  Ta^^en  nntinterbroohen  im  Dienste 
stehenden  provi<?nri3chen  Oehilfen  und  die  Stellvertreter  der  biervor  be- 
zeichneten Beamten,  Ange^tellteu  und  Telephonistinnen. 

Ai-t.  2.   Nicht  unter  das  Bundesgesetz  vom  19.  Dezember  19ü2  fallen  : 

a)  die  Beamten,  Angestellten  und  Arbeiter  der  Zentralverwaltnng ; 

b)  die  Beamten  der  Kreisinapektionen ; 

0!  die  den  KrGi^^ lnspektionen  permanent  zugeteilten  subalternen  Be- 
amten und  iXn^'estellten ; 

d)  die  Verwaltuugäbeamteu,  Gehilieu  und  Bediensteten  der  Telephon- 
netze I.  Klasse; 

e)  diejenigen  Beamten  und  Angestellten,  welche  nicht  mit  doi  Yer- 

pflichfiirjr:;,  dli«  Arbeitszeit  aus^^clillc-^slich  nder  vorwiegend  für  (ien  Tele- 
graplien-  bezw.  Telephondiens't  zu  verwenden,   angestellt  sind,  uümlich : 

aa)  die  Beamten  und  Gehilfen  der  Telegraphen bureaux  III.  Klasse 
und  der  Telephonzentralstationen  IH.  Klasse; 

bb)  die  Angestellten  der  Telegraphenbureaux  II.  Klasse,  die  nicht 
von  der  Ven^altung  bezahlt  werden; 

f)  die  Lehrlinge; 

g)  die  provisorischen  Gehill'en  aller  Ai-t,  bei  welchen  die  in  Art.  1 
Ut.  d  ausgesprochene  Bedingung  nicht  zutrifft; 

h)  die  Tel^^phen-  und  Telephonarbeiter. 

Art.  3.  In  der  Regel  soll  die  wirkliche  Arbeitszeit  (Art.  2  des  Ge- 
setzes) nicht  über  10,  die  Dauer  der  Dienstbereitschaft,  d.  h.  die  Zeit 
vom  Beginne  bis  zum  Schlusbe  einer  Tagesdiensttour  (Ai-t.  4  des  Gesetzes) 
nicht  über  15  und  die  ununterbrochene  Kuhezeit  (Art.  3  des  Gesetzes) 
nidit  unter  9  Stunden  per  Tag  betragen. 

Vorbehalten  bleiben  die  durch  den  Nachtdienst  bedingten  Ab- 
weichungen. 

Die  Dienstzeit  von  1 1  T^lir  abends  hi^  4  Uhr  mcuyeiis  wird  auf  den 
Bureaux  mit  permanentem  Ltieuht  gemäsa  Art.  5  des  Gesetzes  mit  25  Proz. 
Zuschlag  beredmet. 

Art.  4.  Von  den  Buhetagen  im  Sinne  von  Art.  6  und  7  des  Ge- 
setzes sollen  mindestens  17  auf  Sonntan-e  fallen. 

Die  nacli  Abzug:  der  Freisrunifa^'o  verbleibenden  Ruhetii<:o  sind  in 
Form  eines  Jahresurlaubes  zu  gewähren,  welcher  in  der  Kegel  in  eine 
Frühjahre-  und  eine  Spiirjahrdtlüfte  geteilt  wird. 

Die  Kuhetage  der  dem  Gesetze  unterstehenden  definitiven  Beamten 
und  Angestellten  werden  jeweilen  für  das  ganze  folgende  Jahr  zum  voraus 
festgesetzt. 
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Al^'&hrlidi  hat  ein  Wechsel  in  der  Reihenfolge  der  Urlaube  etatt- 
mifinden. 

Begründeten  Gesuchen  des  Personals  um  Verlegung  bereits  fesl^ 
seteter  Riihpta!]^e  ist  nacli  MfifTlichkcit  zu  entsprerli^ii 

Die  Ruhetage  des  provisorisch  verwendeten  t^ciijonals  (Aäpiranteu, 
Gehilfen,  Beservetelephonistinnen,  provisorische  Aoslftufer)  sind,  da  sie  in 
der  Regel  nicht  zum  vorans  festgesetzt  werden  können,  von  den  Barean- 
vorständen,  unter  tunli<'hster  Berücksichtigung  oiiierseits  der  gesetzlichen 
Vorfchriften,  andererseits  der  dienstlichen  V*Mli;iltTÜs5?e,  einzeln  oder  in 
}^<M  iöii  zu  gewahren  und  nachher  im  monatüchen  8ituationaetat  der  Tele- 
graphendirektion zur  Kountuis  zu  bringeu.  Dabei  gilt  der  Grundsau, 
dass  bei  mindestens  14-tagiger  ununterbrochener  Verwendung  ftir  je  6  aaf- 
eman'l«  rf(dgende  Arbeitstage  ein  Ruhetag  zu  gewähren  ist. 

Al  t,  5.  Für  die  dem  Gesetze  nnterstellten  Beamten  und  Angestellten 
(inkl.  Telephonistinnon ,.  die  das  10.  Dieustjahr  zurückgelegt  haben,  wird 
gemäss  Art.  7  Alinea  '6  des  Gesetzes  die  Gesamtzahl  der  jährUchen 
Ruhetage  von  &2  auf  60,  somit  nm  8  erhöht. 

Fällt  die  Vollendung  des  10.  Dienstjahres  in  die  Zeit  vom  1.  Janaar 
bis  81.  März,  so  wird  fiir  das  betreffende  Jahr  der  Znschuss  von  8  Bohe* 
tagen  unverkürzt  gewährt. 

Bei  späterem  Eintritt  der  Aaspruchsberechtigung  sollen  von  dieseu 
Zeitpunkte  an  bis  xnm  Jahresschlüsse  für  jedes  Quartal  2  Zoschnssnihe- 
tage  bewiUigt  werden,  wobei  der  Bruchteil  eines  Quartals  för  ein  ganses 
Quartal  zählt. 

Art.  6.  Die  Zulil  der  zu  heArillifrrindpn  Rnhetafre  soll  im  übrigen  der 
Zeit  entsprechen,  während  welcher  ein  Beamter  im  betreffenden  Jahre 
wirklich  im  Dienste  steht. 

Das  volle  Betreffnis  von  52  bezw.  60  Tagen  kann  daher  nur  Bs» 
amten  und  Angestellten  gewfthrt  werden,  welche  keine  längeren  Dienst- 
absenTifin  aufzuweisen  haben. 

Bei  Dienstaussetzungen  infolge  von  Militärdienst,  Krankheit  oder 
ausserordentlicher  Beurlaubung  wird  für  jede  Woche  ein  Ruhetag  ge« 
Strichen. 

Art.  7.  Jeweilen  auf  den  1.  Dezember  haben  sämtliche  Telegraphen- 
Tind  Telephon V>nreaux  T.  und  Tl.  Kla'^se  der  Telegraphendirektion  3og:e- 
iiannto  Ropartitionspläne  (Beilage  A)  einzureichen,  auf  welchen  die  Frei- 
sonntage und  Ruhetage  ihres  definitiv  angestellten  Personals,  soweit  es 
dem  Gesetze  untersteht,  für  das  ganse  nftchste  Jahr  an^esetst  sind. 

Art.  8.  In  den  Telegraphen-  und  Telephonbureau.x  I.  und  II.  Klasss 
sind  Stiinden]ilrine  anzuschlagen,  ati«;  ^^elchen  fiir  jeden  Tair  die  Dienst- 
tour, Ruhozoit  und  Dauer  der  Dienstbereitschait  eines  Beamten  oder  Au- 
gestellten ersichtlich  ist  (Beilage  B). 

Art.  9.  Bei  zahlreicheren  Erankheits-  oder  sonstigen  AbsentsOt 
sowie  bei  vorübergehender,  ungewöhnlicher  Verkehrssteigerung  haben  <Ji» 
Vorstände  dei-  Telegraphen-  und  Telephonbureaux  das  Recht,  die  Ge- 
wSlhrnnir  von  Rtdiefafren  zti  rers-chiobon  und  n^itio•onfalls  ?!tip]tlomentsdien.st 
anzuordiiöu.  Bei  ausserordentlichen  politischen  Bewegungen  oder  öffent- 
lichen Unglücksfilllen  (Aufstände,  Feuersbrttnste,  Ueberschwemmnngen)  ist 
ihnen  die  Befugnis  gegeben,  das  gesamte  Personal  oder  einen  Teil  des- 
selben SU  jeder  beliebigen  Zeit  ohne  besondere  Vergütung  för  den  DieoBt 
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in  Ansprudi  so  nehmen,  unter  sofortiger  Mitteilung  an  die  Telegraphen- 

inapektion  bezw.  Telegraphoudirektion. 

Dom  Ban«ie=:rnt  bleibt  es  überdies  vorbehalten,  auf  <lfii  Antrag  der 
Telegra)ihenver\valriin:_'  ausnahmsweise  Anordnungen  zu  tretren.  wo  die 
Notwendigkeit  derselben  von  der  genauiiteii  Verwaltung  nachgewiesen  wird. 

Art.  10.  Zar  Erleichterung  der  Kontrolle  hat  jeder  dem  Gesetze 
onteretelHe  Beamte  und  Angestellte  ein  Tagebuch  (Beilage  0)  und  ein 
Ruhetagsverzeichnis   Beilui^^e  D)  zu  führen. 

Art.  11.  In  das  Tagebuch  sind  die  Abweichungen  von  den  Gesetzes- 
bestimmungen hinsichtlich  der  täglichen  Dienst-  und  Ruhezeiten  einzu- 
tragen, und  zwar  soweit  als  mtfgUch  mit  Angabe  der  Gründe.  In  das 
Bruhetagsverzeichnis  sind  alle  wirklich  genossenen  Ruhetage  sn  notieren, 
wobei  etwaige  Unregelmftssigkeiten  in  der  Rubrik  „Bemerkungen"  erw&hnt 
werden  sollen. 

Art.  12.  Auf  der  ersten  Seite  des  Tagebuches  und  Huhetagsver- 
zeichnisses  sind  Name,  dienätliche  Stellung  und  Ort  der  Anstellung  des 
Inhabers  vonsumerken. 

Art.  13.  Dem  Post-  und  Eisonbahndepartement  sind  auf  Verlangen 
snwnhl  SttuKlen-  und  RepartihoüsplJlnfi.  als  auch  die  in  den  Händen  des 
Personals  betindlichen  Tagebücher  und  Kuhetagsverzeichnisse  zur  Einsicht- 
nahme einzusenden,  und  es  soll  überdies  den  Kontrollorganen  des  Departe- 
mentS|  welche  sich  als  solche  ausweisen,  jedenseit  gestattet  sein,  von  den- 
selben direkte  Einsidif  zu  nehmen. 

Art.  14.  Das  Post-  und  Eisenbahndepartemont  ist  beauftragt ,  die 
notwendigen  rullierou  Au.sfiihrungsbestimmungeu  zu  erlassen. 

Art.  15.  Vorstehende  Vollziehungsverordnung  ersetzt  diejenige  vom 
28.  April  1893  (A.  6.  n.  F.  XIII,  375)  sowie  die  Verordnung  betreffend 
die  Urlaube  der  Beamten  und  Bediensteten  der  Telegraphenverwaltung 
vom  21.  Juli  ISfü  (Telegraphenamtsblatt  von  1891,  Seite  S21)  und  tritt 
auf  1.  Januar  1904  in  Exaft. 

h)  Kantone. 

1.  Kanton  Basel-Stadt 

G-rosHrfltflbeschlass,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  über  das  öflfent- 
li<die  Arbeitsnaohweisbureaa  vom  10.  März  1882.    Vom  12.  Nov.  1903. 

Der  Grosse  Rat  des  Kantons  Basel-Stadt  beschliesst: 

§  4  des  Gcsetaes  vom  10.  Mftrs  1892,  betr.  das  öffentliche  Arbeits- 
nachweisbureau,  erhält  folgende  Fassimg: 

§  4.  Die  VemVhtnnjjen  def  .Anstalt  fjeschelien  fnr  die  im  Ksinton 
wohnhaften  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  unent  «zoltlii  h,  lur  die  ausser- 
halb des  Kantons  wohnenden  gegen  mässige  Gebühren.  Der  Regierunga- 
rat  kann  jedoch  auf  Antrag  der  Kommission  die  GebtthrenfreUieit  auf 
weitere  Kreise  ausdehnen. 

2.  Kanton  Aargan. 

Gesets,  betr.  den  Schulz  der  Arbeiterinnen.  Vom  26.  Mai  1903. 
Der  Grosse  Rat  des  Kantons  Aargan  beschliesst: 

§  1.  Dieses  Ghesetz  findet  Anwendung  auf  alle  dem  eidgenössischen 
Fabrikgesetz  nicht  unterstellten  gewerblichen  Betriebe,  in  denen  eine  oder 
mehrere  weibliche  Personen  gegen  Lohn  oder  sonstige  Entschädigung  oder 
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zur  Erlernung  eines  Beriifea  firbeiteii,  auch  wesm  sie  Kost  und  Logis  in 
Haune  des  Arbeitgebers  haben. 

Atig;L'cnf-mmrri  von  dieser  Bestimmung  sind  weibliche  Persooeo,  die 
im  laudwirtbcliuidiclien  Betriebe  beäcbilftigt  tdud. 

In  Bezug  auf  die  weiblidien  Angestellten  der  Wirtschaften  nnd  Ladeo* 
geschftfte,  soweit  letsstere  nidit  zu  gewerblicbeii  Arbeiten,  sondern  nur  m 
Bedienung  der  Käufer  verwendet  werden,  gelten  nor  die  §§  9,  13  Aba  3, 
14  bis  und  mit  17. 

§  2.  Mädcheu  im  schulpflichtigen  Alter  dtirfen  weder  als  Arbeitei  imien 
noch  als  Lehrtüchter  angestellt  werden. 

§  3.  Die  Kustftndige  Begierungedirektion  filhrt  Uber  alle  diesem  (h- 
setse  unterstellten  Betriebe  ein  Verzeichnis. 

Ein  gleiches  VcrzeicliTiis  führen  die  Begirkaftmter  Uber  die  in  ihram 
Bezirke  befindlichen  TJefriebe. 

Die  Gewerbeiuhaber  sind  verpflichtet,  dem  Gemeinderate  zu  iiauden 
des  Besdrksamtes  nnd  der  betreffenden  Begierungsdirektion  von  dem  Be- 
stebeii  ihrer  Betriebe  Kenntnis  zu  geben. 

Wpnn  über  dio  l'nterstellung  Zweifel  obwaltet,  entsclieidet  <i;e 
zuständige  Kegierun^'sdirektion.  Gegen  deren  Verfügungen  ist  der  Eekan> 
an  den  Kegierungsrat  zulässig. 

§  4.  Fttr  die  nach  §  1  unter  das  Geseti  fallenden  weibb'chen  Per* 
sonen  soll  die  Dauer  der  regelm&ssigen  Arbeitszeit  nidkt  mehr 
11  Stunden,  an  den  Vorabenden  von  Sonn-  und  gebotenen  Teiertagen 
nicht  mehr  al'?  10  Stunden  betragen.  Sofern  die  eidgcnössisclio  Geset2- 
gebung  den  ll-stilndigen  Arbeitstag  herabsetzt,  gUt  die  Bestimmung  vom 
Zeitpunkt  ihrer  Inkrafttretuug  au  auch  fbr  dieses  Arbeiterinnenschutzgeaets. 

Diese  Arbeitszeit  muss  in  die  Stunden  von  6  Uhr  morgras  bis  8  Uhr 
abends  verlegt  werden. 

üm  die  Mitte  der  Arbeitezeit  hat  eine  Pause  von  mindestens  1  Stande 
eiiizuireten. 

Weibliche  Personen,  die  ein  Hauswesen  zu  besorgen  haben,  sind  je- 
weOen  Vf  Stunde  vor  der  Mittagspause  und  an  Vorabenden  von  Sonn- 
und  Feiertagen  um  4  Uhr  zu  entlassen. 

T^Tihepanson  dürfen  mn  der  Arbeitszeit  nur  insoweit  abgererhiK^t 
werden,  nh  den  Arbeiterinnen  gestattet  ist,  während  derselben  die  Ar- 
beits! äume  zu  vei  lassen. 

Unterrichtsstunden  sind  im  Maximalarbeitstage  inbegrilfen  und  es  darf 
hierfür  kein  Lohnabzug  gemadlt  werden. 

Die  Arbeit  an  Sonn-  und  gesetzlichen  Feiertarcen  ist  nntersat;!. 

Es  ist  verboten,  den  eigenen  oder  anderen  unter  (iieseni  Üeset/e  siehen- 
den Arbeiterinnen  über  die  gesetzliche  Aibeitszeit  hinaus  Arbeiten  uach 
Hanse  zu  geben. 

Hochschwangeren  Personen  ist  es  gestattet,  jederzeit,  auf  blosse  An- 
meldung hin,  die  Arbeit  einzustellen.  Ihr  Wiedereintritt  in  die  Arbeit 
nach  ertolgtcr  Niederkunft  ist  an  den  Nachweis  geknüpft,  dass  seit  der- 
selben wenigstens  6  Wochen  veißossen  sind. 

§  5.  Vorübergehende  Verlängerung  der  Arbeitsseit  ttber  die  in  §  4 
festgesetzte  Dauer,  im  Maximum  2  Stunden  and  bis  spfttestens  10  Ükr 
abends,  kann  ausnahmsweise  durch  das  Bezirksamt,  in  ganz  drinrrf'nfleD 
Fallen  und  ffir  einen  Tai^  audi  dnidi  den  Gemeindebeamten,  unter  ÄB' 
zeige  an  das  Bezirksamt,  bewilligt  werden. 
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Fttr  Arbeitsvdrlftngerung  von  mehr  als  2  Wochen  ist  die  Bewilligung 
der  zuständigen  Begierungsdirektion  erforderlich. 

Alle  diesbezüglichen  Gesuche  sind  ausführlich  zu  be-rrfinden. 

Die  Paner  der  gesamten  Arbeitezeit\ erliiugerung  darf'  •^i'  h  für  den- 
selben Betrieb  innerhalb  12  Monaten  nicht  auf  mehr  als  2  Monate  aua- 
dehnen. 

§  6.  Die  Bewilligimg  yon  Ueberaeitarbeit  setst  die  Zustimmung  der 
daflir  In  Aussicht  <ronr>Tnnieneii  Penoneu  voraus  und  ist  im  Arbeitslokal 

öffentlich  anzuschlagen. 

§  7.  Madchen  unter  Ib  Jahren  und  Schwangere  äind  von  jeder 
Uebenteitarbeit  ausgescblossen. 

§  8.  Der  Stondenlobn  für  die  Uebeneitarbeit  soll  den  gewöhnlichen 
Stundenlohn  um  mindestens  übersteigen. 

§  9.  Die  ersten  2  Wochen  von  der  Anstellung  an  gelten  als  Probe- 
zeit in  dem  Sinne,  dass  bis  zum  Ablauf  dieser  Probezeit  jedem  Teile  irei- 
steht,  das  Arbeitsverh&ltnis  unter  Einhaltung  einer  mindestens  3-tägigen 
Kflndigungsfnst  au&QlOsen. 

Wo  nicht  durch  schriftliche  Uebereinkunit  etwas  anderes  bestimmt 
ist,  kann  das  Dionstverhaltnis  /wiHchen  dem  Arbeitgeber  und  der  Ar- 
beiterin durch  eine  jedem  Teilt»  freistehende,  mindestens  14  Tage  vorher 
erklärte  Kündigung,  die  jedoch  jeweilen  am  Zahltage  oder  an  einem 
Samstage  xu  erfolgen  hat,  aufgelöst  werden. 

Innerhalb  dieser  Zeit  darf  das  Verhältnis  von  dem  Arbeitgeber  oder 
von  der  Arbeiterin  nur  atis  ■vviehfigen  Oriindcii  i'Art.  348  des  Oblig.Tiechts'), 
über  deren  Vorhandensein  nötigenfalls  der  Richter  entscheidet,  gelöst 
werden, 

§  10.   Bei  Anstellung  von  LehrtOchtern  ist  in  allen  F&llen  ein 

schriftlicher  Lehrvertrag  abzusch Hessen,  der  Bestimmungen  enthalten  soll 
über  das  Lehrfach,  die  Lehrzeit,  das  Leln^'^eld,  die  Zulässigkeit  anderer 
nicht  zum  Beruf  gehörender  Arbeiten,  über  die  beiden  Teilen  zukommen- 
den Entschädigungen  bei  vorzeitiger  Auflösung  eines  Lehrvertrages  und 
endlich  die  Bedingungen,  unter  denen  eine  einseitige  Aufhebung  des  Ver- 
trages sulSssig  ist 

§  11.  Wenn  es  der  Umfang  oder  die  Xatur  des  betr.  Gewerbos 
rechtfertigen,  können  die  unter  dieses  Gesetz  fallenden  Gewerbeinhaber 
angehalten  werden,  über  die  Aibeitszeit,  die  Bedingungen  des  Ein-  und 
Austrittes  und  die  Avsbenhlung  des  Lölkes  eine  Arbeitsordnung  zu  er* 
lassen  und  im  Arbeitslokal  an  sichtbarer  Stelle  ansuschlagen. 

Die  Arbeitsordnungen  unterliegen  der  G^enehmigung  der  zuständigen 
Regierangsdirektion.  Im  Falle  Yon  Anstanden  entscheidet  der  Be- 
gieruugsrat. 

§  12.  Der  Lohn  ist  mindestens  alle  14  Tage  in  gesetzlichen  Mönsj- 
Sorten  bar  aussubesahlen. 

Der  Zahltag  soll  nicht  auf  den  Samstag  oder  Sonntag  verlegt  werden. 

LohnabzfifTf  für  Miete,  T?einignnjr.  Heizung  oder  "Releuclif mig  dos 
Lokales,  sowie  liir  Miete  und  Abnutzung  der  Werkzeuge  sind  untersagt. 
Arbeitsmaterial  daif  nicht  höher  als  zum  Selbstkostenpreise  verrechnet 
werden. 

Lohn  darf  nur  bei  vorausgegangener  gegenseitiger  Vereinbarung  imd 
höelistens  bis  a^if  die  Hrilfte  des  durchschnittlichen  Wochenlohnes  zurück- 
behalten werden  (Decompte,  Standgeld). 

Arb«itencbaU.  ilQ 
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Ebenso  ist  das  ZurUckbelialteu  von  Lokn  zu  VenichAniiigszweckeii 

nur  bei  gegenseitigem  Einverständnis  zulässig. 

Den  Versichettan  ist  vom  Iniialt  der  Versicherungeverdrftge  Kenntnis 

zu  geben. 

Eine  Herabsetzung  des  Lohnes  ist  der  Arbeiterin  so  rechtzeitig  an- 
2xa»igfsif  dass  es  ihr  möglich  ist^  die  Stelle  za  kündigen  (§  9),  ohne  von 
der  Herabsetzung  betroffen  su  werden. 

BnsHPü  (Ifirfen  keine  ausgesprochen  werden,  dagegen  haftet  die  Ar- 
beiterin für  den  dem  Geschäfte  sowohl  absichtlich  als  durch  grobe  Pflichi- 
vernachlässigung  zugefügten  Schaden  unvi  kann  iu  beiden  Fällen  sofort 
entlassen  werdra. 

Im  Bestreitnngsfalle  entscheidet  der  Richter. 

§  13.  Jeder  Arbeiterin  ist  bei  ihrem  Aastritt  auf  Verlangen  ein 
Zeugnis  Uber  Art  und  Daufr  df>r  Brsrhäftigung  ansznstelleti .  dieses 
Zciicnis  ist  :ini'  Verlangen  der  Arbeiterin  auch  auf  ihre  Aufführung  und 
Leistungen  auszudehnen. 

Den  Arbeitgebern  ist  untersagt,  die  Zeugnisse  mit  Merkmalen  tu 
versehen,  welche  den  Zweck  haben,  die  Arbeiterin  in  einer  aus  dem 
Wortlaute  des  ZeuirniRses  niclit  ersichtlichen  Meinung  zu  kennzeichnen. 

Ist  die  Arbeiterin  minderjährig,  so  kann  das  Zeugnis  vom  Vater  oder 
Vormund  geif)rdert  und  ihm  behäadigt  werden. 

Auf  Gutheissen  der  Vollziehnngsbeliörde  hin  kann  die  Anshindigimg 
gegen  den  Willen  des  Vaters  oder  Vormundes  an  die  Arbeiterin  direkt 
erfolgen. 

§  14.  Die  Räumlichkeiten,  in  welchen  die  Arboiteriinien  bcsc  liäf*igt 
sind,  sollen  geräumig,  .hell,  trocken,  gut  gelüftet,  genügend  erwärmt  tni-i 
überhaupt  derart  beschaffen  sein,  dass  die  Gesundheit  der  darin  bescbäi- 
tigten  Personen  nicht  beeintrft<^tigt  wird.' 

Ebenso  sind  in  den  grösseren  Betrieben  alle  erfahrungsgendtos  und 
nach  dem  jeweiligen  Stand  der  Technik  gebotenen  Schutzmittel  ar.zn- 
wendon,  durch  wolche  knrperlir-hnn  Verletzungen  und  anderen  8ch&digang6a 
der  Gesundheit  vorgebeugt  werden  kann. 

Die  Arbeitgeber  sind  verpflichtet,  auch  Über  die  guten  Sitten  und 
den  Öffentlichen  Anstand  unter  den  Arbeiterinnen  zu  wachen. 

Den  mit  dem  Vollsug  und  der  Uf^berwachung  des  Gesetzes  beauf- 
traget en  Ol  nranen  ist  auf  Verlangen  jederzeit  der  Eintritt  in  die  Arbeit»- 
räume  zu  gestatten. 

§  15.  Die  weiblichen  Augestellten  in  Ladengeschäften  können  zur 
Bedienung  der  Kunden  in  der  oifenen  Ge.schäft^%eit  ohne  Beschränkoog 
verwendet  werden,  unter  der  Bedingung,  dass  ihnen,  ausser  den  regel- 
mässigen Pausen  für  die  Mahlzeiten,  im  Laufe  des  Tages  eine  Stunde 
Kuhe^icit  und  endlich  eine  ununterbrochene  Nachtruhe  von  mindestens 
10  Stunden  zu  teil  wei  len. 

^•  Sofern  es  die  Arbeit  muglioh  macht,  soll  den  Ladentöchtern  Gelegen- 
heit zum  Sitzen  geboten  werden. 

'i}  §  16.  Die  fQr  den  Betrieb  von  Wirtschaften  und  Gasth&usem  not- 
wendigen Bediensteten  können,  soweit  es  ziup  Bedienung  der  Gäste  nötig 
ist,  abends  bis  rwv  Pnli/ei^tnnde  und  bei  Freintlchten  auch  iil)ei  dieselbe 
liinaus  beschäftigt,  weiilen.  Doch  i.«t  ihnen  in  allen  Fällen  eine  ununter- 
brochene Nachtruhe  von  8  Stunden  zu  gestatten. 
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Hftddhen  unter  18  Jahren,  die  nicht  zur  Familie  des  Wirtes  gehören, 
dlirfen  nidht  cor  stBndigeii  Bedienung  verwendet  werden. 

§  17.   WeiUidken  Angestellten  in  Ladengesch&ften  und  Wirtschaften 

soll  mindestens  im  Mnnatc  ein  Sonntafj  freigegeben  nnd  ausserdem  noch 
an  einem  iSountai^e  der  JJosiuli  dos  Gottesdienstes  unuöglichf  werden. 
Für  die  anderen  Sonntage,  an  denen  bie  mit  Rücksicht  auf  den  Geschäftü- 
betrieb  den  ganzen  Tag  tfttig  sein  müssen,  ist  ihnen  w&hrend  d«r  Wodie 
je  */s  '^^^  freizugeben. 

Füi-  Kuranstalten  \md  iilmliche  Botriebe  können  währeiirl  der  Sommor- 
mouate  von  der  zuständigen  liegierungsdirektiou  Auäuahmeu  gestattet 
werden. 

§  18.    Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetses 

8  II  !  ^l^  'i  die  Gerichte  mit  Bussen  von  6 — 2Q0  frcB,  su  belegen.  Im 
Wiederliolui]g8 falle  darf  das  Gericht  ausser  einer  angemessenen  Geldbnsse 
Gef^ugniä  bis  auf  2  M-mate  verhangen. 

§  lü.  Vereinbarungen,  welche  dem  Gesetze  zuwiderlaufen,  sind  un- 
gültig und  ziehen  die  Bestrafung  der  Betwligten  gemites  §  18  hievor 
nach  sich. 

§  20.  Dieses  Gesetz  ist  in  allen  Gewerben  und  Qesohftften,  attf 
welche  dasselbe  Anwendung  findet,  öffentlich  an/uschlaijen. 

§  21.  Der  Regierungsrat  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes 
beanfb^t.  Die  Durchführung  desselben  wird  unter  Zuhilfenahme  der 
kantonalen  Organe  der  Fabrikpoliaei  derjoiigen  Begierungsdirektion  Über» 
toagen,  welcher  das  Gewerbewesen  unterstellt  ist. 


iL  Parlamentarische  Arbeiten,  welche  den 
Arbeiterschutz  betreffen'). 

I.  France.  Frankreich. 

74.  Arbeitsdauer  (7). 

Sitzmif^  der  Deputiertenkammer  vom  2^».  Oktn|,rr  llifi3.  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfes  de.s  Abg.  Oongy,  betr.  die  Abänderun;^'  des  Art.  2 
des  Gesetzes  vom  30.  März  lÜCX),  Uber  die  Arbeitsdaucr  in  industriellen 
Betrieben  (Doc.  pari.  No.  1226).  Ueberweisung  an  die  Arbeitskommission. 

75.  Arbeitslosenunterstützung. 

Sitzong  der  Deputiertenkammer  vom  30.  Oktober  1903.  Vorlage 

eines  Gesetzentwurfes  der  Abgg.  Louis  Martin  und  Ferrer.s,  betr.  die 

Er 'tliiTiii:,':  eines  Kredite«  ftlr  <ias  Ministerium  des  Innern  im  Betrage  von 
lUMMK)  Frs.  zum  Zwecke  der  Unterstiitznn;^^  der  arbeitslosen  Hütten-  und 
Werftarbeiter  in  8eyne  (Var)  (Doc.  pari.  iSo.  1253).  Ueberweiüung  au 
die  Bnd^etkommission. 

76.  Arbeitsnachweis  (10). 

Sitaung  der  Deputiertenkammer  vom  29.  Oktober  1903.   Bericht  des 


1)  IM«  r«elito  Tom  alphalMtiiscbea  Schlagwort  in  (  )  angegebenen  Ziffern  weisen  auf 
die  lorHaafnidcn  Kommeni  hin,  unter  veldien  in  den  ToraogcbeMlai  Heften  des  tfixtUt/Ünn** 
über  denadben  GegenstMid  berichtet  wofden  ist. 

38* 
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Abg.  Ghambon  Uber  den  vom  Senate  angenommenen  (^eaetxentworf,  betr. 
den  Arbeitsnachweie  für  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  aller  Berufe  (Doc. 
pari.  üo.  1248). 

77.  Bl  eiweisB  Verwendung  (13,  52,  65). 

8enats8itzung  vom  22.  Oktober  1903.  Vorlage  des  von  der  Depii*i>rten- 
kamiuoi  angeuommeneTi  Grspfzentwurfes,  betr.  die  Verwendung  von  Biei- 
verbiiiihui^^en  bei  AIalorai-t>eileii. 

7H.  Oewerbegerichte  (16,  48,  63). 

Senatssitzimg  vom  27.  und  29.  Oktober  1903.  Erste  Lesung  de» 
yon  der  Depntiertenkammer  angenommenen  Oesetsentwnrfes ,  betr.  die 
Gewerbegericbte. 

79.  G ewerkscbaften,  Unterstützung  der  — . 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  30.  Oktober  1903.  Vorlage  eine« 
Gesotzfntwiirfo??  dm  Ab*r.  Vcbcr,  botr.  die  Eröffnung  eines  ansserop'ieTit- 
lichen  Kredites  im  Betrage  von  200 CMX)  Frs.  ßir  das  Minißtenum  lür 
Handel  und  Gewerbe  znm  Zwecke  der  Unterstütanng  der  Gewerkscbafieo 
nnd  der  Arbeiter-ProdnktiygenosBensobaften,  die  an  der  Aosstellung  tob 
St.  Louis  teiknnebmen  beabsichtigen.  Ueb^rweisimg  an  die  Bndget- 
kommission. 

II.  Suisse.  Schweiz. 

Bund. 

23.  Arbeitszeit  bei  Nebenbahnen. 

Eingabe  botr.  Arbeitszeit  bei  den  IS'ebenbahncn.  Bericht  des  Bundes- 
rates vom  30.  Oktober  1903  über  die  Eingabe  der  Arbeitenmion  schweüe- 
riacher  Transportanstalten,  betr.  die  Arbeits-  und  Knbeaeiten  bei  den  Neben- 
bahnen.   (Bnndesblatt  IV,  602.) 

24.  Dienstyerh&ltnis. 

8itzung  des  Nationalrates  vom  27.  Oktober  IdOB,  Motion  des  Hern 

NE.  Bnistlein: 

Dei-  Bundesrat  wird  eingeladen,  die  Frage  der  gesetzlichen  Begeluug 
des  Dienstverhältnisses  der  Beamten,  Angestellten  und  Arbeiter  des  Bundes 
zu  prfifen  und  darüber  Beridit  sn  erstatten. 

Dabei  sollte  insbesondere  die  Schaffung  von  Garantien  gegen  die 
willkürliche,  ungerechtfertigte  Entlassung  oder  NichtWiederwahl  ins  Auge 
gefasst  werden. 


III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 
ausgehenden  KongressbeschlQsse  und  Eingaben 

betr.  den  Arbeiterschutz. 

I.  Allgemeiner  Arbeiterschnte. 

1,  Resolution  der  intematinnalen  Konfereni  katliol.  Soziologen. 

2,  Kc.sohitionen  de?^  intt  rnatinnalen  KnngresRes  der  T>adenangesteiiteB> 

3,  Resolutionen  de.s  1,  deutschen  Arbeiterkongressos. 
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4.  BesoltttioneD  des  Gesamtparteitages  der  Osterreicbisehen  Sozial« 
demokratie. 

5.  Resolutionen  der  Österreich.  FrauenkonferenK. 

6.  Po>^tnlatf  'i<     Produzentenvftroins  von  Bisraya. 

7.  Kesolutii'nei)  des  ])riti.scheü  Handelskammerkongresäes. 
II.  Beruflicher  Arbeiterschutz. 

1.  Textilinduatrie. 

Itesoltttion  des  Kongresses  der  F^d&ratton  chr^tieiine  des  ouvriers 
du  teztile, 

2.  Beherbergung  und  Erquickung. 
Resolation  des  lU.  bayerischen  Frauentages. 

L  AUgememer  Arbeiterschats. 

1.  Besolntion  dar  am  20.— 22.  Oktober  1903  in  Freiburg  i.  Ue.  abge- 
haltenen  internationalen  Konferenz  k  a  t  Ii  o  I  i  s  ch  e  r  S  o  z  i  o  1  n  cren. 

Die  in  Freiburg  versammelten  katholisclien  Soziolo<4en,  treu  dem  Pro- 
gramm der  alten  Freiburger  Union,  welche  die  Notwendigkeit  einer  inter- 
nationalen Arbeitersclmtzgesetzgebiiag  betonte,  sprechen  den  Wnnsdi  aus, 
dass  iTi  jedem  Lande  die  Katholiken  sich  zu  einer  eifrigen  Ftt>pagMida 
vereinii:en  zur  Unterstützung  der  von  der  internationalen  Vereinif:;ung  filr 
gesetzlichen  Arbeiterschutz  ergritFenen  initiative  für  Veranstaltung  einer 
internationalen  Konferenz.  Sie  würden  es  mit  Freuden  begrüssen,  wenn 
der  schweizeriaehe  Bundesrat  die  Regierungen  der  interessierten  Lftnder 
zu  einer  solchen  Konferenz  einberufen  wflrde. 

2.  Resolutionen  des  'am  19. — 22.  September  19U3  zu  Brüssel  abge- 
haltenen Internati  onalen  Kongresses  der  Ladenangestellten. 

Hinsichtlich  der  ArbeitHbedin^iinj^cn  äussert  der  Kongresti  den  Wunsch: 

da»^  d&ä  Zuläi>»>uugsalter  der  Aiigt^teliten  in  Bureaux,  Murinen  und  Unter« 
nehmnng:en,  in  denen  beruflicher,  theoretischer  und  praktischer  Unterridit  mit  Lohn- 
arbeit Hand  in  Hand  geht,  auf  !.'>  Jahre  ft'>t£;p?'etJ!t  ^erdo : 

da«6  in  Fällen,  wo  der  berutüche  L'iitcrri(  ht  in  einer  Fachschule  stattflDdet,  das 
Zolassungealter  zur  normal  bezahlten  Ar)»  it  is  Jahre  i>etragen  solle; 

dfi"«  die  Gesetz^ebtHig  der  verechiedeoeu  Lander  den  Schutz  der  Frauen  und 
Kinder  besonders  hinsichtlich  deren  Arbeitsdauer  und  Ueberzeitarbeit  berücksichtige; 

dass  überall,  wo  Männer  und  Frauen  zu  gleicher  Ar))eit  Tsnrsndet  .werden,  cur 
Grundsatz  beobachtet  werde:  für  gleiche  Arbeit  gleichen  Lohn. 

Hinsichtlich  der  Ldhne  wünscht  da*  Kongrem: 

dass  allen  Arbeitern  ein  Minimallohn  entapfodlsnd  den  normalen  Erötens- 
bedioguugen  ihrer  Umgebung  zugesichert  werde; 

daae  durch  gesetzgeberoche  Maasnahmen  die  Aunsahlung  ia  Natnnüi^,  sowie 

Absäge  und  Bussen  auf  irgend  eine  Art  beseitigt  werden ; 

unbedingte  ünantnstbarkeit  und  Unabtretbarkeit  der  Löhne; 

dass  Angestdlte  nur  in  Ffillen  absichtlicher  Schädigung  für  Schaden  verant* 
wortlich  cremacht  werden  Uhintn  und  Raaende  fttr  Zahlungqi  dear  Kunden  in  keiner 
Wei.se  eiu stehen  sollen  ; 

dass  die  Parlamente,  die  schon  Schritte  znr  Beaettignng  der  Bttaaen  uatemommen 
haben,  sich  beeilen,  diese  Angelegenheit  zu  erledisren. 

Hinsichtlich  der  Arbeitszeit  wünscht  der  Kongress: 

1}  den  aditatfindigen  Arbeitstag  für  alle  Arbeiter;  dass  diese  8  Stunden  von 
einer  odor  mehreren  Pausen  im  Gesamtbetrag  von  2  Stunden  unterbrochen  werden; 
dasö  für  Leberarbeit  über  diese  8  Stunden  doppelter  Lohn  bezahlt  werde  und  dass 
Auanahmen  für  Nachtarbeit  vom  Industrie-  und  Arbeitsbeirat  gestattet  wotdea  aoUen; 

2)  ausnahmslose»  Verbot  der  Frauen-  und  Kioder-JSachtarbeit; 

3)  AnfateUung  einea  Arbeftavertrages  swiachen  den  FSrteieo  nach  «ineni  von  dem 
Qewerbegericht  (Cwiaeil  de  prnd'hommea)  aooeptierten  Texte; 
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ii  lUe  F«8tB«tEiiiig  dnflB  wödieDtliclieD  BnhflbigM.  venu  nllfilidi  anf  dam 

Soontafi 

5)  daas  je  nadi  d«n  Erfarderniflaen  dea  Dienatea  jedem  Angeatelllcn  pro  Jalir 

ein  14-tägig'f'r  Urlaub  mit  vollem  TA)lin  gewährt  werde. 

HinsiclitUcb  der  Hygiene  äussert  der  Kongreea  den  Wunsch: 

das«  SdratsbeatfamDungen  fBr  alle  Arbeiter  beider  Geaeliledbter  und  aimtlidur 
Berufe  erlaf^Bon  werden; 

dass  aui  gesetzlichem  Wege  ArbeiterunfallTereicherungen  geachaffeu  werden,  die 
nach  der  Schwere  dea  ünÜaUa  und  den  Bedürftüeaen  der  Familie  dea  Opfefa  Etat- 
Schädigungen  vorsehen  : 

aas8  schwan^excu  i*rauen  6  Wochen  lang  die  Arbeit  verboten  werde  und  sie 
während  dieser  Zeit  anf  Kosten  dar  Gemeinden  eine  ihrem  Lohn  entapradiende  Enfe- 
achadigung  erhalten ; 

dasB  die  Entlassung  von  Frauen  wegen  Scliwaiiger»jciiaft  gwsetzlich  verboten  werde. 

Hinsichtlich  der  Entlassung  äussert  der  Kongress  den  Wunsch: 

das»  für  Arbeiter  eine  Kündigungsfrist  von  3«  für  Beiaende  and  Vertreter  von 
12  Monaten  eingeführt  und  den  Betreffenden  Zdt  zam  ßuchoi  neuer  Stellung^ 
grellen  werde; 

dass  bei  plötzlicher  Entlasaung  eine  Entschädigung  entsprecheod  einem  S-monat» 
liehen  G^lt  für  Arbeiter,  einem  12-monfttilidien  rar  Beuende  und  Vertreter  einge* 
ffthrt  werde  ; 

dass  der  Unternehmer  verpflichtet  werde,  dem  den  Belieb  verlasseiuleu  Aiun- 
stellten  ein  Zeugnis  auszustdlen,  daa  die  Dttten  dea  Eintrittaa  vndVeriaaaeDa  daa  Be> 

triebt^  feststellt,  ohne  Bemerkungen,  die  dem  AngaatellteD  beim  Anürocheo  eimr 

andern  Stellung  schaden  könnten; 

dass  auf  gesetzgeberischem  Wege  die  Lohnansprüehe  der  Arbeiter  t>ei  Liquidation, 
Bankerott,  Verkauf  oder  Todesfall  vor  allen  anderen  Verpflichtungien  geeiGhart  wardea. 
Hinsichtlich  der  Justizbehörden  wünscht  der  Koügre<iS : 

1)  die  Errichtung  eines  Gewerbegerichts  (Conseil  de  nrud'hommee)  an  Jedem  Ort, 
dn.«  ans  der  pleiehen  Anzahl  T'nterneniner  und  Arl)eitGr  ueatehen  nud  nach  dCT  Bs* 
vülkeruji^  uud  deu  Berufen  iu  bcktioucu  zerfadlcu  sulle; 

2)  dass  die  Gewerbegerichte  (Conseils  de  prud'hommes)  Kompetenz  erhalten, 
Streitigkeiten  aus  dem  Arbettavertrag  und  über  Haftpflicht  zu  oitscheiden,  alle  Strafen 
anzuwenden,  die  Gültigkeit  der  Zurockbehaltung  von  LShnen  zn  beurteilen,  üeber- 
tretungeii  der  Arbeitcrsehui/.vortiehriften  abzuurteilen,  Ent,«.chädi^ungeu  bei  .Arbcits- 
onfäUen  festzuaetsea,  alle  aus  einem  Streik  oder  einer  Axbeitsatieitigkeit  entätebeodeo 
Deülcte  und  aUe  Bkreitiffcoten  swbdien  Unternehmern  nnd  Aiheitem  «bennrteSen; 

?))  dass  die  Gewerbegericht^"  (Conseils  de  prud'honimcp'^  die  Ent  -  hi  i  lung  för 
alle  ZivUstreitigkeiten  von  einiger  Bedeutung  haben,  und  für  Forderungen  unttf 
IfiOO  Fhinken,  bia  au  weldier  Stamme  KoOTentionalatrafen  raehen  ktonen,  ab  lebte 
Instan;'  iT'-Km; 

i)  i\nnH,  falls  der  Streitfall  nicht  durch  ein  Komitee  oder  einen  KemiscbteD 
profeaaionellen  Rat  untenucht  worden  iat,  ein  VetaOhnnngawrwidi  duieh  eme  Seirtioa 
oder  einen  Gewerberichter  gemacht  werden  müsse; 

Jede  spätere  Klage  wird  als  null  und  nichtig  erklärt,  wenn  diöie  vorher  dem 
Vergleichsversuch  unterworfen  gewesen  war. 

5)  dass  j eile  Appellation  vor  der  GeneralvcrBammhui|r  der  Gewcrbegerieht^' iCoDseil 
de  prud'huuuiiebj  btiiandelt  werde  mit  Auöftchluss  der  Ivichter,  die  beim  ersten  Urt«U 
beteiligt  waren; 

0)  dass  iedee  Ka-s^ationeffesuch  vot  einem  höheren  Gewerbegerichtshof  behandelt 
werde,  der  sich  aus  einer  gleichen  An zidil  von  Richtern,  die  von  den  Organisationen  der 
Angestellten  und  der  Unternehmer  dureh  Al>t.timnuiug  gewählt  wurden,  zusamnien-et/t; 

7)  daaa  in  jedem  Gerichtahof  erster  Instanz,  AppeUations-  oder  Kaaaation6gericht£- 
hof  der  Vonnls  mit  Elntadicldungsstimme  einem  Vertreter  der  Arbeit,  Ani^nteOleo 
oder  Arbeit^^r,  übertragen  werde; 

8)  dass  die  Frauen  und  majorwnen  Mädchen  wähko  dürfen  und  wählbar  seien 
in  gleicher  Art  wie  die  mlnnlichen  Arbeiter. 

HiuMchtlich  der  Wohnungen  fordert  der  KDngrcss: 

die  Regierungen  auf,  zu  gunsten  der  .'Vjigestcliten  und  Reisenden  geeetziidi  für 
hOlige  Wohnungen  zu  sorgen  und  fordert  von  der  öfCeDtlidien  GtaiWMt>  an  ihiav 
eignet»  Ntitzen  Masf!nahmen  der  gleichen  Art  zn  treffen. 

inzwischen  fordert  er  die  lnspektion  der  Wohnungen  derjenigen  AngestellteD. 
bei  welchen  die  Wohaimg  einen  Teil  dea  Gehnltea  nnemachti  durch  kompelMite 
Autoritäten. 
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Hinaicfatlicli  der  Bekleidong  fordert  der  KongnM: 

alle  Angestellten  und  Koii^eridcn  auf,  gegen  lüa  Vonirteil  Stdlmig  xa  oeliineD, 
in  ihrer  EHeidung  ihre  Chefu  uachzuahmeo. 

Ex  bittet  die  Chefe,  auch  ihrerseitfi  dieBes  Vorurteil  zu  bekämpfen  und  nur 
£[ei£tige  und  sittliche  Eigenschaft  ihrer  Angestellten  in  Betracht  zu  ziehen,  indem  sie 
tie  nicht  zu  Auslagen  venuilaaeea.  die  ihuün  bei  einem  geringen  Einkommen  und 
aoiutigen  Ausladen  bei-chwerlich  fidlen,  umeomehr  ak  lie  mmiltc  sind. 

Hinpichtlich  der  Nahrung  verurteilt  der  Kongres«»: 

die  VerwaJtungäjuraxie,  nach  welcher  die  Angestellten  JSahrung  und  Wohnung 
als  einen  Teil  ihres  Gehalt«  bekomme,  da  dieaer  finndi  ihn  nnbedingto  Unter- 
werfung herbeiführt  und  sie  ihrer  Ruhe  beraubt. 

Hinsichtlich  der  Invalidität  und  Altemnnterstützuug  aD«rkeunt  der  internationale 
Kongres8 : 

die  hohe  moralische  und  aoaale  Bedeutung  dieser  gesetzlichen  Massnahmen  und 

Sibt  dem  Wunedie  Anedmck,  daes  die  gesetzgebenden  Körperschaften  aller  Länder 
10  Frage  der  Alters-  und  Invalidität.'iunterBtutzaiig  dweh  BeitsIgO  des  Arbeiteni 
des  Unternehmers  und  des  Staates  lösen  mögen. 

Hiiwichtilich  dar  Errichtang  von  Ldirstnhien  fnr  Sozialgesetzgebung  gibt  der 
Kongress  dem  Wunsche  Ausdniclc: 

dasH  in  den  Städten  jedm  Staates  spezielle  Lehrstühle  für  tiozialgeeetupebung 
errichtet  wer«ien  mögen,  sei  es  in  den  ArbeitsböneD,  eei  ee  in  den  5£Cenfliclien^^lllen 
oder  in  den  Gebäuden  der  Fachvereine. 

Die  Kurse  sollen  Abends  stMtfindeu  und  gratis  sein. 

Die  Auswahl  der  Professoren  soll  aus  den  Grewerbeinepeiktoren  erfolgen  oder  aus 
den  Professoren  der  Yolksniuverutäten  oder  ans  Leaten,  die  aonftbeeoDderB  ni  aolcbeo 
Vortragen  geei^et  sind. 

Hinsiditlich  der  Handlungsreisenden  gibt  der  Koogress  dem  Wunsche  Ausdruck: 

dass  in  allen  Ländern  die  gleiche  Verwaltungapnzis  für  alle  JlaodlungBrdMDdeD 
ohne  Unterschied  der  Rasse  und  Religion  gelte; 

daes  in  allen  Liindern  der  Eisenbahnbetrieb  staatlich  sei; 

dase  die  Aogestellteo  der  Vergfinstigiuig  der  Wochenkarten  in  gletcher  Weise 
tdUtaftig  werden  wie  die  Arbeiter; 

da<s  der  AbonnementApreis  für  Handlun^feiaende  geiiftrig  herabgeaetct  wwde» 
sowohl  für  sie  wie  für  ihr  GoMck. 

Ber  Eongrees  fordert  lemerhin  in  allen  LSndnn  fflr  GeidiSHorenende : 

Abschaffung  der  Taxen  und  Formalitäten,  die  die  TT^j)ninp^l'iri  tt  r  auferlegen ; 

Einlassen  von  Mustern  ohne  Wert  unter  Erfüllung  gewisser  ZoUiorualituten  und 
Hlnterl^ung  einer  Kaution; 

l^uaporfc  von  Mustern  ohne  Wert  auf  Eisenbahnen  an  ennisa^ctem  Pteiae;. 

3.  Resolutionen  def<  am  25.  — 2*i.  Okiober  idO'd  in  Frankfurt  a._M, 
abgehaltenen  I.  deutscLen  A r  b  e  i  t  e  r  k  on gress e s. 

„Die  berufliche  Organisation  der  Lohnarbeiter  ist  das  einzig  wirksame 
und  deshalb  imerlftSBlich  notwendige  Mittel,  um  eine  gerechte  Regelung 
der  Lohn-  nnd  Arbeitsverhältnisse  auf  Grund  des  freien  Arbeitsvertrages 

zu  erzielen ;  eine  gedeihliche  Entwiekinn«:  des  nationalen  Wirtschafts- 
iind  Gesellschaltslebena  zu  yichern  und  dauernd  geordnete  ^'eril;^ltnisse 
zwisclieu  Arbeiter  und  Arbeitgeber  auf  dem  Boden  der  auerkanuten  (Ueich- 
bereehtigung  beiderseitiger  Organisationen  anzubahnen  und  in  Tai  ifgemein- 
Schäften  festzuhalten.  Von  dieser  Ueberzeugung  durchdrungen,  fordert  die 
Versammlung  alle  unorganisierten  deutschen  Arbeiter  auf  zwm  Beitritt  zu 
jenen  «gewerkschaftlichen  Organisationen,  die  nicht  auf  dem  Boden  des 
Klassenkampfes  stehen. 

Sie  fordert  femer  von  der  Gesetzgebung 

I.  Sicherung  und  Erweiterung  des  Koalitionsrechtes,  und  zwar: 

a)  der  §  162  d(n>  Reichsgewerbeordnong  soll  nicht  nur  auf  Erlangung 

besserer,  sondern  auch  auf  die  Erhaltung  bestehender  Lohn-  und  Arbeits- 

Tcrh&ltnisse  Anwendung  finden; 
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b)  der  §  163  der  Beichsgewerbeordnung  soll  dahin  erweitert  werden, 
desB  niclit  akUein  der  lüflsbrauch  des  Koalitionarechtes  unter  Strafe  gestellt 
wird,  sondwn  auoh  die  Verhinderang  an  dem  legitimen  Gtobraucb. 

H.  Scliafftmg  eines  einheitlichen  und  freiheitlichen  Vereins-  and  Ver- 
sammlungsrechtes für  das  ganze  Reich  an  Stelle  «Ifr  einzelstaatlichen  Vcr- 
einsge.setze,  worin  alle  das  Koalitinnsre(  lit  und  die  Tiitigkeit  der  Beniis- 
vereine  eiuengeodeo  Bestimmungen  der  Vereinsgesetze  beseitigt  sind;  ins- 
besondere aber  fttr  die  Angestellten  und  Arbeiter  des  Staates  und  der 
Gemeinden  das  uneingeschränkte  Organisationsrecht,  damit  diese  loyal  ihre 
öffentlichen  Interessen  wahrnehmen  und  die  Selbsthille  pflegen  können. 
Sie  soünn  nnhehindert  soin  in  der  Ausübung  des  Petitinns-  und  Eosnlnverde- 
rochtes  wie  auch  des  Versaramlungrecht«9.  Der  freie  und  friedliche  Aus- 
druck ihrer  Wünsche  den  Verwaltungou  gegenüber  durch  die  OrganisatioD 
und  durch  selbstgewfthlte  Vertrauensmftnner  soll  dem  Personal  gestattet  sein. 

Im  besonderen  soll  allen  Vereinen,  die  auf  Grund  des  §  152  der 
Gewerbeordnunfr  ^ehlldft  sind  (Arbeiterliertifsvereine,  Gewerk-rliafroiii. 
sowie  allen  nonstigea  zur  Wahrung  der  Berufsiuteressen  fro<.'nind(  ten  Ver- 
einen gestattet  werden,  ihre  Tätigkeit  auf  die  allgenieiue  Verbesaeruug 
der  sos&ialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Gewerbes,  namentlick 
auch  durch  Aenderung  der  Geset^.gebung  auszudehnen,  ohne  dadurch  deo 
Bestimm'niL''"ti  ler  einzelstaatliclien  Vereins;_M'set7,e  unterworfen  /n  sein. 
Auch  deu  i'rauen  ist  die  Teilnaluue  und  Mitwirkung  an  sozialpolitischeQ 
Vereinigungen  und  Versamnilunixen  zu  ermöglichen. 

III.  Verleihung  der  KechL-stahigkeit  an  die  Berufsvereine  zur  Sicher- 
stellung ilirer  Vermögensrechte  ohne  Einschränkung  ihrer  Bewegungs- 
freiheit 

„Die  Vei-sammlung  spricht  ihr  lebhaftes  Bedauern  darüber  aus,  dt» 

<^\c  in  den  Kiii^orliehen  Erlassen  vom  4.  Februar  1^90  in  Ausnifht 
nomiiienou  ^^i'setzlic.hen  Institutionen  (Arbeiterkammorn  i  zur  ..Pflegt}  dt  » 
Friedens  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  au  doncu  Arbeiter  durch 
Vertreter,  welche  ihr  Vertrauen  besitzen,  an  der  Regelung  gemeinsamer 
Ängologenheiten  beteiligt  und  zur  Wahrnehmung  ihrer  Interessen  bei  Ve^ 
handlnn<rpn  mit  den  ArlicirL'^i  lif'm  und  mit  den  Organen  der  Regierung 
befähigt  werden'',  noch  nicht  verwirklicht  sind.  Sie  bedauert  das  nms-"'- 
mehr,  als  ähnüche  Institutionen  in  Deutschland  für  andere  Berufsklajjsen 
seit  kngerer  Zeit  bestehen  und  erfolgrei«^  und  nUtalich  wirken. 

Die  Versammlung  erblickt  in  paritätischen  Arbeitskammem  ein  widi- 
tigf^s  Mittel,  a  j  der  Vei  s.  liilrfung  der  Klas-senge^rnnsätse  und  der  daniif 
verbundenen  waclisrndon  Verbitterung  und  Entfremdung  von  Arbeiter  und 
Ar'^nir -ober  Einlnilr  zu  tun  durch  Beratung  und  Verptü^ndiirnnir  über  ge- 
meinsame Angeiegeuheiten,  insbesondere  aus  dem  Arbeitsverhältnis;  b)  die 
Bechte  und  Interessen  der  Arbeiter  sicher  zu  stellen  und  au  fördeiti  und 
so  den  Arbetterstand  in  seinem  Bestreben,  eine  grossere  Anteilnahme  tn 
den  geistigen  und  materiellen  Gtttem  der  Kultur  an  erlangen,  wirksem 
zu  unterstützen. 

Es  ist  deshalb  die  Schall ung  solcher  Arbeitskammem  als  eme  aer 
nächsten  und  wichtigsten  Aufgaben  der  deutschen  Sozialpolitik  anzusehen. 
Die  Wahlen  «n  den  Arbeitskammem  haben  nach  den  Grundsätsen  der 
obligatorisch  eingeffthrten  Verhältniswahl  stattasufinden.   In  diesem  SiiUM 
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ersucht  die  Versammlung  die  Regierung  imd  die  Volkisvertreter  in  den 
Parlamenten,  baldmöglicdiat  die  geeigneten  Sduritte  xor  Verwirklichung 
der  Arbeitskammeni  einzuleiten,  und  verpflidktet  dio  Teilnehmer  des  Kon- 
cresses,  für  dieaen  Gedanken  in  ihren  Koiporationen  lebhafte  Propaganda 
zu  machen.^ 

4.  Resolutionen  des  am  9. — 14.  November  1903  in  Wien  abgehaltenen 
Oesamtparteitagea  der  österreichisohon  Sozialdemokratie. 

Unter  Festhaltnng  der  im  Programme  der  sozialdemokratischen  Ar- 

beitiM  partei  Oesterreichs  aufgenommenen  Mindestforderangen  an  gesets* 
liebem  Arbeiterschutz  heschliesst  der  Parteitag: 

Gegen  die  von  der  UegiorunL'  Kncihor  .systematisch  betriel-eno  \'er- 
zettelung  des  Zustandeknmin(>ns  einer  zeitgemÄssen  Reform  der  Arbeitor- 
vei-sicherung,  sowie  deren  Ergänzung  dui'ch  Einführung  einer  allgemeinen 
Inyalidit&ts-  und  Altersversicherung,  einer  Witwen-  und  Waisenversorgung 
der  Arbeiter  wird  auf  das  entschiedenste  prof*  stiorr  und  erklärt,  dasä  Re- 
frirmng  und  Parlament  von  (\pr  organisiei  i en  Ai  lxuiei^chaft  fiir  den  Fort- 
be.srand  des  desolaten  Zustande^i  der  Arbeiterversicherung  verantwortlich 
gemacht  worden. 

Die  im  sozialpolitischen  Aussehuss  des  Abgeordnetenhauses  in  Ver» 
handlang  stehende  Vorlage,  betr.  die  Invalidität^-  und  Altersversicherung 

der  Privatbeamten,  ist  mit  Rücksicht  auf  das  eingeschränkte  Geltungs- 
gebiet dioses  Gesetzes,  th^n  Mangel  ein»  >  staatlichen  Zuschusses  und  die 
vei-fehlte  Art  der  Organisation  durchaus  unzureichend  und  es  kann  die- 
selbe auch  nicht  als  eine  teilweise  Befriedigung  der  gerechten  Forderung 
der  Arbeiterschaft  nach  einer  gesetzlitdien  Vorsorge  är  den  Fall  der  In- 
validität und  des  Alters  angesehen  werden,  weil  die  bedürftigsten  Schichten 
der  arbeitenden  Bevölkerung  von  dieser  Versich^rnnfr  ausgenominfn  sind. 

Die  Kf^giernnfT  wird  daher  dringendst  aufgefordert,  ihre  Vorschläge 
rticksichtlich  einer  den  wiederholt  geäusserten  Wünschen  der  organisierten 
ArbeiterBchaft  entsprechenden  Reform  der  Arbetterversicherung  unverzüg- 
lich in  den  kompetenten  Körperschaften  zur  Diskussion  zu  stellen  und 
rir  ht  durch  weitere  vage  Versprechungen  die  berechtigte  Erbitterung  unter 
der  Arboiterschaft  noch  mehr  zu  steigern. 

TCbensn  I  Qfefren  die  von  der  TxOgierung  in  Vorschlag  gebrachte 
Reform  der  (iewerbeordnung  auch  in  der  vom  Gewerbeausschuss  dos  Ar- 
beitsbeirates  begutachteten  Foi-m  entschiedenste  Verwahrung  eingelegt, 
weil  die  Perfektion  derselben  eine  Knebelung  der  in  den  Gehilfenver- 
sammlungen  organisierten  Arbeiter  bedeuten  würde  und  zudem  eine 
Stärkung  der  reaktionären  Tendenz  nnseres  versimpelten  Gewerbeg^setzp-s 
7AM-  PolfTf»  hätte.  Bei  diesem  Flickwerk  ärgster  Sorte  hat  die  Regierung 
von  der  Reform  de»  VL  Hauptatückes  der  Gewerbeordnung  vollständig 
Abstand  genommen,  obzwar  gerade  dieses  Kapitel  total  veraltet  ist  So 
haben  die  Bestimmungen  desselben  ttber  die  Maximalurbeitszeit  in  den 
wichtigsten  Gewerbszweigen  schon  lange  nicht  mehr  Geltung  und  lediglich 
die  praktisr  hc  Bedeutung,  dass  sie  den  rückständigsten  Unternehiner- 
gruppen  im  Kampfe  der  Arbeiterschaft  um  Kürzung  der  ^Vj^eitszeit  An- 
läse za  nichtigen  Ausreden  geben.  Eine  Regierung,  die  h^ü  ihrer  primi- 
tivsten sozialpolitischen  Pflichten  nur  halbwegs  bewusst  ist,  hätte  auch 
bei  dieser  Gelegenheit  dem  schreienden  Lehrlingselend  steuern  und  diese 
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PrtigeUiiiaben  unserer  Wirtschafteordniuig  gegen  die  nunensoUiche  Aas- 

"beutung  sicherstellen  müssen. 

Der  Parteitag  erklärt,  dass  eine  durchgreifende,  von  modernen  Ge- 
sichtspunkten ausgehende  Reform  der  Go\vcrhoordnnn<r  ein  unabwcisbareB 
Bedüi-fuii»  der  Arbeiterschaft  ist,  wenn  nicht  der  KJasseakampt  eine  weitere 
Verschftrfuig  erfahren  soll. 

Die  Angriffe  der  organiBierten  Ansbeuter  gegen  die  obnediee  imra> 
Iftngliche  Gewerbeinepektion,  gegen  die  besdieidene  Tätigkeit  des  Arbeite* 
briiiites  nnd  der  Oeworb^^t^^^richte  werden  vom  Parteitafre  mit  Entr(i.st?iT)g 
zurückgewiesen  und  etwaigen  Vereuchen  der  Ko^^noi  un<^,  den  unverschämten 
Wünschen  der  Goldsackiuteressen  iigendwie  liechnung  zu  tragen,  der 
schSrfete  Widerstand  in  Auesicht  geetellt 

Die  Bestellung  von  Handels-  und  Lehrlingsinspektoren  bezw.  Anage- 
stalTTinp-  und  VermehniTijr  der  Gewoibeint^pektorate  untor  Zuziehung  mn 
weibli(  lien  Inspektionskrftften  und  V'ertrauenspersonen  der  Arbeiterschal! 
ist  längst  spruchreif  geworden,  der  Errichtung  neuer  Gewerbegeiichte 
werden  alle  erdenklichen  Schwierigkeiten  bereitet  und  die  Erstattung  der 
hierzu  erforderlichen  Gutachten  von  den  Landtagen  jahrelang  verschleppt 
Der  Mangel  einer  einheitlichen  orfraiii.'^ierten  Arbeitsvermittlung  und  einer 
VprsichoruDg  gegen  Arbeitslosigkeit,  bei  deren  Verwaltung  der  Arbeiter- 
schaft der  gebührende  EinÜuss  gesichert  ist,  macht  sich  in  der  von  wirt- 
schaftlichen Krisen  bedrohtm  Z^it  besonders  fthlbar. 

Der  Parteitag  protestiert  anck  auf  das  nachdrücklichste  gegen  dm 
Gleicknuit  der  Regierung,  mit  weldiem  sie  arbeiterfeindlidie  Cliquen 
Brntaliiätoii  und  Gesef zes\  erletznnoren  gegen  Arbeiterorganisationen  nnd 
von  Arbeitern  geleitete  \'erh;icheruugsinstitute  vertiben  lasst  und  sicii  nur 
schwer  entschliessen  kann,  dem  gebeugten  Rechte  Achtung  zu  verschaffeo. 

Der  Parteitag  fordert  die  sozialdemokratisdie  Fraktion  des  Abgeord* 
netenhauses  auf,  den  vorgeäusserten  Wünschen  und  Beschwerden  der 
Arboiterscliaft  im  Parlament  in  nachdrückliclister  Weise  AuFdrtick  rn 
geben  und  die  Erfüllung  und  Berücksichtigung  derselben  in  zweckdien- 
licher Weise  zu  fördern. 

5.  Resolution  der  am  9.  Xrveinber  1908  in  Wien  abgehaltenen 
österreichischen  Franeiikonferenz. 

In  ErwSp^nnfT.  dass  alle  Enqueten  und  Untersuchungen,  vor  allem 
aber  die  Berichte  der  (iewerbeinapektoren,  immer  wieder  lehien,  dasis  ein 
erhöhter  Schuts  der  Arbeiterinnen  in  Fabriken,  Wwkstfttten  und  der 
Heimindustrie  eine  nicht  mehr  abzuweisende  Notwendigkeit  ist,  erklärt 
die  zweite  Sozialdemokrat i-che  Frauenkonferenz,  dass  es  ein  Verbrechen 
an  T.rV>en  und  Ge^;nndheit  vielei-  Tansoiide  Frauen  und  MsdrlicTi  bedentp». 
wenn  der  Stillstand  der  Arbciterschutzgesetzgebung  noch  langer  anhält. 

Die  soziaidemokratiisohe  Frauenkonfereuz  steht  hiermit  auf  dem  Boden 
jener  Minimalforderungen,  welche  unser  Parteiprogramm  in  Bezug  wf 
Frauen"  und  Jugendschutz  enthalt,  und  fordert  insbesondere  von  jeder 
Regierm?ir.  welche  nicht  den  ScliiTnpf  ein.seitiger  U^ntenielnnerffirs'irge  auf 
tvich  laden  will,  die  Einbringung  eines  Gesetzentwurfes  im  Parlament  zur 
Einführung  des  Achtstundentages  für  alle  Arbeiterinnen,  der  durch  stufen- 
weise Herabe.  ieung  auf  zehn,  resp.  neun  Stunden  su  verwirklichen  ist 
In  gesundheitsschädlichen  Betrieben  und  för  jugendliche  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  ist  eine  weitere  Herabsetzung  der  Arbeitsseit  auf  längstens 
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6  Stunden  anzusetzen.  Ebenso  wird  die  Erhöhung  der  Altersgrenze 
jugendlicher  Arbeiter  enf  18  Jahre  gefordert.  ladom  die  fVaueEikoi3!Brens 

auf  die  im  aozialdeinoki  iiti. scheu  Programm  erhobene  Forderung  nach  dem 

a  n  Sil  a  h  ra  s  1  0  s  e  n  Verbot  der  Nachtarbeit  von  Frauen  und 
jugendlichen  Arbeitern  besonderen  Nachdruck  legt,  fordert  sie, 
das8  allen  Unternehmern  bei  Arreststrafe  verboten  werde,  Ar- 
beiterinnen, weldie  tagirttber  in  der  Fabrik  oder  Werikst&tte  beschäftigt 
sind,  Arbeit  mit  nadi  Hause  tn  geben.  Der  Samstag-Nachmittag  ist  den 
Arbeiterinnen  freizugeben,  da  erst  durch,  diese  Einführuc;:  >lio  Sonntags- 
ruhe für  die  verheirateten  Arboitorinnon  verwirk] iclit  werden  kann. 

Zur  wirksamen  Kontrolle  dieser  Bestimmungen  ist  die  Einflibmng 
weiblicher  Gewerbeinspektoren  und  die  Zuziehung  von  Arbeiterinnen  als 
Kontrollorgane  unbedingt  notwendig. 

Da  es  sowohl  durch  Ärztliche  Gutachten  als  auch  durch  die  praktische 
Erfahrung  längst  festgestellt  ist,  dass  die  vierwiW hentliche  Schutzfrist  für 
Wöchnerinnen  nicht  jrenügt,  fordert  die  Frauenkonferpn?;  die  Ausdehnung 
des  Wüchuerinueuschutzes  aut  acht  Woclieu  nach  der  Nieder- 
kunft, wenn  das  Sind  lebt,  auf  sechs  Wochen  bei  Tot-  und  Fehlgeburten 
oder  im  Falle  des  Ablebens  des  Kindes,  weiters  kündignngslose  Einstellung 
der  Arbeit  im  letzten  Sradium  der  Srliwanfiorschaft. 

Schwangeren  im  letzten  Stadium  und  "Wöchnerinnen  ist  von  den 
Krankenkassen  iür  die  ganze  Dauer  der  Schutzfrist  der 
Verdienstentgang  in  der  yoUen  H9he  des  durchschnitt- 
liehen  Tagelohnes  zu  gew&hren.  Um  den  Kassen  das  zu  ermög- 
lichen, sind  vom  Staate  Zuschüsse  zu  leisten. 

Im  Interesse  der  Gesundheit  der  Arbeiterinnen  fordert  die  Frauen- 
kouferenz  w^eiters  die  Errichtung  vou  Entbindungsanstalten,  Wöchnerinnen- 
heimen und  Wöchnerinnen-Hauspflege  durch  die  Gemeinden,  die  Länder 
und  den  Staat. 

^1,  Die  vom  P  r  o  d  n  z  e  n  t  e  n  v  e  r  e  i  n  von  B  i  s  c  a  y  a  zum  Entwürfe 
von  Arbeiterschut/.gesetzen  gestellten  Postulate  lauten : 

1)  Im  ersten  Artikel  des  Gesetzentw^irfes  müssen  die  Beschrftnkungen 
der  Koalitionsfreiheit  in  den  Artt.  657^)  und  568  des  Strafgesetzbuches 
entfallen,  indem  bestimmt  wird,  dass  sowohl  der  Arbeitgeber  wie  die 
Arbeiter  sich  sur  Verteidigung  ihrer  betr.  Interessen  verbinden  können, 


1)  Die  b«lr.  Äitikt«!  des  Straffjf'^ctzbuches  lauten : 

Art.  556.  Diejenigen,  die  sich  verbinden  zu  dem  Zweck,  ininbrincfalich  den  Arbeit»* 
lohn  «teitrcii  '><1i  r  sink«  n  zti  maehm  oder  die  Arbeiti^ibedingungen  zn  rogiiliercB,  tmden, 
sofern  mit  <kr  Volkiidung  begonnen  wurde,  mit  schärferem  Arrest  bestraft. 

J>il  ^•-  Strafe  trifft  im  höchsten  Grndc  die  Häupter  und  Riddaführer  der  Verbindling 
and  diejenigen,  die  zur  Sicherung  des  Erfolges  Gewalt  oder  Drohungen  anwenden,  aofen 
hierfür  nicht  schwerere  Strafe  eintritt. 

Art.  547.  Wer  falsche  Geriichte  aussiprengt  cxler  irgend  ein  andere»  listiges  Mittel 
«Dwendet  und  damit  eine  Aenderung  der  natürlichen  Preise  ernelt,  die  sich  uns  freier 
Koaknrrenx  bei  Waren,  Aktien,  Öffentlichen  oder  priTatcn  Beuten  oder  w>D!<tigen  Vertrags- 
objekten ergeben  würden,  wird  mit  schwerem  Arr^  nnd  Geldstrafe  von  500<^&00O  Pesetas 
bestraft. 

Art.  558.  Beliebt  sich  die  im  vorigen  Artikel  genannte  Betrügerei  «nf  Kabrnngs- 
mittel  nnd  sonstige  dringend  nötige  Gegeostinde,  so  kommt  der  höchste  Grad  der  Stiele 
snr  Anwendung. 

Zur  Veih&agnng  dieaer  Strafe  genügt  Beginn  der  Vollendnng. 
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gemäcijj  deu  Zwecken  und  mit  den  Formalitäten,  die  die  geltendem  Gesetze 
fordern. 

2)  Zufolge  vorstehender  Forderung  ersuchen  wir  um  Aufhebung  der 
Gesetzesbestimmungen  der  Artt  557  und  o.^S,  daneben  auch  des  Art.  &Ö6 

des  iStrafgesetzbuches  in  Art.  5  des  Entwiutos. 

3)  Für  verboten  sind  lediglich  zu  erklären:  die  Koalitionen  von 
Arbeitgebern  in  den  Fällen,  in  denen  nach  Art.  2  des  Entwurfes  des 
Gesetzes  dies  die  ArbeitseinsteUtingen  der  Arbeiter  sind  und  sodann,  wenn 
sie  sieh  folgender  Mittel  bedienen:  1)  die  Vollziehung  des  Arbeitsunfall* 
gesetzos  orlor  des  die  Frauen-  und  Kinderarbeit  regelnden  Gesetzes  zu 
vereitein;  2i  /u  iinrerlassen,  was  die  Gesetze,  Reglemente  oder  Munizipal- 
verordnungen rücksichtlich  der  Sicherheit  der  Arbeiter  oder  der  Verhält- 
nisse in  Fabriken  und  Werkstätten  vorschreiben;  3)  sich  sa  unerlaubtem 
und  der  Gestattong  im  Vereinsgesetze  sawidstrlanfendem  Zwedce  sn  ver- 
binden. 

4)  Dem  Texte  des  Oesetzentwurfes  sind  beizufüfjen  die  Artikel,  welche 
die  Verpflichtungen  und  ilattbiiikeii  betreffen,  die  i:oin;iss  dem  Eisenbalin- 
poUzeigesetz,  der  Gesetzgebung  über  ötfentliche  Arbeiten  und  V  erordnuugen 
rar  die  Flotte  Arbeiter  und  Angestellte  auf  sich  nehmen,  die  ihre  Dienste 
bei  Unternebmungen  des  Land-  nnd  Seetransports  leisten,  wenn  sie  durch 
Auflstandserklilrung  die  ihnen  ttbertragenen  Dienste  verlassen. 

5)  Zu  den  Erklilmngen  über  die  Unzulässigkeit  von  Arbeitseinstellung'^n, 
die  Art.  2  des  Entwurfes  aufffihrt,  ist  der  Fall  hinzuzufügen,  dass  der 
Auastand  der  Regierungsbehörde  oder  dem  Arbeitgeber  nicht  6  T^e  vor- 
her angezeigt  wurde,  wenn  es  sich  um  Fabriken,  Werkstätten  und  sonstige 
Btablissements  der  Privatindastrie  handelt. 

6)  Es  ist  weiter  zu  vermerken,  dass,  sollten  sich  wegen  mangebder 
Besorgung  der  Kessel,  Oefeu,  Masdiinen  aller  Art,  Lokomotoren  etc.  seitens 
der  in  Ausstand  ;,^etretenpn  Arbeiter  einer  Fabrik  Exjtlosionen  oder  Be- 
schädigungen irgend  wolcher  Art  ergeben,  die  Bestimmung  in  Kap.  VIII 
Tit.  13  des  zweiten  Buches  des  Strafgesetzes  auf  diejenigen  Anwenduag 
finden  wird,  die  vorsfttslidi  oder  fahrlässig  die  dort  genannten  Beschidi* 
gungon  verursachen. 

7"!  Für  die  Arl>e)tor  von  Metall-  oder  EispnbearTjeittinL'>!fabi  ik»  ii  >'>\p.e 
der  Bergwerke  mit  dauerrtd  breimeudon  Oeteu  oder  Schöplpuaipeu  at 
das  Verbleiben  der  Arbeiterzahl  bei  der  Arbeit  obligatorisch  zu  erklären, 
die  nach  Ermessen  des  Anstaltsdirektors  oder  der  snstiLndigen  Behörde 
nötig  ist,  um  schwer  reparierbare  Beschädigungen  m.  verhüten. 

7,  Rasolution  des  vom  17. — 21.  August  1903  zu]|Moutreal  abgehal- 
tenen V.  Kongrosses  der  Handelskammern  des  britischen 
Gesamt  reiches. 

Der  Kongress  hält  dafür,  dass  die  gespannten  Besiehungen  swisch« 
Kapital  nnd  Arbeit  gesetsliche  Begolung  im  ^^ansen  Reiche  erfordern,  «br 
mit  den  Streiks  und  Aussperrungen,  die  die  Interessen  der  T'^nternehmer, 
Angestellten,  ja  des  ganzen  Landes  schädigen,  vririre!)eiigf  werde.  Auf 
gesetzgeberischem  Wege  sollte  die  Genehmigung  und  Aufmunterung  zur 
Bildung  von  freiwilligen  Einigungsftmtem,  die  in  Grossbritannien  grosseii 
Erfolg  hatten,  erteilt  werden.  Der  Kongress  wdnscht,  dass  Untemehme^ 
und  Arbeiterverbftnde  in  allen  Fällen  inkorporiert  und  registriert  werden. 
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IL  BenifUoher  ArMtavMbnti» 

H.  TuBtäibiduatm, 

Resolution  des  am  27.  und  28.  September  1908  za  Hasselt  abgehaltenen 
Kongremes  der  F^döration  cbr^tienne  des  onvriers  da  teztile» 

Der  KongresB  beschliesst,  durch  die  Ligue  centrale  beige  des  tra- 
vailleurs  chr^tiens  du  textile  bei  der  gesetzgebenden  Behörde  und  den 
Industriellen  energibch  darauf  hinzuwirken,  dass  der  Bcdchlußs  des  im 
letzten  August  zu  Eiihchede  abgehalteuen  intei'naLiooaleu  Kongresaeii 
christHdier  Textilarbeiter  dnrchgeftahrt  werde,  der  eine  Hascimalarbeitsseit 
von  10  Stunden  durch  jfthrliche  Reduktion  einer  letzten  Stunde  vom 
1.  Juli  ir>04  ab  verlangte,  80  daes  im  Jahre  1906  das  Maximum  Ton 
10  Stunden  errreicht  wäre. 

2.  Bdmhmfung  und  MUrquidtung, 

Besolntion   des    am  2. — 5.  Mai  1903  in  Mttnchan  abgehaltenen 

HI.  bayerischen  Frauentag: es. 

In  Erwäg^ung:,  dass  die  Bundesratsverordnnng:  vom  23.  Januar  1!)02, 
nainentlifli  die  Bestimmungen  über  die  tägliche  TJuhezeit,  bis  jetzt  äusseiöt 
mangelhaft  durchgelübrt  worden  ist,  dass  eine  Hauptursache  davon  der 
Mangel  an  genügenden  Kontrollorganen  ist,  dass  die  Gewerbeinspektoren 
und  Ort  «Polizeibehörden  wegen  ihrer  übrigen  vielgestaltigen  Aufgaben  anr 
Beaufsichti^fung  der  Tansende  von  Gast-  und  Schankwirtschaftsbetrieben 
nicht  hinreichen,  erklärt  es  der  III.  bayerische  Frauentag  als  wünschens> 
wert  und  notwendig: 

1)  dass  die  Gewerbean&icht  im  Gast-  und  Schankwirtschaftsgewerbe 
in  verstärktem  Masse  ausgeübt  werde; 

2)  dass  bei  etwaigem  Mangel  an  Aufsicbtsorganen  solche  zu  diesem 
Zwecke  besonders  i,'es( baffen  werden; 

3)  dass  in  denjenigen  Aufsichtsbezirken,  in  denen  weibliche  Be- 
dienung üblich  •  ist,  weibliche  Aufsichtsbeamte  in  ^  entsprechender  Anzahl 
augestdlt  werden. 
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374.  Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  über  16  Jahre  in  Fabriken  und  dietten  sleichge- 
stellten  Anlagen  nach  dsD  £ifaebungen  dtfkOnigl.  preuts.  Gewerbeanlnditroeiiiiten 
utul  Bergbehörden  im  Jahre  190£  Amtliche  Ausgab«'  VI^74  p.  8".  fi«lin, 
B.  V.  Decker,  1903. 
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375.  Brat!>t;s(  h(s  Jahrbuch  für  dM  Gfowhfinsogtum  Bftden.  33.  Jahtg.,  l9Cß.  dfiü  a 

4^    Karlsruhe  1903.    M.  6.—. 
370.  Beitrfige  zur  Statistik  des  Herzogtums  Bratuudiweig.   HerausffM^  vom  Statist 

Bureau  des  Hersogl.  StaatsmiiiisteriiimA.  Heft  XvlI.  VI  — 117  a 

4«.  im 

377.  Das  Stuttgarter  Wohnungaamt  Seine  Aufgaben  und  sein  Betrieb.  HenrasMC^ 

vom  Stadtschultheissonnm  t  Stuttgart.  48  p.  1903. 
37b.  8.  Geschäftsbericht  den  titädt.  Arbeitüamts  Stuttgart  und  der  Lande»- 
Zentralstelle  für  A rbe i tä uachweis  in  Wfirttemberg  ^  das  Jahr 
1902.  31  p.  l".  Stuttgart  1903. 

379.  Die  wichtigsten  ErgebnlBee  der  Wohnungsstatisttk  in  der  ätadt  Lübeck  uacii 
der  VolksKähhing  vom  1.  Desbr.  1900  beMbeitet  vom  Statist.  Amte;.  14  pi.  4*. 
Lübeck  1Ö03. 

380.  Oesterreieb.  Die  Lage  der  Bediensteten  der  k.  k.  Staatsbahnw.  T.  Teil: 
Die  Lage  <lor  Wächter  der  k.  Ic.  Stiiatsbahnen.  Herausgeg.  vom  k.  k.  arht  it-- 
Btatiatiächeu  Amte  im  Uaadelsminiaterium.  Wien,  k.  k.  Uof-  and 
Btaatodraekerei,  1903. 

381.  Die  Lage  der  Wächter  der  k.  k.  Staatshahnen.  Auf  Grund  einer  Erhelniiig  ilcs 
k.  k.  Eisenbahn minlstariuma  herauBgeg.  vom  k.  k.  arbeitsstatiäti^chcn 
Amte  im  Handelsministerium.  III— 91  p.  8<*.  Wien,  A.  Hölder,  1903. 

382.  Oesterr.  Statistik.  TTerausg«^.  von  der  k.  k.  -Statist.  Zcntralkom  in  i^j  aion. 
LXV.  Die  Ery;el)rii,sße  der  Volkszählung  vom  31.  Dezbr.  1900  ia  den  im  Keichs- 
late  vertreteiun  Königreichen  and  LAnaern.  2.  Hsft  Besehzinkte  Woluraags* 
atifnahme.    LXX    12  p.  4". 

383.  LXV'IIL  'J.  HefU  Statistik  de»  Sauitätsweeens  in  den  im  Beichdrate  ver- 
tretenen Königreichen  und  IJlndeni  fttr  daa  Jabr  1900.  XXXIV— 251  p.  4*. 
Wien,  C.  Gerolds  Sohn,  1903. 

384.  Belirien.  Royaume  de  Belgique.  Minigt^re  de  l'Industriu  et  du  Travail.  Office 
du  Travail  et  Administration  dcsMincs.  liapports annuels  de  rinspec- 
tion  du  travail.  8^  anu^  (1902).  304  p.  8".  BruzeUes,  »oci^tä  beige  de  libfauie, 
O.  Schepens  et  Ci^  1903. 

385.  Ver.  Staaten.  Twelfth  Censua  of  the  United  States  taken  in  the  year  IOC«). 
Manutactures.  Part.  I.  United  States  bv  Industries.  XII— 607  p.  gr.  4*. 
Washington,  United  Btates  Census  Office,  1902. 

386.  Bureau  of  S'tati^tics  of  New  Jersey.  The  labor  laws  of  New  Jer*ef 
and  cafles  uuder  the  law  of  master  and  servant  as  interpreted  by  the  highor 
courts.  71  p.  8".  Oamdon,  N.  J.,  1903. 

387.  21"  anuual  coal  report  of  the  Illiiiois  Bureau  of  Labor  Statisfics  1902, 
also  the  4"-  annuai  report  of  the  lilinois  Free  Empiof  ment  Offices  for 
the  vear  ended  Oct.  1,  1902.  D.  Roes,  Becretary.  Xv-^19— 75  p.  8^.  Spriat- 
field,'  III..  ]':m. 

388.  Chambrc  tles  D^putes.  8"*  L^gislature.  Session  de  1903.  Procc-s-verbaux 
de  la  Commiseion  des  miucs.  268  p.   4^  No.  878. 

389.  —  Idem.  K^pooses  ^tes.  Tome  i.  B^mons  du  Nord  —  Oompagmes.  480  p.  b\ 

No.  878*. 

390.  —  Tome  II.  T?45gions  du  Nord.  —  D^luguÄ  minenis.  —  Byndicats  oovri« — 
Ingönieurs.  Divet».  234  p.  4^  No.  878**. 

39L  —  Tome  IFT.  R^on  da  Cetitre.  —  Compagniet.  —  D^lteu^  mineon.  —  ßjrs' 

dicals  ouvriers.  —  Ingenieurs.       Divt-rv.   427  |i.  4".   No.  ö78'*'. 
dyi,  —  Tome  1 V.  Ke^ions  du  31idi.  —  Gompagnics.  ~  Del6gu(^  mineur».  —  Syndica« 
ouvriers.  —  Ing^ieors.  —  Divers.  414  p.  4'L  No.  878****.  D^pos^  par  M.  Ö.  Dro«, 
Pn'.'^irletit  de  la  Goniiiiission.  Paris.  Imprimerie  de  Ia  (^haiubre  des  Di'put-'«.  l'X'l 

393.  Dircetion  du  Travail.  Statiätiquc  gen^ralo  de  la  France.  Aunuatre  t^mt»- 
tique.  22  Vol.  1902.  .j28  p.  8*.  Pari.s,  Imprimerie  Nationale.  1903. 

394.  —  Statistique  des  {^■^ve8  et  des  recours  h  la  toiiciliation  et  A  rarbitragesnrnoiv 
pendant  l'ann^e  1902.  482  p.   Paris,  luipniiierie  Nationale,  1903. 

395.  Off  ice  du  Travail.  Les  associations  professionnellee  ouvri^res.  Tome  III. 
Metaux.  CV'raniique  et  Verrerie.  079  p.  8".   Paris,  Tmprinierie  Nafinnftle,  1901 

390.  Direction  des  chcmin  de  fer.  Statistique  de«  chemiu»  de  ler  (rao^ais  W 
31  di  cembre  1901.  Oocumente  principauz.  Vi— 538  p.  Melao,  1903.  ImprioMni 
administrative. 

397.  Oonseil  superieur  du  travail  Onzi^e  session.  Novembra  190^ 
XIV— 147  p.  4^  Paris,  Imprimerie  Nationale,  1908. 
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388.  —  Seenion  de  >  :  EnquAte  el  docQiiMQt»  «ir  le  diUi-cong^  104  p.  4*.  Fkris, 
Imfnrtmerie  ^n'atiouale,  11MJ3. 

399.  —  Coinmission  permanente.  La  «^«mentation  d«  trsTwl  dans  les  ent»- 

prisei=  de  transports.  87  p.  1^  Pari?,  Imprimerie  Xationixlo,  1902. 

400.  —  l»es  caisee;  de  chömage.  1 IH  p.  4".  raris,  Imprimerie  Nationale,  1903. 

401.  Rapport  du  Conaeil  Sup»  ricur  des  habitatioD.<<  ä  bon  marchö  ä  M.  le  Pre- 
sident de  In  Rt'jtnhlique.  Aiiiu'm^  l*to2.  78  p.  8^  Paris,  Imprimerie  Nationale,  1903. 

4Üi.  Grossbritan  aicn,  Reports  of  the  Chief  Begistrar  of  Friendly 
SodetieA,  1902:  Part  A  (Proceedings,.  |H.C.  77,  p.  150,  price  Is.  3d.]  Proo^lings 
undcr  the  Friendly  Öocietiee  Act,  the  Workmen 's  Ojinpon^iiition  Indudtrial  aud 
Frovident  Societiw  Act«,  the  TVade  Union  Acts,  and  the  Suvings  Bank»  Acts. 

403.  Bailwav  Aocidents:  Ketums  of  Accidents  and  Oasualtics  tiiiring  the  three  months 
ended  Slst  March,  1903.  |Cd.  1Ü87,  p.  145,  price  Is  3d.j  daasified  Table«  of 
Accidents  and  Casuaities  reported  during  the  first  quarter  of  the  year  as  ha?ing 
happenoil  U)  passengers,  railway  servants  and  othm  Qfl  theiailwaje  of  die  United 
Jüngdom;  reporto  on  certain  aocidents. 

401.  General  Report  to  the  Board  of  Thide  upon  die  AocideDtfi  on  the  RailwayB  of 
the  UnilcfJ  Kinp!  in  ii.  UK)2.  [Cd.  1,5«J5;  p.  31.  pric.>  :^'/,d.]  Summary  of 
FaeeeogerB,  Kailwaj  Öervants,  and  olher  poraona  killed  or  injured,  viüi  Abstracta 
and  daaiined  tista  of  Aocidents. 

406.  Contlition  of  Trade  and  Peoplc:  Retum  for  the  CTnited  Kingdom  for  each  of  the 
Yeäar^  1801,  1811,  1821,  1831,  1841,  la^l,  1861,  1871,  1881,  1891,  IiH)l,  and  1902, 
showing  Population,  Dealh  Rat«,  and  Birth  Rate,  Niunbera  of  Paupers  and 
Kmigrant8,  rrices  of  Com  and  Beef,  Vahles  of  Imports  of  Corn,  Flonr,  Meud 
and  Food,  Nuraber  of  Person«  employed  in  Textile  Factories,  etc.  [U.  C.  340, 
p.  8,  price  '/,d.]. 

406.  Kailwjiy  Si'rv:iii(<  (TToiirs  of  Labour);  Roturn  for  December.  1002,  under  öection 
4  of  the  IleKiilation  of  Hailways  Act,  1889.  [Cd.  1734,  p.  47,  price  5d.J  Beturo 
of  Railway  bervanu  of  certain  clasMS  who  were  on  dn^  for  more  than  12  hoturs 
in  December,  19<Ö. 

407.  East  India  (Agricultural  Bank^:  Report  of  the  Committee  on  the  Establish- 
ment of  Co-operatlve  Credit  Societies  in  India.  (Od.  1747,  p^  47, 
rarioe  5d.]. 

408.  K oral  öommisilon  on  Alien  Immirration,  Vol.  I.  Report  [Od.  1741, 

p.  \'III-n2.  price  6d.]. 

409.  Alien  Immigration ;  ßeturn  of  niuuber  of  Aliens  that  arrivcd  from  the  Continent 
at  Porto  tn  the  United  Kingdom  in  July  1903  IH.C.  25— VI.  p.  1,  price  V,d.]. 

410.  Puuporism  iRnplanrl  and  Wulcfsl:  Statement  for  June,  1903,  oi  the  nomlier  of 

naupers  in  receipt  of  relief  [Ü.C  41 — V.,  p.  9,  price  l'/jd.|. 

411.  *Ii^r<  hant  Shippmg  Act,  185)1;  Return  of  all  British  and  Foni^ni  Ships  ordered 
l>y  the  Board  ofTrH'lc,  or  it.-  offi(  its.  during  the  pcri  )  i  July  Ut,  1902,  to 
Juoe  :iOth,  1903,  tu  be  {>ruvii5ionaliy  detaiuud  a«  unsafe,  with  öuuimaries  [Cd.  1715, 
p.  10,  price  l'  ,d.]. 

■412,  Light  t>o:ui  Linn,  1903;  Pnpers  8ho\\in<r  the  Action  taken  by  the  Board  of 
Trade  wiiii  rcj^arU  to  certain  Rec^jmiuüiidations  luade  by  the  Select  Ct^mmittee 
of  the  Hou«e  ol  Lonls  oo  the  Lieht  Load  Line  [Cd.  17(tS,  n.  5,  price  Id.]. 

413.  Tabies  showing  the  Progress  of  Merchant  Shipping  in  the  United  Kingdom  and 
the  Principal  Maritime  Countries,  1902.  [H.C.  290,  p.  87,  price  8'/,d.)  Tonnage 
of  Satling  and  Steamshiu»  enterod  and  cturtii  in  {»ort-;  in  the  Uniu  'l  Kiiiu^  iotn 
for  a  aenes  of  years,  ana  for  the  princij^al  Maritime  Countrlcs  and  British  Colo- 
nies;  Tonnage  of  Merchant  Kavies  (Britiah  and  Foreign);  Wages  of  Beamen  and 
Nnrabers  einployed. 

414.  Workmen's  Traiua :  Report  from  Cjclcci  (Jommiltee,  with  Procecdings,  Minutch  of 
Evidenc«,  and  Appendix.  (H.C,  297,  p.  53,  prioe  6d.J  The  Oommittee  reports 
rh.   I  vidt  nc  tak(  n.  and  recoranMiida  ft&at  a  Select  Committee  on  the  same  sab- 

jecL  be  appoiüti  il  iiext  Session. 

415.  Statiatical  Tabl&s  relating  to  Emigration  and  Immigration  from  and  into  the 
Uniteil  Kmplntn  in  1  and  K<'i»ort  thereon.  [H.C.,  188,  p.  »^H,  pru-o  7d.] 
Sumniarv  ami  tkuiled  TaiiloH  of  passengor  movement,  outward  and  icjvvurd,  for 
Serie«  of  years;  comparativc  Tables  of  Alien  Immigration  at  principal  ports; 
work  of  certain  Charitable  Organisations  in  London  and  some  provincial  towns. 

416.  Royal  Coinmission  on  Coal  Supplies:  Vol.  I.,  Report  [Cd.  1 7241 ; 
p.  VlII.,  price  Id.  Vol.  IL,  Minutes  of  Evidence  and  Appendix  [Cd.  172ä]; 
p.  304,  price  3;^.  Vol.  III.,  Supplement,  containing  plana,  curves  and  diagram» 
[Od.  i726J;  00  pUtes,  price  7s.  9d. 
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417.  Bureau  of  Minos  Ins]irotif>n  in  India.  Report  of  the  Chief  Inspektor 
of  Mine«  in  India  under  the  indiun  Mine«  Act,  VIII  of  1901,  for  the  year  eading 
the  31**  deccmber  1902  hj  Geo.  A.  Stonier.  36  p.  8^.  Oalcatte  1903.  9d. 

118.  Labour  Htatistios  for  l(X)l-()2.  9th  Annual  Alwtraet.  lg, 

41li.  —  Foreign,  for  Ibyü-lUüO.  2nd  Annual  Abstract.  le.  5d. 

420.  General  lieport  and  Statistk»  for  1902.  Part.  I.  Distnct  Statistics.  I(jOL  7(L 
Statistios  nf  the  Per«nns  eniployed,  Output,  and  Aecident«  at  Mines  and  Qainw 
in  the  rnitol  Kiujrduin,  arraugcd  accordiug  to  the  iusjK'<:tion  of  districfc*. 

421.  Report  ot  the  Chief  Inspector  of  Factories  and  Workshops  for  19(S. 
Part.  I.  Rc^M)rt.'<.  Plates.  3».  1(>1.  den  oral  Report  —  I^mnclries  —  \  ciitilalion — 
Dust  arre**tmg  Respirator  —  iSanitary  acconimodution  Uii»lcrjrrouri(l  l>ak^ 
housesetc.  Reports  or  iSui>erintending  Inspectors  and  Principal  Lady  luspwtor  — 
Ri^lating  of  Laundries  in  France,  Belgium,  and  Germany.  Reporte  of  Electricai 
ana  Medi«ü  InHpectors  etc.  Special  Reporte  on  DauKerous  or  Injurious  ProcesB» 
in  the  Ktiatiielliiitr  ai:d  Tinning  of  Metals  —  Methous  of  Removiuß  Duet  in  Im 
Foundriea  and  Atadune  Shops  —  Shipbuilding  Accidente.  Part  U.  Tahtes.  91 
Inspecton  and  AmistantB  —  Oyertime  —  Ropreocntations  to  Local  Aathoriti» 
—  roisoninp      Accident.-*       Boiler  Explosione  -  Prof^oculionfi  ct€. 

422.  Board  of  Trade  (Labour  Department)!.  Beport  on  ChanKes  infiatesof 
Wu^  and  Houra  of  Labour  in  the  ünitod  Kingdom  in  1902  witti  comparative 
sfntistics  for  1893-1901.  LXXXIV— .54  p.  8°.  London,  Evre  &  Si)otti8woo<le.  im. 

423.  Mines  and  Quarries:  General  report  and  statistics  for  1902.  Part  III.  I>3ndon, 
1903.  Ib.  6d.  Kyre  &  bpottihwocxle. 

424.  Wages  and  Profits  in  Coal  Mining  in  1901-02.  2d.  (iuantity  and  Value  of  Coal 
prtKUU'ed  —  Number  and  Average  Wages  of  Coal  Miners  —  Goal  Owners,  Prolits 
and  other  Exi)ense#>. 

425.  Report  on  wnolesale  and  retail  pricef  in  the  United  Kingdom  in  the  United 
Kingdom  in  1902,  wish  conii)aratiYe  htatistieal  table«  for  a  series  of  ytars.  456  p. 
8°.  Ixjndon,   EjTe  &  Spottiswotnle,  1903. 

426.  England  and  Wales.  Number  of  Indoor  and  Outdoor  Paupers  relieved  on  1"  Jxdj, 
lfK)3,  in  eacJi  Union,  and  Comparative  Tablee,  1863  to  19(0.  6d.^ 

^7.  Report  iif  ilie  Industrial  Law  Conimittee,  York  Mansion,  Yoric  8t» 
Westmiusler,  tiW..  for  the  jear  1902.  16  p.  6°.  London.  1003. 

428.  Industrial  Law  Indonnity  Fnnd.  AdmiDMtwed      the  Indaatrial  La« 
C  o  III  ni  i  1 1  e  e.  8econd  Report  coverüw  ÜiB  two  yean  fitom  Jannaiy,  1901i 
December,  1902.  14  p.  8°.  London  191». 

429.  Cenana  of  8cotland,  1901.  III  and  final  Tolume.  Oecnpation«.  6s.  9d. 

480.  Report  of  the  Royal  (Kommission  on  Industrial  Disputes  in  the 
Province  of  British  Columbia  issned  by  the  Department  of  Labour 
Canada.   XI— 77  p.  kLS^.   Ottawa,  GoverDBMIIt  Priuting  Borean,  1903. 

431.  Ma.-^Haehugetts.  33.  annual  report  of  the  Bnresu  of  Btatistica  of  Labor, 
Marth  1903.  2.07  n.  8°.  Boston  1903. 

132.  The  annual  statistics  of  Manufacture«.  1902.  7""  report.   122  p.  8«.  Boston  1903. 

433.  Twenty-fourth  annual  report  of  the  OntJirio  Agricultural  and  Experimeatat 
Union  19<J2.  PubUshed  uy  the  Outario  Department  of  Agricultara 
87  ]).  8^  Toronto  1903. 

434.  Acts  of  the  Legislative  Asaembly  of  His  Majestv's  Province  of  New  Brunswick. 
Ftosed  in  the  montbs  of  April  and  May.  1903.  (Fredericton,  N.  B..  1903.)  (Oos* 
taius  an  Act  reapecting  toe  liabili^  of  EmployenB  for  Injuriea  lo  WorianeBr 

&3d.) 
ew  Zealand:  25th  Annnal  Beport  by  the  Registrar  of  Friendlf 
S  oc  i e  (  i  e s  in  New  Zealand.  1002.   (Pp.  27.  Wellington:  Jobnlfackay,  Govern- 
ment l'rinter.)   For  detailed  notice,  see  !>. 

436.  New  Zealand.  Report  of  the  Department  of  Labonr.  87  p.  4».  Wel- 
lington 190:5. 

437.  New  South  Walex.  Department  of  Labour  and  ludustry.  Report  on 
the  working  of  the  factories  and  shopsact;  early  closing  acte:  ahearers'  acconio* 
dation  act  etc.  daring  the  year  1902.  26  p.  4*.  Sydney  1908. 

438.  Victoria  Rei)ort  of  tho  Chief  lu-speetor  of  factorie?,  work-roonu»  aad 
Shops  for  the  year  ended  31"  December  1902.  80  p.  4".   Melbourne  1903. 

439.  British  Ouiana.  Beport  on  the  Lands  and  Mines  Department  for  ti» 
year  1901—1902.  32  p.  Georgetown,  1902. 
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440l  ItAlien.  Ministero  deeli  affari  esteri.  Commissariaio  dell  etui- 
grazionr.  EniigTMEioiie eoolooie.  VoLX.  Europa«  Ptrte  I  Fnmcia.  VIU— 344  p. 
8**.  Borna  1903. 

441.  Mhitetero  di  agnooltom,  indtntrfft  e  oommekda  Direzione  generale  della 
f-t itt istica.  ätatietica  ddki  rmip-azkme  italiami  per  Festoo  norli  anni  1900 
e  1901.  XLV-145  p.  4«.  Borna  1903. 

448.  Norwegen.  Ausberetninger  fra  Fabrikinspekttfrenie  for  1906.   Ud^vet  ved 

foranstaltning  af  Departemen  t  ( t  for  udenrigske  sager,  sjofart, 
handel  og  industri.   163  ö.  8°.   Kritstiania,  W.  C  Fabritius  &  Sonner,  1903. 

443.  Ni  cderl  ande.  Tijdechrift  van  het  Cen  traal  Bureau  voor  de  Statistiek. 
5«  Afleveriiig.   3:"       8".    's-Gravenhage,  Gebr.  ßdinfante,  1903. 

444.  Werkstakiugci)  m  L'itäluitiiigeii  in  Nedcrland  gedurende  1901.  Bijvo^el  van 
het  TijdRchrift  van  het  Centraal  Burean  voor  de  Btatistielc,  Afl.  l.  538. 
8'.   'ß-Gravenhage,  Gebr.  Belinfanfce.  1902. 

445.  Statistisch  Jaarboek  der  GojiiecDte  Amsterdam,  uitgegevcn  door het  Bureau  van 
Statistiek  tler  Gemponte.  7'  Jaarg.  1901  en  1902.  Eento  Hefl.  Annuaire 
etatistique  de  ki  Ville  d'Amsterdairi  publii?  par  le  Bureau  municipal  de 
»tatistique  ?•  anöe  1901  et  W2.  Tome  pieniier.  240  S.  8°.  Amsterdam  1903, 
J.  Müller. 

446.  Schweix.  Protokoll  dar  £ooi€renz  schweizerischer  Arbeitsämter  in 
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I.  Gesetze  und  Verordnungen. 


I.  Allemagne.  Deutsches  Reich. 

a)  Yerordnniigeii  BnndesnitM. 

1.  ErlfiBs,  betr.  Abandemng  defl  dem  Gesets  über  Kinderarbeit  in 
gewerbliolieii  Betrieben  vom  30.  Mikz  1803  (K.G^1.  S.  113)  beigegebenen 
VtraeiolmiMefl.    Vom  17.  Dezember  liK)S. 

Auf  Qrund  des  §  4  Abt«.  2  des  Oesetzee,  betreffend  Kinderarbeit  in  gewerblidieo 
Betrieb«!,  vom  30.  März  1903  (R.G.B1.  S.  113)  hat  der  Bundesrat  beschlossen: 

Die  Anffihrung  unter  V  alinea  5  des  dem  Gesetz  anliegenden  Verzeichnisses 
otllilt  folgende  Fnjiäun^: 

WencBt&ttea,  in  deneQ  Blei,  Kupfer,  Zink  oder  Loderunsen  dieser  Metalle  be- 
arbeitet oder  Tenrt>eitet  werden,  mit  Ansiudime  Ton  Werinrtittea,  In  deoeo  aiu- 
8chlie»8lich  eigen  -  Kindt  r  und  diese  ledi^^eh  mit  Sortiana  und  ZuMmmenaetMO  TOD 
Uhrenbestandtf'il.  ri  U.- '•häftitrt  wprden. 

2.  Erlass,  betr.  Ausnahmen  von  den  Vorschriften  des  ^  12,  S  13  Abs.  1 
des  Gesetzes  über  Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben  vom  dO.  März 
IMS.    Vom  17.  Dezember  1903. 

Auf  Grund  des  §  14  Abs.  1  do8  (k-sctzes,  l)etreffend  Kinderarbeit  in  gewvbüdieil 
Betrieben,  vom  30.  Mirz  1903  (iLG.BL  S.  113)  hat  der  Bundesrat  beechlowen: 

I.  In  Abwädiung  von  der  Vocsclifift  im  §  12  a.  a.  O.  dfirfen  enm  31.  De- 
zeinlxr  1005  im  Königlich  Preussischen  R^erungsbezirke  Düsseldorf  fii  Wi  rkstatt«! 
der  Baodweberci  (Band Wirkerei)  und  im  Gros^herzo^lich  Badischeo  Kreide  Waidshut 
in  Werkstätten  der  Weberei  (Band-  und  Htoffweberei)  —  Gewerbeklasse  IXc  der  Ge* 
wcrbefstatistik  —  eigene  Kinaer  mit  dem  Spulen,  insbesondere  auch  mit  dem  Spulen 
mittels  »Spülmaschinen,  die  durch  elementare  Krait  betrieben  äind,  unter  folgendoi 
Bedingungen  beschäftig  werden: 

1.  Die  Kinder  müssen  am  1.  Januar  1904  das  zehnte  Lebensjahr  vollendet  haben. 

2.  Die  Beschäftigung  ist  nur  gestattet,  wenn  sich  Wohnung  und  WerkHtätte  in 
demselben  Hause  be&den  und  in  der  Werkstätte  nidht  mdir  ala  dfel  Webetülile 
betriehen  werden. 

3.  Bei  der  Beschäftigung  sind  die  Be:^timmungen  de»;  §  13  Abs.  1  a.  a.  O.  über 
die  Pansen  zu  beobachten. 

II.  In  Abweichong  von  der  Vorschrift  im  ^  13  Abs.  1  a.  a.  O.  dürfen  bis  zum 
31.  Dezember  1905  in  den  im  anli^enden  Verzeichnis  aufgeführten  Werkstätten,  in 
denen  die  BeHchäftiß:ung  nicht  nach  §  12  a.  a.  O.  verboten  ist,  eigene  Kinder  unter 
zehn  Jahren  nach  Massgabe  dw  sonstigen  Bestimmungen  des  13  Aos.  1  a.  a.  O.  sowie 
folgender  weiterw  Bedingungen  beeditragt  werden: 

1.  Die  Kin  ?rr  nn;<  rij  am  1.  Tariuar  1901  du.^  rieht >  I>  l^onsjahr  vollendet  haben. 

2.  Die  Kinder  dürfen  nur  mit  denjenigeo  Arbeiten  beschäftigt  werden,  welche 
nach  dem  Verzeichnisae  für  die  einzelnen  Werkstätten  gestattet  sind. 

Die  IJertchäftigitn^  mit  den  einzelnen  Arbeiten  <uirf  nur  in  denjenigen  Beärken 
stattfindeo,  für  welche  diese  Arbeiten  nach  dem  VerzeichuiäMe  zugelassen  sind. 

AxbeitendiiiU.  40 
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Verseicbnis  derjenigen  Werkstätten,  in  deren  Betrieb  in  Abweichung  \  oa 
der  Vorschrift  im  §  13  Abs.  1  des  Gesetzes,  betr.  Kinderarbeit  in  gewerb- 
lichen Betrieben,  vom  30.  März  1903  (R.G.Bl.  S.  iiö)  eigene  Kinder 
unter  10  Jahren  nach  Massgabe  der  Bekanntmadning  des  Rdohakanxlera 
vom  17.  Desember  1908  (B.O.B1.  S.  812)  bis  zum  81.  Desember  1905 

beschäftigt  werdoii  dürfen. 
Auf  Bolchc  Werkst&tteD,  in  denen  durch  elementare  Kraft  (Dampf,  Wind.  Waaser,  Gas, 
Luft,  EiektrizitSt  u.  b.  w.)  bew^te  Trid[>werke  nidit  Uon  Yorfibergefatnd  rar  Ter««* 
dung  koiiinicn,  sowie  auf  solche  Werkstätten,  in  flercn  Betrieb  nach  §  12  a.  a.  O.  au^ 
aonstigeü  Grfiadeu  Kinder  nicht  beschäftigt  werden  dürfen«  finden  die  Ausnahmen 

Amraadiiüg. 


klik-itec  oder 
Oewerbeart 
dar  Gewerbe- 
statistik 


Bezeichnung 

der 
WwkBt&tten 


1 


i 


2 


Art  der  BeBohiftigang 


für  fralche  die  Aumehiiie  gewifarl  ist 


IVa2 


IV  a  9, 

IV  d  7  u. 
IV  e  5 


Verfertigung  grober 
6chi^erwareii 

Verfertigung  von 
Spielwaren  ans 
Stein,  Forzeiian 
oder  Gtaa 


Bekleben  dor  Srhiefprgriffel  mit  Pachsen-Meiningen:  Krei;^  S'tin 
Papier,  Bemalen,  Zidüen,  Ein-i  berg   und  AmtBgaricht«bezirk 
legen  in  Etats  {  Eia&id 

Zählen  der  Marbel  und  Verpacken  Sachsen-MeininiEeo:  Kreig  Su  r, 

in  kli'ineiSä<M:(  Kin ; Porzellan-  hrr;'    und  Amtegerichtsbezirk 
oiärbelu  auch  Jkiualeu.  Bemalen!  Eltsleid.    Sack-en-Cobmrg  und 
und  Anstreichen  von  Puppen-' 
gliedern,  Sortieren  nn  i  l^n  r  (7Än 
von  Puppenaugen,  Zusaunuen- 


Gotha:  Anit>gericht^b«hk« 
Neoatadt  und  Bodach 


IV 


<i  n.  V  c 
IX  h. 
XII  g  3 


Bearbeitung  von 
.  Knöpfen  aus  Por- 
sdlaD,  Meteil, 
Horn,  Perlmutter 
i  u.  dergl. 


Poppenteilen,  Za.' 
sammcnROtzcn  von  CTiristbaum- 
richmuck,  Garnieren  (Anbringen 
von  Oetten,  Hütchen,  Schlingen 
u.  dergl.),  Sortieren,  EinlM^  in 
Kartons.  Aufreihen  y<m  Perien 
auf  Fäden 

Aufnähen  und  Anfitecken  anf  diei  Prcu 


Karten 


IVda 


do. 


IV  e  3 


tio. 


HerKteliung  vooiAufreihen  von  Perlen 
Porzellanwaren  ' 


sscn :  Rcgioning!*b«irkr 
Düsseldorf  u.  Aadien.  Sedveo; 
Kraishaaptmannschaftcn  CSun* 

nit;'  im  1  Zv  fckaii.  Baden:  für 
das  Grosj»Jierz»>^um.  Sschj«n 
Altenburg:  fiir  die  Städic 
i?chn  Iln  und  Göesnitz  und  die 
beniu  Ii  harten  ländlichen  Ort- 
schaft f^n.  Schwarzboi^'Biidol- 
stadt:  für  dm  Fürstenmm 

Baden:  für  das  Groashsooguun 


do. 


Glasbläserei  vor  der 
Lampe 


da 


Abputzen  der  geformten  oder  ge-  Seil waraburg- Rudolstadt:  für  ds* 

foesenen  Qegenstinde  vor  dcmi  Fürstentum.  SchwarzbarL'--^>: 
trande  '  dfrsbansen  :  für  daf  Fflr?icntuT;; 

Blasen  von  Puppenaus»u  mittds 
des  Blasdbalges ;  ADsduMiden 
von  Glaswaren  mit  Ansnabmc 

von  Glasperlen 

Abschueideo  v.Glai*waren  m.  Aus- 
I  nehme    Glasperlen  ;  Anstiden,; 

j  AnhSnppn.  Aniadcln, Zählen  andj 
;  Empncken  von  Glaswaren 


Sachsen-Meiningea :  Kreis  öonoe- 
becg  und  AiiitnericiHBbsdriE 
Eiafeld 

Schwarzburg-Kudolstadt:  für  ds» 
Ffintentum 
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(icwerbt- 
klafii^  oder  J 
Ciewerb«art  j 
der  (iewerbe- 
«tatistik 


BeBeichnung 

der 
WatkBtttlen 


Art  der  Beschäftigung 


Bezirke 


für  welche  die  Aoanahme  gewährt  ist 


1 


2 


3 


Va3 
II.  Vb. 


doL 


do. 
do. 

VIII  c  2. 

vinc3. 


IX  e. 


da 


Silber-  und  Gold 
dralitsi6iicni 


Verfertigung  von; 
Spielwaren  undl 
andere!  G^en 
ständen  aus  MeUil 


KüntektioniercD  von  Christbaum- ! Bayoru :  K^ierungsbezirk  Mittel 
Sternen;  Herstellung vooSpiUm  franken 

aus  ieonisehoti  Drahten 


do. 


Bearlwituug  von 
eisernen  Kurz- 
waren, Nadler- 

waren  :  Drjiht- 
warenfabhkatiou 


do. 
do. 

Her8tellung  von 
NachtUchten 

Herstellung  von 
Räucherkerzen 

Webcvei  einachliese- 
lieh  Budwabowi 


Einfüllen  kleiner  Steinchen  in 
Kreisel,  Schlottern  und  Glöck- 
chen  für  Spielwaren,  Befestigen 
der  Schnüre  an  Kindertrompeten, 
Eünhängen  von  ßingelchen  an 
di6  SchanuflK«  von  HaiidBpi^g«ln| 

Anfügen  von  Haken,  Anhängseln 
'  u.  s.  w.  an  fertiggeetdlte  Uhr-: 

ketten  ans  Eisendrant,  Anhängen; 

der  Ketten  an  ITiren,  Aufnähen 

der  Uhren  auf  Karten,  Einlegen, 

in  Kartons 

Einfüllen  und  VorpHcken  vonl 
Schnallen,  Haken  und  Aug^  inj 
Schachtehi,    Sortieren,  Anf-| 

-r  rken  und  Aufnähen  von  Na- 
deln, Aufnähen  und  Aufstecken, 
von  Haken,  Augen,  Schnallen 

u.  s.  w.  nuf  Karten.  Aufste<  ken 
von  Stiften  für  Kuopfbefehtiger. 

Nadelanreihen  und  Drahtringel- 
macben 

Aufnähen  von  Haken  und  Oesen 

auf  Kartons 

Einstecken  der  Nachtlicht«  in  die 
Sdiwimmer  ! 

Fonnen  der  Kenen  i 

Spulen,  TÄcherdrAen,  Anfer-I 
tigung  von  Frmi^rn,  Rut«n- 
stecken,  Anknüpfen  des  Garnes, 
Andidun,  Zoraclien  der  FSdoil 
und  andere  leichte  Vomrhriten 
—  mit  Ausnahme  der  Arbeiten 
am  Webstvdble  edbet 


Bayern :  B^erangsbesirk  Mittel- 
franken 


Sachsen -WeUnar:  für  den  Ort 
Buhla 


Preussen :  RegierungMbezirksOob- 
lena,  Düsseldorf,  Aachen. 


Stricker^  and  Wir 
kerd 


Bayern:  Begierungsbezirk  Mittd- 
mmken 

Bayern:  Begiemngisbeflrk  Mitfeet- 

franken 

Bayern :  Kegieruugt»bezirk  Mittel- 
frankffli 

Reu^s   altere   Linie:   fär  das 

,  Fürstentum 

'Prenmen  iR^erangsbeEirkePotS' 

dam,  Breslau,  Liegnitz,  Oppeln, 
Erfurt.  Minden.    Bayern:  Bo- 

S icru na» bezirk  Oberfranken.  BSp 
en :  Kreise  Lörrach  und  WaldB- 
hut.  Reusü  ältere  Linie:  für 
das  Fürstentum.  Reuse  jangere 
Linie:  für  diw  Fürstentum 


In  der  Strickerei:  Umhäkeln, 
Kn<mflocIiatisniheD ,  Knopf- 
«in&hen  u.  s.  w. 

In  der  Wirkerei:  Zusammen- 
nähen der  gewirkten  Waren,  Be-|  tmgen 
setzen,  Umsäumen  der  Knopf- 
löcher, Umschlingen  der  End- 
näbte,  Ausziehen  des  Faden- 
schlags,  Annähen  der  Knöpfe 

In  der  Stmmpfwirkerei :  das 
Strumpf  wenden,  Strumpfnähen 
und  Qtnispaleii 


Württemberg:  Oberämter  Stutt- 
gart (Stadt),  Böblingen,  Bss* 
ungen,  Ludvrigsburg,  Urach,  Ba- 
lingraa,  Beutungen  und  NOr- 


Reuss  ältere 
Fürstentum 

40* 


Linie:  ffir  das 
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Gewerbe- 

klasHe  odet 
( rcwerltcart 
der  Gewerbe- 
atatistiE 

Beseichniing 

der 
WerkstÄttm 

Art  der  Besch&ftignng 

fDr  welche  die  Aiu 

.iiahiwA  mnriQut  ist 

1 

2 

3  I 

4 

IX  f. 

Hfikelei  u.  Stickerei 

Leichte  Arbeiten  und  Haiid- 
reicbuug«^ 

Bayern :  llegioruiigsbczirke  ObtT 
und  UDterfranken.  Württew 
ber<7 '  für  die  hei  IX e  ASifr 
geführten  Oberaiut*»be7irke 

UV* 

UV« 

A im7))cl.'i^lii  iMlt^f  AimchnfliflAn  in 

der  f^f icktTci 

K/Pu^^i    Rltpr<>    fjnift*    fBr  dbt 

Fürötcuttiru 

du. 

du. 

tüdeln,  Zückoln  und  Fadcii- 
abBcbneiden  in  Handma^chinoit- 
atidEenien  und  ZSckelstuboi 

Keuä«  jüngere  Linie;  für 
Ffintentom 

do. 

do. 

ßotickei)   und  Aufkleben  von 

HaiiHsi'gon 

Preu8:>ai:  BegienuigBbcHkFDli' 

dam 

IX  h. 

Po«iameu  teu  f abri- 
kation 

Eiufa£86a  von  Perlen  und  Füttern. 

Saehaeu:Krei8bauptn]  a£ln^ichat ! 
ChemnitEundZwkkan.  Hei^: 
für  die  Orte  ZellluiUj?en,  Matt, 
flingcn,  Fro.^chhau^n ,  Keur 
Wel/heun,  Beligen.atadt  [Kim 
Offcubaeh)  und  GnM'ZiBMa 
t  Kreit?  I)iel>urg) 

du. 

Au>/ii|>fi"ii  v'iii  Hot'tfadi'ii,  Ein- 
fiiiiclii  dt^  Zwirns,  Abheften  und 
Au f hct tcü der  Wurt>n ;  Niiheii  und 
llakelu  von  l'erleu  und  i'littern ; 
Knöpfen  von  Sdüingen  und 
Fran.^cn 

Sachi?<mJvreiahatApfananDwtih»iü^t 
C  bemnits  und  ZwidoHi 

X  a  u.  b. 

PaiiieriDduatrie 

Autlc<ren  div  Pa|>ii  rr.!iutdio  Form, 
Ikuialeu  uud  AusLrucbeu  der 
Masken 

Saeh>en-Meiningeii:  Kreis  So':! '■ 
berg  uud  AautägericbtäbcriJ. 
EiBfdd 

do. 

do. 

Jn  d<T  ikichbithlrn  i  und  Karto- 
nageaiabnkaliöu  da.s  balzen  uml 
Kleben  ravi  Papierartikeln,  wie 
/..  Fl  hüten,  l'euteln,  Lanipen- 
öcbirmeu,  ikt^itm,  Ketteu,  Fä- 
chern, Schachteln,  Etuis  und 
Kart<ius.  Anbrinjren  von  Auf- 
«iclirifteii  mittel«  öchabiootin  uud 
andere  leichte  Arbeiten 

Fieusi^en .  Regieningsbezirke  I>rr- 
lau:  Ln-pnitz,  Merseburg.  lÄ- 
lenz.  Bayern:  R«rieniugi?b*«lk 
M  i  1 1  el  franken .      Siu-hsen  -  Xlf 

1  ningen:  Kreia  gooiiabgcKwi 
Aintef^erichtsbflciric  bmbh. 
Sachsen -Coburji    und  GoiLi. 
Auitsgerichtebösirke  ^oHtiiii'' 
und  Ivodacb 

xa  b. 

\'crftTU^uog  von 
HoLutiften 

Zahlen  und  Verpacken  von  Zahn- 
Btochera 

PreoMeo:  Reiriernngsbedik 
>teraeburg 

do. 

Hor.~telIuii<r  V,  Zi'nul- 
liol/scluicbt^Ju  und 
aiidcroii  Span- 

Fmbii  iTcn  luid  Zunuudien,  Kleben 
,  vou  tSchacüLehi,  lit3Ptrei«Jieü  uud 
Bekleben  der  txhachteiniSatel 

Preuöseu :  Ilegiening^l>ezirk  Br^- 
lau.    Bayern :  R<^gieiuj)^a^r^ 

1  Oberbayern.  BramMdlinig: 
den  <^rt  Braunlage 

do. 

\'«'rferl  igunj;  von 

Leiehlere  Arl>eiten  und  lland- 
reiLhnnt^m  bei  der  Herst ellunp 
vou  .'^ehnit/:-  und  Drehwaron 
einschliesslich  der  HerstelluQg 
von  Holzachachteln  und  -kiat- 
eheii  ( Hejualcn,  Zusaniniensetzen, 
Fertigsteileo,  Zahlen  u.  dergL] 

Sneheen-Meinfnfl^eo ;  Kreif  ßa«!«- 
ber^rund  Amti?geriohlBll8ilii  rh 
f eU r  Saeh 8«en -Cohn rg  uu<i  Goth.. 
AmtKencbtabesirk«  Üfmtiwi 
und  Bodach 
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(tewerbe- 
klagse  oder 

Gewerbaart 
der  (iewerbe- 


BeniefaniiDg 

der 
Werks  tätteu 


Art  der  BcBchift^g 


Bflsirke 


fOr  welche  die  Ausnahme  gewfiurt  ist 


1 


3 


( 


XII  b.     iVerf^tigong     von 'Anfertigung  von  Blnmpnutübcn  Schwarzburjr-Sonder.shauscnrOrt 


groben  Hoizwaren 


Xiliiu.  t.  iKürbmiuher  uud 
I  •  flechter.  Smistigc 
Fkcbterei 


und  Holzetiketten.  Zusammen- 
aetMD  und  LKmea  von  Schach- 
teln 


XUgS. 


XUIb2. 
0.  XI& 


do. 


XIVii6w 

XiVal2. 

XIV  b. 


H«rstdlnng 
Vogalbuieni 


von 


M^ft  GcÄchweuda  (Verwal- 
tungsbezirk Arnstadt).  Schwarz- 
burg-Rudolstadt:  fär  das  FQt' 
stentum 

JSortiereii  von  Weiden  •  Flechten 'Preussen :  R^erungsbezirke  Op- 
von  StoUaiteen  und  Körben;  ^In, Hannover, Minden.  Bayern : 

und 


Zubereitung  von  Fi- 
schen 


äeratdUimg  von  Strohhülsen 

Einfügen  der  Sprossen  in  die 
Seilonteile  der  ßauer,Ziieamnien' 
fütron  der  Bauer 

Auspflücken  von  Krabben 


Kegierungsbesirke  Ober- 
Untorftanken 

Brallllechwe^;:  fOrdenOitlteamn- 
i«iee 


dolstadt:  iär  das  Fürstentum 


iPreubaeu :  H^erungsbmrk 
Schleswig 

Fertigstellung U.H.W.  Auseinanderschmidcn  zutiammen-jSachsen-Weinmr :    I  ^     Vt  rwal- 

hängend  p:enrihttr  Ledertrilc  ><>'  tungsbezirk.  bchwarzburg-Ru 
wie  Bekleidung  der  Puppen 
rümpfe 

Nfihen,  Häkeln  und  btrickoi  von 

Pxippenkleidcrn .    Nähen  von 
Pup|)en bälgen,  bonsUj^c  leichtere 
Arbeiten  zur  Bekleidung  und 
Aus»«tattung 
Wickeln  von 


von  Fuppen 


do. 


Herstelinnir 
lieber  Blumen 

Verfertigung 
Korsetts 


Meiningen :  Kreis  ISonne- 
berg    und  Amt^gerichtsbezirk 
Eiffeld.     Schwarzburg  -  Rudol- 
stadt:   für    das  Fiiri^tentura, 
von     Puppen,    Bchwarzburg  •  Sondershausen : 
Locken  für  dii-  für  das  Fürstentum 


Pujipriifrisur.  sofern  dabei  Woll- 
haar und  Mohair  in  gereinigtem 
Zustande  verwendet  werden,  Bm- 
legen der  Pappen  in  Kiutons 

kunst-^Hilft  leistuntron  mit  Atisnahine  de*» 
Prt'fiHen»  und  AuRscbiagens 


von 


Sachsen : 
gegcnd 


für  Sdmits  and  Um- 


Einziehen  der  Stabchen  in  Hohl-  Hessen:  für  den  Ort  Neu-Isen- 


band,  Schneidendes  Hohlbandes, 

Aufsetzen  der  Kappen,  Einsetzen 
der  Stiftchen  und  Sohiiessen 


buTg  (Kteis  Offembach) 


Schuhmacherei       iZuschneiden  der  RohmaterialienlWüriteuiberg:    Oberämter  Ba- 


für  die  Endenschuhmacherci, 
Flechten  auf  Leisten  und  Wat- 
tieren 


Hngen,  S^Muduttgen  und  Tbtt- 
lingen 


b)  CleaelKe  und  Terordnnogen  der  Bimdewtealen. 

1  Königreich  Bremsen. 

L  Brlass  de«  MixiiBters  für  Handel  and  Gewerbe  vom  20,  Deeember 
1908,  betr.  Vegtregebedingimgen  Ar  AnaflUuniiig  von  Steatebenten. 

Der  hierunter  zum  Abdruck  gebrachte  Erlass  des  Herrn  ^rinlBters  der 
öffentlichen  Arbeiten  vom  15.  September  d,  J.,  betreffend  die  Abanflenmjr 
des  §  11  der  allgemeinen  Vertrarrf^bedinirnnfjen  ffir  die  Ausführung  von 
Staatsbauteu,  ist  auch  lür  den  Beieicn  miuner  Verwaltung  zu  befolgen. 
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Anlage  A. 

Bei  der  Ausftihruiig  von  iStaatsibauten  pflegen  die  Unternehmer  ihre 
Forderungen  aas  den  mit  der  Verwaltung  abgeschlossenen  Verträgen  viel' 
fadi  an  solche  Personen  absutreten,  weldie  ihnen  entweder  die  erforder- 
lichen BaoBtoffe  liefern  oder  Geldmittel  darleiheiL    Wenn  in  solchem  Falle 

der  Unten if^lnnor  -lir-li  seinen  Verpflj'''}itnTigen  entzipht  'uv]  dfe  von  ihm 
angenommenen  Ai'beiter  «»der  Handwerkei  nicht  beinedigt,  so  gehen  die^e 
für  ihre  Leistungen  leicht  leer  aus.  lu  letzter  Zeit  sind  auf  die^e  Weiäe, 
wie  bereits  im  Bnnderlasa  vom  26.  Hin  v.  J.  —  mb  1874,  VD.  1762 
—  hervorgehoben,  wirtscliaftlich  schwächere  Existenzen  wiederholt  um  den 
aiis-schliesslich  oder  doch  vorwiegend  mit  ihrer  H&nde  Arbeit  verdiraten 
Lohn  prebracht  worden. 

In  den  %ur  Zeit  bestehenden  allgemeinen  Vertragsbedingungen  iür  die 
Aasführong  von  Staatsbauten  (§  11)  ist  der  Verwaltnng  dem  neuen 
Glftubiger  (Zessionar)  gegenüber  nur  in  beschränktem  Masse  das  Recht 
vorbehalten,  die  von  dorn  Unternehmer  geschuldeten  Beträge  unmittelbar 
an  Arbeiter  oder  kleinere  Handwerker  zu  zahlen.  Sie  ist  dazu  nnr  dann 
befugt,  wenn  das  angemessene  Fortschreiten  der  Arbeiten  oder  Lieferungen 
infolge  der  NiohtbelHedignng  der  genannten  Berechtigten  in  Frage 
gestellt  ist 

Nachdem  die  Erhebungen  nunmehr  abgeschlossen  sind,  wird  beab- 
sichtigt, dem  Misss'tande  dadurch  entgegenzutreten  ,  dass  der  Verwaltung 
vertraglich  ein  weitergehender  Einflus«  auf  die  Erfüllung  der  Verbindlich- 
keiten, welche  der  Unternehmer  gegen  seine  Arbeiter  und  Handwerker 
ttbemommen  hat,  gesidiert  wird.  Bemgemftss  soll  der  §  11  der  allgemeinen 
Vertragsbedingungen  für  die  Ausfiihrang  von  Staatsbauten  die  ans  der 
Anlage  hervorgehende  ander%veite  Fassung  erhalten,  welche  den  femereo 
VertragaabsehlüRson  zugrtindn  zu  legen  ist. 

Die  neuen  Bestimmungen  sollen  seitens  der  Verwaltung  angewendet 
werden,  wenn  Beschwerden  vorliegen,  oder  sonstige  begrOndete  Anlftsse 
zu  der  Annahme  berechtigen,  dass  der  Unternehmer  in  der  Erfüllung 
seiner  Verpflichtungen  gegen  seine  Leute  liissig  ist.  Ich  hege  da.s  Ver- 
trauen, dass  die  Baubearaten  und  die  «nnst  in  Betracht  kommenden  Ver- 
waltungen in  diesen  Fällen  von  der  ihnen  beigelegten  Befugnis  im  Inter- 
esse der  Arbeiter  nnd  Handwerker  ausgiebig  Ghtbrandi  machen  werden. 
Dabei  sind  jedoch  unnötige  Härten  gegen  die  Unternehmer  sn  ▼ermeiden 
und  ihnen  insbesondere  keine  höheren  Betrage  vorzuenthalten,  als  zur 
Befriedigung  der  Arbeiter  und  Handwerker  erforderlich  erscheinen.  In 
Fällen,  in  welchen  weder  die  Zahlung  noch  die  einstweilige  Zurück- 
behaltnng  von  Befarftgen  angebracht  ist,  sind  die  betreffenden  Anträge  ab- 
zolehnen.  Sofern  kein  gesetelicher  Hinterlegnngflgnmd  vorliegt,  ist  die  Ver- 
waltung rechtlich  nicht  in  der  Lage,  den  von  den  Arbeitern  oder  Hand- 
werkern beansprochten  Betrag  an  die  Hinterlegnngastelle  abaiführen. 

Anlage  B» 

Ab&ndernng  der  allgemeinen  Vertragsbedingungen  Iür 
die  Ausführnng  von  Btaatsbanten. 

Der  §  11  erhftlt  folgende  Fassung: 

Erfüllung  der  dem  Unternehmer  Handwerkern  and  Ar- 
beltern gegenüber  obliegenden  Verbindliohkeiten. 
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(1.)  Der  Unternehmer  hat  der  Verwaltung  über  die  mit  Handwerkern 
und  Arbeitern  wegen  der  Ausfülirunt^  der  Arbeiten  mxd  Lieferungen  ab- 
geschloBsenen  Verträge  und  deren  iM-luilaiig  jederzeit  auf  Erfordern  Aus- 
kniift  m  erteilen.  IKe  Verwaltimg  kann  die  Leistong  einer  Absdilags- 
zahlung  oder  der  Sohlnflssahlnng  Terweigem,  Ins  eine  ihr  gentigende  Aas- 
knnft  vorliegt. 

(2.)  Sollte  der  Unternehmer  die  ihm  aus  den  Vertragen  mit  seinen 
Handwerkern  und  Arbeitern  obliegenden  Verpflichtungen  nicht  oder  nicht 
ptbkküich  erfmilen,  so  Ueibt  der  Verwaltung  das  Beoht  vorbehalten,  die 
von  dem  Unternehmer  geschuldeten  Betrftge  fltr  dessen  Beehnnng  ans 
»einem  Guthaben  oder  der  gestellten  Sicherheit  unmittelbar  an  die  Berech- 
tigten KU  zahlen.  Der  Unternehmer  hat  die  hierzu  erforderlichen  Tj^hn- 
listen  und  souatigeu  Unterlagen  der  Verwaltung  zur  Vertügung  zu  ateileu, 
auf  Erfordern  auch  eine  Erklärung  abzugeben,  ob  und  inwieweit  er  die 
Ansprache  der  Handwerker  tmd  Arbeiter  als  begründet  anerkennt  Oeht 
die  EfrHirang  nicht  in  der  bestimmten  Frist  ein,  so  kann  der  Unternehmer 
Einwendungen  gegen  die  Ansprüche  der  Verwaltong  gegenüber  nicht 
geltend  machen. 

2.  IrlsM  de«  Ministers  Air  Handel  und  Geweilto  an  die  Begiennigs- 

Präsidenten  vom  28.  Dezember  1903,  betr.  Ergänzung  der  AusfÜhrungS* 
Anweisung  zum  Krankenversichemngsgesetz  vom  30.  Mai  1903. 

In  Ergänzung  der  Ziffer  6  meines  Erlasses  vom  30.  Mai  liK)3  über 
die  Ansftahrung  des  Gesetsesi  betreffend  weitwe  AlAndernngen  des 
XrankenverrichemngBgisetaeB,  vom  25.  Mai  1908  (Hin.-Bl  1908  S.  20&) 
bestimme  ich  hiermit,  dass  als  untere  Verwaltungsbehörden  im  Sinne  des 
§  56  Absatz  4  des  Ki'ankenversichernn^gesetzes,  insoweit  die  Knapp- 
8chaftska8äen  in  Fra^e  kommen  (vergl.  §  74  Absatz  3  a.  a.  0,),  die  Berg- 
reviei'beamten  anzusehen  sind. 

2.  KOuigreicli  Bayern. 

1.  Gesetz,  die  AnsffUinmg  der  §§  42  und  45  des  Krankenver- 
siohemiigsgesetzes  betreffbnd.    Vom  17.  Dezember  11)03. 

Artikel  1.  Die  Entscheidung  der  Aufsichtsbehörde  in  den  E&llen  des 
§  42  Abs.  6  des  Erankenversioherungsgesetns  in  der  Fassung  nach  dem 

Gesetze  vom  25.  Mai  1903  kann  binnen  vier  Wochen  nach  der  Zostellang 
durch  Beschwerde  an  die  höhere  Verwaltungsbehörde  angefochten  weHen. 

Das  gleich©  ^It  in  den  Fällen  des  §  45  Abs.  6  a.  a.  0.  unter  der 
dort  bezeichneten  Voraussetzung  bezüglich  der  Anordnungen  der  Aui'sichts- 
behOrde. 

Artikel  2.  Gegen  die  Entscheidung  der  höh« :  -  u  ^'i  rwaltungsbehörde 
ist  binnen  vier  Wochen  nach  der  ZusteUong  Beschwerde  an  den  Ver* 
■waltungsgerichtshof  zuläs.sig. 

Ist  die  Aufsichtsbehörde  zugleich  die  höhere  Verwaltungsbehörde,  so 
geht  die  Beschwerde  in  den  Fftllen  des  Art  1  unmittelbar  an  den  Ver^ 
waltungsgerichtdiof. 

Artikel  3.  Auf  die  Beschwerden  an  den  Verwaltnngsgori(-htsliof 
findet  im  'ihrigen  Art.  45  Abs.  2  und  3  des  Gepetzes  vom  8.  Auga.st  1878, 
betreffend  die  Errichtung  eines  Verwaltungsgerichtshofes  und  das  Ver- 
fahren in  Yerwaltongsrechtsaohen,  mit  der  Königlichen  Deklaration,  die 
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Wahrung  der  Be  rlnv^rdefrist  in  VerwaltnngBrochtsaGhen  betreffead,  vm 
15.  Juni  1898,  Auweudimg. 

2.  Bekanntmaohung  dee  Egl.  StaatsminiBteriiimB  des  Innern,  Vollsug 
des  ReiohsgesetEes  vom  30.  März  1903,  Kinderarbeit  in  gewer bliohoQ 
Betrieben  betreffend,  vom  20.  Dezember  1803. 

Zum  ytdfamge  dm  Cksetses,  betreffend  Kinderarbeit  in  gewerbUofaen  BetridMi, 
▼omSO.  Mnrz  lOO'T  rTrrhf  im  Einverständnie  mit  dem  K.  Staatsministefiiiin  dwiDDcni 
für  Kirchen-  und  öchuimigelegenheiten  nachflt«hende  Ent«chliee»ung: 

A.  Zu  (<t  find  ige  Behörden. 

1)  Unter  höherer  VerwRltungsbehörde  niud  die  Kreisregiexungcn,  Kan)juera  dt* 
blDem,  zu  veretehen. 

2)  Unter  unterer  Vcrwaltunpri^hehörde  sind  die  Distrikts v«rwaltungabehärdea,  in 
München  die  Polizetdirektion,  zu  verstehen. 

3)  Unter  Schulau fsü^tebehörde  eind  zu  vereteheo:  in  dan  Fällen  der  §§  Ö,  8 
und  16  des  Gesetzes  die  Dietriktsschulinspektioncn,  in  den  unmittelbaren  Städten  di« 
JLiokal-  (Stadt-)  Schulkommissionen,  in  den  Fällen  des  §  20  des  Gesetzes  die  Lokal- 
schulinspektionen ,  in  der  Pfak  die  Ort^sehulkammiMiOOeil ,  in  dco  ttnmstteUwiW 
Städten  die  Lokal-  (Stadt-)  Schulkommiaaioaea. 

4}  Utttar  GeuMindebdifirde  ond  PdiaeibdiOide  «tnd  die  OitepolinibdiMeii,  in 
Mfliicii0D  die  Fdiieidirdrtioii,  cu  ▼enteben. 

B.  Zulassung  von  Ausnahmen  für  die  Beschäftigung  bei  öffent- 
lichen tlieatrafischen  Vorstellungen  und  anderen  öffentlichen  Schao- 

Stellungen.   (§  6  Abs.  2,  §  9  Abs.  2,  §  15.) 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  hat  vor  Gewährung  der  Ausnahme  neben  d«f 
Frage,  ob  bei  der  Vorstellung  oder  Schaustellung  ein  höheres  Interesse  der  Kun^toder 
Wissenschaft  obwaltet,  namentlich  auch  zu  prü^n,  ob  der  IkmMfliguug  von  iüodero 
überhaupt  und  in  der  in  Aussicht  genommenen  Zahl  sowie  von  Kindern  der  betreffend« 
Alteragtufe  und  zu  der  betreffenden  Tageszeit  im  vorliegenden  Falle  Ilc<ierikcn  cntcf?pr- 
stehen,  und  ob  die  Person  des  Leiter«s  de»  Unternehnieus  genügende  Sicherheit  dafiii 
bietet,  dass  die  Kinder  vor  sittlichen  Gefahren  behütet  bleiben.  Sie  hat  ferner  zur 
Vcarmddnnj;  von  Gosundheit«schädigungen  der  Kinder  dafür  Sorge  zu  tragen,  das^ 
Auftreten  in  angemessenen  Zwischenräumen  stattfindet.  Für  die  i^grenzung  des  Be- 
griffs der  Vorstellungen  xmd  Schau-stellungen,  bei  denen  ein  höheres  Interes^  der 
Kunst  oder  WiMenachaft  obwaltet,  iat  die  bei  Ausfülming  de«  §  33  a  dc»^  Gewcrtie- 
ordnnng  gewonnene  Praxis  masstrebend.  Die  sogenannten  opeKislitSten-,  AkrobatsD- 
nnd  AttiHtenvorstellungen,  die  Zirlcusaufffihrungen  und  älinliene  Veransialtungen  HXkn 
daher  nicht  unter  die  Ausnahmebestimmung  des  $  t>  Abs.  2  dee  Gesetzes. 

C.  Zulassung  von  Ausnahmen  für  die  Beschäftigung  von  Kindern 
beim  Austragen  von  Waren  und  bei  sonstigen  Botengängen. 

(§  8  Abs.  2,  §  9  Ab«.  3,  §  17  Abs.  1.) 
Die  unteren  Verwaltungsbehörden  haben  von  der  ihnen  zustehenden  F.tfiii:ni5 
nur  für  solche  Orte  und  nur  für  solche  Gewerbszweige  Gebrauch  zu  machen,  iu  denen 
schon  bisher  die  Frühbcechäftigung  von  Kindern  iwlich  war.  Sie  haben  femer  bd 
d»  r  ZulfiRPung  von  Aupiiahnien  darauf  zu  sehen,  dass  nirgends  über  das  zur  Eingewftb- 
nung  in  die  ueueu  gesetzlichen  Vorschriften  imbedin^  erforderliche  Mass  hinauf- 
gegangen wird,  and  daher  die  Ausnalunen  grundsätzhch  nicht  im  trorau«  für  die 
ganze  zuliseige  Zeit,  sondern  nur  für  einen  beschränkten  Zeitraum  zu  gewähren.  Nor 
soweit  sich  ergeben  sollte,  dass  sich  trotz  ernstlicher  Bemühungen  der  betetligteo 
Gewerbetreil)enden  ein  ausreichender  F^lrsatz  für  die  Frühbeschiifiigung  der  Kinder 
einstweüen  noch  nicht  lutt  beschallen  Ja^Men,  ist  die  Aanaahmebewilü^ing  entHifedbflod 
JEU  vttUngetn. 

D.  Anselge  im  Falle  der  Beschiftigung  fremder  Kinder.  (§  10.) 

Auf  Grund  der  Anzägen  ist  von  der  Ortspolizeibehörde  nach  dem  Muster 
Beilage  )])')  ein  Verzeichnis  demjenigen  Betriebe  zu  führen,  welche  fremde  Kindcf 
beschäftigen.  Das  Verzeichnis  ist  dem  zuständigen  Gewerbeaufeichtsbeamt«»)  auf 
Ersuchen  mr  Einmdit  Totsttlagpi. 

1)  IN«  llnster  (BeUagen)  dnd  hier  niebt  abgedraskt  worden. 
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E.  Arbeitskarten.  (§  11.) 

1)  Für  Kinder,  wclchf  d&f  zwr,lfff.  T.el>ensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  dürfen 
Arbeitakarten  in  der  Begei  nicht  au^gcHtellt  werden.  Öolien  jüngere  Kinder  bei  Yta* 
Stellungen  und  Schaustellungen,  bei  denen  ein  hUbereK  Interesse  der  Knnat  oder 
WiMenschaft  obwall<?t.  beschäftigt  werden,  so  ist  für  »ie  eine  Arbeit*kartr  lann  aur-- 
znstellen,  wenn  da»  Vorli^ea  einer  von  der  unteren  Verwaltunpsbehonle  erteilten 
EriaubniB  glaubhaft  nachgewi^en  wird.  Sofern  ein  solcher  Nachweis  von  dem  An- 
tragsteller selbst  nicht  beigebmcht  werden  kann,  hat  die  ausstellende  liehörde  in  ge- 
eigneter Weise  vor  der  Ausstellung  der  Arbeitskarte  festzustellen,  das*  die  Erlaubnis 
Mtdlt  ist.  In  die  Arbeitskarte  ist  in  diesen  Fällen  unter  „Bemerkungen*'  ein  Minweie 
aufzunehmen,  dass  die  Arbeitskarte  nur  für  die  BewMftiguog  bei  öffentlichen  Vor- 
ateilungen  oder  Schausteilungen  gültig  ist. 

2)  Die  Arbeitskarten  werden  von  den  Ort«poiizeibehÖrden  ausgestellte  Sie  miisgen 
anf  frrauem  Papiere  hergeatdit  sein  und  nach  Formet  und  Druai:  mit  dem  Muater 
I  Beilage  2)>)  übereinstimme. 

'S)  Uebor  die  ausgestellten  Arbeit-^karten  ht  nncb  dem  Muater  (Beilege  3)  ein 
für  jedeu  Kala>der}«lir  «bsuechiieeaeodes  Vmeichni«  zu  füiiren. 

4)  Die  C^tspoltseibdiOfde  hiit  Arbeitskarten  nur  f&r  solche  Kinder  ansKiutellen, 
welche  im  Bezirk  ihren  letzten  dauernden  Aufentlialt  gchalit  haben. 

5)  Wu-d  der  Antrag  auf  Ausstellung  einer  Arbeitskarte  nicht  von  dem  gesetz- 
lichen Ver^vter  des  Kindes  gestellt,  so  Bat  die  OrtspolizeibehSrde  den  Nsehweis  zu 
fordern,  daae  er  dem  Antrage  zustimmt,  r  lcr  in  den  Fällen,  wo  die  Erklärung  don 
gesetzlichen  V^treters  nicht  beschafft  werden  kauu,  dass  die  Gemeindebehörde  des- 
jedgen  Ortes,  wo  das  Kind  seinen  letzten  dauerndai  Aufenthalt  gehabt  hat,  die  Zu- 
stimmung des  geselzlichen  Vertreters  ertränzt  hat  (§  11  Abs.  2  de.>^  CleRetzes). 

Dass  die  Erklärung  des  ge»e(zli(  Ji<  n  Vertreters  nicht  zu  beschaffen  hCJ,  wird 
in  der  Regel  nur  anzunäimeil  sein,  wenn  er  körperUch  oder  geistig  unfilbig  i^t,  eine 
Erklärung  abzugeben,  oder  wenn  nein  Aufenthalt  unbekannt  <xler  derart  ist,  da-r.  ein 
mündlicher  oder  schriftlicher  Verkehr  mit  ihm  nicht  möglich  ist.  Die  Ei^äuzuug  der 
Zustimmung  des  gesetzlichen  Vertreters  i^t,  wo  sie  gesetzlich  begrüncut  encEeint, 
BchriftUch  auszus{)rechen  und  mit  Unterschrift  und  Siegel  zu  vmehen. 

Der  Nachweis  der  Zustimmung  des  gesetzlichen  Vertreters  ist  durch  Beibringung 
einer  niiindlicheu  oder  «schriftlichen  Erklärung,  der  Nachweis  der  r>gänzung  der  Zu- 
sümmung  durch  die  Gemeindebehörde  durch  cue  schrifUiche  Bescheinigung  der  letzteren 
(Abs.  2)  sn  erbringen. 

H)  Für  iedes  Kind,  fi'ir  <'!.i  l;-  Au-st( üun^'  t  int  r  Arbeitskarte  beantra|*t  wird, 
ittt,  sofern  Jahr  und  Tag  der  (.icburi  nicht  anderweit  tesistehen,  die  Vorlegung  einer 
Oeburtsorirande  (Oeburts-,  Taufnchein)  zu  fordern. 

7i  Die  Ausstclbiiig  der  ArbcitÄkarte  erfolg^r  durch  .\nsfnllung  des  Fonntdar» 
nach  dem  beigegebenen  Muster.  Die  Nummer  der  Arl>cit**kiirte  muss  mit  der  lautenden 
Nummer  des  Verzeichnisses  der  Arbeitskarten  (Ziffer  ii)  überein>>timmcn.  Die  Aus- 
händigung der  Arbeitskarte  darf  erst  eriolgen*  wenn  alle  Spalten  des  Verzeicbnisses 
der  Arbeitskarten  ausgefüllt  sind. 

8)  Vor  Ausstellung  einer  Arbeitskarte  ist  —  erforderlichenfalls  dnrch  Anfrage 
l>ei  der  Orts  Polizeibehörde  de.-jenipen  Ortes,  wo  das  Kind  früher  seinen  dauernden 
Aufenthalt  gehabt  hat  --  ff:wtzuj:tclleD,  ob  für  dasselbe  Kind  bereits  früher  eine  Arbeits- 
karte ausgestellt  ist.  In  diesem  Falle  ist  darauf  zu  halten,  dass  die  bisherige  Arbeits- 
karte vor  Aushändigung  der  neuen  abgeliefert  wird,  es  sei  denn,  dass  sie  verloren  ge- 
gangen, vernichtet  oder  von  dem  Arr^itgeber  nidit  wieder  siugdiindifft  ist.  Femer . 
ist  fotznstellen,  ol»  etwa  der  Ausstelluag  der  Arbeit.-^ karte  um  deswillen  bedenken 
eutgefi»DBteheD,  weil  für  das  Kind  die  Bescliäftigung  untemigt  ist  i§  20  Abs.  1  Ges.). 

Die  AnssteUmig  einer  neuen  Arbeitskarte  nnüerli^  densellien  Vorschriften  wie 
diejenige  der  eri<ten ;  je<l(X'h  I  r'lnrf  es^  der  Vorl€^ng  einer  Geburt-surkunde  nicht,  wenn 
die  bi^erige  Arbeitskarte  eingdieiert  wird.  Dass  eine  Arbeitskarte  an  btelle  einer 
frOlierai,  unbrauchbar  gewordenen,  verloren  g^angenen  und  dergl.  aungcsiellt  ist,  hat 
die  ausste.'V"  Ir  y.phörae  unter  „Bemerktinfren"  in  'Tic  \ rf  i  rt.-karte  und  in  das  Ver- 
zeidmis  der  ilrtmuskorten  (ZÜfer  '6)  einzutragen.  Vermerke,  wonach  die  Beschäftigung 
des  Kindes  eingeschränkt  ist  (lit  O.),  sind  ans  der  frfiheren  Arbeitskarte  in  die  neu 
ausgestellte  zu  fibemehmen. 

9)  Die  Aushändigung  der  Arbeitskarte  erfolgt  nicht  an  das  Kind,  sondern  an 
den  gesetdicben  Vertreter  oder  an  den  Arbatgeber  des  Eisdes. 

Vor)  jV^b  r  Ausstellung  dner  Ar!  itskarte  ist  dem  Vorsteher  der  Schale,  welche 
das  Jund  besucht,  Mittetiung  zn  machen. 
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10)  Die  OrtapolüeibebördMi  habeo  sich  Mitig  mit  einer  hinracbandra  Anzahl 
von  Formnlarai  tn  ArtMitskaneo  m  Tmdun  ood  aoldift  iatthabaA  ?ornUig  tu 
halteo. 

F*  Zultssang  TOD  Aaenahmen  hinsichtlich  der  Beichif  tignoc 
eigener  Kinder  im  Betriebe  von  Gast-  und  Schankwirtschaften.  9 161) 

\yw  unteren  Verwaltungsbehörden  sind  hinsichtlich  der  Altersgrenze,  bi»  zu  dor 
herab  8ie  Aubnahmen  in  der  i^eachäftiguug  der  eigenen  Kinder  zulassen  wollen,  durch 
das  Gesetz  nicht  besduränkt,  doch  winl  grandintdieh  nidifc  nnter  dae  Altar  von 
10  Jahren  herabzusehen  («ein. 

Die  unteren  Verwaltung»behorden  haben  Ausnahmen  nur  für  a<jlche  Orte  und 
für  aoldie  Ueineren  Wirtschaftsbetriebe  zusolasaen,  wo  nach  I>a£:e  der  Vnrtiiltninci 
von  der  erweiterten  Bosehäftigung  der  eigenen  Kinder  sittliche  Gehüiren  <K!er  w>nstige 
Nachteile  für  diese  nicht  zu  befürchten  sind  und  durch  die  eiii«.hlägiKe  Verbots- 
bestiraraung  ungerechtfertigte  Härten  hervorgerufen  würden.  Für  die  Vororte  der 
nröeseren  »tfidte  ist  in  der  Begel  von  der  Znlaieung  einer  enreitwteD  Beechtftigmig 
der  eigenen  Kinder  abzusehen. 

Die  Ausnahmen  können  auch  allgemein  für  alle  Gast-  and  Schau kwirt^hafts- 
betriebe  der  beseichneten  Art  xugeUwMn  werden.  Sie  sind  sogleich  zurücksun^nMO, 
wenn  sieh  Jtfiseetiiiil«  infolge  der  erweiterten  Beediiftigung  der  eigenen  Qnder  her- 
aoMteUen. 

O.  Polizeiliche  Verffigiingen  auf  Grund  dee  §  20l 

Zum  EMaea  der  Verfügung  nach  §  20  Ahe.  1  ist  die  Ortspolizeibehörde  desjenigen 
Ortes  znstSndig,  an  welchem  das  Kind  Heinoi  letzten  dauernden  Aufenthalt  gehabt 
hat.  Die  VnfOgung  kann  vod  Amts  w^en  oder  auf  Antra«  der  Bchnlaufaichtsbehörde 
rrgf  hen.  Wrnu  sie  von  Amte  wegen  eriaeaen  werden  ■oll,  eo  iet  variier  die  ttehol- 

aufbichtsbehörde  zu  hören. 

Wird  dnrdi  die  poliseiUche  Verffigung  die  Beedhiftigung  für  ein  Kind,  ffir  das 

eine  Arbeitskarte  erteilt  i^*t.  untersagt,  so  nat  die  IViIizeHM'hörde  in  iler  Verfügung 
zugleich  die  Entziehung  der  Arbeitskarte  auszusprechen.  Die  Entziehung  ist  unter 
^^merkungen"  in  das  verzeidbnie  der  Arbeitskanen  (B  Ziffer  3  einzutragen.  Erfolg 
die  Entziehung  der  Arbeitskarte  nicht  durch  diejenige  Ortspolizeibehörde,  welche  sie 
ausgestellt  hat,  ao  iat  dieser  behufs  Eintragung  in  das  Verzeichnis  der  Arbatskarten 
davon  Mittdiung  zu  machen.  iHt  die  Arbeitskarte  entngen,  eo  ist  die  Brteilang  einer 
neuen  Arl>eitskartp  grundsätzlich  zu  verweigern. 

Ist  für  ein  Kind,  für  das  eine  Arbeitj^karte  erteilt  ist,  nur  eine  Einhchrankung 
der  Bet»chäftigung  verfügt,  80  hat  die  Polizei Ix'hörde  umgehend  die  Arbeitskart«?  ein- 
zuf(»rdern  und  erst  nach  Eintragung  der  Einschränkung  in  diese  in  der  Abteilung 
„ Bemerk ungeu"  wieder  auszuhändigen.  Wt^en  der  Eintragung  in  das  Verzeichnis 
der  ArbeibHcarten  finden  die  Voreehiiften  un  vüriu^geheomn  Absats  eotsprecheode 
Anwendung. 

Zum  firiasM  der  Verfügung  nach  §  20  Abs.  2  ist  die  PoliceibdiSrde  denjenigen 
Ortes  zuständig,  in  welcheiTi  die  (üust-  oder  SchankwirLschaft  betrieben  wird. 

O^gen  die  nach  §  20  den  (i  es  et /.es  eigehendon  polizeilichen  Verfügungen  finden 
die  allgemeineo  Bedbtindttel  gegen  ]K^lizeOKhe  Verfügungen  Aaimidung. 

H.  Aufsicht. 
1)  Die  Aafaidit  Ober  die  Ausffihmng: 

ai  der  Vorschriften  über  die  Besdiäftigung  von  Kindern  in  dem  mit  dem 
Öpediiionsgochäftc  verbtmdenen  Fuhrwerksbetriel>D  (8  4  Abs.  1)  sowie  im  Handeis- 
gewerbe  und  im  Verkehrsgewerben  (iii;  5,  9  Abs.  1,  l5,  20  Abs.  1), 

b)  der  Vorschriften  über  die  Ikvcbiiftitrting  von  Kindern  bei  öffentlichen  theatra* 
lischen  Vorstelluncren  und  anderen  öffeniliehen  Schaustellungen       6,  9  Abs.  2,  15)* 

c)  der  Vorschriften  über  die  Ikt^häftigung  von  Kindeni  im  JBelrielM  VOD  Gast* 
und  ÖchankwirtÄchaften       7,  9  Abs.  1,  l»v  -'f  f. 

—  zu  a  bia  c  einschbeHslich  der  liejächalti^uiiK  beim  Austragen  von  Waren  und 
bei  sonstigen  Boteng^gen  (§§  8,  9  Abs.  3,  17)  in  diesen  Betrieben  — 

d)  der  die  Anzeige  betreffenden  Bestimmungen  (§  10), 

e>  der  die  Arbeitskarte  betreffenden  Beetimmungen  (§  11h  soweit  es  saoh  um  die 
Beschüft i>rung  im  Handelsgewerbe,  in  Verkehr^geweroeu  und  bei  den  unter  b  and  e 
aufgeführten  Beech&ftigungsarten  lumdelt, 
wira  von  den  OrtspolixeibeliOrden  watu-genommen. 


Digltized  by  Google 


601  - 

Im  ubrigeD  wird  die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  din  RoschäftigunK  von 
Kindern  regemdeo  Beätimmuiigcxi  des  GaBeises  von  deu  ürtäpoUzeibehördeu  und  deo 
GewerbeanfdichtsbeainteD  ausgeübt 

2)  Die  Befolgung  der  ^etzlichen  Bc^tiranmngcn  ist  hei  jaler  sich  darbietenden 
Gel^nheit,  innbeMnaere  bei  den  von  den  Ort.-i>olizeibchördcn  oder  von  den  Gewerbe- 
aufsicht« beamtcn  au8  auderem  Anlass  vorzunehmenden  Revisionen  der  Betriebe  sorg» 
Mtig  SU  überwachea.  Ausserordentliche  Revisionen  sind  nach  Bedürfnis  und  in?<- 
bMondo«  dann  vommehmen,  wenn  der  Verdacht  einer  gesetzwidrigen  Beschäftigung 
TOn  Kindern  vorliegt. 

Besondere  Aufinerksamkeit  ist  den  für  Kinder  verbotenen  Beschäftigungsarten 
(9§  4,  12)  zusuwenden. 

31  Wenn  sich  aus  der  vom  Arbrit-t  1 1 ;  der  OrtsiKjlizeibehörde  erstatteten  Anzeige 
ergibt,  dsm  Kinder  in  solchen  BcCriebeu  b^Hchäftigt  werden  sollen,  so  ist  von  den 
Ortspolizeibchörden  durch  besondere  bei  den  Gewerbeuntemehmem  von  Zelt  zn  Zeit 
vorzunehmende  "Revisionen  norgfältig  zu  üborwachen,  dass  die  Bejch'iftiuniiL^  uiir  \m 
dem  gtsietzlich  gestatteten  Austragen  von  ^Varen  und  bei  sonstigen  iJoleagmigeu  t§  5) 
Stattfindet. 

In  gleicher  W^cise  haben  die  Ortspolizei behörden  die  Befolgung  der  die  Arbeits* 
karte  betreffenden  Bestimmungen  zu  überwachen. 

4)  An  der  Hand  des  nach  Abschnitt  D  dicker  Anweisung  zu  führenden  Vcrzeidl- 
Qisses  sind  die  fremde  KiiKh^r  be^ehäftigenden  Wrrkstatten,  in  (h'nen  die  Beschäftigung 
nicht  nach  §  4  des  Gesetzcb  verboten  ist  (§  -^j.  "i  Zukunft  halbjiihrlich  mindestens 
einer  ordentlichen  Revision  durch  die  Ortapolizeibehördc  zu  unterziehen.  Bei  jeder 
ordentlichen  Revision  hat  der  revidierende  Beamte  folgende  Punkte  festzustellen: 

ft)  wie  gross  ist  die  Zahl  der  zur  Zeit  im  Betriebe  der  Werkstatt  nicht  lediglich 
mit  Auftragen  von  Waren  oder  bei  bonsligen  l5ott  ngängen  bet^chäftigten  Kinder? 

b)  stimmen  das  Aller  dieser  Kinder,  die  tagluüc  Arbeititzeit,  die  Lage  der  Arbeits- 
stnnden  and  die  Daner  und  La^  der  Fhnse  mit  den  gesetslidicn  Vranschriiten  iberein? 

c)  sind  diese  Kinder,  soweit  die  Beschäftigung  nicht  bloss  gelegentlich  mit 
einzelnen  Dienntleistungen  erfolgt,  sämtlich  mit  Arl)eitBkarten  versehen? 

5)  Nach  jed^  Revision,  welche  in  einem  ft%mde  Kinder  beschäftigenden  Betriebe 
stattgefunden  hat,  ist  von  der  Ortsjwlizeibehörde  das  Datum  nr. !  di  f  tgcatellte 
Anzanl  der  beschäftigten  Kinder  in  das  nach  Abschnitt  D  zu  tühreude  Verzeichnis 
einzutragen.  Das  Verzeichnia  ist  dem  mstindigen  Ctewerbeaulnditabeamten  auf  Er- 
suchen zur  Einneht  vwznlegeD. 

J.  Schlussbestimmungen. 

Die  vorstehende  Bekanntmachung  ist  durch  die  Amtsblätter  zu  veröffentlichen; 
auch  i.st  in  sonst  geeigneter  Weise  <)nFür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  beteiligten  Kreise 
auf  das  Inkrafttreten  des  Gesetzes  hiügewiesen  und  über  dessen  Bestimmungen  uaier- 
tiefatet  wenlen. 

Die  OrtapolizeibehÖrden  haben  sich  unverangUch  mit  dem  erforderlichen  Vonrate 
von  Arbeitakmen  m  vendhen. 

W^en  der  etwa  für  die  erste  Zeit  nach  Inkrafttreten  de^  Gesetzes  auf  Grund 
des  ä  ö  Abs.  2  zuzulassenden  Ausnahmen  haben  die  unteren  Verwaltungsbehörden 
aiabaJd  das  Erforderliche  in  die  Wege  an  leiten. 

FMe  tmd  Haniastadt  HjuiilRiig^ 

L  Bekaantmaciiuug  betr.  Kiaderarbeit  iu  gowerblioiiau  £etnebe&. 
Vom  80.  Oktober  1908. 

Zur  Auaführung  des  am  1.  Januar  19(>4  in  Kraft  tretenden  Reichsg(*etzt^,  betr. 
Kinderart>eit  in  gewerblichen  Betrieben,  vom  30.  März  1903  (K.ÜJÜ  Ö.  113)  wird  auf 
Onmd  des  §  22  dieses  Gesetses  hierdurch  bekannt  gemacht,  dass  m  dem  Gesetce  au 
verstehen  ist  unter  der  Bezeichnung: 

„Höhere  Verwaltungsbehörde"  der  ^Seuat; 

„Untere  Verwaltungsbehörde",  „Polizeibehörde^'  und  MOrtspoUaeibehOrde*^ 

a)  für  dif  Rm  U  Hamburg  die  PolizeilK»hörde, 

b)  für  da8  u  Irrige  Staatsgebiet  mit  Ausnahme  der  Laudherrenschaft  Ritzebüttel 
die  betr.  Landherrenschaft, 

c)  für  das  Amt  Ritzebüttel  der  Amtsverwalter; 
„Schulaufsichtsbehörde", 
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ai  für  die  Stadt  Hamburg  und  die  nicht  unter  die  IjAndgemeiiideorduaug  fallen- 
den Teile  der  Marschlaiide  die  Oberschulbehörde,  Sektion  für  da»  VoUcBflchulweMO. 

b)  f Or  d«B  ilbnge  Staatog^biei  die  Oberaohulbehifirdep  Sektion  fär  das  l^dBchnl» 
we«en; 

„Gemeindebehörde" 

a)  für  die  8tadt  Hamburg  und  die  nicht  unter  die  Landgemdodeordniuig  M> 
lenden  Teile  der  Marschlande  das  WaisenhauskoU^am, 

b)  für  ila^  iilirigo  Btaatagebiek  der  betreffende  OeneindevoietaDd  becw.  de 
Magistrat  von  Bergedorf. 

2.  Bringt  der  OberiobidbAtede  vom  HoTembnr  1808. 

Am  1.  Januar  nächsten  Jahres  tritt  das  Reichsgesetz,  betr.  Kinderarbi  ii  \u  ix- 
werblichen  Betrieben,  vom  30.  März  1903,  in  Kraft  Dai^geibe  bietet  für  die  Zukunft 
die  Handhabe,  einer  für  Kinder  ungeeigneten,  sowie  einer  übcnniBsigen  oder  in  n 
früher  oder  zn  sjiater  TafieH^tniKlc  stattfindeiidori  Arbeitf*lei?ifnng,  wek-he  die  körper- 
liche Eutwickeluii^r  der  Kiiidi  r  schäiligt  oder  ihn«  n  die  zum  erfoigreiehni  Besuch«  d«T 
Bchnle  notwendig!'  Frische  nimmt,  in  wixlcaamerer  \N'eise  uls  bisher  cntgegenzutr- t«i. 

Dil  die  S(  hule  ein  erhebliches  Intpre«»e  an  der  Durehführung  des  (ieset/w  hat, 
darf  vou  ihr  vorausgesetzt  werden,  da^s  sie  gern  bereit  sein  werde,  au  der  mancherlei 
Schwierigkeiten  bietenden  Kontrolle  Aber  dß  fiefdgnng  der  geaetilichen  VovMdinftai 
mitau  wirken. 

Zu  diesem  Behufe  werden  die  Herren  Hauptlehrer  hierdurch  angewiesen,  auch 
die  ihnen  unterstellten  Lchrpersonen  zur  Mithilfe  bei  dieser  Kontrolle  heranzu^iebea 
und  bei  deren  Auaführung  die  nachfolgende  Vorschrifteo  gewiaeenhaft  su  beob- 
seilten: 

Sobald  sich  ein  Kind  in  der  Schule  auffallend  nu'idc  cnler  nachlässii^  /cict,  mit 
■einen  Schularbeiten  im  Bückatande  bleibt  oder  aua  andereu  Grfindea  die  Yermutaog 
besteht,  das«  ee  zu  stark  oder  zn  nnrediter  Zeit  angestrengt  wird,  fat  dem  Brapt- 

li  hrer  .^litteihme  zu  machen  und  von  diesem  oder  in  seinem  Auftrage  v.  <ni  KlasiieD- 
lehrer  da»  Kiml  —  jedoch  nicht  in  Gegenwart  der  übrigen  Schüler  über  die  Be- 
schäftigung ausserhalb  der  Schule  zu  beiragen.  Die  Befragung  und  die  Aufzeiebnuog 
de»  Krgebnisae»  der  £rmittelungen  haben  unter  Benutsung  de»  anliegend«!  Formokn 
zu  erfolgen. 

Ist  der  Hauptlduw  der  Monnng,  dam  das  betn-ffcndi'  Kind  an-scrbalb  der 
Siliid-'  ül-cnuässic:  angeftrenjrt  wird,  so  ist  es  seine  Pflicht,  dun-li  Rü(  k>jjrache  mit 
dtm  \"ater,  <ler  Mutter,  dem  Vormunde  et<;.  des  Kindes,  evcutacil  unter  ilmwei?  auf 
die  Vorschriften  des  Bdchageaetzes  vom  30.  März  1%3  und  die  in  demselben  ent- 
haltenen Strafbeatinimungen,  auf  eine  Eiiix-hränkungoder  Verlegung  der  Im  sehäftigung*- 
zeit  oder  die  Einstellung  einer  ungeeii^ueiea  oder  unzulässigen  An)cit  hin/aiwirkeu,  es 
sei  (U'tui,  diiss  hiervon  nach  Lage  des  Falles  ein  Erfolg  nicht  zu  erwarten  iM.  if. 
letzterem  Falle  ist»  wenn  ee  eich  luu  Beschäftigung  dee  Kindes  in  einem  gewerblicbea 
Betriebe,  nlm  nicht  um  hfiusliche  l>ipn8tc  oder  landwirtschaftliche  Aihdtoi,  handelt, 
der  au-gcfüllie  Enniitr lunj^sbu^en  der  III.  Sektion  der  Oberschulbehörde  eiDiltreidMD, 
die  ihn  an  die  UewerbciuspekUon  zur  weiteren  Veranlaseung  Idieo  wird« 

Anlage. 

Eriuiuelunj^sbogen, 
betreffend  BesebJLf t ignng  von  Kindern  ansserhalb  der  Sekale. 


Buidt:  Schale: 
Landgemeinde:  Klane : 


1)  des  Kindes 

Vornamen  und  Familienname  t 

(fohurtstii-.'  und  •Jahr: 

Wohnung   Stmsse,  Haii^siinrnnicr,  Etage): 

2)  des  VoraUindei  der  Haushaltung,  zn  welcher  das  Kind  gehört» 
Voniamen  und  Familienname : 

8t«nd  oder  Henif: 


3)  Stdlong  des  Kindes 

znn  Hatuhaltongirontaad: 
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4)  dM  gcaeldichen  Vertroieis')  dei  Kinde» 

Vom.'imo  und  FioniliettliaiDe: 
Stand  oder  B«ruf: 

Wotanviig  (Btnase^  Hsoniiiiniiicr,  Etage): 

5)  BewhiMgVBg  d«  Kindel*)!: 

6)  Arbeitszeiten  des  Kindes. 
Wochentags : 

Houn-  und  Feierta|p: 

7)  ArbcitasteUe  des  Kindes. 

Werlcstatt,  Laden,  Speicher,  Wohnung,  im  Freien? 
StnSM  nnd  Hausnummer? 
Vofder*  oder  HiatertutnS)  Etage? 

8)  Für        findet  die  B«Mdiifligiuig  etall: 
Name  der  Firm«: 

Art  det  Betriebes: 

Bits  de»  Belrf«1»e«  (Stnwe,  Hauniinniiicr) : 

9}  Bemerkungen  : 

a)  Ueber  das  Kind  und  seine  Be-  a)  Ueber  Vereuche  zur  fiinschrAnkiuig  der  Be- 

sehftftignng.  sdilftigung. 

Hanibttrg,  den  19 

3.  Bekanntmaohnug  der  f  oiizeibeliörde  vom  2ö.  Besember  1903, 
betr.  das  am  L  Januar  1904  atattflndenda  Inkraftttaten  daa  Baidia- 
goaotaoa,  betr.  Ktnderarbalt  in  gawarl>lliiliaii  BatilebaD,  vom  80.  Mira  1908. 

II.  Erteilung  von  Arbeit^^karten  für  schulpflichtige  Kinder,  welche 
in  gewerblichen  Betrieben  beHchäftigt  Bind,  sowie  die  Anzeige 
solcher  BescllSf tigung  durch  den  Arbeitgeber. 

In  AoflführuDg  der  Bestimmungen  dc8  ReichsKC^etze»,  betreffend  Kinderarbeit  iu 
gewerblichen  Betrieben,  vom  30.  Mörz  wird  ffir  den  «tadtiachen  FoUaeibeKirk 

folgendes  zur  Öffentlichen  Kenntnis  gebracht: 

A.  Die  Arbeit/^karte  ist  TOn  dem  gesetzlichen  Vertreter  ~  Vater  bczw.  Vormund 
—  df^  Kiadea  unter  Vorlegimg  des  eigenen  Meldescheinen  und  evontuell  der  Be- 
atallunp^urkunde  sowie  der  Geburtsurkunde  des  Kindes  zu  hoaii tragen.  Die  Karte 
wird  au^<l^csteIlt : 

1)  mr  die  innere  Stadt,  Stein  warder  and  Gnubrook  im  Stadthauae,  Zimmer  89, 

2)  für  die  einzdnen  Stadtbezirke  in  dem  nutäudigen  PolixcibedricBbarean  und  zwar 
kosten-  nnd  stempelfrei. 

Da  nach  dem  Gesetz  die  Aui^stellunK  der  Arbeitskarte  in  der  Hegd  nur  auf 
Antrag  oder  mit  ZuBtimmung  des  gesetsucfaen  Vertreteffs  des  Kindes  tn  erfolgen 
hat,  so  ist  e«  erforflprlich,  dms  der  gefetzlicbe  Vertreter  (Ic?»  Kinde?»  im  Stadfhause 
bezw.  iu  dem  zuständigen  l'olizeibureau  |M.r»onlich  sich  einfindet,  um  ^ioe  Einwil- 
ligungserklärung  mflndlicb  abzugeben,  oder  aber,  das8  eine  schriftliche  —  amtlich  be- 
glaubigte —  ZoBtimmungBerldärttng  dea  Vate»  beew.  des  Vormundes  des  Kindes  bei< 
gebracht  wird. 

R  Votwissetaning  für  die  Erteilung  der  Arbeitskarte  ist,  daas: 


1)  QesetElieher  Vertreter  ist  der  Vater,  die  Mutter  oder  der  Vuruiund.  Lebt  daa  Kind 
in  der  Hauhaltung  »eincH  getietiUdien  Vertreten,  so  genfigt  hier  ein  Hinweb  anf  die  An- 
gaben unter  Ziffer  2. 

2)  Es  ist  aoaugeben,  ob  da»  Kiud  mit  häuslichen  Dienstleiütungeu,  in  der  Luudwtrl- 
sdtaft,  bei  etfentllehen  tbeatraUsdien  Vonftellnngen  oder  anderen  Aflentlieben  Sehaustellungen, 

im  BctrieT)e  einer  Ga.-t-  oder  f?chankwirt«chnft,  heim  Austragen  von  Zf^itungcn,  Milch  oder 
Backwaren,  beim  Au.strugt3u  uuderer  Waren  oder  bei  >souätigou  liutciigangen  besoli  ifiicrt  wird 
oder  eine  gewerbliche  Tätigkeit  ausübt.  Im  letztere»  Falle  ist  die  Art  des  Ge  -  <  nnd 
die  Art  der  ssitens  des  Kindes  darin  ausübten  TAtigkeit  mOgliolist  genau  tu  beaeüsbuen. 
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1)  (las  Kind  das  12.  LelK^nsifthr  v  ollendet  hat, 

2)  2U1U  Beeuche  der  VolkHschnie  noch  ver^lichtet  ist, 

3)  meinen  letstan  dtnenden  Aiifenth&lt  in  Hamburg  gehabt  hat  und 

4)  mit  den  geeetzllc^  zulassigen  Arl>eiten  rggetoi— ig  twchiftigt  weniea  toll* 

C.  Arbeitskarten  sind  nicht  erforderlich : 

1)  für  eigene  Kinder  im  allgemeinen, 

2)  für  eigene  Kinder,  die  in  der  elterlichen  Wohnung  oder  in  der  dlerUchai  Be- 
triebs wer  kstätte  für  dritte  beschäftigt  werden  sollen  (cfr.  §  13  V.G.), 

3)  für  eigene  Kinder,  die  bei  öffentlichen  theatralischen  Vorstelluneen  und  anderen 
öffentlichen  bchausteiluncen,  bei  denen  ein  h&here»  Int^esae  der  Kunst  oder  der 
Wiffsenschaft  obwaltet,  mitwirken  soUeo, 

4)  für  eitene  und  fremde  Kinder  bei  nur  gebgnUklier  BewshiftigttDg  mit  ein- 
zelnen Dienstleistungen  und 

5)  wenn  eigene  Kinder  für  dritte  beim  Auitragen  von  Zeitungen,  Milch  und 
Hai  k^vHrrii  8o\vie  bei  sonstigen  Botengängen  unter  elteriiciier  AoMcht  beechiftigt 
werden  sollen. 

D.  Die  Arbeitskarte  ist  von  dem  Arbeitgeber  des  Cndee  in  Verwahrung  zu 

nehmen,  anf  amtlichem  Verlangen  vorznlpppn  nnd  nach  T,ni;nn<r  ArHdf-'verhiiJt- 
uisse»  an  den  goteeUlichen  Vertreter  oder,  falls  d<»feeu  Wohuiuig  mciii  zu  eruiittdü  ist, 
an  die  Polizeibehörde  zurückzugeben. 

E.  Der  ArbeitgelM  T  ist  verpflichtet,  vor  detu  Bogiuuc  der  Beschäftigung  von  Kindern 
der  Polizei b^xörde  eine  schriftliche  Anzeige  zu  machen.  In  der  Anzeige  ist  die  Be- 
triebeweilc&tätte  dee  Arbeitgeben  eowie  die  Art  des  Betrieben  «nmgelMn. 

III.  Auanahmen,  betreffend  die  Beecbäftignng  von  Kindern  über 
12  Jahre  von  6Vt  Morgens    an    und   vor  dem  Vormittage- 

nn  terrichte. 

Auf  Grand  des  §  8,  Abeats  2  dee  Oonetaea,  betreffend  Kindenubeit  in  gewerb- 
lichen Betrieben,  vom  30.  März  1903,  wird  hiermit  nach  Anhörung  der  Schulaufs^ichts- 
bebörde  gestattet,  dass  bis  zum  1.  April  li)04  über  11  Jahre  alte  Kinder  beim  Aus- 
tragen von  Zdtungen,  Backwaren  und  Milch  bereite  von  6'/.  Uhr  Morgens  an  und 
vor  (1  III  V  rriiittag.-iTinterrichte  beschäftigt  werden  dürfen,  ietioch  mit  der  ^rasigabf, 
dasa  diese  Benchafiiguug  vor  dem  Vormitt^gi^unterrichte  nicht  länger  als  eine  bttinde 
dauern  darf. 

An  Sonn-  und  Festtagen  darf  diese  Beschäftigung  die  Dauer  von  2  Stunden 
nicht  überschreiten  und  sich  nicht  über  1  Uhr  Nachmittags  erstrecken ;  auch  darf  sie 
nicht  in  der  Zeit  von  9  bie  IIV«  Uhr  Vormittage  atetffin&n. 

4.  Vorkehrungen  zum  Schatze  der  Arbeiter  auf  Bauten.  Gegeben  in 
der  Versammlung  des  iSeiiats,  den  23.  Dezember  1903. 

Auf  Grund  des  §  120e  Abs.  2  der  Gewerbeordnung  wird  nach  Anhöning  der 
TTumburgischen  Baugewerlxs-Berufsgennsfienschaft  für  den  OeitnngBberacfa  den  ham- 
burginchen  Baupolizeigt^eizeb  verordnel,  was  folgt: 

1)  Bei  Bauten,  bei  denen  die  Errichtung  von  Anlmthalteräumen  auf  dem  über 
der  Strasse  zum  Scthutzc  des  öffentlichen  Verkehrs  angebrachtcu  Bchutzdache  14 
al.  2  des  Baupolizeigesetzes)  erforderlich  winl,  und  bei  denen  dieses  Schutzdach  zur 
Lagerung  von  Materialien  benutzt  werden  muss,  ist  oberhalb  desselben  zum  SdlUtn 
der  das  untere  Schutzdach  betretenden  Personen  ein  zweites  Schutzdach  anzubringen. 

2)  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Vorschrift  werden  nach  Massgabe  des  §  1474 
der  (Ipwertuordnung.  ^^oferti  nicht  nach  den  l>eHtehenden  gj^set/licben  Bestimmungen 
eine  heuere  Strafe  verwirkt  i«t,  mit  Geldstrafe  bis  au  300  AI.  und  im  Unvenndgene- 
falte  mit  Haft  bestraft 

3)  Mit  dir  Aiisfiihrunor  dieser  Verorrlnung  wird  gemSee  §  8  den  BaopoluEei- 
geaetzes  vom  23.  Juni  ibb;^  die  Baupolizeibchörde  beauftzagt. 

e)  Vom  ReiehsTersieherungsamt     nehml^  ünfiiilTerlifituBga- 

Torschrii'ten. 

1.  Abgeänderte  UnfUlverhütungsvorschriften  der  Fuhrwerks-Beralb- 
genoeaensohaft.  Vom  Keichsvei-sicherungöamt  am  10.  November  1903 
genehmigt. 
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L  Ffir  die  Betriebt miternelimer. 
A.  Pflichten  besOgiicb  der  besdiSftigten  Arbeiter. 

§  1.  Zur  Führung  einet«  Fuhrwerks  dfirfen  nur  des  Feliraui  kundige^  nfichtenie 
Lente  im  Alter  von  über  ir>  Jahna  Tenrandet  werden.  Jedee  be^aimte  ueflUnrt  miue 

einen  besonderen  Führer  haben. 

§  2.  Sobald  dw  Unternehmer  erfährt  oder  bemerkt,  l;i-s  der  Wagenführer  oder 
Beffleitmann  betrunken  ist,  hat  ct  ihm  ohne  Verzug  die  Lt-itun^  o<ler  B^Ieitung  des 
Fuhrwerks  abzunehmen.  Gewohnlieitstrinker,  an  Krämpfen  Leidende,  Bchwerhörige, 
Stamme,  sowie  Personen,  weiche  den  Verlust  eines  Unterschenkala  ertitten  haben, 
dürfen  beim  Fuhrwerk  nicht  beschäftigt  werden.  Die  .EkwchiftigaDg  von  Blinden  im 
Betriebe  wird  ausgeschlossen. 

B.  Beschaffenheit  der  Betriebsrävime  und  Betriebseinrichtungen. 

§  3.  Dem  Unternehmer  wird  die  Yerpfhchtung  auferlegt,  die  Betriebsein- 
riditODgen  ordoun^geniäes  imetande  rti  halten.  Die  von  den  im  Betriel)e  tätigen 
Personen  zur  Anzeige  gclirachtcn  etwaigen  Mängel  s^ind  sofort  zu  beseitigen. 

Sämtliche  Betneb^räume  sind  reinlich  und  in  sicherem,  gauebaren  Zaatande  au 
eriialteo.  HOfe  nnd  Wege  sind  hä  OlatteiB  mit  einem  abetamimnden  Bbtnial  sn 
bestreuen. 

§  4.  Das  ]3etreten  der  Ställe,  Scheunen,  Böden  usw.,  d.  h.  aller  zur  Auf- 
bewahrung von  Fatter*  and  Strennittda  gebranditer  Riame,  mit  offenem  Lidit,  eo- 

wie  das  Keuchen  an  diesen  Orten  wird  untersagt. 

§  5.  Die  nach  den  Futter-  und  Vorrats biMieri  führenden  Treppen  müssen  mit 
einem  featcn  Gelfinder  versehen  sein.  Wird  der  Zii^^ang  zu  deneelben  mittele  Leiter 
bewirkt,  so  muMs  diene  eitien  Meter  in  <1ie  I>CH'kcn(iffnung  hineinragen  und  vor  dem 
Gebrauch  derartig  gesichert  sein,  da.s.s  line  Veränderung  ihrer  L^e  unmöglich  ist. 
Die  Fu.H8böden  der  Futter-  und  Vorratsräume  mfieeen  einen  festen,  dichten  Bel^  hal)en. 

Bodenzugänge  und  Deckenöffnnngen  müssen  mit  einem  festen  Geländer  und  einer 
verschlieasbaren,  ^t  passenden  Klappe  versehen  sein.  Ihr  Vorhandensein  muss,  so- 
fern es  nidit  bei  Tt^  and  Nicht  offanwiditllch  iet,  beeondere  kenntlidi  genJMdit 
werden. 

§  6.  SfimtHche  HIckerling-,  Hficked-,  Siede-  usw.  Schneidemaschinen  mfiseen  mit 

einer  Schutzvorrichtung  versehen  t*ein,  welche  verhindert,  da«»  der  mit  dem  Fjnletrcn 
von  Schneidenoaterial  beschäftigte  Arbeiter  mit  den  Händen  in  die  Messer  gerät.  Bei 
golmcidenaadilneD,  wekdie  danlti  Handkraft,  GMpdwerke  oder  Dampf-,  Elelctricitfit- 
OSW.  Motorkraft  angetrieben  werden,  müssen  Wellen  und  offen  liegende  Kammräder 
mit  einer  zweckmässigen  Bedeckung  von  Holz  oder  Hlecli  versehen  sem.  Die  Antriei>.s- 
maeddnen  sind  in  gleidter  Weise  mit  Sdiutxvorrichtungen  zu  versehen. 

Auf  Schrotgänge,  Maisqucu^chen  und  andere  Anilin  dieeer  Art  finden  dieee 
Bestimmungen  sinngemäss  Anwendung. 

§  7.  Eh  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  da-^s  hei  den  im  Innern  der  Gebäude  li^nden 
Fahrstühlen  der  Raum,  \vel«-hen  der  Fahrkorh  oder  die  l''Örderr<chale  einer  Fahrstuhl- 
anlage bestreicht,  von  allen  ^>eiten  bis  auf  uiindestens  1^8  m  Höhe  vom  Fussboden 
an  jeder  LadeeteUe  ao  eingefriedigt  iet,  dase  Unbemfene  nicht  in  den  fUnecbacht  ge- 
raten können. 

Bei  Fahri^tühlen  an  den  Aussenfronten  der  Gebäude  iet  der  tiefste  Stand  der 
Förderschale  im  Erdgeecfaoee,  gegebenenfiüla  noch  im  Keller»  aal  mindeetene  1,8  m 
Höhe  zu  umwehren. 

An  jedem  Schachtzugangc  ist  eine  Tafel  anzubringen,  mittels  welcher  Vorsicht 
geboten  iin<l  Unbefugten  der  Zutritt  untersagt  wird. 

Ausserdem  ist  an  den  Zugängen  in  augenfälliger  Weise  auzugebeu: 

a)  bei  Lastenaufzügen  :  die  groeste  znlamse  Belastnng  in  Kilogramm,  sowie  die 
Vorschrift,  dass  Personen  mit  dem  Aufzuge  ni(-lU  befördert  werden  dürfen; 

b)  bei  Ijtstenaufzügen  mit  i'ersoneubefönleruug:  die  grüssie  zulässige  Iklaätung, 
Bowie  die  ansser  ihr  noc£  znUssige  höchste  Personenzahl,  einsdilieselich  des  Fahrstolu* 
fBbrers. 

Die  Fahrstühle  sind  mit  einer  sicher  wirkenden  FaugvorrichtUDg  oder  Ge- 
sehwindldkeitshremae  zu  versehen.  Es  ist  anzuordnen,  dass Fafistfihle,  die  aasscfaliees- 
lieh  zur  Förderung  von  I>a.«ten  bestimmt  sind,  von  Personen  nur  benutzt  werden,  so- 
weit C6  die  Untersuchung  und  lucitandhaltung  erfordert. 

Die  BedieoüDg  von  Fahrsttthleo  darf  nur  FerKmen,  die  mit  ihr  geoan  vertniat 
sind,  übertiägen  woden. 
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C.  Vorschriften  liozüglich  dor  Wagen  und  der  Zii^rtiere. 

§  8.  Wagen,  deren  Ladung  dem  Kuu^cber  keinen  biehercn  iSitz  t  ii  tet,  miueeiu 
^woit  es  ihre  Bauart  und  Benutsnog  EallMt,  einen  mit  RQcken-  u&<i  SeitenlehnoBi 
fiowic  FuBflbrett  versehenen,  festen,  nach  vorn  tind  «Ich  Seifen  hin  freie  Äufisicht  ge- 
währenden Sitz  haben.  Zum  Aufstieg  iiaii^t.-ii  bei  jedem  Wagen  sichere  Tritte  vor* 
handen  sein. 

§  9.  Ladungen,  welche  nicht  auf?  fest  aufliegend<Mi  Gegenstanden  bpj*t«'hen, 
müssen  mittelst  Ketten  oder  l>ei«eu  vor  dem  Abgleiten,  l  nil^ippen,  WeiterroUcn  und 
Herabfallen  gesichert  werden. 

Bei  Arbeit«wagen,  an  denen  während  des  Abiadens  die  8eitenbretter  hochg^obeo 
werdoi  müssen,  muas  ein  Haken  an  der  Runge  vorhanden  sein,  um  das  Herabfallen 
dieser  Bretter  zu  verhüten. 

§  10.  Jeder  Wageu  muae  in  bergigen  Städten  und  Gc^gendea  mit  einer  wirk* 
aamcn',  jederzeit  gebraudmf&üMi  Bkidb»  odtt  Hemmvonidlitiiog  ?eneiico  «ebi. 

Brems-  oder  Hemm?ooiaitiiogi^Tbel  dftrfcii  am  Binterwi)5en  nkhi  aettlidi  «• 
gebracht  sein. 

§  11.  Beim  Traoeport  von  Luighols  von  über  neun  Meter  Liog»  ist  aneicr  dm 

Führer  dem  Waj^n  noch  Hn  erwach  n  r   kräftiger  Begleiter  bdsog^MO,  der  neben 

dem  Hinterwagen  hergeht  und  den  Traris|><»rt  uburwacixt. 

Um  ein  Si  hleudern  der  über  den  Hinterwageo  hüunurageoden  EndeD  der  HOlfsr 
zu  verhindern,  sind  dierJe  mit  einer  starken  Kette  zusammenzuschnüren. 

§  12.  Bei  eintretender  Dunkelheit  und  während  deren  Dauer  rnuBs  jede«  auf 
der  Straase  befindliche  Fuhrwerk  (Wa^n,  Bchlitten  tuw.)  mit  mindestens  einer  hefl 
leuchtenden  Laterne  versehen  pein.  Die  Ijaterne  mtips  vom  an  dem  Fuhrwerk  ao  an« 
gebracht  seiu,  dass  ihr  Licht  dem  t^ntgegenkommendcu  in  die  Augen  fällt. 

§  13.  BisHige  Zugtiere  mü^aea  bd  Verwendung  im  Betriebe  mit  einem  vollständig 
sicheren  Maulkorb  ventehen  sein;  notorische  ädiifiger  und  Durchgänger  dörfen  fibe^ 
haupt  nicht  verwendet  werden. 

D,  Scfaliiee«  und  Strafbeitimiirangen. 

§  14.  In  jedem  I^rtricbe  bind  an  leicht  sichtbarer  Stelle  die  gesamten  l'nfall- 
verhütuugBvorschriiten  und  zwar  aowohl  diejenigen  für  die  Betriebeuntcmehtner,  als 
auch  diejenigen  für  die  venidierten  Personoii  etnachlieeslich  der  Geodunigiingeurlraiide 
K<  ichs- Vcrpicherung.-amtf!  durch  Aushang  r  Anschlag  bekannt  /ü  liiri  h  n. 
Unternehmer  ttolcher  Ikilriebe,  weiche  andere  gewerbliche  i^er  landwirtechüfiltche 
Nebenbetriebe  umfassen,  die  der  Versicherungspflicht  bei  der  Ftahrwerk8-Beni£i> 
geiinüsenschaft  unterliegen,  -ind  verpflichtet,  auch  tlie  Unfallverhütungsvor8chrif»<Mi  d^r- 
jenigeu  Beriifügeuui^enschaften  aut^/uhangeo ,  denen  dieee  Betriebe  angehören  wurdeo, 
wenn  rtie  Hauptbetriel)e  wären. 

§  If).  Die  vorstehciiilen  UniaUvefhätii]ig»Tonchrifteo  treten  sechs  Monate  nach 
ihrer  Genehmigung  in  Krait. 

§  16.  GenoseenechaftBinitglieder,  weU  he  den  Unfallverhütungsvorschriften  zu- 
widerhandeln, können  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  1000  Mk.  belegrt  oder  mit  ihren  Be- 
trieben in  eine  höhere  (icfahrenklasse  dngeBchälzt,  oder  falls  sich  die  letzteren  bereit« 
in  d(  r  höihston  Gefahrenklo^i^e  befinden,  mit  ZuHchlägcn  bis  zum  doppelten  Betrag 
ihrer  Beiträge  herangenigon  werden.  (§  112  Absatz  1  Ziffer  1  und  §  llo  des  Gewerbe 
UnfaUversidierungs^eetieB  vom  30.  Juni  1900.) 

II.  Fdr  die  Teratcherten  Personen. 
A.  Allgemeine  Vorachiiften. 

^1.   Lä  iät  verboten : 

Da»  Schlafen  wShrend  der  Fahrt  auf  dem  Wagen,  das  Schlafen  unter  dem  still- 
stehenden, bespannten  Wagen,  das  Schlafen  im  oeeetiten  Pferdestand  und  unter 

der  Krippe. 

§  2.  Die  beim  Fuhrwerk  beschäftigten  PeraoneD  shid  verpfliditet,  dcon  Betriehs- 
nnternehmer  von  allen  an  den  Betriebsemrichtnngeii  eintretoDdcn  Beechid^gni^en  und 

Mängeln  eofurt  3Iddung  zu  luaehcn. 

§  3.  Arbeiter,  welche  mit  Bruchschäden  behaftet  sind  oder  an  Krämpfen  leiden, 
haben  dien  vor  dem  Eiutritt  in  ebe  Beechfiftigung  beim  Fuhrwerk  dem  Betriebs* 

Unternehmer  anzugeben. 

R  Boiutcung  der  Betriebsrftume  und  Betriebeeinriditttngen. 

§  1.  Da-H  Betreten  der  Stalle,  Scheunen,  TV>den  usw.,  d.  h.  aller  zur  Aufbewahrung 
von  Futter  und  älreumittein  benutzten  Bäume  mit  offenem  Licht,  sowie  dan  Kanchea 
an  dieeen  Orten  i«i  untersagt  . 
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§  5.   Einginge  zu  Futter-  und  VocratibÖden  sind  nach  Qebnnich  ta  schliessen. 

Ldtem  dürfen  ohne  Sicherung  gegen  Aiifsrutechen  nicht  bemitzt  werden. 

Dm  Herab«pringen  oder  das  Herabiiteigea  aus  Declcenöffnungea  dbie  Benutzung 
eber  Leiter  ist  Terboteii.  fieim  Henbmrfn  von  Hea,  Stroh  imd  Fattemiilteln  ist 
vorher  ein  Wamungsruf  zu  geben. 

§  6.  Vor  dem  Gebrauch  von  Häckerling-,  Häcksel-,  Öiede-  usw.  öchneide- 
masihinen,  sowie  von  Schrotgängen,  MaisoueCschen  und  anderen  maschinellai  Vor- 
richtungen dieser  Art  sind  die  an  denaelben  befindlichen  Schutzvorrichtungen  in 
Oidnung  zu  bringen.  Orre  Entfernung  während  des  Ganges  der  Maschine  ist 
verboten. 

Bei  Benutzung  von  Winden  aind  die  bperrrornchtungen  in  Tätigkeit  zu  setzen, 
damit  eio  ZurückecBlagen  der  Wintekarbslii  oder  «in  Nieaergehea  der  Laet  vermledeii 
wird.  Kippw.iL  n  -ind  wählend  des  Beladeiw  und  der  Fahrt  dnidiVoiriclitiuigea  am 

Umkippen  zu  verhindern. 

I  7.  Die  an  dem  Schachtzugange  angegebene  grCSeate  ndiasige  Belaetaug  des 
Fihrstuhl=  driri  in  keinem  Falle  öberscnritten  werden. 

Fahrüiuhie,  die  ausschliesslich  zur  Fönlerung  von  Lasten  bestimmt  sind,  diirfen 
von  Pannen  nur  benntst  werden,  eoweit  ee  die  Untemichtmg  mid  fiwtimdhdtBng 
erfordert. 

Die  Bew^ung  des  Fahrstuhls  darf  erst  eingeleitet  wotien,  nachdem  der  Zugang 
zn  ihm  geechloeeen  worden  ist. 

C.  Vorachriftoa  becägliofa  der  Wagen  nnd  der  ZngCiero. 

§  8.  Das  Auf-  \mr\  Ahlnrlpii  bei  Wapen,  vor  welche  Zuptiere  gespannt  sind, 
darf  nur  bei  augedrebteiu  licinmzcug  oder  nach  ^foigtem  Absträngen  der  Tiere 
geechehen. 

§  9.  Das  Auf-  und  Aböteigen  während  der  Fahrt  oder  bevor  daa  Fuhrwerk 
hält,  ist  untersagt.  Ebenso  ist  verboten  das  Stehen  auf  dem  Wagen  während  der 
Fahrt,  daa  Stehen  nnd  Sitnen  auf  der  Deiehael,  auf  loaen  LängpBbrettam  oder  Wagen- 
leiten). 

Während  der  Fahrt  darf  der  Wagenführer  die  Leine  nicht  aus  der  Hand  biasen. 

Das  Umwerfen  von  Arbeitswagen  behufs  schnellerer  Entladung  ist  verboten. 

Unruhige  Zugtiere  und  solche,  welche  schon  einmal  durchg^angen  sind,  darf 
der  Wagenfimrer  unter  keinen  Umständen  auf  der  Strasse  ohne  Aufsicht  stehen  lassen. 

§  10.  Die  Bedienung  von  Brems-  und  Hemmvorrichtungen  hat  vor  dem  Ver- 
lassen dee  ebenen  VfesB^  nicht  aber  ent  beim  fi^nn  der  mig^kung  zu  erfolgeo. 

Das  ütttorl^en  von  Bad-Henunediiihen  bt  mir  gestattet,  nachdem  der  Wagen 
nun  Stillstand  geKommen  iüt. 

Die  Bedienung  der  tiefUegenden,  seitUchen  Handbremsen  vom  Bock  aus  ist 
verboten. 

§  11.  Hei  eintret  riibr  T">niil;f  Ihrit  um!  während  deren  Dauer  hat  der  Wagen- 
fuhrer  die  am  Fuluwork  betutdliehe  Laterne  anzuzünden  und  helibrennend  zu  erhalten. 

§  12.  Das  unnötige  oder  fibermlarige  Züchtigen  von  Zugtieren  itt  «treng 
vnteniagt. 

§  13.  Böm  Baden  und  Schwemmen  von  Pferden  an  Stelleo,  an  denen  die  Tiere 
Bchwinuneo  mfiaeen,  darf  der  Beglettmann  nleht  auf  ihnen  aitaen. 

D.  SchlusB-  und  Strafbeetimmungen. 

§  14.  Von  jeder  im  Betriebe  erlittenen  Verletzung  hat  der  Verunglückte  oder 
im  Behinderungsfalle  für  ihn  eine  dritte  Person  beim  Betnebeuntemehmer  Anseige  wa 
erstatten  und  .sofort  einen  Arzt  zu  Rate  zu  ziehen. 

S  1.').    Arbeiter  in  solchen  Betrieben,  welche  andere  gewerbliche  oder  landwirt- 
echaftUche  Nebenbetriebe  uoitasseo,  die  der  Versicherunmpflicht  bei  der  Fuhrwerks- 
Berofsgenossenschaft  nnterliegeD,  sind  verpfÜcht^  andidlAJnfaUverhfltniiMvm 
derjenigen  Bonif^L:r!n()s<«enRchafteQ  ZU  heeichteni  denen  dJeae  Betriehe angehonn  würden, 
wenn  sie  Hauptbetriebe  wären. 

Q  16.  venleherte  PeraoDen,  weldie  den  vorstdioiden  Vorsdmfteo  zawider- 
hau  lt^i,  köniipn  von  dem  Vorstande  der  Betriebs-  (Fabrik  )  Kmnkrnka.^sr  iKler,  wenn 
eine  solche  für  den  Betrieb  nicht  errichtet  ist,  von  der  Ort^polixeibehörde  mit  einer 
OeldatraliB  hie  an  6  Mk.  belegt  werden,  die  geaetalkh  der  Krankenkasse,  welcher  der 
zn  ihrer  Zahlung  Ver|)flicht<?te  angehört,  oder,  wenn  er  kmner  Krankenkasse  angehfirtt 
der  Kasse  der  Gemeinde-Krankenversicherung  dee  Beschäftignngsortes  zufällt. 

(9  112  AbaalB  1  Ziffer  2,  |§J1Ö  nnd  154  Abaate  1  dee  Gewvbe-UnfaUw- 
sicberungBgesetiaB  vom  30.  Juni  IwKk) 

Arbcitencbutz. 
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9.  üiiCyiTWbÜtxaigsvonehxlfteii  dm  M^alMmpBenia^gciBoiieiwohift 
fdr  dWL  StreokeiL-,  Bahnholb-  und  Zngdlenft»  Vom  ReichaveraichenmgS' 
axnte  am  11.  Novembor  1903  genehmigt. 

Bnter  TelL  Für  ile  liaeitaluvtrwilfni«!. 

Vorbcmcrtnng. 
Mit  d«D  na«lifol|[«nd0D  Vorechriftea  sind  «iwurästen: 

1)  Die  Btatknunuiunliiiigen ;  2)  die  Beamten  dee  tUMren  8Ution»>  jmä  OutenbUnti- 

gnngidienstcs,  anch  Bodenmeist«.  i .  ^^' igenmeister,  Rangiermeister;  'X)  die  Gfitcr-,  Gepäck- 
und  EUgotabfertiguogea ;  4}  die  Baliumeiatoreieo ;  5)  die  WeicheDiit«ller  und  Bahnwärter  ; 
8)  die  eHndigen  Behsholir-,  GflterilMiden«,  Rangfer-,  Streekea-  mid  Tel^raphenariieiter;  7)  di* 
Ivokomotinn linnschaft;  8)  die  Zn 'bf^dpitmann-rhriff  eins<'hl.  der  Packmeister ;  9)  die  Tele- 
gnphistejl  und  Telc^rapbeDaufaelier ;  10)  die  Bcthcbü Werkmeister ;  1 1)  die  Betriebsmateritlien- 
▼ennilter;  II)  Ae  Vorsteher  von  Eieenbahnwerkitittea  und  die  Wefketittenaatseher ; 
13)  die  Beamteu  auf  Ncubnustrecken  einsohlieasHch  der  Bauanfeeher,  Schachtmeister,  PeUMVi 
Vorarbeiter,  sofern  sie  bei  der  Privatbaho-BertifsErenossenschaft  versichert  lind. 

A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

1)  Die  OeBoaeensdialtaaiftfUeder  sind  verpflichte  dafOr  ra  sorften,  dnw  jeder  Betnt» 

und  stJindltjc  Arl  iti  r  die  für  Ilm  erlassenen  All^'uincinen  rnf:dlverbü(nnf(svor>.chrifttn  und 
die  für  seinen  Dicuat  besonders  geltenden  Vorschriften  Icennt  und  beachtet.  Für  die  Durch- 
i&hning  dieser  Vorschriften  sind  die  RisenbelmTenraltmigai  der  BeraftgenoMeiiflelialt  gcg«' 
Aber  verantwortlieh  (s.  Strafhe<ttimmtingen). 

Dasselbe  gilt  von  denjenigen  Vorschriften,  welche  in  der  Betriebsordnung  für  die 
Haupteiäenbahlieu  Deutschlands,  in  der  Bahnordnung  für  die  Nebcneisenbahnn,  dar 
Signalordnung  nnd  in  den  verschiedr^ncn  BicnstanwtdsiingRn  für  die  KiscnbahnoMluiaebaflcil 
enthalten  sind  und  die  Verhütung  von  UnglüekäfiUltiU  zum  Zwecke  haben 

2)  Die  Unfallverhütungsvorschriften  sind  in  den  Ariteiti-  Und  AirftetlialtelluiMB  ts 
leicht  sichtbarer  Stelle  durch  Aoshuig  bekennt  zu  geben. 

Ausserdem  ist  jedem  Beamten  und  stindigen  Arbeiter  ein  Abdruck  der  Unfallvcr- 
LfltlUlgsvorschriften  gegen  Empfangsbescheinigung  einzuhändigen. 

3)  Die  Beamten  und  Arlwiter  sind  dorch  entqpreefaeode  Unterweirang  «ol  die  mit  dan 
EhenbiuiBbetrieb  Torbvndenen  GeMiieii  aafmerlmam  m  madien. 

4)  In  den  Arbeit^^-  und  AiifoutbivItsrkuKii n  -iud  Aiiweisuugen,  betreffend  die  tr>tc  B-- 
liandlnng  Verletiter,  in  Ansdüagform  auzubringcu.  Dieselben  weiden  von  der  Privatbabn- 
Bemlbgenosiiensoliaft  nnentgdtllcÄ  gdiefert. 

5)  Betrunkene  sind  von  den  l?pTnebstSft«n  zu  enffenion. 

6)  Die  den  Beamten  nnd  Arbeitern  freizugebenden  Verkehrswege  nuf  den  Bahnanlagen 
mflasen  aBgewiesen,  alle  anderen  Weg«  aber  ▼erboten  werden. 

7)  Vom  Maj^chinenhetripbo  jed^r  Art  fauch  Fahrstuhl-  und  Kranbef riebe)  sind  dl  ■ 
Arbeiter  auBZUächlic^tMeii ,  welclie  an  iCpilepäie,  Kr:inipfcn,  Ohnmächten  leiden ,  oder  aiis 
anderen  Gründen  nicht  immer  Kurcclinnngsfähig  oder  zuverlässig  erscheinen. 

ö)  Arbeiter,  welche  nicht  seliwindclfroi  äind,  dürfen  y.a  Arbeiten  auf  Oerfbten,  stdka 
Dächern,  Schomsteineu  uud  hohen  Muuem  uicht  sagelassen  wt-rdeu. 

9)  Dai  Arbeiten  auf  hohen  Leitern,  steilen  Dldiem  oder  Gerüsten  ist  nur  unter  Ver^ 
Wendung  von  Steiggürteln  imd  starker  Fangschnnr  en  gestatten.  Dasselbe  gilt  für  Arlidlea 
aus  Fenstern  oder  sonstigen  Oeffnungen,  wo  Sturzgefahr  vorhanden  ist.  Die  zur  Ver> 
wendunp;  kommenden  T/eitem  müssen  der  Beschaffenheit  des  Fussbodens  und  dem  olfifn 
Btütspunlct  entroreohend  ausgerüstet  »ein,  so  dasa  ein  Aunrntsoben  derselben  yeriiiiidert  wird. 

10)  Oemeidete  Mingel  an  Sdititcrorrtefatungen  rind  au  beseitigen  und  zeitweise  aas 
Betrieb>*rruksichteii  entfernte  Schntievorrichtungen  iilsbald  wieder  anzuhrin^^on. 

11)  £s  ist  von  Zeit  zu  Zeit  festzustellen,  dass  durch  aufgestapelte  Schienen,  Schwellen, 
Kohlen  n.  s.  w.,  sowie  bd  BanarlNitett  neben  dem  Gleite  die  Umgrenzung  dea  lldblSB 
Baun»«  nicht  beeinträchtigt  wird. 

12)  Die  für  den  Werlcstatt^beCrieb  erlu»äeaeu  Vomchriften  für  Arbeitgeber  finden  aocb 
auf  IhnUdie  Nebenbatridbe  ajungemtoe  Anwendnng. 

13)  Die  Elsenbahnvprwrvltungen  müssen  d.-iffir  Sorpe  trapcn,  dnss  die  Beamten  und 
Arbeiter  im  stände  sind,  die  den  letzteren  Torgeschriebcnen  L'ufallvcrhütunir-vorsihrifieii 
zu  befolgen;  insbesondere  sind  die  in  Betracht  kommenden  Diensi^tdlen  mit  .^igrialpfeilea, 
Signalhörnern,  mtert  Fahnen,  rnt  geblendeten  Laternen,  KnaUkapseln,  Heaunaoholltn, 
Brem.«knütteln,  Fucktlu  u.  dergl.  m.  anszurib^len. 

1)  Diese  Vorschriften  unterliegen  nicht  den  Strafbestimmungen  unter  R. 
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14)  Bei  SchneeTerwehungcD  sind  zur  i!iioheruBg  <lcr  Arbeiter  gegen  fabremle  Ziige  und 
Lokomotiven  iin  ileti  beiden  Enden  d«M-  Aili«'its>tclle  preiiniote  und  zuycrl  f-^^iipe  Arbeiter 
(Wächter)  aufzustellen,  welche,  sobald  es  sich  um  größere  Käumongsarbeiteu  handelt,  $n 
der  Arbeit  aelbet  nicht  teilnehmen.  Es  ist  dafür  zn  aorgeiif  daM  dieselbai  ntt  den  «rforder» 
lidien  SifiiAlniititalii  (rergl,  Ziffer  13)  versehen  sind. 

B.  Streckendienst. 

1)  Die  Eisenbahnverwaltuugen  habe«  die  Pflicht,  für  die  Benutzung  von  Kleinwagen, 
Draisinen,  Fahrrädern  and  deifrlcieben  besondere  Dienst unweu^ungen  m  «rltMClli  dlinih 
welche  die  Benutzung  derselben  geregdt  wird.  Di«  Fahrseqge  mäascn  aimtlkh  mit  gai 
wirkender  Brtui^e  vergehen  sein. 

2)  Sind  bei  Gleisarbeiten  vier  oder  mehr  Arbeitttr  titig.  so  müssen  zwei  Personen 
(unter  denen  der  Aufsichtführende  sein  kann)  bestimmt  werden,  die  uübrend  ihrer  Arbeit 
iMaonders  auf  herannahende  Zuge  oder  Fahrzeage  sowie  auf  die  Signulisieruug  vou  Suuder- 
lugen  zu  Hchteu  haben  (II  B  3). 

3)  Für  Arbeiten  in  Tnnnela  wt,  soweit  sie  in  Kr&nimangen  melir  als  100  ni,  in  der 
Oenden  mehr  «le  200  in  lang  sind,  ffir  amrdehende  Bdenditnng  der  Tunnclnischcn  Sorge 
in  tragen. 

4)  Bei  Arbeiten  in  Kies-,  Lehm-  und  Sandgruben,  sowie  bei  Erdanagchachtangen  iii 
«trang  darenl  lo  aahtMi,  dan  die  Winde  nidit  unterhShlt  werden. 

5)  Für  die  Beseitigung  gljitter  Stellen  bei  Gl  t''  i  nrnl  Fost  Jiuf  dc.ii  zum  Bahngebiei 
gehörigen  Zagingen,  Treppen,  Bahnsteigen  sind  geeignete  Streomittel  bereit  zu  halten. 

6)  Arbeiten  enf  DIeheni,  en  BlitBableitom,  LeHimgsfeitingen  nad  hoebgef&hiten 
Prahtleitunsjen  dürfen  nie  von  einem  Arbeiter  allein  aufSKoführt  werden:  es  ist  vielmehr 
diesem  stets  ein  zweiter  Arbeiter  mitzugeben,  der  von  einem  gesicherten  Standort  aus  dem 
errteren  Unterstützung  und  Handreichungen  zu  leiiiten  hat. 

Arbeiter,  die  einer  Absturzgefahr  unterliegen,  sind  mit  einem  Leibgurt,  an  dem  «ieh 
ein  Karabinerhaken  befinden  muss,  und  mit  einem  Sicherbeitsseü  aaazur&iten.  Auf  die 
iwednuliprMiiende  fienntcaiw  und  Betottgiing  der  SieheriieitaMne  Ist  streng  ni  aehte». 

C.  Bahnhofs-,  Abfertignngs-  und  Lndedienst 

1)  Die  Eisenbahn  Verwaltungen  haben  bflSondere  Voncbiiften  und  DieurtanweisiingCB 
für  den  Veraohnbdienst  cu  erlassen. 

9)  Die  Wddiett  nnd  Zeaifaralrtiillvuiiiohtimgen,  die  Blieeken-  und  Bahnhofasignal« 
einrichtungen  sowie  die  Drehscheiben  nnd  SdiishebüluMn  sind  danemd  in  aicher  ftinktio» 
nierendem  Zustande  su  erhalten. 

3)  Die  Venebubstrsssen  anf  den  Baaglerbduihefett  ^nd  wihrend  der  Arbeitscett  ans» 

rdobend  rn  )n;!''iii-ht4:'U. 

4)  Stehende  Wagen,  die  nicht  mehr  bewegt  werden  üvUen,  müssen  gegen  selbsttiUiges 
Fortbewegen,  insbesondere  bei  stürmischem  Wetter  oder  in  der  Nlhe  starker  Oenile  ge- 
schert sein. 

Zum  Aufhitlt<>n  der  Wagen  beim  Vernchubdienst  sind  in  onter  IJnie  Uemmüchub«: 
verwenden.    Die  Ik-nutzung  von  Bremsknüppeln  ist  nur  bei  lang»uni  bewegten  Wi^^  m- 
UMig,  und  wenn  die  Verwendung  der  Ileruin.schube  am  Betri' '  -t  ii,  k^^i  hfofi   »mtunlicb  ist. 

Hemmschuhe,  Brcmsknüppel  und  (ileisv(»rlagcu  sind  den  Kangicreru  in  auHrcichcnder 
Zahl  zur  Verfügung  zn  stellen. 

Mehr  als  drei  Wagen  ohne  besetzte  Bremse  dürfen  von  Mensohea  oder  Zogtieren  nicht 
gleichzeitig  bewegt  werden. 

5)  Schwere  oder  unhandliche  Gegenstände,  die  nur  von  mehreren  Arbeitern  sicher 
gehoben  oder  getragen  worden  kdnnen,  dürfen  niemals  ron  einem  Arbeiter  allein  bewegt 
werden. 

6)  Dii.s  Be-,  Ent-  mler  ünila<len  von  Wagen  mit  feuergefülirlielu  n  Hütern,  die  dureh 
eine  rote  Beaettelung  kcnniUch  zu  machen  sind,  soll  in  der  Regel  nur  bei  Tageslicht  statt* 
finden.  Mnas  dies  auanahmsweise  bei  Dunkelheit  erfolgen,  so  darf  dies  nur  nnter  Yer* 
Wendung  von  gc^ehlnsseTJen  I^atemen  gewbelien.  In  der  Nähe  «oleher  Arbeif.'^f eilen  i>-t  das 
Rauchen  und  das  Umgehen  mit  offenem  Licht  streng  zu  unte»agcn.  Für  das  Füllen  und 
Leeren  Ton  Keesdwagen,  wdehe  feiiMgelUirliche  Gegenstände,  s.  B.  StdakohlentettOl, 
Spiritus,  Petroleum  n.  s.  w.  enthalten,  oder  kürzlieb  enilialfen  haben,  dnd  aof  den  in  Be- 
tracht kommenden  Stationen  getiguetc  (ileis- tollen  zu  bezeioimen. 

7)  Das  Tabakrauchen  In  den  Gütcrb>den-  und  Verbideniuinen  hl  m  verbieten. 

8)  Für  jeden  Kriin  von  mehr  nl-  drei  Tonnen  Tragkraft  ist  ein  znvcrläfwiger  und 
gewandter  Arbeiter  t:iii  für  alle  Mal  zu  dem  Dienste  als  Kniuführer  zu  bestimmen  und  mit 
entsprechender  Dienstanwcisong  in  versdien.  Dieser  Kranführer  soll  nigegen  sein,  wenn 
der  Kran  lienntct  wird. 

41* 
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9)  E»  iai  jährlich  eine  Prüiuiig  der  Knme  oud  «war  durch  einen  liienait  Tertnoieo 
mniHSbiiieatechmachen  Beamten  Torninehnien.  Da  hierBber  sn  ffibrende  Protokoll  ist  dem 
lecbaiechen  Auf»ichtflboamf<-ii  <lor  Priviitbahn-Rfrufstjennssensrhaft  Torxiuseigcn. 

10)  Im  übrigeu  gelten  auch  hier  die  für  den  Werkst&ttenbetrieb  der  Eteenbabnen  für 
Krane  und  Hab^nge  towi«  für  Fahrsttthle  und  AnfiSge  gcgebenoi  Un&Uvwrhfltnnp« 
TorMdirUten. 

T).  Lokomotiv-  und  Zugdicust. 

1)  Die  LokomotivBchuppen  sind  mit  guter  Beleuchtung  su  versehen. 

2)  Zum  Anlbewahren  Ton  gebranohteu  PnCmaaterial  lind  foveraidiet«  BehlUer  laf* 
anstellen. 

3)  IHe  Torwef»  sind  mit  PeBtiitenTorrielitnnKen  für  die  gettffaieten  Torflügel  n  rtr- 

sehen. 

4)  Iiu  Freien  li^nde  offene  Kanäle,  Gruben,  welohe  fttsende,  heitoe  oder  giftig 
Stoffe  enthalten,  ferner  swiadien  den  Seihienett  liegende  LBaehgmlMtt»  IktialAÜinitamwmAr 

gniix'ii  ixlor  atKlorc  ^'c fahrbringende  Vertiefungen  an  den  Arbeitstellen  alod,  BOWeat  diflMt 
mit  der  ArbcitJiweiHc  vereinbar  ist,  sicher  abzudecken. 

Wo  eine  derartige  Sicherung  nidit  tunlieh  is^  x.  B.  bei  B«Tisions-  und  MoDtagegmbeu, 
versenkten  s.  hi.  iiohühnen,  offenen  Drdiaehdben  ist  bei  «intratendmrDunkeUieil  fOr  fenigeode 

Beleuchtung  zu  »orgcn. 

R  Bkrafbestimmvngen. 

Gt-no^seuschaftäUnitgliedtT ,  welche  den  rnfiillverliritunkrsvur-srhnfteu  zu\vi(1erh:indtla. 
können  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  eintausend  Mark  belegt  oder  nüt  ihrem  Betrieb  in  eine 
hShere  OcfahrenkbuM  eingeediltst  oder,  falls  »eh  der  letalere  bereite  in  der  hfielialcn  Qe> 

falircnklasse  befindet,   mit  ZuscM-Tj^m  ViK  ziin-    !  j  ]  rltf-n   Ri-tra^f  iliror  Ri-hrrü,''' 
werden  (§  112  Ab».  1  Ziff<^r  1   und      1  Hi  il*'^  (»»■\verl)t'-Uu/tiliirersicberungsge«etzes  vom 
30.  Juni  1900). 

Zweitor  Teil.  FUr  Beumt«  and  Arfteiter. 

Vorhfiaerkuag. 

Jeder  Beamte  und  Arbeiter  hat  die  Allgemciueu  Unlallvcrhütuugsvonichriitcn  und  die 
für  soiueu  Dienst  geltenden  beMmdenn  üofWTerbttftungsvondirifteii  sn  lennen  und  stnog 

sn  beachten. 

Dasselbe  gilt  von  denjenigen  Vorschriften,  welche  in  der  Betriebsordnung  für  dii? 
Haupteisenbahnen  Dent8chland.o,  in  der  Bahnnrdnung  für  die  Xebenei^enbRhui  ii.  in  der 
Signalordnung  und  in  anderen  Dienstanweisungen  für  die  £isenbahniiUHUUNihaften  entbalka 
sind  und  die  Terhfltnng  von  üni^uektfillen  tum  Zweeke  haben'). 

All)- Vur^'i-ct^ten  sind  Ter{)fli<-btL't.  dir  u'i-tmuc«>te  Belolgong  der  fCIMIUlteil  Yonduifteil 
von  ihren  Untiirgebcnen  n.-icbdriicitiich  zu  verlangen. 

A.  Allgemeine  B<»!8t  i  in  m  n  ngen. 

1)  Allen  Beaintcn  und  Arbeiten)  wird  widir«üd  des  Anfptithaltti  innerhalb  der  Bahn- 
anlagen die  äUH»er!(te  Vonticht  zur  Pflicht  gemacht,  da  tiii>  L;«'ringrte  CJDSnlnieriDMaÜEMt 
schwere  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  zur  Folge  haben  luinn. 

2)  Alle  den  Zwecken  de;«  Betriebes  zuwiderlaufende  Beschäftigungen,  insbesondere 
Spielereien,  Neckereien,  Zänkereien  und  HonHtige  mutwillige  Handlnagen,  die  gM^jlMt  flnd, 
den  Urheber  selbst  oder  andere  su  getfthrden,  sind  verboten. 

B«unte  und  Arbeiter,  die  an  PallBUoht,  ICrftmpfen,  leitweillgen  OhnmachteanftUiB, 
Piliwiudel,  Schwerhörigkeit,  KurzsicJitii.'k<'it  cdcr  .indcrrn  nicht  in  die  Augen  fallenden 
körperlichen  tioh wichen  oder  Gebrechen  in  dem  Masse  leiden,  das«  ide  dadurch  hei  leewiaMS 
Axbeitra  einer  ansMrgewBhiüichen  Gefahr  ans^g^etst  tdnd,  habMi  die  Verpflichtung,  ihrm 
Vorgesetzten  hiervon  FCi  tititiii-^  /u  ;;rbcn. 

Betrunkene  Peraouen  dürfen  sich  auf  den  Uetrieb(»tätt«n  nicht  aufhalten  mid  dürfen 
dasdbat  auch  nicht  geduldet  werden. 

Jeder  Beamte  und  Arbeiter  bat  die  Pflicht,  Personen,  die  ihm  zur  Hilf'*  "der 
Unterweisung  beigegebeu  >iud,  inübcnoudere  Lehrlinge  und  unerfahrene  Arl>eiter,  auf  die  mit 
ihrer  Benchäftigung  verbundenen  Gefahren  anfmerksara  zu  madieo  und  dannf  zu  achten, 
da»^  die  g^bimen  Verbaltungsvonohriften  settema  dieser  ihm  nntentdlteo  Peftonea  befolgt 
werden. 

4)  Jeder  Aibeitcr  hat  vor  der  Benutzung  von  Werkzeugen,  Grerflten  und  nin>«  bim  lleo 
ßtnriflhtangen  diese,  sowie  die  dabei  angebrachten  Schutzvorrichtungen  daraufhin  zu  prüfoi« 
ob  sie  sich  in  ordnuugsmAssigcm  Zustande  befinden.  Sofern  dies  nicht  der  FaU  ist,  hat  er 
sofort  die  voriiandeiien  Mlii^  m  beseitigen  oder  seiBuni  Vongeaetitai  Annige  *a  iwMhat. 

1)  IHese  YotsohrlfteB  witerliegen  nicht  den  AtralbeetiiiiiiHiiigMi  unter  P. 
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Die  Arbeitsgeräte  und  Schutzvonithtiuigcu  sind  nur  zu  dem  Zwecke,  (ur  den  sie  be- 
stimmt sind,  tu  benutzen.  Der  Mi^bniucb,  die  eigen mät^tige  Dtadtigmiy,  ab^ticlitliclic 
Bea<äi&dig«ng,  JÜiohtbcaiitiiiiig  der  vorhandenen  Sicherheitsvorrichtiuigen  und  T0fge8cbriebea«n 
Schntimittel  ist  stnfb«r.  B«3iiitSTorricbtongeu,  die  «us  Betiiebmaekaditcn  für  bMtiminte 
Zwecke  entfernt  wonkii  liad,  mfiaeD,  naehdcm  dioer  Zw«^  «rrdeht  »t,  «ofoft  wieder  «n- 
gebnwjhi  werden. 

5)  Offene  Wtmden,  »ndi  die  kldniten,  lind  durch  geeignete  YerbiDdc  gt^^cea  StHttb  und 
Sctiniutz  m  sehiU/.en.   Das  Äuswaaehien  Ton  Wunden  uut  nicht  dednfisieitem  Weeeer  ist 

gefährlich  und  zu  vermeiden. 

Beh&lter  mit  chenmchen  Erzeugniasen,  !>tarkriccheudeii  Flüssigkeiten,  flücliiigfu  Oeleu 
und  ähnlich«  t)  ii^toffen,  aowie  Hinte,  Ftoehien,  Knochen  n.  e.  w.  dfiiHen  mit  wunden  Händen 
Dicht  aiig«fii«»t  werden. 

6)  Beamte  imd  Arbeiter  dürfen  den  BahnkCrper  und  die  Balmhofgleise  nur  tu  dienst» 
liehen  Zwecken  betreten,  auf  deni  Wege  zu  otivv  von  dem  0|enste  nur  dann,  wenn  kein 
anderer  Weg  oder  Uebeigung  zur  Arbeitstelle  führt. 

Ist  d«a  Betreten  den  BahnlcOrpen  anT  freier  Btredce  oder  innerhalb  der  Bahnhöfe  er- 
forderlich, so  darf  Molchca  ebenfidLs  der  Regel  mich  nur  ausserhalb  der  fllei-e  erf- il'-^rji. 

tUnm  Beschreiten  zweigleisiger  Bahnstrecken  ist  stets  die  in  der  Wogeriehtuiig  links 
von  den  Gleisen  liegende  äussere  Seite  zu  wählen,  so  d«xs  d;i.*t  fiesieiit  dem  auf  dein  zti- 
näeh.'<t  liegenden  Gleise  kommenden  Zuge  zugewendet  ist,  und  die  Züge  beider  Richtungen 
rechts  vorüberfaiiren.  Hierbei  darf  niemals  anaser  acht  gelassen  werden,  dass  ausnahauweiae 
ein  Zug  nnf  dem  fdadien  Oldse  fahren  Vnnn. 

WAlirend  des  Aufenthidu  auf  dem  Hahnkorper  sind  Läute-  nml  s<in^tiire  Signale  zur 
Wahrung  der  eigenen  Sieherlieit  zu  he.n  lueti ;  kurz  vor  oder  liinkr  einem  ^>e^^eLrt^■n  Zage 
o(Jer  Fahrzeuge  das  Gleis  zu  übtixlu  eiieu  oder  zu  über«j)rint:eii,  i«t  titrtng  verboten. 

7)  Die  den  Arbeitern  angewiesenen  Sammelpunkte  zum  I>ei,dnn  und  Verlai«en  der 
Arbeit  und  die  nach  diesen  Punkten  zu  benutzenden  Wege  sind  genau  einzuhalten.  Aus 
Bequemlichkeit  o<lcr  zur  Abkürzung  des  Weges  unter  Eisenbahnfahrzeugen  hindurchzukriei-hen 
oder  über  Puffer  und  Ku}>j>elungcn  hinwegzuklettem,  i.Mt  streng  verboten. 

8)  Wftiirend  der  Bewhiftigung  iouerhalh  des  BahngetüelB  soJlen  Beamte  und  Arbeiter 
tanitelwt  ansdiltessende  Kleidung  tragen.  Verboten  ist  das  UmhSogen  dem  Mantels  oder 
f.nderer  KIeidnni,'»>Ntücko  den  im  Vcrschuh-  und  Fidirdienste,  dju<  Tr:iu<'n  vnn  Holzschuhea 
und  Poutoffcla  (Schlaffen,  Öclilappen,  Pantineoj  den  im  Betriebsdienste  (Stations-,  Faiir-, 
Yemdbnb-  und  Weiohenstellerdienat)  tKtigen,  sowie  den  zeitweise  auf  Leitern,  Gerftstten  und 

Wagendeek»-n  lic-eliäftitjteii  Personen. 

Alle  Beamten  und  Arbeiter  habcu  ihre  Augehürigeu  von  den  Orten,  wo  Kiäcnbahn- 
fahneug»  rerkehren,  insbesondere  aber  von  dem  Betreten  der  Sdiienengleise  femxuhalten. 

10"'  Auf-^tapoln  ndfr  F(rts(  Ii  äffen  schwerer  Gegenstände. 

a)  Beim  Aufstapeiu  ttiliwerer  Gegenstände,  z.  B.  Schicuti»,  tiehwclit  ji,  Kohlen,  sowie 
h«'i  Zuarbeiten  neben  dem  Gleise,  i'^l  darauf  zu  achten,  das«  die  Umgrenzung  des  liebten 
Raumes  an  Hnnpt  und  NeVit  riL;! eisen  frei  t>leibt,  uud  das»  die  auf  den  Stapeln  liegenden 
Gegenstände  uiehl  abruu-cbcu  können. 

b)  Bei  Fortschaffen  langer  und  schwerer  (legen-tände  durch  «wei  oder  meiuere  Arbeiter 
hat  entweder  der  Aufsichtführende  oder  derjenige  der  am  Fortschaffen  Iwteiligten  .Vrbeiter 
die  I-«itung  un<i  den  Befehl  zu  übernehmen,  der  von  seiner  Stelle  aus  die  Bewegungen  am 
besten  übersehen  kann. 

c)  Schwere  oder  lange  Gegenstände  »ind  suent  au  dem  der  Befarderungarichtung 
entgegengesetzten  (hinteren)  Ende  anfninehmen,  damit  der  xnerst  Anheftende  fibeniehen 
Imnn,  wa^  ain  anderen   Kndc  '/e^e-iiielii. 

d)  Gctnigcue  schwere  Laoten  dürfen  der  Regel  nach  nicht  abgeworfen  werden,  soudern 
mihMen  behutaam  mit  den  Binden  niedergelegt  wurden.  Soll  in  Ananahm^Ulen  die  Last 
abgeworfen  weiden,  so  hat  dies  auf  Befehl  des  Vorarbeiter-  oder  des  dazu  vorher  bestimmten 
Arbeiters  zu  geschehen  und  zwar  gleichzeitig  von  allen  Beteiligten.  Soll  der  getragene 
Gegenstand  an  einem  Ende  mit  den  Hinden  snerst  niedei^egt,  sodann  am  anderm  Ende 
•b||*'f'^''fpn  wenJen   «o  nniss  das  Abwerfen  am  hinteren  Ende  geschehen. 

U;  Bei  Schneeverwehungen  sind  zur  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  fuhrende  Züge 
und  Lokomotiven  an  den  beiden  Enden  der  Arbdtfltdle  geeignete  und  xaverlftK<igc  Ar))eiter 
(Wichter)  aufzustellen,  welche,  «)b.(ld  es  sich  um  giOasev«  Rinmungiarbeiten  liandelt,  an 
der  Arbeit  selbst  nicht  teilzunclimuu  haben. 

IHc  Wichter  sind  mit  allen  zum  Geben  der  vorgeschriebenen  Signale  nötigen  Gegen- 
stinden  (Signalpfeife,  Signalhorn,  roten  Fahneai,  rot  geblendeten  Laternen  und  Knallkapseln) 
•ussurhstcn;  sie  haben  damit  die  Arbeiter  in  Gefalürfällen  zu  warnen,  etwa  unverhofft  er* 
seheinenden  Zügen  Haltiignal  in  geben  und  bei  nndurdwlebtiger  Luft,  Nebel,  Schneetreiben 
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in  geaügcnder  Entferamig  tot  mid  hinter  dm  ArbttMell«  KnaUkapidn  sn  Icf»;  dicae 
KnaUkapsehi  sind  zu  ontfcraen,  nobald  die  Arbdter  das  Olab  V«rl«Mn  baben. 

Weun  beim  Hinwegräumen  des  Schnees  von  den  Schienen  dieser  neben  dem  Glei«  in 
hohen  Wänden  Ue^n  bleiben  muna,  sind  möglichst  viele  Nischen  in  der  Sclmecwand  vasset' 
htlh  der  Uwgreiixuiig  dos  lichten  Ratuu^  herzustellen,  in  welche  m«h  die  Arbeiter  Min 
Herannahen  von  Wagen  oder  eines  Zuges  aurückziehcn  können. 

Auf  den  Bahnhöfen  sind,  falls  der  Sdmee  nicht  ganz  eutfomi  wird,  Verf^indnngsgwge 
swiaefaen  den  einzclmMi  ( iloi-^i  n  herzustellen. 

Dur  Lokomotiv-  und  Zugmannsohaft,  welche  die  verwehte  oder  im  Auliümoen  bcgiiffeoe 
Strecke  beflhit,  ist  dnrob  die  Betriehdeitung  und  die  dienathabeodm  Beamten  der  nicbt- 
goto^'enon  Sutionen  eibiShte  Vorsiidit  aosneittpMilM,  wobei  die  Arbeitrtdlen  mQ^iehit  fwft 
zu  bttxtiichucu  sind. 

Die  LokomoHrbeaniten  mflwen  die  von  Selinoe  voi  wehunjgfen  betrolfeoen  StiedEco, 

niuiirntlieh  auch  die  V'vu  hfthcreu  Schneewändcti  tiiigesii-Lloasenen  Biihnbofsj,'lpi''c  mit  rmz 
blonderer  Vorsieht  befatireo,  auf  die  aalgestellten  Siignale  und  atugelegten  Knallkapaek 
aorgfiUttg  achten  und  tteaondera  aueh  aelbal  hAuflg  das  AebtongBrignal  mit  der  Dampi^dfe 
oder  dem  iJiutewerk  grhen. 

An  der  Spitze  uud  um  Ende  jeder  auf  dem  Bahnkörper  marM;hierenden  grda»«reu 
Arbeiterabtrilung  muss  ein  mit  einer  Signalpfeife  oder  einem  Sgnalhom  oder  deri^lelelwa 
ausgiTÜsteter  .-t:in<rii,'('r  Ei>«'ii1i:ilinarlt«>itor  pelien,  der  liesoiulon?  nuf  i.{ii>  Hfuitinulipn  von 
Zügen  zu  iichlL'U  uuU  durth  .Siyiudf  mit  dem  Ilom  odev  der  Pfeife  uder  durih  Zunif  dk 
Arbeiter  zu  warnen  hat. 

Das  Gehen  zwischen  den  Sdücuen  ist  m  vermeiden.  Soweit  dieses  wegen  der  SdiiieB< 
ma^iocn  nicht  angebt,  sind  »ImtHehe  Arbeiter  zu  besonderer  Vorsicht  und  Aufmerksanikflit 
zu  cruiidinou  und  anzuweisen,  beim  Ilcrannuhcn  eines  Zuges  !>ofort  den  Bahnkörper  zu  Ter- 
lassen.  Hierbei  ist  bei  xweigieiaigen  StredLen  das  Uel>eiBchreiten  des  ületsea,  auf  weichem 
der  Zng  kommt,  verboten. 

Rei  (luji|M  lglci!*jgcr  Bahn  ist  weiter  dafür  /u  ^uigcii.  da^s  die  Arbeiter  sich  ^tri>  u-  l^ii 
oder  in  dem  in  der  Bevegungsnohttiqg  Units  gel^eaen  Gleite  bewegen,  aofern  nicht  wegfcu 
Sperrung  «dnet  Oleiaes  aflnitlidic  ZÜgtt  anl  dem  anderen  Olefse  faltran.   Im  letateren  Fall* 

mnia  der  ^lai-^eli  auf  dein  gojterrtcn  Gleise  crfolceii. 

Die  Arbeiter  sind  des  besseren  Uörens  wegen  anzuhalten,  Uire  Ohren  möglich.'^t  nicht 
SU  verUnden. 

Wenn  die  Arbeiter  mit  besonderen  Zügen  zu  odor  von  rlcr  Arbcitstellc  befördert 
werden,  »o  ist  denselben  vor  der  Abfahrt  besonders  und  oindriugliih  einzuschiirf.  n.  dun 
niemand  ohne  Erlaubnis  des  Zugführers  auasteigen  darf. 

Vu\  auf  doppelgleisigen  Stnx  kon  das  Aussteigen  nach  dem  zweiten  Gleise  an  vediiiuiefB, 
sind  die  betreffenden  Wagcntürcn  zu  vcntchlicssen. 

Soweit  bei  grUwcren  Scfaneeverwdinngen  und  AnMumungaaibriten  Ifiliilr  odcrbende 
Zirilarbeiter  verwendet  werden,  sind  jeder  Abteilung  rnhi  li  zwei  mit  den  Oeffthren 

des  Eiscubuhubctiicbcs,  sowie  mit  den  VerhiÜtnii«eu  der  Bahnstrecke  genau  vertraute  Führer 
(Torarbeiter,  Bdinwirter,  Weieheutdler  u.  e.  w.)  belmgeben.  IN«  Hilftnannadiafteo  aind 
darauf  hinztnvci«cn,  dnss  sie  den  Anordnungen  dici<cr  Führer  unbedingt  Folge  zn  leisten 
haben.  üroMscrc  Aufräiuuungsarbeiteu  ganxer  Strecken  sind  stets  durch  den  Bahnmeister 
penAnlicfa  «u  überwaohett. 

B.  Streekendienat  and  Telcgraphenmilerhaltiingadienak. 

1)  WIbrend  der  Rubepaiiaeii  dftrffm  Beamte  und  Arbeiter  iwiaebcn  'den  OMam  «ad 

in  ihrer  unmittelbaren  N.'U.o  .lirh  nicht  auni-ltf^Ti 

2)  Bei  ullcu  ülciüurbeiteu  tut  mit  der  gn>!«^ten  Aufmerksamkeit  auf  das  Uertnnahea 
von  Zügen,  einzelner  Maschinen  oder  Fahrzeuge  zn  achten. 

'.',)  Siml  bei  Oleisurbeitcn  vier  oder  mehr  Arbeiter  tätig,  so  miw-^eü  p<>r«'>nea 
(uutei  deuvu  der  Aufsichtführende  sein  kann)  bestimmt  sein,  welche  wahrcud  ihrer  Arbdt 
besonders  auf  hcntnuabende  Zbge  «nd  Fahiaeuga,  aowie  auf  die  Mgnaliilamif  vm  8dadir> 

sägen  xu  achten  bahren. 

4)  Der  Yururbeilcr  hikt  dicm  Arbeiter  so  aufzustellen,  dass  sie  den  ankomiaeDda 
Zügen  «Mitgcgcnsehen ;  bei  Herannahen  eines  Zuges  ist  es  die  Pflicht  dieser  Arbeiter  »o^* 
des  Vorarbeiters,  Babnmeiateis  oder  Aukiehtf&lirenden,  die  AriMiter  reohtaeltig  asm  Htnna- 
treten  aus  dem  Gleise  zn  veranlaaaen. 

5)  Di>'  V<>rbrtfalirt  von  Zügen  ki  iu  geniigender  EalUmiUOg  TOB  den  befduOMB 
Uleisen  tuulicbat  ohne  Qietanbenehreitung  abauwarten. 


6)  Auf  den  Stationen  iat  beim  Uebendmilen  von  OMeeo  tw  oder  bintcr  aliiimdw 
Fabrsrugen  and  an  Stellen,  wo  Weichen,  ZwangecUanen,  DnblMtnnian  nnd  Owliy 
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liegen,  besondere  Yonioht  auzuwentleo.  Jeder  uuuötige  Aufenthalt  ia  d«n  Oltifleili  be- 
•onden  in  oder  swiaolien  inmunmunlanfenden  Qkiseo  iit  ni  veimeiden. 

7)  B«i  der  Unteriialtanf  700  Weleh«n,  die  ron  einem  SteUwerlc  am  bedient  weiden, 

bo<Jiuf  1'^  wührcml  der  Arbeits^tlaupr  ••itu-r  Vcrstiiiull^utn^  mit  ilcin  cliensttufiidiii  Wcii-lMU- 
•teller,  um  das  Rinklemmfu  von  Hftnden  oder  Füssen  xwiacheu  die  Weicheiuungeu  und  di« 
MnttefMhienen  m  reMkiea. 

^)  Bi  l  Glutti  i--  untl  Frost  haben  (li<-  an^vi  nrjen  Reimt,  n  Ii  P'licht,  dafür  zu  sorjfou, 
da«B  glatte  SteUen  auf  den  som  B«hngebiete  g^burigen  Wegen,  Tn^^pen,  Bahnsteigen  und 
Atbeitapllttea  mit  Sand  oder  Aaehe  ^Imii  weiden. 

9)  Tunnel  dOifm  iior  toh  aokben  Arbd,t«ra  batialen  wwdea,  wdohe  in  deaadben 
beschäftigt  sind. 

Sobald  ein  Zog  «rwarlet  wlid,  haben  sieh  die  A.ibeiter  10  ebuorlditen,  daaa  aie  bdm 

Hcniiiiiuhcn  des  Zages  rechtseitig  in  die  angebrachten  Mauernischen,  oder  sofern  die  Arbeits- 
etelle an  der  Tunnelmündung  oder  in  deren  unmittelbarer  MAhe  liegt,  ans  dem  Tunnel 
bennatreCen  kdnnen.   Kann  im  Notfälle  ein  Arbeiter  eine  Nlaebe  nidit  nebr  erreiohen, 

90  mxu-in  VT  «-ich  dicht  an  der  Muucr,  längs  derselben  glatt  auf  dru  I'  r!in  !,m  Ii  r' i  Nur 
in  dieser  I.«ige  ist  er  gegen  Verletzungen  durch  den  vorüberfahrendcu  Zug  gesichert. 

Sobald  das  Signal  für  einen  Zug  gegeben  ist,  haben  die  Arbeiter  sofort  ihre  Arbeits- 
plätze zu  verl:ii>sen  und  in  die  vorher  verteilten  Nischen  xa  treten,  bis  der  Zug  vorbei- 
geiabran  ist.  Die  Nischen  dürfea  nicht  eher  Terlaaaen  werden,  bis  man  aiob  fibeizengt  bat, 
daaa  Ton  der  entgegengesetzten  iUdttang  kein  Zng  berannaht,  oder  bb  dM  Gerilnacik  «inca 
Zogf"  nicht  mehr  wahrgenommen  wird. 

Die  im  Bereich  der  Arbeitsstellen  übenden  Tunnflni-ciicn  mü-'i'en,  w  hing«-  im  Tnnnfl 
gearbeitet  wird,  von  Materialien  und  Gerfiten  freigcbulteu  werUeu  und  derait  cilcmiitei  sein, 
daas  ihre  Lage  von  der  Arbeitsstelle  aus  deutlich  erkennbar  ist. 

10)  ArbeitasQge  dürfen  «nt  besü^en  oder  Terkssen  werden,  wenn  sie  stillstehen, 
■nd  naebdem  der  AnUditfnbrende  daa  Zeidien  cum  Besteigen  oder  Verlaasen  gi^eben  bat 

In  Arbeitaafigen  dürfen  Beamte  nnd  Atbeiter  nur  in  den  ihnen  «ngewieaenen  Wagen 

Platz  nehmen. 

Auf  doppelgleisiger  Strecke  soll  der  Zug  nur  auf  der  den  Uleisen  abgewendeten  Seite 
Tdlaaaett  werden;  e>  enpfleblt  rieb  dedialb,  vor  der  Abfahrt  die  der  Gtefamite  mgewandten 

TBren  zu  verschliessen. 

Wird  während  des  Auf*  oder  Abiadens  der  Zug  vorgesehen  oder  zurückg^drüokt,  so 
haben  sich  die  Arbeiter  auf  den  ersten  Pflff  der  Lokomotive  sofort  nledenmsetzen,  oder  so- 
weit sie  auf  dem  Bahnk«irper  itt^ben,  Mufoit  seitwärts  aimserhnlb  der  Gleise  aufzustellen. 

Die  Arbeiter  dürfen  nicht  auf  deu  Wagen  stehen  oder  sieb  auf  den  Wagenwftnden 
niederlassen,  sondern  haben  neh  inmitten  der  Wagen  niedersnaetaen. 

Besondere  Vorsicht  und  Achtsamkeit  ist  bei  dem  Entladen  von  Arbeitszügen,  wihrand 
ein  anderer  Zug  vorbeifährt,  zu  beobachten.  Die  nach  der  Gleisseitc  führenden  Wagen- 
türeu,  sowohl  d<  r  Pemoneu-  wie  der  Arbeitswagen  müssen  während  der  Vorbeifahrt  eines 
Znges  geschlossen  gehalten  werden. 

11)  Für  die  Benutsong  der  Kleinwagen  (Babnmeiaterwagen,  Draiainen,  FahnAder  und 
dergl.)  sind  die  hlerfSr  eilaaaencn  Dlenstanwelstingen  massgebend.  Es  sind  insbesondere 
naehstehendc  Vorsichtsmassregeln  zu  hfarlittn 

a)  Die  Kleinwagen  miiusen  wAhreod  der  Fahrt  durch  einen  als  Bahnpolizei  beuiuter 
verpflichteten  Klelnwagttnltthivr  begleftet  werden,  der  ffir  die  SIeherbeit  der  BelBidenuig 

Vad  die  BeobiiclitMiiu'  der  ge^^elmf  r,  ^'n^soh^fteu      i  i ntw'ortlich  ist; 

b)  iat  ein  Kleinwagen  in  Bewegung,  so  darf  niemand  vor  demselben  gehen.  Auch  ist 
es  aasMr  den  <Ue  Bremse  handbabe^ten  F&hrer  niemandem  gestattet,  auf  anderen  Klein- 
wagen, als  auf  Prui^tinpn  und  Fuhrrädern  zu  sitr^n ;  nur  in  Ausnjihmef allen  darf  die  B^fleit* 
mannsiBhaft  auf  Anordnung  d&i  Führers  aueU  auf  anderen  Kleinwagen  Fiale  nehmen; 

c)  daa  Anf-  und  Abspringen,  das  Stehen  auf  den  Wagen  soM-ie  das  Herabhängenlassen 
Ton  Armen  und  Beinen  fiber  die  Vorder*  oder  Seitenwinde  daa  Wagmia  ist  wihrend  der 
Fahrt  verboten ; 

d)  Materialien  oder  GerilMhaflen  dfirfen  wihrand  der  Bewegung  des  Wagen  nidit 

ab-  oder  aufgeworfen  werden  ; 

e)  es  ist  verboten,  den  Kleinwagen  durdi  Stossen  mit  St^)cken  oder  durch  Aufspannen  eines 
Segels  fortzubewegen.  Auch  ist  es  nicht  gestattet,  Kleinwagen  an  Eisenbahnen  oder  Loko- 
motiTcn  anzuhängen.  Die  Fortbewegung  dea  Kleinwagena  hat  rieUuehr  durcli  Schieben 
nnd  auf  Oefillstreeken  dnroh  aolqmdMndt  HiBdhnbiiiig  Bremse  an  erfolgen.  Mit 
Kurbel.ttHngen  dbfBtt  KlafaiwMBBn  Bor  daan  bewegt  werden,  wenn  äe  mit  QeiUbideni  Ter- 
aelum  sind; 
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f)  die  aasscrdiciulUdie  BeoaUusg  aller  Kleinwi^gen,  iasbesondei«  sor  eigOMD  Be* 

förderung.  i»t  den  Arbeitern  streng  verboten. 

12)  Bei  Sprengarbeittn  niu-s  auf  das  v(  rubrc<l('Ui  Wiirminp<z('icheu  jeilor  dou  ilirr.  K>- 
ttimiDten  schuMMiclierea  PlaU  eiuDebmcn,  der  eigenmächtig  nicht  verlassen  werden  duL 
D«m  SprcDgplaiM  darf  mao  rieh  ent  ^Heder  nlhttn,  naohdon  dineh  dm  ntt  der  Ldtng 
der  Sprengarbeiten  betrauten  Beamten  oder  Arbeiter  festgestellt  und  dvrdi  daa  Todur  bt> 
Ktinunte  Signal  aageieigt  ist,  daaa  eine  Geiahr  nioht  mehr  vorli^t. 

13)  Bei  ArbeiteB  in  Kies-,  Lehm*  und  8«ndgrol»«i»  sowie  bri  Eidaiwdiacittmiga 
dfirfen  dio  Wände  uiehl  iirtrrh  hlt  werden. 

14)  i>ie  auf  der  Hahu.strecke  bescbäfti|!rten  Telegraphenarbeiter  halxn  den  Weisiutgea 
der  im  Dienste  befindliehen  Beamten  (Bahnwärter,  Weidiensteller  mw.)  beiüglidi  der  1fr 
die  Sicherheit  der  Züge  erforderlichen  Mn&tregcln  mn\  fiporlich  Folge  xu  leisten. 

J^ohnld  ßahnmeiisterwagen  benutzt  werden,  gelt4  ii  die  hierüber  erlassenen  Vorschriften 
nnd  Ii    uiter  Ii  enthaltenen  Vorsicbtsmaaercgeln. 

Hei  iilleii  Arbeit.« verrichtunifen  mit  nnd  auf  der  I^dter  ist  besondere  Vorsicht  gebotea. 
In  Winkolpunkten  und  Brtgen  der  Leitui);,'  z.  B.  ist  tlie  l^iter  auf  der  dem  Drahtxug 
gekehrten  Seite  aufzusteUeu    duiiiit  bei  dem  unerwarteten  Znrücksdinelleu  einea  Lcitoog^ 
drahte»  die  Leiter  oder  der  darauf  stehende  Arbeiter  nicht  umgewoffeD  werden  kann. 

Ist  eine  derartig  gesicherte  Anfstellung  nicht  möglieh,  so  sind  andere  VorkebrOBges 
g^en  das  Zurückschnellen  der  in  Arbeit  zu  nehmenden  Leitungen  zu  treffen. 

Bei  der  Vornahme  von  Arbeiten  ao  den  Telegraphenstaagen  hat  aioh  der  Arbeiter 
Torher  daTOR  an  ftlterseugen,  ob  die  Btange  nodk  lo  feat  stebi  oder  eo  haltbar  ia^  dm  sie 
driH  Anlehnen  einer  Leiter  aitahtlten  kann.  AndereniaUa  Ulk  die  Stange  entqwediend  so 
btützen. 

Bei  den  Arbeiten  an  den  Leitungen  und  Gestängen  dflifen  aidi  die  Arbeiter  nicoudi 

anf  die  r,r  hnngsdrähte  stellen,  weil  dtej?p  brechen  können. 

Wiiliicud  der  Arbeiten  auf  der  Leiter  sind  die  Werkzeuge  sorgfältig  vor  dem  Heruut*r- 
fallen  zn  bewahren,  damit  nntenstehende  Arbeiter  niekt  verletst  werden. 

Ebenso  bt  beim  L^ten  nnf  der  Letter  dnranf  ZU  aohten,  daae  doroh  daa  abtiopbade 
fliusige  Lut  Untenstehende  nicht  verletzt  werden. 

IMeadben  Vonohriften  gelten  aneh  b^  der  Benutmng  von  BteigeiBeii  «wtatt  der 
Leiter. 

Alle  Werkzeuge,  Lc:iteri)  und  die  zur  Auswechselung  bestimmten  Tclegraphenst&ngea 
sind  stets  in  solcher  Entfernung  TOti  den  Baluagjleiaeii  niedmnlegen,  daas  aie  tob  ebwm 
Zuge  nicht  erfaast  werden  kOnnen. 

Beim  Aoaredcen  des  T>eitnngsdrahtes  mittelst  der  Drabtwinden  ist  das  Oeridit  von  der 
Kette  mit  dem  sogcnanuteu  Froscliklcuinien  abzuwenden,  um  beim  Rfisscu  de>  Dniht*"« 
oder  der  Kette  geschützt  zu  sein.  Das  Anziehen  der  Winde  hat  allmählich  und  ohne  Bad^ 
an  geatlhehen ;  «Oe  Korbel  darf  nicht  piWdidi,  vidmehr  ent  dann  loRgdaaaen  werden,  wtna 
der  Sperrkegel  riebti^'  i  inL'<'fun(  n  ist  und  daa  Sperrrad  wirklich  festgehalten  wird. 

Beim  Arbeiten  mit  dem  Flaaohenzuge  oder  der  Drahtwinde  dürfen  unter  keinen  Uoi- 
Stenden  stumpf  gewordene  FroedaUemmen  benutat  werden,  weü  dieedben  im  gespanota 
Zustande  vom  Drahte  abrutschen  und  beim  Zurückschnellen  den  .\rbciter  verletzen  kftnnfn. 
Müssen  vorübergehend  Arbeiten  innerhalb  der  Umgrenzung  des  lichten  Raumes  der 
Bahn  ausgeführt  werden,  ao  soll  wlhrend  dieser  Zeit  ein  unbenbklftigter  .\rb«iter  die 
Warnung  der  bcHchäftigten  Arbeiter  nbemdinienf  fall«  dies  nicht  vom  Auiriehtföluendcn 
t^lbst  geschcLcn  kann. 

16)  Erhöhte  Vor^ielu  ist  Huzuwoiiden  heim  Betreten  von  steilen  Diehem  zur  Aua- 
übunp  von  Arbeiten  au  Blitziildi'itern.  LeItan£?«gestÄngen  nnd  Leitungen.  Solche  Arbeiten 
»iod  uie  von  einem  Arbeiter  ulleiu  auszuführen ;  es  ist  vielmehr  stets  ein  zweiter  ArbeÜR' 
an  ven;«-enden,  welcher  von  einem  gerieherten  Standimiikt  «na  dem  andern  Untentfitms 
und  Handreichung  zu  leisten  hat. 

Vor  dem  Hinaustreten  anf  steile  I>5cher  hat  der  .\rbeiter,  um  sich  gegen  Absturt  tn 
*ehützen,  einen  Gurt  mit  Karabinerhaken  ;iiizule;,'en,  das  eine  Knde  des  Sichcrhejtseils 
ordnungsmissig  am  Karabinerhaken^  das  andere  an  einem  zwcilello«  verl&asUchea  Punkte 
des  Oebftud«  sicher  m  befestigen. 

F^tark  ut'iM'i'urtr,  sow  w  mit  Reif  brib-t  kte  Dachflächen  dflrfon  DUT  mit  bloaMII  FfilNB 
otlcr  in  Striuupfeu  oder  in  Filzschuhen  betreten  werden. 

Wlhrend  der  Dauer  einea  Gewitters  rind  die  Arbeiten  an  Tdcgrapben-LeitungeB  oud 
•Apparaten  einsuateUen. 


1)  Die  bei  Ausführung  des  Vetaehubdienstea  beteiligten  Mannschaften  sollen  die  oöt^ 
Voxiicht  nie  «naawr  adit  lasaen,  sieh  daher  wlhrend  de*  Aufenlhaltea  auf  eiaem  —  stshaadim 
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od«r  beweften  —  Buigfcnnf*e  stet»  mit  der  Hand  festhalten  mid  allee  Temeideii,  «ae  die 

mit  dem  VerK"hulitrcsehäft  rerbtindcnpri  Gefahren  für  sie  selbst  oder  andere  vergrflewsni  kiSlItita. 

2)  £8  ist  den  beim  Venchubdieovt  beschäftigten  Pensonen  verboten: 

ft)  twieehen  einaader  nalicateiMndeii  Pnfleni  anfradit  hindoroh  ni  geheu ; 

h)  Wagen  an  den  8tixiMeit«D  swiaehaii  de»  Putten  oder  an  IctateteD  edbai  m  dehen 

oder  zu  Bchieben; 

o)  Mm  Sdiieben  oder  Ziehen  ▼Ott  Wiij(*D  rfiekwlrti  zn  ^tien  * 

d)  illior  dio  Puffer  uud  Kuiipclunircii  von  Wa^en  zu  ^t<•^L^(^n,  unter  Wagen  diinhzu- 
krieeben,  oder  zwischen  bewegten  Wagen  das  Gleis  zu  überschreiten,  wetui  dies  nicht  beim 
An«  and  Abkoppeln  nnvermeidliob  let; 

e)  auf  rascher  nis  schrittmiadg  bewegte  LokomotiTen  oder  Wagen  anlnisteigen  oder 
von  deniielb«n  absnspnugen  ; 

f)  d{«  Deek«  eines  bewegten  Wagens  zu  betreten;  das  Uebenpringen  von  einem 
Wagen  mm  :inden*n  ist  tunlichst  zu  vprmeidnn,  bei  Cilatteis  aber  uiibedinirt  verboten ; 
müssen  die  W;ii;oit  bei  Glatt«iä  betreten  werden,  so  bat  das  Besteigen  Uerbclben  mittcln  Steig- 
leiter zu  geschehen,  aussenlcm  haben  die  betrettenden  Personen  dabei  FUaschnh«  oder 
Sohnhc  mit  Filzsohkn  .uizu/ioben ; 

g)  auf  den  Puffi  rn,  Trittbrettern  und  Tritten  bewegter  Wagen  zu  sitzen,  auf  den 
Puffern  oder  Knppelungou  zu  stehen  oder  sonst  eiuen  nnsichoren  Platz  einsonelunett ;  hiOf^ 
in  ist  auch  das  Aufsitzen  oder  Auflehnen  auf  die  Bremsknüppel  za  rechnen. 

3)  Das  Zwiächentreten  zwtsoben  die  Wagen,  d&i  Ihirchk riechen  unter  den  Puffern 
zum  Zwf  okr  des  An-  und  Abkuppeins  und  da»  j\jikuppeln  silhst  igt  mit  grösster  Vorxioht 
aaaxoführen,  während  der  Bewegung  der  Wagen  möglichst  zu  vermeiden  und  ganz  zu 
miterlaBton,  wenn  Wagen  mit  solober  Oesdiwindigkcit  gegeneinander  laufen,  dass  durdi 
den  entstehenden  RückstoM«  ein  Zorreütsnn  iler  Kuppelungen  an  befSrbhten  ist. 

4)  Beim  Lösen  der  Heizschläuche  ist  der  Sotilauok  so  an  liMiwi^ftH"",  dass  der  ans« 
strömende  Dampf  den  Arbeiter  nicht  verbrüht. 

5)  Nach  bewirkter  An>  und  Abkuppelnng  dürfen  Vcrschiebcsi^milc  (Rangiersignale) 
erst  dann  gelben  werden,  wenn  der  Arbeiter  an  erkennen  g^ben  hat,  dasa  er  aus  dem 
Gleise  getreten  ist. 

ßj  Reim  Vors<'lHilHlienst  müs.«<'n  /.usammcnstehende  oder  aUMlDUMn  ablaofende  Wagen 
wenigstens  durch  eine  Hauptkuppeloug  gekuppelt  sein. 

7)  Stehende  Wagen,  welche  nicht  mdur  bewegt  werden  sollen,  mitoaen  gegen  selbst- 
tätigf  F(>rlli<  \\ (fun^;  ijesichert  sein.  Milirm'  stilifinlr  Wücm  sliul  unter  sich  zu  kuppeln 
und  durch  Anziehen  der  Bnausen  oder,  fallü  solche  fehlen,  durch  £in»teckeu  von  Breuiy- 
bnfippdn  dnreh  die  Badspeiohen,  oder  Anbringen  daav  bestimmter  GleisTorleger  (Unter« 
«chlüf^o"  vor  und  bintcr  den  Rädern  des  ersten  und  letzten  Wngen»  vor  dem  Fortlaufen  zu 
»ichtru ;  tiiuzelne  Wa^en  sind  in  derselben  Weij^e  fi v-,tzu^t(  lli  ii ;  vorbaudene  feste  <Tlei»- 
sperren  (Entglei»ung>\s  »  iclien,  bezw.  hierfür  besoixli  i-;*  Ii«  rut-sif  Ute  Entgleisung^von  ichtungen, 
Sperrbfiunic  I  sind  jedesmid  nach  Beendigung  des  Vcrsohubgiachäfte»,  für  welches  sie  ge- 
öffnet wurt  i),  »üfui-l  der  Vorschrift  gcmüss  wiwlcr  zu  verschliesscn.  Die  Verwendung  vou 
Sti  itien,  Holzstücken,  EisenteQen  vnd  deigl.  zum  Festlegen  von  \\°:i^'eu  ist  untersagt.  Er« 
höhte  Vorsicht  beim  Festlegen  solcher  Wagen  ist  bei  stürmisobem  Wetter  oder  auf  Stationen, 
welche  im  Gefälle  oder  in  der  Nähe  starker  (iefälle  liegen,  derart  anzuwenden,  das«,  so- 
bald mclirerc  Wagen  vorhanden  sind,  diese  zusanimengekup|H-lt  und  die  vorhandejieu 
Brenisen  fest  angesogen  werden.  Ausserdem  hat  eine  gehörige  Vorlegung  der  beiderseitigen 
Endaefaaen  mit  Vorlegern  sn  erfolgen,  an!  deren  gute  Beadaaffenheit  stets  besondere  Borg» 
falt  zu  verwenden  ist. 

8)  Zum  Aufhalten  der  Wagen  beim  Bangieren  sollen  in  erster  Linie  Hemmschuhe 
verwendet  werden.  Die  Benntsung  Ton  Bremslraüppeln  ist  nnr  bei  bmioiBam  liewegten 
Wiigen  zuliiahig  und  wenn  die  Verwendung  des  TTeramschuhs  untunlich  oder  verbot«  i»  i-t. 
Bremsknüppel  sind  entweder  in  die  zu  diesem  Zwecke  angebrachten  Vorrichtuuj^cn 
(Hakenlaaehen,  Oesen  naw.)  oder  awiaehen  Tragfeder  und  Langträger  dnsoaetcen,  bei  einem 
sich  entgegenstelb-nden  Hindernis  i Weiehenback  nder  dergl.)  frülizeitiir  herauszuziehen  uud 
nach  Umgehting  desselben  ebenso  wieder  einzusetzen.  Die  Bremsknüppel  zum  Zweck  de:^ 
Hemmena  Ewiaehen  die  Radqpeiohen  au  stedcen,  ist  streng  untersagt. 

Einzelne  bewccte  Wagen  dürfen  nicht  dadurch  gehemmt  werden,  dass  ein  Arbeiter 
im  Gleise  gehend  oder  stehend  dieselben  ihrer  Laufrichtung  entgegen  aufzuhalten  snoht. 


9)  Wo  ein  Versebielien  von  Wagen  mit  Zugtieren  (Pferden  usw.)  stattfindet,  darf  der 

Führer  weder  in  di  m  befahrenen  Geleise,  noch  zwischem  diesem  nnd  der  Znprkette  irehen. 
Bei  Annäherung  an  einen  nahe  dem  Gleise  befindlichen  Gegenstand  bat  der  Führer  recht- 
zeitig die  Zni^ette  alunahlngen  und  daa  Zugtier  anzuhalten  oder  iiinter  dem  Wagen  hemm 
auf  die  entgegengeaetate  Seite  dca  Oleieea  an  leiten. 
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10 f  Mi  hr  als  3  W  ij.  u  ohne  l)i  »i  tzl«'  nrniisf  ilürft'ii  von  Mrii>oli»'ii  'xIit  Zagtieren 
nicht  gleichzeitig  bewegt  wcnleu.  Die  Bewegung  darf  nur  mit  solcher  Geschwindigkät  fft- 
SGheh«D,  cUm  die  Arbdter  die  in  B«wegQiig  befliidliolien  Wafen  dnreli  eigne  Knft  oder 
dnieb  vorhaudene  rSn  müCii  i<di-v  JtutIi  andere  Brcmsmittel  jederzeit  in  der  Gewalt  haben. 

11)  Bei  dem  Schieben  von  Wagen  müflt>eu  die  Arbeiter  üas  xu  befahreode  Gleis  im 
Änge  bebnlteu  und  b«i  der  Annflhemiig  «n  eine  nahe  dem  Qleisc  befindlldie  AnUige 
iKnmpn.  Lndohühue)  auf  die  entgtigHifflMilarte  Seite  des  QleiMS  tretaD,  niemals  aber  twiadic» 
lijunp»'  und  Wagen. 

12)  I>re]iidieibett»  Sehiebeb&hnen,  Zenteaimalwagen  d&rfen  nnr  mit  Vordahl  bebliRi 
werden. 

D.  G  ü  t  !•  I  l>  o  il  cn-  und  Ladedicnst. 

1)  Da»  Einladen  von  Gütern  in  eiuea  in  Bewegung  befindiiclien  Zog  und  das  Aua- 
laden  aus  einem  «olvlien  ist  streng  ontenagt. 

'2)  Vor  Mc£jinn  de»  Vi-rlaili-ris  und  ■währfml  drs  T,nilf'gf»5clirifle»  ä«lbüt  halten  die  da- 
bei beteiligten  Arbeiter  sii-h  «iaV'pn  zu  iibonEeug«  ii,  "ia>^s  die  Ladebrücken^  besonders  aueh 
die  mit  eisernen  Hakm  cmIi  t  Anslitufi  in  venebrni  ii  sogenanntsn  LadepritMdiea  fest  ud 
sicher  angelegt  sind  und  sit-h  nii'ht  ><it!irli  vLi-schiehfa  können. 

Schiebe-  und  Klupplürcn  der  Güterwagen  sind  mit  besonderer  Vorsicht  zu  bewegw». 
Es  ist  SU  beachten,  dass  die  Tttven  aneh  bei  StOmen  nnd  bei  pUHaUobmn  Anhaltsn  der 
Wagen  »ich  bewegen  können. 

Keim  Verladegcschäfte  ist  auf  die  beim  Ver8ehiel>en  von  Wagen  in  Gütenchoppa 
nnd  sonstigen  Ludegleisen  üblichen  Wamungszeichen  (Verschubsignale  usw.)  sorgffdtig  zs 
achten.  Bei  Wahmebmong  solcher  Signale  sind  die  Wiig<>Q  aolort  an  yerlasaen,  die  I^de- 
brücken  an  entfernen  und  daa  Verladepfcscbift  so  lange  zu  nnterbreeben,  bis  die  Wagea 
wieder  fcstgwtellt  nnd  keiner  weiter»'n  Vc  rs<>hul)1)i  \vrg'iini,'  nndir  nntrrworfrn  sind, 

3)  Sollen  schwere  Gegenstände  mit  JlUic  der  Bodenkarre  weiter  bewegt  werden,  «o 
Ist  diese  yorslditiiBr  unter  das  Gut  in  sehieben  und  darauf  «i  aditen,  daas  bäm  AnfbÄca 
d'-r  L:i>t  dif  R:id<  r  ni'-lit  willkürlich  fortb(\v(M,'t'n  können.  Hei  eisernen  nnd  datten 
Gcgenst&ndcn  ist  zur  Verhütung  des  Abrutsohens  der  Last  der  i^a. renschuh  mit  Stroh  oder 
lAppen  an  nmwii^dhi.  Das  RSekwftrtsgidien  beim  'Zidien  der  schwer  belndencn  Kane, 
inslH'Sondere  anf  «tnrk  geneigter  Ladobrückr,  {•'t  verboten. 

4)  Bei  AnwenduiK;  von  Breebatongen  und  1  lehebäumen  muss  aufgepasst  werden,  da» 
diese  Werkzeuge  beim  Ahnitschen  nienund  beschädigen,  oder  die  Ifltaibeiter  b«im  plflli* 
liehen  Hcrabgleiten  der  I,;i>t  nicht  getjuehicht  werd<»n. 

5)  Beim  Gebrauch  vuii  Walzen  dürfen  Arbeiter  nicht  mit  den  Händen  unter  den  lu 
rollenden  Gegenstand  fassen,  vielmehr  hat  die  Foltbewsgttng  der  Walaen  stets  dmch 
mechaniMche  Hilfsmittel  zn  erfolgen. 

6)  Bei  Verwendung  von  Schrotleitem  ist  es  verboten,  innerhalb  der  Biome  SB 
stehen.  Bei  F/Utladung  schwerer  Ftts.scr  und  dergl.  ist  ein  Tan  zu  verwenden,  wdeha 
innerlialb  der  Leiterbäume  um  den  an  verladenden  O^ienstand  an  ziehen  ist. 

7)  Schwere  Gegenstftnde,  welche  ihrer  Form  nnd  Besobaffenhelt  nnd  besondem  ihm 
fJewichtea  weifen  n>ir  von  nK'hn  ren  Arbeitern  ^^ieher  ireliohen  nnd  getragen  werden  küiio«'n, 
sollen  niemaL  von  ciucoj  einzelnen  Arbeiter  allein  gehoben  oder  getragen  werden,  da  hier- 
dnreb  leioht  innere  Verfetinngen  des  l>etreffenden  Arbeiters  eintreten  kOnnen. 

8)  Das  Be-,  Ent-  und  Umladen  von  Wnger  mi'.  fentTgef"ihrliclien  Ciiiti  rn  dur<h  liif 
rote  Besettlung:  „Feuergefährlich"  kenntlich)  soll  in  der  Begel  nur  bei  Tageslicht  erfolgen; 
muss  es  ansnahmsweise  bei  Dunkelheit  stattfinden,  so  sind  lüerbei  geaehlcasene  Laternen  sa 
Terwenden. 

In  der  Nfthc  solcher  A rbeitj»tcllen  zu  rauchen  oder  sonst  mit  Feuer  nnd  Licht  um- 
angehen,  ist  .«streng  untersagt. 

In  Bnind  geratene  Ciieuiikidien,  Minrrd'de  und  andere  feuergetthrUehe  OfttsT  sind 
mit  Sand,  Knie  oder  dergl.,  nicht  aber  mit     iisscr  zu  It^ohen. 

Beim  Löschen  derartiger  Brände  ist  das  Ktnatmen  der  Dimpfe  nach  MOgliobkett  za 
▼ermeiden ;  auch  hüte  man  sich  vor  umhenpritzendeu,  besonders  ützcnden  Fl&sdgkeiteB. 

9)  Beim  Ein-  und  .\ii9laden  und  bei  der  Bewcgima  feuergefiihrlicher  Gegenstlnd* 
haben  die  hiermit  bcitchäftigtcn  Personen  amtserdem  zu  beachten: 

a)  dass  Kisten  nioht  gekantet,  Fiaaer  —  mit  Aoanahme  der  Petrolenmfisasr  —  nicht 
gerollt  werden  dfirfbn ; 

b'i  da-^s  in  Kisten  und  FiL-sser  nicht  eigenniüehtig  Niigtd  eingesehlugen  werdeu  ; 

c;  daas  schwere  Frachtstücke  nioht  von  einer  Person  auf  der  Schtüter  oder  dsM 
RAeken  getragen  werden; 

d)  das*  heim  Aufhoben  nnd  Absetz«  ü  i  <!«  ^  li;i:  ti>  Stossen  vi  rmi  Mirn  ^vird  ; 

c)  duss  Ballons,  Flaschen  und  andere  üehaliuiss«  mit  flüssigen  Chemikalien,  flnehtigca 
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Oelen  und  Sholichen  Flfiaugkcitcn  weder  auf  der  Schulter  od«r  dem  Bücken,  uocii  auf  der 
Karre  befördert»  wmdeni  sttt«  Tondebtig  getngau  wetden,  in  der  Begel  durah  sirei 
Peraoneu. 

10)  Das  Füllen  und  Entleeren  «olcher  Ke«e1w«gen,  weldie  fevergefllhrliehe  GegiMi- 

stuiiilo.  z.  B.  SteiiikohloiUioröl,  Spiritus,  Petroleum  usw.  iMitli:ilteii,  oder  kürzlich  (■nth;ili>'(i 
habci),  darf  our  auf  den  als  geeignet  bezeichneten  Gleisstellen  und  unter  Fcruholtuug  tou 
Fener  und  otfonem  lioht  erfolgen ;  es  darf  niemand  In  der  Nihe  nraeben  oder  gar  dv 
Uaonloch  biuplnleiir'hten. 

11)  Bei  der  Beförderung  ron  Perooueu  und  Lasten  durch  Aufzüge  (Fahntühle)  dürfen 
die  T&ren  des  Fahneliaeht«  enk  ge5tf!nei  «erden,  nadidem  die  FSrdenohflle  die  Hölnn- 
lage  df's  Fussbodons  f  rroifht  liat.  Dip  Ro^rpjjiinp  pinpn  Aufzugs  (Fahrstuhls)  dnrt  6nk  rin- 
geleitt't  werden,  uaelidem  die  Zugiuige  xuiu  Fuhi'sdtacht  geschlossen  üind. 

ßi'i  Fahrstühlen  mit  8ignaleinrichtung  ist  vor  jeder  B«»wogung  des  Fahrstuhk  das 
Abfahrtäigufd  zu  gebm.  Das  Anhalten  de»  Fahratnbls  wihrend  der  Fahrt  ist  nur  in  Not- 
fUleu  g(>^tuttet. 

12)  LiLstkrauc  von  mehr  als  3  Toimeu  Tragkraft  dürfen  nur  vnter  AviUcht  ein<» 
luenco  ein  für  alle  Male  bestimmten  Beamten  oder  Arbeiters,  weleiier  mit  der  Belwndliing 
denelben  vertraut  ist,  t^enutzt  wt^rden. 

Der  Kran  mI\  niemals  diizn  benutzt  werden,  die  xn  hebende  I>ast  am  der  Entfernung 
heranniilolett,  die  Last  mnsi  vielmelir  so  sogefiUurt  werden,  das«  der  £ran  sie  nur  senkrecht 
in  heben  braueht 

T-adekrane  dürfen  niemals  über  die  an  denselben  vi  rinerkte  Ii.k-hste  nela.stung  hinaus 
benutzt  werden.  Die  Biudckctten  und  Seile,  welche  zum  Heben  von  I^teu  benutzt  werden, 
mOssni  immer  In  einer  relelklieh  genügenden  Stlrke  gewiiilt  weiden. 

Helm  Niederlassen  der  Last  in  einen  Eisenbahnwagen  darf  sieh  niomand  zwifloben  der 
Last  und  den  Bordwänden  des  Wagens  befinden,  soweit  dies  möglich  ist. 

Beim  Rvanbetrieb  fst  der  Aufenthalt  der  Ariieiter  unter  der  hingenden  Last  streng 
rerboten. 

Bei  den  für  litiudbetrieb  t-ingerichteten  Kranen  muas  Ixiiui  Anheben  der  Last  die 
Sperrkliukc  in  dem  Sperrrad  liegen. 

Geschieht  (hu-  Ilerubln.'ijien  der  I>ust  durch  eine  Bremse,  so  sind  die  Kurbiln  au«- 
surücken,  weuu  die  Bauurl  des  Kranes  dieses  zulü&ät.  Jedenfalls  haben  diu  Arbeiter  ihn- 
Stellung  so  zu  wählen,  das»  sie  durch  die  sich  drehenden  Kurbeln  nicht  getroffen  werden 
kSonen.  Die  Bremsen  dürfen  nie  geachmiert  werden,  soweit  nieiit  Auanaiunen  auadr&cleliob 
zugelassen  sird. 

Die  Drehung  eines  Krans  ohne  mechanische  Vorrichtung  tum  Drehen  ist  dundi 
Belieben  mm  Ausleger,  nicht  aber  an  der  Last  selbst  an  bewirlcen. 

Die  bew^flieben  Teüe  der  Krane  mfissen,  wenn  sie  nuaaar  Gebnndi  stehen,  in  ge* 
^gneter  Wdbe  unter  VendiluM  gdialten  werden. 

F..  Lukomotiv-  unil  Zugdienst  (Lokomotivführer,  Lok  o  m  o  1 1  v  he  i  z  e  r , 
Teudcrwäcbter,  Nachtheizer,  Putzer,  Zugführer,  Schaffner,  Bremser, 

Hilfsbremser). 

1)  Die  Lokomotivmannschaft  hat  zur  Verhütung  von  Unfällen  beim  Betreten  der 
Laufbahn  und  Plattform  «eh  stets  an  den  so  diesem  Zwecke  angcbmohten  Lanfleisten  oder 
anderen  Handhaben  festzuhalten. 

2)  Die  Lokomotivniannschaft  hat  daniuf  zu  achten,  da»  die  TeiiderluTieke  nitht  mit 
der  Zeit  7.U  glatt  wird  und,  sobald  dieser  gefftlirliclie  Zustand  eintritt,  sofort  behtils  Be> 
sdtiguug  desedben  dem  niehcten  Voigesetaten  Mddnog  m  nuMshen. 

:;i  Sdweit  für  den  Stand  des  Heizers  und  Lokomotivfithrem  ein  besonderer  Holz- 
bolxlenbelag  voi^gesehen  ist,  hat  die  Lokomotivuuinnschaft  fär  seine  ordnungsmässige  Instand- 
haltung und  ESmeuening  Sotge  cu  tragen,  da  dendlie  namentUdi  Im  Ilster  den  besten 
Schutz  geilen  Ausgleiten  bietet. 

4)  Während  der  Fahrt  ist  das  2U  weite  Uinausbiegen  des  Körpern  aus  den  Türen  und 
Seitenwänden  des  Führerstandes  wegen  der  damit  verbundenen  Lebensgefahr  zu  vermeiden. 
Soweit  in  bewnderen  Fällen  ein  Hinauslehnen  zur  Beobachtung  de»  Zul"'«  f»<i<"r  der  Strecke 
erfolgen  rnttm,  darf  dies  niemals  in  der  Nähe  von  Brücken,  Wegeüburiubruugen,  Tunnels 
geMhchen. 

f)i  Das  Bc^t^'igcu  des  Langkejtseb  während  der  Fahrt  zum  Zwecke  dienstlicher  Ver- 
richtuugcu  hat  nur  in  dringenden  Fällen  und  alsdann  mit  der  iin'wsten  Vorsicht  zu  ge- 
•ohehen. 

6)  Die  Untersuchung  und  ScimiierUQg  der  innerhalb  der  Bahmen  liegenden  Teile 
(Bteuerungstdle,  Lager  n,  s.  w.),  bei  «daher  d«r  HeiMt  genötigt  ist,  ttnter  den  KcHel  der 
HaedriM  i«  kiieohun,  darf  nur  fesdidMa,  wunn  die  ICnnhin«  atUle  steht,  die  Stenerang 
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Huf  die  Mitte  gestellt,  iVw  Zyliiiilt  rlinhiK'  ucnffiu't  und  «lif  Rrrnise  fest  ;inp<-/j>^'rM  i-t.  Der 
Lokomotivlührer  hat  sich  vor  erneuter  lugaugsetzUDg  der  Lokomotiv«  zu  übenM^tigen,  da« 
der  Reiser  andi  tatiiBehlidi  flefnen  gefahrliefaen  AnfenthaU  TeriaiMn  hat. 

7)  ÜJis  Besti^it,'«  !!  lind  Verlassen  der  Lokonidtiv«  wslhrend  der  Fahrt  ist  ttVI  ia  des 
driogeodtften  FiUi«a  und  bei  gmu  laogiiamer  Bewegung  gestattet. 

6)  AwmtrdkmläMut  NebieiibeBohltftigttDgen  auf  der  LokomotiTe  sind  streng  tmterasgi 
Ol  Bei  (lor  Kp«welreinigung  dürfen  rlii"  ReiniKung^ukcn  erst  dann  hcrausgenommtn 
wenlcn,  weua  »idi  der  Kessel  KP"üeeuil  :il'gckiihlt  hat,  da  80U:<t  leicht  eine  Verlftxnng 
durch  Verbrühen  eintreten  kann. 

10)  D:<s  Aiifuliren  an  k:tl{>itf'h.  u.i«  LxkouiotiTen  ist  zu  v<'rmciden ;  wenn  «ifDideriicb, 
i«ind  die  an  «In  kalten  Mn»chine  arbeitenden  I^ute  rechtzeitig  zu  warnen. 

11)  Bev<«r  mit  dem  AnbeisCD  einer  Lokomotive  begonnen  werden  darf,  mxv-i  der 
Nachtheizer  (Putzer)  sich  überzeugen,  dass  der  Regulator  geschlossen,  die  Bremse  fest  an- 
^ezo^en,  die  Steuerung  auf  die  Mitte  gestellt  und  die  Zylisderbahne  geöffnet  sind.  So<laan 
ist  nachzusehen,  ob  im  Kessel  genügend  Walser  vorhanden  ist.  Letzten*  ist  durch  Ueffnes 
des  nntera  Wassentandbahns  sn  «rmitteli).  Ist  im  Waaserstand^ss  kein  Wssser  su  Miten, 
und  strOmt  beim  OdYnen  des  witera  Probieriisbns  kein  Wssser  siis,  so  Ist  vor  dem  As» 
bcken  Wasser  nachzufüllen. 

12)  Der  Naehtheizer  (Putzer)  darf  in  die  Fcucrbüchse  erst  eiusteigea,  nachdem  skh 
die  Mftsehine  genügend  nbgekfihlt  hat,  da  er  sonst  leicht  Terbnnnt  werden  kann. 

13)  Vm  Fciit'ix  iiaili  ii  /II  verhüten,  hat  der  Nachthnzrr  (Piit/iT;  \nr  dem  Anbeisa 
darauf  zu  achten,  dass  der  Schomateia  der  Lokomotive  unter  dem  Kauchfang  steht. 

14)  IMe  Pntser  haben  sorgOltlg  danmf  zu  aehten,  daas  di«  von  Oinen  beim  PotHn 
der  Lokomotiven  hi>nnt7ten  Ldtem  und  Schemel  aiidi  haUbar  und  brauchbar  und  anBW^ 

den»  Ätf'her  aufgcütclU  sind. 

1  ">  Soll  eine  Lokomotive  in  das  Heizhaus  fcüiren,  oder  de«  Bebuppen  verlassen,  so 
hat  der  Naehtheizer  (Putzer)  das  Tor,  welches  die  Maschme  zu  durchfahren  hat,  1 1  <  htzfitig 
zu  öffnen  und  die  Torflügel  nnler  allen  Umständen  un  dem  vorhandenen  iiukeu  f@t- 
mstellen.  Während  der  Durchfahrt  der  Haaehbie  der  Aufenthalt  iu  der  TorOfbnng 
oder  djLs  Vorl>cidrängen  f«trrn£r  untersagt. 

Ifi)  Der  Zugführer  ü;irf  da.s  Signal  zur  Abfahrt  eines  Zuges  erst  geben,  wenn  er  rieh 
überzeugt  hat,  da-sH  die  Schaffner  und  Bremser  die  iliiu  n  iiht  rwiesenen  Plätze  ohne  Gefahr 
erreichen  kOoneo.    Der  Zugführer  selbst  darf  da»  Abfahrttiignal  erst  in  dem  AngeabUcke 
geben,  wo  er  in  seinen  Abteil  einsteigen  will,  nicht  aber  in  weiter  Entfenrang  rom 
wagen. 

17)  Dos  Entlauggehea  auf  den  Trittbretteru  während  der  Fahrt  iat  xu  vermeideu,  bei 
Schnee  nnd  Glatteis  ginzüdt  verboten. 

18)  Da^  Aiif>])riiit:<'ri  und  AIi^priiiLri.'n  auf  und  Tnn  fnhr<-iidi^n  I^'ki emotiven  oder  Zügen 
ist  streng  untersagt;  vielmehr  dürfen  diese  erst  verlassen  oder  bestiegen  werden,  nachdein 
sie  volhAftndig  snm  Stillstand  gekommen  sind. 

19)  F>n<  Attnehmen  oder  Anbrinjjrn  von  SigunlsrhciVit-n  iiml  Sitjtiallatemen  während 
der  Fahrt  iai  «irong  untersagt,  ebenso  ist  es  verboten,  eine  Laterne  während  der  Falut  vom 
Wagendache  aus  wieder  anzuzünden.  Alle  diese  Dieiistvttrriditmftgen  dfirfen  nur  voigenomneo 
weiden,  wenn  der  Zug  vollkommen  still  steht. 

20)  Die  Bremser  düjfvu  die  Bremjsitze  nicht  früher  l)t>teigen  oder  verhiaseu,  heror 
der  Zug  still  steht. 

21)  Beim  Besteigen  und  Verlassen  von  Bremssitzcn,  Zugführer-,  Scbaffnerabteüen  w* 
uamentlich  im  Winter,  wo  die  Beamten  Pelze  tnigen,  und  bei  Schnee  und  Glatteis  die 
grOvstc  Vorsicht  anEuwcndeu.  Die  Zugbeamten  haben  sieh  stets  ordentlich  an  den  Hanti- 
leisten  und  Griffen  festzuhalten.  Die  Pelse  sind  stets  geschlossen  sn  halten,  tun  «in 
Hflngenhielben  zu  vermeiden. 

'22}  Gefährlich  ist  es,  sich  ms  dm  Trin'iffnunjjen  der  Gepäck-  ixl«  r  ludeekteu  Güter- 
wagen heraoszolehnen,  oder  sich  innerhalb  des  Türrahmens  anÄnistellcn,  da  beim  Aniidirvo, 
beim  raschen  Bremsen,  bei  plötzlichen  StOssen  die  Wsgentiiren  sorollen  nnd  schwere  Vw« 
letxungen  in  der  Tnr  -tehender  I^ute  vonii^iaihf n  kennen. 

2'!)  Für  die  rechtzeitige  Beseitigung  des  Schnees  und  Glatteisen  von  den  FitwiriUeD 
der  Wagen,  sowie  Ar  das  Bestreuen  daraslbeii  mit  Sand,  Asch«  «ad  dei]^cich«ii  i(t  9wg^ 
SU  tragen. 

F.  St  r  a  f  b estini  m  u  n  gen. 

Versicherte  Personen,  welche  den  vorstehenden  Vontchriftcn  zuwideriuindelo,  kOnneo 
gemfira  §  112  Ab«.  1  Ziffer  2,  §  116  und  $  154  Abs.  1  des  Gewerbe-Unfallversichertuig»- 

gf-srtzes  vom  nn.  Tiiiii  HMX)  mit  Geldstrafen  bis  zu  G  Mark  belegt  werden.  Die  FcstJtellun? 
der  Geldstrafen  erfolgt  gegen  die  einer  Krankenkasse  angehörenden  Personen  durch  Uta 
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VoncUnd  der  Kruukeukasse,  im  übrigen  durch  die  Ort^polizcibehörde.  Die  Strafen  flie-<sen 
iu  die  betreffenda  KnukmluuBe»  bati«hiuigi«eiM  in  die  Kuwe  der  Gemeinde-Kcaiikeii« 

fersichemng. 

S.  UnfaUverhütuugsvorscliriften  der  Schmiede-Berulsgenossensoliaft. 

Vom  Keichöver.siclienmgsaTnte  am  HO.  Xin  ember  1  i»ü3  ^eneliiaigt. 

Vomiiiift«n  für  Kruft  b«triebe  (Motorenbefcrieb«). 

I.  Vf»  rHch  ri  f  i  L' n  für  die  Be  t  ri  e  b n n  t  c  r  !i h  ine  r. 

§  1.  Alle  gefiilirliclifn  Stillfn  der  Betrieb«(unlugon,  wii-  äciiwungradgmbcit,  ünibeu, 
Schachte,  Laken,  Ti'<']>])oti,  TrL-[>]>en.*«tafen  und  dergleichen  »iud^  InMweit  tind  i^lange  es 
nicht  rm^  rnüuili'n  B<>trit>b»*wecke!(  unnW>glich  ist,  derartig  zu  vorw.ihroii  iui<l  7m 
nuUjrütdtta,  dua»  diest-lbcu  duu  Versicherten  bei  gewöhnlicher  Vorsichl  ktiue  Ucfalu  bicieu. 

§  2.  Die  Arbeitmtellen  und  Verkehrswege  müssen  während  der  Arbeitszeit  frei  von 
firemden,  nicht  xur  Arbeit  geliöreudeu  Gegenständen  gehalten  und  genügend  beleuchtet  sein. 

§  3.  An  den  Triebwcllcn  sind  alle  herrorstehenden  Teile  möglichst  zu  vermeiden  oder 
zu  bedecken.  Letztere  Forderung  gilt  unbedingt  für  Na«enkeile,  Stell-  und  Kuppelung^- 
schraaben.  Soweit  wie  möfUch  sind  SelbetOler  ni  verwenden.  Horiiontale  Wellen,  weliäie 
doh  weniger  sb  8  m  ho(Ä  über  dem  Fmaboden  befinden,  «tdiende  oder  eehrSge  Wellen 
müssen  —  und  zwar  letzter«-  K.  iile  Iii-  zu  einer  Höhe  von  1,8  ni  —  ihinh  Verkleidung  ge- 
«cbüut  »ein.  Durchgehende  oder  sm»  dem  Fuwboden  heraustretende  Treibriemen  mü:>MU 
mit  einer  1,5  m  hohen,  enf  dem  Ftimbeden  oder  in  aoost  geeigneter  Weine  befestigten  Ver- 
kleiduug  rorsohon  .sein. 

§  4.  Alle  von  Motoren  oder  WcUcnleitungeu  betriebeneu  Arbeits-  oder  Uiitsmaschiuen 
und  dieren  Vorgelege  müssien,  insoweit  und  solange  dies  nicht  uis  Grftaden  des  Betriebs- 
zwpfkcw  unmöglich  ist,  mit  einer  sicher  funktioniorcnden  Ausrückvornohtung  vpr-ehen  sein, 
weldie  vom  Standort  des  Arbeiter««  bequem  2U  erreichen  ist.  —  Alle  bewegicii  Teile  der 
Arbeit«-  und  Hilfsmasdiinen,  w\v  Triebwerke,  Zahnräder,  Schwungräder,  Dampfmaschinen- 
kurbeln, Stnlo.  Kit  mcntrifbi'  ii.  «It  r^l.,  wi-lt  hc  den  Arix-itcrn  Gefahr  bringen  können,  sind 
soweit  zu  vcidcckcu  uls  der  lk'triel>»rweck  die»  ermöglicht. 

§  5.  Das  Auflegen  und  Abwerfen  VOM  Bteuen  mii  unbewaffneter  Hand  während  des 
Betricbfs  ist  verboten,  mit  Ausnahme  von  Riemen  nnter  40  mm  Breite  auf  Stufenscheiben 
mit  geringerer  Geschwindigkeit.  Abgi'worfene  Riemen,  Seile  und  Schnüre  dürfen  nicht  auf 
der  Welle  schleifen,  !M>ndern  müssen  vielmehr  auf  geeignet  anzubringenden  Trägem  ruhen. 

Während  dee  Nihens,  Vencbrantmi»,  Bindens  und  Ausbeeserus  der  Riemen  dürfen 
diese  nicht  «inf  den  Wdlen  oder  Riemensoheiben  schleifen. 

Sofern  Einrichtungen  zum  Riemcnauflegcn  nicht  an  den  Wclhn  cm'  r  1;  ■  incnscliclfn'u 
aogebraciit  werden,  sind  zweckmässige  Stangcnuuflcger  den  Arbcitoin  iu  geuügeuder  Zahl 
nr  Verfügung  su  lialten. 

§  Krci.--  imd  Handsileron  sind,  sowrif  i>  ilnv  RodirnnTi;cj  erfordert  nnd  /iil:i-Ht, 
oberhalb  und  unterhalb  des  Tisches  mit  ausieicbendi-n  Sebuizvorrichtungen  zu  verseheu. 
In  gleleber  Welte  sind  die  Mesaerwellen  und  Sobetben  der  HoIzhobelmaBohinen  und  der 
Flfemoschinea  mittels  geeigneter  Schutzvorrichtungen  zu  überdecken 

§  7.  Bei  schnell  laufenden  Schleifsteinen,  SchleifrMcm,  Schmir^ci^ohvibeu  etc.  int 
besooden  darauf  zu  achten,  dass  bei  deren  Befcstigimg  auf  der  Welle  luine  Spannung  ent- 
aldit,  welchr  das  Zerspringen  befördern  kann. 

Scluiell  laufende  Schleifsteine  dijirfen  ausser  dem  Aebslocb  nicht  durchbohrt  werden. 
Achse  und  Achdodi  dürfen  nicht  viereckig  sein.  Die  Befestigung  der  Scheiben  und  Steine 
auf  den  Achsen  mtiss  mit  Terhültoismä^ig  grossen  nnd  kräftigen  Eisens«^eiben  erfolgen, 
die  mittels  kräftiger,  auf  die  Achse  geschnittener  Gewinde  und  Sehnittbennattem  sieh  ins» 
besondere  am  äusseren  Rande  fest  gegen  den  Stein  oder  die  Scheibe  anprc^^en.  Zur  Aus- 
reichung von  ünebeoheiten  sind  zwischen  die  8ctiieifsteiue  oder  Scheiben  und  die  Eisen- 
prsMeobeiben  Fapp-,  I.<eder-  oder  GummisdieibMi  su  legen.  Vertikale  Beheiben  sind,  soweit 

e?<  deren  Bouutzunf<  zulässt,  niiltel>  niihe  un  die  Seheiljr  In  i  iiireichendcr.  sc-hniiedei/isener 
Schutzbügcl  zu  fiberdeelcen.  Horizontale  Scheiben  und  Kopfscheiben  müssen  durch  starke 
fldintsringe  «mlMBt  werden,  mindeeleus  bis  rar  ffidfta  ihrer  8ttike. 

§  8.  An  Kranen  nnd  hvdniitli«chen  Hebewerken  muss  die  Tnipfähigkeit  oder  der 
Druck,  mit  welchem  sie  arbeiten  dürfen,  leicht  erkennbar  augegeben  sein.  Diu  Winden- 
werk«  Bind  mit  Sperrklinke  m  Teradien.  Das  Ablassen  der  Lasten  mittels  BremM  bei  ein* 
gerückter  Kurbel  ist  verboten. 

Sämtliche  Hebeseuge  und  die  zum  Tragen  der  Lasten  dienenden  Seile,  Gune  und 
Ketten  sind  je  naoh  der  Häufigkeit  ihres  Gebrauches  einer  dAeccn,  mindesten^  alljührlich 
dner  Bevisio«  sn  «ntendeiien,  erentneU  die  Ketten  vocnditif  «nanglUMn.  An  den  Bühnen 
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von  [.Hufkranen  ainA  Solratebfetter  anrabriageo»  vm  dai  HeraUaUe»  von  GcgeMttadai 

XU  wriueideu. 

§  U.  I)i«  Leitern  ^ind  gegcu  Abrutadien  in  «obcm.  iiierzu  dienen  Haken  am  oh«n>s 
Ende  für  Loiteru  nn  Ti  i<  liw«  Ilea  und  am  ontereo  Ende  bei  weichen  FoMbMen  ^itm, 
bei  hftrU:reu  KuMHbiMjeii  Tutzeii. 

§  10.  Bei  jedem,  für  die  Ilerstvllung  von  Meiwclp,  Bohrern,  K<>riuM-n  u.  det|^.  Werk- 
2«ugen  dienenden  Schmicdofcuer  müssen  Sdimiedettngen  mit  dieeen  Werluengen  entoprechcad 
Hnt^gohöhltcm  Miiul  voriianden  nein. 

11.    Da»  Betreten  der  Betriebsstätten  und  der  Eäntriedlgongen,  in  wdfben  ticb 
Kraft  ma.<K'hintn  oder  Triebwerke  befinden,  ist  Unbchigten  la  T«rbi«(«n. 

§  1  Bte  Bediennng  und  InttandhalhiDgr  Ton  If asdiinen  und  Apparaten  ist  twalichrt 
beiionderen.  sitcli verständigen  Arbeitein  mi/n vt  rtnuu'ii  und  die  wiUkuriieha  Benntra^g  der> 
seilten  durch  nicht  hiermit  beauftragte  Arbeiter  xu  verbieten. 

§  13.  Den  Arbeitern,  welehe  der  Gefahr  einer  Augentwletzung  durch  Splitter  oder 
Funki  ii  an  A  r  l)i  itsmasohincn  aust'osctzt  *ind.  müssen  von  den  nctriclir-iintei  nrhmcni  i;i:<  nt- 
l^cltlich  geeignete  Schutzbrillen  verabfolgt  werden,  und  sind  die  Bctriebsiuhaber  l>etw. 
Betriebeldter  Tcrplliethtet,  die  Arbeiter  snr  Benntssn;  der  Srbntsbrfllen  «nsahalten. 

i}  11.  I>iV  I'f r«ionpn .  wr-lrhc  an  dynamoelektri»chen  Max  liincn  und  deren  Strom- 
leitungen KU  tun  hiiltiu,  siud  durch  Unterweisung  oder  Plakaie  auf  die  gcfahrbringemk 
Wirkung  der  Elektrizität  aufmerksam  in  machen.  Zum  Schutz  g^n  diese  Wirkungen 
sind  nHudschulic  und  Fus»hekleidungen  aus  Qummi  ixl^r  fion^tigen  ElektrizitfUa«Nichtldteni 
rar  Verfügung  r.n  stellen  imd  die  Arbeiter  zu  ihrem  Gebrauehe  anzuhalten. 

§  15.  Vom  Hasohinen*  und  Fahntuhlbetriebe  sowie  von  Arbeiten  auf  Gerüsten  dwi 
alle  Arbeiter  ausznsehli essen,  welche  an  Fallsiiclit,  Krämpfen  u.  dergl.  leiden  oder  tOi 
anderen  CSründen  nicht  immer  zurechnungsfähig  oder  zuverlässig  erscheinen. 

§  16.  In  allen  Bctrii  bsgebiuden  muast  durch  ausreichende,  zweckentsprechende  nnd 
leicht  zu  erreichende  Auaginge  nnd  Treppenanlagen  sowie  bei  mehntack^en  Gebfiiidca 
durch  genügend  weit«  FenateiOfhnmgeB  nnd  Nottreppen  oder  Notleitern  diifir  Sorge  ge> 
tragen  werden,  dass  bei  Fenengefahr  die  Bettung  der  Arbeiter  laicht  bewerkatd)igt  mw 
den  kann. 

§  17.    Reparaturen  oder  sonstig«  Arbeiten  sind  an  Wagen  oder  Fabncengen,  wdfhe 

mit  Pferden,  imdcren  Zugtieren  rxlor  mit  elementarer  Kraft  lietriehen  werden,  nur  vur/n- 
nehmen,  wenn  für  Ueberwaehung  und  dafür  Vorsor^  getroffen  ist,  daas  sie  nicht  in  Be- 
wegung  gesetst  werden  kAnnen. 

I>ns  Ausschneiden  und  Rrsehlnpen  hfisattitrer  odor  störrischer  Tiere,  welche  als  solch* 
genügend  zu  kennzeichnen  sind,  i"-!  unter  Aufsiclii  de.-*  Iktriebsnntcmebmers,  seines  Stell- 
vertreters oder  de»  Bci<itzerB  des  betreffenden  Tieres  auszuführen. 

§  18.  Die  Vorrichtungen,  welche  /.um  Schutze  der  Arbeiter  dienen,  sind  in  irnifm 
Zustande  zu  erhalten.  Die  Betriebsuntemehmer  müssen,  soweit  es  von  ihnen  abbangt,  tiaiiir 
besorgt  sein,  da.ss  die  versicherten  Personen  auch  im  stände  sind,  die  denselben  vorje» 
achricbenen  Unfallverhütungsvorschriften  zu  befolgen. 

§  19.  In  jedem  Betriebe  ist  für  geeignete  Verbandmaterial  Sorge  zu  tragen,  nnd 
>itid  bestimmte  Personen  mit  der  Handhabung  desselben  vertraut  zu  maclien.  Bei  dem 
Verbandmaterial  musa  sich  eine  Inirse  gedrudtte  Anleitung  f&t  die  ante  fiehandinag  wn 
Wunden  befinden. 

§  20.  In  je<lcm  Betriebe  sind  die  rnfallverhiitungsvorschriften  an  giH-itnieier.  ill-n 
Arbeitern  leicht  sugänglicber  Stelle  durch  Aushang  in  Plakatform  bekannt  zu  geben,  tit- 
trielMrontemebmer,  welche  ein«  Arbeitsordnung  hdban,  sind  aitaaaidan  TerpfU^et,  die  Ar 

die  Arbeiter  crlahsencn  UnfidlverhütungBTOTW&ifteo  der  ArbaitaordmiBg,  weldie  den  A^ 

beilvra  ausgehändigt  wird,  beizufügen. 

§  21.  Diese  Vorschriften  treten  mit  dem  Tage  ihnr  Zustellung  an  die  OenoMa> 

SChaft*-mitL'liwler  in  Kraft.  Der  Genosfcnfchnftsvorstand  ist  berechtigt,  für  die  nn  Mn^rhiDcn 
nnd  (lebitudeii  gtjiustäü  den  vorstehenden  Bestimmungen  etwa  zu  treffenden  Aendcnin^ 
eine  angemessene  Frist  zu  gewähren. 

§  22.  Für  fremdartige  Nebenbei  riebe  gi  lten  die  Unfallverhütungsvorschriften  dn- 
jcnigen  BcruLsgenotssenschoften,  zu  denen  dieau  Nclienbetriebe  gehören  würden,  wenn  sie  Haopl- 
lietricbe  wären. 

Der  Genossenschaftsvorstnnd  wird  die  entsprechenden  Voiachrtften  den  bstreflendcn 

BttriebMunternehmcrn  besonders  bekannt  geben. 

Strafbestimmung. 

<i  '2:{.    Genoesenschaftsmitglieder,  welche  den  vorstehenden  UnfallvarhAtnagSTorachriftai 

/.UM'iderhandeln,  können  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  lOOÜ  M.  belegt  oder  mit  ihrfu  Be- 
trieben in  eine  höhere  üefahrcnkl«»ee  eiogesobätzt  oder,  falls  sich  di«  letzteren  bereit«  ia 
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der  höchiten  G«ftihreDklH.o8e  befinden,  mit  Zuschlägen  bis  zudi  doppelten  betrage  ihrer 
Be  iträge  belrtrt  wer<h  n       112  Abo.  1  ZUfer  1  und  §  116  d«  Gewerbe-UnfaUTcrsi«benmgi< 

geoeüieü  vom  30.  Juni  lüOO.) 


$  24.  Bdm  Eintritt  in  dto  AibeÜ  hsk  lieh  der  Arbeiter  (Oeselle.  Leilrling)  bei  seinem 

nächsten  Vorjjesefzten  ühor  (Vio  Eigentrinillohkeitcu  der  ihm  zugrwicseMtn  R<'sch:ifti|ning 
und  der  ihm  auveitraateu  Muschinen  und  Werkzeuge  geneue  KeontDis  zu  verschaffen. 

§  25.  Zum  Ein-  and  AasgMig  nnd  inneren  Vnlcelur  d&rfen  nnr  die  angewiesenen 
Wege  und  Türon  benutzt  wmlen. 

§  -Ü.  Hits  Betreten  audert>r  Arbeitsstfitteu  tüs  dti  «-i^^inen  i>t  nur  denjenigen  Ar* 
beitem  gi'^f^tutiot,  welche  Tun  ihren  Vofjgesetsten  dorthin  grschickt  woidin.  Es  hat  jeder 
Arbeiter  dafür  zu  sorgen,  dass  die  ihm  angewiesen«»  ArVi«'itsst<'ll<'  niiht  von  l'ul>efugtcn  be- 
treten wird.  Insbesondere  haben  hierauf  die  Wärter  uu  Kraftui:u,Lhiiieu,  Hiuniifkcsscln  und 
Anfsügen  zn  sehen. 

§  27.  Das  Uebentohretten  von  Masehinenteilen,  welche  sich  in  Bewegung  befinden, 
ist  nntcnagt,  wenn  dieselben  nieht  besonden  fiberdeckt  sind. 

-'B.  Arbeiter,  wclclic  nicht  <<'lnvinii(  lfrei  sind,  fiürfcii  Arbeiten  auf  Gerüsten.  Kranen 
und  sonstigen  liochgelegeneu  freien  Standorten  nicht  ausfüluren.  Sie  hal>en  tiei  besöglichem 
Anfinge  sieh  Uber  diesen  Pttnlct  an  erUflnn. 

§  29.  Es  \A  Htrcng  unters«gt,  betraiilE«n  zur  Arbeit  au  kommen  oder  sidi  w&hrend 
der  Arbeitszeit  zu  betrinken. 

S  80.  Auf  Ordnung  nnd  Buhe  Ist  besonders  bei  gemeinscilaftUelien  Arbelten  streng 
zu  halten.  Bei  etwaigen  Störungen  im  Betriebe  darf  kein  Zusanunenlaofen  von  Arbeitern 
und  kein  Zurufen  Unbefugt^T  stattfinden. 

§  31.  IMe  mit  der  Wartung  Ton  Motoren  und  Transmissionen  sowie  die  mit  der  In» 
Staadhaltnng  der  Maschinen  beauftragten  .Vrlwitcr  halM;n  anliegende  Kloiditn)?  zn  tratTti. 

§  32.  Bei  dt  r  Beschäftigung  an  Arbeitamasdünen,  bei  welcher  die  Gefahr  einer 
Angenverletzung  durch  Splitter  oder  PunitoD  vorliegt  sind  die  TOn  den  Beferiebanntemelimern 
sn  liefernden  S<-hutzbril]en  zu  benutzen. 

§  33.  Jeder  Arbeiter  hat  sich,  bevor  er  «ein«'  Maschine  in  Gang  setzt,  von  der  völligi-n 
Betriebsfähigkcit  denellMn  in  nberaengen.  Intibetiondere  hat  er  danach  zu  j^eheu,  dass  die 
Schntzvorricbtungen  sich  in  ToIUcommen  betriebssicherem  Zustande  iiefinden.  Ueber  etwaige 
Milugel  hat  er  sofort  Anzeige  zn  erstatten. 

Ferner  hat  jeder  Arlxitcr  Ntrcnj;;  darauf  zn  achten,  dasa  beiiB  Oebranoh  TOO  Bank-, 
Hand«  oder  Voraohlafflhftmmem  der  Stiel  fest  steckt. 

§  34.  BcTor  Kraftmaadiinen,  Avtrilge  oder  Triebwerke  in  Gang  gesetzt  werden,  i!<t 
ein  in  jcdt-m  durch  diese  nnischioellen  Einrichtungen  t'cfJihnleten  Arbeiti«rttume  deutlich 
veruehmbares  Zeichen  zu  geben.  Maschinen,  an  welchen  Reparaturen  voigenonuueu  werden, 
sind  gegen  cnfRlliges  Ingamgkonmen  sn  riidiem. 

§  35.  I>:i  Schmieren,  Piitzcn,  R<  inicrn  nnd  Reparieren  von  Triebwerken  nnd  Trans- 
nUääioncn,  da»  Aa-^wechseln  von  WechHi'lräikru  an  Werkzeuffmaschinen  sowie  das  .Xnili'yen 
und  Abwürfen  der  Blemen  darf  nnr  während  des  Stillstände»  der  1leiriel>snia.<^-)iine,  uus- 
nahmsweLne  während  des  Gange»  nnr  dnrch  solche  Arbeiter  gesclielun,  welche  mit  der 
Baoiie  Tertraut  sind.  Da«  Auflegen  und  Abwerfen  vou  Riemen  mit  uubeuaffuetvr  lland 
wliirend  des  Betrieben  ist  untersagt  und  nnr  l>ei  Riemen  unter  40  mm  Breite  auf  Stufen- 
*chrihen  mit  jtf'rinjrer  fiescli\vin<Iiekeit  gestattet.  Die  abgeworfenen  Riemen  sind  von  der 
Trausmisision  enlferut  zn  ludtou.  Bei  älasdiincn,  bei  welchen  in  den  Zuführungs-Oeffnungcn 
(Fülltrichter,  Maul  etc.)  Stopfungen  vorkommen,  ist  es  streng  nntersagt,  mit  den  Händen 
oder  mit  d<  n  Fn-'icu  nachzuhelfen. 

§  SU.  EiKtumAohtiges  Entfernen  oder  Niehtbenntsen  ron  Sohntsvorriehtnngen  ist 
strengstens  untersagt. 

§  37.  Beim  Inbetriebeetsen  von  Kranen,  Fallwerken  nnd  älinlichcD  Apparaten  haben 
die  mit  der  Handhabung  derselben  betnmten  Arbeiter  sidi  m  Qbeneugen,  daas  sieh  unter 
den  Apparaten  oder  In  deren  niiniittelbnver  Nllw  niemand  befindet  nnd  die  voikandenen 
SchntzTorrichtungen  in  Ordnung  sind. 

§  38.  Den  Arbeitern  Ist  es  cur  Pflicht  gemacht,  die  ihnen  cur  Hilfe  belgegebenen 
I-^ehrlinge  und  jugendlichen  Arlfciter  iiV  r  die  mit  dem  Rotriehn  verbundenen  Gefaliren 
gründlich  zu  unterrichten  und  darauf  zu  achten,  da»«  von  deuhelben  die  erlassenen  Unfall- 
▼effafitungsvorsi^riften  befolgt  werden. 

5  ''.9.  Sobald  die  Arbeiter  eine  Be«»<;hadigung  oder  T'nnrdnnivtr  en  den  für  den  reeel- 
mässiiren  HiHrieb  erforderlieiuu,  wlhu  auch  nicht  von  ihnen  .selbst  bt-dieiUtu  ju:isebinelleu 
Vorrichtungen  und  Werkzeugen  bemerken,  haben  sie  1:  dem  nächsten  Vorgesetzten  un- 
Tersüc^oh  cur  Anaeige  zu  bringen  und,  wenn  Gefahr  im  Verenge  int,  den  Stillstand  der 
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Triebwerke  sofort  selh>t  zti  voraulaaseu.  E!>cn>o  Italien  sie  die  Ueldong  (iftTOn  M  maehw, 
wenu  ihre  Arbeitsstelle  nicht  (^nägeiid  bek'ucUti.i  L-.1. 

§  40.  Bei  Transporten  mittels«  AVagcu  ist  auf  ordauniersniüä^iige  Verladung  der  Sin<±t 
tu  achten.  Die  Irtzti  ren  sind  mögliclifit  ins  Gleichgewicht  zu  legen ;  das  Schieben  der 
Wagen  i»t  so  vor7.ui)ebinen,  da.*^  sie  gegen  Kippen,  Köllen,  Rutschen  etc.  infolge  der  Er- 
aohöttcrungen  gesichert  sind. 

Bei  B^oD  oder  während  diifls  Traiwportes  wä  Sdiieneqgeleisen  ist  es  wtimg  rtt- 
hoben,  tot  dem  Wagen  die  Gdeme  xn  betreten.  Atuaerdem  darf  twiai  Dttrehfahicn  mn 
Ein-  und  Durchfahrten  u.  dergl.  nieni;in»l  sifh  seitHoli  der  Wasm  auflialten. 

§  41.  PenMMieD,  welche  an  dynamoelektriüchen  Masohiueu  uod  deren  StromleitUD^ 
beediiftigt  werden,  haben  die  ihnen  m  Huma  Sdmtae  erteaien  bamdareii  BeWelMWciniB|a 
püiüctlich  zu  ix-fok'i-n  un<l  von  •leii  za  iln«r  VerngnBg  gee teilten  fldmtdhamfaclnilwn  voi 
Fuwbekleidungcu  Gebrauch  zu  machen. 

Strafbcätimmung. 

$  42.  Venidierte  Personen,  welche  diesen  UnfaUTerhütnngBvoivdiriften  xowideiliandcb, 

können  nach  Ma.s.sgahe  der  §  112  Alv-.  1  Ziffer  1  und  §  116  des  Gewerbe-Unfall vcrsIcheruDg*- 
geHctzej)  vom  30.  .Tuni  1900  mit  <  ieldstrafeu  bi«  stt  6  fii.  belegt  werden,  welche  von  dem 
Vorstände  der  Betriel)s-(Fabrik-)Kmnkenka^,  oder,  wenn  «nc  »olcbe  für  den  Betrieb  nichl 
errichtet  i^t,  mv,  ,\vi  Oiii^polizeibchörtl«'  fr--;tgc!<ptrt  wrrdfn  und  niich  §  l'i4  Abs.  1  a.  a.  0. 
in  die  KranKeukiLssu,  welcher  der  zu  ihrer  Ztüilung  Verpflichtete  zur  Zeit  der  Zuwider- 
handlung angehört,  oder,  wenn  er  keiner  Krankenkan«  «ngellArt,  in  die  KlM«  der  Qanainde- 
KrankeuTendcherang  da»  B^'scbüftiguugsortes  flie^iscn. 

B.  Yvrsehriften  fttr  Handbetriel»e. 

I.  Vorschriften  für  di*-  B  e  t  r  i  »■  bs  ti  n  t  c  rn  ch  m  er. 

§  1.  Alle  gefährlichen  Stellen  der  liotriebötiiiiagen,  wie  Gruben,  Schachte,  Lukeo, 
Ti-eppeu,  Treppenstufen  n.  deii;!.  sind,  insoweit  und  Sflltnge  «s  nicht  au^  Gränden  de»  Be- 
u-iebezweckes  unmöglich  ist,  derartig  zu  verwahren  und  so  zu  nnterkalten,  dsss  dissdhes 
den  Versicherten  bei  gewöhnlicher  Vorsicht  keine  Gefahr  bieten. 

§  2.  Die  .\rheitiwtellen  und  Verkehrswege  mümcn  während  der  Arbeitszeit  frei  von 
fremden,  nicht  zur  Arbeit  gchör^den  Gegenstttnden  gehalten  und  genügend  belenohtet  aeta. 

§  3.  Alle  bewegten  Teil«  der  Arbeite*  und  Hil^aadiineD,  wie  Triebwerin^  ZahiH 
i:ul>  I.  Schwungräder  u.  dergl.,  welche  den  Arbeitern  Gefrfir  bringen  ktenen,  nnd  sowsÜ 
zu  verdecken,  ala  der  Beiriebssweck  diea  ermöglicht. 

§  4.   Leitern  aind  fegen  Abrutschen  ra  «lobem. 

§  5.  Bei  jedem  ffir  die  Herstellung  von  Meissein,  Bohrern,  Körnern  u.  dergl.  W»rk- 
zengen  dienenden  Schmiedefeuer  müssen  Solunicdezangcn  mit  diesen  Werkzeugen  est* 
sprwhend  anagehfthltem  Manl  votband«!  sdn. 

^  G.  Di<'  A'orriebtiin'.,'pn,  welche  zum  Schutze  der  Arbeiter  dienen,  sind  in  pntem 
ZutttaoUe  m  erhalten.  Die  Betriebsuntcmehmer  mfi^en^  soweit  e»  von  ihnen  abhingt,  dafür 
besorgt  sein,  dass  die  venieluatcn  Personen  auch  im  stand«  sind,  die  denselben  TMg^ 
flOluiebenen  Unfallverliütungsvorschriften  zu  befoli^en. 

§  7.  Eepai'atuieu  oder  sonstige  Arbeiten  sind  an  W'ugen  udcr  Faliraeugen,  welche 
mit  Pferden,  anderen  Zugtieren  otier  mit  elementarer  Kmft  betrieben  werden,  nur  vom* 
nehmen,  wenu  für  Ue))en\-achung  und  dafttr  Voisoige  getroffen  Ist,  dam  sie  nicht  in  Be> 
wegung  gesetzt  werden  können. 

Das  Ausschneiden  nnd  Beschlagen  bösartiger  oder  störrischer  Tiere,  welche  als  solche 
genügend  ni  kennaeicbnen  sind,  ist  nur  unter  Anfsiobt  des  Betriebsnntemehmen,  Miii» 
SteUvertreten  oder  des  Besitzen  des  beirrenden  Tierm  ammffthren. 

§  8.  In  jedem  Betriebe  i-t  für  geeignete-  Verbiuidnuiteriid  Sorge  zu  tragen,  und  aind 
be^inunte  Personen  mit  seiner  HandJubung  vertraut  zu  machen.  Bei  dem  Verhandmaterial 
muBs  sidi  eine  kurae  gedmekte  Anleitung  ffir  die  enite  Bdwndiinf  von  Wunde«  beündm. 

§  9.  In  ji?dem  Betriebe  siml  liie  T'nfallverLütungsvorschriften  ;in  ijeei jrii  *>  r,  aUea 
Arbeiten)  leicht  zugänglicher  SteUe  durch  Ausbang  in  Plakatform  bekannt  zu  g«i>en. 

§  10.  Diese  Yonobriften  treten  mit  dem  Tag»  ihrer  Znstdlnng  an  die  GenosMi« 
schaftamitplieder  in  Kraft.  Der  Genossensehaftavorstand  i^^t  berechtigt,  für  die  an  Maschinm 
und  Gebäuden  gemäss  den  vorstehenden  Bestimmungen  etwa  zu  treffenden  Aenderuiig«ii 
eine  angemessene  Frist  zu  gewähren. 

§  11.  Für  fremdartige  N">>enbelriebe  u'elteii  die  rn/nllvcrhü!Ting?«vor?ohrift«'n  d«r» 
jenigen  Berufsgenosaenschaftcn,  zu  denen  dieac  Is'ebeabelriebe  gehören  u  ürdeu,  wenn  sie  Haupt* 
betriebe  wären. 

Der  QenoMcnschafti vorstand  wird  die  entsprediendeii  Vorschfiflen  den  betretfBndM 
Betriebenntemehmem  besonders  bekannt  geben. 
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Sln/bestimmang. 

§  12.  Gena'ocnsohaftsmitglieder,  welche  den  vorstehenden  Unf«llTerhfiiiuigHvor«cbriftra 
suwid^rbuideln,  können  mit,  ciaer  Oeld^trafe  bis  in  1000  M.  belegt  oder  mit  ihren  Betriebaa 
in  eine  höhere  QefahrenUiaM  eingesohfttst  oder,  taih  sich  die  letztoreu  bereits  in  der  hr>ch5ten 
GefahrenklasB«  befinden,  mit  Zosohlfigen  bis  zum  doppelten  Betrage  ihrer  Beiträge  belegt 
werden  (§  112  Ate.  1  ZUfar  1  und  §  110  d«  QtmwMJwMtwmUbmngßgiMtma  von 
SO.  Juni  1900). 

n.  Vorschriften  für  die  Arbeiter. 

§  18.   Bdm  Eintritt  in  die  ArlMii  hat  tidi  d«r  AiMtor  (OcmH«,  LaluUiit)  M  sdnain 

n  ii  h  n  Vnr'_"^etzten  über  die  Ei^rentümlif  hkeiten  der  ihm  zugewiesenra  Besch ilfti gtmg  uiid 
der  ihm  aiivt  rirauten  Maschinen  und  Werkzeuge  genaue  Kenntnis  zu  verschaffen. 

§  14.  Zum  Ein-  und  Ausgang  md  inBenn  Veikdir  dftrfiMi  nur  di«  angewioBWion 
Wege  nnd  Tfiren  benutzt  werden. 

§1^.  Das  Betreten  anderer  Arbeitsstätten  als  der  eigenen  ist  nur  denjenigen  Arbeitern 
gwtitt«^  irdäh«  von  ihrem  Vorgesetzten  dorthin  geschickt  werden.  Es  hat  ied«r  Arbeiter 
daflkr  ra  sorgen,  dass  die  ihm  angewiesene  Arbeitsstelle  nicht  von  Unbefugten  betreten  wird. 

§  1 6.  Arbeiter,  welche  nicht  schwindelfrei  sind,  dürfen  Arbeiten  auf  Gerüsten,  Kranen 
nnd  sonstigen  hochgelegenen  freien  Standorten  nidit  auHIhraiL  8i«  haben  bei  bezüglichem 
Auftrage  «oh  Aber  diesen  Punkt  zu  edcUrai. 

§  17.  Bl  ist  streng  untersagt,  betrunken  cur  AvhMt  en  koomen  oder  sieh  wlhrend 
der  Arbeitszeit  zu  betrinken. 

§  18.  Atif  Ordnung  und  Buhe  ist  besondeis  bei  gemeinschaftlichen  Arbeiten  streng 
tu  halten.  Bei  etwdgen  StSmngen  im  Betriebe  darf  kein  Zusamnenlnufen  Ytm  Ari>«ltera 
und  kein  Zunifm  T'!;li>  fuirter  stattfinden. 

§  19.  Jeder  Arbeiter  hat  sich,  bevor  er  seine  Maschine  in  Gang  »etzt,  von  der 
TflUgen  Bdriefasflli^lkeit  denelben  in  Aberaeogen.  Xnabeeomdere  hat  er  danadi  an  sehen, 
d&<^  die  S(-bnt7vnrrichtungen  sich  !n  vollkommen  b^riflüMiileheniii  ZoBluide  bellBdMi. 
Ueber  etwaige  ^iungel  hat  er  sofort  Anzeige  zu  erstatten. 

Femer  hat  jeder  Arbeiter  streng  darauf  zu  achten,  dass  beim  Gebrauch  Bank«, 
Hand-  oder  V'in^.  lilnc-'^irimraem  der  Stiel  fest  steckt. 

§  20.  Kigeiunac^itiges  Eiitfenicu  oder  Nichtbenutzen  von  Schutzvorriehtangcn  ist 
strengstens  unteraagt. 

§  21.  Den  Arbeitern  ist  zur  Pflicht  gemacht,  die  ihnen  zur  Hilfe  beigegebenen  Lehr« 
linge  und  jugendlichen  Arbeiter  über  die  mit  dem  Betriebe  verbundenen  Gefahren  gründ- 
lich zu  unterrichten  und  darauf  su  aohtan,  disi  Ton  dansdben  die  nTtanmim  ünfillveir- 
hfituogBToncluiften  befolgt  weideo. 

§  32.  Sobald  die  Ari>e{ter  ^e  Besdiidigung  oder  ünordnung  an  den  fftr  den  ngA» 
m;l*^if;en  Betrieb  erforderlichen,  wenn  auch  nicht  von  ihnen  !l  >;  betücntfn  laaschinellen 
Vorrichtungen  und  Werkzeugen  bemerken,  haben  sie  diese  dem  uüebsten  Voigesetsten  un- 
venfiglieh  lur  Anselge  su  brinfen  nnd,  wenn  Oefahr  Im  Temige  fs^  den  Stillatand  der 
Tri.  ]  .i  rrkr  sofort  ^selbst  /u  vi  ruilasscn.  Ebenso  haben  de  die  Heldimg  daTOD  in  machen, 
weiui  ihre  Arbeitsstelle  nicht  genügend  beleuchtet  ist. 

§  93.  Bri  Transporten  mitteb  Wagen  ist  auf  ordnnngamiMige  Verladung  der  Stfteice 
zu  flehten.  Die  letzteren  sind  niRgliehst  in?  Gleichgewicht  ra  legen;  das  Schieben  der  Wagen 
ist  so  vorzunehmen,  diuss  ^ie  gegen  Kippen,  Bollen,  Kutachen  etc.  infolge  .der  Erschütte- 
rungen gesichert  sind. 

Bei  Beifinn  o<ler  während  eine«  Tnuispnrtes  auf  Sehienengelei>en  ist  es  streng  verboten, 
vor  dem  Wagen  die  Gelci.*«e  xu  betreten.  Auitserdein  darf  b«im  Durchfahren  von  Ein-  oder 
Bnrehfahrten  und  det|^.  niemand  sidi  sritlidi  der  Wagen  aiiflialten; 

Ptrifbestimmim  c. 

§  24.  Versicherte  Personen,  welche  diesen  Uufallverhütuugsvorschriften  zuwider- 
handln, können  naeb  Has^^be  der  §  112  Abs.  1  Ziffer  2  und  §  116  des  Gewerbe«ITnliaU- 
▼ersicheniDgsgesetzeK  vom  30.  Jnni  1000  mit  O  lilstnifen  bis  zu  6  Mk.  belegt  werden, 
welche  von  dem  Vorstände  der  Betriebs-  (Fabi  ik-  Ivnmkenltaasc,  oder,  wenn  eine  solche 
für  den  Betrieb  nicht  errichtet  ist,  von  der  On^polizeibehörde  festgesetzt  werden  und  naaih 
§  154  Abs.  1  a.  ;i.  O.  In  die  Krankenkasse,  welcher  der  zu  ihrer  Zahlung  Verpflichtete  zur 
Zeit  der  Zuwiderhaiidtung  Hugehürt,  oder,  wenn  er  keiner  Krankenkasse  angehört,  in  die 
Kaaw  der  Oendnde^KrankenTerdcberuBg  des  BesohiftigungKirteB  fUeasen. 

Besondere  UnCallverhlltwigmfMiulften  fBr  die  DampftnatddBnfectKleb« 

und  die  damit  verbundenen  Nebenbetriebe.  welche  der  Sehniiede-Beruf^genoF^en<<cliaftange1lOmi* 

I.  Vorschriften  für  die  Betriebsuntcrnchmer. 
§  1.    AU  Aufseher,   Maschinisten,  Heizer,  Garbenteiler,  Einleger  und  ätrohbinder 
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dürfen  nur  uäohteme,  suTerlÜdsige  Penoncn  eingeatelll  werden;  ue  sind  mit  ihrer  Arbeit 
tgenan  bekannt  sn  machen. 

§  2.  Von  Arliiiteii  an  und  bpi  den  Ma-scbinen  Ist  jeder  auszuachlics>*eii,  der  an  Fall- 
«acht,  Obmnacbtea,  Schwindel  und  dcrgU  leidet  oder  aus  anderen  Gründen  nicht  iauner 
soNohiraiigsfähig  mid  zoTetiindg  erKheint,  ebenao  Kbider  und  Penonen  unter  16  Jdncn. 
Betrunkene  sind  von  (Jen  Maschinen  wegzuweis;«!!. 

§  3.  £•  iat  darauf  zu  halten,  dass  die  Arbeiter,  welche  unmittelbar  an  den  MaschiocD 
an  tun  haben,  anliegend«  Kleidung  nnd  Iwtaittendea  Sdndiwerk  tragen. 

Schürzen  sind  nur  den  Strohbindem  ge!<tnttet. 

Frauen  und  Mädchen  dürfen  in  der  Nähe  bewegter  Teile  von  Dreschmaschinen  bot 
dann  besofalftigt  weiden,  wenn  lie  eng  aasciilieMende  KIdder  bei  dieser  Bcsdiift^giing 
tragen. 

Da«  Eiulegen  darf  uur  von  inaiinlicheu  Pci-sonen  vorgeuouimen  werden. 

§  4.  Sollen  Dreefliinawibiiii'ii  innerhalb  von  Räumen  zum  Betrieb  aufgestellt  weida, 
!to  müssen  diese  so  gross  sein,  dass  die  Tische  vollständig  ausgelegt  werden  können,  vad 
eine  H5he  haben,  daaa  die  bedienende  Mannschaft  aufrecht  stehen  kann,  so  dass  die  rklitife 
Bedienung  der  Maschinen  ohne  Steigerung  der  Unfallgcfahr  möglich  ist. 

Die  Maschinen  müaen  mit  guten  Wagenbrentten  veraehen  sein.  Beim  Befahren  tob 
abRohÜBsigen  Wegen  hat  stets  dn  Mann  dl«  Bremse  an  bedienen. 

^;  f).  WanuitiLTNtufeln  sind  bei  den  Mitschinen  :in  in  die  Augen  fallenden  Stdlcn  SB* 
zubringen ;  nähern  sich  Unbefugte  trotzdem,  so  sind  sie  wcgzuweiaen. 

§  6.  Zum  deheren  Anflrtrfgen  anf  die  Dreaehmasdüne  und  cor  Beobaditnnj;  einsdncr 
Teile  derselben  während  des  Betriebs  sind  genüp'  > '1  lange  Leitern,  fegte  Tritte,  Schuti- 
bretter  und  Handhaben  anzubringen.  Besonders  ist  «lies  anola  fftr  die  Ueberwaohung  <ki 
Tromnelwelienlagere  durch  den  Maaehinisten  erümtdeilMi. 

§  7.  Schnell  laufende  Teile  aussen  an  den  Drenchuix«^^«  biuon,  wie  Räder.  Riemen- 
scheiben, Riemen  usw.  sind  so  zu  verwahren,  dass  sie  der  Bedienungsmannschaft  bei  ge- 
wöhnlicher Vorsicht  keine  Gefahr  bieten;  besonders  sind  vorspringende  Sduranbcn  üd 
Nasenkeile  daran  zn  bt-Hcitigen  oder  zu  umkapscln.  Dureh  Einfriedigungen  zu  diesem 
Zwecke  diuf  die  riclitige  Uebcrwacbung  der  Maachinco  während  dos  Betriebs  nicht  beein- 
tricbtigt  werden. 

§  8.  Die  Schutzvorrichtungen  an  den  Dreschmaschinen  sind  hauptsächlich  auf  mtg- 
licliBte  Sicherung  gegen  unwillkürliches  Ergriffenwerden  durch  die  Dresehtrommel  und  den 
Strohbindeappnrat  zu  richten. 

Die  Dresohtrommel  mnas  durch  kräftige  gewölbte  Deckel  oder  Schutzkasten  überdeckt 
sein,  in  solcher  Breite,  dam  dicadben  im  aitfgMtdlten  Zustande  die  Einl^eöffnung  in  seak« 
rechter  'itung  vollstilndig  überdecken.  Diese  Deckel  iniiHscn  f-  i  r  so  eingeriehtet  -tiu, 
dass  dieselben  nicht  weiter  aufgehoben  werden  können,  als  zum  Einlegen  des  Qetreides 
nötig  ist.  Die  EinlegeOttnvngtti  sind  an  den  beidea  Bdunalaeiten  «of  denn  genier  Linge 
durch  je  ein  didit  MI  4er  BfaüegeQHniiJQg  ■ninbrlQgendcs  Sebatebiett  tob  ee.  SO  cm  H(Äe 
abzusperren. 

Der  Arbeitaraum  anf  dem  Dresdiwegen  ist  ringmim  soweit  mit  einer  das  HerabftdIeB 
von  Men<)chcn  verhindernden  Einfriedigung  m  vefsdien,  ala  des  fiineafgelien  der  m 

drafchendt'ii  Frucht  die»  gestattet. 

An  den  mit  Strohbindem  versehenen  Dampfdrcschmasdiinen  müssen  di<;  NadelappHlte, 
Knotf  iibin<1('r  und  die  Au>\verfarme  unter  einem  drehbaren,  «rhützenden  Mantel  li^en, 
welcher  /.weckmäsaig  aus  kräftigem  Drahtgcflccbt  hergestellt  wird,  um  den  verdedrtea 
Mechanismus  beobachten  zu  können,  ohne  dabei  einer  Gefahr  auageeetst  tu  sein.  —  Dieser 
Schutzmantel  ist  mit  dem  Ausrücker  des  Strohbinders  so  zu  verbinden,  dass  durch  da» 
Oeffnen  des  Mantels  der  Mechanismus  selbsttätig  ausgerückt  wird  und  so  lange  ausgerüdct 
l)li  ibt,  als  der  Munt«  !  Lrer.ffnct  ist.  Erst  mit  drm  Sebliessen  des  Manteb  darf  di»'  On- 
rückung  dea  Meduummus  wieder  erfolgen.  —  Di«  seitlichen  Zahnräder  sind  niit  eineoi 
bemmderen  Sehutddeoii  an  flberdedcen. 

§  0.    Fiitterschneidcma-eliinf  ii   sind  mit    einem  Schutzbrctt   oder  Blech  zw  venjchcn. 
welches  die  Einlegerinne  anf  50  bis  55  cm  vor  den  Zuführungswalzen  überdeckt. 
Mcaserrad  ist  mit  einer  gedgneten  SdratelMnbe  ra  Tenehen,  «nd  sonstige  gefahibringende 
bewegte  Teile,  wie  Zahn-  und  Sehwungrider,  sind  sowrit  sn  Terdeeken,  ab  der  Betri^ 
Kwcdt  dies  ermöglicht. 

Kreimigen  sind,  insbesondere,  weuu  -ulehe  auch  snm  Sebneiden  von  Langholz  vH- 
^v^ndet  werden,  ober-  oder  unterhalb  des  Tisches  mit  enandi^eDden  SehoteronichtmigCB 
und  ^piütkeil  zu  versehen. 

§  10.  Da»  Sehmiereu  während  des  BetriclHw  ist  auf  das  unumgänglich  Xotwendii?* 
zu  besehriliiken,  und  sind  deshalb  Sehmierbüelisen  oder  Belbatöler  überall  anxnwendcn,  wo 
^  möglich  ist. 
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§  11.  Der  Ranm  twisehen  der  Lokomobil«  und  dem  Ih«schwagt-o,  welchen  der  Huupt- 
netu)-ii  diirehlAnft,  ist  beiuer8«itM  durch  Seile  oder  Latten  «Imuparan,  dM»  nienumd  mit 
dem  Kiemen  in  Berührang  kommen  kann. 

Bd  dem  Tiniisport  der  DresdunisoUiie  imd  der  LokomoUle  fiber  Straaietirinnen,  tmt 
unebenem  Wege  und  durch  enge  Torweg«?  dürfon  die  Arhciter  die  Dcich^f^  mir  riüttt  l-  I  i 
Über  diu  andere  Ileichselende  hinausgehaltenen  Föhrungskett^  lenken,  um  der  Gefahr  der 
Yerletsang  durch  das  Schlagen  der  Ddchid  vonabeogen. 

§  12.  Der  Unternehmer  berw.  Auf-^ehfir  des  Betriebs  hat  streng  auf  Ordnung  und 
Kuhe  bei  der  Arbeit  zu  halten;  weitor  liat  er  aut  die  richtige  Instandhaltung  und  Be- 
nutzung der  Vorrichtungen  mm  Schutze  der  Arl>eit«r  sowie  auf  »trenge  Beobaehtaiiig  der 
Unfallverhätungsvorsehriften  zu  selieii.  Er  hnt  Betrieb  eilunisteUen,  sobald  doroh  nldki 
zu  beseitigeudi;  Fehler  Gefalir  uutötcbeu  kann. 

§  13.  Beim  Dreschen  während  der  Kacht  muss  die  Bcleaditimg  an  den  ArbeitMteUen 
«ine  für  Sicherheit  des  Betriebs  ausreichende  sein.') 

%  14.  Der  Genoesenschaftsvorstand  ist  berechtigt,  für  die  au  deu  Dauipfdresch» 
maschinen  in  Gemässheit  vorstehender  Bestimmungen  etwa  Sit  treffenden  Aendenmgen  anf 
Ansuchen  eine  angemessene  Frist  zu  gewähren. 

$  15.  Biese  ünfsllTeriifitnngsTonduilten  treten  mit  dem  Tage  ihrer  Zustellung  an 
die  Genossenschaftsniiti^dieder  iu  Kraft;  sie  sind  an  jeder  DampfdrescfamaschiDe  an  IfWit 
zugänglicher  Stelle  auaguhiüigcn. 

Strafbestimm  ung. 

$  16.   OenoasensehailMBiti^eder,  wdehe  den  iwntehenden  UnfsllTerhfitangsTorwduilten 

luwiderhandeln,  können  mit  einer  nuldstriife  Ms  tu  1000  M.  beltgt  1^  r  mit  ihren  Be- 
trieben iu  eine  höhere  Gefahrenklasse  eingeschätzt  oder,  falls  sich  die  letzteren  bereits  in 
der  höchsten  Gefahrenklasse  befinden,  mit  Znscbligen  Ui  nun  doppelten  Betrage  üuer  Bei- 
träge bekgt  wr  nien  f§  112  a.Im.  1  Ziffer  1  nnd  §  116  des  Oewerbe-UnfaUveniehcninga» 

gesetze»  vom  30.  Juni  lOOOj. 

II.  Vorrschriften  für  die  Arbeitje'r. 

§  17.  Beim  Eintritt  iu  die  Arl>eit  hat  »ich  der  Arbeiter  bei  seinem  nächsten  Vor^ 
gmetaten  fiber  die  Eigentümlichkeiten  der  ihm  zugewiesenen  Bodiifligm^;  nnd  der  ihm  an« 
▼ertranten  Maschinen  und  Werkzeuge  genaue  Kenntnis  zu  verschtifren. 

§  18.  Das  Betreten  anderer  Arbeitestätten  als  der  eigenen  ist  nur  denjenigen  Ar- 
beitern gestattet,  welche  von  ihrem  Vorgesetzten  dorthin  geschickt  werden.  Es  hat  jeder 
Arbeiter  dafür  zu  sorgen,  dass  die  ilim  angewiesene  ArbeitssteUe  nicht  von  Unbefugten  be- 
trtten  wird. 

§  19.  Das  UeherBchreiten  von  Maschinenteilen,  welche  aich  in  BewegOllg  beflndCD, 
ist  untersagt,  wenn  dieselben  nicht  be9(mderi  fiberdeckt  sind. 

§  90.   Es  ist  streng  nntersagt,  betrunken  mr  Arbtdt  an  kommen  oder  sich  wihrend 

der  Arbeitszeit  zu  l»etrinken. 

§  21.  Auf  Ordnung  und  Kuhe  ist  besonders  bei  gemeinschaftlichen  Arbeiten  streif 
su  halten.    Bei  etwaigen  StOmngen  im  Betriebe  darf  kefai  Zusammenlauft  teil  Aibeitem 

und  kein  Zurufen  Unbefugter  stattfinden. 

§  22.  Die  Arbeiter,  welche  unmittelbar  an  den  Maschinen  zu  tun  habun,  müssen  an- 
licigende  Kleidung  und  festsitzendes  Schuhwerk  tragen. 

Frauen  und  Mädchen  dürfen  iu  der  Nälie  bewegter  Teile  von  Dresehmasehlnen  nur 
dann  beschäftigt  werden,  wenn  dieselben  eng  auächllesscnde  Kleider  bei  dieser  Beschäfti- 
gung tragen. 

Schürzen  sind  nur  den  Strohbindem  gestattet. 

Das  Einlegen  darf  nur  von  männlidien  Personen  vorgenommen  werden. 

§  23.  .Jeder  Arbeiter  hat  ^ich,  bevor  er  seine  Mjuschine  in  Gang  setzt,  von  der 
völligen  BetriebsfJüiigkeit  derselben  zu  überaeugen.  Insbesondere  bat  er  danach  au  sehen, 
dam  die  SehutsTorrichtungen  sitdi  in  Tollkommen  betrieberfeherem  Zustande  befinden.  Ueber 
etwaig«  Milngi'l  h.it  er  sofort  Anzeige  zu  ersUitten. 

§  24.  Eigenmächtiges  Entfernen  oder  Kichtbenntzen  von  Sehutxvorrichtungen  ist 
strengstens  nntenagt. 

§  25.  Den  Arbeitern  ist  zur  Pflicht  ircmacht,  di'  ihnen  zur  Hilfe  beigegebenen  Lehr- 
linge und  jugendlichen  Arbeiter  über  die  mit  dem  Betrieb«  verbundenen  Qefaluren  gründ» 
lieh  zu  unterrichten  und  daratif  su  achten,  dam  ^Ton  densdlien  die  erlawanan  Uafril- 
verhütnngB Vorschriften  befolgt  werden. 


')  Eine  solohe  Arbeit  empfldilt  aldi  nur  frfib  morisena,  wenn  die  Lente  fHaeb  find, 
nidit  dea  Abends. 

42* 


Digitized  by  Google 


-   626  — 


§  2(5.  Sobald  die  Arbeiter  eine  Bos(<hädi|BruD^  oder  Unordnunp  an  den  für  den  rcKt^l- 
■tadgea  Botrieb  eiforderlichen,  wenn  Mioh  nidit  von  ihii«i  aelbsi  bedieiitea  muriiliwU«» 
VonrIditQogm  und  WakzeaKen  bemeilnni,  haben  lie  diese  dem  nieheten  Vorgeecteten  u* 
rerzäglich  zur  Anzeige  zu  bringen  und,  wenn  (iefahr  im  Verzupe  ist,  den  Still-l;ind  iler 
Triebwerke  sofort  selbet  zu  venmlaHaea.  Ebenso  haben  sie  die  Meldong  davon  xu  msfben, 
wenn  ihre  ArbdMtdle  nfeht  fenfigend  bdeaehtet  ist 

§  27.  Eh  ist  strciiLj  imhniULrt,  iiL^eiid  eine  Arbeit  in  der  Einlec-^iffnuntr  rnit  der 
Hand  oder  dem  Fuss  zu  verricbten,  solauj^e  der  Treibriemen  auf  der  Antriebmascbine  der 
Dresehtranunel  liegt;  das  gleiche  gilt  Iftr  IVittencliiMideflUHdiiiien  ete.,  wdeiie  «tvm  adt- 
getriehen  werden. 

§  28.  Sämtliche  Trcibriemcu  därfen  nur  während  des  Stilislandes  der  Dampfmaschine 
aufgelegt  werden.  Alle  hierbei  nicht  direkt  besch&ftigten  Lest«  haben  iidi  wlhrcnddieNr 
Ari>eit  von  <l<  n  beweglichen  Teilen  der  Mfunchine  fernzuhalten. 

Vor  dtm  Auflegen  des  Kiemen»  ial  das  Dampfveutil  richtig;  zu  schliesseu.  £»  sind 
die  Ausblasefaähne  an  den  Dampf^Underii  m  Oflnen,  die  MawSiiiiie  ist  eiamal  reo  der 
Hand  herumzudrehen. 

§  29.  Vor  dem  Ingangsetzen  der  Dampfmaschine  müssen  aUe  Lager  gem^miert,  alle 
Riemen  auf  die  Seheiben  aufgelegt,  die  Siebe  eingesetzt  und  sonst  alles  in  betriebsfihi^tn 
Zustande  sein;  ebenso  sollen  ntfigUohst  alle  sur  Bedieaung  erfoiderlicbwi  Leute  aa  ihna 
Flitzen  stehen. 

Hierauf  wird  ein  lantes  Zeichen  mit  der  Dampf  pfeif  <'  '.^Tc^'-ben;  eifhlgt  nieht  |^6ieb 
nach  demselben  noch  ein  ilaltruf,  so  ist  die  Maschine  auxulasseo. 

§  30.   Solange  die  If  aeehine  unter  Dampf  steht,  darf  dieselbe  nie  ohne  Anftiafat  dv 

MxM'hinistcn  oder  Heizers  bleiben.  Während  des  Ketricbs  miiss  einer  der  Genannten  sttadil 
bei  der  Dampfmaschine  sein,  um  im  Notfälle  den  Dampf  abstellen  zu  können. 

Strafbestimmong. 

§  31.   Venioherte  Personen,  welche  diesen  UnlallveihfltnngsvorBoluriftea  zuwider- 

handeln,  können  nach  Massgabe  des  §  11.3  .\bs.  1  Ziff*  r  2  und  §  115  des  (tewerbc-Unfall- 
ve»>irlieruugsgcsct7.e!4  vom  30.  Juni  H»00  mit  «Jeldstrafen  bis  zu  6  Mk.  Wiegt  werden, 
welehe  von  dem  Vorstande  der  Betricb8-(Fabrik-)Krankenka8se  oder,  wenn  eine  solche  für 
den  Betrieb  nicht  errichtet  ist,  von  der  Orti«polizeibchörde  festpejtetzl  wenl«i  und  nach  §  154 
Abs.  1  a.  a.  O.  in  die  Krankeokasse,  welcher  der  zu  ihrer  ZalUung  Verpflichtete  zur  Zeit 
der  Zuwiderhandlung  angehört,  oder,  wenn  er  kalMr  Krankenlcasse  tagehölt,  in  die  Kmm 
der  Gemeinde*Kraakeaveniehening  des  Beeohiftign^yMMrti  flienwn. 

4.  UnlkllverhütaiigBvoncfariften  der  Berofligefnosseoacluft  der  KM» 
kerei>,  Brennerei-  und  StSrke-Ihdiulxto.   Vom  Beichsveraeheningeamte 

am  5.  Dezember  1903  gene)iini<]rt. 

L  Yen«hrin«n  ftir  die  BetriebeuterMluMr. 

1.  Allgemeines, 
a)  Betriebsaulage. 

§  1.  Alle  mm  Betriebe  gehörijs^en  baulichen  Anlagen  sind  in  baasicherem  Zo« 
etende  zu  erhalten. 

Für  die  £rleichtaruiig  der  Rettung  aus  FeuOTsgetahr  iat  durch  zweckeotaprecheode 
Anlage  von  Tflren  und  Ausgängen  Sorge  zu  tragen. 

§  2.  Die  Vorkehrswege  innerhalb  und  ausserhalb  der  Gobäudr  ?inrl  in  entern 
Zustande  zu  erhalten.  Wo  glatte,  schlüpfrige  oder  uoebeue  Öteilea  auf  den  Fuswöden 
nicht  zu  vermeiden  sind,  iel  dnrch  geagneto  Maenegeln  mi^ehet  ni  verlittm,  den 
die  Beschäftigten  fallen. 

§3.  Erhöhte  Arlx'it^plätze  -  Bühnen,  Galerien,  Laufbretter,  Kamueu  (mit 
AnsnuiBie  von  Eisenbahn-  und  Geschirrladeramjpen),  Uebers&nge  und  Umliohe  Bl* 
riditongcn  —  sind  mit  Geländern  oder  anderen  »chutzvorricntungen  zu  rercdien. 

§  4.  Die  Treppen  müssen  sich  in  sicherem  Zustande  befinden  und  mit  fwten 
Geländern  versehen  sein.  Wo  betriebstechnischo  Rückaichteo  die  Anbringung  von 
festen  Geländern  auf  beiden  Seiten  nicht  gestatten,  müssen  einseitige  Geländer  oder 
zweckentsprechende  Handgriffe  (eiserne  Krampen,  Taue  oder  dg].)  angebracht  werdea. 

§  5.  Leiten  tind  bewegliche  Treppen  müssen  genügend  .stark  gebaut  sein  und 
sind  der  Beechaffenheit  de»  FuHsbodena  und  dem  oberea  titütspunkt  eDt^nedbend  M 
rnttsnbilden,  daae  efe  gegen  Abgleiten  und  Abrntedten  mOriidiet«ddiMtmd.  LaMMBi 
die  zum  Ersteigen  hüncr  gelegener  Räume  (Böden  u.  s.  w.)  l>enWOT  wenhD  eoOflilfnfilMB 
den  ober^  Auatrittspiukt  um  mindestens  1  m  überragen. 
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Die  jU>it<;ru  »lad  möglichst,  besonders  da,  wo  r^jehnääeige  Verrichtungen  an  hoch 
gel^enen  TransmÜMionen  und  Oetrieben  notwendig  sind,  durch  feste»  mit  HidierlMift 
O^dibftrc  Laufbretter  cxler  Oalprien,  zu  denen  fest«  Treppen  führen,  zu  ersetzen. 

§  6.  Alle  ins  Freie  oder  in  bchächte  führenden,  bis  auf  den  Fuasboden  reichenden 
Türen  und  Luken  der  oberen  Stuckwerke  sind  mit  Handgriffen  an  beiden  Seiten 
imd^  mit  einer  Brustwehr  zu  Teiaehen,  die,  wenn  es  der  fieHidb  ecfoiüert,  mtfemt 
werden  kenn. 

§  7.  Die  Gärräume  neu  anzulegender  Spiritusbrennereien  mÜHsen  üW  der  Erd- 
oberfläche U^en.  Findet  in  bisher  bestehenden  Spiritusbrennereien  mit  Keliergärräumeu 
ein  wewntK<awp  Umbau  «tatt,  so  ist  es  wfinschenawert,  das«  der  GUrraum  so  nmgebant 
wird,  dass  er  über  der  FrdoberflÄche  zu  li^n  konunt. 

§  8.  Gruben,  Kanäle,  Bnumen,  versenkte  Geisse  und  andere  gefahrbringende 
Vertiefungen  sind,  soweit  es  die  Arbeiteweiae  mUaet,  liclMr  abradecken  oder  mit  nsten 
Gdandem  yon  tuindeetenä  1  m  HcShe  zu  umg^MD. 

Soweit  bewegliche  Iieitern  beim  Besteigen  von  Brunnen  und  Gruben  keinen  festen 
Stutzpunkt  finden  ond  nicht  ohne  Ge&hr  Muiitit  werden  können,  sind  feste  elBsme 
Lei  tarn  aosabringen. 

§  9.  In  allen  m  uiütn,  in  denen  gefahrbringende  Ansammlung  schädlicher  Luft 
Stettfinden  kann,  niun^  für  gehörige  Ventilation  gesorgt  sein. 

§  10.  Um  da*»  Betreten  der  ^rnpchinen-  und  Fabrikrfinme  durch  unbef;igte  Per- 
sonen zu  verhüten,  mid  au  den  Zugüugcn  Vcrbotfetafehi  luit  grosser,  in  die  Augen 
spdngender  Schrift  anzubringen. 

^11.  Die  Verwendung  offenen  Feuers  in  Räumen,  in  denen  eine  gefahrdrohende 
Entwicklung,  Ansammlung  oder  Ausbreitung  leicht  entzündlicher  Gase.  Dämpfe  oder 
staubförmiger  Körixr  >  in  treten  kann,  ist  imzolfiaeig»  Ffif  Brenn-  und  I)eetiliierbla8eD 
gilt  diese  Bestimmung  nur  bei  Neuaningen. 

b)  Iktriebsführung. 

§  12.  In  jedem  Betriebe  mus«  die  vom  Genoseenschaft^vorstando  herausgegebene 
Druckschrift  „Erste  Hilfe  bei  Unglücksfällen  im  Betriebe^  vorhanden  sein.  Femer 
ist  fiu  einfadieB  Verbudmaterial  &>rge  zu  tragen  und  bekannt  zu  machen,  wo  es  sa 
erhalten  ist. 

§  13.   Betrunkenen  ist  der  Aufenthalt  an  den  BetrieböstÄiten  nicht  zu  erlauben. 

I  14.  Personen,  von  denen  dem  Unternehmer  bekannt  ist,  das«  sie  an  körper- 
lichen HchwSchen  und  Gebrechen  (Schwerhörigkeit,  Sdiwindel,  Krimpfeo  n.  a.  w.l  in 
einem  (Im  ir  Iriden,  das«  sie  dadurch  bei  gewis.sen  Arbt  itrn  oiner  au ronleaitliciieo 
Gefahr  uusgebctzt  sind,  dürfen  mit  derartigen  Arbeiten  uichi  betraut  werden. 

§  15.  Besonders  gefährliche  Arbeiten  dürfen  nur  solchen  Personen  fitwrtragen 
werden,  denen  die  damit  verbundene  Gefidir  bekannt  i.>t. 

§  16.  Bei  aHen  Arbeiten,  die  ihrer  Natur  nach  leicht  zu  Augen  Verletzungen 
A'cranlaiianng  geben,  aind  den  Arbatem  geeignete  Bdintsmittel  (BriUoi  u.  a.  w.)  aar 
Verfügung  zu  nnltrn. 

§  17.  Alle  Arbeitsstätten  und  Verkehrsw^e  sind,  soweit  die  Art  des  Betriebes 
es  gestattet,  für  die  Dauer  ihrer  Benutzung  ausrechend  zu  beleuchten. 

§  18.  Beim  Tran^^iwri  und  Aufbewahren  von  Säuren  ist  die  grösste  Vorsicht 
anzuwenden.  Hand  trän.';  porte  sind  auf  ein  möglichst  geringes  Mass  zu  beschränken. 
Nicht  zur  sofortigen  Verwondimg  bestimmte  \M)rräte  dürfen  nur  in  ubgef'chlofsonen 
oder  einfriedigten  Bäumen  aufbewahrt  werden.  Für  die  Handhabung  im  Betriebe 
muA»  der  Betriebsleiter  besondere  den  Ortliehan  VoMItnhaen  entaprechende  Anweisunjgoi 
geben.  Insbesondere  dürfen  mit  Säure  gefttllte  Ballom  nur  unta  Benutanug  euer 
KippTorrichtung  ausgegossen  werden. 

§  19.  Jeiur  bcSpinnte  Wagen,  der  in  bergiger  Gegend  Tcrwendet  wird,  iet  mit 
aber  wirkeamoi  Brema-  oder  flenunvoirichtmig  zu  veradien. 

2.  Keaael,  Maschinen  und  Transmissionen. 

§  20.  Das  Betreten  de-  r^nmpfkesselraumca,  aowie  dar  Zutritt  zu  den  Motorai 
ist  Unbefugten  durch  AnschUi^-    u  verbiet<^n. 

§  21.  Bewegte  Tfeile  v  i  Nhiüchinen  und  Triebwerken  (Transmissionen,  Wellen, 
Riemenscheiben,  Schwung-  und  Zahnräder,  Treibriemen  und  Seile)  sind,  soweit  sie  die 
Arbeiter  g^Eälirden  können,  mit  Schutzvorrichtungen  zu  versehen,  die  geeignet  sind, 
aa  v«tliindam,  daaa  Arbeilar  Uniinlalkn  oder  K^^perleile  und  Kleidungmuekt  ertat 
werden. 

<i  22.  Das  Anlassen  und  Abstellen  der  Kraftmaschine  mnaa  durdi  ein  in  allen 
Betriebarfinmen  «abindunbavea  beatinomtes  Zeichen  angekündigt  werden  kfinnen. 
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§  23.  Befcriebsriemeii  und  DnhtMlle  sind  mOdidwt  nidit  Ober  VecMmmge 

fortzuführen.  Int  dior^  nicht  ZU  verauiden,  90  «tnd  SehotEVoniditnngaii  annibibgeB, 
die  deu  Verkehr  sichern. 

§  24.  An  Wellen,  SiemMudieiben  und  Kni^nngen  sind  berrorstehende  Tcüe 
(Schraiihenköpfe  nod  •Mtttteni,  NttMukeile  u.  a.  w.)  zu  vermeideD  oder  «weckeptopwdmd 

einzukauselu. 

S  25.  Jede  Arbeitemaschine,  insbesondere  jede  neuan^gealeilte»  soU  mOgUcfactmit 
«iner  leicht  '  rrf  iehbaren  Ausrück-  oder  Abstell  Vorrichtung  veTPeh<^n  ^nn. 

§  26.  Nach  längeren  Ruhepausen  y^eim  Beginn  der  K&mpagucj  müssen  die 
Zentrifugen  in  allen  ihren  Teilen  einer  grundlichen  Revision  nntanroifsn  werden  und 

auf  ihre  Widerstandsfähigkeit  ef>r(rfHltiir  epprüft  werflf^n 

Jede  Zentrifuge  muss  entweder  mit  einer  Sicherung  versehen  sein,  die  das  Ceb«r> 
fldireiten  der  zulässigen  Tourenzahl  verhindert,  oder  es  muss  die  Zentrifuge,  die  Wellen- 
leitunp;  ofler  die  Dampfmaschine  eine  VorrichtuiiL'  boffitzen,  durch  die  die  Umdrehnnp- 

fiscliwiudigkeit  ang^ezci^  oder  geregelt  wird.  Hei  Neuanschaffun^^en  muss  der 
nssenmantel  der  Ztiunn  gi  ui-  zlhem  Metall  SehmiedMisoi,  Kupfer  oder  SisU 
—  hergestellt  sein.  Die  Verwendunp  von  Hartblei  und  Gusseisen  hierfür  ist  xn  ver- 
meiden.  Handzcutrifugen  sind  von  diesen  Bestimmungen  ausgeschloescn. 

§  27.  Msscbinentelle,  die  wihrmd  des  Ganges  gesduniert  werden  mSeeen,  sind, 

wem;  irL-rnil  anseht,  mit  J^db-tolern  zu  versehen,  dien  nicht  möglich  i^t,  «nd 
andere  geeignete  Einrichtungen  zu  treffen,  die  das  Schmieren  gefahrlos  machen. 

§  28.  Jugendliche  Beöwmen  unter  16  Jahren  dfhrfen  snm  Bedienen  der  Molorai 
nicht  verwendet  werden. 

§  29.  Es  ist  dafür  Öorge  zu  tragen,  das.'^  dai<  Auflegen  von  Treibriemen  während 
des  GnuuMS  möglichst  vennieden  wird  and  d&ää  cä,  soweit  es  unvermeidlich  ist,  mir 
von  sachkundigen  PerBOiien  und,  wo  erforderlich,  mit  geeigneten  Hilfi*nüt(ebi  voig^ 
nommen  wird. 

§  30.  Tteibt  ein  Motor  in  getrennt  liegenden  Bfiumen  Transmissionen,  so  mus« 
eine  Einrichtung  vorhanden  sein,  durch  die  aus  jedem  dieser  Räume  dem  Uotarwirter 
ein  Zeichen  zum  sofortigen  Stillsetzen  des  Motors  gegeben  werden  kann. 

3.  Fahrstühle,  Anflüge  und  Winden. 

^  ::i  I .   Der  Schacht  eines  Anfsuges  nmss  von  allen  bkiten  xweckentepKechend  ab» 

geschlosbcu  sein. 

§  32.   Die  Zugangsöffirangen  nun  Sdiaichte  müsMn  mit  aweekentspcedieodeB 

Abscliluss Vorrichtungen  versehen  sein. 

§  33.  Die  F5rderschale  muss  an  jeder  Ladestelle  festgestellt  werden  können. 
Sie  ist  an  den  nicht  zum  Be-  und  Entlaaen  bestimmten  Seiten  .so  einzufrieilicen,  daa* 
ein  Herabfallen  des  Ladeguts  unmöglich  ist.  Eine  Va^tändigangzwiscbeo  v^vuiied^aB 
I^estellen  mnas  mögliif  oder  eine  Zeigevoniditang  angmicbt  sein,  die  den  jeweiligen 
Stand  der  Förderschale  erkennen  lässt. 

§  34.  Zur  PersonenlKifördcrung  benutzt«  Fahrstuhle  mü.sson  mit  Sf-hntzdach  und 
selbsttätigen  Auärüci^vorrichtuugeu  für  deu  höchsten  und  tieft^tcn  ataud  versehen  sein. 
Die  Benutzung  anderer  FlftetuUe  duvch  Personen  ist  dnrdi  Amiffhiag  an  aUen  FOnicr 
stellen  zu  verbieten. 

§  3ö.  Bei  Fahrstühlen,  die  ausschliesslich  zur  Lastenbeförderung  dienen,  sowie 
hei  Hebezeup'ii  iist  di'  /uUi8.>'ige  Behv^tung  in  Kilogrammen  auzu^el)en,  .-^owie  in  ge- 
eigneter Weise  darauf  auimerluam  zu  miwheo,  dass  P^sonen  mit  den  Fahrstühkn 
ni^t  befördert  werd«i  dfirfen.   Bei  FahntQhien  mit  PersonenbefSrderung  ist  die 

h5(h>t/uins>ige  Personenzahl  einschlies.slieh  des  ^Virtei"  nr/nffeben.  Bei  Di.«*tenauf- 
zügeri  mit  l'ersonenbeförderung  sind  Belastung  und  Fersoueuzaii  getrennt  anzugeben. 

36.   An  den  Zugangstüren  der  Fahrstühle  müssen  die  Worte:  „Vorsicht,  Fahr- 
stuhl!" tftchcn. 

§  37.  Alle  Fahrstühle,  Aufzüge  und  Winden  müssen  mit  guten  und  leicht  za 
handhabenden  Bremflyorriditungcn ,  Fdirstühle  mit  PersonenbefOTdemng  ausserdem 
mit  »icher  wirkentien  Fang  Vorrichtungen  versehen  sein. 

||  38.  Jede  l'ahratuhlanlage  ist  mindestens  dnmal  j&hriich  auf  ihre  Tragfähigkeit 
nnd  sidiere  Wirkiamkeit  m  prafen. 

i;  39.  Die  Finlauf'itellcn  der  Zahn-  und  ReibongsTfider  ebd,  sofern  sie  nlAt  aa 
sich  geschützt  ü^cn,  zu  verkleiden. 

1  40.  Nicht  aelbstsperreode  Hebeieuge  mit  Knibel-  oder  SeiUntrieb  sind  mit 
einer  wirksamen  Sperrvorrichtung  zu  verseben. 
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IL  Torselurlfteu  für  die  Arbeiter. 

1.  Allgemeines. 

^  41.  Alle  zum  Schutze  der  Arbeiter  getroffenen  Vorriditungen  sind  vor  Be- 
Hchädigungea  zu  bewahren ;  die  NiditlMiintimig  od«  eigemnichtigeB  fintfcnien  der> 
selben  ist  streng  untersagt. 

§  43.  JeoMT  Arbeiter  wt  verpfliditel,  too  ihm  wahfmpomtnene  Besehädigimgen 
und  Män^rol  an  Ma>*chinen,  Apparaten,  Leitern,  Treppen,  Seilen,  Ketten  und  Schntc- 
TOirichtungeo  sofort  dem  Vorgesetztoi  oder  dem  Betriebsuntemetuner  anzuaeigeo. 

§  43.  Jede  Verletzang  von  Personen  ist  sofort  dem  Auffrichtsffilmndeii  su  neideiL 

§  41.  Arbeiter,  die  an  körperlichen  Schwächen  und  (le^irpf-hen  (Schwerhörigkeit, 
Schmndel,  Krämpfen  u.  s.  w.)  in  eioem  Grade  leiden,  dem  sie  dadurch  bei  gewiiraen 
Arbeiten  einer  mo—OfdentiicliaD  Go&Jir  ausgesetzt  sind,  sind  verpflichtet,  ihnn  Vor- 
geaetzten  luomn  in  KoDntDis  m  aetieQ,  somn  fluneii  eine  denurtige  Arbeit  Aufgetragen 
wird. 

A3.   Betrunkenen  Personen  ist  der  Aufenthalt  in  den  AAdtariiimen  nntenagt. 

Sie  sind  tregebenenfalls  sofort  au»  den  Arbeit^riiumcn  zu  entfernen. 

§  4ü.  JJie  au  erhöhten  Arbeitsplätzen,  Bühnen,  Galerien  u.  s.  w.  angebrachten 
Qei&nder  oder  ähnlichen  Schut/vorriditnngen  dfilfen  nur  beieltigt  werden,  faSUi  und 
•0  lange  der  Betrieb  es  erfordert. 

§  47.  Das  Einsteigen  in  Bnuncn,  Gruben,  Apparate  und  Gefässe,  die  möglicher* 
wdse  schädliche  Ga--^r  ixler  Dämpfe  enthalten  können,  darf  nur  in  Gegenwart  einer 
zweiten  Person  und  erst  dann  geschelieo,  wenn  zuvor  eine  Prüfung  und»  je  nach  Um* 
•linden,  dne  Reinigung  der  diürm  enthaltenen  Luft  TOrgenommen  ist  Ine  einsteigende 
Person  muss  an  einer  Rettungsleine  befe^tiet  nein. 

§  48.  Beim  Transport  und  der  Handhabung  von  Öäuren  sind  die  Anweisungen 
de^  Betriebdeiten  f§  18)  auf  das  sorgfältigste  m  Eeobachten. 

§  49.  Beim  Auf-  und  Abladen  nchwerer  La.'^ti^n  sith!  rhi^  Anordnungen  dp-  Auf- 
sichtfuhrendeii  ginau  zu  befolgen  und  die  zwet:keiitsprt^iienLien  Vorsichtsmassregeln 
gegen  Abrollen  oder  Abfallen  (Schrotlei tern,  Taue  u.  s.  w.)  anzuwenden. 

§  .50.  In  K&umen,  in  denen  eine  gefahrdrohende  Entwicklung,  Ansammlung  oder 
Ausbreitung  leicht  entzündliclier  Gase,  Dämpfe  oder  staubförmiger  Körper  eintr^n 
kann,  ist  me  Benntmng  offenen  LlditeB  atvengstens  voboten. 

2.  Keaeel,  Maschinen  und  Transmissionen. 

§  öl.  Die  Kleidung  der  Per- rin  ii  mit  im  Gan|je  befindlichen  Maschinen  und 
Traniimissionen  in  Berünrung  kumoieu,  muss  eng  am  Js^örn^  anliegen.  Insbesondere 
sind  flatternde  Schürzen  und  Bänder  au  venneiaen.  WetbUdbe  Persraen  haben  das 
Haar  fest  am  Kopf  anliegend  zu  tragen. 

§  52.   Jugendliche  Arbeiter  unter  IG  Jahren  dürfeu  Motoren  nicht  bedienen. 

§  53.  Dem  Arbeitspersonal  ist  es  verboten,  sich  an  Maschinen  an  schaffen  so 
machen,  deren  Bedienung  mler  Ins^tandhaltung  ihnen  nicht  obliegt. 

Der  Zutritt  zu  den  Motoren  und  Dampfkesseln  ist  Unbefugten  nicht  gestattet. 

§  54.  Das  Schlafen  und  Ausruhen  im  Maschinen-  und  Kesselräume,  auf  Dächern, 
hohen  Gerüsten,  sowie  in  unmittelliuer  Nälie  von  laufenden  Maecliinen,  Gruben  oder 
Geleisen  ist  verboten. 

i;  .').").  Während  des  AndreJiens  von  Dainpfrua^schinen  -  Schwungrädern  mit  der 
Hand  müssen  die  «um  Inganga^izen  der  Maschine  bestimmten  Ventile  und  Hähne  fest 
geecUossen  hMben;  rie  oBrn»  erat  ge5fl»et  werden,  nachdem  die  Arbeiter  Ton  dem 
ochwungrade  vollstiindig  zurüt  kkn  rroten  sind. 

§  oG.  Vor  dem  jedesmaligen  Anlassen  und  Abstellen  der  Kraftmaschinen  muss 
das  vorgeschriebene  Zeiehen  gegeben  werden. 

§  I>a8  Schmieren  von  IVIaschinen  darf  nur  w.ührend  des  Stillstandes  oder  bei 
langsamem  Gaoee  derselben  von  einem  geübten,  dazu  beauftragten  Arbeiter  auisgeführt 
weraen  unter  ^lotzung  der  gel>otenen  fidratzmittel  und  VorsiditBmassregeln  (§  27). 

§  58.  Dn«  Auflegen  von  Treibriemen  während  des  Ganges  der  Maschine  darf 
nur  von  sachkundigen  Pert^onen  und,  wo  erforderlich,  mit  geeigneten  Hilfsmitteln, 
foigenommen  werden. 

i;'  59.  Solangl"  Hampffässer  und  Dampfapparate  (Destillier-  und  Pasteurisier- 
atJ|mrHCe)  unter  Dampidruck  stehen,  ist  ulleä  r^'aciidichteu  oder  Nachschrauben  an  den 
Verschlüssen  untersagt.  Vor  B^nn  solcher  Arbeiten  muss  der  0ampf  vollständig  ab- 
gelassen und  die  I^umpfzuleitune  abgesperrt  werden. 

§  üO.  Das  Beinigen  imd  Ansbcuoeni  von  bewegten  Maschinenteilen  und  Trans- 
missionea  sowie  das  Anacbsn  von  Keilen  und  8chranben  daran  darf  nur  nadi  8tiU- 
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tteUong  »uMeführt  «rerdeo.   Intbaagadaro  lat        tuA  M  K«rto£Mw8achen  wd 

'Reiben  zu  nWiiten. 

§  til.  Das  Entfernen  von  Steinen  und  Bonsti^en  störeuden  Gegeiiätüudcn  ;>a6 
Kartoffel  Wäschen  und  -Rdben  ist  nur  nach  deren  StillBteUimg  zoläs^ie. 

§  f)2.  Dia  Zentrifugen  mikMn  beim  GntiMno  oder  beim  Wecfaseln  der  Itemnoab 

still  etehen. 

Da«  Berühren  der  Trommeln  iet  nur  beim  StillstÄnde  geetattet. 

§  63.  Bei  Hefeteilmanchincn ,  deren  Konstruktion  nicht  yerhindot,  daas  die 
Hand  ton  den  Walzen  erbast  werden  kann,  ist  das  Nachstopfen  der  Hefe  mit  6et 
Hand  verboten* 

3.  FahrBtühle,  Aufzüge  und  Winden. 

§  frl.  Die  angegel)onc  grösate  zuläa'iige  Belastung  der  Fahrstühle,  Aufzüge  und 
Winden  darf  in  kein  cm  Fall  überschritten  werden. 

§  65.  Das  Beladen  der  Fahrstühle  muse  so  geschehen,  dass  die  Last  mögLdut 
gleichmässig  verteilt  ist  und  das  Ladegut  nirgends  über  die  Förderschale  hervonritt 

§       Unter  freieGliirebenden  I^ten  nt  jader  VeiMtf  nnd  AnfanHialt  von 
Bonen  verboten. 

§  57.  Ftit»  Bicht  einoEhuictitung  getroffen  iet,  dntdi  ^  veriiindevt  «iid,  daw 

»ich  der  Fahrstuhl  bewegt,  ehe  der  Zugaiig  zu  ihm  geschloeMD  ist,  daif  Benveguif 
erst  nach  tichlieeaung  der  Zu^^uiges  eingeleitet  werden. 

$  ö8.  Befaaa  Aufwinden  elnor  Laat  nraaa  die  Sj>errldfaik»  Im  Sperrrad  liegen. 

Beim  Herabla^een  einer  Last  mittels  T^rcni;-*'  Hurf  dir  Plrrm^c  nicht  rher  ^döet 
werden,  ale  die  Arbeiter  die  Kurbeln  lostn  l  i^^en  haben  und  zur  Seite  getreten  aud. 

in.  Strafbestimniuigett. 

S  69.  Genosaenadiaftemitglieder,  die  den  ünfdlveriifltangsyondiriflen  suwidcr 

handeln,  können  mit  einer  GeidHtrafe  bis  zu  1000  Mark  l)elegt  oder  mit  ihren 
trieben  in  eine  höhere  Gefahrenklasse  eingeachitit  oder,  falls  sie  sich  bereits  in  der 
hBdbaten  Gefahnnklaiiae  befinden,  mit  ZiuoiiUtaen  bis  »un  doppdtan  Beinwe  Qmr 

Beiträge  bel^t  werden  (§  1 12  Aba.  1  Z.  1  nnd  §116  dea  tieinriM-Dnldl-vienidienui|^ 

gesetzee  vom  30.  Juni  IdOOj. 

§  70.  VerHichette  Peieonen,  die  den  Unfallverhütungsvorschriften  (§  41 —tö) 
zuwiderhandelri,  können  von  dem  Vontande  der  Betri^s-'Fnhrik-^KrnnkenkaAi« 
oder,  wenn  eine  solche  für  den  Betrieb  nicht  errichtet,  von  der  Un** poiizeibehorde  mit 
einer  OcÄdstrafe  bis  zu  6  Mk.  bdegt  werden,  die,  falls  der  Bestrafte  einer  Krankea- 
kasee  angehört,  dieser  Krankenkn««^,  sonst  der  Kasse  der  Gemeinde-KrankonverBicherung 
zufäUt  (§  112  Abs.  1  Z.  2,  g  iiü  und  §  154  Abe.  l  des  Qewerbe-Unfailvcrsicherangi- 
g^Mtiea  vom  3a  Jnni  19(X^ 

IT.  flehh—bwli—ngen . 

^  71.   Diene  riif^llverhütringf^vorschriftentielen  einenMonainachderOehmig^ 

durch  das  ßeichsversicherungsamt  in  Kraft 

§  72.  Die  vorceechriebenen  Schutzvonletltnogen  sind  spätestens  innerhalb  fiDe»" 
Jahres  nach  dem  Inkrafttreten  dif>=pr  Bestimmungen  71)  anzubringen.  Der  Vorstand 
ist  ermächtigt,  in  Fällen,  in  denen  die  Notwendigkeit  nachgewiesen  wird,  diesen  Zeit- 
mum  bis  aut  das  Doppelte  zu  verlSl^;ecn. 

§  7R.  Für  nicht  zur  Benif^genossenschaft  der  Molkerd-,  Brennerd-  und  Stärke- 
Industrie  gehörige  fremdartige  Nebenbetriebe  gelten  ausser  diesen  auf  sie  anwoidbarea 
ünfallverhiitungsvorschriften  ncM-h  die  Vorschriften  derjenigen  Iii  nifpj"  rnnnoenarliiftWii 
EQ  denen  diese  Betriebe  gehören  würden,  wenn  sie  Hauptbetriebe  wären. 

§  74.  Diese  Unfall  Verhütungsvorschriften  sind  durch  Am^ang  in  Plakatform  ia  den 
Retrie'f),«htätteri  -  ur  Kenntnis  der  Versicherten  zu  bringen,  ebenso  die  für  Neboabetliebe 
gültigen  Unfallv^hütun^vorachriften  anderer  Beruf^genoeaeDechafteo. 

II.  Autnche.  Oesterreich. 

[IN'iclisratslauder.] 

Kdoigreudi  BOhnifiL 

Qeseta  vom  28.  MSn  1908,  L.  G.  BL  Nr.  67,  wkkiaiii  für  das  Xfinlff- 
rcich  B5hxn«ii,  botnObiid  dio  B<ig>lfmg  der  aUgwartneii  ArtMltfT«- 

mittloDg. 
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§  1.  Die  im  Köni^eiche  Böhmen  auf  Grimd  des  Gesetzeä  vom 
29.  April  1895,  No.  88  L.  G.  Bl.,  enichtatan  Natonlyerpflegmtationeii 
nnd  sogleich  Anataltan  ftlr  allgcmaine  und  oncntgeltUohe  Arbeits-  und 

Dienstvermittlung. 

§  2.  Die  Wirksamkeit  der  Natm^alverpflegsätationeu  als  Aibeitsver- 
mittlongsaustalten  umfasat  den  ganzMi  Vertretongsbezirk,  in  welchem  die- 
selben erriehtet  sind. 

§  8.  Der  Landesausschoss  bestimmt,  welche  Natiuralverpflegsstationen 
als  Bezirks-Zeiitralvfirmittlungsanstalten  für  mehrere  denselben  sa  diesem 
Behofe  zuzuweisen  den  Vertretim^sbezirke  einzurichten  sind. 

§  4.  Den  Bezirken  ist  es  vorbehalten,  ausser  den  Naturalverpflegs- 
stationen  selbständige  Anstalten  iUr  allgemeine  und  unentgeltliche  Arbeitä- 
nnd  Dienstyermittlung  zn  errichten. 

Auf  Orond  nachgewiesenen  Bedfirfiusses  können  einzebne  Bezirke 
durch  Bescblnss  des  Landesausschnsses  nnd  nadi  ATBlF*^rqng  des  betreffenden 

Bezirksausschusses  zur  Errichtung  selbständiger  Arbeits-  tmd  DienstTSr- 
mittlungsaustalteii  auf  eigene  Kosten  verhalten  werden. 

§  5.  Die  königl.  Hauptstadt  Prag  und  die  Stadt  Reicheuberg  haben 
auf  eigene  Kosten  Anstalten  für  allgemeine  und  onentgeltUche  Arbeits- 
und  Dienstvermittlang  sa  errichten. 

§  6.  Anf  Kosten  des  Landesfonds  werden  Landessttutralan  stalten 
als  Vermittlungsorgane  zwischen  den  einzelnen  Bezirks-  ui;td  Oemeinde- 
anstalten  4  u.  5),  sowie  den  nach  §  3  zn  errichtenden  Bezirks-Zentral- 
vermittlungsanstalten  in  der  vom  Landesausschusse  nach  Ma^ägabe  des 
Bedarfs  zu  bestimmenden  Zahl  errichtet  Die  Leitung  derselben  Hegt 
dem  Laadesansschnsse  ob. 

§  7.  Bezirken,  welche  Arbeit svennittlungsanstalten  nach  §  3  und  4 
ernrhten  und  unverhaltnismässig  belastet  .sind,  werden  entsprechende  Snb- 
veutionen  ftlr  die  Errichtung  und  Erhaltung  dieser  Anstalten  aus  dem 
Landesfonds  bewilligt. 

§  8.  Die  Gemeinde&mter  haben  die  Arbeitsvermittlung  mdglichst  zu 
fördern  und  in  Orten,  wo  eine  Naturalverpflegsstation  nicht  besteht,  als 
Sammelstellen  für  die  An-  nnd  Abmeldung  offener  Arbeitsstellen  su 

ftung  1  * '  r  (M 1 . 

^  'iK  Der  Landesausschusn  bestimmt  die  allgemeiueu  Grundsätze  für 
die  Regelung  der  Arbeitsyermittlnng  durch  die  Naturalverpflegsstationen^ 
sowie  ftlr  die  innere  Organisation  selbständiger  Bezirks-,  beziehungsweise 

der  nach  §  5  in  der  kfinigl.  Hauptstadt  Prag^  und  der  Stadt  Reichenberg 
zu  errichtenden  (Temeindevermtttlungsanstalten,  sowie  iüi"  jene  der  nach  §  6 
zu  errichtenden  Landeszentralanstalten. 

§  10.  Der  Landesausschuss  übt  die  Aufsicht  Uber  die  Bezirks-, 
beaw.  Gemeinde-Arbeitsverraittlungsanstalten  der  königL  Hauptstadt  Prag 
und  der  Stadt  B<eichenberg  durch  die  Landesinspektoren  für  die  Natural» 

verpfiegsstationen  aus. 

§  11.  Das  den  staatlichen  Organen  nach  Massp^abe  des  J:;  11  des 
Gesetzes  vom  April  1896,  No.  38  L.  G.  Bi.,  zukommende  Aufsicht sreclit 
Uber  die  Natural  verpfiegsstationen  erstreckt  sich  auch  auf  die  Ausübung 
der  Arbeitsvsrmittlnng  durch  die  NaturalverpflegsstatioDen,  sowie  auf 
die  nach  Maasgabe  dieses  Gesetzes  zu  errichtenden  Arbeits-  und  Dienst- 
vennittlnngsanstslten  aller  Kategorien. 
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§  12.   Dieses  Gesetx  tritt  mit  dem  Tage  der  Cimdmaohniig  in  Wixk- 

samkeit. 

^  1:;     Mem  Minister  des  Innern  ist  mit  dem  VoUaEUge  dieses  Qt- 

äotzeä  beüul tragt. 

III.  Belglque.  Belgien. 

Loi  du  24  d^eembre  1903  sur  la  r^parAtion  des  dommages 
r^sultant  des  accidents  du  travail. 

Gesotz  vom  24.  Deaembeir  1008,  betrelitad  Seiudcnenste  Höt 

fiotiiebsiuif&lie. 

Kapitel  I:  Entschädigung. 

Art.  1.  Der  Ersatz  der  bcliadensfolgeu  solcher  Unfälle,  welche  den 
Arbeitern  der  in  Art.  2  genannten  üntemelmrangen  wtkbrend  nnd  durch 
die  AusfUhning  des  dnrch  Gesetz  vom  10.  MLirz  1900  normierteiL  Arbeits- 
vertrages sustossen,   ToUsiebt  sich  innerhalb  der  Bestimmungen  dieses 

Gesetzes. 

Deu  Arbeitern  gleichgestellt  sind  die  Lehrlinge,  auch  die  unbesoldeten, 
nnd  diejenigen  Angestellten,  welche  infolge  ihrer  mittelbaren  odw  an- 
mittelbaren  Mitwirkung  an  der  Arbeit  den  nftmlichen  Ge&hren  aosgoootit 
sind  wie  die  Arbeiter  nnd  deren  TertragliobeB  Jabreagebalt  2400  frcs. 

nicht  übersteigt. 

Gegenbeweis  vorbehalten,  gilt  von  einem  während  der  Ausiühruug  des 
Arbeitsvertrages  erfolgten  Unfall,  er  sei  auch  durch  diese  Ausführung 
erfolgt» 

Art.  2.  Dem  gegenwärtigen  Gesetze  sind  die  nachbeaaimteii  Unter- 
nehmungen  «eien  sie  private  oder  öffentliche,  unterstellt: 

I.  Bergwerke,  Grtiben,  Steinbrüche;  Verkoakungsofen  ;  Brikett- 
labriken ;  Oefen  und  Betriebe  zur  Bearbeitung  von  Erzen  und  Steinkohlen- 
produkten ; 

Hochöfen,  Stahlhütten,  Werke  zur  Herstellung  nnd  Bearbeitung  JOO. 

Eisen  nnd  amlnrn  Motallon ;  Giessereien; 

WiischiiiLMi-  und  MefAllbearbeitungsbetriebe ;  Hammerwerke;  Schmieden, 
Schlossereien,  Ofenfabriken;  Mechaniker  werkst&tteu ;  Herstellung  von  Bolzen, 
Nftgeln,  Schrauben,  Ketten,  Drfthten,  Kabeln,  Waffen,  Meesmi  und  andern 
metallurgischen  Gegenständen  nnd  Artikeln; 

Spi»'y:elglasfabriken,  (Tlashiitten.  Krystallfabrikeii,  Betriebe  NT  Her- 
Stellung  von  Glaswaron  und  von  Töpfereiprodnkten ; 

Herstellung  chemischer  Produkte,  von  Gas  und  seinen  Nebenprodukten, 
von  Explosivstoffen,  Zlindhdlaem,  Oel,  Kersen,  Seifen,  Farben,  Laeki 
Kautschuk  und  Papier; 

Lohgerbereien  und  Betriebe. zur  Bearbeitung  von  H&uten  und  Leder; 

Mühlen;  Brauereien,  M&lzereien,  Brennereien;  Herstellung  von  Minersl- 
wasser,  von  Zucker ; 

Ausführung  von  Maurer-,  Zimmer-,  Maler-  und  allen  übrigen  Bs»- 
arbeiten ;  Schomsteinfegereigewerbe ;  Erdarbeiten,  Bmnnenarbeiten,  Pflsste* 
reigewerbe,  Wegebau  und  andere  Arbeiten  des  Ingenieurfaolies ; 

forstwiit.x  haftliche  Betriebe;  Landtransportunternohmnngen  ftir  Per- 
sonen und  Güter;  Binnenschi ffahrts-,  Treidelei-  (Schiffziehen;,  Schlepperei* 
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und  Baggereinnternehmiiiigdn;  Lagerangs-,  Gttterpaok«roi-y  Laderei-  und 

Löschei eibetriebe;  Telegraphen-  und  Telephoiumternehmnngen; 

solche  Untemehmnngen,  zu  deren  Betrieh  Dampf,  Luft,  Gas  oder 
Elektrizität,  deren  Spannung  eine  durch  königliche  Verordnung  zu  be* 
stimmende  Grenze  übersteigt,  verwendet  werden; 

und  allgemein  solche  Betriebe,  in  denen  Haschinen,  die  dureh  andere 
als  menschliche  und  tieriseha  Eorafb  betrieben  werden,  nicht  Ulosa  yorttber- 
gehend  zur  Anwendung  kommen. 

II.  Solche  8ub  I  nicht  aufgezahlte,  industrielle  Betriebe,  in  welchen 
gewohnlich  mindestens  fünf  Arbeiter  beschäftigt  werden : 

landwirtschafitliche  Betriebe,  in  welchen  gewöhnlich  mindestens  drei 
Arbeiter  beachftfdgt  werden; 

Handelsmagazine,  an  welchen  gewöhnlich  mindestens  drei  Arbeiter 
beschäftigt  werden. 

m.  Die  sub  I  und  II  nicht  f^euauuten  Betriebe,  deren  gefährlicher 
Charakter  auf  den  Vorschlag  der  Kommission  für  Betriebsunilllle  hin  dm  ch 
königliche  Verfolgung  anerkannt  wird. 

Art.  3.  Den  Unternehmern  solcher  Betriebe  oder  BetriebsteUe,  auf 
welche  Art.  2  nicht  /utriift,  steht  CS  frei,  sich  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  zu  unterstellen. 

Zu  diesem  Zwecke  haben  sie  bei  der  Kanzlei  des  IViedensrichter- 
amtes  am  Sitae  der  Unternehmung  eine  aasdrfliAlidie  Erklärung  abzu- 
geben, für  welche  ihnen  eine  Beeoheinignng  ausgestellt  wird.  Wenn  die 
I'iiternehmnng  mehrere  getrennte  und  in  verschiedenen  Gerichtsbezirken 
gelegene  Bf  fr;  ehe  unifasst,  so  ist  die  Erklärung  bei  der  Kanzlei  des 
Triedensrichieramtes  am  Sitze  jedes  dieser  Betriebe  abzugeben. 

In  den  dem  Oeeetse  betr.  die  Wettoftttenordnungen  vom  15.  Juni  1896 
unterstellten  Betrieben  ist  diese  Erklärung  auch  in  eine  gemftss  dem  ge- 
nannten Gesetze  abgefasste  und  angeschlagene  WerkBtättenordnmig  anfsu- 
nohraen.  Andernfalls  ist  die  Erklärung  nur  dann  wirksam,  wenn  nach- 
gewiesen weixlen  kann,  daöb  der  Arbeiter  vor  seiner  Anstellung  von  ihr 
Kenntnis  hatte.  Dieser  Beweis  kann  durch  alle  rechtlichen  Mittel  er- 
bracht werden. 

Art.  4.  Wenn  der  Unfall  eine  vorübergehende  gänzliche  Erwerbs- 
unftlhigkeit  von  mehr  als  einer.  Wndie  verursja'-ht  liat,  so  hat  der  Ver- 
letzte von  dein  dem  Unfall  folgenden  Tage  an  einen  Anspruch  auf  eine 
tägliche  Entschädigung  in  der  Hohe  der  Hälfte  seines  durchschnittlichen 
Tagelohnes. 

Ist  die  V(^riibergehende  Erwerbsimfähigkeit  eine  teilweise,  oder  wird 

sie  zu  einer  solchen,  betriigt  die  Ent.schadigung  die  Hälfte  der  DitFerenz 
zwischen  dem  vom  Verletzten  vor  dem  I'nfall  bezogenen  und  demjenigen 
Einkommen,  das  er  vor  seiner  völligen  Wiederherstellung  zu  verdienen 
vermag. 

Ist  die  Erwerbennfähigkeit  eine  dauernde  oder  wird  sie  zu  einer 
solchen,  so  tritt  ein  nach  dem  Grade  der  Erwerb.sfähigkeit  den  vor- 
stehenden Vorschriften  entsprechend  bemessener  jährlicher  Betrag  in  der 
Höhe  der  Hälfte  an  die  «Steile  der  vorübergehenden  Entschädigung,  und 
zwar  von  dem  Tage  an,  mit  welchem,  sei  es  durch  Uebereinkommen  der 
Parteien  oder  durdi  endgültiges  Urteil,  die  Erwerbsunfähigjceit  als  eine 
dauernde  festgestellt  ist.  Mit  Ablauf  der  Revisionsfrist  des  Art.  80  wird 
<üeser  jährliche  Betrag  durch  eine  Leibrente  ersetzt. 
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Axt.  5.   Dar  Unternehmer  hat  neeh  Masagabe  der  nadurtehenden  Bft> 

Stimmungen  für  die  Arzt-  und  Aizneikosten  anfzukommen,  welche  dindi 
den  Unfall  vemraaGht  worden  und  wfthrend  des  ersten  Halbjahres  er* 

waobHOn  sind. 

Wenn  der  Uuternchiuer  zu  eigenen  Laoten  eine  änstliche  und  pharma- 
eentisehe  Pflege  eingeriditet  nnd  diese  Tateache  in  einem  beeondem  Ar- 
tikel der  Werkstftttenordnong  erw&hnt  hat,   so  steht  dem  Verletzten  di« 

Wahl  des  Arztes  niul  dos  Apothekers  nicht  offen;  das  <r]eiche  (ri\t,  wenn 
eine  VVerkst&ttenordnung  zwar  nicht  vorhanden  ist,  die  Parteien  aber  in 
einer  besonderen  Bestimmung  des  Arbeitsvertrages  dahin  übereingekommen 
sind,  dass  der  Unternehmer  eine  solche  Pflege  einsnrichten  habe. 

Li  allen  andern  Fftllen  steht  dem  Verletzten  die  Wahl  des  AntM 
nnd  des  Apothekers  frei;  jedoch  hat  der  Unternehmer  nur  bis  zu  der 
Pauschalsumme  einzustehen,  welche  in  einem  durch  königliche  Verordniuig 
aufgestellten  Medizinaltarif  festgesetzt  ist. 

Die  Entschädigungen  fUr  Arzt-  und  Arzeneikosten  können  denjemgeo 
entrichtet  verden,  wddie  sie  fibemommen  haben.  Die  Personen,  deneo 
diese  Kosten  gesdiuldet  werden,  besitsen  eine  direkte  Klage  gegoi  diu 
Unternehmer. 

Art.  C).  Wenn  der  Unfall  den  Tod  dos  Verletzten  verursacht  bat, 
so  sind  die  folgenden  Entschädigungen  zu  gewähren  : 

1)  75  frcs.  Begräbniskosten.  Auch  auf  diese  Entsriiädigung  ist  die 
Norm  des  Art.  5,  letster  Absatz,  anwendbar. 

2)  Eine  Kapitalsuinme,  die  dorn  Werte  einer  Leibrente  im  Betrage 
v<m  30  Proz.  des  Jahreskdines,  berechnet  anf  das  Alter  des  Verletzten  im 
Zeitpunkt  des  Todes,  entspricht. 

Diese  Kapitalsumme  ist  ausschliesslich  den  nachbeimunteu  Personeu 
msneignen : 

A.  Dem  Ehegatten,  wenn  er  weder  gttnslidi  noch  von  Tisch  undfiett 

geschieden  ist  und  die  Ehe  schon  vor  dem  Unfall  geschlossen  war;  jedodi 
hat  der  Witwer  nur  dann  einen  Anspruch  auf  Entschädigung,  wenn  dis 

Getütete  seine  SttUzo  war: 

B.  Den  hintorliliobenen  und  nachgeborenen  elielichen  Kindern  de^ 
Getöteten  und  den  unehelichen,  welche  er  vor  dem  Untall  auerkamit  bat, 
beiden  bis  zur  Erreichung  des  16.  Altengafares; 

C.  Ben  Orosskindem  unter  16  Jahren  und  den  Asoendenten,  deren 
E^fthrer  der  Getötete  war; 

D.  Den  Brttdem  und  Schwestern  unter  16  Jahren,  deren  Emlhrsr 

der  Getötete  war. 

Der  Ebefratto  hat  lediglich  einen  An-spruch  auf  '/j  der  Kapitalsjumme, 
wenn  zugleich  mehrere  Kinder  anspruchberechtigt  sind ;  er  hat  einen  An- 
spruch auf  V5,  wenn  nur  ein  einziges  Kind  oder  eine  oder  mehrere  der 
in  den  übrigen  Kategorien  genannten  Personen  sugleidi  anspruehberedi' 
tigt  sind. 

Die  Kinder  haben  den  Vorrane  vor  den  Anspnichberechtijrten  stib  C 
und  D ;  die  Anspruchberecbti^ten  sub  C  schiiesseu  diejenigen  sub  D  aua 
Zwischen  den  ibisprui^berechtigten  einer  und  derselben  Kategorie  wird 
die  Teilung  nach  Köpfen  vorgenommen.    Wenn  jedoch  kein  fiberlebender 

EliejL'i^tte  vorhanden  ist.  so  werden  die  Grosskinder  zusammen  mit  den 
Kindern  berechtigt,  die  Teilung  geschieht  dann  aber  nach  ätAmmen. 
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Die  Teile  des  tiWlebendeii  Ehegatten  und  der  Asoendenten  werden 

in  Leibrenten  umgewandelt. 

Die  Teile  der  übrigen  Anspmchberechti^ten  werden  in  Zoitrenten  um- 
gewandelt, die  mir  Erreichung  des  16.  Altersjahres  erlöschen.  E-^  kann 
jedoch  der  Bichter  auf  das  Ersuchen  aller  Beteiligten  hin  und  nachdem 
er  die  Parteien  mvor  darttber  Temominen  oder  sor  yemehmung  auf- 
gefordert hat,  einen  anderen  HodoB  der  Kapitalanlage  verittgen;  er 
Icann  auch  unter  denselben  Bedingungen  die  Verteilung  der  Kapitaisonnne 
zwischen  zugleich  berufenen  Anspmchberechtigten  abändern. 

Art.  7.  Der  Verletzte  oder  äeine  Kechtsnachfolger  duit'eu  verlangen, 
dass  ihnen  höchBtMi&8  ein  Drittel  des  Leibrentenwertes  in  Kapital  verab- 
folgt werde. 

Der  Kichter  wird,  naehdem  er  den  Unternehmer  darüber  veroonunen 
oder  zur  Vernehmlassung  gehörig;  rvifgofordert  hat^  seine  Verftlgong  mffg* 
liehst  im  Interesse  der  Kläger  tretien. 

Im  Falle  teüweiser,  dauernder  ErwerbsuuiUliigkeit  imd  wenn  die  jähr- 
lichen Betreffnisse  60  fircs.  nicht  erreicben  wflrden,  kann  der  Richter  auch 
in  gleicher  Form  nnd  anf  das  Verlangen  aller  Bett  ili^^ten  hin  verfugen,  dass 
der  Wert  der  ganzen  Rente  dem  Verletzten  in  Ka})ital  verabfolgt  werde. 

Der  Wert  einer  Leibrente  wird  berec-knet  nach  einem  durch  könig- 
liche Vei-ftigung  geuohmigten  und  der  Xommifision  für  Betriebsunfälle  zur 
Begutachtung  vorgelegten  Tarif. 

Art.  8.  Unter  dem  Einkommen,  welches  znr  Bemessung  der  Ent> 
Schädigungen  dient,  ist  der  wirkliche  Arbeitslohn  zu  verstehen,  der  dem 
Arbeiter  während  des  dem  L^nfalle  voransgehenden  Jahres  in  dem  Be- 
triebe, in  welchem  dieser  erfolgte,  vertraglich  zustand. 

Bei  den  weniger  als  ein  Jahr  in  einem  Betriebe  beech&ftigten  Ar- 
beitern ist  unter  dem  Einkommen  der  wirkliche,  ihnen  sustehende  Arbeits- 
lohn, vormehrt  um  den  durchschnittlichen,  Arbeitern  derselben  Klasse  SU- 
stehenden  Arl  ^itHlolm  wahrend  der  lur  Ei^nsnng  des  Jahres  nötigen 
Periode  zu  verstehen. 

Bei  Saisonbetrieben  soll  bei  Berechnung  der  Entschädigung  sowohl 
dem  ftlr  die  Daner  der  BetriebrfAhigkeit  snstehenden  Arbeitslcdin  als  audi 
dem  Gewinne  Bechnnng  getragen  werden,  den  der  Arbeiter  wfthrend  des 
übrigen  Jahres  zu  erwerben  im  stände  ist. 

Wenn  der  .Jahres arbeitslohn  2400  frcs.  übersteigt,  so  ist  er  bei  Be- 
messung der  Entschädigung  nur  his  zum  Betrage  dieser  Summe  in  Betracht 
ZU  sieben. 

Was  die  Lehrlinge  und  die  weniger  als  16  Jahre  alten  Arbeiter 
anbelangt,  so  beträgt  der  für  sie  massgebende  Arbeitslohn  nie  weniger 
als  der  Arboitslolin  der  am  mindesten  bezahlten  andern  Arlieiter  desselben 
Berufszweiges ;  in  keinem  Falle  darf  er  unter  365  frcs.  jährlich  ver- 
anschlagt  werden. 

Der  durchschnittlidie  Tagesarbeitslohn  wird  gefanden,  indem  man  den 
nach  den  obigen  Bestimmungen  fest^esetsten  Jahresarbeitslohn  durch 
865  dividiert. 

Art.  9.  Die  Eegiening  kann  für  i)estimmte  Industrien,  nachdem  sie 
das  Gutachten  der  zust&ndi^n  Abt^ungen  des  Lidustrie-  und  des  Arbeits- 
rates eingeholt  hat,  dahin  entscheiden,  dass  dw  massgebende  Arbeitslohn 
nach  dem  Jahresdurchschnitt  der  während  eines  Zeitraumes  von  höchstens 
10  Jahren  vor  dem  Unfälle  besahlten  Arbeitslohne  ÜBstgesetst  werde. 
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Art.  10.  IKe  in  den  vorbergelranden  Artikeln  festgesetzten  Ent- 
schidigungsbetrage  fallen  ansschlieHslich  dem  Unternehmer  zur  Last. 

Der  T^nterriehmer  ist  jedoch,  initer  Vorbehalt  des  Art.  11,  voti  dief^er 
Last  beireit,  wenn  er  zur  Bezahluug  der  geuaimten  Beti*äge  mit  einer  der 
gemäss  den  Bestimmungen  des  Kap.  U  dieses  Gesetzes  zugelassenen  Ver- 
sidierungsgesellschafiten  oder  mit  der  geoAaa  Art  85  organisierten  Tfl^ 
sichenmgskasse  einen  Versicherangsvortrag  abgeschlossen  hat.  In  diesem 
Falle  tritt  der  Versicherer  voll  und  ganx  in  die  Pflichten  des  ünte^ 
nehmers  ein. 

Ißt  ein  solcher  Versicherung« vertrag  nicht  abgeschlossen  worden,  6(> 
sind  die  privaten  Unternehmer  unter  Vorbehalt  der  übrigen  in  diesem  Ge- 
setze begründeten  Verpflichtungen  gehalten,  an  den  durch  Art.  2(>  be- 
gHindeten  Spezialfoiifl.s  Leizutrageu ;  sie  können  jedoch  auf  das  nutAclifen 
der  Koiniiiission  für  Betrieb.simftlle  hin  dtirch  rainisterioUe  Vertagung 
dieser  Pliicht  entbunden  werden,  wenn  sie  die  eventuelle  Bezahlung  der 
JSntschftdigungsbeträge  nach  den  Bestimmungen  nnd  in  der  Wttse  sicher' 
gestellt  haben,  wie  dies  eine  königliche  Verordnung  vorschreiben  wird. 

Art.  11.  Die  Unternehmer  oder  ihre  Versicherer  können  mit  den  von 
der  Regierung  anerkannten  G^esellschaff  en  auf  Gegenseitirrkeit  dahin  über- 
einkommen, dass  diese  während  höchüteus  einem  halben  Jahre  vom  Unfälle 
an  die  Leistung  der  Entschädigungen,  die  ihre  Mitglieder  bei  Erwerb«* 
QnfiLhigkeit  su  beanspruchen  hätten,  übernehmen,  unter  der  Bedingt»^ 
jedoch,  dass  nachgewien  r  erde: 

l""!  dass  die  Srliuldiier  dieser  FntschftdigUDgen  einen  Toil  des  ilitglied- 
schalt^beitiages  zu  eigenen  Lasten  übernommen  haben;  dieser  auf  gegen- 
seitiger Abmachung  beruhende  Teil  mnss  mindestens  ein  Drittel  des 
Beitrages  ausmachen; 

2)  dass  die  betreifenden  Qeseüschaften  ihren  Mitgliedern  in  Krsnk» 
heitsf^llen  dieselben  Unterstiitzungren  g^ewähren  wie  bei  Verletznnpren. 

Wenn  der  von  der  Gesell'^rhaft  gewahrte  tägliche  Unterstützaii^^s- 
beitrag  niedriger  ist  als  die  geuiass  diesem  Gesetze  zu  beanspruchende 
Entschädigung,  so  hat  der  Unternehmer  den  Best  susnlegen. 

Eine  königliche  Verordnung  regelt  die  Bedingungen,  unter  welchen 
die  Gesellschaften  auf  Gegeuseiticrkeit  die  Leistung  der  auf  eine  bestimmte 
Zeit  an  Stelle  der  Entsch&digungsleistung  tretenden  Untersttltcangs- 
bei träge  übernehmen  können. 

Art  12.   Die  Entschädigungen        vorttbergehende  IWerbsunfUug- 
keit  »ind  in  den  Üblidien  Lohnfristen  zahlbar;  die  Entschädigungen  för 
dauemde  Erwerbsunftlhigkeit  und  die  Hinterlassenenrenten  sind  virn^  l 
jährlich  je  zu  einem  Viertel  zahlbar;  die  Begräbniskosten  sind  sahlbarim 
Monat  des  Todes. 

Art.  18.  Die  auf  Qrund  dieses  Gesetaes  den  yerletsten  oder  ihm 
Bechtsnachfolgem  geschuldeten  Entschidigongen  kennen  nur  fibr  gesetir 
liehe  Alimentenverpflichtungen  mit  Arrest  belegt  werden, 

Kapitel  II:  Sicherstellung  und  Versicherung. 
Art.  14.    Die  in  Art.  16  genannten  Fälle  ausgenommen,  ist  der  Unter* 
nehmer  gehalten,  das  Bentenkapital  gemäss  dem  in  Art.  7  vorgeseheooQ 
Tarif  entweder  bei  der  Allgemeinen  Ersparnis-  und  Alterskasse  oder  bei 

einem  andern,  znm  T?enten<ie8chäft  zugelassenen  Institut  anmlep^en.  Eine 
königliche  Verordnung  bestimmt  die  nötigen  Voraussetzungen  iiir  die  Zu- 
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Ifissnng,  welche  letztere   von    der  T\e;^ieTOng   erst  auf  das  Gutachton  der 
Kommission  für  Betriebsunfälle  hia  ausgesprochen  werden  kann. 
Die  Kapitalanlage  muss  bewirkt  werden: 

bei  Tötung  des  Arbeiters  in  deinjenigen  Monat,  in  weldiem  die  Be* 
teiligten  eine  Uebereinktmft  getroffen  haben,  oder,  mangels  einer  soldien 
Uebereinkunft,  in  demjenigen  Monat,  in  welchem  das  definitive  Urteil  ergeht ; 

bei  danomder  Frwerbsnnfilhigkeit  in  demjenigen  Monat,  in  welchem 
die  in  Art.  30  normierte  Revisiousfrist  abläuft. 

Es  können  jedoch  die  vom  Unternehmer  mit  der  Eentenzahluug  be- 
auftragten Institute  auf  ihre  eigene  Verantwortlichkeit  imd  Gefahr  hin 
den  Unternehmern  Aufschub  bewilligen. 

In  diesem  Falle  sind  die  Institute  in  die  Klagrechte  nnd  Privilegien 
des  Verletzten  und  seiner  Rechtsnachfolger  ein«^esetzt. 

Art.  15.  Die  Forderung  des  Verletzten  oder  seiner  Kechtsuaciiloiger 
ist  dnrch  ein  Konkursprivileg  sichergestellt,  welches  als  No.  4*"  den  Rimg 
unmittelbar  hinter  No.  4  des  Art.  19  des  Gesetzes  fibsr  die  Privilegien 
und  H;/prthpkcn  vom  IG.  Dezember  1851  einnimmt. 

Art.  Ui.  Der  Unternehmer  ist  der  Verpilichtung  zur  Einzahlung  des 
Hentenkapitals  entbunden,  wenn  er  nachweist: 

dass  er  einen  Versidierer  gemftss  Art»  10  in  seine  yerpfli<ditungeu 
eingesetzt  hat ;  diese  EinsetsBung  bewirkt  die  Befreinng  von  dem  in  Art.  1& 
errichteten  Privileg: 

oder  indem  er  die  Rentenzahlung  dadurch  sicherstellt,  dass  er,  gemäss 
den  durch  königliche  Verordnung  aufzustellenden  Bedingungen,  bei  der 
DepoflitttDkasse  ä«r  hei  der  Al^iundnan  Iinqpimifl^  nnd  Alterskitsse  Titel 
in  einem  die  Anlage  des  nicht  einbeaahlten  Kapitals  eventnell  sidiemden 
Wert  deponiert 

In  «gleicher  Weise  ist  er  von  der  Pflicht,  das  Rentenkapital  einzu- 
beaaliien,  entbunden,  wenn  die  eventuelle  Anlage  dieses  Kapitals  oder 
die  Kentenzahlung  durch  eine  Hypothek  oder  eine  Kaution  gesichert  ist, 
die  der  Friedensrichter,  nachdem  der  Verletste  oder  seine  Rechtsnachfolger 
gehört  oder  zur  Vernehmlassung  gehörig  geladen  worden  sind,  als  einzige 
Instanz  für  genügend  erklärt 

Das  Urteil  bezeichnet  die  mit  der  Hypothek  belasteten  Immobilien, 
den  CT0'2:enistand  der  Sicherstellung  und  die  Summe,  bis  zu  welcher  der 
Eintrag  vorgenommm  werden  kann. 

Der  Biditer  kann  auch  zu  diesem  Zwecke  der  Sicherstellnng  die  An- 
wei«;nnnr  eines  Staatsschuldscheins,  sei  es  su  Eigentum,  sei  es  sa  Niess- 
brauch,  als  genügend  erkliUen. 

Die  Eintragungen  oder  Einsprüche  werden  kralt  Urteils  duich  den 
Oeriditssolireiber  oder  den  Staatsanwalt  oder  auch  dnrdi  den  Verletzten 
oder  seine  Rechtsnachfolger  verlangt. 

Auf  die  durch  diese  Bestimmong  vorgesehenen  Rechtshandlnngen  ist 
Art.  32  anwendbar. 

Art.  17.  £s  werden  zu  den  Zwecken  dieses  Gesetzes  zugelassen  die 
dnroh  die  Unternehmer  gemeinsam  eingerichteten  Un&llkassen  mid  die 
VersidMamiigq;esellBdbaften  mit  festen  Prikmiensfttsen,  die  sich  dem  durch 
kttniglidie  Yerordnong  zu  erlassenden  Reglement  anpassen  werden. 

Die  zugelassenen  Versicherer  sind  gehalten,  gemäss  den  durch  das 
Reglement  aufzustellenden  Bedingungen  Reserven  zu  bilden  oder  Kautionen 
zu  stellen. 
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Die  Reserven  oder  die  Eautionsbetr&ge  sind  vor  aUem  anderen  snr 
Bezahlung  der  Entschädifj;uiu'on  bestimmt. 

Den  Entsch&di^uugHgläuüigern  und  üireu  Rechtsnachfolgern  darf  durch 
die  zugelassenen  Versicherer  keinerlei  Verfallkiausel  eutgegeugehalten  werden. 

Axt  18.  Die  Bewillignng  oder  der  Widerrof  der  Znlnaamig  gesdiiilit 
durch  die  Begiemng,  welche  zuvor  das  Chttacfaten  der  KommiBsion  fllr 
Betrii^b^ini fälle  einzuholen  hat. 

i>ie  königlichen  Zulassung»-  oder  Widerruläverftigongen  werdw  in 
den  „Moniteur*'  eingerückt. 

Das  Verseichnis  der  zugelaaeenen  Gesellsoliaften  wird  viertelifthriidi 
durch  den  „Monitenr"  veröffentlicht. 

Art.  19.  Die  gemäss  Art.  17  zugelassenen  Unfallskassen  der  Unter- 
nehmer besitzen  juristische  Persönlichkeit  und  die  durch  das  Gresetz  vom 
28.  Märs  1868  den  uurch  die  Regierung  anerkannten  Fürsorgekassen  für 
Bergleute  znerkannten  Vorrechte. 

Die  Statuten  dieser  Kaaaen  können  bestimmen,  daes  die  auf  Grand 
der  Erwerhsunfähifikeit  zu  zahlenden  Entschädigungen  w?\hrend  einer  Frist 
von  höchstens  6  Monaten  .seit  dem  Unfall  vom  Unternehmer  oder  für  ihn 
von  einer  lokalen  Kasse  den  Verletzten  direkt  zu  zahlen  seien,  alles  ontor 
Garantie  der  beteiligten  Kasse. 

Art.  20.  Es  wird  unter  dem  Namen  eines  Garantiefondn  eine  Kasse 
gegen  Zahlungsn nfilhigkeit  des  Unternehmers  begründet;  diese  Kasse  be- 
zweckt, ffir  Bezahlung  der  infolge  von  T'ntlvllen  f^^eschuldetfr»  KntscliSd->iin<^s- 
betr;i(2:e  zu  sorgen,  wenn  der  Unteniehmer  nicht  im  stände  ist,  die  ihm 
obliügouden  Verbindlichkeiten  sni  erfüllen. 

Dieser  Fonds  wird  mit  der  Depositenkaeae  verbunden. 

Die  Intervention  dieses  ¥fm6a  ist  bedingt  durch  die  vorherige  Feet- 
Btellung,  dass  der  Unternehmer,  reap.  der  Verncherer,  aeinea  Verpfliok- 
tuiifren  nicht  nachkam. 

Dem  l'ouds  steht  ein  Regressrecht  gegen  die  nichtzahleudeu  Schuldner 
an;  er  tritt  in  die  Ansprüche^  Klagreehte  nnd  Voiredite  des  Verletiten 
oder  ihrer  Rechtsnachfolger  ein,  sowohl  dem  Untemehmear,  als  anch  Dritten 
gegenfiber. 

Der  Rogross  gegen  den  Unternehmer  geschieht  wie  bei  den  direkten 
Steuern  auf  dem  Wege  gerichtlicher  Exekution. 

Der  Garantiefonds  wird  gespiesen  durch  Einlagen,  die  m  Lasten  der- 
jenigen privaten  Unternehmer  fallen,  welche,  auf  das  Verlangen  der  Ver- 
waltung der  direkten  Steuern  hin,  sich  nicht  über  den  in  Art.  10  Abs.  2 
vorgesehenen  Versicheningsverti*ag  oder  die  Dispens  des  Ab.s.  3  desselben 
Artikels  auf«weisen  können.  Eine  königliche  Verordnung  regelt  die  £r- 
klftrung  nnd  die  ttbrigen  hinsichtlieh  dieses  Ausweises  erfordv Uohen  FBm* 
lichkeiten. 

Der  Betrag  der  Einlagen  wird  auf  das  Gutachten  der  Konunission 
für  BetriebsuniUlle  hin  durch  königliche  Yer^rdrinTifr  be-^timmt. 

Die  Aufstellung  der  Listen  der  Beitragspüichtigen,  die  Ausübung  des 
Hekurses  der  pflichtig  Erklärten  und  die  nötigenfalls  durch  ZwangsexekntiiMi 
vorzunehmende  Erhebung  der  Gelder  gesobiät  wie  in  Sachen  der  direktes 
Steuern. 

Kapitel  III:  S  c  h  a  d  u  u  c  i  b  a  t  z  nach  b  ii  r  g  e  r  1  i  c  h  ^mh  Recht- 
Art.  21.    Wenn  der  Unternehmer  den  Unfall  absichtlich  herbeigef^ut 
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hat,  60  bleib«!!  die  aUgemeinen  Normen  dee  btli^rliohen  Sohadenersata- 

rechtes  in  ELraft. 

In  allen  übrigen  Fällen  geben  die  Scliadensfolyen  von  Betrieb.sunf^Ilen 
keinen  anderen  Ans])ruch,  weder  zu  J^asten  des  Unternehmers  noch  zu  Ounsten 
des  Verletzten  oder  seiner  Rechtsnachfolger,  als  einzig  deigeuigeu  auf  die 
in  diesem  G^eeetoe  feetgeeetsten  Ersatdeistuiigen. 

In  keinem  Falle  können  Schadenenata  nach  bttigerlichem  Recht 
in]  Ersatsleistimgen  nach  dem  gegenwärtigen  GesetM  ingleich  gefordert 
werden. 

Unabhängig  von  der  in  diesem  Oesetze  begründeten  Klage  behalten 
der  Verletite  od«-  seine  Rechtsnachfolger  gegenüber  den  fUr  den  Uui  all 
yerantwortlidien  PenKwen,  aiugenommen  den  üntemehmer,  seine  Arbeiter 
imd  Aufseher,  das  Recht,  nach  den  Beetinminxigen  dee  bürgerlichen  Rechts 
den  Ersatz  des  verursachten  Nachteiles  zu  fordern;  in  diesem  Falle  ist 
der  Unternehmer  bis  zum  Betrage  des  zugesprochenen  Schadenersatzes 
seiner  Verpflichtungen  entbunden. 

Wenn  der  Verletste  oder  seine  Rechtsnachfolger  von  ihrem  Klag- 
recbte  gegen  den  verantwortlichen  Dritten  keinen  Gebrauch  machen,  so 
kann  es  an  ihrer  Stelle  von  dem  Unternehmer  auf  seine  Gefahr  und  Kosten 
hin  ausgeübt  werden. 

Art.  22.  Ein  Anspruch  auf  die  in  diesem  Gesetze  festgesetzten  Knt- 
sdi&digungen  besteht  nicht,  wenn  der  Unfall  vom  Verletsten  abdchtlidi 
herbeigeführt  worden  ist. 

Auch  derjenif,'e  I^cchtsnachfolger,  der  absicJitlich  den  Unfall  herbei- 
geführt hat,  besitzt  keinerlei  Anspruch  auf  Ent8chädig:ung. 

Art.  23.  Jede  Uebereinkunit,  welche  den  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setees  snwiderlftnft,  ist  nnll  nnd  nichtig. 

Kapitel  lY:  Unfallsanzeige  nnd  Gerichtsbarkeit. 
Art.  24.  Jeder  feinem  Arbeiter  während  seiner  Arbeit  zugestoasene 
Unfall,  der  den  Tod  den  Verletzten  oder  seine  Erwerböirnftlhigkeit  v^r- 
orsacht  hat  oder  su  verursachen  geeignet  ist,  muss  durch  den  Unternelmuer 
oder  seinen  Vertreter  binnen  drei  Tagen  angezeigt  werden,  onter  Vor- 
behalt  sller  ttbrigen  durch  Gesetse  oder  Verordnnngen  vorgeschriebenen 
Aufnahmen. 

Die  An/.ei<:e  geschieht  schriftlich  an  den  Gewerbeinspektnr.  ebenso 
au  die  Kauzlei  des  Friedonsrichteramtes  oder  der  gemäss  Art.  26  zu- 
stftndigen  Sdiiedskommission.  Der  Anaeige  sollen  das  Wesen  und  die 
äusseren  Umstlnde  des  Unfihlles  zu  entnehmen  sein;  sie  nennt  eventuell 
den  Versicherer,  mit  dorn  sich  der  Uniemehmer  vereinbart  hat.  Eine 
königliche  Verordnung  bestimmt  ausserdem  die  Form  nnd  die  Beschaffen- 
heit der  Anzeige  und  ebenso  die  Fftlle,  in  denen  auf  Kosten  des  Anzeige- 
pflichtigen ein  ftrstlielieB  Attest  beizulegen  ist. 

Die  ünfallsanceige  kann  in  glmdier  Weise  vom  Terletsten  oder  seinen 
Rechtsnachfolgern  gemacht  werden. 

Den  Anzeigenden  ist  immer  eine  Bescheinigung  der  Anzeige  durch 
den  Kanzleischreiber  zuzustellen. 

Wenn  si<di  aus  der  Anzeige  ergibt,  dass  der  Unternehmer  die  An- 
wendung dieses  Gesetzes  auf  den  gemeldeten  Unfall  namentlich  aus 
Gründen,  die  in  den  äusseren  Umständen  des  Ereignisses  oder  in  der 
Person  des  Verletzten  liegen,  nicht  anerkennt,  so  hat  der  Gewerbe» 

ArbcitMichata.  43 
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Inspektor  eine  Untersttchung  Uber  die  Ursachen  de«  Unfalles  vorzunehmeu. 
Wenn  er  gemftaa  dieser  Bestumnnng  oder  in  Anaftbrong  der  aof  die 

GeverbepoH^ei  bezüglichen  Gesetze  nnd  Verordnungen  zu  einer  ünier- 
HUfhung  geschritten  ist,  so  hat  er  eine  Ausfertigung  des  ünter8uchnn;r<- 
protokolls  an  die  Kanzloi  der  zuständigen  Schiedsinstanz  zu  fibersendeu. 

Die  Parteien  »lud  berechtigt,  aui  ihre  Kosten  bei  der  Kanzlei  von 
der  Unfallsanzeige,  dem  ftnstliclien  Atteste  und  eventaell  dem  Unter* 
snchnngsprotokoll  Kenntnis  oder  Kopie  zu  nehmen. 

Art.  25.  Unternolimer  oder  deren  Vertreter,  welche  den  Be- 
stimmungen des  vorigen  Artikels  zuwiderhandeln,  werden  mit  einer  Bma^ 
von  5 — 25  frcä.  bestraft. 

BoKltglidi  der  Naobforaohimgon  nach  Uebertretungeu,  d&p  FeatsteUoiig 
▼on  solchen,  sowie  der  Untersachcmgen  in  Unfallsachen  sind  die  Gewerbe- 
inspektoren mit  den  Kompetenzen  ausgestattet,  welche  ihnen  die  Gesetze 
vom  5.  Mai  1888  nnd  vom  11.  April  1896  verleihen,  und  zwar  unter  dem 
Schutze  der  Strai'bestimmungen,  die  in  den  genannten  Gesetzen  zu  Lastea 
derjenigen  Untonehmer  oder  ihrer  Vertreter  aufgestellt  sind,  welche  der 
Ansflbung  dieser  SompetemHui  ffindemisse  in  den  Weg  legen. 

Bei  Gesetsestlbertretungen  nehmen  die  Inspektwen  ein  Protokoll  auf, 
welches  bis  zum  Gegenbeweis  als  richtig  prÄsutniert-  wird.  Eine  K-pie 
des  Protokolls  ist  bei  Gefahr  der  Nichtigkeit  binnen  zwei  Tagen  dem 
Uebertreteuden  zu  übersenden. 

Art.  26.  Der  Friedensrichter  des  Besirkee,  in  welchem  der  ün&U 
sich  ereignete,  hat  auf  Grund  dieses  Geseties  tiber  SchadenersatcUagW 
von  Arbeitern  oder  deren  Eeclitsnachfolgem,  sowie  über  Begehren  auf  Re- 
vision der  Entächädigungsbemessungon  zu  erkennen ;  er  entscheidet  end- 
gültig Streitigkeiten  bis  zu  einem  Streitwert  von  300  frcs.,  und  als  erste 
Instanz  solche  ttber  jeden  beliebigen  höheren  Streitwert  Wenn  sich  der 
Unfall  im  Ausland  ereignet  hat,  wird  der  ÖrÜich  snstSndige  Friedens- 
richter  wie  bei  Fahrnissachen  bestimmt. 

Bezüglich  derjenigen  Betriebe,  welche  einer  der  zugelassenen  Uiifalls- 
kassen  der  Unternehmer  zugehören,  können  die  Statuten  dieser  Kasseii 
bestammen,  dasa  die  Entsdiieidiing  von  Streitigkeiten  einer  8ehieds> 
konmiission  zu  übertragen  sei,  die  nadi  den  im  vorigen  Abschnitt 
gestellten  Kegeln  entweder  endgültig  oder  unter  Vorbehalt  der  Appellation 
an  das  Gericht  erster  Instanz  am  Sitze  der  Kasse  entscheiden  wird.  Diese 
Bestimmung  ist  in  der  durch  die  Statuten  zu  bezeichnenden  Form  zur 
Kenntnis  der  Arbeiter  zu  bringen. 

Die  Schiedskommission  begeht  aus  einem  Gerichtsrat  eis  Pnside&ten, 
der  sn  diesem  Zwecke  vom  ersten  Vorsitzenden  des  AppeUhofbs  beeeicbDet 
W'ird,  nnd  einer  gleich  grossen  Anzahl  Unternehmer  nnd  Arbeiter.  Die 
Organisaf ion  der  Kommission  und  das  Schiedsverfahren  w^ird  durch  die 
Stututeu  in  Lebereinstimmimg  mit  den  Normen  des  in  Art.  17  dieses  Ge- 
setses  vorgesehenen  Beglements  geordnet. 

Art.  27.  Selbst  in  dem  Falle  d^  in  Art.  10  Abs.  2  dieses  Geseties 
vorgesehenen  Eintritten  eines  Versicherers  in  die  Pflichten  des  Unternehmers 
haben  der  Arbeiter  und  seine  Rechtsnachfolger  immer  noch  die  Befugnis, 
diiekt  den  Unternehmer  vor  Gericht  zu  ziehen,  unter  Vorbehalt  de« 
diesem  snstehenden  Hechtes,  dem  Versicherer  den  Streit  zu  verk(fndigen> 

Der  Verletzte  oder  seine  Rechtsnachfolger  besitzen  in  allen  FiUen  eis 
direktes  Elagrecht  gegen  den  Versicherer,  auch  den  nicht  sagelsssenes; 
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ihre  Forderung  genie^öt  ein  Privileg  auf  alles,  was  dieser  dem  üutcr- 
nehmer  aus  dem  Versicherungsvorhftltnis  schuldet. 

In  Besnig  auf  die  gegen  nicht  zogelassene  Versioherer  geriditeten 
Klagen  bleiben  die  Beditssaixe  Uber  die  ordentliche  Znstftndigkeit  in 

Kraft 

Art.  28.  W  enn  die  Sache  nicht  spruchreif'  ist ,  hat  der  Ivit-hter 
immer  das  liecht,  selbst  von  Amts  wegen  dem  Verletzten  oder  seinen 
Bechtsnachfolgern  eine  vorlftu£ge  Entschädigung  in  Fonn  einer  täg- 
lichen Leistung  zuzubilligen. 

Urteile,  weklie  Entschädigungen  auf  eine  bestimmte  Dauer  oder  auf 
Lebenszeit  zusprechen,  sind  vorläufig  vollstreckbar,  ohne  dass  dem  die 
Berufung  entgegenstünde  und  ohne  dass  Kaution  geleistet  werden  muss. 
Wenn  jedoch  eine  Beute  zugesprochen  wird,  deren  Kapital  betgetrieben 
werden  kann,  so  beschr&nkt  der  Richte  die  vorläufige  Vollstreckiing  auf 
die  Leistung  der  Rentenbetrftge ;  in  diesem  Falle  aber  hat  der  Richter 
die  Befugnis,  von  dorn  Unternehmer  Kantion  zu  verlangen,  wenn  dieser 
nicht  einen  Versicherer  in  seine  Verpflichtung  bat  eiutieteu  lassen. 

Bei  Zwangsvollstreckung  kann  der  Richter,  wenn  ein  Rentenkapital 
angelegt  werden  muee,  auf  das  Bemlthen  der  Beteiligten  hin  oder  selbst 
von  Amts  wegen  einen  Kurator  ad  hoc  bezeichnen  mit  dem  Auftrag,  diese 
Anlage  vermittelst  der  beigetriebenen  Gelder  vorzunehmen. 

Art.  .SO.  T)m  Klage  auf  Bezablnng  der  in  diesem  G^etze  genannten 
Enttichädiguugen  verjikhrt  in  diei  Jahren. 

Das  auf  die  TerscUechterang  oder  die  Verbesserong  des  Zustandes 
des  Verletzten,  oder  auf  seinen  infolge  der  üufallafolgen  eingetretenen 
Tod  gestützte  Begehren  um  Revision  der  Entschädigungen  steht  drei  Jahre 
vom  Tage  der  zwis^chen  den  Parteien  vollzogenen  Uebereinkimi't  oder  des 
definitiven  Urteils  an  offen. 

Art.  81.  Die  Klage  auf  Besahlung  oder  das  Begehren  um  Revision 
einer  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  Entschädigung  kann  in  keinem  Falle 
vor  den  ^Strafgerichten  erhoben  werden ;  ihre  Anhebung  ist  unabhängig 
von  derjenigen  eines  öffentlichen  Verlahrens,  zu  dem  der  Unfall  eventuell 
Veranlassung  geben  könnte. 

Kapitel  V:  Fiskalische  Bestimmungen. 

.\rt.  32.  Alle  Handlungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  die  sich 
auf  die  Annführung  dieses  Gesetzes  be/!ph*>n,  sind  befreit  vom  8tem]iel 
und  deu  ivauzleigebtthren  und  können  unentgeltlich  eingetragen  werden, 
wenn  die  Förmlichkeit  des  Eintrages  erforderlich  ist 

Art.  83.  Alle  Sdieine,  tfffentUdie  und  andere  Urkunden,  deren  Vor- 
legung in  Vollziehung  dieses  Gesetzes  verlangt  werden  kann,  sind  durch 
die  Allgemeine  Ersparnis-  und  Alterskasse  und  durch  die  zugelassenen 
Unfallskassen  zu  liefern. 

Kapitel  VI:  Allgemeine  und  Uebergangabestimmungen. 

Art.  34.  Ein  technischer  Ausschuss  wird  durch  königliche  Verordnung 
beim  Indu.strie-  und  Arbeitsministerium  unter  den  Namen  einer  Kommission 
für  Betriebsunfölle  errichtet.  Sie  wird  aus  11  Mitgliedeni  zusammen- 
gesetzt, unter  denen  sich  mindestens  zwei  Aktuare,  ein  Arzt,  sowie  ein 
Vertreter  der  Unteraelmier  und  ein  Vertreter  der  Arbeiter,  welche  beide 
durdi  den  Arbeitsrat  gewiUt  werden,  zu  befinden  haben. 

48* 
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Unabhängig  von  den  ilu*  durch  dieses  Gesetz  übertragenen  Befugnissen 
wird  die  Kommission  alle  Frsgen  in  Betreff  des  Ersatses  der  durch  Be- 
triebäunftlle  verursachten  SchKdigangen  beraten,  welche  ihr  durch  den 

Minister  unterbn  itft  werden. 

Art.  B5.  Die  Allgemeine  Ersparni--  und  Alternkasse  ist  bevollmächtigt 
Yersicherungtigeschäf'te  gegen  die  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  Uniall- 
risiken  absuschliessen. 

Die  allgemeinen  Versieherangsbedingongen  sowie  die  Tarife  sind  dnrdi 
königliche  Verfügung  zu  genehmigen. 

Art.  Ht).  "Diojfnigen  VRrwchorMnjr^'pf^liceii,  welche  früher  als  6  Mo- 
nat u  vor  lukratttreten  dieses  (tesetzes  autjgestellt  worden  j^ind  und  sich 
auf  die  Unfallrisiken  der  dem  genannten  Gesetze  unterstellten  Betrieb« 
bexiehen,  kOnnen  während  einer  Frist  von  einem  Jahre  Tom  Inkrafttreten 
an  ;:«Tt''hnet ,  durch  den  Versicherer  oder  den  Versicherten  gekOndigt 
werden  durch  eine  Hchrifth'rhe  Eiklrirung,  über  welche  eine  Beecheinigong 
auszustellen  ist  oder  ilnrch  einen  aussergerichtlichen  Akt. 

Gegenteilige  Abmachungen  vorbehalten,  übt  diese  Kündigung  mre  VV'ir- 
knngen  nicht  vor  dem  Inkrafttreten  des  Geeetses  ans ;  sie  gibt  andi  keinerlei 
Anspruch  auf  Schadenersatz. 

Art.  87.  Das  gegenwartige  Gesetz  ifit  orst  f?  Monate  nach  Publi- 
kation der  letzten  königlichen  Verordnungen,  die  seine  Ausführung  regeln 
sollen,  vollstreckbar. 

Diese  Verordnungen  werden  wihrend  der  IVist  eines  Jahres  vom 
Zeitpunkt  der  Publikation  dieses  Gesetzes  an  erlassen  werden. 

Art.  38.     Bezüglich   der   nach    Inkrafttreten    dieses   Gesetzes  vor- 
kommenden Beti  ieb'^tmf^lle  ii^eniessen  die  durch  das  Gesetz  vom  28.  MSrz 
normierten  FUrsorgekassen  für  Bergleute  die  Begünstigung  der  in  Ait.  17 
vorgesehenen  Znlamag,  vorausgesetzt,  dass  sie  die  folgenden  Bedingungen 
erfüllen: 

1)  die  Kas.sen  müssen  durch  die  Regierung  anerkannt  sein;  ihre 

Statuten  sind  ihrer  Prüfung  und  Genehmigtmg  unterworfen : 

2)  die  Kassen  müssen  fortfahren,  die  Pensionen  und  Penten  aus- 
zuzahlen, welche  sie  auf  Grund  von  Unf^lleu  schulden,  die  vor  dem  In- 
krafttreten dieses  Gesetaes  erfolgt  sind; 

3)  die  Statuten  mOssen  die  nachstehend  au^es&hlten  B^eln  be* 
stätigen : 

a)  die  Beitr;\::c  und  Einlagen  für  den  Ersatz  der  ßetriebsunf)lUe  fallen 
ausschlie.H.slich  zu  Lasten  der  Bergwerksnntemehmer ; 

b)  die  Kassen  sorgen  ftbr  Bhitrichtung  der  Entschftdigungen  und  ftr 
die  Ausznlihiiig  der  Benten  in  den  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  vorge- 

sehenen  Fällen: 

c)  ihre  Verwaltung  und  Buchfnhrniig  ist  von  derjenigen  getrennt, 
welche  die  Bezahlung  der  wegen  Invalidität  oder  Alter  zu  leistenden  Pen- 
sionen und  Untwsttttzungen  liwtrifft; 

d)  die  Kassen  bestellen  die  durch  kttnigliohe  Verordnung  bestimmten 
Reserven,  Bürgschaften  oder  Kautionen: 

die  ETits(  li;t<lii.'iTnrren  dürfen  nicht  niedn'ijer  sein  als  die  in  diesem 
Gesetze  zuges|ir<M  lienen :  gleichwohl  dürleu  die  iStatuten  die  Zuteilung 
der  Entachädigiingen  für  tödliche  Uufä.lle  in  einer  anderen  als  der  in 
Art.  6  bestimmten  Weise  ordnen;  aber  in  ihrer  Gesamtheit  dttrfen  diese 
EntschAdigungen  nicht  geringer  sein  als  die  in  dem  sitierten  Artikel 
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gestandenen ;  die  8utat«n  kOnnen  auch  die  in  Art.  19  Abs.  2  Torgesehene 

Klausel  enthalten ; 

f)  die  Statuten  bestimiueu  die  Beding^un^^eu,  umor  »Jenen  ein  Berg- 
werksantemeluiier  auf  die  Zugehörigkeit  zur  Katise  verziciiten  kann. 

Die  Statuten  kdnnen  ver^gen,  dase  die  Entscheidung  über  Schaden- 
ersatzstreitigkeiten gemftss  den  Bestiinmangen  des  Art,  26  Abs.  2  vor 
sich  zu  gehen  hat. 

Die  PermanenzkomniissioTi  Apv  Fiirsorgekaasen  für  Bergleute  wird 
durch  königliche  Verfügung  oigauisieri. 

Die  Begienmg  wird  ihr  Gutachten  für  die  Austtbung  der  ihr  durch 
diesen  Artikel  übertragenen  Befugnisse  und  besonders  für  die  Prtlfang 
der  Statiiten  cinliolcni. 

AiT.  HU.  I>ie  Regierung  berichtet  alle  drei  Jahre  an  die  Kammern 
(Iber  die  Durchführung  dieses  Gesetzes. 

Z  n  s  a  t  z  b  e  s  t  i  m  ra  u  n 

Art.  40.  Die  beideu  ersten  Sätze  von  No.  1  de^  Art.  3  des  Gesetzes 
vom  28.  März  1868  werden  durch  folgende  Bestimmungen  ersetzt: 

„Befugnis,  Vertr&ge  einsugehen,  und  su  eigenen  Lasten  m  verfolgen 
and  Erörterungen  zu  maelicn,  vor  Gericht  aufzutreten,  ausgenommen  die 
eventuell  durch  königliche  Verordnung  aufzustellonden  Beschränkungen." 

Wir  ])romulgieren  das  gegenwärtige  Gesetz  und  befehlen,  dass  es  mit 
dem  Staatssiegei  versehen  und  im  „Moniteur"  publiziert  werde. 

b)  Erliase. 

1.  Arrdte  royal,  endatedu  31  octobre  1903,  concernaut 
le  classement  des  fabriques  de  camphre  par  syntfaise. 

KdnigL  Srlan  vom  8L  Oktober  1008,  betr.  die  KIssiiillHteroiig  der 
Fabriken,  in  welchen  Xamptor  auf  synthettsokem  Wege  hergestellt 

ivird. 

Art.  1.  Fabriken,  in  welchem  Kampfer  auf  h\ uthetischem  Wege 
durch  indirekte  Oxydation  der  Terpentinessenz  gewonnen  wird,  werden 
unter  die  gefährlichen,  gesundheitsschädlichen  und  lästigen  Betriebe  ein- 
gereiht. 

Sie  sind  in  das  dem  königl.  Eilasse  vom  bl.  Mai  1887  beigeheftete 
Verzeichnis  fol<jf'U'ieiniayseu  einzulügen : 

Bezeichnung                        Klasse  UebeUtand 

Rampferfsbiikstian  auf  Bjrnthetischflm  Wege  Hohe  Feuers-  und  Ez- 

durcfa  indirekte  Oxydation  der  Topentiu»       |  a  plorionsgefahr.  T^mn^e- 

esseius.  nehme  und  unreinliche 

AuadttoBtungen. 

Art.  2.  Mit  der  Ausführung  dieses  Erlasses  ist  unser  Hinister  f&r 
Industrie  und  Arbeit  betraut. 

2.  Arrete  royalendatedu  2  decembre  10  U  3,  concernaut 
le  classement  des  fours  &  monfle  pour  l'ömaillage  de  car- 
reauz  c^ramiques. 

KÖDigl.  Mam  vom  2.  Desember  1008,  betr.  die  Klasslflsierting  der 
mr  Emailliemng  von  Tonkacheln  dienenden  Muffelöfen. 

Art.  1 .  Muffelöfen,  ilie  zum  Einbrenupn  vnu  Knuid,  Farben  und 
ii'gend  welcher  anderer  Ueberzüge  auf  Xeramik,  Porzellan,  Steingut,  Glas 
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oder  irgend  welche ,  hier  nicht  besonders  beseidlmete  Flächen  dienen, 
»ollen  in  das  Verzeichniä  der  gefährlichen,  gesundheitasob&dlicben  uod 

Iftetipen  Betriebe  eini^oreiht  werden. 

In  der  dem  Kgl.  Erlasse  vom  31.  Mai  1887  beigefüg^a  Liste  sind 
aie  {olgendermas.sen  aufzuftthren : 

Bezeichnung  Klasse  Uebelstand 

Muffelöfen  zum  Einbrennen  von  Email,  Far-  Rauch,  Verdunkelung  in- 

beo  und  soustiger  üdijeREfige  auf  Keramik,  «  ^  £okedes£auches,Fettet8* 

Fondlu,  Steingut,  Qlas  und  ladere  Fli-  ^  genlir. 
dm  aller  Art. 

Art.  2.  Unser  Minister  fdr  Industrie  und  Arbeit  ist  mit  der  Durch' 
föbrung  dieses  Erlasses  betraut. 


IV.  DanemaiiL  Dänemark. 

Bekanntmachung  yom  39.  Mal  1906  einer  vom  lOniBteriiun  des 

Innern  gatgeheissenen  Verfügung  für  die  Stedt  Kopenhagen,  betr.  die 
Arbeit  der  Kinder  und  Hinderjährigen  in  gewissen  Industriezweigen. 

Laut  Cienetz  vom  11.  Apri  1901  über  die  Arbeit  in  Fabriken  und  vcrwandtea 
Betrieben  und  über  die  Einstellung  diesier  Betriebe  unter  Staatsaufidcht  (§  1  Ab«.  2) 
werden  vom  (temeinderat  der  Stadt  Kopenhagen  folgende  Verfügungen  betr.  Kinder- 
arbeit und  die.  Arbeit  von  Miudeijähngea  in  genriwen  BetciebexweigeD  mit  Inkraft- 
treten anf  1.  Aiunist  dieMs  Jahres  erUuseD. 

§  1.  Diß  Beschäftigung  von  Kindern  ist  verboten  oder  eingSMhiinkt  ffir  die 
folgenden  Industriezweige: 

1)  Vertragoa  von  Milch,  Brot,  Gebäck  oder  Zeitongea  auf  Bedunng  roa 
Händlern  ohne  Bucfcucbt  <d>  die  Kinder  direkt  Ten  diesen  oder  von  ZwisdienhfiDdkni 
angestellt  sind. 

2)  Beschäftigung  ausser  dem  Hause,  beim  Kegels|»el  und  in  Wirtschaften,  bei 
Karoosells,  bei  Scniesabuden  oder  ähnlichen  Spielbuaen. 

3)  Bct«chäftigimg  auik>er  dem  Hause  zum  Abfüileu  vun  Flaschenbier  odec  Petro- 
lenm  für  Händler. 

I)  Handel  auf  Kosten  anderer  als  der  Kitern  de«  Kindes. 
^  2.    I.  Kinder  unter  12  Jahren  dürfen  überhaupt  nicht  beächäftigt  werden. 
II.  Kinder  über  12  Jahre  dürfen,  solange  sie  die  gSBetolidl  lieitinimte  Schnlseit 
nicht  absolviert  haben,  nicht  beschäftigt  werden: 

1 )  in  den  unten  aufgeführten  Industrien  nicht  Hoger  als  6  Stunden  im  Tag  inki 
>/,  Stunde  Ridicpause  und  nur  zwischen  G  Uhr  morgens  und  8  Uhr  abends; 

2)  weder  wahrend  der  Zeit  der  obligatorischen  Schulstunden  oder  des  religiösen 
Untonchts  noch  wfihrend  der  dem  Behul-  oder  ReUgionennterrieht  vorhergdModen 
2«/,  Stunden; 

3)  in  irgend  welchen  Betrieben  an  Sonntagen  und  Festtagen  der  Nationalkircbe. 
Dieses  Verbot  begrdft  nicht  in  sidi  das  Vertragen  von  Brot.  Qefaiek  und  Zeitongen 

far  die  Kaufleute,  vorausgesetzt,  dass  das  Vertragen  vor  *•  T^hr  morgens  stattfindet. 

§  3.  Die  Jugendlichen  beiderlei  Gcschleclites  dürfen,  naohdeni  sie  ihre  Schul- 
pflichten erfüllt  haben,  vcw sorückgielegten  18.  Lebensjahr  im  Handel  und  verwandtaQ 
Bct rieben  nicht  vor  G  Uhr  morgen»  und  nach  8  Uhr  .ibends  besthäftict  werden,  «u*- 
genoninion  die  Abende  vor  den  Sonn-  und  Festtagen  der  Nationalkircbe  imd  die 
14  Tilg*  vor  W  eihnachten,  sowie  den  Sonnt^  vor  Nenjahr.  Für  die  jungen  Leute, 
die  Handel^s(  huU  ri  bo-^iicheo,  mius  die  Arbeilazeit  so  geregelt  sein,  dass  sie  am  Unter» 
rieht  teilnehuicu  können. 

^  4.  Bevor  ein  Kind  oder  eine  jugendliche  Person  zu  einer  derjenigen  Arbeiten, 
für  die  durch  dicäc  Bestimmungen  EinBchränkungoi  gonacht  w^en,  DennfBOMSD 
wird,  soll  sieh  der  Unternehmer  fiber  Alter  und  Gesmidheitsnietand  des  Betr^nden 
erkundigen.  Da«  Alter  ^«»11  durch  das  Geburt .-zeugnis  festgestellt  werden.  Ueber  den 
Gesundheitszustand  soll  er  sich  durch  eine  vom  Dis^ktsarzt  oder  einer  andren  aato- 
risierten  Medizlnalperson  vorgenomniene  Untersnchong  vergewissem,  eowie  darübtf, 
o!>  die  l:f)r[  t  rürhe  Entwicklung  de»  Betretenden  ihn  sur  Arbelt  beOhigt,  sn  der  er 
ihn  heranziehen  wilL 
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Zur  BegutachtniijK  der  körperlichen  £&twicklaiig  prüit  der  Arzt  beeoudeiä,  ob 
WndiB,  Oemeht  tmd  Tlionz  nicht  nnteriulb  der  Cmie  aind,  die  für  eine  PerBoa 

df^ichri,  Alt  ns  normal  ist.  Mit  BIkdaicht  hienuxf  führt  er  in  dem  aneauteHenden 
Zeugnis  diese  Verhältüieee  an. 

Die  EoBten  für  die  instUdie  Untersuchung,  sowie  fQr  das  Zenffnia  Iiilea  au  Laaten 
des  Unternehmers    l>ie  Aut*«tellung  dos  Geburtszeu^uis^^rH  erfolgt  aas  ernte  Mal  gratis. 

§  5.  Zuwiderhandlungen  gegen  Torliegende  Verfügung  werden  bestraft  gemäss 
den  BeBtimmiingea  des  GeMtaes  über  die  Aroeit  voin  11.  April  1901. 

V.  Etats-Unis  d'Amsriqus.  Vsr.  Staaten  von  Amerika. 

1.  Califoraia. 

1.  An  act  defining  tbe  duties  andliabilities  of  employ- 
ment  agents,  making  the  violation  thereof  a  misdemeanor 
and  fixing  peualtie»  theret'ore.    Stats.  of  Cal.,  1903,  p.  14. 

Ooteta  vom  1006  mr  Abgronsong  te  Ffllähten  dir  Arbeto- 
vmnttü«,  nebnt  Feataetsmig  der  StnfbwtliiimimgeD  M  Bmrlte- 
haiidliingn» 

2.  An  act  limiting  the  honrs  of  Service  of  laborers,  work- 
man,  and  mcchanics  employed  xipon  the  public  works  of, 

or  work  done  f'o  r  the  State  of  California,  or  of,  or  for  any 
p  0 1  i  t  i  c  a  1  s  u  b  d  i  V  i  .s  i  o  n  thereof:  i  m  j!  n  s  i  n  ^  p  e  n  a  1 1  i  e  8  for  vio- 
lation ol  tlie  provisions  of  öaid  aci,  aud  providing  for  the 
enforcement  thereof.    Stats.  of  Oal.  1908,  p.  119. 

Oeseta  von  1803  aur  Featsetzung  der  XHenstseit  von  Arbeiters,  die 
bei  öffentlichen  Arboiton  des,  oder  bei  Arbeiten  fnr  don  Staat  Califor- 
nien  oder  eine  politische  Unterabteilung  dieses  Staates  beschäftigt 
werden,  uebat  festeetaang  der  Sterafbeatimmnngen  bei  Zuwider* 
ha&dlmig«!!. 

3.  Anacttoprevoütmisreprebeutations  ofconditions  of 
employment  makm^  it  misdemeanor  to  misrepresent  the 
same  and  providing  penalties  therefore.  Stats.  of  CaL,  1908, 
p.  269. 

Gesetz  von  1903  zur  Verhindernng  fnlßcher  Vorsplegehmgen  hin- 
sichtlich Arb o  i  t  B be  d  i  n  gungen,  nebst  Festsetaung  der  Strafbestimmungen 

bei  Zuwiderhandlungen. 

4.  A  n  a  c  t  t  o  1  i  m  i  t  t  h  e  m  e  a  n  i  n  g  o  f  t  b  e  w  o  r  d  „c  o  u  s  p  i  r  a  c  y-', 
and  also  the  use  of  „restraining  0  rders"  and  itinjunctions",  as 
applied  to  dispates  between  employers  and  employees  in 
the  State  of  California.    Stats.  of.  Oal.,  1908.  p.  289. 

Gesetz  betr.  Elnsohr&nkong  des  Sinnes  des  Wortes  MVerschwörnng'* 
(oonspiracy),  und  zur  Fest!eg:unpr  des  Gebirauchs  der  Worte  „Be- 
schränkungserlass"  (restraining  ordere)  tind  „Gerichtsbefehle"  (in- 
jonetlons)  bei  Streitigkeiten  awisohen  Arbeitgebern  nnd  Arbeitnehmern 
in  Mifbrnien. 

§  1 .   Keine  Abnadinng,  kein  BUndnis  oder  Vertrag  von  oder  zwischen 

2  odor  mehr  Personen,  geschlossen,  um  einp  TTandlnn«];'  hinsichtlich  einer 
gewerblichen  Btreitit^keit  zwisclieu  Aibeitgeberu  und  Arbeitnehmern  in 
Califomien  zu  begeben,  begehen  zu  lassen,  zu  unterlassen  oder  deren  Unter- 
lassang zu  verursachen,  darf  als  verbrecherisch  eraditet  werden,  noch  sollen 
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die  daran  Beteiligten  ankla<:;bar  sein  oder  wegen  Verscljw/imnfr  hpstraft 
werden  können  noch  soll  eine  «oiche  Abmachung,  ein  Bündnis  odtr  Ver- 
trag als  doli  Handel  oder  Verkehr  hemmend  erachtet  werden,  noch  dan 
dagegen  irgend  ein  „Beschriiikimgaerlus"  oder  „0«ridit8b6feld'*  erkesen 
werden.  Kdine  BeatimirwiTig  dieses  Geseties  liedfreit  unter  endern  als  dee 
genannten  Aufnahmen  Personen,  die  sich  der  Verschwörung  schuldig 
machen  und  nach  dem  Oosefz  daffir  V<r-;naft  werden  sollten,  von  der  Bp- 
ßtrafimg.  Dieses  Gesetz  soll  so  aufgelegt  werden,  als  ob  es  in  dem  Cre- 
setz,  betr.  Verschwörung  enthalten  wäre,  vorausgesetzt,  dass  keine  Be- 
stimmung dieses  Oesetses  als  eine  Billigung  von  Zwang  oder  Gewalt  vw- 
Standen  wird. 

§  2.  Dieses  Geseta  tritt  sofort  in  Kraft 

2,  Goniiscticat 

1.  An  act  concerning  state  employment  bureau.  Appirpved 
Apnl  14,  Mnm.  Bulletin  of  the  Department  of  Labor,  Washington  BJDJ^ 

G«8et2  vom  14.  April  1003,  betr.  staatliche  Arbeitsnacliweis&mter  V'. 

2.  An  act  forbidding  the  uae  of  stained,  painted,  or 
corrugated  f^lass  in  factory  Windows,  Approved  April  2d| 
1903.    Public  Acts  Ol  Connecticut,  1903,  p.  37. 

Gesetz  vom  28.  Aprü  1803,  betr.  das  Verbot  der  Verwendung 
fefltebten,  gemalten  oder  ggilpi>tou  GMasee  au  Kbrüdboatem^). 

ö.  An  act  concerning  veterans  discharged  from  empioy» 
ment.   Approved  May  5,  1908.  PnblicActs  of  Conneetieuti  1906,  p.  40, 
Geseta  vom  6.  Xal  1908»  batv.  die  HnÜaswnng  ron  VaCeniien. 

4.  An  act  concerning  certificaies  of  age  ol  school  chil- 
dren.    Approved  May  11,  1903.  Public  Acts  of  Connecticut,  1903,  p.  51. 
Oeseta  vom  IL  Kai  1806,  betr.  Altefrsaeognisae  der  StfhvUdndsr. 

ö.  An  act  concerning  fencing  street  raiiways.  Approved 
May  1 1,  1908.   Public  Acts  of  Connecticut,  ldii3,  p.  68. 

Oeseta  vom  11.  Mai  1908,  betr.  BlnMedlgung  der  Straasenbaliaen. 

6.  An  act  concerning  the  appointment  of  a  factory  in- 
spector  and  bis  deputies  and  defining  their  duties  and 
fizing  their   salaries.    Approved  May  12,  1908.    Pnblic  Acts  of 

Connecticut,  IdOB,  p.  6ö 

Güsct?:  vom  12.  Mni  1903  betr.  dio  Ernennung  eines  Fabrikin spektOfS 
und  seiner  Assistenten.  iB^osteetzung  ihrer  Pfliohten  und  Gteh&lter. 

7.  A  II  a  c  t  ronccrning  f  o  re  i  gn  attachment.  Approved  May  1 
am.    h.D.L.  liM)4.  X-        V  2n!>. 

Oeseta  vom  16.  Mai  1903,  betr.  Lohnpfändung. 

H.  An  act  c on cernin  p"  theboard  ofnxaminerp  ofbarbers« 
Approved,  June  3,  1903.    Public  Acts  of  Connecticut,  1903,  p.  91. 


1)  Vgl.  Bulletin,  Bd.  I  S  270. 
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GosetB  rom  8.  Juni  1003   betr«  die  PirfttongakommiMioa  iOr 

Barbiere. 

9.  An  act  concerning  actions  for  personal  injnries. 
Approvr-I  .T.nie  H  lf>0.^,  B.D.L..  1904,  No.  50,  )..  2Vy 

Gesets  vom  9.  Juni  1903,  betr.  Frosesse  wegen  Körperverletzungen. 

1  <  l  An  act  concerninrr  tho  snrvival  <>  f  civil  a  c  f  i  o  n  8  and 
causes  o£  actions.  Approved  June  18,  1003.  B.D.L.  1904,  No.  5ü, 
p.  210, 

Ctowts  "wom  18.  Juni  1808,  betr.  ProBOHO  wearea  Körpervmrletimig«!!. 

11.  An  act  to  prevent  persona  an«!  corporations  from 
vvorking  laborerei  in  tiuieltert»  autl  all  other  insttitutions 
for  the  rednction  er  refining  of  eres  more  tbaa  eighthoars 
in  a  day  of  twenty-four  heurs,  and  fixing  eight  honrs  as  a 
day  for  '^iif  !i  Inliorfrs,     App'-' t\-<^'l  >rarcli  !>. 

G^esetz  vom  9  März  1903,  durch  das  Personen  und  Genoaeen- 
Bohafben  Terboten  wird,  Arbeiter  in  äohmelzhütten  oder  anderen  Be- 
titeben»  df«  sieh  mit  d«r  Uatomng  und  AnfltfauBg  von  Xnan  boÜMa^ny 
ISnger  als  aoht  Standen  innerhalb  vl»and>wanslg  tu  besobSftigen, 
und  dnroh  das  Ar  eololie  Arbeiter  aoht  Btonden  als  ein  Aibtftatng 
festgesetBt  wird. 

§  1.  £s  ist  verboten,  dass  eine  Person,  Gesellschaft  oder  Koqjoratioii 
beim  Schmelzen,  Lftutem  oder  Auflösen  von  Ersen  ihre  Angestellten  Iftnger 
als  acht  Standen  innerhalb  von  vierancbwansig  verwende,  und  es  wird 
hiermit  der  Arbeitstag  für  alle  Arbeiter  und  Angestellten,  welche  zu  den 
obgenannten  Arbeiten  verwendet  werden,  anf  acht  Stunden  festgesetzt. 

§  2.  Jede  Person,  Geöelischaft  oder  Korporation,  welche  eine  der 
Verordnungen  des  vorstehenden  Paragraphen  übertritt,  soll  nach  Ueber- 
fOhrimg  mit  einer  Bosse  von  25  bis  an  600  Dollars  bestraft  werden. 

9«  Nawan. 

An  act  concerning  honrs  of  labor  on  public  works-city 
of  Wilmington.  Approved  April  7,  1903.  B.D.L.  1904,  No.  60, 
p.  210. 

Qc»8etz  vom  7.  April  1903,  betr.  die  Arbeitaaeit  bei  öfientlichen 
Arbeiten  der  ät€uit  Wilmington. 

4.  niinois. 

1.  An  a.ct  relating  to  emplo>ment  offices  and  agencie». 
Approved  May  11,  1*J03,  in  force  May  11,  1903.  Labor  Laws  of  the 
State  of  lUinois  1908,  p.  28. 

Gesell  vom  IL  Kai  1808»  betr.  Arbeitsnaothweisianter  und  Agen* 
toren. 

2.  An  aet  in  relation  to  wages  earned  out  of  this  State. 
Approved  May  18,  1903,  in  force  Joly  1,  1903.   Labor  Laws  of  Illinois 

1903.  p  41 

Qeseta  vom  18.  Mai  1803,  betr.  ausserhalb  Illinois  verdiente 
Löhne. 
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3.  An  act  reqniring  compensation  for  causin^  death  by 
wion^fn!  act,  negiect  or  default.  Approved  May  13,  1903,  in 
force  .Julv  1,  11)03.    Labor  Laws  of  the  State  of  Illinois  1903,  p.  42. 

Qeseti  Tom  18.  MÜ  1806,  betr.  BafliifliOht  bei  Vod  lnlblge  Mir* 

4.  Au  act  to  regulato  and  enforce  tke  pajment  of  wages 
due  laborers,  servants  and  employees  from  corporatioBs 

doing  '  i  sine. SS  in  thi»  State.  Apprnved  May  14^  1908,  in  foroe 
July  1,  lltdH.     Labor  Law.s  r,f  Tlliiio.N  ino;'.,  ]i  97. 

Gesetz  vom  14.  Mai  1903  zur  Hegelimg  der  TjOhnzalilung  an  Ar- 
beiter, Diener  und.  AngeateUte  von  äesellBohaften,  die  in  Hlinoifi 
GeMliifte  tretlMiL 

§  1.  [Löhne  sind  am  Zahltag  voll  auasuzahlen.]  2.  [Verbot  b»> 
Stimmtor  Verträge.]  §  H.  [Strafbesf immnngeii.]  §  4.  Verfolgung  von 
Zuwiderhandlangen  durch  den  Staatsanwalt.] 

6.  An  act  toreqnire  owneraand  Operators  of  coal  mines 
to  provide  every  coal  mine  witb  wash  rooms  for  tbe  nse  of 
thc  miners  therein  employed.  Approved  May  14,  1903.  Labor 
Laws  of  Illinois  If^OB,  p.  102. 

Gesetz  vom  14.  Mai  1908  aar  Heranziehung  der  Eigentümer  nnd 
Leiter  von  KoUengrobeA  rar  Slnxlobtang  too  Waaohriiimen  fUr  OmbeOf 
arbeiter. 

6.  An  act  to  regulato  the  em  p  I  oy  ment  of  children  in  the 
State  of  Illinois,  and  to  provide  for  the  enforcement 
thereof.    Approved  May  15,  1903,  in  force  July  1,  1903.    Laws  1908, 

p.  187. 

Oeseta  vom  16.  Mai  1806  zur  Begeiung  der  Sinderarbeit  in 
§  1.   Kein  Kind  unter  14  Jahren  darf  zu  einer  gewerUidien  Arbeit 
in  einer  Konzerthalle,  einem  Theater  oder  Vergnügungsontemdmien,  in 

dem  alkobolisclie  Getränke  verkatift  werden,  oder  in  einem  kanf'mftnnischen 
l'ntf'inphmen,  Magazin,  Burean,  Hntel,  Wascbhan«?.  frewribliclioTi  T'üter- 
nehnieu,  Litt  oder  Fahrstuhl,  in  einer  Kogeibahu,  Fabrik  oder  WerkstatT 
oder  als  Ausläufer  oder  Fuhrmann  in  Illinois  verwendet  werden.  Kein 
Kind  unter  14  Jahren  darf  gegen  Lohn  oder  ESntsehidignng  zahlbar  an  irgend 
jemanden  in  einem  Teil  eines  Monates  beschäftigt  werden,  w&hrend  dessen 
(Ii*  "flentlicben  Schulen  der  Stadt  oder  des  Dorfes,  in  dem  das  Kind 
wohnt,  in  Beiri*  !)  stehen.  Kein  Kind  nntor  14  Jabren  darf  vor  7  Uhr 
morgens  oder  nacb  6  Uhr  abends  zu  irgend  einer  Aibeit  verwendet 
werden,  auch  darf  die  tftgliche  Arbeitszeit  unter  keinen  Umstanden 
8  Stunden  übersteigen. 

§  2.  [Der  Unternehmer  hat  ein  Register  über  Namen.  Alter  und 
Wohnoi't  der  von  ihm  beschätti^rteii  iiber  14-  und  unter  1  ti  -  jüht  i^ren 
Kinder  zu  iubren.J  §  3.  [Eine  leiste  der  beschäftigten  Kinder  ist  im 
Arbeitslokal  anzusehlageu.J  §  4.  [Alters-  und  Schulzeugnisse  der  Kinder 
müssen  aufbewahrt  und  auf  Verlangen  der  Fabrikinapektion  vorgezei^ 
werden.  Eine  Liste  der  unter  1  (»-jährigen,  die  nicht  lesen  und  schreiben 
können  und  keine  Abendschule  besuchen,  ist  zu  führen.]  §  5.  [Genehmigung 
der  Alters-  und  .Schulzeugnisse.]  §  0.  [Altersbeweis  zur  Au.sstelluiig  de* 
Alters-  und  Schulzeugnisses.]   §  7.  [Arbeitskarten.  Formulare  fiir  Alters- 
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und  Sohulzeugiiisse.  Abendschuien*]  §  8.  {Obligatoris<  Iier  Besuch  der 
AbendsJc  hulen  für  Jugendliche  zwischen  14  und  IB  Jahren,  die  im^xe- 
nügend  \eseu  und  schreiben.]  §  9.  [Ptiichten  und  Vollmachten  der 
Fabrikinspektoren.  J 

^  10.  Keine  Person  unter  16  Jahren  darf  l&nger  als  48  Stunden 
wöchentlich  oder  8  Stunden  täglich,  von  7  Uhr  morgens  oder  nach  7  Uhr 
abends  beschäftigt  werden.  Jeder  T'^iif eniehmoj-  sol!  in  jedem  Arbeits- 
lr»kal,  in  dem  solche  Jugendliclie  beschäftigt  worden,  an  deutlich  sicht- 
barei  8tclle  ein  gedrucktes  i'lakat  anbringen,  auf  dem  die  Arbeitgstundeu 
jedes  Tages,  die  Anfangs-  und  Endseit  der  Arbeit  nnd  der  Mahlzeite* 
pausen  angegeben  sind.  Das  gedruckte  Formular  für  ein  solches  Plakat 
soll  vom  Fa^)i  ik Inspektor  (State  Inspector  of  Factories)  geliefert  werden : 
jede  Beschäl tiixmig  dieser  Jugendlichen  über  die  auf  einem  Plakat  aufge- 
gebene Zeit  hinaus  ist  als  eine  Zuwiderhandlung  gegen  diesen  i'aragraph 
anzusehen. 

§  11.  Kein  Kind  unter  16  Jtdiren  darf  damit  beschäftigt  werden :  selb* 
ständig  oder  als  Gehilfe  Treibriemen  zu  nähen,  einen  solchen  Kiemen  an 

irgend  eine  MoHchine  anTiubriTiirf'n.  Maschinen  /n  ölen  oder  beim  '^^elen  /m 
helfen;  Maschinen  zu  wischen  <»der  zu  reinigen:  mit  einer  Kreis-  mier 
Bandsäge,  mit  Woodshapers,  Woüljointers,  Woodjointers,  oder  mit  Hobeln 
zu  arbeiten  oder  Betrieben  derselben  au  helfen.  Kein  Kind  unter  1 6  Jahren 
darf  Glaspapier-  oder  Holzp 'lici maschinen ,  Sehmergel-  oder  Polierräder 
zum  P'  lioren  von  Metall-,  Dreciisler-  oder  Bohrmaschinen,  die  bei  der 
Hersrellung  von  Tafelmotall  und  Weis^hlech  verwendeten  Stempelmnschinen 
oder  die  in  Achsenblech-  und  Mutterfabriken  verwendeten  Stempelmaschiuen 
besorgen. 

Femer  darf  kein  Kind  unter  16  Jahren  mit  dem  zum  Bedachen  von 
Fabriken  verwendeten  gerippten  Eisen  umgehen,  bei  einem  Lift  «der  Fahr- 
stuhl, bei  einem  Dampfke^*se1,  hei  einer  Dampfmaschine  ocier  bei  einem 
anderen  Dampf  erzeugenden  Ap|iarat  beschäftigt  werden.  Ein  solches  Kind 
darf  nicht  als  Kegeljunge  in  einer  Kegelbahn  funktionieren ;  es  darf  auch 
weder  selbständig,  noch  als  Gehilfe  D  ii<:]:brakes  oder  Krackermaschinen 
irgend  welcher  Art  besorgen,  beim  Walzwerk,  Maschinen  -  Bohrer  oder 
Scheren,  hei  den  zu  der  Herstpllnng  von  Gummi  verwendeten  Wasrh-,  Maid-, 
Mischmühl-  oder  Kalenderwaizen  beschäftigt  werden.  Es  ist  verboten,  ein 
Kind  unter  16  Jahren  bei  der  Bereitung  von  Verbindungen,  zu  denen  ge- 
fthrliche  odw  giftige  Säuren  verwendet  werden;  zur  Herstellung  von 
Farben  oder  Bleiweiss;  bei  der  Herstellung  von  Waren  zu  unmoralischen 
Zwecken,  oder  zu  irgend  einer  anderen  Arbeit,  die  als  tmg^esnnd  oder 
lebensgefährlich  oder  als  moralverderbend  betrachtet  werden  kann,  zu 
verwenden,  noch  es  in  einem  Theater,  Konzertsaal  oder  anderen  Ver- 
gntlgungsnntemehmen,  in  dem  alkoholische  Geti^üike  verkauft  werden,  zu 
beschäftigen. 

Mädchen  nnter  1«)  Jahren  dtlrfen  bei  keiner  Arbeit,  die  beständiges 
Stehen  verlanir'^,  beschäftigt  werden, 

§  12.  [Die  Anwesenheit  eines  Kindes  unter  16  Jahren  in  einer  Fabrik 
gilt  als  Beweis  für  dessen  Beschäftigung.]  §  13.  [Durchführung  dieses 
Gesetzes.]  §  14.  [Strafbestimmungen.)  ^5  1'*.  [Aufhebung  des  Gesetzes 
zur  Verhinderung;  der  Kinderarbeit  vom  17.  .luni  1801  lan  act  to  prevf^nt 
chiM  labor,  approved  June  17,  1HI»1,  in  force  Jidy  1,  1S9I  ;,  und  aller 
mit  dem  vorliegenden  Gesetz  in  Widerspruch  siehenden  Bestimmungen.] 
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7.  An  act  to  revise  the  lawin  relation  to  mechanica 
liens.  Approved  May  18,  1903.  Labor  Laws  of  the  State  of  Illinois 
it>oa,  p.  84. 

Q«Mfts  vom  18.  Kol  1908  sar  Bwiakm  des  Gesetaes  betr.  Beten- 
ttonnedlit  d«r  Keehniiifcqr. 

8.  An  act  to  rayise  tlie  laws  in  relation  to  coal  mines 

and  sabjects  relating  tbareto,  and  providing  for  the 
health  and  saietv  of  persons  emploved  therein.  Approved 
May  14,  1903,  in  force  Jnly  1.  1903.    Labor  T.Jiws  of  Illinois  1W3,  j  . 

Qesetz  vom  14.  Mai  l&Od,  betr.  die  BeviBlon  der  Ctosetse  über 
Kohlengmben  u.  dgl.  nnd  die  Oeaundheit  und  Sioheriieit  der  dadn 
beeohafligten  Personen. 

5*  Indiana. 

1.  An  act  to  compel  the  owners  of  ateamboats,  naphtha 
and  gas  en^ine  lannchos,  and  all  persons  using^  and  oj>e- 
rating  such  boats  and  launches  for  the  carriage  ol  pas- 
sengers,  freight,  baggage  and  merchandise  of  any  kind  for 
hire,  on  any  of  the  Inland  lakesi  ponds  and  rivers  of  tbi« 
State,  to  have  the  boilers,  engines  and  machinery  thereof 
inspected  by  competent  inspectors  and  providingpenaltieä 
for  the  infraction  of  the  provisious  of  this  act.  S.  36.  Ap- 
proved February  21,  1903. 

Geeeta  21.  Fbbniar  1008  sur  Vcnudafaiiiig  der  Bfgeiitfimac 
von  Dampftichiflbn,  STaphta-  nnd  Gasmotorboten.  und  aUer  FecsoneOt 
die  solche  Schiffe  und  Bote  zur  Befordornng  von  Passagiereii,  Lasten. 
Gepäck  oder  Wnren  ir^^end  weicher  Art  für  Geld  anf  Binnenseen, 
Teichen  und  ü'iiiatiün  Indianias  benütsen,  die  DampCkesael  und  Maschinen 
dieser  Bote  von  kompetenten  Xnapektoren  mitenacihen  m  lissen, 
nebst  Strafbesfimmiingen  fOr  ZuwiderhaadlnngeiL 

2.  An  act  reqniring  signal  lights  to  be  displ  a y  ed  oa 
wator  crafts;  defining  t<ame,  fixing  penalty  for  the  \ir>- 
lation  tViereof,  and  deciaring  an  emergeney.  H.  140.  Approved 

Febmnry  25. 

QesetB  vom  25.  Februar  1903,  betr.  die  Anbringung  von  Signai- 
latemen  «n  WassetlUizseugen,  Definitloii  dieser  Musenge,  Ftetsetsoag 
der  StesfbestbnmnBgen  Ar  Znwide^andliingen)  DriagMehketea^ 
kUbnng. 

8.  An  act  entitled  an  act  to  maintain  temporary  floors  iu 
b  u  i  M  i  n  ^  s  being  constrticted  thrre  or  more  stories  lii^'bi 
d      '  1  i  V)  i  11  <:   the   sanio    and   providing   for  the  enclosure 
«jiitlt»  oi  hüiöting  machinery,  and  prescribing  a  penall v. 
H.  181.    Approved  March  8,  1908. 

Gesetz  vom  3.  Mära  1008,  betr.  die  Erriohtnng  seltwelUger  Fui- 
böden  iu  Gebäuden,  die  3  oder  mehr  Stockwerke  hoch  gebaut  werden, 
Beschreibung  solcher  Böden  und  Vorkehrungen  für  diu  Einftiedigtmg 
der  Schachte  der  Hebewerke,  sowie  Festsetzung  der  Stxafbestimmungen. 

4.  All  act  t  o  p  r  n  V  i  d  e  for  the  protection  o  1  the  public 
from  fire  providing  i  or  i  ts  onforceiuen  t,  and  w  i  th  peualtie« 
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for  tfae  violation  tJiereof,  and  repealing  all  laws  in  oon- 
flict  therawith.   H.  198.   Approved  March  10,  1903.   Laws  of  Ind. 

Chapt. 

Gesetz  vom  10.  März  1903  zum  Schutz  vor  Feuersgefalir,  nebst 
Vorkehrungen  iür  dessen  Durobführung,  Stxafbestimmangen  für  Zu- 
"WlderhaiidliuigMi  und  Aufhebung  aller  mit  diesem  nioht  übereinstim- 
menden Gleeetie. 

5.  An  aot  providing  for  certain  saf ety  appliances  to  be 
Qsed  on  steam  boilers;  providing  for  tbe  inspection  of 
s  ich  boilers,  and  providing  forthe  enforcement  of  thepro- 
viaions  of  this  act,  and  fixing  penaltios  for  the  violation 
thereof  H.  170.  Approved  March  12,  1903.  Law«  of  Ind.  Chapt.  246. 

Qeieti  vom  12.  Hin  1908,  betr.  die  SioherheitsTorkebrungen  an 
Dampfkesseln  vmA  DampfkesseUnspektion ,  nebst  Vorkelimngen  Ar 
dessen  DnrohfBbmng  and  Strafbestünmnngen  für  Zawiderhandlongen. 

1.  An  act  to  provide  a  penalty  for  coeroingor  influeno- 
ing  or  makint^demands  uponorrequirements  of  einployeea, 
öervants,lab(uors,  and  personsseekingemployrneut.  Appro- 
ved 1Ü03.    Kansas  Labor  Laws,  1903,  Ch.  -^'22,  p.  110. 

Qeseta  toi  1908,  betr.  BeelnlliiSBung  und  Stellung  unbilliger 
Forderangen  an  Angestellte,  Diener,  Arbeiter  und  atellesntihende  Per- 
Bonen* 

§  1.  Ef;  ist  verboten:  dass  eine  Person,  ein  Mitglied  einer  Fiiina,  ein 
Agent,  Beamter  oder  Angestellter  einer  G-esellschaft  oder  Korporation 
jemanden  vwinge,  auffordere  oder  beeinflusse,  unter  Androhung  der  IBnt- 
lassung  oder  Niehtanstellung,  eine  Vereinbarung  mündlich  oder  sohrifitUdi 
abzuschliessen,  der  zufolge  der  Betreffende  kein  Hitglied  einer  Arbeiter* 
Organisation  werden,  sein  oder  bleiben  dfirfo. 

§  2.  (Strafen:  bis  zu  150  Dollars  resp.  Gefängnis  bis  zu  30  Tageu.j 
§  8.  Das  Gesetz  tritt  nach  seiner  Publikation  in  Kraft. 

2.  An  act  to  regulate  the  practice  of  the  barber  pro- 
fession  in  all  cities  of  the  State  containing  more  than8000 
inhabitants,  creating  a  State  Board  of  Ezamination  and 

Inspection  Commissi  o  n  e  r  s  to  provent  the  apreading  of 
contagions  diseases,  levying  of  fees,  and  prescribing 
penalties  for  violation  of  this  act.  Approved  1903.  Kansas 
Labor  Laws,  1903,  Ch.  7(J,  p.  120. 

Ctoseta  TOI  1908  sor  Begdnng  des  Barblerberalli  in  allen  Städten 
von  Kansas,  die  mehr  als  8000  Einwohner  enthalten,  zur  Einsetaung 
einer  staatlichen  Prüfungs-  und  Inspektionsbehörde,  zur  Verhinderung 
der  Ausbreitung  unHtockendor  Krankheiten,  zur  FestsetSUng  von  Oe- 
bühren  und  ätrafen  für  Zuwiderhandlungen. 

3.  An  act  to  create  a  board  of  examiners  and  regulato 
the  business  of  plumbing  in  oertain  cities.  Approved  1903. 
Kansas  Labor  Laws,  1908,  Oh.  877,  p.  124. 

Gesets  von  1903  snr  Einsetaung  einer  Früf^ngakonunlssiMi  nnd 
Bsgelnng  dar  Bieiarbetten  in  bestimmten  St&dten. 
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•i.  Au  HCl  requiriijg  isaieguaids  for  the  protection  of 
ftll  persona  emplo \  ed  or  laboring  in  mannfactaring  esta- 
blishmenta,  and  providing  civil  remedies  for  all  peraonss« 
en^aged  er  their  personal  ropresentatives,  in  cases  where 
anv  such  persrm  n;  a y  be  k  i  1 )  e  d  or  injured  \v  h  i  1  e  emplored 
or  laboring  in  any  manuiacturiug  estabÜHiimeut  which 
not  properly  provided  with  the  safeguarda  required  bj 
this  act.   Approved  1908.   Kansas  Labor  Laws,  1903,  Gb.  856,  p.  129. 

GoHct^  von  1903,  betr.  Sohuts^vorrlchtungen  für  Arbeiter  und  An- 
gestellte in  gewerbliohon  Betrieben  und  EntsohädiguDgen  für  diese 
Personen  oder  deren  Vertreter  bei  VerletaucgeD  oder  Todesfall  während 
dar  AcIXBit  in  einem  gewerbliehen  Betrieb,  der  den  Beatimmungen 
dieses  Gesetses  gemftae  nioht  mit  den  gehörigen  Bchutsvotrlohtungen 
ausgerflatet  ist. 

5.  An  act  making  the  secretary  of  mine  indnstries 
inspector  oi  m  r  ights,  measures  and  seales  at  coalmines 
and  defining  bis  power  and  (iuties,  and  repealinp:  all  act 
or  part8  ot'acts  inconsisteut  berewith.  Approved  190«).  Kansas 
Labor  Laws,  1903,  Ch.  544,  p.  154. 

OeMtB  Ton  1908  snr  Bmennnng  des  MkretSrs  fOr  OrolMn- 
induatrltn  mm  Inapektor  für  G#wldht,  Kaaa  und  Wasen  in  Koblea^ 
gruben,  Festaeteung  seiner  Vollmachten  nnd  Pflichten  und  Aufhebaog 
aller  Q^tse  nnd  Oesetaesteile,  die  mit  dem  ▼orliegenden  in  Wider- 
spruch stehen. 

7.  Maine. 

An    act    coDcerning    emplovment    agencies.  Approved 

March  19,  1903.    BD  L.  1904,  No.  no."  p.  21H. 

Gesetz  vom  19.  Marz  1903,  betr.  Arbeitsnachweisstaileu. 

1.  Act,  upproved  May  5,  1908,  concerning  appointment, 
discharge,  etc.,  of  emplojees  of  public  seryice  Corpor- 
ation 8. 

Gaset;;  vom  5.  Mai  1903,  betr.  Anstellung,  Bntlassaag  eto.  der  An* 

gestellten  öüentlioher  Verkehrsgesellsohaften. 

Art.  1.  Keine  Eisenbahn-,  Strassenbahn-,  Elektrizit&ts-,  Gas-,  Telegraph-, 
Telephon-,   Wasserversorgangs-  oder  Dampfschil^sesellsefaaft  soll  irgend 

eine  bei  ihr  beschäftigte  oder  Beschäftigung  suchende  Person  anstellen, 
befi  irdern,  wiedereinstellen,  suspendieren  oder  entlassen  auf  Vcrlan^ti:  ie^^ 
.Staaisgonvemeurs,  Vizegouvemenrs  oder  iifiend  einesi  Mitirliedes  oder  c<iD<^ 
eben  erat  gewählten  aber  noch  nicht  amtierenden  Mitgiiedes  (member 
elect)  des  Staatsrates  (conncil)  oder  der  gesetzgebenden  Behörde  fgeneral 
connt)  oder  eines  Kandidaten  für  diese  Behörden,  eines  Richters  les 
ober^^ten  und  des  oberen  fTorichtsliofes.  eines  Richters  des  Nac^liia-^- 
^rerichtes  fjudge  of  probate),  eines  Pidizeirichters,  eines  Mitjrliedes  eiiie» 
Bezirks-  oder  eines  städtischen  (Berichtes  (^district  or  muuicipal  court), 
eines  Besirksstaatsanwaltes,  eines  HiÜtgliedes  oder  eines  eben  erst  w> 
nannten  I^lit^diedes  (member  elect)  der  ausführenden  Behörde  der  Grsf- 
ttehafb  (boArd  of  county  conunissioners)  oder  eines  Kandidaten  Ar  diese 
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Behörde,  emes  Mitgliedes  oder  einee  eben  erst  emannten  Mitgliedes  eine» 
oberen  Stadtrates  (board  of  aldermen)  oder  eines  Gemeinderates  (setect- 

men)  oder  weiteren  Stadtrates  (city  Council)  oder  irgend  eines  Beamten 
einer  ausführenden,  einer  Verwaltnngrs-  oder  einer  Geriolit-^-bolifirde.  eines 
Sekretärs  oder  Angestellten  ii'gend  eines  Vorwaltungszweiges  des  Staates 
oder  einer  Chra£3chaft  oder  einer  Gemeinde;  noch  darf  irgend  ein  solcher 
Offentlidier  Beamter  oder  eine  öffentliche  Körperschaft  oder  irgend  eines 
ihrer  Mitglieder  oder  eben  erst  erwählten  Mitgli  1^  r  oder  Kandidaten 
direkt  o<ler  indirekt  l>eturworten,  bekämpfen  oder  sich  in  irgend  einer 
Weise  einmischen  oiier  eine  Fordernng  geltend  machen  oder  irgend  eine 
Empfehlnug  oder  ein  Zeugnis  ausstellen,  und  sollte  etwas  derartigem  ge- 
sdiehen,  so  soll  es  nidit  als  eine  notwendigerweise  voransgehende  Bedin- 
gting  verlangt  werden,  noch  soll  ihr  in  irgend  welcher  Weise  ein  Einfluss  oder 
eine  Kontrolle  auf  die  Ernennung.  Beftirdcrung,  Wiedercinstellniig  oder 
Beibehaltung  irgend  einer  bei  einer  solchen  Gesellschaft  beschill'tigteii  oder 
Beschäftigung  suchenden  Person  zugestanden  werden,  noch  soll  eine  solche 
Person  in  Be^^ug  auf  eine  bestehende  oder  gewünsdite  Anatelliing  bei  einer 
Oesellechaft  des  öffentlidben  VerkehTB-  irgend  eine  solche  offizielle  Forde- 
rung, Empfehlung,  Bescheinigung  von  jemand  verlangen  oder  annehmen 
und  eine  solche  vorweisen  oder  Ton  ihr  in  irgend  einer  anderen  Weise 
Gebrauch  machen. 

Ajt.  2.  Das  Amt  eines  Beamten  eines  Xachlassgerichtes,  eines 
Notars  nnd  eines  FHedensrichters  soll  in  dieson  Gesets  nicht  die  Be- 
deutung eines  öffentlidien  Amtes  haben. 

Art.  3.  Jede  Person  oder  Gesellschaft,  die  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  verletzt,  verfallt  einer  Busse  nicht  unter  ftüaizig  und  nicht  über 
hundert  Dollars. 

2.  Act  approved  June  26,  1903,  concerning  inspection  of 

factoi  ies  —  blowers  for  emer^-  ^\'^eols,  ptc      rhait  475.) 

Gesetz  vom  26.  Juni  1808,  betr.  Fabrikiuspektlon  —  Blaserohre  für 
Solunirgeküder  etc. 

§  1.  Jede  Person,  Firma  oder  Genossenschaft,  welche  eine  Fabrik 
oder  Werkstatt  betreibt,  in  der  Schmirgel-IUlder  oder  -Riemen,  welche 
die  Gesundheit  der  Angestellten  gefUhrden,  verwendet  werden,  soll  inner- 
halb drei  Monaten  nach  dem  Inkiaftreten  dieses  Gesetzes  solche  Rnder 
tind  Riemen  mit  einer  Kappe  oder  einem  Trichter  versehen,  die  mit  Saug- 
rOhren  in  Verbindnng  stehen,  sowie  mit  Fftchem  und  Blaserohren,  gem&ss 
den  hier  folgenden  Verordnongen.  Solche  Apparate  müssen  in  der  Weise 
angebracht  und  betrieben  werden,  dass  die  au  solchen  Kudern  oder 
Riemen  beschäftigten  Personen  gegen  den  durch  den  Betrieb  entstehenden 
Staub  und  Abfall  geschützt  sind  und  dass  dieser  Staub  und  Abfall  ent- 
weder ans  den  Gehftnden  hinaus  oder  in  Behftlter  geleitet  wird,  welche 
tOx  die  An&ahme  solcher  Partikel  an&nstellen  sind. 

§  2.  Jedes  solche  Rad  soll  mit  einer  Kappe  oder  einon  Trichter  aus 
Eisenblech  oder  Gusseisen  vorsehen  werden,  welche  in  geeigneter  Form 
so  anzubringen  niud,  dass  der  durch  den  Betrieb  des  Hades  oder  den  da- 
mit verbundenen  Riemen  entstehende  Staub  tmd  Abfall  in  diese  Kappen 
oder  Trichter  hineinfUlt  oder  durdh  ZenMIugalkraft  hineingestossen  wird. 
Die  vorgenannten  Fächer  nnd  Blaserohre  sollen  den  Umfang  besitsen  und 
mit  der  Schnelligkeit  funktionieren,  die  erforderlich  sind,  um  in  den 
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8aug-  und  Abzugröhren  den  Lufbdrack  herzuBtellen,  d«r  ausreiclit,  um 
allen  Ab&U  und  Staub  aus  den  Kappen  und  Trichtern  dnrdi  die  Saug- 
röhre  hindurcli  aus  den  Gebäuden  hinaus  oder  in  einen  fttr  diesen  Zweä 

aufgestollti'ii  npliillfor  zu  fiiliren. 

§  H.  JJie  Sauf^rohre  und  Leitungen  sollen  zweckentsjirechend  und 
ausreicheud  seiu  und  Uet  i'rütung  uud  liiiliguug  der  Bezukäpolieei  uiiier- 
stehen. 

§  4.  Dieses  Gesetz  -  II  weder  auf  Schlei&naschmen  Bezug  haben, 
l'ei  denen  Wasser  fiii-  das  Abschleifen  verwendet  wird,  noch  auf  massive 
Sclunirgeli iidor,  welche  in  fc)ftf?emlihleii  oder  Hobehverkeu  uder  andern 
Hokverarbeitungsbetrieben  gebraucht  werden ,  noch  auf  Schmirgelrftder 
von  und  unter  sechs  Zoll  im  Durchmesaer,  die  bei  Indostrien  benntst 
werden,  deren  Haiiptgoschäft  nicht  Sdunirgefaradbetrieb  ist. 

i?  5.  Bezirkspolizeien  und  Fabrikinspektoren  haben  die  Pflicht,  auf 
eine  ^osduiebene  Anzeige  hin,  die  von  ir^find  etnor  den  Tatbestand 
kennenden  Person  unterzeichnet  ist  und  mitteilt,  dass  die  vorhergenannten, 
gesetsHdh  vorgeschriebenen  Apparate  in  ii^end  einer  Fabrik  oder  Werk- 
statt fehlen,  diese  Fabrik  su  inspirieren;  sie  werden  hiennit  za  diesen 
Zwecke  antorigiert,  jede  Fabrik  oder  Werkstatt  wihx^nd  der  Arbeit»' 
«tnnden  zu  l><>freten  und  wenn  sie  durch  die  vorgenannte  oder  irs^end 
eine  andere  U  eise  feststellen,  dass  der  Eigentümer,  Besitzer  oder  Betriebs- 
leiter irgend  einer  solchen  Fabiik  oder  Werkstatt  unterlassen  hat,  den 
Verordnungen  diesee  G-esetsses  su  entspredien,  sollen  sie  eine  geschriebene 
Beschwerde  darüber  bei  einem  Gerichtshofe  oder  einem  Biehter  einreidMB, 
der  die  Rechtspfleir^'  liandhabt.  und  sollen  veranlassen,  dass  rresrcn  diesen 
Ei^'entfimer ,  Besitzer  oder  Betriebsleiter  wegen  Unif^ehnni;  «iieses  Ge- 
setzes gerit  liiiich  eingeschritten  wird.  Der  Bezirksanwalt  ist  verpflichtet, 
alle  Falle,  die  eine  Zuwiderhandlung  dieses  Gesetzes  bedeuten,  geridit- 
lieh  zu  verfolgen. 

0.  .Tode  Pei*8on,  welche  ir^^end  einer  Verordnung  dieses  Gesetzes 
nicht  nachkommt,  soll  einer  Zuwiderhandlnno;  schuldig  ernrhtet  werden 
uud  nach  üeberfuhrung  derselben  mit  einer  Busse  von  25— KK)  Dollars 
bestraft  werden  und  im  Wiederholungsfälle  mit  der  obengenannten  Busse 
oder  mit  Haft  im  Berirksgefltaignisse  fOit  die  Daner  bis  sn  60  T^en 
oder  mit  Busse  und  Geflingnisstrafe  sugleidw 

9.  Miiiii«eota. 

An  act  to  regulato  the  hours  of  employment  of  loco- 

motive  engineers  and  locomotive  firemen,  and  to  provide 
a  I»  e  n  a  1 1  y  f  o  r  v  i  o  1  a  t  i  o  n  t  h  e  r  e  o  f.  Approved  March  19,  1903. 
Labor  Laws  vi'  Minnesota,  Sn|i]>l.  190B.  p.  f). 

Oesets  vom  19.  März  1903,  betr.  Jäegeiuug  der  Arbeitastundeu  föx 
Lokomotivführer  und  «belMr  und  Strsfbestimmmigen  für  üebep* 
trettingen. 

§  1.  Auf  allen  Darapfeisenbahnlinion.  A-p  ^'r\nz  oder  teilweise  inner- 
halb dieses  Staates  in  Betrieb  stehen,  dart  die  Arbeitszeit  der  Lokoiii.  t"v- 
führer  oder  -heizor,  welche  die  Lokomotiven  auf  diesen  Lmien  zu  lalircu 
lind  zu  bedienen  haben,  zu  keiner  Zeit  14  aufeinanderfolgende  Stunden 
oltne  Ruhepause  überächreiten.  Wenigstens  9  Stunden  oder  so  riele 
Stunden  unter  der  Zahl  9,  wie  von  den  Lokomotivftlhreni  und  -heism 
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Terlangt  werden,  sollen  ihnen  gestattet  werden  zur  Erholnng,  b^vor  sie 
von  nenera  fiir  «I^^ti  Pienst  verwendet  oder  beordert  werden;  voraiisfrejiAtzt 
jedoch,  dass  lucliiri  von  diesen  Bestimmungen  in  einer  Weise  ausgelegt 
wird,  welche  irgend  einem  Lokomotivführer  und  -heizer  erlauben  würde, 
Beine  Maedune  in  Terlasseii  in  Fftl^  yon  Sturm,  TrOmmem,  Ueber^ 
eehwemmungen,  Schneewehen,  Unfällen  aller  Art  oder  unvermeidlioheii  Ver- 
zögerungen aus  ähnlichen  Ursachen,  oder  besagten  Lokomotivführern  und 
-heizem  verbieten  würde,  länger  zu.  arbeiten,  wenn  sie  nichts  dagegen 
einwenden. 

§  2  [Strafbestimmongen].  §  8  [.Vufhebvng  nidit  übereinatimmender 
Oesetee].  §  4  [Inkrafttreten  mit  der  Genehnigong]. 

2.  An  aot  to  proteot  the  rights  of  employees,  seryants, 
laborers  and  persona  seeking  employment,  and  to  proyide  a 

penalty  for  coerciTi«;  or  i  n  f  1  u  e  n  c  i  n  or  making  demands 
upon  nr  requireiueiita  of  sucli  persons.  Approved  April  21  st, 
1903.    Labor  Laws  of  Minnesota,  Suppl.  1903,  p.  11. 

€(6aeta  tobh  aL  Apiü  1008,  betr.  den  SehutB  yon  AngeateUten, 
Xkienatboten,  Arbeitern  nnd  st  ellesuchenden  Personen  und  Btvafbcatim^ 
miiT^gen  für  Beeinfluaanng  Oder  SteUnug  imbilUgeir  Forderangm  an 
solche  Fersoneik. 

§  1.  Eä  ist  verboten,  dass  eine  Person,  Körperschaft  oder  iiruia 
oder  irgend  we^e  Agenten,  Beamte  oder  Angestdlte  irgend  einer  Gesell^ 
Schaft  oder  Korporation  die  Anstellung  irgend  einer  Person  wegen  deren 

früherer  Beteilicrtmrj  an  einem  Streik  zu  Lintertreil)en  oder  dieselbe  zu 
entlassen  oder  iiire  Entlassung  von  irgend  einer  Anstellung  zu  bewerk- 
stelligen oder  zu  erreichen  suchen. 

§  2.  ÜB  ist  yorboten,  dass  eine  PenKm  oder  Korporation  mlbst  oder 
durch  eine  andere  Person  einen  Agenten  oder  eine  Agentur  oder  als  Agent 
oder  Aiifrestelltor  einer  andern  Person  oder  mehrerer  Personen,  oder  als 
Mitglied  irgend  einer  Firma  oder  als  Beamter,  Agent  oder  .A  npi^estellter 
einer  Gesellschaft  oder  Korporation  von  irgend  einer  Person  aLs  Bedingung 
in  einem  Arbeitsvertrage  eine  schriftliche  Aussage  ttber  etwaige  Beteüung 
an  Streiks  oder  schriftliche  Beweise  über  Personalien,  ausgenommen  in 
Bezug  auf  UeberAlhinng  wogen  Verbrechen  oder  Vergehen,  über  einen  am 
Tage  der  Stellung  des  Arbeits<,'esuc]ie8  weiter  als  ein  Jahr  zurückreichenden 
Zeitraum  verlange,  der  länger  als  ein  Jakr  verÜosseu  ist  am  Tage,  an 
dem  das  Arbeitsgesuch  gestellt  wird.  Der  Gebrauch  von  roiinularen  für 
Arbeitsgesnche,  welche  nicht  mit  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  über- 
einstimmen, durch  irgend  eine  Person  oder  Körperschaft  ist  hiermit  yerboten. 

§  3.  Jede  Uebertretnnfr  einer  dieser  Gesetzesbestimmungen  ist 
ein  Vergehen  und  wird  mit  einer  Busse  bis  zu  100  Dollars  bestrait  oder 
mit.  Haft  im  Bezirksgelüngniu  bis  zu  drei  Monaten. 

§  4.    Dieses  Gesetz  tritt  nach  seiner  Annahme  in  Eraft. 

3.  An  act  to  amend  §  1  ofchapter  350  of  the  geueral  laws 
of  the  State  of  Minnesota  for  the  year  1897,  relating  to 
liens  for  labor,  material  and  machinery  fnrnished  in  the 
development  and  working  of  min  es.  Approyed  April  21,  1908. 
Labor  Tjaws  of  MinTiesr-tn,  Rnp|d.  1903,  p.  9. 

Gesetz  vom  21.  April  1903  zur  Ergänzung  des  1  den  Kapitel  860 
des  Gesetzes  von  Minnesota  für  das  Jahr  lb87,  betr.  Betentionsrecht  for 
gdtaferte  Arbeit,  Matoodal  und  Maaobinen  M  d«m  Betriebe  yon  GxnbeiL 
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4.  An  acttoaiiiend§  229  o  f  c  Ii  a  p  t  e  r  1  o  1'  t  i  1 1  e  10  of  t  Ii  e  p  e  n  a  1 
Code  of  the  State  nfl^Iinnosota.  Approved  April  21,  i90S.  Labor 
Lawd  of  Minnesota,  S>uppl.  lyuö,  p.  10. 

GesetB  vom  aL  Apcfl  1808  lor  Ablndaning  des  §  280  de«  Eq^itfll  1 
d0B  Titels  10  des  Steal^eselMe  Ton  Kfameeote.  (BandeisTefbot  für 
tSomitege.) 

6.  An  act  entitled  an  act  providing  f or  the  inclosureof 

shafts  ofhoistmachinery,  and  providing  a  penalt y.  Appro- 
ved  April  21,  l!KiH.    Labor  Laws  of  MinneHOta,  Suppl.  1903,  p.  II. 

Gesetz  vom  21.  April  1903,  betr.  SinMedigung  der  Schachte  von 
Elevatoren»  nebst  StcafbestimmTingen. 

10.  Jlissoiiri. 

1.  An  act  to  recjniro  o'vrners  and  Operators  ofrailroads 
to  pay  their  empioyees  once  inevery  tiiirty  days  in  lawful 
money  of  the  United  States,  and  providing  a  penalty  for 
▼iolation  thereol   Approved  Febmaiy  SSd,  190B. 

Qesets  vom  98.  Februar  MOS,  betr.  VerpflielLtiing  der  fllgentllmer 
imd  Verwaltungen  von  Eisenbahnen,  ihre  Angebellten  alle  30  Tage 
in  gesetzlicher  Münze  der  V^reinif^ton  Staaten  anssiisablen  Und  Straf- 
bestimmungen  Itir  UnterlaasH  ngafalle. 

§  1.  Alle  Personen  oder  Genossenschaften,  die  eine  Eisenbahn  oder 
Euienbaluiwerkstfttten  in  diesem  Staate  betreiben,  sollen  ilire  Anfeetellten 
alle  30  Tage  iu  gesetzlicher  Münze  der  Vereinigten  Staaten  auszahlen 
und  ddrfen  an  koinom  Zahltage  mehr  als  dou  zehntägigen  Lohn  zurück- 
halten. Jeder  Eigentümer  oder  Betriebsverwalter,  der  uuterlässt  oder 
sich  weigert,  seine  Angestellten  oder  deren  A<j;onten,  Vortreter  oder 
andere,  mit  dem  Einziehen  det  Löhne  beauftrag te  Personen  gemäss  den 
B^timmungen  dieses  Paragraphen  auszuzahlen,  soll  sofort  solchen  An- 
fjesfollton,  deren  Agenten,  Vertretern  oder  bevollniächtip;ten  I.r>hneiuzfi2-eT"n 
für  das  Dojipelte  der  Summe  haftbar  sein,  die  der  Angestellte  zur  Zeit 
der  Unterlassung  oder  Weigerung  der  Lohnausjsahlang  zu  beanspruchen 
hatte.  Eine  solche  Stunme  kann  anf  zivilrechtlidiem  Wege  vor  jedem 
kompetenten  Geriditshofe  eingetrieben  -u'erdon. 

§  2.  Alle  Gesetze  oder  Gesetzesteile,  die  mit  diesem  Oesetse  nicht 
übereinstimmen,  werden  hiermit  aufgehoben. 

2.  An  act  torepeal  section  870 1 ,  a  r  t  i  c  1  e  2,  c  L  a  p  t  e  r  1 .13  <•  f 
the  r  e  V  i  ö  e  d  Statutes  o  f  Missouri  o  t"  1  S9!>,  entitled  i  n  e  s 
and  Mining^'  and  to  enact  two  new  sectious  in  lien  thereof, 
to  be  known  as  sections  8791  and  8791a.  Approved  March  28, 1903. 

Qesets  fom  88.  Uis  1808,  betr.  Widermf  von  §  8981,  Artikal  % 

Kapitel  133  der  revidierten  Statuten  von  MiRRonri  von  1899,  befr. 
Bergbau  und  Grubenbetrieb  und  Einfügung  von  zwe;  neuen  Fami- 
grsphen,  welche  §  8791  und  §  8791a  genannt  werden  sollen. 

§  1.  §  8701,  Artikel  2,  Kapitel  138  der  revidierten  Stataten  von 
IGsBonri  v<m  1899  wird  hiermit  annvlliort  und  statt  dessen  werden  2  neue 
Paragraphen  eingefügt,  welche  §  8791  nnd  §  8791a  genannt  werden 
sollen  und  folgendennasf^en  lauten  : 

§  8791.  Jede  Person  oder  Genossenschaft,  welche  ein  Bergwerk, 
Qranitlager  oder  einen  Steinbruch  in  diesem  Staate  betreibt  oder  «os- 
beatet,  soll  ihre  Angestellten  alle  14  Tage  in  gesetilioher  Iftinse  der 
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Vereinigten  Staaten  anenUen  und  es  darf  an  keinem  ZaHtage  ein  AbxagTom 

Lohne  zurückbehalten  werden.  Personen  und  Genossenschaften,  welohe 
Stemkohlenberf;;^erke  ausbeuten,  ist  nrestattet,  bis  zu  5  Tagen  Lolin  von 
ihren  Angestellten  zuriickzubehalteu.  [Strafbestimmungeu.] 

§  8791  a.  Den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  widersprechende  Ge> 
aetae  und  Qeaetaeateüe  Bind  hiermit  aufgehoben. 

d.  An  act  prOTiding  for  the  praotioal  and  teohnical  quali- 
fications  of  mine  inspeetors,  mine  manage rs,  min  e  f cremen, 

assistent  mine  foremen,  mine  examiners  and  hoisting  en- 
gineers,  and  for  the  creation  of  a  State  mining  board, 
ite  quaiificationa,  duties  and  co  mpensation.  Approved 
Aprü  4,  1903. 

Oeaeta  ▼om  4.  ApiO  lOOS,  betr.  di«  praktiaöheii  and  tefAmlaolLen 

Qualifikationen  der  Grubeninspektoren,  Bergwerksdirektoren,  Eetrieba- 
leitor,  Hilf^leiter,  Anf^^eher  und  der  für  die  Ein-  und  Ausfahrt  an- 
gesteliten  Maacliimsteo,  und  Emsctzimg;  einer  Rtnatliohen  Beigwodca- 
behörde,  deren  Befugnisse,  Pflichten  und  VorgütuDg. 

4.  An  act  to  amend  sectioji  8iSJl7  article  2,  chapter  188, 
reviaed  atatntaa  of  the  atate  of  Missonri|  1899,  relating  to 
the  eatabliahment  ofthe  bnreaa  of  minea,  mining  and  mine 

inspection,  and  the  appoint  ment  of  mine  inspoctors,  with 
em  er  tr  ♦«  n  p  y  (lause.     A  nproved  Aj*ril  1 3,  1903 

Gesetz  vom  13.  Aprü  1903,  sur  Abändemng  des  ^  8817,  Artikel  2, 
Kapitel  133  der  revidierten  Statuten  des  Staates  Missouri,  betr.  Ein- 
•etarang  des  Beigbaii<^  Qnibeitbetrieba-  und  GrabeninapeilcliomMmtea  und 
die  Ernennung  von  Bergwerk8in8i>ektoren,  mit  Dring^ohkeltaerklarung. 

§  1.  §  8817  des  Artikel  2,  Kapitel  138  der  revidierten  Statuten 
vom  8tftnte  3Ii.s.sonri  18f>9,  wird  hiermit  abireilndert  durch  das  Streichen 
alles  Textos,  der  nach  dem  Wort  „Staatsgebäude"  in  der  dritten  Zeile 
dieaes  Paragraphen  folgt  nnd  Ersetzen  desselben  dnreh  folgende  Be- 
stimmungen: f,Thr  Gouverneur  soll  für  die  Inspektion  von  Steinkolilen- 
berfr^'crken  einen  Insjiektnr  nnd  einon  Ililfsinspektür  ernennen,  w^N  h  ^ 
beide  praktisch  in  Steinkohlenbergwerken  gearbeitet  haben  müssen.  Piir 
Blei-,  Zink-  und  andere  Bergwerke  sollen  zwei  Inspektoren  angestellt 
werden,  von  denen  jeder  pnätische  Erfahrungen  vom  Blei-  und  Zink- 
grubenbetrieb  haben  muss;  der  eine  hat  den  westlichen  und  der  andere 
den  östlichen  Blei-  und  Zinken  ubondistrikt  zu  beaufsichtifren.  Diese 
Distrikte  sind  von  Norden  nach  8üden  durch  eine  Linie  abzuteilen,  welche 
der  Westgrenze  der  „Cooper  und  Webster"  Provinzen  entlang  lauft. 
Keiner  dieser  Inspektoren  darf  an  dem  Betriebe  irgend  eines  Bergwerks 
beteiligt  sein  und  jeder  aoU  ein  jährliches  Oehalt  von  1600  Bollars  be- 
ziehen, audi  sollen  die  Reisekosten  der  Inspektoren  aus  dem  Einkommen- 
fonds znrtickorstattet  werden.  Die  so  ernannten  Inspektoren  habeTi  Voll- 
macht, einen  Sekretär  des  Bergbau-,  Grubenbetriebs-  und  Gruböuinbpektions- 
amtes  anzustellen,  welcher  ausser  den  übrigen  Qualifikationen  umfassende 
Kanntnia  im  Befahren  und  Fördern  besitaen  muss  und  ein  Gehalt 
von  1500  Dollars  jfthrlich  beaiehen  soll. 

11.  New  Jersey. 

1.  An  act  to  limit  the  age  and  e  mploy  ment  hoursoflabor 
of  childreu,  minors  andwomen,  and  to  appoint  an  inspector 

44* 
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for   the  enforcement   of  the   same.    ApproTed  Majr  6,  1908. 

Statutes  of  \pw  J*^r</-v,  p.  1900—1905. 

Gesetz  vom  5.  Mai  1903  zur  Eioschränkang  der  Arbeitsstunden 
und  des  Zulaasungsalters  für  Kinder,  Minderjährige  und  Frauen,  und 
mr  SniMuiniig  einM  Iiupektora  rar  Diimdilülinmc  des  GesMae«, 

§  1,  2  lind  3  des  Gesetzes  von  1883  werden  durch  Kap.  201  des 
Gesetzes  von  1903  in  §  1  aLgeändert:  Kein  Kind  unter  14  Jahren  darf 
in  einer  Fabrik,  Werkstatt,  oijiem  Ber^verk  oder  einem  LokalCi  in  dem 
Waren  liergeätellt  werden,  beschäftigt  werden. 

§  2  und  8  dee  Oesetses  wird  durch  diese  Abftndenmg  annuUieri, 
Alle  Gesetze  oder  Gesetzesteile,   welche  mit  diesen  Beetimmangeo 
nicht  nbereinstimmen,  sind  hiermit  aufgehoben;  dieses  Gesetz  tritt  am 
1.  September  in  Kraft. 

2.  A  Supplement  to  an  act  to  regulato  the  uiannfactnre 
offlour  and  meal  food  producta.  Approved  Ifaroh  24, 1903.  Laws 

of  New  Jersey,  \iH)X  Ch.  »)4,  f..  98. 

Ergänsung  vom  24.  Mai  lö03  zu  einem  Greseta  zur  Begelung  dar 

Benfealliuig  von  Badtwann. 

8.  A  Supplement  to  an  aot  antitled  „An  act  to  limit  tlie 
age  and  employment  of  ehildren  minors  and  women  eteJ* 
Approved  March  25,   1908.    Laws  of  New  Jersey,  1908,  Ch,  66, 

p.  102,  103. 

Nachtrag  vom  26.  März  1908  zum  Gesetze,  betr.  Altersgrenze  und 
Beschäftigung  von  Kindern,  Minderjährigen  und  Frauen  etc. 

12.  New  York. 

1.  An  act  to  amend  the  provisions  of  title  eight  of  the 
penal  code,  relating  to  crimes  against  public  justice. 
Approved  May  6th  1903. 

GesetB  Tom  6.  Ksl  1908,  aar  Biginaimg  das  Titels  8  des  Slza^ 

gasatsbuches,  betr.  Verbrechen  gegen  die  Hechtspflege. 

§  1.  Titel  8  des  Strafge.«;etzV)U(  liPs  wird  hiermit  durch  Hinznftignng 
zweier  neuen  Paragraphen:  §  171b  und  §  171c  abgeändert,  die  laaten 
wie  folgt: 

§  171b.  Jede  Person,  die  allein  oder  mit  einer  andern  gemeinsam 
ein  Mitglied  der  Miliz  vorsätzlich  seiner  Anstellung  beraubt  oder  dessen 

Anstnlliing  verhindert  oder  ein  Mit<iHed  der  Miliz  oder  dessen  Arbeit- 
geber schädigt  oder  verh?)hnt  in  seinem  Gewerbe,  Geschäft  oder  seiner 
Anstellung,  wegen  der  Zugehörigkeit  zur  Miliz  dieses  Mitgliedes,  oder  wer 
irgend  eine  Person  durch  Drohung  oder  Spott  in  bezug  auf  dessen  An- 
stellung, Gewerbe  od«r  Oesch&ft  von  dem  Beitritt  sur  Müis  abhält,  macht 
sich  eines  Vergehens  schuldig. 

§  171  c.  Keine  Verbindung  oder  Korj»oration,  welche  zum  Zwecke 
der  Wohlfahi-t  und  Förderung  der  Handel«-,  Geschäfte-  oder  Erwerbninter- 
essen  ihrer  Mitglieder  gegründet  oder  organisiert  ist,  darf  durch  irgend 
welche  Konstitutionen,  Bescfalttsse,  Nebenbestinmiungen,  Abstimmongen 
oder  Statuten  Mitglieder  der  Miliz  des  Staates  New  York  wegen  ihrer  Zu> 
gehörigkeit  zur  Miliz  von  der  Wählbarkeit  in  eine  solche  Verbindun;:  '"-der 
Korporation  ansschlies.sen  oder  ihnen  das  Kecht  streitig  machen,  ihre  Mit- 
gliedschaft beizubehalten  ;  es  ist  der  Zweck  dieses  Paragraphen  unii  des 
vorhergehenden,  die  Mitglieder  der  Miliz  gegen  Schädigungen  is  Üunen 
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Erwerbsmitteln  und  ihrer  persönlichen  Freiheit  zu  schützen,  aber  nicht 
ihnen  wegen  Ihrer  ZngehOri^eit  m  dieser  MiUs  irgend  welche  Vorteile 
oder  Begünstigimgen  mteil  werden  zu  lassen.   Eine  Person,  welche  d»- 

zu  hilft,  Bestimmungen  gegen  ein  Mitglied  dieser  Miliz  mit  dem  Vorsatz 
der  Ansgchlio^snnnr  wegen  der  Zugehörigkeit  zur  Miliz  durchzosetzen, 
macht  sich  eines  V  ergehens  schuldig. 

§  2.    Dieses  Geseu  tritt  am  1.  September  1903  in  Kraft. 

2.  An  act  to  amend  eecticn  384 — 1  ofthepenal  code,  by 
providing  a  ponishment  for  falae  Statements  in  or  in  re- 

lation  to  applications  made  for  employment  certificates 
required  by  tlie  labor  1  n  v,-.     Ap|.roved  ilay  Uth,  1903. 

Gesetz  vom  6.  Mai  1903,  zur  Abänderung  des  §  884—1  des 
Strsljifeaetabaolies  duroh  Feststellung  von  Straftn  fOr  ftlacihe  Angaben, 
die  mr  Srlaagmig  der  vom  Arbeltagesetie  vocgesdhriebenMi  Be- 
Mthäftigungsatteste  gomaoht  werden. 

§  1.  v<  384 — 1  des  Strafgesetzbuches  wird  hiermit  abgeändert  nnd 
lautet  wie  folgt : 

§  384 — 1.    Jede  Person  welche  übertritt  oder  umgeht: 

1)  die  Bestimmnngen  des  §  6  des  Arbeit^gesetzes,  betr.  Fabriken; 

2)  die  Bestimmungen  des  §  7  des  ArbeitsgesetzeSf  betr.  Herstellung 
Ton  ^\^aren  in  ^fintslinimem ; 

3)  die  Bestimmungen  des  §  8  des  Arbeitsgesetzes,  betr.  Bi^r-kproipn 
und  Konditoreien,   Beschäftigung  in  diesen,  Heratellung  der  Bacii waren  ; 

4)  die  Bestimmungen  des  §  11  des  Arbeit^esetses ,  betr.  kauf- 
männische Betriebe  und  die  Beschfiitigong  von  Frauen  und  Kindern  in 
solchen  Betrieben; 

B)  jede  Person,  die  wissentlioli  zur  Erlan^un^'  eines  Be.scliJlftigungs- 
attestes  betr.  eine  Angelegenheit  falsche  Augabeu  macht,  die  gemäss  §  6 
tDUidll  des  Arbeitsgesetzes  fibr  Bidesanssagen,  Zeugnisse,  BeweisfUimngea 
oder  andere  Schriflten  verwendet  werden  sollen,  macht  sich  eines  Ver- 
gehens  schuldig  und  soll  nach  der  Ueberführung  im  ersten  Falle  mit  einer 
Busse  von  20 — -loO  Dollars  bestralt  werden;  im  Wiederholnngsfalle  mit 
einer  Busse  von  50— 2Ü)  Dollars  und  Gefkngnishaft  und  bei  mehrmaligen 
Wiederholungen  mit  einer  Bosse  von  mindestens  250  Dollars  oder  mit 
Geftngnisbaft  bis  zu  60  Tagen  oder  mit  Busse  und  Geftngniahaft  gleichzeitig; 

§  2.   Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Oktober  in  Kraft. 

HarCh  Camüna. 

1.  An  act  eoncerning  employment  of  children  —  age 
limit  —  hours  of  labor.   Approved  March  9,  1908.   B.D.L.  1904, 

No.  80,  p.  eis. 

Gesetz  vom  8.  Mftrs  1803,  betr.  Kinderarbeit  —  Altersgrense  — 
ArbeitAseit. 

§  1.  Kein  Kind  unter  12  Jahren  darf  in  einer  Fabrik  oder  einem 
gewerblichen  Betrieb  in  North  Carolina  arbeiten  oder  beschäftigt  werden ; 
dieses  Gesetz  findet  keine  Anwendiinn;  anf  diejenigen  Betriebe  zum  Austern 
einmachen  und  verpacken,  die  das  Oertnen  der  Austern  nach  Gallonen 
(4,6435819  1)  oder  Öchetitein  (3ti,34bü5ö  1;  bezahlen. 

§  2.  Die  Arbeitswoche  darf  in  keiner  Fabrik  und  keinem  gewerb- 
lichen Betrieb  66  Stunden  ttberschreiten,  von  keiner  Person  unter  18  Jahren 
darf  verlangt  werden,  dass  sie  länger  als  66  Stunden  wöchentlich  in  einer 
f  abiik  oder  einem  gewerblichen  Betriebe  arbeite.  Dieser  Paragrajph  findet 
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kaine  ABwendung  auf  Lokomotiviührer,  Heizer,  Ma:?ciiiuiöteUj  Aufseher, 
F^urtieflihrmr  oder  Parliere,  Bureauangestellte  mid  Monteure  bei  Maeehineii- 
farttdieu. 

§  3.  [Eltern  habou  deu  Uutenielimon  Aosweiae  über  das  Alter  ibrer 
Kinder  zuzustellen.  Strafbostimmungen.j 

2.  An  act  concerning  e  in  i graut  ageuts.  Approved  March  d 
1903.    B.D.L.  1JK)4,  No.  öu,  p.  217. 

Oeeati  vom  0.  MIrs  1008,  betr.  AtuwandetttDgsagentaii. 

14.  Peunsylvanien. 

1.  Au  act  toestablibh  a  department  ofmines  inPenns}'!- 
vania,  definiug  its  purposes  and  atttbority;  providing  for 
tbe  appointment  of  a  Cbief  of  said  Department  and  assia- 
tants,  and  fixing  their  salaries  and  exp^naes.  Approved 
April  14,  1903.    Anthracite  Mining  Laws  of  P^^nnsylvania,    lf>'>H,  i>.  HS. 

Geeetz  vom  14.  April  zur  Eirichtung  eines  Grubendepartements  in 
Pennsylvania,  Festsetzung  seiner  Aufgaben  und  Vollmachten,  Sr» 
iMonuas  einM  Voratahwra  und  d«r  AailateDt«!  und  VMtMtmng  Sln«r 
Oebftltar  und  Auagabeik 

2.  An  act  to  amend  article  9,  section  1  of  an  act  entitled 
„an  act  to  provide  for  the  health  and  the  safety  of  persons 
em))loyed  in  and  aboiit  the  anthracite  coal  mines  of 
Pennsylvania,  and  lor  tiie  protection  and  preservation 
of  property  connected  tberevith",  approved  June  2,  1891, 
also  to  amend aection  ITolfanact,  entitled  „an  act  relating 
1 0  b  i  t  u  m  i  n  o  n  s  coal  m  i  n  e  s  ,  and  p  r  o  v  i  d  i  n  g  for  the  Ii  v  e  s , 
hoalth,  saloty  and  weifare  of  persuns  employod  tlierein"', 
approved  June  13,  1885.  Approved  May  13,  1903.  Antkracite 
Mining  Laws  of  Pennsylvania,  1903,  p.  81. 

Goaata  Tom  18.  Mai  1B03  aar  Abändeorang  dea  AxL  9^  §  1  einaa 

Oeeetzes  vom  2,  Juni  1891,  betitelt  „GesetS,  betr.  die  Gesundheit  und 
Sicherheit  der  in  vind  bei  den  Antbracitkoblengruben  von  Ponngyl- 
vanien  beschäftigten  Peraonen  und  aum  Schutae  und  der  £rbaltung 
dM  darin  iBfMtiflrtaii  Kapital«'*  und  daa  §  17  alnaa  OaMtaaa  tüb 
Jatil  1888;  batlalt  „Oeaati  batr.  Baekkoblan^niban  (Mtkohlangniban) 
und  Leben,  Gesundhalt»  Slobaäieit  und  WohllMixt  dar  darin  ba- 
aohäftlgten  Personen. 

§  1.  §  1  des  Art.  9  des  Gesetzes  vom  2.  Juni  1891,  betr.  Antkracit- 
kohlengroben  wird  abgtitaidert  und  lantat  wie  folgt: 

Kein  Knabe  unter  16  Jabren,  keine  Fran  und  kein  Mlddien  daif  in 
einer  Grube  arbeiten.  Kein  Knabe  anter  14  Jahren,  keine  Vmn  und  kein 
Mädchen  darf  in  odor  bei  den  Aussenwerken  oinon  XohlonbPTL'werkP'«  arbeiten. 
I>ie8ea  Verbot  erstreckt  bich  nicht  auf  Knaben  oder  weibliche  Anji^estellt« 
angemessenen  Alters,  die  in  einem  Bureau  oder  mit  geistiger  Arbeit  bei 
einem  Kohlenbergwerk  beschifb'gt  sind. 

§  2.  §  17  des  Gesetzen  vom  13.  Juni  1885,  betr.  BaokkoUen- 
graben  wird  abgeändert  und  lautet  wie  der  obige. 

15.  Bhode  IsUnd. 

An  act  to  regulato  the  practica  of  barbering,  tbeliean- 

sing  of  i)ersons  to  carrj'  on  such  practice,  and  toinsnre 
the  better  education  of  such  praotitioners,  and  to  insure 
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better  sanitary  conditions  in  barber  Shops,  and  to  preveut 
the  spreading  of  disease  in  tke  State  of  Khode  Island, 

Oeaoin  Mr.  B«s«liing  dos  BarUsslMnilii,  goosessloiien  sn  dMiSB 

ÄTisubnng,  beeaere  Vorblldting  der  Barbiere ,  bessere  sanitäre  Be- 
dingungen In  Barbierstuben,  Verbinderiuig  der  Ausbreitasg  von  Krank* 
heiten  in  Bhode  Island. 

16.  Wisconsin. 

1.  An  act  concerning  child  labor.  Approved  1903.  Wisconsin 
Labor  Law«,  1903,  Ch.  349,  p.  8.) 

Oesetz  von  1008  betr.  Kinderarbeit* 

Kap.  274  der  Gesetse  von  1899,  abgeladert  durch  Kap.  182  der 
Oesetse  Ton  1901,  wird  hiermit  abgeändert  und  lautet  wie  fol^rt : 

1.  [Kein  Kind  zwischen  14  und  16  Jahren  darf  (  Inn  Erlaubiiia- 
schein  der  ziistiUidit^ren  Behörden  beschäftifrt  werden.  Kein  Kind  unter 
14  Jahren  dewf  iu  Fabriken,  Werkötätteu,  aui  Kegelbabueia,  m  Bars,  Bier- 
gärten  nnd  in  oder  um  IGnen  bescbftftigt  werden;  dagegen  —  aber  nur 
während  der  Ferien  und  mit  Erlaubnisschein  —  dürfen  Kinder  swisehen 
12  iTTid  14  Jahren  in  amirron  Gewerben  arbeiten.  Es  soll  ein  Verzeichnis 
der  Erlaubnisscheine  getuhrt  werden.  In  Zweifoisfäilou  soll  das  Alter  des 
Kindes  durch  Zeugnisse  nachgewiesen  werden.  Ungerechtfertigte  Erlaubnis- 
scheine können  revosiert  wearden.] 

§  2.  [Register.  Eid.] 

§  S,  fZehiistundontag.] 

§  4.    Pflichten  des  Arbeitskommissars  und  FabriJdnspektors.] 

§  5.  Zeugnis  für  körperliche  Tauglichkeit.] 

§  6.  Kinder  nnter  16  Jahren  dtlrfen  keine  Fahrettfhle  bedienen.] 

§  7.  (Definition  der  AnsdrAcke  „gewerblicher  Betrieb"  (mannfaoturing 
eetablisliment)  „Fabrik"  (factorj)  und  „Werkstatt"  (Workshop).] 

tj  8.  [Strafe  für  Uebertretung  des  Gesetzes  dnroh  die  Arbeitgeber.] 

^  9.  [Strafe  für  Uebertretung  des  Gesetzes  durch  Eltern  oder  Vor- 
münder.] 

§  10.  [Altersbeweis.] 

§  11.  Alle  Gesetze  und  Gesetzesteile,  die  mit  den  Bestinmuingen  dieses 
OesetMS  in  Widersprach  stehen,  sind  hiermit  aufgehoben. 

2.  An  act  relating  t  o  female  employment  in  the  service 

of  telegraph  and  telephone  companies.  Approved  1903.  Wis- 
consin Labor  Laws.  1903.  Ch.  402,  p.  14. 

Qesets  von  1803,  betr.  die  Verwendung  von  Frauen  im  J>len8te  von 
Telegrsplien-  nnd  TelephongeseiUMliafteiL 

§  1.  Kein  weibliches  Westti  nnter  18  Jahren  darf  von  Telegraphen- 
und  Telephongesellschaften,  -Finnen,  -Korporationen  oder  von  Einzelper- 
sonen, die  sich  mit  ähnürhen  Geschäften  befassen,  als  Bntean  gestellt  werden. 

§  2.  Wer  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zuwiderhandelt,  soll  mit 
einer  Geldsti-afe  von  nicht  weniger  als  26  Dollars  und  nicht  mehr  als 
200 Dollars  oder  mit  Geflingnis  von  nicht  mehr  als  6  Monaten  belegt  werden. 

3.  An  act  concerning  compulsory  education.  Approved 
1908.  Wisconsin  Labor  Laws,  1908.  Gh.  189,  p.  15. 

Gesets  von  1908,  betr.  den  obligstorisohen  Sohulnnterrioht. 
Das  Gesetz  ändert  §  439a  nnd  §  4d9b  ab  and  hebt  §  489o  der 
Statuten  von  1898  auf. 
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4.  An  Aot  proTiding  for  the  protection  of  employeet 
and  sanitfttion  in  certain  bnildings.  Approved  1908.  Wisconan 

Labor  Laws,  1003,  Ch.  323,  p.  36. 

Gesetz  von  1903  zum  Schnta  dor  AngeatoUteii  und  sor  GcNnindbetti- 

pflege  in  gewissen  Oebäadeu. 

§  1.  [In  Betrieben  mit  mehr  als  8  Arbeitern  rnttssen  genflgend  Klosetie 
vorhanden,  flOr  jedes  Oeechleeht  gesondert,  geschlossen,  yeoti&ert  nnd  lein 
gehalten  sein.  Von  20  Arbeitern  eines  Geschlechtes  an  soll  für  je  weitere 
20  ein  Tif»nPr?  T\]'isf>tf  Aincrerichtet  we'-Hon  Arbeitskonuiussftre  und  f  ftbrik- 
inspektoren  koimeo  Aeiuienni^rPn  verliui<i^en.] 

§  2.  [In  Betrieben,  in  denen  Umkleiden  nötig  oder  erwünscht  ist, 
sollen  anf  Wnnsoh  des  Arbeitskonunissftrs  oder  eines  F^brikiDspektors 
besondere  Ankleiderftnme  für  Frauen  eingerichtet  werden,  resp.  Aenderungea 
an  bestehenden  anp^ebracLt  wer<kn.  Pächter  können  ftlr  die  Unkosten 
innert  30  Ta^on  auf  den  Bositzor  7.iiriick«jrc{fen.] 

§  3.  [Wo  Staub  oder  Kaucb  entsteht,  soll  die  Luft  mit  Fftcheni  oder 
anderen  mechanischen  V(nrichtnxigen  gereinigt  werden.] 

§  4.  [Die  Klosetts  müssen  in  einem  der  0esandheit  sntrtgUchen  Za> 
stände  (gehalten  werden.  ArLeitskommiBsäre  ond  Fabrikinspektoren  haben 
das  Recht,  Abänderungen  zu  verlangen.] 

§  B.  Strafen.    Kicht  weniger  al.s  1(\  nicht  mehr  als  100  Dollars. 

5.  An  act  defining  the  liabilities  of  any  railroad  Com- 
pany in  relation  to  damages  snstained  by  its  employees 
and  amendatory  of  snbdivision  2  of  section  1816  of  the 
Statutes  of  1898.    Approved  1908.   Wisconsin  Labor  Laws^  1908, 

Cai.  448,  p.  13. 

Qesetz  von  1803  betr.  die  Haftpflicht  der  Siseubahng esellschafben 
M  BohRdigungea  der  Angestellten  nnd  aar  A1»8iidenuig  des  Abestns  S 
de«  §  U16  d«r  Statoten  Ton  180& 

6.  An  act  proTiding  for  the  sanitary  regnlations  cf 

bakerios  and  other  establishments  for  the  manufacture 
of  bread  and  other  food  producta.  Approved  1903.  Wiaconsia 
Labor  Laws,  1903,  Ch.  230,  p.  61. 

Gesets  von  1803,  betr.  die  sanitäre  Begelung  der  fiSokereien  vaA 
andrer  Betriebe  mr  Flabrikation  von  Brot  nnd  andrer  ■sswaien. 

7.  An  act  anthorixing  the  inti])octiug  of  and  to  secnre  a 

report  upon  the  building  and  care  of  tenement  hottsei. 
Approved  1908.  Wisconsin  T.abor  Laws,  1903,  Ch.  203,  p.  66. 

Gesetz  von  1903,  betr.  die  Inspektion  von  Mietshäusern,  zum 
Zwecke  eines  Berichtes  tiber  Bauart  und  Unterhalt  von  MietshäusenL 

§  1.  [VoOmaciit  des  ArbeitskommiBBftrB,  der  Fabrikinspektoren  nnd  dsr 
staatllclien  Sanitfttskommiasion  (State  Board  of  Health)  zur  Lospektioa 
von  Ißetfbätisem.  Die  genannten  Behörden  liahon  das  Recht,  zu  ange- 
messenen Stunden  die  gesundheitlichen  Zustünde  ( üeberfiillung;  WaSMr* 
zufuhr ;  Klosette  u.  s.  w.)  der  Mietshäuser  zu  untersuchen.] 

§  2.  Der  Kommiss&r  für  Arbeitsstatistik  (commissioner  of  labor 
statistics)  soll  seinem  nftchsten  Halbjahrsbericht  einen  Bericht  mit  Vor- 
schlagen,  betr.  den  Bau  von  Mietshäusern  einverleiben. 

Die  gleiche  Vollmacht  hat  die  staatliche  Sanit&tskommission. 

8.  An  act  creating  four  free  employment  offices  in  the 
State  to  be  located  by    a  commission  providing  for  tiie 
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appointment  of  a  Superintendent  ainl  fixing  hi;*  salary, 
licenöing  private  em ployment  agencies,  i'ixing  pcualties 
for  a  violation  of  its  provisions  and  making  an  appropria- 
tion  therefore,  and  repealing  chapt.  420  of  the  Laws  of 
Wisconsin  for  the  vearlSOl:  Approved  1908.  WiflooDain  Labor 
Laws,  V.m.  Ch.  184,  p.  B8. 

Gesetz  von  1003,  betr.  die  Errichtung  von  4  unentgeltliohen  Arbaits- 
naöhweisbiireuifl  in  Wiaoonaiii,  welolie  Ton  einer  Komminion  Temilt 
werden  aollen,  die  AneteDm«  je  eines  Utevs,  dessen  Gelialt»  pttvate 
Arbeitsnachwoisbnreaux,  Strafen  für  Zawiderhandlangen  und  AnfbebuiiK 
des  £ap.  420  der  Oesetse  von  Wisoonain  Ton  1001. 

VI.  France.  Frankreich, 
a)  ftesetse« 

1.  Loidu  2decembre  1903  d^terminantpour  Tan n^e  1903 
les  conditions  d'application  des  artlcles  26  et  27  de  la  loi 
du  9  avril  1898  >    i  les  accidents  du  travail. 

Qeaeta  vom  a.  Dezember  1903,  betr.  die  Dnrchführnng  der  Art  26 
und  27  des  Arbeitsunfallgesetze«  vom  9.  Apnl  1898  im  Jahre  1908, 
J.  ü.  vom  3.  Dezombor  1*J()3,  Bull,  de  l'Üftice  du  Iiav.,  S.  1()3U. 

2.  Loi  du  30  decembre  1903  relative  ä  l'amnestie  poar 
faits  de  gr^ye  et  faits  connexes. 

GesetR  vom  80.  Deeember  1003,  betr.  die  Anmeetle  für  die  ans 
Anlass  von  Strikea  begangenen  und  damit  in  Verbindung  stehenden 

OesetzesfibertrettingeD. 

Einziger  Artikel.  wird  eine  vollständige  und  ausnahmslose  Am- 

nestie gewährt  für  alle  Verbrochen  und  Vergehen,  die  vor  dem  Erlasse 
dieses  G^etzes  entweder  ans  Anlass  von  Strikes  begangen  wurden,  oder 
damit  in  Verbindnng  stehen. 

8.  Loidn81  d^cembre  1908  relative  i  la  vente  des  objets 

abandonn^s  chez  les  ouvriers  et  industriels. 

Gesetz  vom  31.  Dezember  1903,  betr.  den  VorkRiif  der  bei  Arbeitern 
nnd  Gewerbetreibenden  im  Stioh  gelassenen  G^enstände.  J.  0.  da 
8  janv.  1903,  Bull,  de  l'Office  du  Trav.,  8.  54. 

4.  ExtraitdelaloiduSl  d^cembrel903portantfization 
dn  Bndget  genöral  des  recettes  et  des  döpenses  de  l'ez- 
ercice  1904. 

Anssng  ans  dem  Gesetze  vom  31.  Dezember  1903,  betr.  die  Fest- 
stellung des  Generalbndgets  der  Btnnahtnen  nnd  Ausgaben  t&t  das 

Etnansdahr  1904. 

Art  21.  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  29.  Juni  1872^)  sind 
nicht  anwendbar  auf  Gewinnanteile  oder  Aktien,  noch  anf  Anleihen  nnd 

Obli^'at Ionen  derjenigen  Korporati v-Genossenschaften)  deren  Mitglieder  aus- 
nahmslos Arbeiter  oder  Handwerker  sind. 

Dieselbe  Ausnahme  erstreokt-  sich  auf  alle  von  diesen  Genossenschaften 
gegründeten  Vereinigungen  und  Verbände,  welcher  Art  auch  immer  deren 
Zwecke  nnd  Bezeichnungen  sein  machten. 


1)  Ctoietai  vom  20.  Juni  1878,  betr.  dl«  BeBtcmnug  d«f  Eftiigaine  b«w«g1ieh«r  Ofitor. 
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Etwelche  Betoftge,  die  bisher  auf  Grund  d«B  Gesetsea  vom  29.  Juni  1872 
besahlt  sein  sollten,  werden  nicht  zmückgeetellt. 

Ii)  Erlam  vnd  Teroidnuiigeii» 

1.  Circuiaire  du  Mini  st  re  de  la  Guerre  en  date  da 
29  aoAt  1903  relativo  4  Papplication  du  travail  k  la  tftche 
et  des  primes  d'6conomie  dans  les  Etablissements  dn 
seryice  des  poudres  et  salp^tres. 

Hundsch reiben  des  Kriegsministers  vom  29.  August  1903,  betr.  die 
Akkordarbeit  und  die  Srsparniaprämien  in  den  Pulver-  und  BaLpeter- 
fabriken. 

Die  znm  Studium  der  Forderungen  des  Civilpenonals  der  miütiriscfaen  gewerb- 
lichen Ik triebe  eingesetzte  Kommission  hat  Bicb  nach  einer  Untersuchung  der  Frage  der 
AUEordarbeit,  deren  Ergebnisse  in  dem  im  Journal  officiel'^  am  5.  Aprii  1*^03  publi- 
derten  Boidite  enthalten  sind,  ffir  die  BeibäialtQng  dar  Akkordazfoeit  auiteeeprocben* 
jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  daas  diese  Arbeit  in  einer  dielntOMScn  dar  Arbeiter 
schützendeo  ^\'ei^('  organisiert  wird. 

Der  MiniBtcr  hat  sich  auf  diesen  l^cn  gestdlt» 

Es  wird  demnach  die  Akkordarbeit  in  den  IHdver>  und  Salpeterfabliken  von  non 

an  den  nachstehenden  Bedingungen  unterliegen: 

Personen,  die  cur  Akkordarbeit  verwendet  werden  dürfen.  Zur 

Akkordarbeit  darf  leiliglich  das  dem  Delircl  vom  26.  Februar  1897  unterstehende 
Personal  Jierangezogen  werden,  mit  Ausnahme  des  fest  angestellten,  m(matlicb  ent* 
lohnten  Personäs. 

Arbeiten,  bei  welchen  Akkordarbeit  zulflssie  ist.  Akkordarbeit  ist 
bei  solchen  Arbeiten  zulässig,^  die  sich  in  einer  grossen  Anzahl  von  Fällen  und  häufig 
unter  gleichen  B«Klingiingen  wiederholen,  und  so  geartet  ist,  das«  die  Zeit,  die  zum  Ein- 
arbeiten notwen  lif.^  iä<t,  und  während  welcher  der  Effekt  der  Arbeit  da^i  nc)rmale 
Arbeitaqaantum  nicht  erreicht,  ganz  unverhältnismaiw^ig  klein  ist  im  Verhältnis  zur  Zeit- 
dauer, (fie  cur  AuafOhruDg  der  Gcaamtsrbeit  notwendig  ist.  Falb  die  Anzahl  der  herm- 
Bf'  Ml  tiden  Gegenstande  klein  ist,  könntr,  hri  gewissen  Arbeiten,  die  zum  Einarbeiten  not- 
wendige Zeit  eine  unverhältnismä^sige  Bedeutung  gewinnen  und  der  durchschnittliche 
Terioibn  würde  dann  nnter  einem  angemessenen  Lohnansatae  TerUdben;  in  sidcfacn 
FiUen  empfiehlt  es  sich,  von  der  Akkordarbeit  abzusehen. 

Reparaturarbeiten  dürfen  nur  daan  in  Akkwd  aufgeführt  werden,  wenn  die  Art 
der  auszuführenden  Reparaturen  immer  sldchmisrig  ist  nnd  wenn  die  Ansahl  der  zu 
verricbtcndcü  Beparstorirbeitai  nicht  unbetrSchtlict  ist  und  im  Dmdisdmiftt  ^eid»- 

mäfidig,  bleibt. 

Die  hauptsfiddidi  zur  Akkordarbeit  gceipeteo  Arbeiten  wnd  In  der  naehfolgeB" 

den  üebersicht  verzeichnet  (f  li  t  TJebcrsicu t). 

V^koblungsarbeiten  dürieii  nur  dann  im  Akkord  vergeben  werden,  weuu  zum 
Tonms  bwtimmt  worden  ist : 

1)  Dir  Anzahl  der  in  Brand  zu  ttetzrr dm  Rn-te,  sowie  die  der  in  dntf 
gegebenen  Zeit  in  jedem  Ofen  vorzunebmenuen  Brande; 

2)  das  auf  je  KX)  kg  Kohle  zu  verbrauchende  Quantum  liri  inimaterial; 

3)  dass  die  Anzahl  der  in  Brand  zu  setzenden  Rost<'  genügend  Bei,  regelmfi^-ig 
mhkdestens  zwei  Arbeiter  zu  bc^cbüitigen.  Ausserdem  raü£sen  die  Arbeiter  sich  un- 
bedingt darüber  klar  werden,  dass  es  in  ihrem  Interesse  liegt,  die  Appeiale  gut  in 
stand  zu  halten  und  die  Erträge  auf  ihrer  Höhe  zu  erhalten. 

Festsetzung  der  Bezahlung  der  Akkordarbeit.  Die  Bezahlung  der 
Akkordarbeit  wird  im  Prinzip  gerade  wie  der  Tarif  für  die  8tundenarbdt  jeweilen  zu 
Beginn  des  Jalire-»  durch  den  Minister  bestimmt  auf  Grund  eines  Berichtes,  der  ihm 
zusaiumen  nnt  der  Aufstellung  des  Kostenvorimscblagä  betreffend  das  zum  Verkaufe 
bestimmte  Piih  r  mgereicht  wird. 

Bei  der  Aufbtellung  ihrer  Vorschläge  haben  die  Direktoren  vorangehen  wie  folgt: 

Vor  iSchluss  des  Jahres  arbeiten  sie  in  der  oben  ang^cbeiien  Weise  eine  Ueber- 
sicht  aus,  au«  der  hervorgehen  muss,  was  für  das  laufende  Jahr,  und  wenn  mögüdit 
für  jetles  der  zwei  vrrh  prgeJiendon  Jahre,  die  Ergebnisse  der  Akkordarbeit  gewesen 
.sind.   Die  Uebersichi  wird  nach  folgendem  Schema  ausgearbeitet: 
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Nadi  PrOfang  diemr  Tabelle  und  nach  den  veraehiedeDen  Eilni]idis;ungen,  die 

ihnen  sonst  zu  Gebt)t^  «tehen,  st' Hon  die  Direktoren  vorläufig  die  für  das  folgende 
Jahr  vorzusch]a^;enden  Ziffern  fest,  ohne  jedoch  daa  weiter  unten  zur  B^lemanieniiig 
der  Akkordarbeiten  ffir  die  in  venwliiedeDe  Klasaen  Ungeteilten  Arbniter  und  Arbeite- 
rinnen an^^epebene  aus  den  Augen  zu  verlieren.  Sie  -  illni  h  dal  ri  an  folgende 
Gruuds^atzu  halten:  Die  Preise  für  die  Akkordarbeit  Fullen  i^o  konstant  als  möglich 
sein ;  jeder,  auch  der  durchaehnittlidke  Arbeiter,  der  in  Akkord  arbeitet,  ««oll  emea 
höheren  Tx>hn  verdienen,  al«  wenn  er  im  Taglohn  arbeitete,  woIki  der  Mehrbetraf^  von 
der  Art  und  der  Kontinuität  der  Arbeit  abhängen  soll;  es  xüxx*:^  die  ^ulikivige  Lohu- 
«rfaOhnjif^  für  Faasbinder,  die  kontinuierlich  mit  der  Herstellung  oder  dem  Reparieren 
von  Fasfwerk  beschäftigt  Bind,  {rerinper  sein  alfl  für  Arbeiter,  die  mit  Balpeteca&arv 
operieren  miitjücii  oder  da«  Abiaden  der  Brennstoffe  zu  besorgen  haben. 

Die  auf  diese  Weise  festgesetzten  Ix)hnansätze  werden  die  Direktoren  alsdann 
anschlagen  lassen  und  dabei  die  Frist  angeben,  die  nicht  geringer  sein  darf  als  8  Tage, 
Während  welcher  sie  allfällige  Aussetzungen  der  Interessenten  entgegennehmen;  diese 
Ilaben  ihre  Betm  rknnj^en  den  Direktoren,  sei  es  persönlich  einzeln,  sei  es  }>ersönlieh 
gemeinsam,  vorzubriog«,  oder  durch  die  Vermittlung  der  Arbeitersvndikato,  fall« 
«aldto  beetoien.  Im  PHnsip  weiden  dieee  Bemerknngen  edurifllidi  vorgelegt,  kOnneo 
aber  nachher  mijndlich  vertret  n  w^nn  n 

Nach  Entgegennahme  diener  Bemerkungen,  machen  die  Direktoren  ihre  end- 
gültigen Yomcmäge,  die  sie  dem  Hinlater  xu  unterbreiten  haben.  Die  auszuführenden 
Arbeiten  müssen  genau  uni.<chrieben  sein  und  den  yprschlägon  miiss  ein  Bericht  bei- 
gelegt werden,  sowie  die  oben  beschriebene  Tabelle  und  die  Bemerkungen  und  Wünsche) 
die  von  den  Interawenten  Torgebracht  worden  sind;  in  letster  Linie  entedieidel  der 
Minister. 

Ea  wird  in  ähnlicher  Weise  vorgegangen,  jedesmal  wo  iu  der  Einrichtung  der 
Werkitntt  oder  in  der  Auswahl  der  zu  verarbeitenden  Stoffe  Abänderungen  vorge- 
nommen werden  und  dadurch  eine  Abänderung  der  —  am  Anfang  des  Jahres  festge- 
setzten —  Lcihne  für  die  Akkordarbeit  notwendig  wird,  oder  wenn  es  sich  darum 
liendelt,  fiberhaupt  neue  Lohnansätze  zu  bcstinnneu. 

Anwendung  der  AkkordarbeiL  ^Venii  Akkordarbeiten  gemeinschaft- 
lich aufgeführt  werden  sollen,  so  haben  die  Arbeiter  hich  unter  sich  selbst  ztir  Bildtmg 
der  Gruppen  der  Vergesellschafteten  zu  verständigen;  kann  keine  Einigung  erzieß 
werden,  oder,  wenn  im  Interesse  der  guten  Ausführung  der  Arbeit  das  K(><^-ht,  diese 
Gruppen  selbst  zu  formieren,  den  Arbeitern  nicht  zugestanden  werden  kann,  so  soll 
man  darauf  bedacht  sein,  wenn  nur  immer  möglich,  in  ein  und  dieselbe  (iruppe  oder 
zur  Ausifihnuig  dnee  und  deaeelben  Teiles  der  Arbeit  nur  gldchwertige  Arbeiter  zo- 
zulassen. 

Reglementierung  der  Akkordarbeilen.  In  keinem  Fall  dm!  lie 
Akkordarbeit  die  Veranlassung  dazu  bilden,  einen  geringeren  Lohn  als  den  Tageslohn 
auazuzahlen ;  wenn  die  Anwendune  der  in  der  oben  angegebenen  Weise  festgestellten 
LoSmaosätze  für  Akkordarbeit  zufälliger  Weise  für  dnen  Arbeiler  einen  geringecen 
Lohn  ergibt  eis  den  Taglohn,  so  kann  die»  daher  kommen: 
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1)  Dam  In  der  Etiirichtaog  dar  Werlntalt  oder  in  der  AnBirahl  der  zu  vor* 

arbeitenden  Stoffe  Abänderungen  vorgenommen  worden  sind:  ist  die  AbäoderuDg 
eine  dauernde,  so  müfl«en  dem  Minister  Vorschläge  zur  Besserstellung  unterbreitet 
Warden. 

2)  Da88  der  Arbeiter  für  die  ilmi  anvertraute  Arbeit  untauglich  i.-ät,  in  welcheoi 
Fall  uiaii  darauf  verzichten  muss,  ihm  liietMj  Arbeit  fernerhin  zu  übertragco. 

3)  Dass,  «nanahmsweiM»  der  Aibeitcr  tinfiliig  iat  und  demgeiniaB  am  TageaUtn 
sn  boch  bemessen  wurden  war. 

In  diesen  verschiedeucii  Füllen  i^t  der  Tageslohn  einzuführen. 

Wird  die  Arbeit  gemeinschaftlich  au.Hgefiihrt,  so  wird  der  Qesam^winn,  der 
durch  die  vergeseUadultete  Qruppe  enieli  worden  iat,  unter  die  verschiedenen  teil* 
nehmenden  Arbdter  im  Vwliftltnia  der  Ammhl  der  Standan  verteilt,  die  ein  jeder  anf 
diese  Arbeit  ve  rwandt  hat  und  Kwar  nadk  dott  BtuadenlolinaatB,  dar  für  ihn  ^h»  nenn 
er  im  Xaglohn  arbeitet. 

Immerhin  Ut  diera  B^l  geringen  Verlnderangen  ontanviMienf  eobnld  ee  aidk 
um  Fabrikationj^rbeitcr  und  Arlx-iterinn«  n  Jiar.  l.  lt,  -iie  in  Kla-i^^en  eingeteilt  r*in<l, 
wobei  der  Uebergaog  von  einer  Kla^t^e  in  eiue  höhere  von  der  Au<&ahl  der  L)iea»t]ahre 
abhängt;  in  diesem  Falle,  wenn  die  VcrgesellsdiafleteD  unter  sich  Arbeiter  zählen, 
die  einer  höheren  Klasse  als  die  vorletzte  angehören,  wird  die  Verteihmg  so  durch- 
geführt, wie  wenn  diese  der  vorletzten  Klasse  angehörten,  und  der  Mehrbetrag  das 
Lohnes,  der  aich  ana  dem  Klaaeenanteracliied  ergibt,  wird  ihnen  besoodera  aaa> 
bezahl  f  . 

Zum  Beispiel,  in  einem  Geftchäft,  wo  die  P  at^nkationsarbeiter,  die  der  U.  und  ktztea 
Klasse  angehören,  einen  Stundenlohn  von  <  >34  frs.  erhalten,  die  der 6w  Klasse  einen  solchen 
von  0,37  Trs.,  die  der  4.  Klasse  von  0,40  frs.,  und  in  einer  Gruppe  sich  Arbeiter  der 
4.  Klasse  zu  gleicher  Zeit  als  solche  der  5.  und  0.  sich  befinden,  wird  die  Verteilung 
vorgcnotiirnen,  wie  wenn  die  crsteren  der  5.  zugehörten,  d.  h.  wie  wenn  diese  einen 
titund^ohn  von  0,37  frs.  erhielten.  Ein  Mehrb^nw  von  0,03  £».  für  je  eine  ätonde 
Akkordarbeit  wird  ilinen  dann  noch  besonden  ansgäilndigt 

Uebrigens  wird  auch  im  allgemeinen  die  Keglemcnticrung  der  Akkordarbeit  der 
Arbeiter  oder  Arbeiterinnen  derjenigen  KJaascn,  die  über  der  vorletzten  stehen,  ao  ror- 
ffemmunen,  wie  wenn  sie  der  vorletzten  anirdidrten,  eoear  wenn  eie  einaeln  ffir  eich  ar- 
beiten, und  man  zahlt  ihnen  dann  einen  Mefirli  tmi;,  der  der  IXtferenz  der  liOhne  dw 
Klaatie,  der  sie  angehören,  und  der  vorletzten  ent«pncht,  besonders  aus. 

Die  LShne  fiir  die  Akkordarbeit  werden  dementaprecbend  angeaetst. 

Spar prii ni i en.  —  Die  Höhe  der  Sparpramien,  die  in  einigen  Betneb<«n  ein- 

rührt  WOTden  sind,  um  die  Arbeiter  am  Mind^erlurauch  der  \m  der  Fabnkatioa 
Betradit  kommenden  Hilfamnterialien  (Brennatoffo,  Bindungamittel,  QefitKihaftaD 
verschieder  Art  u.  a.  m.)  zu  interessieren,  wird  vom  Miaiater  feetgeaetit  unter diaD i^Ahaa 
Bedingungen  wie  die  Löhne  für  Akkordarbeit. 

Das  gegenwärtige  Rundschräben,  dcaaen  Beatimmungen  in  Kraft  treten  bei  der 
Anfstr'.Iui     der  Lohtisät/.c  und  Hparprämien,  die  für  in  Anwmlang  kominffi 

hebt  die  bit>herigeo,  dcnt^elben  Gegenstand  betreffenden  Vorsehrifteu  wcd. 

2.  Arrete  du  Gouverneur  generalde  l'Alg^rie,  en  dateJ'i 
17  octobro  instituant  ane  commission  consultative 

da  travail. 

SrlMS  des  OeneralgouTemBorB  von  Algerien,  vom  17.  Oktober  1903» 
betr.  die  Einsetzung  eines  Arbeltbelratee. 

Art.  1.  Vjü  wird  in  Algier,  unter  «lern  Vorsitze  des  Qeneralgouverueurs,  ein  Ar* 
beitsbeirat  gebildet,  dem  die  Aufgabe  obliegt,  die  Durchführung  der  (renetze  und  Ver* 
Ordnungen,  die  die  Arbeit  betreffen,  zu  überwachen«  die  ArbeitübetiiugiuigeD  und  dia 
Verhä!tnit<se  der  Arbeiter  und  endlich  die  Beeidungen  Kwiachen  den  UntefnehflMMl 
und  den  Arbeitern  ^u  studieren. 

Dieser  l^irat  nimmt  von  den  Statiatiken  Kenntnis,  die  seinen  Arbeiten  zur 
Grundlage  dienen  können ;  er  veranlasst,  je  nach  Bedarf,  schriftliche  oder  mündlidM 
Einvernenniungen  von  Auskunftspersonen,  begutachtet  die  zu  erlassenden  Vwxär 
nungen,  die  an  der  gegenwärtigen  Regelung  vorzunehmenden  Aendemngen  und  fibe^ 
haupt  die  die  gBachütsten  Arbiter  betreffenden  Fragen. 

Art.  2.  Der  Arbeiterat  aetst  eich  ana  14  Mitgliedern  Euaammen,  und  twar: 

drei  Fiiian/,de!egiert(  n,  dir  tlurch  den  Gouvernenr  ernannt  ; 

drei  Mi^licdcrn,  je  einem  für  jedes  Departement,  die  aus  einem  durch  den  Fti- 
UtOm  an  fibermittebden  Dreienroradihwe  der  Handelaknmmeni  fooi  QooTeraear  ^ 
wühlt  werden ; 
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drei  Mitgliedern,  je  einem  für  jedes  Departement,  ftir  nn>  einem  durch  den  Prä- 
i€ktm  2U  fiberiuitteinden  Drderrorschlage  der  Arbeiu>bör6en  vom  GouTernenr  ge- 
wählt werden : 

einem  Kcdeningsrate; 

dem  Direktur  der  Land  wirtschafte-,  Handels-  und  Koluiii)>ationi^verwaltuug; 

dem  Vorstande  des  HandelsamtM  im  Generalgouvernement; 

einem  Redakteur  des  GeneralgouTememeotB,  der  ala  Sekzetfir,  mit  beniteDder 
Stimme,  den  i5itzungen  beiwohnt. 

Der  (icneralgouvemeur  kann  alle  Abieil ungsvorstände  und  sonhtige  Funktionäre 
2U  deo  KomjuiaaioossitKttOKeD  delen^ereu,  damit  «ie  ebeofaUa  mit  bo-^ender  Btimme 
an  den  ihre  Dienstzweige  bmonden  beröliTenden  yeriumdlnngen  teUndiroen. 

Art.  3.  Die  Finanzdelegierten,  die  Mitglieder  der  Handelskammern  und  <]er 
Arbeitabdrsen  werden  für  die  Dauer  von  3  Jahren  ernannt,  Toraus^aetst,  dass  ihr 
Mandat  nicht  vor  Ablaof  dieso*  Friat  endigt ;  in  letsterem  Fiüle  eollen  sie  nadt  Maae- 
gabe  der  Bestimmungen  des  Art.  2  ersetzt  werden. 

Art.  4.  Der  Arbeitsbeirat  ernennt  einen  Vizeprä-siU*  uien,  der  mit  der  Vertretung 
dei  Gcoeralgonvemeurs  im  Falle  von  dessen  Abwesenheit  oder  Verhinderung  betraut  isC 

Art.  5.  Der  Arbeitf^beirat  versammelt  tsioh  einmal  jährlich,  auf  Einladung  des 
Präaidenten,  weicher  den  Zeitpunkt,  die  Dauer  und  die  Tagesordnung  jeder  tiesaion 
bestimmt. 

Art.  6.  Ausserdem  kann  der  Generalgouvemeur  jeder7f>if  sobald  er  dies  für 
notwendig  erachtet,  eine  nuBserordenthche  Ö^ion  d^  Arbeitäbcirat^  einberufen. 

Art.  7.  Es  kann  aus  den  in  der  Stadt  Algier  anwesenden  Mitgliedem  eine  Bub- 
kommission  gebildet  werden. 

Art.  8.  Die  Bubkommission  studiert  die  ihr  durch  die  Verwaltung  vorgelegten 
Iliagcn  \ind  gibt  über  deren  i><3sung  motivierte  Gutachten  ab. 

Qi»  erstattet  dem  Ikirate  im  Laufe  der  nächstfol^den  ordentlichen  Seesicm  ein^ 
Beridit  Uber  ihre  Arbeften. 

Art.  9.  Die  auf  Vorschlag  der  Arbeitsbörnen  gewählten  Mitglieder  des  Arbeits- 
heirates,  die  zur  Teilnahme  an  der  Seasion  ihren  Wohnsitz  verlassen  mÜM^,  haben 
wihrend  der  Dauer  der  Session  Anepmch  anf  eine  Entsdhidigung  von  10  Yn.  täglich 
ond  Ersatz  der  Rei.'ief^i>er<en.  Die  in  Algier  an'^äs-iL'^en  Mitglieder  dieser  tTntfgllrio  er- 
halten während  der  Se>*sion8dauer  ein  Ptäsenxgeld  im  Betrage  von  ö  Frs. 

Art.  10.  Der  Generalsekretär  ist  mit  der  Vollziehung  dieser  Verordnung  be- 
traut, die  im  .^Mobacher''  nnd  im  «Bnilettn  oCEUnel  da  OonTenement  gäntod"  ver- 
öifentlichi  werden  soll. 

3.  Circulairfi  du  Mini?;tro  de  la  Guerre  en  date  du 
8  novembre  19 ü 3  sur  les  divers  modes  de  reuiuneration  de 
travail  dans  les  etablissements  de  rartillerie  et  notam- 
ment  snr  le  travail  au  devia. 

B«iidsohre!b6n  das  KriegamlDtoten  Yom  8.  Vevamber  lOOS»  be- 

tteffend  die  Terscbiedenen  Arten  der  ArbeitalÖhce  in  den  Artillerie- 
werkatätten  nnd  besonders  betreffend  die  Arbeit  aufs  Ausmass. 

Das  Zivilpersonal  in  den  Konstmktions Werkstätten  dar  Artillflria  wird  besahlt  im 
Monatslohn,  im  Stundenlohn  und  anfii  Ausmass. 

Der  .Alonatakilin  wird  g^issen  Agenten  gawüiTti  die  dnreh  besondere  Vonduiftan 
bestimmt  lünd* 

Das  Arbeiterpersonal  im  engeren  Sbine  wird  bezahlt  Im  Stundenlohn  oder  anfs 

Ansma.<H. 

In  jeder  Werkstatt  gibt  es  für  alle  Berufsar teu,  die  darin  zur  Anwendung 
kommen  eine  Skala  der  Lobnaneltse;  sie  be^nnt  mit  dem  niedrigsten  Odialt  und 
hf^rt  auf  ndt  dem  höchsten  Gebalt,  auf  den  .ein  Arbeiter  der  betrenenden  Bemlsart 

Aüßpruch  erhel)€n  kann. 

Diese  Lohnan^ät/.e  geben  den  Preis  der  Stundenarbeit 

Sie  werden  auf  die  Weise  bestimmt,  dass  für  jtxle  ßeruf^art  der  AnfangBgdialt 
nicht  imter  dem  normalen  und  in  der  Gegend  gebräuchlichen  Ueiialt  sieht. 
Sie  werden  fes^estdlt  durch  den  Direktor. 

Die  Rubriziening  eines  jeden  Arbeiters  innerhalb  der  Lobnpliala  <j<^t«chieht  nach 
dem  Ergebnis  der  bei  seiner  Kinstelliuig  stattfindenden  Probe;  er  karm  sich  später 
beraer  stellen  je  nach  den  Fortschritten  seiner  berufhchen  GeschickUchkeit. 

Jeder  im  Stundenlohn  arbeitende  Angestellte  wird  besahlt  auf  Grund  seiner 
Bulmziorung  innerhalb  der  Lohnskala. 
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Der  Gehalt  des  nxih  Ansma«!s  arbeitenden  Angestellten  ist  gleich  dem  Betrag  d^r 
Einheit  der  ausgemeesenen  ArL>eit,  die  er  ausfährt,  multipliziert  mit  der  Amahl  der 
Arbeitseinheit«!!,  die  er  im  Verlaufe  des  Tag«»  verwirklicht  hat. 

Daa  AusmaM  wird  auf  solche  Weise  Wm  hnft,  daß  der  sanbor  und  ohne  Hast 
arbeitende  Angestellte  zu  einem  Gewinn  kouinii,  der  dem  seiner  Ilubrizierung  in  der 
Lohnskala  enteprechenden  zum  mindesten  gleich  ist 

Jede  neue  Arbeit,  die  fürs  Aaaauu»  geeignet  ist,  macht  die  AofsteUung  eines  YOt- 
läufigen  Ausmasses  notwendig. 

Die?«e8  Aiismass  wird  nach  Grnehmitrnng  durch  den  Divoiktor  tei'BUtihBWeiae  iD- 
gewandt,  sobald  mit  dar  betreffenden  Arbeit  b^onneo  wird. 

Die  Venitchsperiode  wediselt  je  nadi  den  Unutfoden;  ihre  Dauer  bleibt  dem 
Gutdünken  des  Direktors  übcrlas.>^en. 

Während  dieser  l^eriode  werden  die  aaf»  Ausmaas  arbeitenden  Angeateliteni  die 
keinen  ihrer  Bobrisiemnf^  in  der  Lohnskala  entsprechenden  Gewinn  TenrnkUaun 
konnten,  im  Ptundenlohn  i  Ti*-}-ri  r  hend  ihrer  Eintetiunfr  bc2:i!ilt  werden. 

Der  Direktor  wird  in  diesem  Fall  die  Urnaehen  dieses  ungenügeodeo  Ei^bnisde» 
feststellen.   E»  können  deren,  wie  es  scheint,  dreierlei  sein: 

1)  Irrtum  in  der  Berechnung  des  provisorischen  Auimaases; 

2)  Anhaltend  schlwhter  Wille  beim  Arbeiter; 

3)  Untauglicldiehkeit  des  Angestellten  zu  der  ihm  aoTertrauten  ArbdL 
Im  ersten  FaH  '\  irl  flas  vorläufige  Ausmasp  sofort  abgeändert. 

Im  zweiten  I-  all  k:Hnn  der  Angcstellto,  wenn  festgestclit  ist,  dass  das  uneenögeode 
Ergebnis  einem  anhaltenden  schlechten  Willen  susnsclireiben  ist,  sna  den  ZahlrnigS« 
listen  auf  disziplinarischem  Weg  gestrichen  werden. 

Im  letzten  Fall  wird  es  gut  sein,  auf  die  Weiterfuhrung  der  Arbeit  durch  den 
Angestellten  zu  verzichten  oder  seine  Einteilung  in  der  Lohnskala  neu  vorzunehmen. 

Während  der  Dauer  der  Versucliaceit  de»  vorläufigen  Ausmasscs  kdnn«i  die  in 
Betradit  kommenden  Arbeiter,  falls  sie  betreffend  des  provisorischen  Ausmasses  Wfinedi» 
yor7ul  riiuren  haben,  diese  mit  ihrer  C^nteri^ichnft  versehen  acllriftlich  in  einem  adllioe 
in  der  Werkstatt  aufgeeteilteo  liegister  niederlegen. 

Eine  vom  Direktor  ernannte  Kommission,  mit  dem  teclwiaelwn  UntenlireMor  ai» 
PraBidenten  und  zwei  wachthabenden  Hauptleuton  (capitotoes,  cdiefft  de  aerviee)  als 
Mitgliederi^  hat  die  ausgesprodieoeo  Wünsche  zu  untersuchen. 

Daranflün  hSrt  die  Kommisaion  Inseln  die  Beanftragten  der  Syndikate  und  der 
weiter  unten  aufgofrihrien  Gruppiornnpen  von  Arbdlom,  wobei  jedes  Syndikat  ond  jede 
Gruj)|)e  durch  zwei  Arbeiter  vertreten  wird : 

1)  Jedes  in  der  Werkstatte  vertretene  berufliche  l^yndikat; 

2)  die  Vereinigung  der  nicht  organisierten  (syndiaucs)  Arbeiter; 

3)  die  Vereinigung,  gebildet  von  den  Arbeitern,  die  bei  der  auf  Gnmd  des  vor- 
litifi  g(  ii  Ausmasses  ausgeführten  Arbeit  beschäftigt  sind. 

Die  Vertrauensmänner  eines  jeden  der  Syndikate  und  einer  jeden  der  obenge- 
nannten Vereinigungen  haben  das  Recht,  bowoIü  ihre  eigenen  pertH>ii liehen  Bemerkungen 
vorzubringen  ab  tQch  die  genMinaamen  Wnnaehe  des  von  ihnen  TenietaDen  Femwalt 
Toncutragen. 

Die  Darlegung  und  die  Erörterung  der  aus  irgend  einem  Grunde  von  den  dnzdiMn 
hier  oben  aufgezählten  (Jruppcn  vorgebraeliten  Doiderata  bilden  den  (  M  Li  n-'aiMi  eine« 
besonderen  JErotokolles,  unterschrieben  vom  Präsidenten  und  den  Mitghedem  der 
Kommisaion,  als  andi  von  den  almrdneten  Axbeftem. 

Nach  AbHchluss  der  Protokolle  spricht  di  k'  mmission  zu  Hän  Im  Direktors 
ihre  vertrauliche  Meinung  aus,  bd^cffcnd  die  Abänderungen  des  vorlüiifigea  AusnusMS, 
die  sie  nach  dieeer  oderlener  Biehtung  hin  glaubt  Torrohlagen  zu  mQssen. 

Im  Prinzip  entecheidet  der  Direktor;  er  legt  dem  Minister  jedes  Mal.  wo  er  mh 
gezwungen  sieht,  den  vorgebrachten  Einwänden  und  Bemerkungen  nicht  Bechnung  zu 
tragen,  Kechcnschaft  ab;  wenn  er  vorzieht,  aelbat  keine  Verovdnnng  zu erlaasen,  so liü 
Vt  dem  Minister  darüber  zu  beriehten. 

Die  gefaBäteii  Beschlüsse  werden  den  Interessenten  bekannt  eegeben  und  m  uem 
obbemeldeten  Register  eingetragen  gegenüber  den  Beachweiden,  chircli  die  sie  lum)^ 
gerufen  worden  sind. 

Daa  vurläufigo  Ausmass  unterliegt  demnach  succeesivcu  Abänderungen.  Sobrid 
angetiommen  werden  kann,  die  Vcrsno&seit  sei  genügend  lang  ausgedehnt  wocdeo, 
das  Anamass  auf  Grund  einer  Bestimmung  des  Direktors  als  definitiv. 

Das  definitive  Ausmass  unterli^  nur  dann  nachträglichen  Abänderungen,  wenn 
die  Arbeitsbedingungen,  die  ihm  entsprechen,  selbst  abgeändert  werden,  ü<ier  im  Fall, 
wo  ein  offenkundige  Irrtum  in  der  Dciedmuag  des  Ausmaseeg.  sei  es  zum  bchadca 
des  Arbeiten,  sei  es  «am  Schaden  des  Staates  nnerwartet  znm  Voiachein  kommt 
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r>ir  Wünscht',  die  die  in  Frng;c  stehctidrn  Arbeiter  mRßlicherwpise  betreffend  der 
Ti^^noinineuea  Acnderuugeu  ia  den  obbemeideteo  Bedioguneen  zur  Berechnung  eioea 
deniiitiveo  Ausmassea  vorbringeD  könnten,  wwdeo  in  deiMlEien  Wase  furmoliat  and 
geprüft  wie  bei  dem  vorläufigen  AuBmass. 

4.  Decret  du  11  decembre  1903  appliquant  k  l'Algerie 
l&s  lois  du  7  decembre  1874  et  du  Id  avril  1898|  Sur  la 
protection  des  enfants. 

TfirOEdnniig  Tom  U.  D«ieiBb«r  1008»  betr.  die  Brweltcaning  das 
Geltangsbereiches  der  KliidfltMlmlVKeBetae  rom  7.  Desembw  1874  und 
Tom  10.  April  1898  anf  Algerien. 

Art,  1.  Der  Geltungsbereich  des  Gesetzes  vom  7.  Dezember  1874,  betr.  den 
Schutz  der  in  ambulanten  Berufen  beBchäftigten  Kinder,  und  des  Gesetzes  vom 
19.  April  1898,  Ivotr.  die  Unterdrückung  der  Kindern  pej^nüVr  vfTiiliten  Akte  d*>r  Ov- 
walitütigkeit,  Grau^-amkeit  und  der  Kindermisshaudluog,  wird  auf  Algerien  ausgedehnt. 

Art.  2.  Der  Justizminister,  det  Minister  für  Handel,  Gewerbe,  Poet-  und  Tele« 
sraphenwesen  und  der  Generalgouvernenr  für  Algerien  sind,  jeder  in  seinem 
Kompetenzenkreiae,  mit  der  Durchführung  dieser  Verordnung  betraut. 

VII.  Srando-Bretagne.  Grossbritannlen. 

1.  Order  of  t  he  Secretary  oi  State,  datedJanuary  5,  1903, 
applying  the  provisions  of  sectioh  116  of  the  Factory  and 
Workshop  Act,  1901,   with  modifioations,   to  wholesale 

tail  o  r  i  n  ^. 

Er!  des  Staatsckrotfirs  vom  6.  Janiinr  1903,  botr.  dio  AnwcnduEg 
der  ab£;eiuiderteu  Bestimmaugen  des  ^  ild  des  Fabrik-  mid  Werk- 
tttttenseBetees  roa  1801')  (Stetoty  and  "WliOfkahop  Aot,  1800)  auf  die 
Kleiderlconfektion  im  Orossbetrieb.    Stat.  Rules  and  Orders,  1903,  No.  2. 

[Erlassen  auf  Grund  des  §  116  de»  Fabrik-  und  WerkstättengmlaBeB  von  1901') 
(Factor^'  and  Workshop  Act,  1901]. 

Die  Bestimmungen  des  S  116  finden  mit  den  nachsteh^iden  Abiinderungen  An- 
wendung auf  Fabriken  und  WerJcBtätten,  in  denen  Klmdorkonfektion  als  Grossbetrieb 
betrieben  wird,  anf  Heimarbeiter,  die  damit  beschäftigt  werd«i,  nnd  auf  Unternehmer 
und  Vermittler,  die  diese  Arbeiter  bcHchäftigf n. 

Der  genannte  Paragraph  wird  abgeändert  und  lautet  wie  folgt: 

f  Der  Text  dieeesErbUMe  iik  dcndbe  wie  der  betr.  Filshüte')  mit  derAenderang, 
da^.^  zwische  n  ! !»  und  2  ein  Abeite  c  und  hinter  4  ein  weiterer  Absats  eingefügt 
ist,  die  lauten,  »le  folgt:] 

c)  Die  Angaben  ttber  den  LohnratE  oder  die  Arbdt  dCirfaa  nicht  Termittelst 
Zeichen  bekannt  g^ben  werden.*) 

Die  vorliegenden  Bestimmungen  finden  von  den  Arbetten,  die  in  den  in  diesem 
Erlass  m  nannten  Fabriken  nnd  Werkstätten  aosgeffUirt  werden,  nur  anf  eokhe  der 
Kleiderkonfektion  im  pn"'>'«fen  Anwendung. 

Der  Eriass  vom  6.  August  1Ä)8  ist  hiermit  aufgehoben. 

Dfeeer  Erlaw  tritt  sm  &  Fbbraar  1908  hi  Enft 

2.  The  explosives  in  coal  mines  orderoflhe  5^  Sep- 
tem l  0  i  1  903. 

Verordnung  vom  5  September  1903,  betr.  dio  Verwendnng  von  Bx- 
plosivstofien  in  Kohlenbergwerken,  (k^tatutory  rules  and  Orders,  1903, 
No.  729.) 

8.  Order  of  the  Secretary  of  State,  dated  November  2, 

1908,  Granting  special  exceptions:  Ii  m  e  w  a  8  Ii  i  ii 

BrlasB  des  Staatssekretärs  vom  8.  Norember  1903  sur  Qewihrang 
besonderer  Ausnahmen:  Weissein. 


1)  Vgl.  Bulletin.  Bd.  I,  S.  30  II. 

2)  Vgl.  BuUetiD,  Bd.  U,  &  257. 

3)  Vgl.  BttUetitt,  Bd.  I,  8.  »24^ 
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Kraft  der  mir  durch  §  1  (4)  des  Fabrik-  und  WerkstÄUeogeBetxee  von  1901 
(Factory  and  Workshop  Act,  HK)1)  übertragenen  Kompetenzen  vorf^  ich  hiennit, 
dasri  dio  licKtimmiintrcii  dth  Abschnitte«  3  dickes  Parnjrra|>ben  hinsichtiidl  Wri^-tln 
oder  Waschen  auf  tue  in  der  Anlage  zu  diesem  Erlatü  aufgeführten  Fabriken  und 
Teile  von  Fabriken  unter  folgenden  »edingiingen  keine  Anwendung:  finden ; ' 

1)  Die  Auf^iiahmebewilli^unp  tirji  t  ki  ii  e  Anwendung  nuf  i  inen  Teil  einer  in  der 
Anla^  A  aufgeführten  Fabrik,  der  pro  Arbeiter  keine  5ÜU  Kubikfuss  Luftraum  h&lt, 
oder  auf  einen  Teil  einer  in  der  Anlage  B  aufgeführten  Fabrik,  der  pro  Arbeiter  kdne 
2600  Kubikfufls  hält. 

2)  Die  Auänahiuebewilligung  findet  keine  Anwendung  auf  KantineQ,  Maschinen* 
hSuser,  Maschinen  bau  statten  und  Klosetts,  au-^-^er  deren  aus  glasierten  RackaCeiiMn. 
Zippfln,  Glas,  Schiefer,  Marmor  oder  galvaniBiertem  Eisen  gebaiitf^n  Mauern  tina 
l3ecken,  die  mindestens  eiuiual  in  14  Monaten  mit  \Va<iser  und  beife  gewoj^chen  werden. 

3)  Nidita  in  diesem  Erlass  beeinträchtigt  die  im  Abschnitte  1  des  genannteo 
Paragraphen  vorjref»rhriebenp  Ver{>flichtiing,  Fabriken  in  reinem  Zustand  zu  halten. 

4)  Findet  ein  ln!?pt'ktor  einen  Teil  einer  Fabrik,  auf  welchen  die  Ausnahtne- 
bewiUigung  Anwendung  hat,  in  einem  unreinen  Zustand,  so  kann  er  den  Fabrik- 
inhaber schriftlich  aufFordcm,  den  betreffenden  Teil  zu  weissein  oder  zu  wascheo. 
Kommt  der  Inhaber  dieser  Aufforderung  innerhalb  2  Mcmatea  nach  £mpfang  der- 
selben nicht  nach.  8u  findet  die  Ananahmebewüligiiiig  auf  den  hdknfSmdm  Teil  da* 
Fabrik  keine  weitere  Anwendung. 

Die  Verordnungen  vom  W.  NoTember  1895,  8.  Fehrnar  1896  imd  2ft.  Ifin  19(£ 
werden  hiermit  aufgehoben. 

Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Januar  1904  in  Kraft 
Anlage  A. 

Hochöfen ,  Eisenbütten ,  Kupferhütten ,  Stein-,  Schiefer-  und  Marmorwerke, 
Backstein-  und  Zicgclfabriken,  in  denen  uTitilasicrtc  Backsteine  oder  Ziegel  hfrgestdlt 
werden,  Zemcotfabriken,  chemische  Fabriken,  Gasfabriken,  Keinfiaciuiepinnereien,  ia 
doien  weder  Kinder  noch  Jugendliche  beadiftftigt  werden.  ZnckerfabrikeD. 

Die  folgenden  Teile  von  Fabriken  : 

Lokale,  die  zum  Autspeicheni  von  Waren  gebraucht  werden,  in  denen  aber  k«n 
regelmässiger  Produktionspri>zess  betrieben  wird.  Fabrikteile,  in  denen  «ch  während 
der  Frodiiktion  beständig  dichter  Dampf  entwickelt  Fabrikteile,  in  denen  Pech, 
Teer  oder  ähnliches  Material  verwendet  wird,  mit  Ausnahme  von  Bflrstenfabriken. 
Fabrikteile,  in  tienen  unantrestrichenei^  und  ungebeiztes  Hol/,  hergestelll  wird.  Der 
Teil  einer  Glasfabrik,  der  Glasliaua  genannt  wird.  Fabrikteile,  in  d^ea  WaDdeo  oder 
Dftdiflm  k^e  verglasten  Fenater  mSl»  Winde  oder  Decken,  die  am  glasierten  fiadk* 
ateincn,  Ziegeln.  Glas,  Schiefer,  Marmor  oder  galvuni-ii  rtem  Eisen  sind,  falb  iie 
wenigstens  einmal  alle  14  Monate  mit  Waaeer  und  tieiie  gewaschen  w^oi. 
Deck«,  die  mindestens  20  Fuss  über  dem  Fossboden  sind.  Deckm  in : 
1)  Druckereien,  Bleichereien,  Färbereien,  mit  Auf<nahn)e  der  .\r)jiretiirlokftlc 
und  Speicberräume;  2)  in  Kornmühleu;  3)  iu  Betrieben  in  denen  die  folL'enden  Fro- 
Msse  durchgeführt  iverden :  Herstellung  von  Ackerbaugeräten,  Wagenfabrikation,  Gffa> 
Tieren,  Herstellung  Ton  tStirke^  Seifig  Kerxen,  KinsMiep,  Oerben  oder  Walaoi  von 
Häuten  und  Fellen. 

Anlage  B. 

Schiffswerften,  Kanonenfabiiken,  Mascbinenbauwerkatitten,  Eiektriscbe  Krsft- 
übertragnngewerkc,  Bahmenspannriume  in  äpitacnfabnkeo,  Giesaetwin  mit  Ansnalmen 

der  Gelbgiesserden. 

4.  Ii  eg  u  1  a  ti  ons,  dated  November  :il ,  1903,  made  by 
the  Secretary  of  State  for  the  manufaeture  of  electrieal 
accumulators.    Stat.  Rules  and  Orden,  1908,  No.  lOOi. 

Vorschriften  des  Stnntf;<;ckrctars  vom  8L  ITOTeiliber  1908  ffir  di# 
Herstellung  elektrischer  Akkumulatoren. 

Da  in  Anwendung  de«  §  79  des  Fabrik-  und  Werkstättengeeetzes  voti  1001 ') 
(Factdry  and  \\  <)rk>bop  Act,  1901)  die  Herstellung  elektrischer  Akkumulatoren  für  ge- 
iahrlich  erklärt  wurde,  erlasse  ich,  kraft  der  mir  durch  dieses  Gesetz  übertrageeen 
Kompetencen,  die  folgenden  Vorsduiftai  nnd  verfüge  deren  Anwendung  auf  siaitlicbe 
Fabriken  nnd  Wcricstätten  iiud  deien  Tdle,  in  denen  elektrische  Akknnralatdicn  ber- 
ge« teilt  werden. 


1)  VefffL  BoUetia,  Bd.  I,  8.  30  u.  ff. 
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In  diesen  Vorschriften  bedeutet  ^Bleiprozese"  (leadprocess)  das  Streichen  mit  Bio, 
GioBsen,  bchmelzeo  von  Biei,  sowie  jede  Arbeit,  die  BerühruDg  mit  trockenen  Blei- 
verbindiingcn  mit  sich  bringt. 

Jede  auf  Grund  dieser  Vorschriften  vom  Chef  der  Fabrikinspektion  (Chief 
Inqiector  of  Fadodes)  gewährte  Genehmigung  ist  schriftlich  auwoiertigen  und 
hum  jederzeit  dmch  eine  aehtifÜidM,  von  um  iinteneidiBele  Anseig^  nvBcKgczogea 
wcvden* 

Pflichten  den  Unternehmers. 

1)  Jedes  Lokal,  in  dem  das  Giessen  oder  Streichen  oder  Bleiv»'brennnng  vorge- 
nommen wird,  mu^fl  wenigstens  500  Kabikfuas  Luttmnm  für  jede  darin  besdiäftigte 
Pen>on  enthalten.  Bei  der  Berechnung  dieeee  Laftnomee  aoU  derBwim  über  14FnB» 
Höhe  Dicht  berücksichtigt  werden. 

Diese  LokRle»  aowie  die^  in  danen  die  Platten  geformt  worden.  mAisen  gründlidi 
ventiliert  wMtden  kOoneo.  Sie  aoUen  mit  Fenatem  veradm  aeiOi  die  ge5f&tet  werden 
können. 

2)  Jeder  der  folgenden  PForne  eoll  eo  b^riebeo  werden,  den  or  von  jedem 

lodern  Prozecfi  voll.^^tändig  getrennt  ipt : 

a)  Die  Bearbeituug  trockener  Bleiverbindungen. 

b)  Das  Streichen  (pasting). 

c)  Das  Formieren  (formation)  und  daa  damit  in  Verbindung  atehende,  unvermeid- 
liche Bleibrennen. 

d)  Das  Schmelzen  alter  Platten. 

Wird  die  Bearbeitung  trockener  Blpirerbindunj»  in  der  in  Vorschrift  5  (h)  ange- 
gebenen NVeise  vorgenommen,  »o  mui>6  sie  nicJit  vuu  den  ötreichräumcn  ^etreiiüt  sein. 

3|  Die  Fussb^en  der  Lokale,  in  denen  die  Bearbeitung  trockener  Bielverbindungen 
oder  da«  Streichen  betrieben  wird,  müssen  aus  Cement  oder  ähnlichem  undurchdring- 
lichem Material  sein  und  während  der  Ausführung  der  Arbeit  beständig  feucht 
gehalten  werden. 

Die  Fueeböden  dieser  Lokale  müssen  täglich  mittels  eines  Schlauches  gewaachen 
eMfden. 

4)  Jeder  Schmelzkessel  soll  mit  dner  Haube  und  einem  Schacht  versehen  sein, 
eo  deea  die  Dämpfe  und  heisso  Luft  aus  den  Arbeitelokalen  hinausgeleitet  werden. 

Keiaedie  und  alte  PlattiOk  aollen  in  beaondera  au  dienern  Zw^e  beetelltoi  Be* 
hilteni  aufbewahrt  werden. 

5)  Die  Bearbeitung  trockener  Bleiverbindungen  zur  Her'-teliung;  von  Bkipajsta 
oder  andere  VeiMiren  dßrfen  ntur  a)  in  einem  so  abgeschloenenen  oder  mit  einem 
Abzug  versehenen  Apparat  vorgenommen  werden,  da.^.a  kein  8tauh  in  das  Arbeituloknl 
entweichen  kann,  oder  b)  an  einer  Werkbank,  die  1)  m>  mit  einem  Abzug  und  Luft- 
zug versehen  ist,  dass  der  Staub  von  dem  Arbeiter  weggezogen  wird,  und  2)  mit  einem 
Bmt,  auf  dem  der  Behälter  der  zur  Zeit  gebrauchten  Bleiverbindung  stehen  soll. 

6)  Die  Werkbänke,  an  denen  die  Herstellung  von  Bleipasta  vorgenommen  wird, 
sollen  mit  Tafelblei  oder  mit  einem  sonst  undurchUflBigen  My^ftl  übenogen  und 
mit  einem  erhöhten  Rand  versehen  werden. 

7)  Keine  Frau,  keine  junge  Peraon  und  kein  junges  Kind  aoU  bei  der  Bearbdtnng 
von  trockenen  Bleiverbindungen  mid  bei  der  flcrBtettuDg  von  Bitipeata  beachiftigt 
werden. 

8)  a)  Ein  qualifizterter  Anst,  tn  dieeen  Vorsdniftcn  der  bevollmächtigte  Arzt 

(,Appointed  Surgeon")  genannt,  welcher  der  behördlich  bevollmächtifrtr,  i  rukii  i  rende 
Arzt  sein  darf,  soll  von  dem  Fabnkinbuber  ernannt  werden.  FaU^^  dieser  einen 
anderen  als  den  behördlich  bevoUmSditigten  praktizierenden  Arzt  ernennt,  soll  die 
An^tellun^'  des  betreffenden  Arstea  von  der  üendimigmig  des  OberfabiüdnapektorB 
abbänjgig  sein. 

D)  Jede  bei  einem  Bldverfahrcn  iMschäftigte  Person  soll  von  dem  „bovollmäeh- 

tigten  Arzt"  (Appointed  Surgeon),  der  bevollmächtigt  ist,  die  Suspension  dner  mit 
einem  Bieiverfahren  verbundenen  Beschäftigung  zu  verordueu,  einmal  monatlich  unter- 
sucht  werden. 

c)  Nach  Erlflss  einer  solchen  Verordnung  soll  keine  Person,  ohne  eine  von  dem 
bevollmächtigten  Arzt  ausgestellte  Bewilligung  (die  in  das  Gesundheitaregister  einzu- 
tragen ist)  bei  einem  Bleiverfabreu  beschäftigt  werden.  Zur  Beobachtung  dieser  Vor- 
fichriften  genügt  ea,  dasa  der  ernannte  Ant  ein  Zeugnis  ausstdlt,  dauube  dem  Ge- 
•andheitm^ater  bofflgt  und  bei  seinem  nSdut«i  mench  dnrdi  eine  richtige  ESn- 
•tragimg  in  das  Ge<^xindneiti«regi8ter  erpetzt 

dj  Bin  von  dem  Oberfabrikinspektor  genehmigtes  Gesundheitsregistcr  soll  geführt 
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werden  und  ein   Veraeichnis  aller  bei  Bleiverfahrcn  bffcliaftigftn  Personen  enthalten. 

Der  bevolli nächtig  Arzt  (Anpointed  Surgeonj  bat  in  das  GeKundhdteii^;i«ter 
die  Daten  und  ErgcbnisBe  seiner  l  nteTBQchuiigeii  der  AngettalUeOt  nebet  Anigabe  der 

TOn  Quu  erteilten  Anweipnn<rpn  tinzutrajren. 

Am  1.  Januar  jeden  Juiircs  soll  er  auf  einem  vorgescbricbcuen  I'urmuLir  ein  Ver- 
zdchniB  der  von  ihm  im  Laufe  dc^  vorhergehenden  Jahr&s  suf^pendierten  Personal^ 
die  Ursache  und  Dauer  solcher  Suspension  und  die  Angeht  der  voigeoommeoea  Unter» 
Buchungen  dem  Oberfabrikinspektor  vorlesren. 

Dan  (Tcr.nii(lhr'it.-iregif*l(r  f-oU  auf  Vcrlangon  der  i^taiitlich  eingesetzten  Falmk- 
inspektoren,  des  behördlich  bevoUmachtigtea  prakti»K:hen  Arztes,  oder  des  bevoUmäch- 
ti|i^  Arrtes  (Appointed  Burgeon)  jederzeit  vorgezeigt  werden. 

9)  AI!*'  bei  der  Bearboiiung  trockener  Bleiverbindnngtf»  oder  mit  Streichen  be- 
schäftigten Personen  siud  mit  Ueberkietdran  zu  versehen.  Diese  Ueberkieid«-  soUea 
einmal  wöchentUch  gewaschen  oder  emenert  werden. 

10)  Der  Inhaber  hat  dafür  zu  sorgon  und  zu  unterhalten: 

a)  eine  Garderobe,  in  der  die  Arbeiter  ihre  ausgezogenen  Kleidungsstücke  währeod 
der  Aroeitszeit  aufbewahren  können. 

F>  .-'in'l  zur  Aufl)ewahrung  der  im  §  9  voigeBehiiebeoeo  Ueberkleider  beeondev» 
und  patweixle  Anordnungen  zu  treffen. 

b)  Ein  8peiee>inuner,  fslb  die  Fabrik  wihiend  der  Mahlzeiten  niciit  ge» 
echloHHen  wird. 

11)  Kerne  Person  dun  irgend  welche  Speise,  irgend  welches  Getränk  oder  Tabak 
einführen,  aufbewahren,  bereiten  oder  geniesBen  in  dnem  Bamn,  in  dem  ein  fitei- 
verfahren  vor  sich  geht. 

Zur  Aufbewahnmg  der  von  den  Arbeitern  mitgebrachten  Speisen  «»ollen  passende 
Vorkehrungen  getroffen  weriien. 

Diese  Verordnung  üudet  auf  ein  vom  Inhab^  seliefertee  und  vom  bevoilnicfa- 
tigten  Arzte  genehmigtos  gestmdbdtBcheB  Oetrftnk  keine  Anwendung. 

12)  Der  Inhaber  hat  dafür  zu  sorgen  und  zu  unterhalten,  zur  Benützung  der 
bei  Bleiverfahrungeo  beschäftigten  Personen:  Eium  Waschraum  mit  Seife,  ^agel- 
bürsteo,  Handtfidum  nnd  aur  fe  5  PeiBonen  wenigstens  ein  Wasdibecken.  Jdes 
Becken  mW  mit  einer  Abzugsrohre  vanselien,  oder  auf  einem  mit  dner  Absogertliie 
versehenen  Behälter  befestigt  werden. 

Oder,  anstatt  Becken,  soll  der  Inhaber  cinriehten  lassen  nnd  unterhalten,  auf 
3  Personen,  je  einen  emniHicrt^n  oder  aus  sonst  einem  glatten,  undurchlässigem 
Material  hergestellten,  2  hum  langen  ikhälter,  der  mit  Abzugröhreu  ohne  Zapfen» 
und  sti  t.-<  mit  genügendem  heii^aem  Wasser  ▼ersehen  ist. 

Der  Waschraum  ist  vollkommen  rein  7.\x  hnltea  und  mit  einer  genDgenden  An- 
zahl  reiner  Handtücher  einmal  täglich  zu  versorgen. 

13)  Jede  bei  der  Bearbeitung  trockener  Bleiverbindungen  oder  beim  Streichen  be- 
schäftigte Person  darf  vor  jeder  Mahlzeit  und  vor  Ikendigung  de«  Tagewerk» 
wenigstens  10  Minuten,  einschliesslich  der  regelmÖMsigen  Mahlzeiten,  beanspruchen. 

Sollte  die  Anzahl  der  für  solche  Personen  sjxziell  resernertcn  Wasen in-ekeii  die 
im  ä  12  vorgeschriebene  Zahl  ubertreffen,  so  darf  die  Zeitzu^be  verhältuisoÜMig 
heraDffetwtzt  werden.  Ffir  FftUe,  in  denen  anf  ied«  Person  je  ein  Beekcn  oder  2  Fiw 
des  R'  hiillers  <  ntfällt,  findet  die^^er  Paragraph  keine  Anwendung. 

14)  Kiuc  genügende  Anzahl  Bäder  mit  heissem  und  kaltem  Wasser,  hinrdcheoder 
8eife  und  Handtüchern  sind  fftr  alle  bei  der  BearbeitUDg  trockener  Bleiverbind ongeo 
und  beitii  Btreielien  bcr^ehäftigtcn  T'cr  rrirn  rinxurichten.  r>ie>e  Verordnung  findef  keui« 
Anwendung,  wenn  infolge  besonderer  L  ni^^täude  der  Oberfabrikinspektor  die  liciiiitzong 
der  in  der  Nähe  gelegenen  öffentlichen  Bäder  genehmigt. 

]'))  Die  Fus-^lnxlen  und  Werkbänke  eines  jeden  Arbeitsraumes  sind  tägUch,  in 
einer  Zeit,  zu  der  keine  andere  Arbeit  verrirht^  t  wird,  gründlich  zu  reinigen. 

Pflichten  der  Angestellten. 

16)  Alle  bei  Bleiprozeeeen  beschSfligten  EBiaonen  haben  sioii  an  den  feetgesettten 
Zeiten  bei  dem  unter  ^  8  eingeeetzten  bevoiIm8dil%ten  Azzte  (ApfN^ted  8uigiBan)  sttr 

Untersuchung  vorzuf^tellen. 

Nach  der  Suspension  darf  keine  Person  bei  einem  BleiproMss,  in  einer  Fabrik 

oder  Werkstatt ,  in  denen  elektrische  Akkumidatoren  hergestellt  werden .  arbeiten 
ohne  eine  vom  bevollmächtigten  Arzte  in  das  Gesundheitsi^ister  eingetragene  eehriit- 
lichc  Bewilligung. 

17)  Jefle  bei  der  Bearbeitung  trockener  Blei  Verbindungen  oder  beim  Streichen  be- 
schäftigte Person  soll  die  unter  §  9  vorgeschriebenen  L  elierkloider  tragen.  Die  Udier* 
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tlcider,  wenn  nirht  im  Gebrauch ,  und  die  während  der  Arbn'r-zrit  ahivleeten 
Kleidungsstücke  .sind  in  den  unter  §  10  Torgebckriebenea  Bäumiichkeiten  ai^u- 
bewahren. 

18)  Keine  Pi  r-on  darf  eine  Speise,  ein  Getränk  (ansspr  da«  vom  Inhaber  ^ 
Üeferto  und  vom  bevoUmächtigteo  Arzte  genehmigte  |;e«undheitllche  Getränk)  ein- 
ffihnn,  anfbeiiahnn,  bereiten  odw  gioieweii  in  iigend  ancm  KftQm«,  in  dem  ein  Bki- 
pCOzc^f*!*  vor^nommen  wird. 

lü;  Keine  bei  einem  ßleiproze^ä  be^'liäftigte  Person  darf  das  Gebäude  verlassen 
oder  Mahlzeiten  cihne  warnt  die  Hfinde  aoigflUtig  geränigt  und  gewaadien 

ni  haben. 

20)  Jede  bei  der  Bearbeitung  trockener  Bleivcrbindunireu  oder  beim  Bireichen  be- 
tchfiftijxto  ^er^^[l     II  wenig}<t/?ns  einmal  wöchentlich  ein  Bad  nehmen. 

21)  Eb  dari  äich  niemand,  ohne  die  Zustimmung  des  Inhabers  oder  Direktors, 
in  den  rar  Ableitung  dee  Stanbes  und  der  Dämpfe,  scnrie  smr  AuefOhrung  dieser 
Ycrord  nun  ereil  ^zetioneiien  Yorkdirangai  und  EiuriditDngML  nnl  iigend  eine  Weiae  sn 
schaffen  machen. 

Diese  Veronintuigen  treten  am  1.  Jennar  1904  in  EiafL 

5.  Factory  and  Workshop  Acts,  1891,  1805  and  1901. 
Amended  special  rxiles  for  the  mannfaotnre  and  decoration 
of  Earth  en  wäre  aud  China.  Aa  establi.'-hod,  after  arbitration,  bjr 
the  a\\  ards  of  the  umpire,  Lord  James  of  Hereford,  dated  dOth  of  De- 
cember  1901,  and  28th  of  November  190.^. 

Fabrik-  und  Werkstattgesetse,  1891,  1896  und  1901.  Abgeänderte 
Spesiaivorsoliiifteii  ffir  die  Fabrikation  und  Veniorung  von  irdenem 
and  FoizeUangesohitr.  Festgesetzt  nach  schiedsgerichtliehem  Aastrag 
durch  die  Entscbeidiugen  des  OberschiedsrichterH,  Lord  Jamee  of  Hereford, 
vom  80.  Dezember  1901  und  28.  November  1903. 

Fflleliteo  der  Arbeitgel>er. 

1.  Aufgehoben. 

2.  Nach  dem  1.  Februar  1904  soll  keine  Glasur  zur  Anwendung  kommen,  welche 
an  eine  verdünnte  Lösung  von  Chlors  a^^^c^i^toff  mehr  als  5  Proz.  ihres  Trocken- 
gewichtes abgibt  als  lösliche  Blei verbindnng,  berechnet  als  Bleimonoxyd,  wenn  es  nach 
der  unt*  ri  W'>chriebenen  Methode  bestimmt  wird. 

Eine  abgewogene  Men^  Xrodcenmaterial  soll  eine  Stunde  lang  unaufhörlich  bei 
gewöhnlicher  Temperatur  mit  dem  lOOO-feehen  Gewicht  einer  wissmgen  LOeang  von 
ChlorwiL-sorstoff,  die  t'^?-»  Proz.  HCl  rnthfilt,  i^eschuttelt  werden.  Die.'^e  LQeöng  lasse 
man  dann  eine  8timde  ^stehen  und  gir>^e  t^it-  nierauf  durch  einen  Filter. 

Da8  in  einem  aliquoten  Teil  urs  klaren  Filtrats  enthaltene  BMsahc  fiUle  man 
ans  als  Bleieulfid  und  wäge  es  als  schw  ft  1    n  l!lei. 

Wenn  ein  Arbeitgeber  dem  Distrikt.-insptKUjr  schriftlich  Anzeige  macht,  das«  er 
eine  (i Lasur  zu  verwenden  wünsche,  welche  oben  erwihnten  Bedingungen  nicht  ent- 
spricht,  nii  i  er  in  seiner  Fabrik  das  in  Linto  B  vorgeschriebene  En tschldignngp- 
schema  aii/.unt  Imien  wünsche,  und  wenn  er  danselbe  anschlägt  und  in  seiner  Fabrik 
förtwührend  angeschlagen  läast,  so  sollen  obige  Beitunmongea  f&r  aeine  Fabrik  nicht 
gelten,  an  ihrer  Stelle  aber  die  folgenden. 

Alle  bei  einem  der  in  Liste  A  eingeschlossenen  Verfahren  (exkl.  Porzellanscheuem j 
beschi'ftijjten  Per>onen  sollen  vor  dem  ISej'inn  ihrer  Anstellung  oder  beim  ersten  un- 
mittelbar folgenden  Besuch  des  b^tachtenden  Anetes  (Certifving  Saigon),  und  einmal 
in  jedem  Kalendennonat  durch  den  begtttadhtenden  Aiist  des  iMiftriktei  (Oertifying  Sar- 
geon  of  the  Di.slriet)  unterbucht  werden. 

Der  Ittigutachtende  Arzt  kann  zu  jeder  Zeit  durch  ein  unterzeichnetes  Zertifikat 
die  Busj)«=n.'«ion  jedeo*  der  betr.  Personen  von  der  BeechlfHgung  in  einem  der  in  Liste  A 
pingesehloscienen  Verfahren  (exlcl.  Porzell.anscheuem)  anordnen,  wenn  der  befr.  l)egut- 
achtende  Arzt  der  Meinung  ist,  daao  die  betr.  Person  durch  fortgesetzte»  Arbtiiteu  mit 
Kei  besonderer  Gefahr  von  Bleivergiftung  ausgesetzt  ist.  Nacn  der  Suspension  soll 
es  niomnnd  gestattet  sein,  in  einem  dar  in  Liste  A  eingescbIo«.senen  Verfahren  iexkl. 
Porzellau^chtiucra)  zu  arbeiten  ohne  ein  Tauglichkeitßzertiflkat  von  dem  begutachtenden 
Arst,  welches  in  das  Register  ciogetngen  werden  soll. 

Ein  Arbeiter,  der,  weil  er  nur  intermittierend  oder  gelegentli-  h  nnger^tellt  ist, 
oder  regelmäs«iig  für  mehr  als  einen  Arbeitgeber  arbeitet,  nicht  iiu  äUmde  ist,  sich 

46* 
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r^elmäsÄii:  zur  T'iitert<uchung  durch  den  begutachtenden  Arzt  zu  etellen,  kann  sich 
auf  eigene  Konten  einmal  im  Monat  durch  einen  begutachtenden  Arzt  untersuchen 
lassen.  Die  betr.  Untersuchung  eoli  als  dieser  Verfügung  genügend  angesehen  werden. 
Das  Ergebnis  (ler  betr.  Untersuchung  soll  von  dem  untersuchenden  Arzt  in  ein  Buch, 
da»  der  Arljeiter  aufzubewidiren  hat,  eingetragen  werden.  Der  Arbdtar  soU  das  Buch 
anf  Verlangen  feäan  FabrikinBpektor  oder  ArbeitiQeber  ^otwmm  und  sägea;  er  daif 
keine  Eintmpunpron  oder  Hastiren  darin  vornehmen. 

Wenn  der  Besitzer  einer  Fabrik,  welche  unter  diese  Verfügung  fällt,  die  Anord- 
nungen des  betr.  Schemas  nicht  richtig  beobachtet,  oder  wenn  es  dem  Staatssekretär 
(Secretary  of  Btate)  scheint,  das»  eine  der  betr.  Fabriken  infolge  des  Vorkommens 
▼on  Ffillen  Ton  Bleivergiftung  in  unbefriedigendem  Zustand  sich  befindet,  kann  er 
muh  einer  Untersuchung,  bei  welcher  dem  Unternehmer  Gelegenheit  pejrebon  werden 
soll,  gehört  2u  werden,  die  Verwendung  von  Blei  untersagen,  sounge  und  unter  welchen 
Bedingungen  er  Toradmlben  iriU. 

Alle  Personen,  die  den  in  Liste  A  eingeschlossenen  Verfahren  xkl.  Porzelhin- 
scbeuera)  beschäftigt  sind,  sollen  sich  zur  Untersuchung  durch  den  begutacht^den 
Arzt  einfindeo,  wie  es  ia  dieser  Vorschrift  vorgehen  ist 

Ausser  bei  den  Untersuchungen  zu  bt^timmter  Zeit,  kann  ^ich  jeder  von  den 
betr.  Arbeitern  zu  jeder  Zdt  beim  begutachtenden  Arzt  zur  Untersuchung  stellen; 
die  Uoterendning  soll  yorgenommen  werden  gtgea  Beadilnng  der  voigeadiiMieMB 
Qebühr. 

Jedermann  soll  den  Weisungen  d&j  begutachtenden  Arzte»  Folge  leisten. 

Niemand  soll  nach  der  Suspension  durch  den  begutachtenden  Arzt  in  einem  der 
in  LiRte  A  cingeschiussencn  Verfahren  (exkl.  Porzellanscheuern)  arbeiten  ohne  ein 
Tau^lichkeitszertifikat  vom  begutachtenden  Arzte,  welches  in  das  Register  eingetragen 
werden  soll.  Jeder  Arbeiter,  der  ohne  ausreichenden  Grund  eine  monatliche  Unter- 
sachang  vera&iimt,  eoU  eich  aal  eigene  Kosten  umerhalb  14  Tagen  Tom  begutachtenden 
Arzt  nnteTBuchen  lauen  und  sdbet  die  Torgeschriebene  Gebfi&  zahlen. 

Es  soll  ein  Register  geführt  werden  in  fler  vom  PtAatf^sekretür  zum  Gebrauch 
in  Ton-  und  Porzellanwärken  vorgesdiriebenen  Form.  In  dieses  Bester  aoli  der  be* 
gntechtende  Arzt  Ztit  and  Ergebnisse  eeäner  Besadke,  die  Zahl  der  mitetniebten  IVr- 
sonen  und  Angaben  üW  alle  seine  Anweisungen  eintragen.  soll  ein  V-  r/i  i.  hnir- 
all  der  Personen  enthalten,  die  bei  den  in  ÜBte  A  eingesädossenen  Verfahren  oder  t>ei 
der  Leerang  des  FORellan-Binkuits  be><chäftigt  sind,  und  soll  jeder  Zeit  vorgewia^ 
werden,  wenn  die«  vom  Fabrikiuh])eklor  oder  vom  begutachtenden  Arzt  verlangt  wini. 

£He  übrigen  Beetimmungen  stimmen  mit  den  Voiischriften  vom  3Ü.  Dezember  1901 ') 
Uberatn. 

liate  B  (Behedole  B). 

Bekanntmachung  für  Arbeiter,  die  bei  den  in  Liste  A  Lcnannten  Verfahren,  mit 
Ausnahme  des  Porzellanscheuerns,  tätig  sind  (Notice  to  woricmm  emplojed  in  pn^ 
 named  in  Scheduic  A,  other  than  China  Scouring). 


Entschädigungsbedingungen. 

1)  Warn  der  bcgntaditende  Arzt  des  Dietrikts  (Gertifying  Sargeon  of  dw 

District)  einen  Arbeiter  von  seiner  Arbeit  Husj)endiert,  weil  er  glaubt,  da^.s  der  Arbeit« 
bei  fortgesetztem  Arbeiten  mit  Blei  beHOiuierer  Gefahr  der  Bleivergiftung  aus^esetct 
ist,  und  er  bescheinigt,  dass  seiner  Meinung  nach  der  Betreffende  an  Bidyeiviftmqr 
ah  Folge  seiner  Beschäftigung  leidet,  ist  der  Arbeiter  unter  den  im  folprncien  if- 

Sbenen  Be^chrünkungen  zu  cmer  Entschädigung  vun  seiten  seines  Arbeitgebers  nach 
asagabe  folgender  Hestimmungen  berechtigt: 

a)  Wenn  ein  Arbeiter,  der,  wie  oben  erwähnt,  von  seiner  Arbeit  jsufspfTidiert 
worden  ist,  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  9  Kalendermonaten  vom  Zeitpunkt  des 
betr.  Suepensionszertifikates  an,  an  Bleivergiftung,  die  er  sich  vor  dem  betr.  Zeitpunkte 
zugezog»!  liat,  stirbt,  soll  den  Angehörigen  (Dependants),  die  vollständig  von  »einem 
Verdienste  abhängen,  zur  Zeit  seines  Todes  oder  in  Form  wöchentlicher  Entschädigung, 
zahlbar  nach  dem  hier  festfzele^rten  Plan,  eine  Summe  ausbezahlt  werden,  die  dem 
Betrag  seines  Verdienste  während  der  drei  Jakjre,  die  dem  Datum  des  betr.  ZaA- 
fikates  nnmittelbar  ▼omusgehen,  gleidikommt  Dfe  betr.  Snmnie  darf  nidit  bOher 
als  C  300  und  nicht  niederer  als  £  150  für  eine  niunnliche  erwadkaen^  £  ICO  ür 
eine  weiblich  erwachsene,  £  75  für  me  jagendliche  Person  sein.} 


1)  Vcrgl.  BnUctin,  Bd.  I,  S.  435. 
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b)  Wenn  der  Arbeiter  zwar  keine  Anediörig«!  hinterl&ist,  die  voUfitändig  voo 
ihtn  abhüm^en,  wohl  aber  [«(üchiSy  die  zom  jToU  TOSk  ihm  mhhingig  und}  eiiMn  aDgo> 
meeseneo  Teii  dieser  Summe. 

ei  Wenn  er  keine  Angebörifren  hinterlSset,  die  an^emeiMnen  Auslagen  —  nicht 
mehr  als*  £  10  -   für  arztlidie  Behaiidhuip  und  1!. /rälui-. 

2)  ha  dießen  Auszahlungen  sollen  folgende  B^ünimuagcn  beachtet  worden: 

a)  Alle  Summen,  die  dem  Arbeiter  als  £ntachidieung  vom  Dalnm  de»  genannten 
Zertifikates  ah  brzahlt  worrlon  sind,  sollen  voll  den  SummeUi  die  den  von  ihm  Äb^ 
bäijgi^en  zu  zableu  »iod,  abge/.ogeu  werden. 

ü)  Im  TodeHfalle  soll  die  Zahlung  dem  gesetzlichen  persönlichen  Vertreter  dee 
Arbeiters  entrichtet  werden,  oder  fnilH  er  keinen  nolchcd  hat,  doti  fresp.  zu  Gunsten  der)  von 
ihm  Abh&Dgigen  oder  wenn  er  keine  solchen  binterlässt,  dor  Person,  der  die  Auslagen 
zu  erstatten  sind.  Falls  die  Zehlwig  dem  gesetzlii-hoi  pernöulichen  Vertreter  eni- 
richtt-t  wirti,  soll  er  nie  don  (re^p.  zu  QniiBten  der)  Ahhingigea  oder  anderer  dasn 
bertrh Listen  l'ersoueii  aucszahleu. 

c)  Meinungsverschiedenheiten  betr.  die  Frage,  wer  abhängig  sei,  oder  betr.  den 
zu  zahlenden  Betrag,  sollen,  wenn  die  Parteien  nicht  übereingeEommen  aindi  durch 
Schiedsspruch  laut  den  Bestimmungen  de«  Art.  d  bei«reiegt  werden. 

d»  Die  einem  Abhiingig^en  alts  Liiti^chädigung  /ni^'  -iiroehone  Summe  kann  mit  Ein- 
willigung oder  auf  Anordnung  des  Schiedsricht^  angelegt  oder  sonstwie  für  die  dazu 
berechtigte  Person  nntcbringend  yervendet  weiden. 

e)  Die  Summen,  die  mit  Einwilligung  o  l  r  n;*  Anordnung  den  Sehiedhrichtere 
angele^  werden  sollen,  können  ganz  oder  teilweise  bei  der  rostsparkasse  angelet 
werden. 

3)  In  jedem  Falle,  wo  ein  Arbeiter  suspendiert  und  nach  den  Bestimmungen  von 
Art.  1  mit  einem  Zertifikat  versehen  wurden  ist,  und  solange  er  ganz  oder  teilweise 
infolge  der  betr.  Suspension  verhindert  ist,  seinen  Lebensunterhalt  zu  verdienen,  soll 
er  auf  eine  wöchentliche  Zahlung  Anr-^  -ht  haben,  die  50  Proz.  seines  durch.-chnitt- 
hchen  wöchentlichen  Verdienstes  zur  Ziit  »eiucr  Hu-^pension  nicht  überfätoigt.  Die 
betr.  Zahlung  darf  1  £  nicht  übersteigen.  Der  DureliM-hnitt  kann  aus  einer  Periode 
von  nicht  mehr  als  12  Monaten  nach  Recht  und  Billigkeit  und  mit  Attckaicht  auf 
alk  besonderen  Umstiinde  des  betr.  Falles  berechnet  werden. 

4)  Bei  der  Festsetzung  dieser  wöchentlichen  Zahlungen  soll  Rücks^icht  genonjmen 
werden  auf  den  Unterschied  zwiachoi  dem  Betrag  des  durchschnittlichen  wöchentlichen 
VerdienateB  des  Arbdters  zur  Zeit  seiner  Suspension  und  dem  «ventoelleil  doidli- 
schnittlichen  Verdien-^te,  welchen  er  nach  aller  Voran '^■si cht  später  in  ilg^nd  einer 
Beschäftigung  oder  Anstellung  zu  erwerben  im  stände  sein  wird. 

Femer  soll  Bficksicht  genommen  werden  auf  die  Zahlungen  (nidit  die  LShne), 
welche  '-^r  vom  Arbeitrreber  in  Anbetracht  der  f^ii:;{)en.«inn  eveniii'  M  -rhalten  hat,  sowie 
auf  alle  besoodereo  Umstände  des  Falles,  inkl.  iUter  und  Lebenserwartung. 

5)  WMin  ea  sich  haausstellt.  dass  ein  Arbeiter  fortwährend  den  Spena^orsdiriften 
oder  -anweisungen,  die  zu  seinem  Schutz  von  den  Arbeitgebern  erlassen  worden  sind, 
zuwidergehanddt,  und  daas  diese  Zuwiderhandlung  zu  semer  Suspension  geführt  hat, 
oder  da8s  er  sidi  nicht  zur  Untersuchung  beim  begutachtenden  Arzte  eingefunden 
hat,  oder  dass  er  uri*»Tlr\>*scn  hat,  vollständige  Auskunft  und  Beihilfe  nach  den  B^ 
Stimmungen  des  Art.  ti  zu  geben,  so  darf  bein\' erhalten  bei  FeiiLsetziiiig  des  Iktrages 
der  wöchentlichen  Zahlung  in  Betraclit  ge/.ogr-n  werden. 

6)  Es  ist  die  Pflicht  jedes  Arbeiter:«,  sich  der  medizinischeo  Untersuchung  zu 
unterziehen,  dem  begutachtenden  Arzte  Tollst&ndige  Auskunft  zu  ^ben  und  nach 
Kräften  l)ehilflich  zu  Kein,  die  ndtigNi  Tatsachen  zur  FesteteUnng  semes  kOrperiicfaen 
Befiudena  zu  beschaffen. 

7)  Die  waebentlichen  Zahlungen  kOnnen  auf  den  Wunsch  des  Arbeitgebers  oder 
des  Arlieiters  revidiert  und  auf  Grund  der  Ijetr.  I*e\ision  eistiert,  verinind<'rt  oder 
iimerhalb  des  oben  bestimmten  Maximums  vermehrt  werden.  In  Ermangelung  fried- 
licher Uebereinknnft  soll  der  Betrag  der  Zahlung  auf  sefaiedsgerichtlichem  Wege  fest- 
gestellt werden. 

H)  Jedo*  Arbeiter,  der  nach  diesi  iu  Plan  wöchentliche  Zahlungen  bekommt,  soll 
sidi,  wenn  es  gewünscht  wird,  einer  Untersuchung  dttich  einen  gefiOrig  qunUiizienen 
Arzt,  der  vom  Arbeitgeber  br/.ahlt  wird,  unterziehen. 

FöUb  sich  der  Arbeiter  weigert,  sich  der  betr.  Untersuchaug  zu  unterziehen  oder 
m  auf  irgend  eine  VVeise  stört,  soll  sein  Recht  auf  die  betr.  wÖGtuntlidtea  Zahlungen 
aufgehoben  »ein,  bis  die  betr.  Untersuchung  stattgefunden  hat. 

91  Wenn  MeiuuuR.sverschiedenheiten  über  Zertifikate  des  b^tachtenden  Arztes 
<Mler  ftW  Betriige  von  Entschädigungen,  die  nach  obigen  Bestimmungen  ni  entrichten 
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sind  oder  über  sonstige  N'orfügunKtJQ  dieser  Verorduuug  euUtehen,  so  solien  sie  durch 
eineD  vom  Arbeitgchi  r  und  Aroeiter  zu  beätimnieodea  Schiedsrichter  geschliehtet 
werden;  oder  falls  die  Parteien  sich  über  einen  solchen  nicht  einigen  können  dunJi 
den  ir^taatsMekretär  (iSecretarr  of  State).  Ein  solcher  Schiedsrichter  hat  alle  ii«dite 
eine«  HchiedHrichters  nach  oem  tiduedi^eriditBgesetx  (ArbUmtioa  Axt)  und  sein  £ttl- 
acheid  ist  endeüliiff. 

Die  Oeb^r  des  Schiedsricbten  wird  Tom  Steirfmelcretir  foetgesetct  and  nadi 
dtf)  Anweisungen  des  S5chie<l>rii'}itf'rf;  Viezahlt. 

IUI  Keine  unter  diese  l^tinimungcn  falJeode  Entschädigung  braucht  eatrichMt 
sn  werden«  wenn  nicht  schriftlich  binnen  6  Wbdien  vom  Dntnm  des  Saspensions- 

zcrtifikates  oder  vom  Todf  ah  darauf  Anspruch  erhoben  winl.  In  :  n  rhin  >o\l  die 
ünterlassunz  der  betr.  Anzeige  den  Anspruch  nicht  auuuiliereu,  wenn  uach  der  Mei- 
nung <i<>  Schiedsrichters  ein  nasreichendcr  Grund  für  die  Unterlassung  vorließ 

Von  einem  Arlicitor,  der  nnr  interniif tierend  oder  gelegentlich  iuiire.* teilt  ist,  oder 
der  regehtiä^ig  vuu  utehr  uih  einem  Arbeitgeber  angestellt  ist,  kann  ein  Eut^tchädigungs- 
ansprnch  nur  erhoben  worden  gegen  die  Arbeitgeber,  für  die  er  in  einem  der  in  Liste  A 
genannten  Verfahren  innerhalb  eines  Muiuit««  vor  seiner  Suspension  gearbeitet  hat 
Die  betr.  Arl>ei^eber  sollen  die  EutschüdiguuK  proportional  uuter  sich  verteilea  und, 
falls  sie  nicht  finedlkih  übenrinkommen,  nach  den  verfügonfBn  des  oben  ▼ofgeseliMua 
Schiedsrichters. 

11)  Der  Ausdruck  ^Arbeitgeber"  („employer")  umfasst  einen  Inhaber,  eine  Ge- 
sellschaft und  ilie  ge.-^etzliehcii  Vertreter  eines  verstorbenen  Arl)eitgeber8  (an  occupier, 
a  ootporaHon,  and  the  leg^  representatives  of  a  deoeased  employor).  Der  Ausdrock 
wiü^ter*  ^«Workman**)  urnfssst  jede  minnliche  odi^  weibliche' Pereon,  ob  ihr  yer> 
trag  ein  Dienst-  oder  Lchrvertriig  ixler  ^onst  ein  Vortrag  (cxj^licit  oder  impUcit), 
mündlich  oder  schiifUich  sei  vwhether  his  agreemeut  be  onc  of  sernce  or  ap|iraiuoeehip 
or  otherwise,  «nd  is  ex]>res8ed  or  implied,  ondly  or  in  writing).  Der  Ansdrodc  nm- 
fasst  ferner  den  perr=onlichen  Vertreter  eines  verstorlx-nen  ArKitcrs.  .Abhlngige- 
< -Dependants'-)  hat  dieselbe  Bedeutung  wie  im  Arbeiteren t«ch;idiguug.sgöseu  Iby? 
(WorKinen's  t  onipeiisation  Act,  1807). 

Die  in  dieser  BekanntmachuDg  enthaltenen  Bedingungen  sollen  als  inhärierender 
Bestandteil  dey  Arbeitsvertrages  aller  Arbeiter  in  den  obenerwähnten  Verfalireji  gelten. 

Unterschrift  des  ArbeitgeberB, 

Dil  >e  Eilt-'  hädigungsbedingnngen  sind  in  dea  Fabriken,  auf  die  sie  Anwendnng 

finden,  aiixuschlageu. 

6.  Circnlar  of  the  Home  Office,  dated  NoTember  ld03 

couceruing  precautions  necessary  in  eyery  room  in  whicb 
b  r  o  n  z  i  n     o  r  d  ii   t  i  ti     off  i  s  dun  e. 

Bundschreiben  des  Home  Oilice  vom  November  1903,  betr.  Vor- 
•iolitflmaaanalimen  in  Lokalen,  in  denen  Bronaieren  und  Bntftenen  des 

Bronzestaubes  betxiebon  wird. 

1)  Keine  Person  unter  Iti  Alterejahren  darf  beschäftigt  wenien. 

2)  Keine  Speise  und  kein  Getränk  darf  in  das  Lokal  gebracht  oder  dort  kon- 
sumiert werden. 

3)  Jedem  Arbeiter  soU  zweimal  täglich,  z,  B.  um  Ii  Uhr  vwmitta^  tmd  4Vt  ^ 
nachmittags,  dne  halbe  Finte  (1  Finte  -°  0,5679477  1)  Ifildi  venibnäcnt  woden. 

4}  NvHhch Vorrichtungen  und  Bäder  mit  Ijcitungen  für  heisso  niid  kaltes  Wa.-r«T, 
sowie  öeiie,  JSagelbürsteu  und  Handtücher  müssen  beschafft  werden.  Ein  Beckea 
sollte  auf  je  5,  nnd  eine  Bftdewanne  auf  je  10  Pemonen  konuttfln. 

')  Jede  beschäftigte  Person  sollte  stets  vor  den  Mahlzeiten  und  vor  VerlaasSB 
der  Arbeit  die  Uände  wa>«cbcn.   Zu  diesem  Zwecke  sollte  Zeit  gewährt  werden. 

6)  Fassende  waschbare  Kespiratoren  sollten  beediafft  nnd  getragen  nnd  niiiDde> 
fteus  dreimal  wöchenilieh  <:<  wasi  hco  oder  erneuert  werden.  Mspiialoran  aus  ge- 
wcbtem  Wollmaterial  von  luckurur  Textur  werden  empfohlen. 

7)  Pussende  Ueberhosen  und  Kopfbedecknngm  von  einer  Farbe,  die  die  Bran/o 
hervortreten  ia>.-t,  sollen  beschafft  und  getzagen,  und  mindesteDs  einmal  wöchent- 
licli  ^^<;\viu>chen  oder  erneuert  werden. 

8)  Es  sollte  für  einen  passenden  Raum  gesorgt  weiden»  in  dem  die  Arbeiter  üv* 
Kleider  wechseln  und  aufbewahren  könnten. 

9)  Das  btauben  beim  Bronzieren  und  bei  der  Entfernung  des  Bronzestaabel 
von  den  IcrtigeD  G^genstinden  sollte,  so  weit  irgend  mdgUeh  dunh  die  Vcrwcndang 
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te0G]ikw8eD«r  MaaeiiiDeD  nud  irtricsanicr  lokaler  Abcngsrentitetonn  ymAändmt  worden, 
ie  jeden  all  fällig  entwickelten  Staub  »o  direkt  wie  inöirllch  vom  PlatS,  an  dem  Bt 
eotetcdiU  so  eutiernen,  das«  er  nicht  in  den  Luftraum  eintreten  kann. 

Wo  solche  goRchloseenen  Masdiioen  und  lokalen  Abzugsventilatoren  nidit  ver- 
wendet werden,  sollte  kein  niHleror  Proress  (ausser  dns  Drucken  nach  liestininitcn,  der 
Grösse  nacii  bcsKihränkten  Mustern)  als  lironzieren  und  Flntfornung  des  JBronzestaubes 
von  den  fertigen  Geirenständeu  in  denii^ellK'n  Räume  durch).'ofiihrt  werden. 

10)  Ein  Verzeichnis  der  in  emf^in  I.'ikiü  beschäftigten  Personen  soDto  ffeführt 
t^erdeu.  Mit  dem  behördlich  bevolUnächtigteu  praktischen  Arzt  sollten  Abmacnmigen 
gesciiloesen  werden,  wonach  er  die  Arbeiter  «Ue  3  Monate  bd  der  Arbeit  zu  untersnchen, 
Ergebnisse  und  Daten  der  Untersuchungen  in  ein  Register  einzutragen  und  jede  l'erson 
von  der  Arbeit  in  dem  betreffenden  Ix>kal  zu  suspendieren  hätte,  deren  Gesundheit 
davon  geührdet  wQrdeu 

7.  l'he  explosives  in  coal  mines  Order  of  the  lüst  De- 

cemb.  1  i'M'6. 

VecordniiDg  Tom  UK  Deinnber  1806»  betr.  die'  Terwendiiiic  von 

Ezpl08iv8toff«n  in  Kohlengruben.  Stat  Bules  and  Orders,  1908, 
No.  1067. 

8.  Order  of  the  Secretary  of  State^  dated  December  17, 
19(>8,  applying  the  proTisions  of  section  116  of  the  Faotory 
and  Workshop  Act,  1901,  with  modi fications,  to  the  mannp 
facta  r  o  o  f  w  e  a  r  i  n  <:  a  }i  p  a  r  e  1. 

Erlass  des  Staatssekretärs  vom  17.  Dezember  1803,  betr.  die  An- 
wendung der  abgeänderten  Beetimmnngen  des  §  116  de«  M>iik-  und 
Werkst&ttengefletsea  von  1901*)  (Faotory  and  Wotkähop  Aot»  1801)  auf 
die  Herstellung  von  EleidungMtüolEen.  Stat.  Rulea  and  Ordere,  1908, 
No.  lOSO. 

Erlassen  auf  Grund  des  §  116  des  Fabrik-  und  Werkstättengesetzes  von  1901 
^actorj'  and  Workshop  Act,  1901). 

Die  Be^timmunpen  den  8  116  finden  mit  den  naehflehemden  Abänderungen  An- 
wendung: aut  Fabriken  una  Werkstätten,  in  denen  einer  oder  mehrere  der  unten 
genannten  Arbeiten  ausgeführt  werden,  auf  Heimarbeiter,  die  mit  dieisen  Arbeiten  be- 
echiftigt  werden,  und  auf  Unternehmer  und  Vermittler,  die  diese  Arbeiter  bet»chäftigen, 


KleidungFsstücken,  mit  Auurahme  d«  Btiefel  mid  tichnne  und  jede  dam  guflitgie 
^«ebraarbeit. 

Diemr  Erlaes  findet  jedoch  keine  Anwendung  anf  eine  Arbeit,  auf  die  einer  der 
folgend*  ri  Erlawif  Anwendung  findet:  der  Krlass  vom  .').  Januar  1903,  betr.  Kleider- 
konfektion*)  (the  Wholesale  Tailoring  Particulars  Order  dated  Januiuy  5th,  1903)  und 
der  Erlase,  betr.  Filshilte*)  (the  Feit  Hat  Particulars  Order  dated  April  22  nd,  1903). 

Der  genannte  Paragraph  »oll  a\:f  fnlL'enden  Wortlaut  abgeändert  wcrr^f n : 

[Der  Text  diei^en  Rrlasee»  ist  denselbi'  wie  der  betr.  Filzhüte  1  mit  der  Anderong, 
dtee  swiflchen  Ib  und  2  ein  Absatz  c  eingefügt  ist,  der  lautet,  wie  folgt:] 

c)  Die  Angaben  über  den  rx>hnBatB  oder  die  Arbeit  därfieo  nicht  vermittelet 
Zeichen  bekannt  gegeben  werden.*) 

Der  Erlase  vom  22.  April  18**7  betr.  Handtücher,  Schürzen,  TJtwlihwi  und  Blusen 
(Order  dated  the  22  nd  April,  18*t7,  relating  to  handkerchiefs,  qnooa,  j^nafons  and 
blouses)  wird  hiermit  aufgehoben. 

Dieter  Erlase  tritt  am  1.  Januar  1901  in  Enft 

9.  Order  of  the  Secretary  of  State,  dated  December  29, 
1908,  with  regard  to  the  overtime  employment  of  women. 


1)  Vcri:l.  Bulletin,  Bd.  I,  S.  30  u.  fL 

2)  Vgl.  Balletin,  Bd.  II,  8.  669. 

3)  Vgl.  Balletin,  Bd.  U,  S.  257. 

4)  VgL  BoUetin,  Bd.  I,  S.  524. 


ersti 


und 
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SrlM»  dee  StaataaakietiM  vom  98.  BeMmber  1008,  betr.  Ueb«^ 
Mitarbeit  der  itanfliL   Stat.  Bnles  aad  Orders,  1903,  No.  1156. 

In  Ausübung  der  mir  durch  §  49  de?  Fn;  rik  und  Werkstättengesetza  von 
1901^)  (Factory  and  Workshop  Act,  iuOI)  übertrageaeo  Vollmachtea  verfüge  ich,  dm 
dfo  in  dem  g«iannten  Paragraphen  erwihnte  bemndere  Amnahme,  wonftch  Fnuun 

Ml  bestimmt«'!!  Tagen  un<!  imter  bestimmten  Bedingungen  zwischen  6  Uhr  morjreni 
und  8  Uhr  abends,  oiier  zwisciiea  7  Uhr  morpens  und  9  Uhr  abeuris,  oder  zwi&3ien 
8  Uhr  tno^^ens  und  10  Uhr  abends  beschüftigt.  «ravden  dfiifen,  «uf  diejenigen  Nicht* 
textilfabriken  und  u  rkstätten  oder  deren  Teile  ausgedehnt  werde,  in  denen  eine 
oder  mehrere  der  lolgeuden  Arbeiten  ausgeführt  werd^: 

1)  Die  Henfedlung  von  Pappdeekeb  jeglicher  Art  2)  Das  Elrben,  OUUU»  und 

Ijarlci  rfp.  von  Papier  n.it  Aü-niJinn";  von  Tapeten.  3)  Das  Presaen  in  Papier  und 
Brieturaschiäee.  4>  Die  Herstdiuug  von  Briefmarken,  mit  Briefmaricen  versehenen  Post- 
karten  und  Brief  umschlagen.  5)  Die  Herstellung  von  Wähnnehts-  und  Neujabrskaitoi 
und  Knallbonl>ons.  G)  Die  ITerstellung  von  Fleischpasteten,  gehackteiii  Fleisch*)  und 
Weihnachtspuddim;.    7)  Das  Abziehen  des  Bieres  auf  Flaschen.   8)  Die  Herstellung 


Flaschen,  die  bei  der  Konservierung  von  Früchten  gebraucht  werden.  10)  Die  Her- 
stellung und  Mischung-  von  Butter  und  die  Herstellung  von  Käse.  11)  Die  Herstel- 
lung von  Feuerwerk.   12)  D$b  Kalnndem,  Fertigstellen,  mit  Hacken  versehen,  Ein- 


Euiachlagen  von  Garn  ohne  mechanii«che  Kraft  als  Nebenarbeit  zum  Welmen  von  Bänderü. 
Die  Beschäftigung  von  Frauen  auf  Grund  dien&i  Erlasses  unterUegt  jedoch  fol- 


1)  in  jedem  Raum,  in  dem  Ueberzeit  gearbeitet  wird,  muwen  nuf  dne  dniin  be 
schäftigte  Person  wenigstens  400  Kubikfuss  Luft  entfallen. 

2)  Keine  Frau  darf  zu  einer  anderen  Arbeit  als  der  in  diesem  Erlam  anfgefohitn 

ücberzeit  beschäftigt  werden. 

Die  Erluiwe  vom  20.  Dezember  1882,  22.  Kovember  1883,  12.  März 
27.  August  1884,  26.  April  1887,  16.  September  1889,  13.  Oktober  1890,  7.  September  1896, 
30.  Juni  1897,  28.  Juni  1899,  27.  Juni  1902*)  und  1&  Juni  1903«),  die  die  genannte 
Ausnahme  ausdehnen,  werden  iiienuit  aufgehoben. 

10.  Order  of  the  Secretary  of  State,  dated  Deeember  90^ 

1903,  m  o  d  i  fy  i  n     the  proportion  o  f  cubic  fee  t  of  spaco  to  b6 

p  r  0  V  i  d  fwl  in  r  e  r  t  a  i  n  Vi  a  k  o  h  o  n  s  r  ><. 

Erlasa  doa  Staatssokrr't-irR  vom  30.  Dezember  1902,  betr.  die  Er- 
höhung des  für  gewisse  Backhiiuser  vorgesohriebeneu  Mm,deatmASä6b 
•n  Lnftntttin.   Stat.  Rules  and  Orders,  1903,  No.  1167. 

In  Ansführung  der  mir  durch  Absatz  2  des  §  3  des  Fabrik-  nnd  Werkstitten- 

geflietzes  von  1001')  (Factory  and  Workshop  Act,  1901)  übertragenen  Vollmachtea 
verfüge  ich  die  Abänderung  des  im  Absatz  1  des  geuannteu  Paragraphen  vorgeschrie- 
benen Verhältnisses  der  EnbikfuMe  lAft  m  einem  Arbeiter: 

1)  Was  Backhäuser  unter  dem  Boden  anbetrifft,  so  wird  ^250  Kubikfass  JLuft 
pro  Person"*  durch  „.w^J  Kubikfuss  Luft  pro  Person"  ersetzt 

2)  Wae  diejenigen  der  übrigen  BacknÄUSer  anlietrifft,  die  nachts  bei  anderem 
künstlichen  ab  elektrischem  Licht  arbeiten,  so  wird  für  die  Zeit  von  9  Chr  abeuda 
und  6  Uhr  am  folgenden  Mo^en  „250  Kubikfuss  pro  Person"  durch  „400  Kubiktu»» 
pro  Penon"  ersetzt 

Dieser  Erlass  tritt  am  1.  Januar  1904  in  Kmlt 


1)  Vgl.  Bulletin,  Bd.  I,  S.  30  u.  ff. 

2)  Mit  Rostnen,  Maaddn,  Apfelmns,  Zitronat»  OdwenDleranleU»  Bnm  «I&  fsnof^ 

war  Bereitung  vou  Piuteten. 

3)  VitkI.  Bulletin,  B<1.  I,  S.  439. 

4)  Vtryl.  Bulletin,  Bil.  II,  S.  387. 

b)  VgL  Bulletin,  Bd.  I,  S.  30  u.  ff. 
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VII a.  Britische  Kolonien.  Colonies  britanniques. 

1)  N€w  Zealand. 

An  act  to  amead  „the  indnstrial  conciliation  and  arbi- 

tration  act,  1900",  November  20,  1W3. 

Gesetz  vom  20.  T^ovember  1903  zur  Abänderung  des  GosotzoR  betr. 
die  Einigung  und  ächiedsspreohuug  bei  gewerblichen  Streitigkeiten 
(indostrial  concilation  and  arbitration  act) 

1.  Der  kurze  Titel  dieses  Gesetzes  ist  „Abinderongsgeseta  von  1908 
betr.  die  Einigung  und  Sdüedssjue*  hnng  bei  gewerblichen  Streitigkeiten** 
(thf!  indnsfrial  conciliation  and  arbitration  amendment  act,  19031:  diftses 
Gesetz  bildet  cinpn  Teil  des  „Gesetzes  von  betr.  die  Einigung  und 
Schiedssprechung  bei  gewerblichen  Streitigkeiten"  (the  indiuitrial  concilation 
and  arbitration  act,  1900),  auf  das  im  folgoiden  als  anf  »das  ^uptgesets** 
(the  prindpal  act)  Bezug  genommen  ist»  nnd  mit  don  aosammen  dieses  (Pe- 
seta ange^vendet  wird. 

2.  Der  Gouverneur  ist  ermiichtiirt,  von  Zeit  zu  Zeit  eine  geeignete 
Person  zum  stellvertretenden  Kegistrar  für  Berufsvereine  (Deputy  Ke- 
gistrar  of  Indnstrial  Unions)  sn  ernennen.  Diesem  stellvertretenden  Be- 
gistrar  für  Berufsvereine  liegt  ob,  unter  der  Anfsidbt  des  Bsgistrars  und 
die  ihm  durch  dieses  Gesetz  oder  den  Registrar  übertragenen  amtlichen 
Pflichten  r.n  orfüllen  nnd  bei  Krankheit,  Abwesenheit  oder  anderer  vortlber- 
geheuder  Verhinderung  des  Kegiatrars  in  dessen  Namen  und  Auftrag  zu 
handeln,  wobei  er  eftmUldie  Kompet<mzen,  Pflidit^  nnd  Ihmktionen  des 
Registrars  ausüben  kann  nnd  erftülen  soll. 

3.  Findet  in  dem  Mitgliederstand  eines  Amtes  oder  des  Gerichts- 
hofes ein  Wechsel  statt,  so  soll  eine  schwebende  Verhandlung  oder  Unter- 
suchung dadurch  nicht  aufgehoben  oder  betrofl'eu  werden,  sondern  ruhig 
weiter  bestehen  und  verhandelt  werden,  ab  ob  überhaupt  kein  Wechsel 
Stattgehabt  hatte.  Dagegen  kann  das  Amt  oder  der  Gerichtshof  ver- 
langen,  dass  das  Beweisverfahren,  wo  notwendig,  wiederholt  werde. 

4-  Trotz  der  Bestimmungen  des  Absatzes  2  de.s  §  S7  df  .<  Haupt- 
gesetzes darf  der  Gerichtshof  einen  SchiedHsprnch  auf  irgend  einen  ge- 
werblichen Distrikt  ausdehnen,  so  dass  er  jeden  bestimmten  Gewerkverein, 
Berufsverein,  jede  F<}deration  von  solchen  Vereinen  nnd  jeden  Unter- 
nehmer  als  Partei  an  einen  Schiedsapmch  binden  kann,  sofern  der  Schieds- 
spruch auf  ein  Geschilff  oder  einen  p:e\verhlichon  Betrieb  Auwriiduni,'  findet, 
dessen  Prndukro  auf  irgeud  einem  Markt  mit  denen  konkurrieren,  die  in 
dem  gewerblichen  Distrikt  hergestellt  werden,  in  dem  der  Schiedsspruch 
in  Kraft  steht. 

5.  Wenn  während  der  Geltungsperiode  eines  Srhie  lssprochB  ein  Unter- 
nehmer, Arbeiter,  Berufsverein  oder  eine  i'iideration  von  solchen, 
oder  ir^rend  eine  Gesellschaft  von  Unternehmern  oder  Arbeitt  rn  Schritte 
zur  Aufhebting  irgend  einer  der  Bestimmungen  des  Schiedsspruchs  untere 
nimmt,  so  wird  angenommen,  dieser  Unternehmer,  Arbeiter,  Berofsverein, 
diese  Föderation  oder  Gesellschaft,  und  jedes  Mitglied  der  betr.  Vereini* 
gung  habe  dem  Schie  Isspruch  snwidergehandelt  und  der  Zuwiderhandelnde 
ist  demgemass  zu  bestrafen. 

6.  Von  jedem  Unternehmer,  der  einen  Arbeiter  ausschliesslich  dessen 

1)  TsL  BoUctiii,  Ba.  I,  B.  284. 
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Zngehtfrigkeit  za  einem  Bero&verein  halber  entUeat,  oder  dem  nachge* 
wiesen  wird}  dass  er  einen  Arbeiter  aosechlieselich  entliess,  weil  dienr 
Arbeiter  die  Vorteile  eines  Scliiedsspniches,  Erla^es  oder  einer  Verein- 

bamng  zu  gemessen  berechtin;t  ist,  -wird  anfrenommen,  or  Inl  »•  .^em 
Schiedsspruch  zuwidergehandelt  und  der  Zuwiderhandelnde  ist  demgemäß« 
zu  bestrafen. 

7.  1)  Jeder  anf  Grand  des  Fabrikgeeetsee  von  1901  (the  factoriw 
act,  1901)  eniannte  Inspektor  ist  ein  Inspektor  für  Schiedssprüche  {inspejtnr 
of  awards)  auf  Gi  urni  des  Hauplgcsotzes  und  ist  Leuufti  a^'*^.  fiir  die  Durch- 
führung der  Be.stimmungen  einer  gewerblichen  V  ereinbarung,  eines  Schieds- 
spruches oder  Ellasses  des  Gerichtshofes  zu  sorgen. 

2)  Jeder  auf  Gnind  des  ««Kohlengmbengesetzee  von  (coal 
mineg  act,  1891)  oder  des  ,,Grubengesetzos  \  r  n  1898*'  (the  uiining  act, 
isr»8)  einnnnTo  ^fiiifMiinspektor  (inapector  of  iniiiesi  ist  ein  Inspektor  für 
Schiedssi  riiche  (inspector  of  awards)  und  ist  beauftragt,  für  die  Durch- 
führung der  Bestimmungen  einer  gewerblichen  Vereinbarung,  eines  Schieds- 
apracihes  oder  Erlafises  in  den  Koblengmben  tmd  Graben  seines  dstriktes 
zu  sorgen. 

3)  In  der  Ausübung  dieser  seiner  Pflicht  daif  ein  Inspektor  för 
Schiedssprüche  von  jedem  Unternehmer  oder  Arbeiter  verlanj?en .  ?ar 
Prüfung  irgend  welche  Lohn-  und  Ueberzeitbücher  vorzulegen,  die  zni 
ThatMtliknmg  dieses  Paragraphen  notwendig  sind;  dabei  hat  jeder  dieser 
Inspektoren  die  durch  §  6  des  „Fabrikgesetses  von  1901"  (tiie  factoriet 
act,  1901)  den  Fabrikinspektoren  übertra^^enen  Kompetenzen  und  das 
Beclit.  sie  auf'zuüben ;  dieser  §  6  und  §  7  desselben  Gesetzes  wird  mutatis 
mutandi.s  aui  uio  Inspektoren  für  Schiedssprüche  ausgedehnt  und  nn^^- 
wendet.  Ausser  im  Sinne  dieses  Gesetzes  und  in  Ausübung  der  ihm 
durch  dieses  Gesets  ttbertragenen  Funktionen  darf  kein  Inspektor  nnbe* 
fugten  Dritten  gegenüber  Mitteilungen  über  Geschäftsgeheimnisse  machen 
von  denen  er  in  der  Ausübung  soinor  Funkfinnen  Kenntnis  erinnert.  Ein 
Inspektor,  der,  entgeiien  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  solche  Mit- 
teilung macht,  ist  bis  zu  £  50  strafbar. 

2.  Tasmaiiia. 

An  act  to  auiend  the  act  IG  Victoria,  Xo.  11,  tor  com- 
pensating  the  families  of  persona  kilied  by  accident. 
Approved  Nov.  28,  1903, 

GMOta  vom  28.  Korember  1903  zur  Abänderung  daa  Geaaliea  Ifa,  U 
ans  dem  16.  Hegiornngsjahr  der  Königin  Victoria,  batr.  BntSCbldlgongW 
an  Angebörlge  durch.  Unfall  getöteter  Personen. 

8.  Britisch  Columbia» 

An  act  to  regulato  Immigration  into  British  Columbia. 

3Üth  :\f    V  1 

Oesete  vom  4.  Mai  1803  zur  fiegolung  der  Einwanderung  nach 
Britisch  Columbia. 

1.  Dieses  Gesetz  kann  ab  „iänwanderungsgesets  von  1909  Ar 
Britisch  Columbia"  (British  Columbia  Lnmigration  Act,  1909)  beseidmet 
werden. 
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2.  Wo  das  Wort  „Richter"  ^Magiati*ate)  in  diesem  Gesetz  gebraucht 
wird,  bedeutet  es  einen  besoldeten  Polizeiriditer  (Stipeudiary  Magistrate 
Police  Ma^^istrate)  oder  Friedensrichter  (Justice  of  the  Peace). 

3.  Dieses  Gesetz  findet  keine  Anwendung  auf : 

a"^  eine  Person,  die  ein  Zeu^ün  der  in  Anla^re  A  zn  diesem  Oe.setze 
bezeichneten  Art  besitzt,  das  vom  Provmziai.sekretttr  (Provincial  Secretary) 
oder  dm  Generalagenten  fär  Britiseh  Columbia  (Agent  General  ot  British 
Columbia)  oder  einem  snr  Durdiftthrung  dieses  Gesetzes  von  der  Re- 
gierung von  Britisch  Columbia  eraannten  Beamten  in  oder  ausserhalb 
Britisch  Columbia  unterzeichnet  wurde ; 

b)  eine  durch  die  Unterschrift  des  Provinzialsekretilrs  ausdrücklich 
von  der  Auwendung  dieses  Gesetzes  ausgenommeue  Pürsou; 

c)  Seiner  Majestät  Heer  nnd  Marine; 

d)  die  Offiziere  und  Mannschaft  eines  Eriegsschififes  irgend  einer  Be- 

giening; 

e)  jeden  von  der  britischen,  kanadischen  oder  einer  anderen  liegierung 
gehörig  beglaubigten  Vertreter  j 

f)  eine  Person,  deren  Einwanderungsbedingungen  nach  Kanada  fest- 
gesetzt w  1.1  Ion,  oder  deren  Ausschluss  aus  Kanada  durch  einen  Beschluas 

des  kiiiia  lischen  Parlaments  verfUgt  wurde. 

4.  Jede  Person,  dip  auf  die  Anfforderun;j  des  für  dieses  Gc-voty.  er- 
nannten Beamten  hin  nicht  im  stände  ist,  ein  Gesuch  an  den  Provinzial- 
sekret&r  von  Britisch  Columbia  in  der  in  Anlage  B  vorgeschriebenen  Form 
in  der  Schrift  irgend  einer  europäischen  Sprache  auszufüllen  nnd  zu  unter- 
zeichnen, sowie  irgend  ein  ihr  vom  Beamten  vorgelegtes  Prttfungsstttck 
zu  lesen,  ist  von  der  Einwanderung  nach  Britisch  Columbia  ansjTefchlo-^Hen. 

5.  [Anzeigoptlicht  der  Beamten  bei  Einwanderungen  entflogen  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes.  Strafen:  dCK)  Dollars  oder  Gefängnis  bis 
zn  12  Monaten.] 

n.  Keino  Person,  die  entgegen  tlon  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
narli  Prilisch  Columbia  einwandert,  ist  berechtigt,  «  imn  Beruf  auszuüben, 
der  der  gesetzlichen  Behörde  von  Britisch  Cohnnbia  untersteht,  noch  darf 
sie  Land  oder  die  Kechto  und  Privilegien  eines  freien  Bergmannes  oder 
das  Zeugnis  eines  solchen  erwerben,  besitzen  oder  ausflben.  Allfkllige  er- 
langte Konzessionen  fallen  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  dit  ses  Gesetz  hin. 

7,  [Personen  "der  Körperschaften,  die  verbotene  Einwanderungen 
unterntützen,  verlallen  der  in  §  5  genannten  Strafe.] 

8.  Der  Staatsrat  (Lieutenant-Govemor  in  Counciij  kann  zur  Durch- 
Alhrung  dieses  Gesetzes  Beamte  ernennen  und  entlassen,  deren  Pflichten 
festsetzen  und  von  Zeit  zn  Zeit  Ausftthrungsbestimmnngen  zum  Gesetze 
erlassen,  abändern  und  aufheben. 

Vill.  Hongrte.  Ungarn. 

BrlBSB  des  Bandelamlnlsterlnma  ▼otn  8.  Oktober  1908,  Z.  878a6| 
an  sfimtliche  Gewerbehörden  zweiter  Inatu»,  betr.  dl»  Inapoktloil 

der  Bnchdruokereien  und  Sohriftgiessereien. 

Auf  Gn;ud  der  im  §  17  des  Gest  t zartikels  2S  vom  Jahre  iSijH  ent- 
haltenen Ermächtigung  verordne  ich  hiermit  im  Einveraehmeu  mit  dem 
mit  der  Leitung  des  kCnigl.  nngarisdien  Ministeriums  des  Innern  be- 
trauten Herrn  Mintsterprftsidenten,  dass  die  im  §  14  des  genannten  GFe- 
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setaartikela  umBchriebene  Gtow«rbemspektioiiB-fieviaioik  fortan  auf  aimtlich» 
Bachdnidi^eroieii  und  Schiiftgiessereien  ausgedehnt  werde. 

Von  diesen  Anlagen  waren  solche,  die  mindestens  20  Arbeiter  be- 
Bchäftigen  oder  durch  elemeDtare  Kraft  betrieben  werden,  auf  Grund  der 
BcstimiBunpf  des  i?  15  des  Gesetzartikels  28  vom  Jahre  19^>3  auch  bisher 
Gegenataiid  der  Kevisionen,  in  Zukuntt  soll  iudesseu  jede  Buchdruckerei 
und  Schriftgiesäerei,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  dabei  beschäftigten 
Arbeiter  und  ohne  BOclnncht  darauf,  ob  eine  Kraftmaschme  vervendtt 
wird,  einer  Bevision  seitens  der  kttnigl.  Oewerbeinspektorea  untersogw 
werden. 

Im  Interesse  der  einwand tVoioii  Ausführuji^  lade  ich  Sie  ein.  den 
Inhalt  meiner  gegenwärtigen  Verordnung  säuitlicheii ,  Ihrem  Wirkiuigs- 
Icreis  unterstehenden  G^werbebehörden  erster  Instana  mitsuteilen  und 
dieselben  anzuhalten,  alle  in  ihrem  Gebiete  neu  sa  errichtenden  Buch» 

druckereien  sowie  Rolirifti^iessereien.  dos^doichen  die  etwaige  Ein-itellimg 
solcher  Botriebe  dem  betreüenden  königl.  Gewerbeinspektor  unverzüglich 
zu  melden. 

Schliesslich  teile  ich  Urnen  ssur  Kenntnisnahme  nit^  dass  ich  von 
meiner  gegenwärtigen  Voifügimg  sftmtliehe  kffnigl.  Gewerbeinspektoren 

gleichzeitig  unterrichtet  habe. 

Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  nach  ihrer  Veröffentlichung  sofoit 
in  Kraft. 

Verocdnnng  des  Saodelaiiiliilatarliuu  vom  a.  DsMuber  1800^ 
2.  64882,  warn.  8<dintM  der  Oesandhelt  der  Axbeltar  In  den  mit  der 

Verarbeitung  von  Pferde-,  Binder-  und  Schweinehaaren  beschäftigten, 
dem  Oesetaesartikel  28  ex  1888  unterliageodea  gewerbliohen  I7nte^ 
nehmungen. 

^  1—9.  fDefiiüfektionsmcthodeu  und  Vorschriften  über  die  Aufbewahrung  das 
desinfektionspflii  htigen  Materialt«.] 

§  10.  Zu  Arbeiten  mit  nicht  desinfizierten  Haaren,  aowie  zur  DealnfiMeniM 
dflrfen  jugendliche  Arbeiter  und  Kinder  nicht  yerwendet  werden,  desgloidwn  uen 
nicht  sitlt-ne  crwachsciiH  männliche  und  weibliche  Arljoitpr.  welche  an  unbedecktes 
Körperteilun,  namentlich  an  (iesicht*  Ual»,  lüuideu  etc.,  Uautvcrietzuugea  haben. 

§  11.  Die  Elaa»iffaDerung  und  das  &empeb  des  nicht  deainfiderten  Materiili 
ist  in  einem  von  den  übrigen  abgesonderten  Kaume  vorzunehmen. 

Maschinen,  welche  zum  Vermischen,  Beinigen  und  Zerzausen  der  Uaare  dieoea 
(wie  z.  B.  die  sogenannten  Wölfe),  sollen  mit  StauDminteln  versehen  sein,  aas  widcha 
der  btaub  durch  einen  Aspirator  (Saugapparat l  entfernt  werden  soll. 

Der  gesammelte  Staub  ist,  insoforne  er  nicht  vuu  dc-infiziertem  MateriiU  her- 
rfihrt,  zu  verbrennen. 

§  Der  Arbeil trcber  ist  verfiflichtet,  für  die  mit  der  Aufarbeitung  oder  Des« 
infizieriUii^  nicht  desitiiizierier  Haarsorten  beschäftigien  Arbeiter  eui^prtiichcnde  Ar- 
beitskloider  (Mäntel  und  Mütsen),  welche  wtiuead  dar  ganssD  Aibatsdaaer  zu  tngtB 
sind,  beizustellen. 

Diese  Kleider  sind  ausserhalb  der  Arboit^^it  in  besonders  zu  errichtenden  As* 
kleidezimmeni  »m  einem  bestimmten  Orte  aufzubewahren  und  diirten  von  dort  ludll 
entfernt  und  nur  von  einem  und  demselben  Arbeiter  getragen  werden. 

Dieselben  sind  wöchentlich  einmal  xn  desiDfisieren. 

Der  Arbeittreber  hat  f.'rn<T  iiiich  ilafür  Sorge  zu  trag'en,  dass  Arbeiter,  welch? 
mit  nicht  deamtizierten  Materialien  zu  tun  haben,  wöchenthch  einmal  ein  wanne»  Bxl 
erhalten. 

Die  Arbeiter  haben  vor  dem  E>>en.  bezw.  vor  dem  Eintritte  in  den  Spei^eraoni, 
sowie  vor  dem  Verlaaoon  des  Etabiisseraents  ihr  Arbeitskleid  abzui^en,  ihre  Häoda. 
Qeiicht  und  Hals  mit  Seife  abzuwaschen  und  ihzen  Mund  mit  Wssser  siMi* 
spOlen. 
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§  13.  Die  AriMitnimne  aoUeD  gpiumig  und  luftig  sein  imil  tilg^idi  svcnnal  gb- 
lüftet  werdcQ. 

Zu  diesem  Zivwdce  sind  die  TQren  tmd  Fenster  vor  nnd  nsdi  Beginn  der  Arbeit, 

M)wie  auch  während  der  Arbeitspan^en,  jedoch  taglich  mindestens  zweimal  durch  ie 
eine  halbe  Stunde  offen  zu  halten,  wahrend  weicher  Zeit  aich  die  Arbeiter  ausserhalb 
dieser  Btame  nnflndten  sollen. 

Beim  Aufräiimm  ist  die  StÄubentwickplum:  nn  .r^irh  t  7.u  vermeiden.  Zu  diesem 
Zwecke  sind  der  btaub  nnd  die  Abfälle  von  dem  i<  u8sboden  mit  naasem  Besen  auf- 
snwiselien  und  zu  verbrennen.  Die  Wände  des  Lokals  sind,  wenn  sie  nicht  abge> 
waschen  werden  können,  jährlich  mindestens  zweimal  fri!^ch  zu  tünchen  und  die  Fusf<- 
böden  zu  desinfizieren.  Die  Arbeitstische  sind  täglich  mit  nassen  TQchmi  oder  Besen 
ebeurfiumen  und  wOeheBtlicli  mindestens  einmal  abzuwaschen. 

Bei  Errichtung  von  tiphph  Betrieben  oder  bei  VercrÖsseninp  der  bestehenden 
sollen  alle  jene  Räume,  ia  ^VL'iclieii  die  Arbeit  von  iStaubentwickeiiuig  b^leitet  ist, 
einen  solchen  Luftrouni  besitzen,  daee  «nf  jeden  daxin  beediiftigten  Arbeiter  min- 
destena  15  m"  Luftraum  entfallen. 

Die  Fussböden  sollen  aus  Beton,  Zement,  Asphalt  etc.  hergestellt  sein. 

§  11.  Der  Arbeiteeber  l>*t  verpflichtet,  Aufzeichnungen  darüber  zu  führen,  wo- 
her, wann,  in  welcher  Menge  er  das  Material  bezogen  und  wann  und  nach  welcher 
Methode  er  die  Desinfi^erung  durchgeführt  hat. 

8  15.   In  drn  Arbeitsräumen  ist  dan  Speisen  nnbetlingt  zu  verbieten. 

in  grösseren  Etabüssements  ist  daher  für  die  Arbeiter  an  einem  staubfreien 
Orte  ein  ahgesonderter  Bpeisemom  sn  schaffen,  wdeiher  in  der  Icniten  Jaliresseit  sn 
Weisen  i^r 

V(ui  der  Lmcbtuug  solcher  Bpeiseräume  kann  nur  in  solchen  Betrieben  abge- 
sehen werden,  in  welchen  die  Arbeiter  wXhrend  ihres  Anlenthaltes  daaelbet  Überhaupt 
keine  Mahlzeit  einnehmen. 

§§  lö  und  17.  (Anordnung  der  Aifichiening  der  Verordnung  im  Arbeitöraume. 
Aufeanme  der  Bestimmungen  der  §§  10,  12  und  15  in  die  Arbeitsordnungen.  Butten.] 

^  1&  Vorstdiende  Verordnung  tiitt  3  Monate  nach  ihrer  Kundmachung  in 
Kraft. 

IX  Pays-Bas.  Niederlande. 

1.  Besluit  van  rlen  26 8t«n  Januari  19t) 3,  tot  vaststelling 
van  f»r»n  al^emeencn  in  aa  trefft]  van  bestuur,  als  bedoeld 
iu  «ie  artikeleu  41  en  Iii  der  Beroepswet.    Staatablad  No.  38. 

Kdnigl.  Verot&nwng  vom  36.  Januar  1908  auf  Onmd  dar  Art.  41  tmd  7B 
des  ^erufungegesetses**  (Unfallveratolieruiig).    Gesetzblatt  No.  38. 
(Verordnung  ftir  die  Berufungakammeni  und  den  zentralen  Berufongsrat.) 

2.  Besluit  yan  den  8  l^ten  J  a  nuari  1908,  hoiidend  be- 
palingen  omtrent  de  jaarwedden  van  de  leden  van  don 
centralen  raad  van  beroep,  de  vooröitlers  van  de  raden 
van  beroep  en  de  ambtenaren  bij  die  Colleges  aangesteld. 
Staatablad  Ko.  41. 

Konigl.  Verordnung  vom  81.  Jaauar  1906»  batr.  die  Besoldung  der 
MitpHeder  der  Zentralen  JBornfungskaromer,  der  Vorsitzenden  der  Be- 
rulaugskammern  und  der  Beamten  dieser  Körperaohatten.  Uesetzblatt 
Iso.  41. 

3.  Besluit  van  den  '2d(ii  Februari  1Ö03,  houdende  vast- 
etelliug  der  loonbedrageu ,  bedoeld  in  art.  7,  sab  IU,  der 
Ongeyallenwet  1901. 

BesiAkluss  vom  2.  Fobruar  1903,  betr.  die  Festsetsimg  dar  LohB- 
betrfige  gemäss  Art.  7,  III  des  Unfall gesetzos  1901 

Art.  1.  Der  Taglohn  eine»  Arbeiters  in  fester  Stellung,  der  in  einem  der  im 
kOniglidiea  Beschlüsse  vom  5.  Desember  1902  (Btaatsblad  ne.  207)  genannten  Be- 


1)  Ver^U  BuUetin,  Bd.  I,  S.  296. 
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triebe')  beschäftigt  ist,  wird  in  clnr  Wcisp  InTeclinft,  da.«s  hierfür  der  drdhun  l  rt  t^i Teil 
de»  Lohoee  angetatzt  wird«  welcher  durch  ähnliche  Arbeiter  desaelben  oder  eines  aho- 
ttebeD  Betriebes  der  gleidieD  oder  der  beoftchbartea  Ctemeindeo,  in  dem  dem  Ti^ 

des  ünfallr  -  .  rangftraritrcnrn  .Tulirc  ilurchi=ichnittlich  verdient  ^v^Iri1' . 

Unter  einem  ArlDciter  in  fcbter  öteliung  in  irgend  einem  Betnelx'  wird  ein  eolcher 
Ttntanden,  welcher  in  den  zuletzt  verfloBscncn  12  Monaten  unausgesetzt  im  Dienste 
eiTit««  Arbeitgebern  lxtrpff<  nden  Betriebs  stand,  folplieh  ein  Arbeiter,  welcher  nicht 
nur  eine  gewisse  Zeit  do-s  .lahres,  sondern  dm  gaaze  Jahr  im  Dienste  ßeiner  ünter- 
nefamung  angestellt  ivar. 

Art.  2.  Vorbehaltlich  der  H  -tiramungen  des  Art.  1  werden  die  I>  f  ne  der 
Arbeiter,  welche  in  eineiu  der  im  üeschlusae  vom  5.  Dezember  1902  gen.innien  Be- 
triebe'^) beschäftigt  sind,  wie  folgt  abgetdlllst:  folgt  Tarif. 

Art.  3.  Vorbeiialtlich  der  Bestimmungen  des  Art.  1  wird  als  Taglohn  ein« 
mäiialicheu  .£\jrbeiterB,  der  m  einem  der  im  B^hlusse  vom  5.  Dt  zpniher  I9(ß  genannten 
Betriebe  beschäftigt  ist  und  während  der  Saison  einen  Lohn  \  on  weniger  als  1  Guldeo 
hat,  der  Lohn  angenomineni  den  der  Arbeiter  während  der  äaiaon  pro  Arbeitstag 
verdient. 

Art.  4.  In  diesem  Bcpchlnsse  wird  unter  ..Lohn"  jede  Auszahlung  vrrstanden, 
welche  der  Arbeiter  von  «einem  Arbeitgeber  als  Vergütung  für  geleistete  Arbeit  ^hiii. 

Wenn  der  Lohn  in  Naturalgaben  oder  Logis,  oder  m  beidem  bestdit,  wird  dem 
Geldwert  nach  dem  ortsüblichen  Werte  geschätzt. 

Art.  5.  Wenn  ein  Arbeiter  für  sdnen  Arbeitgeber  auch  solche  Arbeiten  oder 
Dienste  verriditet,  die  nicht  zum  Betriebe  geliOren,  der  dem  Versidienuigegeeetse 
unterworfen  ist,  so  wird  sein  Ix)bn  hei  Aiiwpn(hmp  dieses  Beschlusses  als  gUUK  IB 
dem  dem  Veniicherungggesctzc  unterste  llien  Betriebe  verdient  angesehen. 

Der  Minister  des  Jnnem  ist  mit  der  AnBfBhmng  dieseB  BMcb'tMMS  beanftngtr 
der  im  yjStaatBblad"  ver6lfeatUcht  wird. 

4.  Beslait  van  den  dden  Februari  1908,  hondende  wij- 

ziging  van  artikel  1  van  bet  Koninklijk  besluit  van  den 
7  den  .Tu  Ii  1  90  2  ■Staatsblacl  Xo.  152  i,  tot  v  a  s  t  s  t  e  1 1  i  n  ;r  van  eeu 
algemoenen  m aatre ge  1  van  bestu ur,  als  bed ooid  in  artikel  82 
der  Ongevallenwet  1901.    Öl»atablad  No.  70. 

Ednlgl.  TerordBung  Tom  8.  Februar  1908  bot  Brlintonuig  dat 
1.  ArtikdB  der  infolge  dee  62.  Artlkele  det  nnftOlversioberangsgeaetsee 
erlassenen  Konlgl.  Verordnimg  vom  7.  Jnll  1902').  Geeetsblatt  No.  152. 
Gesetzblatt  No.  70. 

(Einteilung  des  Landes  in  Ageutöcliaften.) 

5.  Eosluit  van  den  2nb(eu  FeLrnari  190B,  tot  vastötel- 
lit\^  van  een  algemeenen  maatregel  van  bestuur.  als 
betloüJd  bij  de  artikelen  39,  57  eu  118  der  Beroepswet  eo 
tot  regeling  der  vergoeding  voor  reis  -  en  verblijfkosten 
van  leden  -  commieBarissen  en  van  ambtenaren,  die  /i^^li 
krachtens  die  wot  voor  plaattselijk  ondersoek  naer  eiders 
moet'^Ti  ho^pvou.    Staatäblad  No.  80, 

Konigl.  Verordnung  vom  26.  Februar  180a  gemäss  Artikel  d8>  57 
und  118  des  Berufsgesetzes  (Unfiallvcretohenmg),  Mr.  Baltekoeten  und 
Siaten  von  Kommissaren  und  von  Beamten  der  Berafiingakammen, 
die  kraft  Qeeetiee  sur  Untersuchung  am  Ort  eleh  naoii  answirta  ba> 
geben  müssen.   Gesetzblatt  No.  80. 

6.  Beslnit  van  den  20«teB  Maart  1908,  tot  vaststelling 

van  een  a  1  ff  o m e e n  o  n  m  a  n  t  r  e  i:^  o  1  van  b  e  .s*  t  n  n  r ,  als  h  e  <  1  r.  e  1  d  in 
de  artikelen  9  9  en  120  der  Beroepswet.    iStaatsblad  No.  ä7. 


1)  Vergl.  Bulleün,  Bd.  II,  S.  543. 

2)  Vergl.  Boll.,  Bd.  Ii,  8.  542,  4. 
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Eönigl.  Vmmdjamg  vom  aO.  Hin  1908,  gem&ss  Art.  99  und  ISO 

des  Bernfangsgesetzos  (Unfellvörsicherung).    Gesetzblatt  No.  87. 

(Bctiiirr  Verrichtungoii  .  welche  von  den  Berafungskammem  den 
Arbeitäinäpektoren  in  Uniaüveräiciieruxigsangelegenheiten  aufgetragen 
werdm  können.) 

7.  B e s  1  n  i  t  van  den  1  G don  M  a  a  r  t  1903,  h o  u d  e ii  d  o  w  i  j  z  i - 
ging  van  liet  Kouinklijk  besiuit  van  den  Tden  December 
1896  (Staatflblad  No.  215)  tot  vaststelli  ng  van  een  algemeenen 
maatregel  van  bestnur,  als  bedoeld  bij  de  artikelen  6  en  7 
d  G  r  Te  i  1  i  h  e  i 'I  s  w  e  t .  zooals  dat.  13  fjewijzigd  bij  Koninklijk 
besluit  van  den  3  den  FoVirnnri  19  (»2  (Sfiril  l>lad  N"o.  1 5\ 

JBesohluBB  vom  16.  Märs  1803,  8ur  Ergänzung  des  kÖuigUohen  Be« 
•bUaiMs  vom  7.  Besember  1806  (Staatsblad  Ko.  215),  betr.  SMMtnmg 
einer  aUgemeliien  HsaaNfel  semiw  Art.  6  und  7  des  81olierheite> 
geaetros  laut  Ergänsang  duxoh  kSnigL  Boaoihltiw  vom  8.  Muxuu  1908 
(Staatsblad  No.  15). 

ArU  1.  Im  künigl.  BeHchlasse  vom  7.  Dezember  189t)  (Staatoblad  No.  215)  laut 
Eiginnixig  unsere«  B^chluas^  vom  3.  Februar  1902  (Staatoblad  No.  15)  lantet  die 
Beatinimung  des  Art.  12  »ub  1  wie  folgt: 

In  Fal)rikcn  oder  Arbeitelokalen,  welche  nicht  vor  dem  1.  Januar  1897  dem  Be- 
triehe übergeben  worden  sind,  und  wo  in  der  Regel  mehr  als  öO  Terponen  arbeiten, 
mim  i|^e  Xrq»p^  auf  die  die  Bestimmung  (sub  2  oder  aub  4)  Anwendung  finde(| 
dordi  wSnde  aus  Stein  oder  ans  irgend  raaem  anderen  imbrennbaren  Ifatenale  ein- 
pschloasen  oder  ausser  dem  Gebäude  in  der  offenen  Luft  angebracht  sein. 

Art.  2,  In  genanntem  Beflcbluaae  lautet  die  Beetimmung  des  Art.  13  sub  2 
wie  folf^: 

Die  Arbeits'rd  i  Inr  der  Personen,  die  in  den  Art  lA,  snb  1  bis  mit  7  genannten 
Arbeit8lokalen  oder  in  »olcheu  Lokalen  arbeiten,  in  denen  in  der  Begel: 

a)  Bleioxyd  hei^tellt  wird, 

b)  Akkumnlatoren  verfertigt  werden, 

c)  für  die  keramische  Industrie  oder  für  die  Emaille-  und  Eiuaillewarenfabrikation 
Substanzen  snbereitet  oder  verarbeitet  werden,  die  mehr  als  '  ,  Proz.  ihres  Gewichtes 
in  trockenem  Zustande  lilci  oder  Bleiverbindungen  (andere  als  Bchwefelblei  I  Bleiglanz, 
Bleierz!],  enthalten,  oder  wo  solche  Substanzen  auf  G^enstanden  angebracht  werden, 
oder  soUdliuhe  Folgen  dieser  verwendeten  Substanzen  sich  fühlbar  macheu  können, 
müssen  ausserhalb  diesen  Arbeitslokalen,  aber  im  Hause,  nach  dem  C^eedilechte  ge- 
schieden, versorgt  werden  können. 

Art.  .'!.  In  Art.  11  des  genannten  Bej<chlusses  werden  die  Worte:  „In  den  in 
Art.  I A  genannten  Arbeitslokalen"  ersetzt  durch:  ^n  den  in  Art.  lA  und  in  Art.  13 
sab  2a,  b  und  c  genannten  Arbdtslotalen**. 

Art,  4.  In  dem  genannten  BeedUneae  lantet  die  Bestinunong  des  Art  16  snb  1 
wie  folgt: 

„Die  Böden  der  Arbeftelokale, 

a)  welche  sich  in  den  in  Art.  1  snb  A  tind  B  genannten  Fabriken  oder  Werk- 
stätten befinden  oder  iu  sulckea,  wo  iu  der  Bogel  der  Verwesung  unterworfene  Stoffe 
verarbeitet  werden, 

b)  die  in  Art.  13  sub  2a  b  und  c  aufgeführt  sind, 

c)  wo  in  der  Regel  mit  giftigen  Stoffen  gearbeitet  wird,  wie  Blei,  Bleiiegierungen 
mid  Blei  Verbindungen  in: 

1)  Atelier»  für  Pdeifenster, 

2)  Capeulesfabrikeu, 

3)  Diamantschleiferäien, 

4)  Kugelgiessereien, 

5)  Bleibuchstabcnfabriken, 
ö)  Bleirohrfabriken, 

7)  Blei  Wala  werkeuj 
^  Bleischmdzcffeieii, 
9)  Mctalhvarcnfubriken, 
lOj  Fabriken  für  Musikinstrumente, 
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11)  Fabriken  für  Orgelpfeifen, 

12)  Feilenscbleifereien, 

inÜB8en  zweckeotsprecbcnd  hergeotellt  und  m  eingerichtet  ada,  dan  m  gASiig  ge- 
nilUgt,  und  Wf»nn  nütip,  dt-sinfizifTt  werden  l<öniion." 

Art.  5.  iu  dein  geimuuten  BeschJiwse  lautet  die  Bmtimniung  des  Art,  IL  bub  7 
Wi«  folgt: 

In  Fabriken  und  Werkstätten,  in  denen  Arbeitslokale  sind,  die  zu  den  in  dieMm 
Artikel  sub  Ib,  c  oder  d  oder  zu  den  in  Art  1 A  oder  B  sub  2,  6,  7  oder  8  genannten 
gehitren,  oder  wo  die  Arljeiter  groft^er  Hitze,  8tnub  oder  Sehmiitz  ausgesetzt  sind, 
müssen  in  dem  Uauae  zweckentsprechende,  für  die  Geschlechter  gesdiieaene  Wasch- 
Torrichtiiogeii  angebracht  «ein,  nnd  zwar  weni^teni  eine  fSr  je  5  oder  weniger 
Arbeiter,  welche  gleichzeitig  Arbeil  -  K  r  Ruhezeit  hab^.  In  jeder  Wit-sehvorrichtiinc 
müssen  Seife,  ^'agelbürsten  und  Handtücher  zur  Verfügtmg  sein  und  mm»  das 
branehte  Waeaer  abfliessen  mid  Banberes  und,  wenn  nötig,  warmea  Waaaer  raflkma 
können. 

Art  G.   Art.  18  des  genannton  Beschlusses  lautet  wie  folgt: 

1)  Der  Ausbreitung  von  Gasen,  Dämpfen  oder  iStaub,  welche  geeundhdtHMllid» 
lieh  oder  lastig  sind,  muse  mögliehst  vorgebeugt  oder  verhindert  werden  nnd  swar  aal 
mechanischem  Wege,  wenn  die  nötige  Kraft  hierzu  vorbanden  ist 

Falls  die  AuBbreitnng  nicht  oder  nicht  genügend  verhindert  oder  ihr  nicht  vor- 
p^ebcugt  werden  kann,  m  mufts  für  jeden  Arbeiter  ein  sweckentqpreclundcry  BpedeUfSr 
ihn  bestimmter  Respirator  verfügbar  sein. 

2)  Für  jeden  Arbeiter,  weldier  regelmässig  in  eineni  in  Art.  1 A  sub  1  bis  nnd 
mit  7,  Art.  13  sub  2a,  b  und  c  und  Art  Ib  sub  Ic  genannteu  Arbeit*lokalc  arbeit«, 
nnm  \mm  Anfange  der  Vor-  und  Nachmittagsarbeitszeit  ein  gehörig  ausgespülte, 
getro(  knetef>>  und  nicbher  nidtt  wieder  zu  brnndundee  üdbeiUeid  inr  verfi^^g  g^ 
atellt  werden. 

Art  7.  In  Art  20  dea  semmiteii  BeediiniMs  tracden  di«  Wotte:  Ja  Art.  lA 
nnd  in  Art.  1  ß  sub  4,  5  und  12"  enetst  durch  „in  Art.  lA  IB  enb  4, 5  und  12  nnd 

Art  13  sub  2a,  b  und  c", 

Art.  8.   Dieser  Beschluss  tritt  ehi  Jahr  nach  dem  Tage  eeiner  VerBffentlidimif 

in  Kraft.  Der  Minister  i!e«  Innern  ist  mit  der  A\i.«f{ihrung  dieaes  Bepehlnsser-  h^' 
auftragt,  der  im  „Staats  biad"  veröffentlicht,  und  von  dem  eine  Abschrift  dem  „Baad 
?Mi  ätate^*  eingesandt  wird. 

8.  B  e  8  1  u  i  t  van  den  1  8  den  M  a  a  r  t  1903,  tot  v  a  s  t  f  t  e  1 1  i  n  i: 
Tan  een  aigemeenen  maatregel  van  bestuur,  als  bedoeld 
by  art.  5,  4de  Hd,  der  Arbeidswet    Staatsblad  No.  86. 

BeschlUM  Tom  18.  März  1903,  zur  FestEietzung  einer  (UJcemeiiMii 
VerwaituagBiuRssregel,  laut  Art.  6,  Absata  4  des  Arbeitsgesetzes. 

Art  1.  Unter  Berücksichtigung  dar  Bestimmungen  der  Art  2  bis  und  mit  18 
ist  e:«  ge>«tattj?t,  Fraueji,  welche  das  Alter  Ton  16  Jahren  übcrschritfeen  baben,  mdi 
10  Uhr  abend««  Heringe  spicsscn  zu  lassen. 

Art.  2.   In  der  nachfolgenden  Tabelle  sind  angegeben: 

in  Kolonne  I  die  (Teineindcn,  in  welclien  von  der  sab  Art  1  gewihrten  E^ 
laubnis  Gebrauch  gemacht  werden  darf: 

in  Kolonne  II  die  Perioden,  in  welchen  in  jeder  Geaieindc  von  dieser  Er- 
laubnis Gebrauch  gemacht  werden  darf; 

in  Kolonne  III  die  Stunde,  bin  zu  der  in  der  angedeuteten  Periode  in  jeder 
Gemeinde  von  dieso*  Bevollmächtigung  Gebrauch  gemacht  werden  darf ; 

in  Kolonne  IV  die  Anzahl  der  Fülle,  in  welche  in  der  angetieutetrn  Periode 
in  einer  Gemeinde  für  dieselbe  Frau  von  dieser  Erlaubaia  Gebrauch  gmacht 
werden  darf. 

(8.  TMIk  B.  687.) 

Art  3.  Die  Anzahl  der  Stunden,  während  welchen  eine  Frau  Heriucre  sj.if^?t. 
darf  in  einem  Zeitraum  von  24  Sätunden,  in  dem  für  sie  von  der  sub  Art  1  gewälutcu 
Erlaubnis  Gebrauch  gemacht  wird,  nicht  mehr  als  8  betragen. 

Art  4.  Nach  jeder  Arbeitazeit  von  hflpJwtww  4  Btnnden  moas  jeder  fVao  eine 
Ruhei)au«c  zuerkannt  werden. 

Eine  Frau,  deren  Arbeitszeit  zwischen  6  und  10  Uhr  abends  nicht  durch  eine 
Blütezeit  unter brochen  worden  iat,  darf  nicht  vor  10'/«  Uhr  abends  mit  snieaMO  an- 
fangen. 
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Buhepanaan  von  kürzerer  Dauer  ab  eine  halbe  Stande  winden  als  Arbeitszeit 
angerechnet. 

Art.  f).  Nachdem  für  eine  Frau  von  der  öub  Art.  1  gewährten  Elrlaubais  Gte- 
braocb  gemacht  worden  ist»  mues  derselben  eine  Buhezeit  von  minri^^a  7  Standen  ni 
erkannt  werden. 

Art  6.  Der  Chef  oder  der  Leiter,  oder  einer  der  Chefs  oder  Leiter  de»  Ge- 
echäftes  oder  der  Unternehmung  müssen  während  der  Zeit,  zu  der  von  der  sub  Art.  1 
gewährten  Erlaubnis  Oelwanch  gemacht  wird,  an  dem  Ort  aaweeend  sein,  an  dem 
von  einer  Fran  für  da>»  Gr.-chäft  oder  die  Untr-rnohnninir  llrrini.'r-  .L^rapieest  w^Ht^n. 

Der  bevolitufichtigte  lubuektor, undin driDgeudeii  Fällender  Bürgermeister, können 
dem  Chef  oder  Leiter  schriftueh  dieErlmbnis  erteilen,  sich  während  einer  bestimmten 
Zeit  durch  eine  Person  ersetzen  zu  lassen,  deren  Name  in  der  Vollmacht  angegeboi 
ist,  falls  der  Beamte,  der  Enuächti^ng  znr  AufHtelluug  einer  »olcheu  Erlaubnis  hat) 
den  Grund  der  Abwesenheit  die^ea  Chefn  oder  Leiters  gutheisst 

Der  BürgermrislPT  kann  diese  I'rlaubnis  für  nient  hineer  denn  <)  aufeinander 
folgende  Tage  (zu  L'-i  Mundenji  erteilen,  urui  nur,  nachdem  ö  läge  nach  dem  Ablaufe 
einer  für  die  gleiche  l  nicrnehmung  früher  erteilten  Erlaubnis  verflossen  sind. 

Die  in  der  Erlaubnis  bezeichne  Person  darf  in  der  Zeit»  in  welcher  sie  den 
Chef  oder  Leiter  ersetzt,  nicht  Spiesen. 

Art.  7.  Eine  Frau,  welche  sich  in  vorgerückter  8chwangeiaehaft  bofindel,  darf 
nach  10  Uhr  abends  an  dem  Heringspiessen  nicht  teilnehmen. 

AtL  8.  Der  C&ef  oder  Ldter  des  Oeaehiftes  oder  der  TTntamdunnng  mnm  fOr 
jede  Frau,  welche  nach  10  Uhr  abends  in  oder  für  sein  Genchäft  Heringe  epiesst,  eine 
Erklärung  besitzen,  woraus  ersichtlich  ist,  daas  dieselbe  ohne  öchadoi  iOr  ihre  Qfh 
aondheit  nachts  spienen  kann. 

Diej*e  Erklärung  muris  nach  »tattgcfundener  ünterBuchune;  durch  rirun  Arzt, 
welcher  durch  den  Minister  dcä  lunem  beauftragt  ist,  io  einer  durch  diesen  Minister 
Torgeediriebenen  Form  abgegeben  werden  und  darf  nicht  älter  als  1  Jahr  sein.  Sie 
musB  sofort  nuf  Verlangen  eine»;  im  ersten  Absätze  de»  Art,  18  dea  ArbdlagetelnB 
genannten  lientnt^n  vorgezei|^  werden. 

Art.  9.  Der  Boden  anes  Lokales,  in  dem  nach  10  Uhr  abends  von  Frauen 
Heringe  gCBpiesst  werden,  mus«  ans  Stein,  Cement,  Aßj  hnlr  oder  ähnlichem  Materiale 
verfertigt  sein;  er  mus»  eine  genügende  Neigung  beait/cn  und  in  gut  unterhaltenem 
Znstande  sein,  so  dass  nirgends  Wasser  darauf  stehen  bleiben  kann. 

Am  Orte,  an  dem  eine  Frau  apleBSt,  musa  der  JBoden  mit  einem  hölzemen  Boate 
oder  mit  Brettern  belegt  sein. 

Art.  10.  Die  Türe  und  Fenster  eines  in  Art.  9  genannten  Lokalen  müssen  gut 
Bchlieaaeo  und  in  gut  unterhaltenem  Zustande  sein,  und  müssen  bei  kaltem  Wetter» 
wihraid  der  Zeit,  tu  der  von  der  latit  Art.  1  gewSurten  Erlanbnfs  Gebnnch  gemaciit 
wird,  möglichst  geschlossen  gehalten  werden. 

Art.  11.  iäa  in  Art  9  genanntes  Lokal  muss  mit  einer  guten,  zuschlieeBendra 
Decke  TerBchen  oder  daa  Dum  inwendig  mit  Holz  verschlagen  sdn. 

Art.  T2.  Ein  in  Art.  9  genanntes  Lokal  muR.^  während  der  Zeit,  zu  der  von 
der  laut  Art.  1  K^währten  Erlaubnis  Uebrauch  gemacht  wird,  gut  beleuchtet  sein. 

Art.  13.  Zwisdun  der  oberen  Seite  des  im  2.  Absatz  des  Art.  9  genannten 
Koste»  oder  der  Bretter,  und  dem  Oberau  Bande  der  Zuber  oder  Tröge,  wwia  eich 

Ajrbeitencknti.  ^ 
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die  Horinge,  welcher  gespiesst  worrlm  müssen,  befinden,  darf  der  AbstaDd  nicht  g<y 
ringer  »ciu  als  öü  cm  und  die  Zuber  oder  Troge  dürfeu  nicht  tiefer  sein  als  tK)  cm. 

Art.  14.  In  einem  in  Art.  0  genannten  Xokale  oder  in  da«i«en  Xähe,  miias  btf' 
kalter  Witterung  eine  Gelegenheit  zur  Wärmung  sein,  die  während  dt  r  Zt  it,  zu  der  von 
der  i laut  Art.  1  gewährten  Erlaubnis  Gebraum  gcjuacht  wird,  ötet^s  für  Frauen  lu- 
gingiidi  Bein  soll. 

Diese  Gelc^nheit  tdxwb  so  eingerichtet  eeia,  daas  die  Vvbinnniiiigqxrodakte  dudct 

in  die  offene  Luft  abgeführt  werden. 

Art.  15.  Während  der  Zeit,  zu  der  für  Frauen  von  der  laut  Art  1  gewährten 
Erlaubois  Gebrauch  gemacht  wird,  mOasea  deaaelbea  hü  kalter  Witteruag  wanoer 
Kaffee  oder  andere  wanne  GctrSnlce,  mit  AnsDahme  alkohothaltigw  Gotniik«L  and 

stets  gutes  Trinkwasser  r,<I> r  rin  andere«^  pa.'^scnde:^  Getränk,  mit  AitsiMlune  alkollol> 
haltig^  Getiinke,  in  ffenügeuder  Quantität,  gratis  verabreieht  weiden. 

Ali.  16.  Falle      Chef  oder  Leiter,  oder  die  Chefs  oder  Leiter  einea  Geadiifte» 

oder  c-inrr  Unternehmung  unwiderruflich  wnfrm  Uebertretune  einer  der  Bestimmungen 
die»e»^  BeBchiubi^eä  verurteilt  wonleii  .sind,  so  darf  iunert  12  Monaten,  nachdem  die  V^f^ 
nrteilung  unwiderruflich  geworden  hi,  in  oder  für  das  Geschäft  oder  die  Untenelimnng, 
TOD  der  laut  Art.  1  gewäxrten  Erlaubnis  kein  Gebrauch  gemacht  werden. 

Art.  17.  Der  Cnef  oder  Leiter  einei^  Ge-schäfts  oder  einer  Untemehmang  mnss 
nach  jeden  24  Stunden,  während  der  in  oder  für  dm  GeachSft  oder  die  Unternehmung 
von  der  laut  Art.  1  gewfihrten  Erlaubnis  Gebrauch  <?e?Tmrht  worden  ist,  davun  dem 
Bürgermeister  auf  eineiu  durrii  uusern  Minister  des  Iniu^ru  vurguscliriebencn  Furniulare 
Bfitteilung  raachen. 

Art.  18.  Für  das  Spicssen  von  Hering  zwischen  10  Uhr  Abends  und  2  Uhr  Nachts 
moBs  der  Lohn  einer  Frau  mindestens  25,  Proz.  mehr  betragen,  als  ihr  Lohn  für  di» 
Spiessei^  zu  rinderen  Stunden  beträgt. 

Art.  19.  Von  jeder  durch  ihn  laut  Art.  6  «teilten  Erlaubnia  soidet  der  bevoU- 
mSditigte  Iiwpeltlor  00  bald  wie  m6glidi  dem  BQigenneieter  eine  Aliachrifl  ein.  Yoii 
']'y\r:T  durch  ihn  :laut  Art  crtrüten  Erlaubnis  und  von  jeder  in  Art  17  genannten 
Mitteilung  s^det  der  Bürgcrmeiäter  so  bald  wie  möglich  dem  bevollmächtigten  Inspektor 
eine  Abechrift. 

Art.  20.  Dies»  Bcschluss  tritt  am  2.  Tafse  naeh  aciner  Ver^ifootlidnmg  im 

ßtaatablad  und  im  Staatscourant  in  Kraft. 

Unser  Minister  des  Innern  ist  mit  der  Anefflhnmg  dieees  Beschlusses  bcauftnurt; 
derselbe  wird  gleichze?t:;r  im  ätaatsblad  und  Staataooimuit  T€r&£f entlieht,  und  eine  Ao- 

8(dirift  davon  dem  llaad  van  State  eingesandt. 

9.  Bosluit  ran  den  24st<^"  April  1903,  tot  re geling;  van 
deu  werkkrin^  eii  de  bovoegdheden  van  de  bij  artikel  12 
der  Arbeid 8wet  en  artikel  9  der  Veiiigheitswet  bedoelde 
inBpectenrs  en  verdere  ambtenaren.   Staatalilad  Ko.  107. 

BeMhlUM  rem  84.  Aiwil  1908  mar  VestMlsaiv  d<r  AuMt  und  dar 
Kompetonsen  der  In  Art.  12  des  Arbeitageaetses  und  Art.  9  des  Bloiiv- 
heitsges Otzes  genannten  Inspektoren  und  anderen  Beamten. 

Art.  1.  Die  lu  ^irt.  12  des  Arbeitsgesetzcs  und  Art.  D  des  kSicherheitsgee^zes 
TOlgeeehenen  Inspektoren  heissen : 

a)  Inspektor,  Inspektoratsadjunkt,  Aufseher  und  Arbettsaufseher. 

b)  Bevollmächtigter  Arzt  und  Elektrotechniker  zur  Arbeitsinspektion. 
Art.  2.    [Einteilung  des  Reiches  in  9  Arbeitskreise.] 

Art.  8.  In  jedem  Arbätainspektionsbezirk  wird  die  Aufücht  durch  einen  Injektor 
an^eübt,  d«m  einer  oder  mebrere  der  in  Art.  1,  a  genannten  Beamten  ontenteilt  wcadeii 
können. 

Der  Minister  des  Inucru  bi^eichnet  den  im  vorhergehenden  Absatz  au^efuhrtm 
Beamten  ihren  Aufenthaltsort  und  den  oder  die  ilurer  Kompetens  tmtaratehenden 
Inspektion^^bezirke.  Solche  Bezächnungen  weidm  Tom  genannten  Hiniater  ohneAnf- 

ediub  im  Ötaatacourant  veröffentlicht 

Art  4.  Die  im  Art  1,  b  genannten  Beamte  üben  die  Anfndit  fiber  daa  ganie- 
Königreich  aus ;  dt-r  Mini.ster  des  Innern  bezeiclinet  ibneil  thmo  AllfBllthtIteart  niid 

bringt  ihn  an  Staatacuurant  zur  Kenntnis. 

Art  .'>.  Vor  Dienstantritt  schwören  die  Ini  Ali.  1  genannten  Beamten  dem 
Minister  des  Innern  einen  Eid  auf  fltis^ige,  genaue  und  unparteiische  Pflichterfüllung. 

Art  ü.   Die  im  Art  1  geuannteu  Ikaiuien  bekldden  ohne  unsere  Einwilligung 
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kein  anderes  Ami  und  keine  andcie  ÖtcUiing,  noch  dorlen  sie  direkt  oder  indinkt  an 
irj^end  welehiu  Berafen,  indnstridlaa  Untiinelunangen,  FidNöken  oder  Werkatitten  be- 
teiligt sein. 

Art  7.  Wenn  ein  Inspektor,  bevollmächtigter  Arzt  oder  EUektrotechniker  länger 
als  2  Tagt!  an  der  Ausübung  seiner  Funktionen  verhindert  iet  oder  zeitweilig,  für  länc-er 
als  2  Ta^e  setner  Funktionen  enthoben  zu  werden  wünscht,  so  bedarf  er  der  Erlaubma 
des  Ministers  de«  Innern. 

Ein  Inspektor  darf  einem  der  ihm  unterstellten  in  Art.  1,  a  cenannteu  Beamten 
Urlaub  bis  zu  4  Iiigea  gewahren;  einen  längeren  Urlaub  darf  er  nur  uach  beim  MiniBter 
eingeholter  Bewilligung  gewähren. 

Die  im  Art,  1,  a  genannten  Beamten  dürfen  ihren  Bezirk  nur  anf  Befehl  des  ob- 
genannten  Ministen  verlassen,  es  sei  denn,  dass  dies  in  Ausiibung  ihrer  Kompetenzos 
gam&BB  Art.  22,  i  geschieht. 

Alt  &  Während  der  Kj»nkheit|  des  Crlaabs,  der  seitweiligea  oder  vollständigen 
Abwesenhdt  eines  Inspektors  kann  der  Hinister  des  Innern  cimn  anderen  Inspektor 
mit  der  In^pektinn  des  betreffenden  Bezirks  beauftragen. 

Während  der  Krankheit,  des  Urlaubs,  der  zeitweiligen  oder  vollständigen  Ab- 
wesenhdt  eines  der  anderen  un  Art.  la  genannten  Beamten  kann  der  Minister  des 
Innern  einen  andern  Beraten  mit  der  Aroeitainfipektion  des  betreffenden  Bezirks  be- 
auftragen. Der  genannte  Minister  brin|;t  die  in  diesem  Artikel  vorgeselienen  Er- 
nennungen im  Btaatscourant  zur  KanntnS. 

Art  9.  Die  im  Art.  1  genannten  Beamten  führen  bei  der  Ausübung  ihrer  Pflichten 
stets  die  ihnen  vom  Minister  des  Innern  au^ceetellte  Legitimationskarte  mit  sich. 

Art.  10.  Die  im  Art  1  genannten  Beamten  Irmnmen  den  Verfügungen  des 
Ministers  des  Innern  nach. 

Art.  11.  Die  Inspektureu  überwachen  die  ihnen  unterstellten  Beamten  in  der 
Anaübung  ihrer  Funktionen. 

Art.  12.  Die  Inspektoren  sind  beauftragt  für  die  Durchführung  des  Arbeits^ 
des  Sicherheitsgesetzes  und  der  zu  diesen  Gesetien  erlassenen  königlichen  Erlasse  ona 
ministeriellen  VerordnungLii  .  u  sQigeQ.  Zu  diesem  Zweite  besodben  sie  die  ihrer 
Aalsicht  untersteUten  Betriebe. 

Die  andoren  im  Art  1,  a  bezeichneten  Beamten  steilen  dem  JtupAtar  hd  der  Er- 
Ifillnng  ettner  Aufgabe  zur  Seite.  Sie  werden  von  diesem  beauftragt,  die  seiner  Auf- 
aidil  unterstellten  Orte  aufzusuchen  und  Zuwiderhandlungen  gegen  die  im  1.  Absatz 
genannten  Gesetze  und  Erlasse  festzustellen.  Sie  kommen  den  Befehlen  des  Inspektom 
nach  und  ertdlen  ihm  auf  seinen  Wunsch  mündliche  oder  schriftliche  Auskunft. 

Art.  13.  Der  bevollmächtigte  Arzt  ist  beauftragt,  die  Durchführung;  derjenigen 
Bestimmungen  der  im  Art  12,  1  genannten  Geseixe,  Erlasse  und  Veroranungen  zu 
flberwachen,  dir  zur  (iesundheit  der  Arbeiter  erlsi^pen  wurden.  In  der  Ausübung  dieser 
Ueberwachurig  iiuridelt  der  Arxt  stets  nach  vorhergehender  Beratung  uut  dem  kom- 
petenten Inspektor. 

Art.  14.  Der  bevollmächtig  Arzt  zeigt  dem  Minister  des  Innern  sobald  als 
möglich  jede  Abwesenheit  von  semem  Aufentluütsort  an,  die  voraussichtlich  länger  ab 
eine  Woche  danecn  «iid  odv  deren  Dauer  miek  gegen  adne  Erwartung  filier  eine  Woche 
hinauazojg. 

Art  15.  Der  bevoDmidttigte  Atzt  übersendet  dem  Minister  des  Innern  an  den 

von  diesem  festgesetzten  Zeitpunkten  einen  Bericht  über  aeine  Tätigkeit  während  der 
vom  Minister  festzusetzenden  Faioden, 

Art  16.  IMe  Eldctrotechniker  etdien  den  LiBpdctoren  besonden  fn  der  Dureh- 

fOhrung  derjenigen  Bestimmungen  der  un  Art.  12,  1  genannten  Gesetze.  Erln^^e  und 
Verordnungen  zur  Seite,  die  sich  auf  elektrii^che  Apparate  und  Leitungen  beziehen. 

Der  Minister  des  Innern  erteilt  den  Inspektoren  Vollmacht,  sich  dann  der  Hilfe 
eines  Elektrotechnikers  zu  versichern,  wo  dieser  Minister  es  für  notwendig  hält.  Be- 
darf ein  lotspektor  solcher  Hilfe,  so  t>etzt  er  den  genannten  Mini(>Ler  davon  in  Kenntnis. 

Der  Elektrotechniker  kommt  den  Befehlen  de.«^  für  .^^eineii  Aufenthaltsort  kom- 
petentf-n  Inspektors»  nach  und  erteilt  ihm  auf  Wunsch  mündliche  oder  schriftliche 
Autkuiitt.  aoiern  er  dadurch  nicht  den  Befehlen  des  obengenannten  Ministers  ent- 
gegenhandelt 

Art.  17.  Die  Inspektoren  und  der  bevollmächtigte  Arzt  bemühen  sich,  so  viel 
als  möglich  die  Forderung  der  Gesetzgebung  mit  den  Interessen  der  Arbeitenden  in 
Einklang  zu  bringen. 

Bei  Zweifein  über  die  Bedeutung  einer  Bestimmung  eine«  Gesetzes,  Erlasses  oder 
einer  ministeiiellen  Venndnang  appeumren  sie  an  die  Entacheidang  des  Miniateni  des 
Innern. 

46* 


Digitized  by  Google 


—    690  — 


Alt  18.  Die  lospektorant  eotiuilten  aidi  der  Auaetellung  Ton  VeTordniing;en  all- 
gemeinen  Chnraktem  in  Fonn  von  BeglemeDten,  Tnt^trulraonen  oder  Zirkularen, 
sowie  der  Einmischung  in  Streitigkeiten  zwischen  Arbritpebem  und  Arbeitnehmarn, 
•ofem  sie  dazu  nicht  vom  Minister  des  Innern  beauftragt  .«ind. 

Art.  19.  Die  im  Art.  1  guuuuiteD  Beamten  notier«}  die  von  ihoea  beauchteo 
und  ihrer  Aafticht  nnterstellteo  Betriebe  und  deren  Znstaiid. 

Art.  20.  Die  TnsjjekUjren  übersenden  dem  Minister  de«  Innern  zu  den  von  diesem 
imigß»etatexi  Zettpunkten  Anzeiflen  und  Berichte  der  Bäigermeister  gemäss  Axt.  12 
dies  SichcrhflitigeBelifla  und  eine  Denkedurift  hiiurfditHdi  der  zuletzt  -?oo  ihncD  TmUr>- 
OOmmcnen  EnquSte. 

Art.  21.  Auf  Wunsch  des  Ministers  des  Innern  steilen  ihm  die  Ingpektorea, 
der  bevollmächtigte  Arzt  und  der  Elektrotechniker  Auskünfte  und  Vorschlage  zu. 

Die  Ini^pektoren  erteilen  den  Kommissären  und  liijrfrr  rmeistem  auf  deren  Wunsch 
Auskünfte,  t^ofem  es  sieb  um  die  Gewährung  von  Bewiiiigungeo  gemäss  dem  Arbeits» 
gesetze  handelt. 

Art.  22.  Vor  einer  gemeinsamen  Anwendung  des  Arbeits-  und  Sieherb i^it^p-'^tz« 
beraten  diu  luapektoren  unter  sich.  Zu  diesem  Zweck  können  tsie  Vcrsaiuniiun gen  ab- 
halten, in  denen  als  Vorsitzender  und  Sekretär  die  vom  Minister  des  Innern  fmzu  be< 
zeichneten  Inspektoren  fimktionicren.  Der  Sekretür  äbersoidet  dem  obengenannten 
Minister  wenigstens  8  Tage  vor  jeder  Versammlung  eine  Anzeige  von  Zeit  und  On 
der  Versammlung  und  der  zu  behandelnden  Gegenstände,  innerhalb  der  auf  eine  Ver- 
sammlune  folgenden  8  Ta^  übersendet  er  ein  kurzes  FtotokoU  der  Verhandlungeii. 
Der  bevoumfioitigie  Axsfe  und  der  Elektrotechniker  irdmen  den  Vwimnunlnngat  am 
Weisungen  d«a  lliiiiBm  ganiaa  wihnnd  deren  ganiüi  AoaddiiniDg  od«  .dm 
Teiie»  beL 

Auf  Befehl  d«  BfinisterB  det  hrnm  ^«nammehi  t&A  die  Inipektaran,  der  bevolt 

mSchtigte  Arzt  und  der  Elektrotechniker  im  Departement  des  Ifinlsterasiir AUialCaig 
einer  I^prechung  mit  ihm  oder  den  von  ihm  beauftragten  Beamten. 

Art.  23.  Wird  einem  der  in  Art.  1  genannten  Beamten  der  Zutritt  zu  einem 
Betrieb  verweigert,  zn  de-^cn  lietreten  er  geinä.>*8  der  Bestimmungen  des  Arbeits-  und 
Sicherheitsgesetzes  beret-hiigt  ist,  so  holt  er  Hilfe  beim  Bürgenneister  der  betJ".  Ge- 
meinde oder  einem  andern  richtariM^ben  Beamten. 

Art.  24.  Die  im  Art  1  genannten  Beamten  überfpndf«n  dem  kompetenten  B^ 
amten  dcä  Ministeriums  die  von  ihnen  über  Zuwiderhandlungen  luifgenommenen  FMtO* 
koUe.  Die  Inspektoren  und  der  bevoltmidktigte  Ant  übersenden  zu  gleicher  Zeit  dem 
Minister  des  Innern  einen  Aubzi^  aus  den  aufgenommenenen  PrütukoUen,  dasselbe 
schicken  die  in  Art,  1  genannten  iSeamten  dem  Inspektor,  de:i.sen  Aufsicht  der  Bezirk, 
in  dem  sich  die  Zuwiderhandlung  ereignete,  untersteht. 

£benBO  übersenden  die  Inspektoren  dem  obgraannten  Minister  Auszüge  aus  deo 
Toa  E3ektrotechnikem  tmd  den  in  Art.  1,  a  genannton  Beamten  aufgenommenen  Peotth 
koHeo. 

Art  25.  Dec  köuigL  Krlass  vom  18.  Mai  1900  (Staatsblad  No.  74)  zur  Kegeiuog 
der  Kompetenxeo  der  in  Art  12  dee  Arbeits-  vnd  Art  9  des  SidwrlieitMieeetzeB  genaantaB 
Insnektoren  imd  andern  Heamten,  der  zuletzt  durch  dfu  kanlf^  Erfiaa  von  13.  Feid 
190k  (Staatsblad  No.  32)  abgeändert  wurde,  ist  aufgehoben. 

Art.  26.  Dieser  Erlass  tritt  am  zweiten  Tag  nadi  seiner  VerOffcntludiniif  in 
Staatsblad  und  Staatscourant  in  Kraft. 

Der  Minister  des  luacru  u>i  mit  der  Durchführung  dieses  Erlasses  beauftn^gt 
der  zu  gleicher  Zeit  im  Staatsblad  und  im  StaatBcourant  m  veröffentlichen  ist  nw 
von  dem  ein  Exemplar  dem  Baad  Tan  State  und  der  Allgemeene  £eken kanuner  r- 
zustelieo  ist. 

10.  Wer  van  den  11  den  April  1903,  tot  Ii  et  ins  teilen  van 
eea  onderzoek  ten  aanzien  van  de  rechtsverhoudingon  en 
de  Yoorwaardan  waaronder  hat  personaal  bij  hat  spoor* 
wagbedrijf  in  dienst  is.    Staatsblad  No.  lOS. 

GesetK  vom  11.  April  1908  zur  UntorstiGhung  der  Rechtsverhält- 
nisse und  der  Arbeitsbedingungen  des  Farsonala  der  Siaenbahni- 
betriebe.    Gesetzblatt  No.  103. 

11.  Besluit  van  den  2 '2 ^tcn  Juli  1903,  houdende  wijziging 
en  aauvulling  van  het  Kouiuklijk  besluit  van  31  Decem- 
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ber  1874  (StMtsUad  No.  2dl)  tot  TaBtstelling  van  bepaliagen 
omtrent  de  besoldiging  van  de  referend.ariesen  en  hoofd' 

commiezen,  alsmede  van  de  mindere  ambtenaren  en  de  be- 
dienden  bi)  de  Ministeri^le  Departementen.  Staatsblad 
No.  216. 

Königl.  Verordnung  vom  9S.  Juli  1808  aar  BrUuterung  und  Ver- 
vdUaMadJgimg  du  kdnlgL  Veiofdinuag  vom  8L  DeiemtM  18V4  (Geeete- 
blatt  No.  231)  betr.  die  Besoldung  der  bei  den  IDnlaterlaldepartementa 
aogeatelltoik  unteren  .Reamten  und  Bedlonatatan.  Gesetablatt  No.  216. 

12.  Wet  van  den  24«tcn  Juli  1909,  ter  voorkoming  van 

gelijktijdig  genot  van  wegen  s  hetzolffle  feit  toegekende 
tijdelijke  uitkeering  of  reute  ingevolgedeOngevallenwet 
1^01  en  pensioen  of  onderstand  ten  laste  van  den  Staat 
Staatsblad  No.  245. 

GeieCs  vom  34.  Jnli  IMM^  wodmeh  tSat  ainsn  nnd  denselben  T7n- 
fall  der  Beang  einer  Entsobädigung  oder  Bente  anf  Grand  des  Unibtl* 
versicherungeßresetzee  gleiohBeitig  mit  einer  Pension  oder  Unterstützung 
aus  der  Staatskasse  für  anstattbaft  erklärt  wird.  Gesetzblatt  2so.  245. 

13.  Benluit  van  den  1  fVlon  Xnvember  1903,  tot  wijziging 
van  het  Koninkiijk  besluit  van  2  8  Juli  1902  (Staatäbiad 
No.  160)  tot  uitvoering  van  de  artikelen  7,  8,  9,  26,  27,  28, 
SO,  34,  85  en  86  der  Woningwet   Staatsblad  No.  274. 

Kftnlgi.  Vevordnnng  vom  10.  Vovember  1803  zur  Srläatening  der 
königl.  Verordnung  vom  28  Juli  1902  (Gesetzblatt  Xo.  160)  zur  Aus- 
führung der  Artikel  7,  8,  8,  26,  27,  28»  80^  84,  85  nnd  36  des  Wohnungs- 
gesetses.    Gesetzblatt  No.  274 

X.  Suisse.  Schweiz. 

a)  Band. 

Bundesratsbeschluss  vom  24.  Dezember  1803,  betr.  Verbot  des 
Tragens  von  126  kg-Sftoken  in  Mühlen-  nnd  Lagerhaasem. 

1)  £s  ist  in  denjenigen  Betrieben  (Mtlhlen,  Lagerh&usem  n.  dgl.),  die 

dem  Btmdesgesetze  betreffend  die  Arbeit  in  den  Fabriken  und  dem  Biindes- 
gesetze  betreffend  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht  unterstellt  sind,  unter- 
sagt, Getreidelaj^ten  von  mehr  al??  100  k^:  Nettogewicht  durch  je  einen 
eiazeiiien  Arbeiter  von  Hund  hebeu  oder  trageu  zu  lassen. 

2)  Dieser  Besdünes  tritt  auf  den  1.  Juli  1906  in  Kraft. 

3;  Die  Kantonsregierangen  werden  eingeladen,  fOr  Volltishimg  von 
Ziffer  1  und  2  besorgt  zu  sein. 

4)  Das  eidgenössische  Militilrdej^artement  wird  eingeladen,  in  den  dem 
Bunde  gehörenden  und  der  eidgenössischen  Fabrik-  und  Haftpflichtgeseta- 
gebung  nicht  unterstellten  Betrieben  den  Gebrauch  der  125  kg^&cke  innert 
angemessener  Frist  su  beseitigen. 

b)  Kantone. 
Kanton  Tenia» 

Becreto  circa  regolamento  sul  lavoro  nelle  imprese. 
25  novembre  1903. 
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MaM  vom  25.  November  190S»  betr.  die  Arbetteregulieniiig  ie 

den  Uoternebmangen. 

1)  Die  Unternfhnior  hahf^  ihre  Arbeifeer  wcnigstena  alle  14  Ti^  in  htnmOiUt 
▼on  geBetzlicher  Währung  aus/uzahlen. 

Die  Auszahlung  kann  monatlich  erfolgen»  wenn  dne  beaaodOTB  VcraDbannig 
sviachen  Untemehmem  und  Arbeitern  bentcht. 

2)  Fnr  Akkord-  oder  Stückarbeit  sollen  die  Sjahlungsbedingunp^  durch  Udwr- 
rinkomiiK'n  zniHchon  Unternehmer  uiu\  Arbeiter  voraus  bestimmt  wertlaL  Auf  alle 
Fälle  muaa  die  Zahlung  nach  Ablieferung  der  fertigen  Arbeit  erfolgoo. 

Fflr  Arbaten  im  Taglofan,  wddb»  mehr  als  12  Arbeitstage  in  AiMpradi  ntham, 
^4teht  dem  Arbeiter  das  Recht  zu.  eine  Abechlngssimuiie  der  aoagefSbrten  Arbeit  eoW 
Bprcchend  am  regelmiaugen  Zahltag  zu  verlaDgen. 

3)  Die  Untemelimuiifeo.  die  dae  System  der  Geldslnfen  einfülim  wollen,  kOmia 
dieses  erst  anwenden,  wenn  die  Bedinpuugrn  von  d'^n  .\rf>eitf!rn  eingesfhon,  iiiul  vom 
Ck)nfiiglio  di  Stato  gut^heisaen  sind.  Die  («cklf^trafe  (iari  nicht  mehr  als  die  Hälfte  de» 
tSgUchen  Verdiengtee  de«  beticffendeo  Arbeiter»  bctragML 

Die  Strafgelder  mfiasen  «cm  Wohl  der  Arbeiter,  ToroehmUch  für  die  HiUi' 
kassen  verwendet  werden. 

Prciandiiktimien  für  mangelhafte  Arbeit  oder  für  dnrcb  den  Aibeiler  ▼erdotbeeei 
Material  gelten  nicht  als  Straf gcklcr. 

4)  Die  lieötimmuugeü,  die  Zahlungen,  die  (jchaltaentzichuüijeji,  das  KiDirciben 
und  flie  Verwendung  der  Strafgelder  werden  vom  Gerichtepräsidenten  de»  Bezirken, 
zu  dem  das  Unternehmen  gehört,  nach  Art  407  und  lolgeaden  des  bürgerlichen  Ueaeti' 
buche»  bestimmt. 

."))  Die  Polizei beam teil  de><  Knntons,  die  Mitglieder  des  riemeindeni!' -  und  die 
Distriktaärzte  oder  jede  andere  AmtsperiBOo  die  vom  Conaiglio  di  Stato  zur  Ud>s* 
wadiunr  der  Duidiralirung  der  Arbdtageeette  in  den  üntemehmiin«a  bestimmt  nnd, 

haben  freien  Zutritt  zu  den  Arbeit.Hrüuinr  i  und  sitid  befugt,  mändUche  Anzeige  der 
Zuwiderhandlungen  zu  machen,  die  als  b^angen  gelten,  solange  nicht  das  G<%enteil 
bewiesen  ist. 

H)  Für  die  in  diesem  Reglement  vorgesehenen  Zuwiderhandlungen  gelton  die 
Strafbestimmungeu  vom  It).  Januar  1901  und  die  bezüglichen  Abänderungen  laut 
Erlass  vom  15.  Mai  1903. 

7)  Diese  Bestimmungen  treten  sofort  in  Kraft. 

II.  Parlamentarische  Arbeiten,  welche  den 
Arbeiterschutz  betreffen'). 

I.  Allemagne.  Deutsches  Reich. 

[Beidi  und  Bundeaetaaten.] 

46.  Arbeiteraobntibes timmnngen  bei  Staatsbetrieben. 
Bayern.   878.  Sitsnng  der  Kammer  der  Abgeordneten  yom  15.  Ok- 
tober 1903.   Vorlage  und  Begrflndnng  des  Antragea  der  Abg.  Segitsund 

Gen.,  Drucks.  No.  902. 

Die  Kammer  wolle  beschlicdsen,  die  K.  Staatsregicrung  zu  ersuchen,  dem  gegca- 
nirtig  yersammelten  Landtag  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  wonach 

vom  I.  Oktober  l'>'U  ab  in  allen  Staatsl)etriebeti  uncY  auf  Rechnung  des  Staat« 
betrielx  iien  Untemehiijuiigen,  soweit  nicht  bei  besonderen  der  Gesundheit  schädlicbA 
Arbeitslirton  ciiu  \M  ~.  iitlieh  kür»?re  Arbeit^-^zeit  geboten  erscheint,  die  tägliche  Arl>cit*- 
seit  auf  9  titunden  icstzuaetceo  ist.  in  Betrieben  oder  Unternefaimuogen  des  Suates, 


1)  Pic  in  der  nachstehenden  Uebersicbt  ohne  Angabe  elnea  Datnow  vnd  lediglich  mit 

Angube  dfr  Dnic1<«ac!if'nnurarncr  aufgeführten  Initiativantrfige  (Beich)  wurden  n!lr  im  Laufe 
der  «rstt'n  isehn  Tu^u  der  I.  Session  der  XI.  Legislaturperiode  des  Keichatag«  eiugvbradit 
Ond  aollen,  nach  der  Geschüft^ordnung  des  BdehstigSj  SO  beitsoddt  weiden,  als  WCBB  ät 
slle  sn  gleicher  Zeit  eingebracht  worden  wiren. 
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die  jetzt  pchon  eine  küreere  Arheitezeit  eingeführt  haben,  bleibt  es  bis  zur  nnder- 
weitigen  Kegniunff  hierbei.  Ab  1.  Oktober  1^  wird  in  allen  Staatsbetriebea  oder  auf 
Hechnung  des  finaal«  betriebeDeD  UntonidimaDgai  die  tigUobe  Arbdtanit  mf  8 

Stunden  fcstfrractzt. 

Die  Arbeitszeit  mt  durch  angeme86ene  Zwisdienpausen  zu  unterbrechen;  die 
Mittagspauflen  haben  mmdestens  1'/,  Stunden,  die  Frühetttcker  nnd  VeeperponMB 
mindesten»  je  Vt  Stunde  zu  betragen. 

Im  Forstbetriebe  und  bei  den  Arbeiten  im  Freien  sind  für  den  Aufenthalt 
währeiid  der  Pausen,  soweit  dießee  durch  die  Verhältnisse  geboten  erscheint^  hgEbw 
üntegnUmdahailen  oder  SchaUutitioi  fOr  die  Arbeiter  bereit  zu  «teUen. 

An  BuQstaffen  und  in  Votabenden  BWmhrlirhnr  Feierte^  ist  die  Arbeitneit 
mCbeetens  um  4  Ulir  wftfhnifttrfiiOTi  tot  lioiheii  Festtum  SDitestcns  Twüttugf  13  Uhr  sn 
mendjgen. 

Sonn>  und  Feiflrtagaarbdt,  Nachlarbeit  und  Ueberstonden  sind  durch  die  "ESsk- 
«tellnng  genügender  Arbeitskräfte  auf  ein  unvermeidliches  Mindestmass  zu  Tir  (  hr;in\-cTi. 

£-l^tem,  dci^gleichcu  Bediensteten,  die  Xiichtdieost  haben»  ist  der  fulgende  Tag 
fm  ta  ^elwn.  Bei  Uebemtunden  ist  ein  Zuschlug  von  26  Prac,  bd  Bonn-  und  Feier- 
iaesarbeit  fowie  Nachtarbeit  ein  Zuiachlag  von  50  Proz.  zu  gewähren*  Ale  nicbtUchft 
Arbeitszeit  gilt  die  Zeit  von  B  Uhr  abends  bis  6  Uhr  moi^ns. 

Allen  Arbeitern  und  auch  Bediensteten  ist  wöchentlich  mindestens  eine  36  stündige 
«munterbrochene  Ruhezeit  und  nundestens  alle  3  Wochen  ein  freier  Sonntag  zu  sichern. 

Arbeitslöhne  und  Dienstbezüge  Bind  ho  zu  beulenden,  daäs  d&A  Kinkuiuuien  zur 
Emähruog  und  Unterhaltung  einer  Fnniilio  genü^  Der  Taglohn  für  erwachsene 
uiünnliche  Arbeiter  hat  mindestens  2  Mark  50  Pfennig  zu  betragen.  Der  Mindestlohn 
in  aUen  Staatsbetrieben  und  staatlichen  irntemehmungen  darf  für  keine  Arbeiter- 
kate^rie  niedriger  sein  ah  der  auf  Grund  des  Kraukenversicherungsgesetzcn  festgesetzte 
ortsübUcbe  Taflohu.  In  Berufen  oder  Branchen,  für  die  ||»wer£aaiAftUche  Axbeiter- 
oi^imtionen  Deetehen,  «ind  die  ÜAme  mit  diesen  Gewerkeäuiften  tn  Teninbeien  oder 
Tarifvertrage  abzuschliessen. 

In  Staatsbetrieben,  die  mehr  als  lU  Arbeiter  beschäftigen,  sind  nach  Massgabe 
der     134a  und  fF.  der  ReidiBgewerbeordnung  Arbeitsordnungen  zu  erianoi. 

Für  Stftat>sibetriebe,  die  mdir  als  20  Arbeiter  beschäftigen,  niii  1  Art^^^iterausschüsse 
zu  errichten,  die  uui  Grund  dets  unmittelbaren  und  geheimen  W  ahlrec^hts  von  den  im 
Betliebe  beschäftigten  grossjährigen  Arbeitern  zu  wählen  sind.  Arbeiter  und  Arbeite» 
rinnen  halw  n  dn-  :i!  tive  und  passive  Wahlrecht  zu  den  ArbeiterauaschfisBen ;  Aufseher, 
Vorarbeiter,  \\  er kt  uhrer  oder  sonstige  VorgesMJtzte  der  Arbeiter  haben  weder  das  ak- 
tive noch  das  passive  Wahlrecht  Uumea  Arbeiterauaeehfiaeen  obliegt  im  weeentlidien 
die  Vertretung  der  Arbeilerinteressen  in  den  Betrieben. 

Die  Verwendung  von  gesundhcitsschädJicheni  Material,  insbesondere  von  Bleifarben 
nnd  bleihaltigen  Farben  ist  untersagt. 

Druckaufträge  des  Staates  dünen  nur  an  solche  Druckereien  veigebea  werden, 
die  ihre  Arbeiter  nach  den  vom  deutschen  Bnchdruckerrerband  mit  den  Prinzipalen 
▼creinbarten  Tarifen  entlohnen. 

Diese  Vorschriften  gelten  auch  füi  alle  der  MiUtiirverwaltung  unterstellten  ge- 
-werblklien  üntCTneihmungen. 

Privatnntrmehnier,  dir  im  AiTftrage  odrr  anf  ^Rechnung  des  Staates  Arbeitea 
irgend  welcher  Art  übertragen  erhalten,  haben  miiidestenä  die  gieicheu  Löhne  zu  zahlen 
und  dieselben  Aibeitsbedingungen  zu  gewähren,  die  für  die  Staatsbetriebe  gelten.  Ins- 
besondere mÜSBcn  von  Privatunternehmern,  die  Arbeiten  für  den  StMlt  WlnNUlzen,  die 
ArbeiterBchut/.vorsc'hriften  streng  durchgeführt  werden. 

Bremen.  Verliaudlungou  der  Bürgerschaft  vom  14.  Januar  1^03. 
Antrag  des  Herrn  Ebert: 

Die  Bürgerschaft  ersucht  den  Senat,  die  betailigten  Behflrden  veranlassen  zu  wollen, 
ihr  alljährlich  rait  dem  Budget  eine  Uebiersicht  vorzulegen  über  die  Arbeiterverhältnisse 
in  den  Betriebeo  des  Staates,  insbeeM^ndere  Aber  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbiter, 
die  von  ihnen  besQgenen  LShne,  die  AibeitedMier  nnd  die  su  ihren  Gunsten  getroffenen 
jEänrichtungen. 

Sten.  Prot.,  8.  45,  Abstimmung,  Annahme. 

47.  A  r  h  e  i  t  s  il  mt  e  r  ü.  „ßeicharbeitsamt". 

48.  Arbeitsdauer  s.  auch  unter  „Maximalarbeitötag*'  und  „Ge- 
werbeordnung . 


Digitized  by  Google 


-  eö4  — 


Bei  eh.  Aotrag  Auer  und  G«noaB«n,  Drucks.  No.  75.  Der  Reichstag  wolle  beschlie^^, 
die  verbündeten  Regierungen  ku  ersachen,  dem  Reichstage  bis  cor  nftchsten  Se^ou  oin<>n  G*- 
■etientwurf  vorzulegen,  durch  den  die  tigli<*>i'  j  >  L'  lmiMtg*  Arbeitszeit  ffir  alle  iin  i^ohü-, 
Arbeits-  und  DienstTerh&ltnia  im  Indu-ttrie-,  Handels-  und  Verkehrswegen  >>e>ehifuin^n 
Personen  ab  1.  Januar  1906  auf  Uingstens  10  Stunden,  ab  1.  Januar  1907  auf  lting>4«ns 
9  Stunden  und  Tom  1.  Januar  1908  ab  «tf  Hugifeiiii  8  Stmdin  Iwigwrtwl  «ad  Sonr 
«b«iid  Naobmit^g  iraigafebeii  wird. 

In  Betrieb«!!  üift  ttnanterbrocfaener  Arbeitixeit,  sowie  in  miterirdisehen  Betrieben  toll 
eine  tiU,'li(he  reRelm:lssitre  ArlM*it!szrit  vom  1.  Januar  190'3  ah  von  lingst^u^  StumifQ  und 
in  unterirdischen  Betrieben,  ia  welches  die  Teraperator  28*  C  übeiMeigt,  Toa  Ungrtea» 
0  Btmidea  wagümmt  ««idMk. 

—  der  yerheirateton  Yruaen, 

Reich.  Antni^  Dr.  Freiherr  v.  Hertling,  Gröber,  Pr.  Hitze,  Marbc,  Müller  (FuMn),  Dr. 
Pichler,  Trimbom,  Drucks.  No.  44.  Der  Reichstag  wolle  beschlitssen,  die  verbündeten 
Regierungen  m  erauchen,  tanlkthst  bald  dem  Bdcbstage  einen  Gesetzentwarf  vorzulegen, 
durch  welchen  die  BeschSfiigung  der  verheirateten  Frrmcn  in  Jon  Fahriken  (§  137  der  Ge- 
werbeordnung) auf  h(>cb(tens  9  Stunden  täglich,  an  den  Vorabenden  dfsr  Sonn-  tmd  Fest- 
tage Bof  hOdbfllana  6  Standan  beidirliikt  wiid. 

49.  ArbeitBkammern. 

Reich.  Interpellation  Trimbom,  Dr.  Hitze,  OvSbor,  Dr.  Fkviherr  Hariling,  BSimI^ 
Dr.  SchihUer,  Dr.  Spahn,  StMxel,  Drucks.  Mo.  23. 

Weidan  die  Terbftndetaii  Bcgienrafeü  mtinndir  fai  AinfBbiinf  der  Kaiaeriidien  Ek^ 

laaaa  TOm  i.  Februar  1890  gcsctzlleh-  Pf^-^tiTnTn'Tnjren  „über  die  Formen"  in  An-«ich< 
nehmen,  ..In  denen  die  Arbeiter  dureli  Vi  rtr'  ier,  welche  ihr  Vertruuen  blitzen,  an  der 
Regelung  gemeinsamer  Angelegenheiten  beteiligt  und  zur  Waiirnehmnng  ihrer  Intoreweii  bei 
Verhandlnnu  mit  den  Arbeitgebern  und  mit  den  Organen  der  Regierung  betlhigl  wecdCB**? 
Darf  ini<besondere  baldigst  erwartet  werden: 

1.  die  Vorlüge  eines  Gesetzentwurfs  behufs  Regelung  der  privatre<  htlichcn  nnd  flffCBt» 
lichrcchtlichen  VcrhftltniHsc  der  Bemfsvereine,  insbcfK)nderc  hinsichtlich  der  leiebtemk  Ef* 
langung  der  Rechtsfähigkeit  und  der  vollen  Sicherung  des  Koalitionsrechtes, 

2.  die  Vorl-ige  eine»  Gesetzentwurfs,  betreffend  die  Errichtung  einer  geordneten  Ver- 
tretung der  Arbeiter  (Arheitskamineni)  ..snitt  freien  nnd  friedlicbeo  Ausdruck  ihrer  Wüneehi 
«ad  BeadiweideD**  aneh  gegenfiber  den  Staalsbehlliilen? 


&0.  Arbeitslosenversicherung  (Bd.  I,  8,  9,  10,  76,  83,  Bd.  II, 
2,  d,  80). 

Tie  leb.  Antnig  V.  Chrzanowski  und  Genn^^-"  Druck».  No.  107.  Der  Reichstssg 
wolle  beschlicsen,  die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  dem  Reiciistag  mäglidist  bald 
einen  Geaetcentworf  fiigelien  sa  laaen,  durah  weiehen  dne  AibeHdoeenveniebemag  fB> 
schaffen  wird. 

51.  Arbeitnnach  weis  8.  auch  unter  „ArbeitBAmter"  (Bd.  I,  8,  9, 

10,  76,  83,  Bd.  II,  3). 

Bremen.  Verhandlungen  der  Bürgerschaft  vom  1.  Juli  1903.  Antra; 
fifbert  t 


Offentiidiea  Arbeitsnachweiaea  sa  TenuüiaaaD,  über  oen  ihr  geworaenea  Auftrag  «latold 
Beridit  n  «ntatten. 

StetL  Prot  S.  427,  428,  AbBtunmimg,  Annahme. 

52.  Arbeitswilligenschats. 

Keioh.  Antrag  v.  Dirksen,  Drucks.  No.  G2.  Der  Pieii-hstag  wolle  besclili'-^sen,  die  rtf 
bttodatea  R^ieningen  um  baldige  Vorlegong  eines  GesetzcntirurfB  «i  emicbea,  durch  das 
Im  Interesse  der  AulVwditerhaltang  dar  Reehtoordnung  bei  gewerbücheB  Lohn«  und  AiWli* 
knmpfen  die  Arbeitswilligen  willaamer  wie  biaher  gefm  Bedroliangan,  GawaltlStlgkeilai  wd 

Zwaiig  f;es(.hützt  wenlen. 

53.  Bauarbeiterschutz  (Bd.  I,  13,  65,  Bd.  II,  4). 

R  e  i  e  b.  I.  Antrag  Schwane  (Lippetadt),  Euler,  Erzbcrgcr,  Dr.  Hitse,  Dr.  SdhdUDer,  Tite- 

boiu,  T>ruf'ks.  Nn.  i?,,  Der  Reirh-l.iv'  wolle  Ix-si  hliessen,  die  vfrhünilften  T^eu'i<-rutiireii  m  er- 
sucfaien,  durch  Erluss  einer  enttiprecbendeu  Verordnung  (§  120e  der  Gewerbeonlnung)  die 
Baaartadter  wirksamer  sa  achütien  nad  die  Dardifühning  doreh  Anatellnng  bamnllanr 
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Aaf!^ir>it^tvn;unteQ  (§  139b  der  Gewerbeordnung}  —  insbeeondere  ueh  M»  dem  Arbeiter* 

stand  —  zu  sichern. 

II.  Antrag  Auer  and  Oanewn,  Braeki.  Mo.  80.  l>er  ReleliRtef  wolle  beeehliBwen,  dam 

imchstt'^tiulfu  Gesft /.entwürfe  die  Terfassungsmässipe  Zutrtiminunc  rii  prteilen  : 

Gesetz,  betr.  den  Schutz  der  Arbeiter  des  Bauge- 
werbes. 

L  Einrielitiittg  der  Bftubetriebe. 

§  1.  1.  Die  Baonntemebmer  und  Baaberren  sind  solidarisch  Terpflichtet,  die  llate> 
rialien,  Gcriiste,  Sohutzvorrichttinpcn,  Miuschinün  und  Geratsohafl^n  in  solcher  GütP  anrti- 
liefern  und  so  eiiizuriehteu  iiml  zu  uulcrhiütcu  uud  dcu  Betrieb  so  zu  regelu,  da&i  die 
Aibeiter  gegen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  geschützt  sind. 

2.  Wenn  im  Winterhalbjahre  im  Innern  der  Bauten  Arbeiter  (Putxer,  Stukkateure, 
Ofonwtser,  Ifaler  n.  i.  w.)  beschäftigt  werden,  so  sind  die  Tür-  und  Fensteröffnungen  der* 
jmiigpn  Räume,  in  denen  gearbeitet  wird,  wind-  und  wettordiclit  zu  verschliesseu. 

3.  Die  Anwendung  de«  offenen  Koksfeaeis  (Kokskörbe)  zur  Austiooknung  und  £r* 
winttuiig  der  Bttaten  oder  eimelnw  Rtmne  ist  Torboten,  dee^leieben  die  oMbim  Hola* 
kldtlcnri  uerung  bei  Arbeiten  der  Klempner  und  Meehunikcr  Im  Innern  der  Bauten. 

4.  Säurm,  Laugen,  gifthaltige  Farben  und  ezplosioosffthige  Stoffe  sind  in  sicheren 
GeOnen  und  in  gesondeiten  Rtomen  nntar  Vomehlttm  m  lulta^  nur  von  d«n  in  Sätut  0 
genannten  Terantwortliohen  PLrs<^inen  bemnsnigebeo,  Uttd  iwar  in  Mengen,  dio  wfoct  la 
Benutzung  genommen  werden  sollen. 

Die  Verwendung  von  bleihalUgen  Farben  ist  verboten. 

5.  Die  BanleitnnET  hat  Fürsorge  zu  treffen,  dass  täglich  vor  Beginn  der  Arbeit  die 
Luafbrückeu,  LeiUsru  und  Leitergänge,  Gerüste,  Ma.Hei)inen  und  i>ouätige  Gerät^chaftuu,  sowie 
Si-butxTorrichtungen  »lt>  i  .Vi  t  auf  ihre  Staadfettigkeit  und  Sicherheit  geprüft  werden  ud 
dass  die  Ingebniiuh nähme  .-^ehiulhiift  und  mnnpelhaft  befundener  Gerü.xte,  Geräte  und  son« 
stiger  Betriebsmittel  verhindert  wird.  Diese  Fürsorge  Ixat  sich  aueh  auf  die  Unterkuufts* 
räume,  Bedniftiieanatalten  und  sonstige  dem  .sanitären  SchntM  d«r  Arbett«r  dienende  Ein- 
riohtungen  zu  erstrecken.  Insbesondere  ist  für  genügendes,  gomndes  und  frisches  Trink- 
wasser Sorge  2U  tragen.  Die  Prüfung  und  Sicherung  der  Gerüste  u.  s.  w.  besorgt,  sofern 
der  Bauuiuernchmer  oder  H:inherr  sie  nicht  selbst  ausführen,  der  IVdier,  oder,  falls  ein 
«olober  nicht  Torhandei^  die  von  der  Buileituqg  Iwondai»  beauftragte  Penon,  di«  mil  dem 
Oernstbsn  nnd  der  Dncdiffihrung  d«r  SioiMrii^vQnetaTUlm  T<fUig  vntfint  tda  mm». 
Diese  Penonan  sind  den  mn  Ban  beMdiüligten  Aibeit«m  nnd  d«r  BtiHpoliirt  bokannt  m 
geben. 

II.  Unterkunftsräume. 

%  2.   1.  In  nnmlttelharer  Nähe  aller  Neubauten  nnd  grflaaerer  Erweltenuga*  mid 

Umbauten  sind  für  die  am  Ban  l>eschilftigtcu  Arbeiter  Unterkunftsrflume  zu  errichten. 

2.  Die  irntcrkuuft.sninme  müssen  im  Mittel  mindestens  2,50  m  im  Lirliten  hoch  und 
so  gross  sein,  dass  auf  jeden  :iin  Bau  beschäftigten  Albeiter  eine  Bodenfläche  von  1  qm 
entfällt.  Sie  müssen  wind-  unil  rej^en.^ichere  Wände  und  ein  ebensolche«  Dach  untl  einen 
aus  ge»pundcnen  Brett<>rn  beistehenden  Fusslx)den  haben,  mit  einer  versohliewlwreu  Tür, 
sowie  mit  snm  Oeffnen  eingerichteten  Fenstern  Toiaehcn  aein.  Der  Fuaabeden  mnm  min« 
deatena  20  cm  über  der  Tcn-ainhöhe  liegen. 

3.  Die  Unterkunftsräume  müsaen  im  Innern  enthalten: 

a)  einen  feueniieher  aufgestellten  Ofen,  der  ao  eingerichtet  iit»  dasa  die  Arbeiter  Out 
Speiaen  anf  demselben  anwirmen  kfinnen; 

b)  BMnke  nnd  Tiaebe  tn  aolehem  ümfange,  dfi>s  jeu  >r  am  Bau  beadiffttgte  AiMter 

•m  TIsehe  Platz  findet ; 

c)  in  einem  besonderen  Abteil  auf  je  5  Arbeiter  ein  Wascbgescbirr; 

d)  Spneknlpfe  in  genügender  Anaahl; 

e)  zum  Zwecke  der  ereten  Hülfalaiatoiig  bA  UnglftdEattUen  einen  Teibaadkaaten  mit 

dem  erforderliehen  Zubehör; 

f)  Eanrieihtvngen  zum  üntefbrlagaB  der  iGeider.  Speisen  und  OeaeUrre; 

(!)  Gef!L>?9e  mit  Trinkwxsser  nnd  Trink  crcschirr  in  peniipcnder  Menge. 

4.  ÖoU  der  üutcrkunftsranm  in  der  /« it  vom  1.  Oktober  bis  15.  April  zum  Aofent* 
halt  von  Arbeiaem  dienen,  »<>  b;ii  die  Tu. i  mim,  ;  dxpjjeltcn  Brctterwlnden,  deren 
ZwiBchenrtiime  •oam/üllen  aiad,  oder  aua  Facbwäaden  mit  Ziegelsteinansiiiaverviig  m 
bestehen. 

5.  Sobald  die  .\us»ent«mpcratnr  in  der  Zeit  vom   1.  CHcIdber  bia  15.  ApiO  unter 
12°  C  sinkt,  ist  der  Untcrkunftsraom  genügend  zu  erwärmen. 

6.  In  den  Unterkunftsräumen  dürfen  keinerlei  Baomateriailen  aofbewalui  werdn. 
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7.  Die  Untcrkunftsrfiume  müssen  genügend  erhellt  sein  und  im  Innern  (Wftnde,  Fns*- 
bodün,  Tische,  WascbKeM-hirr,  Spucknäpfe  etc.)  stets  io  reinlichem  Zustande  erhalten  wenko. 

8.  Mit  dem  Abbi  uoh  nder  dem  Fortschaffen  dca  UnteriraafluMiin«  darf  nidit  vor  der 
Tölligen  Feiiij;^«t<llung  des  liaues  begonnen  werden. 

9.  Bei  Bauarbtilcu  der  nicht  in  Ziffer  1  genannten  Art  können  den  Arbeitern  Uuter- 
knoftorlnine  in  fertigen  Gebftudcn,  welche  dem  Aufcutlüdt  von  MtHOhen  dienen,  angt- 
irlesen  werden.  Auoh  diese  Unteikaiiltsrtam«  mäseeu  den  Bestimnumgen  in  ZUfer  2—7 
entsprechen. 

10.  Für  nm  Bau  beschäftigte  Frauen  sind  besondere  UateAanftvinme  in  vndbüm, 
welche  den  Bestimmungen  in  Ziffer  2 — 7  entsprechen  müssen. 

III.  Bedürfnisanstalten. 
§  3.    1.  Bei  jedem  Bau  niusn  mindestens  ein  Abert  f&r  15  Arbiter  Torii enden  aeie. 

Die  Aborte  müssen  foliffixlfn  Anfonlcninpen  jr^nfipcn  t 

a)  Die  Aborte  siud  miudüstoua  10  lu  vuu  dt-u  Uult'rkunftsräumeu  und  möglichst  weit 
abseito  Ton  öffentlichen  Verkehr8w<^en  anzulegen,  mit  Wänden  dicht  zu  uinsdiUeMM  ni 
mit  ausgeschnittenen  Brettsitxen,  einem  Fussboden  und  wasserdichtem  D.<udi  in  verMlMO 
und  so  einzurichten,  dn.ss  von  aussen  nicht  hineingesehen  werden  kann.  Die  einzelnen  Sit» 
■nüsscn  diiicli  riiu'  Watitl  vnnciiiander  getrennt  werden. 

b)  Für  die  Aborte  dürfen  keine  durcbliasigen  Qruben  angelegt  werden.  Sie  sind 
entweder  an  eine  Offentliefae  Bntwlssemngsanli^  TorKbriflsniüssig  anznsdilfenen,  oder  es 
müssen  waiwerdichte  Tonnen  .-uifgcstellt  werden. 

c)  Die  Aborte  siud  regelmässig,  nud  zwar  in  der  wärmereu  Jahreszeit  täglich,  zu  de»- 
infisieren  imd  mOgUeiut  geraehloa  m  halten.  IMe  Tonnen  sind  naeh  Bedarf,  längstens  aber 
wöchentlich,  durch  andere  zu  ersetzen. 

2.  Die  Abortanlogc  moss  mit  einem  PiäiH>ir  versehen  sein,  und  in  den  Bauten  sind  ia 
jedem  Cleschoss  Urineimer  anÜnisteUen.  Die  Urlneinier  und  ^e  Behälter  ffir  die  FIbmIis 
•iud  nnch  Bedarf,  mindestens  täglich,  m  entleeren. 

3.  Die  Aborte  müssen  stets  genügend  erhcUt  und  gelüftcl  sciu,  aowie  in  reinlidiem 
Zostande  erhalten  werden. 

4.  Die  Aborte  müssen  vorsflirifu^milsbig  fertigge^tollt  sein,  bevor  mit  den  Arbeiten  be- 
gonnen wird  und  sind  iiucli  w;ü)rcud  der  giuizen  Dauer  des  B.iucs  in  vorschriftitiu&ssigeiu 
Snstande  zu  erhalten. 

5.  Für  am  Bau  beaebiftigte  Frauen  sind  besondere  Bedürfnisanstalten  an  erriditCBf 
welche  den  Bestimninngen  Ziffer  1 — 4  entsprechen  müssen. 

§  4.  1.  T)ie  Bestimmungen  idier  Untcrkunftsräume  und  Bedürfnisanstalten  finden  An- 
wendung uuf  Zimmerplätzc  und  BauböfCi  auf  Tiefbanten  (8trasaenban,  Kanalisetion)  nad 
auf  die  Werkplätze  der  Stelnmetcen  tand  SteinbildbnneBi 

2.  Bei  Tien)Huten  dürfen  die  Uttteikunftarinne  ood  Aboiltt  bie  m  hOdtttcoa  500  m 
Ton  der  Arbeitsstelle  emfcmt  liegen. 

lY.  Unf all verhü tun gs Vorschriften. 

§  5.   Das  Belduvenieherungsamt  hat,  en toprechend  dem  jeweiligen  Stande  der  Baa« 

trelinik.  Nurmul Vorschriften  r.xi  erlnsi^en  für  Hieherheitevorrichtungen  bei  Abbnirhsnrbeit^-n 
Ausschachtung  der  Baugruben,  für  Hoch-  und  Tiefbauten,  Herateilung  der  Gerüste  ucd 
TranaiNirtwege  nnd  für  den  Auf-  und  Ausbau  j^lieher  Banten  unter  BerniUebtigang  Hinr 
Eigenarten  und  des  m  verwendenden  Miiterials. 

Zur  Berat uuji  uud  B«>>eiiluüsfu.s.suiiy  über  die^e.  sowie  zur  Genehmigung  der  von  den 
Kommissionen  (§  <))  beschlossenen  Vorschriften  sind  die  zum  Reichsversicherungsamt  ge- 
wählten Vertreter  der  Unternehmer  und  Arbeiter  des  BaugeweriMa  au  gl^efaai  Teilen  bia- 
zuzu  ziehen. 

§  6.  Für  den  Bezirk  jeder  höhereu  Verwaltungsbehörde  ist  eine  Kommission  n 
wählen,  die  auf  Qruud  der  ^ionualvorsobrifteu  UnfaUverhütonpvorwobrüten  für  den  Beaik 
m  erlvaen  und  mindeatana  alljährlich  einmal  naehanprfilHi  hat.  Die  von  «ien  Eanaia- 
sionen  erlassenen  UnfUlTerhütuQgivoniehriflen  unterllegea  der  Genehmigmig  dea  Bckhi* 

Tei«icherun|pjamtes. 

§  7.   Die  Kommissionen  iMstehen  ana  je  5  Vertreten  der  bai^^weiUieliett  Arbaiier 

Tin  l  Ttiiernebmer,  unter  Leitung  eines  vom  Reichsvcr^icberungsnTTit  mus  seiner  Mitte  m  er- 
nennenden Vorsitzenden.  Bei  Al>stimmungcu  entscheidet  die  einfäuUe  Mehrheit,  bei  Bümmeu- 
l^ohheit  gibt  der  Yorsitsende  den  Aus.schlag. 

§  8.  Die  Koiiijni''«innsmitglieder  werden  in  glelelier  Hube  für  Arbeitaversäumnis  und 
Aufwendungen  tnijjcliudigt.  Die  Iluhc  der  KntHchiiüiguug  setzt  dju*  Keieh.svcmicherungsaint 
fest.    Die  ICüsten  trägt  die  für  den  Bezirk  zuständige  Baugewerks-Berufsgenossetischaft. 

§  Ö.  Die  Walil  der  Vertreter  zu  den  Kommissionen  erfolgt  auf  die  Dauer  voa 
3  Jahren  nach  dem  für  die  Gcwerbcgcrichtswahleu  voigeschriebeuen  Verfahren,  mit  d«r 
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Massgabe,  da»  alle  im  Bezirk  der  Kommission  b(>»eh!lftigtcn  oder  wohnhnften  grossfählfgea  * 
baagewerblichen  Arbeiter  und  Unternehmer  Wülilbcreciitigt  und  auch  wählbar  sind. 

Die  Wahl  ist  gleichzeitig  mit  der  der  Baukontrolleurc  (§§  13  und  15)  zu  vollziehen. 

§  10.  Erstmalig  sind  spätestens  6  Wochen  nach  Inkrafttreten  diosos  G(sctz{>s  für 
jeden  Bezirk  je  10  Vertreter  der  ArLcitcr  und  der  Unternehmer  zu  wiüilon,  davou  je  5 
als  Enatsmänner.    Alle  3  Jahre  tUld  Neuwahlen  Torzanchnicn. 

§  11.  Die  Kommisrion  muM  erstmalig  spätesienz  4  Wochen  mich  erfolgter  Wahl  zu- 
ranunentreten.  Die  Einberafnng  der  Kommiwiou  und  die  Bestimmung  über  Ort  und  Zeit 
der  Sit/.uiii;  >:<^chicht  durch  den  Vorsitzenden*  Auf  den  ÄDtag  VOD  5  Mi||^edeni  jaHM 
<ler  Vorüitzeude  die  Kommiarioa  einberofen. 

% 

V.  Baukontrolle. 

§  12.  Die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  Bauten  und  die  T)nrchffihrunp  der 
Schatzvorschriften  untersteht  besonderen  Baupolizei behürdeu.  Dieise  sind  vou  den  LaadeS' 
regieningcD  in  der  Regel  för  jede  Qemeiiide  nll  mdir  ala  10  000  £litwolmani  (Bftii|MiIlMi* 
besirk)  einsnriobten. 

Kleinere  Gemeinden  kduien  s«  einem  B«apoliieibesiik  soaammengefaast  werden. 

§  13.  Die  Baii|K>li?:ell)oh((rde  ist  m  dieeam  Zveek  F"f^»nfrnfwwrtieii  sne  ledmiinlwii 
Beamten  und  BaukoutroUeuren. 

§  14.  Die  Z«hl  der  Bankintrallttiu«  iit  to  zu  bemeHen»  dMi  jeder  B«n  mindeeteDB 
einmal  wöchentlich  kontrolliert  werden  kann.  Für  jeden  Beokon trolle tir  iit  ein  EiMtuiuum 
zu  wählen. 

§  15.  Die  BinkontnUeore  und  dem  Emlsinliiiief  liiid  von  dm  TeUjUirigen  ban- 
gewerblichen  Arbeitern  tuuli  dem  lom  Oewerb^ikltt  eingefUuten  WalilTerfiiÄrai  anf 
8  Jehre  zu  wählen. 

§  10.  Die  Tätigkeit  der  Bnubeamten  imdBatriumtroUenre  wird  dnidilMeosUfutriM 
geregelt,  die  vom  Reicliaversicherun^rsamt  rn  erlassen  sind. 

§  17.  Die  Geschäftsführung  der  Baupolizeil>ebArden  unterliegt  der  Aufsicht  des 
Reiches.  Sie  haben  Jahresberidite  über  ihre  amtlidie  Tiliigkät  la  erstietten,  die  dem 
Bundesrate  und  Reichstage  Torztilcfren  sind. 

§  18.  Die  Kotiten  der  Baupolizei  tragen  die  (jemeiuden.  Werden  mehrere  Gemeinden 
sn  einem  Baupolizeibezirk  znaammengaliuiat,  so  aind  die  Koaten  der  Bananftieiht  «na  ge- 
meinsamen Mitteln  zu  tragen. 

Die  Bankontrolleure  sind  rom  Staate  zu  beeolden. 

19.  Ein  Abdruck  dieses  Gefictzes  sowie  der  Unfallvcrsicherungsvorschriften  ist  aa 
geeigneter,  allen  Arbeitern  ingänglieher  Stelle  sowie  in  den  Unteikunftaräamen  amau* 
hingni.   Der  Anshnng  muse  etets  in  lesbarem  Znataade  etbalteB  wenkn. 

In  denj(;ni^e)i  Be/.irken,  in  denen  fremdspnahigs  Arbeiter  briKthUtigt  weiden,  lai  «IT 
anch  in  deren  Muttersprache  auszuhüngcn. 

Schlussbestimmungen. 

§  20.  Zuwideriiandlangen  gegen  dieace  Gesetz,  lowle  gegen  die  erknenen  Unfall» 
▼erb&tnngsToraebriltni  werden,  aolem  nadi  dem  allgcmeinan  Strafgcscts  nidil  eine  bflliave 
Strafe  eintritt,  niii  Tfaft  cnler  mit  Geldstrafe  bis  m  1000  U.  beitraft  Anoli  kaDB  die  Ban> 
poUseibehOrde  daa  Bauverbot  verliingen. 

I  Sl.  Dieaea  Geaetc  tritt  am  1.  Januar  1905  in  Kraft. 

Bayorn.  Autrag  der  Abg.  Merkel  und  Gen.,  eingebracht  am  10.  De- 
tenhw  1903.    Beil  No.  981. 

Die  Kammer  wolle  bofhlics.scn :  E»  f?ei  die  K.  Staatisrcgirrung  zu  ersuchen,  dem 
seiraiwartig  veraammelten  Landtage  einen  GeaetKentwurf  betxeffend  Bauarbeiterachutz 
El  vorimra  zu  bringen,  in  don  besondera  folgende  Pimkle  bttüdnichtigt  aind: 

1.  Die  Art  des  Genl.^tbauos ; 

2.  ISchutzmassDahnicn  auf  Hochbauten; 

3.  fieadiSftigune  von  Franen  und  jug^dlicben  Arbeiteni  an  and  auf  Bauten ; 

4.  ^chulamaaiuiaiinieii  fOr  Pflaaterar  und  eoDBtige  beim  Binnaeiiban  beachiftigte 

Arbeiter; 

5.  iächutzmuanahmen  bei  Tiefbauarbeiten ; 

6.  SchatcmaBanahmen  für  die  bei  den  Bamm-BoUwarkaurbeiten  beachiftigtcit 

Personen ; 

7.  SicherheitaBUusregeln  bei  den  Arbeiten  in  kompriaiiertar  Luit; 

8.  Schutzmasi^nahmcn  bei  naj.'trereilxHrieVx'n ; 

d.  ächutzmasanaimien  bei  Eiri«iikuaätruktiouä-,  Hoch-,  lief-  und  Brückeobauten ; 
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10.  Bildung  einer  b^odo^  AbteUanjr  für  Bauaufsichk  bei  der  F«brÜ£ea-  und 
Oewerbdnspelctioo  snr  Kontrolle  der  BnurMitmohatsbeBtimmungen ; 

11.  Wahl  der  KontroUeoM  tm  den  Bdlun  dar  BranlMiter  nach  AmJogpe  der 
Gewerb^KerichtabeiHiuer ; 

12.  ftkUvw  und  paadvM  WaUncht  «Oer  volliihngwi  BantriicUer. 

Hesäeu. 

ft)  VonteUung  des  Zünnidrors  J.  H.  Wolf  HE  sä  Dannstadt  und  Oo- 

nossen,  Vorschläge  zur  Tieform  der  UDfaUverhtttang  bei  BanansfHhniiigen 

betreifend.    (Drucks.  No.  107.) 

h)  ^V)rste^uIlg  des  Mitteldeutschen  Arbeitgeberverbandes  frir  da." 
Baugewerbe  in  Tiankfurt  a.  M.,  die  Ueberwachung  der  Schutzvorscliriiteu 
bei  BananBAlhrungen  betreffend.   (Drucka.  No.  146.) 

c)  Mitteilung  einer  Besolution  entena  des  Vomtaenden  der  Bau- 
arboiterschutzordmiTif^  7.u  Offenbach  a,  M.,  Herausgabe  einer  einheit- 
lichen Bauarbeitoisc  hutzordnuug  für  das  Groseherzogtum  Hesaen  be- 
treffend.   (Nicht  gedruckt.    Berichterstatter:  Abg.  Dr.  Frenay.) 

89.  Sitzung  der  aweiten  Kammer  der  Landstftnde  vom  16.  Dezember 
190Ö,  Sten.  Prot.  S.  1001  ff. 

Antrag  des  Berichterstatters: 

«Hohe  zweite  Kamiuer  wolle  an  Grosaherzogiiche  Ke|;ienui£  das  Enacheo  richtea: 

1.  Im  Wege  der  Veiördiiiing  diejenigen  Normal  feeunsIdleD,  irekhe  dsen  «nk> 

fwiraen  Schatz  rfcr  Haufirbciter  m  Bezug  auf  Sicherheit  gegen  f  .Vfahren  für  Leib  und 
Leben,  Gesundheit  und  ^Sittlichkeit  garantieren,  unter  ßerücksichtigmig  der  iu  der 
Vontdlmiff  Wolf  mid  Konsorten  gemachten  Vorschlage ; 

2.  auf  eine  aut^reichendc  baupolizeiliche  Ueberwachting,  inftbeeondece  dupch  Hefaa* 
Ziehung  praktisdi  geschulter  Bauarbeiter  hinzuwirken,  — 

und  damit  die  VorsteUnngen  Wolf,  Weber,  sowie  dee  Mittddeatediflii  Aibei^gcber^ 
Verbandes  für  das  Baugewerbe  für  erledigt  zu  erklären.*^ 

Sten.  Prot.  S.  lUOi>,  Erklärung  dea  Begieruugsyertretars,  Herrn  Mini- 
eterialrate  Brand: 

Ich  stelle  an  die  Spitze  meiner  Bemerkungen  die  Erklärung,  da-^^s  die  Resrierung 
Q  die  Annahme  des  AntrasB  nichts  zu  erinnern  findet.  Zur  Sache  hätte  ich  eben' 
gewäDBcht.  dass  aus  der  l^gabe  dee  ArbeitgeberrerbandeB  ^  Bezognafame  aaf 
die  politiechen  Dinge  in  dieeer  rein  ■acUiehen  und  piaktimshen  Fkige  faeramipbliebm 
wäre. 

Sten.  Prot.  8.  1012,  Abstimmung,  Annahme  des  Antrages  Dr.  Prenar. 

54.  Bauarbeiter  schütz  Bd.  I,  15,  66,  Bd.  II,  6,  29),  a.  auch 
unter  „Maximalarbeitstag^',  Antrag  von  Chrzanowski. 

I.  Reich.  Antrag  StOtzel,  Krolik,  Trimbom,  Dr.  Hit«e,  Gröber,  Dr.  Spahn,  Dreds. 
No.  40.    Der  Rcich.stn^  wolle  beächlleasen,  die  verböiidrteu  llii,'ii-niu)^'L  ii  zu  crMulu  ti : 

1.  dem  Beicbstage  tuuhcbst  biüd  einen  Qesetzeutwurl  vorzulehnen,  durch  welcheo  dm 
Bergrecht  etohdtKeh  für  das  Reich  geregelt  wird ; 

2.  in  der  Clewt  rht  orilnuiiL,'  Bestimmungen  vorzusehen,  welcli^  1^  n  Bt-r^urbdteni  ■■(• 
der  Eigenart  des  Betriebes  cutspreoheoden  und  nmfwwwmden  SchuU  gewähren; 

3.  Mrfort  mit  deo  bcteOigten  Elttcdregienmgen  Verhandlungen  nun  Zwecke  wlik' 
lamerer  Bekümpfnni;  der  Wurmkrankheit  cinziüciteu. 

n.  Antrsg  T.  CfaraanowHki  und  Genonen,  Dmoks.  No.  123.  Der  Roiflhstsg  wölk  be- 
idiliesMm,  die  yerbOndeten  Regierungen  m  ersQchen,  dem  Refdurtag»  tmiliciut  bald  dmm 
GteetziMit Wurf  zugehen  «u  IniMX'ii,  knift  des.'icn 

1.  das  Beigrocht  einheitlich  für  das  Deatsch«  Beich  geregelt  wird; 

3.  lan  aSii^mtin»  KnappschaftskaaBCDTMlMiid  für  dis  Deutsdie  Bcidi  b^grniidci  «M; 
'^.  die  Knappadiaftailteaten  dureh  diidrte,  ellgamriiia  Wahlen  in  gelMdmer  Abetunwi 

gewählt  werden; 

4.  die  Maximiilarbeitsseit  der  vater  Tage  besdiiftigten  Berglonte  auf  lAMaa 

8  Stunden  beschränkt  wird ; 

5.  den  die  HergXK>lizei  ausäbenden  Organen  bei  der  Handhabung  der  BergarfoeiteF- 
•olmtaseMtivebaiif  als  Aabieht  IClircad«  OehUfea  aabJiren«  Bersleate  beigegebeD  wentaa. 
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ditt  Ton  den  Belegschafien  in  allgtmeinen  direkten  Wahlen  in  gehler  Abetlininung  ge> 

wUllt  weitlon  ; 

6.  gfiaügeadiu  und  tunfaswaider  Sohats  den  Beig^euten  gegen  die  doa  Beigwerinbe» 
trivbra  eigentunilidien  CteAdiren  gewShrt  wird. 

in.  Aiitra^r  Auer  und  GcuosHrn,  Dnioks.  No.  78.  Tk'r  Heich  tn^'  \K  .>\]e  be^rhlicj^M  n ,  Im 
Ilerru  Keichiikaozler  xa  eraucheo,  dem  Reichstage  tunlidiat  bald  einen  iikitwurf  eines  Beidia- 
Bergge«etae*  vonolegen. 

56.  BernfflgenossenBehaften,  Bosörvefonds  d«r  — . 

Reich.  Antrag  Rettich  und  Genoasen,  Drucks.  No.  35.  Der  Reichstag  wolle  beschliesaen, 
di«  verbändetan  Bcgiemngfn  enochen,  einen  Oceetnentwuri  dem  Biriohirtegr  vonnlegai, 
dnreh  welelien  der  $  34  d«t  Gtewerbe-ünfallTenidMniiigagnetMi  von  5.  JvU  1900  nf- 
gchoben  uii  1  Ji    frfiheren  Beatimmaugen  Aber  *""'~*"'*— g  einei  BCNmlandi  wiedtr 

hergetttellt  u  erden. 

r>0.  B er u f's V 0 r 6 i n 6  (Bd.  I,  10,  Bd.  II  ß)  s.  auch  unter  „Arbeits- 
kammern",  luterpellation  Trimboru  uud  Genossen* 

Antrag  Bargmann  und  Genoaeen,  Dnioks.  Ko.  127.   Der  B^clnlag  woDe  beedJlweea^ 

den  ||Ächst<'lien(len  OpsetKentwurfr»  die  Tr'rfa.s«TjTipFm!L«?>ige  Zoatinunung  fu  ortcilenS 

Gesetz,  betr.  die  eiügetra^onen  Berufs  vorein  6. 

I.  Allgemeine  Vorschriften. 

1 .  Ein  Verein,  welcher  die  Wahrung  und  Förderung  der  BemlsinteresKn  uud  die 
Unterf-tütznng  seiner  Mitglieder  bezwedrt,  erwiriM  die  Bcdkte  ein«!  MonfBlii^Eenen  Btrnii» 
Vereins'*  nach  Maaegatie  dieses  Gesetses. 

§  S.  Ein  Verein  der  im  §  1  beieiehneten  Art  eriangt  BeditsfiÜugkeit  dnreh  Ein* 
trngnng  in  ilas  Vrrfin!'rc;:ist«T        ^UHt&ndigen  Amt''t'«'ncht». 

§  3.  Die  luntragung  eiuca  Berofsrereina  in  das  Vereinaregister  hat  bei  dem  Amt»» 
gericht  SU  geschehen,  in  desMB  Bearke  der  Verein  seinen  Site  iuJL 

Als  Sitz  l  ines  Vt  ruins  ^'il^  wenn  nidtt  ein  andene  besCiBint  Is^  der  Ort,  an  «ddiein 
die  Verwaltung  geführt  wird. 

§  4.  Die  Veffaaamig  eines  Beraliverdna  wird,  seiweit  de  nidit  aal  den  naehfolgendan 
VOTBchriften  beruht,  durch  die  Vercinssatzung  bestimmt. 

§  5.  Dh'  SiUzuug  niu:>»  den  Zwec-k,  den  Namen  und  den  Sitz  des  Vereinii  enthalten 
und  erKt  ln  ii,  dass  der  Verein  eingetragen  werden  solL 

T)vr  Niinie  soll  sirh  vrm  den  Namen  d)  r  an  dr-msrlbeu  Orte  oder  in  denelben  Qe> 
meiodc  btslthciideu  ciu^etrugeueQ  Vereine  d<  utlicU  uuierscheiden. 

§  6.    Die  Satzung  soll  B<»timmung('ii  «-nthalteo: 

1.  über  den  Eintritt  und  Austritt  der  Mitglieder; 

2.  darüber,  ob  und  welche  Beltrige  von  den  Mitgliedern  zu  lebitcn  sind; 

3.  über  die  Bildung  de»  Voretandea ; 

4.  über  die  Voranssetsungen,  unter  denen  die  Mitgliedcrventammlung  zu  berufen  ist, 
Sbcr  ^e  Form  der  Berafnnf  uid  ftlMr  die  Beorinindung  der  Bssehiaasa. 

§  7.    Tif^r  Verein  nrass  einen  Vontand  liaben.   Der  Vontand  ^kaan  aas  niebrerea 

Penonen  bestehen. 

D«r  Vontand  Tertritt  den  Verein  geriekUieh  and  anssei^geriokflieh;  er  bat  die  BtdDaag 

einr-<!  r,p^etz1ichi'n  VcrtrcttTs.  Per  T'mfan:;  seiner  VertreknagNaadiit  kann  donli  die  Sataaay 
mit  Wirkung  gt^g^'u  dritu.-  beschruukt  wtrden. 

§  8.   I>ie  Bestellung  den  Vomtiuides  erfidgt  durch  Bcschlum  der  MitgliedcrversaniBllnng« 

Die  Bestellung  ist  jcdcraeit  widerruf! icli,  unbi^schadct  des  Anspruchs  auf  die  Tertraps- 
mSssige  Vcr^utunp.  Die  WiderrufHchkeit  k;um  durch  diu  Satzung  auf  den  Kall  beschrttnkt 
werden,  dii>-<  uin  wicliiiv'tr  (iruiid  für  den  Widerruf  vorliegt;  ein  soklicr  Grund  isit  ins- 
besondere  grobe  Pflichtverl)  izuii<;  oder  Unfähigkeit  zur  ordniingsmus.Higt'n  (ii'x  häftüführung* 

Auf  die  Geschäftsführung  des  Vonitandcs  finden  die  fBr  den  Auftrag  gultenden  Vor- 
•cbrilleB  der  §§  6ß4  bis  670  de»  Bürgerliclien  Gesetzbuchs  entsprechende  Anwendung. 

%  0.  Besteht  der  Vontand  nus  tnetireren  Penonm,  so  erfolgt  die  Beselüttsalsasong 
nadi  den  ffir  die  Besdblfime  der  Mitglieder  des  Veielns  gdtendea  Vonehriftea. 

Ist  eine  Willenserklärung  dem  Vereine  g^genftber  abfOgeben,  SO  genfigt  die  Abgabe 
gegenüber  einem  Mitgliede  des  Vorstände». 

§  10.  Soweit  die  exforderlichen  Mitglieder  des  Vorstandes  felden,  dad  sie  in  dringen* 
d<  h  Fidlen  für  dl«  Zeit  bis  zur  TTi  bunir  d<'s  ;Manf:els  auf  Antrag  ciuts  Bfteil^ten  von  dem 
Aniit<gertclitc  zu  bestellen,  in  dessen  Bezirke  der  Verein  seinen  bitz  hat. 

§  11.  Durch  die  Satzung  kann  bestimmt  werden,  da.ss  neben  dem  Vontande  für 
8<wi8se  Gesdiifte  besondere  Vertnter  an    bestdien  dnd.  Die  VeitntnagMiaöht  einea 
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solchen  Vertreten«  erstrockt  huh  im  Zw  v'iUA  uuf  olle  BechtogeM^iilkei  die  der  ihn  n> 
gewiesene  GeMdiiftskreU  gewölwUch  mit  sich  bringt. 

§  12.   Der  Verein  ist  ffir  den  Schaden  Temnlirordieh,  den  der  Ymnbmd,  eb  Mitglied 

des  Vun>tiui(l«>s  oder  ein  anden  r  vcrfns^ung^mässit^  hcnift  ncr  Vertreter  dnrch  eine  in  Aus- 
f&hrtiug  der  ihm  zuateheudeu  Yerrichtangcu  begangene,  zun  Schadeaemlxe  Terpfiicfateode 
Huidlnng  einen  Dritten  sofOgt. 

§  in.    Per  Vorstand  hat  den  Bcrufüverein  wu  Eintnignng  ancanfldcn. 

Der  Anmeldung  (§  55)  »ind  beiamfügcn: 

1.  die  Satzung  in  Urschrift  nnd  Abrndirift; 

2.  eine  Abschrift  der  Urkuntlcii  uVier  die  Bestellung  des  Vorstandes. 

Die  Satzung  soll  ran  mindestens  sieben  Mitgliedern  unterzeichaet  sein  nnd  die  An- 
gabe des  Tages  der  Errfolitiiiig  «nthalteit. 

I>ic  Eintragung  aoll  nnr  erflolgcn ,  wenn  die  ZaU  der  Hit^edcr  mindeatens  aiebc» 

beträgt. 

§  14.  Die  Anmeldung  iat,  wenn  den  Erfordeminen  der  §§  5  bis  7|  13  nieht  fwfigt 
iit,  von  den  Antegericbt  nntw  Angabe  der  Gründe  jtur&dunweiaoi. 

Gegen  einen  mrndcweiscnden  Besohlttn  findet  die  mfbrtige  Beaeliwei4e  naefa  dm 

Vorsfhrlftcu  Jlt  Ziviliiro/cssonlnuncr  statt. 

Ist  diesen  Erfordernissen  gcni^ft,  so  ist  der  Verein  in  das  Register  der  Bcrufsrereine 
einnitragen« 

Mit  der  Eintragnng  eriillt  der  Name  dea  Yereina  den  Znaata  «,eiqgetnigener  Benfa» 

yerein". 

§  15.   Bei  der  Eintragung  dnd  der  Name  nnd  der  Sita  dea  Bemfcvei^eina.  der  Tag 

der  Errichtung  der  Satzung  sowie  dif  Mitpliofir-r  dr5  Vorst.nndrs  im  Vcreinsrcgi^tcr  anni- 
geben.  Bestimmungen,  die  den  Umfang  der  Vertretungsmacht  des  Vorstandes  bc^ehränlcen 
oder  die  Bcschlussfassung  dea  Vorstandes  abreieliend  tou  der  Voraebrift  dea  §  9  Abs.  1 

r^oln,  -ttkI  glcirlifnlls  einnitraprn. 

§  IH.  1):lh  Aint.'^grricht  hui  die  Eintragung  durch  daa  für  seine  Bekanntmacbungeo 
iMStimmte  Blatt  zu  vcrüffontlichen. 

Die  Urschrift  der  Satzung  ist  mit  der  Beschcinignng  der  Eintragnng  zu  rersehen  und 
zurückzugeben.  Die  Abschrift  wird  von  dem  Amtf>gerichte  beglaubigt  und  mit  den  übrigen 
Sehriftstücken  anfbewahrt. 

§  17.  Jede  Aendenmg  dea  Yorstandea  ist  von  dem  Vontande  cur  Enitra-riing  iinza- 
nalden.   Der  Anmeldnng  ist  dne  AfMdurift  der  TTricnnde  fi1)er  Ae  Aendemtii,'  b<  izufü^'>n. 

Dio  Kiiitr;ii,'uii),'  ^'crichdich  l)i'>ti'lltcr  Vorstandsmitgliodcr  crfolcrt  von  Amts  wc^'f-n. 

§  18.  Wird  zwischen  den  bisherigen  Mitgliedern  des  Vorstandes  und  einem  Dritten 
ein  Sedilegeaelitft  Torgcnommen,  so  kann  die  Aendenmg  dea  Yoistandea  denn  Dritten  nar 
cntpfV^engesetzt  wonlen,  wf>nn  5?ie  zurzeit  der  Vornahme  des  RechtsgeschJlfts  im  Vcrein*- 
register  eingetragen  oder  dem  Dritten  bekannt  ist.  Ist  die  Aenderung  eingetragen,  so  braachl 
der  Dritte  sie  nicht  gegen  sich  gelten  au  lanen,  wenn  er  ate  nicht  lienntv  aefaie  ünlcanntaii 
noch  nicht  auf  Fahrlässiglceit  beruht. 

§  19.  Der  Nachweis,  dass  der  Vorstand  ans  den  im  Register  eingetragenen  Penonea 
besteht,  wird  BdiSiden  gegenfilier  dnndi  ein  Zengnia  dea  Amtageriehta  Aber  die  fSintiaganf 
geführt. 

§  20.  Dit  Voix  luifteu  des  §  18  gelten  auch  für  Bestimmungen,  die  den  Umfang  der 
Vertretungsmac  ht  t]vs  Vorstandes  beschränken  oder  die  Beachluaatanung  dea  Voolaadai  ab- 
weichend  von  der  Vorschrift  des  §  9  Abs.  1  regeln. 

%  21.    Aendcrungen  der  Satzung  bedürfen  zu  ihrer  Wirkaamkeit  der  ISfntragung  ia 

diis  Vrn  itivrogister.  Pic  Aenderung  ist  von  d<-in  Voi>>t:in(l<>  zur  Eintratf^itig  attziirndd' ii. 
Der  Anmeldung  ist  der  die  Aenderung  oitbaltende  Beschiuas  in  Unohrift  und  Abschrift 
bciattlBgen. 

IHe  VocaduilteD  der  §§  14,  16  Aba.  2  finden  enlapraehendn  Anwendung. 

II.  Rechte  und  Pflichten  dor  Mitglieder. 
§  22.   Der  Zweck  einea  Berufsyereina  kann  insbesondere  dnroh  folgende  Einrielitsngtn 
erstrebt  werden: 

1.  Wahrnehmung  und  Vertretung  Jer  Kochto  und  Irit>'rcs«cn  der  "Mittrliodi  r.  mit  l"n- 
adilnsa  der  Einwirkung  auf  die  üesetzgebung  und  die  Verwaltung,  Erörterung  und  Be- 
aolilnasfaaBDng  Uber  alle  den  Beruf  der  Mitglifider  betreifenden  Angelcgenhdlen; 

2.  Rrriclitiiii^'  von  Srhirds-  und  Kinignngalnltem! 

3.  Oigaui&ation  des  Arbeitsnachweises; 

4.  Gewflhmng  Ton  UnterBtAtanngen  bei  Reiaen,  AiMlaloBigkeit^  AriMitaauMnde»- 

Arbeitsuussohüs.<«cn  sowie  in  rdlm  Fällen  der  Not; 

5.  Errichtung  von  Unterstützung»-,  Kranken-  und  Yenicberuugskaasen ; 
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6.  AniUIdiuif  der  Mitglieder  durch  Varferlg«  und  Unterriolitdnine,  faulMMmdere 

F^rdoruQg  der  knrporlirhru,  leohniichen,  gebtigcn  und  nttUobea  Aoibttdoiig  der  Ziehrliag» 
and  ju^reodlichen  Arbeiter. 

Die  UnterBtütrangen  and  Efauiditniigcn  kfliuiai  auf  dto  EVunOknuungdiOrlfai  d«r 

Mitglieder  ausgedehnt  wrniea. 

Mitglieder  eiues  BerufsTercins  k5nuen  aucli  Francn  sein. 

§  23.  Die  Angelegenlieiten  des  Berabverdns  werden,  soweit  sie  nicht  von  dem  Vor- 
stand oder  einem  anderen  Vereinsorgane  zu  besoigen  sind,  durch  BeschlujwfawuDg  in  einer 
VersammluDg  der  Mitglieder  geordnet.  Zur  G&lti^eit  de»  Beaclilusses  ist  erforderlieh,  dase 
der  Gegpnstaiui  ix-i  der  BoriifunL;  bv/.oiohnet  wird*  Bei  der  BcvehlnarfMmnig  entscbeidet 
die  Meturbeit  der  erHciuenenen  Mitglieder. 

Audi  oline  Venanunluiig  der  Mi^^eder  ist  ein  BeeeUnss  gültig,  wenn  eUe  Mitglieder 
ihre  Zustimmung  zu  dem  Beschlujsse  schriftlich  orklüren. 

Die  MitgUederrenaminlang  kann  aus  Vertretern  bestehen,  welche  von  den  stimm- 
bereditigten  Mitgliedern  gewlldt  aliid.  Die  Wald  kana  von  den  Mil|^«m  nach  Ab- 
teilnngcn  erfolgon.  Dir  Zahl  der  Vertreter  muss  die  Zaiil  der  Tontindimttgüeder  um  daa 
Doppelte  üb^r-Hteisrou  und  mindestens  sehn  betragen. 

§  24.  Xu  einem  Beschlüsse,  der  eine  Aendemng  der  Satznag  entliil^  ist  eine  Mclir« 
beit  von  ilrci  Vi»  rtcilr  n  <ler  erschionrvcn  Mitglieder  erfonierlitli. 

§  20.  luu  Mit^^'''^  i"t  nicht  ^«titnmberechtigt,  wenn  die  Beschloasfassaag  die  Vor» 
nähme  eines  Recbt8goscliuftii  mit  ibm  oder  die  Elal^taag  oder  Brledigang  «inea  BedilMtndta 
swiachet)  ibm  und  dem  Vereine  betrifft. 

§  S6.  Sonderrechte  eines  Mitglieds  Icönnen  nicht  ohne  dessen  Zustimmung  durch 
Beeehlu-ss  der  Mitgliederversammlung  beeinträchtigt  werden. 

§  27.  Die  Mitgliederrenaminlu^g  ist  in  den  dnrolL  die  '^■**""g  beatimmteD  Pillen, 
sowie  dann  an  berufen,  wenn  das  Tntereeae  des  Yeretna  es  erfordert. 

§  28.  I>ie  Mitglicdervcrsammliiui,'  ist  /ii  bcnifen,  woiiii  <lf  r  tlun  li  die  Satzung  bestimmte 
Teil  oder  in  Ermangelung  einer  Bestimmung  der  zehnte  Teil  der  Mitglieder  die  Berufuug 
«ahrifüt«^  unter  Ai^be  des  Zweckes  und  der  Grande  ToHaagt 

Wird  dem  Verlangen  nicht  eiilspritchen,  so  kann  (la?»  Amtsj,'erich(,  in  tlossen  Bezirke 
der  Verein  seinen  Sitz  hat,  die  .Mitglieder,  welche  daü  Verlangen  gesteilt  haben,  zur  Be> 
nifang  der  Veraamoilang  ermichtigen  und  fii>er  die  F&hrang  des  Vorsitxes  in  der  Ver- 
sammiung  Bestimmung  treffen.  Auf  die  ESniiaiitigang  omss  bei  der  BemfuDg  dw  Var» 
Sammlung  Bezug  genommen  wurden. 

§  29.  Die  Mitglinischnft  bt  nicht  fibertngbar  Und  nieht  yereiblidu  Die  Ans&bunf 
der  Mitgliedwbaftsrechte  kann  nicht  einem  anderen  überlassen  werden. 

§  30.    Die  Mitglieder  sind  mm  Austritt  aus  dem  Vereine  bcrecliligt. 

Durch  die  Satzung  kann  bestimmt  werden,  dasa  der  Austritt  nur  am  Schlüsse  eines 
Gescbttftsjabres  oder  erst  naob  dem  Abiauf  einer  Kündigungsfrist  sulfissig  ist;  die  Kfta* 
dignngsfmt  Icttnn  bOdistens  swei  Jabre  betragen. 

§  Di-  Von^ohriften  des  ^  3  Ab^.  1,  Ti,  Jes  §  9  Ah^.  1   un^l  der  §|  23,  S4,  29 

finden  insoweit  keine  Anwendung,  ab  die  Satzung  ein  anderes  bestimmt. 

§  33.  IMa  Eionabmea  und  Ausgalwn  des  Verons  sind  Ton  allen  den  Zwadken  dea 
Vereins  fremden  Vercinnahmnn^'oti  und  Vcraantrabun^en  eetrennt  festStUteUeU  Und  ftt  VUr* 
redinen;  vorliandeue  Best&nde  sind  getrennt  zu  verwahren. 

Der  Vonland  ist  yerpfliebtet,  Irfnnen  seet»  Monaten  naeh  Ablauf  Jeden  GeMdillta< 
Jabies  den  Mitglictlcm  Rechnung  zu  legen. 

III.  Zav  e  i  i,' V r  r <■  i  n  e  und  Verband  der  B er u f 8 V c r ei n  f . 

§  33.  Vereine  der  in  §  1  bezeichneten  Art  können  für  bestimmte  Bezirke  oder 
inuerbalb  eines  Besiikee  für  bestimmte  Klassen  von  Mitgliedern  Zweigrereine  bilden  sowie 

niteinunder  in  VerlWiidiint:  treten. 

§  34.  Jeder  für  einen  bestimmten  Bezirk  oder  innerhalb  eines  Bezirkes  für  bestimmte 
Klassen  von  Mitgliedern  gebildete  Zweigverein  ist  von  dem  Vorstände  bei  dem  Amtegerichte, 
in  desHcn  Bezirk  «ich  jener  befindet,  Trur  Eintragung  in  das  Bcrufsvereiusrcgister  anzumelden. 
Die  .:Vnmc'lduug  muss  den  Sitz  und  Bezirk  des  Zweigvereins  sowie  die  mit  der  Zweig- 
verwttltung  betrauten  Personi-n  nach  Namen  und  Wohnort  augeben.  Derselben  ist  eine 
Abschrift  des  Statuts  sowie  eine  Abschrift  der  Urkunden  über  die  Vorstandsbestellung  und 
die  Beauftragung  des  Geschäftsführers  des  Zweigvereins  beizufügen. 

Das  Amtsgericht  liat  den  Zweigrerein  sowie  den  Namen  und  Weihnort  des  GcseklltB« 
fttbreis  einsutrsgen. 

§  35.  Jede  Aendenmg  in  dem  Berirke  des  Zweigrorsiu  oder  der  GesobiftslQlirang 
ist  von  dem  Vontaude  anaumddco.  Die  Yorsebrlften  der  9§  i8~>21  finden  entsprediende 

Anwendung. 
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§  36.  Dm  Amtsgericht  hat  die  Eintragung  des  Zwctgrercins  sowie  die  Aendemngtn 
d»  Einlnigs  diemjenig^  Amfe^geridite  mitznteUai,  in  deasen  Bezirke  der  Tereiii  aetneii 
Bits  hat. 

^  37.  Die  Verein  it;ung  luihrerer  Berufs  vereine  zn  einem  Verbände  k.xmi  auf  Grund 
einer  VerbaudüaaUaug  unter  Zustimmung  der  Mitgliedcrrensammlungen  der  einzelnen  B«> 
rafcroreine  erfolgen. 

^  38.  Der  Verband  der  Borufsvereine  wird  dnrch  den  Vnrbflnd<»vorstaTid  verwnlt^ 
und  vertreten.  Die  Bestellung  des  Verband»Tontandea  erfolgt  nach  den  Vonicliriitcn  der 
Yerbandssatznng.  Sein  Sitz  darf  nur  la  einem  Orte  edn,  wo  «incr  ier  dem  VerbAade 
•ngehöriRen  Hertifsvereine  seinen  Sit«  hat. 

Die  Verbaudaiiiitzuug  kann  bestinuuen,  das»  der  Vorstand  dicsee  Vereins  zum  Ver> 
VaadsToratande  gewihlt  werden  kann. 

IV.  Auflösung  des  Be rnfsTereins  und  Entziehung  der  Bechtsf&higkcit. 

§  S9.   Der  Berolirreretn  kann  dimli  BeedüiiM  der  HHi^edermmBiiiliaig  waaSpUtt 

werden.  Zu  dem  Bc»chluiw  ist  <>tne  Mehrheit  von  drei  Vierteilen  dCV  cnehiMkC&tt  ll!l> 
glieder  rrforderlich,  wcun  nicht  die  Satzung'  ein  autlere>  besiinimt. 

t;  40.    Der  Verein   verliert  die  Rechtiifähigkeit  «iureii   die  Eröffnung  des  Konkmwfc 

Der  Vorstand  hat  im  Fnl'f  der  Uebcrschuldung  die  Eröffnung  de»  Konkun^es  ru 
beantragen.  Wird  die  Stellung  des  Antrag»  verzögert,  so  sind  die  Vorstandsmitglieder, 
denen  ein  Vcrschultlen  zar  Last  fällt,  den  Qllnbjgnn  ftr  den  daxMM  entstehenden  Sehadea 
verantwortlich ;  sie  haften  als  Oeaamtachnldner. 

§  41.  Dem  Beraftivereine  kann  die  Ilcchtsfähigkcit  entzogen  irerden,  wenn  er  dtirck 
einen  ein  Strafgesetz  verletzenden  Beschluß  der  itgliederver^ammlang  oder  durdl  eine 
ein  Btrafgeseti  verletzende  Handlung  des  Vontandes  das  Gemeinwohl  getthrdet. 

Die  ZastXndlgkeit  und  daa  Verfahren  heatmunen  sidi  in  dleaen  PiUcn  vaA  den  fir 
stPfitice  Vcrwaltunpssachen  geltenden  Vorschriften  der  I>!Uidc*gcitetze.  Wo  ein  Verwultungv 
atreitverfahrcu  nicht  besteht,  kann  die  Entziehung  der  Bcohtaffihi^eit  nur  durch  gchcht- 
licbee  ürteil  auf  Betreiben  der  höheren  Verwaltungsbehörde  erfolgen. 

Ausschliesslich  zuständig  ist  in  diesem  Falle  da.«<  Landgericht,  in  dessen  Bezirke  d«T 
Verein  seinen  .Sitz  hat.  Die  Einleitung  des  Verfahrens  kann  erfolgen,  wenn  der  Verein 
der  Auflage  der  Aufsichtsbehörde,  stmfgesctzwidrige  Beaehlüssc  aufzuheben  oder  bei  fint- 
gesetzwidri^en  ITandhin^en  des  V(ir.-t;iTHl<"'  die.'-^n  abcosctteiki  üuieffaalb  einer  den  Unutfadeo 
entsprecbtiidcii  Frist  uie!»t  uachgekoiumeu  isL 

§  42.  Die  Auflösung  des  Vereine  sowie  die  Kntr.iehung  der  Bechfaflhigkcit  ist  io 
das  Vereinsregiater  einzutragen.  Im  Falle  der  ErOffaiang  des  Konknnea  naterblefbt  dk 
Eintragung. 

§  43.  Wird  der  Verein  durch  Beschluss  der  Mitgliederversammlung  oder  durch  den 
▲Uatif  der  f&r  die  Dauer  des  Vereins  beatimmtea  Zeit  anfgelOat^  so  bat  der  Vontand  die 
Auflösung  zur  Eintragung  anstundden.   Der  Amnddnng  ut  im  enteren  Fküle  eine  Ab* 

sduift  des  Aunnv\iiiL's!)tj-chlu.^j>es  beizufügen. 

§  44.  Wird  dem  Verein  auf  Qrond  des  §  41  die  Beohtaf&higkeit  entzogen  oder  wird 
der  Verein  anf  Grand  des  Offen^ehen  VereliMreehla  anfgelOst,  so  erfolgt  die  ISntragsar 
aaf  Anzeige  der  zuatftndiiren  Behörde. 

§  45.  Die  Eröffnung  des  Konkurses  ist  von  Amtswegen  einzutragen.  Du»  gleiche 
gilt  Ton  der  Aufhebung  dm  EMKonngsbesdilnMea. 

§  4«.  Mit  der  Auflösung  des  Vercinf»  oder  der  Entziehung  der  KcdilBfihigkelt  flOt 
dius  Vermögen  an  die  in  der  Satzung  bestimmten  Personen  oder  Vereine. 

Durch  die  Satzung  kann  TOiijeBchrieben  werden,  dags  die  Aolfellbcrechtigten  dnrrh 
Besehluss  der  Mitgliederversammlung  oder  eine«  anderen  Verein.'sorg:nnes  bestimmt  werd«». 

Fehlt  es  an  einer  Bestimmung  der  Anfallbureebtigten,  so  fallt  dun  Vermögen  an  äic 
tor  Zeit  der  Auflösung  oder  der  £ntd«hiing  der  BeefatoAbigkcit  yorhandman  llilg)iadcr 
SU  gleichen  Teilen. 

V.  Liquidation. 

$  47.   Nadi  der  AvflOsung  des  Vereins  oder  der  Entitflrang  der  BechtBfihigkeit  mm 

eine  Liquidation  stattfinden. 

§  48.  Die  Liquidation  erfolgt  durch  den  Vontand.  Zu  Liquidatoren  können  anch 
andere  Personen  bestellt  werden ;  für  die  Bestellung  sind  die  Iftr  die  BesteHnng  des  V«" 
Standes  geltenden  Vor>^elnIfteii  in:i->L'ehend. 

Die  Liquidatoren  haben  die  rechtliche  Stellung  de«  Vorstaudes,  soweit  sich  nicht  «o* 
dem  Zwecke  der  Liquidation  ein  anderes  ergibt. 

Sind  mehrere  Liquiclntoren  vorhanden,  so  ist  für  ihre  Bfsoblfiswf  UebeieinstiBBUing 
aller  edorderlich,  »ofcru  nicht  ein  anderes  bestimmt  ist. 


Digitized  by  Google 


§  49.  Die  Liquidatoren  n«d  in  dM  YeniningiilW  danatmyeti.  Da»  |pWdie  gilt 
vun  ßaitlnimungcn,  wciciu'  die  BeadiliMtani*g  der  LbfiiMatoreB  «bwüclMod  tob  der  Vof« 

»«brift  dcä  §  48  Ab«.  3  regelu. 

Die  Anmeldmig  hat  dnrdi  den  Vontand,  bei  epiteren  Aendenmgen  dnroh  die  Liqni- 

«latnren  zu  erfolgen.  IVr  Annicl(!nns;  d(>r  durch  ße8cblu!<»i  der  MitgUf^erverriintiilnti- 
bf>u:lUtu  Liquuiatoren  ist  fine  Ab»cbrilt  de»  Bcscbluiwes,  der  Anmeldung  einer  BestiimjiiLuj^ 
über  die  BeüchluasfaBning  der  Iiiquidatoren  eine  Abaehiifk  der  die  Beatimmong  enthaltenden 
Urltanclr^  heiztifüffen. 

Die  Eiutra^uug  geriohtiicb  bestellter  Liquidaturcu  gt^icbiebt  von  ^Untöwegen. 

§  &0.  Die  Liquidatoren  baben  die  laufenden  Ge^oh&fte  an  beendigen,  die  Forderungen 
eiasoaielien,  das  übrige  Vermögen  in  Geld  uaunuetcot,  die  Gläabigcr  zu  bedriedigen  und 
den  Ueberschusa  den  Anfallberccbtigtcn  auszuaatworten.  Zur  Beendigung  fchwebendcr 
Gescbilftc  können  die  Liquidatoren  auch  neue  Geücbäfte  eingehen.  Dir  Eiti/ieliuii^'  d«  r 
Fordemng«»  itovrte  die  UoiHctsuiig  des  übrigen  Vermögens  in  Qeld  darf  unterbleiben,  iMweit 
dieae  Ifamregeln  nicht  aar  Befriedigung  der  Glftubiger  oder  sttr  Verteilm^  dea  üeber* 
webQ:«^e^  unter  die  Anfallber<'chtii,'t<-n  t-rfunlerlich  üind. 

Der  V^ereiu  gilt  bi«  zur  Beendigung  der  Liquidation  als  fortbestehend,  «oweit  d<-r 
Zwedc  der  Uqnidatlon  erfordert 

§  r>l.  Pif  Anflösung  i!  Vr-ieins  wlor  die  Entziehung  der  Rerhtsfflhipkoit  ist  durch 
<lic  Liquidatoren  öffentlich  bekutmt  zu  mariien.  In  der  Bekanntmachung  .nind  die  Gläubiger 
znr  Anmcldting  ihrer  Anspräche  aufzafordcni.  Die  Bekanntmachung  erfolgt  durch  das  in 
der  8atKUiitr  für  Ven.ff.  ntllchiiiiL-i n  li»'<timmt*  Blati,  in  Ermangelung  eines  sidehen  durch 
dasjenige  Blatt,  welcb«-^  für  Hckuiu.t  miichungeu  dui  Amtogericht«  beatimut  ist,  in  demeo 
Bezirke  der  Verein  seinen  Sitz  hut.  Die  Bekanntmachung  gilt  mit  dem  Äldaufe  de» 
aweiten  Tages  nach  der  Kinrückung  oder  der  ersten  Einrnckung  als  bewirkt. 

Bekannte  GlAubiger  .sind  durch  besondere  Mitteilung  ^ur  Anmeldung  aufzufordern. 

§  T)2.  Das  Vermftgen  <larf  den  Anfallberccbtigten  nicht  vor  dem  Ablauf  eines  Jahn-^ 
naeh  der  Bckanutntachaqg  der  AofläMing  des  Vereins  oder  der  Entaiehung  der  Hechti^ 
fibigkeit  nn<4i7(>Hntwoftet  werden. 

§  ,'>:!.  .Mi  l  let  sieh  ein  bekannter  Gläubiger  nicht,  so  i^t  der  iresehuldete  Betrag,  wenn 
die  Berechtigung  zur  Hinterlegung  voduuiden  int,  für  den  Gläubiger  zu  hiuterlegm. 

Ist  die  Berichtigung  einer  Verbindlichkeit  awaeit  niaht  anafohrbar  oder  iai  eine  Ver- 
Itindlichkeit  streiti;Lr.  so  darf  das  Vcrniör;en  den  Anfalll)aredttigtea  BVT  awigeantwortet 
werden,  wenn  dem  Gläubiger  Sicherheit  geleistet  ist. 

§  54.  Liquidatoren,  welche  die  ihnen  nach  dem  §  40  Abs.  2  nnd  den  §g  51  bie  53 
obliegenden  Verpfliolituncen  verletzen  oder  vor  <ler  Befriedigung  der  GlSnbiirfr  Vermöj»fTi 
den  Aufailberechtigtcn  ausantworteo,  aind,  wetm  ihneu  ein  Verschulden  zur  La^t  fällt,  den 
Oläubigem  ffir  den  daraita  «ntatebenden  Sehaden  verantwofttieh ;  aie  haften  ab  Oeaant- 
aeholdaer. 


{}  55.  Die  Anmeldungen  zum  Vereinxrcgister  sind  von  den  Mitgliedern  de«  Vor- 
atande:«,  sovrie  von  den  Liquidatoren  mittelst  öffentlich  beglaubigter  Krklrtrun^  zu  bewirken. 

§  56.  Das  Amttigcrieht  kiinn  die  Mitglieder  des  Vorstandes  zur  ßefolgaqg  der  Vor- 
aohflftea  dea  S  17  Ah«,  l,  de»  §  21  Ahe.  t  und  des  §  43  dnroh  Ordnungsstrafen  anhalten. 
Dia  einzelne  .Stnife  darf  den  Iletrag  von  300  Mrirk  nielit  riT>er>teii,'en. 

In  gleicher  WcIm;  kuunen  die  Liquidatoren  zur  Befolgung  des  Vonchriftcn  des  §  49 
angehalten  werden. 

§  '7.  Die  Einsicht  des  Vereiiisrepistcrs  sowie  der  von  dem  V^ercinc  bei  dem  Amtr*- 
gericht  eingereichten  Schriftstücke  iht  jedem  gestattet.  Von  den  Eintragunf(cn  kann  eine 
Abschrift  gefordert  werden;  die  Ahecbrift  iot  auf  Verlangen  zu  beglaubigen. 

^  '>^.  Vif  rintmgungen  in  das  Berufsvereinsrepi^ter  aowie  die  anf  Gmnd  dieses  Ge- 
setzes erteilten  Zeugnisse  »ind  gebühren-  und  stempcifrei. 


§  59.  Dieaea  Geacta  tritt  am  1.  Januar  1905  In  Kraft. 
57.  Betriebs unf&lle. 

Bremen.    TJcratiuiu'  <ler  Biir^erscliaf't  vom  25).  Ajnil  lOOS: 
Die  Bürgaraciiaft  pachtet  eine  Beviaion  d«a  U«a^xeai  betreffead  Füxaorge  für  Be- 
amte vnA  Asu^BfUSHe  und  daran  HintcrbfiebeD«  infolge  von  Betriebnuafifiea,  vom 
28.  April  18D5  funlrinirend  erfunierlicli  und  beschlit^sst  die  jJiftlersotzimgeiUierDeimtelkiii 
zu  diesem  Zweck,  bie  ersuctit  den  Senat,  ihr  hierin  beizubreteo. 
Mitteilimg  des  Senate  vom  28.  Avgust  1908: 

Nachdem  da»  Reichsgcsctz  vom  15.  März  1886,  betreffend  Fürsorge  für  Beamte  etc. 
infolge  von  Betriebsiuf&Uin,  durch  daa  Reichagoaets  vom  1&  Juni  1^1  (Beicbagetsbl. 

Arbeätenchatz. 


VI.  S  c  h  1  u  >  .s  b  e  1 1  m  m  u  n  g  e  n. 
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S.  211)  verechietk'iio  Aeiulprungon  erfahren  hatte  und  demL'cnuu*,<  da^  PreuMiwhe  eot- 
sprechende  Gkeetz  vom  18.  Juni  1887  durch  da«  PreiueiBche  Gesetz  vom  2,  Juni  1902 

fefindert  worden  war,  um  ee  mit  dem  nenco  Bdehagenctee  üi  Ehiklaaff  an  bnngen. 
atte  der  Perrnt  bwits  Vorbereitungen  getroffen,  um  sein  den  erwähnten  älteren 
Qesetcen  des  Keichca  und  Preussens  sich  anschliceecudes  Gesetz  vora  28.  Apcil 
1895  einer  Beriaioa  m  nnterziehen  and  der  Bfirfevechiift  dne  entspreehaide  Voriafe  in 
machen. 

Nachdem  je<i(H  Ii  dn'  F.ürgerschaft  durch  ihren  Beschlus?.  vum  29.  April  d.  J.  den 
Wunach  aiis^fi-prueheii  hat,  es  möge  sor  Revision  de«  Ge«*etxe8  eine  Deputation  nieder* 
gesetzt  werden,  stimmt  der  Senat  dem  tu.  Zu  don  Aufgal^'n  der  Deputation  würde  es 
selbfltverständlich  auch  gehören,  zu  prüfen,  oh  und  inwieweit  >^  sich  empfehle,  den 
Kreis  der  dem  Gesetze  unterworfenen  Personen  auszudehnen.  Der  Senat  eraoeht  (tie 
B&rgcrschaft  um  Namhaftmachung  der  Mit^dieiler  ihrer  Deputation. 

Sitzung  der  Bürgerschaft  vom  hj.  Sej/lciubir  ITH »3,  Antrag;  Bucma^; 

Die  Bürgerschaft  ereueht  den  Senat  um  baldige  Vorlage  eines  Gesetzentwaxfea. 
durch  wcKhen  das  CJe^etz  vom  '2H.  April  1895,  het reffend  Fürsorge  für  Beamte  un(i 
Angeetcllte  und  dereii  Hinterbliebene  infolge  von  Betriebsunfällen,  auf  alle  Beamten 
miu  Angestellten  und  deren  Hinterbliebene  ausgedehnt  wird,  welche  nidht  in  raicitf- 
geaotzli<£  der  Unfallversicherung  unterliegenden  Betrieben  tätig  sind. 

Mitteilung  des  Senatti  vom  8.  Dezember  lyuiJ,  ä.  y23Ä.  Berich i  der 
Deputation  wegen  AbRndernng  des  Geeetsea,  betr.  Fflnorge  für  Beamte 
und  Angeatellte  tmd  deren  Hinterbliebene  info]g;e  von  BetriebranfUlen. 

58.  B  1  e  i  b  ü  1 1  e  11,  Arboitsmarisregeln  ftii-  Arbeiter  in  — . 

Reich.  AntriiK  Trimbom,  Krolik,  Nacken,  Sittart,  Dr.  HitK,  DmdcB.  No.  89.  Der 
Reichiitng  woWc  lM>s<'}ili('sscu,  die  rcrliiiiidrtrn  Kcpit'ninjren  ZU  erstifhon  ; 

u)  auf  Gruud  der  ^  120c  uuil  130a  der  (jeweibeordnung  durch  Verordnuag  au»- 
reichende  SehtttanuMMrageln  filr  die  In  Blaihfltten  baachifttgleD  Arbeiter  (nolieliat  bald 
an  treffen; 

b)  in  Erwü^fungen  darfiber  elnzntreten,  ob  nicht  darch  obligntorlsehe  EinfQbruug  de» 
»ogenannten  cIcktro-chcmischcD  Vi'rfuhrens  in  der  Bloiwcissfabrikation  die  mit  deraelben 
f&r  die  Oemmdheit  der  Arbeiter  verbuodenen  Gefabren  in  erheblichem  Umfange  beschrinkt 
weiden  kOnnen. 

59.  Gehilfen  der  Rechtsanwälte,  Notare  etc. 

Reich.  I.  Antrag  Dr,  Hieber,  Freiherr  Heyl  r-u  Hemubelm,  DnPaaache,  Dnicfc».  No.  4^. 
Der  Reichstag  wolle  besohlieaBen,  die  verbündeten  ficBieruogen  zti  eraaohen,  dem  Reich.st:«i; 
tunlichüt  bald  einen  Gesgetxentwnrf  rorznlegen,  welcher  bezfiglieh  der  QehUfen  der  Rechtis- 
anwälte,  Notare  und  Gerichtsvollziefn  i.  ft  rin  r  der  Hi  iuntco  und  Augestcllten  der  Kranken- 
kaasen  über  die  Arbeitszeit,  die  KündiguDgttiriüteo,  die  Sonntagsmhei  die  berufUche  Ao»- 
bOdntig  und  Fortbildung  die  gleichen  oder  ihsliobe  8ehntzvonid)riften  vonlebt,  wie  tie  d» 
HandelsgCMtzhuch  und  die  (n  werbwrdnunL;  liinsicJitlich  der  Haud»'l4;iii-,'pstellten  <  utlnilt. 

n.  Antrag  Trimbom,  Dr.  Dahlem,  Uarbc,  t.  Suvigny,  Dr.  Tluiler,  Dr.  lun  Zehohoff 
Dra^.  No.  38.  Der  Reichstag  «oUe  beüciUtemen,  die  verböndeten  R^erongeii  n  ar> 
ftuchcn,  dfm  RoichsUij;  tunlichst  bald  rinrn  (h  »ctzonlwurf  vorzulegen,  welcher  bezüglich  der 
Gehilfen  der  Eccht*anwÄlto,  Notare  uuU  Gtricbt«voIJziehcr,  femer  der  Beamten  und  Ab- 
geHtclltcn  der  Krank<'iik:i>>i  ii  iiber  die  Arbeitszeit,  die  Kündi$rungyfri.Htcil,  die  Sonntagwmbe, 
die  hcniflichc  Aw-  uiul  Fortbildung  die  gleichen  oder  ähnliche  Schutzvorrichtungen  vor- 
!<icht,  wie  de  dan  II undelsgesetzbuch  und  die  Gewerbeordnung  hlnsichtliuh  der  IlandeL- 
angeatellten  enthUt. 

60.  Gewerbeinepektion  (Bd.  I,  21,  57,  VJ,  Bd.  II,  10,  32,  39\ 
Hessen.  Antrag  der  Abg.  Ulrich  u.  Gen.,  betr.  die  Gewerbeinspektion 

^DruHcs.  ^^^  :'.:v  : 

Die  Kammer  wolle  be»chlie88en,  die  Groeahorzoglicbe  Regierung  zu  eroucheu,  den 
StBnden  alabald  eine  Vorlage  zu  machen,  durch  welche  die  Gewerbein«pflktk>n  dea  Landet 
(itTurt  aiistrf>!»}nit  wird,  da^a  in  allen  Bezir'  n  AM^i^trntrn  und  Aflsisteotüinen  aos  den 
Kreisen  der  Arbeiter  zur  Verwendung  und  Aubicllimg  gelangen. 

Antra<r  der  Abg.  Dr.  Frenav  u.  Gen.,  betr.  Gewerbeinepektion  «Drocbt. 
No.  26): 

Hohe  zwrite  Kammer  wolle  (trosKhcrzogliche  Regierung  ersuphcn,  gen iigeiido  Mittel 
in  daa  Budget  einzustellen,  um  die  Gewerbcioapektion  entt^prechend  der  wachAeodeo 
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Aufgabe  dersrlb^n  weiter  auszubauen  und  int^be^^ondere  zur  wirkflamen  Durchfühniiig 
der  Aufsicht  Hilfsbeamte  aus  den  Kreisen  der  Arbdtsr  anxittteUen. 

Drucks.  No.  100  und  lül :  Berichte  des  ersten  Ausscbn^^sos  flbRi  dif 
Anträge  der  Abg.  Prenay  u.  Gen.  und  der  Abg.  Uirioh  u.  Gen.  Anü-ftge 
des  Ausschusses: 

1.  Groaaherzoffliche  Begiemng  zu  ereucben»  za  geeigneter  Zeft  der  hohen  Kammer 
Vorlage  zur  Aenoerung  der  Organisatu»  der  Gewatwaufiricht  m  maehfln,  lolMÜd  das 
Mass  des  Bedürfnisses  feststel^  und 

2.  die  Antrftge  der  Abg.  UMeh  o.  Gen.  and  der  Abg.  Fkeuay  u.  Gen.  rar  Zeit  für 
erledigt  zu  erklären. 

3'J.  Sitzung  der  11.  Kammer  der  Landstände  vom  16.  Dezember  1903. 
Beratung  der  Antrage  der  Abg.  Dr.  Frenay  a.  Gen.  und  Ulrich  u.  Gen., 
Sten.  Prot.  S.  991  ff.,  S.  1001.  Abatimmimg,  Aimahme  der  Antrftge  dea 
ersten  Ansschnsses. 

«1.  Gewerbeordnung  (Bd.  I,  23,  Bd.  U,  11). 

Antrug  FreihiMi-  TTiyl  zu   Herrnshoim,   Tririilwrn,   Pracks.  No.  Der  R«ichstaj|; 

wolle  Leäciilieäsen,  den  Uerru  Beichakanzler  za  ereacben,  dem  Reidustage  alsbald  einen 
Oesetzentwurf  Tomdcgen»  wonadi  der  Titel  Vn  der  Ghewerbeoidnniig  wie  folgt  abge- 
ändert  wird : 

1.  D«>r  §  l.'i.')  Absatz  3  erhält  folgende  Fnasung:  Junge  Leute  zwischen  14  unil 
18  Jahren  dürfen  in  Fabriken  nicht  länger  als  10  Stunden  bcsciiäftigt  werden. 

2.  Der  g  137  Abeato  2  erbiU  folgende  Famuig:  Die  Beeohäftigiuig  yon  ArbeiteriimcD 
über  18  Jahre  darf  die  Daner  von  10  Stauden,  an  den  Votaboiden  der  Sonn*  und  Fe«t- 
tage  die  Dauer  vr.n  9  Siuntlcn  iiiojjt  überschreiten. 

3.  Hinter  den  §  137  wird  eingeschaltet:  g  137a.  Jugendlieben  Ari>eitero  tiod  Ar- 
beiteriaBen  darf  Arb^t  naeh  Havae  nicht  mitgegeben  wnrdan. 

4.  Dem  §  loPa  Abvatz  1  wird  hinzugefügt:  5.  für  beethumte  Indurtrieinrdge  Aw- 
aahmai  ron  den  Bestiouuungen  des  §  137a  susnlaasen. 

5.  Im  §  146  Aheata  1  Ziffte  2  wardaa  die  Worte  ISfr— 137"  onetat  dweh  die 
Worte:  „§§  135— 137a". 

62.  Girti<;o  Industrien  's.  anch  unter  .,BJeihiitten"). 
Beich.  Antrag  Auer  tmd  GenocMen,  Drucks.  1^0. 76.  Der  Reichstag  wolle  bcschlleaseu,  den 
Herra  Seidiakandsr  in  ermehen,  den  Bundesrat  in  yeranlasaen,  bis  nur  Biefasten  Seseion 

für  ä11«'  Betriebe  mit  hoher  Vergiftungsi^efuhr,  in  denen  giftige  oder  infizieren(b'  Sttpffe  ht  i  • 
gestellt  oder  verwendet  werden,  Yontcbriften  auf  Grand  der  §§  120e  und  130  der  Gewcrbi<- 
otdanag  an  erlaMen. 

68.  Handelsgewerbei  s.  unter  „Sonntagsnihe**,  Antrag Erzberger, 
^Kanfinannagerichte" . 

64.  HandwerkerTersichernng. 

Reich.  Antrag  Freiherr  v.  Riehthofen-Damsdürf,  Panli  (Pi'tMLun)  und  GenocMcu, 
Druck«.  No.  31.  Der  Reichstag  wolle  beschliessen,  die  verbündeu-u  Ikgitruugcu  zu  ersuchen, 
dem  Reichstage  baldmöglichst  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  durch  wclehen  die  obligutorlHcbe 

Versicherung  aller  riiinilwerker  frojrcn  Kninkhoit,  Tnviiliditfit  und  rnnille  In  älinlicher 
Weise  eingeführt  wird,  wie  di<>^e.s  <lnrch  die  A rbeilerversicberung>K«*selze  für  die  Arbeiter 
geachehcn  ist. 

n.  Antrag  Holtz,  Drucks.  No.  28.  Der  Reichstag  wolle  besehlie»*en,  den  Herrn  Keichi«* 
kanaler  zu  emucben,  in  Erwägungen  fiber  die  Au^lebnung  der  obligatorbchen  Invdiden- 
feirdeiicrung  auf  die  im  Hiindwerk  bcstchäftigten  Personen  einzutreten. 

HL  Interpellation  Dr.  Beeker  (Hosen),  Bachsieb,  Hagemann,  Heyligenstidl,  Diveks. 
No,  84. 

Welche  Schritte  gedenkt  die  Keichsregierung  zu  tun,  um  dem  Wunsche  der  Hand 
werker,  dass  für  die  selbe^tändigen  Handwerker  die  obligi^rische  Alters*  und  InvalidiUUs- 
vaniebaraag  nnter  Zagrondelcgnng  dee  Alten-  nad  Invalhittatevereiehewi^ygesetae»  efai* 
gefibrfc  wird,  entgegeDsakennaen? 

65.  Invaliditftts Versicherung. 

Reich.  Antrag  v.  Chrzanowski  tuid  Genossen,  Dmcks.  No.  110.  Der  Reichstag 
weHa  beechlieseen,  dem  nadiatabenden  Ablndcrongegasetaentiniife  die  ▼erfsssnngeaiSsiigf 
Zuatimmaag  an  aiteflco: 

47* 
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Gesetz,  betreffend  Abftnderung  desAbsaties  6  des  %lb 
des  Invalidenyerflieheriingegeeetsee  vom  IS.  Juli  1899. 

§  1.  Tm  Absatz  3  des  §  15  des  Inva1idenvcriiiviberung!(?e!^ct7es  von  13.  JbU  1890 
wird  du8  Wort  .^ebsigKte"  enetit  diu«h  das  Wort  .^önfujidsechsigste". 

§  S.   Du  gegenviitige  GcmIs  tritt  mit  dem  Tag«  adner  VorkfimUgimg  ia  KniL 

66.  Jagendliclie  Arbeiter,  e.  unter  „Gevorbeordnnng'*. 

07.  Kanfmannsgerichte  (Bd.  I,  47,  Bd.  II,  14). 

Reich.  Antrag  Lattmann,  Liebermaan  Sonnenberg,  Oraf  an  RcTenOow,  DnickK. 
Mo.  114.  Der  Reichstag  wolle  bettchlieoHB,  dem  naohstefaenden  GcMtaentwaif  dl«  w> 
fMmug^ftaaige  Zostinunonf  sn  erteilen: 

Gesets,  betreffend  Eanfmannsgerichte. 

Enter  Abedmftt 

Errichtang  and  Zneammeneetiaag  der  Kaufmann egeriahte. 

§  1.  Zur  Kntecheidung  von  Streitigkeiten  aus  dem  kaafminiiiMsiieD  DicM^  midLakr* 
Teriiiltniaae  sind  KanfinennMgerichta  an  erriehten. 

Die  Bniehtmif  eifolgt  lAr  den  Beatrk  einer  Oeraeinde  dnrtii  Oitaitatat  nach  Ifaflgafee 

lieH  i<  142  ih  r  rn  werbeordnung.  Die  EDtscheiduDt;  der  höheren  Verwaltuii>rsl>ehurdcn  über 
die  Uenehmigung  den  Statuts  ist  binueo  aeohs  Monaten  au  ertcüen.  Die  KtitmAciiina^ 
dtuvh  wcilefae  die  Genehmignng  ▼ermitt  wird,  ranm  mit  Oitnden  TOndten  sda. 

Mthrtr«  G<'mcinJen  könncu  sich  dtircb  übcreimti turnende  OrtastatatPQ  rur  Errichtiatit- 
einen  gemeinsamen  Kaufmannsgerichts  für  ihre  Bezirke  vereinigeii.  Für  die  Uenefamigtuig 
der  &bereinstini»enden  Ortaatatnte  fait  die  hfibere  VerwattnngaMiBrde  loaliadigi  in  deim 
Beiirk  das  Kaufmannsgericht  seinen  Sitz  haben  "'iU- 

Auch  f&r  den  Bezirk  eines  wulu-ren  Komniuimi Verbandes  kanu  ein  Kuufmanmgt^rirbt 
errichtet  werden.  Die  Errichtung  erfolgt  in  diesem  Falle  nach  Massgabe  der  Vorschrifur. 
nach  welchen  Angelegenheiten  des  Verbendes  statutarisch  geregelt  werden.  Die  Zu^iandii: 
keit  eines  solchen  Gerichts  ist  ausgeschlossen,  soweit  die  ZostAndigkeit  eines  für  eine  oder 
mehrere  Gemeinden  dea  Bealrin  beatehenden  oder  aplter  eiriditelen  KanftoannagBridila  he. 
gründet  ist. 

Die  Landes.ZentndbehSrd«  hat  «af  Antrag  beteiligter  selbetlndlger  Katifleate  oder 

Hjindlunjrsgi'hilfeii  zu  cnLsrheiden,  oh  für  die  hi-treffende  (renicinde  ein  eit;eu<_'>  K;uifniann-- 
geriebt  zu  errichten  ist,  oder  ob  die  Errichtung  ainf»  gemeinsamen  Kaiifmnnnngerichts  sa- 
mit  anderen  Gemeinden  an  erfolgen,  besidiungaweise  die  betreffende  Gemeüidf 
ciiiera  bereite  hf!*tfli(iiden  Kanfmannsgericht  anzugliedern  ist,  Di''  Landc^-ZentnilVw^h'-rd^ 
hat  die  Edrrichtung  auch  in  anderen  Fällen  anzuordnen,  wenn  ungeachtet  einer  Ton  ihr  so 
die  betnligten  Oeueinden  oder  den  weiteren  Kommnnalyerband  ergangenen  AvIlDidcraBf 
innerhidb  der  gesetzten  Frist  die  Errichtunc:  auf  dem  in  Abs.  '5  his  vurLTf^iTifnen  Weft 
nicht  erfolgt  i#U  Alle  Bestimmungen,  vM-Ii^Ue  dieses  Gesetz  dem  Statute  rorbehait,  rrf'>l^ 
in  diesem  Falle  durch  Anordnung  der  r.andes-Zentralbebörde. 

Vor  der  Errichtung  sind  t^wnhl  selKstiadJgo  Kaaflaute  als  UaadioapgehiUcn  da 
Hci&irkcä  in  entsprechender  Anxalil  zu  huren. 

Die  Landeit-Zentralbchörde  kann  die  QxtUohe  ZuMadigkcit  eines  auf  ihre  Anordanag 
gemäss  Abs.  C  erriciiteten  Kanftnaanageticfata  anaddumn.  Die  beteiligten  OrtabebCrdm 
sind  zuvor  zu  h^rcn. 

§  2.  Dil'  K;iufiniinns>,'(  richte  sind  ohne  ßücksidit  auf  den  Wert  des  Streitge>;t'u>tjiidi> 
sustAadig  für  Streitigkeiten  aus  dem  BecfatsverlJÜtaiase  zwischen  selbständigen  Kaufieatca 
eiaeneits  und  ihren  Handlungsgehilfen  und  Eandlungalehrlingen  anderseits,  weaa  die 
SUraltitikcifen  holreffen  : 

1.  den  Antritt^  die  Fesleetznng  oder  die  Auflösung  des  Pienst*  oder  Lehrrerhiltaitse^, 
sowie  die  Auahindigung  oder  den  Kobalt  der  Zcngniaae; 

2.  die  Leistungen  und  Entsrhfidigungsansprfiche  nns  dem  Dienst-  oder  Lehrvcrhältui«'« ; 
:t.  die  Rückgabe  von  Sicherheiten,  Zeugnisi^ou,  l/egitimationspopieren  oder  anderen 

Qegeni^tänden,  die  aus  Anla.sj4  des  Dienst-  oder  I.<>hrverhlltnla8ei  flbergeben  worden  sind; 

4.  die  ••Viispriiehe  auf  Schndrnersatz  oder  Zahlung  einer  Vcrtragv-^trafe  wegen  Nicht- 
erfüllung oder  nioiit  gehöriger  F^rfüJluug  der  Verpflichtungen,  vrelche  die  uui«r  1  bis  3  be- 
zeichneieu  GeKen!<tünde  betreffen,  sowie  wegen  geset/.widriis'er  oder  unrichtiger Eintragun?«! 
in  die  Zeugnisse,  Krnnkenkassenbüchcr  oder  Qnittungskarten  der  InvalideaTemcbecnBg ; 

5.  die  Bererhnung  und  Anrechnung  der  Toa  den  Handlungsgehilfen  oder  Haadlaiy 
1.  hrlingen  zu  leistenden  KrankenTOwlehwrangibeitrlge  and  EintrittageMer  (B§  ^  ** 
IsLrankenTersivherungsgesetzes) ; 
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die  Konvention;iIstrafe  oder  die  Konkurrensklansel,  oder  beide  miteinander  ver- 
bundm,  die  für  den  Fall  bedangen  sind,  dju»  der  H;iii(llunpiirihilf«'  nach  Beendij^tinR  des 
IKemt-  uder  Lehnrerbältnisses  ein  solches  bei  anderen  •«(■IhstiiMdigeu  Kaiin«Mit)-u  eingebt  oder 
ein  eigenes  Oeschftft  errichtet; 

7.  die  Schadencrsatxanspriiche  wegen  Verrats  von  GeRch&ft«>  and  Betriebsgeheimnissen. 

§  3.  Als  Handlungsgehilfen  und  Handlungslehrlinge  im  Sinne  die^ei  Gesetzes  gelteu 
ohne  Unterschied  des  Gehalte«  diejenigen  HandelsangeKtellten,  attf  diu  der  Mabsto  Abäahidtt 
im  enten  Buehe  des  Handdageseulmdies  Anwendwi;  find«!. 

§  4-  Duteh  die  ZnsUhidigkeit  eines  KmiteniDiN^riehtai  iriid  die  Znitladlgkeit  der 
flnientlichen  Gerichto  :^Q^^t:L■M■^)lo!<^(■n. 

Vereinbarungen,  durch  die  der  Entscheidung  den  Kaufnuuuugericht«»  Streitigiceitea, 
die  Milier  Zmltiidi^rit  unterliegen,  entiofen  wertoi,  riad  nielitif. 

Ist  nicht  das  Knufmannsgerieht,  sondern  das  Gcwcrbegericht  /.ur  I'iiischeidilOg  des 
Rechtsstreites  lustindig  oder  umgekehrt,  so  hat  das  Gericht  durch  Be>chlnB.s  <«eine  Un- 
siiitftniJi).'keit  enssasprechen  and  den  Rechtsstreit  an  das  mstindige  Gericht  zu  verweisen. 
Eine  Anfet  htung  de«  Bcschluss-o.H  fincirt  nicht  ^t.■ttt.  Mit  der  Verkiintiigunir  des  Beschlüssen 
güt  der  BcchtHtreit  als  bei  dem  xuständigen  Gericht  auhftngig.  Die  im  Verfahren  vor  dem 
roiwtindigen  Oerieht  erwaehMneti  Rosten  werden  «In  Teu  der  t»ei  den  stMlindigen  er- 
wMhsenen  Kosten  behandelt. 

§  5.  Die  ZoBommeuiietzung  des  GcricbUs  nach  Ma^sgabe  der  Vorheluifteu  diene»  Ge- 
setses  ist  doich  da«  Statut  an  regeln. 

§  6.  Die  Konten  der  Errichtung;  und  der  Unterhaltung  des  Gerichts  sind ,  soweit  sie 
in  dessen  Einnahmen  ihre  Deckung  nicht  finden,  von  der  Gemeinde  iKic-r  einem  weiteren 
Kmnmunalverband  zu  trugen. 

Soll  das  Gericht  nicht  uussrhlies.xiicli  für  eine  Gemeinde  oder  einen  weiteren  Kommunid- 
verband  zuätändi^  sein,  üu  ist  bei  l'\%ttitit£uug  der  Zuständigkeit  zugleich  zu  bestimmen, 
mm  welofacu  Anteilen  die  einzelnen  Bezirke  an  der  Deckung  der  Kosten  tettnduncn. 

Gebühren,  Koatan  nnd  Strafen,  welche  in  (üemlMbeit  dicaee  GcMliea  anr  Hetaag  ge» 
langen,  bilden  Einnahmen  dm  Gerichts. 

§  7.  Für  jedes  Kaufmannsgericht  sind  ein  Vorsitzender  und  mindestens  ein  Stell- 
vnrtretei  demelbai  soirie  die  cHorderliclie  Zaiü  Ton  Beisitzern  zu  berufen.  Die  Zelil  der 
Pcwftner  soll  mindestens  Tier  betragen.  Znm  Mitrede  eines  Kanftnannsgeriebtes  soll  be- 
rnff  n  \v( nlen,  wer  da<<  25.  Lebensjahr  vollendet,  in  dem  <Ici  Wahl  voran L'iLiiiir.i.en  Jahre 
fnr  sich  und  seine  Familie  Armenunterstützung  aus  öffentlichen  Mittein  nicht  empfangen 
«der  die  em]iiKn|!«ie  AnMnnntentiUzung  zarftekenlattet  bnt  md  in  dem  Bemiko  4m 
Gericht.'^  seit  mindestens  einem  Jahre  wnlmt  oder  b<  rTi  i'tii>t  isL  PeiMHWnt  wdebc  fiun 
Amte  eines  bchöffen  unfähig  sind,  kOiwen  nicht  berufeu  werden. 

Bei  KttofniMin^erf ^ten ,  wdehe  mis  ndbmren  Abteilungen  (Kaaunem)  bestehen, 
MNmen  mehrere  Vorsitzende  bestellt  vefden. 

Besteht  am  Sitze  des  Kaufmannageriehts  ein  auf  Grund  des  §  1  oder  des  §  2  dos 
Gewerbegerichtsgesetzes  errielitcte»  Gewerbegericht,  so  sind  in  der  Regel  dessen  Vorsitzender 
und  seine  SteUvertreter  sogleich  ztun  Vorsitzenden  und  zu  stellvertretenden  Vorsitzenden 
des  Kanfmannsgerichts  su  bestellen,  auch  gemeinsame  Einricbtnngai  für  die  Gerichts- 
sdhreiberel,  den  Bureandienst,  die  SitmingB-  nnd  Bnreanrtnmlidikeiten  nnd  dergleichen 
M  treffen. 

§  8.  I>er  Vorsitzende  sowie  dessen  SteUvertreter  dürfen  weder  sclbst&ndige  Kauflente 
moA  Handlungsgehilfen  oder  Handlongslelirilnge  sein.   Sie  werden  dnroii  den  Hagistnit 

und,  wo  ein  solcltcr  nirlit  vorhanden  i«-!  oder  das  Statut  dies  bestimmt,  durch  die  Gemeinde- 
vertretung, in  weiteren  KommunalverbAnden  durch  die  Vertretung  des  Verbandes  auf  min- 
destens ein  Jahr  gewildt. 

Ihre  Wahl  hednrf  der  Bestätigung  der  höhereu  Verwaltungsbehörden,  in  deren  Ilcxirke 
das  Kaufmaansgcrieht  seineu  Üiu  bat.  Diese  Bestimmung  findet  uuf  St:u-it.s-  oder  Geuieinde- 
beamte,  welche  ihr  Amt  kmft  >tua(licbcr  Ernennung  oder  BrMfitigung  verwalten,  keine 
Anwendung?,  InnEre  sie  dies«»«  Amt  bekleiden.  Einer  Bestätigung  bedarf  es  femer  nicht, 
wenn  im  Falle  de»  §  7  Ab«.  J  der  Vorxitzendc  des  Gewerbegerichts  oder  »ein  SteUvertreter 
zum  Vonitienden  oder  sum  stelWertretenden  VMsitsenden  des  Kanfiutnnsgerlekte  gewihlt 
werden. 

§  0.  Die  Beisitzer  müs.sen  zur  Hllfte  ans  sell)stflndigen  Kauflenten,  weifte  mindesten!; 
einen  Hondlnngügchilfen  oder  Handlungslehrllni.;  n^.'^elraäKHig  das  Jalir  hindurch  oder  la 
gewissen  Gleiten  des  Jaiires  bescliilftigten,  zur  Hälfte  ans  den  Handlungsgehilfen  ent- 
nommen werden. 

§  10.    Zur  Tcilnidirnc  an  d<  n  Wahlen  ist  nur  berechliu'  d.•^^  linundzwaurigste 

i^bcnsjalir  vollendet  hat  iwd  in  dem  Bezirke  des  ELaufmannsgcricbta  wohnt  oder  beschäftigt 
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iüt.    Penonen,  welch«  nun  Amte  «InM  SdUtfUan  unflbi«  nnd  ||  31,  38),  M 

nicht  wahlberechtigt. 

§  11.  Den  selbiit&ndigen  Kanfletiten  im  Warn«  diom  OeMtee*  stehen  fßtidb  die  Mit- 
glieder des  Voretandes  einer  Akticntfesollscbiift  oder  cinKC'traR<  aen  Genosscnschuft  f-xler  fin«  : 
•to  Kautmami  geltenden  jnmtiaoheu  Penon  sowie  die  Geschfiftaführer  einer  GeaelLachaft  mit 
besdiiriDlrter  Haftung,  ferner  die  mit  der  Imtnng  elnea  Handelagewerbei  oder  ciaee  be> 

Htimmtt'ii  Zw.  iK'i-^  desselben  betrauten  Stellvertreter  der  selbständigen  Kntifleute,  insbesondere 
die  rrokuristcn  und  HaodliiugabeToUmAchtigten,  sofern  sie  nicht  nach  §  3  als  Handlung»- 
gdlilfen  gelten. 

§  12.  Üie  Gemeindebehörde  hat  eint-  I.i-^*'^  i er  Wahlberechtigten  aufzustellen.  Pulirr- 
behftrden  sowie  Krankenkassen,  die  im  Hei^iikt;  di-^  Gerichts  bestehen  oder  eine  önlictL 
Verwaltungsstelle  haben,  sind  verpflichtet,  der  (i<^nieindebehörde  auf  Verlangen  die  für  di«^ 
Fertisstellung  der  Wählerliste«  für  selbständige  Kuufloute  und  HandlungsgebilfeD  erforder- 
lichen Auskünfte  au  geben,  insbesondere  Einsicht  der  MitgliederverrciehnisBe  benehong» 
weine  der  Gewcrbeanzeigen  zu  gewähren.  Die  Liste  ist  während  vier  Wochen  vor  dem  «nr 
Wahl  bestimmten  Tage  zu  jedermann^«  Ein<<icht  aussulegen,  and  i«t  die«  zuvor  öffentlich 
bekannt  zu  machen.  Wer  bb  zum  I'u^'*«  vor  der  Wahl  Mnne  Wahlberechtigung  nadlWciM, 
bt  In  die  Wählerliste  einzutragen. 

Im  übrigen  finden  auf  die  Wahlen  die  Vonchriftcn  des  g  15  Abs.  1.  §  17  Ah»,  1. 
$  18  des  GetrerbegeriditigeMtaet  enlquiehende  Anwendung.  Ebenso  nnd  die  Tondiiillee 
der  §§  19,  20,  $  Ii  Ab«.  1,  3,  §§  38  bis  85,  83  des  Qeveib«g«ricbt^gcaetict  winngemfc» 
aotuweuden. 

Zweiter  Absehnitfe. 
y  erfahren. 

Auf  diis  Vorfahren  vnr  dm  K-infmannsperichten  finden   die  Vonschrifttn  d»- 
bis  Ol  dm  Ciewerbt'getichtägesetzcs  entsprechende  Anwendung  mit  der  fjnschraukuiig. 
dasK  Berufung  gegen  eine  Entscheidung  des  Kanfm.iun.sgcrichts  nur  zulässig  Ist»  WCBB  der 
Wert  des  Streitgegenstesdes  den  Betrag  von  f&nfbondert  Mark  übersteigt. 

Gutachte  n  und  Antrige  der  Kuufman  ns^jerichtp. 

§  14.  Das  KaufmanuvBCleht  ist  Terpflishtet,  auf  Ansuohen  Ton  StaatabehArden  oder 
des  Vorstandes  des  Knmmnnalyerbandes ,  fBr  welchen  es  errichtet  ist,  Qntaebten  tber 
handelsgCM er>)liclie  FVaijen  abzugeben. 

'Das  Kaufmannsgerloht  ist  berechtigt,  in  den  bezeichneten  Fragen  Antrige  an  BehfizdcB, 
an  Vertretungen  von  KommnnslTwrbtnden  nnd  an  die  gesetageboiden  KCrpetwchaften  der 
Bnndc'-'^laalen  oder  des  Reichen  zu  richten. 

Zur  Vorbereitung  oder  Abgabe  von  Gutachten  sowie  zur  Vorbereitni^  von  Antrigai 
können  Anssdiüsse  ans  der  Mitte  des  Ksnfmannsgeriobto  gebildet  werden. 

Diese  Ausschüsse  müssen,  sdfern  es  sich  um  Fragen  handelt,  welche  die  Inten^r 
beider  Teile  berühren,  zu  gleichen  Teilen  aus  selbständigen  Kaufleuten  ^  11)  und  Uiuad- 
InngsgebDfto  snsanunengesetit  sein.  Das  Nibeie  iMstimmt  das  Statut 

Tätigkeit  des  Eanf mannsgeriohts  als  Eiaigungsarat. 

§  15.  Das  Kiivifmannügericbt  kann  bei  Streitigkeiten  swlsdisn  selbständigen  Xasf 
leuten  und  Handlungsgehilfen  oder  Lehrlingen  über  die  Bedincruns^n  der  Fortsetzong  OS^ 
Wiederaufnahme  des  Dienst-  oder  Lehrvcrhftltnisses  als  F^iniguugsauit  angemfen  wcfldci. 
Auf  die  Zusammensetzung  und  das  Verfahren  des  Einigungsamtes  finden  die  Bcstimanqgia 
der  §§  63  bis  73  des  Qewerbegericht^igcsctzcs  cntsiMreoboade  Anwendung. 

Sclilu-isbestimmnni»en. 

§  16.  ätreiti^eiten,  welche  anhängig  geworden  sind,  bevor  ein  für  sie  sasttodiff> 
Kanfmaonsgericbt  bestand,  werden  too  den  bis  dalun  sostlndjg  gewesenen  BshBidcn 
erledigt. 

§  17.    r)ie<.  -  Cexetz  tritt  am  !.  April  1901  in  Kraft. 

♦iH.  KnappHchaftBkastsen,  s.  „Krankenversicherung". 

»i9.  KoalitioiiBrecht  (Bd.  I,  34,  Bd.  U,  17),  s.  auch  „Vareui^ 
und  Versammlungsrecht'*. 

Reich.    1.  Antnur  Dr.  Abis«  und  CNmosBen,  Drucks.  Ko.  184.   Der  Beiclutsg 

lMseb1i«}sseu,  folgendem  (le-etzontTmrf  die  vprf:wnn£r'ni?l'«««ige  Zustimmung  zu  erteilen: 

Gesetz,  betr.  Abänderung  der  Gewerbeordnung  fUr  dhs 
Deutöche  Reich. 
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Einsiger  ArtikeL 

Der  tj  152  Abs.  1  tler  Gewrrliconlntintr  für  fi.'i«  Dontst'ho  Rpioli  crhiilt  fol^iciKfe  FiLv-Miiig : 
§  lb'2  Ab».  1.  Alle  Verbote  uud  Straf bc«itimmui)geu  gegen  Gewerbetreibende,  ge- 
werbliche Qehilfen,  Gesell«!!  oder  Fabrikarbeiter  we^en  Verabrednngen  und  Veretnigm^ren 
zum  tiefaufe  der  Erlrmjninp  giin^^ticrcrpr  Lohn-  tnul  ArhritslK-dingning^rn,  sowie  der  Aufrecht- 
erhaltUDg  der  beateheudon  ArbeiUtverhällutase,  inslx-smulere  mittL-L>i  EiiiüLeilung  der  Arbeit 
oder  Kntl:iK>iunf;  der  Arbeiter,  werden  aufgehoben.  Soli  lic  Vi  ri'inigungen  sind  berechtigt,  ihre 
Tätigkeit  auf  die  Verbesi^fninc;  der  sozialen  und  wirtsobaftlichi  n  Vcrhältniase  im  aUgemeioea, 
aowie  in!«Ke?'ondere  auch  auf  Aenderung  der  Gesct«gebujug  auszudehnen. 

II.  .Intnig  Dr.  Pachnicke  und  Genossen,  Drucke.  No.  00.  Der  Reichstfig  wolle  beechlleasen, 
die  verbündeten  Regierungen  zu  enuchen,  dem  Reichstag  einen  Gesetzentwurf  Tonulegen, 
welcher  die  dem  KoalitioiiHecht  noch  entgegemrtehendeii  Bcediränkongen  beseitigt  und  ins» 
betondere 

I.  den  §  IT>~  licr  Gew<  il><  onlrumg  dahin  ändert, 

a>  da»  derselbe  uldit  nur  auf  £rliuigtttig  besserer,  sondern  auf  Erbaltong  b^tehender 
Arbeits-  xmä  Lobaverhllttiiflse  Anwendtiiig  findet, 

b)  d;us.<  sich  die  entaprccheiulen  Vi  r  1  i>  (hnigon  und  Vorfinijftuijri-n  nicht  nur  anf  die 
ludiTiduellcD  loteresHen  der  sich  Verabredenden  oder  Vereinigenden,  sondern  auch  auf  die 
Intercsben  der  Arbeiter  nnd  Arbaitetiiiaeii  Im  allgemeiiieo,  sowie  anf  VertndenuigeD  der 
Gesetzgebung  richtm  flnrfrn  : 

II.  den  ^  153  der  GeM'erbcordnung  dabin  erweitert,  da^s  zugleich  mit  dem  üiasbniuch  de« 
KoalitioDsrechtcs  auch  die  reehtswldrtge  Verfaindemng  am  gsMtsmiasigeii  Qebnmoh  nnter 
Strafe  gestellt  wird. 

Antrag  Auer  uud  Genossen,  Druck».  Xo.  74.  Der  Reictutag  wolle  hmchlioODIin,  dem 
nacbsteheodeu  Gcsetseotwurf  die  verfassungbniiiäsige  Zustimmung  zu  erteilen: 

Gesetz,  betr.  Ab&nderimg  der  §§  162  und  158  der  Ge> 

w  e  r  b  e  o  r  (i  n  u  n  g. 

An  Stelle  der  §g  152  und  15:i  der  Gewcrhoonhiung  treten  folgende  Bestimmutgen : 

1.  §  152  der  Gewerbeordnung  erhiUt  folgende  l'aanuug: 

Personen,  welche  gegen  Vergütung  die  Leistung  von  Diennten  oder  die  Herstelloiig 
von  Werken  äbemebmen,  haben  da^  Recht,  Vereinigungen  zu  bilden  oder  Verabredungen 
stt  treffen,  die  eine  Einwirkung  auf  Arbeits-,  Gehaltet-  oder  I^ohnverhältniisae,  für  die  Teil- 
nehmer oder  für  Dritte  bezwecken. 

Dies  gilt  insbesondere  für  Gewerbetreibende,  Beamte,  Angestellte  oder  Arbeiter  de« 
R^dics,  Staates,  der  Geradnden  und  Offtentlfch«riMsbtlidier  Korporationen,  sowie  der  Ar 
deren  Rcchnniiu'  K'  f'ihrton  wirts<-hiirtll<  hfn  nctiicbe,  Ilandhint'*'trihilfi  ti  \MTbegohilfen, 
Lehrlinge,  Tagelöhner,  Heimarbeiter,  lluusindustrielle,  Gesinde,  Hofganger,  Landarbeiter, 
Fomtarbeiter,  Instlente,  Einlieger,  Seeleute  nnd  von  Yereinigongmi  und  Verabredungen, 
wHchr  die  W:ihmehmung  von  Berufsinlerp^fpn.  A^o  Frlnniriintr  K'imstigerer  Lohn-  und  Arbeit»- 
bedingungon  durch  Einstellung  der  Arbeit  oder  durch  Euüüääung  der  Arbeiter,  sowie  die 
Unterstützung  Arbeitsloser  und  llülf^bedürftiger  bezwecken. 

Jedem  Teilnehmer  steht  der  Rücktritt  rnn  '«olrhen  Vereinigungen  und  Verabredungen 
frei,  und      findet  aus  letzteren  we<ler  Klage  nuili  Einrede  statt. 

Alle  entgegensttehenden  Yerbote  und  Strufbestimmungen  sind  an%dioben. 

2.  §  152a.  Vereinigungen  and  Versammlungen  der  in  §  152  genannten  Art  unter- 
liegen ni(>ht  den  Bestimmungen  über  des  Versammlungs-,  Vereins-  und  Versteherungswesen. 
Insbesondere  dürfen  solche  Vereinigungen  Versammlungen  veranstalten  und  in  den.selben 
sur  Förderung  der  im  §  152  gedachten  Zwecke  politiaohe  Gegenstinde  erörtern  und  auf  die 
Verwaltung  und  Gesetzgebung  efnsnwirken  suchen. 

3.  §  152b.  Auffonicrnni^in  zur  IMnlerung  der  in  §§  l'-  tuul  irj2a  aufgefwlirtm 
Zwecke  oder  Unteniehmuugcn,  Geldsammlungen,  welche  diesen  Zwecken  oder  Unterneh- 
mungen dienen,  lOtteOnngen  und  Erkundigvngoi,  welche  dieselben  betreffen,  die  Ver< 
breituncr  orli  r  Vortriluiiq'  vnii  Druckschriften,  welche  dirscti  /'^wfi  krn  dienen,  sind  jederm.nnii 
gegenüber  zuta^ig  und  unterliegen  keinen  landesgesetzhchen  Bestimmungen,  düirfen  auch 
niät  als  grober  Unftag  oder  als  Verletsung  der  Bestinunungen  fiber  Bonniagsruha  eraditet 
werden. 

Der  Aufenthalt  auf  «"»ffctitliiia-n  l'l  azen,  Straswu  uud  :uj  anderen  öffentlichen  Orten 
zum  Zwedte  solcher  .\ufforderunt,'cii,  Mitteilungen  oder  Erkundigungen  darf  nur  untersagt 
werden,  wenn  durch  den  .Vufenthalt  der  Tatbestand  der  in  den  §§  115,  116,  123 — 125,  127 
de»  Striifgenetzbucbs  gedachten  Handlungen  erfüllt  wird. 

4.  152c.  Das  Vcrhmgen,  einen  Arbeitavertrug  zu  M^hliesi«en,  andere  in  Arbeit  zu 
nehmen,  andere  Arbeitsbedingungen,  insbesondere  höhere  Lohne,  Icürxere  Arbeitszeit  sn  ge- 
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wälirt'n,  oder  bcMiiuinti'  BoilinKUiiu'fTi  ri]>  Voraussetzungen  für  Fortset/iiiiLr  oder  Aufii.iiiin' 
der  Arbeit  ra  erfüllen,  sowie  da»  VerliuigeD,  einer  WohltAtii^eiteanrtalt,  einer  dffemlidi- 
rwfatlidieD  Korporation  od«r  einer  poIitiidieD,  gewerblichen  oder  gemeimiQtajfvn  Verdnifiiiur 
eine  Znwendo Iii:  /"  macl'.'  m   ist  nü'ht  !ils  reohtewidrig  und  <1cr  dmlurrli  cn-tri  l  tc  Vt- miöt;r:n-- 
vorteil  nicht  als  eiu  recliU>widhger  ini  äinne  dm  §  253  des  titrafgeaetzbucbe»  xa  erachten. 

5.  Id  9  154a  der  GewMiMoadBtiiig  wiri  statt  d«r  Wofle  ..^  152  wd  153"  gcMlit: 
.JS§  152,  152m  152b,  152«,  152d". 

70.  Krankenversicherung  (Bd.  I,  37,  Bd.  II,  19,  33,  42). 
Reich.  Aiitnif»  Aiht  uiul  Genossen,  Dniek«.  Xo.  77.  Der  Heidistae  wolle  l»-M'hlieMeii, 

dem  nacb&tebcndeu  Gesetzentwürfe  die  verfaisung&milssige  Qcnebuiiguug  2u  erteik-u : 

Entwurf   eines  Gesetces,  betr.  die  Ab&ndemng  dB» 

Kpankenversiclierungsg:ese  tzes  vom  15,  Juni  1883. 

Artikel  1.  Der  Abs.  3  des  §  74  des  Knuikeuvenichentag«feaeties  Tom  15.  Juni 
1S8S  eriiilt  Mgende  Fsssanir: 

„m-  Yc>t>rhn(U'n  des  ■2i]  Ahs.  1  und  Abs.  2  Sirts  1,  §  37  Abs.  3,  ffi  5te  ixad  57s 
finden  anoh  anf  Knappachaftskassen  Auwendung". 

Artilnl  2.  IMeses  Gcs«te  tritt  sm  Ti^e  sc»«r  VtASnim^  in  Knft. 

Bayern.  878.  Sitsnng  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  16.  CMctober 
1903.    Sten.  Prot.  S.  178  ff.    Antrag  des  Abg.  8e-itz.  Drucks.  Xo.  900: 

Die  K.  Staataregieniiig  wolle  dem  gtteawärtig  versammelten  Landt^ce  bald- 
möf^lichst  etnen  Gesetzentwnrf  vorlegen,  ämta  wdchen  der  im  RrukenveniclieningB» 
e^etze  vom  10.  .\itril  1S?'2  mit  deii  Ahändeningra  zufcdpc  der  Gesetze  vom  28.  .Tiini 
1900  und  vom  25.  Mai  11K)3  augges^NrocheDe  Veraicherungszwang  auf  die  in  d«r  Laod- 
nnd  Poratwirtidnft  bescbSftigten  Beamten  nnd  Betriebebeanrten,  sowie  anf  daa  Gcrinde 
anagedehnt  wird. 

Beratung.  Ablehnung  des  Antrages  Segits  und  Annaiune  des  Antrages 
von  Daller: 

In  Erwägung,  dass  der  vom  Antrage  Regitz  und  Genoss*  n  berührte  GegeiiMtand 
nach  den  ErklarTinppn  der  K.  Ptaatercgimnip  in  RSIde  den  ReichBtag  beschäftigen  wild 
sei  über  den  Antrag  begitz  und  Genoeeen  zm  Tagesordnung  überzugehen. 

Bayern.  405.  Sitraing  der  Cammer  der  Abgeordneten  YOm  24.  Nc- 
▼erober  1903.  Bnte  und  sweite  Beratung  ttber  den  Entwarf  eines  Ge- 
setze», die  Ausführung  der  12  und  45  des  Krankenversicherungsgesetzes 
betreffend  (Beil.  No.  039).    Ston.  Prot  S.  916ff.  Annahme  de»  fintwori'es 

in  erster  und  zweiter  Beratung. 

Sten.  Prot.  S.  191  ff.  379.  Sitzung  vom  16.  Oktober  1903.  Annahme 
des  Antrages  Blttmm  n.  Gen.: 

T>rr  Anfrao^  8egifz  \md  f'rn..  hrtr.  SchutTibwitimmungen  für  die  hei  den  Staatf- 
betrieben  beäcbi^igteii  Arbeiter  lät  dein  Wiitschaftsaueechuss  zur  Beratung  zu  über- 
weisen. 

71.  Lehrlinge  in  Handwerksbetrieben. 

I.  Reich.  Antrat:  Dr.  Oröscherwid  Genossen,  Druil^   N  .  33.    Der  Rcicjutag  woU« 

beochliefiRen,  die  verbQndeten  Regierungen  zu  ersuchen,  dem  Reichstage  einen  Ge^etxeutvtirf 
vorzulegen,  durch  welchen  an  Stelle  der  Bestimmung  in  §  129  Ab«.  1  der  Rcichsgcwerb«- 
Ordnung  die  folgende  ße^tinlnluug  gesetzt  wird : 

„In  Handweriubctriehcn  atebt  die  Befugnis  zur  Anlciunig  von  Lehrlingen  n«r  den- 
jenigen PttTMoen  tn,  welche  das  24.  Lebensjahr  vollendet  haben  imd  in  tea  Qeweibe  «der 
in  dem  ZweiL.'<-  <l<>^  ( icui  ihe»,  in  welchem  die  Aulcitung  der  Ldutinge  erfolgea  soU,  dir 
Berechtigung  zur  Führung  den  Meistertitel»  haben." 
nnd  dsss  folgende  Uebergang!«lM>«tlmmiin|r  hinzngesetst  wird: 

„Die  BcKtimTnnnc:  des  §  120  .\1>s.  1  in  der  nciicn  r  iv  inn;  tr'**  erst  mit  dnii  1.  .\pri! 
1907  in  Kraft.  Bis  dahin  steht  die  Befugni.>«  mm  Anleiten  vuu  I.^lirliugeu  in  ÜHudweri(>- 
betrielwn  auch  denjenigen  Personen  su,  welche  <1h.m  '24.  Lebensjahr  rollen det  nnd  in  den 
Gewerbe  oder  i:i  dem  Zweige  de»  Gi  worlie«.  in  wrichcni  die  Anleitung  der  LehrUns.'C  er- 
folgen ^oIl,  eiit\v(  di  r  TT>inde«tenj«  eine  dreijitiuige  oder,  full.«t  sie  am  1.  April  1901  dn» 
17.  Leben!»jahr  vi  ll"  ndi  t  linttcri,  niindi'stens  eine  xweijtthripe  Lchrzfii  zurückgelegt  und  die 
Gesellenprüfung  be^ilHuden  rMJi  r  .'>  .t:ihn' hindinrh  dri>'  FTrnidwcrk  ^«  Ibstäudig  MUgsAbt  bsbcn 
oder  als  Weifanei.'<tcr  oder  in  äbnlieher  Stellung  tatig  gewei«en  sind." 
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II.  Antrug  Pr.  Ilitzo,  Dr.  Frpihrrr  v.  Hcrtlinjj,  Etiler,  Dr.  Jägt»r,  M:irlM%  Dr.  SrliKdler, 
Tiimborn,  Enbei^geTi  Drucks.  Mo.  42.  Der  Reichstag  wolle  beBohlieasen,  die  Terbüodeten 
Regieransni  ni  envdien,  dem  Beieh^tngr  tmilidnt  Mld  ^en  GeMtnntwiirf  Tonvlegm, 
«Inrch  wolchtn  tho  Aushildmig  Tön  I.flirlinßTn  in  han(lwprkstTiii.<i.'«igpn  Betriobrn  nur  solchen 
Penouen  gestattet  wird,  irddw  den  Meistertitel  (§  133  der  Gewerbeordnang)  ta  führen 
bereehtigt  (rind. 

72*  Maximalarbdttstag,  für  erwachsene  mftimliche  Arbeiter. 

Roieh.  Antrat.'  v.  Chrziinowski  uml  rit-noHsen.  Drucks.  No.  122.  Der  llcirlistaR  wolle 
tiesohlienea,  die  Terböndeten  Kegienuigen  su  enuchen,  dem  Beichitage  bis  zur  nttcbiten 
SenioD  einen  GeeelMutif  uif  Tonnil^feBt  dofoh  wdeheti  der  IfsxlnislArbeitiitAg  der  anler 
Ta^e  ^p^^rhiiftiBrten  Hrrjjrlcnte  und  der  am  Feuer  und  in  priftigen  Gamsen  «rhcitenden  Zink« 
und  Eistenhüttea-,  Walxwerkarbeiter  and  Arbeiter  in  ähnlichen  Betrieben  aaf  8  Stnaden 
TwUnt  wird. 

—  fbr  Frauen. 

Rcloh.  Antrag;  v.  Cluzanowski  und  <i<-n(i>snn,  Drucks.  No.  108.  Der  Beidwlag  wolle 
bemhlieeeen,  die  verbündeten  B^ierungen  su  eriucheu,  mCglichst  bald  dem  Bdolwti^  einen 
Oeeetwentwnrf  «ifüehen  sn  lanen,  dordi  weldien  die  Mazimelarbeiteselt  der  in  Fi&iiken, 
Elisen-  un«l  Zinkhütten  luxi  rlcr  in  Bergwerken  über  Tage  arheltondt  n  Frauen  auf  8  Stunden 
täglich  beschrilnkt  wird  und  an  Vorabenden  voa  äonn-  und  Feiertagen  die  Beschäftigung 
detselbm  liöefasteiM  bU  Mittag  12  Ulir  stattfinden  dail 

78.  Frivatbeamten,  Ver sichernng  der  —  s.  auch  unter 

^Gehilfen  der  I\oclitsaii\villtn". 

Reich.  Antrnir  Freiherr  v.  Hichthofen-Damsdorf,!  Pauli  (P<>t«4lani)  und  Genossen,  T^nieks. 
No.  30.  Der  Reichstag  wolle  besc-hlic.-'.sen,  die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  die  Vor- 
arbeil»  wa  einem  Gesetaeiuwurf,  betreffend  die  Pensionpvenqchemng  der  PrivHtbeanrtMD, 
dcrrnnmen  an  ftaden,  daia  denelbe  bei  Beginn  der  ntehetea  .niiithrtagiMion  snr  Voriaga  gt- 
Inn  gen  kann. 

Antrag  Patz.ig,  Hai-tling,  Dr.  Hieber,  Drucks.  N<K  67.  Oer  BaioM^g '  tnille  Iw 
aohlieaHeo,  die  Terbündeteo  Regierungen  zu  ersuchen: 

1.  snr  Vorbereitnnir  einer  den  eigenartigen  wirtaehaftllchen  VerhiltbnMeii  der  Prirat- 

beamten  (Privatangestelltrn  entBprechenden  allgemeinen  olilit;.itnrischen  .Mters-,  Invaliditiit-- 
•owie  Witwen-  und  Waisen  Versicherung  durch  eine  besondere  Konuuitision,  su  welcher  neben 
den  Verlretem  der  TeiMadeten  ReglerMgwi  «oeh  Vertreter  dea  Reiefastagea,  lowie  der  be> 

teiligten  Privatbeamten  ( Privatangestellten j  und  Privatbetriebe  mirl  der  Privatvcr^iehening^- 
•■atalten  zuzuziehen  sind,  Erhebungen  in  die  Wege  zu  leiten  und  die  bierfür  nötigen 
Mittel  noch  durch  einen  Naditragsetat  für  1004  anxufordem, 

2.  bei  der  im  Jahre  ITtö'  erWifendeii  ( iewerl)ezählung  eine  sorgfältige  Fe»itatelllUlg 
der  vernchiedenen  Kategorien  der  l'rivatlM'junten  (PrivatangestcUten)  anzuordnen. 

74.  Keichsarbeitsamt  (Bd.  I,  42,  55,  Ü3,  Bd.  II,  24). 

I.  Bei  oh.   Antrag  Dr.  Paaaah«,  Freiherr  Hejrl  an  Hermdidni,  Dr.  Hieber,  Dmelca. 

Nn.  riH.  Der  Tleiehstag  wolle  beschlic8.sen,  die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  dem 
Ri  ichstag  baldigst  einen  Gesetzcutwurf  vorzulegen,  welcher  die  Einrichtung  eines  Keichs- 
arb«;its:iinteM  schafft,  mit  der  Maimgabe,  dass  auf  dasadlw  die  Obliegenheiten  und  Befugnisse 
der  Kommis<<ion  für  Arbeiter8tati.stik  übergeben,  und  das^  ihm  je  in  glcioher  Zahl  Var* 
treter  der  Arbeitgebor  und  Arbeitnehmer  als  stiuidige  Hcisitzer  luigehören. 

II.  Antrag  v.  Chrzanowski  und  GaaoaMD,  Dnüoks.  No.  106.  Der  Reichstag  wolle  l)e- 
^eiilieiwen,  die  verbündeten  Regierangen  an  errachen,  dem  Reichstag  tunlichst  bald  einen  Ge- 
«etaentwnrf  vorzulegen,  kraft  dessen  ein  Reicbsarbeitaamt,  Arbeitsämter  und  Arbeitskammem 
geschaffen  werden,  zwecks  Erhebungen  über  die  I»hn-,  Arbeits-  und  I.K.*beusverhältni8se  des 
ArbeitefBtandos,  Kontrolle  ül>er  die  Ausführung  der  Arl>ei(enohutzbestiromungen  und 
frladÜelier  Bnüegung  der  aaa  dam  Arbettavarlilltiiia  «atatehendaa  Streitigkeiten  awiaehen 
den  Arbaitgebani  «nid  Arlieitneiiiiieni. 

in.  .\ntra;.'  Auer  und  Ci  iio^sen.  Drneks.  No.  07.  Der  Reicbstaj;  «-olb  beschlicaaen.  dam 
nactistebendeu  Ueeetzentwurf  die  verfassungsmässige  Zustimmung  zu  erteilen: 

Entwurf  eines  Gesetses,  betr.  die  Errichtung  eines 
Beichsarbeitsamts,  von  Arbeitsämtern,  Arbeitskammern 
und  Einignngsamtern. 

.\rtikel  I.  Keichsarbeitsamt. 
§  1.    Eb  wird  ein  Keichsarbeitsamt  errichtet,  dessen  Organisation  durch  Geseta  lie- 
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B^itumt  wird.  Da;:»elbe  bat  seinen  Sitz  in  Berlin.  Leiter  des  KeichsarbeitBamti!  ist  der 
Reidiaarbeitsrat. 

§  2.  Zu  den  Aufgaben  des  Rcii  hsarbcitsanit?  gebören : 

ErlaÄü  vou  Vorschriften  zum  Schutze  für  üesundhcit  und  Leben  der  in  gewerbliohcD 
Betrieben  aller  Art,  einschlief! ieh  der  Heimarbeit,  des  Handels  und  VcriEebre,  der  Land- 
und  Ff^Tst wirtschuft,  der  Fisi-lu  ipi  und  Schifferei,  K^gcn  Entgelt  beachiftigten  Personen. 

£riuä6  von  Vorschriften  und  Anweisungen  über  die  dienstlichen  Verrichtungen  dei 
Arl>eit«ämter  (Art.  II  §  4),  sowie  die  Kontrollo  über  die  Tätigkeit  derselben  and  die  Ead* 
entflcheidong  aber  B««ch werden  gegen  Anordnungen  und  Beschliisse  der  Arbeitsämter. 

Anordnung  und  Oberleitung  von  Eriiebnngen  über  die  Ix»hn-,  Arbeite-  und  Leben»- 
yerhiltnisse  der  in  Absatz  2  dieses  Paragraphen  besohaft irrten  i't-rsoucn. 

Beraiusgnbe  und  Veri^entUobniig  von  Bdrichten  über  die  »tattgehabten  ErbebonipNi ; 
Zmamitienstellung  der  Jahreiberiehte  der  Arbeitiliiiter  über  ihre  Tfttigkeit,  die  dem  Diiudo» 
i!it  und  Rfi<'li.stjit«;  vorzulegen  sind.  TIf  rrius^;il)e  von  Veröffentlichungen  üb-  r  die  Boweifuüy 
des  Arbeitamarkta  (Streiks  und  Arbciterauasperruugcu),  der  Arbeitalöhne,  Arbeitavcnnittelunf 
und  ihnlieher  MHdeler  Etariehliuigeii  md  Eneheinmigen ,  die  für  das  Beamt  des  Bddw* 
srbeitsamta  von  Wichtigkeit  (^iud. 

§  3.  Alljährlich  einmal  beruft  daa  Heiciisarbeitsaiut  Vertreter  der  Arbeitsämter  (Art.  II 
§  4)  und  der  Arbeitskammern  (Art.  III  §  11)  und  zwar  von  letzteren  mindcstcoB  je  dM 
Vertreter  der  Betriebsleiter  und  der  HilfspcRionfn,  die  jede  Klasse  der  Arbeit<*kammer  aat 
ihrer  Iditte  wählt,  zu  einer  Tasfuni;,  in  der  die  zu  losmidcn  Aufgaben  beraten  werden. 

Artikel  11.    Arbei  la  amter. 

§  4.  Für  jedes  Bestik  einer  hflberen  Venreltiuigsbdillffde  ein«»  Roodeertaati  wird  » 

der  Hegel  ein  Arbeitsamt  errichtet. 

Soll  der  Bezirk,  für  welchen  da«  Arbeitsamt  errichtet  wird,  über  das  Gebiet  ein» 
Bnndcastaats  hinaus  erstreckt  werden,  so  ist  hiem  die  QenduDigling  der  beteiligten  Landet- 
Zentralbehörden  erforderlich.  Wird  die  Genehmigung  erteilt,  so  sind  die  den  Lnndes-Zen- 
trulbchördeu  ^zustehenden  Befugnisse  von  den  Zentralbehörden  desjenigeu  Bo&deastut» 
welurcunehmen,  in  welchem  das  Arbeitsamt  n  iuen  Sitz  hat. 

Pie  ArbeitAftmter  unterstehen  dem  Keichsarbeitsiinit. 

§  5.  Das  Arbeitsamt  wird  gebildet  atis  einciu  ArbeiUtrat,  als  Leiter  des  Amts,  oad 
nindesteDs  drei  Hilfsbeamten. 

Den  Arbeitarat  ernenDt  die  Zcntndbefaarde  dcqenigen  Bundeastaata,  in  dem  daa  Arbdto- 
amt  Mdnen  Sita  hat.  Die  dem  ArlMitanil  nir  Beite  aldMiden  BäUbtuataa  werden  m 
dor  Arbeit skiunincr  tArt.  III  §  ^1)  gewiliU.  Unter  dicien  HÜfabeamten  mnaa  mindfalaiw 
ein  weiblicher  Uillsbeamter  sein. 

Die  Mitglieder  dea  ArbdtHunts  sind  Beidit1>eamte  und  anterstdien  den  für  die  Baiata 
bewnteti  >,'ü!tii^('n  iri'sntzlit'licn  llestininiuri^'en. 

§  a.   Zu  den  Aufgaben  des  Arbeitsamts  gehören  : 

Anafühnmg  der  uoidnungen  nnd  Anwcliangen  des  Beicliaarbdtsainta. 

Aufsicht  über  die  diesem  Gesetz  unter^tfllfen  Betriebe  nach  den  jrrsetzlichen  Vor- 
licbrifteu  und  den  Anordnungen  des  Reicbsarbeitsamt»  und  der  Organe  der  UnfaUrcr- 
aidterangMSeneaaeniioliafleD.  Jeder  Betrieb  nraas  jihrlleh  mindeatena  eiunal  einer  Betidoo 

nnterz'vcren  werden. 

KiuriehiuuK  den  .\rbeit«nHi:hvv  ci%e:i  iu  den  Grenzen  des  Arbeitsamt^bezirks. 

Einberufung  der  Sitzungen  der  ArbeitskunuDer  und  die  Ldtvng  dendlien  dnidi  dei 
Arbeit«rat  beziehungsweise  dessen  Stellvertreter. 

Errichtung  eines  Einigungsamt.s  (Art.  IV  §  28). 

Veniffentlichunpr  eines  Jahrcsberieht,'«  über  seine  amtliche  Tälickeit.  Exemplare  di«-* 
Beriehtj«  sind  dem  iieicbsarbeitsamt,  der  Landea-Zeninübehörd«  und  den  Mitgliedern  der 
gesetzgebenden  KdrperBchaflen  des  Bnnderataats,  in  dem  daa  Arbeitaamt  adnen  Sita  iMt. 
und  den  Mit{,'liedern  der  A  rhi  ilskiiuimer  zu  übermittelu. 

g  7.  Soweit  nach  dcu  lOöa  bis  105i,  il4a  bis  llüh,  120a  bis  120e,  134  bis  mm, 
154  nnd  154a  der  Gewerbeorattnnjr  den  hSberm  VerwaltnnialidiOrdra  Anl)|^lMs  aar  Walir 
nehmniit:  zultw  it  srn  sind,  ü'fhf  nach  Errifhtung  der  Arbeilj-'  imt  r  (Jie  Wahmehmtin):  di?<T 
Aufgul>en  auf  diese  über,  isuweit  naeh  den  Vorschriften  der  1 1>  «crbeordnung  die  unterra 
"VerwultHnp»behörden  bestimmte  Aufgaben  zu  erfüllen  haben,  treten  diese  Behörden  in  d»- 
selbe  Verhältnis  zu  dem  .\rb<'it>;Lnit  ilin  s  Bezirks,  iu  dem  sie  vor  Errichtung  deicibwi  IB 
der  höheren  Verwaltiuiffsbehörde  ihres  lli-zirks  gestanden  hal»en. 

§  B.  Die  vom  Arl)eit*iamt  auszuführenden  amtlichen  Revisionen  müssen  die  Betorirbe- 
leiter  zu  jeder  Zeit,  namentlieh  auch  in  der  Naeht  und  an  Sonn-  und  Feiertagen  gcstattaa- 

Die  Betriebsleiter  sind  verpflichtet,  den  Beamten  und  amtlich  Beauftragten  dea  Arb«!^ 
ajttla  oder  der  PolieeibeliOrde  di^enigen  atetisUaelien  Mitteilnngan  über  die  Terliiltni*a  d« 
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von  ihnen  beschfiitigtcn  Persnni-ii  zu  cnacheti  ,  welclii  v m  Reichskansler  cxlor  Buu(l»*sr«l 
oder  vom  Ueich^arbeitoamt  oder  von  der  Lande»-Zentrulbeborde  waiet  Festoetsung  der  dabei 
an  beobachtenden  Fristen  nnid  Pennok  TOfgeechrieben  werdan. 

§  9.  Da»  Arbeitoamt  bat  du»  Recht,  «um  Schutz  für  Leben  «nd  Cn'siitulhpit  der  in 
den  ihm  untenft«llti>n  Betrieben  seines  Beürka  Li»MiJ)äftigteu  Personen  allgemeine  An- 
ordoangen  za  crliis^oii  und  die  Nichtbefolgung  derselben  mit  Geldstrafe  Ua  aar  Hffhe  van 
300  Mark  oder  mit  Haft  bis       wchs  Worbm  -/n  iK-drohen  und  festzusetzen. 

Auch  kann  es  zur  Durchführung  der  von  ihm  erlasstuiio  Vorschriften  Ordnungsstrafen 
bis  cor  Höhe  von  300  Mark  oder  Haft  bis  zu  sechit  Wochen  verhängen. 

§  10.  Gegen  die  Veilügon^n  eines  Beamten  oder  amtlich  Beauftragten  das  ArbattsamU 
etehl  dam  Betriebsleiter  bedehuug^ weise  deeaen  Stellvertreter  binnen  nrai  Wodum  dar 
B«9chwerdew<'g  an  d.ts  Arbeitsamt  offen.  Gegen  Verfügungen  des  Afbailaainta  ataht  binnan 
swei  Wochen  der  BoKshvrvrdew^  an  daii  Heichaarbeitaamt  offen. 

§  11.  Die  Organisation  des  ArlwitinaeiiweiaeB  dnrch  daa  Ärbaitaamt  ffir  den  Umlkng 
■eiBee  Bezirke  hat  uulIi  den  Ri-st-hlüsscn  der  Arbeit skain nur  zu  erfolgen. 

Da»  N&hcre  über  die  Leitung  und  Verwaltung  des  Arbeitanachweiaea  und  die  An- 
eteUtug  und  Endaaaong  dar  beadxUtigteu  Peraonen  beatimmt  eine  von  dem  Arbeiteamt  aaf- 
zustelleude  GaaehKlaor&iinf,  iraldie  an  ilivar  Qülti^eit  der  Znatiaimung  der  Arbätakammer 
bedarf. 

Die  Gehälter  und  Löhne  der  im  Arbeitsnachweis  beschäftigten  Personen  setzt  da.« 
Rci(  h)'arbr  iu  init  feat  Oaa  laictere  liat  auch  die  Zentraliaation  der  Arbeitanaehweiae  in  die 

Wege  zu  ifcileu. 

I>er  Arbeitsnachweis  ist  unentgeltlich. 

Gemeinden,  in  denen  eine  ArbcitsnachweiHstellc  errichtet  wird,  sind  verpflichtet,  di«- 
dasn  nötigen  Häumliclikeiten  elme  Entschädigung  zur  Verfügung  zu  stellen  und  die  Heizung, 
Balanehtong  und  Seinbaltnng  dar  Blamliobkmten  auf  ibra  Koaten  an  nbemabmen. 


s;  V2.  Kür  die  Walimehmung  der  Ind  reisen  dfr  BetrithRleitcr  und  der  von  ihnen 
gegen  Eni|^elt  bcschÄftigleu  l'erHonen  sowie  zur  l 'nt<Tstittzung  der  Aufgaben  des  Arbeite- 
amta  wird  für  jeden  Bezirk,  in  dem  ein  ArlK  ii^atut  br>trht,  eine  Arbeitakammer  errichtet, 
denen  Mitglicdencuhl  nach  der  Gr^<«e  des  Bezirks  und  der  Zahl  der  Betriebe  faatgaateilt 
wild,  jedoch  nicht  unter  fünf/.ig  Mitglieder  zählen  darf. 

Die  Mitgliederzahl  für  jede  Arbcittikammer  bestimmt  das  Rciduarboitsaiut. 

§  13.  Die  Mitglieder  der  Arbeitakammer  werden  in  getrennten  Wahlhandlungen  snr 
Hllfte  dnrob'die  grossjährigen  Betriebtleiter  bestehnngrirelse  deren  StellTertreter  ans  ibrer 
Mitte,  zur  andern  Hälfte  durch  die  i^niN^j übrigen  Hilfspersonen  au-  deren  ^fitte  auf  (Tnind 
des  gleichen,  unmittelbaren  und  geheimen  Stimmrecht«  mit  einfacher  Mehrheit  gewählt. 
Oleicheeittir  ^d  in  Hdhe  der  Hllfte  der  Mitglieder  jeder  Klaase  BtellTertreter  an  wlhlen. 
Tst  die  Reibe  der  Stellvertreter  erschöpft,  so  hat  das  Reiobaarlteitaamt  eine  Eigiiaongswahl 
anznordneu.   Bei  8ttmmengleicblieii  enl^cheidet  dos  Ia». 

Beide  Geschlechter  sind  gleichberechtigt. 

§  14.  nie  ^tandatsdatIer  der  Miti;li<der  der  Arbeitskammer  beziehtnigSWeise  ibier 
5!>U' 11  Vertreter  walul  awei  Jalire ;  >ie  bvxiuut  mit  dem  Kidenderjahre. 

§  l.'i.  Nicht  Widilbercebtij^i  und  nicht  wählbar  sind  Personen,  die  nicht  grosajährig 
sind  o<lcr  sich  nicht  im  Benitz  der  bürgerlichen  FIhrenreohte  befinden  oder  durch  gericbtUobe 
Anordnung  in  der  Verfügung  über  ihr  Vennögen  bescbrBnlct  sind. 

§  l>ie  Wahl  findet  an  einem  Sonntag  statt  und  zwar  im  Laufe  des  Mf)nats  01<tobei 
datjenigen  Jahres,  in  dem  das  Mandat  der  Mitglieder  der  Arbeitakammer  zu  Ende,  geht. 

Den  Wahltag  bestimnit  das  RelcItRaibdtaanit,  ebenso  die  Art  nnd  Form  der  Legi- 
timation für  die  Wähb-r  und  die  Noriuen,  unter  wclebeti  die  Wahlhandluni:  stattzufinden  hat. 

§  17.  Die  WahLzcit  ist  so  Icatzusetzcn,  das»  auch  die  am  WaUtag  beschäftigten  Per- 
aonen ebne  Rfiekaii^t  anf  Taf«  oder  Narbtacbidit  sieb  an  der  Wabl  beteiligen  ktanen. 

Die  Betriebsleiter  find  verjiflichtet,  den  von  ihnen  besehflfti^tcn  wahlherrrhtiirten 
Peisonen  auslcömmlich  Zeit  für  die  Ausübung  des  Wahlrechts  zu  gewähren.  Die  Verletzung 
dieaer  Pfliebt  iat  mit  Oddatrafe  von  20  bis  100  Mark  für  jeden  Wibler,  der  an  der  Am- 
nbnnp  '5eine5  Wahlrechts  gehindert  wird,  zu  ahnden.  Die  Strafe  spttt  thLs  Arl)ei(Mimt  des 
Bezirk»,  (Ur  dt*n  gewühlt  wurde,  Uttt.  Dan  Arbeitsamt  hat  eine  Al>greuzung  in  Wahlbezirke 
Torannehmen,  die  albn  Heieili^'ten  die  Ausübung  des  Walilrcchts  leicht  ermöglicht. 

§  18.  In  den  Wahlausschüssen  mü-H^en  die  Betrtefisleitcr  nnd  die  von  ihnen  gegen 
Entgelt  beschäftigten  Personen  gleich  stark  vertreten  »ein.  Die  Bildung  der  Wahlausschüsse 
erfolgt  für  jeden  Wahlbezirk  üuf  Anordnung  des  zostAndigen  Arbeitsamts. 

§  19.  I2in  ülinspruch  der  Waliibereohtigten  gegen  die  Gültigkeit  einer  Walil  iat  nnr 
binnen  swei  Wochen  nach  der  Wahl  snUtoaig.  Die  Arbeitskammer  ^rüft  aelbat  den  eibobanen 
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£iiwprueh  und  hiU  im  Falie  der  Uagält^i^MitoerklAnmg  einer  Wahl  aotoit  öenjcaigen  äiell- 
▼ertroter  «ztibenifini,  mut  den  die  mefoten  Sdnnen  fielen.  Handelt  es  neh  un  ELtspnfciU 

gegen  den  ganzen  Wahlakt,  ho  hat  dax  Reichsarbeitsiont  den  Einspni<-h  zu  prüfen  und  hat. 
woon  es  den  Wahlakt  für  augültig  eiiJArt,  iBQeriuüb  xwü  Wochen  eine  Neuwahl  amoordnen. 
§  20.  IHe  MltglMbdiaft  d«nelb«n  eiüedbt,  «oMd  die  belrelfende  P«non  daacrad 

don  Hezirk  der  Arbeitftkammer  rcrlftwt,  für  »lit-  sie  s,'ev  ihlt  '^ar,  oder  wenn  eie  ia  eine 
andere  Kla^e  eintritt  ala  <lieienige,  für  die  sie  gfwülill  vvunie,  «xicr  wenn  einer  der  Crrände 
vorliegt,  die  in  §  t5  dieses  OeMtns  aaf)^führt  sind. 

5j  21.  Die  AHx'ii.-kiunmpr  pi^r  "^ir-h  üin-  GfsohSftwrdnnng  selbflt;  ihre  Sitzungen 
sind  iiffentlich.  Die  Tii^c^urduun^  wiru  in  der  von  «1er  Arbeitskammer  bestimmten  Form 
Wöfft'ntlichL 

Die  Gcflcbftftitoitlnung  für  ihre  Verbandlungen  gibt  xich  die  Arbeitiikamner  selbst. 

§  22.  Den  Vorsitz  in  der  Arbeitakammer  führt  der  Arbeitsrat  oder  dessen  StflU- 
Tcrtrctcr.  Demclbc  setxt  die  Sitzungen  an  und  BehlieRSt  dieselben;  er  setzt  die  Tl^CSti'dmmg 
für  die  Sitsongen  fort»  soweit  nicht  die  Arbeitskajamer  darüber  beaeUkaat, 

§  dS.  Der  Vontitiaide  ist  verpflichtet,  die  Arb«ltdc«nnicr  mfaideateiK  alle  drei 
Moimtc  einmal  zu  einer  Sitzung  ztisammenzubenifcn  ;  rr  nnixs  dieselbe  zu  einer  auwi- 
ordentlichcn  Sitzung  einbenden,  sobald  mindealens  ein  Drittel  der  Mitglieder  d«r  Arbetti»* 
kauDmer  mit  Angate  des  Ocgemtaodes,  über  den  ▼«riiandelt  werden  sdl,  dwmiif  antetgl. 

Dem  Antrag  iüt  innerhalb  Tiertehn  Tagen,  nachdem  deiwlb«  in  die  Hlode  dea  Vor- 
aitxenden  gelangte,  stattzugeben. 

§  24.  Die  Arbeitskammer  Unat  ihre  Beschlüsse  mit  einfacher  Mehrheit,  Stimmen* 
gleichheit  gilt  als  Ablehnung;  sie  ist  beschlußfähig,  sobald  mindestens  die  Hälfte  der 
Mitglieder  jeder  IQasse  anwesend  sind.  Mitglieder,  (Ue  olme  genttgende  KntwthwkligBM  in 
der  Sitzong  fehlen,  kann  der  Vonitzende  mit  einer  Geldstrafe  mn  f&nf  bfo  cw«ns||r  Mark 
bdegen. 

l>er  Vonitaendc  und  andere  Mitglieder  des  ArlxütsamtB,  die  den  Sitzungen  der  AiiieitS" 
kammer  bdwohnen,  haben  nur  bentende  Btimme. 

25.  l>i<»  .\rl)('it>kammcr  unterstützt  dos  Arbeitsamt  in  seiner  .tmtlichen  T.^ti.;keir, 
insbesondere  bei  seinen  statistisoben  £rhebangen.  Die  Arbeitskammer  kann  Untersnchungeu 
ssntellen  über  die  Gehälter,  die  LOhne,  die  Arbeitsart  und  Arbdlsdmer,  di«  Lebaumittel- 

und  Mietprcisf»,  die  Wirkung  von  Verordiumpcn  und  Gesetzen,  insbesondere  von  Hnndel"- 
verirtigen.  Zollen,  Steuern  und  Abgaben  in  ihrem  Bezirk.  Sie  hat  das  Recht,  Beschwerden 
und  Missstände  im  gewerblichen  I/cben  ihres  Bezirks  zur  Kenntnis  des  BcichsarbeiteaailB, 
der  Liindt-s-Zent rallK'li(ii(l<'ii  und  der  ppsptzprbcndcn  Körpcrscliaftt.'n  zu  hriuj^eti  und  Ar- 
träge  Uli  dics«llM  ii  /u  stellen,  sowie  Gutachten  iibtr  Mas-Hregclu  uud  Uebttzcnlwiirf.-  abzu- 
gaben,  die  das  wirtschaftlich',-  L«  Ix  n  ihn-s  Bezirks  l>erähren. 

Auf  £n»ttohcn  des  Reichskanzlers,  des  Bundesrats,  des  Reichsarbeitaamts,  des  Arbeite 
amts  oder  der  Landes-Zcntralbehörde  ihres  Bezirks  ist  die  Arbeitskammer  verpfUi^tet,  Gut- 
achten über  wirt>ili.ifiliibe  und  soziub-  Fragen  abzu^ebcu.  Sie  kann  aus  ihrer  Mitte 
Auasohüaae  lülden,  welche  diu»  ihrer  Beratung  unterbreitete  Material  vorbemten.  Sobald  0 
«eh  hierbei  vm  Fragen  handelt,  welche  die  Interessen  beider  Teile  bernhnn,  müssen  die 
V.i    i  .11   ^deichen  Teilen   ;in.«  Vertretern  der  Betriebsleiter  uud  der  von  ihnen  seg\^ 

li^ntgeU  beschäftigten  Penonen  zusammengesetzt  sein.  Den  Vonütz  in  diesen  Ausschüssen 
nhit  ein  Mitglied  des  Arbeitnoito. 

§  26.  l^i  A rbcit.»ikammcr  bat  dos  Recht,  innerhalb  ihres  amtlichen  Wirkunsr^krdat-* 
für  ihre  £rhel>uii)<en  und  r n tersuchungen  von  den  lietrieba»lcilci'u  und  den  von  ihnen  be< 
sehäftigicn  Pnomicn  ihre-  Ibv.irks  socbgcmässe  Beantwortung  ihrer  Fragen  SD  ftwden;  ssf 
Weigerung  derselben  kaun  .sie  auf  eine  Ordnungsstrafe  bis  tu  300  Mark  erkennen. 

§  27.  Die  Mitglieder  der  Arbcilfckamraer  erhalten  für  die  Sitztugen,  welchen  »ie 
beiwohnen,  und  ffir  die  Zeitversäumnis,  welche  die  im  Auftrag  des  Arbeitsamts  oder  der 
.Vrbeitskammer  aosgeführten  Beratungen  und  .\rbeiten  beanspniehen,  eine  Enlaehidigang 
und  Ersatz  der  Reii>cko»^ten.  Die  gleiche  Entschädigung  erhalten  die  Teilnehmer  an  den 
Verbandlungen  der  vom  Reiehsarbeitj^amt  einberufenen  Tagung  (§  3)  und  der  Einigung^ 
Ämter  (Art.  IV  g  28).  Die  Höhe  dieser  ISntsohidigung  setzt  das  KeiebsarbeilMmt  f»\. 
Ihre  Habe  ist  ittr  alle  Mitglieder  der  Arl>eit8kammem  die  gleicbe. 


§  28.    im  Falle  von  Streitigkeiten,  welche  zwischen  Betriebsleitern  oder  ihren  Stell- 
▼erlretem  nnd  den  ▼an  diesen  besdilfliglen  Penonen  Ober  die  Bedingoni^eB  der  Fortnatsamc 

o<ler  Wiidfraufnrrhme  de5  r!e-<'h?;rtiL'unt.'sverh.HtTii''Rps  entstehen,  hat  d.a«  Arboit^aint  itii 
Verein  mit  der  Arbeitskammer  auf  Annifung  auch  nur  einer  der  streitenden  Parteien  tl^ 
EänlgnBgsMnt  sn  wirtten. 
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§  29.   Die  Arbeitskammer  bestinuBt  im  vonm,  and  sw  für  jede  Klaaae  in  bcMaderer 

Wühl,  Hne  Anztihl  ihrer  Mitglieder,  aua  dencD  im  gegeberx^n  K  ill  uoter  dUB  Vonite  dm 
ArWit.tratä  oder  »«iues  Stellvertreters  da?<  Kinigaugsaint  gebildet  wird. 

§  30.  Der  Vomiut^iuie  beruft  nun  den  von  der  ArbeitBkaimner  bestimmten  Mitgliedem 
je  zwei  Vertreter  der  Betriebsleiter  tind  der  von  ihnen  gegen  Entgelt  beachlftigten  Penomeii, 
▼on  denen  keine  an  dem  Streitfall  uniuittclbar  beteiligt  »ein  darf. 

§  31.  Sobald  der  Arbeitarat  besieh ung« weise  sein  Stellvertreter  tob  «law  der  strdtaB« 
den  PftrteteD  stur  BUdatig  d«s  EinigungsamtB  «afgefoniert  wird,  htX  «r  die  Mid«n  P«cl«i 
snr  Tdlnehme  m  «iner  Veriumdlung  einniltiden. 

Isil  diese  zur  Vcrh:indlunir  hrrcit,  so  fonlt-rt  duA  Eiiiigtiiiitfsainl  die  streiK^-iidoii  PHrtcien 
Httf,  Vertreter  xu  bettellen^  dereu  Zahl  nicht  weniger  al»  zwei  von  jeder  Fartei  betragen  darf. 

Weigert  aieih  ein«  der  itretteodeB  Pwteieii,  der  Efadadmig  dm  Einigunsrsaiiile  na  dne» 
Einigungayereuch  Folge  zu  leisten,  so  hat  du--<  Kinigungsaint  nich  i;leipMv.ilil  fihor  dif  Ur- 
sachen de»  Streits  xu  uaterriohtwo.  £»  hat  alsdann  öffentlich  ein  Urteil  über  den  Streitfall 
«brageben,  wobei  ee  die  Fertei  beieidbaei,  die  sieh  dem  Efadgnagererradi  entioien  hat, 
nnd  die  ihm  für  diese  Handlungswpire  hrkannt  grvrnrdcncn  Griindo  iingiht. 

§  33.  AI»  Vurtrctcr  der  streiteadeu  Parietea  können  nur  Beteiligt«  bestellt  werden, 
die  grossjälirig  sind,  ^ich  im  ße.'^itze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befinden  und  nidlt  dnieh 
gerichtliche  Annrdiiung  in  der  Verfügung  über  ihr  Vermögen  beschrftnkt  >iind. 

('eher  die  Lei^itimuiiun  der  Vertrt->U'r  entacheidei  das  Einigungiiamt  nach  freiem 
Ermf^on. 

34.  Das  Einigungsamt  kann  sich  durch  Zusiehung  von  Vcrtniuenspersoncn  der 
B<>triebüleiter  und  der  von  ihnen  gegen  Entgelt  beschäftigten  Pen»onen  in  gleicher  Zahl,  die 
keiner  der  i^trcitenden  Parteien  angch/iren  dürfen,  ergänzen.  Dies  lutiss  geschehen,  wenn 
es  von  den  Vertretern  der  beiden  streitenden  Parteien  anter  Beseichoaiiig  der  «isaiiehenden, 
am  Streit  ntdit  beteiligten  VertraueneperMnen  beentmgt  wird. 

i;  3.'.  Das  Kinigiinp*;unt  hat  diuxli  Vernchniuri;;  der  VertreUir  heider  Teile  die  Streit- 
punkte and  die  für  die  Beurteilung  denKilbea  in  Betracht  kommenden  Verhftltnime  fest- 
soelellen.  Et  let  befugt,  ztir  Avfklttrang  itr  Verfailtolase  Zeugen  mid  Sadiverstindige 
vorzuladou  und  zu  vernehmen.  Auf  diU  Recht  der  Zouiren  und  SnrhverstAndigeu  zur 
Verweigerung  ihrer  Aussagen  sind  die  Vorschriften  der  .iö3  bi»  3öti  der  ZivilproseM- 
ordnung  anzuwenden. 

Di  r  Vorsitzende  ist  befugt,  gcgeu  Zeugen  und  S  u  fivi  r  irindi;?e,  welche  >^<thüriper 
I^idiinj;  ungeachtet  uueutschuldigt  ausbleiben  oder  oLuu  ürund  ihre  Ausluge  vt-rweigern, 
Geldstrafe  bis  SU  einhundert  Mark  zu  verbflngen.  Gegen  diese  Geldstrafen  findet  binnen 
einer  Woche  Beschwerde  un  die  Arbeitskammer  !<tatt.    Deren  Entscheidung  ist  endgiltig. 

.Tedcm  Beisitzer  und  Vertrauensmann  steht  das  Recht  zu,  durch  den  Vorsitzenden 
Fntgen  an  die  Vertreter  und  Auskunftspersouen  zu  richten. 

$  38.  N«ob  erfolgter  £l«nteUang  der  VerhiUtniaae  iet  in  gemeioMuner  VerbuidluBg 
jedem  Teil  Gelegenheit  wa  geben,  aieh  über  das  Vorbringen  dei  aaderen  Teih»  lowie  ther 

die  vorlie^'endi'u  An.ssaL.'eii  der  Auskunftspersouen  zn  ioieem.  DemBlobet  fllldei  tiu 
Einigiingsrenacb  xwischeu  den  streitenden  Teilen  statt. 

§  37.  Kommt  eine  YereiBlNming  znetande,  lo  iet  der  Inhalt  dendben  dnroh  «ine 
von  sümtliehen  Mit(?lii'dern  de«  Kini^Tun^rsanits  und  Teo  den  Vectvelem  beider  Tdle  in 
unterzeichnende  Bekanntmachung  zu  veröffentlichen. 

§  38.  Kommt  eine  VereiBbarttng  nidit  sttrtande,  so  bat  das  Einigangsamt  «inen 
Schiedsspruch  abzugeben,  wdoher  aiflb  anf  atl«  swiachen  den  Parteien  strdtigen  Fragen  m 
erstrecken  hat. 

Die  Be>chlussfu.ssung  erfolgt  mit  einfacher  Stimntenmehrheit.  Stehcu  bei  der  Beadllnm- 
fassung  Ül^er  den  Sehiedssjmieli  die  Stimmen  !«!irntlipher  für  die  Betriehsleiier  mppzoeenen 
Bei»^itzcr  unti  Vcitruueusmuuuer  deujeiiij^eu  sämtlicher  für  die  Gegenseite  zugezogeaeu  gtgen- 
iiber,  so  ist  festzustellen,  doas  ein  Schiedsspruch  ntdll  anstände  gekommen  ist. 

§  39.  ist  ein  Sohiedsspruch  zustande  gekommen,  so  ist  derselbe  den  Vertretern  beider 
Parteien  mit  der  .\nfforderDng  mitsttteilen,  !<ich  binnen  einer  zu  bestimmenden  Frist 
darüber  zu  erklaren,  ol»  sie  sich  dem  8chieds»|)ruch  unterwerfen. 

Nach  Ablauf  der  Frist  hat  das  Einigungsamt  eine  von  s&rotUiAen  Mitgliedern  des- 
selben vnterseiehnete  Affeatlidie  Bekanntmaehnng  vn  erlassen,  wwleh«  den  abgegebenen 
Schiedsspruch  und  die  darauf  iilitretcelx-nen  Erklüruntren  der  l'iiiurii  i,t(uiU. 

%  40.  Ist  weder  eine  Vereinbarung  (§  37),  noch  ein  Schiedsspruch  zustande  ge- 
iKommeUf  ao  iat  dim  von  dem  Yoraitcenden  dea  Einigungsamta  Offentlioh  liekannt  in  madien. 

Artiicel  T.  SeblnMbeatimmnBgen. 

§  41.  Die  Ko»<ten,  die  aus  der  Durchführung  diese:«  (iesctze:'  entateiien,  trigt  dae 
Beieh,  and  sind  dieselben  aUjäbrlioh  in  den  Iteichsetal  eiusustellen. 
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§  42.  Der  dritte  Absdinltt  tlo>  GcsitKos  lifttcffcnd  die  Gewerlx-irfrichtc  vom  2'.V  Juli 
1801  mit  d«n  g§  61  bu  69  wii-d  au/gehoben.  Aufgehoben  sind  femer  der  dritt«,  vierte 
md  f&ttite  Abnti  im  §  139b  ttDd  der  dritte  Abanti  im  §  155  der  Oewerbeofdoung. 

§  43.  JX«06t  0«aeU  tritt  am  Tage  «doer  Verküodigang  tu  KnifU 

75.  Samstagnachmittag,  Freigabe  dea  — ,  8.  unter  „Arbeits- 
dauer'*,  Autrag  Auer. 

76.  Sonntagsruhe  im  Hnridcls<re werbe. 

Eeiob.  Antrag  firsbeiger,  Dr.  Hitze,  Trimbom,  Dracks.  No.  37.  Der  Beidutag  woUe 
bcedilieMWD,  die  TerbSndeten  Regierungen  in  enaehen,  dnreh  Vermittlttiig  des  ReMmmiitei 
«l»"s  Iniinrn  bei  den  Einzclrcgicrungen  anf  eine  gleichmfijwigere  Getütiütung  und  Einscbrinkooe 
der  im  Uaudcbgcwerbc  besüglich  der  Sountaghtttlie  105b)  getroffene  Amtnahmebe- 
stimmiuigen  hingawiricen. 

Sachsen.  12.  Antrag  suxn  mündlichen  Beridite  der  Beaehwetde- 
und  PeHtion«i-Dp|>Mtation  dor  zweiten  Kammer  über  di>  Petitionen  des 
Gauvörbaiideö  der  Erzgebirgifeciion  Kreisvereine  deutscher  Handlungs- 
gehilfen zu  Leipzig,  des  Ausschusses  für  die  sächsischen  Handlungsgehilfen- 
tage in  Zwickau  und  ttber  die  Resolution  «ner  Veraanunlung  von  Handels- 
angestellten in  Chemnita,  weitere  Einschrftnknng  der  Sonntagsarbeit  be- 
treffend. 

Die  Kammer  wolle  beschliessen^  die  Petitionen  auf  sich  beruiieu  cu 
lassen. 

21.  Sitzung  der  zweiten  Eounmer  yom  17.  Desember  1903. 

Schlussberatung  über  den  iiu"iii(lliohen  Bericht  der  Beschwerde-  und 
Petitions-Dojmtation  fiber  die  PeTitinnen  des  G-anverbandes  der  Erz- 
gebirgischon  Kroisvereiiio  doiitsclier  llandlun^^sgohiü'en  zu  Leipzig,  des 
Ausschusses  für  die  sächsischen  Handlungsgehilfentage  in  Zwickau  und 
über  die  Resolution  einer  Versammlung  von  Handelsangestellten  in  Gfaem- 
nitSf  weitere  Einschränkung  der  Sonntagsarbeit  betreffend. 

Stern.  Prot.  S.  346,  Annahme  des  Antrags  der  Beschwerde*  und 
Petitions-Deputation. 

77.  Staatsbetriebe,  s.  unter  „Arbeiterschutzbestimmungen**. 

78.  Vereins-  und  Versammlungsrecht,  s.  auch  unter 
„Koalitionsrecht"  und  „Berufsvereine". 

Reich.  Antrag  Beek  (Heidelberg),  Patclg,  Dr.  Bieber,  Dmdu.  Nov  47.  Der  ReMMtag 
wolle  beschliessen,  die  vcrliiindcten  P.i  l  '  inigcii  zu  ersuchen,  dem  Reichstug  buMi:'  t  r  inen  Qt- 
aetcentwurf  vorsulegen,  welcher  das  Vereios-  und  Versammliuagireoht  für  alle  liundeastaatao 
etabdtlieh  ordaet»  loweit  damdbe  niobt  aohoo  dnrdi  daa  B&igerlidie  Oeaetibach  bc- 
troCfen  wird. 

Antmjr  .Vnor  iinil  (Icnnfssrn,  Dnnks.  No.  70.  Der  Reichstag  wolle  b i  urhllfwarn,  d6n 
oachBtehcnden  Gesetzentwurf  die  verfassunganiütutige  Zustimmung  cu  erteilen: 

Gesetz,  betr.  das  Recht  der  Versammlung  und  Verei- 
nigung und  das  Recht  der  Koalition. 

§  1.    Die  Reicliaangehörigen  ebne  Untenehied  de»  Geachlechla  haben  daa  Reoht,  äab 

zu  versammeln. 

Zur  Verunstaltung  und  Abhaltung  von  Versammlungen  bedarf  es  weiler  einer  Vn 
meldong  bei  einer  Behörde,  noch  einer  Erlaubnia  dnrdi  eine  Behörde.  Venammlungea  and 
Uautfige,  die  anf  «ff^ntiiehen  BtraMen  und  Ptitaen  itattfindeD,  und  afrittcrtena  6  8tnndai 
vor  ihrem  Beginn  dureh  den  Vemnstulter  oder  Einberufer  bd  der  flUt  der  OrdlMUg  df» 
i^entlichen  Verl^ehn  betrauten  Ortsbehörde  auauzeigen. 

§  2.  INe  Rmcbaangchörigen  ohne  Untenehied  dea  Geachleebte»  haben  daa  Beeht,  Vc^ 
eine  zu  bilden. 

§  3.  AUe  deu  vorstehenden  Bestimmungen  widersprocbendeo  Cie^etze  und  Verord- 
ttongeii  einaohlieaBlich  derer,  welche  die  Verabredung  und  Vereinigung  nun  Behola  der  Br* 
langung  günstigerer  Txthn-  und  BeaeliiftignngabedingDDgen  bindern,  vntansgea  oder  anter 

Strafe  stellen,  sind  aufgehoben. 
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§  4.  Wer  die  Aiuftbiuig  der  in  vurMohi'ixlen  Paragraphen  gcwihrleisteten  Kccht« 
hindert  oder  tu  hindern  Tenucht,  wird  mit  Gefüu^'tiis  hh  zu  3  Monaten  beitraft»  ROfein 
uack  dem  allgc-meiueu  StnJgescU  nicht  eine  härtere  StnUe  eintritt. 

§  5.  Die  lande«geMtjdleb«ii  BeetinuniufBn  über  dw  YenammlangB»  nnd  yemnereelit 
sind  aufgehoben. 

§  6.    Dieses  Gesetz  tritt  am  Togo  seiner  Verkündigung  in  Kraft. 

79  VerdiehernngsTereine. 

Reich.  Anlnitr  V.  Chrznnowski  un<i  Gcnos-soii,  Dnu-ks.  No.  109.  Der  Reichstag  vrollo 
beschließen,  die  verbündeten  Regierungen  zu  erBUohen,  tunlidnt  bald  dem  Reiehitag  einen 
GeeeUtentwnrf  angeben  an  lanen,  durch  wddien  fftr  die  Arbiter  der  Eiien-  nod  ZinkbfttteD, 
Kc«M  1  und  Walzwerke  und  Ali nliche  Betrieb«-  mich  dem  Muster  drr  Bcrgknapp-schuftskassen 
Veniicberuagsrereiae  b^üudet  werden,  die  ihren  Mitgliedern  beziehungvweise  deren  Auge- 
bOrigen  V«nridMiiuig  gogen  die  dvnsh  Knakbelt,  InvaUdilit»  Alter  und  Tod  bedingten 
atOmagen  der  ErwerbitthiglEeit  gewSbren. 

HO.  T\^^llnnngs^eforla   Bd.  I,  25,  33,73,  74,  Bd.  II,  28,  37,  Ab). 
Antrag  Dr.  Bieber,  Dr.  Jiger,  Schräder,  Drucks.  Ho.  116.   I>er  Beiobatag  volle  be* 
(«hlicMen,  in  Erwägung,  daas  das  Vorgehen  dnsdner  dentaeber  Staaten  anf  dem  Qeblef« 

der  Wohnungsreform  drinmtiil  zusuimjienfiL»isendt'r  allgemeiner  Zielpunkte  bedarf,  ilurch 
welche  dieses  Vorgehen  geklärt,  gekräftigt  und  einheitlicher  wird,  den  Herrn  Beichakanzlcr 
itt  eiaufllMii  i 

I.  eine  Konimir-sion  einzuhernfen  <]]<•  .■ms  amtlichen  Vertretern  ilr-  Ttfichcs  und  ein- 
zelner Bnndc8.<«tuulcu,  am-:  Mitgliedern  dv^  Reichi^tuges  und  anderen  in  der  Wissenschaft  und 
Plraiia  der  Wohnungsfrage  erfahrenen  Männern  bestehen,  ein  einheitliches  PrograauB  fSr 
LOennf;  der  Wohnuntcsfrajje  x  liaffen,  besonder»  auch  folgende  Punkte  klären  soll  • 

1.  ob  die  Heranziehung  fremder,  privuttr,  besonders  aber  auch  staatliciier  und  kom- 
monaler  Mittel  für  den  Klcinwohnungsbau  allgemeiner  und  wcttgehender  als  bisher  in»  Werk 
m  setaen  sei,  teih»  durch  Vermittlnng  der  InTalidenvcraicherungsanatalteB,  tetla  dnreh  Eta- 
ricbtnngen,  welehe  für  diesen  Zweek  besonders  xn  schaffen  seien; 

2.  welche  Ma^sregeln  in  bezug  auf  die  bau-  und  wohnungspolizeilichen  Votschrifteii 
sowie  fär  die  Behandlung  der  Bodenfrage  Tonsuschlagen  seien,  damit  die  Wohnungen  der 
minderbemittelten  Klaasen  einerseits  gemäss  den  Amtprncben  der  Oeanndbeit  und  SltUiebkdt, 
andcrenteit«  auch  zu  wirt^i  haftlich  enchwingbaren  Mietpreisen  her^jestellt  werden  können ; 

U.  das  Kaiserliche  Stutüttiuche  Amt,  insbesondere  die  Abteilung  für  Arbeiteistatistik 
au  beauftragen,  lialdmOglidist  in  einigen  ausgewililten  tTpiseben  Orten  Tersehiedener  OrOme 
und  Charakters  wissenschaftliche  UnterswchuiiKen  anzusSr  'lm    md  zu  veröffeniliehen : 

1.  über  die  Art,  wie  dort  die  Stadterweiterung,  besouderfi  die  private  Auf<<ichliessung8- 
lätigkeit  vor  sieb  gebt,  über  die  Schwächen  dieses  Spitems  und  Ober  die  Frage,  ob  sich  ^e 
vielfach  hervorsretretenen  Uehdstände  <h  r  GhermfL'i.'iigen  BodeupEmse,  des  BaUBohwiadidii 
u.  s.  w.  nicht  i£um  gu'eii  Teil  um  diesen  fcJchwächcu  erklirren  ; 

2.  über  die  Organisation,  die  Leistungsfähigkeit  und  die  taLsäehlidien  Loisttingen  der 
privaten  Bautltij^eit  gegenüber  dem  anf  diese  Bautätigkeit  angewiesenen  Wobnungsbe- 
dürfnisse. 

Antrag  Auer  und  Genossen,  Drucks.  No.  72.  Der  Reichstag  wolle  beschlicssen,  die 
verbündeten  Bagierungen  au  ersuchen,  dem  Beiobstag  baldigst  einen  Gesetzentwurf,  betr. 
Begelung  den  Wobnungswesens,  vorzulegen ;  indMMmdiiU  KunuttvlMatimmungcn  lieafiglioh 
rler  Be^eiiaffcnheit  tler  Wohiiun>;en  und  dar  PuiubfiQmiqg  dv  WobnuBgidnapefctten,  sowie 

Schaffung  eines  Ki  ic!is-\V<«huniigs:imles. 

81.  Wurmicraiikheit,  Bd.  II,  2Ö,  s.  luter  „Bergarbeiterschutz'*, 
Antrag  Ötötzel. 

II.  France.  Frankreich. 

(November-Dezember). 
80.  Altersunterst  Utzung  (1,  59). 

8«iiatB8iteung  vom  26.  November  1908.  Vorlage  eines  GeeetEentwaifte 
des  Soiators  Goyot«  betr.  die  Errichtung  eines  Dienstes  der  sozialen 

SoHdarit4t  zur  obligatoriscl  i   UnterstOtzong  schwacher  urd  unheilbarer 
Grcisn.  —  Ueberwiesen  au  die  Spesialkommiseion  fUr  AltersunterstUtzung 
Doc.  pari.  No.  296). 
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81.  Arbeiter  versi  c  her  un  g. 

Sitznng^  der  Depiitiertenkammer  vom  3,  November  1903.  Vorlage  eines 
tiesetzentwurtes  des  Abg.  Dubuisson,  betr.  die  Errichtung  einer  staatlichen 
Arbeitarveraicherung  gegen  Krankheit,  Alter  und  Invalidit&t 

Sitzung  der  DeputiertonkamiDer  v<m  30.  Noveaiber  1908.  Vorlag» 
eines  OesetseatwnrfeH  der  Abg.  Hey  und  Lachi^,  betr.  die  Kranken-  und 
Altersversir1i(^fimfr  der  Arbeiter.  Uebervviesen  an  die  Komnuasiatt  filr 
soBialö  Voröitherung  und  Fürsorge  (Doc  parL  No.  1331). 

82.  Arbeitsdauer. 

fcJitzuug  der  Deputiertenkammer  vom  11.  Dezember  1903.  Vorlage 
eines  Geeetsentworfeg  des  Abg.  OJikutI^,  betr.  die  Unterstellnng  der 
Arbeitsdaner  der  Arbeiter  und  Angeatellten  der  Sehiffahrtsuntenkehmnng^ 
unter  die  Beatimmungen  des  Gesetzee  vom  2.-4.  Wkn  1848,  befa".  di« 

Arbeitszeit  fDoc.  pari.  No.  1360). 

83.  A  r  1»  0  i  t  .s  i  n  s  p  0  k  t  i  0  n. 

Sitzung  der  De]>utiertenkammer  vom  iK  November  1903.  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfes  des  Abg.  J.  L.  Bretonj  betr.  die  Errichtung  eines  InspektioD^ 
hüfestabee  (Stab  der  Kontrollenre  der  gewerblinhesi  Arbeit).  —  üelMv 
wiesen  an  die  ArbeitskonuniBsion  (Boe.  pari.  No.  1276). 

84  Arbeitelosenkaase  (9). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  5.  November  1903.  Vovl^ 
eines  Gc.setzentwurfes  des  Al)g.  Co]]iard,  betr.  die  Errichtuiip  einer  staat- 
lichen, dem  Handelsministerium  unterstehenden  Arbcitslusenka.s.so.  —  Ueber- 
wieKon  an  die  Special kommiä>öiüii  für  Sozialversicherung  (Doc.  pari.  No.  1271). 

85.  Arbeitslosenunterstützung  (75). 

öitzung  der  Deputiertenkammer  vom  7,  November  1903.  Vorlage 
etnee  Gesetsentworfes  des  Abg.  Devese,  betr.  die  Ertfffiinng  eine«  aoseer- 

ordentlichen  E>edite8  sar  ünterstütsnng  der  infolge  des  Streiks  arbeits- 
losen Textilarbeiter  von  Nord.  —  Ueberwiesen  an  die  BadgetkoauntseioD 
(Doc.  pari.  No.  1274). 

Sitzung  der  Doputiertenkammer  vom  13.  November  1903.  Vorlage 
eines  Gesetsentwnrfes  dm  Abg.  Siegfried,  betr.  die  ErOffiiung  eines  Kredite» 
im  Betrage  von  2500C)0  Frcs.  an  das  Ministerium  des  Innern,  zur  Unter- 
sttlt?:img  der  Arbeitslosen  in  der  Indu.«itrie  der  Schilfsbranche  in  Havra  ^ 
Ueberwiesen  an  die  Budgetkommission  (Doc.  pari.  No.  1288). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  23.  November  1903.  VorljLge 
eines  Gesetsentwurfes  des  Abg.  Compayre,  betr.  die  Eröl&ung  tia» 
Kredites  im  Betrage  von  25<X)0  Frcs.  zur  ünterstfitxnng  der  ArbeitsIoaeD 
in  der  Gemeinde  Granlhet,  Arrondissement  Lavaur.  —  Ueberwiesen  an 
die  Budgetkommissien  (Doc.  pari.  No.  1311). 

86.  Arbeitsnachweis  (10,  76). 

Sitzung  der  Depntiertenkammer  vom  8.  November  l!*<i8.  Vorla«;e  det 
vom  Senate  angenommenen  Gesetzentwtirfes,  betr.  die  Arbeitsvermittlong 
far  Arbeiter  und  Angestellte  beider  Oesdilechter  und  aller  Beruf». 
Diinglichkeitaefklfcmng.  Annahme. 

Sonatss'itzunfr  vom  5.  Novt'mber  ü^n:;.  Vorlage  dos  von  der  Dejtutierffln- 
kamuuT  angenommenen  Gesetzentwurfes  [Doc.  pari.  No.  279*.  Senat.<>-it/ung 
vom  21.  November  1903.  Vorlage  eines  Berichtes  des  Senators  Aucou^ 
über  diesen  Geaetaentwurf  (Doc.  pari.  No.  844). 
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87.  Arbeitflunf&lle  (30,  31,  46,  61). 

Sitsimg  der  DepnticrtenkiHnmer  vom  1.  Pesember  1908.  Vorlage  des 
vom  Senate  angenommenen  Gesetzentwurfes,  betr.  die  Durchführung  dea 
Art,  26  und  27  des  Gesetzes  vom  5).  April  1898  fiber  die  Arbeitsunfälle 
im  Jahro  1903.  —  Ubberweisuiig  an  die  Kommission  für  soziale  Ver- 
öicheruu«^  und  Fürsorge  (Doc.  pari.  Jso.  1336).  —  Sitzung  vom  1.  Dezember. 
Vorlage  eines  Berichtes  des  Abg.  Mirmaa  (Doc.  parL  No.  1387).  — 
Sitaang  vom  2.  Besember  19C^.  DringlidikeitBerkl&rang,  Debatte,  An- 
nabme. 

Seuatssitzung  vom  19.  November  191)3.  Vorlage  oinoa  ErgSlnzungs- 
bericlites  deö  Senators  Ciiovet,  betr.  die  4  von  der  Deputierteukammei 
angenommenen  Gesetaentwtlrfe:  1)  Sntwarf  eines  (Jesetses,  betr.  die  Ab> 
äuderung  der  Art.  17  und  22  des  Unfallgeaetases  vom  9.  April  1898; 
2)  Entwurf  eines  Gesetzo?,  betr.  dio  Abänderung  mehrerer  Artikel  des  Ge- 
setzes vom  9.  April  1S98;  3  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Abilnderuug 
des  Gesetzes  vom  9.  April  1898  zu  Gunsten  der  Maschinisten  und  Heizer; 
4)  Entwurf  eines  Gfesetzes,  betr.  die  Haftpflicht  bei  ArbeitsunfiLllen. 

Senatssitzung  vom  1.  Deaember  1903.  Vorlage  des  zweiten  Br- 
gftnzungsberichtes  des  Senators  Chovet  über  die  vorstehenden  4  Gesetz- 
entwürfe ^Doc.  pari.  No.  289).  Dringlicbkeitserklarung,  Debatte,  Annahme, 
des  von  der  Kommission  angenommenen  einzigen  Artikels. 

Sitzung  der  Bepatiertenkammer  vom  24  November  1908.  Vorlage 
eines  Gesetsentwurfes  des  Abg.  Uinnan,  betr.  die  Ergänzung  des  zweiten 
Absatzes  des  Art.  16  des  Gesetzes  vom  9.  April  1898.  DringUohkeits- 
erklaxung.    Annahme  (Doc.  psurl.  No.  1313). 

Senatfisitzung  vom  26.  November  1903.  Vorlage  des  von  der 
Deputiertenkammer  angenommenen  Oesetaentwurfes  des  Abg.  Kirman  (Doc. 
pari.  No.  296). 

88.  Bernfsvereine  (17,  41). 

S>it/.ung  der  Deputiertenkammer  vom  28.  Dezember  1908.  Vorlage 

des  BerichtoB  des  Abg.  Bartliou  über  die  Entwürfe  zur  Abänderung  des 
Oeseitzes  vom  21.  März  1884  über  die  Berufsvereine  (Doc.  pari.  No.  25). 

89.  Eisenbahnbetrieb,  ibispektlon  im  — . 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Dezember  1903.  Vorlage 
eines  (iesetzentwurfes  den  Ministeriums  der  ölleutlichen  Arbeiten,  betr.  die 
Verleihung  der  Attribute  und  Kompetenzen  der  Arbeitsinspektoren  an  die 
Kontrolleure  der  Eisenbahnen,  zum  Zwecke  der  Ueberwadmng  derDnrdi- 
führung  des  Gesetzes  vom  12.  Jnni  1893  und  vom  11.  Juli  1903  in  den 
Betrieben  der  Eisenbahnverwaltungen.  —  Ueberwiesen  an  die  Arbeits* 
kommission  (Doc.  pari.  No.  1357). 

90.  Frauen-  und  Kinderarbeit. 

Sonatssitzung  vom  Dezember  lf>03.  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes 
des  »Senators  Waddiugton,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  vom 
10.  November  1892  über  die  Arbeit  von  Kindern,  nnmflndigen  liftddien 
und  Frauen  in  Manufakturen  und  Fabrikea  Drtngliebkeitserklftrang  (Doc. 
pari.  No.  364). 

91.  Genossenschaften. 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  24.  Xovonibor  1903.  Vorlage 
des   d>iT-<  h  den  Abg.  Adrien  Veber   erstatteten  Berichtes  der  Spezial- 

Arb«it«FKiiuts, 
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kommiflfluni  ftr  SteiMrgMetBgebiiiig  Uber  dem  Abtndenmgsuitrag  des  Abg. 
A.  Veber  zum  FinaDzgeMtM  ftlr  das  Jahr  19(^  (Art  Sbi^jt  betr.  die 
Anwendunp^  des  GeBetzes  yon  1872  auf  die  Kooperativgenoeeenscbefteii 
(Doc  pari.  No.  1314). 

92.  Gewerbegerichte  (16,  48,  63,  78). 

RitzTiTif^  der  Deptttiertenkammer  vom  16.  November  11*08.  Vorlage 
eirxBü  Gesetzentwurfes  des  Abg.  Pugliesi-Conti,  betr.  die  ßrweiteruiig  der 
Kompetenz  der  Gewerbegeridhte  auf  die  Streitigkeiten  zwischen  den 
Kntrobem  imd  ihren  üntemehmeni.  —  TJeberwiesen  aa  die  Spemal- 
kommission  für  die  Heform  der  Gerichtor^uiiaatioii  und  für  die  Zivil- 
gesetzgebung  (Doc.  pari.  No.  1295). 

Senatssitzung  vom  20.  November  1903,  Fortsetzung  der  ersten  Be- 
ratung des  von  der  Deputiertenkammer  angenommeueu  Gesetzentwurfes, 
betr.  die  Gewerbegeridite.    Annahme  in  enter  Lesong. 

Senatssitzung  vom  26.  November  1903.  Der  Oesetzesentwurf  dee 
Abg.  Cordelet,  betr.  die  ünter.stellimg  der  Handelsgeliilfen  der  Rechts- 
sprechung nach  gemeinem  liecht  und  gleichzeitiger  Aufhebung  des  Abs.  1 
de»  Art.  634  des  Handelsgesetzbuches  wird  durch  den  Antragsteller 
aurllekgezogen. 

93.  Gewerkschaften,  Unterstützung  der  —  (79\ 
Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  24.  November  Iijü3.  Vorlage 

des  durch  den  Abg.  Aatier  eratatteten  Berichtes  der  Budgetkommission 
über  den  Geseteentwurf  des  Abg.  Adrien  Veber,  betr.  die  Erdfinung  eins« 
ausserordentlichen  Kredites  im  Betrage  von  Frs.  200000  an  das  Ministe- 
rium ffir  Handel  und  Gewerbe  zum  Zwecke  der  ünterstfitzung  der  Ge- 
werkschaften und  der  Arbeiterproduktivgenossenscliafteu,  die  au  der  Aus- 
stellung von  St.  Louis  teilzunehmen  beabsichtigen  (Doc.  pari.  No.  1319). 

Sitaung  der  Deputiertenkammer  vom  28.  Norembear  1908.  Erste 
Beratnng.    Dringlidikeitserklärung.  Annahme. 

Senat.'^.siit/nng  vom  1.  Do/Pinber  1JK)4.  Vorlage  de^^  von  der  Depn- 
tiertenkammer  angenommenen  b esetzentwurfes,  betr.  die  Unterstützung  der 
Gewerkschaften  (St.  Louis)  (Doc.  pari.  No.  300).  Ueberwiesen  an  die 
Finanskommission.  Senatssitanng  vom  10.  Desember  1908.  Bericht  des 
Senators  Lourties  über  diesen  Gesetzentwurf  (Doc.  pari.  No.  312).  Senats* 
Sitzung  vom  17.  Dezember  1903:  Debatte  und  Aimahme.  Gesete  tob 
23.  Dezember  1903. 

94  {Handelsflotte,  Arbeitsbedingungen  am  Bord  der  Scfaife 
der  — . 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  3.  Juli  1904.  Vorlage  euie.«* 
Gesetzentwurfes  des  Marineministeriums,  betr.  die  Regelung  der  Arbeits- 
bedingungen am  Bord  der  Schiffe  der  Handelsflotte.  Ueberwieaen  an  die 
ICarinekommission  (Doc  pari.  No.  1165). 

95.  Kodifizierung  derArbeiterschutzgesetzgebuug  ^/13> 
Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Dezember  1908.  Vorlage 
eines  Berichte»  des  Abg.  Charles  Benoist  über  den  Entwurf  einer  Resolution, 

durch  welche  die  Regierung  aufgefordert  werden  soll,  den  Kammern  den 
Entwurf  eines  Arbeitsgesetzbuches  vorzulegen  fDoc.  pari,  No.  136ti*. 
Sitzung  vom  22.  Dezember  1903.    Annahme  der  Resolution. 
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96.  Lolmgesetsgebiiiig. 

Siteong  der  Depntiertenkammer  vom  9.  November  1903.  Vorlage 

eines  Gesetzentwurfes  des  Abg.  Clo%-is  Huguea,  betr.  die  Bestimmung  der 
Lohnsätze  der  Bauarbeiter.  Ueberwieseu  an  die  Arbeitakammer  (Doc. 
pari.  No.  1273). 

Sitzung  der  DepatiertookaxniiiOT  vom  2.  Desember  1908.  Vorlage 

eines  Gesetzentwurfes  des  Abg.  Jules  Coutant,  betr.  den  Lohnschutz  der 
Angestellten  beider  Gescblechrer  in  den  Gast-  und  Scbankwirtschaften 
durch  Verbot  der  bisher  von  ihnen  unter  dem  Titel  von  „Kostenersatz" 
ao  die  Unternehmer  entiichteien  Zahlungen.  Ueberwieseu  au  die  Arbeits- 
kommiBsion  (Doc.  pari.  No.  1340). 

97.  Ruhezeit,  Dauer  der  täglichen  — . 

Siteung  der  Deputierten  k  am  in  er  vom  28.  Dezember  1903.  Vorlage 
einee  Beaolntionfleiktwvxfee  dnreh  den  Abg.  Lasies^  dorok  welehe  lUe 
Begiernng  an^sefordert  wird,  im  Laufe  dee  Monats  Januar  1904  dem 
Parlamente  einen  Gesetzentwarf  vorzulegen,  zum  Zwecke  der  Sicherung 
einer  mindesten^  8  st-iudigen  ununterbrochenen  täglichen  Ruhe  für  alle 
Arbeiter  und  Angestellto  aller  Berate,  jeden  Ailers  und  beider  Geschlechter. 
Ueberwiesen  an  die  Arbeitskommission. 

98.  JSchutz  der  nationalen  Arbeit  (2G). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  20.  November  1903.  Vorlage 
einee  GesetEentworfee  dee  Abg.  Defontaine,  betr.  die  Ergtauimg  dee  Ge* 

setzes  nun  Schutze  der  nationalen  Arbeit  vom  8.  August  1898.  Ueber- 
wiesen an  die  Aibeitskommission  (Doc.  pari.  No.  1308). 

Sitzung  der  Deputiertenkammer  vom  26.  November  1903.  Vorlage 
des  durch  den  Abg.  Mas  erstatteten  Berichtes  der  Arbeitskommission  über 
1)  den  Gesetaentwoif  dee  Abg.  Emile  Ghaavin,  betr.  den  Schutz  der 
nationalen  Arbeit;  2)  den  Gesetzentwarf  des  Abg.  Georges  Groqean,  betr. 
den  Schutz  der  nationalen  Arbeit  vor  ausländischer  Konkurrenz;  3)  den 
Gesetzentwurf  des  Abg.  Jules  Coutant,  betr.  die  Löhne  der  ausländischen 
Arbeiter;  4)  den  Gesetzentwurf  des  Abg.  Defontaine,  betr.  die  Ergänzung 
des  GFeeetees  vom  8.  August  1898  aum  Schntse  der  nationalen  Arbeit; 
5)  die  Abändenmg8anti1l,ge  der  Abg.  Dabmeeon  und  Oamaad  zum  Finans- 
geeetae  fOr  das  Jahr  1903,  betr.  die  Sonderbesteuerung  der  Unternehmer, 
die  ausländische  Arbeiter  beachl^tigen.  DringUcfakeitserklArang  (Doc.  pari. 
No.  1322). 

99.  Schuta  der  Schwangeren. 

Senatssitzung  vom  3.  Dezpmbf^r  1903.  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes, 
betr.  den  Schutz  der  Schwangeren  and  der  Säuglinge.  Eiste  Beratung. 
Annahme. 

100.  Streikamne'-'tio  (28,  70). 

Senat.-^sitznng  vom  8.  Dezember  1903.  Vorlage  des  von  '!er  Depu- 
tiertenkammer angenommenen  Gesetzentwurfes,  betr.  die  Streikamnestie. 
Dringlicbkeiteerkl&mng.   Debatte.  Annahme. 

Sitsnng  der  Deputiertenkammer  vom  14.  Dezember  1908.  Vorlage 

des  vom  Senate  mit  Abändernn^en  angenommenen  Gesetzent\\nrfes,  betr. 
die  Streikamnesrio  'Doc.  pari.  No.  I354J.  —  Sitzunt^  vom  22.  Dezember  1908. 
Vorlage  eines  Berichtes  des  Abg.  Lamendin  (Doc.  pari.   No.  13W).  — 

48* 
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äiteung  vom  29.  DuemVer  1903.  DringlichkeitaerklSrang.  Zuatimmmg 
ta  den  AbAndenuigwi  des  Senates»  Annahme 

101.  Untersttttxangskasfle  der  Imprimerie  nationale^ 
Sitsmig  der  Deputiertenkammer  vom  22.  Dezember  1903.  Vorlage 

eines  Of'-;etzentwurres  des  Abg.  Chauviöro.  betr.  die  Keorganiäation  der 
LFnterstützungskasse  der  Arbeiter  der  Imprimerie  nationale,  behufs  ErLühung 
der  gegenwärtigen  Kassenleistungen  um  2  Proz.  und  Elrhöliuug  der  ätaat- 
liehen  Subvention.  Ueberwiesen  an  die  Badgetkommission  (Doc.  pari 
No.  1892). 

102.  Wurmkrankheit. 

Sitsong  der  Depotiertenkammer  vom  14.  Dezember  1003.  Vorlage 
eines  Oesetzentwurfes  des  Ab^.  Basly,  betr.  den  Sehtitz  der  Ber^^arbeiter 
vor  der  Wurinkraokheit.  Ueberwiesen  an  die  Bergbaukonumssion  (Doc 
pari.  No.  1859). 

XIII.  Pays-Bas.  Niederlande'). 

(Oktober  bis  Dezember  1 003.1 

146.  Altersversicherung.    S.  Invaliditfttsversicberung. 

147.  .Arbeiter.  S.  Arbeiterschutz.  Arbeit^esets.  Bleivargiftiiiig. 
Orubenarbeiter.   Unfallversidiening.  Vereinsredit. 

148.  Arbeiterinnen  in  Ziegeleien,  Verbot  der  Beechiftigong 

von  — . 

II.  K,  Session  1^03-1^01,  Beü.  A,  V,  No.  17,  8.27;  No.  16,  ö.  Ü4, 
66.    Veriiaudi.  IL  K.,  S.  987—988,  990,  991. 

Likrafttreten  der  Verordnung,  die  die  Beschftftigung  von  Arbeiterinnen 
in  Ziegeleien  verbietet  H.  Seerion  1908-1904,  Beü.  A,  V,  No.  12, 
3.  27;  No.  15,  ».  64. 

149.  Arbeiter  und  Beamte  in  Beichswerkstatten  und 

bei  8  t  aatl  i  r- h  e  n  Arbeiten,  LiQhne  und  Arbeitsseit  der  —  (1S6). 

Central  Militarkleideranstalten.  II.  K.,  Session  1903-1904,  Beil.  \, 
Vm,  No.  18,  B.  16;  No.  21,  S.  46;  Verhandl.  II.  K.,  S.  1099-  IlUO. 

Öeftngnispersonal.  Verhandl.  II.  K.,  Session  1903-1904,  S.  8Ul— 

Lichtechiffe.  II.  K.,  Seeeion  1908-1904,  Beil.  A,  VI,  No.  84,  8.  17 
—18;  No.  86,  S.  86-37 

Marinewerften.  II.  K.,  Session  1903-1904,  Beil.  A,  VI,  No.  34,  S.  15: 
No.  35.  S.  32  -33.  •    Verhandl.  II.  K.,  Öeseion  1903-1;k)4,  S.  1013  —  1017. 

Miliiärwerkatatten.    II.  K.,  Session  1903-1904,  Beil.  A,  Viii,  No.  18, 
8.  21;  No.  21,  S.  54.  —  Verhandl.  n.  K.,  S.  llll--llld. 

Militarhoepit&ler.    Verhandl.  II.  E.,  Seeeion  1908-1904,  S.  1106 
bis  1107. 

Staatsdi-uckerei.    II.  K.,  Session  1903-1904,  Beil.  100,  No.  5,  8.  7: 
No.  6,  S.  9.  —  Verhandi  H.  K.,  S.  lOlü— 1011.   —  Verhandl  L 
ö.  100—101. 

1)  Text  de»  Gesetz^«»  v^l.  „Bulletin",  Bd.  II.  S.  663. 

2)  AbkürzuDj<en.    1.  K.  =  erste  Kammer^  II.  K.   --  «weite  Ksunmer;  Verb»adL 
StonographiHche»  Protokoll  der  Sitrangen  (Handelingen  van  de  Staten-Qenejnul);  BdL  * 
Beilagen  zu  deo  stenognphiaebtii  Protokollen;  BeiL  A  8famiihMihaltiwt>t 
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Pensionierung  der  unteren  Beamten,  welche  auf  Tagelohn  in  den 
Staatswerkstatten  für  Armee  und  Marine  arbeiten  (Abänderung  und  Er- 
gänzung des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1890  —  Gesetzblatt  No.  109  —  betr.) 
n.  K.,  Seesion  1903-1904,  BeU.  112,  No.  1—3. 

Arbeitsbedingungen,  betr.  die  für  Bedbnung  des  Staates  ausgefttbrten 
Arbeiten.  U.  E.,  Session  1903-1904,  Beil.  A,  I,  No.  4,  8.  10;  No.  5, 
S.  19.  -   Veih.  II.  K.,  S.  544— Ö49,  609—611. 

S.  Bl  ei  w  eiss. 

150.  Arbeiter  nnd  Beamte  bei  Kanälen  (136).  Verbesserung 
ihrer  Lage.  —  Löhne,  Sonntagsruhe. 

IL  K.,  Session  1903-1904,  BeU.  A,  IX,  No.  20,  S.  4;  No.  22,  S.  26. 

151.  A  rbeiter  s  ch  u  tz. 

Abänderungsantrag  der  Abgg.  Talma  c.  s.  zum  Gesetzentwurf  eines 
Telegraphen-  nnd  Telephongesetses  mit  dem  Vorschlag,  die  Lölme  und 
Arbeitsseiten  des  Personals  bei  konsessionierten  Telegraphen  nnd  Tele- 
phonen von  der  Regierung  genehmigen  zu  lassen.  Beratung  und  Annahme. 
VerhandL  II.  E.,  Session  1903-1904,  S.  194—219.  —  I.  K.,  S.  46, 
47,  109. 

Ein  Antrag  der  Abgeordneten  Melchers  c.  a.  zum  Zweck,  alle 
Arbeitsbedingungen  des  Personals  bei  konsessionierten  Telegraphen  and 
Telephonen  von  der  Regierung  genehmigen  zu  lassen,  abgelebiit.  Ver- 
handl.  II.  K    Sf  s.^ioii  1903-1904,  8.  194,  196,  218. 

Städtische  Arbeiter. 

In  den  Gesatzentwuil  zur  Abänderung  des  Geraeindegesetzes  wird 
die  Bestimmung  aufgenommen,  daes  die  Arbeitsbedingungen  (betr.  Lohn, 
Arbeitszeit,  Dienstantritt,  Kündigung  und  Entlassung ,  Erledigung  von 

Beschwerden  u.  s.  w.)  für  diene  Arbeiter  durch  Lokal verordming  fest- 
zusetzen seien,  n.  K.,  Sesaion  1903-1904,  BeiL  108,  No.  2,  Artikel  14; 
No.  3,  S.  10. 

Schnts  der  Arbeiter  in  Brennereien.   Veriiandl.  U.  K.,  Session  1903- 

1904,  S.  988-989. 

S.  Arbeitsgesets. 

152.  Arbeiterzüge  und  Arbeiter fahrscheine. 

IL       Session  1903-1904,  BeU.  A,  IX,  No.  20,  S.  11;  No.  22,  S.  41. 

153.  Arbeitsbörsen. 

IL  K.,  Session  1908-1904,  Beil.  A,  V,  No.  12,  S.  27—28;  No.  15» 
8.  65. 

154.  A  r  b  e  i  t  s  g  e  s  e  1 7  und  Gesetz  zum  Schutze  der  in 
Fabriken   beschäftigten  Arbeiter.     Bemerkungen  betr.  diese 

IL  K,  Session  1908-1904,  Beil  A,  V,  No.  12,  S.  28;  No.  15,  S.  65. 
—  VerhandL  II.  K,  S.  986,  990. 

165.  Arbeitsgesets.   C^ane  Dnrdtftkrnng  des  Oesetses. 

IL  K.,  Session  1903-1904,  Beil.  A,  V,  No.  12,  S.  28;  No.  15,  S.  65. 

Ein  (Tcsetzentwurf  zum  Schutze  der  Arbeit  ist  am  6.  Januar  der 
II.  Kammer  vorgelegt  worden.  (Kodifikation  und  Erweiterung 
der  bestehenden  Vorschriften.)  II.  K.,  Session  1903-U>U4, 
BeU.  188,  No.  1—4. 
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166.  Arbeits  kämme  rn  tmd  Ablademng  des  ArhaitBkftimnMyaties, 

Bemerkungen  betr.  die  — . 

IL  K.,  Session  i;)()3-1904,  Beil.  A,  V,  No.  12,  S.  28  j  No.  16,  b.  66. 

—  Verhandl.  II.  K.,  S.  993  —  994. 

157.  Arbeitsvertrag  (69,  89,  118). 

Ein  Gesetsentvrurf  betr.  den  Arbeitsvertrag  wird  bald  der  II.  Kammer 
vorgelegt  werden,  n.  E.,  Seeeioii  1908>1904^  Beil.  A,  IV,  No.  14^  6. 3; 
No.  16,  8.  28.  —  Verhaiidl.  IL  K.,  8.  668. 

158.  Arbeitszeit.  8.  Arbeiter  und  Beamte.  Arbeiterschntz. 
Eimnlwlinpersonal.   Ombenerbeiter.   LadenecMwee.  Lohne. 

159.  Binnenachiffahrts  betrieb  ,  Verhältnisse  eines  Betriebeä 
und  8telleaveinnitteliing  fitr  Schiffer. 

II  K.,  Session  1908-1904,  BeU.  A,  I,  No.  4,  S.  9,  11-12;  No.  5, 
S.  19,  20;  IV,  No.  14,  S.  7;  No.  15,  S.  26.  —  Verhandl.  n.  K.,  8.611 
bis  618,  629^631,  667-668,  761—764,  769,  776,  1286—1236. 

160.  Bleivergift  an  g  der  Arbeiter  in  beetinunten  Fabriken,  Meei- 

nehmra  zur  Milderung  der  — . 

n.  K.,  Session  1903-1904,  Beil.  A,  V,  No.  12,  S.  27;  No.  15,  S.  65. 

—  Verhandl.  II.  K.,  S.  989—992. 

—  Von  der  Regierung  wird  ein  internationaler  Wettbewerb  ane- 
geoehrieben  werden  (6000  Gulden)  für  ein  Mittel,  das  Schleifen  der 
Diamanten  ohne  den  Gebrauch  eines  bleiernen  Diamanthalters  en  ennOg* 
liehen.    H.  K.,  Session  1903-1904,  BeiL  A,  V,  No.  15,  S.  68. 

S.  Blei  weiss. 

161.  Bleiwoiss  (IfiO). 

Im  Jahre  1904  wird  ein  Versucli  gemacht  werden,  statt  Bleiweiäs 
Zinkweiss  oder  andere  nicht  giftige  Farbstoffe  bei  den  für  Rechnung  des 
Staates  aussofUlirenden  Arbeiten  zu  gebranehen.  II.  K,  Seeaon  190S- 
1904,  BeÜ.  A,  V,  No.  16,  8.  68. 

162.  Brennereien.   8.  ArbeltereclmtB. 

168.  Diamantflohleiferei   8.  Bleivergiftong. 

164.  Eieenbahnpersonal  (56,  73,  109,  121).  Erörterung  dir 
vom  Ifinister  für  Handel  imd  (bewerbe  genehmigten  Dienatordnnng  ftr 

das  Eisenbahnpersonal  (Kegel ung  der  Schied.sgerichte,  LBhne  und  Arbaüi' 
leit).    (Vergl.  Bulletin,  Bd.  II,  ö.  LXIH  und  401.) 

II.  K.,  Sossion  1903  1904,  Beil.  A,  IX,  No.  20,  S.  9—10;  No.  22, 
S.  37-39.  —  Verhandl.  n.  K.,  S.  1192—1198,  1200,  1221—1223,  1226 
—1226. 

166.  Gesetzgebung.  Soziale,  ökonomisohe  und  ArbeiterBohati- 
geeetsgebung. 

Etatsdebatte  in  II.  Eanuner.   Verhandl.  IL  K.,  Seedon  1908-1904, 

8.  562—706. 

166.  Gesnndheitsweeen  nnd  WohnnngBgesetB,  Bemerlnrngot 

betr.  — . 

II.  K.,  Session  1903-1904,  Beil.  A,  V,  No.  12,  8.  6—9;  No.  15, 
8.  89—42.  —  Verhandl.  U,  E.,  8.  826—886. 
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167.  Gewerbeunterricht  (54,  70,  87,  187). 
II.  K.,  Session  1!»03-I9n4,  Beil.  A,  V,  No.  12,  8.  X7— 19;  No.  15, 
S.  54—57.  —  Verhandl.  II.  K,  .S.  Hm—HdO. 

1()8.  Grubenarbeiter  (35,  !tH,  128,  138).  T>ac^e  der  in  den  Lim- 
bor^schen  Stemkohlenbergwerken  berichäftigten  Arbeiter. 

Verhandl.  H.  K.,  Sessiou  1903-1904,  S.  227—230,  238—259. 

—  Antrag  der  Abgeordneten  van  Kol  o.  s.  betr.,  Feetsetsong  einee 
B-stttndigen  Maximalarbeitstages  für  die  Grubenarbeiter  unter  Tage.  U.  K., 
Seesion  1903-1904,  Beil.  90.  —  VerhandL  IL  K.,  S.  288—269.  (Die 
weitere  Beratung  hinausgeschoben.) 

1 69.  I  n  V  a  1  i  d  i  t  a  t  s  -  und  Altersversicherung  (189). 
Verhandl.  II.  K.,  Session  1903-1904,  S.  654—655. 

170.  Kellner  und  Kutscher,  Lage  der  — 

n.  K.,  Session  1903-1904,  Beü.  A,  V,  No.  12,  S.  27;  No.  15,  8.  65. 
—  Verhandl.  n.  K,,  8.  987,  990,  992. 

171.  Kinderarbeit  ausserhalb  der  Schulzeit,  Beschrftui^ung  der  — 
(58,  110,  129), 

n.  JL,  Seenon  1908-1904,  BeiL  A,  V.  No.  12,  B.  27;  No.  16,  8.  64. 

172.  Kranken-  und  Beennfallyersiohernng  (145). 
Oesetientwflrfe  sind  in  der  Vorbereitung  begriffen.  Verhandl.  IL  K., 

Seesion  1903-1904,  S.  658. 

178.  Kntscher.   8.  Kellner. 

174.  Ladensohluäs. 

l>ic  Regierung  eröffnet  die  Aussicht,  dass  in  die  Novelle  des  Arbeits- 
gesetzes Bestimmungen  betreffs  Arbeitszeit  des  in  den  Läden  tätigen 
Personals  werden  aufgenommen  werden.  II.  Session  1903-1904, 
BeiL  A,  IV,  No.  14,  8.  10;  No.  16,  8.  27. 

175.  Lebensmittel fälschung,  Massnahmen  zur  Steuerung  der  — . 
II  K.,  Session  1908-1904,  Bett.  A,  IV,  No.  14,  8.  4;  No.  16,  a  28. 

176.  Lohne,  Jahresgehalt  und  Arbeitszeit  der  Beamten  bei  der 
Poetverwaltnng. 

U.  K.,  Session  1908-1904,  Beil.  A,  LS,  No.  20,  8.  18—19;  No.  22, 

ö.  62— t; 5. 

S.  Arbeiter  und  Beamte,  Arbeiterschutz  und  Eisen- 
bah  n  personal. 

177.  Ministerialdepartements  (16,  76,  91,  104,  124,  132,  141), 
Verbesserong  der  Lage  der  unteren  Beamten  der  — . 

n.  K.,  Session  UH)3-1904,  Beil.  A,  I,  No.  4^  8.  10;  No.  6,  8.  19; 
Vra,  No.  18,  S.  22;  No.  21,  8.  65. 

1 78.  Pensionierung.    8.  Arbeiter  und  Beamte. 

179.  R  e  i  c  h  .s  fe  1  dli  ii  t  e  r ,  Vorbesserung  der  Lagn  lor  — . 

II.  K.,  Session  19it8-]i)n4,  Beil.  A,  IV,  No.  14,  S.  löj  No.  15,  8.82. 

180.  Schiedsgerichte.    S.  Eisenbahnper.sonaL 

181.  Schiffer.    S.  Binnenschifffahrtsbetrieb. 

182.  Seeleute,  Verbesserung  der  Lage  der  — .  Seeunfallversiche- 
rang.    An-  und  Abmusterung. 
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II.       Ö6fl8ion  1908-1904,  BeU.  A,  IX,  No.  20,  8. 14;  No.  22,  S.  49 

— ÖO. 

183.  Seeanfally ersichernng.  8.  Erankenversicheniiig.  See- 
leute. 

184.  Sonntagsruhe  (142).    Eisenbahiidieiist  am  Sonntag. 

IL       Session  1903-1904,  Beil.  A,  IX,  No.  20,  8.  11;  No.  22,  8.  41. 

186.  StftdtiBclie  Arbeiter.   8.  Arbeiterschuts. 

186.  Tuberkulose.  Staatliche  Unterstützung  mittelloser  Tu borkel- 
krenker. 

II.  K.,  Se.ssion  1903-1904,  Beil.  A,  V,  No.  2,  S.  18;  No.  12,  8.  }»; 
No.  15,  8.  41—42.  —  Verhandl.  II,       8.  843—856. 

187.  UnfallverBiclieruiigsgesets.  System  des  Geeetaee.  Aat^* 
dehnimg  der  Bestimmungen  auf  landwirtschaftliche  Arbeiter  und  Be- 
merkungen betr.  die  Ansfühmrifr  dos  Gesetzes. 

II.  K.,  Session  1903-1904,  lieil.  A,  V,  No.  12,  S.  29—30;  No.  15, 
«.  66—68.  —  Verhandl.  H.  K.,  S.  631—632,  996—1009, 

188.  Verein 8 recht  der  Arbeiter.  IL  X.,  Seasion  1903-1904, 
Beü.  A,  IV,  No.  14,  S.  8-9;  No.  15,  S.  27. 

189.  Wohnnngsgesetz.   8.  Oesundheitswesen. 

190.  Ziegeleien.    8.  Arbeiterinnen. 

IV.  Sülm.  Selnwaiz. 

(Bundesversammlung.) 
Krankenversicherung. 

Interpellation  Ton  Herrn  NB.  Ghfenlich  und  Mitnntenseichneten,  -vom 
11.  Itezember  1903 : 

Welche  Stellung  nimmt  drr  Bmuhwat  ein,  bezw.  welche  Untersuchung^en  gedenkt 
er  Torzunehroen  iDfolge  der  Eingabe  der  Delegierten ver»ammluug  der  schweizerischen 
Krankenkassen  vom  w.  November  VA{J2,  in.^besondere  zu  dem  Beehren  einer  Bandet' 
bubvenüon  an  die  Kantone  unt^r  FrriL'nlip  rl^r  Verwendnng  für  die  Krankangeldfer- 
Sicherung,  oder  für  die  uuentgcitiichc  Arznung,  oder  für  beide  zugleich? 


III.  Uebersicht  der  von  den  Verbänden 
ausgehenden  Kongressbeschiüsse  und  Eingaben 

betr.  den  Arbeiterschirtz. 

1.  Allgemeiner  Arheiterschutz. 

1.  Beschluss  der  Gesellschaft  für  soziale  Reform. 

2.  Petition  der  deutschen  Ge  werk  vereine. 

8.  Resolutionen  der  fransösischen  Vereinigung  ftlr  geaetslidien 
Arbeiterschntz. 
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DL  Beruflicher  Arbeiterschuts. 

1.  B a uge w e rb e. 

Potition  der  Vereinigong  der  Maler,  LM^erer,  Anstreicher,  Tttncher 
und  Weissbinder. 

2.  H  a  n  d  e  1  .s    e  w  e  r  b  e. 

a)  Eiugabe  dea  Zentralverbaudeu  der  Haudlungsgeliilfeii  uud  Ge- 
hilfiimen  Deutochlande. 

b)  Zwei  Eingaben  des  deutschnationalen  HandlnngsgehUfeiiTerbandee. 

c)  Resoluticin    der   frenssösiBcheii  Yereinigoiig  Air  geeeaetilioheii 
Arbeitersdiutz. 

I.  AUgemeiner  Arbeit^scbuts. 

1.  In  der  Sitzung  vom  11.  Dezember  1903  beschloss  der  Ausschuss  der 
Ge  Seilschaft  für  Soziale  Reform  eine  Petition  an  den  Bundesrat 
ab/.usenden,  es  müge  der  Bundesrat  dem  Reichstage  einen  Geeetzeutwurf 
vorlegen,  durch  welchen  die  Arbeitezeit  der  Arbeitoriimen  Aber  16  Jahre 
in  Fabriken  und  diesen  gleidkgeetellten  Anlagen  in  der  Weise  geregelt 
wird,  dass 

1)  die  nach  §  137  Abs.  2  der  Gewerbeordnnn£r  zulässige  Arbeitszeit 
von  11  auf  10  Stunden  und  an  den  Vorabenden  der  8onü-  und  Eesttage 
auf  9  Stiinden  herabgesetzt  wird  mit  der  Massgabe,  das»  w&hrend  einer 
Uebergangsfiist  von  zwei  Jahren  der  Bnndesrat  für  beetunmie  Fabrikations- 
sweige  Auenahmen  zulassen  kann; 

2)  dem6Tits])rechend  bei  Bewillifrnnjr  von  üeberarbeit  «Temilss  §  138a 
Abs.  1  und  189a  Abs.  1  Ziffer  4  die  Arbeits7eit  an  Wochentafzen  12  Stunden 
uud  an  tSounabendeu  bei  Arbeitsschluss  spätebteuä  um  7^2  ^hr  Ü  Stunden, 
fernor  gemftss  §  189a  Abe.  2  die  Dauer  der  wOohentliehen  Arbeiteseit 
in  den  daselbst  genannton  Fällen  69  Stunden  nidit  Überschreiten  darf; 

3)  die  nach  §  137  Abs.  3  a.  a.  0.  zu  gewahrende  Mittagspause  von 

1  Stunde  auf  l*/j  Stunden  verlRnsert  wird,  die  Einhaltung  einer  kfirzeren 
Mittagspause  jedoch  auf  Antrag  oder  jedenfalls  nach  Anhörung  der  Arbeiter 
durch  die  höhere  VerwaltQngsbehtfrde  gestattet  werden  kann  (§  13911), 
wenn  dies  im  Intere.'^He  der  Mehrheit  der  beteiligten  Arbeiter  liegt; 

4)  die  Beschilft ii,nmg  von  Wöclinorinnon  vor  Ablauf  von  G  Wochen 
nach    ihrer   Niederkunft    überhaupt    nicht    und   wälnend    der  folgenden 

2  Wochen  nur  dann  gestattet  wird,  wenn  das  Zeugnis  eines  approbierten 
Antes  dies  für  sulftssig  erklftrt. 

2.  Petit ion  de.'^  Centi'alrates  der  d  e  u  t  .s  c  h  e  n  G  e  v"  r>  r  k  v  e  r  e  i  n  e  (Hirach- 
Duncker  i  an  den  Bundesrat  und  Reichstag,  vom  2.  Dezember  1903: 

Wir  richten  an  den  Hohen  Reichstag  folgende  Forderungen: 
I.  Zur  Sicherung,  Erweiterung  und  Verallgemeinerang  des  KoaHtLOns- 
recht«: 

1)  In  tj  152  der  Gewerbeordnung  die  Verabredungen  und  Yereinigungon 
aach  zu  gestatten,  insoweit  dieselben  sich  auf  die  Aufrechierhaltun«'  der 
bestehenden  Arbeitsbedingungen  richten  oder  eine  sonstige  Einwirkung 
Ulf  die  Lohn-  und  Axbeitsv^dlltDisse  beswecken;  dass  femer  soloihe  Ver- 
^gnageoi  sowie  die  sonstigen  Beniftvereine  (Gewerkvereine,  Gewerk- 
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Schäften)  bereclitigt  sind,  ihre  Tätigkeit  auf  die  allgemoino  Verbessenm^ 
der  sozialen  und  wirtschat'tliclieii  Verhalrni.sse  des  Gewerbes,  insbesondere 
auch  durch  Aenderung  der  Gesetzgebung,  auszudehnen,  ohne  dadurdi  den 
einxelstaatUcheiL  Verain^^esetseii  nxkterwoifeti  sa  mm. 

2)  Den  §  16B  der  Gewerbeordnung,  ale  uinOtigee  Ausnahmegeoet« 
neben  den  allgemeinen  strafgeeetzUchen  Bestimmungen  gegen  Nötigung, 
Bedrohung,  Beleidigtmg  ti.  8.  w.  zn  streichen  ;  mindestens  aber  nicht  allpln 
den  Missbrauch  des  Koalitionsrechts,  sondern  auch  die  Verhindwoing  am 
legitimen  Gebrauch  desselben  anter  Strafe  zu  stellen. 

8)  Das  Eloalitionsreoht  auf  die  landwirtsdiaftliebea  Arbeiter,  wie 
1866  von  der  kSnigL  preiuadflcbeii  Staatsregiening  ▼orgesohlageii  war,  soa- 
mdelmen. 

H.  Zur  Regelung  und  Anerkennung  der  Berufsorganisationen  ohne 
Einschränkung  ihrer  Bewegungsfreiheit  ein"  Gesetz  nach  Art  c\9^  zuerst 
von  den  Deutschen  Gewerkvereinen  vorgeschlagenen  Gesetzentwurts,  be- 
treffend eingetragene  Berufsvereine,  baldigst  zu  erlassen. 

3.  Besolutionen  der  franzOsisohen  Vereinigung  fflr  gesetz- 
licben  Arbeiterschutz  (französische  Sektion  der  internationalen 
VereiniguTig  für  geMetzUchen  Arbeiterschutz)  vom  1'*.  November  1003. 

1)  Die  Irauzösische  Vereinigung  für  Arbeiterschutz  ist  mit  der  „soziales 
Liga  der  Käufer'^  in  dem  Wunsche  einig,  es  möchten  die  durch  das  Gesetz 
▼om  2.  NoTSimber  1892  sugelassenen  Ausnahmen  [die  Uebenseitarbeit  betr.] 
beseitigt  werden. 

2)  Die  franzüsi.sche  Vereinigung  für  Arbeiterschutz  drückt,  in  UeVr- 
einstimmung  mit  der  „sozialen  Liga  der  Käufer",  den  Wunsch  aus,  es 
möge  die  Regelung  der  Heimarbeit  baldmöglichst  in  Angriff  genommen 
we»ien. 

3)  Die  französische  Vereinigung  für  Arbeiterschutz,  ii  Würdigung 
der  Vorteile,  die  sich  im  Auslande,  inabesondere  in  den  Vereinigten 
Staaten,  aus  der  Vereinigung  der  Tätirrkeit  der  Fabrikinspektoren  mit 
der  der  Käufervereiuigungeu  ergebon  liabou,  drückt  den  Wuusch  aus,  es 
mttge  andi  in  Frankreicli  eine  ineinandergreifende  Mitarbeit  der  Fabfik- 
inspektion  nnd  der  „sosialen  Liga  der  Eanfer**  bergestellt  werden. 

IL  BeniflUlMr  ArbflUenoinita. 

i.  Baujfewerbe, 

Petition  des  Vorstandes  der  Vereinigung  der  Maler,  Lackierer, 
Anstreicher,  TtiTirher  und  Weissbinder  Dentschlands  an  den 

Reichstag,  vom  Dezemb- i  1D08. 

(Die  Petition,  der  eine  32  Eolioseiten  lauge  Motivierung  vorangestellt 
ist,  gelangt  zu  folgeudem  Schlüsse): 

Im  Torheigehenden  hab«tt  wir  «nf  Grand  «tatlrtiieher  Kadiweise  und  — chiuiitlmHur 

GtttaehtcQ  von  nygienikern  wie  Fachleuten  daiyd«igt: 

1)  Das»  die  Gefiihr  der  BleiTergifUmg  nsmentlidi  für  Maler,  Lackierer,  ADstrdditr 
ond  ähnliche  Erwerbstätige  eine  auHiverordcntlich  grosse  ist,  die  sdiwere  mid  hfiaftge  ISr* 
kratikvingou,  lang  duufnide»  Siechtum  und  frühcu  TckI  zur  Folge  hat. 

2)  Da«  die  Bekämpfung  der  BleivcigiftungeQ  bi&hcr  eine  nnsaieiclieade,  oamcoUkb 
im  DetitHlieD  Belolie  ist,  das  hierbei  hinter  dem  Amltiide  weit  nurAAUleb. 
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3)  Dtas  die  vorhandenen  Schotsvorschriften  die  eigentliche  und  grSaste  Gefdir  nkht 

besejtig<?u  niid  bei  den  auf  nicht  standigen  Arbcitsplfltz<-n  beschäftigt«!!  Mnlcru  auch  nioht 
beseitigen  können,  ttelbot  wenn  sie  uuch  so  streng  gefajaBt  und  durvhgeführt  werden. 

4)  Dan  ein  naglftlger  Enats  tftr  BIdwdw  in  Zinkwebi  und  Lithopon«  Toibudan  bt, 

der  alle  technischen  Ansprüche  erfüllt. 

5)  D«M  die  g«genteiUfen  Outaehten,  die  aieh  fOr  eine  UnetsetiliohlEeit  des  Bleiweiase» 
«nd  deaeen  UnaehMliehkelt  atmpndien,  in  einseitigBter  Weiae  won  Gewdilftiinteressen  dik- 
tiert, jeder  technischen  Bogründung  entbehren,  andcren^eitÄ  mit  den  pruktisehen  Erfahrung«'« 
saTerllasiger,  objektiver  SachveistAndigen  auf  tectuiischem  wie  hygienischem  Gebiete  in 
achmChteni  Wldenpnich  ateben. 

Angesichts  der  statistischen  NachwelM  und  angeitichtB  der  Ohnmacht  der  Vorbengunge- 
Yoneiirilten  der  Bleiweiaaigefahr  gegenüber,  können  sich  die  Maler  und  Anstreieher,  die 
tmter  der  »chrecklichen  Gefahr  su  leiden  haben,  nicht  mit  der  Forderang  neuer  Vurb€uguug«>- 
mafa>regeln  irgendwelcher  Art  begnügen.  Sic  ^i^d  fest  überzeugt,  duas  diese  Vorbeugungs«- 
maaarq;eln  nur  halbes  Werk  sind,  dass  eine  wirksame  Beicfimp/nng  der  BleiTeiyiftOQgagefahr 
nur  dordi  ein  Verbot  der  Bleiweiiw Verwendung  erfolgen  kium.  Nur  die  Entdelnmg  der 
rr-:L(  lif  der  B!(  Im  r;.:iftuijg  im  Malergewerbe  kiuin  die  gesundheitliche  Gefährdung  einer 
groesen  Bev0lkerun|p>dchioht  hintan  halten  und  kann,  da  ein  Bleiiarbenverbot  xugleioii  die  Ur- 
sadie  der  Bleierluwilnii^en  der  Arbeiter  in  den  BleiweinCabriIcen  anfliebt,  «UMOtirdtBllidi 
-  I  pi  ii.Kreich  auf  den  gesamten  Volkse  oh l'*t sind  einwirken.  Das  Verbot  der  Bleifarben- 
Verwendung  gehört  zugleich  auch  au  den  wichtigsten  Bekfimpfungsmitteln  der  Lungentul>er- 
kaloee  «otcr  den  Male»  mid  Berafigenoesen. 

N;i<  II  den  zahlreichen  Beweisen  i-'  di  Vereinigung  der  ^fiiler,  Lackierer,  Anstreicher, 
Tuneher  und  Weitubiuder  zur  Aufstellung  der  Forderang  gelumuncn,  die  Bleifarbcnverwendung 
sa  -verlrieten.  In  der  fl.  ditnug  der  GaieralTenaaunlnng  der  Vereinigung  der  Haler  o.  a.  w., 
aiu  7.  April  1903,  «nide  iwdi  einem  einldtcndMi  Betent  nadifDlgende  BeaolntioB  «iaatiiBmig 
angenommen  ^) : 

„Die  Forderung,  die  Verwendung  des  giftigen  Bleiweisses  Im  Malergewerbe  auszu- 
»chfilteu,  ist  schon  seit  Jahren  von  den  BerufsaDgehörigen  dieses  Gewerbes  erhoben  worden. 
Aber  auch  Staatsmänner,  H/gienilcer,  Menschenfreunde  haben  die  Bereohtiguntg  dieser  Forde» 
nmg  aneikannt  und  sie  unteratfilaA.  INese  Forderung  ist  in  Detrtadi]«nd  bla  jetst  ohne  Er> 
füllung  geblieben,  wahrend  man  ihr  in  nii  ir  r*  n  Ländern  grosses  Entgegenkomini  ii  f^zeigt 
iuA.  In  Deutschland  beschrinken  sich  die  gesetzlichen  Massnahmen  nur  auf  Vorbeuguiigs« 
Tomoiuiflen  für  die  Fabrikation  des  BleiweiaBeB;  fnr  die  Verwendung  und  VerarMti^ 
dieaea  giftigen  Material»  sind  bis  jetzt  nur  vereinzelte' einzelstaatliche,  ortspolizeiliche  oder 
gewerbepolizeilichc  Vorbeugtlng^vorac•hriften  auf  Grund  des  §  120  der  Bciclisgcwcrbcordnung 
erlassen  worden.  Wie  die  Kriinkenkas8enctatiBtikseigt,latdudun-h  nur  eii>  ganz  geringer  Rück- 
gang der  Krankenzüfer  der  Bleivergiftungen  eingetreten.  Hat  dies  zum  Teil  seine  Ursachen 
darin,  iias»  diese  Vorbeugungsschrirten  nur  vereinzelt  erlassen  wunlea,  ao  iäaHt  num  uudcreu 
Teil  die  Natur  des  Maler*  und  Anstn  iehergewerbcs  die  strikte  B«faig«Bg  TMI  Vorbeugungs- 
Vorschriften  nicht  zu,  zumal  auch  infolge  niedriger  Lflhne  und  langandauemder  Arbeits« 
losigkeit  die  wirtschaftliche  Lage  der  in  diesem  Gewerbe  bc8<-häftigten  Arbeiter  gedrückt 
ist  und  deren  körperliche  Widerstandsfähigkeit  demzufolge  gegen  die  schleichende  EinwirkuTig 
des  Bleiozydgiftea  geschwächt  wird.  Von  den  im  Malergewerbe  Erwerbstätigen,  deren  Zahl 
ideh  Rchon  nadi  der  CtewerbedÜilung  von  189S  auf  135987  bdief,  dfirften  mindestens  70  Pros, 
n  h  niri\s  «  isg  zn  arbeiten  haben  und  von  diesen  der  grösste  Prozentsatz  au^yschliesslich  nur 
(1^  gütige  Bleiweiss  verarbeiten.  Die  Verwendung  des  Bleiweisses  bildet  also  auch  eine 
grosse  itygieniselie  Gefahr  für  wdte  Scldehten  dca  Volkea  nnd  adnea  NadnradiaeB.'* 

„Der  Erfüllung  der  Forderung  auf  Ausschliessung  des  Bleiweisses  stehen  keine  Ilinder- 
lüme  teohniaoher  oder  wirtaehaftliiiher  Art  entgqien,  da  das  Bleiweisa  im  Maler«,  Anstreicher« 
«nd  LaoUerergewerbe  TollatlDdig  eraetat  werden  kann.  Die  UvteQe  der  Halermriater,  die 
bis  jetzt  bekannt  /  u  orden  sind,  und  die  sich  zum  Teil  über  die  Uugefrihrliclikeit  des  Blei- 
weisses, zum  Teil  für  die  Dueraetabarkeit  des  Bleiweisses  auslassen,  widersprechen  sieh 
ontefeinaoder,  entbehren  all«  der  ObjelctiTitll  nnd  haben  in  den  Beiben  der  Malenneiater 
selb-^t  WMerspnich  gefunden.  Sie  bilden  also  keine  enist  zu  nehmende  Antwort  anf  dtn 
hrlms  dtöi  preossischen  MinisteiB  für  Handel  imd  Gewerbe  vom  22.  April  1902." 

„IMe  in  Berlin  versammelten  Delegierten  der  9.  GeneralTenwmmlvng  der  Vereinigung 

der  Maler,  Lackierer,  Anstreicher,  Tüncher  unfl  Weissbinder  Deut.schland.s  ensuchen  deshalb  die 
hohe  Keielisregierung  der  ErfüUuug  folgender  Forderung  näher  zu  treten :  Verbot  der  Verwen« 

1)  VergL  „Bulletin",  Bd.  U,  8.  207. 
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dang  aller  hlfioxydhaltigen  Farben  im  MuTf-r-,  AnstrcirhiT-,  I^ickterer-  und  TÜDchcri^cwerbc. 
Deagleicheo  erwarten  die  anwesenden  Delegierten  aach,  daas  die  Staats-  und  Kommuaal- 
bdiSiden  idbrt  vd%  fotoa  Beispiel  Tonmfehmi,  bei  Ywigebiiuig  der  Maler-  und  AmtnklMrw 
arheitra  dir  VorMcndtiiKr  von  Bleiweiaa  verbieten  ur.']  bei  den  notwciidigieil  Ttnrilnm«H  n 
diesen  Fragen  auch  Vertreter  aus  der  GehilfeoAcliaii  hinzosiehen." 

tm  Sinne  iimw  RaiolirtioB  erandit  deabiilb  der  «vgebenst  tinteneidin«t»  Vontand 

di  I  Vi  rpinitruiif  I  r  MmUt,  Lackierer,  Anstreicher,  Tüncher  \in<\  Weissbinder  da>  Hohe 
Haus  um  tatkräftige  Mithilfe  bei  der  Verwirldiohang  unaerer  aus  dm  tatB&ohliohen  Ver- 
haititiwien  henos  notwandig  gewordenen,  im  Intcwo  der  VeUnwohlfdirt  mwa0iBf^&Bbm 
Forderung : 

die  Verwendong  ond  VenuriMitong  «Uer  bleiludtigen  Farbui  and  Bindemittel  in  der 
AmlvBehtoekdk  danli  ein  BdebafMels  m  veiUetaii. 

2.  Hmdebgewerhe. 

a)  Eingabe  des  Ceutralver baudes  der  Handlungsgehilfen 

and  Ooliilf innen  DeutschlandB  an  draBandearat  vom 80. Deieinber 

betreffend  Kaufinannsgeriiehte. 

Im  Januar  d.  J.  hat  der  unterzeichnete  Voratand  dem  H  n  Bundesrat«  die 
Wüneuhe  der  dem  Verbände  angehörenden  fiandlun^iBKehilfeii  und  Gdülfinncn  2u  dem 
EDtwnrf  eines  GewtEea,  betr.  Kanfmannegerieiite»  in  einer  Eingabe  unter* 
Miet,  der  ein  voUatändiger,  nadi  dieeon  W&nBehen  gestalteter  Geeetsentwuif  beig»- 
fOgt  war. 

In  der  Zwischenzeit  haben  zahlreiche  öffentliche  VerHammlungen  von  Handlungs- 
gehilfen und  Gehilfinnen  sich  mit  dem  Gesetzentwurf  und  den  Wünschen  der  Gohilfcn- 
Bchaft  in  eingehenden  Verhandlungen  beschäftigt.  In  fa^t  allen  diesen  Versainmlun^, 
so  in  Berlin,  Bensen,  Braunschweig,  Bremerhaven,  Breslau,  Chemnitz,  I>resden,  Elber» 

feld,  Frankfnrt  a.  M.,  Fürth,  Görlitz,  Halle,  Hamburg,  Harburg  a.  d.  E.,  Kiel,  Köln. 


Zwickau,  haben  die  von  dem  unterzeichneten  Verbände  aufgestellten  Grundsätze  die 
ZuBtimmnng  aller  oder  doch  der  grossen  Mehrheit  der  Versanunlangpbeenfihar  gefnodea. 
Diese  Gmnaeitre  nmfasaen  in  der  Hauptsache  folgende  Punkte: 

1)  Ausdehnung  des  Erriditungszwanges  anf  das  ganae  Btkk,  iwecks  8diaffiiDf 
einer  lückenlo.-^en  Kaufmannfgcrichtsbarkcit. 

2)  Ausdehnung  der  Zuständigkeit  auf  Streitigkeiten  üi)er  eine  Vereinbarung,  die 
den  Gehilfen  oder  Xehrling  nach  Botndigunj^  des  Dieast-  oder  LehrveriiiltatoeB  io 
seiner  weiteren  gewerblichen  Tätigkeit  beschrankt. 

3)  Verbot  jeder  Vereinbarung,  die  die  Zuständigkeit  der  Kauf  roannsgcrichte  aoä- 


Ertditen  dnrdl  Geraeinssinitdt  der  Torsitsendai  and  ilirer  StcJlTertieter  sowie  dar 
enstcinrichtungen. 

&)  Wahlrecht  imd  Wählbarkeit  bei  der  Wahl  von  Beisitsem  für  alle  selbet&ndinD 
Eaniiente  und  Oeliilfen,  die  das  21.  Lebaisiahr  voUeodet  habea,  ohne  Untoaebied  o» 

Qeschlechte.    Anwendung  der  Vrrhaltniswalil. 

6)  Festsetzung  der  JBenifungätiumme  auf  ÖOO  Mark. 

7)  Anwendnng  der  §§  62  bis  73  des  Oewerfaegcriditagesetaca  (BüntgaagHunt)  aoi 

die  Kaufnmnnpgeripnt«'. 

Es  darf  t«onacb  mit  Piestimaitheit  behauptet  werden,  dass  die  vorstehaiden  Grund- 
Sätze  die  Meinung  der  Meistinteressierten,  der  OehilisB  im  Handelsgewerbe,  in  msM- 
gebender  Wciho  zum  Ausdruck  bringen. 

Wenn  inzwischen  Petitionen  an  den  Hohen  Bundesrat  gelangt  sind,  die  den  oben 
angeführten  (iruiidsätzen  ganz  o<lor  zum  Teil  widersprechen,  ko  int  zu  bcaohton.  da?* 
diese  Petitionen  von  VereiDsvorstaadeo,  chae  Befragung  der  Mitglieder,  aasgeganfeo 
sind.  Diese  Vonitande  beetehoi  nun  TeO  ans  JPrimsipalen,  wie  aoeh  die  inrfanNlit 
kommenden  Vereine  sich  au»  Prinzipalen  und  Gehilfen  zusammensetzen.  Die  Aeussenmgen 
dieser  Vcreinsvon^tände  können  deshalb  in  keiner  Weise  als  Aeusseninj^  der  Gehilfeo- 
Schaft  im  Handelsgewerbe  in  Betradit  icommen.  Gans  besonders  gilt  dies  von  de» 
Petitionen  der  Vorstände  dr'^  DentM-hen  Verbandr>  !v  rn ifmännischer  Vereine,  des  Ver- 
eins für  Handlungs-Komuiis  von  Iböti  und  des  Verbandes  deutscher  Handlungsgehilfen 
an  LeifMdg.  Diese  VorstSnde  haben  noch  in  jlbgBtsr  Zeit  dem  HoImb  Bandenal»  «tne 
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Ein|2;abe,  betreffend  Kaufmannsgerichte,  zugehen  lassen,  ohne  daae  auch  war  emem 

einzken  Mitgliodc,  noch  viel  weniger  der  Oeffrntlii  hkeit,  Gel^enheit  geboten  wurde, 
zu  aem  liib&lle  der  Eingabe  vor  ihrer  AbäCndung  Stellung  zu  neiuneu.  Die  in  der 
Eingabe  niedergd^ten  wünsche  charakterisierao  nch  deshalb  ledigUdi  ain  Wünsche 
einzelner  PerBonen,  die  jedor  weiteren  Zustimmung  entbehren.  Soweit  diese  Wünf^che 
eich  mit  den  in  öffentlichen  Gehilfen  Versammlungen  gefoBsten  BcsehJüöäcn  decken,  näm- 
lich in  der  Forderung  nach 

ttchnelinuk^licbster  EirichUung  Toa  Kaufmannflgerichten  mit  oinfa^^^m,  iMohea  uut 

billigen  Var6üiren; 

Ausdehnimg  der  Zuständigkeit  auf  nilt  Steitigkeiten  nun  dem  Awtüllimgwfrligl^n^ 
einschliesslich  ]«dw  aus  der  (sogenannten  ivonkurrenzklaiiiwl  j 

P'eetsetzung  der  Bentfungsgrenze  auf  fiOO  Mark; 

Verbot  des  vertraglichen  Ausschlusf^oe  der  Zu.'itändigkeit, 
können  sie  auf  die  Zustimmung  der  Vereinsmitgheder  rechnen.   Soweit  das  nicht  der 
Fall  ist,  also  in  der  Forderung  nadli 

Schaffung  f^elbständiger  RaofmuiiBeerlchtep  e?.  Aneehliia»  dar  EaafauuiiiBgarHdkte 
an  die  Auit<»gerichte ; 

dnem  zum  Kuhteramt  befähigten  Junsten  sttm  VonttseodeD, 
darf  nach  den  in  öffentlichen  Gehilfen  Versammlungen  gcBchchcncn  Aeusserungen  mit 
Sicherheit  behaupt«t  werden,  dass  diese  Forderungen  der  Vorstände  den  Anschauungen 
der  Mehrheit  der  Vereinsmitglieder  n  icht  entsprechen.  Die  Mitglieder  dieser  Vereine 
haben  sich  vielmehr,  wo  sie  in  Öffentlichen  Versammlungen  auftraten,  auf  Grund  der 
Krgetiiiisse  der  deutschen  Gewerbegerichte  dahin  geäussert,  dass  sie  durchaus  den 
Aiischluss  der  Kaufmannsgerichte  an  die  Crewcrbcgerichte  wün- 
achen,  und  dass  deshalb  die  JBefähiffung  zum  Vorsitz  bei  den  Gewerb^erichtea  auch 
zum  VoiritB  bei  den  KmifiDaiinsg«n(£ten  berechtigen  soli 

Der  unterzeichnete  Vomtand  ricittet  hiermit,  gestützt  auf  die  angeführten  Tat- 
sachen, nochmals  das  ergebene  Er!>uchen  an  den  Hohen  Bundesrat,  den  Entwurf  des 
Gesetzes,  betr.  Kaufmannsgerichte,  nach  den  heute  und  trüber  dargelegten  Grundgätzen 
zu  gei^talten.  Nur  dann  kann  die  beabf^ichtigte  Wirkung:  Bchaffung  einer  schnellen. 
biUigen  und  aachgemäwea  Kechtsprechung  iik  die  aus  dem  Arbeits v^bältou  der 
Hanalnngsgehilfeii  entstdienden  Streitigkeiten  mit  Sicherheit  erwartet  werdoi.  Im 
brs~nderen  notwendig  ist  auch  die  freie  Wahl  der  I>(  i  't/i  i  ,  da  nur  «lip-f  das  Ver- 
trauen schafft,  das  zu  einer  erspriesbltchen  Tätigkeit  der  K au f mannsgerichte  unbedingt 
cvlovderlidi  nt. 

b)  Eint^abe  des  d  e  u  t.s  chnati  onalen  Handlungsgehilfen- Ver- 
bau d  e  8  au  den  Bundesrat. 

Der  unCeRndmete  DealMdmationale  Handlungsgehilüen-VerbaiMl,  HanptntB  Warn- 

bürg,  richtet  an  den  hohen  Bundesrat  die  ergebene  Bitte,  gemäss  den  Ver-^prechungen, 
die  sein  Vertreter  im  Jahre  1890  in  der  16.  Kommission  des  Reichstagea  abgegeben 
hat,  dieser  Körperscliaft  baldigst  den  in  Aussicht  gestellten  Gesetzentwurf  zur  Ver^ 
besscrung  der  Sonntagsruhe  vonegen  und  dabei  für  da-i  Handel^gewerbe  die  Einführung 
völliger  Sonntagsruhe  ohne  irgendwelche  Aui^nalinien  beantragen  zu  wollen.  Dem^eniäjbs 
bittet  der  untensei(^ete  Verband  die  Anwendung  d^  §  105  e  der  G.-O.,  der  die  Auf- 
hebung der  "^rTiitagsruhe  zur  Befriedigung  be^onderor  ßedürfnisec;  der  fk'völkernng  ge- 
stattet, für  dik?  Handelsgewerbe  zu  verbieten  und  dem  §  105  b  Absatz  2  der  G.-O. 
folgende  Fassang  zu  geben  : 

„Im  Handel^gewerbe  dürfen  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen  nicht  beflcbÄftigt  werden.*^ 

Bis  zur  Errndtung  dieees  Zieles  und  nm  den  üebergang  von  den  hentigen  Zu- 
ständen zur  völligen  ^^nn  iit:ig,Mruhe  leichter  brv-rrkstelligcn  zu  können,  nmssten  unserei« 
Erachtens  unter  Beobachtung  der  nachfolgeudeo  Grundsätze  sofort  Bestimmaugen  er- 
laeaeo  wecd^,  dnrdi  die  berate  weRentUdM  VerbeeMrungen  erzielt  würden: 

«1)  QdiUfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  im  Handelsg*  werbe  dürfen  an  fck>nn-  und 
Feettagen  im  Grosshandel  überhaant nicht,  in  offenen  Verkaufsstellen  höchstens  3 Standen 
und  zwar  nicht  später  als  bis  12  Ünr  Mittags  beschäftigt  werden.  Die  Btnnden,  wahrend 
welcher  die  Bef^chäftigung  stattfinden  dart,  werden  unter  Berücksichtignng  der  für  den 
öffentlichen  Gottesdienst  bestimmten  Zeit  durch  die  Polizeibehörde  anbeitlich  festge- 
stellt. Die  Polnseibfl^rde  ist  bereditigt,  Dich  AnbOrung  der  beteiligten  ArbeitgdMr  iind 
Arbeitnelimcr  dii;  B(>8chäftigung  für  alle  oder  einzelne  ZweigB  des  Kleinhandels  onm- 
schränken  oder  ganz  zu  untersagen. 
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2)  An  (lern  or^ten  Weihnachtj*-,  Orster  und  Pfinjrstta:^  rlürfoD  GdliliMi,  LduUnp 
tind  Arbeiter  auch  im  Kieinhandei  nicht  beschäftigt  weriieu. 

3)  Soweit  nach  den  nnter  1  and  2  angefShrten  BflBtbnmnngen  Gehilfwi,  Lehrtinfe 
und  Arbeiter  im  Handelsgo^v r  rl>f>  an  Sonn-  und  Festtappn  xnciit  beschaftict  woden 
dürfen,  darf  in  offenen  Verknut>Ktellen  ein  Qewerbebetheb  an  dieeea  Tagen  nicht  ätaO- 
finden.  Weitei^ebeoden  iandc^gesetzUchen  BeschränkoDgoa  des  GenrarbebetcielMs  m 
Bonn-  und  PVsttn^en  »teht  diese  Bestimmaiis  nicht  entgegen. 

4)  Für  «lic  lotsten  2  Sonntage  vor  dem  24.  DezemMr  kann  die  Polizeibehörde  eiM 
Vermehrung  der  .Stunden,  während  wdcbflr  die  Bwdiiftigiuig  im  Kldnhaiulei  statt- 
finden darf,  bis  mit  10  Stunden  zula.sf>en. 

5)  Die  Anwendung  deb  §  i(A>b  der  G.-O.  auf  da«  Haudelagewerbe  wird  ver- 
botmu* 

c)  Eingabe  des  devtsohnntionalen  HandlnngsgehilfeiiTer- 

b  and  es  an  dns  Kai.serl.  statistische  Ami  vom  16.  Oktober  1903. 

Da  aus  den  bisherigen  Berufs-  und  Gewerbeziihlunpen  die  beniflielie  rinr!  i^zialr 
GliederuDii  des  Kaufmannsstaudes  nicht  khu-  eXbichtbch  iht,  erlaubt  sich  der  unt«- 
zdchnete  Deutschnatiunale  Handlungsgehilfen-Verband  für  die  nächste  Berufs-  und 
Gewerbez&hliuiK  dem  Kaiserlichen  Statistischen  Amt  folgende  Vorachifige  za  antcr« 
breiten  und  endstebend  zu  b^ründen. 

1.  Haushaltungali^te« 

In  der  „Anleitung  zur  Ausfüllung  der  HaushaltuugüliBte"  ist 

1.  bei  Frage  „Hauptberuf"  darauf  hinzuweisen,  dass  bei  Eaufleuten  die  BeseM^h 
nung  wie  Kolonialwarennandlung,  Manufakturwarejihandlung  nicht  genügt,  f^onden 
ein  rJebcnvermerk  gemacht  weroen  muBs,  ob  der  Betrieb  in  der  Hauptsache  deni 
Gross-  oder  Kleinhandel  (unter  „Kleinhandel"  fallen  alle  Betriebe,  welche  ihre  Wareo 
io  der  Haaptsadie  an  Konsumenten  absetzen)  angshört.  WarenhÄuser  und  Konsum- 
venine,  weldie  dem  Kldnhandd  ang^Ora,  mnd  als  solche  besonders  zn  bezeichnen ; 

2.  bei  Frage  ..Berufsstellung*'  einzufügen: 

Bei  Beantwortung  der  Frage  „Bcninstellun|^'  sind  von  Betriebsinhabern,  im 
Falle  sie  ToUstCndiff  unsMiängige  Eigeatfimcr  des  Betriebes  sind  and  ihr  Verfügungs> 
recht  nicht  irgendwelcher  TertrsgUciisr  Beschiinkong  nnteiüsgtt  die  Worte  „mi 

£igentünier"  hinzuzusetzen. 

3.  bei  Fratre  „ßerufestellung"  sind  unter  den  Einsfllbeispielen  noch  anzuführen: 
Dipponent,  11«  ;  r  lrr,  Korrespondent,  Einkäufer,  Abteilungschef  und  Lageriudtsr.  Dt« 
für  ist  die  irrctuhrenUe  Ikzeichnung,, Ladendiener"  fortziilassen. 

Neu  einzufügen  sind  folgende  Frageji : 

1)  llnterfrafre  für  die  Spalte  mit  der  Bezeichnung  ,,Fiir  selbstindige  Gewerbe- 
treibend c  usw.":  Ist  Ihre  Firma  haudclßgcrichtlich  eingetragen? 

2)  Sind  Sie  in validenvciHicherungspf lichtig? 

3)  Waren  Sie  schon  einmal  selbständig? 

4)  Haboi  Sie  sclion  einem  anderen  Bmife  angehiM  nnd  welchem? 

6)  Bern!  Ihres  Vatars  (resp.  Mutter)? 

2.  Bearbeitang  der  Hanshai tungsliste. 

In  der  Tabelle  .  Alter  und  FamiUcnstand  in  einigen  bssondenn  Berufen*'  sied 

die  Haudlung^ehilfen  wie  folgt  nachzuweisen : 

1.  Protcnnaten  und  Handelsbevollmächtigte,  Filialleiter,  Lagerhalter,  überhaupi 
alle  Gei^eLuftsleitor,  die  nicht  P'.igentüraer  sind  und  dcffsn  StsUung  dittch  KusdigaDg 
des  Anstel  luo^vertrages  beendet  werden  kann. 

2.  Beisenda 

3.  Kaufmännische»  Bureanpenonal,  Korrespcmdent,  Bncfahalt«  nsw.  in  der  Land- 
wirtschaft 

4.  Kaufmännisches  Bureaupersonal  usw.  in  der  Industrie. 

5.  Kaufmännisches  Biireau]>er>^onal  usw.  im  Sdiankgewttbei 
ö.  Handlungsgehilfen  im  (rrusshandel. 

7.  Handlungsgehilfen  im  KleinhandeL 

8.  f/chrlinge  im  (Tfosshaiidel. 
ii.  Lehrlinge  iiu  Kleinhandel. 

10.  Handlungsgehilfen  in  Warenhäusern. 
IL  Handlungsgehilfen  in  Konsumvereinen. 
12.  Lehrlinge  in  Warenhftusem. 
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13.  Liehriinge  in  Koosumvereiiieo. 

14.  SmieUges  HUfepenoiMl  (Befarcibor,  Kttudistan  und  Köpfeten). 

3.  Gewerbebogen. 

Hier  schlagen  wir  die  E^nfuguDg  vod  folgenden  FVagen  vor: 

1.  6iod  Bie  ToUst&odü;  unabhängiger  Eigentümer  Ihres  Betriebe»  7 

2.  Oder  nnd  Sie  in  Ihrem  Verfügungi»recht  vertraglidt  beschrinkt? 

^]ud  Sil    durch  Vertrag  verpnichtf  r,  Ihiri  ii  In  zw.  Ihre  HftUptuiDBilMrtikel 
Tou  einem  oder  mehreren  bestimmten  Lieferanten  zu  beziehen? 

4.  Haben  Bie  eine  offene  VerlniifMtdleT  (Warenhineer  und  KoMiiiiiTflveino  dnd 
alt  solche  zu  bezeichnen.) 

5.  Wenn  ja,  findet  Ihr  Haupterwerb  durch  (üf^e  »tatt? 

In  dem  bieherigen  Absatz  10  A  „Innerhalb  der  Betriebsetfitten  ww.  sind  be- 
•ohiftigt"  werden  die  beach&ftigt^n  PerBonen  in  folgende  Unterabtflilaiigaa  eingofetiU: 

a)  Tiitige  Inhaber,  welche  zugleich  Eigentümer  sind. 

b)  Tätige  Inhaber,  weiche  nidit  zogleroh  Eigentfimer  sbd,  QeediBflBlBiter,  DirdE- 
tonn,  I'ächter,  Fillalleitcr,  Lagerhalter. 

c)  Verwaltung^-,  Kuutor-  und  Bureauperhonal,  ohne  LehrUnge. 

d)  Ldxrlinge,  die  zum  Personal  unter  „c"  zu  rechnen  sind. 

e)  TechniB^ieR  Aufsichtspersonal  und  höhere  Techniker. 

f)  Kaufmännisches  Personal,  welches  vorwiegend  in  offenen  Verkanfsstellen  oder 
dafür  hcBchäftigt  wird  (Einkäufer,  AbteilungschetH,  Lagerist,  Verkftnte')  obne  Lehrlinge. 

gi  Lehrlinge,  die  zum  Personal  unter  „f"  zu  reclioen  sind. 

n)  Anderes  FenNmal  mit  Einsehloss  der  meihui^Mig  nnd  iCMlmiiilg  (da  Ga- 
hilfen,  Ge^sellen,  Lehrlinirf  im  Betriebe  bescti.Ifrietea  PiM«lli<w*ngfi^y8gM  un^  der 
für  den  Uewerbebetrieb  au^euummenen  Dienstboten. 

Da  auf  die  sociale  Gliederung  aus  vorstehender  Einteilung  noch  keinerlei  debere 
Schlltoe  gezogen  werden  können,  empfiehlt  sich  die  Einfügung  folgenden  Patzr^; 

Gehaltu  (einschl.  Tanti^en,  Provisionen  usw.)  der  unter  d,  c,  e  und  t  nach- 
gewiesonon  Penonw* 

Anzahl  der  Beechäftiglen 

OeiiaJtt«k  lassen :  unter 

b'      c       •       f  8a. 

unter  900 
900—1200  ausschi 
1200—1800  „ 
1800-2400  „ 
2400-3000 

5000  und  darüber 
Sa. 

4.  Bearbeitung  des  Gewerbebogens. 

Die  Einteilung  der  ßerufsarten  i.-?t  dergestalt  abzuändern,  dass  das  Verkehn» 
nnd  Schankgewerbe  aus  der  Abteilung  ,,C"  vollständig  ausscheidet.  Das  Handda- 
^ewerbe  ist  femer  in  Gross-  und  Kleinhandel  zu  teilen  und  unter  be;>onderen 
Nummern  getrennt  nachzuweisen.  Den  Unterabteitungen  im  Kleinhandel  sind  hinzu- 
zufügen : 

1.  Warenhaus.   2.  Konsumverein. 

Bei  der  Einteilung  der  Erwerbstätigen  ist  unter 

,.a''  eine  ^össere  Spezialisierung  vorzomdunen  und  swar: 
a  l.  Unabhängige  und  tatige  £igentämer. 
a  2.  Direktofen. 

a  3.  Filialleiter,  I^gerhalter,  Pächter,  Leiter  von  FaLrikniederlagen  u»»w.,  welche  in 
finansieller  oder  vertraglich«  Abhängigkeit  von  einem  oder  mehreren  Haupt- 
onterneluiieni  stehen. 

Die  niif^lcrung  der  Erwerbstätigen  zu  b  und  c  ist  wie  folgt  ab/.uändem : 

Bei  Gärtnerei  und  Tierzucht,  Forstwirtschaft  und  Fischerei,  BerglMui-,  Hütten«, 

ladnstrie-  und  Bauwesen  ist 

,b  1.  Kaufmäiiiii^che  Lehrlinge  und  Volontäre"  ein/n  r  hieben. 
iki  üandelH-  und  Versicherungsgewerbe  im  Grosshanciel : 

b  1.  Kont4^)r-  und  BureanpcrsonaL 

b  2.  LehrUnge. 

c  1.  Familienangehürige. 

0  2.  Andere  UiuBpecBonen. 
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Im  Kleinhandel: 
b  1.  Küiit<)r-  und  BOMMipMtODal. 
b  2.  LadenpereonaL 
b  3.  Ldirlinge. 

c  1.  Familirnan gehörige. 
c  2.  Andere  Hiuspensonen. 

Sollte  der  Anregung  beafigh  der  GehaUastatietik  der  unter  b,     e  und  f  bcscihif- 

tigtca  Personen  Folge  gegeben  werden,  mu^^ste  daa  Ergcbnia  natAilidi  vnA  W  üBdg- 
neter  tjtelle  m  der  Verarbeitunja:  mit  veröffentlicht  werden. 

Der  unterzeichnete  Verbanci  bittet  femer,  die  Einzelheiten  des  Erhebun|s>?er- 
fahrens  so  frQhzeitig  zu  veröffeuiliehen,  dsss  für  die  intereaaiertao  Kxtiae  geoQgend 
Zeit  bleibt,  Wüoäche  und  Abänderungsvorechlä^  zu  bringen. 

Der  unterzeichnete  Verband  eracntet  es  mit  Rücksicnt  aiif  die  immer  nidir  in 
den  N'nrdergriuul  tretende  Frage  <]er  allgemeinen  obligatoriHchen  Arbeit6lo6enver»icfae- 
rung  tur  driu^end  notwendig,  mit  der  Berufs-  und  Volkszählung  wie  im  Jahre  1895 
ArbeibdoeenzShlungen  vorzunehmen.  Da  aus  der  letzten  Arbeit-ilosenzähluiig  die  Zahl 
der  stellenloeen  HandlungMpdiiUen  keineawegs  nadigeirieBen  werd^  kann,  empfiekk 
der  unterzeichnete  Verbana : 

1.  den  (^ross-  und  Eleinhan<M,  wieichon  für  <Ue  Gtnrttbttililmig  voigeechbigBi, 
getrennt  nachzuweisen. 

2.  „Die  Btdlnng  Im  Beruf'  wie  folgt  dnenteilen : 
a,  f,  e  wie  bisher. 

b)  Da«  wisseoecbaftlich  technisch  gebildete  Verwaltunffa-  und  AuiaichtaperscHMl. 

c)  Das  kaafminniscbe  BeohnungB-  und  Bnreaaperwmal. 
c  1.  Das  kaufmännische  Ladenpersonnl. 

d)  Sonstige  Gehilfen,  Fabrik-,  Lohn-  und  Tagearbeiter. 

d)  Resolution  der  am  19.  Dezember  1903  abgelialtoneu  Versamrabm^  der 
französischen  \^ereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiter- 
schutz (franz.  LauUesbektion  der  internationalen  Vereinigung  iür  gesetz- 
lichen ArbeitenchutB). 

Die  frAiuÖBisclie  Vereinigwng  fllr  geBdtslichen  Arbeitendrats  ist  der 
Ansicht : 

1.  dann  die  An^estrllton  des  Handelagewerbes  nicht  auaaerlialb  das 
gewerblichen  Schutzes  verbleiben  dürfen; 

2.  dasfl  der  gesetzliche  Schutz,  der  ihnen  zu  gewähren  ist,  dem  Schutse. 
den  die  Lidnstriearbeiter  bereits  gemessen,  gleichwertig  sein  mnss; 

.8.  dass  diese  Postulate  am  sweckniftssigsten  verwirUidit  werden 
könnten  durch  : 

a)  Limitation  der  wöchentlichen  Arbeitsdauer  und  der  wöchentliches 
Geöamtdauer  tur  das  OfiTenhalten  der  Ladengeschäfte ; 

b)  Festsetzung  der  Standen  flOr  das  tagUche  Auf-  und  Zumachen  der 
Läden  durch  die  Gemeindebehörden,  denen  ein  Gesetz  die  KompeteimD 
hierzu  geben  miisste,  und  zwar  in  einer  fttr  jede  Geschäftskategorie  imd 
jede  Kf^rion  einheitlichen  Weise. 

Die  Festsetzung  der  Stunden  iür  das  tägliche  Auf-  und  Zumachen  der 
Lftden  soll  auf  Grund  einer  Torausgehenden  Befragung  der  beteiligt«B 
Unternehmer  und  Angestellten  erfolgen. 

Der  Minister  fiii  Handel  und  Gewerbe  hätte  eine  Entiuetc  2u  verac- 
stalten,  um  das  Verfahren  festzustellen,  wie  die  Wünsche  der  Unternehmer 
und  der  Angestellten,  die  die  Gemeindebehörden  bei  der  Feataetzung  der 
Stunden  fttr  das  tftgliche  Auf-  und  Zumachen  der  Lftden  beeintrichtigen 
sollten,  zum  Ausdruck  gebracht  werden  konnten. 
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Legislation  affectiug  labour,  Outario,  New  Bruütiwick,  1903.    D.  C.  IV.  3. 
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XVIII,  3  u.  1. 

Hemke,  G.    Da^  iiuichsltauarbeitcrächutzge^etz.   N.  Z.  22.  L  9. 

Giebel,  C.   Die  Regelung  der  AnsteiluDga-  und  GehaltaverldltniBae  der  ITaiiiB 
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Borderaux  de  eaiaire  et  de  dureo  du  travail  en  1902.   B.  O.  T.  X.  11. 
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Labour  disputes  in  Germany.   L.  G.  XI.  10. 
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Durand,  E.  D.   Ihe  antkraule  cuul  »inke  aml  ik>  HettlemeuU   Ö.  P.  XViii.  3. 
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Trade  dispute«.   D.  C.  IV.  3  f  ti  . 
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Aus  schweizerischen  Lohnbewegungen.   C.  G.  D.  XIll.  42,  43. 
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Erwerbsbeeinträchtigung  durch  Unfallfolpm.       G.  D.  XIII.  4t). 
istrhutzvorrichtungen  in  Papierfabriken.    Z.  ^z.  H.  X.  23. 

Die  Haftung  der  ik'tricbf*unternehmer  tür  die  Betriebsgefahr.   C.  J.  C  II.  Zw.  3;^ 
Hilse  Dr.  ß.  Krankenfürsorge  für  die  in  der  Landwirtschaft  betriebsverletzten  Dieust- 

v«T[.fli<htetcn.    V.  A.  IX.  18. 
Die  UufaUverhUtungstechnik  in  Deutschland.   A.  G.  Z.  IL  15. 
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Z.  Br.  XLIV.  1. 
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Uenge  DrenntMoer  Stoffe  bestimmt  sind.  G.  J.  G.  IL  10. 
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Bo'^enthal,  Dr.  E.  Wclrfie  Bestimm unjrpn  «ollen  für  Kontrakte  von  F;ibrikcu  — 
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('.  J.  C.  II.  9. 
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Schalhorn,  Dr.    ZweisoiDeidige  VeriragsbestimmaDgen  der  Arbeitgeber.    8.  P. 
XIII.  12. 

KoLbküvverlnf  von  Uoternehmero  und  Arbeitern  aus  AnJaw  des  Künchnentreik». 
TL  G.  DCTIO. 
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ü.  IX.  11. 
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Sheet  metai  workerH'  agrecmeut  at  \Viiiiii|K>g,  Man.  D.  C.  IV.  ttk 
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Ueasen  und  die  Arbeitakammcrn.   B.  P.  XIII.  IOl 

Feny  vesBv,  J.  Zur  Frage  der  £nricbtuiig  eines  nngariitchen  Arbdtauiitai.  K.  & 

XX Vir.  7. 

dn  trayail  (sesnon  de  novembre  1903).  B.  O.  T.  X.  12. 
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Die  Au^^wandt  rerfraj^e.    Ei.  VIII.  42. 
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Emigration  and  immigration.   L.  G.  XL  11  ele. 

Erai^ratioD  of  poor  law  chiKireti.    T  Sept.  29,  1903.  p.  8, 
ImmiipratioD  aod  CokxiizatioD  Moveiueot.  D.  C.  IV.  3  etc. 
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Satomon,  A.   Die  geirerblidie  NachtarbdC  (far  FVanen.  8.  P.  XIIL  9. 

Da«  vollständige  Verbot  der  FraueniiachtArbeit.   Ru.  1003.  Nov. 

Auerspurg,  Dr.  A.   Arbdtennnenfrage.   Zt.  XXXV,  460. 

Wilbrandt,  R.   Die  WecbMlwirkaiig  awiadieii  ArbetUrimMnadufts  und  Hdmaifaeit 

Öchm.  J.  B.  XXXII.  4. 
Mehr  Arbciterinnenschutz.  C.  O.  D.  Xiil.  42. 
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der  Schweiz.    M.  Ch.  XXY  0. 
Die  Frauen  im  EiscnboliDdicn.ite,    B.  F.  XVII.  29. 

Application,  en  1902,  de  lu  loi  du  2  noTemlm  1802,  rar  le  tnvail  de»  femmeB  et  dm 

eiifant8.   a  O.  T.  X.  10  et  11. 
Th«  employrncnt  of  inTalld  wom«i  and  girla.  T.  Nov.  13,  1903.  p.  9. 
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III.  5. 
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Ungarn.  B.  P.  XIIL  13. 
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Zimmermann,  Dr.  W.    CJesundheit.-^iirefährlicho  Industrien.    P.  P.  XITI.  11,  12. 
Wurm ,  E.  Oesundheit«gelährliche  Industrien.   U.  G.  D.  XIII.  4Ü,  47,  43.  49. 
Hillig,  H.  Die  Bleivergiftung  und  ihre  Verhatongsmöglicfakeit    Z.  Qu.  X.  24. 
Die  Ge8undheit(i>>chädlichkeit  des  Bleiwei^H.   M.  O.  Ilt  20. 
Staubfänger  für  Saugeluft.   C.  J.  C.  II.  9- 

Bo u  1 1  n ,  P.  Mesures  l^slatires  en  vue  d'assarer  FaMion  des  ateliers.  Q.  P.  IV.  & 
Hood,  F.  Ein  Beitrag  aar  Gewerbehygiene  in  der  BranzegieMerei.   C.  J.  C  II. 

Zw.  -^'.y  UK 

lieber  die  Ht^leutang  der  Wurmkrankheit,  der  AnkyIoBtomiasii>i.   Z.  G.  H.  X.  21. 
Zur  Staubbeseiti<rung  in  EisengieftHerrif^n  utul  llaschineniferkstätten.  Z.  G.  H.  X.  i& 
Bauordnung  und  Hygiene.   B.  Ö.V.  XiV.  2\). 

Braun,  Dr.  A.   ttociaUiyeieolachca  ans  den  Fabriksinspelttorenberichten.   Y.  A. 

IX.  20. 

Deutscher  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege.   S.  P.  XIII.  1. 

Ueber  die  Hygiene  und  Sicherheit  drr  .\rl>i'itt  r  in  Frankreich.    A.  S.  XIV.  18,  19. 

Exp^hences  comparativo»  de  peinture  au  blanc  de  Zinc  et  au  blanc  de  c^ruse.  B.  O. 

29.  HdnaiMt. 

W  i  1  b  r  a  n  d  t ,  R.  Die  W c « haelwtrkiing  xwiscfaeD  Arbeiterinnenschutz  und  Heimarbeit 

Schm.  J.  B.  XXVII.  4. 
Baudert,  A.   Die  Heimarbeit  im  Textilgewerbe.   N.  Z.  22.  1.  18. 
L'application  de  l'^lectricit^  ä  l'industrie  k  domicUe  dans  la  rägion  de  Saiot-Etienne 

de  1894     1902.    B.  O.  T.  X.  10. 
Die  schweizorische  Hausindustrie.    C.  X.  22. 
Die  Hausindustrie  in  der  Schweiz.  G^Sch.  V.  23. 

Ligg,  J.  I/eniant  dana  rindnstrie  domestiqne  en  Btiieae.  Rev.  8.  1906.  224. 

21.  Kinderarbeit. 

Da«  Reicbbgesetz  betr.  die  Regelung  der  Kinderarbeit  in  Deutschland.  Ind.  VIII.  38. 
Schalhorn,  Dr.   Zum  KinderschuU.   8.  P.  XI U.  9. 

Die  Ausführung  des  KinderschtttcgesetceB  in  Preussen.  8.  P.  XII.  öl.  XIII.  2,  12. 
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Schulz.  M.  V.   PoliseUiche  BefunuBse  nach  §8  20  und  30  det  KinderaduitigBMtsak 

Ö.  P.  XIII.  14. 

Dm  Kindcfmrbeit  in  ^werbliehen  Betriebet).    A.W.  XXIII.  7—12. 

Bnombor^pr,  Dr.  F.   Frauf^n-  und  KinderarbeU  io  dea  Fabriken Deatechlwidii  oaa 

der  bcliweiz.    M.  Cb.  XXV.  9. 
Application,  en  1002,  de  la  lui  du  2  QOTemlwo  1892,  rar  le  travail  d«B  fenmies  et  d« 

enfanta.   B.  O.  1.  X.  lü  et  Ih 
Lea  ouvriere  inineurB  k  Bilbao.  M.  S.  VIIL  11. 
Employment  of  cliildren  act.   T.  Nov.  16,  1903.  p.  8. 

Daa  engiiache  GeaeU  über  die  Kioderarbeifc  1903.  &  T.  XIIL  5.  A.&  XJV.  22. 
R.1V.  12. 

Ferraris,  Prof.  C.  F.    Da»  neue  italienuche  Geseto,  betr.  die  Fraueo»  und  Kindv- 

arbcit.  A.  G.  Ö.  XVlll.  o  u.  0. 
Girett  i ,  £.  La  l^e  sul  lavoro  delle  donne  e  dei  fanchiUi.  Giom.  d.  Bc.  IMS.  Ott. 
äigg,  J.  L'enfant  cuaa  I'ioduatrie  domeetique  en  Suisaa  Bew,  S.  1903.  224. 

22.  KoloBtale  Arbeitertraire. 

Mr.  filail.-tonf  and  importfd  f'hinosc  Inbour.   T.  No%'.  20,  19(J3.  p.  b* 

Ix)r(i  Milacr  aud  öoutn  Africao  Labuur.   T.  SepL  G,  1903,  p.  10. 

The  Transvaal  »ince  the  war  (III):  the  pneent  and  the  future.  T.  Oct.  15,  1903. 1^2. 

Oct.  20,  im),  p.  ü. 

Chinese  I^abour  für  South  Afnca.   T.  Nov.  13,  11XJ3.  p.  ü. 
Chinese  labour  in  Johannet^burg.   T.  Dcc.  21,  1903.  p.  15. 
lodiaa  and  Chinese  labour  for  the  raad.  T.  Dec.  1^  1903.  p.  16. 
Hie  Trensraal  Native  Labour  Gommission.  T.  Dec.  19,  1903.  pw  10. 

Indiau  hihour  for  South  Africa.    T.  Dec.  5,  1^3.  p.  10; 
äalaries  in  the  XranavaaL   T.  Hov.  24,  1903.  p.  3. 

The  labour  queation  in  idouth  Africa.  T.  ISfm.  Ort.  19,  p.  4  Nor.  23,    1&  26^  pi  13. 

27,  p.  (i.    Dec  10,  i».  Ü.  :^!.  p.  5. 
Labour  difficuUies  in  West  Africa.   T.  Sept.  2ö,  KK)3.  p.  4. 
Indian  labour  for  West  Africa,   T.  Dec.  2ü,  1903.  p.  3. 

Clark,  V.  H.,  Ph.  D.   Labour  conditions  in  New  Zealand.  £.  D.  L.  lOC^  49. 

The  coiiUiLiou  of  New  Zealand.   T.  Dec.  7,  1903.  p.  3. 

Tbe  Chinese  in  Australia.   T.  Dec  3,  V.tOS.  p.  4. 

New  Zealand  labour  lenslation.    T,  !>•  .  i  »   1903.  p.  10. 

Austraiia'e  Medicine.   T.  1903.  üupt.  _i,  p.  il.    Dec  5,  p.  3.   Dec  12,  p.  lö. 

Vigouroux,  L.   Die  australi^^chc  Arbeiterbewegung.   S.  W.  B.  XI*  22,  23» 

Die  Arbeitaveriasaang  ?oq  Ncusüdwalea.  HJVI.  xVlil.  49. 

'Jül.  Kommunale  Sozialpolitik. 
Die  sozialen  Aufgaben  der  Städte.  0.  X.  18,  19. 

Der  Arbeiterschute  auf  der  deutschen  BtSdteauaaldlunff  in  Draden.  Z.  O.  H.  X. 

21,  22. 

Diederich,  Dr.  Fr.  uud  ßluck,  II.   Btädteausstcllung  und  Volksgesundheit.  \. 

A.  IX.  16,  la 

Am  Ende.   Geraeindrörtiiche  üinrichtungen  aof  dem  Gebiete  der  GeraodheitspllflgB. 

B.  Ö.  V.  XIV.  19. 

Industries  municipaUs^.   Q.  P.  IV.  8,  9,  10. 

Regelung  der  Arl)eit?^zoit  der  städtischen  Arbeiter.   (Jcw.  VII.  25. 

Zwiedineck-Öü<lenhordi,  O.  v.    Das  sogenannte  Arbeiterbcaruteutuni  und  die 

nächsten  Ziele  in  der  Umgestaltung  des  atMtlichen  und  kommunaleo  Arbeitdobn* 

Verhältnisses,   öchni.  J.  B.  XXVII,  4. 
Flesch,  K.    Die  deutschen  Stadtgemeinden  und  ihre  Arbeiter.   A.  G.  S.  XVIII. 

3  u.  4. 

Die  Lage  der  städtischen  Arbeiter  Leipsigs.  Geir.  VII.  23. 
Loiinverhlttniaee  der  stfidtisdien  Arbeiter  in  Dreidai,  B,A.  L  7. 
Fttcbs.  Eommunale  Wohnungarefonn  in  Bng^d.  Z.  W.  I.  22,  23,  24, 

24.  Lehrlln  gewesen. 
Hoch -Hanau,  G.   Zur  Lohrlingsfrage.    N.  Z.  22.  I.  1. 

Die  handwerksmässige  Ausbildung  von  Ijelirlingcn  in  Fabriken,  sowie  in  Weiistlltm. 

welche  Bestandteile  fabrik massiger  Hetriebe  -iiul.    S.  W.  SL  XI.  24, 
Die  Lchrlinrnfra^c  im  Dout^^chen  Buchhandel.  B.W.  \'II.  15. 
Cobendy,  £.  Apprcutissago  et  eaaeignement  profeeebnoeL  Q.  P.  IV.  9,  IL 
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25.  Sehledegeiielite,  Geirerbegerk-htc  und  Eiuif^uughüiuU^r. 
Itocent  conciliation  and  arbitration  casee.    L.  G.  XI.  11. 

Dispute»  linder  the  indui^triul  comiliation  and  arbitration  act.  J.  N.  Z.  XI.  126  etc. 
Die  Ablciwang  äues  Schiedaridite».  0.  J.  C.  IL  Ztr.  35/36. 
Th«  arbitration  act  in  New  Zealand.  T.  Sept  24,  1903.  p.  10. 

Arbitration  award  in  hr.is!*  workinp  tradeti  at  Toronto,  Oiit.    D.  CL  IV.  5. 
Arbitration  in  boot  and  «hoe  industry,  Quebeck  D.  C  IV.  b. 
Die  Tätigkeit  der  Oewerbegerichte.   R.A.  I.  7  etc. 
Aiiftrahon  und  Orgnnit>ation  dtT  (»ewerbegerichte.   A.W.  XXIII.  7-  12. 
(4riinberg,  Dr.  S.    Die  Gewerbegerichte  in  Oesterreich  und  iu  Deutschland.  HM. 
XVIII.  47,  48. 

Ebel,  P.    Zum  Gesetzen f^viirf  über  dio  KHiifinann«jrcrirhtp.    R.W,  VII.  17, 
Gesetzentwurf  betr.  die  KauiujannsgcrichLü.   A.W.  XXJll.  <— 12. 
Einigungieiamt  und  Arbeitsnachweis.       F.  XIII.  14. 

fc^chulz,  M.  V.    Rinigung$«amtlicbe  Tätigkeit  im  Oktober  ISKÖ.   S.  Pr.  XIII.  7. 

t5 c  h u Iz ,  .M.  V.    lieber  die  jüngste  Tätigkeit  de«  Eioigun^amtes  und  einzelner  BchUch- 

tungükommiBKtonen,  insbesondere  die  Streike  der  ömniinmngeBtdlten  and  der 

Gürtler.  6.  P.  XIII.  2. 
Wagea  and  conciliation  boards  in  Great  Btitain.  D.  C.  IV.  4. 
Pr(K*eedingB  ander  Üie  otHunliation  act  in  1901~ld03.  L.  O,  XI.  12. 

9S.  Be^poinik,  aüfenielne. 

Borleppch,  Dr.  I-^eih.  v.  Warum  betreiben  wir  die  soziale  Reform.  S.  P.  XIII.  1,2. 
öchmoller,  Prof.  Dr.  O.  Das  Mascbinenseitaiter  in  seinem  Zasaaunenhange  mit 
dem  Vollnwohtstande  and  der  eonalen  Verfamnng  der  Volkswirteduft  G.  J.  U. 

II.  0. 

Volksgcäundheit  und  Sozialreform.  25  Jahre  Todesursachenstatistik.  Ö.  P.  XIII.  3. 
Fuld,  Dr.  L.  Unlauterer  Wettbewerb  and  Soaialpolitik.  8.  P.  XIII.  ö. 

Sozialpolifisrhe  Streifzü^rf.    Cuw.  VII.  21. 

Die  Sozialpolitik  im  Jahre  Ibud.   (iew.  VII.  26. 

Salomon,A.    10  Jahre  soziale  Hilfsarbdt.   N.  XXI.  0. 

Lef  fleH,  J.   NAgre  ord  om  jocdbrukels  pnodoktionakostnader  och  ntvecklingiBmAglig- 

heter.   N.  T.  V.  10. 
Bureau  für  Sozialpolitik  in  Berlin.    S.  P.  XIII.  13. 
l>if>  Thronrede  und  dio  S'ozialpolitik  im  Rou  hf^tafr.    f^.  P.  XIII.  11. 
Fraucke,  Prof.  Dr.  E.    Die  Sozialpolitik  im  neuen  Iteichstag.   S.  P.  XIII.  10. 
Erklärungen  zur  Sozialreform  im  Keichätag.   S.  P.  XIII.  12. 
Weitere  soeialpolitiscbe  Anträge  im  Bdchatag.  3.  P.  XIIL  12. 
BozialpoHtiBchee  ans  dem  Beidietag.  8.  P.  jttll.  13. 
Gertz  t  n.  Fr.  v.    Sozialpolitische  Kurse  in  Karlsruhe.   8.  P.  XIII.  h 
Bayer,  U.  G.   Die  aozialpolitiache  Bedeutung  der  Steuerreform  in  Württemberg.  S. 

P.  XIII.  8. 

Macro8ty,  H.  W.    Der  Arbeiter  in  KnL'lund  utid  in  Nordamerika.    S.  P,  XIII*  1*. 
Zielinski,  Dr.  J.    Ueber  die  iranzöbi^che  Arbeiterbewegung.    Ii><j3.  7. 
L'ouvrier  anglais  et  Touvrier  franfaia.  M.  O.  VIII.  10. 

Eckstein,  ii.    Die  Arbeiterbewegung  im  modernen  Japan.   N.  Z.  22.  I.  16,  18,  19. 
van  Zanten,  J.  H.   Die  sozialpolitische  Tätigkeit  der  niederländischen  Regierung 
im  Jahn  1902.  &  P.  XIII.  4. 

27«  YcntehMnuf  • 

Zwei  Vorschlige  mm  Aoaban  einer  allgemeinen  VoIkavemcheninK.  A.W.  XXIII. 

7—12. 

Volksversicfaerung  und  Genossenschaften.   B.  G.  L.  42. 
Die  Belastung  der  Industrie  durch  die  Arbeitcrvtr.^iehernng.    A.S.  XIV.  21. 
Industrial  conditiona  in  Germauy  (Xil):  Workuien's  iusurance.  T.  OcU  21,  190Ü.  p.  4. 
Note  aur  lee  demiers  rfoultats  de  la  loi  de«  retraites  en  Belgique.  M.  G.  VIII.  10. 

La  mutnaliu:-  en  H<  l>rique.    Rev.  Tr.  VI  II.  0  et  f^q 

Bellom,  M.   Chroniquc  des  questions  ouvriurca*  et  des*  iv-^urance»  nur  la  vie.   J,  S. 
XLIV.  12. 

Les  inittitutions  de  prL*voyanre  ilunn  la  provinrc  de  Coni.  M.  S.  Supplement.  VM'.  h). 
Proceedin^s  iinder  tne  workmen's  coiupeu«atiun  acu  aiul  employera"  liability  act  in  1902. 
•      L.  G.  XI.  l'>  etr. 

GaMt  ander  the  workoe  oompenaation  for  aocideota  act.  J.  N.  Z.  XI.  126  etc. 
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Branzüli-Zappi ,  E.  La  funzione  sociale  degli  ißtituti  di  Oh^icurazioiie.  1''.  XXXI. 9. 
Oierjet^P.^La  caisite  d'aosorauoe  populalre  du  caoton  de  Neucb&tci  (buiaiie). 

Fl^chev ,  E.  Contribution     ttn  projol  dluravaaee  eoDtre  It  nwlidie  et  llnviliilile. 

J.  ii  XLIV.  10, 
Die  PeoaionsvenirJimin^  der  Privataofeatrfiteci.  B.W.  VIL  2. 

8a»maon,  S.   Zur  Ilint^rbliohcnpnvcrp^r^ning  der  Arbeiter.       P.  XIII.  2,  3L 
Roeder,  R.   Der  §  IS  deis  InvalidcnverwicherunragesetzeB  und  die  praktischen  AeRl& 
M.  R  XL  62. 

Die  br■^tlf.■^genn!«f'r>n<!chaft]iche  lInfaUv«raiclicnu!gHiiistdt  dflT  ftrtcmidliwchen  Biaeo- 

bahueu.    B,  F.  XV IL  28,  ;iU. 
Arbeiter-UnfallvaiklierungRanstalt  für  XicderöeterrdlclL   Ind.  VIII.  44. 
Bo k  o r ,  U.   Ein  ungariticher  Ge^tzo»entinirf  über  die  UnüaUveraiclunuig der  ge««b- 

lichen  Arbeiter.    W.  Z.  8.  W.  VI.  10 
Hoch -Hon  au,  G.   Zwanzig  Jahre  Krankenvereiicherung.    N.  Z.  22,  I.  13. 
Hoch-Üonau,  O.  Die  Krankeavenicheraog  im  Jahre  190U.  V.  A.  IX.  21. 
Grettlieh,  H.  Die  Krankenkafleen  und  die  gesetiUche  R^lang  der  KvaakeeT«^ 

sifhming.    ^I.  Ch.  XXV.  8. 
Eichenberg,  J.    Kranken  Versicherung.   B.W.  VII.  10. 
Die  Bewegung  der  Mitgliedermhl  der  ^iuikeDkeneD.  B.A.  I.  7  etc. 
Bchalhorn ,  Dr.  S  hadcnr^vorgätuiig  bei ünmOglkhkeit  der  Bttckgabe  vod  Enakoi- 

kassenbiuhoni.       V.  XIII.  2. 
Die  Krankt  iiversii  hcrung  in  den  Knappschafte kaasen  und  -Vereinen  1902,  •  V.St.  XU.  4. 
II  IT  c ,  O.    lieber  die  deutschen  Knappschaftsvereine.    V.  A.  IX.  24. 
(iiebel,  0.    Die  Hegelung  der  Anstellungs-  und  GehaltsTerhaltniir»«  der  Ka^^nao- 

geatellten.    V.  A.  IX.  20. 
Eis  c  n  st  ad  t ,  Dr.   Ucbcr  die  iriaMoecbafUiche  Aosbiidung  von  Beamteo  der  Kranken« 

kiWben.   M.  S.  M.  1.  2. 
Die  Krankenversicbening  der  Hndlaiigegelrillleo  und  Handlaugdehriinge  in  Bcrib. 

R.A.  I.  7. 

Heindl,  R.   Zentraliiiation  der  Ortskrankenkassen  in  MfiDcben.  8.  P.  XIII.  11. 
Becher,  W.   Die  fr«  it-  Ar/.twahi  in  der  B<  rliiur  Armenknankenpflege*  lLR.XI.tt. 
Die  ArzneiUxe  für  das  Jahr  1004.  Oeek  äa.  XV.  49. 

Timm,  J.  Welche  Htdlnng  haben  die  Arbeit«-  sor  Aentcibewegung  cinraofllimai? 

S.  M.  n. 
Timm,  J.    Aerzte  und  Kranken ko^sen.  If.  Z.  21.  1.  15. 

Wagner,  Dr.  med.  G.  Der  Kampf  der  Aentc  gegen  die  KraokeokaBaeD.   N.  Z. 

22.  T.  10. 

Fräsudorf,  J.    Aerzte  und  K ranken katwen.   N.  Z.  22.  I.  14.    Erwiderung  16. 
Lehmann,  C.  A.    Die  Forderung  der  freien  Arztwahl.   X.  Z,  22.  1.  16. 
Kleeis,  F.    I>if  A'-rrrp  nnH  Krankeiika.Sf'en  im  Königreich  Sacheen.   V.  A.  IX.  iL 
Zur  freien  AryiwaJil  in  den  Krankenkajäsen.    M.  G.  III.  23. 
Krankenkassen  und  Aerzte.    M.  R.  XI.  51,  52. 

Die  Kranken-  und  Unfallversicherung  dar  österreichischen  Seeleute.   XIV.  24. 

Das  BanitStspersonal  in  Oesterreich  zu  Beginn  des  Jahres  1901.   lieber  dae  VerlMlow 

der  Krankenkassen  zum  rioziaicn  Kain})f  der  Arb<Mt(TkIaH!*c.    A.S.  XIV.  20. 
Hertz,  Dr.  J.  Die  KrankenkasscDTersicherunfl  in  Ba8el>8tadt   Beitrag  sur  Frage 

der  freien  Arttwahl  oder  Kaeaenirste.  N.  Z.  22.  1.  19. 
Hirsch berg,  Dr.  E.    Zur  Frage  der  ArbeitakMeDvenidUNmilg.   Z.  A.  IV.  9. 
Arbeitslosenversicherung.   C  X.  19. 

Byk,  E.    Kritiedbe  Betrachtuiigett  anr  Flnwe  der  Arbeitaloeeureteicliening.  &  F« 

XIII.  6. 

L'enquete  sur  les  caisses  de  chömage.   B.  O.  T.  X.  10. 
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Register  und  Inhaltsübersichten. 

I.  Glironologisohe  Uebersicht  der  Gesetze  und  Verordnimgeii 

in  dfn  AingAiiMm  Lftndfim. 

(Die  römischen  Ziffern  venveisi  n  :iuf  die  E^eitung,  die  arabiücben  auf  die  G<'s<!tzest«Ste, 
di<>  kftruir  gctlntcktcu  Ziffern  auf  die  zugehörigen  parlamcntArischen  Arbeiten.) 


AATgan.  G.  v.  2.  März  03  betr.  da«  Wirt- 
BchAraweften  und  deo  Handel  mit  gei- 
stigen Getränken  XXIII,  179. 

—  de«gl.T.2tt.  Mai  03  betr.  denäofaaU  der 
Arbeitorinnen  LXIX,  566-009. 

^  V.  V.  17.  März  m  betr.  die  staatlicbe 
Arbeitsvermittlung  V,  37. 

—  Rundrtchreiben  7.  Juni  03  betr.  Qe- 
meindefabrikaufaeher  XXXIX. 

Amerika  (Unionsgesetzgebung  der  Ver- 
einigten Staaten): 

—  G.  V.  29.  April  ü2  betr.  Au^ftchlii"«  ehi- 
neäitH;her  Arbeiter  —  Inselgebiet  (JiV, 
157. 

—  deü^l.  V.  17.  Juni  QZ  betr.  üewöjwerung»- 
arbetten  —  Arbeitmtunden  —  mongo- 
lis.  h.'  Arbeiter  ClI,  CIV,  157. 

—  deegl.  V.  1.  Juli  betr.  Gruben  Vor- 
schriften 157. 

—  desgl.  V  l.Jnli  02  hrtr.  die  Philippinen 
—  Verbot  der  »Sklavenarbeit  157. 

—  defgl.  V.  14.  Februar  03  betr.  £rrichtnng 
«inee  Handels- nnd  ArbeitadeoaitementB 
349. 

—  desKL  3.  März  03  betr.  Regelung  der 
KiiTwandpriinpr  LIII.  3r>'i  :!,">.'. 

—  do^l.  V.  13.  Marz  UJ  betr.  SicberheitÄVor- 
richtungen  an  Einenbahnen  LXI,  355. 

—  Gcj^et/^ntwurf  zur  Einleitung  von  Nacb- 
fon<cbungen  bei  dem  Uinneoverkehr 
schädlichen  Streitigkeiten  nnd  für  an- 
dere Zwecke  28& 

AriMDS,  O.  y.  19.  April  Ol  betr.  Hafl- 

Eflkiit  der  Unternehmer  für  Hand* 
Ingen  der  Angestellten  CX,  27. 

—  de^.  7.  1.  Se^t  Ol  betr.  gefährliche 
Dampf  mengen  m  Dampf  keHRoIn,  CI,  27. 

—  det»gl.  V.  1.  Sept.  Ol  betr.  Verletzungen 
duivh  Eit«enbannang(«tellte  27. 

dcHgl.  V.  1.  Seut.  Ol  betr.  Auscihlnng 

von  L()hnen  CII,  27. 
Arkamtas,  G.  v.  23.  Mai  Ol  betr.  An«- 

Zahlung  von  Ivöhnmi  CHI.  27. 
Badeo.  Min.- Erl.  v.  30.  April  03  betr.  die 

Verh&lcni«fl6  der  Ikpeilerar  XXXV, 

240. 

Bnael-Stadt,  G.  v.  26.  Mfirs  03  betr.  Aen- 
derung  des  Polizei-^trafiresetzes  IV,  36. 

—  V.  V.  Ö>  Juli  betr.  gewarbBmaMige 
Stdlnnvermittlung  LIII,  415-416. 

—  QroewatabeBchliua  v.  12.  Not.  03  betr. 


Abänderung  des  Gesetzes  über  das  öffent- 
liche Arbeit^nachweisburean  y.  10.  März 
I  ;  *  >  LXXU,  565. 
Hayem,  G.  v.  17.  Dez.  03  betr.  Aua- 
führnng  der  §§  42  nnd  46  des  Kranken' 
Versicherungsgesetzes  CI,  597. 

—  Min.-Erl.  v.  30.  April  03  betr.  die 
Tätigkeit  der  gemdndltchen  Arbeits- 
ämter XXXI,  211. 

—  desgl.  V.  4.  Juni  03  betr.  den  Zustand  der 
gewirMichen  KQciien  in  Mflnchen 
XXXVIIL  2t!. 

—  Mii..-Bi-k.  V.  2U.  Dez.  03  betr.  Vollzug 
«lc>*  H.G.  über  Kinderarbeit  in  gewerl^ 
liehen    Betrieben    v.    30.   Mira  03 

Lxxxii,  rm-m. 

Verf.  d.  GeneraMirrktion  d.  FCgl.  bayer. 
btEia.  T.  11.  Juli  03  betr.  Arboiteraua- 
seh&rae  LXI,  329-335. 
Belgien,  G.  v.  20.  Aug.  03  betr.  Ab- 
änderung den  Alteravereicherunga- 
gesetzes     10.  Mai  00,  343. 

—  desgl.  V.  24.  Dez.  03  betr.  Eraatz  für 
Arbeitsunfälle  XCII  — CVI,  632~Ü43. 

—  Kgl.  Erl.  V.  2.  Febr.  03  betr.  ESn- 
rcihuiig  der  Hanf-,  Fladia-  ttnd 
Schwmgbetriebe  VIll,  2t). 

desgl.  V.  10.  März  03  nnd  30.  April 
OS  betr.  Massnahmen  zur  Vcrhfttung 
von  Unfällen  in  Häfen  XXXIX. 

—  desgl.  V.  31.Älar/.  11:5  |)otr.  Frauen-  und 
Kinderarbeit  bei ZurichtuogvoQ  Hasen- 
nnd  Kanindienfellen  XXJLVt  251. 
desgl.  V.  :n.M."ir/.  03  betr.  Frauen-  und 
Kinderarbeit  bei  der  Papierfiabrikation 
XXXV,  252. 

~  desgl.  V.  11.  April  03  betr.  Kla.s.sifizie- 
runk  der  BuLteriabrikeu  XXXVI,  251. 

—  desgL  V.  21.  April  08  betr.  BeschäfÜ- 
punp  von  Kindern  und  Jugendlichen 
zur  Holzbearbeitung  XXXV. 

—  desgl.  y.  23.  Mai  03  betr.  AcetonfabrilEen 
251. 

—  desgl.  V.  23.  Mai  03  betr.  Fruchtkon- 
servefabriken XXXVI,  252. 

—  deeffl.  V.  17.  Juni  03  betr.  medise.  Feut- 
«teilnngen  in  gefährlichen  Betrieben 
LXXVI,  507. 

—  deegl.  V.  7.  Juli  03  betr.  Klaasifizierung 
der  Remiun  IBr  Automobile  ele.  LXI, 
343. 
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Belfr'f^".  Kgl.  Erl.  v.  7.  Juli  (ü,  l.otr. 
Klans  itiziening  der  Werkstätten  für 
Gasgluhlichtkdr]>er  344. 

—  desgl.  V.  14.JuIiO;i  betr.  Kla.<»«ifizierung 
d.  Kollodiumherst^llung  LVl,  LVll, 
344. 

—  dp?!?!.  V.  30.  Juli  03  bftr.  Kla^f^ifi/icTOnp- 
d.  l-ahrikation  von  Ka&Liü  und  Mildi- 
wiiire  i>V'J,  .'.1.'). 

—  dcHgl.  V.  J.  ÜkU  03  betr.  die  Arbeit«» 
ninsse  in  Webereiindustrie  507. 

-  desgl.  V.  rtl.  Okt.  03  l<utr.  K1:u*m- 
tizieruog  der  Fabriken,  in  welchen 
Kunpfer  aaf  ayntheftnchem  Wege  her- 
-r^tellt  winl  LXXXVrr,  OH. 

—  dfeigl  V.  2.  Dez.  03  betr.  KlüHMitiziorung 
zur  Emaillicruiig  von  Kcraniikkacheln 
di(  neii.i.  r  Muffelöfen  LXXXVl,  643. 

—  liuiiiif^t  hrciben  v.  29.  Nov.  02  betr. 
Bleiwt  is>vtrwend«ng  XXII,  155. 

—  dcMjrl.  V.  r».  Ff'l'ruar  03  belr.  Kinder» 
arbeit  XI,  im. 

—  Entwurf  d.  höheren  Arbeilsbeirate«  betr. 
Ma8«r^cln  der  öffentlichen  GeHuadheits- 
pflcgc  und  Sicherheit  192—1%. 

—  desgl.  einer  Kgl.  V.  brir.  lii-diiderc 
tiicberheitsmaMr^g^,dieiiu  Baugewerbe 
und  bei  den  Ban-  und  Erd«ti>aton  im 
iill^orurincii  zu  l)LfnI;jen  sind  lfl9— I98b 

BrauoBehwelff,  Min.-lieL  v.  17.  April  03 
betr.  EinnclitQog  and  Betri^  von 
Bäckereien  und  Konditoreieti  XXXVI, 
246  -247. 

Brlti§cb-Colnnibi&,  (}.  v.  12  April  02 
und  4.  Mai  03  zur  Abändening  des 

Kinder6chutzge«e(ze«  521. 
deegL  v.  21.  .Funi  02  7.ur  Abänderung 
de«  G.  v.  31.  Augufet  HKX)  über  die 
Ladengeschäfte  LXXVII,  511. 

—  do.-gl.  v.  4.  Mai  03  zur  ferneren  Ab- 
inUerung  des  Gesetze»  zur  Regelung 
der  Koblenbergwcrke  522. 

—  desgl.  v.  4.  Mai  C>2  betr.  T5(f<(häfti<runtr 
bei  Arbeiten,  die  auf  Grund  von  durch 
Frivatakte  gewihrten  Konzeenonen  «n«- 

geführt  werden  LXXII,  r)'-*2. 
esgl.  v.  4  Mai  03  betr.  Hegelung  der 
Einwanderung  LXXXVl,  680. 
Britiseh-Indfen,  G.  v.  24.  Okt.  02  zur  Ab- 
ämlerung   <lf^  Augwanderungsg^setzes 
XXXI,  261  2<>3. 
CnUfornien,  (i.  v.  12.  Fei  »mar  o:5  betr. 
Arbci^<^vermilUun^^■>a^;l•uture^  LH,  356. 

—  deagl.  V.  12,  Februar  03  betr.  Stühle 
für  weibliche  Angestellte  LVIU,  357. 

—  desgl.  v.  10.  März  03  betr.  Arbeitszeit 
bei  off>'nt  liehen  Arbeiten  LH,  :i57. 

—  det^gl.  V.  19.  MIrz  03  betr.  Schutz  der 
Angestellten  in  Bangewerben  LVII,  368. 

—  desgl.  V.  20.  März  o:?  betr.  Beaeh&fti- 

§ung  —  Haftpflicht  XCVI,  358. 
cBgi.  V.  20.  März  03  betr.  Beschäfti- 
gun;.'  lind  VorRpiegelung  faiflcber  Tat* 
Sachen  LIII,  359. 


Calirornlen.  (5.  v.  20.  Marz  03  bttr.  Za- 
läasigkeit  von  Arbcitcrvereinbaningen 
359. 

—  dcsfrl.  V.  03  T.nr  Ab'/rpM/ung  der 
Flüchten  der  Arbeit«veriiiutler,  oebM 
Festsetzung  der  Straf batimmungen  bei 
Zuwiderhandlungen  XC,  CAT}. 

—  desgl.  v.  03  zur  PestÄcizuug  der  Dienst- 
zeit von  Arbeitern,  die  bei  öffentlichen 
Arl>eiten  für  den  Staat  beschäftigt 
werden  LXXXIV,  645. 

—  desgl.  V.  03  zur  N'^rliindenini:  fal?ich*T 
Vorspiegelungen  hinsicJ^tüch  Arbeitv 
bedingungen  aC,  64.'>. 

"  ilo^l.  V.  m3  lirtr.  Einschränkt) ng 
SiniH*  de«  Worten  „Versciiwürunir' 
(conspiracy)  und  zur  Festlegung  des 
Gebrauchs  der  Worte  ,,!k--t  hrankung*- 
erlass"  (restraining  ordere";  und  „Ge- 
richt«l>efdble"  (injunctions)  bei  Streitig* 
keifen  zwischen  Arl>*-!rL"'l"'rn  u.  -neb- 
niern  in  Cuhloritien  LXXXV,  645. 

Canada,  G.  v.  10.  Juli  03  zur  Rcilegun^ 
von  »Streitigkeiten  ira  EiaenbahnbeUiebe 
LXVII,  394—398. 

Colorado,  G.  v.  19.  Februar  ni  1  r.  Ar- 
beitsstunden der  Eisenbahner  Uli,  UIX, 
28. 

—  dchgl  V.  2a  Mira  Ol  betr.  flaflpflidit 

CX ,  28. 

~  desgl.  V.  10.  April  Ol  betr.  Aanzahlui^ 
von  Löhnen  —  halbmcnatUdieD  Zahl- 
tag CHI,  28. 

—  desgl.  V.  11.  April  Ol  betr.  StrifUngs- 

nrlu'it  CV,  28. 

—  dehgl.  V.  29.  April  Ol  betr.  Schutz  von 
Stras-senbahnangestellten  CX,  28. 

Connecticut,  (t.  v.  19.  Apnl  Ol  betr.  ent- 
laÄsenc  in  öffentlichen  Gebäuden  an- 

gcstellte  Soldaten  JS. 
eBgl.  V.  17.  Juni  Ol  betr.  Prüluug, 
Lizenz  etc.  ffir  Barbiere  CIX,  28. 
-  de-L'l.  V.  0.  März  03  betr.  Achtstunden- 
tag iu  Erzbetrieben  LXXXVll,  b47. 

—  dee^L  14.  April  03  betr.  etaaiUebe 
.Arhnitsnachweisäniter  XC,  610. 

—  desgl.  V.  29.  April  03  betr.  <ia»  Verbot 
der  Verwendung  von  gefärbtem,  pe- 
mallem  oder  geripptem  Glase  an  Fabnk- 
fenstern  LXXXIV,  646. 

—  desgl.  &  Mai  03  betr.  die  Rntlaaraag 
von  Veteranen  646. 

—  desgl.  v.  11.  Mai  03  betr.  .Vltersiaig- 
nisrie  der  Schulkinder  646. 

—  desgl.  v.  1 1.  Mai  03  betr.  l'ntfriedigiiiig 
der  Strassen  bahnen  LXXXVIfl,  Wfc 

—  desgl.  v.  12.  .Mai  o3  betr. die  Emennnng 
eines  Fabrikinspektors  und  «einer  Asm* 
etenten,  FestMtzung  ihrer  PfUditen 
und  Gehälter  X("  ff 

—  desgl.  v.  15.  Mai  03  betr.  IjohupfänduBg 
LXXXV,  646. 

—  !r  l'  V.  3.  Juni  03  betr.  die  Prüfung»- 
komuiission  für  Barbiere  646. 
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C«U6«Heut,  G.  V.  9.  and  IB,  Jnni  03  betr. 
FroeeBse  bei  KÖrporvarktEtuig  XOVI, 
646. 

Btaemark,  G.  29.  ^fai  02  betr.  Alters- 
untr-rstütriinp  für  wünü^e  Hilfsbedürf- 
tige ttU8<*erliulb  der  Armenpflege  27. 

—  deflgh  T.  15.  Mai  03  betr.  IniMlver^ 
«chening  XCVI,  507. 

—  V.  V.  25.  Februar  02  betr.  Arbeiter- 
versicheningsrat  XCVI.  51i). 

—  deegl.  V.  1.  Nov.  02  betr.  Verbot  der 
Beicfaifiigang  von  PenoiMn  nntw  16 
Jahren  bd  geührlicfaen  MaachioeD 
LXXl,  510. 

^  Bek.  2H.  Mai  03  betr.  Arbeil  der 
CLliii?  r  und  Minderjährigen  in  gewilBen 
Indult nezweigeu  LXXaII,  t>44. 

Mawore,  G.  v.  9.  März  Ol  betr.  Prflfang 
etc.  für  Barbiere  CTX,  28. 

—  desgl.  V.  7.  April  O'.i  betr.  Arbeitszeit  bei 
Öffentlichen  AriMitcn  der  Bladt  Wil- 
mington  LXXXIV,  647. 

Beatsenes  Releh,  G.  t.  23.  März  03  zur 
AbändmtDff  der  tieemannsoKlaaiig  VIII, 
1,  49. 

—  desgl.  V.  30.  Mira  03  betr.  Kinderarbeit 
in  gewerbüchea  Betrieben  I— IV»  1—7, 

44.  45. 

—  de«gl.      10.  Mai  03  betr.  Phrnphor- 

Eüntlwaren  XVI    XXI,  125,  4S.  49.  is^. 

—  descL  V.  25.  Mai  03  betr.  weitere  Ab- 
indemngen  den  Krankenunterstätsonga- 
g».  tzGR  XL-XLVU,  125—130, 46,  47. 

Sl~-64.  181—186. 

—  Dazu  V.  V.  2.  Nov.  03  für  die 
Knappsfhaftfikasftcii  XC,  1H7. 
B.K.  Bek.  V.  30.  Januar  Ui)  betr.  den 
Betrieb  von  Anlagen  zur  Herstellung 
von  Prä«ervativ8,  Sicherheitapesaarien, 
Suspensorien  und  dergleichen,  ergänzt 
am  l.  April  Qß  VII,  VIII,  7.  VI. 

—  de»gl.  V.  27.  Februar  03  betr.  die  Be- 
aebaftiguni;  jugendiidber  Arböter  bei 
der  lUarbtitun^'  von  Faserstoffen,  Tier- 
haaren, Abfällen  von  Lumpen  VII,  7. 

—  desgl.  V.  13.  März  (B  betr.  dta  Straf- 
verfahren vor  den  BeMuannaftinieni  IX, 
Ö^-IO. 

—  deBgl.  V.  24.  März  03  betr.  die  Beacfafif- 

tipTtiriL'  ju^rndliclirr  .\rlH'iter  in  PreuBsen, 
Baden  und  Elhai»n-LoLliriug»jn  auf  Ötein- 
kohlcnbergwcrkon  VI,  10—12. 

—  dofgl.  V.  2l.  Ajiril  {)?^  betr.  die  Bc8chät- 
tiguug  von  ArbdleriuMon  und  jugend- 
Uäien  Arbeitern  in  Bleifarben-  und 
Bleizuckerfabrikcn  XXXIII,  225  — 
bez.  in  den  zur  Anfertiuung  von  Zi- 
I^BiNB  beatimmten  Anlagen  XXXV, 

—  desgl.  V.  86.  Mai  03  betr.  die  Einrieb' 

tung  und  den  Betrieb  von  Anlagen 
zur  Herstellung  von  Bleifarben  und  an- 
deren Bldptodukten  XXXII,  225-231. 

—  (3)  deagL     16.  Juni  03  betr.  die  Be- 


setzung der    Kaaffahrtdfldiiffe  mit 

Kapitänen     und    Schiffsoffizieren  - 
Dreiteilung  de«  Wachtdienstes  —  Nicht- 
anwendnng  vonlk^&tiuimungen  der  See- 
mann fiordnnng  auf  Ideinere  Fahneoge 

XXXVi,  231. 

DevMcB  Releb,  B.R.  Bek.  v.  15.  Not.  03 

betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeite- 
rinnen und  ju^ndTicheu  Arbeitern  in 
Ziegeleien  LXXV,  487. 
desgl.  V.  15.  Nm.  o:?  betr.  den  Betrieb 
von  Getreideniühlen  LXXVI.  488. 

—  deagL  y.  Ift.  Nov.  03  belr.  die  Einridi- 
tung  und  den  Bttriel  l w  rblicLor  An- 

i  lagen,  in  denen  Thomai$tH.'liiacke  gemah- 
len oder  ThomaaadilackenmdJ  gelagert 
wird  LXXV,  488. 

—  Eriaaa  v.  17.  Dvl.  03  betr.  Ausnahmen 
von  den  Vorschriften  der  §  12,  $  13, 
Abs.  1  d.  G.  über  Kindorarl n  ii  in  ge- 
werblichen Betrieben  v.  30.  März  03 
LXXXT,  501-695. 

—  desL  1  \  17.  Dez.  03  betr.  Abänderung 
des  dickem  G.  beigegebenen  Verzeich- 
nisses LXXXT,  591. 

—  defLd.  d.  Stsckr.  d.  PoKianits  v.  24.  Dez. 
02  Wr.  die  Gefaiir  der  Bleiver^tong 
für  Tclegraphenarbeiter,  die  mit  dem 
EinzieliiMi  unhewfhrtrr  Tfle^taphrn- 
und  Femsprechkabcl  beschäftigt  sind 
XXXVII,  231. 

—  R-Vers.-Amt.  Zwei  Bek.  betr.  Ab  rhniit 
IX  d.  See-rnfallver8icherungbj;e?*etze«< 
(Beitnigspflicliti  XLVII,  14-16. 

—  desgl.  (tf-nohmigung  d.  ünfaUvoaiche- 
rungsvorscbri  f  ten 

der  Norddeutschen  Eisen-  und  Stahl- 
Berufsgciiossensdiaft  v.  11.  Nov.  02 
XLVII.  144. 

drr  Siidwostdnutpchen  Holz  -  Beruft^- 
genossenschaft  v.  14.  Nov.  02  XLVII, 
144—155. 

der  Magdeburger  Baugewrrkfs-BenifB- 
genoflsenschaft  v.  20.  Nov.  02  XLVII, 
20-25. 

der  Rheinisch-Wotfiilischen  Flntt'^n- 
und  Walzwerk- Berufagenosseniächatt  v. 
10.  Jan.  03  XLVII,  §5. 
der     See  -  Beruf sgeno«pcnF('haft  für 
Daropfer  v.  12.  März  o;^  und  für  Segel- 
schiffe v.  gl.  D.  XLVII,  280. 
der  Müllerei-Beruf 8gcn(^8enschaft  v. 
9.  Mai  03  XCII,  501— ."iOC. 
der  Fuhrwerk8-Berufsgenosi<cns(jiafl 
V.  10.  Nov.  03  XCIJ,  6(M-t507. 
der  Privatbohn  -  Benrfsgenoeeenachaft 
für  den  Strecken-,  Bahnhofs-  und  Zug- 
dienst V.  11.  Nov.  03  XCli,  606—619. 
der  Schnüede-Benifegenoaaenadialt  v. 
30.  Nov.  03  XCII,  619-626. 
der  Berufsgenossenschaft  der  Molke- 
rei-, Brennerei-  und  Stärke-Induatrio 
V.  5.  Do.  03  XCU,  626-630. 
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Bbas8-LothiiBf«B,  G.     26.  Jali  03  betr. 

die  Rechte v'rh'iUnisse  der  Dienstboten 
^Owindeordnnng)  LXVf,  339—342,  gS6. 

—  Min.-VoTschr.  v.  21.  Juli  03  betr.  Ver- 
bindungsdienst  zwischen  den  Arbeits- 
iiachweiBÄtellen  LXXII,  500-501. 

Ftorlia,  G.  20.  Mai  Ol  betr.  Schutz- 
marlrcn  von  (iewerkschaften  CIV,  28. 

—  deegi.  V,  30.  Mai  Ol  betr.  Prüfung,  Li- 
ceoB  etc.  fOr  BtSndige  Mechaniker  —  In- 

«pektion  v.  Dampf ker«8clii  CT,  CIX,  28. 

Frankreieb,  U,  v.  30.  März  00  (I^i  Mille- 
niDd-0(Mlianl)betr.  lOstfindigeo  Arbeits- 
tag in  gemischten  Rctriebeu  XL. 

—  desgl.  V.  31.  März  03  f  AiiHznp  hu»  dorn 
Fiuanzgesetz)  betr.  \'crl>o>>fTunir  diT 
R.  nton  der  Minenarbeiter  XLVIJI,  2.):]. 

—  dcägl.  V.  5.  Juli  03  betr.  UnterricJat  in 
Spitzenklöppelei   LVIl,  373,  es?.  4:iO. 

—  desgl.  V.  11.  Juli  03  betr.  Gesundheits- 
und  8ichcrhcit.4mas8nahmen  für  die  Ar- 
beil^T  in  kautniännittchen  und  staat- 
lichen Betrieben  LVXil— LXl,  it73,  $9. 
64,  199.  419. 

—  desgl  V.  2.  Dez.  (Xi  betr.  Durchführung 
der  ArU  ^  and  27  des  Arbeitoanfoll- 
geBeteea     9.  April  1808  663,  6f.  198. 

4  IS.  719. 

~  desgL  V.  30.  De^.  u3  betr.  AraueaUe  für 
die  bei  Strikes  b^angeneo  üelxn'- 
tretangen  L&XXVI,  663«  «f.  890,  4S0. 

7tL 

—  desgl.  V.  31.  DflK.  03  betr.  Verkauf  der 

bei  Arbeitern  un(i  CJewerbetreibenden 
im  Stich  gelassenen  (i^en stände  t)64. 

—  Auszug  aus  d.  G.  v.  31.  Dez.  03  betr. 
die  Fest!>teUung  des  Gcm.'raIliiul^'pM  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  für  das  Fi- 
nanzjahr \\m  6G1.  i 

—  V.  V.  7.  Januar  03  betr.  Klassieninpf'- 
kuuiOiission  für  den  Gc^erbeinspekiiuns- 
dienst  X  33.  1 

—  Oirc  V.  7.  Januar  03  betr.  Ausdehnung 
de«  Sstündigen  Axbeitstagi^  auf  alle 
Arsenale  und  mnsticen  luriiiebetriebe 
VIII,  33. 

—  desgl.       12.  Jan.  03  betr.  Chaiuaee- 

wärler  34. 

— '  dftsgl.  V.  22.  Okt.  03  betr.  Uofaliaan- 1 
seigen  handolsgewerblidier  Betriebe  516.  > 

—  d''-*  KricL-siiiiiii-tors  v.  2!».  Augnr^t  f'3  I 
betr.    Vkkonlarbeit  und  Ersparnispra- 
niicn  in  Pulver-  und  Balpeterfabrtken 
LXXXV,  (ifH-<J67. 

—  desgl.  V.  8.  Nov.  03  betr.  Arbeitslöhne 
id  ArtiUeriewerkat&ttea  etc.  LXXXV, 
6(58. 

-  Erl.     2(3.  Januar  (B  betr.  Arbatauu- 
filte  in  Strafanstalten  nnd  Kranken- 

huusern  34. 

—  desfrl.  V.  14.  März  03  betr.  Reorganisation 
di^  höheren  Arbeitabeimtee  XXIV, 
160-175. 


Frankreich,  firL  ?.  14.  Augoal  03  betr. 
Ansnahmen  T«Mi  AriMiliidaaer  and  Bob»' 

tag  374. 

—  desgl.  (i.  Generalgnuverneurs  von  Atalriaa 
V.  17.  Okt.  03  betr.  die  Einaetsanc  mm 

ArbeiUbeirates  XC,  667. 

—  V.  V.  11.  Dez.  03  betr.  die  Erweiterung 
des  GdtODrabereioheB  der£ioder8cfantz- 
genetse     7.  Des.  1874  und  19.  April 

ISJS  auf  Algerien  LXXXIV,  OGO. 
Georgia,  G.  t.  16.  Dez.  Ol  betr.  Heteotioo*- 
recht  der  Arbeiter  CIU,  157. 

—  dospl.  V.  17.  Dez.  Ol  bf!r  I  n  Arbeits- 
vertrag —  Vermittlung,  Dritter  Gl,  157. 
deagl.  w.  la  Dec  Ol  oetr.  LShne,  dk 
▼erstorhenrn  Angestclltm  von  Gesell- 
Schäften  gü«chuluet  wenien  Ulli,  157. 

—  detgl.  V.  16.  Dez.  02  betr.  Anawanda- 
mnn«»vermittt<'r  OTV.  :J.'9. 

(jrros&britaniüeu ,  G.  v.  3U  Juni  03  zor 
Abänderung  des  O.  t.  1887  zur  Bega* 
lang  der  ICohlengruben  LV,  375. 

—  de^l.  V.  14.  August  03  betr.  bessere 
Regung  der  Kuuierarbeit  LI,  IJI, 
375  -380,  »00—iOS.  m.  ili. 

—  desgl.  14.  Aiiffust  08  betr.  Abinde^ 
rung  des  Arbfiterwnhnungsgosetaei 
LXXII,  38ü— 386,  199.  290.  4iO. 

—  Erl.  d.  Staatssekretäia  17.  Januar  (S 
betr.  Luft  in  Schlafr-niinirn  LXXI,  516. 

—  desgl.  V.  3.  Febniar  U2  betr.  Zoining»- 
druckereien  517. 

—  (^^gl-  ^-  F(  hniar  02  betr.  \'entüatioo 
in  Textilfabrikfii  LXXI,  517. 

desgl.  V.  26  März  02  betr.  AoanaluoMB, 
Weissein  etc.  LXXI,  517. 

—  dosgl.  V.  12.  Mai  02  betr.  fünfstündige 
SchichtJirlH'it  in  Strumpfwirkereien  518. 

—  desfl.  V.  7.  Juni  02  betr.  fizpioaivatoffe 
in  Kohlenbergwerken  618. 

—  V.  (1.  :-'t:i;i::-.-i  Vi.  i.'ir.-'  v.  1.  Februar  OB 
betr.  banitatseinrichtungea  VI.  3Ö. 

—  desgl.  T.  5.  Februar  08  betr.  die  üdI»- 
«udiiinpe.n  nber  Erlass  von  Spezitl- 
regleiucuts  über  gefährliche  Indastrieo 
VIII,  35. 

rlosjr).  V.  10.  Februar  n.'{  (mit  Ziipfim- 
muug  des  Lord  Lientnant  und  Fri*T 
Goiincil  in  Irlandi  hetr.  Schulbamn 
und  Schulpensum  XXX.  2.')(j. 

—  desgl.  V.  11.  März  03  betr.  öpeziaUu»- 
nahnien  für  die  Unterbrechung  durch 
Mahlzeiten  auf  elektnscheo  btatiooea 
XVI.  175. 

—  desgl.  V.  11.  Miirz  03  betr.  Speziaiaos- 
nahmen  für  Nachtbeecbäftigaitt  rao 
jugendlichen  Personen  auf  elektradMe 
Stationen  XVI,  17*). 

—  desgl.  V.  .5.  Sept.  unti  lu.  Dez.  Ü3  betr. 
Verwendung  von  Explosivstoffatt  i> 
Kohlenber^' werken  nr,*»,  677. 

—  Erl.  d.  Staatssekretars  v.  22.  April  US 
bor.  LOhtiodMrFUsliiitavbBitarXXXVL 
257. 
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OroRsbritannlen,  Erh  d.  Staateaekretin  v. 

24.  April  03  betr.  Verwendung  von 
Sprengstoffen  in  Kohlenbergwerken 
XXXIII,  25&-260. 

—  desgl.  V.  4.  Mai  03  betr.  Aiisdehiinug 
der  SpezialauÄuahme  für  tÜe  >i'uclitbc- 
8chäftigung  jugendlicher  Personen  männ- 
lichen Ge8chle<^t8  von  über  16  Jahren 
XXXI,  2(30. 

—  deagL  v.  ]s.  Juni  03  betr.  Rogt'lunjj 
der  Ueberzeitarb«it  voo  Frauen  bei 
HenMlung  Ton  WeflinachtB-  und  Nen- 
jahrskarten  LVII,  387. 

—  de»gl.  V.  19.  Juni  08  betr.  nicbtmaschi- 
nelle  Feilenhauerei  LV,  387. 

- —  <les^'l.  V.  14.  Juli  03  betr.  Mahlzeiten 
in  Eisen-  und  Btahlgieesereieu  in  Schott- 
land LVI.  388. 

—  desgL  V.  5.  Sept.  03  betr.  Verwendung 
von  Sprengstoffen  in  Berf^werken  LV, 
389. 

^  defigl.  V.  23.  Okt.  03  betr.  MiJchmeie- 
reien  LXXVII,  520. 

—  dft*L'l.  V.  2.  Nov.  03  betr.  WeiaaelD 
LXXXIV.  66Ö. 

—  d»gl.  V.  11.  Nov.  03  betr.  VerOffent- 
licbutig  von  Erg^nzunf^sbestimmungen 
zum  KinderbeschäftigungsgegetzeLXXI, 
520. 

—  desgl.  V.  17.  Dez.  03  betr.  Heretcllung 
von  Kleidungsstücken  LXXXVHI,  G77. 

—  desgl.  V.  2\K  Dez.  03  betr.  Ueberzeit- 
arbeit  der  Frauen  LXXXfV,  GTS. 

—  desgl.  V.  .30.  Dez.  03  betr.  die  Erhöhung 
d«  für  gewiMe  Backhiuer  vorge- 
pchriehonen  Mindestmasses  an  X«uft- 
räum  LXXXVII,  678. 

—  VorBchriften  v.  21.  Nov.  (K]  für  die 
Hentellang  elektrische:  Akkumulatoren 
LXXXVif,  670-673. 

—  desgl.  des  OberBchiedHrichtcrs  Lord 
JameA  oi  Hereford  v.  SO.  Dez,  Ol  und 
2a  November  1903  betr»  Fahfikation 
von  irdenem  und  PorzeUaDgeeohin: 
LXXXVl,  673— 

—  Erl.  d.  Board  for  Irelaiui  v.  2.  Mai  02 
br'tr.  die  Form  der  Aufforderunfc  ^'»r 
Zustellung  vun  üeburte«cheiiien  518. 

—  dotrl.  of  Trade  betr.  Verhütung  von 
Tn  fall  eil  >ler  EisenbahnangeeteUteD 
LXXVII I,  018. 

—  Rundschreiben  des  Uome  Office  vom 
Okt.  03  LXXVl,  519  betr.  TeerdeetU- 
lation  und  vom  Nov.  03  betr.  Bronzieren 
LXXXVII,  fjTO. 

Entwurf  zu  Begeluug  der  Kinderarbeit 
20!-a03. 

Hambiirtr,  Vorsehriften  v.  23.  März  03 
für  den  <ie»chäfts betrieb  der  Stelleo ver- 
mittle für  Schiffslente  XXXVU,  247 

—250. 

—  V.  V.  5.  Juni  03  betr.  Beschaffung  von 
Trink wa.-'Her  fflr  bewohnte  Fahneiuje 

XXX  VII. 
ArbeitenchuU. 


Hanbargr,  Bek.  v.  30.  Okt.  03  betr.  Kinder- 
arbeit   in     gewerblicheo  BeCrid>en 

LXXXII,  601. 

—  desgl.  der  Polizeibehörde  v.  29.  Dez.  (M 
betr.  Inkrafttreten  dos  R.G.  'l>etr.  Kinder- 
arbeit iu  gcwerblicbcu  Betrieben  vom 
30.  März  03  LXXXII,  603-601. 

—  Erl.  der  Oberschuibehörde  v.  Nov.  03 
el.  Inh.  LXXXII,  002. 

—  V.  V.  23.  Dez.  03  zum  Schutie  dar 
Arbeiter  auf  Bauten  LXXXVni,  604. 

Hawaii,  O.  v.  24.  AprU  Ol  betr.  Aus- 
nahmen von  Pfändungen  CHI,  29. 

—  desgl.  V.  24.  April  Ol  betr.  Schutz  von 
schuldigen  Arbeitslöhnen  CHI,  29. 

Hessen,  G.  v.  '2  t.  I>  x.  02  hotr.  Fursoree 
für  Beamte  bciBetriebäUiifällcuXLVlII, 
20. 

—  V.  V.  7.  Januar  03  betr.  Inkrafttreten 
der  Gesetze  betr.  die  LandcHkreditkasse 
V.  7.  August  02  und  betr.  die  Wohnung 
fürsorge  für  Minderbemittelte  v.  7.  Aoe. 
02  XV,  20. 

—  de*«gl.  V.  24.  Februar  03  betr.  Wohnungs- 
f OiBorge  für  Minderbemittelte  XV,  136 

-laa 

—  Min.-Erl.  v.  12.  Juni  '  betr.  Anlagen 
zur  Hc^tellung  von  Bleifarben  LVI. 
336. 

Idaho,  0.  V.  11.  März  Ol  betr.  Aifaeita- 

na«ihweifiimter  CIJ,  29. 

—  desgl.  V.  12.  .Mar/.  Ol  betr.  SünaelBang 
einer  Arbeitskommission  zurSchHchtang 
voü  Arbeitskonflikten  CX,  29. 

Illinois^  G.  V.  11.  Mai  Ol  betr.  uuent- 

Eeltlicbe  Hausierbewilligung  für  ent- 
issene  Soldaten  und  Seeleute  29. 

—  desgl.  V.  11.  Mai.  Ol  betr.  Graben  — 
Inspektion  etc.  Oel  UVXII,  29. 

— ^  desgL  V.  II.  Hai  08  betr.  Arbeitenadi> 
weisämter  und  Agenturen  XC,  647. 

—  desgl.  V.  13.  Mai  03  betr.  ausser  IllinoiB 
verdiente  Löhne  647. 

—  dtegl.  V.  i:i  Mai  Orl  betr.  Haft] -flicht 
bei  Tod  iufolge  Falirlüt>i»igkeit  X(;VI, 
647. 

—  desgl.  v.  14.  Mai  03  betr.  Lohnzahlung 
an  Arbeiter,  Diener  und  Angestellte 
von  Gesellschaften,  die  in  Illinois  Ge- 
schäfte treiben  LXXXV,  64ö. 

—  desgl.  v.  14.  Mai  03  betr.  Heranziehung 
der  Eigentümer  und  Leiter  von  Kohlen» 
gruben  zur  Einrichtung  von  Wasch- 
rScunen  für  Grubenarbeiter  LXXXVI, 
648. 

—  desgL  V.  14.  Mai  03  betr.  fievisiou  der 
tieeetze  über  Eoldengraben  669. 

—  desgl.  V.  15.  Mai  03  betr.  Regelung  der 
Kinderarbeit  LXXXllI,  648-6.-^;. 

—  desgL  V.  18.  Mai  03  betr.  Rcvi.siuii  des 
(lesotzes  betr.  fietentionsrecht  der  Me> 
chaniker  650. 

Indiana,  G.  v.  26.  Februar  Ol  betr.  Fabrik* 
inspuEtion  GX,  29. 

öO 
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bdlana,  G.  v.  28.  Februar  Ol  betr.  iDspek- 
tion  von  Bäckereien  etc.  CI,  29. 
desgl.  V.  9.  März  Ol  betr.  lx}bQsatze 
bei  öffentlichen  Arlxittn  CIV,  29. 

—  Hef^!.  V.  11.  März  Ol  betr.  Schutz  von 
I><jhiien  der  bei  öffentlichen  Arbeiten 
l)eschafti^'tfii  Arbeitor  KautiOD  darch 
die  Kontraheil  tili  CiJI,  ;jU. 

—  desgl.  V.  11.  März  Ol  betr.  kontndctlichcn 
Verzicht  von  AogcHtcllt^n  auf  £Dt- 
schädigungsrechte  CI,  CX,  30. 

—  de8gl.  V.  11.  März  Ol  betr.  Graben- 
izispektion  OVIU>  30. 

—  desf^.  Y.  11.  BfSrs  Ol  betr.  Grubeobe- 
Btiinmungen  —  Q«bniidl  TOD  Enüoaiv- 
Stoffen  CIX,  30. 

—  desgl.  V.  11.  HfizB  Ol  betr.  Auszahlung 
von  Löhnen  an  Kohlen  smilx-narbeitcr 
in  Form  von  Anweisungtu  etc.  30. 

—  desgl.  V.  15.  März  Ol  betr.  Be7.eichnung 
und  Vf-rkauf  von  durch  Sträflingsarbeit 
hta-gestellten  Produkteu  CV,  30. 

—  dea0.  T.  21.  Februar  03  betr.  Inspektion 
von  Dampfschiffen  etc  XO.  ("ifjO. 

—  de«gl.  V.  25.  Februar  03  betr.  Öigual- 
latcrnen  650. 

—  desgL  V.  3.  Märs  betr.  zeitweilige 
FumbOden  in  Gebinden  LXXXVIII, 
im. 

—  desgL  V.  10.  März  03  betr.  iSchutz  vor 
Feuersgefahr  651. 

—  dwc\.  V.  12.  März  03  betr.  Sicherheits- 
vorkehrungen an  Dampfkessel»  etc.  (»51. 

Iowa,  G.  V.  11.  April  Ol  betr.  die  Auf- 
gaben de«  Arbeitsßtatistikera  CX,  IT?. 

—  desgl.  V.  25.  März  02  betr.  Grubenvor- 
schriften —  Prüfung  und  Lizenz  von 
Gruhfiiiiisjxktoren  CVIII,  1.58. 

—  dcHgl.  V.  20.  März  02  betr.  Grubenvor- 
schriften —  Inspektion  CVIil,  1.59. 

—  desgl.  V.  8.  April  (ß  betr.  Feuerzgefohr 
in  Fabriken  etc.  158. 

—  dcsirl.  V.  11.  Ajtril  ()2  betr.  Grubenvor- 
Bchriitea  —  Schümeprüfer  CIX,  15ä. 

—  desgl.  T.  11.  April  02  betr.  Fabriken, 
Wirksf :1t  teil  eto.  SicherheitsTW^eih- 
rungen,  Inspektion  etc.  CI,  158. 

bland,  G.  v.  14.  Febmar  02  betr.  Ana- 
zjihlung  von  Löhneu  LXXIV,  511. 

Italien,  G.  v.  29.  Juni  03  zur  Abänderung 
des  G.  v.  17.  März  189S  betr.  Arbeiter- 
unfallverHicheruiig  XCVII,  532  'AI, 

—  Kgl.  Dekr.  v.  2U.  Januar  03  zur  Durch- 
fluiriing  dcä  G.  v.  19.  Juni  02  betr.  die 
Frauen,  und  Kinderarbeit  XXX,  269 
-270. 

—  dchgl.  v.  29.  Januar  03  zum  G.  v. 
29.  Juni  02  betr.  die  Errichtung  eioes 
ArbeitBamtee  XXXVIII,  27ß-282. 

—  Rundschreiben  v.  IS.  Juli  02,  24.  Mai 
03,  13.  und  22.  Juni  03,  1.  JuU  03  zum 
G.  T.  19.  Jtini  02  über  Frauen-  und 
Kinderarbeit  L,  400—403. 

—  desgl.  v.  23  April  03  betr.  Bcgeluug 


der  Arbeit  in  6m  BetafeMeni  TT^Tr, 

282-284. 

Kansas,  G.  v.  8.  ^lärz  Ol  b^.  Gmbenvor^ 
Schriften  —  Ventilatioii  —  loapdEtion 

CVIII,  .30. 

—  deefl.  V.  22.  Mär/.  Dl  betr.  Abstimmui^ 
voTi  im  Auslände  befindlichen  £isai> 
biiiinarbeitern  CV,  30. 

—  desgl.  V.  29.  März  Ol  betr.  Errichtung 
von  öffcutJÜchen  Arbeitsnachweisämtem 
CI,  30. 

—  de  sgl.  V.  1.  Mai  Ol  betr.  SitM  f9r  «cib> 
liehe  AngesteUte  CV.  3a 

—  desg^.  ▼.  1.  Mai  Ol  betr.  VonEOgzredit 

von  Löhnen  30. 

—  desgl.  V.  03  betr.  Beeinflussung  imd 
8tennng  unbilliger  Forderungoi  an  An- 

pej'tfllto,  Diener,  Arl>eiter  und  stellen* 
suchende  Personen  LXXXV,  651. 

—  desgl.  V.  03  zur  B^gdung  dm  Baitner* 
berufe  r»51. 

—  desgl.  V.  03  zur  Einsetzung  einer  Prü- 
fungskommission und  Begelang  dac 
Bielarbeiten  XC,  Gr.I. 

—  desgl.  V.  Ü.5  betr.  öcliutzvorTichluugen 
für  Arbeiter  und  Angestellte  in  gew«-b- 
lichen  B^ebeu  und  Entechädigungien 
für  diese  Personen  oder  deren  Vertrater 
bei  Verletzungen  (»Iff  Todesfall  r.'2. 

Kap  der  guten  OoIDittng.  G.  t.  22.  Du. 
03  betr.  gewisse  Beecnr&nkungeo  ffir 
die  Einwanderung  und  Ma^^^niibnien  zur 
Ausweisung  gesetzlich  von  der  Ein* 
Wanderung  ausgeschloesener  Pereonen 
LrV.  3S9-3Ü1. 

~  Ausf.-Best.  v.  4.  Februar  03  391— 3<W. 

KtKtneky.  G.  t.  12.  März  02  betr.  Kin.i»  r- 
arbeit  — Altersgrenze  (  VI.  CVIII.  l'A 

—  dee^  V.  17.  März  02  betr.  FtöUseUuflg 
eineti  Arbeitstagen  (Feiertag)  CII,  löi, 

—  dc^gl.  V.  17.  "Surz  02  b^.  Lohnnfin- 
dung  cm,  158. 

—  »It'^^gl.  V.  17.  Marz  02  betr.  das  Amt 
für  ^Ackerbau,  Arbeit  und  Statürtik  — 
Axbeitsinepektor  OX,  158. 

—  de>gl.  V.  21.  März  02  betr.  Prüfung, 
Ldzenz  etc.  von  Barbieren  CIX,  ibt>. 

—  deegl.  T.  21.  iOat  08  betr.  AuMEahlung 
von  Löhnen  an  Gruben arl)cit(  r  in  bir 
—  halbmonatlicher  Zahltag  lob. 

Louisiana^  G.  v.  3.  Juli  02  betr.  Prüfung, 
Lizenz  etc.  von  Bleiarbeitern  CIX,  1"'*. 

—  (le«gl.  V.  8.  Juli  l'J  b*  lr.  ArbcitöisiuliJca 
bei  f^rras.-icnbahnen  CII,  CX,  159. 

Lüboek ,  Ikk.  V.  27.  A  nril  03  betr.  den 
I^uku^dilus.'!  X.XX\"I,  247. 

Luxemburg.  G.  v.  15.  Juni  03  betr.  Sicher- 
heil  una  Gesundheit  von  Arbeiieni 
LVJ,  403. 

—  Gr«»^sIlerzol;l.  Beschlüsse  (11)  zum  I  n- 
fallvcrsiuhorungsgeeetz  v*  5.  Aprii  *J2 
XLVm,  284—285. 

Madnis,  G.  vorn  Jahre  03  zur  R^elong 
der  Arbeitsbedingungen  in  den  Piaa- 
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tagen  des  Bedrkei  Madnt  XXXII, 

Mainf,  G.  v.  21.  März  Ol  Uätr.  Lohnbe- 
schlügnahme  rill,  31. 

—  desgl.  V.  22.  März  Ol  betr.  Hausieren 
und  üiegeude  Buchhändler  —  unent- 
geltliche Idcens  ffir  SoUUiteii  und  8«^ 
leute  31. 

—  desd.  V.  19.  Marz  03  betr.  Arbeits- 
nac^wciastelien  XC,  i'>i')'2. 

Maryland»  G.  v.  24.  März  02  betr.  Gruben- 
mehnlten  CV,  CVI,  CVIII,  154. 

—  desgl.  V.  1.  April  02  betr.  Haftpflicht 
der  Unteniehmer  für  Verletcu£geu  der 
Ange(itellten  —  gemeinBamer  Veniche> 
nintTHfond  CX,  159. 

—  dobgl.  V.  8.  April  02  betr.  Errichtung 
eines  unentgeltlichen  öffentlichem  Ar- 
beitsnachwei^amte«  159. 

—  desgl.  V.  8.  April  Ü2  betr.  gemeinsame 
Versicherungsfonds  von  Grnbenarbei- 
tem  CIX,  159. 

—  desgl.  V.  S.  April  02  betr.  Kinderarbeit 
CVII,  159. 

Maasaebasette,  G.  v.  5.  März  Ol  betr. 
StrfifUnggarbeit  31. 

—  desgl.  T.  23.  Mai  Ol  betr.  Menachenranb 
31. 

—  desgl.     6.  Jnni  Ol  betr.  nnentgdtliche 

Lehrmittel  in  öffentlichen  Schulen  31. 

—  desgl.  V.  6.  Juni  Ol  betr.  die  Konstruk- 
tion von  Giemereien  31. 

• —  desgl.  V.  18.  April  02  betr.  Verabrei- 
chung; von  rdnem  Trinkwasser  an  die 
Arbeiter  während  der  Arbeitflatnnden 
CI,  159. 

—  desgl.  V.  21.  .Mai  02  betr.  Regelung, 
Inspektion  etc.  von  Biekereien  Ol,  C£, 

159. 

—  de^gl.  V,  19.  Juni  02  betr.  AcJitstnnden- 
pesetzf- Kommission  zur  Erzieliing  ein> 
neitlicher  Gesetzgebung  CII|  159. 

—  deegL  v.  29.  AprifOS  betr.  Rq^triernnj; 
der  Al<zoi\hen  etc.  der  Arbciteroi;gani- 
sationcn  514. 

—  def^gl.  B.  Mai  03  betr.  Anstellung, 
Entlassunc:  Ancehtellter  öffentlicher  Ver- 
kehregeselischaften  LXXXVIII,  652. 

—  desgl.  V.  5.  Biai  03  betr.  Pensionierung 
der  Polixetbeamten  der  City  von  Boston 
514. 

—  deef^.  T.  16.  Juni  <3  betr.  Banaierkon- 

zC!»*<ionen  515. 

—  desgl.  V.  22.  Juni  03  betr.  Zahlungen 
an  Witwen  etc.  der  Gemeindeange- 
Btellten  BcM^tons  516. 

—  deiigl.  T.  26.  Juni  03  betr.  Fabrikinap^- 
tiim  ßhi.^erohre  für  Sobmixgeliader 
etc.  LXXXVU,  Ö53. 

—  Besch].  T.  4.  Mal  03  betr.  unentgeltliche 
Arbeitsnachweisämfer  LXXIX,  514. 

—  desgl.  V.  5.  Juni  03  betr.  gesetzliche 
Beugungen  zwischen  Untwndimern 
und  AngeBtellten  öl5. 


Meeklenbarg-Strelltz,  Bek.  v.  31.  August 

'*3  betr.  Gehilfen  iir;  l  Lehrlinge  in 
Gast-  nud  ixiiaak\virt.-»chaften  LxV^l, 
337-339. 

Michigan,  O.  v.  Jinii  Ol  botr.  Priiftmp, 
Lizenz  etc.  von  lU.  iiirheiierii  UIX,  31. 

Minnesota,  G.  v.  i\.  Apnl  i>\  betr.  Rück- 
zahlung von  durch  Unternehmer 
machten  Vorschüssen  160. 

—  desgl.  V.  10.  April  Ol  betr.  Ausschluss 
der  Arbeiteror^^ieatioiiea  von  den  Be- 
atinumuigen  des  Anti-TmiitgeNtsee  160. 

—  desgl.  V.  13.  April  Ol  heir.  Arheits- 
stunden  bd  öfi  Arbeiten  CIl,  CiV,  löO. 

—  deegl.  10.  März  CS  betr.  Regelung 
der  Arbeitsstunden  für  Lokomotivführer 
und  -heizer  und  Strafbo^timmuugen 
für  Uebertretungen  LXXXVIII,  ®4, 

—  desgl.  T.  21.  A})ril  03  betr.  den  S-hntz 
von  Angestellten,  UienetiKiten,  Arbeitern 
nnd  atttleaaeiienden  Personen  nmi  Straf- 
bestimmungen für  Beeinflussung  wlpr 
Stellung  unbilliger  ForUeruugeu  au 
solche  Personen  LXXXV,  655. 

—  deegl.  V.  21.  April  03  zur  Ergänzung 
dee  §  1  des  Kapitel  350  des  Gesetzes 
von  .Minnesota  für  das  Jahr  IS*.>7  betr. 
Betentionorecht  für  gelieferte  Arbeit, 
Material  nnd  lifaBchtnen  hd  dem  B»> 
trielif  von  (Jrulien  iX'j. 

—  de»gL  v.  21.  Awil  03  lur  Abänderung 
des  S  229  dea  Kapitel  1  de^  Titels  10 
des  Strafgesetzes  —  Handelsvorbot  ffir 
Sonntage  LXXXVIII,  656. 

—  desgl.  v.  21.  April  betr.  Einfriedigung 
der  Schachte  \on  Elevatoren  nebat 
Strafbeptimniuniirrn  ••56. 

Missouri,  G.  V.  22.  März  Ol  betr.  Prüfung, 
Lizenz  etc.  für  Barbiere  CIX,  31. 

—  desgl.  V.  26.  März  Ol  betr.  Arbeite- 
stunden  bei  Arbeit  an  fiffentlichen 
Strassen  Cii,  CIV,  31. 

—  depgl.  27.  März  Ol  betr.  Maflenahmen 
bei  Fcueraurtbmch  in  Fabriken  31. 

—  desgl.  V.  23.  Februar  o^.  betr.  Verpflich- 
tung der  Eigentümer  und  Verwaltungen 
von  Eisf^nhwinen,  ihre  Angestellten  alle 
3(J  Tjigft  in  ^re^<etzliche^  .Münze  der 
V.  St.  auszuzanlen  LXXXIX,  656. 

—  desgl.  V,  23.  März  'K!  l»€tr.  Widerruf 
von  §  87L>1,  Artikel  2,  Kapitel  133  der 
rev.  Statuten  von  1890  betr.  Bergbau 
und  Grubenbetrieb  und  Einfügung  von 
Kwei  neuen  Paragraphen  LXXX\  ,  656. 

—  dest:!.  V.  4.  April  03  betr.  die  prakti- 
schen und  tecouischeo  Qualifikationim 
der  Qmbeninepektoren  etc.  XC,  057. 

—  desgl.  V.  l'!.  April  O;;  zur  Abänderung 
des  §  8817,  Artikel  2,  Kapitel  KW  der 
rev.  Statuten  betr.  Einsetzung  dea 
Bergbau-,  ( irubenlM  triebs-  und  Gruben- 
insj>ektiouäaiiit4j:>  und  die  Ernennung 
von  Bcrgwerksine^pcktoren  mit  Dring- 
üchkeitaerklämng^C,  657. 
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Montana,  GG.  v.  2.  Februar  und  11.  März 
Ol  betr.  Arbeitszeit  CII,  CIV,  CIX,  32. 

—  Q,  V.  19.  Februar  Ol  Ix  ir.  (l;u*  Abwägen 
von  Kohlen  in  Gruben  CIX,  32. 

—  desgl.  V.  7.  März  Ol  betr.  Auszahlnng 
v(tn  IJihnen  CHI,  32. 

->  deägl.  V.  18.  März  Ol  betr.  Urubea- 
inspektion  etc.  OVIII,  32. 

Nebraska,  (t.  V.  29.  März  Ol  betr.  Prüfung, 
Lizenz  etc.  für  Bleiarbciter  CIX,  32. 

Neocnbnf ,  Erl.  7.  AuguHt  03  and  In* 
«truktionon  betr.  die  Viirsiihtsmaas- 
re^ela  tu  Berufen,  in  welchen  Blei  and 
Bleiverbindungra  verwendet  werden 
I,V!  Utl 

>iew  Ham|>shire,  G.  v.  7.  März  Ol  betr. 
Arbeit«>nachwmeburaitix  GII,  160. 

—  (l«!sf:l.  V.  7.  Marz  Ol  betr.  Kinderbe- 

beechäftiguntj  CVI,  CVII,  16«). 

—  dengL  T.  L^-.  März  Ol  betr.  Prüfung, 
IJzenz  etc.  für  Bleiarbeiter  CIX,  Iw. 

New  JersejT)  G.  v.  20.  März  Ol  betr.  Be- 
Bchlagnahnie  von  Mobihcn  CHI,  32. 

—  drscl.  V.      April  02  betr.  MietabäUMT- 

in.Hpektioü  etc.  CIV,  360. 

—  desgl.  \.  L'  l.  April  02  betr.  Frauen-  u. 
Tvini!' rarbeit  —  ArbtttBBtODdea  —  In- 
«I^ektion  CX,  360. 

—  (1.  s^'l.  V.  5.  Mai  03  zur  Eins;chr8nklUlg 
der  Arhfit-siunden  uud  des  Zula^sungs- 
alters  für  Kimier,  Minderjährige  und 
Frauen,  und  zur  Ernetmuiig  eines  In- 
spdcton  TOT  Durchführung  dee  Ge- 
setzes LXXXIIT,  658. 

—  Ergänzung  v.  21.  Mai  0,1  zu  einem  Ge- 
setz zur  Kcgoluug  der  üorstollung  von 
Bttokwaren  (j58. 

—  Nachtrag  v.  2".  Mai  03  zum  Gesetze 
betr.  AUersgrejj/.f  und  Beschäftigung 
von  KindemrMindcrjährigen  and  Fnnien 
etc.  LXXXIII,  firiS, 

New  Mcxleo«  G.  v.  18.  März  Ol  betr.  Ar- 
beiteetunden  bei  Arbdten  an  Cffanüiehen 

HlrasHen  CII,  CIV,  160. 

New  York,  G.  v.  Ol  zur  Abänderung  der 
Verfassung  v(»n  Greater  New  York  betr. 
SträfliiigKarbeit  —  Insafleen  der  Bease- 
rungHanstalten  33. 

—  deegl.  V.  01  znr  Ab&ndenmg  der  Verfae- 
sung  von  (Irejiter  New  YurV  betr.  In- 
spektion von  Dampfkesseln  etc.  32. 

—  deegL  v.  15.  Mfin  Ol  betr.  Awnalimen 
von  Pfändungen  CHI,  32. 

—  desgl.  v.  18.  April  Ol  betr.  Bträfiings- 
nrbcit  32, 

^  .!>  i:!.  V.  22.  April  ül  betr. Eiauea- und 
Kinderarbeit  32. 

—  desgl.  T.  5.  März  02  betr.  Urlaubsbe- 
wiliigung  mit  Bezahl uug  an  Veteranen 
an  Gedenktagen  160. 

—  desgl.  v.  .").  März  02  betr.  gehutzmarken 
von  Gewerkschaften  CIV,  lüO. 

—  desgl.  V.  29.  Mirz  02  betr.  den  Staate- 


dienet — Vorzogaxecht  too  Militiian  Wär- 
tern 160. 

New  York,  G.  v.  2.  April  02  betr.  Ver- 
dieoate  von  verheixateteo  Frauen  lÖL 

—  desgL    a  Apifl  03  betr.  Kinder,  wekhe 

in  Städten  der  T.  Kla.-se  atif  Stras*«! 
und  ötfentUchen  Plätzen  arbeitea  XLIX, 
360. 

—  despl.  V.  15.  .\pril  "3  betr.  Beschäfti- 
gung von  Frauen  uud  Kludern  in  Fa- 
briken 361—364. 

—  dfögl.  V.  24.  April  03  betr.  lk%dbäfti- 
guiig  von  Frauen  und  Kindern  in  kauf- 
männischen und  aDdenn  Betrieboi 
XLIX,  3(U-  367. 

—  desgl.  V.  6.  u.  7.  Mai  03  betr.  Schuu  voa 
8tras8enbahnaiige*teUteii  LiXI,  LXII, 
3Ö7,  36& 

—  desgi     6.  Mai  03  zur  ErgSazong  d« 

Titels  S  dvi  Strafgf«etzbuchej<  b*  lr.  Ver« 
brechen  gegea  die  Bechtspflece  658. 

—  desgl.  V.  6.  08  zar  Abänderung  dei 
§  384—1  des  St.O.R,  Hi:rrh  Ff^t^t.-nung 
von  Strafeu  für  fabche  Augaben,  die 
zur  Erlangung  der  vom  ArfeitsgWJtK 
vori'r- r!iric1x;nen  BeschäftigDngiBattflBle 

Seiiiftcht  werden  659. 
esgl.  V.  7.  Mai  03  betr.  PfiodoiigeB 
Lif.  368. 

—  desgl.  V.  7.  Mai  03  botr.  Alwinderung 
des  Schulga-etze>  L.  Büü  371. 

—  deagl  V.  12.  Mai  03  betr.  Polieren  LV, 
372. 

New  Zealand,  G.  v.  3.  Okt.  02  zur  Kh- 
änderong  des  G.  v.  18.  Okt.  00  über 
die  E^tadiädigung  bei  ArbdtronfiUlei 

xcvii,  m, 

—  doigL  V.  20.  Nov.  02  zur  .\bänderunf 
dee  Geeetzee  betr.  die  Eiuigimg  una 
Schicdsspreohung  bei  gewerbUchea  Strei» 
tigkeiten  LXXXIX,  679. 

Niederlande,  G.  v.  8.  I>cz.  02  betr.  Bn- 
fung  bei  Arbeitsunfällen  544. 

—  desgl.  V.  11.  April  03  betr.  Ergänzung 
und  Acnderung  dea  Stn&eaelsbiidMS 
XII-XV,  176. 

—  desgl.  V.  11.  April  03  betr.  Untersuchung 
der  Recht«verhältnis>e  und  Arbeiusbe- 
diuguugen  des  Eiaenbahupenionaiä  XU, 
XIV,  177,  690. 

—  desffL  V.  24.  .Juli  03,  winUireli  für  -^iiieti 
und  denselben  Unfall  der  Bezug  einer 
Entschädigung  oder  Bente  aof  Grand 
des  lJnfallver.sicherung!»gpsetzr-  ^rltifh- 
zeitig  mit  einer  Pension  oder  Unter- 
stützung aus  der  Staatskaaee  für  na* 
statrbaii  erklärt  wird  691,  S9i.  4iö. 

—  Besdilu^ö  V.  2.  Febr.  03  betr.  Fest^eu- 
ung  der  Lohnbeträge  gemäss  Axt.  7, 
III  des  ünfallger^t  tzes  l'J*M  fi83. 

—  desgl.  V.  16.  Muri:  U3  beir.  Massregel  ge- 
mäss Art.  6  und  7  des  Sicbcriieitqge» 
setzes  LXXXIV,  685. 

—  deegL  t.  16.  Mirz  03  betr.  VerwaltoogB- 
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reirlement  LXXV,  544—549  (abg.  13, 
^Lii  mi:l  4.  Nov.)  r>49. 
>'iederJuide,  Beechiuss  v.  18.  März  v!6  bctr 
Venfaltniinmttsregcl  LXXXVI,  686. 

—  desgl.  V.  7.  April  03  b«tr.  Dwaui  auf! 
]^8«iibahncn  1  «7—178.  ' 

—  deagl.  T.  24.  April  m  betr.  Arbalaiii- 
spektoren  XC,  68»-  OfK). 

—  Kgl.  Erl.  V.  3.  Februar  t>2  betr.  Arbeite- 
venvaltungsre^leraent»  XCVIl,  542. 

—  desul.  V.  5.  tebruar  02  betr.  Arbeits* 
UD  fälle  (EIxplosivstoffc)  542. 

—  de^gl.  V.  15.  Februar  (/2  betr.  Funktio- 
näre der  Reichsversichmiii^'sbaiik  542. 

—  de«gl.  V.  7.  Juli  l>2  gl.  Itih.  (Aufsicht) 
542. 

—  desfiL  V.  14.  Juli  02  betr.  mediz.  Ver- 
sicherung^ 542. 

desgl.  T.  15.  Kot.  02  betr.  (iMtaeu' 
klassen  542. 

—  dei^L  V.  19.  KoY.  02  betr.  PrBmientftrif 

—  desgl.  V.  21.  Nov.  <D2  betr.  Kapitaiwert 
der  Pensionen  und  Entschädigungen  543. 

—  desgl.  V.24.  Xov.tr2  betr.  Ueoerwachutig 
der  Betriebe  543. 

—  26.  Nov.  02  betr.  LokaUcom» 
mis!iionen  543. 

—  desgl.  V.  26.  Nov.  02  bttr.  Versicherung 
Unfallverletzter  in  der  Fremde  543. 

—  desgl.  V.  1,  Dez.  02  betr.  Beiträge  zu 
den  VerwaltungskoHten  der  Versiche- 
rungsbank  543. 

—  des^  V.  5.  Des.  02  betr.  eigene  Ver- 
«i^nr  543. 

—  desgl.  V.  5.  u.  B.  Dec  02  betr.  SaitOD* 
induütrien  543,  544. 

—  dc^l.  V.  8.  Dez.  02  betr.  AppeOations- 
genchte  .543,  544. 

—  desgl.  V.  8.  Dez.  02  betr.  Form  der 
Zeugenvorladung  544. 

—  desgl.  V.  8.  Dez.  «)3  betr.  Auszahlang 
der  Entfichädigungen  544. 

—  desgl.  T.  11.  Des.  02  betr.  HjrpoihekeD 

544 

—  desgl.  V..  12.  Dez.  02  betr.  Benadirichti- 
gung  eines  Untmichmers,  das»  einer 
«einer  Angeatellten  au  einem  Appel- 
latimwgericht  teüsiuic3im«D  hat  544. 

—  desgl.  V.  18.  Des.  02  betr.  Verwaltiuigs- 
reglement  544. 

>-  desgl.  V.  22.  Dez.  02  betr.  Inkrafttr^ 
des  Cr  V.  Ol  aber  die  ArbeitsonfBlle 
XCVll,  '>44. 

—  deegL  t.  Iti.  März  03  b«»tr.  Vcrwaltungs- 
regrement  LXXV,  LXXVI,  544-51Ü. 

—  Kgl.  V.  V.26.  Januar  03  auf  Grund  der 
Art.  41  und  76  des  BcrufuDg^geeetaes 
(Unfallversicherung)  683. 

—  desgl.  v.  31.  Januar  03  betr.  Besoldung 
der  Mitglieder  der  zentralen  BerufiHig>- 
kfunmer,  der  Vorsitzenden  der  Beru- 
fnngsiite  und  der  Beamten 
Körpendiaften  m. 


Nlederl«n<le,  Kgl.  \.  9.  Februar  03  zur 
Erläuti  I  iiiig  des  1.  Artikels  der  infolge 
des  »2.  Anikela  d^  Unfallverucherunsg- 
gesetses  eriaeeenen  Kgl.  V.     7.  Jnti  02 

r;s4. 

—  desgl.  V.  26.  Februar  (i3  gemäss  Art.  3Ö, 
57  und  118  des  Beruf ungsgcsctzes  betr. 
Reisekosten  und  Diätfii  »  ti-.  CM. 

—  desgL  V.  20.  März  03  geniä-^s  Art.  79 
und  120  dieses  Gesetzes  685. 

—  desgl.  V.  22.  Jnli  betr.  die  Besol- 
dung der  bei  den  MiuihUiriakieparte- 
ments  angestellten  unteren  Beamten  and 
Bediensteten  691,        :i94.  .itr,.  T:::». 

—  desgl.  V.  10,  Nov.  03  ziu*  Erläuterung 
der  kgl.  V.  w  28.  JuH  02  zum  Wobn' 
nungagesets  691* 

—  Hni.-&L  T.  20.  Not.  02  betr.  Deklara- 
ti()ii*formulare  für  Arbei(Minfalle  543. 

—  d^gl.  V.  21.  Juli  03  betr.  Dienstord* 
nnng   des  E^aenbahnbetriebeperBonalB 

Lxfn,  104  m,  724. 

North  Carolina,  (J.  v.  14.  März  Ol  betr. 
Vertragsbnich  C'l,  3;^. 

—  desgl.  v.  9.  März  03  betr.  Kinderarbeit 
LXXXIII,  LXXXIV,  659. 

—  deigl.  V.  9  März  OB  betr.  Anamoide- 
ruog!»n2^ent(  n  ö6(\ 

North  Dakota,  (i.  v.  2.  Februar  Ol  betr. 
die  Verwertung  der  Schnur-  und  Tan- 
maschinen  in  Besscningsanstalten  — 
Sträflingsarbeit  C^^  33. 

—  desgl  V.  27.  Februar  und  12.  März  Ol 
betr.  Aufnahme  von  Pfändung  CHI,  33. 

—  desgl.  V.  2.  Marz  Ol  betr.  Lizenz,  Prfi' 
fun^'  etc.  für  Barbicri'  CTX, 

—  dcscL  v.  8.  März  Ol  betr.  i/ohnpfand- 
recnte  der  Landarbeiter  CHI,  33. 

Norwe^eUf  K-:!.  Frl.  v.  25.  (.)ktobfr  02 
zur  Abäuderuijg  uuü  Ergänzung  der 
durch  Erl.  v.  3o.  Dez.  1895»  eingefüht- 
tf*n  nf  fahr(  tiklai*sen  XCVII,  .541. 

—  Getiindeordnungseutwurf  (>1 — 66. 

—  Entwurf  für  eingetragene  Berufsverune 
sowie  Vermittlung  und  Scbied^^chte 
bei  Arbeitskonflikten  «7—70,  4^. 

—  Besehhiss  de«  Storting»  v.  31.  JanuarOS 
zur  Abhilfe  der  Arbeitslosigkeit  203. 

—  G.  betr.  die  Arbeitszeit  in  Bicitereien 
124, 

OhlOf  G.  V.  13.  März  02  betr. Prüfuugund 
lizenz  fflr  ständige  Hechanilrer  CIX, 

ini. 

—  dp!*.ü;l.  V.  3.  .\pril  02  betr.  Schutz  der 
Gnibcnarbeiter  —  Umhüllen  und  Ver- 
i:ie<:>'ln  von  ( uis-  und  Odieitungen  in 
Gruben  L'iX,  lül. 

—  desgl.  V.  18.  April  02  betr.  Rctentiona- 
recht  der  Mechaniker  CIV,  161. 

—  desgl.  V.  6.  Mai  02  betr.  Klagerecht  bei 
Verletzungen  mit  tödlicbem  Auaganga 
CX,  161. 

—  desgl.  V.  9.  Mai  02  betr.  Prfifung,  Li- 
lenx  ete.  für  Htifschmiede  161. 
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OUo,  G.  V.  9.  Mai  (r2  betr.  Schutzmarken 
roo  Geoosfienschaltea  Cl\\  lül. 

—  deivL  12.  Mai  02  betar.  Betenttons* 
recht  der  Arbeiter  cte.  Mif  EtMobdum 
CIV.  161. 

—  deagi     12.  Hai  OB  betr.  Kindenurbeit 

während  der  Schulzeit  T'nit  rstützung 
von  Arbeiterkindern  zur  Eroiöglichung 
des  Schalbesuchs  CVI— CVIU,  161. 

—  dfserl.  V.  1'2.  Mai  bftr.  Sicherhf'ita- 
vorkehrun^'en  an  Lineubtüiueu  —  In- 
spektor CfX,  CK,  IGl. 

Oregon,  G.  v.  11.  l'cltniar  <n  betr.  Ver- 
bot der  öüi]utair>arl)i  iT  von  Harbieren 
CU,  162. 

—  defgl.  V.  13.  Februar  Ol  betr.  Verbot 
der  LohnbcHchlacnahme  CHI,  162. 

—  desgl.  V.  2.").  Februar  Ol  betr.  Schutz 
von  ÖtnusenbabnangesteUten  —  ge- 
flcbfitzte  PlBttfömi«si  CX,  162. 

—  doftgL  V.  20.  Februar  Ol  betr.  Gfruben- 
Tordchhiten  CIX>  162. 

—  deeri.  r.  27.  Februar  Ol  betr.  Schntz- 
üinnrni  von  Genossenschaften  CIV,  162. 

Oeoterreieh,  G.  v.  10.  Juni  betr.  die  Re- 
vision der  Erwerbs-  und  Wirtschafte- 
gen«>?fw*chaften  342. 

—  (Böhmen^,  dewgi.  v.  2f).  Marz  03  betr. 
Kegeliiiig  der  allgemeinen  Arbeitsver- 
mittlung LXXXIX,  630—632. 

—  V.  V.  7.  Januar  (  >3  betr.  ßegüü>tii5Uüi;eu 
für  Gebäude  mit  gebunden  und  billigen 
Arbeiterwohnungeo»  dazu  V.  v.  13.  Fe- 
bruar 03  und  7.,  11.,  21.  April  VI,  26, 
155. 

—  dwgL  V.  2.  Februar  03  betr.  Arbeit«- 
verMltnis  der  bei  Begiebanten  von 

EiKenbahren  verwandten  Arbeiter  X,  26. 

—  deegl.  V.  5.  August  03  betr.  Kntächädi- 

Sing  der  Gewerbej^erichlsbcisitzor  342. 
(iiii.-irh.  V.  12.  .lull  03  betr.  SoontagB- 
ruhc  LVlll,  34'J. 
PennsylTauien,  (J.  v.  4-  April  Ol  betr.  Re- 
gelung, In-| '  ktion  etc.  von  Bäckerlädoi 
CI,  CV,  CVIU,  162. 

—  de.sgl.  V.  2.  Mai  Ol  betr.  Schutsmarkea 
von  Geuo^^t4euBchaften  CIV,  162. 

—  dp«gl.  V.  16.  Mai  Ol  betr.  Kinderarbeit 
CVll,  162. 

—  desgl.  V.  20.  Mai  Ol  foctr.  Fabrikinepek- 
tioD  —  Frauen-  und  Kinderarbeit  etc. 

CV,  CVI,  CVII.  CVHI,  rx.  1G2. 

—  düägl.  V.  29.  Mai  Ol  betr.  Grubeuvor- 
flchriften  —  Ma^snahnnm  für  ünfianver- 

ktzungcu  Cl.  CIX,  162. 

—  dfögl.  V.  7.  Juni  Ol  }>r!ir.  Prüfung,  Li- 
zenz etc.  von  lileiarbciiorn  CIX,  T«i2. 

—  dt>;»'jl,  V.  Juni  'U  f)Ptr.  GniVHiivnr- 
schiilUju  —  ln.--pekHüU  CVI  II,  IG.i. 

—  de.»};!,  v.  2-1.  Juni  Ol  betr.  Auszahlung 
von  Lohnen  —  Berechnung  uneingelöeter 
Anweisungen  CHI,  163. 

—  desgl.  V.  14.  April  "»3  zur  Erriihtting 
einee  Grubendepartenienta  etc.  XC,  660. 


PennsTlTanlen,  G.  v.  13.  Mai  03  zur  Ab- 
änderung des  Art.      §  1  eines  G.  v. 
2.  Juni  91  und  des  §  17  eines  G. 
13.  Juni  1885  660. 

Port«  Biet^  O.  r,  25.  Februar  Cä  bete. 
Kinderarbeit  CfVIII.  372. 

—  de.?gl.  V  1  März  ^2  betr.  Schutz  der 
Stimm freiheit  Angöitelltör  CTV,  372. 

—  deeigl.  v.  1.  März  02  betr.  TT*t^if||t 
der  üntoriiehmer  für  Verletznngieii  An- 
gestellte XCVII.  CX,  372. 

—  desgl.  V.  1.  März  ><2  l)etr.  Arbeit»^ ver- 
trage Q.  Zwangadurchfiihning  GL  CIV, 
372. 

—  desgl.  V.  1.  März  02  )>etr.  nicht  gesell» 
widrige  Arbeitsverbändc  372. 

—  deggL  V.  1.  Marz  02  betr.  Einscliüchte- 
rung  Angpstelltrr  -572. 

—  desfid.  v.  1.  März  02  betr.  Arbeitszeit 
ebclbei  5ffeotlichen  Arbeiten  CII,  CIV, 
372. 

—  desgl.  V.  1.  März  02  betr.  Prüfung  und 
Konzession  f&r  Bleiarbeiter  C1X,%72. 

Portugal,  Kgl.  Erl.  v.  7.  ifai  03  betr. 
Sonn-  und  Feiertagsruhe  im  Pu^i-  und 
Telegraphen we«en  LXXVILT,  TyiU. 

Preussen,  (^.  v.  4.  Mai  02  botr.  Staatsmittel 
zu  Zwcikcu  der  Wohnungsfürsorge  für 
Arbeiter  in  staatlichen  betrieben  und 
gering  besoldete  Staatsbeamte  XXXI, 
XXXII,  232,  r.o. 

—  Min.-Erl.  v.  ;U.  Dez.  02  betr.  Masag^ 
Schäfte  für  Damen-  und  Kinderkksda* 
Verfertigung  46. 

—  dfspl.  V.  5.  Januar  03  bf-Lr.  Erhebung«! 
über  Beschäftigung^  von  Arbeiterinnen 
in  Mdereien  usw.  §9. 

—  desGfl.  V.  22.  Januar  03  betr.  Entwürfe 
und  Aii-fühnrng  von  Mietswohnhäuieni 
fQr  ArbciiiT,  untere  und  mittlere 
amte  XXXII,  2:«  2:5R. 

—  desgL  V.  11.  Februar  Od  bttr.  B<«cMf- 
tignng  von  Arbeiterinnen  zur  Hemd- 
lung  von  Praf^fn'ntivs  VIII,  12. 

—  desiil.  V.  2;{.  Februar  03  betr.  Diaut- 
un<i  P.iihczeit  im  Eiaeiibabnbeliieb 
XXIV,  130. 

—  desgl.  V.  27.  Febmar  (ß  betr.  Schatz 
der  Bauhandwerker  gsgen  Kankbeitniid 
Unfälle  13. 

—  desgl.  V.  6.  MSrz  03  betr.  ünMher- 
Bicht-runp:  im  Kl>       Triobo  ilrr  S<-.--rhi;f- 

I  fahrt  und  in  dci  Üee-  und  Kiisteun^cie- 
j      rci  XLVII,  13. 

!  —  de>i:l.  V.  .'1.  Miirz  03  Ix'tr.  .\ii-führnni: 
!      dt»  Abtjfiixiitts  TX  des  Öee-l.'iiiallvef- 
j      sicherungsge-cr/fs  XLVII,  14. 
I  ~  tk-Hgl.  V.  14.  Mäns  m  betr.  Lehrltng»' 
!      haltung  XXIX. 

—  desgl.  V.  27.  März  betr.  H»  lUT-  kia, 
Heuerbuchund  AbrechnungsbuchXXJ  V, 

130. 

desgl.  V.  28.  Märt  03  l»tr.  Arbdisräame 
der  FieiBchereien  XXIU,  (XXXVIj  13L 
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Preassen,  Min.-Erl.  v.  15.  AprO  03  betr.  | 

Uebereif  ht  über  die  Ausdehnung  des  Vcr- 
sicherongs/.wanps  nach  RV'O.  XX VII. 

—  deegl.  V.  1.  ^lai  03  betr.  Krankheitser- 
fi(  bei  Illingen  in  den  M5belpolierareien 
XXXV. 

—  deegL  v.  25.  Mai  03  betr.  Beschäftigung 
eigener  Kinder  in  g^erbüchenBetneben 

XXIX.  236. 

—  desgl.  V.  3".  ^lai  03  botr.  Ausführung 
des  abgeaaderten  Krankenver»ichenuigs- 
geeeM  XLVII.  '^7—239,  ergänzt  am 
28.  Do/cnit)er  m  XCT.  r,97. 

—  desgL  V.  3.  JujQi  03  betr.  Statistik  über 
die  Zahl  der  boischSftigten  Arbeiter 
LXVIII,  322. 

—  detjgl.  V.  5.  Juni  03  betr.  Befugnisse 
der  VenricherungBaastalten  gegeoQber 
den  EinzugpRtellen  XLVII,  240. 

—  deRgL  V.  6.  Juni  03  betr.  Anlagen  zur 
Herstellung  YOn  Bleifarben  UXIII, 
240—244. 

—  desgl.  V.  30.  Juni  betr.  Ruhepausen  für ' 
dM  in  Qast-  und  Behau kmrtadiafien 
An.ccstelltfn  LXXVTI,  ISS. 

—  desgl.  V.  24.  Juli  03  betr.  Schutz  der 
Banhand werker  durch  die  Unfalhrerhfi- 
tungsvorscbrifti  ri  <!'  r  Baubem&genoesen» 
uchaften  LVII,  .^21. 

—  desgl.  V.  3.  August  03  betr.  SicheruDss- 
vorschrif teo  für  Benstnw&sdiereien  LvJ, 
322-v325. 

—  d^gl.  d.  Kr  .Min.  v.  14.  Augnat  08 
betr.  Novelle  zum  KnuikenTeraichfiniii|p»- 

Scsetz  XCI,  325. 
erfigl.  V.  15.  Hept.  03  betr.  Kantinen  für 
Eisenbahn bedicnstete  LXI,  326—327. 

—  desgl.  V.  21.  Okt.  03  betr.  Pikrinsäure- 
fabriken  LX  X  V 1 ,  4Ö0-49 1 . 

—  desgl.  T.  31.  Okt  03  betr.  flachräoche- 
reien  LXXTV. 

—  desgl.  V.  4.  Not.  03  betr.  Spinneraan 
LXXVI. 

—  dosgl.  V.  3u.  Nov.  03  betr.  Kinderarbeit 
in  gewerblichen  Betrieben  IiXXf 
LXXXII,  491-498. 

—  deji^I.  V.  22.  Dez.  03  betr.  Vertragsbe- 
b(  diniriiiii^i-n  für  Ausführung  ron  Staata- 
bauten  LXXXV,  590^97. 

—  l>ien«taDwei!iunff  y.  21.  Hins  03  f3r 
dir  Mustoruiiirsbehunlfii  IX,  20. 

—  Miu.-Bek.  v.  5.  Älärz  03  betr.  Ausführung 
des  Afaechnitta  IX  des  äee-UnMtver- 
8icheruDgi«ge*etze8  14. 

—  V.  V.  8.  Juni  03  betr.  Zuständigkeit  der 
VerwiJtungsgerichte  XCI,  321. 

—  Bfrcrpoli/ci-V.  V.  13.  Juhü3  betr.Wann- 
kraukheit  X,  LV,  328. 

Rhode  bland,  G.  v.  29.  Januar  Ol  betr. 
BeEunte  (Fabrikinspektoren,  Oewerbe- 
Statistik)  CX,  lö3. 

—  de^gl.  V.  28.  März  Ol  betr.  Verbot  der 
LolinbeBchlagnahme  CIU,  163. 


Rhode  Island,  G.  v.  22.  Not.  Ol  betr. 

Fabriken  und  Werkstätten  Ol,  163. 

—  desgl.  V.  3.  April  02  betr.  Fabirken  und 
Werkstätten  CI,  16:1 

—  desgl.  V.  4.  April  02  betr.  FrauMl»  und 
Kinderarbeit  CV,  CVlll,  lt).3. 

—  desgl.  V.  4.  April  02  bptr.  Arbeitsstunden 
dar  8trassenoahnangestcllten  CII,  163. 

—  desgl.  V.  4.  April  02  betr.  Kinderarbeit 
während  der  Schulzeit  CVl,  1G3. 

—  desgL  betr.  Begelung  des  Barbierberuls 
601. 

Rumänien,  K^r].  Erl.  v.  17,/30.  August  02 
zur  Ausfütirung  des  G.  über  die  Ge- 
vwbeovnnfeatioD  MO. 

Rossland,  Allerh.  Erl  v  30.  ^Tai  03  betr. 
Fabrikinspektiontjperäoual  LXXIX,  551. 
G.  1.  .Juni  03  betr.  Einsetzung  Ael- 
tester  in  industriellen  UntemehmiinMii 
LXXIX,  552. 

—  ErL  V.  25.  Mai  02  betr.  Dauer  und  Ver- 
fpilnng  der  Arbeitszeit  fifjO. 

—  liegeln  v.  2.  Jluü  03  betr.  EuUsdiiidi- 
gung  von  i\jrbeitern  und  Angestellten, 
die  Schaden  geUtten  XCVU— C,  554r- 
562. 

Saehsen,  Min.-Erl.  v.  31.  März  03  betr. 
Wohnunmweaen  ZV,  132—136. 

—  Verf.  T.  Joni  03  betr.  Bdrämpfung  der 
Wunnkrankhi'it  T.XXI.  408  ,m 

baehsen-Coburg-UotUH,  V.  v.  4.  März  03 
betr.  Schuta  der  bei  Hauten  beschäftig- 
ten Personen  XXIII,  138-113. 

—  desgl.  v.  15.  Sept.  03  betr.  sonntägliche 
BeechäftigungHstunden  im  Handdage- 
wer!v  [ A^II,  330. 

SchafTiiausen,  Wirl^diaftHgesetz  v.  21.  April 
LXVI,  410. 

8chweden,  kgL  Erl.  t.  13.  Juni  02  betr. 
InkramreCen  d.  O.  T.  5.  Juli  Ol  fibw 
die  Entschädigung  bei  Arbeitsunfillea 
C  562. 

—  desgl  ir.  31.  tH».  02  betr.  Erklanmgbei 

Arbeitsunfällen  .■)62. 
Schweix  ^Bund),  Befiehl,  d.  Verwaltungs- 
rates  aer  schweizerischen  Bundesbahnen 
V.  23.  April  03  bt  tr.  d'ip  Invalidenver- 
i>orguug  des  I'ersouais  dieser  Bahnen 
XLVIII,  178. 

—  Volh.  V.  V.  22.  September  03  zum 
Bundesgesetze  b<»tr.  die  Arbeitszeit  beim 
Betriebe  der  Eisenbahnen  und  andere 
Verkehrsanstaiten  LXIV,  409-^413. 

—  desgl.  V.  9.  Oktober  03  zum  Bundes- 
gesetz über  Bau  und  Betrieb  der  schwei- 
zerischen Nebenbahnen  LXV,  413 
—415. 

—  desgl.  v.  10.  Xoveml»er  '  "  :ii  Bezug 
auf  Telegrapheil-  und  icle|>hondien8t 
zum  Bundesgesetz  betr.  die  Arbcdtaseit 
beim  Betrieb  <ier  Eisenbahnen  und  an- 
derer Verkekraustalteu  LXXVIII,  562 
 555, 

—  B.B.BeechL  v.  24.  December  03  betr. 
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Verbot  des  Tragenf  von  125  kg:-S!icken 
in  Mühlen  u.  IjagertiüiiHcrn  LXXXV^II, 
691. 

8«Bth  ^'nro^nl^  G.  v.  l!*.  Februar  Ol  betr. 
ßträflingsarbeit  ~  -  Kelt<?i)gaiiR  CV,  163. 

—  G.  V.  19.  Februar  Ol  betr.  Stniflinga- 
arbeitan  öffentlichen  Ptra^-^cn  CV,  163. 

—  de«gl.  V.  20.  Februar  Ol  betr.  Rechte  und 
Ent8chädigungHan8prüche  von  StraaseD- 
bahn  angestellten  Ca,  167. 

—  desKl.  V.  20.  Februar  0!  betr.  Lohn- 
zahlung in  Anwei.-utigi  :i  '  Iii,  Ifjl. 

—  defigl.  V.  25.  Febr.  02  betr.  iöchutz  für 
BtnMenbaluiaiigeBtellte — Bf  nfriedigung 
von  Plattformen  373. 

Sontk  Dakota,  G.  v.  5.  Mäix  1901  betr. 

Kinderarbeit  164. 
I^Ninien,  Kgl.  ErLis.NO  v.  14.  Juni  und  5. 

KoTember  02  zum  ArbeitsaDÜaUgeBetB 

XCVI,  513. 

—  Kgl.  Erlaü8  vom  Hfl  April  03  betr.  Er- 
richtung eines  Instituts  für  Sozialreform 
nebj^t  Reglement  ▼.  15.  Aninut  03 
XXXV III,  252,  34.5. 

—  deflgl.  V.  24.  August  und  15.  September 
(XS  betr.  Orts-  und  ProvülxailMehflese 
für  Sozialreform  '-Ur,^  347. 

—  deegl.  V.  22.  Septeiuber  03  betr.  Ertei- 
lung von  Stipendien  zur  £nt«tcndung 
von  Arbeitern  ins  Aaaiand  LU»  347 

—m. 

—  Reglement  v.  8.  Juli  03  betr.  Unfähig- 
keitserklämng  infolge  von  Arbeiteon- 
fSlIen  XCVir  511-513. 

Tasmania,  G.  v.  28.  November  03  zur  Ab- 
änderung de«  Ges.  No.  11  aus  dem  IS. 
Rcgicruügsjahr  der  Küuigiu  VicUiria 
betr.  Entftchädigungen  an  Angehörige 
durch  Uniall  getöt^r  Peraonen  üBO. 

Tenne.«t8ce,  G.  v.  (n  betr.  Arbdtmtnndra  hd 
offen tlichrri  Arboitcji  (^11,  CIV,  IGl. 

—  desgl.  v.  10.  April  Ol  betr.  Kinderarbeit 
—  Altersfi^ze  CVI,  CIX,  !64. 

—  V.  20.  nnd  22.  Ajiril  Ol  lietr. 
GrubenvoTschrifUni  —  l'rülung,  Lizenz 
etc.  für  Steiger  CIX,  CX,  161. 

Tessin,  Erl.  v.  2.').  November  (X]  l>etr.  die 
Aroeitsrcgulicrung  in  den  Unterneh- 
mungen LXXXV,  601. 

Texas.  G.  v.  18.  März  Ol  betr.  Verbot  der 
Lonnpfändung  165. 

—  desgl.  V.  18.  MSrz  Ol  betr.  Pfiuidiing 

-  Tvohnnnsprüche  dürfen  nidit  Muge* 
iiüiumen  werden  165. 

—  desgl.  V.  18.  März  Ol  betr.  Prüfung, 
Lizenz  etc.  von  Barbieren  165. 

—  defgl.  V.  17.  April  Ol  betr.  ^^eröffent- 
lichung  der  Namen  enüaasener  Axbeiter, 
164. 

—  dc^Hgl.  V.  18.  April  Ol  btjtr.  AuszitLilium 
der  Löhne  in  Anweisungen  CHI,  164r. 

—  dcBgL  V.  18.  April  Ol  betr.  Sträflings- 
arbeit an  Öffentlichen  Strassen  164. 


Ungarn.  G.  v.  26.  Juni  02  zur  ErE-änzui» 
des  G.  XVI  von  1900  über  die  Hilfe- 
kassen für  Arbeiter  nnd  Landttbeiter, 
XCI,  53L 

—  EriasR  des  H.Min.    3.  Oktober  03  beb-. 

Tnspfktion  der  Buchdruckereien  und 
Sdmftgi«Mreien  LXXXVIII,  681. 

—  V.  dee  HJfin.  2.  Dcsember  03  com 
Schutze  dpr  Cft^undhr-it  der  AThoitcr  in 
den  mit  der  Verarbdiung  von  Pferde-, 
Rinder^  nnd  Schweineb&oren  bewdläf- 
tigten  gewerblichen  Untemebmiuiinn. 
LXXXVll,  682. 

—  Gesetzentwurf  über  die  UnlillTenidi^ 
niüg  291—293. 

Utah,  ü.  V.  I  J.  März  Ol  betr.  Arbdts- 
I  stunden  —  AehtBtnndengeeets  Cü,  dV, 
!  165. 

—  desgl.  V.  14.  Mins  Ol  betr.  Zwang  aui 
Arbeiter  —  IMm-  und  SpeiadiänMr, 

165. 

—  desgl.     14.  Mine  Ol  betr.  Bdinte  von 

Strassenbahnangestellten  —  gieMihGtarte 
Plattformen  CX,  165. 

—  desgL  V.  14.  "USn  Ol  betr.  ESniiditung 

oinc-i  statistischen  Amtes  CX,  165. 

—  desgl.  V.  14.  März  Ol  betr.  Enichimig 
eines  Arbeits-,  Einigung«-  und  Hdueda» 

gl  richtsarotes  CX,  165. 

—  dt«gl.  V.  14.  März  Ol  lietr.  GrubenTOr- 
Schriften  —  Inspektion  CVIU,  165. 

—  desgl.  V.  25.  März  Ol  betr.  Grul>envnT- 
sehriften  —  Schutz  gegen  Fcucr^gefahr 
(IX.  165. 

—  desgL  V,  25.  U&n  Ol  betr.  Gruben  vor* 
idiriften  —  Sicberhdlt^orrichtungen  bei 

der  Förderung  CIX,  IH.'i, 
Vermont,  G.  v.  11.  Di»cmber  02  betr.  Be- 
schäftigung von  Fnn&i  tmd  Minder- 
jährigen in  Schcnkrr.  CV,  CVII,  373. 

—  desgl.  V.  12.  Dezember  v2  betr.  Lolm- 
auszahlung  CHI,  373. 


Victoria,  G 


V. 


.Mai  03  betr.  den  Streik 


der  Eihüubabuangeiättllten  LXII,  398 
-400. 

Virginia,  G.  v.  2?,.  Pfzenibor  Ol  betr.  Aus- 
nahmen von  l'fänduugcn  —  Mobilisr- 
eigen  tum  166. 

—  Yofasaung  von  19Ü2.  Art,  4  Verbot  des 
BriaBses  von  loltalen  Spezinlgesetzen  zur 
Arbeifsregehinjj; ;  Art..'»  Errichtuni:  riti»> 
arbeitästatifitischra  Amte»;  Art.  12iiaft- 
pflidit  der  Eiflenbahnmelbclkaften  hä 
VerletEungcn  Angestellter;  Art.  14  Am- 
nähme  von  Pfändungen  CHI,  IW. 

—  G.  V.  27.  März  02  betr.  Haftpflicht  der 
Eiscnbahngei-ellschaften  bei  Verielnilh 
gen  Angestellter  CX,  HWy, 

—  deegl.  V.  2s.  Marz  IL'  betr.  Prüfung, 
Lizenz  etc,  für  Bleiarbciter  CTX,  !'»(). 

Washington,  G.  v.  8.  März  Ol  betr.  l*rü- 
fung  von  Eleiiirboitern  CIX,  166. 

—  desgl.  V.  11.  März  Ol  betr.  Prüfung, 
Lizenz  etc.  von  Hufschmieden  CIX,  160. 
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Wfl»hlngt4)n,  G.  v.  lI.MSnOl  betr.  Frauen- 
arbeit —  Arbeitsstunden  CV,  166. 

—  desgl.  T.  16.  M&TE  Ol  betr.  Erriditnnf 
eine»  Arbeitsamtes  CX,  166. 

■ —  desgl.  V.  16.  März  Ol  betr.  Angttlluug 
Fähiger  an  der  Strassen  bahn  CX,  166. 

WestanstralieD,  G.  v.  19.  Febninr02  betr. 
Kohleubcrgwerke  LXXIV,  r)21-531. 

We«t-VIrgrinia,  G.  15.  Febr.  betr.  Kinder- 
arbeit ~  Verbot  sewiseo:  Arbeiten  CVil, 
167. 

—  dö^gl.  V.  1".  Februar  ni  betr.  Errich- 
tting  eines  unentgeltlichen  öffentlichen 
ArbeitMisdiweManiteB  167. 

—  desgl.  V.  1(1.  Februar  Ol  betr.  Fabrik- 
inspektion C,  CV,  CVl,  CX,  167. 

—  desgl.  V.  18.  Febmar  Ol  betr.  Sdrats 
der    Strassenbahnangcstellten  — 
schützte  Plattformen  CX,  167. 

—  deeg).  V.  20.  Februar  Ol  betr.  Gruben - 
Torschriftf'D  —  InepektioD  ete.  von  Oel 
CVIII,  167. 

—  detgl.  V.  21.  Februar  Ol  betr.  Gruben- 
vorschriften —  Inspektion  CVJII,  167. 

—  desgl.  V.  23.  Februar  Ol  betr.  Gruben- 
vorficliriftt  ii       Waircineisti  r  CIX,  167. 

—  desKt  V.  23.  Februar  Ol  betr.  iäcbutz- 
manen  etc.  von  Oewerkudiafieii  dV, 

Wisconsin,  G.  v.  27.  April  Ol  betr.  Öchwits-  ^ 
laden  —  Lizenz,  In^odction  etc.  CI,  167. 

—  rli^ffl.  V.  I  J.  Mai  Ol  hrtr.  Falirilrinspek-  ' 
tioii  —  weiblicher  Gehilfe  (JX,  167^ 

—  desgl.  von  V.m  betr.  Kinderarbeit,  661. 

—  det^gl.  von  l'M^  betr.  die  Verwendung 
vüu  Frauen  im  Dienste  von  Telegraphen- 1 


und  TehphoDg^BellflCliaflen  LXXXIX» 

I  661. 

'Wisconsin,  G.  von  1903  betr.  den  obliga- 
torischen Schuhnitorricht  6(32. 

—  dosgl.  von  19Ü3  zum  Schutz  der  An- 
gestellten und  zur  Gerandhcitspflege  in 

Sewissen  Gebäuden  LXXXIA^,  662. 
esgl.  von  1903  betr.  die  Haftpflicht 
der  EiscnbahngeeelTMluiflen  bei  8ebi- 
digun^rn  drr  Arirrr-fclKeii  und  zur  Ab- 
änderung dci<  Abji.  2  des  §  1816  der 
Statuten  von  1898  662, 
j  —  desgl.  von  1903  betr.  die  sanitäre  R^e- 
'  long  der  Bäckereien  nnd  anderer  be- 
triebe zur  Fabrikation  yon  Brot  und 
anderer  Esswaren  Bn2. 

—  desgl.  von  1903  betr.  die  Inspektion  von 
'      Mietshäusern,  zum  Zwecke  eines  ße> 

richtes  über  Bauart  und  Unterhalt  von 
Mietshausern  663. 

—  desgl.  von  Vyi]  betr.  dio  Errichtung 
von  4  unentgeltlichen  Arbeitsuachweis' 
bureanz  etc;  aG,  603. 

Wttrttemberg,  G.  v.  23.  Dezember  02  betr. 
Unfallfürsorge  für  Beamte  und  Personen 
des  Soldntenftandcs.  nebst  Ausführungs- 
verordi  i.r  i'  XLVUl.  2i). 

—  Min.  Verf.  v.  19.  Januar  03  betr.  Ver- 
gebung von  Arbeiten  und  liefenu^geD 
in  den  Dcp.  d.  answirt.  Aogehgeoheita» 
XI,  136. 

—  d«?gl.  V.  17.  Juli  03  betr.  Vollzug  des 
KYQ.  XCI,  335. 

Wyoming,  G.  v.  13.  Februar  Ol  betr.äitse 
für  weibliche  Arbeiter  CV,  167. 


U.  Alphabetisches  Sachregister  zn  den  Qesetsen 

und  Verordnungen. 

Die  hier  pehrimditen  Abkürmngcn  bedeuten : 

Ajl  —  Aargau.  —  .\lg.  ^  Algier.  —  Axiz.  «  Arizona.  —  Ark.  «  Arkansas.  -~ 
Bad.  «  Baden.  —  Bay.  =  Bayern.  —  Br.  «  Braunsclkwefg.  —  Belg.  ■=  Belgien.  — 

BCol.  =  Rriiis.h  Columbia.  —  Bind.  =  Britisch  Indirn.  —  BSt.  ^  T^.im  1  Sliidt.  — 
Cal.  «=  CaWorma.  —  Cau.  —  Caoada.  —  Col.  «  Colorado.  —  Coun.  =  Connecticut. 

—  Bin.  —  Binemark.  —  Dd.  I^Iaware.  —  DR.  Bevtsehes  Rejoh.  —  ELothr. 
=^  El-ns<.T..-it}irin£rrn.  —  F.  F'rankreich.  —  Flnr.  Florida.  —  Ga.  =  Georfria.  — 
GB.  =  Gro^»briU^nnierl.  —  H.  =  llewen.    —  Haiub.  =  li.-nnldirL,'.  —   Haw.  =  Hawaii. 

—  la.  s=  Iowa.  —  Ida.  =  Idaho.  —  DI.      Illinois.  —  Ind.       Iiniiun.i.       Isl.  Island. 

—  It.      Italien.  —  Kan.  »  Kansa-s.  —  KGH.      Kap  der  guten  Hoffnung.  —  Ky.  =  Kenhicky. 

—  La.  =  LouJüiana.  —  Lüh.  =  Lübeck.  —  Lux.  -=  Luxemburg.  —  Mass.  =  Massachusett«.  — 
lfd.  —  Haryland.  —  Ife.  -=  Maine.  —  Mich.  =  Michigan.  —  Mino.  =  Minnesota.  — 
Mo.  =  MJawmri.  —  M<m.  Montana.  —  NC.  -»  North  Carolina.  —  XP.  -  North 
Dakota.  —  NJ.  ■*»  New  Jersey.  —  Nebr.      Kebraska.  —  Nbg.  —   Neuenbnr^'.  —  NH. 

New  Hampshire.  —  NM.  ^  New  Mexico.  —  Ninl.  —  Niederlande.  —  NSecl.  ^ 
Keawelond.  —  KSW.  «=*  Neusüdwales.  —  KY.  «=»  New  York.  —  Norw.  Norw^en. 
»  O.      Ohio.  —  Ore.  =  Oregmi.  —  Oest.  ■=  Oesterreifli.  —  Penn.  ■»  Pennsylvanlen. 

—  PRic.  =  Port«.  Ric-o.  —  Port.  =  Portugal.   —  Pr.  =  Preu^^-cn.    —    RI.    =  Kli  Mle 
Island.  —  Kam.        Rumänien.  —  Koasl.        Russland.  —  S.        Sachsen.  —  SC. 
South  Carolina.  —  8D.  »  Bonth  Dakota.  —  Schaff.  «»  Schaffhausen.  —  Sehw. 
Si'hwoiz,  —  Schwd.       Schweden.  -  -  Sp.  «=  Spanien.  —  Tas.  =  Ta.smania.   —    Tonn.  = 
Tcnuessee.  —  Tes».  =  Tesein.  —  Ung.  «  Ungarn.  —  Ut.  =  Utah.  —  Va.  «»  Virginia.  — 
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V8t.  es:  Vereinigt«  Staaten  von  Amerikn.   —  Vict.  ==  Victoria. 
WAastr.  =  Wcstaustralien.  —  WV.  =•  West- Virginia.  -  Württ. 
Wyoming. 


Vt.  =  Vermont.  — 
Württemberg.  —  Wv. 


Abbrucharbeiten  22,  140. 
Abdcckungeu  22. 
Abfalle  L  ^ 
Abferti^ungsdienst  BOQ. 
Abhängige  (Dependents)  GB.  67(i. 
Abortc  DK "  ' 


141.  145.  235.  2AiL 
It.  274,  Ma<Irrm 


GB.35. 


Abrechnungsbuch  IHl. 
Abrüsten  2L 

AbsaugungBvorrichtung  für  Luft 
324. 

A  bsteif  ung  IL 

Abzeichen   der  Arbeiterorganisationen 

Ma$s.  fj  1 4. 
Acotoufabri  ken  Belg.  2üL 
Achtstundenbetr  ieo    in  Marmean- 

lagen  F.  M  —  in  Bleifarbcn&brikcn 

Achtstuudengesetzkom  mission  in 

Achtstund  en sc hi  cht  in  Steinkohlen- 
bergwerken ID. 

Achtstundentag  Cal.  358,  Conn.  647. 
WAustr.  ä2i- 

AchtBtündi^e  Nachtruhe  Aa.  ülÄ 

Achtubria ucnHcbluss  LOb.  '-jiT, 

A  k  kordarbeit  48M,  F.  6t>4j  Te«fl.  fi!]2. 

Akkumulatoren  (Uor»tellung  elektri- 
scher) GR.  (p,  (Käume)  DR.  iiÜ2. 

Alkoholgctränke  145.  152  —  alkohol- 
freie 


Alter 6 un  terstü t zu ng Hilfsbedürftiger 
Dan.  2L 

Altersversichorunpr  Boltr.  ^  1^^- 

A Iter  «Zeugnisse  di  r  »i^^hulkimlör  Conn. 

Aeltestein  industriellen  Unternehmungen 

KuBsl.  552—554. 
Aluminiumstearat  250. 
Amt  für  .Ackerbau,  .Arbeit  und  Statistik 

Ky.  läS. 

Angehörige  (I)t'[>pii<lent«)  262,  674. 

A  n  gestellte  öffenilicher  Verkehrsanstal- 
ten Moi^.  652.  \finn.  655. 

Ankleidcräume228,  Wis.  tM^  Ung.  6^ 

A  nthracitkohlengruben  Penn.  660. 

Anticlcktrikurn  324. 

Antitrustgesetz  Minn.  160. 

Aiizeigopfliclit  für  fremde  Kinder  4Ü2. 

Arbeit  (Defin.)  Bind.  2ÜL 

Arbeiter  (Defin.)  75,  lu  26^. 

Arbeiterausschüesc  bei  Eidenbahnen 
Bay.  :{2it— 335. 

Ar  heiter  bei  sitz  er  F.  160. 

Arbeiterentlassung  Tex.  1K4- 

Arbeiterinnens*(rhutz  l>ei  Bauten  142 
-  in  Rleifabriken  225,  227^  213,  3äü  — 
bei  Präservativs  7,  1^  —  l>ci  Zigarren- 
fabrikation 225  -  in  Ziegeleien  481  — 
im  Aa.  LXIX,  5>'>5. 


Arbeit  er  produktivgenossenschaf- 

ten  F.  m 
Arbeiterstipendien  im  Aajsland  Sp. 

347-348. 

Arbeitertäuschung  CaL 359. 645.  Ean. 

H51. 

Arbeiterverbände  PRic.  312. 
Arbeiter verei n barungen  Cal. 
Arbeiterverhältnisse  Doi  Regiebautai 

in  Oest.  26,  in  Madr.  2i>.i,  Ni«i  177. 
Arbeiterversicherungsrat  Dan.  5tB- 
Arbeiterwitwen  Bostons  516. 
Arbeiterwohnungen  Oesterr.  26,  155, 

GB.  LXII— IV,  380-386,  Madr.  2ßL 
Arbeiterzahl  322. 
.Arbeitsamt  Aa.  V,  37,  Bay.  244^  It. 

XXXVIII,  276-282.  Maas.  514,  Uu 

165.  Wash.  liüi. 
Arbei tsan  züge  4^,  546. 
Arbeitsattest  NYrilli2. 
Arbeitsbeirat  in  F.  XXIV,  168-175, 

Alg.  fißl. 
Arbeitsbörsen  F.  168. 
Arbeitsbruch  Madr.  268,  NC.  33. 
Arbeitsbücher  Bcle.  156,  It  270.  21g. 
Arbeitsfähigkeit  It  270.  Russl.  552 

—  Unfähigkeit  8p.  511—513. 
Arbeitsgesetz  Nied.  545.  686,  NY.  3ÖQi 
.Arbeitskleider  der  Bleiarbeiter  22S, 

245.  in  Ung.  6^  Nied.  fiüö. 
Arbei tslohn  aufe  Ausmaas  F.  668. 
Arbeitslokalkategorien  Nied.  545. 
Arbeitsmaschinen  147.  504.  547.  62^ 
-A rbei tsm asse  in  Webereien,  Belg.  507. 
Arbeit»u uch weis  ßSt  .565.  Bav.  244, 

EIx)th.  500,  .U.  37,  Conn.  646,  Ida.  ^ 

III.  64L  Kan.  30,  Md.  159,  Me.  Ms 

NH.  M.  WV.  16L  Wi8.  ÜÜ3. 
Arbeitsordnungen  Aa,  567,  It.  '^74. 
Arbeitsregulierungsgesctz  BCol. 

522.  Te«s.         Va.  jm 
Arbeitsstatistiker  la.  157.  Kv. 

Va.  Hiö. 
.Arbeitsstunden  Schw. 

La.  159»  Minn.  160,  Mo. 

NY.  363,  PRic.  372,  RI. 

Ut.  mu 

.Arbcitsunfallgesetzgebung  F.  läS. 

It.  532,  Nied.  542,  NSeeL  523. 
.Arbeitsverbote  für  Jugendliche 

Frauen  Nied.  546—549. 
Arbeitsverdienst  237,  230. 


409. 

3L 


Cal. 
NM. 


357 


m.  Tess.  IMi 


und 


261. 


Arbeitsvermittlung  .Aa.  37,  CaL 

645,  Böhmen  ß3il 
Arbeitsvertrag  Ga.  157.  Madr. 

PRic.  322. 
Arbeitszeit  Sohw.  409—415,  562 -VÄ 

Cal.   358,  659,  Del.  64L  Minn.  öiL 

Mon.  32,  NC.  660,  NJ.  360,  NY.  3!^ 

Russl.  5.50. 
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Arbeitszeittabelle  It.  274^  225. 
Arbeitszpugnisse  Aa.  5li8. 
Arbeitszüge  ülä. 

Arti  lleriewerk8tätten(Löhne)F.  fi68. 

Arzt  (be^itachtender)  GB.  ü23  —  (bevoll- 
mächtigter j  GB.  671,  Nied,  <>S8. 

Arzt  kosten  Belg.  ^4. 

AerztlicliR  Behandlung  Madr.  — 
Untersuchuug  229,  2^  32<),  lt.  270, 
Pr.  ^  4^  Ru8«l.  5Sr 

Arztwahl  Belg.  SM. 

Aufsichtsbehörde  5,  128.  336i  495. 
597.  600. 

Auf zugsvorrichtungen  22,  139,  149, 

1(>3,  m. 
Ausleger  138. 

Ausschachtungen  140,  609,  614. 
Ausschneiden  und  Beschlagen  von 

Tieren  G2Ö. 
Austragen  von  Waren,  Zeitungen,  Milch 

etc.  2—4,  492,  598,  6QL 
Auswanderer  (Defin.)  2li2. 
Aus  Wanderungsgesetz     Bind.  261. 
A  US  wanderungevermi  ttIungGa.3ö9, 


NO.  m. 

Antomobilremisen  Belg.  ^Vi- 
Backkohlengruben  Penn.  H60. 
Backwaren  NJ.  (iQ8,  Wis.  ütiS- 
Bä  ckerei lnspektion  Br.  246.  Ind.  29, 

Mass.  159,  Penn.  W2. 
Bahn bewachung8poeten  412. 
Bahnhofsdienst  600^  üLL 
Balkenaufbringen  140. 
Bandsägen  149. 

Barbier  Prüfung  und  Lizenz  Conn. 
28,  647,  Del.  28,  Kan.  65L  Ky.  m 
Mo.  31,  ND.  33,  RI.  661,  Tex.  HÜL 

Barriferenwärterinnen  Schw.  411. 413. 

Bauarbeiten  It.  2liiL  SCGotha  128—143. 

Bauaufschcr  142. 

Bau  beruf  8gen  OHsen  Hchaften  23.  25, 
321- 

Baugewerbeschutz  Cal.  3-^^- 
Baugruben  22,  14a 
Baupläne  GB.  3ÜL 
Baupolizeikontrolle  14'/* 
Banste  llenan8chlag  143. 
Baustellenbeieuchtung  141. 
Bauvorschriften   138-146,  196—198, 

Begräbniskosten  Ru!?ä1.  555.  Belg.  634. 
Beitragspflicht  bei  Öeefahrzeugen  14. 
—  16. 

Benzin  Wäschereien  .322—325. 
Beleuchtung  25,  502,  548. 
Bergwerksarb  fit   in    Bad.,  ELothr., 
Pr.  Iii 

Bergwerksrevierbeamte  5?47. 
Berufsgruppen  (18}  F.  169,  I2L 
Ber uf  u ngs Kam  tnern  Nied. 
Beschäftigungsatteste  NY.  HäO. 
Beschwerdeführung  25,  5^<7. 
Beton  decken  22. 
Betriebsbeamte  24. 


Betriebsinhaber  20,  24. 
Betriebsmotoren  146. 
Betriebsräume  605.  606. 
Betriebsunfallgesetz  Belg.  623—643, 

IL  532—541,  Lux.  284,  Rusel.  ff., 

Schwd.  562,  Tas.  ML 
Betriebsunternehmer  144.  605.  619. 
Bez irksausschuss  Pr.  321. 
Binde-,  Winde-  und  Hebezeug  21, 

Blaserohre  für  Schmirgclrader  Mass. 052. 
Bleiarbeiten  Kan.  «51. 
Bleiarbeiterprüfung  Kan.  651.  La. 

159.  Mich.  31^  Nebr.   32,  NH.  160, 

Penn.  162,  PRic.  373,  Va.  Wa-sh.  m 
Bleifarbenanlagen  XXXIII,  225.  240 

— 24't.  iL  336,  Nbg.  Ufi. 
Bleipasta  GB.  671. 
Bleisulfid  Nied.  54.'>. 
Bleivergiftung  bei  unbewehrten  Kabeln 

23L 

Bleiweissverwendungin  Gefängnissen 

Belg.  XXI,  XXII.  1^ 
Boblinit  258. 
Bockrüstung  23. 

Botengänge  von  Kindern  4,  492.  5ii8. 
Bremser  WAustr.  524. 
Bremsvorrichtungen  606.  609.  627. 
Brennerei genossenschaften  Ü2Ü. 
Bronzieren  GB.  676. 
Brunnenbauten  (schachte)  23. 
Brustwehren  22,  Llii. 
Bärstenarbciter  155. 
Bürsten-  und  Pinselmacherei  1.50. 
1.5.5. 

Buchdruckereien     und  Schrift- 

giessereien  Ung.  <>S1. 
Bundesrat  (Bcfugiiisse)  4. 
Butterfabriken  Belg.  2iiL 
ChauHsce  Wärtergewerkschaft  F.  3i. 
Check-weighcr  WAustr.  52LWV.lfiL 
('hcmikalien  145. 

Chemische     Industrie-  Berufsge- 
nossenschaft 24. 
Child  (Defin.)  GB. 

Childrens  Protection  Act  v.  BCol. 

Chinesische  Arbeiter  (Ausschluss  von 

der  Union)  15L  H(\)l.  522. 
Chinin 

Coaksfcuer  22,  25,  UL 
Cocons  (frattnra)  41  >2. 
!  C  ü  n  8  p  i  r  a  c  V  Cal.  (>45. 
Coronit  GH.  2ML 
Costermongers  GB.  38fi. 
Dacharbeiten  22,  23. 
Dampfdestill  iernpparat  325- 
Dam  pfkeasel  14H. 

Dampf  keseelinspektion  Ind. 650.  651, 

Ny.  a2,  Flor.  28. 
Dampfleitung  324. 
Dampf maschinenbetriebe  623. 
Dampfmaschinenschwungräder 
6211. 
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Dampfmeoeen  in  Eeeseln  Ariz.  2L 
Dampf  schiff  personal  (Ruhezeit)  Schw. 
410. 

Deputiertenkammer  F.  IfiS. 
Diäten  m. 

Dienstbuch  der  Dienstboten  ELothr.34L 
Dienstschicht  der  Eisenbahner  IHO. 
Diplom  wissensch.  Ausbildung  G6.  :^75. 
Directeurde  rassurance  —  de  l'enseigne- 

ment  technique  du  travail  F.  1H8. 
Disziplinarstrafen  Nied.  1"7- 
Drahtseilbahnen  Schw.  413. 
Drahtseile  028. 
Draisinen  (V)!». 
Dreschmaschinen  624. 
Dynamoolektrische  Maschinen  ü2il 
Earthenware  and  China  GB.  fi23- 
Eigene  Kinder  3—5.  4t>4.  49:>,  591—595. 

m\ 

Einfuhrverbot  von  Pho^phorzändwaren 
125. 

Eingeweidewurmkrankheit  498. 
Einigungs-     und  Schiedsgericht 

NSeel.  iiüL 
Einschüchterung  Angestellter  etc.  PRic. 

3ZL 

Einwanderungsfonds  VSt  .^.y). 
Einwanderungsgesetz  V8t.  LIII,  -^-^^ 

-355,  KGH.  LIV,  389-394.  BCol.  ML 
Einzugsstellen  240. 
Eisenbahnangestellte  Ariz.  21^  Pr. 

130.  Nied.  HL  404,  690,  GB.  518,  Can. 

394.  Vict.  398,  Va.  166,  Schw.  LXIV 

— LXVI,  178.  401»— 415. 
Eisenbahnarbeiter  Col.  28,  Kan.  30, 

O.  16L  DR.  608-619. 
Eisenbahn-La  ngholz  wftf^en  1.^). 
Eisen- und  Stahl-  Uerufsgenoesen- 

schaft  144. 
Elektrische  Stationen  GB.  17.'^. 
Elektromotoren  1">'-j 
Elektrotechniker  Nied.  ßßS. 
Elevatoren  Minn. 
Emigrant  Bind.  mL 
Employer  GB.  676. 
Emplovment  GB.  379. 
Erclfarbenfabriken  242- 
Erkenntnishchild  NY.  3fiQ. 
Erlaubnisschein  NY.  3G0,  Wis.  6ßL 
Ersparnis  - und  A  It  er s Fasse  Belg.  642. 
Ersparnispramie  F.  664. 
Erwerbsunfähigkeit  Belg.  633.  Sp.  51L 
Erzbetriebe  Conn.  M". 
Erztransport  It.  4(>'^ 
Excenterstangen  519. 
ExplosivHtoffe  GB.  '21^        669,  677, 

Ind.  3a 
Fabrik  (Defin.)  It.  269. 
Fabrikarbeit  von  Frauen  und  Kindern 

It.  272,  NY.  XLIX.  3fiL 
Fabrikarbeiter  schütz  Lux.  LVJ,  403. 
Fabrikfenster  Conn.  fi4fi 
Fabrikinspektion  Ind.  29,  WY.  167. 

Russl.  LXXIX,  öTLL 


Fabrikinspektor  Conn.  646. 
Fabrikinspektorgehilfin  Wis.  ISL 
Factory  (Defin.)  Wis.  ßfiL 
Fahigkeitscrklärung     für  Hering- 

spiensen  687. 
Fahrstühle  21,  140,  IM.  ^  506,  9^ 

607,  608,  617,  ^  03U,  ijJÄ 
Fallsucht  etc.  2i  150,  350,  öCö,  606. 

610.  620,  621.  02L 
Familienangehörige  L  ^  ^ 
Faserstoffe  2. 
Feiertag  Ky,  158. 
Feilenhauerei  GB.  3SL 
Fensterglasfabrikation  Z8> 
Feuerausbruch  Ind.  651.  Mo.  3L 
Feuergefährlich  616. 
Feuerlöschord nung  491. 
Filzhutarbeiter  GB.  25L 
Flachsbetriebe  Belg.  2fi. 
Fleischereiräume  131. 
Fräsmaschinen  149. 
Frauen-  und  Kinderarbeit  XXX,  L. 

It.  269—276,  4(>>— 403,  Nied.  .^46,  NJ. 

360,  NY\  32,  361—367,  GB.  620. 
Frauenkandidaturen  F.  170,  171. 
[Frauen lohn  NY.  H'»l 
I  Frauennacht  lohn  Nied.  tt8ft- 
I  Fremde  Kinder  2,  492,  495,  49L  59& 
Fremdenausweisung  VSt,  .3.54. 
!  Fremdenlisten  VSt  352. 
Fremdenun tersuchunf^  VSt.  3.53. 
Fremdsprachige  Arbeiter  25,  BCol. 

523.  68L 
Froschklemmen  6T4- 
Fruchtkonservenf  abriken  Belg.  2fü 
Fuhrleute  154i  öÖä. 
Fuhrwerks'&etrieb  2,504,  tiö5. 
Fuhrwerksgenossen  scEaf  ten23,GQL 
Fünf  Stundenschicht  in  Strumpfwirke- 
reien 518. 
Fussbekleidung  243,  2^ 
Fussböden  (zeitw.]  Ind.  6f>0- 
Fussbödenrcinigung  242.  387.  546. 

683. 

Futterräume  605,  fiüß. 
Futterschneidemaschinen  624.  626. 
Garantiefonds  Belg.  638. 
Gärräume  627. 

Gasglühlichtwerketätten  Belg.^ 

Gas-  und  Oelleitungen  O.  161. 

Gast-  und  Schan  kwirt  haften  2, 
5,  il  —  Beschäftigung  eij^cner  Kinder 
600,  von  Frauen  und  Minderjährigea 
Vt  313  —  Gehüfen  und  Lehrlinge  in 
MStrel.  33L  Pr.  4^  Aa.  im, 

Gattersägen  149. 

Geburtsschein  Bav.  599,  NY.  302. 

Gefahrenklassen  Kied.  542,Norw.:iiL 

Gefährliche  etc.  Betriebe  Belg.  26. 
25L  252,  243,  345,  643,  It  271-1>71 

Geistige  Getränke  (Verbot)  liJL  l'ß. 

Geldleihen  auf  Häuser  für  8Q  Jabr? 
GB.  380. 

Geleisearbciten  Hl '2. 
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Gemeindefabrikaufseher  Aa. 
XXXIX. 

Gerüstböden,  -leitern  21^24,  138. 
Geschäftsbücher  der  Reeder  HL 
Geschlechtskranke  XLIV. 
Gesindeordnung  ELoth.  LXVI,  339- 

Gesundheits-  und  Sicherheits- 
mas snahmen  für  Arbeiter  in  kauf- 
männischen und  staatlichen  Betrii-bon 
F.  LVIII-LXl,  32i  —  in  Fabrik- 
und  gewerblichen  Betrieben  Lux.  LVI, 
403 

G  e  t r  ä  n  k  e  (warme)  326, 
Getreidemühlen  488. 
Gewerbe  inspe  ktionsklassi  fizie- 

rungskommission  F.  23. 
Gewerbeorganisation  Rum.  550. 
Gewerkschaften  172.  —  Schutzmarken 

Flor.  28,  NY.  160,  O.  16L  Ore. 

Penn.  162,  VW.  16L 
Gewinnanteilbesteuerung   F.  6<t4. 
Giessereien  Mass.  ÜL 
Glühlampen  1")2. 
Gräben  22, 

Grubenarbeiterversicherungs- 

fonds  Md.  l'><». 
Grubendepartement  Penn.  6<i(). 
Gruboninspektion  la.    158,  HL  29, 

Ind.  30,  Mo.  657,  Mon.  32. 
Grube n Ventilation  Kan.  30. 
Grubenvorschriften  la.  158.  Md.  159. 

Penn.  162,  Ut  165,  VSt  15L  WV. 

H>7. 

Guardian  GB.  379. 
Güterbodendienst  616. 
Gummiindustrie  12. 
Hü  ckerliugschneidem  aschinen 

Haftpflicht  Ariz.  2L  Cal.  m  Col.  28, 
IlL  G4Ü  Md.  159,  O.  16L  Penn.  1^ 
PRic.  372,  Va.  166x  Wis.  Ü62. 

Handels-  und  Arbeitsdeparte- 
ment VSt.  342- 

Handels-    und  Gewerbekammern 

F.  Uli 

Handlungsgehilfen  237.  2:^. 

Hängegerüste  2L 

Hasen-  und  Kaninchenfelle  Belg. 

250. 

Hausierhandel  Gest.  34^  IlL  29,  Me. 
3L  O.  54- 

Hausindustrie  (Kinderbeschäftigung) 

2,  4,  231L 
Hawkers  386. 
Hebezeuge  24,  616. 
Hechelräume  2. 
Heizer  152.  617. 
Heizschläuche  615. 
Hemmschuhe  fi<)7. 
Heringspiessen  Nied.  686. 
Heringslogger  lh± 
Heuer  d.  Schiffsleute  L 
Heuerbuch  (-schein)  130. 


Hilfsbedürftige  Dän. 

Hilfskassc  für  Arbeiter  Ung.  531. 

Hobel-  und  Kehlmcsscr  1.54. 

Hochseefischereidampfer  lo. 

Hochspannung s anlagen  502. 

Holzberuf^genu.Hsenrtchaf t  23,  144. 

House  (Dwelling)  GB.  380,  384. 

Housing  of  tue  working  classes 
act  (  J§.  m  384. 

Hufschmiede  0.  16L  Wash.  Hiß. 

Hütten-  und  Walzwerk-Berufs- 
genossenschaft 25. 

Immigrants  (prohibited)  K.G.H.  389. 

Indian  contract  act  26A- 

Indian  emigration  amendment  act 
2üL 

Indische  Eingeborene  2fi2. 
Industrial  conciliation  and  arbi- 

tration  act  NSeeL  679. 
Injunctions  Cal.  645. 
Insekten  der  Malariazone  It.  283. 
Inspektoren  Nied.  688. 
Instanzenziig  beim  KVG.  iSLL 
Institut  de  France  Hi8. 
Institut     für    Soziaire  form  Sp. 

XXXVIII,  LXVIII,  252,  m 
Invaliden-    und    .\  Itersversiche- 

rungskasse  It.  536. 
Invaliden  Versorgung  d.  Personals  d. 

Schweiz.  Bundesbahnen  178. 
Jahr  es  ge  halt  von  Arbeitern  Belg.  632, 

Rußsl.  556,  Sp.  513,  It.  532*  535. 
Jugendliche  Arbeiter  10,  H2.  151, 

225.  487.  628,  ML  Dän.  510,  644,  BCoL 

521.  GB.  260,  NJ.  658,  Nied.  545 ff., 

WAustr.  524,  Wis.  ßüL 
Kalkgruben  2L 
Kampf  er  fabriken  Belg.  643. 
Kantinen  für  Eisenbahn bedienstete  Pr. 

326. 

Karabinerhaken  <><^^- 

Kardcn  (Krempel)  S. 

Kasein  und  Milchsäure  Belg.  H45. 

Kauf  fahr  tcischi  ff  e(Beaatzung,  Wach- 
dienst) 23L 

Kcgelspiel  Dän.  544.  III.  648.  Wis.  fifiL 

Kellereiarbeiten  2. 

Kellnerinnen  Aa.  179, 

Kesselwärter  lü2. 

Ketten  gang  SC.  I(i3. 

Kind  (Defin.)  l,  GB.  3211  —  eigene  L 
fremde  2. 

Kinderarbeitsgesetz  im  DR.  I — IV, 
1 — 7,  —  Beschäftigung  eigener  Kinder 
3—5,  fremder2  -  3  —  verbotene  Beschäf- 
tigungsarten 2,  3  —  Beschäftigung  im 
Betriebe  von  Werkstätten,  im  Handels- 

fowerbe  und  in  Vcrkehrsgewerben  2,  4, 
ei  öffentlichen  theatralischen  Vor- 
stellungen und  Schaustellungen  2,  3,  4, 
in  Gast-  und  Schankwirtschaften  2,  4, 
beim  Austragen  von  Waren  und  Boten- 
gängen 2, 4,  durch  Verwandte  1 —  Sonn- 
tagsruhe 3,  4,  —  Anzeige  und  .\rbeitä- 
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karten  3  —  Vor»chriften  in  Pr.  23«, 
491—498,  Bay.  598—601,  Hamb.  fiQl 
—604  —  für  MetallbearbeitUDgswerk- 
Btätten,  Bonstiee  besondere  und  Band- 
weberei LXXXI,  f)91-r)%. 

Kinderbeachäftigungsgeset  z  von 
1903  in  GB.  LI,  375-:^).  m 

Kinde rfchutxgesetze  von  BCol.  521. 
Dan.  LXXXII.  644,  It.  209-276.  4DÜ 
—403,  Alg.  6ö9fnL  LX XXIII,  MS. 
NY.  360,  364,  371,  Kv.  158,  Md.  159^ 
NC.  660,  NH.  160,  Kj.  LXXII,  658, 
O.  m,  P<;nn.  liüL  PRic.  372,  RI. 
163.  SD.  164,  Teun.  164,  WST  661, 
WV.  IL 

Kleiderschränke  150.  4filL 

KleidungsBtücke243,337,(Her8tellung) 
GB."S±    

Kleinwagen  609.  613. 

Klein wunnungen  Ö.  131. 

Klosett  GH.  35,  Wis. 

Knaggen  2h 

Knappschaf tnkassen  129.  487. 
Koalitionsrecht  Nied.  XII— XV,  llfi 

—178,  4U4-  509,  Cal.  LH,  m 
KohlonbergwerksgcHetzgebung 

BCol.  ä22.  WAußtr.  LXXIV, 
Kohlengruben  IIL  650,  öä2  —  Löhne 

Ind.  äU  —  Diplom  GB.  315. 
Kohlcnwägung  Mon.  32j  WAuptr.  527. 
Kollodiumherstellung  Belg. 
Kommission  für  Betriebsunfälle 

Belg.  ÜIL 
K ommunal verbände  LL 
Kontorarboit 

Kontrollbuch  in  Bleifarl>enanlagen 229. 
Kontrolleure    in     Kohlen  bei^werken 

WAustr.  528. 
Kopfbedeckungen  der  Bronzierer  üTfL 
Kopfsteuer  d.  Einwanderer  VSt.  350. 
Körpcrverletzungsprozesso  Conn. 

Ml. 

Kraftmaschinen  146,  503,  ÖLÜL 
Krane  22,  609,  ÜJiL 
Krankenbuch  '-^-j"->- 
Krunkongeld  1'?9 

Krankenkassen  25,  105—109,  155i  ^ 
336.  50h. 

Kranken  Versicherungsgesetz  XL — 
XLVII,  125—1.30,  237,  ^  33Ü. 

Kreissägen  146,  14-S,  624. 

Küchen  (gewerbliche)  Bay.  '^44 

Küchenstuben  2:-t5. 

Kunstseide  mit  Kollodium  Belg.  .344. 

Kuranstalten  Aa.  569. 

Kutscher  im 

Labour  (Defin.)  GB.  2ßL 

Lade-  und  Fuhrwerksbetrieb  1.50. 

Ladedienst  6<>i>.  <>16. 

Läden  und  .Speisehauser  Ut.  165. 

Lagerei-Berufsgouos6enschaft24- 

Landarbeit  N8eel.  524. 

Land-  und  forstwirtschaftliche 
Betriebe  l2iL 


Landeskreditkasse  iL  138. 
Landes  Wohnungsinspektor  H.  136. 
Langholztransport  606. 
Lastenaufzüge  6()5. 
Lastkrane  617. 
Laternen  606,  filfi. 
I  Laufbahnen  22,  2i. 
\  Lauf  treppen  130. 

I  Lehrlinge  (bei  Un  fall  anspruchaberecb- 
^te)  Belg.  632  —  Versicherungspflicht 

Lehrmittel  (unentg.)  Mass.  äL 
Lehrtöchter  Aa.  567. 
Leibrenten  Belg.  tiäü. 
Leichtmatrose  L 
Leitergänge  2L  13ä. 
Leitergerüste  2L 
Leitungsdrähte  (olektr.)  1^ 
Lichtsch achte  22. 
Liste  be^irhäftigter  Kinder  NY.  363. 
Listenscrutinium  171. 
Local  authority  GB.  372. 
Lohnbeschlagnahme  Mo.  äL 
Lohn  pf  an  drechte    der  Landarbeiter 
ND.  33. 

Lohnpfändung  Conn.  646,  Kv.  158. 

Ore.  162,  RI.  IKL  Tex.  lüä. 
Lohnsätze    bei   öffcutUchen  Arbeiten 

Ind.  22  (Sicherung). 
Lohnschulden  Ga.  15L  lU-  ^7. 
Lohnvorenthaltung  Madr.  266. 
Lohn  Vorzugsrecht  Kan.  3^ 
Lohnzahltag  Aa.  ÜÜL 
Lohnzahlung  Äriz.  27,  Ark.  2L  Col.  2S, 
IIL  6^  Ind  30,  IsL  51L  Ky.  158,  Mo. 
656.  Mon.  32,  Nied.  6b3,  Tenn.  163»  SC'. 
164,  Tex.  164,  Vt.  373,  WAustr.  512. 
Lokalansschüsse  Sp.  345. 
Lokomotivführer  617,  Minn.  ÖM. 
Lokomotiv-Zugdienst  610,  ttl7. 
Luftprüfung  23. 
Luftpumpen  23. 

Luftraum  in  I^ackhäusem  und  Betrieben 

GB.  fiia  —  in  Schlaf  räumen  246, 
Lumpen  I. 

Lustyachten  XXXVII. 
Madras  Planters  Labour  act  190i 

XXXII,  2fi3. 
Mahl-  und  Packapparato  '^-i^^- 
Mahlen  und  Mischen  von  Farben2. 
Mahlzeiten  bei  elektr.  Akkumulatoren 
GB.  672.  auf  elektrischen  Stationen 
GB.  Ilä  —  in  Eisen-  und  Stahlgieaee- 
reien  Schottlands  GB.  38K  —  in  Blei- 
farbenanlagen 23Q  —  in  It.  273.  Nied. 
541V 

Maistry  263,  2ßL 
Malaria  2^ 
Maler  23. 

Mandamus  GB.  381. 
Maschinenarbeiter  1.5.3. 
Maschinisten  152. 
!  Maximalarbeitszeit  (lO-st.)  4S  —  in 
j      der  Textilindustrie  5tL 
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Mechanikerpröfung  Flor.  28^  O.  IfiL 
Mehlmisch  kam  mern  5<>>. 
Menschenraub  Ma«k».  iL 
Merkblatt  S.  LXXI, 
MeBe!apr»arate  Belg.  fip?. 
Metal  1  -  HerufsgenoBBenschaf t  23. 
Mietshäueerinspcktion  NJ.  360. 
Mietswohohäuser  für  Arbeiter,  untere 

und  mittlere  Beamte  Pr.  233. 
MikroskopischeUnterBuchung  320 . 
Milcbmeicreien  GB.  LXXVII,  ü2ü. 
Milchsäure  Belg.  :H4f). 
Militäranwärter  NY.  UiO. 
Miliz  NY.  tm. 

Minderjährige  Frauen  It.  27:^. 
Minenarbeiterrenten  F.  253. 
Mincnschü-sBeprü  f  er  la.  l-'^H. 
MiniBterialbeamte  Nietl. 
3Iobiliarbe8chlagnahme  NJ.  32. 
Molk  erei-ßerufägenoB  Ben  Schaft 

Monatslohn  F.  668. 
Mongolische  Arbeiter  VSt 
Montanindustrie  RusbI.  ").'^4  ff. 
Montaningenieure  It.  271.  2Iü. 
Motorfahrräderremiscn   Belg.  343. 
Muffelöfen  Belg.  til3. 
Müllerci-BerufB  genossen  Bchaft  23, 
äüL 

Muster ungsbehördc  Pr.  2D. 

Nachtarbeit  auf  elekt.  Stationen  GB. 
—  von  Personen  über  Jü  Jahren 
GB.  ^HC)  —  in  der  Raiimwollenindustrie 
und  FlockBeideBpinuereicu  lU  4<I2. 

Nachtdienst  der  EiBenbahner  Schw.  410. 

Nachtheizer  HIR. 

Nächtliche  Revisionen  ä. 

Nachtwächter  41 1 . 

Nassmahlen 

Native  State  262. 

Natural  Verpflegungsstationen 
Oest.  li3L 

Negro-Powder  LV. 

Nctzriegel  2L 

Neunstundentag  NY.  303.  i]CA. 
Nichttex  tilindustrien  GB.  filü 
Nutsägen  14<<. 

Oberschulbehörde  Hamb.  602. 

Objet»  abandonnds  F.  liüL 

OrduungsBtrafen  des  KVG.  237,  239. 

Ortfl-  und  ProvinzialausschüsBe 
8p.  .347. 

Oxydierkammern  22G.  242. 

Papierfabrikation  Belg.  2iiL 

Pause  (2-»t.  mittags)  2,4^4ki—  (l-8t.)JS8. 

Pendel  sägen  140- 

Pcnsionen  Hus^l.  ")"»4. 

Permanen zkoromission  173.  843. 

Pfändungsausnahmen  Haw,  20,  NJ. 
32,  NY.  3^  308,  ND.  33,  Va.  liilL 

Pferde-,  Rinder-  und  Schweine- 
haare l'ng.  6is2. 

Phosphor  (weisser,  gelber)  —  Verbot 
von  Zümiwarcn  DR.  XVl-XXI,  125. 


Pikrinsäurefabriken  489. 
Plantagen  in  Madras  263. 
Planters  2QL 

Plattformen  der  Strassenbahnen 
NY.  36L  308,  Ore.  162,  SC.  373,  üt. 
165.  WV.  16L 

PoReren  NY.  308.  ÜL  MH 

Polizeibcamte  (Pensionierung)  Mass. 
514. 

Polizeibehörden  (Befugnisse)  5. 

Porzellangesch  irr  GB.  h< 3. 

Post-  und  Tclcgraphenwesen  (Sonn- 

tatrsruhe)  Port.  540. 
Prämier vati V8  YII,  7,  12. 
Privatwohnungen  5. 
Propping  and  towroping  .^»IM, 
Protector  of  Emigrants  262. 
Railway  (employers  —  emplovees)  Can. 

.304. 

Railwavs  Employces   Strike  act 

i9a3,  'vict.  -m. 

Railway  Labour  Disputes  act,  Can. 
32^. 

Rauchverbot  r52,  230,  ilT,  ^  606^ 
6LÖ. 

Registrierung  verwendeter  Kinder  N Y. 
361. 

Reisfelderarbeit  XXXII,  It.282-2&4. 

Rekurse  an  den  Staatsrat  F. 

Renten  Belg.  635  —  der  Minenarbeiter 
F.  253. 

Repartitionspläne  .504. 

Respirator  (iB.  676,  Nied.  542. 

Restraining  ordcrs  Cal.  045. 

Retentionsrecht  der  Arbeiter  Ga.  157. 
O.  161  -  der  Mechaniker  IlL  6öQ  — 
im  Grubenbetriebe  Minn.  0.5(5. 


F.  21 


Pr.  321. 


Revisionsbegehren 
Richtebaum  22. 
Ruhepausen  beim  HeringHupießsen  087. 
Ruhetags  Verzeichnis  Schw.  565. 
Ruhezeit  der  Eisen bahnbediensteten  L3Q 

—  des  Schweiz.  Bahnpersonals  410 — 413, 

563. 

Rüstungen  20. 

Säcketragen  Schw.  LXXXVII,  ÖÖL 
Sägen  148.  510.  611L 
Sägemehl  14.5. 

Saisonaugestell tc  Schw.  414. 
Saisonbetriebe  Belg.  035.  Nied.  543. 
Sandstreucn  141.  145, 
Sanitätskomitd  NY.  .307. 
Schachte  141,  140.  010.  622. 
Schadenersatz   für  Unfälle  Belg. 

632.  It.  532,  Russl.  554,  Schwcd.  502, 

Tab.  iML 
Schaniottefabriken  4iiL 


170,  40-t.  508. 


Schankwirtschaften 

600,  ßüL 
Schaustellungen  2,  3, 

604. 

Schiedsgerichte  Nied 

WAust.  529,  NSeel.  LXXXIX,  ShL 
Schlafräume  246.  516. 


4.491,496,  598. 
,  405-409, 


1 
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Schläger  1  r>n. 
Schlämmeo  22iL 
Schleifsteine  148.  153.  SM. 
Schraelzhütten  Conn.  <*47- 
Schmiedc-Berufägenoäsen  Schaft 

Schmiedefeuer  und  -zangen  020. 
Schmirgelräder  Mass.  ÖäiL 
Schmirgelecheiben  148. 
Schneeverwehung  und  -weg^ohaf- 

funj;  ÜQSL  611,  üÜ 
Schneidemaschinen  6().'5. 
Schnur-   und  Taumaechinen  SD. 

Schornstein fegergewerbe  2. 
Schrankenwärterinnen  Schw. 


41.^. 


411. 


Schulatteste  XY.  36^  m  IlL  (üfi. 
Schulaufsichtsbehörde  24^  Pr.  491, 

Bav.  598,  Hamb.  bOL 
Schulbesuch  GB.  250,  NY.  L,  3^  0. 

IM. 

Schulferien  2,  NY.  366,  Wis.  üfiL 
Schürzen  388,  ü24. 
Schutzbrillen  l.">2. 
Schutzdach  fir>4. 
Schu  tzgerüstc  141. 
Schutznauben  148. 
Schutzmarken     von  Gewerkschaften 

Flor.  28,  NY.  UjO,  O.  161,  Ore.  162, 

Penn.  162,  VW.  lüL 
Schwangerschaft  566.  <i^7. 
Schwefelbergwerke  It.  402. 
Schwingbetriebe  von   Hanf ,  Flachs 

Belg.  Si. 
Schwitzläden  Wis.  IfiL 
Sechsuhrladenschluss  BCol.  .ö2l. 
Seefahrzeuge  UL 
Seefischereifahrzeuge  Ih^ 
Seemannsämter  (Strafverfahren)  DR. 

8-10. 

Seetransporte  lt.  032. 
Selbst  öier  624. 
Seidenindustrie  402. 
Seinedepartement  174. 
.Selbst versicherte  2£L 
Senat  HiS. 

Sheriff  (Substitute)  GB.  313. 
Ship  381L 

Shop  KcgulationsArnendmentAct 
1902.  BCol.  LXXVII,  ä2L 

.Sicherheitsgürtel  23,  141. 

Sicherheitspessarien  7,  12- 

Sicherheitsvorkohruntren  an  Eisen- 
bahnen O.  Un,  VSt.  3i]i5  —  für  Ar- 
beiter Kan.  KTi'^- 

Signallaterncn  Ind.  650. 

Signalpfeifen  608,  611. 

Sitze  für  weibliche  Angestellte  Aa.  568. 
Cal.  35L  Kan.  30,  VVash.  M,  Wy.  162. 

Sklavenarbeit  auf  den  Philippinen  157. 

Soldaten  (in  öffentl.  Gebäuden)  Conn. 
28  Ilausierbewilligung  IlL  2^  Me. 
31  —  Personen  des  Soldatenstandes  125. 


Sommerferienzertifikat  NY\  3fi6. 

Sonntagsruhe  der  Kinder  DR.  3^  4, 
Pr.  492»  Hamb.  ÖCW,  Dan.  fiM  —  jugend- 
licher .A.rbeiter  Dlt  10.  Dan.  SM  —  der 
Eisenbahner  Schw.  411  —  in  Wirt- 
schaften Aa.  179,  Schaff.  41fi  —  in 
Ladenge^jt haften  BCol.  521  —  in  Fab- 
riken Aa,  .'>66  —  im  Post-  und  Tele- 
graphenwesen Port.  .S4fl  —  im  Handels- 
gewerl)e  SCtiotha  339,  OesU  342,  Ore. 
162.  Minn.  656. 

Sozial  reform  (Institut  und  Auaschü«^! 
Sp.  34ZL 

Spannbcngei  150. 

Speisekammern  235. 

Sperrbengel  150.  1  "»4. 

Sperrklinke  154.  63Ü. 

Sperrringe  (autom.)  VSU  350« 

Sperrvorrichtungen  1.^0. 

Spinnereien  402. 

Spitzenklöppeluntcrricht  F.  313. 
Sprengstoffe  258,  260,  3^  üLL 
Standbäume  2iL 
Statistisches  Amt  üt.  165. 
Statutenänderung  zufolge  KVG.  23L 
Staubabsaugung  150.  22^ 
Steifhölzer  2L  25. 
Steiger  Tenn.  164. 
Steiggürtel  ßüS. 

Steinbruchsbcrufsgenossenschaft 

IX,  23. 
Steinklopfen  2. 

Stellenvermittlung  für  Schiffaleute 
DR.  IX,  XXXVII,  16—19,  131.  241 
—250  —  für  Dienstboten  BSt,  IV,  LIII, 
36.  415. 

Stillräume  It  214. 

Stimmfreiheit  Angestellter  PRic  322. 

Stipendien  für  Arbeiter  ins  Ausland 
Sp.  317—349. 

Strafanstalten  (Unfälle)  F.  34. 

Strafgesetzbuch  (Drohung)  Nied.  llfi. 

Sträflingsarbeit  Co!.  28,  Ind.  30j 
Mass.  31,  NY.  32,  SC.  163,  Tex. 
1114. 

Strassen  bahnangestcllte    Col.  28^ 

NY.  aüL  SC.  m  Wash,  IfitL 
Strassen-    und  Kleinbahnbctrieb 

23. 

Strasscnbahnunifricdigung  Cono. 
646. 

Strassenhan  del  GB.  375.  NY.  i-^V")- 

Strcichstangen  21. 

Streik  Eisen bahnan gestellter  Vict.  lAII, 

;{<>8-400. 
.Streikamnestie  F.  (»6^1 
Strohbinder  624. 
Strumpf  Wirkerei  GB.  518. 
Stundenlohn  F.  6(18. 
Surgüon  (aj^jpointed  or  certifying)  (tB. 

671.  673,  <n4. 
Suspensorien  7,  12. 
Syndikate  It.  540. 
Tagebuch  der  Eisenbahner  Schw.  565. 
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Tagelohnfestsetzung  126.  RobbI.  556. 

Nied.  fiSa. 
Taggcld  Dan.  ööß. 
TageHschicht  LL 
Tapezierer  Bad.  245. 
Taxentabelle  d.  Btellenvermittler  ffir 

SchiffBleute  UL 
TeerdeBtillierapparate  GB.  519. 
Telegraphcnstangenarbeiter  fil4. 
Telegraphifttinnen  Wib. 
Temperatur  der  Arbeiti^räunie  246.  Pr, 

490. 

Textilindustrie  nfll. 
TheatraltRche  V orstellungen  2^  3j 

4t  4U1,  ÖOS,  mL 
Thermometer  175. 
TbomaBBchlacke  488. 
Tiefbau>Bgrufsgenoseenschaft24. 
Tierhaare  L 

Töpferei-Beruf8geno8«en8chaftÜ3. 
Transmissionen  503.  504,  547. 
Treibriemen  506,  619,"^ 
Treppen  502.  620.  622.  685. 
Triebradbremsen  Vöt.  3&Ü. 
Triebwellen  ßlö. 

Trinkwasser  22,  143,  It.  283^  Madr. 
265.  267,  269^  Mass.  159. 

Trunknrrli'gkeit  126^  12L  610,  6^ 
iillh  1)27,  629. 

Tönebergerüste  13iL 

Tunnelarbeiten  609.  613. 

Ueberarbeit  in  Ga.^t-  und  Schankwirt- 
schaften M.-StrcL  :>H7. 

Ucberstundenarbeit  von  Minderjäh- 
rigen und  Frauen  N  Y.  364.  Russl.  55 1 . 

Ueberzeitarbeit  Aa.  ÖÖL GB. 38L  öliL 

Uhren  bestand  teile  LXXXI,  591. 

U  ndertaker  '-^i- 

Unfallanzeigen   F.    516.    Belg.  639, 

Russl.  557. 
U  nfallf  Orsorge  für  Beamte  in  IL  und 

Württ  2£L 

Unfall  Verhütungsvorschriften  20, 
606.  606.  fi2ü  —  bei  Baugewerk»-ße^ 
rufsgenofisenschaften  322.  —  bei  Privat- 
bahn-Berufg^enOi^st'n.-schaftcn  (Mi  —  in 
Dan.  .507 y  äJü  (Fiijcher),  WAustr.  ü2lL 

Unfallversicherung  im  Kleinbetrieb 
der  Seeschiffahrt  und  in  der  See-  und 
Küstenfischerei  DR.  13^  14  —  der  in 
land-  und  forstwirtsch.  Betrieben  An- 
gestellten 129  —  in  Lux.  2ül  —  Ent- ' 
schädigungsgesetzc  Belg.  XCII— XCV'I, 
632-(>43.  Däu.  CXVI,  507—510,  lt.  532 
-541,  Rus8l.  XCVIl— C.  554—562, 
Schwed.  562,  las.  ML 

Unterkunftsräume  141. 

Unternehmerbeisitzer  F.  169. 

Unternehmerhaftpflicht   Md.  159, 
Cal.  358,  Russl.  55i^  Üelg.  636. 

Unternehmerverpflichtungen  ge- 
gen die  Arbeiter  Fr.  596.  Mass.  515. 

Unternehm  untren  <h'T  Fabrik-,  Mon- 
tan-nndMontanf  abrikindu^trie  RudsLQM.  j 

ArbntRTtcbutz. 


Unterschl&ge  615. 
Unterstützungen  Russl.  .5.54. 
Unterstützungsansprüche  iVer- 
pfändungoder  Abtretunpl  128,  Ru>»sL  582. 
Urlaub  für  Veteranen  ^Y.  IW. 
Ventilationsmassstab   für  Textilfa- 

briken  GB.  ML 
Verantwortlichkeit    der  Bauunter- 
nehmer li2. 
Verbandmaterial  622. 
Verbin dunv;sdienst  ffir  Arbeitsnach- 
weis ELotb.  5ÜÜ. 
V^erbrechen    gegen    die  Rechts- 
pflege NT  üäk 
Verlader  154. 

Vermittlungskommission  bd  Strei- 
tigkeiten   im    Eisenbahnbetriebe  Can. 
395—398. 
Verschubdienst  609,  üLL 
Versch Wertungen  2L 
V ers i ch er  u u  gsanst alten  (Stellung  zu 
den  Einzugsstellen}  24Ü  —  in  It.  536. 
Russl.  501,  Belg,  (m 
j  Vertragsbedingungen    für  Staats- 
bauten Pr.  595—597. 
Vertragsbruch   NC.  33,  Madr. 
Verwaltungsbehörde  2,  4,  5,  11,  131. 

491.  .597.  mL 
Verwaltungsstreitverfahren  239. 
Ver  wen  dun  gs  Zeugnis  NY.  3ää. 
Verzeichnis    zum  Kinderarbeits^esetz 
591  —  geschützter  Frauen  und  Kinder 
iL  22ii- 

Verzicht  auf  Entschädigung  Ind.  dO. 
Veteranen  Conn.  646,  JNY.  IfiÜ. 
Vorstandsmitglieder  (Enthebung) 

128  rt*?! 

Wagenführer  154.  5(M.  606. 
Wahl  cn  zum  Arbeitsbeirat  F.  liü  —  zu 
Arbeiterausschüssen  Bay.  3:^4  —  der 
Aeltesten  Russl.  5.5H. 
Walzwerks-Berufsgenossenschaft 
2ik 

Wanderhändler  Oe»t.  342. 
Warenverkauf  (Sonnt.;  '^9., 
Wärmgelegenheit 
Waschgclogenheit  1.50.  246.  387.  .546. 

648.  672,  ÜIIL 
Waschtrom mein  32i. 
Wasserräder  5(¥). 
Wearing  apparel  GB.  6ZL 
Weberei  5iIL 

Wcihnachts-  und  Neujahrskarten 

GB.  38L 
Weisscln  GB.  öTT,  669. 
Werkstätten  (Defm.)  5. 
Westfalit  260. 
Windetaue  23. 
Wippen  24. 

Wirtschaf tsdieustpersonal  Aa.  179. 

Schal  fh.  41fi. 
Wöchnerinnen  XLIV,  127.  238.  It.  2IL 
VVohnungsfürsorge  H-  136-1.38,  S. 
1.32—136,  GB.  :^)-:^8»; 
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WohDungsgenetz  Nied,  fim- 

Working  claBs  GB.  m 

Work  man  GB.  filfi. 

Workman*B    Breach   of  Contract 

Act  2i£L 
Wurmkrankheit  3^  408. 
Zahl  der  beschäftigten  Arbeitet 

322. 

Zchn8tundpnmaximalarb(>itstag 
der  Bleiarbuiter  2i2  —  in  IMkrin^äure- 
fabriken  489. 

Zeit  (p^cKC tzl.)  und  Ortszeit  5. 

Zeitungsdruckereien  GB.  .^)17. 

Zertifikat  betr.  Kinder  NY.  3tML 


Ziegelei-Beruf8geno8sen8chaft23. 
Ziegeleien  2,  ^  548,  m 
Zigarrensortieren  225.  237. 
Zinshöhe  Oest.  läü. 
Zugbremsen  Vöt  35^ 
Zugluft ahhaltung  Ul- 
Zugtiere  GOO^  ü;^ 
Zündbänder  12h. 
Zündsatz  259. 

Zwang  gegen  Arbeiter  Vi  16ö. 
Zwangserziehung  ]^  492  —  Anstalten 

GB.  3IS. 
Zwölf uhrschluss  Aa.  179- 


m.  Register  zur  Einleitimg  und  zum  Abschnitt: 
Gesetze  und  Verordnungen. 

L  AUgemeiner  Arbeitersohats. 

Achtstundenarbeit  fit  a>r  für  Staatsregiearbeiter  in  Cal.  LH.  3.'">7,  bei  öffentlichen 
Arbeiten  in  Cal.  LXXXIV,  ß4ä  —  in  Del.  (Wilmington)  LXXXIV,  (ML 

Alters-  oder  Invalidenrente  —  Bes-sening  für  Minenarl)oitcr  in  F.  XLVIII,  2äi 

Arbeiten  (öffentliche  und  Konzessions-)  —  dafür  fordert  Kenntnis  einer  euro{>äischcn 
Öprache  BCol.  LXXII,  522. 

Arbeiterinnenschutz  —  Aargauisches  Gedot/.  mit  (vorläufig)  llst.  Arbeitszeit, 
Ueberzeitarbeit  von  höchstens  2  Monaten  jährlich,  Wüdiuerinnenschutz,  Lohn- 
zahlungsregclung,  Bestimmungen  für  Ladenge-schäfte,  G^t-  und  ächankwirtschaftai, 
mit  Sonntagsruhe,  sHiiitären  und  Hittlichou  Ma-HHuahmeti,  Anzoicepflicht  der  Be- 
triebe, in  welchen  güschützte  Arbeitertuaen  besschäftigt  werden  LXIX,  ')G9. 

Arbeitcrnchu tz  der  Vereinigten  Staaten  in  den  Jahren  1901  und  1902  (Ueberaicht) 
C-CX. 

Arbeitsamt  —  kantonales  Aargauisches  mit  Filialen  auf  Kosten  der  Gemeinden 

unter  Kantonszuschtiss  V,  3L 
Arbeitsbedingungen  —  Verbot  unwahrer  Angaben  in  CaL  LIII,  359;  XC,  645. 

—  Studium  der  Verhältnisse  durch  den  Arbeitsrat  in  Alg.  XC,  667. 
Arbeitshygiene  —  Bekämpfung  der  Wurmkrankheit  in  Sathsen  LXXI,  498—500 

—  Luftuiinijimlfrchalt  von  als  Schlafräiimc  dienenden  Werkstätten  in  GB.  LXXI, 
.MK  —  Luftrauiiidispen»  für  Werkstätten  in  GB.  LXXII,  all  —  Ventilationsmas«- 
Stab  in  TextUfabriken  GB.  LXXI,  äTL 

Arbeitsnachweis  und  -Vermittlung  —  Vorschriften  für  Stellenvermittlnng»- 
geschäfte  Jetzt  jeder  Art)  in  Basel-Stadt  IV,  3ü  —  Förderung  der  betr.  Atist-Hlten 
m  Bayern  XXXI,  244.  in  Ekass-I^ithringen  LXXII,  üÜÜ  —  Gebühren fretheit  in 
Basel-Stadt  LXXII,  oüä  —  Betriebtigesetze  in  Cal.  LH,  350,  XC,  045j  Conn.  XC, 
m-,  IlL  XC,  647_;  Me.  XC,  «Mj  Wis.  XC,  tifiä. 

Arbeitsrat  —  NeurepHunp  in  F.  XXIV,  108-  175.  Alg.  XC,  ÖÖ2. 

Arbeitswoche  von  üLi  .Stunden  in  NC.  LXXXIV,  859. 

Auswan  dem  n  gsgcsetz  —  Schutz  der  auf  dem  Seeweg  Indien  verlassenden  enga- 
gierten Eingeborenen  Bind.  XXXI,  261-203. 

Berufslehrn  —  Austeilung  von  Sti|>endieii  zum  Aufenthalte  von  Arbeitern  im  Aus- 
lände Sp.  LH,  347. 

Einigungs-  und  Schiedsgerichte  —  Errichtung  obligatorischer  Schiedsgerichte 
in  Canada  LXVII,  3Ü4  für  Bahnverwaltungen. 

Einwanderung sgeKetzgcbung  —  Kodifikation  der  VSt.  LIII,  —  Be- 
schrankung der  E.  durch  G.  am  KGH.  LIV,  'ML  —  BCol.  LXXXVl,  im  echliwt 
solche  aus,  die  ein  betr.  (^uch  nicht  in  einer  europäischen  Sprache  ausfüllen, 
bez.  ein  vorgelegtes  Prüfungsstück  le^en  können. 

Fabrikinspektion  —  Regelung  in  Conn.  XC,  (>46:  Ind  XC,  ßäü (Transportmittel 
zu  Wasser) :  Kan.  XC,  6^  (Masse  und  Gewichte  im  Bergbau) ;  Mo.  XC,  652  im 
Bergbau. 
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Frauen-  und  Kinderarbeit  —  Verabfolgung  von  Arbeitsbüchern  an  die  ge- 
schützten Arbeiterkat^orien  in  Belg.  XI,  lüü  —  Gruiid^äue  betr.  Gestaltung 
gewieser  Ausnahinen  vom  Kinderschutzgei^etz  in  Pr.  XXIX,  230  —  Vollziehunp*- 
verordnung  zum  italienischen  Gesetz  (v.  ilL  VI.  02)  XXX,  L,  269—276.  400-^3 

—  Regelung  in  New  York  XLIX,  360—367,  369—371  mit  Arbeitszeit  der  Jugend- 
lichen bis  zu  Iii  Jahren  zu  Ö3  Stunden  (taglich  9)  üu  Maximum,  Boschrätirung 
während  der  Schulferien,  Arbeit(<fähigkeit8zeugnissen,  Arbeit^attesten,  Listen  der 
beächüftigtcn  Kinder,  obligatorii>chem  Schul bct<uch  imd  R^elung  der  Verwendung 
von  Kindern  im  Stratiscnnandcl  —  Verschärfte  Schutzbeetimmungen  in  GB.  LI, 
375 — 3S0  für  Verwendung  von  Kindern  im  Strassenhandel,  nächtliche  und  gesund- 
heitsschädliche Beschäftigung  in  Heimarbeit  —  Gestattung  von  Frauen uoerzeit- 
arbeit  in  GB.  LXXXIV,  ÜiS  bei  Luftraum  von  iöQ  KubikTuss. 

Haf tpflichtgesetzgebunt  in  Cal.  XCVI,  358;  Coüa.  XCVI,  647j  IlL  XCVI, 
648i  NSeel.  XCVII,  523;  PRic.  XCVII,  372j  Russl.  XCVII,  554-562  —  Inkraft- 
treten  des  schwedischen  Cresetzes  C,  ätii» 

Uilfs  kassengcsetzno  velle  in  Ungarn  XCI,  531  für  Arbeiter  und  Landarbeiter. 

Inspektoren  des  Arbeits-  und  des  Sichorheilsgesetzee  in  den  Niederlanden  XC, 
688—690. 

Invalidenversicherung  —  Befugnisse  der  Versicherungsanstalten  gegenüber  den 
Einzugsstellen  in  Preussen  XLVn,  Mi. 

Invalidenversorgung  des  Personals  der  Schweiz.  Bundesbahnen  XLVIII,  178. 

Jugendliche  Arbeiter  (Nachtarbeit)  Ausnahmen  vom  Verbot  in  gewissen  In- 
dustrien in  GB.  XXXI,  2iKL 

Kinderarbeit  in  gewerblichen  Betrieben  —  im  DR.  Ausdehnung  auf  die  Haus- 
industrie, mit  Unterscheidung  eigener  imd  fremder  Kinder  (d.  Ii.  solcher  unter 
13  Jahren  und  noch  schulpflichtiger  über  13  Jahre),  ßeschäftigungsvcrboten  und 
Beschränkungen,  Sounti^riüic,  Verpflichtung  der  Arbeitgeber  zur  Beschaffung 
von  Arbeiterkarteu  I-I V,  1—7 ;  dazu  Bayr.  Bek.  LXXXII  598-601  und  Bek. 
der  Behörden  in  Hamburg  LXXXII,  601— (ii)4,  preuss,  Vollzugsverordnung  LXX, 
491 — 498  —  Verbot  für  solche  unter  Iii  Jahren  hti  gewissen  Maschinen  arten  in 
Däu.  LXXI,  510.  dagegen  Gestattung  bei  gewissen  Arbeitseattungen  in  Kopenhagen 
LXXXII,  tül  —  Gcstiittung  der  Boschäftiffung  in  Band-  und  Stoff weberei 
(Düsseldorf,  Waldshut),  sowie  in  bestimmten  Industriezweigen  und  gewissen  Be- 
trieben im  DR  LXXXI,  5iil— 595  (auch  Sortieren  und  Zusaimnen setzen  von  Uhren- 
bestandteilen) —  Regelung  in  GB.  LI,  375-  380  ,  52üj  HL  LXXXIII,  648—649; 
Wis.  LXXXIII,  mU  NC.  LXXXIII,  üäÖ. 

Kinderschulbesuch  —  Bestimmungen  der  englischen  Fabrik-  und  Werkstätten- 
gesetzgebung auf  Irland  ausgedehnt  XXX,  2üÜ. 

Kinderschutz  —  Ausdehnung  auf  den  Strassenhandel  in  GB.  LI,  375 — 380,  52Q 

—  Ausbildung  dieses  Schutzes  für  Kinder  unter  Lk  Jahren  in  Fabriken,  Berg- 
werken, Werkstätten  in  NJ.  LXXXIII,  üäü  —  Ausdehnung  der  franz.  Gesgeb. 
auf  Alg.  LXXXIV,  669. 

Koalitionsfreiheit  —  Geschärfte  Strafbe^tiuunuugen,  Untersuchung  der  Arbeits- 
bedingungen und  Dienstordnung  des  Eisenbahnpersonals  in  den  Nied.  XII — XV, 
176—178  —  Streikamnestie  in  F.  LXXXV,  663  —  Sicherung  in  Cal.  LH,  359, 
LXXXV,  645.  Kan.  LXXXV.  651,  Minn.  LXXXV,  (>55,  Vict.  LXII,  398. 

Kon  Zessionsarbeiten  nur  für  solche,  die  das  Gesetz  in  einer  europäischen  Sprache 
lesen  können,  in  BCol.  LXX  II,  522. 

Krankenversicherung  —  Novelle  im  DR.  XL — XLVII,  125 — 130 mit  Ausdehnung 
des  Kreises  «ler  Versicherungspflichtigen.  Ausdehnung  der  Unterstützung,  Wöch- 
nerinnen- und  Geschlechtskrankenfürsorge  —  dazu  Vollzugsverordnung  in  Pr. 
XLVII,  237—239,  XCI,  321  (Instanzenzug  vor  Verwaltungsgcrichten),  XCI,  507 
(Bergrevierbeamte  als  untere  Verwaltungsl)ehörde  für  Knappscnaftskassen,  für  die 
das  Gesetz  erst  später  in  Kraft  treten  soll),  XCI,  325  (Vorschriften  der  Militär- 
verwaltung) —  in  Bayern  Gesetz  betr.  Instanzenzug  bei  Beschwerden  gegen  Ent- 
scheide der  Aufsichtßkommission  XCI,  59Z  —  Ausführung  in  Württemberg  A.CI,  3^5 

Lehrlingsschutz  —  Interpretation  des  §  13Q  Gew.Ord.  betr.  zulässige  Zahl  von 
Lehrlingen  in  Preussen  XXIX,  '^-^6- 

Lohnpfändung  in  Conn.  LXXXV,  <>46. 

Lohn  Sicherung  in  Pr.  LXXXV,  595  —  in  NY.  LH,  3f>8. 

Lohnzahlung  in  HL  LXXXV,  Mo.  LXXXV,  LXXXVIII,  öüß  (für  Eisen- 
bahnangestlllte,  in  Bergwerken  und  Steinbrüciien)  —  Regelung  der  Akkordarbeit 
und  Ersparnisprämien  in  staatlichen  Pulver-  und  Salpetcrfabriken  in  F.  LXXXV, 
664 — (»67  —  Ausführung  des  Bundcsgesetzes  in  Tessm  LXXXV,  691 — 692. 
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StellonvermittlungBgeschäf  tp  in  Basel-Stadt  LIII,  415. 
iSubiuitjüiuusweaen  -    Regelung  Lu  WürLiümbere  XI,  136. 

Unfallversicherung  —  Genebroiguiig  der  VorBcnriften  deuit-chtr  BernfßgeDOßsen- 
Bchaften  durch  das  fieiduvenicherungsamt  XLVU,  XCll,  20—26.  144—155, 
501—500,  004—630  —  Erlasse  nun  8minfallVew.G».  in  Pr.  XLVII,  13—16  — 
für  Bramte  und  Personen  dei^  Soldatenetandes  in  Württ.  XLVIfl,  20  und  in 
Hessen  XLVIII,  20  -  Belgisches  OeseU  XCII  -  XCVI.  632-043  —  BeKelang 
der  Entechädieunpen  in  It.  XCVU,  532—541  —  Niedcrl.  EsAuee  snin  OescCi 
von  1901 :  XCVII.  "  12  544.  083  -685  —  Regelung  der  Gefahrenklassen  in  Norw. 
CXYII,  541  —  BpaiuKche  £rlasä«  XOVl,  511—514  —  Abteilung  im  Arbetter- 
vansfcheningBrate  für  dSnische  FiBcher  XOVI,  510. 

W  erkstättenhygiene  —  Abtritte  in  Fabrikaiilaf'cii  GB.  VI,  35  ^linimalluft- 
geholt  von  400  Kubikfuss  pro  Person  in  Werkstättenschiafräumen  in  GB.  LXXI» 
516  und  600  KnbfkfoM  dnrrJi  VentüMoren  in  Textilfiiamken  LXXI.  517.  Di&peas. 
bei  2500  Kubikfus.-  LXXII,  517  —  Verbot  gefärbter  Glnfifensttr  m  C"t.n. 
LXXXIV,  646  —  Klo^etteinrichtung  in  Wi«.  LXXXIV,  062  —  Dispens  von 
Weis^elpflicht  GB.  LXXXIV,  660  —  GewerbcliygieniBche  Bestimmung  Nied. 
LXXXIV.  048  —  Vorschriften  rär  sararbliche  iuilagen  mit  6chmii«9uridcTn  in 
Ma88.  LXXXVII,  653. 

Wohn  ung8f  ür8orgc  in  He^cn  VI,  XV,  20,  136  —  in  IPnuBBeo  XXXJ,  50,  51,. 

232  und  Grundsätze  für  Entwürfe  von  Hietwohnhiuflera  232 — 236  —  in  Snchew 

XV,  132-136  —  in  ÜB.  LXXII,  3b0. 
Wnrmkrankheity  b.  Arbett«hygiene  ond  unter  II.  Bergbnu. 

IL  Berufliohear  ArbeitaEMilialB. 

Acetonfabriken  Belg.  XXXIX,  251. 

Achistundenschicht  in  8teinkohlenbergwerkeu  in  Pr.,  Bad.  und  ELothr.  VI, 
10-12. 

Achtstiindcntae  in  allen  staatlichen  ibrinebetrieben  F.  VIII,  34  —  In  Schmels» 

hütten  Cono.  LXXXVII,  047. 
Achtahrladenschlnss  in  Lübeck  XXXVI  247. 

A  k k  11  ni  a  1  n  t  0 r c  n  f  fl  b  r i  k  c  n  GB.  LXXXVII,  070  073. 

Arbeiter  au  s.^chüäHe  der  Bavr.  StEisenbahnarbeiter  LXI,  32U  —  Aelte»te  in 

Buefl.  LXXIX,  552. 
Au  tomt>b  ilrem  isen  ßelcr.  LXI,  M3. 
Bäckereien  XXXVI,  24Ü;  LXXXVII.  678. 
Band  Weberei  —  Kinderarbeit  DB.  LXXXI,  501. 

Baugewerbe  —  Schutzbc^tinimungen  für  die  bei  Bauten  beachäftijLien  Personen  in 
Sachsen-C^burg-Gotha  XXIII,  138—143  —  Kontrolle  der  rnfallverhütungsvor- 
Hchriften  der  BerufsgenoKsenechatteii  (hirch  die  Bau]Hilizci  in  l*r.  L\'I1,  .321  — 
Ausdeimung  der  Bestimmongen  über  Arbdtsdau»  und  wiichentlichen  Koheli^ 
auf  alle  Amsenarbeiter  In  F.  LVII,  374  —  Bchntedidur  für  Baoarbeiter  ta 
Hamb.  LXXXVIII,  m  —  Provinorische  FugsbSden  in  Ind.  LXXXVIII,  660- 
Uebotretungen  der  Baupolizei  in  Cal.  LVil,  348. 

Bekleidungsindustrie  —  Lohnberechnnng  der  Filxhutarbeiter  bei  Stocknbät 
in  OB.  XXXVI,  257  -  für  die  Klcideri^efctuHi  OB,  LXXXVUI,  677. 

Benzin wäßcherpien  Pr.  LXVI,  322. 

Bergbau  —  Bct^chäftigung  jugendlidier  Arbeiter  auf  Öteinkohlcnbcrgwerken  in 
Prciisscn,  Baden,  El8as8-Lotnringcn  mit  Schichten  nicht  über  8  Stunden  un<l 
Kube7.eit  von  15  (13)  Stunden  Vi,  10—12  —  Bekämpfung  der  Wurmkrankheit 
(Dortmund)  LV.  328  Belähigung  von  Betrichsleiteru  GB.  LV,  375  —  Zn« 
lassung  von  Nofrro-Powder  beim  Kohlenbergbau  OJ?.  L^',  ^5^0  -  (Jewisse  Spreng- 
stoffe GB.  XXXIII.  258-200  (Boblinit,  Coromi,  WoslfaliL  1  und  Ui  —  Verbot 
der  Beschäftigung  von  Arbeitern  unter  10  Jahren  und  von  Frauen  uuttr  Tag« 
in  Med.  LXXV,  044—549  —  Waschräume  für  Grubenarbeiter  in  HL  LXXXVl, 
648  —  Inspektion  der  Bergwerke  Mo.  XC,  657,  der  Masse  und  Gemchle  Ken. 
XC,  ü'>2  —  Crnibendcpartement  in  Penn.  XC,  600  —  GrubeninqtÄtOiea  all  In- 
spektoren für  Schiedssprüche  in  ^Seeland  LXXXIX,  679. 

Bleifarbenanlagen  DR.  XXXIH,  225-231,  Fr.  1240-244,  HeeMO  LVI,  296. 
Neuenbürg  L\%  410,  Belg.  XXI,  ^". 

Bronzierfabriken  GB.  LXXXVII,  070. 

Butter-  und  Fruchtkoneeryenfabriken  in  Belg.  XXXYI,  251,  262. 
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Chemische  und  gefährliche  Industrien  —  Verbot  <ler  Herstellung,  de«  Ver- 
kaufs und  der  Einfuhr  von  PhospborzQudwaxeD  (weisse  oder  gelb»)  im  DR. 
XVI — ^XXI,  125  (Schwieniogschen  Rezept)  ^  VoTBchiiftai  für  Anuffm  cur  Her> 
Stellung  von  Bleifarben  uncT  andern  Rleiprorlnkton  im  DR.  XXXIJI,  225—231 
und  Preu88.  Auf»f.V,  24'>— 244  —  Anlagen  für  Bleifarben  in  Ut>»riea  LVI,  2B(>  — 
Vorschriften  für  Berufe,  in  rlenen  Blei  und  Blei  Verbindungen  verwendet  werden 
in  Neuenburg  LVI,  4lü  —  Einschränkung  der  ßleiwei-^rerweräune  Belg.  XXI, 
ir>.)  —  Misttstande  in  Arbeitsräunien  des  Fleüschergewcrbes  in  Pr.  XXIII,  131  -- 
Vorschriften  für  Benzin  Wäschereien  in  Pr.  LVI,  322,  Pikrinnäurefabriken  in 
Pr.  LXXVI,  489 — 191  —  Ruhepau8en  in  Anlairon  für  Thom.x-^schlarlrp  im  DR. 
I..XXV.  488  —  Medizinische  FeHt>«tcIliingen  für  gefährliche  etc.  Betri^tbe  iu  Belg. 
LXXVI,  507  —  TeerdeHtillerien  in  GB.  LXXVI,  rüi)  —  Arbeit^regulierung  f& 
Indut^trie  und  Becgbaabetneb  in  den  Nied.  LXXV^I,  545— .549  —  Verhütung  der 
Bleivergiftung  bei  AkIramuUtoren  GB.  LXXXVII,  070—673  —  VorRchriften  für 
Bron/ierarlM  iien  GB.  LXXXVII,  67(i. 

Dienstordnung  Eitieubtthobediensteter  in  Pr.  XXIV,  130  —  in  ^ied.  LXIH, 
404—409. 

Eisen-  und  St  ah  1  pries  s  e  re  ien  (Schottland)  LVI,  388. 

Eiff'n bahn bedi enH tele  —  Untert*tellun^  unter  die  von  den  Bundts-regierungen 
veri  III  harten  Bestimmungen  über  plaumassigc  Dicnnt-  und  Baheieit  ocr  Eir^en- 
bahnbföimten  HOr-t.  ^)ietl^t8ohicht,  7  Nächte,  2  [1)  Ruhetage  monatlich)  in  Pr. 
XXr\',  l.Vi  -  Katjiineneinrichfnn^'  in  Pr.  LXI,  32ü  —  Arbeiterauswchfisbe  der 
Bavr.  SiEi>.  LXL  :^29  —  Ar!)eitszeir  auf  .-chweis.  Bahnen  LXIV,  409-413,  auf 
NeWnbalinen  LXV,  11}  44.').  für  den  Tel^raphcn-  und  Telephondieost  LX  XVIII, 
.■)02  —  Dit  n-lorduung  in  den  Nied.  LXXII,  4U1— 409  —  äicherheitH Vorkehrungen 
in  C olnuil>ia  LXI,  355  —  in  GB.  LXXVIII,  518  —  Lohnaahiong  der  Eisenbaluier 
Mo.  LXXXIX.  üäö. 

Eisen  hab  n  regiebanten  in  Oest.  X,  26. 

Elektrische  i?tat  innen     M.ahlzeiten  und Nftditnihe jngeodlidur  Arbeiter  neben 

erwachsenen  Arbeitern  in  GB.  XVI,  175.   

FaBeretoffe,  Tierhasre,  AbfSlIe  und  Lumpen  DB.  YII,  7. 

Filzhutarbeiterlöhnnng  GB.  XXXVI,  257. 

Fischerei  —  Fischräuchereien  in  Pr.  LXXIV  —  Lohnzahlung  beim  Fischfang 
in  Island  LXXIV.  511  —  Heringspiessen  der  Frauen  Nied.  LXXXVI,  686-m 

Frauen  nrheit  —  Vorhot  unter  Tage  Nied.  LXXV,  545—549  —  bei  IJenstellung 
etc.  von  Präservativs  DR.  VII,  7,  12  in  Wirtschaften  Aa.  XIII.  179,  .Shaffh. 
LXVI,  41t)  —  Beschränkung  beim  ileringdpietisen  Nied.  LXXXVI,  OSO — b-ss  - 
in  ZicL-Heicn  DR.  LXXV,  487,  Nied.  LXXV,  54»  —  bei  BchmicgelCabrikation  NY. 
LV,  :;;2. 

Oast-  und  Schan  kw  i  rt  s  th  a  f  t  <  .rp  w  r  h  e  —  Wirtachaftagesetz  im  Aargau 
XXriT,  179  —  Aufsicht  über  Bahn  wirtschaften  in  Pr.  XXXVIII,  Ruhezeit 
LXXVI  I,  488  und  Kantinen  für  Eisen  bahn  IxKlien  stete  LXI,  328  —  .Missstande 
in  ppwerblichcti  K'iii  !i<  n  in  P>av(  rn  XXXVIII,  24t  Kecehiiiij  in  Meck.Strel. 
LXVI,  337  —  ixhuU  weiblicher  Angestellter  unter  18  J.  in  öchaffh.  LXVI,  416. 

Oesindeordnons:  in  Blraw-Lothringen  LXVI,  339—342. 

Gesundheitsgefährliche  Industrien  —  Einreihunjr  in  Belgien  der  Hanf-, 
Flachs-  und  Schwingbetriebe  VIII,  26,  der  Acetoofabrikcn  XXXIV,  251,  der 
Butter-  und  FmchtkonservenlabrikeQ  XXXVI,  251, 252,  der  Kollodiumherstellung 
(auch  Beide)  LVI,  LVII,  344,  von  Kasein  und  Milchsäure  LVI,  345,  der  Automobil- 
remiseri  LXI.  3i;j.  der  Kampferfubrikcn  LXXXVlf,  ♦jIS,  der  Muffelftfpn  für 
emaiUierte  Keramikkacheln  LXXXVI,  043  —  Ermäthti^ning  der  Rcgicnmir  zur 
Regelung  der  nicht  zu  den  gefährlichen  etc.  zählenden  Betriebe  behufs  Sicherheit 
und  (tesurnlheit  von  ArUiiiern  in  Lux.  LV'I,  403  —  Verwendung  von  Bleigla-nren 
Ijei  Fabrikation  von  inlenem  und  Poraeltangcschirr  GB.  LXXxVI,  Ö73— 07<'» 
Regelung  de»  Einspruchs  geg^  Beglemeotsentvurfe  des  titäekretiis  in  GB. 
Vni.  35. 

Getreidemühlen  DR.  LXXVI,  488. 
Grubeudepartement  in  Penn.  XC,  660. 
Grubeninspektoren  in  NSeeland  LXXXIX,  679. 

Gu  Wm i w aren i n d  ti s  t  r  i e  -  Verhotc  <lor  nc-chäftigung  von  Arl)eilerinnen  und 
•lugendUcben  in  Betrieben  zur  Herstellung  von  Präsmativs  etc.  im  DB.  VII, 
7,  12. 

H  a  n  d  0 1 8  -  und  V  o  r  k  e  h  r  s  t:  e  w  e  r  h  e  —  Seemannsordnune;  des  DR.  §  52, 
Abs.  II,  No.  2  korrigiert  VIII,  1  —  Dienstanweisung  an  die  Mugterungs- 
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behörden  in  Pr.  IX,  20,  ebenso  Vorschriften  betr.  Stcllriivormittlunp  für  Schiffe- 
leate  IX,  16 — 19,  Heuerecbeioe  etc.  XXIV,  130  —  Be«*et2unc  der  Kauf f»hrteipchifie 
mit  Kapitfinen  und  Schiffsoffixio'cn,  Wachdienst  etc.  XXXVI,  231  —  Strafver- 
fahren vor  den  SeeinannBärntern  IX,  8-  V  Ölellenverraittlnnjr  für  F-Vliiff-ilt  uto 
in  Hamburg  XXXVII,  247—250  ~  Trink  s  i-nor  auf  bewoLntea  Fiuäb.fulir/xug€u 
in  Hamb.  XXXVII  —  Verbot  der  S<in:  •  lu-  urbeit  mit  gewissen  Ausnahmen  im 
Handelsgewerbe  in  Nifikrdstcrroieh  LVIII,  342  —  Hy^ieni«bc  tmd  Sitberheit»- 
massnahmcn  in  kaufmännii-clieu  utid  t^taiitlichen  Betrieben  m  F  LVIII-  LXI.  ä73  — 
Achtubrladenschlufts  in  Lübeck  XXXVI,  247  —  Bleivo^f^iftungsgefahr  von  TeJe- 
ffraphenarbeitern  XXXVII,  231  —  Sonntagsbe^chäftigung  von  Gehilfen,  Lehr- 
lingen und  Arbeitern  in  SCobGotha  LVII,  339  —  Sitzgelegenheit  für  weibliche 
AngL'htt'lIte  in  Cal.  LVIII,  357  —  VcrlM't  der  Anstellung  von  P>aiierisrif'r.-<'titn 
unter  18  Jahren  als  Boten  in  Wis.  LXXXIX,  662  -~  Arbeitszeit  der  Lokoinotiv- 
f&hrer  (I4-«t.)  in  Minn.  LXXXVItl,  664  —  Umfriedipmg  der  StnMwmbdiiien 
Conn.  LXXXVin,  64G  —  Sicherung  Angestellter  der  Öifcnthchen  Verkohr*)rc?+ll- 
schafteii  gegen  politische  Beeinflugj*ung  Mass.  LX  XX  VIII,  652  —  Lohnzahlung 
der  EiscnbaSncar  Mo.  LXXXIX,  656. 

Hanf-,  Flachs-  und  Schwingbetriebe  Belg.  VITT,  26. 

Heringspiessereien  m  den  Nied.  LXXXVI,  tiöO— t>bö. 

Hols'  und  Schnitzstoff  Industrie  —  Sanitäre  Untrr^iuhung  der  Poherwprk- 
stätten  in  Pr.  XXXV,  der  TnpeziererwerkstÄtten  in  Ii;vicn  XXXV.  245  —  Be- 
schäftigung von  Kindern  und  Jugendlichen  in  Belgien  XXXV  in  Hoizaagereien. 

Industrie  der  Steine  und  Erden  —  Arbeitsbeeoiränkungen  für  ArbcitcrinneD 
und  Jugendliche  in  Ziegeleien  DR.  LXXV,  487,  Nied.  LXXV,  549  —  Verwendiiw 
von  Blciglasuren  bei  Geschirr  GB.  LXXXVI,  673— 67Ü. 

Jugendliche  —  in  Steinkohlenbergwerken  in  I*r.,  Bad.  und  El>oth.  VI,  10—12 
—  auf  elektrifchen  Stationen  GB.  jLWL  175  —  bei  Hecstellnng  von  Präservativ»  etc. 
DR.  VII.  7,  12  —  in  HoltEsägereien  Belg.  XXXV  —  m  Ziegeleien  DR.  XXXV, 
4S7,  Nied.  LXXV,  549  —  bei  Schmirgelarbeiten  NY.  LV,  372  —  in  Zigarren- 
fabrikcn  OB.  XXXV,  255  -  ah  Botinnen  in  Wis.  LXXXIX,  662  —  bei  Her- 
fltellung  von  Famsrstoffen  etc.  DR.  VII,  7  ^  unter  Tage  Nied.  LXXV,  514—649 
Nachtarbeit  GB.  XXXT,  2tj(). 

Kampferfnbriken  Belg,  LXXXVII,  (>43. 

Kasein-  und  M i Ichefinrefabriken  Belg.  LVI,  345. 

Kau  f  f  ahrtei  seh  i  f  fe  —  BeeeCzung  mit  Kaptänen  und  Schiflsoffiiieren,  sowie  Wach» 

dienst  XXXVI,  231. 

KaufmännischeBetriebe  —  hygienische  etc. Mamnahmen  in  F. LVIII-- LXI. 373. 

Kinderarbeit  bei  Zurichtung  von  Hasen-  und  Kaninchen  feilen  in  Belg.  XXXV, 
250  —  in  der  Bandweberei  (Düsseldorf  und  Waldshut)  LXXXI,  591  (auch  Zu- 
sammensetzen von  Uhienbeetandtdlen).  Vgl.  AbedmiU  L  unter  Kindenurbeit  und 

Kinder.schiitz. 

Kleiderkonfektion  QB,  LXXXVIU,  677. 
Kollodiumfabrikeu  Belg.  LVI,  LVII,  344. 

Küchen  in  Bayern  XXXVIII,  244. 
Ladengeschäfte  (Achtuhrschluae)  Lüb.  XXXVL  247. 

Landwirtschuft  ~  Plantagenarbdt  in  Madras  XXXII,  263-269  —  in  den  Bcfe- 

felderi»  It.  XXXII,  282-^^S4. 

Lederindustrie  —  Kinderarbeit  bei  Zurichtung  von  Ha^en-  und  KaninchenfieUen 
Belg.  XXXV,  250. 

Lokomotivführer  —  U-st.  Arbeitszeit  in  Minn.  LXXXVIII,  654. 
Marinebetriebe  —  8-st.  Arbeitstag  in  staatlichen  M.  in  F.  VIII,  34  —  Ueuer  der 
Vollmalroeen  für  Leichtmatroeen  mit  Beginn  de«  dritten  Jahres  VIII,  1  INeest- 

anwcisuncr  an  die  Mustenmcsbehörden  in  Pr.  IX,  20,  auch  ^^tellenvcrmittliirij^  für 
t?chiftnleute  IX,  Ki— 10,  Ericilung  von  Ueuerschein,  Heuerbuch  und  Abrechnung»- 
buch  XXIV,  130  -  Stellenvemiittlung  für  Schiffsleute  in  Hamburg  XXXVII, 
217— 2.")0  —  Straf vcrfnliren  vor  Spf-mannsämtern  IX,  S  10  —  Bejctzunr  Her  Kauf- 
fahrteischiffe mit  Kapitünen  und  Schiffsoffizieren,  Dreiteilung  des  NVachdieustes 
und  Nichtanwendung  von  Beatimmungen  der  8cemannw»dnnng  auf  kleinen 
Fahrzetitre  X  X  X  V 1 ,  23 1 . 

Met  al  1  i  nd  ustrie  —  ^V•rlM)t  der  Beschäftiguiip  von  Jugendlichen  unter  18  Jahren 
und  von  Frauen  bn  h  ;i  luit  .^thmirgcl  oder  M  n^ii^cn  Poliermitteln  auszuführenden 
Arbiittii  an  unedlen  Aiitallen  oder  Iridium  in  N  Y.  LV,  372  —  Arbeitsbedingungen 
in  nK-himaschineUen  Feilenhauercien  in  GB.  L\,  387  —  Vorschriften  für  Eisen- 
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titid  StAhlgie^Aereiet)  au8{redcliDt  auf  &k;hott]and  LVI,  S88  —  «ehtitfiiidige  AiiMit 
in  ächmelihütten  ComlILXXXVII,  647. 
Milelkmet«reien  in  GB.  LXXVTT,  590. 

Muffelöfen  für  K« ramikkncli  ln  IM^.  LXXXVI.  r,\:\ 

KahrungB-  und  GenusRiniiteliudustrie  —  bchutz  der  Arbeiteriooea  und 
Jugendlichen  in  Zigarreofabrikcn  DR.  XXXV,  225  —  HtonUbde  fm  FkiMhar- 
Rewerbe  in  Pr.  XXXVI  (XXTH'.  VM  -  Vori^ehriftcn  für  Räckcreicn  und  Xon- 
aitoreien  in  BnmiiBihweijr  XXXVI,  24ü  —  Aushaog  in  Geireidemählai  DR, 
LXXVl,  488  —  Milchniciereien  in  GB.  LXXVII,  SO  —  Luftraiuu  in  Back- 
rännien  OB.  TAX XVII,  678  —  Vwbot  d«  64ckclnusei»  (über  125  kg)  in  der 
Schweiz  LXXXVII,  591. 

Papierfabrikat  j  Oll  ~  Au8dehniin|f  bish.  Vorschriften  auf  alle  dem  O.  t.  13.  XII. 
89  unterBtehciidcn  Arboit^^rkatcponpn  in  Belgien  XXXIV,  251  —  Anaoalunen  betr. 
Arbeitezeit  für  WeUuiuchts-  und  Neujahrskarten  GB.  LVii,  307. 

Pferde-,  Rinder-  und  Bcii  woi  nehunrovorarbeitanx  Üu  Uag.  UiLXXVII,  682. 

PikriD»iurefabriken  Fr.  LXXVi.  489— 4&L 

PolierwerkstStten  Pr.  XXXV. 

Polygraph i »che  Gewerbe  —  Arbeitszeit  in  Zeitungsdruckereien  OB.  LXXVII, 
517  —  Untersteihiug  unter  die  Gewerb<aii»pektioii  üog.  LXXXVII I,  681. 

Post*  und  Telegraphenangestellte  —  Dienstrute  in  Portuj^al  ÜCXVIII» 
540  -  Dauer  der  Arlnit  .\ ii-r-tf  ll'rr  in  der  Schweiz  LXXVII  I.  "  ^l*  —  Verbot 
der  Anetellung  von  Frauenripertjoneu  unter  18  Jahren  als  Boten  in  \S  ih.  LXXXTX, 
üöU. 

Ruhepaupcn  und  Ruhezeit  —  Ruhetag  aller  Auspenarbeiter  in  F.  LVII,  374, 
der  Ei-^cnbahner  Pr.  XXIV,  130,  LXXVII,  488,  in  der  Schweiz  LXIV.  40«.»— 415, 
im  Telejrraphenwcsen  Schw.  LXXVIII,  562,  bei  Poet-  und  Telegr.  in  Port.  LXXVIII, 
fi  lD  im  Wirtschaftswesen  Aa.  XXIII,  179 — Ruhezeit  in  »SteiMkohlenber^werkcn 
iu  Pr.,  Bud.  und  ELuih.  VI,  10—12  ^  Ruhepausen  in  Anlagen  für  Thumaa- 
eoiilacke  DR.  LXXV,  488  —  in  Spinnenin  in  P^.  LXXVI  —  auf  dektriacfaen 
Stationen  GB.  XVI,  175. 

Schnoelzhfitten  in  Conn.  LXXXVII,  647. 

Bchnii  rgelbetriebe  NY.  LV,  372. 

Bonntagearbeit  im  Handda^ewerbe  in  Niederösterreich  LYIU,  342  —  von  Ge> 
hilf»,  Leiulingen  nnd  Arbeitern  in  BGbbOotha  LVII,  339. 

Spinnereien  (Nachniitta^'T^paiisen)  in  Pr.  LXXVf. 

bpi  tz«u  k  loppelun  lerricht  in  Elementarschulen  in  h\  LVIi,  373. 

8traHecnbahnen  —  Umfriedigung  Conn.  LXXXVIU,  646  —  Bchnti  Angestellter 

in  NY.  LXI,  3R7  (Plattformen). 
Tapezier  Werkstätten  iu  Buden  XXXV,  245. 
Teerflesti  llerien  in  GB.  LXXVI.  MK. 

Telegraphenarbeiter  -  Bleivergiftnn^'s^efahr  W'XVil,  231. 
Telegrapheiibediuustete  iScbw.  LXXVIII, 

Tax  tilindustrie  —  Verbot  der  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  bei  Bearbeitung 
von  Faaerstoffen,  Tierhaaren,  Abfällen  oder  Lunjpen  DR.  VII,  7  —  Einreihung 
der  Fabriken  für  Kunstseide  mit  Kollodium  unter  geeundheife^chädliche  Betrielie 
Belg.  LVII,  :'Ai  —  Unterricht  in  der  Spitzen klöppelci  in  Elementarschulen  ge- 
wisser Depiurtements  F.  LVII^  373  —  KachmittagapauseD  in  Spinnereien  Pr.  LXXVI 
—  VcMTRcnriften  ffir  Verarbeitnng  von  Pferde-,  Kinder-  und  Schweinehaaien  in 
Unparti  LXXXVII,  082. 

ThomaHschlackeanlageu  Dli.  LXXV,  488. 

Werkptättenhveiene  in  Pt)lierwö'k8tätten  in  Pr.  XXXV  —  Tapeziererwerkstätten 
in  Baden  XXäV,  24'  Ilolztiägereien  in  Belgien  XXXV  —  nicht  zu  den  ge- 
fährlichen etc.  gezählten  Betrieben  in  Lux.  LVI,  403  —  Fabrikation  von  Get<chirr 
mit  BlriLdasur  GB.  LXXXVI,  673— (jTü  Hanf-,  Flaehs-  und  Schwingbetriebe 
Belg.  VllI,  26^  Aeetonfabriken  Belg.  XXXIV,  251  -  Fabriken  für  Butter, 
Fruchtkoubcrvcu .  Kasein,  .Milchsäure  Belg.  XXXVI,  LVI,  l*,')!,  252,  :^5  —  Fa- 
briken für  Kollodmni  uuuh  Seide  mit  K.)  Belg.  LVI,  LVII.  344,  für  Kampfer 
Belg.  LXXXVII.  M3  —  Muffelöfen  für  emaillierte  Keramikkacheln  Belg.  LXXXVI, 
643  —  gewerbliche  Küchen  in  Bav.  XXXVIII,  244  —  Heringspiessen  der  Frauen 
Nied.  LXXXN'I,  686-688  —  Fleisciierei räume  in  Pr.  XXXVI  (XXIII).  131  - 
Bäckereien  und  Konditoreien  in  Braunschweig  XXXVI,  246,  in  OB.  LXXXVII, 
678  ^  G«tTeidenifih1en  DR.  LXXVI,  488  —  Uflcbmeiereien  in  Gfi.  LXXVJI, 
520  —  Verarbeitung  von  Faserstoffen,  Tierhaaren,  Abfällen  oder  Lumpen  DR. 
VU,  7  —  von  Pferde-,  Kinder  und  Schweinetuiaren  iu  Ungarn  LXXXVII,  682 
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—  ?(Hi  Hasen-  und  Kauincheo feilen  in  Belgien  XXXV,  250  —  Wnnchriiime  für 
Ornhenarbeiter  in  III.  LXXXVI,  648  —  Bekämpfung  der  WnrmkranklMit  (Dort- 
muiiil)  LV,  32s  —  ller.-tcllmig  von  Pbcfephorzündwaren  DR.  XVI -XXT,  125  — 
Afilagea  für  Bleifarben  und  Bieiprodukte  DK.  XXXIII,  225—231,  in  Fr.  240-244, 
in  Hemm  LVI,  SB«,  in  Neueobnrg  LVI,  4I(j.  in  Belgien  XXI,  155  —  BenaiK 
waBchorcirn  in  Pr.  LVI,  S22  —  PDurinsäurefa'  rlk  n  in  Fr.  LXXVI,  JST»— 491  — 
Medix.  Feststellungen  für  gefährlicJie  etc.  Betnebe  in  Belgien  LXXVi,  507  — 
Teerdwtillerien  in  (JB.  LXXVI,  519  —  AkkumuUtorenfabriken  Gß.  LXXXVU, 
670- (;73  Bronzierfabriken  GB.  LXXXVU,  «76  —  Arbdteo  in  Ziegikmi  DK. 
LXXV.  IST,  Nied.  LXXV,  549. 

Ziegeleien  -  Arbeiten  in  solchen  DR.  LXXV,  iS7,  Nied.  LXXV,  549. 

Zigarrenfabriken  im  DA.  XXXV,  225  (Arbeit  Jugendlicher). 

m.  Arbeitsverwaltung. 

Arbuitsbeirat  in  F.  XXIV,  l(;s~17ri. 

A  r  b  e  it  s  gesetzgebungskü  III  :u :     ;  o n  in  Mass.  LXXVIII,  515. 
Fabri  k  i  II s pek  torat  in  BusrI.  LXXIX.  551  r).'! 

GewerbeaufBichtsbeamte  (Bericht  betr.  /iihl  Ix^chäftiet*^  Arbeiter)  LX  VIII,  322. 
Naturalvcrpf legung8Rtationen  in  Böhmen  LXXXIX.  690—632« 
Sosialreform  (Jnatitut)  in  Hp.  XXXVUI,  LXVUl,  252,  345. 

IV.  Enqueten. 

Arbeitftlogiekeit  BSU  LXXX,  F.  XXVII,  LXXX,  Gest  XXXIX. 
A rb eitsnacnweisämtcr  Mass.  LXXIX. 

Arb  cithordnnnjg  der  städt.  Arbeiter  DR.  XXVII. 
BeruiHk rankkeiten  der  Industriellen  It.  XX VII. 
Eisen  bahn  Wächter  Gest.  LXXIX. 

Fragebogen  d.  Kaie.  8tat.  Amtes  f.  Arbeitwtatistik  an  die  kanfm.  Verbinde  mid 

Vereine  XXVI. 

Oeeandhcits^M-f  äh  rlichc  Industrien  (Bleifvben,  Phosphor)  It.  XXVIIL 
Oewerbegerichte  iu  Gest.  X. 
HafenunfSIle  Bdg.  XXXIX. 

H  ft  n  d  e  1 b  f  t  r  i  0 1  >  p  ( A  rbr-itszeit)  in  Gest,  T^TTfr, 
Immigration  Oommission  XXVII,  XL. 
Notstandsarbeiten  DB.  XXYII. 

IteichB verßichorung8gescts  (Ansffihmng)  DB.  XXVIL 

Samstag  arbeit  in  F.  XL. 

Schiedsgerichte  in  GB.  XL. 

Stein-  und  K oh  I  en  f a! I ko m miasion  DB.  XXV. 

Tarifvertrag  im  DU.  XXXIX. 

Unfallversicherung  in  F.  X. 

Wohnnn{rsw(»?pn  in  Pr.  XXXIX. 

W uriu k rau kkei l  in  Pr.  X. 


IV.  Register  der  parlamuntariiohen  Arbeiten. 


Basel-Land  iSonntagi^ruhe)  204. 
Basel-Stadt  72,  427,  4W— 467. 

Arbeitsnachweis  72,  427. 

Bäckerschutz  72. 

B 1  e  i  w  e i  B  8  V  (' r  w  tMi  i]  u  n  g  72. 
Gastwirtschaf  tsgewerbu  427,  4G4 

— 4Ö7. 
Bayern  (:!*2,  ('»ü7,  710. 
Arbci tcrBchutz   in  Staatsbetrieben 

692,  710. 
B  a  ti  n  r  1 1  e  i  t  c  r c  h  u  t  z  '1^7. 
Krankenveräicherungsgesetz 

7ia 


Belgien  191—198.  41Ö. 
Arbnitsbeirat. 
1.  Entwurf  eines  Gcneralr^iemeots, 
das   Massrcgeln   der  öffcntlicheo 
f ;esun<ihejt8pfl^e  und  t^ichorheit 
in  den  Unternelimungen  zu  be> 
obachten  vorsdireibt,  welche,  ob- 
wohl sie  nicht  als  gefahrliche, 
»undheitsschädUche  od&  lä^ti^>  1^ 
triebe  klassifiziert  sind,  doch  Ge- 
fahren   für   die  GoBundhoit  und 
Sicherheit  der  in  ihnen  b^chaftig- 
ten  Arbdtor  bieten  192— t9a 
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Belgien. 
Ar  beitsbei  rat. 
2.  Entwurf   einer  ^1.  Verordnung 

betr.  he^iondere  Sichcrheitsmafs- 
regeln,  die  im  Baugewerbe  und  bei 
den  Bau-  und  Erdarbeiten  im  all- 
gemeinen zu  befolgen  «iiid  196 — 198. 
Arbeiläzeit  in  Bergwerken  i^Entwurf) 
ISL 

Unfallversicherung  (Entwurf)  192. 
418, 

Bremen  28ß,  287,  693,  m 

Arbeiterverhältniese  in  Staatebe- 
trieben 693. 

Arbeitsnachweis  694. 

Bäckereigewerbe  236. 

Betriebsunfälle  IDü  (Fürsorge  für 
Beamte,  Angestellte  und  Hinterblie- 
bene). 

Gewerbeinspektion  286. 
Hafeninspektorat  2SL 

Deotsehes  Reich  :^54,  180—187,  286 

—287,  692—717. 
Achtstundentag  der  Bergarbeiter  und 

Frauen  711. 
Arbeiterinnenschutz  88, 39, 42,  iS. 
Arbeit  er  versicher  ungsgesetz- 

gebung  (einheitliche)  18.">. 
Arbeitsämter  212  (Entwurf). 
Arbeitakammern  694.  699.  ZIH (Ent- 

wurf). 

Arbeitslosenunterstützung  39, 

180.  im. 

Arbeitsnachweis  39. 
Arbeitswiliigenschutz  694. 
Bauarbeiterschutz  39j  40.  694.  695 

—697  (Entwurf),  628. 
Bergleute  ZIL 
Bergrecht  (Regelung)  698,  692- 
Ber  ti  fsgen  ossenschaf  ten  (Reserve- 

fouds)  699. 
Berufsvereine  40. 694. 699—703 (Knt- 

wurf). 

Bleihüttenarbeiter  704. 
Chorsänger  iL 
Einigungsämter  (Entw.)  714. 
Gärtner  180. 

Gast-  und  Schankwirtschaf ts - 

gehilfen  4L 
Gefängnisarbeit  42. 
Gehilfen  der  R(-< hf.xanwälte  etc.  704. 
Gewerbeaufsicht  i2. 
Gewerbeordnung  (Abänderung)  42j 

700.  708,  ID2. 
Giftige  Industrien  70.^. 
H  analungsgehilfen  (Einbeziehung 

in  die  K.Vers.)  43,  ISL 
Handwerkerversicherung  70.'S. 
Hausindustrie 
Heilmittel  ISL 
Invalidenversicherung  \Ge*etz- 

abänderung)  706. 
Jugendliche  Arbeiter  42j  48,  705. 


Denlsches  Reich. 
Kaufmanusgerichte   44  ,  706—708 
^Entwurf). 

Kinderarbeit  in  gewerblichen  Be- 
tiieben  44^  48  —  im  Haushalte  und 
in  der  Landwirtschaft  40. 

Knanpschaftskassen  G9vS.  710. 

Koalitionsrecht  der  Eisenbahuer  41, 
694,  m  216. 

Konfektionsindustrie  4fi. 

Krankenversicherung  der  Hand- 
lungsgehilfen 43i  181  —  der  länd- 
lichen und  Forstarboiter  181,  1S2  — 
in  der  Hausindu.strie  und  bei  Dienst- 
boten 181. 

Kranken  versichern  ngsgesetz 
(Entwurf        4L  öl— 54,  181—186), 
Gresetz  125,  Abändfrnng  710. 

Lehrlinge  im  Handwerksbetriebe  710, 
2LL 

Lohnzahlungsbücher  4L 
Maximalarbeitszeit    im  Gewerbe, 

Industrie,  Handel  und  Verkehr,  48. 

694.  698.  21L 
Nachtarbeit  iS. 
Neun  uhrladenschluss  4^ 
Phosphorzündwaren  48,  186,  187 

(Gesetz  125». 
Privatbeamtenver8icherung7ll. 
Beichsarbeitsam  t  49,  711  (EntwurQ. 
Ruhepausen   für  Handlungsgehilfen 

43. 

Ruhetag  für  technisches  Bühnenper- 
sonal 41L 

Seeraannsordnnng  49  (Gesetz  1). 
Bonntagsruhe   im  Handelsgewerbe 

Textilindustrie  (10-Stundentag)  äü. 

Vereins-  und  Versammlungs- 
recht 21fi  (Entwurf). 

Versicherungsvereine  für  Arbeiter 
der  Eisen-  und  Zinkhütten  etc.  717. 

Wöchnerinnen  183. 

Wohnungswesen  unbemittel ter Klas- 
sen 50,  III. 

Wurmkrankheit  öT,  fiOft. 

Zehnstundentag  4^,  äÜ  (Tcxtil),  604 
(vcrheir.  Frauen  in  Fabriken). 

EIsass-Lothriugen  286. 
Gesindoordnung  2M  (Gesetz  332 

—  342), 

Frankreich  54—64,  198,  418-^20. 
569.  717—722. 

Achtstundentag  56i  Z2L 

Altersversicherung  54,  418. 118  — 
für  Bergleute  55,  63,  418,  412  —  An- 
gestellte der  Imprtmerio  Nationale  55 

—  der  Eisenbahner  —  landwirt- 
BchaftUcher  Arbeiter  iJÜ  —  der  Greise, 
Invaliden  und  unheilbarer  Kranker 
418. 

Arbeiterversicherung  71R, 
Arbeitsbeiräte  55, 
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Prankrefch. 

A  r  bei  tnbedi  neun  gen  erwachsener 
Männer  55^  418  —  in  der  Handels- 
flotte 12(5"—  der  Eisenbahner  5S. 

Arbeitedauer  erwachsener  Männer  5ti 
—  in  Schiffeuntcrnchnmnjrtn  IIS  — 
in  Bergwerken  üü  — -  für  Frauen  und 
Jugendliche  56,  569. 

Arbeitsfreiheit  ßä. 

Arbeitsgesetzbuch  64^  720. 

Arbeitsinspektion  718. 

Arbeitslosenversicherung  56. 569. 

m 

Arbeitsnachweis  57,  63,  569,  US. 
Arbeits-   und  Sanitätsministe- 
rium 

Arbeitsun fälle  fö,  198,418,  HU  (Ge- 
setz 663). 

Arbeitsvertrag  äL 

Bcrgarbeiterdelegierte  ^  ^ 

Bergarbeite  rsubventionicrung 
420. 

Berirbaupe  werbe    (Einigungs-  und 

Scbicdüjrerichte)  5L 
BergwcrKsgcsetzentwurf  41fl. 
Berufskrankheiten  410. 
Beruf s vereine  7U>. 
Einigungs-  und  Schiedsgerichte ! 

äL  : 
Eiscnbahnarbeiter  58.  i 
Eisenbahn  be  tri  cbsinspektion 

710.  j 
Frauen-  und  Kinderarbeit  719. 
Gefährliche  etc.  Betriebe  63. 
(ienossenschaf tcn  711>. 
Gewerbegerichte  58,         289,  57(), 

720. 

Gewerkschaften  59,  (>L  570. 
Gewinnbeteiligung  5iL 
Handlungsgehilfen  (gem.  Recht) 59. 

289.  m 

HiHskassen  52,  lfi9*  2ßiL 
Hygiene  und  Sicherheit   in  ge- 

wfrl)lichen  Betrieben  59,  64,  199,  42ä. 

(Goscti  373). 
Kinderschutz  419. 
Koalitiousrecht    der    Arbeiter  in 

Staats-  und  Eisenbahnbetrieben  QQ. 
Lehrvertrag  fiü  —  in  der  Spitzen- 

klöpi)elei  64.  ^  (Gesetz  373). 
Lohnanspruch  vcrheir.  Frauen  ßü. 
Lohnpfändung  CiL 
Lohnsätze  der  Bauarbeiter  721.  der 

Angestellten  in  Gast-  und  Sciankwirt- 

fchaften  721  (Lohnschutz). 
Lohnzahlung  6L  2Sn. 
Nationale  Arbeit  (Schutz)  GL 
National  ei  gen  tum  an  Bergwerken 

R  uhetag  (wöchentl.)  in  Lndengepchäf- 
ten)  und  kauhuiiilui&Llicn  Unierncii- 
niuDgcn  (iL 

Sohwangere  (Schutz)  72L 

Staatsarbeiter  419. 


Frankreich. 

Streikamnestie  föj  290^  420^  221 

(Gesetz  663). 
Trucksystem  64. 

Dn f allrentenzahlnng  an  Arbeiter 

in  Staatsbetrieben  62. 
Unf  all  versicher  un  gkaufniänniwcher 

Angestellter  62  —  landwirtf^cluiftliibcr 

Arbeiter  129- 
Un  f  allversicher  ungsgesetz  der 

Imprimerie  Nationale 
Volkr^han.«  03. 
Wohn unghwesen  (billige)  Sß. 
Wurmkrankheit  222. 
Orossbritannien  199-203,  22Q,  420^423. 
A 1 1  e  r  .<  V  e  r  8  i  c  h  e  r  u  n  g  (über  Ijä  Jahre) 

199,  m 

Arbeiterwohnungsgesetz  199,  290. 

m.  (Gesetz  380). 
Arbeiterzuge  2DCL 
Arbeitsdauer    in   Bergwerken  199, 

22Ü  —  in  Ladenge«*chäften  199,  2SQ. 
Arbeitslosigkeit  20Q. 
Auswanderer  (Schutz  gegen  Fremde) 

200.  421—423. 
Eingeborenenarbeit  '-XX*. 
Gewerbebetrieb  der Komtuunen  291. 
Haftpflicht  bei  Betriebsunfällen  2^0. 
Heimarbeit  290. 
Hilfakassen  200,  22a 

In validcnwohnungen  2ftO. 
Kinderschutz  200,  201—203  (Ent- 
wurf), 2[)L  ^  (Gesetz  375-380). 
Landarbeiter  in  Irland  2QÜ. 
Lohnkommissionen  200. 
Schiedsgerichte  in  Lohnstreitigkeiten 

HessenTiiL  18L  18L  286,  287.  vm.  7QA, 
Bauarbeiterschutz  (V.*S. 
Gewerbeinspektion  181,  lüL 
Krankenversicherung  46. 
i'hosphorzünd waren  287. 
Sozialpolitische  Gesetzgebung 
18L 

Unfallversicherung  für  Land-  und 
Forstwirtschaft  282. 

Wohnungsfürsorge  1^7. 
Italien  423-424. 

Arbeiterunfälle  423. 

Sonntagsruhe  423. 

Sträflingsarbeit  423. 

Billige  Wohnungen  424. 
Niederlande  70,  IL  204.  293,  424—425, 
722—726. 

Arbeiter  und  Beamte  bei  Kanälen,  in 
Reichswerkstätten  und  bei  staatlichen 
Arbeiten  424.  722.  I2d  —  in  Brenne- 
reien 

Arbeiterinnen  in  Ziegeleien  722 
Arbeiternot  durch  .A uswanderung  70. 
Arbeiterschutz  72;) 


Arbeiterzüge  72:{. 
Arbeitsgesetz  723,  724. 
Arbeitskammern  724. 
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Niederlande. 

Arbeitsvertrne  70,  724. 

Binnenschitfanrtsbetrieb  Z2i. 

Bleivergiftung  72L 

Dienstordnung  des  Eisenbahn  Perso- 
nals 72A  (LXIII,  404-409). 

Frau  en-  und  Kinderarbeit  in  Htein- 
fabriken  m 

Gemeindegesetz  123. 

Gesundheitswesen  imd  Wohnungs- 
gesetz "'24 

Gewerbeunterricht  71^  425,  725. 

Grubenarbeiter  293,  4257125  (8  st.) 

Invaliden-  und  Altersversiche- 
rung (Gesetzentwürfe)  425.  225. 

Kellner  und  Kutscher  225. 

Kinderarbeit  ausser  der  Schulzeit 
225. 

Kranken-  und  Seeunfallver- 
sicherung 225. 

Ladenschluss  725. 

Lebensmittclfälschung  225. 

Löhne  und  Arbeitszeit  in  Marine- 
werften 294  —  der  Postbeamten  725. 

MinisterTaldepartements  (Löhne) 
2!  14,  2(i4i  425^  2;i5  (691;. 

PhoHphorstreichEßTzer  71.204.294. 

Reichsfeldhüter  T>r>. 

Sonntagsruhe  des  Eisen  bahn  Perso- 
nals TL  x2fi. 

Städtische  Arbeiter  723. 

Streikwesen  IL  2(>L,  i2h. 

Telegraphen-  und  Telephonge- 
setz 7^3. 

Tuberkulose  Z2fi- 

V  n  fall  Versicherung  294, 425  (Gesetz 
t)91)  —   Au«delinung   auf  landwirt- 
Rchaftliche  und  Fischereiarbeitcr  TL 
42ö,  72ü. 
Norwegen  64—70,  2^  124. 

Arbeitslosigkeit  ^O.-^- 

Arbeitszeit  in  Bäckereien  42i. 

Beruf s vereine  und  Schiedsge- 
richte (Entwurf  66—70)  421. 

Gesindcordnungsentwurf  64—66. 
Oestcrreieh  54,  18L  l9L  417-418. 

Apothekergewerbe  54. 

Bleifarbenverwendung  187.  1S9 

Erwerbs-  und  Wirtschaf  tsgenos- 
«enschaften  54. 

Hausierhandel  54,  187. 

Phosphorzündwaren  (Denkschrift) 
188. 


Oesterreich. 

Sonntagsruhe  im  Gewcrbobetrieb  190 
—  im  Hauddiigewerbe  ilK  ( 342). 
Preumen  39,  40,  4£  45,  2S2. 

Arbeiterinnen  in  Meiereien  ^ 

15 a u ar b ei t ersehn tz  4Q. 

Bergarbeiterschutz  HL 

Gewerbeinspektion  (Arbeiter)  181. 

Kauf mannsgerichte  41. 

Koali  tionsrecht  der  Eisen bahnarbet- 
ter  45. 

Wohnungsfrage  50,  2SlL 

Wurmkrankheit  5L 
Saehsen  47,  Tlfi^ 

Krankenbehandlung  12. 

Sonti  tagsruhe  71H. 
Sachsen -Meiuiugeu  51  ( Wohnungsaufsicht). 
Behweden  425-427. 

Arbeitslosigkeit  425. 

Berufsgefahren  42 (j. 

Koalitionsrecht  l2ti. 
Schweiz  (Bund)  71^  2iiL  570,  I2fi. 

Arbeitsnachweis  IL 

Arbeitszeit  bei  Nebenbahnen  .^70. 

Dienstverhältnisse  der  Bundesbe- 
amten  570. 

Fabrikgesetz  2M, 

Gewerbeenquöte  205. 

Krankenversicherung  226. 

Postillono  2Ü5. 

Versicherungsfonds  (eidgen.)  225. 
St  Gallen   421    ^Entw.   betr.  gewerbl. 

Schiedsgerichte). 
Ungarn  291—293,  123. 
Entwurf    über  Unfallversiche- 
rung 291—293. 
Kodifikationsabteilung  im  Han- 
delsministerium 423. 
Tereinigte   Staaten    von   Amerika  2bii 

(Streitigkeiten  im  Binnenverkehr). 
Waadt  Z2  (Entwurf  betr.  Schutz  der  dem 
eide.  Fabrikgesetz  nicht  untenstehenden 
Arbeiter,  Arbeiterinnen   und  Ange- 
Btelltcii  L 

Württemberg:  45,  180,  187.  2S2. 
Arbeitslosigkeit  180. 
Koalitionsrecht  45. 
Submissionswesen  187. 
ünf allversicherung  für  Forst-  und 
Lanflwirtschaft  ^87. 
Zug  iLiI  (Entw.  betr.  l^ehrlingswesen). 
Zttrleh  121  (Entw.  betr.  Polizei  an  den 
Öffentlichen  Ruhetagen). 


V.  Begister  zum  Abschnitt:  Beschlüsse  nationaler  und  inter- 
nationaler Kongresse. 

Abkümingcn:  B.  »  Innung  dcnlsoher  Bnugt'wcrk>nieister.  —  C.  "  Nntional  Con- 
ference (Sheffield).  —  IL  =  Dcutschpr  Handclstng.  —  Knth.  Verband  katholischer  kauf- 
tnfinnischcr  Venjinigungen  Deutschlands.  —  L.  «=  Liguc  dfcmocratique.  —  M,  Vereinigung 
der  Maler  etc.  Deutschlands.  —  Pap.  =  Verband  der  Arbeiterschaft  der  Papier-,  chemischen 
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und  Giimmiindustrie  Oesterreich».  —  Z.  ■=  Zeot  ml  verband  der  Handlun^fjobilfen  Deatoch- 
landjj.  —  B.  F.  Bayerischer  FrauentttK.  —  B.  G.  ■=  Verband  der  Bnugewerk^berufs- 
genowensehiiftcn.  —  B.  L  Bund  der  Industriellen.  —  B.  P.  =  Verband  belgistcher 
Privat.mge*«u>llter.  —  C.  B.  ~  Gewerk vereine  christlicher  Bergarbeiter  Deutschlands.  — 
I).  B.  =  Verband  dcutiMsher  Bergarbeiter.  —  D.  G.  =  Verband  deutscher  Ga8twirt«chÄfUi- 
gehilfen.  —  D.  IL  «=  Verband  deutM-her  liHndluugsgchilfen.  —  E.  A.  «  Gosatnmtverbnnd 
der  evangelischen  .Arbeitervereine.  —  F.  I>.  Bund  der  Fleischergcsellen  Deutschlands.  — 
F.  F.  Verband  fortschrittlicher  Frauenvercine.  —  G.  V.  «=  Deutscher  Gassanstaltearbeiter- 
verein.  -  II.  K.  —  Handelskammer.  —  K.  D.  =  Katholiken  DeuLHchland«.  —  K.  V.  = 
Verband  kuufmäuuiM-her  Vereine.  —  L.  L.  =  Verein  der  lia^erhalter  und  La^rhaltcrinnco 
DcutHchbinds.  —  N.  B.  —  Niederländischer  Bäckerge<>ellenbnnd.  — ■  N.  J.  =  National- 
liberale  .Jugend vereine  Deutschlands.  - —  S.  A.  =  National  Amalgnmatcd  Union  of  Shop 
Assistant»  etc.  —  S.  R.  =  Gesellschaft  für  soziale  Reform.  —  S.  V.  —  Seemannsverband 
Deutschlands.  —  Schw.  G.  =  Si-hweizerischer  Gewerbevereiu.  —  Schw.  M.  ==  Schweize- 
rischer .Malermeistcrvcrband.  •--  St.  N.  =  Verein  der  Ladendiener  des  niedcrländi«icbeo 
Vereins  St.  Nikol.xs.  —  Z.  L  «  Zentral  verband  deutscher  Indiutrieller.  —  Z.  S.  =^  Zentrd- 
verban<l  aller  in  der  Schmiederei  beschäftigten  Personen.  —  A.  d.  B.  ~-  .Vllgemeiner 
deutscher  Buehhundluugsgehilfeuvcrband.  —  A.  V.  B.  «  Allgemeine  Vereinigung  deutscher 
BuchhancUungsgeliilfcn.  —  D.  .\.  B.  =  Deutscher  Arboitgebcrbund  für  da>  Baugewerbe. 

—  D.  E.  F.  =  Deutscher  evangelischer  Frauenband.  —  D.  N.  IL  —  Deutschmitional« 
llandlungsi^ehilfcnverband.  —  G.  V.  L.  =  Ffili' riUion  des  gari9on!>  de  cafes  et  des  limooa- 
dient  de  France.  —  IL  T.  V.  "  Verband  der  Iluudels-,  Transport-  und  Vcrkeh  rsanstalt«^!. 

—  M.  L.  I).  =  Verein  der  Militär-  und  Lieferungss^chneidcr  Deutschlands.  —  S.  Z.  D.  = 
Verband  der  Schtffszimmerer  Deut<!chlands.  —  V.  D.  K.  »=  Verein  deutscher  Kaufleat«. 

Kon  grosse  (nationale):  argcnt.  gewerkrch.  Arbeiter  liL  Marz  Ü3  in  Buenos  Aires  2l>9. 

—  bclgi.scher  Buchbinder  L  Juni  Uli  in  Brüs.scl  tH^. 

—  belgitüchcr  Lithographen       Mai  Lß  in  Brüä«el  304. 

—  hf'l^nscher  sozial.  MctJili argen  HOO. 

—  britiachcr  Handtlskamiiicrn  IL— 21.  August  Qü  zu  Montreal  äTS. 

—  deutscher  Arbeiter  2ä^2G.  Okt  Q3  zu  Frankfurt  a.  M.  .")7H. 

—  deut*4chor  Aerztetap  L  März  D3  tax  Berlin  107. 

—  deutscher  Bauarb.  iter  22.-31.  Marz  Üi  zu  Berlin  fiL 

—  deutscher  Krankcnkai^n  lä» — IG.  März  D3  zu  Berlin  Krfl. 

—  französischer  EtHcnbabnarbciter  3Ü.  April  bis  3.  Mju  Ü3  in  Paris  I">1>. 

—  französischer  Hol/arix  iter,  September  Qß  in  Nevcrs  43ü. 

—  französif^cher  Postlehriinge  22.  Sept.  ÜÜ  in  Paris  4(i(>. 

—  franzöfischcr  Textilarbeiter  JiL— 1«.  August  03  in  St.  Etienne  V^ii. 

—  OHtfranzöAincher  Gewerkschaft^vcrbändc  25. — 27.  Dez.  tfi  in  Nancy  75^  1 12. 

—  der  norwegischen  Sozialdemokratie  :H()0. 

—  österreichischer  Gewerkschaften  Ö.=l<).  Juni  D3  in  Wien  279,  302^  3!^  3Ü8. 

—  österreichischer  Steinarbeiter  LL — 14.  April  üü  in  Wien  3D3.. 

—  tschechischer  Gewcrkschaft^jn  LL— 13.  April  iXi  in  Prag  212. 

Kongresse  (internationale):  der  Bergari)eiter  L— l.  Juni  in  Brüssel  Üül  —  der  Ladeu- 
atigestoUten  1»  — Sept.  üd  in  Brüssel  äZl  —  der  Steinarbeitcr  3L  Mai  bis 
2-  Juni  03  in  Zürich        —  für  angewantltn  Chemie  2. — 8.  Juni  Qä  in  Berlin  Ml 

Konferenz  (internationale)  christlicher  Textilarbeiter  L— 5.  Au^st  Ü3  in  Euachwie 
43Ü  —  katholischer  Soziologen  20.^22.  Okt.  Ü3  in  Freiburg  l  Ue.  ."»"l. 

Vereinigung  (internationale)  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  9.— 11.  Sept.  03  in 
Basel  429^  ä3I  (Basier  Sektion  4(>4). 

L  Allgrcmelner  Arbelterachutz. 

Achtstundentag  fordert  argent.  Arbverband  3DQ  —  intern.  K.  d.  Ladenangestelltcn 
■'>7 1  - 

Arlieiterhoschaffung  in  Transvaal  behandelt  Hkammer  Johannesburg  30"). 
Arbeiterschutzgesetzgebung  behandelt  K.  d.  Ladenangestellten  .^7 1—573  — 

ÖHter.  FKonf.  Slß  —  franz.  Vcr.  f.  ges.  Aschutz  728. 
Arbeiterstatistik,  andere  Zusammensetzung  des  Beirats  wünsscht  Z.  J.  LL 
Arbeiterversicherung  fordert  österr.  Sozdem.  .^7.^. 

Arbeitskammern  ,  einen  Gesetzentwurf  plant  E.  A.  2iil  —  wünschen,  neben  sonstigen 
«ozpo).  Forderungen,  K.  D.  130.  —  Deutscher  Akongress  .^^74. 

Arbeitsnachweis,  Rwelung  plant  E.  A.  222  —  ein  eidgen.  Amt  fordert  K. 
ßchw.  Aämter  AM  —  Thesen  d.  .«chw.  Städtetages  135. 
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Arbeitsvertrag,  Lösung  wegen  Tätlichkeiten  der  Gesellen  und  Gehilfen  unter- 
einander fordert  D.  A.  B. 

Arbeitszeit,  Herabeetzung  (nach  Vorschlag  Bertnun)  fordert  K.  belg.  sog.  Meiall- 
urjyen  313U  —  norw.  Sozdem.  3DÜ  und  S.  R.  (für  Arbeiterinneu  über  lÜ  J.  in 

Fabriken)  22L 

AusweisungsgcBCtz  in  Argentinien  verwürfen  vom  gew.  AkongreBS  222. 
Einigungsämter  wünscht  K.  brit.  Hkummem  578. 
Frauenarbeit  von  nur  lü  St.  fordert  S.  R.  Ii  —  EA.  22L 

Gesetz  Millerand  -  Colliard ,  Ansdphnung  auf  alle  Lohnarbeiter  und  -arbeiterinen 

und  Minimallohntarife  wünscht  ot^tfranz.  Uiwvorlmnd  Hl. 
Gcwerbegprichte,  Er8tre<kung  auf  ^werbl.  A.  in  Eisenbahnuntemehmungen 

wünscht  Gewerbegericht  Dortmund  In  —  Aii^dohmuip  nach  badiechem  Antrag 

plant  (mit  Denkschrift)  E.A.  2äl  —  fordert  öster.  CiewkongreBft  297. 
Heimarbeiterfrage  behandelt  öeter.  Gewkongress  299  —  Intern.  V.  f.  gee. 

A. schütz  480. 

Internationale  ArbeiterHchu tzgesetzgebung  behandelt  intern.  K.  Katb. 
Soziologen  .071. 

Kinderarbeit  und  Schulpflicht  behandelt  K.  Bchw.  kant.  ErzDir.  433. 
KoalitioDBfreiheit  behandelt  D.  Arbkotigros«  572  —  «pan.  Produzentenverein  älZ 

—  Centrairat  D.  Gvereine  I2L. 
Lohnarbeiterorganisation  fordert  D.  Arbkongrcss  f>73. 

Nachtarbeit  von  Arbeiterinnen  ausserhalb  ihres  Haushaltes  behandelt  Intern.  V. 

f.  ged.  A. schütz  429. 
Samstagarbeitverkürzung  —  bekämpft  Schw.  G.  301. 
Trade  Un ion kongressf orderungen  432,  4.ö9.  401,  471. 
Wöchnerinnenschutz  behandelt  F.  F.  431. 
Zehn  stundentag  s.  Arbeitszeit. 

II.  Beruflicher  Arbeitenehutz. 

Achtstundcnschicht  C.  B.  Iii  —  Trade  Union  43fi. 

Achtstundentag  G.  V.  2ül  —  Intern.  Steinarbeiterkongress  436  —  Christi.  Textil- 

arb.  432  —  im  Handelsgewebe  441 — 447. 
Altersversicherung  behandelt  ostfranz.  Gewverbkong.  112  —  Entw.  d.  brit  Inter- 

eesenten  iil  —  TKchech.  Gowkong.  212  —  intern.  Bergarbkong.  3Ü1  —  östorr. 

Gewkong.  3ÜH  —  Tnule  Uiiiuu  ill- 
Arbeiterausschüsse  B.  B.  HL 
Arbeiterbörsen  B.  P.  4f'iK. 
Arbeiterinspektor  f.  Glashütten  L.  28. 
Arbeiterschutz  in  Algier  4f>(). 
A rbei ter Versicherung  behandelt  L.  1 1 1. 
Arbeitskammern  C.  B.  Ifi. 

Arbeitslosenfrage  bespricht  C.  llä  —  Pariser  Hkamraem  213. 
Arbeits  Unfallgesetz  für  Lithogr.  3QA  —  für  landwirt.  Arb.  der  K.  franz.  Holz- 
arbeiter 43H. 

A rbeits verbot  in  Bergwerken  (unter  Iii  J.)  C.  B.  2fi- 
Bauar bei terschutzkon gr ess  8L  B.  G.  440. 

Baugewerbe,  Arbeiterschutzforderungen  stellt  Bauarbeiterschutzkongress  81 ,  auch 
Regelung  d.  Snbinissionswesens  8?,  Verbot  bleihaltiger  Farben  fvV,  Schutz  d. 
Ötrassenbahnarbeiter  h3  —  Verbot  von  Bleifarben  wihjt^cht  M.  'M7,  128  —  In- 
spektion durch  örll.  techn.  Aufsichtsbeamte  fordert  für  Unfallvorschriften  B.  G.  MÜ 

—  Forderungen  der  B.  't4<"). 

Beherbergungsgewerbe,  die  24-8t.  Ruhezeit  behandelt  D.  G.  101—105  —  Wünsche 
der  G.  C.  L.  ^  Basler  Sektion  4fil  —  B.  F. 

Bekleidungsgewerbe,  M.  L.  D.  8Q  wünscht  Regelung  durch  Lief erungs vertrage 
bei  9-  (8)-st.  Arbeitszeit. 

Bergbau,  C.  B.  7.^—78  wünscht  Reform  d.  Titels  Z  d.  Berggesetzes,  8-st.  Schicht  unter 
Tag,  Frauenarbeitsverbot  im  B.  und  Nebenanlagen  und  für  Personen  unter  Iß  J., 
Arbeit€rau6schüs.<ic,  Hilfskontrolleure  der  Inspektoren,  tüchtige  Hauer,  Reffelung 
der  Berufsvereine  —  Intern.  K.  301  wünscht  ges.  Festle|rung  eines  Mininiuliohns, 
Altersversicherung,  keine  Konzessionen  an  Ges.  oder  Private  bei  Min<  nstaats- 
cigontuni,  Hilfsinspektoren  und  sanitäre  Einrichtungen  —  D.  B.  302  wünscht  Wurm- 
krankheitsbckän»pfung. 
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Bleifarben  bekämpft  dun^h  Rauarbeiterschutzkongrees  Sä  —  M.  207.  ZA  —  Schw.  M. 

438  -    franz.  Ewenbuhiiürtii  itf  r  4GQ  —  Intern.  V.  f.  ges.  .\«ctiutz  137. 
Bruchi  nspcktorcn  b«>hHiiilf"lt  ö^ter.  SteinarbK.  3Q3. 
Buchbinder  (UnfallverBieherung)  [ielg.  4:^f>. 
Buchhandiunes^ohi  Ifen,  Wünsche  93.  443. 
Fensterglasfabriken  (Sonntagsruhe)  L.  TK. 

Frauonarbcitverbot  in  Borgwerken  C.  B.  7ß  —  in  Textilindustrie  Christi.  Textil- 
arbeiter 432. 

Gemeindeangei«tellte,  Unterstellung  unter  G.  O.  wünscht  Gvcrband  212. 
Geschäf tsdiener ,  Packer  4ö(l 

Gla!*ind  U8trio,      IS  wünscht  Arbeiterinspektoren  für  Glashütten,  Sonntagsruhe  in 

Ken?  tor^l  af  tabriken. 
Gru beuarl)t;i  ter  C.  B.  Iß  —  Trade  Union  ■i'M). 

Handelsangestellte,  Schutz  derselben  fordert  franz.  V.  f.  ges.  Aschutz  I31< 
Handelsgewerbe,  Forderungen  betr.  (jesetz  über  Kaufraannsgerichte  stellen  H^M 

—  H.  K.  Ü5  —  D.  fl.  ^  (Leitsätze  86—88)  —  K.  V.  &  -  A.  d.  B.  8ä  - 
D.  N.  Ha  —  Gewerbeeerichte  Augsburst  304,  Breslau  Rhein  pro  vi  nzeo 
452  —  Kath.  ääZ  —  N.  J.  452  —  N'orschJäge  zur  Abäudcrung  des  Entwurfs 
Kath.  88—90  —  Z.  90—93  —  Ausdehnung  auf  alle  unter  Abschnitt  ti  de»  HGB 
Fallemlen  wünscht  .\.  V".  B.  93  (Aendermig  des  WahlriH  bts)  —  HandeUinspettorpn 
wüiifclieu  D.  H-  93,  209  (auch  Regelung  der  ijountagaarbeit  94 — 97,  Zil  und 
Zwölfuhrschluf>s,  Aufhebung  der  Ausnahmetage  Üli  —  Kath.  Üil;  V.  D.  K.  iHü 

—  SonrUagviruhe  für  alle  tftii.  Hetriebe,  die  nicht  zum  Kleinhainlol  gehören, 
wünscht  Kath.  ^  —  ZeliniitUDdciitag,  Sonutagöruhe  und  ^^chut/-uia»snahmen 
wünscht  iL.  T.  V.  3Qi  —  Sonntagsruhe  im  Hgow.  wünscht  L.L.  305.  im  Waröi- 
handol  östor.  Oewk.  HOr>  —  Beantwortung  de«  Fratiebogens  d.  Kais.  Stat.  Amt.«  b^'tr. 
Arlxit'^zeit  in  Kontorcu  441—451  —  Privalangcjstellie  und  rrivatbciimltr  Ixjhandelt 
Kath.  457. 

Handelsinspektoren  fordern  Kath.  99  —  D.  H.93,2Ü9—  RT.  V.  3Qä  — 
V.  D.  K.  4üiL 

Handlungsgehilfen  (Versicherung)  D.  N.  H.  lÜS  -  A.  d.  B.  HS  —  Kath.  4M 

—  Arbeitszeit  441—447. 
Hauer  (tüchtige)  fordert  0.  B  76. 

Hilfskontrolleure  der  Bergwerksinspektion  C.  B.  —  Intern.  K.  301. 

Industrie  der  Leuchtstoffe,  G.  V.  2Q7  wünscht  Achtstundentag. 

Industrie  der  Nahrungs-  und  Genussmittel,  der  Bund  deutscher  Fldschcr- 
^ffsollea  fordert  (439)  Regelung  der  Arbeitszeit  und  Sonntagsruhe  —  N.  B.  44Ü 
ZehiKstundentag  (8  für  Lehrjungen)  und  Verbot  der  Kost-  und  Logisabgabe. 

Industrie  der  Steine  und  Erden.  Erhebungen  über  Porzellan-  und  Steingut- 
arbeiter wünscht  öster.  Gewkong.  302  —  Neunstundentag  und  Schutzvorschrirten 
für  Brufharbciter  Öster.  SteinarbK.  .'ii)3. 

Kauf  mannsgerichte  begrüsst  durch  H.S4  —  H*K.  Sü  —  D.  H^Sö^  I3Ü  — 
K.  V.  Sä  —  A.  d.  B.      —  D.  N.  U.      —  Augsburg  304,  Breslau  451.  Rhoin- 

Erovinz  4ä2  —  dagegen  bekämpft  von  B.  J.  2(B  —  Forderungen  der  Buch- 
au dl  uugsgehilfcn  l5i  N.  J.  4.')7. 
Kinder  (unter  14  Jahren)  —  Arbeitsverbot  in  Textilindustrie  439. 
Knappschaf  tsverei  nc  C.  B.  Ifi^ 
Kost-  und  Logisabgabeverbot  N.  B.  440. 

Krankenversicherung,  Reformen  erwünscht  Z.  L  löü  und  Kongrcss  löfi  — 

D.  N.  H.  loa  -  I).  fl.  212  ~  Protest  des  Aerztetages  IDL 
Ladendienerforderungen  4.'i9. 

Laden schlu SS  (Aufinahmen)  D.  IL  92  —  Protest  der  S.  X.  159. 

Land-  und  Forstwirtschaft,  <ler  K.  franz.  Holzarbeiter  fordert  (436)  Aua- 
dehnung des  (Josetzes  v.  IL  April  1898  auf  alle  landw.  Arlwiter,  ho^^ondere  Schieds- 
gcrichte,  Mituinallohubcotinainung  bei  StaatsforstÄrlx'iUni  (Kigenbetrieb). 

Lieierungs vertrage  der  Schneider  M.  L.  D.  8LL 

Metallverarbeitung,  Untersuchung  der  Verhältnisse  der  Schmied^ehilfen  des 
platten  Landes  wünscht  Z.  S.  -^Qt»- 

Minimallohn  (gesetz.  Regel.)  wünscht  für  Bergarbeiter  Intern.  K.  301,  für  Holz- 
arbeiter deren  Verband  l.!<;. 

Mittagspause  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  448. 

Neun-  (Acht)8tundentag  der  Scluieider  M.  L.  D.  bQ  —  der  Stetnarbeiter  öster. 
K.  3D3. 

Papierindustrie.  Die  Unfallversicherung  behandelt  K.  belg.  Buchbinder  439. 
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Phosphorzü od  waren  (Entw.)  Pap.       —  Verbot  d.  weiseen  Phosphora  wünschen 

intern.  Chem.  K.  3üi  und  intern.  V.  f.  ges-  Aschutz 
Polygraphische  Gewerbe,  das  Arbeiteuiifallgfrietz  behandelt  K.  belg.  Lithogr. 

Porzellan-  und  8teingutarbeiter  behandelt  öeterr.  GK.  302. 
Postlehrlinge  (franz.)  4w. 

Privat  anges teilte  (Versicherung).  Leitsätze  von  21  Verbänden  ilö  —  Forde- 
rungen der  Kath.  447.  B.  P.  458. 

ReichsgewerbeunfäTl Versicherungsgesetz  §  M  (Reservefonds)  bekämpft 
Z.  L  4^i7-471. 

Ruhezeit  (24-st.)  D.G.  101— la^  —  (löst.)  franz.  Eisenbahner  400;  schw.  Transport- 
personal  4(5 1 — 464. 

tianitäre  Massregeln  für  Bergarbeiter  wünscht  intern.  K.  .'^02. 

Schiedsgerichte  für  landwirtsch.  Arbeiter  wünecbt  franz.  lIülxarbeiterverbAnd  ^iiÜ, 

ischiff  szim nierer ,  Fordtriingen  des  S.  Z,  D.  206. 

Schmiedearboiter  behandelt  Z.  S.  2ÖÖ  —  öst.  G.K.  309. 

Sitzgelegenheit  für  Verkäuferinnen  D.  E.  F.  läS  —  bt.  N.  452. 

Sonntagsruhe  iu  Fenfitergla?<fabriken  L.  78 —  im  Hau delsge werbe  D.  H.  94 — 97, 
211  —  L.L.  305  —  h-N  H.  Lil  —  448—450  —  im  Warenbandel  öeterr.  G.K.  205 
—  im  Fleischergewerbe  F.  D.  4.3^>. 

Spren  g8 tof  f  u nf all-t .1 1  ifl ti k  wünscht  intern.  Chemiker-K.  30:1 

Staats  arbeiten  bekuudclt  L.  10."). 

Staatsforsteigen  betrieb  wünscht  franz.  Holzarbeiterverband  436. 
Statistik  der  Berufe  und  Gewerbe  behandelt  n  X  H.  731—733. 
Steinarbeiter  K.  436. 
Stellenvermittlung  G.  C.  L.  30R. 
Strassen bauar bciterschutz  K.  3d. 
Submissionswesen  im  Bauarbeitcrschutzkongress  8lL 

Textilindustrie,  die  intern.  Kf.  ehr.  T-arb.  43ü  fordert  .\rbeitszeitbe8chränkimg, 
Abschaffung  der  Arbeit  verheirateter  Frauen  und  von  Kindern  unter  11  J.  —  franz. 
Arl>eiter  43ii  fordern  Festhalten  am  Zehn  stunden  tag;  ebenso  die  belgi.-^difin  r)79. 

Unfallvorschriften  für  Steinbrucharbeiter  K.  436. 

Verkehrs gcwerbe,  Forderungen  des  ö.  V.  306.  der  franz.  Eisenbahner  459.  des 

Schweiz.  Transportanstaltenpersonals  461 — 464. 
VVaeron-  und  Schiffsbau,  Schutzbf---tijutminj^en  fordert  S.  Z.  D.  2ü(L 
Willi  Irecht  der  BuclibaudlungsgehilfcD  behandelt  A.  V.  B.  Qä. 
Wirtschaftspersonalschulz  (Basler  Sektion)  464 — 167  —  weibliche  Aufsichts- 

boamto  fordert  B.  F.  .^79. 
Wuruikraukheitsbekämpfung,  intern.  K.  3Ö2  —  D.  B.  302. 
Zehnstunden  tag  in  Bäckereien  N.B.  Mü  —  in  der  TextiUndustrie  franz.  Arb.  439. 

belg.  älll  —  im  Transportgewerbe  H.T.V.  304. 
Zimmererversicherung,  Österr.  GK.  Ikf^i. 
Zwölf uhrschluss  D.  fl.  25. 


VI.  Namenregister. 


Bartling  ZIL 

Basly  55.  56.  57.  60.  62.  419.  Z22. 
Bataille  M. 
Baudin  419. 
Bauermeister  LL 


Ablass  lÜS. 
Äkers-Douglas  2öil 
Albrocht  t2.  48.  40.  182.  IbiL 
Abtier  4J0,  I2ü. 

Aucoin  718.   ^ 

Auer  69L  &  699,  TOi  709,  710,  TU^  716, 1  Beauregard  äii. 

717.  I  Beck  21fi. 

Avebury  200,  290,  151L  1  Becker  m 

j  Benoist  64j 

Baader  39.  j  B*Tmiger  55,  .j!). 
Bacrnroither  15>8.  Bcrgainasco  423. 

Balfour  2IIL  Bergström  42ß,  421. 

Barginatin  f )',>'.*.  v.  Berlepsch  95^  IMi- 

Barthc  59.  V.  Bemstorff  45. 

Barthuu  212.  Berry  57,  62,  (ü 
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Berteaux  58,  420. 
Bertram  3Ö0. 
Biesert  ^ 
Blümm  lAiL 
Boetnai?  704. 
Bouveri  41 
Brand  m 
Breton  289.  419.  ZIR. 
Brufltlein  rüO. 
Bucher  29ä. 
Buchsieb  li^ 

Cabrini  123. 
Caeluwaert  191. 
Camaud  22L 
Castdet  iüL 
Chambon  r)70. 
Channing  199. 
Charnu'B  .ü, 
Chautempe 
Chauvi^^e  718,  122. 
Chauvin  (ii,  ZiL 
Chiesa  123. 

chovet  üL  na. 

(^rzanowski  6^1,  698,  7^  711^  ZIL 
C-olliard  ZlfL 
Conj^y  5öi  •^<>9. 

CoDHtanP  LXXXVI,  62.  63,  198.  199.  290. 
Cordelet  59,  60,  2^  220. 
C^mct  4I1L 
Cottafavi  123. 

Coutant  55,  .'H,  57,  6L  63,  64,  419,  Z2L. 

Dahlem  201. 
Daller  UiL 
Darbot  ML 
Dasbach  50. 
David  na 
Dfeche  55. 
Defnct  lilL 
Defontaine  iZL 
Dejeante  52,  &L 
D«lbeke  XCV. 
Demöle  fiü. 
Denis  XCIII. 
Descube«  5S. 

DoRtr^  XCIII,  XCIV,  m. 

Dc>v^ze  5Ü.  199,  HB. 

Düke  m  200,  290,  m 

Dillon  200. 

Dinkflmaiin  Uil. 

Dirk^cn  tiü  l. 

Dron  55. 

Dröscher  710- 

Dubief  GlL 

DuboBt 

Dubuisson  Ol.  62.  718.  72L 
Dutreix  58. 

Ebert  (m 
EldfTbch  ISS. 
Engerand  120. 
Erzberger  694i  205- 
Eeche  181. 


Euler  694,  711,  716. 

EvÄü 

Expert-Bexan^on  5L 

Farrar  300. 
j  Ferrera  562. 

■  Ferroul  fiL 

'  Fi«ller  hA^ 

;  Frenay  286^  G98^  704, 


■  Galloway  290. 
I  Qauthier  59. 

,  Godin  58,  199. 
Goiraiid  ÜÜ. 
Gomot  55,  5ß. 
Gotijon  ßO. 
Greulich  I2iL 
Gröber  287.  694  .  628. 
Grofijean  üL 
Grousscau  63. 
Grouewier  üS. 
(TUtfleisch  95. 
Guyot  212. 

[  Haas  2SL 

■  llagi-mann  7( >.''). 
:  Hartmann  95. 

i  Hedin  42ü 

:  V.  Hertling  4«,  694,  ZLL 
I  Herzfcld  411 

Heyl  zu  Hcrrußheim  42,  74^  TW,  TTa  HL 
I  Heyligenstadt  205. 
'  Hicbcr  7(M,  HL  116»  ZIL 

Hirsch  40,  iIiL 

!  Hitze  4a  694,  698,  704,  711^  716. 
Hofmann  1R2,  181. 
HolLz  lUlh 
Huguet  63,  22L 
Hutton  290. 

Jaeger  50.  711.  212. 
.Tourdan  60. 

KeU  45,  16. 
Keir  Hardie  200. 
Kirsch  <ML 

■  van  Kol  ^  2."). 

I  Krolik  G98,  m 

:  Lnbrousse  54. 

!  Lachi^ze  54,  418^  ZIS. 

j  Lacombe  62. 

t  LHiiiPiidin  72L 

Lauocä  de  Mootebelio  58. 

Lasiee  55,  62,  Z2L 

Lfltlmnnn  706. 

Lccomte  tiL 

Lemire  59. 

Lonzmann  184i  1^5,  ISß. 
Liebermann  v.  Soaneuberg  7<  Mi- 
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Interaaüonalen  Arbeitsamts. 


Itthalt: 
ArbaHtrtdiutz^  GtwiriraaiMobl^  Ea^ miM» 


I.  Gesef?«  und  Verordnungen. 

Deutsches  Reich:  •>r«<-t4  lur  Ab  Windei  nc;  diT  See- 

r!';)nii5(^rd[iun(    .......  1 

Gesetz  bt  tr.  Klndenirb«»  In  je"  erblichen  betrieben  1 
Bekanntm.irhuDf .  l<  u.  iten  Brtileb  von  Anlagen  zur 

HeratellttBJir  ton  Praferrati?»,  Slchcrbelttpectarlrn, 

e;.scr;t[i  urd  deffleicben      ....  7 
B«.,Är.utirj.iil.i.;,t-,  lutf.  d!«  Bf nehüftifunc  iugend- 

licljcr  Arbri'»  r  1(1  (i<  r  Iii  .iitH  'tuiv  ''  .iri  K.i-eisJoften, 

Titituwroii.  Abfil!  n  'der  Iiimi-n      ...  7 
Bekanntmacl'.iiri-,  liir.        "ir.i.^i  :i,il.r«i  Verden 

SeemaoDk^iuttini         ......  8 

Bekann totacbunr,  betr.  die  EetchUflt|ui)g  Jugrnd- 

IVrher    Arbeiter   aaf   Stetokohlenbcfgwerkrn  In 

V-  ■.!s.f,  V.Mir:;  and  El»aM-I.ütbri;iitt:Ti  .  .  10 
Preussen  l  rlaif.belr.  Bc-vblftiguni t  n  \tt<rl:(  rinr.en 

!n  d(  ii  Anlacen  xur  UerttellunK  v  n  1:  12 
Lr^»)  bftr.  Scbniz  der  Bauhandnerkrr  Rcfcn  Krank- 

bdt  und  Vüt&iW  .      .  .  .Vi 

Erk»«,  befr.  rm.tl^«  r-klierunj  Im  K> mbrtrit'be  der 

«•:f'-ch:!''ilirt  ::nd  in  livr  Srts  und  K  >tf ntifchwei 
Tot!».tirlltc:i  übet  tiuu  Im  fang  der  Uefügniue  nnd 

Verpflichtungen,  »owle  übsr  den  Oeiehilttbetrieb 

der  Stellenvennittlcr  für  Prhiilslente  , 
Dlenttanwelfung  ^urAuifuhrungdarScoDMUUOrÄflUnK 
Wflrtt«mberg:  ünvU,  betr.  die  CnfidlNnotftt  Htr 

Be.-initv  «■....■■ 
yerhifung,  bHr»  to  ToUzng  des  1lcMi«ÜBf*tl> 

«mkbeniiigicaMtsM  llir  Btnaiai,  tnwfe  landet- 

grwtzeii,  betr.  dtt  UnfUlfniwr^^e  (Vr  le«Bt*  .  . 

HMten:  Geset/,  !  r!r.  die  T':if.ii:tiirh(  ruc  für  Bcamt.- 
infolge  TOU  Heiriebtunlal!«-!!  .... 

Terordnung,  betr.  da*  Inkrafttreten  de«  Gttelzr»  \.hcr 
die  I^acdetkiedltkaiis«  nnd  die  Wi>hnung»lüricrge 
für  Mlnderbemlttette  

Reich» ver*icherungsamt:  Abgpündcrt«  T'n- 
fallTcrhütungivoncbrlf^en  ia  UagdllnngiKbni 
Paufeirt'rktborufic^oMflMCtaft  •      •     »  » 

Sachtnff  xa  im  tUmtMutm  t'HfaUftthataagtvor- 
Mhifltea  dar  RMalwii-WMlflinwkm  Tnit«n>  wnd 
^■atiweTk»beruf»g*nosien«rb»0 

Oesterreich  (Relchnrat«llnder):  VerudnuDK^n,  bttr. 
L't't'uiistfgtingea  Tür  Geb;iud«  mit  {«»uhdrn  und 

büiigcn  Wohnungen  

Terordti  Miif.  I^-t.  liurrh  Uhning  de»  (»etetze»  vom 
W.  Ju.i  iSOS  i6 

Mfien:  Erlaiai,  featr.  41e  Htttf"  «■<  FtwlM'ScIiwlP«;- 

betrieb«      .      .  26 

Olnemark:  Oetetze.  betr.  dl«  AHamBtantHtfODf  Kt 
«ttr^Ugt  mUkbcdUinif«  27 
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Vereinigte  Staaten: 

(Titel  und  Quellennachweise  der  Gesetze  de*  J.ihrf  s  1  &01 .) 

Arttona  !7 

ArkaBMs  n 




CoBlIKtiCIlt 

Delaware  . 
norMa 
Ktwail 

Idaho 
lUlnela 
Indltaa  . 

KatuAs 
Maine 

Ma«i.-ichuictla 
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n 
» 

ao 
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Michigan  8t 


Montana  . 

»braska  «      ,   . 

New  Jenejr  

Kew  York  ......*, 

Nf>rth  Carolin.!  ........ 

North  Dakrla  

Frankreich:  V' ruMhr.inr,  betr.  AbUndtruii»;  dff  Zu- 
(ammea««t2UBg  der  KlaMlerung»koiDmi»<':oQ  für 
drn  Gewerbe1n*pektloBidien*t  .... 
Rundichrelben,  betr.  den  8-»tQndigen  ArbrttstaK  ui 

Nfarinebetrieben  

Rundschreiben,  betr.  die  rerhtl'ch«  '/ullif^iKKcit  >1<  r 

gework«cbaltllthen  OrRanlsatio«  ■!(  r  > 'hau-.-.  »  n 
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9{(frrat,  bem  ^u8|cl)u|*fe  ber  (SefeQic^aft  für  joviale  9ieform  ecftattet  dou  ^lof.  l>r. 
^.  Olbenbeig.  92r5ft  einem  jforreferat  bon<9itfiaD^taote,  ®ef(4äftdf Obrer  bn 
i^cttiou  ;L^iilin  be?  beutfdifn  jlcUncTbunbee.  I90S.  $TeiS:  SO  fßfenntfl.  (^riftot 
ber  O^icttfi^oft  für  (oiiale  ^Reform,  A^eft  3/4.) 

ÖÜiirtltrrrtnil^rllf    Ute  HcditeocrliiiitntlTc  im  C5ärtnergctDcrbc. 

in  ber  ^tiuüifl  wom  6.  Tlai  1902  erjlottet  t>on  W.  üon  SAnlj,  SorflOenbcr  bc8 
©elDerbegertdjti".  ikriiu,  itub  0ran',  iüe^reng,  0''cf({)af(tfii^rer  be«  'JUU]cnu'iiicn 
beutfd)en  (^anueibercinS.  1902.  $rei«:  25  (^(^riiien  ber  ©efcüf^oft  iiii  foiiaU 
SRefonn,  ^)cft  6.) 


j^erabrcfetttta  Ut  Mt\t6}t\i  für  Itanm 

l>  bie  (fccpiütitg  »eg  ^din^ottfcfl  fnr  iiigenbMe  :Arbeiter  in 
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Handwörterbuch  der  Staatswissensdiaften.  "X; 

von  Dr.  J.  roiirnd,  Professor  der  Staatswissenschaften  5n  Halle  a.  S.,  Dr.  L.  £Lst€r, 
Geh.  Obcr-Ke^.-Rat  u.  vortrageDder  Bat  in  Berlin,  Dr.  W.  Lexis,  Professor  der  Staat»- 
wissenschaften  in  Göttiag«B,  Dr.  Edf.  L06IliBgf  Professor  der  Rechte  in  Dalle  a.  S. 
Zweite  gänzlich  aag«arb«it«t«  Aüflftg«.  7  Blöd«,  Frei«:  broeh.  1S5  Mirk^ 

geb.  142  Mark  50  Pf, 

j^itU       <stnft,  ÜlinimalU^  anb  ^AibntcrbtttmUntmn.  1902.  ^tei«: 

6  SWorf. 

McniXGr,  Anton.  Neue  Staatslehre.  1903.  Preis:  brosch.  5  M..  geb.^e  M. 
^     "XTAGlflf y     B[*0'>  Legationsrat  im  Kgl.  SKchsischen  Ministerium  der  auswSrtijten 

J  Angelegenheiten,  Das  Aufetci^cn  des  Arbeiterstandes 

in  England.  Eio^BeiUag  sur  Msialen  ÜMchicbt«  der  Gegenwart.  1900.  Preto: 
18  Mark. 

DeoUcher  BeidnatifiKer  w.  Krl.  Preme.  Btaat8-Ai>»dger.  1900.  Kr.  tt9     86.  September 

•  •  •  KtM  der  bedenuamsten  hrsclieiiiuiigen  der  oiodernen  Kuliur  ist  das  Kmpursteigen 
des  englischen  Arbeilerstandes  im  19.  Jahrhundert.    Die  UuterBUchung  der  Ursachen  und 
Wirkungen  dieses  Aufbteigeus  beschäftigt  mit  Hecht  auch  aablreicbe  deotsefae  Gelehrte  and- 
Praktiker. 

lUcidlöitrbritiJillllt    ^^^e  <tttid>tmtg  ciiteg  tlcid>ttttlcHtt«tet> 

4»»viu;vuvvvii^uiui*  aifffi-ote,  erflotttt  ui  ^cr  VluefdiuBfißung  am  ic.  mxi 
1901  tu  söcilin  butdj  Dr.  ^adjnicfc,.  Äejdjftogeabfjeotbnftct  uitb"  i>r.  ^rljrn. 
D.  :iU^rIcpf(^,  CtaatSminifler.  iiiit  einrm  Sn^g,  ka\}m\^(n  tti  ^eitHmafi  für 
fo^tale  JHc'orm  uitb  5>cr')Cic^ni9  bcr  Tiitnlteber  Don  JBortlanb  tittb  2tu§fcf)iiO.  190U 
frtiii  bc*  vcfte*:  '^0        (^c^riftcu  ber  ii^cjcllfc^aft  für  fojiale  9iofoini,  ^^eft  i.)  . 

Qtttrtfi*    Dr-  -Jtubolf,  jDttfl  IUd)t  auf  iXtbtii  in  gcfi^ictitadjer  Xorjieaung. 

<^imjv4^,  ,835.  ^tti«:i»t«i:  

3fltyM<bft  für  >J?Qtional8toiiomic,  8.  ^fSruor  189<,  gqnb  XI': 

2cit^rIlt  J^iiift  i^iematcl  in  feiner  befonnten  9teid)«Qg{rebe  Dom  9.  ÜRai  1884  baf 
„t)icd;t  ni:f  'itibcif  üertxftcii  &ntte,  if^  eine  flonjc  gtut  Bon  ©ücbern  unb  iJrofdjüren  über 
bieffö  2  licuia  erfdiicnen.  —  'Hlcx  bcn  meiflen  biefer  ^i^ublitaltonen  mangftt  ber  n)iffrnf(^aftli(^ 
IBkrt;  flröötentcilft  hatten  fie  beit  (S^arattcr  bcn  @e(cnenl)eit«fd}i',fteit  ober  poIitifd)fn  'i'artci» 
f4>nften  .  .  .  X\t  qrünbltd»fle  uu^  beftc  :!i*farbciluno  Ijat  taS  in  9i'ebe  fle^enbe  'Problem  burd^ 
bte  vor(ic()n'.uc  iK()cr'fd)c  Arbeit  erf^alten;  biefe  &&iii[t  ift  too^I  alt  hat  9tftt- 
jn  bc5Cid]itfii,  ir  n  ö  ilbcr  bifi'oß  Xljcnta  bisher  gcfdjrtcbeu  ifi. 

Iptrciiijö-  «Hb  )i)ei:|^ammlu«g5rcd)t  uiibft  hu  £m- 

Itf  tnitn-fri^tll^t-f  9^efc!QJ'  rrffnttct  ^fm  «uefc^uß  ber  @fieajd>aft  für  fo^iale 
lIllUUAilivlIJliU  ÜKefoun  oou  geibiuanb  Sbnitice,  Sutiu.  190X.  ^reif: 
40  ^f. 

TT'iin     ^Oirff^n  ^'*sensch«ftlicher  Ililfsarbeiter  beim  stSdtischen  sfa- 

V  tili    ZJdtlllXiUj    U.liachen  Bureau  und  SekretÄr  der  Arbeitskammer  für  die  Bau- 

betrieb«  in  Amsterdain, 

pllgchen  LMmdern.  190s.  pnkt  t  Mark. 

HambMfifpr  Eebo  Tem  29.  Koy«  1901t 

.  .  .  POr  den  Oeeetageber  und  den  Bosielpolltiker  tet  dmg  Werk  rom- 

un.'<  (Ii  ätzbarem  Wert.  Gewiss  ist  über  diese  Materie  schon  BAB  «hes  Bucb 
gescbriebeoi  aber  uns  ist  kein  Baob  bekannt,  welches  •«  «Ine  lingat 
empfaBdene  Lücke  «atfOllt,  wie  das  Torüegende.  .  .  • 

3i)tDfl    ^'  ^tibelldttad^  bc«  VtilwfiTtiQeii  «mM,  ttotionolöko- 

*  nomic       iiM!!riiril]r]i  Odrtc[''3!;i-nn.  <$x^t$  Ont^.  Onmblqrini«. 
1903.   <pret«;  4  :ü(Qrt. 

^nr?nlt:  Die  tedjnifc^e  Setiiebttrait  iit  tec^nifdier  unb  dfonoiltiftlieK  Oquluiig.  2>ic 

tcdtuifdje  ^^etricb^lroft  iu  ftatiftiid)er  unb  foiiater  ^ejicljung. 


Diesem  Hefte  lieget  ein  Prosjpekt  der  Verlagsbuchhatidlung 
Stephan  Geibel,  Altenburg  A.)  betr.  Düttmann.  Krankea- 
versicherunesg«seu  etc  M.  Welcher  giMialgter  Beacntng 
pfohlen  wird. 
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Jahrbücher 

fOr 

Nationalökonomie  und  Statistik. 

Herausgegeben  von 

Professor  Dr.  J.  Conrad 

in  Hftlle  a.  S*  ^ 

in  Verbindung  mit 
Prof.  Dr.  TAlix.  Loeniug  und  Prof>  I>r.  W.  LexU 

in  Halle  a.  S.  iti  Göttiiigcn. 

Dritte  Folge.  Siebemmdswanzigster  find.  ] 
Nebst  Volkswirtschaftlicher  Chronik. 

Monatlich  erscheint  ein  Heft  im  Umfange  von  ehifa  14  Druckbogen, 

Sechs  Hefte  hilden  einen  Band.    Preis  des  Bundes:  20  Mark, 
JPreis  einen  einzelnen  Heftes:  4  Mark» 

Jährlich  erscheinen  2  Bände. 

Die  «Jahrbftcher  für  Nationalökonomie  und  Statistik** 
haben  vomwipnn  d«  Jahre»  1904  an  wae  Enreitening  erfahren  imd  »wr  »unidigt 

in  der  Darstellung  der  wirtschaftlichen  (jesetzgebung. 

l)i>r  zusaininenfassendo  Berifht  L,n!it  dfii  Inhalt  der  Gesetze  des  deutschen 
Iteichs  und  der  grösseren  Ü un de»» laaten  iu  grösserem  rinf.ing  als  bisher 
ansattgflwdee  wieder,  fährt  dann  die  wichtigsten  Erg&nzungs-  und  AiufObnin^- 
Verordnungen  und  Verfügungen  an  und  teilt  sie,  soweit  erforderlich,  im  Auszüge  mit 
Die  wichtigeren  Gesetze  werden  (»ofort  nach  ihrer  Publikation,  gesondert,  möglichst 
vollständig  zum  Abdniek  gebracht.  Die  Darstellattg  der  Geset^^bung  der  kleineren 
Bundesstaaten  wird  sich  auf  die  Anfobning  und  auBSUgsweise  Wiedeigabe  der 
Gesetze  beschränken. 

Sodann  wird  in  einer  grösseren  Reihe  von  IJerichten  die  Tätigkeit  der  Gesetz- 
oebung  des  Auslands  behandelt.  Und  zwar  wird  zunächst  über  die  wirtschaftliche 
Gesetzgebung  Oesterreichs,  T^ngarns,  Italiens,  der  Sdiweiz,  Fnuikreichs,  Helgiens  und 
Enfjliinds  rrforioit.  Eine  weitere  Ausdehnuiip;,  besonders  auf  die  (Jt'sctze  Rußlands 
und  der  Union  bleibt  vorbehalten,  um  dieser  Hubrik  allmählich  die  Vollständigkeit 
ZU  verschaffen,  welche  die  LiteraturQbeniebt  bereit»  erlangt  hat 

Auch  die  „Volkswirtschaftliche  Chronik",  welche  seit  dem  Januar  1808 

den  riofton  der  „Jahrbücher**  beigegeben  frird,  erfuhr  yom  Januar  1904  an  eine 
Erweiterung. 

bisher  behandelte  dieselbe  aus  der  Feder  hervorragender  Fachmänner  die  Vor» 
gfuigc  doH  Wirtscliaftsiiiniiats  in  folgenden  Abschnitten:  1)  Landwirtschaft  und  ver- 
wandte Gewerbe;  t)  Industrie,  Handel  und  Verkehr;  2')  Versicherungswesen,  3)  Geld, 
Kredit,  Wihmng;  41  Kleingewerbe;  5)  Arbeit»verhältnis»e ;  G)  Finanzwesen;  7)  Ver- 
•diledenns. 

Mit  Beginn  des  neuen  JuhrganKt-'i»  der  Chiuiiik,  also  mit  dem  Februarheft  der 
Jahrbücher  wird  fortlaufend  auch  Ober  die  Vorgange  in  der  Produktion,  im  Kartell" 
wesen,  in  einzelnen  Gewerben  und  auf  dem  Arbeitsmarkt  berichtet  werden,  sodaää 
die  Einteilung  nunmehr  die  folgende  wird: 

I,  Produktion  im  Allgemeinen.  —  Kartellwefien. 
II.  Landwirtschaft  und  Terwuudte  Gewerbe. 
III.  Indtttrle  (  inschltelUieh  Bergbau  und  Baogewerbe^ 
IV.  Handel  und  ferkehr. 
V.  Versicherungswesen. 
Tl.  Geldmarkt  und  B5ne. 

VII.  Kleingewerbe. 
Tin.  Arbeiterverhältnisse. 
IX.  Pinanzwe.scn. 

Der  Umfang  des  Bandes  der  Jahrbücher  wird  txm  I2  Bogen 
vermehrt  werden.  Trotz  dieses  beträchtlichen  Mehrnmfanges 
Wird  der  Preis  nur  «m  %  Mark  (anf  ao  Hark  atatt  wie  bianer 
i8  Hark)  erkdktt 
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S Ii  en  e  rsch  i  on : 

Gesetz  betr.  Pntoarbait  in  gewirbUchwi  8etrtebea.  vom  so  März 

1903.  2f«lwt  den  bisher  «rgangenen  Bekanntatachungen  des^undesrats  und  den 

preussischen  Au^fiilir  (  _  1  .  sCmiinnngen.  Von  Lehrer  Eonnid  Agahd  und 
Mft^stratsmt  M.  ¥•  Schulz.  Zwoito  neu  l»earbeitr*t  f  Auflage.  Pre»; 
1  Mark     Fori  t^er^rhietienen  llefficrungi'H  besondern  empfohlen. 

Um  IWrt&Cliaftslahr  19<tt.    Jahresberichte  über  den  Wirtschaft-s- 

markt  fQr  Volkh\N  ii  t*  und  GescfaAftsinBiiner,  Arbeitffeber^  und  Arbeiteroifuütationeiu 
Von  Richard  Calwer.  Kt  >t*  i  T.  ;I:  Handel  und  Wniuirl  in  DenUfhland. 
Preüt:  brosch.  ö  Mark,  geb.  0  Miu-k.  Zweiter  Teil:  Jaiirlmcli  der  Weltwiilp 
■ekftft.  Fnü;  Imwch.  8  Mark,  geb.  9  Mark. 

?<|iBnrirtrttoliliflht  Chfllflg  ite  4m  hta  tSM,  Abdniek  amdenJalir. 

bachem  fDr  Mational5konoiiüe  und  Statistik.  GegrQndet  von  Bnwo  Hltdeknai. 

Herauspfigeben  von  Dr.  J.  Conrad,  IW.  in  Halle  a.  S.  In  VprbiiuJunLr  mit 
]>r.  Kdf.  Loenlogp,  Trol.  in  Halle  a.  S.  und  Dr.  W.  Lexk,  Prof.  in  Oütung«u 
IVeis:  14  Mark. 

Aufgaben  der  GemeindepoIitÜL   ,,Voin  OemeindeaosiaHsmiis.«  Yen 

A.  Damafrtlhef  Vorsitzender  des  Bunde»  der  Deutschen  Boden refornit  r.  Berlin. 
Fü  n  ff    in>i  "  ^'1       i  (,.( «iA  II  fl  :t  r-r.   V;     1^.  T'niM>'ir|    l'"''-;    !'•  i  i  :  1  Mark  j*.>Pf. 

Pa«  Prodmenteaintere&se  der  Arbeiter  und  die  Handetoireiheit.  t  t 

Beitrag  zur  Tliforio  \om   Arboitsmarkt  und  vom  ArbeiUiIohn.   Von  Ueiurlch 

Dietzel)  Prof.  iiii  (Irr  rinvfi>itiit  Ilimn.    Preifsr  8  Mark. 

Bhetniache  Wohnverhftltnisse  und  ihre  Bedeutimg  iür  das  Wohmnp- 

Weaen  in  DeUtSClllaild.     Neb*it   :   Grundrissen    deutscher  Kleinwolmunsjs- 

gebäude.    Von  Dr.  Uud.  Ebcrstadt,  Privatdozent  a.  d.  Kgl.  FrieUr.  ^^  ilhelras- 
Universitftt  Berlin.  Preis:  3  Mark. 

Die  Wohlfahrtspflege,  von  Dr.  Robert  Ton  Erdberg«  1903.  fiets: 

1  Mark  .^0  11 

Die  COWeitaChaftabeWegnng.   Darstellung  der  gewerkschaftlichen  Organisaü'on 

der  Arbeiter  und  Arbeit^eltor  aller  Land<-r.    Von    W«   KnlOlBMIll)  Land- 

trcnrhtsrnt,  l'>raiin>i  hweig.  PrPT"^:  Ifi  M.irk. 

Zur  Geschichte  der  Werttheorie  in  England,  von  i)r.  phii.  Wilhelm 

lilobkneeht.    l!Kr_>.    ivois:  2  Mark  m  Pf. 
Die  Reichsbank  1876  —  1900.  Gedruckt  in  der  Reichsdruckerei.  Preis:  10  Mark. 

Handbuch  der  Sozialen  Medlrin.   Bearbeitet  von  lU^giemngs-  und  Medizinai- 

rat  Dr.  Abel  in  Oppeln.  t'rofesBor  Dr.  Asekairenbarir  in  Halle  a.  8.,  Prof.  Dr. 
Bcttinann  in  Hoiildln  r^.  Pr.  llolnrb-li  KmlMlmi  \\\  II.Mhurir,  Obetst.ibs-  und 
Kogünentsarzt  Dr.  Friedheim  in  Wandsbeck,  Dr.  Moritz  i-'ürst  in  Hamburg.  Dr. 
i$m  in  Hamburjr,  Oberarst  Dr.  F.  Jesam  in  Hambnrf,  Otjerant  Dr.  Or*  Inkrp 

in  (iroüssoliweidnitz,  Privatdozont  T>r.  Lanüff  in  T.«'i)izijr,  Dr.  R.  TvOnnhorT  in  rSorlin, 
PhyukuH  und  llafenarzt  Dr.  Nocbt  in  ilHinburg,  Oberarzt  Dr.  Nonne  in  Hamburg, 
Dr.  ^oh.  Ritter  in  Geesthacht,  Dr.  Sehnialfn§s  in  Dainburt',  TrofosKor  Dr.  Tb. 
goininerreld  in  Berlin,  Dr.  Budeck  in  Hamburg,  ProfesNor  Dr.  ^Vlnd^-hold  in 

Tri)  71  er    Herausgegeben  von  Dr.  MorltZ  Fttrsty  Arzt  in  Hamburg  und  Dr. 
I'  .  \\  indschcld,  Professor  in  Leipzig. 

Band  I:  St<Mliiii^  tind  AutUalxMi  dos  Arztes  In  der  öffentlichpii 

ArilH'llptli'tgC.  Von  Dr.  med.  Moritz  PUrst,  Armenarzt  a.  D.,  prakL  Arzt  und 
Atom  iii4li-:er  in  Haniburg.  Preis  für  Abnehmer  des  ganten  Werkes:  6  Maik, 
geb.  7  Mark,  im  Einzelverkauf:  7  Mark,  geb.  8  Mark. 

Band  II:  SteÜapg  ttttd  Aufgaben  des  Arztes  anf  dem  fiebiete  der 

Krankenverslehernn^:.    Von  Dr.  med.  Kail  .TalTe.  Arzt  in  HamburL'.  lYeis 

fQr  Abnehmer  des  ganzen  Werket»:  ö  Mark,  geb.  6  Mark,  im  Einzelverkauf: 
0  Mark,  geb.  7  Mark. 

Diesem  Hefte  lieirt  ein  Prospekt  der  Verlagsbuchbandluug  tJ.  1'.  B.  Möhr, 
Tiihin-.  n.  b.'tr.  Aniiii  fUr  So/iMlwisMusehaft  und  SotUüpeUttk,  bei»  wekktr 
geneigter  Beachtung  empfohlen  wird. 
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O&lwOI  Das  Wirtschaftsjahr  19<V2.    Jahresbericht«  Ober  den 

'  Wirtschaft»,  uod  Arbeitsmarkt.  KUr  Volkiwirte  und  GeschlfUiBüooer, 
Arbeitgeber-  und  ArbeiterorguiiMtioaeii.  Erster  T«ll:  Hwiiel  VBl  Wandel  fal 
Deutsehlnnd.    Preis:  brosch.  8  Mark,  geb.  9  Mark. 

VolkswirtsehaftUche  Chronik  ^    ""^  ' 


aua  deo  Jahrbüchara  tUr  Natioiial> 
SkoDomie  nad  Budidk.  OagHtodet  tob  Braso  Hildabraad.   Haraasgegebam  rva 

Dr.  J.  Conrad,  Prof.  in  Halle  a.  S.  In  Verbindaog  mit  Dr.  Edg.  Loenlng, 
Prof.  in  Halle  *.  S.  und  Dr.  W,  Lexis,  Prof.  in  GÖttiogeu.    Preis:  14  Mark. 

^Atttltfrfllf»         »orft^enber  M  «unbe#  t>n  2)oitfd)cn  »obmrejoniier ,  ««rltn, 

liUUlUflllRS  Mhabm  Ht  g<ttelit>en»UHk.     „SBom  ©emctnbe-- 


9itiU  SttgearbtiteU  .«aftage.   \9.^lt.  .ITaufettb.  im. 
^rfi«:  1  9GRart  M  9 f. 

g>ic  3ett  (Cetlin).  t>om*'Bt.  Oftc^  1901,  9tr.  S: 

2!ifff«  «udb  ift  ein  l^attftr  n  it  ^roctfaclKr  S^eve^ung:  innerl)anj  ber  Sobcnifformb«- 
tDCflung  bfbfutft  c8  bic  fntgüUiflf  äbittcifuug  olle«  UnHoten,  Utopif(4en  .  .  .  2)ainit  gcrotnat 
bai  etuSt  avL^  frine  |]riinblegtttbe  ^fbnitung  fttt  Ut  venm  Ctvomungm  in  bra  OcnMinbett. 
<ge  tt>  fin  ©tonborb-äl^ort  ^rr  1^?  rterbcwegung  .  .  .  25te  neue  «üffaflf  ift  bct  frü^ec« 
tegraubec  ioe|enlItd)  oertirft  utii)  äctrid^crt  ...       ift  eine  $YCObe,  (^roietnbepolitil  l» 


Dodd       ^^"^  Bie  Wirtmy  der  SchntobcsttnuBimgcn  Ittr  die 

'  Jujerendlicheii  und  weiblichen  Falwllairbelter  tfiä  die 

V(  rhiiltiiisse  Im  Konfektionsbetriebe  in  DenfwMwd.  im. 

Fraia:  4  Mark  90  Pf. 

^Iffdl  ^'i^-'       ^^^^       JxktiHmlim.  «einctolU* 

'^**^r*Vl  tvii-tf4itft(id)eit  Munitionen  unb  feta  irofitibce  Redt  6o|{al« 
re^Uii^e  QrdTterungen.   J901.  $rei«:  i  aßart. 

goCTefponbert^tiTatt  bfr  @enerolfomwHnon  ber  (SfWfvtf(toften  3:?eutf(btanb8  f4.  j^br.  1901): 

2)ie  £orf<t)iäge  »ribienen  mit  füifmertfamteit  gelefen  }u  netben  Don  HUtn,  bie  Üftnt» 
tif(9  ober  tiroItifÄ  an  ber  ^ortrntnridTung  beS  Htbett<Dertragdrrd)t@  mitarbettra. 

Schrift6Il        internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen 
Arbelterschnt/. 

Ko.  I:  Die  internationale  Yereinlguuf  für  gei»elillchen  Arbeitersekatz. 
BaricbUi  aad  VarbaiidlBiifaa  dar  koaatitolaraiidan  VarMmmlnng,  abgahaltan  «i  Basal, 

am  27.  and  28.  September  1901.  Herausgegeben  vom  Bareau  der  interQatioDsIeD 
Vereinigung  iür  geset^lktieu  Arbeiter»cbuts :  Generalsekretär  Stephan  Bauer,  ISaU 
versititsprofessor  in  Uasel,  Präsident  U  ei  n  r  ich  Scher  r  er ,  Kantonsrat  in  St.  Gallen, 
und  Vizepräsident  Thaodor  Cttrti,  Ragianing«rat  in  8t  Galleo,  Nationalrat.  1901« 

Preis:  4  Mark. 

No.  II:  yerhaiidlunfiberii-ht  der  zweiten  Gcuoralversainmlung  des  Komitees 
dtt  tntMTOationalen  Vereinigung  fiir  gesetzlichen  Arbeiterschutz  abgehalten  in  Cöln, 
•n  96.  und  97.  Saptanbar  1909  nebst  Jahresberichten  der  internatiooalan  Varaioigaiig 
ttiid  das  iatamatfooslan  Arbrttsantst.  Haraasgegebeo  Ton  Baraan  dar  lot«nMtl«n»I«& 
ysrtlalgonf  Iür  ftsttiUebaD  Arbtltandrato.  .Pnisi  1  Hark  M  Bf. 

-.Q^    ^QITfCkTl  wissenschaftlicher  Hilfsarbeiter  beim  »tidtiscben  sta- 

ViUl  ^<lIlli\?lJj  tlstiscben  Bureau  und  Sekretär  der  Arbeit»kammer  für  <^\e  Baa- 
betriebe in  Amit«rdam,  Die  Arbeiterschntzgesetzgebnng  In  den  curo- 
päisehen  LMndcni.  1902.  Pre»»:  7  Mark. 

HanbarKer  Echo  vom         Knv.  H»01  : 

.  .  .  F&r  den  Oesetsgeber  und  deo  S osial po litik  er  ist  dAS  Werk  von 
«•sthlttbaraia  Wart  Qawlss  Ist  ibar  dits«  KAtsrl«  sebon  »ADehas  Bnch 

f  esch  rt  eb  e  n  ,  nhcr  uns  Ist  kein  Bach  bekannt,  welcbas  t9  tia«  llagtt 
«lopfaodene  Lücke  aoifUllt,  irie  das  rorliegenda.  .  .  . 
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'   ^eron^flefiebcn  tjon  bem  Soxftanbe. 

.«peft  1.   Pif   €rrill|ttlll0   Hntf   mtÜ^MtbtiMm^*  Referate, 

cvftnttct  tu  bcr  '?(U'jfrfiuf;i*ilumc^  nm  ]•">.  l'Jfir,^        in  "Berlin  bwxd]  Dr,  t'arfmicfc, 
?KcirlK'taiv?nbiiCüvbitctcn  mit»  Dr.  ,"\vlivn  ii.  '^^cvicpidi,  3taatemmiftcr.  lUit 
einem  iUiil^niig,  3oUun0en  bcv  (»iciellictjQft  iiU-  ^o^iale  aicforui  imb  ^cricic^ni» 
bev  SRitflliebet  Don  Dotflonb  luib  «UiSfc^ul.  ISOl.  9cett  Ui  ^jefM:  20  9f. 
SciSmciaetifdfte  gtfltter  fflr  «irttc»ift^ofita>  1901.  ^eft  12; 

borlteflcnbe  @(^riftc^en  ciitt)fllt  bic  dieferiite.  welche  bie  oben  genannten 

.•ocrren  in  ber  Wär.^fititnn  bcr  Tcutfchcn  (Wcicllfrfinft  füv  So.^inlc  ^Knorm  flcJiiiItcti 
^Qbcn.  elfteren  Jh'cfcratc  luirb  bic  ^JJoiiücubigteit  bcr  tiuichtunß  eines  JHcirf)«» 
orbcit^nntlcc;  mit  bcm  vinioeiä  auf  baS  im  finn^en  fruc^tlofe  SDofjinoeqctietcn  ber 
Slommiifiun  für  iHrbcit-jftatiftif  lunuünbct  ....  Tic  "Jlnrccinnfi,  ein  ^ijcirfi^nrbcit^somt 
infli  Ücbcn  ,yi  rnfcn,  ifi  in  bcr  2l)iu  eine  burd)an«  ^cit'j^cmafjc,  mbcm  bQ\5  ^cbürfni'5, 
eine  flcnnue  .Mcnntni*  über  bie  ÜcbenStQQe  bet  nrbcitcnben  '^koOtferuno  i^n  flcwinncn, 
mit:  ii'bem  Tni]  Icbfinfter  roirb  ....  <B\d)  fieflcn  bie  Cfrrirfitnnfl  cine§  folriien  ^mtc3 
meieren  fünncn  nur  bicieniflcn,  »pcld)e  ein  Jjntereifc  boron  fjoüen,  ber  arbcitcr- 
fteunbttc^  <!lcfc^c6ung  i^mbemijfe  in  bcn  weg  $u  legen. 

«ef  t  2.         ^tiUthttni*9tKHmt,  Stefcrate,  eiftattet  in  ber  «u^ 

fc^u|ft$ung  'am  4.  ?Wni  IDOl  in  Berlin  burrf)  'öaficrmnnn,  ?Hci(f|«taQ«* 
abncorbneten  unb  (i)iei»bectd,  ^rbeiterietret&c.   1001.  $ceid  be9  6cfte#: 

ilOntflgberflcr  .ynrtnnflirfic  ;^citnnn,  -'h'-  308  t>.  I.  7.  <>1  : 

.  .  .  ?Uirf)  in  bieiem  vefte  ^eiot  firl),  mic  riil)rig  unb  ind)lid.)  bic  ncutiegrünbete 
OefcKf^oft  i^ren  S^ed,  burrfj  «ufilÄrung  in  'ili>ort'  unb  3d)rift  bie  fojicile  ^Hcform 
auf  ticm  (Gebiete  bcv  £o^naTbeit8frage  in  ^utjt^Ianb  $u  föcbem  ^ur  iHit^fä^rung 

bringt. 

vcft    II  i   ^rb(tt(rrd|ttl(  in  l^aS'  unb  $ii^attltitiirtrd|aftrn. 

jKcjcrat,  bem  x'luisidjujic  bcr  ij)cjeU)d)aft  jür  Soziale  iHcjorm  erftattct  üuu  ^4?vüf. 
Dr.  tt.  Otbenberg.  9lebfl  einem  Sbrrefietot  bon  Onfta))  Staate,  ^cfc^fiftfli* 
ffU^tet  bev  @cttion  »erlin  bcS  Seutfd^en  teOnccIntnbeS.  190g;.  $reü:  .» 

frfilell»  Stefera^  ecftattet  bem  fln«f(^tt|  bev  Otefcafc^ft  ffit  SoMoIe  »efont 
tton  ^etbinanb  Zdnnied,  Cfntin.  1902.  $xei8:  40  fif. 

|>eft  6.  >ie MtjfUmttlßÜmllft  hm  HifHmCirtWriW^  «efctate,  bem 

?ln§fcf)nffc  bcr  (Mefettfrf)nft  fflr  3o,vaIe  JKcform  in  bcr  3ipnnf[  Pom  f».  SKoi  1902 
crftnttct  non  öon  3ftiu(\,  ^^tnfioenbcr  bc§  («ciucrbcgcrid)tg  ^^crlin,  nnb 
(^ranj  ^43cl)rcn«»,  (^ejd)äft0jüljrer  bei  VUIgem.  beutjc^cn  C^ärtncrucreine.  $ret^: 
25 

vejtTu.      pit  ^etabieUuu^  ber  ^tbttu^tit  fir  ^tüutm 

unb  bie  (Srl^O^unfl  beS  Sc^u^alterS  fflr  jugenbltd^e  Arbeiter  in 
Sabrifen.  Referate  ber  I.  UJencraloerfammlung  bet  (^efeUfc^aft  fär  Sostole 
dtefovm  in  Müln  nm  22.  rcptcmbcr  I'mv.'  erftattct  nein  Dr.  t^lnfluft  ^ieper- 
SW.'WJabbadi  nnb  .vclcnc  3imon»'ik*rlin.  liJcbft  einem  'i^ovirfit  über  bie 
1.  (^eneralDerjommlung  ber  (^efellic^aft  für  cu^iale  diejuvtn  m  .uüin.  3<^<ter 
unt>eTfinbertev  9(bbrutl.  1903.  frei«!  1  Warf. 

>>eft  II.  ^VbtiittkpUtnmVtttint*  d«eferatc  für  bie  3ilumg  bc«  ^ImS- 
id)uijc«i  bcv  (i^efeUjc^aft  füv  3o,5iQlc  !)iefornt  om  12.  %k&xft  li^i  erftattct  von  Dr. 
iKein^otb  JNie^n,  9onn  unb  %  O^ieSbert«,  «vBeitevfcItetav  ht  9t.-0Iob1)ail^ 
$vei«:  40  ff . 

IrcKxnaanwbe  Rucbdruckn»!  (Bennau  Vobto)  iä  Jmm  —  MM  , 
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9ttUt  w  Jifittt  in  3tut. 


^djttften      (8>cftlird)nft  für  ^o^tale  ileform» 

^audgegeben  bon  brat  Sovfiaitbe. 

erflottet  in  ber  ffuSf^ulii^iiim  am  16.  aRArg  1001  tneevfiit  burc^  Dr.  $a t^nide, 

8ietcl)!Sta9Sa&geotbiKten  utib  Dr.  ;^rf)rn.  ü.  33crlcpfrf),  StoQt«miniftcr.  SWit 
einem  ^Infianri,  Snt^iinn«'"  ^c^'  <^^cic[Udiaft  für  So^iolc  rKcforin  itnb  SeTjeic^ntf 

bcr  S)?iti]Ucbev  oun  ^iHUÜanö  imb  xnu*M'd)uft.    llMtl.   '!|Jreid:  20 

€c^tPci^criidic  ^jMättcr  fiiv  3i?ivtnl)nü>?im[itif,  1!h>1.    \->cft  12: 

2a«  üütlicflcitbe  3d)viftrl)cn  tntl)ält  bic  iHcicrote.  JüelrfjC  bic  oben  genannten 
ßerren  in  ber  liiäv^fitjung  bct  2eutfrf)cn  ©cfellfd^Qft  für  Soziale  9leform  gehalten 
l^nben.  oi"  crftcrca  ^IJcfcrntc  luivb  bic  9?otn)cnbiflfcit  bcr  C?rvicf)tunfl  cincC^  JRcirfi-?« 
arbeit*anucd  mit  bcm  .vinrociö  anf  baö  im  gongen  fvud)tlofc  Tabinucgcticrcn  tct 
ßommtfftim  fflt  ?trbeit«ftatiftif  bcgninbct  .  .  .  .  Xic  "Jlnregung,  ein  91eidi<Jnrbcit«amt 
in>?  ?cbcn  ^it  nifcn,  ift  in  bcr  Jot  ciitc  bitvcliait'?  U'itiictnänc,  iiibem  bn>?  'i^cbürfni^, 
cmc  genaue  Menntni«  über  bic  i^ebeiiijlnrte  bcr  arbcitenbcn  ^iieüülfcnmg  .yi  gciuinncn, 
mit  iebem  Sag  lebhafter  vnxb  ....  Sief)  gegen  bte  (Srtic^tung  eincäi  folc()en  ^mte9 
wehren  fönncn  nnr  bicicnigcn,  mcJrfjc  ein  TsHtcrcffc  baran  ^aben,  ber  atbtibn* 
ftcunblid)cn  Öcic^Hlcbnnn  .sMnbcrniffc  in  bcn  i}iH'ti  \u  legen. 

.^Oeft  2.  pit  ^XbtUnbttuiB9ttt'%nt,  Diejcvate,  crftottct  in  bcr  l'lu«- 
fcf^nüfi^ung  [om  4.  'Stai  1001  in  9evlin  bun^  Vaffermann,  9{eid)$tagd' 
obgeorbnetcn  imbtBictbextS,  tCcbetterfettetftr.  1901 .  9tei8 :  20  ^. 

^cft3u.  4.  l^fMltfMliiI  in  M'  wilh  MifmOrnkt^ttfum. 

ttefnat,  bem  «u9fi^uffe  ber  (»efenfc^aft  fax  €o$iaIe  Steform  erftattet  »an  9rof. 

Dr.  Clbcnbcrg.  ^^Jcbft  einem  «orrcfcrat  bon  Wnftab  3tnafc,  («cfrf)flft«- 
ffi^rer  ber  3cftion  !öcrlin  bc*  Xcntfd)en  «cUnerbnnbcei.  iUcitS:  50 

\n'f  t  ~>  Urning-  tin)  Hrrratttmltitig^rfilit  mibn  hlt  idnUti^t»« 

fteUieit*   9Jefcrot,  erftattet  beut  ^Mu>?idmfi  ber  (Mefcllidiaft  füt  Soziale  9iefoan 

Don  Scrbinanb  J  önnie^i,  tfuttn.    l'.'*'-'.    "i^roic':  H»  l'f 

xicft  0.  Sie  %rii|t0t»(rliaUniirr  im  iftattntv^twttbt,  )kfcrate,  bcm 

ÜlnSfdniiic  ber  OJcjeUfdioit  iiir  2D,MaIe  ^Keform  ui  bcr  3Hutng  uom  lUai  lft02 
erftattet  von  9W.  öon  3d)ul5,  ii^orfigenber  bei  OJcnjcrbegcvic^tS  iöerlin,  mib 
§tan)  Seitens,  <!»ef(^aft«ffl^tret  be9  tcagem.  bentfdien  ®ATtnerbetein9.  $vei9: 
25  ff. 

^eft  7  u.  8.  Pie  icf«life|iiiii  %tt  Mifil^Kit  fir  gfumm 

unb  bic  Gr^ö^ung  bc«  3d)nualtcr0  für  jngenblidie  Arbeiter  in 
?^abrifcn.  9lcfcrotc  bcr  I  WencralDcrfammInng  bcr  OJcfcllfc^oft  für  3i),JiiaIc 
9Jcform  in  Müln  am  22.  3eptcmber  lf<i2  erftattet  Don  Dr.  ^luflnft  t^ieper* 
9}t.'(i)(abbac^  unb  Helene  Simon  'Berlin.  92ebft  einem  :Ocrid)t  über  bie 
I.  OencrolDecfantmlttng  ber  ®efeaf<^aft  für  @o0iale  fRefotm  in  ftOIn.  dttwttec 
unttecftnbectev  «Cbbrarf.  1908.  $rd9:  1  Vlatt, 

^eft  9.  %tlß^Mlm^m»niUlt*  Steferote  für  bie  Si&ung  be«  Mvi* 
ffi^ttffeS  bcr  Ofefdlfcllaft  für  Soziale  »eform  am  12. 9»är9  1003  etjtottet  im  Dr. 
9Ieinr)o(b  ^iel^n,  Oonnunb^.  ®iedbett«,  Vcbeitevfettctftr  in  9t.^(ttbbai^ 

^ei«:  10  ^4Jf. 

^cft  10.  bat*  J^inbnatbt'tt  in  ^nbiii^en  ^tititbtn* 

IBom  30.  fKftra  1003.  Qon  Stontab  Sga^b.  ^udfü^rltd)e  (ErUntenntgen 
ivm  i^d^  unb  Sorfc^IAge     feiner  thtn^ffi^rung.  freis :  90  $f. 

HB"  tiefem  ^rftc  licqt  ein  ^rofpcft  bcr  $^crlaflot)U(^aui>lung  i^u\tao  {^ift^er, 
^cnn,  betr.  „Sammtniig  imtionnlbfDnoniijrtirr  .^ilaffifcr"'  nnb  nXBillvr#  ^l|NBcm|t  fir 
1903''  bei,  Wellie  (tcitrintrr  ^cariilttiifi  rnitifot|lcii  turrbcit. 
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Soeben  enehlcaen: 

Die  gewerbliche  Naeiitarbeit 

der  Frauen. 

Berichte  über  ihren  Umfang  und  ihre  gesetzliche  Regelung 

von 

Miss  A.  M.  Anderson,  hritisrhc  t  hrttalirikinspektorin ,  dftn  belg^ischen 
Arbeitsamte  in  Brüssel.  Ilse  von  Arlt  in  (  iraz,  Gcwerbcjasiu  ktor  Dr.  H. 
Blocher  in  Hasel,  Rob.  Centner  m  \'t  i  vier-,  der  Comision  oe  Reformas 
Sociales  in  Madrid,  dem  Department  of  Labour  von  Neusüdwales,  Prof, 
Dubois  in  Gent,  Prarrer  Eugster  in  Hundwil,  Gewerbeinspektor  Dr.  Fnchs 
in  Karlsruhe,  Frl.  Gatti  de  Gamond  in  Brüssel,  Dr.  Max  Hirsch  in  Berlin, 
Dr.  Kiaer  in  Christiania,  A.  von  Mäday  in  Budapest,  Prof.  Mahaim  in 
LOttich,  Prof.  Matsuzaki  in  Tokio,  Staatsrat  Neumann  in  Luxemburg,  Prof 
Pic  in  Lyon,  Fabrikin>[>.  kt^r  Dr.  Schuler  in  Molli>,  Arbeitsinspektor  G.  I. 
van  Tliienen  in  Amhcm,  Prot.  Toniolo  in  Pisa,  L.  Varlez  in  Gent,  FrL 
iL  VedeL  Fabrikinspektorin  in  Kopenhagen,  O.  Vogt  in  SoIoUiuib,  Pxot 
Adna  F.  Weber  in  Albany,  Oeo.  H.  Wooo  in  London. 

Im  Anftrage 

der  intenMAioaalan  Vereinigung  für  gowtzliclwn  .ArteHarschutz 

eingeleitet  und  henuugc^ben  von 

Prof.  Dr.  Stephan  Bauer, 

Dii«ktor  des  inteniatioiulen  Arbeitaunta  in  BaaeL 
Preis:  7  Mark  50  Pf. 

Gesundheitsgefährliehe 
Industrien. 

Berichte  über  ihre  Gefahren  und  deren  Verhütung,  ins- 
besondere in  der  Zündhölzchenindustrie  und  in  der 
Erzeugung  und  Verwendung  von  Bleifarben 

von 

A.  Tybaldo  Bassia  in  Ale.xandrien,  Prof.  E.  P.  B6rard  in  Paris,  der 
Comision  de  Reformas  Sociales  in  Madrid,  Prof.  Laurent  Dechesne  in 
Lüttich,  Dr.  E.  M.  Dementieff,  Cheffabrikinspektor  in  St.  Petersburg,  dem 
Department  of  Labour  in  Neusüdwales,  Gewerbeinspektor  Pabri  in  Gent, 
Regierungsrat  Dr.  Hölzer  in  Berlin,  Aintsrat  Dr.  Kaup  in  Wien,  Dr.  Kiaer 
in  Kristiania,  J.  J.  Klompe,  Gewerbeinspektionsadjunkt  in  Rotterdam,  Ledere 
de  PnlUgny  m  Paris,  Prof.  Hatsuzaki  in  Tokio,  Harrison  Ord,  Chef- 
fabrikinspektur  in  Victoria.  L.  von  Pfaler  in  Ilclsinüfors,  H.  Rauschenbach 
in  Schaftbausen,  Dr.  Axel  Raphael  in  .Stuckliolm,  Prof.  Dr.  Sommerfeld  in 
Berlin,  Dr.  Sternberg  in  Wien,  B.  Tregear,  Secretary  of  Labour  in  Wettington 
(Neuseel  lud  ,  der  ungarischen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiter- 
aphntz,  H.  Vanderrydt,  Inuemeur  in  Brüssel,  Dr.  E.  Vogelaangeri  Fabrik- 
inspektionsadjunkt in  SchaiTliauscn,  J.  P.  de  Vooya,  Gewcrbeiiisp^lionsadjunkt 

in  Breda,  Geo.  H.  Wood  m  London. 

Im  Auftrage 

der  intemaiienalen  Vereinigung  für  getetilielien  ArbeiterMliulz 

eingeldtefc  und  herausgegeben  von 

Prof.  Dr.  Stephan  Bauer, 

Diiektor  d«»  intenatioai^  Atbritumts  fai 
Preis:  7  Mark  50  Pf. 
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Gesundheitsgefährliehe 
Industrien. 

Berichte  über  ihre  Gefahren  und  deren  Verhütung",  ins- 
besondere in  der  ZündhölzchenindusLrie  und  in  der 
Erzeugung  und  Verwendung  von  Bleifkrben 

vou 

A.  Tybaldo  Basala  in  Alexandrien,  Prof.  E.  P.  B6rard  in  Paris,  der 
Comision  de  Reformas  Sociales  in  Madrid,  Prof.  Laurent  Dechesne  in 

Lüttich,  Dr.  E.  M.  Dementieff,  Cheffabrikinspektor  in  St.  Petersburg,  dem 
Department  of  Labour  in  Neusüdwales,  Gewerbeinspektor  Fabri  in  Gent, 
Regierungsrat  Dr.  HOlser  in  Berlin,  Amtsrat  Dr.  Kanp  in  Wien,  Dr.  Kiaer 
in  Kristiania,  J.  J.  Klompe,  Gewerbcin.spektionsad  junkt  in  Rotterdam,  Leclerc 
de  Pulligny  in  Paris,  Prof.  Matsuzaki  in  Tokio,  Harrison  Ord,  Chef- 
fabrikinspektor in  Victoria,  L.  von  Pfaler  in  Helsingfors,  H.  Rauschenbach 
in  Schafmausen,  Dr.  Axel  Raphael  in  Stockholm,  Prof.  Dr.  Sommerfeld  in 
Berlin,  Dr.  Stemberg  in  Wien,  E.  Treg^ar,  Secretary  of  Labour  in  Wellington 
(Neuseeland),  der  ungarischen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiter- 
Schutz,  H.  Vanderrvdt,  Ingenieur  in  Brüssel,  Dr.  S.  Vogelaanger,  Fabrik- 
inspektionsadjunkt in  Schaffhausen,  J.  F.  de  Vooys,  Gewerbeinspektionsadjunkt 

in  Breda,  Geo.  H.  Wood  m  London. 
Im  Atiftniirc 

der  internationalen  Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz 

eingeleitet  und  uerausgcgeben  von 

Prof.  Dr.  Stephan  Bauer, 

Direktor  des  intemationnlen  Arbeits<-inits  in  Basel. 

 Preh^  -  Al.irk  .^o  Pf. 

Die  gewerbliche  Naelitarbeit 

der  Frauen. 

Berichte  über  ihren  Umfang  und  ihre  gfesetzliohel  Regelung 

von 

Miss  A.  M.  Anderson ,  britische  Cheffabrikinspektorin ,  dein  belgischen 
Arbeitsamte  in  Brüssel,  Ilse  von  Arlt  in  Graz,  Gewerbeinsnektor  Dr.  H. 
Blocher  in  Rase),  Rob.  Centner  in  V'erviers,  der  Comision  ae  Reformas 
Sociales  in  Madrid,  dem  Department  of  Labour  von  Neusüdwales,  Prof. 
Dnbois  in  Gt  nt,  Ptarr.  r  Eujgster  in  Hundwil,  Gewerlieinspektor  Dr.  Fuchs 
in  Karlsruhe^  FrL  Gatti  de  Gamond  in  Brüssel,  Dr.  Max  Hirsch  in  Berlin, 
Dr.  Kiaer  m  Christianta,  A.  von  Mdday  in  Budap«  st,  Prof.  Mahaim  in 
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